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I. Begriff und eſen der Derwaltung 


„Verwaltung im weiteſten Sinne iſt dauerndes planmäßiges Handeln zur Erreichung 
eines beſtimmten Zweckes. Die öffentliche Verwaltung hat als Verwaltungszweck 
die ſtete Verwirklichung der öffentlichen Aufgaben.“) 


Wenn das höchſte Ziel der öffentlichen Verwaltung die Erhaltung und Stärkung der 
nationalen Lebensordnung iſt, dann kann die Verwaltungsorganiſation eines Staates 
nicht unabänderlich feſtſtehen. Neue Zielſetzung in der Lebensordnung des Staates 
macht die Anwendung neuer Mittel und die Wahl neuer Organiſationsformen zur 
Erreichung des jeweils geſteckten Zieles nötig. Der Aufbau der Verwaltung iſt alſo 
in jedem Staat, der tätig und beweglich ſein will und deſſen Weſen nicht allein durch 
die „Herrſchaft der Norm“ beſtimmt wird, in dauernder Fortbildung und Neugeſtal⸗ 
tung begriffen. 

Umfang und Art der Betätigung des Staates und ſomit die Zielſetzung feiner Ver 
waltung finden alſo in der Organiſation der Staatsverwaltung ſichtbarſten Ausdruck. 


Unter der Montesquieuſchen Lehre der „Gewaltenteilung“ unterſchied man hinſicht ⸗ 
lich der Tätigkeit des Staates zwiſchen der Verwaltung, der Geſetzgebung und der 
Rechtſprechung. Dieſe Lehre von der Dreiteilung der Gewalten und die Verteilung 
ihrer Aufgaben an verſchiedene, voneinander mehr oder weniger unabhängige Organe 
iſt nach nationalſozialiſtiſcher Rechtsauffaſſung nicht haltbar. Die Verwaltung iſt 
zu weſentlichem Teile Ausfluß der Geſetzgebung und dient der Amſetzung dieſer in 
die Praxis, während umgekehrt die Geſetzgebung letzten Endes die Aufſtellung von 
Normativfägen auf Grund der in der Verwaltung gewonnenen Erfahrungen be ⸗ 
deutet, wobei dieſe allgemeinen Negeln ſowohl für die Organe der Verwaltung wie 
für den Staatsbürger die verbindliche Kraft eines Rechtsſatzes erhalten. 


So hat denn das Dritte Reich aus dem Zuſammenbruch des parlamentariſchen 
Syſtems und dem Verſagen liberaliſtiſcher Ideengänge unter anderem die Folgerung 
gezogen, daß Geſetzgebung und oberſte Verwaltung in dieſelbe Hand 
gelegt wurden. Schon einige Zeit vor dem Durchbruch der nationalſozialiſtiſchen 
Revolution hatte übrigens die Entwicklung der Betrauung der Exekutive mit der 
Rechtſetzung eingeſetzt: Das Notverordnungsrecht nach Art. 48 der Zwiſchenverfaſſung 
war nichts anderes als die Aberleitung der Legislative auf die Verwaltung. Mit 
zunehmender Notverordnungspraxis wurden Verwaltung und Nechtſetzung immer 
mehr einander angenähert, zumal mit dem Notverordnungsrecht die Erteilung weit- 
gehender Ermächtigung durch die einzelnen Notverordnungen an die Reichsregierung 
oder den Reichsfachminiſter auch zur Rechtſetzung verbunden war. 


Die Zuſammenfaſſung von Nechtſetzung und Verwaltung in der Hand der Staats- 
führung entſpricht dem Weſen des Führerſtaates: Die geſamte Verantwortung ſo⸗ 
wohl für die Verwaltung wie für die Rechtſetzung, d. h. für die „Geſetzgebung“, liegt 
bei der Regierung, bei der Staatsführung, die — gerade auch auf dem Gebiete der 
Legislative — nicht in der Lage iſt, ſich hinter den Schutz parlamentariſcher Anonymi- 
tät zurückzuziehen, die aber dafür auch nicht verpflichtet iſt, eigenſüchtigen Wünſchen 
parlamentariſcher Gruppen und Intereſſenten vertretungen jederzeit Rechnung zu 
tragen. Seit dem Ermächtigungsgeſetz vom 24. März 1933 werden — unbeſchadet der 
Möglichkeit der Rechtſetzung durch den Reichstag — die Geſetze durch die Reichs- 
regierung erlaſſen, in deren Hand auch die oberſte Verwaltung liegt. 


Bei der Anterſuchung des Begriffes der „Verwaltung“ iſt dieſer auch gegenüber 
dem Begriff der „Regierung“ abzugrenzen. Die Regierung iſt in ihrer „Rich- 
tung und Auswirkung letzten Endes ſchöpferiſch und deshalb unberechenbar“. 


1) Koellreutter: „Grundriß der allgemeinen Staatslehre“ S. 237. 
2) Koellreutter, a. a. O. S. 238. 
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Regierungsalte werden durch die oberſte Rüdfiht auf das Wohl des Volkes be- 
ſtimmt, ſie beruhen auf einer Art höheren Gewalt und entziehen ſich ſomit der Nach⸗ 
prüfung. Regierungsakte finden ihre letzte Prägung und Rechtfertigung in der 
politiſchen Geſtaltung, in der Autorität. Im Gegenſatz hierzu dient die Verwal ⸗ 
tung der Verwirklichung des von einer übergeordneten, niemandem verantwort- 
lichen, ſchöpferiſch geſtaltenden Stelle, in dieſem Falle alſo des von der „Regierung“ 
im Intereſſe des Ganzen als notwendig Erkannten. Die Verwaltung arbeitet daher 
grundſätzlich nach feſtbeſtimmten, freilich nicht unabänderlichen Normen. Die Ver ⸗ 
wirklichung des oberſten Regierungswillens in der Praxis durch entſprechende Ein⸗ 
flußnahme auf das Staatsvolk und auf den einzelnen Staatsbürger heißt „Verwal ⸗ 
tung“; die Art der Geltendmachung dieſes Einfluſſes offenbart ſich in der Organi⸗ 
ſation der Verwaltung. 


II. Derhältnis zwiſchen Reichs- und Landesuerwaltung 


a) unter der Jwiſchenderfaſſung 

Die Organiſation der öffentlichen Verwaltung in der Zeit nach dem Weltkriege wies 
erhebliche Mängel auf; der größte Mißſtand war das Neben- und Gegeneinander 
von Reichs verwaltung und Landes verwaltungen. Die Landesverwaltung war 
durch die Weimarer Verfaſſung in die RNeichsverwaltung nicht ſyſtematiſch eingebaut 
etwa in der Weiſe, daß die Landesverwaltung die Reichsverwaltung ergänzt oder 
die mehr regional bedingten Verwaltungsaufgaben zur Entlaſtung der Reichsver⸗ 
waltung übernommen hätte, ſondern RNeichsverwaltung und Landes verwaltungen 
ſtanden völlig unabhängig nebeneinander; ſie waren infolge der ſorgfältigen und — 
jedenfalls in der Theorie — äͤängſtlich ſcharfen Abgrenzung der Zuſtändigkeitsgebiete 
zwiſchen dem Reich und den Ländern durch die Verfaſſung beinahe als etwas Ge- 
genſätzliches angeſehen worden; vor allem zeigte ſich dies darin, daß für den 
Fall eines Intereſſenſtreites zwiſchen Reichsverwaltung und Landesverwaltung die 
Anrufung eines Gerichtes vorgeſehen war. Auf die Landesverwaltung hatte das 
Reich grundſätzlich keinen Einfluß; nur in ſolchen Angelegenheiten, in denen dem 
Reiche „das Recht der Geſetzgebung zuſtand, übte die Reichsregierung auch die Auf⸗ 
ficht aus“ (Art. 15 Abſ. 1 der Weimarer Verfaſſung); in all dieſen Fällen, ſofern 
die Geſetzesausführung den Landesbehörden zuſtand, war die Reichsregierung „auf 
den Erlaß allgemeiner Anweiſungen“ beſchränkt (Art. 15 Abſ. 2 Satz 1). Die Reichs⸗ 
regierung war in dieſem Falle, d. h. wenn es ſich um die Ausführung von Reichs- 
geſetzen durch die Länder handelte, ermächtigt, „zur Aberwachung der Ausführung 
der Reichsgeſetze zu den Landeszentralbehörden Beauftragte zu entſenden“ (Art. 15 
Abſ. 2 Satz 2); weigerten ſich die Landesregierungen, auf Erſuchen der Reichs ⸗ 
regierung Mängel, die bei der Landesverwaltung in Ausführung der Reichsgeſetze 
hervorgetreten waren, zu beſeitigen, ſo konnte „bei Meinungsverſchiedenheiten ſo⸗ 
wohl die Reichsregierung als die Landesregierung die Entſcheidung des Staats- 
gerichtshofes anrufen“ (Art. 15 Abſ. 3). Dies bedeutete, daß die Reichsregierung 
ſogar in ſolchen Fällen, in denen es ſich um ein reichsrechtlich geregeltes Gebiet han ⸗ 
delte, im Falle notwendiger Beanſtandung mit der betreffenden Landesregierung 
äußerften Falles vor einem Gericht einen Prozeß führen mußte. In einem „Klage ⸗ 
recht“ erſchöpfte ſich alſo günſtigſten Falles die Einflußmöglichkeit der Reichsver⸗ 
waltung gegenüber der Landesverwaltung. Wenn es ſich aber um ein Gebiet der 
Landesverwaltung handelte, das ein nicht der Reichsregierung unterworfenes Ge⸗ 
biet betraf, dann konnte die Reichsregierung überhaupt nicht eingreifen; ſie war 

dann gegenüber der Landesverwaltung im allgemeinen vollſtändig machtlos. 


| Dieſer unmögliche Zuſtand im Verhältnis zwiſchen NReich3verwaltung und Landes. 
verwaltung wurde durch das Neuaufbaugeſetz vom 30. 1. 1934 (RGBl. I S. 75) be · 
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b) unter dem fleuaufbaugeſetz und Reichsſtatthaltergeſetz 
1. Landesverwaltung als mittelbare Reichs verwaltung 


Auf dem Gebiete der Verwaltung kommt dem Art. 2 des Geſetzes über den Neuauf ; 
bau des Reiches vom 30. 1. 1934 (RGBl. J S. 75) beſondere Bedeutung zu. Hiernach 
gehen „die Hoheitsrechte der Länder auf das Reich über“. Für die Verwaltung 
bedeutet dies, daß der Gegenſatz zwiſchen Reichs verwaltung und Landesverwaltung 
aufgehört hat, daß es im Deutſchen Reich nur noch eine einzige Verwaltungshoheit, 
nämlich die des Reiche, gibt, und daß die Landesbehörden ihre Verwaltungsbefug ; 
niſſe nicht mehr kraft eigenen Rechts der Länder ausüben. Die Wahrnehmung der 
von den Ländern auf das Reich übergegangenen Hoheitsrechte iſt durch die Erſte 
Durchführungsverordnung über den Neuaufbau des Reichs vom 2. 2. 1934 (RGBl. I 
S. 81) den Landesbehörden — unter Vorbehalt — „zur Ausübung im Auftrage und 
im Namen des Reichs übertragen worden“; der Vorbehalt beſteht vor allem darin, 
daß das Reich dieſe Übertragung ſowohl allgemein wie für einen einzelnen Verwal- 
tungszweig jederzeit zurücknehmen kann; das Reich wäre auch in der Lage, ohne die 
Abertragung für einen ganzen Verwaltungszweig rückgängig zu machen, im Einzel- 
jall von dem ihm zuſtehenden Hoheitsrecht Gebrauch zu machen; es könnte ferner im 
Einzelfall eine Entſcheidung an ſich ziehen, eine Landesbehörde mit beſtimmter Wei ⸗ 
fung verſehen oder durch ein Reichsorgan unmittelbar tätig werden. Wenn ſchließlich 
durch die genannte Beſtimmung nicht die Hoheitsrechte ſelbſt, ſondern nur ihre 
„Wahrnehmung“ den Ländern zur Ausübung übertragen wird, ſo wird durch dieſe 
Faſſung nochmals unterſtrichen, daß die entſprechende Betätigung der Länder nicht 
kraft eigenen Rechts, ſondern „im Auftrage und im Namen des Reichs“ erfolgt. 
Weiterhin hat der genannte Art. 2 des Neuaufbaugeſetzes Beſtimmung dahin ge ⸗ 
troffen, daß die „Landesregierungen der Reichsregierung unterſtehen“. Im 8 4 der 
vorerwähnten Erſten Durchführungsverordnung wird dieſe Beſtimmung dahin näher 
abgegrenzt, daß „die oberſten Landesbehörden im Rahmen ihres Aufgabenbereichs den 
Anordnungen der zuftändigen RNeichsminiſter Folge zu leiſten haben“. Hierin liegt die 
unmittelbare Anterſtellung der einſchlägigen Landesverwaltung unter den entſprechen⸗ 
den Fachminiſter des Neichs. Wenn im 81 nicht nur die „Landesminiſter“, ſondern 
allgemein die „Oberſten Landesbehörden“ dem Reichsfachminiſter unterſtellt werden, 
fo bedeutet dies ein Doppeltes: einmal find die Landesminiſterien infolge der Anter . 
ſtellung unter einen Reichsminiſter mehr oder weniger ihres miniſteriellen Charakters 
entkleidet; fie find nicht mehr nach parlamentariſchen Grundſätzen von einem Landes 
parlament abhängig (die Landesparlamente find durch das Neuaufbaugeſetz aufge- 
hoben worden!), ſondern nachgeordnete Dienſtſtellen der Fachminiſter im Einheits 
reich; ſodann ſollte durch die genannte Beſtimmung der Fall getroffen werden, daß 
etwa nach Landesrecht für beſtimmte Funktionen nicht ein Fachminiſter eines Landes 
zuſtändig war, ſondern z. B. das Geſamtkabinett oder etwa eine verfelbſtändigte, 
‚einem Landesfachminiſterium nicht unterſtehende Oberſte Landesbehörde; auch in 
dieſem Falle iſt die Oberſte Landesbehörde und damit die von ihr reſſortierende Ver 
waltung in ein Anterordnungsverhältnis zum zuſtändigen Reichsminiſter gebracht. 
Nach dieſer ſtaats rechtlichen Neuordnung iſt alſo jedem Reichsminiſter die Möglich- 
keit eröffnet, die nachgeordneten Landesbehörden mit ſachlichen Anweiſungen zu ver 
ſehen; mit anderen Worten: die bisherige Landesverwaltung iſt in die Reichsver⸗ 
waltung eingegliedert, die Landesverwaltung iſt mittelbare Neichsverwaltung ge- 
worden. Trotz Verſchiedenheit der Träger der Verwaltung (Reich, Länder — 
in diefem Zuſammenhange find auch die Gemeinden [Gemeindeverbände] zu 
nennen —) gibt es im Deutſchen Reich nur eine einheitliche öffentliche Verwaltung, 
nämlich die Reichsverwaltung, der gegenüber die „Landesverwaltung“ keinen Gegen- 
ſatz, ſondern nur eine andere äußere Form der Verwaltung bedeutet. 

Im Zuſammenhang mit der Eingliederung der Landesverwaltung in und unter die 
Reichsverwaltung entſteht die praktiſche Frage, ob durch die Neuregelung ein be- 
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ſonderer Rechtsmittelzug gegen die Entſcheidungen der Oberſten Landes- 
behörde an den Reichsfachminiſter eröffnet iſt. Die Frage iſt zu verneinen. Der gegen 
eine Entſcheidung der Oberſten Landesbehörde angerufene Reichsminiſter iſt zwar 
jederzeit innerhalb ſeines Zuſtändigkeitsbereichs in der Lage, Beſchwerden gegen 
Maßnahmen und Entſcheidungen der Oberſten Landesbehörden nachzugehen und ge⸗ 
gebenenfalls die Abſtellung von Mängeln zu veranlaſſen; der zuſtändige Reichsminiſter 
kann alſo auf Beſchwerden, die ihm hierzu Anlaß geben, tätig werden; einen An⸗ 
ſpruch auf Nachprüfung durch den Reichsminiſter hat der Beſchwerdeführer 
aber nicht. 
2. Verbindung 
von Reichsverwaltung und Landesverwaltung 


a) Das Reichsſtatthaltergeſetz vom 30. 1. 1935 (RGBl. I S. 65) hat die erſte Grund- 
lage für eine einheitliche „Mittelinſtanz“ im Reiche, für eine zentrale Verwaltungs ⸗ 
ſtelle im Reichsgau geſchafſen. Durch dieſes Geſetz hat der Reichsſtatthalter wichtige 
Befugniſſe gegenüber ſämtlichen öffentlichen Dienſtſtellen erhalten, deren örtlicher 
Bereich in feinen Amtsbezirk fällt, und zwar ohne Rückſicht darauf, ob es ſich um 
Behörden und Dienſtſtellen des Reichs, eines Landes oder einer öffentlich ⸗ rechtlichen 
Körperſchaft handelt. Der Reichsſtatthalter beſitzt hiernach ein umfaſſendes Infor ⸗ 
mationsrecht, ferner das Recht, Anregungen auf den einfhlägigen Ge⸗ 
bieten zu geben, und ſchließlich die Befugnis, bei Gefahr im Verzuge einſt ⸗ 
weilige Anordnungen zu treffen. 

b) Iſt ſomit der Reichsſtatthalter als Reichs organ in engere Verbindung zur 
Landesverwaltung gebracht, fo war bereits durch die Zweite Neuaufbau⸗ 
verordnung vom 27. 11. 1934 (RGBl. 1 S. 1190) umgekehrt der Preußiſche Ober⸗ 
präfident (Landes organ!) mit den gleichen Befugniſſen, wie fie durch das 
Statthaltergeſez dem Reichsſtatthalter gegeben waren, gegenüber den Dienſt⸗ 
ſtellen auch des Reichs ausgeſtattet worden. In den Händen des Reichsſtatthalters 
und des Preußiſchen Oberpräfidenten laufen alſo die Fäden der Verwaltung inner⸗ 
halb ihres Amtsbezirkes — wenn auch zunächſt in loſer Form — zuſammen. 


c) Aber die vorſtehend zu a genannte Regelung hinaus flieht das RNeichsſtatthalter⸗ 
geſetz die Möglichkeit noch näherer Annäherung zwiſchen Neichs verwaltung und 
Landesverwaltung vor, indem der Führer und Reichskanzler den Reichsſtatthalter 
mit der „Führung der Landesregierung“ beauftragen kann. Macht der Führer und 
Reichskanzler von dieſer Möglichkeit Gebrauch, ſo wird der Reichsſtatthalter 
(Reichs organ!) zugleich Landes regierung; in der Hand des Reichsſtatthalters 
find dann neben den Zuſtändigkeiten, die das Reichsſtatthaltergeſetz und die ſonſtige 
Reichsgeſetzgebung den RNeichsſtatthaltern zuweiſen, ſämtliche Zuſtändigkeiten der 
Landesverwaltung vereinigt. Der Reichsſtatthalter tritt dann an die Stelle der 
Landesregierung; die bisherigen Landesminiſter, ſoweit ſolche noch vorhanden find, 
haben dann die Stellung von Leitern der verſchiedenen Fachabteilungen der Landes. 
regierung, als deren einziger Exponent der Reichsſtatthalter nach außen in Er⸗ 
ſcheinung tritt; an die Stelle des kollegialen Syſtems iſt das monokratiſche Prinzip 
getreten. 

Von der Möglichkeit der Betrauung des Reichsſtatthalters mit der Führung der 
Landesregierung hat der Führer und Reichskanzler in Sachſen, Heſſen, Lippe und 
Hamburg (in Thüringen nur hinſichtlich des Geſchäftsbereichs des Innenminiſteriums) 
Gebrauch gemacht. 

d) Die Annäherung zwiſchen Reichsverwaltung und Landesverwaltung in der 
„Mittelinſtanz“ findet ferner auch darin praktiſchen Ausdruck, daß die unter b ge- 
nannte Zweite Neuaufbauverordnung die Reichsminiſter (auch diejenigen Reichs- 
miniſter, die nicht zugleich preußiſche Miniſter find) ermächtigt, ſich bei Durchführung 
von Reichsaufgaben der Preußifhen Oberpräſidenten und Regierungspräfidenten zu 
bedienen. 
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e) Für das Verhältnis zwiſchen Reichsregierung und Landesverwaltung iſt ſchließlich 
bedeutſam die Neuregelung auf dem wichtigen Gebiete des Haushaltsweſens der 
Länder (Geſetz vom 17. 6. 1936, RGBl. II S. 209). Hiernach iſt die Rechnungs- 
prüfung der Länder auf den Rechnungshof des Deutſchen Reichs übertragen und 
kann der Reihsminifter der Finanzen die Entſcheidung über die Entlaſtung der 
Landesfinanzverwaltung für die Reichs regierung in Anſpruch nehmen; ſchließlich 
hat dieſes Geſetz durch reichsgeſetzliche Einführung der Reichshaushaltsordnung in 
den Ländern Nechtseinheit auf dem Gebiete des Haushaltsrechts in Reich und 
Ländern herbeigeführt. 

Die ſonſtigen vielfachen Erweiterungen und Anderungen der Reichs verwaltung werden 
ſpäter (unten S. 13) behandelt. 


3. Verbindung 
der Reichs- und Preußiſchen Zentral verwaltung 


a) Die praktiſchen Auswirkungen der Neuregelung des Verhältniſſes zwiſchen dem 
Reich und den Ländern, d. h. zwiſchen der Reichsverwaltung und der Landesverwal⸗ 
tung, haben zu beſonderen und einſchneidenden Maßnahmen hinſichtlich der Beziehun- 
gen zwiſchen den Zentralſtellen des Reichs und von Preußen geführt. Von jeher 
war es als ein Mißſtand und als der ſtärkſte Ausdruck des Dualismus zwiſchen dem 
Reich und Preußen empfunden worden, daß in der RNeichshauptſtadt außer den 
Reichsminiſterien noch Landesminiſterien beſtanden, die in weitem 
Amfange auf gleichen Gebieten tätig waren. Dieſes Nebeneinander von Reichs. 
miniſterien und Landesminiſterien am gleichen Orte hatte in der Zeit des „Parla- 
mentarismus“, vor allem dann, wenn im Reihsparlament und im preußiſchen Parla- 
ment abweichende parlamentariſche Mehrheiten beſtanden, zu unerfreulichen Erſchei⸗ 
nungen geführt und viel unnötige Arbeit verurſacht. Nach einem bekannten Ausſpruch 
des früheren Preußiſchen Finanzminiſters Höpker⸗Aſchoff dienten zwei Drittel des 
Arbeitsaufwandes der Reichs und preußiſchen Miniſterien dem gegenſeitigen Kampfe, 
ſo daß nur ein Drittel für wirklich aufbauende Arbeit verblieb. 

b) Die Bedeutung, die nach der Seite der Verwaltungsreform und der Verwal- 
tungsvereinfachung darin lag, daß die Führung eines Reichsminiſteriums mit der 
Leitung des entſprechenden preußiſchen Miniſteriums verbunden wurde, war urſprüng⸗ 
lich nach außen nicht in vollem Maße gewürdigt und erkannt worden. Schon die „kom · 
miſſariſche“ preußiſche Regierung, die unter der Kanzlerſchaft von Papen gegenüber 
der ſogenannten preußiſchen „Hoheitsregierung“ eingefetzt war, hatte den erſten An⸗ 
fang auf dieſem Gebiete gemacht, indem im November 1932 der Reichsernährungs - 
miniſter zugleich mit der Wahrnehmung der Geſchäfte des Preußiſchen Landwirt⸗ 
ſchaftsminiſters beauftragt wurde. Es folgten die Wirtſchoftsminiſterien im Reich 
und in Preußen, die im Juli 1933 einheitlicher Leitung unterſtellt wurden; ſodann 
kam die Schaffung einer gemeinſamen Spitze für die Innenminiſterien des Reichs 
und Preußens (Mai 1934); mit der Bildung eines Reichsminiſteriums für Wiſſen⸗ 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung (Mai 1934), deſſen Führung dem Preußiſchen 
Miniſter für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung übertragen wurde, und mit der 
Perſonalunion der Juſtizminiſterien im Reich und in Preußen (Juni 1934) waren 
fämtliche preußiſchen Miniſterien in Perſon al union mit den entſprechenden Fach⸗ 
minifterien des Reichs verbunden; eine Ausnahme machte lediglich das Finanz- 
miniſterium: die Finanzminiſterien des Reichs und von Preußen müſſen zunächſt ge- 
trennter Leitung unterſtehen, da die ſtaatsrechtlichen und praktiſchen Vorausſetzungen 
für eine Verbindung der Finanzreſſorts noch nicht gegeben find. Der Preußiſche 
Finanzminiſter nimmt aber an den Sitzungen des Reichskabinetts regelmäßig teil. 


Mit der Durchführung der Perſonalunion bei faſt allen Miniſterien Preußens mit 
den entſprechenden Fachminiſterien des Reichs war der unfelige Dualismus zwiſchen 
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dem Reich und Preußen beſeitigt. Außerdem aber iſt hierdurch unmittelbare Ver⸗ 
bindung zwiſchen den bisher im allgemeinen mehr auf die Geſetzgebung be⸗ 
ſchränkten Reichs miniſterien und der beim Lande liegenden praktiſchen Ver ⸗ 
waltung hergeſtellt. Es war daher eine zwangsläufige Folge, daß nach Herftel- 
lung einer gemeinſamen Spitze für ein das ganze Reichsgebiet umfpannen- 
des Miniſterium wie für ein für zwei Drittel des Reichsgebiets zuſtändiges 
Miniſterium eine weitere Verbindung und entſprechende Verſchmelzungsmaß⸗ 
nahmen vorgenommen wurden: Derſelbe Referent, der z. B. das einſchlägige 
Reichsgeſetz bearbeitet hatte, war am eheſten in der Lage, auch eine etwaige 
preußiſche Durchführungs verordnung zu dem Geſetz zu machen. Des⸗ 
halb wurde die rechtliche Grundlage dafür geſchaffen, daß Referenten eines Reichs ⸗ 
miniſteriums zugleich auch als Referenten für das entſprechende preußiſche Mini⸗ 
ſterium tätig werden konnten und umgekehrt. Die diesbezügliche Verordnung vom 
19. 7. 1934 (RGBl. I S. 719) bedeutet ein ganz gewaltiges Stück Reichsreform, zu- 
mal fie nicht auf das Verhältnis zwiſchen Reichs und preußiſchen Mini- 
ſterien beſchränkt iſt, ſondern auch die Ausdehnung auf Miniſterien außerpreu- 
ßiſcher Länder offen läßt. 


c) Aber die vorſtehend aufgezeigte Perſonal union hinaus, die in der Zeit vom 
November 1932 bis Juni 1934 durchgeführt war, wurde zwiſchen dem Oktober 1934 
und dem März 1935 zwiſchen ſämtlichen korreſpondierenden Neichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſterien (mit Ausnahme der Finanzminiſterien) Real union hergeſtellt. Die 
unmittelbare Folge dieſer Realunion war die Verbindung zwiſchen Geſetzgebung einer- 
ſeits, Verwaltung und Nechtſprechung anderſeits, war ferner die Verringerung des 
Inſtanzenzuges, die Erhöhung der Schlagkraft der Zentralgewalt und allgemein eine 
Vereinfachung der Verwaltung. Der Vereinigung der Miniſterien des Reichs und 
des drei Fünftel des Reihsgebiets umfaſſenden Landes Preußen, die zugleich einen 
weiteren großen Schritt auf dem Wege der Reichsreform bedeutet, liegen folgende 
5 en zugrunde (heutiger Aufbau dieſer Minifterien im einzelnen ſiehe 
unten S. 20): 
a) Das einheitliche Reichs- und Preußifche Miniſterium des 
Innern wurde durch folgenden Erlaß des Reichs- und Preußiſchen Miniſters des 
Innern (vom 25. 10. 1934, RMBl. S. 681) geſchaffen, der zugleich die Gliede 
rung des vereinigten Miniſteriums feftlegt: 
„Mit Wirkung vom 1. November 1934 werden das Reichsminiſterium des Innern 
und das Preußiſche Miniſterium des Innern räumlich und ſachlich zuſammengefaßt 
und unter Aufgabe der Scheidung zwiſchen Reih und Preußen ausſchließlich nach 
ſachlichen Geſichtspunkten gegliedert. 
Das einheitliche Miniſterium umfaßt neben einer Zentralabteilung folgende Fach 
abteilungen: I. Verfaſſung und Gefetzgebung; II. Beamtentum und Verwaltung; 
III. Polizei; IV. Volksgeſundheit; V. Kommunalverwaltung; VI. Deutſchtum, 
Leibesübungen und Kirche; VII. Arbeitsdienſt. 


Die unter Leitung des Staatsſekretärs Pfundt ner ſtehenden Abteilungen I, IV 
und VI find in dem Dienſtgebäude am Königsplaßh, die unter Leitung des 
Staatsſekretärs Grauert ſtehenden Abteilungen II, III und V in dem Dienit- 
gebäude Anter den Linden untergebracht. Die Abteilung VII wird von dem 
Reichskommiſſar für den freiwilligen Arbeitsdienſt, Staatsſekretär Hierl, ge- 
leitet. Sämtliche Erlaſſe, Schreiben uſw. ergehen ab 1. November 1934 unter der 
Bezeichnung: „Der Reichs- und Preußiſche Miniſter des Innern“. Als Dienſt - 
fiegel wird ausſchließlich das Reichsſiegel verwendet.“ 
b) Die Entwicklung des „Reichs juſtizminiſteriums“ zu einem „Reichs 
und Preußiſchen Juſtizminiſterium“ und alsdann wieder zu einem 
„Reichs juſtizminiſterium“ ift befonders intereſſant: Nachdem am 16. 6. 
1934 der Reichs j uſtizminiſter mit der Wahrnehmung der Geſchäfte des 
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Preußiſchen Juſtizminiſters beauftragt worden war (Perſonalunion), wurde durch 
Erlaß des Reichsminiſters der Juſtig vom 16. 10. 1934 das Reichsjuſtizminiſterium 
mit dem Preußiſchen Juſtizminiſterium zu einer einheitlichen Behörde, dem 
Reichs- und Preußiſchen Juſtizminiſterium, verbunden (Real; 
union). Der Erlaß hatte folgenden Wortlaut: 


„Mit Wirkung vom 22. Oktober 1934 vereinige ich die Juſtizminiſterien des Neichs 
und Preußens zu gemeinſchaftlicher Arbeit; die Behörde führt die Bezeichnung: 
„Der Reichs- und Preußiſche Juſtizminiſter“. Die geſonderten Haushaltspläne 
bleiben bis auf weiteres beſtehen; die beamtenrechtlichen Verhältniſſe bleiben 
zunächſt unberührt, jedoch find gemäß Verordnung vom 19. Juli 1934 (RGBl. J) 
S. 719) die Beamten des Reichsjuſtizminiſteriums verpflichtet, auch in Ungelegen- 
heiten des Preußiſchen Dienſtes, die Beamten des Preußiſchen Juſtizminiſteriums 
auch in Angelegenheiten des Reichsdienſtes tätig zu werden. Das gleiche gilt für 
die Angeſtellten und Arbeiter. 

„Die Abteilungen des vereinigten Reichs- und Preußiſchen Juſtizminiſteriums 
find folgende: [folgt Gliederung, die überholt ift].“ 


Für die außerpreußiſchen Länder wurde alsdann die Leitung der Landes 
juſtizverwaltungen in die Hand des Reihsjuftigminifters gelegt durch das Zweite 
Rechtspflegeüberleitungsgeſetz vom 5.12.1934 (RGBl. 1 S. 1214), 
das die „Zuſtändigkeit der oberſten Landesjuſtizbehörden auf den Reichsjuſtizminiſter 
überleitete“; dabei blieben die Gerichte und die Beamten ſolche des Landes, und 
das Land hatte für die Koſten aufzukommen. 


Durch das Dritte Rechtspflegeüberleitungsgeſetz vom 24. 1. 1935 
(RGBl. J S. 68) übernahm ſchließlich „das Reich als Träger der Juſtizhoheit die 
geſamte Juſtiz mit allen Zuſtändigkeiten, Rechten und Pflichten, mit allen Juſtiz ⸗ 
behörden und Juſtizbedienſteten“. — „Juſtizbehörden der Länder wurden Reichs 
behörden, Juſtizbeamte der Länder unmittelbare Reichsbeamte“. — Indem ſomit die 
geſamte Juſtizverwaltung unmittelbare Neichsverwaltung geworden war, wurde der 
„Reichs- und Preußiſche Juſtizminiſter“ als Chef der neuen reichseigenen Ver- 
waltung „Reichs juſtizminiſter“. Die genaue Dienſtbezeichnung lautet: 
„Der Reihsminifter der Juſtiz.“ 


Auf folgende Weiſe vollzog ſich alsdann die Zuſammenlegung des 
e) Reichs- und Preußiſchen Arbeitsminiſteriums und des 
d) Reichs- und Preußiſchen Wirtſchaftsminiſteriums. 


Gegenüber einem beſonderen „Reichs wirtſchaftsminiſterium“ und einem be- 
ſonderen „Reichs arbeitsminiſterium hatte in Preußen ein „Miniſterium 
für Wirtſchaft und Arbeit“ beſtanden. Dieſes letztere war ſeinerzeit als Nachfolger 
des Preußiſchen „Miniſteriums für Handel und Gewerbe“ durch die Zweite 
Preußiſche Vereinfachungsverordnung vom 29. 10. 1932 (GS S. 333) geſchaffen 
worden. 

Im Zuge der Perſonalunion zwiſchen Reichs und preußiſchen Miniſterien 
war die Leitung des Reichs wirtſchafts miniſteriums mit der des Preußiſchen 
Miniſteriums für Wirtſchaft und Arbeit verbunden worden; auf Teilgebieten war 
jedoch der Reichs arbeits miniſter mit der Wahrnehmung von Aufgaben aus dem 
Geſchäftsbereich des Preußiſchen Miniſteriums für Wirtſchaft und Arbeit betraut 
worden. Dieſe Aberſchneidungen beſeitigte ein Erlaß des Preußiſchen Miniſter⸗ 
präſidenten über die „Anderung von Zuſtändigkeiten innerhalb des Preußiſchen 
Staatsminiſteriums“ vom 11. 3. 1935 (GS S. 41), durch den die Geſchäftsverteilung 
innerhalb des Staat S miniſteriums der Geſchäftsverteilung der Reichs 
miniſterien angepaßt und zugleich beſtimmt wurde, daß „die Preußiſchen Miniſterien 
die Bezeichnung der entſprechenden Reichsminiſterien führen“. 
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Hiernach waren auch die Wirtſchafts und die Arbeits miniſterien des 
Reichs und Preußens parallel geſchaltet; an die Stelle zweier getrennter 
Reichsminiſterien (Reichswirtſchaftsminiſterium, RNeichsarbeitsminiſterium) und eines 
die entſprechenden Zuſtändigkeitsbereiche für Preußen zuſammenfaſſenden „Preußiſchen 
Minifteriums für Wirtſchaft und Arbeit“ gibt es jetzt nur noch ein „Reichs ⸗ 
und Preußiſches Wirtſchaftsminiſterium“ ſowie ein „Reichs ⸗ 
und Preußiſches Arbeitsminiſterium“. 


Durch Erlaß des Führers und Reichskanzlers vom 2. 5. 1935 (RGBl. 1 S. 581) find 
die Zuſtändigkeiten zwiſchen dem Neichs⸗ und Preußiſchen Wirtſchaftsminiſter und 
dem Reichs ⸗ und Preußiſchen Arbeitsminiſter im einzelnen abgegrenzt worden. 


e) Das Reichs- und Preußiſche Verkehrsminiſterium wurde 
dadurch zugleich Reichs- und Preußiſches Miniſterium, daß durch den 
unter c und d genannten Erlaß des Preußiſchen Minifterpräfidenten vom 11. 3. 1935 
preußiſche Zuſtändigkeiten (aus dem Bereich des bisherigen Preußiſchen Landwirt- 
ſchaftsminiſteriums und des bisherigen Preußiſchen Miniſteriums für Wirtſchaft und 
Arbeit) auf das bisherige Reichs verkehrsminiſterium übergeleitet wurden. Durch 
den genannten Erlaß erhielt dieſes Miniſterium auch die neue Bezeichnung. 


f) Der Bildung des Reichs- und Preußiſchen Miniſteriums für 
Ernährung und Landwirtſchaft liegt folgender Erlaß des Reichsminiſters 
für Ernährung und Landwirtſchaft vom 1. 1. 1935 zugrunde: 


„Mit Wirkung vom heutigen Tage werden das Reichsmini⸗ 
ſterium für Ernährung und Landwirtſchaft und das preu- 
ßiſche Landwirtſchaftsminiſterium zu gemeinſchaftlicher 
Arbeit vereinigt. Die Behörde führt die Bezeichnung: „Der Reichs und 
Preußiſche Miniſter für Ernährung und Landwirtſchaft“. Als Dienſtſiegel wird 
ausſchließlich das Reichsſiegel verwendet. Die geſonderten Haushaltspläne 
bleiben bis auf weiteres beſtehen. Die beamtenrechtlichen Verhältniſſe bleiben 
zunächſt unberührt, jedoch find gemäß Verordnung vom 19. Juli 1934 (RGBl. 1 
S. 719) die Reichsbeamten verpflichtet, auch in Angelegenheiten des preußiſchen 
Dienſtes, die preußiſchen Beamten auch in Angelegenheiten des Neichsdienſtes tätig 
zu werden. Das gleiche gilt für die Angeſtellten und Arbeiter. 


Das einheitliche Miniſterium umfaßt folgende Fachabteilungen: 
[Folgt Gliederung, die überholt iſt.]“ 
g) Das Reichs- und Preußiſche Miniſterium für Wiſſenſchaft, 
Erziehung und Volksbildung hatte ſich als „Reichs miniſterium“ in 
erſter Linie auf den Apparat des preußiſchen Miniſteriums geſtützt. — Aber die 
Real union zwiſchen dem Reichserziehungsminiſterium und dem Preußiſchen 
Kultusminiſterium, die Einführung der neuen Bezeichnung ſowie über die neue Ge⸗ 
ſchäftsverteilung erging am 13. 12. 1934 folgende Mitteilung der Amtlichen N 
ſchen Preſſeſtelle: 
„Die durch Miniſterpräfident Göring Mitte März d. J. eingeleitete Aktion zur 
Vereinheitlichung des Reichs und Preußens hat durch die von 
Herrn Reichsminiſter Ruft mit Zuſtimmung des preußiſchen Miniſterpräſidenten 
Göring erfolgte Aufſtellung eines einheitlichen Geſchäftsverteilungsplanes für das 
Reichserziehungsminiſtertum und Preußiſche Kultusminiſterium eine weitere ent- 
ſcheidende Förderung erfahren. Ihren ſichtbaren Ausdruck finden die grundlegenden 
Maßnahmen in der neuen Behördenbezeichnung. Nunmehr gibt es 
nur noch den Reichs- und Preußiſchen Miniſter für Wiffen- 
ſchaft, Erziehung und Volksbildung, unter dem die beiden 
Miniſterien einheitlich zuſammengefaßt find, ohne daß freilich der Beſtand des 
Preußiſchen Kultusminiſteriums dadurch berührt wird. Zur Perſonalunion iſt die 
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Realunion getreten, und damit kommen auch auf dem Gebiet des Erziehungs- 
weſens die jahrzehntelangen Verwaltungserfahrungen Preußens uneingeſchränkt 
dem Reihe zugute. f 
Das Reichs und Preußiſche Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks⸗ 
bildung gliedert ſich unter Reichsminiſter Ruft und einem Staatsſekretär nach dem 
neuen Geſchäftsverteilungsplan folgendermaßen: 
[Folgt Gliederung, die überholt iſt.]“ 


h) Das Reichs- und Preußiſche Miniſterium für die kirch⸗ 
lichen Angelegenheiten war von vornherein als Reichs⸗ und Preußiſches 
Miniſterium geſchaffen worden (ſiehe unten S. 28). 


i) Auf dem Gebiet der Forſtverwaltung iſt die oberfte Dienſtſtelle, das bis - 
herige Reichsforſtamt, an deſſen Spitze der Reichsforſtmeiſter ſteht, mit der 
höchſten preußiſchen forſtlichen Dienſtſtelle durch Erlaß des Reichsforſtmeiſters vom 
1. 3. 1935 mit Wirkung von dieſem Tage ab zum Neichsforſtamt und Preu- 
ßiſchen Landesforſtamt vereinigt worden; die Bezeichnung der neuen ver- 
einigten Behörde lautet: „Der Reihsforftmeifter und Preußiſche 
Landesforſtmeiſter “. Somit beſteht auch auf forſtlichem Gebiet für Reich 
und Preußen eine gemeinſame (miniſterielle) Spitze. 

k) So groß die Bedeutung dieſer erſten Schritte auf dem Wege zum Reichsneu - 
aufbau war, ſo iſt hiermit weder im Verhältnis zwiſchen dem Reich und Preußen, 
noch im Verhältnis zwiſchen dem Reich und den außerpreußiſchen Ländern ein end- 
gültiger Zuſtand geſchafſen oder ein Endziel erreicht: für eine organiſche Weiter 
entwicklung und für eine erhebliche Vereinfachung im Aufbau der Geſamtverwaltung 
iſt aber nach Beſeitigung des Dualismus zwiſchen dem Reich und Preußen der 
Weg frei. 


Ill. Die Reichsuerwaltung 


a) Allgemeines zur Einteilung der Reichs verwaltung 

1. Nach der organifatorifhen und techniſchen Seite find beim gegenwärtigen Ver. 
waltungsaufbau des Reichs zunächſt zu unterſcheiden ſolche Verwaltungszweige, in 
denen das Reich einen über die Zentralinſtanz hinausreichenden reichs eigenen 
Verwaltungs apparat beſitzt (z. B. Finanzverwaltung, Verſorgungsverwal⸗ 
tung, Arbeitsverwaltung, Propaganda, Luftfahrt uſw.), und ſolche Verwaltungs. 
zweige, in denen das Reich eines eigenen Verwaltungsapparates außerhalb der 
Zentralinſtanz entbehrt, ſo daß es zur Durchführung feiner Verwaltungsaufgaben 
auf die Inanſpruchnahme des derzeitigen Landes verwaltungsapparates 
angewieſen iſt (3. B. Allgemeine Innere Verwaltung, Kommunalverwaltung, Wohl. 
fahrtsweſen uſw.). Die Anterſcheidung zwiſchen dieſen beiden Organiſationsformen 
mit und ohne eigenen Verwaltungsapparat des Reichs iſt jedoch bei der neuen durch 
das Neuaufbaugeſetz geſchaffenen ſtaatsrechtlichen Lage nur von geringerer praktiſcher 
Bedeutung. Anter dem Rechtszuſtand der Weimarer Verfaſſung war nach dem oben 
(S. 3) Geſagten das Reich gezwungen, wenn es eine durchgreifende und unbedingt 
funktionierende Einwirkung auf einen Behördenapparat außerhalb der Reichsmini⸗ 
ſterialinſtanz ſicherſtellen wollte, einen reichseigenen Verwaltungsapparat aufzu⸗ 
ziehen, wie es ſeinerzeit hinſichtlich der Reichsfinanzverwaltung, der Reichsarbeits⸗ 
verwaltung und der RNeichsverſorgungs verwaltung geſchehen war. Unter dem Rechts- 
zuſtand des Neuaufbaugeſetze s, d. h. nach erfolgter Anterſtellung der Oberſten 
Landesbehörden unter den Reichsfachminiſter und auf Grund der hierdurch herbei⸗ 
geführten Anweiſungsmöglichkeit ſeitens des Neichsfachminiſters kann dieſer bis in die 
unterſte Inſtanz hinein die unbedingte Durchführung feines Willens auch dann fiher- 
ſtellen, wenn es ſich bei dem Behördenapparat in der Mittel- und Anterinſtanz nicht 
um unmittelbare Neichsverwaltung handelt, ſondern um „Landesverwaltung“; dieſe 
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letztere iſt inhaltlich und ihrer Rechtsgrundlage nach zur „mittelbaren Neichsverwal⸗ 
tung” geworden. Man darf alſo heute auch bei ſolchen Verwaltungszweigen, bei 
denen ein durchgegliederter Reichsverwaltungsapparat nicht beſteht, ſondern bei denen 
das Reich ſich zur Durchführung feiner Aufgaben des Behördenapparates der „Lan⸗ 
des verwaltung“ bedient, von einem Zweig der „Neichs verwaltung“ ſprechen, fo z. B. 
von der „RNeichsgeſundheitsverwaltung“, obwohl eine eigene Reichs inſtitution auf 
die Zentrale beſchränkt iſt und im übrigen zur Zeit nur Landes einrichtungen 
beſtehen. 


2. Bei der Reichsverwaltung unterſcheidet man in vertikaler Richtung die ein ⸗ 


zelnen „Verwaltungszweige“, die keineswegs mit der Zahl der Zentralſtellen, d. h. 
der Reichsminiſterien übereinzuſtimmen brauchen; fo bildet das Reichsminiſterium 
des Innern die oberſte Spitze für eine ganze Reihe von ſelbſtändigen, untereinander 
nicht in unmittelbarer Beziehung ſtehenden Verwaltungszweigen: hier findet ſich 
3. B. eine „Kommunalverwaltung“, eine „Polizeiverwaltung“ und eine „Geſund⸗ 
heits verwaltung“, während z. B. im Reichsarbeitsminiſterium die „RNeichsſozialver⸗ 
waltung“, die „Reichsarbeitsverwaltung“ und die „Reichsverſorgungsverwaltung“ 
ihre Spitze haben. 


3. In horizontaler Hinſicht find verwaltungstechniſch zu unterſcheiden die 
Reichs zentralbehörden, d. h. die Reichsminiſterien und fonftigen Oberſten 
Reihsbehörden (3. B. Rechnungshof, Generalinſpektor für das deutſche Straßen- 
weſen, Reichsforſtamt, auch die Staatsſekretäre und Chefs der Präfidialkanzlei und 
der Reichskanzlei), ſodann die ſogenannten Reichs mittelbehörden oder Pro- 
vinzialbehörden (z. B. die Landesfinanzämter, Landesarbeitsämter, Hauptverfor- 
gungsämter, Luftämter, Treuhänder der Arbeit), ſchließlich die unteren Ver ⸗ 
waltungs behörden des Reichs (3. B. die Finanzämter, Arbeitsämter und 
Verſorgungsämter). Zwiſchen die Reichszentralbehörden und die Reichsmittel ⸗ 
behörden wären einzugliedern die ſogenannten „Höheren Reichs behörden“, 
die wegen ihrer Anterſtellung unter ein Miniſterium zwar keine „Oberſte“ Reichs- 
behörde find, auf der anderen Seite aber wegen ihres über das ganze Reichsgebiet 
ſich erſtreckenden Wirkungsbereichs nicht in die Reichsmittelbehörden, die nur für 
einen beſtimmten Verwaltungsbezirk zuſtändig find, eingereiht werden können. Zu 
dieſen ſogenannten „Höheren Reichsbehörden“ gehören z. B. das Reichsamt für 
Landesaufnahme, das Reichsgeſundheitsamt, das Bundesamt für das Heimatweſen, 
das Reichsarchiv, das Statiſtiſche Reichsamt uſw. — Im Einheitsreich, wie es durch 
das Neuaufbaugeſetz vom 30. 1. 1934 geſchaffen wurde, find zu den obengenannten 
„Reichsmittelbehörden“ auch die Landes miniſterien zu rechnen; ihnen kommt 
wegen ihres weitgeſpannten Wirkungsbereichs gegenüber den übrigen Reichsmittel - 
behörden der Sonderverwaltungen beſondere Bedeutung zu; eine Ausnahme von der 
Einreihung der derzeitigen Landesminiſterien in die Reichsmittelbehörden würde 
freilich — abgeſehen von der Realunion (ſiehe oben S. 7) — bei den Miniſterien 
eines Landes von der Größe Preußens zu machen ſein, wie auch umgekehrt die 
Miniſterien der kleinen und kleinſten Länder kaum mehr in dieſe Breitenlage der 
„RNeichsmittelbehörde“ paſſen. — Wegen der ſtaatsrechtlichen Stellung der Reichs- 
ſtatthalter ſiehe oben S. 5. 


b) Derjelbftändigung der Derwaltung 

Wenn zur Darftellung des heutigen Reichsverwaltungsaufbaues auf die wichtigſten 
Anterſchiede im Weſen und Aufbau der Reichs verwaltung im Dritten Reich gegen- 
über dem Weimarer Rechtszuſtand hingewieſen werden ſoll, ſo fällt — abgeſehen von 
der organiſatoriſchen Seite (nachſtehend unter c) — zunächſt die ſtarke Verſelbſtändi⸗ 
gung auf, die die Reihsverwaltung in Verwirklichung des Führergrundſatzes und 
damit des Grundſatzes persönlicher (ſtatt anonymer) Verantwortung durch ihre Los⸗ 
Löfung von parlamentariſchen Körperſchaften gefunden hat. Die Verwaltung ift von 
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verſchiedenen äußeren Feſſeln, die ihr unter parlamentariſchen Geſichtspunkten, aber 
auch unter bundesſtaatlichen Ideengängen angelegt waren, befreit worden: 


1. In zahlreichen Geſetzen und Verordnungen war — nicht nur für Nechtsvorſchrif⸗ 
ten, ſondern auch bei Verwaltungsanordnungen — die Reichsregierung an die Zu⸗ 
ſtimmung, Anhörung oder ſonſtige Mitwirkung eines Ausſchuſſes des Reichs ⸗ 
tags gebunden. Dies bedeutete eine weſentliche Erſchwerung der Verwaltungs- 
arbeit. Deshalb hatte eine Verordnung des Reihspräfidenten (vom 30. 3. 1933, 


RG Bl. I ©. 147) die diesbezügliche Mitwirkung von Reichstagsausſchüſſen aus. 
nahmslos beſeitigt. 


2. Noch ſtärker als der Reichstag mit feinen Ausſchüſſen war der Reichsrat in 
die Reichsverwaltung eingeſchaltet, ſei es, daß der Reichsrat neben der zuſtändigen 
Reichsverwaltungsinſtanz mitwirkte, alſo auf ätzlich tätig wurde, oder daß der 
Reichsrat eine ſelbſtändige Betätigung hatte, d. h. daß ihm auf dem Gebiet der 
Verwaltung entſcheidende Befugniſſe zuſtanden. Im erfteren Falle, wo alſo der 
Reichsrat neben einem Reichsorgan — entweder neben der Reichsregierung als 
Ganzem oder neben einem Fachminiſter — tätig wurde, geſchah dies in Form der 
„Anhörung“, „Zuſtimmung“, „Genehmigung“ oder eines „Vorſchlagsrechts“. Die 
ſelbſtändige Betätigung des Neichsrats auf dem Gebiete der Verwaltung hingegen 
vollzog ſich durch „autoritative Feſtſetzung“, durch „Verleihung“, „Ernennung“ oder 
„Wahl“. Beiſpiele für die frühere Mitwirkung des Neichsrats auf dem Gebiete der 
Reichs verwaltung waren Penfionsgewährung bei kurzer Dienftzeit, Anrechnung von 
Dienftzeiten, Entſcheidung über Nekurſe bei Zwangspenfionierung, Einbürgerung 
von Ausländern, Bewilligung von Zranfitlagern, Münzausprägung, Erlaubnis zur 
Beförderung von Auswanderern, Gewährung gewiſſer Steuerfreiheiten. 


Mit der Aufhebung des Neichsrats (Geſetz vom 14. 2. 1934, RGBl. 1 S. 89) iſt die 
Mitwirkung des Reichsrats wie auf dem Gebiete der Rechtſetzung fo auf dem der 
Verwaltung reſtlos fortgefallen. Soweit der Reichsrat nach dem vorſtehend Auf ⸗ 
geführten ſelbſtändig tätig wurde, tritt in Zukunft an ſeine Stelle der zuſtändige 
Reichsminiſter oder die von dieſem im Benehmen mit dem Reichsminiſter des Innern 
beſtimmte Stelle. Soweit die Mit wwirkung des Reichsrats ſich neben dem 
Tätigwerden einer Reichsverwaltungsinſtanz vollzog, fällt fie erſatzlos fort. 


3. Schließlich beſtand noch eine Reihe von ſogenannten „parlamentariſchen Bei⸗ 
räten“, die unter dem Rechtszuſtand der Weimarer Verfaſſung zur Mitwirkung an 
den Geſchäften der Reichsverwaltung, ſei es durch Geſetz oder durch Verwaltungsakt, 
eingerichtet waren. Es handelt ſich hierbei um Organe, die nicht ausſchließ ; 
lich aus parlamentariſchen Mitgliedern beſtanden, die alſo nicht Ausſchüſſe 
nach vorſtehender Ziff. 1 bildeten; in dieſen Organen war vielmehr der Reichstag 
durch Entſendung einer beſtimmten Zahl von Mitgliedern vertreten, die nur einen 
Teil der Geſamtmitgliederzahl ausmachten (z. B. im Beirat der Reichsmonopol - 
verwaltung für Branntwein und im Beirat für Angelegenheiten der Reichselektri⸗ 
zitätswirtſchaft). Durch eine Verordung des Reichsminiſters des Innern vom 13. 9. 
1934 (RGBl. I S. 830) wurden die Beiräte der in Rede ſtehenden Art entweder 
ganz aufgehoben (z. B. der Beirat der Reichsmonopolverwaltung für Branntwein), 
oder die Mitwirkung des Reichstags in ihnen wurde beſeitigt (3. B. im Beirat für 
Angelegenheiten der Reichselektrizitätswirtſchaft). Außerdem aber hat dieſe Ver 
ordnung noch eine Reihe weiterer Beiräte beſeitigt, in denen der Reichstag zwar 
überhaupt nicht vertreten war, deren Errichtung aber ſeinerzeit auf parlamen- 
tariſchen Ideengängen beruhte (z. B. Neichseiſenbahnrat und Landeseiſenbahnräte, 
Waſſerſtraßenbeiräte, Beirat für das Luftfahrweſen). Erhalten geblieben iſt 
lediglich der Reichsſchuldenausſchuß, der — nach Fortfall der ſechs Mitglieder des 
Reichsrats — jetzt nur noch aus dem Präfidenten des Rechnungshofes und ſechs 
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Mitgliedern des Reichstags beſteht; die Neuzuſammenſetzung dieſes Ausſchuſſes 
und die Anpaſſung feines Aufgabenkreiſes an die neuen ſtaatsrechtlichen Verhältniſſe 
ift im Zuge der Neufaſſung der Reichsſchuldenordnung vorgeſehen. 


4. Ganz allgemein iſt die Verwaltung verfelbftändigt und dadurch mit einem 
größeren Maße an Stoßkraft — aber auch Verantwortung! — ausgeſtattet worden, 
indem die nach früherem Recht auf zahlreichen Gebieten zur Mitwirkung an 
Verwaltungsakten berufenen Kollegien (Ausſchüſſe, Verwaltungsbeiräte uſw.) auf 
beratende Mitwirkung (Beiräte!) beſchränkt wurden. 


c) Organijatorijche Neuerungen im Derwaltungsaufbau 


1. Die erſten Maßnahmen auf dem Gebiete der Verwaltungsorganiſation nach 
Durchführung der nationalſozialiſtiſchen Revolution traten in der Aufhebung von 
„Reichskommiſſaren“ in Erſcheinung. Die Beſtellung von Reichskommiſſaren, die in 
den letzten Jahren vor dem Ambruch in immer zunehmendem Maße getätigt wurde 
und zu einer Auflockerung der Verwaltung zu führen drohte, hatte ſeinerzeit auf den 
verſchiedenſten Gründen beruht, ſei es, daß man ſich auf dieſe Weiſe eine Verminde · 
rung parlamentariſcher Schwierigkeiten durch Abhängung eines beſtimmten Ver 
waltungszweiges von der unmittelbaren parlamentariſchen Verantwortlichkeit ver- 
ſprach, oder daß man fo einen Zuſtändigkeitsſtreit zwiſchen mehreren beteiligten 
Miniſterien zu beſeitigen hoffte, oder daß man ſchließlich für einen verſelbſtändigten, 
von bürokratiſchen Hemmungen befreiten Neichskommiſſar größere Beweglichkeit zu 
ſchaffen beſtrebt war. — Der Aufgabenbereich der im Zuge der Reformmaßnahmen 
im Juli 1933 aufgehobenen Reichskommiſſare ift auf die zuſtändigen Reſſortminiſter 
übergeleitet worden. 

2. Die Verwaltungsvereinfachung wurde fortgeſetzt durch das von der Reichs- 
regierung am 27. 2. 1934 erlaſſene „Geſetz zur Vereinfachung und Verbilligung der 
Verwaltung“ (RGBl. 1 S. 130), das Vereinfachungsmaßnahmen im Bereich der 
Deutſchen Reichspoſt, der Reichsfinanzverwaltung und der Reichsbahn zum Gegen⸗ 
ftande hat. Hinſichtlich der Deutſchen Reichs po ſt handelt es fi im weſentlichen 
um die Anpaſſung der Verwaltungsorganiſation an den Geiſt des neuen Staates, 
indem der Verwaltungsrat, der bisher wichtige Befugniſſe hatte, durch einen nur 
zur beratenden Mitwirkung berufenen Beirat erſetzt wird. Ferner werden fünf 
Oberpoſtdirektionen aufgehoben und in der unteren Inſtanz Vereinfachungsmaß⸗ 
nahmen durchgeführt. — Im Bereich der Reichsfinanzverwaltung werden 
durch dieſes Geſetz zwei Landesfinanzämter ſowie zwei detachierte Abteilungen von 
ſolchen aufgehoben; außerdem wird die Bezirkseinteilung berichtigt und werden 
ſonſtige Vereinfachungsmaßnahmen vorgenommen. — Schließlich werden die durch die 
politiſche Entwicklung überholten Staatsverträge zwiſchen dem Reich und den in 
Betracht kommenden Ländern über den Abergang der früheren Staatseiſenbahnen 
ſowie der Poft- und Telegraphenverwaltungen von den Ländern auf das Reich auf ⸗ 
gehoben, wodurch der Reichs verkehrs verwaltung (Deutſche Reichsbahn!) 
Vereinfachungsmaßnahmen erleichtert werden. 


3. Amfangreich und vielſeitig find auf dem Gebiete der Reichsverwaltung in der 
Zeit nach der nationalſozialiſtiſchen Revolution die organiſatoriſchen Neu ; 
ſchöpfungen. Soweit die Fortbildung der Reichsverwaltungsorganiſation die 
Einrichtung neuer Behörden zum Gegenſtand hat, beruht dies auf der geänderten und 
erweiterten Zielſetzung der öffentlichen Verwaltung (f. oben S. 2). Wenn von 
der Neuordnung des Verhältniſſes zwiſchen der Reichs und Landesverwaltung 
(fiehe oben S. 4) und von der allgemeinen Anpaſſung der Verwaltungsorganiſation 
an den Führergedanken (ſiehe oben S. 11) abgeſehen und nur die organiſatoriſche 
Seite betrachtet wird, ſo liegen die Anderungen des Verwaltungsaufbaues in der 
Miniſterialinſtanz (Schaffung von vier neuen Miniſterien), in der Errich- 
tung Oberſter Reichs behörden (Reichsforſtverwaltung, Generalinſpektor 
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für das deutſche Straßenweſen, Reichsſtelle für Raumordnung, Staatsſekretäre und 
Chefs der Präfidiallanzlei und der Reichskanzlei), in der Verreichlichung 
bisheriger Parteidienſtſtellen (Landesſtellen des Propagandaminiſteriums, 
Reichsbeauftragter für künſtleriſche Formgebung) und bisheriger Landes dienſt⸗ 
ſtellen (z. B. im Bereiche der Luftfahrt, der Waſſerſtraßen⸗, der Geſundheitsver⸗ 
waltung) ſowie vor allem in der Nutzbarmachung berufsſtändiſcher 
Organiſationen für Zwecke der Staatsverwaltung (Nährſtand, Handwerk, 
Kulturkammern). — Ein plaſtiſches Bild von der Indienſtſtellung neuer Ver 
waltungs einrichtungen durch die Reichs verwaltung gibt folgende Aberſicht: 


Die neugebildeten Miniſterien find das Reichsminiſterium für Volksaufklärung und 
Propaganda (Erlaß vom 13. 3. 1933, RGBl. 1 S. 104), das Reichsminiſterium der 
Luftfahrt (Verordnung vom 5. 5. 1933, RGBl. IJ S. 241), das Miniſterium für 
Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung (Geſetz vom 1. 5. 1934, RG Bl. I S. 365) 
und das Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiten (Erlaß vom 16. 7. 1935, 
RGBl. 1 S. 1029). Durch das Geſetz über die Einheit von Partei und Staat vom 
1. 12. 1933 (RGBl. I S. 1016) iſt der Stellvertreter des Führers Neichsminiſter ohne 
Geſchäftsbereich geworden. Der Leiter des Bundes Nationalſozialiſtiſcher Deutſcher 
Rechtswahrer Dr. Frank iſt ebenfalls Neichsminiſter ohne Geſchäftsbereich. Aufbau 
und Aufgabenkreis der vorgenannten Miniſterien ſowie der neugeſchaffenen Oberſten 
Reichsbehörden iſt unten S. 20 ff. näher dargelegt. 


An neugeſchaffenen Reichseinrichtungen find neben den Gerichten: Volksgerichtshof 
(Geſetze vom 24. 4. 1934, RGBl. 1 S. 341 und vom 18.4.1936, RGBl. 1 S. 369), 
Reichserbhofgericht (Geſetz vom 29. 9. 1933, RG Bl. I S. 685), Erbgeſundheitsgerichte 
bei den Amtsgerichten und Erbgeſundheitsobergerichte bei den Oberlandesgerichten 
(Geſetz vom 14. 7. 1933, RGBl. 1 S. 529) ferner zu nennen die reichsſeitig bei allen 
unteren Verwaltungsbehörden eingerichteten Geſundheits ämter (Geſetz vom 
3. 7. 1934, RGBl. 1 S. 531), die Treuhänder der Arbeit, die als Reichs- 
beamte der Dienſtaufſicht des Reichsarbeitsminiſters unterſtehen (Geſetz vom 20. 1. 
1934, RGBl. 1 S. 45) und wegen ihres völlig neuen Aufgabenbereichs eine Neu · 
ſchöpfung darſtellen. Neu find als Folge der Verreichlichung der Luftfahrtverwaltung 
die Luftämter (Geſetz vom 18. 4. 1934, RGBl. 1 S. 310). Ferner find zu nennen: 
die Seeämter (Geſetz vom 28. 9. 1935, RGBl. I S. 1183), das Reichsſportamt (Erlaß 
vom 23. 4. 1936, RGBl. I S. 397), die Reichsakademie für Leibesübungen (auf dem 
Verwaltungs wege eingeſetzt), das Reichsinſtitut für Geſchichte des neuen Deutſchland 
(Erlaß vom 24. 9. 1935) und die Naturſchutzbehörden (Geſetz vom 26. 6. 1935, RGBl. I 
S. 821; Verordnung vom 31. 10. 1935, RGBl. I S. 1275). Schließlich wurden 
ein Reichsausſchuß für Fremendverkehr (Geſetz vom 23. 6. 1933, RGBl. 1 S. 393), ein 
Reichskommiſſar für die Vieh-, Milch und Fettwirtſchaft (Ver- 
ordnung vom 14. 3. 1934, RGBl. 1 S. 198), ein Treuhänder für Rohkakao 
(Verordnung vom 12. 7. 1934, RGBl. 1 S. 618) und ein Reichskommiſſar für 
das Kreditweſen (Geſetz vom 5. 12. 1934, RGBl. 1 S. 1203) beſtellt. Der 
Reichskommiſſar für die Rohſtoffbeſchaffung beruht nicht auf geſetzlicher 
Grundlage, ſondern ift auf dem Verwaltungswege eingeſetzt, ebenſo die Reichs ⸗ 
ausgleichsſtelle für öffentliche Aufträge. In dieſem Zuſammenhang 
iſt auch der „Rohſtoff⸗ und Deviſen⸗Stab“ (unter Minifterpräfident Göring) zu 
nennen. 

Keine völlige Neuſchöpfung, aber wegen Loslöſung der Deviſenangelegenheiten aus 
dem Reichswirtſchaftsminiſterium eine grundlegende Neugeſtaltung bedeutet im 
Bereich des Reichswirtſchaftsminiſters die Reichsſtelle für Devifen- 
bewirtſchaſtung (Geſetze vom 18. 12. 1933, RGBl. J S. 1079, und vom 4.2. 
1935, RGBl. I S. 105). Organiſatoriſche Anderungen erfuhren ſchließlich die 
Arbeitsgerichte und Landesarbeitsgerichte ſowie das Reichsarbeitsgericht 
(Geſetz vom 10. 4. 1934, RGBl. 1 S. 319). Mit der Einführung des allgemeinen 
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Arbeitsdienſtes durch das Geſetz vom 26. 6. 1935 (REDBL I S. 769) iſt als Spitze des 
Reichsarbeitsdienſtes der „Reichsarbeitsführer“ als Reichsleitung beſtellt worden. 
Die mit dem Siedlungs- und Wohnungsweſen zuſammenhängenden 
Aufgaben find durch Erlaß vom 4. 12. 1934 (RGBl. 1 S. 1225) dem Reichsarbeits- 
miniſterium übertragen worden. 


4. Neben dieſen organiſatoriſchen Neuerungen der Reichsverwaltung ſelbſt kommt 
beſondere Bedeutung den Maßnahmen zu, die in der Richtung der Schaffung einer 
Art „mittelbarer“ Reichsverwaltung durch Betrauung von „Intereſſenverbänden“ mit 
öffentlichen Aufgaben liegen. Hier handelt es ſich alſo nicht um die Bildung 
reichseigener Einrichtungen, fondern um die Inanſpruchnahme ander ⸗ 
weitiger Inſtitutionen für Zwecke der öffentlichen Verwaltung. Nach dieſer 
„berufsſtändiſchen“ Seite hin, die unten S. 39 als Sondererſcheinung der öffent- 
lichen Verwaltung behandelt wird, find im Zuſammenhang mit der Darlegung der 
Neuſchöpfungen auf dem Gebiete der Verwaltung folgende Neugründungen zu 
erwähnen: die im Bereich des Propagandaminiſteriums aus ſieben Fachkammern 
beſtehende Reichskulturkammer, die als Ganzes wie in ihren einzelnen 
Fachkammern die Stellung einer öffentlich rechtlichen Körperſchaft hat (Näheres 
unten S. 40), ſowie im Bereich des Wirtſchaftsminiſteriums die Reichswirt⸗ 
ſchaftskammer (Verordnung vom 27. 11. 1934, RGBl. 1 S. 1194)..) — Der 
Reichs nährſtand mit feiner Antergliederung trat ergänzend neben das Neichs⸗ 
ernährungsminiſterium. — Die Handwerkerinnungen und Kreishand⸗ 
werkerſchaften bilden nach der Verordnung vom 15. 6. 1934 (RGBl. IJ S. 493) 
Körperſchaften des öffentlichen Nechts und haben unter Aufſicht des Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſters Verwaltungsaufgaben übertragen erhalten. — In dieſem Sufammen- 
hang ſeien auch die im Geſchäftsbereich des Reichsminiſters der Juſtiz mit Rechts : 
fähigkeit ausgeſtatteten Kammern erwähnt: die Reichs ⸗Rechtsanwaltskammer 
(Geſetz vom 13. 12. 1935, RGBl. I, S. 1470, und Bekanntmachung vom 21. 2. 1936, 
RG Bl. 1 S. 107), die Anwaltskammer der Patentanwälte (Geſetz vom 28. 9. 1933, 
NRG Bl. I S. 669) und die Reichsnotarkammer (Verordnung vom 17. 7. 1934, RGBl. I 
S. 712), ferner im Geſchäftsbereich des Miniſteriums des Innern die ebenſalls mit 
Rechtsfähigkeit ausgeſtatteten Kammern: die Reichsärztekammer (Geſetz vom 
13. 12. 1935, RGBl. I S. 1433) und die Reichstierärztekammer (Geſetz vom 3. 4. 1936, 
NRGBl. 1 S. 349). 


An ſonſtigen Einrichtungen, die als Körperſchaften öffentlichen Rechts in den Dienſt 
der Verwaltung geſtellt wurden, kommen im Bereich des Propagandaminiſteriums 
der Werberat der deutſchen Wirtſchaft (Geſetz vom 12. 9. 1933, RG. 
Bl. IJ S. 625, und Verordnung vom 27. 10. 1933, RGBl. I S. 791), der Reichsverband 
der deutſchen Preſſe (Geſetz vom 4. 10. 1933, RG Bl. I S. 713) und der Reichsfremden⸗ 
verkehrsverband (Geſetz vom 26. 3. 1936, RGBl. 1 S. 271), im Bereich des Mint- 
ſteriums des Innern der Deutſche Gemeindetag (Geſetz vom 15. 12. 1933, 
NGBl. I S. 1065), im Bereich des Reichsminiſters der Juſtiz die Akademie für 
Deutſches Recht (Geſetz vom 11. 7. 1934, RGBl. 1 S. 605), im Bereich des 
Arbeitsminiſteriums die kaſſenärztliche Vereinigung Deutſchlands (Verordnung vom 
2. 8. 1933, RGBl. 1 S. 567) und die kaſſenzahnärztliche Vereinigung Deutſchlands 
(Verordnung vom 27. 7. 1933, RGBl. 1 S. 540) in Betracht. — Bei der Reichs 
ſtelle für den Außenhandel wurde der Außenhandelsrat (Geſetz vom 18. 10. 
1933, RGBl. 1 S. 743) gebildet, und im Bereich des RNeichswirtſchaftsminiſter iums 
wurden 19 Außenhandelsſtellen (Verordnung vom 18. 10. 1933, RGBl. I S. 744) 
errichtet. Schließlich find zu nennen: die durch Verordnung vom 4. 9. 1934 (RGBl.! 
S. 816) als juriſtiſche Perſonen geſchaffenen Aber wachungsſtellen für den 
Warenverkehr und die durch Geſetz vom 16. 10. 1934 (RGBl. 1 S. 997) als 
Körperſchaft des öffentlichen Rechts gebildete Deutſche Verrechnungskaſſe. 


) Wegen der Wirtſchaftskammer ſiehe S. 41/12. 
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5. Anter den wirtſchaftlichen Einrichtungen, die, zumeiſt im Bereich 
des Reichsernährungsminiſteriums — aber auch des Reichswirtſchaftsminiſteriums — 
geſchaffen, mit Rechtsfähigkeit ausgeſtattet und bei entſprechender Geſtaltung der 
Reihsauffiht mit umfaſſenden Verwaltungszuſtändigkeiten ausgeſtattet wurden, find 
zu nennen: die Reichsſtelle für Tiere und tieriſche Erzeugniſſe (Verordnung vom 24. 3. 
1934, RGBl. 1 S. 228), die Reichsſtelle für Milcherzeugniſſe, Ole und Fette (Ver- 
ordnungen vom 4. 4. 1933, RGBl. I S. 166, und vom 21. 12. 1933, RGBl. I S. 1109); 
auf dem Gebiete der Eierwirtſchaft die Reichsſtelle für Eier (Geſetz vom 21. 12. 1933, 
RG Bl. 1 S. 1104) ſowie die Eierwirtſchaftsverbände und die Hauptvereinigung der 
Deutſchen Eierwirtſchaft (Verordnung vom 22. 11. 1935, RGBl. 1 S. 1355); ferner 
die Reichsſtelle für Getreide, Futtermittel und ſonſtige landwirtſchaftliche Erzeugniſſe 
(Geſetz vom 30. 5. 1933, RG Bl. 1 S. 313); die Wirtſchaftliche Vereinigung der 
Roggen. und Weizenmühlen (Verordnung vom 10. 7. 1936, RGBl. 1 S. 544); im 
Zuſammenhang mit der Neuordnung der Getreidewirtſchaft find die Getreidewirt - 
ſchaftsverbände und die Hauptvereinigung der deutſchen Getreidewirtſchaft von 
befonderer Bedeutung (Verordnungen vom 10. 7. 1935, RG Bl. 1 S. 1006, und vom 
10. 7. 1936, RGBl. I S. 544). — Auf dem Gebiete der Milchwirtſchaft find die Milch · 
wirtſchaftsverbände und die Hauptvereinigung der deutſchen Milchwirtſchaft (Ver 
ordnung vom 17. 4. 1936, RGBl. 1 S. 374) gebildet, die ſämtlich Nechtsfähigkeit 
beſitzen. 

Auf weiteren wirtſchaftlichen Gebieten wurden geſchaffen: die Garten⸗ und Weinbau ⸗ 
wirtſchaftsverbände mit einer Hauptvereinigung (Verordnung vom 2. 9. 1935, RG. 
Bl. J S. 1123), die Hauptvereinigung der deutſchen Fiſchwirtſchaft (Verordnung vom 
1. 4. 1935, RGBl. 1 S. 542), die Kartoffelwirtſchaftsverbände mit einer Hauptver- 
einigung (Verordnung vom 18. 4. 1935, RGBl. 1 S. 550), die Zuckerwirtſchaftsver⸗ 
bände mit einer Hauptvereinigung (Verordnung vom 10. 11. 1934, RGBl. 1 S. 1173), 
die Brauwirtſchaftsverbände mit einer Hauptvereinigung (Verordung vom 18. 4. 
1935, RGBl. 1 S. 556), ferner die Wirtſchaftlichen Vereinigungen der Margarine · 
und Kunſtſpeiſefettinduſtrie (Verordnung vom 13. 7. 1934, RGBl. 1 S. 720), der 
Miſchfuttermittelherſteller (Verordnung vom 21. 8. 1934, RGBl. 1 S. 795) und der 
Süßwarenwirtſchaft (Verordnung vom 7. 6. 1935, RG Bl. J S. 742) ſowie die Saat · 
gutſtelle (Verordnung vom 4. 9. 1935, RGBl. G. 1143). — Zur Schlachtviehver⸗ 
wertung find als rechtsfähige Einrichtungen Viehwirtſchaftsverbände mit einer Haupt- 
vereinigung gebildet (Verordnungen vom 27.2.1935, RGBl. I S. 301, und vom 8. 4. 
1936, RGBl. 1 S. 366). 

Zu nennen ſind hier auch die Reichsgruppen, Hauptgruppen, Wirtſchaftsgruppen, auch 
Fachgruppen und Untergruppen der gewerblichen Wirtſchaft (unten S. 41), 
ferner bezüglich des Verkehrsgewerbes die Reichsverkehrsgruppen (Seeſchiff⸗ 
fahrt, Fuhrgewerbe uſw.) nebſt Fachgruppen und Antergruppen (Verordnung vom 
25.9.1935, RGBl. I S. 1169). 


6. Die vorſtehend (unter 4 und 5) genannten Beiſpiele zeigen die Mannig- 
faltigkeit der juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts, deren fi das Reich 
zur Ausübung öffentlicher Verwaltungstätigkeit bedient. In den meiſten Fällen, in 
denen Rechtsträger der genannten Art errichtet wurden, hat der Geſetzgeber dieſen 
ausdrücklich „öffentliche“ Rechtsſähigkeit beigelegt, fo daß fie die Fähigkeit befigen, unter 
Staatsaufſicht Verwaltungsakte zu erlaſſen und daß für fie die „Exiſtenznotwendig⸗ 
keit, der Daſeinszwang“) befteht. — Die Gründe für die Schaffung ſolcher juriſtiſcher 
Perſonen des öffentlichen Rechts find mannigfaltig und werden durch die beſonderen 
Bedürfniſſe der verſchiedenen Verwaltungszweige beſtimmt, jet es, daß durch Be⸗ 
treuung eines öffentlichen Verbandes mit Verwaltungsaufgaben eine Stagnation 
der ſtaatlichen Verwaltung überwunden oder ſonſt eine beſondere intenſive Pflege 
eines beſtimmten Lebensgebietes herbeigeführt oder ſchließlich, daß durch öffentlich- 


1) Peters in „Der Deutſche Reichsverwaltungsbeamte 1934 Nr. 17 S. 330. 
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rechtlichen ZJuſammenſchluß der Intereſſenten unter pofitiver Staatsaufſicht bei der 
Durchführung beſtimmter Aufgaben ein Ausgleich öffentlicher und privater Inter 
eſſen erleichtert werden fol. Da die Zweckmäßigkeit oder Notwendigkeit der Los- 
löſung gewiſſer Verwaltungsgebiete aus der unmittelbaren ſtaatlichen Betreuung 
beſonders ſtark im Hinblick auf die „Eigengeſetzlichkeit der Wirtſchaft“ empfunden 
wird, finden ſich, wie gezeigt, gerade auf wirtſchaftlichem Gebiete die meiſten 
Beiſpiele für die Abertragung beſtimmter Verwaltungsaufgaben an juriſtiſche Per ⸗ 
fonen des öffentlichen Rechts. — Nachdem die neueſte Rechtsentwicklung mehr und 
mehr den Grundſatz der Anterſcheidung zwiſchen öffentlichem und privatem Recht ver · 
laſſen hat, iſt es nicht entſcheidend, ob eine Körperſchaft ausdrücklich als ſolche 
des öffentlichen Rechts bezeichnet iſt. Bei Fehlen einer diesbezüglichen ausdrück⸗ 
lichen Beſtimmung iſt vielmehr maßgeblich, ob die Körperſchaft nach ihrer ganzen 
Stellung, ihren Aufgaben, Rechten und Pflichten nach heutiger Staatsauffaſſung der 
Sphäre des „Offentlichen“ angehört; dies wird insbeſondere dann der Fall ſein, 
wenn z. B. Organiſationen auf wirtſchaftlichem Gebiet einen Zweck verfolgen, der 
eine über die eigenen materiellen Intereſſen der beteiligten Kreiſe hinausgehende 
Regelung des Wirtſchaftslebens zum Gegenſtand hat. 

d) Probleme des Derwaltungsausbaues 

1. Die nationalſozialiſtiſche Revolution übernahm die Reichsverwaltung in dem 
unbefriedigenden Zuſtand, den fie unter dem Rechtszuſtand der Weimarer Ver 
faſſung zwangsläuſig angenommen hatte. Wie ſchon oben (S. 3) gezeigt, ſtand 
die Weimarer Verfaſſung mit ihrem Grundſatz der Teilung aller Staatshoheit, alſo 
auch der Verwaltungshoheit zwiſchen dem Reich und den Ländern einem vernünftigen 
Ausbau der öffentlichen Verwaltung entgegen. In die ſtarren Vorſchriften der alten 
Verſaſſung über die Zuſtändigkeitsverteilung waren dann hier und dort Breſchen 
gelegt worden, indem für den einen oder anderen Verwaltungszweig eine beſondere 
Reichsverwaltungsorganiſation, d. h. ein von der Reichsſpitze bis zur unteren 
Inſtanz durchorganiſierter Behördenaufbau des Reichs geſchafſen wurde. Der Auf⸗ 
bau dieſer Sonderverwaltungen iſt keineswegs nach einheitlichen Geſichtspunkten 
erfolgt; dies zeigt ſchon die große Verſchiedenheit in der Bezirkseintei⸗ 
lung dieſer Verwaltungsbezirke bei den einzelnen Verwaltungszweigen: Glie⸗ 
derung der Reichsfinanzverwaltung in 23 (vorher 26) Landesfinanzämter, 
der Reichsbahn verwaltung in 27 (vorher 30) Reichsbahndirektionen, Ein ⸗ 
teilung der Poſt verwaltung in 41 (vorher 45) Ober- (jetzt Reichs) Poftdiret- 
tionen, Antergliederung der Reichsarbeits verwaltung in 14 Landes- 
arbeitsämter und der Reichsverſorgungs verwaltung in 11 (vorher 23) 
Hauptverforgungsämter. Die im Jahre 1934 vorgenommene Einteilung in Verwal⸗ 
tungsbezirke bei den in Betracht kommenden Sonderverwaltungen ergab die 
Schaffung von 13 (jest 14) Wirtſchaſtsbezirken für die Treuhänder der 
Arbeit (in Anlehnung an die Bezirke der Landesarbeitsämter), die Bildung von 
31 Landesſtellen für Volksaufklärung und Propaganda und 
die Einteilung der Luftfahrtverwaltung in 14 Luftämter. Die Wehrmacht 
iſt gegliedert in 12 Wehrkreiſe mit 32 Wehrerſatzinſpektionen und 275 Wehrbezirks⸗. 
kommandos (Verordnung vom 1. 10. 1936, RG Bl. 1 S. 811). 

Dadurch, daß mit dem durch das Neuaufbaugeſetz geſchaffenen ſtaatsrechtlichen 
Zuſtand die Landesverwaltungen zu (mittelbarer) Reichsverwaltung geworden find, 
iſt neben die bereits beſtehende unmittelbare Verwaltungsorganiſation des 
Reichs als mittelbare Reichsverwaltung die derzeitige Verwaltungsorgani⸗ 
ſation der Länder getreten. Dies führt zwangsläufig zu gewiſſen Aberſchneidungen; 
da nach dem alten Verfaſſungszuſtand mancherlei zuſammenhängende Verwaltungs- 
gebiete zwiſchen dem Reich und den Ländern aufgeteilt waren, kann es ſich bei einer 
Vereinigung der Reichs- und Länderverwaltung ergeben, daß für gleiche oder eng 
benachbarte Verwaltungsgebiete zunächſt etwas Doppelarbeit geleiſtet wird; die 
erfolgte Wiederherſtellung der Einheit der Verwaltung ergibt jedoch große Reform- 
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und Vereinfachungsmöglichkeiten. Die beſeitigte Teilung der Verwaltungshoheit 


j 


i 
j 


ermöglicht alſo die Beſeitigung von Mängeln, die ſich aus der Verſchiedenheit des 


Verwaltungsträgers ergeben haben. Zum Beiſpiel gehörte die Bewirtſchaftung des 
Waſſers in den größeren Flüſſen, ſoweit das Waſſer dem Verkehr diente, zur 
Zuſtändigkeit des Reichs und zum Geſchäftsbereich des Reichsverkehrsminiſters; 
ſoweit das gleiche Waſſer aber für Zwecke der Landeskultur dienftbar gemacht 
wurde, war die Kompetenz des Landes gegeben. — Die Ausſtattung der Reichs⸗ 
ſtatthalter und der Oberpräſidenten mit zentralen Verwaltungsbefugniſſen (oben 
S. 5) ſchafft die äußeren Vorausſetzungen dafür, daß die aus dem Nebeneinander 
von Reichs ⸗ und Landesverwaltung ſich ergebenden Aberſchneidungen beſeitigt und 
Rationaliſierungsmaßnahmen erleichtert werden. 


2. Wenn als Folge des Aberganges der Verwaltungshoheit von den Ländern auf 
das Reich nach dem Neuaufbaugeſetz ein Landesverwaltungszweig verreichlicht wird, 
fo liegt für die Neuorganiſation der öffentlichen Verwaltung eine gewiſſe Er- 
ſchwernis darin, daß die mit der Reichsverwaltung nunmehr zu einer organiſchen 
Einheit verbundene Landesverwaltung in den deutſchen Ländern bisher ſehr ver- 
ſchiedenartig aufgebaut war. Die Erweiterung, die die Reichsverwaltung infolge 
des neuen ſtaatsrechtlichen Zuſtandes unter dem Neuaufbaugeſetz mittelbar erfahren 
hat, entbehrt alſo in der äußeren Form zunächſt noch der Einheitlichkeit, wie die unten 
S. 31 aufgeführten Beiſpiele zeigen werden. Die Neuaufbaugeſetzgebung hat 
inzwiſchen auf manchen wichtigen Teilgebieten zur Vereinheitlichung nicht nur des 
materiellen Rechts, ſondern auch der Verwaltungs organiſation geführt (Gemeinde ⸗ 
verwaltung, Forſtverwaltung, Geſundheitsverwaltung, Vermeſſungsweſen, Natur- 
ſchutz uſw.). 

3. Eine grundlegende Neuordnung im Verwaltungsaufbau und die Schaffung eines 
ſtaatlichen Verwaltungsapparates, der den höchſten an eine rationelle Verwaltung 
zu ſtellenden Anforderungen reſtlos entſpricht, konnte nicht das erſte Ziel einer 
Revolution ſein. Dringlicher war es, entſprechend dem neuen Inhalt des Staates 
der Verwaltung neue Ziele zu ſetzen und fie wie ihre Träger mit neuem Gei ſte 
zu erfüllen. Die nunmehr beſtehende Einheit der Verwaltungshoheit, die erfolgte 
Anterſtellung der Landesverwaltung unter die Reichsverwaltung und die fo 
geſchaffene Verbindung zwiſchen beiden haben die Vorausſetzungen für die Verein ⸗ 
heitlichung und Vereinfachung der öffentlichen Verwaltung geſchaffen. 


IV. Der Aufbau der Reichsserwaltung in den einzelnen 
Derwaltungs zweigen!) 
Im nachſtehenden ſoll unter Anlehnung an die Gliederung in Reichs 
miniſterien ein Aberblick über die Verwaltungsorganiſation und die Verwal- 
tungstätigkeit des Reichs in den einzelnen Verwaltungszweigen gegeben werden, 
wobei den „inneren“ (nichtwirtſchaftlichen) Miniſterien die „wirtſchaftlichen“ 
Minifterien und den „Hoheitsverwaltungen“ die „Betriebsverwaltungen“ folgen. 


a) Die oberſte Spitze der Derwaltung 

An der Spitze der Reichsverwaltung ſteht heute der Führer und Neichskanzler, in 
deſſen Amt nach dem Geſetz vom 1. 8. 1934 (RGBl. 1 S. 747) auch das Amt des 
Reihspräfidenten aufgegangen iſt. Alle Funktionen ſtaatshoheitlicher und ver- 
waltungsmäßiger Art, die die Weimarer Verfaſſung dem Reichspräſidenten über ⸗ 
tragen hatte, ſind zuſammen mit den Zuſtändigkeiten des ſührenden Mitglieds der 
Reichsregierung im Amt des Führers und Reichskanzlers vereinigt. In ſeiner 
Perſon haben ſich aber nicht nur die bisherigen verfaſſungsmäßigen Funktionen ſo⸗ 
wohl des Reichspräſidenten als auch des Reichskanzlers zufammen- 
gefunden, ſondern darüber hinaus ſtellt ſich das neue Staatsoberhaupt in der erſt 


) Entſpricht in den Grundzügen dem Stande von Mitte 1936. 
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maligen Prägung als „Führer“ dar. Neben dem Zuſtändigkeitsbereich des 
früheren Reihspräfidenten und des Reichskanzlers ergibt ſich alſo noch ein dritter 
Wirkungsbereich aus der beſonderen Struktur des Führerſtaates, der dem Ober⸗ 
haupt eine bisher nicht gekannte, aus dem perſönlichen Treueverhältnis zwiſchen 
Führer und Volksgenoſſenſchaft entſpringende Machtvollkommenheit verleiht. 

1. Die erſte Funktionsgruppe des Führers und Reichskanzlers deckt ſich mit der 
des Reichspräſidenten nach dem Weimarer Verfaſſungsrecht. Dieſer hatte 
neben den Zuſtändigkeiten repräſentativer und allgemein hoheitlicher 
Art zahlreiche Kompetenzen auf dem Gebiete der Verwaltung. Hierher ge- 
hören neben dem Oberbefehl über die Wehrmacht das Gnadenrecht, das Beamten ⸗ 
ernennungsrecht und vor allem die „oberſte Organiſationsgewalt“. Dieſe letztere 
bedeutet das Necht des oberſten Repräfentanten des Staates, nach der organiſa⸗ 
toriſchen Seite den „Regierungsapparat“ den Bedürfniſſen entſprechend zu geftalten, 
ſoweit es ſich um die Grundzüge des Behördenaufbaues handelt. So hatte die 
Geſchäftsordnung der Reichsregierung (8 8) die Feſtlegung des Geſchäftsbereichs der 
einzelnen Reichsminiſterien ausdrücklich dem Reichspräſidenten übertragen. Aber 
nicht nur in der Miniſterialinſtanz konnte der Reichspräſident organiſatoriſch tätig 
werden, ſondern ganz allgemein beim Aufbau der Verwaltung, ſoweit nicht etwa 
eine Verwaltungsorganiſation auf Geſetz beruhte und ſoweit ſich nicht aus dem 
Haushaltsrecht Beſchränkungen herleiteten. Die Organiſationsgewalt des Reichs⸗ 
präfidenten offenbarte ſich vor allem bei der Errichtung der neuen Neichsminiſterien 
(Volksaufklärung und Propaganda; Luftfahrt; Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks- 
bildung), die ſämtlich durch Organiſationserlaſſe des Reihspräfidenten ins Leben 
gerufen worden find. Alle dieſe Funktionen find nun auf den Führer und Reichskanzler 
übergegangen (z. B. Errichtung des Miniſteriums für die kirchlichen Angelegenheiten). 
2. Beim Führer und Reichskanzler verbleibt ferner der bisherige Aufgabenkreis 
des Reichskanzlers. Die ſich hieraus ergebenden Funktionen eines Regie ⸗ 
rungscheſs find vorwiegend ſolche der Regierung; fie bewegen ſich vor allem auf 
der Ebene des Staatsrechts und der Politik. Jedoch weiſen zahlreiche Geſetze und 
Verordnungen dem „Reichskanzler“ auch wichtigere Verwaltungs aufgaben 
— Ernennungsrecht, Entſcheidungen — zu. 

3. Im Führerſtaat kann ſich die Zuſtändigkeit des Regierungschefs nicht auf die 
„Beſtimmung der Richtlinien der Politik“ beſchränken. Anter dem Weimarer 
Rechtszuſtand war jeder Reichsfachminiſter außerhalb dieſer Richtlinientompetenz 
des Leiters der Regierung als oberſte Spitze feines Verwaltungsbereichs felb- 
ſtändig; Weiſungen ſeitens des Regierungschefs, die nicht mehr die Beſtimmung 
von Richtlinien zum Gegenſtand hatten, ſondern bereits einen „Eingriff“ in den 
einzelnen Geſchäftsbereich bedeuteten, war der Reſſortminiſter nicht mehr unter- 
worfen. Heute im Führerſtaat indes findet letztlich die geſamte ſich in den „Reichs ⸗ 
miniſtern“ verkörpernde, in der mehrköpfigen „Reichsregierung“ zuſammengeſaßte 
„Reichs verwaltung“ ihre Spitze in der Perſon des Führers, der ſomit ebenſo zum 
wirklichen oberſten Leiter der NReichsverwaltung wird, wie er oberſter Reprä- 
ſentant des Reiches iſt. Der Begriff der „Kollegialregierung“ mit Miniſtern, 
die zwar an die „vom Reichskanzler beſtimmten Richtlinien der Politik“ gebunden, 
im übrigen aber ſelbſtändig waren, iſt im Führerſtaat überholt, fo daß die oberſte 
Spitze eines jeden Verwaltungszweiges der Führer und Reichskanzler iſt; inſofern 
hat alfo auch auf dem Gebiet der Verwaltung die Stellung des früheren Reichs- 
kanzlers einen gewaltigen Ausbau erfahren. Der Führer und Reichskanzler iſt kraft 
ſeiner beſonderen Machtvollkommenheit im Führerſtaat in der Lage, über die 
Beſtimmung der Richtlinien der Politik hinaus einzelne Verwaltungsmaßnahmen, 
d. B. Straßenbauten, Enthaftungen, Anterſtützungsbewilligungen anzuordnen oder 
ſonſt innerhalb der Geſamtverwaltung des Reiches eine beliebige Einzelſrage an 
ſich zu ziehen oder deren Behandlung in einem beſtimmten Sinne durch Anweiſung 
an den Reſſortchef herbeizuführen. 
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Zur Erledigung der Geſchäfte des Führers und Reichskanzlers beſtehen zwei felb- 
ftändige Büros, deren Chefs (Staatsſekretäre) im Zuſammenhang mit der Entlaſtung 
des Führers und Reichskanzlers nach der Verbindung der beiden höchſten Amter gegen ⸗ 
über dem früheren Rechtszuſtand einen erweiterten Zuſtändigkeitsbereich erhalten 
haben (3. B. Verordnung vom 4. 9. 1933, RGBl. I S. 827): der Staatsſekretär 
und Chef der Präſidialkanzlei und der Staatsſekretär und 
Chef der Reichskanzlei. Die erſtere hat die Zuſtändigkeiten des früheren 
„Büros des Reichspräfidenten“ übernommen, an deſſen Spitze ebenfalls ein Staats- 
ſekretär ſtand; der Staatsſekretär und Chef der Präfidialkanzlei leitet mithin die 
hoheitlichen Akte zeremonieller Art, die dem Staatsoberhaupt als Repräfentanten 
des Reiches obliegen, wie Empfänge auswärtiger Souveräne und Geſandten, und 
bereitet die Durchführung der übrigen bisher vom Neichspräfidenten erledigten Ge⸗ 
ſchäfte vor, wie z. B. den unterſchriftlichen Vollzug der Beamtenernennungen, Ver⸗ 
leihung von Titeln und Orden, Vornahme von Gnadenakten ſowie vor allem Organi- 
ſationsanordnungen. — Der Staatsſekretär und Chef der Reichskanzlei hingegen 
hat den Führer und Reichskanzler bei den Regierungshandlungen und Verwal- 
tungsanordnungen, die ſich aus dem Tätigkeitsbereich als Reichskanzler und Führer 
der Nation ergeben, zu unterſtützen, insbeſondere die Kabinettsſitzungen vorzu ; 
bereiten und den Verkehr mit den Reichsreſſorts zu bewerkſtelligen. 

Der Führer und Reichskanzler hat ferner als Führer der Nationalſozialiſtiſchen 
Deutſchen Arbeiterpartei eine weitere Dienſtſtelle, die die Bezeichnung „Kanzlei des 
Führers“ trägt; fie ſteht unter einem Neichsleiter mit der Bezeichnung „Chef der 
Kanzlei des Führers“. 

Die Entlaftung des Führers und Reichskanzlers bezweckt die in- 
zwiſchen erfolgte Delegierung von Zuſtändigkeiten auf dem Gebiet des Beamten⸗ 
ernennungsrechts (Verordnung vom 18. 8. 1934, RGBl. 1 S. 7885), bei der Aus- 
führung des Reichsbeamtengeſetzes (Verordnung vom 4. 9. 1934, RGBl. I S. 827, 
vgl. auch Erlaß vom 14. 8. 1934, RGBl. J S. 773) und bei der Begnadigung in 
Dienſtſtrafſachen (Geſetz und Erlaß vom 24. 10. 1934, RG Bl. 1 ©. 1069). 


b) Die einzelnen Derwaltungszweige 

Vorbemerkung: Wenn im nachſtehenden die einzelnen Verwaltungszweige unter 
engſter Anlehnung an die Gliederung der zentralen Reichs verwaltung in Neichsminiſter ien 
dargeſtellt werden, fo tft vorweg darauf hinzuweiſen, daß unter den Reichsminiſterien ſolche 
zu unterſcheiden find, die zugleich Preußiſche Miniſterien (alſo „Reichs ⸗ und 
Preußiſche Miniſterien“) find (oben Seite 7) und ſolche Miniſterien, die nur Neichs⸗ 
angelegenheiten beſorgen (alſo lediglich „Reichsminiſterien“ find). Zur erſteren Gruppe der 
„KNeichs⸗ und Preußiſchen Miniſter ien“ gehören das Innenminiſter ium, das Wirtſchafts⸗ 
miniſterium, das Arbeitsminiſterium, das Verkehrsminiſterium, das Miniſterium für Er⸗ 
nahrung und Landwirtſchaft, das Miniſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 
ſowie das Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiten (vgl. auch Reichsforſtamt und 
Preußiſches Landesforſtamt). — Alle übrigen Miniſterien find lediglich „Reichs 
miniſterien“ (Auswärtiges, Krieg, Finanzen, Juſtiz, Poſt, Volksaufklärung und Propaganda 
ſowie Luftfahrt). Wenn im Verlaufe der Darſtellung der Miniſterien die einfache Fach⸗ 
bezeichnung eines Miniſteriums ohne Zuſatz „Reichs oder „Reichs⸗ und Preußiſches“ 
angewandt wird (z. B. Juſtizminiſterium, Innenminiſterium uſw.), fo iſt darunter jeweils 
das „Reichs miniſterium“ bzw. das „Reichs- und Preußiſche Miniſterium“ zu 
verſtehen. Die ſtaatsrechtliche Entwicklung wird zwangsläufig dahin führen, daß die Be⸗ 
zeichnung „Miniſterium“ lediglich für die Zentralſtellen des Reichs, alſo nicht mehr der 
Länder, verwendet wird. 

Führen die vereinigten Reichs ⸗ und Preußiſchen Miniſterien als Dienſtſtelle wie in der 
Amtsbezeichnung der Miniſter die „Reichs und Preußiſche“ Bezeichnung, jo lautet die 
„Firmierung“ bei der Anterzeichnung von Rechtsnormen des Reichs nur „Reichsminiſter“, 
nicht alſo „Reichs ⸗ und Preußiſcher Minifter”. Bei Vollziehung von Urkunden über Er- 
nennungen und Beförderungen von Beamten zeichnen die genannten Miniſter jedoch immer 
als „Reichs ⸗ und Preußiſcher Miniſter“, ohne Rüdfiht darauf, ob es ſich um einen unmittel · 
baren Reich sbeamten oder um einen Landesbeamten (= mittelbaren Reihsbeamten) handelt 
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In den Urkunden iſt jedoch jeweils zweifelsfrei erſichtlich gemacht, ob es ſich um die Er ⸗ 
nennung uſw. eines Reichs- oder eines preußiſchen Beamten handelt. 


1. Das Reichs- und Preußiſche Miniſterium des Innern 


Das Reichsminiſterium des Innern ift für die geſamten Reichsminiſterien die mater 
ministorium; aus ihm find die meiſten RNeichsminiſter ien der inneren Verwaltung hervor 
gegangen. Bei Bildung der neuen Miniſterien ſind bei der früheren Mutterbehörde, dem 
Reichsamt des Innern, mancherlei Grenzgebiete zurückgeblieben, deren Abgabe an die neuen 
Zentralſtellen vor allem auch wegen des Zuſammenhanges mit der Allgemeinen Verwaltung 
unzwedmäßig war. Die Tatigkeit des Reichsminiſteriums des Innern iſt daher weit geſpannt 
und vielſeitig. Der beſonderen Stellung des Reichsminiſteriums des Innern als Ver⸗ 
ſaffungs⸗, Geſetzgebungs⸗ und Organiſationsminiſterium wird auch das Neuaufbaugeſetz vom 
30. 1. 1934 gerecht, indem es dem Neichsminiſter des Innern auch die Neugeſtaltung der 
Reichsverwaltung als Beſtandteil des Neuaufbaues des Reichs übertrug. 

Im Zuge des Neuaufbaues des Dritten Reichs hat das Reihsminifterium des Innern 
wichtige Aufgabengebiete an neugeſchaffene Reihsminifterien abgegeben, fo vor allem an das 
Reichserziehungsminiſterium und das Miniſterium für die kirchlichen Angelegenheiten ſowie 
an das Propagandaminiſterium, das Luftfahrtminiſterium und das Reihsforftamt. 

Im Miniſterium des Innern finden folgende Verwaltungszweige ihre Spitze: 

Die Allgemeine Verwaltung: Während unter dem Rechtszuſtand vor dem 30.1. 
1934 auf dieſem Gebiete das Reichsminiſterium des Innern keinerlei direkte Zuſtändigkeiten 
beſaß, iſt das Miniſterium des Innern ſeitdem zur Spitze der Allgemeinen Inneren Verwal⸗ 
tung geworden: nachdem zunächſt das Zweite Gleichſchaltungsgeſetz durch die Einrichtung der 
Reichsſtatthalter gewiſſe Befugniſſe der Landesverwaltung in die Hand von Neichsbeamten 
(Reichsſtatthaltern) gelegt und fo dem Reihe mittelbare Einwirkung vorerſt nur auf wenigen, 
aber wichtigen Teilgebieten der Landesverwaltung gegeben hatte (Näheres unten S. 30 ff.), 
find durch das Neuaufbaugeſetz vom 30.1.1934 ſämtliche Hoheitsrechte auf dem weiten Gebiete 
der Allgemeinen Landesverwaltung auf das Reich übergegangen. Die Landesminiſterien, in 
dieſem Zuſammenhang die Innenminiſterien der Länder, find dem Reichsminiſterium des 
Innern unterſtellt worden und haben hierdurch gewiſſermaßen den Charakter von dem Reichs⸗ 
miniſterium des Innern nachgeordneten Behörden erhalten, fo daß die „Allgemeine Landesver · 
waltung“ eine dem Reichsminiſterium des Innern nachgeordnete Verwaltung geworden iſt. 
Beſonderen Ausdruck findet die Einwirkungsmöglichkeit des Reichsminiſteriums des Innern 
auf dem Gebiete der Allgemeinen Verwaltung auch darin, daß die Reichsſtatthalter mit ihren 
vorwiegend auf dem Gebiete der Allgemeinen Landesverwaltung liegenden Befugniſſen dem 
Reichsminiſterium des Innern auffichtlich unterſtellt find. Im Verhältnis zwiſchen dem Reich 
und Preußen iſt die Verbinbung zur Allgemeinen Landesverwaltung durch die Vereinigung 
der Innenminiſterien vertieft. 

Die Polizei verwaltung iſt ein weiterer wichtiger Verwaltungszweig des Reichs · 
miniſteriums des Innern. Die frühere Polizeihoheit der Länder war durch das Neuaufbau⸗ 
geſetz vom 30. 1. 1934 auf das Reich übergegangen und wird durch das Reichsminiſterium des 
Innern ausgeübt. Es bedient ſich dabei im weſentlichen der ihm unterſtellten Innenminiſter ien 
(Polizeiminiſterien) der Länder und deren Polizeiorganiſation. Der Behörden apparat 
der Polizei baut fi in den verſchiedenen deutſchen Ländern im großen und ganzen einheitlich 
auf: Unter der Oberaufſicht der Innenminiſterien als Landeszentralbehörden findet man in 
Unterordnung untereinander regelmäßig Landes mittelbehörden, Kreis. (Bezirks-) Polizei⸗ 
behörden und Ortspolizeibehörden, letztere zumeiſt nicht verſtaatlicht. 

An einzelnen Sparten innerhalb der Polizeiverwaltung find neben der allgemeinen Ver ⸗ 
waltungspolizei hervorzuheben die Politiſche (Geheime Staats-) Polizei, 
die Kriminalpolizei und die uniformierte Polizei; letztere zerfällt nach 
Aber führung der Landespolizei in die Wehrmacht (Geſetz vom 3. 7. 1935) in ſtaatliche 
Revierpolizei, Gendarmerie (Landjägerei) und Gemeindepolizei. 

Zur einheitlichen Zuſammenfaſſung der polizeilichen Aufgaben im Reich iſt durch Erlaß des 
Führers und Reichskanzlers vom 17. 7. 1936 (RG Bl. I S. 487) ein „Chef der Deutſchen Polizei 
im Reichsminiſterium des Innern“ eingeſetzt worden, dem zugleich die Leitung und Bearbei⸗ 
tung aller Polizeiangelegenheiten im Geſchäftsbereich des Minifteriums übertragen wurde. 
Zum Chef der Deutſchen Polizei im Neichsminiſterium des Innern wurde vom Führer der 
ſtellvertretende Chef der Geheimen Staatspolizei Preußens, Reichsführer SS Heinrich Himmler, 
ernannt; er iſt dem Innenminiſter perſönlich und unmittelbar unterſtellt, vertritt ihn für feinen 
Geſchaftsbereich in deſſen Abweſenheit und hat das Recht der Teilnahme an den Sitzungen des 
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Reichskabinetts, ſoweit fein Geſchäftsbereich berührt wird. Seine Dienſtbezeichnung lautet: 
„Der Reichsführer SS und Chef der Deutſchen Polizei im Neichsminiſterium des Innern.“ 


Im Bereich der Sicherheitspolizei wurden mit Wirkung vom 1. 10. 1936 Vereinheit ; 
lichungsmaßnahmen durchgeführt, die über die Vereinheitlichung der bisher ſehr verſchieden⸗ 
artigen Behördenbezeichnungen hinausgehen. So iſt auf dem Gebiet der politiſchen 
Polizei das (Preußiſche) „Geheime Staaspolizeiamt“ mit der Wahrnehmung der Aufgaben 
des Politiſchen Polizeikommandeurs ſämtlicher Länder beauftragt worden; die nachfolgenden 
Behörden der politiſchen Polizei heißen „Staatspolizeiſtellen“. Auf dem Gebiet der 
Kriminalpolizei wurde das Preußiſche „Landeskriminalpolizeiamt“ mit der fachlichen 
Leitung der Kriminalpolizei aller deutſchen Länder beauftragt; die Behörden der Kriminal- 
polizei führen die Bezeichnung „Kriminalpolizeiſtellen“, für die in kriminal⸗geographiſch 
zuſammenhängenden Bereichen „Kriminalpolizeileitſtellen“ als fachliche Auffichtsbehörden 
und Sammelſtellen eingerichtet ſind. — Gelegentlich dieſer Vereinfachungsmaßnahmen wurden 
auch die örtlichen Zuſtändigkeitsſchranken für die Beamten der Sicherheitspolizei befeitigt, 
ſo daß die Beamten der Geheimen Staatspolizei ſowie der Kriminalpolizei innerhalb ihrer 
ſachlichen Zuſtändigkeit im ganzen Reichsgebiet polizeiliche Amtshandlungen vornehmen 
können. — Diefe Maßnahmen haben an dem Verhältnis der Behörden der Sicherheitspolizei 
zu den Behörden der allgemeinen und inneren Verwaltung nichts geändert, ſo daß es bei der 
verwaltungsmäßigen Zuſtändigkeit der Länder verblieben iſt. 


Die Kommunal verwaltung findet ebenfalls ihre Spitze im Reichsminiſterium des 
Innern. Nachdem zunächſt durch die Vereinigung des Innenminiſteriums des Reichs und 
Preußens engere Verbindung zwiſchen der Reichszentrale und der gemeindlichen Selbftver- 
waltung hergeſtellt war und das Reichsinnenminiſterium durch die Bildung des feiner Auf⸗ 
ſicht unterſtellten „Deutſchen Gemeindetags“ (Geſetz vom 15. 12. 1933, RGBl. I S. 1065) 
bereits vorher in unmittelbare Beziehung zum Kommunalweſen getreten war, hat die Deutſche 
Gemeindeordnung vom 30. 1. 1935 den Reichsinnenminiſter zur oberſten Aufſichtsbehörde 
gegenüber der Gemeindeverwaltung gemacht. 

Die Geſundheits verwaltung des Reichs iſt entſprechend der durch den national ⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat auf dem Gebiete des Geſundheitsweſens weit geſteckten Ziele (z. B. erb- 
geſunder Nachwuchs! RNaſſefragen!) erheblich ausgebaut worden: Bisher war der Ver 
waltungsapparat des Reichs auf die Reichs zentrale beſchränkt. Nunmehr (ab 1. 4. 1935) 
iſt zur einheitlichen Durchführung des öffentlichen Geſundheitsdienſtes in der unteren 
Verwaltungsinſt anz eine reichseinheitliche Verwaltung aufgezogen: bei den unteren 
„ſtaatliche Geſundheitsämter“ gebildet, an deren Spitze ein „ſtaatlicher Amtsarzt“ ſteht; unter 
Amſtänden können kommunale Einrichtungen als Erſatz für die ſtaatlichen Geſundheitsämter an- 
erkannt werden, und ausnahmsweiſe kann an ihrer Spitze ein nicht ſtaatlicher Amtsarzt ſtehen 
(Geſetz vom 3. 7. 1934, RGBl. I S. 351). In der Mittelinſtanz bleiben die Oberſten 
Landesbehörden als dem Reichsminiſterium des Innern nachgeordnete Dienſtſtellen erhalten. 
Wenn von der verfaſſungsmäßigen, geſetzgeberiſchen, organiſatoriſchen und politiſchen Be⸗ 
tätigung des Miniſteriums abgeſehen wird, find aus dem Arbeitsbereich des Reichs- 
miniſteriums des Innern noch folgende Gebiete hervorzuheben: 


Das Beamtenweſen bildet einen wichtigen Zweig im Geſchäftsbereich des Reichs- 
miniſteriums des Innern. Das Beamtenrecht, das bisher noch weitgehend landesrechtlich 
geregelt iſt, dürfte in weitem Amfange reichseinheitliche Regelung erfahren. — Das Wohl 
fahrtsweſen gehört zur Zuſtändigkeit des RNeichsminiſteriums des Innern, und zwar 
ſowohl die ſtaatliche Fürſorge wie die freie Wohlfahrtspflege. Das Vermeſſungs⸗ 
weſen, das bisher in den deutſchen Ländern unter Mängeln verfhiedenfter Art litt, iſt 
durch Geſetz vom 3. 7. 1934 (RGBl. 1 S. 534) zur Reichsangelegenheit gemacht und der 
Leitung des Reichsminiſters des Innern unterſtellt. Ein neuer Tätigkeitsbereich für das 
Miniſterium des Innern hat ſich auf wichtigen Gebieten eröffnet: Das Sportweſen iſt 
beim Reichsminiſterium des Innern zentraliſiert, indem das durch Geſetz des Führers und 
Reichskanzlers vom B. 4. 1936 zur Bearbeitung aller Sportfragen geſchaffene „Reichsſport⸗ 
amt“, an deſſen Spitze der Reichsſportführer ſteht, dem Innenminiſter unterſtellt wurde. 
Dem Miniſterium wurden angegliedert die in Auswirkung der allgemeinen Wehrpflicht 
geſchaffene „Sentralftelle für das Erfaſſungsweſen“, ferner die „Reichsſtelle für Sippen ⸗ 
ſorſchung“, die ihre erſte Grundlage im Berufsbeamtengeſetz hatte, und ſchließlich der in Aus- 
führung des Blutſchutzgeſetzes errichtete „Reichsausſchuß zum Schutze des deutſchen Blutes“. 


Auch der Arbeitsdienſt, der zunächſt als freiwilliger Arbeitsdienſt vom Reichs- 
arbeitsminiſterium reſſortierte, dann dem Reichsinnenminiſterium unterſtellt worden war 
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(Geſetz vom 3. 7. 1934, RG Bl. 1 S. 581), gehört zum Geſchäftsbereich des Innenminiſteriums. 
Nach dem Reichsarbeitsdienſtgeſetz vom 26. 6. 1935 (RGBl. I S. 769) übt unter dem Reiches 
minifter des Innern der Reich sarbeitsführer die Beſehlsgewalt über den Neichsarbeitsdienſt aus. 
Aus dem weiteren Tätigkeitsbereich des Miniſteriums ſeien noch genannt die Deutſchtums⸗ 
pflege, das Veterinärweſen, die Paßangelegenheiten, das Auswanderungsweſen und die 
wichtigen Reichsangehörigkeitsſachen. Auf die Bedeutung der Zuſammenfaſſung aller polizei- 
lichen Zuſtändigkeiten im Innenminiſter ium wurde bereits hingewieſen. 

Das Neichs⸗ und Preußiſche Miniſterium des Innern gliedert ſich in eine dem Staatsſekretär 
unmittelbar unterſtehende Zentralabteilung und in folgende Fachabteilungen: I. Verfaſſung 
und Geſetzgebung; II. Beamtentum und Verwaltung; IV. Volksgeſundheit; V. Kommunal- 
verwaltung; VI. Deutſchtum, Leibesübungen und Vermeſſungsweſen. — Die Abteilung VII 
iſt befaßt mit dem Neichsarbeitsdienſt. — Die frühere Abteilung III (Polizei) iſt unter Zu⸗ 
legung weiterer mit der Polizei zuſammenhängender Sachgebiete auf den dem Miniſter per- 
ſönlich und unmittelbar unterſtehenden Reichsführer SS und Chef der Deutſchen Polizei im 
Reichs- und Preußiſchen Miniſterium des Innern übergegangen (ſiehe oben S. 21). Für 
feinen Geſchäftsbereich find gebildet das Hauptamt Ordnungspolizei und das Hauptamt Sicher - 
heitspolizei, deren erſteres in das Kommandoamt fowie in das Amt für Verwaltung und Recht, 
deren ae in die Amter Verwaltung und Recht, Politiſche Polizei, Kriminalpolizei unter- 
An reichseigenen Behörden im Geſchäftsbereich des Reichsminiſteriums des 
Innern find u. a. zu nennen: Reichsgeſundheitsamt, Reichsſtelle und Reichskommiſſare für das 
Auswanderungsweſen, Bundesamt für das Heimatweſen, Reichsarchiv, Neihsamt für Landes⸗ 
aufnahme und die Diſziplinarbehörden (Reichsdiſziplinarhof und Neichsdiſziplinarkammern). 


2. Neichsfinanzminiſterium 

Das RNeichsfinanzminiſterium, bei dem die Haushaltsführung und das Steuerweſen des 
Reichs ſowie die Verwaltung der Zölle und Verbrauchsabgaben liegen, beſitzt einen eigenen 
nachgeordneten Behördenunterbau: die Mittelinſtanz bilden 23 Landesfinanzämter, 
deren jedes aus einer Präfidialſtelle, einer Steuerabteilung und einer Zollabteilung beſteht. 
Den Landesfinangämtern angegliedert find die Finanzgerichte, die im Reichsfinanzhof in 
München ihre Spitze finden. In der Anter inſtanz verfügt die Reichsfinanzverwaltung 
über 917 Finanzämter; in der Zollverwaltung beſtehen 199 Hauptzollämter, 885 Bezirks- 
zollkommiſſariate und 1315 Zollämter. Der RNeichsfinanzhof in München iſt oberſte 
Spruch und Beſchlußbehörde in Neichsſteuerſachen, zugleich oberſte Spruchbehörde für ſolche 
Landesabgaben, für die er vom Reichsminiſter der Finanzen beſonders beſtellt iſt. 

Das Reihsfinanzminifterium gliedert ſich in folgende Abteilungen: Abteilung I: Reichs- 
haushalt; Unterabteilung I A: Banken, Rechtsfragen, finanzielle Beziehungen zum Ausland; 
Anterabteilung IB: Beamtenangelegenheiten, Liegenſchafts⸗ und Bauverwaltung; Abteilung II: 
Zollverwaltung; Anterabteilung II A: Verbrauchsabgaben; Abteilung III: Steuerverwaltung 
(Beſitz und Verkehrſteuern). Als Dienſtſtellen im Geſchäftsbereich des Reichs 
finanzminiſter iums find zu nennen: die RNeichsſchulden verwaltung, das Reichsmonopolamt für 
Branntwein, die Reichsbaudirektion und das Münzmetalldepot des Reichs. Vom Reichsfinanz - 
miniſterium reſſortierten wichtige wirtſchaftliche Einrichtungen: z. B. die deutſche Zentral- 
genoſſenſchaftskaſſe, der Amſchuldungsver band deutſcher Gemeinden und die Deutſche Rentenbank. 
Im Zuſammenhang mit dem Reichsfinanzminiſterium iſt der „Rechnungshof des 
Deutſchen Reichs“ zu erwähnen, dem die Aberwachung der geſamten Reichshaushalts⸗ 
führung, insbeſondere die Prüfung der Nechnungen über die Ausführung des Haushaltsplans 
obliegt. Er beſteht aus vier Abteilungen und einer Präſidialabteilung; letztere wurde durch 
Geſetz vom 13. 12. 1933 (RG Bl. II S. 1007, 1011) geſchaffen. Nachdem die Rechnungsprüfung 
der Länder auf den Rechnungshof des Deutſchen Reichs übertragen worden iſt (Geſetz vom 
17. 6. 1936, RG Bl. II S. 209), find fünf Außenabteilungen des Rechnungshofs gebildet 
worden, um den Rechnungshof näher an die zu prüfenden Verwaltungsbehörden heran ⸗ 
zuführen (Verordnung vom 17. 6. 1936, RG Bl. II S. 211). 


3. Reichs juſtizminiſterium N 
Das Reichsjuſtizminiſterium bearbeitet die das Nechtsweſen betreffenden Angelegenheiten 
einſchließlich der des gewerblichen Rechtsſchutzes und wirkt bei Maßnahmen anderer Reihe 
miniſterien mit, ſoweit Rechtsfragen von grundſätzlicher Bedeutung dies erfordern. Bei dem 
Minifterium wird das Strafregiſter über die Perſonen geführt, deren Geburtsort außerhalb 
des Reichsgebiets liegt, zweifelhaft oder nicht zu ermitteln iſt; ferner über juriſtiſche 
Perſonen und Perſonenvereinigungen. 
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Die Rechtspflege und die Juſtizverwaltung in den Ländern find auf das Reich übergegangen. 
Näheres oben S. 8. 


Das Juſtizminiſterium gliedert ſich in folgende Abteilungen: I. Beamtenrecht und Perſonal 
angelegenheiten; II. Strafgeſetzgebung und bäuerliches Necht; III. Strafrechtspflege und 
Strafvollzug; IV. Bürgerliches Recht; V. Handelsrecht, Verkehrsrecht, öffentliches Recht; 
VI. Haushaltsweſen und Beſoldungsweſen; RIP. Beamtenſortbildung. 

Dem Miniſterium find angegliedert das Neichsjuſtigprüfungsamt mit beſonderen örtlichen 
Prüfungsſtellen und das Oberſte Fideikommißgericht. 

Zum Geſchäftsbereich des Miniſteriums gehören das Reichsgericht ſowie die beim Reichs ⸗ 
gericht errichteten oder ihm angeſchloſſenen Gerichtshöfe, Reichsrechtsanwaltſchaft, Volks ⸗ 
gerichtshof nebſt Staatsanwaltſchaft bei dieſem, Reichspatentamt ſowie die Oberlandes- 
gerichte und Staatsanwaltſchaften bei dieſen. Zum Geſchäftsbere ich des Miniſteriums gehört 
ſchließlich das Gemeinſchaftslager Hanns Kerrl. 


4. Reichsminiſterium für Volksaufklärung und Propaganda 


Das durch Erlaß des Reihspräfidenten vom 13. 3. 1933 (RGBl. 1 S. 104) errichtete 
Miniſterium iſt nach der Verordnung des Reichskanzlers vom 30. 6. 1933 (RGBl. I S. 449) 
zuſtändig für „alle Aufgaben der geiſtigen Einwirkung auf die Nation, der Werbung für 
Staat, Kultur und Wirtſchaft, der Anterrichtung der in- und ausländiſchen Oſſentlichkeit 
über fie und der Verwaltung aller dieſen Zwecken dienenden Einrichtungen“. Soweit das 
Propagandaminiſterium hiermit Angelegenheiten übernahm, die bisher bereits Gegenſtand 
der Reichs verwaltung waren, find fie vor allem aus dem Geſchäftsbereich des Reichs ⸗ 
miniſteriums des Innern, aber auch dem des Auswärtigen Amts, des Reichs wirtſchafts⸗ 
miniſteriums, des Reichsernährungsminiſteriums, des Neichspoſtminiſteriums und des Reichs- 
verkehr sminiſteriums auf das neue Miniſterium übergegangen. 

Einen eigenen nachgeordneten Behördenapparat beſitzt dieſes Miniſterium in Geſtalt von 
31 Landesſtellen, die im Juli 1933 errichtet wurden. Unabhängig neben dieſen eine Staats · 
organiſation darſtellenden Landesſtellen beſteht die Propagandaorganiſation der Partei. 
Die Landesſtellen des Miniſteriums find zumeiſt mit dem Gaupropagandaleiter in Perſonal - 
union verbunden, um die Einheitlichkeit von Parteipropaganda und Staatspropaganda zu 
gewährleiſten. Die Leiter der Landesſtellen find ſür ihren Bezirk zugleich die Landeskultur · 
walter der Reichskulturkammer. Mittelbar hat das Miniſterium einen weiteren umfaſſenden 
Unterbau in Geſtalt der aus 7 Fachkammern zuſammengeſetzten Reichskulturkammer erhalten, 
in der die Angehörigen der Tätigkeitszweige zuſammengefaßt find, die dem Aufgabenkreis des 
Miniſteriums entſprechen. | 


Das Propagandaminifterium beſteht aus folgenden Abteilungen: I. Verwaltung und 
Recht; II. Propaganda; III. Rundfunk; IV. Preſſe (zugleich Preſſeabteilung der Reichsregie⸗ 
rung); V. Film; VI. Theater; VII. Ausland; VIII. Schrifttum; IX. Bildende Kunſt; X. Mufik. 
An Dienſtſtellen im Geſchäftsbereich find zu nennen: die Landesſtellen (31), 
Reichsſchrifttumsſtelle, der Reichsbeauftragte für künſtleriſche Formgebung, der Reichs ⸗ 
ausſchuß für Fremdenverkehr und die Filmprüfſtellen. — Inter den aufſichtlich unterſtellten 
Körperſchaften und Anſtalten ſeien erwähnt die Reichskulturkammer, der Reichsverband der 
Deutſchen Preſſe, der Werberat der Deutſchen Wirtſchaft, die Hochſchule für Politik, die 
Deutſche Bücherei, der Reichsfremdenverkehrsverband und die Neichsrundfunkgeſellſchaft. 


5. Reichs- und Preußiſches Miniſterium für Wiſſenſchaft, 
Erziehung und Volksbildung 


Das Miniſterium iſt durch Erlaß vom 1. 5. 1934 (RGBl. I S. 365) errichtet worden. Seine 
Aufgaben find durch Erlaß vom 11. 5. 1934 (RG Bl. 1 S. 375) feſtgelegt. Im Dezember 1931 
wurde es mit dem Preußiſchen Miniſterium für Wiſſenſchaft, Kunſt und Volksbildung ver- 
einigt (Näheres oben S. 9). Zum Geſchäftsbereich des Miniſteriums gehören ſämtliche 
Angelegenheiten, die das Erziehungs⸗, Anterrichts⸗ und Bildungsweſen ſowie die wiſſen⸗ 
ſchaftliche Forſchung betreffen. 

Das Miniſterium gliedert ſich in folgende Amter: Zentralamt; Zentralabteilung; Minifteramt; 
Amt für Wiffenſchaft (untergegliedert in Hochſchulabteilung, Forſchungsabteilung, Abteilung 
für Grenzpolitik und Ausland); Amt für Erziehung (untergegliedert in folgende Abteilungen: 
Allgemeines; Volks. und Mittelſchulen; höhere Schulen; berufliches Ausbildungsweſen; 
bäuerliches Ausbildungsweſen; ſoziales Bildungsweſen; Volksbildung); Amt für Körper- 
erziehung (mit Abteilungen für Leibesübungen und für Jugendpflege); Abteilung Landjahr. 
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Zum Gefhäftsbereih des Miniſter iums gehören eine größere Zahl reichswichtiger wiffen- 
ſchaftlicher Anſtalten und Snftitute; feiner Aufficht find unterſtellt die Deutſche Forſchungs⸗ 
gemeinſchaft und die Kaiſer⸗Wilhelm⸗Geſellſchaft zur Förderung der Wiſſenſchaften. 


6. Reichs- und Preußiſches Arbeitsminiſterium 


Im Reichsarbeitsminiſterium find — vor anderen Gebieten — drei wichtige Verwaltungs⸗ 
zweige zuſammengefaßt: Sozialverwaltung, Arbeits verwaltung und Verſorgungs verwaltung. 
Im einzelnen bearbeitet dieſes Miniſterium die NReichsaufgaben auf dem Gebiete des Arbeits⸗ 
rechts, des Arbeitsſchutzes und der Gewerbeaufſicht, der Sozialverfaſſung und der Lohnpolttik, der 
e, der Arbeitsvermittlung, des Arbeitseinſatzes, der Arbeitsbeſchaffung und der 
Arbeitsloſenhilfe, der Neichsverſicherung, der Wohlfahrtspflege hinſichtlich der gehobenen 
Fürſorge, der Arbeitsfürſorge, des Städtebaus, des Siedlungs⸗ und Wohnungsweſens, des 
Verſorgungsweſens ſowie ſonſtige ſoziale Aufgaben. 
Im Anſchluß an die im Juli 1934 erfolgte räumliche Vereinigung des RNeichswirt ⸗ 
ſchaftsminiſteriums mit dem Preußiſchen Miniſterium für Wirt ⸗ 
ſchaft und Arbeit war über die beſtehende Perſonalunion des Miniſters hinaus eine 
weitgehende organiſatoriſche Zuſammenfaſſung dieſer Miniſter ien, insbeſondere eine Zu⸗ 
ſammenlegung zuſammengehdriger Arbeitsgebiete durchgeführt worden (Näheres über die 
Zuſammenlegung des Reichs und des Preußiſchen Miniſteriums oben S. 8). 
Für die Reichsarbeits verwaltung find durch das Geſetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit vom 20. 1. 1934 (RG Bl. I S. 45), das u.a. die Einſetzung von Treu⸗ 
bändern der Arbeit (14) zum Gegenſtand hatte, neue Aufgaben erwachſen. — Der Aufficht 
des Miniſteriums iſt die Reichsanſtalt für Arbeits vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
unterftellt, unter welcher 13 Landesarbeitsämter und 362 Arbeitsämter tätig find; der 
Reichsanſtalt find vor allem auf dem Gebiete des Arbeitseinſatzes wichtige neue Aufgaben 
und Zuſtändigkeiten übertragen worden. 


Auf dem Gebiete der Sozialverwaltung hat das Geſetz vom 5. 7. 1934 (RGBl. I 
S. 577) die Zuſammenführung der verſchiedenen Verfiherungsträger zu gemeinſamer Arbeit, 
ihre Verbindung mit der öffentlichen Verwaltung, eine ſtraffe Zuſammenfaſſung nach oben 
und den Führergrundſatz verwirklicht. 

Bei der Verſorgungs verwaltung beſtehen an nachgeordneten Dienſtſtellen 11 Haupt- 
verforgungsämter und 75 Verforgungsämter. 

Die Abteilungsgliederung des Miniſteriums iſt folgende: Hauptabteilung I mit 
Anterabteilungen Ia Allgemeines, Ib ärztliche (verſorgungs ärztliche) Angelegenheiten, 
Je Verſorgungsrecht; Hauptabteilung II mit Anterabteilungen II a RNeichsverſicherung. 
IIb Fürſorge, II e Urbeitseinſatz, Arbeitsbeſchaffung, Arbeitsloſenhilfe; Hauptabteilung III 
mit Anterabteilungen III a Urbeitsſchutz, III b Arbeitsrecht; Hauptabteilung IV mit Unter- 
abteilungen IV a Siedlungsweſen, IV b Wohnungsweſen, IV e Städtebau. 


Zu den Dienftftellen des Geſchäͤäftsbereichs des Reichsarbeitsminiſteriums 
gehören neben den ſchon genannten Behörden noch das Reich sverſorgungsgericht, das 
Reichsverſicherungsamt und die Treuhänder der Arbeit l(einſchließlich Sondertreuhänder). 


7. Reichs- und Preußiſches Wirtſchaftsminiſterium 

Das für die wirtſchaftspolitiſchen Angelegenheiten des Reichs, ſoweit fie nicht beſonderen 
Miniſterien übertragen find, zuſtändige Reichswirtſchaftsminiſterium hatte als erſtes Reſſort 
die in der Spitze durch die Perſonal union des Miniſters angebahnte Verbindung mit 
dem Preußiſchen Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit zur organiſatoriſchen 
Zuſammenfaſſung beider Minifterien fortgebildet (fiehe oben S. 8). 

Im Bereich des Reichswirtſchaftsminiſteriums iſt im Anſchluß an das Geſetz zur Vor⸗ 
bereitung des organiſchen Aufbaus der deutſchen Wirtſchaft vom 27. 2. 1934 (RG Bl. I S. 185) 
ein Neuaufbau der deutſchen Wirtſchaft durch die Bildung von Neichsgruppen und Wirt⸗ 
ſchaftsgruppen erfolgt. Die gewerbliche Wirtſchaft wurde fachlich in Reichsgruppen 
(Induſtrie, Handwerk, Handel, Banken, Verfiherungen und Energiewirtſchaft) zuſammen⸗ 
gefaßt. In dieſen Gruppen wurden Hauptgruppen oder Wirtſchaftsgruppen gebildet, die ſich 
nach Bedarf weiter in Fachgruppen und Antergruppen gliedern (Verordnung vom 27. 11 
1934, RG Bl. I S. 1194). Die Wirtſchaftsgruppen, Fachgruppen uſw. haben die Stellung von 
rechtsfähigen Vereinen. — Die mit dem Geſetz über den vorläufigen Aufbau des deutſchen 
Handwerks vom 29. 11. 1933 (RG Bl. I S. 1015) und der Erſten Verordnung hierzu vom 
15. 6. 1981 (RG Bl. I S. 493) angebahnte ſtändiſche Selbſtverwaltung des Handwerks beruht 
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auf der Grundlage allgemeiner Pflichtinnungen und des Führerprinzips. — Die Induftrie- 
und Handelskammern find ebenſo wie das Böoͤrſenweſen und die Hypothekenbanken der 
Landesaufficht entrückt und der Aufficht des Reichswirtſchaftsminiſteriums unterſtellt. 


Die Abteilungen des für Reich und Preußen einheitlichen Wirtſchaftsminiſteriums find: 
I. Geld-, Bank- und Böorſenweſen, Verſicherungen; II. Außenhandel, Fragen der inneren 
Wirtſchaft; III. Berg-, Hütten⸗ und Salinenweſen; IV. Energiewirtſchaft und Wirtſchafts⸗ 
organiſation; V. Handwerk, Handel und Gewerbe; VI. Deviſenbewirtſchaftung. 


Unter den Dienſtſtellen des Geſchäftsbereichs find zu nennen das Statiſtiſche 
Reichsamt, das Reihsauffihtsamt für Privatverſicherung und das Reichswirtſchaftsgericht; 
daneben eine Reihe von „Reichskommiſſaren“ mit enger begrenztem Wirkungskreis. Eine 
beſondere Bedeutung hat die Reichsſtelle für Deviſenbewirtſchaftung erlangt. Gemeinſam 
mit dem Auswärtigen Amt unterſteht dem Neichswirtſchaftsminiſterium die RNeichsſtelle für 
den Außenhandel. Nachdem die dem Neichskommiſſar für Preisüberwachung 
durch das Geſetz über Beſtellung eines Reichskommiſſars für Preisüberwachung vom 5.11. 
1934 (GBl. I S. 1085) übertragenen Befugniſſe mit dem 1. 7. 1935 auf die einzelnen Neichs⸗ 
miniſter übergegangen find, unterſtehen nunmehr die Preisüberwachungsſtellen den Reichs 
miniſtern hinſichtlich ihres Geſchäftsbereiches. 

Der Auffiht des Wirtſchaftsminiſteriums iſt unterſtellt die Deutſche Girozentrale — Deutſche 
Kommunalbank, der Deutſche Sparkaſſengiroverband ſowie die auf Grund der Verordnung 
über den Warenverkehr vom 4. 9. 1934 (RG Bl. I S. 816) errichteten Aberwachungsſtellen. 
Die durch Geſetz vom 16. 10. 1934 (RG Bl. I S. 997) als Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
gebildete, dem Minifterium aufſichtlich unterſtellte „Deutſche Verrechnungskaſſe“ hat die 
Aufgabe, die Abkommen mit ausländiſchen Regierungen, Zentralnotenbanken uſw. durchzu⸗ 
führen. 


8. Reichs- und Preußiſches Miniſterium für Ernährung und 
Landwirtſchaft 


Das Miniſterium für Ernährung und Landwirtſchaft iſt die Zentralinſtanz für alle das 
Bauerntum und die Landwirtſchaft angehenden Fragen ſowie für das Nahrungsmittelweſen. 
Das Minifterium entbehrt zwar eines durchgegliederten Behördenunterbaues, hat hierfür 
aber in Geſtalt des Neichsnährſtandes in gewiſſer Hinſicht Erfah erhalten. Führer des aus 
dem agrarpolitiſchen Apparat der NSDAP herausgewachſenen Reihsnährftandes und zu- 
gleich Reich sbauernführer iſt der Neichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft. 

Der RNeichsnährſtand hat den Charakter einer Selbſtverwaltungskörperſchaft des öffentlichen 
Rechts (Verordnung vom 8.12.1933, RG Bl. 1 S. 1060; Näheres unten S. 40). 


Im Miniſterium beſtehen folgende Abteilungen: I. Verwaltung; II. landwirtſchaftliche 
Erzeugung und Marktordnung; III. Geſtütweſen und Pferdezucht; IV. landwirtſchaftliche 
Entſchuldung, Kredit ⸗ und Bankweſen ſowie berufsſtändiſche Angelegenheiten; V. Joll- und 
Handelspolitik; VI. Waſſerwirtſchaft und Bodenkultur; VII G. Staatseigener Grundbeſfitz; 
VII S. Bäuerliche Siedlung. 


Zum Geſchäftsbereich des Miniſteriums gehören das beim Miniſterium ſelbſt 
gebildete Reichserbhofgericht, wiſſenſchaftliche Anſtalten, die Kommiſſare für die Oſthilfe 
(Landſtellen) ſowie ſchließlich die auf Grund des Geſetzes über die Landbeſchaffung für 
Zwecke der Wehrmacht geſchaffene Reich sſtelle für Amſiedlung. — Aufſichtlich unter ⸗ 
ſtellt find dem Miniſterium eine Reihe von „Reichsſtellen“, die eigene Nechtsperſönlichkeit 
beſitzen (J. B. für Getreide, Futtermittel und ſonſtige landwirtſchaftliche Erzeugniſſe; für 
Tiere und tieriſche Erzeugniſſe; für Milcherzeugniſſe, Ole und Fette; für Eier). Zu nennen 
find ſchließlich Dienſtſtellen auf dem Gebiete der Pferdezucht und beratende Stellen (Beiräte) 
für verſchiedene Spezialgebiete der Landwirtſchaft. Wegen der zahlreichen Selbſtverwal⸗ 
tungsorganiſationen im Bereich des Ernährungsminiſteriums ſiehe oben S. 16 


9. Reichsforſtamt und Preußiſches Landesforſtamt 


Durch das Geſetz zur Aberleitung des Forſt⸗ und Jagdweſens auf das Reich vom 3.7.1934 
(RG Bl. I S. 534) iſt als oberſte Reichsbehörde ein Reichsforſtamt gebildet worden, an 
deſſen Spitze ein Reichsforſtmeiſter ſteht. Der Neichsforſtmeiſter wird vom Reichskanzler 
ernannt. Er führt in Jagdſachen die Amtsbezeichnung „Reichsjägermeiſter“. Der Reichsjäger⸗ 
meiſter iſt gemäß 853 Abſ. I des Reichsjagdgeſetzes vom 3. 7. 1934 (RG Bl. 1 S. 549) oberſte 
Reichsbehörde für das geſamte deutſche Jagdweſen. 
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Zur Zuſtändigkeit (Erſte Durchführungsverordnung zur Überleitung des Forft- und 
Jagdweſens auf das Reich vom 12. 7. 1934, RG BBl. 1 S. 617) des Reichsforſtamts und 
Preußiſchen Landesforſtamts gehören die Angelegenheiten der Verwaltung der ſtaatlichen 
Forften und der zugehörigen Einrichtungen der Länder, der Beaufſichtigung der nichtſtaat⸗ 
lichen Forſten und der ſonſtigen Förderung der Waldkultur, der Forſt. und Holzwirtſchafts⸗ 
politik, der Forſtpolizei und des forſtlichen Pflanzenſchutzes, des Natur ⸗ und Vogelſchutzes, 
der Jagdgeſetzgebung, Jagdverwaltung und Jagdpolizei ſowie des Wildbrethandels. 

Zum Geſchäͤäftsbereich des Reihsforftmeifters gehören die Forſtverwaltungen der 
Länder (meiſt das zuſtändige Landesminiſterium, ſoweit nicht — wie z. B. in Bayern, 
Sachſen und Württemberg — eine beſondere oberfte Landes forſtbehörde beſteht), die Natur- 
ſchutzbehörden und Naturſchutzſtellen. Dem Reichsjägermeiſter find die Landes jägermeiſter 
und Gaujägermeifter nachgeordnet. 


10. Reichspoſtminiſterium 


Beim Reihspoftminifterium liegt die Leitung des Betriebes der Deutſchen Reichspoſt mit 
ihren 41 Reichspoſtdirektionen und 63 705 Verkehrsanſtalten. Das Vermögen des Reichs, 
das dem Betriebe der Deutſchen Reihspoft gewidmet iſt, wird als Sondervermögen der 
Deutſchen Reihspoft von dem übrigen Vermögen des Reichs getrennt gehalten. Die Organi- 
ſation der Deutſchen Neichspoſt hat durch das Geſetz zur Vereinfachung und Verbilligung 
der Verwaltung vom 27. 2. 1934 (RGBl. I S. 130) einſchneidende Anderungen erfahren. Der 
vielköpfige (41 Mitglieder!), mit wichtigen Befugniſſen ausgeſtattete Verwaltungsrat, der 
dem Geiſte des neuen Staates nicht mehr entſprach, wurde beſeitigt; für die Einheitlichkeit 
der Verkehrspolitik der im Reichsverkehr sminiſterium, Reichspoſtminiſterium und in der 
Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft zuſammengefaßten Verkehrsmittel iſt der Reichs verkehrs · 
miniſter verantwortlich; dieſer entſcheidet auch in allen Streitfragen über das Ineinander⸗ 
greifen der verſchiedenen Verkehrsarten und über die Zuſammenarbeit der einzelnen Ver 
kehr szweige; ferner bedürfen grundſätzliche tarifpolitiide Maßnahmen der Zuſtimmung des 
Reichsverkehrsminiſters; die Genehmigung des Haushaltsvoranſchlags iſt vom Verwal⸗ 
tungsrat auf den RNeichsminiſter der Finanzen übergegangen. Die Haushaltsgebarung und 
Vermögens verwaltung der Deutſchen Reihspoft erfolgt nach kaufmänniſch⸗wirtſchaftlichen 
Grundſätzen. Die notwendige Verbindung mit der Wirtſchaft ſtellt ein beſonderer kauf ⸗ 
männtiher Beirat von ſechs Mitgliedern mit nur beratender Funktion ber. 

Im Reichspoſtminiſterium beſtehen folgende Abteilungen: I Poſtbetrieb, Poſtkraft · 
ſahrwefen; II. Fernſprechtechnik und Betrieb; III. Telegraphen⸗ und Funkweſen; IV. Per- 
ſonalweſen; V. Haushalts-, Finanz-, Poſtſcheck⸗ und Poſtbauweſen; VI. Organiſation, 
Wirtſchafts⸗ und Beſchaffungsweſen. 


11. Reichsverkehrsminiſterium 


= Geſetz zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 27. 2. 1934 (RG Bl. 1 

S. 130) hat dem Reichs verkehrsminiſter die Verantwortung für die Einheitlichkeit 
der Verkehrspolitik der geſamten im Reichsverkehrsminiſterium, im RNeichspoſtminiſterium 
und in der Deutſchen Reichsbahn zuſammengefaßten Verkehrsmittel übertragen. Er ent- 
ſcheidet in allen Streitfragen über das Ineinandergreifen der verfchiedenen Verkehrsarten 
und die Zuſammenarbeit der einzelnen Verkehrszweige. Zu ſeiner Anterſtützung und zur 
Herſtellung engerer Fühlung zwiſchen den verſchiedenen Verkehr szweigen untereinander 
fowie mit den Nutzern des Verkehrs iſt im März 1934 ein RNeichsverkehrsrat gebildet worden. 


Die Abteilungen des Reichsverkehrsminiſteriums find: 1. Eiſenbahnabteilung; 
2. Waſſerbautechniſche Abteilung; 3. Schiffahrtsabteilung; 4. Kraſtfahr⸗ und Landftraßen- 
weſen. 

Zu den nachgeordneten Behörden zählen u. a.: Reichskanalamt in Kiel, Nedar- 
baudirektion in Stuttgart, Reichskommiſſariat für Seeſchiffsvermeſſung, Neichsoberſeeamt in 
Hamburg ſowie die Reichskommiſſare bei den Seeämtern. 


11a. Deutſche Reichsbahn 


Die Deutſche Reichsbahn⸗Geſellſchaft iſt vom Deutſchen Reih zum Betrieb der Reichseiſen⸗ 
bahnen im Jahre 1924 als Körperſchaft des öffentlichen Rechts errichtet worden (Reichsbahn ⸗ 
geſetz in der Faſſung des Geſetzes vom 13. 3. 1930, RG Bl. II S. 369). Organe find der Ver · 
waltungsrat, deſſen 18 Mitglieder von der Reichsregierung ernannt werden, und der Vor⸗ 
ſtand, der aus dem Generaldirektor der Geſellſchaft, ſeinem ſtändigen Stellvertreter und 
mehreren Direktoren (Abteilungsleitern) gebildet iſt. Die Behörden der Reichsbahn find 
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mittelbare Reihsbehörden; ihre Beamten find mittelbare Neihsbeamte. Durch Fortfall der 
beſonderen unmittelbar der Hauptverwaltung unterſtehenden Gruppen verwaltung Bayern im 
Jahre 1884, der 5 Neichsbahndirektionen unterſtellt waren, iſt der Qerwaltungsaufbau der 
Reichs bah vereinfacht. Die zwiſchen dem Reich und den „Eiſenbahnländern“ bei 
der Übernahme der Staatseiſenbahnen auf das Neich im Jahre 1920 geſchloſſenen Staats 
verträge find durch das Geſetz zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 
27. 2. 1934 (RG Bl. I S. 130) aufgehoben worden; die bisher den Ländern zuſtehenden zn 
der Zuſtimmung zur Aufhebung, zur Verlegung des Sitzes oder zu weſentlichen 

der Bezirkseinteilung von Reichsbahndirektionen find durch das genannte Geſetz auch ait 
Rückficht darauf, daß im Laufe der letzten 15 Jahre aus den verſchiedenen Staatseiſenbahnen 
auch tatſächlich eine Reichsbahn geworden iſt, auf die Reichsregierung übertragen worden. 
Im Reichsgebiet beſtehen nunmehr 27 Neichsbahndirektionen. 


11d. Generalinſpektor für das deutſche Straßen weſen — 
Anternehmen: „Reichsautobahnen? 


Das mit Geſetz vom 27. 6. 1933 (RG Bl. II S. 509) errichtete Anternehmen „Reichs auto ⸗ 
bahnen“ iſt ein Zweigunternehmen der Deutſchen Reichsbahn; es iſt eine der 
Aufficht der Reichsregierung unterſtehende juriſtiſche Perſon des öffentlichen Rechts für den 
Bau und Betrieb eines leiſtungsfähigen Netzes von Kraftfahrbahnen. Für die Förderung 
des Baues der Reichsautobahnen und für die Ausgeſtaltung des Landſtraßennetzes wurde 
durch Erlaß des Reichspräfidenten vom 30. 11. 1933 (RG Bl. I S. 1057) ein „General - 
inſpektor für das deutſche Straßenweſenr“ errichtet; dieſer iſt Leiter einer 
Oberſten Reichsbehörde und unterſteht unmittelbar dem Reichskanzler. Sein Geſchäftsbereich 
umfaßt ferner den Bau und die Anterhaltung der Landſtraßen, ſoweit fie bisher zur Zu ⸗ 
ſtändigkeit des Reichsverkehrsminiſters gehörten. 


12. Reichsluftfahrtminiſterium 


Nachdem durch Verordnung des Reichspräfidenten vom 2. 2. 1933 (RGBl. I S. 35) ein dem 
Reichskanzler unterſtehender „Reichskommiſſar für die Luftfahrt“ als Oberſte Reichs⸗ 
behörde beftellt und dieſem durch eine weitere Verordnung des Reihspräfidenten (vom 28. 2. 
1933, RG Bl. I S. 87) das „Reichsamt für Flugſicherung“ (früher: Zentralſtelle für Flug- 
ſicherung) unterſtellt war, wurde durch Verordnung des Reichspräfidenten vom 5.5.1933 
(RGBl. I S. 241) das Reichsminiſterium der Luftfahrt errichtet. Das Geſetz über die Reichs ⸗ 
luftfahrtverwaltung vom 15. 12. 1933 (RGBl. I S. 1077) und die Verordnung über den 
Reichswetterdienſt vom 6. 4. 1934 (RGBl. I S. 301) bildeten ebenſo wie das Reichsneuauf - 
baugeſetz die Grundlagen für die maßgebende Verordnung vom 18. 4. 1934 (RG Bl. 1 S. 310), 
mit der die „Reichsluftfahrtverwaltung“ geſchaffen wurde. In ihr find die Verwaltung der 
Luftfahrt und des Wetterdienſtes ſowie die Wahrnehmung beſonderer Befugniſſe auf dem 
Gebiet des Luftſchutzes und Fernſehweſens zuſammengeſaßt. Als nachgeordnete Behörden 
nehmen die 14 Luftämter in den Luftamtsbezirken die Aufgaben der Reichsluftfahrtverwal⸗ 
tung wahr. Die Luftämter find an die Stelle der vordem mit Luftfahrtangelegenheiten 
befaßten Landesbehörden — auch auf dem Gebiete der Luftpolizei — getreten. 


Das Reichsluftfahrtminiſterium gliedert ſich wie folgt: I. Zentralabteilung; II. Luft⸗ 
kommandoamt; III. Allgemeines Luftamt; IV. Techniſches Amt der Luftwaffe; V. Luftver- 
waltungsamt; VI. Luftperſonalamt; VII. Inſpektion der Flak-⸗ Artillerie und des Luftſchutzes. 


13. Reichs- und Preußiſches Miniſterium für die kirchlichen 
Angelegenheiten 


Der Geſchäftsbereich des Miniſteriums gründet ſich auf den Führer ⸗Erlaß über die Zu⸗ 
ſammenfaſſung der Zuſtändigkeiten des Reichs und Preußens in Kirchenangelegenheiten vom 
16. 7. 1935 (RG Bl. I S. 1029). 


Durch das Geſetz zur Sicherung der Deutſchen Evangeliſchen Kirche vom 24. 9. 1935 (RGBl. I 
S. 1178) iſt der Reichsminiſter für die kirchlichen Angelegenheiten ermächtigt, Verordnungen 
mit rechts verbindlicher Kraft zu erlaſſen. 

Dem Minifterium iſt angegliedert die „Beſchlußſtelle in Nechtsangelegenheiten der Evangeli⸗ 
ſchen Kirche“; ihr Aufgabenkreis iſt nach dem Geſetz vom 26. 6. 1935 (RG Bl. I S. 774) die 
Vorentſcheidung in bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten über die Gültigkeit ſeit dem 1.5.1933 
getroffener reichs⸗ und landeskirchlicher Maßnahmen. 
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14. Reihsftelle für Raumordnung | 


Durch das Geſetz über die Regelung des Landbedarfs der öffentlichen Hand vom 29. 3. 1935 
(XG Bl. I S. 468) iſt eine Reichsſtelle errichtet worden, die nach dem Erlaß des Führers und 
Reichskanzlers vom 26. 6. 1935 (RG Bl. I S. 793) die Bezeichnung „Reichsſtelle für Raum- 
ordnung“ trägt und deren Zuſtändigkeit durch den Zweiten Erlaß vom 18. 12. 1935 (RG Bl. I 
S. 1515) auf die Reichs ⸗ und Landesplanung ausgedehnt worden iſt. 


Der RNeichsſtelle für Raumordnung liegt die zufammenfaſſende, übergeordnete Planung und 
Ordnung des deutſchen Raumes für das geſamte Reichsgebiet ob. Sie ſoll die zweckvolle 
Geſtaltung des deutſchen Naumes ſichern und den Landbedarf der öffentlichen Hand, der ihr 
ebenfo wie alle Planungs vorhaben von den oberften Reichsbehörden zu melden iſt, einheit · 
lichen Geſichtspunkten unterordnen. 
Der Leiter der RNeichsſtelle für Raumordnung entſcheidet nach Anhörung der beteiligten 
oberſten Neichsbehörden; er bedient ſich zur Durchführung feiner Aufgaben der „Geſell - 
ſchaft zur Vorbereitung der Reihsplanung und Raumordnung” 
(Gezuvor). 

Planungsräͤume find in der Regel die Reichsſtatthalterbezirke, in Preußen die Provinzen. 
In der Organiſation wird unterſchieden zwiſchen Planungsbehörden und Landesplanungs⸗ 
gemeinſchaften. Planungsbehörden find die Neichsſtatthalter, in Preußen die Oberpräſi⸗ 
denten. Sie find der Reichsſtelle für Raumordnung unterſtellt, führen die Auſſicht über die 
Landes planungsgemeinſchaften und haben die Aufgabe, die von der Zentrale gegebenen Richt- 
linien durchzuſetzen. Die Planungsarbeit wird von den Landesplanungsgemeinſchaften 
geleiftet, die in allen Planungsräumen gebildet werden. Dieſe unterichten ſich über den 
beſtehenden Suftand und arbeiten in Gemeinſchaft mit allen in Frage kommenden Stellen eine 
vorausſchauende, geſtaltende Geſamtplanung aus. Die Mitglieder der Landesplanungs⸗ 
gemeinſchaften ſetzen ſich aus den landſchaftlichen, mit der großräumigen Planung befaßten 
Reichs ⸗ und Landesbehörden, den Selbſtverwaltungskörperſchaften, den Verwaltungen der 
berufsſtändiſchen Organiſationen ſowie den zur Förderung der Reichs- und Landesplanung 
berufenen wiſſenſchaftlichen Einrichtungen zuſammen. Ihre Gefhäftsführer find die Landes⸗ 
planer. 


15. a) Reichskriegsminiſterium. b) Auswärtiges Amt 


Von einer Darſtellung des Reichskriegsminiſteriums und des Auswärtigen 
Amts wird, da dieſe beiden Reſſorts durch den Aufbau der inneren Verwaltung nicht 
unmitelbar berührt werden, hier abgeſehen. 


16. Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich 


Der Vollſtändigkeit halber iſt bei Aufzählung der Reichsverwaltungszweige und ihrer 
zentralen Einrichtungen darauf hinzuweiſen, daß der Stellvertreter des Führers, Reichs ⸗ 
miniſter Heß, als Miniſter ohne Geſchäftsbereich dem Reichskabinett angehört (Geſetz zur 
Sicherung der Einheit von Partei und Staat vom 1. 12. 1933, RG Bl. 1 S. 1016). Die 
Stellung des Stellvertreters des Führers im Kabinett hat dadurch eine beſondere Stärkung 
erfahren, daß er bei der Bearbeitung von Geſetzentwürfen ſämtlicher Neichsreſſorts die 
Stellung eines beteiligten Reichsminiſters erhalten hat; ihm werden von den feder ⸗ 
führenden Reffort3 ſämtliche geſetzgeberiſchen Arbeiten bereits in dem Zeitpunkt zugeleitet, 
in dem fie die ſonſt ſachlich beteiligten Neichsminiſter erhalten. 


Reichsminiſter ohne Geſchäftsbereich iſt ferner der Leiter des Reichsrechtsamts Dr. Frank. 


V. Die Tandesderwaltung 

a) Allgemein 

Die Landesverwaltung iſt nach dem oben S. 4 Geſagten „abgeleitete“ oder „mittel- 
bare“ Reichsverwaltung. Sie hat ihre Spitze in den Zentralen der Reichsver⸗ 
waltung. Mit den für Preußen aus ſeiner Größe, für die kleinſten Länder aus ihrer 
Kleinheit ſich ergebenden Maßnahmen find, wenn die reichseigene Verwaltung 
(„unmittelbare Reichsverwaltung“) und die derzeitige Landesverwaltung („mittel ; 
bare Reichsverwaltung“) als Einheit betrachtet werden, die „Oberſten Landes⸗ 
behörden“ in die Reihe der ſogenannten „Reichsmittelbehörden“ (fiehe oben S. 11) 


einzugliedern. 
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Die nach dem Neuaufbaugeſetz vom 30.1.1934 (Abergang der Verwaltungshoheit auf 
das Reich!) mit einem neuen inneren Gehalt ausgeſtattete „Landesverwaltung“ 
hatte bereits im erſten Jahre der nationalſozialiſtiſchen Revolution eine grund- 
legende Anderung ihres Weſens erfahren: 


Das Erſte Gleichſchaltungsgeſetz vom 31. 3. 1933 (RGBl. J S. 153) hatte die Landes- 
miniſterien (oberſten Landesbehörden) ihres vorwiegend politiſchen Charakters ent- 
kleidet: Die Landesminiſterien, für deren ſtaatsrechtliche Stellung bis dahin all das 
galt, was im parlamentariſchen Staatsweſen für das Verhältnis zwiſchen Parlament 
und Miniſterium (Mißtrauensvotum!) Rechtens iſt, waren durch das Erſte Gleich ; 
ſchaltungsgeſez von der Politik losgelöſt und auf die Verwaltung (im 
weiteſten Sinne) angeſetzt worden. Die „RNechtſetzung“ in den Ländern war in An⸗ 
lehnung an den durch das Ermächtigungsgeſetz vom 24. 3. 1933 für das Reich 
geſchaffenen Zuſtand in weitem Ausmaß dem Parlament genommen und auf die 
Landesregierung übertragen worden, wobei „zur Neuordnung der Verwaltung“ die 
von der Landesregierung beſchloſſenen Geſetze auch von den Landesverfaſſungen 
abweichen durften. Durch die Beſeitigung des Mißtrauensvotums (Zweites Gleich- 
ſchaltungsgeſetz 8 4) find dann die Landesregierungen gegenüber den Landes. 
parlamenten völlig unabhängig geworden. 


a) Die erſte unmittelbare Verbindung zwiſchen der Reichs und der Landes- 
verwaltung hatte das Zweite Gleichſchaltungsgeſetz vom 7.4.1933 her 
geſtellt, das — unabhängig von der vorwiegend auf politiſchem und verfaſſungsrecht⸗ 
lichem Gebiet liegenden Bedeutung der neugeſchaffenen Einrichtung der Reichsſtatt⸗ 
halter — wichtige Funktionen der Landesverwaltung von den bisherigen Organen 
des Landes auf ein Reichs organ übertrug. Die in die Hand des Reichsſtatt⸗ 
halters gelegte Landesverwaltung wurde im Namen und im Auftrage des Reichs 
gehandhabt; das dieſe Zuſtändigkeiten ausübende Reichsorgan war daher von irgend. 
welchen Weiſungen des Landes nicht abhängig; auf der anderen Seite aber war dieſe 
dem Reichsſtatthalter übertragene Verwaltung, obwohl fie im Auſtrage und im 
Namen des Reichs gehandhabt wurde, nicht zur Reichsverwaltung geworden, ſondern 
Landesverwaltung geblieben. Dies zeigt ſich vor allem darin, daß die Zentralſtellen 
der Reichsverwaltung, die Fachminiſter des Reichs, die ſonſt für die Erteilung ſach⸗ 
licher Weiſungen zuſtändig geweſen wären, keine Möglichkeit hatten, auf die Hand- 
habung dieſer Landesverwaltung durch den Reichsſtatthalter unmittelbar Einfluß zu 
nehmen. Die Einwirkungsmöglichkeit des Reichs war lediglich durch das Treue⸗ 
verhältnis der Reichsſtatthalter zum Reichskanzler, deſſen politiſchen Kurs die 
Reichsſtatthalter in den Ländern ſicherzuſtellen hatten, gewährleiſtet. 


Die dem Reichsſtatthalter übertragenen Zuſtändigkeitsgebiete gingen über die eigent- 
liche „Verwaltung“ hinaus (Landtagsauflöſung, Anordnung von Neuwahlen, Er- 
nennung und Entlaſſung des Vorſitzenden wie der Mitglieder der Landesregie- 
rungen !). Was die reinen Verwaltungs aufgaben betrifft, fo lag das Schwer. 
gewicht der Zuſtändigkeit des Reichsſtatthalters auf dem Gebiet der Landesver- 
waltung in der Beamtenernennung, im Begnadigungsrecht und in dem Recht, 
Landesgeſetze auszufertigen und zu verkünden. Der Reichsſtatthalter war auf den 
ihm übertragenen Verwaltungsgebieten in engſte Wechſelbeziehungen zur bisherigen 
Spitze der Landesverwaltung gekommen, auf dem Gebiete des Beamtenernennungs⸗ 
rechts konnte er nicht ſelbſtändig tätig werden, ſondern ſeinen Entſcheidungen mußten 
Vorſchläge der Landesregierung zugrunde liegen; nur inſoweit hatte das Zweite 
Gleichſchaltungsgeſetz dieſes Ernennungsrecht dem Reichsſtatthalter Übertragen, als 
es bis dahin der „Oberſten Landesbehörde“ zugeſtanden hatte; im übrigen gehörte die 
Beamtenernennung nach wie vor zur Zuſtändigkeit der Landesbehörden. 


Außer dem Beamtenernennungsrecht und dem Gnadenrecht find dem Reichsſtatthalter 
durch die ſpätere Geſetzgebung weitere Verwaltungszuſtändigkeiten übertragen 
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worden, fo z. B. das Recht der Verleihung von Titeln uſw. ſowie das Recht, im 
Ernſtfall die Hilfe der bewaffneten Macht anzufordern. 

8) Auf der Rechtsgrundlage des Zweiten Gleichſchaltungsgeſetzes war alſo, ſoweit es 
fich um die Verwaltungs ſeite handelte, neben die bisherigen Organe der 
Landesverwaltung ein Reichsorgan getreten, das die Verwaltung auf beſtimmt be- 
zeichneten Gebieten zwar im Auftrage und im Namen des Reichs handhabte, aber 
bei Ausübung dieſer Verwaltung, die in ihrem Weſen Landesverwaltung blieb, an 
Weiſungen einer Dienſtſtelle des Reichs nicht gebunden war. Dieſen Abergangs - 
zuſtand hat, wie oben S. 4 gezeigt, das Neu aufbaugeſetz grundlegend geändert, 
indem es die geſamte Landesverwaltung zur mittelbaren Reichsverwaltung machte 
und damit der Reichszentrale unterſtellte. 


y) Die weitere ſtaatsrechtliche Annäherung zwiſchen Reichs und Landes ver- 
waltung führte das Reichsſtatthaltergeſetz vom 30. 1. 1935 (RG Bl. 1 S. 65) 
herbei, indem, wie oben S. 5 gezeigt, ſämtliche Reichsſtatthalter das In⸗ 
formationsrecht, das Anregungsrecht und die Befugnis zum Erlaß einſtweiliger An⸗ 
ordnungen bei Gefahr im Verzuge gegenüber ſämtlichen Behörden, alſo auch fämt- 
lichen Landesbehörden, in ihrem Geſchäftsbereich erhalten haben. Der Reichsſtatt⸗ 
halter als Neichsorgan hat alſo dieſe generelle Befugnis gegenüber den Dienſtſtellen 
der Landes verwaltung genau fo wie gegenüber den Dienſtſtellen der Reichs 
verwaltung. Amgekehrt hatte durch die Zweite Neuaufbauverordnung vom 27. 11. 
1934 (RGBl. 1 S. 1190) der Preußiſche Oberpräſident als Landes behörde die 
vorgenannten Befugniſſe auch gegenüber den Reichs behörden innerhalb ſeines 
Amtsbezirks erhalten! — Die Vorausſetzung für eine noch innigere Verbindung 
zwiſchen Reichs- und Landesverwaltung in der „Reichsmittelinſtanz“ bildet, wie 
ebenfalls oben angeführt, 8 4 des Reichsſtatthaltergeſetzes, wonach der Führer und 
Reichskanzler den Neichsſtatthalter mit der Führung der Landesregierung beauf- 
tragen, d. h. alſo, den Reichsſtatthalter ſelbſt zur Landesregierung machen kann. (Die 
praktiſche Auswirkung dieſer Maßnahme iſt z. B. für Sachſen unten S. 36 dar⸗ 
gelegt.) 


b) Die Landesverwaltung im einzelnen 

Bei der Verſchiedenheit der Verwaltungsorganiſation und des Verwaltungsrechts 
in den deutſchen Ländern iſt es zur Zeit noch nicht möglich, einen einheitlichen 
Landes verwaltungsaufbau und eine einheitliche Landesverwaltungsorganiſation dar- 
zulegen. Der Verwaltungsaufbau in den Ländern iſt weitgehend durch hiſtoriſche 
Aberlieferung bedingt, wenngleich nicht zu verkennen iſt, daß im Laufe der letzten 
Jahre eine ſtets zunehmende Angleichung — nicht zuletzt an den bewährten preußi- 
ſchen Verwaltungsaufbau — ſtattgefunden hat. Die Verſchiedenheit in der Verwal- 
tungsorganiſation iſt ferner bedingt durch die ſtark verſchiedenen Größenverhältniſſe 
der deutſchen Länder, deren größtes über 40 000 000, deren kleinſtes rund 40 000 Ein- 
wohner hat. Abgeſehen von dieſer tatſächlichen Anmöglichkeit, den Aufbau der 
Landesverwaltung einheitlich zu geſtalten, beſtand für das Reich unter dem Weimarer 
Nechtszuftand auch nicht die rechtlich e Möglichkeit, auf einheitliche Verwaltungs- 
organiſation in den Ländern maßgeblich einzuwirken. 

In Verfolg der nationalſozialiſtiſchen Staatsidee iſt nunmehr vielfach eine Verwal- 
tungsreform angebahnt, indem vor allem durch Beſeitigung „anonymer Verant- 
wortung“ die Verantwortung des Verwaltungs führers ſcharf herausgeſtellt wurde. 
So iſt vielfach die früher kollegial ⸗beſchließende Verwaltungstätigkeit befeitigt und 
find „Beſchlußbehörden“ des früheren Verwaltungsrechts aufgehoben oder doch auf 
verwaltungsrichterliche Tätigkeit beſchränkt. 


Die Verſchiedenheit des Verwaltungsaufbaues in den Ländern wird übrigens auch 
dadurch offenbar, daß z. B. in der Verwaltungsbezirkseinteilung in Preußen zwiſchen 
der Miniſterial- und Ortsinſtanz eine Dreigliederung beſteht: Provinzen, 
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Regierungsbezirke und Kreiſe (Stadt- und Landkreiſe), während wir z. B. in Bayern, 
Sachſen, Baden und Heſſen eine Zweigliederung finden, nämlich in Bayern 
Kreisregierungen und Bezirksämter, in Sachſen Kreishauptmannſchaften und Amts⸗ 
hauptmannſchaſten, in Baden Landeskommiſſärbezirke und Amtsbezirke und in Heſſen 
Provinzen und Kreiſe, wobei die Bedeutung der Mittelinſtanz nach der ſtaatlichen 
und kommunalen Seite verſchieden iſt. Die anderen Länder haben nur eine Ver- 
waltungsbezirkseinteilung, fo Württemberg in Oberämter (dort beſteht freilich für 
das geſamte Landesgebiet eine Art „Mittelinſtanz“ in Geſtalt einer „Miniſterial⸗ 
abteilung für Bezirks- und Körperſchaftsverwaltung“), Mecklenburg in Amter (und 
amtsfreie Städte), Thüringen in Kreiſe (Stadt. und Landkreiſe), Anhalt in Kreiſe, 
Oldenburg in Amter und Städte (daneben Sonderverwaltungen der Landesteile 
Eutin und Birkenfeld). Die Hanſeſtädte haben entſprechend ihrer Natur als „Stadt⸗ 
ſtaaten“ keinen vergleichbaren Verwaltungsaufbau. 


Der derzeitige Landesverwaltungsaufbau“) ſoll an den drei größten deutſchen Ländern 
in großen Zügen veranſchaulicht werden, wobei die Aufführung der den Landes- 
miniſterien nachgeordneten Behörden auf die der Allgemeinen Verwaltung be- 
ſchränkt wird. Außerdem wird im Hinblick auf die Beſonderheiten im Verwaltungs- 
aufbau des Landes Baden gegenüber den drei größten Ländern (Fehlen einer beſon ; 
deren ſtaatlichen Mittelinſtanz zwiſchen Miniſterium und unteren Verwaltungsbehör⸗ 
den ſowie Nichtvorhandenſein von Selbſtverwaltungskörperſchaften, die dieſer unteren 
Verwaltungsinſtanz entſprechen) der Verwaltungsaufbau des Landes Baden dar- 
gelegt. Bei der Gliederung und gegenſeitigen Zuſtändigkeitsabgrenzung der Landes- 
miniſterien ſowie bei der Bildung von Abteilungen macht ſich eine ſtets zunehmende 
„Parallelſchaltung“ auf die Geſchäftsverteilung in den Reichsminiſterien bemerkbar. 


Von beſonderer Art iſt der ftaatd- und verwaltungsrechtliche Aufbau im Saar- 
land. Von einer Darlegung dieſes Verwaltungsaufbaues, der feine erſte Grund- 
lage im Geſetz vom 30. 1. 1935 (RGBl. I S. 66) gefunden hatte, wird hier abgeſehen, 
da es ſich, wie dies in der Aberſchriſt des genannten Geſetzes zum Ausdruck kommt, 
nur um eine vorläufige Regelung handelt. 


A, Preußen 
1. Staatsminiſterium 

Das Staatsminiſterium beſteht aus dem Miniſterpräſidenten und den übrigen Staats⸗ 
miniſtern. Der Miniſterpräſident und auf ſeinen Vorſchlag die übrigen Staatsminiſter 
werden vom Führer und Reichskanzler ernannt und entlaſſen. Das Staatsminiſterium 
vertritt das Land nach außen; es beſchließt über Geſetze. Jeder Miniſter verwaltet 
gemäß feiner vom Miniſterpräſidenten im Rahmen der Geſetze beſtimmten Zuſtändig⸗ 
keit und nach Maßgabe der etwa vom Reiche gegebenen Anordnungen ſeinen 
Geſchäftskreis ſelbſtändig. Dem Staatsminiſterium ſind unmittelbar nachgeordnet 
der Gerichtshof zur Entſcheidung der Kompetenzkonflikte, das Oberverwaltungs⸗ 
gericht und die Oberrechnungskammer. Das Staatsminiſterium wird bei der Führung 
der Staatsgeſchäfte vom Staatsrat beraten. 


2. Miniſterpräſident 
Der Minifterpräfident iſt der Führer der geſamten Verwaltung. In feiner Hand 
liegen auch diejenigen Verwaltungsbefugniſſe, die in den übrigen Ländern durch das 
Reichsſtatthaltergeſetz den Reichsſtatthaltern übertragen find, da für Preußen kein 
beſonderer Reichsſtatthalter ernannt iſt, vielmehr nach 8 10 des Statthaltergeſetzes der 
Führer und Reichskanzler die in den übrigen Ländern den Neichsſtatthaltern über. 
tragenen Rechte ſelbſt ausübt; die Ausübung dieſer Rechte, ſoweit fie auf dem Gebiete 
der Verwaltung liegen, hat aber der Führer und Reichskanzler ausnahmslos dem 
Minifterpräfidenten übertragen. Der Miniſterpräſident führt den Vorſitz im Staats- 


) Nach dem Stand von Ende 1934; die wichtigſten Anderungen bis Mitte 1936 find 
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miniſterium und leitet ſeine Geſchäſte. Er verkündet „im Namen des Reiches für den 
Führer und Reichskanzler“ die vom Staatsminiſterium beſchloſſenen Geſetze, er 
ernennt und entläßt die Staatsbeamten, ſoweit nicht die Zuſtändigkeit des Führers 
und Reichskanzlers gegeben iſt oder der Minifterpräfident feine Zuſtändigkeit weiter 
übertragen hat. Dem Miniſterpräſidenten unterſtehen unmittelbar die Geheime 
Staatspolizei, die Landes forſtverwaltung, der Landesjägermeiſter, der Staatskom⸗ 
miſſar der Hauptſtadt Berlin und die Staatsarchive. Außerdem iſt die Verwaltung 
ſtaatlicher Theater auf den Miniſterpräſidenten übergegangen. 


3. Miniſterien 
Nachdem im Zuge der Papenſchen Verwaltungsreſorm (Oktober 1932) das Wohl- 
fahrtsminiſterium aufgelöſt, das Miniſterium für Handel und Gewerbe in ein 
Miniſterium für Wirtſchaft und Arbeit umgewandelt und das Juſtizminiſterium mit 
der „Verreichlichung“ der geſamten Juſtizverwaltung fortgefallen war, beſtehen in 
Preußen acht Fachminiſterien: Inneres; Finanz; Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks. 
bildung; Wirtſchaft; Arbeit; Ernährung und Landwirtſchaft; Verkehr; Kirchen.“) 


4. Provinzialbehörden (Oberpräfidenten und Regierungspräfidenten) 
a) Oberpräſident: 

In Preußen beſtehen entſprechend der Zahl der Provinzen 12 Oberpräfidenten. In 
Berlin iſt dem „Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin“ der Hauptteil der ober⸗ 
präfidialen Befugniſſe übertragen worden. 
Die Stellung des Oberpräſidenten hat im Laufe der letzten Jahre mehrfach Wand⸗ 
lungen erfahren: Während der Oberpräfident urſprünglich (Inſtruktion für die Ober- 
präfidenten vom 31. 12. 1825) nur die Aufgabe eines mit der Beobachtung der all ⸗ 
gemeinen Verwaltung betrauten Kommiſſars der Staatsregierung hatte und keine 
behördliche Inſtanz bildete, machte ihn die ſpätere Entwicklung und ſchon die Geſetz · 
gebung des Jahres 1883, vor allem aber die Organiſationsentwicklung während des 
Weltkrieges durch Zuweiſung zahlreicher materieller Verwaltungsaufgaben zu einer 
in den Behördenzug eingebauten Organiſation (auch Rechtsmittelinſtanz!). — Die 
Reformmaßnahmen unter der „kommiſſariſchen“ Preußenregierung im Herbſt 1932 
(Vereinfachungsverordnungen vom 3. 9. 1932; GS S. 283 und 17. 3. 1933 GS ©. 43) 
ſuchten das Amt des Oberpräfidenten auf feine urſprüngliche Aufgabe zurückzuführen, 
wieſen ihm aber andererſeits auch wichtige Neuaufgaben zu, beſonders die des Provin- 
zialſchulkollegiums und des Landeskulturamtspräſidenten. Durch das am Ende des erſten 
Jahres der nationalſozialiſtiſchen Revolution ergangene Geſetz vom 15. 12. 1933 (GS 
S. 477) wird die Stellung des Oberpräſidenten wiederum geändert: Der Ober⸗ 
präfident wird zwar nicht zu einer eigenen Inſtanz im Aufbau der allgemeinen 
Landesverwaltung ausgebildet; auch ſoll er in Abereinſtimmung mit den Grundſäͤtzen 
der Papenſchen Vereinfachungsverordnung von materiellen Verwaltungsaufgaben 
möglichſt entlaſtet bleiben: auf der anderen Seite aber wird die perſönliche Stellung 
des Oberpräſidenten durch die Verleihung ausgeſprochener Befehlsgewalt über die 
Behörden der allgemeinen und inneren Verwaltung, beſonders auch der Polizei, zu 
der eines Führers auf dem Geſamtgebiet der Zivilverwaltung ausgebaut. Der Ober- 
präfident erhält ein unbedingtes Weiſungsrecht, das ſich nah Umfang und Inhalt 
mit dem Weiſungsrecht des Miniſters deckt. Das Weiſungsrecht iſt an die Perſon 
des Oberpräfidenten gebunden. Dienſtvorgeſetzter der Regierungspräfidenten iſt 
er nicht. 
Für die Stellung des Oberpräfidenten iſt die nahezu überall durchgeführte perfonelle 
Verbindung mit der nationalſozialiſtiſchen Gauleitung von Bedeutung. — Die 
politiſche Führerrolle des Oberpräfidenten greift auch auf die Gebiete der Juſtiz 
über, indem der Oberpräſident auf dem Wege über den Generalſtaatsanwalt der Un- 
klagebehörde ſeine Wünſche zukommen laſſen kann. 


5 Wegen der Vereinigung dieſer Miniſterien mit den gleichartigen Neichsminiſterien und 
wegen ihrer Einteilung ſiehe oben S. 7 und 20. 
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Nach der Neuregelung der Stellung des Oberpräfidenten auf Grund des genannten 
Geſetzes vom 15. 12. 1933 iſt dem Oberpräſidenten auch die Leitung der provinziellen 
Selbſtverwaltung übertragen: der Oberpräfident übernimmt die Aufgaben und Zu⸗ 
ſtändigkeiten des Provinzialausſchuſſes, des Landeshauptmanns, der Provinzial ⸗ 
kommiſſionen und der Provinzialkommiſſare. Dieſe Abertragung der Leitung des 
Provinzialverbandes auf einen Staatsbeamten bedeutet nicht eine Beſeitigung der 
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provinziellen Selbſtverwaltung; die bisherigen Landeshauptleute haben die Stellung 


von ſtändigen Vertretern der Oberpräſidenten im provinzial⸗ kommunalen Geſchäfts⸗ 
bereich. Dieſe Neuordnung entſpricht dem bisherigen Verhältnis beim Landkreis, 
deſſen kommunale Geſchäfte ein Staatsbeamter zugleich mit ſeinen ſtaatseigenen 
Aufgaben leitet. 

Als beratendes Organ des Oberpräſidenten, und zwar auch in Dingen der provinziellen 
Selbſtverwaltung beſteht der durch das Geſetz vom 17. 7. 1933 (GS S. 254) neu 
geſtaltete Provinzialrat. Provinziallandtage, e und Provinzial. 
kommiſſionen find beſeitigt. 

Durch die Zweite Neuaufbauverordnung vom 27. 11. 1934 NG Bl. I S. 1190) find 
die Preußiſchen Oberpräfidenten ſtändige Vertreter der Reichsregierung in den ihnen 
unterſtellten Provinzen geworden, auch haben fie gegenüber ſämtlichen Reichs und 
Landesbehörden und öffentlichen Körperſchaften ihres Amtsbereichs das In⸗ 
formationsrecht, das Anregungsrecht und das Recht zum Erlaß einſtweiliger An- 
ordnungen bei Gefahr im Verzuge erhalten. Außerdem ſind die Oberpräſidenten (wie 
auch die Regierungspräſidenten) ſämtlichen Reichsminiſtern (auch denen, die nicht 
zugleich Preußiſche Miniſter find) für die Durchführung von Reichsaufgaben zur 
Verfügung geſtellt worden. 

Das Oberpräfidium gliedert ſich in drei Abteilungen: 1. Allgemeine Abteilung, 
2. Abteilung für höheres Schulweſen. 3. Landeskulturabteilung; daneben — ſoweit 
ſolche eingerichtet find — die Waſſerbaudirektionen, die als preußiſche Behörden im 
Auftrage des Reichs die Reichswaſſerſtraßen verwalten. 


b) Regierungspräſident: 

Die in der Zentralinſtanz und in der Kreisinſtanz nach Fachgebieten vielfach auf- 
geteilte Landesverwaltung iſt in der Mittelinſtanz bei dem Regierungspräſidenten 
territorial zuſammengefaßt; nur das höhere Schulweſen und die Angelegenheiten der 
Landeskultur find an den Oberpräſidenten angegliedert. Bei dem Regierungs- 
präſidenten iſt fonach, wie bei keiner anderen Behörde, der Grundſatz der Einheit 
der Verwaltung weitgehend durchgeführt. Seit dem 1. 12. 1933 iſt jedoch die 
Staatsforſtverwaltung von den Geſchäften des Regierungspräſidenten abgetrennt; 
fie wird von dem Land forſtmeiſter unter unmittelbarer Aufſicht der Zentral- 
behörde durchgeführt. — Der Regierungspräſident übt die Kommunalaufſicht über 
die Stadtkreiſe aus (8 33 der Erſten DVO zur BED). 

Die Regierung gliedert ſich in drei Abteilungen: 1. Allgemeine Abteilung, 2. Ab- 
teilung für Kirchen- und Schulweſen, 3. Landwirtſchaftliche Abteilung. 


5. Der Landrat und die übrigen ſtaatlichen Kreis behörden 


In der Kreisinſtanz hat der Landrat gegenüber den anderen ſtaatlichen Kreis- 
behörden eine ſachlich gehobene Stellung. Die Sonderverwaltungszweige ſind jedoch 
dem Landrat nicht unterſtellt; dieſer hat nur darüber zu wachen, daß ihre Geſchäfts⸗ 
führung „nicht mit den Intereſſen der Allgemeinen Landesverwaltung in Wider- 
ſpruch gerät”. In die Berichterſtattung der Sonderbehörden iſt der Landrat ein- 
geſchaltet. Bei Meinungsverſchiedenheiten zwiſchen dem Landrat und einer Kreis- 
ſonderbehörde entſcheidet der Regierungspräſident, jedoch kann der Landrat bei 
Gefahr im Verzuge einſtweilige Anordnungen treffen. Das Staatsminiſterium iſt 
ermächtigt, einzelne Kreisbehörden mit dem Landrat zu einem „Kreisamt“ beim 
Landratsamt zu vereinigen; es beſteht aus dem Landrat und dem Vorſteher der 
betreffenden Kreisbehörde und iſt für die Angelegenheiten dieſes beſonderen Fach- 
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gebietes zuſtändig. Verfuchsweiſe hat man in einzelnen Bezirken Landrat und 
Schulrat zum „Schulamt“ vereinigt. 


In der Hand des Landrats liegt die Kommunalaufſicht über ſämtliche kreis⸗ 
angehörigen Gemeinden ohne Anterſchied ihrer Größe (8 33 der Erſten DBO 
zur DGoO). 


B. Bayern 
1. Reichsſtatthalter 


Der Reichsſtatthalter übt mit ſeinem Büro, der Reichsſtatthalterei, die ihm durch 
das Reichsſtatthaltergeſetz vom 30. 1. 1935 und durch ſonſtige RNeichsgeſetze über- 
tragenen Befugniſſe aus. 


2. Miniſterpräſident 


Den Vorſitz in der bayeriſchen Staatsregierung führt der Miniſterpräfident; er ifı 
zugleich Chef der mit Geſetz vom 12. 3. 1933 errichteten Staatskanzlei. Dieſe kann 
ihrem Tätigkeitsbereich nach etwa mit dem Preußiſchen Staatsminiſterium (fiehe 
dieſes) verglichen werden. Ihr Geſchäftskreis umfaßt insbeſondere den Verkehr mit 
den Dienſtſtellen des Reichs und dem Reichsſtatthalter, ferner die Angelegenheiten 
aus dem Geſchäftsbereich des Reichsminiſteriums für Volksaufklärung und 
Propaganda. Der Minifterpräfident iſt zugleich Chef der Landesforſtverwaltung, 
dem in dieſer Eigenſchaft 7 Regierungsforſtämter und 338 Forſtämter mit 113 Außen- 
ſtellen unterſtehen. 
3. Miniſterien 


Nachdem durch Geſetz vom 12. 4. 1933 das bisherige Staatsminiſterium des Außern, 
für Wirtſchaft und Arbeit aufgelöſt worden war, hat Bayern noch vier Fach⸗ 
miniſterien: Inneres, Finanz, Anterricht und Kultus, Wirtſchaft. 

Die Miniſterien gliedern ſich wie folgt: 


Miniſterium des Innern: ]. Perfonal- und Verwaltungsabteilung; 
II. Waſſerrecht, Energiewirtſchaft, wirtſchaftliche Angelegenheiten; III. Geſundheit 
und Fürſorge; IV. Polizei; V. Politiſche Polizei; VI. Bauweſen. 
Miniſterium für Anterricht und Kultus: I. Volks- und Berufsſchul⸗ 
weſen; II. Hochfchulweſen; III. Höheres Schulweſen; IV. Kunſt, gewerbliches Fach. 
ſchulweſen, Leibesübungen, Volksbildung, Theater. (Die mit der Kunſt, dem Theater⸗ 
weſen ſowie der Planung und Ausführung öffentlicher Bauten zuſammenhängenden 
Sachgebiete unterſtehen — unbeſchadet ihrer organiſchen Zugehörigkeit zum Anter⸗ 
richtsminiſterium — dem Innenminiſter.) | 
Miniſterium der Finanzen: l. Haushalts-, Vermögens. und Rechts- 
angelegenheiten; II. Vermeſſungsweſen, Steuern und Abgaben, Beamten uſw. 
Angelegenheiten. 

Miniſterium für Wirtſchaft: I. Handel, Induſtrie, Gewerbe; II. Arbeit 
und Fürſorge; III. Landwirtſchaft. 


4. Höhere Verwaltungs behörden 


Das Schwergewicht der praktiſchen Verwaltung liegt in Bayern beim Regierungs- 
präfidenten und der ihm unterſtellten Kreisregierung. Seit dem 1. 4. 1932 find aus 
Spargründen die Regierungen von Niederbayern und der Oberpfalz mit dem Sitz 
in Regensburg, ſeit 1. 4. 1933 die Kreisregierungen Oberfranken und Mittelfranken 
mit dem Sitz in Ansbach vereinigt. Außer dieſen beiden Regierungen beſtehen noch 
vier weitere Regierungen für die Kreiſe Oberbayern in München, Schwaben in 
Augsburg, Anterfranken in Würzburg und für die Pfalz in Speyer. 


Beim Regierungspräfidenten als Mittelinſtanz iſt die bei den Zentralbehörden auf- 
geteilte Verwaltung vereinigt, einſchließlich des geſamten Schulweſens mit Aus- 
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nahme der Aniverſitäten. Jede Kreisregierung gliedert ſich in eine Kammer des 
Innern für die ganze innere Verwaltung und in eine Kammer der Forften für die 
Forſtverwaltung. Die früheren Finanzkammern find ſeit 1920 aus dem Verbande 
der Kreisregierungen ausgeſchieden; ihre Geſchäfte wurden von den bei den Landes⸗ 
finanzämtern gebildeten „Zweigſtellen für bayeriſche Angelegenheiten“ übernommen. 
Der Regierungspräſident führt auch die Aufſficht über die Stadtkreiſe. Organ 
der Selbſtverwaltung iſt der Kreistag, der feit dem Geſetz vom 7. 4. 1933 aus 
13 Mitgliedern beſteht und auch die Aufgaben und Befugniſſe des bisherigen Kreis- 
ausſchuſſes wahrnimmt. 


Zur Vertiefung der Einheit von Partei und Staat haben durch Beſchluß der 
bayeriſchen Staatsregierung vom 10. 4. 1934 die bis dahin nicht der Staatsregierung 
angehörigen Gauleiter der NSDAP für ihre Perſon das Recht erhalten, an den 
Sitzungen des Miniſterrates mit beratender Stimme teilzunehmen. Darüber hinaus 
find zwei Gauleiter zu Regierungspräfidenten ernannt worden. 


5. Antere Verwaltungsbehörden 


Außenbehörden der inneren Staatsverwaltung find die Bezirksämter, deren Bezirke 
durchfchnittlich kleiner find als die preußiſchen Kreiſe. Vorſtand des Bezirksamts iſt 
der Bezirksoberamtmann, dem ein Regierungsrat als Nebenbeamter beigegeben 
iſt. Auch der Bezirksamtsvorſtand vereinigt die Verwaltung ſeines Bezirks weit⸗ 
gehend in feiner Hand und führt die Aufficht über die kreisangehörigen Gemeinden. 
In loſerem Zuſammenhang ſtehen neben ihm der Bezirksarzt, Bezirkstierarzt und 
Bezirksbaumeiſter. Außerdem werden beſtimmte Zweige der Verwaltung durch 
Sonderbehörden wie die Kulturbauämter und Straßen- und Flußbauämter wahr- 
genommen. — Organ der Selbſtverwaltung des Bezirks iſt der aus neun Mitgliedern 
beſtehende Bezirkstag, der zugleich die Aufgaben und Befugniſſe des bisherigen 
Bezirksausſchuſſes übernimmt. 


C. Sachſen 
1. Reichsſtatthalter 


Der Reichsſtatthalter iſt in Sachſen zugleich Landesregierung (über die Rechtsgrund⸗ 
lage ſiehe oben S. 5). 

Es gibt ſonach in Sachſen keinen Mintfterpräfidenten; die Miniſter, ſoweit noch ſolche 
an der Spitze der Fachminiſterien ſtehen, haben ſtaatsrechtlich die Stellung von Leitern 
der Fachabteilungen. Nach außen erſcheint als Dienſtftelle lediglich „Der Reichs- 
ftatthalter”, der in Landes angelegenheiten firmiert: „Der Reichsſtatthalter 
(Landesregierung) “. 


Dem Neichsſtatthalter als Landesregierung unterſtehen die Staatskanzlei, vier Fach 
miniſterien und die Landesforſtverwaltung. 


2. Miniſterien 


a) Neben den vier Fachminiſterien beſteht die Staatskanzlei, die ihrem 
Geſchäftsbereich nach etwa mit dem Preußiſchen Staatsminiſterium (ſiehe dieſes) oder 
der Bayeriſchen Staatskanzlei (fiehe dieſe) verglichen werden kann. 


b) Die Einteilung in Miniſterien und ihre Gliederung iſt inſofern beſonders inter- 
eſſant, als eine weitgehende „Parallelſchaltung“ zu den Reichsfachminiſterien bereits 
erkenntlich iſt. — Die Miniſterien gliedern ſich wie folgt: 


Miniſterium des Innern: l. Allgemeine innere Verwaltung; II. Reichs- 
angehörigkeit, Perſonenſtand und Verkehr; III. Bau- und Feuerpolizei; IV. Perſonal; 
V. Polizei; VI. Polizeivollzug; VII. Straßenbau; VIII. Gemeindeaufſicht; 
IX. Wohlfahrtspflege; X. Volksgeſundheit. 
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Niniſterium für Wirtſchaft und Arbeit: l. Induſtrie, Handwerk, 
Handel und Gewerbe; II. Ernährung und Landwirtſchaft; III. Sozialverwaltung; 
IV. Perſonalien. 


Finanzminiſterium: I. Allgemeine Finanzverwaltung; II. Steuern, Landes- 
vermeſſung. N 
Miniſterium für Volksbildung: I. Perſonalien; II. Organiſation; 
III. Schulverwaltung; IV. Politiſche Schulangelegenheiten; V. Volksſchulen; 
VI. Berufs- und Fachſchulen; VII. Höhere Schulen; VIII. Hochſchulen; IX. Jugend- 
pflege und Körpererziehung; X. Nationalſozialiſtiſche Erwachſenenbildung; XI. Kunſt, 
Sammlungen; XII. Kirchliche Angelegenheiten und Stiftungen. 


c) Die Forſt angelegenheiten ſind in der dem Reichsftatthalter unmittelbar 
unterſtehenden Landesforſtverwaltung zuſammengefaßt. 


3. Höhere Verwaltungs behörden 


a) Die Kreishauptmannſchaften (4). Die Kreishauptmannſchaft iſt Auffichtsbehörde 
und Rechtsmittelinſtanz über die Amtshauptmannſchaften, die ſtaatlichen Polizei ⸗ 
präfidien und Polizeidirektionen ſowie über die Stadtkreiſe; außerdem ift fie höhere 
Verwaltungsbehörde im Sinne der Reichs und Landesgeſetzgebung und als ſolche in 
vielen Angelegenheiten auch erſtinſtanzlich tätig. 


Die Kreishauptmannſchaft wird vom Kreishauptmann geleitet. Jeder Kreishaupt ; 
mannſchaft ſteht ein Kreisausſchuß zur Seite, der in dem durch das Geſetz beſtimmten 
Amfange zur Mitwirkung bei den Geſchäften der Verwaltung und zur Beratung des 
Kreishauptmanns berufen iſt. Den Vorſitz im Kreisausſchuß führt der Kreishaupt⸗ 
mann. Die übrigen Mitglieder des Kreisausſchuſſes find auf Grund der Gleich- 
ſchaltungsvorſchriften beſtellt worden. — In beſtimmten, im Geſetz vorgeſehenen 
Fallen werden die Kreishauptmannſchaften als Verwaltungsgerichte erſtinſtanzlich 
tätig. Sie find dann mit drei Beamten beſetzt, die die Befähigung zum Richteramt 
oder für den höheren Verwaltungsdienſt beſitzen müſſen. 


b) Das Landeskriminalamt iſt die oberſte Kriminalpolizeibehörde des Landes. 
c) Dem Geheimen Staats polizeiamt obliegen die Aufgaben der politiſchen Polizei. 


4. Untere Verwaltungs behörden 


a) Die ſtaatlichen Polizeibehörden in den größeren Städten, hinſichtlich der 
Ordnungspolizei Polizeipräfidien (Dresden, Leipzig, Chemnitz), Polizeidirektionen 
(Plauen und Zwickau). 


b) Die Amtshauptmannſchaften (27) und das Zweigamt Sayda. 


c) Die Stadträte in den Städten, denen die Geſchäfte der unteren Verwaltungs- 
behörde voll übertragen ſind (92). 


Die unteren Verwaltungsbehörden find grundſätzlich für alle Angelegenheiten zu- 
ſtändig, für die nichts anderes beſtimmt iſt. Die Amtshauptmannſchaft iſt ſtaatliche 
Behörde. An ihrer Spitze ſteht der Amtshauptmann. Sie führt die Auſſicht über alle 
kreisangehörigen Gemeinden. Jeder Amtshauptmannſchaft ſteht ein Bezirksausſchuß 
zur Seite, der einerſeits bei beſtimmten verwaltungsobrigkeitlichen Geſchäften der 
Amtshauptmannſchaft mitzuwirken hat, anderſeits ein Organ des Bezirksverbandes 
als Selbſtverwaltungskörper iſt. 


Der Bezirk der Amtshauptmannſchaft bildet mit den Gemeinden, die nicht Stadtkreiſe 
find, den Bezirksverband, der weiterer Kommunalverband im Sinne der Reichsgeſetze 
if. Als Pflichtaufgaben find den Bezirksverbänden beſonders die Wohlfahrtspflege 
und der Wegebau überwieſen. Daneben können die Bezirksverbände eine ganze Reihe 
freiwilliger Aufgaben übernehmen. In den Angelegenheiten des Bezirksverbandes 
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werden die Beſchlüſſe vom Bezirkstag gefaßt. Die Verwaltung des Bezirksverbandes 
führt der Bezirksausſchuß. Vorſitzender des Bezirksausſchuſſes iſt der Amtshaupt 
mann. Die übrigen Mitglieder find auf Grund der Gleichſchaltungsvorſchriften beſtellt. 


Angeſtrebt wird die Eingliederung der verſchiedenen ſtaatlichen Fachdienſtſtellen 
in die Amtshauptmannſchaft, um eine einheitliche Führung in der Verwaltung ficher- 
zuſtellen. 


D. Baden 
1. Reichsſtatthalter (wie Bayern) 


2. Miniſterpräſident und Staatsminiſterium 


Oberſte Landesbehörde iſt das Staatsminiſterium, das aus dem Vorfigen- 
den, den Fachminiſtern und zur Zeit einem Miniſter ohne eigenen Geſchäftskreis 
beſteht. Der Vorſitzende führt die Amtsbezeichnung Miniſterpräſident. 


3. Miniſterien 


Es beftehen drei Miniſterien: Miniſterium des Innern, Finanz. und Wirtſchafts. 
miniſterium, Miniſterium des Kultus und Anterrichts. 


4. Höhere Verwaltungs behörden 


Die badiſche innere Verwaltung iſt entgegen dem Aufbau der vorbezeichneten Länder 
grundſätzlich nur z wei ſtufig organifiert. Für Mittelbehörden etwa nach Art der 
bayerifden Regierungen iſt daher kein Raum. Auch die vier Landeskom⸗ 
miſſäre find rechtlich nur Miniſterialräte des Innenminiſteriums mit weitgehend 
verſelbſtändigtem, regional abgegrenztem Aufgabenkreis und mit dem Dienſtſitz in 
ihrem Bezirk („verlängerter Arm des Miniſteriums“). Neben einer großen Zahl von 
Einzelaufgaben und der Kommunalaufſicht über die Stadtkreiſe kommt ihnen die 
sufammenfaflende Aberwachung der dem Miniſterium des Innern unterſtellten Ver⸗ 
waltungszweige ihres Dienſtgebiets zu. Lediglich in Dienſtſtrafſachen gegenüber 
kommunalen Organen und Beamten tritt dem Landeskommiſſär bei der Beſchluß⸗ 
faſſung ein ſechsköpfiger Beirat zur Seite. Jeweils am Dienſtſitz des Landes- 
kommiſſärs, jedoch ohne organiſatoriſchen Zuſammenhang, beſteht als echte Mittel 
behörde ein Oberverſicherungsamt mit Verſorgungsgericht. 


5. Bezirks behörden 


Bezirksbehörden der inneren Verwaltung find die im Sommer 1936 von 40 auf 
27 zurückgeführten Bezirks ämter unter Leitung des Landrats; ihr örtlicher 
Wirkungsbereich umfaßt auch die im Bezirk gelegenen Städte, ohne Rüdfiht auf ihre 
Größe. Auf polizeilichem Gebiet find für die 6 größten Städte organiſatoriſch 
ſelbſtändige Polizeipräſidien bzw. Polizeidirektionen errichtet. Dem Bezirks- 
amt ſteht ein ſechsköpfiger Bezirksrat zur Seite, deſſen Beſchlußfunktionen, 
ſoweit ſie nicht auf dem Gebiet der Verwaltungsrechtspflege liegen, zwar weitgehend 
eingeengt, aber noch nicht völlig aufgehoben find. Der Landrat führt die kommunale 
Aufſicht über alle Gemeinden mit Ausnahme der Stadtkreiſe. In loſer Anlehnung ſtehen 
neben dem Bezirksamt der Bezirkstierarzt und der Bezirksbaumeiſter. Irgendeine 
Einflußnahme auf die von anderen Miniſterien reſſortierenden Sonderverwaltungen 
ſteht dem Landrat nicht zu. Beim Fehlen von Mittelbehörden bedeutet dies, daß 
der Ausgleich zwiſchen den einzelnen Fachverwaltungen in Baden erſt in der letzten 
Inſtanz, im Staatsminiſterium, gefunden werden kann. Da der Landrat auch nicht 
einen dem preußiſchen Kreis entſprechenden Selbſtverwaltungskörper mit umfaſſenden 
Aufgaben und Geldmitteln zu leiten hat (die elf badiſchen Kreiſe find unmittelbare 
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Gebietskörperſchaften, die zwar unter Aufſicht der Landeskommiſſäre ſtehen, aber ſonſt 
in reiner Selbſtverwaltung jeder organiſchen Verbindung mit der Staatsverwaltung 
ermangeln), vielmehr lediglich dem unter Ausſchluß der Städte über 10 000 Ein- 
wohner aus den übrigen Gemeinden des Bezirks gebildeten, auf beſondere Aufgaben 
beſchränkten Bezirksfürſorgeverband vorſteht, weicht ſeine Stellung hier weſentlich 
von der in den anderen vorgenannten Ländern ab. 


VI. mittelbare Reichs verwaltung 


a) durch Berufsftände und Aörperjchaften öffentlichen Rechts 


Zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben bedienen ſich Reich und Staat vielfach 
ſolcher Organiſationen, die, ohne behördlichen Charakter zu haben, doch mit beſon⸗ 
deren Pflichten und Rechten ausgeſtattet ſind. Es iſt keineswegs notwendig, daß ſich 
alles ſtaatliche Tun unmittelbar durch eine amtliche Dienſtſtelle vollzieht; es genügt 
unter Amſtänden vollſtändig, wenn der Staat einen irgendwie gearteten Einfluß auf 
die Tätigkeit „nichtſtaatlicher“ Stellen hat und dieſe entſprechend dem Staatswillen 
zur Erfüllung beſonderer, ſei es vom Staat ausdrücklich übertragenen oder vom 
Staat anerkannter Aufgaben benutzt. 


Eine ſolche Heranziehung außenſtehender Organiſationen durch den Staat zur Er⸗ 
füllung von Aufgaben, die über das Sonderintereſſe beſtimmter Gruppen hinaus⸗ 
gehen, kann hinſichtlich des Amſangs ſtaatlicher Betätigung zweierlei Bedeutung 
haben. Einmal kann es ſich darum handeln, daß der Staat mit der Inanſpruch⸗ 
nahme ſolcher Organiſationen ſich einen neuen Tätigkeitsbereich eröffnet und einen 
neuen Verwaltungszweig in den Bereich ſtaatlicher Regelung zieht; zum anderen 
aber kann die Betrauung von Organiſationen mit öffentlichen Aufgaben auch eine 
Entlaſtung der Staatsverwaltung, d. h. des ſtaatlichen Behördenapparates be⸗ 
deuten, indem Aufgaben, die bisher innerhalb der ſtaatlichen Behördenorganiſation 
bewältigt wurden, nunmehr auftragsweiſe oder unter Staatsaufſicht der Selbſtver⸗ 
waltung der Intereſſenten überantwortet werden. Wenn z. B. die Aufſicht über 
Organiſationen des „Handwerks“ (Reichsgeſetz vom 29. 11. 1933, RGBl. J S. 1015) 
von der Landesverwaltung weggenommen und auf die Handwerkskammer übertragen 
wird (5 49 a. a. O.), fo bedeutet dies die Verlagerung öffentlicher Verwaltungsarbeit 
von der unmittelbaren Staatsverwaltung auf die berufsſtändiſche Selbſtverwaltung. 


Der nationalſozialiſtiſche Staat fieht im berufsſtändiſchen Aufbau einen Teil der 
ſtaatlichen Ordnung, nämlich die organiſatoriſche Form, in der er das ganze Volk 
körperſchaftlich zuſammenzuſchließen vermag und durch die der Einzelne Glied des 
Staatsganzen wird. Der berufsſtändiſche Aufbau verfolgt neben dem wirtſchaftlichen 
vorwiegend auch einen ſtaatlich⸗politiſchen Zweck. Gewiß laſſen die bisherigen An⸗ 
ſätze zum berufsſtändiſchen Aufbau die wirtſchaftliche Seite der körperſchaftlichen 
Selbſtverwaltung ſtärker zur Geltung kommen; dennoch ſtellen die bisher in der 
Richtung des berufsſtändiſchen Aufbaus ergangenen Geſetze auch bereits die ſtaatlich ; 
politiſche Verbindung zwiſchen dem Staatsganzen und der berufsſtändiſchen Organi- 
ſation her: Der Staat ſchafft die berufsſtändiſche Organiſation und umgrenzt ihren 
Aufgabenkreis; der Staat führt die Aufficht und erläßt oder genehmigt die Satzung; 
der Staat hat weitgehenden perſonellen Einfluß auf die Leitung des Berufsſtandes, 
wenn nicht überhaupt ein Exponent der ſtaatlichen Verwaltung in Perſonalunion 
zugleich auch die Spitze des Berufsſtandes bildet. 

Auf drei Gebieten hat der Staat durch Schaffung der Grundlagen für einen berufs- 
ſtändiſchen Aufbau — ohne Vorgriff jedoch auf die ſpätere endgültige Regelung des 
berufsſtändiſchen Problems! — berufsſtändiſche Selbſtverwaltung in ſeinen Dienſt 
geſtellt und dieſe „Berufsſtände“ in ihrem Wirkungsbereich mit öffentlichen Verwal 
tungsaufgaben betraut: 
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1. Der „Reichs nährſtand“ iſt als Vertretung der deutſchen Bauernſchaft und 
Landwirtſchaft einſchließlich der landwirtſchaftlichen Genoſſenſchaften (des Land⸗ 
handels und der Be- und Verarbeiter landwirtſchaftlicher Erzeugniſſe) als Selbſt⸗ 
verwaltungskörperſchaft des öffentlichen Rechts geſchaffen. Er hat die Aufgabe, ſeine 
Angehörigen in Verantwortung für Volk und Reich zu einer lebenskräftigen Stütze 
für den Aufbau, die Erhaltung und die Kräftigung des deutſchen Volkes zuſammen⸗ 
zuſchließen. Der Reichsnährſtand iſt Rechtsnachfolger des deutſchen Landwirtſchafts⸗ 
rats, der preußiſchen Hauptlandwirtſchaftskammer und ſämtlicher öffentlich rechtlicher 
Landwirtſchaftskammern und Bauernkammern. An der Spitze des Reichsnährſtandes 
ſteht der Reichsbauernführer. Die enge Verbindung zwiſchen der Staatsverwaltung 
und der berufsſtändiſchen Selbſtverwaltung kommt darin zum Ausdruck, daß der zu⸗ 
ſtändige Reichsfachminiſter auch zum Reichsbauernführer ernannt iſt, fo daß hinſich⸗ 
lich der ſtaatlichen Verwaltung und der berufsſtändiſchen Selbſtverwaltung Perfonal- 
union in der oberſten Spitze beſteht. Der Reichsminiſter für Ernährung und Land- 
wirtſchaft kann dem ſeiner Aufſicht unterſtellten Reichsnährſtand beſondere Aufgaben 
übertragen; die Satzung des Reichsnährſtandes bedarf der Genehmigung des zu⸗ 
ſtändigen Reichsminiſters. 


Die innere Gliederung des nach dem Geſagten mit öffentlich- rechtlichen Funktionen 
ausgeſtatteten Reichsnährſtandes iſt folgende: Dem Reichsbauernführer ſteht zur 
Seite ein Stabsamt, ein Beirat und ein Verwaltungskörper der Selbſtverwaltung 
unter Leitung eines Reichsobmanns. — Als nachgeordnete Inſtanzen gibt es die 
Landesbauernführer mit Stabsleitung und Landesbauernrat ſowie Kreisbauern⸗ 
führer und Kreisobmann. 


2. Das zweite Gebiet, auf dem beruſsſtändiſche Organiſationen in den Dienſt des 
Staatsganzen geſtellt und mit öffentlich⸗ rechtlichen Funktionen betraut find, bildet die 
„Reichskulturkammer“ mit ihren Antergliederungen. Sie hat die Aufgabe, 
durch Zuſammenwirken der Angehörigen aller von ihr umfaßten Tätigkeitszweige die 
deutſche Kultur in Verantwortung für Volk und Reich zu fördern, die wirtſchaft⸗ 
lichen und ſozialen Angelegenheiten der Kulturberufe zu regeln und zwiſchen allen 
Beſtrebungen der ihr angehörenden Gruppen einen Ausgleich zu bewirken. 


Die Reichskulturkammer iſt eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts; fie beſteht aus 
fieben Kammern, deren jede ebenfalls eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts bildet. 
Die Perſonalunion zwiſchen dem zuſtändigen Fachminiſter, nämlich dem Reichs- 
miniſter für Volksaufklärung und Propaganda einerſeits, der Reichskulturkammer 
andererſeits iſt dadurch hergeſtellt, daß kraft geſetzlicher Beſtimmung Präfident der 
Reichskulturkammer der Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda iſt. 
Der Präſident der Reichskulturkammer, alſo der Propagandaminiſter ſelbſt, ernennt 
für jede der ſieben Einzelkammern einen Präſidenten ſowie die Mitglieder des Prä- 
ſidialrats für jede Einzelkammer. Die Präſidenten der Einzelkammern bilden ein 
beratendes Organ für den Präfidenten der Reichskulturkammer, das die Bezeichnung 
„Reichskulturrat“ hat. Die Satzung der Reichskulturkammer erläßt der Reichs- 
miniſter für Volksaufklärung und Propaganda in feiner Eigenſchaſt als Präfident 
der Reichskulturkammer; er genehmigt auch die Satzungen der Einzelkammern. Auch 
ſonſt iſt die Einflußmöglichkeit des Propagandaminiſters auf die Einzelkammern ſehr 
ſtark; die Reichskulturkammer wie die Einzelkammern dürfen mit den Zentralſtellen 
des Reichs nur auf dem Wege über den Propagandaminiſter in Verbindung treten. 


3. Ein Anſatz zum beruſsſtändiſchen Aufbau, der freilich noch weniger eingehend 
geregelt iſt als der landwirtſchaftliche und der kulturelle „berufsſtändiſche Aufbau“, 
fand ſich beim Handwerk. Grundlage des vorläufigen Aufbaus des deutſchen 
Handwerks ſind die allgemeinen Pflichtinnungen und Kreishandwerkerſchaften. Im 


— —.— 


Reichsverwaltung und Landesverwaltung 41 


Gegenſatz zu den beiden anderen vorgenannten Fällen des berufsſtändiſchen Aufbaus 
iſt geſetzlich erſt die untere Inſtanz der Organiſation näher feſtgelegt. Der auf 
dem Verwaltungswege geſchaffene „Reichsſtand des deutſchen Handwerks“ iſt die 
alleinige und ausſchließliche berufsſtändiſche Spitzenorganiſation des deutſchen Hand- 
werks; er vertritt das geſamte Handwerk wirtſchafts⸗ und ſozialpolitiſch nach innen 
und außen. Der deutſche Handwerks und Gewerbekammertag ift 
die Spitzenkörperſchaft der Handwerks und Gewerbekammern und eine Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts; er iſt hinſichtlich der Errichtung der Innungen und der Ab⸗ 
grenzung ihrer Bezirke mit weitgehenden Befugniſſen ausgeſtattet (8 7 der Erſten 
Verordnung über den vorläufigen Aufbau des deutſchen Handwerks vom 15. 6. 1934, 
RGBl. 1 S. 493). Die Stellung der Handwerkskammern iſt dadurch gehoben, daß 
nach der genannten Erſten Durchführungsverordnung (§ 49) an Stelle der ſtaatlichen 
unteren Verwaltungsbehörde nunmehr die Handwerkskammer die Aufſicht über die 
Innungen und die von dieſen unterhaltenen Einrichtungen führt. Auch ſonſt hat die 
Handwerkskammer weitgehende Zuſtändigkeiten erhalten (88 49 bis 51, 56 bis 58 
a. a. O.). 

An der Spitze des Handwerks ſteht ein Handwerksmeiſter, ernannt vom Reichs- 
wirtſchaftsminiſter und Neichsarbeitsminiſter. Der Reichshandwerksmeiſter hat mit 
Genehmigung des Reichswirtſchaftsminiſters 13 Landeshandwerksmeiſter ernannt, 
die ſeine Beauftragten in den nach dem Geſetz vom 20. 1. 1934 gebildeten 13 Wirt⸗ 
ſchaftsgebieten find. 


4. Anter den „berufsſtändiſchen Körperſchaſten“, die der Staat unter geſetzlicher 
Abgrenzung ihrer Pflichten und Rechte errichtet und mit einem reichen Maße von 
dem öffentlichen Wohl dienenden Auſgaben ausgeſtattet hat, find zu nennen die 
Reichsrechtsanwaltskammer, ) die alle bei den Gerichten des Deutſchen 
Reichs zugelaſſenen Rechtsanwälte erfaßt (Reichsrechtsanwaltsordnung vom 21. 2. 
1936, RGBl. J S. 107), die Reichsärztekammer (Reichsärzteordnung vom 
13. 12. 1935, RG Bl. I S. 1433) als Vertretungsorgan der Deutſchen UArzteſchaft und 
die Reichstierärztekammer (Reihstierärzteordnung vom 3. 4. 1936, 
RG Bl. 1 S. 357). Dieſe drei Reichskammern find Körperſchaften öffentlichen Rechts. 


5. Von ganz beſonderer Bedeutung iſt die „berufsſtändiſche Neuorganiſation der 
gewerblichen Wirtſchaft“, die ihren letzten Ausdruck in der Reichs 
wirtſchaftskammer und den Wirtſchaftskammern findet (Geſetz vom 
27. 2.1934, RG Bl. J S. 185 und Erſte Durchführungsverordnung vom 27. 11. 1934, 
RG Bl. I S. 1194).) Dem Neuaufbau der gewerblichen Wirtſchaft liegt eine Organi⸗ 
ſation nach Gruppen und daneben eine ſolche nach Kammern zugrunde; beide 
Organiſationszüge werden in einem dritten verbunden: in den Wirtſchaſts⸗ 
kammern, über die ſich die Reichswirtſchaftskammer wölbt. Der Zu- 
ſammenſchluß nach Gruppen iſt in erſter Linie fachlich beſtimmt. Er erfaßt die 
gewerbliche Wirtſchaft in den ſechs Reichsgruppen der Induſtrie, des Handwerks, 
des Handels, der Banken, der Verſicherungen und der Energiewirtſchaft. Für die 
Reichsgruppe Induſtrie findet bereits auf der oberſten Stufe eine Gliederung ſtatt, 
und zwar in ſieben Hauptgruppen. Innerhalb der übrigen Reichsgruppen und der 
Hauptgruppen werden Wirtſchaftsgruppen gebildet, die ſich nach Bedarf weiterhin 
in Fachgruppen und nötigenfalls Fachuntergruppen gliedern. Daneben iſt eine 
räumliche Entſaltung der Organiſation vorgeſehen. Innerhalb der Gruppen aller 


1) Eine Reichsnotarkammer wurde in Ausführung des Erſten Recht spflegeüber · 
leitungsgeſetzes durch Verordnung vom 17. 7. 1934 als rechtsfähige Einrichtung geſchaffen. — 
Die die Geſamtheit der Patentanwälte monde Patentanwaltskammer beruht 
auf dem Geſetz vom 28.9.1933 (REDBL.I S. 669). 

2) Eine Zweite Durchführungsverordnung vom 25. 9. 1935 (RGBl. 1 S. 1169) hat den 
organiſchen Aufbau des Verkehrsgewerbes zum Gegenſtand. 
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Stufen (mit Ausnahme der Hauptgruppen der Induſtrie) können Bezirksgruppen, 
gegebenenfalls auch Bezirksuntergruppen bzw. Zweigſtellen eingerichtet werden. — 
Die Organifation der Wirtſchaftskammern und die Grundzüge ihres Auf- 
gabenbereichs regelt die erwähnte Durchführungsverordnung vom 27. 11. 1934; da- 
nach iſt Geſchäftsſtelle der Wirtſchaftskammer die vom Reichswirtſchaſtsminiſter be- 
ſtimmte Induſtrie⸗ und Handelskammer. Die dementſprechend aus der Zahl der ins- 
geſamt 93 Induſtrie⸗ und Handelskammern herausgehobenen 18 Wirtſchaſtskammern 
15 5 Reichswirtſchaftsminiſter in ſeinen Erlaſſen vom 14. 3. 1935 und 29. 7. 1936 
feſtgeſetzt. 

6. Wegen der Schaffung zahlreicher weiterer Körperſchaften öſſentlichen Rechts und 
ihrer Indienſtſtellung für Zwecke der öffentlichen Verwaltung und des allgemeinen 
Wohles ſiehe oben S. 15. 


b) durch ergänzende Einrichtungen der Bewegung 


Bei Darſtellung der zunächſt als „Reichsverwaltung“ und „Landesverwaltung“ in 
Erſcheinung tretenden öffentlichen Verwaltung kann nicht an einem Hinweis auf die 
mannigfachen Einrichtungen vorübergegangen werden, die zur Ergänzung der öffent⸗ 
lichen Verwaltung oder zur Einflußnahme auf dieſe aus der Bewegung 
heraus geſchaffen wurden. Wie ſchon eingangs ausgeführt, find die Gebiete, die 
der Staat in den Bereich ſeiner Verwaltung zieht oder auf deren Geſtaltung er Ein⸗ 
ſluß zu nehmen wünſcht, wegen ihrer Abhängigkeit von der jeweiligen Staatsauf⸗ 
faſſung ſtarkem Wandel unterworfen. Eine Revolution und ein grundſtürzender 
ſtaatlicher Neuaufbau haben naturgemäß nicht als erſtes Ziel organiſatoriſche Maß⸗ 
nahmen: Vor die Neugeſtaltung der äußeren Form traten im Zuge der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Revolution die Erfüllung der Verwaltung und ihrer Träger mit der 
neuen Staatsidee und die Beſtimmung neuer Ziele für die Verwaltung; da 
kein einziger Verwaltungszweig hiervon unberührt blieb, bildeten ſich zwangsläufig 
aus der Bewegung heraus Organiſationen der verſchiedenſten Art, die ergänzend 
neben die rein amtlichen Stellen traten. Die aus der Bewegung heraus ge⸗ 
ſchaffenen Einrichtungen erfüllen vielfach Aufgaben, die der feiner Natur nach ſchwer⸗ 
fälligere Verwaltungsapparat nicht immer oder jedenfalls nicht mit der gebotenen 
Beſchleunigung und Nachhaltigkeit zu bewältigen vermag. 


Bei einer auf die „Reichs. und Landesverwaltung“ abgeſtellten Darlegung der 
öffentlichen Verwaltung iſt ein näheres Eingehen auf die Organiſationen und 
ſonſtigen Einrichtungen vorerwähnter Art der Bewegung nicht möglich. Zur Kenn- 
zeichnung der engen Verbindung, die zur Erfüllung öfſentlicher Verwal⸗ 
tungsaufgaben zwiſchen der Bewegung und dem Staat beſteht, und zur Beleuch- 
tung der diesbezüglichen vielfeitigen Verzahnung zwiſchen Be⸗ 
wegung und Staat, die durch das Geſetz vom 1. 12. 1933 auch zu einer 
äußeren Einheit zuſammengeführt ſind, ſeien jedoch folgende Beiſpiele ſür das 
Zufammenwirken zwiſchen Bewegung und Staat angeführt: 


Im Bereich des Reichsarbeitsminiſteriums und des Reichswirt⸗ 
ſchaftsminiſteriums beſtehen auf den zur Beratung der genannten Miniſter 
gehörenden Verwaltungsgebieten als Einrichtungen der NSDAP die national⸗ 
ſozialiſtiſche Betriebszellenorganiſation und die Deutſche Arbeitsfront, ferner das 
Amt für Handel, Handwerk und Gewerbe (NS. Hago). — Dem Geſchäftsbereich des 
Reichsminiſteriums des Innern entſprechen ſeitens der Bewegung 
folgende Amter und Organiſationen: Hauptamt für Beamte (als Organiſation der 
Reichsbund der Deutſchen Beamten), Hauptamt für Kommunalpolitik (Deutſcher 
Gemeindetag), Hauptamt für Volksgeſundheit, Hauptamt für Volkswohlfahrt (NS- 
Volkswohlfahrt), Hauptamt NS. Frauenſchaft (Deutſches Frauenwerk). — Dem 
Reichsminiſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks- 
bildung entſpricht auf dem einſchlägigen Gebiet bei der Bewegung das Hauptamt 
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für Erzieher (RS-Lehrerbund). Im Bereich des Reichs juſtiz- und Reidhs- 
innenminiſteriums beſtehen das Reichsrechtsamt der NSDAp mit Gau- 
und Kreisrechtsämtern und Kreisrechtsſtellen, als Organiſation der NS. Rechts 
wahrerbund. Im Bereich des Reichs arbeitsminiſteriums iſt ſchließlich 
das Hauptamt für Kriegsopfer und als Organiſation die NS. Kriegsopferverſorgung 
zu nennen. 


c) durch die gemeindliche Selbſtoerwaltung 


Reichs verwaltung und Landes verwaltung, die den Gegenſtand der vorliegen- 
den Abhandlung bilden, erſchöpfen nicht den Begriff der „öffentlichen Verwaltung“, 
auch dann nicht, wenn in die Reichs⸗ und Landesverwaltung einbezogen wird die 
„mittelbare“ Reichs und Landesverwaltung durch Körperſchaften öffentlichen 
Rechts oder durch ſonſtige mit öffentlichen Funktionen ausgeſtattete Organe, wie ſie 
vorſtehend S. 39 erwähnt find. Einen weſentlichen Teil dieſer „öffentlichen Verwal⸗ 
tung“ ſtellt vielmehr die gemeindliche Selbſtverwaltung dar. Bei ihr iſt zu 
unterſcheiden zwiſchen der freien kommunalen Betätigung, die ſich auf den Ge⸗ 
bieten bewegt, die keine oder keine nähere Regelung ſeitens des Neichs oder Landes 
gefunden haben, und denjenigen Aufgaben der gemeindlichen Verwaltung, die ſich 
innerhalb von Grenzen vollzieht, die das Reich oder das Land gezogen hat, ſo⸗ 
fern nicht gar die Gemeinden (Gemeindeverbände) und ihre Organe auf Grund be⸗ 
ſtimmten Auftrags des Reichs oder Landes tätig werden. 


Im Rahmen einer auf die Reichs und Landesverwaltung beſchränkten Darſtellung 
kann es ſich nur darum handeln, zur Charakteriſtik der gemeindlichen Verwaltung die 
kommunalen Aufgabengebiete in ihren wichtigſten Beſtandteilen kurz anzudeuten: 
Auf dem weiten Gebiet der freien kommunalen Betätigung find die Siedlungs- 
tätigkeit, der Straßen⸗ und Wegebau, die Geſundheitsfürſorge und die wirtſchaft⸗ 
liche Betreuung hervorzuheben, die die Gemeinde ihren Einwohnern und der ört⸗ 
lichen Wirtſchaft zuteil werden laſſen, z. B. in Geſtalt gemeindlicher Verſorgungs⸗ 
betriebe (Gas, Waſſer, Elektrizität) und Verkehrseinrichtungen, ferner durch die 
Unterhaltung von Schlachthöfen und Markthallen ſowie ſchließlich durch die gemeind- 
lichen Sparkaſſen. Der weite Kreis der freien Betätigung der Gemeinden umfaß! 
im Bereich der Städte auch die kulturellen Maßnahmen (Volksbildungseinrichtungen, 
Bibliotheken, Leſehallen, Theater, Muſeen uſw.). 


Im Laufe der Entwicklung der gemeindlichen Verwaltung haben diejenigen Aufgaben 
immer größeren Amfang angenommen, die reichsſeitig oder landesſeitig beſonderer 
Regelung unterworfen wurden, in deren Erfüllung die Gemeindeverwaltung ſich 
vielfach als eine Art „Auftrags verwaltung“ darſtellt. Zu nennen find 
hier die öffentliche Wohlfahrtspflege, die alle Kreiſe der wirtſchaftlich Be⸗ 
dürftigen umfaßt, und das gemeindliche Schulweſen, das höhere, mittlere und 
Volksſchulen ſowie Berufs und Fachſchulen zum Gegenſtande hat. Im Auftrage 
von Reich und Land obliegen ſchließlich — namentlich den mittleren und kleineren 
Gemeinden und den Gemeindeverbänden — polizeiliche Aufgaben, z. B. auf 
dem Gebiet der Ordnungspolizei und der Baupolizei uſw. 


Der bunten Verſchiedenartigkeit der Verwaltungsformen der Gemeinden in den 
einzelnen deutſchen Ländern ſetzte die Deutſche Gemeindeordnung vom 
30. 1. 1935 (RGBl. I S. 49) ein Ziel; fie hat nicht zuletzt die harmoniſche Eingliede- 
rung der Gemeinden in das Staatsganze und ſomit der Gemeindeverwaltung in die 
allgemeine öffentliche Verwaltung zum Ziel; fie berückſichtigt insbeſondere die 
Stellung der Partei im nationalſozialiſtiſchen Staate und ſichert ſchließlich die Einheit 
der örtlichen Verwaltung. Die unterſte volksnächſte Stufe der öffentlichen Ver⸗ 
waltung wächſt aus dem Volke heraus und iſt auf die Mitarbeit der Bürger in der 
örtlichen Gemeinſchaft abgeſtellt. — Die frühere Zerſplitterung der gemeindlichen 
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Spitzenverbände war durch die Bildung des „Deutſchen Gemeindetags“ (Geſetz vom 
15. 12. 1933, RG Bl. I S. 1065) beſeitigt worden, dem „die Aufgabe geſtellt wurde, die 
gemeindliche Selbſtverwaltung mit wahrem nationalſozialiſtiſchem Geiſte zu erfüllen 
und fie wieder zu einem lebensſtarken, ſelbſtverantwortlichen und gefunden Glied des 
Staates zu machen.“) 

Mit ihren vielgeſtaltigen Aufgaben und Einrichtungen bildet die Gemeinde den 
Anterbau der geſamten öffentlichen Verwaltung. Sie iſt mit ihrem reichen Leben 
gewiſſermaßen die Zelle der Nation und des öffentlichen Lebens. In ihr vollzieht 
ſich die Verwaltungsarbeit nach den Grundſätzen der Selbſtverwaltung, die der neue 
Staat wieder zu neuem Leben erweckte, indem er ſie von unbrauchbar gewordenen 
parlamentariſchen Formen befreite und durch Verwirklichung des Führergrundſatzes 
zur Selbſtverantwortung zurückführte. Die gemeindliche Selbſtverwaltung iſt nicht 
nur ein wichtiger Beſtandteil der öffentlichen Verwaltung, ſondern ſtellt auch ein 
ſtarkes Bindeglied zwiſchen Staat und Volk dar. „ES iſt kein Zweifel, daß die Ge⸗ 
meinden erſt im nationalſozialiſtiſchen Staat im Geiſte ihres Schöpfers wirkſam 
werden. Der Nationalſozialismus betrachtet die Selbſtverwaltungskörper nicht als 
überflüſſig, will ſie vielmehr als eine wertvolle Einrichtung, den Willen des Volkes 
zu formen und zu tätiger Leiſtung anzuſpornen und zu fteigern, erſt recht zur Ent ⸗ 
faltung bringen.“) Die Darſtellung der Kommunalverwaltung bleibt einer be⸗ 
ſonderen Abhandlung vorbehalten. 


1) Reichsminiſter Dr. Frick in „Der Gemeindetag“ 1934 Nr. 18 S. 546. 
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Spitzenverbände war durch die Bildung des „Deutſchen Gemeindetags“ (Geſetz vom 
15. 12. 1933, RG Bl. I S. 1065) beſeitigt worden, dem „die Aufgabe geſtellt wurde, die 
gemeindliche Selbſtverwaltung mit wahrem nationalſozialiſtiſchem Geiſte zu erfüllen 
und fie wieder zu einem lebensſtarken, ſelbſtverantwortlichen und gefunden Glied des 
Staates zu machen.“) 

Mit ihren vielgeſtaltigen Aufgaben und Einrichtungen bildet die Gemeinde den 
Anterbau der geſamten öffentlichen Verwaltung. Sie iſt mit ihrem reichen Leben 
gewiſſermaßen die Zelle der Nation und des öffentlichen Lebens. In ihr vollzieht 
ſich die Verwaltungsarbeit nach den Grundſätzen der Selbſtverwaltung, die der neue 
Staat wieder zu neuem Leben erweckte, indem er ſie von unbrauchbar gewordenen 
parlamentariſchen Formen befreite und durch Verwirklichung des Führergrundſatzes 
zur Selbſtverantwortung zurückführte. Die gemeindliche Selbſtverwaltung iſt nicht 
nur ein wichtiger Beſtandteil der öffentlichen Verwaltung, ſondern ſtellt auch ein 
ſtarkes Bindeglied zwiſchen Staat und Volk dar. „Es iſt kein Zweifel, daß die Ge⸗ 
meinden erſt im nationalfozialiſtiſchen Staat im Geiſte ihres Schöpfers wirkſam 
werden. Der Nationalſozialismus betrachtet die Selbſtverwaltungskörper nicht als 
überflüſſig, will ſie vielmehr als eine wertvolle Einrichtung, den Willen des Volkes 
zu formen und zu tätiger Leiſtung anzuſpornen und zu ſteigern, erſt recht zur Ent⸗ 
faltung bringen.“) Die Darſtellung der Kommunalverwaltung bleibt einer be⸗ 
ſonderen Abhandlung vorbehalten. 


1) Reihsminifter Dr. Frick in „Der Gemeindetag“ 1934 Nr. 18 S. 546. 
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Wie ſehr auch zum Beiſpiel der Boden die Menſchen zu beeinfluffen 
vermag, ſo wird doch das Ergebnis des Einfluſſes immer verſchieden 
ſein, je 20 den in Betracht kommenden RNaſſen. Die geringe Fruchtbar⸗ 
keit eines Lebensraumes mag die eine Raſſe zu höchſten Leiſtungen an⸗ 
ſpornen, bei einer anderen wird ſie nur die Urſache zu bitterſter Armut 
und endlicher Unterernährung mit all ihren Folgen. Immer iſt die innere 
ee der Völker beſtimmend für die Art der Auswirkung äußerer 
Einflüſſe. Was bei den einen zum Verhungern führt, erzieht die anderen 
zu harter Arbeit 
Adolf Hitler: „Mein Kampf“ 


A. Die Entwicklung 
der Borhältniffe im deutfchen Raum bis 1933 


I. Die Wandlung Deutſchlands vom Agrarland zum Induſtrieſtaat. 


Deutſchland erlebte im 19. Jahrhundert in ſeinem Aufbau, ſeiner Wirtſchaft und in 
der Beſiedlung eine entſcheidende Amformung von nie gekanntem Ausmaß. Liberale 
Geſetzgebung, Bauernbefreiung, Gewerbefreiheit und Freizügigkeit leiteten zu 
Beginn des Jahrhunderts die Entwicklung ein. Techniſche Amwälzungen größter Art 
veränderten dann das Geſicht Deutſchlands und das Antlitz der Welt. Die Ent- 
deckung der Dampfkraft, als ihre Folge die Verdrängung des Handwerkszeuges in der 
Produktion durch die Maſchine, die Entwicklung der Schiffahrt und des Eiſenbahn— 
weſens, ſodann die Verwendung der elektriſchen Energie für alle Zweige des menſch— 
lichen Bedarfs waren techniſche Amwälzungen dieſer Art. Beſonders auffällig an 
ihnen war der unerhörte Grad ihrer Intenſität. Alle techniſchen und wirtſchaftlichen 
Kräfte drängten zur Entfaltung. Ein beiſpielloſer Aufſtieg der Induſtrie begann. 

In Deutſchland erhielt dieſe Entwicklung ihren ſtärkſten Antrieb nach der Gründung 
des Zweiten Reiches. Der Aufſchwung von Gewerbe, Handel und Verkehr in der 
Zeit von 1875 bis 1925 wird aus einer Gegenüberſtellung in der Abbildung 1 
erſichtlich. Die Zahl der in Gewerbe, Handel und Verkehr beſchäftigten Perſonen 
hat ſich in verhältnismäßig kurzer Zeit etwa verdreifacht; die Kraftmaſchinenleiſtung 
iſt ſogar auf das etwa 20fache geſtiegen. 

In den letzten 20 Jahren iſt der Aufbau des gewaltigen Wirtſchaftsapparates 
erfolgt, den die induſtrialiſierten Länder heute zur Gewinnung, Verarbeitung und 
Veredelung gewerblicher Güter, für die Güterverteilung ſowie für den Perſonen und 
Nachrichtenverkehr unterhalten. Der Einſatz aller techniſchen Mittel iſt zu jener 
Vollkommenheit geſteigert, die das hervorſtechendſte Merkmal unſeres modernen 
Wirtſchaftslebens bildet. 


Welche einſchneidende Veränderung und grundlegende Wandlung der deutſche 
Raum, nicht zuletzt auch in ſeiner Landſchaftsgeſtaltung dadurch erfahren hat, geht 
aus der Gegenüberſtellung zweier Meßtiſchblätter des weſtlichen Induſtriegebietes 
hervor. Die Abbildung 2 zeigt die Umgebung von Gelfenkirchen im Jahre 1842 
als Agrarlandſchaft mit dem natürlichen Laufe der Emſcher zwiſchen Wald, Wieſen 
und Ackern. Die Abbildung Z3ſtellt das gleiche Gebiet im heutigen Zuſtand dar. 
Die natürliche Landſchaft von einſt iſt eine einzige große Induſtrieſtadt geworden 
mit Zechen, Fabriken, Wohnplätzen, Eiſenbahnen, Kanälen und Straßen. 


2. Die Auswirkungen dieſer Entwicklung im deutſchen Raum 


Der Rieſenaufſchwung der Induſtrie ermöglichte im Zuſammenhang mit der Steige— 
rung von Produktion, Gewerbe, Handel und Verkehr den Lebensunterhalt für be- 
deutend mehr Menſchen als in der Zeit der Agrarwirtſchaft und führte daher zu einer 
ungeahnten Bevölkerungsvermehrung. 

Von den preußiſchen Städten um das Jahr 1800 überſtieg Berlin 150 000, Warſchau 
— damals preußiſch —, Breslau und Königsberg zählten etwas mehr als 50 000 Ein- 
wohner. Es gab 14 Städte mit über 10 000, 37 Städte mit 5000 bis 10 000, 
65 Städte mit 3000 bis 5000 und 500 Städte mit weniger als 3000 Einwohnern. 
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Die Entwicklung von Gewerbe, Hande] und Verkehr im Deutschen Reich 
von 1875 dis 1925 


no, Anzahl der Personen Kraftmaschinenleistung in PS 


1925 


1925 ; 19,488 Mill 


Abb. 1 


Auch um die Mitte des 19. Jahrhunderts hatte Preußen erſt 15 Städte mit über 
30 000 Einwohnern; Sachſen hatte nur 5, die über 10 000 zählten. 

Dies änderte ſich erſt langſam, dann aber reißend ſchnell. Der Bedarf an indu- 
ſtriellen Arbeitskräften flieg unaufhörlich. Die Menſchen wurden von den Schächten 
und Maſchinenwerkſtätten angeſogen. Am die Kohlengruben und Fabriken ſchoſſen 
Städte aus dem Boden hervor. 


Bochum hatte: 181 2 148 Einwohner 
181922 4 000 er 
19ocho0o 65 500 15 
1910 136 931 5 
1920 22111 000 7 
1930 . . . 3324 000 1 

Duisburg erlebte in Be gleichen Zeiträumen folgende Steigerung: 
o 2.3. %& % 4500 Einwohner 
184199 7500 15 
1900... 92700 1 
1910 229 500 Pr 
1920 273 000 1 
190 442 000 15 

Eſſen zählte: 1816: = 5. 22.0 0% 4 700 Einwohner 
1910. 295 000 „ 
1920 . . 2 471 000 7 
1930 647 000 15 


Europa hatte bis zum Jahre 1800 eine e Bevölkerung von 180 Millionen Menſchen 
erreicht. In 100 weiteren Jahren verdreifachte ſich dieſe Zahl; die Volkszahl im 
Deutſchen Reich (nach dem heutigen Amfang) ſtieg von etwa 22 auf 74 Millionen. 


Lem] Scope! en. 


s Gleichzeitig mit dieſer Bevölterungsvermehrung erfolgte eine Binnenwande 
rung größten Stils, die zu einer vollkommenen Verſchiebung der bisherigen Ver⸗ 
a der Bewölterung auf Stadt und Land führte. Einen Begriff von dem Aus: 
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Abb. 2 


maß dieſer Abwanderung vom Lande in die Stadt gibt die Abbildung 4. Es 
geht daraus hervor, daß die Städte nicht allein den Bevölkerungsüberſchuß der letzten 
100 Sabre an ſich gezogen, ſondern auch weite ländliche Gebiete mittelbar und 
unmittelbar entvölkert haben. Aus der bisher im deutſchen Raum herrſchenden 
natürlichen landſchaftlichen Gliederung bildete ſich eine unorganiſche Gliederung in 
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Wirtſchaftsgebiete mit Induſtrie- und Bevölkerungsballung und in vielſach zurüd- 
gebliebene Notſtandsgebiete, in denen die Zahl der Bevölkerung weit unter dem 
Reichsdurchſchnitt liegt. Im Weſten des Reiches und im ſchleſiſchen Oſten entſtand 
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Abb. 3 


das Gebiet der Schwerinduſtrie auf den Kohle- und Erzlagerſtätten, in Mitteldeutſch— 
land das an die Braunkohle gebundene Induſtriegebiet und in den Großſtädten und 
Hafenplätzen die konſum⸗ und verkehrsorientierte Großſtadt⸗ und Hafeninduſtrie. 
Der Nordoſten des Reiches blieb in der Hauptſache Agrarland. 
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Dieſe ungeheure Verlagerung des Gleichgewichtes im deutſchen 
Lebensraum wird durch eine Gegenüberſtellung der Bevölkerungsverteilung in 
Deutſchland veranſchaulicht. 


Bevölkerungs verteilung in Deutſchland (Einwohnerzahl je Qua- 
dratkilometer nach der letzten Volkszählung) 


Tirol (Gebirgsland) . . . 27,6 
Grenzmark Dofen-Wepreußen . 13,8 
Mecklen bung „ OO 
Oſtpreuß nn . 63, 1 
Pommeern 63,5 
Brandenburg. 69,8 
Niederöſterreicgg ee 78,2 
Weſtfal e 249,3 
Rheinprovinz 318,3 
Sachen 46,8 
Saarland .. .. 423,9 


Dieſe Gleichgewichtsſtörung im deutſchen Lebensraum verurſachte . und 
löſte eine Aberfülle ſozialer und wirtſchaftlicher Probleme aus. 
Der techniſche und materielle äußere Fortſchritt war zu überraſchend und zu plötzlich 
hereingebrochen. In den Städten entſtand ein unbeſchreibliches Wohnungs⸗ 
elend bei einer ebenſo raſchen wie ſinnloſen Stadtentwicklung. Hieraus entwickelte 
ſich die Proletariſierung der Arbeitermaſſen, die in Hinterhöfen, Miets⸗ 
kaſernen oder elenden vorſtädtiſchen Laubenkolonien zuſammengedrängt wohnten, und 
eine erhebliche Kriſenempfindlichkeit des Arbeiters. Wohnungsnot ent- 
ſtand auch in den Kleinſtädten, die für die Landbevölkerung auf dem Wege in die 
Stadt meiſt die erſte und letzte Station vor der Großſtadt waren. Gleichzeitig wuchs 
auf dem Lande die Verſchuldung des Bauernſtandes, der ſich dem 
Räderwerk der liberaliſtiſchen Wirtſchaft nicht entziehen konnte. Die Auswirkungen 


Die Verteilung der Bevölkerung auf Stadt und land 


Von der deutschen Bevölkerung wohnten; 


in Landgemeinden in Klein-und Mittelstädten in Großstädten 
rw 2000 Einwohner) (von 2000 bis 100000 Einwohner" (über 100 000 Einwohner) 


Abb. 4 
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dieſer Entwicklung waren um ſo gefährlicher, als ihre zerſetzenden Kräfte den ganzen 
Volkskörper zu erfaſſen drohten und andere gefährliche Begleiterſcheinungen, wie 
z. B. der Geburtenrückgang, bereits ihre verheerenden Wirkungen zu zeigen 
begannen. 


3. Die Einengung der Lebensgrundlagen im deutfchen Raum durch das Verſalller 
tat 

Verſchärft und beſchleunigt wurde dieſe Entwicklung durch die Raumnot. Das 
Diktat von Verſailles enthüllte brutal die Enge und Abgeſchloſſenheit 
unſeres Lebensraumes. 

Auf Grund des Diktats von Verſailles mußten von der Geſamtfläche des ehe— 
maligen Deutſchen Reiches 70 579 qkm oder rund 13 v. H. abgetreten werden. In 
dieſen Gebietsteilen wohnten nach der Volkszählung im Jahre 1910 insgeſamt 
6¼ Millionen Menſchen oder nahezu 10 v. H. der damaligen Reichsbevölkerung. 


Von dem ehemals deutſchen Gebiet fielen (nach dem Stande von 1910) 


an Polen 46 142 qkm Fläche mit 3 855 000 Einwohnern 
an Frankreich. . 14 522 „ 5 „ 1874 000 a 
auf den Freiſtaat Danzig 1914 „ 5 „ 330 000 75 
an Dänemark. 3993 „ 1 „ 166 300 75 
auf das Memelgebiet . 2657 „ 5 „ 141 200 = 
an Belgien . . . . 1036 „ 9 1 60 000 5 


an die Tſchecho⸗Slowakei 316 „ 5 15 48 400 7 


Zu⸗der Verkleinerung des Mutterlandes trat der Verluſt des geſamten 
Kolonialgebietes mit 2950 000 qkm Fläche und über 12 000 000 Ein- 
wohnern. Mit dieſen Gebietsabtretungen gingen Deutſchland wichtigſte Produktions- 
und Abſatzſtätten verloren. Allein an der Rohſtoffproduktion verlor 
Deutſchland gegenüber 1913: 


Sleinkohlen . . 26 v. H. Robeifen . . 43 v. H. 
Koks. „ 9y. H. Fluß und Schweiß 36 v. H. 
Erd ol . 41 v. H. Blei 21 v. H. 
Eiſenerzdze . . 80 v. H. Zink 60 v. H. 
Zinkerzze . . . 60 v. H. Kall .. . 35. H. 
Bleierze . 39 v. H. T Thomasſchlacke .. . 42 v. H. 


Berückſichtigt ſind hierbei 906 nicht die Verluſte auf landwirtſchaftlichem Gebiet, der 
Verluſt unſerer Flotte, das liquidierte deutſche Eigentum im Auslande (ſowohl 
privates wie Staats⸗Eigentum), ſowie die Verluſte an militäriſchen und ſonſtigen 
Materialien. Zu den ſchlimmſten Folgen des Schandwerkes von Verſailles gehören 
aber die Grenzzerreißungen und die Zerſtörung natürlicher 
Lebens- und Wirtſchafts beziehungen, wie ſie ſinnloſer nicht ſein 
konnten und für die die Jſolierung Oſtpreußens und die Zerſlückelung 
Schleſiens Zeugnis ablegen. 

Der Zuſammenbruch der Weltwirtſchaft verbaute uns die Wege, auf denen man bis— 
lang vor der immer ſtärker um ſich greifenden inneren Not ausgewichen war. Wir 
waren und find auf uns ſelbſt angewieſen. 


4. Nnſätze zu einer Ordnung im deutſchen Raum 

Innere und äußere Momente wieſen uns alſo gebieteriſch darauf hin, unſere Raum— 
wertung zu vertiefen und in das entſtandene Chaos des deutſchen Raumes Or d 
nung zu bringen. Die Tatſache unſerer Raumnot verlangte eine 
ſparſame und ſorgfältige Raumnutzung. Die Einſicht, daß durch die 
bisherige Entwicklung auf die Dauer die volkliche Gemeinſchaft erſchültert und ver. 
nichtet werde, hatte ſich ſchon in verſchiedenen Gebieten Deutſchlands durchgeſetzt. 
Bereits im erſten Jahrzehnt unſeres Jahrhunderts hatten ſich im Weſten des Reiches, 
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wo in den frühinduſtrialiſierten Gemeinden zahlreiche ſtädtebauliche, verkehrspolitiſche 
und ſoziale Probleme als Folge der ſchnellen liberaliſtiſchen Wirtſchaftsentwicklung 
auftraten, Gemeinden und größere Bezirke zu übergemeindlichen Planungs- 
verbänden zuſammengeſchloſſen. Hier drängten die Probleme zur Löſung, wenn 
eine Kataſtrophe vermieden werden ſollte. An erſter Stelle iſt hier zu nennen der 
durch Geſetz vom 20. Mai 1920 gegründete „Siedlungsverband Ruhrkohlenbezirk“. 

Auch in Mittel- und Oſtdeutſchland bildeten ſich Planungsverbände unter der 

Leitung von Körperſchaften der Selbſtverwaltung und unter der Teilnahme ver ; 

ſchiedener ſtaatlicher Stellen. Im Laufe der Zeit war bis zum Jahre 1933 eine 

ganze Reihe von Planungsverbänden entſtanden. Es lag aber in der Natur der 

Sache, daß damit zwar beachtliche, aber immer nur Teilerfolge zu erringen waren, 

und zwar aus folgenden Gründen: 

1. Die einzelnen Planungs verbände hielten ſich an die politiſchen Grenzen und 
erfaßten nur einen Teil des deutſchen Reichs raumes. 

2. Die Verbände arbeiteten alle einzeln für ſich und ohne Beziehung zu⸗ 
einander. Die Ordnung eines Teilgebietes verlangt aber immer den An⸗ 
ſchluß an das Nachbargebiet, vor allem wenn ſich dieſes noch im Zuſtand der 
planloſen Entwicklung befindet. 

3. Ein übergeordneter Ausgleich von einer zentralen Stelle aus mit dem 
Ziele, die Entwicklung in den Ballungsgebieten auf das natürliche Maß zurüd- 
zuführen, in den Notſtandsgebieten dagegen zu fördern, war infolge des Fehlens 
einer übergeordneten, ausgleichenden Stelle nicht möglich. 

4. Die Planung und Ordnung erfolgte vielfach nur nach kommunalpolitiſchen oder 
auch nach privatwirtſchaftlichen Geſichtspunkten und ſtellte oft lediglich eine 
erweiterte ſtädtebauliche Planung mit zwiſchengemeindlichem Charakter dar. Sie 
war alſo nicht zu einer Totallöſung fähig, die alle Lebens und 
Wirtſchaftsbeziehungen in ihrer Geſamtheit erfaßte. 

5. Da in den einzelnen Ländern und Gemeinden die verſchiedenſten politiſchen 
Parlamente und Parteien die Führung hatten und den Ausſchlag gaben, fehlte 
bei der Planungsarbeit die einheitliche leitende poli- 
tiſche Idee. 


B. Die Raumordnung im Dritten Reich 


1. erſte geſetzliche Ordönungsmaßfnahmen 


Als im Nationalſozialismus die Volk und Reich einheitlich ausrichtende Idee ent- 
ſtanden war, wurden verſchiedene Geſetzesmaßnahmen erlaſſen, die eine gewiſſe Orb» 
nung im deutſchen Raum erjtrebten. 

Neben dem Geſetz über die Neubildung deutſchen Bauerntums 
vom 14. Juli 1933 und dem Reichs nährſtandsgeſetz vom 13. Sep⸗ 
tember 1933 war für die Raumordnung von Bedeutung das Reichserb⸗ 
hofgeſetz vom 29. September 1933. Es machte im Zuſammenwirken mit 
der übrigen Agrargeſetzgebung den Bauern zum Fundament des Staates und befreite 
den Boden aus der kapitaliſtiſchen Verſtrickung. Es brachte zum erſten Male die 
geſetzliche Durchführung einer gewiſſen Ordnung im deutſchen Raum, indem es 
bäuerliche Beſitzungen zu Erbhöfen erklärte und damit einen ſozialen und wirt 
ſchaftlichen Beſtand ſchuf, mit dem für alle Zeiten im deutſchen Raum gerechne: 
werden kann. 

Die neuen bodenrechtlichen Grundſätze fanden eine erſte Verwirklichung in dem 
Geſetz über die Aufſchließung von Wohnſiedlungsgebieten 
vom 22. September 1933, das in den zu „Wohnſiedlungsgebieten“ erklärten 
Gegenden Grundſtücksteilungen und beſtimmte Verträge über Grundſtücke genehmi⸗ 
gungspflichtig machte und für dieſe Gebiete die Aufſtellung von „Wirtſchaftsplänen“ 


forderte. 
Fand II Beitrag 24a 
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Abb. 5 


Das Geſetz über einftweilige Maßnahmen zur Ordnung des 
deutſchen Siedlungsweſens vom 3. Juli 1934 ergab bis zur reichs. 
geſetzlichen Regelung des Planungs- und Baurechtes die Möglichkeit, Maßnahmen 
zur Förderung des deutſchen Siedlungsweſens zu treffen. 


2. Die Schaffung einer nationalſozialiſtiſchen Reichsplanung und Raumordnung 


Dieſe Geſetze reichten aber nicht aus, um die entſtandene Anordnung 
im deutſchen Raum zu beſeitigen und die weitere Entwicklung in geordnete Bahnen 
zu lenken. Die Tatkraft der nationalſozialiſtiſchen Staatsführung auf allen Gebieten 
und der dadurch bedingte außerordentliche Landbedarf für Zwecke der öffentlichen 
Hand führte durch das Geſetz vom 29. März 1935 zur Errichtung einer 
Reichsſtelle zur Regelung des Landbedarfs der öffentlichen 
Hand. Da auch die Einzelplanungen der nationalſozialiſtiſchen Miniſterien eine 
Zuſammenfaſſung und einen Ausgleich erfordern, wurde die Bedeutung und der Auj- 
gabenkreis dieſer Reichsſtelle weſentlich erweitert. Durch Erlaß des Führers und 
Reichskanzlers vom 26. Juni 1935 wurde fie in die „Reichsſtelle für Raum- 
ordnung“ umgewandelt. Es wurde ihr „die zuſammenfaſſende, über: 
geordnete Planung und Ordnung des deutſchen Raumes für 
das geſamte Reichsgebiet“ übertragen. Sie wurde ermächtigt, ſich zur 
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Durchführung dieſer Aufgabe bereits beſtehender Planungsbehörden und Planungs- 
verbände zu bedienen. Durch die „Erſte Verordnung zur Durchführung 
der Reichs- und Landesplanung vom 15. Februar 1936“L wurde 
die Schaffung einer neuen, das ganze Reich umfaſſenden, einheitlichen Organiſation 
zur Durchführung dieſer Aufgaben in die Wege geleitet. 

Für die Organiſation der Reichs- und Landesplanung waren folgende 
Geſichtspunkte maßgebend: e 

Nur größere Landſchaſtsräume können die für die Planung erforderlichen Ausgleichs ; 
möglichkeiten bieten; die Durchſetzung der Planung nach den Richtlinien der Reichs: 
ſtelle für Raumordnung muß in der Hand der zentralgerichteten ſtaatlichen Verwal- 
tung liegen. Alle vorbereitenden Arbeiten ſind unter Mitwirkung der Verwaltung 
durch eine Gemeinſchaft zu leiſten. Die planeriſche Einzelarbeit muß möglichſt 
nahe an die Landſchaftszelle, d. h. an die Gemeinde herangetragen werden. N 
Dem Organiſationsaufbau iſt daher eine klare Teilung der Aufgaben in ſolche zur 
Durchführung des ſtaatlichen Hoheitswillens und ſolche der 
planenden Arbeit zugrunde gelegt. Es iſt unterſchieden zwiſchen den 
Planungs behörden und den Planungsgemeinſchaften. Planungs- 
behörden ſind in den preußiſchen Provinzen die Oberpräſidenten, in den Ländern die 
Reichsſtatthalter. Als Träger der planenden Arbeit find für die Verwaltungs 
bezirke des Reiches (Länder und Provinzen) „Landesplanungsgemein⸗ 
ſchaften“ eingerichtet worden. Der Leiter der Planungsbehörde iſt zugleich auch 
der Vorſitzende der Landesplanungsgemeinſchaft. Durch dieſe Perſonalunion wird 


— Grenzen der landesplanungsgemeinscho/ten 
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die unmittelbare Verbindung zwiſchen e und Raumordnungsent- 
ſcheidung ſichergeſtellt. 

Den Landesplanungsgemeinſchaften, die in den Planungsräumen als Träger der 
planenden Arbeit den Planungsbehörden zu Seite ſtehen, entſpricht in der zentralen 
Reichsinſtanz die „Reichsplanungsgemeinſchaft“. 

Die Planungsarbeit wird in den Landesplanungsgemeinſchaften durch Landes 
planer geleitet, denen die Hauptaufgabe der planenden und ordnenden Arbeit zu- 
fällt und auf denen eine außergewöhnliche Verantwortung ruht. Innerhalb der 
Planungsräume find befondere „Bezirksſtellen der Landesplanungs⸗ 
gemeinſchaften“ eingerichtet worden, die in der Regel den Regierungspräfi- 
denten zugeordnet ſind. Auf dieſe Weiſe iſt eine enge Verbindung der Arbeit der 
Landesplanungsgemeinſchaften mit der Planung der Gemeinden und Gemeinde 
verbände erzielt. So verzweigt ſich die Geſamtorganiſation bei der Durchführung 
ihrer Aufgaben von der Zentralinſtanz, der Reichsſtelle für Raumordnung und der 
Reichsplanungsgemeinſchaft über die Planungsbehörden, die Landesplanungs⸗ 
gemeinſchaften und Bezirksſtellen bis in die unterſten Zellen des Staates, die 
deutſchen Gemeinden. 

Die Einzelheiten find aus den nachfolgenden Rechts- und Organiſations⸗ 
grundlagen ſowie den Abbildungen 5 bis 7 zu erſehen. 

Bislang umfaßt das Recht der Raumordnung im weſentlichen die großen allge- 
meinen Ermächtigungsgrundlagen und die Vorſchriften über den einſtweiligen organi- 
ſatoriſchen Aufbau. Die große Zukunftsaufgabe bleibt die Schaffung des materiellen 
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Planungsrechtes. Hier kann noch keine abſchließende Amreißung vorgenommen 
werden, weil ſich das materielle Planungsrecht zum Teil erſt im Stadium der 
Formung befindet. 


3. Rechtsgrundlagen der Reichsftelle für Raumordnung und ihrer Aufgaben 


a) Geſetz über die Regelung des Landbedarfs der öffentlichen Hand vom 29. 3. 1935 
(RG Bl. I S. 468). ö 

b) Erſter Erlaß über die Reichsſtelle für Raumordnung vom 26. 6. 1935 (RG Bl.! 
S. 793). 

c) Zweiter Erlaß über die Reichs ſtelle für Raumordnung vom 18. 12. 1935 (RGBl. 1 
S. 1515). 

d) Erſte Verordnung zur Durchführung der Reichs und Landesplanung vom 15. 2. 
1936 (RGBl. I S. 104). 

e) Verordnung über die Einführung des Rechts der Reichsplanung und Raum- 
ordnung im Lande Oſterreich vom 14. 4. 1938 (RGBl. J S. 392). 


Geſetz. über die Regelung des Landbedarfs der Ööffentiihen Hand 
vom 29. März 1935 (RG Bl. I S. 468) 

Grund und Boden find die Grundlagen von Volk und Reich. Am eine zweckvolle Geſtaltung 

des deutſchen Raumes zu ſichern und den für Zwecke der öffentlichen Hand erforderlichen 

Landbedarf nach einheitlichen Geſichtspunkten zu decken, hat die Reichsregierung das folgende 

Geſetz beſchloſſen, das hiermit verkündet wird: 


8 1 
Es wird eine Reichsſtelle zur Regelung des Landbedarfs der öffentlichen Hand errichtet, die 
dem Reichskanzler unmittelbar unterſteht. Der Reichskanzler ernennt den Leiter der 
Reichsſtelle. 8 2 


Der Leiter der Reichsſtelle trifft feine Entſcheidung nach Anhörung der stetige oberften 
Reichsbehörden. 8 3 


(1) Die Reichsſtelle hat darüber zu wachen, daß der deutſche Raum in einer den Notwendig⸗ 
keiten von Volk und Staat entſprechenden Weiſe geſtaltet wird. 
(2) Die oberſten Reichsbehörden haben der Reichsſtelle auf Anfordern jeden beabsichtigten 
Landerwerb für die Zwecke der öfſentlichen Hand (z. B. für militärpolitiſche Zwecke, für 
Straßenbauten, für Forſt⸗ und Siedlungszwocke) mitzuteilen und alle Auskünfte zu geben, 
welche die Reichsſtelle zur Erfüllung ihrer Aufgaben erfordert. Die Reichgitelle iſt berechtigt, 
gegen die Durchführung eines Vorhabens Einſpruch zu erheben. 
| 8 4 
Der Leiter der Reichsitelle erläßt im Einvernehmen mit den beteiligten Reichsminiſterien die 
zur Durchführung und Ergänzung dieſes Geſetzes erforderlichen ä Verwaltungs- 
vorſchriften. 
Berlin, den 29. März 1935. 
Der Führer und Reichskanzler 
g Adolf Hitler 
Der Reichsminiſter für Ernährung und Landwirtſchaft 
R. Walther Darré 
Der Reichsminiſter der Finanzen 
Graf Schwerin von Kroſigk 
Der Reichswehrminiſter 
In Vertretung: v. Reichenau 
Der Reichsarbeitsminiſter 
Franz Seldte 
Der Reichsminiſter der Luftfahrt 
und 
Der Neichsforſtmeiſter 
Göring 
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Erlaß über die Reichsſtelle für Raumordnung 
vom 26. Juni 1935 (RG Bl. I S. 793) 


Die durch das Geſetz über die Regelung des Landbedarfs der öffentlichen Hand vom 29. März 
1935 (RG Bl. I S. 468) errichtete Reichsſtelle führt die Bezeichnung: 


„Reichsſtelle für Raumordnung“. 

Die Reichsſtelle für Raumordnung übernimmt die zuſammenfaſſende, übergeordnete Planung 
und Ordnung des deutſchen Raumes für das geſamte Reichsgebiet. 

Die Reichsſtelle für Raumordnung kann ſich zur Durchführung ihrer Aufgaben der beſtehen 
den Planungsbehörden und Verbände bedienen. Dieſe haben ihren Weiſungen Folge zu un 
Berlin, den 26. Juni 1935. 

Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Zweiter Erlaß über die Reichsſtelle für Raumordnung 
vom 18. Dezember 1935 (RG Bl. I S. 1515) 


Nach Errichtung der Reichsſtelle für Raumordnung iſt dieſe für die Reichs- und Landes- 
planung im Sinne des Abſatzes 2 des Erlaſſes über die Neichsſtelle für Raumordnung vom 
26. Juni 1935 (RG Bl. J S. 793) zuſtändig. Im Einvernehmen mit dem Reichs und Preußi- 
ſchen Arbeitsminiſter regeit der Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung insbeſondere die 
Organiſation und Rechtsverhältniſſe der Planungsverbände und übt die Auſfſicht über fie 
aus. Die Reichsſtelle für Raumordnung erläßt die für die Durchführung dieſes Erlaſſes 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorſchriften. 

Die Sonderplanung in den einzelnen Arbeitsgebieten bleibt weiterhin Aufgabe der zuſtändi⸗ 
gen Reſſorts. Dieſe haben die Verpflichtung, ihre e eee der Reichsſtelle für 
Raumordnung bekanntzugeben. 


Berlin, den 18. Dezember 1935. 
Der Führer und Reichskanzler 
Adolf Hitler 


Erſte Verordnung zur Durchführung der Reichs- und Landes 
| planung vom 15. Februar 1936 (RG Bl. I S. 104) 


Auf Grund des Erlaſſes des Führers und Reichskanzlers vom 18. Dezember 1935 (RG Bl. I 
S. 1515) wird hiermit im Einvernehmen mit dem Reichs⸗ und Preußiſchen Arbeitsminiſter 
verordnet: 
8 1 
ö Planungsräume 
Planungsräume ſind die Reichsſtatthalterbezirke ſowie das Saarland, in Preußen die Pro- 
vinzen, die Hauptſtadt Berlin ſowie der Bezirk des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk. 


8 2 
Planungsbehörden 

(1) Planungsbehörden find die Reichsſtatthalter, in Preußen die Oberpräſidenten, im Saar- 
land der Reichskommiſſar, in Berlin der Staatskommiſſar der Hauptſtadt Berlin. 
(2) Die Planungsbehörden find der Reichsſtelle für Raumordnung unterſtellt. 
(3) Die Planungsbehörden können mit Zuſtimmung der Reichsſtelle für Raumordnung die 
ihnen obliegenden Befugniſſe auf nachgeordnete ſtaatliche Dienſtſtellen übertragen. 

8 3 i 
Abweichungen von § 1 und § 2 Abſ. 1 beſtimmt nach Anhörung der beteiligten Reichsſtatt ; 
halter oder Oberpräſidenten (Reichskommiſſar ſür die Rückgliederung des Saarlandes, 
Staatskommiſſar der Hauptitadt Berlin, Verbandspräſident des Siedlungsverbandes Ruhr- 


kohlenbezirk) der Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung im Einvernehmen mit dem Reichs- 
und Preußiſchen Arbeitsminiſter und dem Reichs- und Preußiſchen Miniſter des Innern. 
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84 
Landesplanungsgemeinſchaften 
J. Organiſation der Landespianungsgemeinſchaften 


(1) In den Planungsräumen werden Landesplanungsgemeinſchaften gebildet. 


(2) Die Rechtsverhältniſſe der Planungsgemeinſchaften find durch eine Satzung zu regeln. 
Sie unterliegt der Genehmigung, die im Einvernehmen mit dem Reichs und Preußiſchen 
Miniſter des Innern und dem Reichs und Preußiſchen Arbeitsminiſter der Leiter der 
Reichsſtelle für Raumordnung erteilt; dieſer kann auch Anderungen der Satzung verlangen 
und vornehmen. 


(3) Landesplanungsgemeinſchaften, die auf Grund einer genehmigten Satzung beſtehen, find 
rechts fähig. 


(4) Mitglieder einer Landes ptattungseimeinſchaft follen die Selbſtverwaltungskörperſchaften, 
die den unteren und höheren ſtaatlichen Verwaltungsbezirken des Planungsraumes ent- 
ſprechen, die landſchaftlichen, mit der großräumigen Planung befaßten Reichs- und Landes- 
behörden (die Behörden der Wehrmacht, der Arbeits-, der Verkehrs-, der land- und forſtwirt⸗ 
ſchaftlichen Verwaltung, des Bergbaues uſw.) und die Verwaltungen der berufsſtändiſchen 
Organiſationen (Deutſche Arbeitsfront, Reichsnährſtand, Induſtrie⸗ und Handelskammern, 
Handwerkskammern uſw.) ſowie diejenigen wiſſenſchaftlichen Einrichtungen, die zur Förderung 
der Reichs- und Landesplanung berufen find, fein. 


(5) Die Satzung hat dafür Sorge zu tragen, daß die in Betracht kommenden Gliederungen 
der Partei in den Organen der Landesplanungsgemeinſchaften vertreten ſind. 

(6) Nach näherer Regelung in der Satzung find die Mitglieder der Landesplanungsgemein- 
ſchaften zu den Koſten der Gemeinſchaft heranzuziehen. 


(7) Die Reichsſtelle für Raumordnung kann im Einvernehmen mit dem Reichs- und Preußi- 
ſchen Miniſter des Innern und dem Reichs- und Preußiſchen Arbeitsminiſter Abweichungen 
von den Abſätzen 1 bis 6 zulaſſen; fie kann in beſonderen Fällen beſtimmen, daß eine Landes- 
planungsgemeinſchaft vorläufig nicht gebüdet wird, und die Aufgaben der Reichs und 
Landesplanung ſolange einer ſtaatlichen Stelle übertragen. Sie kann ferner zulaſſen, daß 
Vereinigungen, die bisher Aufgaben der Reichs- und Landesplanung wahrgenommen haben, 
als Lande splanungsgemeinſchaften im Sinne des Abſatzes 1 weiterhin tätig find. Sie regelt 
die Aber leitung und veranlaßt die erforderliche Anderung der Satzung. 


(8) Der Siedlungsverband RNuhrkohlenbezirk gilt als eine Landesplanungsgemeinſchaft im 
Sinne des Abſatzes 1. Die Verbandsordnung des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk 
(Preußiſches Geſetz vom 5. Mai 1920 — Pr. GS S. 286) und die dazu ergangenen Aus- 
führungs⸗ und Anderungsvorſchriften bleiben unberührt. 


II. Die Aufgaben der Landesplanungsgemeinſchaften 


(9) Die Landesplanungsgemeinſchaften haben alle Pianungsvorarbeiten für die Reichs und 
Landesplanung zu leiſten. Sie unterrichten ſich über den beſtehenden Zuſtand der Planungs- 
räume und arbeiten in Gemeinſchaft mit allen in Frage kommenden Stellen eine voraus- 
ſchauende, geſtaltende Geſamtplanung des Raumes aus. Hierbei wirken fie auf die zweck— 
mäßigſte Ausnutzung des Raumes mit dem Ziel hin, daß ſich der kleinere Raum in den 
größeren Raum und die Einzelplanungen in die Reichs- und Landesplanung einfügen. Sie 
fuchen einen Ausgleich zu erwirken und beraten die Planungsbehörden. 


(10) Die Planungsbehörden können anordnen, daß die Stadt- und Landkreiſe (in den außer 
preußiſchen Ländern die entſprechenden Stellen) ſowie die Gemeinden der Landesplanungs- 
gemeinſchaft gegen Erſtattung der baren Auslagen die erforderlichen Anterlagen zur Ver- 
ſügung ſtellen und Vorarbeiten für ſie leiſten. 


III. Aufſicht über die Landesplanungsgemeinſchaften 


(11) Die Auffiht über die Landesplanungsgemeinſchaften führt in den einzelnen Planungs- 
räumen die Planungsbehörde. Sie überwacht die Geſchäftsführung der Landesplanungs- 
gemeinſchaft, genehmigt deren Haushalt und veranlaßt eine jährliche Prüſung ihrer Nech— 
nungsführung, ſoweit ſich nicht aus anderen Vorſchriften eine noch weitergehende Auſſichts- 


pflicht ergibt. 
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85 
Amts- und Verwaltungshilfe 


Die Dienſtſtellen des Staates und der Gebietskörperſchaften ſowie der berufsſtändiſchen 
Organiſationen haben den Planungsbehörden und ⸗gemeinſchaften Amts⸗ und Verwaltungs ; 
hilfe zu leiſten. ' 


Berlin, den 15. Februar 1936. 


Der Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung 
Kerrl, Reichsminiſter 


Verordnung über die Einführung des Rechtes der Reichsplanung 
und Raumordnung im Lande Öfterreih vom 14. April 1938 
(RGBl. J S. 392) 


Auf Grund des Artikels II des Geſetzes über die Wiedervereinigung Oſterreichs mit dem 
Deutſchen Reich vom 13. März 1938 (RG Bl. I S. 337) wird folgendes verordnet: 


81 
Das Geſetz über die Regelung des Landbedarfs der öfſentlichen Hand vom 29. März 1935 
(RGBl. I S. 468), die Erlaſſe des Führers und Reichskanzlers über die Reichsſtelle für 
Raumordnung vom 26. Juni und 18. Dezember 1935 (RGBl. 1 S. 793 und S. 1515) ſowie 
die Erſte Verordnung zur Durchführung der Reichs- und Landesplanung vom 15. Februar 
1936 (RG Bl. I S. 104) find im Lande Oſterreich ſinngemäß anzuwenden. 


82 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 


Berlin, den 14. April 1938. 
Der Reichsminiſter des Innern 


In Vertretung: Pfundtner 


Der Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung 
In Vertretung: Dr. Muhs 


4. Organiſationsgrundlagen der Reichs- und Landesplanung 

a) Auszug aus der Satzung der Reichsplanungsgemeinſchaft 

Die Reichsplanungsgemeinſchaft hat den Zweck, alle Arbeiten zu leiſten, die der 
Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung zur Vorbereitung und Förderung der 
Reichsplanung und Raumordnung für erforderlich hält. Sie berät im Rahmen ihres 
Aufgabenkreiſes die Reichsſtelle für Raumordnung. 

Mitglieder der Reichsplanungsgemeinſchaft können die nach §S 4 der Erſten Verord- 
nung zur Durchführung der Reichs- und Landesplanung vom 15. Februar 1936 
(RGBl. I S. 104) gebildeten Landesplanungsgemeinſchaften werden. Die Aufnahme 
als Mitglied erfolgt durch Genehmigung des Aufnahmeantrages durch den Präſi— 
denten der Reichsplanungsgemeinſchaft. 

Zur Mitarbeit im Beirat und in den Arbeitsausſchüſſen können auch geeignete 
Perſönlichkeiten, die nicht Vertreter eines Mitgliedes ſind, herangezogen werden. 


Organiſation 

Organe der Reichsplanungsgemeinſchaft find: 

a) der Präſident, 

b) der Vorſtand, 

c) die Mitgliederverſammlung, 

d) der Beirat. 
Präſident der Reichsplanungsgemeinſchaft iſt der Leiter der Reichsſtelle für 
Raumordnung. Er ernennt die Vorſtandsmitglieder und beſtimmt ein Vorſtands— 
mitglied als Vorſitzenden des Vorſtandes. 
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Geſetzlicher Vertreter der Reichsplanungsgemeinſchaft im Sinne des $ 26 
BGW iſt der Vorſitzende des Vorſtandes. Er kann die Vertretung einem Vorſtands⸗ 
mitglied durch ſchriftliche Vollmacht übertragen. Der Vorſitzende des Vorſtandes 
ſoll den Vorſtand bei Entſcheidungen über grundſätzliche und wichtige Fragen zur 
gemeinſamen Beratung zuſammenberuſen. 


Die Mitgliederverſammlung hat die Aufgabe, die Verbindung der Mit- 
glieder zu den Arbeiten der Reichsplanungsgemeinſchaft lebendig zu erhalten. Die 
Mitgliederverſammlung tritt mindeſtens einmal jährlich zuſammen. In dieſer Ver⸗ 
ſammlung iſt Bericht zu erſtatten über die Arbeiten der Reichsplanungsgemeinſchaft, 
den Stand der laufenden Arbeiten, die Arbeitsziele der Zukunft und den Haushalt. 


In der Mitgliederverſammlung wird jedes Mitglied durch einen Bevollmächtigten 


vertreten. Die bei der Durchführung der Reichsplanung und Raumordnung be- 
teiligten Oberſten Reichsbehörden werden zu der Mitgliederverſammlung geladen 
und können einen Vertreter entſenden. | 


Den Vorſitz in der Mitgliederverſammlung führt der Präſident. Er wird vertreten 
durch den Vorſitzenden des Vorſtandes oder durch deſſen Vertreter. 


Aber die Mitgliederverſammlung wird eine Niederſchrift geführt, die von dem Ver⸗ 
ſammlungsleiter und einem Vorſtandsmitglied unterſchrieben und allen Mitgliedern 
abſchriftlich zugeleitet wird. 


Der Beirat hat die Aufgabe, durch eine auf das Reich ausgerichtete Gemeinſchafts⸗ 
arbeit zur Verwirklichung der Ziele der Reichsplanungsgemeinſchaft beizutragen. 
Er ſoll zu allen grundfäglichen und wichtigen Fragen gehört werden. Vorſitzender des 
Beirats iſt der Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung. Er wird durch ſeinen 
Stellvertreter im Amt vertreten. Die Mitglieder des Beitrats werden durch den 
Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung berufen. Eine Vertretung der Mitglieder 
des Beirats bei ſeinen Sitzungen iſt unzuläſſig. Der Vorſitzende des Beirats kann 
in Ausnahmefällen bei vorheriger rechtzeitiger Anmeldung eine Vertretung zulaſſen. 
Arbeitsausſchüſſe zur laufenden Beratung und gemeinſamen Förderung 
beſtimmter Aufgaben können vom Präſidenten nach Bedarf gebildet werden. Die 
Leitung in den Ausſchüſſen hat der Vorfigende des Vorſtandes oder ein von ihm 
beftimmtes Vorſtandsmitglied. 


Soweit die Ausgaben zur Beſtreitung des Haushalts nicht durch das Reich gedeckt 
werden, find die Mitglieder zu Beiträgen verpflichtet, die alljährlich einheitlich in 
Höhe eines beſtimmten Hundertſatzes der Geſamtausgaben des ordentlichen Haus 
halts der Landesplanungsgemeinſchaften mit Genehmigung des Reichsminiſters der 
Finanzen durch den Vorſitzenden des Vorſtandes feſtgeſetzt werden. 

Die Reichsplanungsgemeinſchaft unterſteht der Aufſicht des Reiches, die vom Leiter 
der Reichsſtelle für Raumordnung nach Maßgabe des Geſetzes ausgeübt wird. 


b) Muſterſatzung einer Landesplanungsgemeinſchaft 


Satzung der Landesplanungsgemeinſchaft. 
J. Grundlagen 
81 
Aufgabe 

(1) Die Landesplanungsgemeinſchaft hat in dem ihr zugewieſenen Planungsraum alle 
Planungsvorarbeiten für die Reichs⸗ und Landesplanung zu leiſten. Hierzu unterrichtet fie 
ſich über den beſtehenden Zuſtand im Planungsraum und bearbeitet in Gemeinſchaft mit allen 
in Frage kommenden Stellen die vorausſchauende, geſtaltende Geſamtplanung. Sie wirkt aus- 
gleichend auf die für Volk und Reich zweckmäßigſte Ausnutzung des Raumes mit dem Streben 
hin, daß ſich der kleinere Raum in den größeren Raum und die Einzelplanungen in die 
Reichs und Landesplanung einfügen. 

(2) Sie berät im Rahmen ihres Aufgabenkreiſes die Planungsbehörde. 
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(3) Im übrigen wird der Aufgabenkreis durch die Anordnungen der zuſtändigen Reichs 
behörden beſtimmt. 
8 2 
Gebiet 
(1) Das Gebiet der Landesplanungsgemeinſchaſt umfaßt: 


Sitz 
(1) Die Landesplanungsgemeinſchaft hat ihren Sitz in: 
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81 
Rechtsfähigkeit 
Die Landesplanungsgemeinſchaft iſt nach Genehmigung dieſer Satzung gemäß 84 Abſ. 3 der 
Verordnung vom 15. Februar 1936 (RG Bl. I S. 104) rechtsfähig. 


S 5 
Mitgliedſchaft 
11) Mitglieder der Landesplanungsgemeinſchaft können fein: 
die Stadt- und Landkreiſe und der Provinzialverband; 
die Regierungspräſidenten; 
die landſchaftlichen, mit großräumigen Pianungen bejaßten Reih3- und Landesbehörden 
(die Dienſtſtellen der Wehrmacht, die Behörden der Arbeits-, der Verkehrs-, der 
land- und ſorſtwirtſchaftlichen Verwaltung, des Bergbaues uſw. ); 
die Verwaltungen der berufsſtändiſchen und Wirtſchaſtsorganiſationen (Deutliche Arbeits- 
front, Reichsnährſtand, Bezirkswirtſchaftskammer, Induſtrie- und Handelskammern, 
Handwerkskammern uſw.); 
Siedlungsgeſellſchaften, energiewirtſchaftliche und Verkehrs⸗Anternehmungen uſw. 
ſowie die zur Förderung der Reichs- und Landesplanung berufenen wiſſenſchaftlichen Ein- 
richtungen. 
(2) Die Pianungsbehörde fordert die Beteiligten zur Mitwirkung in der Landesplanungs— 
gemeinſchaft auf. Die Mitgliedſchaft wird durch die zuſtimmende Erklärung des Aufgeforderten 
und die Beſtätigung der Planungsbehörde erworben. 
(3) Die Mitgliedſchaft verpflichtet zu einer auf das Ganze gerichteten Gemeinſchaftsarbeit 
im Sinne der Aufgabenſtellung der Lande splanungsgemeinſchaft. 
(4) Zu einer Zahlung von Beiträgen verpflichtet die Mitgliedſchaft nur nach Maßgabe der 
Beitragsordnung ($ 23). 
(5) Die Mitgliedfhaft endet früheſtens ſechs Monate nach erfolgter Austrittserklärung, aber 
jeweils nur an dem folgenden 31. März. 


II. Organiſation 
8 8 6 
Der Vorfitzende 
(1) Der Vorſitzende führt die Landesplanungsgemeinſchaft. 
(2) Er vertritt die Landesplanungsgemeinſchaft rechtsverbindlich nach außen (für laufende 
Geſchäfte ſiehe § 11 Abſ. 2 und § 14 Abſ. 2). 
(3) Vorſitzender iſt der Leiter der zuſtändigen Planungsbehörde. Iſt er verhindert, jo 
beſtimmt die Neichsſtelle für Raumordnung auf feinen Antrag einen Stellvertreter. 


87 
Der Beirat 
(1) Der Beirat berät die landſchaſtliche Gejtaitung des Aufgabenkreiſes, die Arbeitsſolge 
und die Arbeitsweiſe der Landesplanungsgemeinſchaft. Er ſoll die fachlichen und gebietlichen 
Grenzen überbrücken und durch gemeinſchaſtliche Ausſprache und Behandlung die Voraus: 
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ſetzungen einer reibungsloſen Zuſammenarbeit aller Beteiligten im Sinne einer auf das Reich 
ausgerichteten Gemeinſchaftsarbeit ſichern. 


(2) Bei Planungsfällen von größerer und allgemeiner Bedeutung iſt dem Beirat Gelegen— 
heit zur Außerung zu geben. 
(3) Zur regeimäßigen Beratung über den Stand und die Richtung der Arbeiten tritt der 
Beirat auf Einladung des Vorſitzenden in der Regel vierteljährlich einmal zuſammen. 
(4) Vorſitzender des Beirates iſt der Leiter der zuſtändigen Planungsbehörde. Iſt er ver⸗ 
hindert, ſo beſtimmt er einen Stellvertreter aus den Mitgliedern des Beirates. 
(5) Die Mitglieder des Beirates werden auf Vorſchlag des Vorſitzenden (86) durch den 
Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung berufen. 
(6) Eine Stellvertretung der Mitglieder des Beirates bei den Sitzungen des Beirates iſt 
unzuläſſig, es ſei denn, daß außergewöhnliche Amſtände ſie erforderlich machen. In dieſem 
Falle iſt die Zuſtimmung des Vorſitzenden zu einer Stellvertretung rechtzeitig vor der Sitzung 
einzuholen. Der Vorſitzende iſt verpflichtet, hierauf zu achten. 
(7) Der Vorſitzende kann für die Behandlung beſtimmter Angelegenheiten aus Mitgliedern 
des Beirates Arbeitsausſchüſſe bilden. 
(8) Der Landesplaner ($ 11) nimmt an allen Sitzungen des Beirates und feiner Arbeitsaus⸗ 
ſchüſſe teil. 

8 8 


Fachausſchüſſe 
(1) Zur laufenden Beratung und gemeinſamen Förderung beſtimmter Fachgebiete kann der 
Vorſitzende Fachausſchüſſe bilden. 
(2) Die Leitung in den Fachausſchüſſen hat der Landesplaner. Mit der ſtellvertretenden 


Leitung wird auf Vorſchlag des Landesplaners ein Ausſchußmitglied l den Vorſitzenden 
betraut. 


(3) Die Mitglieder der Fachausſchüſſe werden, nachdem fie erforderlichenfalls von ihren vor ⸗ 
geſetzten Dienſtſtellen oder Organiſationen benannt ſind, auf Vorſchlag des Landesplaners 
durch den Vorſitzenden berufen. 


(4) Der Torſitzende kann an jeder Sitzung der Fachausſchüſſe teilnehmen und jederzeit den 
Vorfitz übernehmen. 
89 


Die Mitgliederverſammlung 


(1) Die Mitgliederverfammiung hat die Aufgabe, die dauernde Verbindung aller Mit- 
glieder zu den Arbeiten der Landesplanungsgemeinſchaft lebendig zu erhalten. Sie iſt vor 
wichtigeren Entſcheidungen vermögensrechtlicher Art zu hören. Insbeſondere iſt ihr Gelegen; 
heit zur Außerung zu geben vor: N 

a) Feſtſetzung oder Veränderung der Beitragsordnung, 

b) Feſtſetzung des Haushaltsplanes, 

e) Verfügungen über das Vermögen, ſoweit es ſich nicht ihrer Natur nach u um regelmäßig 
wiederkehrende Geſchäfte handelt, die geldlich von unerheblicher Bedeutung ſind, 

d) Aufnahme von Darlehen, Übernahme von Bürgſchaften und Verpflichtungen aus Gewähr- 
verträgen und Stellung anderer Sicherheiten, 

e) über - und außerplanmäßige Ausgaben ſowie Anordnungen, durch die Verbindlichkeiten der 
Landesplanungsgemeinſchaft entſtehen können, für die keine Mittel im Haushaltsplan vor- 
geſehen ſind, ſoweit ſie nicht geringfügig ſind, 

f) Führung eines Rechtsſtreites von größerer Bedeutung. 

(2) Die Mitgliederverſammlung tritt mindeſtens einmal jährlich zuſammen und erhält 

Bericht über die Leiſtungen der Landesplanungsgemeinſchaft, die Ziele der laufenden Arbeiten 

und über den Stand des Haushalts und der geldlichen Verpflichtungen. 

(3) Die Mitglieder entſenden je einen Vertreter in die Mitgliederverfammiung. 

(4) Abſtimmungen finden mit Ausnahme des Falles des § 10 Abſ. 1 (Abertragung von Auſ— 

gaben an den Verwaltungsrat) nicht ſtatt. 

(5) Leiter der Mitgliederverſammlung iſt der Vorſitzende (86). Der ſtellvertretende Leiter 

und etwaige weitere Stellvertreter des Leiters ſind aus den Mitgliedern zu entnehmen. Sie 

werden durch den Vorſitzenden auf Vorſchlag der Mitgliederverſammlung und nach Zuſtim— 
mung der Reichsſtelle für Raumordnung ernannt. 
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(6) Der Landesplaner nimmt an den Verhandlungen der Mitgliederverſammlung mit 
beratender Stimme teil und iſt auf Verlangen zu hören. 


Ss 10 
Der Verwaltungsrat 


(1) Für die laufenden inneren Angelegenheiten der Landesplanungsgemeinſchaft kann ein 
Verwaltungsrat gebildet werden, dem durch Beſchluß der Mitgliederverſammlung deren Auf- 
gaben gemäß S 9 Abſatz 1, c bis f übertragen werden können. Der Verwaltungsrat hat das 
Recht, ſich über die Taufende Ausgabenwirtſchaft jederzeit zu unterrichten. Er iſt vor der 
langfriſtigen Anſtellung von Arbeitskräften zu hören. 

(2) Er beſteht aus ſechs Mitgliedern, die aus der Mitgliederverfammlung auf deren Vor ⸗ 
ſchlag von dem Vorſitzenden (86) berufen werden. 

(3) Die Mitglieder des Verwaltungsrates ſollen unter Berüdfihtigung der Beitragsbelaſtung 
der einzelnen Mitgliedergruppen vornehmlich den Vertretern der beitragzahlenden Mitglieder 
entnommen werden. 

(4) Die um bzw. ſtellvertretende Leitung des Verwaltungsrates liegt in der Hand des 
Vorfitzenden (8 6) bzw. ſtellvertretenden Leiters der Mitgliederverſammlung (89 Abſatz 5). 


(5) Der Landesplaner iſt auf Verlangen verpflichtet, an den Sitzungen des Verwaltungsrats 
teilzunehmen und jede auf die Geſchäftsführung bezügliche Auskunft zu erteilen. 


8 11 

Der Landesplaner 
(1) Der Landesplaner führt unter Leitung des Vorſitzenden die laufenden Geſchäfte. Er hat 
dabei die Mitwirkung des Beirates und der Ausſchüſſe zu beachten. Er ſoll das beſondere 
Vertrauen der Mitglieder beſitzen. Seine erſte Pflicht iſt es, für eine lebendige Zuſammen⸗ 
arbeit der Beteiligten zu ſorgen und dabei eine finnvolle Arbeitsteilung anzuſtreben. 
(2) Der Landesplaner leitet die Geſchäftsſtelle der Landesplanungsgemeinſchaft und vertritt 
in den laufenden Geſchäften die Landesplanungsgemeinſchaft nach außen. 
(3) Er wird von dem Vorfitzenden nach Anhörung des Verwaltungsrates und des Beirates 
angeſtellt und in feine Stellung eingewieſen. Vor der Anſtellung und Einweiſung iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Reichsſtelle für Raumordnung einzuholen. Der Vorſitzende verpflichtet ihn 
ausdrücklich auf Dienſtverſchwiegenheit. 
(4) Der Vorſfitzende beſtimmt auf Vorſchlag des Landesplaners deſſen ſtändigen Vertreter. 
Für dieſen gelten die Abſätze 1 bis 3 entſprechend. 


8 12 
Die Geſchäftsſtelle der Landesplanungsgemeinſchaft 
(1) Für die Durchführung der laufenden Arbeiten wird am Dienſtort des Vorfigenden eine 
Geſchäftsſtelle der Landesplanungsgemeinſchaft eingerichtet. Die hierfür erforderlichen 
Arbeitskräfte werden auf Vorſchlag des Landesplaners und gegebenenfalls nach Anhörung 
des Verwaltungsrates durch den Vorſitzenden angeſtellt. Im Rahmen der dafür beſtimmten 
Haushaltsmittel kann der Landespianer Hilfskräfte vorübergehend ſelbſtändig einſtellen. 


& 13 

Bezirksſtelle der Landesplanungsgemeinſchaſt 
(1) Für eine dezentraliſierte Förderung ihrer Aufgaben errichtet die Landesplanungsgemein ; 
ſchaſt Bezirksſtellen. Von der Errichtung kann mit Zuſtimmung der Reichsſtelle für Raum- 
ordnung abgeſehen werden, wenn ein Bedürfnis nicht vorliegt. 
(2) Errichtung, Auflöfung und Veſtimmung des Sitzes einer Bezirksſtelle bedarf der Zu- 
ſtimmung der Reichsſtelle für Raumordnung. 
(3) Die Koſten der Bezirksſtellen trägt die Landesplanungsgemeinſchaſt. 


Ss 14 
Der Leiter der Bezirksſtelle 


(1) Der Leiter der Bezirksſtelle führt innerhalb des durch die Landesplanungsgemeinſchaft 
beſtimmten Rahmens die Vezirksſtelle. Er iſt dem Vorſitzenden (§6) dafür verantwortlich, 
daß die Arbeiten der Bezirksſtelle den Richtlinien der Landesplanungsgemeinſchaft und den 
Weiſungen des Vorſitzenden entſprechen. 
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(2) Der Leiter der Bezirksſtelle wird durch den Vorſitzenden (S6) ernannt. Vor der Er⸗ 
nennung iſt die Zuſtimmung der Reichsſtelle für Raumordnung einzuholen. Iſt der Leiter 
der Bezirksſtelle verhindert, fo beſtimmt er einen Stellvertreter aus den Mitgliedern des 
Bezirksſtellenbeirates (S 15). 


8 15 

Der Bezirksſtellenbeirat 
(1) Bei der Bezirksſtelle wird ein Beirat gebildet. 
(2) Beſchränkt auf das Gebiet, das der Bezirksſtelle durch die Landesplanungsgemeinſchaft 
zugewieſen iſt, hat der Beirat unter Beachtung der durch die Landesplanungsgemeinſchaft 
gegebenen Richtlinien und Weiſungen die entſprechenden Aufgaben für die Bezirksſtelle, wie 
der Beirat der Landesplanungsgemeinſchaft für dieſe. S7 Abſ. 2 (Anhörung des Beirates) 
gilt entſprechend. 
(3) Der Leiter des Bezirksſtellenbeirates iſt der Leiter der Bezirksſtelle. Iſt er verhindert, 
ſo beſtimmt er einen Stellvertreter qus den Mitgliedern des Bezirksſtellenbeirates. 
(4) Die Mitglieder des Bezirksſtellenbeirates werden durch den Vorſitzenden (86) auf Vor⸗ 
ſchlag des Leiters der Bezirksſtelle ($ 14) und nach Anhörung des Landesplaners berufen. 
(5) 87 Abſ. 6 (Bildung von Arbeitsausſchüſſen des Beirates) gilt entſprechend. | 
(6) Der Landesplaner und der Bezirksplaner (817) find berechtigt, an allen Sitzungen des 
Bezirksſtellenbeirates und feiner Arbeitsausſchüſſe (8 15 Abſ. 5) teilzunehmen. Sie find auf 
Verlangen zu hören. | 
(7) Der Vorſitzende (8 6) iſt berechtigt, an den Sitzungen des Bezirksſtellenbeirates und 
feiner Arbeitsausſchüſſe (8 15 Abſ. 5) teilzunehmen und jederzeit den Vorſitz zu übernehmen. 


§ 16 
Fachausſchüſſe der Bezirksſtellen 
(1) 88 (Bildung von Fachausſchüſſen bei der Landesplanungsgemeinſchaft) gilt für die 
Bezirksſtelle entſprechend mit der Maßgabe, daß an die Stelle des Landesplaners der Bezirks- 
planer und an die Stelle des Vorſitzenden (86) der Leiter der Bezirksſtelle tritt. | 
(2) Der Vorſitzende (86), der Leiter der Bezirksſtelle und der Landesplaner können an jeder 
Sitzung der Fachausſchüſſe der Bezirksſtelle teilnehmen und jederzeit den Vorſitz übernehmen. 


8 17 

Der Bezirksplaner 
(1) Der Bezirksplaner führt unter Leitung des Leiters der Bezirksſtelle deren lauſende 
Geſchäfte. Er hat dabei die Mitwirkung des Beirates und der Ausſchüſſe der Landes ⸗ 
planungsgemeinſchaft und der Bezirksſtelle zu beachten. Sein beſonderes Beſtreben muß 
darauf gerichtet fein, Fühlung mit den Arbeiten der Geſchäftsſtelle der Landesplanungs⸗ 
gemeinſchaft und der anderen Bezirksſtellen zu halten und dabei rückhaltlos die gegenſeitige 
Ergänzung und eine erſprießliche Zuſammenarbeit zu fördern. Den fachlichen Anweiſungen 
des Lande splaners hat er Folge zu leiſten. Widerſprechen dieſe den Weiſungen des Leiters 
der Bezirksſtelle, jo entſcheidet der Vorſitzende (8 6). 
(2) 811 Abſ. 2 (Leitung der Geſchäftsſtelle) gilt entſprechend. 
(3) Der Bezirksplaner wird von dem Vorfitzenden (86) auf Vorſchlag des Leiters der 
Bezirksſtelle und nach Anhörung des Bezirksſtellenbeirates und gegebenenfalls des Verwal- 
tungsrats ernannt und angeſtellt. Vor der Ernennung iſt die Zuſtimmung der Reichsſtelle 
für Raumordnung einzuholen. Der Bezirksplaner wird von dem Vorſitzenden (§ 6) aus- 
drücklich zur Dienſtverſchwiegenheit verpflichtet. 
(4) Der Vorſitzende (86) beſtimmt auf Vorſchlag des Leiters der Bezirksſtelle und nach An- 
hörung des Bezirksplaners und des Landesplaners den ſtändigen Vertreter des Bezirks- 
planers. Für dieſen gelten die Abſätze 1 bis 3 entſprechend. a 


§ 18 
Die Bezirksgeſchäftsſtelle 
Für die Einrichtung und den Betrieb der Bezirksgeſchäftsſtelle gilt 812 (Geſchäftsſtelle der 


Landesplanungsgemeinſchaft) mit der Maßgabe, daß deren Sitz durch den Vorſitzenden (86) 
auf Vorſchlag des Leiters der Bezirlksſtelle beſtimmt wird. Im Rahmen der dafür aus— 
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geworfenen Haushaltsmittel kann der Bezirksplaner Hilfskräfte vorübergehend ſelbſtändig | 
anftellen. 
81 
Beteiligung von Nichtmitgliedern 
Für die Berufung geeigneter Perſönlichkeiten zur Mitarbeit in den Beiräten und Ausſchüſſen 
iſt es nicht erforderlich, daß ſie Vertreter eines Mitgliedes ſind. 


§ 20 a 
Ehrenamtliche Mitwirkung 
Mit Ausnahme des in der Regei hauptamtlich anzuſtellenden Landesplaners und der Bezirks. 
planer, ſowie der Arbeitskräfte, die gemäß § 12 und § 18 eingeſtellt werden, üben alle Be 
teiligten, namentlich die Mitglieder der Beiräte und Ausſchüſſe ihre Tätigkeit ehrenamtlich 
aus. Reiſekoſten werden von der Landesplanungsgemeinſchaft nicht gewährt. 


III. Mitwirkung der Partei 
821 


(1) Die Gauleiter des Planungsraumes find Mitglieder des Beirates der Landesplanungs⸗ 
gemeinſchaft. | 
(2) Im übrigen beſtimmt der für den Sitz der Landesplanungsgemeinſchaft zuſtändige Gau- 

leiter, ſoweit für das Gebiet der Landesplanungsgemeinſchaft mehrere Gauleiter zuſtändig 
find, im Einvernehmen mit dieſen, auf Vorſchlag des Vorſitzenden ($ 6), in welcher Weiſe 
eine Mitwirkung der Partei in den Beiräten und Ausſchüſſen der Landesplanungsgemein⸗ 
ſchaft und ihrer Bezirksſtellen ſtattfindet. 


IV. Finanzierung 
8 22 
Haushaltsplan und Rechnungslegung 


(1) Das Rechnungsjahr der Landesplanungsgemeinſchaft deckt ſich mit dem Rechnungsjahr 
des Staates. Es wird nach dem Kalenderjahr benannt, in dem es beginnt. 

(2) Für jedes Rechnungsjahr hat der Landesplaner nach Weiſung des Vorfitzenden (8 6) 
einen Haushaltsplan aufzuſtellen. Der Haushaltsplan hat alle vorauszuſehenden Ausgaben 
und Einnahmen des Rechnungsjahres zu enthalten. Ausgaben und Einnahmen find auszu⸗ 
gleichen. 

(3) In dem Haushaltsplan find die Beitragsſätze (§ 23) für das laufende Rechnungsjahr 
ſeſtzulegen. 

(4) Der Haushaltsplan wird nach Beratung mit der Mitgliederverſammlung und tunlichſt 
auch mit dem Beirat der Landesplanungsgemeinſchaft von dem Vorſitzenden (8 6) feſtgeſetzt. 
Er bedarf zu feiner Wirkſamkeit der Genehmigung der Reichsſtelle für Raumordnung. 


8 23 
Aufbringung der Koſten 
(1) Soweit die Koſten nicht durch ſtaatliche Zuſchüſſe gedeckt werden, ſind die Mitglieder zu 
ihrer Aufbringung nach Maßgabe der Beitragsordnung verpflichtet. 
(2) Die Beitragsordnung wird durch den Vorſitzenden nach Anhörung der Mitgliederver- 
ſammlung erlafjen. Sie bedarf der Genehmigung der Reichsſtelle für Naumordnung. 


(3) Die Beitragsordnung beſtimmt, inwieweit Mitglieder von der Beitragsleiſtung ent- 
bunden ſind, weil ihre Beiträge durch die Zuſchüſſe des Reiches abgegolten ſind und unter 
welchen Vorausſetzungen im übrigen der Vorſitzende (86), gegebenenfalls nach Beratung mit 
dem Verwaltungsrat, in begründeten Fällen von der Beitragsleiſtung entbinden kann. 


V. Staatsaufſicht 
S 24 


Die Landesplanungsgemeinſchaft unterſteht der Auſſicht des Staates, die von der Planungs- 
behörde nach Maßgabe der Geſetze und miniſteriellen Anweiſungen ausgeübt wird. 
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VI. Schlußbeſtimmungen 
8 25 
Auflöſung der Landesplanungsgemeinſchaft 

(1) Die Auflöſung der Landesplanungsgemeinſchaft iſt nur mit Genehmigung der Reichs- 
ſtelle für Raumordnung und nach Maßgabe der von dieſer für den Fall der Auflöſung zu 
treffenden Beſtimmungen zuläſſig. Die Reichsſtelle für Aaumorbuung kann die Landes- 
planungsgemeinſchaſt jederzeit auflöſen. 

(2) Ein im Auflöſungsfalle etwa vorhandenes Vermögen der Landesplanungsgemeinſchaft 
verfällt dem Staat nach näherer Beſtimmung der Reichsſtelle für Raumordnung. 


8 26 
Satzungsänderungen 


Sang erg beſchließt der Vorſitzende (S6) nach Anhörung des Beirates und der 
Mitgliederverſammlung. Sie bedürfen der Genehmigung der Reichsſtelle für Raumordnung. 


§ 27 
Inkrafttreten 
Dieſe Satzung tritt mit demnm . in Kraft. 


c) Normalmitgliederbeſtand einer Landesplanungsgemeinſchaft 
(abgeſtellt auf Preußen, für die anderen Gebiete gilt Entſprechendes) 


1. Gruppe: Reichs- und Staats behörden 
a) Allgemeine Verwaltung 


1. Oberpräſident 

2. Regierungspräſidenten 

3. Landesfinanzamt 

4. Landesſtelle des Neichsminiſteriums für Volksaufklärung und Propaganda 


b) Landes verteidigung 


. Generalkommando 

.Wehrkreiskommando 
Wehrwirtſchaftsinſpektion 
Luftkreiskommando 

. evtl. Kommando der Marineſtation 

. die amtlichen Dienſtſtellen des Luftſchutzes 


ch Arbeit 
1. Landes arbeitsamt 
2. Treuhänder der Arbeit 
3. Gauarbeitsführ er 
d) Verkehr 
1. Reichsbahn Direktion 
Reichsautobahn (vorläufig OBR) 
Reichswaſſerſtraßen⸗, Strombauverwaltung uſw. 
Reichs- und Landſtraßen verwaltung 
Reich spoſtdirektion 
evtl. Bezirksverkehrsrat 
e) Landwirt ich at 
1. Landeskulturabteilung bei OP 
2. Kulturbauverwaltung beim RP 
3. Landesforſtmeiſter 
4. evtl. Oberfiſchmeiſter 
5. evtl. Reichskommiſſar für die Oſthilfe 
f) Gewerbliche Wirtſchaft 
1. Gewerbeaufſichtsverwaltung beim RP 
2. evtl. Oberbergamt 
3. Bezirksausgleichsſtelle bei der Bezirkswirtſchaftskammer 
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g) Natur- und Heimatſchutz 


1. Der Provinzialkonſervator 

2. Provinzialſtelle für Naturſchutz 
2. Gruppe: Selbſt verwaltung 

1. Provinzialverband 


2. Stadt- und Landkreiſe 
3. Landesdienſtſtellen des Gemeindetages 


3. Gruppe: Wirtſchaft 
a) Berufsſtändiſche Organiſationen 
1. Der Landesbauernſührer 
2. Gauwaltung der DA. 
Bezirkswirtſchaftskammer 
Induſtrie⸗ und Handelskammer 
Handwerkskammer 
evti. Bezirks- und Fachgruppen der Reichsgruppen der gewerblichen Wirtſchaft 
evtl. Fachgruppen des Verkehrsgewerbes uſw. 


Sinzelunter nehmungen uſw. 

Siedlungsunternehmungen 

Landlieſerungs verband 

.Wohnungsbauunternehmungen uſw. 

Landesgruppe des Reichsbundes der Kleingärtner und Kleinſiedler Deutſchlands 

. Bezirksgruppen der Arbeitsgemeinſchaft zur Förderung des Arbeiterwohnſtätten⸗ 

baues 

. Bezirksſtellen der Neichsgemeinſchaft für Radwegebau 

. regional wichtige Verkehrsunternehmungen 

DDAE | 

regional wichtige Energieverſorgungsunternehmungen 

regional wichtige Waſſerwirtſchaftsverbände und unternehmungen 

regional wichtige Kredit. und Bankinſtitute (3. B. Landesverſicherungsanſtalt, 
Landesbank) 

12. regional wichtige ſonſtige Einzelunternehmungen (3. B. der Induſtrie) 


4. Gruppe: Wiſſenſchaft 

1. Die Arbeitsgemeinſchaften der Reichsarbeitsgemeinſchaft für Raumforſchung an 

den einzelnen Hochſchulen 

2. die in Betracht kommenden Hoch-, gegebenenfalls auch höhere Fachſchulen 

3. ſonſtige wiſſenſchaftliche Einrichtungen (3. B. Inſtitute, Seminare, Kommiſſionen) 
Mitglieder einer Landesplanungsgemeinſchaſt können nach der Verordnung vom 15. 2. 1936 
wohl die einzelnen Behörden (alſo nicht nur der Staat oder das Reich), anderſeits aber nicht 
die einzelnen Abteilungen einer Behörde werden. So iſt z. B. im Fall 1e Ziffer 2 Mit - 
glied der Regierungspräſident, nicht etwa das Dezernat Kulturbauverwaltung. Die Auf⸗ 
zählung unter 1 verfolgt hier nur den Zweck, von der Aufgabenſeite her einen Aberblick über 
die Mitglieder zu geben. 


d) Zuſammenſetzung des Beirates einer Landesplanungsgemeinſchaft 
Der Beirat iſt als ein Organ gedacht, das die Abhaltung von Chefbeſprechungen aller land- 
ſchaſtlich wichtigen Verwaltungen, Wirtſchafts⸗ und. Wiſſenſchaftsſtellen ſichert. Dies bedingt: 
a) daß der Beirat ziffernmäßig nur eine fo beſchränkte Stärke haben darf, daß Beeinträch⸗ 
tigungen der Arbeitsfähigkeit ausgeſchloſſen ſind, 
b) daß an dem Grundſatz der Anvertretbarkeit, wie er im 87 Abſ. 6 der Muſterſatzung aus; 
drücklich niedergelegt iſt, unbedingt ſeſtgehalten werden muß. 
Demgemäß darf der Beirat keinesfalls etwa mit einer beſchränkten Mitgliederverſammlung ver ; 
wechſelt werden. 
In der Regel dürften in Preußen für den Beirat folgende Mit 
glieder in Betracht kommen: 
der Oberpräſident als Vorſitzender 


die Gauleiter 
| Gruppe l | Beitrag 24a 
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ein Gauamtsleiter 

die Regierungspräſidenten 

der Präfident des Landesfinanzamtes 

der Leiter der Landesſtelle des Reichsminiſteriums für Volksaufklärung und Propaganda 

der Kommandierende General 

der Kommandeur des Luftkreiskommandos 

der Kommandeur der Marineſtation 

der Wehrwirtſchaftsinſpekteur 

der Präſident des Lande sarbeits amtes 

der Treuhänder der Arbeit 

der Gauarbeitsführer 5 

der Reichsbahndirektionspräſident 

der Leiter der OBR 

der Reichspoſtdirektionspräſident 

der Landesforſtmeiſter 

der Berghauptmann 

der Provinzialkonſervator 

der Landeshauptmann 

1 bis 2 Oberbürgermeiſter 

1 bis 2 Landräte 6 

der Landesbauernführer | 

der Gauwalter der DA 

der Präſident der Bezirkswirtſchaſtskammer 

1 Präſident einer Induſtrie⸗ und Handelskammer 

1 Präſident einer Handwerkskammer 

evtl. Leiter von Fachgruppen der Reichsgruppen der gewerblichen Wirtſchaft und von Fach⸗ 
gruppen des Verkehrsgewerbes 

einige führende Perſönlichkeiten von der Leitung der wichtigſten 

Siedlungs- 

Wohnungsbau- 

Verkehrs 

Energieverſorgungs⸗ 

Einzelunternehmungen ſowie der 

Kredit und Bankinſtitute 

der Obmann der Reichsarbeitsgemeinſchaft ſür Raumforſchung 


e) Die Mitwirkung der Partei 
erfolgt gemäß nachſtehender Anordnung des Stellvertreters des e 


Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei 
Der Stellvertreter des Führers 
München, den 11. März 1937 
Braunes Haus 
Anordnung 
337 
Der Führer hat der von Pg. Reichsminiſter Kerrl geleiteten Neichsſtelle für Raumordnung 
die zuſammenfaſſende übergeordnete Planung und Ordnung des deutſchen Raumes über- 
tragen. Um die in den Beſtimmungen über die Bildung der Landesplanungsgemeinſchaften 
vorgeſehene Mitwirkung der Partei ſicherzuſtellen, ordne ich ſolgendes an: 
Jeder Gauleiter hat einen ſeiner Gauamtsleiter mit der Bearbeitung aller ſich im Rahmen 
der Landesplanung und Raumordnung ergebenden Fragen und Aufgaben zu beauftragen. 
Dieſer Gauamtsleiter hat alle durch die Partei erfaßbaren Kräfte für die Sicherung der 
für Volk und Reich lebenswichtigen Ziele der Reichs- und Landesplanung im Auftrage 
ſeines Gauleiters einheitlich zuſammenzufaſſen und einzuſetzen. Er hat durch Aufklärung und 
Schulung Verſtändnis für die Bedeutung und die Ziele der Landesplanung und Raum- 
ordnung zu wecken. 
gez.: R. Heß. 


Im übrigen gilt für die Mitwirkung der Partei S 21 der Muſterſatzung. Für die ſachliche 
Mitarbeit in den Ausſchüſſen der Landesplanungsgemeinſchaften kommen namentlich in 
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Betracht: der Gauwirtſchaftsberater, das Gauheimſtättenamt, das Amt für Technik und 
das NSKK. 


5. Die Mitarbeit der deulſchen Wifjenjchaft 

Die Löſung ſo zahlreicher und ſchwerwiegender Probleme, wie ſie die Ordnung des 
deutſchen Raumes aufwirft, iſt nicht möglich ohne die Mitarbeit der deutſchen 
Wiſſenſchaft und ihren geordneten Einſatz für dieſe gewaltige Aufgabe. Wie faſt alle 
Fachplanungen und Inſtanzen an der Raumordnung beteiligt ſind, ſo ſind auch faſt 
alle Zweige der Wiſſenſchaſt mehr oder weniger irgendwie an der Raumforſchung 
beteiligt. Auch hier muß daher die geſamte Arbeit eine zuſammenfaſſende Gemein- 
ſchaftsarbeik fein. Das eigentliche Gebiet, auf dem die Wiſſenſchaft hauptſäch⸗ 
lich die Raumordnung unterſtützen kann, iſt das Gebiet der Vorarbeiten 
und der Beſtands aufnahme. Weitgeſpannte Planungen erfordern 
genaueſte Vorunterſuchungen und ſetzen eine ſichere Kenntnis der innerſten und 
feinſten Zuſammenhänge in den räumlichen Gegebenheiten voraus. Dieſe Zufammen- 
hänge können nur in den einzelnen Landſchaften ſelbſt erforſcht werden. Der 
Grundſatz weitgehender Dezentraliſation, der für den Aufbau der 
Reichs- und Landesplanung kennzeichnend iſt, hat daher auch bei dem Einſatz der 
Wiſſenſchaſt Für die Naumforſchung Berückſichtigung gefunden. Alle Zweige der 
Wiſſenſchaft, die die Raumforſchung berühren, find in der „Reichs arbeits 
gemeinſchaft für Raumforſchung“ zuſammengefaßt. An jeder deutſchen 
Hochſchule beſteht eine Hochſchularbeitsgemeinſchaft, die durch ihren 
Leiter mit dem zuſtändigen Landesplaner engſte Fühlung hält. Die ſtändige Ver⸗ 
bindung zwiſchen praktiſcher Planungsarbeit und Wiſſenſchaft iſt auch dadurch 
gewährleiſtet, daß der Leiter der örtlichen Arbeitsgemeinſchaft dem Beirat der 
Landesplanungsgemeinſchaft angehört. Die Leitung der geſamten Reichsarbeits. 
gemeinſchaft für Raumforſchung liegt in der Hand eines Obmannes, der vom 
Reichs- und Preußiſchen Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung im 
Einvernehmen mit dem Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung ernannt worden iſt. 
Die Zentrale der Reichsarbeitsgemeinſchaft hält dauernd engſte Fühlung mit der 
Reichsplanungsgemeinſchaft. Der Aufbau der Reichsarbeitsgemeinſchaft iſt aus der 
Abbildung s erſichtlich. 


Rechtsgrundlagen der Reichs arbeitsgemeinſchaft 
für Raumforſchung 
Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung Berlin Wz, den 16. Dezember 1935 
WII a 1953 II 
Raumforſchung 
Der Reichs- und Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung und 
der Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung übertragen durch dieſen Erlaß der „Reichs- 
arbeitsgemeinſchaft für Raumforſchung“ die Aufgabe, eine planvolle Zuſammenfaſſung und 
Ausrichtung aller wiſſenſchaftlichen Kräfte für die Raumforſchung herbeizuführen. 
Sie geben der Reichsarbeitsgemeinſchaft folgende Satzung: 
Satzung der Reichsarbeitsgemeinſchaft 
für Raumforſchung 
J. 
Die Reichsarbeitsgemeinſchaft für Raumforſchung iſt der Zuſammenſchluß aller ſich mit 
Raumforſchung beſchäftigenden wiſſenſchaftlichen Kräfte, ſoweit fie dem Reichs- und Preu— 
Biden Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung unterſtehen. 
II. 
Die Reichsarbeitsgemeinſchaft für Raumforſchung joll 
1. die geſamte Naumforfhung zuſammenfaſſen, 
2. in engſter Zuſammenarbeit und ſtändiger Fühlungnahme mit der Reichsſtelle für Raum- 
ordnung die Wiſſenſchaſt für die Aufgaben der Raumordnung planvoll einſetzen, 
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3. durch die Förderung wiſſenſchaftlicher Gemeinſchaftsarbeit der verſchiedenen Wiſſenſchafts⸗ 
diſziplinen wichtige Fragen der Raumordnung einer beſchleunigten Löſung entgegenführen, 

4. durch die enge Fühlungnahme mit den zuſtändigen Dienſtſtellen und Einrichtungen für eine 
planvolle Bereitſtellung und Verteilung der Forſchungsmittel Sorge tragen, 

5. eine fachgemäße Ausbildung des Nachwuchſes gewährleiſten, 

6. durch ſtete Fühlungnahme mit dem Forſchungsdienſt (Reichsarbeitsgemeinſchaften der 
Landwirtſchaftswiſſenſchaft) für eine Zuſammenarbeit des Reichsforſchungsdienſtes mit der 
Reichsarbeitsgemeinſchaft ſorgen. 


III. 
Der Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung beſtimmt für die Reichsarbeitsgemeinſchaft 


1. Grundlinie und Richtung der wiſſenſchaſtlichen Arbeit, 
2. die Abereinſtimmung des Arbeitsprogramms der Reichsarbeitsgemeinſchaft mit den Zielen 
der Reichsſtelle für Raumordnung. 
IV. 


Die Leitung der Reichsarbeitsgemeinſchaft für Raumforſchung überträgt der Reichs und 
Preußiſche Miniſter für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung einem Obmann, der im 
Einvernehmen mit dem Leiter der Reichsitelle für Raumordnung beftellt wird. Der Obmann 
hat insbeſondere folgende Aufgaben: 


1. Er iſt dem Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung für die Einhaltung der von dieſem 
gegebenen Grundlinie und für die ſachgemäße Durchführung des Forſchungsprogramms 
verantwortlich. 

2. Er entſcheidet im Rahmen des vom Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung genehmigten 
Forſchungsprogramms über Forſchungsanträge ſachlicher und perſoneller Art. N 

3. Er hält Verbindung mit den durch die NSDAP. oder auf Grund freier Vereinbarungen 
begründeten Akademien oder fonftigen Vereinigungen, die ſich mit Raumforſchung 
beſchäſtigen. 

V. 

Die endgültige Entſcheidung über die Bereitſtellung von Reichsgeldern verbleibt den zu · 

ftändigen Reichsminiſtern. 


Berlin, den 16. Dezember 1935 
Zugleich im Namen des RNeichsminiſters und Leiters der Reichsſtelle für Raumordnung: 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung 
In Vertretung: Kuniſch 
WII a 1953/11 36 


Der Reichs- und Preußiſche Miniſter 
für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung Berlin WS, den 15. Februar 1938 
WII a 281/36, WI, M 


Betrifft: Reichsarbeitsgemeinſchaft für Raumforſchung 


In Ergänzung zu meinem Erlaß — WII a 1953 — vom 16. Dezember 1935 (RMinAmtsbi. 
Dtſch Wiſſ. 1936 S. 30) beſtimme ich ſolgendes: 


1. Zur Zuſammenfaſſung und einheitlichen Ausrichtung aller ſich mit Raumforfhung und 
Landesplanung befaſſenden wiſſenſchaftlichen Kräfte und Einrichtungen der mir unter- 
ſtellten Hochſchulen wird an den Hochſchulen eine örtliche Arbeitsgemeinſchaft gebildet. 
Sie umfaßt unabhängig von Fakultätsgrenzen Dozenten und Studenten; fie iſt künftig 
die Trägerin ſämtlicher ſich mit Raumforſchung und Planung befafjenben wiſſenſchaft⸗ 
lichen Anterſuchungen. 

2. Die Leitung der Arbeitsgemeinſchaft liegt in der Hand eines geeigneten Dozenten, der auf 
Vorſchlag des Rektors (Direktors) von dem von mir beſtellten kommiſſariſchen Obmann 
der Reichsarbeitsgemeinſchaft für Raumforſchung, Profeſſor Dr. Konrad Meyer, er- 
nannt wird. 

3. Den Arbeitsgemeinſchaften an den Hochſchulen erwachſen die Aufgaben aus der fie um- 
gebenden Landſchaſt. Dief? enge Verflechtung der Hochſchule mit ihrem Raume legt dem 
Rektor (Direktor) die Pflicht auf, ſich der Arbeitsgemeinſchaft im beſonderen Maße an- 
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zunehmen und ſie jederzeit zu fördern. Ich behalte mir daher vor, mir zu gegebener Zeit 

durch den Rektor (Direktor) berichten zu laſſen. 

4. Zur Durchführung der im oben erwähnten Erlaß dem Obmann geſtellten Aufgaben er- 
ſuche ich die Herren Rektoren (Direktoren), bis zum 8. März der Reichsarbeitsgemein 
ſchaft für Raumforſchung Berlin Ws, Leipziger Str. 4, folgendes mitzuteilen: 

a) Welche wiſſenſchaftlichen Kräfte und Hochſchuleinrichtungen ſich bisher mit Fragen der 
Raumforfhung und »planung befaßt haben. Soweit Hochſchulkreiſe beſtehen, iſt ihre 
Stellung zur Hochſchule und ihr bisheriger Aufgabenbereich anzugeben. 

b) Wer als Leiter der zu gründenden Arbeitsgemeinſchaft geeignet iſt und wer für die 

Mitarbeit der Arbeitsgemeinſchaft in Frage kommt. 

e) Welche Arbeiten bisher in Angriff genommen find, fortgeführt oder neu aufgenommen 

werden ſollen. Den künftig geplanten Arbeiten find Koſtenvoranſchläge beizufügen. 


gez. Ruft. 


C. Aufgaben und Arbeitsgebiete 
der Reichsplanung und Raumordnung 
I. Beftandsaufnahme (uftand des Planungsraumes) 


a) Allgemeines 


Für die Arbeiten der Reichs- und Landesplanung, insbeſondere zur Erfüllung ihrer 
vornehmſten ſtaatspolitiſchen Pflicht, die Planungsräume zur beſtmöglichen Ent⸗ 
wicklung zu führen, iſt die genaue Kenntnis der einzelnen Landſchaft 
als eines von Leben und Blut durchpulſten Teiles des übergeordneten Ganzen, Volk 
und Staat, unerläßlich. Dieſe Kenntnis wird durch Beſtandsaufnahme gewonnen 
und muß dauernd ergänzt und berichtigt werden. 


Die Kenntnis der Geſamttatſachen wird nach beſtimmten Methoden der Zählung, 
Beſchreibung und Kartierung erarbeitet. Sie muß in ihren Ergebniſſen fo veranſchau⸗ 
licht werden, daß zum mindeſten der an der Planungsaufgabe unmittelbar oder 
mittelbar beteiligte Kreis verantwortlicher Perſönlichkeiten dieſe Kenntnis auf eine 
verhältnismäßig einfache Weiſe gewinnen kann. 

Zu einem erheblichen Teil iſt das Material über den Tatſachenbeſtand an beſtimmten 
verſchiedenen Stellen bereits vorhanden, aber nur zum kleinen Teil für die Landes- 
planungsarbeit ausgewertet. Vielfach handelt es ſich alſo nur darum, das vorhandene 
Material aufzufinden, zuſammenzutragen und für die beſonderen Zwecke der Landes. 
planung zu ordnen und zu veranſchaulichen. 

Grundſätzlich muß bei der Erhebung und Auswertung von Statiſtiken durch die 
Landesplanungsgemeinſchaften in einheitlicher und die Vergleichbarkeit ſicher⸗ 
ſtellender Form verfahren werden. Bei der Herſtellung ſtatiſtiſcher Pläne und Dar⸗ 
ſtellungen müſſen im ganzen Reich einheitliche Darſtellungsweiſen und Planzeichen 
Verwendung finden.) Hierfür Sorge zu tragen und einheitliche Methoden auszu- 
arbeiten iſt Aufgabe der Zentralſtelle, der Reichsſtelle für Raumordnung in Ver⸗ 
bindung mit der Neichsplanungsgemeinſchaft. 


b) Arbeitsgebiete 

Die Beſtandsaufnahme als Grundlage der Planung erfordert ſehr ſorgfältige und 
umfaſſende Anterſuchungen auf den verſchiedenſten Gebieten. Boden und Raum 
müſſen in ihrer topographiſchen und geographiſchen Lage ſowie in ihrer geopolitiſchen 
Bedeutung erfaßt werden. Durch Beſchreibung und Pläne werden die Oberflächen. 
geſtaltung und, die geologiſche Beſchaffenheit des Bodens, die Bodenſchätze, das 
Gewäſſernetz, der Waſſerhaushalt und die Waſſerbewirtſchaftung ſowie die Beſon— 
derheiten der Tier⸗ und Pflanzenwelt des Raumes dargeſtellt. 


Reichsminiſter Kerrl, Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung, und der Reichs. und N 


Preußiſche Arbeitsminiſter: „Planzeichen für Raumordnung und Flächen, 
nutzung“. Reichsverlagsamt, Berlin 1937. 
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Raſſe und Stammesart der Bevölkerung ſowie Boden und Raum find als 
natürliche Gegebenheiten für die Entwicklung zu höchſter Leiſtungsſteigerung aus- 
ſchlaggebend. Sie bedingen in hohem Maße die Dichte der Bevölkerung, ihre Ver- 
teilung im Raum und in den einzelnen Wirtſchaftszweigen ſowie ihre berufliche 
Gliederung. Für die Durchführung der nationalſozialiſtiſchen Bevölkerungs. und 
Wirtſchaftspolitik iſt die Kenntnis dieſes Tatſachenbereichs und feine planmäßig an- 
ſchauliche Darſtellung beſonders wichtig. 

Wohn und Arbeitsſtätten müſſen gebietsmäßig nach Lage und Stand- 
ort, Dichte und Höhe der Wohnbebauung und der gewerblichen Anlagen zur Be— 
urteilung des Wohnungsweſens und der Beziehungen zwiſchen Wohn- und Arbeits- 
ſtätten wie auch zwiſchen Wohn und Betriebsgemeinden erfaßt werden. 

Von lebenswichtiger Bedeutung für Wohn- und Arbeitsſtätten iſt ihre Verſor— 
gung mit Trink. und Brauchwaſſer, Elektrizität und Gas ſowie die Löſung der 
Abwaſſerfrage. 

Die Rechtsgrundlagen für beſtehende und bereits ſeſtgelegte künftige 
Nutzung des Bodens in behördlichen Flächennutzungs- und Wirtſchaſts., Bauzonen⸗ 
und Bebauungsplänen ſowie die dazugehörigen baurechtlichen Verordnungen und 
Beſtimmungen müſſen zuſammenhängend ermittelt werden. Die genaue Kenntnis 
dieſer Rechtsgrundlagen iſt für die geſtaltende Planungsarbeit unentbehrlich. 

Der Verkehr iſt ſowohl in Linienführung und Geſtaltung aller feiner Einrich- 
tungen wie auch in bezug auf Belaſtung, Leiſtung und Tarifpolitik für alle ſeine 
Arten (Waſſer., Straßen-, Autobahn-, Schienen- und Flugverkehr) zu erfaſſen und 
darzuſtellen. Es iſt hierbei wichtig, die Verkehrsgrundlagen, insbeſondere im Hin- 
blick auf wichtige Standorte der Induſtrie, zu unterſuchen ſowie die im Bau befind— 
lichen und projektierten Verkehrswege und geplanten Verkehrsverbeſſerungen feſt— 
zuſtellen. 

Am die Landwirtſchaſt gegen Minderung und Beeinträchtigung der Er— 
nährungsgrundlage zu ſchützen und zugleich zu höchſter Leiſtungsfähigkeit zu ent- 
wickeln, bedarj es einer ihrer verſchiedenartigen Struktur entſprechenden ſorgfältigen 
Erfaſſung. Hierbei find der Beſitzbeſtand der öffentlichen Hand (Staat, Gemeinde 
und Kirche) ſowie der Großgrundbeſitz und die ſonſtige Beſitzverteilung, endlich auch 
nach Bedarf der Beſtand an Erbhöfen zu ermitteln. Ferner find die Arſachen für 
noch beſtehende Wanderungsverluſte und Mangel an Landarbeitern wie auch die 
Vorausſetzungen für die Durchführung einer verſtärkten bäuerlichen Siedlung zu 
erforſchen. | 

In gleichem Sinne iſt eine gute Kenntnis und Darſtellung des vorhandenen 
Waldbeſtandes und der Grundlagen ſeiner Bewirtſchaftung notwendig. 
Gewerbliche Wirtſchaft und Wehrwirtſchaft, neben der Land— 
wirtſchaft wichtigſte Lebensgrundlage, muß durch eine weitgehende und genaue Er- 
faſſung ihrer Gliederung und Rangordnung für die raumordnenden Aufgaben der 
Landesplanung nutzbar gemacht werden. Die Erforſchung und Darſtellung der ge. 
werblichen Wirtſchaft hat in allen ihrer Teil- und Zweiggebiete bezüglich Standort 
und Standortgebundenheit, Leiſtungs- und Beſchäftigungsgrad ſowie Beſchäftigten— 
zahl zu erfolgen. Ä 

Die Beſtandsaufnahme der öffentlichen Bauten und Anlagen nach 
Zweck, Bedeutung und Standort kann wegen der großen Bedeutung, die ſie als 
Siedlungs- und Städtebauelemente und als Stätten des Verwaltungs- und Bildungs- 
weſens für beſtehende oder zu entwickelnde Räume haben, nicht entbehrt werden. 
Auch die Anlagen des Erholungsweſens von der einfachen ſtädtiſchen 
Grünfläche bis zur Landſchaſt find weſentliche Faktoren der Raumordnung und des: 
halb ebenfalls nach Zweck, Rang und Standort aufzuzeigen, um die Grundlage für 
ihre Neuordnung, Amgeſtaltung und Entwicklung zu gewinnen. 


Reiseplanung und Raumordnung 31 


c) Das Kartenweſen 


Während für die weiträumigen Kartierungen und Planungen der Reichs. und 
Landesplanung die kleinmaßſtäblichen Kartenwerke bereits vorhanden ſind und nach 
Möglichkeit ergänzt werden, fehlt durchweg das mittelmaßſtäbliche Karten- 
material für die nähere örtliche Planung. Dieſe benötigt topographiſche Karten, 
die neben der vollſtändigen Aberſicht über die Nutzungsarten die Parzellierung des 
Geländes enthalten. 


Für die erſten örtlichen Anterſuchungen genügt das vergrößerte Meßtiſch⸗ 
blatt im Maßſtab 1: 10 000, das durch Nachtragen oder Nachdruck der all- 
gemeinen Parzellierungsſtruktur zur Planungskarte ergänzt wird. 


Die örtliche Beſtandsaufnahme und Planung kann nur im Maßſtab 1: 5 000 er- 
folgen. An Stelle der fehlenden deutſchen Grundkarte 1: 5000 wird ihre 
Vorſtufe, die Kata ſter plankarte, als Planungskarte 1: 5 000 herangezogen, die 
je nach Bedarf mehr oder minder vollſtändig angefertigt werden muß. 

Die Herſtellung der deutſchen Grundkarte 1: 5 000 und der Kataſterplankarte iſt in 
den preußiſchen Provinzen Aufgabe der Vermeſſungsleitſtellen, in den außer- 
preußiſchen Ländern die der Landesvermeſſungsämter, deren Sorge auch die Finan— 
zierung übertragen iſt. Die Landesplanungsgemeinſchaften beteiligen ſich an der 
Herſtellung der mittelmaßſtäblichen Kartenwerke und an ihrer Finanzierung nicht. 
Es hat ſich aber als zweckmäßig erwieſen, bei den Landesplanungsgemeinſchaften 
Fachausſchüſſe einzurichten, in denen durch Ausſprache der Kartenverbraucher mit 
den kartenherſtellenden Dienſtſtellen die Dringlichkeitsgebiete zur Herſtellung der 
Kataſterplankarte ermittelt werden. 


Zur Veranſchaulichung des vergrößerten Meßtiſchblatts 1: 10 000 und der Katafter- 
planfarte 1: 5000 werden entzerrte Luftbildpläne herangezogen. Die Luft- 
bildpläne, die auch bei der Herſtellung des Lageplans und des Höhenplans der 
Kataſterplankarte photogrammetriſch Hilfe leiſten, eignen ſich beſonders zur Ein- 
fügung der Planungsvorhaben in die Landſchaft, da die Lagepläne über die Be— 
pflanzung und dergleichen keine örtlichen Einzelheiten angeben können. 


d) Beiſpiel der Beſtands aufnahme in einem Planungs3- 
raum 


A Natur 
Höhenſchichten und Gewäſſernetz 
Ebene Hochbildkarte (Deutſche Hochbildgeſellſchaft, München) 
Geologiſche Aberſicht 
Bodenkarte (Bodentyp, Bodenart, Bodenſchichtung) mit Auswertungskarten der 
entwäſſerungsbedürftigen Böden und der Nutzungskarte 
Vegetation 


mann? 


ar 


B. Klima 
Zahreswärme (Jahresmittel und Jahreslauf) 
Sommerwärme, April bis September 
Winterkälte, Januar 
Winterkälte, Froſttage und Dauer der froſtfreien Zeit 
Einzug, Dauer und Ende des 5° Tagesmittel 
Niederſchlagshöhe im Sommer 
Niederſchlagshöhe im Jahr 
Niederſchlagshöhe in der Hauptvegetationszeit 
Regenklemmen 
10. Hagelgefahr 
11. Windroſenkarte 


) Ein großer Teil dieſer Anterlagen läßt ſich durch die regional gegliederten, amtlichen 
Statiſtiken gewinnen. 
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C. Bevölkerung 


. Bevölkerungsdichte (je Quadratkilometer, kreisweiſe) 
. Bevölkerungs verteilung (Punktmethode) 
. Bevölkerungsdichte des platten Landes 


Bevölkerungsdichte der natürlich⸗wirtſchaftlichen Teillandſchaften 


Vevölkerungsveränderung (relativ) 

. Bevölkerungsbewegung (abſolut) 

Geburten. oder Sterbeüberſchuß 

. Wanderungsgewinn oder »verluſt 

Kinder unter 14 Jahren 

. Zahl der Männer im Verhältnis zur Zahl der, Frauen 
. Säuglingsſterblichkeit 

Tauglichenziffer bei Refrutierungen 


D. Siedlung 


Landſchaftszuſtand früher und heute 
Karte der Wüſtungen 
. Gebiete, in welchen Amlegungen (Feldbereinigung) noch ſehlen 


Wachstum der Induſtrieſtädte 

Zugang an Wohnungen (abjolut und relativ) 
Bäuerliche Neufiedlung 

Gliederung der Haushaltungen nach dem Amſang der Bodenbewirtſchaftung; 
auf 100 Haushaltungen entfallen: 

a) landwirtſchaftliche Betriebe über 10 ha, 
b) hauptberufliche Betriebe unter 10 ha, 

c) nebenberufliche Betriebe unter 10 ha, 

d) Kleinflächen von 500 bis 5000 qm, 

e) Kleinflächen unter 500 qm, 
Haushaltungen ohne Land 


Haushaltungen je Wohngebäude 
Anteil der Flächen für feſte Zwecke (Haus, Hof, Verkehr, Sport. und Abungs⸗ 


plätze an der Geſamtfläche) 
E. Wirtſchaftsleben (Aligemeim 


. Berufstätige nach Wirtſchaftsabteilungen 

. Landwirtſchaftliche und nichtlandwirtſchaftliche Berufstätige 

.Kartogramme des Steueraufkommens 

Anteil der „Geſicherten“ an den Erwerbsperſonen (Selbſtändige und Mit- 


helfende einſchließlich Beamte werden den Erwerbstätigen und . 
Arbeitern und Angeſtellten gegenübergeſtellt) 


F. Landwirtſchaft 
Anteil der landwirtſchaftlichen an der geſamten Bevölkerung 


. Einheitswerte der landwirtſchaftlichen Richtbetriebe je Hektar 


Einheitswerte im Verhältnis zur landwirtſchaftlichen Bevölkerung 
Anteil der landwirtſchaftlichen Nutzfläche an der Geſamtfläche 
Verhältnis vom Grünland (Wieſen und Weiden) zum Ackerland 
Bodennutzung 

Inland (Moor, Odland uſw.) 

Landwirtſchaftliche Betriebsgrößen 

Beſitzverhältniſſe: Pachtland nach Betriebsgrößen und Pachtanteil 


Anbau von Feldfrüchten 
. Verteilung von Gartenland, Obſtanlagen, Weinbergen 
Obſtbaumbeſtand 


Viehbeſtand: Pferdezuchtgebiete, Schweinezuchtgebiete, Rinderzuchtgebiete uſw 
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14. 
15. 
16. 
17. 
18. 
19. 


20. 


21. 
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Veränderung der Schweinehaltung 1929: 1937 

Milcherzeugung und Milchwirtſchaft 

Familieneigene und fremde Arbeitskräfte 

Gliederung der landwirtſchaftlichen Arbeitskräfte (fremde Arbeitskräfte, Knechte, 
Tagelöhner, Mägde uſw.) 

Landwirtſchaftliche Arbeitskräfte im Verhältnis zur Intenſitätsfläche (Anbau 
* Intenfitätsfaktor unter Berückſichtigung der Viehdichte) 

Anteil der vollbäuerlichen (über 10 ha) Erwerbstätigen (Inhaber und Mit⸗ 
helfender) an der Geſamtzahl der Bevölkerung 
Anzahl der landwirtſchaftlichen Beruſszugehörigen je 100 ha landwirtſchaft⸗ 
licher Nutzfläche (gegliedert nach Betrieben von 10 bis 20 ha, 20 bis 50 ha, 
50 bis 200 ha und über 200 ha) 

Desgleichen die ſtändig beſchäftigten landwirtſchaftlichen Arbeitskräfte 


G. Forſtwirtſchaft 
Holzbodenfläche 


Forſtungen und Holzungen im Verhältnis zur Geſamtfläche 


Hochwaldbeſtände nach Baumarten (Eichen, Buchen, Kiefern, Fichten uſw.) 
Ertrag an Derbholz 

H. Waſſerwirtſchaft 
Natürliche Einzugsgebiete, Grundwaſſerſtröme, Grundwaſſervorrat 
Waſſerverſorgung (Leitungen, Talſperren, Hochbehälter uſw.) 
Aberſchwemmungsgebiete, Hochwaſſerabflußgebiete, Heilquellen Schutzgebiete 
Abwaſſerverwertungsſlächen 
Flächen der Landeskulturarbeiten | 
Zweckverbände der, Waſſerwirtſchaft, Abwaſſerverwertung und waſſerwirtſchaft⸗ 
lichen Energieverſorgung 


J. Bergbau und Induffrie 


. Nutzbare Lagerſtätten 

Nutzbare Geſteine ö 

. Verteilung von Induſtrie und Gewerbe 
. Energiewirtſchaft 

. Standorte von Handel und Verkehr 


K. Verkehrswirtſchaft 


Eiſenbahnen, Waſſerſtraßen (Tragfähigkeit), Reichsſtraßen und Landſtraßen 
J. Ordnung | 


Verkehrsbelaſtungskarten 
. Güterverſand, Güterempſang 


Flugverkehr | 
Jugendherbergen, ferner Bäder und Luftkurorte, Stärke des Fremdenverkehrs 


L. Volkstum und Kultur 
Bekenntniſſe 


.Schulweſen (Hochſchulen, höhere Schulen, Fachſchulen, Führerſchulen) 
Stätten der Volkswohlfahrt 

. Natur- und Landſchaftsſchutzgebiete 

Baudenkmäler und Stätten von kultureller Bedeutung. 


2. Seſtaltende Arbeit (Entwicklung des Planungstaumes) 
a) Allgemeines 


Die geſtaltende, ſchöpferiſche Arbeit baut auf der durch die Sedan a abe und 
genaues Studium des Raumes gewonnenen Kenntnis des Planungsgebietes auf, 
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die laufend ergänzt und berichtigt werden muß. Dieſe Arbeit leitet ihre Zielſetzung 
aus den Grundforderungen der nationalſozialiſtiſchen Staatspolitik her und um ; 
faßt in ihrem Totalitätsanſpruch alle Gebiete des völkiſchen 
Lebens und Schaffens, die Bevölkerungs- und Siedlungspolitik, die Sozial, 
Wirtſchafts⸗ und Arbeitsordnung, die Kultur und die Wehrpolitik. 


Hierbei ſteht die Forderung an der Spitze, alle anderen weit überragend: die Her- 
Fan bildung und Erhaltung eines gefunden, gebärfreudigen 
und wehrtüchtigen, von Fremdelementen gereinigten Volks- 
körpers. ö 


Alles, was der Erfüllung dieſer Forderung, ohne die wir als Volk einem ſicheren 
Antergang entgegengehen, im Wege ſteht, muß nach und nach gewandelt, entfernt 
und erfetzt werden durch eine neue, heranreifende, zu erarbeitende und zu erkämpfende 
deutſche Lebens⸗ und Wirtſchaftsordnung. 


Da das Land noch immer in der Erneuerung des Beſtandes unſeres Volkes der haupt- 
ſächlich ſpendende Teil iſt und die Städte vielfach den verzehrenden, den Beſtand ge⸗ 
fährdenden Teil bilden, muß die Erhaltung des Landes als Erneuerungsquelle die 
oberſte, unter allen Amſtänden zu erfüllende Forderung fein. Dieſe Forde- 
rung iſt in ihren Folgewirkungen ſür das Verhältnis zwiſchen Stadt und Land, für 
die raumordnende Auſgabenſtellung beider und damit für die Zukunft der deutſchen 
Gemeinden von entſcheidender Bedeutung. 


Deshalb muß bei allen Aufgaben und Entſcheidungen der Reichs- und Landes- 
planung dieſe Forderung in erſter Linie berückſichtigt werden. Ihr folgen die Forde 
rungen der Landes verteidigung, der Wehrpolitik und des Luftſchutzes. 


Bevölkerungs- und Wehrpolitik find in erſter Linie die Träger der bewegenden, um⸗ 
und neugeſtaltenden Kräfte; fie geben die für die Wirtſchafts und Siedlungspolitil 
maßgebenden Marſchlinien und Zielſetzungen, die in einem gewandelten Inhalt und 
einer ſich neuformenden Geſtalt der deutſchen Gemeinden und der deutſchen Landſchaft 
ihren Niederſchlag finden. 


Die Sonderplanungen in den einzelnen Arbeitsgebieten ſind auch weiterhin Aufgabe 
der zuſtändigen Fachreſſorts. Dieſe einzelnen Fachplanungen zuſammenzufaſſen, auſ⸗ 
einander abzuſtimmen, nach raumpolitiſchen Geſichtspunkten zu lenken und zu beein⸗ 
fluffen und in den großen allumfaſſenden und übergeordneten Geſamtplan für die 
Neuordnung des deutſchen Lebensraumes ſinnvoll und organiſch einzufügen, iſt Auf- 
gabe der Reichsſtelle für Raumordnung. Sie darf bei der Regie der Aufbauarbeiten 
des Dritten Reiches nur das Geſamtwohl Deutſchlands und des Deutſchen Volkes 
vor Augen haben und als alleinige Richtſchnur gegenüber allen Einzel⸗ und Gonder- 
intereſſen anerkennen. Sie hat dafür zu ſorgen, daß die einzelnen Moſaikſteine des 
deutſchen Aufbaus an der richtigen Stelle und in der richtigen Wertung ſich in das 
Geſamtbild des künftigen Deutſchlands organiſch einfügen. 


b) Planung und Lenkung im einzelnen 
Wehrwirtſchaft 


Den Anforderungen der Landesverteidigung iſt auch bei nichtmilitäriſchen Vorhaben 
Rechnung zu tragen. Bei der Entſcheidung über die Standortwahl und die Geital- 
tung der militäriſchen Anlagen müſſen berechtigte Anſprüche anderer bodennutzender 
Raumbedürfniſſe, der Land. und Forſtwirtſchaft, des Bergbaues, der gewerblichen 
Wirtſchaft, des Verkehrs und der Beſiedlung ſowie des Natur. und Landſchafts⸗ 
ſchutzes beachtet und mit den Anforderungen der Wehrwirtſchaſt zum Ausgleich ge- 

bracht werden. | 


Die Landesplanung ſteht hierbei der anfordernden Stelle, insbeſondere bei der Aus- 
wahl der Flächen und Standorte in bezug auf Verkehrslage, Gelände und Boden- 
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bedingungen, beratend zur Seite. Bei Standortwahl für Garniſonen find 
vor allem folgende Geſichtspunkte zu beachten: 


Stärkung mittlerer Kreisſtädte, Beſatzung nicht mit mehr als etwa 15 v. H. der 

Geſamtbevölkerung, da bei ſtärkerem Militäranteil leicht Schwierigkeiten perjön- 

licher Art entſtehen; 

Bevorzugung ſolcher Orte, die wirtſchaftlich in bedrängter Lage find (Klein- 

gewerbe). 
Bei der Auswahl von Plätzen iſt grundſätzlich zu prüfen, ob nicht der Anforderung 
durch Ausweitung beſtehender Anlagen und Schaffung von Mitbenutzungsmöglich⸗ 
keiten Genüge getan werden kann. Bei einer Erweiterung muß feſtgeſtellt werden, 
inwieweit Schäden, die durch Erſtellung der erſten Anlage aufgetreten find, aus- 
gemerzt werden können. Reichsſtraßen und Landſtraßen I. Ordnung ſollen aus 
Gründen der Verkehrsſicherheit nicht unmittelbar als Zugang für mar 
machtsanlagen, insbeſondere Abungsplätze, dienen. 


Landwirtſchaft 


Die Landwirtſchaft muß mit ihren Menſchen und Betrieben, ihren Organiſationen 
und den Dorfgemeinden als organiſcher Funktionsträger geſehen und behandelt 
werden. 


Oberſter Grundſatz iſt die Erhaltung und Mehrung deutſchen Bauerntums 

als Lebensquell des deutſchen Volkes und die Schonung der landwirtſchaftlichen 

Flächen zur Sicherung der Ernährungsgrundlage. Die geſetzlichen Unterlagen hier— 

für find gegeben. Die Planung muß darüber hinaus immer verſuchen, auf die Er. 

richtung neuer Bauernſtellen Wert zu legen. 

Im Rahmen der übrigen Planungen kommt den Landeskulturarbeiten 

eine beſondere Bedeutung zu. 

In der Reihenfolge des Einſatzes von Landeskulturarbeiten gelten 

a) ſchnell wirkſame Maßnahmen, die beſtehenden Betrieben beſſere Exiſtenzgrund. 
lage geben (Acker- und Grünlandentwäſſerungen), 

b) Maßnahmen, die Neuland ſchaffen (Odland⸗, Heide- und Moorkultivierungen). 

Nach einer von dem Reichs und Preußiſchen Miniſter für Ernährung und Land- 

wirtſchaft auf Zeranlaffung der Reichsſtelle für Raumordnung vorgenommenen 

generellen ſchätzungs weiſen Erhebu ng über alle noch durchzuführenden 


Vorhaben des Landeskulturwerks im Reich ergibt ſich folgender Arbeits ; 
vorrat: 


Verbeſſerungs⸗ rechende 
eee Hektarzahl . in 15 H. 5 
Odland⸗ und Moorkultivierung 2 000 000 100 2 000 000 
Grünlandentwäſſerung 4 500 000 50 1750 000 
Ackerdränunnn g 4 000 000 30 1 200 000 
Amlegunn gg 3 700 000 25 925 000 
Bewäſſerung 3 500 000 20 700 000 
Eindeichung zur Verhinderung v von | 
Aberſchwemmungen . 1000 000 30 330 000 
Landw. Folgeeinrihtungen . . . - 450 000 20 90 000 
Abwaflerverwertung -. . .» - - - 300 000 30 90 000 
Neulandgewinnung an der Meeres- 
ie 50 000 100 50 000 
Bemergelun g.. 100 000 20 20 000 
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Bei allen Landeskulturvorhaben müſſen die Anforderungen der Waſſerwirtſchaft Be⸗ 
rückſichtigung finden. 


Eine weitere Aufgabe beſteht in der Planung von Garten bauzonen als 
Intenſivzonen. Im Einzugsgebiet der Städte müſſen die Gartenbauzonen in die 
Erholungszonen und die Grüngürtel der Städte einbezogen werden, ſo daß für das 
Erholungsweſen weniger eigene Anlagen benötigt werden, ſondern vielmehr die 
vorhandenen Landbau und Erholungselemente ſich ergänzen. Die Geſtaltung der 
Abwaſſerverwertungszonen muß gleichfalls unter dieſem Geſichtspunkt betrieben 
werden. Die hierfür benötigten Flächen müſſen freigehalten und organiſch in die 
Landſchaft eingegliedert werden. 


Bei der Durchführung der Meliorationen aller Art hat die Landesplanung darauf 
zu achten, daß fie in einer das Land ſchafts bild nicht ſchädigenden und 
die Tier- und Pflanzenwelt in ihrer natürlichen organiſchen Lebensgemeinſchaft nicht · 
zerſtörenden Weiſe geſtaltet und durchgeführt werden. 

Die Löſung des Landarbeiterproblems iſt eine beſonders wichtige Auf- 
gabe. Dabei ſpielt die Förderung des Landarbeiterwohnungsbaues in Form von 
Werks. und Heuerlingswohnungen eine beſondere Rolle. 


Forſtwirtſchaft 


Der Forſtwirtſchaft kommt mit Rüdfiht auf die weitgehende Verwendung des 
Holzes als Rohſtoff gegen früher eine weſentlich erhöhte Bedeutung zu. Es 
iſt die Aufgabe der Landesplanung, alle Möglichkeiten der Waldmelioration, auch 
den Wegebau zur beſſeren Erſchließung, zu fördern und Anregungen hierfür zu geben. 
Es darf durch übertriebene Abholzung nicht das Gleichgewicht in der Natur geſtört 
werden. Die rein zahlenmäßige Wirtſchaftlichkeitsberechnung hat ſich der höheren 
Einſicht in die natürlichen Zuſammenhänge des Lebens in der Landſchaft zu fügen. 
Der Wald hat im Haushalt der Natur die Aufgabe, die Niederſchläge feſtzuhalten 
und langſam abzugeben, bei Sturzregen Aberſchwemmungen und Wegſpülen der 
Ackerkrume zu verhindern, ihr in Trockenheitsperioden aber die aufgeſpeicherte Feuch⸗ 
tigkeit zuzuführen. 

Die Landesplanung muß beſtrebt fein, den Wald zu ſchonen und die Neufiedlung 
dorthin zu lenken, wo Neulandgewinnung und Bodenverbeſſerung neue Siedlungs— 
möglichkeiten bieten. 


Wo aus zwingenden Gründen Wald niedergelegt werden muß, darf keine öde Leere 
entſtehen. Es müſſen vielmehr Büſche, einzelne Bäume und Hecken erhalten bleiben, 
um Windſchutz zu bieten und der Landſchaft wenigſtens in beſchränktem Sinne 
ihren bisherigen Charakter zu bewahren. 


Nicht zuletzt iſt auch die Aufgabe des Waldes als Erholungs- und Natur ⸗ 
ſchutzgebiet zu berückſichtigen. Namentlich in den dichtbevölkerten Gebieten der 
Induſtriezentren und Großſtädte iſt der Wald ein weſentliches Mittel zur Steige⸗ 
rung der Volksgeſundheit und Lebensfreude. Auswüchſe ſind auch hier zu bekämpfen. 
Die Landesplanung muß eingreifen, wenn Wochenendkolonien und Sommerlauben 
durch Drahtzäune der Allgemeinheit den Weg durch den Wald oder das ſchöne Afer 
eines Sees verſperren wollen. Rechtzeitig müſſen hierfür abſeitsliegende Plätze aus. 
gewieſen werden. 


Waſſerwirtſchaft 
Bei allen Planungen verlangen die Auswirkungen auf den Waſſerhaushalt Beach- 


tung, da das Waſſer als eines der wichtigſten Rohſtoffe nicht über ⸗ 


all und nicht immer in der gewünſchten, ausreichenden Menge zur Verfügung ſteht. 
Die zweckmäßigſte Ausnutzung des Waſſers ſicherzuſtellen, im Zuſammenhang mit den 
hierfür reſſortmäßig zuſtändigen Stellen, iſt eine der Hauptaufgaben der Planung. 
Vor allem iſt für die Erhaltung des Gleichgewichts im Waſſer ⸗ 
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haushalt und für die Sicherung der auch in ſpäterer Zukunft erforderlichen 
Waſſermengen Vorſorge zu treffen. 


Die verſchiedenen und oft gegenſätzlichen Anſprüche der einzelnen planenden Stellen 
an den Waſſerhaushalt vom Standpunkt der Waſſerverſorgung der Siedlung, der 
Landwirtſchaft und der Induſtrie, der Abwaſſerverwertung, der Waſſerkraftnutzung 
und der Waſſerſtraßen als wichtiges Rückgrat des Verkehrs müſſen aufeinander ab⸗ 
geſtimmt und unter weitgehender Berücdſichtigung der natürlichen Einzugsgebiete 
zu einer organiſchen waſſerwirtſchaftlichen Generalplanung zu- 
ſammengefaßt werden. 

Bei allen Planungen muß auf die weiträumige, landwirtſchaftliche Ab⸗ 
waſſerverwertungs möglichkeit Rückſicht genommen werden. 


Gewerbe und Energiewirtſchaft 


Neben den bevölkerungspolitiſchen Geſichtspunkten find bei Löſung von Standort⸗ 
fragen für neue Induſtrien die wehrwirtſchaftlichen, rohſtoffwirtſchaftlichen und die 
allgemein volkswirtſchaftlichen Geſichtspunkte entſcheidend. 

Wehrwirtſchaftlich ſteht der Schutz der kriegs und lebenswichtigen Vetriebe 
vor feindlichen Angriffen und die Sicherung des notwendigen Bedarfs aus heimiſcher 
Erzeugung im Vordergrund. 

Rohſtoffwirtſchaftlich ift die zweckmäßigſte, ſparſamſte und vollkommenſte 
Ausnutzung der heimiſchen Lagerſtätten zu erſtreben. 

Volkswirtſchaftlich iſt das Ziel, durch richtige Standortplanung in Be⸗— 
ziehung zu den Verkehrsmitteln, den Rohſtoffvorkommen, den Beſchaffungsmärkten, 
den Abſatzmärkten und den Arbeiterwohnungen die Höchſtleiſtungsfähigkeit der in- 
ländiſchen Wirtſchaft, unter möglichſter Sicherung der Kriſenfeſtigkeit der Bevölke⸗ 
rung zu erreichen. 

Die induſtrielle Planung muß dazu führen, dem wirtſchaftlichen Erzeugungs⸗ und 
Verteilungsapparat zu möglichſt rationeller, vollkommener und billiger Arbeit zu 
verhelfen. Bei induſtriellen Planungen iſt darauf zu achten, daß die räumliche 
Zufammenballung gleichartiger Wirtſchaftszweige und damit eine Cinfeitig- 
keit wirtſchaftlicher Bezirke vermieden wird. Eine geſunde Miſchung 
der Betriebe nach Gewerbezweigen iſt ebenſo anzuſtreben wie die nach Be— 
triebsgrößen. 

Eine Induſtrieumſiedlung wird nur in ſeltenen Fällen möglich ſein, da ſie 
in der Regel zu große volkswirtſchaftliche Verluſte mit ſich bringt. Eine Stand. 
ortgebundenheit iſt oft nicht nur durch Rohſtoffvorkommen, ſondern auch durch Ver- 
kehrsverhältniſſe, Arbeitstradition und durch ſoziale Bedingungen gegeben. Die 
Teilverlagerung von Betrieben, die ſich vergrößern, iſt zu fördern. 


Es iſt Aufgabe der Landesplanung, nicht nur an fie herangebrachte Induſtrie. 
vorhaben zu prüfen, ſondern in Gemeinſchaft mit den Organiſationen von Wirt- 
ſchaft und Wiſſenſchaft von ſich aus neue Möglichkeiten für landſchafts⸗ 
gebundene Induſtriezweige zu erkunden. 


In den ländlichen Bezirken und kleineren Städten iſt vor allem der Aufbau des Ge- 
werbes zu fördern, das von der Verarbeitung land und forſtwirtſchaftlicher Er- 
zeugniſſe ausgeht. 

Zur Sicherung der Kriſenfeſtigkeit der Bevölkerung iſt ferner bei jeder in- 
duſtriellen Neugründung zu prüfen, ob an dem vorgeſehenen Standort Aus weich 
möglichkeiten für den Fall beſtehen, daß der Betrieb feine Produktion ein- 
ſchränken muß. Beſonders zu unterſuchen iſt die Frage, aus welchen Gründen ſtill— 
liegende Betriebe ihre Arbeit eingeſtellt haben und wie das in ihnen inveſtierte 
Kapital wieder wirtſchaftlich nutzbringend gemacht werden kann. 

Auf dem Gebiete der Energiewirtſchaft iſt im Einvernehmen mit den zu— 
ſtändigen Behörden auf eine möglichſte Dezentraliſation der Elektri⸗ 
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zitäts- und Gasverſorgung hinzuwirken unter Beachtung der die Sicher- 
heit und Billigkeit der Verſorgung gewährleiſtenden Grundſätze der Verbund 
wirtſchaft. Eine ſtärkere Ausnutzung der Waſſerkräfte zur Elektri⸗ 
zitätserzeugung wird, ſoweit es wirtſchaftlich verantwortlich iſt, zu fördern ſein. 


Arbeitseinſatz 

Vor jeder Standortenſcheidung für induſtrielle Neugründungen iſt die Arbeiter 
frage zu prüfen und zu löſen. Zur Beurteilung dieſer Frage ſind Angaben über 
Zahl und Art der benötigten Arbeitskräfte unbedingt erforderlich. Eine Unter- 
teilung nach gelernten, angelernten und ungelernten Arbeitern genügt in den meiſten 
Fällen nicht. Der Geſamtbedarf an Arbeitskräften muß vielmehr aufgegliedert 
ſein nach 

a) Geſchlechtern, 

b) Fach- und Spezialarbeitern unter Angabe der Berufsart, 

c) ungelernten Arbeitern, | 

d) Angestellten, ebenfalls unter Angabe der Berufsart. 


An Hand dieſer Anterlagen muß dann in Zuſammenarbeit mit den hierfür zuſtän⸗ 
digen Behörden und Organiſationen ſeſtgeſtellt werden, wieviel Arbeitskräfte ohne 
Anderung ihres bisherigen Wohnſitzes aus dem engeren Bezirk geſtellt werden 
können und wieviel durch den überbezirklichen Ausgleich zu beſchaffen ſind. 

Die Möglichkeit der Amſchulung und Einweiſung von Arbeitsloſen, die infolge 
ſtruktureller Anderungen im erlernten Beruf nicht mehr einſatzfähig ſind, iſt bei der 
Neuerrichtung von Betrieben zu prüfen. 

Aber Stand und Bewegung im Arbeitseinſatz ſeines Bezirks muß der Landesplaner 
unterrichtet ſein. Er muß alle Maßnahmen fördern, die eine geſunde beruf⸗ 
liche und bezirkliche Gliederung der Bevölkerung innerhalb 
ſeines Planungsraumes auch in Zukunft gewährleiſten. 

Von beſonderer Bedeutung iſt die Zuſammenarbeit der Reichs- und 
Landesplanung mit dem Reichsarbeitsdienſt. Der Erlaß des 
Führers und Reichskanzlers über die Dauer der Dienſtzeit des Reichsarbeitsdienſtes 
und die Stärke des Reichsarbeitsdienſtes und des Arbeitsdienſtes für die weibliche 
Jugend vom 26. September 1936 (RGBl. 1936 I S. 747) führt in Artikel 4 aus: 


„Die Reichsſtelle für Raumordnung hat den Reichsarbeitsführer zu unterſtützen, 
um ihm die Möglichkeit zum zweckentſprechenden Einſatz des verſtärkten Reichs- 
arbeitsdienſtes im Sinne der Sicherung der Ernährungsfreiheit und der Rob: 
ſtoffgewinnung in Deutſchland zu verſchaffen.“ 


Verkehr 

Die Landesplanung muß ſich Rechenſchaft darüber geben, ob mit einer Veränderung 
des Verkehrs im Planungsraum zu rechnen iſt. Dies gilt insbeſondere für den 
Kraftverkehr. Sie muß von ſich aus ſolchen Notwendigkeiten der Veränderung (Zu- 
nahme oder Abnahme) durch Planungen eine Verhandlungsgrundlage mit den für 
die Durchführung der Verkehrswege (Waſſerwege, Straßen, Autobahnen, Schienen- 
wege, Luftverkehrslinien) zuſtändigen Stellen ſchaffen. Anderſeits ſind auch alle von 
dieſen Stellen aufgeſtellten Entwürfe für Verkehrsveränderungen vom Standpunkt 
der Landesplanung zu prüfen. Eine möglichſt frühzeitige Kenntnis der wahrichein- 
lichen Veränderungen und Entwürfe iſt notwendig, damit u. a. bei der Standort. 
wahl für andere Vorhaben der Bodennutzung das von der Veränderung benötigte 
Gelände freigehalten werden kann. 

Es iſt nolwendig, eine Rangordnung der ſchwebenden Pläne zum Ausbau der 
Verkehrswege aufzuſtellen. Die Bedeutung ſolcher Verkehrsvorhaben in den 
einzelnen Räumen muß nach Lage der Wirtſchaft und des Arbeitsmarkts gegen 
andere Arbeitsvorhaben abgewogen werden. 


se 
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Eine beſondere Stellung nehmen die Fragen der Verkehrsumgeſtaltung ein, die mit 
einer nach den Grundſätzen nationalſozialiſtiſcher Bevölkerungspolitik durchgeführten 
Auflockerung der Großſtädte, der Sanierung der Städte überhaupt, und mit Ver⸗ 
änderungen in dichtbeſiedelten oder in ſich neubildenden Induſtriegebieten verbunden 
find. In beſonderen Fällen iſt zur Beurteilung der Verkehrsverhältniſſe der vor. 
handenen Siedlungen und Betriebe ſowie der geplanten und neuen Anlagen die 
Kenntnis der Selbſtkoſten und Beförderungskoſten auf den verſchiedenen Verkehrs- 
mitteln notwendig, um fie unter Amſtänden durch Tarif änderungen, De- 
triebsmaßnahmen oder bauliche Anlagen beeinfluſſen zu können. Eingehende Fracht⸗ 
berechnungen und Vorſchläge für Verkehrsverbeſſerungen ſind beſonders in den 
Fällen erforderlich, wo es gilt, die Standorte für neue Anlagen auszuwählen und 
Maßnahmen zur Beſiedlung von Grenzgebieten zu ergreifen. 


Wohnung und Siedlung 


Die Verbeſſerung und Erneuerung des Wohnungsweſens und die Siedlung ſind 
ſtaatspolitiſche Aufgaben von ganz beſonderem Rang und Kernſtücke der Aufbau- 
arbeit an Volk und Staat. 


Hierbei iſt die Form der Siedlung zu bevorzugen, die den Menſchen mit dem Boden 
am nächſten und am beiten verbindet (Kleinſiedlung, Wohnſiedlung und Klein- 
garten). Das Geſchoßhaus iſt dort zugelaſſen, wo örtliche Verhältniſſe die 
Siedlungen nicht geſtatten oder ſcharfe Schwankungen der örtlichen Beſchäftigung 
ſtarke Verſchiebungen der Arbeitskräfte zur Folge haben. 


Im Rahmen der planvollen Verteilung von Wohn und Arbeits- 
ſtätten iſt zu berückſichtigen, daß die heutigen Verkehrseinrichtungen auch dem ſeß⸗ 
haften Arbeiter weitgehende Beweglichkeit in bezug auf die Arbeitsſtätte verſchaffen, 
beſonders, wenn eine ſtärkere Durchſetzung des Gebiets mit Induſtrie vorhanden iſt. 
In Grenzgebieten, wo es ſich in erſter Linie um Seßhaftmachung einer zuverläſſigen 
Bevölkerung handelt, muß die Kleinſiedlung, ſoweit die Vorausſetzungen hierfür 
gegeben find, beſonders gefördert werden. 


Bei der Ausweiſung der erforderlichen Siedlungsflächen muß darauf geachtet werden, 
daß einerſeits der Zweck der Kleinſiedlung in bezug auf die Landzulage und die 
Kleintierhaltung erreicht, aber anderſeits eine Landvergeudung vermieden wird. 
Bei Neuſiedlungen erfordert das Vorhandenſein von Erbhöfen im dafür in Aus- 
ficht genommenen Außengebiet der Gemeinden beſonderen Takt und beſondere Am- 
ſicht des Planers, um den richtigen Ausgleich zwiſchen der Pflicht zur Schonung 
des Bauernlandes und der Notwendigkeit der Landbeſchaffung zu finden. 

Es iſt von größter Wichtigkeit, daß bei der Errichtung neuer Induſtrien 
die Frage der Ansiedlung der Arbeiterſchaft ſtandortmäßig und 
ſiedlungstechniſch frühzeitig genug geregelt und ſichergeſtellt wird. Die Siedlung 
ſoll hierbei in der Regel ſtandortmäßig ſo angelegt werden, daß ſie in einer größeren 
Gemeinſchaftsſiedlung Aufnahme findet und die Arbeiterſchaft auch Beſchäftigungs⸗ 
möglichkeit in anderen Betrieben zu finden vermag. 


Raumpolitiſche Neuordnung und Geſtaltung der deutſchen 
Gemeinden 

als Auswirkung der in den nächſten Jahrzehnten zwangsläufig und geſetzmäßig ab- 
laufenden Veränderungen im Aufbau unſeres Bevölkerungs- 
beſtandes und einer das Land als Erneuerungsquelle ſchützenden und ſtärkenden 
Bevölkerungspolitik ſtellt die Reichs- und Landesplanung vor eine ihrer ſchwie⸗ 
rigſten, aber zugleich bedeutungsvollſten Aufgaben. 

Die Landesplanung muß — unbeſchadet der ſpäteren Schaffung reichsgeſetzlicher 
Handhaben für die Löſung der wirtſchaftlichen, rechtlichen und techniſchen Grund— 
ſragen — vorausſchauende Planungen für eine in zahlreichen Fällen notwendige 
Neuordnung der räumlichen Beziehungen zwiſchen Stadt und Land und die hier— 
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bei durchzuführende Amgeſtaltung und Neuformung der Gemeinden aufſtellen. 
Sie muß ſich über die Frage Rechenſchaft geben, ob, in welcher Art und 
in welchem Amfange in ihrem Gebiet Gefahrenquellen bevölkerungspolitiſcher 
Art vorhanden find. Die vorausſichtlichen Bewegungen — Schrumpfung oder Wachs- 
tum, Auflockerung und Amſiedlung, Induſtrieverlagerungen und Wanderungs- 
bewegungen, Veränderungen der Lebens⸗ und Ernährungsgrundlage und des 
Arbeitsmarktes — find nach Art, Grad und Umfang zu erforſchen. Auf dieſer Grund- 
lage ſind dann Raumordnungspläne aufzuſtellen. 


Neue Standorte für Wohn- und Arbeitsſtätten find jo auszuwählen bzw. plan- 
mäßig ſo feſtzulegen, daß nicht neue unorganiſche, unwirtſchaftliche 
Streuſiedlungen und eine Vermehrung der Orts und Landſchaftsverwüſtung 
entſtehen, vielmehr eine gute Eingliederung in Vorhandenes oder einen neuen Ge— 
ſamtplan geſichert iſt. 

Die Beſeitigung der ſchlimmſten Zeugen der Bauunkultur des abſinkenden Zeitalters 
und die ſtädtebaukünſtleriſche Neugeſtaltung der deutſchen Gemeinden nach innen 
und außen dürfen im Nahmen dieſer Aufgaben nicht vergeſſen werden. 

Die Planungsarbeit der Reichs- und Landesplanung iſt des 
halb als übergeordnete Planungsaufgabe für alle Pla-; 
nungsarbeit der Gemeinden und der Gemeindeverbände und 
ſonſtiger behördlicher oder privater Stellen maßgebend. 
Die Gemeindeplanung hat ſich als unterſte Stufe in die Reichs- und Landesplanung 
organiſch einzufügen. Während die Reichs. und Landesplanung unmittelbar von 
ihren Organen bearbeitet wird, wird die Gemeindeplanung grundſätzlich Selbſtver⸗ 
waltungsaufgabe der Gemeinden bleiben, die allerdings der raumhoheitlichen Aber⸗ 
prüſung unterliegt. 

In jedem Falle iſt eine gute, ſchöpferiſche Zuſammenarbeit aller örtlichen fachplanen⸗ 
den Stellen mit der Landesplanung notwendig, um Doppelarbeiten und zweckloſe 
Arbeiten zu vermeiden und zu einer guten, nach Rang und Dringlichkeit abgeſtimmten 
Ordnung der geſamten Planungsarbeit zu kommen. Das iſt beſonders notwendig 
bei allen die Gemeindegrenzen überſchreitenden Planungen des Verkehrs, der Meli- 
orationen und Abwaſſerverwertung, der Auflockerung und Amſiedlung, der Frei- 
flächen und des Erholungsweſens, der Landſchaftsgeſtaltung und des Naturſchutzes. 


Kulturplanung (Verwaltung und Erholung) 


Öffentlihe Bauten ſind raumordnende und ſiedlungslenkende Elemente von beſon⸗ 
derem Rang. Die Wahl ſtädtebaulich richtiger Standorte iſt deshalb ſehr oft für die 
Entwicklung der Siedlungsverbände (Gemeinden und Gemeindeverbände) entſcheidend. 
Sie können auch Schrittmacher der Neu- und Amſiedlung ſein. 

Alle Erholungsanlagen geſchloſſener Siedlungsgebiete bedürfen der Zufammen- 
faſſung zu einer organiſchen Einheit, um die heute noch beſtehende Zuſammenhang⸗ 
loſigkeit der Anlagen und Einrichtungen zu überwinden. Es iſt insbeſondere not- 
wendig, die Freiflächen der Städte durch ein zuſammenhängendes Syſtem 
von Grünanlagen unter ſich und mit der Landſchaft in Verbindung zu bringen. 
Dieſe Planung der Erholungsanlagen iſt in die Auflockerungspläne der 
Städte einzubauen. An den Grenzzonen der Siedlungsräume erhalten ſie als 
Mittler zur Landſchaft eine beſondere Funktion. Sie vermitteln den Abergang von 
der ſtädtiſchen Freiflächengeſtaltung zur Landſchaftsgeſtaltung, die den Geſetzen der 
freien Natur unterworfen iſt. Die Landſchaft als natürliches Erholungsgebiet ſetzt 
der Neugeſtaltung durch ihre eigene topographiſche Geſetzlichkeit die Grenzen. 
Standortenſcheidungen, die die Landſchaftsgeſtaltung berühren, müſſen mit bejon- 
derer Sorgfalt getroffen werden. Sie ſind mitverantwortlich am räumlichen Bild. 
Das gilt auch für techniſche Anlagen des Verkehrs und der landwirtſchaftlichen An— 
bauſormen. Die Geſamtfläche der Landſchaft muß vor Mißbildungen bewahrt und 
in ihren Hauptzügen harmoniſch geſtaltet werden. 
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Einſatz öffentlicher Mittel 


Der Einſatz öffentlicher Mittel muß dauernd beobachtet und deli ne na 
raumpolitiſchen Geſichtspunkten beeinflußt werden. Vor allem 
dürfen öffentliche Mittel und Bürgſchaften für den Siedlungs- und Wohnungsbau 
nur nach raumpolitiſchen Geſichtspunkten verteilt werden. Die Landesplanung hat 
die Aufgabe, bei gleichzeitigem Einſatz öffentlicher Mittel verſchiedener Verwal⸗ 
tungen den Ausgleich zu ſchaffen und die Rückſichtnahme auf zukünftige Vorhaben 
von öffentlicher und volkswirtſchaftlicher Bedeutung zu erwirken. 


c) Raumordnungspläne 


Die raumordnende Planungsarbeit findet ihren ſichtbaren Niederſchlag in den 
Raumordnungsplänen. Dieſe ſollen folgende Tatſachen und Zuſammen⸗ 
hänge aufzeigen: 

1. Den beſtehenden räumlichen Zuſtand. 

2. Die aufgetretenen raumwirtſchaftlichen Mängel und Fehler. 


3. Die im Intereſſe von Volk und Staat für notwendig gehaltene Entwicklung des 
Planungsgebietes. 


4. Sämtliche vorhandenen Planungen und Planungsabſichten. 


Bei kleineren Gebieten, z. B. einem Kreiſe, wird dieſe Zuſammenfaſſung in einem 
einzigen Plane häufig noch möglich fein. Bei größeren Räumen muß eine Zer- 
legung in eine ganze Reihe von Einzelplänen erfolgen. Die Pläne vermitteln den 
Landesplanungsgemeinſchaſten eine Geſamtſchau über ihr Planungsgebiet und feine 
Entwicklung. Sie geben der Reichsſtelle für Raumordnung gleichzeitig eine Aber- 
ſicht über die Planungsabſichten der Landesplanungsgemeinſchaften und dienen ihr 
als Grundlage für die Reichsplanung, ſoweit die Kenntnis über Zuftand und Ent- 
wicklung der einzelnen Planungsräume nur auf dem Wege über den Landesplaner 
zu erhalten iſt. Bei der Planung hat ſich der kleinere Raum in den größeren Raum, 
die Gemeindeplanung in die Landesplanung, die Landesplanung in die Reichs- 
planung organiſch einzufügen. 


3. Planungsbeiſpiele 
Anſchließend ſeien einige praktiſche Planungsbeiſpiele aufgeführt. Die Auswahl 

der Beiſpiele erfolgte unter Berückſichtigung andersartiger Lage und Funktionen 
dieſer Räume im Reich und verſchiedener Arbeitsſtufen der praktiſchen Planungs- 
arbeit. 


Das Beiſpiel Schleſien ſtellt eine allgemeine Rau mordnungsſkizze dar, 
nie für alle weiteren Einzelpläne Richtſchnur und Grundlage bildet. 


Das Beiſpiel Württemberg⸗ Hohenzollern zeigt demgegenüber als 
Ergebnis der nächſten Arbeitsſtufe der praktiſchen Planung eine kleine Auswahl von 
Raumordnungsplänen dieſer Landesplanungsgemeinſchaft, die bereits Einzelheiten 
enthalten. 


Sonderplanungen werden an Beiſpielen der Landesplanungsgemeinſchaft Rheinland 
erläutert. 
Das Beiſpiel Bremen zeigt die Bearbeitung eines kleineren Gebietes in Form 
eines „Wirtſchaftsplanes“ nach dem Geſetz zur Aufſchließung von Wohnſiedlungs⸗ 
gebieten. 


a) Naumordnungsſkizze der Landesplanungsgemeinſchaft Schleſien (Abb. 9 und 19) 
Ein Plan, der die wünſchenswerte Ordnung des Raumes aufzeigen will, muß von 
den Gegebenheiten dieſes Raumes ausgehen. Er muß daher zunächſt den Beſtand 
darſtellen und hierbei die Kräfte der Landſchaft, die aufgetretenen Schäden des 
Raumes oder von Raumteilen und die feſtgeſtellten Entwicklungstendenzen auf- 
zeigen. Erſt hieraus können die Aufgaben der Planung erkannt werden. 


—— 
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Schleſiens Stärke find in erſter Linie feine Bodenſchätze: Steinkohle, Braunkohle, 
Zink- und Bleierze, Steine und Erden (Kalk, Granit, Sandſtein). Hierzu treten erſt 
in letzter Zeit erforſchte abbauwürdige Lagerſtätten, unter anderem die Kupfererze 
im Goldberger Gebiet, dem daher noch eine beſondere wirtſchaftliche Entwicklung 
bevorſteht. Auf dieſen Bodenſchätzen, dem Holzreichtum und der Landwirtſchaft, die 
Schleſien zu einem Aberſchußgebiet an Ernährungsprodukten gemacht hat, iſt eine 
umfangreiche verarbeitende und veredelnde Induſtrie entſtanden. Hierbei haben ſich 
beſondere Konzentrationspunkte im oberſchleſiſchen Induſtriebezirk, im Raume 
Breslau und im Sudetenvorland, hier beſonders im Waldenburger Revier, ae 
gebildet. 


Der geographiſchen Lage Schleſiens entſprechend verlaufen die Hauptlinien des Ber 
kehrs von Südoſt nach Nordweſt. Dieſe Richtung nimmt auch der Lauf der Oder, 
auf der ſich der Maſſengüterverkehr nach den binnendeutſchen Abſatzgebieten und zur 
Oſtſee vollzieht. Der im Bau befindliche Mdolf-Hitler-Ranal ſchließt die ober⸗ 
ſchleſiſchen Induſtriebezirke an dieſe Waſſerſtraße an; der geplante Elbe. Oder-Kanal 
ſoll die Verbindung zwiſchen Schleſien und dem ſächſiſch⸗mitteldeutſchen Induſtrie⸗ 
gebiet herſtellen. Von geradezu ſchickſalhafter Bedeutung für Schleſien kann die Ver: 
wirklichung des Oder⸗Donaukanal⸗Projektes werden; denn dieſe internationale 
Waſſerſtraße hat die Aufgabe, Nord. und Oſtdeutſchland über Schleſien mit den 
Donauländern in enge wirtſchaftliche Verbindung zu bringen. 


Zur Aberwindung der ſchleſiſchen Verkehrsferne tragen in erheblichem Maße auch 
die im Bau befindlichen und geplanten Reichsautobahnlinien bei. Anſchlußver⸗ 
verbindungen in den Richtungen Krakau — Lemberg und Budapeſt — Balkan würden 
dem internationalen Verkehr zugute kommen. 


Das Reichsſtraßennetz bedarf noch einiger Ergänzungen. Eine Reichsſtraße 
rechts der Oder und die Sudetenſtraße als Verbindungsweg der ſchleſiſchen Gebirge 
find dringend erwünſcht. Weitere Straßenbauten und auch einige Reichsbahn⸗Neben⸗ 
linien ſind zur Aufſchließung landwirtſchaftlicher Gebiete erforderlich. 


Das Fehlen leiſtungsfähiger und billiger Verkehrswege iſt ein Hauptgrund dafür, 
daß Schleſien in feiner wirtſchaftlichen Entwicklung hinter anderen deutſchen Landes ⸗ 
teilen zurückgeblieben iſt, obwohl es Aberſchußgebiet an gewerblicher und landwirt⸗ 
ſchaftlicher Produktion iſt, da es genötigt iſt, ſeinen Aberſchuß in weit entfernte 
Abſatzgebiete zu transportieren. Die Überwindung der ſchleſiſchen Verkehrsferne 
durch Ausbau des Verkehrsnetzes, vor allem der Waſſerſtraßen, und auch durch Er- 
mäßigung der Reichsbahntarife iſt eine Vorausſetzung für das weitere Gedeihen 
des Landes. 

Der ſchlechtere Stand der Wirtſchaft hat zu niedrigen Löhnen geführt und iſt eine 
der weſentlichſten Gründe für die Abwanderung ſchleſiſcher Menſchen. Dem Lohn- 
gefälle entfprehend vollzieht ſich ſeit Jahrzehnten eine Binnenwanderung, die wert- 
volle Menſchen nach Mittel. und Weſtdeutſchland treibt. 


Im ſchleſiſchen Raum haben ſich daher vom Standpunkt der Bevölkerungsverteilung 
unbefriedigende Zuſtände herausgebildet. Während die Gemeinden des ober- 
ſchleſiſchen Induſtriebezirks, die Stadt Breslau und das Waldenburger Revier an 
Raumnot für die Anſiedlung ihrer Arbeiterſchaft leiden, weiſt das geſamte Gebiet 
rechts der Oder eine viel zu geringe Volksdichte auf, die durch zunehmende Abwande⸗ 
rung gefahrdrohend wird. 

Die Aufgabe der Planung muß es daher ſein, den ſchleſiſchen Raum ſo zu ſtärken 
und ihm ſo viele Arbeitsmöglichkeiten zu geben, daß zumindeſt die gegenwärtige 
Bevölkerung im Lande bleiben kann. Darüber hinaus müſſen die Vorausſetzungen 
dafür geſchaffen werden, daß Menſchen aus den übervölkerten Räumen Mittel- und 
Weſtdeutſchlands in der Zukunft in Schleſien Aufnahme finden können. Die Aufgabe 
der Landesplanung liegt hier darin, die jeweils beſten Vorſchläge für die Stärkung 
einzelner Gebiete zu erkunden und verwirklichen zu laſſen. Neben landeskulturellen 
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Maßnahmen zur Steigerung des Ertragswertes der landwirtſchaftlichen Böden 
kommt der Verbeſſerung der Abſatzlage der Landwirtſchaft eine erhebliche Bedeutung 
zu. Ferner iſt die Errichtung bodenſtändiger Werke und ſolcher Anlagen, die nicht 
abſatz⸗ und rohſtofforientiert find, ein weſentliches Mittel zur Stärkung der Kreis. 
ſtäd te und der vernachläſſigten Gebiete. Nicht an letzter Stelle ſteht auch die Schaffung 
kultureller Mittelpunkte. 


Die Stärkungs. und Belebungsmaßnahmen werden vornehmlich in den Räumen 
geringer Volksdichte erfolgen, oder ſonſt in Orten, die eine ausgeſprochene ſtrukturelle 
Notlage aufweiſen. Die Belebung durch Anſetzung von Gewerbe muß mit der 
Lenkung der Bevölkerungsverteilung Hand in Hand gehen, damit nicht etwa eine Zu- 
wanderung landwirtſchaſtlicher Arbeiter zu den neuen Werken einſetzt und damit 
wieder die Landflucht eintritt. Für weitere Belebungsmöglichkeiten durch Steige ⸗ 
rung des Fremdenverkehrs bieten die Gebirg3- und Badekurorte Schleſiens auch in 
bisher weniger beſuchten Gebieten große Möglichkeiten. 


Beſondere Aufmerkſamkeit in der Planung beanſpruchen die Gebiete, die eine bevor- 
ſtehende induſtrielle Entwicklung erkennen laſſen: das Gebiet des Goldberger Kupfer- 
bergbaues und das neue Induſtriegebiet am Adolf⸗Hitler⸗Kanal ſowie im ober. 
ſchlefiſchen Odertal. Hier ift die mögliche Entwicklung zu durchdenken und von vorn- 
herein vom raumpolitiſchen Geſichtspunkt zu lenken. Die Beſiedlung muß gleichzeitig 
mit der Verlagerung eines wenn auch kleinen Teiles der Bevölkerung der über. 
völkerten Großſtadträume des oberſchleſiſchen Induſtriebezirks, der Stadt Breslau 
und des Waldenburger Reviers, erfolgen. Für dieſe Gebiete ſind beſondere um⸗ 
faſſende Raumplanungen erforderlich. 


b) Planung im mittelrheiniſchen Braunkohlengebiet 


An dem Beiſpiel der Planung im mittelrheiniſchen Braunkohlengebiet ſollen die Auf- 
gaben einer Sonderplanung angedeutet werden. 


In dieſem Gebiet hört der Abbau der Braunkohle im Tagebau in wenigen Sahr- 
zehnten ganz auf. Es muß daher durch eine vorausſchauende Planung Vorſorge für 
eine neue Raumnutzung getroffen werden. Ziel dieſer Geſamtplanung iſt es, einer ⸗ 
ſeits den möglichſt vollſtändigen Abbau der Kohle ſicherzuſtellen, anderſeits aber im 
Anſchluß an den fortſchreitenden Abbau eine neue Bodennutzung in der Weiſe folgen 
zu laſſen, daß bereits im Zeitpunkt des Aufhörens des Tagebergbaues der Raum 
eine neue Geſtalt und Nutzung erhalten hat. Von beſonderer Bedeutung für die 
vordringliche Planung und die ſpätere Nutzung dieſes Gebietes iſt ſeine Lage in der 
Nähe und in der Entwicklungsrichtung der Großſtadt Köln, die hier künftige 
Erholungsgebiete für ihre Bevölkerung ſuchen muß. 


Die Abbildung 11 ſtellt den yeutigen Zuſtand des Braunkohlentagebau⸗ 
gebietes dar. Einzelne Ortſchaften werden durch den Grubenbetrieb langſam zu 
Inſeln inmitten der tiefen Gruben. Die Durchgangsſtraßen, die das Gebiet durch. 
queren, find zur Zeit noch vorhanden, liegen aber teilweiſe nur noch auf ſchmalen 
Dämmen und werden in den nächſten Jahren dem Abbau zum Opfer fallen. Seen 
ſind im Grunde der Gruben noch nicht entſtanden, da das Waſſer zur Ermöglichung 
der Förderung herausgepumpt wird. 


Die Abbildung 12 zeigt eine Darſtellung, die ſich auf Anterſuchungen des Berg⸗ 
aſſeſſors Riſtow gründet und den möglichen Zuſtand des Gebietes um 
1980 angibt. 

Am eine Raumordnung im mittelrheiniſchen Braunkohlengebiet in die Wege leiten 
zu können, iſt zunächſt die Aufſtellung eines Raumordnungsplanes erforderlich. 
Dieſem Geſamtplan haben ſich alle Einzelpläne und Sondervorhaben der verſchiedenen 
Wirtſchafts. und Verwaltungszweige einzufügen. Er muß alle Maßnahmen und 
Planungen enthalten, die zur Verwirklichung ſeines Endzieles notwendig ſind, und 
erſtreckt ſich demnach nicht nur auf den planmäßigen Abbau der Kohlenvorräte, 
ſondern auf alle Planungsmaßnahmen, die durch den Abbau bedingt ſind. Hierzu 


— Gnooe1 [Betaszte 


Kerrl 


486 


4 
3 
J 
8 
= 


Stanb #7 


Abb. 11 


Beitrag 24a 


Band II 


Reichsplanung und Raumordnung „ 47 


Pan ii eg da Air Druihkagdic 


* 4 aan 2 .-. 
„ 4 4 aa Aa 
11 na 212 an Le 


LANDE SANEnESEE EBEN T Augiutamd olstsLpenn 


Abb. 12 


Beitrag 24a 


gehören zunächſt die Verlegung und die Neuanlage von Verkehrswegen. Die dem 
Abbau anheimfallenden Straßen müſſen durch neue Straßenzüge erſetzt werden, und 
zwar möglichſt in der Weiſe, daß das Geſamtſtraßennetz hierbei eine Verbeſſerung 
erfährt. Ferner iſt eine Verlagerung von Dörfern und Siedlungen erforderlich. Die 
Amſiedlung der Bewohner der auf der Braunkohle liegenden Ortſchaften hat früh. 
zeitig zu erfolgen, bevor durch die Abgrabung des Bodens um die Ortſchaften dieſe 
verlaſſen oder in Notlage geraten find. Eine weſentliche Rolle bei der Planung 
ſpielt die Wiedernutzbarmachung der ausgekohlten Flächen durch land- und forſt⸗ 
wirtſchaftliche Rekultivierung. Der Plan wird auch darauf zu achten haben, daß die 
Grundwaſſer⸗ und Vorflutverhältniſſe geregelt werden. Er wird weiter klären 
müſſen, ob und in welchem Amfange die Bildung eines geſchloſſenen Seengebietes, 
das der Verſchönerung der Landſchaft und der Erholung dienen kann, durch plan · 
mäßige Verteilung des Abraumes erfolgen kann. 
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Da der Geſamtplan nicht nur das Endziel darſtellen foll, ſondern auch die Wege zur 
Verwirklichung dieſes Zieles aufzeigen muß, kann er ſich nicht auf eine kartenmäßige 
Darſtellung beſchränken; er muß vielmehr Angaben über Einzelheiten der Maß⸗ 
nahmen und über ihre Durchführung enthalten und außerdem über die Trägerſchaft 
und die Grundſätze der Finanzierung Richtlinien aufftellen. 

Die Raumordnung im mittelrheiniſchen Braunkohlengebiet läßt ſich nicht etwa durch 
einzelne, voneinander unabhängige Verwaltungsanordnungen erreichen. Es muß 
vielmehr die Geſamtheit aller erforderlichen Maßnahmen geſchloſſen und aufeinander 
abgeſtimmt planmäßig durchgeführt werden, da fie alle in einem unlösbaren Zu- 
ſammenhang untereinander ſtehen. 

Die Durchführung des San wird durch Erlaß eines Reichsgeſetzes ſicher⸗ 
geſtellt werden. 


c) Planung für das Bergiſche Land (Abb. 13) 


d) Naumordnungspläne der Landesplanungsgemeinſchaſt Württemberg⸗Hohen⸗ 
zollern (Abb. 14 bis 20) 


Volksdichte in Württemberg 1933 (Abb. 15) 


mit 140 Einwohnern auf den Quadratkilometer entſprach der durchſchnittlichen Volks. 
dichte im Deutſchen Reich vor der Eingliederung Oſterreichs. In den Flußtälern des 
Neckar und der Fils iſt aber eine den Durchſchnitt weit überſteigende Volksdichte 
vorhanden, entſprechend der gewerblichen Verdichtung in dieſen Gebieten. 


Demgegenüber liegt aber in manchen Gebieten Württembergs die Volksdichte unter 
50 Einwohnern auf den Qudratkilometer. Während auf der Schwäbiſchen Alb und 
im Schwarzwald die dünne Beſiedlung durch klimatiſche und landſchaftliche Gegeben⸗ 
heiten bedingt iſt, iſt in anderen Gebieten eine ſtarke Bevölkerungsabnahme durch Ab- 
wanderung in die Städte und Induſtriezentren im Laufe des letzten Jahrhunderts 
eingetreten. Dies gilt faſt für den ganzen Nordoſten Württembergs ſowie für die 
ſüdweſtlichen und nordöſtlichen Ausläufer der Alb, Gebiete mit überwiegend bäuer · 
lichem Charakter. 


Lenkung der Bevölkerungsverteilung (Abb. 16) 


geht von der raumplaneriſch erwünſchten Bevölkerungsdichte unter Berückſichtigung 
der durch die Landſchaft gegebenen Lebensmöglichkeiten aus. 

Die übervölkerten Gebiete decken ſich weitgehend mit den induſtriellen Ballungs- 
räumen. Das Verdichtungszentrum iſt Stuttgart, die einzige Großſtadt des 
Planungsraumes. Beginnende Ballungen treten aber auch in Gebieten in Er. 
ſcheinung, die in den letzten Jahren eine ſprunghafte induſtrielle Entwicklung 
genommen haben: z. B. Friedrichshafen, Geislingen und Oberndorf. 

Durch planvolle Ausfiedlung müſſen die Ballungsgebiete allmählich aufgelockert 
werden. Die Ausfiedlungsgebiete, in denen der Wohnungsbedarf der Ballungs⸗ 
räume gedeckt werden kann, ſind im Plan näher bezeichnet. 


Der Weſten und Nordweſten des Landes zeigen im allgemeinen eine ausgeglichene 
Bevölkerungsdichte unter Berückſichtigung der vorhandenen Lebensmöglichkeiten. 
Hier iſt deshalb für eine organiſche Weiterentwicklung Sorge zu tragen. Im Nord. 
oſten, Oſten und Süden dagegen iſt die Bevölkerung zahlenmäßig zu gering, um die 
vorhandenen Lebensmöglichkeiten voll auszuſchöpfen. Hier muß deshalb eine 
Stärkung des Bauerntums mit allen Mitteln betrieben werden. Die geeignetſte 
Maßnahme bietet dabei die Verbeſſerung der Boden- und Betriebsverhältniſſe. 
Etwa die Hälfte des landwirtſchaſtlich genutzten Bodens in Württemberg iſt um- 
bzw. zuſammenlegungsbedürftig. Große Flächen müſſen entwäſſert werden. Die 
Stärkung der kleinen Mittelpunkte dieſer Gebiete mit dem Ziel, der abwandernden 
Bevölkerung Arbeit zu geben und ſie damit auf dem Lande zurückzuhalten, macht 
dieſe Gebiete volkreicher; für Neubauern- und Landarbeiterſtellen ſtehen Menſchen 
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Abb. 14 


bereit. Für die Neubildung deutſchen Bauerntums bieten die ausgedehnten Moore 
und Riede in Oberſchwaben bedeutende Möglichkeiten. 


Gewerbeſtandorte und Gewerbelenkung (Abb. 17 und 18) 
Die württembergiſche Wirtſchaft zeichnet ſich dadurch aus, daß eine planvolle Ge— 
werbeförderung im vergangenen Jahrhundert zu einer Streuung der gewerblichen 
Standorte über weite Teile des Landes und damit zu einer weſentlichen Stärkung 
der Kriſenfeſtigkeit geführt hat. 
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Im ganzen Neckar- und Filstal haben die Verkehrsgunſt der Lage und die durch das 
Realteilungsrecht verurſachte kleinbäuerliche Beſitzform der Induſtrie beſonders 
günſtige Standorte und genügend Arbeitskräfte geboten. Hier ſetzte daher die indu— 
ſtrielle Entwicklung beſonders ſtark ein. 


In den letzten drei Jahrzehnten ſind in einigen Gebieten jedoch außerordentliche 
induſtrielle Ballungen entſtanden, wie z. B. in Stuttgart, Heilbronn, Reutlingen, 
Alm und Friedrichshafen, die auf die Bevölkerung der bäuerlichen, beſonders der 
ertragsarmen oder verkehrsfremden Gebiete eine große Anziehungskraft ausüben. 
In dieſen Gebieten muß daher das vorhandene Gewerbe gefördert werden. 


Volksdichte 
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Abb. 16 
Lenkung der Beudlkerungssertellung 
Anlaß: programm 
22 Starte Ballung Auflockerung notwendig 
Ausſiedlungsgebiete 
E Beginnende Ballung Verhinderung weiterer Berbid)- 
tung 
E Ausgeglichene Gebiete Organiſche Weiterentwicklung er- 
wünſcht 
CEC Aufnahmefähige Gebiete Ausbau der landwirtſchaftl. oder 
gewerbl. Eriverbtgrundlagen 
notwendig 
Ei) Aufnahmehungrige Gebiete Stärſung des Bauerntums durch 
Anſetzen von Landarbeitern. Neu- 
ſiedlung deutſchen Bauerntums. 
Neuzubildende Schwerpunkte Boden ⸗ und Betriebsverbeſſe⸗ 
in der Landſchaft rung. Verkehrserſchliezung uſw. 


Durch gewerbliche Stärkung der vorhandenen kleinen Städte müſſen hier Mittel- 
punkte geſchaffen werden, die einmal, wie ſchon oben erwähnt, den Bevölkerungs- 
überſchuß der landwirtſchaftlichen Gebiete aufnehmen können, zum anderen aber 
Marktmittelpunkte für die ſie umgebende Landwirtſchaft darſtellen. 


Gebiete gleicher Wirtſchaftsverhältniſſe in der Landwirt 
ſchaft (Abb. 19) 

In dieſem Plan find Gebiete gleicher Betriebsverhältniſſe unter Berückfichtigung der 

natürlichen Gegebenheiten, d. h. des Klimas, des Bodens und der Landſchaft zu- 

ſammengefaßt, nicht alſo nur Gebiete gleicher Ertragsfähigkeit. Zugrunde gelegt 

wurde eine Anterſuchung der Landesbauernſchaft über die Betriebsverhältniſſe der 

bäuerlichen Buchbetriebe des Planungsraumes. 
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Ausbau der Erzeugungsgrundlage (Abb. 20) 


Die Karte iſt in Zuſammenarbeit mit der Landesbauernſchaft entjiunden und zeigt in 
groben Amriſſen die in den einzelnen Gebieten überwiegenden Aufgaben zur Steige ; 
rung des Bodenertrages. 


Die Möglichkeiten zur Neubildung deutſchen Bauerntums in den im Plan näher 
bezeichneten Gebieten find nur ftandort-, nicht zahlenmäßig dargeſtellt. 


e) Der Wirtſchaftsplan für Bremen (Landesplanungsgemeinſchaft Oldenburg— 
Bremen; Bezirksſtelle Bremen) (Abb. 21 bis 24) 


Der Wirtſchaftsplan umfaßt das Stadt' und Landgebiet Bremen (mit zuſammen 
rd. 249 qkm und rd. 342 000 Einwohnern 1933) ſowie das Gebiet der an Bremen 
unmittelbar anſchließenden preußiſchen Gemeinden Hemelingen und Mahndorf 
(rd. 15 000 Einwohner 1933). Er iſt ein Ausſchnitt aus dem Raum 
ordnungsplan für den geſamten Lebens- und Wirtſchafts⸗ 
raum Anterweſer und hier nur im Schema dargeſtellt (Abb. 23). 


Bremen hat ſich trotz der Einwohnerzahl von über 300 000 den Charakter 
einer Mittelſtadt erhalten. Die Wohnungsverhältniſſe ſind bekanntlich im 
Vergleich zu anderen deutſchen Städten glücklich, da das Kleinhaus nach wie vor 
vorherrſcht. Ein Drittel aller Wohnungen befindet ſich in Einſamilienhäuſern. 
Wohnflächen und Arbeitsflächen ſind im allgemeinen klar voneinander getrennt. 


Abb. 17 
Standorte der gewerblichen Arbeitspläge 
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Abb. 18 


, Indufttie- und Gewerbelenkung 
Anlaß: Programm: 
Starke Ballung Verlagerung von Betrieben not ; 
1 r wendig 
Beginnende Ballung Ausweitung der Arbeitsplätze ab⸗ 
ſtoppen 
k Ausgeglichene Gebiete Organiſche Weiterentwicklung er⸗ 
wüͤnſcht 
Aufnahmefähige Gebiete Schaffung und Förderung ge- 
ö werblicher Arbeitsmöglichkeiten 
Aufnahmehungrige Gebiete Bevorzugte Gewerbeförderung. 
insbeſondere durch Induſtrie⸗ 
verlagerung 


— Gebiete ohne größere gewerbliche Niederlaſſung, die in ihrer Struktur 
erhalten bleiben ſollen 


Hafenanlagen und Arbeitsflächen 

Da der Fahrgaſthafen und der Fiſchereihafen nahe der Strommündung liegen 
müſſen, iſt Bremerhaven der gegebene Hafenplatz für den Fahrgaſtverkehr, Wefer- 
münde der führende Fiſchereihafen. Das Frachtſchiff hat dagegen das Beſtreben, den 
billigen Waſſerweg jo lange als angängig auszunutzen. Bremen iſt daher der ge- 
gebene Hafen für den Güterverkehr. 


Die weitgehende Dezentraliſierung von Hafenanlagen, Induſtrien und Wohngebieten 


findet im Wirtſchaftsplan bewußt eine planmäßige Förderung. 

Von entſcheidender Bedeutung für die Geſtaltung der zukünftigen Entwicklung im 
Wirtſchaftsplan find die Antergrundverhältniſſe. Bremen liegt auf 
einem ſchmalen Dünenrücken, der ſich an der Weſer entlangzieht. Die unter Bremer 
Null (= +23 Normal Null) liegenden Gebiete ſcheiden infolge ihrer Tiefenlage 
für eine Bebauung aus (Abb. 22). 

Induſtriegebiete befinden ſich an drei Stellen: In Verbindung mit den 
Hafenanlagen, für die noch erhebliche Flächen zur Verfügung ſtehen, im Oſten der 
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Stadt im Anſchluß an die Hemelinger Induſtrie und auf dem linken Waſerufer im 
Anſchluß an die oldenburgiſche Eiſenbahn. An allen drei Stellen find noch Erweite⸗ 
rungen möglich. Neue Induſtrieflächen find, abgeſehen von einer in Verbindung mit 
der geplanten Verlegung des Schlachthofs in Ausſicht genommenen Arbeitsfläche, 
nicht vorgeſehen. i 


Verkehrswege 

Wichtige Ziele der Verkehrsplanung find: Ein einwandfreier Anſchluß der Hafen- 
anlagen und Induſtrieflächen an die Hauptverkehrswege und die Entlaſtung der 
Innenftadt vom geſamten Durchgangsverkehr, der heute noch zwangsläufig die Stadt 
durchqueren muß. Geplant und bereits in Angriff genommen iſt daher ein Am⸗ 
gehungsſtraßennetz, zu dem auch zwei neue Weſerbrücken erforderlich find, von denen 
eine (neben der Eiſenbahnbrücke) zur Zeit im Bau iſt. Dieſes Straßennetz läßt fich 
noch ohne größere Schwierigkeiten ſo führen, daß tatſächlich die Innenſtadt von allem 
Durchgangsverkehr befreit werden kann. Bremen erhält im Reichsautobahnnetz An- 


Abb. 19 
Gebiete gleicher Wirtfchaftsuerkältniffe 
und ihre fge 


Schwarzwald gering 
Albhochflãche gering 
Hohenloher Ebene — mittel bis gering 
Oberſchwa ben es mittel bis gering 
Vorland des Schwarzwaldes Heß mittel 

Vorland der Alb FH mittel 
Württembergiſches Keupergebiet gering bis mittel 
Mittlerer und unterer Neckar N mittel bis gut 
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Abb. 20 
Ausbau der Erzeugungsgrundlage 


7 Durch Bodenverbeſſerung, hauptſächlich d Entwäſſeru teil⸗ 
weiſe mit N bene a m, 


durch Wirtſchafts⸗ und Betriebsverbeſſerung, hauptſächlich durch 
2 Umlegung (teilweiſe mit Entwäſſerung verbunden) 


A. Zuſätzliche Klimaverbeſſerung (teilweiſe mit Betwäfferung verbunden) 
RMReuanlage von Rebkulturen noch möglich 
26% Neubildung deutſchen Bauerntums 


ſchluß an die Linien Hamburg Ruhrgebiet und nach Hannover. Die Autobahn 
ſchmiegt ſich als Sammeltangente an den Stadtkörper an. Es find vier Auffahrten 
angeordnet, von denen ſämtliche Teile der Stadt in vorzüglicher Form zu erreichen 
find. Eine weitere wichtige Verbindung, und zwar von Osnabrück und dem Ruhr- 
gebiet zur Stadt wird vom linken Weſerufer aus erfolgen. Hier iſt es möglich, von 
der freien Landſchaft aus einen neuen Straßenzug durch noch unerſchloſſenes Gelände 
bis unmittelbar zum Stadtkern (Wallanlagen) heranzuführen. 


Wohngebiete 

Der künftige Wohnungsbedarf ergibt ſich aus dem Altersaufbau der heutigen Be. 
völkerung, dem Umfang der zu ſanierenden Wohnungen und der Bevölkerungs. 
bewegung. Aus dieſen Aberlegungen und auf Grund ſtatiſtiſcher Errechnungen iſt bei 
dem Wirtſchaftsplan mit einem Bedarf von 20 000 bis höchſtens 25 000 Wohnungen 
gerechnet. Ein Viertel dieſes Bedarfs läßt ſich durch den Bau von Kleinſiedlungen 
und Kleineigenheimen decken, die übrigen drei Viertel in ſtädtiſcher Bauweiſe, und 
zwar vornehmlich als Kleinhaus (Ein. und Zweifamilienhaus), ein Teil aber auch 
als Geſchoßwohnung (zweigeſchoſſig). Bei der Ausweiſung der Wohngebiete find zu⸗ 
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nächſt die Antergrundverhältniſſe maßgebend geweſen, ſodann die Verkehrslage und 
ſchließlich die jetzige Bodennutzung (Erbhöfe). Grundſätzlich iſt klar getrennt zwiſchen 
dem ſtädtiſchen Baugebiet und dem ſogenannten Stadtlandgebiet, das in der Regel 
ohne Anſchluß an die ſtädtiſche Kanaliſation bleiben ſoll. Dies iſt das Gebiet für 
Kleinſiedlungen und Kleineigenheime; eingeſchoſſige Bauweiſe iſt dort die Regel. Aus 
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Grün verbindungen (Abb. 24) 


Die Wallanlagen, der Bürgerpark, die bis in die Altſtadt hineinreichende Weſer⸗ 
niederung des Werders, die tiefliegenden Weideflächen ſowie die Weſer und Neben- 
flüſſe begleitenden Deiche geben das Gerippe ſür die Grünverbindungen. An dieſe 
ſind Sportplätze, Freibäder, Kleingartengebiete uſw. angeſchloſſen. Das im Plan 
ſchematiſch dargeſtellte Netz der Grünverbindungen iſt zum großen Teil bereits vor- 
banden, nur an einzelnen Stellen fehlen noch Verbindungsſtücke. 


4. Sonderaufgaben 
a) Raumordnung und Vierjahresplan 


Bei der Durchführung des Vierjahresplans iſt die Reichsſtelle für Raumordnung 
maßgeblich beteiligt. Ihre Mitwirkung erſtreckt fich auf die Standorterkundung bei 
allen vom Beauftragten für den Vierjahresplan veranlaßten Vorhaben, deren 
Planung und Durchführung den hierfür verantwortlich eingeſetzten Stellen obliegt. 
Die Aufgabe, die der Führer dem Beauftragten für den Vierjahresplan geſtellt hat, 
beſteht darin, die deutſche Wirtſchaft von der Einfuhr aller derjenigen Stoffe un- 
abhängig zu machen, für die die deutſche Wiſſenſchaft den Weg einer Syntheſe ge- 
funden hat oder für die inländiſche Rohſtoffe auf Grund neuer Verfahrensarten 
eingeſetzt werden können. In der Durchführung dieſes Auftrags entſtehen allent- 
halben im deutſchen Raum neue Werke, die die Erzeugung der deutſchen Roh. und 
Werkſtoffe aufnehmen. Auf den Rohſtoffquellen Stein. und Braunkohle entſtehen 
die Hydrieranlagen zur Gewinnung ſynthetiſcher Treibſtoffe, aus Kohle und Kalk 
wird Buna, der ſynthetiſche Kautſchuk, hergeſtellt und auf der Baſis Holz wird 
Zellſtoff und Zellwolle erzeugt, um aus der großen Menge der Vorhaben nur einige 
Beiſpiele zu nennen. Die Standortauswahl für dieſe neuen induſtriellen Anlagen 
ſtellt die Reichs- und Landesplanung vor eine Reihe wichtiger Aufgaben, da die 
neuen Verfahren eine beſondere Beachtung der Erforderniſſe der Boden-, Wafler- 
und Lufthygiene bei der Erkundung geeigneter Gelände vorausſetzen. Die Ge— 
bundenheit an vorhandene Nohſtoffquellen hat nicht immer die Möglichkeit ergeben, 
die bereits vorhandenen induſtriellen Ballungsräume zu umgehen und die Forderung 
der Planung auf induſtrielle Auflockerung und beſondere Berückſichtigung der Grenz- 
gebiete zu erfüllen. Hand in Hand mit der Durchführung der Vorhaben des Vier⸗ 
jahresplans geht die planmäßige Lenkung des Arbeitseinſatzes und die Errichtung 
von Wohnſiedlungen für die in den neuen Werken beſchäftigten Gefolgſchafts- 
mitglieder. 

Die Mitwirkung der Reichsſtelle für Raumordnung bei den vom Beauftragten für 
den Vierjahresplan veranlaßten Vorhaben erfolgt durch Einſchaltung der Reichs- 
ſtelle ſchon im früheſten Zeitpunkt der Planung. Sowie die Standortbedingungen 
für das geplante Werk vorliegen, ergeht der Auftrag an die Landesplanungsgemein⸗ 
ſchaften, in ihrem Raum die geeigneten Gelände zu erkunden, die die wirtſchaftlichen 
Vorbedingungen erfüllen, um vom Standpunkte der Planung aus den Erforderniſſen 
der Auflockerung, der Einfügung in die Landſchaft, der wehrwirtſchaftlichen Sicherung 
und der verkehrs und energiewirtſchaftlich richtigen Lage Rechnung zu tragen. Dieſe 
Mitwirkung der Reichs- und Landesplanung ſoll die Arbeit der mit der Durch— 
führung beauftragten Stellen erleichtern und das Ergebnis der ſtandortmäßigen 
Verteilung aller Anlagen planeriſch günſtig beeinfluſſen. 


b) Emslandplanung 


Der Beauftragte für den Vierjahresplan, Miniſterpräſident Generalfeldmarſchall 
Göring, hat dem Leiter der Reichsſtelle für Raumordnung den Auftrag erteilt, 
alle Maßnahmen zu treffen, die zu einer beſchleunigten 
Kultivierung des Emslandes und der angrenzenden Ge- 
biete erforderlich ſind, und insbeſondere den Einſatz und 
die Zuſammenarbeit der Arbeitskräfte zwiſchen den betei- 
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ligten Stellen endgültig zu regeln. Die Planung für die künſtige 
Entwicklung des Emslandes, insbeſondere die Aufſtellung der Raumordnungspläne, 
gehört zwar zu den Aufgaben der Landesplanung an ſich. Hier handelt es ſich aber 
um einen Sonderauftrag, um unter Einſatz aller Kräfte und Mittel in ſchnellſter Zeit 
den beſtmöglichen Erfolg zu erzielen, gilt es doch hier ein Land zu erſchließen und 
ſozuſagen eine Provinz im Frieden zu erobern, die ſowohl als Grenzland wie auch 
für die innere Koloniſation und nicht zuletzt auch für die Ernährung des deutſchen 
Volkes von größter Bedeutung iſt. 


Da das Deutſchland der Vorkriegs⸗ und der Syſtemzeit dieſes Land, in dem nur 
44 Einwohner auf den Quadratkilometer wohnen, vollkommen vernachläſſigt, um 
nicht zu ſagen völlig vergeſſen hat, bietet ſich hier dem neuen Deutſchland die Mög⸗ 
lichkeit zu einer umfaſſenden Totalplanung und Schaffung einer 
gänzlich neuen Landſchaft. 

Ziel der Emslandplanung iſt Neubildung deutſchen Bauerntums im 
großen Stil, die Schaffung von Erbhöfen auf dem Wege der Anliegerſiedlung und 
der Auslegung neuer Stellen, der Aufbau neuer Dörfer als Gemeinſchaftszellen 
nationalſozialiſtiſchen Lebens, die Schaffung neuer Mittelſtädte als Rückgrat des 
bäuerlichen Hinterlandes und als Zentrum von Handel, Verkehr und Induſtrie, kurz 
die Amwandlung eines Notſtandsgebietes von öder Leere und troſtloſer Einſamkeit 
in eine blühende, neue deutſche Kulturlandſchaft. Die Durchführung kann nicht von 
heute auf morgen erfolgen. Was Generationen unterlaſſen haben, kann nicht in 
vier Jahren wieder gutgemacht und neu aufgebaut werden. Die erſten Arbeiten ſind 
bereits aufgenommen in den Kreiſen Aſchendorf⸗Hümmling, Meppen, Bentheim 
und Lingen des Regierungsbezirks Osnabrück. 

Der kommenden Generation wird ein wiedergewonnenes Stück deutſcher Heimaterde 
als Erbe zu treuen Händen übergeben werden, deſſen Arbarmachung und Erſchließung 
nach Amfang und Arbeitsausmaß ſich den größten geſchichtlichen Leiſtungen deutſcher 
Koloniſationsarbeit würdig wird zur Seite ſtellen können. 

Als Unterlage für die Geſamtplanung iſt zunächſt eine genaue Beſtandsauf⸗ 
nahme nötig, die Zuſammenfaſſung und Auswertung des ſtatiſtiſchen Materials 
über die Entwicklung und den Stand der Bevölkerungsſtruktur, des Verkehrs, 
Handels und Gewerbes, der Landwirtſchaft und der Induſtrie. 


Ausreichende Kartenunterlagen im Maßſtab 1: 10 000 ſtehen für das ganze Arbeits. 
gebiet noch nicht zur Verfügung, müſſen vielmehr erſt hergeſtellt werden. Luftbild⸗ 
aufnahmen für das ganze Gebiet im Maßſtab 1: au zur Ergänzung des Karten- 
materials ſind bereits hergeſtellt. 


Die Planung findet in folgenden Einzelplänen im Maßſtab 1: 10 000 ihren 
Niederſchlag: 


1. Generaleigentumverteilungsplan 
Dieſer Plan enthält die . unterſchieden nach: 
a) Reichs und Staatseigentum, 
b) Gemeindeeigentum, 
c) Kircheneigentum, 
d) Großgrundbeſitz, d. h. Eigentum von Privaten über 200 ha, 


e) Eigentum ſonſtiger öffentlich -rechtlicher und anderer Körperſchaften (3. B. 
Markengemeinden uſw.). 


2. Generalmeliorationsplan 


Dieſer Plan enthält alle noch durch Waſſerregelung und Bodenkulturarbeiten zu 
verbeſſernden Flächen der geſamten Emslandkreiſe. In ihm find im einzelnen kennt— 
lich gemacht: Hochmoor, Niederungsmoor und Sandflächen, und zwar 
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a) ſoweit fie Odland find, 

b) joweit fie zwar landwirtſchaftlich genutzt, aber noch verbeffert werden könnten. 
Weiter ſind in dem Plan die durch Amlegung einer beſſeren Bewirtſchaftung zuzu- 
führenden Flächen enthalten, desgleichen Flächen, bei denen 

a) bereits Waffer- und Bodenkulturverbände beſtehen, 

b) Waſſer⸗ und Bodenkulturverbände zu bilden ſind. 


3. FC 

In dieſem Plan wird die gedachte ſpätere Nutzung eingetragen, und zwar unter- 
ſchieden nach: 

Landwirtſchaftlichen Nutzungsflächen, 

Waldflächen, 

Naturſchutzflächen, 

Wohnflächen und 

Induſtrieflächen. 


4. Generalverkehrsplan 
Er enthält ſämtliche vorhandenen Straßenzüge, getrennt nach ihrer Leiſtungsfähig⸗ 
keit, Reichsſtraßen, Landſtraßen uſw., ferner auch die Kraftfahrlinien. Er enthält 
gleichzeitig die Vorſchläge für die Schaffung und den Ausbau weiterer Verkehrs- 
linien für Straßen, Reichsbahn, Kleinbahn und Waſſerſtraßen. 


5. Generalarbeitseinſatzplan 


Dieſer entwickelt ſich aus den vorangegangenen Plänen und iſt einer ſtändigen Am— 
arbeitung unterworfen. Er enthält u. a. die Einſatzgebiete der Arbeitsdienſtabtei⸗ 
lungen und den Arbeitsvorrat der privaten und genoſſenſchaftlichen Meliorationen. 


6. Generalſiedlungsplan 
Er enthält im einzelnen den Standort und die Ausbildung der beſtehenden und ge— 
planten Siedlungen und Gemeinden. 
Die Pläne 1 bis 6 ergeben im Zuſammenhang mit den Finanzierungs⸗ 
plänen über die Geſamtkoſten und die jährlich erforderlichen Mittel den Gene; 
ralplan des geſamten Emslandes. 


Schlußwort 


Die Idee der Raumordnung iſt an ſich nicht neu. Auch in anderen Ländern hat ſie 
ſich durchgeſetzt, in England, Holland, Frankreich, Rußland, Japan und den Ver— 
einigten Staaten von Nordamerika. 

Eine Raumordnung in unſerem Sinne, die nach einer einheitlichen Welkgufcdan 
Idee ausgerichtet iſt und in ihrer Totalität alle Gebiete des Lebens und der Wirt- 
ſchaft umfaßt, gibt es aber dort nicht. Darin ſind wir der Welt um einen weſent⸗ 
lichen Schritt voraus. 


Die Raumordnung iſt für uns ein politiſches und wirtſchaftliches Mittel, um der 
geiſtigen und materiellen Aufwärtsentwicklung des deutſchen Volkes den Weg zu 
bereiten. Sie wacht darüber, daß die Verteilung des Bodens und die Art feiner 
Nutzung ſowie der Einſatz aller wirtſchaſtlichen und kulturellen Kräfte im deutſchen 
Raum in ſinnvoller Ausrichtung auf das Ganze erfolgt. Sie erſtrebt damit einen 
zweckmäßigen und bodenverbundenen Siedlungs-, Wirtſchafts. und Volksaufbau und 
verfolgt das Ziel, jedem Volksgenoſſen eine wahre Heimat und das größte Maß von 
Lebensmöglichkeit zu Schaffen. Die Raumordnung iſt daher eine Gemeinſchafts⸗ 
aufgabe im höchſten Sinne. Stadt und Land ſind an ihr in gleicher Weiſe be— 
- teiligt. Die Aufgabe erfordert verſtändnisvolle Einordnung in das Ganze, tar— 
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kräftiges Zuſamengehen und Zuſammenſtehen aller und ganze Hingabe im Pflicht- 
bewußtſein gegenüber der Zukunft von Volk und Reich. 

Reihsplanung und Raumordnung find Grundpfeiler für den Ewigkeitsbau unſeres 
Reiches; ſie ſollen dem deutſchen Raum einen neuen Weſensgehalt geben, die deutſche 
Landſchaft, den ewigen Quell unſerer völkiſchen Kraft, neu formen, Stadt und Land 
zu einer organiſchen Ganzheit und Einheit ſchmieden und damit die deutſche Erde 
zum Träger und Erhalter machen der großen völkiſchen Gemeinſchaft aller Deutſchen. 


verzeichnis der Abbildungen 


1. Die Entwicklung von Gewerbe, Handel und Verkehr im deutſchen Reich von 
1875 bis 1928. N 

2. Meßtiſchblatt von Gelſenkirchen aus dem Jahre 1842. 

3. Das heutige Meßtiſchblatt von Gelſenkirchen. 

4. Die Verteilung der deutſchen Bevölkerung auf Stadt und Land 1871 — 1900 — 
1933. 

5. Organiſation der Reichs⸗ und Landesplanung. 

6. Die Landesplanungsgemeinſchaften für die Reichs und Landesplanung. 

7. Die Planungsräume für die Reichs und Landesplanung. 

8. Die Organiſation der Reichsarbeitsgemeinſchaft für Raumforſchung. 

9. RNaumordnungsſkizze 1 der Landesplanungsgemeinſchaft Schleſien. 

10. Raumordnungsſkizze 2 der Landesplanungsgemeinſchaft Schleſien. 

11. Rheiniſches Braunkohlengebiet. Stand 1937. 

12. Plan für die Geſtaltung des Rheiniſchen Braunkohlengebiets. Stand 1980. 

13. Bergiſches Land. 

14. Aberſichtskarte von Württemberg. Hohenzollern. 

15. Volksdichte in Württemberg⸗ Hohenzollern 1933. 

16. Lenkung der Bevölkerungsverteilung. 

17. Gewerbeſtandorte. 

18. Induſtrie- und Gewerbelenkung. 

19. Landwirtſchaft; Gebiete gleicher Wirtſchaftsverhältniſſe. 

20. Ausbau der Erzeugungsgrundlage 

21. Karte von Bremen. 

22. Höhenlage der Stadt Bremen und des Landgebiets. 

23. Raumordnungsplan von Bremer 

24. Grünflächenplan von Bremen. 


Schrifttum 


Die Fülle der Veröfſentlichungen über das geſamte Gebiet der Landesplanung, Reiche- 
planung und Raumordnung iſt ſo groß, daß hier nur ein Hinweis auſ die Zeitſchrift 
„RNaumfjorſchung und Raumordnung“ erjolgen kann, die maßgebende Aufſätze über das 
zeſamte Gebiet enthält und in engſter Fühlung mit der Reichsſtelle für Raumordnung 
herausgegeben wird. N 


Raumforſchung und Raumordnung. 


Monatsſchrift der Reichsarbeitsgemeinſchaft für Naumforſchung, N Prof. 
Dr. Konrad Meyer. Verlag Kurt Vowinkel, Heidelberg, Berlin. Schriftleitung 
Berlin W 35, Bendlerſtr. 37. 
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A. Allgemeiner Teil 


I. Wefen des Derwaltungsrechts 


Verwaltungsrecht iſt die Summe der Rechtsnormen, welche die obrigkeitliche Tätigkeit 
des Staates und feiner für dieſe eingeſetzten Organe, feiner Behörden, auf den ver- 
ſchiedenen Gebieten ſtaatlicher Aufgaben regeln. Es unterſcheidet ſich vom Staats ⸗ 
recht dadurch, daß dieſes die Verfaſſung des Staates und ſeiner Behörden im Aufbau 
und Nuhezuſtand behandelt. Zum Staats- und Verfaſſungsrecht rechnet man aller- 
dings auch die Tätigkeit der verfaſſungsmäßigen Faktoren: des Staatsoberhauptes, 

der oberſten Staatsregierung, des Reichstages uſw. Staats- und Verwaltungsrecht 
ſind in ihrem Weſen deshalb nicht zu trennen, die Begriffe gehen ineinander über, hier 
ſoll aber nach Möglichkeit eine Trennung vorgenommen werden, da über den Aufbau 
des Staates und der öffentlichen Verwaltung in Reich und Ländern eine beſondere 
Abhandlung in dieſem Sammelwerk vorgeſehen iſt. Das Verwaltungsrecht um⸗ 
ſaßt alſo im weſentlichen die funktionelle Tätigkeit der den Verfaſſungsorganen 
untergeordneten Staatsorgane, der Behörden. Damit ſcheidet begrifflich die Geſetz⸗ 
gebung aus. Sie iſt Aufgabe der Verfaſſungsorgane des Staates als der höchſten 
Staatsorgane; nur ausnahmsweiſe find fie auch für Verwaltungsmaßnahmen zu⸗ 
ſtändig, ſo z. B. in faſt allen Staaten für die Feſtſetzung des Staatshaushalts. Weiter 
iſt begrifflich von dem Verwaltungsrecht die bürgerliche Rechtſprechung zu trennen. 
Das Verwaltungsrecht iſt öffentliches Recht, d. h. es regelt die Rechtsbeziehungen 
des Staates und feiner Organe gegenüber anderen Rechtsperſönlichkeiten aus dem 
Grundſatz der Anterordnung, nicht der Gleichordnung. Zur Entſcheidung von 
Streitigkeiten auf dieſem Gebiete find in begrenztem Amfange beſondere Verwal⸗ 

tungsgerichte berufen. Dieſe Verwaltungsgerichtsbarkeit könnte man begrifflich zur 
Rechtſprechung zählen, ſie iſt aber in ihrer Ausgeſtaltung der Gerichtsbarkeit der 
ordentlichen Gerichte (Zivil- und Strafgerichte) gegenübergeſtellt und muß, weil fie 
Verwaltungsmaßnahmen zum Gegenſtand der Entſcheidung hat und der Verwaltung 
ſelbſt eingegliedert iſt, auch im Verwaltungsrecht behandelt werden. 


Il. Gefchichtliche Entwichlung 


1. Die Zeit des alten flalſerreichs 

In dem alten deutſchen Staatsweſen hatte ſich das öffentliche Recht noch nicht vom 
Privatrecht begrifflich geſchieden. Das „Heilige Römiſche Reich Deutſcher Nation“ 
führte ſich zwar gedanklich auf das römiſche Kaiſerreich zurück, übernahm aber nicht 
deſſen Rechtseinrichtungen und Rechtsbegriffe. Die Aufnahme des römiſchen Privat- 
rechts fand erſt verhältnismäßig ſpät ſtatt und beeinflußte nicht entſcheidend das 
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öffentlich⸗rechtliche Denken, ein tragiſches Moment der Geſchichte des deutſchen 
Volkes, das ſich durch die folgenſchwere Annahme fremden Privatrechts des eigenen 
Rechtsdenkens weitgehend entäußerte, ohne aber des möglichen Vorteils ſtraffer 
Staatsgeſtaltung im Sinne des römiſchen Imperiums teilhaftig zu werden. Alle 
ſtaatlichen Rechte und Betätigungen gingen vom König bzw. Kaiſer aus, der auch 
Hoheitsrechte mittels Lehen widerruflich und längſtens auf Lebenszeit übertragen 
konnte, wovon weitgehender Gebrauch gemacht wurde. Verhängnisvoll für die Stärke 
des Reiches war dieſe Weggabe von Hoheitsrechten durch die deutſchen Kaiſer, die 
beſonders durch die Kapitularien bei den Wahlen immer mehr in Aufnahme kam 
und den endgültigen Zerfall der Reihsgewalt in beſonderem Maße beſchleunigte. 


2. Die Zeit der landesherrlichen fjoheitsrecͤhte 

Dadurch, daß die vom Kaiſer und König abgeleiteten Lehen der Landes fürſten 
allmählich durch Gewohnheit, Erſitzung, dann auch durch Verleihung vom Vater auf 
den Sohn übergingen, ſogar auf mehrere Abkömmlinge nach den Grundſätzen des 
privaten Erbrechts, wurden ſie zur Territorial⸗ oder Landeshoheit. Der Landesherr 
war in ſeinem Rechte beſchränkt durch Rechte feiner Antertanen, die ebenfalls vom 
Kaiſer mittelbar oder unmittelbar abgeleitet waren (wohlerworbene Nechte). Erſt 
ſpäter fiel auch dieſe Schranke, der Landesherr griff auf Grund eines jus eminens 
in dieſe Rechte ein, wenn es der Staatszweck erforderlich machte, aber er war dann 
zur Entſchädigung verpflichtet. Noch immer ſtand das Staats und Verwaltungs- 
recht unter einheitlichen, dem Privatrecht naheliegenden Geſichtspunkten. 

Dieſem Widerſtreit der Intereſſen der Landesherren und ſeiner Antertanen und der 
Notwendigkeit einer gerechten Abwägung verdanken die erften deutſchen Verwaltungs: 
gerichte ihre Entſtehung. Das Reichskammergericht, ſeit 1495 zuerſt in Frank⸗ 
furt a. M., zuletzt in Wetzlar, und der Reichshofrat in Wien feit 1498. Durch die 
vom Kaiſer allmählich verliehenen privilegia de non appellando sive evocando 
wurden aber dieſen Gerichten die wichtigſten Befugniſſe entzogen und die Landes- 
bobeit. wurde demgemäß nur noch ſelbſtändiger. 


3. Die Zeit des Polizeiftantes 

Die fo allmählich erſtarkte Landeshoheit fand ihre rechtliche Anerkennung im Weſt⸗ 
fäliſchen Frieden von 1648. Sie war nun nicht mehr ein Bündel erworbener, vom 
Kaiſer abgeleiteter Rechte, ſondern eine Einheit allumfaſſender Staatsgewalt, aller ⸗ 
dings innerhalb gewiſſer, durch die Reichsgewalt gezogener Grenzen, die aber immer 
weiter wurden. Gegenüber dieſer Allgewalt des landesherrlichen Staates (abſolute 
Monarchie) ſetzte ſich allmählich der Gedanke durch, daß auch hier noch andere Be⸗ 
ſchränkungen vorhanden ſein müßten. Man erkannte zwar an, daß der Landesherr 
in der Ausübung ſeiner obrigkeitlichen Funktionen, die man damals allgemein als 
Polizei zuſammenfaßte („politeia” — Staat), unbeſchränkt fein follte, aber fing an, die 
vermögensrechtliche Seite der landesherrlichen Funktionen beſonders zu ſehen und 
hier gewiſſe Rechtsmittel zu ſchaffen. Damit begann die Trennung zwiſchen öffent⸗ 
lichem Recht und Privatrecht, wobei erſteres zwar noch weiter unbeſchränkt fein ſollte, 
die vermögensmäßigen Auswirkungen aber beſonders behandelt wurden. Es entſtand 
die Anterſcheidung zwiſchen dem Staate als Obrigkeit und dem Staate als „Fiskus“, 
d. h. als Vermögensſubjekt im Sinne des Privatrechts. Eine Trennung zwiſchen 
landes herrlichem Privatvermögen und eigentlichem Staatsvermögen bahnt ſich an, 
die in einigen deutſchen Staaten ſogar erſt nach 1918 zum Abſchluß gebracht wurde. 


Die vermögensrechtliche Seite der Staatsbetätigung, die man aber nun in jeder 
obrigkeitlichen Betätigung zu ſehen glaubte, wurde der Zuſtändigkeit bürgerlicher 
Rechtspflege unterworfen. Damit war die Unabhängigkeit der Rechtſprechung von 
der Verwaltung (Polizei) notwendig geworden, und abgefehen von vereinzelten 
Rückfällen in die Kabinettsjuſtiz fetzte ſich mit Beginn des 18. Jahrhunderts dieſe 
Anabhängigkeit der Nechtſprechung durch. 
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Das reichte den in der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts aufkommenden Ideen 
der Aufklärung nicht mehr aus; man kam bei den Vorläufern der franzöſiſchen 
Revolution (Montesquieu, Nouſſeau) zur Forderung der Gewaltenteilung in Geſetz - 
gebung, Verwaltung und Rechtſprechung, ſuchte dieſe verſchiedenen Trägern zu über ⸗ 
geben und damit die Notwendigkeit des Schutzes des einzelnen Antertanen, des 
„Individuums“, gegen die Staatsgewalt zu betonen. In der Zeit der Napoleoniſchen 
Kriege kam es zur Beteiligung des Volkes an der Verwaltung, indem die 
Landesherren zunächſt den Städten, ſpäter den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
überhaupt, gewiſſe eigene Angelegenheiten zur ſelbſtändigen Erledigung unter Staats · 
aufſicht übertrugen. Das iſt die Geburt der Selbſtverwaltung (vgl. in Preußen die 
Städteordnung von 1808). 


4. Die zeit des ſogenannten Rechtsftaates 

Das alte Deutſche Reich war mit der Niederlegung der Kaiſerkrone durch den letzten 
deutſchen Kaiſer Franz II. im Jahre 1804 zu Ende gegangen; die deutſchen Länder 
waren nunmehr überhaupt keiner übergeordneten Staatsgewalt mehr unterworfen, 
die Landesherren Träger voller Souveränität geworden. Aber die Nachwirkungen 
der franzöfifchen Revolution ließen dieſe Souveränität nicht unangetaſtet; es begann 
mit den Verfaſſungskämpfen eine umgekehrte Entwicklung im Sinne einer Be⸗ 
ſchränkung der landesherrlichen Hoheitsrechte, allerdings nicht mehr gegenüber 
einem übergeordneten Reich, ſondern gegenüber dem eigenen Volk. Am 1850 war dieſe 
Entwicklung zunächſt abgeſchloſſen mit der Schaffung der letzten Verfaſſung eines 
deutſchen Staates, Preußens, am 31. 1. 1850. 

Das Weſentliche einer Verfaſſung war darin zu ſehen, daß die geſetzgebende Gewalt 
nicht mehr allein beim Landesherrn liegen follte und von feinen übrigen Rechten 
getrennt wurde. Neben die Landesherren traten die Parlamente und ſeit der 
Revolution von 1918 war die geſetzgebende Gewalt fogar ausſchließlich beim Parla- 
ment. Nunmehr iſt alſo die Teilung der Gewalten vollkommen: Geſetzgebung durch 
die Volksvertretung, Verwaltung durch die Landesherren oder (ſeit 1918) die Landes. 
regierung; Rechtſprechung durch unabhängige Gerichte. Die parlamentariſche Geſetz · 
gebung bemächtigte ſich naturgemäß nun auch der Verwaltung, und das Schöpferiſche 
des Verfaſſungsftaates für das Verwaltungsrecht in Reich und Ländern lag immerhin 
darin, daß die Geſetzgebungsgewalt nunmehr über der Verwaltung ſtand, von ihr 
losgelöſt war und damit die Verwaltung in ihrer rechtlichen Ordnung dem Geſetz⸗ 
geber unterworfen wurde. Das verſteht man unter dem ſogenannten „Rechtsſtaat“ 
im liberaliſtiſchen Sinne. So iſt zur Kontrolle der öffentlichen Verwaltung in 
Preußen das Oberverwaltungsgericht durch Geſetz von 1875 errichtet, in Bayern der 
Verwaltungsgerichtshof durch Geſetz von 1878, uſw. 

1871 erſtand das deutſche Reich wieder, und zwar auch als Verfaſſungsſtaat, und 
demgemäß war auch die Möglichkeit und Notwendigkeit zur Begründung eines 
Reichsverwaltungsrechts gegeben. Davon hat das Reich von 1871 bis 1918 nicht 
viel Gebrauch gemacht; denn feine Machtbefugniſſe gegenüber den deutſchen Bundes⸗ 
ſtaaten Bismarckſcher Prägung waren beſchränkt, und eine unmittelbare Reichs- 
verwaltung gab es nur auf gewiſſen Sondergebieten (z. B. Zölle, Poſt, Sozial- 
derſicherung). Anders wurde es nach dem Amſturz von 1918 durch die Verfaſſungs⸗ 
urkunde von Weimar vom 11. Auguſt 1919, die das Streben des Reiches nach Aus- 
dehnung ſeiner Machtbefugniſſe gegenüber den Ländern immerhin ſtärker erkennen 
ließ. Insbeſondere ſchrieb die Verfaſſung in Artikel 107 die Schaffung von Ver- 
waltungsgerichten „zum Schutze des einzelnen gegen Anordnungen und Verfügungen 
der Verwaltungsbehörden für Reich und Länder“ vor. Trotzdem iſt es zur Schaffung 
eines Reichsverwaltungsgerichts bis zum Ende der Weimarer Republik nicht 
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5. Nach der nationaljozialiftiichen Erhebung 

Durch das Geſetz über den Neuaufbau des Reiches vom 30. Januar 1934 find die 
Hoheitsrechte der Länder auf das Reich übertragen und die Landesregierungen der 
Reichsregierung unterſtellt. Mit dem Aufhören der Länderſouveränität hat auch die 
Selbſtändigkeit der Länderverwaltung aufgehört, und es kann im eigentlichen Sinne 
nur noch ein Reichsverwaltungsrecht geben. Es iſt aber eine gewaltige und lange 
Zeit beanſpruchende Aufgabe, die Vielgeſtaltigkeit der Länderverwaltungsrechte zu 
beſeitigen und ein einheitliches Neichsverwaltungsrecht zu ſchaffen. Die Reichs- 
regierung hat deshalb zunächſt den Weg gewählt, daß fie „die Wahrnehmungen der 
Hoheitsrechte, die von den Ländern auf das Reich übergegangen find, den Länder ; 
behörden zur Ausübung im Auftrage und im Namen des Reichs inſoweit übertragen 
hat, als das Reich nicht allgemein oder im Einzelfalle von dieſen Rechten Gebrauch 
macht“, und weiter beſtimmt, daß „die oberſten Landesbehörden im Rahmen ihres 
Aufgabenkreiſes den Anordnungen der zuſtändigen Reichsminiſter Folge zu leiſten 
haben“. (Durchführungsverordnung des Reichsminiſters des Innern vom 2. 2. 1934.) 
So iſt das Landes verwaltungsrecht vorläufig noch in geſchloſſenem Amfange erhalten 
geblieben. Deshalb muß im ſolgenden auch das Verwaltungsrecht der Länder noch 
zur Darſtellung kommen, wobei im weſentlichen auf das preußiſche Verwaltungsrecht 
abgeſtellt werden ſoll, und es wird zweckmäßigerweiſe ſogar im beſonderen Teil vor 
dem Reichsverwaltungsrecht behandelt, weil es geſchichtlich älter iſt und vor allem 
den hervorragendſten Teil allen Verwaltungsrechts, das Gebiet der allgemeinen 
Landesverwaltung enthält, während das RNeichsrecht vorwiegend Sondergebiete 
betrifft. Bei der jetzigen Abergangsregelung wird der nationalſozialiſtiſche Staat 
nicht ſtehen bleiben. Er wird es nicht bei dem Erfahrungsſatz aus früheren Staats- 
umwälzungen bewenden laſſen: „Verfaſſungsrecht vergeht, Verwaltungsrecht 
beſteht,“ ſondern auch hier grundlegend Neues ſchaffen, damit auch die Verwaltung 
und ihr Eigenleben bis in die feinſte Veräſtelung ihre Erneuerung findet. Gerade 
die Neugeſtaltung des Verwaltungsrechtes im Sinne einer Vereinheitlichung für das 
ganze Reichsgebiet, einer Vereinfachung, um es auch für jeden Volksgenoſſen ver- 
ſtändlich und für den Beamten handlich zu machen, einer Abkehr von feinen bis ⸗ 
herigen formaliſtiſchen und liberaliſtiſchen Elementen und einer Beſeitigung aller 
veralteten und fſinnlos gewordenen landſchaftlichen Eigentümlichkeiten, die auf dieſem 
Gebiete im Gegenſatz zum Kulturellen im allgemeinen keinen Anſpruch auf Erhaltung 
haben, zumal ſie nie volkstümlich geweſen ſind, wird dem Staatsbau des Dritten 
Reiches in beſonderem Maße Feſtigkeit verleihen. Schon find in der Stille Kräfte 
am Werke, die ſich der dringlichen Aufgabe der Schaffung eines einheitlichen Ver⸗ 
waltungs verfahrens angenommen haben, und im Fortſchreiten der RNeichsreform ; 
arbeiten nimmt die Reform des Verwaltungsrechts eine bedeutſame Stellung ein. 
Solange und ſoweit der nationalſozialiſtiſche Staat von ſeinem Geſetzgebungsrecht 
auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts noch nicht umfaſſenden Gebrauch gemacht 
hat, bewegt ſich die öffentliche Verwaltung in den bisherigen Formen, deren Herkunft 
aus liberaliſtiſcher Zeit oft unverkennbar iſt. Gerade deshalb muß ſich der Beamte 
bemühen, die alten Formen mit neuem Geiſt zu erfüllen und auch das in einem andern 
Zeitgeiſt entſtandene Verwaltungsrecht im wahrhaft nationalſozialiſtiſchen Sinne zu 
handhaben. 


Ill. Allgemeine Grundlagen des Derwaltungsrechts 


1. Die Quellen des Derwaltungsrechts 

a) Allgemeine Quellen 
Wie alles Recht findet auch das Verwaltungsrecht feine Quellen in Geſetzen, Rechts- 
verordnungen, autonomen Satzungen und im Gewohnheitsrecht. 
Geſetze find die Rechtsnormen, die von den verfaſſungsmäßigen Organen des Staates 
beſchloſſen und verkündet find. Rechtsverordnungen find die Rechtsnormen, die von 
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einer Verwaltungsbehörde erlaſſen find, der das Verordnungsrecht von den ver- 
faſſungsmäßigen Organen des Staates innerhalb gewiſſer Grenzen beſonders über- 
tragen iſt. Autonome Satzungen find die von einer öffentlich rechtlichen Körperſchaft 
nur für ihre Mitglieder geſchaffenen Rechtsvorſchriften. Gewohnheitsrecht entſteht 
durch lange, ununterbrochene Rechtsausübung auf Grund einer Rechtsüberzeugung. 
Die Bedeutung dieſer einzelnen Rechtsquellen iſt durch die Zeiten eine verſchiedene 
gewefen. Arſprünglich beruhte das Verwaltungsrecht wie alles andere Recht faſt 
ausſchließlich auf dem Herkommen, dem Gewohnheitsrecht; dann bemächtigte ſich der 
Verwaltung vor allem das Verordnungsrecht des Landesherrn und erſt feit der Ent- 
ſtehung der Verfaſſungen gibt es Geſetze im eigentlichen Sinne, d. h. Rechtsſatzungen, 
die von einer von der oberſten Verwaltung mehr oder weniger unabhängigen und ihr 
übergeordneten Stelle ſtammen. In der abſoluten Monarchie waren Geſetz und Ver 
ordnung nicht weſensverſchieden, beide gingen auf die freie Entſchließung des Landes⸗ 
herren zurück. Seitdem kann dagegen das Verordnungsrecht wirkſam nur da Recht 
ſchaffen, wo der Geſetzgeber es ausdrücklich zuläßt und eine beſondere Abertragung 
der rechtſchaffenden Befugnis vorgenommen hat. Dabei handelt es ſich nur um Rechts- 
verordnungen zum Anterſchied von Verwaltungsverordnungen, die nur für die nach ; 
geordneten Behörden maßgebend find, alſo kein Recht für die Allgemeinheit ſetzen. 
Die autonome Satzung hat ihr weites Anwendungsgebiet für das Verwaltungsrecht 
beſonders durch die Selbſtverwaltung der Städte und Gemeinden, Kreife und Pro- 
vinzen erhalten; juriſtiſche Perſonen des Privatrechts haben das autonome Satzungs- 
recht nicht, ihre Satzungen ſchaffen nur Privatrechte und Privatverbindlichkeiten. 
Gegenſtand aller dieſer Verwaltungsrechtsquellen find alle Gegenſtände der öffent- 
lichen Verwaltung, wie die Organiſation der unmittelbaren und mittelbaren Staats- 
behörden, ihre örtliche und ſachliche Zuſtändigkeit, die Beamtenverhältniſſe, die 
Steuern und Abgaben, das Gewerbeweſen, Eiſenbahn und Poſt, die öffentlichen Ver⸗ 
ſicherungen, die Polizei, Schule, Land. und Forſtwirtſchaft uſw. 

Alle dieſe Rechtsquellen behalten ihre Bedeutung auch im nationalſozialiſtiſchen 
Staate. Auch der Führerſtaat bedarf der Formen, um feinen Willen für alle ver- 
bindlich zu ſetzen. Er wird dabei nicht nur allen unnötigen Formalismus beſeitigen, 
beſonders wo dieſer das Weſen der Dinge, den Sinn der Volksgemeinſchaſt, ver- 
wirrt oder zerſtört hat, ſondern er wird die alten Quellen mit neuem Geiſte faſſen und 
in das große Bett nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung leiten. Dabei iſt die 
Schaffung neuen geſetzten Rechtes jetzt beſonders erleichtert, weil es nicht mehr, wie 
im parlamentariſchen Staat, des Zuſammenwirkens aller möglicher Stellen bedarf, die 
zudem nicht das Geſamtwohl des Volkes im Auge hatten, vielmehr Sonderintereſſen 
zu dienen pflegten; Geſetze und Verordnungen gelangen jetzt auf ſehr vereinfachte 
Weiſe zur Entſtehung, wobei es im Grunde nur auf die geſetzgeberiſche Initiative des 
Führers ankommt. 

Darüber hinaus wird ſich, je mehr das nationalſozialiſtiſche Gedankengut zur allge- 
meinen Volksüberzeugung wird, eine in gewiſſem Amſange neue Art Gewohnheits⸗ 
recht bilden, das die gerade in dieſer Zeit allgemeinen Ambruches und ſtärkſter Am⸗ 
wertung bisheriger Werte vielfach entſtehenden Lücken des überkommenen geſetzten 
Rechts ausfüllt, es ergänzt und in zeitgemäßem Sinne fortbildet, ſowie feine An- 
wendung in beſtimmte Richtung lenkt. Dabei wird das ſonſtige Erfordernis des 
Gewohnheitsrechts, die längere Abung, erſetzt durch die in der Geſchichte bisher 
nicht dageweſene elementare Wucht des Eindringens einer neuen Staatsidee, 
der nationalſozialiſtiſchen, in das Volksdenken, das ſich in ungeahnter Schnelligkeit 
zu einer Nechtsüberzeugung ſtarker Art verdichtet. Der geſunde Sinn des Volkes, 
die Erfahrung der Verwaltungsbeamten und die immer anzuſtellende Aberlegung, ob 
nicht der Geſetzgeber bei der jetzt erleichterten Form der Rechtsſetzung abſichtlich eine 
Regelung unterließ, verhütet dabei ohne weiteres die Gefahr des Entſtehens einer 
gewiſſen Rechtsunſicherheit, der Angewißheit, was im einzelnen nun Rechtens fein 
ſoll, eine Gefahr, die übrigens bei weitem nicht ſo groß iſt als die, daß überkommene 
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Rechtsvorſchriſten ohne innere Beziehung zur neuen Staatsidee oder gar in offenem 
Widerſtreit mit ihr zur Anwendung gelangen. Dabei iſt ſelbſtverſtändlich, daß nicht 
jede programmatiſche Außerung auch der höchſten Stelle ſofort als geltendes Recht 
angeſehen werden darf. Der Führer bekennt ſich felbft zum Gedanken der allmählichen 
Entwicklung und hat ſich vorbehalten, ihr Tempo zu beſtimmen, wobei der vorwärts⸗ 
drängende politiſche Willen der eigentlichen Rechtſchaffung naturgemäß immer ein 
Stück vorauseilen muß. 


b) Rechts- und Verwaltungsverordnungen 


Die für das Verwaltungsrecht häufigſte Rechtsquelle iſt im modernen Staate die 
Rechtsverordnung. Alle neueren Verfaſſungen enthalten die Beſtimmung, daß unter 
ungewöhnlichen Amſtänden ſtatt des Geſetzgebers die Verwaltung zum Erlaß von 
RNechtsverordnungen mit Geſetzeskraft befugt fein ſoll: To bei Gefährdung oder zur 
Wiederherſtellung der bereits geſtörten öffentlichen Sicherheit und Ordnung oder zur 
Beſeitigung eines ungewöhnlichen Notſtandes überhaupt (RVerf. Art. 48; Preuß. 
Verf. Art. 55; Bayr. Verf. SS 61, 64; Sächſ. Verf. Art. 40). Von dieſer ver- 
faſſungsmäßigen Ermächtigung hat z. B. das Reich in den Jahren 1931, 1932 in 
immer zunehmendem Maße Gebrauch gemacht, ſo daß dieſe Notverordnungen auf 
Grund des Art. 48 Abſ. 2 zahlreicher wurden als die förmlichen Geſetze, und zwar 
gerade auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts: z. B. die Verordnungen des Reichs- 
präfidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 5.6.1931 und zur Be⸗ 
kämpfung politiſcher Ausſchreitungen vom 6. 10. 1931, zum Schutze des inneren 
Friedens vom 8. 12. 1931, zum Schutze der Wirtſchaft vom 9. 3. 1932, über ſteuerliche, 
wirtſchafts⸗ und zollpolitiſche Maßnahmen vom 19. 3. 1932, über Maßnahmen zur 
Erhaltung der Arbeitsloſenhilfe und Sozialverſicherung ſowie zur Erleichterung der 
Wohlfahrtslaſten der Gemeinden vom 14. 6. 1932, zur Belebung der Wirtſchaft vom 
4. 9. 1932, zur Erhaltung des inneren Friedens vom 19. 12. 1932. 


Neben dieſer durch die Verfaſſungen bereits erteilten Ermächtigung ſteht die ebenſalls 
generelle Ermächtigung durch beſonderes Geſetz in Ausnahmefällen, ſo jetzt nach der 
nationalſozialiſtiſchen Erhebung auf Grund der Beſchlüſſe der Geſetzgebungsorgane 
in Reich und Ländern (Reichsgeſetz zur Behebung der Not von Volk und Reich vom 
24. 3. 1933, Preußiſches Geſetz zur Behebung der Not von Volk und Land vom 1.6. 
1933). Danach können Reichs. und Landesgeſetze ſogar unter Abänderung der be- 
ſtehenden Verfaſſungen (1) durch die Reichs⸗ und Landesregierung erlaſſen werden. 
Auch hier handelt es ſich um eigentliche Rechtsverordnungen mit Geſetzeskraft, nicht 
um formelle Geſetze, auch wenn ſie als ſolche verkündet werden. Aber während die 
erſteren (auf Grund der Verfaſſungsurkunden) nur vorläufigen Charakter haben und 
ſogar einer erleichterten Aufhebung durch die Parlamente unterliegen, wollen die auf 
Grund der beſonderen Ermächtigungsgeſetze durch die Reichs⸗ und Landesregierung 
erlaſſenen nationalſozialiſtiſchen Nechtsſatzungen Dauercharakter haben; hier handelt 
es ſich um eine echte — wenn auch befriftete — Geſetzgebungsdelegation. Sie find 
gerade die Quellen neueſten Verwaltungsrechtes geworden und werden es weiter ſein, 
wie im beſonderen Teil darzuſtellen iſt. 


Den Rechtsverordnungen mit Geſetzeskraft (Ausnahme-, Notverordnungen) ſtehen die 
einfachen Nechtsverordnungen gegenüber. Das find die Ausführungs- und Durch⸗ 
führungsverordnungen ſowie die Polizeiverordnungen. Sie find von jeher die 
eigentliche Quelle des Verwaltungsrechts im beſonderen und regeln die Sonder 
gebiete der Verwaltung verbindlich für die Geſamtheit. Dabei beruhen die Aus- 
führungs⸗ und Durchführungsverordnungen auf einem Sonderauſtrag des fie veran- 
laſſenden Geſetzes. Nicht einmal die oberſte Reichs⸗ oder Landesbehörde braucht ſie 
zu erlaſſen, auch Einzelminiſter und nachgeordnete Behörden werden zu ihrem Erlaß 
ermächtigt. Polizeiverordnungen find Rechtsnormen unter Strafandrohung zur Auf⸗ 
rechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung; fie gehen von den Polizei- 
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behörden aus, im Reich z. B. auf Grund der mannigfachen Vorſchriften der Gewerbe ⸗ 
ordnung, in den Ländern auf Grund der Polizeiverwaltungsgeſetze (z. B. Preußens 
vom 1. 6. 1931) oder der Polizei⸗Strafgeſetzbücher (3. B. ſüddeutſche Länder). 


Allen dieſen geſetzesgleichen oder einfachen Rechtsverordnungen ſtehen endlich die Ver⸗ 
waltungsverordnungen gegenüber. Sie enthalten keine Rechtsvorſchriften, ſondern 
lediglich Anweiſungen an die nachgeordneten Behörden. Sie find alſo keine Rechts- 
quellen des Verwaltungsrechts, ſondern einfache Verwaltungsvorſchriften, Organi- 
fationg- und Zuſtändigkeitsanordnungen für den inneren Behördenbetrieb, Dienit- 
anweifungen für den Geſchäftsgang. Hier bedarf es alſo keiner geſetzlichen Ermächti⸗ 
gung, ſondern der Erlaß dieſer Verordnung iſt das ureigene Recht der Verwaltung 
ſelbſt. Trotzdem find hier bei den ſogenannten „Ausführungs Verwaltungs ⸗Verord⸗ 
nungen“, das find allgemeine Verwaltungsvorſchriften zur Ausführung von 
Reichs- und Landesgeſetzen, gewiſſe Beſchränkungen gegeben (Art. 77 RBerf.; Art. 40 
Preuß. Verf.; 8 61 Bayr. Verf.). 


2. Die Träger der Verwaltung. Die Behörden 

Träger der öffentlichen Verwaltung iſt jetzt das Reich allein, nachdem durch das 
Geſetz über den Neuaufbau des Reiches vom 30. 1. 1934 die Hoheitsrechte der Länder 
auf das Reich übergegangen ſind und die Länderregierungen der Reichsregierung 
unterſtellt find (fiehe Seite 5). Die Länder verwalten nur noch im Auftrage 
und im Namen des Reiches; aber ebenſo wie das Reich durch das angegebene Geſetz 
die Wahrnehmung der Hoheitsrechte (die Verwaltung) den Landesbehörden zur Aus- 
übung überlaſſen hat, fo haben Reich und Länder ſchon früher bei dem immer mehr 
zunehmenden Aufgabenkreis nicht alle Aufgaben ſelbſt erfüllen können und nach dem 
Aufkommen der Anſchauung von der Selbſtverwaltung auch nicht ſelbſt erfüllen 
wollen. Sie haben deshalb gewiſſe Aufgaben anderen bereits vorhandenen oder zu 
dieſem Zwecke der Wahrnehmung von Hoheitsrechten gegründeten Körperſchaften 
und Anſtalten übertragen. Das find kraft ihrer öffentlich⸗ rechtlichen Verwaltungs- 
befugniffe die öffentlichen Körperſchaften und Anſtalten. Sie unterfcheiden ſich 
untereinander dadurch, daß erſtere öffentlich rechtliche Verbände von Perſonen find, 
letztere lediglich öffentliche Verwaltungsvermögen zu beſtimmten öffentlichen Zwecken 
(Eiſenbahn, Poſt, Reichsbank). Die öffentlich- rechtlichen Körperſchaften trennen ſich 
wieder in Gebietskörperſchaften (Gemeinden, Gemeindeverbände) und Vereinskörper⸗ 
ſchaften (die Körperſchaften der Sozialverſicherung: Krankenkaſſen, Berufsgenoſſen 
ſchaften, Landesverſicherungsanſtalten, ferner die Kirchen und jetzt auf Grund der 
neueſten Geſetzgebung die öffentlichen Körperſchaften des berufsſtändiſchen Aufbaues, 
alſo die Reichskulturkammer mit Reichsſchrifttums⸗, Neichspreſſe⸗, Neichs rundfunk, 
Reichstheater , Reichsmuſik⸗, Reichsſilmkammer und Neichskammer der bildenden Künſte 
[Reichsgeſetz vom 22. 9. 1933] Reichsnährſtand [Reichsgeſetz vom 13. 9. 1933. Alle 
dieſe öffentlich⸗ rechtlichen Verbände leiten ihre Verwaltungsbefugniſſe vom Staate 
(Reich) ab. Ihre Aufgaben find ihnen teils zur Durchführung unter eigener Verant⸗ 
wortung übertragen und damit zu eigener Angelegenheit der Verwaltungskörper⸗ 
ſchaft geworden, fo beſonders die kommunale Selbſtverwaltung, teils find fie ihnen 
nur zur Ausübung nach Anweiſung der Staatsorgane unter Beſtehenbleiben von 
deren Verantwortung übertragen worden; in letzterer Hinſicht ſpricht man von Auf⸗ 
tragsangelegenheiten (Ortspolizei, Fürſorgeerziehung, Standesamtsſachen, Wahl; 
angelegenheiten bei den Gemeinden und Gemeindeverbänden). Jetzt ſind auch alle 
bisherigen Angelegenheiten der Länder Auftragsangelegenheiten des Reiches. Alſo 
alle öffentliche Verwaltung leitet ſich jetzt vom Reich ab. Soweit fie nicht unmittel- 
bare Auftragsangelegenheit des Reiches oder der Länder, vielmehr „Selbſtverwal⸗ 
tung“ iſt, ſtellt man ſie der allgemeinen Landesverwaltung gegenüber. Daß auch die 
Selbſtverwaltung, insbeſondere die kommunale, Teil der Staats- (Reichs-) Gewalt iſt, 
zeigt ſich darin, daß fie der Auffiht des Staates (Reiches) unterworfen tft und die 
Staatsorgane für eine geſetzmäßige Verwaltung zu ſorgen haben. Ja, gewiſſe 
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Handlungen der Selbſtverwaltung bedürfen zu ihrer Wirkſamkeit ſogar der Genehmi- 
gung der Aufſichtsbehörde (ſo z. B. Preuß. Gemeindeverfaſſungsgeſetz vom 15. 12. 
1933, 88 58 bis 68, „Von der Staatsaufſicht“). 

Zur Ausführung der öffentlichen Verwaltung bedienen ſich die Verwaltungsträger 
beſtimmter Organe, der Behörden. Dieſe handeln durch ihre Mitglieder, die Be⸗ 
amten, kraft öffentlich⸗ rechtlichen Auftrags im Innenverhältnis und kraft öffentlich- 
rechtlicher Vollmacht nach außen im Nahmen ihrer Zuſtändigkeit, ihres Amtes. Das 
Beamtenverhältnis entſpricht alfo etwa dem bürgerlichen Rechte (Dienſtverhältnis), 
es iſt aber durch feinen öffentlich⸗ rechtlichen Charakter weſentlich von ihm nach Ent- 
ſtehung, Beendigung und Inhalt geſchieden. Darüber wird Näheres in beſonderen 
Abhandlungen dieſes Sammelwerkes geſagt. 


Man unterſcheidet ſchon frühzeitig im Landesverwaltungsrecht die büromäßig organi- 
ſierten Behörden von den Kollegialbehörden, je nachdem die zuſtändigen Entſchei⸗ 
dungen von einem Beamten oder von mehreren im Zuſammenwirken zu geſchehen 
haben. Das büromäßige Syſtem iſt naturgemäß das ältere; in dem kollegialen Zu- 
ſammenwirken mit Beratung und Abſtimmung nach Mehrheiten glaubte man dann in 
wichtigen Angelegenheiten eine größere Gewähr für die Richtigkeit der Entfchei- 
dungen zu ſehen. Jetzt aber iſt man gerade im nationalſozialiſtifchen Staate auf 
Grund des Führerprinzips grundſätzlich zum Einmannſyſtem zurückgekehrt. Nur bei 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit, die wie die bürgerliche Rechtspflege unabhängige 
Rechtſprechung iſt, bleibt, wie bei der Juſtiz, die kollegiale Entſcheidung aufrecht ⸗ 
erhalten (ſiehe darüber die ſpäteren Ausführungen ©. 13/14). 

Die Verwaltungsbehörden find einander nachgeordnet und man ſcheidet überall obere, 
mittlere und untere Behörden und Beamte. Die nachgeordnete Behörde und der 
nachgeordnete Beamte iſt der vorgeordneten zum Gehorſam in allen dienſtlichen Un- 
gelegenheiten verpflichtet. Die Verwaltungsbehörden und »beamten ſind keine 
Organe mit beſonderer Rechtsperſönlichkeit (juriſtiſche Perſonen), alſo nicht Träger 
ſelbſtändiger Rechte und Pflichten kraft eigenen Nechts. Alle Wirkungen ihrer Hand⸗ 
lungen berechtigen und verpflichten den Staat (das Reich), und nur ſoweit fie Be⸗ 
hörden und Beamte anderer öffentlicher Körperſchaften oder Anſtalten find, alſo 
insbeſondere der Selbſtverwaltung, berechtigen und verpflichten ſie dieſe. 


3. Arten und Formen der Derwaltungshandlungen 

Die öffentliche Verwaltung äußert ſich in Berwaltungshandlungen; das find alle 
Handlungen der Behörden, die zur Verwirklichung der Staatsaufgaben auf Herbei⸗ 
führung eines öffentlich-rechtlichen Erfolgs gerichtet find. Dieſe Handlungen find 
Hoheitsakte, d. h. Ausfluß der obrigkeitlichen Gewalt des Staates oder der öffent⸗ 
lichen Körperſchaften gegenüber ihnen untergeordneten Perſonen oder Organen; 
ſoweit der Staat z. B. als Fiskus oder ſonſt gleichberechtigte Vertragspartei tätig 
wird, liegt regelmäßig kein Akt der öffentlichen Verwaltung vor, ſondern ein Rechts- 
geſchäft des bürgerlichen Rechts. 

Zu unterſcheiden find drei Arten von Verwaltungshandlungen: Erlaß von Verord- 
nungen, Verwaltungsverfügungen und öffentlich⸗rechtliche Verträge. 


a) Verordnungen 
Verordnungen find allgemeine Rechtsnormen, d. h. Anordnungen, die ſich nicht auf 
einen Einzelfall, ſondern auf eine Geſamtheit allgemein vorausgeſetzter Tatbeſtände 
beziehen und an dieſe ebenfo allgemein beſtimmte Rechtsfolgen knüpſen. Hierher gehören 
vor allem die Polizeiverordnungen. Soweit es ſich um allgemeine Rechts 
ſatzung handelt, nicht um reine Verwaltungsverordnungen (fiehe vorſtehend S. 7/8), 
find fie an ſich Begenftand der Geſetzgebungsfaktoren. Verwaltungs behörden können 
ſie nur auf Grund beſonderer geſetzlicher Ermächtigung erlaſſen. Werden ſie nicht 
von unmittelbaren Staatsbehörden, ſondern von den mittelbaren Behörden der 
öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaften erlaſſen (3. B. von Gemeinden und Gemeinde ⸗ 
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verbänden), nennt man ſie Statuten oder Ortsſatzungen. Sowohl Verordnungen wie 
Statuten bedürſen der für ihr Zuſtandekommen geſetzlich vorgeſchriebenen Form und 
der Veröffentlichung durch die zuſtändigen Stellen, ähnlich wie die Geſetze ſelbſt 
Erfüllen ſie dieſe Vorausſetzungen nicht, ſo ſind ſie nichtig. 


b) Verwaltungsverfügungen 

Hier handelt es ſich um den Erlaß von Einzelanordnungen. Dieſe richten ſich auf 
Grund allgemeiner Rechtsnormen an eine Einzelperſon auf Grund eines beſtimmten 
vorliegenden Tatbeſtandes (z. B. Polizei verfügungen). Sie find der Haupt- 
gegenſtand jeder öffentlichen Verwaltung, das Mittel, um die Staatsaufgaben im 
laufenden Geſchäftsgang zu verwirklichen und bis ins einzelne ſicherzuſtellen. Dieſe 
Verwaltungsverſügungen oder Verwaltungshandlungen (Verwaltungsakte) im 
engeren Sinne müſſen geſetzmäßig fein, d. h. auf den allgemeinen Geſetzen und den 
Verwaltungsgeſetzen insbeſondere, oder den auf Grund von geſetzlicher Ermächtigung 
ergangenen anderen allgemeinen Rechtsnormen beruhen. Verwaltungs handlungen, 
die gegen dieſe geſetzlichen oder geſetzesgleichen Vorſchriften verſtoßen, find nicht 
rechtsbeſtändig. Wie dies geltend zu machen iſt, darüber wird unter 4 zu ſprechen 
fein. Die geſetzlichen Schranken können pofitive fein, indem an einen beſtimmten Tat- 
beſtand die Notwendigkeit einer beſtimmten Maßnahme geknüpft wird; ſie 
können auch negative ſein, indem ein Eingreifen der Verwaltung ausgeſchloſſen oder 
nur unter beſtimmten Vorausſetzungen zugelaſſen wird. In letzterer Hinſicht ſpielten 
bisher die ſogenannten „Grundrechte des Volkes“ eine beſondere Rolle: perſönliche 
Freiheit, Anverletzlichkeit des Eigentums und der Wohnung, Freizügigkeit, Glaubens-, 
Gewiſſens⸗, Preſſefreiheit, Verſammlungsfreiheit uſw. 

Innerhalb der geſetzlichen Vorſchriften iſt aber im Recht allgemein und im Ver- 
waltungsrecht im beſonderen ein großer Raum für freies Handeln gelaſſen, den man 
im Verwaltungsrecht den Raum des freien Ermeſſens nennt. Das iſt der eigentliche 
materielle Wirkungskreis der Verwaltungsbehörden. Dieſes Ermeſſen kann felbit- 
verſtändlich nur ein pflichtgemäßes, den öffentlichen Intereſſen dienendes ſein. Es 
hat ſich jeweils nach den Richtlinien der oberſten Staatsführung zu richten und iſt 
im Laufe der Zeit demgemäß verſchieden je nach den wechſelnden Anſchauungen über 
die Aufgaben des Staates (z. B. Bedürfnisfrage bei vielen gewerblichen Betriebs. 
zulaſſungen, die Frage des öffentlichen Intereſſes bei Enteignungen, die Frage des 
Schutzes der öffentlichen Sicherheit und Ordnung in Polizeiſachen). 


Solche Fragen find vom liberaliſtifchen Staate ganz anders beantwortet worden, als 
fie nunmehr vom nationalſozialiſtiſchen Staate aufgefaßt werden. Man ſpricht 
deshalb beſſer nicht vom freien Ermeſſen der Verwaltungsbehörden, ſondern vom 
verwaltungsmäßigen Ermeſſen der Behörden, denn völlig frei iſt dieſes Ermeſſen 
nicht, im Führerſtaat des Nationalſozialismus weniger denn je. Aber entraten kann 
und will auch dieſer des verwaltungsmäßigen Ermeſſens nicht, weil die öffentliche 
Verwaltung als politiſche Angelegenheit immer beweglich bleiben, ſich den jeweiligen 
Lebens ⸗ und Wirtſchaftsbedürfniſſen anpaſſen muß und nicht erſt auf Nechtsſätze 
warten kann. Das iſt der große und weſentliche Anterſchied zwiſchen öfſentlicher 
Verwaltung und Rechtſprechung. Erſtere iſt im mehr oder weniger weit geſpannten 
Rahmen der Geſetze Ermeſſensſache, entſcheidet nach der Zweckmäßigkeit der zu 
treffenden Maßnahme, der Notwendigkeit, Angemeſſenheit, Billigkeit in den ver- 
ſchiedenen Abſtufungen des Ermeſſens, dieſe iſt unmittelbare Rechtsanwendung und 
Ausſpruch, was Nechtens iſt. Allerdings gibt es auch auf dem Gebiete der Zuftiz 
reine Verwaltungsakte, nämlich abgeſehen von der Verwaltung ihrer eigenen Ange ; 
legenheiten die „freiwillige Gerichtsbarkeit“: Vormundſchafts⸗, Perfonenftands-, 
Nachlaßſachen, Vereins-, Schiffs-, Güterrechtsregiſter ufſw. Dieſe Angelegenheiten 
ſtehen im Gegenſatz zur ſtreitigen Gerichtsbarkeit und find den Gerichten nur kraft 
ausdrücklicher Vorſchriften und auf Grund landesrechtlicher Entwicklung n 
fie find eigentlich öffentliche Verwaltungsangelegenheiten. 
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Die Formen der Außerung der Verwaltungsakte find verſchieden. Allgemeine Vor⸗ 
ſchriften beſtehen nicht; man unterſcheidet mündliche und ſchriftliche Form, während 
die im bürgerlichen Recht weiter vorkommenden Formen der öſſentlichen Beglaubi- 
gung, öffentlichen Beurkundung uſw. naturgemäß fortfallen, da es ſich ohnehin um 
Außerungen von Behörden, alſo mit öffentlichem Glauben verſehenen Stellen handelt. 
Die mündliche Form iſt die Ausnahme; fie iſt nur da die Regel, wo fie nach den Am⸗ 
ſtänden die gegebene iſt, beſonders im Polizeiweſen (z. B. Auflöſung einer Ver⸗ 
ſammlung), ſie kann auch in ſtillſchweigender Duldung beſtehen (3. B. iſt Anterlaſſung 
eines an ſich möglichen Verbotes auch eine Verwaltungs handlung, eine negative, 
wenn ſie Gegenſtand der behördlichen Aberlegung geweſen iſt). Die ſchriftliche Form 
— Namensunterſchriſt des verantwortlichen Beamten — iſt im Verwaltungsleben 
die häufigere und eigentlich regelmäßige; fie gibt Rechtsſicherheit und beſonders dann, 
wenn die ſchriftliche Verwaltungsverfügung noch mit der formellen Zuſtellung ver- 
bunden iſt; fo, wenn Rechtsmittel oder Strafandrohung gegeben find und Tatſache 
und Zeitpunkt des Zugehens der Verwaltungsverfügung feſtgeſtellt werden ſollen. 
Iſt die Verwaltungsverfügung an eine Mehrheit von Perſonen gerichtet (z. B. Auf- 
forderung zur Steuererklärung, zur Einſicht der Wählerliſte), ſo iſt die Form gewahrt 
durch öffentliche Bekanntmachung in amtlichen Blättern oder in den Zeitungen, durch 
Plakatanſchlag oder durch Aushang an ortsüblichen Stellen. 


Da die öffentliche Verwaltung im weſentlichen eine politiſche Angelegenheit, eine 
auf Verwirklichung der allgemeinen Staatsziele gerichtete Zweckmäßigkeitshandlung 
iſt im Gegenſatz zur Rechtspflege, wird ſie auch regelmäßig nicht wie dieſe erſt auf 
Antrag tätig. Vielmehr haben die Verwaltungsbehörden das ihnen erſorderlich 
oder zweckmäßig Erſcheinende von Amts wegen zu tun. Wird jemand von der Ver⸗ 
waltungsverfügung betroffen, ſo wird er, wenn angängig, vorher gehört werden, im 
übrigen wird die Verfügung die Amſtände, wegen deren ſie erfolgt iſt, den Be⸗ 
troffenen klar erkennen laſſen müſſen, z. B. als Begründung ſchriftlich enthalten 
müffen. 


Iſt die vorgeſchriebene Schrift- oder Verkündungsform nicht gewahrt, fo iſt die Ver- 
waltungs handlung nichtig, d. h. hat keinerlei Rechtswirkung (3. B. Nichtzugehen an 
den Betroffenen, Erteilung einer gewerblichen Genehmigung ohne Schriftform, 
§ 16 GewO. — Anſtellung eines Beamten ohne Aushändigung der Beſtellungsurkunde 
— 51 des Reichsbeamtengeſetzes i. d. F. vom 30. 6. 1933). Nichtig iſt auch jede Ver⸗ 
waltungsverfügung, die von einer oſfenſichtlich ſachlich oder örtlich unzu⸗ 
ſtändigen Behörde erlaſſen iſt, ferner die gegen die Strafgeſetze verſtößt, unbeſtimmten 
oder unmöglichen Inhalts iſt. Da der Verwaltungsakt als obrigkeitliche Willens⸗ 
erklärung den öffentlichen Glauben, die Autorität der öffentlichen Gewalt, für ſich 
hat, ſo bedarf er zu ſeiner völligen Nichtigkeit der Erkennbarkeit für jedermann. In 
allen übrigen Fällen der Fehlerhaftigkeit (Anzuſtändigkeit im übrigen, fehlerhaftes 
Zuſtandekommen durch Zwang, Irrtum, Täuſchung der Behörde) iſt nur die An⸗ 
fechtung im Wege der einfachen Gegenvorſtellung oder der Beſchwerde oder der 
förmlichen Rechtsmittel gegeben (ſiehe ſpäter S. 12, 18 ff.). 


Sind die Verwaltungs handlungen kundgegeben und nicht ohne weiteres nichtig, To 
iſt ſowohl die Behörde, von der ſie ausgehen, als auch der Betroffene, dem gegenüber 
fie geäußert find, zunächſt daran gebunden. Letzterer kann ſich dagegen wehren, wie 
eben ausgeführt; die Behörde kann ihre Verfügung regelmäßig widerrufen. Nur 
da, wo der Betroffene ein Recht erlangt hat oder der Widerruf von beſtimmten Vor⸗ 
ausſetzungen ausdrücklich abhängig gemacht iſt, iſt der Verwaltungsakt nicht mehr 
frei widerruflich, ſo z. B. eine Beamtenernennung, die Erteilung einer Gewerbe⸗ 
erlaubnis nach der Gewerbeordnung. Bei Anderung der rechtlichen oder tatſächlichen 
Vorausſetzungen oder bei Vorbehalt des Widerrufs iſt dieſer in vielen Fällen er- 
leichtert, er kann aber grundſätzlich immer nur geſchehen zur Wahrung des öffent. 
lichen Intereſſes, darf nie eine Willkürmaßnahme ſein. | 


Band II Beitrag 25 
| Gruppe 1 | Beitrag 252 


12 Weidemann 


c) Offentlich rechtliche Verträge 

Die dritte Art von Verwaltungs handlungen iſt der Abſchluß öffentlich⸗ rechtlicher Ver ⸗ 
träge. Auch fie begründen öffentliche Rechte oder Rechtsverhältniſſe, verändern fie 
oder heben fie auf; aber nur inſoweit fie es tun, find fie Handlungen der öffentlichen 
Verwaltung. Denn die Behörden gehen oftmals Verträge oder Vertragsbeziehungen 
ein, die nicht die ihnen weſenseigene obrigkeitliche Gewalt betreffen, fondern reine 
bürgerliche Rechtsverhältniſſe regeln. Aberall da, wo z. B. das Reich oder Land als 
Fiskus in Betracht kommt oder die Gemeinde (Gemeindeverband) vermögensrechtlich 
wie eine Privatperfon tätig iſt, nehmen fie regelmäßig keine öffentlichen Verwal- 
tungshandlungen vor: Verpachtung oder Vermietung von Neichs⸗, Landes oder 
Gemeindeeigentum oder Kaufgeſchäfte darüber, Vergebung von Arbeiten uſw. Das 
find Rechtsgeſchäfte nach bürgerlichem Recht, keine Verwaltungshandlungen öffent⸗ 
lichen Rechts. 


Verträge als Verwaltungsrechtshandlungen ſind deshalb Verträge zwiſchen Trägern 
der öffentlichen Gewalt, alſo zwiſchen verſchiedenen Ländern oder Reich und Ländern 
oder einem von dieſen und Gemeinden oder Gemeindeverbänden uſw. über Hoheits- 
rechte, alſo z. B. Verlegung der Grenzen, Eingemeindung, Abernahme von öffentlichen 
Laſten in Steuer-, Wege-, Fürſorgeſachen. Solche von den Ländern untereinander 
oder mit dem Reich geſchloſſene Verträge und Verwaltungsabkommen werden übrigens 
kraft ausdrücklicher geſetzesgleicher Vorſchrift durch den Abergang der Hoheitsrechte 
der Länder auf das Reich nicht berührt (82 der Durchführungs⸗VO. vom 2. 2. 1934 
zum Neichsgeſetz über den Neuaufbau des Neiches vom 30. 1. 1934), wie ja auch 
ſonſtige Verwaltungsakte der Länder bis zur Aufhebung in Kraft bleiben. 


Weiter rechnet man zu den öffentlichen Verwaltungsakten die Verträge der Behörden 
mit Einzelperſonen über öffentliche Rechte. Dazu iſt aber zu ſagen, daß dieſe Hand- 
lungen im eigentlichen Weſen einſeitige Verwaltungsakte bleiben und nur in den 
gegebenen Fällen der Mitwirkung Dritter bedürfen. Denn da das Verwaltungsrecht 
öffentliches Recht iſt und daher zwingendes und nicht der Privatabmachung unter- 
liegendes Recht, weil öffentliches Recht der Inbegriff der Staatshoheitsrechte iſt, fo 
können der Hoheitsträger oder ſeine Organe niemals mit den ihnen untergeordneten 
paktieren. Es tft an dem Grundſatz feſtzuhalten, daß Verträge über öffentliche Nechts · 
verhältniſſe zwiſchen den übergeordneten Verwaltungsträgern und den untergebenen 
Staatsbürgern ſchlechthin unzuläſſig und nichtig find (alſo Verträge über die Steuer ⸗ 
laſten uſw.). Die Rechtsgültigkeit kann immer nur durch den inhaltlich und formell 
richtigen Erlaß der für ſolche Fälle vorgeſehenen einſeitigen Verwaltungs verfügung 
geſichert werden. 


4. Derwaltungsuerfahren und Derwaltungsrechtsſchutz 
a) Allgemeines 


Eine geordnete öffentliche Verwaltung bedarf naturgemäß eines geordneten Ver- 
fahrens. Iſt ein an ſich gültiger Verwaltungsakt kundgetan, ſo iſt er damit in der 
Regel noch nicht endgültig, nicht unanfechtbar. Der davon Betroffene kann bei Fehler⸗ 
haſtigkeit die falſche Anwendung ſowohl des Rechts wie der Ermeſſensgrundſätze 
geltend machen. Ob das im Einzelfall geſchehen kann und in welchen Formen es 
geſchehen muß, iſt Gegenſtand des Verwaltungsverfahrens. Man nennt dieſe Mög⸗ 
lichkeit den Verwaltungsrechtsſchutz entſprechend dem Rechtsſchutz im bürgerlichen 
Prozeßverfahren, doch find feine Grundſätze nicht fo ſyſtematiſch ausgebildet und um- 
faſſend wie in jenem. Man unterſcheidet formloſen und förmlichen Rechtsſchutz. 

Auf die Darſtellung von Einzelheiten kann hier verzichtet werden mit Rüdficht darauf, 
daß das preußiſche Verwaltungsrecht auch allgemein angewandte Rechtsgrund ſätze und 
Rechtsformen über den Verwaltungsrechtsſchutz entwickelt hat und dies weiter unten 
ausführlich dargelegt wird. 


— 
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b) Die Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Dieſe Gerichtsbarkeit fteht nach Grund ſatz und Geſchichte im Gegenſatz zur Gerichts ⸗ 
barkeit der bürgerlichen Gerichte, Toll den beſtmöglichen Nechtsſchutz in Verwaltungs ⸗ 
ſtreitſachen, alfo Streitigkeiten öffentlichen Nechts, dem Betroffenen gewährleisten 
und wird durch beſondere Gerichte, die Verwaltungsgerichte, wahrgenommen. Sie 
tritt nur da ein, wo ſie geſetzlich beſonders zugelaſſen iſt, und ſpielt ſich dann regel · 
mäßig in den Formen der ftreitigen Verhandlung ab. Gegenſtand der Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit find im weſentlichen Streitigkeiten zwiſchen Staatsgewalt oder Selbft- 
verwaltung und einzelnen Staatsbürgern, zwiſchen mehreren ſtaatlichen Behörden 
derfelben öffentlichen Körperſchaft (des Neiches, Landes) oder zwiſchen verſchiedenen 
Körperſchaften (des Reiches, des Landes, der Gemeinden uſw.). 


Die Verwaltungsgerichtsbarkeit iſt im liberallſtiſchen Staate bewußt zum Schutze der 
Intereſſen der einzelnen oder der der Staatsgewalt untergeordneten Organe gegen 
die möglichen Abergriffe der Staatsgewalt ausgebildet worden. „Schutz der indivi ⸗ 
duellen Rechte“ war das Schlagwort. Es war auf die Spitze getrieben im Entwurf 
der Frankfurter Reichsverfaſſung von 1849, nach der die Verwaltungsrechtspflege 
ſogar den ordentlichen Gerichten überantwortet werden ſollte, weil man nicht einmal 
den Verwaltungsgerichten genügend traute. Hatte diefe urſprünglich ihren guten 
Sinn gehabt, wenn man vom abſolutiſtiſchen Staate ausging, für den die Antertanen 
nur Objekte einer abſtrakten, wenn auch im Monarchen perſönlich werdenden Staats- 
gewalt waren, der fie ihre Lebensrechte mühſam abringen mußten, fo war die Kon- 
ſtruktion des Verwaltungsrechtsſchutzes im liberaliſtiſch⸗demokratiſchen Staate im 
Grunde genommen viel problematiſcher, da hier der einzelne Staatsbürger durch den 
Grundſatz der Volksſouveränität ſelbſt gewiſſermaßen ein Stück des Staates dar- 
ſtellte, und deshalb die aus den Zeiten des abſolutiſtiſchen Staates überkommene 
gegenſätzliche Stellung von Staat und Bürger eigentlich nicht mehr aufrechterhalten 
werden durfte. Statt deſſen trat ſogar eine Aberſpannung des Verwaltungsrechts⸗ 
ſchutzes ein, die praktiſch zu einer nicht vertretbaren Schwächung der Staatsgewalt 
führte. Beobachtungen letzterer Art mögen der Anlaß dafür geweſen ſein, daß neuer⸗ 
dings verſchiedentlich die Stellung vertreten worden iſt, die Verwaltungsgerichts · 
barkeit hätte überhaupt keinen Raum mehr im nationalſozialiſtiſchen Staate. Diefen 
Abereifrigen hätte ſchon die Tatſache zu denken geben können, daß ſich der national ⸗ 
ſozialiſtiſche Geſetzgeber bereits mit der Verwaltungsgerichtsbarkeit beſchäftigt, ſie 
dabei keineswegs beſeitigt, ſondern nur in einzelnen Beſtimmungen geändert hat. Es 
liegt aber in jener Meinung auch der grundſätzliche Irrtum, als ob es im neuen Staate 
des verwaltungsgerichtlichen Schutzes nicht mehr bedürfe. So wie in ihm keineswegs 
etwa alle wirtſchaftlichen Intereſſengegenſätze ſchlechthin aufgehoben find, ſondern 
nur neue Wege zu ihrer Aberwindung und ihrem Ausgleich gegangen werden, ſo wird 
es auch immer ſubjektiv⸗öfſentliche Rechte geben, und deshalb, weil es ſich um Rechte 
der einzelnen handelt, auch ein gegenüber dem gewöhnlichen Verwaltungsverfahren 
erhöhter RNechtsſchutz notwendig fein, zumal die Verwaltungsbehörden in großem 
Amfange felbft Vermögensträger oder Verwalter find und deshalb ihre Hoheits⸗ 
entſcheidungen nicht immer unbeeinflußt von fiskaliſchen Aberlegungen zu fällen ver- 
mögen. Wegen des möglichen wirtſchaftlichen Intereſſengegenſatzes zu höheren Be⸗ 
hörden find z. B. die Gemeinden und Gemeindeverbände an der Aufrechterhaltung 
des Verwaltungsrechtsſchutzes ſtark intereſſiert. Solche ſubjektiv⸗ öffentlichen Rechte, 
d. h. von der Rechtsordnung anerkannten Anſprüche des einzelnen gegenüber der 
Staatsgewalt auf Willensbetätigung oder als Folge öffentlich⸗ rechtlicher Pflichten 
des einzelnen find z. B. Erteilung einer Bauerlaubnis, einer Gewerbeerlaubnis, Auf- 
nahme in eine öffentliche Schule, Erſtattung zuviel gezahlter Steuern, Rente aus der 
Sozialverſicherung. Es find dies keine politiſchen Rechte, bei denen die Not⸗ 
wendigkeit und Berechtigung verwaltungsgerichtlichen Schutzes ſehr zweifelhaft ſein 
könnte (Freizügigkeit, Glaubens-, Verſammlungsfreiheit, Wahlrecht uſw.), fondern 
öffentliche Rechte, die Einzelintereſſen zum Ausdruck bringen, die immer auch der voll 
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kommenſten Volksgemeinſchaft und der objektivſten Staatsführung gegenüber ent- 
ſtehen werden und entſtehen müſſen, weil fie einer grundſätzlich politiſchen und alle 
Einzelfälle entſcheidenden Regelung nicht zugänglich find. Hier liegt eine Per · 
ſönlichkeitsſphäre des einzelnen vor, die zur grundlegenden Betätigung des Gemein⸗ 
ſchaftsmitgliedes gehört. Deshalb wird es auch im nationalſozialiſtiſchen Staate, 
als einem Rechtsſtaate, weiter eine Verwaltungsgerichtsbarkeit geben, d. h. einen 
Rechtsſchutz, den man einerſeits nicht dem gewöhnlichen Verwaltungs verfahren, 
anderſeits nicht den in Verwaltungsſachen nicht genügend erfahrenen ordentlichen 
Gerichten überlaſſen kann. Auch iſt die rechtsbildende und rechtsvertiefende Tätigkeit 
der Verwaltungsgerichte bei guter Nechtſprechung, die aber keinesfalls im For- 
maliſtiſchen ſtecken bleiben darf, bedeutungsvoll und um fo wertvoller, als die Ver 
waltungsbehörden im Drange der täglichen Geſchäfte oft gar nicht die Zeit finden, 
ihre Entſcheidungen forgfältig rechtlich zu fundieren. Das Beſtehen von Verwal⸗ 
tungsgerichten iſt auch unſchätzbar für die Selbſtkontrolle einer Verwaltung und zur 
Verhinderung, daß das Handeln nach Ermeſſen ſich in allzu weiten Grenzen bewegt 
und über den rechtlichen Rahmen hinausdrängt. 

Daher beſteht gerade im nationalſozialiſtiſchen Staate nicht die Gefahr, daß ver. 
waltungsgerichtliche Tätigkeit zur Schwächung der Staatsgewalt führen könnte. Das 
verhindert ſchon das ſtarke Selbſtbewußtſein dieſes Staates, die leichte geſetzgeberiſche 
Möglichkeit, die Verwaltungsgerichte umzubauen oder gefährliche Urteile abzu- 
ändern, vor allem aber auch die ganz andersartige grundſätzliche Einſtellung der 
nationalſozialiſtiſchen Staatsidee, die den einzelnen nicht als Gegenſpieler des 
Staates begreift, ſondern als Glied der Volksgemeinſchaft, den Staat aber als deren 
politiſche Lebensform, und die alles Tätigwerden unter den großen Geſichtspunkt 
ſtellt, daß Gemeinnutz vor Eigennutz geht. 

Das verwaltungsgerichtliche Verfahren findet im Reichs- und Landesverwaltungs- 
recht allgemein nur da Anwendung, wo es ausdrücklich zugelaſſen iſt. Es gilt der 
Auſzählungsgrundſatz. Die Frage, welche Streitigkeiten der Verwaltungsgerichts⸗ 
barkeit überwieſen find, iſt nicht nach grundſätzlichen, ſondern nach Zweckmäßigkeits⸗ 
erwägungen von Fall zu Fall in den Geſetzen geregelt. Das Verwaltungsgerichts⸗ 
verfahren dient zur Nachprüfung der Rechtmäßigkeit der Verwaltungshandlungen, 
niemals des verwaltungsmäßigen Ermeſſens (wohl aber der Ermeſſensgrenzen), ſonſt 
würden die Verwaltungsgerichte zur Aufſichtsinſtanz über die Verwaltungsbehörden. 


Das Verfahren kommt in Gang durch eine formelle Verwaltungsklage, es wird dann 
von Amts wegen, alſo durch das Gericht weiter betrieben; die Entſcheidung ergeht in 
der Regel auf Grund mündlicher ſtreitiger öffentlicher Verhandlung innerhalb der 
Anträge der Parteien; die Beweiserhebung erfolgt von Amts wegen nach gericht; 
lichem Ermeſſen; es gilt der Grundſatz der freien Beweiswürdigung durch das 
Gericht. Parteien find nicht nur natürliche oder juriſtiſche Perſonen wie im bürger- 
lichen Prozeßrecht, ſondern auch Behörden, Verwaltungsſtellen ohne Rechtsperſön⸗ 
lichkeit, im Steuerrecht z. B. alle zu Steuern zu veranlagenden Geſellſchaften, Zweck 
vermögen. Ja fogar Organe derſelben öffentlich rechtlichen Körperſchaft können ſich 
vor den Verwaltungsgerichten gegenüberſtehen: z. B. der Vorſteher des Finanz- 
amtes gegen das Finanzamt (SS 245/246 der Reichs abgabenordnung). Dann find fie 
allerdings keine eigentlichen Prozeßparteien mehr, ſondern ſpielen nur die Rolle von 
Parteien. Beſonders bemerkenswert iſt der ſogenannte „Vertreter des öffentlichen 
Intereſſes“, der von der Verwaltungsbehörde in gewiſſen Fällen beſtellt werden muß, 
3. B. nach $ 18 Nr. des Gaſtſtättengeſetzes vom 28. 4. 1930 und nach § 5 Abſ. 6 
des Preußiſchen Anpaſſungsgeſetzes vom 15. 12. 1933. Auch hier liegt nur ein partei ⸗ 
ähnliches Gebilde vor. 

über die zuftändigen Verwaltungsgerichte und die Rechtsmittel wird das Nähere 
im beſonderen Teil geſagt werden. Das reichlich bunte Bild, das die verſchiedenen 
Verwaltungsrechte der Länder hier bieten, wird vom nationalſozialiſtiſchen Staate 
zweifellos bald vereinfacht werden. Ein Anfang iſt durch Einſchränkung der Rechts. 
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mittel zunächſt im Geſetz zur Anderung der Geſetze über das Verfahren in Ver⸗ 
ſorgungsſachen vom 3. 7. 1934 gemacht worden (ſiehe ſpäter S. 28/29). 


Da, wo die Verwaltungsgerichtsbarkeit gegeben iſt, iſt die ordentliche Gerichtsbarkeit 
ausgeſchloſſen und umgekehrt. Kommt es zu einem Streit darüber zwiſchen ordent⸗ 
lichen und Verwaltungsgerichten, ſo liegt ein Kompetenzkonflikt vor, der beſonders 
zu behandeln iſt (fiehe ſpäter). Die ordentlichen Gerichte haben nicht über öffentlich ⸗ 
rechtliche Anſprüche zu entſcheiden. Das hindert allerdings nicht, daß ſie bei einer 
Entſcheidung über bürgerliche Rechtsanſprüche zu Vorfragen Stellung nehmen 
müſſen, die rein öffentlich⸗ rechtlicher Natur find (Gültigkeit von Geſetzen, Verord- 
nungen, insbeſondere Polizeiverordnungen). Gewiſſe vermögensrechtliche Anſprüche 
find allerdings kraft pofitiver Geſetzesvorſchrift den ordentlichen Gerichten ſtatt den 
Verwaltungsgerichten überwieſen, obwohl es 1% um öffentlich- rechtliche Anſprüche 
handelt (auch darüber im beſonderen Teil S. 24) 


c) Offentlich⸗ rechtliche Entſchädigungen 

Eine beſondere Form des Rechtsſchutzes iſt die öffentlich⸗rechtliche Entſchädigung. 
Während ſich der eigentliche Verwaltungsrechtsſchutz darauf erſtreckt, einen Ver⸗ 
waltungsakt zu verhindern oder herbeizuführen oder einen bereits geſchehenen rück⸗ 
gängig zu machen, handelt es ſich hier darum, daß er beſtehen bleibt, aber weil er an 
fich unberechtigte Eingriffe in die Nechtsſphäre des Betroffenen enthält, eine Ent⸗ 
ſchädigungspflicht nach ſich zieht. Das iſt alfo eine Auswirkung der alten geſchicht⸗ 
lichen Fiskustheorie. Es iſt aber nicht mehr jeder Verwaltungsakt einerſeits 
inappellabel, anderſeits auf eine etwaige Entſchädigungsmöͤglichkeit zu prüfen, wie im 
alten Polizeiſtaat, ſondern wie das Verwaltungsverfahren einen weitgehenden 
Rechtsmittelſchutz ausgebildet hat, iſt der Entſchädigungsanſpruch nur da ausnahms⸗ 
weiſe gegeben, wo er durch Geſetz ausdrücklich zugelaſſen iſt. Vorausſetzung iſt, daß 
durch die öffentliche Gewalt ein Recht des einzelnen verletzt iſt. 

Solche Fälle find gegeben bei Freiſprechung eines Verurteilten im Wiederaufnahme⸗ 
verfahren oder nach einer unſchuldig erlittenen Anterſuchungshaft (Reichsgeſetz vom 
20. 5. 1898 und 4. 7. 1904), bei Anterſagung der weiteren Benutzung einer bereits 
genehmigten gewerblichen Anlage im öffentlichen Intereſſe (8 51 der Gewerbe⸗ 
ordnung), ferner auf Grund des Viehſeuchen⸗, Neblausgeſetzes, bei Durchführung 
neuer Straßenfluchtlinien (Preußiſches Geſetz vom 2. 7. 1875), bei Erhaltung des 
Baumbeſtandes im öffentlichen Intereſſe (Preußiſches Geſetz vom 29. 7. 1922), bei 
Anderung der Waſſerwege oder der Nutzungsrechte daran (Preußiſches Waſſergeſetz 
vom 17. 4. 1913). Beſonders mit den letzten Fällen zuſammenhängend rechnet man 
als das wichtigſte Gebiet der öffentlich⸗ rechtlichen Entſchädigung hierher die Fälle 
der Enteignung. Enteignung iſt die auf gefetzlicher Grundlage durch obrigkeitliche 
Handlungen erfolgende zwangsweiſe Entziehung oder Beſchränkung des Eigentums 
des bisherigen Inhabers und Abertragung auf einen anderen zum Wohle der Allge⸗ 
meinheit. Nach Artikel 7 der Reichsverfaſſung hat das Reich die Geſetzgebung über 
das Enteignungsrecht, nach Artikel 153 Abſ. 2 erfolgt die Enteignung nur gegen 
angemeſſene Entihädigung, und hat über die Höhe der Entſchädigung der ordentliche 
Richter zu entſcheiden, beides vorbehaltlich Ausnahme durch Reichsgeſetz. Im 
übrigen hat das Reich das Enteignungsrecht noch nicht allgemein geregelt, ſondern 
die Geſetzgebung bisher den Ländern überlaſſen (Preußiſches Geſetz vom 11. 6. 1874, 
das fi auf die Enteignung von Grundeigentum befchräntt, Bayeriſches Geſetz vom 
17.11.1837). Auf Grund der Geſetze wird das Enteignungsrecht von Fall zu Fall 
verliehen. Vor der Verleihung iſt zu prüfen, ob der Antragſteller, das kann fowohl 
eine öffentliche Körperſchaft (Reich, Staat, Gemeinde) wie eine Privatperſon ſein 
(Anternehmer), mit ſeinem Antrag auf Entziehung und Abertragung des Eigentums 
wirklich das öffentliche Intereſſe, das Allgemeinwohl bezweckt und die beantragte 
Enteignung dazu erforderlich iſt. Die Verleihung wird durch eine Staatsbehörde 
ausgeſprochen, in Preußen regelmäßig durch das Staatsminiſterium. Auf Grund 


— 


16 Weidemann 


der Verleihung ſetzt dann das Enteignungsverfahren ein, das in Preußen vor dem 
Regierungspräfidenten ſtattfindet und das den Umfang der Enteignung, die Feſt⸗ 
ſtellung der Entſchädigung und den eigentlichen Enteignungsbeſchluß (Abertragung 
des Eigentums) zum Gegenſtand hat. In neuerer Zeit iſt ein vereinfachtes Ent⸗ 
eignungsverſahren zugelaſſen worden, und zwar beſonders zur Abwendung der 
Urbeitslofigteit, zu Wohn und Niederlaſſungszwecken (Preußiſches Geſetz vom 
26. 7. 1922, Verordnung des Reichspräfidenten vom 15. 12. 1932). 

Wie dem Enteignungsrecht, fo iſt allen dieſen Fällen öffentlich ⸗ rechtlicher Entſchädi⸗ 
gung eigen, daß der Anſpruch auf die Entſchädigung durch Klage bei den ordentlichen 
Gerichten zu verfolgen iſt. Alſo obwohl es ſich um Anſprüche aus öffentlich ⸗ recht · 
lichen Verwaltungsakten handelt, ſollen zum erhöhten Rechtsſchutz nicht die Ver ⸗ 
waltungsgerichte zuſtändig ſein. Es wird deshalb auch die Meinung vertreten, daß 
dieſe Anſprüche, weil fie zwar unter Schutz und Mitwirkung der Verwaltungs- 
behörden entſtehen, aber ſchließlich doch die Entſchädigung für die Entziehung oder 
Schädigung von Privat rechten betreffen (mit Ausnahme allerdings der Anſprüche 
aus unſchuldig erlittener Straf⸗ und Anterſuchungshaft und aus dem Gewerberecht), 
nicht als eigentliche Anſprüche des öffentlichen Rechts anzuſehen find. Dazu ge- 
hören ſchließlich auch die Anſprüche Dritter gegen Reich, Staat, Gemeinden wegen 
Amtspflichtverletzungen der Beamten bei Ausübung der ihnen anvertrauten öffent⸗ 
lichen Gewalt und wegen Tumultſchäden. Sie find eigentlich nur ſubſidiäre An ⸗ 
ſprüche, d. h. richten ſich eigentlich gegen die erſatzpflichtigen Beamten oder Per 
ſonen, und nur auf Grund ausdrücklicher Geſetzesvorſchriften ſollen, und zwar wieder 
vor den ordentlichen Gerichten, die Anſprüche zunächſt gegen die öffentlichen Körper⸗ 
ſchaften geltend gemacht werden, die ſich dann an die Schädiger halten können 
(Artikel 131 der Reichsverfaſſung; Preußiſches Geſetz vom 1. 8. 1908; Reihstumult- 
ſchädengeſetz vom 29. 3. 1924). Es liegt hier alſo ein beſonderer Rechtsſchutz darin, 
daß die Anſprüche der Geſchädigten ſich immer an vermögende öffentliche Körper. 
ſchaften richten und deshalb nicht wegen Anvermögens gegenſtandslos werden können. 


B. Preußifches Derwaltungsrecht 


I. Allgemeine Landesuerwaltung 


Unter der allgemeinen Landesverwaltung verſteht das preußiſche Verwaltungsrecht 
die Staatsverwaltung im Gegenfa zur Kommunalverwaltung und zu den be- 
ſonderen Verwaltungszweigen, für die beſondere Staatsbehörden beſtellt find, z. B. 
Landeskultur, Waſſerwirtſchaft, Bergbau, Gewerbe. Ihr Rahmen wird durch das 
Preußiſche Geſetz vom 30. 7. 1883 über die allgemeine Landesverwaltung (LVG.) 
beſtimmt und umfaßt im weſentlichen die Geſchäfte des Preußiſchen Miniſters des 
Innern, aber auch Geſchäfte aus anderen Miniſterien, z. B. die Schul-, Steuer., 
Landwirtſchaſts⸗ und Forſtangelegenheiten. Letztere werden neuerdings durch den 
Reichsforſtmeiſter verſehen. Die Behörden der allgemeinen Landesverwaltung find 
im Landesverwaltungsgeſetz behandelt, nämlich die Oberpräfidenten in den Pro- 
vinzen, die Regierungspräfidenten in den Regierungsbezirken und die Landräte in 
den Kreiſen. Neben dieſen „führenden“ Verwaltungsbehörden kannte das Landes⸗ 
verwaltungsgeſetz auch die „mitwirkenden“ oder „Beſchlußbehörden“ (SS 3, 4), dieſe 
ſind aber durch die neueſte Geſetzgebung fortgefallen bzw. zu bloß beratenden Organen 
gemacht (fo der Provinzialrat durch Geſetz vom 17. 7. 1933, der Bezirks und Kreis- 
ausſchuß bzw. Stadtausſchuß durch Geſetz vom 15. 12. 1933). Die Kollegial - 
regierungen find bereits durch Verordnung vom 30. 9. 1932 beſeitigt. Das Zührer- 
prinzip der nationalſozialiſtiſchen Bewegung duldet Kollegialbehörden nur noch ganz 
ausnahmsweiſe. Die hinter der Abſtimmung verborgene Anonymität wird durch die 
perſönliche Verantwortlichkeit des Einzelbeamten erſetzt. 
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Die Behörden der allgemeinen Verwaltung find dem Preußiſchen Miniſter des 
Innern unterſtellt, find aber bemerkenswerterweiſe auch für die Geſchäſte der anderen 
Miniſter zuftändig, ſoweit dieſen keine beſonderen Behörden wie die Bergämter, 
Gewerbeauffihtsämter, Landeskulturämter uſw. zur Verfügung ſtehen. Da der Be⸗ 
hördenaufbau und mehrere Sondergebiete, wie Landesfinanzen und Steuern, Polizei, 
Wirtſchaft, Handel und Gewerbe, Agrar- und Siedlungsweſen ſowie Beamtenrecht, 
in beſonderen Abhandlungen dieſes Sammelwerkes erörtert werden, ſo ſoll ſich 
die folgende Darſtellung auf die Verwaltung im allgemeinen Sinne beſchränken, 
alſo auf das allgemeine Verfahren zur Durchſetzung des ſtaatlichen Verwaltungs; 
willens, auf die Formen der Tätigkeit der einzelnen Verwaltungsorgane zur Erfüllung 
der allgemeinen ſtaatlichen Aufgaben. Dazu kommt noch die Schilderung der Verwal- 
tungsgerichtsbarkeit. 


Das preußiſche Verwaltungsrecht, alſo auch das der allgemeinen Landesverwaltung, 
hat jetzt in ſeiner Grundlage eine vollſtändige Wandlung erfahren, denn durch die 
Geſetzgebung des nationalſozialiſtiſchen Staates iſt es in feiner Selbſtändigkeit auf ⸗ 
gehoben; die geſamte Länderverwaltung wird jetzt vom Reiche beſtimmt, und zwar 
gemäß Reichsgeſetz vom 30. 1. 1934 über den Neuaufbau des Reiches und die Durch⸗ 
führungsverordnung des Reichsminiſters des Innern vom 2. 2. 1934. Die Landes- 
regierungen und behörden find nur noch im Auftrage der Reichsregierung tätig, fie 
üben die Verwaltungsrechte und aufgaben nur noch im Namen des Reiches aus und 
haben im Rahmen ihres Aufgabenkreiſes den Anordnungen des zuſtändigen Reichs- 
miniſters Folge zu leiſten. 


Geblieben ſind zunächſt noch die Einrichtungen und Formen der Länderverwaltungen 
nach Landesrecht mit den inzwiſchen erfolgten Anderungen, denn die angegebene 
Durchführungsverordnung beſtimmt, daß die Wahrnehmung der auf die Reichs- 
regierung übergegangenen Hoheitsrechte den Landesbehörden zur Ausübung im Auf ⸗ 
trage und im Namen des Reiches übertragen werden. Durch Reichsgeſetz vom 3. 7. 
1934 über die Rechtmäßigkeit von Verordnungen und Verwaltungsakten find ſogar 
Zweifel an der Rechtsgültigkeit ſolcher Maßnahmen der Länder im Verhältnis zum 
Reichsrecht zugunſten ihrer Erhaltung beſeitigt worden. Inwieweit die Landes⸗ 
behörden nunmehr als mittelbare Neichsbehörden eine Wandlung in ihrem Aufbau 
und ihren Tätigkeitsformen erfahren, wird vor allem Sache der künftigen Reichs- 
geſetzgebung ſein. 

Zur Zeit iſt noch Grundlage der allgemeinen Landesverwaltung in Preußen das 
Landes verwaltungsgeſetz und das Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs- 
und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. 8. 1883 (Zuſtändigkeitsgeſetz). Beide 
Geſetze ſind in ihren weſentlichen Vorſchriften bis heute erhalten geblieben. Auch der 
nationalſozialiſtiſche Staat führt zunächſt Anderungen nur ſchrittweiſe herbei bis zur 
grundſätzlichen Neugeſtaltung durch das Reichsverwaltungsgeſetz. Die wichtigften 
preußiſchen Geſetze, die das Gebiet der allgemeinen Landesverwaltung in letzter Zeit 
geändert haben, ſoweit fie nicht allein den Aufbau der Behörden betreffen, find 
folgende: 


Die Verordnung zur Vereinfachung und Verbilligung der Verwaltung vom 3. 9. 1932 
mit den Anderungen des Artikels IX der Verordnung vom 17. 3. 1933 (Erſte Verein; 
fachungsverordnung) und den Beſtimmungen der Durchführungsverordnung vom 
30. 3. 1933, 


Das Geſetz über die Zuläſſigkeit des Verwaltungszwangsverfahrens und über 
ſonſtige finanzielle Zwangsbefugniſſe vom 12. 7. 1933, 


Geſetz über die Erweiterung der Befugniſſe des Oberpräſidenten vom 15. 12. 1933, 


Geſetz über die Anpaſſung der Landesverwaltung an die Grundſätze des national: 
ſozialiſtiſchen Staates vom 15. 12. 1933, 


Die Verwaltungsgebührenordnung vom 19. 5. 1934. 
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ll. Berwaltungsuerfahren 


Das Verwaltungsverfahren dient zur Durchſetzung des ſtaatlichen Verwaltungs ⸗ 
willens und äußert ſich in einzelnen Verwaltungs handlungen (Verwaltungsakten). 
Es kommt in Gang von Amts wegen oder auch auf Antrag. Antragsberechtigt iſt 
jeder Volksgenoſſe und auch Ausländer, ſoweit er betroffen iſt. Die Tätigkeit der 
Verwaltungsbehörden iſt grundſätzlich nicht von Gebühren oder ſonſtigen Leiſtungen 
abhängig. Nur für einzelne auf Veranlaſſung der Beteiligten vorgenommene Amts- 
handlungen ftaatlicher Organe, die im weſentlichen im Intereſſe einzelner erfolgen, 
werden Verwaltungsgebühren für die Staatskaſſe erhoben. Die Erhebung erfolgt 
auf Grund von Gebührenordnungen (8 1 des Geſetzes über ſtaatliche Verwaltungs; 
gebühren vom 29. 9. 1923). Jetzt gilt die umfaſſende Verwaltungsgebührenordnung 
vom 19. 5. 1934. 


1. Einfaches Derwaltungsverfahren 

Man unterfheidet in Preußen das einfache von dem förmlichen Verwaltungsver. 
fahren, je nachdem Formvorſchriften für die Kundgebung des Verwaltungsaktes durch 
die Behörde und ſeine Vorbereitung oder für das Verhalten des Betroffenen ge⸗ 
ſetzt ſind oder nicht. Anterſcheidendes Merkmal ift nicht etwa allein die Frage der 
äußeren Form des Verwaltungsaktes, für die vielfach Verwaltungsanweifungen 
innerhalb der Behörden beftehen; ſolche Anweiſungen gegenüber nachgeordneten 
Verwaltungsorganen über Behandlung und Form der Verwaltungsakte find keine 
rechtlich bedeutſamen Verwaltungsvorſchriften, nicht Gegenſtand des Verwaltungs- 
rechts, ſondern nur des inneren Behördenbetriebes. 

Wenn das einfache Verwaltungsverſahren auch keine Ordnung für die Kundgebung 
durch die Behörde und für das Verhalten des Betroffenen gegenüber dieſer Kund⸗ 
gebung vorfieht, fo ift es doch ſelbſtverſtändlich, daß beides in den üblichen Amgangs · 
formen geſchehen muß. Die Behörde muß ihren Willen in den Formen der Höflich⸗ 
keit, der Klarheit und regelmäßig auch der Schriftlichkeit kundtun, iſt aber ſonſt an 
keine Form gebunden. Eine ſolche formloſe Willenskundgebung der Behörde wird 
als Verwaltungsverſügung bezeichnet, und wenn fie nach außen beſtimmten Per. 
ſonen gegenüber erklärt wird, als Verwaltungsbeſcheid (8 50 LVG. und 8 21 der 
Vereinfachungsverordnung vom 3. 9. 1932). Der Betroffene kann ſich ebenſo formlos 
dagegen äußern, wenn er nicht einverſtanden iſt. Dieſe nicht formell geordnete Gegen- 
äußerung kann beſtehen in der Gegenvorftellung bei der kundgebenden Behörde mit 
der Abſicht, fie zur Abänderung oder Rücknahme zu bewegen, oder auch in der ent- 
ſprechenden Gegenvorſtellung bei der vorgeſetzten Dienftſtelle dieſer Behörde. Letzteres 
iſt die Aufſichtsbeſchwerde, die gegen jede Verwaltungshandlung eines Verwaltungs. 
organs zuläſſig iſt. Das iſt zwar nirgends in den Geſetzen gefagt, folgt aber aus 
8 50 Abſ. III LVG., wonach in allen Fällen „die Befugnis der ſtaatlichen Aufſichts⸗ 
behörden unberührt bleibt, innerhalb ihrer geſetzlichen Zuſtändigkeit Verfügungen 
und Anordnungen der nachgeordneten Behörden außer Kraft zu ſetzen oder dieſe 
Behörden mit Anweiſungen zu verſehen“. Die Anregung dazu kann auch von außen 
ergehen, alſo auch von dem Betroffenen. 


2. Förmliches Derwaltungs verfahren 

Das förmliche Verwaltungsverfahren erhält ſeinen Charakter durch beſondere Form ; 
vorſchriften, die regelmäßig die Vorausſetzung für das Rechtsmitel als des wieder 
an beſondere Formen gebundenen Rechtsſchutzes find. Derartig ſörmliche Verwal- 
tungsverfahren im Gebiet der allgemeinen Landesverwaltung find in Preußen das 
Beſchluß·, das Beſchwerde , das Vollſtreckungs⸗ und das Verwaltungsſtreitverfahren. 
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a) Beſchlußver fahren 

Das Beſchlußverfahren iſt ſchon im S 50 Abf. 1 LVG. im Gegenſatz zum Beſcheidsver⸗ 
fahren geſtellt. Der weſentliche Anterſchied lag darin, daß die Beſchlüſſe unter be⸗ 
ſtimmten Verfahrens vorſchriften von Kollegial behörden gefaßt wurden, und 
zwar vom Kreis- (Stadt-) Ausſchuß, vom Bezirksausſchuß und vom Provinzialrat 
als Verwaltungs behörden (nicht in ihrer Eigenſchaft als Verwaltungsgericht). 
Wann und vor welchem Ausſchuß das Beſchlußverſahren gegeben war, war nicht 
einheitlich, ſondern von Fall zu Fall in den einzelnen Verwaltungsgeſetzen geregelt 
(J. B. eine allgemeine Vorſchrift über die örtliche Zuſtändigkeit, SS 54 ff. LIVE. 


Diefe Ausſchüſſe und der Provinzialrat find nun als Beſchlußbehörden befeitigt und 
die ihnen bisher obliegenden Entſcheidungen find den Oberpräfidenten und in erſter 
Rechtsſtufe an Stelle des Bezirksausſchuſſes dem Regierungspräfidenten (in Berlin dem 
Polizeipräfidenten), an Stelle des Kreis und Stadtausſchuſſes dem Landrat und dem 
Oberbürgermeiſter übertragen (Anpaſſungsgeſetz vom 15. 12. 1933 und Geſetz über 
den Provinzialrat vom 17. 7. 1933 / 15. 2. 1934). Damit hat das Beſchlußverſahren 
feine eigentliche Bedeutung verloren, es iſt im Intereſſe einer einheitlichen Staats- 
führung auf die bürokratiſch geordneten Behörden übergegangen. 


Nun beſtimmt aber 8 9 Abſ. 3 des Anpaſſungsgeſetzes ausdrücklich: 


„Auf das Verfahren vor den Verwaltungsbehörden finden die bisher für die Be⸗ 
ſchlußbehörden geltenden Verſahrensbeftimmungen Anwendung, ſoweit fie nicht die 
kollegialiſche Behandlung zum Gegenſtand haben.“ Das heißt: Die den Einzel- 
beamten an Stelle des Kollegiums übertragenen Entſcheidungen find zwar keine Be. 
ſchlüſſe im eigentlichen Sinne mehr, ſondern Verwaltungsverfügungen oder Verwal⸗ 
tungsbeſcheide, aber die Verfahrensvorſchriften des Landesverwaltungsgeſetzes für 
Beſchlußſachen (88 115 bis 126) ſollen trotzdem für dieſe Entſcheidungen gelten, wo⸗ 
bei ſelbſtverſtändlich alle die Vorſchriften fortfallen, die eine kollegiale Behandlung 
vorausfetzen (alſo die Beſchlußunfähigkeit, beſondere Beſchwerde⸗ und Anfechtungs⸗ 
befugniſſe des Vorſitzenden, Beratung uſw. betreffend). Das Beſchlußverſahren 
bleibt alſo als förmliches Verwaltungsverſahren beftehen, obwohl es vor einem 
Einzelbeamten ſtattfindet. Seine Entſchließung, die er übrigens allgemein oder für 
den Einzelfall einzelnen Bearbeitern feiner Behörde übertragen kann, wird als Ver⸗ 
waltungsverfügung und Verwaltungsbeſcheid gefaßt, aber trotzdem bleibt das Zu⸗ 
ſtandekommen und ſeine Vorbereitung an die Formen des Beſchlußverfahrens ge ⸗ 
bunden, und die Entſchließung ſelbſt wird auch zweckmäßig weiter als Beſchluß be⸗ 
zeichnet (wie im zivilrechtlichen Verfahren vor dem Amtsrichter). 


Die Formen des Beſchlußverfahrens find in den 88 115 bis 126 LVG. geregelt und 
im weſentlichen unverändert geblieben, ſoweit ſie nicht durch den Wegfall der 
kollegialen Erörterung hinfällig find. Es find alſo insbeſondere beſtehen geblieben: 
Ausſchließung des entſcheidenden Beamten in beſtimmten Fällen der mittelbaren und 
unmittelbaren Beteiligung (Ablehnung durch den Beſchwerdeführer gibt es im Ver⸗ 
waltungsverfahren nicht), einſtweilige Verſügung oder Vorbeſcheid vorbehaltlich des 
förmlichen Verfahrens, Möglichkeit, nicht Notwendigkeit der mündlichen Verhand- 
lung, formelle Beweisaufnahme. Entſprechend dieſem förmlichen Verfahren werden 
die Beſchlüſſe auch in ihrem Inhalt wie bisher ausführlicher fein als einfache Ver⸗ 
waltungsbeſcheide. 


b) Beſchwerde verfahren 
„Das Geſetz beſtimmt, in welcher Weiſe Verfügungen (Beſcheide, Beſchlüſſe) in 
Verwaltungsſachen angefochten werden können. Zur erſten Anfechtung dienen in der 
Regel die Beſchwerde oder die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren. Die Beſchwerde 
iſt ausgeſchloſſen, ſoweit das Verwaltungsſtreitverfahren zugelaſſen iſt, vorbehaltlich 
abweichender beſonderer Beſtimmungen des Geſetzes“ (8 50 LVG.). Alſo auch hier 
im Beſchwerdeverfahren wie im Beſchlußverfahren Beſtimmungen von Fall zu Fall 
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in den Geſetzen, wann das förmliche Verfahren der Beſchwerde Platz greifen ſoll, 
fo im Landesverwaltungsgefetz, im Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs. 
und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. 8. 1883 und in Preußiſchen Verwaltungs- 
geſetzen ſonſt. 

Dem Beſchwerdeverfahren unterliegen regelmäßig die Entſcheidungen im Beſchluß ⸗ 
verfahren, aber nicht ausſchließlich; auch wirkliche einfache Verwaltungsbeſcheide und 
verfügungen find oft durch die formelle Beſchwerde als anfechtbar bezeichnet (ſiehe 
auch § 21 der Vereinfachungsverordnung vom 3. 9. 1932). Gegenüber den Entſchei 
dungen der an Stelle der kollegialen Beſchlußbehörden getretenen Verwaltungs- 
behörden iſt folgerichtig der bisher gewährte Rechtsſchutz der förmlichen Beſchwerde 
erhalten geblieben: „Gegen die Entſcheidungen der Verwaltungsbehörde find die 
gleichen Rechtsbehelfe zuläſſig, die gegen die Entſcheidung der Beſchlußbehörden 
zugelaſſen waren mit der Maßgabe, daß über eine Beſchwerde die übergeordnete 
Verwaltungsbehörde entſcheidet und daß gegen die Entſcheidungen des Landrats und 
des Oberbürgermeiſters ausſchließlich die Beſchwerde an den Regierungspräſidenten 
ſtattfindet“ (§ 9 Abſ. 2 des Anpaſſungsgeſetzes vom 15. 12. 1933). 


Die Formen des Beſchwerdeverfahrens regeln die SS 50 ff. und nach voraufgegan - 
genem Beſchlußverfahren die SS 121 ff. LVG. mit den Abänderungen, die jetzt die 
88 21 ff. der Vereinfachungsverordnung vom 3. 9. 1932 unter Berückſichtigung des 
Artikels IX des Geſetzes vom 17. 3. 1933 gebracht haben. Die Friſt zur Einlegung 
der Beſchwerde in Sachen der allgemeinen Landesverwaltung (mit Ausnahme von 
Steuerangelegenheiten) beträgt jetzt zwei Wochen, fie iſt regelmäßig eine Ausſchluß - 
friſt und wird jetzt ohne Rüdfiht darauf, ob die Geſetze die Anbringung bei einer 
beſtimmten Stelle vorſchreiben, dadurch gewahrt, daß ſie rechtzeitig bei der Stelle 
angebracht wird, die die angefochtene Verfügung (Veſcheid, Beſchluß) erlaſſen hat 
($S 21 der Verordnung vom 3. 9. 1932). Die Beſchwerdemöglichkeit iſt dann in den 
§§ 22 ff. gegenüber dem früheren Rechtszuſtand beſchränkt, insbeſondere iſt die weitere 
Beſchwerde, d. h. die Beſchwerde gegen einen bereits im Beſchwerdeverfahren er- 
gangenen Entſcheid, regelmäßig nicht mehr zuläſſig. Jede Befchwerde hat regelmäßig 
aufſchiebende Wirkung. 


e) Das Vollſtreckungs verfahren 


aa) Vollſtreckung der Verwaltungsbehörden 


Das Zwangsverfahren der Verwaltungsorgane gegen Dritte ift einmal das zur Er⸗ 
zwingung allgemeiner Handlungen und Anterlaſſungen notwendige Verfahren, das 
durch die §§ 132 bis 134 LVG. („ Zwangsbefugniſſe“) geregelt iſt, und ſodann das 
Verfahren zur Beitreibung von Geldbeträgen durch die Verwaltungsorgane, geregelt 
in der Preußiſchen Verordnung betreffend das Verwaltungszwangsverfahren vom 
15. 11. 1899 (geändert durch das „Preußiſche Geſetz über die Zuläſſigkeit des Ver⸗ 
waltungszwangsverfahrens und über ſonſtige Finanzbefugniſſe“ vom 12. 7. 1933). 


Die Zwangsbefugniſſe des Landesverwaltungsgeſetzes zur Erzwingung von Hand⸗ 
lungen und Anterlaſſungen entſprechen vielfach den Zwangsvollſtreckungsmaßnahmen 
des bürgerlichen Rechts, die dem gleichen Ziel dienen: Ausführung durch einen 
Dritten auf Koſten des Pflichtigen, wenn dieſe Ausführung durch einen anderen 
möglich iſt; Geldſtrafen, hilfsweiſe Haft, gegen den Pflichtigen in den übrigen 
Fällen, insbeſondere bei durchzuſetzenden Anterlaſſungen; ſchließlich unmittelbarer 
Zwang, wenn die Anordnung ohne einen ſolchen unausführbar iſt. Für die Forit- 
und Domänenverwaltung ſind erleichterte Zwangsbefugniſſe durch Sequeſtration und 
Zwangsräumung jetzt im 8 31 des Geſetzes vom 12. 7. 1933 gegeben. Der Anwen ; 
dung des Zwangsmittels muß in allen Fällen eine ausdrückliche Androhung voraus- 
gehen; dieſe und die Ausführung ſind jede für ſich ſelbſtändig anfechtbar, erſtere mit 
dem Rechtsmittel, das für die durchzuſetzende Anordnung beſteht, letztere mit einer 
Friſtbeſchwerde im Aufſichtswege. Träger dieſer Zwangsbefugniſſe ſind allein die 
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Regierungspräfidenten, die Landräte und die Gemeindevorſtände; dieſe müſſen alſo, 
ſoweit es ſich um Angelegenheiten anderer Behörden handelt, um Ausführung er- 
ſucht werden (Amtshilfe entſprechend der Rechtshilfe des bürgerlichen Rechts). Be⸗ 
ſondere Beſtimmungen beſtehen vor allem im Polizeiverwaltungsgeſetz. 


Das eigentliche Verwaltungszwangsverfahren (zur Beitreibung von Geldbeträgen) 
lehnt ſich noch mehr an das Vollſtreckungsverſahren der Zivilprozeßordnung an. Vor 
ausſetzung iſt als Vollſtreckungstitel eine Verfügung der forderungsberechtigten Ver⸗ 
waltungsbehörde, der „Vollſtreckungsauftrag“ (im Verwaltungsſtreit- und Beſchluß⸗ 
verfahren ſiehe 8 60 LVG.); beſondere Einziehungsbehörden find beſtimmt (regel- 
mäßig öffentliche Kaſſen und ihre Vollziehungsbeamten); die Vollſtreckung geſchieht 
durch Pfändung der Vollziehungsbeamten bei körperlichen Sachen, durch Pfändungs- 
und Aberweiſungsbeſchluß der Einziehungsbehörde bei Forderungen; Offenbarungs- 
eids verfahren und Vollſtreckung in das Grundvermögen haben die Amtsgerichte durch. 
zuführen. Im übrigen iſt ein weitgehendes Beſchwerderecht, in beſonderen Fällen 
auch ein Klagerecht gegeben. Durch Reihsverordnung vom 3. 2. 1934 find die Vor⸗ 
ſchriften der Verordnung über den Vollſtreckungsſchutz im landwirtſchaftlichen Ent⸗ 
ſchuldungsverfahren vom 27. 12. 1933 auch für Zwangsvollſtreckungen im Verwal- 
tungszwangsverfahren für anwendbar erklärt. 


Welche Geldforderungen der Verwaltungsbehörden der Beitreibung im Zwangs -· 
verfahren unterliegen, beſtimmt jetzt zuſammenfaſſend 8 1 des Geſetzes vom 12. 7. 
1933, allerdings mit der Maßgabe, daß auch ſonſtige Geldforderungen dem Ver ; 
fahren unterliegen, für deren Beitreibung das Verwaltungszwangsverfahren geſetz⸗ 
lich zugelaſſen iſt. Alſo eine ausſchließliche Aberſicht iſt geſetzlich auch jetzt bei den 
zahlreich vorhandenen Einzelbeſtimmungen noch nicht gegeben. Geldanſprüche find 
dem Verwaltungszwangs verfahren nicht nur ihrem Weſen nach zugewieſen (öffent- 
liche Abgaben, Steuern uſw.), ſondern auch aus Zweckmäßigkeitsgründen, fo privat- 
rechtliche Forderungen des Staates oder einer von öffentlichen Behörden verwalteten 
Körperſchaft nach § 1 Nr. 3 und 4 unter der Vorausſetzung, daß über ihr Beſtehen 
vermutlich kein Streit beſteht (aus der Bewirtſchaftung oder ſonſtiger Benutzung von 
land- und forſtwirtſchaftlichen Grundſtücken, auf Renten, Miet- und Pachtforderun⸗ 
gen uſw.). 


bb) Vollſtreckung gegen Verwaltungsbehörden 


In einem Rechtsſtreit müſſen Forderungen verwaltungsrechtlicher wie bürgerlich ⸗ 
rechtlicher Natur notfalls auch gegen Verwaltungsbehörden vollſtreckt werden können. 
Ihr Anſehen, vor allem das des Staates, erfordert aber Sonderbeſtimmungen. Dieſe 
find jetzt neu im 8 30 der Preußiſchen Vereinfachungsverordnung vom 3. 9. 1932 ge- 
faßt. Die Vollſtreckung erfolgt hier nach vorhandenem Vollſtreckungstitel nicht durch 
die gewöhnlichen Vollziehungsorgane, ſondern im Verwaltungswege nach jedesmaliger 
beſonderer Anordnung für den Einzelfall durch den zuſtändigen Fachminiſter im Ein- 
vernehmen mit dem Finanzminiſter. Damit iſt alſo die Gewähr gegeben, daß eine 
Vollſtreckung gegen den Staat oder ſeine Organe, falls überhaupt erforderlich, in 
würdiger und die Staatsaufgaben nicht ſtörender Weiſe erfolgt. Nur für die Voll. 
ſtreckung aus dinglichen Rechten (Hypotheken, Grundſchulden uſw.) gilt keine Aus⸗ 
nahme von der bürgerlich rechtlichen Regelung, da hier beſtimmte, dem Rechtsverkehr 
dienende bewegliche und unbewegliche Gegenſtände haften. 


Eine andere und ins einzelne gehende Regelung hat die Vollſtreckung gegen Ge- 
meinden und Gemeindeverbände erfahren, die in den Jahren der finanziellen Miß- 
wirtſchaft zwiſchen Kriegsende und der nationalen Erhebung immer häufiger not⸗ 
wendig geworden war. Dieſe Vollſtreckung iſt in den 88 43 ff. der Vereinfachungs⸗ 
verordnung und beſonders im Verteilungsverfahren nach der Verteilungs verordnung 
vom 30. 3. 1933 geregelt. 
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Ill. Derwaltungsſtreitoer fahren und ſonſtiger Rechtsfchuß 


1. Das Derwaltungsftreituerfahren 


Weſentlich von dem bisher behandelten Verwaltungsverfahren verſchieden iſt das 
Verwaltungsſtreitverfahren, das vor unabhängigen Gerichten ſtattfindet 
und in dem ſich zwei Verwaltungsbehörden des Staates oder der Selbſtverwaltung 
oder eine folche und ein oder mehrere Einzelperfonen als Partei gegenüberſtehen. 
Letzterer Amſtand unterſchied das Verwaltungsſtreitverſahren bisher vor allem vom 
Beſchlußverfahren, folange es vor denſelben unteren und mittleren Verwaltungs- 
gerichten als Kollegialbehörden ſtattſand wie das Verwaltungsſtreitverſahren. Nach- 
dem aber durch das Anpaſſungsgeſetz vom 15. 12. 1933 dieſe Kollegialbehörden als 
Beſchlußbehörden befeitigt find, iſt die Verwaltungsgerichtsbarkeit das einzige Ver ⸗ 
fahren in Verwaltungsſachen, das noch vor richterlichen Organen ſtattfindet. Dieſe 
Beſchränkung liegt auf dem Wege, die Verwaltung des Staates und ſeiner Teile 
möglichſt einheitlich zu geſtalten und nur da die unabhängige Gerichtsbarkeit einzu 
ſetzen, wo es zur Wahrung beſonderer Einzelintereſſen unbedingt notwendig iſt. 
Auch die Verwaltungsgerichtsbarkeit iſt wie jede Gerichtsbarkeit nicht nur an die 
Geſetze, ſondern auch an die geltenden Staatsgrundſätze gebunden. Anabhängigkeit darf 
nie Willkür werden. Während aber bei Verwaltungsentſcheiden die Zweckmäßigkeit 
der Maßnahme von Staats- und Verwaltungs wegen im Vordergrund ſteht, hat die 
Entſcheidung des Verwaltungsgerichts ſich in erſter Linie mit der Rechtmäßigkeit des 
angefochtenen Verwaltungsaktes zu befaſſen. 


Das Verwaltungsſtreitverfahren tritt als Ausnahmeverfahren nur da ein, wo es 
beſonders vorgeſchrieben iſt (8 54, II LBG). Dieſen Aufzählungsgrundſatz hat es 
zwar mit dem Beſchluß⸗ und Beſchwerdeverfahren gemeinſam, aber es iſt hier noch 
viel ausſchließlicher durchgeführt. Die Zulaſſung des Verwaltungsſtreitverfahrens 
findet ſich in den verſchiedenen Verwaltungsgeſetzen nur immer für den Einzelfall, 
beſonders in dem Preußiſchen Zuſtändigkeitsgeſetz (Geſetz über die Zuſtändigkeit der 
Verwaltungs. und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 1. 8. 1883), wo die Fälle aus 
den verſchiedenſten Verwaltungsgebieten einzeln aufgezählt find (neueſte Ande⸗ 
rungen im Anpaſſungsgeſetz vom 15. 12. 1933, 88 10 II und 11). 


Die Verwaltungsgerichte find Kollegialbehörden mit richterlicher Anabhängigkeit in 
der Nechtsfindung, alſo an keine Verwaltungsanweiſungen, ſondern nur an die 
Geſetze und Verordnungen mit Geſetzeskraft gebunden. Beibehalten ift mit Aus⸗ 
nahme vom Oberverwaltungsgericht als oberſter Rechtsſtufe auch die Beſetzung mit 
hauptamtlichen (beruflich vorgebildeten) und mit Laienrichtern; letztere ſollen den 
Zuſammenhang mit der Volksmeinung, die Volksverbundenheit, ſicherſtellen, die den 
Berufsmitgliedern bei ihrer ausſchließlichen Beſchäftigung mit einem engbegrenzten 
Berufsgebiet leicht verlorengeht. Die bisher von den kommunalen Selbſtver⸗ 
waltungsorganen gewählten Laienmitglieder werden jetzt bei den Verwaltungs- 
gerichten in den Kreiſen (Städten) vom Regierungspräſidenten, in den Regie⸗ 
rungsbezirken vom Oberpräſidenten ernannt, und zwar auf vier Jahre („Mit · 
glieder auf Zeit“, 8 4 des Anpaſſungsgeſetzes vom 15. 12. 1933 und Anweiſung der 
Miniſter des Innern und der Finanzen vom 22. 12. 1933). Mit dieſer Maßgabe find 
als untere und mittlere Verwaltungsgerichte die bisherigen Kreis- (Stadt-) Aus- 
ſchüſſe, Bezirksausſchüſſe erhalten geblieben. Entſprechend dem Oberverwaltungs⸗ 
gericht (8 7 LVG.) haben nun auch dieſe Behörden die Bezeichnung Kreis- (Stadt-) 
Verwaltungsgericht und Bezirksverwaltungsgericht erhalten ($ 2 des Anpaſſungs⸗ 
geſetzes). 

Ihre Anabhängigkeit iſt weiter dadurch gehoben, daß hauptamtlich tätige Beamte 
des Reichs, der Länder und der Gemeinden und Gemeindeverbände nicht mehr zu 
Mitgliedern ernannt werden ſollen (8 4). Anderfeits iſt die Verbundenheit mit den 
Verwaltungsbehörden und der Verwaltungspſlege dadurch gewahrt, daß der Vor 
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ſitzende nach wie vor im Bezirksverwaltungsgericht der Regierungspräſident iſt, an 
deſſen Stelle im Behinderungsfalle der Regierungsvizepräfident und dann erſt der 
Verwaltungsgerichtsdirektor als ausſchließlicher Verwaltungsrichter tritt, ebenſo 
daß der Vorſitzende im Kreis ⸗ (Stadt-) Verwaltungsgericht der Landrat bzw. der 
Oberbürgermeiſter ift, an deſſen Stelle im Behinderungsfalle jetzt nicht mehr fein 
ordentlicher Vertreter tritt, ſondern der vom Regierungspräfidenten beſonders er⸗ 
nannte Vertreter (8 5 Nr. 5). 


Sowohl das Kreis- (Stadt-) Verwaltungsgericht wie das Bezirksverwaltungsgericht 
find Verwaltungsgerichte der erſten Nechtsſtufe, und zwar das erftere regelmäßig für 
alle Angelegenheiten, in denen vom Landrat beaufſichtigte Gemeinden, Gemeinde; 
verbände oder Schulverbände beteiligt find, oder ſoweit ein Streitverſahren gegen 
Verfügung oder Beſcheide der neugeſchaffenen Kreisämter vorgeſehen iſt ($ 24 der 
Vereinfachungsverordnung vom 3. 9. 1932 in der Faſſung des Artikels IX Nr. 8 des 
Geſetzes vom 17. 3. 1933). Das Bezirksverwaltungsgericht iſt dann zuſtändig, wenn 
die Zuſtändigkeit des Kreis- (Stadt-) Verwaltungsgerichts nicht ausdrücklich beſtimmt 
tft (S 7 Abſ. 4 L VG.). Dazu find jetzt alle Fälle gekommen, in denen durch Geſetz oder 
Verordnung die Klage im Verwaltungsſtreitverfahren vor dem Oberverwaltungs⸗ 
gericht als erſter Rechtsſtufe zugelaſſen war (8 26 wie vorſtehend mit den daſelbſt be · 
zeichneten Ausnahmen). Zugleich iſt das Bezirksverwaltungsgericht Berufungs- 
gericht über dem Kreis. (Stadt-) Ausfchuß (88 82 ff. LVG.). 


Eine beſondere Stellung nimmt das Oberverwaltungsgericht ein. Es iſt die höchſt⸗ 
richterliche Verwaltungsbehörde im Lande Preußen und entſcheidet in ſeinen 
Senaten nur mit hauptamtlichen Mitgliedern. Ihre Anabſetzbarkeit und Unverfeh- 
barkeit ift fo wie die der Reichsgerichtsräte geregelt. Es iſt die letzte Rechtsſtufe in 
allen Sachen, in denen die Revifion, alfo nur die Nachprüfung des rechtlichen Inhalts 
des Arteils, zugelaſſen iſt. Aber für gewiſſe bedeutſame Klagen iſt es ſogar erſte 
und einzige Rechtsſtufe und dann natürlich auch zur Prüfung des ganzen Tatbeſtandes 
berufen. Solche Angelegenheiten ſind alle Klagen gegen Beſchlüſſe und Verfügungen 
der Miniſter und Oberpräfidenten und der von ihnen unmittelbar beauftragten 
Körperſchaften, ſoweit ſolche Klagen geſetzlich zugelaſſen find, ſowie Klagen in ge⸗ 
wiſſen Kirchenſachen (Artikel IX des Geſetzes vom 17. 3. 1933 Nr. 9 Abſ. II). Da- 
gegen iſt die Zuſtändigkeit des Oberverwaltungsgerichts in allen ſogenannten Un- 
fechtungsklagen, d. h. Klagen der Oberpräſidenten, Regierungspräfidenten, Landräte 
und Oberbürgermeiſter gegen die Provinzialräte, Bezirksausſchüſſe, Kreis. (Stadt.) 
Ausſchüſſe wegen Aberſchreitung ihrer Befugniſſe oder Nechtsverletzungen (8 126 
LVG.) gegenſtandslos geworden, da dieſe kollegialen Behörden als Beſchlußbehörden 
durch das Anpaſſungsgeſetz beſeitigt find. 

Das Verfahren vor den Verwaltungsgerichten ift in den SS 61 ff. EVG. eingehend 
geregelt. Die wichtigſten Grundfätze find: Anwendung der bürgerlichen Prozeß ; 
geſetze über Ausſchluß und Ablehnung der Richter, ſchriftliche und förmliche Klage, 
regelmäßige mündliche Verhandlung zwiſchen den Parteien in öffentlicher Sitzung, 
Beweisverfahren nach dem Ermeſſen des Gerichts, freie Beweiswürdigung, Erlaß 
eines Arteils mit Gründen in öffentlicher Sitzung, Rechtsmittel mit der Friſt von 
zwei Wochen entſprechend der Regelung bei der Beſchwerde (8 2 der Vereinfahungs- 
verordnung vom 3. 9. 1932). Das Rechtsmittel iſt bei Urteilen der Kreis⸗ (Stadt-) 
Verwaltungsgerichte regelmäßig die Berufung an das Bezirksverwaltungsgericht, 
bei Arteilen letzterer regelmäßig die Revifion an das Oberverwaltungsgericht; aber 
bei Streitigkeiten über öffentliche Abgaben, insbeſondere Steuern und Gebühren, Bei⸗ 
träge und Amlagen der Gemeinden und Gemeindeverbände iſt die Revifion nur mehr 
bei einem 500 RM. überfteigenden Beſchwerdegegenſtand zuläſſig, wenn nicht das 
Bezirksverwaltungsgericht im Arteil wegen der grundſätzlichen Bedeutung der Ange⸗ 
legenheit, alſo zur Aufrechterhaltung einer einheitlichen NRechtſprechung, die Reviſion 
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ausdrücklich zuläßt (§ 27 der Vereinfachungsverordnung vom 3. 9. 1932 und Artikel IX 
Nr. 10 der Verordnung vom 17. 3. 1933). Berufung bedeutet Zuläſſigkeit der Nach ⸗ 
prüfung des geſamten Tatbeſtandes, Reviſion nur Nachprüfung auf Rechtsver⸗ 
letzungen und Verfahrensmängel. Zur Einlegung der Rechtsmittel iſt neben den 
Parteien auch der Vorſitzende des Verwaltungsgerichts aus Gründen des öffent⸗ 
lichen Intereſſes befugt (SS 82, 93 LVG.). Schließlich iſt die Wiederaufnahme des 
Verfahrens nach den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung zugelaſſen, über die aus. 
ſchließlich das Oberverwaltungsgericht zu entſcheiden hat (S 100 LBG.). Die Koſten 
des Verwaltungsſtreitverfahrens find in 88 102 ff. LVG. geregelt. 


2. Der ordentliche Rechtsweg 


Neben dem Verwaltungsſtreitverfahren kommt als noch erhöhter Rechtsſchutz der 
ordentliche Rechtsweg vor den bürgerlichen Gerichten in Frage. Es handelt ſich um 
beſondere Ausnahmen, denn an ſich ſind für öffentlich⸗rechtliche Anſprüche nicht die 
bürgerlichen Gerichte zuſtändig. Diefe Ausnahmen find geſetzlich ganz ausdrücklich 
bezeichnet. Sie betreffen einmal vermögensrechtliche Anſprüche der Beamten aus 
ihrem Dienſtverhältnis. Hier muß aber bei Staatsbeamten die vorherige Entſchei ⸗ 
dung des zuftändigen Miniſters, bei Beamten der Selbſtverwaltung die des Re- 
gierungspräfidenten vorliegen; ſie kann dann im Wege der ordentlichen Klage binnen 
ſechs Monaten angefochten werden. Ferner iſt der ordentliche Rechtsweg für die 
Forderung auf die Enteignungsentſchädigung aus dem Preußiſchen Enteignungs⸗ 
geſetz vom 11. 6. 1874 und dem Geſetz über ein vereinfachtes Enteignungsverfahren 
vom 26. 7. 1922 zugelaſſen. Auch hier iſt zunächſt ein Verwaltungs verfahren gegeben 
(8 150 des Zuſtändigkeitsgeſetzes und vorftehend Seite 15/16), erſt gegen deſſen Ent- 
ſcheidung (des Negierungspräſidenten) iſt die ordentliche Klage zuläſſig, aber nur 
wegen der Höhe der Entſchädigung. Schließlich gehören hierher die Schadenserſatz⸗ 
anſprüche gegen den Staat aus Amtspflichtverletzungen ſeiner Beamten. Auch hier 
war früher ein Vorentſcheid im ſogenannten kleinen Kompetenzkonflikt vorgeſchrieben 
darüber, ob überhaupt eine Amtspflichtverletzung vorliegt. Dieſes Verſahren iſt 
aber durch das Preußiſche Geſetz vom 16. 11. 1920 aufgehoben. 


3. Der Zuſtändigheitsſtreit (Aompetenzhonflikt) 

Das iſt ein Zuſtändigkeitsſtreit zwiſchen verſchiedenen Behörden oder zwiſchen einer 
Behörde oder einem Verwaltungsgericht und einem ordentlichen Gericht. Der Streit 
zwiſchen Behörden iſt ein Streit innerhalb der Verwaltung. Intereſſen mit er- 
höhtem Rechtsſchutzbedürfnis ſind nicht gegeben, alſo entſcheidet hier naturgemäß die 
näͤchſthöhere gemeinſame Verwaltungsbehörde (z. B. 8 58 LVG.). Zuſtändigkeits⸗ 
ſtreitigkeiten zwiſchen Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichten entſcheidet 
das Oberverwaltungsgericht (8 113 LVG.). Hier iſt alſo ſchon ein erhöhter Schutz 
gegeben, um zu verhindern, daß ein Anſpruch dem zuſtändigen Verwaltungsſtreit⸗ 
verfahren entzogen wird. 


Der eigentliche Zuſtändigkeitsſtreit (Kompetenzkonflikt) beſteht erſt, wenn eine Ver⸗ 
waltungsbehörde oder ein Verwaltungsgericht mit einem ordentlichen Gericht über 
die Zuſtändigkeit ſtreitet. Dafür ift in Preußen ein unabhängiger Gerichtshof ein. 
geſetzt, der Gerichtshof zur Entſcheidung des Kompetenzkonfliktes, und zwar durch 
Verordnung vom 1. 8. 1879. Das Verfahren, das ſowohl den Fall betrifft, daß 
beide Organe zuſtändig ſein wollen (poſitiver Zuſtändigkeitsſtreit), wie den, daß 
keines zuſtändig ſein will (negativer Zuſtändigkeitsſtreit) iſt eingehend in der ge⸗ 
nannten Verordnung geregelt, die noch heute für dieſe Fälle in Kraft iſt. Die Ent- 
ſcheidung bindet ſowohl die Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte wie die 
ordentlichen Gerichte. (Weiteres ſiehe ſpäter Seite 32.) 
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C. Reichsverwaltungsrecht 


I. Allgemeines 


Wie bereits im geſchichtlichen Aberblick geſagt, hat ſich die Reichsverwaltung von 
Fall zu Fall entwickelt, es fehlt ihr der ſyſtematiſche Aufbau und eine geſetzliche Zu- 
ſammenfaſſung, wie ſie im preußiſchen Landesverwaltungsgeſetz Wirklichkeit geworden 
iſt. Bezeichnend tft auch, daß fie im höchſten Verfahrensſchutz, nämlich in der Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit, der einheitlichen oberſten Nechtsftufe entbehrt. Es gibt wohl 
Verwaltungsorgane, die als Neichsverwaltungsgerichte anzuſprechen find, ohne dieſen 
Namen zu führen, wie Reichsfinanzhof, RNeichsverſicherungsamt, Neichsverſorgungs - 
amt, Bundesamt für Heimatweſen, aber ein Reichsoberverwaltungsgericht zur 
Wahrung der Reichseinheit in allen Reihsverwaltungsangelegenheiten gibt es noch 
immer nicht, obwohl es in der RNeichsverfaſſung vom 11. 8. 1919 vorgeſehen war 
(Artikel 31, 107). Das wird nun unter der nationalſozialiſtiſchen Führung anders 
werden, die ſich die Einheit des Reiches als weſentliches Ziel geſetzt hat und eine 
ganz andere Berufung zu einheitlicher Geſetzgebung hat als die früheren Re⸗ 
gierungen. In dem allgemeinen Behördenaufbau und der Verwaltungs organiſation 
find bereits auf diefem Wege große Schritte getan, vor allem durch das Reichs ⸗ 
ſtatthaltergeſetz vom 7. 4. 1933, durch das Geſetz über den Neu 
aufbau des Reiches vom 30. 1. 1934 mit Durchführungsverordnung vom 2. 2. 
1934, durch das Geſetz über die Aufhebung des Reichsrats vom 14. 2. 
1934 und durch das Geſetz über das Staatsoberhaupt des 
Deutſchen Reiches vom 1. 8. 1934, das durch die Volksabſtimmung vom 19. 8. 
1934 feine Beſtätigung gefunden hat. 

Dadurch find vor allem die Länderverwaltungen mittelbare Reihsverwaltungen ge- 
worden, die nur noch im Namen und kraft Auftrags des Reichs tätig find. Denn 
durch die Abertragung der Hoheitsrechte der Länder auf das Reich und demgemäß 
die Anterſtellung der Landesregierungen unter die Reichsregierung (Geſetz vom 
30. 1. 1934) find die Landesbehörden mittelbare Reichsbehörden geworden, dergeſtalt, 
daß die oberften Landesbehörden im Rahmen ihres Aufgabenbereichs den Anord- 
nungen der zuſtändigen Reichsminiſter Folge zu leiſten haben (Durchführungsverord. 
nung des Miniſters des Innern vom 2. 2. 1934). Es gibt deshalb ſchlechthin kein 
Tätigkeitsgebiet der öffentlichen Verwaltung mehr, das nicht die Neichs verwaltung 
jetzt an ſich ziehen oder in das ſie eingreifen könnte, zumal die Reichsregierung 
abſolute Geſetzgebungsbefugnis für Reich und Länder auf Grund des Ermädtigungs- 
geſetzes vom 24. 3. 1933 und des Geſetzes über den Neuaufbau des Reichs vom 30. 1. 
1934 hat. Damit hat die Reichsregierung die ſtaatsrechtliche Möglichkeit zum Am ⸗ 
ſturz alter überlebter Formen und zum Neuaufbau auch des Reichsverwaltungsrechts 
von Grund auf im Sinne und Geiſte des Nationalſozialismus. 

Sind bis heute noch die verſchiedenen Reichsverwaltungen nicht auf einen gemein ⸗ 
ſamen Nenner zu bringen, fo iſt alſo durch Einreihung der verſchiedenen Länderver⸗ 
waltungen als mittelbare Reichsverwaltungen das Bild noch bunter geworden. Es 
fehlt, wie bereits geſagt, ein allgemeines Reichsverwaltungsgeſetz, wie das Preu- 
ßiſche Landesverwaltungsgeſetz; eine jede Reichsverwaltung hat ihr beſonderes Ge⸗ 
ficht, gemeinſame Verfahrungsvorſchriften gibt es nicht. Es iſt durch die Anter⸗ 
ordnung der Landesbehörden unter die Reichsregierung auch nicht etwa ein be- 
ſonderes Nechtsmittelverfahren an dieſe eröffnet worden. Es wäre an ſich denkbar, 
daß das Reichsgeſetz Über den Neuaufbau des Reichs zur Anbahnung einer Rechts. 
und Verfahrenseinheit zunächſt an dieſer Stelle ein einheitliches förmliches Be. 
ſchwerdeverfahren eingeführt hätte. Das tft nicht geſchehen, es kann aber nach allge- 
meinen Rechtsgrundſätzen der zuſtändige Reichsminiſter, vor allem der des Innern, 
nunmehr auf Beſchwerde Dritter als Aufſichtsbehörde über die Landesverwaltung tätig 
werden, weil die oberſte Landesbehörde im Rahmen ihres Aufgabenkreiſes den Anord- 
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nungen der zuſtändigen Reichsminifter Folge zu leiſten hat (Durchführungsverord⸗- 
nung vom 2. 2. 1934). Alſo abgeſehen von dieſer Möglichkeit, die immerhin eine 
gewiſſe Gewähr für eine nach und nach einheitliche Verwaltung in allen Zweigen 
gibt, find die Länderverwaltungen in ihrer Eigenart zunächft als mittelbare Reichs⸗ 
verwaltung beſtehen geblieben, d. h. die Länder leiten ihre Staatsgewalt zwar aus⸗ 
ſchließlich vom Reiche ab, find aber als Gebietskörperſchaften noch von gewiſſer 
Selbſtändigkeit und ihre Verwaltungseinrichtungen haben ihre Eigenart und Ein- 
heitlichkeit zunächſt noch bewahrt. Allerdings kann das Reich jederzeit von feinem 
jetzt vollkommenen Hoheitsrecht auch über die Länder allgemein oder im Einzelfall 
Gebrauch machen (8 1 der Durchführungsverordnung) und demgemäß neues und ein- 
heitliches Reichsverwaltungsrecht ſchaffen. Aus der bisherigen Handhabung der 
Geſetzgebung durch das nationalſozialiſtiſche Reich iſt aber der Schluß berechtigt, 
daß dies nur allmählich geſchehen ſoll, um unnötige Erſchütterungen zu vermeiden 
und das Bewährte zu erhalten. Anderfeits iſt ſicher, daß die Reichsregierung ent ; 
ſprechend dem Ziele eines einheitlichen Reiches eine viel ſtärkere verwaltungsmäßige 
Erfaſſung der Volkskräfte als bisher in ihrer kulturellen, wirtſchaftlichen, finanziellen 
und ſozialen Lebensbetätigung durchführen wird, als es bisher geſchehen iſt. 

Der Aufbau der öffentlichen Verwaltungen im Reich iſt Gegenſtand einer beſonderen 
Abhandlung dieſes Sammelwerkes, braucht alſo hier nicht behandelt zu werden. 
Dagegen ſoll im nachfolgenden eine Aberſicht über das Verfahren der Reichs- 
verwaltungen gegeben werden, ſoweit es reichseigene Verwaltungen ſind oder das 
Verfahren reichsgeſetzlich geordnet iſt. 

Wie es kein einheitliches Reichsverwaltungsrecht gibt, fo gibt es auch kein einheit ⸗ 
liches Reichsverwaltungsverfahren. Die verfhiedenen Verfahren find in verſchiedenen 
Reichsgeſetzen geregelt, und es laſſen ſich auch kaum allgemeine Grundſätze aufſtellen. 
Das formloſe Verwaltungsverfahren im Reich tritt allerdings wie überall da ein, 
wo beſondere Formen und Friſten nicht geſetzt ſind. Es gilt hier das Seite 18 
Geſagte. Das förmliche Verwaltungs verfahren iſt immer von einer beſonderen ge ; 
ſetzlichen oder geſetzesgleichen Zulaſſung abhängig und iſt regelmäßig Vorausſetzung 
für ein weiteres formelles Rechtsſchutzverfahren (Beſchwerde, Rechtsbeſchwerde, Be⸗ 
rufung, Verwaltungsklage uſw.). Da dieſe förmlichen Verfahren für die ver- 
ſchiedenen Reichsverwaltungszweige verſchieden ausgebildet find, auch in verſchiedenen 
Geſetzen geregelt ſind, ſo können dieſe Verfahren auch nur geſondert dargeſtellt 
werden (ſiehe unten S. 26 bis 30). Es läßt ſich hier auch nicht wie im Preußiſchen 
Landes verwaltungs recht Beſchlußver fahren und Verwaltungsſtreitverfahren für alle 
Fälle trennen, vielmehr laufen beide vielfach ineinander über. Nur für das Verwal- 
tungsſtrafverfahren und das Verwaltungszwangsverfahren laſſen ſich nach Reichs⸗ 
recht gemeinſame Grundſätze aufſtellen (ſiehe unten S. 30 bis 32). 


II. Die einzelnen Derwaltungsb erfahren 


1. Reichsabgaben-Angelegenheiten 

Sie find in der Reichsabgabenordnung (RAD.) vom 13. 12. 1919 geregelt, vielfach ab- 
geändert, beſonders durch die Notverordnungen des Reihspräfidenten aus den Jahren 
1930 bis 1932; letzte Faſſung vom 22. 5. 1931. 

Der wichtigfte Verwaltungsakt iſt hier der Steuer oder Zollbeſcheid, regelmäßig ein 
förmlicher, ſchriftlich zu erteilender Beſchluß der Finanz- und Zollämter, beſonders 
beim Steuerbeſcheid mit Belehrung über die Grundlage der Feſtſetzung und die 
zuläſſigen Rechtsmittel ($ 211). Beim Steuerbeſcheid des Finanzamtes wirken in 
gewiſſem Amfange Steuerausſchüſſe aus erwählten und ernannten Mitgliedern mit 
(SS 30 ff.). Rechtsmittel find bei Beſitz. und Verkehrſteuern die Berufung, bei 
Zöllen und Verbrauchſteuern die Anfechtung ($ 228). 

Im Berufungsverſahren iſt zunächſt gegen den Steuerbeſcheid regelmäßig der 
Einſpruch beim Finanzamt einzulegen (Ausnahme $ 261), das die Veranlagung noch- 
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mals prüft und erneut darüber entſcheidet. Erſt gegen dieſen Einſpruchsbeſcheid geht 
die Berufung an das Finanzgericht beim übergeordneten Landesfinanzamt, das eine 
„Spruchbehörde in Reichsſteuerſachen“ iſt, deren Mitglieder „als ſolche unabhängig 
und nur dem Gefetz unterworfen“ find (88 47, 48); Entſcheidung durch Urteil in 
Kammern mit zwei ftändigen hauptamtlichen Mitgliedern und drei ehrenamtlichen 
Mitgliedern (Verordnung vom 14. 6. 1932), bei Prüfung des Tatbeſtandes nach 
tatſächlichen und rechtlichen Geſichtspunkten. Hier tritt alſo ohne beſondere Klage 
und als Fortſetzung des förmlichen Verwaltungsverfahrens eine Verwaltungs- 
gerichtsbarkeit ein. Dagegen ift dann die Rechtsbeſchwerde zur Nachprüfung der Ent⸗ 
ſcheidung und des Verfahrens nur in rechtlicher Hinſicht an den Reichsfinanzhof in 
Münden gegeben. Das tft wieder eine richterliche Behörde, die „oberſte Spruchbehörde 
in Steuerſachen“, fie entſcheidet in Senaten aus jeweils fünf vom Reichspräfidenten 
auf Lebenszeit ernannten Mitgliedern (8 52). 

Auch im Anfechtungsverfahren für Zölle und Verbrauchſteuern haben die Zoll und 
Finanzämter zunächft auf die Anfechtung hin ihre erſte Entſcheidung nachzuprüfen, 
entſcheiden aber im Falle, daß ſie zu keiner Abänderung kommen, nicht nochmals, 
ſondern geben die Sache an das Landesfinanzamt als Verwaltungsbehörde ab 
(8 299). Dieſes entſcheidet im einfachen Beſchwerdeverſahren und erſt hiergegen gibt 
es die Nechtsbeſchwerde an den Neichsfinanzhof. Hier iſt alſo das Verfahren zunächſt 
als Beſchwerdeverfahren ausgeſtaltet und eine richterliche Nachprüfung erſt in letzter 
Rechtsſtufe und nur in rechtlicher Hinſicht vorgeſehen. 

Das Verfahren dieſer verſchiedenen Rechtsmittel ift in den 88 243 ff. geordnet: 
mündliche Verhandlung zwiſchen den Parteien (Steuerpflichtiger und Finanzamt 
bzw. Zollamt) vor den Finanzgerichten nur in beſtimmten Fällen, gewiſſe Entſchei⸗ 
dungsbefugniſſe des Vorſitzenden, Feſtſtellung des Sachverhalts von Amts wegen und 
freie Entſcheidung ohne Rüdfiht auf die geſtellten Anträge der Parteien, Rechts. 
mittelfriſten allgemein ein Monat. 


2. Reichsuerficherungs-Angelegenheiten 

In der Sozialverfiherung iſt jetzt durch das neue Geſetz über den Aufbau der Sozial - 
verfiherung vom 5.7.1934 eine Zuſammenfaſſung erfolgt: fie beſteht jetzt aus 
Krankenverſicherung, Nentenverſicherung der Arbeiter und Angeſtellten (bisher In⸗ 
validen -, Alters. und Angeſtelltenverſicherung), Anfallverſicherung und Knappſchafts. 
verfiherung. In dieſem Geſetz find die bisher maßgebenden Verwaltungsbehörden, 
Verſicherungs , Oberverſicherungs⸗, Reichsverſicherungsamt unberührt geblieben, auch 
das Verfahren iſt noch unverändert, für das beſondere Grundſätze entſprechend den 
anders gearteten Verwaltungsintereſſen maßgebend find. Daneben läuft noch das 
Geſetz über Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung vom 12. 10. 1929 mit 
beſonderen Behörden. 

Spruch und Beſchlußverfahren iſt geſchieden: erſteres ſoll die Leiſtungen an die Ver⸗ 
ſicherten (Kranken-, Anfallbeſchädigte, Invaliden, Altersrentner, Witwen, Waiſen) 
und die Erſatzanſprüche der öffentlichen Fürforgeverbände ſür ihre Aufwendungen 
ſicherſtellen, das Beſchlußverfahren aber andere Fälle regeln, wie die Höhe der Ver⸗ 
ſicherungsbeiträge und die Beitragspflicht überhaupt. In dieſem Beſchlußverſahren 
gibt es auch nur das Rechtsmittel der Beſchwerde an das übergeordnete Amt, das 
dann ohne mündliche Verhandlung in anderer Zuſammenſetzung als in Spruchfachen 
entſcheidet (88 57, 78, 100 RWO.) | 

Bei den eigentlichen Verſicherungsanſprüchen, bei denen es ſich um Nechtsanſprüche der 
Verſicherten handelt, tft dagegen ein beſonderes förmliches Verfahren geboten. Grund- 
lage des Verfahrens ift in Invalidenſachen ein Feſtſtellungsbeſcheid der Landesverſiche⸗ 
rungsanſtalt, in Anfallſachen ein Beſcheid der Berufsgenoſſenſchaft und in der Ange 
ſtelltenverſicherung ein Beſcheid des Leiters der Verſicherungsanſtalt; aber ſchon in der 
Krankenverſicherung hat im Streitſalle der Spruchausſchuß des Verſicherungsamtes 
und in Sachen der Arbeitsloſenverſicherung der Spruchausſchuß des Arbeitsamtes im 
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Beſchlußverfahren zu entſcheiden. Gegen alle dieſe Entſcheidungen geht dann die 
Berufung an die Spruchkammern des Oberverſicherungsamtes (bei der Arbeitslofen- 
verſicherung des Landesarbeitsamtes) und damit iſt das Spruchverfahren als Ver. 
waltungsgerichtsbarkeit gegeben. Die Spruchausſchüſſe beim Verſicherungsamt und 
die Spruchkammern beim Oberverſicherungsamt ſind aus einem Verwaltungsbeamten 
als Vorſitzendem und zwei ehrenamtlichen Beiſitzern zuſammengeſetzt (je ein Ver- 
treter der Verſicherten und der Arbeitgeber) (88 56 und 77). Laut Geſetz vom 
18. 5. 1933 können dieſe Beiſitzer vorübergehend jederzeit ihres Amtes enthoben und 
von den Aufſichtsbehörden durch andere erſetzt werden, damit den inzwiſchen ein - 
getretenen Anderungen der Auffaſſungen im Staats. und Rechtsleben auch in der 
Auswahl der Beiſitzer Rechnung getragen werden kann. Als Rechtsmittel gegen die 
Entſcheidungen der Oberverſicherungsämter in der Rechtsſtufe der Berufung iſt die 
Revifion an das Reichsverſicherungsamt in Berlin gegeben (in Anfallſachen der 
Rekurs). Das Reichsverſicherungsamt iſt oberſte Nechtsſtufe in allen Sozialverſiche⸗ 
rungsangelegenheiten; die früher in gewiſſen Fällen zuläſſige Beſchwerde an den 
Reichsrat iſt weggefallen (8 83). Es entſcheidet in Spruchſenaten mit fünf Mit- 
gliedern, von denen außer dem Vorſitzenden und einem ſtändigen Mitglied ein 
richterlicher Beamter, ein Verfiherter und ein Arbeitgeber fein muß (8 98). 


Die Reviſion iſt nur auf Nachprüfung der rechtlichen Geſichtspunkte und des Ver⸗ 
fahrens gerichtet, der Rekurs in Anfallſachen auch auf tatſächliche Nachprüfung 
(SS 1694 ff., 1699 ff.). Sonſtige Verfahrensgrundſätze in Spruchſachen find: regel- 
mäßige mündliche und öffentliche Verhandlung zwiſchen den Verſicherten und dem 
Verſicherungsträger (Krankenkaſſe, Berufsgenoſſenſchaft, Verſicherungsanſtalt), mög⸗ 
liche Vorentſcheidungen durch den Vorſitzenden, Ermittlungen von Amts wegen, 
Rechtsmittelfriſten ein Monat. Gewiſſe Urteile in Sozialverſicherungsſachen haben 
keine unbeſchränkte Rechtskraft: Erneutes Verfahren auf Ermäßigung, Erhöhung, 
Wegfall der Leiſtungen an den Verſicherten iſt trotz Rechtskraft zuläfſig, aber 
beſchränkt auf Fälle weſentlicher Anderungen der Anfallfolgen und der Invalidität 
(SS 608, 1293). Eingehende Verfahrensregelung in den 88 1545 bis 1801. 


3. Reichsuerjorgungs-Angelegenheiten 

Unter dem Begriff der Reihsverforgungsjaden find alle Angelegenheiten zuſammen⸗ 
gefaßt, die die Verſorgung der Militärperfonen und ihrer Hinterbliebenen bei 
Dienftbeſchädigung betreffen (Reichsverforgungsgeſetz vom 12. 5. 1920/22. 12. 1927 mit 
nachträglichen Anderungen), außerdem die Verſorgung der vor dem 1. 8. 1914 aus der 
Wehrmacht ausgeſchiedenen Militärperſonen und ihrer Hinterbliebenen (Ultrentner- 
geſetz vom 18. 7. 1921/22. 12. 1927 mit nachträglichen Anderungen) und den Erſatz 
der durch den Krieg verurſachten Perſonenſchäden (Kriegsperſonenſchädengeſetz vom 
15. 7. 1922 und 22. 12. 1927 mit nachträglichen Anderungen), ferner foweit ſolche An. 
gelegenheiten in früheren Militärverſorgungsgeſetzen geregelt find. Dieſes infolge 
der Weltkriegsfolgen ſehr große Verſorgungsgebiet hat zur Feſtſtellung der Anſprüche 
ein beſonderes Verfahren erforderlich gemacht: Geſetz über das Verfahren in Ver. 
ſorgungsſachen vom 10. 1. 1922/0. 3. 1928, neuerdings als erſtes Verfahrensgeſetz 
von der nationalſozialiſtiſchen Reichsregierung grundlegend geändert durch das 
„Fünfte Geſetz zur Abänderung des Geſetzes über das Verfahren in Verſorgungs⸗ 
ſachen“ vom 3. 7. 1934 (jetzige Faſſung vom 2. 11. 1934). 

Die Verſorgungsangelegenheiten ſind wie die Angelegenheiten der Sozialverſicherung 
von jeher Reichsſache, und ſo iſt das Verfahren dem der Reichsverſicherungsordnung 
angeglichen worden, beſonders dem der Anfallverſicherung. Es beſteht im Verwal- 
tungsverfahren vor den Verſorgungsämtern und Hauptverſorgungsämtern (Verwal— 
tungsbehörden der Reichsverſorgung) und im Spruchverfahren vor den Vorſorgungs. 
gerichten (Spruchbehörden der Reichsverſorgung). Die Verſorgungsgerichte find bei 
den Oberverſicherungsämtern gebildet, der Vorſitzende des Oberverſicherungsamts 
iſt zugleich Vorſitzender des Verſorgungsgerichts, der Präſident des Reichsverſiche⸗ 
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rungsamts zugleich der Präfident des Neichsverſorgungsamts (88 6, 9, 24 des Ge- 
ſetzes vom 10. 1. 1922 / 20. 3. 1928). Die Vorſitzenden und Beiſitzer dieſer Verſor · 
gungsgerichte und des Reichsverforgungsgerichts „find bei der Nechtſprechung unab- 
hängig und nur den Geſetzen unterworfen, insbefondere find fie an Aufträge und 
Weiſungen irgendwelcher Art nicht gebunden“ ($ 3). Der Widerruf ihrer Zeitel- 
lung iſt erſchwert (8 11). 


Die Kammern der Verſorgungsgerichte beſtehen aus dem hauptamtlichen Vorfitzen⸗ 
den, einer in der ſozialen Fürſorge erfahrenen, mit dem Verſorgungsweſen vertrauten 
Perſon und einem aus der Wehrmacht ausgeſchiedenen Verſorgungsberechtigten, die 
jetzt ſämtlich als Soldaten in der deutſchen Wehrmacht gedient haben, in erſter Linie 
ſogar Kriegsteilnehmer, insbeſondere Kriegsbeſchädigte fein ſollen (Geſetz vom 3. 7. 
1934). Die ehrenamtlichen Beiſitzer werden von den Organen der Kriegsbeſchädigten⸗ 
und Kriegshinterbliebenenfürſorge teils vorgeſchlagen, teils ſogar beftellt. Die Senate 
des Reichsverſorgungsgerichts beſtehen aus drei hauptamtlichen Mitgliedern ein- 
ſchließlich des Vorſitzenden und zwei wieder wie bei den Verſorgungsgerichten aus. 
gewählten ehrenamtlichen Beiſitzern. Hier ift alſo auch in dem neueſten Verfahrungs⸗ 
geſetz nach der nationalſozialiſtiſchen Erhebung dieſes Laienprinzip aufrechterhalten. 


Es entſcheiden zunächſt die Verſorgungsbehörden als Verwaltungsbehörden über 
die nach den Verſorgungsgeſetzen zu gewährenden Verſorgungsgebührniſſe ſowie 
über die Anerkennung einer Geſundheitsſtörung als Folge einer Dienſtbeſchädi⸗ 
gung (Gegenſtand des Verfahrens 8 37) in beſtimmtem eingehend geregeltem 
förmlichem Verfahren. Gegenüber den Beſcheiden der Verſorgungsbehörden ſetzt 
dann das Verwaltungsſtreitverfahren ein, es iſt aber innerhalb desſelben nur noch die 
Berufung innerhalb eines Monats gegeben. Dieſe (wenn überhaupt zuläffig § 91) 
geht in den meiſten Fällen an das Verſorgungsgericht, in den bisherigen Fällen des 
Rekurſes (der als ſolcher weggefallen ift) an das Reichsverſorgungsgericht (neuer 
8 90). Es gibt hier alſo nur noch eine Spruchinſtanz und keine Reviſion, und dieſe 
Regelung wird vielleicht vorbildlich fein für die Regelung anderer Verwaltungs- 
gerichtsverfahren mit ihrer bisherigen Häufung von Rechtsſtufen. 


Das Spruchverſahren enthält im übrigen die Befugnis des Vorſitzenden zur Vor⸗ 
entſcheidung, die öffentliche mündliche Verhandlung zwiſchen dem Verſorgungs⸗ 
berechtigten und dem Verſorgungsamt oder Hauptverſorgungsamt, Beweisaufnahme 
nach Ermeſſen des Gerichts und von Amts wegen, freie Beweiswürdigung und Ent- 
ſcheidung durch Urteil. Auch hier wie im Verſicherungsverfahren iſt eine Neufeſt⸗ 
ſtellung der Verſorgungsgebührniſſe trotz rechtskräftigen Arteils gegeben, wenn eine 
weſentliche Veränderung der für die Entſcheidung maßgebend geweſenen Verhältniſſe 
eingetreten iſt (8 57 RVG.). 


4. Reichsfürforge-Angelegenheiten 

Ein weiteres großes Gebiet der Reichsgeſetzgebung iſt die ſoziale Fürſorge, die 
außerhalb des Verſicherungs⸗ und Verſorgungsweſens folgende Bedürftige zu be- 
treuen hat: 


Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene und die ihnen auf Grund der Verfor- 
gungsgeſetze Gleichſtehenden; Rentenempfänger der Invaliden⸗ und Angeſtellten⸗ 
verſicherung, foweit die Fürſorge nicht den Verſicherungsträgern obliegt; die Klein⸗ 
rentner und die ihnen Gleichſtehenden; Schwerbeſchädigte und Schwererwerbs⸗ 
beſchränkte; hilfsbedürftige Minderjährige; Wöchnerinnen; Arme im Sinne der 
alten Armenfürſorge. 
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Diefe ganze Fürſorge beruht auf der Verordnung über die Fürſorgepflicht vom 
13. 2. 1924/8. 6. 1926 (nachträgliche Anderungen insbeſondere durch die Notverord- 
nungen des Reihspräfidenten 1930/1932) und iſt im weſentlichen bisher den Ländern 
überlaſſen. Diefe öffentlichen Fürſorgeaufgaben find von den Landes⸗ und Bezirks- 
fürſorgeverbänden zu erfüllen nach Maßgabe der von der Reichsregierung aufgeſtell 
ten Grundſätze. Welche Behörden und ſonſtigen Stellen die Aufgaben durchzuführen 
haben, beſtimmt das Land (in Preußen find die Stadt- und Landkreiſe Bezirks und 
die Provinzen Landesfürſorgeverbände). Diefes regelt auch im Rahmen der reichs 
rechtlichen Vorſchriften Verfahren, Beſchwerde und Auffiht (§S 3 der Verordnung). 
Auch das Verfahren iſt deshalb Landesſache (in Preußen entſcheidet der Bezirks- 
fürforgeverband, gegen deſſen Entſcheid iſt Beſchwerde zuläſſig, bisher an den Be⸗ 
zirksausſchuß, jetzt an den Regierungspräfidenten, der endgültig entſcheidet). Da 
der Fürſorgeberechtigte keinen Rechtsanſpruch hat, wie der Verſicherungs oder 
Verſorgungsberechtigte, iſt nur dieſes Verwaltungsverfahren, nicht das Verwal- 
tungsſtreitverfahren gegeben. 

Soweit allerdings Streitigkeiten zwiſchen verſchiedenen Fürforgeverbänden über 
die öffentliche Anterſtützung Hilfsbedürſtiger entſtehen, entſcheidet ein befon- 
deres Reichsverwaltungsgericht, das Bundesamt für Heimatweſen in Berlin. 
Seine Zuſtändigkeit beruht auf dem Geſetz über den Anterſtützungswohnſitz vom 
6. 6. 1870, jetzt in der Faſſung vom 30. 5. 1908, das im 8 29 der Fürforgepflicht⸗ 
verordnung inſoweit noch aufrechterhalten iſt. Die Bezeichnung als „Bundes- 
amt“ erinnert noch an die Zeit ſeiner Errichtung vor der Gründung des deutſchen 
Kaiſerreichs. Dieſes Reichsverwaltungsgericht iſt an ſich nur für die Streitigkeiten 
zwiſchen Fürſorgeverbänden eingeſetzt, die verſchiedenen Ländern angehören, es kann 
aber auch durch die Ländergefetzgebung für Streitigkeiten innerhalb eines Landes für 
zuſtändig erklärt werden (8 52 des Anterſtützungswohnſitzgeſetzes). Davon hat Preu- 
ßen Gebrauch gemacht (8 57 des Ausführungsgeſetzes zum Anterſtützungswohnſttzgeſetz 
vom 8. 3. 1871). Bei Ablehnung eines gegen ihn erhobenen Anſpruchs auf Erſtattung 
der Koſten oder Abernahme eines Hilfsbedürftigen durch einen Fürſorgeverband iſt 
zunächſt von dem beanſpruchenden Fürſorgeverband die Entſcheidung der Spruch⸗ 
behörde des Landes herbeizuführen, welche dem in Anſpruch genommenen Fürſorge⸗ 
verband vorgeſetzt iſt (in Preußen das Bezirksverwaltungsgericht in Verwaltungs- 
ſtreitverfahren). Das Verfahren regelt die Landesgeſetzgebung, nur müſſen die Ent- 
ſcheidungen gewiſſen Verfahrensvorſchriften genügen (88 39 und 40 des Anter⸗ 
ſtützungswohnſitzgeſetzes). Gegen dieſe Entſcheidung findet dann die binnen 14 Tagen 
bei der Spruchbehörde einzulegende Berufung an das Bundesamt ſtatt, aber nur 
ſoweit nicht die Organiſation oder die örtliche Abgrenzung der einzelnen Fürſorge⸗ 
verbände Gegenſtand des Streites iſt und nur bei einem 100 RM. überſteigenden 
Wert des Streitgegenſtandes oder grundſätzlicher Bedeutung des Nechtsſtreits (Ver- 
ordnung des Reichspräſidenten vom 14. 6. 1932). Das Bundesamt entſcheidet end- 
gültig in der Beſetzung mit mindeftens fünf Mitgliedern, von denen mindeſtens 
eines die Befähigung zum Richteramt haben muß. Die Entſcheidung erfolgt nach 
mündlicher Verhandlung, die aber nur nach Ermeſſen des Amtes ſtattfindet, oder 
wenn ein Beteiligter ſie beantragt; ſie iſt dann öffentlich. Das Bundesamt hat wie 
die anderen Verwaltungsgerichte den Tatbeſtand ſelbſtändig und von Amts wegen 
ſeſtzuſtellen und zu prüfen. 


5. Derwaltungsftrafuerfahren 

Ein weiteres förmliches Verwaltungsverfahren iſt das Verwaltungsſtrafverfahren, 
das auf Grund der Befugnis gewiſſer Verwaltungsbehörden geſchaffen iſt, Strafen 
in Verwaltungsangelegenheiten feſtzuſetzen. Es handelt ſich beſonders um polizei⸗ 
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liche Strafverfügungen (die faft ausſchließlich Landesſache find und hier auch deshalb 
außer Betracht bleiben follen, weil über die Polizeiverwaltung eine beſondere Ab⸗ 
handlung dieſes Sammelwerkes erſcheint) und um Strafbeſcheide der Finanz ⸗ und 
Zollämter und der Verſicherungsbehörden. Dieſe Verwaltungsſtrafen find keine 
Strafen im Sinne des Strafgeſetzbuchs, ſie halten ſich insbeſondere an den objektiven 
Tatbeſtand, ohne immer die Frage der ſubjektiven Schuld zu prüfen, find alſo ſo⸗ 
genannte Erſolgſtrafen. Die Strafbefugnis iſt auch begrenzt, einmal auf gering. 
ſügige Geſetzes verletzungen, ſodann auf Feſtſetzung nur geringer Strafen (Geldſtraſen 
und nur erſatzweiſe Haft, Verweis und Einziehung). 


Die Finanz- und Zollämter ſetzen die Strafen gegen geſetzwidrige Handlungen in 
Steuer- und Zollſachen durch ſchriftlichen Strafbeſcheid feſt, z. B. gegen Friſtverſäum · 
niſſe bei Abgabe der Steuer und Zollerklärungen. Der Betroffene iſt bei größeren 
Geldſtrafen vorher zu hören und hat gegen den Strafbeſcheid entweder den Antrag auf 
gerichtliche Entſcheidung, worauf die Sache vor die ordentlichen Strafgerichte gelangt, 
oder die Beſchwerde an das Landesfinanzamt. Die Anwendung des einen Rechts- 
mittels ſchließt das andere aus (88 407 ff. der Reichsabgabenordnung). Es iſt in 
beiden Fällen eine Woche nach Zuſtellung des Strafbeſcheids beim Finanzamt ein- 
zulegen. Die Befugnis, Steuerſtrafverfahren niederzuſchlagen (auch betreffend 
Steuern der Länder, Gemeinden, Gemeindeverbände) und in dieſem Verſahren er- 
kannte Strafen zu erlaſſen, ſteht dem Reichsfinanzminiſter zu (Verordnung vom 5. 5. 
1934). 


Die Organe der Reichsverſicherung (Krankenkaſſen, Berufsgenoſſenſchaften, Verſiche⸗ 
rungsämter) können bei Zuwiderhandlungen gegen die geſetzlichen Vorſchriften eben ⸗ 
falls Ordnungsſtrafen in Geld feſtſetzen (z. B. 88 18 und 19; 51 bis 53; 1556, 1577 
RBOD.). Der Betroffene hat dagegen die Beſchwerde an das Verſicherungsamt in 
Krankenverſicherungsſachen (8 529), ſonſt an das Oberverſicherungsamt, das im W 
ſchluß verfahren entſcheidet (88 910, 1500 RWO.) 


Durch RNeichsverordnung vom 6. 2. / 12. 12. 1924 iſt die Höhe der im Verwaltungs- 
ſtrafverfahren feſtzuſetzenden Geldſtraſen allgemein auf 1000 RM. im Einzelfall be- 
ſchränkt, wenn das beſondere Geſetz keine höhere Strafe ausdrücklich zuläßt. Im Falle 
der Aneinbringlichkeit kann Haftſtrafe von höchſtens ſechs Wochen eintreten. Dieſe 
Begrenzung gilt aber nur für die Verwaltungsſtraſen (Ordnungsſtrafen), nicht für 
eigentliche Strafen, die bei Steuervergehen ſogar ſehr hoch ſein können. Im übrigen 
find hohe Ordnungsſtrafen durch die neueſten Wirtſchaftsgeſetze und verordnungen 
feſtgeſetzt, z. B. Verordnung über den Warenverkehr vom 4. 9. 1934. 


6. Verwaltungszwangs verfahren 


Während das Verwaltungsſtrafverfahren ein Verhalten nur mittelbar durch Strafen 
erzwingen will, geht das Verwaltungszwangsverfahren auf Erzwingung einer be- 
ſtimmten Handlung oder Anterlaſſung, zu der eine öffentlich- rechtliche Pflicht beſteht, 
alſo möglichſt unmittelbar auf den erſtrebten Erfolg (Wegnahme der Geſchäftsbücher 
zwecks Einfiht, von Geld zur Erfüllung einer öffentlichen Geldſchuld, z. B. Steuer- 
ſchuld). Beide Verfahren gleichen ſich beinahe in dem Falle, daß das Zwangsver⸗. 
fahren eine Handlung oder Anterlaſſung erſtrebt, die auf Koſten des Schuldigen nicht 
von einem Dritten wahrgenommen werden kann. Hier erfolgt die Feſtſetzung von 
Geldſtrafen zwecks Herbeiführung der Handlung oder Anterlaſſung ebenſo wie die 
der Verwaltungsſtraſen oder Ordnungsſtrafen, und doch iſt erſtere ein Zwangs 
mittel zur Herbeiführung der Handlung oder Anterlaſſung, die durch die Herbei- 
führung gegenſtandslos wird und entfällt, letztere eine Strafe wegen bereits ge- 
ſchehener Handlung oder Anterlaſſung (Friſtverſäumnis), die durch die nachträgliche 
Handlung oder Anterlaſſung nicht mehr aufgehoben wird. 
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Man unterfheidet wie im Preußiſchen Verwaltungsrecht das eigentliche Verwal- 
tungszwangsverfahren zur Beitreibung von Geldforderungen von dem zur Er⸗ 
zwingung von Handlungen oder Anterlaſſungen ſonſt. Das eigentliche Verwaltungs- 


und iſt deshalb in der Reichsabgabenordnung vom 22. 5. 1931 geregelt (88 325 ff.), 
ſowie für die Beitreibung der Beiträge, Strafen und Koſten in den verſchiedenen 
Reichsverſicherungen (88 28, 146, 1670 RWO.). Ein allgemeines Geſetz wie die 
Preußiſche Verordnung vom 15. 9. 1899 / 12. 7. 1933 fehlt, die Regelung iſt aber 
entſprechend, wie Seite 20/21 angegeben: Anwendung der Grundſätze und Formen 
der Vollſtreckung nach der Zivilprozeßordnung, aber unter Amgehung des Prozeß; 
und Vollſtreckungs verfahrens der ordentlichen Gerichte, alſo Pfändung und Ver 
ſteigerung beweglicher Sachen, Pfändung und Aberweiſung von Forderungen durch 
die Verwaltungsbehörden unmittelbar, nur die Vollſtreckung ins Anbewegliche (vor 
allem Grundvermögen) kann allein das ordentliche Gericht vornehmen. Als Rechts · 
ſchutz gegen irrige Maßnahmen iſt für den Schuldner regelmäßig die Beſchwerde an 
die vorgeſetzte Behörde gegeben, andere Perſonen haben die beſonderen Rechtsmittel 
(3. B. Widerſpruchsklage nach der Zivilprozeßordnung). 


Das Verfahren zur Erzwingung von Handlungen und Anterlaſſungen, das uneigent- 
liche Verwaltungszwangsverfahren, findet ſich auch wieder in den beiden angegebenen 
Geſetzen (3. B. 88 202, 203 AO., § 31 RWO.) Auch hier regelt ſich das Verfahren 
entſprechend den Vorſchriften der Zivilprozeßordnung, alſo Ausführung auf Koſten 
des Schuldigen durch Dritte, wenn möglich, ſonſt Anhaltung durch Geldſtrafen, 
äußerften Falles unmittelbarer Zwang. Dem Feſtſetzungsverfahren muß ein fchrift- 
liches Androhungsverfahren vorangehen, das wie jenes ſelbſtändig anfechtbar iſt. 
Ausführung der Anordnungen macht die angedrohte oder feſtgeſetzte Strafe hinfällig. 
Für die Höhe der feſtzuſetzenden Zwangsbeträge gilt auch hier die Reichsverordnung 
über Vermögensſtrafen und bußen vom 6. 2. / 12. 12. 1924. 


7. Zuftändigkeitsftreit (Aompetenzkonflikt) mit der Reichs verwaltung 


Behauptet eine Reichsbehörde oder ein Verwaltungsgericht des Reiches feine Zu- 
ſtändigkeit, die auch eine Landesbehörde, ein Landesverwaltungsgericht oder ein 
ordentliches Gericht in Anſpruch nimmt (pofitiver Kompetenzkonſlikt), oder verneint 
eine Reichsbehörde oder ein Verwaltungsgericht des Reiches die Zuſtändigkeit, die 
auch eine Landesbehörde, ein Landesverwaltungsgericht oder ein ordentliches Gericht 
verneint (negativer Kompetenzkonflikt), ſo ſehlt es bis jetzt an einer gemeinſamen 
übergeordneten Stelle im Reich, die für die ſtreitenden Behörden oder Gerichte eine 
Entſcheidung fällen könnte. Streiten allerdings Reichs und Landesbehörden, ohne 
daß Verwaltungsgerichte dabei beteiligt ſind, ſo iſt, nachdem durch das Geſetz über 
den Neuaufbau des Reiches vom 30. 1. 1934 die Hoheitsrechte der Länder auf das 
Reich übergegangen, die Landesregierungen der Reichsregierung unterſtellt find und 
die oberſten Landesbehörden im Rahmen ihres Aufgabenbereiches den Anordnungen 
der zuſtändigen Neichsminiſter Folge zu leiſten haben (Verordnung des Miniſters 
des Innern vom 2. 2. 1934), jetzt der Reichsminiſter des Innern oder bei Berührung 
des Geſchäftsbereiches mehrerer Miniſter die Reichsregierung zur Entſcheidung be- 
rufen und in der Lage. Sind am Streit auch Verwaltungsgerichte beteiligt, ſo iſt 
deren Zuſtändigkeitsentſcheidung für die Verwaltungsbehörden maßgebend, da jene 
von Verwaltungsanweiſungen unabhängig find. 

Sind aber ordentliche Gerichte beteiligt (echter Kompetenzkonflikt), ſo geht deren 
Entſcheidung ſowohl der der Reichsverwaltungsbehörde wie der des Reichs verwal⸗ 
tungsgerichts vor, und iſt für letztere maßgebend. Denn nach 8 17 des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes iſt von Reichs wegen Rechtens, daß bei Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten 
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Zwiſchen ordentlichen Gerichten und Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten 
Die ordentlichen Gerichte über die Zuläſſigkeit des Nechtswegs endgültig zu ent- 
ſcheiden haben. Hat das ordentliche Gericht feine Zuſtändigkeit rechtskräftig bejaht 
oder verneint, ſo iſt damit der Streit beendet. 


Nur wo die Landesgeſetzgebung dieſe Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten beſonderen Be⸗ 
Hörden übertragen hat, wie es z. B. Preußen und Bayern mit Errichtung beſonderer 
Kompetenzkonfliktsgerichtshöfe getan haben, da follen nach 8 17 des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes dieſe zur Entſcheidung ſtatt der ordentlichen Gerichte befugt fein. 
Dazu find aber nach $ 17 ganz beſondere Erforderniſſe des Verfahrens zu erfüllen, 
und es kann fi immer nur um die Zuſtändigkeit des beſonderen Kompetenzkonſlikts⸗ 
hofes dann handeln, wenn neben dem ordentlichen Gericht eine Verwaltungsbehörde 
oder ein Verwaltungsgericht des Landes beteiligt iſt. 


Nachtrag 


Seit Drucklegung der vorſtehenden Arbeit über Deutſches Verwaltungsrecht find 
weſentliche Anderungen in dem der Darſtellung gezogenen Rahmen nicht erfolgt. 
Beſonders bedeutungsvoll waren die Einführung der Allgemeinen Wehrpflicht und 
der Arbeitsdienſtpflicht (Geſetze vom 16. März, 21. Mai, 26. Juni 1935; Erlaß 
vom 24. Auguſt 1936), ferner die auf dem Reichstag in Nürnberg am 15. September 
1935 beſchloſſenen Geſetze (Reichs flaggengeſetz, Reichsbürgergeſetz und Geſetz zum 
Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre) ſowie der Erlaß der Deutſchen 
Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935, die erſtmalig einheitliches deutſches Ver ⸗ 
waltungsrecht auf dem Gebiete des Gemeinderechts ſchafft und in dieſem Sammel ⸗ 
werk beſonders behandelt wird. 


An neuem Verwaltungsrecht iſt im Rahmen der vorſtehenden Abhandlung ſeſt⸗ 
zuſtellen: 


„Die zweite Verordnung über den Neuaufbau des Reiches“ vom 27. November 1934. 
Sie regelt, nachdem das Geſetz über den Neuaufbau des Reiches vom 30. Januar 1934 
die Landesgewalt zur unmittelbaren Reichsgewalt gemacht hat (vorſtehend S. 17), 
zunächſt für Preußen die Befugniſſe des Oberpräfidenten neu zwecks engerer Ver⸗ 
bindung zwiſchen Reichs⸗ und Landesverwaltung: Die preußiſchen Oberpräfidenten 
werden in den ihnen unterſtellten Provinzen zugleich ſtändige Vertreter der Reichs- 
regierung; ihnen werden weitgehende Inſormations⸗ und Anordnungsbefugniſſe 
gegenüber ſämtlichen Neichs⸗ und Landesbehörden ſowie öffentlich rechtlichen Körper⸗ 
ſchaften eingeräumt, und die preußiſchen Ober⸗ und Regierungspräſidenten werden 
für die Durchführung von Neichsaufgaben den Reichsminiſtern unmittelbar unterſtellt. 


Sodann hat das Reichsſtatthaltergeſez vom 30. Januar 1935 das zweite Gleich- 
ſchaltungsgeſetz vom 7. April ſowie die Geſetze vom 25. April, 26. Mai, 14. Oktober 
1933 (vorſtehend S. 25) aufgehoben und den Neichsſtatthalter zu einer mittleren 
Verwaltungsſtelle des Reiches gemacht. Die Stellung des Reichsſtatthalters iſt weit ⸗ 
gehend der des preußiſchen Oberpräfidenten entſprechend der vorerwähnten Verord- 
nung angeglichen und damit weiter ausgebaut. Der Führer und Reichskanzler kann 
zudem einen Reichsſtatthalter mit der Führung einer Landesregierung beauftragen. 


Gewährleiſten dieſe Geſetze und Verordnungen die immer ſtärker durchgreiſende Ein⸗ 
heit der politiſchen und verwaltungsmäßigen Führung, fo find für die Vereinheit⸗ 
lichung des Verwaltungs verfahrens folgende Anderungen wichtig: 


Auf dem Gebiete der Enteignung (vorſtehend S. 15, 24) haben die Reichsgeſetze „Aber 
die Veſchränkung von Grundeigentum aus Gründen der Reichsverteidigung (Schutz ⸗ 
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bereichsgeſetz)“ vom 24. Januar 1935 und „Aber die Landbeſchaffung für Zwecke der 
Wehrmacht“ vom 29. März 1935 ſowie das „Luſtverkehrsgeſetz“ in der Neufaſſung 
vom 21. Auguſt 1936 mit der grundſätzlichen Zuläſſigkeit des ordentlichen Nechts⸗ 
weges zur Entſchädigungsfrage gebrochen: Nach dem Schutzbereichsgeſetz ſetzt 
in Abweichung vom alten Neichsrayongeſetz vom 21. Dezember 1871 der Neichswehr ⸗ 
miniſter, alſo eine Verwaltungsſtelle, die Entſchädigung endgültig fefſt; nach dem 
Reichsgeſetz über die Landbeſchaffung für Zwecke der Wehrmacht iſt ein beſonderes 
Gericht, nicht mehr das ordentliche Gericht zur Entſcheidung der Entſchädigungsfrage 
berufen, und nach dem Luftverkehrsgeſetz fett der Neichsminiſter für Luftfahrt die 
Entſchädigung im erſten Rechtszuge feſt, während im zweiten das Reichswirtſchafts⸗ 
gericht entſcheidet. 

Das Reichsgeſetz „Aber die Regelung des Landbedarfs der öffentlichen Hand“ vom 
29. März 1935 ſchafft eine Reichsſtelle, die darüber zu wachen hat, daß der deutſche 
Raum in einer den Notwendigkeiten von Volk und Staat entſprechenden Weiſe 
geſtaltet wird, und die berechtigt iſt, gegen die Durchführung eines Vorhabens von 
Landerwerb für Zwecke der öffentlichen Hand (z. B. für militärpolitiſche Zwecke, für 
Straßenbauten, für Forſt- und Siedlungszwecke) im Intereſſe der Wahrung einheit⸗ 
licher Geſichtspunkte Einſpruch zu erheben. Dieſe Reichsſtelle iſt dem Reichskanzler 
unmittelbar unterſtellt und hat durch Erlaß desſelben vom 26. Juni 1935 die Be. 
zeichnung „Reichsſtelle für Raumordnung“ erhalten. Sie übernimmt die zufammen- 
faſſende, übergeordnete Planung und Ordnung des deutſchen Raumes für das geſamte 
Reichsgebiet. Die beſtehenden Reichs⸗ und Landesplanungsbehörden und verbände 
haben ihren Weiſungen Folge zu leiſten; fie übt die Aufſicht über fie aus (Erlaß vom 
18. Dezember 1935). Das geſamte Reichsgebiet iſt in Planungsräume aufgeteilt, 
die mit den Reichsſtatthalterbezirken, in Preußen mit den Provinzen zuſammenfallen. 
Für die Durchführung der von der Reichsſtelle für Raumordnung aufgeftellten Richt · 
linien ſorgen die Reichsſtatthalter, in Preußen die Oberpräfidenten als Planungs- 
behörden. Sie werden beraten von den Landesplanungsgemeinſchaften, die für jeden 
Planungsraum gebildet werden und die eigentlichen Planungsarbeiten zu leiſten 
haben. (Erſte Verordnung zur Durchführung der Neichs⸗ und Landesplanung vom 
15. Februar 1936.) 


Eine „Verordnung über die Behörden zur Entſcheidung von Kompetenzkonflikten“ 
vom 27. März 1935 erklärt von Reichs wegen, daß die Zuſtändigkeit zur Entſcheidung 
von Kompetenzſtreitigkeiten in bisherigem Amfange zunächſt beſtehen bleibt. Dieſe 
Beſtimmung iſt dadurch notwendig geworden, daß die „Kompetenzkonfliktsgerichts⸗ 
höfe“ als Landesbehörden nur für die Entſcheidung über Zuſtändigkeitsſtreitigkeiten 
zwiſchen Gerichten und Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten ihres 
Landes zuftändig waren, nicht dagegen eines anderen Landes oder des Reiches (vor- 
ſtehend S. 33), daß aber nun mit dem 1. April 1935 die Gerichte durch Reichsgeſetz vom 
5. Dezember 1934, 24. Januar 1935 betreffend Abernahme der Rechtspflege jetzt 
unmittelbare Reichs einrichtungen geworden find. Von einer grundſätzlichen Rege; 
lung, insbeſondere Errichtung eines Neichshofes zur Entſcheidung von Zuſtändigkeits. 
ſtreitigkeiten, iſt alfo vorläufig abgeſehen. 


Eine große Anzahl von Reichsſteuergeſetzen iſt am 16. Oktober 1934 verkündet 
worden, um die nationalſozialiſtiſchen Ziele in wirtſchaftlicher und bevölkerungs⸗ 
politiſcher Hinſicht im Steuerweſen zu vereinfachen: Steueranpaſſungsgeſetz, Amſatz⸗ 
fteuer-, Eintommenfteuer-, Körperſchaftſteuer., Vermögenſteuer⸗, Erbichaftiteuer-, 
Kapitalverkehrſteuergeſetz. Alle dieſe Geſetze enthalten im weſentlichen materielle Be⸗ 
ſtimmungen, wenig Verfahrensvorſchriften (vorſtehend S. 26/27). An Stelle der 
Steuerausſchüſſe ſind Steuerbeiräte bei jedem Finanzamt mit lediglich beratender 
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Durch das Geſetz über „die Haushaltsführung, Rechnungslegung und Nechnungs⸗ 
prüfung der Länder und über die vierte Anderung der Reichshaushaltsordnung vom 
17. Juni 1936“ wird die Rechtseinheit auf dem Gebiete des Haushaltsrechts in 
Reich und Ländern hergeſtellt. 


Zur einheitlichen Zuſammenſaſſung der polizeilichen Aufgaben im Reich iſt durch 
Erlaß des Führers und Reichskanzlers vom 17. Juni 1936 ein Chef der Deutſchen 
Polizei im Reichsminiſterium des Innern eingeſetzt worden, dem zugleich die Leitung 
und Bearbeitung aller Polizeiangelegenheiten im Geſchäftsbereich des Reichs und 
Preußiſchen Miniſteriums des Innern übertragen iſt. Chef der Deutſchen Polizei 
iſt der Reichsführer SS. Heinrich Himmler. Er führt die Dienſtbezeichnung: Der 
Reichsführer SS. und Chef der Deutſchen Polizei im Neichsminiſterium des Innern. 


Auf dem Gebiete des preußiſchen Verwaltungsrechts iſt von grundlegender 
Bedeutung das Geſetz über die Geheime Staatspolizei vom 10. Februar 1936. Nach⸗ 
dem die Geheime Staatspolizei als Zuſammenfaſſung der geſamten politiſchen Polizei 
in Preußen geſchaffen war und immer mehr verſelbſtändigt worden iſt (Geſetz vom 
26. April 1933 und 30. November 1933), hatte das Oberverwaltungsgericht ſich auf 
den Standpunkt geſtellt, daß ſeine Zuſtändigkeit zur Nachprüfung der Verfügungen 
und Maßnahmen der Geheimen Staatspolizei nicht gegeben ſei. Jetzt iſt durch Geſetz 
vom 10. Februar 1936 das Geheime Staatspolizeiamt zur Oberſten Landesbehörde 
erklärt; Chef iſt der preußiſche Minifterpräfident; und mit der ausdrücklichen Be⸗ 
ſtimmung: „Verfügungen und Angelegenheiten der Geheimen Staatspolizei unter- 
liegen nicht der Nachprüfung durch die Verwaltungsgerichte“ (8 7), iſt die Recht · 
ſprechung des Oberverwaltungsgerichts zum Geſetz erhoben. Noch das Geſetz vom 
20. April 1933 enthielt im Intereſſe der einheitlichen Rechtſprechung die Beſtimmung, 
daß für Klagen im Verwaltungsſtreitverfahren gegen Verfügungen des Geheimen 
Staatspolizeiamts ſtets das Bezirksverwaltungsgericht in Berlin zuſtändig ſei. Jetzt 
iſt jede Verwaltungsklage im weiteften Amfange (gegen „Verfügungen und An ⸗ 
gelegenheiten“ der Geheimen Staatspolizei) ausgeſchloſſen und nur die Dienſt ⸗ 
aufſichtsbeſchwerde an den Chef der Geheimen Staatspolizei möglich. 


Schließlich iſt ein preußiſches Geſetz „Aber die Zwangsvollſtreckung gegen juriſtiſche 
Perſonen des öffentlichen Rechts“ vom 11. Dezember 1934 ergangen, das die preu- 
ßiſche Vereinfachungsverordnung vom 3. September 1934 in dieſer Hinſicht (vorſtehend 
S. 21) außer Kraft ſetzt. Die Zwangsvollſtreckung gegen den preußiſchen Staat wegen 
einer Geldforderung mit Ausnahme der Verfolgung dinglicher Rechte erfolgt nur noch 
im Verwaltungswege, der vom zuſtändigen Fachminiſter im Einvernehmen mit dem 
Finanzminiſter beſtimmt wird. Gegen andere juriſtiſche Perfonen des öffentlichen 
Rechts, z. B. gegen Gemeinden, bedarf es zur Einleitung der Zwangsvollſtreckung 
wegen einer Geldforderung und im Verwaltungszwangsverfahren der Beibringung 
einer Zulaſſungsverfügung der Staatsaufſichtsbehörde. Dieſe beſtimmt auf Antrag 
des Gläubigers die Vermögensgegenſtände, in die eine Vollſtreckung zugelaſſen wird, 
und den Zeitpunkt der Vollſtreckung. Die Erfüllung der öffentlich rechtlichen Auf ⸗ 
gaben des Schuldners, bei einer Gemeinde oder einem Gemeindeverbande auch der 
geordnete Gang der Verwaltung und die Verſorgung der Bevölkerung, muß dabei 
gewahrt werden. Ausgenommen iſt auch hier die Verfolgung dinglicher Rechte, auf 
die nur die allgemeinen Vorſchriften der Zivilprozeßordnung Anwendung finden. Ein 
Konkursverfahren gegen juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechts iſt überhaupt 
nicht mehr möglich, auch kein Verteilungsverfahren nach der Verteilungsverordnung 
vom 30. März 1933 (vorſtehend S. 21). 

So find auch hier für alle obrigfeitlihen Verwaltungen die Belange des einzelnen 
nach nationalſozialiſtiſchem Grundſatz hinter die Wahrung der Belange der Volks- 
gemeinſchaft zurückgeſtellt. 
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Der Rechtsſchutz in der Derwaltung 


De. Tuftus Dankwects 
Minifteclalcat im Reichs und Preufl. Miniſterium des Innern 


Das Wort „Rechtsſchutz in der Verwaltung“ iſt ein ausgeſprochen liberaliſtiſcher 
Kampfruf geweſen. Der Kampf kann bezeichnet werden als ein Ringen des Individu · 
ums mit dem Staat. Er hat mit dem Siege des Individuums über den Staat 
geendet, aber dieſer Sieg bedeutete gleichzeitig Antergang. Denn an Stelle des 
befiegten liberaliſtiſchen Staates trat mit der nationalſozialiſtiſchen Erhebung eine 
neue gefeſtigte und geläuterte Volksordnung, und dieſe läßt für das „Individuum“ 
keinen Raum mehr. Trotzdem erkennt auch die nationalſozialiſtiſche Volksordnung 
den Rechtsſchutz im Staate an. Wenn irgendeine Staatsorganiſation, ſo iſt der 
nationalſozialiſtiſche Staat ein Rechtsſtaat. „Rechtsſicherheit iſt die erſte große Vor ⸗ 
ausſetzung des Staatsaufbaues und der Inbegriff deſſen, was den einzelnen Bürger 
im Volksganzen bewegt. Es iſt älteſtes germaniſches Gut, daß in dieſer Sphäre des 
einzelnen die Rechtsſicherheit zu Haufe iſt.“) Der gleichen Staatsauffaſſung hat der 
Führer zu wiederholten Malen Ausdruck verliehen. Rechtsſchutz im Staate iſt alſo 
kein Kampfruf mehr. Er iſt vollgültiger Rechtsſatz der deutſchen Volksordnung, 
gewachſen auf der Grundlage nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung. 


Selbſtverſtändlich haben die aus liberaliſtiſcher Denkart geprägten Worte nach 
nationalſozialiſtiſcher Wertung einen neuen Inhalt. Dieſer Wandel iſt groß und 
bedeutſam. Seine Darſtellung führt in die grundlegenden Fragen menſchlicher 
Lebensordnung und veranſchaulicht in überzeugender Weiſe die Erhöhung des 
Kulturniveaus, die der Nationalſozialismus mit der Aberwältigung des Liberalis⸗ 
mus erkämpft hat. 


Zum Verſtändnis einer Wandlung bedarf es der Kenntnis vergangenen Geſchehens. 
Ein Rückblick auf das Werden und Wachſen des liberaliſtiſchen Staates iſt deshalb 
notwendig. 


) Frank, IW 1935 S. 1756/57. 
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A. Der Rechts ſchutz im Polizeiſtaate 


Der Ruf nach rechtlichen Sicherungen pflegt erhoben zu werden, wenn in menſchlichen 
Machtverhältniſſen wirkliche oder vermeintliche Spannungen auftreten. Der Sicher- 
heitsheiſchende iſt von einem berechtigten oder eingebildeten Schwächegefühl erfüllt 
und fürchtet, daß ein Stärkerer ihn überwältigen könne.“ 


Als der Bürger anfing, Rechtsſchutz vor ſtaatlichen Maßnahmen zu verlangen, war 
ſein Schwächegefühl und ſein Mißtrauen gegenüber dem Staat nur allzu berechtigt. 
Er hatte guten Grund, in dem Staat einen übermächtigen und keineswegs immer gut- 
willigen Gegner zu erblicken. 


Der Begriff des Polizeiſtaates 


Die Auffaſſung des 17. und 18. Jahrhunderts vom Staat war die des ſogenannten 
Polizeiſtaates. Der Staat war der Landesherr. Er war ſich Selbſtzweck. Sein Auf- 
gabenkreis war unbeſchränkt. Sein Handeln war an keinerlei Regeln gebunden. Der 
Bürger war lediglich Antertan, alſo Objekt der ſtaatlichen Maßnahmen. Er war 
jedem Eingriff des Staates in ſeine Sphäre nahezu ſchutzlos ausgeliefert. 


Auf eine Milderung dieſes Zuſtandes ging die bereits frühzeitig aufgetretene Lehre 
hinaus, daß jede ſtaatliche Tätigkeit darauf gerichtet fein müſſe, die Wohlfahrt des 
Bürgers und der Geſellſchaft zu fördern. Dieſe Lehre wurde zwar allmählich 
herrſchend, aber es hing ausſchließlich vom Entſchluß des jeweiligen Landesherrn ab, 
ob und inwieweit er ſie ſich zu eigen machen wollte. Selbſt wenn er dies tat, ſo blieb 
ihm doch im Einzelfalle ſtets die Entſcheidung darüber vorbehalten, ob die Maß⸗ 
nahme, die er treffen wollte, mit der erwähnten Lehre in Einklang zu bringen ſei oder 
nicht. Es liegt auf der Hand, daß eine derartige ungehemmte Führung der Staats- 
geſchäfte jederzeit in Willkür ausarten konnte. Die Geſchichte zeigt, daß ſolche Willkür 
häufig geweſen iſt. 

Anſätze zu einem Rechtsſchutz des Bürgers finden ſich allerdings auch gelegentlich 
ſchon im Polizeiſtaat. In Preußen z. B. geſtattete das allgemeine Landrecht dem 
Bürger, den Staat als Fiskus, d. i. Vermögensträger, vor den Gerichten zur Rechen ⸗ 
ſchaft zu ziehen, wenn der Staat als Hoheitsträger in die Sphäre des Bürgers ein⸗ 
gegriffen hatte (8 81 II 14 ALR). Das Geſetz gab damit dem Bürger einen Entſchädi⸗ 
gungsanſpruch bei Rechtsverletzungen durch den Staat und gewährleiſtete eine von der 
Einwirkung des Landesherrn nahezu unbeeinflußte Prüfung und Entſcheidung der 
Sad. und Rechtslage. Als völlig unwirkſam kann dieſe Art des Rechtsſchutzes nicht be- 
zeichnet werden. Allerdings geſtattete ſie keine Abwehr des ungeſetzlichen Eingriffs 
ſelbſt und dürſte auch in einem wirtſchaftlich einigermaßen ſtarken Staate kaum 
nennenswerte Hemmungen erzeugt haben. 


Von einem wirklichen Rechtsſchutz im Polizeiſtaate kann alſo wohl nicht geſprochen 
werden. 


B. Der Rechts ſchutz im liberaliſtiſchen Staate 


Mit dem wirtſchaftlichen und kulturellen Erſtarken des Bürgers hob ſich fein Wert⸗ 
bewußtſein. Er lehnte es ab, für den Staat lediglich Objekt zu fein. Er empfand 
ſeinen Anteil am Daſein des Staates, erſtrebte Beteiligung an der Führung der 
Staatsgeſchäfte und verlangte vom Staat, als Individuum gewürdigt zu werden. 
Da der den Staat repräſentierende Landesherr dieſen Forderungen nur unter Ver- 


) Der Ruf nah Sicherheiten kann auch zum Zwecke bewußter Irreführung mißbraucht 


werden, um einen tatſächlich ſchwächeren und gutwilligen Gegner in einem Abhängigkeits ⸗ und 
Anter drückungs verhältnis zu erhalten. 
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zicht auf eigene Rechte nachgeben konnte, fo entſtand der Kampf zwiſchen Individuum 
und Staat. Beide waren in Gegenſatz zueinander getreten und dieſer Gegenſatz 
beherrſchte das geſamte Staatsgeſchehen auch in Deutſchland bis zur Machtergreifung. 
Ausgetragen wurde der Kampf mit körperlichen und geiſtigen Mitteln. 


Der Begriff des liberaliftiichen Staates 


Der Bürger gründete feine Forderungen vorwiegend auf die dem Individuum an- 
geblich von der Natur verliehenen Rechte. Er kämpfte für den Schutz dieſer Rechte 
vor der Abermacht des Staates und bezeichnete deswegen denjenigen Staat, der 
feinen Forderungen weit genug nachgab, als RNechtsſtaat. Damit wollte er den 
Polizeiſtaat zum Anrechtsſtaat ſtempeln. Als Verhältnismaßſtab in dieſem Sinne 
wird man die Bezeichnung gelten laſſen können. Das Wort Rechtsſtaat iſt indeſſen 
einer ſehr viel weiteren und höheren Auslegung zugänglich. Jedenfalls iſt der Staat, 
der den Polizeiſtaat ablöſte, nicht berechtigt, die Bezeichnung Rechtsſtaat für ſich 
allein in Anſpruch zu nehmen. Die Eigenart dieſes Staates wird vielmehr treffender 
und wahrer durch das Kennwort „liberaliſtiſcher Staat“ zum Ausdruck gebracht. 


I. Die liberaliſtiſchen Staatsauffaſſungen 


Der Kampf des Bürgers um Beteiligung an der Staatsführung und die Zurüd- 
drängung des Landesherrn aus dieſen Geſchäften, die von der Monarchie zum Kon- 
ſtitutionalismus und zur Republik, alſo zur völligen Beſeitigung des Landesherrn 
geführt haben, ſollen hier nur geſtreift werden. Sie bedürfen deshalb der Erwähnung, 
weil dieſer Kampf in einer gewiſſen Parallele mit dem Kampf um den Rechtsſchutz 
geführt worden iſt. Beide Aktionen müſſen jedoch ſorgfältig auseinandergehalten 
werden. Das eine Mal handelte es ſich um die Beteiligung der Bürger bei der 
Willensbildung des Staates, das andere Mal um den Schutz des einzelnen Bürgers 
vor dem vollendeten Wollen des Staates. Die Beteiligung der Bürger an der 
Staatsführung konnte das Schwächegefühl des einzelnen Bürgers mindern und ſein 
Mißtrauen vor dem Staate verkleinern. Sie konnte auch die Willensbildung des 
Staates in einem den Rechtsſchutz fördernden Sinne beeinfluſſen, aber zwangsläufig 
waren dieſe Folgen nicht. Der einzelne Bürger konnte in einer Republik z. B. genau 
ſo wenig vor ſtaatlichen Maßnahmen geſchützt ſein wie in einer abſoluten Monarchie. 
Der Wechſel der Staatsform berührte alſo die Stellung des Bürgers zum Staate 
rechtlich in keiner Weiſe. Aber nur dieſe Stellung des Bürgers zum Staat iſt Gegen- 
ſtand dieſer Abhandlung. 


Ein wirkſamer Rechtsſchutz des Bürgers vor dem Staate ſetzte in Deutſchland, im 
großen geſehen, gegen Mitte und Ende des achtzehnten Jahrhunderts ein, erfuhr zu 
Beginn des neunzehnten Jahrhunderts eine nachhaltige Fortentwicklung, erhielt um 
die Mitte dieſes Jahrhunderts verſtärkten Antrieb und zeitigte im Zwiſchenreich 
Erſcheinungsformen, die einer Aberwucherung gleichkamen. 


Die Einzelheiten dieſer Entwicklung in zeitlicher Ordnung darzuſtellen, iſt im Rahmen 
dieſer Abhandlung bei der Vielgeſtaltigkeit der Normen und der länderbedingten 
Serriffenheit des deutſchen Verwaltungsrechts untunlich. 


Am deutlichſten wird das Bild, wenn man unabhängig von der hiſtoriſchen Ent⸗ 
wicklung die Möglichkeiten, die im liberaliſtiſchen Staat für die Verwirklichung des 
Rechtsſchutzgedankens vorhanden waren, in abſtrakter Weiſe und gegenſtändlicher 
Gliederung unterſucht. Dabei iſt zweckmäßig davon auszugehen, daß auch der 
Liberaliſt die Staatsgewalt zunächſt als Einheit erkannt und geſehen hat. Daraus 
ergab ſich für ihn der bedeutſame und zwingende Satz, daß aller Schutz des Individu⸗ 
ums allein und ausſchließlich auf freiem Wollen des Staates beruhen konnte. Ge. 
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ſichert war das Individuum nur, wenn und ſolange der Staat es wollte. Denn der 
Staat war auch dem Liberaliſten noch Selbſtzweck, und über dem Staate ſtand keine 
höhere oder ſtärkere Macht, die ihm wehren oder dem Individuum helfen konnte. 
Jeder Schutz konnte alſo nur darin beſtehen, daß der Staat ſich freiwillig Bindungen 
auferlegte, daß er ſich freiwillig Grenzen und Regeln für fein Handeln ſetzte und ver- 
ſprach, die Grenzen innezuhalten und die Regeln zu befolgen. 


An dieſer Erkenntnis mußte von vornherein der Verſuch ſcheitern, die Individual- 
ſtellung dadurch zu ſichern, daß der in feinem Aufgabenkreis bis dahin unbeſchränkte 
Staat feine Tätigkeit auf beſtimmte, im voraus ein für allemal feſtzulegende Auf⸗ 
gabengebiete begrenzen ſolle. Anternommen iſt dieſer Verſuch dennoch, und zwar 
unter Führung geiſtig hochſtehender Männer.“) Danach „ſollte ſich der Staat aller 
Sorgfalt für den poſitiven Wohlſtand der Bürger enthalten und keinen Schritt 
weitergehen, als zu ihrer Sicherheit gegen ſich ſelbſt und gegen auswärtige Feinde 
notwendig ſei“. Es liegt auf der Hand, daß jede noch ſo feierliche Erklärung eines 
Staates dieſer Art dem Andringen realer Notwendigkeiten nicht ſtandgehalten haben 
würde. Das ſtarre Feſthalten an einem unter beſtimmten Verhältniſſen gegebenen 
Verſprechen hätte unter veränderten Amſtänden zu Anterlaſſungen des Staates 
führen müſſen, die einer Selbſtvernichtung hätten gleichkommen können. 


Die Freiwilligkeit des ſtaatlichen Schutzes mußte ferner in dem Liberaliſten die 
zwingende Schlußfolgerung entſtehen laſſen, daß die Stellung, die der Staat dem 
Individuum einzuräumen in der Lage war, niemals ein ſubjektives Recht fein konnte. 
Zum Begriff des ſubjektiven Rechts hat ſtets und unſtreitig die Bindung des Ver⸗ 
pflichteten in der Art gehört, daß ſie nur im Einvernehmen mit dem Berechtigten 
oder durch eine dritte Macht gelöſt werden kann. Wenn der Staat einſeitig die 
Bindung abſtreifen konnte, fo entfiel damit ein weſentliches Merkmal für das Vor⸗ 
handenſein eines Rechts bei dem anderen Teil. Subjektive öffentliche Rechte waren 
danach begrifflich unmöglich. 


In organiſatoriſcher Richtung ergab ſich endlich aus der Freiwilligkeit des ſtaatlichen 
Schutzes, daß dieſer nicht gegen Maßnahmen des oberſten Staatsorgans denkbar 
war. Alle Verſprechungen dieſes Organs konnten lediglich als Beteuerungen ſeiner 
Gutwilligkeit bewertet werden. Gefiel es dem oberſten Staatsorgan, fein Ver. 
ſprechen nicht zu halten, ſo gab es keine Macht, die es zur Erfüllung ſeines Ver⸗ 
ſprechens hätte anhalten können. 


Den Schutz des Individuums konnte der Liberaliſt alſo zunächſt nur darin finden, 
daß das oberſte Staatsorgan dem Individuum Sicherheit gegen von ihm nicht gewollte 
Maßnahmen nachgeordneter Staatsorgane zuſagte und gewährte. Damit waren die 
Grenzen des Individualſchutzes vorläuſig abgeſteckt. 


Diefe Grenzen der Nechtsſchutzmöglichkeit im liberaliſtiſchen Staat hervorzuheben, iſt 
wichtig und notwendig. Ein Streit über dieſe Grenzen war ausgeſchloſſen, ſolange 
die Einheit der Staatsgewalt nicht verdunkelt oder verfälſcht war. 


Immerhin war der innerhalb dieſer Grenzen liegende Raum, an dem polizeiſtaatlichen 
Zuſtand gemeſſen, groß. Es konnte vor allem nunmehr dafür geſorgt werden, daß das 
oberſte Staatsorgan die Maßnahmen der nachgeordneten Staatsorgane an Regeln 
band. Die Bedeutung abſtrakter Regeln für die menſchliche Lebensordmüng iſt bereits 
in der Frühgeſchichte der Menſchheit erkannt worden. Auch der Polizeiſtaat hatte ſie 
nicht geleugnet und bediente ſich ihrer. Das Neue und Weſentliche des liberaliſtiſchen 
Staatsgedankens war es, daß der Staat derartige Regeln nicht nur für das Ver. 
halten des Bürgers, ſondern auch für die Tätigkeit feiner Behörden ſchaffen und 
dieſe zwingen ſollte, nach ihnen zu verfahren. Er ſollte die Behördenarbeit mit 


) W. von Humboldt, Ideen zu dem Verſuch, die Grenzen der Wirkſamkeit des Staates zu 
beſtimmen. Kiepenheuer, Potsdam, 1920, S. 65. 
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Rechtsordnung erfüllen und die Behörden an Recht und Geſetz binden.) Dieſe 
Forderung nach „Geſetzmäßigkeit der Verwaltung im weiteren Sinne“ hat ſich 
überall, wenn auch in verſchiedenem Amfang und in mannigfachen Formen durch- 
geſetzt. 


Grundſätzlich andersgeartete Schutzmaßnahmen für das Individuum zu erfinden, war 
der Liberaliſt nicht in der Lage, ſolange er an der Einheit der Staatsgewalt feit- 
hielt. Da aber der bisher geſchilderte Schutz nicht auszureichen ſchien, da insbeſondere 
die Freiwilligkeit der ſtaatlichen Bindung zu ſteter Sorge Anlaß geben mußte, hat 
der Liberaliſt Staatskonſtruktionen erſinnen müſſen, die das Wollen des Staates 
hemmen konnten: er erfand die Lehre von der Gewaltentrennung. Dieſe Lehre iſt von 
derart entſcheidender Bedeutung für das Staatsdenken auch der neuen Zeit geworden, 
ſie hat derart verſteinerte Vorſtellungen in Politik und Wiſſenſchaft erzeugt, und ſie 
iſt gerade für das Verſtändnis des Gegenſtands dieſer Abhandlung derart wichtig, 
daß eine Wiedergabe der oft dargeſtellten Lehre nicht entbehrt werden kann. 


Die Lehre von der Gewaltentrennung 


Die Möglichkeit einer Gliederung der Staatsorganiſation in Geſetzgebung, Juſtiz 
und Verwaltung iſt ſchon im Altertum erkannt worden. Sie wird bereits bei 
Ariſtoteles erwähnt. Montesquieu,“) der große Vorläufer der franzöſiſchen Revolu- 
tion, baute den Gedanken aus und glaubte feſtſtellen zu können, daß ſich die geſamte 
Staatstätigkeit ihrem Gegenſtande nach in Rechtsſetzung, Rechtsfindung und Voll. 
ziehung ſpalte. „Jede dieſer Tätigkeiten ſei ihrem Weſen nach völlig von den beiden 
anderen verſchieden.“ Auf dieſer angeblichen Verſchiedenheit fußend lehrte er, daß 
ihre Ausübung durch drei ſtreng getrennte Organifationen notwendig ſei. Er unter- 
ſchied die puissance legislative, die puissance de juger und die puissance ex&cus 
trice und behauptete, die Freiheit des Bürgers fei verloren, wenn derſelbe Menſch 
oder nur eine Verſammlung von Auserleſenen, ſei es des Adels, ſei es des Volkes, 
dieſe drei Gewalten ausübe. Die Gewalten müßten vielmehr auf drei verſchiedene, 
voneinander unabhängige Stellen verteilt werden. Nur auf dieſem Wege könne der 
Bürger vor dem Mißbrauch der Staatsgewalt geſchützt werden. Eine Stelle werde 
die andere überwachen und etwaigen Abergriffen hemmend entgegentreten. 


Montesquieu verſtand unter puissance ex&cutrice im weſentlichen die Führung des 
Staates nach außen hin, alſo Außenpolitik und Kriegführung. In der fpäteren Ent⸗ 
wicklung trat an Stelle des Ausdrucks „Vollziehung“, der ſehr bald als mißverſtänd⸗ 
lich und zu eng empfunden wurde, der Ausdruck „Verwaltung“. Er umfaßte nach 
herrſchender Meinung alle Staatsgeſchäfte, die nicht als Rechtsſetzung oder Rechts ⸗ 
findung aufzufaſſen waren, wurde aber allmählich nicht mehr auf Kriegführung und 
auswärtige Politik bezogen. In dieſem engeren Sinne findet er ſich heute im 
deutſchen Sprachgebrauch und in dieſem Sinne iſt er in den liberaliſtiſchen Kampfruf 
nach Rechtsſchutz in der Verwaltung übergegangen. 


Die Lehre Montesquieus hat die Staatsdenker für beinahe zwei Jahrhunderte in 
ihren Bann geſchlagen. Sie beeinflußte die Rechtsordnung aller Staaten, ins. 
beſondere auch die der Vereinigten Staaten Nordamerikas und bewirkte allmählich, 
daß die Einheit der Staatsgewalt nahezu in Vergeſſenheit geriet. Man überſah, daß 
die Lehre von angeblicher Weſensverſchiedenheit der Staatsgeſchäfte ausgegangen 
war und hierauf geſtützt die Trennung der Staatsorganiſation gefordert hatte. Man 
ſah vielmehr nur noch die vollzogene Trennung der Staatsorganiſation und nahm 
ſie als ſchickſalsgewollt und unabänderlich hin, vielleicht daß man ſie noch mit dem 
zum Schlagworte geſtalteten Rechtsſtaatsbegriff deckte. Allerdings mußte man ſich 
immer erneut mit der Zuſtändigkeitsverteilung befaſſen. Man machte ſtändig die 


) Vgl. Otto Mayer S. 58. 
J Montesquieu, De l’esprit des lois, 1748, elftes Buch. 
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Beobachtung, daß die urſprünglich fo überzeugend klingende Teilung in Rechts- 
ſetzung, Rechtsfindung und Verwaltung ſich nicht von ſelbſt vollzog. Es ergaben ſich 
Anſtimmigkeiten und Aberſchneidungen, die nachdenklich hätten ſtimmen können. Schon 
die Rechtsſetzung ließ ſich nicht ausſchließlich bei dem Geſetzgebungsorgan halten. 
Entweder arbeitete dieſes zu ſchwerfällig oder zu langſam. Der Staat bedurfte für 
minder wichtige oder auf Teile des Staatsgebiets beſchränkte Rechtsſetzungen 
ſchneller arbeitender oder mit den örtlichen Beſonderheiten beſſer vertrauter Organe. 
So kam man dazu, die Rechtsſetzung in nicht unerheblichem Amfange der Verwaltung 
zu übertragen, ſei es, daß man dem höchſten Verwaltungsorgan bei Gefahr im Ver- 
zuge ein Notverordnungsrecht einräumte, fei es, daß man Miniſter oder Provinzial⸗ 
behörden ermächtigte, Polizeiverordnungen zu erlaſſen. Immerhin war derartiges 
noch leidlich damit zu rechtfertigen, daß dieſe Rechtsſetzungsbefugnis von dem Recht 
des geſetzgebenden Organs abgeleitet werden konnte. Bedenklicher war es ſchon, daß 
die Juſtiz in zunehmendem Maße durch gleichmäßige Entſcheidungen der höchſten 
Gerichte Recht ſetzte, und daß man ihr dieſe Tätigkeit nicht nur nicht unterſagte, ſondern 
daß man ſie ſogar darin ſtützen mußte, weil auch hier das geſetzgebende Organ zu 
ſchwerfällig oder zu langſam arbeitete. Vor allem aber machte die Verteilung der 
Geſchäfte auf Juſtiz und Verwaltung zunehmende Schwierigkeiten. Denn es war nicht 
wegzuleugnen, daß auch die Verwaltung in ungezählten Fällen „Recht fand“. Es 
berührt eigenartig, wenn man fieht, wie man bemüht geweſen iſt, brauchbare, aus dem 
Gegenſtande ſich ergebende Zuſtändigkeitsgrenzen zu finden. Immer wieder wird ver- 
ſucht, Rechts- und Ermeſſensentſcheidungen in Gegenſatz zu bringen und nur die 
erſteren als zur Juſtiz gehörig zu erklären, während man die letzteren allein der Ver⸗ 
waltung zuſchreiben wollte. Dabei konnte gar nicht überſehen werden, daß bei vielen 
Entſcheidungen der ordentlichen Gerichte das Ermeſſen eine weſentliche Rolle ſpielt 
und daß zahlreiche Entſcheidungen der Verwaltungsbehörden nahezu ohne Ermeſſens⸗ 
ſpielraum gefällt werden müſſen. Ob eine Rechts⸗ oder Ermeſſensentſcheidung vor- 
liegt, iſt eben nicht gegenſtändlich, ſondern allein durch die Geſetzestechnik bedingt, die 
es in der Hand hat, die abſtrakte Regel mehr oder weniger genau zu umſchreiben. 


Ebenſo mußte der Verſuch mißglücken, im Gegenſatz zwiſchen öffentlichem und 
privatem Recht eine Trennungslinie zu finden. Selbſt wenn ein ſolcher begrifflicher 
Anterſchied ſür die damalige Zeit anerkannt werden mag, ſo ergab ſich doch immer 
wieder, daß die ordentlichen Gerichte auch über öffentliches Recht zu entſcheiden 
hatten, z. B. im Eheſcheidungsverfahren, in der Strafrechtspflege und der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. 


Noch krampfhafter mutet es an, wenn mit umgekehrtem Ziel darauf hingearbeitet 
worden iſt, aus einer tatſächlich vorgenommenen Zuſtändigkeitsverteilung an der 
Hand der vermeintlichen gegenſtändlichen Anterſchiede eine Behörde in die Juſtiz 
oder in die Verwaltung einzuordnen oder feſtzuſtellen, welcher der Anterſcheidungs⸗ 
lehren ſich die Geſetzgebung eines Landes angeſchloſſen habe, wenn z. B. einem Ver- 
waltungsgericht, weil es „Ermeſſensentſcheidungen“ zu treffen hatte, der Charakter 
als „Gericht“ abgeſprochen wurde. 


Anſtatt alſo von der Anmöglichkeit der Dreigliederung des Gegenſtandes ftaat- 
licher Tätigkeit auf die Anrichtigkeit der Lehre zu ſchließen, hielt man die Drei- 
gliederung der Staatsorganiſation für unantaſtbar und ſuchte gewaltſam, die Zu- 
ſtändigkeitsverteilung auf eine gegenſtändlich bedingte Grundlage zurückzufübren. 


Man fragt ſich, welches die Arſache dieſer Denkweiſe geweſen iſt. Die Antwort kann 
nur dahin lauten, daß die Gewaltentrennung, abgeſehen von den Vorteilen, die ſie 
ſtaatsrechtlich dem Liberaliſten bot, die einzige, im damaligen Staate rechtswiſſen⸗ 
ſchaftlich vertretbare Grundlage dafür ſchuf, dem Individuum ſubjektive öffentliche 
Rechte zuzuerkennen und damit erſt das liberaliſtiſch angeſtrebte Maß des Rechts- 
ſchutzes in der Verwaltung zu erreichen. Ob dieſer Beweggrund den Beteiligten 
bewußt geweſen iſt, mag dahingeſtellt bleiben. Die Lehre Montesquieus wird in 
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erſter Linie das ſtaatsrechtliche Ziel der Zurückdrängung des Landesherrn aus der 
Geſetzgebung verfolgt haben. Sie ſchränkte damit feinen Einfluß auf die Willens 
bildung des Staates bei Aufſtellung der als beſonders wichtig empfundenen ab- 
ſtrakten Regeln ein und gewährte den Bürgern eine Einflußnahme, die, wie ſchon 
dargelegt, die Willensbildung des Staates dem Individuum günſtig ſtimmen und 
einem Mißbrauch der Staatsgewalt gegenüber dem Individuum vorbeugen mußte. 
Daneben aber ſchimmert durch die Sätze Montesquieus doch bereits der verwaltungs⸗ 
rechtliche Rechtsſchutzgedanke, wenn er ſagt, daß eine Stelle die andere überwachen 
werde. Dies iſt eine ähnliche Aberlegung wie diejenige, die die kollegiale Zu- 
ſammenſetzung einer Behörde als Vorkehrung für den Rechtsſchutz des Individuums 
benutzen will. Die Aufſpaltung des oberſten Staatsorganes ſollte eine kollegiale 
wechſelſeitige Aberwachung zeitigen, die die rechtliche Stellung des Individuums zu 
jeder der drei Gewalten nicht unweſentlich feſtigen mußte. Die einzelne Gewalt 
wurde dabei ſchon nicht mehr als Teil einer Macht, nämlich des Staates, ſondern als 
ſelbſtändige Macht empfunden. Jede dieſer Mächte konnte gegen die andere aus⸗ 
geſpielt werden, und das Individuum ließ es ſich ſelbſtverſtändlich nicht nehmen, in 
geeigneten Fällen bei Bedrohung durch die eine Macht eine der anderen zu Hilfe zu 
rufen. So ergab ſich in der Fortentwicklung alsbald eine Art Rangordnung der 
Mächte, die urſprünglich dem Montesquieuſchen Gedanken ferngelegen hat, die aber 
ſchon durch Rouſſeau“ aus naturrechtlichen Anſchauungen heraus gefördert wurde. 
Zunächſt erlangte die Geſetzgebung einen Vorrang vor den beiden übrigen Gewalten 
der Juſtiz und der Verwaltung. Dieſer Vorrang entſprang der allgemeinen nach 
Beſeitigung des Polizeiſtaates herrſchend gewordenen Auffaſſung vom Gebundenſein 
der Behörden an Recht und Geſetz. Dieſe Gebundenheit konnte aber nunmehr auf 
das oberſte Verwaltungsorgan, alſo auf ein oberſtes Staatsorgan erſtreckt werden, 
und darin liegt die neue durch die Gewaltentrennung dargebotene Möglichkeit des 
Rechtsſchutzes. Indem man die Geſetzgebung über die Verwaltung ftellte, konnte 
man eine nun nicht mehr freiwillige Bindung eines ganzen Staatsteiles, nämlich der 
Verwaltung, konſtruieren. Die Verwaltung war nicht mehr in der Lage, Sicher 
heiten für das Individuum zu verweigern oder zurückzunehmen. Sie mußte den 
Willen der geſetzgebenden Gewalt ausführen, und daraus ergab ſich für die Stellung 
des Individuums, daß Rechte, die ihm die Geſetzgebung gegenüber der Verwaltung 
einräumte, nunmehr als wirkliche ſubjektive Rechte angeſprochen werden konnten. Es 
ſtand ſogar rechtlich nichts mehr im Wege, die Verwaltung dem Individuum gleich⸗ 
zuordnen und einen Streit der Verwaltung mit dem Individuum wie einen Streit 
zweier gleichberechtigter Parteien zu behandeln. Zur praktiſchen Durchführung 
dieſes Gedankens fehlte allerdings zunächſt noch eine Figur, und das war der Richter. 
Der Geſetzgeber konnte wohl der Verwaltung durch abſtrakte Regeln Befehle geben, 
er konnte auch in beſonders wichtigen Einzelfällen durch Einſatz ſeines politiſchen 
Schwergewichts eine unfolgſame Verwaltung zum Gehorſam bringen; aber dieſer 
Schutz war unvollkommen, weil er nicht regelmäßig gewährt werden konnte und auch 
allzuſehr von den ſchwankenden politiſchen Machtverhältniſſen abhängig bleiben 
mußte. Ein wirkſamer Rechtsſchutz war erſt vollendet, wenn das Individuum in 
jedem Streite mit der Verwaltung eine dritte unparteiiſche Stelle anrufen konnte, 
die die Macht hatte, eine dem Individuum günſtige Entſcheidung gegen die Verwal- 
tung durchzuſetzen. Mit der Suche nach dieſem Richter über Verwaltung und In⸗ 
dividuum tritt der liberaliſtiſche Rechtsſchutzgedanke in ſein letztes entſcheidendes 
Stadium. Man ſollte meinen, daß auch hier die Gewaltentrennungslehre ſchnell und 
einfach den Weg hätte weifen können. Denn was hätte nähergelegen, als die dritte 
Macht, die Juſtiz, für die gewünſchten Zwecke einzuſchalten. Sie war der Geſetz⸗ 
gebung unterworfen und von der Verwaltung unabhängig, erfüllte alſo alle Anforde- 
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rungen, die man an einen Richter ſtellen durfte. Aber nun machte ſich wiederum die 
dogmenhaſte Erſtarrung der Trennungslehre geltend, diesmal jedoch zum Nachteil 
des Liberaliſten. Es war nämlich Grundſatz der Lehre, daß die Juſtiz nicht nur 
von der Verwaltung, ſondern auch die Verwaltung von der Juſtiz unabhängig 
ſein müſſe. Schon die Höherſtufung der geſetzgebenden Gewalt hatte dogmatiſch 
gewiſſe Schwierigkeiten verurſacht. Die Juſtiz über die Verwaltung zu ſtellen, war 
mit der Lehre vollends unvereinbar. Infolgedeſſen bedurfte es geraumer Zeit, bis 
ſich der Liberalismus dazu durchgerungen hatte, unter Abkehr von einem Teil der 
Trennungslehre zu der Juſtiz als Richter über die Verwaltung ſeine Zuflucht zu 
nehmen. Der wohl hervorragendſte rechtswiſſenſchaftliche Vertreter dieſes Ge⸗ 
dankens, Bähr,) hielt aber auch an der Trennung der Staatsorganiſation ſeſt. Er 
nahm die Einheit der Rechtsordnung zum Ausgangspunkt, verneinte einen generiſchen 
Anterſchied zwiſchen öffentlichem und bürgerlichem Recht und zog daraus den Schluß, 
daß die Verfolgung von Nechtsverletzungen, einerlei, ob fie durch Antertan oder 
Obrigkeit begangen ſeien, einheitlich von einer Stelle ausgeübt werden müſſe. Dieſe 
Stelle könne nur die Juſtiz ſein, ſei es, daß man die ordentlichen Gerichte für zu⸗ 
ſtändig erkläre, oder daß man im Nahmen der gerichtlichen Organiſation beſondere 
Gerichte des öffentlichen Rechts ſchaffe. Man hat dieſe Staatsauffaſſung, die der 
Juſtiz den Vorrang vor der Verwaltung einräumt, juſtizſtaatlich genannt. Ihren 
klaſſiſchen Niederſchlag hat ſie in dem bekannten Satz der Frankfurter Verfaſſung von 
1849 gefunden: „Aber alle Rechtsverletzungen entſcheiden die Gerichte.“ 


Man kann annehmen, daß der Juftizſtaat die Vollendung des liberaliſtiſchen Rechts 
ſchutzgedankens gebildet haben würde. Zu dieſer Vollendung iſt es in Deutſchland 
nirgends gekommen, wenngleich fi in faſt allen Ländern und auch im Reich’) auf 
Teilgebieten der Verwaltung gewiſſe Auswirkungen des Juſtizſtaatsgedankens gezeigt 
haben. Im allgemeinen iſt aber die Gegenwirkung der Montesquieuſchen Lehre und 
vor allem die aus realen Bedürfniſſen geborene Abwehrkraft des Staates ſtark genug 
geweſen, um dieſer Aberſpitzung des Rechtsſchutzbegehrens ſtandzuhalten. Immerhin 
war der Druck dieſes Begehrens doch ſo heftig, daß nach einem Ausweg geſucht werden 
mußte. Es kam hinzu, daß ſich gerade in der Mitte des neunzehnten Jahrhunderts in 
den Anſängen des konſtitutionellen Staates außerordentlich bedenkliche Erſcheinungen 
in der Verwaltung bemerkbar machten, die einen geſteigerten Schutz des Individuums 
gegenüber der Verwaltung unabweisbar erſcheinen ließen. Das Ergebnis war die 
Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit in den deutſchen Ländern. Die Einord- 
nung der Verwaltungsgerichtsbarkeit in das Staatsgebäude hat der Nechtswiſſen⸗ 
ſchaft von jeher die außerordentlichſten Schwierigkeiten bereitet. Man überſah, daß 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit im weſentlichen aus Zweckmäßigkeitsgründen ent- 
ſtanden, nach ihnen geſtaltet und von konſtruktiv⸗theoretiſchen Gedanken nur in 
geringem Maße beeinflußt war. 


Das Eigentümliche an der Verwaltungsgerichtsbarkeit war, daß fie nicht in die Juſtiz 
eingegliedert war, anderſeits aber doch Entſcheidungen im Streit der Verwaltung 
mit dem gleichberechtigten Individuum zu treffen hatte, die auch die Verwaltung zu 
befolgen verpflichtet war. Eingliederung in die Verwaltung und Aberordnung über 
die Verwaltung waren ſtaatstheoretiſch ſchwer miteinander zu vereinigen. Die 
Nechtswiſſenſchaft hat zu einem Teil, innerlich gebunden an die Gewaltentrennungs⸗ 
lehre, dieſen Widerſpruch dadurch zu löſen verſucht, daß fie eine neue Gewalten⸗ 
trennung im kleinen annahm, die Verwaltung in eigentliche Verwaltung und Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit aufſpaltete und nun auf dem bereits geſchilderten Wege dazu 
gelangte, eine dieſer Gewalten als Richter über die andere zu ſetzen. Daß die Ver⸗ 
waltungsgerichtsbarkeit der deutſchen Länder in vielen ihrer Einrichtungen eine der- 


* O. Bähr, Der Rechtsſtaat, Kaſſel und Göttingen 1864. 
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artige Auffaſſung rechtfertigen konnte, iſt nicht zu leugnen. Hierfür ſpricht ins⸗ 
beſondere die verfahrensrechtlich vielfach auf die Spitze getriebene Gleichſtellung der 
Verwaltung mit dem Individuum und die völlige Herauslöſung der e Qer- 
waltungsgerichte aus der Verwaltungsorganifation. 


Anderſeits konnte nicht überſehen werden, daß die unteren Verwaltungsgerichte 
vielſach mit Angelegenheiten befaßt waren, in denen eine Verwaltungsbehörde im 
engeren Sinne überhaupt noch nicht tätig geweſen war, in denen alſo eine Entſchei⸗ 
dung des Verwaltungsgerichts als Richter im Streit zwiſchen Verwaltung und In⸗ 
dividuum gar nicht in Frage kam. Außerdem beſtand durchweg in den mittleren und 
unteren Inſtanzen eine enge perſonelle Verbindung zwiſchen Verwaltungsgericht und 
Verwaltungsbehörde, ja die untere Verwaltungsbehörde war vielfach ſelbſt als 
unteres Verwaltungsgericht tätig. Nur in der Arbeitsweiſe beſtanden in dieſen 
Fällen alfo noch Anterſchiede derart, daß das Verfahren des Verwaltungsgerichts ſich 
in gebundener Form — juftigförmlich — vollzog, und daß das Verwaltungsgericht auf 
die Sache bezüglichen Weiſungen übergeordneter Stellen entzogen war. Dieſe unbe- 
ſtreitbaren Tatſachen ließen die Annahme einer organiſatoriſchen Trennung von Ver⸗ 
waltung und Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht zu. Sie konnten nur dahin gedeutet 
werden, daß innerhalb der einheitlichen Verwaltung beſtimmte Maßnahmen von ge- 
richtsähnlich organiſierten Verwaltungsbehörden und in gerichtsähnlich geſtaltetem 
Verfahren vorzunehmen waren. Dieſe Art der Verwaltungsorganiſation war ins⸗ 
beſondere von Gneiſt“) befürwortet worden, der in der engliſchen Verwaltung und 
vor allem in dem engliſchen Friedensrichter ein Vorbild fand, deſſen Nachahmung ge- 
eignet erſchien, die Schwächen der damaligen preußiſchen Verwaltung zu beſeitigen. 
Seine Anſchauungen haben maßgeblich auf die praktiſche Geſetzgebung eingewirkt. 
Völlig durchgeſetzt hat er ſich nicht. Die Geſetzgebung iſt in vielem, wie oben dar⸗ 
gelegt, andere Wege gegangen. Jedenfalls können die Einrichtungen der deutſchen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit — im ganzen geſehen, wie auch nur die einzelner Länder — 
nicht auf eine einheitliche ſtaatstheoretiſche liberaliſtiſche Grundlage zurückgeführt 
werden. Trotzdem kann die Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Ergebnis 
als Erfolg des liberaliſtiſchen Nechtsſchutzbegehrens angeſehen werden. In der Tat 
war dem Grundſatz nach die Stellung des Individuums gegenüber der Verwaltung 
nunmehr fo gefeftigt, daß es nur noch darauf ankam, die Zuſtändigkeiten der Ver⸗ 
waltungsgerichte zu vermehren und ihren Aufbau noch ſtärker von den Verwaltungs- 
behörden loszulöſen. Liberaliſtiſche Beſtrebungen in dieſer Richtung find bis in die 
neueſte Zeit hinein mit wechſelndem Druck und nicht ohne Erfolg geltend gemacht 
worden. Auch läßt ſich darüber hinaus bis in die neueſte Zeit bei zahlreichen Gelegen 
heiten die liberaliſtiſche Neigung zum juſtizſtaatlichen Aufbau feſtſtellen, die die Grenze 
zwiſchen den ordentlichen Gerichten und den Verwaltungsgerichten zum Vorteil der 
erſteren zu verſchieben ſuchte und jedenfalls eine Erweiterung der verwaltungs⸗ 
gerichtlichen Zuſtändigkeiten zum Nachteil der ordentlichen Gerichte mit allen Mitteln 
zu verhindern beſtrebt war. 


II. Die Einzelheiten der liberaliftiichen Rechtsichugmafinahmen 


Die liberaliſtiſche Geſetzgebungsgewalt war vor die Aufgabe geſtellt, das Individuum 
durch abſtrakte, die Verwaltung bindende Regeln (Geſetze) vor Abergriffen der Ver⸗ 
waltung zu ſchützen. Sie konnte dies dadurch tun, daß ſie die zu ſchützende Sphäre 
des Individuums ſachlich bezeichnete, und daß ſie die ſachlichen Vorausſetzungen, unter 
denen die Verwaltung in dieſe Sphäre eingreifen durfte, genau umſchrieb. Sie konnte 


10) p. Gneiſt, Selfgovernment, Kommunalverfafl fung und Verwaltungsgerichte in England, 
er 


Berlin 1871; Der Rechtsſtaat, Berlin 1872; D echtsſtaat und die Verwaltungsgerichte 
in Deutſchland, Berlin 1879. 
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ferner die Organiſation der Verwaltungsorgane und deren Verfahren in Formen 
bringen, die geeignet waren, gewollte oder ungewollte Geſetzes verletzungen hintanzu 
halten oder wiedergutzumachen. 


1. Der allgemeine Schutzbezirk des Individuums 


Die liberaliſtiſche Geſetzgebung hatte die Wahl zwiſchen zwei grundſätzlich verſchie⸗ 
denen Ausgangsſtellungen. Sie konnte das Eingriffsrecht der Verwaltung grundſätzlich 
als unbeſchränkt zuläſſig anſehen und mußte dann den Schutzbezirk des Individuums 
gegenſtändlich abgrenzen. Der Lebenskreis zerfiel damit in einen geſchützten und einen 
ungeſchützten Teil. Eingriffe der Verwaltung in den Schutzbezirk waren nur geſtattet, 
wenn der Geſetzgeber die Verwaltung dazu ermächtigt hatte. Eingriffe der Ver⸗ 
waltung in den nicht geſchützten Lebenskreis des Individuums waren zuläſſig, ſoweit 
ſie nicht vom Geſetzgeber ausdrücklich verboten waren. 


Die andere Ausgangsſtellung war die, daß der gefamte Lebenskreis des Individuums 
grundſätzlich als geſchützt galt. In dieſem Falle bedurfte jeder Eingriff der Ver⸗ 
waltung in den Lebenskreis des Individuums ausdrücklicher Ermächtigung des Geſetz⸗ 
gebers. Das Geſetz war dann allgemein für die Verwaltung nicht eine Schranke, 
ſondern die Grundlage eines jeden Eingriffs. Bezeichnet wurde dieſe letztere Auf⸗ 
faſſung als die „Lehre von der Geſetzmäßigkeit der Verwaltung in engerem Sinne“. 


Zunächſt iſt die liberaliſtiſche Geſetzgebung wohl durchweg von der grundſätzlichen 
Anbeſchränktheit des Verwaltungseingriffs ausgegangen und hat demzufolge den 
Schutzbezirk des Individuums gegenſtändlich zu bezeichnen verſucht. 


Die Menſchheitsrechte „Freiheit und Gleichheit“ bildeten die urſprünglichſte und 
allgemeinſte Amſchreibung des Schutzbezirks. Die weitere Entwicklung hat dieſen 
Gegenſtand des Rechtsſchutzes im weſentlichen nur gegliedert und Einzelheiten 
genauer herausgearbeitet. Man gelangte damit zu dem Begriff der Grundrechte, wie 
ſie in den Verfaſſungen aufgetreten ſind und eine abſchließende Geſtaltung in der 
Weimarer Verfaſſung!) gefunden hatten. 


Geſchützt waren danach die Gleichheit vor dem Geſetz, die perſönliche Freiheit, die 
Wohnung und das Eigentum, die Freizügigkeit, die freie Meinungsäußerung, die 
Verſammlungs- und Vereinsfreiheit, das Brief⸗ und Poſtgeheimnis und die Berufs- 
und Gewerbefreiheit. 


Die Feſtlegung von Grundrechten hatte einmal ſtaatsrechtliche Bedeutung. Sie brachte 
ein Programm des Geſetzgebers zum Ausdruck, ſollte deſſen künftiges Wollen beein- 
fluſſen und die Willensbildung des Staates zugunſten des Individuums dadurch 
ſichern, daß abweichende Entſchließungen des Geſetzgebers ſtaatsrechtlich unter 
erſchwerte Formen geſtellt wurden. Das Verhältnis des Individuums zum Staat 
wurde hierdurch zwar tatſächlich, aber nicht rechtlich gebeſſert. Außerdem aber und vor 
allem ſtellten die Grundrechte den Hauptinhalt des individuellen Schutzbezirks dar, den 
die Verwaltung zu achten hatte. Aus der Eigenſchaft als Grundrecht ergaben ſich 
Gebote und Verbote des Geſetzgebers für die Verwaltung zugunſten des Individuums. 
Ein Gebot lag z. B. darin, daß die Verwaltung jedes Individuum bei Anwendung 
der Geſetze gleichmäßig zu behandeln habe. Die Verbote zielten allgemein geſehen 
darauf ab, Eingriffe in den Schutzbezirk des Individuums zu verwehren oder zu 
erſchweren. Dieſen Pflichten der Verwaltung entſprachen Rechte des Individuums 
gegen die Verwaltung, die in der Hauptſache als Anterlaſſungsanſprüche zu kenn⸗ 
zeichnen waren. Nach der liberaliſtiſchen Staatsauffaſſung ſtand angeſichts der 
Gebundenheit der Verwaltung durch eine höhere Macht nichts im Wege, dieſe Anſprüche 
als echte ſubjektive öffentliche Rechte gegen die Verwaltung anzuſprechen. Jedenfalls 


1) Art. 109 ff. 
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kann dieſe Auffaſſung als herrſchende Meinung der liberaliſtiſchen Nechtswiſſen⸗ 
ſchaft gelten. 


Bei einem gegenſtändlich abgegrenzten Schutzbezirk des Individuums behielt es 
indeſſen nicht ſein Bewenden. Man ging vielmehr grundſätzlich einen Schritt weiter, 
ſah auf Grund der konſtitutionellen Entwicklung des Staates den geſamten Lebenskreis 
des Individuums als geſchützt an und wendete ſich damit der Lehre von der Geſetz⸗ 
mäßigkeit der Verwaltung im engeren Sinne zu. Es liegt auf der Hand, daß dieſe 
Auffaſſung eine theoretiſch außerordentlich weſentliche Förderung der Individual- 
ſtellung bedeutete. Sie iſt jedoch nicht in allen deutſchen Ländern zur Anwendung gelangt. 
In den ſüddeutſchen Ländern wird man ſie durchweg als abgelehnt annehmen können. 
In Preußen dagegen iſt fie durch die ſtändige Rechtſprechung des Oberverwaltungs⸗ 
gerichts“) geltendes Recht geworden. Das gleiche gilt für Sachſen. Praktiſch find 
allerdings keine allzu weſentlichen Anterſchiede in der Anwendung der beiden theoreti- 
ſchen Auffaſſungen zutage getreten. Entweder iſt der Amfang der Grundrechte ſchon 
derart weit gezogen worden, daß eine ungeſchützte Sphäre kaum noch übriggeblieben 
iſt (3. B. in Sachſen), oder man hat ſich, wie in Preußen, damit geholfen, daß man als 
Ermächtigungsgrundlage für den Eingriff auch Geſetze anſprach, deren Geltung 
mit Kückſicht auf die durch die Verfaſſung eingetretene Zäfur zum mindeſten 
nicht unangefochten geweſen iſt. Das bekannteſte Beiſpiel hierfür bildet das Zurück⸗ 
greifen des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts auf 8 10 Titel 17 Teil II des 
Preußiſchen Allgemeinen Landrechts und die Erſtreckung ſeines Geltungsbereichs auf 
die 1866 neu erworbenen Landesteile.“) Damit war für Preußen auf dem für die 
Verwaltung wichtigſten polizeilichen Gebiet den Bedürfniſſen der Verwaltung in 
praktiſch ausreichendem Maße Rechnung getragen, ohne daß man genötigt war, die 
Lehre von der Geſetzmäßigkeit der Verwaltung im engeren Sinne aufzugeben. 


2. Beſondere Schutzbezirke für einzelne Individuen 


Der liberaliſtiſche Geſetzgeber hatte zunächſt den jedem Individuum allgemein zukom⸗ 
menden Schutzbezirk abgeſteckt. Darüber hinaus aber ſah er ſich vor der Notwendigkeit, 
den Schutzbezirk einzelner Individuen zu erweitern oder zu feſtigen. Da er ſelbſt nicht 
in der Lage war, auf Einzelfälle einzugehen, mußte er die Erweiterung oder Feſtigung 
in die Hand der Verwaltung legen. Demzufolge bezeichnete er mehr oder weniger 
eingehend beſtimmte Tatbeſtände, gebot oder erlaubte der Verwaltung, den Schuß- 
bezirk des Individuums bei dem Vorliegen eines ſolchen Tatbeſtandes durch ausdrück⸗ 
liche Erklärung oder Anordnung zu verſtärken, und gebot ihr, dieſen befonderen Schuß- 
bezirk ebenſo oder in erhöhtem Maße zu achten wie den allgemeinen Schutzbezirk. 
Einem Gebot an die Verwaltung entſprach auch hier ein ſubjektives öffentliches Recht 
des Individuums, von der Verwaltung die Zuteilung und Achtung des beſonderen 
Schutzbezirks verlangen zu können. Konzeſſion und Verleihung find die in der Geſetzes⸗ 
ſprache häufigſten Formen derartiger Vorgänge. Ein anſchauliches Beiſpiel bildet 
8 46 des Preußiſchen Waſſergeſetzes vom 7. 4. 1913 — GS S. 53 — ſowie die Patent- 
erteilung. Die Ernennung zum Beamten iſt der bekannteſte Fall, bei dem der Geſetz⸗ 
geber der Verwaltung die Zuteilung eines beſonderen Schutzbezirks geſtattet hat. 


Der Derwaltungsakt 


Maßnahmen der Verwaltung, die im Einzelſall in den allgemeinen oder beſonderen 
Schutzbezirk des Individuums eingriffen oder die die Zuteilung eines beſonderen 
Schutzbezirks erklärten, anordneten oder ablehnten, wurden als „Verwaltungsakt“ 


1) Anſchütz; Pr. V Bl. 22, 1901, S. 84 ff. 
1 Vgl. OVG 7, 391; 15, 427; 30, 213. 
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bezeichnet.“) Zum Ausdruck kam dieſer Verwaltungsakt regelmäßig in der „Ver⸗ 
fügung“ einer Verwaltungsbehörde. Es hat indeſſen auch nicht an Fällen gefehlt, in 
denen der Geſetzgeber den Verwaltungsakt in die Form des „Beſchluſſes“ einer Ver⸗ 
waltungsbehörde oder eines Verwaltungsgerichts oder in die Form des „Arteils“ 
eines Verwaltungsgerichts gekleidet hat. Bekanntere Beiſpiele find die polizeilichen 
Verfügungen, die Verleihung von Waſſerrechten durch Beſchluß des Bezirksaus⸗ 
ſchuſſes (864 des Preußiſchen Waſſergeſetzes), die Erteilung von Patenten durch 
Beſchluß des Patentamts und die Dienſtentlaſſung eines Beamten durch Arteil des 
Dienſtſtrafgerichts. 


3. Die fachlichen Dorausjegungen des Derwaltungsahtes 


Anter welchen fachlichen Vorausſetzungen der Geſetzgeber den Verwaltungsakt nicht 
verwehrt, geſtattet oder geboten hat, entzieht ſich einer ins einzelne gehenden Dar- 
ſtellung. In den Schutzbezirk eingreifende Verwaltungsakte mußten regelmäßig durch 
das öffentliche Wohl bedingt ſein. Zum Teil wird dieſer Begriff ausdrücklich und 
ohne nähere Amſchreibung verwendet, wie im Preußiſchen Geſetz über die Enteignung 
von Grundeigentum vom 11. 6. 1874 — GS S. 221 —. Er läßt eine außerordent- 
lich weite Auslegung zu und gibt dem Ermeſſen der Verwaltungsbehörde in tat ⸗ 
fächlicher wie in rechtlicher Beziehung ſtärkſte Bewegungs freiheit. Andere Geſetze 
gehen näher auf die Amſtände ein, die einen Eingriff rechtfertigen konnten. Als Bei- 
ſpiel dieſer Art kann abermals 8 10 II. 17. ALR oder der deſſen Wiederholung bildende 
8 14 des Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. 6. 1931 — GS S. 77 — 
dienen. Abwehr der der Allgemeinheit oder dem einzelnen drohenden Gefahren, durch 
die die öffentliche Sicherheit oder Ordnung bedroht wurde, war danach die allgemeine 
Vorausſetzung polizeilichen Eingriffs. Zahlreich find endlich auch die Geſetze, die den 
Tatbeſtand, der zum Verwaltungsakt führen durfte oder mußte, ſo genau umſchreiben, 
daß dem Ermeſſen verhältnismäßig wenig Spielraum blieb. Auch hierfür ſei ein 
Beiſpiel aus dem Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetz 8 17 gegeben: „Die Vor⸗ 
ladung von Perſonen im Zwangswege iſt nur zuläſſig, ſoweit dieſe Maßnahme zur 
Ermittlung oder Aufklärung einer Handlung oder Anterlaſſung erforderlich iſt, die den 
Verdacht eines Verbrechens oder Vergehens rechtfertigt.“ Dabei iſt daran zu denken, 
daß die Tatbeſtände des Verbrechens und des Vergehens bis ins einzelne genau um⸗ 
ſchrieben waren. 


4. Die liberaliſtiſche Rechtſchutztechnih 


Die Befolgung der für den Verwaltungsakt aufgeftellten Regeln durch die Verwal⸗ 
tung hat der Geſetzgeber in mannigfachſter Weiſe geſichert. Seine Maßnahmen laſſen 
ſich in zwei Abſchnitte gliedern. Der eine Teil geht darauf aus, die Geſetzmäßigkeit 
des Verwaltungsaktes ſchon im Entſtehen zu fihern. Hierher gehören die Vorſchriften, 
die die Zuſammenſetzung der Verwaltungsbehörde, das Verfahren zur Vorbereitung 
des Verwaltungsaktes und die Form des Verwaltungsaktes betreffen. Davon getrennt 
zu betrachten find die Maßnahmen, die die Wiedergutmachung eines geſetzwidrigen 
Verwaltungsaktes ſicherſtellen ſollen, alfo einen Nechtsmittelzug eröffnen. 


Die Juſammenſetzung der Derwaltungsbehörde 


Einem Abel in der Entſtehung vorzubeugen iſt wichtiger und regelmäßig leichter, als 
ein bereits entſtandenes Abel zu bekämpſen und wiedergutzumachen. Der Geſetzgeber 
hatte demzufolge ein dringendes Intereſſe daran, die Verwaltungsbehörde, an die er 


10) Der Begriff wurde mehrfach auch in weiterem Sinne verwendet und auf die Handlungen 
des Staates als Fiskus erſtreckt. Vgl. G. Meyer S. 29. 
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zum Schutz des Individuums Gebote und Verbote gerichtet hatte, perſonell derart 
auszuſtatten, daß der Gehorfam gegen das Geſetz und die Geſetzeskunde ohne weiteres 
durch die fittlihe und geiſtige Höhe der als Behörde handelnden Perſonen gewähr⸗ 
leiſtet wurde. Aus dieſem Bedürfnis heraus iſt ſchon im Polizeiſtat das Berufs- 
beamtentum entſtanden. Der bis dahin landes herrliche Diener wurde zu einem Diener 
des Staates. Schon das Preußiſche Allgemeine Landesrecht z. B. enthielt Vorſchriften 
über die Rechtsverhältniſſe der Beamten. Es bedarf hier nicht eines Eingehens auf 
alle Einzelheiten der Beamtenſtellung. Ihre Grundzüge müſſen jedoch inſoweit berührt 
werden, als ſie geeignet waren, den Rechtsſchutz zu ſichern. 


charakterliche Ausleje 


Zunächſt kann geſagt werden, daß die Einrichtung eine ſtrenge und zuverläſſige Aus⸗ 
wahl nach der charakterlichen Seite hin wenn auch nicht gewährleiſtete, fo doch ermög⸗ 
lichte. Die lange Zeit des Vorbereitungsdienſtes und die dabei unausbleibliche enge 
Zuſammenarbeit mit Arbeitskameraden und Vorgeſetzten mußte bei einigermaßen hell- 
ſichtigen und achtſamen Vorgeſetzten jedenfalls grobe Charakterfehler oder Schwächen 
aufdecken. Ob die dadurch geſchaffene Ausleſemöglichkeit ſtets in der richtigen Weiſe 
ausgewertet worden iſt, bildet eine andere Frage. Sie wird für keine der liberaliſti⸗ 
ſchen Zeitabſchnitte voll bejaht werden können. Für das Zwiſchenreich wird man ſie 
verneinen. 


Fachliche Auswahl 


Charakterfehler bilden die Arſache bewußter und gewollter Verſtöße gegen Recht und 
Geſetz. Fahrläſſige Verſtöße können gleich ſchwere Auswirkungen haben. Sie beruhen 
auf Mängeln des fachlichen Könnens. Daß „das Verwalten“ eine Fachwiſſenſchaft iſt, 
nicht minder wie z. B. der ärztliche oder philologiſche Beruf, iſt eine unumſtößliche 
Tatſache, die häufig außer acht gelaſſen wird. Das Verwaltungsrecht iſt ſo viel⸗ 
geſtaltig und ſchwierig, ſeine Anwendung verlangt außer Gedächtniskraft ſo viel 
ſoziales, wirtſchaftliches und kulturelles Verſtändnis, daß es an die Kenntniſſe und 
Fähigkeiten der handelnden Perſon die höchſten Anforderungen ſtellt. 


Die Einrichtung des Berufsbeamtentums ermöglichte eine allen dieſen Bebürfnifien 
gerecht werdende Ausbildung und eine Ausleſe durch Fachprüfungen, die allen An⸗ 
forderungen an Strenge und Anparteilichkeit angepaßt werden konnte. Dabei ſoll 
keineswegs überſehen werden, daß befähigte Perſonen ſelbſtverſtändlich in der Lage 
find, ſich allerbeſte Fachkunde auch außerhalb des vorgeſchriebenen Ausbildungsganges 
anzueignen. Dieſe Feſtſtellung kann indeſſen den Wert einer Ausbildungsnorm für 
den Rechtsſchutz in der Verwaltung nicht beeinträchtigen. 


Hußere Stützung der Beamtenſtellung 


Am die Willensbildung des Beamten von unſachlichen Einflüſſen frei zu halten, hat 
man die Willensbildung durch materiell wirkende Maßnahmen geſtützt. Dieſe Maß⸗ 
nahmen haben zum Teil den Schutz des Staates vor ungetreuen Beamten bezweckt. 
Sie dienten jedoch außerdem in ſehr erheblichem Maße auch dem Schutz des Indivi⸗ 
duums vor geſetzwidrigen Verwaltungsakten. 


Maßnahmen vorbeugender Art 


Zunächſt iſt der Beamte durch Gewährung regelmäßiger feſter Bezüge ſeitens des 
Staates dem gewöhnlichen Daſeinskampf entzogen worden. Er wurde damit den aus 
der Sorge um den täglichen Erwerb unweigerlich auftretenden Begehrlichkeiten ent⸗ 
rückt und davor bewahrt, dieſen Triebkräften Einfluß auf den Verwaltungsakt einzu- 
räumen. Da auch Nebenbeſchäftigungen derartige Auswirkungen haben konnten, 
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wurden ihm dieſe, wenn ſie gegen Entgelt ausgeübt werden ſollten, verboten.“) Wie 
ſchädlich ſolche Nebenbeſchäftigungen ſein können, iſt beſonders im Zwiſchenreich in 
Erſcheinung getreten. Die laxe Handhabung der Genehmigung entgeltlicher Neben ⸗ 
beſchäftigungen hat weſentlich dazu beigetragen, das Vertrauen in die Sachlichkeit des 
Beamten zu ſchwäͤchen. 


Die wirtſchaftliche Anabhängigkeit der Beamten wurde rechtlich dadurch gefeſtigt, daß 
der Geſetzgeber den Beamten gegen den Staat ſubjektive öffentliche Rechte gewährte 
und ſie unter Schutz ſtellte. Inhalt und Stärke dieſes Schutzes wieſen in Reich 
und Ländern Verſchiedenheiten auf. Die vermögensrechtlichen Anſprüche der 
Beamten waren durchweg in juſtizſtaatlichem Sinne geſichert. Nach einer Vorentſchei⸗ 
dung der oberſten Verwaltungsbehörde war der ordentliche Rechtsweg zugelaſſen.“) 
Die Entlaſſung der Verwaltungsbeamten war der einſeitigen Entſchließung der Ver⸗ 
waltungsbehörden entzogen. Durchweg findet ſich die Bindung an ein juſtizförmliches 
Verfahren und die Freiſtellung der erkennenden Dienſtſtrafbehörden von Weiſungen 
übergeordneter Verwaltungsorgane. Dagegen iſt die lückenloſe Abertragung der Ent- 
ſcheidung auf organiſatoriſch von der vorgeſetzten Verwaltungsbehörde abgeſonderte 
Stellen vielfach erſt der neueren Entwicklung vorbehalten geblieben. Insbeſondere 
waren in Preußen noch bis zum Jahre 1932) die Provinzialverwaltungsbehörden 
und das Staatsminiſterium für Diſziplinarentſcheidungen zuſtändig. 


Einſchränkend iſt ferner zu vermerken, daß es eine Reihe von Beamten gab, deren 
Stellung weniger gefeſtigt war, ſo die politiſchen Beamten und die Beamten auf Zeit, 
Kündigung und Widerruf. Trotzdem war, allgemein geſehen, die wirtſchaftliche Un- 
abhängigkeit des Verwaltungsbeamten umfaſſend ſichergeſtellt. 


Dem Rechtsſchutz des Individuums kamen ferner eine Reihe von Pflichten zugute, die 
der Geſetzgeber dem Beamten über die jedem Bürger obliegenden Pflichten hinaus 
auferlegt hatte. Der Beamte war durch ſeinen Dienſteid ausdrücklich verpflichtet, der 
Geſamtheit und nicht etwa einer Partei zu dienen,“) in beſonderem Maße die 
Pflichten des Anſtandes und der Gewiſſenhaftigkeit zu wahren und ſich der Achtung, 
die ſein Beruf erforderte, würdig zu erzeigen. Anter den Einzelpflichten, die ſich 
hieraus ergaben, verdient die Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit hervorgehoben 
zu werden. Das Individuum war in ſeiner Beziehung zur Verwaltung häufig 
genötigt, der Verwaltung Einblicke in feinen Lebenskreis zu geben, deren Preis- 
gabe an Dritte ihm rechtlich, ſozial und wirtſchaftlich ſchaden konnte. An einer 
derartigen Benachteiligung hatte die Verwaltung regelmäßig kein Intereſſe. Infolge⸗ 
deſſen hat der Geſetzgeber gerade in dieſer Beziehung ausdrückliche beſondere Vor⸗ 
kehrungen zugunſten des Individuums getroffen.“) 


Eine andere Pflicht des Verwaltungsbeamten bleibt noch näher zu behandeln, nicht 
weil fie den Schutz des Individuums ſicherte, ſondern weil fie ihn unter Amſtän⸗ 
den in Frage ſtellen konnte: die Pflicht zum Gehorſam gegenüber den dienſtlichen 
Weiſungen ſeiner Vorgeſetzten. Die Gefahr geſetzwidriger Willensbildung war häufig 
bei den höheren Verwaltungsorganen beſonders groß. Die Trennung der Gewalten 
mußte notwendig Gegenſätze zwiſchen dem Geſetzgeber und dem oberſten Verwaltungs. 
organ entſtehen laſſen. Die Folge davon war, daß der Geſetzgeber Geſetze erließ oder 
beibehielt, die den Wünſchen des oberſten Verwaltungsorgans zuwiderliefen. Es kann 
nicht wundernehmen, daß dieſes verſuchte, den Geſetzen im Erlaßwege Deutungen 
zu geben, die auf eine Verletzung des Geſetzes hinausliefen. Derartige Fälle, in denen 
Politik in die Verwaltung eindrang, ſind außerordentlich häufig geweſen. 


18) Vgl. 8 16 des Reichsbeamtengeſetzes. 

16) Vgl. Weimarer Verfaſſung Art. 129, Reichsbeamtengeſetz § 149. 
17) Beamtendienſtſtrafordnung vom 27. 1. 1932 — GS S. 59. 

) Weimarer Verfaſſung Art. 130. 

0) Vgl. Neichsbeamtengeſetz SS 11 und 12. 
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Der Derwaltungsbeamte im Jwieſpalt zwischen Geje und Dienſtbefehl 


Daß der Verwaltungsbeamte nur geſetzmäßigen Dienſtbefehlen Gehorſam ſchulde, 
war unbeſtrittener Rechtsſatz. Der Beamte war für die Geſetzmäßigkeit feiner Hand- 
lungen verantwortlich. § 13 des Reichsbeamtengeſetzes hat dies für die Reichsbeamten 
ausdrücklich feſtgelegt. War alſo die Geſetzwidrigkeit des Dienſtbefehls offenbar, ſo 
konnte kein Streit darüber obwalten, daß der Beamte die Ausführung des Dienft- 
befehls ablehnen durfte und ablehnen mußte. Schwierigkeiten allergrößter Art traten 
jedoch auf, wenn Zweifel an der Geſetzmäßigkeit des Dienſtbefehls vorhanden waren. 
Der Beamte befand ſich in ſolchem Falle in bedenklichſter Lage. Gelang es ihm nicht, 
die Zweifel in objektiv richtiger Weiſe zu klären, ſo konnte er dienſtſtrafrechtlich oder 
auch ſtrafrechtlich und zivilrechtlich verantwortlich gemacht werden. Die Frage, ob und 
wieweit der Beamte verpflichtet und berechtigt war, die Geſetzmäßigkeit eines Dienſt 
befehls nachzuprüfen, war alſo für den Beamten wie auch mittelbar für den Rechts⸗ 
ſchutz von weſentlichſter Bedeutung. Trotzdem iſt die Frage durchweg, insbeſondere 
auch für die Reichsbeamten und die preußiſchen Beamten nicht durch eine Geſetzes⸗ 
vorſchrift klargeſtellt worden. In der Rechtswiſſenſchaft waren die Anſichten geteilt. 
Die überwiegende Meinung ging einmal dahin, daß der Beamte einen Dienſtbefehl 
zurückweiſen müſſe, wenn er durch deſſen Ausführung für ihn erkennbar einem Straf⸗ 
geſetz zuwidergehandelt haben würde. Darüber hinaus wollte eine vielfach vertretene 
Unfiht das Prüfungsrecht und die Prüfungspflicht des Beamten auf die formelle 
Geſetzmäßigkeit des Dienſtbefehls beſchränkt wiſſen. Einmütigkeit iſt indeſſen nicht 
erzielt worden. Anter dieſen Amſtänden war der ſeit Generationen zum Gehorſam 
gegen den Vorgeſetzten erzogene deutſche Beamte häufig ſchwerem, auch den Rechts- 
ſchutz benachteiligenden Gewiſſenswiderſtreit ausgeſetzt. 


Rechtsſchutz durch Freiſtellung des Berwaltungsbeamten vom Dienſtbefehl 


Die Schwierigkeiten, die ſich aus der gleichzeitigen Unterordnung des Verwaltungs- 
beamten unter zwei Gewalten (Geſetz und Dienſtbefehl) ergeben mußten, führten den 
Geſetzgeber dazu, in beſtimmten Fällen den Dienſtbefehl zu verbieten. Damit erwuchs 
ein geſteigerter Rechtsſchutz für das Individuum, da der Verwaltungsbeamte nunmehr 
jede auf den Verwaltungsakt bezügliche Weiſung des Vorgeſetzten ohne Anſehung 
ihrer Geſetzmäßigkeit zurückweiſen und lediglich nach eigenem Wiſſen und Gewiſſen 
ausſchließlich an das Gefetz gebunden entſcheiden konnte. Allerdings war auch ſo noch 
die Zurückweiſung des Dienſtbefehls für ihn nicht ohne Gefahr. Die vorgeſetzte 
Behörde konnte ihn zwar nicht aus dieſem Anlaß zur Rechenſchaft ziehen, aber es gab 
doch Mittel und Wege genug für fie, ohne den Zuſammenhang mit der Zurückweiſung 
erkennbar werden zu laſſen, dem Beamten Nachteile zuzufügen. Sie konnte ihn bei 
Beförderungen übergehen, konnte ihn aus nichtigen Gründen mit Ordnungsſtrafen 
belegen oder ihn in ein ſörmliches Dienſtſtrafverfahren verwickeln. Vor allem konnte 
fie den Beamten im Intereſſe des Dienſtes beliebig verſetzen und ihn dadurch aufs 
empfindlichſte treffen. Am dem zu begegnen, hat der Geſetzgeber beſtimmte, mit dem 
Nechtsſchutz betraute Verwaltungsbeamte der Dienſtſtrafgewalt ihrer Vorgeſetzten 
völlig entzogen, hat die geſamte Dienſtſtrafgewalt beſonderen aus Berufsgenoſſen zu⸗ 
ſammengefetzten Dienftftrafgerihten übertragen und hat eine Verſetzung im Intereſſe 
des Dienſtes für unzuläſſig erklärt. Er verlieh dergeſtalt dem Verwaltungsbeamten 
„richterliche Anabhängigkeit“. 


Einwirkung auf die Willensbildung des Derwaltungsbeamten durch Strafdrohungen 


Der Verwaltungsbeamte, der beſtimmte Amtspflichten verletzte, war, wie überhaupt 
jeder Beamte, nach den Vorſchriften des Strafgeſetzbuchs mit Strafe bedroht. Das 
Strafgeſetzbuch hat zahlreiche Tatbeſtände“) feſtgelegt, bei deren Erfüllung der Beamte 


0 88 331 bis 359 StGB. 
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ftraffällig wurde. Die Strafdrohungen waren hart. Außerdem hat das Strafgeſetz⸗ 
buch beſtimmte Handlungen bei Begehung durch Beamte unter verſchärfte Straf⸗ 
drohung geſtellt. “) 


Der Beamte war ſchließlich einem beſonderen, neben dem allgemeinen Strafrecht 
wirkenden Dienſtſtrafrecht unterworfen, das die Verletzung jeder Amtspflicht mit 
Dienſtſtrafen bedrohte. Die Strafen beſtanden durchweg in Ordnungsſtrafen (War⸗ 
nung, Verweis und Geldbuße) und in Entfernung aus dem Amt (Strafverſetzung oder 
Dienſtentlaſſung). Die Verhängung der Ordnungsſtrafen war meiſt den Dienſtvor⸗ 
geſetzten überlaſſen, während die Entfernung aus dem Amt nur im förmlichen Dienft- 
ſtrafverſahren von richterlich arbeitenden Behörden ausgeſprochen werden konnte. 


Einwirkung auf die Willensbildung des Derwaltungsbeamten durch Bedrohung mit 
zivilrechtlicher ſjaftung 

Verletzte ein Verwaltungsbeamter eine dem Schutz des Individuums dienende Amts- 
pflicht, z. B. die Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit, fo war er dem Geſchädigten zivil- 
rechtlich haftbar und konnte vor den ordentlichen Gerichten belangt werden. n) Hiermit 
war zuſätzlich ein nicht unerheblicher Nechtsſchutz begründet, der allerdings vielfach der 
Beeinfluſſung durch die Verwaltung im Wege der Konfliktserhebung unterlag und 
praktiſch an der Zahlungsunfähigkeit des Beamten ſcheitern konnte. Infolgedeſſen 
beſtimmte der Geſetzgeber in ſpäterer Entwicklung, daß der Schadenserſatzanſpruch 
nicht gegen den Beamten, ſondern gegen den Reichs⸗ oder Landesfiskus zu richten ſei.“) 
Die Konfliktserhebung wurde allgemein durch Artikel 131 der Weimarer Verfaſſung 
beſeitigt. Die Einwirkung auf die Willensbildung des Beamten blieb dadurch 
erhalten, daß der Fiskus gegen den Beamten, der vorſätzlich oder fahrläffig gehandelt 
hatte, Rückgriff nehmen konnte. 


Die durch Amtspflichtverletzung begründete Schadenshaftung des Fiskus ermöglichte 
dem Individuum aber keineswegs die Austragung aller öffentlich- rechtlichen Streitig 
keiten vor den ordentlichen Gerichten. Vielmehr haben die höchſten Gerichte in 
ſtändiger Rechtſprechung daran feſtgehalten,“) daß die bloße Einkleidung eines öffent⸗ 
lich rechtlichen Anſpruchs in eine Schadenserſatzklage den Rechtsweg nicht eröffnen 
könne. 


Der Wert der Beamtenftellung für den Rechtsschutz in der Derwaltung 


iſt durch die bekannten Entſcheidungen des Reichsgerichts“) über die Begründung 
des Beamtenverhältniſſes beſonders fihtbar geworden. Aus der ſtändigen Recht⸗ 
ſprechung des Reichsgerichts ergab ſich als Rechtsſatz, daß jeder mit Willen der zu⸗ 
ſtändigen Behörde vorgenommene Verwaltungsakt ohne weiteres ein Beamtenver⸗ 
hältnis des Handelnden begründete. Verwaltungsakt und Beamteneigenſchaft waren 
alſo untrennbar miteinander verbunden worden. Damit hatte das Reichsgericht ver- 
hindert, daß der Staat für die Ausübung ſeiner Hoheitsgewalt Perſonen verwendete, 
die nur auf Privatdienſtvertrag angeſtellt waren, und hatte dem Individuum die 


Vorteile geſichert, die für den Schutz feiner Rechte aus der Beamteneigenſchaft ent⸗ 


ſpringen mußten. 


21) 88 128, 129, 155 Nr. 3, 174 Nr. 2 und 3 StGB. 
1) 8839 BGB. 


) Reichsgeſetz vom 22. 5. 1910, RG Bl. S. 798, Pr. Geſetz vom 1. 8. 1909, GSS S. 691, 
Weimarer Verfaſſung Art. 131. 


26) Reichsgericht u. a. in Jur. Wochenſchrift 31 S. 1194. 
*) Insbeſondere RG. E. 3. 99, 265; Pr. VBl. 42, 243. 
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Rechtsſchutz durch kollegiale Zuſammenſetzung der Derwaltungsbehörde 


Die bisher dargeſtellten Sicherheiten mußten dem Liberaliſten inſofern unvollkommen 
erſcheinen, als der einzelne Beamte trotz aller Ausleſe und äußerer Willens ſtützung 
doch immer noch erheblichen Zufälligkeiten Raum bot, die in der Eigenart ſeiner 
Perſönlichkeit und ſeines Charakters begründet waren. Dieſen Zufälligkeiten glaubte 
man begegnen zu können, wenn man die Entſcheidung nicht durch einen einzelnen 
Beamten, ſondern durch ein Kollegium treffen ließ. Man nahm an, daß vier oder 
mehr Augen mehr ſehen würden als zwei, daß die Entſcheidung des Kollegiums nur 
nach Austauſch von Gründen und Gegengründen ſtattfinden könne, daß die Eigen- 
arten der beteiligten Beamten ſich auf einen feſten und ſtetigen Durchſchnitt aus- 
gleichen würden, und daß die gegenſeitige Aberwachung Anregelmäßigkeiten hint⸗ 
anhalten werde. Demzufolge iſt man ſchon frühzeitig dazu übergegangen, Verwal⸗ 
tungsbehörden eine Kollegialverfaſſung zu geben. Arſprünglich freilich iſt das Ziel 
nicht der Schutz des Individuums, ſondern auch hier der Schutz des Staates gegen 
Durchſtecherei und Veruntreuung der Beamten geweſen. Die Preußiſchen Kriegs- 
und Domänenkammern Friedrich Wilhelms I. find ausgeſprochen von dieſem 
Gedanken getragen geweſen. Im liberaliftiſchen Staat mußte die Einrichtung ſich aber 
ganz von ſelbſt allgemein im Sinne der Geſetzesbefolgung, alſo auch des Individual- 
ſchutzes auswirken. Die ſpätere Geſetzgebung des 19. Jahrhunderts hat dann bei Ein- 
richtung von Kollegien zweifellos bewußt die Sicherſtellung des Individualrechts mit 
im Auge gehabt. Die Reichsbehörden waren allerdings verhältnismäßig ſelten 
kollegial zuſammengeſetzt. Dies hing aber damit zuſammen, daß die Verwaltung in 
der Hauptſache landesrechtlich geordnet war. Immerhin finden wir ein deutliches 
Bekenntnis auch des Reichsgeſetzgebers zur Kollegialverfaſſung an fo hervorragender 
Stelle wie in der Reichsgewerbeordnung. Sie beſtimmt im § 21 Ziffer 1, daß bei 
Genehmigung gewerblicher Anlagen die Entſcheidung in erſter oder zweiter Inſtanz 
durch eine kollegiale Behörde erfolgen müſſe. Dieſe Vorſchrift iſt auch in neueſter 
Zeit noch auf andere Rechtsgebiete erſtreckt worden. Die zwingende Kraft, die die 
Vorſchrift fi beilegt, beweiſt, welche Bedeutung die Reichsgeſetzgebung der 
Kollegialität als Schutz für die Gewerbefreiheit beigemeſſen hat. 

Die preußiſche Verwaltungsorganiſation iſt mit überaus zahlreichen Kollegien durch- 
fett geweſen. Außer dem Preußiſchen Staatsminiſterium find die Regierungen, die 
Provinzialſchulkollegien und vor allem die ſogenannten Beſchlußbehörden zu nennen. 
Die bekannteſten find der Kreisausſchuß, der Stadtausſchuß, der Bezirksausſchuß und 
der Provinzialrat geweſen, denen ein bemerkenswert großes Tätigkeitsfeld zu⸗ 
gewieſen war. Die Einſchaltung der Beſchlußbehörden an Stelle des Einzelbeamten 
(Landrat, Regierungspräſident, Oberpräſident) zeigt beſonders deutlich, wie ſehr 
man dem Einzelbeamten mißtraute und in der Kollegialität eine Sicherheit gegen 
ungeſetzliche Maßnahmen zum Nachteil des Individuums erblickte. 

Allerdings ſind ſchon frühzeitig auch rückläufige Erſcheinungen aufgetreten, z. B. 
wurde ſchon 1825 die I. Abteilung der Regierung monokratiſch organiſiert. Der 
Grund hierfür lag in der Schwerfälligkeit des Kollegialſyſtems, die ſich vor allem auf 
polizeilichem Gebiet in unerträglicher Weiſe auswirken mußte. 

Daß der Großteil der kommunalen Behörden kollegial organiſiert war, darf nicht 
unerwähnt bleiben (Provinzialausſchuß, Kreisausſchuß, Magiſtrat). Immerhin find 
hierfür weniger Rechtsſchutzabſichten als aus dem Begriff der Selbſtverwaltung ſich 
ergebende Gedanken beſtimmend geweſen. 


Rechtsſchutz durch Ehrenbeamte 


Das Kollegialfyſtem ermöglichte es, die Verwaltungsbehörde aus Berufsbeamten 
und Ehrenbeamten zuſammenzuſetzen. Die Beteiligung von Ehrenbeamten war dem 
Rechtsſchutzz des Individuums inſofern dienlich, als der Ehrenbeamte ſich dem 
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Dienſtbefehl gegenüber unabhängiger fühlen mußte und insbeſondere vom Ehrgeiz 
des Berufsbeamten frei war. Der liberaliſtiſche Geſetzgeber glaubte, daß die 
Miſchung von Berufs und Ehrenbeamten die Vorteile beider Beamtentypen unter 
Ausſchluß ihrer Nachteile vereinigen könne. Er beging dabei jedoch durchweg den 
Fehler, die Berufung der Ehrenbeamten politiſchen Wahlen zu überlaſſen und damit 
den politiſchen Parteien einen Einfluß auf den Verwaltungsakt einzuräumen, der 
insbeſondere im Zwiſchenreich außerordentlich zerſetzend gewirkt hat. 


Rechtsjchug durch geheime Willensbildung der Behörde 


Das Kollegialſyſtem ermöglichte ferner eine praktiſch überaus wirkſame Art der Zrei- 
ſtellung vom Dienſtbefehl dadurch, daß man die Entſcheidung des einzelnen Beamten 
überhaupt nicht zur Kenntnis des Vorgeſetzten kommen ließ. Man erklärte die Be⸗ 
ratung und Abſtimmung für geheim und erreichte dadurch, daß der Vorgeſetzte, wenn 
er Schikanen zur Anwendung bringen wollte, nicht wußte, an wen er ſich zu halten 
hatte. Er hatte nur die Möglichkeit, Anſchuldige mit dem Schuldigen leiden zu laſſen, 
eine Entſchließung, die auch weniger gewiſſenhafte Vorgeſetzte in Verlegenheit bringen 
mußte. 

Die vorſtehend geſchilderten, dem Rechtsſchutz dienlichen Organiſationsarten ſind von 
den liberaliſtiſchen Geſetzgebern in mannigfaltigſter Vermengung angewendet worden, 
ohne daß jemals dabei einheitliche Leitgedanken beſtimmend geweſen find. Infolge⸗ 
deſſen war die Zuſammenſetzung der Verwaltungsbehörden nicht nur ländermäßig 
verſchieden, ſondern ſchon das einzelne Land wies die bunteſten Arten auf. In 
Preußen z. B. finden wir während des Zwiſchenreichs den Verwaltungsakt in den 
Händen von Einzelbeamten (vgl. Bürgermeiſter, Landrat, Regierungspräfident), von 
aus Berufsbeamten beſtehenden Kollegien (vgl. Regierungen, Provinzialſchul⸗ 
kollegien), von Kollegien, die aus Berufs- und Ehrenbeamten gemiſcht waren (vgl. 
Kreisausſchüſſe, Magiſtrate, Bezirksausſchüſſe), von Kollegien, in denen richterlich 
geſtellte Beamte vorhanden waren (vgl. Bezirksausſchüſſe), von Kollegien, die an 
Dienſtbefehle gebunden waren (vgl. Regierungen), und von Kollegien, die vom Dienſt⸗ 
befehl freigeſtellt waren, z. B. die im Verwaltungsſtreitverfahren entſcheidenden 
Kreisausſchüſſe, Bezirksausſchüſſe“) und die Dienſtſtrafgerichte. 


Alle dieſe mit dem Verwaltungsakt befaßten Behörden waren Verwaltungsbehörden 
im weiteren Sinne. Ein Teil von ihnen, der vom Dienſtbefehl freigeſtellt war und in 
juſtizförmlichen Verfahren entſchied, wurde vom Geſetzgeber (z. B. Kreisausſchuß, 
Bezirksausſchuß im Verwaltungsſtreitverfahren) oder von der Rechtswiſſenſchaft 
(3.3. Dienſtſtrafgerichte) als Verwaltungsgerichte bezeichnet. Die übrigen wurden 
im Gegenſatz zu ihnen als Verwaltungsbehörden im engeren Sinne angeſprochen. 
Die Verwaltungsgerichte laſſen ſich ſcheiden in ordentliche Verwaltungsgerichte 
(Kreisausſchuß, Bezirksausſchuß, Oberverwaltungsgericht) und Sonderverwaltungs⸗ 
gerichte (3. B. Dienſtſtrafgerichte). 


Es bedarf der Hervorhebung, daß in erſter Rechtsſtufe zu treffende Verwaltungsakte 
nicht etwa nur den Verwaltungsbehörden im engeren Sinne, ſondern auch Verwal⸗ 
tungsgerichten oblagen, z. B. die Beamtenentlaſſung durch das Dienſtſtrafgericht 
oder die Erteilung einer Gaſt⸗ und Schankwirtſchaftserlaubnis durch den preußiſchen 
Bezirksausſchuß im Verwaltungsſtreitverfahren.“) 


Die Befaſſung der ordentlichen Verwaltungsgerichte mit erſten Verwaltungsakten 
bildete nahezu überall die Ausnahme. Sie war beſonders dort entbehrlich, wo, wie 
in Preußen, in den Beſchlußbehörden gerichtsähnliche Einrichtungen vorhanden 
waren, die im einfacheren Verfahren als die Verwaltungsgerichte entſcheiden konnten 
und ſich infolgedeſſen für den Verwaltungsakt beſſer eigneten. 


) Die Freiſtellung der preußiſchen Beſchlußbehörden vom Dienftbefehl wird zwar über · 


wiegend angenommen, war jedoch nicht völlig unbeſtritten. 
) Pr. Verordnung vom 18. 6. 1930 — GS S. 117. 
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Recktsſchutz durch Dorjchriften flüür Vorbereitung und Form des Derwaltungsaktes 


Ausreichende Klarſtellung des Sachverhalts und ausreichende Würdigung der Rechts- 
lage ſind die Vorausſetzungen für die Güte jeder Entſcheidung. Demzufolge hat der 
liberaliſtiſche Geſetzgeber die Verwaltungsbehörde zur vollſtändigen Aufklärung des 
Sachverhalts und zur erſchöpfenden Durchdenkung der Rechtslage vielfach allgemein 
ausdrücklich verpflichtet, z. B. für die preußiſchen Beſchlußbehörden durch SS 120 
und 79 LVG. 


Amfang und Tiefe der Forſchung und Aberlegung können ferner durch formale Vor⸗ 
ſchriften in nicht unerheblichem Ausmaße ſichergeſtellt werden. Die wichtigſte Maß- 
nahme, die beiden Zwecken dient, iſt die Anhörung der Beteiligten, bei dem Verwal- 
tungsakt alſo die Anhörung des beteiligten Individuums. Demgemäß hatte es ſich 
zum geltenden Rechtsſatz herausgebildet, daß die Verwaltungsbehörde dem Individu⸗ 
um vor. dem Verwaltungsakt, wenn irgend möglich, ausreichendes Gehör gewähren 
müſſe. Eine ausdrückliche, allgemein zwingende Vorſchrift hat der liberaliſtiſche 
Geſetzgeber allerdings unterlaſſen, ſie würde auch nicht immer, z. B. bei Geſahr im 
Verzuge, zu verwirklichen geweſen ſein. Immerhin hat der Geſetzgeber ſür einzelne 
wichtigere Verwaltungsakte ausdrückliche Vorſchriften gegeben. Sie kamen unter 
anderem dadurch zum Ausdruck, daß eine „mündliche Verhandlung“ angeordnet 
wurde. Damit war gewährleiſtet, daß das Individuum in feierlicher Sitzung vor der 
Verwaltungsbehörde ausführlich den Sachverhalt darſtellen und feine Rechtsauf⸗ 
faſſung vortragen konnte. Als Beiſpiel kann auf die Reichsgewerbeordnung 
verwieſen werden, die im 8 21 Ziffer 2 zum Schutz der Gewerbefreiheit des Individu- 
ums ausdrücklich die Ladung und Anhörung der Parteien in öffentlicher Sitzung vor⸗ 
geſehen hat. Beſtimmungen dieſer Art ſind zahlreich geweſen.“) Steigern konnte der 
Geſetzgeber den Wert der mündlichen Verhandlung für die Rechtsſicherheit dadurch, 
daß er die Niederſchrift des Verhandlungsganges anordnete. 


Bedeutſam für den Rechtsſchutz waren ferner die Hilfsmittel, die der Verwaltungs 
behörde zur Klarſtellung des Sachverhalts zu Gebote ſtanden. Das Recht der Ver⸗ 
waltungsbehörde zur Anhörung von Zeugen und Sachverſtändigen wird regelmäßig 
auch ohne beſondere Geſetzesvorſchrift als vorhanden angenommen werden können. 
Eidliche Vernehmungen waren allerdings nicht allgemein, ſondern nur auf Zeil- 
gebieten zugelaſſen. Als Beiſpiel kann auf S 120 Pr. LVG in Verbindung mit 8 76 
a. a. O. verwieſen werden. Wichtig für den Rechtsſchutz war endlich die Möglichkeit 
des beteiligten Individuums, bei der Beweiserhebung mitzuwirken. Auch ſie iſt viel- 
fach ausdrücklich ſichergeſtellt worden, vgl. 88 120 und 77 Abſ. 2 Pr. LVG. 


War die Willensbildung der Verwaltungsbehörde nach ausreichender Vorbereitung 
vollendet, ſo mußte ſie ihrem Willen Ausdruck verleihen. In welcher Weiſe ſie dies 
tat, war ebenſalls von Bedeutung für die Rechtsſicherheit. Der Geſetzgeber hat von 
dieſem Gedanken ausgehend für zahlreiche Verwaltungsakte die Schriftform ange⸗ 
ordnet. Die dauerhafte Feſtlegung des genauen Wortlauts gewährleiſtete ohne 
weiteres eine ſtärkere Sorgfalt der Verwaltungsbehörde bei Abfaſſung der Ent⸗ 
ſcheidung und ſchloß Gedächtnisfehler und Irrtümer bei Vollziehung der Entſcheidung 
aus. Allerdings hat für den vielleicht häufigſten Verwaltungsakt, die Polizeiver- 
fügung, ein Formzwang nicht beſtanden. Dies war jedoch in der praktiſchen Anmög⸗ 
lichkeit begründet, eine zur Gefahrabwendung dienende Maßnahme der aus der 
Schriftform ſich ergebenden Verzögerung auszuſetzen. 


Neben oder ſtatt der Schriftform hat der Geſetzgeber vielfach noch beſonders feier- 
liche Formen vorgeſehen. Dazu rechnet die Verkündung in öffentlicher Sitzung. Sie 
findet ſich dort, wo der Verwaltungsakt einem Verwaltungsgericht Übertragen iſt. 
In den gleichen Fällen, jedoch nicht auf fie beſchränkt, gab es die Beſtimmung, daß 
der Verwaltungsakt mit einer Begründung und Rechtsmittelbelehrung zu verſehen 


gl. auch 8 119 Pr. LBG. 
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war. Derartige Vorſchriften waren dem Rechtsſchutz zweifelsfrei außerordentlich 
dienlich; ſie waren indeſſen nur dort möglich, wo die Entſcheidung an Schriftform 
gebunden werden konnte. 


Weſentlich für den Rechtsſchutz war weiterhin eine Sicherung dafür, daß der Ver⸗ 
waltungsakt möglichſt ſchnell und zuverläſſig zur Kenntnis des beteiligten Indivi⸗ 
duums gelangte, damit dieſes ſein Verhalten rechtzeitig darauf einſtellen und etwa 
vorhandene Abwehrmöglichkeiten überlegen und anwenden konnte. Auch in dieſer 
Beziehung war jedoch eine Vorſorge regelmäßig nur möglich, wenn der Verwaltungs 
akt ſchriftlich ergehen mußte. Der Geſetzgeber hat in dieſen Fällen vielfach eine ſörm⸗ 
liche Benachrichtigung im Wege der Zuſtellung angeordnet; auch die „Verkündung“ 
diente den gleichen Zwecken. 


Rechtsjchuß durch Bindung der Derwaltungsbehörde an den Derwaltungsakt 


Die ſogenannte formelle Rechtskraft einer Entſcheidung hindert die Behörde daran, 
ihre Entſcheidung von einer beſtimmten Verfahrenslage an abzuändern oder zurüdzu- 
nehmen. Sie dient in überwiegendem Maße dazu, eine geordnete Anfechtung der Ent- 
ſcheidung ficherzuſtellen, hat aber auch zur Folge, daß die Behörde ſich vor der Ent- 
ſcheidung mit beſonderer Sorgfalt Rechenſchaft über Sachverhalt und Rechtslage gibt. 
Der Verwaltungsakt hat im allgemeinen formelle Rechtskraft gegenüber der Verwal. 
tungsbehörde nicht erlangt.“) Nur dort, wo das Verſahren ſich in beſtimmten Formen 
abſpielen mußte, finden wir ſolche NRechtskraftwirkung. Als Beiſpiel kann auch hier 
wieder das preußiſche Beſchlußverſahren dienen. Verkündete oder zugeſtellte Beſchlüſſe 
konnten nicht mehr abgeändert werden. 


Weſentlicher noch iſt die ſogenannte materielle Rechtskraft für den Rechtsſchutz. Sie 
hindert die Behörde daran, ihre erſte Entſcheidung durch eine nachfolgende neue Ent- 
ſcheidung abzuändern. 


Der Verwaltungsakt konnte zugunſten und zuungunſten des Individuums ergehen. In 
erſterem Falle lag das Intereſſe des Individuums an materieller Rechtskraft auf der 
Hand. In letzterem Fall hatte das Individuum ein Intereſſe an materieller Rechts- 
kraft nur dann, wenn der Eingriff an einen beſtimmten Sachverhalt geknüpft war und 
Sicherheit dafür geboten erſchien, daß derſelbe Sachverhalt nicht zu erneutem oder ver. 
ſtärktem Eingriff benutzt wurde. Aus dieſen Aberlegungen ergaben ſich die Rechtsſätze, 
die ſich über die materielle Rechtskraſt des Verwaltungsaktes herangebildet haben oder 
erlaſſen worden ſind. Es kann angenommen werden, daß der einen Eingriff in den 
Schutzbezirk des Individuums darſtellende Verwaltungsakt regelmäßig durch neuen 
Verwaltungsakt abgeändert werden konnte. Ausnahmen ergaben ſich z. B. dann, wenn 
der Verwaltungsakt tatſächliche Auswirkungen gehabt hatte, wie den Abbruch einer 
gewerblichen Anlage. Auch konnte das Geſetz ausdrückliche Vorſchrift treffen (Dienft- 
ftrafverfahren), oder es konnte aus dem Geſamtinhalt eines Geſetzes geſchloſſen 
werden, daß ein den Verwaltungsakt rechtfertigender Sachverhalt nur einmal und ab- 
ſchließend erfaßt werden ſollte. 


Für den Verwaltungsakt zugunſten des Individuums läßt ſich eine Regel nicht auf- 
finden. Eine grundſätzliche Vermutung ſprach weder für noch gegen die materielle 
Rechtskraft. Soweit der Geſetzgeber nicht ausdrücklich etwas beſtimmt hatte, ließ ſich 
nur aus dem Weſen und Inhalt der durch den Verwaltungsakt dem Individuum 
erteilten Befugnis ſchließen, ob die Verwaltungsbehörde die Befugnis zurücknehmen 
konnte oder nicht. Letzteres war vor allem dann anzunehmen, wenn die Erteilung der 
Befugnis einem Gebote des Geſetzgebers entſprach, wenn alſo ein ſubjektives Recht 
auf den Verwaltungsakt begründet war. Aber auch wenn dies nicht der Fall war, 
konnte materielle Rechtskraft vorliegen, ſo vor allem, wenn der Verwaltungsakt zwei⸗ 


0) Anders natürlich gegenüber dem Individuum. 
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ſeitig war, d. h. wenn ſeine Wirkſamkeit auf der Mitwirkung des Individuums 
beruhte, z. B. bei der Beamtenernennung. 


Daß materiell rechtskräftige Verwaltungsakte nach herrſchender Auffaſſung durch 
Widerruſserklärung der Verwaltungsbehörde beſeitigt werden konnten, wenn fie 
ſehlerhaft zuſtande gekommen waren, muß in dieſem Zuſammenhang erwähnt werden. 
Als fehlerhaft galt der Verwaltungsakt insbeſondere dann, wenn die Verwaltungs- 
behörde durch Drohung oder Täuſchung zu dem Verwaltungsakte veranlaßt 
worden war. 


Die nachträgliche Anderung der zur Zeit des Verwaltungsaktes vorhanden geweſenen 
tatſächlichen Verhältniſſe war im allgemeinen ohne Einfluß auf die materielle Rechts 
kraft, es ſei denn, daß die clausula rebus sic stantibus im Geſetz oder im Ver⸗ 
waltungsakt ausdrücklich vorbehalten war. 

Eine umfaſſende allgemeine Regelung der Widerruflichkeit des Verwaltungsaktes iſt 
in neuerer Zeit in Thüringen“) angebahnt worden. 


NN eines geſetzwidrigen Derwaltungsaktes durch eine andere 
ede 


Der Aufbau der Verwaltungsbehörden war im liberaliſtiſchen Staat ſtufenweiſe 
geordnet. Die unteren Verwaltungsbehörden im Reich wie in den Ländern hatten 
alſo regelmäßig eine oder mehrere Behörden über ſich, von denen ſie beauffſichtigt 
wurden, und die das Recht hatten, ihnen Weiſungen zu erteilen und unter Amſtänden 
auch ihre Entſcheidungen abzuändern. | 


Die Auffichtsbejchwerde 


Aus der Beaufſichtigung durch eine übergeordnete Behörde leitete ſich ohne weiteres 
ein Rechtsſchutz für das Individuum her. Die Aufſichtsbehörde war verpflichtet, gegen 
jede Geſetzwidrigkeit der nachgeordneten Behörden von Amts wegen einzuſchreiten. 
Abgeſehen von perſonellen Maßnahmen konnte fie regelmäßig durch Weiſungen Ab- 
hilfe ſchaffen und war verpflichtet, von dieſem Recht Gebrauch zu machen, ſobald fie 
von einer Geſetzwidrigkeit nachgeordneter Behörden Kenntnis erhielt. 

Damit war für das Individuum der erſte und allgemeinſte Rechtsbehelf gegeben, der 
ihm nahezu unbeſchränkt gegen geſetzwidrige Verwaltungsakte zu Gebote ſtand. Dieſe 
ſogenannte Aufſfichtsbeſchwerde ſpielte in der praktiſchen Verwaltung eine überragende 
Rolle, weil fie auch dort erhoben werden konnte, wo ein formelles Rechtsmittel nicht 
zugelaſſen war. 


Rechtlich geſehen war die Aufſichtsbeſchwerde nichts anderes als eine Anzeige“) an 
die Auffihtsbehörde, die dieſe, die Richtigkeit der Anzeige vorausgeſetzt, veranlaſſen 
mußte, von Amts wegen zugunſten des Individuums mit Weiſungen einzuſchreiten. 
Sie ergab ſich aus der Rechtsnatur des Verwaltungsaufbaues und konnte durch 
Einzelgeſetze, die den Aufbau unberührt ließen, nicht ausgeſchloſſen werden. Aller⸗ 
dings konnte ſie nur eine Geſetzwidrigkeit, insbeſondere eine Amtspflichtverletzung zum 
Gegenſtand haben. Ermeſſensfehler konnten auf dieſem Wege nicht verfolgt werden. 


Letzteres war nur dort möglich, wo der Geſetzgeber dem Individuum einen Anſpruch 
auf tatſächliche Nachprüfung des Verwaltungsakts gewährt hatte. 


Die Rechtsmittel 


Inhalt und Namen der Rechtsmittel in der Verwaltung waren nach Reichs⸗ wie nach 
Länderrecht fo uneinheitlich wie möglich. Immerhin laſſen ſich gewiſſe Typen heraus⸗ 
ſchälen, deren Eigenart einer allgemeinen Darſtellung zugänglich iſt. 


) Thür. Landesverwaltungsordnung vom 10. 6. 1926. 88 141 ff. 
n) In Sachſen wird fie ausdrücklich fo genannt; vgl. auch Art. 126 der Weimarer Verfaſſung. 
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Der Einſpruch 


Er eröffnete keine neue Inſtanz, d. h. er zwang keine übergeordnete Behörde zur 
Nachprüfung. Er gab jedoch dem Individuum das Recht, der Verwaltungsbehörde, 
die den Verwaltungsakt erlaſſen hatte, ſeine Gründe und Beweismittel vorzutragen 
und von ihr eine abermalige Prüfung der geſamten Sach- und Rechtslage ſowie eine 
erneute Entſcheidung zu verlangen. Er war auf den Verwaltungsgebieten häufig, 
die eine große Anzahl minder einſchneidender Maßnahmen verurſachten und unbe⸗ 
denklich zunächſt in ſummariſcher Weiſe verfügt werden konnten. Erſt der Einſpruch 
hatte dann die genaue Sonderbehandlung des Einzelfalles zur Folge. Er findet ſich 
z. B. häufig im preußiſchen Kommunalabgabenrecht, tft aber auch auf anderen Ge⸗ 
bieten, z. B. dem Wegerecht, *) zu Haufe und gelangte meiſt dort zur Anwendung, 
wo eine übergeordnete Behörde nicht vorhanden war oder mit Einzelheiten der 
laufenden Verwaltung nicht belaſtet werden ſollte, oder wenn die Einſchaltung einer 
Verwaltungsvorentſcheidung vor ein gerichtliches oder verwaltungsgerichtliches Ver⸗ 
fahren zweckdienlich erſchien. 


Neuerdings hat die thüringiſche Landesverwaltungsordnung den Einſpruch dahin 
ausgeſtaltet, daß er bei ablehnendem Verhalten der Verwaltungsbehörde von ſelbſt in 
die Beſchwerde oder die verwaltungsgerichtliche Klage überleitet. 


Die Beschwerde 


Sie gab dem Individuum ein ſubjektives Necht auf erneute Prüfung und Entſcheidung 
durch eine übergeordnete Behörde. Sie war regelmäßig ſchriftlich oder zu Protokoll 
bei der Behörde einzulegen, die den Verwaltungsakt erlaſſen hatte. Dieſe war damit 
in den Stand geſetzt, der Beſchwerde abzuhelfen, ſofern dem nicht die etwaige formelle 
Rechtskraft des angefochtenen Verwaltungsakts entgegenſtand. Durchweg war die 
Beſchwerde an eine Ausſchlußfriſt gebunden,) die meiſt auf zwei Wochen bemeſſen 
war, deren Verſäumung jedoch, falls ſie unverſchuldet war oder auf höherer Gewalt 
beruhte, durch Wiedereinſetzung in den vorigen Stand oder durch Gewährung von 
Nachſicht ausgeglichen werden konnte. Die Beſchwerde hatte vielfach aufſchiebende 
Wirkung, vgl. 8 53 Pr. LVG. Der Beſchwerdeentfcheidung hatte durchweg eine 
völlig neue Prüſung der Rechts⸗ und Sachlage voranzugehen. Die Beſchwerde⸗ 
entſcheidung war ein Verwaltungsakt. Sie konnte den angefochtenen Verwaltungsakt 
aufheben oder abändern und die etwa verſagte Befugnis ſelbſt gewähren. 


Die Beſchwerde war nicht allgemein zuläſſig, ſondern fand nur ſtatt, wenn eine aus⸗ 
drückliche Vorſchrift ſie eröffnet hatte. Dies war jedoch ſo häufig der Fall, daß man die 
Beſchwerde als das normale Rechtsmittel zur Anfechtung von Verwaltungsakten der 
unteren Verwaltungsbehörden bezeichnen konnte. 


In beſchränkterem Amſang war die weitere Beſchwerde, alſo die Beſchwerde gegen 
eine Beſchwerdeentſcheidung zugelaſſen. Vgl. 8 121 Pr. LVG. 


Gerichte als Richter über Derwaltung und Individuum 


Zur Entſcheidung über die Beſchwerde war ſtets eine Verwaltungsbehörde berufen, 
die entweder in dem in ſeiner Anparteilichkeit dem Individuum beſonders verdächtigen 
oberſten Verwaltungsorgan beſtand oder von dieſem mit Dienſtbefehlen verſehen 
werden konnte. Es bedeutete eine gewaltige Steigerung des Rechtsſchutzes, als der 
Geſetzgeber dazu überging, die Anfechtung des Verwaltungsaktes vor Behörden zuzu⸗ 
laſſen, die vom Dienſtbefehl der Verwaltung unabhängig waren. Die ordentlichen 
Gerichte, deren Verfaſſung an ſich dieſen Anforderungen ohne weiteres entſprochen 


) Vgl. 8 56 Pr. Zuft@ vom 1. 8. 1883 — GS S. 237. 
22) Als Ausnahme vgl. 8125 Pr. LVG. 
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hätte, wurden teils aus theoretiſchen,“) teils praktiſchen Gründen nur auf Zeil- 
gebieten zur Nachprüfung von Verwaltungsakten als geeignet befunden. Im allge⸗ 
meinen iſt die juſtizſtaatliche Regelung abgelehnt worden. Als in der Mitte des 
19. Jahrhunderts die Gefahr parteilicher Handhabung der Verwaltung immer größer 
wurde und immer bedenklichere Erſcheinungen hervortraten, wurde der Ruf nach gericht ⸗ 
licher Nachprüfung der Verwaltungsakte ſo dringlich, daß der Geſetzgeber zu dieſem 
Zwecke“) beſondere Verwaltungsgerichte ſchuf. Ihren Anfang nahm dieſer Vorgang 
in Baden 1863; von 1875 an folgten Preußen, Heſſen, Württemberg, Bayern, 
Sachſen und die meiſten übrigen Länder, darunter in neuerer Zeit Lübeck, Hamburg, 
Mecklenburg und Bremen. In Art. 107 der Weimarer Verfaſſung war ſchließlich 
ausdrücklich beſtimmt: „Im Reich und in den Ländern müſſen nach Maßgabe der 
Geſetze Verwaltungsgerichte zum Schutze des einzelnen gegen Anordnungen und Ver- 
fügungen der Verwaltungsbehörden beſtehen.“ Das einzige Land, das dieſe Beſtim⸗ 
mung nicht erfüllt hat und eine Verwaltungsgerichtsbarkeit nicht beſitzt, iſt 
Schaumburg-Lippe. 

Im Reiche find ebenfalls ſeit 1891 Verwaltungsgerichte für einzelne Verwaltungs- 
gebiete errichtet worden. Zu nennen find: das Reichspatentamt (1891), das Reichs- 
aufſichtsamt für Privatverſicherung (1901), das Bundesamt für das Heimatweſen 
(1870, 1908), das Reichsverſicherungsamt, die Oberverſicherungsämter und Verſiche⸗ 
rungsämter (1911), das Neichswirtſchaftsgericht nebſt dem ihm angegliederten Kartell⸗ 
gericht (1915), der Reichsfinanzhof nebſt den Finanzgerichten (1918) und das Reichs⸗ 
verſorgungsgericht (1922). Auch die Länder haben für einzelne Zweige der Ver⸗ 
waltung beſondere Verwaltungsgerichte gebildet. Vielfach iſt dies auf dem Gebiet 
des Agrarrechts und des Bergweſens geſchehen.“) Die Dienſtſtrafgerichte können 
ebenfalls in dieſem Zuſammenhang erwähnt werden. Im Gegenſatz zu dieſen Sonder- 
verwaltungsgerichten kann in Parallele zu den ordentlichen Gerichten von ordentlichen 
Verwaltungsgerichten geſprochen werden. Dieſe waren ausſchließlich landesrechtlich 
geordnet. 


Die ordentlichen Derwaltungsgerichte 


Aufbau 

Die Vielgeſtaltigkeit des Landesrechts hat eine große Zahl der Formen geſchaffen. 
Immerhin laſſen ſich die Grundzüge der Einrichtungen unter gewiſſen einheitlichen 
Geſichtspunkten betrachten. 


Drei Rechtsſtufen beſtanden in Preußen, Bayern, Heſſen, Anhalt. 


Zwei Rechtsſtufen waren vorhanden in Sachſen, Baden, Oldenburg, Thüringen, 
Mecklenburg, Hamburg, Bremen, Lippe. 


Mit einer Rechtsſtufe begnügten ſich Württemberg, Braunſchweig, Lübeck. 


In einigen Ländern war auch dort, wo mehrere Rechtsſtufen vorhanden waren, die 
Anfechtung von Verwaltungsakten nur bei dem oberſten Verwaltungsgericht zu; 
gelaſſen, z. B. in Sachſen. 


0) Vgl. oben S. 8. 

0) Einſchränkend iſt zu bemerken, daß die Verwaltungsgerichte des Reichs wie der Länder 

teilweiſe nicht oder nicht nur zum Schutz des Individuums eingeſetzt waren, ſondern auch den 

Zwecken der Selbſtverwaltung dienten, indem fie über die Zu VV zwiſchen 

Staat und Kommune oder zwiſchen den nun ee zu befinden hatten. Ins- 

5 Bl; dies für die preußiſchen Verw te und für ib Bundesamt für 

a welch letzteres ausſchließlich ger Steel gleiten der Armen⸗ (Fürforge-) 

Gebinde befaßt war. Auch der Schutz des objektiven Rechts muß als Aufgabe der Verwal- 

tungsgerichte gelten. 

se) um Beiſpiel Pr. Geſetz über die Landeskulturbehörden vom 3.6.1919 — GS ©. 101 —. 
8 1 die Bildung von VBodenverbeſſerungsgenoſſenſchaften vom 5. 5. 1920 — 
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Als felbſtändige Behörden waren durchweg die in oberſter oder einziger Nechtsſtufe 
entſcheidenden Verwaltungsgerichte organifiert. Die unteren und mittleren Ver⸗ 
waltungsgerichte ſtanden regelmäßig in organiſatoriſcher oder perſoneller Verbindung 
mit den in gleicher Stufe tätigen Verwaltungsbehörden, oder die Verwaltungs- 
behörden ſelbſt waren gleichzeitig als unteres Verwaltungsgericht tätig. Selbſtändige 
untere Verwaltungsgerichte finden ſich in Hamburg und Bremen. 

Die oberſten oder einzigen Verwaltungsgerichte waren durchweg mit richterlich ge⸗ 
ſtellten Berufsbeamten beſetzt. Laienbeiſitzer gab es u. a. in Oldenburg, Hamburg, 
Lübeck, Lippe. Die unteren und mittleren Verwaltungsgerichte wieſen regelmäßig 
eine aus Laien und Berufsbeamten gemiſchte Zuſammenſetzung auf. Nur aus Be- 
rufsbeamten beſtanden die unteren bzw. mittleren Verwaltungsgerichte in Bayern 
und Sachſen. 

Als Beſonderheit iſt zu erwähnen, daß die Verwaltungsgerichte Hamburgs in enger 
Verbindung mit Landgericht und Oberlandesgericht, alſo mit der Juſtiz, organiſiert 
waren. 


Das Derfahren der ordentlichen Derwaltungsgerichte 

Allgemein kann das Verfahren als juſtizförmlich bezeichnet werden. Es wurde in 
der Regel durch Klage eingeleitet, verſchiedentlich finden ſich aber auch andere Be- 
nennungen, ſo in Bayern der Antrag und in Württemberg die Rechtsbeſchwerde. 
Mit der Klage konnte in der Regel nur die Rechtmäßigkeit, nicht auch die Zweck- 
mäßigkeit des Verwaltungsaktes angefochten werden. Dieſe Regel unterlag aller- 
dings zahlreichen Ausnahmen. Vielfach waren die Verwaltungsgerichte auch zur 
Entſcheidung über reine Ermeſſensfragen berufen. Gerichtet wurde die Klage durch— 
weg gegen die Verwaltungsbehörde, die den anzufechtenden Verwaltungsakt erlaſſen 
hatte. In einigen Ländern, z. B. in Bayern und Sachſen, blieb die Rolle des Be. 
klagten im Verfahren unbeſetzt. Es konnte jedoch häufig ein Vertreter des öſſent⸗ 
lichen Intereſſes ernannt werden. Faſt ausnahmslos war die beklagte Behörde oder 
der Vertreter des öffentlichen Intereſſes verfahrensrechtlich dem Kläger gleichgeſtellt 
oder nahezu gleichgeſtellt. 

Einen Anwaltszwang gab es nur ausnahmsweiſe (Verwaltungsgerichtshof in 
Baden). 

Die ſachliche und rechtliche Vorbereitung und Klärung der Entſcheidung war ein- 
gehend und meiſt in enger Anlehnung an die Zivilprozeßordnung geregelt. 

Für das Beweisverfahren galt überall das Anterfuchungsprinzip und freie Beweis- 
würdigung durch das Gericht. 

In der Entſcheidung waren die Verwaltungsgerichte nahezu überall an die Anträge 
der Parteien gebunden. Ausnahmen fanden ſich u. a. in Sachſen. 

Die Entſcheidung zur Hauptſache erging in der Regel durch Arteil, das mit Gründen 
und Rechtsmittelbelehrung zu verſehen war. 

Als Rechtsmittel finden ſich Berufung oder Beſchwerde, die eine Nachprüfung auch 
in tatſächlicher Hinſicht ermöglichten, und die Reviſion oder die Rechtsbeſchwerde, die 
lediglich auf rechtliche Gründe geſtützt werden konnten. 

Vielfach beſtand Neigung, das oberſte oder einzige Verwaltungsgericht zur reinen 
Reviſionsinſtanz zu machen, ſo in Preußen und bei Anfechtung von Verwaltungsakten 
in Sachſen, anders z. B. in Bayern, Baden, Oldenburg, Hamburg. 

Regelmäßig gab es die Wiederaufnahme des Verfahrens. 


Die Zuſtändigkeit der ordentlichen Berwaltungsgerichte 

Die Klage war meiſt nicht allgemein zugelaſſen, wenngleich dies den liberaliſtiſchen 
Beſtrebungen am beſten entſprochen hätte. Aberwiegend iſt die Einzelaufzählung 
der Fälle, in denen die Klage ſtattfinden konnte (Enumerativſyſtem). General- 
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klauſeln gab es in Sachſen, Württemberg, Hamburg, Thüringen, Lübeck und Bremen. 
Vielfach war auch unter grundfätzlichem Feſthalten am Enumerativſyſtem für ein 
einzelnes Verwaltungsgebiet oder für eine beſtimmte Art von Verwaltungsakten 
die Klage eröffnet, z. B. konnten die Polizeiverfügungen der ordentlichen Polizei ⸗ 
behörden in Preußen“) allgemein mit der Klage angefochten werden. Uhnliche 
Klauſeln gab es u. a. in Baden, Oldenburg, Braunſchweig und Hamburg. 


Bei der überwiegenden Herrſchaft des Enumerativpſyſtems konnten ſich Grundſätze für 
die Zuſtändigkeitsabgrenzung der Verwaltungsgerichte nur ſchwer herausbilden oder 
zeigen. 

Außer im Streite des Individuums mit der Verwaltung waren die Verwaltungs. 
gerichte durchweg zuſtändig im Streite zweier Individuen untereinander über be⸗ 
ſtimmte öffentlich- rechtliche Anſprüche (ſogenannte echte Parteiſtreitigkeiten). Baden, 
Oldenburg, Braunſchweig, Bremen, Lübeck und Lippe kannten dieſe Zuſtändig⸗ 
keit nicht. i 

Ferner waren die Verwaltungsgerichte mehrfach, ſo vor allem in Preußen, tätig bei 
Streitigkeiten zwiſchen Staat und Kommune und von Kommunen untereinander über 
Zuſtändigkeitsverteilung. 

Aberall aber lag der Schwerpunkt der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Schutze der 
ſubjektiv öffentlichen Rechte des Individuums. Auch in Preußen war dies der Fall, 
wie ſich aus den Verhandlungen des Abgeordnetenhauſes und der Faſſung von § 27 
LVG mit Beſtimmtheit nachweiſen läßt. 


Verhältnis zu den ordentlichen Gerichten 

Die Zuſtändigkeitsgrenze lag gemäß 8 13 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes grund- 
ſätzlich auf der Schneide zwiſchen bürgerlichem und öffentlichem Recht. Dieſe Grenze 
iſt jedoch vielfach überſchritten worden. Das Abergreifen der ordentlichen Gerichte 
auf öffentliches Recht iſt bereits mehrfach erwähnt worden; umgekehrt fanden ſich auch 
Gegenſtände des bürgerlichen Rechts in der Zuſtändigkeit der Verwaltungsgerichte. 
8 13 GW ließ in dieſer Hinſicht dem Landesrecht Raum. 

Kompetenzſtreitigkeiten zwiſchen den ordentlichen Gerichten einerſeits und den Ver⸗ 
waltungsbehörden und Verwaltungsgerichten anderſeits wurden nicht durch letztere, 
ſondern durchweg durch richterliche Behörden entſchieden (Kompetenzkonflikts⸗ 
gerichtshöfe). 


Verhältnis zu den Derwaltungsbehörden (im engeren Sinne) 

Mit einigem Vorbehalt kann geſagt werden, daß Rechtmäßigkeit und Zweckmäßigkeit 
eine leidlich erkennbare Grenzfläche ergaben. Eine ſcharfe Grenzbildung war ſchon 
deshalb nicht möglich, weil die genannten beiden Begriffe ineinander überfließen. 
Immerhin find völlig reine Zweckmäßigkeitsentſcheidungen den Verwaltungsgerichten 
wohl überwiegend nicht zugeteilt worden. 

Die Entſcheidung von Kompetenzſtreitigkeiten zwiſchen den Verwaltungsgerichten und 
Verwaltungsbehörden war durchweg in die Hand richterlicher Behörden gelegt 
worden. Entweder entſchied das oberſte Verwaltungsgericht (vgl. Pr. LV $ 113) 
oder ein Kompetenzgerichtshof. 


Das Petitionsrecht 


Ein Rechtsſchutzmittel beſonderer Art war endlich das Petitionsrecht, das in Art. 126 
der Weimarer Verfaſſung ausdrücklich verbürgt war. Es geſtattete dem Individuum, 
ſich wegen eines Verwaltungsaktes über die Verwaltung bei der Geſetzgebung zu 


7) 849 des Pr. Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. 6. 1931 — GS S. 77. 
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beſchweren. Es brachte beſonders deutlich die Trennung der Gewalten und die Nang⸗ 
ſtellung der Geſetzgebung über der Verwaltung zum Ausdruck. Hielt die Geſetzgebung 
die Petition für begründet, ſo konnte ſie auf die Verwaltung einwirken. Zu dieſem 
Zwecke ſtanden ihr zahlreiche Möglichkeiten zu Gebote, die auf ſtaatsrechtlichem Gebiet 
lagen und hier nur angedeutet werden können.“) Die Einwirkung konnte ſich zu 
kleinen und großen Anfragen und Vertrauensentziehung verdichten. 


C. Der Rechtsfchuß im nationalſozialiſtiſchen Staate 


Der Liberalismus hatte im Zwiſchenreich ſeine auf den Ausbau und Schutz der 
Individualſtellung gerichteten Wünſche nahezu reſtlos verwirklicht. Nicht erfüllt war 
lediglich die Forderung auf Aberwachung der Verwaltung durch die Juſtiz oder die 
mindere Forderung auf vollſtändige Trennung der rein richterlich zu beſetzenden Ver⸗ 
waltungsgerichte aller Rechtsſtufen von den Verwaltungsbehörden ſowie die allgemeine 
Einführung einer Generalklauſel für die Zuläſſigkeit der Klage vor den Verwaltungs- 
gerichten. Dieſe Feſtſtellung kann indeſſen das Ergebnis kaum ſchmälern. Der Amfang 
der Individualrechte und der fie umgebende Schutzwall war derartig, daß er der Ver⸗ 
waltung des liberaliſtiſchen Staates nur noch dürftige Möglichkeiten beließ, das 
Staatsintereſſe zu wahren. Für jedes neu auftretende oder ungewöhnliche Bedürfnis 
mußte die Geſetzgebung auf den Plan gerufen werden, und dieſe verſagte in ſchlimmſter 
Weiſe. Pie Aufſpaltung des Geſetzgebers in politiſche Parteien, die lediglich von 
Selbſtſucht erfüllt waren und das Allgemeinintereſſe vernachläſſigten oder ihm zu⸗ 
widerhandelten, hatte zur Folge, daß die Geſetzgebung ihre Aufgaben nicht mehr oder 
nicht rechtzeitig erfüllen konnte. Schließlich ſtand man vor der völligen Unmöglichkeit, 
Geſetze auf ordnungsmäßigem Wege durchzubringen. Das Verordnungsrecht des 
Staatsoberhaupts bot nur kärglichen, für längere Zeit völlig unzureichenden Erſatz. 
Damit waren Geſetzgebung und Verwaltung gelähmt. 


Dieſem Zuſtand hat die nationalſozialiſtiſche Erhebung am 30. Januar 1933 mit einem 
Schlage ein Ende bereitet. Sie hat den Sieg des Individuums über den Staat in 
eine Niederlage beider verwandelt. 


Die nationalſozialiſtiſche Staatsauffaſſung 


Nicht mehr das Individuum oder die Geſamtheit der Individuen find Ausgangspunkt 
der Betrachtung, auch nicht mehr der Staat. Weder Individuum noch Staat ſind 
eigene Größen. Im Anfang ſteht allein das Volk. Dieſe „Gemeinſchaft phyſiſch und 
ſeeliſch gleichartiger Lebeweſen““) iſt das einzig Reale. Von ihr geht jedes Leben 
und alle Gewalt aus. Nur als Glied der Volksgemeinſchaſt iſt der einzelne lebens. 
berechtigt und lebensfähig. 


Repräſentant des Volkes iſt der Führer. Durch ihn handelt das Volk. Er iſt oberſter 
Geſetzgeber und oberſter Verwaltungsbeamter, oberſter Richter, Kriegsherr und 
Staatsmann. 


Aber der Führer iſt keineswegs ungebunden. Aber ihm ſteht das Recht, das im Volke 
gewachſen iſt, das ſich bewährt hat im Kampfe deutſcheſter Volksgenoſſen mit einer 
Welt von Feinden und das deshalb ſtärker als jedes Geſetz und ewig iſt. Dieſes Recht 
iſt die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung. Sie bildet die tiefſte und ſicherſte 
Grundlage der Lebensordnung des deutſchen Volkes. Sie iſt das Volksgrundrecht, 
die ungeſchriebene Verſaſſung,“) von der aus ſich alles Wollen und Handeln 
beſtimmt. 


6) Vgl. auch 88 63 bis 66 der Geſchäftsordnung des Reichstags. 
2) Der Führer, „Mein Kampf“. 
0) Studart, Die Sonderverfaſſung des Dritten Reichs, VB vom 30. 1. 1936. 
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Führer und Volk bedürfen, um ihr Wollen zur Tat werden zu laſſen, der Hilfe 
organiſierter Einrichtungen. Dieſe Einrichtungen find Partei und Staat. Erſt an 
dieſer Stelle der Gedankenreihe tritt der Staat in Erſcheinung. Er iſt nicht Selbſt⸗ 
zweck, ſondern Mittel; nicht „einen Inhalt ſtellt er dar, ſondern eine Form“. Er iſt 
ein Werkzeug in der Hand des Führers und hat ihm und dem Volk zu dienen. 


Aberwunden iſt die Theorie der Gewaltenteilung und trennung. Ihre Anhaltbarkeit 
ergibt ſich ohne weiteres bereits aus den Betrachtungen zur Lehre Montesquieus. Sie 
war nichts weiter als eine Fiktion, die zu politiſchen Zwecken und zum Schutz des 
Individuums vor dem Staate erſonnen war. Der deutſche Volksgenoſſe bedarf ihrer 
nicht. Der nationalſozialiſtiſche Staat wird von einer Hand geführt. In ihm gibt es 
keine voneinander unabhängigen Mächte, die ſich überwachen und hemmen müſſen. Der 
Führer allein iſt der Staatslenker. 


Die Volksordnung regelt die Stellung des einzelnen im Staat. Ein Individuum im 
Gegenſatz zum Staat gibt es nicht mehr. Damit iſt jedoch der einzelne keineswegs 
zum Objekt, zum Antertan, hinabgeſunken. Er iſt vielmehr zum Volksgenoſſen empor- 
geſtiegen, zum Gliede der Volksgemeinſchaft. Er iſt nicht mehr Träger einer Summe 
in ihm geborener Rechte, aber er iſt Verwalter der ihm in der Volksgemeinſchaft zu⸗ 
gewieſenen Gliedſtellung geworden. Ein Gegenſatz zwiſchen dieſer Gliedſtellung und 
dem Staat iſt begrifflich nicht denkbar. Der Staat hat die Gliedſtellung des Volks- 
genoſſen zu achten und nach Kräften zu pflegen. Das iſt Dienſt an der Volksgemein⸗ 
ſchaft, der beiden, ſowohl dem Staat wie dem Verwalter der Gliedſtellung, obliegt. 
Derart betrachtet beruht der Schutz der Gliedſtellung nicht auf freiwilligem Wollen 
des Staates. Er iſt vielmehr feſt begründet in der deutſchen Volksordnung, alſo im 
ewigen Recht, das der Staat nicht zu ändern vermag. In dieſer Wandlung liegt einer 
der bedeutſamſten Fortſchritte, die die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung gezeitigt 
hat; es iſt der Schritt vom Liberalismus zum Sozialismus. vom „Ich“ zum „Wir“. 


Die vom Recht gefügte Verpflichtung des Staates zum Schutz der Gliedſtellung des 
Volksgenoſſen läßt dieſe Gliedſtellung unvergleichbar gefeſtigter erſcheinen als die 
Individualſtellung im liberaliſtiſchen Staat. Dort führte die Fiktion der Gewalten⸗ 
trennung zu Anrecht zur Annahme ſubjektiver öffentlicher Rechte. Im national ⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat würde man mit weit beſſerer Begründung von ſolchen Rechten des 
Verwalters der Gliedſtellung ſprechen können.“) Ob man dem folgen und nicht viel⸗ 
leicht zur Vermeidung liberaliſtiſcher Gedankengänge zweckmäßiger einen anderen 
Ausdruck wählt, iſt eine mindere Sorge. Jedenfalls iſt der Volksgenoſſe im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat keineswegs rechtlos geworden. Es gibt Rechtsſchutz auch im 
nationalſozialiſtiſchen Staat, ja dieſer Rechtsſchutz iſt auf eine ethiſch weit höhere 
Stufe gehoben. Während der Rechtsſchutz im liberaliſtiſchen Staat im weſentlichen 
den materiell egoiſtiſchen Intereſſen des Individuums diente, iſt der Rechtsſchutz im 
nationalſozialiſtiſchen Staat in den höheren Kreis des Ideellen und Sozialen gerückt. 
Ideell dient er der Wahrung des Rechtes. Materielle Intereſſen egoiſtiſcher Art ſind 
als beſtimmend ausgeſchaltet. Der Schutz materieller Intereſſen kommt lediglich dann 
in Frage, wenn dieſe Intereſſen zur ſozialen Angelegenheit geworden find. 


Die Lage nach der Machtergreifung 


Als der Nationalſozialismus die Macht über den Staat errungen hatte, ſah er ſich der 
ganzen Fülle liberaliſtiſcher Staatsorganiſation gegenüber. Es hätte menſchliches 
Können überſtiegen, in kürzeſter Friſt eine dem nationalſozialiſtiſchen Denken und 
Handeln entſprechende Staatsorganiſation zu ſchafſen und ſie an die Stelle der bis⸗ 
herigen zu ſetzen. So blieb nur übrig, die liberaliſtiſche Organiſation im großen zu 
übernehmen und ſie ſchrittweiſe im nationalſozialiſtiſchen Sinne umzugeſtalten. Die 


1) Studart, Deutſche Verwaltung Nr. 6, Jahrgang 12, S. 163. 
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ſchwerſten Anſtimmigkeiten mußten und konnten naturgemäß ſofort beſeitigt werden, 
andere, minder bedenkliche waren einſtweilen hinzunehmen. Immer aber ergab ſich als 
zwingende Folge der Machtergreifung, daß alle ſtaatlichen Einrichtungen, auch wenn 
ſie aus liberaliſtiſcher Zeit ſtammten, mit nationalſozialiſtiſchem Geiſt erfüllt wurden 
und im nationalſozialiſtiſchen Sinne zu handhaben waren. Dies gilt auch für den 
Rechtsſchutz und die ihm dienenden ſtaatlichen Sicherungsmittel. 


Gegenftand des Rechtsschutzes im nationalſozialiſtiſchen Staate 
Gegenſtand der ſtaatlichen Schutzmaßnahmen iſt die Volksgemeinſchaft, die Wahrung 
der Rechtsordnung und die Gliedſtellung des Volksgenoſſen in der Volksgemeinſchaft. 


Die Gliedftellung des Bolksgenofjen 


Der Volksgenoſſe als Verwalter der Gliedſtellung iſt nicht mehr Träger eigener 
Individualrechte. Er übt Befugniſſe aus, die von der Volksgemeinſchaft abgeleitet 
ſind. Nur dieſe, aber dieſe auch in ſtärkſter Weiſe ſind ſchutzwürdig. 


Der nationalſozialiſtiſche Staat hat Inhalt und Amſang der Verwalterrechte noch 
nicht umfaſſend neu geſtalten können. Er hat zunächſt die äußeren Erſcheinungsſormen 
der liberaliſtiſchen Individualrechte im allgemeinen übernommen.“). Der Inhalt 
dieſer Erſcheinungsformen iſt jedoch grundlegend in nationalſozialiſtiſchem Sinne 
gewandelt. Der nationalſozialiſtiſche Staat hat z. B. „das Eigentum“ übernommen 
und ſchützt es. Aber das Eigentum hat inhaltlich einen neuen ſozialen Wert bekommen. 
Es iſt nicht mehr die unbegrenzte Herrſchaft des Individuums über eine Sache. Zum 
wenigſten iſt dieſe Herrſchaft gebunden durch die Pflicht zur Rückſichtnahme auf das 
Wohl der Volksgemeinſchaſt.“) Der Bauer, der einen wertvollen Zuchtſtier beſitzt, 
darf dieſen nicht mehr einer Laune zuſolge töten. Der Eigentümer eines Miethauſes 
darf dieſes nicht mehr nach Gefallen leerſtehen laſſen oder ſeine Vermietung deshalb 
verweigern, weil der Bewerber kinderreich iſt. Derartige inhaltliche Wandlungen der 
übernommenen Rechtsformen find ohne weiteres, ohne daß es beſonderer Geſetze 
bedurft hätte, eingetreten, lediglich unter der Einwirkung des Volksgrundrechts. 
Darüber hinaus hat der nationalſozialiſtiſche Staat aber auch eine Reihe ausdrück⸗ 
licher Vorſchriften erlaſſen, die ſolche Wandlungen auch äußerlich vollziehen und 
erkennbar machen. Zu nennen iſt hier das Reichserbhofgeſetz vom 29. 9. 1933, RGBl. I 
S. 685, das die Amwandlung des Grundeigentums in die Gliedſtellung des Bauern 
deutlich zum Ausdruck bringt. Ferner gehören hierher die zahlreichen Geſetze, die eine 
Beſchränkung und Entziehung des Eigentums vorſehen, ohne eine in liberaliſtiſchem 
Sinne angemeſſene Entſchädigung zu gewähren.“) 


Alle dieſe Geſetze zeigen deutlich die beginnende äußere Amwandlung des Eigentums 
in die Gliedſtellung des Volksgenoſſen. 


Ahnliches gilt für andere Teile der Gliedſtellung,“) insbeſondere für das Recht der 
Arbeit in weiteſtem Sinne. Die äußere Formung der Gliedftellung befindet ſich 
zweifelsfrei noch in voller Entwicklung. Im großen laſſen ſich jedoch Inhalt und Um- 
fang ſchon heute deutlich erkennen. Der Einzelausbau iſt lediglich eine Frage der 
Seit. Die lebendige Kraft des nationalſozialiſtiſchen Rechts treibt dieſen Ausbau 
ſtetig der Vollendung entgegen. 


) Die Verordnung vom 28. 2. 1933, RG Bl. I S. 83, kann für eine gegenteilige Auffaſſun 
nicht verwertet werden. Sie dient ſtaats polizeilichen Zwecken und kennzeichnet ſich deutli 

als Abergangsmaßnahme. — Sie hat die Artikel 114, 115, 117, 118, 123, 124 und 
153 der Weimarer Verfaſſung einſtweilen außer Kraft geſetzt. 


) Vgl. die eingehenden Anterſuchungen von Franz Wieader, Der deutſche Staat der Gegen⸗ 
wart, 1935, Heft 13, ſowie Weber und Wieacker daſelbſt Heft 19. 


% Vgl. Weber, Der deutſche Staat der Gegenwart, Heft 19, S. 26 ff. 
6) Vgl. das Pr. Geſetz vom 19.3.1935 — GS S. 43. 


Der Rechtsſchutz in der Verwaltung 29 


Gejegmäßigheit der nationaljozialiftiichen Staatsverwaltung 


Der Führer regelt in Erfüllung der ihm nach dem Volksgrundrecht obliegenden 
Pflicht die Gliedſtellung und die aus ihr ſich ergebenden Verwalterrechte des Volks⸗ 
genoſſen durch Geſetz. Die Bindung der Staatsbehörden an den Führerwillen iſt 
oberſte Forderung des Volksgrundrechts. Damit iſt die Geſetzmäßigkeit der Verwal- 
tung im weiteren Sinne im nationalſozialiſtiſchen Staat aufs ſchärfſte verbürgt. 


Im Rahmen des Geſetzes können oder müſſen die Staatsbehörden im Einzelfall die 
Verwalterrechte erweitern oder beſchränken. Sie können ferner gegen den Volks- 
genoſſen einſchreiten, der ſich außerhalb ſeiner Gliedſtellung bewegt, ſich Verwalterrechte 
unbefugt anmaßt oder fie mißbraucht. Dieſe Maßnahmen können als Staatsakte 
bezeichnet werden. Die organiſatoriſche Trennung der Staatsbehörden in Juftiz · und 
Verwaltungsbehörden wird aus Zweckmäßigkeitsgründen auch im nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staat beibehalten werden. Staatsakte der Verwaltungsbehörden werden danach 
auch künftig Verwaltungsakte genannt werden können. Daß die Verwaltungsbehörden 
Verwaltungsakte nur kraft Ermächtigung durch Geſetz, d. h. alſo kraft Ermächtigung 
des Führers vornehmen können, ſteht außer Zweifel. Ob Verwaltungsakte jedoch 
künftig ausdrücklicher geſetzlicher Ermächtigung bedürfen werden, oder ob eine grund- 
ſätzliche, nur von geſetzlichen Ausnahmen durchbrochene Ermächtigung angenommen 
werden darf, kann einſtweilen nicht mit Sicherheit geſagt werden. Manches ſpricht 
gegen die Anwendbarkeit der Lehre von der „Geſetzmäßigkeit der Verwaltung im 
engeren Sinne“.“) Geſtützt wird ihre Ablehnung durch die Verordnung vom 28. 2. 
1933, RGBl. J S. 83, die ausdrücklich von „geſetzlichen Grenzen“ für den Verwal⸗ 
tungsakt ſpricht. Immerhin läßt der Wortlaut der Verordnung Zweifel offen. Aus 
dem Weſen des nationalſozialiſtiſchen Staates dürfte eine grundſätzliche Ermächti ⸗ 
gung der Verwaltungsbehörden zur Vornahme des Verwaltungsaktes nicht ohne 
weiteres und nicht überall herzuleiten ſein. 


Gefährdet werden können Rechtsordnung und Gliedſtellung nicht durch den Staat als 
ſolchen, ſondern nur durch Staatsbehörden, die vom Führerwillen abweichende Staats 
akte vornehmen. Die Gefährdung kann vorſätzlich und fahrläſſig ſein. Menſchliche 
Anzulänglichkeiten find in keinem Staate der Welt auszuſchließen. Auch im national- 
ſozialiſtiſchen Staate können und werden ſie auftreten. Erziehung und Schulung im 
nationalſozialiſtiſchen Geiſte werden fie im Laufe der Entwicklung auf ein Mindeſtmaß 
herabdrücken. Notwendig werden Vorkehrungen gegen derartige Anzulänglichkeiten 
immer bleiben. 


Die Rechtsſchutztechnik im nalionalſozialiſtiſchen Staat 


Die Abernahme der liberaliſtiſchen Nechtsſchutztechnik durch den nationalſozialiſtiſchen 
Staat hat teilweiſe zu Schwierigkeiten und Bedenken Anlaß gegeben. 


Berufsbeamtentum 


Der Wert des Berufsbeamtentums für den Staat und für den Rehtsfhus iſt vom 
nationalſozialiſtiſchen Staat ausdrücklich anerkannt. Das Reichsgeſetz zur Wieder⸗ 
herſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. 4. 1933, RGBl. J S. 175, läßt Thon 
ſeiner Aberſchriſt nach keinen Zweifel daran, daß der nationalſozialiſtiſche Staat die 
Vorteile der Einrichtung für Staat und Rechtsſchutz zu benutzen gewillt iſt. Daß 
Mängel nicht nur in der liberaliſtiſchen Handhabung der Einrichtung, ſondern auch in 
der Einrichtung ſelbſt vorhanden waren, ſtand anderſeits außer Zweifel. Ein Teil 
dieſer Mängel tft durch das Geſetz vom 30. 6. 1933, RGBl. J S. 433, abgeftellt worden. 
Unter anderem iſt die Nebentätigkeit der Beamten, die im liberaliſtiſchen Staat ver ⸗ 


“) Vgl. Koellreutter, Deutſche Jur. Ztg. 1934 S. 625 ff. 
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derbliche Auswirkungen gehabt hatte, unter ſtrenge und klare Regeln geſtellt worden. 
Eine zuſammenfaſſende Neuordnung des nationalſozialiſtiſchen Beamtenrechts iſt nach 
den Ankündigungen des Reichs⸗ und Preußiſchen Miniſters des Innern in Vor⸗ 
bereitung. 

Schon jetzt kann geſagt werden, daß der nationalſozialiſtiſche Staat ſich die ihm in der 
Gegenwart nach Form und Inhalt gemäße Beamtenorganiſation geſchaffen hat.“) 


Die Zuſammenſetzung der Derwaltungsbehörde 

Die liberaliſtiſche Behördengeſtalt war, ſoweit ſie monokratiſch arbeitete, durchaus 
verwendbar; anders jedoch, wenn ſie eine kollegiale Zuſammenſetzung aufwies. Dem 
einen Beſtandteil des Volksgrundrechts bildenden Führergrundſatz widerſtrebt das 
Kollegialſyſtem in erheblichem Ausmaß. Der einzelne Mann ſoll entſcheiden. Nur der 
einzelne Mann iſt frei und beweglich genug in feiner Willensbildung. Beeinflußt 
werden ſoll dieſe allein dadurch, daß er für die Entſcheidung voll einſtehen muß, und 
daß er Vorgeſetzten, Führer und Volk für ſeine Entſcheidung verantwortlich iſt. 


Das Kollegialſyſtem ift mit dieſem Grundſatz nicht vereinbar. Ob und wieweit das 
Volksgrundrecht Durchbrechungen als zuläſſig erſcheinen läßt, ſei einſtweilen dahin⸗ 
geſtellt. Immerhin konnte von vornherein daran kein Zweifel beſtehen, daß Verwal- 
tungsakte regelmäßig nicht Kollegien überlaſſen bleiben durften. Demzufolge hat u. a. 
das preußiſche Geſetz über die Anpaſſung der Landesverwaltung an die Grundſätze 
des nationalſozialiſtiſchen Staates vom 15. 12. 1933, GS S. 479, die kollegialen 
Beſchlußbehörden beſeitigt. An Stelle der kollegialen Beſchlußbehörden find die 
monokratiſch organiſierten Verwaltungsbehörden getreten. Andere Länder find gefolgt 
oder find im Begriff es zu tun. Hindernd ſteht hierbei noch immer § 21 der Reichs- 
gewerbeordnung im Wege, der die Kollegialität in gewiſſem Amfange zwingend ver- 
langt. Seine Aufhebung kann jedoch nur eine Frage der Zeit ſein. 


Das Verfahren der Derwaltungsbehörden 

Hier hat der nationalſozialiſtiſche Staat die früheren Einrichtungen nahezu unver⸗ 
ändert verwenden können. Nur dort, wo Verfahrensvorſchriften durch die kollegiale 
Zuſammenſetzung der Behörden bedingt waren, mußten ſie mit der Beſeitigung der 
Kollegialität ebenfalls in Fortfall kommen. Das erwähnte preußifche Anpaſſungsgeſetz 
hat dieſe Schlußfolgerung gezogen. Erwähnenswert iſt, daß die mündliche Verhand⸗ 
lung nicht durch Kollegialität der Behörde bedingt iſt und deshalb auch vor den 
monokratiſch organiſierten Verwaltungsbehörden, die die Aufgaben der Beſchluß⸗ 
behörden übernommen haben, ſtattfinden muß. 


Wiedergutmachung geſetzwidriger Derwaltungsakte durch Anrufung übergeordneter 
Derwaltungsbehörden | 

Grundſätzlich umgeſtaltende Anderungen hat der nationalſozialiſtiſche Staat nicht 
getroffen. Der Behördenaufbau iſt im großen geſehen unverändert geblieben. Auf- 
ſichtsbeſchwerde, Einſpruch und Beſchwerde ſind nach wie vor die Möglichkeiten, die 
dem Volksgenoſſen zur Wahrung ſeiner Verwalterrechte zu Gebote ſtehen. In dieſer 
Beziehung find Anderungen grundſätzlicher Art auch wohl kaum zu erwarten. 


Daß das Petitionsrecht nicht mehr vorhanden iſt, bedarf keiner Darlegung. 


Die Derwaltungsgerichtsbarheit im nationalſozialiſtiſchen Staat 


Die Verwaltungsgerichte find einſtweilen beibehalten worden. Geändert iſt im 
allgemeinen nur die Art der Laienberufung. An die Stelle der im Führerſtaat unmög- 
lichen Wahl iſt die Ernennung getreten. Der nationalſozialiſtiſche Staat hat die 


7) Hermann Neef, Der Beamte im Geſchehen der Zeit. 
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Verwaltungsgerichte ſogar durch Bildung zahlreicher Sonderverwaltungsgerichte ver- 
mehrt. Hinzuweiſen iſt auf die Erbhofgerichte“) und auf die berufsſtändiſchen Ehren⸗ 
gerichte. 

Auch die Parteigerichtsbarkeit kann hier, wenn auch nur in benachbartem Zufammen- 
hang, genannt werden. 


Trotzdem iſt über den Fortbeſtand der ordentlichen Verwaltungsgerichte noch nicht die 
letzte Entſcheidung gefallen. Auch die Deutſche Gemeindeordnung und andere Geſetze, 
die den ordentlichen Verwaltungsgerichten Aufgaben zuweiſen, tun dies nur bedingt 
für den Fall ihres Fortbeſtehens. 


Rusblich auf die künftige Regelung 


Vorweg kann feſtgeſtellt werden, daß das Verwaltungsgericht als Richter im Streite 
zwiſchen Verwaltung und Volksgenoſſen künftig undenkbar iſt. Die Staatsgewalt iſt 
eine Einheit. Eine Gewaltenteilung und trennung, auch innerhalb der Verwal⸗ 
tung, würde nur eine Fiktion bedeuten. Verwaltungsgericht und Verwaltungs. 
behörde haben den gleichen Arſprung. Ihre Macht entſpringt nicht verſchiedenen und 
verſchieden ſtarken Gewalten, ſondern einer Einheitsgewalt, nämlich dem Staate. Ver⸗ 
waltungsgericht und Verwaltungsbehörde find weſensgleiche Staatsorgane, die nicht 
übereinander zu Gericht ſitzen können, weil niemand Richter über ſich ſelbſt fein kann. 
Daraus folgt, daß der Verwaltungsbehörde nicht mehr die Rolle einer Partei zu⸗ 
gewieſen werden darf, geſchweige denn, daß fie in dieſer Rolle dem Volksgenoſſen als 
Gegenpartei gleichgeſtellt werden darf. Dieſe liberaliſtiſche Konſtruktion iſt nach 
nationalſozialiſtiſcher Staatsauffaſſung unwahr und unmöglich. 


Schaltet man jedoch die Parteirolle der Verwaltungsbehörde aus, fo iſt nicht einzu- 
ſehen, weshalb der nationalſozialiſtiſche Staat nicht an geeigneten Stellen ſeiner Ver⸗ 
waltungsorganiſation Verwaltungsgerichte verwenden ſollte. 


Am als Gericht angeſprochen werden zu können, muß eine Behörde im juſtizförmlichen 
Verfahren entſcheiden und vom Dienſtbefehl freigeſtellt fein. Kollegiale Zuſammen⸗ 
ſetzung ſowie geheime Beratung und Abſtimmung gehören dagegen nicht notwendig 
zur Eigenart eines Gerichts. 

Die Einführung juſtizförmlichen Verfahrens iſt eine reine Zweckmäßigkeitsfrage. Sie 
wird dort Bedenken zeitigen, wo es auf Schnelligkeit und Schlagkraft der Entſcheidung 
ausſchlaggebend ankommt. Regelmäßig wird dies bei den Verwaltungsakten in erſter 
Rechtsſtufe der Fall ſein. Einem derartigen Verwaltungsakt wird deshalb meiſt ein 
juſtigzförmliches Verfahren nicht voraufgehen können. Insbeſondere dort, wo der Ver⸗ 
waltungsakt eine Gefahr abwehren ſoll, wird Freiheit von der Form nicht entbehrt 
werden können. Eine polizeiliche Verfügung in juſtizförmlichem Verfahren iſt bei⸗ 
ſpielsweiſe undenkbar. Aber auch im übrigen ſollte der erſte Verwaltungsakt grund- 
ſätzlich ſowenig wie möglich mit Formen belaſtet werden. Die Form iſt ſtets eine Laſt. 
Sie lähmt den Entſchluß und kann gar zu leicht zum Selbſtzweck ausarten. Daß in 
Ausnahmefällen auch für den erſten Verwaltungsakt die Juſtizform ſchwer entbehrlich 
iſt, kann anderſeits nicht ganz von der Hand gewieſen werden. Die Beamtendienft- 
entlaſſung tft Beiſpiel dafür. 


Regelmäßig wird alſo das juſtizförmliche Verfahren nur in den höheren Rechtsſtufen 
in Frage kommen, nachdem der erſte Verwaltungsakt eine ſchnelle, wenn auch vielleicht 
nur vorläufige Regelung getroffen hat. 

Ernſtere Bedenken als das juſtizförmliche Verfahren muß im Führerſtaat die Frei⸗ 
ſtellung vom Dienſtbefehl hervorrufen. Es bedarf ſorgfältiger Aberlegung, ob der 
Volksgrundrecht bildende Führergrundſatz es geſtattet, „unabhängige“ Behörden zu 


6) Reichsgeſetz vom 29. 9. 1933, RG Bl. 1 S. 685. 


— — 1 — 


32 Danckwerts 


errichten und ihres Amtes walten zu laſſen. Der Führergrundſatz verlangt zweifels⸗ 
frei, daß der geſamte Staatsapparat dem Willen des Führers unterworfen iſt. Daraus 
iſt der Schluß gezogen worden, daß unabhängige Behörden nicht möglich feien. Dieſe 
Auffaſſung verkennt jedoch den Sinn und den Inhalt des Begriffs der Unabhängig- 
keit. Der Begriff geht nämlich zurück auf die Lehre von der Gewaltentrennung. Er 
bezieht ſich lediglich auf das Verhältnis der Behörde zur Verwaltung und läßt das 
Verhältnis zum Staat völlig außer acht. Unabhängigkeit vom Staate kann eine ſtaat⸗ 
liche Behörde, ganz gleich welcher Art, niemals beſitzen, auch die Gerichte und Ver⸗ 
waltungsgerichte im liberaliſtiſchen Staate waren nicht vom Staate, ſondern nur von 
der Verwaltung unabhängig. Das Erkennen der Einheitsgewalt des Staates zeitigt 
alſo die Feſtſtellung, daß die Verwaltungsgerichte im nationalſozialiſtiſchen Staate 
ſelbſtverſtändlich dem Willen des Führers unterworfen ſind und dieſem auch gar nicht 
entzogen werden können. Das Problem iſt ein ganz anderes: Der Führer lenkt den 
Staat durch Befehle. Der Art des Beſehls nach laſſen ſich zwei Möglichkeiten unter 
ſcheiden. Der Führer kann abſtrakte Regeln aufſtellen (Geſetz) und er kann im Einzel. 
fall anordnen, was zu geſchehen hat (Dienſtbefehl). Zu erwägen iſt lediglich, ob der 
Führer auf die eine Art der Befehlserteilung, den Dienſtbefehl, in beſtimmten Fällen 
verzichten kann, ohne daß die Gefahr einer Verletzung ſeines Willens entſteht. Damit 
iſt die Frage, ob Verwaltungsgerichte möglich find, unlösbar mit der Frage ver- 
bunden, welche Zuſtändigkeiten ihnen zugewieſen werden ſollen. Die Antwort ergibt 
ſich ohne weiteres. Der Führer kann auf den Dienſtbefehl verzichten, wenn und ſoweit 
die von ihm aufgeſtellten abſtrakten Regeln nennenswerten Zweifeln im Einzelfall an 
Ziel und Inhalt des Führerwillens keinen allzu weſentlichen Spielraum laſſen. In 
früher gebräuchliche Ausdrucksweiſe übertragen, würde dies bedeuten, daß reine „Er- 
meſſensentſcheidungen“ den Verwaltungsgerichten nicht zugeteilt werden können, daß 
jedoch „reine Rechtsentſcheidungen“ unbedenklich von ihnen gefällt werden können. 


Eine erſchöpfende Klarſtellung des Führerwillens durch abſtrakte Regeln iſt nur auf 
Teilgebieten der ſtaatlichen Betätigung möglich. Zu dieſen Teilgebieten gehört 
zweifelsfrei das ſogenannte bürgerliche Recht und das Straſrecht. Anmöglich iſt eine 
derartige Regelung überall dort, wo die Betätigung des Staates ſich allzu mannig⸗ 
fachen oder allzu ſchnell und häufig wechſelnden Lebenserſcheinungen gegenüberſieht. 
Insbeſondere trifft dies für das große Gebiet der politiſchen Maßnahmen im 
weiteſten Sinn zu. Die übrigen Betätigungsfelder des Staates werden einzeln darauf 
geprüſt werden müſſen, ob die Nachhaltigkeit der abſtrakten Regeln ausreicht, um den 
Dienſtbefehl entbehrlich zu machen. 


Bei den aus der Gliedſtellung des Volksgenoſſen ſich ergebenden Verwalterrechten 
wird dies in nicht unerheblichem Ausmaß ſchon jetzt zutreffen oder durch die künftige 
Geſetzgebung erreicht werden können. 


Ein anderes Bedenken wird aus der Auffaſſung hergeleitet, daß die Aufhebung eines 
Verwaltungsaktes durch ein Verwaltungsgericht dem Anſehen der Verwaltungs- 
behörde ſchaden könne. Dieſer Satz iſt an ſich unbeſtreitbar. Aber die Schlußſolgerung, 
die aus ihm gegen das Verwaltungsgericht gezogen wird, tft irrig. Nicht nur die Auf. 
hebung durch ein Verwaltungsgericht, ſondern jede Aufhebung ſchadet dem Anſehen 
der Verwaltungsbehörde. Es iſt alſo lediglich zu erwägen, ob die Aufhebung durch 
ein Verwaltungsgericht dem Anſehen der Verwaltungsbehörde mehr ſchadet, als die 
Aufhebung durch eine übergeordnete Verwaltungsbehörde. In dieſer Faſſung gewinnt 
die Frage ſofort ein anderes Geſicht. Sie kann meines Erachtens unbedingt verneint 
werden. Allerdings iſt Vorausfetzung dafür, daß man ſich völlig von den über; 
kommenen, feſtgewurzelten Gewaltentrennungsbegriffen löſt und das Verwaltungs- 
gericht nicht mehr als fremde Gewalt und als Richter, ſondern als das empfindet, was 
es wirklich iſt, nämlich als übergeordnete Staatsbehörde, nicht anders als Regierungs- 
präfident und Miniſter. 
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Das Ergebnis dieſer Betrachtung iſt, daß Verwaltungsgerichte im nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staat, ebenſo wie die ordentlichen Gerichte, mit dem Volksgrundrecht nicht in 
Widerſpruch ſtehen und ein ausreichendes Arbeitsgebiet im Schutz der Rechtsordnung 
und der Gliedſtellung des Volksgenoſſen finden würden. 


Darüber hinaus bietet das Verwaltungsgericht auch der nationalſozialiſtiſchen Staats- 
organiſation die erheblichſten Vorteile. Einmal entlaſtet eine derartige Einrichtung 
die Verwaltungsbehörden von artfremder Arbeit. Das Verwalten beſteht nur zum 
kleinſten Teil aus der Erfüllung geſetzlicher Normen. Die Hauptſache bildet das 
ſchöpferiſche Geſtalten des Gemeinſchaftslebens, das unabhängig von Formen und 
Normen ſeinen Weg ſuchen muß. Für dieſes Geſtalten gibt es häufig nur den einzigen 
Leitſatz: „Zur rechten Zeit das Rechte tun.““) Der Beamte, dem dieſe Art der 
Betätigung Lebensaufgabe geworden iſt, empfindet die ins Kleine gehende, ſorgſam 
abwägende Prüfung von Tatbeſtänden und Geſetzesvorſchriften als unbequem und 
läſtig. Dieſe durchaus nicht minder wichtige Arbeit erfordert anders eingeſtellte 
Männer und andere Arbeitsmethoden. Inſolgedeſſen ift es zweckmäßig und empfehlens. 
wert, eine Arbeitsteilung eintreten zu laſſen. Volk und Staat haben ihren Vorteil 
davon. 


Außerdem bietet die Freiſtellung vom Dienſtbefehl Dezentraliſationsmöglichkeiten, die 
gerade im Führerſtaat dringend notwendig ſind, wenn der Führer nicht der Arbeitslaſt 
erliegen ſoll. Aus der Möglichkeit des Dienſtbefehls läßt ſich nämlich die Möglichkeit 
der Beſchwerde in praktiſch kaum ausſchließbarer Stärke ableiten. Wer einer Behörde 
befehlen kann, wer ein ihm bekanntes Verhalten dieſer Behörde nicht billigt und troß- 
dem nicht befiehlt, wird ſelbſt verantwortlich. Man mag alſo die formelle Beſchwerde 
noch ſo ſehr beſchneiden, die Aufſichtsbeſchwerde, alſo die einfache Anzeige an diejenige 
Behörde, die befehlen kann, zieht dieſe unweigerlich in eine Prüfung der angegriffenen 
Entſcheidung hinein, nicht nur in Anſehung der Rechtmäßigkeit, ſondern auch der 
Zweckmäßigkeit. Der Anbeſchränktheit des Dienſtbefehls von oben nach unten ent⸗ 
ſpricht alſo im gewiſſen Sinn unausſchließbar die Anbeſchränktheit der Beſchwerde 
von unten nach oben. Hierin liegt eine Gefahr für die Staatsorganiſation, die nicht 
unterſchätzt werden ſollte. Die Freiſtellung gewiſſer Behörden vom Dienſtbefehl iſt 
das einzige wirkſame Gegenmittel und deshalb ſollte man ſelbſt etwaige noch vor⸗ 
handene Bedenken wenn irgend möglich bei Seite ſtellen. 

Abrigens find Anzeichen dafür vorhanden, daß der Führer grundſätzlich die Freiſtel⸗ 
lung vom Dienſtbefehl für möglich hält. Die durch die Deutſche Gemeindeordnung 
aufrechterhaltene Selbſtverwaltung iſt im Grunde genommen nichts anderes als eine, 
wenn auch beſchränkte Freiſtellung der Selbſtverwaltungsbehörden vom Dienſtbefehl. 
Die Selbſtverwaltung der Gemeinden wie auch der Stände bietet fomit eine außer ⸗ 
ordentlich bemerkenswerte Parallele zu der Einrichtung von Gerichten und Verwal⸗ 
tungsgerichten. Auch ſie dient zum weſentlichen Teil der Dezentraliſation, ohne die 
ein Staat von der Größe und Dichte Deutſchlands ſchlechterdings nicht verwaltet 
werden kann. 


Wie die Verwaltungsgerichte künftig zuſammengeſetzt werden ſollen, ob fie Kollegial⸗ 
verfaſſung mit geheimer Beratung und Abſtimmung erhalten und mit Laien durchſetzt 
werden ſollen, find Fragen zweiter Ordnung. 

Die gegen das Kollegialſyſtem an ſich beſtehenden Bedenken ſind bereits berührt 
worden. Sie gelten naturgemäß auch und vielleicht ſogar in verſtärktem Maße gegen 
eine kollegiale Verfaſſung der Verwaltungsgerichte. Es ſcheint deshalb nicht undenk⸗ 
bar, die Verwaltungsgerichte monokratiſch zu organiſieren und dem Verwaltungs- 
richter einen Beirat aus Beruſsbeamten oder Laien oder aus beiden beſtehend zur 
Seite zu ſetzen. Befriedigend iſt eine ſolche Löſung nicht. Vielleicht hat dieſes Gefühl 
eine tiefere Arſache und läßt ſich auch rechtlich deuten. Organifiert man das Verwal- 
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tungsgericht wie überhaupt ein Gericht in der beſchriebenen Weiſe monokratiſch, ſo 
folgt man damit zwar dem Volksgrundrecht bildenden Führergrundſatz. Man über⸗ 
ſieht dabei aber möglicherweiſe, daß das Volksgrundrecht noch andere Nechtsſätze 
enthält, die als Sonderregeln eine Durchbrechung des Führergrundſatzes nicht nur 
geſtatten, ſondern ſogar fordern. Meines Erachtens gibt es einen ſolchen Nechtsſatz 
des Inhalts, daß ein deutſches Gericht aus einer Mehrheit von Männern beſtehen und 
in geheimer Abſtimmung entſcheiden ſoll. Das Gericht in dieſer Geſtalt iſt altgermani⸗ 
ſches Volksgut geweſen, es iſt im Volksempfinden feſtgewurzelt und aus der heutigen 
Volksordnung kaum wegzudenken. Dem Gericht in dieſer Geſtalt bringt das Volk 
Vertrauen entgegen und unterwirft ſich ihm willig. Nur das Gericht in dieſer Geſtalt 
würde im Volk als ausreichender Erſatz für die Entſcheidung des Führers empfunden 
werden. 


Mit dieſer letzten Aberlegung ſchließt ſich der Kreis der Betrachtung. Im national- 
ſozialiſtiſchen Staat iſt Rechtsſchutz nur deshalb nötig, weil der vom Volksgrundrecht 
geleitete Führer nicht überall und ſelbſt entſcheiden kann. Er muß ſich auf die großen 
Entſcheidungen beſchränken und muß im übrigen die Entſcheidung anderen Volks⸗ 
genoſſen übertragen. Anendlich groß iſt bei einem 65⸗Millionen⸗Volk die Zahl dieſer 
Amtswalter. Menſchliche Fehler und Schwächen können bei ihnen nicht ausbleiben. 
Deshalb ſorgt der Führer für Rechtsſchutz. Er ſichert das Recht, und er ſichert die 
Rechte des einzelnen Volksgenoſſen, ſei es, daß ſie von anderen Volksgenoſſen oder 
von einem der Amtswalter geſtört werden. Dieſer Rechtsſchutz durch den Führer iſt 
ſeine im Volksgrundrecht wurzelnde Pflicht. 


Das Wort Rechtsſtaat iſt keineswegs ein Schlagwort. Es hat höchſten fittlichen 
Inhalt und bezeichnet eine abſolute Höhe der Weltanſchauung und Kultur eines 
Volkes. 


Das deutſche Volk, im Nationalſozialismus geeint, kann dieſe Höhe getroſt für ſich in 
Anſpruch nehmen. Wenn überhaupt eine von Menſchen geſchaffene Organiſation, ſo 
kann der nationalſozialiſtiſche deutſche Staat von ſich erklären, ein Rechtsſtaat zu fein. 
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Schlußbllanz3 des parlamentariſch-demohratiſchen Syſtems 

Jahreswende 1932/33: Ein mißachtetes, ohnmächtiges Deutſches Reich, politiſch 
und wirtſchaftlich abhängig von Regierungen fremder Mächte und internationalen 
fremdraſſigen Bankiers, im Innern aufgeſpalten in mit dem Reich und unter ſich 
uneinige Länder und einander bis zur völligen Vernichtung bekämpfende Kräſte⸗ 
gruppen. Eine handlungsunfähige Reichsregierung, ebenſo handlungsunfähige 
Länderregierungen. Ein arbeitsunfähiger Reichstag, ebenſo arbeitsunfähige Länder ⸗ 
parlamente. Leere öffentliche Kaſſen bei uferlofer Verſchuldung und unerhörtem 
Steuerdruck. Eine vielfach volksfremde und teilweiſe korrupte Verwaltung, be⸗ 
gründet auf Rechtszerſplitterung und Rechtsunficherheit, abhängig von ſtets wechſeln⸗ 
den politiſchen Stärkeverhältniſſen. Ein in unzählige Parteien und Intereſſenten⸗ 
haufen zerriſſenes, mißhandeltes, ausgeſaugtes, verzweifelndes Volk. 


Die deutſche Wirtſchaft — ein Trümmerfeld ſtillgelegter oder überſchuldeter Be⸗ 
triebe, faſt 7 Millionen regiſtrierte Arbeitsloſe, Hunger und Elend, Geburten- 
rüdgang, zunehmende Zahl der Selbſtmorde und der Verbrechen, moraliſche Zer- 
mürbung und Zerſetzung deutſchen Geiſtes, deutſcher Sitte, Kunſt und Kultur. 


Als Aktivpoſten die kümmerlichen Refte einer längſt vergangenen Blütezeit; der 
einzige vorhandene wirkliche Wert in der qualitativ ausgezeichneten — weil nicht 
auf demokratiſchen Grundfätzen aufgebauten — Reichswehr, dieſe aber zur Sicherung 
und Verteidigung der Lebensrechte des deutſchen Volkes viel zu ſchwach und auch 
ohne innere Verbindung mit dem Volk. Die Vertreter des damaligen Syſtems 
buchten allerdings, von ihrem Standpunkt aus mit Recht, die Polizeimacht „zur Auf⸗ 
rechterhaltung der Ruhe und Ordnung im Innern“ als ihren ſtärkſten Aktivpoſten, 
der aber, kaum ausreichend um nach außen hin eine gewiſſe Autorität der Regierung 
vorzutäuſchen, keinesfalls die erdrüdende Laſt der Paſſivſeite ausgleichen oder auch 
nur weſentlich vermindern konnte. ö 

Das Geſamtbild Deutſchlands: nach außen wehr. und ehrlos, im Innern der Kampf 
aller gegen alle, das Volk vor dem gähnenden Abgrund bolſchewiſtiſchen Wahnſinns. 


War aber das Ganze zerrüttet, konnten die Gemeinden als Teile des Ganzen nicht 
unberührt bleiben, ſpiegelte ſich in ihnen doch all das wider, was im Reid und in 
den Ländern, was im Volke ſelbſt vorging. Die Anterſchiedlichkeit der geſetzlichen 
Regelung gemeindlicher Verwaltung, gemildert durch teilweiſe Feſtlegung reichs⸗ 
rechtlicher Grundſätze, vermochte das Geſamtbild der Gemeinden nur ſtärker zu ver- 
wirren, nicht aber ihren Abſtieg aufzuhalten. Nur da und dort tauchten aus der 
allgemeinen Sintflut jener Zeit noch einzelne Gemeinden hervor, die entweder von 
Anfang an ſtärker gegründet waren oder von neu emporſtrebenden Kräften gehalten 
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wurden. Daß dennoch der Zuſammenbruch kein völliger und vor allem kein end- 
gültiger wurde, war nicht das Verdienſt der damaligen Regierungen eines ver- 
hängnisvollen Syſtems, ſondern zeugte nur von der unübertrefflichen Zähigkeit eines 
a us des deutſchen Volkes und feinem Glauben an die deutſche Sendung. 


DR Bedeutung des 30. Januar 1933 

er Führer der nationalſozialiſtiſchen Bewegung wurde durch den inzwiſchen ver- 
ewigten Reichspräfidenten, Generalfeldmarſchall von Hindenburg, mit der Führung 
der Reichsregierung betraut. Eine neue Zeit begann. Ein Aufatmen ging durch 
weite Kreiſe des deutſchen Volkes, bei den einen begründet in dem unerſchütterlichen 
Vertrauen zu dem Manne, der allen Widerſtänden zum Trotz die von ihm geſchaffene 
Bewegung zum unvergleichlichen Siege geführt hatte, bei den anderen in der Hoff- 
nung auf eine Anderung der Verhältniſſe, wenn auch in einer ihnen ſelbſt kaum 
bewußten Richtung. 
Wenn trotzdem Millionen deutſcher Volksgenoſſen — und nicht nur ausgeſprochene 
Gegner der nationalſozialiſtiſchen Bewegung — an einer grundlegenden Wandlung 
der Verhältniſſe zum Beſſeren zweifelten, fo deshalb, weil fie angeſichts der zahl 
reichen früheren Enttäufhungen und der kataſtrophalen Lage, in der ſich Deutſchland 
befand, einen Wiederaufſtieg überhaupt für unmöglich hielten. Vielen war die tat- 
ſächliche Lage nur zu bekannt, aber weder erkannten ſie die Naturgeſetzlichkeit, mit der 
ein dem Kampf um ſein Lebensrecht entſagendes Volk der Vernichtung entgegengeht, 
noch die dem Führer und der von ihm geſchaffenen Bewegung innewohnende 
Willens und Entſchlußkraft. Sie zweifelten daher auch an der Möglichkeit, daß es 
dieſem einfachen Manne aus dem Volke jemals gelingen könnte, das deutſche Volk in 
ſich ſelbſt zu einer Einigung zu bringen und damit aus dem Volke ſelbſt wieder die 
Kräfte zu einem Wiederaufſtieg der Nation zu ſchöpfen. And doch lag gerade in der 
Zuſammenfaſſung der letzten und tiefſten Kräfte des deutſchen Volkes und in der 
Beſeitigung der Aneinigkeit die einzige berechtigte Hoffnung zur Vermeidung der 
Kataſtrophe, aber nur einem Manne von außergewöhnlicher Genialität und geſchicht⸗ 
licher Größe konnte dieſe Tat gelingen. Adolf Hitler führte ſie durch. Wie ihm 
dies möglich war, iſt hier nicht zu erörtern, wohl aber iſt es notwendig, die einzelnen 
Markſteine des von ihm beſchrittenen Weges kurz zu ſtreifen, ſoweit fie auf die Ge⸗ 
ſtaltung des deutſchen Gemeinderechts unmittelbaren Einfluß ausgeübt haben. Dabei 
muß auf die Darſtellung der weitreichenden Rückwirkungen außenpolitiſcher, wedr⸗ 
politiſcher und teilweiſe auch wirtſchaftspolitiſcher Maßnahmen des Führers und der 
Reichsregierung auf das Leben der Gemeinden in dieſem Rahmen verzichtet werden. 


Grundlegende Maßnahmen für die Erneuerung des Reichs 

Das zunächſt wichtigſte Geſetz war das Geſetz zur Behebung der Not von Volk und 
Reich (Ermächtigungsgeſetz) vom 24. 3. 1933, das mit verfaſſungsändernder Mehrheit 
zuſtande kam und dem ne die Rechtsgrundlage für die nachfolgenden umwälzen⸗ 
den Geſetze gab. 

Ihm folgte ſchon am 31. 3. 1933 das Vorläufige Gefetz zur Gleichſchaltung der Länder 
mit dem Reich und am 7. 4. 1933 das Reichsſtatthaltergeſetz, wodurch die einheitliche 
politiſche Linie zwiſchen Reich und Ländern hergeſtellt und geſichert wurde und in 
deren Auswirkung die Gemeindevertretungen durchwegs nationalſozialiſtiſche Mehr⸗ 
heiten erhielten. 


Das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. 4. 1933 gab den 
Gemeinden die Möglichkeit, ihren Verwaltungskörper von politiſch unzuverläſſigen, 
unfähigen und undeutſchen Elementen zu fäubern Durch die alsbald, teils er- 
zwungene, teils freiwillig erfolgte Auflöſung der marxiſtiſchen und bürgerlichen 
Parteien, durch das geſetzliche Verbot von Parteineubildungen ſowie durch das 
Geſetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat (vom 1.12.1933) wurde die 
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NSDAP. zu der einzigen Partei Deutſchlands und der Nationalſozialismus damit 
die weltanſchauliche Grundlage für den Neuaufbau des Staates wie auch für die 
Willensbildung in den Gemeindeorganen. 


Das Gefetz über den Deutſchen Gemeindetag vom 15. 12. 1933 ſanktionierte den ſchon 
im Mai 1933 durch einen revolutionären Akt der nationalfozialiſtiſchen Bewegung 
herbeigeführten Zuſammenſchluß der ehemaligen kommunalen Spitzenverbände 
(Deutſcher Städtetag, Reichsſtädtebund, Deutſcher Landkreistag, Deutſcher Land- 
gemeindetag, Preußiſcher Landgemeindetag Weſt, Verband der Preußiſchen Pro- 
vinzen und ſämtlicher angeſchloſſenen Landes. und Provinzialorganiſationen). Durch 
den Zufammenſchluß dieſer Verbände und ihre Anterſtellung unter national - 
ſozialiſtiſche Führung wurde — unter Ausſchaltung des Kampfes von verſchiedenen 
Gruppen von Gemeinden und Gemeindeverbänden unter ſich wie gegen den Staat — 
eine Organiſation geſchaffen, die in der Lage iſt, dem praktiſchen Erfahrungsaustauſch 
wie der ſachverſtändigen Beratung und Anregung für die Arbeit in den Gemeinden 
zu dienen und zugleich als Bindeglied zwiſchen Gemeinde und Staat wertvolle 
Dienſte bei Abfaſſung von Geſetzen und ihrer praktiſchen Durchführung in national- 
ſozialiſtiſchem Sinne zu leiſten. 

Inzwiſchen hatten auch die verſchiedenen deutſchen Länder, teils initiativ, teils in 
Ausführung reichsgeſetzlicher Beſtimmungen oder Ermächtigungen, die Rechts- 
verhältniſſe der Gemeinden nationalſozialiſtiſchen Führungs⸗ und Verwaltungs- 
grundſätzen anzugleichen begonnen. Den entſcheidendſten Schritt ging die preußiſche 
Regierung durch Erlaß des Gemeindeverfaſſungs⸗ und des Gemeindefinanzgeſetzes 
vom 15. 12. 1933. Durch fie wurde die bisher gerade in Preußen fo fühlbare 3er- 
ſplitterung auf dem Gebiet des Gemeinderechts befeitigt und die Reſte parlamen- 
tariſcher Gepflogenheiten durch den Grundſatz ſtraffer örtlicher Führung unter 
ſcharfer Betonung der Staatsauffiht erſetzt. Das preußiſche Gemeindeverfaſſungs⸗ 
geſetz ſprach aber ſchon in ſeiner Präambel aus, daß es nur als Abergangsgeſetz 
Geltung haben folle, bis „ein Reichsgeſetz demnächſt eine grundlegende Reform der 
Gemeindeverfaſſung für das ganze Reich durchführt“. 


Das Geſetz über den Aufbau des Reichs vom 30. 1. 1934, dem erſten Jahrestag der 
Machtübernahme durch Adolf Hitler, beſeitigte die Hoheitsrechte der Länder voll- 
ſtändig und gab dem Reiche damit endgültig den Charakter des deutſchen Einheits⸗ 
ſtaates. Für eine Sondergeſetzgebung der Länder war hiernach auch auf gemeinde⸗ 
rechtlichem Gebiet kein Raum mehr. Die Zeit für die Schaffung eines einheitlich im 
ganzen Reich gültigen deutſchen Gemeinderechts war gekommen. 


Hand in Hand mit der verfaſſungsrechtlichen und organiſatoriſchen Entwicklung des 
Reichs wie der Gemeinden wurde durch die nationalſozialiſtiſche Staatsführung mit 
dem wirtſchafts⸗, bevölkerungs⸗ und ſozialpolitiſchen Aufbau der Nation begonnen. 
Beſeitigung von Klaffen- und Standesgegenſätzen war die Vorausſetzung für die 
Schaffung einer wahren deutſchen Volks. und Schickſalsgemeinſchaft auf der Grund- 
lage „Gemeinnutz vor Eigennutz“, Sicherung der Ernährung des deutſchen Volkes, 
Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit, Sanierung der öffentlichen Finanzen und Wieder- 
aufbau einer gefunden deutſchen Volkswirtſchaſt waren von Anfang an weitgeſteckte 
Ziele nationalſozialiſtiſcher Führung. Die der Erreichung dieſer Ziele dienenden 
Maßnahmen beeinflußten das Leben der Gemeinden entſcheidend und ſind vielfach 
für ihre Verwaltung richtunggebend geweſen. Deshalb ſeien die wichtigſten 
Geſchehniſſe hier wenigſtens kurz erwähnt. 

Der im Mai 1933 erfolgten Auflöſung der Gewerkſchaften folgte die Schaffung der 
Arbeitsfront mit der volksverbindenden Organiſation „Kraft durch Freude“ und im 
weiteren Zuge der ſozialen Neuordnung die Geſetze zur Ordnung der nationalen 
Arbeit in der Wirtſchaft wie in den öffentlichen Verwaltungen und Betrieben. 
Nebenher lief die gewaltige Hilfsaktion des Winterhilfswerks und der Ausbau der 
NS.⸗Volkswohlfahrt. Geſetz über den Reichsnährſtand, Erbhofgeſetz, Geſetz über den 
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vorläufigen Aufbau der Wirtſchaft, vor allem aber die großzügigen Arbeits- 
beſchaffungsprogramme und die Steuerreformgeſetze ſind Markſteine auf dem Wege 
zum Wiederaufſtieg. Aus ihnen ſind die Ziele der Staatsführung klar erſichtlich, 
die eine Richtſchnur für die Gemeindeverwaltung bilden. Zugleich aber beſchleunigten 
fie die organiſche Geſundung der Gemeindefinanzen, nachdem das Gemeinde 
umſchuldungsgeſetz vom 21. 9. 1933 in Verbindung mit weiteren Maßnahmen (Zins- 
ſenkung, Anleihekonvertierung u. a.) den ärgſten Druck von den Schultern der 
Gemeinden genommen hatte. Die großen Defizite des Gemeindehaushalts und die 
ſtändigen Kaſſenſchwierigkeiten ſind in den meiſten Gemeinden überwunden, ſo daß 
das neue deutſche Gemeinderecht nicht der Beſeitigung eines Notſtandes Rechnung 
zu tragen hatte, ſondern vielmehr als der erſte entſcheidende Schritt zum organiſchen 
Aufbau der inneren Verwaltung des nationalſozialiſtiſchen Staates zu gelten hatte. 


Grundzüge des deutſchen Gemeinderechts 


Für das zu ſchaffende deutſche Gemeinderecht ſtanden nach dem vorher Geſagten 
folgende Grundgedanken von vornherein feſt: 


Einheitliches Gemeinderecht für das ganze Deutſche Reich an Stelle der früher 
beſtehenden über 30 verſchiedenen Gemeindeordnungen. 


Abereinſtimmung der Gemeindeverwaltung mit den Geſetzen und den Zielen ve 
Staatsführung. 


Abereinſtimmung der Gemeindepolitik mit der nationalfozialiſtiſchen Weltanſchauung. 
Verankerung des Grundſatzes verantwortlicher Führung an Stelle parlamentariſcher 
Demokratie. 


Verwirklichung des Grundſatzes „Gemeinnutz vor Eigennutz“. 


Daneben tauchten jedoch zahlreiche Fragen von grundlegender Bedeutung auf, deren 
Klärung der reiflichſten Aberlegung aller verantwortlich beteiligten Stellen bedurfte. 
Das Endergebnis war „Die Deutſche Gemeindeordnung“, ein überaus bedeutſames 
Geſetzeswerk in eindeutiger, leicht faßlicher Sprache, das die Reichsregierung am 
30. Januar 1935, dem zweiten Jahrestag der nationalen Erhebung, verkünden konyte. 
Die wichtigſten Grundzüge ſeien im nachfolgenden mit kurzer Begründung dargeſtellt. 


Die Deutſche Gemeindeordnung (D60) als Grundgeſetz 


„Die Deutſche Gemeindeordnung iſt ein Grundgeſetz des nationalſozialiſtiſchen 
Staates. Auf dem von ihr bereiteten Boden wird ſich der Neubau des Reiches 
vollenden.“ Dieſer Satz aus der Präambel zur DG kennzeichnet die fundamentale 
Bedeutung des Geſetzes, deſſen Leitgedanken auch die Richtung für den weiteren Auf- 
bau der Reichsverwaltung weiſen. Der Geſetzgeber hatte ſtets den Geſamtplan vor 
Augen, weshalb auch verſchiedene Beſtimmungen der DEO ſich in den augenblid- 
lichen Rechtszuſtand auf den erſten Blick nur ſchwer einzugliedern ſcheinen und einer 
übergangsweiſen Regelung teils durch das Reich, teils durch die Länder bedurften. 
Hätte man das Geſetz auf den derzeitigen unvollendeten Stand der Neichsreform 
aufgebaut, ſo wären im Laufe weniger Jahre ſehr viele Anderungen der DGO not- 
wendig geworden, ohne daß es möglich geweſen wäre, auf eingehende Durchführungs⸗ 
beſtimmungen zu verzichten, da dieſe durch die bisherige Verſchiedenheit der Landes. 
geſetzgebung unerläßlich waren. 


Die Hauptſtadt Berlin konnte ihrer beſonderen Verhältniſſe halber noch nicht in das 
einheitliche deutſche Gemeinderecht mit einbezogen werden; ihre Verfaſſung iſt viel. 
mehr einem beſonderen Reichsgeſetz vorbehalten, das aber auch auf den Grund 
gedanken der DGO aufgebaut fein wird. Für die Hanſeſtädte iſt wegen ihrer gleich- 
zeitigen Eigenſchaft als bisherige deutſche Länder eine Abergangszeit von einem Jahr 
vorgeſehen, während welcher der frühere Rechtszuſtand belaſſen werden ſoll. 
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Zuſammenfaſſung des Gemeinderechts oder Einzelgeſetze 

Das Ideal für Gemeindeverwaltung und Bürgerſchaft wäre zweifellos eine Zu- 
ſammenfaſſung aller für die Gemeinden geltenden Rechtsſätze in einem einzigen 
Gefetz. Dies zu verwirklichen, iſt nicht möglich, weil ſehr viele Beſtimmungen unſerer 
heutigen wie auch der künftigen Rechtsordnung nicht nur für die Gemeinden, ſondern 
auch für andere Zweige der öffentlichen Verwaltung Geltung haben. Manche Rechts- 
gebiete befinden ſich mitten in der Neuordnung und greifen zugleich auf andere Ver⸗ 
waltungsgebiete über, fo daß zum mindeſten zur Zeit ihre Regelung in der DGO 
nicht oder doch nur inſoweit möglich war, als die Beſonderheit der Gemeindever- 
waltung eine Sonderregelung erforderte. So beſchränkt ſich die Gemeindeordnung 
bei den Beſtimmungen über die Gemeindebamten, -angeftellten und arbeiter auf die 
ſich aus den beſonderen Verhältniſſen der Gemeinden ergebenden Geſichtspunkte; auf 
dem Gebiet des Abgaben und Steuerrechts begnügt fie ſich mit dem Hinweis auf die 
beſonderen Geſetze. Aber Polizeiverwaltungsrecht, Wegerecht u. a. enthält ſie keinerlei 
Beſtimmungen. 

Soweit es aber bei dem gegenwärtigen Stand der Reichsreform möglich war, wurde 
das einer Neuordnung bedürfende Gemeinderecht in einem Geſetz zuſammengefaßt 
und damit große Aberſichtlichkeit und leichte Handhabung ermöglicht. 


Die D60 kein Rahmengeſetz 

Bei oberflächlicher Betrachtung der tatsachlich vorhandenen Verſchiedenheiten der 
Gemeinden lag die Verſuchung nahe, das neue deutſche Gemeinderecht lediglich in 
Form eines Nahmengeſetzes zu erlaſſen und deſſen Ausfüllung den bisherigen Ländern 
oder auch den an ihre Stelle tretenden ſpäteren Verwaltungseinheiten vorzubehalten. 
Damit aber wäre die Abſicht, an Stelle des verſchiedenartigen und völlig unüberſicht⸗ 
lich gewordenen Gemeinderechts der einzelnen Länder klare und eindeutige Beſtim⸗ 
mungen für das ganze Reichsgebiet zu ſchaffen, zunichte geworden. Zudem beſteht 
die Verſchiedenartigkeit der Gemeinden nicht nur im Reich, ſondern auch in allen 
Gauen. Es mußte alſo ein beſſerer Weg gefunden werden, der nach dem Willen des 
Führers den Gemeinden ein geſundes Eigenleben im Rahmen des Staatsganzen 
gewährleiſtet. Das konnte nur in der Form geſchehen, daß zunächſt die für alle 
Gemeinden gleich zweckmäßigen Beſtimmungen in der DGdO ſelbſt feſtgelegt wurden, 
ſodann durch geſetzlich feſtgelegte Anterſcheidungen in der verfaſſungsrechtlichen 
Stellung, in der Berufung der leitenden Gemeindebeamten, in der Handhabung und 
Zuſtändigkeit der Staatsaufſicht, in der Zumeſſung beſtimmter Aufgaben und Pflichten 
an die Gemeinden und einige weitere Beſtimmungen, die der geſchichtlichen Eigenart, 
der Größe und Bedeutung der Gemeinden und ihrer Leiſtungsfähigkeit Rechnung 
tragen. Dabei iſt es von beſonderer Bedeutung, daß die DGoO in der Hauptſatzung 
der örtlichen Initiative einen gewiſſen Spielraum zur Geſtaltung der Gemeindever⸗ 
faſſung gibt, allerdings nur unter Zuſtimmung von Partei und Staat. 


Damit iſt bei grundſätzlicher Wahrung einheitlichen Rechtscharakters der DGO für 
alle Gemeinden eine das gefunde Eigenleben der Gemeinden hindernde Aniformie⸗ 
rung vermieden worden. 


Begriff und Wefjen der Gemeinde 

Die DG verzichtet auf eine Beſtimmung des Begriffs Gemeinde, nimmt ihn viel ⸗ 
mehr als geſchichtlich gewordene allgemeine bekannte Tatſache hin. Wichtiger als der 
Begriff iſt ja auch das Weſen und die Zweckbeſtimmung der Gemeinde. Es iſt hier 
nicht der Ort, die geſchichtliche Entwicklung der deutſchen Gemeinden darzuſtellen. Zu 
allen Zeiten aber waren ſie beſtimmt, durch Zuſammenfaſſung der in ihrem Gebiet 
vorhandenen Kräfte dem Gemeinwohl zu dienen. Sie waren und ſind nächſt der 
Familie die lebendigen Zellen des Volkes und Staates, die, wenn auch durch äußere 
Einwirkungen vielfach beeinflußt, ihr beſonderes Eigenleben behalten haben. Aber 
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dieſes Eigenleben wurzelt zutiefſt im deutſchen Weſen ſelbſt, fo daß bei aller Ver 
ſchiedenheit der hiſtoriſchen Entwicklung und der Rechtsordnung dennoch überall in 
deutſchen Landen die Gemeinden weſensverwandte Züge aufweiſen. Die gotiſchen 
Rathäufer am Marktplatz, die hochſtrebenden Gotteshäuſer, die überall ſpürbare 
Pflege heimatlicher auf deutſchem Boden gewachſener Kunſt und Kultur, die Erhal- 
tung alter deutſcher Sitten und Bräuche, die genoſſenſchaftliche Zuſammenarbeit von 
Bürgern und Bauern, aus der örtlichen Schickſalsgemeinſchaft erwachſen, all das find 
Weſenszüge der deutſchen Gemeinden, die durch den Fleiß und die Tüchtigkeit der 
Bauern und Bürger, durch den Gemeinſinn der Familien in den Jahrhunderten 
wuchſen und erblühten, ſo daß ſie imſtande waren, ſelbſt bei ſchwerſten Schickſals⸗ 
ſchlägen, die die Nation trafen, weiter zu beſtehen als alte und doch ewig junge Auf ⸗ 
bauzellen des Volkes und Staates. 


Der nationalſozialiſtiſche Staat hat die Bedeutung und den unvergänglichen Wert 
der Gemeinden erkannt und feinen Willen in der Präambel zur DGO in folgendem 
Bekenntnis niedergelegt: 


„Die Deutſche Gemeindeordnung will die Gemeinden in enger Zuſammenarbeit mit 
Partei und Staat zu höchſten Leiſtungen befähigen und ſie damit inſtand ſetzen, 
im wahren Geiſte des Schöpfers gemeindlicher Selbſtverwaltung, des Reichsfrei - 
herrn vom Stein, mitzuwirken an der Erreichung des Staatszieles: in einem ein- 
heitlichen, von nationalem Willen durchdrungenen Volke die Gemeinſchaft wieder 
vor das Einzelſchickſal zu ſtellen, Gemeinnutz vor Eigennutz zu ſetzen und unter 
Führung der Beſten des Volkes die wahre Volksgemeinſchaft zu ſchaffen, in der 
auch der letzte willige Volksgenoſſe das Gefühl der Zuſammengehörigkeit findet.“ 


Dezentraliſation der öffentlichen Derwaltung 

Für die Frage, was den Gemeinden im einzelnen an Aufgaben künftighin obliegen 
ſollte, mußte zuerſt die Entſcheidung fallen, ob die öffentliche Verwaltung zentraliſiert 
oder möglichſt Dezentralifiert werden ſollte. Zunächſt von organiſatoriſchen Geſichts⸗ 
punkten ausgehend, mußte die Entſcheidung zugunſten der Dezentraliſation fallen. 
So wenig man von einem Großkraftwerk aus die Einſchaltung der letzten ange⸗ 
ſchloſſenen Glühbirne vornimmt, ſo wenig zweckmäßig wäre es, alle in den örtlichen 
Verhältniſſen begründeten Maßnahmen von zentralen, weitab vom Ort liegenden 
Stellen zu erledigen. Je weiter die Verwaltung von dem Gegenſtand ihrer Betreu- 
ung entfernt iſt, deſto ſchwieriger wird die Beurteilung der im einzelnen notwendigen 
Schritte, ihre Ausführung und Aberwachung. Die Richtung kann und muß von einer 
zentralen Stelle gegeben werden, ebenſo auch die Abgrenzung der örtlichen Arbeits- 
gebiete zur Vermeidung von Reibungen; die Verwaltung jedoch muß dort liegen, wo 
der Aberblick über die örtlichen Notwendigkeiten am beſten iſt. 

Aber auch aus politiſchen Gründen iſt der Grundſatz zentraler Regierung und 
dezentraliſierter Verwaltung unerläßlich. Will man vom Obrigkeitsſtaat zum Volks- 
ſtaat, vom Antertan zum Staatsbürger kommen, fo muß die Verwaltung fo volksnah 
und fo rolkstümlich wie nur möglich fein. Die Gefahr der Bürokratiſierung der Ver 
waltung iſt dann am kleinſten, wenn, unter Berückſichtigung organiſatoriſcher Zweck ⸗ 
mäßigkeit und wirtſchaftlicher Leiſtungsfähigkeit, die Verwaltung von der dem Volke 
am nächſten ſtehenden Stelle geführt wird. Dieſe Stelle aber iſt ſeit je die Gemeinde. 
In dieſer Erkenntnis hat die DGO die Gemeinde im allgemeinen zur unterſten Stufe 
der öffentlichen Verwaltung gemacht, der neben ihren ureigenſten Aufgaben auch nach 
Bedarf und Leiſtungsfähigkeit ſtaatliche Aufgaben nach Anweiſung übertragen werden. 


Allzuftändigkeit der örtlichen Gemeinde verwaltung 

Aus den gleichen Erwägungen ſtellt die DGO den Grundſatz der Allzuſtändigkeit der 
Gemeindeverwaltung für alle öffentlichen Aufgaben in ihrem Gebiete auf. Die bisher 
vielfach beſtehenden ſelbſtändig von oben bis unten durchorganiſierten Sonder. 
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behörden haben fih im allgemeinen als ein Fehlſchlag erwieſen. Nur ein klar und 
einfach organiſierter Staat, deſſen Verwaltung ein Höchſtmaß von Claftizität und 
Aberfichtlichkeit beſitzt, vermag der Volksgemeinſchaft wirklich fo zu dienen, wie es 
der Nationalſozialismus von jeher gefordert hat. Dieſer Zuſtand kann natürlich 
bei den vielfältigen und drängenden Aufgaben des Neuaufbaues heute noch nicht 
verwirklicht ſein. Der angeführte Grundſatz der DGO jedoch ſowie deren Beſtim⸗ 
mungen über die Sicherung des Einklangs der Gemeindeverwaltung mit Partei und 
Staat, die Staatsauffiht und die Ausſchaltung unſachlicher Einwirkungsmöglichkeiten 
auf die Gemeindeführung machen manche heute noch beſtehende Sonderbehörde ent ; 
behrlich. Sie mahnen insbeſondere zu reiflichſter Aberlegung vor der Schaffung neuer 
Sonderbehörden. Die BED will Verwaltungsleerlauf nach Möglichkeit vermeiden 
und dem Gemeindeangehörigen die Erledigung ſeiner Angelegenheiten durch ſtraffe 
örtliche Zuſammenfaſſung der geſamten öffentlichen Verwaltung erleichtern. 


Die gleichen Gründe, die gegen eine Zerſplitterung der örtlichen Verwaltung und 
Aberweiſung einzelner Sachgebiete an örtliche Sonderbehörden ſprechen, gelten aber 
in noch höherem Maße gegen die Abernahme von Aufgaben der allgemeinen Ver 
waltung durch Körperſchaften oder ſonſtige Organiſationen des ſtändiſchen Aufbaus. 
Durch Anordnungen und ſonſtige Eingriffe ſolcher Organiſationen dürfen keineswegs 
kommunalfremde Einflüſſe in die Verwaltung der Gemeinde und ihrer Einrich⸗ 
tungen getragen werden. Der Nationalſozialismus will nicht die Auflöſung und 
Zerſtörung des organiſchen Lebens, ſondern feine Stärkung. Nur in der Zufammen- 
faſſung aller Kräfte liegt die Möglichkeit höchſter Kraftentfaltung und Kraftentwick⸗ 
lung. Der Grundſatz der Zuſammenfaſſung aller Kräfte in der Gemeindeverwaltung, 
wie ihn die DGO aufftellt, ift daher ein für den geſamten Aufbau unſeres Reiches 
grundlegendes und unverzichtbares Prinzip. 


flufgaben der Gemeinden 


Im Gegenſatz zu verſchiedenen bisherigen Gemeindeordnungen fieht die DGO von 
einer Aufzählung der gemeindlichen Pflichtaufgaben ab. Am ſo klarer legt ſie den 
Geſamtaufgabenkreis der Gemeinden in den nachfolgenden Sätzen nieder: 


„Die Gemeinden faſſen die in der örtlichen Gemeinſchaft lebendigen Kräfte des 
Volkes zur Erfüllung öffentlicher Aufgaben der engeren Heimat zuſammen. 


Die Gemeinden ſind öffentliche Gebietskörperſchaften. Sie verwalten ſich ſelbſt 
unter eigener Verantwortung. Ihr Wirken muß im Einklang mit den Geſetzen und 
den Zielen der Staatsführung ſtehen.“ (§ 1.) 


„Die Gemeinden find berufen, das Wohl ihrer Einwohner zu fördern und die 
geſchichtliche und heimatliche Eigenart zu erhalten. Die Gemeinden haben in ihrem 
Gebiet alle öffentlichen Aufgaben unter eigener Verantwortung zu verwalten, 
ſoweit die Aufgaben nicht nach geſetzlicher Vorſchrift anderen Stellen ausdrücklich 
zugewieſen find oder auf Grund gefetzlicher Vorſchrift von anderen Stellen über- 
nommen werden. 
Den Gemeinden können durch Geſetz ſtaatliche Aufgaben zur Erfüllung nach Un- 
weiſung übertragen werden. Sie ſtellen die zur Durchführung dieſer Aufgaben 
erforderlichen Dienſtkräfte, Einrichtungen und Mittel zur Verfügung, ſoweit die 
Geſetze nichts anderes beſtimmen. 
Neue Pflichten können den Gemeinden nur durch Geſetz auferlegt werden; Ein- 
griffe in die Rechte der Gemeinden find nur im Wege des Geſetzes zuläſſig. Ver⸗ 
ordnungen zur Durchführung folder Geſetze bedürfen der Zuſtimmung des Reichs- 
miniſters des Innern.“ (8 2.) N 
Der allgemeine Aufgabenkreis der Gemeinden ergibt ſich hiernach von ſelbſt nach 
Bedürfnis und Leiſtungsfähigkeit; beſondere Aufgaben ſind in einzelnen Abſchnitten 
der Gemeindeordnung und in anderen Geſetzen niedergelegt. Nach dieſer Aufgaben- 
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ſtellung find gerade die Gemeinden berufen, den Nationalſozialismus mit dem Grund- 
ſatz „Gemeinnutz vor Eigennutz“ zu verwirklichen. Selbſt die Behandlung vieler 
Einzelfragen der Gemeindeverwaltung ergibt ſich finngemäß bei logiſcher Anwendung 
des nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramms. 

Die geſetzlichen Mittel zur Erfüllung der Gemeindeaufgaben werden nachfolgend noch 
behandelt. 


Staats verwaltung oder gemeindliche Selbſtoerwaltung 

Die Erfahrungen, die ſich in der zurückliegenden Zeit aus der gemeindlichen Selbſt⸗ 
verwaltung ergeben haben, hätten in einem auf dem Grundſatz ſtraffer einheitlicher 
Führung aufgebauten Staatsweſen ſehr leicht zu einer Verneinung des Gedankens 
der Gelbftverwaltung überhaupt und damit zur Einführung unmittelbarer Staats- 
verwaltung in den Gemeinden führen können. Damit hätte aber der Staat auf die 
in der örtlichen Gemeinſchaft wirkenden lebendigen Kräfte des Volkes weiteſtgehend 
verzichten müſſen. An Stelle einer volksnahen, bodenverbundenen Verwaltung der 
Gemeinde wäre die Gefahr einer blutleeren volksfremden Bürokratie in greifbare 
Nähe gerückt. 


Die Löſung dieſes Kernproblems im deutſchen Gemeinderecht konnte nur in der 
Wiederherſtellung wahrhaft deutſcher Selbſtverwaltung und in der Beſeitigung 
parlamentariſch⸗demokratiſcher Scheinſelbſtverwaltung liegen. Der Freiherr vom Stein 
hatte einſt die Jahrhunderte hindurch verſchüttet geweſene, dem germaniſchen 
Genoſſenſchaftsgedanken entſtammende Selbſtverwaltung zu neuem Leben erweckt, um 
den Fähigſten und Beften den Blick für das Ganze zu öffnen, um dem Bürger die 
Schickſalsverbundenheit mit der Nation nahezubringen; Liberalismus und Demo- 
kratie aber hatten aus der Selbſtverwaltung eine dem Eigennutz der Intereſſenten⸗ 
gruppen und Parteien fowie der Großmannsſucht verantwortungsloſer Geſellen 
dienende Einrichtung gemacht. Mißwirtſchaft, Korruption, unnatürliche Aufblähung 
des Verwaltungsapparates waren die üblen Begleiterſcheinungen. Staat und Gemein- 
den ſtanden gegeneinander. Sollte die Selbſtverwaltung im nationalſozialiſtiſchen 
Staate verankert werden, ſo mußte ſie eine neue Sinngebung erfahren, auf gleichem 
Grunde aufgebaut wie einſt, aber eingefügt in den auf abfoluter willensmäßiger 
Einheit ſtehenden Führerſtaat. Wenn dies gelang, dann war es möglich, die im 
deutſchen Volke wie ſonſt nirgends vorhandenen ſchöpferiſchen Kräfte für die Geſamt⸗ 
heit nutzbar zu machen. Vorausſetzung hierfür war aber die Bindung der Gelbitver- 
waltung an die Selbſtverantwortung. 


Die parlamentariſche Demokratie konnte über ſich ſelbſt kein ſchlimmeres Arteil fällen 
als durch Artikel 36 der Weimarer Verfaſſung: 
„Kein Mitglied des Reichstags oder eines Landtags darf zu irgendeiner Zeit 
wegen ſeiner Abſtimmung oder wegen der in Ausübung ſeines Berufs getanen 
Außerungen gerichtlich oder dienſtlich verfolgt oder ſonſt außerhalb der Verſamm⸗ 
lung zur Verantwortung gezogen werden.“ 
Schamloſe Feigheit ſpricht aus dieſer geſetzlichen Feſtlegung der Verantwortungs- 
loſigkeit der Parlamente. Deutſche Mannesehre und deutſches Rechtsempfinden 
erfordern, daß jeder für ſein Tun geradeſtehen muß. War auch dieſelbe Beſtimmung 
der Reichsverfaſſung nicht ausdrücklich auf die beſchließenden Organe der Gemeinden 
ausgedehnt, fo galt fie doch in bezug auf Abſtimmung in den Gemeindevertretungs- 


körpern als ungeſchriebenes Geſetz. In den meiſten Fällen hätte ſich nachträglich auch 


gar nicht feſtſtellen laſſen, welche Stellung die einzelnen „Volksvertreter“ zu den 
wichtigſten Lebensſragen ihrer Gemeinde eingenommen hatten. | 

Der nationalſozialiſtiſche Staat fette an Stelle anonymer Mehrheitsbeſchlüſſe von 
gewählten Vertretern der verſchiedenſten Intereſſentengruppen und Parteien den 


verantwortlichen Entſchluß des Führers der Gemeinde, den dieſer bei allen wichtigen 


Fragen nach Beratung mit ſorgfältig ausgewählten verantwortungsbewußten deutſchen 
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Männern zu faſſen hat. So konnte die BED eine dem deutſchen Weſen wahrhaft 
entſprechende gemeindliche Selbſtverwaltung aufnehmen. Das Recht der örtlichen 
Selbſtverwaltung beſteht zwar nicht mehr in Wahlen und Abſtimmungen, dafür trägt 
es aber als beſondere Merkmale: Berufung der ehrenamtlichen Bürgermeiſter, Bei⸗ 
geordneten, Gemeinderäte, Beiräte aus dem Kreis der Gemeindebürger und weit- 
gehende Heranziehung von Gemeindebürgern zu ſonſtiger ehrenamtlicher Tätigkeit, 
Mitwirkung der Gemeinderäte bei Berufung des Bürgermeiſters und der Beigeord⸗ 
neten ſowie bei allen wichtigen Entſcheidungen des. Bürgermeiſters, ferner die den 
Gemeinden zur eigen verantwortlichen Erledigung faſt unbegrenzt überlaſſenen öffent- 
lichen Aufgaben und die ihnen reichlich zugemeſſenen Hoheitsrechte. 


Selbſt dort, wo die Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde nicht hinreicht, um die viel- 
fältigen Aufgaben zu erfüllen, ſchafft die DGO die Möglichkeit, gemeindliche Gelbit- 
verwaltung aufrechtzuerhalten, entweder durch entſprechende Ausdehnung des Gebiets, 
durch Zuſammenſchluß zu engeren Gemeindeverbänden oder durch Schaffung von 
Gemeinſchaftseinrichtungen mehrerer Gemeinden. 


Der Staat hört die Gemeinde auch bei beabſichtigten Hoheitsakten, die den Beſtand, 
das Gebiet, den Namen, die Bezeichnung, die verfaſſungsrechtliche Stellung der 
Gemeinde ſowie die Verleihung von Wappen und Flaggen betreffen, ja er überläßt 
ſogar in vielen Fällen der Gemeinde die Initiative hierzu. 


Die Bedeutung der gemeindlichen Selbſtverwaltung in der Form, wie fe das neue 
nationalſozialiſtiſche Gemeinderecht geſchaffen hat, wird beſonders klar, wenn man 
ſich vergegenwärtigt, welche gewaltigen Aufgaben die Gemeinden im Rahmen der 
großen Aufbauprogramme des Führers ſchon bisher zu erfüllen hatten und erft recht 
in Zukunft zu löſen haben werden. Es ſei nur auf die Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen 
und den neuen Vier jahresplan hingewieſen. 


fjoheitsrechte der Gemeinde 

Die DGᷣ räumt den Gemeinden, wie ſchon erwähnt, umfangreiche Hoheitsrechte ein. 
Schon die Erklärung der Gemeinden zu öffentlichen Gebietskörperſchaften mit eigen- 
verantwortlicher Selbſtverwaltung ſchließt ein großes Maß von Hoheitsrechten ein; 
aus ihr kann das Haushaltsrecht und das Recht zur Anſtellung von Beamten, An⸗ 
geſtellten und Arbeitern, die Verwaltung eigenen Vermögens, die Errichtung von 
Anſtalten, die Abernahme neuer Aufgaben innerhalb ihres Gebietes und vieles andere 
mehr ohne weiteres abgeleitet werden. Darüber hinaus aber legt die DGO weitere 
Hoheitsrechte der Gemeinden feſt, für deren Anwendung ſie ſich zumeiſt auf den Erlaß 
von Richtlinien beſchränkt. Nur für einen Teil iſt die Gemeinde gehalten, die 
Genehmigung des Staates einzuholen, ſich der Zuſtimmung des Beauftragten der 
Partei zu verſichern oder die Verhandlungen der Staatsaufſichtsbehörde vorzulegen. 
Die Verleihung und Aberkennung des Bürgerrechts, des Ehrenbürgerrechts und von 
Ehrenbezeichnungen, die Feſtſetzung von Zwangsgeldern und Bußen, insbeſondere 
aber das ſehr weitgehende Satzungsrecht und zu einem begrenzten Teil auch ein 
gemeindliches Steuer⸗ und Abgabenrecht müſſen als beſondere Hoheitsrechte der 
Gemeinden genannt werden. 


Satzungsrecht der Gemeinde 

Einer beſonderen Betrachtung bedarf das Recht gemeindlicher Ortsgeſetzgebung 
(Satzungsrecht). Die DGO gibt den Gemeinden das Recht, ihre eigenen Angelegen⸗ 
heiten durch Satzungen (Ortsgeſetze) zu regeln, ſoweit die Geſetze keine Vorſchriften 
enthalten oder den Erlaß von Satzungen ausdrücklich geſtatten. Aber die Form der 
Satzungen ſagt die BED nichts Näheres, beſtimmt jedoch, daß die Satzungen 
öffentlich bekanntzumachen ſind und daß ſie, wenn in der Satzung kein anderer Zeit⸗ 
punkt beſtimmt ift, am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft treten. Selbſtver 
ſtändlich muß die Satzung Gebote oder Verbote ſowie Angaben über den Geltungs- 
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bereich, über etwaige Rechtsfolgen bei Nichtbeachtung und die geſetzlichen Grund- 
lagen zum Erlaß der Satzung enthalten. Der Bürgermeiſter muß vor ihrem Erlaß 
die Gemeinderäte hören. Grundſätzlich beſteht für die Satzungen der Gemeinde keine 
Genehmigungspflicht. Die DG ſieht jedoch für beſtimmte Fälle ein beſonderes Ver 
fahren und eine Genehmigungspflicht vor, unbeſchadet der in anderen Geſetzen vor ⸗ 
geſehenen beſonderen Vorſchriften (3. B. Gemeindeabgabengeſetze, Baufluchtlinien⸗ 
geſetze u. a.). So gilt nach der DGO folgendes: 


a) Für alle Satzungen iſt die ſtaatsaufſichtliche Genehmigung erforderlich, wenn fie 
mit rückwirkender Geltung in Kraft treten ſollen. 


b) Satzungen, die für alle Grundſtücke des Gemeindegebiets oder für einen Teil der- 
ſelben den Anſchlußzwang an Waſſerleitung, Kanaliſation, Müllabfuhr, Straßen- 
reinigung und ähnliche der Volksgeſundheit dienende Einrichtungen feſtlegen oder die 
Benutzung derſelben oder der Schlachthöfe vorſchreiben, bedürfen ebenfalls der ftaats- 
aufſichtlichen Genehmigung. Sie dürfen außerdem nur bei dringendem öffentlichen 
Bedürfnis erlaſſen werden und unterliegen nach der DO und den Ausführungs- 
beſtimmungen noch beſonderen formellen und materiellen Vorſchriften. Anſchluß · und 
Benutzungszwang kann nur im Wege der Satzung geregelt werden. 


c) Die Haushaltsſatzung bedarf der ftaatsauffihtliden Genehmigung für die Höhe 
der Steuerſätze nach den darüber beſtehenden Vorſchriften, für den Höchſtbetrag der 
Kaſſenkredite und für den Darlehensbetrag im außerordentlichen Haushalt. Der 
übrige Inhalt der Haushaltsfatzung, insbeſondere der e ſelbſt, iſt nicht 
genehmigungspflichtig. 
d) Die Hauptſatzung unterliegt als örtliches Berfaſſungsgeſetz einer d 
Genehmigungspflicht. Sie bedarf der Zuſtimmung der Staatsaufſichtsbehörde 
als auch des Beauftragten der NSDAP. Zu ihrem Erlaß iſt die Gemeinde 
verpflichtet wie zum alljährlichen Erlaß einer Haushaltsſatzung. In der Haup 
iſt das zu ordnen, was ihr nach der DGO vorbehalten iſt. Sie muß hiernach 
mungen enthalten über die Zahl der Beigeordneten und der Gemeinderäte. 
Beſtimmungen enthalten über folgende Angelegenheiten: 
die Bewilligung angemeſſener Aufwandsentſchädigungen an ehrenamtlich 
Bürgermeiſter, Beigeordnete oder Kaſſenverwalter ſowie die Feſtſetzu 
Durchſchnittsſätzen für die Entſchädigung ehrenamtlich tätiger Bürger, 
die Frage, ob und welche Ehrenbezeichnungen ſolchen Bürgern verliehen 
können, die mindeſtens 20 Jahre ein Ehrenamt in der Gemeinde ohne Tad 
waltet haben, 
die haupt oder ehrenamtliche Verwaltung von Stellen der Bürgermeiſter und Bei⸗ 
geordneten, 
die Vorbildung für hauptamtliche Bürgermeiſter und Beigeordnete in Stadt- 
kreiſen, 
die Wiederberufung hauptamtlicher Bürgermeiſter und Beigeordneter auf Lebens- 
zeit, 
die Frage, ob der Bürgermeiſter, die Beigeordneten und die Gemeinderäte bei 
feierlichen Anläſſen eine Amtstracht oder ein Amtszeichen tragen, 
die Beſtellung von Beiräten für beſtimmte Verwaltungszweige. 
Für den Inhalt der Hauptſatzung find außerdem in der DGO wie in den Ausfüh- 
rungsbeſtimmungen Richtlinien aufgeſtellt, deren Rahmen nicht überſchritten werden 
darf. | 
Für die Gemeindeſatzungen gilt natürlich wie für die geſamte Gemeindeverwaltung, 
daß fie im Einklang mit den Geſetzen und den Zielen der Staatsführung ſtehen müſſen. 
Hierin liegt eben die allgemeine Grenze gemeindlicher Selbſtverwaltung im national- 
ſozialiſtiſchen Staat, der damit einen Schlußſtrich gezogen hat unter eine das Gemein- 
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Männern zu faſſen hat. So konnte die BED eine dem deutſchen Weſen wahrhaft 
entſprechende gemeindliche Selbſtverwaltung aufnehmen. Das Recht der örtlichen 
Selbſtverwaltung beſteht zwar nicht mehr in Wahlen und Abſtimmungen, dafür trägt 
es aber als beſondere Merkmale: Berufung der ehrenamtlichen Bürgermeiſter, Bei- 
geordneten, Gemeinderäte, Beiräte aus dem Kreis der Gemeindebürger und weit⸗ 
gehende Heranziehung von Gemeindebürgern zu fonftiger ehrenamtlicher Tätigkeit, 
Mitwirkung der Gemeinderäte bei Berufung des Bürgermeiſters und der Beigeord⸗ 
neten ſowie bei allen wichtigen Entſcheidungen des. Bürgermeiſters, ferner die den 
Gemeinden zur eigen verantwortlichen Erledigung faſt unbegrenzt überlaſſenen öffent⸗ 
lichen Aufgaben und die ihnen reichlich zugemeſſenen Hoheitsrechte. 


Selbſt dort, wo die Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde nicht hinreicht, um die viel- 
fältigen Aufgaben zu erfüllen, ſchafft die DGO die Möglichkeit, gemeindliche Selbſt⸗ 
verwaltung aufrechtzuerhalten, entweder durch entſprechende Ausdehnung des Gebiets, 
durch Zuſammenſchluß zu engeren Gemeindeverbänden oder durch Schaffung von 
Gemeinſchaftseinrichtungen mehrerer Gemeinden. 


Der Staat hört die Gemeinde auch bei beabſichtigten Hoheitsakten, die den Beſtand, 
das Gebiet, den Namen, die Bezeichnung, die verfaſſungsrechtliche Stellung der 
Gemeinde ſowie die Verleihung von Wappen und Flaggen betreffen, ja er überläßt 
ſogar in vielen Fällen der Gemeinde die Initiative hierzu. 


Die Bedeutung der gemeindlichen Selbſtverwaltung in der Form, wie He das neue 
nationalſozialiſtiſche Gemeinderecht geſchaffen hat, wird beſonders klar, wenn man 
ſich vergegenwärtigt, welche gewaltigen Aufgaben die Gemeinden im Rahmen der 
großen Aufbauprogramme des Führers ſchon bisher zu erfüllen hatten und erſt recht 
in Zukunft zu löſen haben werden. Es ſei nur auf die Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen 
und den neuen Vierjahresplan hingewieſen. 


fjoheltstechte der Gemeinde 

Die DED räumt den Gemeinden, wie ſchon erwähnt, umfangreiche Hoheitsrechte ein. 
Schon die Erklärung der Gemeinden zu öffentlichen Gebietskörperſchaften mit eigen- 
verantwortlicher Selbſtverwaltung ſchließt ein großes Maß von Hoheitsrechten ein; 
aus ihr kann das Haushaltsrecht und das Recht zur Anſtellung von Beamten, An⸗ 
geſtellten und Arbeitern, die Verwaltung eigenen Vermögens, die Errichtung von 
Anſtalten, die Abernahme neuer Aufgaben innerhalb ihres Gebietes und vieles andere 
mehr ohne weiteres abgeleitet werden. Darüber hinaus aber legt die DGO weitere 
Hoheitsrechte der Gemeinden feſt, für deren Anwendung fie ſich zumeiſt auf den Erlaß 
von Richtlinien beſchränkt. Nur für einen Teil iſt die Gemeinde gehalten, die 
Genehmigung des Staates einzuholen, ſich der Zuſtimmung des Beauftragten der 
Partei zu verſichern oder die Verhandlungen der Staatsaufſichtsbehörde vorzulegen. 
Die Verleihung und Aberkennung des Bürgerrechts, des Ehrenbürgerrechts und von 
Ehrenbezeichnungen, die Feſtſetzung von Zwangsgeldern und Bußen, insbeſondere 
aber das ſehr weitgehende Satzungsrecht und zu einem begrenzten Teil auch ein 
gemeindliches Steuer⸗ und Abgabenrecht müſſen als beſondere Hoheitsrechte der 
Gemeinden genannt werden. 


Satzungsrecht der Gemeinde 

Einer beſonderen Betrachtung bedarf das Recht gemeindlicher Ortsgeſetzgebung 
(Satzungsrecht). Die DGO gibt den Gemeinden das Recht, ihre eigenen Angelegen⸗ 
heiten durch Satzungen (Ortsgeſetze) zu regeln, ſoweit die Geſetze keine Vorſchriften 
enthalten oder den Erlaß von Satzungen ausdrücklich geſtatten. Aber die Form der 
Satzungen ſagt die DGOO nichts Näheres, beſtimmt jedoch, daß die Satzungen 
öffentlich bekanntzumachen find und daß fie, wenn in der Satzung kein anderer Zeit⸗ 
punkt beſtimmt iſt, am Tage nach der Bekanntmachung in Kraft treten. Selbſtver⸗ 
ſtändlich muß die Satzung Gebote oder Verbote fowie Angaben über den Geltungs⸗ 
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bereich, über etwaige Rechtsfolgen bei Nichtbeachtung und die geſetzlichen Grund- 
lagen zum Erlaß der Satzung enthalten. Der Bürgermeiſter muß vor ihrem Erlaß 
die Gemeinderäte hören. Grundſätzlich beſteht für die Satzungen der Gemeinde keine 
Genehmigungspflicht. Die BED ſieht jedoch für beſtimmte Fälle ein beſonderes Ver. 
fahren und eine Genehmigungspflicht vor, unbeſchadet der in anderen Geſetzen vor- 
geſehenen beſonderen Vorſchriften (3. B. Gemeindeabgabengeſetze, Baufludtlinien- 
geſetze u. a.). So gilt nach der DGO folgendes: 


a) Für alle Satzungen iſt die ſtaatsaufſichtliche Genehmigung erforderlich, wenn ſie 
mit rückwirkender Geltung in Kraft treten ſollen. 


b) Satzungen, die für alle Grundſtücke des Gemeindegebiets oder für einen Teil der- 
ſelben den Anſchlußzwang an Waſſerleitung, Kanaliſation, Müllabfuhr, Straßen- 
reinigung und ähnliche der Volksgeſundheit dienende Einrichtungen feſtlegen oder die 
Benutzung derſelben oder der Schlachthöfe vorſchreiben, bedürfen ebenfalls der ſtaats⸗ 
aufſichtlichen Genehmigung. Sie dürfen außerdem nur bei dringendem öffentlichen 
Bedürfnis erlaſſen werden und unterliegen nach der DGO und den Ausführungs- 
beſtimmungen noch beſonderen formellen und materiellen Vorſchriften. Anſchluß⸗ und 
Benutzungszwang kann nur im Wege der Satzung geregelt werden. 


c) Die Haushaltsſatzung bedarf der ftaatsauffihtlihen Genehmigung für die Höhe 
der Steuerſätze nach den darüber beſtehenden Vorſchriften, für den Höchſtbetrag der 
Kaſſenkredite und für den Darlehensbetrag im außerordentlichen Haushalt. Der 
übrige Inhalt der Haushaltsſatzung, insbeſondere der en ſelbſt, iſt nicht 
genehmigungspflichtig. 
d) Die Hauptſatzung unterliegt als örtliches Berfaſſungsgeſetz einer doppelten 
Genehmigungspflicht. Sie bedarf der Zuſtimmung der Staatsaufſichtsbehörde ſowohl 
als auch des Beauftragten der NSDAP. Zu ihrem Erlaß ift die Gemeinde ebenio 
verpflichtet wie zum alljährlichen Erlaß einer Haushaltsſatzung. In der Hauptfatzung 
iſt das zu ordnen, was ihr nach der DGO vorbehalten iſt. Sie muß hiernach Beftim- 
mungen enthalten über die Zahl der Beigeordneten und der Gemeinderäte. Sie kann 
Beſtimmungen enthalten über folgende Angelegenheiten: 
die Bewilligung angemeſſener Aufwandsentſchädigungen an ehrenamtlich tätige 
Bürgermeiſter, Beigeordnete oder Kaſſenverwalter ſowie die Feſtſetzung von 
Durchſchnittsſätzen für die Entſchädigung ehrenamtlich tätiger Bürger, 
die Frage, ob und welche Ehrenbezeichnungen ſolchen Bürgern verliehen werden 
können, die mindeſtens 20 Jahre ein Ehrenamt in der Gemeinde ohne Tadel ver- 
waltet haben, 
die haupt- oder ehrenamtliche Verwaltung von Stellen der Bürgermeiſter und Bei⸗ 
geordneten, 
die Vorbildung für hauptamtliche Bürgermeiſter und Beigeordnete in Stadt⸗ 
kreiſen, 
die Wiederberufung hauptamtlicher Bürgermeiſter und Beigeordneter auf Lebens- 
zeit, 
die Frage, ob der Bürgermeiſter, die Beigeordneten und die Gemeinderäte bei 
feierlichen Anläſſen eine Amtstracht oder ein Amtszeichen tragen, 
die Beſtellung von Beiräten ſür beſtimmte Verwaltungszweige. 
Für den Inhalt der Hauptſatzung find außerdem in der BED wie in den Ausfüh- 
rungsbeſtimmungen Richtlinien aufgeſtellt, deren Rahmen nicht überſchritten werden 
darf. | 
Für die Gemeindeſatzungen gilt natürlich wie für die geſamte Gemeindeverwaltung, 
daß ſie im Einklang mit den Geſetzen und den Zielen der Staatsführung ſtehen müſſen. 
Hierin liegt eben die allgemeine Grenze gemeindlicher Selbſtverwaltung im national. 
ſozialiſtiſchen Staat, der damit einen Schlußſtrich gezogen hat unter eine das Gemein- 
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wohl des deutſchen Volkes ſchädigende Vergangenheit, die eine Schickſalsverbunden⸗ 
heit zwiſchen Gemeinde, Volk und Staat, wenn auch nicht ausdrücklich, ſo doch in der 
Praxis als den liberalen Grundſätzen ihrer Zeit widerſprechend abgelehnt hat. 


— 


fauftrags angelegenheiten 
Die DO hält an der bisher allgemein durchgeführten Aufteilung der Gemeindeauſ⸗ 
gaben in Selbſtverwaltungs⸗ und Auftragsangelegenheiten feſt. Während die Ge⸗ 
meinden ihre eigenen und die ihnen allgemein durch Geſetz übertragenen Aufgaben 
im Rahmen der geſetzlichen Beſtimmungen und der Ziele der Staatsführung nach 
eigenem Ermeſſen ſelbſtverantwortlich verwalten, ſind ſie hinſichtlich der ihnen zur 
Erfüllung nach Anweiſung übertragenen ſtaatlichen Aufgaben felbſt in Ermeſſens⸗ 
fragen an die ſtaatlichen Anweiſungen gebunden. Solche Aufgaben können jedoch den 
Gemeinden künftig nur durch Geſetz übertragen werden, während früher in den 
meiſten deutſchen Ländern eine Abertragung ftaatliher Aufgaben an die Gemeinden 
| durch Rechtsverordnung oder auch durch einfache Verwaltungsanweiſung zur Er⸗ 
flllung nach Anweifung möglich war. Soweit den Gemeinden bisher ſolche Aufgaben 
6 5 waren, haben fie dieſe nach den hierfür geltenden Vorſchriften weiterzu⸗ 
ren. 
N Die BED ſchützt die Ge:neinden noch durch die beſondere Beſtimmung, daß Eingriffe 
2 in ihre Rechte nur im Wege des Geſetzes zuläffig find, und ſichert die Einheit der Ver⸗ 
N waltung durch die weitere Beſtimmung, daß Durchführungsverordnungen zu ſolchen 
| on nur mit Zuſtimmung des Reichsminiſters des Innern erlaſſen werden 
8 nnen. | 


0 Grenzen gemeindlicher Betätigung 
Außer den durch die Gefetze und die Ziele der Staatsführung den Gemeinden 
gezogenen Schranken iſt ihre Betätigungsmöglichkeit durch die DGO nach folgenden 
Richtungen begrenzt: 
| a) räumlich — durch die Bindung der Gemeindeaufgaben an die engere Heimat, bei 
f oheitsakten auf das Gemeindegebiet, 
b), ſachlich — durch Verbot, eine Aufgabe zu übernehmen, die anderen Stellen geſetz⸗ 
5 lich ausdrücklich zugewieſen iſt oder auf Grund geſetzlicher Vorſchrift von anderen 
Stellen übernommen wird, 
) wirtſchaftlich — durch ihre Leiſtungsſähigkeit und die wirtſchaftlichen Kräfte der 
Abgabepflichtigen. 


Ubereinſtimmung von Gemeinde und Staat 
Dem nationalſozialiſtiſchen Grundſatz „Gemeinnutz vor Eigennutz“ entſprechend muß 
uch das Wohl des Volkes in feiner Geſamtheit dem Wohl der Gemeinde als eines 
Teiles des Volkes vorangehen. Gegenſätze zwiſchen Gemeindeverwaltung und Staats- 
führung mußten daher durch die DGO von vornherein verhindert werden. In ihr iſt 
beſtimmt, daß das Wirken der Gemeinde im Einklang mit den Geſetzen und den 
Zielen der Staatsführung ſtehen muß. Neben dieſem allgemeinen Gebot enthält die 
Dod aber auch noch Gebote und Verbote für beſtimmte Fälle der Gemeindeverwal⸗ 
tung. Sie ſchreibt den Gemeinden außerdem vor, beſtimmte Angelegenheiten vor ihrer 
Erledigung der Staatsaufſichtsbehörde zwecks Genehmigung (3. B. Hauptſatzung, 
Teile der Haushaltsſatzung, Satzungen über Anſchluß. und Benutzungszwang, 
Schuldaufnahmen, Grundſtücksverkauf, Verleihung des Ehrenbürgerrechts an Aus- 
länder) und in anderen Fällen zur Kenntnisnahme (Führung von Eingemeindungs⸗ 
verhandlungen, Errichtung und weſentliche Erweiterung wirtſchaftlicher Anternehmen 
ſowie Beteiligung an ſolchen, Schuldübernahme in beſtimmten Grenzen und Fällen, 
Haushaltsſatzung, Jahresrechnung u. a.) vorzulegen. Alle dieſe Beſtimmungen ſollen 
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die Abereinſtimmung von Gemeinde und Staat ſowie die Lebensfähigkeit der 
Gemeinde und die Ordnungsmäßigkeit ihrer Verwaltung ſicherſtellen. | 
Staatsaufſicht 
Die Staatsaufſicht hat in der DGO eine Regelung gefunden, die ſowohl zur abfoluten 
wie auch zur liberal demokratiſchen Staatsauffaſſung im Gegenſatz ſteht. Der natio⸗ 
nalſozialiſtiſche Staat will die Gemeinden nicht durch ſeine eigenen Organe ver: 
walten, ſondern beaufſichti gen laſſen, ohne ſich jedoch auf die formaltecht g 
liche Aberwachung der Geſetzmäßigkeit der Gemeindeverwaltung zu beſchränken. Die 
DO ſagt: 

„Der Staat führt die Aufficht uber die Gemeinden. 5 n | 
Die Aufſicht ſchützt die Gemeinden iz ihren Rechten und ſichert die Erfüllung ihrer 
Pflichten.“ (8 8.) . 
„Der Staat beauffihtigt die Gemeinde, umafic erzuſtellen, daß ſie im Einklang mit 
den Geſetzen und den Zielen der Staatsführung verwaltet wird. Die Aufſicht ſoll 
fo gehandhabt werden, daß die Entſchlußkraft und Verantwortungsfreudigkeit der 
Gemeindeverwaltung gefördert und nicht beeinträcht Wat wird.“ (8 106.) 

Die DGO unterſcheidet azwiſchen Aut tu zer Aufſichtsbehörde und 

oberfter Aufſichtsbehörde. ffchtsdebörde, obe 
„Oberſte Auf ſichtsbehörde der Gemeinden iſt der 
beſtimmt durch Verordnung, welche Behörden ob 
ſichtsbehörden find.“ (8 107.) | 


e.. er des Innern. Er 
Reichsminiſth örden und Auf⸗ | 
ere Aufſichts bo 


Sn der diesbezüglichen Verordnun ˖ f geichsteforn 
erfolgenden Neuregelung bestimmt, 125 15 5 be im Zuge der < ser 
behörden in Preußen, bern, Sachſen, Württemb e zuſta paben der 
oberften Luffichtsbehörde map nehmen, wobei fig jedoch und Bad 
miniſters des nnern gebunden fin r woch a 
fichtsbehůrde im allgemeinen bis auf weiteres bis 3 
unmittelbar vorgeſetzten, Aufſichtsbehör en übe i er zuſtänd 
wird die für Stadtkreiſe beſtimmte Auffichtsbehörd beſt Si obere | 
Grundjäglig iſt für jede Gemeinde die ihr n 5 
zuſtändig. Das Geſetz ſieht jedoch für beſt mte Falle „en, vorgeſegte 
beamter, Anderung von Gemeindegrenzen u. a.) di fun | 
Auffichtsbehörde vor. e Juſtändigkei inds 


| | | eordnete 
Die Aufſichtsbehůörden werden nicht | 
Ziele der Staatsfuhrung in der Ge „ Ababrung der Geſetzma i 
beſonders beſtimmten ällen, in de a. tätig, ſondern auch in 5 1 a a 
enehmigungspfli t ode 
akte und bei Beſchwerden gegen die Gem indeverwalto rung verſchiedener dN 


meinder erwaltung nicht zuſtehen. G rden un Stellen üb 
Ge Anord gegenüber der Be. 
Gemeinde ein Beſchwerderecht; eine vunvallungsregelihe  ulfhtöbepörde bat die 
„ wi ntſcheidung über Anord. 


jedoch als mit der Staatshoheit unvereinbar a "er möglich war, lehnt die DG 


Verſchieden von der Aufſicht über die G 


ch x1 d emei 
d waltungsangelegenheiten iſt die gachaufff ben Rommunalauffiht) in Selbſt. 
Weſen der Auftragsangelegenbeiten rg en Dienftauffige), die ſich aus dem . 
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ſtellen des Staates handeln und daher an die Weiſungen der vorgeſetzten Behörde 
gebunden find. 


Eine beſondere Stellung im Verhältnis des Staates zur Gemeinde nimmt der 
Neichsſtatthalter ein. Er vereinigt ſchon heute in vielen Fällen das Amt eines 
Hoheitsträgers des Reiches mit dem der Partei und iſt daher in Zukunft berufen, 
überall dort einzugreifen, wo gegenſätzliche Meinungen zwiſchen Partei und Staat 
auftreten könnten. So hat er in beſtimmten Fällen zu entſcheiden, wenn zwiſchen dem 
Beauftragten der NSDAP. und dem Bürgermeiſter oder der Aufſichtsbehörde kein 
Einvernehmen zuſtande kommt. Insbeſondere hat er bei der Berufung und Ab⸗ 
berufung von Bürgermeiſtern und Beigeordneten in geſetzlich beſtimmten Fällen und 
in beſtimmter Weiſe entſcheidend mitzuwirken. Ferner nimmt der Reichsſtatthalter 
namentlich alle wichtigen Funktionen wahr, die dem Staate als beſondere Hoheits⸗ 
akte vorbehalten find. Er verleiht und ändert Gemeindebezeichnungen und Gemeinde⸗ 
namen, Wappen und Flaggen; er ſpricht die Anderung von Gemeindegebieten aus. 
Wo das Amt des Reichsftatthalters heute noch nicht mit dem Amt des Gauleiters 
der NSDAP. zuſammenfällt, iſt für die Abberufung von Bürgermeiſtern, Bei- 
geordneten und Gemeinderäten eine Mitwirkung des Gauleiters vorgeſehen. 


Ubereinſtimmung von Gemeinde und Partei 


Die DED geht davon aus, daß die NSDAP. die den Staat tragende einzig zur 
Vertretung des Volkes berufene Partei ift, deren Weltanſchauung überall Richt⸗ 
ſchnur in der Verwaltung zu ſein hat. Deshalb hat die DGO in der Präambel 
ſowohl wie auch in einer Reihe von Geſetzesbeſtimmungen weſentliche Grundgedanken 
der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung aufgenommen. Insbeſondere iſt immer 
wieder auf die Notwendigkeit hingewieſen, daß der einzelne dem Ganzen zu dienen 
hat. Die Partei wird im In⸗ und Ausland für das Tun und Laſſen aller öffentlichen 
Stellen verantwortlich gemacht. Daher muß ihr auch ein entſcheidender Einfluß 
auf die Beſtimmung der verantwortlichen Leiter der Behörden eingeräumt werden. 
Ganz beſonders iſt dies aber notwendig bei der dem Volke am nächſten ſtehenden 
Gemeindeverwaltung. Aber nicht nur auf die Auswahl der leitenden Perſönlichkeiten 
kann die Mitwirkung der Partei begrenzt bleiben. Sie muß auch Einfluß haben auf 
die Geſetzgebung und auf Verwaltungsakte von beſonderer politiſcher Bedeutung. 
Für das Reich haben das Gefetz zur Sicherung der Einheit von Partei und Staat und 
das Reichsſtatthaltergeſetz die hierfür nötigen Grundlagen geſchaffen. Für die 
Gemeinden war eine klare Regelung des Einfluſſes der Partei vor Erlaß der DGO 
nur in Preußen vorgeſehen, während ſich die anderen Länder mit Abergangsmaß⸗ 
nahmen begnügten. Aber auch die Regelung Preußens wurde von der DEO nicht 
übernommen. Die Schwierigkeit lag in der genauen Abgrenzung der Zuſtändigkeit 
und der Auswahl der zur Wahrnehmung der Rechte der Partei zu beſtimmenden 
Perſönlichkeiten ſowie in der Feſtlegung ihres Verhältniſſes zum Bürgermeiſter und 
zu den Staatsauffihtsorganen. Die Regelung der DED legt Zuſtändigkeit und Ver⸗ 
antwortlichkeit aller beteiligten Stellen ganz klar feſt, jo daß fie als beſonders glück. 
lich getroffen anzuſprechen iſt. Sie ſichert in Wahrheit den ne der Gemeinde- 
verwaltung mit Partei und Staat. 


Der Beauftragte der NSDAP. 


Zur Wahrnehmung des Einfluſſes der Partei wurde der „Beauftragte der NSDAP.“ 
beſtimmt. Wer als Beauftragter zu gelten hat, beſtimmt der Stellvertreter des 
Führers. Er hat dies bereits durch Verordnung getan. Hiernach hat der Gau- 
leiter in der Regel den Kreisleiter zum Beauftragten der NSDAP. zu ernennen. Sind 
in einem Stadtkreis mehrere Parteikreiſe vorhanden, ſo wird einer der Kreisleiter 
ernannt. Iſt ein Kreisleiter hauptamtlicher Beamter, Angeſtellter oder Arbeiter 
einer Gemeinde oder der dieſer vorgeſetzten Aufſichtsbehörde, fo wird der Gau- 
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inſpektor (Gaubeauftragter) zum Beauftragten ernannt. Der Gauleiter kann dem 
Beauftragten bindende Weiſungen erteilen oder auch im Einzelfalle ſelbſt die 
Geſchäfte des Beauftragten an deſſen Stelle wahrnehmen. a 


Der Beauftragte iſt ſelbſt nicht Gemeinderat und ſoll auch kein anderes Ehrenamt in 
der Gemeinde bekleiden, für die er Beauftragter iſt. Er unterſteht weder der Auf. 
ſichtsbehörde noch dem Bürgermeiſter. Seine Tätigkeit iſt ein reines Parteiamt, für 
das er dem ihm vorgeſetzten Hoheitsträger der Partei verantwortlich iſt. Sein Ver- 
treter im Amt des Beauſtragten iſt ſein allgemeiner Vertreter im Parteiamt. 


Der Beauftragte der NSDAP. beruft die Gemeinderäte, er hat die Vorſchläge für 
die Berufung des Bürgermeiſters und der Beigeordneten nach Beratung mit den 
Gemeinderäten zu machen; ſein Einvernehmen iſt erforderlich bei Zurücknahme der 
Berufung des Bürgermeiſters oder eines Beigeordneten während des Probejahrs 
und beim Ausſcheiden von Gemeinderäten; ſeine Zuſtimmung iſt notwendig zum 
Erlaß der Hauptſatzung, zur Verleihung und Aberkennung des Ehrenbürgerrechts 
und von Ehrenbezeichnungen. Kommt ein Einvernehmen mit dem Beauftragten der 
NSDAP. nicht zuſtande oder verſagt er feine Zuſtimmung, fo entſcheidet für Stadt⸗ 
kreife der Reichsſtatthalter, für die übrigen Gemeinden die Aufſichtsbehörde. In 
beſtimmten Fällen liegt die endgültige Entſcheidung beim Reichsminiſter des Innern. 
So iſt der Beauftragte der NSDAP., obwohl ihm nach der DGO kein unmittelbares 
Eingriffsrecht in die eigentliche Gemeindeverwaltung eingeräumt iſt, dennoch 
berufen, mitzuhelfen an der Verwirklichung der Worte des Führers auf dem Reichs. 
parteitag 1934: „Die Partei befiehlt dem Staat“. Er hat hiermit eine große politiſche 
Verantwortung gegenüber Partei, Staat und Gemeinde. 


Die Bedeutung Münchens als Hauptſtadt der nationalſozialiſtiſchen Bewegung hat 
der Führer und Reichskanzler dadurch beſonders hervorgehoben, daß er ſich die 
Aufgaben des Beauftragten der NSDAP. für die Stadt München ſelbſt vorbehalten 
hat. Damit aber hat der Führer zugleich die hohe und ernſte Bedeutung des Amtes 
eines Beauftragten der Partei gekennzeichnet. 


Führer grundſatz in der Gemeinde verwaltung 

Einer der Grundpfeiler der nationalſozialiſtiſchen Staatsidee iſt der Grundſatz ver- 
antwortlicher Führung, der deshalb auch in der DGO klar und eindeutig verankert 
wurde. Zu den Grundfägen der einheitlichen Zuſammenfaſſung der örtlichen Ver⸗ 
waltung in der Gemeinde und der Einheit der Kommunalaufſicht iſt in der DGO 
die einheitliche Führung der Gemeindeverwaltung durch den Bürgermeiſter in deſſen 
voller und ausſchließlicher Verantwortung feftgelegt. Verantwortung nach oben und 
Autorität nach unten ſind die Merkmale wahren Führertums, das jedoch nur dann 
ziun vollen Erfolg führen kann, wenn die Beſten des Volkes zur Führung berufen 
werden. Die DGoO beftimmt, daß die Stellen hauptamtlicher Bürgermeiſter und 
Beigeordneter von der Gemeinde öffentlich auszuſchreiben find. Die entſcheidende 
Auswahl treffen Partei und Staat gemeinſam in einem genau feſtgelegten Ver. 
fahren, in welchem auch die von der Partei im Benehmen mit dem Bürgermeiſter 
ausgewählten ehrenamtlichen Gemeinderäte gehört werden. Bei Berufung von 
Beigeordneten wird auch dem Bürgermeiſter Gelegenheit zur Außerung gegeben. 
Auch die ehrenamtlichen Bürgermeiſter und Beigeordneten werden durch Zuſammen⸗ 
wirken der gleichen Faktoren berufen, nur entfällt bei ihnen die öffentliche Aus- 
ſchreibung. Hauptamtliche Bürgermeiſter und Beigeordnete werden regelmäßig 
auf 12 Jahre, ehrenamtliche auf 6 Jahre berufen. Der Bedeutung und Größe der 
verſchiedenen Gemeinden wie auch der Bedeutung der Dienſtſtellung von Bürger- 
meiſtern und Beigeordneten iſt dadurch Rechnung getragen, daß die DGO die Ent- 
ſcheidung in wichtigeren Fällen nicht der unmittelbar vorgeſetzten Aufſichtsbehörde, 
ſondern dem Neichsſtatthalter und zum Teil auch dem Reichsminiſter des Innern 
vorbehält. Eine weitere Sicherung der beſtmöglichen Auswahl geeigneter Perſönlich⸗ 
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keiten liegt in der Möglichkeit der Zurücknahme der Berufung von Bürgermeiſtern 
und Beigeordneten bis zum Ablauf des erſten Amtsjahrs. Auch bei der Abberufung 
wirken Partei und Staat zuſammen. Die Do ſtellt zudem Grundſätze über Vor⸗ 
bildung und Eignung der leitenden Perſönlichkeiten auf und überläßt es der Ge⸗ 
meinde, dieſe Vorſchriften durch die Hauptſatzung noch zu ergänzen. 

Der Bürgermeiſter (in Stadtkreiſen Oberbürgermeiſter genannt) hat mit Ausnahme 
der dem Beauftragten der Partei übertragenen Befugniſſe das ausſchließliche Ent- 
ſcheidungsrecht in allen Gemeindeangelegenheiten. Nur in beſtimmten, geſetzlich feit- 
gelegten Fällen bedarf es zur Wirkſamkeit ſeiner Entſcheidung der Zuſtimmung 
ihm übergeordneter Stellen. 

Der Bürgermeiſter kann vom Staat jederzeit zur Verantwortung gezogen werden; 
er iſt insbeſondere verpflichtet, alljährlich der Aufſichtsbehörde über die 
Führung der Gemeindeverwaltung Rechnung zu legen. Die Aufſichtsbehörde 
beſchließt über ſeine Entlaſtung. Die volle Verantwortung kann der Bürgermeiſter 
nur tragen, wenn er innerhalb der Gemeindeverwaltung auch die volle Autorität 
beſitzt. Deshalb beſtimmt die DGO, daß der Bürgermeiſter Dienſtvorgeſetzter aller 
Beamten, Angeſtellten und Arbeiter der Gemeinde iſt, daß er ſie anſtellt und entläßt, 
ſelbſtverſtändlich unter Beachtung der geſetzlichen Vorſchriſten, des Stellenplans 
und der ſich etwa aus anderen Geſetzen ergebenden beſonderen Rechte des Staates. 
Dem Bürgermeiſter ſtehen Beigeordnete als Stellvertreter zur Seite, deren Zahl 
die Hauptſatzung beſtimmt. Die Hauptſatzung kann auch innerhalb eines beſtimmten 
Rahmens vorſchreiben, ob Bürgermeiſter und Beigeordnete haupt- oder ehrenamtlich 
anzuſtellen find. Allgemeiner Vertreter des Bürgermeiſters iſt der Erſte Beigeordnete, 
der in Stadtkreiſen die Amtsbezeichnung Bürgermeiſter führt. Die übrigen Bei⸗ 
geordneten ſind zur allgemeinen Vertretung des Bürgermeiſters nur bei Verhin⸗ 
derung des Erſten Beigeordneten berufen; ſie vertreten den Bürgermeiſter jedoch in 
dem ihnen zugewieſenen Arbeitsgebiet. Der Bürgermeiſter kann mit ſeiner Vertretung 
in beſtimmten Angelegenheiten auch andere Beamte und Angeſtellte beauftragen 
ſowie Beigeordnete zur Erteilung ſolcher Aufträge in ihrem Arbeitsgebiet ermäch⸗ 
tigen. Die Vertreter des Bürgermeiſters find an feine Weiſungen gebunden und 
ihm gegenüber für ihre Tätigkeit verantwortlich, ohne dadurch jedoch den Bürger- 
meiſter von ſeiner Verantwortung zu entlaſten. | 

Der Bürgermeiſter vertritt die Gemeinde ſowohl in öffentlich rechtlicher Hinſicht als 
auch im bürgerlichen Rechtsverkehr. Die DO ſchreibt für Erklärungen, durch die 
die Gemeinde verpflichtet werden ſoll, ausdrücklich neben dem Erfordernis der 
Schriftform die handſchriftliche Anterzeichnung unter der Amtsbezeichnung des 
Bürgermeiſters vor. Im Vertretungsfalle find die Anterſchriften von zwei ver- 
tretungsberechtigten Beamten oder Angeſtellten erforderlich. 


Gemeinderäte, ehrenamtlich tätige Bürger 

Der Bürgermeiſter ſoll Führer, aber nicht Tyrann fein; die Verwaltung ſoll 
volksnah, aber nicht bürokratiſch ſein. Die BED gibt daher dem Bürgermeiſter 
verdiente, erfahrene und beſonders geeignete Männer aus der Bürgerſchaft zur Seite, 
die ihn bei ſeiner großen Verantwortung zu beraten und ſeinen Maßnahmen in der 
Bevölkerung Verſtändnis zu ſchaffen haben. Sie haben bei ihrer Tätigkeit aus- 
ſchließlich das Gemeinwohl zu wahren und zu fördern. Da ihre Auswahl durch den 
Beauftragten der Partei im Benehmen mit dem Bürgermeiſter erfolgt, ift die not- 
wendige Vertrauensgrundlage zwiſchen Bürgermeiſter, Gemeinderäten, Partei und 
Bürgerſchaft geſchaffen. Die Gemeinderäte find Ehrenbeamte der Gemeinde; ſie 
führen in den Städten die Amtsbezeichnung „Ratsherr“. Der Bürgermeiſter muß die 
Gemeinderäte vor allen in der DGOO beſonders aufgeführten und darüber hinaus 
vor allen ſonſt wichtigen Entſcheidungen hören. Die Gemeinderäte ſind verpflichtet, 
ihn ſachverſtändig und eigen verantwortlich zu beraten. Ihre Meinungsäußerung 
wird ſchriftlich niedergelegt, um auch ihre Verantwortung klarzuſtellen. 


Band II Beitrag 27 


16 Fiehler 


Die Gemeinderäte, deren Zahl in einem geſetzlich feſtgelegten Rahmen durch die 
Hauptſatzung beſtimmt wird, werden auf 6 Jahre berufen. Ihre Abberufung iſt 
unter beſtimmten Vorausſetzungen möglich. Die Entſcheidung hierüber trifft die 
Aufſichtsbehörde im Einvernehmen mit dem Beauftragten der Partei. 

Für beſtimmte Verwaltungszweige kann der Bürgermeiſter außer den Gemeinde⸗ 
räten auch andere ſachkundige Bürger zu Beiräten berufen; für wirtſchaftliche 
Unternehmen der Gemeinde iſt er verpflichtet, wirtſchaftlich beſonders fachkundige 
Bürger als Beiräte zu beſtellen. Die Hauptſatzung kann Näheres über die Beiräte 
beſtimmen. 


Dem Willen der DEO entſpricht es, daß der Bürgermeiſter auch zu anderen Dienſten 
in möglichſt weitem Umfang Bürger zu ehrenamtlicher Mitwirkung beruft, um das 
Intereſſe der Bürger an den Geſchicken der Gemeinde wachzuhalten und ſo am beſten 
einer Bürokratiſierung der Verwaltung entgegenzuwirken. 


Einwohner und Bürger 

Die DO unterſcheidet zwiſchen Einwohner und Bürger. Einwohner der Gemeinde 
if, wer in der Gemeinde wohnt, wobei der öffentlich- rechtliche Wohnſitzbegriff 
zugrunde liegt. Die Einwohner find nach den hierüber beſtehenden Vorſchriften 
berechtigt, die öffentlichen Einrichtungen der Gemeinde zu benutzen, und verpflichtet, 
die Gemeindelaſten zu tragen (unbeſchadet der für Grundbeſitzer, Gewerbetreibende, 
juriſtiſche Perſonen und Perſonenvereinigungen beſtehenden beſonderen Vor⸗ 
ſchriften der DGO). 

Bürger iſt, wer das Bürgerrecht in der Gemeinde beſitzt. Das Bürgerrecht beſitzen 
die deutſchen Staatsbürger, die das 25. Lebensjahr vollendet haben, ſeit mindeſtens 
einem Jahr in der Gemeinde wohnen und die bürgerlichen Ehrenrechte beſitzen. Von 
der Wohndauer ſind im Geſetz einige Ausnahmen vorgeſehen. Das Bürgerrecht der 
Soldaten ruht. Der Bürger hat zunächſt alle Rechte und Pflichten des Einwohners. 
Darüber hinaus aber hat er das Recht und die Pflicht zur Abernahme ehrenamt⸗ 
licher Tätigkeit in der Gemeinde. Er muß ſeine Kräfte jederzeit ehrenamtlich dem 
Wohl der Gemeinde widmen und fi durch uneigennützige und verantwortungs⸗ 
bewußte Führung eines ihm übertragenen Ehrenamtes des Vertrauens würdig 
erweiſen und der Allgemeinheit Vorbild ſein. Wie ernſt die DGO die Pflichten 
des Bürgers nimmt, geht daraus hervor, daß fie eine Verwirkung des Bürger. 
rechts nicht nur bei ehrenrührigem Verluſt des deutſchen Staatsbürgerrechts oder 
der bürgerlichen Ehrenrechte vorſieht, ſondern auch bei grundloſer Verweigerung 
der Abernahme ehrenamtlicher Tätigkeit und bei Verletzung der mit einem Ehrenamt 
verbundenen Pflichten. Die Gemeinde kann ſogar die Verwirkung des Bürgerrechts 
öffentlich bekanntmachen. Der Sinn des Gemeindebürgerrechts iſt die Wieder- 
erweckung geſunden Bürgerſtolzes und Heimatgefühls zum Wohle der Nation. Gegen 
Willkürmaßnahmen der Gemeinde ſind Einwohner und Bürger ſowie ſonſtige zur 
Benützung gemeindlicher Einrichtungen Berechtigte geſchützt durch ein der DGO 
näher geregeltes Einſpruchs. und Beſchwerderecht. 


Gemeinnuß vor Eigennutz 

Die DEO begnügt ſich nicht damit, wiederholt den N Gemeinnutz vor Eigen⸗ 
nutz in mehrfacher Form aufzuſtellen, ſondern ſie ſichert ſeine Durchführung durch eine 
Reihe von Einzelbeſtimmungen, auf die hier nur ganz kurz hingewieſen werden kann. 
Sie legt dem Bürgermeiſter, den Beigeordneten und den Gemeinderäten ſowie allen 
ſonſt ehrenamtlich tätigen Bürgern eine beſondere Treupflicht gegenüber der 
Gemeinde auf; ſie verbietet ihre Mitwirkung bei Vorliegen perſönlicher Intereſſen, 
bei Verwandtſchaft und Schwägerſchaft, ſie ſchließt von vornherein beſtimmte Kreiſe 
von der Berufung zum Bürgermeiſter, Beigeordneten oder Gemeinderat aus und 
verbietet die Bildung von Partei- oder Intereſſengruppen. Für ehrenamtliche Tätig⸗ 
keit iſt nur eine geringe Entſchädigung vorgeſehen in dem Gedanken, daß der einzelne 
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verpflichtet ift, der Geſamtheit mit all feinen Kräften uneigennützig zu dienen. Außer- 
dem beſteht die Möglichkeit der Beſtrafung und der Abberufung ehrenamtlich tätiger 
Bürger bei Pflichtverletzungen. Die hauptamtlich tätigen Bürgermeiſter und Bei⸗ 
geordneten unterliegen der gleichen Treupflicht wie die Beamten. 


Gemeindewirtjchaft 
Die DED ſagt in 8 7: 
„Die Gemeinden haben ihr Vermögen und ihre Einkünfte als Treuhänder der 
Volksgemeinſchaft gewiſſenhaft zu verwalten. Oberſtes Ziel ihrer Wirtſchafts⸗ 
führung muß ſein, unter Rückſichtnahme auf die wirtſchaftlichen Kräfte der Abgabe⸗ 
pflichtigen die Gemeindefinanzen geſund zu erhalten.“ 
Den hier aufgeſtellten Grundſätzen entſprechen auch die näheren Vorſchriften der 
DED über die Gemeindewirtſchaft. Dort iſt allerdings nur das geregelt, was für 
alle Gemeinden in gleicher Weiſe geregelt werden konnte, während die Einzel⸗ 
regelung ausdrücklich den vom Reichsminiſter des Innern im Einvernehmen mit dem 
Reichsminiſter der Finanzen zu erlaſſenden Ausführungsvorſchriften vorbehalten iſt. 
Dabei iſt die Möglichkeit vorgeſehen, den Gemeinden gegenüber den im Geſetz ſelbſt 
vorgeſehenen Beſchränkungen ihrer wirtſchaftlichen Betätigung eine etwas größere, 
den örtlichen Bedürfniſſen angepaßte Bewegungsfreiheit zu geben. Dies iſt auch teil ⸗ 
weiſe bereits geſchehen. | 
So beftimmt die Zweite Durchführungsverordnung zur BED vom 25. März 1936, 
daß die ſtrengen Formvorſchriften des 8 36 DGᷣO für die Geſchäfte der laufenden 
Verwaltung bis auf weiteres nicht gelten ſollen. Die Bewegungsfreiheit der Ge⸗ 
meindeverwaltung iſt damit außerordentlich erweitert. Ebenſo wird beſtimmt, daß 
Rechtsgeſchäfte, die den Verkauf oder Tauſch von Grundſtücken zum Gegenſtand 
haben, innerhalb beſtimmter Grenzen genehmigungsfrei ſind. Auch damit wird die 
Beweglichkeit der Selbſtverwaltung beträchtlich erhöht. Darin kommt zum Aus⸗ 
druck, was auch Reichsminiſter Dr. Frick wiederholt erklärte, daß gewiſſe finanzielle 
Beſchränkungen, wie ſie heute noch erforderlich ſind, lediglich den Charakter von 
Abergangsmaßnahmen tragen, keineswegs aber, wie teilweiſe befürchtet worden iſt, 
grundſätzliche Einſchränkungen der Selbſtverwaltung darſtellen. 


Gemeindeuermögen 

Sparſamkeit, pflegliche und wirtſchaftliche Verwaltung des Vermögens ift Pflicht 
der Gemeinde; Erhaltung des Volksgutes, Abdeckung von Fehlbeträgen aus früheren 
Zeiten, Rücklagen zur Erneuerung und Verbeſſerung des Vermögens, möglichſte 
Vermeidung neuer Schulden, keine ungeſunde Vorratswirtſchaft ſind die Grundſätze, 
die der Gemeinde für ihre Vermögenswirtſchaft auferlegt werden. Sie entſprechen in 
allen Punkten der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsauffaſſung. 

Für die Bewirtſchaftung der Gemeindewaldungen bleibt es bei dem bisherigen Recht. 
Im weſentlichen bleiben auch die Nutzungsrechte von Gemeindeangehörigen 
unberührt; neue Nutzungsrechte (Gemeindegliedervermögen) können nicht mehr 
entſtehen. 

Die örtlichen Stiftungen find grundſätzlich der Gemeinde zur Verwaltung zugewieſen, 
unbeſchadet beſonderer Beſtimmungen durch Geſetz oder durch den Stifter. Sie find 
getrennt vom Gemeindevermögen, aber nach den gleichen Grundſätzen zu verwalten. 


Wirtjchaftliche Unternehmen der Gemeinde 

Die Gemeinden ſollen nicht alle wirtſchaftlichen Aufgaben durchführen, die fie durch⸗ 
führen können, ſondern nur die, deren Erfüllung durch die Gemeinde notwendig iſt. 
Das iſt der Sinn der umfangreichen Vorſchriften der DGO über die wirtſchaftlichen 
Anternehmen der Gemeinde und ihre Beteiligung an ſolchen. Der öffentliche Zweck 
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muß das Anternehmen rechtfertigen, es muß im angemeſſenen Verhältnis zur 
Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde und zum vorausſichtlichen Bedarf ſtehen. Dann darf 
die Gemeinde ein wirtſchaftliches Anternehmen errichten oder ſich an einem ſolchen 
beteiligen, wenn der Zweck nicht beſſer und wirtſchaftlicher durch einen anderen erfüllt 
wird oder erfüllt werden kann. 


Von dieſen mit Recht einengenden Vorſchriften find jedoch ausgenommen: Anter⸗ 
nehmen, zu denen die Gemeinde geſetzlich verpflichtet iſt, Einrichtungen des Anter⸗ 
richts., Erziehungs- und Bildungsweſens, der körperlichen Ertüchtigung, der 
Kranken-, Geſundheits⸗ und Wohlfahrtspflege. Die Errichtung von Bankunternehmen 
iſt den Gemeinden verboten. Die beſonderen Vorſchriften über die Beteiligung der 
Gemeinde an wirtſchaftlichen Anternehmen bedeuten eine Sicherung gegen Schädigung 
der Gemeinde. 


Grundſatz für alle beſtehenden wirtſchaftlichen Anternehmen iſt, daß ſie einen Ertrag 
für die Gemeinde abwerfen, zum mindeſten aber ſich ſelbſt tragen ſollen. Anlauterer 
Wettbewerb darf nicht betrieben werden. Für die wirtſchaftlichen Unternehmen find 
Betriebsſatzungen aufzuſtellen. Haushaltsführung, Vermögensverwaltung und 
Rechnungslegung müſſen eine beſondere Betrachtung der Verwaltung und des 
Ergebniſſes ermöglichen. Die Amwandlung eines Eigenbetriebes in ein privatwirt⸗ 
ſchaftliches Anternehmen iſt erſchwert; ſie hat vielfach in der Vergangenheit zu einer 
ſinnloſen Verſchleuderung von Gemeindevermögen geführt, wenn auch manche Gründe 
in früherer Zeit für eine Loslöſung der Gemeindebetriebe aus der Parteienherrſchaft 
ſprachen. 


Schulden 


Viele Gemeinden hatten in der Vergangenheit eine geradezu irrſinnige Pumpwirt⸗ 
ſchaft betrieben nach dem Motto „nach uns die Sintflut“. Der liberaliſtiſche 
Grundſatz, daß auch die kommende Generation mit an den Laſten der heutigen 
ſchweren Zeit tragen müſſe, brachte alle ehemals geſunden Grundlagen ins Wanken. 
Dazu kamen die enorm hohen Zinsſätze für Anleihen. Das Dotationsſyſtem des 
Reiches, das die Gemeinden faſt ausſchließlich zu Koſtgängern des Reiches gemacht 
hatte, wirkte ſich in gleicher Weiſe in immer ſteigender Verſchuldung aus. Daher 
war es unbedingt notwendig, in der DGO Vorſorge zu treffen, daß nicht eine 
neuerliche uferloſe Verſchuldung möglich war. Deshalb iſt mit Recht die Schuld- 
aufnahme der Gemeinden erſchwert und außer von der Genehmigung auch noch von 
beſonderen Nachweiſen über Rentierlichkeit oder Leiſtungsfähigkeit der Gemeinde 
abhängig gemacht worden. Wo ja noch eine Lücke beſtehen ſollte, ſorgen die Durch⸗ 
führungsvorſchriften wie auch die Zentralbehörden im Anweiſungswege dafür, daß 
die ungeſunde Pumpwirtſchaft unterbunden wird. 


haushalt 

Der Haushaltsplan ift die Grundlage gemeindlicher Wirtſchaftsführung. Er iſt 
alljährlich vom Bürgermeiſter aufzuſtellen und mit den Gemeinderäten zu beraten. 
Einer Genehmigung bedarf er nicht. Aber die genehmigungspflichtigen Teile der 
Haushaltsſatzung wurde an anderer Stelle geſchrieben. Die Aufſtellung des Haus. 
haltsplans erfordert ſtets die allergrößte Aufmerkſamkeit des Bürgermeiſters wie 
auch ſeiner Mitarbeiter. Der Haushaltsplan iſt das Spiegelbild der Verwaltung. 
Bedürfte es noch eines beſonderen Nachweiſes der Verkehrtheit des vergangenen 
Syſtems und der Richtigkeit nationalſozialiſtiſcher Staatsauffaſſung, ſo wären hierzu 
die Haushaltspläne der Gemeinden aus früheren Jahren mit ihren chroniſchen Fehl- 
beträgen wie auch die jetzt ſchon nach fo kurzer Zeit faſt überall feſtſtellbaren aus⸗ 
geglichenen Gemeindehaushalte die beſten Beweisſtücke. Dabei fehlte doch einem 
großen Teil der neuen Männer eine langjährige praktiſche Erfahrung. 
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Sparſamkeit, Sauberkeit, Wirtſchaftlichkeit, Zuverläſſigkeit, rechtzeitige Vorſorge 
für unvorhergeſehene und einmalig notwendig werdende Aufgaben, Planmäßigkeit 
der Gemeindeführung find die Grunderforderniſſe des Gemeindehaushalts, die auch 
in der DO niedergelegt find. Daß gerade zu dieſem Kapitel gemeindlicher Selbſt⸗ 
verwaltung noch umfangreiche Ausführungsvorſchriften notwendig find, wird nicht 
beſtritten werden können. Solange die Gemeinden noch einen erheblichen Teil ihrer 
Ausgaben aus Reichsüberweiſungen beſtreiten müſſen, kann auch der Staat nicht auf 
eine eingehende Regelung gerade dieſer in ihren Auswirkungen auf die Geſamtheit 
der Nation ſo wichtigen Fragen verzichten. 

Dem trägt insbeſondere die nach eingehender Beratung mit den zuſtändigen Partei- 
ſtellen und mit dem Deutſchen Gemeindetag erlaffene Rüdlagenverordnung vom 
5. Mai 1936 Rechnung. Sie beſtimmt, daß in jeder Gemeinde eine Betriebsmittel 
rücklage und eine allgemeine Ausgleichsrücklage anzuſammeln ſei. Darüber hinaus 
kommt ferner noch die Anſammlung von Tilgungsrücklagen, Bürgſchaftsſicherungs⸗ 
rücklagen, Erneuerungs⸗ ſowie Erweiterungsrücklagen und unter Amſtänden noch 
Sonderrücklagen in Betracht. Es iſt jedoch klar, daß die Anſammlung dieſer Rücklagen 
erſt beginnen kann, wenn der Haushaltsausgleich geſichert iſt (8 10 der VO). Die als- 
dann angeſammelten Rücklagen ſind bis zu ihrer Verwendung ſicher anzulegen. Für 
die Anlegung werden vorzugsweiſe Sparkaſſen und ähnliche Kreditinſtitute in Frage 
kommen. Es iſt der Gemeinde jedoch nicht verwehrt, auf Grund der beſonderen Ver- 
hältniſſe auch andere Anlagemöglichkeiten wahrzunehmen. Aberhaupt iſt darauf bin- 
zuweiſen, daß die Rüdlagenverordnung der Verantwortlichkeit des Bürgermeiſters 
einen ſehr weiten Spielraum läßt. Sie enthält großzügige Richtlinien, die eine 
weitgehende Berückſichtigung aller beſonderen örtlichen Amſtände ermöglichen. 


Aafjen-, Rechnungs- und Prüfungswesen 

Zu einer überſichtlichen Kaſſenführung iſt die Vereinigung aller Kaſſen einer 
Gemeinde unter einem Kaſſenverwalter unerläßlich; fie iſt daher in der DGO vor- 
geſchrieben. | | 
Die Gemeinderechnung gibt Aufſchluß darüber, ob die Gemeindeverwaltung nach den 
für den Haushaltsplan aufgeſtellten Grundſätzen und Richtlinien geführt wurde. Ihr 
kommt deshalb auch eine beſondere Wichtigkeit zu. Sie muß daher auch mit den 
Gemeinderäten beraten und der Aufſichtsbehörde vorgelegt werden. Nicht minder 
wichtig als die Rechnungslegung aber iſt die Rechnungsprüfung. Bei der großen 
Machtfülle des Bürgermeiſters und bei ſeiner vollen und ausſchließlichen Verant⸗ 
wortung iſt das für Stadtkreiſe vorgeſchriebene eigene Rechnungsprüfungsamt ein 
unentbehrliches Hilfsmittel für den Bürgermeiſter wie für die Aufſichtsbehörde. Für 
genügende Anabhängigkeit des Leiters dieſes Amtes iſt durch beſondere Vorſchriften 
geſorgt. Er unterſteht direkt dem Bürgermeiſter oder dem von ihm beſtimmten Bei- 
geordneten, darf ohne aufſichtliche Genehmigung weder auf feine Stelle berufen noch 
wieder von ihr abberufen werden und darf auch mit dem Bürgermeiſter, den Bei⸗ 
geordneten und dem Kaſſenverwalter nicht verwandt oder verſchwägert fein. Er darf 
Zahlungen für die Gemeinde weder anordnen noch ausführen. 

Die DED gibt dem Bürgermeiſter die Möglichkeit, dem Rechnungsprüfungsamt zu 
den geſetzlich vorgeſchriebenen Aufgaben der Prüfung der Rechnung auch noch 
beſondere wichtige Aufgaben zu übertragen, die ihm einen ſtändigen Aberblick über 
die Haushalts- und Wirtſchaftsführung und wertvolle Unterlagen für eine möglichſt 
große Wirtſchaftlichkeit der Verwaltung neben der ſo wichtigen Kontrolle der 
Kaſſen⸗ und Rechnungsführung ermöglichen. 

Im übrigen iſt aber auch die Einrichtung einer überörtlichen Rechnungsprüfung vor⸗ 
geſehen, für die eine Anſtalt des öffentlichen Rechts unter maßgebender Beteiligung 
der Gemeinden geſchaffen werden ſoll. Solche Anftalten waren bisher ſchon in den 
ſüddeutſchen Ländern vorhanden und haben ſich außerordentlich gut bewährt. 
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Preußen hat mit Geſetz vom 15. Dezember 1933 ſtaatliche Prüfungsämter eingeführt, 
die bis zur Schaffung der in der DGO vorgeſehenen überörtlichen Prüfungsanſtalt 
weiterbeſtehen werden. Mit dieſer Einrichtung hat auch der Staat jederzeit die 
Möglichkeit, einen Aberblick über die Wirtſchaftsführung der Gemeinden zu 
gewinnen und allenfalls dort einzugreifen, wo noch nicht nach nationalſozialiſtiſchen 
Grundſätzen verfahren wird. 


Schlußbemerkung 

So hat der nationalſozialiſtiſche Staat mit der DGO ein Geſetz geſchaffen, das für 
alle Zeiten als eine große Tat nach einer Zeit ſchwerſter Erſchütterungen und Not 
gewertet werden wird, geeignet, den deutſchen Gemeinden die Möglichkeit neuer 
Blüte zu geben und jo dem Wiederaufſtieg der Nation zu dienen. Freilich, der Buch⸗ 
ſtabe des Geſetzes allein tut es nicht, es muß ausgeführt werden im Geiſte des 
Mannes, deſſen Namen es trägt, im Geiſte Adolſ Hitlers. 
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l. bertel Staat und Beamte 


Ob man den Staat, früher herrſchenden Anſchauungen folgend, als ein abſtraktes 
Gebilde anſieht, oder ob man in ihm, wie wir Nationalſozialiſten es tun, die blut⸗ 
und lebens volle Form der deutſchen Volksgemeinſchaft fieht — nie tritt der Staat un- 
mittelbar den Volksgenoſſen gegenüber, ſondern nur durch feine Behörden 
und Beamten. Der Beamte repräſentiert den Staat. Er iſt der 
Trägerſeines Willens und führt ihn aus. Neben der Wehrmacht gehört das 
Beamtentum zu den feſteſten Stützen des modernen Staates. Er bedarf einer ſtarken, 
wohl ausgerüſteten Wehrmacht, um ſeine Grenzen zu behaupten und das eigene Volk 
vor äußeren Feinden zu ſchützen. Er bedarf ebenſo eines tüchtigen und lau- 
teren Beamtentums, um im Innern Ruhe und Ordnung aufrechtzuerhalten, 
damit ſich der Arbeits- und Wirtſchaftsprozeß ungeſtört vollziehen kann, und um feine 
übrigen Aufgaben zu erfüllen, die je nach der Einſtellung des modernen Staates im 
einzelnen weiter oder enger gezogen ſein können. Die gewaltige Bedeutung der Be⸗ 
amtenſchaft für den Staat und für die Volksgemeinſchaft ergibt ſich daraus ohne 
weiteres. 


Die Aufgaben des modernen Staates ſind ſo umfangreich und vielfältig, daß ſie nur 
durch beſonders vorgebildete und geſchulte Kräfte bewältigt werden können. Der 
Staat braucht deshalb das Berufsbeamtentum. Den beſten Beweis ſehen 
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wir dafür in England und in den Vereinigten Staaten von Nordamerika, die früher 
die Einrichtung des Berufsbeamtentums nicht kannten, aber ebenfalls mehr und mehr 
dazu übergegangen find. 

Der Wille des Staates kann unverfälſcht und rein nur dann in die Tat umgeſetzt 
werden, wenn ſeine Beamtenſchaft ihm nicht nur äußerlich anhängt, ſondern mit ihm 
innerlich und überzeugungs mäßig verbunden iſt; der Staat kann ſeine 
Maßnahmen nicht oder doch nur mangelhaft durchführen, wenn ihm feine Beamten- 
ſchaft gleichgültig oder gar ablehnend gegenüberſteht. 

Darum bedient ſich auch der nationalſozialiſtiſche Staat zur 
Erfüllung feiner Aufgaben des deutſchen Berufsbeamten ; 
tums. Dem Nationalſozialismus iſt das Wohl des Deutſchen Volkes Ziel und 
Zweck. Der Staat iſt das weſentlichſte Mittel zur Erreichung dieſes Zweckes. Ziel 
und Richtung des Staates werden wieder beſtimmt durch die nationalſozialiſtiſche 
Weltanſchauung und durch die Bewegung, die NSDAP. Dadurch ergibt ſich die un⸗ 
mittelbare Beziehung zwiſchen Partei, Staat und Beamtentum. So ſteht neben der 
Partei und der Wehrmacht das deutſche Berufs beamtentum als 
dritter Grundpfeiler des nationalſozialiſtiſchen Staates, 
wie dieſe wurzelnd im Deutſchen Volk und treu ihrem Führer bis zum 
Außerſten und Letzten. 


Il. Entwicklung des deutſchen Beamtentums 
bis zum 30. Januar 1933 


Wir haben uns im Laufe der Zeiten daran gewöhnt, den Beamten als Staats 
diener zu bezeichnen. Dem war nicht immer ſo. 


Das moderne Berufsbeamtentum hat ſich erſt im 17. und 18. Jahrhundert entwickelt, 
als die Macht der Stände gebrochen wurde und ſich der abſolute Staat durchſetzte 
In Preußen iſt als Schöpfer des preußiſchen Beamtentums 
König Friedrich Wilhelm J. anzuſehen. Er iſt bekannt als der „Soldatenkönig“, war 
aber ein noch größeres Verwaltungsgenie. Anter ihm wurden Prüfungen, die ein 
beſtimmtes Maß von Bildung und Kenntniſſen nachweiſen ſollten, allgemein für die 
Erreichung höherer Beamtenſtellen vorgeſchrieben, während die unteren Stellen grund- 
ſätzlich mit ehemaligen Soldaten beſetzt wurden; wir können in ihnen Vorläufer 
unſerer Militär- und Verſorgungsanwärter ſehen. Aber auch unter Friedrich 
Wilhelm J. und unter Friedrich dem Großen hatten die Beamten im allgemeinen noch 
kein Recht auf ein feſtes Gehalt, geſchweige denn auf ihr Amt. Erſt allmählich wurde 
aus dem lediglich an die Perſon des Herrſchers gebundenen und nur ihm ver- 
pflichteten Fürſten diener der Beamte zum Staatsdiener, der einer ⸗ 
jeit3 dem Staat feine Perſon und feine Leiſtungen aus 
ſchließlich zur Verfügung ftellte, anderſeits aber auch gegen- 
über dieſem Staat beſtimmte Rechte hatte, insbeſondere 
auf Gehalt, Penſion und Hinterbliebenen verſorgung. Eine 
ähnliche Entwicklung wie in Preußen vollzog ſich in Bayern, Sachſen, Württemberg 
und den übrigen deutſchen Staaten. 

„Von den Rechten und Pflichten der Diener des Staates“ handelte zum eritenmal 
das Preußiſche Landrecht vom 5. Februar 1794 in ſeinem zweiten Teil, Titel 10. 
Außerdem befaßten ſich mit den Rechtsverhältniſſen der Beamten verſchiedene Ver; 
faſſungsurkunden der Länder und deren beſondere Beamtengeſetze. Als uns dann 
Bismarck 1871 das lang erſehnte Deutſche Reich ſchuf und es ſeitdem auch Reichs 
beamte gab, wurden ihre Verhältniſſe durch das Reichsbeamtengeſetz vom 31. Mär: 
1873 (nachfolgend als RBG bezeichnet) geregelt, wozu ſpäter das Beamtenhinter - 
bliebenengeſetz vom 17. Mai 1907, das Geſetz über die Haftung des Reichs für ſeine 
Beamten vom 22. März 1910 u. a. traten. 
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Als Fürſtendiener waren die Beamten den Fürſten auf Gnade und Angnade er- 
geben. Erſt als dieſe ihrer ebenſo wie des Heeres bedurften, um ihren neuen Staat 
zu befeſtigen und zu verwalten, wuchs die Bedeutung der Beamten als eines be- 
'onderen Standes, der dem Wehrſtand immer noch verwandt blieb und für 
den ebenſo wie für den Wehrſtand vornehmlich, wenn nicht ausſchließlich der Staat 
ſorgte. Sprach man vor dem Weltkrieg von dem „glänzenden Elend des Offiziers“, 
fo ging es kaum weniger knapp beim Beamten zu, der ſich mit feinem Staat „groß ge ; 
hungert“ hatte. Beide aber, Offizier und Beamter, erfüllten ihre Pflicht 
nicht um des Geldes, ſondern um der Ehre willen. Beide hatten 
ihrem König und Kaiſer Treue geſchworen. Ohne ſich groß um Politik zu 
kümmern, gingen der Beamte wie der Offizier und Soldat den Weg ſelbſtloſer 
Pflichterfüllung. Daß der Beamte eine „weiße Weſte“ hatte, war ſelbſtverſtändlich. 
Das war der „unvergleichliche Beamtenkörper“ des alten 
Reichs mit der „wundervollen Solidität dieſes Apparats“ 
und der „unbeſtechlich ehren haften Geſinnung feiner Träger“, 
dem unfer Führer Adolf Hitler in feinem Werk „Mein 
Kampf“ ein unvergängliches Denkmal geſetzt hat. Das war der 
ſittliche Gehalt des auf Treue aufgebauten Beamten verhält 
niſfes der Vorkriegszeit. 


Auf dieſem Beamtentum wie auf ſeinem Heer beruhte das 
alte Deutſche Reich. Wie das Heer zeigte es ſich auch im Weltkrieg 
allen Anforderungen gewachſen. Nicht nur, daß Tauſende von Beamten auf den 
Schlachtfeldern mit ihren deutſchen Brüdern kämpften, litten und ſtarben, auch die 
Zurüdgebliebenen, denen viele im Dienſt ergraute, längſt im Ruheſtand befindliche 
Beamte zu Hilfe eilten, hatten die ungeheuren Aufgaben zu meiſtern, die ſich aus der 
durch den Krieg bedingten Amſtellung aller Lebensverhältniſſe, aus der Rohſtoff⸗ 
bewirtſchaftung und Lebensmittelverſorgung ergaben. Wie die deutſche Beamten⸗ 
ſchaft dieſe Aufgabe löſte, wird immer ein Ruhmesblatt ihrer Geſchichte bleiben! Die 
Inanſpruchnahme zahlreicher Beamter durch den Heeresdienſt und die vielen neuen 
Aufgaben riſſen allerdings tiefe Lücken in den Beamtenkörper, die dann leider mit 
Nichtbeamten und Außenſeitern aufgefüllt werden mußten — nicht zum 
Vorteil des Ganzen, noch weniger zum Vorteil des Beamtenſtandes; fehlte doch 
dieſen Neulingen die Tradition des deutſchen Beamten, die allein zur äußerſten 
Pflichterfüllung befähigt und anſpornt. 


Dann kam der 9. November 1918 über Deutſchland. Er fand weder im 
deutſchen Volk noch in der deutſchen Beamtenſchaft das ſtarke Geſchlecht, das allein 
das Schickſal hätte wenden können. Der Niederbruch traf das deutſche Volk ebenſo 
unvorbereitet wie die politiſch ungeſchulte Beamtenſchaft, ohne daß irgendwo ernit- 
hafter Widerſtand geleiſtet worden wäre. Von den Fürſten ihres Treueids entbunden, 
ſtanden die Beamten führerlos wie das ganze deutſche Volk. „Am das Chaos zu ver- 
hüten“, namentlich um die Lebensmittelverſorgung nicht zu gefährden, um Ruhe und 
Ordnung aufrechtzuerhalten, blieben ſie auf ihrem Poſten. Wer will deshalb den 
erſten Stein auf die Beamten werfen? Vielleicht hätten fie die Staatsmaſchine ſtill⸗ 
legen und dadurch dem Volke zum Bewußtſein bringen können, daß ſeine Exiſtenz und 
ſeine Ehre auf dem Spiele ſtehe — was dann geſchehen wäre, wer kann es wiſſen? 


In Frankreich iſt man ſelbſt in der Niederlage von 1871 der Kommune Herr ge- 
worden. Aber es hat keinen Sinn, über hiſtoriſche Tatſachen zu rechten, die ſich nun 
einmal ſo und nicht anders abgeſpielt haben, wenn uns auch heute noch Zorn und 
Schamröte ins Geſicht ſteigen müſſen bei dem Gedanken an das Gefindel, das damals 
in Deutſchland den Herrn ſpielte! 


Der Weg, den die deutſche Beamtenſchaft mit dem deutſchen Volke ging, erwies 
ſich ſür die deutſche Beamtenſchaft ſchon bald als unheilvoll. Nicht umſonſt war im 
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November 1918 in Deutſchland der Marxismus ans Ruder gekommen, der in 
feinem vom Radikalen Kautsky verſaßten bekannten Erfurter Programm 
auch die grundſätzliche Einſtellung des Marxismus zum Berufsbeamtentum eindeutig 
niedergelegt hatte. Darin wird der unabhängige und unparteiiſche, auf Lebenszeit feſt 
angeſtellte und in ſeiner Exiſtenz geſicherte Berufsbeamte abgelehnt und ſeine Erfetzung 
durch den vom Volkswillen abhängigen und jederzeit entfernbaren Wahlbeamten ge- 
fordert. „Welcher Triumph, wenn erſt das Volk ſelbſt am Steuer des Staates ſitzt“, 
heißt es. Nun ſaß 1918 das vom Marxismus irregeleitete Volk am Steuer, und das 
Schickſal der deutſchen Beamten wäre beſiegelt geweſen, wenn ſie nicht rechtzeitig die 
ihnen drohende Gefahr erkannt hätten. Zum erſtenmal fand ſich damals die deutſche 
Beamtenſchaft zuſammen im Widerftand nicht gegen die eingetretene Amwälzung, 
ſondern gegen die Bedrohung und Vernichtung ihrer eigenen Exiſtenz. Zum erſtenmal 
in der Geſchichte der deutſchen Beamtenſchaft einigte ſich die deutſche Beamtenſchaft 
auf ein Ziel. Der geſchloſſene Anſturm der deutſchen Beamtenſchaft ſetzte es in der 
Tat durch, daß die Weimarer Verfaſſung vom 11. Auguſt 1919 über die deutſchen Be · 
amten nicht einfach hinwegging, ſondern im 2. Hauptteil über die „Grundrechte 
und Grundpflichten der Deutſchen“ im Art. 128 ff. die weſentlichen Beamtenrechte 
herausſtellte, eine Neuregelung des Beamtenverhältniſſes verhieß, die ſog. „wohl 
erworbenen Rechte“ der Beamten für unverletzlich erklärte und damit unter den be⸗ 
ſonderen ſtaatlichen und verfaſſungsrechtlichen Schutz ſtellte. Dieſes Opfer brachten 
die damaligen Machthaber nicht um der Beamten willen, ſondern einfach deshalb, weil 
fie die Beamten noch brauchten. Denn die Welle des Bolſchewismus, die im Früh- 
jahr 1919 Deutſchland überflutete — man denke an die Schreckensherrſchaſt der 
Räteregierung in München und die damals hingemordeten Geiſeln —, konnte nur 
durch die altbewährten Kräfte in den Freikorps und in der Beamtenſchaft eingedämmt 
werden. So wurde auch das Ziel, das die deutſche Beamtenſchaft 1919 verfolgte, er- 
reicht. War es auch nur ein egoiſtiſches Ziel, das in erſter Linie eigene Intereſſen 
verfolgte, jo war damals doch inſofern Größeres erreicht, als durch die erfolg ; 
reiche Verteidigung des Berufsbeamtentums, das zu keiner Zeit 

ſtärker bedroht war als damals, neben der Wehrmacht in der Beamtenſchaft 
Kämpfer erhalten blieben, die ein weiteres Auseinanderbrechen des Staates ver⸗ 
hinderten und den vielfachen Zerſetzungs⸗ und Abſplitterungstendenzen ſich entgegen- 
ſtemmten. Wie ſich dieſe Kämpfer bewährten, wie gerade 
Beamte Blut und Leben ließen um Deutſchlands willen, das 
haben die Kämpfe an Rhein und Ruhr, gegen Separatiſten 
und Kommuniſten bewieſen. Dank ernteten freilich die Beamten im Laufe 
der Jahre dafür ebenſowenig wie die Freikorps, deren Angehörige oft noch als 
„Fememörder“ verfolgt wurden. In die demokratiſch⸗marxiſtiſch⸗pazifiſtiſche Linie 
dieſer Zeit, die immer neue Silberſtreifen am Horizont zu erblicken glaubte, paßten 
jene Kämpfer nicht, die nicht geneigt waren, alles, was ihnen und Deutſchland an- 
getan wurde, mit Lammsgeduld hinzunehmen. Das lag nicht in der Art der Front ⸗ 
kämpfer, die nicht gelernt hatten und auch nicht lernen wollten, ihr Haupt unter 
das kaudiniſche Joch des Verſailler Diktats zu beugen. Sie mußten gegen die un- 
entwegte Erfüllungspolitik der offiziellen Kreiſe angehen und dadurch immer mehr und 
immer ſchärfer in Oppofition geraten. Denn fie wollten nichts wiſſen 
von Anterwerfung, ſondern hatten nach wie vor den Kampf 
auf ihre Fahnen geſchrieben! Was Wunder, daß ſie ſich die Angunſt der 
damaligen Machthaber und die Feindſchaft der herrſchenden Kreiſe zugezogen und 
ihre nationale Überzeugung mit Verfolgung, Beſtrafung, ja mit Verluſt des Amtes 
bezahlen mußten? Hatten dieſe Männer ein Ziel, das Deutſch ; 
land hieß, die große Maſſe des Volkes, darunter auch die 
Beamten, verloren ſich in anderen Dingen. Dem materia 
liſtiſchen Denken jener Zeit folgend, ſtrebten ſie wie der deutſche Arbeiter 
nur nach materiellen Dingen, und ihre Beamten verbände und »ver 
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einigungen halfen ihnen getreulich dabei. Es half ihnen auch die Weimarer 
Verfaſſung, die ihnen ja die „wohlerworbenen Rechte“ garantiert hatte, aber 
kein Wort zu ſagen wußte von den Pflichten, die das notwendige Korrelat jedes 
Rechts bilden. Ohne einheitliches Ziel auf den verſchiedenſten, ja ſelbſt entgegen- 
geſetzten Wegen marſchierend, vergaßen die Beamten das gemeinſame Ideal, das ſie 
auch in jener Zeit hätte einigen follen! Da ſtanden der untere, der mittlere, der ge⸗ 
hobene mittlere, der höhere Beamte in den meiſten Fragen gegeneinander, verworren 
und zerriſſen in ihren Beſtrebungen, ſo recht ein Spiegelbild des armen, zerriſſenen 
deutſchen Volkes. War doch der Weimarer Parteienſtaat ſelbſt kein Idealſtaat, wie 
ſollte da der Beamte, der Staatsdiener, beſſer ſein als ſein Herr? Wie ſollte der 
Beamte einem Staat treu ſein, der felbſt auf Treubruch aufgebaut war? So ſtand 
die große Maſſe der deutſchen Beamtenſchaft gleichgültig, wenn nicht fremd oder gar 
feindlich der neuen Zeit gegenüber, die mit dem ungeheuren Ringen des National: 
ſozialismus um die Macht langſam, aber ſicher über Deutſchland heraufſtieg! 


Inn. Die rechtlichen Grundlagen des deutfchen Beamtentums 
am 30. Januar 1933 


Die rechtlichen Grundlagen des deutſchen Beamtentums waren, als der National 
ſozialismus am 30. Januar 1933 ſeine Herrſchaft antrat, in großen Zügen folgende: 


Wenn das Beamtenverhältnis auch grundſätzlich als öfſentlich⸗ rechtliches 
Dienſtverhältnis anerkannt war, jo war der Beamtenbegriff doch 
verſchieden, je nachdem man den Beamten im Staatsrecht 
oder im Strafrecht betrachtete. Es war ſogar zweifelhaft, ob es über. 
haupt einen einheitlichen Beamtenbegriff im Sinne des Staatsrechts gab. Die meiſten 
einſchlägigen Geſetze ſprachen nur von „Beamten im Sinne dieſes Geſetzes“ (vgl. 
z. B. 8 1 des RGB). Immerhin finden wir ein für dieſes Beamtenverhältnis 
charakteriſtiſches Merkmal: das Beamtenverhältnis iſt ein öffentlich ⸗ 
rechtliches (nicht privatrechtliche) Verhältnis zum Staat oder 
einer anderen öffentlich⸗ rechtlichen Körperſchaft, alſo zu einem 
Dienſtherrn des öffentlichen Rechts. Begründet wurde dieſes Ver- 
hältnis durch die Anſtellung als Beamter, wenn auch die Recht 
ſprechung des Reichsgerichts, das als Beamten ſchon jeden erklärte, der 
irgendwann öffentliche Funktionen ausgeübt hatte, dazu führen mußte, 
gerade dieſes Merkmal zu verwiſchen. Dieſe Auslegung des Reichsgerichts näherte 
den Beamtenbegriff dem ſtrafrechtlichen Begriff des Beamten, wonach es z. B. im 
8 117 St auf die dienſtliche Tätigkeit des Beamten ankommt. 
Liegt im erſten Fall (ſtaatsrechtlich) das Schwergewicht auf dem ſog. inneren 
Verhältnis des Beamten zu feinem Dienſtherrn, fo ift im letzten 
Fall (ſtrafrechtlich) das Verhältnis des Beamten zur Allgemein 
heit, das ſogenannte Außenverhältnis, maßgebend. 


Während die Pflichten der Beamten in den einſchlägigen Ge⸗ 
legen nur angedeutet waren, wurden um fo mehr die Rechte 
der Beamtenſchaft betont: Lebenslänglichkeit der Anſtellung, Anabſetzbar 
keit, Recht auf Gehalt, Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung, Rechtsweg für 
die Verfolgung der vermögensrechtlichen Anſprüche der Beamten. Dieſe kamen vor 
allem der weitaus überwiegenden Maſſe der Berufs beamten zu. 
Es ſind das die Beamten, die den Dienſt am Staat als ihren Lebensberuf erwählt 
haben. Für den Berufsbeamten bildet die lebenslängliche Anſtellung, Anabſetzbarkeit, 
das Recht auf Amtsbezeichnung, Gehalt, Ruhegehalt und Hinterbliebenenverſorgung 
die Regel. Berufsbeamte waren aber auch „Wahlbeamte“ der Gemeinden, wie 
Bürgermeiſter, rechtskundige Magiſtratsräte uſw., deren Amtszeit von vornherein 
auf eine beſtimmte Zeit (meiſt 12 Jahre) begrenzt war. 
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Im Gegenſatz zu den Berufsbeamten ſtehen die Ehrenbeamten, die kein Ge 
halt, ſondern höchſtens Aufwandsentſchädigung od. dgl. erhalten. Solche ſind z. B. 
Wahlkonſuln oder Handelsrichter. 

In den Nachkriegsjahren erhielt das Wort „Berufsbeamte“ noch eine 
andere Bedeutung dadurch, daß auch in die Stellungen von Berufsbeamten mehr 
und mehr Leute kamen, die nicht über die ſonſt von den Beamten ge⸗ 
forderten Vorausſetzungen, Kenntniſſe und Erfahrungen 
verfügten, ſondern die lediglich auf Grund ihres Parteibuchs in 
Amt und Würden kamen (,„Außenſeiter“). Dieſe Parteibuch 
beamten wurden ſeitdem den richtigen Berufs beamten 
gegenübergeſtellt. 


Dementſprechend wendete ſich das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamten- 
tums vom 7. April 1933 vor allem gegen die Beamten, „die ſeit dem 9. November 
1918 in das Beamtenverhältnis eingetreten find, ohne die für ihre Laufbahn vor- 
geſchriebene oder übliche Vorbildung oder ſonſtige Eignung zu beſitzen“. Danach 
konnte man als Berufsbeamte ſolche bezeichnen, die „die für ihre Laufbahn vor- 
geſchriebene oder übliche Vorbildung beſitzen“. Eine ſonſtige „Eignung“ können 
namentlich ſogenannte „politiſche Beamte“ aufweiſen. 


Auch die ſogenannten politiſchen Beamten waren urſprünglich meiſt Berufs. 
beamte. So waren in der Zeit vor dem Kriege die Träger der höchſten politiſchen 
Amter, der Reichskanzler und die Staatsſekretäre, die den ſpäteren Reichsminiſtern 
entſprachen, meiſt aus der Beamtenlaufbahn hervorgegangen. Die Erreichung eines 
ſolchen Amts bedeutete im Reid) — und ähnlich in den Bundesſtaaten — in der Regel 
den Gipfel einer verdienten Beamtenlaufbahn. Darum behandelte noch 8 35 RBG 
den Reichskanzler und die früheren Staatsſekretäre grundſätzlich als Beamte. Erſt 
das Reichsminiſtergeſez vom 27. März 1930 trennte die parlamentariſchen 
Miniſter von den übrigen Beamten, erklärte ihr Miniſteramt als ein beſonderes 
Amt und regelte die Bezüge der Reichsminiſter und ihrer Hinterbliebenen ab- 
weichend von der Beſoldung, der Penſion und Hinterbliebenenverſorgung der 
Beamten. Dieſe Regelung zog nur eine Folgerung aus dem parlamen⸗ 
tariſchen Syſtem, das ſich aus der politiſchen Entwicklung in Deutſchland feit 
dem 9. November 1918 ergab. Ahnlich entwickelten ſich die Dinge in den Ländern. 


Charakteriſtiſch für die politiſchen Beamten, zu denen im Reich 
die im § 25 des RBG aufgeführten Beamten, in Preußen insbeſondere Landräte. 
Regierungs- und Oberpräfidenten zählten, iſt, daß fie jederzeit in den 
einſtweiligen Ruheſtand verſetzt werden können. In politiſch be- 
wegten Zeiten zeigt ſich regelmäßig die Tendenz, die politiſchen Beamtenſtellen zu 
vermehren und ſie häufiger als ſonſt mit Nichtberufsbeamten zu beſetzen. 


Neben dieſer Scheidung der Beamten, die ſich aus ihrer Anſtellung und ihren 
Aufgaben ergibt, war für das deutſche Beamtenrecht noch beſonders wichtig die 
Anterſcheidung der deutſchen Beamten nach ihren verſchiedenen Dienſtherren. 
Je nachdem das Reich, ein Land oder eine Gemeinde der unmittelbare Dienſtherr 
eines Beamten war, hatten wir in der Hauptſache Reichs-, Länder und Ge⸗ 
meindebeamte. Wer Reichsbeamter war, ergab ſich aus 8 1 RVG alter 
Faſſung. Zu den Reichs beamten gehörten insbeſondere auch die Beamten der 
Reichspoſt, die früher teils Reichs, teils Länderbeamte (Bayern, Württemberg) 
geweſen waren. Seit dem Reichspoſt⸗Finanzgeſetz vom 18. März 1924 waren fie 
Reichsbeamte mit den Rechten und Pflichten im Sinne des Art. 129 der Weimarer 
Verfaſſung. 

Anders lagen die Verhältniſſe bei den Reichsbahn beamten. Dieſe waren 
wohl öffentlich rechtliche Beamte der Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft im Sinne der 
Reichsverfaſſung und des Reichsſtrafgeſetzbuches, aber keine Reichsbeamten. Maß. 
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gebend für ihre Rechtsverhältniſſe waren das Reichsbahngeſetz und das Reichsbahn⸗ 
perſonalgeſetz vom 30. Auguſt 1924 ſowie die Perſonalordnung der Deutſchen Reichs. 
bahn⸗Geſellſchaft. Die Rechtſprechung des Reichsgerichts hat fie immerhin als 
mittelbare Reichsbeamte bezeichnet. Ahnlich war die Stellung der Beamten der 
Deutſchen Reichsbank (vol. Reichsbankgeſetz vom 30. Auguſt 1924). 


Sinter den Beamten der Länder nahmen die Richter auf Grund des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes und der Art. 102, 104 der Weimarer Verfaſſung eine be- 
ſondere Stellung ein (namentlich auf dienſtſtrafrechtlichem Gebiet). Für die Poli 
zeibeamten galten beſonders auf dem Gebiete der Verſorgung eigene Be— 
ſtimmungen (Geſetz über die Schutzpolizei der Länder von 1922, Preuß. Polizei. 
beamtengeſetz vom 31. Juli 1927). Beamte waren nach ausdrücklicher Beſtimmung 
des Art. 143 Abſ. 3 der Weimarer Verfaſſung auch die Lehrer an Öffent- 
lichen Schulen, doch blieb ihre Nechtsſtellung umſtritten. 


Im übrigen war zu unterſcheiden zwiſchen mittelbaren und unmittel 
baren Staatsbeamten. Zu den letzteren zählten vor allem die Rommu- 
nalbeamten, die auch in dem vom Staat den Gemeinden übertragenen Wir- 
kungskreis tätig werden (z. B. Gewerbe- und Lebensmittel polizei). 


Die Regelung der Verhältniſſe der Geiſtlichen und der kirchlichen Be⸗ 
amten war nach der den Religionsgeſellſchaften zuſtehenden Autonomie dieſen ſelbſt 
überlaſſen (vgl. Art. 137 Abſ. 4 der Weimarer Verſaſſung). 


Mit Rückſicht auf die verſchiedenen Laufbahnen und die Eingruppierung der 
Beamten in die Beſoldung ſpricht man von Beamten des höheren, 
des gehobenen mittleren, des einfachen mittleren und des 
unteren Dienſtes. 


Beamte waren weder im ſtaatsrechtlichen noch im ſtrafrechtlichen Sinne die fo- 
genannten „Privatbeamten“, deren Verhältniſſe ſich nach dem bürgerlichen Recht 
richten (z. B. Bankbeamte, Gutsbeamte). 


Der Verſchiedenheit der Dienſtherren entſprach die Mannigfaltigkeit der für 
das Beamtenverhältnis im einzelnen maßgebenden Rechtsquellen. Anſätze 
zu einem allgemeinen, für alle deutſchen Beamten geltenden 
Recht brachten erſt Art. 128 ff. und andere Beſtimmungen der Weimarer Ver— 
faſſung (3. B. Art. 131 über die Haftung des Staates für Amtspflichtverletzungen 
der Beamten). Auch die Perſonalabbauverordnung vom 27. Oktober 1923 darf in 
dieſem Zuſammenhange genannt werden. Ebenſo verſuchte das ſpäter wiederauf- 
gehobene Beſoldungsſperrgeſetz von 1920/23 eine Gleichmäßigkeit der Beſoldungs⸗ 
verhältniſſe der Beamten in Reich, Ländern und Gemeinden herbeizuführen. 


Neben dieſem auf gewiſſe grundlegende Forderungen und Vorſchriften ſich beſchrän⸗ 
kenden „Beamtenreichsrecht“ galten für die Reichs beamten das Reichs 
beamtengeſetz, für die Beamten der Länder, Gemeinden uſw. 
die verſchiedenen Beamtengeſetze der Länder, auch einſchlägige Vor⸗ 
ſchriften ihrer Verfaſſungen, Satzungen und Statuten der Gemeinden 
nach wie vor. Im einzelnen beſtimmte ſich das Dienſtverhältnis 
des Beamten zu feinem Dienſtherrn nach all dieſen Rechts- 
normen. Sie durften nur nicht gegen die Reichsverfaſſung 
verſtoßen. Wohl erklärte ihr Art. 128 Abſ. 3: „Die Grundlagen des Beamten⸗ 
verhältniſſes find durch Reichsgeſetz zu regeln“. Trotz dieſer ſtrikten Anweiſung kam 
es aber in der Weimarer Republik dazu nie, ebenſowenig kam es zu einem bereits 
ſeit 1922 in Ausfiht genommenen Beamtenvertretungsgeſetz oder zu der längſt ge ⸗ 
planten Reichsdienſtſtrafordnung. 


So fand der Nationalſozialismus am 30. Januar 1933 eine 
unſägliche Zerſplitterung des deutſchen Beamtenrechts vor, das dadurch, daß die 
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Rechte der Beamten in den Vordergrund geſtellt wurden, den materialifti- 
ſchen Strömungen der Nachkriegszeit entgegenkam. Befangen in dem 
Irrwahn dieſer Zeit hatte die große Maſſe der deutſchen Beamten ebenſo wie die 
meiſten ihrer mehr als 900 Beamtenverbände vergeſſen, daß es für den Beamten 
Höheres gibt als Laufbahnen und Beſoldungsgruppen, nämlich die Idee der 
Treue, der Pflichterfüllung und der Ehre. 


| IV. Die Wende des 30. Januar 1933 für das deutfche Beamtentum 


Der 30. Januar 1933 brachte die Wende auch für die deutſche 
Beamtenſchaft. Nicht für die 120 000 deutſchen Beamten, die ſchon damals 
in Adolf Hitlers Reihen ſtanden, marſchierten und kämpften. Ihnen brachte der 
30. Januar 1933 die Erfüllung ihrer Sehnſucht, ihres Ringens und Kämpfens. Sie 
wußten längſt, worum es ging. Bewußt hatten ſie ſich gegen einen Staat aufgelehnt, 
der längſt nicht mehr ihr Staat war, ſondern ein undeutſcher, marxiſtiſch⸗pazifiſtiſcher 
Staat geworden war, ein Staat, der auch ſie ablehnte, bedrohte und verfolgte. Konnte 
ſich das Dritte Reich auf dieſe 120 000 erprobten Kämpfer feſt verlaſſen, fo doch nicht 
auf die übrige, die große Maſſe der deutſchen Beamtenſchaft! 


Die zerſetzenden Einflüſſe der Nachkriegszeit hatten den 
ehemals ſoſtolzen Beamtenkörper nicht unverſehrt gelaſſen. 
Parteileute, Außenſeiter und Fremdſtämmige waren immer mehr in die Reihen 
des deutſchen Beamtentums eingedrungen und hatten gerade die maßgebenden 
Poſten zu gewinnen verſtanden. Demgegenüber war ſich die Regierung der natio- 
nalen Erhebung von vornherein klar darüber, daß nur ein ihr treu ergebenes. 
wieder auf feine Pflichten, nicht auf feine Rechte bedachtes Beamtentum not- 
wendig war, um ihre großen Aufgaben in ihrem Sinne und in ihrem Geiſt durchzu- 
führen. Dadurch, daß ſich der neue Staat neue Ziele ſteckte, 
mußte er auchſeiner Beamtenſchaft neue Ziele weiſen. Dadurch, 
daß er die Treue, die Pflichterfüllung und den Opfer mut in den Vor- 
dergrund ſtellte, ergab ſich ohne weiteres das gleiche für ſeine Beamtenſchaft. Mit 
dem gleichen ſittlichen Gehalt, der dem Nationalſozialis⸗ 
mus eigen war, mußte er auch feine Beamtenſchaft erfüllen. 


Eine ſeiner erſten Aufgaben war es daher, die Hauptmaſſe der Beamtenſchaft, die 
noch neben dem neuen Staat ſtand oder gar gegen ihn eingeſtellt war, gleich zu ; 
ſchalten, die Beamtenſchaft auf einen Nenner zu bringen mit dem neuen Staat. 


V. Die Beamtengefeßgebung des Dritten Reichs 


A. Das Gejeh zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 


Die Geſtaltung des deutſchen Beamtenrechts ſeit dem 30. Ja- 
nuar 1933 war zunächſt durch zwei Geſetze gekennzeichnet und beſtimmt: durch 
das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufs beamtentums 
vom 7. April 1933 und durch das Geſetz zur Anderung von Vor: 
ſchriften auf dem Gebiete des allgemeinen Beamten“, des 
Befoldungs- und des Verſorgungsrechts vom 30. Juni 1933. 
In der Folgezeit ift der ſtaats rechtliche Am und Neubau des Reichs 
nicht ohne Wirkung auf das deutſche Beamtenrecht geblieben. Den Schluß der 
Entwicklung hat das neue deutſche Beamtengeſetz vom 26. Januar 
1937 und die am gleichen Tag erlaſſene Reichs dienſtſtrafordnung gebracht. 


Bei der Fülle des Stoffes kann die Entwicklung und der Inhalt des Beamtenrechts 
des Dritten Reiches ſelbſtverſtändlich nur in großen Zügen dargeſtellt werden und 
muß auf ein Eingehen in Einzelheiten zumeiſt verzichtet werden. 
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Vorallem mußte das deutſche Berufsbeamtentum von allen 
art» und weſensfremden Eindringlingen geſäubert werden. 
Damit durfte ſich aber der neue Staat nicht begnügen; er mußte auch dafür 
ſorgen, daß ſein Berufsbeamtentum mit feinem Geiſt er ⸗ 
füllt und dadurch befähigt wurde, die Ziele des national ⸗ 
ſozialiſtiſchen Staates zu erkennen, zu verſtehen und durch 
zuſetzen. Das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 
7. April 1933 (nachſtehend mit BBG abgekürzt) löſte die beiden Aufgaben: 
einmal mit ſcharfem Schnitt die Auswüchſe und kranken Teile am Baum des deut⸗ 
ſchen Berufsbeamtentums abzutrennen, dann aber auch friſche Reifer auf den noch ge- 
ſunden Stamm des Baumes aufzupfropfen. Beſeitigte ſo das Geſetz Schädlinge und 
Wucherungen, ſo legte es doch auch die Grundlagen für ein neues 
nationales Beamtentum. 


„Das BVG erfaßte alle unmittelbaren und mittelbaren Beam 
ten des Reichs, der Länder, der Gemeinden und Gemeinde 
verbände, der ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen 
Rechts und der dieſen gleichgeſtellten Einrichtungen und 
Anter nehmungen, und ſchuf damit „Beamtenreichsrecht“ größten Aus- 
maßes. Insbeſondere fielen unter das Geſetz auch Richter und Hochſchul⸗ 
lehrer. Reichsbahn und Reichsbank, deren Perſonal ſchon wegen der für 
ſie geltenden beſonderen, zum Teil internationalen Bindungen in das Geſetz nicht 
unmittelbar einbezogen werden konnte, wurden ermächtigt, entſprechende Anord- 
nungen zu treffen. Nur die öffentlich⸗ rechtlichen Religionsgeſellſchaften waren von 
der Anwendung des Geſetzes ausgenommen. 


Zu dem nur 18 Paragraphen umfaſſenden Geſetz ergingen ſechs Novellen, die jedoch 
das Weſen und die Grundlinien des Geſetzes nicht berührten. Außerdem wurden 
zu dem Geſetz ſieben, zum Teil umfangreiche Durchführungsverordnungen erlaſſen. 


Obwohl das Geſetz, dem Zweck der Säuberungsaktion entſprechend, in feiner Gel⸗ 
tungsdauer nur für kurze Zeit beſtimmt war, bewies es doch vor allem den Willen 
des nationalen Geſetzgebers, das deutſche Berufs beamten⸗ 
tum als ſolches anzuerkennen und zu erhalten. Das zeigte ſchon 
die Aberſchrift des Geſetzes, ergab ſich aber mit voller Deutlichkeit aus feinem § 2. 
Wenn dort als nicht in das Berufsbeamtentum gehörig derjenige bezeichnet wurde, 
der die vorgefchriebene oder übliche Vorbildung oder ſonſtige 
Eignung vermiſſen läßt, fo wurde dadurch umgekehrt der Berufsbeamte uni⸗ 
ſchrieben und hervorgehoben im Gegenſatz zu denen, die dieſe Vorausſetzungen nicht 
erfüllten. Damit hat das BBG die Spreu vom Weizen geſondert, den gründli y 
aus- und vorgebildeten, erfahrenen Berufsbeamten abgejondert 
von denen, die ſeit dem November 1918 lediglich die Amtsſeſſel drückten und das 
Gehalt einſtrichen, ohne das zu leiſten, was von dem Beamten je nach ſeiner Art ver⸗ 
langt wird und verlangt werden muß. Dadurch, daß das Geſetz auf dieſe Merkmale 
des Berufsbeamtentums beſonders hinwies, ſtellte es für die Beamtenſchaft das 
Leiſtungsprinzip auf. Dieſe Hervorhebung des Leiſtungsprinzips, für das 
der Nationalſozialismus auch ſonſt überall eintritt, bedeutete zugleich eine endgültige 
und unwiderrufliche Abſage an das vom Marxismus als Ideal auf ⸗ 
geſtellte Wahlbeamtentum, das abhängig iſt von der Gunſt und Angunſt 
der Maſſen und nicht unparteiiſch ſein kann. Man mag einwenden, es ſei nichts Neues 
geweſen, wenn der nationalſozialiſtiſche Staat das Leiſtungsprinzip bei den Beamten 
wieder in den Vordergrund rückte; denn auf dem Leiſtungsvrinzip hätten ſchon früher 
der geſamte Beamten⸗ und Behördenaufbau, Rang- und Beſoldungsverhältniſſe 
beruht. Das iſt richtig. And doch war es dringend nötig, das Leiſtungsprinzip wieder 
in den Vordergrund zu ſtellen, weil es in den 14 Jahren ſeit dem November 1918 
immer mehr üblich geworden war, weniger auf die Leiſtung als auf das Entgelt Wert 
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und Gewicht zu legen. Auch dem Arbeiter kam es damals weniger auf die Arbeit als 
auf den Lohn an, und wer ſeinerzeit das Treiben unſerer mehr als 900 Beamten- 
verbände verfolgte, mußte ſich leider jagen, daß auch in dieſen Kreiſen die mate 
riellen Forderungen das Abergewicht gewonnen hatten über die Ideale, 
auf die ehedem das Beamtenverhältnis abgeſtellt war. 


Daß für Kommuniſten in der deutſchen Beamtenſchaft kein Raum mehr war, ſeit 
der Nationalſozialismus die Macht ergriffen hatte, iſt klar. Ein durch das Ande⸗ 
rungsgeſetz vom 20. Juli 1933 eingefügter §S 2a ſtellte dieſes ausdrücklich feſt. 
Zugleich wurden nach der Auflöſung der Sozialdemokratiſchen Partei die übrigen 
Marxiſten den Kommuniſten gleichgeſtellt. 


Bedeutete, fo geſehen, $ 2 BBG Amkehr und Einkehr für die deutſche Beamtenſchaft, 
fo ſtellte S 3, der verlangte, daß der deutſche Beamte ariſcher Ab- 
ſt am mung fein muß, eine ganz neue Forderung auf, die im deutſchen 
Recht keinen Vorgang hatte und im ſchroffen Gegenſatz ſtand zu allem, was bisher 
gepredigt worden war. Gebrochen wurde mit dem Satz, daß „alles gleich iſt, was 
Menſchenantlitz trägt“, gebrochen mit Art. 128 der Weimarer Verfaſſung, wonach alle 
Staatsbürger „ohne Anterſchied nach Maßgabe der Geſetze und entſprechend ihrer 
Befähigung und ihren Leiſtungen zu den Öffentlichen Amtern zuzulaſſen“ waren. Da - 
gegen wurden Punkt 4 und 5 des Programms der NS D A P. in 
die Tat umgeſetzt, daß in Deutſchland ein Amt nur bekleiden 
kann, wer deutſchen Blutes iſt. Damit war der berühmte Arier 
paragraph geſchaffen. Damit war zum erſtenmal greifbar und ſcharf heraus- 
geſtellt das raſſiſche Prinzip des Nationalſozialismus, die 
künftige Grundlage des deutſchen Volkes. Es genügt nicht mehr, daß man in Deutſch⸗ 
land lebt und wohnt und verdient, man muß auch deutſchen Blutes ſein! 
Gerade wir Beamten haben allen Anlaß, ſtolz darauf zu ſein, daß wir die erſten 
Volksgenoſſen waren, bei denen die völkiſche Forderung verwirklicht worden iſt. 


Wenn auch der Geſetzgeber, als er den Arierparagraphen ſchuf, einen Begriff wählte, 
der zunächſt der Sprachwiſſenſchaft entſtammte, in der Raffenforfhung aber noch um⸗ 
ſtritten war, ſo durfte ſich der Geſetzgeber bei der Prägung dieſes Begriffs doch auf 
zweierlei ſtützen: Auf unſeren Führer Adolf Hitler ſelbſt, der die überragende 
Bedeutung der Arier und der ariſchen Kultur in ſeinem Werke „Mein Kampf“ ſo 
eindringlich und überzeugend dargeſtellt hat, und auf das deutſche Volk, das recht 
wohl wußte, was ariſch war und was nicht. 


Der „Nichtarier“ war und iſt ihm einfach der Jude. And doch wäre es falſch, den 
Arierparagraphen als einen Ausfluß von Antiſemitismus abzutun. Haß und Neid 
haben bei feiner Schaffung nicht Pate geſtanden. Wohl war er eine unbedingte Not- 
wendigkeit, ſollte und wollte das deutſche Volk in letzter Stunde von der ungeſunden, 
unheimlichen und zerſetzenden Aberfremdung durch das Judentum 
gerettet werden, von einer Aberfremdung, die allgemach unſer geſamtes Wirtſchafts⸗ 
und Finanzweſen, unſer Öffentliches und privates Leben und jede Art von deutſcher 
Kultur, ja die deutſche Seele zu vergiften drohte. Gab das den äußeren Anſtoß zur 
Schaffung des Arierparagraphen, ſo war doch auch grundſätzlich eine reinliche 
Scheidung zwiſchen den deutſchblütigen Menſchen einerſeits und den jüdiſchen Ein- 
dringlingen anderſeits unvermeidbar. Der Nationalſozialismus mußte ſich über 
kurz oder lang doch mit dem Raſſenproblem auseinanderſetzen. Denn mit der 
Aufſtellung und Durchführung ſeiner völkiſchen Forderungen ſteht und fällt der 
Nationalſozialismus. 


Die ungeheure Bedeutung des Raſſenproblems für das 
Schickſal aller Völker hat niemand beſſer erkannt als unſer 
Führer Adolf Hitler. Am prägnanteſten ſind dafür die Sätze, die er in ſeinem 
Werke „Mein Kampf“ geſchrieben hat: 
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„Die Blutsvermiſchung und das dadurch bedingte Senken des Raffen- 
niveaus iſt die alleinige Arſache des Abſterbens aller Kulturen; 
denn die Menſchen gehen nicht an verlorenen Kriegen zugrunde, 
ſondern am Verluſt jener Widerſtandskraft, die nur dem 
reinen Blute zueigen iſt. 


Was nicht gute Naſſe iſt auf dieſer Welt, iſt Spreu. 


Alles weltgeſchichtliche Geſchehen aber iſt nur die Außerung des Selbft- 
erhaltungstriebes der Raffen im guten oder ſchlechten Sinne.“ 


Daß der Arierparagraph nichts Künſtliches ſchuf, ſondern nur offenbarte und feſt⸗ 
legte, was das deutſche Volk ſeit Jahrzehnten, ja ſeit Jahrhunderten empfunden hatte 
und heute ſtärker denn je empfindet, das beweiſt die ungeheure Wirkung, die der 
Arierparagraph ausgelöſt hat. Er hat die deutſche Ariergeſetzgebung eingeleitet und 
iſt das Vorbild für zahlreiche Geſetze und Verordnungen 
geworden. (Man denke nur an die Ausſchließung nichtariſcher Arzte von der Kaſſen⸗ 
praxis, die Ausſchließung nichtariſcher Rechts- und Patentanwälte, an das Reichs- 
erbhofgeſetz vom 29. 9. 1933.) Weit darüber hinaus hat er das völkiſche Be ⸗ 
wußtſein des geſamten deutſchen Volkes in einer Weiſe wadı- 
gerüttelt, wie man es ſich kaum je träumen ließ. And wenn der Geſetzgeber auch immer 
wieder darauf hinweiſen mußte, daß in einem Rechtsſtaat — und das iſt auch der 
nationalſozialiſtiſche Staat — Recht und Geſetz ſelbſtverſtändlich beobachtet 
werden müſſen, ſo find doch die Empfindungen und Aberzeugungen 
des Volkes immer wieder neue Quellen, aus denen der Geſetzgeber ſchöpfen 
kann und ſchöpfen muß, will er mit dem Willen und der Seele des Volkes in Ein- 
klang bleiben. 


Die Bewegung, die der Arierparagraph auslöſte, beſchränkte ſich aber nicht auf das 
deutſche Volk. Weit über ſeine Grenzen hinaus hat der hier geformte Gedanke 
Menſchen und Seelen ergriffen. And wenn das Ausland unſeren völkiſchen Forde⸗ 
rungen noch da und dort verſtändnislos und ablehnend gegenüberſteht, weil es nicht 
ſelten argwohnt, daß Deutſchland durch ſeine Ariergeſetzgebung die Angehörigen 
fremder Raſſen deklaſſiere, ſo iſt nie eine Befürchtung unbegründeter geweſen. Denn 
mit ihren Bemühungen, das Raffegut des deutſchen Volkes zu pflegen und ſeine 
Reinhaltung ſicherzuſtellen, hat die deutſche Regierung kein Werturteil über 
andere Raffen gefällt. Dem deutſchen Volk liegt es fern, ſich über andere 
Völker zu erheben und die alte und hohe Kultur vieler vom deutſchen Volk raſſiſch 
verſchiedenen Völker, z. B. Japans oder Chinas, herabzuſetzen. Nur vom Juden 
tum trennt uns eine Welt. Folgerichtig wendeten ſich darum die ſogenannten 
Nürnberger Geſetze, auf die ſpäter noch zurückgekommen wird, ausgeſprochen 
gegen die Juden. 


Ahnlich wie mit dem Arierbegriff iſt es mit dem Frontkämpferbegriff 
gegangen, der ebenfalls auf S3 BBG zurückgeht. Was hatte man ſich ſchon in den 
Jahren ſeit dem Großen Krieg noch viel aus den Frontkämpfern gemacht! Wo iſt 
„der Dank des Vaterlandes“ geblieben, den man ihnen 1914 verheißen hat? Das 
Reichsverſorgungsgeſetz von 1920, das den „Heimatkrieger“ und den an der Front 
verwundeten Führer eines Sturmtrupps auf eine Stufe ſtellte und feiner Weisheit 
letzten Schluß in einer materiellen Verſorgung ſah, hatte für die „Frontkämpfer“ 
nichts übrig! Es war dem BBG vorbehalten, den „Frontkämpfer“ wieder zu Ehren 
zu bringen. 

Allerdings enthielt es keine Vorſchriften für die deutſchen Frontkämpſer ſchlechthin, 
ſondern billigt nur nichtariſchen Frontkämpfern Ausnahmen zu. Das 
Volk freilich kümmerte ſich nicht um dieſe Begrenzung. Ihm waren mit dem Front- 
kämpfer des 8 3 die deutſchen Frontkämpfer des Weltkrieges 
überhaupt wieder erſtanden und damit die Helden, die über vier Jahre lang mit 
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ihren Leibern die Heimat vor Zerſtörung und Vernichtung geſchützt hatten! Seitdem 
iſt, wenn auch das deutſche Kriegsopferrecht noch nicht allen nationalſozialiſtiſchen 
Forderungen entſprechend umgeſtaltet werden konnte, doch durch die Schaffung der 
„Frontzulage“ im Geſetz vom 3. Juli 1934 und durch die Stiftung des „Front- 
kämpferkreuzes“ in der Verordnung vom 13. Juli 1934 der Frontkämpfer weiter 
geehrt worden. 


So war der Arierparagraph keine Schöpfung des „grünen Tiſches“, ſondern die Ver⸗ 
wirklichung von Forderungen des ganzen deutſchen Volkes, geboren aus Blut und 
Leben, ſo daß man ihn nicht mit Anrecht als eine „bahnbrechende Tat“ bezeichnet hat 
und bezeichnen durfte. 


Den größten Teil nichtariſcher Beamter hatten in Deutſchland die Juden geſtellt. 
Deshalb wies auch die Erſte Durchführungsverordnung auf ſie beſonders hin und 
erklärte die Zugehörigkeit zur jüdiſchen Religion als ein Indiz für 
eine nichtariſche Abſtammung. Der Grundſatz der ariſchen Abſtammung wurde ın- 
deſſen nicht reſtlos durchgeführt. Einmal ſchlug die eben erwähnte Durchführungs⸗ 
verordnung einen Mittelweg inſofern ein, als fie nicht alle ausſchloß, die überhaupt 
nichtariſches Blut in ihren Adern hatten, ſondern nur die, die von nicht 
ariſchen, insbeſondere jüdiſchen Eltern oder Großeltern ab- 
ſtammten. Sie erfaßte alſo die erſte und zweite Generation, ging aber nicht, wie das 
Reichserbhofgeſetz vom 29. September 1933, auf das Jahr 1800 zurück. Immerhin 
genügte es nach dem BB ſchon, wenn ein Elternteil oder ein Großelternteil nicht 
ariſch war, um ihn den „Nichtariern“ zuzurechnen. 


Abgeſehen von dieſer Einſchränkung des Arierbegriffs an ſich, machte das Geſetz noch 
Ausnahmen zugunſten von Beamten, die bereits am 1. Auguſt 1914 Beamte waren 
(Vorkriegsbeamte, „Altbeamte“), und für Beamte, die Frontkämpfer waren, 
ſowie für die Väter, Söhne und Witwen im Weltkrieg gefallener Beamter. Außer 
dem konnten in Einzelfällen Ausnahmen zugelaſſen werden, wenn dringende Rück- 
ſichten der Verwaltung es erforderten. 


Wenn dann S 4 BBG die politiſch unzuverläſſigen Beamten aus 
ſiebte, ſo wurde dadurch der Grundſatz allen nationalſozialiſtiſchen Beamtenrechts zur 
Geltung gebracht, daß der Beamte mit ſeinem Staat nicht nur äußerlich, ſondern 
auch innerlich eins ſein und ſich mit ihm auf Gedeih und Verderb verbunden fühlen 
muß. Denn daß es nach Art. 130 Abſ. 2 der Weimarer Verfaſſung für die Beamten 
eine „Freiheit ihrer politiſchen Geſinnung“ gab, die ſich unter Amſtänden auch gegen 
den Staat richten konnte, iſt ein Anding und ein Widerfinn zugleich. 


Parteibuchbeamte und Staatsfeinde (Kommuniſten, ſpäter auch 
Marriften) traf das BBG mit der härteſten Maßnahme: fie wurden entlaſſen 
und verloren jeden Anſpruch auf Wartegeld, Ruhegeld und 
Hinterbliebenen verſorgung, auf Amtsbezeichnung, Titel, 
Dienſtkleidung und Dienſtabzeichen. Lediglich auf die Dauer von drei 
Monaten nach der Entlaſſung verblieben ihnen ihre bisherigen Bezüge. Beamte 
nichtariſcher Abſtammung mußten aus ihren Amtern ausſcheiden, erhielten 
aber Ruhegeld, ſoweit die Vorausſetzungen hierfür erfüllt waren. Politiſch 
unzuverläſſige Beamte wieder konnten aus dem Staatsdienſt entlaſſen 
werden, behielten aber drei Viertel der ihnen zuſtehenden Penſion, das 
Recht zur Führung der Amtsbezeichnung uſw. 


Erfaßten die bisher erwähnten Vorſchriften nur beſtimmte Beamten 
gruppen, ſo konnten die Naß nahmen der 885 und 6 auf jeden Beamten 
angewendet werden. Die erſte Vorſchrift gab die Möglichkeit, Beamte in 
ein Amt von geringerem Rang und Dienſteinkommen zu ver- 
ſetzen, jedoch unter Belaſſung ihrer Amtsbezeichnung und ihres bisherigen Dienft- 
einkommens. 8 6 gab allgemein die Befugnis, Beamte zur Verein ; 
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fachung der Verwaltung und im Intereſſe des Dienſtes in den 
Ruheſtand zu verſetzen. Ein nach S 5 behandelter Beamter konnte feine 
Penſionierung verlangen. Darüber, ob eine Verſetzung in den Ruheſtand „zur Ver. 
einfachung der Verwaltung“ oder „im Intereſſe des Dienſtes“ notwendig war, ent⸗ 
ſchied die Verwaltung ſelbſt. So war in der Tat durch den S6eine weit 
gehende allgemeine Penſionierungs möglichkeit geſchaffen, 
die nur dadurch eingeengt war, daß in der Regel die ſo erledigten Stellen nicht wieder 
beſetzt werden durften. 

Daß all dieſe Maßnahmen ſchwere Eingriffe in die ſogenannten „wohl- 
erworbenen Rechte“ der Beamtenſchaft bedeuteten, ſtand feſt. Nach dem ſogenannten 
Ermächtigungsgeſetz vom 24. März 1933 waren aber auch ſolche Maßnahmen zu- 
läſſig. Am einen möglichſt gleichmäßigen Vollzug zu ſichern, wies das Geſetz die 
Entſcheidung über die getroffene Maßnahme der oberſten Reichs 
o der Landesbehörde zu. 

Eine weitere Gewähr bot der deutſchen Beamtenſchaft der Amſtand, daß 
das Geſetz ſelbſt ſich von vornherein einen vorübergehenden 
Charakter beilegte. Zwar mußten die urſprünglich für feinen Vollzug vor. 
geſehenen Friſten wiederholt verlängert werden. Zuletzt waren nur noch 
Maßnahmen nach SS 5 und 6 „bis zum Inkrafttreten des neuen Beamten⸗ 
geſetzes“ zuläffig. | 

Beſonders wäre noch zu nennen 8 14, der — im Gegenſatz zum bisher geltenden 
Reihsredt — die Einleitung eines Dienſtſtrafverfahrens auch 
gegen Beamte zuließ, die auf Grund dieſes Geſetzes in den Ruheſtand verſetzt oder 
entlaſſen wurden. 

Ein entſprechendes Vorgehen gegen Angeſtellte und Arbeiter der öffentlichen Hand 
wurde durch § 15 und die hierzu ergangene Zweite Durchführungsverordnung mit 
verſchiedenen Nachträgen ermöglicht. Weitere wichtige Durchführungsvorſchriften ent- 
hielt vor allem die Dritte Durchführungsverordnung zum Geſetz. 


Das Geſetz hat in der Zeit feines Beſtehens feinen Zwecker⸗ 
füllt. Mit ſeiner Hilfe wurden nicht nur die Schädlinge aus 
dem Berufsbeamtentum entfernt, ſondern auch die An⸗ 
geſtellten und Arbeiter der öffentlichen Hand von fremden 
Elementen gereinigt. Die deutſchen Beamten, Angeſtellten 
und Arbeiter aber, die nach der Durchführung der Säuberung 
als würdig befunden wurden, im Dienſt zu bleiben, hatten 
die Feuerprobe beſtanden. Sie traten nicht nur wieder in den 
Genuß der ihnen zukommenden Rechte, ſondern durften auch 
ſtolz ihr Haupt erheben und freudig dem neuen Staat dienen! 


B. Das Geſetz zur Hnderung von Vorſchriften auf dem Gebiete des allgemeinen 
Beamten-, des Bejoldungs- und des Verſorgungsrechts vom 30. Juni 1933 


Das BWG erfaßte die bei feinem Inkrafttreten (8. April 1933) im 
Dienſt ſtehenden Beamten. Die durch dieſes Geſetz ermöglichte Säuberung 
der deutſchen Beamtenſchaft von art- und weſensfremden Elementen wäre ein Schlag 
ins Waſſer geweſen, wenn zwar der vorhandene Beamtenkörper von Fremdteilen 
und Schädlingen befreit worden wäre, wenn er aber von ſolchen wieder hätte 
befallen werden können. Dem beugte das Geſetz vom 30. Juni 1933 
(nachſtehend als And abgekürzt) vor, indem es nicht nur die national ⸗ 
ſozialiſtiſchen Grundſätze des BBG aufnahm, ſondern fie 
noch vertiefte. Zugleich verſuchte es andere Probleme des allgemeinen Beamten⸗ 
rechts zu löſen und förderte durch die Schaffung gemeinſamer Normen 
für alle Beamten des Reichs, der Länder, Gemeinden uſw. die 
weitere Verein heitlichung des deutſchen Beamtenrechts. 
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Konnte das BBG ſchon deshalb keine endgültige Neugeſtaltung des deutſchen 
Beamtenrechts bringen, weil es einem vorübergehenden Zwecke diente, ſo 
brachte auch das And noch nicht abſchließend das deutſche Beamtenrecht. Immerhin 
ließen ſowohl die Vorſchriften des BBG als auch die des And erkennen, wor auf 
es dem Nationalſozialismus bei der Schaffung des end 
gültigen Beamtenrechts ankam. 


1. all i 
. gemeines 


Wie bereits aus der Aberſchrift des And zu entnehmen ift, befaßt es fih mit ver 
ſchiedenen Rechtsgebieten, die miteinander kaum oder doch nur loſe zuſammenhängen, 
in ihrer Geſamtheit aber von dem Gedanken beherrſcht werden, der öffent- 
lichen Verwaltung weitere Möglichkeiten zubieten, um ihren 
Betrieb zu vereinfachen und Erſparniſſe zu erzielen. Der 
Schwerpunkt des Geſetzes lag bei den Vorſchriften des „allgemeinen Beamten- 
rechts“, während die übrigen Vorſchriften, ſo wichtig ſie an und für ſich waren, doch 
nur für die unmittelbar davon betroffenen Kreiſe Bedeutung hatten. 


Obwohl das And in feinen beamtenrechtlichen Vorſchriften zunächſt von den Ver⸗ 
hältniſſen der Reichsbeamten ausging, erftredte es feine Vorſchriften doch 
jeweils auf die Beamten der Länder, Gemeinden, Gemein de 
verbände und ſonſtigen Körperſchaften, Anſtalten und Stif⸗ 
tungen des öffentlichen Rechts. Da außerdem die Deutſche 
Reichsbahn ⸗Geſellſchaft, die Reichsbank (wie bereits im BBG), 
die ö6ffentlich⸗ rechtlichen Religionsgeſellſchaften und die Ver 
bände von ſolchen ermächtigt wurden, gleichartige Vorſchriften zu erlaſſen, wurde 
auf weiten Gebieten des deutſchen Beamtenrechts ein einheit⸗ 
liches Recht für alle deutſchen Beamten geſchaffen, mochten ſie auch verſchiedenen 
Dienſtherren unterſtehen. 


Die durch Vorſchriften des Geſetzes Betroffenen konnten ſich grundſätzlich nicht mehr 
auf abweichende, ihnen günſtige Zuſicher ungen, Vereinbarungen, 
Vergleiche, rechtskräftige Urteile oder Schiedsſprüche berufen. 
So ſchmerzlich dies für den einzelnen fein mochte, jo mußte doch fein Intereſſe 
hinter der Rückſicht auf das große Ganze, auf das Gemeinwohl zurückſtehein. 


Auf Angeſtellte fand das Geſetz in der Regel keine Anwendung. 


2. Vorſchriften auf dem Gebiet des allgemeinen Beamtenrechts 
a) Vorausſetzungen für die Schaffung von Beamtenſtellen 


Der Staat kann jemanden, deſſen Arbeit er bedarf, auf verſchiedene Weiſe in ſeine 
Dienſte nehmen: er kann ihn entweder zum Beamten ernennen und dadurch 
ein öffentlich⸗ rechtliches Verhältnis zwiſchen ſich und dem Dienſt⸗ 
verpflichteten begründen, oder er kann mit ihm, ſei es als Angeſtellten oder als 
Arbeiter, einen privatrechtlichen Dienſtvertrag abſchließen. Bis 
zum And gab es keine Vorſchriften darüber, wann die eine und wann die andere 
Form gewählt werden ſollte. Welche Aufgaben von Beamten, welche von An- 
geſtellten wahrgenommen werden ſollten, war nirgends gejagt. Die Anftel- 
lungspolitik ging deshalb auch, ſtark beeinflußt durch politiſche Strömungen, 
in der Vergangenheit verſchiedene Wege. Während in den erſten Jahren nach der 
Revolte von 1918 die Neigung überwog, möglichſt viele Beamtenſtellen zu ſchaffen 
und namentlich bei der Reichsbahn zahlreiche Arbeiter in das Beamtenverhältnis 
überführt wurden, gewann ſpäter die entgegengeſetzte Tendenz die Oberhand. 


Nunmehr zog das Geſetz die Grenze und beſtimmte, daß Beamte nur noch in 
ſoweit eingeſtellt werden durften, als Amtsſtellen zu beſetzen waren, die 
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dauernd notwendig waren und die entweder obrigkeitliche Aufgaben zu 
erfüllen hatten oder aus Gründen der Staatsſicherheit nicht mit Ange⸗ 
ſtellten oder Arbeitern beſetzt werden durften. 


Soweit alſo lediglich vorübergehende Aufgaben zu löſen waren, durften dazu 
Beamte nicht herangezogen werden. Doch waren immerhin Aus nahmen zulälfig, 
ſo für Beamte im Vorbereitungsdienſt oder für Beamte auf Probe. 


Am die Erfüllung obrigkeitlicher Aufgaben handelt es ſich, wenn eine 
grundſätzlich andere Tätigkeit ausgeübt wird, als ſie in der Privatwirtſchaft vor ſich 
geht. Es müſſen alfo Aufgaben fein, die dem Staat eigentümlich find. Eine 
Wahrnehmung obrigkeitlicher Befugniſſe finden wir namentlich bei den 
ſogenannten Hoheitsverwaltungen. Aber auch die Aufgaben der öffentlichen 
Fürſorge gehören hierher. Dagegen kommen für Beamte ſolche Aufgaben nicht 
in Betracht, die ſich ihrer Art nach von Tätigkeiten des allgemeinen Wirt⸗ 
ſchaftslebens, d. i. der Privatwirtſchaſt, nicht unterſcheiden. Solche find z. B. 
Tätigkeiten in Gasanſtalten, Elektrizitätswerken oder bei Straßenbahnen, aber auch 
Tätigkeiten im Verwaltungsdienſt, die ſich in mechaniſchen Hilfeleiſtungen, 
im Schreibdienſt und in einfachen Büroarbeiten erſchöpfen. Hierher gehören die 
Verwaltung von Gebäuden und Inventar, Arbeiten in der Schreibſtube und ein- 
facher Bürodienſt. 


b) Die Begründung des Beamtenverhältniſſes 


Der Begriff des Beamten iſt verſchieden, je nachdem man ihn vom Standpunkt des 
Staatsrechts oder des Strafrechts aus betrachtet. Die bereits früher erwähnte 
Nechtſprechung des Reichsgerichts hatte, zumal daraus auch die entſprechenden ver- 
mögensrechtlichen Folgerungen gezogen wurden, eine Aberſpannung des 
Beamtenbegriffs zur Folge gehabt, die geeignet war, namentlich die Ge⸗ 
meinden finanziell aufs ſchwerſte zu belaſten. 

Das And knüpfte daher den Erwerb der Beamteneigenſchaft an die Erfüllung einer 
beſonderen Form. Das Beamtenverhältnis, das ſich als ein öffentlich recht ⸗ 
liches Dienft- und Treueve verhältnis darſtellt, konnte ſeitdem nur 
durch die Aushändigung einer Arkunde erworben werden, in der ausdrücklich 
die Worte „unter Berufung in das Beamten verhältnis“ ſtanden. 
Wer keine ſolche Arkunde erhielt oder in weſſen Anſtellungsurkunde dieſe Worte 
fehlten, wurde nicht Beamter und hatte nicht die Rechte eines Beamten. 


Nur wer bei Inkrafttreten des Geſetzes (2. Juli 1933) bereits als Beamter an- 

geſtellt war, blieb Beamter, auch wenn er eine den Erforderniſſen des neuen Ge⸗ 

ſetzes entſprechende Urkunde nicht erhalten hatte. Wer aber bisher als Beamter nur 

beſchäftigt worden war, ohne als Beamter angeſtellt worden zu 

fein, wer insbeſondere lediglich auf Grund eines privaten Dienſt⸗ 

vertrags beſchäftigt worden war, war nicht Beamter im Sinne der Beamten⸗ 

geſetze. Selbſt wenn ihm das Gegenteil zugeſichert worden war oder wenn er ein 

Arteil erſtritten hatte, das ihn als Beamten anerkannte, konnte ihm das nichts helfen. 

Anderſeits verblieben ihm die Bezüge, die er bisher als „Beamter“ erhalten hatte. 

In Anlehnung an SS 2 bis 4 BBG ſſchrieb das And die Bedingungen vor, die 

der Beamtenanwärter erfüllen mußte. 

Als Beamter durfte nur berufen werden, wer 

1. die für ſeine Laufbahn vorgeſchriebene oder übliche Vorbildung oder die 
ſonſtige beſondere Eignung für das ihm zu übertragende Amt beſaß, 

2. die Gewähr dafür bot, daß er jederzeit für den nationalen 
Staat eintritt, 

3. ariſcher Abſtammung war, und 

4. nicht mit einer Perſon nichtariſcher Abſtammung ver⸗ 
heiratet war. 
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Mit dem letzten Erfordernis ging das AndG noch über das BBG hinaus. Be⸗ 
amte, die die Ehe mit einer Perſon nichtariſcher Abſtammung 
ein gingen, waren zu entlaſſen. 

Wer als Perſon nichtariſcher Abſtammung zu gelten hatte, 
bemaß ſich nach den vom Reichsminiſter des Innern erlaſſenen Richtlinien vom 
8. Auguſt 1933. Dieſe ſchloſſen ſich in der Hauptſache an $ 3 BBG und die hierzu 
erlaſſenen Durchführungsverordnungen an. 

Ausnahmen für Frontkämpfer uſw., wie fie § 3 Abſ. 2 BBG vorfah, 
kannte das neue Geſetz nicht mehr. Nur wenn dringende Rückſichten der Ver ⸗ 
waltung (nicht das Intereſſe des Beamtenanwärters!) es erforderlich machten, 
konnte die oberſte Reichs oder Landesbehörde in Einzelfällen Ausnahmen zulaſſen. 


Daß für Kommuniſten und Marxiſten als Staatsfeinde kein Raum in der 
Beamtenſchaft ift, war auch nach den And ſelbſtverſtändlich. 


c) Die Rechtsſtellung der weiblichen Beamten 


Die Vorſchriften des Geſetzes über die Rechtsſtellung der 
weiblichen Beamten vom 30. Mai 19 32, das bisher nur für weibliche 
Reichsbeamte galt, wurden auf alle weiblichen Beamten und Lehrer aus 
gedehnt und zum Teil verſchärft. 


d) Die Nebentätigkeit der Beamten 


Nebenbeſchäftigungen von Beamten waren beſonders in Zeiten ſtarker Arbeitsloſigkeit 
vielfachen und oft berechtigten Angriffen ausgeſetzt. Das Geſetz zog daher den Kreis 
für ſolche Nebenbeſchäftigungen noch enger als bisher, faßte die in verſchiedenen 
Geſetzen und Verordnungen verſtreuten Vorſchriften zuſammen und regelte den 
Gegenſtand erſchöpfend. 

Die Regelung der Nebentätigkeit der Beamten entſpricht, wie die der unter den vor- 
ſtehenden Buchſtaben a, b und c behandelten Gebiete, im großen und ganzen der 
Regelung, wie ſie ſpäter durch das neue Deutſche Beamtengeſetz und die Verordnung 
über die Nebentätigkeit der Beamten vom 6. Juli 1937 getroffen wurde. 


e) Die Rechtsſtellung der Beamten bei Ambildung von 
juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts 


Früher war es ein allgemein anerkannter Grund ſatz des Beamtenrechts, daß 
kein Beamter gegen ſeinen Willen ſeinen unmittelbaren 
Dienſtherrn zu wechſeln brauchte. Dieſer Grundſatz erwies ſich außer. 
ordentlich ſtörend bei Eingemeindungen oder in anderen Fällen, in denen eine größere 
Körperſchaft, z. B. ein Gemeindeverband oder ein Land, Aufgaben eine Gemeinde 
übernahm. Denn ſelbſt dienſtfähige und geeignete Beamte konnten ſich weigern, mit 
ihrem Aufgabenkreis in den Dienſt der übernehmenden Körperſchaft zu treten, ſo daß 
dieſe unter Amſtänden gezwungen war, neue Beamte einzuſtellen. Die entbehrlich 
gewordenen Beamten konnten nicht einmal in den Warteſtand verſetzt werden, da es 
z. B. im Gemeindedienſt dafür oft an einer rechtlichen Grundlage fehlte. Daraus 
ergaben ſich Verhältniſſe, die nicht nur zu unnötigen finanziellen Belaſtungen von 
Körperſchaſten des öffentlichen Rechts führten, ſondern auch geeignet waren, das 
Anſehen der Beamtenſchaft zu ſchädigen. 


Hier griff nun das Geſetz ein, und zwar in folgenden Fällen: 
1. Wenn eine Körperſchaft des öffentlichen Rechts in eine 
andere eingegliedert wird (z. B. Eingemeindung), 


2. wenn mehrere ſolcher Körperſchaften zu einer neuen zu ; 
ſammengeſchloſſen werden (z. B. Bildung einer Geſamtgemeinde aus 
bisher ſelbſtändigen Gemeinden) oder 
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3. wenn die Aufgaben einer Körperſchaft des öffentlichen 
Rechts auf Grund einer geſetzlichen Vorſchrift, einer Vereinbarung oder eines 
Schiedsſpruchs auf eine andere übergehen. 


In allen dieſen Fällen wurden die Beamten der aufgelöſten 
o der alten Körperſchaften, die in den Dienſt der aufnehmen ⸗ 
den oder neuen Körperſchaft übernommen werden ſollen, bei 
Meidung des Verluſtes ihres Amtes verpflichtet, einer Berufung als 
Beamte der neuen Körperſchaft Folge zu leiſten. Erfolgt nur eine 
teilweiſe Eingliederung einer Körperſchaft des öffentlichen Rechts in eine 
andere, wird eine ſolche nur aus Teilen einer anderen gebildet oder gehen Auf⸗ 
gaben einer Körperſchaft nur teilweiſe auf eine andere über, ſo wird auch nur 
ein verhältnis mäßiger Teil der Beamten übernommen. Welche dies 
ſein ſollen, beſtimmen die Aufſichtsbehörden der abgebenden und der übernehmenden 
Körperſchaft. 

Wird infolge der Abernahme von Beamten bei der aufnehmenden (neuen) Körper⸗ 
ſchaft die bei ihr vorhandene Geſamt zahl von Beamten über den tat ⸗ 
ſächlichen Bedarf hinaus vermehrt, ſo kann die Körperſchaft 
die entbehrlichen Beamten in den Warteſtand verſetzen, ſo⸗ 
weites ſich um Beamte auf Lebenszeit oder auf Zeit handelt, 
und Widerrufsbeamte entlaſſen. Bei der Auswahl dieſer Beamten ift 
die Körperſchaft nicht auf die übertretenden Beamten beſchränkt, ſondern kann die 
Auswahl unter den nach der Abernahme bei ihr vorhandenen ſämtlichen Be 
amten treffen. Die Zahl der auf dieſe Weiſe ausſcheidenden Beamten darf jedoch 
nicht größer ſein als die Zahl der übernommenen Beamten. 


Richterliche Beamte (Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit, Mitglieder 
des Reichsfinanzhofs, des Rechnungshoſs des Deutſchen Reichs, des Bundesamts 
für das Heimatweſen ſowie ſtändige Mitglieder des Reichswirtſchaftsgerichts) 
unterliegen nicht den Vorſchriften dieſes Kapitels. Sie können 
alſo auch bei derartigen Organiſationsänderungen nicht gegen ihren Willen aus 
ihrem Amt entfernt werden. 


Dagegen können dieſe Vorſchriften — während das Geſetz ſonſt für Angeſtellte in 
der Regel nicht gilt — auch auf Angeſtellte ſinngemäß angewendet werden. Sie 
find auch nach dem Inkrafttreten des DBG in Kraft geblieben. 


f) Amts- und Ruhegeldverluft als Folge ftraf- oder 
militärgerichtlicher Verurteilung 


RNeichsbeamte, gegen die gerichtlich auf eine Strafe erkannt war, die nicht ſchon kraft 
Geſetzes den Verluſt des Amtes zur Folge hat, konnten früher nur im förmlichen 
Diſziplinarverfahren aus dem Amt entfernt werden. Nuheſtandsbeamten gegenüber 
war ſelbſt ein Diſziplinarverfahren ausgeſchloſſen. Ein ſchärferes Vorgehen gegen 
ſchuldige Beamte erſchien ſchon im Intereſſe der Beamtenſchaft ſelbſt geboten. 

Nunmehr verlor ein aktiver Beamter, gegen den auf Gefängnis 
von mehr als einjähriger Dauer oder auf Zuläſſigkeit von Polizei 
aufſicht erkannt wurde, mit der Rechtskraft des Arteils fein Amt und die damit 
verbundenen Vermögens- und Ehrenrechte, ein Ruhegeldempfänger den 
Anſpruch auf Ruhegeld und Hinterbliebenen verſorgung 
ſowie auf Führung ſeiner früheren Amtsbezeichnung uſw., wenn er wegen 
einer vor dem Eintritt in den Ruheſtand begangenen Tat zu Gefängnis von mehr 
als einem Jahr, zur Stellung unter Polizeiaufſicht oder ſonſt zu einer Strafe ver- 
urteilt wurde, die den Verluſt des Amtes zur Folge hatte, ferner wenn er wegen 
eines nach dem Eintritt in den Ruheſtand begangenen Hoch- oder Landesverrats 
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zu Zuchthaus verurteilt wurde oder ſich ſonſt beſtimmter ſchwerer ſtrafbarer Hand 
lungen ſchuldig machte. Entſprechende Vorſchriften enthält das Deutſche Beamten. 
geſetz, auf die Bezug genommen werden darf (88 53, 132, 133). 


3. Vorſchriften auf dem Gebiete des Bejoldungs- und Verſorgungsrechts 


a) Angleichung der Bezüge der Beamten der Länder uſw. 
an die der Reichs beamten 


Wiederholt, beſonders in der 2. Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung 
von Wirtſchaft und Finanzen vom 5. Juni 1931 und in der Preuß. Sparverordnung 
vom 12. September 1931 war der Verfuch unternommen worden, die Bezlige von 
Beamten der Länder, Gemeinden und ſonſtigen Körperſchaften, Anſtalten und 
Stiftungen des öffentlichen Rechts herabzuſetzen, ſoweit ſie höher lagen als die 
Bezüge von gleichzubewertenden Reichs. und Landesbeamten. Dieſe Bemühungen 
ſcheiterten jedoch vielfach daran, daß die Beamten, deren Bezüge herabgeſetzt werden 
ſollten, ſich auf ihre „wohlerworbenen Rechte“ beriefen und verſchiedene Gerichte 
dieſen Standpunkt teilten. Daraus ergaben ſich eine ungleichmäßige Durchführung 
des an und für ſich durchaus gerechtfertigten Grundſatzes und erhebliche Anzu⸗ 
träglichkeiten. 

Dieſen Mißſtand beſeitigte das Geſetz, indem es die Länder und die der 
Landesaufſicht nicht unterſtehenden Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts berechtigte und verpflichtete, die Bezüge 
ihrer Beamten herabzuſetzen, ſoweit fie höher lagen als die Bezüge gleich ; 
zubewertender Reichs beamter. 


Den Gemeinden, Gemeindeverbänden und fonftigen der 
Landesaufſicht unterſtehenden Körperſchaften des öffent ; 
lichen Rechts wurde die Verpflichtung auſerlegt, die Bezüge ihrer Beamten 
herabzuſetzen, ſoweit fie höher lagen als die Bezüge von gleichzube werten 
den Landes beamten. Dagegen konnten auf Grund des neuen Geſetzes Beamten 
bezüge nicht noch unter dieſe Sätze heruntergeſchraubt werden. 

Auch das Diätendienſtalter, das Beſoldungsdienſtalter und die 
ruhegehaltfähige Dienſtzeit von Beamten war neu feſtzuſetzen, wenn 
ihnen Dienſt⸗ oder Beſchäftigungszeiten bisher in einem weiteren Amfange an- 
gerechnet worden waren, als es die Reichsvorſchriften zuließen. Beſonders bei Ge⸗ 
meindebeamten war das nicht ſelten der Fall. 


Entſprechend der Herabſetzung der Dienſtbezüge waren auch die Bezüge der bereits 
im Ruheſtand befindlichen Beamten, die Hinterbliebenenbezüge und alle ſonſtigen 
Verſorgungsleiſtungen herabzuſetzen, die mit Rüdfiht auf ein früheres Dienft- 
verhältnis gewährt wurden. 


Ausgenommen von dieſer Regelung waren nur die Hochſchul⸗ 
lehrer. Doch waren die Landesregierungen ermächtigt, die den Hochſchullehrern 
früher gemachten Zuſicherungen abzuändern oder aufzuheben. Ebenſo konnten Aus 
nahmen von der vorgeſchriebenen Angleichung der Bezüge gemacht werden in 
anderen Fällen, in denen die wiſſenſchaftliche oder künſtleriſche Be 
deutungeines Amtes im Reichs oder Staatsdien ſt eine beſondere 
Bewertung erforderte. Dieſe Ausnahmen waren unerläßlich, um Deutſchland hervor 
ragende wiſſenſchaftliche und künſtleriſche Kräfte zu erhalten. 

Dagegen war eine Angleichung zuläſſig bei ſonſtigen Lehrern und Geiſtlichen. 
Für Angeſtellte und Arbeiter galten die bisherigen Vorſchriften weiter; da 
neben galten für Angeſtellte, deren Bezüge nicht in einem Tarifvertrag 
oder einer Dienſtordnung geregelt waren, die Angleichungsvorſchriften für Beamte 
finngemäß. 

Auch dieſe Vorſchriften find durch das DB nicht berührt worden. 
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b) Anderung des Beſoldungsgeſetzes 
Aberhobene Dienft- und Verſorgungsbezüge konnten nunmehr 
allgemein zurückgefordert werden ohne Rückſicht darauf, ob noch eine Be⸗ 
reicherung im Sinne des 8 818 BGV vorlag oder nicht. 


co) Einſchränkung befoldungs- und verſorgungs rechtlicher 
Sonderleiſtungen 

Beſtimmte Beamtengruppen oder deren Hinterbliebene hatten auf Grund von 

Staatsverträgen oder dergleichen beſoldungs⸗ und verſorgungsrechtliche Privilegien. 

Dieſe wurden mit Rückſicht darauf, daß fie durch die Entwicklung überholt waren und 

überdies eine bedeutende finanzielle Belaſtung darſtellten, beſeitigt oder doch ein- 

geſchränkt. 


d) Ergänzung und Durchführung der Penſionskürzungs 
vorſchriften 

Nach den Penſionskürzungsvorſchriften der 3. Verordnung des Reichspräfidenten 
zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 6. Oktober 1931 ruhten ver 
ſchiedene Verſorgungsbezüge, wenn der Bezugsberechtigte ſeinen Wohnſitz oder 
dauernden Aufenthalt außerhalb des Deutſchen Reiches hatte. 
Dieſe Vorſchrift wurde auf alle Verſorgungsbezüge ausgedehnt. 

Zugleich wurden Zweifel beſeitigt, die ſich wegen des fogenannten „Anrechnungs⸗ 
einkommens“ u. a. aus der erwähnten Verordnung ergeben hatten. 


e) Anderung verſorgungsrechtlicher Vorſchriften 
Hier waren von beſonderem Intereſſe die Vorſchriften für die Warteftands- 
beamten: Verpflichtung, ſich unter beſtimmten Vorausſetzungen im öffentlichen 
Dienſt auch vorübergehend wieder verwenden zu laſſen, Anrechnung der 
im Warteſtand verbrachten Zeit auf die ruhegehaltfähige 
Dienſtzeit vom 1. April 1933 ab nur zur Hälfte. | 
Gedankengängen folgend, wie fie bereits im BBG und in der Novelle hierzu vom 
20. Juli 1933 zum Ausdruck gekommen waren, ordnete endlich das Geſetz das Ruhen 
von Wartegeld, Ruhegeld, Hinterbliebenenbezügen und ſonſtigen Verſorgungs⸗ 
gebührniſſen an, wenn der Bezugsberechtigte ſich im marrifti- 
ſchen, d. h. im kommuniſtiſchen oder ſozialdemokratiſchen Sinne betätigt. 


C. Der Neuaufbau des Reichs 


Wie vielgeſtaltig die deutſche Beamtenſchaft war, die der Nationalſozialismus am 
30. Januar 1933 vorfand, iſt bereits oben gezeigt worden. Neben Beamten des 
Reichs, der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände 
(„Gebietskörperſchaften“) finden wir noch Beamte von ſonſtigen Körper 
ſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. 
Wir finden unmittelbare und mittelbare Beamte des Reichs 
und der Länder. In dem Maße wie die Bedeutung der Länder als felb- 
ftändiger ſouveräner Staaten verlorenging, mußten auch die Verhältniſſe 
der Länderbeamten beeinflußt werden. Dieſe Entwicklung vollzog ſich in 
der Hauptſache in den Jahren 1934 und 1935. Schon durch das Reichsitatthalter- 
geſetz vom 7. April 1933 war das Recht der Beamtenernennung, ſoweit 
es den oberſten Landesbehörden zuſtand, auf die Reichsſtatthalter übergegangen. 
Von noch größerer Bedeutung waren auf dieſem Gebiet das Geſetz vom 1. Januar 
1934 über den Neuaufbau des Reichs und die hierzu erlaſſenen Durchführungs⸗ 
verordnungen. 

Nachdem durch dieſes Geſetz die Hoheitsrechte der Länder endgültig auf das 
Reich übergegangen waren, waren ihre Beamten, einſchließlich der Richter, ſeit dem 
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30. Januar 1934 keine Länderbeamten mehr, ſondern Reidhs- 
beamte, und zwar waren fie mittelbare Reihsbeamte geworden. Zu⸗ 
gleich ging das Recht der Ernennung der Länderbeamten auf das Reich über, und 
zwar zunächſt auf den Reichspräſidenten, der es wieder auf die Reichsſtatthalter 
— in Preußen auf den Minifterpräfidenten — und die Landesregierungen zurück über- 
trug. Als weitere Folge aus dem Geſetz vom 30. Januar 1934 ergab ſich, daß al le 
Länderbeamten nunmehr in den Reichsdienſt, Reichs beamte 
in den Landesdienſt verſetzt werden konnten. In dieſem Zuſammenhang 
dürfen auch die Geſetze zur Aberleitung der Rechtspflege auf das Reich vom 
16. Februar 1934, vom 5. Dezember 1934 und vom 24. Januar 1935 genannt werden, 
die die Verreichlichung der deutſchen Juſtiz brachten. Alle dieſe Maß - 
nahmen liegen, wie die Verbindung der Neichsminiſterien des 
Innern, der Juſtiz, für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volks 
bildung, für Ernährung und Landwirtſchaft mit den ent 
ſprechenden Minifterien Preußens, im großen Zuge der Reichs 
reform, die wieder mit der Entwicklung des deutſchen Beamtentums und ſeines 
Rechts eng zuſammenhängt. 


Von ganz beſonderer Bedeutung war ferner das Geſetz über das Staats 
o berhaupt des Deutſchen Reiches vom 1. Auguſt 1934 Dadurch, 
daß der Führer und Reichskanzler auch das Amt des Reichspräſidenten übernahm, 
vereinigte er in ſeiner Perſon nicht nur eine Machtfülle, wie ſie kein deutſcher Monarch 
je beſeſſen hatte, ſondern er wurde damit auch der höch ſte Vorgeſetzte aller 
deutſchen Beamten. Dementſprechend wurden alle Beamten ebenſo wie die 
geſamte Wehrmacht auf Grund des Geſetzes vom 20. Auguſt 1934 auf ihn per 
ſönlich vereidigt. Die Beamten ſchworen, ihm treu und gehorſam zu ſein, die 
Geſetze zu beachten und ihre Amtspflichten gewiſſenhaſt zu erfüllen. Damit legten 
alle Beamten, gleichgültig ob Parteigenoſſen oder nicht, den Treueid auf ihn ab 
und banden ih perſönlich an ihn. Damit haben fie die Verpflichtung über 
nommen, nie von ihm zu laſſen, ſich vor ihn zu ſtellen, wo immer es auch ſei, und ihm 
zu folgen, wohin es auch gehe. Dieſer Eid bindet den Beamten nicht nur, 
ſolange er im Amt iſt, ſondern darüber hinaus, er bindet ihn, ſolange er lebt. 
Denn unſer Führer iſt nicht nur der oberſte Vorgeſetzte aller Beamten, ſondern auch 
das Staatsoberhaupt des Deutſchen Reiches. Wer den ihm geleiſteten Eid verrät, 
verletzt die heiligſte deutſche Pflicht, die Treuepflicht, die den 
Führer mit dem Gefolgsmann verbindet. 


Wurde der Umbau des Reichs durch das zweite Reichsſtatthaltergeſetz vom 30. Ja- 
nuar 1935 und den hierzu für Preußen ergangenen Erlaß des Führers und Reichs 
kanzlers vom gleichen Tage weitergeführt, jo wurde das Recht der Ernen- 
nung und Entlaſſung der Reichs- und Staatsbeamten durch 
die Erlaſſe des Führers und Reichskanzlers vom 1. Februar 1935 und die hierzu 
erlaſſenen Durchführungsbeſtimmungen vom 22. Febraur 1935 eingehend geregelt 
(über die Ernennung und Entlaſſung der Beamten der allgemeinen und inneren 
Verwaltung vgl. die Anordnung des Reichsminiſters des Innern vom 14. Februar 
1935). 


An Sondergeſetzen, die in das Beamtenrecht einſchlugen, darf u. a. noch 
erwähnt werden das Geſetz über die Vereinheitlichung des Geſundheitsweſens vom 


3. Juli 1934 und das Geſetz über die vorläufige Verwaltung des Saarlandes vom 


30. Januar 1935. Nach dem letzten Geſetz wurden alle Beamten des Saarlandes 
mittelbare oder unmittelbare Reichs beamte. 


Ausſchließlich mit den Hochſchullehrern befaßte ſich das Geſetz über ihre Ent- 
pflichtung und Verſetzung aus Anlaß des Neuaufbaus des deutſchen Hochſchul ; 
weſens vom 21. Januar 1935. 


— . — —— 


Deutſches Beamtenrecht | 21 


Außer der ſtaatsrechtlichen Umformung wirkten auf das Beamtenrecht die Nürn- 
berger Geſetze vom 15. September 1935 zurück. Die Ariergeſetzgebung 
des Jahres 1933 verfolgte vor allem das Ziel, den jüdiſchen Einfluß aus dem 
Staatsapparat und dem Kulturleben des deutſchen Volkes auszuſchalten. Wiederholt 
hatte die Regierung erklärt, daß ſie darüber hinaus, beſonders auf wirtſchaftlichem 
Gebiete nicht gelte. Stärker als dieſe Feſtſtellungen war aber der völkiſche 
Wille, den der Arierparagraph zum Durchbruch gebracht hatte. Immer weitere 
Kreiſe zog er in ſeinen Bann und durchdrang alle Lebensgebiete der Nation. 


Betroffen wurden beſonders die Miſchlinge, die weder dem deutſchen Volk 
noch dem Judentum und doch wieder. beiden angehörten, aber von der Ariergeſetz⸗ 
gebung und ihren Auswirkungen genau jo erfaßt wurden wie die Juden, ohne wie fie 
die Möglichkeit zu haben, ihre Glaubensgenoſſen in Anſpruch zu nehmen oder ihr 
Heil in der Auswanderung zu ſuchen. 


So kam es zur Nürnberger Geſetzgebung. Man verſteht darunter die am 
15. September 1935 auf dem Reichsparteitag zu Nürnberg beſchloſſenen Geſetze: 
Das Reichsbürgergeſetz, das Reichsflaggengeſetz und das Geſetz zum Schutze des 
deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre. Wenn wir die Nürnberger Geſetze in ihrer 
Auswirkung auf das deutſche Beamtenrecht ins Auge faſſen, jo finden wir als Angel ⸗ 
punkt den § 3 Abſ. 3 des Reichsbürgergeſetzes. Wenn dort auch nur gejagt iſt, daß 
der Reichsbürger der alleinige Träger der vollen politiſchen Nechte nach Maßgabe 
der Geſetze iſt, alſo insbeſondere zum Reichstag wählen darf und gewählt werden 
kann, jo wird das Reichsbürgergeſetz doch durch die Erſte Verordnung zum Reichs- 
bürgergeſetz vom 14. November 1935 dahin ergänzt, daß nur der Reichsbürger ein 
öffentliches Amt bekleiden kann. Da nach S2 des Reichsbürgergeſetzes Reichs. 
bürger nur der Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten 
Blutes fein kann, kann auch nur der Beamter fein, der dieſe blutmäßige Vor⸗ 
ausſetzung erfüllt. 

Jude im Sinne der Erften Verordnung und damit des Reichsbürgergeſetzes ift nach 
8 5 der Erſten Verordnung, wer von mindeſtens drei der Naſſe nach volljüdiſchen 
Großeltern abſtammt; als volljüdiſch gilt ein Großelternteil ohne weiteres, wenn er 
der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört hat. 


Damit iſt der Volljude und der Dreivierteljude von der Ergreifung des Beamten 
berufs ausgeſchloſſen. Als Jude gilt aber nach § 5 auch ein Halbjude („der von zwei 
volljüdiſchen Großeltern abſtammende ſtaatsangehörige jüdiſche Miſchling“), der 


a) beim Erlaß des Geſetzes der jüdiſchen Religionsgemeinſchaft angehört oder danach 
in ſie aufgenommen wird, 


b) beim Erlaß des Geſetzes mit einem Juden verheiratet war oder ſich danach mit 
einem ſolchen verheiratet. 


Auch wer nach dieſen Beſtimmungen Jude iſt, kann kein öffentliches Amt bekleiden 
und ſelbſt, wenn er ſeinerzeit nach 8 3 Abſ. 2 BBG im Dienſt belaſſen worden iſt 
(3. B. Frontkämpfer oder vor dem 1. Auguſt 1914 Beamter war), nicht Beamter 
bleiben. Sie alle mußten auf Grund des § 4 Abſ. 2 der Erſten Verordnung mit Ab- 
lauf des 31. Dezember 1935 aus ihren Umtern ausſcheiden. 


Daneben find durch 8 6 der Erſten Verordnung zum Reichsbürgergeſetz weiter. 
gehende Anforderungen, die in Reichsgeſetzen oder in Anordnungen der NSDAP. 
und ihrer Gliederungen an die Reinheit des Blutes geſtellt werden, ausdrücklich auf- 
rechterhalten worden. Danach blieben insbeſondere S3 BBG und 8 1a Abſ. 3 RBG 
in der Faſſung des Anderungsgeſetzes ſowie das Reichserbhofgeſetz vom 29. Sep- 
tember 1933 unberührt, ebenſo das Sonderrecht der NSDAP. und ihrer Gliede⸗ 
rungen. Die Folge davon war, daß trotz der ſonſt für Halb. und Vierteljuden 
günſtigeren Nürnberger Geſetzgebung doch niemand Beamter werden konnte, der 
„nichtariſch“ im Sinne der bisherigen Vorſchriften war. Daraus ergab ſich eine 
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einheitliche Linie für Beamte, Partei und Bauernſchaft. Da 
für die Wehrmacht und den Arbeitsdienſt entſprechende Vorſchriften galten, war auch 
nach dem Erlaß der Nürnberger Geſetze dafür Sorge getragen, daß die Leitung und 
Verteidigung des Staates in allen maßgebenden Teilen nur in den Händen von 
deutſchblütigen Menſchen liegt. Grundſätzlich iſt auch nach den Nürnberger Geſetzen 
das Raffeproblem für den Nationalſozialismus und feinen deutſchen Staat das 
gleiche geblieben wie vorher, wenn auch durch die Nürnberger Geſetzgebung die gegen 
das Judentum gerichtete Tendenz ſtärker herausgekehrt worden iſt. 


Die Krönung der beamtenrechtlichen Entwicklung ſeit 1933 ſtellen ſchließlich die 
Beamtengeſetze des Jahres 1937, das Deutſche Beamtengeſetz vom 
26. Januar 1937 und die Reichsdienſtſtrafordnung vom gleichen Tage dar. Den 
erſten Entwurf der Geſetze hatte die damalige Abteilung IV des Reichsminiſteriums 
des Innern bereits im Sommer 1934 vorgelegt, doch bedurfte es noch langer mühe⸗ 
voller Verhandlungen bis zu ihrem Erlaß. Zu viele der Probleme waren zu löſen 
und mußten erſt reifen. Selbſt in den letzten Reflortverhandlungen und Cheſ⸗ 
beſprechungen blieben noch wichtige Fragen ungelöſt, und ſchienen manche Gegenſätze 
der Anſchauungen unüberbrückbar zu ſein. Da griff der Führer und Reichskanzler 
ſelbſt ein, entſchied die noch offenen Fragen und machte ſo die Bahn frei für die 
beiden Geſetze. In der Kabinettsſitzung vom 26. Januar 1937 wurden fie von der 
Reichsregierung beſchloſſen und vom Führer und Reichskanzler vollzogen. Noch 
war damit die Arbeit nicht zu Ende; Ausführungsvorſchriften und Aberleitungs⸗ 
beſtimmungen mußten den Geſetzen den Weg ebnen. 


Eine eingehende Darſtellung der beiden neuen Beamtengeſetze verbietet der zur Ver. 
fügung ſtehende Raum. Es darf inſoweit auf die darüber erſchienenen Werke ver- 
wieſen werden. Hier ſoll nur das Grundſätzliche in Aufbau und Inhalt der Geſetze 
herausgehoben werden. | 


Schon der Aufbau des Deutſchen Beamtengeſetzes weicht von den bisherigen Beamten- 
geſetzen nicht unweſentlich ab. Das neue Geſetz ſtellt nicht die Begründung des Be⸗ 
amtenverhältniſſes an den Anfang, ſondern rückt vielmehr, nachdem es die weſent ⸗ 
lichen Merkmale des Beamtenverhältniſfes herausgeſtellt hat, 
nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen entſprechend die allgemeinen und beſonderen 
Pflichten der Beamten in den Vordergrund und ſchließt die Folgen der 
Nichterfüllung dieſer Pflichten an. Erſt dann kommen die Vorſchriften 
über die Begründung des Beamtenverhältniſſes (Ernennung und 
Verſetzung) und über die Sicherung der rechtlichen Stellung der 
Beamten, die etwa den früheren „Rechten“ der Beamten entſprechen. Es folgen 
die Vorſchriften über den Warteſtand und die Beendigung des Be⸗ 
amtenverhältniſſes, an die ſich die Vorſchriften über die Verſor gung 
der Beamten und ihrer Hinterbliebenen zwanglos anreihen. End- 
lich wird die Verfolgung der vermögensrechtlichen Anſprüche 
der Beamten geregelt, werden die Vorausſetzungen für die Einrichtung von 
Beamtenſtellen feſtgelegt und noch Sondervorſchriften für Ehren beamte, für 
mittelbare Reichsbeamte, für Reichsminiſter, Übergangs 

und Schlußvorſchriften getroffen. Dementſprechend gliedert ſich das neu- 
Deutſche Beamtengeſetz mit ſeinen 184 Paragraphen in 14 Abſchnitte. | 


Das DBG kennt nur mehr unmittelbare und mittelbare Reichs beamte ur 
bringt damit den deutſchen Einheitsbeamten an Stelle der bisherig⸗ 
Vielheit von Beamten des Reichs, der Länder, der Gemeinden und anderen Körpe. 
ſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. Wie feine beiden Ve 
läufer, die Geſetze vom 7. April und 30. Juni 1933, ſteht das neue Deutſche Beamte 
geſetz auf dem Boden des Berufsbeamtentums. Der ordnungsmäßig vı 

und ausgebildete, auf Lebenszeit berufene Beamte bildet die Regel. Grun 
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ſätz lich und aufs neue bekennt ſich damit der nationalfozia- 
liſtiſche Staat zum Berufsbeamtentum. Neben dem Beamten auf 
Lebenszeit finden wir noch den Beamten auf Zeit und auf Widerruf (nicht meh 
den Beamten auf Kündigung). ü 


Nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung entſprechend iſt auch nach dem DBG die 
Grundlage allen Beamtentums und jedes einzelnen Beamtenverhältniſſes die 
Treue zu Führer und Reich. Dieſe Treue bindet den Beamten bis zu 
ſeinem Tode. Sie überdauert die Beendigung des Beamtenverhältniſſes. Darum 
geht auch der Ruheſtandsbeamte ſeiner Rechte verluſtig, wenn er die 
Treupflicht verlegt. Gelbft Hinterbliebene verlieren bei Verletzung der 
Treupflicht ihre Anſprüche (§8 3, 4, 22, 132, 133, 137). Das DBG bildet hier 
Gedanken weiter, die bereits in SS 33 ff. des Geſetzes vom 30. Juni 1933 Ausdruck 
gefunden haben. 


Für das Verhältnis von Partei und Staat find beſonders wichtig die 
Vorſchriften des 8 1 Abſ. 2, 8 3 Abſ. 2 und 8 42 Abſ. 2 (Abwehr von der Partei 
ſchädlichen Vorgängen), $ 7 Abſ. 4 (Beamte und Parteigerichte), $ 11 Abſ. 2 (Aber⸗ 
nahme eines unbeſoldeten Amtes in der Partei, ihren Gliederungen und angeſchloſſenen 
Verbänden), 8 31 (Mitwirkung der Partei bei der Ernennung von Beamten), 8 32 
Abſ. 2 Nr. 3 (Nichtigkeit der Ernennung bei Ausſchluß oder Ausſtoßung aus der 
Partei), 8 35 Abſ. 3 (Verſetzung von Beamten, die Hoheitsträger der Partei und 
ihrer Gliederungen find), 8 71 (Verſetzung in den Ruheſtand wegen politiſcher Un- 
zuverläſſigkeit), 5 85 Abſ. 1 Nr. 1 und 8 179 Abſ. 8 (Anrechnung von Tätigkeit in 
der Partei oder ihren Gliederungen auf die ruhegehaltfähige Dienſtzeit). Durch dieſe 
Vorſchriften trägt das DBZ dem Grundſatz der Einheit von Partei und 
Staat Rechnung, ausgehend davon, daß Ziel und Richtung des Staates durch die 
nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung und durch die Bewegung, die NSDAP., 
beſtimmt werden, daß dieſe das treibende Element des Staates iſt und ihr daher 
gegenüber dem Staat der Primat zuſteht. 


Die Forderung, daß der Beamte und ſein Ehegatte ariſcher Abſtammung ſein müſſen 
(vgl. $ 3 BGB, 81a RVG in der Faſſung des Geſetzes vom 30. Juni 1933), iſt ent- 
ſprechend den bekannten Nürnberger Geſetzen vom 15. September 1935 nunmehr durch 
den Grundſatz abgelöſt, daß der Beamte — ebenſo wie fein Ehegatte — deutſchen 
o der artverwandten Blutes fein muß (8$ 25, 59, 72 DBG). 


Beſonders zu erwähnen ift, zumal im übrigen das DBG die Beſoldung der Beamten 
grundſätzlich unberührt läßt, die Beſtimmung des §S 21 (Verſagung des Auf- 
6 D m Gehalt bei ungenügenden Leiſtungen). Neu geſtaltet iſt die fo- 
57 ngspenſionierung (8 75). Beachtenswert iſt, daß das neue 

langung des Ruhegehaltanſpruchs nicht mehr, wie das 
ine zehnjährige penſionsfähige Dienſtzeit knüpft, ſondern daß die Er. 
an auf Lebenszeit zwar erſt nach Vollendung des 27. Lebens · 
„damit aber bereits der Anſpruch auf ein Ruhegehalt von mindeſtens 
seht (8 28 Abſ. 2 Nr. 1, §S 81 Abſ. 1 Nr. 4 und 8 89 Abſ. 1). Die weiteren 
züber Ruhegehalt und Verſorgung lehnen ſich größtenteils an das bis⸗ 
an, doch find die Kürzungsvorſchriften beim Vorliegen eines ſogenannten 
Peinkommens“ fortgefallen (vgl. 8 184 Abſ. 2 Nr. 6). Entſprechend dem 
ub das Beamtenverhältnis ein öffentlich rechtliches Dienft- und Treue⸗ 
t, iſt auch für vermögensrechtliche Anſprüche des Beamten nicht mehr 
weg vor den ordentlichen Gerichten, ſondern nur mehr vor den 
ungsgerichten zugelaſſen (88 142 ff., 8 182). Solange aller- 
eichsverwaltungsgericht nicht errichtet iſt, bleibt es bei den bisherigen 
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einheitliche Linie für Beamte, Partei und Bauernſchaft. Da 
für die Wehrmacht und den Arbeitsdienſt entſprechende Vorſchriften galten, war auch 
nach dem Erlaß der Nürnberger Geſetze dafür Sorge getragen, daß die Leitung und 
Verteidigung des Staates in allen maßgebenden Teilen nur in den Händen von 
deutſchblütigen Menſchen liegt. Grundſätzlich iſt auch nach den Nürnberger Geſetzen 
das Raffeproblem für den Nationalſozialismus und ſeinen deutſchen Staat das 
gleiche geblieben wie vorher, wenn auch durch die Nürnberger Geſetzgebung die gegen 
das Judentum gerichtete Tendenz ſtärker herausgekehrt worden iſt. 


Die Krönung der beamtenrechtlichen Entwicklung ſeit 1933 ſtellen ſchließlich die 
Beamtengeſetze des Jahres 1937, das Deutſche Beamtengeſetz vom 
26. Januar 1937 und die Reichsdienſtſtrafordnung vom gleichen Tage dar. Den 
erſten Entwurf der Geſetze hatte die damalige Abteilung IV des Reichsminiſteriums 
des Innern bereits im Sommer 1934 vorgelegt, doch bedurfte es noch langer mühe⸗ 
voller Verhandlungen bis zu ihrem Erlaß. Zu viele der Probleme waren zu löſen 
und mußten erſt reifen. Selbſt in den letzten Reſſortverhandlungen und Chef- 
beſprechungen blieben noch wichtige Fragen ungelöſt, und ſchienen manche Gegenſätze 
der Anſchauungen unüberbrückbar zu ſein. Da griff der Führer und Reichskanzler 
ſelbſt ein, entſchied die noch offenen Fragen und machte ſo die Bahn frei für die 
beiden Geſetze. In der Kabinettsfitzung vom 26. Januar 1937 wurden fie von der 
Reichsregierung beſchloſſen und vom Führer und Reichskanzler vollzogen. Noch 
war damit die Arbeit nicht zu Ende; Ausführungsvorſchriften und Hberleitungs- 
beſtimmungen mußten den Geſetzen den Weg ebnen. 


Eine eingehende Darſtellung der beiden neuen Beamtengeſetze verbietet der zur Ver ⸗ 
fügung ſtehende Raum. Es darf inſoweit auf die darüber erſchienenen Werke ver⸗ 
wieſen werden. Hier ſoll nur das Grundſätzliche in Aufbau und Inhalt der Gefetze 
herausgehoben werden. | 


Schon der Aufbau des Deutſchen Beamtengeſetzes weicht von den bisherigen Beamten⸗ 
geſetzen nicht unweſentlich ab. Das neue Geſetz ſtellt nicht die Begründung des Be⸗ 
amtenverhältniſſes an den Anfang, ſondern rückt vielmehr, nachdem es die wejent- 
lichen Merkmale des Beamtenverhältniſſes herausgeſtellt hat, 
nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen entſprechend die allgemeinen und beſonderen 
Pflichten der Beamten in den Vordergrund und ſchließt die Fol gen der 
Nichterfüllung dieſer Pflichten an. Erſt dann kommen die Vorſchriften 
über die Begründung des Beamtenverhältniſſes (Ernennung und 
Verſetzung) und über die Sicherung der rechtlichen Stellung der 
Beamten, die etwa den früheren „Rechten“ der Beamten entſprechen. Es folgen 
die Vorſchriften über den Warteſtand und die Beendigung des Be⸗ 
amtenverhältniſſes, an die ſich die Vorſchriften über die Verſor gung 
der Beamten und ihrer Hinterbliebenen zwanglos anreihen. End- 
lich wird die Verfolgung der vermögensrechtlichen Anſprüche 
der Beamten geregelt, werden die Vorausſetzungen für die Einrichtung von 
Beamtenſtellen feſtgelegt und noch Sondervorſchriften für Ehren beamte, für 
mittelbare Reichsbeamte, für Reichsminiſter, Äbergangs- 
und Schlußvorſchriſten getroffen. Dementſprechend gliedert ſich das neue 
Deutſche Beamtengeſetz mit ſeinen 184 Paragraphen in 14 Abſchnitte. 


Das DBG kennt nur mehr unmittelbare und mittelbare Reichs beamte und 
bringt damit den deutſchen Einheitsbeamten an Stelle der bisherigen 
Vielheit von Beamten des Reichs, der Länder, der Gemeinden und anderen Körper. 
ſchaften, Anſtalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts. Wie ſeine beiden Vor⸗ 
läufer, die Geſetze vom 7. April und 30. Juni 1933, ſteht das neue Deutſche Beamten 
geſetz auf dem Boden des Berufsbeamtentums. Der ordnungsmäßig vor. 
und ausgebildete, auf Lebenszeit berufene Beamte bildet die Regel. Grund ; 
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ſätz lich und aufs neue bekennt ſich damit der nationaljozia- 
liſtiſche Staat zum Berufsbeamtentum. Neben dem Beamten auf 
Lebenszeit finden wir noch den Beamten auf Zeit und auf Widerruf (nicht men: 
den Beamten auf Kündigung). 


Nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung entſprechend iſt auch nach dem DBG die 
Grundlage allen Beamtentums und jedes einzelnen Beamtenverhältniſſes die 
Treue zu Führer und Reich. Dieſe Treue bindet den Beamten bis zu 
ſeinem Tode. Sie überdauert die Beendigung des Beamtenverhältniſſes. Darum 
geht auch der Ruheſtandsbeamte ſeiner Rechte verluſtig, wenn er die 
Treupflicht verletzt. Selbſt Hinterbliebene verlieren bei Verletzung der 
Treupflicht ihre Anſprüche (S8 3, 4, 22, 132, 133, 137). Das DBG bildet hier 
Gedanken weiter, die bereits in SS 33 ff. des Geſetzes vom 30. Juni 1933 Ausdruck 
gefunden haben. 


Für das Verhältnis von Partei und Staat find beſonders wichtig die 
Vorſchriften des §S 1 Abſ. 2, § 3 Abſ. 2 und 8 42 Abſ. 2 (Abwehr von der Partei 
ſchädlichen Vorgängen), 8 7 Abſ. 4 (Beamte und Parteigerichte), $ 11 Abſ. 2 (Aber - 
nahme eines unbeſoldeten Amtes in der Partei, ihren Gliederungen und angeſchloſſenen 
Verbänden), 8 31 (Mitwirkung der Partei bei der Ernennung von Beamten), § 32 
Abſ. 2 Nr. 3 (Nichtigkeit der Ernennung bei Ausſchluß oder Ausſtoßung aus der 
Partei), 8 35 Abſ. 3 (Verſetzung von Beamten, die Hoheitsträger der Partei und 
ihrer Gliederungen find), 8 71 (Verſetzung in den Ruheſtand wegen politiſcher Un- 
zuverläſſigkeit), S 85 Abſ. 1 Nr. 1 und 8 179 Abſ. 8 (Anrechnung von Tätigkeit in 
der Partei oder ihren Gliederungen auf die ruhegehaltfähige Dienſtzeit). Durch dieſe 
Vorſchriften trägt das DBZ dem Grundſatz der Einheit von Partei und 
Staat Rechnung, ausgehend davon, daß Ziel und Richtung des Staates durch die 
nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung und durch die Bewegung, die NSDAP., 
beſtimmt werden, daß dieſe das treibende Element des Staates iſt und ihr daher 
gegenüber dem Staat der Primat zuſteht. 


Die Forderung, daß der Beamte und ſein Ehegatte ariſcher Abſtammung ſein müſſen 
(vgl. 8 3 BGB, 8 1a RV in der Faſſung des Geſetzes vom 30. Juni 1933), ift ent- 
ſprechend den bekannten Nürnberger Geſetzen vom 15. September 1935 nunmehr durch 
den Grundſatz abgelöſt, daß der Beamte — ebenſo wie fein Ehegatte — deutſchen 
oder artverwandten Blutes fein muß (88 25, 59, 72 DBG). 


Beſonders zu erwähnen iſt, zumal im übrigen das DBG die Beſoldung der Beamten 
grundſätzlich unberührt läßt, die Beſtimmung des S 21 (Verſagung des Auf ⸗ 
ſtei gens im Gehalt bei ungenügenden Leiſtungen). Neu geſtaltet iſt die ſo⸗ 
genannte Zwangspenſionierung (85 75). Beachtenswert iſt, daß das neue 
Geſetz die Erlangung des Ruhegehaltanſpruchs nicht mehr, wie das 
RB, an eine zehnjährige penſionsfähige Dienſtzeit knüpft, ſondern daß die Er. 
nennung des Beamten auf Lebenszeit zwar erſt nach Vollendung des 27. Lebens; 
jahres erfolgt, damit aber bereits der Anſpruch auf ein Ruhegehalt von mindeſtens 
35 v. H. entſteht (8 28 Abſ. 2 Nr. 1, $ 81 Abſ. 1 Nr. 4 und 8 89 Abſ. 1). Die weiteren 
Vorſchriften über Ruhegehalt und Verſorgung lehnen ſich größtenteils an das bis⸗ 
herige Recht an, doch ſind die Kürzungsvorſchriften beim Vorliegen eines ſogenannten 
„Anrechnungseinkommens“ fortgefallen (vgl. 8 184 Abſ. 2 Nr. 6). Entſprechend dem 
Grundſatz, daß das Beamtenverhältnis ein öffentlich- rechtliches Dienſt⸗ und Treue 
verhältnis iſt, iſt auch für vermögensrechtliche Anſprüche des Beamten nicht mehr 
der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten, ſondern nur mehr vor den 
Verwaltungsgerichten zugelaſſen (S8 142 ff., 8 182). Solange aller. 
dings das Reichsverwaltungsgericht nicht errichtet iſt, bleibt es bei den bisherigen 


Vorſchriften. 
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Beſonderheiten gelten für Ehrenbeamte (darunter Wahlkonſuln), mittel- 
bare Reichs beamte (namentlich Kommunalbeamte), für richterliche Be 
amte, Beamte des Rechnungshofs des Deutſchen Reichs uſw. 
(88 149 f., 88 151 ff., ſiehe hierzu auch § 35 Abſ. 2,8 171 Abſ. 1, 2 und 3). Für Po- 
lizeibeamte gilt das DBG nur ſoweit, als geſetzlich nichts anderes vorgeſchrie⸗ 
ben ift (8 171 Abſ. 4). Das iſt für die Polizei vollzugs beamten durch das 
Deutſche Polizeibeamtengeſetz (PBG) vom 24. Juni 1937 geſchehen. Das Amts- 
verhältnis der Notare (8 171 Abſ. 5) iſt durch die Neichsnotarordnung vom 
13. Februar 1937 geregelt worden. Aber die beſonderen Rechtsverhältniſſe der 
Hochſchullehrer ift auf Grund des § 173 das Geſetz vom 9. April 1938 er. 
gangen. 8 7 Abſ. 4, 8 11 Abſ. 2 und § 35 Abſ. 3 gelten nicht für Beamte der 
Wehrmacht (8 171 Abſ. 6). 


Das Amtsverhältnis der Reihsminifter iſt in einem eigenen Abſchnitt be- 
handelt (88 156 bis 162). Für die Reichs bank, deren Beamte mittelbare Reichs- 
beamte find, ſowie für die öffentlich⸗ rechtlichen Religionsgeſell⸗ 
ſchaften und deren Verbände gilt unmittelbar nur der Abſchnitt IX über den 
Rechtsweg wegen vermögensrechtlicher Anſprüche. Im übrigen find ſie ermächtigt, 
dem Geſetz entſprechende Vorſchriften zu erlaſſen (88 153, 174; die Beamten der 
Deutſchen Reichs bahn find durch das Geſetz vom 10. Februar 1937, RGBl. II 
S. 47, unmittelbare Reichsbeamte geworden). Keine Anwendung findet das Geſetz 
auf die Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei (8 154). 


Eingearbeitet in das neue Geſetz und erweitert iſt die Anfallfürſorge für 
Beamte (88 107 bis 125). 


Gleichzeitig mit dem neuen Beamtengeſetz iſt die Reichsdienſtſtrafordnung 
(ROSE) erlaffen und damit die ebenfalls ſtark zerſplitterte Geſetzgebung auf dieſem 
Gebiete vereinfacht und vereinheitlicht worden. 


Während das DBG im 8 22 die materiellen Vorausſetzungen aufftellt, unter 
denen ein Dienſtvergehen anzunehmen iſt, regelt die RDStO das Verfahren in 
Dienſtſtrafſache n und ſtellt ſich ſomit als Verfahrensgeſetz dar. Sie zählt ins⸗ 
geſamt 121 Paragraphen und 10 Abſchnitte. 


Die RDOSLDO gilt für den gleichen Perſonenkreis wie das DBG. Im übrigen lehnt 
ſie ſich im großen und ganzen an geltendes Recht an. 


Iſt die letzte und feſteſte Wurzel des Beamtenverhältniſſes die Treue, die erft 
mit dem Tode endigt, und ergibt fi daraus grundſätzlich die lebenslängliche An⸗ 
ſtellung des Beamten, jo muß doch eine vorzeitige Löſung des Beamten 
verhältniſſes dann möglich ſein, wenn der Beamte ſeine Pflicht ſo ſchwer 
verletzt, daß darin ein Bruch der von ihm geſchworenen Treue liegt. So betrachtet, 
iſt das Dienſtſtrafrecht, das letzten Endes die Möglichkeit bietet, einen Be. 
amten aus ſeinem Amt und aus dem Beamtenverhältnis zu entfernen, eine unbedingte 
Notwendigkeit und ein Gegenſtück der grundſätzlichen lebenslänglichen Anſtellung des 
Beamten. Der Eigenart des Beamtenverhältniſſes entſpricht es, 
dienſtliche Verfehlungen von Beamten nicht dem allgemeinen 
Strafrecht, ſondern einem beſonderen, dem Beamtendienſtſtraf 
recht zu über antworten. Es hatte ſich deshalb in Deutſchland ſchon früher 
überall ein beſonderes, nur für Beamte geltendes Dienſtſtrafrecht 
entwickelt. 


Während aber für Reichsbeamte das Dienſtſtrafrecht im Reichsbeamtengeſetz, 
und zwar in den 88 72 ff. geregelt war, galten für Länder- und Gemeinde 
beamte meiſtens beſondere Dienſtſtrafgeſetze, ſo namentlich in 
Preußen; während im Reich das Dienſtſtrafrecht im großen und ganzen 
unverändert geblieben war, ſpiegelte die preußiſche Geſetzgebung deutlich 
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die Einflüſſe der jeweils maßgebenden politiſchen Gewalten wider: wies die 
Faſſung der preußiſchen Beamtendienſtſtrafordnung und der Beamtenſtrafordnung 
für richterliche Beamte durch die Geſetze vom 27. Januar 1932 deutlich mar xiſt i 
ſche Züge auf, ſo war die Novelle vom 18. Auguſt 1934 bereits von 
nationalſozialiſtiſchem Geiſt geprägt. (Befeitigung der Offentlichkeit 
des Verfahrens und der erſt 1932 eingeführten Verjährung, Zuläſſigkeit eines Dienſt⸗ 
ſtrafverfahrens gegen Ruhegehaltsempfänger wegen vor der Penſionierung be- 
gangener Verfehlungen.) 


Wie das Dienſtſtrafrecht ſchon äußerlich vom allgemeinen Strafrecht getrennt iſt, 
ſo wird es auch von anderen Grundſätzen beherrſcht als dieſes. Vor allem gilt 
im Dienſtſtrafrecht das ſogenannte Opportunitätsprinzip, d. h. es liegt 
im Ermeſſen der zuſtändigen Dienſtbehörde, ob ein Dienſtſtraf. 
verfahren eingeleitet werden ſoll oder nicht. Sie iſt in keinem Falle dazu gezwungen. 
Auf dem gleichen Standpunkt ſteht S 3 NDESLD. (Gegenſatz: Legalitäts. oder 
Offizialprinzip, das das allgemeine Strafrecht beherrſcht.) Immerhin ergibt ſich ein 
enger Zuſammenhang zwiſchen den beiden Strafverfahren ſchon daraus, daß in zahl. 
reichen Fällen die Handlungen oder Anterlaſſungen, die ein Dienſt vergehen 
darſtellen, auch nach dem allgemeinen Strafrecht zu ahnden ſind. Die 
Frage, ob der Dienſtſtrafrichter an die Feſtſtellungen des 
Strafrichters in rechtlicher wie in tatſächlicher Beziehung 
gebunden iſt oder den Tatbeſtand nochmals ſelbſtändig prüfen kann, wurde früher 
im Reihsreht und im preußiſchen Recht verſchieden beantwortet. Der Reichs 
diſziplinarhof nahm in ſtändiger Rechtſprechung dieſe Bindung an, die 
oberſten preußiſchen Staats- und Diſziplinarbehörden 
lehnten fie ebenſo entſchieden ab. Die ROSLO folgt in dieſer Frage grund- 
ſätzlich der Auffaſſung des früheren Reichsdiſziplinarhofs (8 13). 


Aus der Verſchiedenartigkeit der kriminellen Strafe und der Dienſtſtrafe ergibt ſich, 
daß beide nebeneinander verhängt werden können, ohne daß dadurch der Grundſatz: 
„ne bis in idem“ verletzt würde. 


Dienſtſtrafen find nach der RDStoO Warnung, Verweis, Geldbuße, die vom Dienft- 
vorgeſetzten durch Dienftftrafverfügung verhängt werden können; Gehaltskürzung, 
Entfernung aus dem Dienſt, Kürzung und Aberkennung des Ruhegehalts können 


nur von den Dienſtſtrafgerichten im förmlichen Dienſtſtrafverfahren ver. 
hängt werden. 


Gegenüber dem bisherigen Reichsrecht läßt die RDStO die Verfolgung eines 
Ruheſtandsbeamten wegen beſtimmter Dienſtvergehen zu, die er in ſeinem 
früheren Beamtenverhältnis oder als Rubheftandsbeamter begangen hat (8 2, S 115 
Abſ. 2 RDSLD, fiehe auch §S 22 Abſ. 1 Satz 2 DBG). Sie kennt nicht mehr die 
Strafverſetzung des Reichsrechts, übernimmt dafür aber aus dem preußiſchen Di. 
ſziplinarrecht die dem Reichsrecht bisher unbekannte Strafe der Gehalts 
kür zung. Beim Ruheſtandsbeamten kommen als Dienſtſtrafe nur die Kürzung 
oder Aberkennung des Ruhegehalts in Betracht. Eine Neuerung 
gegenüber dem Reichsrecht bedeutet die Einführung des Wiederauf- 
nahme verfahrens (88 83 bis 96, 117). Die dem Reichsrecht fremde Ver⸗ 
jährung kennt auch die RDDStO nicht, doch können beim Inkrafttreten des Ge— 
ſetzes bereits verjährte Dienſtvergehen nicht mehr verfolgt werden (§ 115 Abſ. 1). 
Die Dienſtſtrafgerichte ſind vereinheitlicht und grundſätzlich dem künftigen 
Aufbau der Verwaltungsgerichte angepaßt (25 Dienſtſtrafkammern; Reichsdienſt⸗ 
ſtrafhof in Berlin). Die Zahl der Beiſitzer der Dienſtſtrafgerichte iſt beſchränkt 
worden. Beſondere Vorſchriften für richterliche Beamte, Beamte der Reichs 
juſtizverwaltung, Polizeibeamte, Kommunalbeamte uſw. enthalten SS 108 ff. Für 
Wehrmachtbeamte find beſondere Dienſtſtrafgerichte gebildet (8 113). 
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Den Belangen der Partei trägt die RDStO beſonders in folgenden Vorſchriften 
Rechnung: 588 36 Abſ. 3, 41 Abſ. 5, 109 Abſ. 1 Nr. 3 Satz 2 (Beteiligung der Partei 
bei der Auswahl der Dienſtſtrafrichter), 88 28, 58 Abſ. 2, 60 Abs. 2 und 65 Abſ. 3 
(Beteiligung des Stellvertreters des Führers, wenn es ſich um ein förmliches Dienft- 
ſtrafverfahren gegen einen Parteigenoſſen handelt). 


Von den zur Durchführung des DB und der RꝰDStO ergangenen Vorſchriften 
ſind namentlich zu nennen die beiden allgemeinen Durchführungsverordnungen vom 
29. Juni 1937 ſowie die Verordnungen über die Nebentätigkeit der Beamten vom 
6. Juli 1937 und über die Arbeitszeit der Beamten vom 13. Mai 1938. 


Das DBG und die RDSLO find zuſammen am 1. Juli 1937 in Kraft getreten, 
und zwar für das damalige Reichsgebiet (alſo ohne Oſterreich) und für alle deut 
ſchen Beamten. 


Die große Bedeutung der neuen Beamtengeſetze vom 27. Januar 1937 liegt darin, daß 
grundſätzlich und erſchöpfend Einheitsrecht für alle deutſchen Beamten ge- 
ſchaffen iſt, daß in ihnen grundlegende Forderungen des National- 
ſozialismus neuerdings verankert worden find und das Verhältnis 
von Partei und Staat auf dem Gebiet des Beamtenrechts eine weitere 
Klärung gefunden hat. Daß die neuen Geſetze ein wichtiges Glied im Zuge der 
Reichsreform bilden, bedarf keiner weiteren Ausführung. Gleichwohl iſt 
mit ihnen die Entwicklung des deutſchen Beamtenrechts nicht endgültig abgeſchloſſen. 
Immer wieder wird ſich das Bedürfnis ergeben, Erfahrungen, die im Vollzug 
der neuen Geſetze gemacht werden, in der Form von Durchſührungsvorſchriften 
niederzulegen. Nach wie vor werden beamten rechtliche Normen aber 
auch außerhalb der Beamtengeſetze in der Geſtalt von Erlaſſen geſetzt 
werden müſſen. 


Beſondere Aufgaben haben ſich infolge der Wieder vereinigung Oſter 
reichs mit dem Deutſchen Reich auch auf beamtenrechtlichem Gebiet er- 
geben. Die hiſtoriſche Tat des Führers und Reichskanzlers hat Oſterreich in den 
Schoß ſeiner deutſchen Mutter zurückgeführt. Die Wiedervereinigung iſt im Geſetz 
vom 13. März 1938 niedergelegt und am 10. April 1938 durch die einmütige Ab. 
ſtimmung des Deutſchen Volkes beftätigt worden. Durch das Geſetz wurde Öfterreich 
ein Land des Deutſchen Reiches und zugleich wurden die öſterreichiſchen Beamten 
mittelbare Reichsbeamte. Ihr Ernennungsrecht regelt der Erlaß 
des Führers und Reichskanzlers vom 30. April 1938. Im übrigen aber änderte ſich 
die rechtliche Stellung der öſterreichiſchen Beamten zunächſt nicht. Vielmehr bedarf 
es noch der Einführung des deutſchen Beamtenrechts, alſo des 
DBG und der RStO, ſowie der organiſatoriſchen und beſoldungsmäßigen An- 
gleichung. Die wichtigſte und dringlichſte Aufgabe aber, die gefinnungsmäßige Gleich. 
ſchaltung der öſterreichiſchen Beamten mit dem nationalſozialiſtiſchen Staat, wird 
durch die Verordnung zur Neuordnung des öſterreichiſchen 
Berufs beamtentums vom 31. Mai 1938 gelöſt. Sie lehnt ſich in ihrem Auf. 
bau an das Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 
an und verfolgt das gleiche Ziel wie dieſes, nämlich die Amſtellung der Beamten auf 
den neuen Staat. Sie ermöglicht vor allem die Ausſcheidung jüdiſcher, jüdiſch ver- 
ſippter und politiſch unzuverläſſiger Beamten, Angeſtellten und Arbeiter des öffent⸗ 
lichen Dienſtes, trägt aber dabei den beſonderen Verhältniſſen in Oſterreich Rech; 
nung. Die Durchführung der Verordnung obliegt dem Reichsſtatthalter in Oſter⸗ 
reich. Die Maßnahmen find bis 31. Dezember 1938 (31. Dezember 1939) durch- 
zuführen. f | 


So wichtig die Verordnung für die öſterreichiſchen Beamten ift, jo kann doch hier 
darauf nicht näher eingegangen werden, zumal die VO wie das BBG nur vorüber⸗ 
gehenden Charakter hat. 


— Suncı [Bas 
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VI. Rationalfezialiftifche Beamtenpelitik 


Stellt das Beamtenrecht den Inbegriff der Rechtsnormen des 
Staates dar, die für die Begründung, den Inhalt und die Beendigung des Be⸗ 
amtenverhältniſſes, für die Pflichten und die rechtliche Stellung der Beamten maß- 
gebend find, fo ergeben ſich aus der vom Staat verfolgten Beamtenpoliti! 
die Abſichten und Ziele, die er auf dieſem Gebiete verfolgt. Schon daraus, 
daß die Beamtenpolitik in der Beamtengeſetzgebung ihren ſtärkſten Nieder- 
ſchlag findet und dieſe immer aufs neue befruchtet und vorwärts treibt, folgt, daß 
ſich Beamtenrecht und Beamtenpolitik nicht ſtreng voneinander trennen laſſen, ſondern 
ſich vielfach überſchneiden und gegenſeitig geradezu bedingen. So werden die geſetz⸗ 
geberiſchen Anordnungen des Dritten Reichs für die Beamten ergänzt und geſtützt 
durch Maßnahmen einer zielbewußten Beamtenpolitik des nationalſozialiſtiſchen 
Staates. In dieſen Maßnahmen vor allem ſpiegelt ſich das Verhältnis von 
Partei und Staat wider, die nach dem Geſetz vom 1. Dezember 1933 im 
nationalſozialiſtiſchen Staat eine Einheit bilden. Die NS D AP., die nach 
dieſem Geſetz „die Trägerin des deutſchen Staatsgedankens und mit dem Staat un- 
löslich verbunden iſt“ (ebenſo 8 1 Abſ. 2, $ 3 Abi. 2 DBG) und die das dynamiſche 
Element darſtellt, muß daher auch das Beamtenrecht und die Be; 
amtenpolitik des nationalſozialiſtiſchen Staates entſchei⸗ 
dend beeinfluſſen. 


Wie nationalſozialiſtiſches Gedankengut der Beamtengeſetzgebung ſeinen Stempel 
aufgedrückt hat, wurde bereits gezeigt (vgl. vor allem die Ariergeſetzgebung). Natio- 
nalſozialiſtiſche Grundſätze beſtimmen aber auch ſonſt die Einſtellung des Staates zu 
ſeinen Beamten. So ſtellte ſchon bald nach der Machtübernahme der Erlaß des 
Reichsminiſters des Innern vom 17. Juli 1933 feſt, daß der neue Staat keines 
Mittlers zwiſchen ſich und ſeinen Beamten bedürfe und daß 
er ſelbſt für ſeine Beamten ſorgen werde. Eingaben von einzelnen 
Beamten und ihren Verbänden in Beſoldungsangelegenheiten u. dgl. wurden daher 
als zwecklos unterſagt. 


Wie der Erlaß vom 17. Juli 1933, fo find in den vier Jahren nationalſozialiſtiſcher 
Herrſchaft noch viele andere ergangen, die die Entwicklung des Beamtenrechts ebenſo 
maßgebend beeinflußt haben. Man denke nur an die zahlreichen Erlaſſe, die ſich mit 
dem Verhältnis der Beamten zur Partei, zu ihren Gliederungen und angeſchloſſenen 
Verbänden, zu ihrer Preſſe befaßten, die die Erziehung der Beamtenſchaft zum 
nationalſozialiſtiſchen Staatsgedanken förderten, die die Beamten und ihre Jugend 
an die Organiſationen der Partei heranführen, die der Partei die Mitarbeit von 
Beamten durch Gewährung von Urlaub für ihre Zwecke ſicherten, an die Erlaſſe über 
den Deutſchen Gruß, die Freimachung von Stellen für alte Nationalſozialiſten, die 
bevorzugte Beförderung bewährter Kämpfer u. a. mehr. Wie der Kampf gegen 
das Judentum, fo ſpielte ſich auch die Auseinanderſetzung mit der Freimaurerei 
im weſentlichen auf dem Boden des Beamtenrechts ab. Er wurde damit abge— 
ſchloſſen, daß Beamte oder Beamtenanwärter, die in einer Loge oder logenähn⸗ 
lichen Organiſation einen höheren als den dritten Grad, ein führendes Amt oder 
eine leitende Stellung bekleidet hatten, von Anſtellung und Beförderung ausge- 
ſchloſſen blieben. 


So entſchieden der nationalſozialiſtiſche Staat gegen ſeine Widerſacher in der 
Beamtenſchaft vorging, ſo vergaß er anderſeits der nationalen Kämpfer 
nicht, die ſich für ihn eingeſetzt und ſeinen Sieg vorbereitet, ſür ihn geopfert und ge. 
blutet hatten. Das Geſetz über die Aufhebung der im Kampf für die nationale 
Erhebung erlittenen Dienſtſtrafen und ſonſtigen Maßregelungen 
vom 23. Juni 1933, das Geſetz über die Verſorgung der Kämpfer für 
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die nationale Erhebung vom 27. Februar 1934 zeugen dafür. (Für „HBiter- 
reich brachten der Erlaß des Führers und Reichskanzlers über die Wiedergut- 
machung der im Kampfe für die nationalſozialiſtiſche Erhebung Oſterreichs erlittenen 
Dienſtſtrafen und ſonſtigen Maßregelungen vom 10. April 1938, die Durchführungs⸗ 
verordnung hierzu vom 18. April 1938 und die Verordnung über die Einführung 
des Geſetzes über die Verſorgung der Kämpfer für die nationale Erhebung im Lande 
Oſterreich vom 4. April 1938 entſprechende Vorſchriften.) Auch das Geſetz vom 
7. April 1933 über Titel, Orden und Ehrenzeichen, an deſſen Stelle 
ſpäter das Geſetz vom 1. Juli 1937 getreten ift, darf in dieſem Zuſammenhang er- 
wähnt werden. Durch die zum Geſetz vom 7. April 1933 ergangene Verordnung vom 
30. Januar 1934 wurde dann beſtimmt, daß für beſondere Verdienſte an Volk und 
Staat Titel verliehen werden können. Eine beſondere Anerkennung für die Be⸗ 
amten aber bedeutete die Stiftung des Treudienſtehrenzeichens durch den 
Führer und Reichskanzler am 30. Januar 1938. Dieſe Auszeichnung können Beamte 
nach 25jähriger und 40jähriger treuer Dienſtleiſtung erhalten. So dienen die deut- 
ſchen Beamten heute wieder um der Ehre willen ihrem Staat. Dieſer aber hat 
damit für die Seele der deutſchen Beamten ein tieferes Verſtändnis bewieſen 
als die Weimarer Verfaſſung, die mit einem falſchen demokratiſchen Pathos alles 
das zum alten Eiſen werfen zu können glaubte. 


Stellt ſich ſo der nationalſozialiſtiſche Staat grundſätzlich völlig anders ein zu ſeinen 
Beamten als der Weimarer Parteienſtaat, anders aber auch als der Staat vor dem 
fluchbeladenen November 1918, ſo verlangt er doch nicht von ſeinen Beamten, daß ſie 
alle der NSDAP. angehören, alſo Parteigenoſſen ſein müßten. Mögen heute 
noch nicht alle Beamten nationalſozialiſtiſche Kämpfer ſein, ſo werden doch die 
künftigen Beamten, die durch die Schule der Hitler-Jugend, des Arbeitsdienſtes, der 
Parteiorganiſation, der SA. und j gegangen find, es dafür um fo mehr fein! 


Schon heute aber müſſen alle Beamten auf dem Boden der nationaljozia- 
liſtiſchen Weltanſchauung ſtehen, ſie kennen und bekennen, müſſen immer 
und überall nach ihr leben und handeln! Daraus ergibt ſich ohne weiteres auch ihre 
Einſtellung zur Parte i. Partei und Staat bilden im Dritten Reich eine Ein⸗ 
heit. Darum müſſen die Beamten von der Partei ebenſo wie vom Staate Schaden 
abwehren. Partei und Staat ſind nicht verſchiedene Dinge, verſchieden ſind nur die 
Parteiorganiſation und der Behördenapparat. Beide ſind 
in der Spitze eins und verkörpert durch Adolf Hitler, den 
oberſten Führer der Partei, der zugleich das StaatSober- 
haupt des Reiches iſt. Dieſe Einheit wird um ſo ſinnfälliger zum Ausdruck 
kommen, je mehr beſonders die Stellen, in denen die Politik des Staates unmittelbar 
in die Tat umgeſetzt wird, die ſogenannten politiſchen Stellen, mit erprobten 
nationalen Kämpfern beſetzt find. 


Die Durchdringung der deutſchen Beamtenſchaft mit dem Geiſt nationalſozialiſtiſcher 
Staatsauffaſſung iſt vor allem Aufgabe des Reichs bundes der Deutſchen 
Beamten (RD). Unter der Agide des Reichsminiſters des Innern vom Pg. 
Sprenger, jetzt Reichsſtatthalter in Heſſen, ins Leben gerufen und durch feinen 
Nachfolger Pg. Regierungsrat Neef ausgebaut, iſt der Reichsbund an die Stelle 
von mehr als 900 alten Beamtenverbänden getreten, hat die Geſamtheit der 
deutſchen Beamtenſchaft erfaßt und zuſammengeſchmolzen. Mit 1,2 Mil-. 
lion Mitgliedern umfaßt er nicht nur faſt alle deutſchen Beamten, ſondern ſtellt ſich 
auch als die größte Beamtenorganiſation der Welt dar. Nach der Satzung des Reichs. 
bundes obliegt ihm beſonders die Erziehung der Mitglieder zu vor 
bildlichen Nationalſozialiſten und für ihre beſondere Stellung unter 
den Volksgenoſſen, die Anterſtützung der Regierung in ihren be 
amtenpolitiſchen Maßnahmen, die Anterhaltung der von der Regierung 
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anerkannten Selbſthilfeein richtungen der Beamtenſchaft und von 
Einrichtungen, die der Berufsausbildung dienen. Zu den letzteren gehören 
vornehmlich die Verwaltungs Akademien. 


Der Reichsbund wird nach dem Führerprinzip geleitet. Reichswalter des 
Reichsbundes iſt der Leiter des Hauptamtes für Beamte der RNeichsleitung der 
NSDAP. Ebenſo werden die übrigen Führerſtellen des Reichsbundes in Perfonal- 
union durch Amtswalter der Partei verſehen. 


Auf dieſe Weiſe iſt die deutſche Beamtenſchaft zuerſt durch die nationalſozialiſtiſche 
Bewegung politiſch erfaßt, dann aber auch innerhalb des Staates zu einer einheit . 
lichen und machtvollen Organiſation zuſammengeſchweißt worden. 


Iſt der RD die alle umfaſſende Organiſation des deutſchen Beamten, jo find die 
Rechtswahrer noch beſonders im Nationalſozialiſtiſchen Rechtswahrerbund (NS RB.) 
zuſammengeſchloſſen, während die beamteten Lehrer in erſter Linie dem National- 
ſozialiſtiſchen Lehrerbund (NSE BB.) angehören. 


Durch das Geſetz vom 27. Mai 1937 wurden die alten Beamtenverbände aufgelöft 
und ihr Vermögen auf den RDB. (NS RB., NS B.) überführt, die es grundſätzlich 
für ſeinen urſprünglichen Zweck zu verwenden haben. Einen hervorragenden Beweis 
praktiſcher Fürſorge für die Beamten haben die nationalſozialiſtiſchen Beamtenbünde 
durch die Entſchuldungsaktion gegeben, die ſie mit Hilfe des Geſetzes über 
die Abtretung von Beamtenbezügen zum Zweck der Entſchuldung von Beamten vom 
18. Oktober 1935 völlig ſelbſtändig und ausſchließlich aus Mitteln der Be- 
amtenſchaft durchgeführt haben. 


So zeigen ſich gerade auf dem Gebiete der Beamtenorganiſation die Früchte der 
zielbewußten und einheitlichen Zuſammenarbeit von Partei und Staat. 


Aberſchauen wir rückblickend nochmals unſere Betrachtungen über das deutſche Be⸗ 
amtenrecht, fo dürfen wir nach fünf Jahren nationalſozialiſtiſcher Herrſchaft als Er- 
gebnis folgendes feſtſtellen: 


Der nationalſozialiſtiſche Staat hat nicht nur die deutſche Beamtenſchaft, die er am 
30. Januar 1933 vorfand, von den Schlacken der Nachkriegszeit gereinigt, ſondern 
das aus preußiſch⸗deutſcher Tradition übernommene Gefäß mit ſeinem, mit national⸗ 
ſozialiſtiſchem Geiſt erfüllt und es dadurch aufs neue geweiht. In keinem Augenblick 
bat er die Grundfeſten des Berufsbeamtentums antaſten 
laſſen, ſondern ſich immer ausdrücklich zu ihm bekannt. 


Unter feiner Herrſchaft find den deutſchen Beamten Kürzungen ihrer Bezüge, wie fie 
die Notverordnungen gebracht hatten, erſpart geblieben. In ideeller Beziehung 
ſtellt allerdings der neue Staat, wie an alle Volksgenoſſen, ſo auch an ſeine Beamten 
weſentlich höhere Anforderungen. Auf die Fahne der deut ; 
ſchen Beamtenſchaft hat er wieder die leuchtenden Parolen 
„Ehre, Treue und Hingabe bis zum letzten“ geſchrieben. Dem 
pflichtvergeſſenen Beamten droht ſtrenge Strafe, dem makelfreien und tadelloſen 
Beamten wird wieder Anerkennung und Ehre zuteil. Im Beamtentum des 
Dritten Reiches verfliegen geiſtiger Hochmut, Standesdünkel und Kaſtengeiſt wie 
Nebel vor der Sonne. Der deutſche Beamte wurzelt wieder im 
Volk, dem er dient. Aus dem Fürften- und Staatsdiener iſt er ſchon heute ein 
Diener feines Volkes geworden. Im nationalſozialiſtiſchen 
Staat gehört er wieder ganz zu ſeinem deutſchen Volke, 
lebt, wirkt und ſtirbt in Treue für ſeinen und des Reiches 
Führer, Adolf Hitler! ö 
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Vorbemerkung 


Die einzelnen Territorien des alten Reiches waren im Laufe der Entwicklung zu 

ſelbſtändigen Staaten mit eigener Polizeihoheit geworden, denen das Reich nichts 
mehr zu ſagen hatte. Das Bismarckſche Reich hat es nicht vermocht, die Selbſtändig⸗ 
keit der Bundesſtaaten zugunſten des Reiches fo einzuſchränken, daß ſich das Reich 
überall durchſetzen konnte; es hat ihnen insbeſondere die Polizeihoheit unangetaſtet 
belaſſen. Erſt der nationalſozialiſtiſchen Regierung Adolf Hitlers blieb es vorbe 
halten, wie auf anderen Gebieten fo auch hier, zugunſten einer ſtarken und umfaſſenden 
RNeichsgewalt klare Verhältniſſe zu ſchaffen: Durch das Geſetz über den Neuaufbau 
des Reiches vom 30. 1. 1934 (RGBl. 1 S. 75) iſt mit den letzten Hoheitsrechten der 
deutſchen Länder auch deren Polizeihoheit ganz auf das Reich übergegangen; der 
30.1.1934 iſt alſo als der Geburtstag der deutſchen Reichs ⸗ 
polizeihoheit anzuſprechen. Freilich konnte das Reich von dieſer Polizei- 
hoheit zunächſt noch keinen vollen Gebrauch machen, da zur Zeit noch alle Dinge im 
ſtaatlichen Aufbau im Fluſſe find und die Handhabung der Polizeigewalt, insbe- 
ſondere aber die Organiſation der Polizeibehörden, in engſtem Zuſammenhang mit 
der ſtaatsrechtlichen Neugeſtaltung des Reiches ſteht. Das Reich war daher ge 
zwungen, durch die erſte Verordnung über den Neuaufbau des Reiches vom 2. 2. 1934 
(RGBl. J S. 81) die Wahrnehmung der Hoheitsrechte, die mit dem Geſetz vom 
30. 1. 1934 auf das Reich übergegangen ſind, den Landesbehörden zur Ausübung 
im Auftrage und im Namen des Reiches inſoweit zu übertragen, als das Reich 
nicht allgemein oder im Einzelfall von dieſen Rechten Gebrauch macht. Auf dem 
Gebiete der Polizei iſt das im allgemeinen noch nicht geſchehen; die Polizeigewalt 
wird daher derzeit in allen deutſchen Ländern im Namen und Auftrag des Reiches 
von den bisher zuftändigen Behörden ausgeübt. Auch der Inhalt der Polizei⸗ 
gewalt iſt gegenüber dem bisherigen Recht nur inſoweit verändert, als Normen, die 
als unvereinbar mit den Grundſätzen des nationalſozialiſtiſchen Staates anzuſehen 
ſind, nicht mehr angewandt werden können. Im großen und ganzen aber gelten bis 
zu der im Gang befindlichen reichsrechtlichen Neuregelung des Polizeirechts die 
bisherigen Polizeigeſetze der deutſchen Länder weiter. Eine Darſtellung des 
Deutſchen Polizeirechts der Jetztzeit wird daher von dieſen landesrechtlichen Be⸗ 
ſtimmungen auszugehen haben, wobei freilich Sondervorſchriften der einzelnen 
deutſchen Länder nicht mehr in der gleichen Ausführlichkeit dargeſtellt zu werden 
brauchen, wie es unter früheren Verhältniſſen geboten geweſen wäre. Das künftige 
Reichspolizeirecht wird wohl in feinen allgemeinen Grundſätzen vom preußiſchen 
Polizeirecht ausgehen. Man wird aber nicht überſehen dürfen, daß viel Gutes, das 
beſſer in den heutigen Staatsaufbau paßt als das in manchen Einzelheiten ſehr 
liberaliſtiſch angehauchte Polizeirecht Preußens, auch bei anderen Landesrechten zu 
linden iſt, fo z. B. im Polizeirecht von Thüringen, das erft im Jahre 1926 im Rahmen 
der thüringiſchen Verwaltungsreform eine Neuregelung erfahren hat. 
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Es iſt daher damit zu rechnen, daß das künftige Reichspolizeirecht — nach dem 
Grundſatz: „Prüft alles und das Beſte behaltet!“ — geeignete Beſtimmungen aus 
allen Landesrechten übernimmt. Daher wird im Rahmen der einzelnen Teile der 
nachfolgenden Ausführungen gerade auf derartige Vorſchriften noch beſonders hin ⸗ 
gewieſen werden. Im übrigen ſoll die nachfolgende Darſtellung, der derzeitigen Lage 
des Polizeirechts in Deutſchland entſprechend, nicht eine ins einzelne gehende Wieder · 
gabe der polizeirechtlichen Vorſchriften, ſondern eine Aberſicht über die allgemein 
geltenden polizeirechtlichen Grundſätze mit Ausblicken auf die Neugeſtaltung bringen. 
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& 1. Begriff und Aufgabe der Polizei 


I. Entſtehung des heutigen Polizeibegriffs 


Das Wort „Polizei“ ſtammt aus dem Griechiſchen, wo es als rorsa (Politeia) 
die gefamte Verwaltung einer Stadt (noc), im weiteren eines Staates bedeutete; 
denn im alten Griechenland gab es bekanntlich in der Hauptſache Stadtſtaaten.“) 
Je intenſiver ſich die Tätigkeit der öffentlichen Organe geſtaltete, deſto mehr Staats. 
dienſtzweige ſpalteten ſich ab und wurden ſelbſtändig. So trennten ſich zunächſt die 
Verwaltung der auswärtigen Angelegenheiten, die Verwaltung des Heeresweſens 
— von Bedeutung namentlich ſeit dem Aufkommen der ſtehenden Heere —, die Ver- 
waltung der Finanzen und ſchließlich der Juſtiz ab. Der Gang dieſer Entwicklung 
war in feinen Einzelheiten ſelbſtverſtändlich in den einzelnen deutſchen Territorien 
verſchieden, ging aber im großen und ganzen gleichmäßig vor ſich. Als Polizei ſah 
man hiernach alles an, was nicht zu den angegebenen geſonderten Staatsdienſt⸗ 
zweigen gehörte; ihr Begriff fiel alſo mit dem der inneren Verwaltung zuſammen. 


Zu Beginn des 18. Jahrhunderts war die angegebene Entwicklung wenigſtens in 
der oberſten Stufe der Verwaltung — in der Mittel- und Anterſtufe vollzog ſich die 
Trennung nur langſamer und kam zum Teil erſt im 19. Jahrhundert zum Abſchluß — 
vollendet. Wir finden um dieſe Zeit in Deutſchland überall die geſamte Staats- 
gewalt in den Händen der deutſchen Fürſten und der regierenden Körperſchaften 
der deutſchen Reichsſtädte vereinigt und mit Hilfe der Polizeigewalt ausgeübt. Im 
Verhältnis zu den Antertanen gab es praktiſch für den abſoluten Fürſten keine 
Schranke für obrigkeitliche Einwirkungen. Alle ſtaatlichen Ziele, unter denen die 
Förderung der „allgemeinen Glückſeligkeit“, der allgemeinen Wohlfahrt, oben 
anſtand, wurden mit Polizeigewalt durchgeſetzt, ſo daß man für alle Zeiten — mit 
einem kleinen Beigeſchmack — vom „Polizeiſtaat“ ſpricht. 

Es iſt klar, daß ſich bei dieſem Herrſchaftsſyſtem Mißbräuche in hohem Maße 
entwickeln mußten; denn die Fürſten — auch wenn fie wohlmeinend nur das Zelt: 
der Allgemeinheit wollten — konnten ihre Regierungstätigkeit nicht ſelbſt ausüben. 
Ihre Beauftragten, nicht immer nach Tüchtigkeit und Verdienſt ausgewählt, ſetzten 
vielfach Willkür an Stelle gerechter Amtsausübung. So ſuchte man nach Abhilfe. 
Die Philofophen der Aufklärungszeit griffen daher auf „naturrechtliche“ Grundſätze 
zurück und legten dar, daß die Polizei nicht dazu da ſei, mit Befehl und Zwang für 
die allgemeine Glückſeligkeit zu ſorgen, ſondern nur dafür, daß ſich die Tätigkeit der 
Verwaltungsorgane des Staates und die Arbeit ſeiner Angehörigen in Sicherheit 
abwickeln könne. So kam im Gegenſatz zu der „Wohlfahrtspolizei“ des Polizeiſtaates 
im Aufklärungszeitalter der neue für das jetzige Recht noch grundlegende Begriff 
der „Sicherheitspolizei“ (im weiteſten Sinne dieſes Wortes) auf. Klaſſiſch geworden 
iſt die Begriffsbeſtimmung des Staatsrechtslehrers Joh. Stephan Pütter. Danach 
heißt derjenige Teil der oberſten Staatsgewalt, durch welchen die Sorge für die 
Abwehr künftiger Abel ausgeübt wird, Polizei, während die Sorge für die öffent⸗ 
liche Wohlfahrt nicht mehr zum Wirkungskreis der eigentlichen Polizei gehört; ſie 
bildet den Gegenſtand der Tätigkeit der Verwaltung in ihrer Eigenſchaft als Wohl- 
fahrtspflege. Die Polizei iſt nun nicht mehr gleichzuſetzen mit der inneren Verwal⸗ 
tung in ihrer Gefamtheit. Sie bildet vielmehr nur noch einen Teil der inneren Ver- 
waltung. 


„) Am die Wende des 15.) 16. Jahrhunderts, als das Wort in der lateiniſchen politia im 
Deutſchen auftauchte, bezeichnete man damit zunächſt etwa das gleiche, nämlich die geſamte 
ſtaatliche Organiſation und Tätigkeit, die unter den beſonderen Verhältniſſen der damaligen 
Zeit als die geſamte weltliche Herrſchaft im Gegenſatz ſtand zum kirchlichen Regiment. 


| Band II I Gruppe | Beitrag 29 


6 Kehrl 


II. Der Polizeibegriff im geltenden Recht 


Im Anſchluß an dieſe in der Rechtslehre allgemein zur Herrſchaft gelangte Auf⸗ 
ſaſſung bildete ſich der Polizeibegriff zu Ende des 18. und im Laufe der erſten Hälfte 
des 19. Jahrhunderts überall im Landesrecht der deutſchen Einzelſtaaten — denn 
Reichsrecht gab es in dieſer Zeit nicht! — aus. Vorbildlich geworden für einen 
großen Teil Deutſchlands iſt die berühmt gewordene Definition des preußiſchen 
Landrechts (8 10, II, 17): „Die nötigen Anſtalten zur Erhaltung der öffentlichen 
Ruhe, Sicherheit und Ordnung ſowie zur Abwendung der dem Publico oder deſſen 
einzelnen Mitgliedern bevorſtehenden Gefahren zu treffen, iſt das Amt der Polizei.“ 
Sie iſt in ähnlicher Form entweder im geſchriebenen Recht faft aller deutſchen Länder 
zu finden oder wenigſtens gewohnheitsrechtlich feſtgelegt. Dabei darf allerdings nicht 
verſchwiegen werden, daß Preußen ſelbſt die Beſtimmung des 8 10, IL 17 des All. 
gemeinen Landrechts im erſten Teil des 19. Jahrhunderts keineswegs immer als 
bindend angeſehen hat, ſondern zeitweiſe in polizeiſtaatliche Auffaſſung zurückgefallen 
iſt. Erſt durch die Rechtſprechung des Preußiſchen Oberverwaltungsgerichts iſt die 
Beſtimmung in Wirklichkeit zu ihrer vollen Bedeutung gekommen. Die heute geltende 
Beſtimmung iſt im 8 14 Ubf. J des Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes vom 1. 6. 
1931 zu finden: „Die Polizeibehörden haben im Rahmen der geltenden Geſetze die 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen notwendigen Maßnahmen zu treffen, um von der All⸗ 
gemeinheit oder dem einzelnen Gefahren abzuwenden, durch die die öffentliche Sicher ⸗ 
heit oder Ordnung bedroht wird.“ Für das Recht der übrigen deutſchen Länder ſei 
als Beiſpiel der 8 32 der Landesverwaltungsordnung von Thüringen vom 10. 6. 1926 
hervorgehoben: „Die Verwaltung hat als Polizei die Aufgabe, der Geſamtheit oder 
dem einzelnen bevorſtehende Gefahren abzuwehren, durch die die öffentliche Ruhe, 
Sicherheit oder Ordnung geftört wird.“ In Bayern, wo ein einheitliches Polizei ⸗ 
geſetz fehlt, ift die dem geltenden Recht entſprechende Auffaſſung über den Polizei- 
begriff zuletzt in Art. 51 der Gemeindeordnung in folgender Form niedergelegt 
worden: Den Gemeinden obliegt „die Sorge für die öffentliche Ruhe und Ordnung 
und der Vollzug der die Polizei betreffenden Geſetze“. 

Jetzt verſteht man überall im Recht der deutſchen Länder unter Polizei das gleiche: 
Die Sorge für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung 
durch Gefahrenabwehr und Beſeitigung bereits eingetretener Störungen. Das Reichs- 
recht hat daran weder unter der Herrſchaft der Bismarckſchen noch der Weimarer 
Verfaſſung etwas geändert, da es die Polizeihoheit den Ländern überließ. In ein- 
zelnen Geſetzen ſowohl wie in den Verfaſſungsbeſtimmungen iſt zwar auf die Hand- 
habung der Polizei vielfach reichsrechtlich Einfluß genommen worden; der Polizei- 
begriff als ſolcher aber iſt in keiner Weiſe beeinflußt worden. 


III. Die Aufgabe der Polizei im allgemeinen 
1. Anterſchied zwiſchen Polizeibegriff und polizeilicher 
Aufgabe 


Der Polizeibegriff bildet zwar überall die Grundlage für die Beſtimmungen, die die 
Aufgabe der Polizei im geltenden Recht umſchreiben. Dieſe Aufgaben decken ſich 
ober nirgends genau mit dem Polizeibegriff. Teilweiſe ſind von der Tätigkeit, die 
der Polizei urſprünglich begriffsmäßig zukommen, einzelne Teile geſondert behandelt 
und beſonderen Behörden zugewieſen; zum Teil ſind ihr aber auch auf Grund von 
Sonderbeſtimmungen Aufgaben übertragen, die an ſich mit dem Polizeibegriff nichts 
zu tun haben. Dieſe hat man der Polizei nur deswegen zugewieſen, weil fie ent- 
weder mit ihrer begriffsmäßigen Tätigkeit im engen Zuſammenhang ſtehen — man 
vergleiche das polizeiliche Meldeweſen — oder von ihr mit Hilfe ihrer Einrichtun⸗ 
gen leichter als von anderen Behörden erledigt werden können; zu verweiſen iſt hier 
etwa auf die Mithilfe der Polizei beim Vollzug der Reichsverſicherung (Ausſtellung 
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der Quittungskarten, der Lebensbeſcheinigungen uſw.). Auch kommen Erweiterungen 
der polizeilichen Aufgabe in der Richtung auf die Wohlfahrtspflege des Staates 
vor, jo z. B. ihre Zuſtändigkeit zur Bekämpfung von Verunſtaltungen des Land- 
ſchaftsbildes oder zur Sorge für die „Bequemlichkeit“ des Verkehrs (die für die 
„Sicherheit“ gehört zur begriffsmäßigen Aufgabe). Daß die Polizei in vielen Fällen 
dazu beſtimmt iſt, anderen Behörden Schutz und Hilfe zu gewähren, wenn deren Be⸗ 
amte auf Widerſtand ſtoßen oder zur Durchſetzung ihrer Aufgabe der Brachialgewalt 
bedürfen, iſt eine Tätigkeit, die aus der begriffsmäßigen Aufgabe der Polizei und 
der Sorge für die öffentliche Ordnung entſpringt. 


Die Landesgeſetze haben der Tatſache, daß ſich Polizeibegriff und Polizeiaufgabe 
nicht vollſtändig decken, zum großen Teil dadurch Rechnung getragen, daß fie in ihren 
grundlegenden Beſtimmungen regelmäßig noch die beſonders übertragenen Polizei- 
aufgaben ausdrücklich erwähnen. So ſpricht das Preußiſche Polizeigeſetz im § 14 
Abſ. II aus: „Daneben haben die Polizeibehörden diejenigen Aufgaben zu erfüllen, 
die ihnen durch Geſetze beſonders übertragen ſind.“ Auch der Art. 51 der Bayeriſchen 
Gemeindeordnung trägt der Rechtslage dadurch Rechnung, daß er den Gemeinden 
als Ortspolizeibehörden neben der Sorge für die öffentliche Ordnung, Ruhe und 
Sicherheit noch „den Vollzug der die Polizei betreffenden Geſetze“ zuweiſt. Der 
bereits einmal angeführte 8 32 der Thüringiſchen Landesverwaltungsordnung er- 
wähnt die Erweiterung der polizeilichen Aufgabe durch beſondere Beftimmungen 
zwar nicht ausdrücklich, es iſt aber auch für Thüringen unbeftritten, daß die Polizei 
über den 8 32 hinaus noch weitergehend Aufgaben zu erfüllen hat (vgl. Finke⸗ 
Meſſer, Das Allgemeine Polizeirecht Thüringens, Kap. II). 


2. Bedeutung der Begriffe „öffentliche Sicherheit“, 
„öffentliche Ruhe“ und „öffentliche Ordnung“ 

Es iſt noch kurz dazu Stellung zu nehmen, was unter öffentlicher Sicherheit, Ruhe 
und Ordnung zu verſtehen iſt. Hier macht ſich geltend, daß im neuen Staat in 
mancher Richtung der Polizei neue Aufgaben geſtellt find, auch ohne daß es ge ⸗ 
ſchriebener Beſtimmungen bedurfte. 
Anter öffentlicher Sicherheit verſteht man nach der bisher herrſchenden 
Auffaſſung den Schutz der Allgemeinheit gegen Schäden, die den Beſtand oder die 
ungehinderte Arbeit des Staates und ſeiner Einrichtungen bedrohen, ferner den 
Schutz von Leben und Geſundheit, Freiheit und Ehre der Staatsbürger ſowie ihres 
Vermögens, insbeſondere des Eigentums. Man hat den Schutz der öffentlichen 
Sicherheit durch die Polizei auch umſchrieben als ihre Verpflichtung, die von der 
geltenden Rechtsordnung anerkannten Rechtsgüter der einzelnen und der Allgemein- 
heit ſicherzuſtellen gegen Gefahren, die ihrer Exiſtenz oder ihrer Anverſehrtheit 
drohen. 
Im neuen Staat iſt hier zwar keine weſentliche Anderung eingetreten; wohl aber 
zeigt ſich in einzelnen geſetzlichen Beſtimmungen, die der Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit im allgemeinen dienen, insbeſondere auf dem Gebiet des 
Strafrechts, daß der Staat dieſe Aufgaben weſentlich anders beurteilt als früher. 
Man denke nur an die viel ſtrengeren Auffaſſungen über Hochverrat und Landes- 
verrat, die jetzt gelten; an die Auffaſſungen über den Ehrenſchutz (Aufhebung des 
Menſurverbots) und ähnliche Beſtimmungen. 


Der Begriff der öffentlichen Ruhe deckt ſich im allgemeinen mit dem der 
öffentlichen Sicherheit. Er iſt nicht etwa als die Fernhaltung von Lärm, ſondern 
als die Hintanhaltung von Unruhe in der Bevölkerung aufzufaſſen. Auch der Be 
griff der öffentlichen Ruhe hat durch die neue Staatsauffaſſung einen anderen Inhalt 
gewonnen. Während man bei Erlaß des Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes 
von 1931 noch die Meinung vertreten konnte, daß die Anführung der „öffentlichen 
Ruhe“ im 8 14 nicht mehr nötig fei, weil dem Begriff neben dem der öffentlichen 
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Sicherheit keine beſondere felbftändige Bedeutung zukomme (vgl. Schäfer⸗Wichards— 
Wille, Polizeiverwaltungsgeſetz, S. 35), wird man jetzt guttun, die öffentliche 
Ruhe unter den polizeilichen Aufgaben wieder beſonders hervorzuheben. Denn die 
Sorge für die Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe enthält vor allem die Auf⸗ 
gabe, für den Schutz des Staatsweſens gegen Gefährdungen von innen zu ſorgen. Die 
Auffaſſungen über den Schutz des Staates gegen derartige Gefahren ſind unter dem 
autoritären Staate viel ſtrenger geworden. Der neue Staat wartet mit Recht nicht 
mehr ſolange mit Abwehrmaßnahmen gegen Angriffe auf ſeinen Beſtand, bis es 
faſt zu ſpät iſt, wie es unter der Herrſchaft des Weimarer Syſtems beiſpielsweiſe 
gegenüber den Kommuniſten geſchah, ſondern er greift zu, ſobald ſich Widerſtand 
oder eine Anterwühlung ſeiner Autorität bemerkbar macht. Gerade für Wahrung 
der Statsautorität aber hatte man im Weimarer Syſtem nur wenig übrig. 


Der Schutz der öffentlichen Ordnung hat ſchon bisher die Polizei vor 
die ſchwerſte Aufgabe geſtellt. Denn er umfaßt nach der herkömmlichen Anſchauung 
den Schutz aller Normen über Handlungen, Anterlaſſungen und Zuſtände, deren Be⸗ 
folgung nach der herrſchenden allgemeinen Auffaſſung zu den unerläßlichen Voraus- 
ſetzungen eines gedeihlichen menſchlichen und ſtaatsbürgerlichen Lebens gehört. Er 
geht alſo weit über den Vollzug der beſtehenden Geſetze hinaus und umſchließt die 
Anterdrückung alles desjenigen, was gegen die herrſchenden ethiſchen und ſozialen 
Handlungen verſtößt. | 

Unter dem Weimarer Syſtem war die Feſtſtellung deſſen, was den herrſchenden 
ethiſchen und ſozialen Anſchauungen zuwiderlief, unendlich ſchwer. Denn die 
Weimarer Verfaſſung hat nicht umfonft den Ruf der 5freiheitlichſten“ aller Ver⸗ 
faſſungen genoſſen. Sie hat, da ſie einen Kompromiß zwiſchen demokratiſchen und 
marxiſtiſchen Auffaſſungen darſtellte, namentlich in ihrem Katalog der Grundrechte 
und ihrer negativen Einſtellung zu autoritärer Staatsführung jedem ſo viel Be⸗ 
wegungsfreiheit gelaſſen, daß er ſich möglichſt ungeſtört ausleben konnte. Die 
Polizei ſtand vielfach vor unlöslichen Widerſprüchen, was fie nun als herrſchende 
Auffaſſung anſehen ſollte, und mußte wohl oder übel in vielen Fällen entweder 
untätig zuſehen oder, wenn fie eingriff, die übelſten Angriffe für pflichtgemäßes Vor · 
gehen über ſich ergehen laſſen. Der heutige Staat hat nicht nur in zahlreichen grund- 
legenden Geſetzen feine Stellung zu den wichtigſten Lebensgebieten und den Auf⸗ 
gabenkreiſen des Staates deutlich umſchrieben, ſondern er geht auch im Gegenſatz zur 
früheren Leiſetreterei mancher Regierungen den in der Verwaltungsarbeit auf- 
tauchenden Problemen tatkräftig zu Leibe. Man braucht nur z. B. an die energiſche 
Bekämpfung der ſogenannten Nacktkulturbewegung, die früher den Polizeibehörden 
ſo viel zu ſchaffen gemacht hat, zu denken. Die Polizeibehörden wiſſen daher, auch 
ohne daß ſie im einzelnen Fall jeweils eine Sonderanweiſung bekommen, in welcher 
Richtung ſich ihr Eingreifen zu bewegen hat. Auch der Begriff der öffentlichen 
Ordnung hat daher jetzt einen weſentlich anderen Inhalt bekommen als früher. Er 
ſtellt eben nicht etwas Anabänderliches dar, ſondern bedeutet je nach Zeitumſtänden 
und den Verhältniſſen des Einzelfalles etwas Verfchiedenes; er ermöglicht es, in 
ſeiner Biegſamkeit insbeſondere auch örtlichen Verſchiedenheiten und Anſchauungen 
Rechnung zu fragen, fo daß es auch heute noch trotz aller Vereinheitlichung vor. 
kommen kann, daß in Süddeutſchland etwas polizeilich unterbunden werden muß, was 
in einem norddeutſchen Orte ohne jede Beanſtandung möglich iſt und umgekehrt. 
Das iſt mit den Grundſätzen des neuen Staates, der insbeſondere völkiſchen Brauch 
erhalten wiſſen will, durchaus nicht unvereinbar. 


Das Gebiet der öffentlichen Ordnung iſt ſo umfaſſend, daß es von der Polizei nicht 
allein verſehen werden kann. In weitem Amfange ſind, wie ſchon am Beginn des 
Abſchnitts a angedeutet, beſondere Zweige der öffentlichen Ordnung eigens geregelt 
und werden von den dafür aufgeſtellten Behörden wahrgenommen. So iſt insbe- 
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ſondere die Durchſetzung der Anſprüche und Verbindlichkeiten auf dem Gebiete des 
privaten Rechts den bürgerlichen Gerichten, die Verfolgung ſtrafbarer Handlungen 
den Strafgerichten übertragen. Für die Verwaltungsgerichtsbarkeit, die letzten 
Endes nur der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung auf dem Gebiete des 
öffentlichen Rechts angehört, find Verwaltungsgerichte beſtellt und zahlreiche Be⸗ 
hörden — Schulbehörden, Jugendämter, Fürſorgeämter uſw. — ſind auf ſonſtigen 
Gebieten der öffentlichen Verwaltung zum großen Teil im Intereſſe der Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ordnung tätig. Durch ſie alle wird die Zuſtändigkeit der Polizei 
regelmäßig ausgeſchloſſen. Der ſubſidiäre Charakter der polizeilichen Aufgabe, für 
die öffentliche Ordnung ſchlechthin durch Gefahrenabwehr zu ſorgen, zeigt ſich, wie 
ſchon erwähnt, nicht nur darin, daß ſie den übrigen Behörden in Notfällen ihren 
Schutz und ihre Hilfe zu Zwangsmaßnahmen gewährt, wo dieſes geſetzlich zuläſſig 
iſt, ſondern auch darin, daß ſie in beſonderen Notfällen zu vorläufigem 
Eingreifen befugt iſt, wenn die zum Schutz gegen eine Gefahr an ſich zuſtändige Be⸗ 
hörde ohne Verſchulden des von der Gefahr Betroffenen nicht mehr rechtzeitig in 
Tätigkeit geſetzt werden kann, um eine beſonders dringende Gefahr abzuwenden. 


IV. Akten der Polizei 


Es iſt nicht bloß eine theoretiſche Spielerei, ſondern hat vielfach je nach dem ein⸗ 
zelnen Landesrecht praktiſche Bedeutung für Zuſtändigkeit, Inſtanzenzug und Koſten⸗ 
tragung, wenn man die Tätigkeit der Polizei in verſchiedene Gebiete unterteilt. 
Am bedeutſamſten ſind folgende Anterſcheidungen: 


1. Sicherheitspolizei und Verwaltungs polizei 


Alle Polizei dient — ſoweit nicht geſetzlich etwas anderes ausdrücklich vorgeſchrieben 
iſt — dem Zweck der Aufrechterhaltung von Ordnung und Sicherheit; daher die 
bereits erwähnte Gegenüberſtellung von Sicherheitspolizei im weiteſten Sinne gegen- 
über der Wohlfahrtspolizei des Polizeiſtaates. Innerhalb der Sicherheitspolizei 
im weiteſten Sinne unterſcheidet man jedoch wieder zwiſchen der eigentlichen Sicher 
heitspolizei und der Verwaltungspolizei. Als Sicherheitspolizei im 
eigentlichen Sinne bezeichnet man diejenige Tätigkeit der Polizei, welche 
den Schutz des Staates und ſeiner Einrichtungen, den Schutz der Staatsbürger und 
ihres Vermögens gegen gewaltſame Angriffe und Schädigungen, die Verhütung 
und Verhinderung ſtrafbarer Handlungen zum Ziele hat. Auch die Verkehrspolizei, 
die in der Hauptſache dafür zu ſorgen hat, daß niemand im Strudel des Verkehrs 
zu Schaden kommt, rechnet man als Ganzes dazu, auch ſoweit ſie für Leichtigkeit und 
Bequemlichkeit des Verkehrs ſorgt. Einzelne Geſetzgebungen haben den Begriff der 
Sicherheitspolizei geſetzlich feſtgelegt, jo Thüringen im § 35 der Landesverwaltungs -; 
ordnung. Danach umſaßt die Sicherheitspolizei die Verhütung und Verfolgung 
ſtrafbarer Handlungen, die Politiſche Polizei, die Preſſe-, Vereins- und Zer- 
ſammlungspolizei, Melde-, Paß und Fremdenpolizei, die Aberwachung von Bettlern, 
Landſtreichern und beſtraften Perſonen und die Verkehrspolizei. 


Den Gegenſatz zur Sicherheitspolizei bildet die Ver waltungs polizei. Sie 
dient der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung und Sicherheit im Rahmen be- 
ſtimmter Verwaltungsgebiete. Zu nennen iſt beiſpielsweiſe die Baupolizei, Feuer- 
polizei, die Gewerbepolizei, Geſundheitspolizei, Forſtpolizei, Jagdpolizei, Berg: 
polizei, Bahnpolizei. Hier hat die Polizei den Zweck, mit dem nötigen Nachdruck die 
Ordnung auf diefen Verwaltungsgebieten zu gewährleiſten und die Erreichung des 
Zieles der Verwaltungstätigkeit zu erleichtern. Die Verwaltungspolizei bildet alſo 
gewiſſermaßen die Kehrſeite der übrigen Verwaltungstätigkeit und ſteht mit dieſer 
in engſter Verbindung. In Thüringen hat dieſe Erwägung dazu geſührt, ſchon 
durch den Wortlaut der Beſtimmung über den Polizeibegriff ($ 32 der Landes- 
verwaltungsordnung: „Die Verwaltung hat ,als Polizei’ die Aufgabeeeeee zu 
betonen, daß die Verwaltungspolizei von der übrigen Verwaltung untrennbar ſei. 
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Eine Beſonderheit iſt das aber nicht gegenüber anderen deutſchen Ländern, da jeden- 
falls in einer größeren Anzahl die Polizei regelmäßig von den für die Verwaltung 
allgemein zuſtändigen Behörden ausgeübt wird. Auch wird dadurch der Charakter 
der Polizei als Verwaltungspolizei jedenfalls inſoweit nicht verändert, als es ſich 
um die Aufrechterhaltung der Ordnung auf dem betreffenden Verwaltungsgebiet 
handelt. Soweit dagegen Zwang zur Durchſetzung poſitiver Ver 
waltungsziele angewandt wird, liegt keine Verwaltungspolizei mehr vor, 
ſondern reiner Verwaltungszwang, wie er uns auf dem Gebiete der Kriegswirtſchaft 
vielfach begegnet iſt und dem Weſen des autoritären Staates entſprechend, der fich 
in der Verfolgung ſeiner Verwaltungsziele nicht vom Eigenſinn eines einzelnen 
abhängig machen kann, auch in Zukunft noch an Bedeutung gewinnen wird (z. B. iſt 
die zwangsweiſe Vereinigung von Berufsgenoſſen zu Verbänden nicht Angelegenheit 
der Polizei, ſondern Gegenſtand der Verwaltungstätigkeit des Staates; dagegen iſt 
die Durchführung der Beſtimmungen über die Mitgliedſchaft bei den einzelnen 
Ständen, z. B. der Reichsmuſikkammer, verwaltungspolizeiliche Tätigkeit der be- 
teiligten Stellen). 


2. Ordentliche Polizei und Sonderpolizei 
Dieſe Anterſcheidung iſt für Preußen von Bedeutung. 


Die ordentliche Polizei wird von den ordentlichen Polizeibehörden — den 
Landespolizeibehörden, den Kreispolizeibehörden und den Ortspolizeibehörden — 
ausgeübt. Ihr Wirkungskreis umfaßt die Wahrnehmung der allgemeinen polizei⸗ 
lichen Aufgaben. 


Die Sonderpolizei iſt die polizeiliche Tätigkeit auf einem Sondergebiet, die 
einer anderen als der ordentlichen Polizeibehörde zugewieſen iſt, wie z. B. die 
Bergpolizei, die von den Bergbehörden, die Bahnpolizei, die von den Bahndienſt. 
ſtellen und Bahnbeamten wahrgenommen wird. Daneben kommt noch die Strom-, 
Schiffahrts, Hafen-, Waſſer⸗ und Deichpolizei, die Forft- und Jagdpolizei, die 
Fiſchereipolizei, Moorſchutzpolizei, Luſtpolizei, Gewerbepolizei in Frage. Auf ſie 
weiter einzugehen, iſt im Rahmen dieſer Arbeit nicht veranlaßt, da ſie im engſten 
Zuſammenhang mit den in Frage kommenden Sondergebieten ſtehen. 


3. Staatliche Polizei und Gemeindepolizei 


Grundſätzlich iſt überall in Deutſchland die Polizei eine Angelegenheit des Staates. 
Sie wird aber nicht überall von ſtaatlichen Organen ausgeübt, ſondern zum Teil auch 
von gemeindlichen Organen. Staatliche Polizeiverwaltungen (Polizeipräſidien, 
Polizeidirektionen oder Polizeiämter) haben wir in den Großſtädten und den ſonſt 
polizeilich wichtigen Orten des Reiches. In den übrigen Orten wird die Polizei 
von Gemeindeorganen ausgeübt, aber nicht als Ausfluß des Selbſtverwaltungs⸗ 
rechts der Gemeinde, ſondern als eine vom Staat übertragene Aufgabe unter Auf- 
ſicht und Leitung der vorgeſetzten ſtaatlichen Behörde. 


& 2. Die Organiſation der Polizei 


Eine oberſte Polizeibehörde für das ganze Reich beſteht zur Zeit noch nicht. Zur 
einheitlichen Zuſammenfaſſung der polizeilichen Aufgaben im Reich iſt jedoch durch 
den Erlaß des Führers und Reichskanzlers vom 17. Juni 1936 ein Chef der deutſchen 
Polizei im Reichsminiſterium des Innern eingeſetzt worden. Der Chef der deutſchen 
Polizei iſt dem Reichs- und Preußiſchen Miniſter des Innern perſönlich und unmittel- 
bar unterſtellt. Zum Chef der deutſchen Polizei iſt der ſtellvertretende Chef der 
Geheimen Staatspolizei Preußens, Reichsführer 4. Heinrich Himmler, ernannt 
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Ihm unterſtehen die Chefs der Ordnungspolizei und der Sicherheitspolizei. Zum 
Zuſtändigkeitsbereich des Chefs der Ordnungspolizei gehören Schutzpolizei, Gen⸗ 
darmerie, Gemeindepolizei, Verwaltungspolizei und die Haushaltsangelegenheiten 
der Polizei. Beim Chef der Sicherheitspolizei iſt zuſammengefaßt die Kriminal- 
polizei und die Geheime Staatspolizei. 

Die oberſte Polizeigewalt wird ausgeübt von der Reichsregierung, da die auf das 
Reich übergegangene Polizeihoheit der Länder den Landesbehörden zur Ausübung 
nur ſoweit übertragen iſt, als das Reich nicht allgemein oder im Einzelfall davon 
Gebrauch macht. Innerhalb der Reichsregierung find zuſtändig die einzelnen Reichs. 
miniſterien, deren Anordnungen die oberſten Landesbehörden gemäß § 4 der Erſten 
Durchführungsverordnung zum Geſetz über den Neuaufbau des Reichs vom 2. 2. 1934 
(RGBl. I S. 81) Folge zu leiſten haben. Welches Reichsminiſterium zuſtändig 
ift, ergibt ſich aus 8 8 der Geſchäftsordnung der Reichsregierung und 8 67 der ge- 
meinſamen Geſchäftsordnung der Reichsminiſterien Teil II. Soweit hiernach nicht 
die Zuſtändigkeit einzelner Reichsminiſterien für beſtimmte Sachgebiete der Polizei 
— z. B. für die Gewerbeordnung die des Reichswirtſchaftsminiſteriums — beſtimmt 
iſt, iſt als allgemeines Polizeiminiſterium das Reichsminiſterium des Innern zu- 
ſtändig. Ihm ſteht auch die Dienftauffiht über die Reichsſtatthalter zu (Art. 3 des 
Geſetzes über den Neuaufbau des Reichs vom 30. 1. 1934). 

Die Reichsminiſterien wären an ſich in der Lage, auf polizeilichem Gebiet Anord- 
nungen unmittelbar an die den Landeszentralbehörden unterſtellten Landespolizei⸗ 
behörden zu erlaſſen, da die Ausübung der Polizeigewalt nicht den Ländern als 
ſolchen, ſondern den Landes behörden übertragen iſt. Davon wird aber regel. 
mäßig kein Gebrauch gemacht. Die Reichsminiſterien wenden fi vielmehr regel - 
mäßig an die Landesregierungen mit dem Erſuchen, die nachgeordneten Polizei⸗ 
behörden mit den nötigen Weiſungen der vom Reich gewünſchten Art zu verſehen. 
Die Organiſation der Polizeibehörden in den einzelnen deutſchen Ländern iſt zur 
Zeit noch zum größten Teil unverändert. 

Nachdem eine einheitliche Organiſation im Reich bei der Schutzpolizei, Kriminal⸗ 
polizei und Geheimen Staatspolizei im Jahre 1937 durchgeführt worden iſt, iſt auch 
in abſehbarer Zeit mit einer Neugeſtaltung der Verwaltungspolizei im ganzen 
Reich zu rechnen. Während die Schutz., Kriminal⸗ und Geheime Staatspolizei be⸗ 
reits auf den Haushalt des Reiches übernommen worden iſt, wird die Verwaltungs- 
polizei noch haushaltmäßig von den Ländern betreut. 

Die nachfolgende Darſtellung gibt nur einen kurzen Aberblick über die Polizei- 
behörden organiſation der Länder im allgemeinen. Sie iſt von der Verreich 
lichung der angegebenen Polizeizweige nicht betroffen. 


I. Polizeibehörden 

Wir verſtehen darunter diejenigen Polizeibehörden, die mit der Wahrnehmung der 
allgemeinen Polizei beauftragt ſind; in Preußen werden ſie „ordentliche“ Polizei⸗ 
behörden genannt. Ihre Einrichtung iſt in ganz Deutſchland ähnlich gegliedert: 
Oberſte Spitze überall die Landeszentralbehörde — Landesminiſterien, in größeren 
Ländern ein beſonderes Minifterium des Innern —; darunter ſtehen in den 
größeren Ländern, namentlich in Preußen, Bayern und Sachſen, Mittelſtellen, 
denen teils ſelbſtändige Polizeiaufgaben (landespolizeiliche in Preußen genannt) 
vorbehalten ſind, teils die Aufſicht über die untergeordneten Polizeibehörden zu⸗ 
kommt. Anter den Mittelſtellen — in kleineren Ländern unmittelbar unter den 
Landeszentralbehörden — ſtehen die Kreispolizeibehörden (in Bayern, 
wo dem norddeutſchen „Kreis“ die Bezeichnung „Bezirk“ entſpricht, die Bezirks. 
polizeibehörden), deren Arbeitsgebiet gleich ihrem ſtaatlichen Verwaltungsbezirk iſt 
und die unter Leitung des vom Staat beſtellten Verwaltungsbeamten (Landrats, 
Bezirksoberamtmanns) ſtehen; ihnen gleichgeſtellt ſind die Bürgermeiſter und 
Stadträte der Städte, die einem unteren ſtaatlichen Verwaltungsbezirk nicht an⸗ 
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gegliedert ſind (kreisfreie, kreisunmittelbare Städte). In der unterſten Stufe finden 
wir überall die Ortspolizei behörden, die teils ſtaatliche Polizeibehörden, 
teils Gemeindebehörden find und unter der Aufſicht der Kreis. (Bezirks.) Polizei- 
behörden ſtehen. In einer größeren Anzahl von Städten, hauptſächlich den Städten 
mit 100 000 Einwohnern, find beſon dere ſtaatliche Polizeibehörden 
zur Handhabung der Orts und Kreis- (Bezirks.) Polizei namentlich auf dem 
Gebiete der Sicherheitspolizei und der eng damit zuſammenhängenden Teile der Ver⸗ 
waltungspolizei errichtet, die Polizeipräſidien, Polizeidirektionen, 
Polizeiämter genannt werden und in der Regel ſelbſtändige Behörden, zum 
Teil aber auch den ſtaatlichen Verwaltungsämtern (Bezirksämtern in Baden und 
zum Teil in Bayern) als ſelbſtändige Geſchäftsabteilungen angegliedert ſind. 

Als Beiſpiel für die Organiſation der Polizeibehörden ſeien nachfolgend geſchildert: 


| 1. Preußen 
Die ordentlichen Polizeibehörden ſind 

a) als Landespolizeibehörden die Regierungspräſidenten, 

b) als Kreispolizeibehörden in den ſtaatlichen Verwaltungsbezirken 
(Landkreiſen) die Landräte, in Stadtkreiſen die Bürgermeiſter, ferner in den 
Orten, in denen beſondere ſtaatliche Polizeibehörden beſtellt ſind, dieſe Behörden, 

c) als Ortspolizeibehörden, ſoweit ſtaatliche Polizeibehörden beſtellt 
find, dieſe Behörden, ferner die im S$ 3 Abſ. 3 des Polizeiverwaltungsgeſetzes 
genannten gemeindlichen Organe, die in einzelnen Provinzen noch verſchieden 
organiſiert find (Bürgermeiſter, Gemeindevorſteher, Amtsvorſteher, Amts- 
bürgermeiſter, Diſtriktskommiſſare), in einzelnen Gebieten (Hannover, Helgu- 
land, Sigmaringen) iſt die Ortspolizei dem Landrat vorbehalten. 

Der Polizeipräfident in Berlin vereinigt in ſich die Zuſtändigkeiten der 
Landes-, Kreis- und Ortspolizei. 
Polizeiaufſichtsbehörden ſind: 

a) für die Landespolizeibehörden und den Polizeipräſidenten von Berlin die zu— 
ſtändigen Miniſter, 

b) für die Ortspolizeibehörden in den Stadtkreiſen, für die Landräte als Orts. 
polizeibehörden, ferner für die Kreispolizeibehörden und die ſtaatlichen 
Polizeibehörden die Regierungspräfidenten, 

c) für die übrigen Ortspolizeibehörden der Landrat, der Regierungspräfident und 
der zuſtändige Miniſter. 

Die allgemeine Dienſtaufſicht über die Handhabung der Polizeigewalt durch die 
ordentlichen Polizeibehörden übt der Miniſter des Innern aus, während die Fach- 
aufſicht dem zuſtändigen Miniſter innerhalb ſeines Dienſtbereichs zukommt. 

Die Polizeiaufſichtsbehörden können den unterſtellten Polizeibehörden Weiſungen 
erteilen und bei Geſahr im Verzug deren Befugniſſe (ohne das polizeiliche Ord- 
nungsrecht) ausüben. Bemerkenswert iſt, daß auch die nachgeordneten Behörden bei 
Gefahr im Verzug die Befugniſſe der vorgeſetzten Polizeibehörden ausüben können. 


2. Bayern 


Anter dem Miniſterium des Innern, dem die Ausübung der Polizeigewalt 
zuſteht, ſoweit nicht ausdrücklich die Zuſtändigkeit eines anderen Miniſteriums 
beſtimmt iſt (3. B. der Vollzug der Gewerbepolizei durch das Wirtſchaftsminiſterium), 
ſtehen als Mittelſtellen die Kreisregierungen, deren Kammern (Abteilungen) 
des Innern unter der Leitung des Regierungspräſidenten die Handhabung der 
Polizei zukommt; unter den Regierungen ſtehen die Bezirfspolizei- 
behörden (Bezirksämter und Stadträte) der kreisunmittelbaren (nicht einem 
ſtaatlichen Verwaltungsbezirk zugeteilten) Städte, deren 1. Bürgermeiſter für die 
Handhabung der Sicherheitspolizei allein zuſtändig ſind. In unterſter Stufe wird 
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die Polizei ausgeübt von den Ortspolizei behörden, das find die 1. Bürger- 
meifter der einem Bezirksamt zugeteilten Gemeinden. In verſchiedenen Städten be- 
ſtehen für die Handhabung der Orts- und Bezirkspolizei ſtaatliche Polizei- 
behörden (Polizeidirektionen; in Speyer und Zweibrücken Staatspolizeiämter, 
die Abteilungen der dortigen Bezirksämter ſind). Die Polizeidirektionen ſtehen bis 
auf München, das dem Miniſterium des Innern unmittelbar unterſtellt iſt, unter der 
Aufſicht der Kreisregierungen. 
3. Sachſen 


Oberſte Landespolizeibehörde iſt das Miniſterium des Innern. Unter 
ihm ſtehen als Landespolizeibehörden die Kreishauptmannſchaften, die 
neben dem Erlaß von polizeilichen Verordnungen für ihre Amtsbezirke die Auſſicht 
über die Amtshauptmannſchaften, die unterſten ſtaatlichen Verwaltungs. 
bezirke, führen. Die Ortspolizei wird, ſoweit fie nicht den Amtshauptmann⸗ 
ſchaften vorbehalten iſt, von den Gemeindebehörden (Gemeinde- und Stadträten) 
ausgeübt, wobei die Sicherheitspolizei dem Bürgermeiſter allein vorbehalten iſt. Für 
5 Städte beſtehen ſtaatliche Polizeiverwaltungen. 


4. Thüringen 
Thüringen iſt in ſeiner Landesverwaltungsordnung von 1926 inſofern neue Wege 
gegangen, als es befonders betont, daß die Polizei ein Teil der Verwaltung iſt, die 
von deren Aufgaben nicht zu trennen iſt. Es hat beſtimmt 
a) als oberſte ſtaatliche Verwaltungsſtellen die Miniſterien, ſoweit nicht die 
Landesregierung verfaſſungsmäßig zuſtändig iſt, 
b) als nachgeordnete ſtaatliche Verwaltungsſtellen, die der Aufſicht der Miniſterien 
unterſtehen, 

1. für das Gebiet jedes Landkreiſes das Kreis amt, ſoweit nicht be⸗ 
ſondere ſtaatliche Polizeiverwaltungen (Polizeipräſidien, Polizeidirek⸗ 
tionen, Polizeiämter) eingerichtet ſind, 

2. neben den Kreisämtern für die Bauverwaltung, das Veterinärweſen und 
das Forſtweſen, die Landesbauämter, Veterinärämter und Forſtämter, 
deren Geſchäfte vom Vorſtand des Kreisamts und dem techniſchen Leiter 
gemeinſam verwaltet werden. Die örtliche Polizei wird von den Gemein⸗ 
den ausgeübt. Dabei ſind die örtliche Sicherheitspolizei ſowie die ört⸗ 
lichen Verrichtungen der Staatsverwaltung als Auftragsangelegenheiten 
anzuſehen, in denen die von den zuſtändigen Stellen erlaſſenen An. 
weiſungen auszuführen ſind. 

c) Die Selbſtverwaltungsorgane find zum Teil der Auffiht der Kreisämter, zum 
Teil dem Miniſterium unmittelbar unterſtellt. 


5. Hamburg 


Nach der Bildung der Hanſeſtadt Hamburg auf Grund des Groß⸗Hamburg-⸗Geſetzes 
vom 26. Januar 1937 find die ſtaatlichen Polizeiverwaltungen von Hamburg, 
Altona-⸗Wandsbek und Harburg- Wilhelmsburg mit den von Preußen zu Hamburg 
getretenen Landgebieten zu einem ſtaatlichen Polizeiverwaltungsbezirk zuſammen⸗ 
gefaßt worden. In der Hanſeſtadt Hamburg iſt nunmehr der Reichsſtatthalter 
— Staatsverwaltung — oberſte Landesbehörde und Landespolizeibehörde und der 
Polizeipräfident in Hamburg Orts- und Kreispolizeibehörde, die in einem vom 
Reichsſtatthalter beſtimmten Amfange auch die Aufgaben der höheren Verwaltungs⸗ 
behörde wahrzunehmen hat. 


Die Vielgeſtaltigkeit der Organiſation der Polizeibehörden in den verſchiedenen 
deutſchen Ländern, deren einzelne Darſtellung hier zu weit gehen würde, zeigt, wie 
notwendig es iſt, daß in Zukunft auf dem Gebiet der Organiſation der Polizei⸗ 
behörden einfache und klare Verhältniſſe geſchaffen werden. 
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II. Beſondere Dienſtzweige der ordentlichen Polizei 
Zwei beſondere Dienſtzweige der ordentlichen Polizei werden von der Staatlichen 
Kriminalpolizei und der Geheimen Staatspolizei wahrgenommen. 


1. Die Staatliche Kriminalpolizei 

Die Kriminalpolizei beſteht als ſolche ſeit etwa Mitte des vorigen Jahrhunderts. 
Damals wurden in verſchiedenen größeren Städten Deutſchlands analog dem Vor 
gehen anderer Länder lediglich zur Verbrechensbekämpfung beſtimmte Teile aus der 
ordentlichen Polizei ausgeſondert, die mit ausgebildeten Spezialiſten das zunehmende 
Verbrechertum bekämpſen ſollten. Dieſe zunächſt rein örtlich tätigen Krimina!⸗ 
polizeien wurden ſpäter, da erkannt wurde, daß ohne ein weitverzweigtes Nachrichten- 
ſyftem insbeſondere die reiſenden Verbrecher nicht bekämpft werden können, in den 
einzelnen Ländern zur Landeskriminalpolizei zuſammengefaßt. Ein früherer Ver- 
ſuch, die Landeskriminalpolizei zur Reichskriminalpolizei zuſammenzufaſſen — vgl. 
Reichskriminalgeſetz vom 21. 7. 1929, RGBl. J Seite 593 —, ſcheiterte am Wider- 
ſtand der deutſchen Länder, da er nicht ſachlich, ſondern politiſch im Zuſammenhang 
mit der Geſetzgebung zum Schutze der Republik aufgezogen war. 

Der nationalſozialiſtiſchen Führung der Deutſchen Polizei war es vorbehalten, die 
Einheit der Kriminalpolizei im ganzen Reich zu ſchaffen (ſiehe die Runderlaſſe über 
die Neuordnung der Staatlichen Kriminalpolizei vom 20. 9. 1936, RMBliV S. 1339, 
und über die Neuordnung der Staatlichen Kriminalpolizei im Lande Oſterreich von: 
25.3.1938, MBld Ru Pr Md S. 579). Nach dieſen Erlaſſen iſt das Großdeutſche 
Reich in Kriminalpolizeiſtellenbezirke aufgeteilt. Maßgebend für die Bildung jedes 
Kriminalpolizeiſtellenbezirkes waren ſowohl kriminalgeographiſche wie kriminaliſtiſche 


Geſichtspunkte. Die Kriminalpolizeiſtellen haben in erſter Linie die kriminalpolizeilichen 


Aufgaben ihres zuſtändigen Ortspolizeibezirks wahrzunehmen. Sodann haben ſie die 
aus ſämtlichen zu ihrem Bezirk gehörenden Ortspolizeibehörden eingehenden Mel ⸗ 
dungen über beſondere Straftaten zentral zu erfaſſen, auszuwerten und gegebenen⸗ 
falls zur Aufklärung dieſer Straftaten durch Entſendung von Beamten beizutragen 
Die Kriminalpolizeiſtellen find zu 15 Leitſtellen zuſammengefaßt, die die kriminal⸗ 
polizeilichen Vorgänge aus ihrem Leitſtellenbezirk zu erfaſſen und auszuwerten, die 
Tätigkeit der ihnen nachgeordneten Stellen zu beaufſichtigen und die Ausbildung 
und Ausrüſtung der Beamten zu überwachen haben. Ferner haben fie ſich an der 
Aufdeckung und Aufklärung von Straftaten, die ſich über das Gebiet mehrerer 
Kriminalpolizeiſtellen erſtrecken, beratend, anweiſend und helfend zu beteiligen, oder 
dieſe Fälle ſelbſt zentral zu bearbeiten. 

Oberſte fachliche Vollzugszentralbehörde iſt das Reichskriminalpolizeiamt, das für 
eine einheitliche Geſchäftsführung der Staatlichen und Kommunalen Kriminalpolizei 
des ganzen Reiches und die Schaffung einheitlicher Richtlinien zu ſorgen und in 
beſonders wichtigen über den Bereich einer Leitſtelle hinausgehenden Straffällen 
ſelbſt die Ermittlungen gegebenenfalls zu übernehmen hat. 

Das Reichskriminalpolizeiamt unterſteht unmittelbar dem Chef der Sicherheits. 
polizei. Die Kriminalpolizeiſtellen und »leitſtellen find den Staatlichen Polizei⸗ 
verwaltungen wirtſchaftlich und beſoldungstechniſch angegliedert. Chef der Kriminal- 
polizeileitſtellen und ſtellen iſt der Chef dieſer Polizeiverwaltung. Der rangälteſte 
höhere Kriminalbeamte führt unter der Bezeichnung „Leiter der Kriminalpolizei⸗ 
leitſtelle oder ⸗ſtelle“ als Vertreter des Chefs die Geſchäfte in allen kriminalpolizei⸗ 
lichen Angelegenheiten. Somit ift durch dieſe Organiſation im Intereſſe der Ver. 
brechensbekämpfung ſowohl die gleiche fachliche Ausrichtung der Kriminalpolizei im 
ganzen Reich wie die einheitliche Führung ſämtlicher Polizeiarten an dem Sitz 
einer jeden Polizeiverwaltung gewährleiſtet. 


2. Die Geheime Staatspolizei 
Die Geheime Staatspolizei iſt in ähnlicher Weiſe aufgebaut wie die Staatliche 
Kriminalpolizei. Die fachliche Zentralbehörde iſt das Geheime Staatspolizeiamt in 


Stubbe! Beitrag 29 


Die Polizei 15 


Berlin. Dem Geheimen Staatspolizeiamt unterſtehen in den einzelnen Ländern 
bzw. in den preußiſchen Provinzen die Staatspolizeileitſtellen, die wiederum die 
Aufſicht über die in Regierungsbezirken bzw. den entſprechenden Bezirken der außer⸗ 
preußiſchen Länder eingeſetzten Staatspolizeiſtellen ausüben (ſiehe die Erlaſſe des 
Reichsführers 44 und Chefs der Deutſchen Polizei im Reichsminiſterium des Innern 
vom 28. 8. 1936 und des Reichs und Preußiſchen Miniſters des Innern vom 20.9. 
1936). Die Geheime Staatspolizei hat die Aufgabe, aller ſtaatsgefährlichen Be⸗ 
ſtrebungen im geſamten Reichsgebiet zu erforſchen und zu bekämpfen, das Ergebnis 
der Erhebung zu ſammeln und auszuwerten, die Regierungen zu unterrichten und die 
übrigen Behörden über für fie wichtige Feſtſtellungen auf dem laufenden zu halten 
und mit Anregungen zu verſehen. Zu dieſem Zweck find die Leiter der Staatspolizei⸗ 
Leit- oder Staatspolizeiſtellen zugleich Sachbearbeiter für die Angelegenheiten der 
Politiſchen Polizei bei den Landesregierungen, den Preußiſchen Oberpräſidenten 
und Regierungspräfidenten bzw. den entſprechenden außerpreußiſchen Behörden, 
deren Weiſungsbefugnis fie unterſtehen. Zur engeren Verbindung der zur Sicher⸗ 
heitspolizei — im organiſatoriſchen Sinne — innerhalb der Deutſchen Polizei ge⸗ 
hörenden Kriminalpolizei⸗ und Staatspolizeiſtellen und -leitftellen werden von dem 
Reichsführer 44 und Chef der Deutſchen Polizei in den preußiſchen Provinzen und 
in den außerpreußiſchen Ländern Inſpekteure der Sicherheitspolizei eingeſetzt, die für 
die organiſatoriſche Angleichung der ſicherheitspolizeilichen Behörden beſorgt zu 
fein haben, ferner engſtes und verſtändnisvolles Zuſammenarbeiten mit den Zentral- 
ſtellen der allgemeinen und inneren Verwaltung der Provinzen und Länder ſowie 
mit den Gauleitern der NSDAP. zu pflegen haben. 


III. Dolizugsorgane der Polizei 
1. Die Schutzpolizei 


Vor dem Krieg gab es in den Städten mit ſtaatlicher Polizeiverwaltung ſowohl wie 
in größeren Städten mit gemeindlicher Polizeiverwaltung zur Durchführung der 
polizeilichen Aufgaben überall eine uniformierte Polizei, die meiſtens Schutzmann⸗ 
ſchaft hieß und deren Beamte regelmäßig einzeln, nötigenfalls aber auch zuſammen⸗ 
gefaßt verwendet wurden. Bei größeren Volksbewegungen, ferner bei Abſperrungen 
friedlicher Art wurde jeweils die Hilfe des Heeres in Anſpruch genommen. Mit dem 
Wegfall des großen Heeres infolge des Diktats von Verſailles, der Verſchärfung der 
politiſchen Gegenſätze und vor allem auch wegen des Verſagens der früheren Polizei- 
organiſation waren die deutſchen Landesregierungen überall gezwungen, ihre Polizei 
im Einzeldienſt wie auch zum geſchloſſenen Einſatz durch eine kaſernierte Bereitſchafts⸗ 
polizei zu verſtärken: Es kam zur Bildung der Schutzpolizei. In Bayern und 
Thüringen führte fie die Bezeichnung „Landespolizei“ und in Hamburg „Ordnungs- 
polizei“. Die den Einzeldienſt verſehende uniformierte Polizei bildete mit der 
kaſernierten Bereitsſchaftspolizei zuſammen die ſtaatliche uniformierte Polizei- 
exekutive in den größeren Städten. Sie war überall dem örtlichen Polizeiverwalter 
unterſtellt und nur zuſtändig für den Ortspolizeibezirk. Die ſtaatliche uniformierte 
Exekutive war alſo eine innerhalb der Länder beſtehende, örtlich gegliederte Organi- 
ſation. Eine einheitliche und zuſammenfaſſende Organiſation der Schutzpolizei für 
das ganze Reich beſtand nicht. 

Nachdem durch die 1. Verordnung über den Neuaufbau des Reiches vom 2. 2. 1934 
den Ländern die eigene Polizeihoheit genommen worden war, wurde zunächſt Zug 
um Zug die kaſernierte Vereitſchaftspolizei als „Landespolizei“ der unmittelbaren 
Befehlsgewalt des Reichsminiſters des Innern unterſtellt. Die im Juni 1935 ver- 
fügte Einſchränkung der polizeilichen Zuſtändigkeit der Landespolizei machte dieſe 
zu einer faſt rein militäriſchen Truppe. 


Nach der Wiederherſtellung der Wehrfreiheit des Reiches wurde am 1. 10. 1935 die 
Landespolizei in die Wehrmacht überführt. 
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Für die Schutzpolizei, die nach der Abtrennung der Landespolizei zunächſt nur die Be. 
amten des Reviereinzeldienſtes umfaßte, ergab ſich ſehr bald die Notwendigkeit, wieder 
geſchloſſene, kaſerniert untergebrachte Einheiten aufzuſtellen. So durchläuft heute der 
Schutzpolizeibeamte zunächſt die kaſernierte Ausbildungshundertſchaft, in der er ſeine 
Grundausbildung erhält, er wird dann einer ebenfalls kaſernierten Schutzpolizei. 
hundertſchaft zugeteilt und kommt ſchließlich — im allgemeinen nach Vollendung des 
7. Dienſtjahres — zum Reviereinzeldienſt. Die ſortſchreitende Motoriſierung er- 
forderte zur Aberwachung des Verkehrs und zur ſchnellen Aufklärung von Verkehrs⸗ 
unfällen die Aufſtellung von motoriſierten Sonderformationen der Schutzpolizei in den 
Großſtädten. Es wurden motoriſierte Verkehrsbereitſchaften und motoriſierte Ver- 
kehrsunfallbereitſchaften eingerichtet. Aufgabe der motoriſierten Verkehrsbereit. 
ſchaften iſt es, den gleitenden Verkehr zu überwachen und damit zur Verhütung von 
Verkehrsunfällen beizutragen. Die Verkehrsunfallbereitſchaften, deren Ermittlungen 
am Anfallort einſetzen, ſollen durch beſchleunigte und erſchöpfende Tatbeſtandsauf⸗ 
nahme zur ſchnellen ſtrafrechtlichen Erledigung der Verkehrsunfälle und damit zur 
Hebung der Verkehrsdiſziplin beitragen. 


2. Die Gendarmerie 
Die Gendarmerie — in Preußen von 1922 bis 1933 als Landjägerei bezeichnet —, die 
in allen größeren Ländern Deutſchlands beſteht, hat die Aufgabe, die Polizeibehörden 
namentlich auf dem Lande bei der Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit zu unterſtützen. Ihre Beamten find, den ſtaatlichen Verwaltungs- 
bezirken entſprechend, über das ganze Land verteilt, uniformiert, zum Teil beritten, 
den Gendarmeriedienſtſtellen in fachlicher Beziehung untergeordnet, hinſichtlich ihres 
polizeilichen Dienſtes aber den ſtaatlichen Polizeibehörden — Landräten bzw. 
Bezirksämtern, Regierungspräſidenten — unterſtellt und an ihre Weiſungen gebunden. 


Durch die Eingliederung der Gendarmerie in die Ordnungspolizei des Reiches wurde 
auch dieſes Exekutivorgan einheitlich im ganzen Reich organiſiert. Bei der Verein- 
heitlichung der Organiſation wurde die bisherige preußiſche Organiſation zugrunde 
gelegt. Die Gendarmeriebeamten verſehen als Gendarmeriepoſten ihren Dienſt; 
mehrere Poſten bilden ein Gendarmerieamt unter Aufſicht eines Gendarmeriemeiſters. 
Mehrere Gendarmerieämter ſind zu einer Gendarmerieabteilung zuſammengefaßt. 
An der Spitze der Abteilung ſteht ein Gendarmerieobermeiſter. Die Gendarmerie- 
inſpektion, an deren Spitze ein Gendarmerieinſpektor ſteht, umfaßt mehrere Ab- 
teilungen — mindeſtens 3. Ein Gendarmeriediſtrikt umfaßt die Abteilungen mehrerer 
Landkreiſe. An der Spitze des Diſtrikts ſteht ein Gendarmeriehauptmann. Die zu einem 
Regierungsbezirk gehörenden Diſtrikte unterſtehen dem Gendarmeriekommandeur, 
einem Major oder Oberſtleutnant, der wiederum dem Regierungspräſidenten unterſteht. 
Da die durch Erlaß vom 20. 3. 1936 zur Aberwachung des Verkehrs auf den Land- 
ſtraßen geſchaffene motoriſierte Straßenpolizei, die in erſter Linie aus den Ange⸗ 
hörigen des ehemaligen Feldjägerkorps gebildet worden war, durch ihre Tätigkeit 
mehr und mehr mit der auf dem flachen Lande Dienſt tuenden Gendarmerie in Be— 
rührung kam, wurde ſie in die Gendarmerie eingegliedert. Die Kommandos der 
Straßenpolizei wurden Gendarmeriebereitſchaft. Die Gendarmeriebereitſchaften ſind 
dem Regierungspräfidenten unterſtellt, der ſie auch zum Einſatz für andere, von ihren 
Hauptaufgaben abweichende Zwecke verwenden darf. 


3. Die gemeindliche Polizei 
Während in den meiſten Großſtädten ſtaatliche Schutzpolizei beſteht, das flache Land 
mit den kleinen Landgemeinden unter 2000 Einwohnern zum Zuſtändigkeitsbereich der 
ſtaatlichen Gendarmerie gehört, übt in den übrigen Städten und Gemeinden die 
Schutzpolizei der Gemeinden die Exekutive aus. 
Erft nach der Machtübernahme wurde die Gemeindepolizei nach einheitlichen Grund. 
ſätzen und Richtlinien aufgebaut. Die uniformierte Schutzpolizei der Gemeinden 
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gehört heute ebenfalls zur Ordnungspolizei des Reichs und trägt — mit kleinen Ab- 
weichungen — die gleiche Aniform wie die Schutzpolizei des Reiches und die Gen⸗ 
darmerie. Die Beamten der Schutzpolizei der Gemeinden werden aus der ſtaatlichen 
Schutzpolizei übernommen. Laufbahn, Beſoldung und Ausbildung find ebenfalls ein- 
heitlich und den für die ſtaatliche Schutzpolizei geltenden Beſtimmungen angepaßt. 
Der Leiter der Vollzugspolizei in den Gemeinden, zu der auch die uniformierte 
Schutzpolizei gehört, unterſteht dem Ortspolizeiverwalter, dieſer dem Landrat, und 
nur der Ortspolizeiverwalter kreisfreier Städte unterliegt der unmittelbaren Dienſt⸗ 
aufſicht des Regierungspräfidenten. 


5 3. Die Befugniffe der Polizei im allgemeinen 


I. Allgemeine Ermächtigung 

Im Aufklärungszeitalter, als der moderne Polizeibegriff aufkam, konnte die Frage, 
ob die Polizei auch die notwendigen Befugniſſe habe, ihre Aufgaben durchzuführen, 
überhaupt nicht geſtellt werden. Denn im damals vom abſoluten Herrſcher geleiteten 
Staat war es eine Selbſtverſtändlichkeit, daß eine Behörde, die einen Auftrag des 
Herrſchers durchzuführen hatte, uuch das Recht hatte, die dazu notwendigen Mittel 
anzuwenden. Wenn es für Preußen, deſſen Regelung im Allgemeinen Landrecht, wie 
ſchon mehrfach erwähnt, für Deutſchland richtunggebend geworden iſt, noch eines 
Beweiſes bedurfte, ſo wäre er im 8 89 der Einleitung zum Allgemeinen Landrecht zu 
finden: „Wem die Geſetze ein Recht geben, dem bewilligen ſie auch die Mittel, ohne 
welche dasſelbe nicht ausgeübt werden kann,“ eine Beſtimmung, die nicht für das 
private, ſondern auch für das öffentliche Recht Geltung beſaß. Es war daher durch- 
aus folgerichtig, daß im Gebiete des preußiſchen Landrechts, ſobald S 10 II 17 als 
Grundlage des Polizeirechts von Rechtſprechung und Praxis allgemein anerkannt 
war, dieſe Beſtimmung auch als eine allgemeine Ermächtigung aufgefaßt 
wurde. Auf Grund dieſer Ermächtigung iſt die Polizei befugt, die nötigen Anſtalten 
zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung und zur Abwendung 
der dem Publiko und ſeinen einzelnen Mitgliedern drohenden Gefahren zu treffen. 
In dieſem Sinne iſt die Beſtimmung auch in § 14 des Preußiſchen Polizeiverwal⸗ 
tungsgeſetzes übergegangen. Soweit einzelne Landesrechte keine ausdrückliche all- 
gemeine Beſtimmung über die Handhabung der Polizeigewalt enthalten, wie z. B. 
Sachſen, iſt die etwa gegebene gewohnheitsrechtliche Beſtimmung über die Aufgabe 
der Polizei ausgelegt worden. Am deutlichſten ſpricht die allgemeine Ermächtigung 
der Polizei die Thüringiſche Landesverwaltungsordnung aus, in deren 8 33 es kurz 
und bündig heißt: „In Ausübung der Polizei können alle nötigen Maßregeln 
getroffen werden. | 


II. Spezialdelegation 

Den Gegenſatz zur allgemeinen Ermächtigung der Polizei bildet der in Süddeutſch⸗ 

land, namentlich in Bayern und nach feinem Vorgang in Baden zur Herrſchaſt 
gelangte Grundſatz der Spezialdelegation der Polizei. Er bedeutet, daß 
jede Aktion der Polizei, die in das Recht des einzelnen eingreift, einer 
ſpeziellen geſetzlichen Grund lage bedürfe, und geht von dem Gedanken 
aus, daß der Staat gegenüber dem einzelnen nur fo viel Rechte hat, als ihm aus. 
drücklich zuerkannt find; er dürfe nach den Grundſätzen des liberaliſtiſchen Rechts- 
ſtaats in die Freiheit des einzelnen nur ſoweit eingreifen, als Recht und Geſetz ihm 
dies ausdrücklich zubilligen. Abgeleitet wurde der Grundſatz der Spezialdelegation 
aus den in Bayern und Baden erlaſſenen Polizeigeſetzen von 1861 und 1863, von 
denen allerdings das Bayeriſche Polizeiſtrafgeſetzbuch in feiner Tragweite lange Zeit, 
namentlich von der Rechtslehre verkannt wurde. Denn das Bayeriſche Polizeiftraf- 
geſetzbuch hat den Grundſatz der Spezialdelegation nur eingeführt für die Erlaſſung 
von allgemeinen verbindlichen Vorſchriften, für deren Abertretung Strafe angedroht 
iſt, während im übrigen, namentlich für die vorbeugende Tätigkeit der Polizei, das 
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auch in Bayern aus der vorkonſtitutionellen Zeit überkommene Prinzip der all- 
gemeinen Ermächtigung noch gilt. 

Für den neuen Staat iſt der Grundſatz der Spezialdelegation, wie hier gleich bemerkt 
ſei, nicht tragbar, da der nationalſozialiſtiſche Staat nach dem Grundſatz der Totalität 
auf einem dem liberaliſtiſchen Staatsgedanken gerade entgegengeſetzten Standpunkt 
ſteht: Es gibt für ihn keine ſtaatsgewaltfreie Sphäre des einzelnen, da es grundſätz. 
lich keine Erſcheinung des öffentlichen und des privaten Lebens gibt, die den Staat 
nichts angeht. Der Staat behält ſich vor, alle Gebiete des menſchlichen Lebens recht⸗ 
lich oder tatſächlich zu regeln. Im Polizeirecht des nationalſozialiſtiſchen Staats 
kann es daher keinen anderen Grundſatz für die Befugniſſe der Polizei geben als den 
Grundſatz der allgemeinen Ermächtigung. 


III. Einfchränkungen der allgemeinen Ermächtigung 

Bei dem weiten Wirkungskreis der Polizei und der Kompliziertheit des heutigen ftaat- 
lichen und privaten Lebens iſt es ſelbſtverſtänd lich, daß man mit einer allgemeinen Er. 
mächtigung allein nicht durchkommt. Die allgemeine Ermächtigung iſt daher eingeſchränkt 


1. durch reichs geſetzliche Vorſchriften 

In erſter Linie wurden hier immer die Grundrechte der Reichsverfaſſung ei- 
wähnt, die der Verfaſſunggeber von 1919 als Richtſchnur und Schranke für Geſetz⸗ 
gebung und Verwaltung in ſo reichem Maße aufgeſtellt hat. Es kann dahingeſtellt 
bleiben, ob die Grundrechte ſchon jetzt als mit dem Grundſatz der Totalität des 
nationalſozialiſtiſchen Staats unvereinbar hinfällig geworden ſind oder ob ſie formell 
noch gelten (wenn auch derzeit zeitweilig durch die Reichspräſidentenverordnung vom 
28. 2. 1933 außer Kraft geſetzt). Denn auch im Dritten Reich haben die Polizei- 
behörden nicht Willkür zu üben, ſondern ſich an die beſtehenden Geſetze zu halten. Der 
Grundſatz der Geſetzmäßigkeit der Verwaltung, den die Grundrechte der Reichsver— 
faſſung letzten Endes ausgeſprochen haben, gilt für die Tätigkeit der Behörden im 
nationalſozialiſtiſchen Staat nicht deswegen, weil der einzelne Staatsbürger ein Recht 
darauf hat, daß der Staat in ſeine Rechtsſphäre nicht eingreift, ſondern deswegen, 
weil der nationalſozialiſtiſche Staat an die Stelle der Grundrechte die Pflicht 
des Staates zur Rechtswahrung geſetzt hat. 

Nach wie vor haben daher die Polizeibehörden bei ihrer Tätigkeit zunächſt zu prüfen, 
ob ſie im Einzelfalle nicht auf Grund und entſprechend den Vorſchriften eines 
ſpeziellen Reichsgeſetzes einzugreifen haben oder ob fie etwa überhaupt nicht ein- 
greifen dürfen, weil die Zuſtändigkeit einer anderen Behörde gegeben iſt. Alle ein- 
zelnen Reichsgeſetze, insbeſondere ſolche auf dem Gebiete der Verwaltungspolizei, 
die hier in Betracht kommen können, anzuführen, würde den Rahmen dieſer Arbeit 
weit überſchreiten. Man denke, um einige Beiſpiele von neueren Geſetzen anzu— 
führen, an das Schriftleitergeſetz, an das Reichskulturkammergeſetz, das Lichtipiei- 
geſetz, das Theatergeſetz uſw. 

2. durch landesrechtliche Beſtimmungen 

Auch das Landesrecht hat vielfach polizeiliche Gegenſtände durch Sondergeſetze 
geregelt, die bei der Handhabung der Polizei zu beachten ſind. Man denke an das 
Waſſergeſetz, das Geſetz über Zwangsenteignungen, Fiſchereigeſetz, Forſtgeſetz, Kör⸗ 
geſetz, Abmarkungsgeſetz uſw. 

Auch alle dieſe landesgeſetzlichen Regelungen gehen der allgemeinen polizeilichen 
Ermächtigung vor, die alſo nur ſubſidiären Charakter hat: Die Grundſätze über die 
Befugniſſe der Polizei im allgemeinen gelten nur, ſoweit nicht im Einzelfall etwas 
Abweichendes reichs oder landesrechtlich angeordnet iſt. 

Aber auch, ſoweit die allgemeine Ermächtigung der Polizei reicht, iſt fie nicht, wie im frü- 
heren Polizeiſtaat, ſchrankenlos. Aberall in Deutſchland find vielmehr, ſei es durch for. 
melle Geſetzesbeſtimmungen, ſei es durch Gewohnheitsrecht, gewiſſe Rechtsgrundſätze für 
die Handhabung der Polizeigewalt aufgeſtellt, die im folgenden beſprochen werden ſollen. 
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& 4. Die Grundfäße für die Ausübung der Polizeigewalt 


I. Allgemeine Gtundſätze für das Vorgehen der poltzeibehörden 
1. Gehorſamspflicht der Polizei 


Vorweg zu betonen iſt, daß die Polizei nicht etwa wie der Richter unabhängig und 
nur dem Geſetz unterworfen iſt. Sie iſt zwar an das Geſetz gebunden und hat es 
pflichtmäßig nach beſtem Wiſſen und Können zu vollziehen. Sie iſt aber dabei als ein 
Teil der Verwaltung an die Befehle der für die Leitung der Polizei verantwort- 
lichen vorgeſetzten Stellen gebunden und hat deren Auſträge zu vollziehen. Das gilt 
auch, ſoweit die Polizei von gemeindlichen Organen, alſo Beamten der Selbſtver⸗ 
waltung, ausgeübt wird; denn auch für dieſe Organe gilt, da die Polizei grundſätzlich 
zum übertragenen Wirkungskreis gehört, alſo Auftragsangelegenheit iſt, der Grund- 
ſatz, daß ſie ihre Tätigkeit unter der Aufſicht und nach den Weiſungen der vorgeſetzten 
ſtaatlichen Stellen auszuüben haben. Im übrigen iſt auch hier auf die erſte Durch- 
führungsverordnung zum Geſetz über den Neuaufbau des Reiches vom 2. 2. 1934 
zu verweiſen: Die Landesbehörden üben nach § 1 die Hoheitsrechte, die von den 
Ländern auf das Reich übergegangen ſind, im Auftrage und im Namen des Reichs 
aus, unterſtehen alſo dem Anweiſungsrecht der Reichsregierung. Ferner ſind nach 84 
a. a. O. die oberſten Landesbehörden im Rahmen ihres Aufgabenbereichs verpflichtet, 
den Anordnungen der zuſtändigen Reichsminiſter Folge zu leiſten. Damit iſt die 
Anterordnung aller Polizeibehörden unter die Reichsregierung, im Zweifelsfall den 
Reichsminifter des Innern, und dementſprechend die Gehorſamspflicht gegenüber 
deren Anweiſungen bis zur oberſten Reichsſpitze durchgeführt. 


2. Opportunitätsprinzip 


Für die Strafverfolgungsbehörden einſchließlich der zu ihrer Anterſtützung berufenen 
Polizeiorgane (S 163 StPO.) gilt im allgemeinen das fogenannte Legalitäts⸗ 
prinzip. Es beſteht alſo der Grundſatz, daß die Behörde beim Vorliegen eines 
ſtrafbaren Tatbeſtandes geſetzlich zum Einſchreiten verpflichtet iſt, wenn nicht — wie 
bei Vergehen, bei denen die Schuld des Täters gering iſt und die Folgen der Tat 
unbedeutend find, oder bei Abertretungen, deren Verfolgung nicht durch das öffent⸗ 
liche Intereſſe erfordert wird — die im 8 153 Abſ. II StPO. vorgeſehene Ausnahme 
Platz greift. Für die rein polizeiliche Tätigkeit gilt indeſſen das ſogenannte 
Opportunitätsprinzip: Die Polizei iſt beim Vorliegen der rechtlichen und 
der noch zu beſprechenden tatſächlichen Vorausſetzungen zum Einſchreiten zwar 
berechtigt, aber nur dann verpflichtet, wenn ſie nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu der 
Aberzeugung kommt, daß ihr Einſchreiten notwendig und zweckmäßig iſt. Sie kann 
alſo namentlich, wenn ſie zur Aberzeugung kommt, daß ſie durch ihr Einſchreiten die 
polizeiliche Lage noch verſchlechtern würde, überhaupt von einem Eingreifen abſehen 
oder ſich mit Ermahnungen und Verwarnungen begnügen. Ein Rechtsanfpruch auf 
das Eingreifen der Polizei beſteht nur dann, wenn geſetzlich das Einſchreiten der 
Polizei beim Vorliegen beſtimmter tatſächlicher Vorausſetzungen vorgeſchrieben iſt, 
z. B. bei der Erteilung einer gebundenen Polizeierlaubnis. Im übrigen iſt das Ein⸗ 
ſchreiten der Polizei eine innerdienſtliche Verpflichtung, das heißt, die Polizeibehör⸗ 
den ſind dafür, daß ſie pflichtmäßig einſchreiten, lediglich ihren vorgeſetzten Behörden 
verantwortlich. 

Für Preußen iſt durch § 14 des Polizeiverwaltungsgeſetzes eine gewiſſe Einfchrän- 
kung des Opportunitätsprinzips erfolgt. Nach der herrſchenden Auslegung des Satzes 
„Die Polizeibehörden haben die nach pflichtmäßigem Ermeſſen notwendigen Maß- 
nahmen .. . zu treffen“, iſt jede Willkür der Polizeibehörden ſowohl bei einem 
Tätigwerden wie bei einem Nichttätigwerden ausgeſchloſſen. Das Opportunitäts- 
prinzip gilt hiernach nicht mehr für die Frage, ob die Polizei einſchreiten ſoll — ſie 
muß einſchreiten, wenn die Vorausſetzungen des 8 14 PVG. vorliegen —, ſondern 
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nur für die Wahl der Mittel. Hiernach ſoll 8 14 die Möglichkeit ausſchließen, daß die 
Polizei bei einem Gefahrenzuſtand etwa die Auffaſſung vertreten könnte, nach ihrem 
pflichtmäßigen Ermeſſen von einem Einſchreiten aus Zweckmäßigkeitsgründen abzu⸗ 
ſehen (Schäfer ⸗Wichards⸗ Wille, Polizeiverwaltungsgeſetz, S. 51). 


3. Sachliche und örtliche Zuſtändigkeit 


Wie die anderen Behörden hat auch die Polizei ſich, bevor ſie einſchreitet, darüber 
klarzuwerden, ob fie überhaupt in der Angelegenheit, um deren Regelung fie ange ; 
gangen wird oder mit der ſie ſich aus eigenem Antrieb zu befaſſen hat, ſachlich 
zuſtändig iſt. Dabei iſt nicht nur an den Fall zu denken, daß eine Behörde einer 
anderen Verwaltung — etwa das Gericht — zuſtändig ift, ſondern auch bei dem Vor⸗ 
handenſein zahlreicher Sonderpolizeibehörden und Sonderdienſtzweige der Polizei, ob 
nicht eine andere Polizeidienſtſtelle zuſtändig iſt, z. B. die Geheime Staatspolizei. 
Ortlich iſt die Zuſtändigkeit der Polizei regelmäßig auf den Bezirk beſchränkt, für 
den fie auſgeſtellt iſt. 


Ausnahmen gelten regelmäßig 1. für die fogenannte Nacheile, d. h. für die Ver⸗ 
folgung der Täter ſtrafbarer Handlungen auf friſcher Tat in Nachbarbezirke, ſowie 
für die Erfüllung polizeilicher Aufgaben, die in Nachbarbezirke übergreifen und bei 
denen unverzügliches Einſchreiten erforderlich iſt. Hier iſt regelmäßig die örtlich zu⸗ 
ſtändige Polizeibehörde nachträglich von den getroffenen Maßnahmen in Kenntnis 
zu ſetzen. In den übrigen Fällen hat ſich die Polizeibehörde, wenn ſie im Bezirk einer 
fremden Polizeibehörde polizeiliche Maßnahmen für erforderlich hält, an die örtlich 
zuſtändige Polizeibehörde zu wenden; 

2. für die Beamten und Kriminalangeſtellten jeder Dienſtſtelle der Geheimen Staats. 
polizei und der Kriminalpolizei, die im Rahmen ihrer Dienſtaufträge dringende 
Dienſthandlungen im ganzen Reichsgebiet vorzunehmen haben; ſie haben — ſobald es 
der Dienſtzweck zeitlich zuläßt — die örtlich zuſtändige Dienſtſtelle von den vor- 
genommenen Dienſthandlungen zu verſtändigen und ihr alle weitere Maßnahmen zu 
Überlaſſen; 


3. ſofern die Polizeiaufſichtsbehörde je nach Landesrecht der einzelnen Länder (z. B. 
auf Grund der 88 22/II und 23/4 des Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes) 
Polizeibeamte zur Tätigkeit in einem fremden Polizeibezirk entſendet oder eine 
Sonderbeſtimmung über die örtliche Zuſtändigkeit trifft; 


4. wenn Polizeibeamte auf Erſuchen der örtlichen Polizeibehörde in deren Bezirk 
tätig werden. 


II. Polizeirechtliche Dorausjegungen für das Eingreifen der Polizeibehörden 
1. Gefahrenabwehr 


Die Polizei hat grundſätzlich nur Gefahren abzuwehren, d. h. dann einzugreifen, 
wenn die Wahrſcheinlichkeit und nicht bloß die entfernte Möglichkeit beſteht, daß ein 
Schaden eintritt, dem nach vernünftigem Ermeſſen vorzubeugen iſt. Schaden iſt die 
Minderung eines tatſächlich vorhandenen, normalen Beſtandes der öffentlichen 
Sicherheit oder Ordnung durch von außen kommende regelwidrige Einflüſſe. Es 
genügt daher regelmäßig nicht, wenn es ſich um bloße Beläſtigungen oder Anbequem⸗ 
lichkeiten handelt. Auch hat die Polizei nicht etwa zum Schutze Überempfindlicher oder 
kränklicher Perſonen einzugreifen. Ausnahmen gelten nur, wenn ausdrücklich etwas 
anderes vorgeſchrieben iſt, z. B. auf dem Gebiet der Verkehrspolizei, wo die Polizei 
anerkanntermaßen auch Maßnahmen zur Erleichterung, Förderung und Erhöhung der 
Bequemlichkeit des Verkehrs treffen kann. 
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Die Gefahr muß auch durch regelwidrige, von außen kommende Einflüffe verurſacht 
ſein. Wenn z. B. eine kranke Frau, die das Anglück hat neben einer Wallfahrtskirche 
zu wohnen, vor der herkömmlich öffentliche Andachten mit Lautſprecherübertragung 
ſtattfinden, dieſe nicht mitanhören kann, ſo beſteht für die Polizei keine Möglichkeit, 
dieſe Andachten mit Rückſicht auf die Geſundheit der Frau zu verbieten (hier würde 
übrigens auch die unter II genannte Vorausſetzung nicht erfüllt ſein). Die Gefahr 
muß tatſächlich bevorſtehen. Auf bloße Vermutungen hin kann die Polizei zwar inner 
dienſtliche Vorkehrungen treffen, dagegen keine Eingriffe in die Rechtsſphäre dritter 
Derfonen vornehmen. Daß die Gefahr unmittelbar bevorſteht, iſt nur Voraus- 
ſetzung für das Eingreifen gegen einen Nichtſtörer (ſiehe unter 7/a); im 
übrigen genügt es, wenn nach objektiver Beurteilung der Eintritt einer Gefahr in 
näherer Zeit zu erwarten iſt. 


2. Offentliches Intereſſe 


Da die Polizei nur Gefahren abzuwehren hat, die die öffentliche Sicherheit 
oder Ordnung bedrohen, iſt ihr Einſchreiten immer vom Geſichtspunkt des öffentlichen 
Intereſſes geleitet. Sie darf daher nicht einſchreiten, wenn einer einzelnen Perſon 
ein Schaden droht, an dem die Offentlichkeit kein Intereſſe hat, alſo etwa zur Abwehr 
einer Gefahr, die einer Firma dadurch droht, daß ihr Schuldner Maßnahmen zur 
Abwehr trifft, um feine Schulden nicht begleichen zu müſſen. Hier hat fie die Firma 
auf den Privatrechtsweg zu verweiſen, der die Möglichkeit eines dinglichen oder 
perſönlichen Arreſtes eröffnet. (Nur im Notfalle, wenn die Firma ohne ihr Ver. 
ſchulden die Hilſe des Gerichts nicht in Anſpruch nehmen kann, wäre ein vorläufiges 
Einſchreiten der Polizei möglich; ſiehe oben 8 1 III/ 2 am Schluß). 


3. Die Notwendigkeit des polizeilichen Eingriffs 

Das Eingreifen der Polizei iſt überall in Deutſchland auf das Notwendige be⸗ 
ſchränkt. Zum Teil iſt das in den grundlegenden polizeilichen Vorſchriften aus⸗ 
drücklich ausgeſprochen; fo haben die Polizeibehörden nach 8 14 des Preußiſchen 
Polizeiverwaltungsgeſetzes „die nach pflichtmäßigem Ermeſſen notwendigen Maß⸗ 
nahmen“ zu treffen oder können nach $ 33 der Thüringiſchen Landesverwaltungs⸗ 
ordnung in Ausübung der Polizei „alle nötigen Maßregeln“ getroffen werden. Zum 
Teil beruht die Beſchränkung auf das Nötige auf allgemeinen Rechtsgrundſätzen oder 
Gewohnheitsrecht, wie z. B. in Bayern, wo in einer Verordnung aus dem Beginn 
des konſtitutionellen Staates (Formations verordnung von 1825) ausgeſprochen wurde, 
daß niemand in der freien Benützung feines Eigentums und im Genuß der perfön- 
nn Freiheit weiter eingeſchränkt werden fol, als die beſtehenden Geſetze 
„erfordern“. 


Was als „nötige Maßnahme“ anzuſehen iſt, das beſtimmt auch dort, wo es nicht, wie 
im 8 14 des Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes, deutlich ausgeſprochen iſt, die 
Polizeibehörde ſelbſt nach pflichtmäßigem Ermeſſen. 


4. Die Zweckmäßigkeit polizeilichen Einſchreitens 


Die Polizei iſt ein Teil der Verwaltung, für deren Tätigkeit allgemein der Grundſatz 
gilt, daß ſie zweckentſprechend ſein muß. Die Polizei hat alſo nur ſolche Maßnahmen 
zu treffen, die für die Erreichung ihres polizeilichen Zieles, Abwendung der drohen⸗ 
den Gefahr oder Beſeitigung eines bereits eingetretenen gefährlichen Zuſtandes, 
zweckmäßig find. 


Der Grundſatz der Zweckmäßigkeit zwingt daher die Polizei, die Wirkung ihrer Maß⸗ 
nahmen von vornherein genau abzuwägen, insbeſondere dabei Ort und Zeit ihres 
Eingreifens in Rechnung zu ſtellen; denn erfahrungsgemäß wirkt dieſelbe Maßnahme, 
unter anderen örtlichen und ſachlichen Verhältniſſen zur Anwendung gebracht, ganz 
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verſchieden. Auch der Zeitpunkt des polizeilichen Einſchreitens muß richtig gewählt 
werden, da zu frühes Eingreifen vielfach den Erfolg vereitelt und zu ſpätes vom 
polizeilichen Standpunkt aus wertlos iſt, weil es die Gefahr nicht mehr ab- 
wenden kann. 

Der Grundſatz der Zweckmäßigkeit verbietet ferner die Anwendung abſolut untaug- 
licher oder ganz unmöglicher Mittel; insbeſondere dürfen keine Mittel angewandt 
werden, durch die die Gefahr für die öffentliche Sicherheit noch vergrößert wird (man 
denke an zu ſcharfes polizeiliches Eingreifen bei einem Anglücksfall in einer großen 
Verſammlung, wodurch eine Panik hervorgerufen werden könnte). 


5. Die Verhältnismäßigkeit des polizeilichen Eingreifens 


Es iſt allgemein in Deutſchland anerkannter polizeirechtlicher Grundſatz, daß die 
polizeilichen Maßnahmen den Verhältniſſen des Einzelfalles angepaßt werden müſſen. 
Die Polizei hat nur die notwendigen und zweckmäßigen Maßnahmen zu treffen. 
Daraus hat man den Grundſatz entwickelt, daß der polizeiliche Eingriff in die Rechts- 
ſphäre des einzelnen, durch den Gefahr abgewandt werden ſoll, nicht unverhältnis⸗ 
mäßig ſchwer ſein darf gegenüber der Gefahr, die es abzuwehren gilt. Die Polizei 
hat vielmehr ſtets das mildeſte Mittel anzuwenden, mit dem nach Sachlage der Zweck, 
den ſie mit ihrem Vorgehen erreichen muß, noch erreicht werden kann. Der Grundſatz 
der Verhältnismäßigkeit iſt durch die geſetzlichen Vorſchriften im allgemeinen, auch in 
den neueren Polizeigeſetzen (Preußen und Thüringen) nicht deutlich zum Ausdruck 
gebracht. Er iſt aber auch durch die neueren Polizeigeſetze nicht beſeitigt, ſondern 
als fortdauernd gültig anzuſehen. Selbſtverſtändlich iſt, daß der Grundſatz der Ver- 
hältnismäßigkeit nur gilt, ſoweit die Polizei überhaupt gezwungen iſt, zur Beſeiti⸗ 
gung einer Gefahr in die Rechtsſphäre eines Dritten einzugreifen. Solange die 
Polizei lediglich mit ihren eigenen Mitteln Gefahren beſeitigt — und das muß ſie 
in erſter Linie tun —, braucht ſie ſich um Verhältnismäßigkeit jedenfalls gegenüber 
Dritten nicht zu kümmern. Hier hat ſie lediglich die innerdienſtliche Verantwortung 
gegenüber ihren vorgeſetzten Behörden zu tragen (Fall des überängſtlichen Polizei- 
chefs, der zu viele Bereitſchaften anorönet!). 


6. Polizeiliches Vorgehen gegen den „Störer“ 
Die Polizeipflicht 
a) Begriff des Störers 

Das polizeiliche Eingreifen hat ſich in erſter Linie und grundſätzlich gegen die Perſon 
oder Sache, von der die zu bekämpfende Gefahr für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung ausgeht, gegen den „Störer“, zu wenden. Dies iſt allgemein anerkannt, 
auch foweit poſitive geſetzliche Vorſchriften fehlen. Es ergibt ſich aus der Ver- 
pflichtung der Polizei, das Notwendige, ſachlich Zweckmäßigſte und den Verhältniſſen 
Angemeſſene zu tun; das iſt aber regelmäßig eben das Vorgehen gegen den Störer. 
Für die Feſtſtellung des Störers iſt es gleichgültig, ob die polizeilich zu bekämpfende 
Gefahr ſchuldhafterweiſe herbeigeführt worden iſt, oder ob ein Verſchulden nicht 
vorliegt: Die Polizei hat nicht Feſtſtellungen zu treffen, ſondern für einen polizei⸗ 
mäßigen Zuſtand zu ſorgen und dieſer kann ſowohl ſchuldhafterweiſe wie auch durch 
Perſonen und Sachen gefährdet werden, die nach Rechtsgrundſätzen überhaupt nicht 
ſchuldhaft handeln können, z. B. Geiſteskranke, Anmündige, Tiere, Naturgewalten. 
Störer iſt daher jeder, der durch ſein Verhalten oder durch den Zuſtand feiner Sachen 
eine Gefährdung oder Störung der öffentlichen Ruhe verurſacht (unmittelbarer 
Störer). Störer iſt ferner auch derjenige, der für das Verhalten anderer Perſonen, 
die von ihm abhängig ſind und auf deren Handeln er einen Einfluß auszuüben nur 
tatſächlich oder rechtlich in der Lage iſt (Kinder, Greiſe, Angeſtellte), einzuſtehen bat, 
wenn durch dieſe Perſonen oder Sachen eine Gefährdung der öffentlichen Sicherheit 
oder Ordnung herbeigeführt wird (mittelbarer Störer). 
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b) Der Störer als Verletzer der Polizeipflicht 


Man hat den Begriff des Störers in der Wiſſenſchaft daraus hergeleitet, daß niemand 
ein Recht darauf habe, ſich ſo zu verhalten, daß eine Gefahr für die öffentliche 
Ordnung und Sicherheit erwächſt. Insbeſondere ſeien auch die Grundrechte nur unter 
dem Vorbehalte gewährleiſtet, daß ſie die gute Ordnung des Gemeinweſens nicht 
ſtören. Wer von ihnen gleichwohl in einer Weiſe Gebrauch macht, daß eine öffent- 
liche Gefahr daraus erwächſt, mißbraucht ſeine Rechte und muß ſich gefallen laſſen, 
von der Polizei in ſeine Schranken zurückgewieſen zu werden: Er iſt Störer. Andere 
haben die Theorie aufgeſtellt, daß jeder Staatsbürger die Pflicht zu polizeimäßigem 
Verhalten habe, daß alſo eine allgemeine Polizeipflicht beſtehe. 
In den Gebieten des preußiſchen Landrechts iſt dann zunächſt von der Praxis und 
Theorie die Lehre von der Polizeipflicht aufgeſtellt worden. In den neueren Polizei 
geſetzen von Thüringen und Preußen iſt die Polizeipflicht auch förmlich niedergelegt 
worden. Im 8 33/II der Thüringiſchen Landesverwaltungsordnung heißt es: 
„Insbefondere kann von jedermann verlangt werden 


1. daß er fein Verhalten fo einrichtet, oder für ein ſolches Verhalten der Per- 
ſonen, für die er verantwortlich iſt, oder für einen ſolchen Zuſtand der Sache, 
für die er einzuſtehen hat, ſorgt, daß dadurch keine Gefahr für die öffentliche 
Sicherheit oder Ordnung verurſacht wird; 


2. daß er eine ſolche Gefahr, die durch ſein Verhalten oder durch in Ziffer 1 be- 
zeichnete Perſonen oder Sache verurſacht worden iſt, beſeitigt“. 


Ferner beſtimmt 8 18 des Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes: Die Polizei hat 
die Maßnahmen, die durch das polizeiwidrige Verhalten von Perſonen oder den 
polizeiwidrigen Zuſtand von Sachen erforderlich werden, gegen diejenigen zu richten, 
die für das polizeimäßige Verhalten oder den polizeimäßigen Zuſtand verantwortlich 
(polizeipflichtig) find. In den SS 19 und 20 find die Polizeipflichtigen in ähnlicher 
Weiſe beſtimmt, wie dies in Thüringen geſchehen iſt. 


In anderen deutſchen Ländern gelten ähnliche Grundſätze, auch ſoweit fie nicht ge- 
ſchriebenes Recht ſind. In Bayern geht zwar die Praxis davon aus, daß die Polizei 
in erſter Linie gegen den Störer vorzugehen habe; der Grundſatz der Spezial- 
delegation ſowie ſonſtige Beſonderheiten des bayeriſchen Polizeirechts auf dem Ge⸗ 
biete des Polizeizwangs haben es verhindert, daß ſich in Bayern eine förmliche Lehre 
von der Polizeipflicht entwickeln konnte. Die Bezeichnung Polizeipflicht iſt jeden- 
falls dem bayeriſchen Polizeirecht fremd geblieben. 


c) Feſtſtellung des Störers und Vorgehen gegen mehrere Störer 


Die Feſtſtellung des Störers bedarf beſonderer Vorſicht, da nicht immer derjenige, 
der eine Gefahr auslöft, d. h. den letzten unmittelbaren Anlaß zur Entſtehung einer 
Gefahr gibt, als Störer anzuſehen iſt. Störer iſt in erſter Linie der, auf deſſen Seite 
die Polizeiwidrigkeit liegt. Scheut z. B. ein Pferd vor einem Schornſteinfeger und 
gefährdet ſo den Verkehr, ſo iſt einwandfrei der Pferdehalter als Störer anzuſehen 
und gegen ihn vorzugehen; ſcheut aber das Pferd nur, weil der Schornſteinfeger Anfug 
mit ihm trieb und es reizte, ſo muß auch gegen den Schornſteinfeger vorgegangen 
werden, der ja allenfalls groben Anfug verübt hat. 


Sind mehrere Störer (polizeipflichtige) vorhanden, ſo kann die Polizei gegen jeden 
vorgehen. Gegen welchen ſie vorgehen will, iſt eine reine Zweckmäßigkeitsſrage. Sie 
wird den auswählen, gegen welchen das Einſchreiten am notwendigſten und zweck- 
mäßigſten iſt. Denn, wie erwähnt, die Polizei hat nicht Feſtſtellungen zu treffen, wer 
am meiſten Schuld hat, ſondern Vorkehrungen, wie am ſchnellſten die Ordnung wieder⸗ 


hergeſtellt wird. 
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7. Vorgehen gegen einen Nichtſtörer — Polizeilicher 
Notſt and 


a) Allgemeine Vorausſetzungen 

Perſonen, die an der polizeilich zu bekämpfenden Gefahr ganz unbeteiligt find (Nicht- 

ſtörer, Nichtpolizeipflichtige), können durch polizeiliche Maßnahmen zur Beſeitigung 

der Gefahr nur in Ausnahmefällen angehalten oder in Anſpruch genommen werden, 

aa) wenn eine dringende, erhebliche Gefahr unmittelbar bevorſteht oder eine Störung 
bereits eingetreten iſt, 

bb) wenn und ſolange die Polizei nicht in der Lage iſt, auf andere, den Nichtſtörer 
nicht berührende Weiſe, insbeſondere alſo durch eigene Mittel oder durch Inan⸗ 
ſpruchnahme des Störers, die Gefahr oder Störung zu beſeitigen. Hier find ſich 
im wefentlichen alle landespolizeilichen Rechte einig; für Preußen iſt zu ver- 
gleichen 8 21 des Polizeiverwaltungsgeſetzes, für Thüringen § 33 Abſ. III der 
Landesverwaltungsordnung. In beiden Fällen iſt ausgeſprochen, daß die Polizei 
verpflichtet iſt, dafür zu ſorgen, daß die Gefahr auf andere Weiſe beſeitigt wird. 


Die polizeiliche Inanſpruchnahme unbeteiligter Dritter iſt häufiger, als man an- 
nehmen möchte. Denn es iſt möglich, daß die Polizei den Störer nicht kennt, oder 
wenigſtens nicht in der für die Abwehr der Geſahr der Störung zur Verfügung 
ſtehenden meiſt kurzen Zeit feſtſtellen kann. Es iſt weiter denkbar, daß die Ver⸗ 
hältniſſe des Einzelfalles ſo gelagert ſind, daß die Polizei mit ihren eigenen Kräften 
— die ſie in erſter Linie und energiſch einſetzen muß! — der Gefahr oder Störung 
nicht Herr wird, oder daß ſie den Eingriff in den Rechtskreis eines Anbeteiligten 
erſt vornehmen muß, um gegen den Beteiligten vorgehen zu können (Beiſpiel des 
in einem fremden Haus verſteckten Räubers, der nur durch Beſchießung des Hauſes 
zur Abergabe gezwungen werden kann). Endlich iſt es auch möglich, daß die Polizei 
zwar an ſich gegen den Störer vorgehen kann, daß ſie aber dadurch die Gefahr gerade 
für die Allgemeinheit vergrößern würde (Beifpiel: Vorübergehende Schließung eines 
Theaters, in dem bei beſtimmter Gelegenheit Demonſtrationen zu erwarten ſind und 
letzten Endes eine Panik zu befürchten iſt, auch wenn der Theaterveranſtalter ein- 
wandfrei und unbeteiligt iſt). 


b) Der polizeiliche Notſtand und die Pflicht zum Schadenerſatz 


In allen dieſen Fällen befindet ſich die Polizei in einer gewiſſen Notlage, die ſie 
zwingt, ſich an Anbeteiligte zu wenden. Die bisherige Theorie hat daher im Gebiete 
des Preußiſchen Rechts und der ihm nachgebildeten Landespolizeirechte vom foge- 
nannten „polizeilichen Notſtand“ geſprochen. Hier ſteht das Recht und 
die Pflicht zur Sicherheitswahrung dem Rechte des Anbeteiligten darauf, daß er 
polizeilich nicht in Anſpruch genommen wird, gegenüber, und außerdem wird dem 
Anbeteiligten, weil er dem höheren Rechte der Polizei weichen muß, in der Regel 
ein Recht auf Entſchädigung zugeſprochen. (Vgl. 8 70 des Preußiſchen Polizei- 
verwaltungsgeſetzes; der durch die polizeiliche Maßnahme Betroffene kann Erſatz 
des ihm durch die polizeiliche Maßnahme entſtandenen Schadens verlangen; ferner 
8 50 der Thüringiſchen Landesverwaltungsordnung.) Polizeilicher Notſtand und 
namentlich Entſchädigungspflicht für an ſich pflichtgemäße Maßnahmen der Polizei 
find bisher nicht in allen Teilen des Reiches anerkannt geweſen, jo namentlich nicht 
in Bayern. Dort erachtet man zwar das Vorgehen gegen einen Nichtſtörer auch nur 
unter den erſchwerten Vorausſetzungen, die unter a angegeben find, für zu⸗ 
läſſig, dagegen hat man bisher in keiner Weiſe einen Schadenserſatzanſpruch für 
rechtmäßige polizeiliche Maßnahmen ihm gegenüber anerkannt. Eine geſetzliche 
Vorſchrift dieſes Inhalts beſteht auch nicht. Wohl aber hat man in verſchiedenen 
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Fällen freiwillig und ohne Anerkennung einer Rechtsverbindlichkeit aus Billigkeits⸗ 
gründen eine Entſchädigung gewährt. 


8. Vorgehen nur gegen der Polizeigewalt Anterworfene 
Schließlich iſt noch kurz wenigſtens darauf hinzuweiſen, daß die Polizei nur gegen 
Perſonen vorgehen kann, die der Polizeigewalt unterworfen find. In erſter Linie 
iſt hier zu bemerken, daß andere Hoheitsverwaltungen des Reiches und der Länder 
nicht der Polizeigewalt unterworfen find, ſoweit fie ſelbſt Hoheitsrechte ausüben. 
So braucht die Wehrmacht, wenn ſie einen Schießplatz anlegt, hierzu nicht die 
polizeiliche Genehmigung einzuholen, wie fie z. B. nach Art. 78 des Bayeriſchen 
Polizeiſtrafgeſetzbuches ein Privatmann braucht. 


Aber auch Exterritoriale find der Polizeigewalt nicht unterworfen, können alſo nicht 
etwa mit Zwangsmaßnahmen zur Beobachtung polizeilicher Vorſchriften angehalten 
werden. Waffengebrauch gegen fie iſt nur im Falle der Notwehr und des Not; 
ſtandes zuläſſig. 


Früher war auch die Abgeordnetenimmunität wenigſtens teilweiſe ein Hemmnis 
für das polizeiliche Einſchreiten. Da in dankenswerter Weiſe die Landesparlamente 
beſeitigt worden find, hat es die Polizei heute nur noch mit Reichstagsabgeordneten 
zu tun. Sie hat es alſo viel leichter, deren Immunität bei Feſtnahme und Durch⸗ 
ſuchungen zu beachten, ganz abgeſehen davon, daß heute polizeiliche e, 
punkte“ wohl zur Seltenheit zu rechnen ſein werden. 


III. Die Mittel polizeilichen Einjchreitens im allgemeinen 


Anter Beachtung der Grundſätze, die im vorſtehenden niedergelegt find, hat die 
Polizei je nach dem Ziel, das fie mit ihrem Eingreifen verfolgt, das den Verhält- 
niſſen und Amſtänden des Falles entſprechende Mittel auszuwählen. Welche Mittel 
der Polizei zu Gebote ſtehen, kann bei der Vielgeſtaltigkeit der Fälle nicht er- 
ſchöpſend aufgezählt werden. Lediglich Gruppen von Mitteln, die der Polizei zur 
Verfügung ſtehen, können angegeben werden. 


1. Wie ſchon wiederholt erwähnt, hat die Polizei zunächſt mit ihren eigenen 
Hilfsmitteln und Kräften einzuſchreiten. Hier kommt insbeſondere die bei 
jeder polizeilichen Tätigkeit naturgemäß notwendige Aufſicht und die 
daraus erwachſende Warnungstätigkeit der Polizei in Frage. Teil- 
weiſe iſt das Aufſichtsrecht der Polizei geſetzlich ſeſtgelegt (Art. 102 des 
Bayeriſchen Ausführungsgeſetzes zur Strafprozeßordnung: Die Polizei hat 
„durch Aufſicht und Anſtalten“ ſtrafbaren Handlungen entgegenzutreten uſw.). 
Warnungen können von der Polizei in allgemeiner Form z. B. durch die 
Preſſe gegeben werden, ſei es, daß es ſich darum handelt, ein gewiſſes Ver⸗ 
halten der Geſamtbevölkerung unter gewiſſen Amſtänden zu regeln, z. B. bei 
größeren Volksbewegungen, ſei es, daß die Allgemeinheit vor Schaden durch 
betrügeriſche Handlungen uſw. geſchützt werden ſoll. Aber auch im Einzelfall 
kann eine Warnung der Polizei erfolgen, teilweiſe gegen Gebühr, um die 
Warnung nachdrücklich zu geſtalten. Hierüber wird unten noch einiges geſagt 
werden. Auch ſonſtiges Eingreifen der Polizei kommt namentlich durch Einſatz 
techniſcher Hilfsmittel in Frage: Die Polizei läßt ein auf der Straße über⸗ 
fahrenes Tier wegſchaffen, oder fie bekämpft eine Feuersbrunſt, gewährt 
Obdach im Polizeiarreſt uſw. 


2. In der rechtlichen Betrachtung ſpielt jedoch eine weit größere Rolle die Be ⸗ 
fehlsgewalt und Zwangsgewalt der Polizei gegenüber der Be⸗ 
völkerung. Hierüber enthalten die Polizeigeſetze der Länder eingehende Vor⸗ 
ſchriften, die im folgenden zuſammenfaſſend beſprochen werden. 
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5 5. Die Polizeiverordnung 


I. Begriff der Polizeiverordnung 


Polizeiverordnungen find, wie § 24 des Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes — 
ſachlich gleich mit $ 40 der Thüringiſchen Landesverwaltungsordnung und dem von 
der Rechtslehre allgemein entwickelten Begriff — ausſpricht, polizeiliche Gebote oder 
Verbote, die für eine unbeſtimmte Anzahl von Fällen an eine unbeſtimmte Anzahl 
von Perfonen gerichtet find. Sie find alſo ihrer Natur nach Rechtsverordnungen 
und können nicht ohne weiteres von jedem Polizeibeamten oder jeder Polizeibehörde 
erlaſſen werden. Vielmehr ſind überall in den deutſchen Landespolizeirechten die 
Vorausſetzungen und Formen der Polizeiverordnungen mehr oder weniger genau 
geſetzlich umſchrieben. Dabei wird beſonders der Gegenſatz zwiſchen allgemeiner 
Ermächtigung und Spezialdelegation (ſiehe 8 3 dieſer Ausführungen) von praktiſcher 
Bedeutung. Die Ermächtigung zum Erlaß von Polizeiverordnungen kann entweder 
allgemein für beſtimmte Behörden erteilt — ſo das Preußiſche Polizeigeſetz und 
die Thüringiſche Landesverwaltungsordnung — oder den Behörden nur für den 
Fall gegeben fein, daß ein beſonderes Geſetz den Gegenſtand, über den Polizei- 
verordnungen erlaſſen werden dürfen, ausdrücklich bezeichnet, ſo insbeſondere das 
Bayeriſche Polizeiſtrafgeſetzbuch.“) Neben die landesgeſetzliche Ermächti⸗ 
gung, die naturgemäß zu Rechtsverordnungen über Gegenſtände, die der Reichs- 
geſetzgebung unterliegen, nicht ermächtigen konnte, tritt in allen deutſchen Ländern 
die in einzelnen Reichs geſetzen erteilte Ermächtigung, in Einzelfällen über die 
im Geſetz geregelten Gegenſtände Polizeiverordnungen zu erlaſſen. Die haupt. 
ſächlichſten Beiſpiele liefert hier das Reichsſtrafgeſetzbuch, das in ſeinem Abſchnitt 
„Abertretungen“ in einer Anzahl von Fällen derartige Polizeivorſchriften vorſieht, 
z. B. § 366 Ziff. 10 (Verkehrspolizeiverordnungen), § 366 a (Polizeiverordnungen 
zum Schutze der Dünen und Meeresufer), $ 367 Ziff. 5 (Verkehr mit Giften, Schieß⸗ 
pulver uſw.). 


Dieſe reichsgeſetzlichen Einzelermächtigungen werden künftig wohl gegenſtandslos 
werden, wenn das kommende Reichspolizeigeſetz, wie zu erwarten iſt, eine allgemeine 
Ermächtigung zur Erlaſſung von Polizeiverordnungen im Rahmen des polizeilichen 
Wirkungskreiſes enthält. 


II. Dorausjegungen, Inhalt und Formen der Polizeiverordnung 
1. Zuſtändigkeit und Erlaſſung 


Die Zuſtändigkeit zur Erlaſſung polizeilicher Vorſchriften iſt in den einzelnen 
Ländern verſchieden geregelt. Regelmäßig ſind für den geſamten Amfang oder 
Teile ihres Amtsbezirks für zuſtändig erklärt die Miniſterien, in Preußen auch die 
Oberpräſidenten und Regierungspräfidenten ſowie der Polizeipräſident von Berlin, 
ferner die Landräte und die ſtaatlichen Polizeibehörden. Während in Preußen 
früher alle Ortspolizeibehörden das Recht zum Erlaß von ortspolizeilichen Vor. 
ſchriften hatten — wie es in den übrigen deutſchen Ländern jetzt noch der Fall iſt —, 
wurde es im neuen Polizeiverwaltungsgeſetz auf Gemeinden mit mehr als 5000 Ein- 
wohnern beſchränkt. Soweit in Preußen die Ortspolizeibehörden nicht ſelbſt das 


) Drurch Verordnung vom 17. 6. 1932 (GVBl. S. 255) iſt dem Bayeriſchen Polizeiftraf- 
geſetzbuch ein Artikel 44 a eingefügt worden, durch welchen die ſiaatlichen Polizeibehörden 
ermächtigt wurden, zur Abwehr von Gefahren für die öffentliche Sicherheit und Ordnung 
oder für die Sicherheit der Perſonen und des Eigentums ober- und bezirkspolizeiliche Vor⸗ 
ſchriften mit Androhung von Abertretungsſtrafe für den Zuwiderhandlungsfall mit zwei⸗ 
monatiger Geltungsdauer zu erlaſſen. Damit iſt praktiſch das Prinzip der Spezial- 
delegation in beſtimmtem Amfang beſeitigt. 
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Recht zum Erlaß von Polizeiverordnungen haben, werden die ortspolizeilichen Vor⸗ 
ſchriften von dem zuſtändigen Landrat erlaſſen. | 


In Bayern ift der Ausdruck Polizeiverordnungen überhaupt nicht üblich, man fpricht 
dort von „allgemein verbindlichen polizeilichen Vorſchriften“, die je nach der Stelle, 
die ſie erlaſſen hat, beſondere Bezeichnungen — Verordnung (der Geſamtregierung 
oder einzelner Miniſterien), oberpolizeiliche Vorſchriften (der Miniſterien und 
Kreisregierungen), bezirkspolizeiliche Vorſchriften (der Bezirksämter), ortspolizei- 
liche Vorſchriften (der ſtaatlichen Polizeibehörden und der Stadträte und Gemeinde⸗ 
räte) — führen. Bezeichnend iſt für Bayern, daß auch in den Orten, in denen der 
Bürgermeiſter die Ortspolizeibehörde iſt, die Erlaſſung der Vorſchriften durch den 
Stadtrat oder Gemeinderat vorgeſchrieben iſt. 


2. Inhalt der Polizeiverordnungen 

Der ſachliche Inhalt der Polizeiverordnungen ergibt ſich, 
ſoweit nicht der Grundſatz der Spezialdelegation gilt, nach dem der Gegenftand- 
ohnedies genau bezeichnet werden muß, aus dem ſachlichen Wirkungskreis der 
Polizei. Soweit die allgemeine Ermächtigung der Polizei reicht, ſoweit reicht 
grundſätzlich auch ihr Recht, Polizeiverordnungen zu erlaſſen. 

Die Polizeiverordnung hat grundſätzlich entweder ein Gebot oder ein Verbot zu 
enthalten, das ſich an die Staatsbürger richtet. Dieſes Gebot oder Verbot kann 
auch darin beſtehen, daß für beſtimmte Handlungen, Anterlaſſungen oder Zuſtände 
das Erfordernis polizeilicher Erlaubnis vorgeſchrieben wird. Weſentlich für den 
Begriff der Polizeiverordnung iſt, daß ſie abſtrakte Verbote enthalten muß, 
alfo nicht etwa Anordnungen für beſtimmte einzelne Fälle, ſondern für eine unbe⸗ 
ſtimmte Zahl von Fällen. Anordnungen für den Einzelfall werden im Wege der 
ſpäter zu erörternden Polizeiverfügung getroffen. 


3. Verhältnis zu anderen Vorſchriften 


Polizeiverordnungen dürfen mit keiner geſetzlichen Beſtimmmung und mit keiner 
Polizeiverordnung vorgeſetzter Polizeibehörden in Widerſpruch ſtehen. Sie können 
von der Stelle, die ſie erlaſſen hat, nur in der gleichen Weiſe wieder aufgehoben 
werden. Das thüringiſche Recht enthält noch die Vorſchrift, daß Polizeiverord- 
nungen von ſelbſt außer Kraft treten, wenn der Gegenſtand der Verordnung durch 
eine Miniſterialverordnung geregelt wird. Das gleiche gilt im Verhältnis von ge-. 
meindlichen Polizeiverordnungen gegenüber Polizeiverordnungen der ſtaatlichen 
Aufſichtsſtelle. 


4. Beſtimmtheit der Gebote und Verbote 


Die Polizeiverordnungen müſſen in ihrem Inhalt beſtimmt ſein, d. h. das Publikum 
muß aus der Verordnung ſelbſt entnehmen können, was es zu tun und zu laſſen hat. 
Nach preußiſchem Recht ſind Polizeiverordnungen, die bloß den Zweck haben, die 
behördliche Aufſicht zu erleichtern, unzuläſſig. Dieſe Vorſchrift entſpricht einem 
allgemein geltenden Grundſatz. 


5. Wahrung der vorgeſchriebenen Form 


Bei Erlaſſung der Polizeianordnungen müſſen die landesgeſetzlich vorgeſchriebenen 
Formen beobachtet werden. Für Preußen z. B. Aberſchrift, die den Inhalt 
kennzeichnet, Bezeichnung als Polizeiverordnung, Angabe der Geſetzesbeſtim. 
mungen, auf die die Verordnung ſich ſtützt, örtlicher Geltungsbereich, Datum 
und Bezeichnung der erlaſſenden Stelle ſowie Angabe der Stellen, mit deren Zu- 
ſtimmung oder nach deren Anhörung ſie erlaſſen ſind; anderwärts, z. B. in 
Thüringen find die Formvorſchriften weniger eingehend, in Bayern find ähnliche 
Formvorſchriften geſetzlich nicht vorgeſehen, werden aber üblicherweiſe eingehalten. 
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6. Geltungsdauer 


Die Geltungsdauer iſt nach einzelnen landesrechtlichen Beſtimmungen allgemein 
auf beſtimmte Dauer beſchränkt. In Preußen Höchſtdauer 30 Jahre; in Thüringen 
5 Jahre, falls nicht eine „Erneuerung“ ſtattfindet. 


7. Verkündigung 


Die Polizeiverordnungen müſſen den beſtehenden Vorſchriften entſprechend ordnungs · 
gemäß verkündet werden. Vgl. 8 35 des Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes, 
8 46 der Thüringiſchen Landesverwaltungsordnung, Art. 11 des Bayeriſchen Polizei⸗ 


ſtrafgeſetzbuchs. 


III. Aufficht und fiontrolle der Polizeiverordnung 
1. Verwaltungs kontrolle 


Die Kontrolle der Polizeiverordnungen erfolgt verwaltungsmäßig durch 
die vorgeſetzten Polizeibehörden, letzten Endes durch die zuſtändigen Miniſterien. 
Dieſen iſt regelmäßig das Recht der Aufhebung entweder unbeſchränkt oder 
wenigſtens unter beſtimmten Vorausſetzungen eingeräumt. So kann in Preußen 
jeder Miniſter innerhalb ſeines Zuſtändigkeitsbereichs die Polizeiverordnungen 
der nachgeordneten Polizeibehörden außer Kraft ſetzen. Die gleiche Befugnis 
iſt den Regierungspräſidenten gegenüber den kreis und ortspolizeilichen Polizei- 
verordnungen ihres Bezirks eingeräumt (8 38 des Polizeiverwaltungsgeſetzes) 
In Bayern haben das Miniſterium und die Regierungen das Recht, die polizei⸗ 
lichen Vorſchriften ihrer untergebenen Stellen mangels der geſetzlichen Voraus- 
ſetzungen ihrer Erlaſſung, wegen Benachteiligung des öffentlichen Wohls oder 
wegen Verletzung der Rechte Dritter außer Kraft zu ſetzen. Bemerkenswert iſt, 
daß die vorgeſetzten Stellen regelmäßig nicht das Recht haben, die Vorſchriften 
einfach abzuändern, denn das Aufhebungsrecht iſt nicht Ausübung der Polizei 
gewalt, ſondern des Aufſichtsrechts. Will eine Aufſichtsſtelle die Vorſchriften 
materiell geändert wiſſen, jo hat fie entweder die nachgeordnete Behörde ent- 
ſprechend anzuweiſen oder gegebenenfalls für ihren Bereich ſelbſt eine Polizei 
verordnung zu erlaſſen, durch die dann die Vorſchriften der nachgeordneten Stelle 
hinfällig werden. 

Die Verwaltungskontrolle der Polizeiverordnungen erfolgt regelmäßig von Amts 
wegen. Eine Beſchwerde gegen Polizeiverordnungen iſt nur vorgeſehen im Baye. 
riſchen Recht (Art. 14 des Polizeiſtrafgeſetzbuchs). Die Entſcheidung hat letzten 
Endes das vorgeſetzte Miniſterium. 


2. Rechtskontrolle 


Eine Rechtskontrolle durch ein Gericht iſt nirgends in der Weiſe vor- 
geſehen, daß etwa gegen die Erlaſſung einer Polizeiverordnung ein Gericht an- 
gegangen oder eine förmliche Klage gegen die erlaſſende Polizeibehörde eingeleitet 
werden könnte. Die Rechtskontrolle wird vielmehr indirekt dadurch ausgeübt, daß 
das Gericht beim Urteil über die Folgen der Zuwiderhandlung gegen eine Polizei- 
verordnung zugleich über die Rechtsgültigkeit der übertretenen Polizeiverordnung 
ein Arteil fällt. Die geſetzlichen Vorſchriften gehen dabei überall dahin, daß die 
Gerichte lediglich über die rechtliche Zuläſſigkeit, nicht aber über die Zweckmäßigkeit 
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und Notwendigkeit der Polizeiverordnung zu entſcheiden haben. Das Gericht kann 
jedoch nicht ausſprechen, daß die Polizeiverordnung ungültig und daher außer Kraſt 
zu ſetzen ſei. Es kann nur im Einzelfall durch Inzidententſcheidung die Angültigkeit 
der Polizeiverordnung feſtſtellen und daraus für den Betroffenen die entſprechende 
Folgerung — regelmäßig Freiſprechung von Strafe — ziehen. Die Folgerung aus 
der Angültigkeitserklärung der Polizeiverordnung zu ziehen, bleibt der Polizei- 
behörde ſelbſt überlaſſen. 


IV. Rechtsfolgen von Zuwiderhandlungen 

Die Rechtsfolgen einer Zuwiderhandlung gegen die Vorſchriften einer Polizei- 
verordnung beſtanden nach der bisherigen Abung der Polizeibehörden im allge- 
meinen in einer Beſtrafung mit einer Abertretungsſtrafe. Die Strafdrohung 
konnte dabei entweder in der Form einer Blankettvorſchrift enthalten ſein, ſo daß 
die die Polizeiandrohung erlaſſende Vorſchrift nur die Norm zu ſetzen hatte 
(Beiſpiel: 8 366 / 10 R StGB), oder von der Polizeibehörde ſelbſt auf Grund ihrer 
allgemeinen oder beſonderen Ermächtigung feſtgeſetzt werden. Dabei wurde in 
einzelnen Landesgeſetzen die Höhe der zuläſſigen Strafdrohungen nach der 
Stellung der erlaſſenden Polizeibehörde beſchränkt (3. B. in der Thüringiſchen 
Landesverwaltungsordnung 8 42). Volle Abertretungsſtrafe (Haft bis zu fechs 
Wochen oder bis 150 RM Geldſtrafe) können danach nur die ſtaatlichen Polizei ⸗ 
behörden androhen; die Gemeindebehörden haben nur niedrigere Strafrahmen zur 
Verfügung. 


Das Preußiſche Polizeiverwaltungsgeſetz von 1931 hat einen neuen Weg be⸗ 
ſchritten. Danach wird für die Zuwiderhandlung gegen eine Polizeiverordnung 
eine Abertretungsſtrafe, alſo eine Kriminalſtrafe im Sinne des allgemeinen Straf- 
rechts, nur in den Polizeiverordnungen der Miniſterien angedroht (8 33 des 
Polizeiverwaltungsgeſetzes). In allen übrigen Fällen wird, ſofern nicht in einem 
Reichs- oder Landesgeſetz bereits eine Blankettſtrafe für die Abertretung der 
Polizeiverordnung angedroht iſt, für die Nichtbefolgung der Polizeiverordnung 
lediglich ein Zwangsgeld, das im Höchſtfall 150 RM beträgt, angedroht. 
Damit ſoll erreicht werden, daß die Kriminalſtrafe für Polizeiübertretungen 
etwas mehr Gewicht bekommt. Bei der Anzahl polizeilicher Strafverfügungen. 
die in Preußen früher erlaſſen wurden (im Zeitraum eines Jahres z. B. über 
eine Million), mußte befürchtet werden, daß einer polizeilichen Strafverfügung 
kein Wert mehr beigelegt wird. Anderſeits ſoll bezweckt werden, daß nicht jeder, 
der einer Polizeiverordnung zuwiderhandelt, gleich zum Vorbeſtraften geſtempeit 
wird. Der Vorgang Preußens kann unter Amſtänden dazu führen, daß das Polizei- 
unrecht überhaupt vom Kriminalunrecht getrennt wird. 


& 6. Die Polizeioerfugung 


I. Begriff und Arten der Polizeiverfügungen 


Die Polizeiverfügung iſt eine Willenserklärung der Polizei, durch die die not- 
wendigen Maßnahmen zur polizeilichen Regelung eines Einzelfalls oder einer ſach⸗ 
lich zuſammengehörigen Mehrheit von Einzelfällen angeordnet, „verfügt“, wird. Von 
der Polizeiverordnung unterſcheidet ſie ſich in der Hauptſache durch ihre Beziehung 
zu einem konkreten Sachverhalt. Durch die Polizeiverfügung wird nicht bloß eine 
von der Polizeibehörde bei Erlaſſung der Verordnung gedachte, für möglich und 


Sand Le eee 


30 | Kehrl 


wahrſcheinlich gehaltene Gefahr verhütet, ſondern fie muß durch die tatſächlichen Ver- 
hältniſſe veranlaßt und regelmäßig dazu beſtimmt ſein, eine wirklich vorhandene, oder 
von der Polizei pflichtgemäß als bevorſtehend angeſehene Gefahr oder Störung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung abzuwenden. 


Einzelne Geſetzgebungen umſchreiben den Begriff der Polizeiverfügung beſonders 
genau deswegen, weil ſich daran die Möglichkeit der Rechtskontrolle durch den Ver. 
waltungsrichter, über die unten noch geſprochen wird, knüpft. So bezeichnet das 
Thüringiſche Recht (8 48 LBO.) als Polizeiverfügungen die von den Polizei- 
behörden an beſtimmte Perſonen erlaſſenen polizeilichen Gebote oder Verbote fomie 
die Erteilung, Verfagung oder Zurücknahme einer rechtlich vorgeſehenen polizeilichen 
Erlaubnis, Genehmigung oder Beſcheinigung. Das Preußiſche Recht dagegen ver- 
ſteht darunter Anordnungen der Polizeibehörden, die an beſtimmte Perſonen oder 
an einen beſtimmten Perſonenkreis ergehen und ein Gebot oder ein Verbot, die 
Verſagung, Einſchränkung oder Zurücknahme einer rechtlich vorgeſehenen Erlaubnis 
oder Beſcheinigung enthalten. Die Erteilung einer Polizeierlaubnis iſt alſo hier 
nicht als Polizeiverfügung anzuſehen. Man unterſcheidet verſchiedene Arten von 
Polizeiverfügungen, deren wichtigſte kurz erwähnt werden ſollen: 


1. Die polizeiliche Allgemein verfügung und die 
polizeiliche Einzelverfügung 


Erſtere iſt eine Polizeiverfügung, die ſich an alle Perſonen richtet, die mit dem 
Einzelfall oder der Mehrheit von Einzelfällen, die durch die Verfügung polizeilich 
geregelt werden ſollen, in Verbindung ſtehen. Beiſpiel: Etwa die vorübergehende 
Sperre einer Straße für den allgemeinen Verkehr, weil ein Anfall vorgekommen 
iſt, deſſen Feſtſtellung ungeſtört durch weiteren Verkehr erfolgen muß. An ſich könnte 
die Sperre auch durch eine Polizeiverordnung vorübergehender Art angeordnet wer- 
den, dann wäre aber die Behörde als ſolche, nicht etwa die einzelnen am Ort befind- 
lichen Polizeibeamten zuſtändig. 

Den Gegenſatz dazu bildet die polizeiliche Einzel verfügung, die dazu be⸗ 
ſtimmt iſt, einen beſtimmten Einzelfall zu regeln oder an eine beſtimmte Anzahl 
Perſonen gerichtet iſt. 


2. Mit Strafandrohung bewehrte — unbewehrte 
Polizeiverfügungen 
Dieſe Anterſcheidung wird namentlich in den Gebieten der Spezialdelegation ge⸗ 
macht, in denen die Polizei mit ihren Verfügungen eine Strafdrohung nur verbinden 
kann, wenn fie eine ausdrückliche Ermächtigung hierzu beſitzt. Anbewehrte Polizei- 
verfügungen können nur im Wege polizeilichen Zwangs durchgeſetzt werden. 


3. Selbſtändige und unſelbſtändige Polizeiverfügungen 


Anter ſelbſtändigen Polizeiverſügungen verſteht man ſolche, die eine Verpflichtung 
der Perſonen, an die ſich die Verfügung der Polizei richtet, erſt begründen. Sie 
beruhen in der Regel auf der allgemeinen Ermächtigung der Polizei, die ſich an den 
Betroffenen wendet, um eine Gefahr abzuwenden oder einen polizeiwidrigen Zu- 
ſtand abzuſtellen. Anſelbſtändige Polizeiverfügungen find hingegen die⸗ 
jenigen, die eine bereits allgemein ausgeſprochene Verpflichtung des Betroffenen 
lediglich wiederholen und auf Erfüllung hinzielen. Sie ſprechen daher im allgemeinen 
nur das aus, was bereits in einer geſetzlichen Vorſchrift oder einer Polizeiverord⸗ 
nung allgemein vorgeſchrieben iſt, und dienen der Durchſührung dieſer allgemeinen 
Vorſchriften, von deren Gültigkeit ſie abhängen. 


In der Rechtslehre werden die ſelbſtändigen Polizeiverfügungen auch als ver⸗ 
pflichtende, die unſelbſtändigen auch als vollziehende Polizeiverfügungen bezeichnet. 
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II. Die rechtlichen Dorausfegungen der Polizeiverfügung 


Die rechtlichen Vorausſetzungen der Polizeiverfügung ergeben ſich aus den Grund- 
ſätzen über die Ausübung der Polizeigewalt (ſiehe §S 4 dieſer Ausführungen). Die 
Polizeiverfügung muß alſo nicht nur von einer ſachlich und örtlich zuſtändigen 
Polizeibehörde bzw. von deren zuſtändigem Beamten erlaſſen fein, ſondern ſie muß 
auch dazu beſtimmt ſein, eine ſür die öffentliche Sicherheit oder Ordnung drohende 
Gefahr zu verhüten oder eine bereits eingetretene Störung zu beſeitigen, den Grund- 
ſätzen über die ſachliche Notwendigkeit, Zweckmäßigkeit, Verhältnismäßigkeit ent- 
ſprechen und auch grundſätzlich gegen die polizeipflichtigen Perſonen gerichtet ſein. 
Das Preußiſche Polizeiverwaltungsgeſetz (S 41 / II) ſchreibt außerdem noch vor, daß 
dem durch eine Polizeiverfügung Betroffenen geſtattet werden muß, ein von ihm 
angebotenes anderes Mittel, als das in der Polizeiverfügung vorgeſehene, zu 
wählen, durch das die Gefahr ebenſo wirkſam abgewehrt wird. Die Ablehnung dieſes 
Antrags gilt als neue Polizeiverfügung. 


III. Die Form und Durchführung der Polizeiverfügung und ihre Rechtskontrolle 


1. Form 


Im allgemeinen ſind Formvorſchriften für eine Polizeiverfügung nicht erlaſſen. Sie 
kann mündlich, ſchriftlich oder durch Zeichen erlaſſen werden. Für beſtimmte Fälle 
— Androhung von Zwangsmitteln — iſt teilweiſe die ſchriftliche Form vorgeſehen; 
für ſchriftliche Verſügungen ſchreibt das Preußiſche Recht die Notwendigkeit der 
Begründung vor. 


2. Durchführung 


Die Durchführung einer Polizeiverfügung erfolgt, ſobald ſie unanfechtbar geworden 
oder ſofort vollziehbar iſt, durch polizeilichen Zwang. Hierüber ſiehe § 7. 


3. Kontrolle 


Die Kontrolle der Polizeiverfügungen erfolgt, da die Polizei unter Aufſicht der vor⸗ 
geſetzten Behörden ſteht, von Amts wegen. Sie kann aber auch durch den Betrofſenen 
herbeigeführt werden, und zwar die Verwaltungskontrolle durch Verwaltungs- 
beſchwerde und die Rechtskontrolle durch Anrufung des Verwaltungsgerichts, ſoweit 
eine ſolche Rechtskontrolle durch Landesrecht eingeführt iſt. 


a) Verwaltungskontrolle 


Die Beſchwerde an die vorgeſetzte Stelle iſt in allen Ländern zuläſſig. Sie iſt teil⸗ 
weiſe an die Einhaltung einer Friſt gebunden, teilweiſe von einer ſolchen Friſt 
nicht abhängig. Ä 
Für Preußen tft beſtimmt, daß gegen eine polizeiliche Verfügung derjenige, in 
deſſen Rechte ſie eingreift, binnen zwei Wochen das Beſchwerderecht hat. Die Be⸗ 
ſchwerde iſt ſchriftlich oder zur Niederſchrift bei der Stelle einzulegen, die die Ver⸗ 
fügung erlaſſen hat, und kann ſowohl die Rechtmäßigkeit als auch die Zweckmäßigkeit 
und Notwendigkeit der Verfügung anfechten. Die Stelle, die die Polizeiverfügung 
erlaſſen hat, kann der Beſchwerde ſelbſt abhelfen oder ſie der zur Entſcheidung zu⸗ 
ſtändigen Polizeiaufſichtsbehörde vorlegen. Ein abweiſender Beſchwerdebeſcheid iſt 
ſchriftlich zu erteilen und zu begründen. In Thüringen können Verfügungen, die ein 
Gebot oder Verbot enthalten, zunächſt mit Einſpruch angefochten werden, für den 
grundſätzlich eine Friſt von zwei Wochen gilt. Bezeichnend iſt, daß auch der Ver⸗ 
treter des öffentlichen Intereſſes anfechtungsberechtigt iſt. In Bayern iſt gegen 
Polizeiverfügungen die Anrufung der Aufſichtsbehörde und gegen dieſe die An- 
rufung der dieſer vorgeſetzten Behörde (Oberaufſichtsbehörde) jederzeit zuläſſig. 
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b) RNechtskontrolle 


Im Anſchluß an die Verwaltungskontrolle beſteht, ſoweit geſetzliche Vorſchriften 
hierüber in den einzelnen Ländern vorhanden find, die Möglichkeit einer Rechts 
beſchwerde oder Anfechtungsklage beim Verwaltungsgericht. 


Die Anſechtungsklage hat regelmäßig den Charakter einer Reviſion, d. h. ſie kann 
nicht die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit einer Polizeiverfügung angreifen, 
ſondern kann nur damit begründet werden, daß die angefochtene Polizeiverſügung 
den Kläger in feinen Rechten beeinträchtige, weil der Beſcheid das geltende Recht 
verletzt (ſiehe §S50 des Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes; etwas ſpezieller, 
aber im gleichen Sinne $ 128 der Thüringiſchen Landesverwaltungsordnung). 


Regelmäßig iſt die Anfechtungsklage nur zuläſſig, wenn der Kläger erfolglos die 
vorgeſetzte Polizeibehörde angerufen hat und mit feiner Beſchwerde (Einſpruch) 
abgewieſen worden iſt. Aber die Anfechtungsklage, in der regelmäßig zwei Rechts- 
züge gegeben find, entſcheidet bisher endgültig das für das betreffende Land be- 
ſtebende Oberſte Verwaltungsgericht. In Preußen heißt die Anfechtungsklage im 
zweiten Rechtszuge „Revifion“ und wird vom Oberverwaltungsgericht entſchieden. 


Es iſt fraglich, ob eine allgemeine Anfechtungsklage in dem zur Zeit in manchen 
Ländern beſtehenden Amfang für die Zukunft beibehalten wird, da es ſich mit der 
Staatsautorität im Grunde nicht verträgt, wenn die Behörde gewiſſermaßen die 
Rolle des Zivilbeklagten ſpielen ſoll, überdies auch eine Reihe polizeilicher Aufgaben 
ſich zur Austragung vor einem unabhängigen Gericht überhaupt nicht eignen. Das 
neue Reichspolizeirecht wird daher gerade bei der Rechtskontrolle der Polizeiver- 
fügungen durch die Verwaltungsgerichte etwas Zurückhaltung üben müſſen. Man 
wird hier vor allem auch darauf hinweiſen können, daß es in Bayern — ohne einen 
Schaden für die Allgemeinheit und für die Handhabung der Polizei — eine allge- 
meine Anfechtungsklage im Sinne des Preußiſchen und Thüringiſchen Rechts bisher 
nicht gegeben hat. Dort iſt die Anrufung eines Verwaltungsgerichts gegen poli- 
zeitliche Verfügungen nur dann möglich, wenn die Zuſtändigkeit des Verwaltungs- 
gerichts im Einzelfalle durch das Verwaltungsgerichtsgeſetz oder durch ein Einzel- 
geſetz (z. B. das Waſſergeſetz, das Jagdgeſetz, das Fiſchereigeſetz) beſonders feſt⸗ 
gelegt iſt. 


IV. Die Polizeierlaubnis 


Die Polizeierlaubnis iſt eine Willenserklärung der Polizei, durch die im allgemeinen 
verbotene Handlungen im Einzelfalle zugelaſſen werden. Sie hat daher regelmäßig 
eine beſondere Rechtsgrundlage in einem geſetzlich oder verordnungsmäßig erlaſſenen 
allgemeinen Verbot mit Erlaubnisvorbehalt. Die Polizeierlaubnis iſt vom Stand- 
punkt der Rechtslehre aus betrachtet eine Polizeiverfügung, die in verſchiedenen 
Arten erſcheint, von denen die freie Polizeierlaubnis und die gebundene 
Polizeierlaubnis die wichtigſten find. 


Bei der freien Polizeierlaubnis ſteht die Erteilung im Ermeſſen der Polizeibehörde. 
Sie hat die Erlaubnis unter Beachtung der Grundſätze für das polizeiliche Vorgehen 
im allgemeinen nach pflichtmäßigem Ermeſſen zu verſagen oder zu erteilen. 

Bei der gebundenen Erlaubnis hat die allgemeine Regelung, auf der die Erlaubnis. 
erteilung überhaupt beruht, die Vorausſetzungen, unter denen die Erlaubnis zu 
erteilen iſt oder verſagt werden kann oder muß, regelmäßig genau umſchrieben, das 
Ermeſſen der Polizeibehörde alſo beſchränkt. 

Grundſätzlich gilt die Erlaubnis nur für den Bereich der Polizeibehörde. Es kann 
aber auch vorgeſchrieben ſein, daß ſie für das ganze Land gilt; in einzelnen Fällen 


„Sana Lee 


Die Polizei 33 


gilt fie im ganzen Reich (vgl. Schußwaffenſchein oder Jagdſchein nach dem neuen 
Reichsjagdgeſetz). 

Allgemeine Vorſchriften über die Form der Erteilung einer Erlaubnis beſtehen nicht; 
im Einzelfalle kann die Form jedoch vorgeſchrieben ſein. Grundſätzlich wird die 
Polizeierlaubnis ſchriftlich erteilt. 


Die Erlaubnis kann unter Bedingungen und Auflagen erteilt werden, wenn die 
Polizeibehörde Bedenken gegen die unbeſchränkte Erteilung der Erlaubnis trägt und 
die Anordnung von Auflagen oder Bedingungen bei der Art der in Frage kommen⸗ 
den Erlaubnis nicht verboten iſt. Die Erlaubnis kann auch zeitlich befriſtet werden 
(Waffenſchein z. B. grundſätzlich auf ein Jahr). Widerruf der Erlaubnis iſt bei 
freier Erlaubnis oder bei Vorbehalt des Widerrufs jederzeit zuläſſig, wenn die 
Zurücknahme im polizeilichen Intereſſe erforderlich iſt. Im übrigen — bei gebun- 
dener Polizeierlaubnis — iſt der Widerruf nur beim Vorliegen der hierfür vor- 
geſehenen geſetzlichen Vorausfetzungen zuläſſig. 
Nach preußiſchem Recht iſt die Erteilung einer Polizeierlaubnis keine Polizei⸗ 
verfügung im Sinne des Geſetzes und kann daher nicht mit den für die Polizeiver- 
fügung angeführten Rechtsbehelfen angegriffen werden. Im übrigen aber iſt gegen 
Erteilung und Zurücknahme einer Erlaubnis, ſoweit nicht geſetzlich Beſonderes vor⸗ 
geſchrieben iſt, der Beſchwerdeweg wie gegen Polizeiverſügungen im allgemeinen 
zuläſfſig. | 


Anhang 
1. Die polizeiliche Verwarnung 

Aus dem Aufſichtsrecht der Polizei und ihrer allgemeinen Ermächtigung entſpringt 
das Recht der Polizei, jedermann vor einer Polizeiwidrigkeit zu warnen, wenn 
dieſe Verwarnung nach Sachlage eine zur Erfüllung der polizeilichen Aufgabe not- 
wendige Maßnahme darſtellt. Faßt man die Polizeiverfügung in dem weiten Sinne 
auf, in dem ſie eingangs dieſer Ausführungen dargeſtellt iſt und in dem man ſie z. B. 
in Bayern auch auffaßt, dann iſt eine ſolche polizeiliche Warnung nichts anderes als 
eine unſelbſtändige (vollziehende) Polizeiverfügung. Aus dieſer Auffaffung heraus 
iſt man in Bayern ſchon ſeit Jahren dazu übergegangen, derartige Warnungen als 
polizeiliche Verfügungen anzuſehen, die, wenn ſchriftlich erteilt, der allgemeinen 
Gebührenpflicht wie ſonſtige polizeiliche Verfügungen unterliegen. So iſt das 
Snftitut der gebührenpflichtigen Verwarnung entſtanden, das jahre- 
lang aus rechtstheoretiſchen Gründen ebenſoſehr bekämpft wurde, wie es ſich 
praktiſch bewährt hat. Denn es wurde in den Fällen angewandt, in denen die Polizei 
zu einer Beſtrafung einer Abertretung keinen ausreichenden Anlaß, zu einem 
völligen Aberſehen der begangenen Polizeiwidrigkeit aber doch auch keine Rechts 
grundlage zu haben glaubte. 


Seit Ende 1933 hat auch das preußiſche Recht die gebührenpflichtige Verwarnung 
ausdrücklich als geſetzmäßige Polizeimaßnahme eingeführt und es iſt zu erwarten, 
daß auch das künftige Reichspolizeirecht dieſe Maßnahme als ein Mittel fühlbarer, 
aber doch noch nachſichtiger Polizeihandhabung übernehmen wird. 


2. Die polizeiliche Duldung 


In der Rechtslehre wird vielfach von polizeilicher Duldung dann geſprochen, wenn 
eine Tätigkeit zwar nicht erlaubnispflichtig iſt, aber etwa wie in den Fällen des 8 35 
der Gewerbeordnung unterfagt werden kann, wenn beſtimmte Vorausſetzungen hier. 
für vorliegen. Der Ausdruck iſt jedoch ſchief. Solange jemand einwandfrei ein 
Gewerbe ausübt, das nur beim Vorliegen beſtimmter, bei ihm nicht gegebener Vor⸗ 
ausſetzungen unterſagt werden könnte, wird ſeine Tätigkeit von der Polizei nicht 
„geduldet“, denn ſie kann ihm, auch wenn ſie wollte, nichts anhaben, ſie „duldet“ alſo 
nichts. Von Duldung könnte man daher nur in ſolchen Fällen reden, in denen die 
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Polizei von einem in ihr Ermeſſen geſtellten Anterſagungsgrund keinen Gebrauch 
macht. Dann liegt aber gar keine polizeiliche Willensäußerung vor, man braucht ſich 
damit alſo auch gar nicht zu beſchäftigen. Stellen ſich die Vorausſetzungen eines 
Verbots ein und wird es erlaſſen, dann liegt eine Polizeiver fügung vor, für die die 
allgemeinen, oben beſprochenen Vorausſetzungen gelten. 


& 7. Der Polizeizwang 
I. Allgemeines 


1. Begriff und Rechtsgrundlagen 
Die polizeiliche Zwangsgewalt iſt das Gegenſtück zur polizeilichen Befehlsgewalt. 
Sie dient zu deren Ergänzung und bedeutet die Befugnis der Polizei, ihre zur 
Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ergangenen Anordnun⸗ 
gen durch Anwendung äußerer Machtmittel gegen die der Polizeigewalt unter. 
worſenen Perſonen und Sachen durchzuführen oder in gleicher Weiſe Gefahren oder 
Störungen der öffentlichen Sicherheit und Ordnung unmittelbar abzuwehren oder 
zu beſeitigen; fie iſt alſo eine Art der öffentlich ⸗ rechtlichen Zwangsvollſtreckung. 
Eine einheitliche reichsrechtliche Regelung fehlt auch hier. Die landesrechtlichen 
Beſtimmungen weichen in vielfacher Hinſicht voneinander ab, ſoweit ſie überhaupt 
ſich mit der Frage befaßt haben. Teilweiſe iſt das polizeiliche Zwangsrecht nicht 
erſchöpfend geregelt, wie z. B. in Bayern, wo neben den Beſtimmungen des Polizei - 
ſtrafgeſetzbuches noch ein auf Gewohnheitsrecht beruhendes, aus dem Weſen der 
Staatsgewalt und den Aufgaben und der allgemeinen Ermächtigung der Polizei 
abgeleitetes Zwangsrecht der Polizei gilt. Neu geordnet iſt das polizeiliche Zwangs- 
recht in Preußen; auch Thüringen hat es im Rahmen der Landesverwaltungsord- 
nung erſchöpfend geregelt, ſoweit dies dem Landesrecht möglich iſt. 


Neben der allgemeinen Regelung des polizeilichen Zwangsrechts laufen regel · | 


mäßig ſowohl in einzelnen Landesgeſetzen wie namentlich in Reichsgeſetzen noch ein- 
zelne Beſtimmungen her, die in das Gebiet der polizeilichen Zwangsanwendung ein- 
ſchlagen. So enthalten Reichsgeſetze teilweiſe die Beſtimmung, daß die Polizei zu 
ihrer Durchführung Zwang anwenden dürfe; zu verweiſen iſt hier beiſpielsweiſe auf 
das Geſetz zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten (8 4). Iſt reichsrechtlich 
weiteres nicht vorgeſchrieben, fo find für die Anwendung der polizeilichen Zwangs. 
gewalt im einzelnen die landes rechtlichen Beſtimmungen maßgebend. Möglich iſt 
aber auch, daß das Reichsrecht nur einzelne Beſtimmungen über polizeiliche Zwangs- 
befugniſſe gibt; zu vergleichen wäre hier etwa 87 des Lebensmittelgeſetzes (Betreten 
der Räume, Beſichtigung und Entnahme von Proben durch Polizeibeamte). Auch 
hier iſt grundſätzlich eine Ergänzung durch landesrechtliche Beſtimmungen über 
Polizeizwang möglich. Anderfeits kann aber auch das Reichsrecht grundſätzliche 
Beſtimmungen allgemeiner Art treffen, wie z. B. $ 202 Abſ. 4 der Reichsabgaben · 
ordnung: „Anmittelbarer Zwang darf nur angewandt werden, wenn die Anordnung 
ſonſt nicht durchführbar iſt oder Gefahr im Verzug liegt.“ Soweit die Polizei etwa 
damit befaßt wird — ſie hat auch beim Vollzug der RGO. mitzuwirken —, hat ſie 
dieſem Grundſatz Rechnung zu tragen, auch wenn für die Polizei ſonſt landes rechtlich 
ein anderer Grundſatz gelten ſollte. 


2. Einteilung des Polizeizwangs 
a) Mittelbarer Zwang 

Von dieſem wird dann geſprochen, wenn der Zwangsanwendung ein öffentlich recht · 
licher Befehl des Staats vorausgeht, dem die Polizei Beachtung zu verſchaffen hat. 
Der Befehl kann in einer allgemeinverbindlichen Vorſchrift (Geſetz oder Verord- 
nung), aber auch in einer bloßen Polizeiverfügung enthalten ſein. Der mittelbare 
Zwang wird regelmäßig in der Form der Androhung der Angehorſamsſtrafe oder 
Erſatzvornahme — ſiehe II 1/2 — ausgeübt. 


Die Polizei 35 


b) Anmittelbarer Zwang 


Dieſer tritt dann ein, wenn die Androhung einer polizeilichen Zwangsmaßnahme 
wirkungslos geblieben iſt und kann ſich gegen Perſonen und Sachen richten. 
Bei Perſonen kommt die Gewaltanwendung, nötigenfalls der Waffengebrauch und 
die Feſtnahme in Frage, bei Sachen die Wegnahme und Sicherſtellung, allenfalls die 
Schließung einer Anſtalt, ferner die Erſatzvornahme und zwangsweiſe Koſten⸗ 
beitreibung. 

c) Sofortiger Zwang 
Von ihm ſpricht man, wenn die Polizei mit phyſiſcher Gewalt ohne vorherige An⸗ 
drohung oder Befehl einſchreitet, um den rechtlich geforderten Zuſtand unmittelbar 
herzuſtellen. Beiſpiel: Der Polizeibeamte bändigt ein wildgewordenes Pferd und 
ſtellt es ſicher. Er entfernt ein in ſtörender Weiſe auf der Straße aufgeſtelltes 
Fahrzeug. 
Das Preußiſche Polizeiverwaltungsgeſetz ſpricht hier (8 44 Abſ. I S. 2) von unmittel- 
barer Ausführung einer polizeilichen Maßnahme, ähnlich wie die Thüringiſche Lan- 
desverwaltungsordnung von unmittelbarer Ausführung von Maßregeln, die nach 
8 186 in Ausübung der Polizei zur Verhinderung ſtrafbarer Handlungen oder zur 
Beſeitigung einer auf andere Art nicht bekämpfbaren Gefahr zuläffig find. Mit dem 
unmittelbaren Zwang (ſiehe Ziff. 2) darf dieſe unmittelbare Ausführung von 
polizeilichen Maßnahmen nicht verwechſelt werden. 


3. Vorausſetzungen des polizeilichen Zwangsrechts 

Die Vorausſetzungen des polizeilichen Zwangsrechts find die gleichen wie für die 
Ausübung der Polizeigewalt (fiehe $ 4 dieſer Arbeit), alſo: Rechtliche Zuläſſigkeit 
der Zwangsanwendung überhaupt, polizeiliche Notwendigkeit der Zwangsanwendung, 
Zweckmäßigkeit der Zwangsmittel und Verhältnismäßigkeit des Angriffs. Ferner 
gilt im allgemeinen der Grundſatz, daß das angewandte Zwangsmittel ſo geartet ſein 
muß, daß dadurch der Zweck der polizeilichen Maßnahme unmittelbar erreicht wird. 
Dies gilt insbeſondere für die Anwendung von Zwangsmaßnahmen gegen Perſonen. 
Die polizeiliche Zwangsgewalt darf nicht etwa zur Folter mißbraucht werden. Es 
iſt z. B. unzuläſſig, jemanden durch Schläge zu einer Ausſage zwingen zu wollen. 
Allgemein hat das Reichsgericht (Straffenat Band 43 S. 32) ausgeſprochen: „Die 
Anwendung von Zwangsgewalt gegen die Perſon muß das äußerſte Mittel bilden, 
das der Polizeibeamte zur Erreichung eines in ſeinen Amtskreis fallenden Zweckes 
nach pflichtmäßigem Ermeſſen anzuwenden hat.“ 


II. Die zwangsmittel der Polizeibehörden 
1. Zwangsſtrafen 

Zwangsſtrafen der Polizei find Maßnahmen, die ein beſtimmtes Verhalten einer 
Perſon durch Zufügung eines Abels — entweder Zwangsgeldſtrafe oder Freiheits- 
entziehung (Beugehaft) — erzwingen wollen. Sie find daher nicht als Kriminal- 
ſtrafen anzuſehen und deshalb auch nicht den für dieſe Strafen geltenden Grundſätzen 
unterworfen. So find ſelbſtverſtändlich die Vorſchriften des Strafrechts über Ver⸗ 
ſuch, Teilnahme, Anſtiftung nicht anwendbar; vor allem aber gilt nicht der Grundſatz 
ne bis in idem. Die Zwangsſtrafen können vielmehr grundſätzlich fo oft wiederholt 
werden, bis der Zweck, die Beſeitigung des polizeiwidrigen Verhaltens des Be⸗ 
ſtraften, erreicht iſt. Sie ſind regelmäßig auch neben einer verwirkten Kriminalſtrafe 
zuläffig. Anderſeits bedarf es, wenn die Polizeibehörde nach Verhängung einer 
Zwangsſtrafe von ihrer Durchführung abſehen will, nicht der Begnadigung, vielmehr 
kann die Polizeibehörde von ſich aus von der Beitreibung abſehen. Der Gnadenweg 
iſt allerdings auch nicht unbedingt ausgeſchloſſen. 

Die Angehorſamsſtrafe iſt, da fie nicht unmittelbar der Aufrechterhaltung der öffent ; 
lichen Ordnung dient, in der Regel nicht auf die allgemeine polizeiliche Ermächtigung 
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zu gründen, ſondern bedarf überall beſonderer landesrechtlicher Regelung, die teil ⸗ 
weife, wie in Bayern, ſehr ungenügend iſt. Reichsrechtlich ift eine Vorſchrift ledig · 
lich im Zuſammenhang mit der Geidentwertung ergangen, wonach der Rahmen für 
Verwaltungsſtrafen 1 bis 1000 RM. beträgt (Verordnung über Vermögensſtrafen 
und Bußen vom 6. 2. 1924 (RGBl. S. 44) und Verordnung zur Durchführung des 
Münzgeſetzes vom 12. 2. 1924 (RG Bl. S. 775). Hiernach find aber landesrechtliche 
Beſtimmungen, die die Höhe der zu verhängenden Geldzwangsſtrafe je nach den 
zuſtändigen Behörden niedriger abſtufen, nicht ausgeſchloſſen (vgl. Preußen: höchſtens 
150 RM.; Thüringen läßt bei Staatsbehörden 1000 RM., bei Gemeinden höchſtens 
500 RM. zu). 


Als Zwangsſtrafe kann außer Geldſtraſe entweder an ihrer Stelle im Falle der An. 
beitreibbarkeit oder auch primär Zwangshaft verhängt werden. Die Vollſtreckung 
der Zwangshaft bemißt ſich nach Landesrecht; ſie kann im Polizeigefängnis, aber 
auch auf Erſuchen durch Strafvollſtreckungsbehörden vollzogen werden. 


2. Die Erſatzvornahme 


Handelt es ſich darum, eine vertretbare Leiſtung eines Polizeipflichtigen zu 
erzwingen, ſo iſt die Polizei grundſätzlich im Falle der Weigerung oder Anterlaſſung 
befugt, nach vorheriger Androhung und Friſtſetzung die Handlung an Stelle des 
Pflichtigen vorzunehmen oder auf deſſen Koſten vornehmen zu laſſen. Die für die 
Erſatzvornahme aufgewendeten Koſten werden regelmäßig wie öffentlich- rechtliche 
Abgaben beigetrieben, wobei allerdings auch wieder landesrechtliche Verſchiedenheiten 
feſtzuſtellen find. 

Handelt es ſich um höchſtperſönliche Handlungen, die nicht durch einen anderen vor. 
genommen werden können, fo verſagt die Erſatzvornahme. Dann muß man ſich, ſoweit 
geſetzlich zuläſſig, mit der Angehorfamsſtrafe, die ja wiederholt verhängt werden 
kann, oder mit Zwangshaft begnügen. 


3. Der unmittelbare Zwang gegen das Vermögen 


a) In erſter Linie iſt hier die Beitreibung der Zwangsgeldſtrafen 
wie auch der durch Zwangsmaßnahmen verurſachten Koſten (insbeſondere die 
Koſten einer Erſatzvornahme) zu erwähnen. Die Beitreibung erfolgt wie bei den 
öffentlichen Abgaben, alſo durch Pfändung. Die Polizei überläßt dieſe Maß 
nahme faſt regelmäßig den Finanzbehörden, die darum erſucht werden. 


b) In Betracht kommt weiter die Wegnahme von Sachen, mittels deren 
die Polizeiwidrigkeit begangen wird oder begangen werden ſoll (Beſchlagnahme 
von Waffen und gefährlichen Werkzeugen uſw.). Die Beſtimmungen der Straf- 
prozeßordnung über Beſchlagnahmen find für die präventivpolizeiliche Tätigkeit 
nicht anwendbar. Doch können ſonſtige landesrechtliche oder reichsrechtliche Vor- 
ſchriften entgegenſtehen (vgl. z. B. das Polizeirecht des Reichstagspräſidenten im 
Reichstag oder die Beſtimmungen über Immunität der Reichstagsabgeordneten). 
Eine Entziehung des Eigentums iſt im Hinblick auf Art. 153 RVerf., der zwar 
zeitweiſe außer Kraft geſetzt, aber wohl noch nicht endgültig beſeitigt iſt, nur 
beim Vorliegen einer beſonderen geſetzlichen Ermächtigung zuläſſig. 


Betreten von Grundſtücken iſt der Polizei grundſätzlich zur Erfüllung 
ihrer Aufgabe geſtattet. Sie kann daher zu dieſem Zweck auch Gewalt anwenden 
(3.3. wenn bei einer Razzia in Heimgärten eingedrungen werden muß, können 
die Zäune ohne weiteres überſtiegen oder Schlöſſer entfernt werden). Für Durch- 
ſuchungen zu polizeilichen Zwecken — alſo nicht zu Zwecken der Strafverfolgung 
— gelten die Beſchränkungen der Strafprozeßordnung nicht; doch können landes 
rechtliche Beſchränkungen getroffen fein, fo z. B. $ 16 des Preußiſchen Polizei- 
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verwaltungsgeſetzes, wonach in eine Wohnung zur Nachtzeit nur unter beftimmten 
Vorausſetzungen eingedrungen werden darf. 


Auch zur Schließung von Anſtalten kann die Zwangsgewalt die Polizei ermäch⸗ 
tigen; landesrechtliche und reichsrechtliche Sonderbeſtimmungen beſtehen auch hier 
(vgl. z. B. § 147 Abſ. 3 RGO.: Wegſchaffung einer polizeilich nicht genehmigten 
Anlage; Art. 20 des Bayeriſchen Polizeiſtrafgeſetzbuchs). 

Von beſonderer Bedeutung iſt die zwangsweiſe Benutzung fremden 

Eigentums zu polizeilichen Zwecken, z. B. ein Polizeibeamter benutzt ein 

Motorrad zur Verfolgung eines fliehenden Verbrechers, er benutzt einen 

fremden Fernſprecher, um Hilfe herbeizuholen. 

e) Welche ſonſtigen Maßnahmen als unmittelbare Zwangsmaßnahmen 
gegen das Vermögen in Frage kommen können, läßt ſich nicht erſchöpfend ſagen, 
da die polizeiliche Zwangsmaßnahme immer dem ſtets wechſelnden polizeilichen 
Tatbeſtand angepaßt werden muß. 


d 


— 


4. Der unmittelbare Zwang gegen Derfonen 
| a) Polizeiliche Verwahrung 

Die polizeiliche Verwahrung — Feſtnahme, Zwangshaft, Beugehaft genannt — 

kommt in verſchiedener Form vor: 

a a) als Durchführung einer angedrohten Angehorſamsſtrafe oder als Erſatz für 
eine nicht beitreibbare Zwangsgeldſtrafe. Hierüber ſind die im Einzelfall 
geltenden landes rechtlichen Beſtimmungen maßgebend, 

a b) als unmittelbare Maßregel zur Verhinderung einer Gefährdung der öffent- 
lichen Ordnung und Sicherheit, insbeſondere zur Verhinderung einer ſtraf⸗ 
baren Handlung, 


a c) zum Schutz der in Verwahrung genommenen Perſonen, 
a d) als Mittel zur Erzwingung des Erſcheinens vor der Polizei (Vorführung, 
Siſtierung). 
Bei der Wichtigkeit und einſchneidenden Wirkung einer Freiheitsentziehung finden 
ſich in nahezu allen Landesgeſetzen einſchränkende Beſtimmungen über die polizeiliche 
Verwahrung, teilweiſe erſchöpfend, teilweiſe wie in Bayern, nur als Einzelmaß⸗ 
nahmen. Allgemein gilt der im Art. 114 Abſ. II RVerf. ausgeſprochene Grundſatz, 
daß die in Verwahrung genommenen Perſonen ſpäteſtens am Tage nach ihrer Feſt⸗ 
nahme von dem Grund ihrer Feſtnahme in Kenntnis zu ſetzen ſind und Gelegenheit 
zur Verteidigung erhalten ſollen. Im übrigen findet ſich häufig die Beſchränkung, 
daß die polizeiliche Verwahrung (ſoweit fie nicht Beugehaft iſt) nicht länger als 
24 Stunden dauern darf (fo in Preußen, Thüringen, bei Feſtnahmen zur Verhinde⸗ 
rung der Fortſetzung einer ftrafbaren Handlung auch in Bayern). N 
Die Streitfrage, ob jemand zum Erſcheinen vor der Polizei gezwungen werden kann. 
iſt jetzt wohl nicht nur für Preußen (mit deſſen Polizeiverwaltungsgeſetz), ſondern 
überhaupt für Deutſchland im Hinblick auf die nunmehrige Stellung des Staats zur 
Frage der Wahrung der Staatsautorität hinfällig geworden. Dagegen wird immer 
noch daran feſtzuhalten fein, daß zur Erzwingung einer Ausſage vor der Polizei 
zwar je nach der landesrechtlichen Regelung Angehorſamsſtrafe angedroht, aber nicht 
unmittelbar die polizeiliche Feſtnahme verfügt werden kann. 


b) Die Gewaltanwendung 
ba) Körperkraft und Hilfsmittel der Körperkraft 
Außerſtes Mittel gegen eine Perſon, die der Polizei aktiven oder paſſiven Wider- 
ſtand entgegenſetzt, iſt die Anwendung unmittelbaren Zwangs in der Form der Ge- 
waltanwendung. Dabei iſt nicht nur etwa an die Form einer zwangsweiſen Ver⸗ 
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haftung zu denken. Die Gewaltanwendung liegt auch dann vor, wenn etwa ein 
widerſtrebender Kraftfahrer zum Verlaſſen ſeines Fahrzeugs zwecks Nachprüfung 
ſeiner Papiere gezwungen wird, indem der Beamte Hand an ihn legt; in der 
Räumung einer Wirtſchaft von Gäſten, die über die Polizeiſtunde hinaus zechen 
uſw. 

Iſt die Körpergewalt nicht ausreichend, fo kann die Polizei zu Hilfsmitteln greifen, 
die etwas nachdrücklicheres Zugreifen ermöglichen: Verwendung von Polizeihunden, 
von Dienſtpferden z. B. beim Räumen von Straßen uſw.; die Anwendung von 
Polizeigriffen, von Knebeln und Feſſeln uſw. 


bb) Der Waffengebrauch 


Letztes und äußerſtes Mittel polizeilichen Zwangs gegen eine Perſon iſt die An⸗ 


wendung von Waffen, um den polizeilichen Willen gegen einen Widerſtrebenden 
durchzuſetzen. Hier gilt beſonders der Grundſatz, daß tunlichſt das Mittel zu wählen 
iſt, das den Betroffenen und die Allgemeinheit am wenigſten beeinträchtigt, aber 
doch die polizeilichen Ziele nicht außer acht läßt. 

Es iſt eine der vordringlichſten Aufgaben des neuen Reichspolizeirechts, daß die 
Vorſchriften über die Gewaltanwendung und den Waffengebrauch einheitlich ge⸗ 
ſtaltet werden. Das Reich hat hierüber zwar ſchon Teilregelungen — ſo für den 
Waffengebrauch des Grenzaufſichtsperſonals der Reichsfinanzverwaltung (Geſetz 
vom 2. 7. 1921, RGBl. S. 935) — erlaſſen; einheitliche Vorſchriften find jedoch 
unter den heutigen Verhältniſſen unbedingt notwendig, da in manchen Ländern 
nicht einmal eine einheitliche Waffengebrauchsvorſchrift für die Polizei vorhanden iſt. 
Es würde zu weit führen, die Vorausſetzungen des Waffengebrauchsrechts im ein- 
zelnen nach den geltenden Vorſchriften darzulegen; daher ſei lediglich hervorgehoben, 
daß nach den Grundgedanken des Polizeirechts der Waffengebrauch auf folgende 
Fälle beſchränkt werden muß: 


wenn die polizeiliche Maßnahme auf andere Art nicht durchgeführt werden kann als 
durch Anwendung der Waffe gegen aktiv oder paſſiv Widerſtrebende, und wenn die 
körperliche Verletzung nicht un verhältnismäßig ſchwer iſt gegenüber dem polizeilich 
zu erreichenden Ziele; 

wenn die Staatsautorität durch Waffengewalt gewahrt werden muß; 

wenn der Beamte die Waffe als Mittel der Notwehr und des Notſtandes anzu- 
wenden befugt iſt. 

Die beſtehenden Vorſchriften tragen dieſen Grundgedanken im großen und ganzen 
Rechnung; allerdings fehlt es häufig an einem Punkt, der Wahrung der Staats- 
autorität, der man früher nicht in der entſprechenden Weiſe Rechnung getragen hat. 


5 8. Die Polizei als fjelferin der Strafrechtspflege 


I. Die Polizei bel der Erforjchung des Sachverhalts ftrafbarer fjandlungen 
1. Nechtsſtellung der Polizei 


Die Vorbeugung und Hemmung ſtrafbarer Handlungen entſpringt dem Weſen und 
Begriff der polizeilichen Aufgabe, denn ſie iſt ein Hauptteil der Sorge für die 
öffentliche Sicherheit und Ordnung. 


Die Mitwirkung der Polizei dagegen bei der Erforſchung des Sachverhalts ftraf- 


barer Handlungen und der Feſtnahme der Täter iſt reichsrechtlich geregelt. Sie be⸗ 
ruht auf den Beſtimmungen der Strafprozeßordnung und des Gerichtsverſaſſungs⸗ 
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geſetzes. Grundſätzlich find die Beamten des Polizei- und Sicherheitsdienſtes Hilfs- 
beamte der Staatsanwaltſchaft, wenn auch die nähere Bezeichnung der in Betracht 
kommenden Beamtenklaſſen dem Landesrecht überlaſſen iſt. Aber auch ſoweit es ſich 
nicht um Hilſsbeamte handelt — die Behörden als ſolche find nicht Hilfsorgane der 
Staatsanwaltſchaft —, ſind die Polizeibehörden und Polizeibeamten verpflichtet, 
Erſuchen oder Aufträgen der Staatsanwaltſchaften ſowie der Anterſuchungsrichter 
Folge zu leiſten. 


2. Nechtsgrundlagen für die Tätigkeit der Polizei 
bei ftrafbaren Handlungen 

Grundlegende allgemeine Vorſchrift iſt 8 163 StPO. Danach hat die Polizei Itraf- 
bare Handlungen zu erforſchen und eine Verdunkelung des Sachverhalts zu ver- 
hüten. Welche Maßnahmen hierzu im einzelnen erforderlich find, iſt nicht erſchöpfend 
angegeben. Für eine Reihe von Maßnahmen, z. B. die Fahndung nach dem Täter, 
die Fahndung nach der Verbrecherbeute, die Feſtſtellung des Sachverhalts durch 
Durchſuchungen, Augenſcheinnahme, die Feſtnahme des Beſchuldigten, find Sonder · 
beſtimmungen in der Strafprozeßordnung getroffen, die von der Polizei zu be⸗ 
achten find. 

Das Ausführungsgeſetz zum Reichsgeſetz gegen gefährliche Gewohnheitsverbrecher 
und Maßnahmen der Sicherung und Beſſerung hat einem langen und mitunter ſehr 
ſchmerzlich gefühlten Mangel abgeholfen, indem es die erkennungsdienſtlichen Maß ⸗ 
nahmen der Kriminalpolizei auf eine einheitliche reichsrechtliche Grundlage ſtellte. 
Die dadurch eingefügten 88 81 a und 81 b StPO. regeln das Recht der Polizei zur 
körperlichen Anterſuchung eines Beſchuldigten, zur Entnahme von Blutproben und 
ähnlichen ärztlichen Eingriffen zu Anterſuchungszwecken (Anordnung durch den 
Richter, bei Gefahr im Verzug durch Staatsanwaltſchaft und Hilfsbeamte derſelben). 
Ferner ermächtigen fie die Polizei zur Abnahme von Lichtbildern und Finger⸗ 
abdrücken des Beſchuldigten ſowie zu Meſſungen, wobei nötigenfalls auch Zwangs ⸗ 
maßnahmen ergriffen werden können, da die genannten Maßregeln auch gegen den 

Willen des Beſchuldigten getroffen werden dürfen. 


II. Die polizeiliche Strafverfügung 
1. Begriff und Rechtsgrundlagen | 

Die polizeiliche Strafverfügung ift eine Verfügung, durch welche polizeilich für eine 
begangene Abertretung eine Strafe verhängt wird. Sie darf daher nicht verwechſelt 
werden mit der Polizeiverfügung, die im $ 6 beſprochen tft. Denn fie gehört nicht zur 
Verwaltung, von der die Polizei ein Teilgebiet iſt, ſondern iſt ein Teil der Rechts · 
pflege. Mit der Berechtigung zum Erlaß von polizeilichen Strafverfügungen find 
den Polizeibehörden in gewiſſem Sinne richterliche Funktionen übertragen, die die 
Strafprozeßordnung im $ 413 ausdrücklich für zuläſſig erklärt, aber inhaltlich 
begrenzt. Das Recht zum Erlaß von polizeilichen Strafverfügungen ift daher nicht 
aus der allgemeinen Ermächtigung der Polizei abzuleiten, ſondern bedarf beſonderer 
landesgeſetzlicher Feſtlegung. Es iſt daher auch nicht in allen deutſchen Ländern zu 
finden. In Bayern und Heſſen gibt es z. B. die polizeiliche Strafverfügung nicht, 
wohl aber in Preußen, Sachſen, Baden, Württemberg, Thüringen und Hamburg, 
wo überall beſondere geſetzliche Grundlagen für fie geſchaſfen find (vgl. 8 59 des 
Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes, $ 53 der Thüringiſchen Landesverwaltungs⸗ 
ordnung, ferner von älteren Geſetzen das ſächſiſche Geſetz, das Verfahren in Ver. 
waltungsſtrafſachen betreffend vom 8. 3. 1879, das Württembergiſche Polizeiſtraf⸗ 
verfügungsgeſetz vom 12. 8. 1879 / 4. 7. 1898, das Badiſche Einführungsgeſetz zu den 
Reichsjuſtizgeſetzen, das Hamburgiſche Geſetz, betreffend das Verhältnis der Ver⸗ 
waltung zur Rechtspflege, beide aus dem Jahre 1879). 
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2. Vorausſetzungen für Erlaß der polizeilichen Straf- 
verfügung und Amfang der Strafbefugnis 
Polizeiliche Strafverfügungen find nach § 413 StPO. nur bei Abertretungen zuläſſig. 
Sie dürfen nur erlaſſen werden, wenn die Vorausſetzungen für gerichtliche Beſtrafung 
von Abertretungen vorliegen. Sie find alſo ſchon nach der Strafprozeßordnung im 
Hinblick auf § 153 nicht zuläſſig, wenn die Schuld des Täters gering iſt und die 
Folgen der Tat unbedeutend ſind, es ſei denn, daß ein öffentliches Intereſſe an der 
Herbeiführung einer gerichtlichen Entſcheidung beſteht. Solange aber $ 2 des 6. Teils 
der 3. Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und 
Finanzen vom 6. 10. 1931 (RGBl. 1 S. 537) noch gilt, iſt die Verfolgung von Aber. 

tretungen überhaupt nur zuläſſig, wenn es das öffentliche Intereſſe erfordert. 


Polizeiliche Strafverfügungen ſind daher zur Zeit nur unter dieſer Vorausſetzung 
zuläſſig. Liegt ſie nicht vor, ſo muß ſich die Polizeibehörde mit polizeilichen Mitteln 
begnügen, wobei insbeſondere die gebührenpflichtige Verwarnung in Betracht 
kommt. 


Als Strafen ſind reichsrechtlich lediglich zugelaſſen: Haft bis zu 14 Tagen oder 
Geldſtrafe bis zu 150 RM. und die Haft, die für den Fall der Nichtbeitreibbarkeit 
an ihre Stelle tritt, endlich eine etwa verwirkte Einziehung. Gegen Jugendliche iſt 
nach § 40 des Jugendgerichtsgeſetzes eine Haftſtrafe nicht zuläſſig. 


3. Reichsrechtlich vorgeſchriebener Inhalt und 
Rechtsmittelzug 

Die Strafverfügung muß außer der Straffeſtſetzung die ftrafbare Handlung be- 
zeichnen, für welche die Strafe feſtgeſetzt wird, ſowie einen Hinweis auf die dem 
Betrofſenen zu Gebote ſtehenden Rechtsmittel; d. i. entweder Beſchwerde an die nach 
den Landesgeſetzen zuſtändige höhere Polizeibehörde oder Antrag auf gerichtliche 
Entſcheidung, der binnen einer Woche nach Bekanntgabe der Strafverfügung ent - 
weder bei der Polizeibehörde, die die Strafverfügung erlaſſen hat, oder bei dem 
Amtsgericht geſtellt werden kann. 


Wird der Antrag auf gerichtliche Entſcheidung geſtellt, fo iſt es nach den Beſtim⸗ 
mungen der Strafprozeßordnung möglich, daß der Beſchuldigte auch eine höhere 
Strafe als ſie die polizeiliche Strafverfügung feſtſetzte, bekommen kann. Das Gericht 
iſt an die polizeiliche Strafverfügung nicht gebunden; fie ſtellt lediglich einen Arteils⸗ 
verſuch dar. Möglich iſt allerdings auch, daß das Gericht hinſichtlich der Voraus 
ſetzungen der polizeilichen Strafverfügung (öffentliches Intereſſe) anderer Meinung 
iſt wie die Polizei und das Verfahren einſtellt. 


4. Landesrechtliche Vorſchriften 


Das Landesrecht hat nicht nur die Grundlage für die Erlaſſung polizeilicher Straf- 
verfügungen durch Geſetz zu ſchaffen, ſondern es kann auch innerhalb des Rahmens 
der Vorſchriften der Strafprozeßordnung Anterſcheidungen machen, insbeſondere 
ſolche nach den Behörden, die es für zuſtändig zur Erlaſſung von Strafverfügungen 
erklärt. 

So läßt § 60 des Preußiſchen Polizeiverwaltungsgeſetzes eine polizeiliche Straf⸗ 
verfügung bei Abertretung der Vorſchriften über die Erhebung öffentlicher Abgaben 
oder Gefälle und bei Abertretung bergpolizeilicher Vorſchriften nicht zu. § 54 der 
Thüringiſchen Landesverwaltungsordnung nimmt eine Anzahl Abertretungen des 
Reichsſtrafgeſetzbuchs aus und beſchränkt überdies die Strafbefugnis gemeindlicher 
Polizeibehörden auf Geldſtrafe bis zu 30 (bzw. 100 RM.) und eine Erſatzhaftſtrafe; 
primär dürfen alſo dieſe Behörden keine Haftſtrafe verhängen. 

Das Landesrecht beſtimmt ferner, welche Behörden im Falle der Anrufung der 
Polizeiaufſichtsbehörde über die Beſchwerde zu entſcheiden haben; in Preußen ent- 
ſcheidet z. B. die Polizeiaufſichtsbehörde endgültig. 
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5 9. Schlußbemerkungen 


I. Unterftügung der Polizei in Notfällen 
1. Allgemeine Polizeihilfsdienſtpflicht nach Reichsrecht 

Nach 8 360 Ziff. 10 StG wird beftraft, wer bei Anglücksfällen oder in Fällen 
gemeiner Gefahr, von der Polizeibehörde oder deren Stellvertreter zur Hilfe auf- 
gefordert, dieſer Aufforderung keine Folge leiſtet, obwohl er der Aufforderung ohne 
eigene erhebliche Gefahr genügen könnte. Damit iſt für jeden, der ſich auf deutſchem 
Boden aufhält und den deutſchen Strafgeſetzen unterliegt, eine Polizeihilfsdienft- 
pflicht begründet. 


2. Landesrechtliche Polizeihilfspflicht 
Neben der reichsrechtlich feſtgelegten allgemeinen Polizeihilfsdienſtpflicht kann 
landesrechtlich noch die Möglichkeit beſtehen, die Einwohnerſchaft zu ficher- 
heitspolizeilichen Zwecken zu verwenden, z. B. in der Form der Gemeindedienſte, wie 
fie im bayeriſchen Recht nach Art. 41 GO beſteht, oder in der Form der Feuerwehr. 
pflicht nach $ 6 des Preußiſchen Feuerlöſchgeſetzes. 


3. Einſatz der Wehrmacht 

Im äußerſten Notfall, wenn die Polizei nicht ausreicht, um die öffentliche Ordnung 
wiederherzuſtellen, kann an die Hilfeleiſtung der Wehrmacht nach § 17 des Reichs- 
wehrgeſetzes gedacht werden. Die Heranziehung kann aber nur durch die von den 
Reichsſtatthaltern für zuſtändig erklärten Behörden angeſordert und von dem 
Wehrkreiskommando verfügt werden. Außer bei Geſährdungen der öffentlichen 
Sicherheit und Ordnung großen Amfangs, kommt die Hilfe des Militärs insbeſondere 
bei öffentlichen Notſtänden in Frage, z. B. bei Hochwaſſerkataſtrophen. 


II. Polizeihoſten | 

Ebenſo vielgeftaltig wie die Organiſation der Polizei war die Regelung der KRojten- 
frage. Mit dem Geſetz über Finanzmaßnahmen auf dem Gebiet der Polizei vom 
19. 3. 1937 iſt inſofern eine Anderung in der Koſtenfrage eingetreten, als die Koſten 
der Ordnungs- und Sicherheitspolizei ſeit dem 1. 4. 1937 bei den ſtaatlichen Polizei- 
verwaltungen vom Reich getragen werden. Die Anteile der Länder an den Reichs. 
ſteuerüberweiſungen werden (ab 1. 4. 1937) um den Anterſchiedsbetrag zwiſchen Aus- 
gaben und Einnahmen dieſes Teiles der Polizei gekürzt. Die Koſten der Verwal- 
tungspolizei werden vorläufig noch von den Ländern getragen. Der Koſtenbeitrag 
der Gemeinden erfolgt nach den bisherigen Beſtimmungen; ſo ſind teilweiſe die Ge. 
meinden verpflichtet, Zuſchüſſe zu den Koſten der in ihnen beſtehenden ſtaatlichen 
Polizeibehörden zu leiſten (Württemberg, Baden, Bayern, Thüringen), da ſie durch 
die ſtaatliche Handhabung der Ortspolizei finanziell gegenüber anderen Gemeinden 
ſonſt bevorzugt ſein würden. Die Koſten der gemeindlichen Polizeihandhabung 
treffen die Gemeinden. Allerdings wird der Grundſatz vielfach durch Zuſchußleiſtungen 
durchbrochen. Nach Landesrecht leiſtet teilweiſe der Staat unter beſtimmten Voraus- 
ſetzungen Zuſchüſſe zu den Koſten der von Gemeinden verwalteten Polizei. 


Preußen hat ein beſonderes Polizeikoſtengeſetz vom 2. 8. 1929 erlaſſen, das die 
Koſtenausſcheidung zwiſchen Staat und Gemeinden im Anſchluß an den allgemeinen 
Finanzausgleich zwiſchen dieſen Körperſchaften regelt, und bei dem zwiſchen unmittel- 
baren Polizeikoſten und mittelbaren Polizeikoſten unterſchieden wird. 
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5 I. Weſen und Aufgaben der Wehrmacht 


Die Geſchichte lehrt, daß Staaten ihre Anabhängigkeit im allgemeinen nur dann zu 
wahren vermögen, wenn fie in der Lage find, Gewalttätigkeiten von ſeiten der Amwelt 
mit Ausſicht auf Erfolg entgegenzutreten. Anter beſonderen Verhältniſſen kann auch 
der Eindruck genügen, daß das Gelingen einer Vergewaltigung mit unverhältnis⸗ 
mäßig hohen Opfern bezahlt werden müßte. 

Träger der Abwehr gegen Gewalt von außen, allerdings auch Träger folder Gewalt. 
tätigkeiten ſelbſt, war von alters her der Krieger. 


In früheſten Zeiten pflegte der zum Manne gereifte Freie nach entſprechender Aus- 
bildung als Knabe und Jüngling ohne weiteres als Krieger zu gelten. Die Geſamt⸗ 
heit der freien Männer bildete den Kriegerſtand. Aus ihm ausgeſchloſſen zu werden 
gereichte zu beſonderer Schande. 


Später wurde faſt überall nur mehr ein Teil der männlichen Bevölkerung zu 
kriegeriſcher Tätigkeit berufen oder geworben. In den Werbeheeren fanden ſich viel⸗ 
fach auch Fremde. 


Der Dienſt als Krieger ſtellte ſich jetzt als Pflicht auf Grund beſonderer Rechte oder 
als Leiſtung gegen mehr oder minder hohen Entgelt (Sold) dar. Der letztere Vor. 
gang ließ zum Begriff Krieger den Begriff Soldat treten. Der Wehrdienſt in 
der neuen Form des „Soldatendienſtes“ (Söldnertum, Landsknechtstum) verlor viel- 
fach den früheren Charakter des Ehrendienſtes. 


Die jüngſte Zeit kehrt in zunehmendem Maße zur Beanſpruchung der geſamten 
männlichen Bevölkerung eines Staates für den Wehrdienſt auf dem Boden allge- 
meiner Wehrpflicht zurück. Der Staat trägt hierbei die Koſten. Zu ihnen 
rechnet in der Regel auch ein mäßiger Geldbetrag, der den dienſttuenden Wehrpflich⸗ 
tigen als Zuſchuß für die außerdienſtliche Lebensführung gewährt wird, ein Vorgang, 
der mit Sold und Söldnertum nichts zu tun hat. 


Die Dienſtzeit der Wehrpflichtigen bei der Truppe zwecks Erlernung der Waffen- 
und Kampfführung pflegt heute verhältnismäßig kurz zu ſein. Der Krieg aber ruft 


alle ausgebildeten Männer, vielfach bis an die Schwelle des Greiſenalters unter die 
Waffen. 


Bei ſolchem neuzeitlichen Syſtem der allgemeinen Wehrpflicht tritt der Begriff 
Krieger im urſprünglichen Sinne wieder ſtärker in den Vordergrund. Dies deckt ſich 
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mit der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung, nach der jeder Volksgenoſſe im 
Bedarfsfalle ohne weiteres verpflichtet iſt, ſein Leben für den Schutz des Vaterlandes 
einzuſetzen. 

Das einſt für die Angehörigen der Söldnerheere geprägte Wort „Soldat“ wurde mit 
der Zeit die übliche Bezeichnung auch für ſolche Perſönlichkeiten, die dem Wehrdienſt 
freiwillig ohne Entgelt oder auf Grund ſtaatlich verordneter Wehrpflicht oblagen. 
Heute verſtehen wir unter Soldaten alle Perſonen, die im Rahmen ftaat- 
licher Organiſation für kriegeriſche Aufgaben gegen die 
ſtaatliche Umwelt beſtimmt find, ganz gleich, ob fie freiwillig gegen Sold 
oder pflichtgemäß Wehrdienſt leiſten. 

Die Geſamtheit der von einem Staat für Zwecke der Landesverteidigung organi- 
ſatoriſch erfaßten Männer fowie der dazu gehörenden Ausſtattung und Einrichtungen 
wird ſeit neuerer Zeit in Deutſchland mit dem Worte Wehrmacht bezeichnet. Im 
engeren Sinne umfaßt dieſes Wort nur die jeweils im Wehrdienſt wirklich tätigen 
Perſönlichkeiten, einſchließlich der für fie vorhandenen Ausſtattung und Einrich- 
tungen.“) 
Eine Wehrmacht alter Zeiten trug ein weſentlich anderes Gepräge, als es eine Wehr⸗ 
macht von heute aufweiſt. Die im Laufe der Jahrtauſende eingetretenen großen Ver · 
änderungen beruhen vor allem auf den gewaltigen Fortſchritten, die auf dem Gebiet 
des Waffenweſens gemacht wurden. 


Bei allen Wandlungen iſt jedoch ein Geſichtspunkt unverändert vorherrſchend 
geblieben: Jeder Staat wollte ſeine Wehrmacht nach der Zahl der Streiter und 
Waffen (quantitativ), wie nach Güte der Rüftungen (qualitativ) dem möglichen 
Gegner gewachſen, tunlichſt ſogar überlegen ſehen. Soweit dies die erheblich geringere 
Größe eines Staates anderen gegenüber ausſchloß, wurde der Ausgleich in der Regel 
auf dem Wege einer entſprechenden Bündnispolitik geſucht. 


Ihren Grund hat dieſe Erſcheinung in dem gegenſeitigen Mißtrauen der Völker, das 
fo alt iſt wie die Völker ſelbſt. Iſt anzunehmen, daß die Gegenwart andere Verhält- 
niſſe ſchafft? Viele arbeiten gläubig in ſolcher Richtung. Der Verlauf der ſo⸗ 
genannten Abrüſtungsverhandlungen in der Nachkriegszeit ſpricht aber eher dafür, 
daß der bisherige Zuſtand andauern wird. 


Neben dem zahlenmäßigen (quantitativen) und ausſtattungsmäßigen (qualitativen) 
Verhältnis der Wehrmächte ſpielt der perſönliche krie geriſche Wert der 
Kämpfer ſowie die Güte der Ausbildung eine große Rolle. Die gilt für die Zeit der 
Maſſenheere nicht weniger als für ſene der Kleinheere. 


Kämpferiſcher Mehrwert eines Volkes vermag Anterlegenheit an Zahl wie 
an Ausſtattung in beträchtlichem Maße auszugleichen. Er beſitzt daher beſondere 
Bedeutung für ſolche Staaten, die mit Angriffen zahlenmäßig überlegener Gegner 
rechnen müſſen, oder durch ihre wirtſchaftliche Schwäche gezwungen find, ſich Be⸗ 
ſchränkungen in der Bewaffnung aufzuerlegen. Zu dieſen Staaten gehört auch 
Deutſchland, ſowohl auf Grund ſeiner ungünſtigen wehrgeographiſchen Lage, als auch 
infolge feiner Rohſtoffarmut und der wirtſchaftlichen Ausplünderung, die es in der 
Nachkriegszeit durch die ſogenannten Reparationen erfuhr. 

Z3ahlenmäßige Stärke der Wehrmacht, Menge und Güte ihrer 
Rüftung, Geiſt und Ausbildung der Kämpfer find — abgeſehen 
von der nur als Anbekannte in Rechnung zu ſtellenden Kunſt des Feldherrn im 
Kriegsfalle — die Faktoren, von denen es in erſter Linie abhängt, 
Job ein Volk fein Daſein zu ſichern und damit gedeihlich zu 
geſtalten vermag. 

Die Art der Rüftung iſt im großen und ganzen zeitgebunden. Rüſtungsverbeſſe⸗ 
rungen bei einem Staat pflegen in kürzeſter Zeit die Nachfolge der übrigen Staaten 


*) So auch in den neuen deutſchen Wehrgeſetzen. 
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zu finden. Kein Volk nimmt es normalerweiſe freiwillig auf ſich, minderwertiger 
bewaffnet dazuſtehen als die Amwelt. Daß ſich anderſeits ein Staat Rüftungsvorteile 
von ausſchlaggebender Bedeutung im geheimen ſichert, erſcheint infolge des ſtärkeren 
Verkehrs der Völker untereinander heute ſchwieriger denn je. Daher muß auch für 
die Zukunft im allgemeinen qualitative Gleichheit der ſtaatlichen 
Rüſtungen in Rechnung geſtellt werden. 


Daſein und Art einer Wehrmacht werden, wie gezeigt, von den Notwendigkeiten 
diktiert, die ſich aus der Am welt des Staates ergeben. Die Wehrmacht muß 
imftande fein, den ſtaatlichen Lebensraum und die auf ihm ſich abſpielende Lebens- 
betätigung der Bevölkerung gegen Gewalt von außen zu ſchützen; ſie ſoll aber darüber 
hinaus auch noch fremde Staaten abhalten, Rechte des eigenen Staates oder eigener 
Staatsangehöriger im dortigen Bereich oder in neutralen Gewäſſern zu verletzen. 


Der Schutz von Heimat und Volksgenoſſen vollzieht ſich äußerſten Falles in der Form 
des Abwehrkrieges. Die Vorbereitung für den Abwehrkrieg bildet demgemäß 
den eigentlichen Inhalt der Friedenstätigkeit der Wehrmacht. 

Mit dem Entſtehen von Kriegen hat die Wehrmacht an ſich nichts zu tun. Kriege 
fallen den Staatsmännern (Politikern) zur Laſt, nicht den Soldaten. Letztere find nur 
Inſtrument der Politiker. 


Der Beſitz einer guten und ausreichenden Wehrmacht erleichtert es einer weiſen 
Staatslenkung, Kriege zu vermeiden. In dieſem Sinne bedeutet eine entſprechende 
Wehrmacht eine Volksverſicherung, deren Koſten ſich dann am beſten lohnen, wenn 
die Verſicherung nicht beanſprucht zu werden braucht. 


Neben Gefahren von außen muß jeder Staat auch innere Gefahren für die 
geordnete Lebenstätigkeit des Volkes in Rechnung ſtellen. Die Sicherung gegen fie 
iſt in erſter Linie Sache der Polizei; dieſe wird in manchen Staaten, darunter auch in 
Deutſchland, im Bedarſsſalle durch Selbſtſchutzformationen politiſcher Natur unter- 
ſtützt. Nur für den in normalen Zeiten ſeltenen Fall, daß dieſe Kräfte nicht aus⸗ 
reichen ſollten, ſteht die Wehrmacht als letztes und wirkſamſtes Mittel ſtaatlicher 
Autorität auch für den Einſatz im Innern zur Verfügung. Derartiger Einſatz bedeutet 
für die Wehrmacht ſtets eine beſondere Belaſtung; ihr Tun, ihre Erziehung und Aus- 
bildung iſt ja dem ganzen Weſen der Wehrmacht nach auf die Aus einander ⸗ 
ſetzung mit der ſtaatlichen Amwelt gerichtet. Die Belaſtung wird ver- 
ringert, wenn ſichergeſtellt iſt, daß die Wehrmacht bei Verwendung im Innern mit 
der nämlichen Härte verfahren kann und wird, wie ſie kriegeriſche Auseinanderſetzung 
mit äußeren Feinden bedingt. Das Bewußtſein im Volke, daß dem fo ift, bietet die 
beſte Gewähr, daß ein Eingreifen der Wehrmacht gegen die eigenen N 
ſich erübrigt. 


II. neuzeitliche Wehrmachtsbildung 


Die Beſtimmungen, welche Teil V des Verſailler Diktats vom 28. Juni 1919 über 
die Land-, See- und Luſtſtreitkräfte Deutſchlands enthält, waren nach ausdrücklicher 
Erklärung der Diktatmächte als Ausgangspunkt für die allgemeine Abrüſtung der 
Welt gedacht. Kampfwagen und ſchwere Artillerie, Anterſeeboote und Militärflug- 
zeuge ſollten aus den Streitkräften der Staaten verſchwinden, die Zahlen der Wehr- 
machtsangehörigen überall auf das ſtärkſte eingeſchränkt werden. 


Die Wirklichkeit ging einen anderen Weg. Nicht eine der genannten Waffen iſt bei 
den Siegermächten abgeſchafft worden; im Gegenteil, die Beftände daran wurden 
vermehrt, die Waffenleiſtungen noch geſteigert. Die Zahlenſtärke der Friedensſtreit⸗ 
kräfte ſank wohl da und dort etwas gegenüber der früheren Friedensſtärke, in der 
Hauptſache war dies jedoch nur eine Folge verkürzter Dienſtzeit. Dagegen wuchs die 
Kriegsſtärke faſt überall noch an, indem man nunmehr auch den letzten wehrſähigen 
Mann für den Einſatz im Kriege vorbereitete. 
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Die Deutſchland in Verſailles vorgeſchriebene Wehrmacht (nun Reichswehr 
genannt) beſtand bloß aus Landſtreitkräften (Reichs heer) und Geeftreit- 
kräften (Neichs marine). Beider Perſonal durfte nur auf dem Wege frei⸗ 
williger Dienſtverpflichtung gewonnen werden. Die Verpflichtung mußte für Unter- 
offiziere und Mannſchaften auf 12 Jahre, für Offiziere auſ 25 Jahre lauten. 

Die Kopfſtärke war beim Heere auf 100 000, bei der Reichsmarine auf 15 000 
Mann beſchränkt. 


Für die Gliederung des Heeres waren Höchſtzahlen von Verbänden vor 
geſchrieben. Auf dieſer Grundlage zählte das deutſche Reichsheer 7 Infanterie⸗ 
Diviſionen — beſtehend aus je 3 Infanterie⸗ Regimentern, 1 Feldartillerie⸗Regiment, 
1 Pionier -⸗ Bataillon, 1 Nachrichten⸗Abteilung, je 1 Kraſtfahr⸗ und Fahrabteilung —, 
ſowie 3 Kavallerie⸗Diviſionen zu je 6 Reiter⸗Regimentern und 1 Artillerie- 
Abteilung. Dieſen 10 Diviſionen waren 2 Gruppenkommandos übergeordnet. Der 
territoriale (räumliche) Befehlsbereich einer Infanterie⸗Diviſion wurde Wehc⸗ 
kreis benannt. Die Kavallerie⸗Diviſionen waren über die Wehrkreiſe verteilt. 


Der Reichs marine war die Schiffsausſtattung nach Zahl, Art und Größe vor- 
geſchrieben. Sie durfte umfaſſen: 


6 Linienſchiffe, deren Höchſttonnage für Neubauten auf je 10 000 Tonnen begrenzt 
war (der Waſhingtoner Vertrag von 1922 fette demgegenüber für die Ver 
einigten Staaten von Nordamerika, für England, Japan, Frankreich und Italien 
eine Höchſttonnage des einzelnen Schlachtſchiffes von 35 000 Tonnen feſt); dazu 
2 gleichartige Schiffe als Materialreſerve. 

6 Kreuzer mit einer Höchſttonnage von je 6000 Tonnen (gegenüber einer Höchſt⸗ 
tonnage von je 10 000 Tonnen, die der vorgenannte Vertrag den gleichen 
Mächten geſtattete); dazu 2 als Materialreſerve. 

12 Zerſtörer mit einer Höchſttonnage von je 800 Tonnen (dagegen obige 5 See⸗ 
mächte nach Londoner Vertrag von 1930 Höchſttonnage von je 1850 Tonnen; 
vorher keine Beſchränkung); dazu 4 als Materialreſerve. 


12 Torpedoboote mit einer Höchſttonnage von je 200 Tonnen (die 5 Seemächte wie 
bei den Zerſtörern); dazu 4 als Materialreſerve. 


Der Beſitz von Luftſtreitkräften war Deutſchland unterfagt, und zwar ſowohl 
für Land- wie für Seekriegszwecke. 


Neuzeitige Wehrmächte erhalten aber ihr charakteriſtiſches Gepräge vor allem durch 
die große Rolle, welche die Luftwaffe in ihnen ſpielt. Ein Zukunftskrieg wird in 
hohem Maße Luftkrieg fein. Er wird damit von vornherein viel weiter in das Hinter 
land jedes kämpfenden Staates greifen, als dies je bei einem vergangenen Krieg der 
Fall war. Man kann ſagen: ein Krieg der Gegenwart macht für alle europäiſchen 
Staaten — mit Ausnahme Rußlands — ſofort das ganze Staatsgebiet zum Kampf ⸗ 
gebiet, wenn auch in unterſchiedlichem Maße. | 


Der eigentliche Träger des Luftkrieges ift das Bombenflugzeug, das teils 
als Tagbombenflugzeug, teils als Nachtbombenflugzeug in Erſcheinung tritt. Die 
Aufgaben der Bombenflugzeuge beſtehen darin, möglichſt große und wirkſame 
Bombenlaſten auf Erdziele abzuwerſen. Große Flugweite und hohe Tragkraft werden 
von ihnen gefordert. 

Eine zweite Hauptart der Militärflugzeuge bildet das Jagdflugzeug. Jagd- 
flieger haben die Aufgabe, feindliche Flugzeuge, Luftſchiſfe und Feſſelballone abzu- 
ſchießen, wobei der Luftkampf mit gegneriſchen Jagdflugzeugen eine beſondere Rolle 
ſpielt. Raſches Steigvermögen und große Geſchwindigkeiten find die Haupterforder- 
niſſe für Jagdflugzeuge. 

Die dritte Hauptart bilden die Aufklärungsflugzeuge, welche in enger 
Verbindung mit den Land- und Seeſtreitkräften zu arbeiten haben und deren weit ⸗ 
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reichendes Auge bilden ſollen. Schnelligkeit und die Fähigkeit zu lang dauernden 
Flügen find für fie von beſonderer Bedeutung. 


Die Seeſtreitkräfte führen die zu ihrer Anterſtützung nötigen Luftſtreitkräfte zum 
Teil auf eigens hierzu konſtruierten Schiffen, den Flugzeugträgern, mit ſich. 


Aber die Art, wie die Maſſe der Luftſtreitkräfte im Kriege eingeſetzt 
werden ſoll, beſteht in der militäriſchen Welt noch nicht Einigkeit. Italieniſche Sach; 
verſtändige vor allem vertreten den Standpunkt, daß nur der kleinere Teil der Luft- 
ſtreitkräfte in unmittelbarer Zuſammenarbeit mit den Land- oder Geeftreitfräften zu 
kämpfen habe, der Hauptteil dagegen ſelbſtändige Luftkriegsaufgaben übertragen 
erhalten ſoll. Hierfür wird die Zuſammenfaſſung der Luftſtreitkräfte in großen Ver⸗ 
bänden (Geſchwadern, Diviſionen, Luftflotten) empfohlen. 


Die Notwendigkeit, verſchiedenem Einſatz der Luftſtreitkräfte im Ernſtfall Rechnung 
zu tragen, ſchließt mancherlei Schwierigkeiten für ihre Friedenseingliederung im 
Rahmen der Wehrmacht in ſich. 


Zahlreiche Staaten befigen eigene Luftfahrtminiſterien, denen ſowohl die 
Luftſtreitkräfte als auch die Verkehrsſlugzeuge unterſtellt find. Es iſt nicht unwahr⸗ 
ſcheinlich, daß hierin mit der Zeit eine Anderung eintritt. 


Bei einer Reihe von Staaten finden ſich auch geſonderte Miniſterien für das 
Landheer und die Kriegsmarine. 


Bedeuten die Luftſtreitkräfte eine völlige Neuerſcheinung der Gegenwart, ſo iſt bei 
den Landſtreitkräften die Grundlage im großen und ganzen ſeit längerem die 
gleiche geblieben; hierin hat auch eine ſtattliche Reihe techniſcher Fortſchritte der 
letzten Jahrzehnte nichts geändert. Die auf die Zeiten Napoleons I. zurückgehende 
Gliederung der Landſtreitkräfte in Diviſionen zu mehreren Inſanterie- und Artillerie- 
Regimentern mit zugeteilten Spezialtruppen (wie Pionieren uſw.), ſowie die Zu⸗ 
ſammenfaſſung von zwei bis drei Diviſionen in einem Armeekorps iſt heute noch 
durchweg üblich. Eine Neuerſcheinung iſt die Zurückdrängung der Bedeutung der 
Kavallerie. Sie iſt veranlaßt einesteils durch die Abernahme eines Teiles der 
früheren Aufklärungstätigkeit der Kavallerie durch Aufklärungsflugzeuge, andernteils 
durch die geſteigerte neuzeitliche Waffenwirkung, die Einführung chemiſcher Kampf⸗ 
ſtofſe (Gaskrieg) und die Waffenwirkung aus der Luft, die es beſonders ſchwer machen, 
die großen Pferdekörper ausreichend zu ſchützen. Immerhin beſitzen die meiſten 
Staaten noch Kavalleriediviſionen, bei denen jedoch in großem Maße motoriſierte 
Verbände eingegliedert find. 


Auch außerhalb der Kavallerie iſt die Rolle des Pferdes ſtark zurückgegangen. Die im 
weiteſten Umfang durchgeführte Motoriſierung von Fahrzeugen, ein- 
ſchließlich der Geſchütze, hat das Bild der Landſtreitkräfte weſentlich verändert. Die 
Motoriſierung in Verbindung mit der Geländegängigmachung motoriſierter Fahr- 
zeuge durch ſogenannte Naupenketten hat die Kampfmittel um den Kampfwagen 
vermehrt, der bei nutzbarer Stundengeſchwindigkeit bis zu 50 Kilometer vielleicht 
berufen iſt, künſtigen Schlachten wieder einen raſcheren Verlauf zu ermöglichen, als 
ihn die letzten Kriege ſahen. Leicht gepanzerte Kampfwagen werden in großem Am⸗ 
fang als Panzerſpähwagen zur Aufklärung verwendet. 

In neueſter Zeit ſchritten verſchiedene Staaten dazu, einzelne völligmotoriſierte 
Diviſionen zu ſchaffen. Bei ihnen werden ſämtliche Fahrzeuge, einſchließlich 
der Geſchütze, durch Motor bewegt, die Schützen, Pioniere uſw. auf Kraftwagen be- 
fördert. Werden ſolchen Diviſionen beſonders zahlreiche Kampfwagen eingegliedert, 
fo ſpricht man von Panzerdiviſionen. Gewöhnlich find dann auch die zur 
Beförderung der Truppen verwendeten Kraftwagen leicht gepanzert. 


Wie im erſten Abſchnitt ausgeführt, darf eine Wehrmacht qualitativ nicht minder⸗ 
wertiger ſein, wenn ſie den Schutz der Heimat gewährleiſten ſoll. 
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Dies gilt auch für die Kriegsmarinen. Hier iſt eine gewiſſe internationale Un- 
gleichung der Schiffsarten und Schiffsgrößen unentbehrlich. Daher waren Neu⸗ 
beſchaffungen von Unterfeebooten und Flugzeugträgern ſowie Tonnageſteigerungen 
bei manchen Neubauten für die deutſche Kriegsmarine unvermeidlich, als die Staaten. 
welt dem Vorbild der deutſchen Abrüſtung nicht folgte. 


Im erſten Abſchnitt wurde auch dargelegt, daß faſt alle Staaten der Gegenwart dazu 
übergegangen find, die allgemeine Wehrpflicht durchzuführen. Ausnahmen 
bilden vor allem England, das eine Sonderſtellung durch ſeine Inſellage einnimmt, 
und die Vereinigten Staaten von Nordamerika, für die ſich eine Ausnützung ihrer 
vollen Wehrkraft erübrigt, da auf dem amerikaniſchen Kontinent kein Staat an 
Bevölkerungsſtärke auch nur annähernd an fie heranreicht, und weil es europäiſchen 
oder aſiatiſchen Staaten nicht möglich iſt, ſo ſtarke Kräfte an den amerikaniſchen 
Küſten zu landen, daß fie damit eine Niederzwingung der Vereinigten Staaten 
erreichen könnten. 


Verſchiedenheiten herrſchen in der Staatenwelt beim Syſtem der allgemeinen Wehr⸗ 
pflicht hinſichtlich der Dauer der Ausbildungszeit. Sie beträgt teilweiſe 
nur ein Jahr und darunter, anderswo bis zu drei Jahren, für Marine, Luftwaffe und 
Spezialiſten zum Teil noch mehr. 

Die Kompliziertheit mancher moderner Maſchinenwaffen und die Vielzahl neuzeit⸗ 
licher Kampfmittel (einſchließlich Nachrichtenmittel) rechtfertigen an und für ſich das 
Streben nach langer Dienſtzeit. Anderſeits find die Koſten der verbeſſerten Kampf⸗ 
mittel uſw. ſo bedeutend gewachſen, daß der Verſuch naheliegt, die Geſamtausgaben 
für die Wehrmacht durch Erſparniſſe bei den Soldaten zu mildern. Koſtenverringe⸗ 
rung wird vor allem durch verkürzte Dienſtzeit ermöglicht. Am trotz ſolcher 
die Ausbildung auf einer möglichſt großen Höhe zu halten, iſt in vielen Staaten 
vormilitäriſche Wehrausbildung eingeführt, die zum Teil durch die 
Schulen, zum Teil durch beſondere Organiſationen durchgeführt wird und nur geringe 
Mittel beanſprucht. 


III. Die Schaffung einer deutfchen UDolkswehr 


Die Nichteinhaltung der von den Siegermächten des Weltkrieges im Diktat von 
Verſailles (leinſchließlich Völkerbundſatzung) übernommenen Verpflichtung, nach 
deutſchem Muſter abzurüſten, hat Deutſchland von der Beachtung der Feſtſetzungen 
entbunden, die im Teil V des Diktats hinſichtlich der deutſchen Wehrmachtsgeſtaltung 
getroffen ſind. 

Wie erwähnt war dem deutſchen Volk eine zahlenmäßig ſehr ſchwache Truppe mit 
langer Dienſtzeit vorgeſchrieben worden. Demgegenüber lautet Punkt 22 des 
nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramms vom 24. Februar 1920: „Wir fordern die 
Abſchaffung der Söldnertruppe und die Bildung eines Volksheeres.“ 


Bald nach Abernahme der Macht durch den Nationalſozialismus ließen die Ab- 
rüſtungsverhandlungen zu Genf erkennen, daß ſich die Staatenwelt der fittlichen Be⸗ 
rechtigung dieſer Forderung des nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramms nicht länger 
verſchließen konnte. Damit war der Zeitpunkt für die Neuſchaffung eines deutſchen 
Volksheeres, oder richtiger geſagt: einer deutſchen Volks wehr gekommen; denn 
entſprechend der neuzeitlichen Wehrentwicklung muß zum Heer auch eine auf gleicher 
Grundlage errichtete Luftmacht (Luftwaffe) treten ſowie bei ſeeanliegenden Staaten 
eine Kriegsmarine, die beide mit unter den Begriff „Volkswehr“ fallen. Hinderten 
Intereſſengegenſätze verſchiedener Art die nichtdeutſchen Mächte, eine vertragliche 
Grundlage für eine Neuregelung der deutſchen Wehrmacht zu vereinbaren, wie es 
Artikel 8 der Völkerbundſatzung vorſchreibt, ſo gab dem deutſchen Volk ſein ver⸗ 
traglich feſtgelegter Anſpruch auf Gleichſtellung und Sicherheit das Recht, zur Selbſt⸗ 
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Mit dem „Geſetz für den Aufbau der Wehrmacht vom 16. März 
1935“ (RGBl. 1935 Teil 1 S. 375) hat die deutſche Reichsregierung begonnen, 
dieſe Selbſthilfe geſetzlich zu verankern. Es wurde in ihm die Einführung der 
allgemeinen Wehrpflicht verſügt — 8 1: Der Dienſt in der 
Wehrmacht erfolgt auf der Grundlage der allgemeinen 
Wehrpflicht — und die Gliederung des Friedensheeres auf 
12 Korpskommandos und 36 Diviſionen feſtgelegt, einſchließlich der 
überführten Truppenpolizeien (S 2). Außerdem enthielt das Geſetz nur noch einen 
dritten Paragraphen, welcher die alsbaldige Vorlegung ergänzender Geſetze über die 
Regelung der allgemeinen Wehrpflicht durch den Reichswehrminiſter an das Reichs⸗ 
miniſterium anordnete. 


Für den knappen Inhalt und die knappe Form des Geſetzes vom 16. März 1935 waren 
vor allem außenpolitiſche Geſichtspunkte maßgebend. Durch die öffentliche Bekannt⸗ 
gabe des Geſetzes, das von einem Aufruf an das deutſche Volk begleitet war, in dem 
die Regierung das Geſetz kurz begründete, ſagte ſich Deutſchland feierlich von den 
Verpflichtungen des Teiles des Verſailler Diktats los, nachdem ſich die einſtigen 
Siegerſtaaten längſt einſeitig davon gelöſt hatten. Deutſche Wehrhoheit und e 
Wehrfreiheit waren damit wieder Tatſachen geworden. 


Das „Wehrgeſetz vom 21. Mai 1935“ (RGBl. 1935 Teil I ©. 609) 
bedeutete den nächſten großen Schritt auf dem Wege der Schaffung einer wirklichen 
deutſchen Volkswehr. Das bisher für Deutſchland geltende „Wehrgeſetz vom 
23. März 1921”, das in enger Anlehnung an das Diktat von Verſailles der Geſtaltung 
der deutſchen Berufswehrmacht zugrunde gelegen war, wurde mit ſofortiger Wirkung 
außer Kraft geſetzt. An ſeine Stelle traten 38 neue Paragraphen, die nunmehr den 
Wehrdienft des deutſchen Volkes in Richtung auf den Aufbau einer allgemeinen 
deutſchen Volkswehr regeln. Die SS 12 (Erſatzweſen) und 15 (Ariſche Abſtammung) 
erfuhren durch das „Geſetz zur Anderung des Wehrgeſetzes“ vom 
26. Juni 1936 (RGBl. 1936 Teil J S. 518) noch eine Verbeſſerung. 


Das Geſetz vom 21. Mai 1935 kennt als Bezeichnung für die deutſche Geſamtwehr 
nur mehr die Bezeichnung „Wehrmacht“, nicht mehr das Wort Reichswehr. Sinn- 
gemäß iſt an Stelle der Bezeichnung „Reichswehrminiſter“ die dem Gebrauch der 
übrigen Staatenwelt angepaßte Bezeichnung „Reichskriegsminiſter“ getreten. 


& 1 des neuen Geſetzes charakteriſiert das Weſen der künftigen Volkswehr mit den 
zwei fundamentalen Sätzen: „Wehrdienſt iſt Ehrendienſt am deutſchen 
Volke.“ And: „Jeder deutſche Mann iſt wehrpflichtig.“ 


Darüber noch hinaus wird mit Abfatz 3 des 51 jeder deutſche Mann und 
jede deutſche Frau im Kriege zur Dienſtleiſtung für das 
Vaterland verpflichtet erklärt. Mit dieſer Beſtimmung iſt die reſtlofe 
Folgerung aus der weltanſchaulichen Auffaſſung des Nationalſozialismus vom 
Begriff Volksgemeinſchaft gezogen. 


Die Dauer der Wehrpflicht iſt für den Frieden auf die Zeit vom vollendeten 
18. Lebensjahr bis zu dem auf die Vollendung des 45. Lebensjahres folgenden 
31. März feſtgeſetzt. Im Kriege wie bei beſonderen Notſtänden iſt der Reichskriegs⸗ 
miniſter ermächtigt, „den Kreis der für die Erfüllung der Wehrpflicht in Betracht 
kommenden deutſchen Männer zu erweitern“, d. h. noch jüngere und ältere Jahrgänge 
als die genannten zum Dienſt heranzuziehen. 


Auch die im Ausland lebenden Reichsangehörigen find grundſätzlich der Wehrpflicht 
unter worfen. 


Die Wehrpflicht wird durch den Wehrdienſt erfüllt; er kann im Heere (bisher 
Reichsheer), in der Kriegsmarine (bisher Reichsmarine) oder in der Luftwaffe 
(bisher nicht vorhanden) geleiſtet werden. 
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Der Wehrdienſt umfaßt den aktiven Wehrdienſt und den Wehrdienſt 
im Beurlaubtenſtande. Die Dauer der aktiven Dienſtpflicht zu beſtimmen, 
wurde vom Geſetz dem Führer und Reichskanzler überlaſſen. Mit Erlaß vom 
22. Mai 1935 wurde fie von ihm für alle drei Wehrmachtsteile auf ein Jahr feft- 
geſetzt, mit Erlaß vom 24. Auguſt 1936 auf zwei Jahre ausgedehnt. 

Der aktive Wehrdienſt wird in der Regel in dem Kalenderjahr begonnen, in 
dem die Wehrpflichtigen das 20. Lebensjahr vollenden; freiwilliger Eintritt in die 
Wehrmacht iſt ſchon früher möglich. 

Die nicht freiwillig in die Wehrmacht eintretenden Wehrpflichtigen werden auf dem 
Wege der Muſterung und Aus hebung zum Dienſte herangezogen. 
Dienſtpflichtige der ſeemänniſchen Bevölkerung leiſten ihren aktiven 
Wehrdienſt in der Kriegsmarine. Zur Ableiſtung des aktiven Wehrdienſtes in der 
Luftwaffe werden in erſter Linie die Dienſtpflichtigen der fliegeriſchen Be- 
völkerung herangezogen. 

Als Vorausſetzung für die Ableiſtung des aktiven Wehrdienſtes iſt vorherige Er ⸗ 
füllung der Arbeitsdienſtpflicht beſtuimmt. Ausnahmen hiervon find vor 
geſehen. 

Für die Regelung des Wehrdienſtes im Beurlaubtenſtande iſt letzterer 
eingeteilt in: 

Erſatzreſerve, Erſatzreſervel, Erſatzreſerve IIz 

Reſerve I, Referve Il; 

Landwehr I, Landwehr II. 


Zur Erſatzreſerve gehören alle Wehrpflichtigen vom vollendeten 18. Lebens- 

jahr bis zur Muſterung bzw. zum freiwilligen Dienſteintritt. 

Auf Grund der Muſterung werden die voll wehrfähigen Dienſtpflichtigen, mit den 

fpäter unter Erfatzreſerve II 2. bis 4. vermerkten Ausnahmen, der Erſatz ⸗ 

reſerve! zugeteilt. Sie verbleiben in ihr bis zum aktiven Wehrdienſt, nach deſſen 

Ableiſtung fie zur Reſerve übertreten. Soweit fie zum aktiven Wehrdienſt nicht 

herangezogen werden können, gehören fie der Erſatzreſerve I bis zum 31. März des 

Kalenderjahres an, in dem ſie ihr 35. Lebensjahr vollenden. 

Zur Erſatzreſerve II treten: 

1. Dienſtpflichtige, die nur beſchränkt tauglich oder untauglich für Waffendienſt be⸗ 
funden werden. 

2. Dienſtpflichtige römiſch⸗ katholiſchen Bekenntniſſes, welche die Subdiakonatsweihe 
erhalten haben. 

3. (in der Regel) Dienſtpflichtige, welche verurteilt find a) wegen einer vorſätzlich be- 

gangenen Tat zu Gefängnis von längerer als einjähriger Dauer, b) aus den SS 175, 

175 a oder 175 6b (Anzucht zwiſchen Männern und Widernatürliche Anzucht), oder 

wegen Diebſtahls in wiederholtem Rückfall nach § 244 des Reichsſtrafgeſetzbuches. 

Bei den Fällen von a kann ausnahmsweiſe Heranziehung zu aktivem Dienſt erſolgen, 

wobei vorher auch der einſchlägige Kreisleiter der NSDAP. zu hören iſt. 

4. Nichtarier im Sinne der Nürnberger Geſetze. 

Die Zugehörigkeit zur Erſatzreſerve II endet zum gleichen Zeitpunkt wie jene der nicht 

zum aktiven Wehrdienſt herangezogenen wehrfähigen Dienſtpflichtigen zur Erſatz⸗ 

reſerve J. 

Zur Refervel treten alle Wehrpflichtigen, die nach einer aktiven Dienſtzeit von 

mindeſtens 9 Monaten aus der Wehrmacht ausſcheiden; 

zur Referve II jene Wehrpflichtigen, die nur eine kurzfriſtige Ausbildung durch ⸗ 

gemacht haben. 

Der Reſerve I und II gehören die Wehrpflichtigen bis zum 31. März des Kalender 

jahres an, in dem ſie das 35. Lebensjahr vollenden. 
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Zur Landwehr zählen alle Wehrpflichtigen des Beurlaubtenſtandes vom 1. April 
des Kalenderjahres, in dem ſie ihr 35. Lebensjahr vollenden, bis zu dem auf die 
Vollendung des 45. Lebensjahres folgenden 31. März, und zwar gehören 
zur Landwehr I die aus der Reſerve I und Referve II ſowie die allenfalls im 
einſchlägigen Lebensalter aus dem aktiven Wehrdienſt übertretenden, alſo aus 
gebildeten Wehrpflichtigen; 
zur Landwehr Il die un ausgebildet aus der Erſatzreſerve I ſowie alle 
aus der Erſatzreſerve II übertretenden, alſo ebenfalls un ausgebildeten Wehr⸗ 
pflichtigen. 
Der Reichskriegsminiſter kann die Wehrpflichtigen der Referve und der Landwehr I 
zu Abungen einberufen und Vorſchriften über ihre ſonſtige Weiterbildung erlaſſen. 
Er kann weiterhin, wenn dienſtliche Verhältniſſe es erfordern, Soldaten im Anſchluß 
an die Erfüllung ihrer aktiven Dienſtpflicht noch auf begrenzte Dauer in der Wehr⸗ 
macht zurückbehalten und Wehrpflichtige des Beurlaubtenſtandes wieder zum aktiven 
Wehrdienſt einziehen. 
Jahrgänge, die im Kriege und bei beſonderen Notſtänden im Alter von über 
45 Lebensjahren noch zum Wehrdienſt einberufen werden, bilden den Lan dſturm. 
Auch hier gehören, wie bei der Landwehr, ausgebildete Angehörige zum Land 
ſturm J, unausgebildete zum Landſturm II. 
Entſprechend der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung über die Naſſenfrage können 
Juden nicht aktiven Wehrdienſt leiſten. Jüdiſche Miſchlinge im Sinne der 
Nürnberger Geſetze find dienſtpflichtig, dürfen jedoch nicht Vorgeſetzte in der 
Wehrmacht werden. Die Dienſtleiſtung von Juden im Kriege iſt beſonderer Regelung 
vorbehalten. 
Zum Wehrdienſt dürfen Wehrpflichtige nicht herangezogen werden, die nach dem 
Gutachten eines Sanitätsoffiziers oder eines von der Wehrmacht beauftragten 
Arztes für den Wehrdienſt untauglich befunden wurden; fie werden aus⸗ 
gemuſtert und ſcheiden aus dem Wehrpflichtverhältnis aus. 
Als wehrunwürdig iſt von der Erfüllung der Wehrpflicht ausgeſchloſſen, wer 
a) mit Zuchthaus beſtraft iſt, 
b) nicht im Befitze der bürgerlichen Ehrenrechte iſt, | | 
c) den Maßregeln der Sicherung und Beſſerung nach S 42a des Reichsftrafgefeh- 
buches unterworfen iſt, 
d) durch militärgerichtliches Arteil die Wehrwürdigkeit verloren hat, 
e) wegen ſtaatsfeindlicher Betätigung gerichtlich vorbeſtraft iſt. 
Zu c und e kann der Reichskriegsminiſter Ausnahmen erlaffen. 
Wer die deutſche Reichsangehörigkeit nicht beſitzt, bedarf zum Eintritt in ein Wehr⸗ 
dienſtverhältnis der Genehmigung des Führers und Reichskanzlers, der die Befugnis 
zur Genehmigung dem Reichskriegsminiſter übertragen kann. 
Freiwillige Beſchränkung der Kriegsmarineſtärke: Am der 
Befriedung Europas zu dienen, verpflichtete ſich Deutſchland im deutſch⸗eng⸗ 
liſchen Flottenabkommen vom 18. Juni 1935 England gegenüber 
aus freien Stücken, die Geſamttonnage feiner Kriegsflotte zunächſt nicht über 
35 v. H. jener zu ſteigern, die dem Britiſchen Reich zu dieſem Zeitpunkt auf Grund 
der Seeabkommen von Waſhington und London zuſtand. Das ergab für Deutſchland 
eine erlaubte Geſamttonnage von rund 420 000 t gegenüber einer engliſchen von 
rund 1 200 000 t und der Deutſchland in Verſailles geſtatteten von 144 000 t. 
Seit dem Wegfall der vertraglichen Bindungen der engliſchen Flotte durch die ge⸗ 
nannten Abkommen — 31. Dezember 1936 — iſt die Höchſtgrenze der deutſchen 
Tonnage 35 v. H. der tatfächlichen Geſamttonnage des Britiſchen Reiches. Die 
Beſchränkung auf 35 v. H. gilt ſowohl für das Ganze als auch im allgemeinen inner⸗ 
halb der verſchiedenen Schiffshauptklaſſen. 
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Bei dieſen ergaben ſich für Deutſchland bis 31. Dezember 1936 folgende Zahlen 
erlaubter Tonnage: 


Schlachtſchiffe - . 183750 t Zerſtörer und Torpedo⸗ 


Flugzeugträger . 47 250 t boote 82 500 t 
Schwere Kreuzer. 51380 t Anterſeeboodte . . 18 445 t 


Leichte Kreuzer . 67 270 t 


Für Anterſeeboote kann auf Koſten anderer Schifſsklaſſen die Geſamttonnage ohne 
weiteres auf 45 v. H. der engliſchen = 23 715 t erhöht werden, unter beſonderen 
Amſtänden auch auf 100 v. H. unter vorheriger Mitteilung an die engliſche Re- 
gierung. Bei den übrigen Schiffsklaſſen find nur kleine Abweichungen zuläffig. 
Sollte das bisherige allgemeine Kräfteverhältnis der Seemächte durch anormale und 
außerordentliche Bauten einer oder mehrerer Mächte heftig geſtört werden, fo fteht es 
Deutſchland frei, ſich mit England über die Folgerungen zu benehmen, die aus einer 
ſolchen Lage für die deutſche Flottenſtärke zu ziehen wären. 


IV. Die ftaatsrechtliche Stellung der deutfchen Wehrmacht 


So tiefgreifend der vollzogene Übergang vom Söldnerheer zum Volksheer das Ver 
hältnis zwiſchen deutſchem Volk und Wehrmacht berührt, ſo wenig änderte der 
Wechſel des Wehrſyſtems an der ſtaatsrechtlichen Stellung der Wehrmacht. Dieſe 
beruht vor allem auf der Reichs verfaſſung. Nach wie vor bleiben die 
Artikel 79 und 47 der Verfaſſung des Deutſchen Reiches vom 11. Auguſt 1919 (fo- 
genannte Weimarer Verfaſſung) grundlegend. Es heißt in Artikel 79: „Die Ver 
teidigung des Reichs iſt Reichsſache“ und in Artikel 47: „Der 
Reichspräſident hat den Oberbefehl über die geſamte Wehr ⸗ 
macht des Reichs.“ 

Nach dem Geſetz über das Staatsoberhaupt des Deutſchen 
Reiches vom 1. Auguſt 1934 war mit dem Ableben des Reichspräfidenten 
von Hindenburg das Amt des Reichspräſidenten mit dem des Reichskanzlers zu ver⸗ 
einigen. Daher ging am 2. Auguſt 1934 der Oberbefehl über die geſamte deutſche 
Wehrmacht auf den Führer und Reichskanzler Adolf Hitler über. Seitdem 
find alle militäriſchen Dienſtſtellen zur unbedingten Gehorſamspflicht gegenüber dem 
Führer verpflichtet. Sie kommt in der erfolgten Neufaſſung des in der Reichs⸗ 
verfaſſung Artikel 176 vorgeſchriebenen Dienſteides der Soldaten klar zum Ausdruc. 
Der Dienſteid lautet: „Ich ſchwöre bei Gott dieſen heiligen Eid, daß ich dem Führer 
des Deutſchen Reiches und Volkes, Adolf Hitler, dem Oberſten Befehlshaber der 
Wehrmacht, unbedingten Gehorſam leiſten und als tapferer Soldat bereit ſein will, 
jederzeit für dieſen Eid mein Leben einzuſetzen.“ (Reichsgeſetze vom 2. Auguſt 1934 
und 20. Juli 1935). | 

In ſachlicher Abereinſtimmung mit dem Artikel 47 der Reichsverſaſſung beftimmt 8 3 
des Wehrgeſetzes vom 21. Mai 1935 in feinem 1. Abſatz: „Oberſter Befehls- 
haber der Wehrmacht iſt der Führer und Reichskanzler.“ Der 
2. Abſatz ergänzt: „Unter ihm übt der Reichskriegsminiſter als 
Oberbefehlshaber der Wehrmacht Befehlsgewalt über die 
Wehrmacht aus.“ 

Mit SZ ſteht S 37 des Wehrgeſetzes in engem Zuſammenhang. Seine beiden erften 
Abſätze beſagen: 

„Der Führer und Reichskanzler übt das militäriſche Ver 
ordnungsrecht aus. Er erläßt die zur Durchführung des 
Geſetzes erforderlichen Rechtsverordnungen und Verwal⸗ 
tungsbeftimmungen. Die Rechtsverordnungen können Straf⸗ 
androhungen enthalten. 


Der Führer und Reichskanzler kann dem RNeichskriegs 
minifter und in den Fragen des Erſatzweſens und der Wehr 
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überwachung dem Reichsminiſter des Innern Beſugniſſe 
des Abſatzes Lübertragen.“ 
Mit Erlaß vom 22. Mai 1935 (RGBl. 1935 Teil I S. 615) machte der Führer von 
der Beſtimmung des zweiten Abſatzes Gebrauch. 
Was Artikel 79 der Reichsverfaſſung betrifft, nach dem die Verteidigung des Reiches 
Reichsſache iſt, jo war in ihm auch vorgeſehen, daß die Wehrverfaſſung des deutſchen 
Volkes unter Berückſichtigung der beſonderen landsmann⸗ 
ſchaftlichen Eigenarten geregelt werden ſolle. Demgemäß hatte das Wehr⸗ 
geſetz vom 23. März 1921 den Ländern noch eine Reihe von Sonderrechten in 
Wehrmachtsa angelegenheiten eingeräumt gehabt wie: Einſetzung beſonderer Landes⸗ 
kommandanten, Bezeichnung der Truppe neben der Bezeichnung als Reichswehr⸗ 
truppe auch nach der landsmannſchaftlichen Zugehörigkeit, Ergänzung des Truppen⸗ 
beſtandes tunlichſt aus den Ländern, in denen die Truppen lagen, Entnahme der 
Führer und Beamten in der Regel aus den Ländern der Truppenteile. Nach der 
Machtübernahme durch den Nationalſozialismus wurden dieſe Beſtimmungen alsbald 
durch das „Zweite“ Geſetz zur Anderung des Wehrgeſetzes“ vom 
10. Juli 1933 (RGBl. 1933 Teil I S. 526) beſeitigt. 
Von beſonderer Bedeutung für die ſtaatsrechtliche Stellung der Wehrmacht iſt § 26 
des neuen Wehrgefetzes, der die Aberſchrift trägt: „Politik in der Wehr 
macht.“ Er entſpricht im großen und ganzen dem S 36 des vorangegangenen Wehr- 
geſetzes. | 
§ 26 ſchreibt in feinen beiden erften Abſätzen vor: 
„Die Soldaten dürfen ſich politiſch nicht betätigen. Die Zu- 
gehörigkeit zur NSDAP. oder einer ihrer Gliederungen 
oder zu einem der ihr angeſchloſſenen Verbände ruht für 
die Dauer des aktiven Wehrdienſtes. 
Für die Soldaten ruht das Recht zum Wählen oder zur Teil 
nahme an Abſtimmungen im Reich.“ 
Als Soldaten find nach S 21 Abſ. 2 des Wehrgeſetzes die im aktiven 
Wehrdienſt ſtehenden Offiziere, Anteroffiziere und Mann- 
ſchaften zu erachten. Sie bilden zuſammen mit den Wehrmachtbeamten die 
Angehörigen der Wehrmacht (§ 21 Abſ. 1). Nicht zu den Wehrmacht⸗ 
angehörigen zählen im Bereich der Wehrmacht angeſtellte Zivilperſonen. 
Nach Abſ. 4 des 8 26 kann der Reichskriegsminiſter Wehrmacht 
beamte und im Bereich der Wehrmacht angeſtellte Zivil 
perſonen, wenn militäriſche Notwendigkeit dies erfordert, 
den oben angeführten Vorſchriften nach Abſ. 1 und 2 des Para- 
graphen unterwerfen, d. h. ihnen ebenfalls politiſche Betätigung unterſagen. 
Die Beſtimmungen des 8 26 des Wehrgeſetzes entſprechen der deutſchen Tradition, 
den Soldaten aus dem politiſchen Ringen herauszuhalten. Schon in der Reichstags⸗ 
ſitzung vom 13. Juli 1934 betonte Adolf Hitler als Reichskanzler, daß für ihn fein 
an Hindenburg gegebenes Verſprechen, die Armee als unpolitiſches In- 
ſtrument des Reiches zu bewahren, bindend ſei aus . Aberzeugung und 
aus ſeinem gegebenen Wort. 
Der Paragraph läßt für den Soldaten das Recht zum Wählen ruhen, unterſagt ihm 
aber nicht die Ausübung eines Abgeordnetenmandates; dieſe iſt nach Artikel 39 der 
Reichsverfaſſung geſtattet. Es heißt dort, daß Beamte und Angehörige 
der Wehrmacht zur Ausübung ihres Amtes als Mitglied des 
Reichstags oder eines Landtags (letzteres durch die Entwicklung über⸗ 
holt. Der Verfaſſer) keines Arlaubes bedürfen. Hinſichtlich der Stellung 
der Soldaten innerhalb der Gemeinden beſtimmt die Deutſche Gemeindeordnung 


2) Im Erſten Anderungsgeſetz (vom 18. Juni 1921) waren unter dem Druck der früheren 
Feindmächte einige unweſentliche Anderungen des Geſetzes vom B. März 1921 erfolgt. 
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vom 30. Januar 1935 im 8 19 Ziff. 4: „Das Bürgerrecht der Sol daten 
ruht.“ Sie können deshalb auch nicht als Gemeinderäte berufen werden. 

Die Betätigung als Reichstagsabgeordneter, deren Möglichkeit dem Soldaten offen 
bleibt, ſtellt zweifellos eine Ausübung politiſcher Tätigkeit dar; denn auch im 
nationalſozialiſtiſchen Staate nimmt der Reichstag politiſche Abſtimmungen vor. Es 
iſt hier ſomit eine Ausnahme von dem allgemeinen Verbot der politiſchen Betätigung 
ſeitens der Soldaten gegeben. 

Im Novemberſtaat iſt dieſe Ausnahme praktiſch nicht in Erſcheinung getreten. Da⸗ 
gegen gehörte im Bismarck⸗Reich der Chef des Großen Generalſtabes, Gene ralfeld⸗ 
marſchall Graf von Moltke, dem Reichstag als Abgeordneter an. Im national ; 
ſozialiſtiſchen Staat ſtellt eine ſolche Ausnahme Generaloberſt Göring dar, der 
überdies nicht nur Abgeordneter, ſondern ſogar Präfident des Reichstages iſt. 

Das Verbot politiſcher Betätigung ſeitens der Soldaten beſagt nicht, daß der Soldat 
ſich nicht um politiſche Vorgänge und politiſche Dinge bekümmern ſoll. Der ſoldatiſche 
Führer hat vielmehr die politiſche Entwicklung mit offenen Augen zu verfolgen und 
zu trachten, ſich politiſche Arteilsfähigkeit zu bilden. Im nationalſozialiſtiſchen Staat 
müſſen die ſoldatiſchen Führer mit den Grundſätzen des Nationalſozialismus voll 
vertraut ſein. Nur dann können ſie ihren dienſtlichen Aufgaben gerecht werden. 

Das Verbot politiſcher Betätigung verliert ſelbſtverſtändlich Geltung für Soldaten, 
welche in eine ſtaatsmänniſche und damit politiſche Stellung berufen werden, z. B. 
als Kriegsminiſter oder Luftfahrtminiſter oder Staatsſekretär; das gleiche gilt für 
Offiziere als deren dienſtliche Gehilfen in bezug auf die ihnen übertragenen Dienſt 
aufgaben. 

Im Zuſammenhang mit der Vorenthaltung politiſcher Betätigung für die Soldaten 
ſteht auch der Inhalt des Abſatzes 3 im 8 26, wie fi) aus der Aberſchrift des Para⸗ 
graphen „Politik in der Wehrmacht“ ergibt. Der Abſatz beſagt: „Die Sol: 
daten bedürfen der Erlaubnis ihrer Vorgeſetzten zum Er ⸗ 
werb der Mitgliedſchaft in Vereinigungen jeder Art ſowie 
zur Bildung von Vereinigungen innerhalb und außer halb 
der Wehrmacht.“ 

Abgeſehen von der Politik find dem Soldaten auch ſonſt noch gewiſſe Freiheiten und 
Rechte vorenthalten, welche die anderen Reichsangehörigen beſitzen. So beſtimmt 
8 27 des Wehrgeſetzes, daß die Angehörigen der Wehrmacht zur 
Heirat der Erlaubnis ihrer Vorgeſetzten bedürfen. Die näheren 
Beſtimmungen enthält die „Verordnung über das Heiraten der Angehörigen der 
Wehrmacht“ (Heiratsordnung) vom 1. April 1936. 

Nach § 29 können Soldaten und Wehrmachtbeamte die Aber 
nahme des Amtes eines Vormundes, Gegenvormundes, 
Pflegers, Beiſtandes oder einer ehrenamtlichen Tätigkeit 
im Reichs, Landes- oder Gemeindedienſt ablehnen. Andererſeits 
iſt aber zur Abernahme eines ſolchen Amtes die Erlaubnis der 
Vorgeſetzten erforderlich. Sie darf nur in zwingenden 
Fällen verſagt werden. N 
Nach 8 28 des Wehrgeſetzes bedürfen Soldaten und Wehrmacht 
beamte zum Betreiben eines Gewerbes für ſich und ihre 
Hausſtands mitglieder und zur Abernahme einer mit Ver 
gütung verbundenen Nebenbeſchäftigung ebenfalls der Er ⸗ 
laubnis ihrer Vorgeſetzten. Die Erlaubnis darf nur in be- 
gründeten Ausnahmefällen erteilt werden. 

Die Sonderſtellung der Wehrmacht im Staate kommt nicht nur in der angeführten 
Vorenthaltung ſtaatsbürgerlicher Rechte zum Ausdruck, ſondern auch in der 
Strafrechtspflege. 

Für die Angehörigen der Wehrmacht tritt zu dem allgemeinen Strafgeſetzbuch des 
Deutſchen Reiches noch das Militärſtrafgeſetzbuch, welches eine Reihe 
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von Delikten umſchließt, die das allgemeine Strafgeſetzbuch nicht kennt, andererſeits 
beſtimmte Delikte des allgemeinen Strafgeſetzbuches für Soldaten unter verſchärfte 
Ahndung ftellt. 


Der nationalſozialiſtiſche Staat führte alsbald nach der Machtübernahme durch den 
| Nationalfozialismus auch die geſonderte Militärgerichts barkeit wieder 
ein, welche von der Novemberrepublik befeitigt worden war. (Näheres hierüber im 
folgenden Abſchnitt.) 

Den Einſchränkungen der Rechte und der Freiheit der Wehrmachtangehörigen ſtehen 
andererſeits auch gewiſſe Vorrechte zur Seite. So beſtimmt § 32 des Wehrgeſetzes 
(Verſorgung): Soldaten, die nach Erfüllung der aktiven Dienft- 
pflicht in Ehren aus dem aktiven Wehrdienſt ausſcheiden, 
haben bei Bewerbung um Beſchäftigung im öffentlichen 
Dienſt den Vorrang vor ſonſtigen Bewerbern gleicher Eig- 
nung. Bei Vermittlung in Arbeitsplätze der freien Wirt 
ſchaft find fie bevorzugt zu berückſichtigen. Bei Rückkehr in 
den Zivilberuf darf ihnen aus der durch den aktiven Wehr 
dienſt bedingten Abweſenheit kein Nachteil erwachſen. Die 
geſetzlich feſtgelegten Rechte der Kriegsbeſchädigten werden 
hierdurch nicht berührt. 


V. führung und Derwaltung der deutfchen Wehrmacht 


Oberfte Führung 

Zu Beginn des vorigen Abſchnitts ift ausgeführt, daß nach Reichsverſaſſung und 
Wehrgeſetz der Führer und Reichskanzler der Oberſte Befehlshaber der 
Wehrmacht iſt. Nach S 3 des Wehrgeſetzes übt unter ihm der Reichskriegsminiſter als 
Oberbefehlshaber der Wehrmacht Befehlsgewalt über ſie aus. Die Spitzen 
der drei Wehrmachtsteile führen die Bezeichnung: Oberbefehlshaber des Heeres, 
Oberbefehlshaber der Kriegsmarine, Oberbefehlshaber der Luftwaffe. 

In der Perſon des Reichskriegsminiſters iſt ſowohl die oberſte ſtrategiſche Führung 
wie die miniſterielle Gewalt vereinigt (Perfonalunion). Die Hilfskräfte hierfür ſind 
jedoch verſchieden. Der ſtrategiſchen Führung — d. h. der operativen Führung der 
geſamten Wehrmacht wie jener der Wehrmachtteile Heer, Kriegsmarine und Luft⸗ 
waffe je in ihrer Geſamtheit oder von ſelbſtändig auftretenden Teilen hiervon — 
ſowie der taktiſchen Führung der oberſten Truppenverbände ſtellt der ſtrategiſch und 
taktiſch beſonders geſchulte Generalſtab (bei der Marine Admiralſtab) die nächſten 
Gehilfen; die miniſterielle Leitung wählt dieſe je nach Eignung aus der geſamten 
Wehrmacht. 


Generalftab 

Vor dem Weltkrieg ſchied ſich der Generalſtab in Deutſchland in den Großen General- 
ſtab und den Truppengeneralſtab. Der Chef des Großen Generalſtabes war im Ernit- 
fall der eigentliche Führer der Landmacht, wenn auch der formale Oberbefehl beim 
Monarchen lag. Die Namen Moltke, Walderſee, Schlieffen bezeichnen die Bedeutung 
dieſer Stellung. Das Verſailler Diktat verordnete in Artikel 160 Ziffer 3 die Auf⸗ 
löſung des Großen Generalſtabs und aller ähnlichen Behörden — eine beſondere An- 
erkennung für die Leiſtungen des Großen Generalſtabs im Kriege wie im Frieden. 
Der Neuaufbau der deutſchen Wehrmacht im Jahre 1935 gab dem deutſchen Volke 
wieder einen Generalſtab für die Landmacht und für die Luftwaffe ſowie einen 
Admiralſtab für die Kriegsmarine. Durch die Einführung der Oberbefehlshaberſtellen 
in der deutſchen Wehrmacht (vgl. den vorhergehenden Anterabſchnitt: Oberſte 
Führung) iſt der Große Generalſtab mitſamt der überragenden Stellung des „Chefs 
des Großen Generalſtabs“ hinfällig geworden. 
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Untergliederung der Wehrmacht 


Die oberſte Untergliederung der Land macht erfolgt im Ernſtfall in Armeen, von 
denen wieder mehrere zu Heeresgruppen zuſammengefaßt werden können; bei der 
Marine bezeichnet das Wort Flotte den größtmöglichen Verband. Für die Luft- 
ſtreitkräfte fehlen abſchließende Erfahrungen. 

Hinſichtlich der weiteren Antergliederung bildet für die Landmacht im Frieden wie im 
Kriege die Divifion einen beſonders wichtigen Anterverband, bei der Marine für die 
Schlachtſchiffe das Geſchwader, für Kreuzer die Aufklärungsgruppe, für Torpedo und 
Anterſeeboote die Flottille. Bei den Luftſtreitkräften ſpielt das Geſchwader eine 
große Rolle. 

Die Luftwaffe umfaßt außer der Fliegertruppe noch die Flak. Artillerie (Flak 
— Flugabwehrkanonen) und die Luftnachrichtentruppe. 


Candesbefeſtigung 


Zur Wehrmacht zählen neben den Truppenteilen auch die Feſtungen. Das Verſailler 
Diktat legte Deutſchland hinſichtlich ihres Ausbaues, ja ſelbſt hinſichtlich ihrer Er. 
haltung ſchwerſte Beſchränkungen auf. Alle Befeſtigungen in der ſogenannten ent- 
militariſierten Zone im Weſten mußten geſchleift werden. 

Die Nichteinhaltung der von den Verſailler Diktatmächten übernommenen Vertrags- 
pflichten hinſichtlich eigener Abrüſtung nach dem Muſter Deutſchlands hätte auch ſämt ⸗ 
liche in der Landesbefeſtigung Deutſchland auſerlegten Beſchränkungen hinfällig 
gemacht, wenn nicht Deutſchland im Rheinpakt vom 16. Oktober 1925 (auch Locarno 
pakt genannt) zur Einleitung einer dauernden Ausſöhnung mit Frankreich frei; 
willig die Einhaltung der Artikel 42 und 43 des Verſailler Diktats zugeſagt hätte, 
welche die Einrichtung einer entmilitarifierten Zone am Rhein regelten. So erhielt 
es in der Landesbefeſtigung zunächſt nur außerhalb der entmilitariſierten Zone freie 
Hand. Da aber Frankreich durch Vorbereitung eines kriegeriſchen Zuſammengehens 
mit Rußland gegen Deutſchland den Locarnopakt innerlich aushöhlte und ihm den 
Sinn nahm, erklärte die deutſche Reichsregierung am 7. März 1936 den Locarnopakt 
für erloſchen und legte am gleichen Tage Truppen in die bisherige entmilitariſierte 
Zone. Damit nahm Deutſchland naturgemäß auch das unbeſchränkte Landesbefeſti⸗ 
gungsrecht ſür dieſes Gebiet wieder in Anſpruch. 


Führungsgrundſätze 

Als wichtigſter allgemeiner Führungsgrundſatz iſt Artikel 4 der unterm 4. Juni 
1934 in Neufaſſung erſchienenen „Pflichten des deutſchen Soldaten“, früher Kriegs⸗ 
artikel genannt, zu erachten. Er lautet: Gehorſam iſt die Grundlage 
der Wehrmacht, Vertrauen die Grundlage des Gehorſams . 
Soldatiſches Führertum beruht auf Verantwortungsfreude, 
überlegenem Können und unermüdlicher Fürſorge. 

Die Wahrung der für eine brauchbare Wehrmacht unerläßlichen Iharfen Diſziplin 
muß in entſprechender Erziehung und Ausbildung der Soldaten verankert werden; 
andernteils erhält fie noch eine beſondere Gewährleiſtung durch Sonderſtrafbeſtim⸗ 
mungen in dem bereits im vorigen Abſchnitt erwähnten Militärſtraf ; 
geſetz buch. 

Der Eigenart des Soldatendienſtes, der ja im pöchſten Maße auf Diſziplin beruht, 
trägt daneben noch die Verleihung von Diſziplinarſtrafgewalt an die 
Führer vom Kompanie-, Eskadrons⸗ uſw. Verband aufwärts Rechnung. Umfang 
und Art der Diſziplinarſtrafgewalt ſind in der Diſziplinarſtrafordnung für das 
Reichsheer bzw. die Reichsmarine vom 18. Mai 1926 geregelt; erſtere gilt auch für 
die Luftwaffe. 

Der Machtfülle der militäriſchen Vorgeſetzten ſteht ein genau geregeltes Be⸗ 
ſchwerderecht der Soldaten gegenüber. Die näheren Befſtimmungen enthält die 
Beſchwerdeordnung für Angehörige der Wehrmacht vom 8. April 1936. 
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Rang - und Dorgeſetztenoerhältnis 


Hinſichtlich des Rang- und Vorgeſetztenverhältniſſes gliedert ſich die Wehrmacht in 
Offiziere, Anteroffiziere und Mannſchaften. Die genaue Einteilung in Nangklaſſen 
und Dienſtgrade enthält, auch für die Luftwaffe, die Verordnung über Rang · und 


Vorgeſetztenverhältnis der Soldaten des Reichsheeres (bzw. der Reichsmarine) vom 
29. Juni 1932. 


Offiziers laufbahn 
In der Vorkriegszeit war die Offizierslaufbahn im Frieden ausſchließlich an den 
Befitz eines gewiſſen Grades höherer Schulbildung gebunden, wozu noch in der Regel 
die Forderung einer „ſtandesgemäßen“ Herkunft trat. Nationalſozialiſtiſcher An⸗ 
ſchauung entſpricht es, daß nunmehr in der Wehrmacht die Offiziersſtellen jedem 
Volksgenoſſen, auch dem, der nicht durch eine höhere Schule ging, auf dem Wege über 
die Anteroffizierslaufbahn zugänglich find, vorausgeſetzt, daß beſondere militäriſche 
Veranlagung und Leiſtung vorliegen. 
Der normalen Vorbereitung zum Offiziersberuf dienen die Kriegsſchulen. Das Ver⸗ 
ſailler Diktat hatte in Artikel 176 Deutſchland zur Einrichtung je einer Waffenſchule 
(= Kriegsſchule) für jede Waffe ermächtigt, alle militäriſchen Akademien und An⸗ 
- ftalten jedoch ausdrücklich verboten. An ſolchen beſtanden vor dem Weltkriege in 
. Deutſchland je eine preußiſche und bayriſche Kriegsakademie, eine Marineakademie 
und eine militär-techniſche Akademie. Kriegs⸗ und Marineakademie bereiteten in 
drei- bzw. zweijährigen Kurfen beſonders beſähigte und erprobte Offiziere für die 
höhere Offizierslaufbahn ſowie für den Generalſtab bzw. Admiralſtab vor. Mit dem 
Neubau der deutſchen Wehrmacht wurde die Zahl der Kriegsſchulen entſprechend ver- 
mehrt. Für das Heer iſt eine Kriegsakademie, für die Kriegsmarine die Marine- 
Akademie wieder erſtanden; neu traten dazu eine Luftkriegsakademie für die Luft⸗ 
waffe ſowie eine Wehrmachtakademie, auf der Angehörige der drei Wehrmachtteile 
gemeinſam eine beſondere Ausbildung bezüglich des Zuſammenwirkens aller Wehr⸗ 
machtteile erhalten. 


. Hinfihtlid der Offiziere und Beamten des Beurlaubtenſtandes beſtimmt 8 34 des 
Wehrgeſetzes vom 21. Mai 1935, daß Anteroffiziere und Mannſchaften, die nach 
ehrenvollem Dienſt aus der Wehrmacht ausſcheiden, bei Bewährung und 
Eignung zu Offizieren und Beamten des Beurlaubtenſtandes ausgebildet und 
befördert werden können. Auch hier iſt ein gewiſſer Grad höherer Schulbildung nicht 
mehr erforderlich. 


Sanitätsdienft 


Die Eigenart des militäriſchen Dienſtes im Frieden wie im Kriege bedingt die Ein- 
richtung eines eigenen militäriſchen Sanitätsdienſtes bereits im Frieden. Die 
erkrankten Soldaten werden nicht durch Zivilärzte behandelt, ſondern durch Militär- 
ärzte, deren dienſtliche Stellung der der Offiziere entſpricht (Sanitätsoffiziere). Die 
Pflege ſchwer erkrankter Soldaten erfolgt in der Regel in den für die Zwecke der 
Wehrmacht geſondert unterhaltenen Standortlazaretten. 


Deterinärdienft 

Ahnlich wie der Sanitätsdienſt iſt für die Landmacht auch der Veterinärdienſt auf- 
gebaut. Kannte die Vorkriegszeit Veterinäre nur bei den berittenen Waffen 
K Kavallerie, Artillerie uſw.), jo hat die ftarfe Zunahme von Pferden bei der Infanterie 
— Beſpannung der Maſchinengewehrfahrzeuge, Minenwerfer, Nachrichtenfahrzeuge 
uſw. — die Einteilung von Veterinären auch bei den Infanterieregimentern nötig 
gemacht. Die Veterinäre find gleich den Sanitätsoffizieren als Veterinäroffiziers⸗ 
korps organiſiert, deſſen Angehörige wie jene zu den Soldaten rechnen. 


— —— 


16 Haſelmayr 


Strafrechtspflege 

Eine der charakteriſtiſchſten Erſcheinungen der Wehrfeindlichkeit der Weimarer 
Republik war die Beſeitigung der Militärgerichtsbarkeit im Frieden, ausgeſprochen 
mit Artikel 106 der Reichsverſaſſung vom 11. Auguſt 1919, welcher die Militär- 
gerichtsbarkeit auf Kriegszeiten und auf Kriegsſchiffe beſchränkte. Damit wurde 
möglich, daß Perſonen, die über keinerlei Kenntniſſe vom Weſen des Soldaten. 
dienſtes verſügten, ja ſelbſt Frauen, über Soldaten zu Gericht ſaßen. Eine Reihe von 
Mißſtänden ergab ſich daraus als naturnotwendige Folge. 

Es war eine der erſten Maßnahmen des Nationalſozialismus nach der Machtüber⸗ 
nahme, mit Geſetz vom 12. Mai 1933 die Militärgerichtsbarkeit auch für den Frieden 
wiederherzuſtellen. Die näheren Regelungen enthielt die „Militärſtrafgerichts⸗ 
ordnung“ vom 4. November 1933. An ihre Stelle trat mit Wirkung ab 1. Oktober 
1936 eine am 29. September 1936 veröffentlichte Neufaſſung. 


Die Militärgerichts barkeit wird von den Gerichtsherren mit den ihnen 
zugeteilten richterlichen Militärjuſtizbeamten (Kriegs⸗ und Oberkriegsgerichtsräte) 
einerſeits und den erkennenden Gerichten andererſeits ausgeübt. Die Militärftraf- 
gerichtsordnung ſieht Gerichtsherren 1. und 2. Inſtanz vor. Gerichtsherren 1. Inſtanz 
ſind beim Heere die Diviſionskommandeure, bei der Kriegsmarine die Befehlshaber 
der Linienſchiffe, der Aufklärungsſtreitkräfte und die II. Admirale der Oft- und 
Nordſee. Gerichtsherren 2. Inſtanz bilden für das Heer die Korps⸗Kommandeure 
(Kommandierende Generale), für die Kriegsmarine der Flottenchef und die Kom⸗ 
mandierenden Admirale der Marineſtationen der Oſtſee und der Nordſee. 


Mit Reichsgeſetz vom 9. Oktober 1935 (RGBl. 1935 Teil I Nr. 111) wurde auch der 
neuen Luftwaffe eigene Militärgerichtsbarkeit zugeſprochen. Als Gerichtsherren 
2. Inſtanz find hierbei die Befehlshaber der 6 Luftkreiſe, in die Deutſchland ein- 
geteilt iſt, beſtimmt. Als Gerichtsherr 1. Inſtanz dient entweder der höhere Flieger⸗ 
kommandeur oder der höhere Kommandeur der Flakartillerie eines Luftkreiſes, im 
Luftkreis VI der Führer der Marineluftſtreitkräfte (ſämtliche im Range eines 
Diviſionskommandeurs). 


Die zugehörigen erkennenden Gerichte ſind die Kriegsgerichte als Gerichte 1. Inſtanz, 

die Oberkriegsgerichte als Gerichte 2. Inſtanz (Berufungsgerichte). 

Als Neviſionsinſtanz diente bis 1936 ein beſonderer Senat des Reichsgerichts. Auf 

Grund des Reichsgeſetzes vom 26. Juni 1936 (RGBl. 1936 Teil I S. 517) trat an 

deſſen Stelle das „Reichskriegsgericht“ als „Oberſter Gerichtshof 

der Wehrmacht“z es entſpricht dem vom Weimarer Syſtem abgeſchafften Reichs⸗ 

militärgericht der Vorkriegszeit. 

Bei Steuer- und Zollzuwiderhandlungen, bei Zuwiderhandlungen gegen ſonſtige 

Finanzgefetze ſowie Polizei-, Jagd⸗ und Fiſchereigeſetze, ſoweit fie nur mit Geldftrafe 

und Einziehung oder mit einer dieſer Strafen bedroht find, ſind die allgemeinen 

Behörden zuſtändig. Den Militärbehörden obliegt jedoch die Vollſtreckung. 

Wenn die der Militärgerichtsbarkeit unterworfenen Perſonen eine Zuwiderhandlung 

gegen die allgemeinen Strafgefetze gemeinſam mit bürgerlichen Perſonen begehen, ſo 

können ſie auch dem allgemeinen Gericht zur Anterſuchung und Aburteilung übergeben 

werden. 

Eine Beſonderheit ſtellt noch das mobile Verſahren dar. Bei ihm fallen die 

Oberkriegsgerichte und auch der Höchſte Gerichtshof als erkennende Gerichte weg; es 

gibt nur mehr den Gerichtsherrn 1. Inſtanz und Kriegsgerichte. Letztere führen den 

Namen Feldkriegsgerichte bzw. Bordkriegsgerichte. Das mobile Verfahren gilt für 

Perſonen, die | 

1. einem mobilen Teil der Wehrmacht angehören oder ſich bei ihm befinden, 

2. an Bord eines zum Dienſt in außerheimiſchen Gewäſſern beſtimmten Schiffes ein⸗ 
geſchifft ſind, wenn und ſoweit der Oberbefehlshaber der Kriegsmarine die 
Geltung angeordnet hat. 
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Milltärfeelforge 


Artikel 141 der Weimarer Verfaſſung beftimmt: Soweit das Bedürfnis 
nach Gottesdienſt und Seelſorge im Heer .. beſteht, ſind die 
Religionsgeſellſchaften zur Vornahme religiöſer Hand 
lungen zuzulaſſen, wobei jeder Zwang fernzuhalten iſt. 
Artikel 135: Alle Bewohner des Reiches genießen volle Glau- 
bens- und Gewiſſensfreiheit. Die ungeſtörte Religions- 
ausübung wird durch die VBerfaſſung gewährleiſtet und ſteht 
unter ſtaatlichem Schutz. 


Artikel 140: Den Angehörigen der Wehrmacht iſt die nötige 
freie Zeit zur Erfüllung ihrer n e z u 
gewähren. 

Am der Eigenart des ſoldatiſchen Dienſtes auch hinſichtlich religiöſer Betätigung 
Rechnung zu tragen, beſtehen innerhalb der Wehrmacht eigene Militär ⸗ 
gemeinden, die den Ortskirchengemeinden entſprechen. Die Seelſorge in den 
Militärgemeinden üben planmäßig angeſtellte Militärpfarrer der Wehr- 
macht oder mit der Militärſeelſorge nebenbei vertraglich beauftragte Zivilgeiſtliche 
(Standortpfarrer) aus. Die Militärpfarrer haben je nach Konfeſſion den evan- 
geliſchen oder katholiſchen „Feldbiſchof der Wehrmacht“ als gemeinſames 
dienſtliches und kirchliches Oberhaupt. Die evangeliſche Seelſorge iſt durch die 
„Evangeliſche Militärkirchliche Dienſtordnung“ vom 28. Februar 1929 BD Für 
die katholiſche Seelſorge gelten ſinngemäße Beſtimmungen. 


Da die Koſten für die Seelſorge in der Wehrmacht der Staat trägt, find die An- 
gehörigen der Militärgemeinden von Kirchenſteuern befreit. 


Wehrmachtverwaltung 


Durch das Verſailler Diktat — Artikel 161 — waren der deutſchen Wehrmacht Feſſeln 
ſelbſt hinſichtlich des Zivilperſonals im Armeeverwaltungsdienſt angelegt worden. 
Nicht genug, daß jeder Militärbeamte auf die 100 000 Mann Iſt⸗Stärke der deutſchen 
Streitkräfte anzurechnen war, ſollte in jeder Sparte des Armeeverwaltungsdienſtes 
das Zivilperſonal auf ein Zehntel desjenigen herabgeſetzt werden, das im Heeres⸗ 
haushalt von 1913 feſtgeſetzt war. 


Das Streben, in dem zugeſtandenen 100 000. Mann- Heer möglichſt zahlreiche Kämpfer 
zu beſitzen, führte naturgemäß dazu, die Zahl der eigentlichen Militärbeamten aufs 
äußerſte zu beſchränken. Manche Aufgaben, die früher von Militärbeamten, d. h. 
Angehörigen der Wehrmacht verſehen wurden, mußten nunmehr Zivilbeamte über- 
nehmen. Im allgemeinen blieben nur die Truppenzahlmeiſter und vereinzelte Inten- 
danturbeamte bei den Kommandobehörden Militärbeamte. Auch dieſe an ſich unnatür⸗ 
liche Regelung der Militärverwaltung verlor mit dem durch den Vertragsbruch der 
früheren Feindmächte herbeigeführten Hinfälligwerden des Teiles V des Verſailler 
Diktats ihre Daſeins berechtigung; heute werden die Bedürfniſſe der Militärverwal⸗ 
tung in ausreichendem Maße durch Wehrmachtbeamte befriedigt. Die Ver⸗ 
waltung wird im weſentlichen von jedem Wehrmachtteil — Heer, Kriegsmarine, 
Luftwaffe — für ſeinen Geſchäftsbereich ſelbſtändig geleitet; die Verantwortung für 
die gebotene Einheitlichkeit trägt der Reichskriegsminiſter. 


Beim Heere find die oberſten Verwaltungsſtellen außerhalb des Kriegs- 
miniſteriums die Wehrkreisverwaltungen mit einem Korpsintendanten 
als Chef, der dem Kriegsminiſterium unmittelbar unterſtellt iſt; 

bei der Kriegsmarine beſtehen Intendanturen im Anſchluß an die 
Marineſtationen der Oſtſee (Kiel) und der Nordſee (Wilhelmshaven); 
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bei der Luftwaffe find Intendanten in die Stäbe der Luftkreiskommandos ein- 
gebaut. 

Die Vielſeitigkeit des militäriſchen Verwaltungsdienſtes iſt in neueſter Zeit durch 
die Erforderniffe der Luftwaffe ganz beſonders gefteigert worden. 


Die Wehrmachtbeamten unterſcheiden ſich von den übrigen Reichsbeamten dadurch, 
daß fie neben ihrem allgemeinen Dienſtverhältnis eines Reichsbeamten auch in einem 
militäriſchen Dienſtverhältnis ſtehen. Dementſprechend find fie im Frieden und im 
Kriege der Militärſtrafgerichtsbarkeit unterworfen, in beſtimmten Fällen auch den 
militäriſchen Diſziplinarſtrafordnungen. 


Die deutſche Wehrmacht der Vorkriegszeit kannte keine Militärbeamte des Be⸗ 
urlaubtenſtandes, ein Vorgang, der im Weltkrieg mancherlei Mißſtände zeitigte. 
Dieſen will ſür künftige Zeiten das neue Wehrgeſetz durch die nunmehr vorgeſehene 
Schaffung von Wehrmachtbeamten des Beurlaubtenſtandes vorbeugen. Für deren 
Ergänzung, Abungen und Ausbildung gelten ähnliche Beſtimmungen wie für die 
Offiziere des Beurlaubtenſtandes. 


Wehrmachtbetriebe 

Artikel 168 des Verſailler Diktats gebot Deutſchland, alle techniſchen Wehrmacht. 
betriebe des Staates zu ſchließen. Die Anfertigung von Waffen und Kriegsgerät 
aller Art ſollte nur mehr in Werkſtätten und Fabriken ſtattfinden, deren Lage den 
Regierungen der früheren Feindmächte zur Kenntnisnahme mitgeteilt und von ihnen 
genehmigt war. Dieſe Regierungen behielten ſich zudem vor, die Zahl der Werk. 
ſtätten und Fabriken zu beſchränken, was ſie auch in weiteſtgehendem Maße taten. 
Auch dieſe Beſtimmungen haben mit dem Vertragsbruch der einſtigen eee 
ihre Gültigkeit verloren. 


krſatzweſen und Wehrüberwachung 

Die dem deutſchen Volke von den einftigen Feindmächten aufgezwungene Wehrmacht 
langdienender Soldaten bedurfte keiner beſonderen Dienſtſtellen für Werbung und 
Regelung des Erſatzes. Das Angebot an Freiwilligen war jederzeit ſo groß, daß 
der Bedarf unſchwer gedeckt werden konnte. Auswahl und Einſtellung oblag dem 
Truppenkommandeur. Da eine Kriegsdienſtverpflichtung nach dem Ausſcheiden aus 
der Wehrmacht nicht mehr gegeben war, hatte man auch keine Aberwachungs⸗ 
(Kontroll-) Behörden nötig, welche raſche Einziehung für den Ernſtfall ermöglicht 
hätten. 

Der Aufbau der Wehrmacht auf der Grundlage allgemeiner Wehrpflicht bei gleich⸗ 
zeitiger Anwendung kurzer Dienſtzeit verlangt dagegen ſorgfältigſte Regelung 
des Erſatzweſens wie auch genaue Aberwachung (Kontrolle) der 
Wehrpflichtigen des Beurlaubtenſtandes. 

Die Wehrpflichtigen werden für den Wehrdienſt durch die Erſatzdienſtſtellen 
der Wehrmacht im Zuſammenwirken mit den Behörden der allgemeinen und 
inneren Verwaltung erfaßt. Die nähere Regelung des Verfahrens enthält die vom 
Reichsminiſter des Innern und dem Reichskriegsminiſter gemeinſam unterm 22. Mat 
1935 erlaſſene Verordnung über das Erfaſſungsweſen (RGBl. 1935 
Teil I S. 615), ergänzt durch Verordnung vom 15. Februar 1937 (RGBl. 1937 
Teil I S. 205). Die für die Muſterung und Aushebung der Wehrpflichtigen gelten ⸗ 
den Beſtimmungen finden ſich in der „Verordnung über die Muſterung 
und Aus hebung vom 21. März 1936“ (RGBl. 1936 Teil I S. 201 bis 250). 


Was die Wehrüberwachung betrifft, ſo unterliegen ihr ſämtliche Wehr⸗ 
pflichtigen. Sie wird ebenfalls durch die Erſatzdienſtſtellen der Wehrmacht im Zu⸗ 
ſammenwirken mit den Behörden der allgemeinen und inneren Verwaltung durch- 
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Die Wehrpflichtigen des Beurlaubtenſtandes werden in der Regel einmal jährlich 
zu Wehrverſammlungen zuſammengerufen. Von der Teilnahme können nur 
die Erſatzdienſtſtellen befreien. Während der Dauer von Wehrverſammlungen, im 
dienſtlichen Verkehr mit den Erſatzdienſtſtellen und beim Tragen der Aniform eines 


Wehrmachtsteiles find die Wehrpflichtigen des Beurlaubtenſtandes der militäriſchen 
Befehlsgewalt unterworfen. 


Die Einteilung der Wehrerſatzdienſtſtellen, die insgeſamt dem 
Neichskriegsminiſterium unterſtehen, iſt folgende: 

Wehrbezirkskommandos (Kommandos der Wehrbezirke), die ſich ihrerſeits 
in Wehrmeldeämter unter Wehrbezirksoffizieren untergliedern; 
Wehrerſatzinſpektionen, unter denen eine Anzahl RN 
zuſammengefaßt find; 

Wehrkreiskommandos, deren Befehlsbereich ſich mit dem raumlichen 
Bereich des Korpsbezirks dedt; der an der Spitze eines Armeekorps (General- 


kommandos) ſtehende „Kommandierende General“ iſt zugleich „Befehlshaber des 
Wehrkreiſes“. 


Gebührniffe und Derforgung der Wehrmachtangehörigen 


Die Anſprüche der Angehörigen der Wehrmacht auf Gebührniſſe und auf Heilfürſorge 
find durch das Reichsbeſoldungsgeſetz geregelt. Für die Verſorgung 
dienſtunfähig gewordener Soldaten und der Hinterbliebenen von Soldaten iſt das 
Wehrmachtverſorgungsgeſetz maßgebend. Hinſichtlich der Verſorgung 
der Wehrmachtbeamten und ihrer Hinterbliebenen find eigene Geſetze und Vor⸗ 

ſchriften erlaſſen. | 


Seit dem 1. Oktober 1935 find für die Verſorgungs⸗ und Fürſorgeangelegenheiten der 
ehemaligen Soldaten und Beamten der Wehrmacht, ſoweit fie vom 1. Januar 1921 ab 
ausgeſchieden find, ſowie von deren Hinterbliebenen nicht mehr die Verſorgungs⸗ 
behörden der Sozialverwaltung zuſtändig, ſondern beſtimmte Wehrbezirkskommandos, 
bei denen Verſorgungsabteilungen eingerichtet find, und ihre vorgeſetzten Stellen. 
Verſorgungsabteilungen befinden ſich vor allem bei jenen Wehr⸗ 
bezirkskommandos, die am Sitze von Wehrerſatzinſpektionen find; jedoch follen mit 
der Zeit ſämtliche Wehrbezirkskommandos Verſorgungsabteilungen erhalten. Bis 
zur Durchführung dieſer Maßnahme verfügt die Mehrzahl der Wehrbezirks⸗ 
kommandos wenigſtens über ein Fürſorgereferat (nähere Angaben enthalten 
die Heeresverordnungsblätter 25 vom 14. September 1935 und 34 vom 10. Oktober 
1936, ferner die Dienſtanweiſung [Entwurf] für das Verſorgungs⸗ und Fürſorge⸗ 
weſen der Wehrmacht vom Jahre 1935). 


VI. Dolk und Landes verteidigung 


Im Abſchnitt II wurde ſchon ausgeſprochen, daß durch die Einführung und den ſtarken 
Ausbau der Luftſtreitkräfte bei allen europäiſchen Staaten, die in einen Krieg ver⸗ 
wickelt würden, ausgenommen die Sowjetunion, alsbald das ganze Staatsgebiet 
Kampfgebiet wäre. Der J. Abſchnitt enthielt außerdem den Hinweis, daß das Streben 
der meiſten Staaten dahin geht, alle kriegsdienſtfähigen Männer reſtlos für den 
Kampfeinſatz zu ſchulen und bereitzuſtellen. So werden heute die Völker bei einem 
kriegeriſchen Ringen weit mehr als Geſamtheit beanſprucht, als dies in der Geſchichte 
der Menſchheit, abgeſehen von den allererſten Zeiten, je der Fall war. Im Zuſammen⸗ 
hang damit finden wir die Erſcheinung, daß die Einwirkung auf den Gegner zum 
Zwecke feiner Aberwindung fih nicht bloß auf den Kampf mit der Waffe beſchränkt, 
daß vielmehr die Bemühungen, die ſeeliſche Widerſtandskraft des gegneriſchen Volkes 
als Ganzem zu zerrütten, immer größeren Umfang annehmen. Schon im Weltkrieg 
trat zum Krieg der Waffen der Propagandakrieg, auch Seelenkrieg genannt. 
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Ihm verbündete ſich noch der Wirtſchaftskrieg, der durch Zerſtörung der 
gegneriſchen Ernährungsgrundlagen und Rohſtoffverſorgung ſowie durch Lahm⸗ 
legung des gegneriſchen Handels ſchädigenden Einſluß ſowohl auf die materielle als 
auf die ſeeliſche Kraft der Bevölkerung des feindlichen Staates, einſchließlich ſeiner 
Wehrmacht, auszuüben ſucht. 


Anter dieſen Amſtänden genügt für einen Staat zur Gewährleiſtung ſeiner Sicherheit 
nicht mehr der Aufbau einer auch noch ſo guten Wehrmacht; es muß vielmehr das 
ganze Volk im Dienſt der Landes verteidigung ſtehen. So erwächſt der Begriff des 
wehrhaften Volkes, der über den früher viel gebrauchten Begriff des 
Volkes in Waffen noch hinausgeht. So rechtfertigt ſich auch die Bezeichnung 
eines im Sinne der neuzeitlichen Anforderungen richtig organiſierten und geführten 
Staates als „Wehrſtaat“. 


Es iſt damit nicht ein „Soldatenſtaat“ gemeint, worunter ein Staat zu verſtehen 
wäre, in dem das berufsmäßige Soldatentum die politiſche Macht in Händen hat und 
ausübt, ſondern ein Staat, der in allen ſeinen Funktionen darauf eingeſtellt iſt, die 
höchſte Widerſtandskraft nach außen zu gewährleiſten, in dem zugleich jeder Volks. 
angehörige ſich voll der Pflichten bewußt iſt, welche die Landesverteidigung ihm auf⸗ 
erlegt, bereit, für deren Erfüllung ſelbſtlos Gut und Blut einzuſetzen. 


Solch „wehrhafter“ Staatsaufbau und ſolche „wehrhafte“ Geſinnung haben nichts mit 
„Streben nach Krieg“ und „kriegeriſcher Geſinnung zu tun. Sie ſind durchaus mit 
wahrer Liebe zum Frieden vereinbar, ja ſie bieten die beſte Gewähr für feine Auf- 
rechterhaltung. 


Das Entſtehen wehrhaften Volkstums ſetzt, abgeſehen von der natürlichen raſſiſchen 
Veranlagung, vor allem eine entſprechende Erziehung der Ju gen d auf 
körperlichem, ſeeliſchem und geiſtigem Gebiete voraus (Wehrerziebuna). 
Familie, Schule, HJ., SA. und SS. ſowie Arbeitsdienſt find die wichtigſten N 
dieſer Erziehungsaufgabe. 


Von der Wehrerziehung iſt zu unterſcheiden die ſoldatiſche Er- 
ziehung und Ausbildung (auch militäriſche Erziehung und Ausbildung 
genannt); ſie umfaßt die Erlernung des Soldatenhandwerks, des Kampfes mit der 
Waffe. Dieſes Gebiet iſt der Wehrmacht vorbehalten. Soweit gewiſſe Ausbildungs- 
maßnahmen ergänzend außerhalb der Wehrmacht vor ſich gehen, hat die Wehrmacht 
Führerin und Aufſichtsorgan zu ſein. 


Soldatiſcher Dienſt, aufgebaut auf der Grundlage allgemeiner Wehrpflicht, vermittelt 
dem Volke auch hohe innere Werte. Die ſtraffe Zucht militäriſcher Gehorſams⸗ 
pflicht härtet den Mann, die bei vielen Abungen nötige körperliche Höchſtanſpannung 
ſteigert das Vertrauen in die eigene Leiſtungsfähigkeit, die Zuſammenfaſſung von 
Volksgenoſſen verſchiedenſter Herkunft zu gemeinſamem Handeln unter gleichen 
Bedingungen und Schwierigkeiten fördert den Volkszuſammenhalt. Dem entſpricht, 
daß §S 2 des Wehrgeſetzes vom 21. Mai 1935 die Wehrmacht nicht nur als den 
Waffenträger, ſondern auch als die e Erziehungsſchule des 
deutſchen Volkes bezeichnet. 


Es iſt einleuchtend, daß ein körperlich und ſeeliſch geſundes, über das Weſen des 
Krieges unterrichtetes, dabei naturverbundenes Volk den harten Anforderungen des 
neuzeitlichen Krieges, der die Bevölkerung in ihrer Geſamtheit von Anfang an der 
Einwirkung feindlicher Waffen — einſchließlich chemiſcher Waffen (Giftgas!) — aus⸗ 
ſetzt, beſſer gewachſen ſein wird als eine Bevölkerung, die ſich zu einem Teil aus im 
Wohlleben verweichlichten Genießern, aus unbeholfenen Stubenhockern oder ſelbſt⸗ 
ſüchtigen Krämern zuſammenſetzt, zum andern Teil aus unterernährten, durch Woh— 
nungselend und Mangel an Lebensfreude verbitterten Proletariern, denen die Worte 
Soldatentum und Landesverteidigung gleich widerlich ſind. 
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Ein auf dem Wege wehrgeiftiger Erziehung und Bildung geſchaffenes Verſtändnis 
für das Weſen des Wirtſchafts⸗ und Seelenkrieges wird ebenſo dazu beitragen, 
eigene ſchwere Fehler im Wirtſchafts⸗ und ſozialen Leben zu vermeiden — wie ſolche 
im Weltkrieg Hamſterei, Kriegsgewinnlertum, Freizügigkeit darſtellten —, als auch 
immun machen gegen die Lügen innerer und äußerer Feinde. Es wird weiterhin der 
ſtaatlichen Führung jene Anterſtützung aus dem Volke heraus ſchaffen, deren dieſe 
bedarf, wenn ſie die Schwierigkeiten eines neuzeitlichen Krieges befriedigend 
meiſtern ſoll. 


Gute wehrgeiſtige Erziehung und Bildung ſind auch das beſte Gegengewicht gegen 
die Gefahren des Seele und Kultur tötenden Bolſchewismus, der bei einem Kriege 
von jedem Volke außerhalb der Sowjetunion als verſteckter Feind im eigenen Lager 
und als Bundesgenoſſe des Gegners in Rechnung geſtellt werden muß. 


Neben den geiſtigen Auſgaben, die der Allgemeinheit auf dem Gebiet der Landes 

verteidigung obliegen, beſtehen für ſie auch praktiſche. Es ſei hier vor allem das 

Gebiet des Luftſchutzes erwähnt, das von der Wehrmacht allein unmöglich be⸗ 

wältigt werden kann, und bei dem die Mithilfe der Geſamtbevölkerung unbedingte 
Notwendigkeit iſt. 


Neue Zeiten erheben neue Forderungen. Nie mußten, um das Leben und den Fort⸗ 
ſchritt des Geſamtvolkes ſicherzuſtellen, Volk und Wehrmacht mehr Einheit 
ſein als heute. Noch iſt dieſe Verſchmelzung im deutſchen Volke nicht voll vorhanden. 
Das Fehlen der Wehrpflicht von 1919 bis 1935 hat Deutſchland hier in Rückſtand 
gegenüber anderen Staaten Europas gebracht. Die Tatkraft, mit der der National- 
ſozialismus allen wichtigen Problemen zu Leibe geht, wird das Verſäumte nachzu⸗ 
holen wiſſen. | 
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A. Allgemeine Grund ſqtze 


Der Sieg der nationalſozialiſtiſchen Revolution am 30. Januar 1933 hat auf allen 
Gebieten des öffentlichen Lebens grundſätzliche Wandlungen gebracht. Wenn fich 
dieſe Wandlungen auch nicht immer in Geſetzen prägnant ausdrücken, ſo hat doch die 
Anwendung der Geſetze aus dem Geiſte der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung 
heraus eine völlige Amſtellung in der Ausführung und Durchführung der Geſetze 
bewirkt. 


Die Betreuung der bedürftigen Volksgenoſſen war vor der Machtübernahme durch 
den Nationalſozialismus mehr eine Armenpflege als eine wirkliche Betreuung auf 
allen Gebieten. Die Betonung wurde auf die rein wirtſchaftliche Anterſtützung ge⸗ 
legt. Es darf allerdings hierbei nicht verkannt werden, daß durch die Anſähigkeit 
der früheren Regierungen eine fo ungeheure Arbeitsloſenziſſer entſtanden war, daß 
es mit dem vorhandenen Beamtenapparat einfach nicht möglich geweſen iſt, eine 
individuelle Fürſorge zu betreiben, es ſei denn, daß man dieſen Beamtenapparat ins 
Aferloſe erweitert hätte. Es blieb alſo nur eine ſchematiſche Auszahlung der Unter- 
ſtützung nach ganz beſtimmten Richtlinien übrig. Eine wirklich individuelle Behand⸗ 
lung der Hilfsbedürftigen war nur in Ausnahmefällen möglich. Dies hat ſich 
grundſätzlich geändert, in erſter Linie nicht etwa dadurch, daß neue Geſetze gekommen 
find, ſondern dadurch, daß durch die Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Regierung eine ſehr ſtarke Verminderung der Erwerbsloſen eintrat 
und damit mehr und mehr der Beamte ſich mit dem einzelnen Falle des Hilfs- 
bedürftigen beſchäftigen und ihn individuell erledigen konnte. Die Art der Erledigung 
hat ſich aber ebenfalls geändert. Während man früher lediglich die äußeren Er- 
ſcheinungen der Not zu beſeitigen verſuchte und damit der Begriff der Fürſorge ver- 
meintlich erſchöpfend in Anwendung kam, gilt heute überwiegend in der geſamten 
Wohlfahrtsarbeit der Begriff der Vorſorge, die von der Erforſchung der Arſachen 
der Not bzw. der Hilfsbedürftigkeit abbängig iſt und dadurch ſelbſtverſtändlich auch 
die Art der Bekämpfung der Hilfsbedürftigkeit bedingt. Darüber hinaus aber erſtrecken 
ſich die Maßnahmen der nationalſozialiſtiſchen Wohlfahrtspflege nicht nur auf die 
Fälle, die ſchon bilfsbedürftig geworden find, und die Erforſchung der Arſachen dieſer 
Hilfsbedürftigkeit, ſondern der Staat geht darüber hinaus in feiner Sorge auf die 
geſunden Volksteile ein, um vorſorgend bei ihnen alle die Maßnahmen zu treffen, 
die verhindern ſollen, daß einmal Hilfsbedürftigkeit eintreten könnte. 


Die Vorſorge beginnt bei der Erforſchung des Wertes des Blutes. Von der Ge⸗ 
meinſamkeit des Blutes einer Familie ausgehend find allein die Maßnahmen zu 
verſtehen, die heute in der Säuglingsfürſorge, der Familienfürſorge, der Jugend. 
fürſorge, der Geſundheitsfürſorge uſw. unternommen werden. Die Anlösbarkeit 
der Blutsbande der gleichen Familie (Sippe) bedingt auch ihren gemeinſamen 
Kampf um ihre Lebensrechte, bedingt das gemeinſame Ertragen nicht nur der guten, 
ſondern auch der ſchweren Tage. Aus ihnen heraus find die Maßnahmen zu ver- 
ſteben, die dem Gebiet der Säuglingsfürſorge, der Krippen, Kindergärten, Kinder⸗ 
horte, der Ausgeſtaltung von Jugendheimen, der Erholungsfürſorge uſw. zugewandt 
wurden, und in ihnen allen prägt ſich der Gedanke der Treue und der Gemeinſchaft 
zuerſt einmal der Familien untereinander und in dem vornehmſten Hilfswerk des 
nationalſozialiſtiſchen Deutſchlands, dem Winterhilfswerk des Deutſchen Volkes, 
auch die Gemeinſchaft ſämtlicher Volksgenoſſen des gleichen Volkes aus. 


Die 88 2 und 5 der Deutſchen Gemeindeordnung vom 30. Januar 1935 heben die 
Pflicht der Gemeinden hervor, das Wohl der Gemeindeeinwohner zu fördern, 
anderſeits aber geben ſie auch den Gemeindebürgern auf, ihre Kräfte dem Wohl der 
Gemeinſchaft zu widmen. In den Geſetzen kommt der Wille des nationalſozialiſtiſchen 
Staates klar zum Ausdruck, daß die Rechte und Pflichten ſich ausgleichen müſſen und 
das eine ohne das andere undenkbar iſt. Bei dieſer Arbeit am Volk kommt es alſo 
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nicht darauf an, einen Einzelerfolg zu erftreben, ſondern die Geſamtlage des Volkes 
in jeder Hinſicht zu beſſern. Darum können auch alle Maßnahmen der geſamten 
Wohlfahrtspflege nicht mehr, fo wie früher, überwiegend mit den Augen des Finanz ⸗ 
mannes geſehen werden, ſondern ſie ſind in erſter Linie nach dem Satz zu ordnen: 
„Was iſt notwendig zu tun, um meinem Volk, auf die Dauer geſehen, zu helfen?“ 
Dann wird auch immer der finanzielle Erfolg ſich einſtellen, wenn rechtzeitig, d. h. 
vorſorgend, Mittel bereitgeſtellt wurden. 


Bei der Bereitſtellung der Mittel wird infolgedeſſen nach zwei großen Geſichts⸗ 
punkten grundſätzlich vorgegangen, und zwar geht es 1. um die Bereitſtellung der 
Mittel, die zur Erhaltung der Exiſtenz des Hilfsbedürftigen ſchlechthin notwendig 
ſind, und 2. um die Förderung der Hilfsbedürftigen, die insbeſondere geeignet 
erſcheint, die eigene Arbeitskraft zu erhalten oder ſie neu zu wecken und zu fördern. 
Hierbei wird wiederum größtes Augenmerk darauf gerichtet, daß die Selbſtbilſe 
angeregt und geſtärkt wird. Vornehmlich dieſem letzteren Ziel hat eine ganze Reibe 
von Maßnahmen zu dienen, auf die ſpäter noch eingegangen werden ſoll. 


Der nationalſozialiſtiſche Staat hat dieſe Geſichtspunkte in den Vordergrund ſeiner 
Wohlfahrtsarbeit zu ſtellen, weil er das koſtbarſte Gut der Gemeinſchaft, die 
Arbeitskraft des Volkes, ſtützen, erhalten und pflegen muß. Würde er dies nicht 
tun, fo würde letzten Endes ein Verſorgungsſtaat entſtehen, wie er vor der Macht⸗ 
ergreifung beſtand, und damit eine weſentliche Maſſe des Volkes auf Koſten der an- 
ſtändigen und arbeitſamen Volksgenoſſen leben. Es liegt auf der Hand, daß die 
Durchführung derartiger Grundſätze nicht bei allen Volksgenoſſen auf Verſtändnis 
ſtößt und daß weiterhin eine unendlich zähe und ſchwierige Erziehungsarbeit ge⸗ 
leiſtet werden muß, um ſowohl bei dem Betreuten als auch bei demjenigen, der durch 
ſeine Steuern die Mittel für den Betreuten ſchafft, ein volles Verſtändnis für die 
beiderſeitigen Belange herbeizuführen. Nur ein autoritärer Staat wie das Dritte 
Reich Adolf Hitlers iſt überhaupt in der Lage, dieſe Wege mit Dauererfolg zu 
beſchreiten, weil es unausbleiblich iſt, daß ein Prozentſatz verdorbener Volksgenoſſen 
mit der ganzen Schärfe des Geſetzes dann aus der Volksgemeinſchaft ausgeſchieden 
werden muß, wenn er für dieſe zum Schädling wird. Es hat ſich darum auch 
der Begriff des „Aſozialen“ in einer viel größeren Klarheit herauskriſtalliſiert als 
vor der Machtübernahme; in logiſcher Fortſetzung der Bemühungen um ein geſundes 
und arbeitskräftiges Volk kann mit Recht erwartet werden, daß in abſehbarer Zeit 
ein Bewahrungsgeſetz erlaſſen wird, welches dann den geſunden und wertvollen 
Volksteil davor ſchützt, durch Schädlinge am Volksganzen bedrückt zu werden. 


Die vorſorgeriſchen Maßnahmen können alſo nicht mehr auf rein wirtſchaftlichem 
Gebiet getroffen werden, ſondern fie haben ſich auf alle Fragen erzieheriſcher, fitt- 
licher und geſundheitlicher Belange zu erſtrecken und müſſen von dem ernſten Willen 
getragen ſein, ſoweit noch irgendwie verwertbare Anlagen vorhanden find, dieſe auch 
zu entwickeln und gegebenenfalls neu zu gewinnen. 


Das wirkſamſte Mittel zur Feſtſtellung dieſer Bewertung und damit der Würdigkeit 
des Volksgenoſſen iſt ſelbſtverſtändlich die Arbeitsbeſchaffung Der Führer hat ſofort 
nach Antritt ſeiner Regierung dieſen Weg klar und eindeutig beſchritten; ohne 
dieſen Anfang wäre jede weitere Arbeit nicht nur Stückwerk geblieben, ſondern ſogar 
unmöglich geweſen. Die Arbeitsbeſchaffung wird auch in Zukunft darum eine ganz 
weſentliche Vorausſetzung für die Wohlfahrtsarbeit in den Gemeinden bleiben 
müſſen, weil nur auf dieſem Wege die Maſſe der Wohlfahrtserwerbsloſen arbeits- 
fähig erhalten und immer wieder auf ihre Einſatzfähigkeit geprüft werden kann. 


Darüber hinaus haben gerade die Gemeinden, nachdem einmal die Millionenzahl 
der Erwerbsloſen in dem Arbeitsprozeß auf den Reichsautobahnen und in einer 
Vielzahl anderer Arbeitsmöglichkeiten untergebracht iſt, noch eine ganze Reihe von 
zuſätzlichen Arbeitsmöglichkeiten, bei denen eine ernſthafte Nachprüfung des Arbeits- 
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willens und der Arbeitsfähigkeit der Einwohner der einzelnen Gemeinden vor- 
genommen werden kann. Somit iſt tatſächlich nach der Machtergreifung die Be⸗ 
feitigung des größten Teiles der Hilfsbedürftigkeit nicht auf die eigentliche Arbeit 
der Wohlfahrtsbehörden zurückzuführen, ſondern auf die Initiative des Führers. 


Darüber hinaus find aber nun Aufgaben verblieben, in Auswirkung des 8 19 der 
Fürſorgepflichtverordnung für die arbeitsfähigen Hilfsbedürftigen zuſätzliche und 
gemeinnützige Arbeitsgelegenheiten zu beſchaffen, bis es dieſen gelingt, ſich wieder 
in den normalen Arbeitsprozeß einzugliedern. Dieſe gemeinnützigen Arbeiten 
find bekanntgeworden unter dem Namen Notſtandsarbeiten, Arbeitsfürſorge 
und Pflichtarbeit Welche dieſer verſchiedenen Arbeitsarten in Frage kommt, richtet 
fich je nach der Struktur und den finanziellen Möglichkeiten. Das Weſentliche 
iſt, daß hiermit die Wohlfahrtspflege der öffentlichen Wohlfahrt zum über⸗ 
wiegenden Teil eine produktive und aufbauende geworden iſt und dieſer Weg auch 
in Zukunft beibehalten werden muß. Der ethiſche Wert der Arbeit iſt hierbei der 
Geſundungsfaktor, durch den Tauſende und aber Tauſende von Familien neu auf- 
gerichtet, wieder feſt zuſammengefügt und damit lebensfähig gemacht werden. Es 
verſteht ſich von ſelbſt, daß hierbei alle diejenigen Maßnahmen eine beſondere Anter⸗ 
ſtützung erfahren müſſen, die den erbbiologiſchen Grundſätzen Rechnung tragen. 
RNaſſiſch einwandfreie und erbbiologiſch wertvolle kinderreiche Familien müſſen 
infolgedeſſen der beſonderen Betreuung durch die Wohlfahrtsbehörden ſicher ſein, 
während anderſeits die Koſten für unheilbar Kranke (Idioten, Irre uſw.) auf das 
Mindeſtmaß gedroſſelt werden müſſen. Der nationalſozialiſtiſche Staat hat mit 
dem Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 hierfür die 
Richtlinien gegeben, nach denen gehandelt werden muß. Während die Syſtemregie⸗ 
rungen den Begriff der Pflichtarbeit als Strafarbeit für Aſoziale herausſtellten, 
fieht der nationalſozialiſtiſche Staat in der Pflichtarbeit nicht eine Strafe, ſondern 
ein Recht des würdigen Volksgenoſſen, an dem Aufbau des Staates teilnehmen zu 
dürfen. Darum iſt in unſerem Staat Pflichtarbeit nicht eine Strafe, ſondern eine 
Wiederherſtellung der Vollwertigkeit als arbeitender Menſch. 


Der Kreis der heute in der Wohlfahrtspflege betreuten Hilfsbedürftigen ſetzt ſich aus 
den verſchiedenſten Perſonengruppen zuſammen, die, den beſonderen Verhältniſſen 
entſprechend, auch einer verſchiedenartigen Betreuung bedürfen. In der Wohlfahrts- 
pflege werden außer den früher in der allgemeinen Armenpflege betreuten Hilfs- 
bedürftigen auch die Rentenempfänger der Invaliden und Angeſtelltenverſicherung, 
ſoweit die Fürſorge nicht den Verſicherungsträgern in vollem Amfange obliegt, die 
Kleinrentner und die ihnen Gleichgeſtellten ſowie Kleinrentnerhilfeempfänger, die 
Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen, hilfsbedürſtige Jugendliche und die 
unter die Wochenfürſorge fallenden Volksgenoſſen betreut. 


Es iſt einleuchtend, daß zur Behandlung dieſer verſchiedenen Arten von Hilfs- 
bedürftigkeitsfällen nicht nur beſonders gut geſchulte Beamte herangezogen werden 
ſollen, ſondern dieſe vor allem über reiche Lebenserfahrung und wirklich menſch⸗ 
liches Verſtändnis verfügen müſſen. Darum muß der Ausbildung und Schulung 
dieſer Beamten und Sachbearbeiter ein nie erlahmendes Augenmerk zugewandt 
werden. Gerade in den Wohlſahrtsämtern wird ein ausgezeichneter Stimmungs- 
meſſer für die Nöte und Sorgen des Volkes auch in Zukunſt liegen, weil ſich hier die⸗ 
jenigen ſammeln, die irgendwie im Leben eines Rates oder einer Anterſtützung 
bedürfen. And hier werden darum auch die beſten und zuverläſſigſten Menſchen des 
Volkes eingeſetzt werden müſſen, um ſowohl nach der einen als auch nach der anderen 
Seite jederzeit die richtigen Entſcheidungen treffen zu können. Es wäre völlig verfehlt, 
zu glauben, daß dieſe Entſcheidungen lediglich von den materiellen Anterſtützungen 
abhängen; ein guter Rat, einige paſſende Worte am rechten Ort, ein menſchliches 
Eingehen auf die Not des anderen wird oftmals unwägbar größere Erfolge haben 
als eine materielle Hilfe. Menſchen, die infolge ihrer eigenen mißlichen Lebenslage 
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beſonders kritiſch veranlagt find, werden aus der Art ihrer Behandlung, der Hilfs⸗ 
bereitſchaft oder eventuell Nervofität des Sachbearbeiters auf den Staat Rückſchlüſſe 
ziehen; es muß deshalb immer wieder mit beſonderer Eindringlichkeit den auf den 
Wohlfahrts. und Gemeindeämtern tätigen Beamten die Verantwortlichkeit ihres 
Tuns gegenüber dem hilfsbedürftigen Volksgenoſſen vor Augen geſtellt werden. Die 
moraliſche, geiſtige, menſchliche und materielle Betreuung des Hilfsbedürftigen iſt eine 
der weſentlichen Vorausſetzungen für die Stetigkeit der Stimmung des Volkes. 


Anderſeits kann nur durch eine fo eingehende Art der Betreuung allmählich eine Aus⸗ 
ſiebung derjenigen Volksgenoſſen erfolgen, die böſen Willens ſind und darum auch 
aus der Volksgemeinſchaft entfernt oder durch beſondere Erziehungsmaßnahmen 
wieder zu brauchbaren Menſchen erzogen werden müſſen. Daß bei der Beurteilung 
diefer Volksgenoſſen das letzte Arteil mit äußerſter Vorſicht gefällt werden muß, ift 
ſelbſtverſtändlich. Es hat ſich bei der Behandlung dieſer Volksgenoſſen, z. B. in 
Berlin, gezeigt, daß durch eine halb. oder einjährige gemeinſame Erziehungszeit auf 
ſtädtiſchen Gütern es ſehr wohl möglich war, auch aus Volksgenoſſen. die big dahin 
als durchaus aſozial bezeichnet wurden, wieder brauchbare Menſchen zu machen. 
Geduld und Nachſicht einerſeits, klarer Wille und Strenge anderſeits haben bier 
den Erfolg gezeitigt. Beſondere Rückſicht iſt bei dieſen Maßnahmen immer auf die 
Familienangehörigen zu legen, die möglichſt nicht unter der aſozialen Einſtellung 
des fraglichen Familienteils leiden ſollen. Es ergeben ſich ſehr häufig Fälle, die 
mit ganz befonderer Vorſicht und Menſchlichkeit behandelt werden müſſen. Ich 
verweiſe in dieſem Zuſammenhang auch auf das Geſetz gegen die gefährlichen Ge⸗ 
wohnheitsverbrecher vom 24. November 1933, das ſogenannte Verwahrungsgeſetz, 
das zum Schutze der am Aufbau mitarbeitenden Volksgenoſſen erlaſſen worden iſt 
und das die nicht zu beſſernden Gewohnheitsverbrecher in Heil- und Pflegeanſtalten, 
in Arbeitshäuſern und in Sicherungsverwahrung nach Verbüßung der Strafe 
verſchließt. 

Das Geſetz für nicht verbrecheriſch veranlagte Aſoziale, insbeſondere verwahr- 
loſte oder der Geſahr der Verwahrloſung ausgeſetzte Elemente, wird in Verbindung 
mit dem Wandererfürſorgegeſetz den Kreis der in dieſer Hinſicht erforderlichen Geſetze 
beſchließen. 


Die Betreuung eines Volksgenoſſen kann auch, ſofern er Familienangehöriger ift, 
niemals von ihm allein und geſondert ausgehen, ſondern muß zum Gegenſtand der 
Nachprüfung die ganze Familie haben. Die Entwicklung ſowohl in der geſamten 
Wohlfahrtspflege als auch die Grundanſchauung des nationalſozialiſtiſchen Staates, 
daß die Familie die kleinſte Zelle des Staates iſt, bedingt, daß auch in der Wohl⸗ 
fahrtspflege die Familie der Ausgangspunkt für alle betreueriſchen Maßnahmen 
bleiben muß. Die Familienfürſorge muß demnach der Ausgangspunkt für alle Maß- 
nahmen und auch der Endpunkt ſein. Die Jugendfürſorge, die Geſundheitsfürſorge 
und die verſchiedenen anderen Arten von fürſorgeriſchen Maßnahmen können, von 
der Familie aus geſehen, nicht als ſelbſtändige Gebilde neben der Familien- 
fürſorge entwickelt werden, ſondern müſſen, weil die Familie die letzte Einheit des 
Volkes und damit des Staates bildet, in der Familienfürſorge enthalten bleiben. 
Daß hierbei der Arzt, der Juriſt, der Pſychiater unentbehrliche Mitarbeiter ſind, 
verſteht ſich von ſelbſt. Aber ebenſowenig wie eine Familie nur von den rechtlichen 
Vorausſetzungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs oder nur von den inſtinktgemäßen 
Gefühlen beurteilt werden ſoll, darf ſie auch nicht nur von den rein mediziniſchen 
Geſichtspunkten aus ihre Geſamtbeurteilung erfahren. Ebenſowenig wie das Krank⸗ 
heitsbild eines Kindes ohne gleichzeitige Kenntnis der übrigen geſundheitlichen Lage 
in einer Familie feſtgeſtellt werden kann, ebenſowenig darf außer acht gelaſſen werden, 
daß bei Feſtſtellung einer vererbbaren Krankheitserſcheinung dieſe nicht nur bei dem 
Elternteil, ſondern ſelbſtverſtändlich auch bei den Nachkommen durch die Jugendfür⸗ 
forge in Zuſammenarbeit mit der Geſundheitsfürſorge bekämpft werden muß. Aus⸗ 
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gangspunkt wird immer die Geſamtlage der Familie in erbbiologiſcher, moraliſcher, 
wirtſchaftlicher und ſozialer Hinſicht ſein. Selbſtverſtändlich kann ſich auch eine 
nationalſozialiſtiſche Fürſorge nicht etwa mit dem Abſchluß einer Krankheit oder der 
erſten Beſeitigung eines Notſtandes begnügen, ſondern fie muß immer wieder von 
Zeit zu Zeit in nachfaſſender Fürſorge vorſorgeriſch weitere Rückfälle in die alten 
Notſtände verhindern. 


Nur ein Beiſpiel: Der Erfolg einer Erholungsverſchickung von Kindern iſt zumindeſt 
problematiſch, wenn das Kind aus einer geſundheitsſchädlichen elterlichen Wohnung 
heraus verſchickt wird und nach feiner Verſchickung in die gleichen geſundheitsſchäͤd⸗ 
lichen Verhältniſſe des Elternhauſes zurückkehren muß. In dieſem Falle iſt es 
richtiger, wenn mit allen Mitteln verſucht wird, zuerſt die Geſamtlage der Familie 
zu beſſern und dann erſt zur Behebung der entſtandenen Schäden weitere Maßnahmen 
zu treffen, die eine Wiederholung der früheren Schäden verhindern. 


Dieſe Ausführungen zeigen die zwingende Notwendigkeit der einheitlichen Zufammen- 
faſſung der Wohlfahrtspflege ſowohl für den Jugendlichen als auch für den 
Erwachſenen. 


Die Betreuung des Menſchen in der Wohlfahrtspflege beginnt bereits bei der 
Mutter, und ſie ſetzt ſich fort beim Säugling, über die Wochenfürſorge und über die 
Krabbelkrippe, den Kindergarten und den Kinderhort, ſie ſorgt für Jugendheime, für 
Leſeſtuben, Abungsſtätten für Sport und Leibesübungen jeder Art, hilft bei den 
Maßnahmen für das Landjahr und ſetzt ihre Arbeiten fort in den Lehrlingsheimen, 
bei den unterſtützenden Maßnahmen in der Berufsausbildung, bei der Familien- 
bildung, der Familienſtützung und endet ſchließlich in der nie erlahmenden Sorge für 
die Rentner verſchiedenſter Art bis zu deren Tod. 


Es wird eine beſondere Aufgabe ſein, den Begriff der Familienfürſorge nach dem Be⸗ 
griff der Familiengemeinſchaft umzuformen und die Familie nicht nur in Zeiten des 
Glücks, ſondern auch in Zeiten der Not zu einer unzerreißbaren Einheit zuſammen⸗ 
zuſchmelzen. Wenn auch nach dem Geſetz, abgeſehen vom Ehegatten, Verwandte in 
aufſteigender oder abſteigender Linie unterhaltspflichtig oder für Fürſorgeleiſtungen 
erſatzpflichtig find, ſo muß das Ziel einer weiteren Arbeit bleiben, auch zu erreichen, 
daß nicht nur die geſetzlich Anterhaltspflichtigen, alſo Kinder oder Eltern, in einer 
Notlage helfend eingreifen, ſondern auch die Bluts verwandten der gleichen Linie, alſo 
Geſchwiſter untereinander. Es muß unmöglich ſein, daß eine Schweſter in bitterem 
Elend lebt und von der öffentlichen Wohlfahrtspflege unterſtützt werden muß, 
während der Bruder nicht nur über ein ausreichendes Einkommen verfügt, ſondern 
ſehr wohl in der Lage wäre, feine Schweſter zu unterſtützen, ohne hierzu erſt geſetz ⸗ 
lich angehalten werden zu müſſen. Das Familienunterſtützungsgeſetz und das Erb⸗ 
hofgeſetz haben in dieſer Richtung bereits die erſten Vorausſetzungen geſchaffen. 


Zuſammenfaſſend muß noch einmal unterſtrichen werden, daß mit der fortichreitenden 
Konſolidierung des wirtſchaftlichen und moraliſchen Lebens in Deutſchland nicht ſo 
ſehr die Bekämpfung der äußeren Erſcheinungen der Hilfsbedürftigkeit Ziel der öffent⸗ 
lichen Wohlfahrt ſein darf, ſondern im weſentlichen vorſorgeriſche Maßnahmen Platz 
greifen müſſen, die rechtzeitig ein Abgleiten in den Zuſtand der Hilfsbedürftigkeit ver- 
hindern. Die geſetzlichen Möglichkeiten hierzu ſind bis jetzt noch beſchränkt und werden 
einmal ausgehen müſſen von der Gemeinſchaft der erbgeſunden, wertvollen Familien- 
gemeinſchaft; fie werden das geſamte Leben der Familie in jeder Hinſicht überwachen 
müſſen, um rechtzeitig da vorbeugend einzugreifen, wo ein Gefahrenmoment erſcheint, 
und ſie werden darum den Menſchen als das wertvollſte Vermögen eines Volkes zum 
Gegenſtand ſeiner Sorge haben. Der 8 3 der Reichsgrundſätze ſollte nicht mehr von 
einem vorbeugenden Eingreifen bei drohender Hilfsbedürftigkeit in einer Kann ⸗Vor⸗ 
ſchrift, ſondern in einer Muß⸗Vorſchrift ſprechen. 
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Seit der Machtergreifung find zwar zahlreiche Einzelvorſchriften des alten Nechts 
geändert und neue Ergänzungsbeſtimmungen getroffen worden, die den national- 
ſozialiſtiſchen Grundfätzen Nechnung tragen. Sie find im Nahmen der Darſtellung 
des gegenwärtigen Standes des Fürſorgeweſens berückſichtigt. Für die Zukunft bleibt 
dennoch eine Geſamtreform des Fürſorgerechts aus nationalſozialiſtiſchem Geiſte zu 
fordern. Sie wird auf einigen beſonders wichtigen Teilgebieten bereits vorbereitet, 
auf denen eine geſetzgeberiſche Neuordnung beſonders dringend geboten iſt. Dies 
gilt vor allem von dem großen Gebiet der Arbeitsloſenhilfe, auf dem nach Aber⸗ 
windung der großen Arbeitsloſigkeit eine Vereinheitlichung unter Aufhebung der 
Dreiteilung der Arbeitsloſen in Empfänger von Arbeitslojen-, Kriſen⸗ und Wohl⸗ 
fahrtsunterſtützung angeſtrebt wird. 


Sodann ſchweben Vorarbeiten für eine geſetzliche Ordnung der Wandererfürſorge im 
ganzen Reichsgebiet und im engen Zuſammenhang damit für das Bewahrungsweſen, 
um die Lücken und Mängel des geltenden Rechts bei der Bewahrung Aſozialer zu 
beſeitigen (vgl. Spiewok, Vorſchläge zum Bewahrungsgeſetz, Der Gemeindetag, 
1936, S. 839). 

Die neuen geſetzlichen Grundlagen für eine nationalſozialiſtiſche Wohlfahrtspflege 
können nicht an den Anfang einer Entwicklung geſtellt werden, ſondern müſſen der 
Schlußpunkt unter eine organiſche Entwicklung ſein, wie ſie ſich heute in Deutſchland 
auf allen Gebieten der Wohlfahrtspflege angebahnt und zum Teil ſchon durch⸗ 
geſetzt hat. a 

Die „Nationalſozialiſtiſche Volkswohlfahrt“ (NS V.) iſt unbelaſtet durch alte Geſetze 
und Beſtimmungen als Pionier neuer Grundgedanken im Vorſorgerecht voran- 
gegangen. Dieſe größte „nicht befohlene“, ſondern aus dem freien Willen der Volks⸗ 
gemeinſchaft genährte Organiſation iſt der ſchönſte und gewaltigſte Ausdruck des 
Willens zur Hilfsbereitſchaft und Volksgemeinſchaft unſerer Nation. In ihr haben 
der Führer und der RNeichsminiſter Dr. Goebbels wiederholt die Gedanken feſtgelegt, 
nach denen in einem nationalſozialiſtiſchen Staat die „Wohlfahrt des Volkes“ ge⸗ 
pflegt werden ſoll. Dieſe Gedanken auszuwerten und in die Tat umzuſetzen, iſt nicht 
nur eine auf viele Jahre hinaus dauernde, ſondern auch ſchönſte und edelſte Aufgabe 
für alle die Volksgenoſſen, die den zwar ſchweren, aber auch unendlich ſegensreichen 
und den Dank in ſich tragenden „Beruf“ des Wohlfahrtspflegers ausüben. Die 
Millionen der ehrenamtlichen Helfer der NSW. und der von ihr getragenen Hilis- 
werke „Winterhilfswerk“, „Hilſswerk für Mutter und Kind“, „Ernährungshilfswerk 
des deutſchen Volkes“ ſowie der Staats- und Gemeindebeamten, die auf dem gleichen 
Gebiet nicht nur ihr Können, ſondern auch ihr Herz an dieſe Aufgabe ſetzen, werden 
einmal für ſich den Ruhm haben, auch den letzten hilfsbedürftigen Menſchen zum 
Bejaher des deutſchen Volkes und damit ſeines Staates erzogen zu haben. 


B. Die öffentliche Wohlfahrtspflege 


I. Geſchichtliches 

Beim Ausbruch des Weltkrieges 1914/18 wurde im Deutſchen Reiche die öffentliche 
Fürſorge (damals Armenpflege) auf Grund des Reichsgeſetzes über den Anter⸗ 
ſtützungswohnſitz vom 6. 6. 1870 von Orts. und Landarmenverbänden ausgeübt. 
Während des Krieges und in der Nachkriegszeit trat eine ſtarke Zerſplitterung der 
bis dahin einheitlich geweſenen Armenfürſorge dadurch ein, daß ſich beſondere Gruppen 
von Hilfsbedürftigen herausbildeten (Kriegsbeſchädigte, Kriegshinterbliebene, Klein- 
rentner, Sozialrentner), für die eine beſondere Fürſorge geſchaffen und von den Ge⸗ 
meinden überwiegend auf Koſten des Reiches durchgeführt wurde. Als dann im Jahre 
1923 die Not des deutſchen Volkes durch die Geldentwertung auf das äußerſte 
geſtiegen war und alle öffentlichen Kaſſen leer geworden waren, entſchloß ſich das 
Reich, die geſamte Fürſorge wieder zuſammenzufaſſen und ſich gleichzeitig von den 
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nach und nach übernommenen Fürſorgelaſten frei zu machen. Auf Grund des Er⸗ 
mächtigungsgeſetzes vom 8. 12. 1923 erließ die Reichsregierung nach Anhörung eines 
Ausſchuſſes des Reichstages und Reichsrates am 13. 2. 1924 die Verordnung über die 
Türſorgepflicht und in Ergänzung dazu am 4. 12. 1924 die Reichsgrundſätze über Vor⸗ 
ausſetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürſorge. Durch dieſe geſetzlichen Beſtim⸗ 


mungen wurde die Fürſorge für alle Hilfsbedürftigen wieder vereinigt und gemein- 
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ſamen Fürſorgeträgern übertragen. Bei der Machtübernahme fand die national⸗ 
ſozialiſtiſche Regierung dieſes Fürſorgerecht vor. Sie hat zu ihm ſeitdem durch 
die Verordnung über die Fürſorgepflicht für Deutſche aus dem Ausland vom 
13. 3. 1934, 
das Geſetz über die Koſten des Anſtaltsaufenthalts von Geiſteskranken vom 
29. 4. 1935, 
das Geſetz über die Entlaſtung der Fürſorgeverbände an der Grenze vom 14. 3. 1936 


ſowie durch die Verordnungen vom 10. 2. und 21. 12. 1934 nur einige Anderungen 
und Ergänzungen an dieſem Recht vorgenommen, eine Neuregelung des Fürſorge⸗ 
rechts vorläufig aber noch nicht durchgeführt. 


Aufgabe der Fürſorgeträger iſt es nun, das beſtehende Recht im nationalſozialiſtiſchen 
Geiſte anzuwenden und es mit nationalſozialiſtiſchem Geiſte zu erfüllen. Die aus der 
liberaliſtiſchen Zeit ſtammenden Vorſchriften kennen zwar keinen Anterſchied zwiſchen 
wertvollen und weniger wertvollen Hilfsbedürftigen oder zwiſchen deutſchblütigen 
und fremdraſſigen Menſchen; trotzdem brauchen auch jetzt ſchon nicht — wie es vor der 
Machtübernahme auf Grund derſelben Geſetze jo häufig geſchah — für wertloſe Volks. 
genoſſen (Arbeitsſcheue, Geiſteskranke) große Mittel aufgewendet zu werden, die den 
hilfsbedürftigen wertvollen Volksgenoſſen entzogen werden müßten. Die öffentliche 
Fürſorge kann ſchon mit den beſtehenden Geſetzen brauchbare Volksgenoſſen zu 
leiſtungsfähigen Gliedern der Volksgemeinſchaft machen und braucht Schädlingen der 
Volksgemeinſchaft von den Gemeinſchaftsmitteln nur das zum Leben Anerläßliche 
zukommen zu laſſen. Der nationalſozialiſtiſche Grundſatz, daß nur derjenige, der ſeine 
Pflichten der Volksgemeinſchaft gegenüber erfüllt hat, im Falle unverſchuldeter Not 
Anſprüche an die Volksgemeinſchaft zu ſtellen berechtigt iſt, läßt ſich auch mit Hilfe 
der beſtehenden Geſetze von den Fürſorgeträgern durchaus durchführen. 


Die Reichsregierung hat mit dem Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 
14. 7. 1933 und mit dem Geſetz gegen gefährliche Gewohnheits verbrecher und über 
Maßregeln der Sicherung und Beſſerung vom 24. 11. 1933 einerſeits ſowie mit den 
Beſtimmungen über Gewährung von Eheſtandsdarlehen und über Zahlung von ein⸗ 
maligen und laufenden Kinderbeihilfen an Kinderreiche den Weg gezeigt, der auch bei 
der Durchführung der Fürſorge innezuhalten iſt. 


II. Allgemeines 

1. Während die Sozialpolitik den Notſtänden der Geſamtheit der Bevölke⸗ 

rung oder von beſtimmten Gruppen dieſer Geſamtheit vorbeugen will, heißt ſo ziale 

Fürſorge üben, der Not der einzelnen Perſönlichkeit vorbeugen, nachgehen und 

abhelfen. 

2. Das die ſoziale Fürſorge regelnde Recht gehört zum öffentlichen Recht. 

3. Soziale Fürſorge wird unterſchieden 

a) nach der Art der Fürſorgeträger: öffentliche (amtliche) und freie Fürſorge 
(nationalſozialiſtiſche Volkswohlfahrt, kirchliche Wohlfahrt, Rotes Kreuz), 

b) nach der Art der betreuten Perſonen: Wochen-, Jugend., Kleinrentner., 
Sozialrentner., Kriegsbeſchädigten., Kriegshinterbliebenen- und allgemeine 
Fürſorge, 

c) nach der Art des Notſtandes: erzieheriſche, geſundheitliche und wirtſchaftliche 


Fürſorge, 
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d) nach der Art der Mittel: offene (außerhalb von Anſtalten), halboffene und 
geſchloſſene (Anftalts-) Fürſorge, 

e) nach dem Zeitpunkt des Eingreiſens: vorbeugende und heilende (ab- 
helfende) Fürſorge, 

f) nach der Wirkung des Eingreifens: aufbauende und erhaltende 
Fürſorge. 


4. Die Arſachen der Hilfsbedürftigkeit können perſönliche oder ſach⸗ 
liche, unverſchuldete oder verſchuldete ſein. Als perſönliche Arſachen kommen in 
Betracht: jugendliches oder hohes Alter, Krankheit, Gebrechen, Verlagen des Er- 
nährers, hohe Kinderzahl, Anwirtſchaftlichkeit, Liederlichkeit, Müßiggang, Trunk⸗ 
ſucht. Es handelt fi hierbei teils um unverſchuldete, teils um ſelbſtverſchuldete Hilfs- 
bedürftigkeit. Sachliche Arſachen (meiſtens unverſchuldete Hilfsbedürftigkeit) liegen 
vor bei wirtſchaftlichen Störungen (Konkurs, finanzieller Zuſammenbruch, Krieg), 
bei Bevorzugung wohlfeiler Arbeitskräfte (Frauen, Jugendliche, Ausländer), bei 
Einfübrung neuer Vetriebsarten (Maſchinen ſtatt Handbetrieb, Ausſchaltung bei 
Heimarbeit), bei Anglücksfällen (Feuersbrunſt, Waſſersnot, Hagelſchlag) uſw. 


5. Die Ausſtellung von Beſcheinigungen über das Zablungsunver- 
mögen einer Perſon fällt nicht unter die ſoziale Fürſorge, z. B. die Ausſtellung von 
Armutszeugniſſen zur Erlangung des Armenrechts bei Führung von Prozeſſen. Hier 
wird nur beſtätigt, daß jemand nicht in der Lage iſt, Prozeßkoſten zu bezahlen, es 
wird ihm aber nichts zur Beſchaffung ſeines notwendigen Lebensbedarfs gewährt. 
Das gleiche gilt für die Ausſtellung von Beſcheinigungen zur Erlangung von Fahr⸗ 
preisermäßigungen, freien Kuren, von Steuerermäßigungen uſw. 


6. Bevor jemand öfſentliche Mittel für ſich in Anſpruch nehmen darf, muß er alle 
ihm zu Gebote ſtehenden Möglichkeiten, ſich ſelbſt zu helfen, erſchöpft haben. Er muß 
zur Beſchaffung ſeines Lebensbedarfs ſein Vermögen, ſeine Arbeitskraft und ſein 
Einkommen eingeſetzt und Anſprüche, die ihm gegen Dritte zuſtehen, ausgenutzt 
haben. Erſt wenn er auf keine Weiſe mehr ſich ſelbſt zu helfen vermag, kann ibm die 
Volksgemeinſchaft zu Hilfe kommen. Die öffentliche Fürſorge iſt ſtets das letzte idm 
zu Gebote ſtehende Hilfsmittel; fie iſt ſubſidiär, alle anderen Möglichkeiten 
gehen ihr voran. 
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III. Die Derordnung Über die Fürſorgepflicht vom 13. 2.1924 (FD) 
a) Träger der Fürſorge 

1. Die Durchführung der geſamten öffentlichen Fürſorge für Kriegsbeſchädigte, 
Kriegshinterbliebene, Rentenempfänger, Kleinrentner, Minderjährige, Wöchne⸗ 
rinnen und ſonſtige Hilfsbedürftige ift den Bezirks. und Landesfürſorgeverbänden 
übertragen. Bezirksfürſorgeverbände find in der Regel die unteren Gemeindever- 
bände (Stadt. und Landkreiſe, Bezirksämter, Oberämter uſw.), während als Landes. 
fürſorgeverbände die größeren Gemeindeverbände (Provinzen, Kreiſe, Landes- 
hauptmannſchaften) oder auch Länder beſtimmt ſind. 


2. Den Landesfürſorgeverbänden iſt in der Regel die koſtſpielige Anterbringung 
von Hilfsbedürftigen, die dauernder Anſtaltspflege bedürfen, ſowie die endgültige 
Fürſorge für Hilfsbedürſtige, für die ein Bezirksfürſorgeverband nicht endgültig 
verpflichtet iſt, übertragen — während die geſamte offene Fürſorge ſowie die Un- 
ſtaltsfürſorge bei vorübergehendem Anſtaltsaufenthalt den Bezirksfürſorgeverbänden 
obliegt. In Bayern, Württemberg und Baden iſt die offene Fürſorge auf Bezirks- 
und Ortsfürſorgeverbände verteilt. Ortsfürſorgeverbände find die einzelnen Ge⸗ 
meinden, denen die allgemeine Fürſorge Übertragen iſt, während die unteren 
Gemeindeverbände (Bezirksämter, Oberämter) die gehobene Fürſorge durchzu ; 


führen haben. 
De ] Betrag 
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3. Die Fürſorgeverbände find Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 


Die öffentliche Fürſorge iſt ihnen als Selbſtverwaltungsangelegenheit übertragen. 


Sie haben die erforderlichen Mittel, ſoweit ihnen nicht der Ertrag der Grundſtücks⸗ 


entſchuldungſteuer zur Verfügung geſtellt iſt, aus eigenen Einkünften, durch Amlage 


. auf die Glieder des Verbandes und nötigenfalls durch Erhebung von Gebühren, Bei⸗ 


trägen und Steuern aufzubringen. In Preußen haben kreisangehörige Gemeinden 


30 v. H. des in ihnen entſtehenden ſachlichen Aufwandes des Bezirksfürſorgever⸗ 
bandes, dem fie angehören, zu tragen. 


4. Zur Bearbeitung und Erledigung der Fürſorgeangelegenheiten haben die Für⸗ 
ſorgeverbände durchweg beſondere Dienſtſtellen (Wohlfahrtsämter) eingerichtet, die 
mit Berufsbeamten, Angeſtellten und dem notwendigen Fürſorgeperſonal (geſchulte 
Fürſorgerinnen, Fürſorger, Prüfer) beſetzt find. Dem letzteren, das häufig in einer 
beſonderen Abteilung (der Familienfürſorge) zuſammengeſchloſſen iſt, fallen die zur 


* 
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Erledigung der Anterſtützungsanträge notwendigen Ermittlungen zu, während die 
Auswertung der Ermittlungen durch das Verwaltungsperſonal zu erfolgen hat. Vei 


der Prüfung der Verhältniſſe der Hilfsbedürftigen werden auch Wohlfahrts⸗ 
N kommiſſionen, die aus ehrenamtlich tätigen Einwohnern beſtehen, mit herangezogen. 
5. Die Bezirksfürſorgeverbände können einzelne ihrer Aufgaben den ihnen ange⸗ 
hörigen Gemeinden oder Gemeindeverbänden und unter ihrer Verantwortung auch 
Verbänden oder Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege übertragen, mit der ein 


er” 


möglichſt enges Zuſammenarbeiten erfolgen ſoll. 


b) Anterſtützungs verfahren 


1. Jeder Hilfsbedürftige muß vorläufig von dem Bezirksfürſorgeverband unter- 
ſtützt werden, in deſſen Bezirk er ſich befindet. Dieſer Fürſorgeverband hat auch dann 
einzugreifen, wenn ein Anterſtützungsantrag nicht geſtellt wurde, ihm aber die Not- 


— 


wendigkeit der Anterſtützung auf irgendeine Weiſe bekannt geworden iſt. 
2. Die Entſcheidung über einen geſtellten Anterſtützungsantrag erfolgt durch den 


Leiter des Fürſorgeverbandes oder durch einen von ihm beauftragten Vertreter. 


Sie kann natürlich erſt ergehen, nachdem über die Notwendigkeit einer Anterſtützung 
die erforderliche Klarheit geſchaffen und ſeſtgeſtellt worden iſt, daß eine andere Hilfs- 


möglichkeit für den Bedürftigen nicht beſteht. 

Wird einem Anterſtützungsantrage nicht entſprochen, ſo kann der Hilfeſuchende gegen 
die Ablehnung, ſoweit es ſich darum handelt, ob, in welcher Höhe und in welcher 
Weiſe Fürſorge zu gewähren iſt, binnen zwei Wochen Einſpruch erheben. 


3. Die Entſcheidung über den Einſpruch fteht dem Leiter des Fürſorgeverbandes 
oder ſeinem Beauftragten zu. Soll ihm nicht entſprochen werden, ſo iſt vor der Ent⸗ 
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ſcheidung ein bei jedem Fürſorgeverband beſtehender Beirat dazu zu hören. 


Dem Beirat haben Perſonen aus dem Kreiſe der Hilfsbedürftigen oder Vertreter 


von Hilfsbedürftigen und Vertreter von Vereinen, die Hilfsbedürftige betreuen 


(freie Wohlfahrt), anzugehören. Er ift außer vor der Entſcheidung über Einſprüche 


auch bei der Aufſtellung von Richtlinien und Richtſätzen zu hören. 


Ein ablehnender Einſpruchsbeſcheid muß die Ablehnungsgründe und eine Belehrung 
über das gegen ihn zuläſſige Rechtsmittel enthalten. 


4. Gegen dieſen Beſcheid ſteht dem Fürſorgeſuchenden binnen zwei Wochen die 
Beſchwerde zu. Sie iſt beim Fürſorgeverband einzureichen. Aber die Beſchwerde 
Nentſcheidet die Aufſichtsbehörde des Fürſorgeverbandes (in Preußen der Regierungs- 
präſident, in Berlin der Stadtpräſident) endgültig. 


5. Wie bei allen Verwaltungsmaßnahmen kann auch ein Hilfeſuchender in allen 


f Stadien des Verfahrens ſich beſchwerdeführend an die Aufſichts behörde des 
Fürſorgeverbandes wenden. Dieſe wird allerdings in der Regel nur eingreifen, 
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wenn es ſich um offenſichtliche Verſtöße gegen beſtehende Vorſchriften handelt, die im 
geſetzlichen Rechtszuge (Ziffer 2 bis 4) nicht beſeitigt werden können. 


Im ordentlichen NRechtswege kann dagegen die Gewährung von Anterſtützung von 
einem Hilfsbedürftigen nicht beanſprucht werden. 


c) Aufgaben der Wohlfahrtspflege 
1. Die Vorausſetzungen, unter denen die öffentliche Fürſorge in Anſpruch genommen 
werden kann, die Art, in der einem Hilfsbedürftigen geholfen werden ſoll, und der 
Umfang der zu gewährenden Fürſorge find in den Reichsgrundſätzen über Voraus⸗ 
ſetzung, Art und Maß der öffentlichen Fürſorge vom 4. 12. 1924 (in der Zwiſchenzeit 
durch Verordnungen mehrfach geändert und ergänzt) beſtimmt. 


2. Die Reichsgrundſätze ſind in drei Hauptabſchnitte gegliedert, nämlich 
A. Fürſorge im allgemeinen, 
B. Beſondere Beſtimmungen für 


a) Kleinrentner, Sozialrentner und die ihnen Gleichgeſtellten, 
b) Kriegsbeſchädigte und Kriegshinterbliebene, 


C. Schlußbeſtimmungen. 


3. Der Abſchnitt A entwickelt die maßgeblichen Grundſätze, die für die öffentliche 
Fürſorge ganz allgemein zu gelten haben. Hier iſt die Grundaufgabe der öffentlichen 
Fürſorge beſtimmt. Sie hat den Hilfsbedürftigen den notwendigen Lebens 
bedarf zu gewähren und dabei die Eigenart der Notlage zu berüd- 
ſichtigen. Was im Einzelfall zu gewähren iſt, hat ſich nach der Beſonderheit 
des Falles zu richten, namentlich nach Art und Dauer der Not, nach der Perſon 
des Hilfsbedürftigen und den örtlichen Verhältniſſen. Die Fürſorge iſt indi⸗ 
viduell zu üben. Sie ſoll den Hilfsbedürftigen tunlichſt in den Stand ſetzen, ſich 
und ſeinen unterhaltsberechtigten Angehörigen den Lebensbedarf ſelbſt zu beſchaffen. 
Sie iſt ſo ausreichend zu bemeſſen, daß gründliche und dauernde Abhilfe zu 
erwarten iſt. Sie ſoll rechtzeitig einſetzen und muß der Notlage nachhaltig 
entgegenwirken und zu verhüten ſuchen, daß vorübergehende Not zu dauernder wird. 
Sie kann auch, um drohende Hilfsbedürftigkeit zu verhüten, vorbeugend ein 
greifen, beſonders um Geſundheit und Arbeitsfähigkeit zu erhalten oder bei Jugend⸗ 
lichen Störungen der körperlichen, geiſtigen oder ſittlichen Entwicklung zu verhindern. 
Die Fürſorge ſoll auch Einrichtungen für Hilfsbedürftige, beſonders ſolche zur Be⸗ 
ſchäftigung Erwerbsbeſchränkter, fördern, wenn ſie die Einzelfürſorge entlaſten, 
ſie ſoll ſparſam wirtſchaften und die öffentlichen Mittel zweckentſprechend verwenden. 
4. Hilfs bedürftig iſt nach S 5 der Reichsgrundſätze derjenige, der den not⸗ 
wendigen Lebensbedarf für ſich und ſeine unterhaltsberechtigten Angehörigen nicht 
oder nicht ausreichend aus eigenen Kräften und Mitteln beſchaffen kann und ihn 
auch nicht von anderer Seite, insbeſondere von Angehörigen erhält. 


5. Zum notwendigen Lebensbedarf gehören (8 6 der Reichsgrundſätze): 
a) der Lebensunterhalt, insbeſondere Anterkunft, Nahrung, Kleidung und Pflege, 
b) Krankenhilfe ſowie Hilfe zur Wiederherſtellung der Arbeitsfähigkeit, 

c) Hilfe für Schwangere und Wöchnerinnen, 

d) bei Minderjährigen Erziehung und Erwerbsbefähigung, 

e) bei Blinden, Taubſtummen und Krüppeln Erwerbsbefähigung. 

Nötigenfalls iſt ferner der Beſtattungsaufwand zu beſtreiten. 

6. Anterkunft wird in der Regel (ſofern es ſich nicht um Anſtaltsinſaſſen 


handelt) nicht durch Zuweiſung von Wohnräumen, ſondern meiſtens durch Gewäh⸗ 
rung von Geldmitteln zur Mietezahlung gewährt. Nur im Falle der Wohnungs- 


. 
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loſigkeit erhalten geſunde Menſchen | vorübergehend Unterkunft in Obdachein⸗ 


richtungen. 


: 7. Zur Beſchaffung der fehlenden Nahrung werden in der offenen Fürſorge Geld. 


unterſtützungen gewährt, für deren Bemeſſung den örtlichen Verhältniſſen angepaßte 
Anterſtützungsrichtſätze aufgeſtellt ſind Für Hilfsbedürftige, die nicht in der Lage 
find, ihr Eſſen ſelbſt herzuſtellen (Gebrechliche, Alte), wird in den größeren Städten 


in der Regel ein ſchmackhaftes Eſſen aus Volksküchen (Gemeindeküchen) abgegeben. 
In ländlichen Fürſorgeverbänden werden den Hilfsbedürftigen die Nahrungsmittel 
auch zum Teil als Sachleiſtungen gewährt. 


8. Die notwendige Kleidung erhalten die Hilfsbedürftigen in der Regel als 


Sachleiſtungen (zum Teil aus eigenen Kleiderkammern der Fürſorgeverbände). Es 


können aber auch zu ihrer Beſchaffung Beihilfen (Sonderunterſtützungen) gewährt 
werden. 


9. Im Falle der Erkrankung erhalten die Hilfsbedürftigen ärztliche (auch fach⸗ 
ärztliche) Behandlung, nötigenfalls in ihrer Wohnung oder auch in Kranken- 
uſw. Anſtalten, die erforderlichen Arzneien und ſonſtigen Heil. und Hilfsmittel 
(Brillen, Bandagen, Bruchbänder, Protheſen uſw.). Auch zahnärztliche Behandlung 
und Zahnerſatz iſt ihnen zu gewähren, wenn fie zur Verhütung oder Beſeitigung 


einer Erkrankung oder zur Herſtellung der Arbeitsfähigkeit notwendig ſind. Letzteres 


— Herſtellung der Arbeitsfähigkeit — muß das Hauptziel jeder ärzt⸗ 
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lichen Betreuung ſein, und zu ſeiner Erreichung iſt auch die Aufwendung größerer 
Mittel durchaus vertretbar. Wenn Anſtaltsbehandlung erforderlich iſt, ſteht ſie dem 
Hilfsbedürſtigen ebenfalls zu. Dabei kommen insbeſondere in Betracht Kranken., 
Heil⸗ und Pflege-, Blinden-, Taubſtummen⸗, Krüppelanſtalten, Siechenhäuſer, 
Hoſpitäler uſw. 


In faſt allen Provinzen des Reiches hat ſich als beſonderer Zweig der Betreuung 
von Kranken die Hauspflege und die Hauskrankenpflege entwickelt. Dieſe wird in 
weiteſtem Amfang beſonders von der NS. durchgeführt. Sie gewährt die Pflege 
des Kranken in der Wohnung und betreut nicht nur den Kranken ſelbſt, ſondern ver⸗ 
ſieht auch die durch die Erkrankung ſonſt vernachläſſigte Hausarbeit. Die erſchwerte 
Form dieſer Pflege wird durch die Hauskrankenpflege erfaßt, die es ebenfalls ermög⸗ 
licht, daß die erkrankte Perſon im Haushalt verbleibt und daß trotzdem ihre Arbeiten 
ausgeführt werden. Bei ſchwerer Erkrankung, vor allem aber bei anſteckenden 
Krankheiten, ſoll jedoch Aufnahme in ein Krankenhaus erfolgen. 


10. Wegen Schwangeren. und Wochenfürſorge ſiehe Abſchnitt Jugendwohlfahrt. 
11. Im Gegenſatz zu früher iſt es jetzt Aufgabe der öffentlichen Fürſorge, den 
minderjährigen Hilfsbedürftigen die notwendige Erziehung zuteil werden zu 
laſſen und ihnen durch Gewährung von Lernmitteln und durch Zahlung etwa erforder- 
lich werdenden Schulgeldes (Fremdenſchulgeld) den ordnungsmäßigen Beſuch einer 
öffentlichen Schule zu ermöglichen. Sie müſſen körperlich und geiſtig ſo gefördert 
werden, daß fie nach der Schulentlaſſung imſtande find, ſich durch Arbeit ihren not⸗ 
wendigen Lebensbedarf ſelbſt zu erwerben. Pflichtaufgabe der öffentlichen Fürſorge 
iſt es jedoch nicht, ſie einen beſtimmten Beruf (Handwerk) erlernen zu laſſen. 


Für die Beſchulung blinder und taubſtummer Kinder beſtehen in den Ländern noch 
beſondere Geſetze. In Preußen haben nach dem Geſetz vom 7. 8. 1911 die Provinzen 
für die Beſchulung dieſer Kinder zu ſorgen und im Fall der Bedürftigkeit die Für. 
ſorgeverbände die Koſten dafür zu tragen. 


12. Blinde, Taubſtumme und Krüppel haben ohne Rückſicht auf ihr Alter Anſpruch 
darauf, daß ſie befähigt werden, eine ihrem Leiden entſprechende Tätigkeit auszu⸗ 
üben und ſich dadurch ihren Lebensbedarf ſelbſt zu erwerben. Sie werden daher, 
ſoweit dies möglich erſcheint, in geeigneten Anſtalten hierzu ausgebildet. Auch hier. 
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für beſtehen zum Teil in den Ländern beſondere Vorſchriften, in Preußen z. B das 
Geſetz über die Krüppelfürſorge vom 6. 5. 1920, nach welchem die Landesfürſorge⸗ 
verbände für die Anterbringung und Betreuung anſtaltspflegebedürftiger Krüppel 
zu ſorgen und die Kreiſe (Bezirksfürſorgeverbände) Krüppelfürſorgeſtellen einzu- 
richten und den Krüppeln dort durch Nat und Tat die für fie nötige beſondere Für⸗ 
ſorge zu gewähren haben. 


13. Als Beſtattungsaufwand find zu gewähren ein einfacher Sarg, die 
Überführung der Leiche nach dem Friedhof und eine Grabſtelle. Die Fürſorgever⸗ 
bände haben auch für die Beſtattung aufgefundener (unbekannter) Leichen zu ſorgen; 
dagegen iſt die Beſeitigung von Leichenteilen Aufgabe der Polizei. 


14. Wie bereits unter Ziffer II 6 erwähnt, ift die öffentliche Fürſorge ſubſidiär. 
Jeder Hilfsbedürftige muß zunächſt in jeder Weiſe verſuchen, ſich ſelbſt zu helfen. 
Dazu gehört insbeſondere, daß er ſeine Arbeitskraft einſetzt, um für ſich und 
ſeine unterhaltsberechtigten Angehörigen den Lebensbedarf ſelbſt zu erwerben, und 
zwar auch dann, wenn er nicht voll arbeitsfähig iſt. Soweit möglich, ſoll ihm die 
öffentliche Fürſorge dabei behilflich fein. Lebensalter, Geſundheitszuſtand, häusliche 
Verhältniſſe, berufliche Ausbildung find dabei zu berückſichtigen. Bei Frauen iſt 
ferner darauf Rückſicht zu nehmen, ob fie Kinder zu erziehen, einen Haushalt zu 
führen oder Angehörige zu pflegen haben. | 


15. Die öffentliche Fürſorge kann die Anterſtützung Hilfsbedürftiger durch An ⸗ 
weiſung angemeſſener Arbeit gemeinnütziger Art (Arbeitsfürſorge) 
gewähren oder von der Leiſtung ſolcher Arbeit abhängig machen (Pflichtarbeit). In 
beiden Fällen ſollen insbeſondere die langfriſtig Arbeitsloſen wieder an Arbeit 
gewöhnt und ihre Arbeitsfähigkeit und Arbeitsfreudigkeit geprüft, gefördert und 
erhalten werden. In der Arbeitsfürſorge erhalten fie tarifmäßige Bezahlung auf 
Koſten des Fürſorgeverbandes. Bei der Pflichtarbeit beziehen ſie ihre Anterſtützung 
(zum Teil mit einer Ernährungszulage) weiter. Es ſoll ihnen das Gefühl genommen 
werden, daß ſie ohne jede Gegenleiſtung öffentliche Mittel in Anſpruch nehmen. 
Arbeitsfürſorge und Pflichtarbeit ſtellen nicht etwa eine Art Strafe für aſoziale 
Hilfsbedürftige dar, die Beſchäftigten erfüllen vielmehr mit ihrer Tätigkeit eine 
Ehrenpflicht als Gegenleiſtung gegenüber der Volksgemeinſchaft. 


15 a. Arbeitsfähige Perfonen, die Arbeit beharrlich ablehnen und ſich der Erfüllung 
ihrer Unterbaltspflidt gegenüber unterhaltsberechtigten Angehörigen beharrlich 
entziehen und dadurch verurſachen, daß letztere oder fie ſelbſt die öffentliche Fürſorge 
in Anſpruch nehmen müſſen, können auf Antrag des vorläufig oder endgültig ver⸗ 
pflichteten Fürſorgeverbandes in einer Arbeitsanſtalt, Erziehungsanſtalt oder 
Trinkerheilanſtalt untergebracht werden. Aber den Antrag entſcheidet in Preußen 
der Regierungspräfident (in Berlin der Polizeipräfident). Gegen deſſen Entſcheidung 
iſt als Rechtsmittel der Antrag auf mündliche Verhandlung im Verwaltungsſtreit- 
verfahren (Friſt zwei Wochen) zugelaſſen, über den das Bezirksverwaltungsgericht 
endgültig entſcheidet. 


Ein beſonderes Gebiet iſt die Bewahrung Aſozialer, über die an anderer Stelle 
noch geſprochen wird. | 


16. Auch feine eigenen Mittel hat jeder zunächſt zur Beſchaffung des not- 
wendigen Lebensbedarfs voll einzuſetzen, der die öffentliche Fürſorge in Anſpruch 
nehmen will. Er hat dazu ſein geſamtes verwertbares Vermögen (Barmittel, 
Forderungen, Anſprüche jeder Art, entbehrliche Gegenſtände und Grundſtücke) ſowie 
fein Einkommen voll einzuſetzen. Dazu gehören insbeſondere auch Bezüge in 
Geld- oder Sachleiſtungen aus gegenwärtigen oder früheren Arbeits. oder Dienſt⸗ 
verhältniſſen und aus Anterhalts- oder Nentenanſprüchen öffentlicher oder privater 
Art. Jeder, der ſolche Anſprüche oder Bezüge hat, muß ſie zunächſt zur Beſchaffung 
des Lebens bedarfs einſetzen, und nur ſoweit fie dazu nicht ausreichen, hat die Öffent- 


— . 
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liche Fürſorge ergänzend einzugreifen. Das trifft z. B. für Sozialrentner zu, die zu 
ihren Invaliden-, Anfall, Witwenrenten, Rubegeldern ſomit nur Zuſchüſſe, nicht 
aber etwa volle Anterſtützung erhalten können. Dabei ſoll die öffentliche Fürſorge 
aber möglichſt ſchonend verfahren, ſo daß die Notlage nicht erheblich verſchärft oder 
aus einer an ſich vorübergehenden nicht etwa eine dauernde wird. 


17. Zuwendungen, die einem Hilſsbedürftigen von dritter Seite (z. B. 
von früheren Arbeitgebern oder als Parteibeihilfen an alte Kämpfer oder vom 
Winterhilfswerk oder der freien Wohlfahrtspflege) ohne rechtliche oder beſondere 
fittliche Verpflichtung nur zur Ergänzung der öffentlichen Fürſorge gewährt werden, 
find bei der Prüfung der Hilfsbedürftigkeit und bei der Bemeſſung der Anterſtützung 
außer Anſatz zu laſſen, es ſei denn, daß ſie ſo groß ſind, daß Hilfsbedürftigkeit über⸗ 
haupt nicht mehr vorliegt. 

18. Wenn Hilfsbedürftige, die alt oder erwerbsunfähig ſind, ſich unter Aufwendung 
beſonderer Tatkraft noch durch Arbeit etwas verdienen, ſoll ihnen ein angemeſſener 
Teil ihres Verdienſtes belaſſen werden, um ihren Arbeitswillen nicht zu unterbinden. 


19. Von einer ausdrücklichen Verpflichtung, die Fürſorgekoſten zu erſetzen, darf die 
Fürſorge nicht abhängig gemacht werden. Sicherſtellung des ſpäteren Koſtenerſatzes 
darf nur gefordert werden, wenn Vermögen vorhanden iſt, deſſen ſofortige Ver⸗ 
wertung nicht möglich oder untunlich iſt. 


20 Die Hilfe kann in Geld, Sachleiſtung oder perſönlicher Hilfe beſtehen oder in 
offener oder geſchloſſener (Anſtalts.) Pflege gewährt werden. Anter beſtimmten 
Vorausſetzungen darf die Hilfe auch in Form des Darlehns gewährt werden. 


21. Bei arbeitsſcheuen und unwirtſchaftlichen Perſonen ſind die Vorausſetzungen 

der Hilfsbedürftigkeit auf ſtrengſte zu prüfen und Art und Maß der Fürſorge auf 

das zur Friſtung des Lebens Anerläßliche oder auf Anſtaltspflege zu beſchränken. 

Es iſt dierbei aber darauf Bedacht zu nehmen, daß die Angehörigen eines ſolchen 

Hilfsbedürftigen, mit denen er in häuslicher Gemeinſchaft lebt, von dieſer Maß- 

nahme nach Möglichkeit nicht mitbetroffen werden. 

22. Der Abſchnitt B der Reichsgrundſätze bringt im Anterabſchnitt a die beſonderen 

Beſtimmungen für Kleinrentner, Sozialrentner und die ihnen Gleichſtehenden, die 

ſämtlich in der ſogenannten gehobenen Fürſorge zu betreuen find. Als beſondere 

Vergünſtigung für dieſe Gruppe von Hilfsbedürftigen gilt, daß die Fürſorge nicht 

abhängig gemacht werden darf vom Verbrauch oder der Verwertung 

a) eines kleineren Vermögens (als ſolches gelten bei Alleinſtehenden Varbeträge 
und Anſprüche von 5000 RM, bei Eheleuten von 6000 RM), 

b) eines angemeſſenen Hausrates, 8 | 

c) von Familien- und Erbitüden, | 

d) von Gegenſtänden, die zur Befriedigung geiftiger, beſonders wiſſenſchaftlicher 
oder künſtleriſcher Bedürfniſſe dienen, 

e) eines kleinen Hausgrundſtücks, das allerdings unter Amſtänden zugunſten des 
Fürſorgeverbandes belaſtet werden kann. 


Ferner müſſen die Anterſtützungsrichtſätze (Ziffer III c 7) in der gehobenen Fürforge fo 
bemeſſen fein, daß der Hilfsbedürftige gegenüber der allgemeinen Fürſorge eine an- 
gemeſſene Mehrleiſtung erhält. 


23. Klein rentner, die Anſpruch auf die gehobene Fürſorge haben, find alte 
oder erwerbsunfähige Perſonen, die infolge eigener oder fremder Vorſorge ohne die 
eingetretene Geldentwertung nicht auf die öffentliche Fürſorge angewieſen wären. 
Der Beſitz eines beſtimmten Kapitalvermögens an einem beſtimmten Stichtage iſt 
alſo nicht Vorausſetzung. Bei Prüfung ihrer Hilfsbedürftigkeit, der Art und des 
Amfanges der Hilfe iſt einerſeits auf ihre früheren Lebensverhältniſſe, anderſeits 
aber auch auf die allgemeine Verſchlechterung der Lebenshaltung des deutſchen Volkes 


Rüdfiht zu nehmen. | 
. ] Bemmaaı 
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Als erwerbsunfähig iſt ein Kleinrentner dann anzuſehen, wenn er infolge körper 
licher oder geiſtiger Gebrechen nicht nur vorübergehend außerſtande iſt, ſich durch 
Arbeit einen weſentlichen Teil ſeines Lebensbedarfs zu beſchaffen. 


24. Wie die Kleinrentner ſind die Sozialrentner, d. h. alte oder invalide 
oder berufsunfähig gewordene Rentner der Invaliden oder Angeſtelltenverſicherung 
zu betreuen. In Betracht kommen hiernach alle diejenigen, welche eine Invaliden⸗, 
Anfall oder Witwenrente oder ein Rubegeld auf Grund der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung oder des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes oder des Reichsknappſchafts⸗ 
geſetzes beziehen, ſofern ſie invalide oder berufsunfähig geworden ſind. 


25. Schließlich können den Kleinrentnern noch alte oder erwerbsunfähig gewordene 
Perſonen gleichgeſtellt werden, die trotz wirtſchaftlicher Lebensführung auf die 
öffentliche Fürſorge angewieſen find (Gleich geſtellte). Den Landesbehörden 
iſt vorbehalten, die Gleichſtellung allgemein vorzuſchreiben. Preußen hat darauf 
allgemein die Gleichſtellung der vorbezeichneten Perſonen angeordnet. 


d) Laſtenausgleich 
1. Dem Bezirksfürſorgeverband, der einen Hilfsbedürftigen vorläufig hat 
unterſtützen müſſen (III b 1), ftebt in einer Reihe von Fällen ein anderer Fürſorge⸗ 
verband gegenüber, der zur Fürſorge endgültig verpflichtet iſt. Die Pflicht zur 
endgültigen Fürſorge iſt beſonders geregelt für 


a) Perſonen, welche einen gewöhnlichen Aufenthalt beſitzen, 

b) Perſonen, welche einen gewöhnlichen Aufenthalt nicht haben, 
c) uneheliche Kinder und Mütter, 

d) Anſtaltsinſaſſen und Pflegekinder, 

e) erkrankte Arbeitnehmer und ihre Angehörigen, 

f) aus dem Auslande kommende Hilfsbedürftige. 


2. Grundſätzlich und in erſter Linie iſt zur Fürſorge endgültig verpflichtet der 
Bezirksfürſorgeverband, in deſſen Bezirk der Hilfsbedürftige bei Eintritt der Hilrs- 
bedürftigkeit den gewöhnlichen Aufenthalt beſitzt. Den gewöhnlichen Auf- 
enthalt beſitzt jeder an dem Orte, den er nicht nur vorübergehend zum Mittelpunkt 
ſeines Lebens gemacht hat. Eine Ausnahme hiervon beſteht für Anſtaltsinſaſſen, 
Pflegekinder und Arbeitsdienſtpflichtige. 


3. Beſitzt der Hilfsbedürftige bei Eintritt der Hilfsbedürftigkeit nirgends einen 
gewöhnlichen Aufenthalt, ſo iſt für ihn der Landesfürſorgeverband endgültig 
verpflichtet, in deſſen Bezirk er ſich bei Eintritt der Hilfsbedürftigkeit befindet 
(Landeshilfs bedürftige). Läßt ſich nicht feſtſtellen, wo die Hilfsbedürftig⸗ 
keit eingetreten iſt, ſo iſt der Landesfürſorgeverband endgültig verpflichtet, in deſſen 
Bezirk ſich der Hilfsbedürftige jeweils befindet und Fürſorgeaufwendungen ver⸗ 
urſacht. 

4. Wird ein uneheliches Kind innerhalb von ſechs Monaten nach ſeiner Geburt 
hilfsbedürftig, To iſt für dasſelbe nicht der Bezirksfürſorgeverband feines gewöhn⸗ 
lichen Aufenthaltes, ſondern der Bezirksfürſorgeverband endgültig verpflichtet, in 
deſſen Bezirk ſeine Mutter im 10. Monat vor ſeiner Geburt zuletzt den gewöhnlichen 
Aufenthalt hatte (Zehnmonatsverband). Iſt ein folder nicht zu ermitteln, jo iſt der 
Landesfürſorgeverband endgültig verpflichtet, in deſſen Bereich fie ſich in dieſem 
10. Monat zuletzt tatſächlich aufgehalten hat. Iſt ein inländiſcher Aufenthalt für 
dieſen 10. Monat nicht feſtzuſtellen, fo iſt der Landesfürſorgeverband endgültig ver- 
pflichtet, in deſſen Bereich die Hilfsbedürftigkeit des Kindes eingetreten iſt. 


Dieſelbe Regelung gilt, ſoweit für die uneheliche Mutter innerhalb von 
ſechs Monaten nach ihrer Niederkunft Fürſorgeaufwendungen entſtehen, es ſei denn, 
daß dieſe offenſichtlich nicht mit der Niederkunft zuſammenhängen. 
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Der hiernach endgültig verpflichtete Fürforgeverband iſt für das uneheliche Kind 
ſolange verpflichtet, als feine Hilfsbedürftigkeit ununterbrochen fortbeſteht, für die 
uneheliche Mutter dagegen nur für Fürſorgeaufwendungen, welche innerhalb der 


erſten ſechs Monate nach ihrer Niederkunft entſtehen und durch dieſe verurſacht 
werden. 


5. Zum Schutze der Fürſorgeverbände, in deren Bereich ih Fürſor ge, Er- 
zZiehungs oder Straſanſtalten befinden, iſt im §S 9 FW beſtimmt, daß 
Durch den Eintritt oder die Einlieferung in eine ſolche Anſtalt der gewöhnliche 
Aufenthalt am Anſtaltsorte nicht begründet werden kann. Tritt bei einem Anſtalts⸗ 
inſaſſen während des Aufenthalts in der Anſtalt oder bei feiner Entlaſſung aus 
derſelben Hilfsbedürftigkeit ein, ſo iſt der Fürſorgeverband endgültig verpflichtet, 
der es unmittelbar vor dem Beginn des Anſtaltsaufenthalts geweſen wäre, wenn 
bereits zu dieſem Zeitpunkt die Hilfsbedürftigkeit begonnen hätte. Dabei iſt es 
gleichgültig, wer die Koſten der Anſtaltsunterbringung getragen hat, und bei einem 
Wechſel der Anſtalt ift für die endgültige Fürſorgepflicht der Zuſtand unmittelbar 
vor dem erſten Anſtaltseintritt maßgebend. 


6. Am die Anterbringung von Pflegekindern der Städte auf dem Lande zu er⸗ 
leichtern, gilt dieſelbe Regelung wie für die Anſtaltsinſaſſen auch für die Kinder 
unter 16 Jahren, die ſich nicht nur vorübergehend außerhalb des Elternhauſes in 
Pflege befinden. Auch ſie können am Pflegeorte den gewöhnlichen Aufenthalt nicht 
begründen. Wird für ſie öffentliche Fürſorge nötig, ſo iſt der Fürſorgeverband 
endgültig verpflichtet, der es unmittelbar vor der Inpflegegabe geweſen wäre. 


7. Eine Sonderregelung in bezug auf die endgültige Fürſorgepflicht iſt ferner im 
8 11 FW für den Fall vorgeſehen, daß jemand durch Krankheit hilfsbedürftig wird, 
der mindeſtens eine Woche lang gegen Lohn oder Gehalt in einem und demſelben 
Arbeitsverhältnis geſtanden hat. Tritt dieſe Hilfsbedürftigkeit während des Be⸗ 
ſtehens des Arbeitsverhältniſſes oder innerhalb einer Woche nach ſeiner Be⸗ 
endigung ein, ſo hat die Koſten der Kur und Verpflegung 26 Wochen lang 
der Bezirksfürſorgeverband des Arbeits ortes zu tragen. Dasſelbe gilt, wenn 
ſein Ehegatte oder feine Kinder unter 16 Jahren erkranken. Dabei iſt lediglich Vor⸗ 
* ausſetzung, daß fie nicht ſelbſt in einem Arbeitsverhältnis geſtanden und daß 
—ſie zum Haushalt des Arbeitnehmers gehört haben. Die Zeit, während der für den 
Arbeitnehmer oder ſeine genannten Familienangehörigen etwa zunächſt eine Kranken⸗ 
kaſſe die vollen Koſten trägt, wird dem Bezirksfürſorgeverband des Arbeitsortes auf 
ſeine 26wöchige Friſt angerechnet. 


Normale Schwangerſchaft, normale Entbindung, normales Wochenbett ſind keine 
Krankheiten im Sinne dieſer Beſtimmung. 


8. 8 12 FW regelt die endgültige Fürſorgepflicht für Perſonen (Deutſche und 
Ausländer), die ſich im Auslande aufgehalten haben und innerhalb eines Monats 
nach dem Betreten des Reichsgebiets hilfsbedürftig werden. Dabei wird unter- 
ſchieden, ob ſich der Hilfsbedürftige länger als ein Jahr im Auslande aufgehalten 
hat oder nicht. Im erſteren Falle iſt für ihn der Bezirksfürſorgeverband endgültig 
verpflichtet, in dem er innerhalb des letzten Jahres vor dem Verlaſſen des Reichs⸗ 
gebietes zuletzt den gewöhnlichen Aufenthalt gehabt hat. Im zweiten Falle trifft 
die endgültige Fürſorgepflicht den Landesfürſorgeverband, in deſſen Bezirk der 
Hilfsbedürftige, fein Vater oder feine Mutter geboren iſt Sind alle drei im Aus- 
lande geboren, fo iſt der Landesfürſorgeverband endgültig verpflichtet, in deſſen 
Bereich die Hilfsbedürſtigkeit eingetreten iſt. Dieſe zweite Regelung gilt auch dann, 
wenn der Hilfsbedürftige ſich zwar kein Jahr im Auslande befunden hat, ein ge- 
wöhnlicher Aufenthalt im letzten Jahre vor ſeiner Ausreiſe aber nicht zu ermitteln iſt. 


Für Familienmitglieder, die miteinander aus dem Auslande kommen, regelt ſich die 
endgültige Fürſorgepflicht nach den Verhältniſſen des älteſten Familienmitgliedes. 


— tt | Gruner | Beittag31 


18 Spiewof 


Der Reichsminiſter des Innern iſt ermächtigt, zur Entlaſtung der Grenz-Landes- und 
Bezirksfürſorgeverbände unter Amſtänden allgemein oder in Einzelfällen eine andere 
Laſtenverteilung vorzunehmen und die endgültige Fürſorgepflicht auf andere Für- 
ſorgeverbände zu übertragen. 

9. Die endgültige Fürſorgepflicht eines Fürſorgeverbandes beſteht in der Regel 
ſolange, als der Pflegefall ohne Anterbrechung andauert. Ausnahmen ſiehe Ziffer 4 
Abſatz 2 und Ziffer 7. 


10. Wenn ein Fürſorgeverband ſeine geſetzliche Fürſorgepflicht nicht erfüllt, o 


handelt er pflichtwidrig. Werden hierdurch einem anderen Fürſorgeverband Für⸗ 
ſorgekoſten verurſacht, fo hat ſich der pflichtwidrig handelnde oder gegen Treu und 
Glauben verſtoßende Fürſorgeverband der Abſchiebung ſchuldig gemacht und 
alsdann dem durch fein Verſchulden belafteten Fürſorgeverband feine Aufwen 
dungen zu erſtatten, ihm außerdem als Vergütung für die ihm verurſachte Verwal- 
tungsarbeit 25 v. H. der tatſächlichen Aufwendungen zu zahlen und ferner den Ab- 
geſchobenen wieder in die eigene Fürſorge zurückzunehmen. N 


11. Der vorläufig unterſtützende Verband kann von dem endgültig verpflichteten 
Erſatz feiner Aufwendungen, wenn ſie nicht weniger als 10 RM be- 
tragen, nicht aber Erſtattung allgemeiner Verwaltungskoſten beanſpruchen. Außer- 
dem kann er Aber nahme des Hilfsbedürftigen in die eigene Fürſorge des end- 
gültig verpflichteten Fürſorgeverbandes verlangen, wenn es ſich um dauernde Hilfs⸗ 
bedürftigkeit handelt und mit der Aberführung keine Härte für den Hilfsbedürftigen 
verknüpft iſt. Auch iſt der endgültig verpflichtete Fürſorgeverband unter den gleichen 
Vorausſetzungen berechtigt, Abergabe des Hilfsbedürftigen in ſeine eigene Fürſorge 
zu beanſpruchen. | 


12. Der vorläufig unterftügende Fürſorgeverband hat feinen Erſatzanſpruch bei dem 
endgültig verpflichteten Fürſorgeverband binnen 3 Monaten anzumelden (Aus- 
ſchlußfriſt). Erfolgt die Anmeldung ſpäter, fo kann alles das nicht mehr gefordert 
werden, was im Zeitpunkt der Anmeldung länger als 3 Monate zurückliegt. Iſt es 
nicht möglich, innerhalb dieſer Friſt den endgültig verpflichteten Verband zu er. 
mitteln, fo kann der Erſatzanſpruch durch Anmeldung bei der eigenen Aufſichtsbehörde 
gewahrt werden. 


13. Wird der Erſtattungsanſpruch von dem in Anſpruch genommenen Fürforge- 
verband nicht befriedigt, ſo kann er nur im Verwaltungsſtreit verfahren 
durchgeſetzt werden. Erſte Inſtanz in Preußen iſt das Bezirksverwaltungsgericht, in 
deſſen Bereich der beklagte Fürſorgeverband ſeinen Sitz hat. In letzter Inſtanz werden 
Fürſorgeſtreitigkeiten in der Regel vom Bundesamt für das Heimatweſen (Sitz in 
Berlin) endgültig entſchieden, in Bayern, Württemberg, Sachſen, Baden durch 
eigene höchſte Verwaltungsgerichte, wenn nur Fürſorgeverbände des betreffenden 
Landes beteiligt ſind. 


e) Koſtenerſatz 


1. Jeder, der die öffentliche Fürſorge in Anſpruch genommen hat, iſt grundſätzlich 
verpflichtet, dem Fürſorgeverband die aufgewendeten Koſten zu erſetzen. 
Dieſer Erſatzanſpruch des Fürſorgeverbandes entſteht ſofort mit der Anterſtützungs⸗ 
gewährung. Da der Anterſtützte aber natürlich nicht ſofort zum Koſtenerſatz fähig 
iſt (er brauchte ja ſonſt die öffentliche Fürſorge überhaupt nicht in Anfpruch zu 
nehmen), ſo iſt ihm das Recht gegeben, Koſtenerſatz zu verweigern, ſoweit und fo- 
lange er kein hinreichendes Vermögen oder Einkommen hat. Was ein hinreichendes 
Vermögen in dieſem Sinne iſt, muß im Einzelfall in ſozialer Weiſe entſchieden 
werden. In jedem Falle kann das Vermögen als ein zum Koſtenerſatz hinreichendes 
nicht angeſehen werden, von deſſen Verbrauch oder Verwertung die Fürſorge nicht 
abhängig gemacht werden durfte (III c 22). 
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Als zum Koſtenerſatz hinreichendes Einkommen iſt Arbeitseinkommen nach den vom 
Reichsminiſter aufgeſtellten Richtlinien vom 10. 11. 1934 dann nicht anzuſehen, wenn 
es den dreifachen Anterſtützungsrichtſatz der allgemeinen Fürſorge nicht überſteigt. 
Dieſe Richtlinien ſehen noch weitere Fälle vor, in denen Koſtenerſatz vom Anter⸗ 
ſtützten nicht verlangt werden ſoll (Alter über 60 Jahre, Kinderreichtum uſw.). 


2. Der Anterſtützte braucht nicht zu erſetzen 
a) die Koſten der Wochenfürſorge, 


b) die Koſten der Erwerbsbefähigung von Blinden, Taubſtummen und Krüppeln, 
c Fürſorgeleiſtungen, die ihm vor Vollendung feines 18. Lebensjahres gewährt 


wurden. 


Er kann den Erſatz von Koſten der Behandlung wegen einer auſteckenden Geſchlechts⸗ 
krankheit und wegen tuberfulöfer Erkrankung verweigern, ſoweit und ſolange es un- 
billig iſt, Erſatz zu verlangen. 


3. Nach dem Tode des Anterſtützten find feine Erben zum Koſtenerſatz verpflichtet. 


Sie haften jedoch dem Fürſorgeverband nur mit dem Nachlaß, nicht mit dem eigenen 
Vermögen. In beſtimmten Fällen können fie den Erſatz auch aus dem Nachlaß ver- 


weigern, insbeſondere ſoweit und ſolange die Geltendmachung des Erſatzanſpruches 


ihnen gegenüber eine beſondere Härte wäre oder ſie ſelbſt nicht nur vorübergehend 


in öffentlicher Fürſorge ſtehen. 


4. In demſelben Amfange und unter denſelben Bokansse ungen wie der Anterſtützte 


ſelbſt haften auch ſein Ehegatte und, ſoweit es ſich um hilfsbedürftige Kinder 


bis zu 18 Jahren handelt, ihre Eltern dem Fürſorgeverband für ſeine Aufwen⸗ 


dungen. Sie find alſo Selbſtſchuldner des Fürſorgeverbandes und haben Koſten. 


erſatz auch dann zu leiſten, wenn fie als Anterhaltspflichtige nicht in Anſpruch ge- 


nommen werden können. 
5. Die Erſatzanſprüche gegen den Anterſtützten, feine Erben, feinen Ehegatten und 


ſeine Eltern (Ziffern 1 bis 3) erlöſchen nach 4 Jahren vom Ablauf des Kalender- 
jabres ab, in dem ſie entſtanden ſind (in dem alſo die Anterſtützungen gewährt 


wurden). Nach Ablauf dieſer Friſt, die eine Ausſchlußfriſt iſt und daher durch 


keinerlei Maßnahmen verlängert werden kann, können Anſprüche gegen die vor. 


genannten Perſonen von den Fürſorgeverbänden nicht mehr geltend gemacht werden, 


und zwar auch dann nicht, wenn vor Ablauf der Ausſchlußfriſt ein vollſtreckbarer 
Schuldtitel gegen ſie erwirkt wurde. 


6. Die Verpflichtungen Dritter, einen Hilfsbedürftigen zu unterſtützen, werden 
dadurch, daß die öffentliche Fürſorge Anterſtützungen gewährt hat, nicht berührt, 


bleiben alſo fortbeſtehen. Wenn es ſich dabei um Anſprüche auf Leiſtungen zur 


8 Deckung des Lebensbedarfs handelt, kann der Fürſorgeverband, der einen Hilfe- 


| 


bedünftigen unterſtützt hat, durch ſchriftliche Anzeige an den Dritten dieſe Anſprüche 
zum Erſatz ſeiner Aufwendungen auf ſich übergehen laſſen, ſoweit ſie für dieſelbe Zeit 
zu gewähren find, in der der Hilfsbedürftige unterſtützt wurde. Das gilt auch für 
Anſprüche gegen Dritte, die der Pfändung nicht unterworfen find. Für dieſe über⸗ 


geleiteten Anſprüche gilt vorſtehende Ziffer 5 (Ausſchlußfriſt) nicht; fie unterliegen 


f 


dagegen der Verjährung zu den für fie in den beſonderen Geſetzen beſtimmten 


m häufigſten kommen hierbei die Anterhaltsanſprüche in Frage, die 
Hilfsbedürftige gegen Anterhaltsverpflichtete hat. Solche Anterhaltsverpflich⸗ 
eten können außer unter den Vorausſetzungen des 8 1613 BGB für die Vergangen- 
eit auch dann in Anſpruch genommen werden, wenn der unterſtützende Fürſorge⸗ 


Verband dem Anterhaltspflichtigen von der Gewährung der Fürſorge unverzüglich 


ſchriftliche Mitteilung gemacht hat. 
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8. Der Anterſtützte und feine Erben können nur im ordentlichen Rechts- 
wege zum Koſtenerſatz gezwungen werden. Gegen Anterhaltspflichtige und gegen 
Ehegatten und Kinder (Ziffer 4) iſt außer dem ordentlichen Rechtsweg auch der 
Verwaltungsrechtsweg oder Verwaltungsweg zuläſſig, an den ſich der ordentliche 
Rechtsweg anſchließen kann. 


9 Die Anſprüche, die ein Anterſtützter gegen Verſicherungsträger (Krankenkaſſen, 
Berufsgenoſſenſchaften, Landesverſicherungsanſtalten, Reichsverſicherungsanſtalt, 
Reichsanſtalt für Arbeitsloſenverſicherung uſw.) hat, werden durch die Inanſpruch⸗ 
nabme der öffentlichen Fürſorge ebenfalls nicht berührt. Sie können auf Grund der 
betreffenden Verſicherungsgeſetze ebenfalls auf die Träger der öffentlichen Fürſorge 
übergehen und von dieſen in dem in den Verſicherungsgeſetzen vorgeſehenen Amfange 
in Anſpruch genommen werden, ſoweit ſie zeitlich mit den Leiſtungen der öffentlichen 
Fürſorge zuſammenfallen. 


10. Anter Aufrechterhaltung der in den Ziffern 1 bis 7 aufgeführten grundſätzlichen 
Vorſchriften für den Koſtenerſatz durch den Anterſtützten und feine Angehörigen uſw. 
ift durch das Geſetz über die Befreiung von der Pflicht zum Erfatz von Fürlorge- 
koſten vom 22. 12. 1936 beſtimmt, daß Koſten der öſfentlichen Für 
ſorge, die vor dem 1. 1. 1935 aufgewendet wurden, dem Für ; 
ſorge verband weder von dem Anterſtützten noch von feinem 
Ehegatten, ſeinen Eltern oder ſeinen Erben zu erſetzen 
find und daß wegen ſolcher Fürſorgeaufwendungen die Aberleitung von An- 
ſprüchen des Anterſtützten gegen Dritte (Ziffern 6 und 7) unwirkſam iſt, ſo daß dieſe 
Anſprüche dem Anterſtützten wieder zuſtehen. Für Wohlfahrtserwerbsloſe, die vor 
dem 28 11. 1932 aus der Kriſenunterſtützung wegen Erreichung ihrer Höchſtdauer 
ausgeſchieden waren und infolge ihrer Ausſteuerung die öffentliche Fürſorge in An⸗ 
ſpruch nehmen mußten, gilt die vorerwähnte Befreiung auch noch für die Koſten der in 
der Zeit vom 1. 1. bis 1. 7. 1935 gewährten öffentlichen Fürfokge. 


Dieſe Befreiung von der Koſtenerſatzpflicht iſt nach der von der Reichsregierung 
gegebenen Begründung nur eine einmalige und iſt gewährt worden, um die 
ſchuldloſen Opfer der letzten Wirtſchaftskriſe, die durch die Maßnahmen der Regie ⸗ 
rung wieder in das Erwerbsleben eingegliedert werden konnten, ni 
lang unter dem Druck der Fürſorgeſchulden ſtehen zu laſſen und fie dadıyrd in ihrem 
Vorwärtskommen zu behindern. Sie gilt nur für Anſprüche, die von dem Fürſorge 
verbänden auf Grund der Verordnung über die Fürſorgepflicht erhobqan werden, 
aber nicht für Anſprüche auf Grund anderer Rechtsvorſchriften. Es fallen ö. B. 
nicht unter die Befreiungsvorſchrift Anſprüche wegen ungerechtfertigter Bereiche 
rung, unerlaubter Handlung (Wohlfahrtsbetrug), auf Rückerſtattung von onpnungs⸗ 
mäßig gewährten Darlehen u ä. Erfaßt werden aber von der Befreiungsvchrſchrift 
auch ſolche Fürſorgeaufwendungen, wegen deren bereits ein vollſtreckbarer chuld⸗ 
titel erwirkt wurde oder für die Sicherheiten in irgendeiner Form (Eintragu 


an Zahlungs Statt uſw.) gegeben wurden. Solche Sicherheiten find daher vo 
Fürſorgeverbänden dem Anterſtützten uſw. wieder zurückzugeben. Dagegen könen 
Erſatzleiſtungen, die bis zum Tage der Verkündung des neuen Geſetzes (2412. 
1936) bewirkt wurden, von dem Leiſtenden nicht zurückgefordert werden. 


f) Sonſtige Beſtimmungen 


1. Die Verwaltungsbehörden, Verſicherungsträger und Fürſorgeverbände haben 
ſich bei Durchführung der öffentlichen Fürſorge Amtshilfe zu leiſten. Die Ver 
ſicherungsträger, Finanzbehörden und Arbeitgeber haben den Fürforgebehörder 
Auskünfte über Einkommens-, Vermögens ſowie Arbeitsverhältniſſe zu geben, und 
auch die Anterhalts. und Erſatzpflichtigen haben den Fürſorgeſtellen auf Anfrage 
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Auskunft über alle für die Fürſorge erheblichen Tatſachen zu erteilen. Gegen 
Arbeitgeber, die dieſer Verpflichtung nicht nachkommen, können e bis 
zu 150 RM verhängt werden. 

2. Alle gerichtlichen und außergerichtlichen Verhandlungen und Urkunden (einiotiek- 
Lich der Grundbucheintragungen), die aus Anlaß der Beantragung, Feſtſtellung, Aus⸗ 
zahlung oder des Erſatzes einer Fürſorgeleiſtung nötig . find gebühren · und 
ſtempelfrei. 


IV. Das Seſetz über Aleinrentnerhilfe vom 3. 7. 1934 


Während vor dem Januar 1933 die demokratiſchen Regierungen und ihre Parteien 
für die durch die Geldentwertung um ibre ſelbſtgeſchaffene Altersverſorgung Ge⸗ 
kommenen ſtets nur leere Verſprechungen übrig hatten, die beſonders vor den zabl⸗ 
reichen Reichstagswahlen außerordentlich woblfeil waren, iſt die nationalſokaliſtuche 
Regierung ſehr bald zur Tat übergegangen, um den Inflationsgeſchädigten zu belfen, 
ſoweit die von den liberaliſtiſchen Vorgängern übernommenen finanziellen Schwie⸗ 
rigkeiten des Reichs das zuließen. Sie bat durch das Geſetz über Kleinrentnerhilfe 
vom 5. 7. 1934 für fie weſentliche Verbeſſerungen geſchaffen und dadurch ibre wirt 
ſchaftliche Lage erheblich günſtiger geſtaltet. 


1. Anſpruch auf die Kleinrentnerhilfe haben alte oder erwerbsunfähige Perſonen, 
die hilfsbedürftig find, wenn fie nachweiſen, daß ihnen am 1.1 1918 ein Kapital- 
vermögen (Grund. oder Betriebsvermögen zählt bierbei nicht mit) von mindeſtens 
12 000 Mark gehört hat oder daß ſie zu dieſem Zeitpunkt einen Rechtsanſpruch 
auf eine lebenslängliche Rente von jährlich mindeſtens 500 Mark gehabt baben, 
und daß das Vermögen oder der Rechtsanſpruch der deutſchen Geldentwertung zum 
Opfer gefallen iſt 

2. Für die gleinrentnerhilfeempfänger muß der Anterſtützungsrichtſatz (III e 7) um 
wenigſtens ein Viertel höher fein als in der allgemeinen Fürlorge. 


3. Aufwertungseinkünfte (Vorzugsrenten, Zinſen von aufgewerteten Forderungen) 
find bei der Feſtſetzung der Kleinrentnerhilfe bis zur Höhe von 270 RM ääbrlich 
außer Anſatz zu laſſen. 5 
4. Arbeitseinkommen bleibt bei der Kleinrentnerhilfe außer Anſatz, ſoweit es die 
Hälfte des Richtſatzes (oben Ziffer 2) nicht überſteigt. Der Mehrverdienſt darf nur 
zur Hälfte angerechnet werden. 

5. Der Keeinrentnerhilfeempfänger, fein Ehegatte und feine Eltern find zum Erſatz 
der Koſten der Kleinrentnerhilfe nicht verpflichtet (IM el und 4). 


6. Nach dem Tode des Kleinrenterhilfeempfängers find ſein Ehegatte und ſeine 
Verwandten auf- und abſteigender Linie als Erben von der Koſtenerfſatzpflicht be- 
freit (III e 3). 


7. Die Beſtimmungen der Fürſorgepflichtverordnung über Arbeitspflicht und 
Arbeitsſchutz gelten für die Empfänger der Kleinrentnerbilfe nicht (III e 15, 15 a0. 


0 Die ubrigen Beſtimmungen der Fürſorgepflichtverordnung gelten auch für die 
Empfänger der Kleinrenterhilfe. Insbeſondere ift die Heranziehung Drittverpflich⸗ 
F teter (Anterhaltspflichtiger) zur Erfüllung ihrer Verpflichtungen und damit zum 
Koſtenerſatz beſtehen geblieben (IIle6 und 7). Der Verwaltungsrechtsweg oder 
Verwaltungsweg kann gegen fie jedoch nicht beſchritten werden (Ill e 8). 


V. Juſammenarbeit mit der freien ohifahrtspflege 

„Der nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung des Verhältniſſes von Volk und Staat ent- 
„ ſpricht auch eine grundſätzliche Neugeſtaltung der Zuſammenarbeit von öffentlicher 
„und freier Woblfahrtspflege 


„Der noch geltende § 5 der Fürſorgepflichtverordnung bringt bereits zum Ausdruck, 
4 „daß die Träger der öffentlichen Fürſorge einzelne Aufgaben unter ihrer Verant- 
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wortung auch Verbänden oder Einrichtungen der freien Wohlfahrtspflege über- 
tragen können, ſoſern dieſe damit einverſtanden find, und daß ſie eigene Einrich⸗ 
tungen nicht neu ſchaffen ſollen, ſoweit geeignete Einrichtungen der freien Wobl⸗ 
fabrtspflege ausreichend vorhanden find Darüber hinaus ſtellt er den all. 
gemeinen Grundſatz auf, daß die Fürſorgeſtellen der öffentlichen Wohlfahrts⸗ 
pflege zugleich „Bindeglied zwiſchen öffentlicher und freier Wohlfahrtspflege“ ſein 
ſollen: „Sie ſollen darauf hinwirken, daß öffentliche und freie Wohlfahrtspflege ſich 
zweckmäßig ergänzen und in Formen zuſammenarbeiten, die der Selbſtändigkeit 
beider gerecht werden.“ 


Mit der völligen Amgeſtaltung der freien Wohlfahrtspflege im Dritten Reich und 
der Übernahme ihrer Führung durch die NS.⸗Volkswohlfahrt einerſeits und dem 
einheitlichen Zuſammenſchluß ſämtlicher deutſcher Fürſorgeverbände in dem neu ge⸗ 
ſchaffenen Deutſchen Gemeindetag anderſeits war es möglich geworden, eine neue 
Form engſter Zuſammenarbeit von öffentlicher und freier Wohlfahrtspflege zu 
finden. Auf dieſer Grundlage bildeten das Hauptamt für Volkswohlfahrt und der 
Deutſche Gemeindetag durch Vereinbarung vom 22. 1. 1936 den „Reihszufammen- 
ſchluß für öffentliche und freie Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe“, der eine Arbeits. 
gemeinſchaft zur Behandlung aller die öffentliche und freie Wohlfahrtspflege ge- 
meinſam angehenden Aufgaben der deutſchen Volkswobhlfahrt unter Einbeziehung 
der gemiſchten Fachverbände und ein planvolles Zuſammenarbeiten aller Fachver⸗ 
bände zur Sicherſtellung einer nach einheitlichen Grundſätzen ausgerichteten Arbeit 
der geſamten Fürſorge bezweckt. Zum Vorſitzenden hat der Reichs. und Preußiſche 
Miniſter des Innern den Leiter des Hauptamtes für Volkswohlfahrt, Hauptamts⸗ 
leiter Hilgenfeldt. berufen; zu ſeinen Stellvertretern find der Vizepräfident des 
Deutſchen Gemeindetages, Dr Zeitler, und der Leiter des Amtes für Woblfahrts. 
pflege und Jugendhilfe im Hauptamt für Volkswohlfahrt, Amtsleiter Althaus, er - 
nannt worden (vgl. Nachrichtendienſt des Deutſchen Vereins für öffentliche und 
private Fürſorge, 17. Jahrgang Seite 130). 

Im Februar 1937 iſt der Deutſche Verein für öffentliche und private Fürſorge 
unter dem Vorſitz des Amtsleiters Althaus und dem ſtellvertretenden Vorfitz des 
Vizepräſidenten Dr. Zeitler als wiſſenſchaftliches Organ des Reichszuſammen⸗ 
ſchluſſes aufgenommen worden, ſo daß ſeitdem der im 18. Jahrgang erſcheinende 
Nachrichtendienſt dieſes Vereins zum Organ des Reichszuſammenſchluſſes ge⸗ 
worden iſt. 

In welcher Form die Arbeit des Reichszuſammenſchluſſes für öffentliche und freie 
Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe ſich entwickeln wird, läßt ſich heute mit Veſtimmt⸗ 
beit noch nicht vorausſagen. Es darf jedoch aus der Gemeinſamkeit der Arbeit um 
deutſchen Volk und der gleichen Ausrichtung nach nationalſozialiſtiſchen Grund- 
anſchauungen die ſichere Erwartung ausgeſprochen werden, daß dem vor der Macht- 
übernahme durch den Nationalſozialismus beſtehenden Zuſtand der Zerriſſenheit, 
des Nebeneinanderarbeitens oder gar der gegenſeitigen Störung endgültig die letzten 
Erſcheinungen dieſer Art genommen werden In welcher Form heute bereits eine 
Zuſammenarbeit der öffentlichen und freien Wohlfahrtspflege erreicht iſt, iſt in den 
einzelnen Gebieten näher dargeſtellt; es wird infolgedeſſen auf dieſe verwieſen. 


3 C. Die Jugendwohlfahrtspflege 
I. Allgemeines 
Bei der Machtergreifung fand der Nationalſozialismus auf dem Gebiete der Jugend- 
wohlfabrt an geſetzlichen Beſtimmungen in der Hauptſache das Reichsjugendwobl. 
fabrtsgeieg vom 9 7 1922, das Jugendgerichtsgeſetz vom 16. 2 1923 und die ein- 
ſchlägigen Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſowie der Reichsfürſorgepflicht⸗ 
verordnung vom 13. 2. 1924 nebſt der Reichsgrundſätze vom 4. 10. 1924 vor. 
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Ebenſo wie der Nationalſozialismus auf allen Gebieten des ſtaatlichen und öffent⸗ 
lichen Lebens grundſätzliche Amwälzungen brachte, hat er auch auf dem Gebiete der 
Jugendwohlfahrt nicht gezögert, neue Wege zu beſchreiten. Gerade die Sorge um 
die Jugend hat der nationalſozialiſtiſche Staat ſich beſonders angelegen ſein laſſen, 
weil in der Jugend die Zukunft des Volkes liegt und aus einer kräftigen und ge- 
ſunden Jugend ein kräftiges und geſundes Volk wird. 


Bei der Neugeſtaltung der Arbeit an der Jugend wurde genau ſo wie bei der all⸗ 
gemeinen Wohlfahrt überlegt, ob ſofort neue Gelee geſchaffen werden müßten oder 
ob zuerſt einmal eine organiſche Entwicklung herbeigeführt und inzwiſchen mit den 
beitebenden Geſetzen, aber nationalſozialiſtiſchem Geiſt und Wollen, gearbeitet 
werden ſolle. In richtiger Erkenntnis hat man den erſten Weg nicht beſchritten, 
ſondern zunächſt auch auf dem Gebiete der Jugendwohlfahrt Erfahrungen geſammeit 
und dem Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz eine weitgehende Auslegung im Geiſte 
nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung ermöglicht. 


Freilich find in den 1933 folgenden Jahren mehrere Geſetze erlaſſen und Verord. 
nungen herausgegeben worden, die aus anderen Verwaltungen und Arbeitsgebieten 
in die Jugendwohlſahrtspflege hinüberreichen. Es kommen z. B die Geſetze über 
das Landiahr, über den Reichsarbeitsdienſt und die allgemeine Wehrpflicht, über 
die Verhütung erbkranken Nachwuchſes ſowie ein Erlaß des Reichsminiſters für 
Wiſſenſchaft und Volksbildung vom 6. 5. 1935 über die Jugenderziehung außerhalb 
der Schule in Frage. Es find auch von beteiligten Seiten Entwürfe für ein Reichs. 
jugendgeſetz, für ein Jugendarbeitsgeſetz, für das Jugendſtrafrecht, das Jugend- 
pflegerecht, für die Neuordnung des Anehelichenrechts ſowie für ein Bewahrungs⸗ 
und Wanderergeſetz in Vorbereitung. 


Die Aufgaben der Jugendwohlfahrt laſſen ſich in vier Sachgebiete einteilen, nämlich 


1. Jugendführung, 
2. Jugendpflege, 
3. Jugendſchutz, 
4. Jugendhilfe. 


Als wichtigſtes Ergebnis der bisherigen Arbeit in der Jugendwohlfahrt muß vor. 
ungeſtellt werden, daß die nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung der geſamten 
deutſchen Jugendarbeit und infonderheit der Jugendführung ein neues einheit- 
liches und deutliches Ziel gegeben hat Was man vor 1933 darüber ſagte, war un. 
klar und vieldeutig, ohne faßbaren Inhalt und präziſe Formulierung. Es gab in- 
folgedeſſen im vorrevolutionären Deutſchland mindeſtens ein Dutzend Erziebungs- 
ziele. Der nationalſozialiſtiſche Staat hat mit Dielen Vielheiten und Anklarheiten 
ſowie mit der Ichbevorzugung und Individualitätsbetonung ſchnell und gründlich 
aufgeräumt und ein klares, von der Gemeinſchaft ausgebendes Erziebungs ziel aur. 
geſtellt. Ziel der Jugendarbeit iſt der im Leben ſeines Volkes ſtehende raſſiſch wert⸗ 
volle und artbewußte Menſch, der nicht ſeinem eigenen Ich, ſondern der Gemeinſchaft 
dienen fol. Die Erziehungswege find vielgeſtaltig. Sie pflegen die Einheit von 
Körper, Seele und Geiſt und umfaſſen infolgedeſſen eine harte Körperſchulung, eine 
unabläſſige charakterliche Formung und eine auf das Leiſtungsprinzip ausgerichtete 
Bildung. Ausgangspunkt für alle Maßnahmen iſt die Reinheit des deutſchen 
Blutes, fortgeſetzt mit dem ſtets währenden Kampf um ſeine Erhaltung und dem 
Kampf um den deutſchen Boden. 


II. Jugendführung 

Der Führer hat durch das Geſetz vom 1. 12. 1936 die Hitler-Jugend zur alleinigen 
Organiſation beftimmt, der die Aufgabe zufällt, die deutſche Jugend vom 10. bis zum 
18. Lebensjahre aufzunehmen und zu führen. In der Hitler-Jugend findet heute die 
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Einheit des heranwachſenden deutſchen Volkes ihren ſchönſten Ausdruck. In ihr gilt 
nicht mehr Herkommen, Vermögen und Bildung, ſondern körperliche Beſchaffenheit, 
charakterliche Haltung und Leiſtung. Die Arbeit in den Jugendämtern bat mit den 
ſtaatlichen Mitteln da einzuſetzen, wo die Vorbedingungen geſchaffen werden müſſen 
für die Durchführung dieſer Erziehung an der deutſchen Jugend. Nicht nur, daß 
fie in allen Lebenslagen bis zum 10. Jahre des Jugendlichen die Sorge um ibn 
ſelbſt — ſoweit bilfsbedürftia — zu tragen bat, fie hat auch darüber binaus durch 
Bereitſtellung von Abungsſtätten für die körperliche Ertüchtigung, von Bildungs ⸗ 
möglichkeiten, Leſeſtuben, Büchereien uſw., ſowie durch den Bau und die Bereit⸗ 
haltung von Jugendheimen den äußeren Rahmen zu ſtellen, innerhalb deſſen die 
Hitler-Jugend dann ihre Aufgabe erfüllen kann. Daß hierbei wiederum im engſten 
Zuſammenarbeiten mit der Hitler-Jugend deren Wünſche berüdfichtigt werden, ſoweit 
es möglich iſt, verſteht ſich von ſelbſt. Gerade auf dieſem Arbeitsgebiet wird ſich für 
die Zukunft die Zuſammenarbeit zwiſchen Partei und Staat zeigen und dem gemein- 
ſamen Ziel — der Schaffung eines geſunden, ſtarken und einheitlich ausgerichteten 
Volkes — dienen. 


Es bedarf keiner beſonderen Begründung, daß bei einer ſo geſtellten Aufgabe kein 
Raum mehr für eine Vielheit von Jugendverbänden oder Jugendorganiſationen iſt, 
ſondern daß nur dann ein voller Erfolg erzielt werden kann, wenn in der Hitler- 
Jugend tatſächlich die geſamte deutſche Jugend erfaßt wird. Die Aufgabe der Füb- 
rung der geſamten deutſchen Jugend in der Hitler-Jugend iſt dem Reichsjugendfübrer 
in der NSDAP. übertragen Dieſer iſt damit durch das Geſetz vom 1 12. 1936 
Jugendführer des Deutſchen Reiches, hat die Stellung einer Oberſten Reichsbebörde 
mit dem Sitz in Berlin und iſt dem Führer und Reichskanzler unmittelbar unterſtellt. 


III. jugendpflege 
Die ſtaatliche Jugendpflege wurde durch Erlaß des Reichsminiſters für Wiſſenſchart, 
Erziehung und Volksbildung vom 6 5 1935 neu geregelt und hat darin die Bezeich⸗ 
nung „ſtaatlich geförderte Jugenderziehung außerhalb der Schule“ erbalten. Dieſer 
Erlaß ſtellt als weſentliches Merkmal der Erziehung außerhalb der Schule die Her. 
anbildung deutſcher Jungen und Mädchen zu willensſtarken und entſchlußkräftigen 
Nationalſozialiſten heraus. Hiernach wird eine Hauptaufgabe der ſtaatlichen 
Jugenderziehung außerhalb der Schule fein, die Gliederungen der HZ. in ihren Auf. 
gaben zu unterſtützen und den noch nicht von ihr erfaßten Teil der deutſchen 
Jugend ihr zuzuführen. Der Staat ſelbſt zieht von ſich aus keine Jugendverbände 
auf, ſondern fördert die nationalſozialiſtiſche Jugendorganiſation, obne in ibre 
Selbſtändigkeit einzugreifen. Die ſtaatlichen Förderungsmaßnahmen erſtrecken ſich 
vor allem | 

auf die Gewährung von Beihilfen für Einrichtungen (außer für Schulen), 

auf Gewährung von Fahrpreisermäßigung bei Jugendfahrten, 

auf Benutzung von Reichs oder ſtaatseigenen Einrichtungen, 

auf Steuererleichterung. 


Zur Durchführung dieſer Maßnahmen ſind Bezirks. (Kreis.), Stadt. und Orts. 
arbeitsgemeinſchaften für Jugenderziehung außerhalb der Schule gebildet worden, 
denen Vertreter der Behörde als Führer, ein Vertreter der politiſchen Leitung, 
Vertreter der HJ. und des BDM. ſowie des Reichsſportführers, gegebenentalls 
auch Vertreter der SA., i und der Frauenſchaft ſowie ein Schuljugendwalter an- 
gehören. 

Dem Staat verantwortlich für die Förderung der Jugend außerhalb der Schule find 
in den Landkreiſen die Landräte, in Stadtkreiſen die Oberbürgermeiſter und in den 
Regierungsbezirken die Regierungspräfidenten Eine Hauptaufgabe dieſer Arbeits- 
gemeinſchaften ift, die ſtaatlichen und gemeindlichen Behörden anzuregen, Jugend- 
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beime, Jugendherbergen, Turnhallen, Spiel- und Sportplätze, Bootshäuſer, Zeit- 
lager und ähnliche Einrichtungen in erforderlichem Ausmaße zu ſchaffen und ihre 
Anterhaltung ſicherzuſtellen. Daneben haben fie den Behörden mit ſachverſtändigem 
Rat zur Seite zu ſtehen Sie baben ſich ferner der Geſamtheit aller Beſtrebungen 
zu widmen, die dem Wohl der Jugend außerhalb der Schule gelten. Sie werden 
daber auch ihr beſonderes Augenmerk auf die nichtorganiſierten Jugendlichen zu 
richten haben, mit dem Ziel, fie der Hitler-Jugend zuzuführen. 


Dieſes Ziel kann nicht ohne die Mitarbeit geeigneter Anterführer und führerinnen 
erreicht werden. Es wird daher auch eine wichtige Aufgabe weiterhin ſein, ſolche 
Anterführer und führerinnen durch Lehrgänge heranzubilden. Denn in der Regel 
werden pädagogiſche Begabung, die natürliche Vorausſetzung ſein muß, und guter 
Wille allein nicht genügen, um die Erziehung der Jugend in die richtigen Wege zu 
lenken. Es gehören vielmehr auch genaue Kenntniſſe der für die Jugenderziehung 
außerhalb der Schule in Frage kommenden Sachgebiete dazu. 


Die Aufgabe der Jugendwarte läßt ſich noch mannigfaltig erweitern. Bei Tagungen, 
Zelten und Feiern können fie auf eine dem Geiſte des Nationalſozialismus ent- 
ſprechende Ausgeſtaltung Einfluß gewinnen. Dabei werden fie ſich auch durch Vor. 
ſchläge für die zweckmäßigſte Organiſation, durch Empfehlung von Rednern und 
Referenten, durch die Beſchaffung von Lichtbildapparaten, Lichtbildern, Film und 
NRundfunkapparaten und dergleichen weiterhin nützlich machen können, da fie den 
beſten Aberblick darüber haben, wo Hilfe gefunden werden kann. 


Bedeutungsvolle Sachgebiete innerhalb der Jugendpflege ſtellen weiterhin die Er- 
holungsfürſorge und die Erholungsverſchickung dar. Vor der Zeit der Machtüber⸗ 
nahme beſtanden Beſtrebungen, die Erholungsfürſorge, insbeſondere die Erbolungs- 
verſchickung, auf ein geringes Maß zu beſchränken. Auch bierin hat das Jugendamt 
im Dritten Reich eine Wandlung geſchaffen und die Auffaſſung vertreten, daß an 
erſter Stelle nicht die Aufgabe der Jugendfürſorge, nicht die Arbeit an der kranken, 
ſchon geſchädigten, verwahrloſten und abnormen Jugend ſteht, ſondern die Aufgabe 
der Jugendertüchtigung der normalen Jugend in körperlicher, geiſtiger und ſeeliſcher 
Beziehung. Der Nationalſozialismus ſab es dem Empfinden des deutſchen Volkes 
entſprechend als eine feiner weſentlichſten Aufgaben an, beſonders für die heran⸗ 
wachſende, erbbiologiſch geſunde Jugend zu ſorgen. Deshalb ift gerade die Er⸗ 
bolungsfürſorge zu einem umfangreichen und wertvollen Faktor in der Jugend- 
erziehung ausgebaut worden, und es ſind Mittel, die durch einfachere Geſtaltung der 
Fürſorge für aſozial, körperlich, geiſtig und ſeeliſch Abnorme geſpart werden, in er- 
böbtem Maße für die geſunde Jugend ausgegeben worden. 


IV. Tugendfchuß 


Als weiteres Aufgabengebiet liegt den Jugendämtern der Jugendſchutz ob, der die 
Jugend vor ſchädlichen Einflüſſen in ihrer körperlichen und ſeeliſchen Entwicklung, 
vor Ausnutzung ihrer Arbeitskraft und vor Mißhandlung ſchützen und bewahren 
ſoll Dazu iſt zu bemerken, daß im Mai 1933 durch die Schaffung des ſogenannten 
Kindermißhandlungsparagraphen (S 223 b StGB) nicht nur die körperliche, ſondern 
auch die ſeeliſche Kindesmißhandlung unter Strafe geſtellt worden iſt. Es handelt 
ſich bier weiterhin um die Mitarbeit der Jugendämter im gewerblichen Kinder. und 
Jugendſchutz, um den Schutz vor Alkohol. und Nikotingebrauch, um die Bekämpfung 
von Schund und Schmutz in Wort und Bild, um den Schutz vor Gefährdung durch 
Rummelpläge und Wohnungsnot und ſchließlich um Mitwirkung im Lichtſpielgeſetz 
ſowie bei der Durchführung des Geſetzes zur Bekämpfung der Geſchlechtskrankheiten 
und des Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes. 
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V. Jugendhilfe 


Auf dem Gebiete der Hilfe für die in ihrer Erziehungsfunktion geſchwächten Familien 
ſowie für die alleinſtehenden Jugendlichen ift ſeit dem Ambruch inſofern eine mweient- 
liche Anderung eingetreten, als mit dem zunehmenden Wiederaufſtieg der Wirk 
ſchaftslage die Fürſorgearbeit ſich mehr und mehr aufbauenden Arbeiten zuwenden 
konnte. Mit allen Mitteln, insbeſondere durch Fühlungnahme mit den Organen 
der Geſundheitspflege und der freien Wohlfahrtspflege konnte die erbbiologiſch 
wertvolle Familie mit ihren heranwachſenden Kindern durch Maßnahmen auf dem 
Gebiete der Wohnungsfürſorge und der unterſtützenden Fürſorge gefördert werden. 
Auf dem Gebiete der Jugendhilfe wurde beſonderer Wert darauf gelegt, zu unter. 
ſcheiden, wie weit es ſich um geſunde Elemente mit guten Erbanlagen handelte, die 
durch geeignete Maßnahmen wieder in die Gemeinſchaft eingegliedert werden 
konnten. Während der marxiſtiſch⸗liberaliſtiſche Staat dieſes Ziel und damit die 
Erziehungsaufgaben weſentlich von dem Einzelweſen aus beſtimmte, das ſich feiner 
Eigenart entſprechend entfalten ſollte, ſetzte nunmehr das Jugendamt das Erzie⸗ 
hungsziel in engſte Verbindung zu Volk und Staat und beſtimmte von dieſem 
Geſichtspunkt aus die Aufgaben, die Richtung und das Ziel der Erziehung. 

Nicht nur die Erziehungsgrundſätze haben ſeit dem Ambruch eine andere Bedeutung 
erhalten, ſondern auch die Organe der Jugendwohlfahrt. Das Reichsjugendwohl⸗ 
fahrtsgeſetz hatte für das Jugendamt die Kollegialverfaſſung vorgeſehen, und es 
war ſelbſtverſtändlich, daß in den Verwaltungsausſchüſſen der Jugendämter die 
politiſchen Parteien im Verhältnis zu ihrer Stärke vertreten waren und daß dieſe 
ihre Politik und ihren Parteiegoismus auch in den Verwaltungsausſchüſſen in der 
aus der Syſtemzeit bekannten Art und Weiſe betrieben. Dabei ſtellten ſie nicht ſelten 
ihr Parteiprogramm und die mit dieſem befolgten Beſtrebungen über das Wohl 
der ihnen anvertrauten Jugend. Nach der Machtergreiſung wurde das Kollegium 
praktiſch ſchnell außer Kurs geſetzt und nur noch dann in Anſpruch genommen, wenn 
bindende geſetzliche Vorſchriften einen Beſchluß des Kollegiums erforderten und ſeine 
Nichtbeteiligung rechtliche Nachteile für die Minderjährigen mit ſich brachte. 


Die maßgebende Inſtanz im Jugendamt wurde nunmehr der Leiter des Amtes. Ihm 
ſoll gründliche Eignung und ſoziale Haltung eigen ſein, beſonders aber die aktwe 
Führerart, die richtunggebend und anregend wirkt. Er iſt nicht Vorſitzender eines 
Kollegiums, ſondern Führer, der vorausgeht und deſſen Fübrerſchaft ſich durch Ver 
antwortungsfreudigkeit, überlegenes Können und Leiſten und durch unermüdliche 
Fürſorge erweiſt. Daß auch das neue Reichs jugendgeſetz die Einrichtung des Ver ⸗ 
waltungsausſchuſſes als eine der wenigen verbliebenen Kollegialbehörden beſeitigen 
wird, kann mit beſtimmter Sicherheit angenommen werden. 


Wenn dargelegt worden iſt, daß die Arbeit des Jugendamtes ſich vorwiegend dem 
erbgeſunden Kinde zuwendet, ſo darf hieraus nicht gefolgert werden, daß im neuen 
Staate etwa die Hilfe für die gefährdete und verwahrloſte, für geiſtig, ſeeliſch oder 
körperlich abnorme Minderjährige, alſo die Pſychopathen., Schwachſinnigen⸗, 
Krüppel⸗ und Taubſtummenfürſorge vernachläſſigt oder ganz außer acht gelaſſen 
wird. Das Weſen der Volksgemeinſchaft läßt es nicht zu, daß die Jugendämter ſich 
der notleidenden Glieder des Volkes und ganz beſonders derer im jugendlichen 
Alter nicht annehmen. Das Jugendamt will freilich nur dann die für Diele Jugend. 
hilfe notwendigen Mittel aufwenden, wenn wertvolle Anlagen trotz teilweiſer 
Schädigung vorhanden find und begründete Ausſicht beſteht, daß die gefährdeten, 
verwahrloſten und abnormen Jugendlichen zu einem für die Volksgemeinſchaft brauch 
baren Gliede erzogen werden können. Das Maß der Eingliederungsfähigkeit ſoll 
ausſchlaggebend fein für die zu ergreifenden Maßnahmen und für die aufzuwenden⸗ 
den Mittel. Beſteht keine Ausſicht auf Eingliederung, fo wird den Jugendlichen 
lediglich eine primitive Bewahrung gewährt, in der die noch vorhandenen Kräfte 
ſoweit wie möglich genutzt werden. 
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An einzelnen Aufgaben der Jugendhilfe hat das Jugendamt insbeſondere die er- 
zieheriſche und geſundheitliche Hilfe, letztere unter Beteiligung der Geſundheits⸗ 
ämter, zu leiſten. 


Die Erziehungshilfe will der Familie, ſoweit fie dieſer bedarf, Hilfe und Anter⸗ 
ſtützung bei Erziehungsarbeiten gewähren. Sie wirkt ſich daher in einfachen Fällen 
der erzieheriſchen Not als Beratung für die Eltern, die Erziehungsſchwierigkeiten 
mit ihren Kindern haben, und als Beratung für die Jugendlichen, die etwa in 
ſeeliſche Not geraten find, aus. Beratung und Hilfe aber will das Jugendamt noch 
beſonders der werdenden Mutter zuteil werden laſſen, da der Staat ganz beſonders 
großes Intereſſe daran hat, daß geſunde, kräftige und lebensfähige Kinder zur Welt 
kommen. Mutterſchutz vor und nach der Geburt liegt deshalb dem Jugendamt als 
beſondere Aufgabe ob. Gerade auf dieſem Gebiet mußte eine durchgreifende Arbeit 
geleiſtet werden, da durch den zerſtörenden Einfluß durch die marxiſtiſche Welt⸗ 
anſchauung in den letzten Jahren vor der Machtübernahme dieſe Zuſtände in unſerm 
Volksleben immer unhaltbarer geworden waren. In der Erkenntnis der Tatſache, 
daß die Zerſtörung der Familie, wie ſie der Marxismus betrieb, für einen Staat 
mit nationalſozialiſtiſcher Weltanſchauung untragbar war, mußte gerade hier der 
Staat alle Mittel einſetzen, um die Familie zu ſchützen und ſie als Keimzelle eines 
geſunden Volkes zu erhalten. Mit dieſer Förderung hat ſich der Staat eine Auf⸗ 
gabe geſtellt, deren Auswirkung erſt in ſpäterer Zeit zum vollen Erfolg reifen wird. 


In dieſem Zuſqmmenhang iſt hervorzuheben, daß die Wochenfürſorge und die Für⸗ 
ſorge für Mutter und Kind, joweit fie vom Jugendamt auf Grund der geſetzlichen 
Beſtimmung ausgeübt wird, ſich darauf beſchränkt, den Wöchnerinnen, die ſelbſt oder 
deren Ehemänner kein oder nur geringes Einkommen und auch keine Krankenkaſſen⸗ 
anſprüche haben, die Mittel zu geben, die notwendig ſind, um die bei einer Ent⸗ 
bindung entſtehenden Koſten zu bezahlen. Darüber hinaus gehört es zu den Auf⸗ 
gaben des Jugendamtes, für die Anterbringung der Mütter, die keine Wohnung 
haben, nach der Entbindung zu ſorgen. Durch die umfangreichen Arbeitsbeſchai⸗ 
fungsmaßnahmen der Reichsregierung haben viele Volksgenoſſen, die jahrelang 
arbeitslos waren, wieder Beſchäftigung erhalten. Hierdurch und durch die Tatſache, 
daß durch Arbeitsaufnahme Krankenkaſſenanſprüche begründet wurden, iſt die Zahl 
der Wochenfürſorgefälle in den letzten Jahren trotz außerordentlicher Steigerung 
der Geburtenfälle mehr und mehr zurückgegangen. Gerade hierin zeigt ſich, daß 
durch die Arbeitsbeſchaffungsmaßnahmen viele Volksgenoſſen doch wirtſchaftlich ſo 
geſtellt find, daß fie nicht mehr als hilfsbedürftig im Sinne der fürſorgerechtlichen 
Beſtimmungen zu betrachten waren und demzufolge entweder durch Krankenkaſſen⸗ 
anſprüche oder aus ihrem eigenen Einkommen die Koſten der Entbindung beſtreiten 
konnten. 


Ein weiteres Aufgabengebiet des Jugendamtes im Rahmen der Jugendhilfe ſtellt 
die Fürſorge für Minderjährige dar. Da der wichtigſte Grundſatz des neuen Staates 
die unbedingte Anerkennung der Familie als Keimzelle des Staates bildet, war 
es Aufgabe des Jugendamtes, die Unterbringung der hilfsbedürftigen Minderjäb- 
rigen in Familienpflege weiteftgebend zu fördern. Die geſetzliche Grundlage für 
den Schutz der Pflegekinder bilden die Beſtimmungen der 88 19 ff. im Reichsjugend⸗ 
wohlfahrtsgeſetz, die einmal die Frage regeln, unter welchen Vorausſetzungen 
Pflegekinder aufgenommen werden dürfen, zum andern aber die Aufſicht des Jugend⸗ 
amtes über die Familienpflege feſtſetzen. Es iſt in den letzten Jahren mehr und mehr 
das Beſtreben der Jugendämter geweſen, die für die Familienpflege geeigneten 
Kinder auf dem Lande unterzubringen, da gerade für das Großſtadtkind die Er- 
ziehung auf dem Lande beſondere Vorteile bietet. Hier wird in die Jugend der 
bodenſtändige Gedanke hineingetragen und das Kind ſtärker als bisher mit Heimat 
und Volk verwurzelt. Ein weſentlicher Geſichtspunkt für die Anterbringung der 
Kinder in Familienpflege iſt die Gewährleiſtung einer Erziehung im Sinne des 
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nationalſozialiſtiſchen Ideengutes. Aus dieſem Grunde wurden auch nach der Macht⸗ 
übernahme alle diejenigen Pflegeſtellen aufgehoben, die eine Gewähr für eine der⸗ 
artige Erziehung nicht boten. 


Wo die beratende Erziehungshilfe des Jugendamtes nicht ausreicht, wird die Hilfe 
in ſchwierigen Fällen in Form der Schutzaufſicht ausgeübt, in der die elterliche, nicht 
voll ausreichende Erziehung durch Beratung und Anterſtützung eines Helfers er- 
gänzt wird. Als eine Art Schutzaufſicht kann auch die Erziehungshilfe angeſehen 
werden, die der Familie durch Anterbringung von aufſichtsloſen Kindern in Tages- 
ſtätten, wie Krippen, Kindergärten und Horten, gewährt wird. Im Gegenſatz zu 
der liberaliſtiſchen Auffaſſung, nach der alle Kinder im Alter vom dritten bis ſechſten 
Lebensjahre in Tagesſtätten unterzubringen ſind, ſteht das heutige Jugendamt auf 
dem Standpunkt, daß nur Kinder aus ſolchen Familien aufzunehmen ſind, deren 
Erziehung aus ſozialen, wirtſchaftlichen oder erzieheriſchen Gründen dringend der 
Ergänzung bedarf, daß in allen übrigen Fällen aber die Erziehung ausſchließlich durch 
die Familie zu erfolgen hat. 

Auch die Hilfe des Jugendamtes für das uneheliche Kind ſtellt eine ähnliche Schutz⸗ 
aufſicht dar Hierbei iſt zu berückſichtigen, daß das uneheliche Kind im allgemeinen 
nicht erbbiologiſch minderwertiger iſt als das eheliche und aus dieſem Grunde die 
Gemeinſchaft ſich der Pflicht nicht entziehen kann und will, dem unehelichen Kinde 
die gleichen Aufwuchsmöglichkeiten wie dem ehelichen zu geben. 


Bei der Erziehungshilfe für ſtraffällige Jugendliche ſieht das Jugendamt darauf, daß 
die Jugendlichen nicht, wie in der Syſtemzeit, ſich als Opfer wirtſchaftlicher und ge- 
ſellſchaftlicher Verhältniſſe betrachten und dadurch in ihrem Verantwortungsgefühl 
der Gemeinſchaft gegenüber geſchwächt werden. Der Jugendliche wird vielmehr auf 
die eigene Verſchuldung und Verantwortung und feine Verpflichtung der Gelamt- 
heit gegenüber hingewieſen. Unter dieſem Geſichtspunkt wurde der Jugendſtrafvoll⸗ 
zug durch Verordnung vom 22. 1. 1937 neu geregelt, und es wurden hierbei Richt⸗ 
linien aufgeſtellt, die eine erzieheriſche Aufbauarbeit des Straffälligen gewährleiſten. 
Insbeſondere wird nach den Erziehungsmaßnahmen im Gefängnis ſelbſt auch die Für. 
ſorge für die Zeit nach der Entlaſſung geregelt und angeordnet, daß dieſe in dem Be⸗ 
müben darum zu beſtehen habe, daß der Jugendliche nach ſeiner Entlaſſung in fitt- 
lich und wirtſchaftlich geordnete Lebensverhältniſſe kommt, damit der Erfolg und 
Jugendſtrafvollzug nicht als gefährdet zu betrachten iſt. Zur Erfüllung dieſer Fur. 
ſorgeaufgabe bedarf es vor allem der perſönlichen Fühlungnahme und gegebenenfalls 
der Gemeinſchaftsarbeit mit allen den Perſonen und Stellen, die im Einzelfalle in 
Betracht kommen, um den Erfolg zu gewährleiſten. Hierbei iſt vor allem an die 
Eltern und ſonſtigen Verwandten des Strafentlaſſenen zu denken ſowie an den 
früberen Arbeitgeber, an das Jugendamt, Arbeitsamt, Vormundſchaftsgericht, die 
Dienſtſtellen der Reichsjugendführung und die Gefangenen und Entlaſſenenfürſorge, 
die gemeinſchaftlich Hand in Hand die Aufgabe übernehmen, den Straffälligen durch 
geeignete Maßnahmen wieder als brauchbares Mitglied der Volksgemeinſchaft zu⸗ 
rückzuführen. 

Die Jugendhilfe muß aber endlich auch dann eingreifen, wenn die elterliche Erziehung 
wegen Anzulänglichkeit oder ſchuldhaften Verhaltens völlig verſagt und desbalb 
durch öffentliche Erziehung erſetzt werden muß Hier muß das Jugendamt ſeine 
Hilfe in der Weiſe gewähren, daß es die Kinder entweder in einer fremden Familie 
oder in einem Erziehungsheim unterbringt. Dabei wird aus den bereits dargelegten 
Gründen der Familienerziehung der Vorzug vor der Anſtaltserziehung gegeben. 
Auch die fremde Familie enthält alle die wichtigen Erziehungskräfte in urſprüng⸗ 
lichſter Form und bietet eine günſtige Verbindung von individueller Erziehung und 
ſozialer Verpflichtung. Gegenüber der Familienerziehung birgt die Anſtalts. 
erziehung immer beſtimmte Gefahren in ſich Letztere bedeutet für die Kinder ſtets 
eine Abſonderung von der Familie und enthält ferner die Gefahr, den Erziehungs⸗ 
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ablauf ſchematiſch zu geſtalten Auch die Anhäufung von ſchwierigen Elementen in 
der Anſtalt trägt die Gefahr der ſeeliſchen Anſteckung in ſich. 

Wenn die Fürſorgeerziehung von dem Zeitpunkt der Machtergreifung an ſtetig an- 
gewachſen iſt, ſo iſt in dieſer Tatſache nicht ein Anſteigen der Verwahrloſung zu 
erblicken, ſondern die Jugendämter ſind bei ihren Maßnahmen von der Erwägung 
ausgegangen, bei gefährdeten und verwahrloſten Jugendlichen die Erziehung des 
Staates ſo früh wie möglich einſetzen zu laſſen, um eine ſichere Gewähr für die 
Zurückführung des Erziehungsbedürftigen zu haben. Aus dieſem Grunde wird die 
gefährdete Jugend ſchon frühzeitig, ſofern erforderlich, der Fürſorge zugeführt, um 
einmal die geſährdeten Glieder der Volksgemeinſchaft vor dem Abgleiten zu behüten 
und fie zum anderen zu feſtigen und charakterlich ſtark zu machen Gerade innerhalb 
der Fürſorgeheimerziehung werden in erſter Linie die nationalſozialiſtiſchen Grund- 
ſätze der Erziehung zur Volksgemeinſchaft angewandt. Schon bei der Aufnahme des 
Jugendlichen in ein Heim erfolgt die Ausleſe. Der Zögling muß von Anfang an 
das Gefühl haben, daß man ſich ſeiner annimmt, daß man ſich um ihn kümmert, daß 
man ihm helfen will. Vor allen Dingen muß der einzelne Zögling in ſeiner ſeeliſchen 
Struktur erkannt werden, damit eine erfolgreiche Erziehungs- und Berufsberatung 
vorgenommen werden kann. Schwachfinnige und Pſychopathen haben eine beſondere 
pſychologiſche Prüfung abzulegen, von deren Ergebnis die weitere Betreuung ab- 
hängig gemacht wird. Während bei den ſchulpflichtigen Fürſorgezöglingen zunächſt 
die Erziehungsaufgabe im Vordergrund ſteht, tritt bei den Schulentlaſſenen als 
weſentliches Moment die Berufsfrage hinzu. Jeder Zögling ſoll grundſätzlich dem 
Beruf zugeführt werden, zu dem er Neigung verſpürt. In ſchwierigen Fällen wird 
für die Frage der Arbeitserziehung das Amt für Berufserziehung bei der Deutſchen 
Arbeitsfront in Anſpruch genommen, das beratend und helfend ſeine Erfahrung zur 
Verfügung ſtellt. Verſpricht die Heimerziehung keinen Erfolg, vermittelt ſie dem 
Zögling nicht die Haltung beharrlicher Arbeit, ſo iſt ſie abzubrechen. Sofern die 
Schuld hier bei dem Zögling liegt, der nicht arbeiten will, endigt bei ihm automatiſch 
die Heimerziehung; der Zögling ſtellt ſich dann außerhalb der Volksgemeinſchaft, und 
die Fürſorgeerziehung findet gewöhnlich ihre Fortiegung in einer Arbeitsanſtalt. 
In den weitaus meiſten Fällen verſpricht die Heimerziehung jedoch Ausſicht auf 
Erfolg, und der Jugendliche kann nach Ablauf der Fürſorgeerziehung wieder der 
Volksgemeinſchaft als brauchbares Mitglied zugeführt werden. 

Die planmäßige Erziehung des Jugendlichen endet jedoch nicht mit der Heim⸗ 
erziehung, ſondern wird in der Regel vom Arbeitsdienſt und danach von der Wehr⸗ 
macht in günſtigſtem Maße fortgeſetzt, ſo daß in den weitaus meiſten Fällen der 
Erfolg geſichert erſcheint, ſofern die Erziehung rechtzeitig begonnen worden iſt. 


VI. Zuſammenarbeit mit der freien Jugendwohlfahrt 


Die Aberſicht über die Aufgabengebiete der Jugendämter zeigt den ungeheuren Um- 
fang der ihnen obliegenden Arbeiten. Sie werden nicht in der Lage und auch grund⸗ 
ſätzlich nicht geneigt ſein, dieſe Aufgaben mit ihren eigenen Mitteln und Kräften 
durchzuführen, ſondern ſie werden gemäß der Volksgemeinſchaft, in der alle Kräfte 
des Volkes zur Auswirkung kommen und am Geſamtwobl mitarbeiten ſollen, die 
freie Wohlfahrt zur ſtärkſten Mitarbeit heranziehen. Der Erlaß des Preußiſchen 
Miniſters des Innern vom 1. 6. 1933 weiſt deshalb eindeutig darauf hin, daß nach 
nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung die Heranziehung der freien Wohlfahrt unerläß- 
lich Sei. 

Bei den Kräften der freien Wohlfahrt kommt in erſter Linie die Nationalſozialiſtiſche 
Volkswohlfahrt in Frage, die in ihrem Amt für Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe 
eine eigene ausgedehnte Abteilung für dieſes Gebiet geſchaffen hat. Anter Führung 
des Amts für Volkswohlfahrt beteiligen ſich außerdem zuſätzlich das Deutſche Note 
Kreuz, der Zentralausſchuß der Inneren Miſſion und der Deutſche Caritasverband. 
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Während das Jugendamt die amtliche zuſammenfaſſende Stelle für die geſamte 
Jugendhilfe jedes Bezirks iſt und die letzte mittelbare Verantwortung für deren 
einheitliche Durchführung im Sinne des ſtaatlichen Erziehungszieles trägt, hat ſich 
die Mithilfe der freien Wohlfahrtsorganiſation als ergänzender und unterſtützender 
Teil hinzuzugeſellen. Die Mitarbeit der freien Wohlfahrt und die Abernahme von 
Aufgaben in der Jugendhilfe kommt dann nicht in Frage, wenn die Eigenart der 
Aufgabe die Durchführung durch amtliche Stellen erfordert, wenn es ſich alſo um 
amtseigene Geſchäfte handelt, die hoheits rechtlichen Charakter tragen und mit An⸗ 
ordnungen verknüpft find, die ſtark in die private Rechtsſphäre eingreifen. Es find 
das z. B. die geſetzlichen Amtsvormundſchaften, die Genehmigung, Verſagung und 
der Widerruf der Pflegekindererlaubnis und die Antragſtellung auf Anordnung der 
Schutzaufſicht und Fürſorgeerziehung. 

Soweit aber dieſe amtseigenen hoheitsrechtlichen Gebiete Teilaufgaben pflegeriſchen 
Inhalts in ſich tragen, eignen ſich dieſe zur Mitarbeit oder Abernahme durch die 
freie Wohlfahrt. Es handelt ſich z. B. hierbei um Ermittlung von Einzelvormündern, 
Beiſtänden und Pflegern und um deren Schulung, ferner um die Ermittlung von 
Pflegeſtellen und die Abernahme von Schutzauſſichten ſowie Bereitſtellung von 
Helfern und Fürſorgern. Endlich kommen für die Mitwirkung Arbeitsgebiete in 
Betracht, die allein oder überwiegend pflegeriſchen Inhalt haben, zum Teil Er- 
ziehungsberatung, Erholungsfürſorge, Erholungsverſchickung, Fürſorge für N 
loſe Kinder und Jugendgerichtshilfe. 

In dem Hilfswerk „Mutter und Kind“ hat die NSW. ein eigenes großes Hilfswerk 
geſchaffen, in dem fie nach nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen der erbbiologiſch wert 
vollen Mutter und ihren Kindern dient. Die Leiſtungen dieſes Hilfswerks fteben 
in der ganzen Welt unerreicht da und dienen heute ſchon in vielen Ländern der Erde 
als Vorbild in der Durchführung eigener Arbeiten auf dieſem Gebiet. Der weitere 
Ausbau dieſes Hilfswerks berechtigt zu der Hoffnung, daß im nationalſozialiſtiſchen 
Staat die furchtbaren Schäden marxiſtiſcher Einſtellung zur Mutter, zum Kind und 
damit auch zur Familie bald überwunden ſein werden. (Vgl. Abſchnitt über freie 
Wohlfahrtspflege.) 


D. Der ſorgung und Fürforge für Ariegsopfer 


I. Gefchichtlicher Überblick 


In den früheren Jahrhunderten erſchöpfte ſich die Verſorgung der Kriegsbeſchädigten 
in der Aufenthaltsgewährung und Naturalverpflegung auf den Ländereien der 
Lehensherren und ſpäter in Klöſtern, Ordensburgen uſw. In Brandenburg Preußen 
find die erſten Anſätze einer ſyſtematiſchen Verſorgung nach dem Dreißigjährigen 
Krieg erkennbar. Der Große Kurfürſt wies den Verletzten Land zur eigenen Be- 
wirtſchaftung zu oder zog ſie in „Bleſſiertenkompanien“ zuſammen, um ſie dann 
militäriſch, namentlich zur Küſtenbewachung zu verwenden; Militäruntauglice 
wurden in „Garniſon⸗Freikompanien“ zuſammengefaßt. Friedrich der Große gab 
dieſe Verſorgungsart zwar nicht auf, beſchritt aber neue Wege, indem er im 
Invalidenhaus Berlin eine große Anzahl Beſchädigter zwecks gemeinſchaftlicher 
Selbſtverforgung aus dem zum Haufe gehörenden Acker anſiedelte. Außerdem 
ermöglichte er den Beſchädigten gewerbliche Betätigung und Verwendung im öffent. 
lichen Dienſt. Unter Friedrich Wilhelm II. wurde erſtmalig ein Rechtsanſpruch auf 
Verſorgung in Geld geſchaffen. Preußens Niedergang 1806/07 vereitelte jedoch die 
Auswirkung dieſer Neuregelung, und auch die Stein-Hardenbergihe Reform ver- 
mochte zunächft praktiſch nichts zu ändern, wenngleich die Verſorgungsgeſetze als 
ſolche ausgebaut wurden. Im weſentlichen waren die Beſchädigten damals auf die 
Hilfe der Armenpflege angewieſen. Dies beſſerte ſich erſt im Laufe der Jahrzehnte 
nach den Befreiungskriegen. 
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Mit der Gründung des Norddeutſchen Bundes wurden zwar die in Preußen gelten. 
den Geſetze für die dem Vund angehörenden Staaten verbindlich, eine einheitliche 
Verſorgung brachte aber erſt das Militärpenſionsgeſetz vom 27. 6. 1871. Anter⸗ 
offiziere und Mannſchaften erhielten hiernach für äußere Beſchädigungen und Ver 
ſtümmelungen feſte Renten, die ihrer Höhe nach aber vom Dienſtgrad des Verletzten 
abhängig waren und deshalb bei gleicher Verwundung zu verſchiedener Berentung 
führten. Dienſtuntaugliche Offiziere erhielten Penſion. Für Kriegsdienſtbeſchädi⸗ 
gungen wurden befondere Zulagen gewährt. Zivilverſorgungs⸗ und Anſtellungsſchein 
ermöglichten den Eintritt in die mittlere und untere Beamtenlaufbahn. 


Das Mannſchaftsverſorgungsgeſetz und Offizierspenſionsgeſetz vom 31. 5. 1906 ſowie 
das Militärhinterbliebenengeſetz vom 17.5 1907 ſtellten ein einheitliches Geſetzeswerk 
dar. Die Verſorgung der Beſchädigten ging von der feſten, für die einzelnen Dienſt⸗ 
grade aber verſchieden hohen Rente für Erwerbsunfähige aus und ſtaffelte die Be⸗ 
züge entſprechend dem Grad der Erwerbsminderung; für innere Leiden wurde, wie 
auch im Geſetz von 1871, Verſorgung nur in beſchränktem Amfange gewährt. Dienit- 
untaugliche Offiziere waren penſionsberechtigt. Zu der Rente bzw. Penſion trat 
unter Amſtänden eine Verſtümmelungs- und, wenn Kriegsverletzung vorlag, eine 
nach dem Dienſtgrad verſchieden hohe Kriegszulage. Die Hinterbliebenen der 
Offiziere erhielten 40 v. H. der Bezüge des Verſtorbenen, die Hinterbliebenen der 
Anteroffiziere und Mannſchaften ein feſtes Witwengeld von 300 Mark jährlich. 
Halbwaiſen wurde ein Fünftel und Vollwaiſen ein Drittel des Witwengeldes ge⸗ 
währt. In allen Fällen trat eine Kriegszulage hinzu, wenn der Offizier oder Soldat 
im Kriege gefallen oder an den Folgen einer Kriegsverletzung geſtorben war. Ver- 
wandte aufſteigenden Grades des Verſtorbenen (Eltern, Großeltern) konnten ver⸗ 
ſorgt werden, wenn der Verſtorbene ſie bis zu ſeinem Tode ganz oder überwiegend 
unterhalten hatte. 


Mit dieſem Rüſtzeug der Verſorgung war Deutſchland den gewaltigen Anforde⸗ 
rungen des Weltkrieges 1914/1918 nicht gewachſen. Bereits 1915 wurde die Ein- 
richtung einer bis dahin noch unbekannten ſozialen Fürſorge für die Kriegsopfer 
nötig. Die deutſchen Länder und Gemeinden ſowie die privaten Wohlſahrtsvereini⸗ 
gungen führten ſie gemeinſam durch Die Kriegsopfer ſelbſt wirkten hierbei in dem 
während des Krieges geſchaffenen Reichsausſchuß für Kriegsbeſchädigte und -hinter- 
bliebene mit. Er blieb auch nach der Revolte von 1918 beſtehen; in ihm waren dann 
ſieben Spitzenverbände der Kriegsopfer vertreten. Der Amſturz von 1918 hatte 
aber den Frontgeiſt zertrümmert, die ſieben parteipolitiſch mehr oder weniger ge⸗ 
bundenen Verbände verfolgten überwiegend materielle Zwecke und waren teilweiſe 
klaſſenkämpferiſch eingeſtellt. Erſt die nationale Erhebung von 1933 hat dieſen 
trüben Zuſtand beſeitigt: die Verbände löſten ſich auf, eine einzige Organiſation, die 
Nationalfozialiſtiſche Kriegsopferverſorgung, wurde geſchaffen; fie hat den Front⸗ 
geiſt, die Frontkameradſchaft und damit die Ehre der Kämpfer des großen Krieges 
wiederhergeſtellt. Der Reichskriegsopferführer iſt ſeit 1933 Vorſitzender des dem 
RNeichs- und Preußiſchen Arbeitsminiſter als Körperſchaft des öffentlichen Rechts 
angegliederten Reichsausſchuſſes. 


Die ungeheuren Opfer an Blut und Leben verlangten nach Kriegsende gebieteriſch 
die einheitliche Organiſierung und materielle Neuregelung der Verſorgung und Für⸗ 
ſorge und ihre Anpaſſung an die vorhandenen Bedürfniſſe. Durch die grundlegende 
Verordnung vom 8. 2. 1919 wurde das Reich Träger der ſozialen Kriegsopferfür⸗ 
ſorge einſchließlich der Koſten (Seit 1920 waren die Länder und Gemeinden mit 
20 v. H. an der Koſtenaufbringung beteiligt.) Der Reichsarbeitsminiſter erließ 
die vom RNeichsausſchuß ausgearbeiteten Grundſätze für die ſoziale Fürſorge. Dieſem 
oblagen auch die Verwaltung und Verwendung der vom Reich für die Durchführung 
der Fürſorge zur Verfügung geſtellten Mittel. Die Aufgaben der ſozialen Für⸗ 
ſorge wurden im übrigen als Auftragsangelegenheiten von den durch die Länder 
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eingerichteten Hauptfürſorgeſtellen durchgeführt, während die meift bei den unteren 
Verwaltungsbehörden geſchaffenen Fürſorgeſtellen für Kriegsbeſchädigte und 
Kriegshinterbliebene die Betreuung der in ihrem Bezirk anfäfligen Kriegsopfer im 
einzelnen übernahmen. Die Arbeiten der Hauptfürforge- und Fürſorgeſtellen 
wurden durch die Kriegsopferbeiräte unterſtützt. Sie beſtanden aus dem Leiter der 
Dienſtſtelle und einer gleich großen Zahl von Kriegsopfern und Arbeitnehmern 
einerſeits ſowie Arbeitgebern und ſozialerſahrenen Perſonen anderſeits. 


II. Organisation der firiegsopfetoerſorgung und -fürjorge 
a) Die Verſorgung 


Der Reichs- und Preußiſche Arbeitsminiſter ſteht an der Spitze der Reichsverſor⸗ 
gung und Kriegsopſerfürſorge. Im Verſorgungsweſen unterſtehen ihm 11 auf das 
Reichsgebiet verteilte Hauptverſorgungsämter, die bei den Oberverſicherungsämtein 
gebildeten Verſorgungsgerichte und das Reichsverſorgungsgericht in Berlin. Zu 
jedem Hauptverſorgungsamt gehören mehrere der im Reichsgebiet vorhandenen 
76 Verſorgungsämter. Den Verſorgungsämtern iſt die Einzelverſorgung aller in 
ihrem Bezirk anſäſſigen Berechtigten nach Maßgabe der Verſorgungsgeſetze über ⸗ 
tragen. Die Hauptverſorgungsämter find für die einheitliche Geſetzesanwendung 
in ihrem Bezirk verantwortlich, entſcheiden über Beſchwerden leinſchließlich 
Dienſtaufſichtsbeſchwerden) gegen Verfügungen der Verſorgungsämter, ferner end⸗ 
gültig über Zuſatzrentenbeſchwerden der Hinterbliebenen (Artikel 4 8 5 AG vom 
3. 7. 1934) und durch einen beſonderen Ausſchuß über die Ablehnung des Anſpruchs 
auf Frontzulage (8 96 a Verf.). Die Verſorgungsgerichte entſcheiden durch Arteil 
endgültig über berufungsfähige Beſcheide im Rahmen des 8 90 Verf. Das weitere 
Rechtsmittel des Rekurſes iſt gegenüber früher eingeſchränkt und im weſentlichen 
nur noch zuläſſig, wenn eine Geſundheitsſtörung als Folge einer Dienſtbeſchädigung 
verneint iſt. Rekurſe werden vom Reichsverſorgungsgericht entſchieden. Der 
Reichs- und Preußiſche Arbeitsminiſter iſt Beſchwerdeinſtanz für Verfügungen der 
Hauptverſorgungsämter, auch hinſichtlich der Dienſtauſſicht. 


b) Die Fürſorge 


Seit dem 1. 4. 1924 iſt das Reich nicht mehr Träger der Kriegsopferfürſorge; die 
Aufgaben find gemäß 8 1a der Fürſorgeverordnung vom 13. 12. 1924 auf die Landes ⸗ 
und Bezirksfürſorgeverbände als Körperſchaften des öffentlichen Rechts über⸗ 
gegangen. Die Länder, welchen gemäß § 2 a. a. O. die Aufgabenaufteilung zufällt, 
haben die Angelegenheiten der „Hauptfürſorgeſtellen“ den Landesregierungen an- 
gegliedert oder hierfür beſondere Abteilungen bei den Provinzialverwaltungen ge⸗ 
ſchaffen. Sie haben für eine gleichmäßige Fürſorgearbeit in ihrem Bezirk zu ſorgen, 
find Beſchwerdeinſtanz für Zuſatzrenten der Kriegsbeſchädigten (Artikel 4 8 5 AUG) 
und haben die Kriegsblinden und Hirnverletzten (Artikel 5 $ 1 M) in vollem Am; 
fange zu betreuen. Sie find auch für die Durchführung des SBBG zuſtändig, 
können aber, wo es die Verhältniſſe erfordern, dieſe Aufgaben dezentraliſieren. 
Die Anordnungen und Entſcheidungen aus dem SBB ſind beſchwerdefähig, über 
Beſchwerden entſcheidet der bei jeder Hauptfürſorgeſtelle gebildete Schwerbeſchä⸗ 
digtenausſchuß endgültig; er beſteht aus dem Vorfigenden und je zwei ſchwerkriegs 
beſchädigten Gefolgſchaftsmitgliedern und Betriebsführern. Die Einzelbetreuung 
der Kriegsopfer iſt im übrigen, wie früher den Fürſorgeſtellen, jetzt den Bezirks ⸗ 
fürſorgeverbänden, das find allgemein die unteren Verwaltungsbehörden, über ⸗ 
tragen. Die Kriegsopferbeiräte haben gemäß §S 3a FW in dem Rechtsmittel; 
verfahren in Fürſorgeſachen (Einſpruch und Beſchwerde) wenigſtens in einem Rechts. 
zuge mitzuwirken. In Preußen ſind ſie bei der Entſcheidung über den Einſpruch 
ſtimmberechtigt. Aber die Beſchwerde entſcheiden die Regierungspräfidenten, in 
Berlin der Stadtpräſident. 


— Le eee 


32 — — —ñ 
—— — 2 — —U— ——— — — iii ̃ ̃ ˙—»—„— —⅜＋ͤĩ¹—nß T—— ]—⁵* — —— — ˙! ̃—³ulu. K —ů—ö—! P -R ü W nnr ]%ͥi ß . 7˙—¼˙«—r¾—M;n ] ⅛ 1 m = ¼ Ba a ²˙ ü ³⁵b ͤ——ͤ⁵ͤw . ²˙ü ⅛ «³ůlů t Le zig 


Der Aufbau des Wohlfahrtsweſens im nationalſozialiſtiſchen Staat 33 


III. Gegenwärtiges Derſorgungs- und Fürſorgerecht 
1. Die Reichsverſorgung 


Das Anderungsgeſetz vom 3. 7. 1934 wird mit den Worten eingeleitet: „Die Reichs- 
regierung will die Verſorgung der Kriegsbeſchädigten und Kriegshinterbliebenen 
neu ordnen“, und im Geſetzestext (Artikel 6 8 1) ſtehen die Worte: „... zum Dank 
für ihre Opfer.“ Wenn die nationalſozialiſtiſche Regierung ſolche Worte findet, 
jo dürfen die Kriegsopfer nicht nur vertrauensvoll der weiteren Entwicklung ent. 
gegenſehen, ſich im Schutze des Staates geborgen fühlen, ſondern auch überzeugt 
ſein, daß das aus der Zeit vor der Machtübernahme ſtammende und noch geltende 
Reichsverſorgungsgeſetz in dem Geiſt angewendet wird, welcher der nationalſozia⸗ 
liſtiſchen Grundeinſtellung zu den Kriegsopfern entſpricht. Durch die Front ⸗ 
zulage (Artikel 1 AG) werden die durch unmittelbare Kampfhandlungen verletzten 
Soldaten beſonders geehrt. 


Das Reichsverſorgungsgeſetz regelt im erſten Abſchnitt die Heilbehandlung. 
Es geht von der richtigen Erwägung aus, daß der im Heeresdienſt Verletzte nicht 
nur einen moraliſchen Anſpruch gegen den Staat auf Heilbehandlung hat, ſondern 
daß durch die Heilbehandlung angeſtrebt werden muß, die Folgen einer Dienſtbeſchä⸗ 
digung zu beſeitigen oder doch zu mildern. Das Reich gewährt deshalb für alle 
mit der Dienſtbeſchädigung im Zuſammenhang ſtehenden Krankheiten und Leiden 
ärztliche Behandlung, arzneiliche und orthopädiſche Verſorgung, Krankenhausbe⸗ 
handlung, Heilanſtaltspflege und zuſätzlich Badekuren; außerdem zahlt es während 
der Krankheitsdauer beim Vorliegen eines Einkommenausfalls Verſorgungskranken⸗ 
und ⸗hausgeld. Die Heilbehandlung wird von den Krankenkaſſen auf Koſten des 
Reiches durchgeführt; an fie muß ſich alſo der Kriegsbeſchädigte im Erfranfungs- 
fall wenden und ſich einen Reichsbehandlungsſchein ausſtellen laſſen. 


Wenn ärztliche Kunſt die körperlichen Schäden und Leiden nicht beſeitigen und der 
Kriegsbeſchädigte wegen feines Zuſtandes feinen früheren Beruf nicht mehr aus⸗ 
üben oder eine begonnene Berufsausbildung nicht fortſetzen kann, jo gebührt ihm 
im Rahmen der ſozialen Fürſorge unentgeltliche Berufsumſchulung und 
Ausbildung bis zur Dauer eines Jahres ſowie Sicherſtellung feines Lebensunter⸗ 
halts während der Ausbildungszeit durch die Fürſorgebehörden. Die ſoziale Für⸗ 
ſorge ſoll auch die Berufsausbildung der Hinterbliebenen, insbeſondere alſo der 
Waiſen ſowie der Kinder Schwerkriegsbeſchädigter fördern, wie überhaupt berufs- 
und arbeitsfürſorgeriſch alles daran ſetzen, die Folgen des Krieges oder au Qer- 
[uftes des Ernährers zu überwinden. 


Es iſt nur logiſch, wenn das Reichsverſorgungsgeſetz erſt in ſeinem dritten Abſchnitt 
die Renten verſorgung regelt. Denn es iſt ſelbſtverſtändlich, daß eine Rente 
nur gewährt werden kann, wenn die körperliche Anverſehrtheit durch ärztliche Maß⸗ 
nahmen nicht wieder herzuſtellen ift und außerdem die Wettbewerbsfähigkeit dauernd 
meßbar gelitten hat. Bei Hinterbliebenen iſt die Rentengewährung in dem Verluſt 
des Ernährers begründet. 


Die Kriegsbeſchädigtenrente iſt immer von dem Grade der Erwerbsminderung ab- 
hängig. Sie beginnt mit einer Erwerbsminderung von 30 v. H. und iſt nach Hundert⸗ 
ſätzen von 10 zu 10 v. H. geſtaffelt. Außere Beſchädigungen und innere Leiden er- 
fahren jetzt keine unterſchiedliche Behandlung mehr. Die Grundrente wird nach dem 
Grad der Erwerbsminderung in feſten Sätzen gewährt (8 27). Für Schwerfriegs- 
beſchädigte (von 50 v. H. aufwärts) tritt zu der Grundrente eine Schwerbeſchädigten⸗ 
zulage. Beide Rententeile erhöhen ſich fortſchreitend mit dem Grade der Beſchä. 
digung. Zu dieſen Renten kommt eine Ausgleichszulage (§ 28) von 35 bzw. 70 v. H. 
dieſer Bezüge je nach der Berufsausbildung des Verletzten vor der Einziehung zum 
Heeresdienft. Die Ausgleichszulage ſoll einen ſozialen Abſtieg verhüten. Verhei⸗ 
ratete Kriegsbeſchädigte erhalten zu den Bezügen der SS 27/28 eine Frauenzulage 
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von 10 v. H. und Kinderzulagen von 20 v. H. dieſer Sätze (8$ 29/30). Außerdem 
wird in Anlehnung an die Beſtimmungen des Beamtenrechts eine Ortszulage (8 51) 
gewährt. And ſchließlich ift für hilfloſe oder pflege ⸗ und wartungsbedürftige Be⸗ 
ſchädigte eine in vier Stufen geftaffelte Pflegezulage vorgeſehen (8 31). 


Am den Schwerkriegsbeſchädigten die Berufstätigkeit zu erleichtern, kann ihnen der 
Beamtenſchein (8 33) erteilt werden. Dieſer verleiht eine Anwartſchaft auf 
Anſtellung im öffentlichen Dienſt nach den hierfür beſonders erlaſſenen Beſtim⸗ 
mungen, ſchafft aber keinen Anſpruch auf Anſtellung bei einer beſtimmten Behörde 
oder zu einem beſtimmten Zeitpunkt. 

Wenn ein Kriegsbeſchädigter ſtirbt, erhalten die Hinterbliebenen außer einem 
Sterbegeld (8 34) die Bezüge des Verſtorbenen noch für drei Monate weiter (8 35). 


Die Berechnung der Hinterbliebenen verſorgung beruht auf einer An- 
nahme, d. h. die Witwe erhält 60 v. H., die Halbwaiſen bekommen 25 v. H. und die 
Vollwaiſen 40 v. H. desjenigen Betrages, welchen der Verſtorbene bezogen haben 
würde, wenn ihm die Vollrente zugeſtanden hätte. Sofern der Verſtorbene nicht 
gefallen oder an den Folgen der Dienſtbeſchädigung geſtorben iſt, können die Hinter. 
bliebenen im Falle ihrer Bedürftigkeit Beihilfen zu zwei Dritteln der vorerwähnten 
Renten erhalten. Kinderzulagen und Waiſenbezüge dürfen über das 16. Lebensjahr 
hinaus bewilligt werden, längſtens bis zum 21. Lebensjahr, wenn ſonſt eine mit 
Koſten verbundene Berufsausbildung geſährdet wäre. Waiſen können daneben bis 
zum 24. Lebensjahr eine Erziehungsbeihilfe erhalten. 


Die Eltern des Verſtorbenen haben Anfpruch auf Verſorgung, wenn er im Kriege 
gefallen oder am Dienſtleiden geſtorben iſt und bis zu feinem Tode ganz oder über. 
wiegend die Eltern unterhalten hatte. Die Höhe der Rente wird danach bemeſſen, 
ob beide Elternteile oder nur einer lebt und ob einer oder mehrere Söhne gefallen 
oder geſtorben find. Falls nicht alle für den Rentenbezug verlangten Vorausſetzungen 
erfüllt find, kann eine Elternbeihilfe bewilligt werden. 

Zu den Verſorgungsbezügen im engeren Sinne tritt die Zuſatzrente. Sie wird 
ſtets nur im Falle des Bedürfniſſes an Schwerkriegsbeſchädigte durch die Fürlorge- 
behörden im Auftrag des Reichs und an Hinterbliebene durch die Verſorgungs⸗ 
ämter gezahlt. Es handelt ſich alſo um eine Individualverſorgung. Die Voraus⸗ 
ſetzungen für den Bezug und die Bemeſſung dieſer Rente find in der Zufagrenten- 
ordnung vom 3. 7. 1934 durch den Reichs. und Preußiſchen Arbeitsminiſter feſt⸗ 
gelegt. Im weſentlichen hängt die Gewährung davon ab, ob der Verſorgungs⸗ 
berechtigte neben ſeinen Verſorgungsbezügen kein oder nur geringes Einkommen 
hat oder ob andere Amſtände die Bewilligung oder Verſagung rechtfertigen. Die 
in der Zuſatzrentenordnung J, 9 und II, 9 vorgeſehenen Bewilligungsgrenzen allein 
find alſo nicht ausſchlaggebend, und damit müſſen die Rentenſätze als Höchſtſätze 
gelten. Für die nach anderen Verſorgungsgeſetzen (z. B. Altrentnergeſetz, Kriegs- 
perſonenſchädengeſetz, Wehrmachtsverſorgungsgeſetz uſw.) zu zahlende Zuſatzrente 
gilt die Zuſatzrentenordnung finngemäß. 


2. Die ſoziale Kriegsopferfürſorge 


Dank, Ehre und Achtung den Kriegsopfern! Das iſt die Grundeinſtellung für die 
ſoziale Arbeit, der Geiſt, mit welchem der tote Buchſtabe der Geſetze belebt werden 
muß. Gilt es doch für jeden Fürſorgebeamten, ſeine ganze Kraft dafür einzuſetzen, 
den Kriegsopfern ihr ſchweres Los, welches ſie ſeeliſch, körperlich oder wirtſchaft⸗ 
lich drückt, zu erleichtern. Die Fürſorgeverordnung erwähnt im § 1 die Kriegs- 
opfer an erſter Stelle und die RGS widmen der ſozialen Fürſorge einen beſonders 
breiten Raum, wodurch auch rein äußerlich die hohe Bedeutung der Fürſorge er- 
kennbar iſt. Darüber hinaus haben die Kriegsopfer aber ſchon im Falle fürforge- 
rechtlicher Hilfsbedürftigkeit Anſpruch auf gehobene Fürſorge (8 18). Bei Feſtſtel⸗ 
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lung der Hilfsbedürftigkeit haben gerechterweiſe die Schwerbeſchädigten⸗, Pflege- 
und Führerhundzulagen für Blinde außer Anſatz zu bleiben. Die erweiterte „ſoziale 
Fürſorge“ iſt inhaltlich die Beſeitigung oder Milderung aller Schäden, welche im 
urſächlichen Zuſammenhang mit der Dienſtbeſchädigung oder dem Verluſt des Er⸗ 
nährers ſtehen. Dieſer Zuſammenhang wird immer vermutet, wenn nicht das Gegen⸗ 
teil offenkundig oder nachweisbar iſt. Im übrigen gelten als Kriegsopfer alle Emp⸗ 
fänger von Verſorgungsbezügen (§S 20 RGS). Ihnen ſind die verſorgungsberech⸗ 
tigten Kämpfer für die nationale Erhebung (Geſetz vom 27. 2. 1934) und die nach 
anderen Verſorgungsgeſetzen verſorgten Perſonen gleichgeſtellt. 


a) Arbeits- und Berufs fürſorge 


Bereits zu Beginn des Weltkrieges wurde ein ſtarkes Bedürfnis für dieſen Für⸗ 
ſorgezweig erkennbar. Die dienſtunfähig gewordenen Verteidiger des heimatlichen 
Bodens durften künftig nicht abſeits ſtehen, ſie wollten im und nach dem Kriege ihre 
Arbeitskraft für das Vaterland einſetzen, vor allem aber konnte ihnen durch die 
- Arbeitsfürjorge das Selbſtvertrauen, das Gefühl der Gleichberechtigung und die 
wirtſchaftliche Exiſtenzgrundlage wiedergegeben werden. Ohne eine gründliche und 
ſachkundige Berufsberatung iſt eine wirkſame Arbeitsfürſorge undenkbar. 
Bei der Berufswahl oder der Zuweiſung eines Arbeitsplatzes kommt es nicht nur 
. auf die vorhandenen Kenntniſſe, Erfahrungen und die Leiſtungsfähigkeit an, ſondern 

ebenſo wichtig iſt die richtige Beurteilung der Ausnutzung oder Steigerung der noch 
verbliebenen Arbeitskraft. Deshalb iſt keineswegs immer mit einer erlittenen Be⸗ 
ſchädigung notwendigerweiſe auch ein Berufswechſel verbunden. Die ſachgemäße 
Einrichtung des Arbeitsplatzes, die Bereitſtellung und richtige Anwendung geeig⸗ 
neter mechaniſcher Hilfsmittel reichen vielfach nicht nur aus, ſondern wirken oft ſogar 
leiſtungsſteigernd. Es kommt aber nicht nur auf die Zuweiſung und Ausgeſtaltung 
des Arbeitsplatzes an, ſondernj ⸗mindeſtens ebenſoſehr auf deſſen Erhaltung und 

Aberwachung durch die Arbeitsfürſorge. Veränderungen des Geſundheitszuſtandes 
infolge des Dienſtleidens oder zunehmendes Alter des Beſchädigten verpflichten zu 
rechtzeitigen, alſo vorbeugenden Maßnahmen, um Arbeitsunfähigkeit zu verhüten. 
Beſonders die Frage des Arbeitsplatzaustauſches wird im Laufe der nächſten Jahre 
immer brennender werden. 


Die Arbeits- und Berufsfürſorge hat in dem SBG ihre wirkſamſte Stütze, denn 
alle Behörden und Betriebe der freien Wirtſchaft müſſen grundſätzlich mindeſtens 
2 v. H. ihrer Arbeitsplätze mit Schwerbeſchädigten beſetzen. Die Auswahl der 
Schwerbeſchädigten und die Zuweiſung der Arbeitsplätze ſoll ihrer freiwilligen Ent. 
ſchließung überlaſſen bleiben, aber die Hauptfürſorgeſtelle hat über die Erfüllung 
aller ſich aus dem Geſetz ergebenden Verpflichtungen zu wachen. Schwerbeſchädigte 
im Sinne des SBG find alle verſorgungsberechtigten Kriegs. und Arbeitsopfer 
mit einer Erwerbsminderung von 50 v. H. und darüber (8 3). Minderbeſchädigte 
„(Erwerbsminderung von 30 und 40 v. H.) können den Schwerbeſchädigten gleichge⸗ 

ſtellt werden, ebenſo auch ſonſtige Erwerbsbeſchränkte mit einer Erwerbsminderung 

von mindeſtens 50 v. H., wenn hierdurch die Anterbringung der Schwerbeſchädigten 

nicht gefährdet wird. Den unter den Schutz des SBBG e ſtehenden Perſonen daıf 
nur mit Zuſtimmung der Hauptfürſorgeſtelle gekündigt werden; die Kündigungsfriſt 
. beträgt mindeſtens vier Wochen (88 13 bis 16). Bei vorſätzlichen oder grobfahr- 
„läffigen Verſtößen gegen das Geſetz können gegen private Unternehmer durch die 
„Strafgerichte Bußen verhängt werden (8 18). Schwerbeſchädigte, welche die Durch- 
„führung des Geſetzes vereiteln oder erheblich gefährden, können durch den Schwer⸗ 
beſchädigtenausſchuß bis zur Dauer von drei Monaten von den Vorteilen des Ge- 
ſetzes ausgeſchloſſen werden (8 19). Das vor der Machtübernahme erlaſſene SBBG 
„it zwar noch in Kraft, mit einem neuen Geſetze iſt aber demnächſt zu rechnen. Alle 
„Möglichkeiten der vordringlichen Arbeitsbeſchaffung für Kriegsbeſchädigte müſſen 
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reſtlos ausgenutzt werden. Wie dies zu geſchehen hat, zeigen die Erlaſſe der oberſten 

Regierungsitellen deutlich und unverkennbar. 
(Reichs- und. Preußiſcher Arbeitsminiſter 17. 4. 1936 — IIb 3840/36 — 
Reichs- und Preußiſcher Arbeitsminiſter 22. 9. 1933 — IIb 9615/33 — 
Reichs- und Preußiſcher Arbeitsminiſter 11. 8. 1934 — II b 5256/34 — 
Reichs- und Preußiſcher Arbeitsminiſter 6. 5. 1936 — Ib 2338/36 — 
Preußiſcher Miniſter des Innern 6. 10. 1933 — IV W 3340/22. 9. — 
Reichsminiſter der Finanzen 9. 5. 1934 — I B 6344/21. 11. 1933 — 
Oberbefehlshaber des Heeres 27. 12. 1935 — VL (III A 2) — 


Reichsluſtfahrtminiſter 2. 7. 1936 — LD II 1 Nr. 2229736 — Az. 2 5 


Schwerbeſch. 
Reichs- und Preußiſcher Miniſter der Juſtiz 26. 6. 1935 — VI a 6773/35.) 


b) Erholungsfürſorge 


Der Menſch bedarf nach getaner Arbeit immer der Erholung und Stärkung für ſeine 
künftige Tätigkeit. Dieſer Grundſatz gilt in erhöhtem Maße für die Kriegsbeſchä⸗ 
digten, welche zur Erfüllung ihrer Pflichten geſteigerte Tatkraft aufbringen müſſen 
und deshalb einem vermehrten Kräfteverbrauch unterliegen. Die ſoziale Fürſorge 
muß daher eine nachdrückliche Erholungsfürſorge treiben, um vorzeitigen Kräfte. 
verbrauch und damit frühzeitige Arbeitsunfähigkeit zu verhindern. Man ſoll nicht 
einwenden, die Erholungsfürſorge ſei zu teuer. Das Gegenteil iſt richtig! Eine 
vernachläſſigte Erholungsfürſorge beſchwört Krankheit und Siechtum und damit viel- 
fach erhöhte Aufwendungen aus öffentlichen Mitteln herauf. Der ſicherſte Schutz 
gegen Not und Elend iſt immer noch die Verhütung des Eintritts. Die ſoziale 
Fürſorge hat ſeit der Machtübernahme die umfaſſenden Einrichtungen der NSW. 


ausnutzen können, vor allem durch die Adolf. Hitler-⸗Freiplatzſpende oder durch Anter | 


bringung in Kurorten. Auch die Erholungseinrichtungen der Länder und Ge- 
meinden, der Hauptfürſorgeſtellen, der NSKOV., des Kyffhäuſerbundes öffnen all 
jährlich tauſenden erholungsbedürftigen Kameraden ihre Pforten. Die Höhe der 
Koſtenbeteiligung der Fürſorgebehörden iſt im Einzelfall ſehr verſchieden und richtet 
ſich nach der eigenen Leiſtungsfähigkeit des Beſchädigten, den entſtehenden Kur- und 
Verpflegungskoſten uſw. Engſte Zuſammenarbeit aller in Frage kommenden Stellen 
fördert den Segen dieſer Fürſorge und vermindert die Koſten. 


c) Krankenfürſorge 


Erkrankungen am Dienſtleiden begründen kein Eingreifen der ſozialen Fürſorge, 
da die Heilbehandlung durch das Reich ſichergeſtellt iſt. In allen anderen Fällen 
gelten auch für die Kriegsopfer die Beſtimmungen der Fürſorgeverordnung über 
Krankenfürſorge. §S 23 RVG und 8 30 RGS erwähnen aber die Sicherſtellung der 
Krankenfürſorge der hilfsbedürftigen Hinterbliebenen beſonders. Sie fol durch 
Abſchluß von Verſicherungsverträgen mit Krankenkaſſen oder auf andere Weiſe ge. 
ſchehen. Die Fürſorgeverbände haben überwiegend die Durchführung dieſes Für- 
ſorgezweigs ſelbſt übernommen. Nach 8 30 RGS gelten die Hinterbliebenen ins. 
beſondere als krankenfürſorgeriſch hilfsbedürftig, wenn ſie Zuſatzrente beziehen. In 
finngemäßer Anwendung der Vorſchrift haben die Fürſorgeverbände die zufah- 
rentenberechtigten Schwerbeſchädigten im allgemeinen in dieſen Kreis mit einge⸗ 
ſchloſſen. Es iſt auch berechtigt, weil z. B. die Nentenſätze des 50 bis 70 v. H. 
Beſchädigten noch unter den Bezügen einer Witwe liegen. In Würdigung der 
Sonderſtellung der Kriegsopfer ſehen die Fürſorgeverbände vielfach von der Wieder⸗ 
einziehung der für ſie aufgewendeten Koſten für ärztliche und arzneiliche Verſorgung 
ganz ab und find in der Geltendmachung ihrer Erſatzanſprüche für Krankenhaus- 
koſten ſchonend und wohlwollend. Für die Kriegsblinden und Hirnverletzten iſt 
neuerlich eine beſondere Krankenfürſorge mit den Spitzenverbänden der Arzte, Zahn- 
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ärzte und Dentiſten vereinbart. Dieſe Schwerſtbeſchädigten und ihre Angehörigen 
werden auf Grund eines Jahresbehandlungsſcheins zu verbilligten Sätzen der 
Preugo als Privatpatienten behandelt und find deshalb Koſtenſchuldner der Arzte 
uſw. Nach Maßgabe des Bedürfniſſes gewähren ihnen die Hauptfürſorgeſtellen 
Beihilfen für die Bezahlung der Rechnungen. 


d) Siedlungsfürſorge 


„Zum Dank für ihre Opfer“ ſollen die Kriegsbeſchädigten bei allen Siedlungsmaß⸗ 
nahmen bevorzugt werden (Artikel 6 8 1 AG). Die hohe Bedeutung des Siedlungs⸗ 
problems für das ganze deutſche Volk wird durch die Heraushebung der Kriegsopfer 
zu einer beſonders verantwortlichen Aufgabe der ſozialen Fürſorge. Seit der 
Machtübernahme iſt das Siedlungsproblem gegenüber früher auf völlig neue Grund⸗ 
lagen geſtellt. Die Siedlungs- und Eigenheime müſſen in ihrer Bauart und dem 
Koſtenaufwand ſo fein, daß die Laſten und Abgaben ſtets tragbar find. Dieſer 
wichtigſte Geſichtspunkt wurde früher nicht immer beachtet, und feine Außeracht⸗ 
laſſung verurſachte deshalb in den Jahren des Niedergangs der Wirtſchaft unſäg⸗ 
liches Leid in den Reihen der kriegsbeſchädigten Siedler. Die Reichsregierung iſt 
ſtändig bemüht, für die Erhaltung der ehemals zu teuer gebauten Heime durch 
Kapitalabfindungen, Darlehen und Anterſtützungen, Zinszuſchüſſe, Steuererleichte⸗ 
rungen und Zinsermäßigungen weiteres Anheil abzuwenden. Auch die Fürſorge⸗ 
behörden beteiligen ſich an dieſem Stützungswerk in erheblichem Amfange und ge⸗ 
währen auch Beihilfen, wenn große Inſtandſetzungen an den Siedlungshäuſern 
erforderlich werden. Für Neuerwerb von Grundbeſitz iſt die ſeit 1931 geiperrte 
Bewilligung von Kapitalabfindungen (88 72 bis 85 RVG) wegen der gewaltigen 
und vordtinglichen Staatsaufgaben im allgemeinen noch nicht wieder möglich. Bei 
dem großen Intereſſe der Reichsregierung für die Anſiedlung Kriegsbeſchädigter 
darf man aber die Zuverſicht haben, daß es weiter vorwärts geht, ſobald ſich hierzu 
irgendwie die Möglichkeit bietet. Bei der Erſtellung von Kleinſiedlungen, Volks 
wohnungen und ländlichen Kleinſiedlungen find Kriegsbeſchädigte gegenüber anderen 
Volksgenoſſen inſofern bevorzugt, als ihnen höhere Kapitalbeträge, Reichsbürg⸗ 
ſchaften und Hauszinsſteuerhypotheken zur Verfügung geſtellt werden, ſie ſelber nur 
ein geringeres Eigenkapital aufzubringen brauchen und unter Amſtänden in der Bau- 
art wegen ihres Dienſtleidens Vorzüge genießen (Erlaß des Reichs- und Preußiſchen 
Arbeitsminiſters vom 24 7.1936 IV a2 3209/36). Die Hilfe der Hauptfürſorge⸗ 
ſtellen bei dieſem Siedlungswerk beſteht überwiegend in der Gewährung von Unter- 
ſtützungen oder langfriſtigen Darlehen zu geringem oder keinem Zinsſatz, wenn der 
Kriegsbeſchädigte kein Eigenkapital hat oder aufzubringen vermag. Die Gemeinden 
bevorzugen vielfach Kriegsbeſchädigte bei der Vergebung der ſogenannten Stadt- 
randfiedlungen, und die Hauptfürſorgeſtellen übernehmen dann im Bedarfsfall die 
Zahlung des an Stelle von Eigenarbeit benötigten Betrages. 


e) Berufsfürſorge für Kriegerwaiſen und Kinder 
Schwerkriegsbeſchädigter 


Die beſonders betonte Pflicht zur Förderung der Berufsausbildung der jugendlichen 
Kriegsopfer (8 22 RVG, 8 29 RGS) hat ihren guten Grund. Dort, wo der Vater 
gefallen oder wegen ſeines Kriegsleidens perſönlich an der Förderung verhindert 
oder gehemmt iſt, muß der Staat helfend eingreifen. Hinzu kommt auch, daß nament- 
lich die Kriegsbeſchädigten im Alter in erhöhtem Maße der Anterſtützung ihrer 
Kinder bedürfen, jo daß auch aus dieſem Grunde fürſorgeriſch alles getan werden muß, . 
durch Schaffung einer feſten Berufsgrundlage dieſe ſpätere Hilfe zu ſichern. Die 
Berufsberatung und Lehrſtellenvermittlung für Jugendliche iſt zwar durch das Geſetz 
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vom 5.11.1935 allgemein auf die Arbeitsämter übergegangen, die Aufgaben der 
ſozialen Fürſorge find dadurch aber nicht geringer geworden. Im engſten Zuſammen⸗ 
wirken zwiſchen Berufsberatungs⸗ und Fürſorgeſtellen müſſen die mit den Jugend- 
lichen vor dem Eintritt ins Berufsleben gemachten Erfahrungen über Geſundheits⸗ 
zuſtand, Veranlagung und Eignung für die Berufswahl voll ausgewertet werden. 
Die Fürſorgebehörden ſind durch die Neuregelung auch nicht gehindert, ſondern nach 
wie vor gehalten, die Berufsausbildung ſelber zu betreiben. Dies geſchieht für 
Mädchen in den von den Fürſorgeverbänden unterhaltenen, ſtaatlich anerkannten 
Haushaltungsſchulen (Erlaß des Preußiſchen Miniſters für Handel und Gewerbe 
vom 17. 4. 1924), wo dem Jugendlichen in einjährigem Internatslehrgang die Grund- 
lagen der Gemeinſchaftskunde, Erziehungslehre, Hauswirtſchaft uſw. vermittelt 
werden. Seit der Machtübernahme wird die Notwendigkeit der Vorbereitung jedes 
Mädchens auf ihren eigentlichen Beruf als Hausfrau und Mutter ſtärker betont. 
Man geht deshalb allmählich dazu über, die Zulaſſung zum gewerblichen oder kauf. 
männiſchen Beruf von dem Nachweis dieſer Vorbereitung abhängig zu machen. 
Männliche Jugendliche erhalten in ſtaatlich anerkannten Werkſtattſchulen die Grund⸗ 
ausbildung für gewerbliche und handwerkliche Berufe. Die hier genoſſene Aus- 
bildung kommt dem Jugendlichen für die Berechnung der geſetzlichen Lehrzeit zugute. 
Schließlich bietet S 6 SBB gewiſſe Möglichkeiten, Pflichtarbeitsplätze mit Krieger: 
waiſen uſw. zu beſetzen, wenn wegen der Eigenart des Betriebes Schwerbeſchädigte 
dort nicht unterzubringen find (3. B. Nähſtuben). 


f) Wirtſchaftsfürſorge 


Die Wirtſchaftsfürſorge hat ſich grundſätzlich den Beſtimmungen der FV und RGS 
anzupaſſen. Hilfsbedürftigen Kriegsopfern iſt alſo der notwendige Lebensbedarf im 
Rahmen der gehobenen Fürſorge zu gewähren. Zur wirtſchaftlichen Förderung und 
Selbſtändigmachung ſoll die ſoziale Fürſorge von der Darlehnsgewährung tunlichſt 
Gebrauch machen (§S 31 RGS). Sie iſt ſegensreich, wenn zu gewiſſen Zeiten oder aus 
beſtimmten Anläſſen ein erhöhter Bedarf auftritt (Winterkleidung, Heizſtoffe, Aus. 
ſtattung der Kinder bei beginnender Berufsausbildung); durch ſie darf aber niemals 
eine gewohnheitsmäßige Kreditaufnahme gezüchtet werden. Durch Erlaß vom 9. 8. 
1933 find den Landesfürſorgeverbänden zweckgebundene Mittel zur Darlehns. 
gewährung gegeben, aus denen Beſchaffungsdarlehen in der Regel bis zu 150 RM 
(ausnahmsweiſe bis zu 300 RM) und gering verzinsliche Produktivdarlehen für 
gewerbliche und geſchäftliche Zwecke in der Regel bis zu 2000 RM (ausnahmsweiſe 
bis zu 4000 RM) gegeben werden können. Zur Tilgung, meiſt in Monatsteilbeträgen, 
werden die Verſorgungsbezüge nach Maßgabe der Leiſtungsfähigkeit des Schuldners 
abgetreten (SS 68, 69 RVG). Zur Wirkſamkeit der Rentenabtretung iſt in der Regel 
die Genehmigung der Hauptfürſorgeſtelle nötig. 


Aber die Pflichtleiſtungen der FBV und RGS hinaus gewähren die Fürſorge⸗ 
behörden den Kriegsopfern vielerorts Sondervergünſtigungen in Geſtalt von Fahr⸗ 
preisermäßigungen auf den Verkehrsmitteln. Sie bedeuten ebenſo eine mittelbare 
Wirtſchaftsfürſorge wie die Einkommens, Gewerbe. und Amſatzſteuererleichterungen 
für Kriegsbeſchädigte, ihre Bevorzugung bei der Vergebung öffentlicher Aufträge 
und die Befreiung von der Bürgerſteuer für Zuſatzrentenempfänger. Die Reichsbahn 
und die Reichspoſt gewähren den Schwerkriegsbeſchädigten ſchließlich Vergünſti⸗ 
gungen auf ihren Verkehrseinrichtungen (Benutzung der II. Wagenklaſſe mit Fahrt- 
ausweis III. Klaſſe), und alle Amtsſtellen ſind verpflichtet, Schwerkriegsbeſchädigte 
bei Vorlage eines entſprechenden Ausweiſes bevorzugt abzufertigen. 


Wenn auch gegen die Kriegsopfer allgemein ein Erſatzanſpruch für gewährte Für. 
ſorgeleiſtungen beſteht ($ 25 FV), fo ſoll dieſer im Rahmen der ſozialen Fürſorge 
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doch nur ausnahmsweiſe geltend gemacht werden (8 31 Abſ. 2 RGS). Ein felb- 
ſtändiger Erſatzanſpruch gegen den Ehegatten oder Erben des Anterſtützten (8 25 a 
FV) beſteht nicht; die Anwendung des § 21 a FW wird aber hierdurch nicht berührt. 
Die Geltendmachung des Erſatzanſpruchs gegen Dritte wird insbeſondere praktiſch, 
wenn rückwirkend eine Erhöhung der Verſorgungsbezüge eintritt, während der Rück⸗ 
wirkungszeit aus Fürſorgemitteln aber unterſtützt werden mußte. 


IV. Ausblick auf die künftige Entwicklung der Verſorgung und Fürſorge 


Die Reichsregierung hat ſeit dem 3. 7. 1934 bereits beachtliche Verbeſſerungen der 
Verſorgung geſchaffen, ſo z. B. den Ausbau der Frontzulage (Geſetz vom 13. 12. 1935) 
und Milderung der Ruhensvorſchriften des $ 62 RVG (Geſetz vom 1. 12. 1936). Sie 
wird in ihrem Bemühen nicht raſten, denn mit zunehmendem Alter bedürfen die Kriegs- 
opfer des erhöhten Schutzes durch den Staat. In der Verſorgung könnte man an den 
Einbau der Zuſatzrente in die Rente denken, was einer wünſchenswerten Altersver- 
ſorgung entſprechen würde. Die Frontzulage iſt noch ausbaufähig in Anlehnung an 
die frühere Veteranenbeihilfe. Die durch Ableben von Kriegsopfern freiwerdenden 
Mittel dürfen nicht eingeſpart werden. Auch die ſoziale Fürſorge muß ſich unermüd- 
lich dem Wandel der Verhältniſſe in der Kriegsopferfürſorge anpaſſen. Die Frage 
des Arbeitsplatzaustauſches gewinnt mit fortſchreitendem Alter der Kriegs- 
beſchädigten von Jahr zu Jahr an Bedeutung. Im Zuſammenhang hiermit ſtehen 
auch die Verlagerung der Wirtſchaft und der Wirtſchaftszentren im Reich und die 
Arbeitsbeſchaffung für die Kriegsbeſchädigten. Sie bedingt häufig Wohnfitzwechſel 
und Umfiedlungen und deren Ermöglichung durch Beihilfen der Fürſorgebehörden. 
Dieſe müſſen auch je nach der Art des Kriegsleidens für geſunde und ausreichende 
Wohnungen ſorgen und unter Amſtänden Zuſchüſſe geben, wenn ſonſt kein angemeſſenes 
Verhältnis zwiſchen dem Einkommen und dem Mietpreis beſtünde. Zu begrüßen 
wäre ſchließlich die Wiedergewährung des Hauszinsſteuererlaſſes für alle Zuſatz⸗ 
rentenempfänger, weil die durch die Notzeit bedingte Regelung häufig zu Härten 
gerade gegenüber den Schwerſtbeſchädigten geführt hat, und der Wegfall der Ruhens⸗ 
beſtimmungen in der Sozialverſicherung. 


Wenn auch bei dem künftigen Ausbau der Verſorgung und Fürſorge naturgemäß 
nur ſchrittweiſe vorgegangen werden kann, ſo ändert das nichts an dem ernſten und 
feſten Willen aller verantwortlichen Stellen, ſo ſchnell und ausreichend wie nur mög⸗ 
lich für alle Kriegsopfer die Vorausſetzungen für einen ſorgloſen Lebensabend zu 
ſchaffen und ihnen die Überzeugung zu geben, daß auch nach ihrem Tode ihre An⸗ 
gehörigen keine Not zu leiden haben. 


Das Wort „Der Dank des Vaterlandes iſt Euch gewiß“ war in den Jahren vor der 
nationalſozialiſtiſchen Machtübernahme zu einer Verhöhnung der Opfer des Krieges 
geworden. Der nationalſozialiſtiſche Staat unter ſeinem Führer Adolf Hitler hat 
unabläſſig daran gearbeitet, dieſes Wort in vollem Amfange zu Ehren zu bringen. 


E. Die Mittelbefchaffung für die öffentliche Wohlfahrt 


In der Vorkriegszeit hatten die Gemeinden und Provinzen die Pflicht, die Mittel 
für die öffentliche Fürſorge aus den ihnen zur Verfügung ſtehenden Haushaltsein⸗ 
nahmen zu decken. Den Gemeinden ſtanden dafür in erſter Linie die Zuſchläge zur 
Einkommenſteuer und die Realſteuern zur Verfügung. 


Dieſes Bild änderte ſich grundlegend durch die Zentralifierung der Reichsgewalt im 
Anſchluß an die Erzbergerſche Finanzreform und den Übergang weitgehender Befug⸗ 
niſſe von den Ländern auf das Reich. Durch dieſe Maßnahme, welche dem Reiche 
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alle großen Steuern vorbehielt, wurden die Länder und Gemeinden Koſtgänger des 
Reiches. (Verordnung zur Einführung der Reichsfinanzverwaltung vom 27. 9. 1919 
und Reichsabgabenordnung vom 13. 12. 1919.) 


Die durch die Politik der Reichsſtellen nach dem unglücklichen Ausgange des Krieges 
moglich gewordene verheerende Entwertung der Währung nahm auch den Schichten, 
die bisher maßgebende Mitträger der gemeindlichen Finanzwirtſchaft waren, die 
letzten verfügbaren Mittel und ließ die bisher zur Verfügung ſtehenden Spenden 
und Stiftungen auf ein Mindeſtmaß zuſammenſchmelzen. 


In Ausführung der Dritten Steuernotverordnung wurden am 1. 4. 1924 die geſamte 
Fürſorge für Klein und Sozialrentner, die ſoziale Fürſorge für Kriegsbeſchädigte 
und Kriegshinterbliebene, die Wochenfürſorge und andere Aufgaben auf die Ge- 
meinden und Landkreiſe übertragen. Die den Gemeinden nach Maßgabe des Finanz- 
ausgleichs zufließenden Aberweiſungsſteuern waren, in Anbetracht der immer höher 
ſteigenden Zahl der Bedürftigen, unzureichend. Neben Anteilen aus der unzureichend 
wirkenden Hauszinsſteuer gewährte man ihnen als Entgelt nur eine Erhöhung des 
Anteils aus der Einkommen- und Körperſchaftſteuer von 75 v. H. auf 90 v. H., welche 
im Jahre 1925 ſchon wieder auf den alten Anteil von 75 v. H. zurückgeſetzt wurde. 
Im Endergebnis wurde die Regelung für die Gemeinden in Preußen noch un- 
günſtiger, da dieſen nach ihrer Auseinanderſetzung mit dem Lande weniger gewährt 
wurde als vor der Abertragung der neuen Aufgaben. Während die Gemeinden im 
Februar 1924, noch ehe ſie die Laſten übernommen hatten, mit 37,8 v. H. an dem 
Aufkommen der Einkommen- und Körperſchaftſteuer beteiligt waren, wurde dieſe 
Quote in der Folgezeit zunächſt auf 34,2 v. H. und mit dem 1. 10. 1925 auf 28,5 v. H. 
herabgeſetzt. 


Die erſten Ergebniſſe einer Reichsfürſorgeſtatiſtik liegen für das Jahr 1927 vor. 
Danach betrug die Nettofürſorgelaſt für das Deutſche Reich: 


Im Bereich der Bezirksfürſorgeverbande . . . 1116 Millionen RM 
Im Bereich der Landesfürſorge verbände 150 Millionen RM 


zuſammen 1266 Millionen RM 


Die N öffentliche Fürſorgelaſt (Nettolaſt im Deutſchen Reich) überſtieg alſo 
1/ Milliarden Reichsmark. Davon waren nur rund 18 Mill. RM durch beſondere 
Einnahmen der Fürſorgeverbände ſelbſt gedeckt. Der übrige ungedeckte Betrag von 
rund 1,25 Milliarde AM = 20 RM auf den Kopf der Bevölkerung war durch 
allgemeine Deckungsmittel der EN Haushalte (Steuern, Zölle uſw.) augzu- 
gleichen. 


Eine fühlbare Entlaſtung der Gemeinden trat ein durch Inkraftſetzen der Zweiten 
Verordnung des Reichspräſidenten zur Sicherung von Wirtſchaft und Finanzen vom 
5. 6. 1931, die eine grundlegende Abänderung durch die Dritte Verordnung des 
Reihspräfidenten vom 6. 10. 1931 erfuhr. Auf Grund dieſer Verordnung wurden 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden zur Erleichterung der Wohlfahrtslaſten 
150 Mill. RM als ſogenannte Reichswohlfahrtshilfe zur Verteilung bereitgeſtellt. 


Durch Verordnung des Reichspräſidenten über Maßnahmen zur Erleichterung der 
Arbeitsloſenhilfe und der Sozialverſicherung ſowie zur Erleichterung der Wohl, 
fahrtslaſten der Gemeinden vom 14. 6. 1932 wurden für den gleichen Zweck 672 Mill. 
RM bereitgeſtellt. Auf Grund dieſer Verordnung haben der Reichsminiſter der 
Finanzen und der Reichsarbeitsminiſter unter dem 2. 8. 1932 beſtimmt, daß für die 
Verteilung der Wohlfahrtshilfe künftig die Zahlen der Wohlfahrtserwerbsloſen 
maßgebend ſeien, die ſich aus der Statiſtik der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung ergaben, und die für die Zählung notwendigen Stichtage 


feſtgeſetzt. 
e 
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Nach der Abernahme der Regierung durch die nationalſozialiſtiſche Bewegung ſetzte 
ſofort der Kampf um die Verminderung und Beſeitigung der Arbeitsloſigkeit ein. 
Wie kraftvoll und mit welchem Erfolge der Kampf geführt wurde, zeigt die nach- 
ſtehende Aufſtellung: 


Für den Monat April 1933 mußten als Reichswohlfahrtshilfe — 80,0 Mill. RM 


5 5 „ April 1934 „ 5 . = 45 „ „ 
7. 7 7. April 1935 7. 7. 7. — 12,7 71 7. 
71 7. 7. ö April 1936 7. 77 7. — 3,54 7. 7. 


5 „ Oktober 1936 „ 1 
bereitgeſtellt werden. 


Durch Geſetz vom 23. 3. 1934 (RGBl. S. 232/33) wurde der Reichsminifter der 
Finanzen ermächtigt, für die Zeit vom 1. 1. 1934 ab die Wohlfahrtshilfe zur Er⸗ 
leichterung der Wohlfahrtslaſten der Gemeinden und Gemeindeverbände abweichend 
von den Vorſchriften der Wohlfahrtshilfeverordnung vom 14. 6. 1932 zu bemeſſen 
und zu verteilen. Er hat u. a. beſtimmt, daß an der Ausſchüttung nur ſolche Bezirks. 
fürſorgeverbände zu beteiligen waren, in denen die Zahl der anerkannten Wohl- 
fahrtserwerbsloſen mehr als 5, dann 7,5 und zuletzt 10 vom Tauſend der Wohn⸗ 
bevölkerung — ſog. Sockel — betrug. Das Zurückgehen der Wohlfahrtserwerbs- 
loſen hatte zur Folge, daß bereits im Jahre 1936 der größte Teil der Bezirksfürſorge⸗ 
verbände an der Ausſchüttung der Reichswohlfahrtshilfe nicht mehr beteiligt war. 
Die Fürſorgeverbände hatten nunmehr die Mittel für die öffentliche Fürſorge aus 
den ihnen zur Verfügung ſtehenden haushaltsmäßigen Einnahmen zu beſtreiten. 


Nach der Reichsfürſorgeſtatiſtikk“) waren folgende Leiſtungen zu vollbringen: 


0,86 „ „ 


1. Anterſtützter Perſonenkreis der VBezirksfürſorgeverbände 
a) Laufend bar in offener Fürſorge unterſtützte Parteien 


Parteien in 1000 


2 923,1 2471.2 


b) In geſchloſſener Fürſorge und in fremden Familien (Familienpflege) 
untergebrachte Perſonen 


Unter gebrachte Perſonen im Rechnungsjahr 


5 II 5 


er- Min- € | Min⸗[ & Min- Er-. Min- & Min- & Min- Er | Min 
wach⸗[der⸗ wach⸗ der⸗wach⸗der⸗ wach- .bew wach der- wach- der- wach- der⸗ 
ſene [jährige] ſene jährige] ſene jährige] ſene jährige] ſene [jährige] ſene jährige] ſene jährige 


Seſchloſſene Fürſorge: Überhaupt 
688 620 528 967 756 ıse|sıa 868 806 00485 107 984 0780486 001 905 6720428 ol 835 505er 785 818 wonlesı 7141 
Familienpflege 


Zuſammen: 
691 7901663 890 761 7281658 739 810 8700614 755 989 1861628 355 910 6181504 796] 840 416595 528818 4071487 741 


2) Dem Statiſtiſchen Jahrbuch für das Deutſche Reich 1936 entnommen; geringe Ab- 
weichungen bei der Geſamtſumme infolge Abrundung. 


2) Die Familienpflege iſt ab 1935/36 der offenen Fürſorge zugerechnet. 
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2. Anterſtützter Perſonenkreis der Landesfürforgeperbände 


Unterftügte Perſonen im Rechnungsjahr 


EI . 


Min ; Min⸗ Min⸗] Er» Min- Er Min- Min⸗ Er⸗ 
nn. de» a: der⸗ 3 ber wach- | ber» wach | ber» 7 der ⸗wach⸗ 19 5 
äbrigel ſene Hiährigel ſene Hiährigel jene Häbrigel ſene Hjährigel ſene jährige ſene I jährige 


Offene Fürſorge (Außenpflego 
14068 8220| 28 621 456 20 208 4630 9 547 5616 23 605 5070 12 198] 3194 17 862 4164 
Geſchloſſene Fürſorge 
125 775er 0 135 687| 57 601 152 270J 58 220 128 220| 44 867 184 843| 4 105 | aa ni 150 346 | 46 184 
darunter Seiſtestranke uſw. 
97 206116 952101 245 16 818 104 849 16 285 104 661 18 653 | 110 892 18 856 | 115 928 18976 122 463 | 18 982 
Zutammen: 
180 0864 519 162 258161 979 152 47857 908157 767 50 583 | 158508149 175 156 126146 983 | 168 808 50 348 


3. Die laufenden Barunterſtützungen der Bezirksfürſorgeverbände nach Gruppen 
der Hilfsbedürftigen 


Gehobene Fürſorge Allgemeine Fürſorge 
Kleinrentner uſw. Arbeitsloſe 


gte 
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4. Die gefamte öffentliche Fürſorgelaſt 
ein Millionen RM) 


Rechnungsjahr 


1928/29 | 1929130 | 1930/81 | 1931/82 1933/34 | 1934135 | 1935136 


I. Ausgaben a) Bezirksfürſorgeverbände (und Jugendämter) 
1. Offene Fürſorge 
Laufende Barleiſtun⸗ 
gen insgeſam | 461,7| 581,4] 639,4] 928. 4 1346,51 822.91 671.201 196,4 968.2 
darunter 
für Arbeitsloſe v. H. 10,6 21.51 35,2] 57,11 66,6] 76.4] 73,61 63,4 50,8 
NN 70,5] 49,0 44.0 36.6 28.00 248 
t tzungen 22232 9 0 0 0 
Sachleiftungen . 177.8] 199.2 206,0 855 188,9 230,4] 193,60 157.61 138 
Zuſammen 639,5 780, 6] 845.41 159, 31 584,512097,411 901,411 382,011 131.3 
2. Geſchloſſene Fürforge 226,8 245.8] 282,3 300,61 290,6] 277.9] 287,21 261,6] 259,5 


3. Familienpflege 10,4] 26,21 35.2] 32,4] 35,0] 34,0] 32,8] 31,11 — ) 
„) Die Familienpflege tft ab 1935/36 der offenen Fürjorge zugerechnet. 
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Rechnungsjahr 


Bezeichnung 
1927/28 | 1928/29 | 1929130 | 1930751 | 1931132 Diess 1933/84 | 1934/85 | 1935/38 


4. Sonſtige Ausgaben 


Verwaltungs- u. pile- 
geriſches Perſonal 


Sächlicher Verwal⸗ 


1129 131,8 139,7 148,3] 147,2] 152,5 152.4] 151,0] 150,5 


tungsaufwand 17,44 21,1] 24,1 24,6] 23,9] 24,5 23, 1] 22,4] 21,7 

Zuſchuß an eigene Ein⸗ | 

richtungen 

a) der geſchloſſenen 
Fürſorge 92,9] 96,01 108,0] 86,44 59,6] 42,7 — — — 


b) der halboffenen u. 

offenen Fürſorge 
Erſtattungen an an- 
dere Fürſorgeverbände 
Aufwand für öffent⸗ 
liche Jugendhilfe 
Beiträge u. Zuſchüſſe 
an die freie Wohl⸗ 
fahrtspflege und Ver⸗ 
ſicherungsträger 


30,2 40,01 46,8] 46,5] 38,3] 34,8] 33,9] 22,6 33,4 
40,7 71,0 87,5 98.3] 90,71 93,91 0, 6] 100,1] 97,6 
30,4] 26, 7] 24.6] 22,0] 17,5] 14.3 13,5 16,9 19,3 


11.7] 13.88 19,44 20,0] 13,2 11,21 10,8] 13,8] 13,4 


16,7 15,1] 15.3] 11,81 13,3] 10.4] 15,4] 39.9] 40,3 
352,8] 415,5] 465,3] 457.8 403,7] 384,4] 348,8] 376,8] 376,2 


Ausgaben insgeſamt .|1238,4|1468,1|1628,3|1950,1|2314,2|2793,7|2570,2|2051,5|1 767,0 


II. Einnahmen ins 
gefamt ....... 
darunter u. a. 
Zuſchüſſe des Reichs, 
der Länder ufw. ... 
Erſtattungen von an- 
deren Fürſorgeverbän⸗ 
Den 
Erſatzleiſtungen 


III. Zuſchußbedarf 


215,1] 232,4] 242,3 267,2] 450,711 025,9 941,6] 459,8 310,1 


80,88 76,4] 65,0] 85,61 266,5] 845,3] 760,3] 272,2 116,5 


* 


30,0] 37,6] 46,7] 52,4] 38.5] 67,61 74,8 76,0 72.2 
83.5 96, 0] 111.4] 113,1] 106,5] 96,8 91,5] 99,21 108,1 


1023, 31235, 81386, 0 1682,91 863,501 767,8] 1 628,61 591,71 456,9 
16,44 19,8] 22,2] 27,0] 29,9 27,11 25,0] 24,4] 22,0 


RM auf 1 Einwohner 


b) Landesfürſorgeverbände (und Landesjugendämter) 


I. Ausgaben 
1. Offene Fürſorge 


2. Geſchloſſene Für- 
ſornnne 


3. Sonſtige Ausgaben 
Ausgaben insgefamt . 


3,8 3,2] 3.7] 4,1] 1,8] 2,2 265 14 19 
123,9 144.2] 132,8 140, 1 130,0] 111,8] 113,7 114.5 115,8 
96,9 108,6 102,2] 110,3] 88.6] 84,8 73,80 70,0] 60,5 
224,6 256,0 238,7 254,5 220,3] 198, 7] 190,0] 185,9 178,2 


II. Einnahmen ...... 


72, 6 87,01 92,6 100,6| 90,01 78,61 80,1] 82,91 82,0 
III. Zufhußbedari 


152,0] 169,1] 146,0 153,9| 130,3] 120,1] 109,9 103,0] 96,2 


4 Spiewot 


Rechnungsjahr 


1929/30 | 1930/31 | 1991/82 | 1982/33 | 1938/34 | 1984/85 


1. Zufgußbebarf d. Fur. e) Offentliche Fürſorgelaſt 


Bezeichnung 


forgeverbände 


II. Zuſchüſſe des Reihe 
und der Länder 


III. Öffentl. Fürſorgelaſt . 
je Einwohner 


Für die Jugenpflege und die Leibesübungen hat das Reich jährlich Mittel aus- 
geſchüttet, die früher an die Ortsausſchüſſe für Jugendpflege und Leibesübungen 
und jetzt an die Kreisarbeitsgemeinſchaften für die Erziehung außerhalb der Schule 
verteilt werden. 
Für die Durchführung der Fürſorgeerziehung hatten die Kommunalverbände die 
Pflicht, die erforderlichen Mittel aus ihren haushaltsmäßigen Einnahmen bereit- 
zuſtellen. Der Staat Preußen . dieſe Koſten bis zum Jahre 1931 in Höhe von 
zwei Dritteln erſtattet. 
1. Preußiſches Geſetz über die Fe Minderjähriger vom 2. 7. 1900, in 
Kraft ſeit 1. 4. 1901. 
2. Novelle hierzu vom 7. 7. 1915. 
3. A. Reichsjugendwohlfahrtsgeſetz vom 9. 7. 1922 (in der Faſſung der Verordnung 
vom 14. 2. 1924, in Kraft getreten am 1.4. 19 24). 
B. Preußiſches Ausführungsgeſetz dazu vom 29. 3. 1924. 
C. Ausführungsanweiſung des Preußiſchen Miniſters für Volkswohlfahrt hierzu 
vom 29. 3. 1924. 
D. Geſetz zur Anderung des Ausführungsgeſetzes zum Reichsjugendwohlfahrts⸗ 
geſetz vom 27. 12. 1926. 
Seit dem 1. 4. 1932 gewährt der Staat einen Pauſchalzuſchuß jährlich in Höhe von 
15 Mill. RM für ganz Preußen. Die Verteilung auf die Kommunalverbände erfolgt 
ſchlüſſelmäßig nach den bisherigen Ausgaben und der Anzahl der Zöglinge. Der 
Verteilungsſchlüſſel iſt in anderen Ländern verſchieden. 
4. A. 2. Preußiſche Sparverordnung vom 23. 12. 1931, 8 25 Abſ. 1 und 2, Fürſorge⸗ 
erziehung, in Kraft getreten am 1.4. 1932. 
B. Preußiſche Verordnung zur Durchführung dringender Finanzmaßnahmen vom 
18. 3. 1933, Abſchn. 2 — Fürſorgeerziehung — 8 18. 


Zahl der Fürſorgezöglinge 


von waren untergebracht 
Fürſorgezöglinge am Zu- und Abgang? 


in Erziehungs- 


heimen di vorläufige endgültige 
Fürſorge⸗ Fürſorge⸗ 


öffent⸗pri⸗ 7 erziehung erziehung 
lichen vaten 
i Zugang] Abgang | Zugang] Abgang 
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Koſten der Fürſorgeerziehung in Preußen im Rechnungsjahr 1934/35 


E 
8 
8 
8 
— 
— 
8 


Verwaltungs- 
koſten 


F. Freie Wohlfahrtspflege? 
I. Allgemeines 


Beſonders tiefgreifend hat ſich im nationalſozialiſtiſchen Staate die Stellung der 
freien Wohlfahrtspflege gewandelt. Dabei zeigt ſich auf dieſem Gebiete deutlich, daß 
der Nationalſozialismus den Gedanken eines totalen Staates nicht im Sinne einer 
vollſtändigen Verſtaatlichung aller bisher nichtſtaatlichen Einrichtungen des öffent. 
lichen Lebens vertritt, ſondern das geſchichtlich Gewordene organiſch weiterentwickelt, 
allerdings in engſter Verbindung mit dem Staat. 


Hierbei ſpielt die ausſchlaggebende Rolle die den Staat führende Bewegung: die 
Nationalſozialiſtiſche Deutſche Arbeiterpartei. So wie dieſe den politiſchen Willen 
des Volkes einheitlich geformt hat, hat fie auch auf dem Gebiete der freien Wohl- 
fahrtspflege die aus der Bewegung hervorgehenden völkiſchen Kräfte einheitlich 
zufammengefaßt und im Sinne der neuen Auffaſſung von einer lebendigen Volks⸗ 
gemeinſchaft im größten Stil eingeſetzt, und zwar in enger Verbindung mit allen 
Stellen der öffentlichen Wohlfahrtspflege. 


„Freie“ Wohlfahrtspflege bedeutet im Dritten Reich nicht wie früher eine unab- 
hängig vom Staate, womöglich gegen den Staat wirkende Form, geſchweige denn 
„liberale“ Wohlfahrtspflege, ſondern „freiwilligen“ Einſatz des Volkes ohne geſetz⸗ 
liche Verpflichtung und ſtaatlichen Zwang mit eigenen Kräften und grundſätzlich auch 
eigenen, ſelbſt aufgebrachten Mitteln. Es handelt ſich auch nicht um „private“ Wohl- 
fahrtspflege, wie häufig die Wohlfahrtsverbände des vergangenen Syſtems ſelbſt 
ihre Tätigkeit nannten, ſondern um einen planmäßigen, organiſierten Dienſt am 
ganzen Volke durch das ganze Voll, der ſich nicht in einer privaten Hilfe von Menſch 
zu Menſch als einzelnen erſchöpft. 


Der politiſchen Einheit entſprechend lehnt der Nationalſozialismus ſelbſtverſtändlich 
alle politiſch feindlichen Organiſationen auch auf dem Gebiete der Fürſorge ab und 
ſtrebt nach Aberwindung jeglicher liberaliſtiſchen Zerſplitterung in Sondergruppen 
mit eigenen Apparaten und eigenen Zielen. Dieſe Entwicklung findet ihren ſtärkſten 
Ausdruck in der gewaltigen Organiſation der „Nationalſozialiſtiſchen Volkswohl⸗ 
fahrt“ (NSB.), die als angeſchloſſener Verband der NSDAP. auch die Führung 
ſämtlicher anderen freien Wohlfahrtsorganiſationen übernommen hat, und zwar des 
Deutſchen Roten Kreuzes und der beiden kirchlichen Wohlfahrtsorganiſationen: auf 
evangeliſcher Seite der Inneren Miſſion, auf katholiſcher Seite des Deutſchen 
Caritas Verbandes. 


Am 27. 7. 1933 wurde die frühere „Liga der Freien Wohlfahrtspflege“ zur „Arbeits- 
gemeinſchaft der Freien Wohlfahrtspflege Deutſchlands“ umgeſtaltet, nachdem die 
genannten Verbände durch gemeinſamen Erlaß des Reichsarbeitsminiſters und des 
Reichsminiſters des Innern vom 25. 7. 1933 als Reichsſpitzenverbände anerkannt 
worden waren. Am 21. 2. 1934 wurde eine neue Vereinbarung getrofſen, die am 
4. 3. 1934 mit einer Verlautbarung in Kraft trat, in der es hieß: 


) Vgl. Ballarin, Rößler, Roeftel: Deutſche Wohlfahrtspflege II E. 
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„Die vier von der Reichsregierung anerkannten Spitzenverbände der Freien 
Wohlfahrtspflege ... haben ſich unter Führung des Amtes für Volkswohlfahrt 
bei der Oberſten Leitung der PO. zu einer feſtgefügten Arbeitsgemeinſchaft zu- 
ſammengeſchloſſen. Der Führer dieſer Arbeitsgemeinſchaft der Freien Wohlfahrts- 
pflege iſt der Hauptamtsleiter des Amtes für Volkswohlfahrt bei der Oberſten 
Leitung der PO. der NSDAP., Pg. Hauptamtsleiter Hilgenfeldt. 
Die Arbeitsgemeinſchaft hat die Aufgabe, die Leiſtungen und die Erfahrungen der 
ganzen freien Wohlfahrtspflege zuſammenzufaſſen und ihre einheitliche und plan; 
wirtſchaftliche Geſtaltung im Sinne des nationalſozialiſtiſchen Staates ſicher⸗ 
zuſtellen. 
In derſelben Weiſe ſollen auch in den Gauen Gauarbeitsgemeinſchaften unter 
Führung des zuſtändigen Amtsleiters der Volkswohlfahrt gebildet werden, um ſo 
eine planmäßige Zuſammenarbeit aller Organiſationen der freien Wohlfahrts- 
pflege herbeizuführen.“ 


II. Die NS.-Dolkswohlfahrt ? 
Die NED. iſt aus einem Hilfswerk der NSDAP. für notleidende, insbeſondere 
ſtellungslos gewordene Mitglieder und deren Familien und für die Pflege ver- 
wundeter SA.⸗Männer in der Kampfzeit entſtanden. Im April 1932 ſchloſſen fich 
mehrere Parteigenoſſen organiſatoriſch zur NSV. zuſammen. Die Verfügung des 
Führers vom 3. 5. 1933, durch welche die NSW. zur parteiamtlichen Organiſation 
erklärt wurde, lautet: „Die NSW. wird hiermit als Organiſation innerhalb der 
Partei für das Reich anerkannt. Sie iſt zuftändig für alle Fragen der Volkswohl⸗ 
fahrt und der Fürſorge und hat ihren Sitz in Berlin.“ Ende 1934 wurde die NS. 
als angeſchloſſener Verband feſt an die NSDAP. angegliedert. Sie iſt rechtlich ein 
ſelbſtändiger, eingetragener Verein mit dem Sitz in Berlin. 
8 2 der Satzung jagt über Zweck und Aufgabe: 
„Die NED. iſt nach Verfügung des Führers vom 3. Mai 1933 und nach Anord- 
nung der Parteileitung vom 5. Juli 1933 die zuſtändige oberſte Stelle der 
NSDAP. für alle Fragen der Wohlfahrt und Fürſorge. 
Sie hat die Führung der freien Wohlfahrtspflege und erläßt Richtlinien und An- 
weiſungen für die gemeinſamen Aufgaben. 
Die NED. iſt ferner Dachorganiſation für Wohlfahrts- und Selbſthilfeverbände. 
Die NSW. führt die Reichsgemeinſchaft der freien Wohlfahrtspflege, der der 
„Centralausſchuß der Innern Miſſion“, der „Caritas. Verband“ und das „Deutſche 
Rote Kreuz“ angehören. Vornehmſte Pflicht der NED. iſt es, die lebendigen, 
geſunden Kräfte des deutſchen Volkes zu entfalten und zu fördern.“ 
Durch Anordnung des Stellvertreters des Führers vom 5. 10. 1936 (Verordnungs⸗ 
blatt der NSDAP. 1936, Nr. 128) wurden die Aufgaben der NED. wie folgt neu 
umriſſen: 
„Durch Verfügung des Führers vom 3. 5. 1933 iſt innerhalb der NSDAP. die 
Zuſtändigkeit der NSV. für alle Fragen der Volkswohlfahrt und der Fürſorge 
gegeben. 
Dieſe Zuſtändigkeitserklärung hat ihren Ausdruck in der Schaffung des Haupt - 
amtes für Volkswohlfahrt bei der Reichsleitung der NSDAP. gefunden, deſſen 
Leiter zugleich für die geſamte freie Wohlfahrtspflege verantwortlich iſt. Anter 
dieſe Zuſtändigkeit und Verantwortlichkeit fällt auch die wohlfahrtspflegeriſche 
Arbeit, die von Gliederungen und angeſchloſſenen Verbänden der NSDAP. ge 
leiſtet wird. Dieſe ſind demgemäß gehalten, wohlfahrtspflegeriſche Maßnahmen 
nur im Einvernehmen mit dem Hauptamt für Volkswohlfahrt durchzuführen, und 
5 Vgl. Althe Althaus, „Nationalſozialiſtiſche Volkswohlfahrt“, H. 2 der Schriften der Deutſchen 


305 chule für Politik, Berlin, 2. Aufl., 1936, und Altgelt, „Wegweiſer durch die NS.⸗Volks⸗ 
wohlfahrt“, Berlin, 1935. 
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zwar auch in den Fällen, in denen die Arbeit nur zum Wohle der eigenen Mit- 

glieder geſchieht.“ 
Die Mitgliederzahl der NSV. iſt von 112 000 Ende 1933 in gleichmäßigem Anſteigen 
auf 6 188 000 im Oktober 1936 angewachſen. Mitglied kann jeder unbeſcholtene 
Deutſche ariſcher Abſtammung werden, der das 21. Lebensjahr vollendet hat. Die 
Organiſation der NSV. entſpricht dem Aufbau der Partei. An der Spitze ſteht das 
Hauptamt für Volkswohlfahrt unter der Leitung des Hauptamtsleiters Hilgenfeldt 
mit folgenden fünf Dienſtſtellen: 

Organiſationsamt, 

Amt für Finanzverwaltung, 

Amt für Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe, 

Amt für Volksgeſundheit, 

Amt für Werbung und Schulung. | 
Wie das Hauptamt bei der Reichsleitung der Partei, find entſprechende Amter für 
Volkswohlfahrt bei den Gau-, Kreis. und Ortsgruppenleitungen errichtet. Dieſe 
Amter ſind als Dienſtſtellen der NSDAP. öffentliche Behörden (Entſch. des Reichs⸗ 
gerichts vom 17. 10. 1935, Deutſche Juſtiz 1936 S. 16). Innerhalb der Ortsgruppen 
find bei den Zellen und Blockleitern Zellenwalter und Blockwalter der NSV. und 
unter dieſen in Mehr⸗Familienhäuſern Haushelfer eingeſetzt. In allen Gebiets. 
ſtellen beſtehen Arbeitsgemeinſchaften mit der NS.⸗Frauenſchaft, der Hitlerjugend, 
der Arbeitsfront und anderen NS. Verbänden. 
Die NED. hat ſich die Aufgaben geſetzt, die geſetzliche Mindeſtfürſorge der öffent. 
lichen Wohlfahrtspflege durch eine durchgreifende und vorbeugende Hilfe zu ergänzen 
und die Pionierarbeit zu leiſten, die nicht an ſtrenge Geſetzes⸗ und Verwaltungsvor⸗ 
ſchriften gebunden iſt. Die Aufgaben gliedern ſich in die einzelnen großen Hilfs- 
werke und die allgemeine Volkspflege und Jugendhilfe. 


a) Das Winterhilfswerk 

Das Winterhilfswerk (WH W.) dient der Abwendung der beſonderen wirtſchaftlichen 
- Rotitände des Winters: Hunger und Kälte. Es iſt eine Aufgabe, die in umfaſſender 
Weiſe zuſätzlich neben den Anterſtützungen der öffentlichen Fürſorge, insbeſondere 
auch an Bedürftige, die keine Leiſtungen der öffentlichen Fürſorge erhalten, Lebens- 
mittel, Kleidung und Brennſtoff zur Verteilung bringt. Neben der materiellen 
Hilfe dient es in beſonderen Maße der Erziehung des ganzen Volkes zur echten 
Volksgemeinſchaft und zum Sozialismus der Tat. Deshalb hat der Führer und 
Reichskanzler in jedem Jahr ſelbſt das WH WW. eröffnet und feine Durchführung dem 
Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda übertragen. 

Die Bedeutung des WHW. kommt am finnfälligſten in den Zahlen zum Ausdruck, 
die in den „Rechenſchaftsberichten“ der Neichsführung des WH W. veröffentlicht 
worden find: 


1933/34 1934135 1935/36 
I. Zahl der betreuten Perſonen: 16 617 681 13 866 571 12 909 469 
II. Zahl der Helfer: . 
freiwilliggie 1495 000 133 137 1 227 098 
befoldete .-.. 2... 2.0.0. 4116 5198 7 820 
Geſamtſpendenaufkommen: RM RAM RM 
Sachſpenden 126 978 089 110 463 619,53 92 131 874,56 
Geldſp enden 184 272 307,57 212 945 209,06 234 855 026,74 
Gefamtauflommen ........-» 358 136 040,71 367 425 484,89 364 499 387 48 
Spendenverwendung: 
Gebrauchswert der verteilten 
Sachſpenden 346 586 226 357 086 104,56 365 829 716,89 
Ankoſ ten 3514 129,74 3 407 325,89 .6 114 191,39 
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Mengenmäßige Aufteilung der ausgegebenen Sachſpenden 
1933134 1934135 1935136 


Verteilte Spenden (Auszug): Str. Str. Str. 
Kartoffeln 15 043 634 14 506 584 11 968 192 
Std. Std. Stck. 
2 651 673 2 505 638 2 115 928 
Liter Liter Liter 
5 969 106 4 778 070 4007 145 
Str. Str. Str. 
6 520 17 952 9059 
52 903 070 51091712 52 078 574 


Paar Paar Paar 
1657 730 2437 694 2 170 310 


Das WHW. hat durch Geſetz vom 1. 12. 1936 (RGBl. 1 S. 995) Rechtsfähigkeit 
erhalten. Die Vorſchriften des WH W. über die rechtsfähigen Stiftungen ſowie 8S 26, 
27 abi. 3, 30, 31 BGB find für ſinngemäß anwendbar erklärt worden. Die Ver⸗ 
faſſung beſtimmt der Reichsminiſter für Volksaufklärung und Propaganda, dem 
auch die Führung und Aufſicht übertragen iſt. Auf ſeinen Vorſchlag ernennt und ent⸗ 
läßt der Führer und Reichskanzler den Reichsbeauftragten für das Winterhilfswerk, 
der die Stellung eines Vorſtandes hat. 

Die Mittel des WH W. werden durch öffentliche Sammlungen im Sinne des § 15 des 
Sammlungsgeſetzes vom 5.11.1934 (RGBl. IJ S. 1086) aufgebracht. 


b) Das Hilfswerk „Mutter und Kind“) 


Aus der führenden Beteiligung der NSV. am WHW., bei der fie ihren umfaffen- 

den Organiſationsapparat für die Sammlung und Verteilung der Spenden einſetzt, 

iſt in unmittelbarem Anſchluß an das WHW. 1933 / 34 das Hilfswerk „Mutter und 

Kind“ entſtanden, deſſen Hauptarbeit im Sommer geleiſtet wird. Seine Auf- 

gaben ſind: 

1. Wirtſchaftliche Hilfe zur Beſeitigung von Notſtänden erbgeſunder Familien, ing- 
beſondere Arbeitsplatz. und Wohnungshilfe. 

2. Geſundheitliche Förderung von Müttern und Kindern, insbeſondere Hilfe für 
werdende Mütter und Wöchnerinnen und Erholungsfürſorge für Mütter und 
Kinder. 

3. Ertüchtigung der vorſchulpflichtigen Kinder durch Kindergärten, insbeſondere 
während der Erntezeit und in gefährdeten Grenzgebieten. 

Das Hilfswerk ſtellt, ähnlich wie das WH W., eine planmäßige Zuſammenfaſſung 

aller Kräfte dar, die feine Ziele unterſtützen können. Dem am 28. 2. 1934 unter 

Vorſitz des Hauptamtsleiters Pg. Hilgenfeldt gebildeten Reichsarbeitsausſchuß 

gehören an: | 


1. Behörden: 
Reichsminiſterium des Innern, 
Reichsarbeitsminiſterium, 
Reichsminiſterium für Volksaufklärung und Propaganda, 
Reichsminiſterium für Wiſſenſchaft, Erziehung und Volksbildung, 
2.9 die ) Vgl. die Berichte: Zwei Jahre Hilfswerk „Mutter und Kind“, NS.⸗Volksdienſt, 3. Jahrg. 


und Bericht über das Hilfswerk „Mutter und Kind“ im Sabre 1935/36, „ 
Sean des Deutſchen Vereins für öffentliche und private Fürſorge, 17. Jahrg. S. 232 und 265 
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Neichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung, 
Die Kirchenbehörden beider Konfeſſionen, 

Deutſcher Gemeindetag, 

Reichsgeſundheitsamt, 

Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte, 

Reichsverſicherungsamt. 


2. Gliederungen und angeſchloſſene Verbände der NS D AP.: 
Hauptamt für Volksgeſundheit, 
NS.⸗Frauenſchaft, 
Reichsmütterdienſt im Deutſchen Frauenwerk, 
Deutſcher Frauenarbeitsdienſt, 
»Neichsjugendführung, 
NS. ⸗Lehrerbund, | 
Deutſche WArbeitsiront, insbeſondere das Frauenamt, 
Reichs nährſtand. 


3. Verbände der freien Wohlfahrtspflege und ſonſtige 
Organiſationen: 

Zentralausſchuß für Innere Miſſion, 
Deutſcher Caritas Verband, 
Deutſches Notes Kreuz, 
Reichsarbeitsgemeinſchaft für „Mutter und Kind“, 
Arbeitsgemeinſchaft der Krankenkaſſenſpitzenverbände, 
Reichsbund der Kinderreichen, 
Reichsfachſchaft der Hebammen, 
Reichsfachſchaft der Sozialarbeiterinnen, 
Reichsfachſchaft der Deutſchen Schweſtern. 


Entſprechende Arbeitsausſchüſſe ſind bei den Gauen, Kreiſen und Ortsgruppen zur 
Beratung und Anterſtützung der Amtsleiter gebildet worden. Die praktiſche Durch⸗ 
führung des Hilfswerks unterſtützen 25552 bei den Ortsgruppen gebildete, von 
Frauen geleitete Hilfs⸗ und Beratungsſtellen für „Mutter und Kind“ mit etwa 
100 000 Helferinnen. Auf dem Lande find vielfach „fliegende“ Beratungsſtellen tätig, 
die mit einem Arzt und einer Fürſorgeſchweſter regelmäßig, im allgemeinen wöchent- 
lich ein · bis zweimal, Sprech: und Beratungsſtunden in den Dörfern abhalten. 1935 
haben 3 358 057 Perſonen die Hilfs. und Beratungsſtellen aufgeſucht. Die ärztlichen 
Beratungsſtellen der ſtaatlichen Geſundheitsämter ſtehen durch regelmäßige Zeil- 
nahme von NSW. Helferinnen in enger Verbindung mit dem Hilfswerk. 

Alle Hilfeleiſtungen werden zufätzlich gewährt, und zwar in ſteigendem Amfang auch 
an Familien, die nicht von der öffentlichen Fürſorge unterſtützt werden. 

Die wirtſchaftliche Hilfe erfaßte 1935 1 261 380 Familien mit 4 784 586 Mitgliedern, 
denen Kleidung, Nahrungsmittel, Haushaltungsgegenſtände, Bettwäſche, Säuglings ⸗ 
ausftattungen uſw. im Werte von 11 170 000 RM gewährt wurden. Für die Arbeits- 
platzhilfe (Austauſch arbeitender Mütter gegen arbeitsloſe Väter, Fürſorge für 
erwerbstätige, ledige Mütter und ſchwangere Frauen uſw.) wurden in 33 400 Fällen 
111000 RM. auſgewendet. In der Wohnungs- und Siedlungshilfe, über die noch 
keine Zahlen veröffentlicht ſind, werden ungünſtige Wohnverhältniſſe feſtgeſtellt, die 
Wohnungen verbeſſert, ausreichende Betten und Möbel beſchafft, Reſtfinanzierungen 
von Siedlungen übernommen u. a. m. 

In der geſundheitlichen Hilfe für Mütter und Kinder wurden im Jahre 1935 in 
626 626 Fällen werdende Mütter, Wöchnerinnen und ledige Mütter mit Leiſtungen 
im Werte von 2383 000 RM betreut, insbeſondere mit Ernährungsbeihilfen, 
Wöchnerinnen- und Säuglingsausſtattungen, Freiplätzen in Entbindungsheimen und 
Stellung von Haushilſen für die Zeit vor und nach der Entbindung. Dieſe Haus⸗ 


— eee 


50 Spiewok 


hilfen wurden durch Mitglieder der NSV., der NS. ⸗Frauenſchaft und anderer 
Verbände und aus dem Frauenarbeitsdienſt geſtellt. 


Im Rahmen der Erholungsfürſorge wurden bis Ende 1935 106016 Mütter mit 
einem Koſtenaufwand von 15 902 400 RM für 2 968 448 Erholungstage verſchickt, 
und zwar hauptſächlich in Müttererholungsheime. Zum Teil wurden auch Mütter 
mit ihren Kindern in „Mutter- und⸗Kind⸗ Heime“ verſchickt. Während der Abweſen⸗ 
beit der Mutter wurde die Haushaltsführung ſichergeſtellt, oft durch den weiblichen 
Arbeitsdienſt oder durch Haushelferinnen oder bezahlte Hauspflegerinnen. 


Die Jugenderholungspflege für ſchulpflichtige und ſchulentlaſſene Kinder erfolgt 
durch örtliche Erholungskuren, Kinderlandverſchickung (Entſendung in ländliche, un ⸗ 
entgeltliche Familienpflegeſtellen), Einweifung in Kindererholungsheime oder »heil⸗ 
ſtätten, Einweiſung in Erholungslager, beſonders für Schulentlaſſene. In der ört⸗ 
lichen Erholungsfürſorge wurden 1935 50 000 Kinder betreut. In der Kinderland- 
verſchickung wurden 356 140 Kinder erfaßt. In Heime wurden 82 326 Kinder ver- 
ſchickt, in Lagern und lagerähnlichen Einrichtungen 20 000 Schulentlaſſene auf zwei 
bis ſechs Wochen untergebracht. Insgeſamt wurden 1935 415 571 Kinder mit einem 
Aufwand von 33 206000 RM von der Jugenderholungspflege des Hilfswerks 
erfaßt. 

Zur geſundheitlichen Ertüchtigung und Erziehung des vorſchulpflichtigen Kleinkindes 
unterhielt die NSV. 1936 1 500 Dauerkindergärten in Stadt und Land, in denen 
im Monatsdurchſchnitt 50 000 Kinder von rund 2 000 ausgebildeten Kindergärtne⸗ 
rinnen betreut werden. Außerdem iſt die Zahl der Erntekindergärten 1935 auf 750 
geſtiegen. 


c) Das Erholungswerk des deutſchen Volkes 


Aus den Erholungsfürſorgemaßnahmen des Hilfswerks „Mutter und Kind“ hat die 
NS. ein befonderes Erholungswerk für Erwachſene entwickelt, das der vorbeugen- 
den Geſundheitsfürſorge dient. Es umfaßt die Hitler⸗Freiplatzſpende für verdiente 
Kämpfer der Bewegung und die Heil- und Kurverſchickung. Bis zum Herbſt 1935 
wurden 341 305 Freiplätze und 9 486 Kurſtellen mit 9 822 148 Erholungstagen im 
Wert von 27 533 592 RM geſpendet. 


d) Das Tuberkuloſehilfswerk 


Das Tuberkuloſehilfswerk der NED. in Erweiterung des Erholungswerks des 
deutſchen Volkes, iſt als vordringliche Aufgabe der vorbeugenden Geſundsheitspflege 
in Angriff genommen worden, um eine ausreichende Heilfürſorge inſoweit ſicherzu 
ſtellen, als ſie von den Trägern der Sozialverſicherung, von der öffentlichen Fürſorge 
und von den Kranken und ihren Familien ſelbſt nicht beſtritten werden kann. 

Für die planmäßige Zuſammenarbeit mit der öffentlichen Fürſorge hat die NS. 
mit dem Deutſchen Gemeindetag und den Sozialverſicherungsträgern eingehende 
Richtlinien vereinbart“) 

Seit Eröffnung des Tuberkuloſehilfswerks am 1. 4. 1935 bis März 1937 wurden 
mit ſeiner Hilfe nahezu 10 000 Kranke in Behandlungsſtätten untergebracht und 
rund 600 000 Verpflegungstage geleiſtet.“ 


e) Das Ernährungshilfswerk 


Das Ernährungshilfswerk bildet die Zuſammenfaſſung aller Maßnahmen zur Samm⸗ 
lung und Verwertung von Küchenabfällen, eine Aufgabe, die der Beauftragte des 
Führers für die Durchführung des Vierjahresplans, Miniſterpräſident Generaloberſt 


) Vgl YS. ⸗Volksdienſt, 3. Jahrg. S. 8 REN des Deutſchen Vereins für öffent · 


liche und private Fürſorge, 17. Jahrg. S 
) „Völkiſcher Beobachter“ vom 23. März 1957 
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Göring, der NS.-⸗Volkswohlfahrt übertragen hat. Die Vorarbeiten für eine groß⸗ 
zügige Organiſation zur Veiwertung der Lebensmittelabfälle wurden etwa im 
November 1936 eingeleitet. Es ſollen erſt in einigen größeren Städten Erfahrungen 
geſammelt werden, bis dann die Aktion ſich auf alle Städte erſtrecken ſoll. Das Er- 
nährungsbilfswerk wendet ſich in erſter Linie an die Hausfrau. An die Haushal⸗ 
tungen find entſprechende Merkblätter herausgegeben worden. Die Gemeinden 
ſollen weiteſtgehend bei der Abfuhr der geſammelten Lebensmittelabfälle und bei der 
Bereitſtellung von Ställen und ſonſtigen Einrichtungen für die Verwertung der 
Abfälle behilflich ſein. Der Sinn der Maßnahme iſt der, durch Sammlung von 
Lebensmittelabfällen Schweine zu füttern und damit einer eventuellen Fettknappheit 
zu begegnen. 


f) Allgemeine Volkspflege 


In der allgemeinen Volkspflege wendet ſich die NSV. in nachbarſchaftlicher Hilfe 
allen Notſtänden des täglichen Lebens zu. Den Vorrang haben dabei die für den 
Beſtand und Aufſtieg des Volkes wertvollen Glieder. Die Fürſorge für Aſoziale, 
Erbkranke, Geiſtesſchwache und Geiſteskranke tritt hinter dieſer vordringlichen Auf⸗ 
gabe völlig zurück. 


g) Jugendhilfe 


Soweit die NED. nicht ſchon in den großen Hilfswerken, vor allem im Hilfswerk 
„Mutter und Kind“ Jugendhilfe leiſtet, nimmt fie die Belange der Jugendhilfe im 
Rahmen ihrer Geſamtaufgaben vordringlich wahr. 


Oberſter Grundſatz der NSV. iſt auf dieſem Gebiet, die Jugendlichen nach Möglich- 
keit nicht aus der Gemeinſchaft der Familie herauszunehmen, ſondern die Voraus- 
ſetzung einer geſunden Entwicklung durch Feſtigung der ganzen Familie zu ſchaffen. 
Die Jugendhilfe iſt deshalb von der Familienhilfe nicht zu trennen. 


Durch Abkommen mit der Hitler-Jugend, dem NS.⸗Lehrerbund und der NS.⸗Frauen⸗ 
ſchaft iſt die enge Zuſammenarbeit mit dieſen Organiſationen in der Jugendhilfe 
gewährleiſtet. 


Im einzelnen beſteht die Jugendhilfe der NSW. in einer umfaſſenden Mitwirkung 
im Pflegekinderweſen, in der Adoptionsvermittlung, die der deutſchen Adoptions- 
ſtelle beim Hauptamt für Volkswohlfahrt obliegt, im Vormundſchaftsweſen, in der 
Aufnahme von Schutzauffichten und in der Jugendgerichtshilfe. 


h) Die Kräfte der NS B. 


Die NED. beſchäftigt eine ſtändig wachſende Zahl von ehren- und hauptamtlichen 
Kräften. Im Jahr 1936 betrug die Zahl der ehrenamtlichen Helfer 849 161, die der 
hauptamtlichen 13 277. 


Die Helfer werden in beſonderen Lehrgängen für ihre Aufgaben geſchult. Für die 
Ausbildung der Berufskräfte unterhält die NSW. fünf eigene Ausbildungsſtätten, 
die zum Teil mit Internat verbunden find. (Vgl. Nachrichtendienſt des Deutſchen 
Vereins für öffentliche und private Fürſorge, 17. Jahrg. S. 252.) 


Eine beſondere Stellung nimmt die NS. ⸗Schweſternſchaft ein, deren Mitgliederzahl 
bis zum Juni 1936 auf 4 439 angewachſen iſt. Ihr Hauptaufgabengebiet ift die 
Gemeindekrankenpflege, d. h. die krankenpflegeriſche Betreuung in der Familie. Ihre 
Grundlage find die NS.⸗Gemeindepflegeſtationen, die bis November 1936 auf 1 681 
angewachſen find, in denen je mindeſtens eine NS.⸗Gemeindeſchweſter arbeitet. Die 
Ausbildung der NS.⸗Schweſtern erfolgt in Mutterhäuſern, die Krankenhäuſern an- 
geſchloſſen find. Von den YS. ⸗Schweſtern find 61,7 v. H. in der S. ⸗Gemeinde⸗ 
pflege, 28,6 v. H. in der Anſtaltspflege beſchäftigt. (Vgl. Nachrichtendienſt des 
Deutſchen Vereins für öffentliche und private Fürſorge, 17. Jahrg. S. 262.) 
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Am 3. 10. 1936 wurde mit Zuſtimmung des Reichs und Preußiſchen Miniſters des 
Innern von dem Leiter der Hauptamtes für Volkswohlfahrt in ſeiner Eigenſchaft 
als Leiter der Arbeitsgemeinſchaft der freien Wohlfahrtspflege Deutſchlands der 
Reichsbund der freien Schweſtern und Pflegerinnen als eingetragener Verein ge 
gründet; er ſchließt die freiberuflichen Schweſtern und Pflegerinnen zuſammen, die 
keiner der den Spitzenverbänden der freien Wohlfahrtspflege angeſchloſſenen und 
bei ihnen beſtehenden Schweſternſchaften angehören. (Vgl. Nachrichtendienſt des 
Deutſchen Vereins für öffentliche und private Fürſorge, 17. Jahrg. S. 294.) 


i) Einrichtungen der NS. 
in Eigentum, Pacht, Miete oder unter Aufſicht der NS. 


A. Einrichtungen der Geſundheitsfürſorge 


KrankenhäuſetkMket 12 mit 1482 Betten 
Kinderheilſtätten . . . 19 „ 3591 „ 
Augen, Ohren- und Rafenpeilanftatte u. 77 306 „ 
Nervenheilanſtalten A . 180 „ 
Anſtalten für Geſchlechtskranke . TE te 0 90 „ 
Anſtalten für Alkoholkrantnfntke en ee 333 „ 
Heilſtätten für Tbe und Lungenkranke . . . 17 „ 2266 „ 
Anſtalten für Geiſteskranktktkek . 3 „ 683 „ 
Kindererholungs heine 153 „ 13989 „ 
Kinderheime e e 264 „ 
Heime für Mutter und Kind 66 „ 3442 „ 
Entbindungsanſtalten und Wöcnerinnenpeime 15 „ 794 „ 
Säuglingsheime und Heilſtätten 17 „ 1195 „ 
Erholungsheime für Erwachſene 20 „ 810 „ 
Erbolungsheime für . Gerufagruppen 4 „ 132 „ 
Krüppel heine . 15 „ 1749 „ 
Blinden heine 24 „ 1426 „ 
Zaubftummenheime . . 9 9 440 „ 
Sonſtige Anſtalten der Behindertenfürforge 5 85 „ 
Schweiternheime . . . 2 2 Sl „ 


B. Einrichtungen der Erziehungsfürſorge 
Erziehungsheime für Kleinkinder und Schul⸗ 


pflichtignie 36 mit 1871 Betten 
Spezialheime für beionders Schwererdebbare 
und Gefährdete 4 „ 85 „ 
Pfychopathenheime 8 5 „ 18 , 
Heime für in Ausbildung Begriiene . ee e 88 
Heime für Berufstätige . da 253 „ 
C. ä der n, | 
Altersheime Be a .. . 68 mit 5505 Betten 
Obdachloſenheime e 260 „ 
Heime für Wanderer „ „ 545 „ 
Heime für einen beſonderen Berufsftand . 264 „ 
Heilsarmee heine .. . . 38 „ 4052 „ 
A. Geſundheitsfürſorge . . . . 394 Anſtalten mit 33 308 Betten 
B. Erziehungsfürſorgne 57 Pr „ 279 „ 
C. Wirtſchaftsfürſorne . . 11 1 „ 10 626 „ 


Insgeſamt: 562 Anſtalten mit 46 713 Betten 
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III. Das Deutſche Rote Aireuz ? 


Das Deutſche Rote Kreuz iſt die gemäß Art. 10 des Genfer Abkommens zur Ver⸗ 
beſſerung des Loſes der Verwundeten und Kranken der Heere im Felde vom 27. 7. 
1929 von der Reichsregierung anerkannte und ermächtigte freiwillige Hilfsgeſellſchaft 
mit dem Recht, zum Schutz und zur Bezeichnung ſeiner Sanitätsformationen und 
Anſtalten, des Perſonals und der Ausrüſtung in Friedens- und Kriegszeiten ſowie 
zur Bezeichnung ſeiner Tätigkeit im Dienſt der Geſundheit und Wohlfahrt des 
Volkes den Namen und das Wahrzeichen „Rotes Kreuz“ zu führen (aus der 
Satzung). Es hat in erſter Linie im amtlichen Sanitätsdienſt der Wehrmacht, 
im Kriege und bei öffentlichen Notſtänden mitzuwirken und zur Vorbereitung dieſer 
Aufgabe im Frieden den allgemeinen Rettungs- und Hilfsdienſt durchzuführen, bei 
außergewöhnlichen Notſtänden im In- und Ausland Hilfe zu leiſten, ſich an der all- 
gemeinen Volkswohlfahrtspflege zu beteiligen, insbeſondere in der Geſundheits⸗ 
fürſorge und der Bekämpfung von Seuchen und Volkskrankheiten. 


Das Deutſche Note Kreuz iſt als nationale Geſellſchaft Glied des Internationalen 
Noten Kreuzes. Seine Anfänge gehen auf die ſeit 1864 auf Grund der Genfer 
Konvention desjelben Jahres in den deutſchen Ländern gebildeten zahlreichen Rot- 
Kreuz⸗Geſellſchaften zurück, die ſich 1921 zu einer einheitlichen Organiſation für das 
Reichsgebiet zuſammenſchloſſen. 1933 wurde das Deutſche Note Kreuz national- 
ſozialiſtiſcher Führung unterſtellt und erlangte mit der Wiedergewinnung der Wehr. 
hoheit am 16. 3. 1935 eine neue, ſeinen hervorragenden Leiſtungen in Krieg und 
Frieden entſprechende Bedeutung. Schirmherr des Deutſchen Noten Kreuzes iſt 
der Führer und Reichskanzler, der zum Präfidenten den Obergruppenführer des 
NSKK., Karl Eduard Herzog von Sachſen⸗Coburg⸗Gotha, und zur Führerin der 
Frauenarbeit die Reichsfrauenführerin, Frau Scholz⸗Klink, berufen hat. 


Die Organiſation gliedert ſich in Landes- und Provinzialverbände für die 
RNeichsſtatthaltergebiete und die preußiſchen Provinzen und in Kreis- und Zweig⸗ 
vereine für die Stadt- und Landkreiſe und einzelnen Gemeinden. Die Ge⸗ 
bietsgruppen find Arbeitsgemeinſchaften von Männer- und Frauenvereinen unter 
Führung der Vorſitzenden der Männervereine, die in der Regel die Oberpräſidenten, 
Gauleiter, Oberbürgermeiſter oder Landräte des betreuten Gebietes ſind. Den 
Männervereinen find Sanitätskolonnen in Zügen und Halbzügen von 250 und 
180 Mann angeſchloſſen (1936: 3 238 Kolonnen). Die Frauenvereine ſind Träger 
der Gruppen der weiblichen Hilfskräfte, die ſich aus Kreisgruppen, Zweiggruppen 
und Scharen zuſammenſetzen. 


Eine Sondergliederung iſt die „Schweſternſchaft des Deutſchen Roten Kreuzes“, 
die in 57 Mutterhäuſern zuſammengefaßt iſt. Am 1. 7. 1936 umfaßte das Deutſche 
Rote Kreuz 1 466 000 Mitglieder, und zwar 446 000 Männer, darunter 167 000 
aktive Sanitäter, und 910 000 Frauen, davon 11 000 berufstätige Schweſtern, 
8 000 dreimonatig ausgebildete Helſerinnen und 80 000 kurzfriſtig ausgebildete 
Samariterinnen. Nach einem Abkommen mit dem Jugendführer des Deutſchen 
Reiches vom 1. 10. 1935 wird der geſamte Nachwuchs des Deutſchen Roten Kreuzes 
ausſchließlich durch die Hitler-Jugend ſichergeſtellt. 


5) Vgl. „Soziale Arbeit und Gemeinſchaft“, herausgegeben von H. Althaus, Karls 


ruhe 1936, S. 227. 
„Jahresbericht 1935/36“, Blätter des Deutſchen Roten Kreuzes, 15. Jahrg. Heft 12. 
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Das Deutſche Rote Kreuz unterhielt im Jahre 1936 folgende Einrichtungen: 

Krankenanſtalten ne 43 4 691 
Heilftätten für Zubertulofe und Krüppel ke de 5 699 
Solbäder und Kurbeime . g . ar ee 11 1 553 
Säuglings. und Kinderllinifen . . . . 2... 8 784 
Entbindungs- und Mütter heine 5 283 
Säuglings. und Kleinfinderbeime . . . . .» .» 25 1 544 
Erholungsheime für Kinder 31 2 534 
Erholungsheime für un und Sömeitern 40 1195 
Kinderbeime . . „ . 18 712 
Alters und Siechenheime ie „ 80 3041 
Heime für Berufstätige und Ledige ae a 9 198 
Haushaltungsſchulen 5 e 4 371 
Schule für leitende Schweſtern „ re 1 70 

280 17 603 

Halboffene Einrichtungen: 
Krippen : a ur a u 28 
Tagesſtätten tige Grpotungsfürtorge) Be ee 85 
Kindergärten „ ee 0 
Horte . a Re 32 
Koch-, Haushaltungs-, Nähſchulen u. a. . e VE a u u 52 
Offene Einrichtungen 

Gemeinde⸗Krankenpflegeſtationen .. 2276 
Beratungsſtellen für Mütter, . und Kleinkinder J. 815 
Tuberkuloſefürſorgeſtellen e 55 
Säuglingsmilchküceeece nn 29 
Küchen und . ee en ee Be re re 73 
Diätküchen „ ee ae ee 9 


An ſonſtigen Einrichtungen waren 1936 vorhanden: 


6 680 ſtändige Rettungswachen, Anfallhilfsſtellen u. dgl., 
25 979 Anfallmeldeſtellen, Depots von Krankenbeförderungsmitteln u. dgl., 
658 eigene Krankenkraftwagen, 
182 eigene mit Pferden beſpannte Krankenwagen, 
42 Rettungsboote, 
4 199 Krankenfahrbahren und Krankenfahrſtühle, 
27 942 Krankentragen, 
17 830 Verbandkäſten, 
3 933 Verbandſchränke, 
28 eingebaute Desinſektionsapparate, 
23 fahrbare Desinfektionsapparate, 
356 Apparate zur Raumdesinfektion, 
839 Verleihanſtalten von Krankenpflegeartikeln, 
9 999 Gasmasken mit Zubehör, 
94 Friſchluftgeräte, 
317 Sauerſtoffgeräte, 
1242 Sauerſtoffbehandlungsgeräte. 


— —— 
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Mit dem Ausbau der Wehrmacht wird das Deutſche Note Kreuz in ſteigendem 
Maße zum pflegeriſchen Dienſt in deren Lazaretten und Krankenanſtalten heran- 
gezogen. 

Die Mittel des Deutſchen Roten Kreuzes werden durch Beiträge, öffentliche Samm⸗ 
lungen am Rot-Kreuz-Tag und ſtaatliche Beihilfen aufgebracht. 


Hauptorgan des Deutſchen Noten Kreuzes ſind die im 15. Jahrgang monatlich er⸗ 
ſcheinenden „Blätter des Deutſchen Roten Kreuzes“. 


IV. Die Innere Milfion ® 


Die Innere Miſſion ift die Wohlfahrtsorganiſation der deutſchen evangeliſchen 
Kirche und lehnt ſich eng an die Kirchenorganiſation an. 


Sie iſt 1848 als „Zentralausſchuß für Innere Miſſion“ von Johann Hinrich 
Wichern auf dem Kirchentag in Wittenberg als Zuſammenfaſſung aller Kräfte der 
evangeliſchen freien Liebestätigkeit gegründet worden, insbeſondere aus dem von 
ihm ſelbſt 1833 gegründeten „Rauhen Haus“ in Hamburg und dem gleichzeitig von 
Fliedner gegründeten Diakoniſſenhaus in Kaiſerswerth a. Rh. 1920 ſchloß ſich der 
Zentralausſchuß mit den ihm bisher nur loſe angeſchloſſenen Provinzial und Landes- 
verbänden und den Fachverbänden der einzelnen Wohlfahrtsgebiete zum Zentral- 
verband der Inneren Miſſion zuſammen und übernahm die Geſchäftsführung. 1922 
wurden bei den Kirchengemeinden „Evangeliſche Wohlfahrtsdienſte“ gegründet, die 
meiſt von einem Geiſtlichen geleitet werden und berufliche und ehrenamtliche Kräfte 
verwenden. 


Die Fachverbände find in Fachgruppen eingeteilt, z. B. für Berufsarbeit (Diakonie), 
Frauenverbände (insbeſondere Evangeliſche Frauenhilfe), Geſundheitsfürſorge mit 
Kranken- und Pflegeanſtalten, Erziehungsfürſorge mit Erziehungsanſtalten, Wirt- 
ſchaſtsfürſorge mit Fürſorge für Wandernde und Reifende (Hoſpize, Arbeiter- 
kolonien, Herbergen), Gefährdetenfürforge. 


Im Jahre 1936 verfügte die Innere Miſſion über: 


437 Krankenhäuſer mit.. 34 649 Betten 
42 Heilanſtalten mit . % 3863 „ 
32 Heilſtätten für Tuberkuloſe mit. 8 2506 „ 
144 Pflegehäuſer für nn. und umge Ge⸗ 

brechliche mit 25 176 „ 

235 Siechenheime mik 9575 „ 

789 Altersheime mitt 21024 „ 

686 Erholungsheime mit „ „ „ 32222 „ 

182 Heime für Mutter und Kind mit 3 5 965 
77 Krippen mit 3 2 520 Plätzen 
28 Tagesheime mit 5 3030 „ 

2 900 Kindergärten und Knaben · und Mädchen. 
horte mit rund 180 000 


LG 


483 Erziehungsheime für das Waiſenkind und 

das elternloſe Kind unter 14 Jahren mit. 21721 
145 Heime für Erziehung im Sinne der Für⸗ 

ſorge für Schulentlaſſene mit 7 616 

4 507 Gemeindepflegeſtationen mit 6 701 Schweſtern 

115 Durchgangs und nen mit 2 840 Betten 
330 Bahnhofsmiſſionen 
115 Bahnhofsdienſte 


) Vgl. „Soziale Arbeit und Gemeinſchaft“, erausgegeben von 938 8 Karls⸗ 
ruhe 1936, S. 239, und Steinweg, „Die Innere Miſſion“, Heilbronn 1928 
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46 Heime als F der . 


hofsmiſſion mit ie A 735 Betten 
30 Mitternachtsmiſſionen 
297 Herbergen zur Heimat mit . 16 356 „ 
41 Arbeiterkolonien mit er 4751 „ 
22 Seemannsheime und Flußſchifferheime mit. 827 „ 
35 Leſeſtuben, davon 10 im Auslande 
5 Kellnerheime mit : 133 „ 


Die Innere Miſſion gibt 19 960 in Beruf und 8 ſtehenden jungen Menſchen 
in 571 Heimen Pflege und Anterkunft. 


Die Mittel der Inneren Miſſion werden durch Beiträge, Sammlungen am Volks⸗ 
tag der Inneren Miſſion, Zuſchüſſe der Kirche und ftaatliche Beihilfen aufgebracht. 
Hauptorgan iſt die im 31. Jahrgang im Wichern ⸗Verlag erſcheinende Zeitſchrift 
„Die Innere Miſſion“, Monatsblatt des Zentralausſchuſſes für die Innere Miſſion 
der Deutſchen Evangeliſchen Kirche. 


V. Der Deutiche Caritas-Derband“ 


Die Wohlſahrtsorganiſation der römiſch⸗katholiſchen Kirche Deutſchlands iſt der 
Deutſche Caritas Verband (DC) e. V. mit dem Sitz in Freiburg i. Br. Er iſt durch 
Artikel 31 des Konkordates des Deutſchen Reiches mit der katholiſchen Kirche vom 
20. 7. 1933 ſtaatlich beſonders anerkannt und mit allen „katholiſchen Organiſationen 
und Verbänden, die ausſchließlich religiöſen, rein kulturellen und karitativen Zwecken 
dienen und als ſolche der kirchlichen Behörde unterſtellt ſind“, in ſeinen Einrichtungen 
und feiner Tätigkeit unter den Schutz des Staates geſtellt. 


Der 1897 gegründete DC gliedert fi in Anlehnung an die Organiſationen der 
katholiſchen Kirche in 27 DiözeſanC VB und rund 8 000 OrtsCW und Pfarrcaritas . 
ausſchüſſe in den Gemeinden. Er beſchäſtigt 121 000 Berufskräfte, darunter 78 000 
Schweſtern und 3000 Brüder kirchlicher Ordensgemeinſchaften ſowie 600 000 frei⸗ 
willige ehrenamtliche Helfer. 


Die Kräfte des DC W werden in 200 Schulungsſtätten der Ordensmutterhäuſer, 
130 Krankenpflegeſchulen, 40 Kindergärtnerinnen⸗, Hortnerinnen⸗ und Jugend- 
leiterinnenſeminaren, 15 Säuglingspflegerinnenſchulen, einem Caritasinſtitut für 
Geſundheitsfürſorge, einem Inſtitut für Caritaswiſſenſchaft, zwei Seminaren für 
Volkspfleger, neun Fachſchulen für karitative Frauenarbeit des Verbandes aus ⸗ 
gebildet. 


Der DC unterhielt 1936 folgende Anſtalten und Einrichtungen: 


1702 Anſtalten der Geſundheitsfürſorge (Krankenhäuſer, Heil⸗ 
ſtätten, Heime für Mutter und Kind, Erholungsheime, 
Heilanſtalten, Gebrechlichenheime) mit 148 436 Betten 
1147 Anſtalten der Erziehungsfürſorge (Erziehungsheime, Für- 
ſorgeerziehungsanſtalten, Fürſorgeheime, Heime für Be⸗ 


ruſstätige und in Ausbildung Begriffene) mit 80 657 „ 
1225 Einrichtungen der wirtſchaftlichen Fürſorge (Altersheime, 
Heime für Strafentlaflene, Wanderer uſw.) mit 29 223 „ 


6 303 Einrichtungen der offenen Geſundheitsfürſorge (Beratungs 
und Fürſorgeſtellen, ambulante Pflegeſtationen) 
154 Einrichtungen der halboffenen Geſundheitsfürſorge (Krippen, 
Tages heime) 


3 366 „Soziale Arbeit und Gemeinſchaft“, herausgegeben von H. Althaus, Karlsruhe 
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4 135 Einrichtungen der halboffenen Erziehungsfürſorge (Kinder⸗ 
gärten, Horte) 
1 545 Einrichtungen der offenen Erziehungsfürſorge 
10 715 Einrichtungen der offenen wirtſchaftlichen Fürſorge (Anter⸗ 
ſtützungsvereine, Sekretariate, Caritasausſchüſſe). 


Die Mittel des DC werden ebenfalls durch Beiträge, öffentliche Sammlungen und 
Beihilfen, insbeſondere der katholiſchen Kirche, aufgebracht. 


Sauptorgan des DEI iſt die im 40. Jahrgang in Freiburg i. Br. erſcheinende 
„Caritas Zeitſchrift für Caritaswiſſenſchaft und Caritasarbeit“. 
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Reichszuſummenſchluß für öffentliche und freie Wohlfahrtspflege und Jugendhilfe vom 

16 4. 1936 (Zentralblatt für Jugendrecht und Jugendwohlfahrt Nr. 2 1936 S. 58) 
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Maßnahmen der Reichsregierung zur ee der minderbemittelten . 
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u und Arbeitsloſenverſicherung II 5200 / 33 vom 3.4.1936 (Reichsarbeitsblatt I 

) 
SS ab ANNE des Perſonenkreiſes der Sonderaktionen für bevorzugt i e 
e eichsminiſter der Finanzen P 2020. 5925 1 B vom 9. 5. 1936 (Reichsarbeitsblatt I 


Anordnung betr. Anderung der Anordnungen über die Regelung des Arbeitseinſatzes in der 
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Wordel, Leipzig) 
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b) Reichsfürſorgepflichtverordnung 


Sechſte Verordnung zur Anderung der e rear über Vorausſetzung, Art und Maß 
der öffentlichen Fürſorge vom 3 12. 1935 (RGBI 1417) 


Geſetz zur Anderung der Preußiſchen Ausſührungsverordnu ur Verordnung über die 
Fürſorgepflicht vom 21. 1. 1936 (Pr. GS S. 9) 8 * 8 

Preußisch der Fürſorgelaſtenverteilung in den Landkreiſen. Nunderlaß des Reichs⸗ und 

Preußiſchen Miniſters des Innern, zugleich des Preußiſchen „ vom 23. 1. 1936 

VSt 911/36 und IV 7160/17. 1. 1936 (RN MBIi B 1936 Nr. 5 Sp. 127) 

sn Be die Entlaftung der Fürſorgeverbände an der Grenze vom 14.3.1936 (RG Bl. I 


Anmeldung von Erſtattungsanſprüchen gemäß $ 18 Abſ. 3 der Reichsfürſorgeverordnung. 
Runderlaß des Reichs- und Preußiſchen Miniſters des Innern vom 28.5.1936 V W 3000 al 
18 5. 1936 (RMBli B Sp. 736) 


Erhebungen über die Richtfäge der öffentlichen Fürſorge und der Familienunterſtützung. 
Runderlaß des Reichs- und Preußiſchen Arbeitsminiſters und des Reichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſters des Innern vom 9. 11. 1936 II d Nr. 6666/36 und VW 3013/14. 10. 36 (RMBli 
1936 Sp. 1532) 

Geſetz über die Befreiung von der Pflicht zum Erſatz von Fürſorgekoſten vom 22. 12. 1936 
(RGBl. I S. 1125) l l e N 

Stebente Verordnung zur Anderung der een ätze über Vorausſetzung, Art und Maß 
der öfjentlichen Fürſorge vom 29. 12. 1936 (GS 1937 S. 7 — Ständige Beilage der Zeitſchrift 
„Die Landgemeinde“) 

Abernahme von Bürgſchaften der Gemeinden und Gemeindeverbände bei Darlehns⸗ 
gewährung der Landesfürſorgeverbände und Landesarbeitsämter. Nunderlaß des Reichs 
und Preußiſchen Miniſters des Innern und des Reichs- und Preußiſchen Finanzminiſters 
vom 14 1. 1937 VW 3555/13. 7. 36 und Su 3750/47 1 (RMBliB Nr. 3 1937 Sp. 95) 


5 Arbeitsbeſchaffung für e Runderlaß des Reichs⸗ und Preußiſchen Arbeits- 


Xx N 
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miniſters vom 17. 4. 1936 II b 3840136 
Fahrten Hilfsbedürftiger auf Straßen- und Kleinbahnen. Runderlaß des Reichs⸗ und Preu- 
85 55 Ben des Innern vom 16.3.1936 VW 3809/6.3.36 (RMBZUDB Nr. 15 1936 
p. 
A zur Bekämpfung der Schwarzarbeit vom 26. 3. 1936 (Pr. GS 


Bekämpfung der e Runderlaſſe des Reichs- und Preußiſchen Miniſters des 
Innern vom 5. 6. 1936 III C II 20 Nr. 8 1936 (RMBli n Sp. 783) und vom 6. 6. 1936 
III C II 20 Nr 10 1936 (R MBli Sp. 785) 

Neuabgrenzung des Perſonenkreiſes der Sonderaktion. Runderlaß des Reichs- und Preu- 
ßiſchen Miniſters des Innern vom 18. 4. 1936 Va I 274/36 (RM Bli n Nr. 26 1936 Sp. 545) 
Stellenvorbehalte für Verſorgungsanwärter und Nationalſozialiſten. Runderlaß des Reichs 
1 5 ne Miniſters des Innern vom 28. 4. 36 II S B 6130/2440 (RMZBUD Nr. 21 

v. 585 

e Runderlaß des Reichs und Preußiſchen Miniſters des Innern vom 
13. 11. 1935 Va I 1599/35 (RMBBli B Sp. 1388) 

Kleinrentnerhilfe. Runderlaß des Reichs- und Preußiſchen Arbeitsminiſters und des Reichs⸗ 
und Preußiſchen Miniſters des Innern vom 9. 12. 1935 II b Nr. 12 404 / 35 V W 3200 / — 


II 35 (RNeichsarbeitsblatt 1 S. 351) 


Fünfte Verordnung zur Durchführung des Geſetzes über Zinsermäßigung bei den öffentlichen 


| Anleihen vom 7. 2. 1936 (REZIL 1 S. 260) 


e e vom 24. 2. 1936 zur Fünften Verordnung zur Durchführung des 
Geſetzes über Zinsermäßigung bei den öffentlichen Anleihen vom 7. 2. 1936 (RM BBliV ©. 523) 
Beihilfen aus dem Härtefonds aus Anlaß der Zinsermäßigung — Härtebeihilfen. Erlaß 


des Reichsminiſters der Finanzen vom 26. 2. 1936 H 2073 J II/ F 4243 — 234 I (RM Bli 


Sp. 521) 

Behandlung von Wertpapieren in der Kleinrentnerhilfe. Beſcheid des Reichs und Preußi⸗ 
ſchen Arbeitsminiſters vom 20. 3. 1936 II b Nr. 965 / 36 II Ang. (Deutſche Zeitſchrift für 
Wohlfahrtspilege Nr. 2 1936 S 104) 

Milderung von Härten aus Anlaß der Zinsermäßigung. Runderlaß des Reichs und 
nen Miniſters des Innern vom 14.4.1936 Val 1509/36 (RMZUDB Nr. 19 1936 
Sp 521) 

Kleinrentnerhilfe für Valtiſche Flüchtlinge. Erlaß des Reichs und Preußiſchen Arbeits 
miniſters vom 15. 7. 1936 II b Nr. 4754/36 (Deutſche Zeitſchrift für Wohlfahrtspflege Nr.7 


1936 S. 421) 
— . 
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Milderung von Härten aus Anlaß der e e Erlaß des RNeichsminiſters der 
Finanzen vom 23. 10. 1936 F 424 3/439 1 (RM BliB Sp. 1571) 


Abertragung der Kriegsblinden⸗ und Hirnverletztenfürſorge an die Landes fürſorgeverbände 
(Hauptfürſorgeſtellen). Runderlaß des Reichs ⸗ und Preußiſchen Miniſters des Innern vom 
20. 8. 1935 VW 3410%. 3. (R MBVBliB Sp. 1051) 


. Anderungen auf dem Gebiete der Reihsverforgung vom 13. 12. 1935 (RG Bl.! 


Durchführungsbeſtimmungen zum Geſetz über Anderungen auf dem Gebiete der Reichsverſor⸗ 
gung vom 13. 12. 1935 (RG Bl. I S. 1448) 

Vierte d ee Durchführung des 1 Wer ur Anderung des Geſetzes über 
das Verfahren in Verſorgungsſachen vom 13. 12. 1935 (RGBl. I S. 1449) 
Durchführungsbeſtimmungen für das Geſetz über Anderungen auf dem Gebiete der Neichsver · 
ſorgung vom 13. 12. 1935 (RG Bl. 1 S. 1448) — Erlaß des Reichs- und Preußiſchen Arbeits 
miniſters vom 14. 12. 1935 lc 8177/35 (Reichsverſorgungsblatt 1935 Teil V S. 64) 
Anterſtützung von Kriegerwaiſen. Erlaß des Reichs- und Preußiſchen Arbeitsminiſters vom 
1 4. 1936 lc 2902/36 (Reichsverſorgungsblatt Teil V S. 25) | 
Amfledlung von . ten. Reichs⸗ und Preußiſcher Arbeitsminiſter IV a II 
Nr. 3209 / 36 vom 27. 7. 1936 (Reichsarbeitsblatt Nr. 22 1936 Teil I S. 233) 

Anterſtützung von Kriegerwaiſen. Reichs- und Preußiſcher Arbeitsminiſter I C 7361/36 vom 
22 9. 1936 (Reichsarbeitsblatt 1936 Nr. 28 Teil V S. 50) 

Nachprüfung der Elternverſorgung und Elternunterſtützungen. Erlaß des Reichs ⸗ und Preu 
ßiſchen Arbeitsminiſters vom 20. 10. 1936 Je 7588/36 (Reichsarbeitsblatt Teil V S. 60) 
Geſetz zur Milderung der Nuhensvorſchriften des Reichsverſorgungsgeſetzes vom 1. 12. 1936 
(RG Bl. I S. 994) 

Durchführungsbeſtimmungen zum Geſetz zur Milderung der Ruhensvorſchriften des Reichsver. 
le Erlaß des 18 und Preußiſchen Arbeitsminiſters vom 1. 12. 1936 IC 
9030/36 (Reichsarbeitsblatt Teil V S. 64) 


Arbeitsloſenunterſtützung neben Ehrenunterſtützung für die Schwerbeſchädigten der NS DA. 
Erlaß des Präfidenten der Neichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
vom 10. 2. 1936 III 7206 / 268 (Reich sarbeit sblatt I S. 37) 

Ebrenunterſtützungen für Schwerbeſchädigte der NSDAP. Runderlaß des Reichs- und Prev 
ßiſchen Miniſters des Innern und des Reichs⸗ und Preußiſchen Arbeitsminiſters vom 11.3 
1936 VW 3809/6. 1. 1936 und II b 2930 / 36 (Reichsarbeitsblatt Nr. 9 1936 Teil 1 S. 69) 


e) Familienunterſtützungsgeſetz 


Die Anterſtützung der Angehörigen der Wehr- und Arbeitsdienſtpflichtigen. Familienunter: 
tützungsgeſetz nebſt Familienunterſtützungsvorſchriften und „ Von Fritz 
uppert und Karl Ludwig Krug v. Nidda (Verlag Carl Heymann, Berlin 1936) 
Verordnung über die Anterſtützung der Angehörigen der jur Erfüllung der aktiven Dienft- 
pflicht einberufenen Wehrpflichtigen und der einberufenen Arbeitsdienſtpflichtigen (Familien 
unterſtützungs verordnung) vom 19. 12. 1935 (RGBl. 1 S. 1511) 
Vorſchriften zur Durchführung der Familienunterſtützungsverordnung (Familienunter 
ſtützungsvorſchriften) vom 19. 12. 1935 (RG Bl. 1 S. 1511) 
Durchführung der Familienunterſtützung. Runderlaß des Reichs- und Preußiſchen Miniſters 
des Innern und des Reichs- und Preußiſchen Miniſters der Finanzen vom 16. 1. 1936 VW 
3900/16. 1. und S. 1636 / 1 (RM BBli B Nr. 4 1936 Sp. 71) 
rg heran der a ern Eu Runderlaß des Reichs- und Preußiſchen Miniſters 
des Innern vom 19. 3. 1936 V W 3900/28. 2. 36 (R MBBli B Nr. 15 1936 Sp. 375) 
Durchführung der Familienunterſtützung. Nunderlaß des Reichs- und Preußiſchen Miniſters 
des 898 vom 20. 3. 1936 vu 3900/20. 3. 36 (RMZUDB Nr. 15 1830 6 Sp. 3555 
Geſetz über die Anterſtützung der Angehörigen der einberufenen Wehrpflichtigen und Arbeits 
dienſtpilichtigen (Familienunterſtützungsgeſetz) vom 30. 3. 1936 (RG Bl. 1 S. 327) 
Vorſchriften zur Durchführung und Ergänzung des Familienunterſtützungsgeſetzes (Familien · 
unterſtützungsvorſchriften) vom 30. 3. 1936 (& Bl.! S. 329) 
Durchführung der Familienunterſtützung. Runderlaß des Reichs- und Preußiſchen Miniſter⸗ 
des Innern und des Reichsminiſters der Finanzen vom 31. 3. 1936 VW 3900/28. 3. 36 und 
S 1636/28 1 (RMBliV Nr. 16 1936 Sp. 429) = 
Stundung und Niederfhlagung der Hauszinsſteuer zugunſten der Wohnungsinhaber im F 
der Bewährung von 2 mitenunterüsung, Erlaß des Reichs. und Preußiſchen Minifterd 
der Finanzen vom 30. 4. 1936 K VII gen. 76/36 (RM BliB Sp. 633) 
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Stundung und Niederſchlagung der Hauszinsſteuer zugunſten der Wohnungsinhaber im Falle 
der Gewährung von Yamilienunterftü ng Runderlag des Neichs⸗ und Preußiſchen 
Miniſters des Innern vom 6. 5. 1936 3900/30. 4. 36 (RM Bli B Nr. 22 1936 Sp. 633) 


Durchführung der Familienunterſtützung. Zweiter Nunderlaß des Reichs- und Preußiſchen 
Miniſters des Innern und des Reichsminiſters der Finanzen vom 9. 6. 1936 VW 3900 /. 6. 36 
und S. 1636 / 135 1 (RM BBliW Sp. 781) 


Durchführung der Familienunterſtützung. Dritter Runderla des Neichs⸗ und Preußiſchen 
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Einleitung 


1. Das Wort Perſon 

Das Wort „Perſon“ ſtammt aus dem Lateiniſchen. Es bedeutete zuerſt die Maske 
(Larve), die ſich bei den Theateraufführungen im Altertum der Schauſpieler vorzu- 
binden pflegte. So hieß denn auch das entſprechende griechiſche Wort, wenn man es 
wörtlich ins Deutſche überſetzt, „Geſicht, Antli“. Später wurde das lateiniſche 
Wort persona auch für die „Rolle“ gebraucht, die der Schauſpieler ſpielte, für 
den „Charakter“, den er auf der Bühne darſtellte. Von da iſt dann das Wort auf 
uns alle übergeſprungen, auf die Rolle, die der Menſch in der Welt ſpielt. And 
ſchließlich iſt auch das „Spielen einer Rolle“ ganz abgefallen und das Wort Perſon 
geradewegs für den Menſchen, der ſich im Leben bewegt und mit ſeinesgleichen in 
Verkehr tritt, gebraucht worden. So benutzen wir es heute. Wir laſſen noch eine 
wichtige Ableitung hinzutreten, indem wir von „Perſönlichkeit“ reden. Damit 
iſt dann ſchon eine Bewertung vollzogen; einen minderwertigen Menſchen find wir 
nicht geneigt als Perſönlichkeit anzuſprechen. Dieſe echte, vollwertige, namentlich die 
ſchöpferiſche Perſönlichkeit gilt dem Nationalſozialis mus als eine der 
höchſten Werte. Freilich wird dabei erwartet, daß ſich, wer Perſönlichkeit ſein will, 
der Volksgemeinſchaft auch in jeder Beziehung würdig erweiſt. Solch einer Perſon 
ſprechen wir dann auch ganz von ſelbſt „Charakter“ zu, und zwar nicht mehr im Sinne 
einer Rolle, die geſpielt wird, ſondern im Sinne einer innewohnenden Eigenſchaft. 
Von der Anerkennung, vom Schutz, den die „Perſon“ und die „Perfönlich⸗ 
keit“ in dieſem vollendeten Wortſinn genießt, wird auf den folgenden Seiten manches 
zu berichten ſein. 


2. Recht der Perſon 

Wie das Vorhergehende zeigt, bekommt die Perſon erſt Leben, wenn ſie mit 
anderen Perſonen in Berührung kommt. Das war ſchon bei den alten 
Theaterſtücken ſo: Spieler und Gegenſpieler, verteilte Rollen. Nicht minder, wenn 
wir die Perſon in jenem geläuterten heutigen Sinne nehmen. Sie tritt uns als 
Stück ihrer Amgebung, als einer unter vielen, als Glied der Gemeinſchaft entgegen. 
And da erwacht von ſelbſt das Recht der Perſon. Denn der einzelne ſucht ſich 
zu behaupten, und er muß das beſtändig verſuchen, da das Leben kein automatiſches 
Räderwerk, ſondern ein unabläſſiger Kampf iſt. And nun tritt ihm die Rechts 
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ordnung unterftüsend an die Seite, damit er ſich auch „von Rechts wegen“ be ⸗ 
haupten kann. Freilich muß er ſich ſofort geſagt ſein laſſen, daß auch der andere, der 
Gegenſpieler, oder nun ſchon verallgemeinert: die anderen — alle die vielen — 
ſolchen Schutz der Rechtsordnung beanſpruchen und genießen. So läuft alles auf den 
richtigen Ausgleich zwiſchen den mehreren, zwiſchen Recht und Gegenrecht hinaus. 
Damit iſt dann auch der Abergang zu den hohen Werten der Pflicht vollzogen. 
Wir ſtehen in der Gemeinſchaft nicht nur mit unſeren Rechten, ſondern vor allem auch 
mit unſeren Pflichten. Der Nationalſozialismus hat von Anfang betont, daß die 
Pflicht, gerade auch innerhalb des Rechtslebens, nicht bloß eine Folge, eine Begleit⸗ 
erſcheinung, eine Kehrſeite des Rechts ſei, ſondern durchaus den Zentralpunkt des 
politiſchen Lebens bilden müſſe. 


3. Die Perſon und der Staat 


Der Schauplatz ſolcher Begegnung von Perſon zu Perſon gehört im großen und 
ganzen der privaten Sphäre an. Die mehreren ſtehen gleichartig und meiſtens 
auch gleichwertig nebeneinander: Menſch neben Menſch, Familienmitglied neben 
Familienmitglied, Bürger neben Bürger. Aber die Juriſten haben im Laufe der 
Zeit, und zwar ſchon ſeit Jahrhunderten, auch andere Gebilde zu „Perſonen“ erklärt 
und als „Perſonen“ behandelt, namentlich gewiſſe Vereinigungen von Menſchen. 
Ganz unvolkstümlich iſt das nicht. Wenn z. B. jemand fein Grundſtück an die Ge⸗ 
meinde verkauft, ſo denkt er ſich kurzerhand die Gemeinde als „Gegenſpieler“, als 
den Käufer, notfalls als den Prozeßgegner, kurzum als eine „Perſon“. Doch iſt 
dieſe Perſonifizierung von den Juriſten übertrieben worden. Sie wird gerade heute 
ſtark angegriffen. Darüber wird ſpäter zu ſprechen ſein (II, 3). Hier iſt nur einer 
ſolchen künstlichen, fingierten, „uriſtiſchen“ Perſon zu gedenken, nämlich des 
Staates. Auch ihn behandeln wir alle in unſeren Geſprächen oft genug, als fei er 
ein Lebeweſen, das Charakter hat, das eine Rolle ſpielt. So, wenn wir ſagen: Dieſer 
oder jener Staat hat den Krieg erklärt, oder: Der Staat zieht Steuern von mir ein. 
Bei dieſen Beiſpielen erſcheint uns der Staat als ein ſehr hohes Weſen, als etwas, 
das über uns ſteht. Als jedoch die ſogenannte Aufklärung des 18. Jahrhunderts 
und die anſchließende Franzöfiſche Revolution von 1789 und dann das 19. Jahr- 
hundert ſich einer Art Kult des Einzelmenſchen, des Individuums hingegeben hatten, 
gelangten fie ſchließlich zu einer Vorſtellung, wonach der einzelne Menſch (nunmehr 
„Bürger“ in einem ganz beſtimmten Sinne genannt) mit dem Staate auf eine 
gleiche Stufe kam. Das bedeutete dann, daß dieſer freie Staatsbürger ſein 
„Recht als Perſon“ auch gegen den Staat wie einen gleichwertigen Gegenſpieler aus- 
ſpielen dürfe. Die weltberühmten „Grundrechte“, die in den verſchiedenſten 
Ländern Beſtandteil der ſogenannten Verfaſſungen geworden find und damit für heilig 
erklärt wurden, waren zum Teil gerade auf dieſen Ton geſtimmt: Die „Menſchen“ 

hätten verfaſſungsmäßig verbriefte, unentziehbare Rechte gegenüber dem Staat, 3. B. 
das perſönliche Recht der freien Meinungsäußerung, das perſönliche Recht, ſich zu Ver · 
bänden jeder Art zuſammenzuſchließen Goalitionsfreiheit) uſw. Das war anfangs 
verſtändlich. Denn damals löſte man ſich aus dem Zeitalter der „abſoluten“ 

Monarchien und der mit ihnen verbundenen Fürſtenwillkür. Das „Volk“, zunächſt 
nur als Summe der „Bürger“, der einzelnen, gedacht, war auſgeſtanden und pochte 
auf feine „Rechte“, feine ewigen Grundrechte. Im Laufe des 19. Jahrhunderts iſt 
das aber zu ungeſunden Aberſpannungen getrieben worden. Schließlich konnte man 
ſich nicht genug tun, immer neue „Garantien“ des einzelnen gegenüber dem Staat 
und ſeinen Behörden aufzufinden und herauszuſtellen. Das iſt heute vorbei. 
Freilich iſt auch heute dafür geſorgt, daß der einzelne nicht der Willkür der Behörden 
und des hinter ihnen ſtehenden Staates ausgeſetzt iſt. Aber wir bringen das nicht 
mehr auf die Formel, daß der betroffene einzelne ein perſönliches Recht gegenüber 
dem Staat etwa ſo wie gegenüber irgendeiner beliebigen Privatperſon habe. And 
vor allem leiten wir die Entſcheidung eines etwaigen ſolchen Konflikts von einem 
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übergeordneten Wert ab, nämlich von dem Grundgedanken der Volks gemein 
ſchaft: Im Zeichen der Volksgemeinſchaft finden ſich einzelner und Staat wieder 
vereinigt, der einzelne hat dem Staat zu dienen, und der Staat hat von einzelnen in 
ſeiner Perſönlichkeit zu achten. 


4. Perſon und bürgerliches Recht 

Das „Recht der Perſon“ zieht ſich demgemäß wieder auf die private Sphäre zurück. 
Für dieſe private Sphäre fehlt es zur Zeit an einer klaren, man möchte ſagen, ſchul⸗ 
mäßigen Abgrenzung. Z. B. läßt ſich bei der ſtarken Betonung, die der National- 
ſozialismus auf die Familie legt, ſtreiten, ob die Familie und damit das Recht 
der Familie noch zur privaten Sphäre gehört. Vorläufig müſſen wir uns noch an 
den großen Bau des ſogenannten Bürgerlichen Geſetzbuches halten. Das 
iſt ein ſehr umfangreiches Geſetzgebungswerk des Zweiten (Bismarckſchen) Reiches. 
Man hat faft ein Vierteljahrhundert an ihm gearbeitet, von 1873 bis 1896. Dieſes 
„BGB“, wie man abzukürzen pflegt, gilt auch im Dritten Reich, bis es 
einer neuen Geſetzgebung das Feld geräumt haben wird. Teile ſind ſchon heute durch 
nationalſozialiſtiſche Geſetze geändert. In der folgenden Darſtellung des „Rechts 
der Perſon“ werden wir auf ſolche Anderungen ſtoßen. Aber in der Hauptſache ſteht 
dieſes BGB von 1896 noch an feinem Platze, und es wird geraume Zeit bean- 
ſpruchen, ehe es im ganzen überholt fein wird. Darum iſt auch die folgende Dar- 
ſtellung des Rechts der Perſon in der Hauptſache an dem BGB auszurichten, ſo wie 
das in gleicher Weiſe bei den anſchließenden Abſchnitten „Recht der Rechtsgeſchäfte“, 
„Recht des Eigentums und der Sachgüter“, „Recht der Familie und der Erbſchaften“ 
der Fall ſein wird. In dem BGB, das in Hunderttauſenden von Stücken verbreitet 
iſt und möglichſt beim Studium aller dieſer Abſchnitte zur Hand genommen werden 
ſollte, ſteht unſer Perſonenrecht an der Spitze. Das große Geſetzgebungs⸗ 
werk beginnt damit. Die Zahl der hierher gehörigen Paragraphen iſt allerdings 
gering — 58 1 bis 20: Natürliche Perſonen, 88 21 bis 89: Juriſtiſche Perſonen; das 
ganze Geſetzbuch zählt faſt 2400 Paragraphen. Aber die Paragraphen über das 
Perſonenrecht find inhaltlich beſonders ſchwerwiegend. Zudem werden 
fie, wie ſich zeigen wird, durch Bildungen der Gerichtspraxis und durch einige kleine, 
wiederum ſchwerwiegende Sondergeſetze ergänzt und bereichert. 


I. Teil: Der einzelne als Perſon 


1. Beginn und Ende der Perjon 
Das Leben des Menſchen wird durch Geburt und Tod begrenzt. Es kann nicht 
wundernehmen, daß ſich die Rechtsordnung bei der Verleihung der „Perſonen“. 
Eigenſchaft dieſer natürlichen Begrenzung angeſchloſſen hat. Perſon wird man mit 
der Geburt, und mit dem Tode hört man auf, es zu fein. Die Standes amts⸗ 
regiſter nehmen bekanntlich jeden Geburts- und jeden Todesfall auf und ſorgen 
damit für die urkundlichen Ausweiſe. Aber weil die Rechtsordnung meiſt erſt an- 
gerufen wird, wenn es zu Streit oder ſonſtigen Schwierigkeiten kommt, kann gerade ſie 
ſich mit den bloßen Stichworten „Geburt“ und „Tod“ nicht begnügen. Sie muß 
genauer ſein, muß an die Verwicklungen und Zweifelhaftigkeiten 
denken, die eben doch das Leben hie und da hervorbringt, und muß auch dafür Vor⸗ 
kehr treffen: 
a) Beider Geburt ſind der Zeitpunkt und die Beſchaffenheit der ans 
Licht getretenen Leibesfrucht zu beachten. Solange die Geburt noch nicht erfolgt, 
ſchärfer ausgedrückt: noch nicht „vollendet“ ift (ſo S 1 BGB), iſt noch keine „Perſon“ 
da. Das kann bei Erbfällen große Bedeutung haben. 

Beiſpiel: Es ſtirbt jemand. Er hat einſam als Junggeſelle gelebt, war aber 

ein Kinderfreund. In ſeinem Teſtament ſteht: Ich ſetze zu Erben die Kinder meiner 

Geſchwiſter ein. Sein älteſter Bruder hat im Augenblick des Erbfalles ſchon zwei 
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Kinder, ſeine verheiratete Schweſter iſt ſchwanger, ſein jüngerer Bruder iſt noch 
unverheiratet. Hier kann nicht gewartet werden, ob etwa ſpäter noch Kinder nach- 
kommen werden. „Erbe kann nur werden, wer zur Zeit des Erbfalls lebt“ (S 1923 
BGB), eben weil er erſt von da an mitzählt und Perſon iſt. Aber im Falle der 
Schwangerſchaft hat doch der Geſetzgeber eine Ausnahme bewilligt: „Wer zur Zeit 
des Erbfalls noch nicht lebte, aber bereits erzeugt war, gilt als vor dem Erbiull 
geboren“ (ebenda). Alſo wird doch auf das Kind der Schweſter gewartet. Der 
jüngere Bruder kann dagegen, wenn er ſpäter heiratet und Kinder bekommt, nicht 
eine nochmalige Aufrollung des Erbfalls verlangen. 
Der Geburtsakt als ſolcher genügt nicht. Was da ans Licht getreten iſt, muß ein 
wirklicher Menſch, d. h. ein lebendiger Menſch geweſen fein. Hier wird der 
Juriſt zu haarſcharfer Beurteilung gezwungen. War es eine Totgeburt, darf er ihr 
keinerlei Geltung (etwa bei erbrechtlichen Fragen) zuſprechen. Hat aber umgekehrt 
das kleine Lebeweſen auch nur einen Augenblick gelebt, ſo iſt es „Perſon“ geweſen 
und zählt mit. „Lebensfähigkeit“ wird alſo im Gegenſatz zu manchen älteren Geſetz⸗ 
gebungen nicht verlangt. Auch Verkrüppelungen oder ſonſtige Schwächen nehmen dem 
Geborenen die Eigenſchaft als Perſon nicht. 
b) Der Tod entzieht ſich einer fiheren Feſtſtellung dann, wenn Verſchollen⸗ 
heit vorliegt. Z. B.: Es iſt jemand vor langer Zeit ausgewandert. Man hat nie 
wieder etwas von ihm gehört. Keiner kann ſagen, ob er ſchon geſtorben iſt oder 
vielleicht doch noch lebt. Wiederum iſt das ein Zweifelsfall, bei dem der Geſetzgeber 
die Hände nicht in den Schoß legen kann. Darum hat er die Verſchollenheit aus: 
führlich geregelt (SS 13 ff. BGB). Er unterſcheidet die gewöhnliche Verſchollenheit, 
bei der grundſätzlich zehn Jahre gewartet wird, und Son dertatbeſtände, bei 
denen das Geſtorbenſein weit wahrſcheinlicher iſt, ſo daß kürzere Friſten genügen 
können: Verſchollenheit im Kriege (es wird bis drei Jahre nach Friedensſchluß 
gewartet), Verſchollenheit bei einer Seefahrt (es wird, je nach der Entfernung von 
Deutſchland, ein oder zwei oder drei Jahre gewartet) und Verſchollenheit bei ſonſtiger 
Lebensgefahr, z. B. bei einer Brandkataſtrophe (es wird drei Jahre gewartet); 
noch nicht geregelt ift die Verſchollenheit bei Luftfahrten, doch wird eine ent- 
ſprechende Ergänzung des Geſetzes vorbereitet. Am in allen dieſen Fällen eine ſichere 
Anterlage zu ſchaffen, iſt ein amtliches Verfahren für Todeserklärungen 
vorgeſehen (8S 960 ff. der Zivilprozeßordnung). 
Ein ſchwieriges Problem für die künftige Rechtsgeſtaltung erwächſt aus der vom 
Nationalſozialismus erhobenen Forderung, unwürdigen Elementen die Perſön⸗ 
lichkeit zu entziehen. Daß ſolche Elemente, z. B. Schwerverbrecher, keinerlei 
Anſpruch darauf erheben können, weiterhin als Perſönlichkeiten geführt zu werden, 
folgt ohne weiteres aus der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung. Aber die praf- 
tiſche Auswertung deſſen in Geſetzgebung und Rechtſprechung ift noch nicht vollzogen, 
und die Grenzen ſind ſchwer zu beſtimmen. Am nächſten liegt es, ſolchen ſchädlichen 
Elementen den Zugang zur Eheſchließung zu verlegen oder auch die Fähigkeit zur 
Teſtamentserrichtung, zum Beitritt zu Vereinen od dgl. abzuſprechen. Vielleicht 
wird das bevorſtehende Strafgeſetz buch darauf eingehen. 


2. Die rechtlichen Fähigkeiten der Perſon 


Die Perſönlichkeit wird von der Rechtsordnung verliehen. Sie iſt gewiſſermaßen 
ein Geſchenk. Als ſolches birgt fie eine Reihe von „Fähigkeiten“ in ſich. Sie find alle 
ganz auf die Rechtswelt zugeſchnitten: Welche Rolle darf man dank dieſer Ver⸗ 
leihung innerhalb der Rechtswelt ſpielen? Dadurch bekommen die Dinge einen ſehr 
„juriſtiſchen“ Anſtrich. Aber das Leben ſteht auch hier dahinter. 

a) Die wichtigſte derartige Fähigkeit iſt die Rechtsfähigkeit. Sie zielt auf 
die Inhabung von Rechten (und wie erneut hinzugeſetzt werden muß: von Pflichten; 
vgl. Einleitung Ziffer 2). Solche Fähigkeit, Inhaber und Träger von Rechten und 
Pflichten zu ſein, kommt jedem zu, der „Perfon“ iſt; alſo auch den kleinen Kindern, 
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die eben erſt geboren worden find, auch Geiſteskranken, grundſätzlich auch Ausländern. 
Zwar kann ein kleines Kind nicht ſelber innerhalb der Rechtswelt tätig werden und 
fich auch nicht durch eigenes Handeln in den Beſitz von Rechten ſetzen; aber wenn es 
z. B. ein Vermögen erbt, ſo iſt es dank ſeiner ſofort mit der Geburt erworbenen 
„Rechtsfähigkeit“ Inhaber aller einzelnen in dem Vermögen enthaltenen Rechte und 
Pflichten. 


Beiſpiel: Das Kind hat ein Hausgrundſtück geerbt. Im Grundbuch wird es 
mit feinem Namen als Eigentümer eingetragen. Wenn jemand das Haus be- 
ſchädigt, etwa ein böswilliger Nachbar, iſt im Prozeß das Kind der Kläger. 
Brennt das Haus ab, fällt die Feuerverſicherungsſumme dem Kinde zu. Fällt von 
dem Haus ein Bauteil herunter und verletzt einen Vorübergehenden (vgl. 8 836 
BGB), fo haftet das Kind für den Schaden. 


b) Die Geſchäfts fähigkeit. Von der Innehabung eines Rechts ift die Er- 
zeugung eines Rechts, vom Haben das Handeln, vom Beſitzen das Erwerben zu 
unterſcheiden. So auch unterſcheidet ſich von der Rechtsfähigkeit die „Geſchäfts⸗ 
fähigkeit“. Es gibt viele Volksgenoſſen, die „Perſon“ find und deshalb die „Rechts- 
fähigkeit“ beſitzen, denen aber die Geſchäftsfähigkeit fehlt. Dahin gehört die große 
Schar der Kinder und Jugendlichen und die kleinere Gruppe der Geiſtes 
geſtörten und ähnlich Geſchwächten. 


Beiſpiel: Das Kind des vorigen Beiſpiels kann nicht ſelbſt den Antrag auf 
Eintragung ſeines Namens im Grundbuch ſtellen, es kann auch einem Mieter des 
Hauſes nicht ſelbſt kündigen, auch nicht ſelbſt Prozeſſe führen, kann das Haus nicht 
verkaufen, keine Hypothek an dem Haufe beſtellen — kurzum es kann von Nechts 
wegen keine Geſchäfte tätigen, weil ihm die „Geſchäftsfähigkeit“ fehlt. Dafür 
ſtellt ihm die Rechtsordnung einen „geſetzlichen Vertreter“, den Vater 
oder etwa einen Vormund, zur Verfügung. Der handelt dann für das Kind, 
weil das Kind ſelbſt rechtlich zum Handeln nicht zugelaſſen iſt. Was dabei ber- 
auskommt, geht wieder in das Vermögen des Kindes ein; aber das gehört zur 
„Rechtsfähigkeit“, nicht zur „Geſchäftsfähigkeit“. 


Zwiſchen die Kindheit und das volle Erwachſenſein hat das Geſetz eine Zwiſchenſtufe, 
die der Jugendlichen, eingeſchoben, ſo daß ſich im ganzen drei Stufen 
ergeben. Die Altersgrenzen liegen bei 7 und 21 Jahren: 1. Bis zum vollendeten 
7. Lebensjahre iſt man ſchlechthin geſchäfts unfähig (vgl. S 104 BGB). 
2. Dann wird man ſogenannter „Minderjähriger“ im engeren Sinne des Wortes 
und bleibt bis zum vollendeten 21. Jahr beſchränkt geſchäftsfähig 
(SS 106 ff. BGB). 3. Hat man auch das zweite Stadium hinter ſich gebracht, fo iſt 
man „volljährig“ und damit voll geſchäfts fähig (52 BGB). 


Auch bei den Leuten mit pſychiſchen und moraliſchen Defekten, den 
Geiſtig⸗Geſtörten, den Trunkenbolden und den Verſchwendern, hat der Geſetzgeber 
mit ähnlichen Mitteln eingegriffen: Die geiftig ſchwer Betroffenen, vom Gejeb- 
geber Geiſtes kranke genannt, werden für ſchlechthin „geſchäftsunfähig“ erklärt, 
die bloß Geiſtes ſch wachen ſowie die Trunf- und Verſchwendungsſüchtigen fallen 
in die Gruppe der „beſchränkt Geſchäftsfähigen“. — Die Einzelregelung dieſer 
naturgemäß ſehr wichtigen Dinge iſt verwickelt. Näheres wird in dem Aufſatz „Necht 
der Rechtsgeſchäfte“ dargeſtellt. 

c) Die Delikts fähigkeit. Hier ſpringt die Pflichtenſeite beſonders deutlich 
hervor. Es handelt ſich nämlich um das Haften für Untaten, für „unerlaubte Hand. 
lungen“, wie das Geſetz fie benennt (88 823 ff. BGB), für „Delikte“, wie die Ge- 
lehrtenſprache ſich gern ausdrückt. Aber es iſt in unſerem Zuſammenhange nicht das 
ſtrafrechtliche Haften gemeint, ſondern nur die private (bürgerlich rechtliche) Aus- 
einanderſetzung zwiſchen dem Täter und dem Geſchädigten, alſo die Haftung auf 
Schadenserſatz. Hier arbeitet der Geſetzgeber wieder mit Altersgrenzen in 
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drei Stufen; aber an einer Stelle ift die Grenze anders beſtimmt: nicht das 21., 
ſondern ſchon das 18. Lebensjahr macht „voll“ deliktsfähig. 


Beiſpiel: Auf dem Lande leben zwei Familien in bitterer Feindſchaft. Der 
Vater der einen Familie nimmt ſeinen dreizehnjährigen und ſeinen ſechsjährigen 
Sohn mit, und alle drei zuſammen ſtecken das Gehöft der feindlichen Familie in 
Brand. Der Vater haftet ſchlechthin, der Sechsjährige haftet gar nicht, bei dem 
Dreizehnjährigen dagegen muß geprüft und abgewogen werden, ob er bereits „die 
zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht“ beſeſſen hat ($ 828). 
Praktiſch wird das bezüglich der beiden Kinder natürlich nur, wenn ſie ſchon 
eigenes Vermögen haben, etwa ein ihnen geſchenktes Sparkaſſenbuch; denn ſonſt 
bliebe ihre etwaige „Haftung“ ſowieſo auf dem Papier ſtehen. 


d) Andere Fähigkeiten. Das Leben iſt vielgeſtaltig. Darum kommt auch 
der Juriſt nicht mit einer oder mit zwei Schablonen aus. So hat er neben der 
„Geſchäftsfähigkeit“ und der „Deliktsfähigkeit“ z. B. noch die Ehefähigkeit 
und die Teſtierfähigkeit (Fähigkeit, ein Teſtament zu errichten) beſonders 
geregelt. Wiederum ſetzt er dabei Altersgrenzen an. So kann ein Mädchen ſchon 
mit 16 Jahren, ein junger Mann erſt mit erreichter Volljährigkeit, alſo mit 21 Jahren 
heiraten (8 1303 BGB; beim Mann Heruntergehen auf 18 Jahre ausnahmsweiſe 
möglich, § 3; Näheres in dem Beitrag „Recht der Familie und der Erbſchaften“). 
So können beide, junge Männer wie junge Frauen, ein Teſtament ſchon mit 16 Jahren 
errichten, allerdings nur vor dem Richter oder vor einem Notar, damit fie vor Aber⸗ 
eilungen oder ſonſtigen Fehlgriffen gewarnt werden können (8 2229 Abſ. 2, 8 2247; 
Näheres gleichfalls in dem Beitrag „Recht der Familie und der Erbſchaften“). Zu 
dieſen im Bürgerlichen Geſetzbuch enthaltenen „Fähigkeiten“ und Altersſtufen treten 
noch weitere in anderen Geſetzen hinzu. So iſt die Prozeßfähigkeit (das felbit- 
tätige Auftreten vor Gericht) in der Zivilprozeßordnung und ähnlichen Geſetzen 
geregelt; fie entſpricht im weſentlichen der unter b behandelten bürgerlich rechtlichen 
„Geſchäftsfähigkeit“. So wird die Wahl- und Abſtimmungsfähigkeit 
(bei etwaigen Reichstagswahlen oder Volksabſtimmungen) durch öffentlich- rechtliche 
Sondergeſetze beſtimmt. Das ganze Syſtem dieſer Altersgrenzen wird von der 
nationalſozialiſtiſchen Geſetzgebung noch einmal überarbeitet und vielleicht an einigen 
Stellen geändert werden. So wird z. B. Heraufſetzung der Teſtierfähigkeitsgrenze 
von 16 etwa auf 18 Jahre erwogen. 


3. Die rechtlich erheblichen Eigenſchaften der Perjon 


Viele menſchliche Eigenſchaften intereſſieren die Rechtsordnung nicht. Ob jemand 
ſchön oder häßlich iſt, begabt oder unbegabt, beeinflußt ſeine Rechtsſtellung nicht 
oder kann höchſtens einmal mittelbar in einen Rechtsſtreit hineingeraten. Andere 
Eigenſchaften dagegen find ſehr wichtig für die rechtliche Einſchätzung und Behandlung 
der Menſchen. Sie beruhen zum Teil auf natürlichen Erſcheinungen 
wie etwa der Geſchlechtsunterſchied zwiſchen Mann und Weib, zum Teil auf bloßer 
Lebensgewohnheit oder gar auf Zufall wie z. B. der Wohnſfitz, zum Teil 
auf ſtaatlicher Satzung wie z. B. die Staatsangehörigkeit. Die rechtliche 
Bewertung nach ſolchen Eigenſchaften kann ganz verſchiedene Richtungen einſchlagen: 
Entweder Bevorzugungen oder Benachteiligungen, entweder bloße äußerliche Klaſſi⸗ 
fikation oder tiefe innerliche Anterſcheidung. Vieles fällt dabei aus der privaten 
Sphäre hinaus. Eine erſchöpfende Darſtellung kann im folgenden nicht gegeben 
werden. 

a) Die Raſſezugehörigkeit. Raſſe und Raſſenunterſchiede haben in der 
Menſchheitsgeſchichte immer wieder eine Rolle geſpielt. Bei den europäiſchen 
Völkern iſt aber der Sinn dafür in den letzten Jahrhunderten immer ſchwächer ge⸗ 
worden. Namentlich das 19. Jahrhundert war ſtark auf „Nivellierung“, auf ein 
allgemeines gleiches „Menſchentum“ eingeſtellt. Der Nationalſozialis mus 
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hat demgegenüber die überragende Bedeutung der Raſſezugehörigkeit und der 
Raſſenunterſchiede wieder in helles Licht gerückt. Dem wird in anderen Aufſätzen 
dieſes Werkes von Grund aus Rechnung getragen. 


Die Rechtsordnung iſt an dieſer Stelle in beſonders deutlicher Weiſe in den 
Dienſt der neuen Weltanſchauung getreten. Eine Reihe wichtigſter 
Geſetze „auf raſſiſcher Grundlage“ ſind bereits erlaſſen worden. Doch iſt die 
Geſetzgebung noch nicht in allem abgeſchloſſen. Das Recht der Perſon 
wird in ſolgenden Punkten berührt: Keinem Fremdraſſigen, auch nicht den 
Angehörigen der jüdiſchen Raffe wird die „Rechtsfähigkeit“ ſchlechthin 
entzogen; ebenſowenig iſt er der „Geſchäftsfähigkeit“ (2 b) entkleidet, auch ſeine 
„Teſtierfähigkeit“ (oben 2 d) iſt grundſätzlich die gleiche, und ſeine „Deliktsfähigkeit“ 
(oben 2 c) unterſteht den gleichen Geſetzen. Der Fremdraſſige iſt alſo durchaus nicht 
„rechtlos“ in Deutſchland. Er kann Eigentum haben, er kann eine Familie gründen, 
er hat ſein Erbrecht, er genießt Klageſchutz, wird alſo im Prozeß als gleichberechtigte 
Partei gewertet, hat auch ſonſt Zutritt zu den Gerichten und anderen Staats- 
behörden. Nur einige wenige, allerdings ſehr wichtige Stücke der Rechtswelt ſind 
ihm verſchloſſen, insbeſondere dem Juden, zum Teil auch dem ſogenannten jüdiſchen 
Miſchling. So das politiſche Wahlrecht und das Volksabſtimmungsrecht, ſo der 
Zutritt zu den ſtaatlichen und verwandten Amtern (vgl. nachfolgend c). Innerhalb 
der privaten Bezirke wird vielleicht ein Geſetz über die wirtſchaftliche 
Betätigung der Juden gewiſſe Verkürzungen bringen, die in der Richtung der 
„Geſchäftsfähigkeit“ oder „Rechtsfähigkeit“ (etwa Grundſtückserwerb) liegen. Heute 
ſchon kann kein Jude Erbhof bauer fein. And vor allem iſt des Eheverbots 
zu gedenken, das durch die ſogenannten „Nürnberger Geſetze“ vom 
15. September 1935 mit dein Hauptſatz aufgeſtellt worden iſt: „Eheſchließungen 
zwiſchen Juden und Staatsangehörigen deutſchen oder artverwandten Blutes 
find verboten. Trotzdem geſchloſſene Ehen find nichtig, auch wenn fie zur Am⸗ 
gehung dieſes Geſetzes im Ausland geſchloſſen werden.“ Eine Erſte Ausführungs⸗ 
verordnung zu dem Hauptgeſetz iſt bereits am 14. November 1935 ergangen; weitere 
Verordnungen ſind zu erwarten. Möglich iſt, daß künſtig auch das Eltern⸗ und 
Kindes verhältnis innerhalb der ausgeſchiedenen jüdiſchen Familien anders 
geſtaltet wird, vielleicht auch das Erbrecht. Bis jetzt find aber dieſe Dinge für 
die Arier und Nichtarier, überhaupt für alle Rafjen gleichmäßig durch das Bürger⸗ 
liche Geſetzbuch geregelt: Der jüdiſche Vater iſt z. B. ſeinen Kindern gegenüber 
genau ſo geſtellt wie der ariſche Vater, die Erbteilung innerhalb einer jüdiſchen 
Familie folgt genau den gleichen Regeln wie innerhalb einer ariſchen Familie. 


b) Die Staatsangehörigkeit. Aus den verſchiedenſten Gründen iſt es 
nötig, daß die Angehörigen des einen Staates gegenüber den Angehörigen anderer 
Staaten abgeſchichtet werden. Es leuchtet ein, daß z. B. die Militärpflicht, die 
Steuerpflicht uſw. ſich nur auf die eigenen Staatsangehörigen erſtrecken kann. Am- 
gekehrt hat der Staat keine Veranlaſſung, ſeinen Schutz im gleichen Ausmaß wie den 
eigenen Staatsangehörigen auch Ausländern zur Verfügung zu ſtellen. Es iſt nun 
aber ſehr bemerkenswert, daß innerhalb der privaten Sphäre des 
bürgerlich⸗ rechtlichen Verkehrs das deutſche Recht wie das Recht anderer Kultur⸗ 
ſtaaten den Ausländern weitgehend entgegenkommt. Wie ſchon erwähnt (2 a), ſind 
auch die Ausländer grundſätzlich als „Perſonen“ und damit als „rechtsfähig“ an- 
erkannt. Sie werden in ihrem Eigentum genau ſo geachtet wie die Inländer, ſie 
können aus geſchloſſenen Verträgen genau jo vor deutſchen Gerichten klagen wie In- 
länder, ſie können auch — wenn nicht die raſſiſchen Hemmniſſe dazwiſchentreten — 
mit einem inländiſchen Partner eine gültige Ehe ſchließen, fie nehmen auch am Erb. 
gange neben etwaigen inländiſchen Erben gleichberechtigt teil. Das iſt die Regel. 
Sie muß ſich jedoch gewiſſe Ausnahmen gefallen laſſen. In Kriegszeiten kann 
der geſchäftliche Verkehr zwiſchen Inländern und Ausländern nicht ungehemmt weiter- 
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laufen; der Weltkrieg von 1914 bis 1918 hat hier neuartige und einſchneidende 
Rechtsbildungen hervorgebracht (Wirtſchaftskrieg, Handelsverbote, Sequeſtrationen 
uſw.). And ſchon in Friedenszeiten ergeben ſich Schwierigkeiten, wenn der 
eine Teil nach inländiſchem, der andere Teil nach ausländiſchem Recht behandelt zu 
werden wünſcht. Natürlich kann es dann auf die bloßen „Wünſche“ nicht ankommen. 
Vielmehr ſind auch dieſe Dinge rechtlich geregelt. Man nennt dieſes Stück 
der Rechtsordnung internationales Privatrecht; es iſt bruchſtückweiſe 
in dem ſogenannten Einführungsgeſetz zum Bürgerlichen Geſetzbuch geregelt (Art. 7 
bis 31). 


Beiſpiel: Auf einer Meſſe in Paris hat ein Deutſcher von einem Schweizer 
etwas gekauft. Der Schweizer war dabei 20 Jahre 3 Monate alt. Später beruft 
ſich der Schweizer auf dieſe „Jugendlichkeit“, er ſei noch nicht volljährig, das Ge⸗ 
ſchäft binde ihn nicht. Das wird ihm abgeſchnitten. Art. 7 EG beſtimmt: „Die 
Geſchäftsfähigkeit einer Perſon wird nach den Geſetzen des Staates beurteilt, dem 
die Perſon angehört.“ Der Schweizer wird alſo inſoweit nach ſchweizeriſchem 
Recht beurteilt, und das ſagt anders als das deutſche BGB (oben 2 b): „Mündig 
iſt, wer das zwanzigſte Lebensjahr vollendet hat.“ Gleichgültig für dieſe 
Frage der Geſchäftsfähigkeit iſt der Ort, wo das Geſchäft geſchloſſen wurde 
(Paris). 


c) Die Reichsbürgerſchaft. Dies iſt ein neuer Grundbegriff, der erſt 
durch die „Nürnberger Geſetze“ vom 15. September 1935 (nebſt ſpäteren aus- 
führenden Verordnungen, insbeſondere Verordnung vom 14. November 1935) ge- 
ſchaffen worden iſt. Der letzte Abſchluß fehlt zur Zeit noch, insbeſondere iſt mit der 
Ausſtellung der „Reichsbürgerbriefe“ noch nicht begonnen. Der Perſonenzahl nach 
ſtellt die Reichsbürgerſchaft einen Aus ſchnitt aus dem Bereich der Staats- 
angehörigkeit dar: „Staatsangehöriger“ iſt auch der deutſche Jude, „Staats- 
angehöriger“ bleibt auch, wer kein Treuegefühl zum deutſchen Volk und Reich in ſich 
trägt, aber „Reichsbürger iſt nur der Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten 
Blutes, der durch ſein Verhalten beweiſt, daß er gewillt und geeignet iſt, in Treue 
dem Deutſchen Volk und Reich zu dienen“ (8 1 des Reichsbürgergeſetzes). Das inhalt 
liche Schwergewicht der Reichsbürgerſchaſt liegt auf der öffentlichen Seite: „Der 
Reichsbürger iſt der alleinige Träger der vollen politiſchen Rechte.“ Für die 
private Betätigung, z. B. den Abſchluß von Geſchäften oder den Erwerb 
von Eigentum, fpielt der neue Begriff der Reichsbürgerſchaft nur eine ergänzende 
Rolle. Die ſchon erwähnte Ausſchließung der Juden und jüdiſchen Miſchlinge von 
der Ehegemeinſchaft mit Trägern deutſchen oder artverwandten Blutes ſteht mit 
dem Reichsbürgerbegriff in engem Zuſammenhang. Die für die Reichsbürgerſchaft 
getroffenen näheren Beſtimmungen, wer „Jude“, wer „jüdiſcher Miſchling“ iſt, ſind 
auf die nähere Regelung der Ehefrage übertragen worden, jedoch beſtehen an einigen 
Punkten Abweichungen. 


d) Die Standeszugehörigkeit. Immer wieder ſind in der Geſchichte 
Verſuche gemacht worden, innerhalb des Volkskörpers Gliederungen herzuſtellen und 
dieſen dann irgendwie rechtliche Anerkennung, insbeſondere auch Sonderrechte und 
pflichten zuzuſprechen. Man bezeichnet dieſe fo geſchaffenen Glieder oft als 
„Stände“. Wie verſchieden die leitenden Geſichtspunkte dabei ſein können, zeigt der 
Vergleich mit dem, was früher, etwa im 18. Jahrhundert, unter Ständen verſtanden 
wurde (Adel, Bürger-, Bauernſtand), und dem, was uns heute dabei vorſchwebt. 
Ahnlich wie in Italien, aber doch mit wichtigen Abweichungen, will das junge 
Deutſchland ſeinen „ſtändiſchen Aufbau“ erzielen. Leitend iſt dabei nicht der Gedanke 
einer Trennung, einer Abſonderung der Stände gegeneinander, ſondern vielmehr ihr 
organiſches Ineinandergreifen als Glieder der Volksgemeinſchaft, die fie gemeinſchaft - 
lich bilden. Einige dieſer Stände, z. B. die Handwerker, treten bereits deutlich 
hervor, am deutlichſten der bekannte „Reichsnährſtand“. Näheres darüber findet ſich 
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in anderen Beiträgen zu dieſem Werk. Das Recht der Perſon wird vom 
ſtändiſchen Aufbau nicht unberührt bleiben. Es haben ſich ſchon beſondere „Fähig- 
keiten“ neben den allgemeinen (vgl. oben Ziff. 2) gebildet, fo die,, Bauernfähig⸗ 
keit“ (Erbhoffähigkeit). Auch iſt bekanntlich das Erbrecht bei den Erbhöfen ganz 
anders geſtaltet; die „Teſtierfähigkeit“ iſt dabei ſtark verkürzt. Die Kaufleute 
haben übrigens ſchon ſeit langem ein eigenes Recht für ſich gehabt, das ſogenannte 
„Handelsrecht“. 


e) Die Religionszugehörigkeit. Der Nationalſozialismus hat in ſeinem 
Programm (Punkt 24) die „Freiheit aller religiöfen Bekenntniſſe im Staat“ pro- 
klamiert. Das bedeutet nicht, daß der Staat in feiner Rechtsordnung vollitändig an 
den religiöſen Dingen vorübergeht. Vielmehr iſt auch die Religionszugehörigkeit 
eine rechtlich erhebliche Eigenſchaft der Perſon. Aber grundſätzlich iſt die recht ⸗ 
liche Gleichbehandlung gewährleiſtet. Keiner Konfeſſion wird die „Rechts- 
fähigkeit“ abgeſprochen; Evangeliſche, Katholiken, Heiden nehmen grundſätzlich an 
der „Geſchäftsfähigkeit“ in gleichem Ausmaß teil, ebenſo an der Ehefähigkeit, der 
Teſtierfähigkeit uſw. Nur hie und da greifen die religidfen Anterſchiede in die Welt 
der privaten Rechtsbeziehungen ein. So wenn ein eigenes Geſetz über die reli ⸗ 
gibſe Kindererziehung vom 15. Juli 1921 erlaſſen worden iſt, das nament- 
lich die Verhältniſſe der Kinder von Eltern mit verſchiedenen religiöſen Bekennt⸗ 
niſſen regeln fol. Oder, wenn im BGB für die Auswahl eines Vor 
mundes vorgeſchrieben iſt, daß er möglichſt dem religiöſen Bekenntnis des 
Mündels angepaßt fein ſoll (8 1779 Abſ. 2). 


f) Der Wohnſitz. Der Wohnfis, den ſich eine Perſon wählt, iſt nicht eigentlich 
eine Eigenſchaft der Perſon. Aber er iſt doch auch ein unentbehrliches Klaſſifizierungs⸗ 
mittel. Das Hauptbeiſpiel dafür iſt der ſogenannte Gerichts ſtan d. Wenn man 
einen Schuldner verklagen will, muß man wiſſen, bei welchem Gericht man das tun 
muß. Es kann da keine blanke Willkür herrſchen. Jeder von beiden, Schuldner wie 
Gläubiger, Beklagter wie Kläger, haben ein Intereſſe und ein Recht darauf, daß 
fih der Prozeß an einem beſtimmten Gericht abſpielt. Für dieſen Gerichtsſtand iſt 
nun in erſter Linie (jedoch nicht ausſchließlich) der Wohnſitz entſcheidend: „Der all- 
gemeine Gerichtsſtand einer Perſon wird durch den Wohnfit beſtimmt“, ſagt § 13 der 
Sivilproze ßordnung. Wo aber iſt nun der „Wohnſitz“ der Perſon? Darüber enthält 
das BGB Beſtimmungen in den SS 7 bis 11. Es herrſcht grundſätzlich freie 
Wahl. Man kann ſich niederlaſſen, wo man will, und wenn das „ftändig” iſt, fo 
begründet man an dieſem Platz den geſetzlichen Wohnſitz mit allen daran geknüpſten 
Folgen (8. B. auch 88 269, 270 BGB: fog. Leiſtungsort). Neuerdings iſt durch die 
Zuzugsſperre bei Großſtädten ein Abſtrich an der freien Wahl voll- 
zogen worden. Die Freiwilligkeit iſt auch inſofern ausgeſchaltet, als Ehefrauen, 
ob fie wollen oder nicht, den Wohnſfitz des Mannes, und Kinder den Wohnfitz 
der Eltern teilen (8S 10 und 11 BGB). 


g) Die Geſchlechtszugehörigkeit. Es liegt in der Natur tief begründet, 
daß Mann und Frau nicht reſtlos gleich behandelt werden. Das 19. Jahr- 
hundert hat allerdings auch hier feine einebnende Tendenz bekundet und der „Eman⸗ 
zipation“ der Frauen das Tor breit geöffnet. Das hat in das 20. Jahrhundert 
weitergewirkt. Eine Erſcheinung großen Stils iſt es z. B. geweſen, daß faſt alle 
Kulturſtaaten im Laufe des letzten Menſchenalters den Frauen neben den Männern 
das politiſche Wahlrecht eingeräumt haben. Auch in der privaten 
Sphäre find die Frauen im Vergleich zu früheren Zeiten bedeutend vorgerüdt. 
Früher fehlte ihnen z. B. vielfach die „Geſchäftsfähigkeit“ (oben 2 b), d. h. ſie ſtanden 
unter der „Vormundſchaft“ ihres Mannes. Das BGB von 1896 geſteht ihnen 
dagegen die gleichen „Fähigkeiten“ wie dem Manne zu. Die Frauen können ebenſo 
bindende Geſchäfte abſchließen, ebenſo Teſtamente machen, ebenſo durch Antaten ſich 
haftbar machen, ebenſo an Erbverteilungen teilnehmen, ebenſo Eigentum haben wie 
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die Männer. Nur innerhalb der Ehe und bei den unehelichen 
Kindern zeigt ſich ſofort ein Anterſchied. In der Ehe muß die Frau hinter dem 
Mann zurücktreten (vgl. 88 1354, 1355), auch bei der Erziehung der gemeinſchaftlichen 
Kinder (vgl. 81634), ſogar bei der Berwaltung und Ausnutzung ihres eigenen in 
die Ehe mitgebrachten Vermögens (Ss 1363 ff.). Wenn es ſich dagegen um ein un- 
eheliches Kind handelt, ſteht umgekehrt der weibliche Teil, alſo die Mutter, im 
Vordergrund (88 1705 ff.); der Vater wird nur zur Zahlung des Anterhalts, der ſo⸗ 
genannten Alimente, herangezogen (88 1708 ff.). Doch iſt es nicht ausgeſchloſſen, 
daß in gewiſſen Grenzen der Nationalſozialismus bei allen dieſen Dingen eine Am⸗ 
wertung vollzieht. Innerhalb des Erbhofrechts iſt er bereits mit einem ſtark 
betonten Anterſchied der Geſchlechter (Vorzug des männlichen Geſchlechts) vor- 
gegangen. 


h) Das Lebensalter. Daß das Lebensalter die Rechtsſtellung des VBolks⸗ 
genoſſen ſtark beeinflußt, iſt uns ſchon bei einigen der früher behandelten „Fähig⸗ 
keiten“ entgegengetreten. Es zeigte ſich, daß Stufen gebildet und Alters- 
grenzen für dieſe Abſtufungen feſtgeſetzt werden (2 b, c, d). Ein ſolches Syſtem iſt 
durch feine Starre ausgezeichnet und könnte Zweifel an feiner inneren Berech- 
tigung erwecken. Denn es iſt eine bekannte, in der Natur begründete Tatſache, daß 
die natürliche Reife oder ein beſtimmter Grad der Reiſe bei dem einen Menſchen 
früher, bei dem anderen ſpäter eintritt und nicht automatiſch an eine beſtimmte 
Zahlengrenze von fo und fo vielen Jahren gebunden werden kann. Trotzdem find 
ſolche feſten Grenzen im Intereſſe der Rechts ſicherheit unentbehrlich. Man 
muß ſich darauf verlaſſen können: Mit 21 Jahren wird der Menſch volljährig, mit 
18 Jahren iſt er voll deliktsfähig ufw. Sonſt käme man in ein Meer von Zweifeln 
und Streitigkeiten hinein. Aberdies hat die Rechtsordnung Bedacht darauf 
genommen, an den verſchiedenen Stellen einen beweglichen Faktor ein- 
zubauen, ſo daß eben doch Ausnahmen Platz greifen. So kann einem Mädchen 
ausnahmsweiſe ſchon vor dem 16. Lebensjahr die Heiratserlaubnis ge- 
geben werden, z. B., wenn es ſchwanger iſt. Daß eine Volljährigkeits⸗ 
erklärung ſchon vor dem 21. Jahr, herunter bis zum 18. möglich iſt (§8 3 bis 5), 
ift bereits in anderem Zuſammenhang erwähnt worden. Beſonders wichtig iſt die 
Auflockerung der Geſchäftsbeſchränkung zugunſten folder Minder⸗ 
jährigen (und das iſt eine große Zahl), die bereits in ein Arbeitsverhältnis ein⸗ 
getreten find oder gar ſelbſtändig ein Erwerbsgeſchäft, etwa einen Friſeur⸗ 
laden, betreiben (88 113 und 112). 


i) Der Geſundheitszuſtand. Die Rechtsordnung wird niemals ganz an der 
Berückſichtigung des Geſundheitszuſtandes vorübergehen können. Mindeſtens das 
Fehlen ausreichender geiſtiger Geſundheit wird fie in Geſtalt von 
„Entmündigungen“ oder ähnlichen Maßregeln eingreifen laſſen. Das beeinträchtigt 
dann die „Perſon“. Zwar nicht durch Entziehung der „Rechtsfähigkeit“ (oben 2 a), 
wohl aber durch ganze oder teilweiſe Entziehung der anderen „Fähigkeiten“, nament- 
lich der Geſchäftsfähigkeit (2 b). Aber auch körperliche Gebrechen können 
die Rechtsordnung zum Einſchreiten veranlaſſen. Doch iſt fie hier ſehr zurückhaltend. 
Ein Beiſpiel bildet die Pflegerbeſtellung für einen Gebrechlichen nach 
8 1910 BGS oder die verminderte Haftbarkeit der Taubſtummen bei Delikten 
(S 828 Abſ. 2 Satz 2, eine Ergänzung zur obigen Ziff. 2 c). Neuerdings hat in Verfolg 
des großen nationalſozialiſtiſchen Zieles einer gründlichen Berei- 
nigung des geſamten Volkskörpers der Geſundheitszuſtand der einzelnen Volks- 
genoſſen eine viel größere Bedeutung gewonnen. Das ſpiegelt ſich in der Rechts. 
ordnung in Geſtalt wichtiger Sondergeſetze wider, über die in anderen Auf- 
ſätzen dieſes Werkes näher berichtet wird. In der ganzen Welt hat vor allem das 
Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 
mit A Steriliſationsmöglichkeiten Aufſehen erregt. Dazu iſt am 18. Oktober 1935 
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das Ehegeſundheitsgeſetz getreten. Letzteres ſchränkt die „Fähigkeit“ der 
betroffenen Perſonen in einer beſtimmten Richtung ein: Sie dürfen keine Ehe 
ſchließen. Im übrigen aber, und das verdient beſondere Beachtung, hat der national ⸗ 
ſozialiſtiſche Staat ſolchen bedauernswerten Elementen ihre Rechtsſtellung durchaus 
belaſſen. Er ſchützt ſie ſogar gegen unnötige Schmähungen oder 1 indem 
er den Schmäher durch ſeine Gerichte beſtrafen läßt. 


Natürlich bleibt davon eine etwaige Entmündigung wegen Geiſtestrankheit oder 
Geiſtesſchwäche unberührt (vgl. BGB 86). 


4. Der Schutz der Perſon 


Der Schutz der Perſon iſt die notwendige Folge ihrer Anerkennung. So wie der 
Nationalſozialismus dem Armſten der Armen „Perſönlichkeit“ zuſpricht (ſiehe Ein- 
leitung Ziff. 1), läßt er ſich auch deſſen Schutz in Richtung auf die einzelnen Erfchei- 
nungen der Perſönlichkeit angelegen ſein. Er kann dabei an bewährte Einrichtungen 
des früheren Rechts anknüpfen, iſt aber gefonnen, ſie in geſunder Weiſe auszubauen. 
Das meiſte, jedenfalls das kräſtigſte dieſes Schutzes der Perſon fällt allerdings aus 
unſerem Zuſammenhang hinaus. Denn das ſtärkſte Bollwerk gegen Angriffe auf die 
Perſon, gegen Beleidigungen, Verleumdungen, Körperverletzungen uſw. ſtellt das 
Strafrecht und das ergänzende Polizeirecht dar. Das kommende neue 
Strafgeſetzbuch wird der Ehre des einzelnen Volksgenoſſen einen beſonders betonten 
Platz einräumen. 


a) Schadenserſatz bei unerlaubten Angriffen auf die Perſon. 
Innerhalb des bürgerlichen Rechts kommt der Schutz der Perſon nicht ſo geſchloſſen 
und fo finnfällig zum Ausdruck. Vieles verbirgt ſich hinter der Schadenserſatz⸗ 
lehre. Es gibt im Bürgerlichen Gefetzbuch einen ſehr ſchwerwiegenden Abſchnitt 
‚über „Anerlaubte Handlungen“ (S 823 ff.), den wir ſchon bei dem Thema 
der „Deliktsfähigkeit“ geſtreift haben (2 c). Es find dort in langer Reihe Antaten 
aufgezeichnet, für die der Verletzte Schadenserſatz verlangen kann. And dazu gehören 
auch viele Antaten, die ſich gegen die „Perſon“ richten. Freilich iſt in der Reihe der 
großen Lebensgüter (Leben, Körper, Geſundheit, Freiheit, Eigentum) im 8 823 Abf. 1 
die Ehre nicht aufgezählt, was viel gerügt worden iſt und bei einer Neubearbeitung 
dieſes Rechtsgebiets ſicher verbeſſert werden wird. Aber auf Amwegen, vor 
allem durch Verwertung des anſchließenden zweiten Abſatzes und Heranholung des 
Strafgeſetzbuchs, hat die Gerichtspraxis doch den Ehrenſchutz in den Rahmen der 
„unerlaubten Handlung“ und damit des Schadenserſatzes hineingezogen. Auch hat 
der Geſetzgeber ſelbſt ſchon im weiteren Fortgang einige Sonderfälle perſön⸗ 
licher Kränkungen unter Schadenserſatzpflicht geſtellt, ſo die kreditgefährdende üble 
Nachrede (8 824) und den geſchlechtlichen Mißbrauch einer Frauensperſon (8 825). 
Eine empfindliche Einſchränkung des Schadenserſatzes bleibt aller- 
dings: Die Berechnung wird lediglich auf den entſtandenen Vermögens ſchaden 
gelegt; ſeeliſcher Schmerz, Gemütserregungen, Arger und Mißachtung werden nicht 
mit veranſchlagt (vgl. S 253 BGB); nur wenn es zu einer Körper- und Gefundheits- 
verletzung oder zu einer Freiheitsberaubung gekommen iſt, wird auch folder „im⸗ 
materieller“ Schaden mit Geld abgegolten (8 847). 


b) Der Schutz des Namens. Dies iſt ein Sondertatbeſtand, den das Bürger⸗ 
liche Geſetzbuch in ſcharfer Prägung angefaßt hat (8 12). Namensverletzungen können 
zweierlei Geſtalt annehmen. Entweder wird der Namensträger in der eigenen Aus- 
übung ſeines Namensrechts gehindert und verletzt; oder der andere maßt ſich den 
Namen an und benutzt ihn unberechtigterweiſe. Das Leben bringt mannigfaltige 
Spielarten dieſer beiden Arten von Angriffen hervor, und die Gerichtspraxis hat 
dieſen Namensſchutz ſchrittweiſe weiterentwickeln müſſen. Dabei hat ſie auch andere 
Geſetze neben dem 8 12 BGB herangezogen. 
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Beiſpiele: Schmähung des Namens durch beſchimpfende Zuſätze, Verſtüm⸗ 
melung des Türſchildes, Verwendung des Namens in einem Spottgedicht, in einem 
Theaterſtück (ſchwierige Abgrenzung, was erlaubt, was nicht). Benutzung eines 
fremden Namens (nicht nötig, daß das in betrügeriſcher Abſicht geſchieht), ins 
beſondere Benutzung im Geſchäftsleben, um damit Waren zu bezeichnen oder ſonſt 
das Publikum für ſich zu gewinnen. — Hier zweigt der Firmenſchutz des 
Handelsgeſetzbuchs (dort SS 17 ff.) und das umfangreiche Gebiet des 
unlauteren Wettbewerbs (eigenes Geſetz dafür; dort namentlich SS 1 
und 16) ab. — Schwierigkeiten beim Wettbewerb zwiſchen Trägern des 
gleichen Namens. — Ausdehnung des Namensſchutzes auf Künſtler⸗ oder 
ſonſtige Decknamen (Pſeudonyme)? Ausdehnung auf Drahtanſchriften, 
bäuerliche Hofnamen, Familienwappen und ähnliche Symbole? Man darf darin 
nicht zu weit gehen. 
Wer in feinem Namen verletzt ift, hat drei Schutzmittel: 1. Beſeitigung 
der ſtörenden Einrichtung (z. B. des Ladenſchildes mit dem angemaßten Namen), 
2. Anterlaſſung (3.2. der Schmährufe) unter Androhung gerichtlicher Ord- 
nungsſtrafen, 3. Schadenserfatz, geſtützt auf § 823 Abſ. 1 (der Name iſt anerkannt 
als „ſonſtiges Recht“ im Sinne dieſer Geſetzesſtelle), freilich wiederum beſchränkt auf 
den „Vermögensſchaden“. 


c) Das Recht am eigenen Bilde. Man iſt nicht nur Träger feines Namens, 
ſondern man trägt auch ſein eigenes Bild beſtändig mit ſich herum. Auch das iſt ein 
Vorbehaltsgebiet, in das kein Fremder beliebig eingreifen kann. Früheren Zeiten 
war das unbekannt. Erſt als man im Laufe des 19. Jahrhunderts dazu übergegangen 
war, Gemälde, Statuen uſw. gegen Nachbildung zu ſchützen, kam man gegen Ausgang 
des Jahrhunderts auf den Gedanken, dem einzelnen Menſchen auch einen Schutz gegen 
Wiedergabe feines eigenen Bildes zu gewähren. Das iſt dann mit in dem Kunſt⸗ 
ſchutzgeſetz von 1907 (dort SS 22 f.) untergebracht worden. Ahnlich wie beim 
Namensſchutz entſtehen im Leben manche Zweifelsfälle. Das Geſetz hat auch ſelbſt 
ſchon Fälle geregelt, wo ſich der einzelne opfern und ſich gefallen laſſen muß, daß ſein 
Bild veröffentlicht wird. 


Beiſpiele: Ein junges Mädchen flieht fein Bild im Schaukaſten eines Photo- 
graphen, vielleicht neben Zirkusdamen. Sie kann Herausnahme verlangen. Ein 
Photograph hat einen Aufzug aufgenommen, ich bin mitten unter der aufziehenden 
Schar; gegen die Veröffentlichung des Bildes kann ich nichts machen, auch wenn 
ich vielleicht zufälligerweiſe in einer komiſchen Haltung abgebildet bin. 


d) Der Schutz der Erfinderehre. Das iſt ein noch viel engerer Tatbeſtand 
als der vorige, aber er iſt ſehr charakteriſtiſch und macht auch der geſetzgeberiſchen 
Regelung beſondere Schwierigkeiten. Der Regelfall iſt allerdings einfach: Es hat 
jemand eine gewerblich nutzbare Erfindung gemacht, er läßt ſie ſich patentieren 
und genießt dann Schutz ſowohl nach der materiellen Seite (alleinige Ausbeute) wie 
nach der ideellen: keiner darf ihm die Ehre beſtreiten, daß er der Erfinder ſei, oder 
gar ſelbſt ſich als den „wahren“ Erfinder ausgeben. Aber nun bringt das Leben 
wieder Verwicklungen hervor, vor allem bei der ſogenannten Angeſtellten⸗ 
erfindung. Hier hatte ſich im Laufe der Zeiten eine den „Chef“ ſtark begünſtigende 
Praxis eingebürgert: der Fabrikherr trat vor den Angeſtellten und meldete für ſich 
oder ſeine Firma die Erfindung an. Demgegenüber ſind ſchon ſeit längerer Zeit 
Beſtrebungen im Gange, dem Angeſtellten wenigſtens die Ehre der Erfindung zu 
ſichern, ſo daß ſie unter ſeinem Namen bekanntgemacht wird und weiterlebt. Doch iſt 
die Regelung ſchwierig, weil oft in einem Betrieb nicht nur viele Hände, ſondern auch 
viele Köpfe zuſammenarbeiten und dann nicht leicht zu ſagen iſt, wer der eigentliche 
„Erfinder“ war. Das neue nationalſozialiſtiſche Patentgeſetz vom 5. Mai 1936 hat 
die Frage der „Angeſtelltenerfindung“ noch offen gelaſſen, im übrigen aber den Ehren- 
ſchutz des Erfinders beſonders deutlich herausgeſtellt. 
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e) Selbſtverteidigung der Perfon. Bisher war von dem ſtaatlichen 
Schutz die Rede, den die Perſon durch die ſtaatlichen Gerichte und durch ähnliche 
Behörden erfährt. Grundſätzlich muß es auch dabei bleiben, daß der Verletzte ſich an 
den Staat hält und auf deſſen Hilfe vertraut. Das verlangt ein geordneter 
NRechtsſtaat; die Zeiten des Fehdeweſens und fonftiger privater Naufereien find 
vorüber. Aber es kann Ausnahmen geben, Lagen, wo nicht auf den Staat gewartet 
werden kann. Dazu kommt, daß auch der heutige Staat, nicht zuletzt der national 
ſozialiſtiſche, den Wanne smut keineswegs zugunſten feiger Flucht unterdrücken 
will. Darum iſt die ſogenannte Not wehr geſtattet. And an dieſen Haupttatbeſtand 
ſchließen ſich noch andere Ausnahmen, als „Selbſthilfe“ bezeichnet, an (vgl. 88 227 ff. 
BGB). Doch find die dabei geſteckten Grenzen genau zu beachten, damit nicht eben 
doch wieder der Privatkampf an die Stelle ſtaatlicher Gerichtsbarkeit und Polizei- 
hilfe tritt. 


Beiſpiele: Im Biergarten will mir nach einem Wortſtreit der Gegner den Hut 
vom Kopfe reißen. Ich kann ihn abwehren. Wenn mildere Mittel (die ich zuerſt 
ins Auge faſſen muß) nicht ausreichen, kann ich ihn zu Boden ſchlagen (8 227). — 
Der Gegner iſt mit dem Hut entkommen. Ich kannte ihn nicht. Erſt ſpäter er fahre 
ich ſeinen Namen. Darf ich nun in ſeine Wohnung gehen und ihm dort mit Gewalt 
den Hut abnehmen? Das darf ich nicht (der Angriff iſt nicht mehr „ gegenwärtig“), 
vielmehr muß ich mich an das Gericht oder die Polizei wenden. — Ich kenne noch 
immer nicht ſeinen Namen und ſeine Wohnung. Da trefſe ich ihn zufällig mit dem 
Hut auf der Straße. Er reißt aus. Darf ich ihm nachſetzen, ihn feſthalten und 
zwingen? Ja (8 229). 


1. Teil: Die Perſonendereinigungen 


1. Der Staat und die Perjonenvereinigungen 


In der Anerkennung der „Perſon“ (Einleitung 1 und 2) liegt bereits beſchloſſen, daß 
ſie ſich mit anderen Perſonen zuſammentun, vereinigen kann. Man hat auch daraus 
eine rechtlich gewährleiſtete „Fähigkeit“, ſogar eines der „Grundrechte“ (vgl. ©. 3) 
machen wollen, die ſogenannte „Koalitionsfreiheit“ oder „Vereinigungs. und Ver ⸗ 
ſammlungs freiheit“. Der nationalſozialiſtiſche Staat iſt keineswegs 
geſonnen, den natürlichen Trieb der Menſchen zueinander, ihre geſellige Veranlagung 
zu erſticken. Im Gegenteil iſt ihm an der Munterkeit der deutſchen Menſchen, ihrer 
Freude am Beieinander viel gelegen. An manchen Stellen ruft er geradezu, etwa im 
Zeichen der wirtſchaftlichen Selbſtverwaltung oder der großartigen Schöpfung „Kraft 
durch Freude“, die Volksgenoſſen auf, ſich zu kräftiger und froher, dem Ganzen dien- 
licher Betätigung zuſammenzuſchließen. Aber freilich ſtellt der nationalſozialiſtiſche 
Staat auch dieſe Erſcheinung unter das Zeichen einer organiſchen Ordnung: 
Jeder ſolche Zuſammenſchluß muß ſich einfügen, muß ſich als dienendes Glied der⸗ 
jenigen oberſten Gemeinſchaſt zur Verfügung ſtellen, in der ſich ſogar (Einleitung 
Ziff. 3 a. E.) der Staat ſelbft mit dem einzelnen begegnet: der Volks 
gemeinſchaft. 


Das trägt in das Vereinigungsweſen viel mehr an Pflichten hinein, als es 
früher der Fall war. And innerhalb der ſtaatlichen Regie drückt es ſich in einer 
Mehrung der geſetzlichen Vorſchriften und einem geſteigerten Maß an Zwang aus. 
Das „Belieben“, früher der oberſte Leitſtern, iſt in gemeſſene Bahnen zurückgedrängt. 
In der Tat iſt das Volksganze von einem Netz geſetzlicher Vorſchriften 
überſpannt, die für geordnetes, planmäßiges Verbands und Vereinsweſen Sorge 
tragen. Dabei fällt beſonders die Mannigfaltigkeit der Formen auf, 
über die ſogleich mehr zu ſagen ſein wird. Der nationalſozialiſtiſche Staat iſt weit 
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davon entfernt, alles unter ein und dieſelbe Schablone zu prefien. Aus der Vergangen- 
heit hat er übernommen, was geſund war an der deutſchen Neigung zur Vielgeſtalt, 
zum Reichtum der Geſichte und Formen. 


2. Die Rechtsordnung und die Perfenenvereinigungen 


Die Rechtsordnung iſt an der Geſtaltung der verſchiedenen Perſonenvereinigungen 
ſtark beteiligt. Das erklärt fi leicht. Gerade das planmäßige und häufige Zu ⸗ 
einanderkommen der „Vereinigten“ ſchafft Reibungsflächen und Meinungs- 
verſchiedenheiten, die nach einer rechtlichen Regelung verlangen. Dazu kommen 
wichtige Abgrenzungsfragen. Einmal: wieviel unterfteht bei ſolchen Ver; 
einigungen der zentralen Anordnung, wieviel verbleibt dem einzelnen? Schon eine 
ganz einfache volkstümliche Anterfrage beleuchtet den praktiſchen Wert: Kann das 
Mitglied beliebig austreten (kündigen), kann umgekehrt die Vereinigung den einzelnen 
beliebig ausſchließen oder ſchon bei der Anmeldung zurückweiſen? Sodann die Ab ⸗ 
grenzung der verſchiedenen Vereinigungen gegeneinander. 
Namentlich an dieſer Stelle mußte viel Juriſtenwerk geleiſtet werden. Denn jene 
erwähnte deutſche Mannigfaltigkeit und Neigung zur Vielgeſtalt würde zu einem 
vollſtändigen Durcheinander führen, wenn nicht feſte Typen geſtiftet und die 
Volksgenoſſen angeleitet würden, ſich dieſer Typenbildung anzupaſſen. Das aber geht 
nicht ohne klare juriſtiſche Prägungen. Es bleibt auch dann noch ein ſehr reichhaltiges 
Bild. Einige Hauptbeiſpiele werden das zeigen, Beiſpiele, von denen jeder ⸗ 
mann gehört hat und von denen er ſofort weiß, daß es ſich jeweils um ganz verſchiedene 
Dinge handelt. Die Aufzählung iſt bei weitem nicht erſchöpfend. Da ſind: | 


a) Die wirtſchaftlichen Vereinigungen des Reichs nährſtan⸗ 
des. Sie find das Hauptbeiſpiel dafür, wie das Vereinigungsweſen für den 
ſtändiſchen Auf bau herangezogen wird. So, wie ſich die nationalſozialiſtiſche 
Wirtſchaftsführung die Dinge denkt, kann nicht jeder einzelne beliebig auf dem Markt 
erſcheinen und „Wirtſchaftspolitik“ nach der eigenen Taſche treiben. Darum find die 
einzelnen Gruppen, die Mühlenbefiger, die Kartoffelflockenherſteller, die Milchfutter ⸗ 
herſteller, die Stärkefabrikanten, die Zuckerinduſtriellen, die Schmelzkäſeherſteller uſw. 
zu genau geregelten, typiſierten „Vereinigungen“ zuſammengezogen. 


b) Die Aktiengeſellſchaften. Im Gegenſatz zu den „wirtſchaſtlichen Ver⸗ 
einigungen“ haben ſie ſchon eine lange Geſchichte. Sie ſind hauptſächlich auf die Ziele 
des Handels leinſchließlich der Banken) zugeſchnitten, holen aber gerade auch 
Nichtkaufleute heran, die ſich mit ihrem Geld in Geſtalt des Erwerbs von „Anteilen“ 
(Aktien) beteiligen ſollen. Das Aktienrecht ſteht zur Zeit vor einer gründlichen, doch 
auch ſchwierigen Reform. 


c) Die Genoſſenſchaften. Sie find, fo wie fie heute vor uns ſtehen, eine 
Schöpfung, und zwar eine gute Schöpfung des 19. Jahrhunderts. Es zeigt ſich in 
ihnen ein frühes Zeichen des Aufrufs zu volkstümlichem, anti- individualiſtiſchem Zu⸗ 
ſammenſchluß. Vorübergehend find fie allerdings zu parteipolitiſchen Zwecken miß⸗ 
braucht worden. Der Nationalſozialismus hat ſie übernommen, arbeitet aber an 
ihrer Befreiung von ſchädlichen Zutaten (vgl. z. B. das Geſetz über Ver⸗ 
brauchergenoſſenſchaften vom 21. Mai 1935). Das juriſtiſche Weſen 
der Genoſſenſchaften hat ſich im Laufe der Zeit immer mehr verfeinert, ſo daß mehrere, 
voneinander abgegrenzte Spielarten entſtanden find. 


d) Die Innungen. Das it wieder ein „Typus“ für ſich. Sie haben eine wechſel⸗ 
volle Geſchichte hinter ſich. Es ſah ſchon faſt ſo aus, als wenn ſie abſterben würden. 
Der Nationalſozialismus hat fie, und zwar für das wichtige Gebiet des Hand 
werks, zu neuem Leben erweckt. Sie erſcheinen in dieſer neuen Geſtalt geradezu als 
Muſter für eine echt deutſche, dem Ganzen dienende, organiſch geſtaltete Vereini- 
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e) Die Vereine des bürgerlichen Rechts. Ihnen wird die nachfolgende 
Sonderdarſtellung vorzugsweiſe gewidmet fein. Mit ihnen allein beſchäftigt fich 
nämlich das Bürgerliche Geſetzbuch. Die wirtſchaftlichen Vereinigungen, die 
Aktiengeſellſchaften, Genoſſenſchaften, Innungen und viele andere in dieſer Beiſpiels⸗ 
reihe nicht erwähnte Gebilde ſind in Sondergeſetzen größeren oder kleineren Stils 
untergebracht. Die „Vereine“ im engeren Sinne bilden dagegen, juriſtiſch betrachtet, 
die Grundform, den Ausgangspunkt. Darum werden fie in dem allgemeinen, für alle 
Volksgenoſſen gleichmäßig beftimmten Bürgerlichen Geſetzbuch behandelt. Im prakti- 
ſchen Leben bilden fie das große Sammelbeden, in dem alle diejenigen 
Tendenzen des Zueinanderwollens Anterkunft finden, für die die anderen Formen, 
etwa eine Aktiengeſellſchaft, zu gewichtig oder zu ftarr oder in ihren Zielen zu einfeitig 
feſtgelegt ſind. 


3. Die ſogenannte juriſtiſche Perſon 


In der Einleitung (Ziff. 3) iſt bereits davon geſprochen worden, daß gewiſſe Per- 
ſonen vereinigungen ſo behandelt werden können, als ſeien ſie ſelbſt wieder 
eine einzelne Perſon. Am Beiſpiel der Gemeinden und des Staates, alſo der großen 
politiſchen Zuſammenſchlüſſe, iſt gezeigt worden, daß ſich das an die volkstüm⸗ 
liche Sprache hält. Wir haben uns daran gewöhnt, ſolche nach außen ſcharf umriſſene 
Erſcheinungen zu „ſubjektivieren“. Wir laſſen ſie unbedenklich auf der Bühne des 
Lebens als „Perſonen“ auftreten, und zwar gleich jenen politiſchen Zuſammenſchlüſſen 
auch die privaten. Zum Beiſpiel ſtellen wir uns unbedenklich eine Aktiengeſell⸗ 
ſchaft oder einen Verein als handelnde Subjekte vor, die etwa ihren Mitgliedern (den 
Aktionären) ein beſtimmtes Angebot machen, die einer Druckerei einen Auftrag zur 
Anfertigung von Druckſachen erteilen, die ihre Spende für das Winterhilfswerk geben, 
die neue Maſchinen anſchaffen uſw. Das iſt eine bedeutende, ja unentbehrliche Ver ⸗ 
einfachung im Sprechen und Denken. Natürlich wiſſen wir, daß hinter 
dieſen Erſcheinungen, hinter dem Staat, hinter der Genoſſenſchaft, hinter dem Verein 
lebendige Menſchen ſtehen. Aber wir erſparen uns das verwickelte Denken an dieſe 
oft ganz verſchieden beteiligten einzelnen und ſetzen ſtatt ihrer den Staat, die Ge- 
noſſenſchaft, den Verein. 


Die Juriſten haben dieſe volkstümliche Denk. und Redeweiſe aufgegriffen und 
haben auch ihrerſeits die „Vereinigungen“, allerdings nicht alle, ſondern nur die 
beſonders ausgeprägten und gefeſtigten (ſiehe ſogleich im folgenden 
4 a), zu „Perſonen“ erklärt. Doch war von vornherein klar, daß eine völlige 
Gleichſetzung mit der menſchlichen Perſon nicht zu erzielen iſt. Einige jener „Fähig⸗ 
keiten“, die dem Menſchen zugeſprochen werden, z. B. die Ehefähigkeit oder die Teitier- 
fähigkeit (I. Teil 2d), find auf Staaten, Vereine, Aktiengeſellſchaften ſchlechthin 
unübertragbar. Aber das übrige, insbeſondere die Rechts- und Gefhäfts- 
fähigkeit (ebenda a und b) glaubte man kurzerhand auf die perſonifizierten Ver⸗ 
einigungen übertragen zu können, und man gab ihnen den Namen „juriſtiſche 
Perſonen“ (vgl. im BEZ Aberſchrift vor S 21 im Gegenſatz zur Aberſchrift vor S 1). 
Das Ganze dieſer Übertragung der Perſonen⸗Eigenſchaft auf beſtimmte Gruppen von 
Vereinigungen iſt in der juriſtiſchen Atmoſphäre immer gekünſtelter geworden. Es 
haben ſich deshalb Stimmen erhoben, die den Begriff der „juriſtiſchen 
Perſon“ ganz ſtreichen wollen. Das hat etwas Gewinnendes für ſich. Doch 
fehlt es bisher an brauchbaren, jener volkstümlichen Sprach und Denkweiſe entgegen- 
kommenden Erſatzvorſchlägen. In der Praxis iſt vorläufig die Perſonifizierung 
nicht zu entbehren. Zum Beiſpiel wird ein rechtsfähiger Verein, der ein Haus hat, 
genau ſo als Eigentümer ins Grund buch eingetragen, wie wenn er ein lebender 
Volksgenoſſe wäre. 


x 
1 


Bürgerliches Necht ö 17 


4. Das bürgerliche Dereinsrecht im bejonderen 


Es iſt bereits geſagt worden (2 e), daß die „Vereine“ juriſtiſch als Grundform 
des geſamten Vereinigungsweſens erſcheinen. Sie find gleichſam die Zelle, von der 
aus ſich die verwickelteren Formen der Genoſſenſchaften, Aktiengeſellſchaften uſw. durch 
Abſpaltungen gebildet haben. Heute jedoch tft eher ein umgekehrter Entwicklungs- 
prozeß zu beobachten. Neue weittragende Gedanken, ſo vor allem das ſogenannte 
Führerprinzip, auch jene ſtärkere Einwirkung der ſtaatlichen 
Hand (1) find zuerſt ganz abſeits von dem „hausbackenen“ Vereinsrecht des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs ans Licht getreten, vor allem bei dem Typus der „wirtſchaftlichen 
Vereinigungen“ (2 a). Dadurch macht das Vereinsrecht des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
im augenblicklichen geſchichtlichen Querſchnitt eher einen rückſtändigen Ein ⸗ 
druck. Es wird auch ſchon an ſeiner Amgeſtaltung (Reform) gearbeitet. Doch wird 
der Vollzug noch eine geraume Weile dauern, weil eben die Sonderformen zur Zeit 
weit wichtiger für das deutſche Schickſal ſind und darum vordringlich behandelt und 
gepflegt werden müſſen. Gerade aus dieſer Gegenſätzlichkeit heraus läßt es ſich aber 
verantworten, innerhalb des „Rechts der Perſon“ — dem Geſamtplan entſprechend — 
das alte überkommene Vereinsrecht darzuſtellen. Es wirkt wie ein 
Spiegelbild, in dem die Neuerungen aufgefangen und dadurch um ſo deutlicher 
gemacht werden können. Das wird die folgende kurze Schilderung erweiſen. 


a) Rechtsfähige und nicht rechtsfähige Vereine. Schon die grund. 
legende Trennung, die das Bürgerliche Geſetzbuch zwiſchen „rechtsfähigen“ Vereinen 
(SS 21 ff.) und „nicht rechtsfähigen“ Vereinen (854) fest, führt an die heutigen 
Zweifel und Neuerungsbeſtrebungen heran (vgl. vorſtehend 3). Die Verfaſſer des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs haben ſich bei dieſer Trennung von dem an ſich geſunden 
Gedanken leiten laſſen, daß nicht jede lockere Vereinigung, etwa ein bloßer Spagier- 
gängerklub, in dem geſchilderten Maße „perſonifiziert“, als geſchloſſene juriſtiſche 
„Perſon“ behandelt werden könne. Darum haben ſie gleichſam eine Schwelle in das 
Geſetz eingebaut. Nur die Vereinigungen, die die Schwelle überſchreiten, erlangen die 
„Rechtsfähigkeit“; die anderen bleiben draußen. 


Das hat praktiſch bedeutende Folgen, wenn nämlich der Verein Schulden 
macht (aber auch ſonſt): Iſt er rechtsfähig geworden, ſo kann der andere Teil ſich 
nur an den Verein, alſo an deſſen (vielleicht leere) Kaſſe halten, die Mitglieder 
gehen ihn nichts an; iſt er dagegen nicht rechtsfähig geworden, ſo iſt er auch nicht 
„Perſon“, darum haften dann die einzelnen Mitglieder, möglicherweiſe mit ihrem 
ganzen Vermögen (die Gerichtspraxis iſt allerdings milde geweſen und hat dieſe 
Haftung der einzelnen Mitglieder für „Vereinsſchulden“ auch bei den nichtrechts⸗ 
fähigen Vereinen ſtark beſchränkt). 


Dieſe Gegenſätzlichkeit iſt nun über das bürgerliche Vereinsrecht hinausgewachſen. 
And bei jeder neuen Form einer Perſonen vereinigung hat 
der Geſetzgeber ſich fragen müſſen, ob er dieſem Gebilde die Eigenſchaft einer 
mriſtiſchen Perſon verleihen ſolle oder nicht. Die Aktiengeſellſchaften find z. B. 
„juriſtiſche Perſonen“, die ſogenannten offenen Handelsgeſellſchaften (bisher noch 
nicht erwähnt) dagegen nicht. Den Genoſſenſchaften iſt es freigeſtellt worden, ob ſie 
(durch Eintragung) „rechtsfähig“ werden wollen oder nicht. Auch bei den neuartigen 
Organiſationsformen wird immer noch der Geſetzgeber zu der Frage gedrängt: 
Rechts fähig oder nicht? Doch verliert die Frage zuſehends an Bedeutung. Es find 
ſchon Fälle eingetreten, wo der Geſetzgeber die Frage offen gelaſſen hat. Dann muß 
= Gerichtspraxis zuſehen, wie fie den Fall der Haftung für die Schulden und andere 
agen löſt. 


b) Die Gründung von Vereinen. Jeder Verein muß ſich bei der Grün- 
dung die Frage vorlegen, ob er „die Schwelle überſchreiten will“ oder nicht. Sieht 
man nun näher zu, wie die Schwelle im Bürgerlichen Geſetzbuch geſtaltet iſt, ſo 
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trifft man ſofort wieder auf eine weitere elementare Frage, die auch für alle anderen, 
außerhalb des Bürgerlichen Geſetzbuches erwachſenden Vereinigungen bedeutſam iſt: 
Inwieweit hält der Staat ſeine Hand im Spiele? Er kann 
natürlich ſchon die Gründung des Vereins als ſolche verbieten. And in der Tat 
unterſcheidet das ſogenannte öffentliche Vereinsrecht (durch eigene Geſetze ausgebaut) 
zwiſchen erlaubten und unerlaubten Vereinen. Immer wenn der Staat Grund zum 
Mißtrauen hat, vor allem in unruhigen Zeiten oder in Zeiten ſogenannten Polizei ⸗ 
geiſtes, wird er die Kontrolle verſchärfen und vielleicht überhaupt jede Vereins- 
gründung, die er nicht ſelber einleitet, verbieten. Heute iſt an ſich die bürgerliche 
Vereinsbildung freigegeben, fie unterliegt nur gewiſſen Beſchränkungen. Aber das 
„Aberſchreiten der Schwelle“, d. h. der Zugang zur „Rechtsfähigkeit“ und damit der 
Erwerb der Eigenſchaft als (juriſtiſche) „Perſon“, ſteht unter genauer 
ſtaatlicher Regelung. Dabei werden zwei Sorten von Vereinen unterſchieden: 
die ſogenannten Idealvereine des 521 383 (geſellige, wiſſenſchaftliche, 
künſtleriſche, wohltätige uſw.) und die Wirtſchafts vereine des 822 BGB, 
z. B. Einkaufsvereine, Rellamevereine, ſofern fie nicht ganz aus dem Bürgerlichen 
Geſetzbuch herauswandern und Genoſſenſchaften, Aktiengeſellſchaften oder dergleichen 
find. Bei den Wirtſchaftsvereinen paßt der Staat ſchärfer auf; er behält fi vor, 
die Rechtsfähigkeit zu „verleihen“ (ſogenanntes Konzeſſionsſyſtem). Das 
bedeutet, daß er fie ohne Angabe von Gründen verweigern kann. Bei den Ideal - 
vereinen dachten die Verfaſſer des Bürgerlichen Geſetzbuches milder. Sie ſtellten 
nur einige äußerliche formale Vorſchriften auf — Mindeſtzahl von fieben Mitgliedern, 
Ausarbeitung einer „Satzung“ und dergleichen (ſogenanntes Syſtem der 
Normativp bedingungen). Wenn dieſen leicht zu erfüllenden Anforderungen 
genügt wird, hält ſich der Staat für verpflichtet, dem betreffenden angemeldeten 
Verein die Pforten ſeines Vereinsregiſters zu öffnen. And mit der Ein- 
tragung in dieſes Regifter (daher die draußen im Leben häufig begegnende Ab⸗ 
kürzung EV — Eingetragener Verein) hat der Zuſammenſchluß ſofort und ohne 
weiteres die „Rechtsfähigkeit“ erlangt und iſt (juriſtiſche) „Perſon“. 


Blitzartig zeigt eine Aus nahmebeſtimmung, daß trotz feiner grundſätzlich 
milden Haltung auch ſchon der frühere Staat, der Staat des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
in wirklich kritiſchen Lagen unbedingt die letzte Karte in der eigenen Hand behalten 
wollte. Nicht nur, daß überhaupt bei jedem ſolchen „Idealverein“ ſicherheitshalber 
die zuſtändige Verwaltungsbehörde befragt wird, ob etwa nach dem 
„öffentlichen Vereinsrecht“ der betreffende Verein Bedenken erregt und unerlaubt iſt 
(861 BGB), ſondern, „wenn der Verein einen politiſchen, ſozialpoli⸗ 
tiſchen oder religiöſen Zweck verfolgt“, kann die Verwaltungsbehörde 
ohne weiteres ein Veto gegen die Eintragung einlegen, auch wenn der angemeldete 
Verein an ſich nicht gegen das öffentliche Vereinsrecht verſtößt (§ 61 letzter Halbſatz; 
vgl. auch 843 Abſ. 3). Bemerkenswerterweiſe iſt dieſe beſondere Klauſel für „poli- 
tiſche, ſozialpolitiſche oder religiöſe“ Vereine durch die Weimarer Ver- 
faſſung von 1919 geftrichen worden. Man hat alſo damals dem Staat ein 
wichtiges Machtmittel aus der Hand geſchlagen. zu Anfang des Jahres 
1933 (Notverordnung vom 28. Februar 1933) iſt aber der betreffende Artikel der 
Verfaſſung von Weimar außer Kraft geſetzt und damit der Satz des Bürgerlichen 
Geſetzbuches wieder hergeſtellt worden. Das künftige Vereinsrecht wird, jenem 
Grundſatz der „Einfügung“ entſprechend (1), die ſtaatliche Aberprüfung von Vereins- 
gründungen eher ſteigern als ſchwächen. Die erwähnte Verordnung vom 28. Februar 
1933 läßt ſogar ganz allgemein „Beſchränkungen des Vereins- und Ver⸗ 
ſammlungsrechts auch außerhalb der ſonſt hierfür beſtimmten geſetzlichen Grenzen“ zu. 


c) Die Verfaſſung der Bereine. Der Grundgedanke des bisherigen 
bürgerlichen Vereinsrechts ſieht etwa ſo aus: der Staat wirkt mit bei der Gründung 
(b), aber dann zieht er ſich zurück und überläßt das weitere Leben dem Verein ſelbſt. 


Bürgerliches Rech. N 19 


Man pflegt das in der juriſtiſchen Kunſtſprache mit dem Ausdruck Autonomie 
der Vereine zu belegen (griechiſches Wort: Sich⸗ſelber ⸗Geſetze geben). So iſt 
alſo den Vereinen grundſätzlich überlaſſen, wie ſie ſich das Geſetz ihres Lebens, ihre 
„Verfaſſung“, ihre „Satzung“ geſtalten wollen. Nur mit ganz wenigen Worten 
redet die ſtaatliche Geſetzgebung drein, z. B. indem ſie ſagt: „Der Verein muß 
einen Vorſtand haben“ (826; 829: Hilfsweiſes Eingreifen des Amtsgerichts, wenn 
der Vorſtand fehlt). Das könnte nach dem Führergrundſatz ſchmecken. So ift 
es aber bei der Abfaſſung des Bürgerlichen Geſetzbuches im Jahre 1896 nicht gemeint 
geweſen. Im Gegenteil ſchwebte damals dem Geſetzgeber eher das demokra⸗ 
tiſche Prinzip vor. Denn als Träger der oberſten Entſcheidungsgewalt iſt 
die Mitgliederverſammlung (Generalverſammlung) gedacht, und in dieſer 
Verſammlung fol grundſätzlich die Mehrheit der abgegebenen Stim⸗ 
men entſcheiden (832; bei Satzungsänderungen geſteigerte Mehrheit, bei An- 
derungen des geſamten Zwecks des Vereins Einſtimmigkeit, § 33). Allerdings wird 
die laufende Geſchäftsführung zumeiſt in die Hand des Vorſtands gelegt ſein, 
und er hat dann eine ſehr ausgeprägte Stellung, das Geſetz ſagt geradezu „die 
Stellung eines geſetzlichen Vertreters“ (826 Abſ. 2, alſo etwa wie ein Vormund); 
auch muß der Verein den Vorſtand decken, wenn er im Rahmen feiner Geſchäfts⸗ 
führungsgewalt Geſchäfte für den Verein eingegangen iſt, und auch, wenn er bei 
feiner Amtsführung irgend jemandem Schaden zugefügt hat (§ 31). Aber — bei 
alledem iſt der Vorſtand letzten Endes doch abhängig von der Mitgliederverſammlung 
und deren Mehrheit. Denn die Mitgliederverſammlung „beſtellt“ ihn, und die Mit- 
gliederverſammlung kann ihn auch jederzeit wieder abberufen (8 27 Abſ. 2), und durch 
feine ganze Amtsführung hindurch hat er ſich wie ein „Beauftragter“ zu fühlen (8 27 
Abſ. 35. Ob eine künftige Neugeſtaltung des Vereinsrechts eine „radikale“ 
Anderung in der Richtung des Führergrundſatzes bringen wird, iſt zweifelhaft. 
Dieſer Grundſatz iſt für bedeutende andere Vereinigungsformen, z. B. die Haupt- 
vereinigungen des Neichsnährſtandes (8 2 a), mit beſtem Erfolg eingeführt worden. 
Aber für den Bereich der gewöhnlichen „Vereine“, wie fie dem Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch vorſchweben, find beachtliche Stimmen hörbar geworden, die vor einer Aber⸗ 
treibung warnen, einmal, um den Führergedanken nicht zu denaturieren, ſodann, um 
ihn auf feine eigentliche Heimat, eine Doppelheimat, zu beſchränken, nämlich auf Heer⸗ 
weſen und Staatspolitik. Immerhin iſt eine Stärkung der Vorſtandsſtellung zu be- 
grüßen, wenn ſie mit einer Hebung der Verantwortlichkeit Hand in Hand 
geht. Das wieder knüpft an das allgemeine Beſtreben des Nationalſozialismus an, 
die Geſamtheit der Volksgenoſſen in jahrzehntelanger Erziehung auf das Ideal der 
Volksgemeinſchaft und des Pflichtgefühls auszurichten. Abrigens bietet ſich auch heute 
ſchon Gelegenheit, dieſen Gedanken Rechnung zu tragen; denn das Vereinsrecht des 
Bürgerlichen Geſetzbuches ift beweglich geſtaltet, die Satzungen können z. B. 
ſchon jetzt das „parlamentariſche“ Mehrheitsprinzip zugunſten einer ſtärkeren Aus⸗ 
prägung der Vorſtandsgewalt zurückdrängen. And manche Vereine, vor allem in⸗ 
zwiſchen neu erſtandene, ſind bereits dieſen Weg gegangen. 


d) Die Mitgliedſchaft. Der einzelne wird durch ſeine Mitgliedſchaft, ſei 
es von der Gründung an, ſei es durch ſpäteren Beitritt, an den Verein gebunden. 
Gerade eine Betrachtung dieſer Mitgliedſchaft zeigt, wie ſehr der gewöhnliche „Verein“ 
des Bürgerlichen Geſetzbuches als Grundtypus allen Vereinigungsweſens gelten kann. 
Denn in der Tat zeigen ſich hier Erſcheinungen, die bei allen Sondergeſtaltungen 
immer wiederkehren, wenn auch in abgewandelter Form. So ſchon die „Struktur“ der 
Mitgliedſchaft. Iſt ſie als ein Vertrag zwiſchen dem Mitglied und dem Verein 
aufzufaſſen oder als ein „perſonenrechtliches Verhältnis“? Das letztere iſt ſchon 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch vorzuziehen; mehr noch entſpricht es den neuen 
Auffaſſungen vom organiſchen Charakter alles völkiſchen Beiſammenſeins. Ein 
Vertrag iſt viel zu ſehr auf das Gegenüber zugeſchnitten; er drückt das Mitglied 
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wieder in feine individuelle Eigenftellung zurück. Allerdings muß dem Mitglied 
geholfen werden, und umgekehrt auch dem Verein, wenn einer von beiden den über- 
nommenen Pflichten nicht nachkommt. 


Beiſpiel: Das Mitglied zahlt ſeine Beiträge nicht. Amgekehrt: dem Mitglied 
wird der Zutritt zu den Vereinsräumen oder den ſonſtigen gemeinſamen Einrich- 
tungen verwehrt. 


Dann ſteht wieder der Staat helfend da. Er nimmt (wenn nicht ein Schiedsgericht 
in den Satzungen vorgeſehen iſt) die Klage des verletzten Teiles entgegen und hilft 
ihm durch Arteil und Zwangsvollſtreckung, falls er wirklich im Recht iſt. Großer 
Meinungsſtreit hat ſich aber unter den Juriſten entſponnen, inwieweit eine Aus 
ſchließung des Mitglieds aus dem Verein durch die ſtaatlichen 
Gerichte nachgeprüft werden darf. Beim erften Blick erſcheint eine ſolche Nachprüfung 
als ſelbſtverſtändlich. Aber da ſchiebt ſich nun jene elementare Vorſtellung von der 
„Autonomie“ der Vereine (c am Anfang) dazwiſchen. Das Reichsgericht hat lange 
Zeit den Standpunkt vertreten, daß die ſtaatliche Gerichtsbarkeit nur berufen ſei. 
das geordnete Verfahren der Ausſchließung zu überwachen (z. B. ob der An; 
geſchuldigte „gehört“ worden, mit der ſatzungsmäßigen Friſt zu ſeiner Vernehmung 
geladen worden iſt uſw.), daß aber eine ſachliche Nachprüfung der Ausſchließungs⸗ 
gründe nicht Sache des Gerichts ſei (3. B. ob der Ausgeſchloſſene ſich wirklich ver- 
gangen, ob er wirklich eine ſo harte Strafe verdient hat). Später (und heute) hat 
das Reichsgericht zwar auch noch eine gewiſſe Zurückhaltung gezeigt, läßt aber 
Nachprüfung bei offenbarer ſchwerer Härte, vor allem bei „Exiſtenzgefährdung“ des 
Ausgeſchloſſenen zu. Hier zeigt ſich dann noch einmal, wie ſtark die Perſon durch 
die Zugehörigkeit zu einer Vereinigung betroffen wird. Darum eben iſt das 
Vereinsrecht mit dem „Recht der Perſon“ eng verſchwiſtert. 
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51. Vertrag und Unrecht 


Rechtsbeziehungen zwiſchen einzelnen können auf ganz verſchiedene Weiſe entſtehen 
Ein beſonders wichtiger Entſtehungsgrund iſt der Vertrag. Häufig entſtehen 
ſolche NRechtsbeziehungen aber auch dadurch, daß jemand einem anderen Anrecht 
zufügt. 


1. Vertrag iſt die Vereinbarung zweier oder mehrerer Perſonen, in der ihr Wille 
zum Ausdruck kommt, eine beſtimmte Rechtslage durch dieſe Vereinbarung zu ſchaffen, 
und an die die Rechtsordnung dieſe Rechtslage als Folge anknüpft. Dabei brauchen 
die Parteien ſich gar nicht bewußt zu ſein, daß ſie Rechtsfolgen herbeiführen und 
welche Rechtsfolgen ihre Vereinbarung hat. Der Käufer, der nicht rechtskundig iſt, 
weiß nichts davon, daß er durch den Kauf ein Recht auf Abereignung der Sache er- 
langt. Aber ſeine Erklärung, er kaufe die Sache, iſt doch auf die Erlangung dieſes 
Rechtes gerichtet, weil unſer Recht an den Abſchluß eines Kaufvertrages die Nechts⸗ 
folge knüpft, daß der Käufer ein Recht auf Abereignung des Kaufgegenſtandes erhält. 


II. Der Vertrag iſt ein Rechts geſchäft. Setzt jemand einen anderen zu ſeinem 
Erben ein oder beſtimmt er, daß ein Dritter aus ſeinem Nachlaß ein Vermächtnis 
leine Geldſumme oder eine beſtimmte Sache oder etwas anderes) erhalten ſoll, ſo 
liegt darin ebenſo wie in dem Vertrag ein Rechtsgeſchäft. Nur ift die in der Erb⸗ 
einſetzung oder in der Vermächtnisanordnung liegende „Verfügung von Todes wegen“ 
ein einſeitiges, der Vertrag ein zweiſeitiges Rechtsgeſchäft. Auch die Kündigung 
(eines Dienſtverhältniſſes, eines Mietverhältniſſes, eines Darlehnsverhältniſſes) iſt 
ein einfeitiges Rechtsgeſchäft. Das Rechtsgeſchäft iſt ein Tatbeſtand, in dem ein auf 
die Herbeiführung beſtimmter Rechtsfolgen gerichteter Wille einer Perſon oder 
mehrerer Perſonen zum Ausdruck kommt, und an den die Rechtsordnung ent- 
ſprechende Rechtsfolgen knüpft. 


III. Schließen zwei Perſonen einen Kaufvertrag ab, ſo geht dadurch nicht das Eigen⸗ 
tum an der Kaufſache über, mögen ſie auch etwa beide der Meinung ſein, daß der 
Kaufvertrag das Eigentum übergehen laſſe. Durch den Kaufvertrag wird nur der 
Verkäufer verpflichtet, dem Käufer die Sache zu übergeben und das Eigentum an der 
Sache zu verſchaffen; der Käufer wird durch den Kaufvertrag verpflichtet, dem Ver⸗ 
käufer den vereinbarten Kaufpreis zu zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen 
($ 433 BGB). Der Kaufvertrag iſt ein Verpflichtungsvertrag. Nicht anders iſt es 
mit dem Mietvertrag, dem Dienſtvertrag, der Leihe, dem Darlehns vertrag. Ebenſo 
begründet das einfeitige Nechtsgeſchäft der Vermächtnisanordnung nur eine Ver- 
pflichtung: die Verpflichtung des Erben, dem Bedachten die vermachte Geldſumme 
oder die vermachte Sache zu übereignen. Bei jenen Verträgen und bei einfeitigen 
Rechtsgeſchäften dieſer Art handelt es ſich um verpflichtende Rechts- 
geſchäfte. 


Zur Erfüllung des Kaufvertrags (der durch den Kaufvertrag begründeten Verpflich- 
tungen) bedarf es mehrerer Rechtsgeſchäfte: der Abereignung der gekauften Sache 
und der Abereignung einer dem Kaufpreis entſprechenden Summe Geldes. Dieſe 
Verträge, die unmittelbar den bergang des Eigentums bewirken, gehören zu den 
Verfügungsgeſchäften. Auch die Forderungsabtretung (Zeſſion), die Ver- 
pfändung, die Beſtellung eines Erbbaurechts, einer Dienſtbarkeit, einer Hypothek iſt 
ein Verfügungsgeſchäft, nicht ein auf die Begründung einer Verpflichtung abzielen- 
des Geſchäft. 

IV. Der einzelne iſt ein Glied der Gemeinſchaft, und Nechtsbeziehungen kann er 
natürlich nur ſchaffen, ſoweit die Gemeinſchaft es zuläßt oder — anders ausgedrückt 
— ſoweit ſeine Stellung in der Gemeinſchaft es ihm geſtattet. Maßgebend ſind vor 
allem die allgemeinen Normen darüber, wer überhaupt Rechtsgeſchäſte vornehmen 
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kann und welche Rechtsgeſchäfte vorgenommen werden können. Dieſe Rechtsſätze ver- 
weiſen oft auf die herrſchenden Anſchauungen; fo iſt nach §8 138 BGV ein Rechts- 
geſchäft nichtig, das gegen die guten Sitten verſtößt. Aber auch von ſolchen Rechts- 
ſätzen abgeſehen, find die herrſchenden Anſchauungen neben den pofitiven Rechtsſätzen 
maßgebend dafür, welche Rechtsgeſchäfte vorgenommen werden können; eine Rechts- 
ſtellung, die nach den herrſchenden Anſchauungen dem Gemeinwohl widerſpricht, kann 
nicht durch Rechtsgeſchäft begründet werden. Das Rechtsgeſchäft kann nur eine die 
völkiſche Lebensordnung ergänzende, nicht eine ihr widerſprechende Regelung ſchaffen. 


V. Es gibt Rechtsverhältniſſe, die gegenüber jedermann wirkſam find, und ſolche, 
die nur unter einzelnen wirken. Iſt jemand Eigentümer einer Sache, Vater eines 
Kindes, Nießbraucher eines Landguts, verſorgungsberechtigt in bezug auf einen Erb- 
hof, ſo wirkt das unmittelbar gegenüber jedermann. Niemand darf den Eigentümer 
in dem Genuß ſeines Eigentums ſtören oder ihm die Sache wegnehmen. Kommt 
jemand in den Befitz der Sache, fo hat er fie dem Eigentümer herauszugeben; jeder, 
der das Kind hat, muß es dem Vater herausgeben, wenn dieſer es verlangt; das 
Bauernkind kann ſeine Heimatzuflucht auf dem Erbhof ſeiner Väter ſuchen, ohne 
Rüdfiht darauf, wer jetzt auf dem Hof als Bauer wirtſchaftet uſw. Für Redtsver- 
hältniſſe, die gegenüber jedermann wirken, ſtellt unſer Recht nur eine beſchränkte 
Anzahl von Geſtaltungsmöglichkeiten zur Verfügung: Eigentum, Erbbaurecht, Dienft- 
barkeiten, Vorkaufsrecht uſw. Soweit einzelne ihre Rechtsbeziehungen mit Wirkung 
gegenüber jedermann regeln wollen, müſſen ſie ſich dieſer Formen bedienen. Ein Bei⸗ 
ſpiel mag das erläutern. Ein dingliches, d. h. gegenüber jedermann wirkſames Vor⸗ 
kaufsrecht kann nach unſerem Recht nur an einem Grundſtück, nicht an einer beweg⸗ 
lichen Sache begründet werden. Zur Begründung eines dinglichen Vorkaufsrechts 
an einem Grundſtück bedarf es der Eintragung in das Grundbuch. Die Parteien 
können nicht vereinbaren, daß dieſes Vorkaufsrecht auch ohne ſolche Eintragung wirf- 
ſam ſein ſolle. Vereinbaren ſie ein Vorkaufsrecht an einer beweglichen Sache, und 
verkauft und veräußert der Verpflichtete die Sache an einen Dritten, fo hat der Vor- 
kaufsberechtigte auch dann keine Rechte gegen den Dritten, wenn dieſer von jener Ver⸗ 
einbarung wußte. Die Vereinbarung hat keine Wirkung gegenüber jedermann. 


Bei der Regelung ihrer Verhältniſſe untereinander ſind die Parteien viel freier 
geſtellt. Soweit nicht beſondere Schranken eingreifen, können ſie vereinbaren, was 
fie wollen. Das bezeichnet man als den Grundſatz der Vertrags oder 
der Rechtsgeſchäftsfreiheit, der indeſſen eben nur da gilt, wo es ſich 
nicht um Nechtsbeziehungen handelt, die unmittelbar gegenüber Dritten wirken. 
Der Grundſatz der Vertragsfreiheit gilt nur auf dem Gebiet des Schuld., nicht aber 
auf dem Gebiet des Sachenrechts. Mit der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung 
ſteht dieſer Grundſatz nicht im Widerſpruch. Der Durchbruch der nationalſozialiſtiſchen 
Weltanſchauung und die nationalſozialiſtiſche Geſetzgebung hat viele Durchbrechungen 
des Grundſatzes gebracht, und viele neue Ausnahmen wird die Zukunft noch bringen; 
aber an der Geltung des bloß juriſtiſch⸗techniſchen Grundſatzes ändert das nichts. 


VI. Unter den Ereigniſſen und Lebensgeſtaltungen, die Rechtsbeziehungen zwiſchen 
den einzelnen ſchaffen, ſteht neben dem Vertrag das Anrecht voran. Anſer Bürger- 
liches Geſetzbuch ſcheidet ſcharf zwiſchen der Verletzung einer durch Rechtsgeſchäft be- 
gründeten Verpflichtung durch den Verpflichteten und der Verletzung anderer Ver⸗ 
pflichtungen. Die Verletzung anderer Verpflichtungen wird als unerlaubte Hand⸗ 
lung bezeichnet. Wann Anrecht in beſonderen Rechtsverhältniſſen, insbeſondere in 
Vertragsverhältniſſen vorliegt, und welche Tatbeſtände unerlaubte Handlungen 
find, regelt das Geſetz, indem es an beſtimmte Tatbeſtände Schadenserſatzpflichten 
oder andere dem Täter nachteilige Rechtsfolgen knüpft. Dabei braucht nicht immer 
ein Verſchulden vorzuliegen; mitunter werden ſolche Folgen auch an nur objektiv 
rechtswidrige Tatbeſtände geknüpft. 
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VI. Anrecht kann auch in einem Anterlaſſen beſtehen. Anterläßt 
der Schuldner es, die übernommene Verpflichtung zu erfüllen, jo liegt eine Rechts 
widrigkeit, ein „Anrecht“, vor. Nicht minder iſt es ein Anrecht, wenn jemand es 
unterläßt, bei Kälte den Fußſteig vor ſeinem Haufe von Glatteis zu befreien, to 
daß Vorübergehende ſtürzen und Schaden nehmen. 

VIII. Grundſätzlich hat der, der das Anrecht begangen hat, und grundſätzlich hat 
nur der Täter den Schaden zu erſetzen, der durch die Anrechtstat einem anderen 
entſteht. Indeſſen gibt es Fälle, in denen der Täter für den Schaden nicht verant⸗ 
wortlich iſt (88 827, 828 BGB), und anderſeits muß häufig neben dem Täter noch 
ein anderer für die Folgen der Anrechtstat aufkommen (88 31, 278, 831, 832 BGB). 


IX. Dieſer Abhandlung iſt die Aufgabe geſtellt, im Rahmen des Sammelwerks in 
gedrängter Kürze die Grundzüge des Rechts darzuſtellen, das in den erſten beiden 
Büchern des Bürgerlichen Geſetzbuchs enthalten iſt. Dabei ſollen jedoch die Rechts- 
ſätze über die Rechtsperſon und über die Sache (88 1 bis 103 BG) ſowie auch die 
Rechtsſätze darüber, wer Rechtsgeſchäfte abzuſchließen vermag (88 104 bis 115 
BGB), im weſentlichen ausgeſchloſſen werden. Auch die Normen über die Friſten 
und Termine, über die Ausübung der Rechte, über die Sicherheitsleiſtung find hier 
außer Betracht zu laſſen. Alle dieſe Rechtsſätze find in anderen Teilen des Sammel- 
werks behandelt. Aber die „einzelnen Schuldverhältniſſe“ fol nur eine zuſammen⸗ 
faſſende Aberſicht gegeben werden. 

Das erſte Buch des Bürgerlichen Geſetzbuchs, der „Allgemeine Teil“, enthält im 
weſentlichen die Rechtsſätze, die — ſoweit nicht im einzelnen etwas anderes be- 
ſtimmt iſt — einheitlich auf den Gebieten des Schuldrechts, des Sachenrechts, des 
Familienrechts und des Erbrechts gelten. Sie gewinnen erſt Blut und Leben, wenn 
man fie zuſammen mit jenen anderen Rechtsſätzen betrachtet. Sie ſollen in dieſer 
Abhandlung in ihrer Anwendung auf dem Gebiet des Schuldrechts dargeſtellt werden. 
Wir werden uns alſo z. B. nicht mit dem Rechtsgeſchäft der Abereignung, das dem 
ſachenrechtlichen Gebiet angehört, oder mit der Annahme an Kindes Statt oder mit 
dem Erbverzicht befaſſen, ſondern nur mit den Rechtsgeſchäften des Schuldrechts. 
Dies aber ſind vornehmlich Verpflichtungsgeſchäfte. Im Mittelpunkt ſoll dabei der 
Verpflichtungsvertrag (Schuldvertrag) ſtehen. 

Der Verpflichtungsvertrag begründet Verpflichtungen und Rechte, wie auch das 
Anrecht ſolche begründet. Man kann die Rechtsſätze über den Verpflichtungsvertrag 
und über die Entſtehung von Rechten und Verpflichtungen aus Anrecht nur ver- 
ſtehen, wenn man die Rechtsſätze kennt, die für Forderungen und Schulden gelten. 
Deshalb ſollen dieſe Rechtsſätze zunächſt dargeſtellt werden. 


Erftes ſjauptſtück: Forderung und Schuld 
5 2. Allgemeines 


Die rechtliche Verpflichtung zu einer Leiſtung bezeichnen wir als Schul d (Berbind- 
lichkeit). Wer die Leiſtung ſchuldet, iſt der Schuldner (debitor). Der Schuld fteht 
eine Forderung (ein Forderungsrecht) gegenüber. Wer die geſchuldete Leiftung 
zu fordern berechtigt iſt, iſt der Gläubiger (creditor). 


J. Die geſchuldete Leiſtung iſt immer ein beſtimmtes Verhalten des 
Schuldners. Es kann ſich dabei um ein Tun, aber auch um ein Anterlaſſen 
handeln. Beiſpiele: Zahlung eines Geldbetrages; Abereignung einer beweglichen 
Sache, eines Grundſtücks, eines Warenlagers, eines Gutes; Herſtellung eines 
Schrankes, Beſtellung eines Ackers; Aberlaſſung eines Autos oder eines Gartens 
oder einer Wohnung auf beſtimmte Zeit; Aberlaſſung einer Kuh oder eines Land; 
gutes zum Gebrauch und zur Nutzung; Abertragung einer Forderung, Abernahme 
einer Schuld; Verwahrung einer Sache, Bewirtſchaftung eines Gutes, Füttern 
eines Hundes, Verpflegung einer Perſon; Anterlaſſung des Gewerbebetriebs in 
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einem beſtimmten Hauſe oder in einem beſtimmten Bezirk; Anterlaſſung des Be⸗ 
triebs eines Karuſſells; Dulden beſtimmter Einwirkungen auf ein Grundſtück. Dabei 
kann es ſich um ein Verhalten gegenüber dem Gläubiger, gegenüber einem Dritten 
(der nicht forderungsberechtigt, alſo nicht Gläubiger, iſt) oder gegenüber der All⸗ 
gemeinheit handeln, es kann eine Leiſtung von Vermögenswert, aber auch eine Lei⸗ 
ftung anderer Art (Herausgabe von Briefen, die keinen Vermögenswert haben; 
Anterlaſſung von Entſtellungen in der Wiedergabe eines Kunſtwerks) in Frage 
kommen. 


II. Fälligkeit gehört nicht zum Begriff der Forderung und 
der Schuld. Man kann unterſcheiden zwiſchen der Torderungsfälligkeit (der 
Gläubiger iſt berechtigt, die ſofortige Leiſtung zu verlangen), der Schuldfälligkeit 
(der Schuldner iſt berechtigt, die Leiſtung ſofort zu bewirken) und der Vollfälligkeit 
(der Gläubiger kann die ſofortige Leiſtung verlangen, und der Schuldner kann die Lei- 
ſtung ſofort bewirken). Eine Zeit für die Leiſtung kann durch das Geſetz oder durch 
Rechtsgeſchäft beſtimmt fein oder kann ſich aus den Amſtänden ergeben. Iſt das nicht 
der Fall, ſo kann der Gläubiger die Leiſtung ſofort fordern, der Schuldner ſie ſofort 
bewirken (8 271 Abſ. 1). Eine Zeitbeſtimmung ſchiebt im Zweifel (d. h. wenn nichts 
anderes beftimmt oder aus den Amſtänden zu entnehmen iſt) nur die Forderungs⸗ 
fälligkeit hinaus: es iſt im Zweifel anzunehmen, daß der Gläubiger die Leiſtung 
nicht vor dieſer Zeit verlangen, der Schuldner aber fie vorher bewirken kann (8 271 
Abi. 2). Wenn der Schuldner eine unverzinsliche Schuld vor der Fälligkeit bezahlt, 
iſt er zu einem Abzug wegen der Zwiſchenzinſen nicht berechtigt (§ 272). 

III. Anſpruch iſt „das Recht, von einem andern ein Tun oder Anterlaſſen zu 
verlangen“ (8 194 Abſ. 1). Häufig werden Forderung und Anſpruch in den Geſetzen 
und in der Rechtslehre gleichgeſetzt. Richtig iſt, daß Fälligkeit ebenſowenig zum 
Begriff des Anſpruchs wie zu dem des Forderungsrechts gehört: das Geſetz ſpricht 
häufig von betagten und bedingten (alſo nicht fälligen) Anſprüchen. Gleichwohl iſt 
jene Gleichſetzung nicht berechtigt. Der Anſpruch iſt nur eine der verſchiedenen Arten, 
die Forderung geltend zu machen, und Anſprüche erwachſen nicht nur aus Forde ⸗ 
rungen, ſondern auch aus gegenüber jedermann wirkſamen Rechten, wie dem Eigen ⸗ 
tum, dem Nießbrauch uſw. Eine andere Art, das Forderungsrecht geltend zu machen, 
ift die Einrede: das Necht, eine geſchuldete Leiſtung unter Berufung auf die Forde- 
rung zu verweigern (z. B. kann das Recht auf Erſatz von Fütterungskoſten unter 
Amſtänden durch Verlangen der Zahlung — Anſpruch —, aber auch durch Verwei⸗ 
gerung der Herausgabe des gefütterten Tieres geltend gemacht werden). 


IV. Von den noch nicht fälligen Forderungsrechten und Anſprüchen find die künf ⸗ 
tigen Forderungsrechte und Anſprüche zu unterſcheiden: iſt das Haus 
vermietet und der Mietzins am kommenden 31. Dezember zu zahlen, ſo handelt es 
fh um ein noch nicht fälliges, aber doch ſchon entſtandenes Forderungsrecht; iſt die 
Vermietung des Hauſes erſt in Ausſicht genommen, ſo kann nur von einem künftigen 
Mietzinsforderungsrecht die Rede ſein. Verfügt werden kann nicht nur über noch 
nicht fällige, ſondern auch über künftige Forderungsrechte und Anſprüche; im Kon⸗ 
kurs werden aber künftige Forderungen nicht berüdfichtigt. 

V. Forderungen und Anſprüche können grundſätzlich durch Leiſtungsklage verfolgt 
werden, doch gehört Klag barkeit weder zum Begriff der Forderung noch zu 
dem des Anſpruchs. Es gibt auch klagloſe Forderungen und Anſprüche. Einmal be- 
ſteht grundſätzlich ein Klagerecht nur bei Forderungsfälligkeit; Klage auf künftige 
Leiſtung iſt nur ausnahmsweiſe zuläſſig (88 257 bis 259 ZPO). Ferner gibt es auch 
Forderungen und Anſprüche, die auch nach Fälligkeit nicht mit einer Klage geltend 
gemacht werden können (Beiſpiele: 88 1394, 1958, 550, 1053). 

VI. Die Zwangs vollſtreckung erfolgt nach dem achten Buch der Zivilprozeß⸗ 
ordnung, dem Zwangsverſteigerungsgeſetz und zahlreichen Einzelbeſtimmungen und 
im Konkurs nach der Konkursordnung Der Konkurs iſt Geſamtvollſtreckung, die 
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andere Zwangsvollſtreckung iſt Einzelvollſtreckung. Die Einzelvollſtreckung ſetzt einen 
Vollſtreckungstitel voraus (rechtskräftiges oder vorläufig vollſtreckbares Leiſtungs⸗ 
urteil, gerichtlicher Vergleich, vollſtreckbare Urkunde uſw.). In der Einzelvollſtrek⸗ 
kung wird unterſchieden: die Zwangsvollſtreckung wegen Geldforderungen und die 
Zwangs vollſtreckung wegen anderer Anſprüche. Im Konkurs werden nur Vermögens 
anſprüche befriedigt. 

Es gibt Forderungen, wegen deren die Zwangsvollſtreckung nicht betrieben werden 
kann. Hat jemand es übernommen, bis zu einem beſtimmten Zeitpunkt ein Lehrbuch 
zu ſchreiben, ſo kann er, wenn er dieſe Friſt nicht einhält, darauf verklagt und dazu 
verurteilt werden, aber eine Zwangsvollſtreckung aus dem Urteil iſt nicht möglich. 


In gewiſſen Fällen kann die Zwangsvollſtreckung nicht in das geſamte Vermögen 
des Schuldners betrieben werden: in dieſem Sinne haftet z. B. unter Amſtänden 
der Erbe und der Abernehmer eines fremden Vermögens beſchränkt. Mitunter haften 
auch Gegenſtände, die dem Schuldner nicht gehören: ſo iſt es, wenn eine Hypothek 
für eine Forderung beſtellt iſt, die ſich nicht gegen den Grundſtückseigentümer richtet. 


VIl. Forderung und Schuld ftellen zuſammen ein Rechtsver⸗ 
hältnis dar. Es wird häufig als Schuldverhältnis bezeichnet. Doch iſt das nur 
die eine Bedeutung dieſer Bezeichnung. Das Rechtsverhältnis, das von der einen 
Seite geſehen als Forderungsrecht, von der anderen Seite als Schuld erſcheint, iſt 
ein Rechtsverhältnis zwiſchen beſtimmten Perſonen. Deshalb bezeichnet man die 
Forderung als ein relatives Recht (im Gegenſatz zum abſoluten, d. h. gegenüber 
jedermann wirkſamen Recht wie es das Eigentum, der Nießbrauch, die Hypothef, 
das Verwaltungs- und Nutznießungsrecht uſw. iſt). 


VIII. Eine Schuld und ein Forderungsrecht kann nur beſtehen, 
wenn die Leiſtung vier Erforderniſſen entſpricht: fie muß mög- 
lich, erlaubt und hinreichend beſtimmt ſein, und das Recht auf die Leiſtung muß 
dem Gläubiger ein verſtändiges Intereſſe gewähren. 


1. Die Leiſtung muß möglich ſein. Man unterſcheidet zwiſchen der Anmöglichkeit, 
die ſchon bei Vornahme des Rechtsgeſchäfts beſteht (ſogenannte anfängliche Unmög- 
lichkeit), und der Anmöglichkeit, die erſt nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes 
eintritt (ſogenannte nachträgliche Unmöglichkeit, Anmöglichwerden). Die nachträg⸗ 
lich eintretende Anmöglichkeit bewirkt unter gewiſſen Vorausſetzungen eine QVerände- 
rung des Schuldverhältniffes und iſt deshalb unten im 8 9 zu beſprechen. Die an- 
fängliche Anmöglichkeit ift dagegen hier zu behandeln. Iſt die Leiſtung nur für den, 
der ſie entrichten ſoll, nicht aber allgemein (objektiv) unmöglich, ſo ſprechen wir von 
bloßem Anvermögen. 


Für die anfängliche Anmöglichkeit gilt: „Ein auf eine unmögliche Leiſtung gerichteter 
Vertrag iſt nichtig“ (8 306). Nichtig bedeutet nicht etwa, daß der Vertrag keine 
Rechtsfolgen habe; es bedeutet nur, daß der Vertrag nicht die als gewollt erklärten 
Rechtsfolgen hat. „Ein Vermächtnis, das auf eine zur Leiſtung des Erbfalls unmög- 
liche Leiſtung gerichtet iſt, . .. iſt unwirkſam (8 2171 Satz 1). Aber wenn ein Ver⸗ 
trag wegen anfänglicher Anmöglichkeit der Leiſtung nichtig iſt, beſteht unter Am⸗ 
ſtänden eine Verpflichtung des einen Teils „zum Erſatz des Schadens, den der 
andere Teil dadurch erleidet, daß er auf die Gültigkeit des Vertrags vertraut“ 
(S 307). Man ſpricht hier von Erſatz des Vertrauensſchadens oder des negativen 
Intereſſes. Eine Verpflichtung dazu beſteht, wenn der eine Teil bei Schließung des 
Vertrags die Anmöglichkeit der Leiſtung kennt oder kennen muß, während der andere 
Teil ſie nicht kennt und auch nicht kennen muß. Mehr als der Betrag des Intereſſes, 
das der andere Teil an der Erfüllung des Vertrags hat („Erfüllungsintereſſe“, 
„pofitives Intereſſe“), iſt nicht zu erſetzen. 

Die bloß ſubjektive Anmöglichkeit (das Anvermögen des Schuldners) ſteht hier, wo 
es ſich um die anfängliche Anmöglichkeit handelt, der objektiven Anmöglichkeit nicht 
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gleich. Man kann eine fremde Sache wirkſam verkaufen, auch wenn man ſie ſich nicht 
zu verſchaffen vermag. Ein Schuldvertrag iſt nicht deshalb unwirkſam, weil der 
Schuldner die Leiſtung nicht zu bewirken vermag. Der Gläubiger kann auf die 
Leiſtung klagen; ſtellt ſich heraus, daß der Schuldner ſie nicht zu erbringen vermag, ſo 
kann der Gläubiger das volle Erfüllungsintereſſe verlangen. 


Anter gewiſſen Amſtänden iſt der auf eine unmögliche Leiſtung gerichtete Vertrag 
nicht nichtig. Die Anmöglichkeit der Leiſtung ſteht nämlich der Gültigkeit des Ver⸗ 
trags nicht entgegen, wenn die Unmöglichkeit behoben werden kann und der Vertrag 
für dieſen Fall geſchloſſen iſt (z. B für den Fall, daß der verſandete Fluß wieder 
ſchiffbar wird), oder wenn eine unmögliche Leiſtung unter einer anderen aufſchieben⸗ 
den Bedingung oder unter Beſtimmung eines Anfangstermins verſprochen iſt und 
die Anmöglichkeit vor dem Eintritt der Bedingung oder des Termins behoben wird 
(die Parteien wußten nicht, daß der Fluß verſandet war, aber die Verſchiffung ſollte 
erſt nach einem halben Jahr erfolgen und bis dahin war die Verſandung, die der 
Ausführung des Vertrags entgegengeſtanden hätte, behoben). 

Die Rechtsſätze über die teilweiſe anfängliche Anmöglichkeit ergeben ſich aus den 
SS 306, 139, 307 Abſ. 2. 


2. Die Leiſtung muß erlaubt ſein. Ein Nechtsgeſchäft (Vertrag, Vermächtnis) 
kann gegen ein geſetzliches Verbot oder gegen die guten Sitten verſtoßen und des⸗ 
halb nichtig ſein (88 134, 138). Darum handelt es ſich hier nicht. Hier ſteht vielmehr 
der Fall in Rede, daß die Leiſtung zu bewirken geſetzlich verboten iſt. Es iſt z. B. 
eine in Zürich lagernde Ware zur Lieferung in Berlin verkauft, es beſteht aber ein 
Einfuhrverbot für Ware dieſer Art. Die Rechtsſätze über die anfängliche Anmöͤg ; 
lichkeit gelten entſprechend. Der Kaufvertrag iſt alſo insbeſondere auch wirkſam, 
wenn er unter der Bedingung der Aufhebung des Einfuhrverbots geſchloſſen iſt. 


3. Die Leiſtung muß hinreichend beſtimmt fein. Für den Fall, daß in einem 
Vertrag die Beſtimmung der Leiſtung einem der Vertragſchließenden oder einem 
Dritten überlaſſen iſt, hat das Bürgerliche Geſetzbuch beſondere Regeln aufgeſtellt, 
die unten im $ 10 zu beſprechen find. 


4. Das Recht auf die Leiſtung muß dem Gläubiger ein ſchutzwürdiges 
Intereſſe gewähren. Nach älterem römiſchen Rechte mußte das Recht auf 
die Leiſtung dem Gläubiger ein geldwertes Intereſſe gewähren. Heute genügt ein 
ſchutzwürdiges Intereſſe. Hat jemand verſprochen, ein von ihm für 20 Jahre ge⸗ 
pachtetes Unternehmen immer in zeitgemäßem Zuſtand zu erhalten, fo wird die Ver⸗ 
pflichtung doch unter regelmäßigen Amſtänden nur dahin gehen, bei Ablauf der 
20 Jahre dem Verpächter ein zeitgemäß ausgeſtattetes Werk zurückzugeben; die 
vorher erhobene Klage auf Erhaltung des Werkes in zeitgemäßem Zuſtand würde, 
wenn die Erfüllung jener Rüdgabepfliht nicht gefährdet erſcheint, abzuweiſen fein. 


IX. Wer die Leiſtung zu fordern berechtigt iſt, braucht nicht auch der zu ſein, an 
den die Leiſtung zu bewirken iſt. Es kann ſein, daß die Leiſtung an einen Dritten 
zu bewirken iſt, der ſeinerſeits kein Forderungsrecht hat. Die Fälle des „Ver⸗ 
ſprechens der Leiſtung an einen Dritten“, in denen der Dritte „unmittelbar das 
Recht erwirbt, die Leiſtung zu fordern“, gehören nicht hierher. Hier wird der Dritte 
Gläubiger. Dieſe Fälle find in der Lehre vom Schuldvertrag zu behandeln. 


5 3. Arten der Forderung und der Schuld 


J. Wenn eine beſtimmte Sache (ihre Abereignung, ihre Herausgabe) zu gewähren 
iſt, ſpricht man von einer Stückſchuld oder Speziesſchuld; dagegen wird von 
einer Gattungsſchuld geſprochen, wenn eine nur der Gattung nach beſtimmte 
Sache geſchuldet wird. Doch gibt es nicht nur Gattungs fa ch ſchulden, ſondern auch 
andere Gattungsſchulden (z. B. Verpflichtung zur Abtretung von Buchforderungen 
beſtimmter Art). Die Gattungsſachſchuld iſt meiſt auf vertretbare Sachen gerichtet, 
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d. h. auf „bewegliche Sachen, die im Verkehre nach Zahl, Maß oder Gewicht beſtimmt 
zu werden pflegen“ (8 91). Doch können auch nicht vertretbare Sachen (3. B. Pferde 
beftimmter Raffe und beftimmten Alters) Gegenſtand einer Gattungsſchuld fein. 
Auch Gegenſtand einer Stückſchuld kann ſowohl eine vertretbare wie eine nicht r ver · 
tretbare Sache ſein. 


„Wer eine nur der Gattung nach beſtimmte Sache ſchuldet, hat eine Sache von 

mittlerer Art und Güte zu leiſten“ (8 243 Abſ. 1), und wird eine nur der Gattung 
nach beſtimmte Ware geſchuldet, ſo iſt „Handelsgut mittlerer Art und Güte“ zu 
leiſten (8 360 HGB). Bei Vermächtnisſchulden iſt „eine den Verhältniſſen des Be. 
dachten entſprechende Sache“ zu gewähren (8 2155 Abſ. 1 BED). 
Die Gattungsſchuld wird zur Stückſchuld, wenn der Schuldner alles getan hat, was 
zur Leiſtung einer ſolchen Sache ſeinerſeits erforderlich iſt (8 243 Abſ. 2). Hat der Ver. 
käufer die Ware nur an den Käufer abzuſenden, fo wird die Gattungsſchuld dadurch, 
daß der Verkäufer alles tut, was er zur Abſendung zu tun bat (Abergabe an die 
Bahn oder die Transportanſtalt), zur Stückſchuld. Geht die Ware auf dem 
Transport unter, ſo braucht der Verkäufer keine andere Ware zu liefern (und behält 
nach 8 447 feinen Anſpruch auf den Kaufpreis). Wäre die Ware untergegangen, 
nachdem der Verkäufer ſie zur Lieferung an den Käufer bereitgeſtellt hatte, aber 
bevor er die Ware zur Abſendung gebracht hatte, ſo müßte der Verkäufer andere 
Ware liefern. Hat der Briefmarkenhändler eine ſeltene Sammelmarke an den 
Kunden abgeſandt, ſo kann er, wenn er alsbald danach merkt, daß es ſich um ein 
beſonders wertvolles Stück handelt, nicht dadurch die Verpflichtung zur Abereignung 
dieſes Stückes aufheben, daß er die Sendung von der Poſt zurückfordert. 


Hat der Schuldner aus einem beſtimmten Vorrat (ſeiner diesjährigen Ernte, den 
Wertpapierbeſtänden des Nachlaſſes uſw.) eine beſtimmte Sache oder eine beſtimmte 
Menge zu gewähren, ſo ſpricht man von einer beſchränkten Gattungsſchuld. 


Bei der Gattungsſchuld hat der Schuldner ſein Anvermögen zur Leiſtung ſtets zu 
vertreten, folange die Leiſtung aus der Gattung möglich iſt ($ 279; vgl. unten 8 9 ID. 
II. Die Geldſchuld. Eine Stückſchuld kann auf Leiſtung eines beſtimmten Geld- 
ſtücks gehen (Herausgabe des zur Aufbewahrung übergebenen Geldſtücks; Aber 
eignung eines hiſtoriſch wertvollen Geldſtücks). Geldſtücke können aber auch Gegen- 
ſtand von Gattungsſchulden fein (I-RM-Stüde beſtimmter Prägung find verkauft). 
Aber die eigentliche Geldſchuld iſt weder Stück noch Gattungs - 
ſchuld, ſondern Wertſchuld: bier find nicht beſtimmte Geldſtücke oder 
Stücke einer beſtimmten Geldgattung zu leiſten, ſondern es iſt ein beſtimmter Wert 
in dem, was als Geld anerkannt iſt, zu leiſten. Die Geldſchuld iſt auf Zahlung ge- 
richtet. Meiſt iſt nicht beſtimmt, in welcher beſonderen Weiſe die Geldleiſtung 
erfolgen ſoll: ob durch Abereignung von Geldſtücken, durch Abereignung von Papier- 
geldſcheinen, durch bargeldloſe Zahlung uſw. Auch die Geldſortenſchuld iſt eine Geld ; 
ſchuld. Hier ift die Beſonderheit nur, daß die Zahlung in einer beſtimmten Münz. 
forte erfolgen fol. Iſt dieſe Münzſorte zur Zeit der Zahlung nicht mehr im Umlauf, 
ſo iſt die Zahlung ſo zu leiſten, wie wenn die Münzſorte nicht beſtimmt wäre (8 245). 
Iſt die Geldſchuld in ausländifher Währung ausgedrückt, aber im Inlande zu zahlen, 
fo kann die Zahlung in Reichswährung (in allem, was im Reiche als inländiſches 
Geld anerkannt iſt) erfolgen, es ſei denn, daß Zahlung in ausländiſcher Währung 
ausdrücklich bedungen iſt (8 244 Abſ. 1) Die Amrechnung erfolgt nach dem Kurs- 
wert, der zur Zeit der Zahlung für den Zahlungsort maßgebend iſt (8 244 Ubi. 2). 
III. Die Zinsſchuld. Als Zins in weiteſtem Sinne bezeichnet man, was als 
Entgelt für die zeitweilige Aberlaſſung eines Wertes zu gewähren und nach dem 
überlaffenen Wert und der Zeitdauer, für die die Aberlaſſung erfolgt, bemeſſen iſt: 
Kapitalzins, Pachtzins, Mietzins uſw. In einem engeren Sinne bezeichnet man als 
Zinsſchuld eine Nebenverpflichtung einer auf Zahlung einer Geldſumme oder auf 
Abereignung vertretbarer Sachen gerichteten Schuld. Zinsſchuld in dieſem Sinne iſt 
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nämlich die Verpflichtung, für die Aberlaſſung eines Kapitals eine für einen be ⸗ 
ſtimmten Zeitabſchnitt nach einem beſtimmten Satz („ Zinsfatz“, meift Hundertſatz) zu 
berechnende Vergütung zu gewiſſen Terminen (Zinsterminen) zu entrichten. Die 
Hauptſchuld iſt meiſt, aber nicht notwendig eine Geldſchuld. Iſt ſie eine Geldſchuld, 
jo iſt auch die Zinsſchuld eine Geldſchuld. Die Haupt- und die Zinsſchuld können 
aber auch Gattungsſchulden ſein (Getreide). 


Keine Zinfen find die Tilgungs⸗ oder Amortiſationsbeträge, die (meiſt neben Zinſen) | 


zur Zurüdzahlung der Hauptſchuld zu entrichten find. Keine Zinſen find ferner die 
„Dividenden“ von Alktiengeſellſchaften und anderen Handelsgeſellſchaften. Die 
Dividende iſt der Anteil am Reingewinn, der auf die einzelne Aktie oder den Anteil 
eines Teilhabers entfällt. 


Rechtlich find die Zinfen Früchte des Kapitals (88 99 ff.). 


Die Zinsſchuld iſt in ihrer Entſtehung von der Kapitalſchuld abhängig. Einmal 
entſtanden, iſt ſie aber ſelbſtändig; ſie kann für ſich abgetreten werden und verjährt 
ſelbſtändig (8 197). Freilich verjährt der Zinsanſpruch auch mit dem Hauptanſpruch 
(S 224). 


Eine Zinsſchuld kann beruhen auf Rechtsgeſchäft (Vertrag, Vermächtnis) oder un ⸗ 
mittelbar auf Geſetz. Nicht jede Schuld iſt kraft Geſetzes verzinslich, doch ordnet 
das Geſetz für eine Reihe von Fällen die Pflicht zur Zahlung von Zinſen an: eine 
Geldſchuld iſt während des Verzugs zu verzinſen (und zwar mit 4 v. H.), doch find 
ſolche „Verzugszinſen“ nicht von Zinſen zu entrichten (88 288, 289); wer Aufwen- 
dungen zu erſetzen hat, hat den aufgewendeten Betrag von der Zeit der Aufwendung 
an zu verzinſen (8 256); beim Kauf hat der Käufer, wenn nichts anderes vereinbart 
iſt, den Kaufpreis von dem Zeitpunkt ab zu verzinſen, von dem an die Nutzungen 
des gekauften Gegenſtands ihm gebühren (8 452), uſw. Für die Vereinbarung von 
Zinſen galten in früheren Zeiten Höchſtſätze. Das iſt ſchon durch ein Geſetz von 1867 
aufgehoben worden. Nach dem BGB unterliegt die Höhe der Zinſen der freien 
Vereinbarung. Nur beſteht ein unabdingbares Kündigungsrecht für den Schuldner, 
wenn ein höherer Zinsſatz als 6 v. H. vereinbart iſt (Näheres 8 247), und eine im 
voraus getroffene Vereinbarung, daß fällige Zinſen wieder Zinſen tragen ſollen, 
iſt grundſätzlich nichtig (8 248 Abſ. 1; wichtige Ausnahmen: 8 248 Abſ. 2 HGB 
8 355). Außerdem kann eine Zins vereinbarung wegen Wuchers nichtig fein (8 138 
Abſ. 2; unten 8 121111); die Nichtigkeit wird dann den ganzen Vertrag ergreifen 
8 139). 


Iſt eine Schuld nach Geſetz oder Rechtsgeſchäft zu verzinſen, iſt aber der Zinsſatz 
weder ausdrücklich noch ſtillſchweigend beſtimmt, fo find jährlich 4 v. H., bei beider ⸗ 
ſeitigen Handelsgeſchäften 5 v. H. zu entrichten (8 246; HGB 8 352). 


IV. Die Wahlſchuld und die Erſetzungsbefugnis. Nicht ſelten werden 
mehrere Leiſtungen in der Weiſe geſchuldet, daß nur die eine oder die andere zu 
bewirken iſt. Bei ſolcher „Wahlſchuld“ können der Schuldner oder der Gläubiger 
das Wahlrecht haben. Iſt es nicht dem Gläubiger eingeräumt (Mein Neffe ſoll aus 
meinem Nachlaß nach ſeiner Wahl das Haus an der Neulanderſtraße oder das Haus 
an der Gartenſtraße haben), ſo ſteht es dem Schuldner zu (8 262). Iſt auf der 
Fahrkarte von Berlin nach München vermerkt „über Halle oder über Leipzig“, ſo 
iſt damit dem Gläubiger das Wahlrecht eingeräumt. Iſt im Teſtament beſtimmt, 
„mein Neffe ſoll das Haus an der Neulanderſtraße oder das Haus an der Garten- 
ftraße haben“ und iſt aus den Amſtänden nicht zu entnehmen, daß der Neffe das 
Wahlrecht haben ſoll, ſo hat der Erbe die Wahl. Die Wahl erfolgt durch eine 
Willenserklärung, die dem andern Teil gegenüber abzugeben iſt und, wenn ſie in 
deſſen Abweſenheit abgegeben wird, mit dem Zeitpunkt wirkſam wird, in dem ſie dem 
andern zugeht. Sie iſt unwiderruflich, kann aber wegen Irrtums, unrichtiger Aber⸗ 
mittlung, widerrechtlicher Drohung oder argliſtiger Täuſchung von dem Wahlberech⸗ 
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tigten angefochten werden (88 119, 123). Sie iſt ein Nechtsgeſchäft, und zwar ein 
Geſtaltungsgeſchäft (fie geſtaltet die Rechtslage um). Sie bewirkt, daß nunmehr die 
gewählte Leiſtung als die von Anfang an geſchuldete gilt (8 263 Abſ. 2), aus der 
Wahlſchuld wird mit der Bewirkung des Wahlrechts eine einfache Schuld. 


Hat der Schuldner die Wahl, ſo hat der Gläubiger kein Mittel, die Wahl des 
Schuldners herbeizuführen. Er kann, ſolange der Schuldner ſein Wahlrecht nicht 
ausgeübt hat, nur darauf klagen, den Beklagten zu verurteilen, entweder die eine 
oder die andere Leiſtung zu bewirken. Die Zwangsvollſtreckung aus dem Arteil 
kann er „nach ſeiner Wahl auf die eine oder die andere Leiſtung richten“, aber der 
Schuldner kann ſich auch dann noch, bis der Gläubiger die gewählte Leiſtung ganz 
oder zum Teil empfangen hat, durch eine der übrigen Leiſtungen von feiner Verbind- 
lichkeit befreien (§S 264 Abſ. 1). Hat der Gäubiger die Wahl, jo kann der Schuldner 
ihn durch ein bloß wörtliches Angebot der geſchuldeten Leiſtungen (8 295) in Verzug 
(Annahmeverzug) ſetzen und ihn dann unter Beſtimmung einer angemeſſenen Zrıft 
zur Vornahme der Wahl auffordern. „Mit dem Ablaufe der Friſt geht das Wahl - 
recht auf den Schuldner über, wenn nicht der Gläubiger rechtzeitig die Wahl vor . 
nimmt“ (8 264 Abſ. 2 Satz 2). 

Wird nach Ausübung des Wahlrechts die gewählte Leiſtung unmöglich, fo find die 
allgemeinen Normen über das Anmöglichwerden der geſchuldeten Leiſtung anzu- 
wenden (die §8 275, 323 ff.). Wenn aber ſchon vor der Ausübung des Wahlrechts 
eine der Leiſtungen unmöglich wird, die bei der Begründung der Schuld noch möglich 
war, jo beſchränkt ſich die Schuld auf die übrigen Leiſtungen. Nur wenn das An- 
möglichwerden auf einem Amſtand beruht, den der Gegner des wahlberechtigten Teils 
zu vertreten hat, tritt dieſe Beſchränkung nicht ein; der Wahlberechtigte kann dann 
alſo entweder die noch mögliche Leiſtung wählen oder hinſichtlich der anderen Leiſtung 
die Rechtsfolgen geltend machen, die beim Anmöglichwerden der geſchuldeten Leiſtung 
eintreten (88 275, 323 ff.). Iſt eine der mehreren Leiſtungen ſchon bei Abſchluß des 
Vertrages unmöglich, ſo würde nach allgemeinen Normen (88 306, 139) der ganze 
Vertrag nichtig ſein, wenn nicht anzunehmen iſt, daß er über die übrigen Leiſtungen 
abgeſchloſſen ſein würde. Der § 265 hat aber die Anwendung dieſer Normen aus- 
geſchaltet: Die Verpflichtung beſchränkt ſich auf die übrigen Leiſtungen. Freilich 
können die Parteien etwas anderes vereinbart haben (und zwar auch ſtillſchweigend!. 


Von der Wahlſchuld mit Wahlrecht des Schuldners iſt die ſogenannte Erſetzungs. 
befugnis des Schuldners zu unterſcheiden. Der Schuldner ſchuldet eine beſtimmte 
Leiſtung, kann ſich aber (auf Grund eines rechtsgeſchäftlichen Vorbehalts oder einer 
geſetzlichen Beſtimmung) durch Bewirkung einer anderen Leiſtung von feiner Ver. 
pflichtung befreien. (Geſetzliche Beſtimmungen dieſer Art: §8 244 Abſ. 1, 251 Abſ. 2, 
257, 528 Abſ. 1 Satz 2, 617 Abſ. 1, 775 Abſ. 2, 1087 Abſ. 2, 1712 Abf. 2, 1973 Abſ. 2, 
2329 Abſ. 2.) Hat der Erblaſſer ſeinem Neffen ein beſtimmtes Pferd vermacht, 
ſeinem Erben aber das Recht eingeräumt, dem Neffen ſtatt deſſen ein anderes Pferd 
zu übereignen, ſo wird der Erbe von ſeiner Verpflichtung frei, wenn das vermachte 
Pferd infolge eines Amſtands, den er nicht zu vertreten hat, eingeht. Hat er aber 
feine Erſetzungsbefugnis ſchon ausgeübt, fo hat der Antergang des vermachten 
Pferdes keinen Einfluß. Als Fälle einer Erſetzungsbefugnis des Gläubigers werden 
angeführt die §8 249 Satz 2, 340 Abſ. 1, 843 Abſ. 3, 844 Abſ. 2, 845, 915, 1580 Abf. 2. 
Vertraglich wird eine Erſetzungsbefugnis des Gläubigers kaum begründet werden. 


V. Die Schadenserſatzverpflichtung 

1. Die Verpflichtung zum Schadenserſatz kann unmittelbar auf einem Rechts- 
geſchäft beruhen: ſie kann, wie es bei der Schadensverſicherung der Fall iſt 
(Verſ Vertrags 8 49) und bei der Gewährübernahme (z. B. für die Zahlungs. 
fähigkeit eines Schuldners), durch Vertrag übernommen ſein; auch durch ein 
Vermächtnis kann eine Verpflichtung zum Schadenserſatz begründet werden. 
Häufiger aber beruht die Schadenserſatzpflicht unmittelbar auf Geſetz. Das 
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ältere deutſche Recht knüpfte eine Schadenserſatzpflicht an die bloße Schadens- 
verurſachung (Verurſachungsprinzip), während das entwickelte römiſche Recht 
fie, von Ausnahmen abgeſehen, grundſätzlich nur bei Verurſachung und Ver⸗ 


ſchulden eintreten ließ (Verſchuldensprinzip). Die neueren Geſetzgebungen 
haben das Verſchuldungsprinzip zugrunde gelegt. Im engliſchen Recht hat das 
Prinzip ſich noch nicht durchgeſetzt, doch hat die Verſchuldenshaftung auch in 
England immer mehr Boden gewonnen. Das geltende deutſche Recht geht vom 


Verſchuldensprinzip aus, kennt aber zahlreiche Fälle der Verurſachungshaftung. 


Wenn in einem Schuldverhältniſſe die Forderung des Gläubigers durch den Schuldner 


oder einen ſeiner Leute verletzt wird (die verkaufte Vaſe wird vor der Abergabe 
und Abereignung zertrümmert; die vermietete Wohnung wird nicht rechtzeitig zur 
Verfügung geſtellt; der Dachdecker beſchädigt bei der Ausführung der ihm über 
tragenen Arbeiten Sachen des Auftraggebers), ſo hat der Schuldner den Schaden 
zu erſetzen, der dem Gläubiger dadurch entſteht. Neben dieſer Haftung ſteht die 
Schadenshaftung aus unerlaubter Handlung. Im engeren, eigentlichen Sinne um⸗ 
faßt der Begriff der unerlaubten Handlung nur das ſchuldhafte rechtswidrige Ver⸗ 


halten (Tun oder Anterlaſſen), das zum Schadenserſatz verpflichtet. Im Gegenſatz 


zum Code civil (Art. 1382) knüpft das BG nicht an jedes ſchuldhafte rechtswidrige 
Verhalten die Verpflichtung, den Schaden zu erſetzen, der aus einem ſolchen Ver. 
halten einem andern entſteht. Es muß vielmehr, damit eine Schadenserſatzpflicht be⸗ 
gründet wird, ein beſonderer Tatbeſtand (88 823, 824, 825, 826 uſw.) erfüllt fein. 
In gewiſſen Fällen verpflichtet nach dem BGB auch ein rechtswidriges, aber nicht 
ſchuldhaftes Verhalten zum Schadenserſatz (Beiſpiel: § 829). Der weitere Begriff 
der unerlaubten Handlung umfaßt auch dieſe Fälle. Es gibt ferner Fälle, in denen 
ein rechtmäßiges Verhalten, das einem anderen einen Schaden zufügt, zum Schadens · 
. erfag verpflichtet. Hierher gehören die Fälle der ſogenannten Gefährdungshaftung 
S. B. 8 833 Abſ. 1 BGB, 8 1 N Haftpflicht vom 7. Juni 1871, 8 7 Kraftfahrzeug 
vom 3. Mai 1909, 88 19 ff. Luftverkehrs vom 1. Auguſt 1922), aber auch Fälle 
anderer Art (3. B. SS 867, 904 BGB, SS 717 Abſ. 2, 945 ZPO). 


2. Schaden iſt der Nachteil, den jemand durch ein Ereignis (Blitzſchlag, menſch⸗ 
liches Tun oder Anterlaſſen) oder durch einen Zuſtand an ſeinen Rechtsgütern 
erleidet (an Ehre, Geſundheit, Vermögen, Kredit, Erwerbsfähigkeit uſw.). Am einen 
Vermögensſchaden braucht es ſich nicht zu handeln. Freilich denkt man heute, wenn 
. von Schaden geſprochen wird, vorzugsweiſe oder nur an Vermögensſchaden. Wo es 
ſich nicht um Vermögensſchaden handelt, würde man vielleicht beſſer von „Genug 
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tuung“ ſprechen. Jedenfalls ſteht hier die Entſchädigung, die zu gewähren iſt, unter 
‚ anderen Geſichtspunkten. Aber die Meinung, daß bei einem Schaden, der nicht 


Vermögensſchaden iſt, eine Verpflichtung zum Erſatz nicht beſtehe, iſt unrichtig. Eine 
das Anſehen einer Perſon ſchädigende Mitteilung iſt zu widerrufen, unter Ver⸗ 
letzung des Briefgeheimniſſes genommene Briefabſchriften find zu vernichten (RG 
94, 1). Nur eine Entſchädigung in Geld kann wegen eines Schadens, der nicht Ver⸗ 
mögensſchaden iſt, abgeſehen von den Fällen, in denen es vom Geſetz beſonders zu⸗ 
gelaſſen iſt (insbeſondere 88 847, 1300), nicht gefordert werden (8 253). 


Will man feſtſtellen, ob ein Schaden eingetreten iſt und worin er beſteht, ſo muß 


: Man die Lage, in der ſich die Perſon jetzt befindet. mit der Lage vergleichen, in der 


ſie ſich befinden würde, wenn das Ereignis nicht eingetreten wäre oder der Zuſtand 


„nicht beſtände. Es wäre falſch, die jetzt gegebene Lage mit der Lage zu vergleichen, 


die vor Eintritt des ſchädigenden Ereigniſſes beſtand. Insbeſondere find bei der 


Feſtſtellung, ob ein Schaden beſteht und wie groß er iſt, auch die Vorteile zu be⸗ 


krückſichtigen, die aus jenem Ereignis, das eine Schädigung gebracht hat, dem Ge⸗ 


ſchädigten etwa erwachſen find (ſogenannte Vorteilsausgleichung). Iſt der Vorteil 
von der gleichen Art wie die Schädigung, ſo iſt der Schaden um ſoviel geringer 
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(Beiſpiel: jemandem entgeht eine Werksvertragsvergütung von 1000 RM, er 
erſpart aber Aufwendungen in Höhe von 200 RM). Wie die Vorteilsausgleichung 
zu erfolgen hat, wenn der Vorteil von anderer Art iſt, iſt im Geſetz für einzelne 
Fälle beſtimmt und ſpäter zuſammen mit der Frage, wie der Schaden zu erſetzen iſt. 
zu erörtern. 


3. Ein Verhalten begründet eine Schadenserſatzpflicht nur dann, wenn es einem 
anderen einen Schaden zugefügt hat, und es iſt der Schaden nur zu erſetzen, ſoweit 
er durch jenes Verhalten verurſacht worden iſt. Von Verurſachung, urfäd- 
lichem Zuſammenhang, Kauſalität oder Kauſalzuſammenhang ſpricht man, wenn ein 
Nachteil auf ein beſtimmtes Ereignis oder auf einen beſtimmten Zuſtand als auf 
: feine Arſache zurückzuführen, d. h. wenn er die urſächliche Folge jenes Ereigniſſes 
oder Zuſtandes iſt. Davon kann keine Rede fein, wenn nicht jenes Ereignis oder 
jener Zuſtand für die Entſtehung des Nachteils eine Bedingung geſchaffen hat, die 
nicht hinweggedacht werden kann, ohne daß auch der Nachteil entfällt (condicio sine 
qua non). Aber es fragt ſich, ob jede ſolche Bedingung als die Arſache anzuſehen 
iſt. Das lehrt die ſogenannte Bedingungstheorie. Sie läßt ſich allenfalls im Straf- 
recht, das Strafe regelmäßig nur an ſchuldhaftes Verhalten knüpft, durchführen. 
Darüber, welche „Bedingung“ im Zivilrecht als „Arſache“ anzuſehen iſt, gehen die 
Meinungen auseinander. Herrſchend iſt die Theorie von der ſogenannten adäquaten 
Verurſachung. Nach ihr iſt als Arſache die Bedingung anzuſehen, die bei rückſchauender 
Betrachtung als ihrer Art nach geeignet erſcheint, den Eintritt eines Erſolges wie 
den, der wirklich eingetreten iſt, herbeizuführen oder doch zu begünſtigen. „Wenn 
eine Handlung oder Anterlaſſung im allgemeinen und nicht nur unter beſonders 
eigenartigen, ganz unwahrſcheinlichen und nach dem regelmäßigen Lauf der Dinge 
außer acht zu laſſenden Amſtänden zur Herbeiführung des eingetretenen Erfolges 
geeignet geweſen iſt“, hat ſie jenen Erfolg im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
verurſacht (RG 133, 126; 148, 165). Auf die Vorausſehbarkeit wird dabei nicht 
abgeſtellt, insbeſondere nicht auf die Vorausſehbarkeit für den Handelnden. Sie kann 
nur für die Schuldfrage von Bedeutung ſein. 


Danach kann ein Schaden mehrere Arſachen haben. Unter Amſtänden kann auch in 
einer Anterlaſſung eine Arſache liegen, dann nämlich, wenn die unterlaſſene Handlung 
im allgemeinen nach dem regelmäßigen Lauf der Dinge geeignet war, den Eintritt 
des Erfolges zu verhindern. Freilich, zum Schadenserſatz verpflichtet ein Anter⸗ 
laſſen nur, wenn eine Pflicht zur Vornahme der Handlung beſtand. 


4. Für den Inhalt der Schadens erſatzpflicht ſtellt das Bürgerliche Geſetz · 
buch den Grundſatz auf, daß der Zuſtand herzuſtellen iſt, der beſtehen würde, wenn der 
zum Erſatz verpflichtende Amſtand nicht eingetreten wäre (§ 249 Satz 1; Beiſpiel: 
Die entzogene Sache wird wieder zurückgegeben). Aber in verhältnismäßig wenigen 
Fällen kann dieſer Zuſtand hergeſtellt werden. Schon wenn eine Fenſterſcheibe zer⸗ 
trümmert iſt, kommt ſolche Herſtellung nicht in Betracht. Aber die „Naturalvefti- 
tution“, die nach 8 249 Satz 1 zu leiſten iſt, liegt doch wohl auch darin, daß ein 
gleichartiger und für den Geſchädigten gleichwertiger Zuſtand herbeigeführt wird: 
die Fenſterſcheibe wird durch eine neue erſetzt; für den ganz neuen Anzug, der durch 
Teerflecken beſchädigt worden iſt, wird ein anderer neuer Anzug von derſelben Art 
und demſelben Wert gegeben; an Stelle des beſtellten Zimmers, das beſetzt iſt, 
räumt der Gaſthofsbeſitzer dem Gaſt ein anderes, in jeder Beziehung gleichwertiges 
Zimmer ein; das beſchädigte oder durch Abermalungen entſtellte Bild wird „wieder ⸗ 
hergeſtellt“; die Verleumdung oder falſche Auskunft wird widerrufen. 


Grundſätzlich kann ſolche „Herſtellung in Natur“ und nur fie — nicht Geldentihädi- 
gung — gefordert werden, und grundſätzlich kann der Schuldner die Schadenserſatz⸗ 
verpflichtung nur durch ſolche Herſtellung in Natur erfüllen. Aber es gibt wichtige 
Ausnahmefälle, in denen der Gläubiger ſtatt der Herſtellung in Natur Erſatz in 
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Geld verlangen kann, ferner Fälle, in denen der Schuldner, ſtatt den Schaden in 
Natur wiedergutzumachen, den Geſchädigten in Geld entſchädigen kann, und ſchließ⸗ 
lich Fälle, in denen ſtatt der Herſtellung in Natur Erſatz in Geld geſchuldet wird. 
Der Gläubiger kann ſtatt der Herſtellung den dazu erforderlichen Geldbetrag ver- 
langen, wenn wegen Verletzung einer Perſon oder wegen Beſchädigung einer Sache 
Schadenserſatz zu leiſten iſt (§ 249 Satz 2). Wer vor der Klinik eines Chirurgen 
fällt, weil nicht geſtreut iſt, kann von dem Chirurgen die Koſten der Behandlung 
durch einen andern Chirurgen erſetzt verlangen. Bei anderem Vermögensſchaden kann 
der Gläubiger Erſatz in Geld dann verlangen, wenn er dem Erſatzpflichtigen erfolg⸗ 
los eine angemeſſene Friſt zur Herſtellung mit der Androhung geſetzt hat, daß er 
nach dem Ablauſe der Friſt die Herſtellung ablehne; der Anſpruch auf Herſtellung iſt 
nach Ablauf der Friſt ausgeſchloſſen (8 250). Der Erſatzpflichtige kann den Gläu⸗ 
biger in Geld entſchädigen, wenn die Herſtellung nur mit unverhältnismäßigen Auf. 
wendungen möglich iſt (8 251 Abſ. 23. Er hat den Gläubiger in Geld zu entichd- 
digen, ſoweit die Herſtellung nicht möglich oder zur Entſchädigung des Gläubigers 
nicht genügend iſt (§ 251 Abſ. 1). Iſt der Anzug durch Flecken fo arg beſchädigt, daß 
er nach der Reinigung für den Zweck, für den er beſtimmt iſt, nicht mehr in Betracht 
kommt, ſo muß Erſatz in Geld geleiſtet werden. Sind die Flecken dagegen ſo, daß 
der Anzug nach der Reinigung noch für den Zweck, dem er dienen ſoll, brauchbar iſt, 
iſt er aber nach der Reinigung weniger wert, ſo kann der Geſchädigte auch Erſatz 
dieſes Minderwerts in Geld verlangen. 


Hat der Verkäufer eine Ware, die er für 1200 RM verkauft hatte, nicht geliefert, 
jo kann der Käufer, wenn er die Ware zu 1500 RM weiterzuverkaufen Gelegenheit 
batte, von dem Verkäufer 300 RM als Schadenserſatz fordern. Auch in anderen 
Fällen gehört der „entgangene Gewinn“ zu dem zu erſetzenden Schaden. „Als ent- 
gangen gilt der Gewinn, welcher nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge oder nach 
den beſonderen Amſtänden, insbeſondere nach den getroffenen Anſtalten und Vor⸗ 
kehrungen, mit Wahrſcheinlichkeit erwartet werden konnte“ (§ 252). 


Hat jemand für den Verluſt einer Sache oder eines Rechtes Schadenserſatz zu leiſten, 
fo iſt er zum Erſatz nur gegen Abtretung der Anſprüche verpflichtet, die dem Erſatz⸗ 
berechtigten auf Grund des Eigentums an der Sache oder auf Grund des Rechtes 
gegen Dritte zuſtehen (8 255). Der Schadenserſatz ſoll nicht zu einer Bereicherung 
des Erſatzberechtigten führen. Iſt der Beſtohlene gegen Diebſtahl verſichert, ſo hat 
der, der den Diebſtahl durch Verletzung feiner Auffihtspflicht ſchuldhaft ermöglicht 
hat, nicht das Recht, die Abtretung des Verſicherungsanſpruchs zu verlangen, wenn 
von ihm Schadenserſatz verlangt wird; den Verſicherungsanſpruch hat der Verſicherte 
nicht auf Grund des Eigentums, ſondern auf Grund des Verſicherungsvertrages. 
Aber der Aufſichtspflichtige kann verlangen, daß ihm Zug um Zug gegen Leiſtung 
des Schadenserſatzes die Anſprüche gegen den Dieb abgetreten werden. Das gibt 
einen Anhalt dafür, wie zu entſcheiden iſt, wenn aus dem zum Erſatz verpflichtenden 
Ereignis für den Geſchädigten ein Vorteil entſpringt, der mit der Schädigung nicht 
gleichartig iſt (vgl. oben 2 am Ende). Der Erſatzpflichtige braucht nur Zug um Zug 
gegen Herausgabe des Vorteils, den der Erſatzberechtigte erlangt hat, die Schädi- 
gung auszugleichen. Wird Schadenserſatz in Geld verlangt, und iſt der Vorteil, 
den der Erſatzberechtigte erlangt hat, ein Geldvorteil, ſo iſt ein entſprechend geringerer 
Betrag zu zahlen. 


5. Iſt der Schaden auf mehrere Arſachen zurüdzuführen (vgl. oben 3 am 
Ende), und hat einer die eine, ein anderer die andere Arſache zu vertreten, jo find 
beide erſatzpflichtig, doch hat keiner mehr als den von ihm verurſachten Schaden zu 
erſetzen. Nicht ſelten iſt eine der Arſachen ein eigenes Verſchulden des 
Geſchädigten. Ein Radfahrer iſt unvorſichtig gefahren und hat einen Fuß- 
gänger angefahren; der Fußgänger iſt unvorſichtig über den Fahrdamm gegangen. 
Wenn bei der Entſtehung des Schadens ein Verſchulden des Beſchädigten mitgewirkt 
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hat, hängt nach S 254 die Verpflichtung zum Erſatz ſowie der Amfang des zu 
leiſtenden Erſatzes von den Amſtänden, insbeſondere davon ab, inwieweit der Schaden 
vorwiegend von dem einen oder von dem anderen Teil verurſacht worden iſt. Das 
ſoll auch dann gelten, wenn ſich das Verſchulden des Beſchädigten darauf beſchränkt, 
daß er es unterlaſſen hat, den anderen auf die Gefahr eines ungewöhnlich hohen 
Schadens aufmerkſam zu machen, die der andere weder kannte noch kennen mußte, 
oder daß er es unterlaſſen hat, den Schaden abzuwenden oder zu mindern. Dabei 
hat der Geſchädigte Verſchulden feines geſetzlichen Vertreters oder der Gehilfen, 
deren er ſich in der in Betracht kommenden Angelegenheit oder zur Pflege des ge; 
ſchädigten Gutes bedient hat, wie ein eigenes Verſchulden zu vertreten. 


5 4. Wie iſt die Leiftung zu bewirken? 


Man unterſcheidet gern den Gegenſtand der geſchuldeten Leiſtung und die Art und 
Weiſe, wie die Leiſtung zu bewirken iſt. Indeſſen iſt es nicht möglich, dieſe Anter 
ſcheidung ſtreng durchzuführen. Geht man aber von dieſer Anterſcheidung aus, fo er- 
gibt ſich, daß für den Gegenſtand der Leiſtung und für die Art und Weiſe der Leiſtung 
in wichtigen Beziehungen dieſelben Rechtsſätze gelten. 


1. Wie die Leiſtung zu bewirken iſt, iſt für die geſetzlichen Forderungen und Schulden 
(etwa aus unerlaubter Handlung) unmittelbar im Geſetz, für die rechtsgeſchäft ; 
lichen durch das Rechtsgeſchäft und (zwingend oder für den Fall, daß rechtsgeſchäftlich 
nichts beſtimmt iſt) durch das Geſetz geregelt. Die geſetzliche wie die rechtsgeſchäftliche 
Beſtimmung des Gegenſtands und der Art und Weiſe der Leiſtung bedarf der Auslegung. 
„Verträge find fo auszulegen, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrs- 
ſitte es erfordern“ ($ 157). Das wird allgemein auch von andern Rechtsgeſchäften an- 
genommen, obwohl der Rechtsſatz des 8 157 dem Gedanken entſprungen iſt, daß, wer 
einen Vertrag geſchloſſen hat, zur Hingabe an das, was beide Teile im Vertrags- 
abſchluß als ihr gemeinſames Ziel bezeichnet haben, verpflichtet iſt. Bei einem Ver- 
mächtnis liegen die Dinge anders. Doch iſt die Treue in einem weiteren Sinne die 
Grundlage der ganzen Rechtsordnung und aller Schuldverhältniſſe. Wie man ſich in 
den Geiſt eines Vertrages verſenken muß, um ſeinen Inhalt in einzelnen Beziehungen 
zu ergründen, ſo erfordert auch die Auslegung einer Verfügung von Todes wegen 
hingebende Einfühlung. (Das muß übrigens auch für die Auslegung des Geſetzes 
gelten, doch kommt hier hinzu, daß das Geſetz feinen Inhalt mit den Lebensverhält⸗ 
niſſen und Anſchauungen ändert, alſo aus den gegenwärtigen Lebensverhältniſſen und 
Anſchauungen heraus auszulegen iſt. Iſt es mit dieſen Verhältniſſen und Anſchau⸗ 
ungen nicht zu vereinbaren, ſo iſt es überholt.) 


Die Auslegung kann zu der Erkenntnis führen, daß die Leiſtung anders zu bewirken 
iſt, als der Wortlaut des Vertrages oder der Verfügung von Todes wegen es ſagt. 
Dabei gibt es zwei Möglichkeiten. Entweder ergibt die Auslegung zugleich, wie die 
Leiſtung zu bewirken iſt. Oder die Auslegung führt nur zu der Erkenntnis, daß eine 
Beſtimmung unanwendbar iſt; dann fehlt es an einer Regelung. 


II. Fehlt es an einer rechtsgeſchäftlichen oder geſetzlichen Beſtimmung über Einzel ⸗ 
heiten des Gegenſtands der geſchuldeten Leiſtung und über die Art und Weiſe, wie 
die Leiſtung zu bewirken iſt, ſo greift der § 242 ein: „Der Schuldner iſt verpflichtet, 
die Leiſtung jo zu bewirken, wie Treu und Glauben mit Rückſicht auf die Verkehrs- 
ſitte es erfordern.“ Auch hier wird der Vertrag oder das Geſetz zum Ausgang 
genommen, aber es wird nicht aus einer Einzelbeſtimmung, ſondern aus dem Geſamt⸗ 
inhalt heraus feſtgeſtellt, wie die Leiſtung zu bewirken iſt. Was darf der Gläubiger 
im Vertrauen auf den Vertrag und im Vertrauen auf das Geſetz von dem Schuldner 
erwarten, wie verhält ſich in dem zu entſcheidenden Falle eine vertragstreue und 
geſetzestreue Partei? Dieſe Frage ſoll aus dem Geſamtinhalt des Vertrages und der 
Geſetzesbeſtimmungen heraus unter Berückſichtigung deſſen, was in ſolchen Lagen 
üblich iſt, beantwortet werden. Es kann ſich dabei ergeben, daß der Schuldner mehr 
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zu leiſten hat, als ausdrücklich beſtimmt iſt. Es kann ſich aber auch ergeben, daß er 
ſich durch einen anderen Leiſtungsgegenſtand als den ausdrücklich beſtimmten von feiner 
Verpflichtung befreien kann. Hat jemand ſchriftlich in einem Fremdenheim das ſchon 
bei einem früheren Aufenthalt von ihm bewohnte Zimmer 114 gemietet, und iſt dieſes 
Zimmer bei ſeiner Ankunft beſetzt, etwa weil der Bewohner erkrankt iſt und deshalb 
in dem Zimmer bleiben muß, ſo muß der Beſteller das gleichwertige Zimmer 116 
nehmen, es ſei denn, daß er ein ſchutzwürdiges Intereſſe daran hat, gerade das 
Zimmer 114 zu erhalten. 


III. Su Teilleiſtungen iſt der Schuldner nicht berechtigt (S 266). Das gilt 
aber natürlich nur dann, wenn nicht etwas anderes ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
vereinbart iſt. Ja, in gewiſſen Lagen wird auch ohne ſolche Vereinbarung dem 
Schuldner das Recht zugeſtanden werden müſſen, in Teilleiſtungenn zu erfüllen. Der 
Grundſatz von Treu und Glauben ſteht über der Einzelnorm des Geſetzes. 


IV. Daß die Leiſtung durch Dritte zu erfolgen hat oder erfolgen kann, kann 
rechtsgeſchäftlich beſonders beſtimmt ſein. Beim Dienſtvertrag hat der zur Dienſt⸗ 
leiſtung Verpflichtete im Zweiſel in Perſon zu leiſten (§ 613 Satz 1), beim Auftrag 
darf der Beauftragte im Zweifel die Ausführung des Auftrags nicht einem Dritten 
übertragen (8 664 Abſ. 1 Satz 1), „der Verwahrer iſt im Zweifel nicht berechtigt, die 
hinterlegte Sache bei einem Dritten zu hinterlegen“ (§ 691 Satz 1), und auch der 
geſchäftsführende Geſellſchafter einer Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts darf im 
Zweifel die Ausführung feiner Obliegenheiten nicht einem Dritten übertragen (8 713). 
Wenn nichts anderes durch Rechtsgeſchäft (ausdrücklich oder ſtillſchweigend) oder 
durch das Geſetz beſtimmt iſt, kann der Schuldner die Leiſtung durch Dritte bewirken 
und jeder Dritte auch ohne Einwilligung des Schuldners deſſen Verpflichtung durch 
Leiſtung (nicht durch Hinterlegung oder Aufrechnung) erfüllen. Wenn aber der 
Schuldner gegen die Erfüllung durch den Dritten Widerſpruch erhebt, kann der Bläu- 
biger die Leiſtung grundſätzlich ablehnen, d. h. der Gläubiger kommt in dieſen Fällen 
durch die Ablehnung der Leiſtung nicht in Verzug. Das iſt nur dann anders, wenn der 
Dritte ein ſogenanntes Ablöſungsrecht (ein ſelbſtändiges oder, beſſer gejagt, eigen. 
ſtändiges Befriedigungsrecht) hat. In gewiſſen Fällen kann nämlich ein Dritter die 
Leiſtung an den Gläubiger auch dann, wenn der Schuldner widerſpricht, und mit der 
Wirkung, daß die Forderung des Gläubigers gegen den Schuldner auf ihn übergeht, 
befriedigen. Das iſt namentlich der Fall, wenn die Zwangsvollſtreckung in einen dem 
Schuldner gehörigen Gegenſtand betrieben wird, und der Dritte Gefahr läuft, dadurch 
ein Recht an dem Gegenſtand oder deſſen Befig zu verlieren (88 268, 1150, 1249). Bei 
Teilablöſung ſteht der auf den Ablöſenden übergegangene Teil der Forderung im 
Range dem Teil nach, der bei dem bisherigen Gläubiger verblieben iſt. 


V. Die Art der Leiſtung kann durch Rechtsgeſchäft oder Geſetz ausdrücklich 
oder ſtillſchweigend beſtimmt oder aus den Amſtänden, insbeſondere aus der Natur 
des Schuldverhältniſſes zu entnehmen ſein. Daraus allein, daß der Schuldner die 
Koſten der Verſendung übernommen hat, iſt nicht zu entnehmen, daß der Ort, nach 
dem die Verſendung zu erfolgen hat, der Leiſtungsort fein fol. Die Klauſel „cif 
Hamburg“ (cost, insurance, freight) legt dem Verſender die Ladungs⸗, Verſiche⸗ 
tungs- und Frachtkoſten auf, macht aber Hamburg nicht zum Leiſtungsort. Iſt über 
den Ort, an dem die Leiſtung zu bewirken iſt, nichts beſtimmt und nichts aus den Am⸗ 
ftänden zu entnehmen, fo iſt an dem Ort zu leiſten, wo der Schuldner zur Zeit der 
Entſtehung des Schuldverhältniſſes feinen Wohnſitz (bei gewerblichen Verbindlich. 
keiten feine gewerbliche Niederlaſſung) hatte (8 269). Schulden find grundſätzlich und 
im Zweifel Holſchulden, nicht Bringſchulden. Das gilt auch für Geldſchulden. Nur 
beſteht für ſie die Sondervorſchrift, daß der Schuldner das Geld im Zweifel auf 
ſeine Gefahr und ſeine Koſten dem Gläubiger an deſſen Wohnſitz zu übermitteln hat. 
(Wenn manche deshalb Geldſchulden als Bringſchulden anſehen, ſo ſtellen ſie nicht auf 
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den Erfüllungs- oder Leiſtungsort, ſondern auf die Gefahr und die e der Ver · 
ſendung ab.) 


VI. Iſt über die Zeit der Leiſtung weder etwas beſtimmt noch aus den Am. 
ſtänden etwas zu entnehmen, ſo kann der Gläubiger die Leiſtung ſofort verlangen, der 
Schuldner ſie ſofort bewirken. Iſt eine Zeit beſtimmt, ſo ſoll im Zweifel angenommen 
werden, daß der Gläubiger die Leiſtung nicht vorher verlangen, der Schuldner abe: 
ſie vorher bewirken kann. Wenn der Schuldner eine unverzinsliche Schuld vor der 
Fälligkeit bezahlt, darf er Zwiſchenzinſen nicht abziehen (88 271, 272). 


Mitunter hat der Schuldner ein Zurückbehaltungs recht: das Recht, die 


geſchuldete Leiſtung trotz der Fälligkeit zu verweigern, bis eine ihm gebührende 
Leiſtung bewirkt wird. Das Zurückbehaltungsrecht im gegenſeitigen Schuldverhältnis 
iſt fpäter zu erörtern (unten 8 8 IVI a). In anderen Schuldverhältniſſen hat der 
Schuldner ein Zurückbehaltungsrecht in zwei Fällen: wenn der Schuldner aus dem ⸗ 
ſelben rechtlichen Verhältnis, auf dem feine Verpflichtung beruht, einen fälligen An⸗ 
ſpruch gegen den Gläubiger hat (Zurückbehaltungsrecht des § 273 Abſ. 1), und wenn 
der Schuldner einen Gegenſtand (Sache oder Recht) herauszugeben hat, und ihm 
ein fälliger Anſpruch zuſteht wegen Verwendungen auf den Gegenſtand oder wegen 
eines ihm durch den Gegenſtand verurſachten Schadens (Zurückbehaltungsrecht des 
8 273 Abſ. 2). Auch dieſes Zurückbehaltungsrecht ruht ganz auf dem Grundgedanken 
von Treu und Glauben. Deshalb hat ſich mit Recht die Rechtſprechung durchgeſetzt, 
daß ein Zurückbehaltungsrecht des § 273 Abſ. 1 nicht nur dann gegeben iſt, wenn der 
Gegenanſpruch aus demſelben Rechtsverhältnis wie der Anſpruch des anderen Teils 
entſtanden iſt, daß es vielmehr genügt, wenn er aus demſelben Lebensverhältnis 
entſprungen iſt (in dieſem Sinne alſo mit dem Anſpruch des anderen im inneren Zu⸗ 
ſammenhang ſteht). Aber das Geſetz hebt hervor, daß ein Zurückbehaltungsrecht nicht 
gegeben iſt, ſofern ſich aus dem Schuldverhältnis ein anderes ergibt. Der Vater kann 
alſo nicht dem bedürftigen Sohn den Anterhalt verweigern, weil der Sohn ihm eine 
Sache vorenthält. Das Zurückbehaltungsrecht des 8 273 Abſ. 2 iſt nicht gegeben, wenn 
der, der den Gegenſtand herauszugeben hat, ihn durch eine vorſätzlich begangene 
unerlaubte Handlung erlangt hat. In gewiſſen Fällen iſt das Zurückbehaltungsrecht 
durch geſetzliche Sondervorſchrift ausgeſchloſſen (88 175, 556 Abſ. 2 BGB; 8 223 KO; 
8.19 GmbHG). Wo es aber gegeben iſt, kann der Gläubiger die Ausübung durch 
Sicherheitsleiſtung (freilich nicht durch Bürgenſtellung) ausſchließen. Auch iſt die Aus- 
übung ausgeſchloſſen, wo ſie gegen Treu und Glauben verſtoßen würde. So darf eine 
Leiſtung nicht wegen eines verhältnismäßig ganz geringfügigen Gegenanſpruchs oder 
wegen eines ſchon anderweit, z. B. durch eine Hypothek, ausreichend geſicherten Gegen. 
anſpruchs ausgeübt werden. Die Grenze der zuläſſigen Rechtsausübung liegt alfo 
hier nicht erſt bei Schikane (8 226), ſondern ſchon bei Treu und Glauben. Die Aus⸗ 
übung eines Zurückbehaltungsrechts iſt auch ausgeſchloſſen, wenn fie (wie bei beider 
ſeits fälligen Geldforderungen) in Wahrheit Aufrechnung bedeuten würde, die Auf- 
rechnung aber (wie gegenüber Anfprüchen aus vorſätzlich begangener unerlaubter 
Handlung) unzuläffig iſt (RG 123, 6 und 8). Das Zurückbehaltungsrecht iſt eine Ein- 
rede, und zwar ein beſonderer Fall der Argliſteinrede. Trotz des Zurückbehaltungs · 
rechts iſt der Anſpruch des Gegners fällig. Der Gegner kann (auch wenn keiner der 
Fälle vorliegt, in denen auf künftige Leiſtung geklagt werden kann) ſeinen Anſpruch 
gerichtlich geltend machen, und auf ſeine Klage erfolgt, wenn der Beklagte ſein Zurück. 
behaltungsrecht nicht ausübt, die unbeſchränkte Verurteilung (mag ſich auch aus dem 
Prozeßſtoff für das Gericht das Beſtehen des Zurückbehaltungsrechts ergeben). Erft 
die Geltendmachung des Zurückbehaltungsrechts ſchließt die Fälligkeit und damit den 
Verzug aus. Sie führt im Prozeß nicht zur Abweiſung der Klage, aber zu einer 
Beſchränkung der Verurteilung: der Schuldner wird verurteilt „zur Leiſtung gegen 
Empfang der ihm gebührenden Leiſtung“ (Erfüllung Zug um Zug). Näheres: 8274 
Abſ. 2, SPO 8s 756, 726. Von dem „Zurückbehaltungsrecht des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
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buch” iſt „das Zurückbehaltungsrecht des Handelsgeſetzbuchs“ (58 369 f.) zu unter- 
ſcheiden, das unter Kaufleuten beſteht, keine „Konnexität“ vorausſetzt, wie das Pfand- 
recht ein Befriedigungsrecht gibt, auch Dritten gegenüber wirkt und im Konkurs des 
Gegners zur Abſonderung berechtigt (KO 8 49 Abſ. 4). 


5 3. Forderungs übertragung und Schuldübernahme 


J. Eine Forderung kann, ohne daß fie ſich im übrigen ändert, auf einen neuen 
Gläubiger übergehen. Das kann geſchehen durch Vertrag („Übertragung der Forde; 
rung“, 88 398 bis 413), durch Staatsakt (z. B. die Aberweiſung an Zahlungs Statt 
in der Zwangsvollſtreckung) oder auf andere Weiſe („unmittelbar kraft Geſetzes“, 
cessio legis z. B. Erbfall, $ 1922, Leiſtung durch einen Dritten auf Grund eines 
Ablöſungsrechts, 8 268, oben S 4 IV). 

II. Die Forderungs übertragung oder -abtretung wird häufig Zeſſion, 
der „bisherige Gläubiger“ Zedent, der „neue Gläubiger“ Zeſſionar genannt. Sie iſt 
ein Vertrag, aber nicht, wie der Kauf, ein Verpflichtungsgeſchäft (Schuldvertrag), 
ſondern ein Verfügungsvertrag. Als Verfügung bezeichnet man jedes Rechtsgeſchäft, 
das unmittelbar ein Recht aufhebt, überträgt, in ſeinem Inhalt ändert oder belaſtet 
(J. B. die Beſtellung, Inhaltsänderung, Abertragung und Aufhebung einer Hypothek, 
die Abereignung). Wie die Abereignung iſt die Forderungs übertragung abſtrakt, d. h. 


in ihrer Wirkſamkeit unabhängig von dem Rechtsbeſtand des ihr zugrunde liegenden 


Rechtsgeſchäfts. Hat jemand durch einen nichtigen Vertrag (Kauf, Schenkungsver⸗ 


ſprechen, Vergleich) ſich zur Abtretung einer Forderung verpflichtet, und hat er dann 
die Forderung abgetreten, ſo iſt die Abtretung wirkſam; der Veräußerer hat nur, 
wenn er die Forderung in Ankenntnis der Nichtigkeit des Verpflichtungsgeſchäfts ab- 
getreten hat, gegen den Erwerber Anſprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung 
(3. B. auf Rückübertragung). Freilich kann die Forderungsabtretung dadurch, daß die 
Gültigkeit des Rechtsgrundes zur Bedingung gemacht wird, ihrer abſtrakten Natur 
entkleidet werden, und eine ſolche Bedingung kann auch ſtillſchweigend hinzugefügt 


g werden. Während Eigentum an beweglichen Sachen grundſätzlich nur durch Einigung 
"und Abergabe, Eigentum an Grundſtücken nur durch Einigung (hier „Auf. 
laſſung“ genannt) und Eintragung in das Grund buch übertragen wird, 


bedarf es zur Forderungsübertragung nicht eines ſolchen „Publikationsmomentes“; 
mes genügt die Einigung. Es bedarf auch nicht der Zuſtimmung des Schuldners noch 
auch nur der Anzeige an ihn. Doch tut der Erwerber gut, darauf zu dringen, daß 
der „bisherige Gläubiger“ die Abtretung dem Schuldner anzeigt; denn dadurch 
erlangt der Erwerber einen ſogleich (unten IV) zu erörternden Schutz. Grundſätzlich 
bedarf die Forderungsübertragung auch keiner beſonderen Form. Doch iſt zur Ab⸗ 
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tretung einer durch Hypothek gefiherten Forderung, weil mit der Forderung die 


Hypothek (das dingliche Sicherungsrecht) übergeht, eine der Formen des § 1154 nötig; 


„zur Abtretung von Wechſel⸗ und Scheckforderungen bedarf es des Indoſſaments 
(Blankoindoſſament genügt). 

III. Forderungen And übertragbar, ſoweit nicht durch die Natur der For⸗ 
derung, durch gültige Parteivereinbarung oder durch beſondere geſetzliche Vor⸗ 
ſchrift die Übertragung ausgeſchloſſen iſt. Auch rechtshängige Forderungen können ab- 
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getreten werden ($ 265 ZPO); die Abtretung iſt ohne Einfluß auf den Prozeß, und 


die Rechtskraft des Arteils wirkt für und gegen den Erwerber. Auch befriſtete und 
bedingte Forderungen können übertragen werden. Auch künftige, alſo erſt in Zukunft 
zur Entſtehung gelangende (jetzt noch nicht einmal bedingt begründete Forderungen) 
find abtretbar. Aber eine Forderungsübertragung muß wie eine Abereignung ihren 
Gegenſtand beſtimmt bezeichnen. Das wird praktiſch von großer Bedeutung für die 
Abtretung künftiger Forderungen. Heute läßt ſich mitunter eine Bank zur Sicherung 
eines von ihr gewährten Kredits alle Forderungen abtreten, die ihr Schuldner aus 
dem Verkauf von Waren künftig erlangen wird (ſogenannte Generalzeſſion), und 
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nicht ſelten vereinbart ein Lieferant, der Waren auf Kredit unter Eigentumsvor - 
behalt liefert, mit ſeinem Abnehmer, dem er die Weiterveräußerung geſtattet, daß 
alle aus der Weiterveräußerung der Waren entſtehenden Forderungen ihm im voraus 
abgetreten ſein ſollen (ſogenannter verlängerter Eigentumsvorbehalt). Die Wirkung 
ſolcher Geſchäfte wird heute viel erörtert. 


Die Abtretung iſt ausgeſchloſſen, ſoweit die Forderung der Pfändung nicht unter 
worfen iſt (insbeſondere Lohn⸗ und Gehaltsforderungen nach 88 850 ff. ZPO), 
während eine unpfändbare Sache (8 811 ZPO) veräußert werden kann. Wo das 
Geſetz wegen eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, einen Anſpruch auf 
„billige Entihädigung in Geld“ gibt, beſtimmt es, daß der Anſpruch nicht übertragbar 
und nicht vererblich ſei, ſolange er nicht durch Vertrag anerkannt oder rechts hängig 
geworden iſt (88 847, 1300). Der Anſpruch aus Ausführung eines Auftrags iſt im 
Zweifel nicht übertragbar (8 664 Abſ. 2), und der Anſpruch auf Ausſteuer kann nicht 
übertragen werden (8 1623 Satz 1). Allgemein iſt zugunſten des Schuldners be ⸗ 
ſtimmt, daß eine Forderung nicht abgetreten werden kann, wenn die Leiſtung an einen 
anderen als den urſprünglichen Gläubiger nicht ohne Veränderung ihres Inhalts 
erfolgen kann (8 399 Fall 1). Auch können die Parteien durch Rechtsgeſchäft, von 
vornherein oder nachträglich, die Abertragung ausſchließen (8 399 Fall 2). Eine Ab- 
tretung einer un übertragbaren Forderung iſt jedermann gegenüber unwirkſam, und 
zwar auch dann, wenn die Abtretung nur im Intereſſe des Schuldners ausgeſchloſſen 
iſt, alſo mit ſeiner Zuſtimmung erfolgen kann. 


IV. Die Wirkung der Forderungsübertragung iſt, daß mit dem Abſchluſſe des 
Vertrages der neue Gläubiger an die Stelle des bisherigen Gläubigers tritt. Siche · 
rungsrechte, die für die Forderung beſtehen (Hypotheken, Pfandrechte, Rechte gegen 
einen Bürgen, Abſonderungsrechte und Rechte auf vorzugsweiſe Befriedigung aus 
der Konkursmaſſe des Schuldners), gehen mit über; wird ihr Übergang aus⸗ 
geſchloſſen, ſo gehen dieſe Sicherungsrechte unter. Die Abtretung iſt aber nicht nur 
eine Verfügung des bisherigen Gläubigers zugunſten des neuen, ſondern verpflichtet 
auch den bisherigen Gläubiger dem neuen gegenüber zur Auskunft über die Forde⸗ 
rung und zur Auslieferung der Forderungsurkunden nach Maßgabe des 8 402, auch 
dazu, auf Verlangen eine öffentlich beglaubigte Arkunde über die Abtretung auszu⸗ 
ſtellen (Näheres 8 403). Durch den Übergang der Forderung darf ſich natürlich die 
Rechtsſtellung des Schuldners nicht verſchlechtern. Er kann alle Einwendungen, die 
zur Zeit der Abtretung begründet waren, auch dem neuen Gläubiger entgegenſetzen. 
Er kann ferner dem neuen Gläubiger gegenüber aufrechnen mit einer Forderung, die 
er gegen den bisherigen Gläubiger hat, und zwar grundſätzlich ohne Rüdfiht darauf, 
ob die Gegenforderung des Schuldners vor oder nach der Abtretung der Forderung 
entſtanden iſt. (Nur wenn er ſie in Kenntnis der Abtretung erworben hat oder wenn 
ſie erſt fällig geworden iſt, nachdem der Schuldner von der Abtretung Kenntnis 
erlangt hatte und als ſeine Schuld ſchon fällig war, iſt die Aufrechnung aus- 
geſchloſſen.) Auch muß der neue Gläubiger eine Leiſtung, die der Schuldner nach der 
Abtretung an den bisherigen Gläubiger bewirkt, ſowie jedes Rechtsgeſchäft, das nach 
der Abtretung zwiſchen dem Schuldner und dem bisherigen Gläubiger in Anſehung 
der Forderung vorgenommen wird, gegen ſich gelten laſſen, es ſei denn, daß der 
Schuldner bei der Leiſtung oder der Vornahme des Rechtsgeſchäfts die Abtretung 
kennt. Es handelt ſich hier nicht um einen ſogenannten Gutglaubensſchutz; das 
Kennenmüſſen iſt in allen dieſen Fällen der Kenntnis nicht gleichgeſtellt. Entſprechen⸗ 
des gilt, wenn in einem Rechtsſtreit, der nach der Abtretung zwiſchen dem Schuldner 
und dem bisherigen Gläubiger anhängig geworden iſt, ein rechtskräftiges Arteil über 
die Forderung ergeht; der neue Gläubiger muß das Arteil gegen ſich gelten laſſen, es 
ſei denn, daß der Schuldner die Abtretung bei dem Eintritt der Rechtshängigkeit 
gekannt hat. Tritt der bisherige Gläubiger, nachdem er die Forderung einem anderen 
übertragen hat, ſie noch einem Dritten ab, ſo wird der Dritte nicht Gläubiger, der 
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Schuldner wird aber, wenn er an den Dritten leiſtet oder mit ihm ein Rechts- 
geſchäft vornimmt oder wenn ein Rechtsſtreit zwiſchen dem Schuldner und dem 
Dritten anhängig wird, dem Erwerber gegenüber geſchützt, es ſei denn, daß er die 
erſte Abtretung kannte. 


Beſondere Bedeutung hat die Anzeige des Gläubigers an den Schuldner, daß er die 
Forderung abgetreten habe. Der bisherige Gläubiger muß, wenn er dem Schuldner 
eine ſolche Anzeige hat zugehen laſſen, dieſem gegenüber die angezeigte Abtretung auch 
dann, wenn ſie nicht erfolgt oder nicht wirkſam iſt, gegen ſich gelten laſſen. Das gilt 
auch, wenn der Gläubiger eine Arkunde über die Abtretung dem in der Arkunde 
bezeichneten neuen Gläubiger ausgeſtellt hat und dieſer ſie dem Schuldner vorlegt. 
Grundſätzlich iſt der Schuldner nur gegen Aushändigung einer ſolchen Arkunde dem 
neuen Gläubiger gegenüber zur Leiſtung verpflichtet, und er kann eine Kündigung oder 
eine Mahnung des neuen Gläubigers zurückweiſen, wenn ihm nicht eine ſolche Arkunde 
vorgelegt wird. Das gilt aber nicht, wenn der bisherige Gläubiger die Abtretung dem 
Schuldner ſchriftlich angezeigt hat (88 409, 410). 

V. Es gibt keinen gutgläubigen Forderungserwerb. Während 
man an einer beweglichen Sache durch Abertragung des Nichteigentümers Eigentum 
erlangt, wenn man nichts davon weiß, daß der andere nicht der Eigentümer iſt, und 
davon auch nichts zu wiſſen braucht, gilt entſprechendes nicht bei der Forderungsüber ⸗ 
tragung. Aber wenn der Schuldner eine Arkunde über die Schuld ausgeſtellt hat, fo 
kann er ſich, wenn die Forderung unter Vorlegung dieſer Arkunde abgetreten worden 
iſt, dem neuen Gläubiger gegenüber nicht darauf berufen, daß die Eingehung oder 
Anerkennung des Schuldverhältniſſes nur zum Schein erfolgt oder daß die Abtretung 
durch Vereinbarung mit dem urſprünglichen Gläubiger ausgeſchloſſen ſei, es ſei denn, 
daß der neue Gläubiger bei der Abtretung den Sachverhalt kannte oder kennen 
mußte (S 405). 

VI. Häufig iſt die Abtretung an einen „Treuhänder“: Die Abtretung 
erfolgt nur zur Sicherung einer Forderung, die der Treuhänder („Sicherungsnehmer“) 
gegen den „Treugeber“ („Sicherungsgeber“) hat („Sicherungstreuhand“), oder fie 
erfolgt etwa, damit der Treuhänder die Forderung im Intereſſe des Treugebers ver- 
waltet („Verwaltungstreuhand“). Der Treuhänder wird wirklich Gläubiger der 
Forderung, im Verhältnis zum Treugeber treffen ihn aber, auf Grund einer unter 
beiden wirkſamen Vereinbarung, beſtimmte Verpflichtungen. Man ſpricht von einem 
fiduziariſchen Rechtsverhältnis (Fiduziant, Fiduziar). Die Forderungsabtretung zur 
Sicherheit erfolgt praktiſch entweder mit einer auflöſenden Bedingung oder mit einer 
Rüdübertragungsverpflichtung. 

VII. Von der Forderungsübertragung zu unterfcheiden iſt die Ermächtigung 
zur Einziehung einer Forderung. Sie iſt die Einwilligung dazu, daß der 
andere die Forderung im eigenen Namen einzieht (8 185, vgl. unten § 16 V), ver; 
bunden mit der Anweiſung an den Schuldner, an den Ermächtigten zu leiſten. 


VIII. Die Schuldübernahme iſt der Vertrag, durch den an die Stelle des bis. 
herigen Schuldners ein neuer Schuldner tritt. Sie bewirkt eine Sondernachfolge in 
die Schuld. Sie iſt wohl zu unterſcheiden von der Erfüllungsübernahme, durch die ſich 
jemand nur dem Schuldner gegenüber verpflichtet, deſſen Schuld zu erfüllen. Auch von 
dem „Schuldbeitritt“ oder der „Schuldmitübernahme“ (die mitunter — aber nicht im 
Bürgerlichen Geſetzbuch — ebenfalls als Schuldübernahme bezeichnet wird) iſt fie zu 
unterſcheiden: bei dem Schuld beitritt bleibt der bisherige Schuldner verpflichtet, und 
der, der der Schuld beitritt, tritt neben ihn, ſo daß der Gläubiger nun zwei Schuldner 
hat. Hier iſt nicht die Schuldmitübernahme (kumulative Schuldübernahme), ſondern 
nur die befreiende Schuldübernahme zu behandeln. Dieſe erfolgt ent 
weder durch Vertrag des Abernehmers mit dem Gläubiger, ohne daß es der Zuftim- 
mung des Schuldners bedarf (ſogenannte äußere Schuldübernahme, S 414) oder durch 
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Vertrag zwiſchen dem urſprünglichen Schuldner und dem Abernehmer mit Zuſtimmung 
des Gläubigers (ſogenannte innere Schuldübernahme, S 415). Die Zuſtimmung kann 
nur nachträglich erfolgen („Genehmigung“), und zwar erſt, wenn der Schuldner oder 
der Dritte dem Gläubiger die Schuldübernahme mitgeteilt hat. Bis zur Genehmigung 
können die Parteien ihren Vertrag ändern oder aufheben. Wenn die Genehmigung 
verweigert wird, ſo gilt die Schuldübernahme als nicht erfolgt. Sowohl der Schuldner 
wie der Dritte können eine Beendigung des Schwebezuſtandes herbeiführen, indem fie 
den Gläubiger unter Beſtimmung einer Friſt zur Erklärung über die Genehmigung 
auffordern; wird dann die Genehmigung nicht bis zum Friſtablauf erklärt, ſo gilt ſie 
als verweigert. Bei Nichtgenehmigung hat die Schuldübernahme im Zweifel die 
Wirkung einer Erfüllungsübernahme (§ 415 Abſ. 3, vgl. auch 8 140). 

Sit die Schuldübernahme wirkſam, fo iſt der bisherige Schuldner frei und der Aber. 
nehmer jetzt Schuldner. Er hat ſelbſtverſtändlich alle Einwendungen, die der bisherige 
Schuldner hatte. Grundſätzlich erlöſchen die Sicherungsrechte, die für die Forderung 
beſtehen (Rechte gegen einen Bürgen, Pfandrechte, Hypotheken). Eine Hypothek wird 
zur Eigentümergrundſchuld. Nur dann beſtehen die Sicherungen fort, wenn der Bürge 
oder der, dem der „verhaftete Gegenſtand“ zur Zeit der Schuldübernahme gehört, in 
die Übernahme einwilligt ($ 418). 

Häufig übernimmt der Erwerber eines Grundſtücks durch Vertrag mit dem Veräußerer 
eine Schuld des Veräußerers, für die eine Hypothek an dem Grundſtück beſteht. Dann 
gelten die Beſonderheiten des $ 416. 

IX. Vermögens übernahme kann nicht durch einen einzigen Vertrag erfolgen, 
vielmehr bedarf es der Abertragung aller zum Vermögen gehörigen Gegenſtände durch 
Einzelakte (Forderungsabtretungen, Abereignungen). Wohl aber kann eine Verpflich ⸗ 
tung zur Abergabe und zur Abernahme eines Vermögens durch einen einzigen Vertrag 
begründet werden. Schließt jemand mit einem anderen einen ſolchen Vertrag, ſo 
können die Gläubiger des Veräußerers von dem Abſchluß dieſes Vertrags an ihre zu 
dieſer Zeit beſtehenden Anſprüche auch gegen den Abernehmer geltend machen. Schließt 
jemand mit einem anderen mehrere Verträge, deren Erfüllung das Vermögen ganz 
oder im weſentlichen dem anderen überträgt, fo können ſich die Gläubiger des Ver⸗ 
äußerers von dem Abſchluß des letzten dieſer Verträge an auch an den Erwerber 
halten. Der Grundgedanke der Regelung iſt, daß den Gläubigern nicht auf ſolche Weiſe 
das entzogen werden ſoll, was ihnen bisher Sicherheit gab (das Vermögen des 
Schuldners). Deshalb kann die „Haftung“ des Abernehmers nicht durch Vereinbarung 
zwiſchen ihm und dem bisherigen Schuldner ausgeſchloſſen oder beſchränkt werden. 
Deshalb beſchränkt ſich aber auch die Haſtung des Abernehmers auf den Beſtand des 
übernommenen Vermögens und die ihm aus dem Vertrag zuſtehenden Anſprüche. 
Beruft ſich der Abernehmer auf die Beſchränkung ſeiner Haftung, ſo führt das in dem 
Prozeß, den ein Gläubiger des Veräußerers gegen ihn angeſtrengt hat, nicht zur 
Abweiſung der Klage, und zwar auch dann nicht, wenn der Beklagte nachzuweiſen in 
der Lage iſt, daß er alles, was er aus dem Vermögen erhalten hat, ſchon an Gläubiger 
des Veräußerers herausgegeben hat. Ihm wird nur die Beſchränkung der Haftung in 
dem Arteil vorbehalten, und er kann dann der Zwangsvollſtreckung in anderes Ver⸗ 
mögen, als das übernommene, widerſprechen (8 419). 


8 6. Erlöfchen der Forderung und der Schuld; Verjährung 

I. Das Erlöſchen, auf das die Forderung abzielt, ift die Erfüllung. Sie liegt 
darin, daß die geſchuldete Leiſtung von dem Schuldner oder ſeinem Vertreter oder von 
einem Dritten (wenn die Schuld durch einen Dritten erfüllt werden kann; darunter vgl. 
oben 84 IV) bewirkt wird. Die geſchuldete Leiſtung kann eine rechtsgeſchäftliche fein: 
Abgabe einer Willenserklärung, Abereignung einer Sache, Abtretung eines Rechts 
uſw. In dieſen Fällen bedarf es zur Erfüllung alſo eines Rechtsgeſchäfts, und zwar 
bei der Abertragung wie bei der Forderungsabtretung eines Vertrags. Iſt die 
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Forderung nicht auf eine rechtsgeſchäftliche Leiſtung gerichtet, fo bedarf es zur 
Erfüllung keines Nechtsgeſchäfts. Die Anficht, daß die Erfüllung als ſolche ein Rechts. 
geſchäft oder gar ein Vertrag ſei, iſt abzulehnen. Wo es zur Erfüllung eines Rechts- 
geſchäfts bedarf, muß der Leiſtende geſchäftsfähig ſein, oder es muß durch einen Ver⸗ 
treter geleiſtet werden. Sonſt aber bedarf es nicht der Geſchäftsfähigkeit, um die 
Erfüllung herbeizuführen. Mitunter iſt die geſchuldete Leiſtung nur dann bewirkt, 
wenn der, an den fie erfolgt, fie zum Zweck der Erfüllung annimmt. In folder An⸗ 
nahmeerklärung liegt eine Verfügung über die Forderung. Sie fett volle Geſchäfts⸗ 
fähigkeit voraus oder muß von einem Vertreter abgegeben werden. 


1. Die Leiſtung iſt mitunter nicht derart, daß ſie an eine beſtimmte Perſon erfolgen 
müßte, und mitunter hat ſie an eine andere Perſon als den Gläubiger zu erfolgen. 
Wenn aber kein derartiger Ausnahmefall vorliegt, iſt ſie an den Gläubiger 
oder an den, der Vertretungsmacht für den Gläubiger hat, oder an den, der zur 
Empfangnahme der Leiſtung ermächtigt iſt, zu bewirken. Sonſt iſt ſie keine Erfüllung. 
Auf Grund des 8 370 gilt der Aberbringer einer Quittung als ermächtigt, die Leiſtung 
zu empfangen, ſofern nicht die dem Leiſtenden bekannten Amſtände der Annahme einer 
ſolchen Ermächtigung entgegenſtehen (vgl. unten 8 15 VI 2), mag der Aberbringer auch 
die Quittung entwendet oder gefunden haben. Iſt die Quittung gefälſcht, ſo gilt ihr 
Aberbringer nicht als ermächtigt zur Annahme der Zahlung. Ein Dritter kann von 
dem Gläubiger oder ſeinem Vertreter durch Erklärung an den Schuldner oder durch 
Erklärung gegenüber dem Dritten, an den geleiſtet werden ſoll, zur Empfangnahme 
ermächtigt werden. Eine Ermächtigung zur Annahme der Zahlung enthält auch die 
Anweiſung. Dem Schuldner kann das Recht zur Leiſtung an einen Dritten ſo ein⸗ 
geräumt ſein, daß es ihm nicht gegen ſeinen Willen entzogen werden kann. 


Leiſtung an einen anderen als den Gläubiger oder einen ſonſtigen Empfangsberech⸗ 
tigten kann nachträglich zur Erfüllung werden, wenn der Gläubiger fie genehmigt oder 
der Empfänger der Leiſtung (durch Erbgang oder Forderungsabtretung) ſpäter die 
Forderung erwirbt oder wenn der Gläubiger den Empfänger beerbt und für deſſen 
Verbindlichkeit unbeſchränkt haftet. 


2. Hat der Gläubiger mehrere gleichartige Leiſtungen von dem Schuldner zu fordern 
und reicht das Geleiſtete nicht zur Tilgung ſämtlicher Schulden aus, ſo entſteht die 
Frage, welche Schuld durch die Leiſtung getilgt wird. In erſter Linie hat der 
Schuldner ein Beſtimmungsrecht: es wird die Schuld getilgt, die er bei der Leiſtung 
beſtimmt. Trifft er bei der Leiſtung keine Beſtimmung, ſo wird zunächſt die fällige 
Schuld (Schuldnerintereſſe l), unter mehreren fälligen Schulden die, die dem Gläubiger 
geringere Sicherheit bietet (Gläubigerintereſſe!), unter mehreren gleich ſicheren die dem 
Schuldner läſtigere (Schuldnerintereſſel), unter mehreren gleich läſtigen die ältere 
Schuld getilgt. Bei gleichem Alter wird jede Schuld verhältnismäßig getilgt (8 366). 
Hat aber der Schuldner außer der Hauptleiſtung Zinſen und Koſten zu entrichten, ſo 
gilt die Reihenfolge: Koſten, Zinſen, Kapital. Beſtimmt der Schuldner eine andere 
Anrechnung, fo kann der Gläubiger die Annahme der Leiſtung ablehnen (8 367). 


3. Der Schuldner hat ein Recht auf ein ſchriftliches Empfangsbekenntnis, das ihm 
den Beweis der Erfüllung fichert, und auf Rückgabe des von ihm etwa ausgeſtellten 
Schuldſcheins (88 368 und 369, 371). Er kann dieſe Rechte durch Zurückbehaltung 
feiner Leiſtung geltend machen (Zurückbehaltungsrecht nach den 88 273, 274; oben 
84 VI), er kann aber auch nach Erfüllung auf Empfangsbeſtätigung oder Rückgabe des 
Schuldſcheins klagen. 

II. Die Schuld erliſcht, wenn der Schuldner eine andere als die geſchuldete Leiſtung 
als Erfüllung anbietet und der Gläubiger fie an Erfüllungs Statt an- 
nimmt (88364, 365). Hier handelt es ſich um einen Vertrag. Oft wird an Stelle 
der geſchuldeten Sache eine andere gegeben und angenommen, an Stelle der Geldzah⸗ 
lung wird eine Forderung abgetreten oder eine Sache übereignet uſw. Der Schuldner 
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kann auch zum Zweck der Befriedigung des Gläubigers dieſem gegenüber eine neue 
Verbindlichkeit übernehmen. Dann ſoll im Zweifel nicht angenommen werden, daß 
er die Verbindlichkeit an Erfüllungs Statt übernimmt (8 364 Abſ. 2); die alte Schuld 
ſoll alſo im Zweifel nicht erſetzt, ſondern nur beſtärkt werden. Iſt eine Sache, eine 
Forderung gegen einen Dritten oder ein anderes Recht an Erfüllungs Statt gegeben, 
fo entſteht, wenn ſich ein Sach- oder ein Rechtsmangel herausſtellt, die Frage, ob 
der Schuldner in gleicher Weiſe wie ein Verkäufer Gewähr zu leiſten hat oder ob 
die alte Forderung wieder auflebt oder ob der Gläubiger die Wahl hat zwiſchen den 
Gewährleiſtungsanſprüchen und der Geltendmachung der alten Forderung. Das Geſetz 
(8 365) hat ſich für die erſte Möglichkeit entſchieden. Der Schuldner hat alſo auch 
dann, wenn es ſich um ein Schenkungsverſprechen gehandelt hat, in gleicher Weiſe wie 
ein Verkäufer Gewähr zu leiſten. 


III. Die Forderung kann auch durch Hinterlegung erlöſchen: durch Abergabe 
einer hinterlegbaren Sache an eine Hinterlegungsſtelle. Hinterlegungsſtellen ſind heute 
im ganzen Reich die Amtsgerichte (Hinterlegungsordnung vom 10. März 1937). 
Hinterlegbar ſind nur Geld, Wertpapiere, ſonſtige Arkunden und Koſtbarkeiten 
(Sachen, die im Verhältnis zu ihrer Größe und ihrem Gewicht großen Wert haben). 
Handelt es ſich um andere Sachen, fo kann der Schuldner unter Amſtänden zum 
Selbſthilfeverkauf ſchreiten und den Erlös hinterlegen (88 383 bis 386). 


Es gibt Fälle, in denen der Schuldner zur Hinterlegung verpflichtet iſt: ſo, wenn 
mehrere Gläubiger von ihm eine unteilbare Leiſtung zu fordern haben (8 432, unten 
87 VI), auch wenn ein Anſpruch zu einem Nachlaß gehört ($ 2039). Das Recht, die 
geſchuldete Leiſtung zu hinterlegen, hat er, wenn der Gläubiger im Annahmeverzug ift 
(er hat die ihm richtig angebotene Leiſtung nicht angenommen) oder ein anderes Hin- 
dernis ſicherer Erfüllung in der Perſon des Gläubigers vorliegt (Abweſenheit, Ver⸗ 
fügungsunfähigkeit kann ein ſolches Hindernis ſein) oder der Schuldner ſich in einer 
nicht auf Fahrläſſigkeit beruhenden Angewißheit über die Perfon des Gläubigers 
befindet (8 372). 


Die Hinterlegung hat bei der Hinterlegungsſtelle des Leiſtungsorts zu erfolgen. Grund ⸗ 
ſätzlich hat der Schuldner dem Gläubiger die Hinterlegung unverzüglich anzuzeigen. 
Doch iſt die Anzeige nicht Wirkſamkeitserfordernis; ihre Anterlaſſung kann nur 
Schadenserſatzpflichten begründen. Der Schuldner wird durch die Hinterlegung nur 
dann beſreit, wenn er der Hinterlegungsſtelle gegenüber auf die Rücknahme verzichtet 
oder der Gläubiger der Hinterlegungsſtelle die Annahme erklärt oder der Hinter- 
legungsſtelle ein zwiſchen dem Gläubiger und dem Schuldner ergangenes rechts- 
kräftiges Arteil vorgelegt wird, das die Hinterlegung für rechtmäßig erklärt. 
Liegt einer dieſer drei Fälle vor, fo iſt die Rücknahme ausgeſchloſſen (8 376). Iſt 
die Rücknahme nicht ausgeſchloſſen, ſo kann der Schuldner den Gläubiger auf die 
hinterlegte Sache verweiſen, und ſolange die Sache hinterlegt iſt, trägt der Gläubiger 
die Geſahr, und der Schuldner braucht weder Zinſen noch Erſatz für nicht gezogene 
Nutzungen zu leiſten. Nimmt der Schuldner die Sache zurück, ſo gilt die Hinterlegung 
als nicht erfolgt. 


IV. Forderungen können durch Aufrechnung erlöſchen. Dadurch, daß der 
Schuldner eine gleichartige Forderung gegen den Gläubiger erlangt, erlöſchen die 
Forderungen nicht. Aber wenn zwei Perſonen einander Leiſtungen ſchulden, die ihrem 
Gegenſtande nach gleichartig ſind, kann jeder Teil ſeine Forderung gegen die des 
anderen Teils aufrechnen, ſobald er die ihm gebührende Leiſtung fordern und die ihm 
obliegende Leiſtung bewirken kann. Die Aufrechnung erfolgt durch einſeitige Erflä- 
rung gegenüber dem andern Teil. Sie iſt ein Rechtsgeſchäft. Hinzufügung einer 
Bedingung oder Zeitbeſtimmung macht fie unwirkſam (Ausnahme von dem Grund⸗ 
ſatz der Zuläſſigkeit von Bedingungen und Befriſtungen). Freilich kann im Prozeß, 
wenn eine Forderung beſtritten wird, die Aufrechnung mit einer Gegenforderung für 
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den Fall erklärt werden, daß das Gericht die Forderung als begründet anſehen ſollte 
(ſogenannte Eventualauf rechnung). 


Von der im Bürgerlichen Geſetzbuch geregelten Aufrechnung iſt der Aufrech⸗ 
nungs vertrag zu unterſcheiden. Für ihn gilt das Aufrechnungsrecht des Bürger ⸗ 
lichen Geſetzbuchs nicht. Er iſt ein zweiſeitiger Verfügungsvertrag (ein Vertrag, 
durch den jeder Teil eine Verfügung vornimmt) und kann in gewiſſem Sinne als 
gegenſeitig bezeichnet werden (freilich in einem anderen Sinne als der gegenſeitige 
Schuldvertrag). Der häufigſte Fall des Aufrechnungsvertrages iſt der Kontokorrent⸗ 
vertrag (88 355 ff.). 


1. Zu den Vorausſetzungen der einſeitigen Aufrechnung gehört 
nicht, daß die Forderungen aus demſelben Rechtsverhältnis oder auch nur aus dem⸗ 
ſelben Lebensverhältnis entſprungen find. Sie brauchen auch nicht etwa gleich 
groß zu fein. Grundſätzlich iſt erforderlich und genügend: Gegenſeitigkeit, Gleichartig⸗ 
keit, Fälligkeit, Anbedingtheit und Vollwirkſamkeit der Forderungen. Doch gibt es 
Ausnahmen. Freilich das Erfordernis der Gegenſeitigkeit gilt ausnahmslos. Der 
Bürge kann nicht die Forderung des Hauptſchuldners gegen den Gläubiger aufrechnen. 
Das gilt auch für den Eigentümer eines Grundſtücks im Verhältnis zum Hypotbelen- 
gläubiger, wenn das Grundſtück für eine fremde Schuld haftet. (Bürge und Hypothe ; 
kengläubiger haben nur eine Einrede, ſolange der Gläubiger ſich durch Aufrechnung 
befriedigen kann: SS 770 Abſ. 2, 1137.) „Eine Forderung, die einem Geſamtſchuldner 
zuſteht, kann nicht von den übrigen Schuldnern aufgerechnet werden“ (8 422 Abſ. 2). 
Das Erfordernis der Gegenſeitigkeit iſt verſchärft für den Fall, daß gegen eine Forde⸗ 
rung des Reiches, eines deutſchen Landes, einer Gemeinde oder eines andern Kom⸗ 
munalverbandes aufgerechnet werden ſoll; da iſt Aufrechnung nur zuläſſig, wenn die 
Leiſtung an dieſelbe Kaſſe zu erfolgen hat, aus der die Forderung des Aufrechnenden 
zu berichtigen iſt (§ 395). Das Erfordernis der Gleichartigkeit iſt mit der Maßgabe 
durchgeführt, daß Verſchiedenheit der Leiſtungsorte, wenn ſie ſachlich keine beſondere 
Bedeutung hat, der Aufrechnung nicht entgegenſteht (Näheres § 391). Bei Angleich⸗ 
artigkeit der Forderungen kommt nur Zurückbehaltung in Betracht, die nicht zum Er⸗ 
löſchen der Schuld führt. Wegen des Erforderniſſes der Gleichartigkeit iſt die Auf ⸗ 
rechnung bei Stückſchulden ausgeſchloſſen und bei Gattungsſchulden ſehr ſelten. Sie 
ſpielt praktiſch faſt nur bei Geldſchulden eine Rolle. Man kann eine Geldforderung 
nicht aufrechnen gegen die Forderung des andern Teils auf Auszahlung des zugeſagten 
Darlehns, denn die Forderung des andern Teils iſt auf Abſchluß eines Darlehns⸗ 
vertrages gerichtet. Fälligkeit muß für die Forderung, die aufgerechnet werden muß, 
inſofern vorliegen, als der Aufrechnende berechtigt ſein muß, die ihm gebührende 
Leiſtung zu fordern; Aufrechnung iſt ja gewiſſermaßen außergerichtliche Zwangs⸗ 
beitreibung. Dagegen genügt es natürlich für die Forderung, gegen die aufgerechnet 
werden ſoll, daß ihr Schuldner (der Aufrechnende) ſie ſchon erfüllen kann. Man 
kann nicht aufrechnen gegenüber einer Forderung, die dem andern Teil noch gute 
Zinſen bringen ſoll. Vollwirkſam braucht nur die Forderung zu ſein, die aufgerechnet 
wird. Die Forderung des Aufrechnenden muß klagbar fein (Ausnahme: S 56 Br), 
und es darf ihr keine Einrede (88 273, 320, 348, 467) entgegengeſetzt werden können. 
Eine Ausnahme beſteht aber inſofern, als die Verjährung die Aufrechnung nicht aus⸗ 
ſchließt, wenn die Forderungen ſich vorher aufrehenbar gegenübergeſtanden haben 
(8 390). Die Forderung, gegen die aufgerechnet wird, kann ſelbſtverſtändlich mit einer 
Einrede behaftet ſein und ihre Klagbarkeit iſt kein Erfordernis der Aufrechnung. 


Für befondere Fälle gibt es Vorſchriften, die die Aufrechnung ausſchließen („Auf. 
rechnungsverbote“). Durch die Beſchlagnahme einer Forderung in der Zwangsvoll⸗ 
ftredung wird die Aufrechnung einer dem Schuldner gegen den Gläubiger zuftehenden 
Forderung in den im 8 392 angegebenen Fällen ausgeſchloſſen. Wichtiger iſt, daß 
gegen eine Forderung aus einer vorſätzlich begangenen unerlaubten Handlung die 
Aufrechnung nicht zuläſſig iſt (S 393). Hier fol der Schuldner zahlen. Daß die 
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Forderung des Aufrechnenden aus ſolcher unerlaubten Handlung herrühren kann, 
verſteht ſich von ſelbſt. Sehr wichtig iſt auch, daß die Aufrechnung ausgeſchloſſen iſt 
gegen eine Forderung, die der Pfändung nicht unterworfen iſt. Die Löhne der 
Arbeiter und die Angeſtelltengehälter ſollen ausgezahlt werden. Auch durch Vertrag 
kann die Aufrechnung ausgeſchloſſen werden. Davon wird ſehr häufig Gebrauch 
gemacht. 

Beſonders gilt für die Aufrechenbarkeit im Konkurſe (88 53 bis 56 KO). 


2. Die Rechtsfolge der Aufrechnung iſt, daß die Forderungen, ſoweit fie 
ſich decken, als in dem Zeitpunkt erloſchen gelten, in dem ſie „zur Aufrechnung geeignet 
einander gegenübergetreten find“ (8 389). Hat einer der beiden Teile mehrere Forde 
rungen, jo greift 8 396 ein. 

V. Eine Forderung kann ſelbſtverſtändlich auch durch Er la ß erlöſchen. Doch ift dieſer 
Erlaß nicht, wie jeder, der nicht rechtskundig iſt, annimmt, ein einſeitiger Akt, ſondern 
es bedarf der Annahme der Erlaßerklärung: der Erlaß iſt ein Vertrag zwiſchen dem 
Gläubiger und dem Schuldner. Er enthält die Verfügung des einen Vertragsteils: 
der Gläubiger verzichtet auf ſeine Forderung. Er iſt ein abſtrakter Vertrag, d. h. 
in ſeinem Rechtsbeſtande unabhängig von der Wirkſamkeit des Grundgeſchäfts: ein 
auf Grund eines Vergleichs vorgenommener Erlaß iſt nicht deshalb unwirkſam, weil 
der Vergleich, wie ſich ſpäter herausſtellt, nichtig iſt; es beſtehen nur Anfprüche aus 
ungerechtfertigter Bereicherung (der andere Teil iſt durch Erlaß ungerechtfertigt 
bereichert). Der Erlaß bedarf keiner beſonderen Form und kann auch ſtillſchweigend 
geſchloſſen werden. Seine Gültigkeit kann auch ausdrücklich oder ſtillſchweigend von 
der Rechtsgültigkeit des Grundgeſchäfts abhängig gemacht werden. 


Dem Erlaß ſteht in feiner ſchuldtilgenden Wirkung das ſogenannte negative Schuld- 
anerkenntnis gleich: Der Gläubiger erkennt durch Vertrag mit dem Schuldner an, 
daß das Schuldverhältnis nicht beſtehe (§ 397). 


VI. Eine Forderung erliſcht nicht durch Verjährung. Der Ablauf der Ver⸗ 
jährungsfriſt gibt dem Schuldner nur das Recht, die Leiſtung zu verweigern. Das 
kommt nicht auf dasſelbe hinaus. Beruft ſich im Prozeß der Beklagte nicht auf die 
Verjährung, ſo wird die Klage auch dann nicht wegen Verjährung abgewieſen, wenn 
ohne weiteres klar iſt, daß die Forderung verjährt iſt. Nicht ſelten erklärt eine Partei 
im Prozeß ausdrücklich, ſich nicht auf Verjährung berufen zu wollen. Sie will viel⸗ 
leicht gerade in dem Prozeß den Nachweis führen, daß ſie die geforderte Leiſtung 
bereits bewirkt hat, oder es handelt ſich um einen der Fälle, in denen es zwar rechtlich 
zuläſſig, aber unter einem anderen Geſichtspunkt nicht einwandfrei iſt, ſich auf Ver⸗ 
jährung zu berufen. Erſcheint der Beklagte in der mündlichen Verhandlung nicht, ſo 
muß das Gericht auf Antrag des Klägers ihn durch Verſäumnisurteil, wenn die 
Klage ſchlüſſig iſt, auch dann verurteilen, wenn die Forderung ganz offenſichtlich 
längſt verjährt iſt. (Freilich wird das Gericht den Kläger fragen, ob er trotz der Ver. 
jährung ein Verſäumnisurteil beantragen will.) Leiſtet ein Schuldner in Ankenntnis 
der Verjährung, ſo kann er das Geleiſtete nicht zurückfordern, während man das, 
was zur Erfüllung einer Verbindlichkeit geleiſtet wurde, zurückfordern kann, wenn 
man nicht wußte, daß man zur Leiſtung nicht verpflichtet war (88 812 ff.). 


1. Nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch verjährt der Anſpruch, d. h. „das Recht 
von einem andern ein Tun oder Anterlaſſen zu verlangen“ (§ 194). Es verjährt alſo 
nicht etwa das Recht, aus dem der Anſpruch fließt (das Eigentum, die Grund- 
dienſtbarkeit, die Hypothek uſw.). Ein Forderungsrecht gewährt einen Anſpruch, 
wenn es fällig iſt. Erſt von der Fälligkeit des Forderungsrechtes an, d. h. von 
dem Zeitpunkt an, in dem die ſofortige Leiſtung verlangt werden kann, 
laufen die Verjährungsfriſten. (Aber das Verhältnis zwiſchen Forderungsrecht 
und Anſpruch vgl. oben S 2 III.) Ein abſolutes Recht, insbeſondere ein Sachen⸗ 
recht (Eigentum, Nießbrauch, Pfandrecht uſw.) gewährt einen Anſpruch erſt, wenn 
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es verletzt wird. Auch dingliche Anſprüche (d. h. ſolche, die aus dinglichen Rechten 
fließen) unterliegen der Verjährung. Eine Ausnahme beſteht nur für die Anſprüche 
aus eingetragenen Rechten: fie verjähren nicht (8 902 Abſ. 1 Satz 1. Anteraus⸗- 
nahmen: 88 902 Abſ. 1 Satz 2 und 1028 Satz 1.) Auch Anſprüche aus familienrecht⸗ 
lichen Verhältniſſen verjähren grundſätzlich; doch iſt die Verjährung ausgeſchloſſen, 
ſoweit der Anſpruch darauf gerichtet iſt, daß für die Zukunft der Zuſtand hergeſtellt 
wird, der dem familienrechtlichen Verhältnis entſpricht. 


2. Die Verjährung beginnt grund ſätzlich mit der Entſtehung 
des Anſpruchs (§ 198 Satz 1). Geht der Anſpruch auf Anterlaſſung, jo beginnt 
die Verjährung mit der Zuwiderhandlung (58 198 Satz 2). Sonderbeſtimmungen ent- 
halten die SS 199 bis 201. 


3. Die Verjährungsfriſt beträgt, wenn nichts anderes beſtimmt iſt, 30 Jahre. 
Doch gelten viele Sonderregeln. Für die Anſprüche des täglichen Verkehrs gilt eine 
zweijährige, in einigen Fällen eine vierjährige Friſt. (Die Friſt läuft aber erſt vom 
Jahresende ab.) Für rückſtändige Zinſen und regelmäßig wiederkehrende Leiſtungen 
gilt eine vierjährige Friſt. Für Erſatzanſprüche aus unerlaubter Handlung läuft eine 
Drei ⸗Jahresfriſt. 

4. Hemmung der Verjährung (58S 202 bis 205). Der Zeitraum, während 
deſſen die Verjährung gehemmt iſt, wird in die Verjährungsfriſt nicht eingerechnet. 
Nach der Beendigung der Hemmung läuft die Verjährungsfriſt weiter (fie beginnt 
nicht etwa neu). Hemmungsgründe ergeben ſich insbeſondere aus den 8$ 202 bis 
204, 639, 802. Der Grundgedanke iſt: es ſoll in die Verjährungsfriſt die Zeit nicht 
eingerechnet werden, während der der Berechtigte nicht klagen kann oder ihm die 
Klage nicht zuzumuten iſt. So iſt die Verjährung z. B. gehemmt, ſolange die Leiſtung 
geſtundet oder der Verpflichtete aus einem andern Grunde vorübergehend zur Ver⸗ 
weigerung der Leiſtung berechtigt iſt; doch gilt das nicht für die Einrede des Zurück- 
behaltungsrechts, des nicht erfüllten Vertrags und einige andere „vorübergehende 
Einreden” (S 202). 

5. Anterbrechung der Verjährung (SS 208 bis 218). Hier kommt die 
Verjährungsfriſt nicht zum Ablauf. Nach Beendigung der Anterbrechung beginnt 
eine neue Verjährungsfriſt. Die wichtigſten Anterbrechungsgründe find: der Ver⸗ 
pflichtete erkennt dem Berechtigten gegenüber den Anſpruch durch Abſchlagzahlung, 
Zinszahlung, Sicherheitsleiſtung oder in anderer Weiſe an, oder der Berechtigte 
erhebt Klage, läßt einen Zahlungsbefehl im Mahnverfahren zuſtellen uſw. 


6. Die Wirkung der Verjährung iſt, daß der Verpflichtete die Leiſtung 
verweigern kann (§ 222 Abſ. 1). Er hat die „Einrede der Verjährung“. Dieſer Ein- 
rede kann unter Amſtänden die „Einrede der Argliſt“ entgegengeſetzt werden. Das 
iſt wenigſtens dann der Fall, wenn der Schuldner, ohne den Anſpruch anzuerkennen, 
den Gläubiger hingehalten hat, um die Verjährungseinrede zu gewinnen. Das 
Reichsgericht hat aber auch die Verjährungseinrede der Militärverwaltung in einem 
Fall zurückgewieſen, in dem dieſe das Schadenserſatzbegehren des Gläubigers nach 
fünf Monaten abſchlägig beſchieden hatte (RG 87, 283). Die Verjährung kann nicht 
durch Rechtsgeſchäft ausgeſchloſſen oder erſchwert werden. Dagegen iſt Erleichterung 
(insbeſondere Abkürzung der Friſten) möglich ($ 225). 


5 7. Mehrheit von Schuldnern und Gläubigern 


J. Mehrere können in verſchiedener Weiſe Schuldner einer 
Verbindlichkeit ſein. Es iſt möglich, daß jeder nur einen Teil ſchuldet: jeder 
von den beiden Mietern einer gemeinſchaftlichen Wohnung ſoll die Hälfte des Mict- 
preiſes zahlen, zwei Perſonen haben eine beſtimmte Geldſumme zu ſchenken ver- 
ſprochen, derart, daß jeder nur einen Teil zu leiſten hat. Hier gibt es fo viel Forde ⸗ 
rungen und Verbindlichkeiten wie Schuldner, doch beſteht zwiſchen den verſchiedenen 
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Forderungen (Verbindlichkeiten) ein Zuſammenhang; fo kann z. B. ein Rüdtritts- 
recht nur von allen Teilſchuldnern zuſammen ausgeübt werden ($ 356). Eine andere 
Geſtaltung ift die, daß mehrere als Inhaber eines Geſamthands vermögens (einer 
Geſellſchaft nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch, einer Offenen Handelsgeſellſchaft uſw.) 
eine Leiſtung ſchulden; fie find dann verpflichtet, zu der geſchuldeten Leiſtung (3. B. zu 
der Abereignung des zum Geſamthandsvermögen gehörenden Gegenſtands) zuſammen⸗ 
zuwirken. Eine dritte und praktiſch beſonders wichtige Möglichkeit iſt die, daß jeder 
von den mehreren Schuldnern die ganze Leiſtung zu bewirken, der Gläubiger ſie aber 
nur einmal zu bekommen hat. Hier ſpricht man von Geſamtſchuldnern. 


II. Das Bürgerliche Geſetzbuch ſtellt den Grundſatz auf, daß, wenn mehrere eine teil ⸗ 
bare Leiſtung ſchulden, im Zweifel jeder Schuldner nur zu einem gleichen Anteil ver⸗ 
pflichtet iſt (8 420). Doch wird dieſer Grundſatz durch fo viele und praktiſch fo wichtige 
Ausnahmen durchbrochen, daß das Gegenteil die Regel iſt. Vor allem beſtimmt der 
8 427, daß, wenn ſich mehrere durch Vertrag gemeinſchaftlich zu einer teilbaren 
Leiſtung verpflichten, ſie im Zweifel als Geſamtſchuldner haften, und nach dem 8 2058 
haften die Erben für die gemeinſchaftlichen Nachlaßverbindlichkeiten als Gefamt- 
ſchuldner. (Weitere Ausnahmen: 88 42, 53, 86, 89, 769, 830, 840, 1108 II, 1388, 
1459 II. 1480 II, 1530 II, 1833 II, 1915, 2219 II, 2382.) Schulden mehrere eine un- 
teilbare Leiſtung (ſie haben zuſammen einen ihnen gehörigen Gegenſtand vermietet 
oder ihr Landgut verpachtet), jo haften fie nach 8 431 als Geſamtſchuldner. 


III. Das Recht des Geſamtſchuldverhältniſſes tft von dem Grundſatz beherrſcht, daß 
die Handlungen eines der Geſamtſchuldner den anderen Geſamtſchuldnern zwar 
nutzen, aber nicht ſchaden können. Erfüllung, Hingabe an Erfüllungs Statt, 
befreiende Hinterlegung und Aufrechnung wirkt, wenn fie durch einen der Gefamt- 
ſchuldner erfolgt, zugunſten aller: die Forderung des Gläubigers erliſcht allen 
Schuldnern gegenüber. Bei einem Erlaßvertrag zwiſchen dem Gläubiger und einem 
der Geſamtſchuldner gilt das nur, „wenn die Vertragſchließenden das ganze Schuld- 
verhältnis aufheben wollen“ (§ 423). Nimmt der Gläubiger die ihm von einem der 
Geſamtſchuldner richtig angebotene Leiſtung nicht an, fo kommt er allen Geſamt⸗ 
ſchuldnern gegenüber in Gläubigerverzug. Im übrigen wirken, ſoweit ſich nicht aus 
dem Schuldverhältnis ein anderes ergibt, Tatſachen nur für und gegen den Gefamt- 
ſchuldner, in deſſen Perſon ſie eintreten: das Verſchulden eines der Geſamtſchuldner 
brauchen die anderen nicht zu vertreten, der Verzug eines Geſamtſchuldners wirkt 
nicht den übrigen Geſamtſchuldnern gegenüber, eine Kündigung wirkt nur perſönlich, 
die Verjährung kann verſchieden fein, ein Arteil für oder gegen einen der Gefamt- 
ſchuldner erlangt keine Rechtskraft ſür oder gegen die übrigen. 


IV. Im Verhältnis der Geſamtſchuldner zueinander gilt folgen- 
des. Es kann ſich aus dem zwiſchen ihnen beſtehenden Verhältnis (Geſellſchaft uſw.) 
ergeben, welchen Anteil der einzelne zu tragen hat. Soweit ſich nichts aus einem 
ſolchen Verhältnis ergibt, find die Geſamtſchuldner „im Verhältnis zueinander zu 
gleichen Anteilen verpflichtet“. Leiſtet einer der Geſamtſchuldner dem Gläubiger 
mehr, als er im Innenverhältnis zu tragen hat, fo kann er von jedem der anderen Ge ; 
ſamtſchuldner Ausgleichung verlangen. Die übrigen Geſamtſchuldner haften ihm nicht 
etwa als Geſamt-, ſondern als Teilſchuldner: jeder hat einen entſprechenden Teil 
zu leiſten. Betrug die Geſamtſchuld 1000, die Zahl der Geſamtſchuldner 10, und hat 
einer der Geſamtſchuldner dem Gläubiger 1000 gezahlt, ſo kann dieſer Geſamt⸗ 
ſchuldner von jedem der 9 Mitſchuldner 100 verlangen. „Kann von einem Geſamt⸗ 
ſchuldner der auf ihn entfallende Betrag nicht erlangt werden, ſo iſt der Ausfall von 
den übrigen zur Ausgleichung verpflichteten Schuldnern zu tragen“ (8 426 Abſ. 1 
Satz 2). Iſt alſo einer der 9 Mitſchuldner zahlungsunfähig, fo kann der Geſamt. 
ſchuldner von jedem der anderen 8 Mitſchuldner 111,11 ſtatt 100 verlangen. „So. 
weit ein Geſamtſchuldner den Gläubiger befriedigt und von den übrigen Schuldnern 
Ausgleich verlangen kann, geht die Forderung des Gläubigers gegen die übrigen 
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Schuldner auf ihn über“ (8 426 Abſ. 2 Satz 1); das iſt beſonders deshalb wichtig, weil 
mit der Forderung nach den §8 401, 412 (oben 8 5 IM auch die Sicherungen (Pfand; 
rechte, Hypotheken, Rechte aus Bürgſchaften) übergehen. 

V. Mehrere können in verſchiedener Weiſe Gläubiger einer 
Forderung ſein. Es iſt möglich, daß jeder nur einen Teil zu fordern hat; das 
ſoll im Zweifel gelten, wenn mehrere eine teilbare Leiſtung zu fordern haben (jeder 
Gläubiger iſt nur zu einem gleichen Anteil berechtigt). Es iſt möglich, daß die Forde⸗ 
rung mehreren Gläubigern in der Weiſe zuſteht, daß ſie nur zuſammen über ſie ver⸗ 
fügen können (Geſamthandsgläubiger). Der einzelne Gläubiger kann zwar die 
Leiſtung verlangen, aber nur Leiſtung an alle: er kann verlangen, daß der Schuldner 
die geſchuldete Sache für alle Gläubiger hinterlegt oder, wenn ſie ſich nicht zur 
Hinterlegung eignet, daß der Schuldner ſie an einen gerichtlich zu beſtellenden Ver⸗ 
wahrer abliefert. Der Schuldner kann nur an alle Gläubiger gemeinſchaftlich leiſten. 
Anders iſt es bei der Geſamtgläubigerſchaft: hier kann jeder Gläubiger die ganze 
Leiſtung fordern, der Schuldner iſt aber nur verpflichtet, die Leiſtung einmal zu 
bewirken. 

VI. Bei Geſamtgläubigerſchaft kann der Schuldner „nach feinem Belieben 
an jeden der Gläubiger leiſten“, und zwar auch dann noch, wenn einer der Gläubiger 
bereits auf Leiſtung geklagt hat (8 428). Verzug eines Geſamtgläubigers wirkt gegen 
alle. (Der ſonſt ſtreng durchgeführte Grundſatz, daß die Handlungen des einen Be⸗ 
teiligten den anderen zwar nützen, aber nicht ſchaden können, iſt hier durchbrochen.) 
Wenn Forderung und Schuld ſich in der Perſon eines Geſamtgläubigers vereinigen, 
erlöſchen die Rechte der übrigen Gläubiger gegen den Schuldner. Im übrigen gelten 
die Regeln des Geſamtſchuldverhältniſſes entſprechend: gegen alle Gläubiger wirken 
alſo Erfüllung, Hingabe und Annahme an Erfüllungs Statt, befreiende Hinterlegung, 
Aufrechnung, unter Amſtänden auch Erlaß; nur für und gegen den einzelnen wirken 
Kündigung, Mahnung, Schuldnerverzug, Verjährung, Rechtskraft. 

VII. Im Verhältnis zueinander find die Geſamtgläubiger zu gleichen Un- 
teilen berechtigt, ſoweit nicht ein anderes beſtimmt iſt. Hat einer der Geſamtgläubiger 
mehr erhalten, als ihm im Innenverhältnis zuſteht, jo beſteht eine Ausgleichspflicht. 


Zweites fjauptſtück: Das Schulöverhältnis 


88. Allgemeines 

1. Häufig bezeichnet man als Schuldverhältnis die Schuld und die ihr gegenüber- 
ſtehende Forderung, alſo das Rechtsverhältnis, das darin beſteht, daß jemand von 
einem andern eine Leiſtung zu fordern hat und der andere die Leiſtung ſchuldet. Von 
dem Schuldverhältnis in dieſem Sinne handelte das erſte Hauptſtück dieſes Beitrags. 


II. Häufiger wird die Bezeichnung Schuldverhältnis für die Rechtsbeziehungen zwiſchen 
zwei Perſonen gebraucht, die aus einer Mehrheit von Rechten und Verbindlichkeiten 
beſtehen, aus denen ſich aber auch weitere Forderungen und Verpflichtungen ent⸗ 
wickeln können, die ſich alſo als Quelle von Forderungen und Schulden darſtellen. 
Man denke an das Verhältnis zwiſchen Käufer und Verkäufer, an das Auf⸗ 
tragsverhältnis, an ein Rechtsverhältnis aus unerlaubter Handlung, aus ungerecht⸗ 
fertigter Bereicherung uſw. Es gibt auch Schuldverhältniſſe dieſer Art, aus denen 
nicht nur Forderungen und Verpflichtungen, ſondern auch Nechtsgeſtaltungsrechte 
(3. B. Kündigungsrechte) entſtehen können. Man denke an das Mietverhältnis, das 
Darlehnsverhältnis ufw. Von dem Schuldverhältnis in dieſem Sinne ſoll dieſes 
zweite Hauptſtück handeln. Man hat es ein Mutterverhältnis genannt, weil es 
Forderungen und Verpflichtungen gebiert, und einen Organismus, weil es der Ent- 
wicklung unterliegt: durch Zeitablauf und neue Lebensgeſtaltungen können ſich die 
Rechtsbeziehungen, aus denen es beſteht, ändern, es können Rechte und Verbindlich- 
keiten einen anderen Inhalt erhalten oder e es können neue Rechte und Ver. 
bindlichkeiten entſtehen. 
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III. Das Schuldverhältnis iſt entweder ein einſeitiges oder 
ein zweiſeitiges. 


1. Einſeitig iſt das Schuldverhältnis, das neue Verpflichtungen eines Teils 
enthält und hervorbringen kann (einfeitig verpflichtendes Schuldverhältnis). Das 
Handdarlehen (d. h. der durch Hingabe des Geldes und Rückzahlungs vereinbarung 
geſchloſſene Darlehnsvertrag) verpflichtet nur den Empfänger (nämlich zur Rüd- 
zahlung), das Schenkungsverſprechen nur den Verſprechenden (der andere Teil wird 
nicht zur Annahme der Schenkung verpflichtet), die unerlaubte Handlung nur den, 
der ſie zu vertreten hat (zum Schadenserſatz), die ungerechtfertigte Bereicherung nur 
den Bereicherten uſw. 


2. Zweiſeitig iſt das Schuldverhältnis, das Verpflichtungen für beide Teile 
begründet oder doch begründen kann. Man unterſcheidet vollkommen zweiſeitige 
Schuldverhältniſſe und unvollkommen zweiſeitige. Bei dem vollkommen zweiſeitigen 
entſtehen ſchon mit der Begründung des Schuldverhältniſſes Verpflichtungen beider 
Teile (wenn auch vielleicht nur als bedingte); das iſt z. B. der Fall bei dem Kauf⸗ 
verhältnis, dem Mietverhältnis, dem Geſellſchaftsverhältnis, auch bei dem Leih⸗ 
verhältnis (es ſei denn, daß die Verpflichtung des Leihers zur Gebrauchsüberlaſſung 
wegbedungen iſt, $ 598). Bei dem unvollkommen zweiſeitigen Schuldverhältnis ent- 
ſtehen nur Verpflichtungen des einen Teils, doch können ſich aus dem Eintritt be- 
ſonderer Amſtände auch Verpflichtungen des andern Teils ergeben. Das Auftrags- 
verhältnis verpflichtet ſtets den Beauftragten zur Ausführung des Auftrags, macht 
aber der Beauftragte Aufwendungen, um den Auftrag auszuführen, ſo kann eine 
Verpflichtung des Auftraggebers zum Erſatz dieſer Aufwendungen beſtehen ($ 669). 


IV. Gegenſeitige Verpflichtungen im zweiſeitigen Schuld 
verhältnis. N 

1. Gegenſeitigkeit der Verpflichtungen liegt vor, wenn die eine Leiſtung als Entgelt 
für die andere geſchuldet wird. Stehen ſich in einem Schuldverhältnis ſolche Ver. 
pflichtungen gegenüber, ſo ſpricht man von einem gegenſeitigen Schuldverhältnis. 
Dieſes wäre alſo eine beſondere Art des zweifeitigen Schuldverhältniſſes. Doch gibt 
es nicht ſelten in ſolchen Schuldverhältniſſen auch Verpflichtungen, die nicht in dieſes 
Gegenſeitigkeitsverhältnis einbezogen find. Im Kaufverhältnis ſtehen die Verpflich- 
tung des Käufers zur Zahlung des Kaufpreiſes und die des Verkäufers zur Aber⸗ 
eignung und Verſchaffung der gekauften Sache im Gegenſeitigkeitsverhältnis; die 
außerdem ſtets beſtehende Verpflichtung des Käufers zur Abnahme der gekauften 
Sache ſteht aber regelmäßig nicht im Gegenſeitigkeitsverhältnis (fie iſt keine Haupt,, 
ſondern eine bloße Nebenverpflichtung). Iſt nach Erfüllung eines Kaufvertrags ein 
Teil berechtigterweiſe von dem Vertrag zurückgetreten, ſo ſteht die Verpflichtung 
des Verkäufers zur Rückzahlung des Kaufpreiſes und die Verpflichtung des Käufers 
zur Rüdübereignung und Verſchaffung der gekauſten Sache im Gegenſeitigkeitsver⸗ 
hältnis; dagegen ſteht die Verpflichtung des Verkäufers zur Rücknahme der Sache nur 
ausnahmsweiſe in dieſem Verhältnis. 


2. Für das Gegenſeitigkeitsverhältnis gelten insbeſondere folgende Regeln: 


a) Wer eine Gegenſeitigkeitsleiſtung zu fordern hat, kann ſie auch dann fordern, 
wenn er die ihm obliegende Leiſtung noch nicht erbracht hat. Sofern nicht die Vor. 
leiſtungspflicht eines Teils vereinbart iſt — das kann auch ſtillſchweigend geſchehen —, 
kann der Käufer vor Zahlung des Kaufpreiſes Verſchaffung und Abereignung der 
Kaufſache, der Verkäufer vor Erfüllung ſeiner Verkäuferpflichten die Zahlung des 
Kaufpreiſes fordern. Aber der andere Teil kann dem Begehren die „Einrede des 
nicht erfüllten Vertrages“ entgegenſtellen. Das iſt Ausübung eines Zurückbehaltungs⸗ 
rechtes, wie wir es aus dem § 273 (oben S4 VI) kennen, doch beſteht hier nicht, wie 
in dem Fall des § 273, für den Gegner die Möglichkeit, die Einrede durch Sicherheits. 
leiſtung abzuwenden. Die Einrede führt, wenn ſie im Prozeß vorgebracht wird, nicht 
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zur Abweiſung der Klage, ſondern wie die Ausübung des Zurückbehaltungsrechts des 
§ 273 zur Beſchränkung der Verurteilung: der Beklagte wird verurteilt, Zug um 
Zug gegen Bewirkung der Gegenleiſtung zu leiſten. Die Zwangsvollſtreckung erfolgt 
dann nach § 274 Abſ. 2 BGB, SS 756, 726 ZPO. Eine Verurteilung des Klägers zu 
der ihm obliegenden Leiſtung liegt nicht etwa in dem Arteil. Am ſolche Verurteilung 
zu erreichen, hätte der Beklagte Widerklage erheben oder ſelbſtändig klagen müſſen. 


Die Einrede des nicht erfüllten Vertrages iſt wie jedes Zurückbehaltungsrecht dem 
Gedanken von Treu und Glauben entſprungen. Es kann deshalb dort nicht geltend 
gemacht werden, wo ſeine Geltendmachung gegen Treu und Glauben verſtoßen würde. 
Doch ſpricht das Bürgerliche Geſetzbuch das nur für den beſonderen Fall des 8 320 
Abſ. 2 aus (es ſteht von der Gegenleiſtung nur noch ein Teil aus) und daraus wird 
geſchloſſen, daß die Einſchränkung nur in dieſem Falle gelte. 

b) Mitunter hat nach dem Vertrage ein Teil vorzuleiſten. Klagt er die Gegenleiſtung 
ein, ohne ſeine Leiſtung bewirkt zu haben, ſo kann der Beklagte durch den Nachweis 
der Vorleiſtungspflicht die Abweiſung der Klage erreichen (ſie iſt zur Zeit unbe⸗ 
gründet). Wird vom Vorleiſtungs pflichtigen die Leiſtung verlangt, fo hat er natür⸗ 
lich nicht die Einrede des nicht erſüllten Vertrages; aber in einem beſonderen Falle 
hat er das beſondere Zurückbehaltungsrecht des 8 321. Iſt nämlich nach dem Abſchluß 
des Vertrages, der die Vorleiſtung beſtimmte, in den Vermögensverhältniſſen des 
andern Teils eine weſentliche Verſchlechterung eingetreten, durch die der Anſpruch 
auf die Gegenleiſtung gefährdet wird, ſo kann er ſeine Leiſtung verweigern, bis die 
Gegenleiſtung bewirkt oder Sicherheit für ſie geleiſtet iſt. Ein Recht, auf Leiſtung 
Zug um Zug oder auf Beſtellung einer Sicherheit zu klagen, erlangt der Vorleiſtungs⸗ 
berechtigte durch die Verſchlechterung in den Vermögensverhältniſſen des anderen 
Teils nicht, auch kein Rücktrittsrecht. Abrigens hat er das Zurückbehaltungsrecht 
nicht, wenn die ſchlechten Vermögensverhältniſſe ſchon bei Vertragsabſchluß be⸗ 
ſtanden, aber erſt ſpäter hervorgetreten find. Der § 321 iſt eine der Beſtimmungen, 
in denen das Bürgerliche Geſetzbuch einer grundlegenden Anderung der bei Vertrags- 
abſchluß gegebenen Verhältniſſe einen Einfluß auf den Inhalt des Schuldverhältniſſes 
gewährt (vgl. auch S 610 und unten S 17 M. 


c) Wer vorzuleiſten verpflichtet iſt, kann auf „Leiſtung nach Empfang der Gegen- 
leiſtung“ klagen, wenn der andere Teil im Verzuge der Annahme (SS 284, 285; unten 
$ 91) iſt (S 322 Abſ. 2). 

d) Beſondere Bedeutung hat das Gegenſeitigkeitsverhältnis, wenn eine der Gegen⸗ 
ſeitigkeitsleiſtungen unmöglich wird (88 323 bis 325) oder wenn der eine Teil in 
Schuldnerverzug kommt (8326) oder wenn ein anderes, das Schuldverhältnis um. 
geſtaltendes Ereignis eintritt. Das iſt unten in dem 8 9 zu behandeln. 


V. Schuldverhältniſſe entſtehen aus Rechtsgeſchäften, aus unerlaubtem 
Verhalten, mitunter auch aus rechtmäßigem, einen Schaden anrichtendem Tun, aus 
Staatsakten oder aus anderen Tatbeſtänden. | 

1. Rechtsgeſchäft ift der Tatbeſtand, der mindeſtens eine Willenserklärung 
enthält und an den die Rechtsordnung Rechtsfolgen knüpft, die der Willenserklärung 
entſprechen. 

Einſeitige Rechtsgeſchäfte ſind die gefetzlichen Tatbeſtände, die nur die 
Willenserklärung einer Partei erfordern. Hierher gehört die Errichtung eines 
Teſtamentes; auch die Auslobung (SS 657 ff.), die Zuwendung an eine Stiftung, die 
errichtet werden fol (88 80 ff.), wohl auch die Schuldverſchreibung auf den Inhaber 
(88 793 ff.), die Annahme einer Anweiſung (8 784) und die Ausſtellung eines Wechſels 
gehören hierher. 

Den einſeitigen Rechtsgeſchäften ſtehen die Verträge gegenüber. Hier handelt 
es ſich um Tatbeſtände, in denen mindeſtens zwei Parteien ihren auf Herbeiführung 
derſelben Rechtsfolgen gerichteten Willen zum Ausdruck bringen und an die die 
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Rechtsordnung die als gewollt erklärten Rechtsfolgen (oft außerdem auch noch 
andere) knüpft. Hier kommen nur die Verpflichtungsverträge (Schuldverträge) in 
Betracht (Kauf, Tauſch, Miete, Pacht, Darlehen uſw.), nicht die Verfügungsverträge 
(Abereignung, Forderungsabtretung uſw.). 


2. Anerlaubte Handlung iſt im engeren Sinne das Verhalten (Tun oder 
Anterlaſſen), durch das jemand rechtswidrig und ſchuldhaft einem andern einen 
Schaden zufügt und an das die Rechtsordnung (für den Handelnden, häufig auch 
für einen Dritten) eine Schadenserſatzverpflichtung knüpft. Im Gegenſatz zum fran- 
zöſiſchen Recht knüpft unſer Recht nicht an jede rechtswidrige ſchuldhafte Schadens- 
zufügung eine Schadenserſatzpflicht, ſondern nur an beſtimmte Tatbeſtände. Im 
weiteren Sinne umfaßt der Begriff der unerlaubten Handlung auch die rechtswidrige 
aber nicht ſchuldhafte Schadenszufügung, ſofern es ſich um einen Tatbeſtand handelt, 
an den das Geſetz eine Schadenserſatzpflicht knüpft (Beiſpiel: 8 829). 

In einigen beſonderen Fällen entſtehen Schuldverhältniſſe auch durch ein rechtmäßiges 
Verhalten, durch das einem andern Schaden zugefügt wird. Hierher gehören die Fälle 
der ſogenannten Gefährdungshaftung (8 833 Satz 1 BGB, 8 1 Haftpfliht®, S 7 
Kraftfahrzeug, 8 19 Luftverkehr). Ein anderer Fall iſt der des 8 904: jemand reißt 
eine Latte vom Zaun, weil er ſich nur ſo gegen einen ihn angreifenden Hund wehren 
kann; er handelt nicht rechtswidrig (mag auch der Zaun einem andern als dem Zier- 
halter gehören), aber er muß dem Eigentümer des Zauns den angerichteten Schaden 
erſetzen. Andere Fälle: S 867 BGB, 8 26 GewO, 88 717 Abſ. 3, 945 3PO. Mit- 
unter wird der Begriff der unerlaubten Handlung ſo weit geſpannt, daß er auch dieſe 
Fälle umfaßt (vgl. auch oben 8 3 VI). 

3. Auch durch Staatsakte können Schuldverhältniſſe unter einzelnen ent - 
ſtehen: nicht nur dann, wenn in einem Leiſtungsurteil, das rechtskräftig wird, dem 
Kläger zu Anrecht ein Anſpruch zuerkannt wird, entſteht ein Schuldverhältnis durch 
Staatsakt, ſondern z. B. auch dann, wenn das Anerbengericht dem Erbhofeigentümer 
aufgibt, dem Treuhänder, der den Hof bewirtſchaftet, oder dem Nutzverwalter einen 
Beitrag zu den Bewirtſchaftungskoſten zu leiſten. 


4. Schuldverhältniſſe können auch entſtehen aus Ereigniſſen, die weder 
Handlungen einzelner noch Staatsakte find. So verpflichtet der 
Tod eines Menſchen deſſen Erben, die Koſten der ſtandesmäßigen Beerdigung zu 
tragen (8 1968). Auch Zuſtandsverhältniſſe kommen hier in Betracht: zur rechtlichen 
Seite des Eltern. und Kindes verhältniſſes wie auch gewiſſer anderer Verwandtſchafts⸗ 
verhältniſſe und des ehelichen Verhältniſſes gehören Anterhaltsrechte und Unterhalts- 
pflichten. 

So entſtehen Schuldverhältniſſe aus Tatbeſtänden ganz verſchiedener Art. 


Vl. Der Schuldvertrag iſt ein beſonders wichtiger Grund 
der Entſtehung von Schuldverhältniſſen. 


1. „Zur Begründung eines Schuldverhältniſſes durch Rechtsgeſchäft ... iſt ein 
Vertrag zwiſchen den Beteiligten erforderlich, ſoweit nicht das Geſetz ein anderes 
vorſchreibt“ (8 305). Damit iſt geſagt, daß man einſeitig weder einen andern noch 
auch ſich ſelbſt verpflichten kann, ſoweit nicht eine Sonderregel eingreift. Eine Sonder: 
regel iſt z. B. die Beſtimmung, daß man im Teſtament ſeinen Erben die Verpflichtung 
auferlegen kann, eine Leiſtung an einen Dritten zu bewirken (Vermächtnis, SS 2147 


bis 2191; Auflage §8 2192 bis 2196). Das bloße Verſprechen, ſelbſt eine Leiſtung 


bewirken zu wollen, begründet keine Rechtspflicht des Verſprechenden; ein Schenkungs - 
verſprechen bedarf der Annahme, kann alſo nur durch Vertrag zuſtande kommen (8 518), 
eine Bürgſchaft kann nur durch Vertrag übernommen werden (8 766), ein Schuld⸗ 
verſprechen wird nur als Vertrag wirkſam (8 780) uſw. 

2. Es gilt der Grundſatz der Schuldvertragsfreiheit: ſoweit das 
Recht keine Schranken gezogen hat, können die Parteien durch Vertrag beliebige 
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Verpflichtungen begründen (vgl. oben 8 1 W. Schranken ergeben ſich insbeſondere 
daraus, daß nur eine Leiſtung geſchuldet werden kann, die möglich, erlaubt, hinreichend 
beſtimmt iſt und dem andern ein ſchutzwürdiges Intereſſe gewährt (vgl. oben § 2 VIII). 
Schranken ergeben ſich aber weiter daraus, daß für Verträge und mitunter für Rechts- 
geſchäfte aller Art beſondere Wirkſamkeitserforderniſſe aufgeſtellt find, die im dritten 
Hauptſtück behandelt werden ſollen (vgl. unten 8 11 III). Dazu kommt die große 
Anzahl von Beſchränkungen, die die neuere Rechtsentwicklung gebracht hat. Man denke 
etwa an die Marktordnung in der Ernährungswirtſchaft. 

VII. Aber die „Haftung in Schuldverhältniſſen“ enthalten die 88 276 
bis 279 allgemeine Regeln. Sondervorſchriften finden ſich in allen Teilen des Geſetz⸗ 
buchs und in vielen andern Geſetzen. 


1. Jemand hat einen Amſtand zu vertreten, wenn er für deſſen ſchädigende Wirkungen 
einſtehen muß (ſei es, daß er die ihn ſelbſt treffenden Wirkungen ſelbſt tragen oder 
daß er einem andern den Schaden erſetzen muß, der dieſen trifft, ſei es, daß aus dem 
Tatbeſtand eine für ihn nachteilige Rechtsfolge entſpringt wie Abergang der Gefahr, 
Nilcktrittsrecht des Gegners uſw.). 


2. „Der Schuldner hat, ſofern nicht ein anderes beſtimmt iſt, Vorſatz und Fahrläſſig. 
keit zu vertreten“ (8 276 Abſ. 1 Satz 1). Damit iſt nur ein Haftungsmaßſtab, nicht 
ein Schadenserſatzgrund gegeben. f 
a) Vorſatz und Fahrläſſigkeit find die beiden Grade des Verſchuldens. Beide fetzen 
voraus, daß der Handelnde für ſein Verhalten verantwortlich gemacht werden kann 
(Verantwortlichkeit, Zurechnungsfähigkeit, Deliktsfähigkeit). Die Verantwortlichkeit 
iſt ausgeſchloſſen oder beſchränkt in folgenden Fällen: 


a) Befindet ſich der Handelnde im Zuſtande der Bewußtlofigkeit oder in einem die 
freie Willensbeſtimmung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtes⸗ 
tätigkeit, ſo iſt er für ſein Verhalten nicht verantwortlich. Das iſt bei dauernder 
Geiſteskrankheit oft der Fall, wenn kein „lichter Zwiſchenraum“ vorliegt; die 
Entmündigung als ſolche hat auf die Verantwortlichkeit keinen Einfluß. Auch 
Schlaf, Schlaftrunkenheit, Ohnmacht, hohes Fieber, epileptiſcher Anfall, finnloſe 
Trunkenheit ſchließen die freie Willensbeſtimmung aus. Hat aber der Handelnde 
ſich durch geiſtige Getränke oder ähnliche Mittel (Rauſchgifte!) in einen vorüber ⸗ 
gehenden Zuſtand dieſer Art verſetzt, ſo iſt er für den widerrechtlich verurſachten 
Schaden „in gleicher Weiſe verantwortlich wie wenn ihm Fahrläſſigkeit zur Laſt 
fiele“; nur dann tritt dieſe Verantwortlichkeit nicht ein, wenn der Handelnde ohne 
fein Verſchulden in den Zuſtand geraten iſt (8 827). 

5) Bis zur Vollendung ſeines 7. Lebensjahres (alſo bis zu feinem 7. Geburtstag) 
ift der Menſch nicht verantwortlich (8 828 Abſ. 1). 

7) Vom 8. bis 18. Lebensjahr (bis zum 18. Geburtstag) kommt es darauf an, ob der 
Handelnde bei der Begehung der ſchädigenden Handlung die zur Erkenntnis der 
Verantwortlichkeit erforderliche Einſicht gehabt hat (8 828 Abſ. 2 Satz 1). 

6) Taubſtumme werden wie Jugendliche von 8 bis 18 Jahren behandelt (8 828 
Abſ. 2 Satz 2). 

b) Vorſatz liegt vor, wenn jemand ſich der ſchädlichen Folgen ſeines Tuns oder 
Anterlaſſens bewußt iſt. Zwei Lehren ſtehen ſich gegenüber: die einen meinen, er 
brauche nur unter der Vorſtellung gehandelt zu haben, daß ein ſchädigender Erfolg 
von der Art, wie er dann eingetreten iſt, eintreten werde oder doch eintreten könne; 
die andern lehren, der Erfolg müſſe nicht nur vorgeſtellt, ſondern auch gewollt ſein. 
Jedenfalls braucht nicht die Abſicht vorgelegen zu haben, die ſchädlichen Folgen 
hervorzurufen. Es genügt ſogar, daß der Handelnde mit der Möglichkeit ſolcher 
ſchädlichen Folgen rechnete und gleichwohl handelte (ſog. Eventualdolus). 

c) „Fahrläſſig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht läßt“ 
(8 276 Abſ. 1 Satz 1). Welche Sorgfalt im Verkehr üblich iſt, iſt alſo nicht entſcheidend. 
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Es kommt auch nicht darauf an, ob der Handelnde erkannt hat oder auch nur nach 
feinen perſönlichen Fähigkeiten erkennen konnte, welche Sorgfalt im Verkehr erforder- 
lich iſt. Auch kann es nicht darauf ankommen, ob der Handelnde die perſönlichen Fähig⸗ 
keiten hatte, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt zu beachten. Freilich fordern 
manche Schriftſteller, daß dieſe individualiſierende Betrachtungsweiſe, die im Straf- 
recht faſt allgemein angewandt wird, auch im Zivilrecht angewandt werde. Doch 
herrſcht in der Rechtſprechung und in der Rechtslehre die Anſicht vor, daß es auf die 
Eigenart des einzelnen nicht ankomme, daß insbeſondere der einzelne ſich nicht auf 
feine Eigenart berufen könne, um ſich zu entlaſten (ſog. objektiver Maßſtab). Freilich 
berückſichtigt die herrſchende Meinung die typiſche Verſchiedenheit ganzer Menſchen⸗ 
gruppen, ſtellt alſo z. B. an Jugendliche andere (teils größere, teils geringere) An- 
forderungen als an ältere Menſchen, an Gebildete andere als an Angebildete, ſtellt 
beſondere Anforderungen an Beamte, Arzte, Rechtsanwälte, Notare, Jäger uſw. 


Leichte Fahrläſſigkeit nennt man den geringen, grobe Fahrläſſigkeit den ſchwerſten 
Verſtoß gegen die Anforderungen, die im Verkehr zu ſtellen find. 


3. Der Schuldner haſtet für ſein Verſchulden nur, „ſofern nicht ein anderes be⸗ 
ſtimmt ift”. 

a) Für manche Schuldverhältniſſe iſt geſetzlich beſtimmt, daß der Schuldner außer 
für Vorſatz (für den der Schuldner ſelbſtverſtändlich immer haften muß) nur für grobe 


Fahrläſſigkeit, nicht alſo auch für leichte zu haften hat. So haftet der Schenker (8521) | 


und der Verleiher (8599). So haftet jeder Schuldner, wenn der Gläubiger im 
Verzuge der Annahme iſt (S 300 Abſ. 1, unten 59 12). 


b) Für gewiſſe Schuldverhältniſſe iſt beſtimmt, daß der Schuldner für die Sorgfalt 


einzuſtehen hat, die er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt (diligentia 
quam in suis rebus adhibere solet; culpa in concreto). Vor allem iſt das dort 
der Fall, wo jemand unentgeltlich fremde Angelegenheiten zu erledigen hat. Nur für 
dieſe Sorgfalt haftet, wer unentgeltlich eine Sache verwahrt (S 690), auch der Geſell⸗ 
ſchafter (8 708), ein Ehegatte dem andern gegenüber ($ 1359), der Inhaber der elter- 
lichen Gewalt bei der Verwaltung des Kindesvermögens (8 1664), der Treuhänder, 
dem die Bewirtſchaſtung eines Erbhofs übertragen iſt ($ 80 Abſ. 1 Satz 2 EH VfO). 
Bei Auftrag und Geſchäftsführung ohne Auftrag gilt aber dieſer mildere Haftungs- 
maßſtab trotz der Anentgeltlichkeit nicht. Wer nur für „diligentia quam suis“ 
einzuſtehen hat, iſt nicht von der Haftung für grobe Fahrläſſigkeit befreit. 


c) Durch Rechtsgeſchäft (Vertrag, Vermächtnis) kann die Haftung erweitert, aber 
auch beſchränkt werden. Doch kann die Haftung wegen Vorſatzes dem Schuldner nicht 
im voraus erlaſſen werden (§ 276 Abſ. 2). 


4. Der Schuldner haftet aber auch für Verſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters und 
für Verſchulden ſeiner „Erfüllungsgehilfen“ (der Perſonen, deren er ſich zur Erfüllung 
feiner Verbindlichkeiten bedient), und zwar hat er ihr Verſchulden in gleichem Am⸗ 
fange zu vertreten wie eigenes Verſchulden: haftet er in dem betreffenden Schuld; 
verhältniffe nur für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit, fo hat er auch nur Vorſatz 
und grobe Fahrläſſigkeit ſeiner Leute zu vertreten. Er hat nicht, wie der, deſſen Ver⸗ 
richtungsgehilfe eine unerlaubte Handlung begangen hat (S 831), die Möglichkeit, ſich 
zu entlaſten. In dieſer Beziehung wird alſo ſehr wichtig, ob ein Vertragsverhältnis 
vorliegt oder nicht. Laſſen die Leute des Spediteurs bei einem Amzug Sachen des 
„Auftraggebers“ verſehentlich zurück, ſo kann der Spediteur ſich dem „Auftraggeber“ 
gegenüber nicht darauf berufen, daß er die Leute ſorgfältig ausgewählt und ordnungs⸗ 
mäßig beaufſichtigt habe. Beſchädigen fie dagegen bei dem Umzug das Treppen- 
geländer der Mietwohnung, ſo hat der Spediteur die Entlaſtungsmöglichkeit. Die 
Haftung für Vorſatz des geſetzlichen Vertreters und des Erfüllungsgehilfen kann nicht 
im voraus ausgeſchloſſen werden ($ 278). n 
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5. Der Schuldner einer Gattungsſchuld hat, ſolange die Leiſtung aus der Gattung 
möglich iſt, ſein Anvermögen zur Leiſtung ſtets zu vertreten (auch dann, wenn ihm 
ein Verſchulden nicht zur Laſt fällt). 8 279. 

6. Während des Verzuges haftet der Schuldner für jede Fahrläſſigkeit. Ja, er haftet 
auch für jede durch Zufall eintretende Anmöglichkeit der Leiſtung, wenn er nicht nach⸗ 
weift, daß der Schaden auch bei rechtzeitiger Leiftung eingetreten fein würde. § 287. 


VII. Das Schuldverhältnis zielt darauf ab, daß der Gläubiger die ihm gebührende 
Leiſtung zur rechten Seit und am rechten Orte erhält. Aber die Rechtsbeziehungen 
der Parteien erſchöpfen ſich nicht in dieſen Schuldnerpflichten und den entſprechenden 
Gläubigerrechten. Man hat immer mehr erkannt und anerkannt, daß namentlich 
dort, wo das Schuldverhältnis auf Vertrag beruht (aber nicht nur dort!l), auch 
darüber hinaus Pflichten und Rechte der Parteien beſtehen. Vor allem hat der 
Schuldner auch dafür Sorge zu tragen, daß der Gläubiger nicht durch die Art der 
Leiſtung einen Schaden erleidet, und wenn zur gedeihlichen Abwicklung des Schuld⸗ 
verhältniſſes ein beſonderes Vertrauensverhältnis erforderlich iſt, hat jeder Teil 
alles zu unterlaſſen, was dieſes Vertrauens verhältnis ſtören kann. Liefert in einem 
Dauerlieferungsverhältnis der Schuldner wiederholt mangelhaft, oder nimmt der 
Gläubiger in einem ſolchen Verhältnis wiederholt nicht ordnungsmäßig ab, ſo kann 
das Einfluß gewinnen auf das ganze Schuldverhältnis. Neben den Verpflichtungen, 
die den Hauptinhalt des Schuldverhältniſſes bilden, können namentlich auch Mit⸗ 
teilungs-, Aufklärungs- und Erhaltungspflichten gegeben ſein. 
Solche Begleitverpflichtungen können auch noch beſtehen, wenn das 
Schuldverhältnis bereits abgewickelt iſt; ſie können auch noch zur Entſtehung 
gelangen, wenn ſchon alle Hauptverbindlichkeiten erfüllt ſind. Erfährt der Verkäufer 
nach der Abereignung der verkauften Sache, daß die Sache eine Eigenſchaft hat, die 
dem Käufer, wenn er keine Schutzmaßnahmen trifft, Schaden bringen kann, ſo kann 
der Verkäufer dem Käufer ſchadenserſatzpflichtig werden, wenn er ihm nicht alsbald 
Mitteilung von dieſer Gefahr macht. 
VIII. Tritt jemand an einen anderen heran, um Vertragsverhandlungen einzuleiten, 
ſo hat er ſchon dabei auf die Belange des andern Rückſicht zu nehmen und ſich ſo zu 
verhalten, wie es das Vertrauen erfordert, das ihm der andere entgegenbringen ſoll. 
Geht jemand auf ihm angebotene Vertragsverhandlungen ein, ſo treffen ihn 
entſprechende Pflichten. Solche Pflichten beſtehen, ſolange die Vertragsverhand⸗ 
lungen andauern. Ihre Verletzung begründet für den anderen Teil einen Schadens- 
erſatzanſpruch. Insbeſondere hat jede der beiden Parteien die andere in gewiſſem 
Maße über Amſtände aufzuklären, oon denen ſie weiß oder erkennen muß, daß ſie für 
den Willensentſchluß des anderen Teils von weſentlicher Bedeutung ſind. Jede 
Partei hat z. B. auch Proben, die ihr von der anderen Partei zugeſandt werden, 
ſorgfältig aufzubewahren. Die Entſtehung eines Schadenserſatzanſpruchs wegen 
Verletzung ſolcher Pflichten iſt nicht davon abhängig, daß es zum Vertragsſchluß 
kommt. Schon deshalb ift die Bezeichnung „Verſchulden bei Vertrags 
ſchluß“, die gang und gäbe geworden iſt, nicht glücklich. Abrigens iſt nicht nur 
für eigenes Verſchulden und nicht immer für jedes Verſchulden einzuſtehen. Der 
Haftungsmaßſtab muß ſich nach dem Schuldverhältnis richten, auf deſſen Herbei- 
führung die Verhandlungen abzielen. Für das Verſchulden des geſetzlichen Ver 
treters und der Perſonen, deren ſich eine Partei zum Abſchluß eines Vertrages 
bedient, iſt in entſprechender Anwendung des 8 278 einzuſtehen. Hat jemand auch 
nur fahrläſſig in Vertragsverhandlungen unrichtige Angaben gemacht, die den 
anderen zu falſcher Kalkulation veranlaßt haben, ſo muß er den Schaden erſetzen, der 
dem anderen daraus entſteht (RG 95, 58 ff.). Hat ein Kunſthändler in Frankfurt zu 
einer von ihm an einem beſtimmten Tag abzuhaltenden Verſteigerung einer Gemälde. 
: fammlung einen Berliner Geſchäftsfreund eingeladen, dann aber zwei Tage vor dem 
Verſteigerungstermin die ganze Sammlung veräußert, ſo muß er ſogleich dem 
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Berliner Kaufmann mitteilen, daß die Verſteigerung nicht ſtattfindet. Tut er das 
nicht, und reiſt der Berliner, wie zu erwarten war, nach Frankfurt, ſo muß der 
Frankfurter die Koſten der Reife, unter Amſtänden auch die Koſten der Vergütung, 
die der Berliner für einen Vertreter gezahlt hat, erſetzen, obwohl eine unerlaubte 
Handlung nicht vorliegt. 


IX. Ein Schuldverhältniserliſcht nicht dadurch, daß die einzelnen Forde⸗ 
rungen erfüllt werden, um deren Willen es begründet worden iſt. Es beſteht nicht 
nur als Rechtsgrund für die bewirkten Erfüllungsleiſtungen fort, ſondern es können 
ſich aus dem Schuldverhältnis auch immer noch einmal neue Anſprüche entwickeln 
(z. B. dadurch, daß ein Mangel der gelieferten Sache ſpäter einen Schaden herbei⸗ 
führt). Mit rückwirkender Kraft erliſcht ein Schuldverhältnis, wenn das Rechts- 
geſchäft, auf dem es beruht, in rechtswirkſamer Ausübung eines Anfechtungsrechts 
(SS 119, 120, 123) angefochten wird. Dagegen wirkt der Eintritt einer auflöſenden 
Bedingung, unter der das Schuldverhältnis ſtand, und auch der Rücktritt, den für 
einige Fälle das Geſetz vorſieht und der auch in dem das Schuldverhältnis begründen- 
den Vertrage vorbehalten ſein kann, nicht zurück. Soweit die Forderungen, um deren 
Willen das Schuldverhältnis begründet worden iſt, noch nicht erfüllt ſind, erlöſchen 
ſie, und hinſichtlich der bereits bewirkten Erfüllungsleiſtungen entſtehen grundſätzlich 
Ausgleichspflichten. Für ein Dauerſchuldverhältnis wirkt demgemäß, was die Zu- 
kunft anlangt, der Eintritt einer auflöſenden Bedingung und der Rücktritt wie eine 
Kündigung, die ſofort wirkſam wird; die Kündigung beſchränkt ſich aber im Gegen⸗ 
ſatz zum Eintritt der auflöfenden Bedingung und zum Rücktritt auf dieſe Zukunfts- 
wirkung. 


89. Veränderung des Schuldverhältniſſes 


Ein Schuldverhältnis erfährt eine Veränderung, wenn ein Ereignis oder ein Zeit; 
punkt eintritt, von dem (durch eine Bedingung oder Zeitbeſtimmung) eine ſolche 
Anderung abhängig gemacht iſt. Aber es gibt auch andere Fälle, in denen das Schuld⸗ 
verhältnis eine nachträgliche Amgeſtaltung erfährt. Grundſätzlich iſt zur Anderung 
des Inhalts eines Schuldverhältniſſes ein Vertrag zwiſchen den Beteiligten erforder- 
lich (S 305) und genügend. Aber ein Schuldverhältnis erfährt eine Veränderung z. B. 
auch dann, wenn der Gläubiger oder der Schuldner in Konkurs gerät. Als allge⸗ 
meine Anderungsgründe kommen — von dem Vertrage abgeſehen — vor allem 


— 


folgende in Betracht: der Gläubiger nimmt die ihm richtig angebotene Leiſtung 


nicht an („Gläubigerverzug“) oder er bekommt nicht, was er bekommen 
ſollte. In der zweiten Beziehung behandelt das Bürgerliche Geſetzbuch den 
Schuldnerverzug und das Anmöglichwerden der Leiſtung. Doch 
ſind damit die Möglichkeiten nicht erſchöpft. Auch wenn der Schuldner erfüllt, durch 
die Art ſeiner Leiſtung aber dem Gläubiger einen Schaden zufügt, der von der 
Qualität der Leiſtung als Erfüllung unabhängig iſt, muß eine Anderung des Schuld- 
verhältniſſes eintreten. 

J. Der Gläubigerverzug (Annahmeverzug) beſteht darin, daß der Gläubiger 
die ihm richtig angebotene Leiſtung nicht annimmt (8 293). Es iſt zu unterſcheiden 
zwiſchen Annahme und Abnahme. Abnahme iſt die Handlung, durch die der Schuldner 
von der Leiſtungsſache befreit wird (das körperliche Wegnehmen). Eine Verpflich- 
tung zur Abnahme beſteht z. B. für den Käufer (8 433 Abſ. 2) und beim Werkvertrag 
für den Beſteller (8 640 Abſ. 1). Wird die Abnahmepflicht trotz Fälligkeit und Mab- 
nung nicht erfüllt, jo kommt der Käufer oder der Beſteller des Werkes in Schuldner- 
verzug. Aber der Gläubigerverzug iſt nicht Verletzung einer Schuldnerverpflichtung. 
Wo eine Abnahmepflicht beſteht, kann durch ein und dasſelbe Verhalten zugleich 
Schuldner. (Abnahme) Verzug und Gläubiger (Annahme-) Verzug entſtehen. 

1. Der Gläubigerverzug ſetzt voraus, daß der Schuldner leiſten darf (die Ver ⸗ 
pflichtung alſo in dieſem Sinne fällig ift), daß er leiſten will und daß er leiſten kann. 
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Der Wille zur Leiſtung muß grundſätzlich dadurch zum Ausdruck kommen, daß der 
Schuldner dem Gläubiger die Leiſtung ſo anbietet, wie ſie zu bewirken iſt (tatfächliches 
Angebot, § 294), doch genügt ausnahmsweiſe ein bloß wörtliches Angebot (nämlich 
wenn der Gläubiger dem Schuldner erklärt hat, daß er die Leiſtung nicht annehmen 
werde, oder wenn zur Bewirkung der Leiſtung eine Handlung des Gläubigers er- 
forderlich iſt (wie die Abholung oder der Abruf, die Ausübung des Wahlrechts, die 
Zuſendung von Proben), und in gewiſſen Fällen bedarf es überhaupt keines Angebots 
($ 296; dies interpellat pro homine). Iſt der Schuldner bei bloß wörtlichem An⸗ 
gebot oder in den Fällen des § 296 zur Leiſtung außerſtande, ſo kommt der Gläubiger 
nicht in Verzug. 


2. Die Rechtsfolgen des Gläubigerverzugs beſtehen vor allem darin, daß die 
Schuldnerpflichten gemildert werden. Während des Gläubigerverzugs haftet der 
Schuldner nur für Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit; handelt es ſich um eine ver- 
zinsliche Geldſchuld, ſo fällt die Zinspflicht weg; hat der Schuldner die Nutzungen 
eines Gegenſtands herauszugeben oder zu erſetzen, ſo beſchränkt ſich die Verpflichtung 
auf die Nutzungen, die er wirklich zieht. Ferner erlangt der Schuldner durch den 
Gläubigerverzug die Möglichkeit, ſich in beſonderer Weiſe von ſeiner Verpflichtung 
zu befreien: bei Grundſtücken durch Aufgabe des Beſitzes ($ 303), bei Sachen, die 
hinterlegbar find, durch Hinterlegung (8S 372 ff.), bei anderen Sachen durch Selbſt⸗ 
hilfeverkauf und Hinterlegung des Erlöſes (88 382 ff.). Wird eine Gegenſeitigkeits. 
leiſtung während des Annahmeverzugs ihres Gläubigers durch Zufall unmöglich, ſo 
behält der andere Teil feinen Gegenanſpruch (§ 324 Abſ. 2; unten III 2). 


II. Schuldnerverzug (Annahmeverzug) liegt vor, wenn der Schuldner trotz 
Fälligkeit und Mahnung nicht leiſtet, es ſei denn, daß er die Verzögerung nicht zu 
vertreten hat (SS 284 ff.). Fälligkeit bedeutet hier, daß der Gläubiger die Leiſtung 
zu fordern berechtigt iſt. Der Mahnung, die nach Fälligkeit zu erfolgen hat, die aber 
auch mit der die Fälligkeit begründenden Handlung (Kündigung) verbunden werden 
kann, ſteht die Erhebung der Leiſtungsklage, auch die Zuſtellung eines Zahlungs- 
befehls gleich. Es bedarf keiner Mahnung, wenn für die Leiſtung eine Zeit nach 
dem Kalender beſtimmt iſt oder die Leiſtungszeit ſich von einer Kündigung ab nach 
dem Kalender berechnen läßt (8 284 Abſ. 23 „dies interpellat pro homine“). „Der 
Schuldner kommt nicht in Verzug, ſolange die Leiſtung infolge eines Amſtands unter⸗ 
bleibt, den er nicht zu vertreten hat“. Daß das der Fall ift, muß der Schuldner be ⸗ 
weiſen. Der Schuldner hat fein eigenes Verſchulden nach dem § 276 und nach Sonder- 
beſtimmungen, fremdes Verſchulden nach Maßgabe von § 278, bei Gattungsſchulden, 
ſolange die Gattung noch beſteht, auch Anvermögen, das unabhängig von ſolchem 
Verſchulden iſt, zu vertreten. Oft hat er auf Grund beſonderer Abreden auch noch 
weitergehend zu haften (vgl. oben 8 8 VII). 


Der Schuldnerverzug bringt eine Verſchärfung der Schuldnerpflichten. Der Schuldner 
hat dem Gläubiger den Schaden zu erſetzen, den dieſer durch die Verzögerung erleidet 
(den ſogenannten Verzugsſchaden, § 286 Abſ. 1). Bei Geldſchulden hat er während 
des Verzuges Verzugszinſen zu entrichten (4 v. H); Geltendmachung weiteren 
Schadens iſt dadurch nicht ausgeſchloſſen. Während des Verzuges hat der Schuldner 
jede Fahrläſſigkeit zu vertreten; ja, er iſt auch für die während des Verzugs durch 
Zufall eintretende Anmöglichkeit der Leiſtung verantwortlich, es ſei denn, daß der 
Schaden auch bei rechtzeitiger Leiſtung eingetreten ſein würde. Hat die Leiſtung 
infolge Verzuges für den Gläubiger kein Intereſſe mehr, jo kann der Gläubiger 
die Leiſtung ablehnen und Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen ($ 286 in 
Verbindung mit 88 346 bis 356). Beſondere Verzugsfolgen treten im Gegenſeitig⸗ 
keitsverhältnis ein (88 326 f). Hier kann der Säumige dem Nichtſäumigen zur Be⸗ 
wirkung der Leiſtung eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er 
die Annahme nach dem Ablauf der Friſt ablehnen werde. Nach dem Ablauf der Friſt 
iſt der Erfüllungsanſpruch ausgeſchloſſen. Der Nichtſäumige kann nach ſeiner Wahl 


— 2 


36 Blomeyer 


Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen (den er abſtrakt oder konkret berechnen 
kann) oder vom Vertrag zurücktreten. Nicht genügt die Erklärung, er behalte fi 
vor, nach Ablauf der Friſt Schadenserſatz zu fordern. Dagegen genügt die Erklärung, 
er werde nach Ablauf der Friſt Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. 
In gewiſſen Fällen hat der Gläubiger das Wahlrecht auch ohne Friſtſetzung: wenn 
(was er zu beweiſen hat) die Erfüllung des gegenſeitigen Vertrages infolge des 
Verzuges kein Intereſſe mehr für ihn hat (8 326 Abſ. 2) und ferner nach der ſtändigen 
Rechtſprechung dann, wenn der Schuldner ſich beſtimmt geweigert hat, ſeine Leiftung 
zu bewirken. 


III. Anmöglichwerden der geſchuldeten Leiſtung (nachträgliche An⸗ 
möglichkeit). 

1. Wenn eine nicht im Gegenſeitigkeits verhältnis ſtehende 
Leiſtung nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes unmöglich wird, jo find zwei 
Möglichkeiten zu unterſcheiden: 

a) Hat der Schuldner das Anmöglichwerden nicht zu vertreten, ſo wird er von der 
Verpflichtung zur Leiſtung frei. Wird die Leiſtung nur teilweiſe unmöglich, ſo tritt 
für dieſen Teil Befreiung von der Leiſtung ein. Wenn aber der Schuldner infolge 
des Amſtandes, der die Leiſtung unmöglich macht, für den geſchuldeten Gegenſtand 
einen Erſatz oder Erſatzanſpruch (3. B. einen Schadenserſatzanſpruch gegen den, der 
die Sache zerſtört hat, oder einen Anſpruch auf die Verſicherungsſumme) erlangt, 
kann der Gläubiger Herausgabe des als Erſatz Empfangenen oder Abtretung des 
Erſatzanſpruchs verlangen (8 281 Abſ. 1). 

b) Hat der Schuldner das Anmöglichwerden zu vertreten, ſo hat er dem Gläubiger 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung zu leiſten (Erſatz des Erfüllungsintereſſes). 
Wenn die Leiſtung nur zum Teil unmöglich wird, gilt das grundſätzlich hinſichtlich 
des unmöglich gewordenen Teils. Hat aber die teilweiſe Erſüllung für den Gläubiger 
kein Intereſſe, fo kann er unter Ablehnung des noch möglichen Teils der Leiſtung 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit erlangen. (Darin 
liegt ein Rücktrittsrecht. Näheres §8 346 bis 356.) Auch wenn der Schuldner das 
Anmöglichwerden zu vertreten hat, iſt er dem Gläubiger zur Herausgabe deſſen ver- 
pflichtet, was er durch den Amſtand, der die Leiſtung unmöglich macht, erlangt 
(Herausgabe des „ftellvertretenden Kommodums“). Verlangt der Gläubiger dies, fo 
mindert ſich die Entſchädigung, die er zu fordern hat, um den Wert des erlangten 
Erſatzes oder Erſatzanſpruchs (§ 281 Abſ. 2). 


Hat ein Erbe auf Grund eines Teſtaments eine Briefmarkenſammlung einem andern 
zu übereignen (Vermächtnis), und wird durch einen von ihm fahrläſſig verurſachten 
Brand die Sammlung vernichtet, ſo kann der Vermächtnisnehmer Schadenserſatz 
fordern. War die Sammlung verſichert, jo kann er Abtretung des Verſicherungs⸗ 
anſpruchs und, ſoweit ſein Schaden dadurch nicht gedeckt wird (die Sammlung war 
etwa nicht voll verſichert), Schadenserſatz fordern. Das wird er insbeſondere tun, 
wenn der Erbe nicht zahlungsfähig iſt. Iſt nur ein Teil der Sammlung unter⸗ 
gegangen, ſo gilt für diefen Teil entſprechendes. Sollte aber der Vermächtnisnehmer 
nachweiſen können, daß die Abereignung des Reſtes für ihn kein Intereſſe hat, fo 
kann er die Abereignung des Reſtes ablehnen und Schadenserſatz wegen Nicht- 
erfüllung der ganzen Verbindlichkeit verlangen. 

2. Wenn eine im Gegenſeitigkeits verhältnis ſtehende Leiſtung 
nach der Entſtehung des Schuldverhältniſſes unmöglich wird, ſo ſind drei Möglich⸗ 
keiten zu unterſcheiden: 

a) Iſt das Anmöglichwerden von keinem Teil (weder vom Gläubiger 
noch vom Schuldner) zu vertreten (8 323), jo wird der Schuldner von der Ver⸗ 
pflichtung zur Leiſtung frei, verliert aber den Anſpruch auf die Gegenleiſtung. Soweit 
die Gegenleiſtung ſchon bewirkt iſt, iſt der andere Teil ungerechtfertigt bereichert und 
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zur Herausgabe verpflichtet (SS 812 ff.). Wird die Leiſtung nur teilweiſe unmöglich, 
jo tritt nur teilweiſe Befreiung ein, und der Anſpruch auf die Gegenleiſtung mindert 
ſich entſprechend (nach den Grundſätzen, die bei der Minderung des Kaufpreiſes 
wegen eines Sachmangels gelten). Erlangt der Schuldner infolge des Amſtandes, 
durch den die Leiſtung unmöglich wird, für den geſchuldeten Gegenſtand einen Erſatz 
oder Erſatzanſpruch, jo kann der Gläubiger dieſen fordern, bleibt aber dann zur 
Gegenleiſtung (ganz oder zu einem entſprechenden Teil) verpflichtet. 

Hat jemand eine Briefmarkenſammlung, die 24 000 RM wert iſt, für 18000 RM 
gekauft, und geht die Sammlung durch einen Brand, der vom Schuldner weder ver⸗ 
ſchuldet noch ſonſt zu vertreten iſt, unter, jo wird der Verkäufer von feiner Ver. 
pflichtung frei, verliert aber feinen Anſpruch auf den Kaufpreis; ſoweit er den Kauf⸗ 
preis ſchon erhalten hat und noch um ihn bereichert iſt, hat er ihn herauszugeben. 
Iſt ein Teil der Sammlung, der 12 000 RM wert iſt, vernichtet, und der erhaltene 
Teil ebenfalls 12 000 RM wert, jo hat der Verkäufer den erhaltenen Teil zu über⸗ 
eignen und der Käufer hat 9000 RM zu zahlen. Iſt die ganze Sammlung zu 
20 000 RM verſichert und erhält der Verkäufer von der Verſicherungsgeſellſchaft 
10 000 RM, fo braucht der Käufer nur 8 000 RM zu zahlen (weil er, wenn er das 
„tellvertretende Kommodum“ — hier 10 000 RM — fordert, die Gegenleiſtung in 
entſprechender Höhe zu gewähren hat). 

b) Iſt das Anmöglichwerden vom Gläubiger zu vertreten ($ 324), jo behält der 
Schuldner feinen Anſpruch auf die Gegenleiſtung, muß fi aber anrechnen laſſen, 
was er infolge der Befreiung von der Leiſtung erſpart oder durch anderweitige Ver⸗ 
wendung ſeiner Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. (Das gilt 
auch, wenn die Leiſtung infolge eines vom Schuldner nicht zu vertretenden Amſtandes 
zu einer Zeit unmöglich wird, in der der Gläubiger im Verzuge der Annahme iſt.) 


Erſcheint jemand, der für eine Geſellſchaftsfahrt im Autobus einen Platz beſtellt hat, 
nicht zur Abfahrtzeit, ſo muß er die Fahrt bezahlen. Hat jemand ſich verpflichtet, 
Malerarbeiten in einem Hauſe herzuſtellen, und brennt das Haus infolge einer 
Anvorſichtigkeit des Beſtellers ab, ſo kann der Malermeiſter den vereinbarten Preis 
für die nicht zur Ausführung kommenden Malerarbeiten fordern, muß ſich aber 
anrechnen laſſen, was er an Arbeitslohn und Material erſpart. 


c) Viel häufiger iſt es, daß der Schuldner das Anmöglichwerden ſeiner Leiſtung 
zu vertreten hat (8 325). Hier hat der Gläubiger das ſogenannte dreifache Wahlrecht. 
Er kann nach ſeiner Wahl fo verfahren, als ob die Anmöglichkeit nicht vom 
Schuldner zu vertreten wäre, oder er kann vom Vertrage zurücktreten, oder er kann 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. Die beiden erſten Möglichkeiten 
kommen meiſt auf dasſelbe hinaus. Wird die Leiſtung völlig unmöglich und erlangt 
der Schuldner durch den Amſtand, der die Leiſtung unmöglich macht, keinen Erſatz 
oder Erſatzanſpruch, fo hat der Gläubiger praktiſch die Wahl zwiſchen dem Rüdtritts- 
recht und dem Recht auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung. Erlangt der Schuldner 
aber einen Erſatz oder Erſatzanſpruch, ſo kann der Gläubiger gegen Gewährung der 
Gegenleiſtung Herausgabe des Erſatzes oder Abtretung des Erſatzanſpruchs ver. 
langen. Iſt die Leiſtung des Schuldners nur zum Teil unmöglich geworden, ſo hat 
der Gläubiger hinſichtlich des unmöglich gewordenen Teils die drei Rechte zu feiner 
Wahl, für den übrigen Teil beſteht das Schuldverhältnis fort. Wenn aber die 
teilweiſe Erfüllung des Vertrages für den Gläubiger kein Intereſſe hat, iſt der 
Gläubiger berechtigt, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung der ganzen Verbindlichkeit 
nach Maßgabe von $ 280 Abſ. 2 zu verlangen oder von dem Vertrage zurückzutreten. 
Wenn das gegenſeitige Schuldverhältnis für den Gläubiger der unmöglich gewordenen 
Leiſtung günſtig war, wird er Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. Deshalb 
iſt dieſe Möglichkeit die praktiſch wichtigſte. Hat jemand ſein Pferdegeſpann, das 
2000 RM wert iſt, gegen ein Auto vertauſcht, das 2500 RM wert ift, und hat der 
andere das Auto vor der Abereignung völlig zuſchanden gefahren, ſo kann er gegen 
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Abereignung des Pferdegeſpanns 2500 RM fordern. Freilich wird auch die An. 
ſicht vertreten, daß der Schadenserſatz wegen Nichterfüllung nicht an Stelle der 
unmöglich gewordenen Leiſtung, ſondern an Stelle des ganzen beiderſeitigen Ver⸗ 
pflichtungsverhältniſſes trete, ſo daß die Verpflichtung des Gläubigers der unmöglich 
gewordenen Leiſtung zur Bewirkung der Gegenleiſtung hinfällig werde und der 
Gläubiger einfach den Reingewinn, den er bei der Abwicklung des ganzen Geſchäfts 
gehabt haben würde, zu verlangen hätte. Nach dieſer Meinung würde im Bei- 
ſpielsfalle der Beſitzer des Pferdegeſpanns dieſes behalten und hätte 500 RM 
zu fordern. 


3. Der nachträglichen Anmöglichkeit (dem Anmöglichwerden) der Leiſtung ſteht das 
nachträgliche Anvermögen des Schuldners zur Leiſtung gleich ($ 275 Abſ. 2). Doch 
kann ſich der Schuldner bei Gattungsſchulden nicht auf fein Anvermögen zur Leiſtung 
berufen (8 279), und nach der herrſchenden Lehre wird bei Stückſchulden, die ſo⸗ 
genannte Beſchaffungsſchulden find (der Schuldner hat verſprochen, dem Gläubiger 
einen beſtimmten Gegenſtand zu beſchaffen), der Schuldner nicht befreit, wenn ihm die 
zur Beſchaffung erſorderlichen Geldmittel fehlen. 


4. Wird bei einer Wahlſchuld eine der Leiſtungen unmöglich, ſo beſchränkt ſich das 
Schuldverhältnis auf die übrigen Leiſtungen. Dieſe Beſchränkung tritt aber nicht 
ein, wenn die Leiſtung infolge eines Amſtandes unmöglich wird, den der nicht wahl. 
berechtigte Teil zu vertreten hat (S8 265). 


5. Wenn der Leiſtung nach Entſtehung des Schuldverhältniſſes jo große Schwierig. 
keiten entgegentreten, daß dem Schuldner die Leiſtung aus wirtſchaftlichen oder 
anderen Gründen nicht zugemutet werden kann (ſogenannte unerſchwingliche 
Leiſtung), ſo treten nicht einfach die Rechtsfolgen des Anmöglichwerdens ein, aber 
in Anlehnung an die Rechtsſätze über das Anmöglichwerden ſteht dem Schuldner aus 
einem gegenſeitigen Vertrag unter gewiſſen Amſtänden das Recht zu, vom Vertrag 
zurückzutreten. 


IV. Die ſogenannte pofttive Forderungs verletzung 


1. Der Schuldnerverzug und das Anmöglichwerden der Leiſtung infolge eines Am⸗ 
ſtandes, den der Schuldner zu vertreten hat, ſind die Hauptfälle, aber nicht die ein⸗ 
zigen Fälle, in denen ein vom Schuldner zu vertretender Amſtand das Schuldver- 
hältnis umgeſtaltet. Der Schuldner hat nicht nur die Verpflichtung, die geſchuldete 
Leiſtung zu erbringen und ſie rechtzeitig am richtigen Ort zu erbringen (man kann 
hier von Erfüllungspflichten ſprechen), ſondern er hat auch die Verpflichtung, die 
Leiſtung ſo zu bewirken, daß der Gläubiger durch ſie keinen Schaden erleidet. Dort, 
wo zur zweckentſprechenden Abwicklung des Schuldverhältniſſes gegenſeitiges Ver- 
trauen oder gutes perſönliches Einvernehmen unerläßlich iſt — das iſt namentlich 
bei Dauerverhältniſſen oft der Fall —, hat er die Pflicht, dafür Sorge zu tragen, daß 
das Vertrauensverhältnis oder das gute Einvernehmen nicht geſtört wird. Werden 
diefe Pflichten durch einen Amſtand, den der Schuldner zu vertreten hat (durch ſein 
eigenes Verſchulden, durch Verſchulden ſeines geſetzlichen Vertreters oder eines 
Erfüllungsgehilfen) verletzt, jo hat der Schuldner dem andern Teil den daraus ent- 
ſtehenden Schaden zu erſetzen, und in gegenſeitigen Vertragsverhältniſſen kann der 
andere Teil nach der Rechtſprechung in zwei Fällen entweder dieſen Schadenserſatz— 
anſpruch geltend machen oder vom Vertrag zurücktreten. Dieſes Wahlrecht gibt ihm 
die Rechtſprechung einmal dann, wenn die Erfüllung des Vertrages für ihn infolge 
der Verletzung kein Intereſſe mehr hat, und ferner in den Fällen, in denen dem 
Gläubiger die Annahme der Leiſtung als Erfüllung aus anderen Gründen nicht mehr 
zugemutet werden kann. Dieſe Rechtsſätze folgen aus den SS 280, 286, 325 und 326 
und den heute herrſchenden Anſchauungen von den Pflichten, die ſich aus Verträgen 


ergeben. 
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2. Die Hauptfälle, die hier in Frage kommen, find die der ſogenannten Schlecht⸗ 
erfüllung. Durch die Schlechterfüllung entſteht dem Schuldner ein Schaden, der nicht 
(wie bei dem Verzug oder der Unmöglichkeit der Leiſtung) ein „Schaden wegen Nicht⸗ 
erfüllung“ iſt, oder es wird das Vertrauensverhältnis geſtört, das für die vertrags⸗ 
mäßige Abwicklung des Schuldverhältniſſes erforderlich iſt. Ein Schulbeiſpiel iſt: der 
Verkäufer liefert Vieh, von dem er oder fein geſetzlicher Vertreter oder fein Er- 
füllungsgehilfe weiß oder wiſſen muß, daß es einen Seuchenkeim in ſich trägt, und 
dieſes Vieh ſteckt die Beſtände des Käufers an. Andere Fälle der Schlechterfüllung: 
in der Badeanſtalt wird der Badegaſt durch Andichtigkeit der Röhren beſchädigt; die 
Brauerei, die einem Gaſtwirt für fünf Jahre das Vier liefern ſoll, liefert wiederholt 
ſchlechtes Bier. Neben den Fällen der Schlechterfüllung ſtehen die Fälle, in denen 
in anderer Beziehung gegen jene Nebenpflichten des Schuldners verſtoßen wird. Ein 
Schulbeiſpiel dafür iſt: der Entleiher eines Buches teilt bei der Rückgabe dem Ver⸗ 
leiher nicht mit, daß ein Scharlachkranker das Buch gehabt hat. Dieſes Beiſpiel zeigt, 
daß nicht bloß poſitive Verſtöße gegen Anterlaſſungspflichten in Frage kommen. 
Anderſeits gehört nicht etwa jeder Verſtoß des Schuldners gegen eine Unterlaffung3- 
pflicht hierher. Hat jemand der Verpflichtung zuwidergehandelt, eine beſtimmte 
Ware in einem beſtimmten Bezirk nicht zu vertreiben oder iſt ſonſt eine ſelbſtändige 
Anterlaſſungspflicht verletzt, jo iſt ein Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung und unter beſtimmten Vorausſetzungen ein Rücktrittsrecht gegeben (es 
finden allgemeine Rechtsſätze Anwendung). Anter beſonderen Amſtänden kann auch 
in der beſtimmten Erklärung des Schuldners einer noch nicht fälligen Leiſtung, er 
werde den Vertrag nicht erfüllen (er ſage ih vom Vertrage los, annulliere den Ver- 
trag), eine „poſitive Forderungsverletzung“ liegen. 


V. Eine Veränderung der Amſtände nach der Begründung des Schuld- 
verhältniſſes kann dem Schuldner die Erfüllung feiner Verpflichtung erleichtern, 
aber auch erſchweren Die bloße Erſchwerung der Leiſtung, mag fie auch für ihn ſehr 
empfindlich ſein, entbindet ihn nicht von ſeiner Leiſtungspflicht, und zwar auch dann 
nicht, wenn die Parteien bei der Begründung des Schuldverhältniſſes eine ſolche Er⸗ 
ſchwerung nicht für möglich gehalten haben. Eine ſtillſchweigende „clausula rebus 
sic stantibus“ wohnt auch langfriftigen Verträgen nicht inne, d. h. ein Vertrags- 
verhältnis wird auch dann, wenn es auf lange Friſt hinaus begründet worden iſt, 
nicht einfach dadurch hinfällig, daß die Verhältniſſe ſich ändern. Nur ein Rücktritts 
recht wegen veränderter Amſtände iſt in gewiſſen Fällen anzuerkennen, und zwar 


dann, wenn ſeit dem Vertragsſchluß durch eine vom Schuldner nicht zu vertretende 


Veränderung der Amſtände der Inhalt der Leiſtung, wie der Vertrag ſie vorgeſehen 
hat, ein wirtſchaftlich völlig anderer geworden iſt und es deshalb nicht mehr dem 
Geiſte des Vertrages entſprechen würde, den Schuldner gegen ſeinen Willen an dem 
Vertrage feſtzuhalten. 


VI. Kann der Richter in gewiſſen Fällen das Schuldverhältnis umgeſtalten? Das 
Bürgerliche Geſetzbuch gibt ihm ein ſolches Geſtaltungsrecht nicht. Es wird aber heute 
nicht ſelten befürwortet, bei einer Erneuerung des Rechts möge dem Richter ein 
ſolches Recht gegeben werden. Ja, es wird mitunter angenommen, daß der Richter 
ſchon heute, wenn es ihm auch im Geſetz nicht beſonders zugeſtanden ſei, ein Geital- 
tungsrecht dieſer Art habe. Das Reichsgericht hat in einer Entſcheidung von 1922 
(RG 100, 131) ein Recht des Richters auf Erhöhung der Gegenleiſtung bei einem 


; langfriftigen Mietvertrag mit Leiſtung von Waſſerdampf zu gewerblichen Zwecken 


anerkannt, jedoch nur für den Fall, daß beide Vertragsparteien das Vertragsverhält- 
nis fortzuſetzen bereit ſeien; in einem ſolchen Falle ſolle der Richter befugt fein, die 
: Gegenleiftung angemeſſen zu erhöhen. Darüber hinaus hat ſich der Gedanke in der 
Rechtſprechung noch nicht durchgeſetzt. Der Richter kann in Streitfällen häufig darauf 
hinwirken, daß durch einen Vergleich die Vertragsbedingungen den veränderten Ver 
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hältniſſen angepaßt werden. Bei der Entſcheidung über den Inhalt einer Leiftungs- 

pflicht hat er den Vertrag auszulegen, und bei dieſer Auslegung iſt auch die ſeit dem 
Abſchluß des Vertrages eingetretene Veränderung der Amſtände, wie . noch 
DOrAULEDEN iſt, zu berückfichtigen. 


Drittes Kauptftüch: Der Derpflichtungs vertrag 
8 10. Allgemeines 


J. Zu den Verpflichtungsgeſchäften, d. h. den Rechtsgeſchäften, die auf 
die Begründung von Verpflichtungen gerichtet find, gehört das Vermächtnis: es be- 


gründet die Verpflichtung des „Beſchwerten“ (eines Erben oder eines Vermächtnis⸗ 
nehmers) zu einer Leiſtung und das Recht des „Bedachten“ (des Vermächtnis⸗ 
nehmers) auf dieſe Leiſtung (SS 1939, 2147 ff.). Ein Verpflichtungsgeſchäft iſt auch 
die Auflage durch eine letztwillige Verfügung: der Erblaſſer verpflichtet den Erben 
oder einen Vermächtnisnehmer zu einer Leiſtung, ohne einem anderen ein Recht auf 
die Leiſtung einzuräumen (88 1940, 2192 ff.). Auch die Auslobung iſt ein Verpflich- 
tungsgeſchäft: jemand fett durch öffentliche Bekanntmachung eine Belohnung aus für 
die Vornahme einer Handlung, insbeſondere für die Herbeiführung eines Erfolges 
(88 657 ff.). Ein Verpflichtungsgeſchäft iſt auch das Verſprechen der Vermögens ⸗ 
zuwendung an eine zu errichtende Stiftung im Stiftungsgeſchäft. Dieſes Verſprechen 
bedarf zu feiner Wirkſamkeit der ſtaatlichen Genehmigung (58 80 ff).. Es iſt wie das 
Vermächtnis, die Auflage und die Auslobung ein einſeitiges Verpflichtungsgeſchäft. 
Das wichtigſte Verpflichtungsgeſchäft aber iſt der Verpflichtungs vertrag 
(Schuldvertrag). 

II. Ein Verpflichtungsvertrag iſt auch das Schenkungsverſprechen. Es 
kommt nicht durch das einſeitige Verſprechen, ſondern nur durch deſſen Annahme zu ⸗ 
ſtande. Es iſt ein einſeitig verpflichtender Vertrag: es wird nur der Verſprechende zur 
Vornahme der Schenkung, nicht etwa auch der andere Teil zur Annahme der Schenkung 
verpflichtet. Auch die Schenkung, auf die das Schenkungsverſprechen abzielt, iſt ein 
Vertrag. Sie iſt der Vertrag, durch den jemand aus ſeinem Vermögen einen anderen 
mit deſſen Einverſtändnis bereichert. Iſt ihr kein Schenkungsverſprechen voraus ⸗ 
gegangen, ſo ſpricht man von „Handſchenkung“. Meiſt iſt die Schenkung eine Ver⸗ 
fügung. Denn die immer erforderliche Zuwendung an den Beſchenkten aus dem Ver⸗ 
mögen des Schenkers erfolgt regelmäßig durch eine Verfügung (Abereignung, Auf⸗ 
gabe einer Hypothek, Erlaß einer Schuld, Abtretung einer Forderung). Doch iſt das 
nicht notwendig. Man kann einem Freunde dadurch etwas ſchenken, daß man ſeine 
Schuld einem Dritten gegenüber übernimmt. Sieht man, wie viele, in der Hand- 
ſchenkung ſtets einen Schuldvertrag, ſo würde die Handſchenkung — was durchaus 
möglich wäre — in der Regel zugleich Verfügungs⸗ und Schuldvertrag fein. Am die 


Anſicht, daß die Handſchenkung ein Schuldvertrag ſei, zu rechtfertigen, hat man darauf 


hingewieſen, daß, wenn der ſchenkweife übergebene Gegenſtand Mängel aufweiſt, der 
Schenker unter Amſtänden dafür haftet; dieſe Haftung laſſe ſich nur ſo erklären, daß 
der Schenker ſie übernommen habe. Indeſſen läßt ſich die milde Mängelhaftung, die 
den Schenker trifft (SS 521 bis 524), auch als eine geſetzliche Verpflichtung erklären, 
die an einen Verfügungsvertrag geknüpft iſt. 

1. Bei dem Schenkungsverſprechen bedarf ein Teil des Vertrages einer beſonderen 
Form: das Verſprechen — nicht auch deſſen Annahme — muß gerichtlich oder notariell 
beurkundet werden. Doch wird der Mangel dieſer Form durch die Bewirkung der 
verſprochenen Leiſtung geheilt (§ 518). 

2. Auch das Schenkungsverſprechen iſt eine Schenkung (der Verſprechende wendet 
dem anderen Teil einen Anſpruch auf die Schenkung zu, und beide Teile ſind einig 
darüber, daß die Zuwendung unentgeltlich erfolgt). „Der Schenker iſt berechtigt, die 
Erfüllung eines ſchenkweiſe erteilten Verſprechens zu verweigern, ſoweit er bei Be⸗ 


— — 
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rückſichtigung feiner ſonſtigen Verpflichtungen außerſtande iſt, das Verſprechen zu 
erfüllen, ohne daß fein ftandesgemäßer Unterhalt oder die Erfüllung der ihm kraft 
Geſetzes obliegenden Anterhaltspflichten gefährdet wird“ (8 519 Abſ. 1). Man ſpricht 
hier von der Nechtswohltat des Notbedarfs. Wie eine vollzogene Schenkung kann 
ein Schenkungsverſprechen bei grobem Andank des Beſchenkten widerufen werden 
(88 530 bis 534). 


III. Für die Schuldverträge gelten als allgemeine Normen die Vorſchriften des 
3. Abſchnitt des 1. Buches des Bürgerlichen Geſetzbuchs („Rechtsgeſchäfte“, SS 104 
bis 185), insbeſondere auch der 3. Titel dieſes Abſchnitts („Vertrag“). Ferner find 
die Vorſchriften des 2. Abſchnitts des 2. Buches („Schuldverhältniſſe aus Verträgen“, 
SS 305 bis 361) anzuwenden. 


IV. Ein Schuldvertrag kommt nur zuſtande, wenn die Leiſtung, zu der 
er verpflichten ſoll, möglich, erlaubt und hinreichend beſtimmt iſt und das Recht auf 
die Leiſtung dem Gläubiger ein ſchutzwürdiges Intereſſe gewährt. (Vgl. oben 
8 2 VIII). Hinreichend beſtimmt tft die Leiſtung auch, wenn ihre Beſtimmung einem 
der Vertragſchließenden oder einem Dritten überlaſſen oder wenn nur die Leiſtung 
des einen Teils, nicht aber die Gegenleiſtung beſtimmt iſt. Denn hier greifen die 
88 315 bis 319 ein. Danach gilt: 


Sft der Umfang der für eine Leiſtung verſprochenen Gegenleiſtung nicht beſtimmt 
(jemand hat z. B. die Ausbeſſerung eines Schrankes mit dem Bemerken übernommen, 
er werde den Beſteller nicht überteuern, oder jemand hat ein paar Schuhe einem 
Schuhmacher zur Wiederherſtellung gegeben, ohne einen Preis zu vereinbaren), 
jo ſteht die Beſtimmung der Gegenleiſtung (des Preiſes) im Zweifel (d. h. wenn 
nicht aus den Vereinbarungen etwas anderes zu entnehmen iſt) dem zu, der die 
Gegenleiſtung zu fordern hat (dem Tiſcher, dem Schuhmacher). Hat einer der Ver. 
tragſchließenden die Leiſtung zu beſtimmen — alſo auch in dem eben erörterten 
Falle —, ſo iſt im Zweifel (d. h. wenn nichts anderes aus den Vereinbarungen zu 
entnehmen iſt) anzunehmen, daß die Beſtimmung (die durch Erklärung gegenüber dem 
anderen Teil erfolgt) nach billigem Ermeſſen zu treffen iſt. Sie iſt dann für den 
anderen Teil nur verbindlich, wenn fie der Billigkeit entſpricht. Entſpricht ſie nicht 
der Billigkeit oder wird ſie verzögert, ſo trifft das Gericht die Beſtimmung durch 
Arteil. Billig aber iſt das, was den Amſtänden des Einzelfalls angemeſſen iſt. Iſt 
die Beſtimmung einer Leiſtung (oder der Art und Weiſe der Leiſtung in einer be⸗ 
ftimmten Beziehung) einem Dritten überlaſſen, jo iſt im Zweifel anzunehmen, daß fie 
nach billigem Ermeſſen zu treffen iſt (Näheres 88 317 und 318). „Soll der Dritte die 
Leiſtung nach billigem Ermeſſen beſtimmen, ſo iſt die getroffene Beſtimmung für die 
Vertragſchließenden nicht verbindlich, wenn ſie offenbar unbillig iſt. Die Beſtimmung 
erfolgt in dieſem Fall durch Arteil; das gleiche gilt, wenn der Dritte die Beſtimmung 
nicht treffen kann oder will oder wenn er fie verzögert. Soll der Dritte die Beſtim. 
mung nach freiem Belieben treffen, ſo iſt der Vertrag unwirkſam, wenn der Dritte 
die Beſtimmung nicht treffen kann oder will oder wenn er fie verzögert“ (8 319). In 
dem letzten Falle hat alſo offenbare Anbilligkeit nicht die Anwirkſamkeit der Beſtim⸗ 
mung zur Folge. 


V. Verſprechen der Leiſtungan einen Dritten (88 328 bis 335) 


Leiſtung an einen Dritten kann in der Weile verſprochen werden, daß nur der Ver 
ſprechensempfänger, nicht aber der Dritte ein Forderungsrecht hat. Der Dritte iſt 
dann nur zur Empfangnahme befugt, Leiſtung an ihn iſt Erſüllung. Leiſtung an 
einen Dritten kann aber auch in der Weiſe verſprochen werden, daß der Dritte ein 
Recht erwirbt, die Leiſtung zu fordern. Hier ſpricht man, wenn es ſich um einen 
Vertrag handelt, von „Vertrag zugunſten Dritter“. Dabei kann es ſein, daß der 
Verſprechensempfänger kein Recht auf die Leiſtung hat; es iſt aber auch möglich, daß 
ſowohl er wie der Dritte die Leiſtung an den Dritten fordern kann. „Sofern nicht 
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ein anderer Wille der Vertragſchließenden anzunehmen iſt“, kann der Verſprechens⸗ 
empfänger die Leiſtung an den Dritten auch dann fordern, wenn dieſem das Necht 
auf die Leiſtung zuſteht. 

1. Ob dem Dritten unmittelbar ein Forderungsrecht zuſteht, hängt vom Inhalt des 
Vertrages ab und iſt meiſt Auslegungsfrage ($ 328 Abſ. 2). Hier greifen für 
beſondere Fälle geſetzliche Auslegungsregeln ein: §8 329, 330. 

2. Der Dritte kann das ihm angefallene Recht durch Erklärung gegenüber dem Ver⸗ 
ſprechenden zurückweiſen. 


3. Ob die Vertragſchließenden befugt find, das Recht des Dritten ohne deſſen Zu- 
ſtimmung durch Vertrag aufzuheben oder zu ändern, richtet ſich nach dem Vertrag 
und iſt meiſt Auslegungsfrage ($ 328 Abſ. 2). 


Vl. Vertragsſtrafe (88 339 bis 345). 


Mitunter verſpricht der Schuldner in einem Vertrage dem Gläubiger für den Fall, 
daß er ſeine Verbindlichkeit nicht oder nicht in gehöriger Weiſe erfüllt, die Zahlung 
einer Geldſumme oder eine andere Leiſtung als Strafe. So wird namentlich in Ver⸗ 
trägen mit Bauhandwerkern oft eine Vertragsſtrafe für den Fall vorgeſehen, daß die 
übernommenen Bauarbeiten nicht rechtzeitig hergeſtellt werden. 


1. Die Strafe iſt verwirkt, wenn der Schuldner in Verzug kommt. Beſteht aber die 
geſchuldete Leiſtung in einem Anterlaſſen, fo tritt die Verwirkung mit der Zuwider⸗ 
handlung ein. (Nur dann, wenn der Schuldner die Zuwiderhandlung nach dem Haf⸗ 
tungsmaßſtab zu vertreten hat? Die herrſchende Meinung verneint dieſe Frage.) 
Beſtreitet der Schuldner die Verwirkung der Strafe, ſo trifft die Beweislaſt, wenn 
ein Tun geſchuldet war, den Schuldner, wenn ein Anterlaſſen geſchuldet war, den 
Gläubiger. 


2. Kann der Gläubiger die verwirkte Strafe neben oder ſtatt der Erfüllung 
verlangen? Iſt der Anſpruch auf Schadenserſatz ausgeſchloſſen, wenn der Gläubiger 
die Strafe verlangt? Kann die verwirkte Strafe als Mindeſtbetrag des Schadens 
verlangt werden? Alle dieſe Fragen find in den SS 340 bis 342 geregelt. 


3. Eine verwirkte un verhältnismäßig hohe Strafe kann auf Antrag des Schuldners 
durch Arteil auf den angemeſſenen Betrag herabgeſetzt werden. „Bei der Beurteilung 
der Angemeſſenheit iſt jedes berechtigte Intereſſe des Gläubigers, nicht bloß das 
Vermögensintereſſe, in Betracht zu ziehen.“ Iſt die Strafe entrichtet, ſo kann ſie 
nicht mehr herabgeſetzt werden. 


8 11. Der Abjchluf des Schuldvertrages 

Zum Abſchluß eines Schuldvertrages bedarf es mindeſtens der Willenserklärungen 
zweier Parteien. Jede Partei muß ihre Willenserklärung der anderen gegenüber 
abgeben, und die Willenserklärungen müſſen inſofern übereinſtimmen, als ſie auf die 
Herbeiführung derſelben Rechtsfolgen gerichtet ſein müſſen. Dieſe Rechtsfolgen ſind 
beim Schuldvertrag Verpflichtungen. 

I Eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung iſt nicht etwa der auf 
die Herbeiführung beſtimmter Rechtsfolgen gerichtete Wille und die Erklärung dieſes 
Willens. Wer eine Willenserklärung abgegeben hat, aber nicht abgeben wollte, kann 
nach § 119 Abſ. 1 die Willenserklärung anfechten und dadurch nichtig machen. Ficht 
er fie nicht an, fo behält die Willenserklärung ihre Wirkſamkeit. Daraus ergibt fich 
ſchon, daß der auf die Herbeiführung der Rechtsfolgen gerichtete Wille nicht er⸗ 
forderlich iſt; es brauchen nur die Rechtsfolgen als gewollt erklärt, ſie brauchen nicht 
wirklich gewollt zu ſein. Willenserklärung im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
iſt jede Handlung, in der der Wille zum Ausdruck kommt, durch eben dieſe Handlung 
ein Rechtsgeſchäft vorzunehmen; freilich iſt vorausgeſetzt, daß der Handelnde alle 
Amſtände kennt, aus denen auf den Geſchäftswillen zu ſchließen iſt. Nimmt jemand 
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us einem Kaſten, der drei Stück Seife enthält, eins der Stücke, und wäſcht er ſich 
amit die Hände, ſo liegt darin, wenn er weiß, daß der Kaſten ihm als Kaufangebot 
ugeſandt iſt, die Annahme des Kaufangebots. Nimmt er aber an, daß ſeine Frau 
en Kaſten gekauft habe, ſo iſt darin, daß er das Stück in Gebrauch nimmt, keine 
echtsgeſchäftliche Willenserklärung zu ſehen. 


J. Herkömmlich wird zwiſchen empfangs bedürftigen und nicht emp ⸗ 
angs bedürftigen Willenserklärungen unterſchieden. Das Bürger⸗ 
iche Geſetzbuch ſtellt beſondere Nechtsſätze auf für die Willenserklärung, die einem 
ndern gegenüber abzugeben iſt. Einem andern gegenüber abzugeben iſt z. B. die 
Infechtungserklärung (8 143), der Vertragsantrag (8 145), grundſätzlich auch feine 
Innahme (Ausnahme: S 151), die Bevollmächtigung ($ 167), die Einwilligung und 
zenehmigung (8 182), die Wahlerklärung bei der Wahlſchuld ($ 263), der Rücktritt 
§ 349), die Aufrechnung ($ 388), der Widerruf einer Schenkung (8 531), die 
kündigung. 


II. Grundſätzlich kann eine Willenserklärung nur abgeben, wer geſchäftsfähig iſt. 
Die Lehre von der Geſchäfts fähigkeit iſt in einem andern Beitrag dieſes 
Sammelwerkes behandelt. Darauf ſei hier verwieſen. 


V. Das Bürgerliche Geſetzbuch unterſcheidet zwiſchen Ab gabe und Wirkſam⸗ 
verden einer Willenserklärung. 


l. Abgegeben iſt eine Willenserklärung, ſobald aus dem Verhalten einer Perſon 
auf ihren Willen geſchloſſen werden kann, durch dieſes Verhalten ein beſtimmtes 
Rechtsgeſchäft vorzunehmen. Anterſchreibt jemand eine Bürgſchaftserklärung in 
Gegenwart des Gläubigers, ſo iſt damit eine Willenserklärung noch nicht abgegeben; 
übergibt er die unterſchriebene Erklärung dem Gläubiger, fo iſt die Bürgſchaft über⸗ 
nommen (vgl. den intereſſanten Fall RG 61, 414 ſſ.). Iſt ein Verhalten gerade darauf 
gerichtet, den rechtsgeſchäftlichen Willen zu erklären (durch Worte, verabredete 
Zeichen, Abergabe einer Bürgſchaftsurkunde uſw.), ſo handelt es ſich um eine aus⸗ 
drückliche Willenserklärung. Iſt dagegen das Verhalten zunächſt auf einen andern 
Zweck gerichtet, kommt aber in ihm doch auch der Wille zum Ausdruck, ein Rechts- 
geſchäft vorzunehmen, ſo ſpricht man von einer ſtillſchweigenden Willenserklärung 
(mittelbare Willenserklärung, Willenserklärung durch „ſchlüſſiges Verhalten“). Auch 
in einem Anterlaſſen kann eine Willenserklärung liegen. (Beifpiel: jemand läßt ſich 
von einem Kaufmann etwas zur Anſicht zuſenden und vereinbart mit ihm, daß er es 
behalte, wenn die Zurückſendung nicht in acht Tagen erſolge.) Die Geſetze beſtimmen 
für gewiſſe Fälle, daß in dem Schweigen eine Willenserklärung beſtimmten Inhalts 
geſehen werden ſoll. In beſonderen Lagen kann auch dort, wo ſolche Beſtimmungen 
nicht eingreifen, in dem Schweigen eine Willenserklärung liegen. Man kann hier von 
einer „Willenserklärung durch Stillſchweigen“ ſprechen. 


2. Eine Willenserklärung, die einem andern gegenüber abzugeben iſt und in deſſen 
Abweſenheit abgegeben wird (der Kündigungsbrief wird in den Poſtbriefkaſten geſteckt 
oder einem Hausangeftellten übergeben, damit er ihn „einſteckt“, oder einem Freund 
mitgegeben, der ihn in den Hausbriefkaſten des Adreſſaten werfen ſoll), wird in 
dem Zeitpunkt wirkſam, in dem ſie dem Adreſſaten zugeht; doch ſoll ſie nicht 
wirkſam werden, wenn dem Adreſſaten vorher oder gleichzeitig ein Widerruf zugeht 
(130 I). Eine Willenserklärung geht dem, an den fie gerichtet iſt, zu, wenn fie derart 
in deſſen Machtbereich kommt, daß der Adreſſat ſich unter gewöhnlichen Verhältniſſen 
Kenntnis vom Inhalt der Willenserklärung verſchaffen kann, und nach den Gepflogen- 
heiten des Verkehrs von ihm zu erwarten iſt, daß er ſich dieſe Kenntnis tatſächlich 
verſchafft (RG 99, 22 f.; 142, 407). Wird ein Brief mit einer rechtsgeſchäftlichen 
Willenserklärung vom Abſender, von deſſen Angeſtellten oder Freunde oder vom 
Poſtboten in den Hausbriefkaſten des Adreſſaten gelegt, ſo geht die Erklärung mit 
dem nächſten Zeitpunkt zu, in dem ſolche Briefkäſten geleert zu werden pflegen. Ent⸗ 


| Gruppe2 | Beitrag 33 


44 Blomeyer 


ſprechendes muß bei Poßſchließfächern gelten (darüber RG 142, 408 f.). Es gibt aber 
Lagen, in denen der Erklärende den beſonderen Verhältniſſen des Empfängers, ſoweit 
fie ihm bekannt find, Rechnung tragen muß. Auch kann rechtsgeſchäftlich Beſonderes 
darüber beſtimmt ſein, wann eine Erklärung als zugegangen gelten ſoll. 

„Auf die Wirkſamkeit der Willenserklärung iſt es ohne Einfluß, wenn der Erklärende 
nach der Abgabe ſtirbt oder geſchäftsunfähig wird“ (8 130 Abſ. 2). Stirbt der Er: 
klärende, nachdem er den Brief abgeſandt hat, und bevor der Brief dem Adreſſaten 
zugegangen iſt, ſo ſteht das der Wirkſamkeit der Willenserklärung nicht entgegen. 


Wird eine Willenserklärung, die einem anderen gegenüber abzugeben iſt, in deſſen 
Anweſenheit abgegeben — das iſt auch der Fall, wenn eine Willenserklärung durch 
Fernſprecher abgegeben wird und der Adreſſat ſelbſt am Apparat iſt —, fo fallen Ab⸗ 
gabe und Wirkſamwerden grundſätzlich zuſammen. Doch gibt es Ausnahmen. Aber. 


gibt jemand einen Brief mit einer Kündigungserklärung dem Adreſſaten der den 


unter Amſtänden, unter denen nicht damit zu rechnen iſt, daß der Empfänger den 
Brief ſofort lieſt, ſo wird die Erklärung erſt in dem Zeitpunkt wirkſam, in dem die 
Kenntnisnahme zu erwarten iſt. 


V. Auslegung rechtsgeſchäftlicher Willens erklärungen 

Eine Willenserklärung, die einem andern gegenüber abzugeben iſt, iſt von dieſem 
andern auszulegen. Der Richter hat ſpäter nur darüber zu entſcheiden, wie fie von 
dem Adreſſaten ausgelegt werden mußte. Der Adreſſat hat bei der Auslegung den 
wirklichen Willen des Erklärenden zu erforſchen. Er hat dabei alle Amſtände, von 
denen er annehmen muß, daß fie dem Erklärenden bekannt find, zu berückſichtigen. 
So iſt der § 133 zu verſtehen: „Bei der Auslegung einer Willenserklärung iſt der 
wirkliche Wille zu erforſchen und nicht an dem buchſtäblichen Sinne des N 
zu haften“. Gilt es, eine Willenserklärung, die nicht einem andern gegenüber abzu⸗ 
geben iſt, auszulegen, fo iſt feftzuftellen, was als von dem Erklärenden gewollt 
erſcheint, wenn man bei dieſer Prüfung ſein ganzes Verhalten und alle Amſtände, 
die ihm bekannt waren, berückſichtigt. Nicht ſelten iſt eine Willenserklärung ab- 
weichend von ihrem Wortlaut auszulegen. Bietet jemand 5000, muß aber der andere 
erkennen, daß 500 gemeint iſt, ſo gilt 500. 


Vielfach greifen geſetzliche Auslegungsregeln ein. Eine allgemeine Auslegungsregel 
enthält außer dem ſchon erwähnten § 133 der 8 157: „Verträge find fo auszulegen, 
wie Treu und Glauben mit Rüdficht auf die Verkehrsſitte es erfordern“. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift wird allgemein auf alle Willenserklärungen bezogen, die einem andern gegen⸗ 
über abzugeben find. Neben dieſen allgemeinen Auslegungsregeln gibt es in unſeren 
Geſetzen viele beſondere. Als eine beſondere Auslegungsregel kann man auch den 
8 314 auffaffen: „Verpflichtet ſich jemand zur Veräußerung oder Belaſtung einer 
Sache, ſo erſtreckt ſich die Verpflichtung im Zweifel auch auf das Zubehör der Sache.“ 


Vl. Zuſtandekommen des Schuldvertrages (88 145 bis 156) 


1. Zum Vertragsſchluß bedarf es nicht der Willensübereinſtimmung in dem Sinne, 
daß die Vertragſchließenden wirklich die Herbeiführung derſelben Rechtsfolgen 
wollen. Es bedarf vielmehr nur der Aübereinſtimmung der Willens 
erklärungen. Stimmen die Willenserklärungen nur deshalb überein, weil die 
eine Partei etwas anderes erklärt hat, als ſie erklären wollte, ſo iſt der Vertrag 
doch geſchloſſen; nur kann die irrende Partei ihre Erklärung unter Amſtänden an- 
fechten und dadurch den Vertrag mit rückwirkender Kraft rückgängig machen. 


2. Zum Zuſtandekommen eines Vertrages bedarf es immer eines Vertrags 
antrags und der Annahme dieſes Antrags. Vertragsantrag iſt nicht 
jedes Angebot zum Abſchluß eines Vertrages, ſondern nur die einem andern gegen: 
über abgegebene Willenserklärung, aus der für den andern zu entnehmen iſt, daß 
durch ſeine Zuſtimmung ein Vertrag beſtimmten Inhalts zuſtande kommen ſoll. In 
einer Erklärung können mehrere Vertragsanträge liegen, auch können mehrere Ber- 
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tragsanträge derart miteinander verbunden fein, daß nur einer von ihnen ange- 


nommen werden kann. Der Antrag braucht ſich nicht an eine von vonherein beſtimmte 


Perſon zu richten. Er muß zwar gegenüber einem andern abgegeben werden (8 145), 


aber nicht gegenüber einem einzelnen. Ob in einem Anerbieten ein Vertragsantrag 


oder nur die Aufforderung zu Vertragsanträgen zu ſehen iſt, iſt eine Auslegungs⸗ 


frage. Bei der Auslegung erlangt die Verkehrsſitte Bedeutung. In den Preis- 


liſten, die in großen Mengen verſandt werden, in den Warenanzeigen in den 
Zeitungen, in den Speiſekarten der Gaſthöfe und darin, daß im Schaufenſter Waren 
- ausgeftellt find, liegen regelmäßig keine Vertragsanträge, weil dieſe Angebote im 
Verkehr nicht als bindend angeſehen werden. Der Gaſtwirt braucht die Speiſe nicht 


zu liefern, die auf der Speiſekarte angegeben iſt; der Kaufmann kann es ablehnen, 
die im Schaufenſter ausgeſtellte Ware herzugeben (unter Amſtänden greifen aber die 


| Vorſchriften zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs ein). Bei einer Ver- 


ſteigerung iſt nach § 156 Satz 1 die Aufforderung zur Abgabe von Geboten im 
Zweifel nicht als Vertragsantrag, ſondern nur als eine Aufforderung zu Vertrags- 
anträgen anzuſehen. Als Vertragsantrag aber ſoll die verſpätete Annahme eines 
Vertragsantrags angeſehen werden (8 150 Satz 1). Erklärt jemand, dem ein Ver- 
tragsantrag gemacht iſt, er nehme den Antrag mit beſtimmten Anderungen (Ermeite- 


rungen, Einſchränkungen u. dgl.) an, ſo iſt das rechtlich eine Ablehnung eines Ver⸗ 


tragsantrags, verbunden mit einem neuen Antrag ($ 150 Abſ. 2). 


Der Vertragsantrag begründet, ſobald er wirkſam wird, für den anderen Teil ein 
Geſtaltungsrecht: er kann durch eine Erklärung einen Vertrag mit dem Inhalt, der 


dem Vertragsantrag entſpricht, zuſtande bringen. Dieſes Geſtaltungsrecht endet 


(„der Antrag erliſcht“), wenn der Antrag dem Antragenden gegenüber abgelehnt 
wird, wenn er nicht rechtzeitig (darüber ſogleich) dem Antragenden gegenüber ange; 


nommen wird, in der Verſteigerung auch, wenn ein Abergebot abgegeben oder die 
Verſteigerung ohne Erteilung des Zuſchlags geſchloſſen wird (8 156 Satz 2). Der 
Vertragsantrag erliſcht aber im Zweiſel nicht — darin liegt eine wichtige Ab- 


weichung vom römiſchen und gemeinen Recht — dadurch, daß der Antragende vor 


der Annahme ſtirbt oder geſchäſtsunfähig wird (S 153). 


Bis wann kann ein Antrag angenommen werden? Hat der Antragende im Bass 
Heine Friſt beftimmt, ſo kann die Annahme nur in dieſer Friſt erfolgen (8 148). Im 
; übrigen iſt zu unterſcheiden. Iſt der Vertragsantrag einem Anweſenden gemacht, ſo 
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kann er, ſofern nicht ein anderer Wille des Antragenden ausdrücklich oder ſtill⸗ 
ſchweigend erklärt wird, nur ſofort angenommen werden. „Das gilt auch von einem 
mittels Fernſprechers von Perſon zu Perſon gemachten Antrage“ (8 147 Abſ. 1). Sit 


aber der Antrag einem Abweſenden gemacht, fo kann er nur bis zu dem Zeitpunkt 
angenommen werden, in dem der Antragende den Eingang der Antwort unter regel- 


mäßigen Amſtänden erwarten darf (8 147 Abſ. 2). 


Der Vertragsantrag bindet den Antragenden für eine gewiſſe Zeit, „es ſei denn, daß 
er die Gebundenheit ausgeſchloſſen hat“ (§ 145). Das bedeutet, daß der Antragende 


den Antrag nicht widerrufen kann, wenn er ſich nicht den Widerruf vorbehalten hat. 


Das iſt im Bürgerlichen Geſetzbuch wie im allgemeinen überhaupt in den neueren 


Rechten aus den heutigen Verkehrsbedürfniſſen heraus im Gegenſatz zum römiſchen 
und gemeinen Recht (nach denen der Vertragsantrag bis zum Zugehen der Annahme 


erklärung widerrufen werden konnte) beſtimmt. Ein Vorbehalt des Widerrufs liegt 


dann vor, wenn der Vertragsantrag „freibleibend“ gemacht wird (wohl zu unter- 
. ſcheiden von dem Fall, daß ein Vertragsantrag zu freibleibender Lieferung, d. h. zu 
einem Vertrage gemacht wird, in dem ſich der eine Teil ein Rücktrittsrecht vorbehält). 


Der Vertragsantrag bringt unter Amſtänden für den Antragenden auch eine ſo⸗ 


5 


genannte „Laſt“ mit ſich: wenn dem Antragenden eine Annahmeerklärung verſpätet 
zugeht, und er erkennnen muß, daß die Erklärung rechtzeitig abgeſendet iſt, muß 
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der Antragende dem andern Teil die Verſpätung des Zugehens unverzüglich an- 
zeigen, ſonſt gilt die Annahme als rechtzeitig erfolgt (§ 149). 

Ein Vertragsantrag verpflichtet den andern grundſätzlich nicht zu einer Erklärung, 
noch kann grundſätzlich in ſeinem Schweigen eine Annahme des Antrags geſehen 
werden. Mitunter fügt jemand ſeinem Vertragsantrag hinzu, er betrachte den An⸗ 
trag als angenommen, wenn ihm nicht in beſtimmter Zeit eine Ablehnung zugebe. 
Einen ſolchen Zuſatz kann der andere Teil grundſätzlich unbeachtet laſſen. Eine Pflicht 
zur Antwort beſteht im Falle des 8 663: „Wer zur Beſorgung gewiſſer Geſchäfte 
öffentlich beſtellt iſt oder ſich öffentlich erboten hat, iſt, wenn er einen auf ſolche Ge⸗ 
ſchäfte gerichteten Auftrag nicht annimmt, verpflichtet, die Ablehnung dem Auftrag⸗ 
geber unverzüglich anzuzeigen. Das gleiche gilt, wenn ſich jemand dem Auftraggeber 
gegenüber zur Beſorgung gewiſſer Geſchäfte erboten hat.“ 


Eine Verpflichtung zu einem Vertragsantrag beſteht nur ausnahmsweiſe. Sie kann 
auf Rechtsgeſchäft (Vertrag, Vermächtnis) beruhen, aber auch auf Geſetz und Ver⸗ 
ordnung. Unter heutiges Wirtſchaftsrecht, insbeſondere das Recht der Ernährungs- 
wirtſchaft, ſieht vielfach Anbietungspflichten oder Ablieſerungspflichten vor: der 
Bauer und der Landwirt hat gewiſſe Erzeugniſſe, die er nicht in ſeiner Wirtſchaft 
verwendet, einem beſtimmten Anternehmen oder einer beſtimmten Stelle zum Kauf 
anzubieten, und das gilt auch für den, der gewiſſe Erzeugniſſe aus dem Ausland ein- 
führen will. | 


Die Annahme des Vertragsantrags bringt, wenn der Antrag noch nicht erloſchen 
war, den Vertrag mit dem Inhalt zuſtande, der dem Antrag entſpricht. Immer 
bedarf es der Erklärung der Annahme. Davon gibt es keine Ausnahme. Die Er. 
klärung kann auch ſtillſchweigend erfolgen (z. B. durch Bezahlung des unbeſtellt zuge⸗ 
ſandten Buches), und für einige Fälle iſt geſetzlich beſtimmt, daß Schweigen zu einem 
Vertragsantrag als deſſen Annahme gilt (8 516 Abſ. 2 Satz 1 BGB, S 362 Abſ. 1 
HGB; Annahme durch Stillſchweigen). Das Schweizer Obligationenrecht beſtimmt 
allgemein (Art. 6): „Iſt wegen der beſonderen Natur des Geſchäfts oder nach den 
Amſtänden eine ausdrückliche Annahme nicht zu erwarten, ſo gilt der Vertrag als 
abgeſchloſſen, wenn der Antrag nicht binnen angemeſſener Friſt abgelehnt wird.“ 
Einen ſolchen Rechtsſatz enthält das Bürgerliche Geſetzbuch nicht. Wenn keiner der 
Fälle vorliegt, für die geſetzlich beſtimmt iſt, daß Schweigen zu einem Vertragsantrag 
als Annahme gelten fol, wird kaum jemals das bloße Schweigen als Annahme anzu- 
ſehen ſein. Doch ſind Lagen denkbar, in denen das der Fall iſt. Hat jemand einen 
Vertragsantrag mit ganz geringfügigen Anderungen angenommen, von denen anzu- 
nehmen iſt, daß der andere Teil ſie ohne weiteres billigt, ſo kann in dem Schweigen 
auf dieſe „Annahmeerklärung“ — die rechtlich ein neuer Vertragsantrag iſt (§ 150 
Abſ. 2) — eine Annahme liegen. 


Grundſätzlich muß die Annahmeerklärung dem Antragenden gegenüber erfolgen. 
Davon gibt es aber Ausnahmen. Die Annahme braucht nicht dem Antragenden 
gegenüber erklärt zu werden, wenn eine ſolche Erklärung nach der Verkehrsſitte nicht 
zu erwarten iſt oder der Antragende auf fie verzichtet hat (8 151). Hat jemand ein 
Hotelzimmer telegraphiſch oder brieflich für die nächſte Nacht beſtellt oder hat jemand 
Ware zu ſofortiger Abſendung beſtellt oder Arbeiten in Auftrag gegeben, die ſofort 
in Angriff genommen werden ſollen, ſo bedarf es nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch 
zwar der Annahme des Vertragsantrags, doch braucht die Annahme nicht dem An⸗ 
tragenden gegenüber erklärt zu werden. Sie kann auch ſtillſchweigend erfolgen (Bei- 
ſpiel: jemand ſchneidet die Broſchüre, die, wie er weiß, ihm unbeſtellt zugeſandt iſt, 
von vorn bis hinten auf). Wird ein Vertrag gerichtlich oder notariell beurkundet, 
ohne daß beide Teile gleichzeitig anweſend ſind, ſo würde der Vertrag eigentlich erſt 
zuſtande kommen, wenn die beurkundete Erklärung des einen dem andern zugeht. In 
dieſem Falle ſoll aber nach der Sondervorſchrift des § 152 der Vertrag, wenn nichts 
anderes beſtimmt iſt, ſchon mit der Beurkundung der Annahme zuſtande kommen. 
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Eine Verpflichtung zur Annahme eines Vertragsantrags kann auf einem Rechts⸗ 
geſchäft beruhen: fie kann in einem Vertrag übernommen oder in einem Ver. 
mädhtnig dem Beſchwerten auferlegt fein. Im Kauf verpflichten ſich beide Teile 
zur Annahme von Übereignungsanträgen. Ein Vertrag, durch den ſich beide Parteien 
zum Abſchluß eines Schuld vertrages verpflichten, und in dem die Bedingungen 
dieſes Schuldvertrages bereits völlig oder bis auf einzelne Punkte feſtgelegt werden, 
bezeichnet man als Vorvertrag. (Beiſpiel: jemand verpflichtet ſich, einem andern 
deſſen ganze Produktion abzunehmen, und der andere übernimmt es, ſeine ganze 
Produktion dem Partner zu verkaufen; die Preiſe ſollen ſich dabei nach beſtimmten 
Amſtänden richten). Mitunter wird der Begriff des Vorvertrages auch weiter gefaßt 
und darunter jeder Vertrag verſtanden, durch den nur der eine Teil ſich zum Abſchluß 
eines Schuldvertrages (mit dem andern Teil oder mit einem Dritten) verpflichtet. 
Den Begriff zu erſtrecken auf jeden Vertrag, durch den ſich jemand zum Abſchluß 
eines Vertrages verpflichtet, wäre unſinnig; dann wäre auch der Kaufvertrag ein 
Vorvertrag. 


Eine Verpflichtung zur Annahme eines Vertragsantrags kann auch auf Geſetz oder 
Verordnung beruhen. Man denke an die Wandlung und an die ungerechtfertigte 
Bereicherung, auch an den „Kontrahierungszwang“ der Eiſenbahnen (8 453 HGB), 
der Poſt (8 3 Poſt) und der Telegraphenverwaltung (8 5 Zelegraphen®), an die 
vielen landesgeſetzlichen und polizeilichen Beſtimmungen, nach denen Schlachthäuſer, 
Apotheken, Droſchkenbeſitzer, Dienſtmänner uſw. zur Annahme gewiſſer Vertrags- 
anträge verpflichtet find, an das neuere Mietrecht und an das Recht der Markt- 
ordnung. Daraus, daß ein Anternehmen eine tatſächliche oder rechtliche Monopol⸗ 
ſtellung hat, folgt noch nicht, daß es zur Annahme von Vertragsanträgen verpflichtet 
iſt. Die Ablehnung kann aber unter den Vorausſetzungen des 8 826 a Schadens 
erſatzpflicht begründen. 


3. „Diſſens“ liegt vor, wenn es am „Konſens“ fehlt. Konſens a nicht etwa die 
Willenseinigung; er liegt vielmehr vor, wenn die Willens erklärungen auf die 
Herbeiführung derſelben Rechtsfolgen gerichtet find, mag auch der wirkliche Wille des 
einen Vertragsteils ſich mit dem wirklichen Willen des andern nicht decken (einer der 
Parteien iſt ein Erklärungsirrtum unterlaufen). Am den Fall des Diſſenſes handelt 
es ſich nur, wenn die Willens erklärungen nicht übereinſtimmen. Man unter- 
ſcheidet offenen Diſſens (die Parteien ſind ſich bewußt, daß ihre Willenserklärungen 
nicht übereinſtimmen) und verſteckten Diſſens (die Parteien ſehen den Vertrag als 
geſchloſſen an). Im Zweifel ſoll der Vertrag nicht geſchloſſen ſein, ſolange die 
Parteien ſich noch nicht über alle Punkte geeinigt haben, über die nach der Erklärung 
auch nur einer Partei eine Vereinbarung getroffen werden follte (8 154 Abſ. 1 
Satz 1). Eine Verſtändigung über einzelne Punkte iſt nicht bindend, und zwar auch 
dann nicht, wenn eine Aufzeichnung ſtattgefunden hat („Punktationen“ binden nicht; 
8 154 Abſ. 1 Satz 2). Der Grundſatz, daß ein Vertrag noch nicht zuſtande gekommen 
iſt, ſolange übereinſtimmende Willenserklärungen noch nicht über alle Punkte vor- 
liegen, über die eine Vereinbarung getroffen werden ſollte, erleidet eine Ausnahme 
für den Fall, daß die Parteien den Vertrag als geſchloſſen anſehen und anzunehmen 
iſt, daß der Vertrag auch ohne eine Beſtimmung über den nicht geregelten Punkt 
geſchloſſen ſein würde (8 155). 


VII. „Diktierter Vertrag“. Mitunter ift durch Gefetz oder Verordnung be- 
ſtimmt, daß jemand eine Ware, wenn er fie abſetzen will, einem beſtimmten Anter⸗ 
nehmen oder einer beſtimmten Stelle anzubieten hat, und daß dieſes Anternehmen 
oder dieſe Stelle verpflichtet iſt, das Angebot anzunehmen. Meiſtens ſind in ſolchen 
Fällen auch die Bedingungen des Vertrages, der abzuſchließen iſt, feſtgelegt, ſei es 
vollſtändig oder doch in einzelnen Beziehungen, ſei es unabdingbar oder ſo, daß die 
Parteien etwas anderes vereinbaren können. 
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VIII. Für Schuldverträge gilt der Grundſatz der Formfreiheit: ein 
Schuldvertrag bedarf einer beſonderen Form nur dann, wenn durch Geſetz oder 
Rechtsgeſchäft eine Form vorgeſchrieben iſt. Sonſt kann der Schuldvertrag formfrei 
und, ſofern nicht Ausdrücklichkeit einer Willenserklärung vorgeſchrieben iſt, auch 
ſtillſchweigend geſchloſſen werden. 

Eine beſonders wichtige Formbeſtimmung iſt die des $ 313. Verpflichtet ſich jemand, 
das Eigentum an einem Grundſtück zu übertragen, ſo bedarf der ganze Vertrag, nicht 
nur die Verpflichtungserklärung, der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung. Man 
denke vor allem an den Verkauf eines Grundſtücks. „Schutz vor Abereilung“, „Be. 
kämpfung der Wirtshausverkäufe“ wird als Zweck dieſer Vorſchrift angegeben. Am 
der Rechtsbelehrung willen, zu der der Notar oder der Richter oder der Rechts. 
pfleger verpflichtet iſt, und durch die Streitigkeiten und Zweifeln vorgebeugt wird, 
iſt die Formvorſchrift getroffen. Die bloße Verpflichtung, ein Grundftüd zu erwerben, 
bedarf nicht der Form. Iſt die Formvorſchrift des 8 313 nicht beobachtet, ſo wird 
der Vertrag ſeinem ganzen Inhalt nach gültig, wenn die Auflaſſung und die Ein- 
tragung in das Grundbuch erfolgen (8 313 Satz 2). 

Zur Gültigkeit eines Vertrages, durch den eine Leiſtung ſchenkweiſe verſprochen 
wird (Schenkungsverſprechen, oben 8 10 II), ift, wie bereits erwähnt, die gerichtliche 
oder notarielle Beurkundung des Verſprechens erforderlich (nicht alſo eine Beurkun⸗ 
dung des ganzen Vertrages). „Der Mangel der Form wird durch die A der 
verſprochenen Leiſtung geheilt“ (8 518). 

„Zur Gültigkeit des Bürgſchaftsvertrags tft ſchriftliche Erteilung der Bürgſchafts⸗ 
erklärung erforderlich.“ (Auch hier bedarf alſo nicht der ganze Vertrag dieſer Form.) 
„Soweit der Bürge die Hauptverbindlichkeit erfüllt, wird der Mangel der Form 
geheilt“ (8 766). Doch findet die Formvorſchrift keine Anwendung auf eine Bürgſchaft, 
deren Abernahme für den Bürgen ein Handelsgeſchäft iſt (8 350 HGB. Meiſt wird 
geſagt: ein Kaufmann kann mündlich bürgen. Das tft nicht ganz genau). 


Andere Formvorſchriften für Schuldverträge: SS 311, 312, 780, 781 (Ausnahmen: 
5782 BGB, 8 350 HGB). 

Das Geſetz beſtimmt: „Ein Rechtsgeſchäft, welches der durch Geſetz vorgeſchriebenen 
Form ermangelt, iſt nichtig“ (8 125 Satz 1). Nichtigkeit iſt unheilbare Anwirkſamkeit 
gegenüber jedermann (vgl. unten § 12). Die Nichtbeachtung einer geſetzlichen Form⸗ 
vorſchrift hat aber ſolche Nichtigkeit nur grundſätzlich zur Folge, nämlich nur dann, 
wenn nichts anderes beſtimmt iſt. Anderes iſt, wie oben erwähnt, in den SS 313 
Satz 2, 518 Abſ. 2 und 766 Satz 2 beſtimmt. 

Der Mangel einer durch Rechtsgeſ ch äft beſtimmten Form hat im Zweifel 
Nichtigkeit zur Folge ($ 125 Satz 2). „Iſt eine Beurkundung des beabſichtigten Ver⸗ 
trages verabredet worden, ſo iſt im Zweifel der Vertrag nicht geſchloſſen, bis die 
Beurkundung erfolgt tft” (8 154 Abſ. 2). 

Wie zu verfahren iſt, wenn Schriftform, ſei es durch das Geſetz oder durch Rechts- 
geſchäft, oder gerichtliche oder notarielle Beurkundung eines Vertrages oder öffent⸗ 
liche Beglaubigung einer Erklärung vorgeſchrieben iſt, iſt in den 88 126 bis 129 
geregelt. 

IX. „Wird bei der Eingehung eines Vertrages etwas als Draufgabe gegeben, 
To gilt dies als Zeichen des Abſchluſſes des Vertrages“ (S 336 Abſ. 1). Nach älterem 
deutſchen Recht gehörte die Draufgabe zur Form gewiſſer Verträge. Dem römiſchen 
Recht folgend hat das Bürgerliche Geſetzbuch ihr nur die Bedeutung eines Zeichens, 
daß der Vertrag abgeſchloſſen iſt, gegeben: auch wenn eine folche Draufgabe vor dem 
Vertragsabſchluß in Ausſicht genommen worden iſt, fo hängt doch das Zuſtande⸗ 
kommen des Vertrages im Zweifel nicht von ihr ab. Die Draufgabe kann auch als 
Reugeld gemeint fein, ihr Geber behält ſich vor, unter Verluſt der Draufgabe 
vom Vertrage zurückzutreten. Doch gilt die Draufgabe im Zweifel nicht als Reu- 
geld (8 336 Abſ. 2). 
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Im Zweifel iſt die Draufgabe auf die vom Geber geſchuldete Leiſtung anzurechnen 
oder, wenn dies nicht geſchehen kann, bei der Erfüllung des Vertrages zurückzugeben. 
Zurſickzugeben iſt fie auch, wenn der Vertrag wieder aufgehoben wird (8 337). 


Durch die Draufgabe wird die Rechtsſtellung ihres Empfängers nicht nur dadurch ver- 
beſſert, daß fie ihm (wie auch dem andern Teil) den Beweis, daß der Vertrag zum 
Abſchluß gelangt ift, erleichtert, ſondern auch dadurch, daß er fie behalten darf, wenn 
die von dem Geber geſchuldete Leiſtung infolge eines Amſtandes, den der Geber zu 
vertreten hat, unmöglich wird oder der Geber die Wiederaufhebung des Vertrages 
verſchuldet. „Verlangt der Empfänger Schadenserſatz wegen Nichterfüllung, ſo iſt 
die Draufgabe im Zweifel anzurechnen oder, wenn dies nicht geſchehen kann, bei der 
Leiſtung des Schadenserſatzes zurückzugeben“ (8 338). 


5 12. Die Unwirkfamkeit von Willens erklärungen und Rechtsgeschäften 


I. Anwirkſam iſt ein Rechtsgeſchäft, das nicht die als gewollt erklärten Rechtsfolgen 
hat. Möglicherweiſe aber treten andere (nicht rechtsgeſchäftliche) Rechtsfolgen ein 
l(insbeſondere Schadenserſatzpflichten, vgl. 88 118 und 122, 306 und 307). Steht nur 
noch ein Wirkſamkeitserfordernis aus, oder kann ſonſt die Anwirkſamkeit noch behoben 
werden, fo ſpricht man von „ſchwebender Anwirkſamkeit“. Im Gegenſatz 
dazu ſteht die Anwirkſamkeit, die unheilbar tft. Beſteht fie jedermann gegenüber, To 
bezeichnet man fie als Nichtigkeit. Für die Fälle, in denen ein Rechtsgeſchäft 
unheilbar unwirkſam iſt, dieſe Anwirkſamkeit aber nur gegenüber beſtimmten Perſonen 
beſteht oder nur von beſtimmten Perſonen geltend gemacht werden kann, gibt es keine 
beſondere Bezeichnung. 


1. Zu den ſchwebend wirkſamen Geſchäften gehören nicht die unvollendeten 
Rechtsgeſchäfte; denn wenn noch ein Stüd des geſetzlichen Tatbeſtandes fehlt (z. B. 
die Abergabe bei der Abertragung des Eigentums an beweglichen Sachen), liegt noch 
kein Rechtsgeſchäft vor. Schwebend unwirkſam iſt aber das bedingte Rechtsgeſchäft, 
wenn die Bedingung noch nicht eingetreten iſt, aber noch eintreten kann, und das 
5 befriſtete Rechtsgeſchäft vor Eintritt des Termins. Auch das Rechtsgeſchäft, zu deſſen 
Wirkſamkeit es noch eines andern Rechtsgeſchäfts bedarf, gehört hierher. Der 
5 „ Vertragsantrag darf dafür freilich nicht als Beiſpiel angeführt werden, denn er 
; iſt kein Rechtsgeſchäft (ſondern nur eine rechtsgeſchäftliche Willenserklärung). Aber 
ein beſonders wichtiges Beiſpiel iſt das Rechtsgeſchäft, das zu ſeiner Wirkſamkeit 
noch einer Genehmigung (nachträglichen Zuſtimmung) bedarf (z. B. der Genehmigung 
des geſetzlichen Vertreters). Ein anderes hierher gehöriges Rechtsgeſchäft iſt das 
RNechtsgeſchäft, dem die durch Geſetz vorgeſchriebene Form fehlt, das aber nach be- 
5 „ſonderer geſetzlicher Vorſchrift durch gewiſſe Erfüllungshandlungen wirkſam werden 
kann (88 313, 518, 766, vgl. oben 8 11 VIII). 


2. Richtig iſt das Rechtsgeſchäft, das jedermann gegenüber unheilbar unwirkſam 
it. Ein nichtiges Verpflichtungsgeſchäft wird nicht durch Erfüllung wirkſam. Iſt 
etwas zur Erfüllung eines nichtigen Kaufvertrages übereignet, ſo iſt es Eigentum 
des Käufers geworden, aber, weil der Kauf nicht durch die Erfüllung wirkſam ge⸗ 
„ worden iſt, kann der Verkäufer von dem Käufer, der ungerechtfertigt bereichert iſt, 
„die Rüdübereignung fordern. Auch durch „Beſtätigung“ kann ein nichtiges Rechts- 
geſchäft nicht wirkſam werden (vgl. unten IV). Auf die Nichtigkeit eines Rechts- 
„ geſchäfts kann ſich jedermann beruſen. Sie iſt ſtets von Amts wegen zu beachten, d. h. 
i die Behörden und insbefondere die Gerichte müſſen das Rechtsgeſchäft auch dann als 
nichtig behandeln, wenn keiner der Beteiligten die Nichtigkeit geltend macht, ja auch 
dann, wenn alle Beteiligten wollen, daß das Rechtsgeſchäft als wirkſam behandelt 
wird. 
Zu den nichtigen Rechtsgeſchäften gehört das bedingte Rechtsgeſchäft nach Ausfall 
der Bedingung und das in ſeiner Wirkſamkeit von einer Genehmigung abhängige 
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Rechtsgeſchäft nach Verſagung der Genehmigung. Vor allem aber kommen hier die 
geſetzlichen Nichtigkeitsfälle in Betracht, die unter II zu erörtern find. 


3. Ein Rechtsgeſchäft, das nur einer beſtimmten Perſon gegenüber unwirkſam iſt, 
liegt z. B. vor, wenn eine Verfügung Über einen Gegenſtand gegen ein geſetzliches 
Verfügungsverbot verſtößt, das nur den Schutz einer beſtimmten Perſon bezwedt 
(S 135 Abſ. 1 Satz 1). Die Anwirkſamkeit einer Verfügung, die der Erbhofeigentümer 
nach Anordnung der Wirtſchaftsführung durch einen Treuhänder über eine Torde⸗ 
rung aus dem Verkauf von Erbhoferzeugniſſen vorgenommen hat, kann nur von dem 
Treuhänder geltend gemacht werden (8 79 EH VfO). 


4. Zu den unwirkſamen Rechtsgeſchäften gehört nicht das anfechtbare Rechtsgeſchäft. 
Es hat die als gewollt erklärten Rechtsfolgen, es tritt aber die weitere Rechtsfolge 
ein, daß der, der die anfechtbare Willenserklärung abgegeben hat, für eine beſtimmte 
Zeit ein Anfechtungsrecht hat, durch deſſen Ausübung die als gewollt erklärten 
Rechtsfolgen mit rückwirkender Kraft beſeitigt werden. Erſt mit der Anfechtung tritt 
dieſe Anwirkſamkeit ein. Das anfechtbare Rechtsgeſchäft iſt alſo wirkſam, das mit 
Recht angefochtene Rechtsgeſchäft iſt nichtig. 


5. Mitunter beſteht ein ſchuldrechtlicher Anſpruch darauf, daß die Wirkungen eines 
Rechtsgeſchäfts rückgängig gemacht werden. Das berührt die Wirkſamkeit des Ge⸗ 
ſchäfts nicht. Iſt das verkaufte Grundftüd übereignet worden, ſtellt ſich aber heraus. 
daß der Verkauf nichtig war, fo iſt die Abereignung nicht etwa deshalb unwirkſam, 
es können auch nicht etwa ſeine Rechtsfolgen mit rückwirkender Kraft beſeitigt 
werden, es iſt vielmehr nur ein Rechtsgeſchäft vorzunehmen, das für die Zukunft 
einen Ausgleich ſchafft: das Grundſtück iſt dem Verkäufer zurückzulbereignen. | 


II. Nichtigkeitsfälle 


1. „Die Willenserklärung eines Geſchäfts unfähigen ii 
nichtig“ (8 105 Abſ. 1), und damit iſt ein Rechtsgeſchäft nichtig, deſſen Beſtandteil 
eine ſolche Willenserklärung bildet. Die Willenserklärung einer in der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit beſchränkten Perſon iſt, wenn fie nicht ausnahmsweiſe wirkſam iſt (88 107, 
112, 113), grundſätzlich nicht nichtig (Ausnahme: das einſeitige Rechtsgeſchäft, 8 111 
unten 3), ſondern nur ſchwebend unwirkſam. Die Willenserklärung, die gegenüber 
einem Geſchäftsunfähigen abgegeben wird, iſt nicht nichtig, ſondern wird wirkſam. | 
ru fie dem geſetzlichen Vertreter zugeht ($ 131 Abſ. 2). 


2. „Nichtig iſt auch eine Willenserklärung, die im Zuſtande der Bewu = 

loſigkeit oder vorhergehender Störung der Geiſtestätigkeit 
abgegeben wird“ (8 105 Abſ. 2), wenn — ſo iſt hinzuzuſetzen — die freie Willen! 
beſtimmung ausgeſchloſſen iſt. In einem ſolchen Zuſtand (hohes Fieber, Schlaf, 
Hypnoſe, epileptifher Anfall, ſchwere Trunkenheit) kann aber eine Willenserklärung 
überhaupt nicht abgegeben werden. Das ergibt ſich ſchon aus dem Begriff der 
Willenserklärung (oben 8 11 IVI). Deshalb iſt es nicht zutreffend, daß das Geſetz 
hier von Nichtigkeit ſpricht. (Abrigens kann einer Perſon, die ſich in einem ſolchen 
Zuſtand befindet, rechtswirkſam eine Willenserklärung zugeben; ſie iſt nicht etwa 
geſchäftsunfähig.) 
3. Nichtig iſt ein einſeitiges Rechtsgeſchäft, das eine in der Geſchäftsfähigkeit be- 
ſchränkte Perſon ohne die erforderliche Einwilligung des geſetzlichen Vertreters vor 
nimmt, auch ein Rechtsgeſchäft, das eine ſolche Perſon mit dieſer Einwilligung vor- 
nimmt, das aber der andere Teil unverzüglich zurückweiſt, weil die Einwilligung 
nicht in ſchriftlicher Form vorgelegt wird ($ 111). 


4. Nichtig iſt die Willenserklärung, die einem anderen gegenüber abzugeben iſt und 
mit dem geheimen, aber von dem anderen erkannten Vorbehalt abgegeben wird, das 
Erklärte nicht zu wollen ($ 116 Satz 2). Wird der „geheime Vorbehalt 
(die Mentalreſervation) von dem anderen nicht erkannt, ſo iſt die Willenserklärung 
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nicht wegen des Vorbehalts unwirkſam. Das verſteht ſich von ſelbſt, iſt aber im 8 116 
Satz 1 beſonders geſagt. 

5. „Wird eine Willenserklärung, die einem andern gegenüber abzugeben iſt, mit 
deſſen Einverſtändnis nur zum Schein abgegeben, ſo iſt fie nichtig“ (8 117 
Ubi. 1). Im Grunde wird hier gar keine Willenserklärung abgegeben; denn dem 
andern wird ja erkennbar, daß die Rechtsfolgen nicht eintreten ſollen. Hier wird 
nur Dritten das Vorliegen eines Rechtsgeſchäfts vorgetäuſcht. Beiſpiel: Jemand 
ftellt einem andern eine Generalvollmacht aus mit der Vereinbarung, daß die Voll⸗ 
macht keine Rechtswirkungen haben, vielmehr nur von dem andern dazu benutzt 
werden ſoll, Dritten zu zeigen, daß er das Vertrauen des „Vollmachtgebers“ habe. 
Kein Scheingeſchäft iſt das ſogenannte fiduziariſche Rechtsgeſchäft, 
durch das jemand einem andern mehr Rechtsmacht überträgt, als der andere, der 
Treuhänder, ihm, dem Treugeber, gegenüber haben ſoll. Die Hauptfälle find die 
Verwaltungstreuhand (jemand überträgt z. B. einem andern etwas zu Eigentum, 
was der andere nur für Rechnung des Treuhänders verwalten ſoll, oder jemand 
überträgt einem andern eine Forderung, die der Treuhänder für den Treugeber ein- 
ziehen ſoll) und die Sicherungstreuhand. Hier iſt beſonders an die Sicherungsüber⸗ 
eignung zu denken: Jemand überträgt einem andern das Eigentum an beweglichen 
Sachen zur Sicherung einer Geldforderung, die der andere gegen ihn hat. Wenn 
die Geldforderung getilgt wird, fol das Eigentum zurückfallen (auflöſend bedingtes 
Eigentum — nur möglich, wenn es ſich um bewegliche Sachen handelt) oder der bis⸗ 
herige Gläubiger ſoll verpflichtet fein, es zurückzuübertragen. Am ein Scheingeſchäft 
handelt es ſich hier nicht. Das Eigentum ſoll übergehen; es wird nicht etwa nur 
Dritten vorgeſpiegelt, daß das Eigentum übergegangen ſei. Auch der ſogenannte 
Lohnſchiebungs⸗ oder 1500-Mark-⸗ Vertrag ift kein Scheingeſchäſt (vgl. heute ZPO 
8 850 ch. 

Häufig wird durch das Scheingeſchäft ein anderes Rechtsgeſchäft verdeckt. Es tft 
ungenau, wenn geſagt wird: Das verdeckte (ſogenannte disſimu⸗ 
lierte) Geſchäft ſei wirkſam. Ob es wirkſam ift, hängt davon ab, ob alle Er⸗ 
forderniſſe erfüllt find, die für ein RNechtsgeſchäft, wie es das verdeckte iſt, vor⸗ 
geſchrieben find. Es kommt nicht ſelten vor, daß jemand einem andern eine bewegliche 
Sache, in bezug auf die ein Dritter ein Vorkaufsrecht hat, „ſchenkt“, daß aber 
zwiſchen ihnen vereinbart wird, daß der „Beſchenkte“ einen Kaufpreis zahlen ſoll. 
Die Schenkung iſt als Scheingeſchäft nichtig, der verdeckte Kauf iſt wirkſam, der Vor⸗ 
kaufsberechtigte kann ſein Vorkaufsrecht ausüben. 


6. Eine nicht ernſtlich gemeinte Willenserklärung iſt nichtig, wenn 
ſie in der Erwartung abgegeben wird, der Mangel der Ernſtlichkeit werde nicht 
verkannt werden (8 118). Doch hat der Erklärende, wenn die Erklärung einem andern 
abzugeben war, dieſem, ſonſt jedem Dritten, den Schaden zu erſetzen, den der andere 
oder der Dritte dadurch erleidet, daß er auf die Gültigkeit der Erklärung vertraut. 
Freilich iſt niemals mehr als das Intereſſe zu erſetzen, das der andere oder der 
Dritte an der Gültigkeit der Erklärung hat, und eine Schadenserſatzpflicht beſteht 
überhaupt nicht, wenn der Beſchädigte erkennen mußte, daß die Erklärung nicht 
ernſtlich gemeint war (8 122). 


Die Fälle ſind in der Praxis ſelten. Doch kommt es zuweilen vor, daß ein Lieferant, 
dem von einem ſeiner Abnehmer ein beſonders günſtiges Warenangebot eines 
anderen Lieferanten zugeſandt wird, zurückſchreibt, er liefere die Waren ein Drittel 
billiger. Beſtellt daraufhin der Kunde, ſo kommt der Vertrag nicht zuſtande, wenn 
der Lieferant — was er natürlich nachweiſen muß — ſeinen Vertragsantrag nicht 
ernſtlich gemeint hatte. Hat aber der Kunde im Vertrauen auf dieſen Antrag das 
Vertragsangebot jenes anderen Lieferanten abgelehnt, und muß er etwa jetzt, um 
die Ware zu erhalten, einen höheren Preis anlegen, ſo kann er den Anterſchied 
zwiſchen dieſem höheren Preis und dem Preis, zu dem der andere Lieferant die Ware 
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angeboten hatte, erſetzt verlangen (nicht etwa den Anterſchied zwiſchen dem Preis, 
den er anlegen muß, und dem Preis, zu dem der Erſatzpflichtige die Waren an- 
geboten hatte — das wäre das ſogenannte Erfüllungsintereſſe). 


7. „Ein Rechtsgeſchäft, welches der durch Geſetz vorgeſchrie⸗ 
benen Form ermangelt, iſt nichtig“ (§ 125 Satz 1). Doch iſt das nur ein 
Grundſatz; wir haben wichtige Ausnahmen kennengelernt (SS 313 Satz 2, 518 Abſ. 2, 
766 Satz 2; oben §S 11 VIII). „Der Mangel der durch Rechtsgeſchäft beſtimmten 
Form hat im Zweifel gleichſalls Nichtigkeit zur Folge“ (§ 125 Satz 2). 


8. „Ein RNechtsgeſchäft, das gegen ein geſetzliches Verbot ver ⸗ 
ſt ö ß t, iſt nichtig, wenn ſich nicht aus dem Geſetz ein anderes ergibt“ (§ 134). Hier 
kommen nicht Rechtsgeſchäfte in Frage, die zu einer geſetzlich verbotenen Leiſtung 
(Verleumdung, Sachbeſchädigung, Schmuggel, Patentverletzung uſw.) verpflichten 
ſollen; für fie gilt der 8 309 (oben 8 2; unten 13). Gegen ein geſetzliches Verbot ver- 
ſtößt ein Rechtsgeſchäft, wenn feine Vornahme unmittelbar oder mittelbar verboten 
iſt. Im Bürgerlichen Geſetzbuch finden ſich nur verhältnismäßig wenige Verbote dieſer 
Art (88 52 Abſ. 2, 384 Abſ. 1, 456, 627 Abſ. 2, 671 Abſ. 1, 795 Abſ. 1, 1240, 1309, 1310, 
1312, 1323 ff.). Aber häufig find ſolche Verbote in öffentlich rechtlichen Geſetzen ent- 
halten. Freilich die meiſt als Beiſpiele angeführten Verbote zu betteln, Speiſen und 
Getränke nach Eintritt der Polizeiſtunde, Waren nach Ladenſchlußzeit oder während 
der Sonntagsruhe zu verabfolgen, paſſen nicht. Aber durch die heutige Wirtſchafts⸗ 
geſetzgebung find viele Geſchäfte unmittelbar oder mittelbar verboten worden. In 
den Beſtimmungen, die Höchſt. oder Mindeſtpreiſe feſtſetzen, liegt das Verbot, zu 
höheren oder niedrigeren Preiſen abzuſchließen. Zweck der Höchſtpreisbeſtimmungen 
iſt es, die Waren dem Käufer zu einem erſchwinglichen Preis zugänglich zu machen; 
die Rechtſprechung hat daraus die Folgerung gezogen, daß der gegen eine ſolche 
Beſtimmung verſtoßende Kauf nicht nichtig, ſondern zu dem Höchſtpreiſe gültig ſei 
(ſo ſchon RG 88, 250). Gemeinhin wird gelehrt, daß „Amgehungsgeſchäfte“ nichtig 
ſeien. Das iſt irreſührend. Verſagt das Geſetz zur Erreichung eines wirtſchaftlichen 
Erfolges den Weg, der der nächſte wäre, fo iſt ein Rechtsgeſchäft nicht nichtig, das 
auf einem anderen rechtlichen Wege einen wirtſchaftlich gleichen oder ähnlichen 
Erfolg erſtrebt. So iſt es bei der Sicherungsübereignung und bei dem Lohnſchiebungs⸗ 
vertrag (von deſſen Gültigkeit auch der 8 850 c ZPO jetzt ausgeht). Verbietet da- 
gegen das Gefetz, durch Rechtsgeſchäft einen beſtimmten rechtlichen oder wirtſchaft⸗ 
lichen Erfolg herbeizuführen, fo iſt ſelbſtverſtändlich jede Art von Rechtsgeſchäft 
nichtig, das dieſen Erfolg herbeiführen ſoll. 


9. Nichtig iſt ein Nechtsgeſchäft, durch das jemand eine Verfügung trifft ent 
gegen einem Veräußerungs- oder Belaſtungs verbot, das nicht 
nur den Schutz beſtimmter Perſonen bezweckt. Dies ſei hier mit angeführt, obwohl 
es ſich nicht um Schuldverträge, ſondern um Verfügungen handelt. Der Rechtsſatz 
hat Rückwirkungen auf Verpflichtungsgeſchäfte. Verſtößt eine Verfügung gegen ein 
Verfügungsverbot, das nicht nur den Schutz beſtimmter Perſonen bezweckt, ſo wird 
auch der gutgläubige Erwerber nicht geſchützt. Das wird beſonders wichtig bei der 
Verdußerung von Erbhofgegenſtänden. 


10. Zu den Rechtsgeſchäften, die kraft befonderer geſetzlicher Beſtimmung nicht vor. 
genommen werden können, gehört die Ausſchließungoder Beſchränkung 
der Befugnis, über ein veräußerliches Recht zu verfügen. 
Hier zeigt ſich ein Grundzug unſeres Rechtes: was feiner Art nach Gegenſtand des 
Rechtsverkehrs ſein kann, ſoll nicht mit unmittelbarer Wirkung gegenüber Dritten 
durch eine Vereinbarung zwiſchen einzelnen, die nach außen nicht hervortritt, dem 
Rechtsverkehr entzogen werden können. Eine Verpflichtung, über ein veräußerliches 
Recht nicht zu verfügen (alſo z. B. eine Sache nicht zu veräußern), kann aber felbft- 
verſtändlich begründet werden. Ihre Kraft beſchränkt ſich auf die Beteiligten (§ 137). 
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11. Nichtig iſt ein „RKechtsgeſchäft, das gegen die guten Sitten 
verſtößt“ (8 138 Abſ. 1). 


Unter den „guten Sitten“ iſt die Sittlichkeit (die Moral) zu verftehen. Wenn das 
menſchliche Verhalten, in dem ſich ein geſetzlicher Rechtsgeſchäfts⸗Tatbeſtand verwirk⸗ 
licht, einen Verſtoß gegen die Sittlichkeit darſtellt, ſollen die als gewollt erklärten 
Rechtsfolgen nicht eintreten. (Daß ſich möglicherweiſe andere Rechtsfolgen — z. B. 
Verfall einer Strafe — ergeben, iſt hier ohne Belang.) Der Fall liegt nicht ſchon 
dann vor, wenn ein Rechtsgeſchäft aus fittlich verwerflichem Beweggrund vor- 
genommen wird. Der Kauf von Gift iſt nicht deshalb nichtig, weil das Gift zur 
Tötung eines Menſchen dienen ſoll. Die Kündigung einer Wohnung iſt nicht des⸗ 
halb nichtig, weil ſie erfolgt, um die Wohnung zu höherem Mietzins an eine Dirne 
zu vermieten. Auch wenn der andere Teil den unſittlichen Beweggrund kennt, ver- 
ſtößt das Rechtsgeſchäſt noch nicht im Sinne des S 138 Abſ. 1 gegen die guten 
Sitten. Sogar wenn ein Vertrag von beiden Teilen aus ſittlich verwerflichem 
Beweggrund geſchloſſen wird, braucht der Vertrag nicht gegen die guten Sitten zu 
verſtoßen. Es iſt ſehr wohl möglich, daß das Verhalten beider Teile ſittlich verwerf- 
lich iſt, der Vertrag aber keinen Verſtoß gegen die guten Sitten darſtellt. Ent- 
ſcheidend iſt, ob das Rechtsgeſchäft durch feinen Inhalt ſittlich 
verwerflich iſt. Das iſt z. B. der Fall, wenn das Gift mit der auflöſenden 
Bedingung gekauft und übereignet wird, daß ſich die erwartete Gelegenheit ergibt, 
dem Dritten das Gift beizubringen, oder wenn mit Rüdfiht auf den Zweck, dem das 
Gift dienen ſoll, ein beſonders hoher Preis gefordert und bewilligt wird. In der 
Rechtſprechung wird betont, daß die Frage, ob ein Rechtsgeſchäft als Verſtoß gegen 
die guten Sitten nichtig ſei, nach den Geſamtumſtänden des Geſchäfts, den ſachlichen 
wie den perſönlichen, zu entſcheiden ſei, und in Anlehnung an die Motive zum Ent- 
wurf I des Bürgerlichen Geſetzbuchs (Bd. II S. 727) wird immer wieder betont, ein 
Rechtsgeſchäft ftelle einen Verſtoß gegen die guten Sitten dar, wenn es nach feiner 
Geſamtgeſtaltung „gegen das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden“ ver- 
ſtoße. Es darf bezweifelt werden, ob das der Weisheit letzter Schluß iſt. Mit der 
Formel „Verſtoß gegen das geſunde Volksempfinden“ oder „Verſtoß gegen die 
nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung“ iſt kaum mehr gewonnen. Daß national⸗ 
ſozialiſtiſche Geſinnung heute maßgebend ſein muß, iſt ſelbſtverſtändlich. 


Ein Rechtsgeſchäft kann auch dann einen Verſtoß gegen die guten Sitten darſtellen, 
wenn der, der es vornimmt, ſich nicht bewußt iſt, daß eine Sittenwidrigkeit vorliegt; 
doch muß er alle Amſtände kennen, die das Rechtsgeſchäft als fittenwidrig erſcheinen 
laſſen. 


Nechtſprechung und Rechtslehre gehen davon aus, daß ein abftraktes Geſchäft (eine 
Abereignung, Beſtellung einer Hypothek, Forderungsabtretung uſw.) nicht gegen die 
guten Sitten verſtoßen und deshalb nicht nach 8 138 Abſ. 1 nichtig fein kann. Jedes 
Verpflichtungsgeſchäft, das auf eine fittlich verwerfliche Leiſtung gerichtet iſt, oder 
zu einem Verhalten verpflichten ſoll, das zwar nicht gegen die guten Sitten verſtößt, 
zu dem ſich zu verpflichten aber fittlich verwerſlich iſt, iſt nichtig. Nichtig iſt auch ein 
Rechtsgeſchäft, durch das eine Zuwendung verſprochen wird zur Erreichung eines 
Verhaltens des andern Teils, das von einer Zuwendung eines andern abhängig zu 
machen, unſittlich ift (Fortſetzung einer „wilden Ehe“). Gegen die guten Sitten ver- 
ſtößt der Vertrag, der in übermäßiger Weiſe die wirtſchaftliche Freiheit des einen 
Teils beſchränkt (ſogenannter Knebelungsvertrag), auch der Vertrag, der darauf 
abzielt, einem Gläubiger alle Aktiven ſeines Schuldners zu verſchaſfen, nach außen 
aber den Schein geſchäftlicher Anabhängigkeit und Kreditwürdigkeit des Schuldners 
zu erhalten (unter dieſem Geſichtspunkt kann insbeſondere eine Sicherungsüber⸗ 
eignung nichtig ſein: RG 127, 340), auch der Vertrag, durch den ſich jemand ver- 
pflichtet, bei einer Verſteigerung nicht mit zu bieten oder bei einem Ausſchreiben 
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übertrieben hohe Forderungen zu ftellen, um dem andern Teil den Zuſchlag zu 
günſtigen Bedingungen zu verſchaffen. 

Eine beſondere Art des unſittlichen Rechtsgeſchäfts iſt das im 8 138 Abſ. 2 für nichtig 
erklärte Wucher geſchäft. Nicht nur die Vereinbarung auffällig hoher Zinſen 
für ein Darlehen, überhaupt nicht nur die Vereinbarung eines übermäßig hohen 
Entgeltes für einen Kredit (Kreditwucher), ſondern auch die Aberlaſſung einer Sache 
gegen ein übermäßig hohes Entgelt (Sachwucher), ja ſchlechthin das Verſprechen 
oder Gewähren eines ſtark überſetzten Entgeltes für eine Leiſtung (Leiſtungs⸗ 
wucher) wird durch die Wuchervorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs getroffen. 
Aber nicht ſchon deshalb, weil die Leiſtung, die verſprochen oder gewährt wird, 
in auffälligem Mißverhältnis zur Gegenleiſtung ſteht, iſt ein Rechtsgeſchäft nichtig. 
Es iſt vielmehr erforderlich, daß jemand die Notlage, den Leichtſinn oder die An⸗ 
erfahrenheit eines andern ausgebeutet und dadurch ein Nechtsgeſchäft zuſtande 
gebracht hat, durch das ihm oder einem Dritten für eine Leiſtung Vermögensvorteile 
verſprochen oder gewährt werden, die den Wert ſeiner Leiſtung derart überſteigen, 
daß nach den Amſtänden die Vermögensvorteile in auffälligem Mißverhältnis zu der 
Leiſtung ſtehen. Es kommt alſo immer auf die Amſtände des Einzelfalles an. Man 
kann daher z. B. nicht von einem beſtimmten Zinsſatz ſagen, daß er wucheriſch ſei. 
Auf Grund der Faſſung des 8 138 Abſ. 2 („verſprechen oder gewähren“) geht die 
Rechtſprechung und die Rechtslehre davon aus, daß ſich hier die Nichtigkeit auf die 
Verpflichtung und auf die Erfüllung beziehe, daß fie alſo auch das abſtrakte Er- 
füllungsgeſchäft (z. B. unter Amſtänden auch die Abereignung eines Grundſtücks) 
ergreife. 

Es war die Frage aufgetaucht, ob der § 138 Abſ. 2 nicht auch anzuwenden ſei auf ein 
Rechtsgeſchäft, bei dem Leiſtung und Gegenleiſtung in auffälligem Mißverhältnis 
ſtehen, das aber nicht gerade durch die Ausbeutung der Notlage, des Leichtſinns und 
der Anerfahrenheit zuſtande gekommen iſt. Das Reichsgericht hatte in ſtändiger 
Rechtſprechung ſolche entſprechende Anwendung abgelehnt. In der erſten Ent- 
ſcheidung, die der im Jahre 1934 geſchaffene „Große Senat“ des Reichsgerichts 
gefällt hat, iſt aber ausgeſprochen, daß ein Rechtsgeſchäft, bei dem Leiſtung und 
Gegenleiſtung in auffälligem Mißverhältnis ſtehen und das mit verwerflicher 
Sinnesart zuſtande gekommen iſt, nach 8 138 Abſ. 1 nichtig ſei; verwerſliche Sinnes 
art liege nicht nur bei bewußter Ausbeutung des Vertragsgegners, fondern ſchon 
dann vor, wenn der Vertragsteil, der die Vorteile genieße, ſich böswillig oder grob · 
fahrläſſig der Erkenntnis einer mißlichen Lage des andern Teils verſchloſſen hat 
(RG 150, 1 ff.). 

12. Nichtig iſt eine im voraus getroffene Vereinbarung, daß fällige 
Zinſen wieder Zinſen tragen ſollen (8 248 Abſ. 1; oben 8 3 III). 

13. Nichtig iſt ein Vertrag, der auf eine unmögliche Leiſtung ge- 
richtet iſt (8 306; oben 8 2 VIII 1). 

14. Nichtig iſt ein Vertrag, der auf eine gegen ein geſetzliches 
Verbot verſtoßende Leiſtung gerichtet iſt (8 309; oben 8 2 VIII 2). 
15. Nichtig iſt ein Vertrag, durch den ſich der eine Teil verpflichtet, ſein 
künftiges Vermögen oder einen Bruchteil ſeines künftigen 
Vermögens zu übertragen oder mit einem Nießbrauch zu belaften (8 310). 
16. Nichtig iſt ein Vertrag über den Nachlaß eines noch lebenden 
Dritten oder über den Pflichtteil oder ein Vermächtnis aus dem Nachlaß eines 
noch lebenden Dritten (8 312 Abſ. 1). Doch gelten von dieſem Grundſatz Aus. 
nahmen (8 312 Abſ. 2). | 

III. „Amdeutung” (Konverſion). 8 140 

Iſt ein Nechtsgeſchäft jo, wie es vorgenommen wurde, nichtig, entſpricht es aber den 
Erforderniſſen eines anderen Rechtsgeſchäfts, jo ſoll dieſes Rechtsgeſchäft, obwohl 
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es nicht vorgenommen werden ſollte, als vorgenommen gelten, wenn anzunehmen iſt, 
daß es bei Kenntnis der Nichtigkeit des tatſächlich vorgenommenen Rechtsgeſchäfts 
„gewollt ſein würde“. Iſt der Erbvertrag ungültig, weil der Erblaſſer, wie ſich 


nach feinem Tode herausſtellt, minderjährig war, jo iſt die Anordnung doch viel⸗ 


leicht als Teſtament wirkſam; es kommt darauf an, ob der Minderjährige die Un- 
ordnung in einem Teſtament getroffen hätte, wenn er gewußt hätte, daß er einen 
Erbvertrag nicht abſchließen konnte. Die Abertragung eines Nießbrauchs iſt nichtig, 
weil ein Nießbrauch nicht übertragen werden kann (8 1059), aber das Geſchäft kann 
als Aberlaſſung der Ausübung des Nießbrauchs wirkſam ſein. Die Ausſchließung 
oder Beſchränkung der Verfügung über ein veräußerliches Recht iſt nach dem 8 137 
Satz 1 nichtig (oben II 10), kann aber als Verpflichtung, überhaupt nicht oder nicht 
in beſtimmter Weiſe über das Recht zu verfügen, wirkſam fein. Die Beſtellung eines 
dinglichen Vorkaufsrechts an einer beweglichen Sache iſt nichtig, kann aber als Ver⸗ 
einbarung eines ſchuldrechtlichen Vorkaufsrechtes wirkſam ſein. Die Rechtſprechung 
und Rechtslage hat jedoch den RNechtsſatz — ohne ſich deſſen ganz bewußt zu 
werden — viel weiter entwickelt. Für ſie ſteht der wirtſchaftliche Erfolg im Vorder⸗ 


grund. So ſoll unter Amſtänden auch ein wegen Formmangels nichtiger Grund- 


ſtücksveräußerungsvertrag als Vertrag über Beſtellung einer Dienſtbarkeit wirkſam 
ſein (RG 110, 392: Es kommt nicht darauf an, ob der wirtſchaftliche Erfolg, der 
durch das nichtige Geſchäft erzielt werden ſollte, auch durch das andere Geſchäft in 
vollem Amfange erreicht wird, ſondern es genügt, daß dieſer Erfolg wenigſtens 
ſo weit erreicht wird, daß anzunehmen iſt, die Parteien hätten mangels Erzielung 
des vollen Erfolges wenigſtens die teilweiſe Verwirklichung ihrer Zwecke gewollt). 
Der Vertrag, durch den ſich jemand zur bedingten Abereignung eines Grundſtücks 
verpflichtet, kann als Verpflichtung zu ſpäterer Abereignung und alsbaldiger Be⸗ 
willigung einer Vormerkung des Abereignungsanſpruchs oder als Verpflichtung zu 
ſofortiger Abereignung bei Vormerkung eines entſprechend bedingten Rüdüber- 
eignungsanſpruchs wirkſam ſein. Dieſe Entwicklung iſt zu billigen. Doch ſollte man 
nicht davon ſprechen, daß hier das Rechtsgeſchäft durch den Richter als ein anderes 
aufrechterhalten werde; um einen Rechtsgeſtaltungsakt des Richters handelt es ſich 
nicht. Auch wenn der Richter nicht angerufen wird, gilt das nicht vorgenommene 
Rechtsgeſchäft als vorgenommen, „wenn anzunehmen iſt, daß deſſen Geltung bei 
Kenntnis der Nichtigkeit gewollt ſein würde“. Nicht darauf, was die Beteiligten bei 
Vornahme des Nechtsgeſchäfts wirklich gewollt haben, auch nicht darauf, was fie jetzt 
wollen, ſondern darauf, was der oder die, die das Nechtsgeſchäft vorgenommen haben, 
damals gewollt haben würden, iſt entſcheidend (es kommt alſo auf den hypothetiſchen 
Willen an). 


IV. „Beſtätigung“ eines nichtigen Rechtsgeſchäfts. 8 141 


Da die Nichtigkeit unheilbare Anwirkſamkeit iſt, kann fie nicht durch ein Rechts- 
geſchäft mit rückwirkender Kraft beſeitigt werden. Aber mitunter kann das Rechts- 
geſchäft erneut und nun wirkſam vorgenommen werden: Die Geſchäftsunfähigkeit iſt 
behoben, die Formvorſchrift wird beachtet, die Leiſtung iſt möglich geworden uſw. 
Eigentlich müßte das Geſchäft dann ſo vorgenommen werden, als wäre bisher nichts 


erfolgt. Aber das wäre arger Formalismus. Das BGB läßt deshalb zu, daß die 


Parteien ſich der Bezugnahme auf das nichtige Rechtsgeſchäft bedienen können. 
Tun fie das, fo liegt eine „Beſtätigung“ im Sinne des $ 141 vor. Sie wirkt nicht 
zurück: der § 141 ſtellt klar, daß fie „erneute Vornahme“ iſt. Auch wenn ein nichtiger 
Vertrag von den Parteien beſtätigt wird, findet keine Rückwirkung ſtatt. Doch ſollen 
in dieſem Falle die Parteien im Verhältnis zueinander (Innenverhältnis) im 
Zweifel verpflichtet ſein, „einander zu gewähren, was ſie haben würden, wenn der 
Vertrag von Anfang an gültig geweſen wäre“. 
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V. Teilunwirkſamkeit. 5 139 


In allen Fällen der Anwirkſamkeit (alſo nicht nur bei Nichtigkeit, ſondern ins 
beſondere auch bei bloß ſchwebender Anwirkſamkeit, mag ſie abſolut oder nur relativ 
fein) gilt: iſt ein Teil eines Rechtsgeſchäfts unwirkſam, fo iſt das ganze Rechts 
geſchäft unwirkſam, wenn nicht anzunehmen iſt, daß es auch ohne den unwirkſamen 
Tail vorgenommen ſein würde. War eine der mehreren Leiſtungen, die erbracht 
werden ſollten, nicht möglich, geſetzlich verboten, ſittlich nicht erlaubt oder nicht 
genügend beſtimmt, war eine einzelne im Vertrag enthaltene Klauſel (z. B. die 
Ehrenwortklauſel) fittlich verwerflich, war einer der mehreren Käufer, Mieter, 
Bürgen uſw. geſchäftsunfähig, war eine Bürgſchaft mündlich von einem Nichtkauf⸗ 
mann zuſammen mit einem Kaufmann, für den es ſich um ein Handelsgeſchäf t 
handelte, übernommen, war einer der mehreren Käufer, Mieter, Bürgen uſw. in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, jo iſt grundſätzlich alſo das ganze Rechtsgeſchäft unwirk⸗ 
ſam (nichtig oder ſchwebend unwirkſam). Nur wenn anzunehmen iſt, daß es auch 
ohne den Teil, auf den ſich der Anwirkſamkeitsgrund erſtreckt, vorgenommen ſein 
würde, iſt der durch den Anwirkſamkeitsgrund nicht berührte Teil wirkſam. Auch hier 
kommt es mithin darauf an, was die Parteien bei Vornahme des Rechtsgeſchäfts 
getan haben würden (nicht etwa darauf, was jetzt ihrer Intereſſenlage am beſten 
entſpricht!). Alſo iſt z. B. entſcheidend, ob der Kaufmann die Bürgſchaft auch allein 
übernommen haben würde, ob der Vermieter die Wohnung an den Volljährigen der 
beiden Mieter allein vermietet und der Volljährige ohne den Minderjährigen die 
Wohnung gemietet haben würde um. 


Wenn ein Wettbewerbsverbot, das Teil eines Dienſtvertrages iſt, auf Grund der 
88 74 ff. H oder des 8 138 BGB oder auf Grund anderer Vorſchriften nichtig 
iſt, ſo iſt deshalb nicht der ganze Dienſtvertrag nichtig. Der $ 139 iſt hier nicht an- 
wendbar. „Es würde ... dem gefunden Rechtsempfinden widerſprechen und den 
ſozialen Zweck des Gefetzes in fein Gegenteil verkehren, wollte man die Nichtigkeit 
ſolcher Verbote regelmäßig das ganze übrige Dienſtverhältnis ergreifen laſſen und 
damit den zu ſchützenden Dienſtverpflichteten hinſichtlich der Fortdauer des Dienit- 
verhältniſſes und feiner Vergütungsanſprüche trotz Wegfalls der Feſſeln des Wett- 
. im Endergebnis praktiſch in aller Regel ſchlechter ſtellen“ (RG 
119). 


5 13. Die Anfechtbarkeit von Willenserklärungen und Rechtsgeſchäften 


I. Eine anfechtbare Willenserklärung iſt eine Willenserklärung, die 
von dem Erklärenden durch eine Anfechtungserklärung mit rückwirkender Kraft nichtig 
gemacht werden kann. Iſt durch die Willenserklärung bereits ein Rechtsgeſchäft (ein 
einſeitiges RNechtsgeſchäft oder ein Vertrag) zuſtande gekommen, fo wird durch die 
Anfechtung das ganze Rechtsgeſchäft nichtig. Man ſpricht daher auch von anfechtbaren 
Rechtsgeſchäften. Die Anfechtbarkeit iſt zeitlich begrenzt. Erfolgt die Anfechtung 
nicht rechtzeitig, fo tft das Rechtsgeſchäft endgültig wirkſam. Auch ein ſchwebend 
unwirkſames Rechtsgeſchäft kann anſechtbar fein. Ob auch ein nichtiges Rechts- 
geſchäft angefochten werden kann, iſt beſtritten. Die Frage iſt zu bejahen. 


Il. Die Anfechtung wegen Irrtums (S119) 

1. Irrtum iſt die Abweichung der Vorſtellung von der Wirklichkeit. Bei der 
Willenserklärung kann man unterſcheiden: den Irrtum in der Erklärung und den 
Irrtum in der Willensbildung (im Beweggrunde). Um Irrtum in der Erklärung 
handelt es ſich, wenn der Erklärende bei der Abgabe der Willenserklärung im Irrtum 
war oder eine Erklärung dieſes Inhalts überhaupt nicht abgeben wollte. Jemand 
erklärt im Teppichgeſchäft dem Teppichhändler, er wolle von den vor ihm übereinander⸗ 
liegenden Teppichen den drittoberſten kaufen; er nimmt an, daß der beſichtigte Heres 
an dritter Stelle von oben liegt, es liegt aber tatſächlich ein anderer Teppich an dritter 
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Stelle. Jemand beftellt in einem Fremdenheim zu Pfingften das Zimmer, das er im 
vorigen Jahr gehabt habe, und der Befiger nimmt das Angebot an in der Meinung, 
der Gaſt habe das Zimmer 103 gehabt; tatsächlich hatte der Gaſt aber im vergangenen 
Jahr das Zimmer 207. Jemand ſchneidet eine ihm zur Anſicht zugegangene Broſchüre 
völlig auf in der Meinung, er könne das tun, ohne den Kaufvertrag anzunehmen. Nach 
dem BGB berechtigt jeder Erklärungsirrtum — wenn die unter 2 zu erörternden 
allgemeinen Vorausſetzungen der Irrtumsanfechtung vorliegen — zur Anfechtung. 
Anders iſt es mit dem Irrtum im Beweggrund. Er berechtigt nur in den im 8 119 
Abſ. 2 bezeichneten Fällen zur Anfechtung. Irrtum im Beweggrund liegt vor, wenn 
der Erklärende das wollte, was er erklärt hat, zu ſeinem Willensentſchluß aber durch 
eine der Wirklichkeit nicht entſprechende Vorſtellung bewogen worden iſt. Er wollte 
den von ihm gekauften Teppich kaufen, nahm aber an, daß es ein Heres aus dem 
18. Jahrhundert ſei, während es ſich um ein deutſches Erzeugnis des 19. Jahrhunderts 
handelte, oder er nahm an, daß dieſer Teppich ſeinem Freunde, dem er ihn ſchenken 
wollte, beſonders gefallen würde, ſein Freund aber mag gerade Teppiche dieſer Art 
nicht leiden. Wohin kämen wir, wenn jeder Irrtum im Beweggrunde zur Anfechtung 
der Willenserklärung berechtigen würde! Nur der Irrtum über ſolche Eigenſchaften 
der Perſon oder der Sache, die im Verkehr als weſentlich angeſehen werden, kann nach 
dem $ 119 Abſ. 2 die Anfechtung rechtfertigen (abgeſehen von dem unter IV zu 
erörternden Fall der argliſtigen Täuſchung). Hat der Bauhandwerker, der das 
günſtigſte Gebot abgegeben und daraufhin den Zuſchlag erhalten hat, ſich zu feinen 
Angunſten „verkalkuliert“, fo kann er den Werkvertrag nicht anfechten. Der Brief- 
markenſammler kann den Kauf einer ſeltenen Briefmarke, die er gekauft hat, um damit 
eine Lücke ſeiner Sammlung auszufüllen, nicht anfechten, wenn er nachträglich ſieht, 
daß nicht dieſe, ſondern eine ähnliche andere Marke ihm fehlte. Wohl aber kann 
jemand (wenn die allgemeinen Vorausſetzungen der Irrtumsanfechtung vorliegen) ſeine 
Willenserklärung anfechten, wenn er den Bau eines Hauſes einem Manne übertragen 
hat, der als Architekt völlig unfähig iſt. Wenn die Straßenbahn, in die er geſtiegen 
iſt, nicht, wie er annahm, nach Krefeld, ſondern nach Duisburg fährt; wenn der 
Schüler, dem Muſikunterricht zu erteilen er ſich verpflichtet hat, völlig unmuſikaliſch 
iſt; wenn der Teppich, den er gekauft hat, nicht „echt“ ift uſw. Betrifft der Irrtum 
nur den Wert des Gegenſtandes (im Gegenſatz zu wertbegründenden Eigenſchaften), ſo 
iſt die Willenserklärung nicht anfechtbar. Daß der Sammler der Meinung war, die 
von ihm gekaufte Marke ſei 200 RM wert, während fie nur 100 RM wert tft, 
berechtigt ihn nicht zur Anfechtung des Kaufes. Aber der Begriff „Eigenſchaft“ iſt 
hier weit zu ziehen: nicht nur die natürliche Beſchaffenheit kommt in Betracht; auch 
tatſächliche oder rechtliche Verhältniſſe, die infolge ihrer Beſchaffenheit und Dauer 
auf die Brauchbarkeit und den Wert von Einfluß ſind (wie etwa die Bebaubarkeit 
eines Grundſtücks), find Eigenſchaften im Sinn des 8 119 Abſ. 2. Aber die Eigenſchaft 
muß „im Verkehr als weſentlich angeſehen werden“. Das darf nicht ſo aufgefaßt 
werden, daß nur Eigenſchaften in Frage kommen können, „die für den Verkehr das 
Weſen der Sache ausmachen, ſo daß alfo die Sache, wenn fie fehlen, für die Verkehrs- 
auffaſſung zu einer andern wird“; vielmehr kommt es nur darauf an, ob die Eigen- 
ſchaft im Verkehr als erheblich betrachtet wird. Das aber läßt ſich nur ſagen in bezug 
auf Geſchäfte von der Art des abgeſchloſſenen. Die Anfähigkeit eines Mannes als 
Architekt iſt, wenn er ein Haus bauen foll, eine Eigenſchaft, die im Verkehr als wefent- 
lich angeſehen wird; ſie iſt es aber nicht, wenn er ein Auto mietet, um von Berlin nach 
Dahme zu fahren. 


2. Wegen Irrtums (Erflärungs- oder Beweggrundsirrtum) kann eine Willens⸗ 
erklärung von dem Erklärenden nur dann angefochten werden, „wenn anzu⸗ 
nehmen iſt, daß er ſie bei Kenntnis der Sachlage und bei ver- 
ſtändiger Würdigung des Falles nicht abgegeben haben 
würde“. Es muß alſo, wie man gewöhnlich ſagt, der Irrtum ſubjektiv und objektiv 
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erheblich geweſen ſein. Legt der Erklärende etwa jetzt einem Amſtande erheblichen 
Wert bei, der ihm bei Abgabe der Willenserklärung völlig gleichgültig war, ſo kann 
er nicht anfechten. Auch dann kann er nicht anfechten, wenn er zwar damals ſchon auf 
den Amſtand Wert legte, es ihm aber darauf bei verſtändiger Würdigung (objektiv) 
nicht ankommen konnte. 


Darauf, ob der Irrtum verſchuldet war oder nicht, kommt nichts an. Anfechten kann 
der Erklärende auch, wenn ihn grobe Fahrläfſfigkeit trifft. 


3. Der Käufer kann nicht, wenn die gekaufte Sache zur Zeit des Abergangs der 
Gefahr einen Mangel aufweiſt, den Kauf wegen Irrtums über eine Eigenſchaft der 
Kaufſache anſechten. Er hat dann nur die Gewährleiſtungsanſprüche, die ihm die 
88 459 ff. geben, er kann alfo nur Wandlung oder Minderung, in gewiſſen Fällen auch 
Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. Dadurch wird der Anwendungsbereich 
und die praktiſche Bedeutung des 8 119 Abſ. 2 erheblich eingeſchränkt. 


II. Die Anfechtung wegen unrichtiger Abermittlung (5120) 


Eine Willenserklärung, die einem Boten oder einer Anſtalt (3. B. dem Telegraphen⸗ 
amt) zur Abermittlung übergeben wird, iſt damit abgegeben, mag ſie mündlich zur 
Beſtellung aufgetragen oder in einem Schriftſtück übergeben ſein, das überbracht 
werden ſoll. Wirkſam aber wird die Willenserklärung erſt, wenn ſie dem Adreſſaten 
zugeht. Richtet die Mittelsperſon vorſätzlich die Erklärung anders aus, überbringt 
ſie etwa die Mitteilung bewußt an eine andere Perſon oder gibt ſie der Erklärung 
abſichtlich einen anderen Inhalt, ſo wird weder die abgegebene noch die überbrachte 
Willenserklärung wirkſam Liegt aber Entſtellungsvorſatz der Mittelsperſon nicht 
vor, ſo iſt ſehr zweifelhaft, ob auch eine arg entſtellte Willenserklärung wirkſam wird. 
Man iſt geneigt, darauf abzuſtellen, ob die Willenserklärung durch die Entſtellung 
zu einer ganz anderen geworden iſt, oder ob die ermittelte Erklärung im weſentlichen 
noch der abgegebenen entſpricht. Das Bürgerliche Geſetzbuch beſtimmt, daß eine 
Willenserklärung, die durch die zur Abermittlung verwendete Perſon oder Anſtalt 
unrichtig übermittelt worden iſt, unter der gleichen Vorausſetzung wie nach 8 119 
eine irrtümlich abgegebene Willenserklärung (oben II 2) angefochten werden kann. 


IV. Die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung (1. Fall des $ 123) 
„Wer zur Abgabe einer Willenserklärung durch argliſtige Täuſchung . . . beſtimmt 
worden iſt, kann die Erklärung anfechten“. Hier handelt es ſich um einen Fall, in dem 
ein Irrtum im Beweggrunde zur Anfechtung berechtigt, alſo um eine Ergänzung zu 
8 119 Abſ. 2. Es berechtigt nämlich jeder Irrtum im Beweggrund (ohne Rückſicht 
darauf, worin er beſtand) zur Anfechtung, wenn er durch einen anderen argliſtig 
hervorgerufen iſt und den Erklärenden zu feiner Erklärung beſtimmt hat. Eine 
Täuſchung liegt vor, wenn jemand bewußt in einem andern eine irrige Vorſtellung 
erweckt, beſtärkt oder erhält. Das kann unter Amſtänden auch durch Verſchweigen 
geſchehen: dann nämlich, wenn eine beſondere Pflicht zur Mitteilung beſtand oder 
Treu und Glauben und die im Verkehr herrſchenden Anſchauungen die Mitteilung 
forderten. Argliſtig iſt eine Täuſchung, wenn ſie in dem Bewußtſein gebraucht wird, 
daß der, der die Willenserklärung abgibt, ohne den Irrtum die Erklärung nicht ab- 
geben würde. Die Abſicht, ſich einen Vermögensvorteil zu verſchaffen oder das 
Vermögen des andern zu beſchädigen, braucht bei dem Täuſchenden nicht vorzuliegen. 
Wer die Täuſchung verübt, iſt grundſätzlich ohne Belang. Doch gilt für die praktiſch 
wichtigſten Fälle eine Ausnahme. Iſt die Willenserklärung einem andern gegen- 
über abzugeben, fo berechtigt die von einem Dritten verübte Täuſchung nur dann 
zur Anſechtung, wenn entweder der, dem gegenüber die Willenserklärung abzugeben 
war, die Täuſchung kannte oder kennen mußte, oder wenn aus der Erklärung ein 
Dritter unmittelbar ein Recht erworben hat und dieſer Dritte die Täuſchung kannte 
oder kennen mußte. 


Gruppe? 
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Die Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung iſt (im Gegenſatz zur Irrtumsanfechtung, 
oben II 3) auch da möglich, wo Gewährleiſtungsanſprüche gegeben find. Der Käufer 


hat hier alſo die Wahl. 


V. Die Anfechtung wegen widerrechtlicher Drohung (2. Fall 
des 8 123) 

„Wer zur Abgabe einer Willenserklärung ... widerrechtlich durch Drohung be- 
ſtimmt worden iſt, kann die Erklärung anfechten.“ Hier handelt es ſich nicht um einen 
Irrtum, fondern um einen andern „Willensmangel“ (das BGB gebraucht dieſen 
Ausdruck im 8 166 Abſ. 1). Der Erklärende will erklären, was er erklärt, und keine 


von der Wirklichkeit abweichende Vorſtellung hat ihn zu ſeiner Willenserklärung 


bewogen, aber wie im 1. Fall des 8 123 iſt der Erklärende zu feiner Erklärung durch 
einen anderen in unzuverläſſiger Weiſe beſtimmt worden. Drohung iſt die An⸗ 
kündigung eines Abels, von dem der Drohende weiß, daß der andere es als Abel 
empfindet, und deſſen Zufügung der Drohende als in ſeiner Macht liegend hinſtellt. 
Durch die Drohung muß der Bedrohte zu ſeiner Willenserklärung beſtimmt worden 
ſein, und zwar in widerrechtlicher Weiſe. Es iſt nicht widerrechtlich, wenn jemand 


einem andern mit Klage droht für den Fall, daß der andere eine Grundbuchberich⸗ 


tigung nicht bewilligt, oder wenn ein Kaufmann einem Angeſtellten, der etwas unter- 
ſchlagen hat, für den Fall, daß der Angeſtellte ſich nicht ſchriftlich zum Erſatz ver⸗ 
pflichtet, mit Anzeige bei der Staatsanwaltſchaft droht, oder wenn der Vermieter 
dem Mieter für den Fall, daß dieſer ſich nicht zu einem höheren Mietpreis ver- 
pflichtet, mit Kündigung droht. Dagegen iſt es widerrechtlich, wenn jemand eine 
widerrechtliche Handlung (Erſchießen, Körperverletzung) androht, oder wenn ein 


objektiv rechtswidriger oder ſittenwidriger Erfolg erzielt werden ſoll, oder wenn die 


Art der Drohung im Verhältnis zu dem Erfolg, der erzielt werden ſoll, unan⸗ 
meſſen iſt. Widerrechtlich iſt es, wenn jemand einem andern Prügel androht für den 
Fall, daß der andere eine Grundbuchberichtigung nicht bewilligt, oder wenn ein 
Kaufmann, deſſen Angeſtellter etwas unterſchlagen hat, einem nahen Verwandten des 
Angeſtellten erklärt, er werde die Anzeige erſtatten, wenn nicht der Verwandte des 
Angeſtellten ſich zur Zahlung eines hohen Schweigegeldes verpflichtet, oder wenn 
der Vermieter dem Mieter erklärt, er werde, wenn der Mieter ſich nicht zur Zahlung 
eines hohen Mietzinſes verpflichte, gewiſſe Ehewidrigkeiten deſſen Frau mitteilen. 
Ein Verſchulden des Drohenden wird faſt immer vorliegen, iſt aber nicht erforderlich. 
Auch iſt ohne Belang, wer die Drohung verübt hat. 


VI. Die Anfechtung erfolgt durch eine Willenserklärung, die dem Anfech⸗ 
tungsgegner gegenüber abzugeben iſt. Wer Anfechtungsgegner iſt, iſt in dem 8 143 
beſtimmt. Die Anfechtung iſt ausgeſchloſſen, wenn ſeit der Abgabe der Willens⸗ 
erklärung 30 Jahre verftrichen find (88 121 Abſ. 2, 124 Abſ. 3; „Ausſchlußfriſt“), 
aber auch nach Ablauf der Anfechtungsfriſt und ſchließlich wenn das anfechtbare 
Rechtsgeſchäft von dem Anfechtungsberechtigten beftätigt worden iſt. 

Hinſichtlich der Anfechtungsfriſt gilt folgendes. Bei Irrtum (8 119) und unrichtiger 
Abermittlung (8 120) muß die Anfechtung „unverzüglich“, d. h. ohne ſchuldhaftes 
Zögern erfolgen, nachdem der Anfechtungsberechtigte von dem Anfechtungsgrund 
(dem Irrtum, der unrichtigen Abermittlung) Kenntnis erlangt hat. „Die einem 


Abweſenden gegenüber erfolgte Anfechtung gilt als rechtzeitig erfolgt, wenn die 


Anfechtungserklärung unverzüglich abgeſendet worden tft” (8 121 Abſ. 1). In den 
beiden Fällen des 8 123 (argliſtige Täuſchung, widerrechtliche Drohung) muß die 
Anfechtung binnen Jahresfriſt erfolgen. Die Jahresfriſt beginnt im Falle der arg- 
liſtigen Täuſchung mit dem Zeitpunkt, in dem der Anfechtungsberechtigte die Täu⸗ 
ſchung entdeckt, und im Falle der Drohung mit dem Zeitpunkt, in dem die Zwangs- 
lage aufhört (in beiden Fällen alſo nicht etwa erſt mit dem Zeitpunkt, in dem der 
Anfechtungsberechtigte erfährt, daß er ein Anfechtungsrecht hat; der Mangel an 
Rechtskenntnis kann hier nachteilig werden). 
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Die Beſtätigung eines anfechtbaren Nechtsgeſchäfts 18 144) ift in ihrem Weſen 
etwas anderes als die Beſtätigung eines nichtigen Rechtsgeſchäfts (§ 141, oben 
§ 12 IV). Sie iſt Verzicht auf das Anfechtungsrecht. Sie ſetzt voraus, daß der 
Anfechtungsberechtigte nicht nur den Anfechtungsgrund kennt, ſondern auch weiß 
oder doch damit rechnet, daß er ein Anfechtungsrecht hat. Bringt unter ſolchen Am⸗ 
ſtänden der Anſechtungsberechtigte feinen Willen zum Ausdruck, an dem Geſchäft 


feſtzuhalten, fo begibt er ſich damit der Möglichkeit, das Rechtsgeſchäft anzufechten. 


Dieſe Beſtätigung bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft beſtimmten Form. 


VII. Die Rechtsfolgen rechtzeitiger Anfechtung 

1. Die Willenserklärung und das Rechtsgeſchäft, deſſen Beſtandteil die Willens⸗ 
erklärung bildet, iſt als von Anfang an nichtig anzuſehen (8 142 Abſ. 1). Doch darf 
durch dieſe Rückwirkung grundſätzlich Dritten kein Nachteil entſtehen. Nur wer 
die Anfechtbarkeit kannte oder kennen mußte, wird, wenn die Anfechtung erfolgt, ſo 
behandelt, wie wenn er die Nichtigkeit des Rechtsgeſchäfts gekannt hätte oder hätte 
kennen müſſen (8 142 Abſ. 2). Er mußte mit der Anfechtung rechnen. 

Zuweilen wird dem Geſetz ein Vorwurf daraus gemacht, daß die Anfechtung zur 
Nichtigkeit führt und nicht zur Richtigſtellung der Willenserklärung. In den Fällen 
des Erklärungsirrtums und der unrichtigen Abermittlung, ſo hat man gemeint, wäre, 
wenn nicht immer, ſo doch oft eine Löſung angemeſſener, bei der die Erklärung 
richtiggeſtellt werde. Dieſe Meinung iſt nicht zu rechtfertigen. 


2. Wer wegen Irrtums oder unrichtiger Abermittlung ſeine Willenserklärung mit 
Recht anficht, muß, wenn die Erklärung einem anderen gegenüber abzugeben war, 
dieſem, ſonſt jedem Dritten den Schaden erſetzen, den der andere oder der Dritte 
dadurch erleidet, daß er auf die Gültigkeit der Erklärung vertraut (das ſogenannte 
Vertrauens- oder negative Vertragsintereſſe), jedoch nicht über den Betrag des 
Intereſſes hinaus, das der andere oder der Dritte an der Gültigkeit der Erklärung 
hat (das ſogenannte Erfüllungs- oder pofitive Vertragsintereſſe). Aber die 
Schadenserſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Beſchädigte den Grund der Anfecht. 
barkeit kannte oder kennen mußte. Kennenmüſſen iſt die Ankenntnis, die auf Fahr- 
läſſigkeit beruht (8 122). Bei der Anfechtung wegen argliſtiger Täuſchung oder 
widerrechtlicher Drohung tritt eine ſolche Schadenserſatzpflicht natürlich nicht ein. 
VIII. Wer durch argliftige Täuſchung oder widerrechtliche Drohung zu einer Willens: 
erklärung beſtimmt worden iſt, kann regelmäßig Schadenserſatzanſprüche aus uner- 
laubter Handlung geltend machen. 


5 14. Bedingung und Zeitbeſtimmung 


l. Unter Bedingung wird im Recht verſchiedenes verſtanden. 
Man ſpricht von Vertragsbedingungen, wenn man die einzelnen Vereinbarungen 
meint, die in dem Vertrag getroffen ſind. So ſpricht man von den „Allgemeinen 
Verſicherungsbedingungen“, den „Allgemeinen Geſchäftsbedingungen der Banken, 
der Spediteure uſw.“; ſie ſollen Teile beſtimmter Verträge ſein oder werden. In 
einem engeren Sinne bezeichnet man als Bedingung den Teil eines Rechtsgeſchäfts, 
durch den die als gewollt erklärten Rechtsfolgen des Rechtsgeſchäfts (die eigentlichen 
Geſchäftsſolgen) von einem zukünftigen Ereignis abhängig gemacht werden oder 
aber auch das zukünftige Ereignis ſelbſt, von dem der Eintritt der Rechtsfolgen des 
Rechtsgeſchäfts durch das Rechtsgeſchäft ſelbſt (die Bedingung in jenem anderen 
Sinne) abhängig gemacht iſt. Im engſten und ſtrengſten Sinne aber ſpricht man von 
Bedingung nur, wenn die Rechtsgeſchäftsfolgen abhängig gemacht ſind von einem 
zukünftigen unge wiſſen Ereignis, und bezeichnet den Teil des Rechtsgeſchäfts, 
der dies bewirkt, und jenes zukünftige ungewiſſe Ereignis als Bedingung. 


1. Eine Bedingung im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs liegt nicht vor, wenn 


jemand etwa ein Gemälde ausdrücklich für den Fall kauft, daß es von einem be⸗ 
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ſtimmten Maler herrührt, oder wenn jemand, dem in einem Teſtament ein Auto 
vermacht iſt, eine Garage unter der „Bedingung“ mietet, daß das Vermächtnis gültig 
iſt, oder wenn jemand einen Betrag unter der „Bedingung“ zahlt, daß die Schuld 
nicht bereits getilgt iſt. Hier iſt die Rechtswirkung zwar von einem beſtimmten 


Amſtand abhängig gemacht, der für den Erklärenden ungewiß iſt, aber es handelt 
ſich nicht um einen zukünftigen ungewiſſen Amſtand. 


2. Keine Bedingung im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt die ſogenannte 
Rechts bedingung (condicio iuris). Rechnet jemand auf unter der „Bedin⸗ 
gung“, daß er den von dem Gegner geforderten Betrag noch ſchuldig iſt, fetzt jemand 


einen anderen zu ſeinem Erben ein unter der „Bedingung“, daß der andere ihn 
überlebt, fo wird nur etwas, was ſchon von Rechts wegen, ohne beſondere Partei- 


erklärung, Vorausſetzung für den Eintritt der Rechtsfolgen iſt, hervorgehoben. 


Bedingungsrecht kommt hier nicht zur Anwendung. 


3. Keine Bedingung iſt die Auflage, unter der eine Schenkung oder eine Zuwendung 
von Todes wegen erfolgt (SS 525 ff., 1940, 2192 ff.; ohne 8 10 J). Die Zuwendung 
iſt nicht abhängig gemacht von der Erfüllung der Auflage, aber der Empfänger der 


Schenkung oder der letztwilligen Zuwendung wird zu einer Leiſtung verpflichtet. 


(Bekannt iſt das Wort von Friedrich Karl v. Savigny: „Die Bedin⸗ 
gung ſuspendiert, zwingt aber nicht; die Auflage zwingt, ſuspendiert aber nicht“). 


II. Der Beweggrund, aus dem ein Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, iſt als ſolcher 
nicht Teil des Rechtsgeſchäfts und auf deſſen Rechtsfolgen grundſätzlich ohne 


Einfluß. (Eine Ausnahme liegt darin, daß in gewiſſen Fällen eine rechtsgeſchäftliche 
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Willenserklärung wegen eines Irrtums im Beweggrund angefochten werden kann: 
8 119 Abſ. 2, 1. Fall des § 123). Aber durch die Bedingung kann auch dem Beweg⸗ 
grund Geltung für das Nechtsgeſchäft verſchafft werden. Wer mit feiner Verſetzung 
nach München zum 1. April beſtimmt rechnet und ſich deshalb dort eine Wohnung 
fichern will, tut gut, den Mietvertrag — wenn der Vermieter ſich darauf einläßt — 
unter der Bedingung der erwarteten Verſetzung abzuſchließen. Soweit für ein 
Rechtsgeſchäft weder eine beſtimmte Form noch Ausdrücklichkeit vorgeſchrieben iſt, 
kann ein Rechtsgeſchäft auch ſtillſchweigend unter einer Bedingung abgeſchloſſen fein, 
d. h. es genügt, daß die Bedingung ſich aus dem Amſtand ergibt. Bei einer 


Willenserklärung, die einem anderen gegenüber abzugeben iſt, handelt es ſich um 


eine Bedingung nur, wenn der Wille, daß die Rechtsfolgen von einem zukünftigen 
ungewiſſen Ereignis abhängig fein follen, dem anderen bei der Abgabe der Willens. 
erklärung erkennbar wird, und bei einem Vertrag muß das auf beiden Seiten der 
Fall fein. Iſt aber der Amſtand (3.3. die Verſetzung nach München) nicht auf dieſe 
Weiſe zur Bedingung geworden, ſondern nur von dem einen Teil vorausgeſetzt, ſo 
bleibt das für das Recht ohne Beachtung. Haben bei einem Vertrag indeſſen beide 
Teile etwas vorausgefetzt, ohne es (wenn auch nur ſtillſchweigend) zur Bedingung 
zu machen, fo ſprach Windſcheid von „Vorausſetzung“ (unentwickelter Bedin- 
gung). Aus dieſer Lehre hat Oert mann die Lehre von der „Geſchäftsgrundlage“ 
entwickelt, die auch in zahlreichen Reichsgerichtsentſcheidungen zugrunde gelegt worden 
iſt, und die insbeſondere Heinrich Lehmann weiter entwickelt hat. Nach Leh ⸗ 
mann ſoll das Nichteintreten oder der Wegfall eines Amſtandes, der nicht zur 
Bedingung gemacht iſt, der Partei ein Recht, ſich vom Vertrag loszuſagen, geben, 
wenn dieſer Amſtand für ihn für den Vertragsſchluß von grundlegender Bedeutung 
war, der Vertragsgegner dies erkennen mußte, nur die Gewißheit des Vorhanden⸗ 
ſeins, der Fortdauer oder des Eintritts dieſes Amſtandes die Partei, die auf ihn 
Wert legte, davon abgehalten hat, vom Gegner ſeine Anerkennung als Bedingung 
oder Vorbehalt zu verlangen und der Gegner ſich auf dieſes Anfinnen, falls die 
Anſicherheit jenes Zuſtandes in Betracht gezogen wäre, mit Rüdfiht auf den Zweck 
des Vertrags eingelaſſen hätte oder redlicherweiſe hätte einlaſſen müſſen. 
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II. Bedingung und Befriſtung. 

Befriſtet iſt jede Rechtsfolge, die von einem zukünftigen Zeitpunkt abhängig 

gemacht iſt. Vier Fälle find denkbar: 

1. Es kann ein Zeitpunkt beſtimmt ſein, von dem gewiß iſt, daß er eintreten 
wird und wann er eintreten wird („dies certus an certus quando“ z. B. ein 
künftiger Kalendertag). 

2. Es kann ein Zeitpunkt beſtimmt ſein, von dem gewiß iſt, daß er eintreten 
wird, aber nicht gewiß iſt, wann er eintreten wird („dies certus an 
incertus quando“ z. B mein Todestag). 

3. Es kann ungewiß fein, ob der Zeitpunkt eintreten wird, aber gewiß fein, 
wann er eintritt, wenn er überhaupt eintritt („dies incertus an certus 
quando“ z. B. mein 60. Geburtstag). 

4. Es kann ungewiß ſein, ob und wann er eintreten wird („dies incertus 
an incertus quando“ z. B. meine Verſetzung nach Erlangen). 

Werden die Rechtsfolgen von einem ſolchen Zeitpunkt abhängig gemacht, jo liegt 

darin im Grunde immer eine Bedingung. Doch gilt nach dem Bürgerlichen Geſetz⸗ 

buch nur für die beiden letzten Fälle Bedingungsrecht. Die beiden erſten Fälle 
werden nach dem Recht der Zeitbeſtimmung behandelt. Im Sinne des Bürgerlichen 

Geſetzbuchs liegt alſo, wenn die Rechtsfolge von einem zukünftigen gewiſſen 

Ereignis gemacht wird, eine Zeitbeſtimmung, bei zukünftigem unge wiſſen 

Ereignis eine Bedingung vor. 


IV. Zuläſſigkeit von Bedingung und Zeitbeſtimmung 


Jedes Rechtsgeſchäft kann mit einer Bedingung oder einer Zeitbeſtimmung vor- 
genommen werden, es ſei denn, daß es durch beſondere Veſtimmung oder nach dem 
Weſen des Rechtsgeſchäfts ausgeſchloſſen iſt. Von dieſem „Grundſatz der Zu ⸗ 
läſſigkeit der Bedingung und Zeitbeſtimmung“ gibt es wichtige 
Ausnahmen. Bei den „bedingungsfeindlichen“ Geſchäften macht die Hinzufügung 
einer Bedingung oder Befriſtung das Rechtsgeſchäft nichtig. Nach beſonderer 
geſetzlicher Vorſchrift iſt jede Bedingung oder Befriſtung ausgeſchloſſen bei der 
Eheſchließung (8 1317), der Annahme an Kindes Statt (8 1742), deren Aufhebung 
(8 1768), der Anerkennung der Ehelichkeit (8 1598), der Abereignung eines Grundſtücks 
(8 925), der Aufrechnung (8 388), der Ausſchlagung und der Annahme einer Erbſchaft 
und eines Vermächtniſſes (SS 1947, 2180). Nach der Erbbaurechtsverordnung (8 1 
Abſ. 4 Satz 1) kann ein Erbbaurecht nicht durch auflöſende Bedingungen beſchränkt 
werden. Aus dem Weſen der Rechtsgeſtaltungsgeſchäfte (Anfechtung, 
Kündigung, Rücktritt uſw.) ergibt ſich, daß ſie in der Regel nicht unter einer Be⸗ 
dingung vorgenommen werden können; der Geſchäftsgegner darf nicht in eine unge⸗ 
wiſſe Lage verſetzt werden („muß wiſſen, woran er iſt“). Doch iſt eine bedingte 
Kündigung unter Amſtänden zuläſſig. Das Bürgerliche Geſetzbuch kennt ſelbſt einen 
Fall der bedingten Kündigung ($ 643). Auch iſt die Bedingung zuzulaſſen, daß 
die Kündigungsfriſt erſt beginnen ſoll, ſobald die Bedingung eingetreten und ihr 
Eintritt dem anderen bekannt iſt, oder wenn z. B. ein Mietverhältnis für den Fall 
gekündigt wird, daß der Mieter mit der in dem Schreiben verlangten Erhöhung des 
Mietpreiſes nicht einverſtanden iſt. 

V. Bei der aufſchiebenden Bedingung follen die eigentlichen Rechts. 
geſchäftsfolgen erſt eintreten, wenn das zur Bedingung gemachte ungewiſſe Ereignis 
eintritt (8 158 Abſ. 1). Ein Beiſpiel ergibt ſich aus dem § 455: „Hat ſich der Ver 
käufer einer beweglichen Sache das Eigentum bis zur Zahlung des Kaufpreiſes vor. 
behalten, ſo iſt im Zweifel anzunehmen, daß die Abertragung des Eigentums unter 
der aufſchiebenden Bedingung vollſtändiger Zahlung des Kaufpreiſes erfolgt.“ Wird 
eine bewegliche Sache unter einer aufſchiebenden Bedingung übereignet, ſo wird der 
Erwerber erſt mit dem Eintritt des zukünftigen ungewiſſen Ereigniſſes Eigentümer, 
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aber in dieſem Augenblick erwirbt er das Eigentum, ohne daß es einer Abertragung 
bedarf; der Veräußerer verliert damit und erſt damit fein Eigentum. Bis zu dem 
Eintritt des zukünftigen ungewiſſen Ereigniſſes beſteht, ſolange dieſes Ereignis 
noch eintreten kann, ein Schwebezuſtand. Der bedingt Verechtigte hat eine 
Anwartſchaft auf den Erwerb des Rechts, der andere Teil hat das auflöſend be⸗ 
dingte Recht. Von einer Anwartſchaft des bedingt Berechtigten kann man deshalb 
ſprechen, weil er geſchützt iſt gegen Verfügungen, die der andere Teil während des 
Schwebezuſtandes über das Recht trifft (8 161 Abſ. 1), und dagegen, daß der andere 
das von der Bedingung abhängige Recht ſchuldhaft vereitelt oder beeinträchtigt 
(8 160 Abſ. 1), weil er ferner das bedingte Recht unter beſtimmten Vorausſetzungen 
bereits einklagen kann (der 8 259 ZPO wird in ſtändiger Rechtſprechung auch auf 
bedingte Anſprüche angewandt), weil er auch zur Sicherung des Rechts einen Arreſt 
oder eine einſtweilige Verfügung erwirken kann (88 916 Abſ. 2, 936 ZPO), weil er 
im Konkurs des anderen einen Anſpruch auf Sicherung hat (8 67 KO) und weil er 
das auſſchiebend bedingte Recht grundſätzlich veräußern und verpfänden kann, das 
bedingte Recht auch auf den Erben übergeht. Dem anderen Teil aber ſteht das 
Recht bis zum Eintritt der Bedingung zu; er kann darüber verfügen (ob die Ver- 
fügung wirkſam bleibt, wenn die Bedingung eintritt, iſt eine andere Frage), und 
ihm fallen die Nutzungen des Gegenſtandes zu. 


Der Schwebezuſtand wird beſeitigt durch den Eintritt der Bedingung, aber auch 
dadurch, daß der Eintritt der Bedingung unmöglich wird (‚Ausfall der Bedingung“). 
Fällt die Bedingung aus, fo wird jede Verfügung, die der bedingt Berechtigte über 
ſein bedingtes Recht vorgenommen hat, hinfällig, die Sicherheit, die für dieſes Recht 
geſtellt worden iſt, wird frei uſw. 


Der Eintritt der aufſchiebenden Bedingung wirkt nicht zurück. Würde er zurückwirken, 
fo würde jetzt z. B. hinſichtlich der Nutzungen, die inzwiſchen gezogen worden find, es 
ſo angeſehen werden müſſen, als ob ſie damals, als ſie anfielen, in das Eigentum des 
jetzt Berechtigten gefallen wären. Das wäre keine zweckmäßige Regelung. Die 
Parteien können auch nicht etwa Rückwirkung gegenüber jedermann vereinbaren. Sie 
können ſich nur einer dem anderen (fchuldrechtlich) verpflichten, einander das zu 
gewähren, was ſie haben würden, wenn die Bedingung ſchon früher (bei Abſchluß des 
Geſchäfts oder in einem anderen vor Eintritt der Bedingung gelegenen Zeitpunkt) ein- 
getreten wäre. Solche „ſchuldrechtliche Rückwirkung“ ſoll nach 8 159 immer Platz 
greifen, „wenn nach dem Inhalt des Rechtsgeſchäfts die an den Eintritt der Bedin⸗ 
gung geknüpften Folgen auf einen früheren Zeitpunkt zurückbezogen werden“ ſollen, 
alſo auch dann, wenn einfach Rückwirkung ausdrücklich oder ſtillſchweigend vereinbart 
iſt. Mit dem Eintritt der aufſchiebenden Bedingung werden die Verfügungen, die der 
bisher Berechtigte in der Schwebezeit vorgenommen hat, inſoweit unwirkſam, als fie 
die von der Bedingung abhängige Wirkung vereiteln oder beeinträchtigen würden. 
Hat alſo der, der aufſchiebend bedingt das Eigentum an einer beweglichen Sache einem 
anderen übertragen hat, die Sache einem Dritten übereignet oder verpfändet, ſo wird 
dieſe Verfügung jetzt unwirkſam. Das gilt auch von Verfügungen in der Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung (die Sache iſt von einem Gläubiger des bisher Berechtigten gepfändet worden) 
und von Verfügungen durch den Konkursverwalter. Doch wird der gutgläubige Dritte 
immer geſchützt, ſoweit Rechte von einem Nichtberechtigten hergeleitet werden können 
(8 161 Abſ. 1 und 3); war alfo der Dritte, dem der bisher Berechtigte das Eigentum 
übertragen hat, in gutem Glauben (er wußte von der bedingten Abereignung nichts 
und brauchte davon auch nichts zu wiſſen), und iſt ihm die Sache vor Bedingungsein⸗ 
tritt übergeben worden, fo iſt er Eigentümer geworden und das Recht des bedingt 
Berechtigten iſt vereitelt worden. Aber mit dem Eintritt der Bedingung kann der, der 
aufſchiebend bedingt berechtigt war, Schadenserſatz verlangen, wenn der andere Teil 
während der Schwebezeit das von der Bedingung abhängige Recht durch fein Ver⸗ 
ſchulden beeinträchtigt oder vereitelt hat ($ 160 Abſ. 1). So wäre alſo auch dann, wenn 


Band II Gruppe 2 Beitrag 33 


64 Blomeyer 


eine Zwiſchenverfügung bei Eintritt der Bedingung wirkſam bleibt, weil der, zu deſſen 
Gunſten über das Recht verfügt wurde, gutgläubig war, Schadenserſatz zu leiſten, wie 
in dem Fall, wo etwa der bedingt Berechtigte die bedingt übereignete Sache während 
des Schwebezuſtands ſchuldhaft zerſtört oder beſchädigt hat. 


Bei der Sicherungsübereignung erfolgt die Abereignung meiſt unbedingt, es wird 
aber eine aufſchiebend bedingte Verpflichtung des „Sicherungsnehmers“ begründet, 
nach Tilgung der Schuld die Sache dem „Sicherungsgeber“ zurückzuübereignen. 


VI. Bei der auflöſenden Bedingung treten die eigentlichen Rechts- 
geſchäftsfolgen (ſoweit nicht etwa eine Zeitbeſtimmung getroffen iſt) alsbald ein, doch 
„endigt mit dem Eintritt der Bedingung die Wirkung des Rechtsgeſchäfts“ und „mit 
dieſem Zeitpunkt tritt der frühere Rechtszuſtand wieder ein“ (§ 158 Abſ. 2). Auch hier 
entſteht alſo ein Schwebezuſtand, der mit Eintritt oder Ausfall der Bedingung endigt. 
Solange die Bedingung noch eintreten kann, hat der Gegner des bedingt Berechtigten 
eine Anwartſchaft, die das Bürgerliche Geſetzbuch entſprechend ausgeſtaltet hat wie 
die Anwartſchaft des aufſchiebend bedingt Berechtigten. Mit dem Eintritt der Bedin⸗ 
gung werden Verfügungen, die der, „deſſen Recht mit dem Eintritt der Bedingung 
endigt“, während des Schwebezuſtands getroffen hat, inſoweit unwirkſam, als ſie das 
(bisher aufſchiebend bedingte) Recht des andern Teils beeinträchtigen würden. Danach 
kann alſo, wer auflöſend bedingt berechtigt iſt, über das Recht nur auflöſend bedingt 
verfügen. Doch finden die Vorſchriften zugunſten derjenigen, die Rechte von einem 
Nichtberechtigten herleiten, entſprechende Anwendung (8 161 Abſ. 3). Wußte alſo der 
Erwerber nichts davon, daß der Veräußerer nur auflöſend bedingt berechtigt war, und 
brauchte er das auch nicht zu wiſſen, ſo erlangt er durch eine unbedingte Verfügung 
des bedingt Berechtigten unbedingtes Recht. Das Bürgerliche Geſetzbuch (8 160 Abſ. 2) 
beſtimmt ferner, daß der, der unter einer auflöſenden Bedingung berechtigt iſt, bei 
Eintritt der Bedingung dem andern Teil ſchadenserſatzpflichtig iſt, wenn er deſſen 
Recht während der Schwebezeit durch fein Verſchulden beeinträchtigt oder vereitelt hat 
(etwa durch eine Verfügung, die wegen des guten Glaubens des Erwerbers bei 
Bedingungseintritt gültig bleibt, oder dadurch, daß er die unter einer auflöſenden 
Bedingung übereignete Sache ſchuldhaft beſchädigt oder zerſtört hat). Wie bei der 
aufſchiebenden Bedingung die Anwartſchaft des bedingt Berechtigten, ſo iſt bei der 
auflöſenden Bedingung die des andern Teils vererblich und, ſofern das bedingte Recht 
es iſt, auch veräußerlich; zum Schutz feines Rückfallsrechts kann der Anwärter unter 
Amſtänden klagen, auch Arreſt und einſtweilige Verfügung erwirken. 


Es iſt möglich (wenn auch nicht häufig, vgl. oben V am Ende), eine Sicherungsüber⸗ 
eignung beweglicher Sachen ſo vorzunehmen, daß der Sicherungsnehmer auflöſend 
bedingtes Eigentum erhält. Mit der Tilgung der Forderung fällt dann das Eigentum 
an den Sicherungsgeber ohne weiteres zurück. Das gilt auch, wenn der Sicherungs- 
nehmer, ſeiner Treupflicht zuwider, über die Sache inzwiſchen verfügt hat; nur wenn 
für den dritten Erwerber die Vorausſetzungen gutgläubigen Erwerbs erfüllt find, 
bleibt die Verfügung bei Bedingungseintritt bei Beſtand und der Sicherungsgeber iſt 
auf Schadenserſatzanſprüche gegen den Sicherungsnehmer angewieſen. 


VI. Verhinderung oder Herbeiführung des Bedingungsein 
tritts wider Treu und Glauben (5 162). 


Es kommt nicht ſelten vor, daß der Eintritt der Bedingung von der Partei, zu deren 
Nachteil er gereichen würde, wider Treu und Glauben verhindert wird. Beiſpiel: 
jemand hat ſich verpflichtet, einem Angeſtellten eine Summe zu zahlen, wenn er noch 
bei Beendigung des 65. Lebensjahres bei ihm im Dienſt iſt; er kündigt den Angeſtellten 
einige Zeit vorher ohne triftigen Grund. Das Bürgerliche Geſetzbuch beſtimmt, daß 
bei ſolcher treuwidrigen Verhinderung des Bedingungseintritts die Bedingung als 
eingetreten gelten ſoll. Die Summe wäre alſo (gleich oder erſt, wenn der Angeſtellte 
das 65. Lebensjahr vollendet?) zu zahlen. Ebenſo kommt es häufig vor, daß der Ein- 
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tritt der Bedingung von der Partei, zu deren Vorteil er gereichen würde, wider Treu 
und Glauben herbeigeführt wird. Beiſpiel: jemand hat eine Wohnung in Berlin 
gemietet, weil ſeine Verſetzung dorthin in ſicherer Ausſicht ſtand; er hat aber in den 
Vertrag eine Beſtimmung gebracht, daß der Mietvertrag hinfällig fein ſolle, wenn er 
nicht nach Berlin verſetzt werde; er ſieht, daß er zu teuer gemietet hat und bittet des⸗ 
halb die Behörde, von ſeiner Verſetzung nach Berlin abzuſehen. Nach dem Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch ſoll der Bedingungseintritt als nicht erfolgt gelten. Der § 162 gilt 
natürlich nur für die Fälle, in denen die Verhinderung oder Herbeiführung des 
Bedingungseintritts der Willkür der Parteien entzogen fein ſoll. 


VIII. Von den Zeitbeſtimmungen entſpricht der Anfangstermin der auf- 
ſchiebenden Bedingung, der Endtermin der auflöſenden Bedingung. Nach dem § 163 
gilt für den Anfangstermin, was den Schutz der Anwartſchaft des betagt Berechtigten 
anlangt, das Recht der aufſchiebenden Bedingung. Doch zeigt ſich, wenn es ſich um 
eine Forderung handelt, daß dieſe Forderung einer befriſteten, d. h. noch nicht fälligen 
Forderung gleichſteht. Nur für andere betagte Rechte gilt das Recht der auffchieben⸗ 
den Bedingung. Für den Endtermin gelten die Beſtimmungen entſprechend, die das 
Bürgerliche Geſetzbuch für die auflöſende Bedingung aufgeſtellt hat, hinſichtlich des 
Anwirkſamwerdens von Zwiſchenverfügungen, die der bedingt Berechtigte in der 
Schwebezeit getroffen hat, und hinſichtlich des Schadenserſatzes, den der auflöſend 
Berechtigte dem andern zu leiſten hat, wenn er deſſen Recht durch fein zu: 
vereitelt oder beeinträchtigt hat (S 163). 


8 15. Stelluertretung 
J. Mittelbare und unmittelbare Stellvertretung 


1. Von mittelbarer Stellvertretung ſpricht man, wenn jemand ein 
Rechtsgeſchäft im eigenen Namen, aber für Rechnung eines andern vornimmt. Die 
Rechtsfolgen des Geſchäfts treffen unmittelbar ihn und nicht den Vertretenen. Doch 
hat er das, was er aus dem Geſchäft erlangt, dem Vertretenen herauszugeben, und der 
Vertretene hat ihn von den Verbindlichkeiten zu befreien, die aus dem Geſchäft ent⸗ 
ſtanden find, und hat ihm zu erſetzen, was er zur Erfüllung des Geſchäfts aufgewendet 
hat. Dieſe mittelbare Stellvertretung ſpielt im Handel eine große Rolle. Freilich 
ſpricht man im Leben heute hier nur noch ſelten von Stellvertretung. Man hat Sonder- 
bezeichnungen für die einzelnen Arten von Fällen. „Wer es gewerbsmäßig übernimmt, 
Waren oder Wertpapiere für Rechnung eines andern (des Kommittenten) in eigenem 
Namen zu kaufen oder zu verkaufen“ iſt „Kommiſſionär“ (8 383 HGB) und Kaufmann 
(S 1 Abſ. 2 Nr. 6 HGB), und auf feine Geſchäfte, aber auch auf die Geſchäfte, die ein 
anderer Kaufmann in dieſer Weiſe abſchließt, finden die SS 383 bis 405 Anwendung 
($ 406). „Wer es gewerbsmäßig übernimmt, Güterverſendungen durch Frachtführer 
oder durch Verfrachter von Seeſchiſfen für Rechnung eines andern (des Verſenders) 
im eigenen Namen zu beſorgen“, iſt „Spediteur“ (8 407 HGB), und auf feine 
Geſchäfte, aber auch auf die entſprechenden Geſchäfte anderer Kaufleute, finden die 
Vorſchriften über das Kommiſſionsgeſchäft mit den Beſonderheiten der §S 408 bis 414 
Anwendung (8 415). 

2. Von unmittelbarer (direkter) Stellvertretung oder Stellver⸗ 
tretung ſchlechthin ſpricht man, wenn jemand ein Rechtsgeſchäft „im Namen eines 
andern“ übernimmt, d. h. wenn bei der Vornahme des Rechtsgeſchäfts als fein Wille 
zum Ausdruck kommt, daß die Rechtsfolgen des Rechtsgeſchäfts nicht ihn ſelbſt, ſondern 
den Vertretenen treffen ſollen; bei der Willenserklärung, die einem andern gegenüber 
abzugeben iſt, muß dieſer Wille dem andern erkennbar werden. Hat der, der das 
Rechtsgeſchäft vornimmt, Vertretungsmacht für den Vertretenen, ſo treffen den Ver- 
tretenen und nur ihn (nicht den, der das Rechtsgeſchäft abgeſchloſſen hat!) die Rechts- 
geſchäftsfolgen; hat der, der das Rechtsgeſchäft vorgenommen hat, keine Vertretungs⸗ 
macht, ſo tritt grundſätzlich ein Schwebezuſtand ein: genehmigt der Vertretene das 
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Rechtsgeſchäft, fo gilt es für und gegen ihn, als ob es mit Vertretungsmacht 
abgeſchloſſen wäre; verweigert er die Genehmigung, ſo haftet der Vertreter. 

Il Stellvertretung kommt nur bei Rechtsgeſchäften, nicht etwa auch bei 
unerlaubten Handlungen in Frage. In den Fällen der 88 31, 278 und 831 handelt es 
ſich nicht etwa um Vertretung. Der Verein, der Schuldner, der Geſchäftsherr hat hier 
für ein Verhalten des Vorſtands, des Erfüllungsgehilfen, des Verrichtungsgehilfen 
einzuſtehen; aber liegt in dieſem Verhalten eine unerlaubte Handlung des Vorſtands, 
des Erfüllungsgehilfen oder des Verrichtungsgehilfen, ſo haftet dieſer ſelbſt; dann iſt 
die Haftung des Vereins uſw. nur eine Zuſatzhaftung. 

III. Das Bürgerliche Geſetzbuch bezeichnet nur die unmittelbare Stellver- 
tretung als Stellvertretung, hat hier aber einen zweifachen Sprach 
gebrauch. Mitunter (z. B. im 8 181) bezeichnet es als Vertreter den, der Ver⸗ 
tretungsmacht für einen andern hat; meiſt aber bezeichnet es als Stellvertreter den, der 
im Namen eines andern handelt, mag er Vertretungsmacht haben — alſo Vertreter 
in jenem andern Sinne ſein — oder nicht. 


IV. Aktive und paſſive Stellvertretung 


1. Aktive Stellvertretung liegt vor, wenn jemand ein Nechtsgeſchäft im 
fremden Namen vornimmt. Will man hier von einer „Geſchäftspartei“ ſprechen, ſo 
liegt es näher, ihn als die Geſchäftspartei zu bezeichnen als den, in deſſen Namen er 
handelt. Denn es iſt fein Rechtsgeſchäft, und die Beſonderheit tft nur, daß die Rechts 
folgen dieſes Rechtsgeſchäfts unmittelbar den andern treffen follen. Abrigens braucht 
dabei der andere weder genannt noch ſonſt bezeichnet zu werden. Es genügt, wenn aus 
den Amſtänden für den, dem gegenüber das Rechtsgeſchäft vorgenommen wird, zu 
erſehen iſt, daß nicht der, der das Rechtsgeſchäft vornimmt, ſondern an ſeiner Statt 
irgendein Dritter berechtigt und verpflichtet werden ſoll. Daß der Handelnde den 
Vertretungswillen bei der Vornahme des Geſchäfts hat, genügt nicht, auch nicht, daß 
dieſer Vertretungswille andern, aber nicht dem Geſchäftsgegner erkennbar geworden 
iſt. Beſonderes gilt nur für die Ehefrau: Rechtsgeſchäfte, die fie innerhalb ihres häus⸗ 
lichen Wirkungskreiſes vornimmt, gelten als im Namen des Mannes vorgenommen, 
wenn nicht aus den Amſtänden fi ein anderes ergibt (8 1357 Abſ. 1 Satz 2). 


Wer unter fremdem Namen handelt, handelt nicht als Stellvertreter. Hat der 
Kunſthändler Jörges ſich dem Ehepaar Pohle gegenüber als Dr. Baum, Direktor der 
Gemäldegalerie in K., ausgegeben, um Pohles zu beſtimmen, ihm ein in ihrem Beſitz 
befindliches Gemälde zu verkaufen, ſo kann Dr. Baum nicht, wenn er davon erfährt, 
dieſem Vertrag durch ſeine Genehmigung Geltung für die Gemäldegalerie verſchaffen; 
Käufer iſt Jörges; freilich können Pohles den Vertrag wegen Irrtums nach § 119 
Abſ. 2 und wegen argliſtiger Täuſchung (1. Fall des 8 123) anfechten. 

Stellvertreter iſt auch nicht, wer auf Grund eines eigenen Rechtes (als Ehemann, als 
Inhaber der elterlichen Gewalt, als Treuhänder, dem die Wirtſchaftsführung nach 
Erbhofrecht übertragen iſt, als Nutzverwalter, als Konkursverwalter uſw.) über ein 
fremdes Recht verfügt. Das gilt auch, wenn ſeine Macht, im eigenen Namen über das 
fremde Recht zu verfügen, auf Rechtsgeſchäft („Ermächtigung“) beruht. 

Vom aktiven Stellvertreter iſt der Bote zu unterſcheiden. Bote iſt, wer eine ihm zur 
Abermittlung aufgetragene mündliche oder verkörperte Willenserklärung eines andern 
überbringt. Die Willenserklärung ſtellt ſich nicht als ſeine, ſondern als eine fremde 
dar, während der Stellvertreter die Willenserklärung als ſeine eigene abgibt. Das 
mit Hilfe eines Boten vorgenommene Rechtsgeſchäft iſt nicht das Rechtsgeſchäft des 
Boten, ſondern das feines Auftraggebers. 


„Tritt der Wille, in fremdem Namen zu handeln, nicht erkennbar hervor, ſo kommt der 


Mangel, im eigenen Namen zu handeln, nicht in Betracht“ (8 164 Abſ. 2). Das Rechts ⸗ 


geſchäft wirkt alſo in dieſem Falle für und gegen den, der es vornimmt, und der Er. 
klärende kann auch nicht ſeine Erklärung anfechten, weil er eine Erklärung im eigenen 
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Namen nicht abgeben wollte (während eine Anfechtung möglich iſt, wenn jemand eine 
Erklärung im genen Namen abgeben wollte, fie aber in fremdem Namen ab- 
gegeben hat). 

Hat jemand Vertretungsmacht für einen andern und will er in Vertretung des andern 
einen Vertrag abſchließen, wird aber der Vertretungswille dem Vertragsgegner nicht 
erkennbar, fo wird doch, wenn es dem Dritten offenfſichtlich gleichgültig war, wer fein 
Vertragsgegner wurde (man denke an einen Real- und Barkauf), der, für den die Ver⸗ 
tretungsmacht beſtand, ohne weiteres als Vertragsteil auftreten können (z. B. zur 
Geltendmachung von Sachmängeln). 


2. Paſſive Stellvertretung liegt vor, wenn jemand rechtsgeſchäftlich 
gegenüber einer Perſon handelt, die Vertretungsmacht für einen Dritten hat, und 
zwar ſo handelt, daß die Rechtsfolgen für und gegen den Dritten eintreten ſollen. 
Dabei wird als Vertretungsmacht die Rechtsſtellung bezeichnet, kraft deren eine 
rechtsgeſchäftliche Willenserklärung, die unter Bezugnahme auf dieſe Rechtsſtellung 
dem Vertreter zukommt, Wirkſamkeit gegenüber dem Vertretenen erlangt (Kündi- 
gung gegenüber dem geſetzlichen Vertreter, gegenüber dem Generalbevollmächtigten, 
gegenüber dem Prokuriſten uſw.). 


Von dem paſſiven Stellvertreter (Empfangsvertreter) iſt der Zugangs 
mittler zu unterſcheiden: die Perſon, die zu dem Adreſſaten in einem ſolchen 
tatſächlichen Verhältnis ſteht, daß eine Erklärung dem Adreſſaten zugeht, wenn 
fie dieſer Perſon übergeben wird (der Familienangehörige oder Hausangeſtellte an 
der Wohnungstür). Von dem paſſiven Stellvertreter iſt auch der Empfangs 
bote zu unterſcheiden: er hat den Auftrag, Willenserklärungen zur Weiterleitung 
an ſeinen Auftraggeber anzunehmen, ohne daß die Willenserklärung ſchon mit der 
Abergabe an dieſe Mittelsperſon Wirkſamkeit gegenüber dem Auftraggeber erlangt. 
Man denke z. B. daran, daß Briefe, die für ein Gut beſtimmt find, in der Molkerei, 
an die das Gut die Milch liefert, oder bei einem Kaufmann abgegeben werden, den 
der Gutsbeſitzer um die Weiterleitung ſolcher Briefe gebeten hat. 


V. Zuläſſigkeit der unmittelbaren Stellvertretung 


Bei den Rechtsgeſchäften, für die nichts anderes beſtimmt iſt und aus deren Weſen 
ſich nichts anderes ergibt, iſt die unmittelbare Stellvertretung zugelaſſen. Dieſer 
„Grundſatz der Zuläſſigkeit der Stellvertretung“ ſteht neben 
dem Grundſatz der Formfreiheit von Rechtsgeſchäften (oben § 11 VIII) und neben 
dem Grundſatz der Zuläſſigkeit von Bedingungen und Zeitbeſtimmungen (oben 
§ 14 IV). Er beſchränkt ſich nicht auf Schuldverträge, ſondern gilt allgemein für 
Rechtsgeſchäfte. Freilich gelten für familienrechtliche und auch für erbrechtliche 
Rechtsgeſchäfte ſo viele Ausnahmen, daß dort die Geſchäfte, die perſönlich vorge⸗ 
nommen werden müſſen, überwiegen. Das bedeutet aber nicht, daß der Grundſatz 
für dieſe Geſchäfte nicht gelte. Der Grundſatz gilt auch für die paſſive Stell. 
vertretung. 

Einige beſonders wichtige Ausnahmen enthalten die 88 1317 (Eheſchließung: „per- 
ſönlich“), 2064 (Teſtamentserrichtung: „perſönlich“), 2274 („Der Erblaſſer kann 
einen Erbvertrag unperſönlich ſchließen“). Mitunter iſt nur die geſetzliche, nicht auch 
die gewillkürte Vertretung ausgeſchloſſen (8 1437 Abſ. 1), mitunter iſt umgekehrt die 
geſetzliche Vertretung zuläſſig, die gewillkürte unzuläſſig (8 1750, 8 48 Abſ. 1 
HGB). Keine Ausnahme ſtellt das ſogenannte Verbot des Selbſtkontrahierens 
und der Doppelvertretung (8 181), dar; es beſchränkt vielmehr die Vertretungsmacht 
(vgl. unten VI 3). 


VI. Allgemeines über die Vertretungsmacht 


1. Als Vertretungsmacht wird die Rechtsſtellung bezeichnet, die jemandem 
ermöglicht, dadurch, daß er im Namen eines andern ein Rechtsgeſchäft vornimmt, 
die Rechtsfolgen des Rechtsgeſchäfts unmittelbar für dieſen andern zu begründen, 
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während ihn ſelbſt keine Rechtsfolgen treffen (akt ive Vertretungsmacht). 
Vertretungsmacht iſt aber auch die Rechtsſtellung, kraft deren Willenserklärungen, 
die dem Inhaber dieſer Rechtsſtellung zugehen, unmittelbar dem Vertretenen gegen- 
über wirkſam werden (paſſive oder Empfangsvertretungs macht; 
vgl. oben IV 2). Dieſe Vertretungsmacht iſt meiſt, aber nicht notwendig mit der 
aktiven Vertretungsmacht verbunden. 


2. Arten der Vertretungsmacht. Gewöhnlich unterſcheidet man die 
durch Rechtsgeſchäft erteilte Vertretungsmacht (das Bürgerliche Geſetzbuch nennt fie 
Vollmacht: § 166 Abſ. 2 S. 1) und die „unmittelbar auf Geſetz beruhende“ (d. h. 
nicht durch Nechtsgeſchäft erteilte) Vertretungsmacht. Eine Zwitterſtellung nehmen 
die Fälle ein, in denen jemand kraft Geſetzes „als bevollmächtigt gilt“. Die Fälle find 
ziemlich häufig. Eine erloſchene Vollmacht gilt für den Geſchäftsgegner als fort⸗ 
beſtehend, bis er das Erlöſchen kennt oder kennen muß (SS 170, 173; 674, 729, 169), 
der Aberbringer einer Quittung gilt grundſätzlich, wie bereits (oben 8 6 I) erwähnt 
wurde, als ermächtigt, die Leiſtung zu empfangen (8 370) uſw. (88 171, 173; 172, 
173; 88 54, 55, 56, 86, 87 HGB; 88 43, 45 VVG in Verbindung mit S 47; 88 495, 
527 ff. HGB). Hier wird der gute Glaube an eine Bevollmächtigung geſchützt. 

3. Allgemeine geſetzliche Schranken der rechtsgeſchäftlichen und der geſetzlichen Ver⸗ 
tretungsmacht: das ſogenannte Verbot des Selbſtkontrahierens 
und der Doppel vertretung. 

Grund ſätzlich kann jemand, der Vertretungsmacht hat, nicht im Namen des 
Vertretenen mit ſich im eigenen Namen oder als Vertreter eines Dritten ein 


Rechtsgeſchäft (Vertrag, einſeitiges Rechtsgeſchäft) vornehmen. Der Inhaber der. 


elterlichen Gewalt kann alſo grundſätzlich ſeinem Kinde nichts ſchenken, ohne daß 
dem Kinde ein Pfleger beſtellt wird. Wer Vormund mehrerer Mündel (z. B. 
von Geſchwiſtern iſt), muß für einen ſeiner Mündel einen Pfleger beſtellen laſſen, 
wenn für einen der Mündel dem anderen gekündigt oder wenn ein Vertrag zwiſchen 
den Mündeln geſchloſſen werden ſoll. 


Doch durchbrechen wichtige Ausnahmen den Grundſatz. Das Verbot des 
Selbſtkontrahierens und der Doppelvertretung gilt nicht, ſoweit dem Vertreter „ein 
anderes geſtattet ift“. Es kann ihm ein anderes (ausdrücklich oder ſtillſchweigend) 
geſtattet ſein durch das Geſetz (vgl. z. B. 88 1009 Abſ. 2, 1409 Satz 2; 88 1325 Abſ. 2, 
232 Abſ. 1 HGB), durch Statut, bei der Vollmacht auch durch dieſe ſelbſt (die 
Klauſel „unter Befreiung von der Beſchränkung des 8 181 BGB! findet ſich häufig 
in Vollmachtsurkunden). Ob auch durch Verkehrsſitte im Sinne des 8 181 „ein 
anderes geſtattet“ ſein kann, iſt zweifelhaft, aber wohl zu bejahen. Deshalb kann 
der Vater ſeinem Fünfjährigen wenigſtens die üblichen Weihnachts⸗ und Geburts⸗ 
tagsgeſchenke machen, ohne daß ein Pfleger beſtellt wird. Eine zweite Ausnahme 
von dem Grundſatz des 8 181 gilt für den Fall, „daß das Rechtsgeſchäft ausſchließlich 
in der Erfüllung einer Verbindlichkeit beſteht“. So kann der Vater, dem vom 
Pfleger des minderjährigen Kindes ein Grundſtück verkauft worden iſt, das Kind 
bei der Auflaſſung vertreten. 


Der S 181 ift nicht etwa ein geſetzliches Verbot eines Rechtsgeſchäfts. Der S 134 
kommt hier nicht in Frage. Es handelt ſich vielmehr um eine geſetzliche Schranke 
der Vertretungsmacht. Deshalb ift das dem § 181 zuwider abgeſchloſſene Rechts. 
geſchäft nicht nichtig, ſondern nur ſchwebend unwirkſam: es wird wirkſam, wenn es 
von einer dazu berechtigten Perſon (einem Pfleger, einem Vormund, dem inzwiſchen 
volljährig Gewordenen uſw.) genehmigt wird. 


4. Häufig decken ſich die Vertretungsmacht und das Recht, von ihr 
Gebrauch zu machen, nicht. Namentlich wird einem Prokuriſten oft zur 
Pflicht gemacht, gewiſſe Arten von Rechtsgeſchäften, zu denen die Prokura ihm die 
Vertretungsmacht gibt, nicht abzuſchließen. Schließt er ein ſolches Rechtsgeſchäft 
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trotzdem ab, fo. iſt es dem Vertretenen gegenüber wirkſam. Doch kann der Ver- 
tretene von dem Prokuriſten unter Amſtänden Schadenserſatz verlangen. 


VII. Die Vollmacht wird durch „Bevollmächtigung“ erteilt. Meiſt — nicht 
notwendig — liegt ihrer Erteilung ein Rechtsverhältnis (Geſchäftsbeſorgungsver⸗ 
hältnis, Auftragsverhältnis uſw.) zugrunde. Dann iſt die Bevollmächtigung und 
die Begründung des Rechtsverhältniſſes wohl zu unterſcheiden. Die Bevollmächti⸗ 
gung erfolgt durch eine einſeitige empfangsbedürftige Willenserklärung, und zwar 
entweder gegenüber dem, der die Vollmacht erhalten ſoll (ſogenannte interne oder 
Innenvollmacht) oder gegenüber dem Dritten, dem gegenüber die Vertretung ſtatt⸗ 
finden fol (ſogenannte externe oder Außenvollmacht), während das Auftrags- 
verhältnis, das Geſchäftsbeſorgungsverhältnis uſw. durch Vertrag begründet wird. 
Die Bevollmächtigung bedarf keiner beſonderen Form. Sie bedarf auch nicht der 
Form, die für das Rechtsgeſchäſt beſtimmt iſt, auf das ſich die Vollmacht bezieht. 
Das beſtimmt das Bürgerliche Geſetzbuch (8 167 Abſ. 2) ausdrücklich. Es iſt zweijel- 
haft, ob dieſe Regelung innerlich gerechtfertigt iſt. Die Vollmacht zum Verkauf 
eines Grundſtücks kann alſo mündlich erteilt werden. Daß die Bevollmächtigung 
ausdrücklich erfolgt, iſt nur für die Prokura vorgeſchrieben (8 48 Abſ. 1 HGB). 
Sonſt kann die Vollmacht auch „ſtillſchweigend“ (durch ſchlüſſige Handlungen) erteilt 
werden. Die Vorſchriſten der Anwirkſamkeit und Anfechtbarkeit von Willens. 
erklärungen gelten auch für die Bevollmächtigung. Die Anfechtung hat bei der 
Innenvollmacht gegenüber dem Bevollmächtigten, bei der Außenvollmacht gegenüber 
dem Dritten zu erfolgen. 


Der Amfang der Vollmacht braucht nicht dem Rechtsverhältnis zu entſprechen, das 
ihrer Erteilung zugrunde liegt. Sie kann in dieſer Hinſicht „abſtrakt“ ſein. Einzelne 
Arten von Vollmachten haben einen geſetzlich feſtgelegten Amfang, und zwar ent- 
weder derart, daß eine Einſchränkung mit Wirkung Dritten gegenüber unwirkſam 
iſt (das iſt bei der Prokura der Fall), oder derart, daß die Vollmacht mit Wirkung 
gegenüber Dritten beſchränkt werden kann, ein Dritter aber die VBeſchränkung nur 
gegen ſich gelten zu laſſen braucht, wenn er ſie kennt oder kennen muß (das iſt bei 
der Handlungsvollmacht der Fall). Als Generalvollmacht iſt die Vollmacht zu be⸗ 
zeichnen, die zu allen nicht beſonders ausgenommenen Rechtshandlungen bevoll⸗ 
mächtigt; die Spezialvollmacht dagegen gewährt die Vollmacht zu einzelnen Rechts- 
geſchäften oder zu Rechtsgeſchäften beſtimmter Art. | 


Die Vollmachtsurkunde dient dem Bevollmächtigten als Ausweis (vgl. auch unten 
X am Ende). Er hat fie nach dem Erlöſchen der Vollmacht dem Vollmachtgeber 
zurückzugeben. Ein Zurückbehaltungsrecht kann an ihr nicht ausgeübt werden. Der 
Vollmachtgeber kann ſie auch gemäß S 176 Abſ. 2 und 3 durch öffentliche Bekannt- 
machung für kraftlos erklären laſſen, doch iſt die Kraftloserklärung unwirkſam, 
wenn der Vollmachtgeber die Vollmacht nicht widerrufen kann. 


Die Vollmacht kann unabhängig von dem ihr zugrunde liegenden Rechtsverhältnis 
erlöſchen. Wie fie begründet werden kann, ohne daß ihrer Erteilung ein Rechts- 
verhältnis zugrunde liegt (ſie kann abſtrakt ſein in ihrer Begründung), und wie ſie 
in ihrem Amfang unabhängig ſein kann von einem ihrer Erteilung etwa zugrunde 
liegenden Rechtsverhältnis (abſtrakt in ihrem Amfang), ſo kann ſie auch erlöſchen, 
während das zugrunde liegende Rechtsverhältnis fortbeſteht, und fortbeſtehen beim 
Erlöſchen dieſes Grundverhältniſſes (abſtrakt in ihrem Beſtand). Die Vollmacht 
endet, wenn ſie unter einer auflöſenden Bedingung oder mit einem Endtermin erteilt 
iſt, mit Eintritt der Bedingung oder des Termins. Sie endet auch, wenn die Ge 
ſchäfte erledigt (oder unmöglich geworden) ſind, für die ſie erteilt wurde. Vor 
allem aber kann ſie grundſätzlich frei (ohne daß ein beſonderer Grund vorliegen 
müßte) widerrufen werden, während das zugrunde liegende Rechtsverhältnis regel- 
mäßig nur unter Einhaltung beſtimmter Kündigungsfriſten zu beſtimmten Kündi⸗ 
gungsterminen, „ohne Einhaltung einer Kündigungsfriſt“ (alſo für ſofort) aber nur 
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beim Vorliegen ganz beſtimmter außergewöhnlicher Gründe gekündigt werden kann. 
Doch kann der Widerruf der Vollmacht rechtsgeſchäftlich oder nach der Natur des 
zugrunde liegenden Rechtsverhältniſſes ausgeſchloſſen ſein. Anwiderruflichkeit iſt im 
Zweifel anzunehmen, wenn die Vollmacht vorwiegend im Intereſſe des Bevoll⸗ 
mächtigten oder im gemeinſamen Intereſſe des Vollmachtgebers und des Bevoll⸗ 
mächtigten oder im Intereſſe eines Dritten erteilt iſt. Sie iſt alſo z. B. unwider⸗ 
ruflich, wenn ſie erteilt iſt zum Verkauf von Sachen oder zur Einziehung einer 
Forderung mit der Vereinbarung, daß der Bevollmächtigte das Erlangte als Dar- 
lehen oder als Zahlung für ſich behalten fol. Im übrigen beſtimmt ſich das Er. 
löſchen der Vollmacht nach dem ihrer Erteilung zugrunde liegenden Rechtsverhältnis. 
Danach iſt auch zu entſcheiden, ob eine Vollmacht erliſcht, wenn der Vollmachtgeber 
ſtirbt oder geſchäftsunfähig wird. Der Geſchäftsbeſorgungsvertrag und der Auftrag 
erliſcht im Zweifel nicht mit dem Tode des Geſchäftsherrn oder Auftraggebers 
(SS 672, 675), jo daß hier alſo im Zweifel auch die Vollmacht fortbeſteht (fie wirkt 
jetzt für die Erben des Vollmachtgebers). Liegt der Vollmacht kein Rechtsverhältnis 
zugrunde (fie iſt z. B. für den Fall gegeben, daß in Zukunft Aufträge erteilt werden), 
ſo endet ſie mit dem Tode des Vollmachtgebers, aber auch mit der Eröffnung des 
Konkurſes über deſſen Vermögen (es ſei denn, daß fie ſich nicht auf die Konkurs- 
maſſe bezieht). 


VIII. Geſetzliche Vertretungsmacht hat der Inhaber der elterlichen 
Gewalt (Vater oder Mutter), der Vormund, auch der Pfleger (SS 1909 ff. — ent - 
weder für einzelne oder für alle Geſchäfte), auch der Nachlaßpfleger (8 1960) und 
der Beiſtand der Mutter, ſoweit ihm die Vermögensverwaltung übertragen iſt. 
Der Vorſtand eines rechtsfähigen Vereins, einer Stiftung, eines handelsrechtlichen 
Vereins (AG, Gmbh, Genoſſenſchaft) „hat die Stellung eines geſetzlichen Ver⸗ 
treters“ (88 26 Abſ. 2 Satz 1, 68). Geſetzlicher Vertreter iſt auch der Nachlaßverwalter 
(SS 1975 ff.) und der Teſtamentsvollſtrecker (88 2205 ff.) — beide vertreten die Erben 
— ſowie der Konkursverwalter (88 6, 76 KO). Daß dieſe Perſonen über Rechte, 
die zu der von ihnen verwalteten Vermögensmaſſe gehören, im eigenen Namen ver- 
fügen können, ſchließt nicht aus, daß fie in anderen Beziehungen geſetzliche Ver⸗ 
tretungsmacht haben. Keine geſetzliche Vertretungsmacht hat der Ehemann für die 
Ehefrau. Wohl aber hat die Ehefrau eine beſchränkte geſetzliche Vertretungsmacht für 
den Ehemann, und zwar unabhängig von dem Güterſtande, in dem die Eheleute 
leben: die Ehefrau iſt „berechtigt, innerhalb ihres häuslichen Wirkungskreiſes die 
Geſchäfte des Mannes für ihn zu beſorgen und ihn zu vertreten“ (§ 1357. Freilich 
kann der Mann dieſes Recht der Frau beſchränken oder ausſchließen: § 1357 Abſ. 2). 


Auch bei der geſetzlichen Vertretungsmacht beſteht, wie es bei der Vollmacht meift 
der Fall iſt, ein ſchuldrechtliches Verhältnis zwiſchen dem Vertreter und dem Ver⸗ 
tretenen. Die ſchuldrechtlichen Beziehungen zwiſchen dem Inhaber der elterlichen 
Gewalt und dem Kinde ſowie zwiſchen dem Vormund und dem Mündel find im 
Vierten Buch des Bürgerlichen Geſetzbuchs geregelt (vgl. z. B. SS 1648, 1664, 1833, 
1835), auf die Geſchäftsführung des Vereinsvorſtands finden die SS 664 bis 670 
entſprechende Anwendung (8 27 Abf. 2). Dieſes Rechtsverhältnis wird auch durch 
die Normen beſtimmt, in denen geregelt iſt, in welcher Weiſe der Vertreter von 
ſeiner Vertretungsmacht Gebrauch zu machen verpflichtet iſt. Weiſungen kommen 
hier in Frage für den Vormund (Vormundſchaftsgericht), den Vorſtand eines rechts⸗ 
fähigen Vereins (Mitgliederverſammlung), allenfalls auch für den Konkursverwalter 
ſowie für die Ehefrau in der Ausübung der Schlüſſelgewalt. 


IX. Das von dem Vertreter vorgenommene Rechtsgeſchäft 
wirkt, wenn es mit Vertretungsmacht vorgenommen oder von dem Vertreter ge- 
nehmigt wird, nicht für und gegen den Vertreter, ſondern für und gegen den Ver⸗ 
tretenen. Iſt die Willenserklärung des Vertreters anfechtbar, fo hat der Ver⸗ 
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tretene das Anfechtungsrecht. Meiſt wird ſich die Vertretungsmacht aber ſo weit 
erſtrecken, daß der Vertreter es im Namen des Vertretenen ausüben kann. 


Ob die Willenserklärung des Vertreters anfechtbar iſt, richtet ſich, wie man kurz zu 
ſagen pflegt, grundſätzlich nicht nach der Perſon des Vertretenen, ſondern nach der des 
Vertreters. Das gilt auch dort, wo es ſich um andere Willensmängel handelt (88 116 
bis 118), oder wo ſonſt, wie z. B. beim Erwerb dinglicher Rechte an beweglichen 
Sachen durch gutgläubige Dritte oder beim Erwerb von Grundſtücksrechten auf Grund 
des öffentlichen Glaubens des Grundbuchs, die rechtlichen Folgen einer Willens 
erklärung durch die Kenntnis oder das Kennenmüſſen gewiſſer Amſtände beeinflußt 
werden. Es iſt ja das Rechtsgeſchäft des Vertreters, nicht das des Vertretenen. Aber 
für den Fall der rechtsgeſchäftlichen Vertretungsmacht greiſt eine Sonderbeſtimmung 
ein: ſoweit der Bevollmächtigte nach beſtimmten Weiſungen des Vollmachtgebers 
gehandelt hat, kann ſich der Vertretene „in Anſehung ſolcher Amſtände, die er ſelbſt 
kannte“, nicht auf die Ankenntnis des Vertreters berufen, und dasſelbe gilt von Am⸗ 
ſtänden, die der Vollmachtgeber kennen mußte, ſofern das Kennenmüſſen der Kenntnis 
gleichſteht (8 166). Wenn jemand einen Teppich bei einem Teppichhändler ausgeſucht 
hat, die Kaufverhandlungen aber noch nicht zum Abſchluß gelangt find und der Kauf- 
liebhaber nun, weil er abreiſen muß, einen Freund bittet, den Teppich in ſeinem 
Namen zu kaufen, nicht aber über 2000 RM hinauszugehen, fo kann der Vertretene 
nicht das Rechtsgeſchäft des Vertreters anfechten, wenn dieſer in der Meinung, der 
Teppich ſei „echt“, 2000 RM bewilligt hat, er ſelbſt aber wußte, daß der Teppich nicht 
„echt“ war (obwohl es dem Vertreter vielleicht gelungen wäre, den Preis auf 
1800 RM zu „drücken“, wenn er gewußt hätte, daß der Teppich nicht „echt“ war). 


X. Mit Vertretungsmacht kann auch eine in der Geſchäftsſähigkeit 
beſchränkte Perſon ein Rechtsgeſchäft vornehmen. Sie iſt ja geſchäftsfähig, und die 
Beſchränkungen find nur zu ihrem eigenen Schutz getroffen, hier aber bedarf es eines 
ſolchen Schutzes nicht, weil ihr Nechtskreis nicht berührt wird. „Die Wirkſamkeit einer 
vom oder gegenüber einem Vertreter abgegebenen Willenserklärung wird nicht dadurch 
beeinträchtigt, daß der Vertreter in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt“ (S 165). 


Mit Vertretungsmacht kann man auch ein einſeitiges Rechtsgeſchäft (Kündigung, An⸗ 
fechtung, Rücktritt ufw.) im Namen eines andern vornehmen. Beruht die Vertretungs- 
macht aber auf einem Rechtsgeſchäft (Vollmacht) und legt der Bevollmächtigte bei der 
Vornahme des Rechtsgeſchäfts keine Vollmachtsurkunde vor, fo kann der Dritte das 
Rechtsgeſchäft aus dieſem Grunde unverzüglich zurückweiſen; tut er das, ſo iſt das 
Rechtsgeſchäft unwirkſam (Anwirkſamkeit kraft Zurückweiſung). Die Zurückweiſung tft 
ausgeſchloſſen, wenn der Vollmachtgeber den Dritten von der Bevollmächtigung in 
Kenntnis geſetzt hatte (8 174). 

XI. Die Vertretung ohne Vertretungsmacht iſt in den 88 177 bis 180 
geregelt. Sie iſt zu unterſcheiden von der Geſchäftsführung ohne Auftrag, über die die 
58 677 bis 687 Veſtimmungen enthalten (vgl. unten 818). Die Rechtsſätze über die 
Geſchäftsführung ohne Auftrag regeln das Verhältnis zwiſchen dem, der Geſchäfte 
eines andern ohne deſſen Auftrag führt, und dieſem andern (das ſog. Innenverhält⸗ 
nis), die Rechtsſätze über Vertretung ohne Vertretungsmacht dagegen regeln, wer 
aus einem Rechtsgeſchäſt, das jemand im Namen eines andern ohne Vertretungsmacht 
vornimmt, im Verhältnis zu dem Dritten, dem gegenüber das Nechtsgeſchäft vor⸗ 
genommen wird, berechtigt und verpflichtet wird (das ſog. Außenverhältnis). 

1. Wird ein Vertrag ohne Vertretungsmacht abgeſchloſſen, ſo entſteht zunächſt ein 
Schwebezuſtand, mag der andere Teil den Mangel der Vertretungsmacht gekannt 
haben oder nicht: die Wirkſamkeit des Vertrags für und gegen den Vertretenen hängt 
von deſſen Genehmigung ab, die grundſätzlich dem Vertreter wie auch dem Vertrags- 
gegner gegenüber erfolgen kann. Durch die Genehmigung wird der Vertrag ſo wirkſam, 
als wäre er mit Vertretung abgeſchloſſen. Auch der 8 166 findet (und zwar mit feinen 
beiden Abſätzen) Anwendung (oben VI 3). Während des Schwebezuſtands kann der 
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andere Teil ſeine Willenserklärung grundſätzlich widerruſen (und zwar gegenüber dem 
Vertreter wie auch gegenüber dem Vertretenen). Nur dann iſt der Vertragsgegner 
„gebunden“ (d. h. er kann nur dann nicht widerrufen), wenn er bei Vertragsſchluß den 
Mangel der Vertretungsmacht kannte. Wie auch ſonſt in ſolchen Lagen (vgl. z. B. 
§ 108 Abſ. 2), hat der Vertragsgegner die Möglichkeit, die Beendigung des Schwebe⸗ 
zuſtands herbeizuführen: fordert er den Vertretenen zur Erklärung über die Genehmi- 
gung auf, ſo kann die Genehmigung nur ihm gegenüber erfolgen, und zwar nur binnen 
zwei Wochen; wird ſie nicht erklärt, ſo gilt ſie als verweigert (8 177). Wird die 
Genehmigung verweigert (oder läuft die Erklärungsfriſt ab), ſo kommt es darauf an, 
ob der Vertragsgegner den Mangel der Vertretungsmacht kannte oder kennen mußte 
oder ob das nicht der Fall iſt. Kannte der Vertragsgegner den Mangel der Ver- 
tretungsmacht oder mußte er ihn kennen, fo hat er keine Anſprüche. Im andern Falle 
haftet der Vertreter dem Vertragsgegner, und zwar grundſätzlich nach deſſen Wahl auf 
Erfüllung oder Schadenserſatz (Wahlſchuld mit Wahlrecht des Gläubigers). Hat er 
aber ſelbſt den Mangel der Vertretungsmacht nicht gekannt (das Kennenmüſſen ſteht 
hier dem Kennen nicht gleich!), fo iſt er nur zum Erſatz des Vertrauensintereſſes ver- 
pflichtet (8 179). Abweichendes gilt nur, wenn der Vertreter in der Geſchäftsfähigkeit 
beſchränkt war und den Vertrag ohne Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters 
geſchloſſen hat; dann beſtehen keine Anſprüche gegen ihn. (Das bedeutet aber nicht 
etwa, daß eine in der Gefchäftsfähigkeit beſchränkte Perſon ohne Vertretungsmacht 
nicht im Namen eines andern einen Vertrag ſchließen könne.) 

2. Ein einſeitiges Rechtsgeſchäft (Kündigung, Anfechtung, Rücktritt uſw.) 
kann grundſätzlich nicht im Namen eines andern ohne Vertretungsmacht vorgenommen 
werden. Hat aber der, dem gegenüber ein ſolches Rechtsgeſchäft vorzunehmen war, 
die von dem Vertreter behauptete Vertretungsmacht bei der Vornahme des Nechts⸗ 
geſchäfts nicht beanſtandet, oder iſt er damit einverſtanden geweſen, daß der Vertreter 
ohne Vertretungsmacht handelte, fo finden die Vorſchriften über Verträge ent ⸗ 
ſprechende Anwendung, und das gilt auch dann, wenn ein einſeitiges Rechtsgeſchäft 
gegenüber einem Vertreter ohne Vertretungsmacht mit deſſen Einverſtändnis vor- 
genommen wird (S 180). 

3. Wenn der Vertreter feine Vertretungsmacht überſchreitet (ohne daß 
ein Mißbrauch der Vertretungsmacht vorliegt), fo gelten die unter 1 und 2 wieder- 
gegebenen Rechtsſätze grundſätzlich entſprechend. Hat jemand z. B. Vollmacht, ein 
beſtimmtes Gemälde für 8000 RM zu kaufen, kauft er es aber für 8500 RM, fo hängt 
die Wirkſamkeit des Vertrags von der Genehmigung des Vollmachtgebers ab; wird 
die Genehmigung verweigert, ſo haftet der Vertreter, wenn der Vertragsgegner den 
Mangel der Vertretungsmacht nicht kannte, dem Vertragsgegner nach deſſen Wahl auf 
Erfüllung oder auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung; unter Amſtänden haftet 
daneben auch der Vollmachtgeber wegen Verſchuldens ſeines Vertreters bei Vertrags- 
ſchluß. Doch kann bei einem Vertrag, der auf eine teilbare Leiſtung gerichtet iſt, unter 
Amſtänden Befonderes gelten. 


XIl. Mißbrauch der Vertretungsmacht liegt vor, wenn der Vertreter in 
einer Weiſe, die dem Vertretenen gegenüber pflichtwidrig iſt, von feiner Vertretungs- 
macht Gebrauch macht oder in dieſer Weiſe die Vertretungsmacht überſchreitet, mag 
es ſich um Vollmacht oder um geſetzliche Vertretungsmacht handeln. In einem ſolchen 
Falle haftet der Vertreter dem Vertretenen aus dem zugrunde liegenden Rechtsgeſchäft 
und aus unerlaubter Handlung, ſoweit dem Vertretenen ein Schaden entſteht Ob dies 
der Fall iſt, hängt unter anderem von folgenden Regeln ab. Hat der Geſchäftsgegner 
mit dem Vertreter, der die Vertretungsmacht mißbraucht hat, bewußt zum Schaden 
des Vertretenen zuſammengewirkt — es liegt dann ſogenannte Kolluſion vor —, ſo hat 
der Vertretene dem Geſchäftsgegner gegenüber die Einrede des unerlaubten Rechts- 
erwerbs („exceptio doli praeteriti vel specialis“; 588 826, 853 BGB). Das Reichs. 
gericht hat zwar den Grundſatz aufgeſtellt, daß ein von den Parteien im bewußten Zu⸗ 
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ſammenwirken zur Umgehung und Schädigung fremder Rechte geſchloſſener Vertrag 
gegen die guten Sitten verftoße und deshalb nichtig ſei (RG 88, 366). Es hat aber 
dieſen Rechtsſatz nicht auf den Fall der Kolluſion bei Mißbrauch der Vertretungs- 
macht angewendet — offenbar weil es unbefriedigend wäre, wenn der Geſchäftsgegner 
ſich hier auf die Anwirkſamkeit des Vertrages berufen könnte. Iſt der Mißbrauch der 
Vertretungsmacht vom Geſchäftsgegner nicht erkannt worden, hätte er ihn aber er- 
kennen müſſen (hätte er ihn erkannt, wenn er die im Verkehr erforderliche Sorgfalt auſ⸗ 
gewendet hätte), fo hat der Vertretene die Einrede der unerlaubten Rechtsausübung 
(exceptio doli praesentis vel generalis; 8 826 BGB; RG 145, 315). Man hat 
zwar verſucht, die ſchwebende Anwirkſamkeit von Verträgen, die unter Mißbrauch 


der Vertretungsmacht abgeſchloſſen worden find, aus den Rechtsfolgen über die 


Vertretung abzuleiten: das Rechtsgeſchäft ſei ohne Vertretungsmacht abgeſchloſſen, 
wenn der Vertreter es „in wiſſentlichem Mißbrauch ſeiner an und für ſich gegebenen 
Vertretungsmacht“ vornehme und der, dem gegenüber es vorgenommen werde, wiſſe 
oder wiſſen müſſe, daß der Vertreter feine Vertretungsmacht mißbrauche. Dieſe Lehre 
iſt aber mit dem Weſen der Vertretungsmacht, wie das Bürgerliche Geſetzbuch ſie aus 
wohlverſtandenen Verkehrsintereſſen heraus geſtaltet hat, nicht zu vereinbaren. 


5 16. Die Zuſtimmung 

I. Häufig bedarf ein Vertrag oder ein einſeitiges Nehtsgefhäft zu feiner Wirkſam⸗ 
keit der „Zu ſtimmung“ einer beſtimmten Perſon. Mitunter beruht das Wirkſam⸗ 
keitserfordernis darauf, daß der, der das Rechtsgeſchäft vornimmt, oder der, für den 
es vorgenommen wird, vor Schädigung bewahrt werden ſoll („Zuſtimmung kraft Auf- 
fichtsrechts“: 88 107 ff., 131 Abſ. 2, 1304, 1331, 1337, 1437 Ubi. 2 1751, 2273 Abſ. 2), 
mitunter beruht das Wirkſamkeitserfordernis der Zuſtimmung darauf, daß das Rechts- 
geſchäft in den Rechtskreis der Perſon eingreift, deren Zuſtimmung erforderlich iſt 
(33. 88 876 Abſ. 1, 1395, 1399 Abſ. 2, 1412). Die vorherige Zuſtimmung heißt 
Einwilligung (8 183), die nachträgliche heißt Genehmigung (8 184). Es 
gibt Fälle, in denen das Geſetz die Zuſtimmung vor der Vornahme des Rechts- 
geſchäfts — alſo die Einwilligung — erfordert (weil der Erklärungsgegner nicht in 


| einen Zuſtand rechtlicher Angewißheit verſetzt werden ſoll; er „muß wiſſen, woran er 


iſt“; 88 111, 180, 1398). Meiſt aber genügt es, wenn die Zuſtimmung nachträglich 
erteilt wird (Genehmigung). 


II. Allgemeines über die Zuſtimmung (Einwilligung und Geneh⸗ 
migung). Die Zuſtimmung im Sinne der 88 182 ff. iſt das einſeitige Privatrechts; 
geſchäft, durch das jemand feinen Willen, ein fremdes Rechtsgeſchäft wirkſam zu 


machen, erklärt. Die Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts gehört nicht hierher. 


Sie iſt kein Privatrechtsgeſchäft, ſondern ein Staatsakt; für fie gelten die SS 182 ff. 


nicht. (Das Bürgerliche Geſetzbuch befolgt auch für ſie nicht den Sprachgebrauch, der 


als Einwilligung die vorherige, als Genehmigung die nachträgliche Zuſtimmung be⸗ 


zeichnet; die „Genehmigung“ des Vormundſchaftsgerichts kann vor oder nach Ab- 


— vı 


ſchluß des Rechtsgeſchäfts erteilt werden. Gemeinſam mit der Zuſtimmung der 
88 182 ff. iſt ihr, daß fie ein Wirkſamkeitserfordernis iſt.) Die Zuſtimmung im Sinne 


der SS 182 ff. iſt ein Rechtsgeſchäft und zugleich Wirkſamkeitsvorausſetzung für ein 
fremdes Rechtsgeſchäft. Nur wenn ein fremdes Rechtsgeſchäft wirkſam gemacht 
werden ſoll, handelt es ſich um Zuſtimmung; „Veſtätigung“ (SS 141, 144) iſt keine 


X * 


Zuſtimmung. 


Die Erteilung ſowie die Verweigerung der Zuſtimmung kann „ſowohl dem einen 
als dem andern Teile gegenüber erklärt werden“ (8182 Abſ. 1; Innenzuſtimmung — 


‚ Außenzuſtimmung). Die Zuſtimmung bedarf nicht der für das Rechtsgeſchäft be⸗ 
ſtimmten Form (5 182 Abſ. 2. Daß für die Bevollmächtigung entſprechendes gilt, 


— . 
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8 167 Abſ. 2, wurde bereits oben 815 VII erwähnt). Die Zuſtimmung braucht auch 
nicht ausdrücklich zu erfolgen. 


III. Die Einwilligung 

Sie kann — wie die Bevollmächtigung — bis zur Vornahme des Rechtsgeſchäfts, zu 
dem ſie die Zuſtimmung darſtellt, widerrufen werden, ſoweit ſich nicht aus dem ihrer 
Erteilung zugrunde liegenden Rechtsverhältnis etwas anderes ergibt (8 183 Satz 1) 
oder das Geſetz (wie in den SS 876, 880, 1071, 1178 Abſ. 2, 1183, 1245, 1255, 1276, 
1726) Anwiderruflichkeit der Einwilligung beſtimmt hat. Iſt der Widerruf zuläſſig, ſo 
kann er ſowohl dem einen wie dem andern Teile gegenüber erklärt werden (§ 183 
Satz 2). Die Einwilligung kann wie jede andere rechtsgeſchäftliche Willenserklärung 
nach den 88 119 ff. angefochten werden wegen Irrtums, unrichtiger Abermittlung, arg - 
liſtiger Täuſchung und rechtswidriger Drohung. Die Anfechtung kann nicht wie der 
Widerruf „ſowohl dem einen als dem andern Teil gegenüber erklärt werden“, ſondern 
muß gegenüber dem erfolgen, dem die Einwilligung erklärt worden iſt ($ 143 Abſ. 3). 
Wird die Einwilligung angefochten, jo wird auch das Hauptgeſchäft, wenn es in- 
zwiſchen vorgenommen iſt, mit rückwirkender Kraft unwirkſam. 


IV. Die Genehmigung 

Sie wirkt auf den Zeitpunkt der Vornahme des Rechtsgeſchäfts zurück, ſoweit nicht 
ein anderes beſtimmt iſt. Aber erworbene Rechte Dritter können, allgemeinen Grund- 
gedanken unſeres Rechtes entſprechend, durch dieſe Rückwirkung der Genehmigung 
nicht beeinträchtigt werden. Das Bürgerliche Geſetzbuch beſtimmt freilich nur, daß 
Verfügungen nicht unwirkſam werden, die vor der Genehmigung über den Gegenſtand 
des Rechtsgeſchäfts von dem Genehmigenden getroffen worden ſind oder die im Wege 
der Zwangsvollſtreckung oder der Arreſtvollziehung oder durch den Konkursverwalter 
erfolgt find (8 184 Abſ. 2). 


V. Die Zuſtimmung zu einer Verfügung insbeſondere 


Der Eigentümer einer Sache, der Gläubiger einer Forderung, der Anfechtungs⸗ 
berechtigte, grundſätzlich überhaupt jeder, dem ein Recht zuſteht, kann im voraus ſeine 
Zuſtimmung dazu erteilen, daß ein anderer in ſeinem eigenen Namen über dieſes 
Recht verfügt. Man nennt dies heute „ermächtigen“. Wenn jemand, der eine ſolche 
Ermächtigung erhalten hat, über das Recht verfügt, ſo iſt die Verfügung wirkſam. Das 
beſtimmt der § 185 Abſ. 1. Wenn dieſe Vorſchrift von dem „Nichtberechtigten“ ſpricht, 
ſo bezieht ſich das darauf, daß dem Verfügenden das Recht nicht zuſteht, über das er 
verfügt; das Verfügungsrecht hat er. Zu einem Verpflichtungsgeſchäft (3.3. zum 
Verkauf eines Grundſtücks) kann man einen andern nur bevollmächtigen, nicht er- 
mächtigen. 

Hat jemand, dem ein Verfügungsrecht nicht zuſtand, über das Recht eines andern 
verfügt, ſo iſt die Verfügung nicht nichtig, ſondern ſchwebend unwirkſam: der 
andere kann die Verfügung dadurch wirkſam machen, daß er fie genehmigt. ($ 185 
Abi. 2 Satz 1 Fall 1). Das iſt praktiſch beſonders wegen des § 816 wichtig. So kann 
jemand, dem Waren geſtohlen wurden, wenn der gutgläubige Erwerber die geſtohlenen 
Ware an unbekannte Erwerber weiterveräußert hat, die Veräußerung der Waren 
genehmigen und den Erlös aus den Verkäufen für ſich in Anſpruch nehmen er 185 
Abſ. 2 Satz 1 Fall 1 und 816 Satz 1). 


8 17. Die wichtigften Derpflichtungsuerträge 

J. Das Bürgerliche Geſetzbuch hat im 7. Abſchnitt feines zweiten Buches „einzelne 
Schuldverhältniſſe“ geregelt. Im Vordergrund ſtehen dabei Schuldverhältniſſe aus 
Verträgen. Weil das Schuldrecht von dem Grundſatz der Vertragsfreiheit (oben 
8 1 M beherrſcht wird, können auch andere Schuldverträge als die, die in dieſem 
Abſchnitt geregelt ſind, geſchloſſen werden. Während das Bürgerliche Geſetzbuch eine 
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geſchloſſene Zahl von Sachenrechten kennt, beſteht keine geſchloſſene Zahl von Schuld⸗ 
verträgen. Nur die praktiſch wichtigſten Typen der Schuldverträge ſind im Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch beſonders geregelt, und es iſt der Kunſt der Rechtsanwendung vor 
behalten geblieben, dieſe Regeln auf Verträge, in denen ſich Elemente verſchiedener 
dieſer Typen miſchen (wie die Miete eines möblierten Zimmers mit Frühſtück und 
Bedienung oder dem ſogenannten Hausmeiftervertrag), und auf andere Verträge an- 
zuwenden. Von den in dem Bürgerlichen Geſetzbuch beſonders geregelten Schuld- 
verträgen find die praktiſch wichtigſten: Kauf und Tauſch, Schenkung (fie iſt in dem 
7. Abſchnitt auch inſoweit geregelt, als ſie nicht Schuldvertrag iſt), Miete und Pacht, 
Leihe, Darlehen, Dienftvertrag und Mietvertrag, Auftrag, Geſellſchaft und Bürg⸗ 
ſchaft. Von ihnen wurde die Schenkung ſchon näher erörtert (oben § 10 II). Die 
Geſellſchaft ſoll, weil zu einem anderen Sachgebiet gehörend, in dieſem Beitrag nicht 
behandelt werden. Aber die Regelung der anderen eben angeführten Vertrags- 
verhältniſſe iſt in dieſem Paragraphen eine Aberſicht zu geben. Dabei find der Kauf 
und die Miete nur ganz kurz zu behandeln, weil der Kauf von Grundſtücken, die 
Miete von Wohn- und anderen Räumen ſowie die Pacht von Grundſtücken und Land ; 
gütern im Bodenrecht und der Kauf von Waren in dem Rechtsgebiet, das die ſo⸗ 
genannte Studienordnung als „Ware und Geld“ bezeichnet hat, ausführlich zu 


erörtern find. 


II. Im gewöhnlichen Leben wird als Kauf der Erwerb eines Gutes gegen Geld, 
aber auch der Vertrag, durch den jemand ein Recht auf Abertragung einer Sache 
erlangt und zur Zahlung eines Kaufpreiſes verpflichtet wird, verſtanden. Nach dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch (8 433) wird durch den Kaufvertrag der Verkäufer einer 
Sache verpflichtet, dem Käufer die Sache zu übergeben und das Eigentum an der 


Sache zu verſchaffen, während der Käufer verpflichtet iſt, dem Verkäufer den verein- 
barten Kaufpreis zu zahlen und die gekaufte Sache abzunehmen. Auch ein Recht kann 
gekauft werden (z. B. eine Geldforderung, eine Forderung auf Abereignung eines 


: Grundſtücks, ein Erbbaurecht, eine Kohlenabbaugerechtigkeit). Das Bürgerliche 


1 
7 


Geſetzbuch hat auch dieſen Rechtskauf geregelt. Der Verkäufer eines Rechtes hat 


dem Käufer das Recht zu verſchaffen und, wenn das Recht zum Beſitz einer Sache 
berechtigt (z. B. Nießbrauchrecht), hat er dem Käufer die Sache zu übergeben. Auch 
- andere Güter als Sachen und Nechte können verkauft werden (Beiſpiele: das ge- 


4 
4 


‚ 


werbliche Anternehmen, Geſchäftsgeheimniſſe uſw.). Dann ift zu prüfen, inwieweit 
die Beſtimmungen des Kaufrechts des Bürgerlichen Geſetzbuchs entſprechend anzu- 
wenden find. 


1. Der Verkäufer hat dem Käufer den verkauften Gegenſtand (Sache oder Recht) frei von 
Rechten zu verſchaffen, die von Dritten geltend gemacht werden können (Rechts 
verſchaffungspflicht). Aber für die Freiheit eines Grundſtücks von öffent⸗ 
lichen Abgaben und anderen öffentlichen Laſten, die zur Eintragung in das Grund- 
buch nicht geeignet ſind, haftet der Verkäufer nicht; auch nicht für einen „Mangel 
im Rechte“, den der Käufer bei Kaufabſchluß kennt; nur hat der Verkäufer Hypo⸗ 
„ theken, Grundſchulden, Rentenſchulden und Pfandrechte, auch Vormerkungen folder 
RNeechte, wenn nichts anderes vereinbart iſt, zu beſeitigen, und zwar auch dann, wenn 
der Käufer fie bei Kaufabſchluß kannte. Erfüllt der Verkäufer feine Rechtsver⸗ 


ſchaffungspflicht nicht, ſo kann der Käufer ſeine eigene Leiſtung zurückhalten oder auf 
Erfüllung (Beſeitigung des Mangels) oder auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung 
klagen, unter Amſtänden auch vom Vertrage zurücktreten (S8 440, 320 bis 327). Nur 
beim Kauf einer beweglichen Sache kann der Käuſer wegen eines Mangels im Recht 
erſt dann Schadenserſatz verlangen, wenn er die Sache dem Dritten, der ein Recht 
an der Sache hat, herausgegeben oder ſie dem Verkäufer zurückgewährt hat oder die 
Sache untergegangen iſt ($ 440). 
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2. Die Gefahr des zufälligen Anterganges und einer zufälligen Verſchlechterung der 
verkauften Sache geht auf den Käufer grundſätzlich mit der Abergabe der Sache über, 
mag auch das Eigentum ſchon vorher übergegangen fein oder erſt ſpäter übergehen. 
Geht alſo die Sache nach der Übergabe durch Zufall unter, fo muß der Käufer ſie 
bezahlen. Bei Grundſtücken geht die Gefahr ſchon mit der Amſchreibung im Grund- 
buch über, wenn die Amſchreibung vor der Abergabe erfolgt, und bei Sachen, die 
der Verkäufer auf Wunſch des Käufers verſendet, geht die Gefahr mit der Aus 
lieferung zum Transport über. Vom Abergang der Gefahr an gebühren dem Käufer 
die Nutzungen, und von dieſem Zeitpunkt trägt er auch die Laſten der Sache. 


3. Beim Rückkauf hat der Käufer, wenn die Sache zur Zeit des Gefahrübergangs 
mit Fehlern behaftet iſt, die den Wert oder die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen 
oder dem nach dem Vertrag vorausgeſetzten Gebrauch aufheben oder erheblich 
mindern, oder wenn die Sache bei Gefahrübergang die zugeſicherten Eigenſchaften 
nicht hat, dafür einzuſtehen („Gewährleiſtung wegen Mängel der 
Sache“, 88 459 bis 493). Wegen eines Mangels, den der Verkäufer zu vertreten 


hat (88 459, 460), kann der Käufer Rückgängigmachung des Kaufs (Wandelung) oder 


Herabſetzung des Kaufpreiſes (Minderung) verlangen. Fehlt der verkauften Sache 
zur Zeit des Kaufes eine zugeſicherte Eigenſchaft, ſo kann der Käufer ſtatt der 
Wandelung oder der Minderung Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen. 
Das gilt auch, wenn der Verkäufer einen Fehler argliſtig verſchwiegen hat. Aber die 
„Gewährleiſtungsanſprüche“ verjähren bei beweglichen Sachen in ſechs Monaten ſeit 
der Ablieferung, bei Grundſtücken in einem Jahr von der Abergabe an. Nur wenn 
der Verkäufer den Mangel argliſtig verſchwiegen hat, gilt dieſe kurze Verjährung 
nicht. Beim Viehkauf gilt Beſonderes (88 481 bis 492). 

4. „Auf den Tauſch finden die Vorſchriften über den Kauf entſprechende An⸗ 
wendung“ (8 515). | 


III. „Durch den Mietvertrag wird der Vermieter verpflichtet, dem Mieter den 
Gebrauch der vermieteten Sache während der Mietzeit zu gewähren. Der Mieter iſt 
verpflichtet, dem Vermieter den vereinbarten Mietzins zu entrichten“ (8 535). Die 
Miete beweglicher Sachen und die Miete von Wohn und anderen Räumen unter- 
ſcheiden ſich ſtark, auch wenn man von dem Reichsmietengeſetz und dem Mieterſchutz⸗ 
geſetz abſieht, die hier außer Betracht zu laſſen find. Die Vorſchriften des Bürger- 
lichen Geſetzbuchs über die Miete von Grundſtücken gelten auch für die Miete von 
Wohn- und anderen Räumen (S 580). Die Grundftüds- und Raummiete hat nach 
der Aberlaſſung des Mietgegenſtands an den Mieter eine gewiſſe unmittelbare 
Wirkung gegenüber Dritten: wird das Grundftüd an einen Dritten ver- 
äußert, ſo tritt der Erwerber an Stelle des Vermieters in die ſich während der 
Dauer ſeines Eigentums aus dem Mietverhältnis geltenden Rechte und Verpflich- 
tungen ein. Neben dem Erwerber haftet der Vermieter wie ein Bürge, der auf die 
Einrede der Vorausklage verzichtet hat; doch wird er frei, wenn der Mieter nicht 
das Mietverhältnis für den erſten Termin kündigt, für den die Kündigung zuläſſig 
iſt (Näheres: 88 571 bis 576; vgl. auch SS 577 bis 579). 

1. Die Verpflichtungen des Vermieters. Er hat die Sache dem 
Mieter in einem zu dem vertragsmäßigen Gebrauch geeigneten Zuſtand zu über- 
laſſen und ſie während der Mietzeit in dieſem Zuſtande zu erhalten. Er haftet dem 
Mieter für Fehler, die die Tauglichkeit der Sache zu dem vertragsmäßigen Gebrauch 
aufheben oder mindern. Für die Dauer der Anbrauchbarkeit kann er keinen Miet⸗ 
zins verlangen. Unter Amſtänden hat er aber auch Schadenserſatz wegen Nicht. 
erfüllung zu leiſten: wenn der Fehler ſchon bei Abſchluß des Vertrages vorhanden 
war oder zwar erſt ſpäter, aber durch einen von ihm zu vertretenden Amſtand ein- 
getreten iſt oder wenn er mit der Beſeitigung des Fehlers in Verzug gekommen iſt. 
Bei ſolchem Verzug darf der Mieter auch den Mangel auf Koſten des Vermieters 
beſeitigen. Die Rechtsſätze über die Haftung für Sachmängel gelten im weſentlichen 
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auch, wenn durch das Recht eines Dritten dem Mieter der vertragsmäßige Gebrauch 
der gemieteten Sache ganz oder zum Teil entzogen wird. 


2. Die Verpflichtungen des Mieters. Er hat zwar Veränderungen oder 
Verſchlechterungen der Sache, die durch den vertragsmäßigen Gebrauch herbeigeführt 
werden, nicht zu vertreten, iſt aber für jeden Schaden verantwortlich, der durch ver- 
tragswidrigen Gebrauch entſteht, und der Vermieter kann auf Anterlaſſung klagen, 
wenn der Mieter ungeachtet einer Abmahnung einen vertragswidrigen Gebrauch fort- 
ſetzt. Ohne Erlaubnis des Vermieters iſt der Mieter nicht berechtigt, den Gebrauch 
der gemieteten Sache einem Dritten zu überlaſſen, insbeſondere die Sache weiter 
zu vermieten. Aber er kann unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt kündigen, wenn der 
Vermieter die Erlaubnis verweigert und dazu kein wichtiger Grund in der Perſon 
des Dritten vorliegt. „Aberläßt der Mieter den Gebrauch einem Dritten, ſo hat 
er ein dem Dritten bei dem Gebrauch zur Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten, 
auch wenn der Vermieter die Erlaubnis zur Aberlaſſung erteilt hat“ (8 549). 
Mängel, die ſich bei dem Gebrauch ergeben, muß der Mieter dem Vermieter unver- 
züglich anzeigen, ſonſt wird er dem Vermieter ſchadenserſatzpflichtig und verliert die 
Rechte, die wegen ſolcher Mängel dem Mieter zuſtehen. Der Mietzins iſt am Ende 
der Mietzeit zu entrichten. Iſt er nach Zeitabſchnitten bemeſſen, ſo iſt er nach dem 
Ablauf der einzelnen Zeitabſchnitte zu zahlen. Der Mietzins für ein Grundſtück 
oder für einen Raum iſt, ſofern er nicht nach kürzeren Zeitabſchnitten bemeſſen iſt, 
nach dem Ablauf je eines Kalendervierteljahrs am erſten Werktag des folgenden 
Monats zu entrichten (8 551). Dadurch, daß er durch einen in feiner Perſon liegen- 
den Grund an der Ausübung des Gebrauchsrechts verhindert wird, wird der Mieter 
nicht von der Entrichtung des Mietzinſes befreit (8 552). Nach der Beendigung des 
Mietverhältniſſes hat der Mieter die Sache zurückzugeben; er hat kein Zurück- 
behaltungsrecht, wenn er Anſprüche gegen den Vermieter hat (8 556 Abſ. 1 und 2). 
Hat der Mieter den Gebrauch der Sache einem Dritten überlaſſen, fo kann der Ver- 
mieter die Sache nach der Beendigung des Mietverhältniſſes auch von dem Dritten 
zurückfordern (8 556 Abſ. 3). Gibt der Mieter die Sache nach der Beendigung des 
Mietverhältniſſes nicht zurück, jo kann der Vermieter für die Dauer der Vorent⸗ 
haltung als Entſchädigung den vereinbarten Mietzins verlangen; die Geltend- 
machung eines weiteren Schadens iſt nicht ausgeſchloſſen (8 557). 


3. Das geſetzliche Pfandrecht des Vermieters an den einge 
brachten Sachen des Mieters (55 559 bis 563). Der Vermieter eines 
Grundſtücks (und alſo auch der Vermieter eines Wohn oder anderen Raumes, 
§ 580) hat zur Sicherung ſeiner Forderungen aus dem Mietverhältnis (nicht etwa 
nur der Mietzinsanſprüche!) ein geſetzliches Pfandrecht an den eingebrachten pfänd- 
baren Sachen des Vermieters (nicht etwa auch an den Sachen des Antermieters). 
Auf dieſes Pfandrecht finden die Vorſchriften über das durch Rechtsgeſchäft beſtellte 
Pfandrecht (SS 1204 bis 1256) entſprechende Anwendung (58 1257), doch iſt die Ent. 
ſtehung des Pfandrechts in dem S 559 abſchließend geregelt: an Sachen Dritter, die 
er für Sachen des Mieters hält und halten darf, erlangt der Vermieter das Pfand- 
recht nicht. „Für künftige Entſchädigungsforderungen und für den Mietzins für eine 
ſpätere Zeit als das laufende und das folgende Mietjahr kann das Pfandrecht nicht 
geltend gemacht werden.“ 


Ein Pfandrecht gibt regelmäßig das Recht auf den Beſitz des Pfandes (SS 1205, 
1227). Das Pfandrecht des Vermieters aber gewährt dieſem nur ein Recht, der Ent- 
fernung der Sachen von dem Grundſtück zu widerſprechen, die Entfernung auch ohne 
Anrufen des Gerichts zu verhindern, die Sachen, wenn der Mieter auszieht, in ſeinen 
Beſitz zu nehmen, die Herausgabe der ohne ſein Wiſſen oder gegen ſeinen Wider⸗ 
ſpruch entfernten Sachen zum Zwecke der Zurückſchaffung und, wenn der Mieter aus- 
gezogen iſt, die Aberlaſſung des Beſitzes zu verlangen. Er kann nicht widerſprechen, 
wenn ein Gläubiger des Mieters Sachen pfändet, die dem Vermieterpfandrecht 
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unterliegen; aber er hat dieſem Gläubiger gegenüber ein Recht auf vorzugsweiſe 
Befriedigung aus dem Erlös (8 805 ZPO) Der Vermieter kann der Entfernung 
von Sachen, die ſeinem Pfandrecht unterliegen, nicht widerſprechen, wenn ſie im 
regelmäßigen Betriebe des Geſchäfts des Mieters (man denke an die Veräußerung 
von Waren) oder den gewöhnlichen Lebensverhältniſſen entſprechend erfolgt oder 
wenn die zurückbleibenden Sachen zu ſeiner Sicherung offenbar ausreichen. Der 
Mieter kann die Geltendmachung des Pfandrechts natürlich durch Sicherheitslei ſtung 
abwenden; er kann jede einzelne Sache dadurch von dem Pfandrecht befreien, daß er 
in Höhe ihres Wertes Sicherheit leiſtet. 


Das Pfandrecht erliſcht mit der Entfernung der Sachen von dem Grundſtück, es ſei 
denn, daß die Entfernung ohne Wiſſen oder gegen den berechtigten Widerſpruch des 
Vermieters erſolgt oder ein Monat verſtrichen iſt, nachdem der Vermieter von der 
Entfernung der Sachen Kenntnis erlangt hat, oder ein Dritter gutgläubig das laften- 
freie Eigentum erworben hat (88 560, 561, 936). 


Der Vermieter darf ſich aus dem Eingebrachten durch Verkauf unter gewiſſen Vor⸗ 
ausſetzungen und unter Beachtung beſtimmter Formvorſchriften befriedigen, ohne 
vorher einen vollſtreckbaren Titel gegen den Mieter erlangt zu haben (88 1233 Abſ. 1 
und 1234 bis 1240), er kann aber auch, wenn er für ſein Recht zum Verkauf einen 
vollſtreckbaren Titel gegen den Mieter erlangt hat, den Verkauf nach den Vorſchriften 
bewerten laſſen, die für den Verkauf einer gepfändeten Sache gelten. 


4. Das Mietverhältnis endet mit dem Ablauf der Zeit, für die es 
eingegangen iſt. Iſt es auf unbeſtimmte Zeit eingegangen, jo bedarf es einer Kündi- 
gung. Die Kündigungstermine und Kündigungsfriſten, die in dieſem Falle, wenn 
nichts anderes beſtimmt iſt, einzuhalten find, ergeben ſich aus dem 8 565. Einzelfälle 
regeln die 88 566 und 567. Wird nach dem Ablauf der Mietzeit der Gebrauch der 
Sachen von dem Mieter fortgeſetzt, ſo gilt das Mietverhältnis als auf unbeſtimmte 
Zeit verlängert, ſofern nicht einer der beiden Teile ſeinen entgegenſtehenden Willen 
binnen einer Friſt von zwei Wochen dem anderen Teil gegenüber (ausdrücklich oder 
ftillſchweigend) erklärt. 


In gewiſſen Fällen kann das Mietverhältnis vorzeitig von dem Vermieter oder dem 
Mieter beendet werden („außerordentliche Kündigung“). Beim Tode des Mieters 
hat jeder Teil (der Vermieter wie der Erbe des Mieters) das Recht, das Miet ⸗ 
verhältnis unter Einhaltung der geſetzlichen Friſt zu kündigen, doch kann die Kündi⸗ 
gung nur für den erſten Termin erfolgen, für den ſie zuläſſig iſt. Ein ebenſolches 
Kündigungsrecht hat der Mieter, wenn er als Militärperſon, Beamter, Geiſtlicher 
oder Lehrer an einer öffentlichen Anterrichtsanſtalt an einen anderen Ort verſetzt 
wird, auch der Mieter, dem der Vermieter die Erlaubnis zur Weitervermietung an 
einen Dritten verweigert, obwohl in der Perſon des Dritten kein wichtiger Grund 
dafür vorliegt. Ein Recht, das Mietverhältnis „ohne Einhaltung einer Kündigungs ⸗ 
friſt“ zu kündigen (alſo es ſofort zur Löſung zu bringen), hat der Mieter in den 
Fällen der SS 542 und 544, der Vermieter in den Fällen der SS 553, 554. 


5. Durch den Pachtvertrag wird der Verpächter verpflichtet, dem Pächter den 
Gebrauch des verpachteten Gegenſtandes und den Genuß der Früchte, ſoweit ſie nach 
den Regeln einer ordnungsmäßigen Wirtſchaft als Ertrag anzuſehen find, während 
der Pachtzeit zu gewähren, und der Pächter iſt verpflichtet, den vereinbarten Pacht⸗ 
zins zu entrichten. Pacht beweglicher Sachen iſt ſelten; viel wichtiger iſt die Boden. 
pacht, für die in vielen Beziehungen ein hier nicht darzuſtellendes Notrecht gilt. 
Auch abgeſehen von dieſem Notrecht beſteht ein tiefgreifender Anterſchied zwiſchen 
der Pacht beweglicher Sachen und der Pacht von Grundſtücken. Wie die Grund. 
jtüds- und Naummiete, fo hat auch die Grundſtückspacht nach der Aberlaſſung des 
Grundſtücks an den Pächter eine gewiſſe unmittelbare Wirkung gegenüber Dritten: 
„Veräußerung vertreibt den Pächter nicht“. 
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Auf die Pacht finden grundſätzlich die Vorſchriften über die Miete entſprechende 
Anwendung. Aber die 88 582 bis 597 beſtimmen in Einzelheiten Beſonderes. So 
muß der Pächter eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks die gewöhnlichen Ausbeſſe⸗ 
rungen auf ſeine Koſten bewirken laſſen, und er darf nicht ohne die Erlaubnis des 
Verpächters die wirtſchaftliche Beſtimmung fo ändern, daß die Anderung auf die Art 
der Bewirtſchaftung über die Pachtzeit hinaus von Einfluß iſt. 


IV. Die Leihe (88 598 bis 606) iſt der Vertrag, durch den der Verleiher der 
Sache verpflichtet wird, dem Entleiher den Gebrauch der Sache unentgeltlich zu 
geftatten, während der Entleiher die Pflicht der Rückgabe übernimmt. Sie kann auf 
beſtimmte oder auf unbeſtimmte Zeit geſchloſſen werden. In beiden Fällen kann die 
Verpflichtung des Verleihers, den Gebrauch der Sache dem Leiher zu belaſſen, 
wegbedungen werden, ſo daß nur die Pflicht des Leihers, die überlaſſene Sache dem 
Entleiher zurückzugeben, weſentlich iſt. Der Entleiher braucht natürlich nicht der 
Eigentümer der Sache zu fein. Die einen lehren, die Leihe ſei ein ſogenannter Real- 
vertrag (es bedürfe zu ihrem Abſchluß der Abergabe der Leiheſache), die anderen 
meinen, ſie ſei ein ſogenannter Konſenſualkontrakt (es bedürfe zu ihrem Abſchluß nur 
der Willensübereinſtimmung — d. h der Abereinſtimmung der Willens erklä- 
rungen —, nicht auch der Abergabe der Leiheſache). In Wirklichkeit läßt unſer 
Recht beides zu. 

Der Entleiher hat das Recht zum Gebrauch, deſſen Art durch die Verein⸗ 
barung beſtimmt oder aus den Amſtänden zu entnehmen iſt. Ohne die Erlaubnis des 


Verleihers darf er den Gebrauch der Sache nicht einem Dritten überlaſſen. Er hat 


die gewöhnlichen Koſten der Erhaltung der Sache, bei der Leihe eines Tieres alſo 


insbeſondere die Fütterungskoſten zu tragen. Er muß ſelbſtverſtändlich neben Vor⸗ 
ſatz jede Fahrläſſigkeit vertreten (S 276), haftet aber nicht für Veränderungen und 


Verſchlechterungen der geliehenen Sache, die durch den vertragsmäßigen Gebrauch 


herbeigeführt werden. Erſatzanſprüche des Verleihers wegen Veränderungen oder 
Verſchlechterungen verjähren in ſechs Monaten Der Entleiher hat die Sache zurück. 


zugeben nach dem Ablauf der in dem Vertrage beſtimmten Zeit oder, wenn eine 
ſolche Beſtimmung nicht getroffen iſt, nachdem der Entleiher den aus dem Zweck der 
Leihe ſich ergebenden Gebrauch gemacht hat oder doch machen konnte, oder, wenn die 


N Dauer der Leihe weder beſtimmt noch aus dem Zwecke zu entnehmen iſt, jederzeit. 
Der Verleiher hat (in Abweichung von dem Grundſatz des 8 276) nur Vorſatz und 


grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten. Verſchweigt er argliſtig einen Mangel im Rechte 
oder einen Fehler der verliehenen Sache, fo hat er dem Entleiher den daraus ent- 


f ſtehenden Schaden zu erſetzen. Er hat dem Entleiher die Verwendungen, die die ge⸗ 
wöhnlichen Erhaltungskoſten überſteigen, nach den Vorſchriften über die Geſchäfts⸗ 


führung ohne Auftrag zu erſetzen, und der Entleiher kann eine Einrichtung, mit der 


; er die Sache während der Leihezeit verſehen hat, wegnehmen. Dieſe Rechte des Ent- 
Nleihers verjähren in ſechs Monaten. Der Verleiher hat ein geſetzliches Kündigungs⸗ 


recht, wenn er infolge unvorgeſehener Amſtände ſelbſt die Sache braucht, wenn der 


Entleiher einen vertragswidrigen Gebrauch von der Sache macht, insbeſondere un⸗ 


beſugt den Gebrauch einem Dritten überläßt, oder die Sache durch Vernachläſſigung 


erheblich gefährdet, und auch, wenn der Entleiher ftirbt. 


V. Das Darlehen (88 607 bis 610) iſt der Vertrag, durch den ſich jemand ver- 
pflichtet, das, was er an Geld oder andern vertretbaren Sachen zu Eigentum 
empfangen oder ſonſt zu feiner Verfügung erhalten hat, in Sachen von gleicher Art, 
Güte und Menge zurückzuerſtatten. Dieſer Vertrag kann, wie die Leihe, als Real- 
und auch als Konſenſualvertrag geſchloſſen werden. Das ergibt ſich aus dem Grund- 
ſatz der Vertragsfreiheit. Das Bürgerliche Geſetzbuch regelt unmittelbar nur den 
Realvertrag: den Vertrag, der durch die Willensübereinſtimmung (Abereinſtimmung 
der Willenserklärungen) und die Verſchaffung der Darlehnsvaluta (regelmäßig Aber⸗ 
eignung des Geldes) zuſtande kommt. Dieſem Vertrag kann ein Darlehnsverſprechen 
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oder ein Vertrag vorausgehen, in dem der eine Teil die Hingabe, der andere Teil 
die Annahme des Darlehns verſpricht (Vorvertrag). Doch kann ein Darlehnsvertrag 
auch durch bloße Willensübereinſtimmung geſchloſſen werden: eine Bank gewährt 
z. B. ein Baudarlehen, von dem die erſte Rate nach Fertigſtellung des Fundamentes 
ausgezahlt werden ſoll, zu einem beſtimmten Zinsſatz. 

Gegenſtand des Darlehens iſt regelmäßig Geld. Doch können auch 
„andere vertretbare Sachen“ als Darlehen gegeben werden (Beifpiel: ein Buch- 
händler läßt ſich von dem Verfaſſer eines Lehrbuchs, der ſein Kunde iſt, einige Stücke 
des Lehrbuchs, das bei ihm ausgegangen iſt, geben mit der Verpflichtung, ihm die 
gleiche Anzahl zurückzugeben, ſobald die erwartete Sendung des Verlegers eingegangen 
iſt. Ein Landwirt hilft einem andern mit Getreide oder Futtermitteln, ein Gaſtwirt 
einem andern mit einem Faß Bier aus). Regelmäßig muß der Darleiher 
dem Darlehnsnehmer Eigentum an den Sachen verſchaffen. 
Doch genügt es, daß der Empfänger durch Vermiſchung oder Erſitzung Eigentümer 
wird oder das Empfangene in gutem Glauben verbraucht. „Wer Geld oder andere 
vertretbare Sachen aus einem andern Grunde ſchuldet, kann mit dem Gläubiger ver- 
einbaren, daß das Geld oder die Sachen als Darlehen geſchuldet werden ſollen“ 
(8 607 Abſ. 2). Ob die Begründung eines neuen Schuldverhältniſſes, durch die die 
etwa für die bisherige Forderung beſtehenden Sicherungen übergehen würden, oder 
nur die Anwendung von Darlehnsgrundſätzen in bezug auf die Fälligkeit von 
Kapital und Zinſen auf die alte Forderung gewollt iſt, iſt Auslegungsfrage. Häufig 
iſt die Vereinbarung bei einem Grundſtückskauf, daß das RNeſtkaufgeld als Darlehen 
geſchuldet wird und dieſe Darlehnsſchuld in beſtimmter Weiſe durch ein Grundpfand- 
recht fihergeftellt werden ſoll. Hier liegt die Hingabe des Darlehens in der Befrei⸗ 
ung von der Kaufpreisſchuld. Beſtand keine Kaufpreisſchuld, ſo iſt keine Valuta 
gegeben, eine Zahlungs verpflichtung alſo aus dem Vertrage nicht entſtanden. 
Entgeltlich iſt das Darlehen, wenn Zinſen zu zahlen ſind, oder wenn die 
„Auszahlung“, die der Empfänger enthält, entſprechend niedriger iſt als der Darlehns⸗ 
betrag. Zinſen find, ſofern nichts anderes beſtimmt iſt, nach dem Ablauf je eines 
Jahres und, wenn das Darlehen vor dem Ablauf eines Jahres zurückzuerſtatten iſt, 
bei der Rückerſtattung zu entrichten. 

„Sind Zinſen nicht bedungen, fo iſt der Schuldner auch ohne Kündigung zur Rück⸗ 
zahlung berechtigt“ (8 609 Abſ. 3), mag eine Darlehnszeit vereinbart fein oder nicht. Im 
übrigen hängt die Fälligkeit von dem, was im Vertrage ausdrücklich oder ſtillſchweigend 
vereinbart iſt, und mangels einer ſolchen Vereinbarung davon ab, daß der Gläubiger 
oder der Schuldner kündigt. Zei mehr als 300 RM beträgt die Kündigungsfriſt 
drei Monate, ſonſt einen Monat. Beſtimmte Kündigungstermine ſieht das Geſetz 
nicht vor. Alſo kann ein Darlehen von 10 000 RM am 5. April zum 5. Juli gekündigt 
werden. 

Hat jemand die Hingabe eines Darlehens verſprochen, ſo kann er im Zweifel das 
Verfprechen widerrufen, wenn in den Vermögensverhältniſſen des andern Teiles 
eine weſentliche Verſchlechterung eintritt, durch die der Anſpruch auf die Rück⸗ 
erſtattung gefährdet wird (8 610). Das ſteht in einer Linie mit dem Zurückbehaltungs⸗ 
recht, das der § 321 dem eingeräumt hat, der aus einem gegenſeitigen Vertrage 
vorzuleiſten verpflichtet iſt (oben § 8 IVI b), und muß auch gelten, wenn durch bloße 
Willensübereinſtimmung ein Darlehnsvertrag zuſtande gekommen iſt. 

VI. Der Dienſtvertrag (88 612 bis 630) gehört zu den Arbeitsverträgen, und 
die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs find heute weitgehend ausgeſchaltet 
oder abgewandelt durch die Regeln des Arbeitsrechts, die indeſſen hier unberückſichtigt 
zu bleiben haben. Der Dienſtvertrag des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt der Vertrag, 
durch den ſich der eine Teil zur Leiſtung von Dienſten (nicht etwa zur Herbeiführung 
eines durch ſeine Dienſte zu erzielenden Erfolges), der andere Teil zur Gewährung 
einer Vergütung verpflichtet. Während bei dem Werkvertag die zu leiſtende Arbeit 
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nach dem Erfolg beſtimmt iſt, iſt ſie hier nach der Zeit beſtimmt. „Gegenſtand des 
Dienftvertrags können Dienſte jeder Art ſein“ (8 611 Abſ. 2: Dienſte der Scheuer · 
frau, des Rechtsanwalts, des Schauſpielers, des Anſtreichers, des Arztes, des 
Maurers, des Direktors eines induſtriellen Konzerns, des Hausdieners uſw.). Sie 
find im Zweifel in Perſon zu leiſten, und der Anſpruch auf ſie iſt im Zweifel nicht 
übertragbar. 


Sfr die Dienſtleiſtung den Amſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu er- 
warten, fo „gilt“ eine Vergütung als „ſtillſchweigend vereinbart“ (8612 Abſ. 1). 
„Iſt die Höhe der Vergütung nicht beſtimmt, ſo iſt bei dem Beſtehen einer Taxe die 
tarmäßige Vergütung, in Ermangelung einer Taxe die übliche Vergütung als 
vereinbart anzuſehen (8 612 Abſ. 2); beſteht keine Ablichkeit, fo hat der Dienſtpflichtige 
die Höhe zu beſtimmen (§ 316, oben 8 10 IV), und zwar im Zweifel nach billigem Er- 
meſſen (8 315, oben 8 10 IV). „Die Vergütung iſt nach der Leiſtung der Dienfte zu 
entrichten. Iſt die Vergütung nach Zeitabſchnitten bemeſſen, ſo iſt ſie nach dem 
Ablauf der einzelnen Zeitabſchnitte zu entrichten“ (8614). 


Dienſtverpflichtung und Vergütungs verpflichtung ſtehen im Gegenſeitigkeitsverhältnis. 
Es finden alſo die SS 320 ff. Anwendung. Wenn der Dienſtverpflichtete, wie es im 
Zweifel der Fall tft (8 614, fiehe oben), vorzuleiſten hat, fo gilt für ihn der S 321, der 
foeben unter V (Darlehen) erwähnt worden iſt, und der 8322 Abſ. 2. Die Gefahr 
des zufälligen Anmöglichwerdens der Dienſtleiſtung (Krieg, Erkrankung uſw.) trägt 
der Dienſtverpflichtete (8 323). Er behält aber den Anſpruch auf die Vergütung, wenn 
er für eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit durch einen in ſeiner Perſon liegenden 
Grund ohne ſein Verſchulden an der Dienſtleiſtung verhindert wird; er muß ſich nur 
den Betrag anrechnen laſſen, der ihm für die Zeit der Verhinderung aus einer auf 
Grund geſetzlicher Verpflichtung beſtehenden Kranken- und Anfallverſicherung zu⸗ 
kommt (8616). Wird die Dienſtleiſtung infolge eines Amſtandes, den der Dienit- 
berechtigte zu vertreten hat, unmöglich, ſo behält der Dienſtverpflichtete den Anſpruch 
auf die Vergütung. Er muß ſich aber anrechnen laſſen, was er infolge der Befreiung 
von der Dienſtleiſtungspflicht erſpart oder durch anderweitige Verwendung ſeiner 
Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt (8 324 Abſ. 1). Das gilt 
nach 8 615 auch, wenn der Dienſtberechtigte mit der Annahme der Dienſte in Verzug 
kommt. Einige ſoziale Schutzvorſchriften zum Schutze des Dienftverpflich- 
teten hat der Reichstag 1896 in dem Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs gebracht. 
Sie find — im Gegenſatz zu den übrigen Beſtimmungen des Dienſtvertrags⸗ und zu 
faſt allen Beſtimmungen des Schuldrechts — zwingendes Recht (unabdingbar). Da⸗ 
nach iſt der Dienſtberechtigte bei Erkrankung eines in die häusliche Gemeinſchaft auf- 
genommenen Dienſtverpflichteten weitgehend zur Fürſorge verpflichtet (8 617), und 
der Dienſtberechtigte hat die von ihm zur Verrichtung der Dienſte zu beſchaffenden 
Räume, Vorrichtungen und Gerätſchaften fo einzurichten und zu erhalten, „daß der 
Verpflichtete gegen Gefahr für Leben und Geſundheit ſoweit geſchützt iſt, als die 
Natur der Dienftleiftung es geſtattet“ (Näheres § 618). 


Die Endigung des Dienſtverhältniſſes ift in den SS 620 bis 630 ge- 
regelt. Beſonders wichtig iſt, daß das Dienſtverhältnis, mag es auf beſtimmte oder 
unbeſtimmte Zeit eingegangen ſein, von jedem Teil ohne Einhaltung einer Kündi⸗ 
gungsfriſt gekündigt (alſo ſofort beendigt) werden kann, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt (88 626, 628). Nach der Kündigung eines dauernden Dienſtverhältniſſes 
hat der Dienſtberechtigte dem Dienſtverpflichteten auf Verlangen angemeſſene Zeit 
zum Aufſuchen eines anderen Dienſtverhältniſſes zu gewähren, nach Beendigung 
des dauernden Dienſtverhältniſſes hat er ihm auch auf Verlangen ein Zeugnis über 
das Dienſtverhältnis und deſſen Dauer, auf Verlangen auch über die Leiſtungen 
und die Führung im Dienſte auszuſtellen (SS 629, 630). 


VII. Der Werkvertrag (88 631 bis 651) iſt der Arbeitsvertrag, bei dem die 
zu leiſtende Arbeit nach dem Erfolg beſtimmt iſt: der „Unternehmer“ wird zur Her- 
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ſtellung des Werkes, der „Beſteller“ zur Entrichtung der Vergütung verpflichtet. 
„Gegenſtand des Werkvertrages kann ſowohl die Herſtellung oder Veränderung einer 
Sache als ein anderer durch Arbeit oder Dienſtleiſtung herbeizuführender Erfolg 
fein” (8 631 Abſ. 2: Bau eines Seeſchiffs, eines Luftſchiffs, Umbau einer Fabrik, 
Ahrreparatur, Plombieren eines Zahnes, Reinigung eines Anzugs, Aufſtellung einer 
Steuererklärung, Buchprüfung, Erſtattung eines Gutachtens, Erteilung einer Aus 
kunft, Schreiben eines Briefes, Haarſchneiden, Beförderung nach einem beſtimmten 
Ort, Theatervorſtellung uſw.). 

Hinſichtlich der Vergütung gilt Entſprechendes wie bei dem Dienſtvertrag 
(SS 632, 641; vgl. SS 612, 316, 315, 614 und oben VI). Sie iſt bei der Abnahme des 
Werkes zu entrichten und, wenn fie — was nicht notwendig iſt — in Geld feſtgeſetzt 
iſt, von da ab (falls ſie nicht geſtundet iſt), zu verzinſen (§ 641). 

Der Werkvertrag iſt in mancher Hinſicht dem Kaufvertrag ähnlich. Die Uhnlichkeit 
geht am weiteſten, wenn das Werk aus einem von dem Anternehmer zu beſchaffenden 
Stoff herzuſtellen iſt. Dieſen Vertrag — den ſogenannten Werklieferungsvertrag — 
hat das Geſetz im 8 651 beſonders geregelt; er iſt unten (am Ende von VII) beſonders 
zu erörtern. Aber auch wenn ein Werk aus einem von dem Beſteller zu beſchaffenden 
Stoff herzuſtellen, ja auch dann, wenn ein anderer Erfolg verſprochen iſt, beſteht eine 
Ahnlichkeit mit dem Kaufvertrag. Freilich beſtehen auch weſentliche Anterſchiede. 


Der Werkunternehmer hat das Werk ſo herzuſtellen, daß es die zu⸗ 
geſicherten Eigenſchaften hat und nicht mit Fehlern behaftet iſt, die den Wert oder 
die Tauglichkeit zu dem gewöhnlichen oder zu dem nach dem Vertrage vorausgeſetzten 
Gebrauch aufheben oder mindern (S 633 Abſ. 1). Der Vergleich dieſer Beſtimmung 
mit den 58 433 und 459 zeigt ſchon den tiefgehenden Anterſchied des Kauf⸗ und des 
Werkvertragsrechts: bei dem Stückkauf hat der Verkäufer die Sache zu liefern, wie 
fie iſt, und für die Sachmängel trifft ihn nur eine Gewährleiſtungspflicht, der Werk⸗ 
vertrag dagegen iſt nicht erfüllt, wenn das Werk mit Fehlern der im § 633 Abſ. 1 
bezeichneten Art behaftet iſt oder nicht die zugeſicherten Eigenſchaften hat. „Iſt das 
Werk nicht von dieſer Beſchaffenheit, ſo kann der Beſteller die Beſeitigung des 
Mangels verlangen“, und wenn der Anternehmer mit der Beſeitigung des Mangels 
im Verzuge iſt, kann der Beſteller den Mangel ſelbſt beſeitigen und Erſatz der 
erforderlichen Aufwendungen verlangen (8 633 Abſ. 2 Satz 1 und Abſ. 2). Der Werk. 
beſteller kann alſo grundſätzlich darauf beſtehen, daß das Werk mangelfrei hergeſtellt 
wird. Eine Ausnahme iſt nur gemacht für den Fall, daß die Beſeitigung des 
Mangels einen unverhältnismäßigen Aufwand erfordert (8 633 Abſ. 2 Satz 23 vgl. 
§ 251 Abſ. 2 und die oben im § 9 III 2 erörterte Ausdehnung des Anmöglichkeits⸗ 
begriffs durch die Rechtſprechung und Rechtslehre): der Unternehmer iſt in dieſem 
Fall berechtigt, die Beſeitigung zu verweigern. Sind für das Fundament des 
Hauſes nicht die Steine verwendet worden, die nach dem Vertrag dafür ver- 
wendet werden ſollten, ſo kann der Bauherr nicht verlangen, daß das ganze Haus 
niedergeriſſen und neu erbaut wird. 

Neben dem ihm grundſätzlich zuſtehenden Recht auf Nachbeſſerung (das der Käufer 
einer Sache nicht hat) hat der Beſteller eines Werkes, wenn das Werk Mängel auf- 
weiſt, Gewährleiſtungsanſprüche, wie der Käufer fie hat (Wandelung, Minderung. 
Schadenserſatz), und wenn die Beſeitigung des Mangels unmöglich iſt, hat der Be⸗ 
ſteller dieſe Anſprüche an Stelle des Beſeitigungsanſpruchs. Grundſätzlich kann beim 
Werkvertrag der Beſteller Wandelung, Minderung oder Schadenserſatz nur verlangen, 
wenn eine von ihm dem Anternehmer zur Beſeitigung des Mangels geſetzte Friſt er⸗ 
folglos verſtrichen iſt. Nur dann kann er ohne Friſtſetzung nach ſeiner Wahl Beſeitigung 
des Mangels verlangen oder jene Gewährleiſtungsrechte geltend machen, wenn der 
Anternehmer die Beſeitigung des Mangels ernſtlich verweigert hat, oder „die 
ſofortige Geltendmachung des Anſpruchs auf Wandelung oder auf Minderung durch 
ein beſonderes Intereſſe des Beſtellers gerechtfertigt wird“. In den anderen Fällen 


— — 


i, 
5 


Das Recht der Verpflichtungen und Geſchäfte | 83 


muß der Beſteller, wenn er Gewährleiſtungsanſprüche geltend machen will, zunächſt 
dem Anternehmer „eine angemeſſene Friſt mit der Erklärung beſtimmen, daß er die 
Beſeitigung des Mangels nach dem Ablauf der Friſt ablehne“ (Näheres: § 634 
Abſ. 1 Satz 2). Nach dem Ablauf der Friſt kann er „NRückgängigmachung des Vertrags 
(Wandelung) oder Herabſetzung der Vergütung (Minderung) verlangen, wenn nicht 
der Mangel rechtzeitig beſeitigt worden iſt; der Anſpruch auf Beſeitigung des 
Mangels iſt ausgeſchloſſen“. Mindert aber der Mangel den Wert oder die Taug⸗ 
lichkeit des Werkes nur unerheblich, ſo kommt Wandelung nicht in Betracht. Beruht 
der Mangel auf einem Amſtand, den der Anternehmer zu vertreten hat, fo kann der 
Beſteller ſtatt der Wandelung oder der Minderung Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangen (58 634, 635). Sollte der Schneidermeiſter aus einem Stoff, der 
ihm gegeben worden iſt, einen Anzug herſtellen und ſitzt der Anzug nicht, ſo iſt zu 
unterſcheiden: iſt der Mangel ſo arg, daß er gar nicht beſeitigt werden kann, ſo kann 
der Beſteller ſofort Rückgängigmachung des Vertrags oder Herabſetzung der Ver- 
gütung oder — ſofern, was in der Regel der Fall ſein wird, den Schneidermeiſter 
oder einen feiner Erſüllungsgehilfen ein Verſchulden trifft — Schadenserſatz wegen 
Nichterfüllung verlangen; iſt der Mangel nicht ſo ſchlimm, ſo muß der Beſteller 
grundſätzlich dem Schneidermeiſter erſt eine angemeſſene Friſt zur Beſeitigung des 
Mangels mit der Erklärung ſetzen, nach Ablauf der Friſt werde er die Beſeitigung 
des Mangels ablehnen; nach dem Friſtablauf kann der Beſteller dann Wandelung 
oder Minderung oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung verlangen (bei Gering- 
fügigkeit des Mangels nur Minderung oder Schadenserſatz, nicht Wandelung). 
Ohne Friſtſetzung hat der Beſteller dieſe Anſprüche zur Wahl neben dem Anſpruch 
auf Beſeitigung des Mangels, wenn der Schneidermeiſter die Behebung des 
Mangels ablehnt oder der Beſteller ein beſonderes Intereſſe an ſofortiger Geltend- 
machung der anderen Anſprüche hat. 


Die Anſprüche des Beſtellers (auf Beſeitigung des Mangels, Wandelung, Minde- 
rung, Schadenserſatz wegen Nichterfüllung) verjähren, ſofern nicht der Anter⸗ 
nehmer den Mangel argliſtig verſchwiegen hat, in ſechs Monaten, bei Arbeiten an 
einem Grundſtück in einem Jahre, bei Bauwerken in fünf Jahren (Näheres: 
SS 638, 639). 


Wird das Werk ganz oder zum Teil nicht rechtzeitig hergeſtellt, ſo hat der Beſteller 
unter den Vorausſetzungen, die ihn bei mangelhafter Herſtellung zur Wandelung 
berechtigen, ein Rücktrittsrecht. Regelmäßig muß er alſo erſt eine Nachfriſt ſetzen. 
„Die im Falle des Verzugs des Anternehmers dem Beſteller zuſtehenden Rechte 
bleiben unberührt“ (Näheres: SS 636 bis 639). 


Die Verpflichtung des Unternehmers zur Herſtellung des Werkes und die Ver⸗ 
pflichtung des Beſtellers zur Vergütung ſtehen im Gegenſeitigkeitsverhältnis. Es 
finden alſo auch hier die SS 320 ff. Anwendung. Da der Unternehmer vorleiftungs- 
pflichtig iſt, gelten für ihn die SS 321 und 322 Abſ. 2. Die Gefahr des zufälligen 
Anmöglichwerdens trägt grundſätzlich der Unternehmer (Näheres: § 644), doch kann 
unter Amſtänden der Anternehmer einen der geleiſteten Arbeit entſprechenden Teil 
der Vergütung und Erfatz der in der Vergütung nicht inbegriffenen Auslagen ver- 
langen (Näheres: 8 645). 

Nicht ſelten iſt zur Herſtellung des Werkes eine Mitwirkung des Beſtellers erforder- 
lich: er muß zu dem Auto kommen, mit dem die Geſellſchaftsfahrt veranſtaltet werden 
ſoll, er muß dem Maler, der ihn malen ſoll, „Sitzungen gewähren“, er muß den 
Text liefern, der abgeſchrieben werden foll, er muß zur Anprobe des Anzugs kommen, 
er muß das Material liefern, das verarbeitet werden fol, er muß die Farben an- 
geben, in denen der Stoff eingefärbt werden ſoll uſw. Wenn der Beſteller durch 
das Anterlaſſen der Handlung in Verzug der Annahme kommt (wann das der Fall 
iſt, ergibt der $ 295, vgl. oben § 9 J), jo kann der Unternehmer eine angemeſſene 
Entſchädigung verlangen, die ſich einerſeits nach der Dauer des Verzugs und der 
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Höhe der vereinbarten Vergütung, anderſeits nach dem beftimmt, was der Anter⸗ 
nehmer infolge des Verzugs an Aufwendungen erſpart oder durch anderweitige Ver. 
wendung ſeiner Arbeitskraft erwerben kann. Dabei iſt nicht vorausgeſetzt, daß den 
Beſteller ein Verſchulden trifſt; die Anterlaſſung kann unverſchuldet fein. Zur Nach⸗ 
holung der Handlung kann der Anternehmer dem Beſteller eine angemeſſene Friſt 
mit der Erklärung beſtimmen, daß er den Vertrag kündige, wenn die Handlung nicht 
bis zum Ablauf der Friſt vorgenommen werde. „Der Vertrag gilt als aufgehoben, 
wenn nicht die Nachholung bis zum Ablauf der Friſt erfolgt“ (8$ 642, 643). 


„Der Beſteller iſt verpflichtet, das vertragsmäßig hergeſtellte Werk abzunehmen, 
ſofern nicht nach der Beſchaffenheit des Werkes die Abnahme ausgeſchloſſen iſt“ 
(8 640 Abſ. 1). Aber die Bedeutung dieſer Vorſchrift beſteht Streit. Ohne Zweifel 
hat der Beſteller, wenn der Unternehmer z. B. Aufbereitungseinrichtungen vertrags- 
mäßig hergeſtellt hat, dem Anternehmer dieſe Einrichtungen körperlich abzunehmen, 
damit der Unternehmer den Platz frei bekommt (wie nach $ 433 Abſ. 2 der Käufer 
dem Verkäufer die gekaufte Sache abzunehmen hat). Nach der herrſchenden Meinung 
ſoll aber die Bedeutung des § 640 Abſ. 1 darüber hinausgehen: der Beſteller ſei 
dem Anternehmer gegenüber, wenn dieſer das Werk vertragsmäßig hergeſtellt hat, 
nicht nur zur körperlichen Wegnahme (wo eine ſolche in Frage kommt), ſondern auch 
dazu verpflichtet, die Leiſtung als Erfüllung anzuerkennen. Dieſe Anſicht läßt ſich 
nicht rechtfertigen. Der § 640 ſpricht in feinem zweiten Abſatz von „abnehmen“ in 
einem anderen Sinne als in dem erſten. Wenn der Beſteller ein mangelhaftes 
Werk, obſchon er den Mangel kennt, von dem Anternehmer übernimmt oder es auf 
irgendeine Weiſe als Erfüllung anerkennt, fo ſtehen ihm die Rechte aus den SS 633, 
634 nur zu, wenn er ſie ſich vorbehalten hat. 


Dem Werkunternehmer gewährt das Geſetz für feine Forderungen aus dem Werk. 
vertrag eine ähnliche Sicherung, wie es ſie dem Vermieter für ſeine Forderungen 
aus dem Mietvertrag gewährt: „Der Anternehmer hat für ſeine Forderungen aus 
dem Vertrag ein Pfandrecht an den von ihm hergeſtellten oder ausgebeſſerten beweg; 
lichen Sachen des Beſtellers, wenn fie bei der Herſtellung oder zum Zwecke der Aus- 
beſſerung in feinen Beſitz gelangt find.“ Der Werkunternehmer hat alſo ein geſetz. 
liches Beſitz pfandrecht (wie der Kommiſſionär, der Spediteur, der Lagerhalter, 
der Frachtführer uſw.), während der Vermieter an den ſeinem geſetzlichen Pfandrecht 
unterliegenden Sachen des Mieters keinen Beſitz hat. Der Beſitz des Werfunter- 
nehmers braucht nicht durch Abergabe erlangt zu ſein. Wo er aber durch Abergabe 
erlangt iſt, iſt es gerechtfertigt, den Grundſatz des §S 1207 anzuwenden, jo daß der 
Anternehmer das Pfandrecht, wenn er gutgläubig iſt, auch an Sachen hat, die nicht 
dem Beſteller gehören (anders die herrſchende Meinung). Bei einem Bau kann der 
Bauunternehmer und der Bauhandwerker für ſeine Forderungen aus dem Vertrage 
die Einräumung einer Sicherungshypothek an dem Baugrundſtück des Beſtellers 
nach Maßgabe von 8 648 verlangen. 


Der Beſteller kann den Werkvertrag nach Maßgabe der SS 649 und 650 kündigen. 
Er kann ihn bis zur Vollendung des Werkes jederzeit kündigen, doch kann dann der 
Anternehmer die vereinbarte Vergütung verlangen, muß ſich nur anrechnen laſſen, 
was er an Aufwendungen erſpart oder durch anderweitige Verwendung ſeiner 
Arbeitskraft erwirbt oder zu erwerben böswillig unterläßt. Bei Aberſchreitung eines 
Koſtenanſchlags hat der Beſteller unter Amſtänden nur einen der bisherigen Arbeit 
entſprechenden Teil des Werklohns zu zahlen. 

Von einem Werklieferungs vertrag wird geſprochen, wenn ſich der 
Anternehmer verpflichtet hat, das Werk aus einem von ihm zu beſchaffendem Stoffe 
herzuſtellen. Dieſer kaufähnliche Werkvertrag iſt im 8 651 beſonders geregelt. Der 
Anternehmer hat dem Beſteller die hergeſtellte Sache zu übergeben und das Eigentum 
an der Sache zu verſchaffen. Iſt eine vertretbare Sache herzuſtellen (eine bewegliche 
Sache, die im Verkehr nach Zahl, Maß oder Gewicht beſtimmt zu werden pflegt, 8 91, 
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8. B. Thermometer, Webwaren, Wirkwaren, Kunſtſeidenſtoffe), fo gilt in allen 
Beziehungen Kaufrecht; iſt eine nicht vertretbare Sache herzuſtellen (z. B. Kunſtmöbel, 
Maßanzug), fo gilt teils Kauf-, teils Werkvertragsrecht (der Gefahrübergang, die 
Gewährleiſtung und die Verjährung richten ſich nach den Regeln über den Werk⸗ 
vertrag. Sit ein Werklieferungsvertrag Handelsgeſchäft, jo gelten die SS 373 bis 
380 HGB auch bei nicht vertretbaren Sachen (8 381 Abſ. 2 HGB). 


VIII. Unter „Auftrag“ (88 662 bis 676) verſteht das Bürgerliche Geſetzbuch den 
Vertrag, durch den ſich jemand einem andern gegenüber verpflichtet, ein ihm von dem 
andern übertragenes Geſchäft für dieſen unentgeltlich zu beſorgen. Im täglichen Leben 
wird vieles als Auftrag bezeichnet, was nicht im Rechtsſinne Auftrag iſt: der Dienſt⸗ 
vertrag, der Werkvertrag, auch die einzelne Weiſung, die von einem Dienſtberechtigten 
dem Dienſtverpflichteten gegeben wird, uſw. Nur der unentgeltliche Geſchäfts⸗ 
beſorgungsvertrag iſt nach unſerem Recht Auftrag. Das Geſchäft, das beſorgt werden 
ſoll, kann eine Rechtshandlung fein (Abſchluß eines Kaufvertrags uſw.) oder ein 
Geſchäft anderer Art (Aberbringung eines Briefes, Abpflücken von Obſt, Beauf⸗ 
ſichtigung von Kindern uſw.); der Auftrag kann ſich auf ein einzelnes Geſchäft be⸗ 
ziehen, aber auch viele Tätigkeiten, insbeſondere einen ganzen Bereich von Tätig⸗ 
keiten umfaſſen (Vermögensverwaltung). Iſt der Auftrag darauf gerichtet, ein 
Rechtsgeſchäft vorzunehmen, jo wird, wenn das Rechtsgeſchäft im Namen des 
Auftraggebers vorgenommen werden ſoll, nicht nur ein Auftragsverhältnis 
begründet, ſondern auch eine Vollmacht erteilt werden. Auch wenn Auftrag und 
Vollmacht zuſammen erteilt werden, ſind ſie rechtlich zu unterſcheiden: die Vollmacht 
betrifft die Wirkungen des Rechtsgeſchäfts, das vorgenommen wird, gegenüber dem 
Dritten (Außenwirkungen, oben $ 15 VII), der Auftrag betrifft die Rechte und 
Pflichten, die in bezug auf jenes Rechtsgeſchäft zwiſchen dem Auftraggeber und dem 
Beauftragten entſtehen (Innenverhältnis). 


Das Geſchäft, das beſorgt werden ſoll, iſt Tätigkeit im Intereſſe des Auftraggebers 
oder eines Dritten. Ein Auftrag kann nicht darauf gerichtet ſein, eine beſtimmte 
Tätigkeit im Intereſſe ausſchließlich des Beauftragten ſelbſt zu entwickeln. Auf einen 
Rat — um den es ſich hier handeln würde — findet Auftragsrecht natürlich keine An⸗ 
wendung. Bei Gelegenheit der Regelung des Auftrags beſtimmt das Bürgerliche 
Geſetzbuch (8 676), daß, wer einem andern einen Rat oder eine Empfehlung erteilt, zum 
Erſatz des Schadens nicht verpflichtet iſt, der etwa aus der Befolgung des Rats oder 
der Empfehlung entſteht — „unbeſchadet der ſich aus einem Vertragsverhältnis oder 
einer unerlaubten Handlung ergebenden Verantwortlichkeit“ (die Rechtſprechung hat 
eine ſolche Verantwortlichkeit auch ſchon bei dauernder Geſchäftsverbindung, z. B. 


wzwiſchen einer Bank und ihrem Kunden, angenommen). 


— a — 


Das Bürgerliche Geſetzbuch bezeichnet als „Auftrag“ nicht nur den Vertrag, ſondern 
auch den Antrag zu einem Auftrags⸗Vertrag. Eine Verpflichtung zur Annahme eines 
ſolchen Auftragsantrags kann auf Rechtsgeſchäft (Vorvertrag, Vermächtnis) beruhen. 
Sie beſteht nicht ſchon dann, wenn jemand zur Beſorgung gewiſſer Geſchäfte öffentlich 
beſtellt iſt oder ſich öffentlich oder dem Antragenden gegenüber zur Beſorgung gewiſſer 
Geſchäfte erboten hat. Doch beſteht in dieſem Falle eine Verpflichtung, wenn der Ver⸗ 


ö tragsantrag abgelehnt wird, dies dem Antragenden („Auftraggeber“) ſofort anzu- 


zeigen (8 663). 


Der Beauftragte hat im Zweifel den Auftrag perſönlich auszuführen, und der Un- 
ſpruch auf die Ausführung des Auftrags iſt im Zweifel nicht übertragbar. Der Beauf⸗ 
tragte hat ſich bei der Ausführung des Auftrags grundſätzlich an die Weiſungen des 
Auftraggebers zu halten. Doch iſt er „berechtigt, von ſolchen Weiſungen abzuweichen, 
wenn er den Amſtänden nach annehmen darf, daß der Auftraggeber bei Kenntnis der 
Sachlage die Abweichung billigen würde. Der Beauftragte hat von der Abweichung 
dem Auftraggeber Anzeige zu machen und deſſen Entſchließung abzuwarten, wenn nicht 
mit dem Aufſchub Gefahr verbunden iſt“ (8 665). Einen Satz, daß der Auftragnehmer 
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in gewiſſen Lagen verpflichtet ſei, von den Weiſungen des Auftraggebers abzu⸗ 
weichen, enthält das Geſetz nicht; er iſt auch nicht nötig, wenn richtige Auslegungs⸗ 
grundſätze befolgt werden. Bei der Ausführung des Auftrags haftet der Beauftragte, 
obwohl er unentgeltlich tätig wird, für jedes Verſchulden (Vorſatz und jede Fahr⸗ 
läſſigkeit) im Tun und im Laſſen (8 276). Er haftet insbeſondere für jede ungerecht; 
fertigte Abweichung von der Weifung des Auftraggebers und jede ungerechtfertigte 
Abertragung der Ausführung des Auftrags an einen Dritten. Aberträgt er berechtigter⸗ 
wweiſe die Ausführung einem Dritten, fo hat er nur ein ihm bei der Abertragung zur 
Laſt fallendes Verſchulden zu vertreten. „Für das Verſchulden eines Gehilfen iſt er 
nach $ 278 verantwortlich.“ Aber die Ausführung des Auftrags hat der Beauftragte 
den Auftraggeber auf dem laufenden zu halten und am Schluß „Rechenſchaft abzu ; 
legen“. Er hat dem Auftraggeber alles, was er zur Ausführung des Auſtrags erhält 
und was er aus der Geſchäftsbeſorgung erlangt, herauszugeben. 


Anter Amſtänden treffen auch den Auftraggeber Pflichten. Er hat dem Beauftragten 
für die zur Ausführung des Auftrags erforderlichen Aufwendungen Vorſchuß zu 
leiſten, und er iſt dem Beauftragten zum Erſatz von Aufwendungen verpflichtet, die 
der Beauftragte zum Zwecke der Ausführung des Auftrags macht und den Amſtänden 
nach für erforderlich halten darf. Ob er auch für einen Schaden aufzukommen hat, der 
den Beauftragten bei der Ausführung des Auftrags trifft, iſt beſtritten. Die Ein- 
gehung einer Gefahr kann ſich als eine Aufwendung zur Ausführung des Auftrags 
darſtellen; dann iſt unter Amſtänden der Schaden vom Auftraggeber zu erſetzen. 


Der Auftraggeber kann den Auftrag jederzeit widerrufen, der Beauftragte ihn jeder⸗ 


zeit kündigen. Dieſer Grundſatz des 8 671 Abſ. 1 wird durch die Vorſchriften ein- 
geſchränkt, nach denen der Beauftragte nicht zur Anzeit und grundſätzlich auch dann 
nicht kündigen darf, wenn er auf das Kündigungsrecht verzichtet hat (8671 Abſ. 2 
und 3). Aber auch das Kündigungsrecht des Auftraggebers kann, obwohl es im 
Geſetz nicht geſagt iſt und ein Auftrag im ausſchließlichen Intereſſe des Beauftragten 
nicht möglich iſt, vertraglich (ausdrücklich oder ſtillſchweigend) eingeſchränkt werden. 
Sehr wichtig iſt, daß der Auftrag im Zweifel wohl durch den Tod des Beauf⸗ 
tragten, nicht aber durch den Tod des Auftraggebers erliſcht (Näheres: § 672, 673). 
Der erloſchene Auftrag gilt zugunſten des Beauftragten als fortbeſtehend, bis der 
Beauftragte von dem Erlöſchen Kenntnis erlangt oder das Erlöſchen kennen muß. 
Das gilt aber nicht, wenn der Auftrag durch Widerruf erliſcht (obwohl der Wider⸗ 
ruf mit dem Zugang, nicht erſt dann wirkſam wird, wenn der Beauftragte von ihm 
Kenntnis erlangt oder erlangen muß). 


Als „Geſchäftsbeſorgungs vertrag“ bezeichnet man den Vertrag, den das 
Bürgerliche Geſetzbuch in ſeinem 8 675 beſonders geregelt hat: den Dienft- oder Werk. 
vertrag, „der eine Geſchäftsbeſorgung zum Gegenſtande hat“. Man kann den Begriff 
der Geſchäftsbeſorgung fo weit nehmen, daß jeder Dienft- oder Werkvertrag auf eine 
Geſchäftsbeſorgung gerichtet iſt. Wie weit der Begriff für die Anwendung des 8 675 
zu ziehen iſt, läßt ſich nur aus dem Zweck der Sonderregelung ableiten, und dieſer 
Zweck iſt nur aus dem Inhalt der Sonderregelung zu erſchließen. Auf einen ſolchen 


entgeltlichen Geſchäftsbeſorgungsvertrag ſollen in erſter Linie die Regeln des Auf. 


tragsrechtes (ausgenommen der § 664 über die Abertragung der Ausführung und 
über die Abertragung des Anſpruchs auf die Ausführung und der § 671 über 
den Widerruf und die Kündigung des Auftrags), in zweiter Linie das Dienſt⸗ 
vertrags. oder das Werkvertragsrecht zur Anwendung kommen. Die Regelung, 
daß hier in erſter Linie Auftragsrecht zur Anwendung kommen ſoll, beruht offenbar 
darauf, daß in dem Titel über den Auftrag nähere Beſtimmungen über die Führung 
fremder Geſchäfte gegeben find, die im Dienſtvertrags⸗ und Werkvertragsrecht nicht 
enthalten ſind, weil ſich dieſe Verträge auch auf andere Tätigkeiten beziehen. Das 
Ausbeſſern eines Schuhs iſt ein Geſchäft, das der Schuhmacher nicht als ein fremdes 
Geſchäft, ſondern als ſein Geſchäft anſieht. Die Führung einer Vermögensverwal⸗ 
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tung, die Einziehung einer Forderung, die Liquidierung eines fremden Geſchäftes, 
die Verwaltung eines Landgutes, die Führung eines fremden Prozeſſes, der Abſchluß 
von Kommiſſionsgeſchäften wird dagegen im täglichen Leben von denen, denen die 
Tätigkeit übertragen iſt, als ein fremdes Geſchäft angeſehen. Iſt dem, dem ein 
ſolches Geſchäft übertragen iſt, das Recht eingeräumt, das Vertragsverhältnis ohne 


Einhaltung einer Kündigungsfriſt zu kündigen, ſo ſoll er übrigens nicht zur Anzeit 


kündigen dürfen (8 675 am Ende in Verbindung mit 5 671 Abſ. 2). 

IX. Die Bürgſchaft (88 765 bis 778) iſt der Vertrag, durch den ſich jemand (der 
Bürge) gegenüber dem Gläubiger eines Dritten verpflichtet, für die Erfüllung einer 
Verbindlichkeit des Dritten (des Hauptſchuldners) einzuſtehen. Durch die Bürg⸗ 
ſchaft ſoll die Forderung des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner geſichert werden, 
Hund zwar ſtellt die Bürgſchaft eine Perſonalſicherung dar (im Gegenſatz zu der 


Realſicherung der Hypothek, des Pfandrechts, der Sicherungsübereignung uſw.). 


Für den Bürgen birgt fie eine von ihm häufig bei der Bürgſchaftsübernahme nicht 


genügend gewürdigte Gefahr in ſich. Deshalb iſt beſtimmt, daß zur Gültigkeit des 


Bürgſchaftsvertrags ſchriftliche Erteilung der Bürgſchaftserklärung erforderlich iſt; 
die Annahme der Bürgſchaft bedarf keiner Form. Abernimmt der Kaufmann in 
ſeinem Handelsgewerbe eine Bürgſchaft, jo entfällt das Erfordernis der Schriſt⸗ 
form. Der Mangel der vorgeſchriebenen Form wird geheilt, ſoweit der Bürge die 
Hauptverbindlichkeit erfüllt (S 766; oben S 11 VIII). 


N 


Man kann ſich als Selbſtſchuldner verbürgen oder als gewöhnlicher Bürge oder als 
ſogenannter Schadlosbürge. Der „ſelbſtſchuldneriſche Bürge“ kann vom Gläubiger 


ganz ebenſo in Anſpruch genommen werden wie der Hauptſchuldner; im Verhältnis 


zwiſchen ihm und dem Hauptſchuldner gilt aber Bürgſchaftsrecht. Der gewöhnliche 
Bürge kann — von Ausnahmefällen abgeſehen — verlangen, daß der Gläubiger 
zunächſt feine Befriedigung bei dem Hauptſchuldner ſucht; er hat die „Einrede der 
Vorausklage“. Von dem Schadlosbürgen kann der Gläubiger Befriedigung nur 
verlangen, ſoweit er ſeinerſeits nachweiſt, daß er bei dem Hauptſchuldner einen Aus- 
fall erlitten hat (daher auch Ausfallbürgſchaft). 


e 


Die Schuld des Bürgen iſt in ihrer Höhe begrenzt durch die Hauptſchuld. Sie kann 


geringer, niemals aber höher als die Hauptſchuld ſein. Nicht ſelten übernimmt 


jemand eine Bürgſchaft ausdrücklich nur bis zu einem beſtimmten oder beſtimmbaren 


Höchſtbetrage, auch erhöht ſich eine Bürgſchaft nicht durch nachträgliche Abreden 
mzwiſchen dem Gläubiger und dem Hauptſchuldner, die die Hauptſchuld erweitern. 


Auch für eine künftige oder bedingte Verbindlichkeit kann eine Bürgſchaft über- 
nommen werden. Dann iſt auch die Bürgenverbindlichkeit eine künftige oder 


bedingte. Soweit nicht eine vertragliche Bürgſchaftsgrenze eingreift, gilt der Grund- 
ſatz, daß die Verbindlichkeit des Bürgen dem jeweiligen Beſtand der Hauptverbind- 
lichkeit entſpricht. Wird die Hauptverbindlichkeit durch Verſchulden oder Verzug des 
Hauptſchuldners geändert, fo erweitert ſich dadurch auch die Verbindlichkeit des 


Bürgen. Auch haftet der Bürge für die dem Gläubiger von dem Hauptſchuldner zu 


erſetzenden Koſten der Kündigung und der Rechtsverfolgung. Aber durch ein Rechts- 


5 geſchäft, das der Hauptſchuldner nach der Abernahme der Bürgſchaft vornimmt, wird 
die Verpflichtung des Bürgen nicht erweitert. 

Die Abhängigkeit der Verbindlichkeit des Bürgen von der Hauptverbindlichkeit zeigt 
ſich auch darin, daß der Bürge grundſätzlich die dem Hauptſchuldner zuſtehenden Ein- 
reden geltend machen kann. Doch gibt es davon zwei Ausnahmen: der Bürge kann 
i ſich, wenn der Hauptſchuldner ſtirbt, nicht darauf berufen, daß deſſen Erbe nur 
beſchränkt haftet (§ 768 Abſ. 1 Satz 1), und wenn der Hauptſchuldner im Konkurs 
oder gerichtlichen Vergleichsverfahren einen Zwangsvergleich ſchließt, kann der 
Bürge ſich nicht auf dieſen Zwangsvergleich berufen (§ 193 Satz 2 KO; 8 82 Abſ. 2 
Satz 1 VerglO). Die Bürgſchaft fol ja gerade den Gläubiger für den Fall der 


7 


Zahlungsunfähigkeit des Hauptſchuldners ſichern. 
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Kann der Hauptſchuldner das feiner Verbindlichkeit zugrunde liegende Rechts- 
geſchäft anfechten oder durch Aufrechnung die Hauptſchuld zum Erlöſchen bringen, ſo 
kann der Bürge nicht etwa dieſe Geſtaltungsrechte für ihn ausüben. Aber er kann 
nach dem § 770 die Befriedigung des Gläubigers verweigern, folange dieſer ſich 
durch Aufrechnung gegen eine fällige Forderung des Hauptſchuldners befriedigen 
oder der Hauptſchuldner das feiner Verbindlichkeit zugrunde liegende Rechtsgeſchäft 
anfechten kann. 


Grundſätzlich hat der Bürge die „Einrede der Vorausklage“: er kann die Befriedi⸗ 
gung des Gläubigers nicht nur verweigern, bis der Gläubiger die Hauptſchuld aus 
geklagt hat, ſondern er kann ſie verweigern, „ſolange nicht der Gläubiger eine 
Zwangsvollſtreckung gegen den Hauptſchuldner ohne Erfolg verſucht hat“ (8 771. 
Näheres: 8 772). Aber in einer Reihe wichtiger Fälle iſt die Einrede der Voraus 
klage ausgeſchloſſen: wenn der Bürge auf ſie verzichtet hat (ſolcher Verzicht liegt 
auch darin, daß er ſich als Selbſtſchuldner verbürgt); wenn die Rechtsverfolgung 
gegen den Hauptſchuldner durch nachträgliche Anderung des Wohnſitzes, der gewerb- 
lichen Niederlaſſung oder des Aufenthaltsortes weſentlich erſchwert iſt; wenn über 
das Vermögen des Hauptſchuldners der Konkurs eröffnet iſt; wenn anzunehmen iſt, 
daß die Zwangsvollſtreckung in das Vermögen des Hauptſchuldners nicht zur Be⸗ 
friedigung des Gläubigers führen wird (Näheres: 5 773). 


Befriedigt der Bürge den Gläubiger, ſo erliſcht dadurch nicht etwa deſſen Forderung 
gegen den Hauptſchuldner. Dieſe Forderung geht vielmehr, ſoweit der Bürge den 
Gläubiger befriedigt, auf den Bürgen über (Forderungsübergang kraft Geſetzes, 
cessio legis, $ 774). Damit hat der Bürge die Möglichkeit des Rückgriffs gegen 
den Hauptſchuldner. Wie in allen derartigen Fällen iſt ausdrücklich beſtimmt, daß 
der Abergang nicht zum Nachteil des Gläubigers geltend gemacht werden kann. 
Der Hauptſchuldner kann aus dem zwiſchen ihm und dem Bürgen beſtehenden Rechts- 
verhältnis dem Bürgen Einwendungen entgegenſetzen, z. B. die Einwendung, daß im 
Verhältnis zwiſchen ihnen der Bürge die Verbindlichkeit zu tragen habe (mitunter 
hat der Hauptſchuldner ſich im Intereſſe des Bürgen verpflichtet). Mit der Forde⸗ 
rung des Gläubigers gegen den Hauptſchuldner gehen auch die für dieſe Forde⸗ 
rungen beſtehenden Nebenrechte auf den leiſtenden Bürgen über: die Hypotheken, die 
Pfandrechte, auch die Anſprüche gegen etwaige Mitbürgen; doch haften Mitbürgen 
einander nur wie Geſamtſchuldner (8 774 Abſ. 2 in Verbindung mit § 426), d. h. im 
Zweifel haftet jeder nur auf einen Kopfteil. 


In gewiſſen Fällen ($ 775 Nr. 1 bis 5) kann der Bürge, wenn er ſich im Auftrage 
des Hauptſchuldners verbürgt hat oder ihm nach den Vorſchriften über die Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag wegen der Übernahme der Bürgſchaft die Rechte eines Beauf⸗ 
tragten gegen den Hauptſchuldner zuſtehen, von dem Hauptſchuldner Befreiung von 
der Bürgſchaft verlangen (wenn ſich die Vermögensverhältniſſe des Hauptſchuldners 
weſentlich verſchlechtert haben, wenn die Rechtsverfolgung gegen den Hauptſchuldner 
infolge nachträglicher Anderung des Wohnſitzes, der gewerblichen Niederlaſſung 
oder des Aufenthaltsortes weſentlich erſchwert iſt; wenn der Hauptſchuldner mit der 
Erfüllung ſeiner Verbindlichkeit in Verzug iſt; wenn der Gläubiger gegen den 
Bürgen ein vollſtreckbares Arteil auf Erfüllung erlangt hat). 


Die Bürgſchaft erliſcht grundſätzlich mit der Hauptſchuld (eine Ausnahme beſteht 
für den Fall, daß der Bürge wider Treu und Glauben die Erfüllung der Hauptſchuld 
unmöglich macht), aber auch ſoweit der Gläubiger durch Aufgabe von Pfandrechten 
oder anderen Sicherheiten den Rückgriff des Bürgen beeinträchtigt (8 776) und 
ſchließlich mit Ablauf der Zeit, wenn der Bürge ſich nur auf beſtimmte Zeit verbürgt 
hat (Näheres: 8 777). 

Wenn ſich mehrere für dieſelbe Verbindlichkeit verbürgt haben, entſteht die Frage, 
ob fie im Verhältnis zum Gläubiger die Einrede der Teilung haben. Das Bürger 


— 
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liche Geſetzbuch verneint dieſe Frage. Sie haften dem Gläubiger als Geſamtſchuldner, 
auch wenn ſie die Bürgſchaft nicht gemeinſchaftlich übernommen haben. 

Wenn jemand einen anderen beauftragt, im eigenen Namen und auf eigene Rech- 
nung einem Dritten Kredit zu geben, fo haftet er nach S 778 dem Beauftragten für 
die Verbindlichkeit des Dritten, die aus der Kreditgewährung entſteht, als Bürge. 


Viertes Kauptftück: 
Andere Deryflichtungs gründe, insbefondere das Unrecht 


5 18. Geſchäfts führung ohne Auftrag 

Dem Werkvertragsverhältnis, dem Dienſtvertragsverhältnis und beſonders dem 
Auftragsverhältnis (oben 8 17 VI bis VIII) ſteht in den Rechtsfolgen die „Ge- 
ſchäftsführung ohne Auftrag“ nahe. Doch iſt hier der Entſtehungsgrund der Ver⸗ 
pflichtungen und Rechte privatrechtlicher Art kein Rechtsgeſchäft (wenn das auch 
beſtritten iſt), es handelt ſich alſo hier um einen der „anderen Verpflichtungsgründe“. 
Dieſe ſind in dieſem Hauptſtück zu behandeln. 


I. Geſchäftsführung ohne Auftrag liegt vor, wenn jemand („der Geſchäfts⸗ 
führer“) ein Geſchäft für einen anderen (den „Geſchäftsherrn“) beſorgt, ohne von 
ihm beauftragt oder ihm gegenüber ſonſt dazu verpflichtet zu ſein (§ 677). Führt 
jemand ein fremdes Geſchäft in der Meinung, es ſei ſein eigenes, ſo greift das Recht 
der Geihäftsführung ohne Auſtrag nicht Platz ($ 687 Abſ. 1). „Behandelt jemand 
ein fremdes Geſchäft als fein eigenes, obwohl er weiß, daß er dazu nicht berechtigt 
iſt“ (8 687 Abſ. 2), fo ſpricht man von „unechter Geſchäftsführung ohne Auftrag“. 
Echte Geſchäftsführung ohne Auftrag liegt danach vor, wenn jemand ein fremdes 
Geſchäft in dem Bewußtſein, daß es das Geſchäft eines andern iſt, führt und das 
Geſchäft nicht als eigenes führen will. Dabei kann es ſich ſowohl um rechtliche als um 
andere Geſchäfte handeln: jemand füttert den Hund eines Dritten, vertreibt Ein- 
brecher aus dem leerſtehenden Hauſe ſeines Nachbars, dringt in die Wohnung eines 
verreiſten Bekannten ein, um einen Waſſerhahn zu ſchließen, liefert einen bewußt⸗ 
loſen Schwerverletzten, den er auf der Straße gefunden hat, in ein Krankenhaus ein, 
bezahlt für ſeinen abweſenden Freund eine Rechnung, läßt deſſen Bücher binden, 
beſtellt im Namen ſeines Freundes für dieſen ein Zimmer (etwa weil unerwartet 
ſtarker Andrang in der Stadt herrſcht, in der der Freund erſt am ſpäten Abend an- 
kommen wird) uſw. Es kann aber auch dann Geſchäftsführung ohne Auftrag vor- 
liegen, wenn jemand eine Fahrkarte oder eine Eintrittskarte kauft, in einer Ver⸗ 
ſteigerung bietet, ſeltene Schmetterlinge, die ſein Freund ſammelt, kauft oder fängt 
— kurz, falls die Fremdheit des Geſchäſts weder, wenn es ſich um ein Rechtsgeſchäft 
handelt, dem Geſchäftsgegner gegenüber noch überhaupt irgendwie nach außen 
hervortritt. Bei ſolchen Geſchäften (die nicht „objektiv fremde Geſchäfte“ find) kann 
Geſchäftsführung ohne Auftrag nur vorliegen, wenn der Wille des Handelnden 
darauf gerichtet iſt, das Geſchäft als ein fremdes vorzunehmen. Dieſer Wille 
braucht nicht erklärt oder irgendwie kundgegeben zu werden. Es handelt ſich hier um 
einen der Fälle, in denen der innere (nicht zum Ausdruck kommende) Wille rechtlich 
erheblich iſt. Den Beweis muß der führen, der ſich auf das Vorhandenſein dieſes 
Willens beruft. 


Die Geſchäftsführung ohne Auftrag iſt demnach kein Rechtsgeſchäft: es iſt weder in 
dem einen noch in dem anderen Falle (weder bei objektiv fremden noch auch bei nur 
ſubjektiv fremden Geſchäften) eine Willenserklärung des Handelnden erforderlich, 


aus der ſich ergibt, daß zwiſchen ihm und dem Geſchäftsherrn Rechtswirkungen ent- 
ſtehen ſollen. 


Abrigens braucht der Geſchäftsführer nicht zu wiſſen, weſſen Geſchäft er führt. Eine 


Geſchäftsführung „für den, den es angeht“, ift nicht ſelten, und wenn der Geſchäfts⸗ 


I 
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führer über die Perſon des Geſchäftsherrn im Irrtum iſt, wird nach § 686 der wirf- 
liche Geſchäftsherr aus der Geſchäftsführung berechtigt und verpflichtet. (Anſechtung 
wegen eines ſolchen Irrtums kommt ſchon deshalb nicht in Frage, weil es ſich nicht 
um ein Rechtsgeſchäft handelt.) 


II. Nicht ſelten liegt in einer Handlung eine Geſchäftsführung ohne Auftrag und 
zugleich Vertretung ohne Vertretungsmacht. Das iſt nur möglich, wenn die Ge- 
ſchäftsführung im Abſchluß eines Rechtsgeſchäfts beſteht. Freilich gibt es auch Fälle, 
in denen die Geſchäftsführung ohne Auftrag in der Vornahme eines Rechtsgeſchäfts 
beſteht und Vertretung ohne Vertretungsmacht nicht in Frage kommt: jemand kauft 
im eigenen Namen für ſeinen Freund Schmetterlinge, beſtellt im eigenen Namen 
für ſeinen Freund ein Zimmer uſw. Nimmt aber jemand im Namen eines andern, 
ohne von dieſem beauftragt oder ihm gegenüber ſonſt dazu berechtigt zu ſein, ein 
Rechtsgeſchäft vor, ſo wird er in den meiſten Fällen (nicht immer! man denke z. B. 
an den Fall, daß er eine Generalvollmacht hat) zugleich als Vertreter ohne Ver⸗ 
tretungsmacht handeln. Dieſe beiden Seiten der Handlung ſind rechtlich ſcharf 
zu unterſcheiden. Das Verhältnis zwiſchen dem Dritten, dem gegenüber das Rechts- 
geſchäft vorgenommen wurde, ſowohl zu dem Handelnden (der in dieſem Verhältnis 
„Vertreter ohne Vertretungsmacht“ heißt) wie zu dem anderen (der in dieſem Ver- 
hältnis als „Vertretener“ bezeichnet wird) richtet ſich nach den Vorſchriften über 
die Vertretung ohne Vertretungsmacht ( „Außenverhältnis“, in den SS 177 bis 180 
geregelt), während ſich nach dem Recht der Geſchäftsführung ohne Auftrag die Rechte 
und Pflichten bemeſſen, die im Verhältnis zwiſchen dem Handelnden (der hier 
„Geſchäftsführer“ genannt wird) zu dem andern (in dieſem Verhältnis „Geſchäfts⸗ 
herr“ genannt) obwalten („Innenverhältnis“). 


III. Immer hat der Geſchäftsführer ohne Auftrag das Geſchäft jo zu ſühren, wie das 
Intereſſe des Geſchäftsherrn mit Rückſicht auf deſſen wirklichen Willen oder, ſoweit 
der wirkliche Wille des Geſchäftsherrn dem Geſchäftsführer nicht bekannt iſt, mit 
Rüdfiht auf den mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn es erfordert. Der Ge- 
ſchäftsführer hat alſo die Pflicht, mit allen ihm zu Gebote ſtehenden Mitteln zu 
erforſchen, was das Intereſſe des Geſchäftsherrn und was mutmaßlich ſein Wille iſt. 


IV. Nicht in allen Fällen begründet die Übernahme der Geſchäftsführung ohne Auf- 
trag ein Rechtsverhältnis ähnlich dem, das durch einen Auftrag entſteht. Man hat 
die Geſchäftsführung, die ſolche Rechtsfolgen hat, als verbindliche Geſchäftsführung 
ohne Auftrag bezeichnet. Der Ausdruck iſt nicht glücklich, weil die Geſchäftsführung 
ohne Auftrag auch in den übrigen Fällen Verbindlichkeiten begründet. Beſſer würde 
man vielleicht von einer Geſchäftsführung mit Auftragsfolgen ſprechen. 

1. Vorausſetzung für eine ſolche Wirkſamkeit iſt grundſätzlich, daß die Aber⸗ 
nahme der Geſchäftsführung ſowohl dem Intereſſe als auch dem wirklichen oder 
mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn entſpricht. Doch fol ein der Geſchäfts⸗ 
führung entgegenſtehender Wille des Geſchäſtsherrn nicht in Betracht kommen, wenn 
ohne die Geſchäftsführung eine Pflicht des Geſchäftsherrn, deren Erfüllung im 
öffentlichen Intereſſe liegt, oder eine geſetzliche Anterhaltspflicht des Geſchäftsherrn 
nicht rechtzeitig erfüllt werden würde ($ 679). Das wird auch gelten müſſen, wenn 
ein Verſtoß des Geſchäftsſührers gegen die guten Sitten vorliegt. Damit hat man 
es gerechtfertigt, daß Auſtragsrecht anzuwenden iſt, wenn jemand einen andern am 
Selbſtmord hindert. 

2. Das übernommene Geſchäft hat der Geſchäftsführer ſo zu Ende zu führen, wie es 
das Intereſſe des Geſchäftsherrn mit Rückſicht auf deſſen wirklichen oder mutmaß⸗ 
lichen Willen erfordert. 

3. Wie ein Beauftragter haftet der Geſchäftsführer, obwohl er eine Vergütung nicht 
verlangen kann, für jedes Verſchulden (Vorſatz und jede Fahrläſſigkeit). Doch wird 
hier der Grundſatz für einen Fall durchbrochen: er haftet nur für Vorſatz und 
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grobe Fahrläſſigkeit, wenn die Geſchäftsführung die Abwendung einer dem Ge⸗ 
ſchäftsherrn drohenden dringenden Gefahr bezweckt (8 680). 


4. „Der Geſchäftsführer hat die Abernahme der Geſchäftsführung, ſobald es tunlich 
iſt, dem Geſchäftsherrn anzuzeigen und, wenn nicht mit dem Aufſchub Gefahr ver- 
bunden iſt, deſſen Entſchließung abzuwarten“ ($ 681 Satz 1). Er hat dem Geſchäfts. 
herrn die erforderlichen Nachrichten zu geben, auf Verlangen über den Stand des 
Geſchäfts Auskunft zu erteilen und nach der Ausführung Rechenſchaft abzulegen. 
Er hat dem Geſchäftsführer herauszugeben, was er aus der Geſchäftsführung 
erlangt. 

5. Der Geſchäftsführer kann wie ein Beauftragter von dem Geſchäftsherrn Erſatz 
ſeiner Aufwendungen verlangen (§ 683). Er hat alſo einen Anſpruch darauf, daß ihm 
die Koſten erſetzt werden, die er für die Fütterung des Hundes oder für die Beförde⸗ 
rung des bewußtloſen Schwerverletzten zum Krankenhaus uſw. aufgewendet hat. Iſt er 
im eigenen Namen Verbindlichkeiten eingegangen, die er noch nicht erfüllt hat, ſo kann 
er verlangen, daß der Geſchäftsherr ihn von dieſen Verbindlichkeiten befreit. Hat er 
im Namen des Geſchäftsherrn ohne Vertretungsmacht einen Vertrag geſchloſſen, 
ſo hat er einen Anſpruch darauf, daß der Geſchäftsherr den Vertrag genehmigt. Nur 
dann hat der Geſchäftsfübrer ſolche Erſatzanſprüche nicht, wenn er nicht die Abſicht 
hatte, von dem Geſchäftsherrn Erſatz zu verlangen, und im Zweifel ſoll angenommen 
werden, daß dieſe Abſicht fehlt, wenn Eltern oder Voreltern ihren Abkömmlingen 
oder dieſe jenen Unterhalt gewähren (8 685. 


6. „Iſt der Geſchäftsführer über die Perſon des Geſchäftsherrn im Irrtum, fo wird 


der wirkliche Geſchäftsherr aus der Geſchäftsführung berechtigt und verpflichtet“ 
(S 686). 


7. Geſchäftsfähig braucht der Geſchäftführer nicht zu ſein. Die Abernahme der 
Geſchäftsführung iſt kein Rechtsgeſchäft. Doch iſt der Umfang der Verpflichtungen 
des Geſchäftsführers abhängig davon, ob er voll geſchäftsfähig iſt oder nicht. Iſt 
er geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt, ſo iſt er nur nach den 
Vorſchriften über den Schadenserſatz wegen unerlaubter Handlungen und über die 
Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung verantwortlich (8 682). 


V. Anders iſt das Rechtsverhältnis zwiſchen dem Geſchäftsführer und dem Geſchäfts⸗ 
herrn, wenn durch die Geſchäftsführung keine Verpflichtung des Geſchäftsherrn, deren 
Erfüllung im öffentlichen Intereſſe liegt, und auch keine geſetzliche Anterhaltspflicht 
des Geſchäftsherrn erfüllt wird und wenn die Abernahme der Geſchäftsführung nicht 
dem Intereſſe oder nicht dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen des Geſchäfts⸗ 
herrn entſpricht. Der Geſchäftsführer meinte es gut, aber er hat nicht das Richtige 
getroffen; er glaubte im Intereſſe und im Sinne des andern zu handeln, aber er hat 
ſich darin getäuſcht. 

1. Natürlich kann der Geſchäftsherr die Abernahme der Geſchäftsführung trotz dieſes 
Fehlgriffs billigen. Dann gilt auf Grund ſolcher Genehmigung Auftragsrecht (SS 684 
Satz 2, 683, 681 Satz 2 in Verbindung mit 666 bis 668). 

2. Im übrigen iſt zu unterſcheiden: 


a) Mußte der Geſchäftsführer erkennen, daß die Übernahme der Geſchäftsführung 
mit dem wirklichen oder dem mutmaßlichen Willen des Geſchäftsherrn im Widerſpruch 
ſtand, fo iſt er dem Geſchäftsherrn zum Erſatz des Schadens, der aus der Geſchäfts⸗ 
führung entſteht, auch dann verpflichtet, wenn ihm ein ſonſtiges Verſchulden nicht zur 
Laſt fällt (8 678). Er muß alſo dem Geſchäftsherrn für den günſtigen Ausgang ein- 
ſtehen. Er muß unter Amſtänden Veränderungen, die er in beſter Abſicht vorgenommen 
hat oder hat vornehmen laſſen, ſelbſt beſeitigen oder auf ſeine Koſten beſeitigen laſſen. 
Er kann nicht Erſatz ſeiner Aufwendungen verlangen; der Geſchäftsherr hat nur 
das, was er durch die Geſchäftsführung erlangt, nach den Vorſchriften über die 
Herausgabe einer ungerechtſertigten Bereicherung herauszugeben (8 684 Satz 1). Wer 
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eine Geſchäftsführung für einen andern ohne Auftrag übernimmt, muß alſo ſorgfältig 
prüfen, ob nicht vielleicht dieſe Geſchäftsführung im Widerſpruch zum Willen des 
Geſchäftsherrn ſteht. Nur wenn es ſich um die Erfüllung einer im öffentlichen Inter 
eſſe beſtehenden Verpflichtung des Geſchäftsherrn (3.9. zur Erhaltung eines Ge⸗ 
bäudes in polizeimäßigem Zuſtande, zur Zahlung von Schulgeld uſw.) oder einer 
geſetzlichen Anterhaltspflicht des Geſchäftsherrn (auch gegenüber einem unehelichen 
Kinde, dem gegenüber der Geſchäftsherr die Anterhaltspflicht leugnet) handelt, ſpielt 
dieſe Frage keine Rolle. 

b) Wenn der Geſchäftsführer nicht erkennen mußte, daß die Übernahme der Geſchäfts⸗ 
führung im Widerſpruch zum Willen des Geſchäftsherrn ſtand, iſt ſeine Lage 
günſtiger. Er hat dann nur Vorſatz und Fahrläſſigkeit und, wenn die Geſchäfts⸗ 
führung die Abwendung einer dem Geſchäftsherrn drohenden dringenden Gefahr 
bezweckt, nur Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit zu vertreten, ja er haftet, wenn er 
geſchäftsunfähig oder in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt iſt, nur nach den Vorſchriften 
über den Schadenserſatz wegen unerlaubter Handlungen und über die Herausgabe 
einer ungerechtfertigten Bereicherung. Freilich iſt der Geſchäftsherr ihm gegenüber 
auch in dieſem Falle nur zur Herausgabe deſſen, was er durch die Geſchäftsführung 
erlangt, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche; 
rung verpflichtet. 

VI. Keine Geſchäftsführung ohne Auftrag liegt, wie bereits (oben I) erwähnt, vor, 
wenn jemand ein fremdes Geſchäft in der Meinung führt, es ſei fein eigenes (8 687 
Abſ. 1). Jemand läßt ein Buch binden, das er irrtümlich für fein eigenes hält, oder 
er baut ein Haus um, von dem er annimmt, daß es ihm gehört. Hier gilt das Recht 
der ungerechtfertigten Bereicherung (58 812 ff.) und, wenn eine Fahrläſſigkeit vorliegt, 
können auch Anſprüche aus unerlaubter Handlung (8 823) gegeben ſein. 


VII. Geſchäftsführung liegt auch dann nicht vor, wenn jemand ein fremdes Geſchäft 
als fein eigenes behandelt, obwohl er weiß, daß er dazu nicht berechtigt iſt (S 687 
Abſ. 2; oben I). Jemand läßt ein Buch, von dem er weiß, daß es ihm nicht gehört, 
für ſich binden; jemand beſtellt einen Acker, von dem er weiß, daß er ihm nicht gehört. 
Hier gibt das Geſetz dem andern die Möglichkeit, die Anſprüche aus den §§ 677, 
678, 681, 682 geltend zu machen, alſo den andern ſo zu behandeln, als ob er als 
Geſchäftsführer ohne Auftrag gehandelt hätte. Dann aber ſoll „der Geſchäftsherr“ 
auch verpflichtet ſein, dem „Geſchäftsführer“ alles, was er durch die Geſchäftsführung 
erlangt, nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereiche; 
rung herauszugeben. 


8 19. Einbringung von Sachen bei Gaftwirten 

Zu den Entſtehungsgründen von Rechten und Verbindlichkeiten gehört nach unſerem 
Recht wie ſchon nach römiſchem Recht und wie auch z. B. nach dem Recht der Schweiz 
die Einbringung von Sachen bei Gaſtwirten. Auch hier iſt der Entſtehungsgrund der 
Rechte und Pflichten kein Rechtsgeſchäft: die Haftung des Gaſtwirts für die ein- 
gebrachten Sachen hängt nicht etwa von dem rechtswirkſamen Zuſtandekommen eines 
Gaſtaufnahmevertrages ab. Der Gaſtwirt haftet auch, wenn der Vertrag, den et mit 
dem Gaſt abſchließt, aus irgendeinem Grund rechtsunwirkſam iſt. Er haftet auch 
ſchon vor dem Abſchluß eines ſolchen Vertrages. Abergibt ein Reiſender bei ſeiner 
Ankunft am Bahnhof ſein Gepäck dem Angeſtellten vom „Goldenen Stern“, und 
kommt es dann, weil der „Goldene Stern“ beſetzt iſt, oder auch, weil dem Reiſenden 
die Zimmer zu teuer ſind, nicht zum Abſchluß eines Gaſtaufnahmevertrages, ſo haftet 
doch der Wirt des Gaſthofs dem Reiſenden, falls die Sachen, wenn auch ohne ein 
Verſchulden des Angeſtellten, zerſtört oder beſchädigt worden find. Am eine Ver 
tragshaftung handelt es ſich alſo nicht, doch ſteht der Entſtehungsgrund dieſer Haftung 
in feinem Weſen dem Vertrage ſehr nahe. Auch iſt eine Ahnlichkeit mit der „Haftung 
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bei Vertragsſchluß“ gegeben, die die Rechtslehre und die Rechtſprechung ausgebildet 
haben und die bereits oben (8 8 VIII) erörtert worden iſt: freilich tritt jene Haftung 
nur bei einem Verſchulden der Vertragspartei oder ihrer Leute ein, während es ſich 
hier um einen Fall der ſogenannten Zufallshaftung handelt. 


I. Oft wird gelehrt, die weitgehende Haftung des Gaſtwirts für die eingebrachten 
Sachen ſei nur geſchichtlich zu erklären: im römiſchen Reiche ſeien die Gaſtwirt⸗ 
ſchaften Schlupfwinkel von Geſindel geweſen; das habe die Zufallshaftung des Gaſt⸗ 
wirts (caupo) gerechtfertigt, wie ſie auch für den Stallwirt (stabularius) und den 
Schiffseigner (nauta) beſtand; ohne den Wandel der Verhältniſſe genügend zu 
berückſichtigen, habe man für den Gaſtwirt jene weitgehende Haftung übernommen 
(für den Schiffseigner und den Stallwirt beſteht fie nicht) . Die Haftung des Gaſt⸗ 
wirts für die eingebrachten Sachen läßt ſich indeſſen auch heute rechtfertigen. Wenn 
man Gaſthöfe und Fremdenheime zur Beherbergung in Anſpruch nimmt, iſt man 
darauf angewieſen, feine Sachen der Obhut des Wirtes und feiner Leute anzuver- 
trauen. Der Gaſt kann kaum etwas tun, die Gefahr der Vernichtung oder der Be- 
ſchädigung abzuwenden. Was in dieſer Beziehung getan werden kann, kann nur der 
Wirt tun. In einem gut geleiteten Betrieb wird es nur ſelten vorkommen, daß ein⸗ 
gebrachte Sachen zerſtört oder beſchädigt werden. Der Leiter eines ſolchen Betriebes 
kann überſehen, wie hoch ſich die Schäden dieſer Art im Laufe der Zeit regelmäßig 
belaufen, und er kann dieſe Schäden, wenn er ſie zu tragen hat, mit den Schäden, die 
ihm ſelbſt auf ähnliche Art entſtehen, in Anſchlag bringen, wenn er ſeine Ankoſten 
berechnet, die er der Berechnung feiner Preiſe mit zugrunde legt. Sie ſind im 
ganzen genommen ſo gering, daß ihre Auswirkung in den Preiſen für den einzelnen 
Gaſt kaum ſpürbar find. Auf dieſe Weiſe wird der Schaden, der ſonſt den einzelnen 
treffen und für ihn im Einzelfall vielleicht ſehr empfindlich ſein würde, wie bei der 
Verſicherung auf alle die verteilt, die ſich in gleicher Geſahr befinden. So läßt es 
ſich ſehr wohl rechtfertigen, daß die Haftung für ſolche Schäden dem Anternehmer 
auferlegt ift, der einerſeits am meiſten auf die Verhinderung folder Schäden hin⸗ 
wirken kann und anderſeits in der Lage iſt, dieſe Schäden auf alle, die die gleiche 
Gefahr tragen, umzulegen. (Anter dieſem Geſichtspunkt läßt ſich z. B. auch die 
Haftung der Eiſenbahn für Betriebsunfälle rechtfertigen). 


Daß die Motive zum erſten Entwurf des Bürgerlichen Geſetzbuchs zur Rechtfertigung 
der beſonderen Gaſtwirtshaftung darauf hinwieſen, daß der Gaſt bei Verluſt von 
Gebpäck meiſt kein Verſchulden der Gaſthofsangeſtellten nachweiſen könne, iſt natürlich 
nicht maßgebend. Die Motive haben keine bindende Kraft für die Auslegung des 
Geſetzes, und zwar auch da nicht, wo der erſte Entwurf ſpäter keine weſentlichen 
Anderungen erfahren hat. Die Begründung der Motive iſt hier unhaltbar. Daß der 
Gaſt nicht in den Betrieb des Gaſtwirts hineinſehen kann, würde nur rechtſertigen, 
dem Gaſtwirt die Beweislaſt aufzuerlegen, daß ihn und feine Leute kein Ver 
ſchulden trifft. 


II. Der Grundſatz des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt: „Ein Gaſtwirt, der gewerbs- 
mäßig Fremde zur Beherbergung aufnimmt, hat einem im Betriebe dieſes Gewerbes 
‚ aufgenommenen Gaſt den Schaden zu erſetzen, den der Gaſt durch den Verluſt oder 
die Beſchädigung eingebrachter Sachen erleidet“ (8 701 Satz 1). 


1. Danach haftet der „Beſitzer“ eines Hotels, Gaſthofs oder Fremdenheims, nicht 
- aber der Schanf- und Speiſewirt, nach einer Entſcheidung des Reichsgerichts (RG 
112, 60: Weißer Hirſch bei Dresden) auch nicht der „Beſitzer“ einer Heilanſtalt, die 
außer Kranken und Erholungsbedürftigen nur deren Begleiter und Bedienung mit 
aufnimmt. Das Reichsgericht hat auch die Anwendung der SS 701 ff. auf Schlaf- 
wagengeſellſchaften abgelehnt. „Gaſtwirt“ iſt die Schlafwagengeſellſchaft nicht. 
Aber die entſprechende Anwendung der SS 701 ff. iſt nicht deshalb ausgeſchloſſen, 
weil es ſich um Ausnahmevorſchriften handelt; der Satz, daß Ausnahmevorſchriſten 
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nicht entſprechend anzuwenden ſeien, iſt falſch. Auch die Meinung, daß die ent- 
ſprechende Anwendung ausgeſchloſſen ſei, weil der Hauptzweck des Vertrages die 
Perſonenbeförderung ſei, läßt ſich nicht halten. Die entſprechende Anwendung iſt 
aber abzulehnen, weil der Gaſt im Schlafwagen viel mehr als im Gaſthof in der 
Lage ift, ſein Gepäck felbſt zu beauffihtigen, und die Schlafwagengeſellſchaft viel 
weniger Einwirkungsmöglichkeiten zur Verhütung von Schäden der in Rede fteben- 
den Art hat als der Gaſtwirt. 

2. „Die Erſatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Schaden von dem Gaſt, einem Be⸗ 
gleiter des Gaſtes oder einer Perſon, die er bei ſich aufgenommen hat, verurſacht wird 
oder durch die Beſchaffenheit der Sachen oder durch höhere Gewalt entſteht“ (S 701 
Abſ. 2). Hat der Gaſt ſelbſt, wenn auch ohne ſein Verſchulden, feine Sachen beſchädigt 
oder zerſtört, ſo kann dafür natürlich der Gaſtwirt nicht haften; auch nicht, wenn 
etwa der Maſſeur, den der Gaſt beſtellt hat, die Ahr des Gaſtes vom Nachttiſch 
geſtoßen hat, oder wenn eine Flaſche im Koffer des Gaſtes aufgegangen iſt. Das 
Bürgerliche Geſetzbuch ſchließt aber auch die Haftung des Gaſtwirts für höhere Gewalt 
aus. Darunter iſt nach der herrſchenden „objektiven Theorie“ ein nicht aus dem Innern 
des Betriebes kommendes unvorherſehbares Ereignis zu verſtehen, deſſen Wirkung 
durch wirtſchaftlich zumutbare Vorkehrungen nicht abgewandt werden kann (RG 93, 
67; 95, 65). Ein Brand wird danach nur dann als höhere Gewalt anzuſehen ſein, 
wenn er vom Nebenhaus übergegriffen hat oder durch Blitzſchlag entſtanden ift. 


3. „Als eingebracht gelten die Sachen, welche der Gaſt dem Gaſtwirt oder Leuten 
des Gaſtwirts, die zur Entgegennahme der Sachen beſtellt oder nach den Amſtänden 
als dazu beſtellt anzuſehen waren, übergeben oder an einen ihm von dieſen ange⸗ 
wieſenen Ort oder in Ermangelung einer Anweiſung an den hierzu beſtimmten Ort 
gebracht waren“. Durch dieſe Beſtimmung des 8 702 Abſ. 2 wird der im 8 701 Ubi. 1 
Satz 1 aufgeſtellte Grundſatz in gewiſſer Weiſe erweitert. Den Schaden braucht 
danach nicht ein „aufgenommener Gaſt“ erlitten zu haben. Kommt es nicht zum 
Abſchluß das Gaſtaufnahmevertrags, und läßt der Gaſt ſeine Sachen im Gaſthof 
zurück, um unbeſchwert ein anderes Anterkommen zu ſuchen, ſo beſteht vom Scheitern 
der Vertragsverhandlungen ab die Haftung nicht mehr. Daß die Haftung ſich nicht 
nur auf Sachen bezieht, die dem Gaſt gehören, brauchte im Geſetz nicht hervorgehoben 
zu werden. 

4. Die befondere Haftung erſtreckt ſich bei Geld, Wertpapieren und Koſtbarkeiten 
(Sachen, die im Verhältnis zu ihrer Größe und ihrem Gewicht einen befonders hohen 
Wert haben, Pelze gehören nicht dazu) grundſätzlich nur bis zum Betrage von 
1000 RM. Anders iſt es nur, wenn der Gaſtwirt dieſe Gegenſtände in Kenntnis 
ihrer Eigenſchaft als Wertſachen zur Aufbewahrung übernimmt oder die Auf- 
bewahrung ablehnt oder wenn der Schaden von ihm oder ſeinen Leuten verſchuldet 
wird (8 702). 

5. „Ein Anſchlag, durch den der Gaſtwirt die Haftung ablehnt, iſt ohne Wirkung“ 
(8 701 Abſ. 3). Ein folder Anſchlag iſt auch dann wirkungslos, wenn der Gaſt ihn 
vor dem Abſchluß des Gaſtaufnahmevertrages geleſen hat. Wohl aber kann durch 
ausdrückliche (ſchriftliche oder mündliche) Vereinbarung die beſondere Haftung aus⸗ 
geſchloſſen werden. Deshalb laſſen viele Gaſthöfe ſich bei der Ankunft jedes Gaſtes 
einen Schein unterſchreiben, nach dem die Haftung ausgeſchloſſen ſein ſoll. Wenn die 
Gaſthöfe dies untereinander verabredet haben, ſo wird dadurch die Gültigkeit einer 
folchen Vereinbarung nicht beeinträchtigt (anders wäre es unter Amſtänden, wenn der 
Ausſchluß der Haftung auch für Verſchulden vereinbart wäre). 

6. Der Schadenserſatzanſpruch, den der Gaſt auf Grund der 8S 701, 702 hat, erliſcht, 
wenn der Gaſt nicht unverzüglich, nachdem er von dem Verluſt oder der Beſchädigung 
Kenntnis erhalten hat, dem Gaſtwirt Anzeige macht. Aber der Anſpruch erliſcht durch 
ſolche Verſäumung unverzüglicher Anzeige nicht, wenn die Sachen dem Gaſtwirt zur 
Aufbewahrung übergeben waren (8 703). 
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III. Nimmt jemand einen andern in ſeinem Hauſe aus Freundſchaft oder aus Mitleid 
als Gaſt auf, ſo werden dadurch zwiſchen ihnen keine Vertragsbeziehungen begründet. 
Ihr Verhalten iſt nicht auf die Herbeiführung von Rechtsfolgen gerichtet. Der Fall 
iſt wohl zu unterſcheiden von dem andern, daß jemand aus Gefälligkeit rechtliche 
Verpflichtungen einem andern gegenüber übernimmt. Es iſt aber nicht ausgeſchloſſen, 
daß der Gaſtgeber in einzelnen Beziehungen ſeinem Gaſt gegenüber aus Gefälligkeit 
rechtliche Verpflichtungen ausdrücklich oder ſtillſchweigend eingeht. Es kann ſich da 
um eine Leihe handeln, die den Verleiher verpflichtet, dem Entleiher den Gebrauch 
der Sache unentgeltlich zu überlaſſen, und auf die die 88 598 bis 606 anzuwenden 
find, oder etwa um eine Verwahrung. Eine entſprechende Anwendung der 88 701 
bis 703 auf den Fall der Gaſtaufnahme aus Gefälligkeit kann nicht in Frage kommen. 


IV. Der Vertrag, den der Gaſtwirt mit dem Gaſt abſchließt, wird als „Gaſtauf⸗ 
nahmevertrag“ bezeichnet und gehört zu den ſogenannten gemifchten Verträgen. 
Es find dies einheitliche Verträge, die zu einem Teil diefen, zum andern Teil jenen 
geſetzlichen Vertragstatbeſtand erfüllen. Soweit es ſich um das Zimmer handelt, 
erfüllt der Gaſtaufnahmevertrag den Tatbeſtand der Miete, ſoweit es ſich um das 
Frühſtück oder die volle Verpflegung handelt, wird der Tatbeſtand des Kaufes erfüllt 
uſw. Soweit es ſich um eine Miete handelt, iſt Mietrecht, ſoweit es ſich um einen 
Kauf handelt, iſt Kaufrecht anzuwenden. Eine Beſonderheit gilt nach 8 704: der 
Gaſtwirt hat für ſeine Forderungen für Wohnung und andere dem Gaſte zur Befrie⸗ 
digung ſeiner Bedürfniſſe gewährte Leiſtungen, mit Einſchluß der Auslagen, ein 
Pfandrecht an den eingebrachten Sachen des Gaſtes. (Näheres: § 704 Satz 2). 


V. Gibt jemand Sachen in einem Gaſthof zur Aufbewahrung (etwa bei feiner Abreiſe 
oder weil es wider Erwarten nicht zum Abfchluß eines Gaſtaufnahmevertrages 
kommt, oder weil er meint, daß ſeine Sachen dann beſſer verwahrt find), fo gelten 
die Regeln über die Verwahrung. Der Verwahrer hat die ihm vom „Hinterleger“ 
übergebene bewegliche Sache aufzubewahren, haftet aber, wenn er die Aufbewahrung 
unentgeltlich übernommen hat — und das iſt hier anzunehmen —, nur für die 
Sorgfalt, die er in eigenen Angelegenheiten anzuwenden pflegt. Der Hinterleger 
kann die hinterlegte Sache jederzeit zurückfordern, auch wenn für die Aufbewahrung 
eine Zeit beſtimmt iſt. (Näheres: SS 688 bis 700.) 


5 20. Semeinſchaft 

Von einer Gemeinſchaft ſpricht man, wenn ein Recht mehreren zuſteht (Miterben, 
Geſellſchafter, Miteigentümer uſw.). Es beſteht dann zwiſchen ihnen ein Schuld- 
verhältnis. Der Entſtehungsgrund des Schuldverhältniſſes iſt hier (wie bei gewiſſen 
ſachenrechtlichen und gewiſſen familienrechtlichen Verhältniſſen) ein Zuſtand. 


J. Das ältere deutſche Recht hat ſogenannte Geſamthandsverhältniſſe 
in reicher Fülle entwickelt: ein Vermögen gehört mehreren derart, daß ſie über das 
einzelne zu dem Vermögen gehörende Recht nur zuſammen („zu geſamter Hand“) ver⸗ 
fügen können, mag es ſich um ein Forderungsrecht oder um ein dingliches oder ein 
ſonſtiges abſolutes Recht handeln. Das Bürgerliche Geſetzbuch kennt drei ſolche Geſamt⸗ 
handsverhältniſſe: das Geſellſchaftsverhältnis, das Verhältnis der ehelichen oder fort- 
geſetzten Gütergemeinſchaſt und die Erbengemeinſchaft. Das Geſetz ſagt, daß der 
einzelne Geſamthänder nicht über feinen Anteil an den einzelnen zu dem Gefamt- 
handsvermögen gehörenden Gegenſtänden verfügen könne (SS 719 Abſ. 1, 1442 Abſ. 1, 
2033 Abf. 2). Richtiger iſt die Auffaſſung, daß der einzelne überhaupt keinen Anteil 
an dem einzelnen Gegenſtand hat, der zu dem Geſamthandsvermögen gehört. (Es 
kann nicht etwa in Abweichnung von dem 8 719 Abſ. 1, der nachgiebigen Rechtes iſt, 
vereinbart werden, daß der einzelne Geſellſchafter über ſeinen Anteil am einzelnen 
Geſellſchaftsgegenſtand verfügen kann). Der einzelne Geſamthänder hat nur einen 
Anteil am Geſamthandsvermögen. Aber dieſen Anteil kann der Geſellſchafter ver- 
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fügen, wenn es im Geſellſchaftsvertrag (in Abweichung von 8 719 Abſ. 1, der nicht 
zwingend iſt) vorgeſehen iſt, oder wenn die übrigen Geſellſchafter zuſtimmen; der 
Geſamthänder der ehelichen oder fortgeſetzten Gütergemeinfchaft kann über ſeinen 
Anteil am Geſamtgut auch nicht mit Zuſtimmung des andern Geſamthänders oder der 
andern Geſamthänder verfügen; dem einzelnen Miterben ſteht dagegen nach dem Geſetz 
das Recht zu, über feinen Anteil am Nachlaß zu verfügen (doch find die übrigen Mit 


erben zum Vorkauf berechtigt, wenn ein Miterbe ſeinen Anteil an einen Dritten 


verkauft). 

Geſamthandsverhältniſſe können nicht beliebig durch Vertrag geſchaffen werden. Sie 
können auch für die Miterbengemeinfhaft und die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft 
gar nicht, für die eheliche Gütergemeinſchaft nur für einzelne Gegenſtände oder In⸗ 


begriffe wegbedungen werden (S8 1440, 1526, 1549; 1523, 1553 Nr. 1). Bei der 


Geſellſchaft hingegen iſt es möglich, die Geſamthand auszufchalten (ſo * 
NG 80, 271). 

Die Beſtimmungen, die die drei Geſamthandsverhältniſſe des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
regeln (88 705 bis 740, 1437 bis 1557, 2032 bis 2063), enthalten einerſgits Regeln 
über das Verhältnis der Geſamthänder zu Dritten (das Außenverhältnis), regeln 
aber anderſeits auch das Verhältnis der Geſamthänder untereinander (das Innen⸗ 
verhältnis). Die Beſtimmungen des Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Gemeinſchaft 
(SS 741 bis 758) greifen hier nur ein, ſoweit die Vorſchriften über das einzelne Ge⸗ 
ſamthandsverhältnis auf fie verweiſen (wie in den SS 731, 1477 Abſ. 1, 1498 Satz 1, 
2038 Abſ. 2, 2042 Abſ. 2, 2044 Satz 2). Auf Grund folder Verweiſungen haben die 
Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs auch für die Gemeinſchaft zur geſamten 
Hand in mehreren Beziehungen erhebliche praktiſche Bedeutung. 


Eine Geſamthandsgemeinſchaft beſteht hinſichtlich einer einzelnen Forderung, wenn 
mehrere eine einzelne unteilbare Leiſtung zu fordern haben und nicht Dorfriften des 
find. Dieſer Fall ift im S 432 beſonders geregelt (oben 87 V). Die Vorſchriften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs über die Gemeinſchaft können hier nur ergänzend ent ⸗ 
ſprechend angewendet werden. 


II. Neben der deutſchrechtlichen Geſamthandsgemeinſchaft ſteht die römiſch⸗ rechtliche 
Bruchteilsgemeinſchaft. Auch das Bürgerliche Geſetzbuch kennt dieſe Ge⸗ 
ſtaltung. Mehreren ſteht ein Recht in der Weiſe zu, daß jeder das ganze Recht, dieſes 
aber nur zu einem zahlenmäßig beſtimmten Teil (zu einem „Bruchteil“: , /, /, / 
uſw.) hat. Wer z. B. zu einem Bruchteil Eigentümer eines Grundſtücks iſt, dem gehört 
nicht etwa nur ein realer Teil des Grundſtücks; ſein Recht bezieht ſich auf das ganze 
Grundſtück. Er hat auch nicht etwa nur einen Teil der Befugniſſe, die einem Eigen⸗ 
tümer zuſtehen, und nur einen Teil der Pflichten, die dem Eigentümer obliegen; er 
hat vielmehr dieſe Rechte und Pflichten ganz. Er iſt Eigentümer, aber er iſt es nur 
mit andern zuſammen, und zwar fo, daß fein Recht zahlenmäßig beſtimmt iſt. Wo 
eine Bruchteilsgemeinſchaft hinſichtlich eines Gegenſtandes beſteht, kann der einzeln? 
über ſeinen Anteil verfügen. Nicht ſelten erfolgt die „Auseinanderſetzung“ zwiſchen 
Miterben hinſichtlich eines zum Nachlaß gehörigen Grundſtücks in der Weiſe, daß ſie 
ihr Geſamthandseigentum an dem Grundſtück in Bruchteilseigenſchaft umwandeln: 
dazu müflen die drei Erben vor dem Grundbuchamt oder einem Notar erklären, daß 
ſie das Grundſtück jedem von ihnen zu / auflaſſen, und als Eigentümer des Grund ; 
ſtücks muß (während bisher eingetragen war: A, B und C in Erbengemeinſchaft) neu 
eingetragen werden: A, B und C zu je . Es iſt damit erreicht, daß jetzt jeder der 
Miterben einen Anteil an dem Grundſtück hat, den er, wenn er Geld braucht, mit 
einer Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld belaften und den er auch ohne Zu⸗ 
ſtimmung der übrigen Erben veräußern kann. 


—w—— — — —— — — ———— 


Auch für die Bruchteilsgemeinſchaft gelten die Beſtimmungen des Bürgerlichen Ge. 


ſetzbuchs über die Gemeinſchaft nur inſoweit, als nicht für einzelne Bruchteilsgemein 
ſchaſten beſondere Beſtimmungen gelten. Für den Fall, daß das Eigentum an einer 
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beweglichen Sache oder einem Grundſtück mehreren nach Bruchteilen zuſteht — dies 
iſt einer der praktiſch wichtigſten Fälle der Bruchteilsgemeinſchaft —, gelten in erſter 
Linie die 88 1009 bis 1011; nur ſoweit dieſe Vorſchriften keine Beſtimmungen treffen, 
greifen die 88 741 bis 758 ein. 

III. Wenn ein Recht mehreren gemeinſchaftlich zuſteht, ſo gilt die Gemeinſchaft im 
Zweifel als Bruchteilsgemeinſchaft und es gelten die SS 741 bis 758, „ſofern ſich nicht 
aus dem Geſetz ein anderes ergibt“. 

1. Die Anteile find im Zweifel gleich (8 742). 

2. „Jedem Teilhaber gebührt ein ſeinem Anteil entſprechender Bruchteil der 
Früchte“ (8 743 Abſ. 1). Dieſes Recht kann dem einzelnen Teilhaber nicht durch 
Mehrheitsbeſchluß entzogen werden. Er iſt auch zum Gebrauch des gemeinſchaftlichen 
Gegenſtandes inſoweit befugt, als nicht der Mitgebrauch der übrigen Teilhaber 
beeinträchtigt wird (8 743 Abſ. 2). Die Benutzung kann durch Vereinbarung der 
Teilhaber, aber auch durch Mehrheitsbeſchluß geregelt werden. Die Laſten haben 
die Teilhaber nach dem Verhältnis ihrer Anteile zu tragen (8 748). 

3. Jeder Teilhaber kann über ſeinen Anteil verfügen (ihn belaſten und veräußern). 
Aber den gemeinſchaftlichen Gegenſtand im ganzen können die Teilhaber nur gemein⸗ 
ſchaftlich verfügen (8 747). 

4. Die Verwaltung des gemeinſchaftlichen Gegenſtands iſt in den SS 744 bis 746 
geregelt. Sie ſteht den Teilhabern grundſätzlich gemeinſam zu; doch iſt der einzelne 
berechtigt, die zur Erhaltung des Gegenſtands notwendigen Maßnahmen ohne Zu- 
ſtimmung der anderen Teilhaber zu trefſen, und er kann verlangen, daß dieſe ihre 
Einwilligung zu einer ſolchen Maßregel im voraus erteilen. Aber es darf natürlich 
dem einzelnen nicht möglich fein, jede vernünftige Verwaltungsmaßnahme auszu⸗ 
ſchließen. Die Römer wollten das dadurch verhindern, daß ſie die Teilungsklage gaben. 
Das Bürgerliche Geſetzbuch gibt weitergehend die Möglichkeit des bindenden Mehr⸗ 
heitsbeſchluſſes: durch Stimmenmehrheit, die natürlich nach der Größe der Anteile zu 
berechnen iſt, kann „eine der Beſchaffenheit des gemeinſchaftlichen Gegenſtandes ent- 
ſprechende ordnungsmäßige Verwaltung und Benutzung“ beſchloſſen werden. Soweit 
die Verwaltung und Benutzung durch Vereinbarung oder Mehrheitsbeſchluß geregelt 
iſt, wirkt die Regelung auch für und gegen die Sondernachfolger. Soweit eine ſolche 
Regelung nicht erfolgt iſt, tann jeder Teilhaber „eine den Intereſſen aller Teilhaber 
nach billigem Intereſſe entſprechende Verwaltung und Benutzung verlangen“. „Eine 
weſentliche Veränderung des Gegenſtandes kann nicht beſchloſſen oder verlangt 
werden. Das Recht des einzelnen Teilhabers auf einen ſeinem Anteil entſprechenden 
Bruchteil der Nutzungen kann nicht ohne ſeine Zuſtimmung beeinträchtigt werden.“ 
5. Die Aufhebung der Gemeinſchaft ift in den SS 749 bis 758 geregelt. Grundſätzlich 
kann jeder Teilhaber ſie jederzeit verlangen. Doch kann dieſes Recht durch Verein⸗ 
barung (nicht etwa durch Mehrheitsbeſchluß!) für immer oder auf Zeit ausgeſchloſſen 
oder es kann eine Kündigungsfriſt beſtimmt werden. Trotz ſolcher Vereinbarung 
kann die Aufhebung verlangt werden, wenn ein wichtiger Grund vorliegt — das iſt 
unabdingbar —, und die Ausſchließung des Rechts auf Aufhebung der Gemeinſchaft 
wird, wenn fie auf Zeit erfolgt iſt, im Zweifel mit dem Tode eines Teilhabers hin- 
fällig. Die Vereinbarung wirkt auch für und gegen die Sondernachfolger. 

Die Auseinanderſetzung erfolgt grundſätzlich durch Teilung in Natur mit Los- 
entſcheid. Wo Teilung in Natur nicht oder nicht ohne Verminderung des Wertes 
möglich iſt, erfolgt die Aufhebung der Gemeinſchaft durch Verkauf nach den Regeln 
des Pfandverkaufs, bei Grundſtücken durch Zwangsverſteigerung („Zwangsveriteige- 
rung zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinſchaft“) und Teilung des Erlöſes. 


5 21. Ungerechtjertigte Bereicherung 
I. Wenn das Recht eine Bereicherung gewährt und anerkennt, aber dem, auf deſſen 
Koſten dieſe Bereicherung eingetreten iſt, einen Anſpruch darauf gibt, daß dieſe Be⸗ 
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reicherung alsbald rückgängig gemacht oder auf andere Weiſe ausgeglichen wird, 
ſpricht das Bürgerliche Geſetzbuch von ungerechtfertigter Bereicherung. Es ſcheint 
auf den erſten Blick widerſinnig zu fein, daß die Rechtsordnung hier eine Vermögens- 
verſchiebung eintreten läßt und zugleich einen Anſpruch darauf gibt, daß ſie alsbald 
wieder rückgängig gemacht wird. And doch hat dieſe Rechtsgeſtaltung, die nicht nur 
unſere Rechtsordnung, ſondern jedes Recht der Gegenwart verwendet, ihre innere 
Berechtigung. Es gibt Lagen, in denen eine Vermögensverſchiebung Dritten gegen- 
über um der Rechtsficherheit willen anerkannt werden muß, in denen aber die Billig⸗ 
keit erfordert, dem, auf deſſen Koſten die Vermögensverſchiebung eingetreten iſt, einen 
Anſpruch auf Rückgängigmachung der Verſchiebung oder auf Ausgleich zu geben. 
Stiehlt oder unterſchlägt jemand etwas, ſo läßt die Rechtsordnung die von ihm 
angeſtrebte Eigentumsverſchiebung freilich gar nicht eintreten. Aberträgt aber 
jemand etwas zur Erfüllung eines Rechtsgeſchäfts einem anderen, ſo erkennt die 
Rechtsordnung dieſe Verſchiebung grundſätzlich auch dann an, wenn das Verpflich- 
tungsgeſchäft nichtig war. Sie gewährt nur dem Veräußerer einen Anſpruch auf 
Rückgewähr. Die Bereicherung kann auch im Beſitz beſtehen. Wer eine Sache im 
Befitz hat, wird, mag er auch die Sache geſtohlen haben, geſchützt: er darf ſich z. B. 
verbotener Eigenmacht, durch die ihm der Beſitz genommen werden ſoll, mit Gewalt 
erwehren (8 859 Abſ. 1). Der Dieb iſt aber dem Beſtohlenen gegenüber um den Befitz 
ungerechtfertigt bereichert, und ebenſo iſt, wer durch einen nichtigen Kaufvertrag ein 
Grundſtück erworben und es bereits übergeben erhalten hat, dem Verkäufer gegenüber 
um den Beſitz des Grundſtücks ungerechtfertigt bereichert. Eine ungerechtfertigte 
Bereicherung kann auch darin liegen, daß jemand eine Schuld losgeworden iſt oder 
Aufwendungen erſpart hat, die er ſonſt hätte machen müſſen. 


II. Angerechtfertigt iſt eine Bereicherung, wenn das Recht dem, auf deſſen Koſten 
ſie erfolgt iſt, einen Anſpruch auf ſoſortige Rückgewähr oder auf ſofortigen Ausgleich 
gewährt. Man kann nicht allgemein ſagen, wann das Geſetz einen ſolchen Anſpruch 
gibt. Es kommen vielmehr mehrere Tatbeſtände hier in Frage. Das Bürgerliche Ge- 
ſetzbuch gibt in dem § 812 einen allgemeinen Bereicherungsanſpruch, und in den fol 
genden Beſtimmungen wird dieſer Anſpruch für gewiſſe beſondere Fälle teils ein- 
geſchränkt, teils erweitert. Im Anſchluß daran wird der Umfang des Bereicherungs⸗ 
anſpruchs und die Frage, inwieweit Dritte zur Herausgabe verpflichtet ſein können, 
geregelt. In einer Reihe von Vorſchriften, die ſich in verſchiedenen Teilen des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs finden, werden Anſprüche auf „Herausgabe nach den Vor. 
ſchriften über die Herausgabe einer ungerechtfertigten Bereicherung“ gegeben (88 531 
Abi. 2, 684 Satz 1, 852 Abſ. 2). 


1. „Wer durch die Leiſtung eines andern oder auf ſonſtige Weiſe auf deſſen Koſten 
etwas ohne rechtlichen Grund erlangt, iſt ihm zur Herausgabe verpflichtet“ (8 812 
Abi. 1 Satz 1). Damit find ganz verſchiedene Arten von Geſtaltungen umſpannt. Jemand 
erlangt durch die Leiſtung eines andern auf deſſen Koſten etwas ohne rechtlichen 
Grund, wenn er von dem andern ein Recht (ein Forderungsrecht oder ein dingliches 
oder ſonſtiges abſolutes Recht, auch ein Recht an einem Anternehmen, oder ein 
Geſtaltungsrecht oder eine Vollmacht), den Beſitz einer Sache oder eine ſonſtige 
Rechtsſtellung eingeräumt erhält, von Pflichten befreit wird (Verzicht, Erfüllung einer 
Verbindlichkeit), ihm der Gebrauch einer Sache gewährt wird oder Dienſte geleiſtet 
werden, ohne daß der rechtliche Grund (die „causa“) beſteht, um derentwillen die 
Leiſtung erfolgt. Beiſpiele: Der Vergleich war nichtig, durch den der andere ſich zu 
den dann erfolgten Dienſtleiſtungen oder zur Gewährung des Gebrauchs einer Sache 
oder zur Erfüllung einer Verbindlichkeit eines Dritten oder zur Bewilligung einer 
Vormerkung oder zur Abertragung des Beſitzes einer Sache oder zur Erteilung einer 
Vollmacht oder zur Einräumung eines Rücktrittsrechtes oder zur „Abereignung“ eines 
gewerblichen Anternehmens uſw. verpflichtete. Solche Leiſtung iſt aber nicht nur 
dann „ohne rechtlichen Grund“ erfolgt, wenn das ihr „zugrunde liegende Rechts. 
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geſchäft“ nichtig war oder das ihr zugrunde liegende Rechtsverhältnis zur Zeit der 
Leiſtung nicht beſtand, ſondern auch dann, wenn der rechtliche Grund ſpäter weggefallen 
ift (einer von denen, die den Vergleich geſchloſſen haben, iſt auf Grund eines Vor⸗ 
behalts von dem Vergleich zurückgetreten) oder wenn der mit der Leiſtung nach dem 
Inhalt des Rechtsgeſchäfts bezweckte Erfolg nicht eingetreten iſt. Weſentlich anders 
[tegen die Fälle, in denen jemand „auf ſonſtige Weiſe“ etwas auf Koſten eines andern 
„ohne rechtlichen Grund“ erlangt. „Ohne rechtlichen Grund“ kann hier nicht dasſelbe 
bedeuten wie bei der Bereicherung durch Leiſtung des Anſpruchgegners. Wird etwas 
erlangt durch Eingriff in ein fremdes Recht (Wegnahme, Verarbeitung, Veräußerung 
einer fremden Sache), ſo iſt es ohne rechtlichen Grund erlangt, wenn der Eingriff 
objektiv rechtswidrig war. Die Bereicherung kann aber auch auf der Verfügung eines 
Dritten oder auch auf einem Naturereignis beruhen (eine Kiſte iſt angeſchwemmt, ein 
Hund iſt zugelaufen). 

2. Beſondere Beſtimmungen trifft das BGB für den Fall, daß jemand etwas zum 
Zwecke der Erſüllung einer Verbindlichkeit geleiſtet hat. Es geht davon aus, daß das 
Geleiſtete zurückgefordert werden kann, wenn die Verbindlichkeit nicht beſtand (8 812 
Abſ. 1), geſtattet aber die Rückforderung grundſätzlich auch dann, wenn die Ver⸗ 
bindlichkeit zwar beſtand, der Geltendmachung des Anſpruchs aber eine dauernde 
Einrede entgegengeſetzt werden konnte ($ 813 Abſ. 1. Beiſpiel: der Käufer 
wußte bei der Zahlung nicht, daß er Wandlung oder Minderung verlangen 
konnte); nur die Einrede der Verjährung bleibt hier außer Betracht: was zur 
Befriedigung eines verjährten Anſpruchs geleiſtet worden iſt, kann nicht zurück⸗ 
gefordert werden (S8 222 Abſ. 2, 813 Abſ. 1 Satz 2, oben 8 6 VI). Anderſeits beſtimmt 
das Bürgerliche Geſetzbuch für gewiſſe Fälle, in denen eine Verpflichtung zur Leiſtung 
tatſächlich nicht beſtand, daß die Rückforderung ausgeſchloſſen iſt: wenn eine betagte 
Verbindlichkeit vorzeitig erfüllt wurde (in dieſem Falle kann auch die Erſtattung 
von Zwiſchenzinſen nicht verlangt werden), wenn der Leiſtende gewußt hat, daß er 
zur Leiſtung nicht verpflichtet war, oder wenn die Leiſtung einer ſittlichen Pflicht 
oder einer auf den Anſtand zu nehmenden Rückſicht entſprach (der Gaſt kann nicht, 
wenn er ſich nachträglich über den Kellner ärgert, das „Trinkgeld“ zurückfordern, das 
er über die in Rechnung geſtellten 10 v. H. hinaus gegeben hat). 

3. Nach 8812 kann, wenn der mit einer Leiſtung nach dem Inhalte des Rechts- 
geſchäfts bezweckte Erfolg nicht eintritt, das Geleiſtete zurückgefordert werden. Davon 
macht der 8 815 eine Ausnahme: war der Eintritt des Erfolges von Anfang an 
unmöglich und hat der Leiſtende das gewußt oder hat der Leiſtende den Eintritt 
des Erfolges wider Treu und Glauben verhindert, jo iſt die Rückforderung aus- 
geſchloſſen. 

4. In gewiſſen Fällen kann nach unſerem Recht ein Nichtberechtigter über einen 
Gegenſtand eine Verfügung treffen, die dem Berechtigten gegenüber wirkſam iſt 
(Beiſpiel: A übereignet eine Sache des B, ohne dazu berechtigt zu ſein, dem C, und 
C hält den A für den Eigentümer, ohne daß ihn dabei Fahrläſſigkeit trifft). In 
einem ſolchen Falle ſoll der, der die Verfügung getroffen hat, dem Berechtigten „zur 
Herausgabe des durch die Verfügung Erlangten“ verpflichtet ſein. Durch die Ver⸗ 
fügung hat der Verfügende nichts erlangt; gemeint iſt das, was er durch das der 
Verfügung zugrunde liegende Rechtsgeſchäft (z. B. durch den Verkauf der dem andern 
gehörigen Sache) erlangt hat. Iſt die Verfügung des Nichtberechtigten, die dem 
Berechtigten gegenüber wirkſam iſt, unentgeltlich erfolgt, ſo trifft die Herausgabe⸗ 
pflicht den, der auf Grund der Verfügung unmittelbar einen rechtlichen Vorteil 
erlangt hat (8 816 Abſ. 1). Hat A die Sache des B, ohne dazu berechtigt zu fein, 
dem C als Geſchenk übereignet, und hielt E ohne Fahrläſſigkeit den A für den Eigen- 
tümer, fo iſt C Eigentümer der Sache geworden, er hat aber die Sache dem B zu 
übereignen. 

Wenn an einen Nichtberechtigten eine Leiſtung bewirkt wird, die dem Berechtigten 
gegenüber wirkſam iſt, ſo hat der Nichtberechtigte dem Berechtigten das Geleiſtete 
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herauszugeben (8 816 Abſ. 2). Hat alſo z. B. ein Schuldner die Hypothekenzinſen an 
den B bezahlt, der als Hypothekengläubiger im Grundbuch eingetragen war, war 
aber der A der Hypothekengläubiger (ein Fall des 8 893), jo hat B dem A den 
erhaltenen Betrag zu zahlen. 


5. Ein RNechtsgeſchäft, das gegen die guten Sitten verſtößt, iſt nichtig (8 138, oben 
8 12 JI 11) und, wenn fi nicht aus dem Geſetz ein anderes ergibt, iſt auch ein Rechts 
geſchäft, das gegen ein geſetzliches Verbot verſtößt, nichtig ($ 134, oben § 12 JI 8). 
Nun iſt aber ein Erfüllungsgeſchäft nicht deshalb nichtig, weil das Verpflichtungs⸗ 
geſchäft nichtig iſt. Wird alſo etwas zur Erfüllung eines ſitten⸗ oder geſetzwidrigen 
Rechtsgeſchäfts geleiſtet, fo beſtünde nach dem Grundſatz des S 812 ein Bereicherungs⸗ 
anſpruch. Der $ 817 ſchließt aber die Rückforderung aus, wenn beiden Teilen ein 
Verſtoß gegen die guten Sitten oder gegen ein geſetzliches Verbot zur Laſt fällt. Nur 
für den Fall, daß die Leiſtung in der Eingehung einer Verbindlichkeit beſtand, macht 
das Geſetz eine Ausnahme. Hier iſt die Rückforderung nicht ausgeſchloſſen. Aber das 
zur Erfüllung einer ſolchen Verbindlichkeit Geleiſtete kann nicht zurückgefordert werden. 
Dieſer Regelung liegt der Gedanke zugrunde, daß das Recht ſich nicht einer Unfittlich- 
keit dienſtbar machen ſoll, und es folgt aus ihr, daß, wenn beide Teile unſittlich gehandelt 
haben, die Lage des Beſitzenden beſſer iſt („in pari turpitudine melior est causa 
possidentis“). War der Zweck einer Leiſtung in der Art beſtimmt, daß der Empfänger 
durch die Annahme, nicht aber der Leiſtende durch die Leiſtung gegen ein geſetzliches 
Verbot oder gegen die guten Sitten verſtoßen hat (jemand gibt einem andern, der ihn 
mit einer Strafanzeige bedroht, ein Schweigegeld), fo iſt der Empfänger zur Heraus- 
gabe verpflichtet. 

6. Der Umfang des Bereicherungsanfpruchs iſt in den SS 818 bis 820 geregelt. 

7. Der Bereicherungsanſpruch verjährt nach 30 Jahren. (Vgl. dazu 8 821.) 

8. Anter Amſtänden iſt ein Dritter zur Herausgabe verpflichtet. Wenn der Empfänger 
das Erlangte unentgeltlich einem Dritten zuwendet, ſoll, ſoweit infolgedeſſen die Ver⸗ 
pflichtung des Empfängers zur Herausgabe der Bereicherung ausgeſchloſſen iſt, der 
Dritte zur Herausgabe verpflichtet ſein, wie wenn er die Zuwendung von dem 
Gläubiger ohne rechtlichen Grund erhalten hätte. 


6 22. Rücktritt 


Rechte und Pflichten können auch dadurch entſtehen, daß eine Vertragspartei ein ihr 
im Vertrage eingeräumtes oder durch das Geſetz gegebenes Rücktrittsrecht ausübt. 
Soweit der Vertrag noch nicht erfüllt iſt, läßt der Rücktritt freilich nur die Verpflich ⸗ 
tungen erlöſchen. Soweit aber der Vertrag bereits erfüllt iſt, entſtehen Ausgleichs- 
verpflichtungen ähnlich denen, die nach den SS 812 ff. (ungerechtfertigte Bereicherung, 
oben 8 21) gegeben find. Das Bürgerliche Geſetzbuch hat den in einem Vertrag vor. 
behaltenen Rücktritt und feine Folgen in dem Titel „Rücktritt“ (S8 346 bis 361) 
geregelt und erklärt bei den einzelnen geſetzlichen Rücktrittsrechten dieſe Beſtim⸗ 
mungen ſchlechthin oder einzelne dieſer Beſtimmungen für anwendbar. 


J. Der Rücktritt verpflichtet die Parteien, wenn er in einem Vertrage vorbehalten 
iſt, einander die empfangenen Leiſtungen zurückzugewähren. „Für geleiſtete Dienſte 
ſowie für die Aberlaſſung der Benutzung einer Sache iſt der Wert zu vergüten oder, 
falls in dem Vertrag eine Gegenleiſtung in Geld beſtimmt iſt, dieſe zu entrichten“ 
(8 346). Wegen Verſchlechterung, Untergang oder einer aus einem anderen Grunde 
eintretenden Anmöglichkeit der Herausgabe iſt Schadenserſatz zu leiſten, ſoweit die 
Vorſchriften über das Verhältnis zwiſchen dem Eigentümer und dem Beſitzer von 
dem Eintritt der Rechtshängigkeit des Eigentumsanſpruchs an einen ſolchen 
Schadenserſatzanſpruch vorſehen ($ 989), und zwar wird für die Anwendung dieſer 
Vorſchriſten dem Eintritt der Rechtshängigkeit der Empfang der Leiſtung gleich⸗ 
geſtellt: vom Empfang der Leiſtung an mußte der Empfänger wegen des Rücktritts 
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vorbehalts mit der Möglichkeit rechnen, daß er die Leiſtung zurückgewähren müſſe. 
Für den Anſpruch auf Herausgabe oder Vergütung von Nutzungen und von dem 
Anſpruch auf Erſatz von Verwendungen gilt Entſprechendes. Eine Geldſumme iſt 
vom Empfang an zu verzinſen (8 347). Dieſe Verpflichtungen decken ſich im wefent- 
lichen (nicht völlig) mit den Verpflichtungen, die bei ungerechtfertigter Bereicherung 
beſtehen. Die Verpflichtungen ſind, ſoweit ſie aus Gegenſeitigkeitsverpflichtungen 
hervorgegangen ſind, Gegenſeitigkeitsverpflichtungen und Zug um Zug zu erfüllen. 
Die 58 320, 322 finden entſprechende Anwendung. 


II. Nur in einem Vertrags-, nicht in einem anderen Schuldverhältnis, und nur bei 
einem Schuld-, nicht etwa bei einem Verfügungsvertrag kommt Rücktritt in Frage. 
Wenn ſich bei einer Forderungsabtretung eine Partei den Rücktritt vorbehält, fo 
erfolgt die Forderungsabtretung mit einer auflöſenden Bedingung, und die Be⸗ 
dingung iſt dann eine Willenserklärung der einen Partei (ſogenannte Poteftativ- 
bedingung). Der Rücktritt bewirkt nicht etwa, wie die Anfechtung, daß der Vertrag 
„als von Anfang an nichtig anzuſehen“ iſt (dann würden, ſoweit der Vertrag erfüllt 
iſt, einfach Anſprüche aus ungerechtfertigter Bereicherung gegeben ſein). Soweit das 
Vertragsverhältnis noch nicht erfüllt iſt, läßt der Rücktritt die aus dem Vertrage ent- 
ſtandenen Verpflichtungen erlöſchen; er wirkt daher für ein Dauerſchuldverhältnis, 
ſoweit es noch nicht abgelaufen iſt, wie eine Kündigung, die ohne Einhaltung einer 
Kündigungsfriſt wirkſam wird. Aber er hat wie die Anfechtung auch rückwirkende 
Kraft. Nur iſt die Rückwirkung hier eine andere als bei der Anfechtung: ſoweit der 
Vertrag erfüllt iſt, beſtehen ſchuldrechtliche Ausgleichsanſprüche nach Maßgabe der 
unter J erörterten SS 346 bis 348. Bei einem Dauerſchuldverhältnis wird das von 
Bedeutung, ſoweit es bereits abgewickelt iſt. 


III. Der Vorbehalt eines Rücktrittsrechts iſt nur bei gegenſeitigen Verträgen, die 
nicht auf die Begründung von Dauerſchuldverhältniſſen gerichtet ſind, häufig. Doch 
kommt er auch ſonſt vor. Mitunter iſt der Rücktritt gegen Zahlung eines Reugeldes 
vorbehalten oder für den Fall, daß der andere Teil ſeine Verbindlichkeit nicht erfüllt. 
Die Verfallklauſel (der Vorbehalt in einem Vertrage, daß der Schuldner ſeine 
Rechte aus dem Vertrage verlieren ſoll, wenn er ſeine Verbindlichkeit nicht erfüllt) 
wirkt auf Grund befonderer Beſtimmung (8 360) nur als Rücktrittsvorbehalt. Die 
Fixgeſchäftsklauſel eines gegenſeitigen Vertrags (die Beſtimmung, daß die Leiſtung 
des einen Teiles genau zu einer feſtbeſtimmten Zeit oder innerhalb einer feſt⸗ 
beſtimmten Friſt bewirkt werden ſoll, d. h. daß der Vertrag mit der Einhaltung des 
Termins oder der Friſt ſtehen oder fallen ſoll) iſt nach dem § 361 im Zweifel als 
Rücktrittsvorbehalt aufzufaſſen (es iſt „im Zweifel anzunehmen, daß der andere Teil 
zum Rücktritt berechtigt ſein ſoll, wenn die Leiſtung nicht zu der beſtimmten Zeit 
oder innerhalb der beſtimmten Friſt erfolgt“). Von den Beſtimmungen, die ein 
geſetzliches Rücktrittsrecht geben, find beſonders wichtig die SS 325, 326 (vgl. 327), 
634, 636. Anter gewiſſen Vorausſetzungen iſt aber der Rücktritt ausgeſchloſſen. Er 
wird zwar nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß der Gegenſtand, den der Berechtigte 
empfangen hat, durch Zufall untergegangen iſt; aber er iſt ausgeſchloſſen, wenn der 
Berechtigte eine weſentliche Verſchlechterung, den Antergang oder die anderweitige 
Anmöglichkeit der Herausgabe des empfangenen Gegenſtands verſchuldet hat 
(Näheres: 8 351), oder wenn er die empfangene Sache durch Verarbeitung oder Am⸗ 


bildung in eine Sache anderer Art umgeſtaltet hat (8 352), unter Amſtänden auch 
dann, wenn der Berechtigte den empfangenen Gegenſtand oder einen erheblichen Teil 
des Gegenſtands veräußert oder mit dem Recht eines Dritten belaſtet hat (Näheres: 


4 
1 


§ 353). Das Rücktrittsrecht erliſcht, wenn für feine Ausübung eine Friſt verein. 


bart iſt, mit Ablauf dieſer Friſt; iſt eine ſolche Friſt nicht beſtimmt, ſo kann dem 
Berechtigten von dem andern Teile für die Ausübung eine angemeſſene Friſt geſetzt 


A 
* 


werden, und mit dem Ablauf dieſer Friſt erliſcht das Rücktrittsrecht (8 355). 
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IV. „Der Rücktritt erfolgt durch Erklärung gegenüber dem andern Teile“ (& 349). 
Einer beſonderen Form bedarf dieſe Erklärung nur, wenn es im Vertrag beſtimmt 
iſt. „Sind bei einem Vertrag auf der einen oder der andern Seite mehrere beteiligt. 
ſo kann das Rücktrittsrecht nur von allen und gegen alle ausgeübt werden“ 
(Näheres: 8 356). Iſt der Rücktritt gegen Reugeld vorbehalten, jo iſt er unwirk - 
ſam, wenn das Reugeld nicht vor oder bei der Erklärung entrichtet wird und der 
andere Teil aus dieſem Grunde die Erklärung unverzüglich zurückweiſt; die Er⸗ 
klärung iſt jedoch wirkſam, wenn das Reugeld unverzüglich nach der Zurückweiſung 
entrichtet wird (§ 359). Der Rücktritt iſt auch unwirkſam in dem Falle des S 357 
(Beweislaſtregelung: 8 358), und er wird nachträglich unwirkſam in dem Falle 
des § 354. 


8 23. Unerlaubte fjandlungen 

Wie von den rechtsgeſchäftlichen Entſtehungsgründen der Verpflichtungen und For- 
derungen der Vertrag die praktiſch wichtigſte iſt, fo kommt von den nichtrechts⸗ 
geſchäftlichen der unerlaubten Handlung die praktiſch größte Bedeutung zu. 

J. Im Gegenſatz zum Allgemeinen Landrecht für die Preußiſchen Staaten von 1794 
(1 6 88 8 bis 12 ALR), zum Code civil von 1804 (Art. 1382, 1383), zum Allgemeinen 
Bürgerlichen Geſetzbuch Oſterreichs von 1811 und dem Schweizeriſchen Obligationen- 
recht (von 1881, zum Teil revidiert 1911 und 1936) kennt das Bürgerliche Geſetzbuch 
keinen allgemeinen Tatbeſtand der unerlaubten Handlung. Es hat auch nicht den 
Verurſachungsgrundſatz angenommen, auf dem das ältere deutſche Recht beruhte 
und der auch heute noch im weſentlichen (obwohl die Ausnahmen in letzter Zeit ſehr 
zugenommen haben) dem engliſchen Recht zugrunde liegt. Anſer Recht der „un- 
erlaubten Handlungen“ geht von dem Verſchuldensgrundſatz aus: ſoweit es ſich nicht 
um Rechtsverletzungen in beſtehenden Schuldverhältniſſen handelt, verpflichtet ſein 
Verhalten grundſätzlich nur dann zu Schadenserſatz, wenn es ſchuldhaft ift. Freilich 
kennt das Bürgerliche Geſetzbuch von dieſem Grundſatz wichtige Ausnahmen (8$ 831, 
833, 829). Vor allem aber iſt der Grundſatz in Sondergeſetzen durchbrochen worden. 
Nach dem Reichshaftpflichtgeſetz von 1871 haftet der Betriebsunter⸗ 
nehmer einer Eiſenbahn für die durch den Betrieb verurſachten Tötungen oder 
Körperverletzungen („Perfonenſchäden“ ), ſofern er nicht beweiſt, daß der 
Anfall durch höhere Gewalt oder eigenes Verſchulden des Getöteten oder Verletzten 
hervorgerufen iſt (8 1), und der Betriebsunternehmer eines Bergwerks oder Stein- 
bruchs, einer Gießerei oder Fabrik haftet für die durch ſeine Bevollmächtigten oder 
Aufſeher ſchuldhaft herbeigeführten Tötungen und Körperverletzungen (§ 2). Landes⸗ 
geſetzliche Vorſchriften, nach denen der Anternehmer eines Eiſenbahnbetriebs oder 
eines andern mit gemeiner Gefahr verbundenen Betriebs für den aus dem Betrieb 
entſtehenden Schaden in weiterem Amfang haftet, hat das Bürgerliche Geſetzbuch 
unberührt gelaſſen (Art. 105 EGBGB; dieſe Vorſchriften kommen vor allem für 
die Haftung der Eiſenbahnen für Sachſchäden, die durch den Betrieb verurſacht 
find, in Betracht). Nach dem Kraftfahrzeuggefetz von 1909 haftet der 
Halter eines Kraftfahrzeugs für die beim Betrieb eingetretenen Tötungen, Körper⸗ 
verletzungen und Sachbeſchädigungen, wenn der Anfall nicht durch ein unabwend⸗ 
bares Ereignis verurſacht iſt, das weder auf einem Fehler des Kraftfahrzeugs noch 
auf dem Verſagen feiner Vorrichtungen beruht. Nach dem Luftverkehrsgeſetz 
von 1922 haftet der Halter eines Luftfahrzeugs für die beim Betrieb des Fahrzeugs 
durch Anfall entſtehenden Tötungen, Körperverletzungen und Sachbeſchädigungen. So 
hat die deutſche Verurſachungshaftung wieder gegenüber der römiſchen Verſchuldens⸗ 
haftung Gebiet gewonnen. Das hängt damit zuſammen, daß ſoziale Gründe die 
„Gefährdungshaftung“ rechtfertigen, daß dieſe Haftung darauf hinzuwirken vermag, 
daß der Anternehmer ſeinen Betrieb möglichſt gefahrlos geſtaltet und mit größter 
Vorſicht betreibt, und daß der gewerbsmäßige Anternehmer in der Lage iſt, ſolche 
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Schäden auf alle, die die gleiche Gefahr tragen, umzulegen (Verſicherungsgedanke, 
oben 8 19 J). 


II. Das Bürgerliche Geſetzbuch enthält in dem 25. Titel „Anerlaubte Handlungen“, 
der das „Recht der Schuldverhältniſſe“ abſchließt (SS 823 bis 853), in der Haupt- 
ſache acht ſelbſtändige Tatbeſtände unerlaubter Handlungen. 

1. Rechtswidrige und ſchuldhafte Verletzung von beſtimmten Rechtsgütern und von 
abſoluten Rechten (8 823 Abſ. 1; vgl. unten IX). 

2. Schuldhafte Verletzung eines ſogenannten Schutzgeſetzes (8 823 Abſ. 2; vgl. 
unten X). 


3. Sittenwidrige vorſätzliche Schädigung (§ 826; vgl. unten XI). 


4. Das Behaupten oder Verbreiten von unwahren Tatſachen, „die geeignet find, 
den Kredit eines andern zu gefährden oder ſonſtige Nachteile für deſſen Erwerb oder 
Tortkommen herbeizuführen“, begründet eine Schadenserſatzpflicht nicht nur bei 
Kenntnis der Anwahrheit — in dieſem Falle liegt „üble Nachrede“ vor, die ſtrafbar 
iſt und ſchon nach § 823 Abſ. 2 einen Schadenserſatzanſpruch begründet —, ſondern 
auch bei bloßem Kennenmüſſen (8 824 Abſ. 1). Nur da, wo der Vertreter oder der 
Empfänger der Mitteilung „an ihr ein berechtigtes Intereſſe hat“, tritt die Erſatz⸗ 
pflicht nur bei bewußter Anwahrheit ein. Danach haftet jemand, der auf Grund 
einer durch Vertrag übernommenen Pflicht eine Auskunft erteilt, nicht für den 
Schaden, der durch eine fahrläſſig falſche Auskunft dem Dritten entſteht, über den 
die Auskunft erteilt wird. 

5. Verführung einer Frauensperſon zur außerehelichen Beiwohnung iſt in gewiſſen 
Fällen ſtrafbar (88 179, 182, 235 bis 237 StGB) und begründet dann ſchon nach 
§ 823 Abſ. 2 eine Schadenserſatzpflicht. Sie macht aber nach 8 825 auch dann erſatz⸗ 
pflichtig, wenn fie durch Drohung oder unter Mißbrauch eines Abhängigkeits. 
verhältniſſes erfolgt, ohne daß ein ſtrafrechtlicher Tatbeſtand erfüllt iſt. 

6. Wenn durch Einſturz eines Gebäudes oder eines andern mit einem Grundſtück 
verbundenen Werkes oder durch die Ablöſung von Teilen des Gebäudes oder des 
Werkes ein Menſch getötet oder verletzt oder eine Sache beſchädigt wird (herab⸗ 
fallende Dachziegel uſw.), hat der Beſitzer des Grundſtücks (unter Amſtänden auch der 
frühere Beſitzer, unter Amſtänden der, der in Ausübung eines Rechtes am fremden 
Grundſtück das Gebäude oder Werk beſitzt, unter Amſtänden der, der das Gebäude 
oder Werk zu unterhalten hat) den Schaden zu erſetzen, ohne daß der Gegner ein 
Verſchulden nachzuweiſen braucht. Doch hat der Beſitzer uſw. die Möglichkeit, ſich 
von der Erſatzpflicht durch den Nachweis zu befreien, daß er zum Zwecke der Ab— 
wendung der Gefahr die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat (88 836 
bis 838). Hier handelt es ſich alfo im Grunde um eine „Amkehrung der Beweis. 
laſt“ oder um eine „Vermutung des Verſchuldens“. 


7. Amtspflichtverletzung (§ 839; vgl. unten XIII). 
8. Tierſchaden (8 833; vgl. unten XIV). 


9. Die Verpflichtung zum Erſatz von Wildſchaden, die früher im 8 835 geregelt 
war, richtet ſich heute nach dem Reichsjagdgeſetz. 


III. In allen Fällen iſt der durch die unerlaubte Handlung (Tun oder Anterlaſſen) 
adäquat verurſachte Schaden zu erſetzen. Der Schaden braucht nicht für 
den, der die unerlaubte Handlung begangen hat, vorausſehbar geweſen zu ſein. 


1. Für den Inhalt des Schadenserſatzanſpruchs gelten grundſätzlich die §S 249 bis 255, 
ſoweit nicht beſondere Vorſchriften eingreifen. Grundſätzlich iſt in Natur der Zuſtand 
herzuſtellen, der beſtehen würde, wenn die unerlaubte Handlung nicht begangen 
worden wäre. Doch iſt in gewiſſen Fällen Vermögensſchaden in Geld zu erſetzen, 
in gewiſſen Fällen kann der Gläubiger ſtatt der Herſtellung in Natur Entſchädigung 
in Geld verlangen, und in gewiſſen Fällen kann der Schuldner den Gläubiger in 
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Geld entſchädigen (88 249 bis 251). Auch der entgangene Gewinn iſt zu erſetzen 
(S 252), und wegen einer gegen die Perſon gerichteten unerlaubten Handlung find auch 
die Nachteile zu erſetzen, die die Handlung für den Erwerb oder das Fortkommen 
des Verletzten herbeiführt (8 842; Beiſpiele: Der Verletzte kann feinem Beruf nicht 
mehr nachgehen oder eine Entſtellung vermindert die Heiratsausſichten des ver⸗ 
letzten jungen Mädchens). Auch bei unerlaubter Handlung gilt der Grundſatz, daß 
wegen eines Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, eine Entſchädigung in Geld 
nicht gefordert werden kann (8 253); doch wird der Grundſatz hier für gewiſſe 
Sonderfälle der unerlaubten Handlung durch S 847 durchbrochen: bei Körper oder 
Geſundheitsverletzung, Freiheitsentziehung und gewiſſen Sittlichkeitsvergehen gegen 
Frauen (insbeſondere auch bei der unter § 825 fallenden Verführung) „kann der 
Verletzte auch wegen des Schadens, der nicht Vermögensſchaden iſt, eine billige 
Entſchädigung in Geld verlangen“. Man drückt das häufig ſo aus: „Schmerzensgeld“ 
(wegen körperlicher oder ſeeliſcher Schmerzen) ſei nur bei Schadenserſatzpflicht aus 
unerlaubter Handlung, nicht bei der Verletzung eines Schuldverhältniſſes zu leiſten. 
Der beſonderen Natur dieſes Anſpruchs iſt durch die Beſtimmung Rechnung ge- 
tragen, daß er unübertragbar und, ſolange er nicht durch Vertrag anerkannt oder 
rechtshängig geworden iſt, unvererblich iſt. Auch die Vorſchriften über die Ver. 
minderung oder Aufhebung der Schadenserſatzpflicht, wenn bei der Entſtehung des 
Schadens ein Verſchulden des Beſchädigten mitgewirkt hat (8 254), gelten auch bei 
unerlaubten Handlungen, und zwar auch in den Fällen, wo eine Erſatzpflicht ohne 
ein Verſchulden eintritt; auch der Tierhalter kann ſich darauf berufen, daß bei der 
Entſtehung des Schadens ein Verſchulden des Beſchädigten mitgewirkt habe. Anter 
Amſtänden iſt Schadenserſatz durch Entrichtung einer Geldrente zu leiſten: das iſt 
der Fall, wenn infolge einer Verletzung des Körpers oder der Geſundheit die Er. 
werbsfähigfeit des Verletzten aufgehoben oder gemindert iſt oder eine Vermehrung 
ſeiner Bedürfniſſe eintritt; daß ein anderer dem Verletzten Anterhalt zu gewähren 
hat, ſchließt den Anſpruch nicht aus; ſtatt der Rente kann der Verletzte eine Kapital. 
abfindung verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt ($ 843). 


| 

| 

| 
Der Schadenserſatz, der bei der Tötung einer Perſon zu leiſten ift, iſt in den SS 844 | 
bis 846 näher geregelt. Die Beerdigungskoſten find dem zu erſetzen, dem die Ver⸗ 
pflichtung, fie zu tragen, obliegt (S 844 Abſ. 1, vgl. SS 1968, 1615 Abſ. 2, 1713 | 
Abſ. 23. Wer von dem Getöteten kraft Geſetzes Unterhalt verlangen konnte, kann 
von dem Täter oder dem, der für die Tötung einzuſtehen hat (dem Kraftfahrzeug; | 
oder Luftfahrzeughalter, dem Tierhalter, dem Aufſichtspflichtigen uſw.), nach Maß- | 
gabe von 8 844 Erſatz durch eine Geldrente, unter Amſtänden eine Kapitalabfindung 
fordern. Einen Erſatzanſpruch hat bei Tötung einer Perſon, ebenſo aber auch bei | 
Körper- oder Geſundheitsverletzung oder Freiheitsentziehung auch der, dem der 
Verletzte kraft Geſetzes zu Dienſten im Hausweſen oder Gewerbe verpflichtet war; 
auch hier kann eine Geldrente, unter Amſtänden eine Kapitalabfindung verlangt 
werden. In allen dieſen Fällen kann auf Grund der beſonderen Vorſchrift des S 846 
dem Erſatzanſpruch ein mitwirkendes Verſchulden des Verletzten entgegengehalten | 
werden; hat alfo der Getötete feinen Tod zur Hälfte mitverſchuldet (er iſt unvor⸗ 
ſichtig über die Straße gegangen und dadurch ſowie durch Anachtſamkeit eines Rad- | 
fahrers von dieſem angefahren worden, fo daß er tödlich ſtürzte), jo kann der Erbe 
die Beerdigungskoſten nur zur Hälfte verlangen; daß dem Erſatzpflichtigen deſſen 
Mitverſchulden entgegengehalten werden kann, ergibt ſich ſchon aus § 254. 
Weitere Sonderregeln: 8S 848 bis 851. 
2. Der Schadenserſatzanſpruch aus unerlaubter Handlung verjährt in drei Jahren 
von dem Zeitpunkt an, in dem der Erſatzberechtigte von dem Schaden und von der ( 
Perſon des Erſatzpflichtigen Kenntnis erlangt hat, ohne Rüdfiht auf dieſe Kenntnis 
in 30 Jahren von der Begehung der Handlung an. Was der Erſatzpflichtige durch | 
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die unerlaubte Handlung auf Koſten des Verletzten erlangt hat, hat er auch nach der 
Vollendung der Verjährung nach den Vorſchriften über die Herausgabe einer un- 
gerechtfertigten Bereicherung herauszugeben. 


IV. Verantwortlichkeit 


Meiſt gehört zum Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung ein Verſchulden. Dabei 
ſpielt die Anterſcheidung von Vorſatz und Fahrläſſigkeit nur eine geringe Rolle 
(vgl. SS 824, 826, 839). Die Schuldfähigkeit wird als Verantwortlichkeit oder Zu- 
rechnungsfähigkeit bezeichnet. Verantwortungsunfähig ſind Kinder unter 7 Jahren 
(§ 828 Abſ. 1), Bewußtloſe und Perſonen, die ſich „in einem die freie Willensbeſtim⸗ 
mung ausſchließenden Zuſtande krankhafter Störung der Geiſtestätigkeit befinden“ 
(S 827; Geiſteskrankheit ſchließt nicht immer die freie Willensbeſtimmung aus; auch 
vorübergehende Zuſtände wie ſinnloſe Trunkenheit, Morphium⸗ oder Kokainrauſch, 
Schlafwandeln uſw. kommen hier in Frage). Wer ſich „durch geiſtige Getränke oder 
ähnliche Mittel“ (Rauſchgifte!) in einen vorübergehenden Zuſtand dieſer Art verſetzt 
hat, haftet „wie wenn ihm Fahrläſſigkeit zur Laſt fiele“; nur dann haftet er 
nicht, wenn er ohne fein Verſchulden in den Zuſtand geraten iſt (S 827). Perſonen 
zwiſchen 7 und 18 Jahren find verantwortungsunfähig, wenn fie bei der Begehung 
der ſchädigenden Handlung nicht die zur Erkenntnis der Verantwortlichkeit erforder- 
liche Einſicht haben; das gilt auch von Taubſtummen (8 828 Abſ. 2). 


V. Erſatzpflicht des nicht verantwortlichen Täters Die fo 
genannte Billigkeitshaftung des 8 829) 

Iſt jemand in einem der Fälle der SS 823 bis 826 (oben II 1 bis 5) für einen von ihm 
verurſachten Schaden nach den SS 827 und 828 (oben IW nicht verantwortlich, fo hat 
er doch den Schaden inſoweit zu erſetzen, als der Erſatz des Schadens nicht von einem 
auffichtspflichtigen Dritten erlangt werden kann und die Billigkeit nach den Am⸗ 
ſtänden, insbeſondere nach den Verhältniſſen der Beteiligten, eine Schadloshaltung 
erfordert, auch ihm nicht die Mittel entzogen werden, deren er zum ſtandesgemäßen 
Anterhalt ſowie zur Erfüllung ſeiner geſetzlichen Anterhaltspflichten bedarf. 

VI. Haftung des Geſchäftsherrn (8 831) 

„Wer einen andern zu einer Verrichtung beſtellt, iſt zum Erſatz des Schadens ver- 
pflichtet, den der andere in Ausführung dieſer Verrichtung einem Dritten wider⸗ 
rechtlich zufügt“ (8 831 Abſ. 1 Satz 1). In der Regel wird eine unerlaubte Hand- 
lung des „Verrichtungsgehilfen“ vorliegen. Dann haſtet der Geſchäftsherr neben 
ihm (Zuſatzhaftung). Sind durch eine Nachläſſigkeit eines Dachdeckergeſellen Teer⸗ 
tropfen vom Dach gefallen und ſind dadurch die Kleider eines Vorübergehenden 
beſchädigt worden, fo iſt der Dachdeckergeſelle nach §S 823 Abf. 1 und der Dachdecker⸗ 
meiſter nach S 831 erſatzpflichtig. Doch iſt nicht Vorausſetzung der Erſatzpflicht des 
Geſchäftsherrn, daß der „Verrichtungsgehilfe“ ſchuldhaft gehandelt hat. Kann dieſer 
nicht verantwortlich gemacht werden (S8 827, 828; oben IV), fo haftet der Geſchäfts. 
herr allein. Aber ſtets tritt die Haftung des Geſchäftsherrn nur ein, wenn der 
andere „in Ausführung der Verrichtung“ (alſo im Rahmen der Weiſungen des 
Geſchäftsherrn) gehandelt, nicht wenn er nur bei Gelegenheit der Verrichtung dem 
Dritten den Schaden zugefügt hat. (Hat der Dechdeckergeſelle vom Dache aus einen 
vorübergehenden Rivalen aus Haß mit Teer beſpritzt, fo haftet der Dachdeckermeiſter 
nicht). In zwei Fällen tritt — darin liegt ein wichtiger Anterſchied gegenüber der 
Haftung, die in einem Schuldverhältnis den Schuldner für ein Verſchulden ſeines 
Erfüllungsgehilfen trifft ($ 278) — die Erſatzpflicht des Geſchäftsherrn nicht ein: 
wenn der Geſchäftsherr die erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder wenn der 
Schaden auch bei der Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. Er muß 
die erforderliche Sorgfalt beobachtet haben bei der Auswahl der beſtellten Perſon 
und bei der Beſchaffung der Vorrichtungen und Gerätſchaften ſowie bei der Leitung 
der Ausführung der Verrichtung, ſofern ihm die Beſchaffung oder die Leitung oblag. 
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Den Beweis, daß einer dieſer beiden Ausnahmefälle vorlag, muß der Geſchäftsherr 
führen; man ſpricht von „Entlaſtungsbeweis“ oder „Exkulpationsbeweis“ und ſagt, 
die Haftung für Dritte unterſcheide ſich in Schuldverhältniſſen von der bei unerlaubten 
Handlungen dadurch, daß im Schuldverhältnis der „Entlaſtungsbeweis“ nicht zu⸗ 
gelaſſen ſei. Wie der Geſchäftsherr haftet der, der ihm die Sorge für die Verrich⸗ 
tung abgenommen hat (z. B. der Rechtsanwalt, den er mit der Hausverwaltung 
betraut hat). 
VII. Die Erſatzpflicht des Aufſichtspflichtigen (8 832) 
Wer kraft Geſetzes zur Führung der Aufſicht über eine wegen Minderjährigkeit oder 
wegen ihres geiſtigen oder körperlichen Zuſtands der Beaufſichtigung bedürftige 
Perſon verpflichtet iſt oder die Aufſicht durch Vertrag übernommen hat, iſt zum 
Erſatz des Schadens verpflichtet, den die Perſon einem Dritten widerrechtlich zufügt. 
Dieſe Erſatzpflicht greift nicht etwa nur dann ein, wenn von jener aufſichtsbedürftigen 
Perſon Erfatz nicht verlangt werden kann. Aber fie entfällt, wenn der Auffichts- 
pflichtige nachweiſt, daß er feiner Aufſichtspflicht genügt hat, oder wenn er den Nach- 
weis führt, daß der Schaden auch bei gehöriger Aufſichtsführung entſtanden ſein 
würde. 
VIII. Mehrere Erſatzpflichtige (8$ 830, 840, 841) 
„Haben mehrere durch eine gemeinſchaftlich begangene unerlaubte Handlung einen 
Schaden verurſacht, ſo iſt jeder für den Schaden verantwortlich.“ Das gilt auch, 
wenn ſich — wie oft bei einem Raufbandel — nicht ermitteln läßt, wer von mehreren 
Beteiligten den Schaden durch ſeine Handlung verurſacht hat. Hier beſteht alſo unter 
Amſtänden eine Erſatzpflicht, ohne daß ein Verſchulden, ja, ohne daß eine Ver 
urſachung gegeben iſt. „Anſtifter und Gehilfen ſtehen Mittätern gleich.“ Aber auch 
in den zuletzt behandelten Fällen, wenn der Geſchäftsherr oder der Aufſichtspflichtige 
erſatzpflichtig iſt, ſind mehrere dem Geſchädigten zum Erſatz desſelben Schadens 
verpflichtet. Liegt ein folcher Fall vor, ſo haften die mehreren als Geſamtſchuldner. 
Für den Ausgleich unter ihnen gelten die Sondervorſchriften der SS 840 Abſ. 2 
und 3, 841. ö | 


IX. Verletzung eines fremden Rechtsgutes oder eines abfo- 
luten Rechts ($ 823 Abſ. 1) 


Von den fünf wichtigſten Deliktstatbeſtänden des Bürgerlichen Geſetzbuchs (88 823 
Abſ. 1, 823 Abf. 2, 826, 833 und 839) iſt der wichtigſte der des 8 823 Abſ. 1. Durch 
ihn find gewiſſe Rechtsgüter und die abſoluten Rechte geſchützt. Von den Rechts- 
gütern ſchützt der § 823 Abſ. 1 das Leben, den Körper, die Geſundheit und die Frei⸗ 
heit. Dagegen iſt z. B. die Ehre nicht durch den § 823 Abſ. 1 beſonders geſchützt. 
Wäre die Ehre mit im S 823 Abſ. 1 angeführt, jo würde jede fahrläſſige Ehr⸗ 
verletzung eine Erſatzpflicht begründen, während nach dem geltenden Recht eine Ehr⸗ 
verletzung nur dann eine Erſatzpflicht begründet, wenn ſie entweder vorſätzlich und 
deshalb ſtrafbar iſt — dann greift § 823 Abſ. 2 ein — oder wenn die Ehrverletzung 
unter den 8 824 fällt. Die Verletzung der Freiheit iſt ſtrafbar nur, wenn fie vor ⸗ 
ſätzlich erfolgt; da die Freiheit aber auch im § 823 Abſ. 1 angeführt iſt, begründet 
auch die fahrläſſige Freiheitsentziehung einen Schadenserſatzanſpruch. Der Ver⸗ 
letzung eines der vier angeführten Lebensgüter iſt der Fall gleichgeſtellt, daß „das 
Eigentum oder ein ſonſtiges Recht eines andern“ verletzt wird. Anter einem 
„ſonſtigen Recht“ iſt hier jedes Recht zu verſtehen, das wie das Eigentum gegen- 
über jedermann wirkt: alſo z. B. das Erbbaurecht, die Dienſtbarkeit, das Pfand⸗ 
recht, das Arheberrecht, das Patentrecht, das Nutznießungsrecht. Auch der Beſtitz, 
der dem Pächter oder Mieter eingeräumt iſt, wird hierher gerechnet, auch „das Recht 
am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetrieb“ (das z. B. dann verletzt wird, 
wenn Kunden gewaltſam davon abgehalten werden, den Laden des Gewerbetreiben⸗ 
den zu betreten). Unter den 8 823 Abſ. 1 fällt aber nicht das Forderungsrecht, nicht 
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das Perſönlichkeitsrecht als ſolches, nicht das Vermögen. Stößt jemand in einem 
Antiquitätenladen aus Anachtſamkeit eine Vaſe um, die ein Dritter gekauft, aber 
noch nicht übereignet erhalten hat, jo hat der Händler einen Erſatzanſpruch aus 
S 823 Abſ. 1, dagegen ſteht dem Käufer, der vielleicht die Vaſe ganz außerordentlich 
billig erſtanden hat, ein Erſatzanſpruch unmittelbar gegen den Zerſtörer auch dann 
nicht zu, wenn dieſer von dem Verkauf der Vaſe gewußt, alſo das Forderungsrecht 
des Käufers gekannt hat. Ob das Leben, der Körper, die Geſundheit und die Frei⸗ 
heit Gegenſtände von Perſönlichkeitsrechten ſind, iſt ſehr umſtritten; mag man dieſer 
Auffaſſung folgen oder ein allgemeines Recht der Perſönlichkeit annehmen, „das das 
Recht auf Erhaltung, Anverletzlichkeit, anerkannte Bezeichnung und freie Betätigung 
der Individualität nach allen Richtungen umfaßt“, ſo iſt doch jedenfalls die Meinung 
abzulehnen, daß der § 823 Abſ. 1 einen Erſatzanſpruch für jede widerrechtliche Ver⸗ 
letzung dieſes allgemeinen Perſönlichkeitsrechts oder für jede widerrechtliche Ver⸗ 
letzung eines jeden Perſönlichkeitsrechts gewährt. Wo zwar rechtswidrig das Ver⸗ 
mögen eines Dritten geſchädigt wird, nicht aber eine Verletzung eines der vier an- 
geführten Rechtsgüter und auch keine Verletzung eines abſoluten Rechts vorliegt, 
iſt ein Erſatzanſpruch auf Grund des § 823 Abſ. 1 nicht gegeben (doch kann ein An- 
ſpruch z. B. aus § 826 herzuleiten fein). 


Die Verletzung des Rechtsgutes oder des abſoluten Rechts begründet nur dann einen 
Erſatzanſpruch, wenn ſie widerrechtlich iſt. Der Eingriff durch ein Tun iſt immer 
widerrechtlich, wenn nicht ein beſonderes Eingriffsrecht vorliegt, wie ein Notwehr. , 
ein Notſtands. oder ein Selbſthilferecht, ein Züchtigungsrecht oder ein Operations. 
recht, das ſich auf die Einwilligung des Patienten gründet. Eine Anterlaſſung iſt 
rechtswidrig, wenn eine Verpflichtung zum Tun beſteht, z. B. die Pflicht, bei Glatt- 
eis zu ſtreuen. Hier wird von Bedeutung, daß, wer einen Verkehr an einem Orte 
eröffnet, für die Sicherheit derer zu ſorgen hat, die von der eröffneten Möglichkeit 
Gebrauch machen. 


Die Verletzung des Rechtsguts oder des abſoluten Rechts begründet einen Erſatz⸗ 
anſpruch nur dann, wenn ſie ſchuldhaft erfolgt iſt. Die Fahrläſſigkeit ſteht dabei 
dem Vorſatz gleich. 


X. Verletzung eines Schutzgeſetzes (§ 823 Abſ. 2) 

Hier wird ein Verſtoß gegen ein Geſetz vorausgeſetzt, das den Schutz eines andern 
bezweckt. Die Beſtimmungen, die vorſchreiben, daß der Hauseigentümer bei Glatt⸗ 
eis zu ſtreuen hat, bezwecken den Schutz der Vorübergehenden. Stürzt jemand, weil 
nicht geſtreut war, und bricht er ſich das Bein, ſo hat er einen Schadenserſatzanſpruch 
gegen den Hauseigentümer; der Dritte aber, dem der Geſtürzte Hilfe bringen wollte 
und infolge des Sturzes nicht bringen konnte, hat keinen ſolchen Erſatzanſpruch (die 
Streuvorſchrift bezweckt nicht ſeinen Schutz). Auch Geſetze zum Schutze aller dienen 
dem Schutze des einzelnen, aber nicht die Geſetze zum Schutze des Gemeinweſens. 
Das Reichsgericht hat wiederholt ausgeſprochen, die Anwendung des § 823 Abi. 2 
werde nicht dadurch ausgeſchloſſen, daß ein Geſetz neben dem Schutze des einzelnen 
das Wohl der Geſamtheit und ſelbſt dieſes vorwiegend im Auge habe (RG 100, 147). 
Nur Geſetze, die ausſchließlich die Ordnung des Staatsganzen, ſeine Verfaſſung und 
Verwaltung zum Gegenſtande haben, können hier nicht in Betracht kommen. Als 
„Schutzgeſetze“ kommen Strafgeſetze, Polizeiverordnungen, aber auch privatrechtliche 
Vorſchriften (§8 858, 909) in Frage. Es gibt Vorſchriften dieſer Art, die ohne 
Verſchulden verletzt werden können; aber eine unerlaubte Handlung liegt nach § 823 
Abſ. 2 Satz 2 nur „im Falle des Verſchuldens“ vor. 


XI. Sittenwidrige vorſätzliche Schädigung ($ 826) 


Hier kann ein Lebensgut oder ein Recht, und zwar irgendein Lebensgut (auch die 
Ehre) oder irgendein Recht (auch ein Forderungsrecht) verletzt oder auch ſchlechthin 
das Vermögen beeinträchtigt ſein. Aber die Erſatzpflicht aus § 826 tritt nur ein, 
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wenn der Schaden in einer gegen die guten Sitten verſtoßenden Weiſe vorſätzlich 
zugefügt wird. Es muß nicht nur die Handlung vorſätzlich begangen ſein, ſondern 
der Vorſatz muß ſich auch auf die Herbeiführung des Schadens beziehen. Schädigungs⸗ 
abſicht iſt nicht erforderlich, das Bewußtſein genügt, daß der ſchädliche Erfolg ein- 
treten werde oder eintreten könne. Der Schaden muß in einer gegen die guten Sitten 
verſtoßenden Weiſe zugefügt ſein. Auch hier kehrt in den Entſcheidungen des 
Reichsgerichts (ſeit RG 48, 124) die Redewendung wieder, es werde ein „Verſtoß 
gegen das Anſtandsgefühl aller billig und gerecht Denkenden“ vorausgeſetzt, und 
neuerdings iſt in der erſten Entſcheidung des 1934 geſchaffenen „Großen Zivilſenats 
des Reichsgerichts“ ausgeſprochen worden: „Der Begriff des Verſtoßes gegen die 
guten Sitten erhält ſeinen Inhalt durch das herrſchende Volksempfinden, jetzt die 
nationalſozialiſtiſche Weltanſchauung“ (RG 150, 4; vgl. oben § 12 II 11). Nicht 
vorausgeſetzt iſt, daß der Handelnde ſich der Sittenwidrigkeit ſeines Verhaltens 
bewußt iſt. Auch iſt nicht etwa Vorausſetzung der Erſatzpflicht aus § 826, daß die 
Handlung ſchon an ſich (abgeſehen vom § 826) rechtswidrig iſt; auch durch die Aus- 
übung eines formellen Rechtes kann der Tatbeſtand des $ 826 erfüllt werden. 

Zu den beſonders wichtigen Fällen, in denen § 826 eingreift, gehört der des 
„Boykotts“ oder des Verrufs. Doch verſtößt nicht etwa jeder Boykott gegen die 
guten Sitten. Die Rechtſprechung iſt zu dem Ergebnis gelangt, daß Boykott nur 
dann gegen die guten Sitten verſtößt, wenn mit ihm eine öffentliche Verrufserklä⸗ 
rung verknüpft ift, die den Zweck und Erfolg hat, das gewerbliche Fortbeſtehen 
des Gegners völlig zu vernichten, oder wenn Verrufserklärungen ohne jede Angabe 
einer Tatſache oder mit aufreizendem Inhalt öffentlich verbreitet werden, oder wenn 
die Maßregel deſſen, der den Boykott verhängt, in keinem billigen Verhältnis ſteht 
zu der Handlungsweiſe desjenigen, gegen den ſich der Boykott richtet (RG 140, 431). 
Auch Verleitung zum Vertragsbruch ſtellt nicht immer einen Verſtoß gegen die 
guten Sitten dar. „Es müſſen beſonders verwerfliche Handlungen dargetan werden, 
die die Verleitung zum Vertragsbruch als unſittliche Schadenszufügung erſcheinen 
laſſen, und die Geſamtheit der Amſtände, unter denen die Verleitung geſchah, muß 
geprüft werden“ (RG 103, 421). 


XII. Verletzung der Amtspflicht (8 839) 


Grundſätzlich hat ein Beamter, der „vorſätzlich oder fahrläſſig die ihm einem Dritten 
gegenüber obliegende Amtspflicht“ verletzt, dem Dritten den daraus entſtehenden 
Schaden zu erſetzen. Freilich haftet heute auf Grund von Sonderbeſtimmungen anſtatt 
des Beamten regelmäßig das Reich, das Land, die Gemeinde uſw. dem Geſchädigten. 
Deshalb iſt aber der § 839 nicht weniger wichtig. Denn das Reich, das Land, die 
Gemeinde uſw. haftet nur dann, wenn nach 8 839 der Beamte haften würde. Abrigens 
kann der Staat uſw., wenn den Beamten Vorſatz oder grobe Fahrläſſigkeit trifft. 
ſeinen Rückgriff bei dem Beamten nehmen (Deutſches Beamtengeſetz vom 26. 1. 1937 
§ 23 Abſ. 2). 

Auch hier braucht es ſich, wie in den Fällen der SS 823 Abſ. 2 und 826, nicht um die 
Verletzung eines der im § 823 Abſ. 1 angeführten Lebensgüter oder eines abſoluten 
Rechts zu handeln; jeder Schaden genügt, jede Vermögensbeſchädigung ſchlechthin 
reicht aus. Aber der Schaden muß darauf zurückzuführen ſein, daß ein Beamter — ein 
Richter, Rechtspfleger, Notar, Polizeibeamter, Beamter einer Geſchäftsſtelle, Reichs. 
poſtbeamter, Reichsbahnbeamter, Lehrer einer öffentlichen Schule uſw. — die Amts- 
pflicht verletzt hat, die ihm gegenüber dem Beſchädigten oblag. Es braucht ſich dabei 
nicht um ein Schutzgeſetz im Sinne des 8 823 Abſ. 2 zu handeln; es kann vielmehr auch 
eine bloße Dienſtvorſchrift fein. Soweit es ſich lediglich um eine Amtspflicht gegen- 
über dem Gemeinweſen handelt, bei dem der Beamte angeſtellt ift, alſo z. B. bei Ver- 
letzung der Vorſchriften, die für den inneren Dienſt oder über die Vermögensver⸗ 
waltung gegeben find, kommt die Anwendung des 8 839 nicht in Frage. Aber der 
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Notar, der in dem Protokoll über die Errichtung eines Teſtamentes verſehentlich 
nicht feſtgeſtellt hat, daß das Protokoll vorgeleſen, genehmigt und unterſchrieben 
worden iſt, haftet nicht nur dem Erblaſſer — d. h. er muß die Koſten tragen, 
die nach Entdeckung des Fehlers durch die Neuerrichtung des Teſtamentes ent⸗ 
ſtehen —, ſondern nach dem Tode des Erblaſſers, wenn der Fehler erſt jetzt entdeckt 
wird, auch dem, der durch das inſolge des Fehlers ungültige Teſtament bedacht 
worden iſt. Der Grundbuchbeamte haſtet nicht nur den Vertragsparteien, ſondern 
auch den mittelbar Beteiligten (RG 72, 372), der Schutzmann haftet für den Schaden, 
den er bei der Verfolgung eines Verbrechers Dritten zufügt (NG 108, 366). 


Anter beſonderen Vorausſetzungen iſt die Haftung des Beamten (und damit die des 
Staates, der Gemeinde, der Reichsbahn uſw.) ausgeſchloſſen. Das iſt einmal der 
Fall, wenn dem Beamten nur Fahrläſſigkeit zur Laſt fällt und der Verletzte auf 
andere Weiſe Erſatz zu erlangen vermag (daß er das nicht kann, muß der Verletzte 
beweiſen). Die Erſatzpflicht iſt ſerner ausgeſchloſſen, wenn der Verletzte vorſätzlich 
oder fahrläffig unterlaſſen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels ab- 
zuwenden. Sie iſt ſchließlich grundſätzlich auch ausgeſchloſſen, wenn der Beamte die 
Amtspflicht verletzt hat, „bei dem Urteil in einer Rechtsſache“; Ausnahmen beſtehen 
hier nur für den Fall, daß eine pflichtwidrige Verweigerung oder Verzögerung der 
Ausübung des Amtes den Schaden verurſacht hat, und für den Fall, daß es ſich um 
eine Pflichtverletzung handelt, die mit einer im Wege des gerichtlichen Strafver⸗ 
fahrens zu verhängenden öffentlichen Strafe bedroht iſt (Rechtsbeugung, § 336 
StGB). 


XIII. Tierhalterhaftung (8 833) 


Der Fall der ſogenannten Gefährdungshaftung, der im Bürgerlichen Geſetzbuch ge- 
regelt iſt, iſt die Haftung des Tierhalters für den Tierſchaden, die ohne Rückſicht 
darauf, ob den Tierhalter ein Verſchulden trifft, eintritt. Freilich iſt der Grundſatz 
durch eine Novelle von 1908 durch eine wichtige Ausnahme durchbrochen worden für 
Haustiere, die dem Beruf, der Erwerbstätigkeit oder dem Unterhalt des Tierhalters 
beſtimmt ſind: hier hat der Tierhalter eine Entlaſtungsmöglichkeit. 


Wenn durch ein Tier ein Menſch getötet oder der Körper oder die Geſundheit eines 
Menſchen verletzt oder eine Sache beſchädigt wird — alſo für Perſonen- und für 
Sachſchäden —, haſtet „derjenige, welcher das Tier hält“. Tierhalter braucht nicht 
der Eigentümer zu ſein. Der Nießbraucher und der Nutznießer eines Landguts, der 
Nutzverwalter eines Erbhofs, der Treuhänder, dem die Wirtſchaftsführung über. 
tragen iſt, der Pächter eines Landgutes iſt Tierhalter, auch wenn ihm das Tier nicht 
gehört, und der Eigentümer iſt in dieſem Falle nicht Tierhalter. Der Reitſtallbeſitzer 
iſt auch beim Ausritt der Reitgäſte Tierhalter, und zwar auch dann, wenn weder er 
noch einer feiner Leute dabei iſt. Der Tierhalter hat den Schaden zu erſetzen, der da. 
durch entſteht, daß durch das Tier ein Schaden angerichtet wird. Weicht der Kutſcher 
falſch aus oder hetzt jemand den Hund eines andern auf einen Menſchen, ſo tritt die 
Tierhalterhaftung nicht ein. Sie iſt auf den Fall zu beſchränken, daß die beſondere 
Tiergefahr (die mit der Tierhaltung verbundene Gefahr) verwirklicht wird. 


Iſt der Schaden durch ein Haustier verurſacht worden, das dem Berufe, der Er- 
werbstätigkeit oder dem Anterhalt des Tierhalters zu dienen beſtimmt iſt, ſo tritt die 
Erſatzpflicht nach der Novelle von 1908 ($ 833 Satz 2) nicht ein, wenn — was der 
Tierhalter zu beweiſen hat — entweder der Tierhalter bei der Beaufſichtigung des 
Tieres die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat oder der Schaden auch 
bei Anwendung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. Dieſe weitgehende und prak⸗ 
tiſch ſehr wichtige Milderung der Tierhalterhaſtung hat der Reichstag im Intereſſe 
insbeſondere der Landwirtſchaft in das Geſetz gebracht, nachdem bei der Schaffung 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs der Reichstag eine Beſtimmung weſentlich desſelben 
Inhalts aus der Regierungsvorlage geſtrichen hatte. 
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Auch der Tierhüter haftet für den Tierſchaden: „wer für denjenigen, welcher ein 
Tier hält, die Führung der Aufſicht über das Tier durch Vertrag übernimmt, iſt für 
den Schaden verantwortlich, den das Tier einem Dritten in der im 8 833 bezeichneten 
Weiſe zufügt“. Aber der Tierhüter (der Verwahrer, der Mieter, der Hirt, der 
Kutſcher uſw.) hat den Entlaſtungsbeweis. 


XIV. „Anſpruchskonkurrenz“ 

Nicht ſelten kann der Erſatzanſpruch gegen eine beſtimmte Perſon ſowohl auf den 8 823 
Abſ. 1 wie auf den § 823 Abſ. 2 wie auch auf den § 826 oder ſonſt auf mehrere der 
ſelbſtändigen Deliktsvorſchriften geſtützt werden. Dann liegt nicht eine Konkurrenz 
von Anſprüchen vor, der Erſatzberechtigte hat nur einen Anſpruch, der aber auf 
mehrere ſelbſtändige Geſetzesbeſtimmungen geſtützt werden kann. Anders iſt es, wenn 
Anſprüche gegen den Täter aus § 823 Abſ. 1 oder Abſ. 2 und gegen den Geſchäfts⸗ 
herrn aus § 831 oder gegen den Täter und gegen den Aufſichtspflichtigen gegeben find 
oder wenn zugleich eine unerlaubte Handlung und eine Vertragsverletzung vorliegen. 
Hier beſtehen mehrere Anſprüche nebeneinander, die Beſonderheit liegt nur darin, daß 
ſie auf den Erſatz desſelben Schadens gerichtet ſind. Hat der Geſelle des Inſtallateurs 
den Hausherrn, der bei der Herſtellung einer Warmwaſſeranlage dabei ſtand, durch 
Anachtſamkeit verbrüht, ſo kann der Hausherr ſeinen Schaden von dem Gefellen auf 
Grund des § 823 Abſ. 1, von dem Meiſter aber auf Grund ſowohl des 8 831 wie auch 
des § 278 erſetzt verlangen. Das iſt in mehrfachen Beziehungen von praktiſcher Be⸗ 
deutung. Sind die Anſprüche aus unerlaubter Handlung (8S 823 Abſ. 1, 831) ver- 
jährt, ſo hat der Hausherr doch noch ſeinen Anſpruch gegen den Meiſter aus der 
Verletzung des Werkvertrages und § 278. Soweit der Hausherr einen Anſpruch aus 
unerlaubter Handlung (8$ 823 Abſ. 1, 831) hat, kann er auch ein Schmerzensgeld ver- 
langen (8 847); ſoweit er den Anſpruch auf Vertragsverletzung gründet, kann er 
Schmerzensgeld nicht fordern. Wenn der Hausherr ſeinen Anſpruch gegen den 
Meiſter auf $ 831 ſtützt, ſteht dem Meiſter die Möglichkeit offen, den Entlaſtungs⸗ 
beweis zu führen; dieſe Möglichkeit iſt ihm verſchloſſen, wenn der Anſpruch auf Ver 
tragsverletzung gegründet wird. So wird es häuſig vorkommen, daß der Anſpruch 
gegen den Geſellen auf Erſatz und auf Schmerzensgeld begründet ift, der Meiſter 
aber, weil er den Entlaſtungsbeweis führen kann, nur Erſatz, nicht auch Schmerzens⸗ 
geld zu leiſten hat. Mitwirkendes Verſchulden des Verletzten kann ſowohl dann, 
wenn der Anſpruch auf Vertragsverletzung, wie auch dann, wenn er auf unerlaubte 
Handlung gegründet wird, geltend gemacht werden, und zwar ſowohl von dem in 
Anſpruch genommenen Täter wie auch von dem, der auf Grund des § 278 oder des 
8 831 in Anſpruch genommen wird; in dieſer Beziehung beſteht alſo kein Anterſchied. 


daß die Rechtſprechung eine Anterlaſſungsklage gewährt, wenn der objektive Tat⸗ 
beſtand einer unerlaubten Handlung verwirklicht worden iſt und Wiederholungs- 
gefahr beſteht. 

Das Bürgerliche Geſetzbuch gibt einen Anterlaſſungsanſpruch bei Beeinträchtigung des 
Namensrechtes (8 12), des Eigentums (8 1004) und anderer dinglicher Rechte (8 1017, 
8 11 Erbbau RVO, SS 1027, 1065, 1090 II, 1227 BGV) ſowie bei Beſitzſtörung (5 862 
Satz 2). Dabei wird nicht Verſchulden, ſondern nur ein objektiv rechtswidriger Ein⸗ 
griff in das Recht und Wiederholungsgefahr vorausgeſetzt („wenn weitere Beein⸗ 
trächtigungen zu beſorgen ſind“). Die Rechtſprechung hat das ausgedehnt auf die 
Beeinträchtigung anderer abſoluter Rechte, z. B. von Fiſchereirechten (RG 75, 398), 
von Patentrechten (RG 101, 137), von literariſchen Arheberrechten (RG 102, 142). 
Ferner hat das Reichsgericht ſchon in einer Entſcheidung von 1901 (RG 48, 114) 
und dann wiederholt den Grundſatz aufgeſtellt, daß ein durch Klage verfolgbarer An 
ſpruch auf Anterlaſſung bei Zutreffen der 88 823 oder 826 wenigſtens dort zu 
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XV. Anterlaſſungsklage 
Der Schutz gegen unerlaubte Handlungen iſt dadurch erheblich erweitert worden, 
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gewähren ſei, wo ein unerlaubtes Verhalten bereits verwirklicht wurde und weitere 
Eingriffe zu beſorgen ſind; dieſe Klage wurde als „deliktiſche Anterlaſſungsklage“ 
bezeichnet. In ſpäteren Entſcheidungen des Reichsgerichts kehrt (ſeit R 60, 6) der 
Satz wieder, daß auch ein nur objektiv rechtswidriger Eingriff in ein vom Geſetz 
geſchütztes Gut zur Anterlaſſungsklage berechtige, falls weitere Eingriffe zu beſorgen 
ſeien. Dadurch iſt die „deliktiſche Anterlaſſungsklage“ überholt worden. Gegen eine 
ſo weitgehende Zulaſſung der Anterlaſſungsklage mußten Bedenken aufkommen. In 
dem Beſtreben, die Zulaſſung wieder einzuſchränken, vertrat der frühere 6. Zivilſenat 
des Reichsgerichts den Standpunkt, daß die Anterlaſſungsklage grundſätzlich nicht 
zuldifig ſei, wenn die Handlung ſtrafrechtlich, durch öffentliche Klage oder Privat- 
klage, verfolgt werden könne; erſt wenn die Strafverfolgung wegen Verjährung aus⸗ 
geſchloſſen ſei, oder wenn ſonſt ein beſonderes Rechtsſchutzbedürfnis es rechtfertige 
(83. B. Erſchwerung der Strafverfolgung durch Auslandsaufenthalt des Täters), ſei 
die Anterlaſſungsklage zuläſſig (RG 77, 222; 82, 64; 95, 341; 98, 32). Dieſe Be⸗ 
ſchränkung hat aber das Reichsgericht in feiner ſpäteren Rechtſprechung (vgl. RG 
116, 153) wieder aufgegeben. 
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Einleitung 


1. Im Bau des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſteht das Sachenrecht an dritter 
Stelle. Die „Schuldverhältniſſe“ gehen voran. Der Geſetzgeber hat es ſich fo 
gedacht, daß aus den Schuldverhältniſſen das Sachenrecht herauswächſt, z. V. aus 
einem Kaufvertrag (88 433 ff.) der Eigentumserwerb (SS 929 ff.), aus einem Dar. 
lehen (88 607 ff.) eine Hypothek (88 1113 ff.). Das iſt vom Standpunkt klarer Ge⸗ 
dankenführung aus richtig geſehen: Zuerſt müffen ein Verkäufer und ein Käufer 
da ſein, dann erſt kommt es dazu, daß der Verkäufer die verkaufte Sache (etwa ein 
Reitpferd) dem Käuſer ausliefert und ihn dadurch zum Eigentümer macht. And: 
Zuerſt muß das Darlehen verabredet oder in Ausſicht genommen fein, ehe man an 
ſeine Sicherung im Wege der Hypothek herantreten kann. e 


Aber dieſe Abſonderung des Sachenrechts vom Schuldrecht iſt übertrieben. Im 
Leben ſtehen ſich die Dinge doch näher, als es das Bürgerliche Geſetzbuch wahrhaben 
will. So zeigt ſich auch hier die unvergleichlich Idarfe Gedankenarbeit 
der Männer, die das Bürgerliche Geſetzbuch gemacht haben, aber auf der Kehrſeite 
als Nachteil ſolchen Scharſſinns Lebensſremdheit. 

Die Neuordnung des juriſtiſchen Studiums geht Darauf aus, dieſe 
Lebensfremdheit zu überwinden. Nach einem unausweichlichen Geſetz bedeutet das 
in erneuter Amkehr eine Abnahme an „reiner“ (abſtrakter) Gedankenſchärfe. Es 
ſteht aber zu hoffen, daß Lehrunterricht und gerichtliche Praxis eine glückliche 
Syntheſe von Lebens wahrheit und deutſcher Gedankenarbeit herbeiführen werden. 
Die nachfolgende Darſtellung bemüht ſich darum. 


2. Anter dieſem Zeichen ſteht die Ordnung des Stoffes. Das Bürgerliche 
Geſetzbuch hat 9 Abſchnitte gebildet: 

Be itz, g 

Allgemeine Vorſchriften über Rechte an Grundftüden, 

Eigentum, 

Erbbaurecht, 

Dienſtbarkeiten, 

Vorkaufsrecht, 

Reallaſten, 

Hypothek, Grundſchuld, Nentenſchuld, 

9. Pfandrecht an beweglichen Sachen und an Rechten. 

Solange das Bürgerliche Geſetzbuch in Kraft ſteht, und damit wird noch für 
einige Zeit zu rechnen ſein, muß ſich der Lernende dieſen Aufbau einprägen, um ſich 
im Gefegestert raſch zurechtzufinden. Aber für die nachfolgende Darſtellung tft 
dieſe Anordnung unbrauchbar. 

Aus der Neuordnung des Studiums hebt ſich als elementarer Faktor das Boden 
recht heraus. Ihm wird mit gutem Grunde eine betonte Sonderſtellung ein⸗ 
geräumt. Das obige Schema zeigt, daß das Bürgerliche Geſetzbuch dem durchaus 
nicht völlig fernſteht: 2, 4, 5, 6, 7, 8 ſind auf Grundſtücke, alſo auf den Boden beſchränkt 
(5 teilweife); umgekehrt iſt 9 auf das Gegenftüd beſchränkt, nämlich auf die „beweg⸗ 
lichen“ Sachen (Geldſtücke, Pferde, Kraftwagen, Bücher, Kleidungsſtücke uſw.). 
Eigenartig ſteht es mit 3: das „Eigentum“ iſt in der Hauptſache nicht aufgeteilt, 
ſondern einheitlich ſowohl für Grundſtücke wie für bewegliche Sachen beſtimmt. Aber 
innerhalb des Abſchnitts 3 kommt es doch an einem Punkt zum Auseinandergehen: 
2. Titel: Erwerb und Verluſt des Eigentums an Grundftüden, 

3. Titel: Erwerb und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen. 

Was dann folgt (4. und 5. Titel) iſt dagegen wieder gemeinſam. Am wenigſten 
kommt das Gegenüber von Grundſtücken und beweglichen Sachen in dem Abſchnitt 1 
„Befitz“ zum Ausdruck. Dieſer „Beſitz“ iſt von den Verfaſſern des Bürgerlichen 
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Geſetzbuchs als der allerallgemeinfte Begriff des Sachenrechts aufgefaßt und deshalb 
an die Spitze geſtellt worden. Aber auch hier zeigt ſich an einer Stelle das Gegen- 
über ($ 859 Abſ. 2 und 3; vgl. auch 8 867). 

3. Im übrigen iſt der „Beſitz“ bei der Neuordnung des Stoffs am ſchwierigſten 
unterzubringen, er paßt überhaupt nicht in die neue Gruppierung hinein. Im fol- 
genden wird er da untergebracht, wo er die wichtigſte Rolle ſpielt, nämlich vor dem 
Eigentumserwerb an beweglichen Sachen (I, 2). Auch was vom Eigentum „all. 
gemein“ gilt, alſo ſowohl für Grundſtücke wie für bewegliche Sachen (z. B. der 
Schutz gegen Störenfriede; SS 985 ff.), wird bei der Lehre von den beweglichen 
Sachen vorweggenommen. Das hier Dargeſtellte iſt dann im II. Teil, d. h. im Boden ; 
recht, entſprechend heranzuziehen. 


I. Teil: Bewegliche Sachen 
I. Überblick | 


a) Der Ausdruck „bewegliche“ Sachen iſt gutes deutſches Erbteil. In 
älterer Zeit ſprach man von Fahrhabe: was weggefahren werden kann. Gerade 
damit ſollte der elementare Gegenſatz zum Grund und Boden, der nicht weggefahren 
werden kann, zum Ausdruck kommen. Die Maſſe der beweglichen Sachen ift natür- 
lich rieſengroß und äußerſt mannigfaltig, weil eben hierher alles gehört, was nicht 
„Boden“ iſt. Doch beſteht eine wichtige Einſchränkung. „Sache“ nach dem ſtrengen 
Sprachgebrauch des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt nur, was „körperlich“ iſt, alſo 
angefaßt werden kann (8 90). So treten zu den „Sachen“ in Gegenſatz die „Rechte“; 
fie haben keinen Körper, beſtehen vielmehr nur in der Vorſtellung. Für die „Rechte“ 
iſt deshalb auch grundſätzlich kein Platz in dem Sachen ⸗Recht, alſo dem 3. Buch. 


Beiſpiel: Wer Geld auf der Sparkaſſe hat, hat das „Recht“ auf Auszahlung (ſei 
es mit, ſei es ohne Kündigung). Er kann fagen: mir „gehört“ dieſes Recht auf 
Auszahlung; er ſagt vielleicht ſogar, er ſei „Eigentümer“ der Forderung gegen 
die Sparkaſſe. Aber „Eigentum“ im Sinne des Bürgerlichen Geſetzbuchs hat er 
nicht. Sein „Recht“ gehört vielmehr in den Rahmen des 2. Buches (vgl. SS 607, 

248 Abſ. 2), er iſt nicht „Eigentümer“, ſondern nur „Gläubiger“. f 


Allerdings kennt das Bürgerliche Geſetzbuch innerhalb des 3. Buches ein „Pfand- 
recht an Rechten“ (8$ 1273 ff.) und einen „Nießbrauch an Rechten“ (§ 1068). 
Aber das find Ausnahmen. Sie find überdies nicht einmal folgerichtig, d. h. „ſachen ; 
rechtlich“ durchgeführt, wie die 88 1069 Abſ. 1 und 1274 Abſ. 1 zeigen: die „Be ⸗ 
ſtellung“ erfolgt doch wieder nach Vorſchriften außerhalb des 3. Buches. 


b) Die beweglichen Sachen ſollen dem Menſchen dienſtbar fein. Das iſt der durch- 
laufende Zweck des Sachenrechts. Dafür ſtehen verſchiedene Rechts 
formen (Typen, Rechtsfiguren) zur Verfügung. Bei weitem die wichtigſte iſt 
das Eigentum (88 903 ff.). Seiner Antermauerung dient auch der Beſitz 
(SS 854 ff.). Dazu treten das praktiſch wichtige Pfandrecht (88 1204 ff.) und der 
praktiſch unbedeutende Nießbrauch (SS 1030 ff.). Hiermit iſt die Reihe erſchöpft. 
Bei Grundftüden iſt fie, wie wir ſehen werden, mannigfaltiger. 

c) Die beweglichen Sachen find in ſtarkem Ausmaß dazu beftimmt, in den Ver ⸗ 
kehr einzutreten. Sie gehen als „Ware“ oder als Geldſtücke und Geldſcheine von 
Hand zu Hand. Da muß für Feſtigkeit und Erkennbarkeit geſorgt werden. 
Denn bei jedem neuen Empfänger ſoll ſich Eigentum bilden. And dieſes Eigentum 
verlangt Achtung von allen, es wendet ſich an alle, um von ihnen reſpektiert zu 
werden. Dasſelbe gilt aber auch, wenn ein Pfandrecht oder ein Nießbrauch beſtellt 
wird, auch das ſollen die Draußenſtehenden beachten. Darum hat das Geſetz mit 
beſonderem Nachdruck für die Erkennbarkeit der Sachenrechte geſorgt. Bei den 
Grundſtücken bedient es ſich dafür des Grundbuchapparates (unten S. 26), bei den 
beweglichen Sachen bedient es ſich der Hilfsfigur des Beſitzes (ſiehe ſogleich 
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Ziff. 2e). Im Grundbuch ſpiegelt ſich die Lage der Grundſtücke, im „Beſitz“ fol 
ſich bei den beweglichen Sachen ſpiegeln, wer der Eigentümer iſt oder wer etwa ein 
Pfandrecht hat. So entſteht der ſogenannte Gutglaubensſchutz. Er iſt gutes 
deutſches Erbteil, das ſich durch die Jahrhunderte hindurch zäh gegen das anders 
gerichtete römiſche Recht erhalten hat. 


d) Das Inverkehrtreten und damit der Warencharakter der beweglichen Sachen 
darf nicht übertrieben werden. Immer muß daneben bedacht werden, daß die 
Sachenrechte, vor allem das Eigentum, auf Ruhe eingeſtellt ſind. Das Eigentum 
ſoll dem friedlichen Haben dienen. Allerdings nicht, wie wir ſehen werden, einem 
rein eigenſüchtigen Haben, aber doch in dem Sinne, daß einmal entſtandenes Eigen - 
tum (oder auch Pfandrecht und Nießbrauch) von der Rechtsordnung als dauer ⸗ 
haft anerkannt und geſchützt wird. So erklärt es ſich, daß der Schutz der Sachen 
rechte beſonders ſtark ausgebaut iſt (88 985 und 1004; für das Pſandrecht 8 1227, 
für den Nießbrauch 8 1065). 


2. Beſitzrecht 

a) Das Wort „VBeſitz“ wird im Volksmund ſehr weitherzig gebraucht. Man 
redet vom Beſitz im Sinne des Vermögens (Kapitals), man ſtellte früher mit Vor 
liebe die „Beſitzenden“ der „beſitzlofen“ Volksklaſſe gegenüber, man nennt auch 
heute noch jemanden Fabrikbeſitzer, Gutsbeſitzer uſw., meint aber damit nicht das, 
was das Bürgerliche Geſetzbuch unter Beſitz verſteht. Das Bürgerliche Geſetzbuch 
hat nämlich einen viel engeren und ſtrengeren Sprachgebrauch. Es ſtellt Beſitz und 
Eigentum ſchroff gegenüber: Der „Beſitz“ iſt die tatſächliche Innehabung, das 
Eigentum dagegen die rechtliche Innehabung. Darum heißt es im Geſetz bei 
dem Erwerben und beim Verlorengehen des Beſitzes: „Der Beſitz wird durch die 
Erlangung der tatſächlichen Gewalt über die Sache erworben“ (8 854), und: 
„Der Beſitz wird dadurch beendigt, daß der Beſitzer die tatſächliche Gewalt über 
die Sache aufgibt oder in anderer Weiſe verliert“ (8 856). Jener oben erwähnte 
Sprachgebrauch meint nun nicht eine bloße „tatſächliche“ Gewalt, ſondern die „recht ; 
liche“ Innehabung, alſo das, was im Bürgerlichen Geſetzbuch „Eigentum“ genannt 
wird: Fabrikeigentümer, Gutseigentümer, im Eigentum ſitzende und eigentumsloſe 
Volksklaſſe. Meiſt fällt allerdings das Eigentum mit dem Beſfitz zuſammen, jo z. B. 
bei dem Fabrikherrn oder bei den Kleidungsſtücken, die wir auf dem Leibe tragen, 
oder den Büchern, die zu Hauſe in unſerem Schranke ſtehen. Hier ſind wir zugleich 
Eigentümer und Beſitzer. Aber Eigentum und Beſitz können auch 
auseinanderfallen. g 


Beiſpiele: Wenn mir mein Hut geſtohlen oder infolge Verwechſelung weg⸗ 
genommen wird, iſt der Dieb oder der Verwechſelnde „Beſitzer“ geworden, ich 
aber bleibe „Eigentümer“. Wenn ich Sachen auf Abzahlung erworben habe und 
der Verkäufer ſich dabei das Eigentum vorbehalten hat, ſo bin ich eben noch nicht 
„Eigentümer“ geworden, wohl aber ſchon „Beſitzer“. 
Dieſe überſcharfe begriffliche Trennung iſt aus dem römiſchen Recht zu uns ge- 
kommen, das alte deutſche Recht kannte fie nicht. Aber auch das Bürgerliche Gefeh- 
buch hat die Trennung nicht in voller Reinheit durchführen können. Es kennt auch 
einen vergeiſtigten, nicht durch die tatſächliche Innehabung gekennzeichneten 
Befſitz, fo bei vorübergehendem Verluſt der tatſächlichen Innehabung (8 856 Abſ. 2), 
fo beim Erbgang (8 857). 
Beiſpiele: 1. Liegengelaſſene Sachen, die man ſich ſpäter wieder holen will; 
man bleibt „Befitzer“. 2. Jemand tft geſtorben; der Erbe wohnt weit weg; er 
weiß noch gar nichts vom Erbſall, kennt auch die Sachen des Erblaſſers nicht. 
Trotzdem hat er ſchon „Beſitz“. 
Vor allem aber wird der Boden der „tatſächlichen Gewalt“ verlaſſen (zur Hälfte ver⸗ 
laſſen) bei der Zerlegung in ſogenannten mittelbaren und unmittelbaren Beſitz. 
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b) Mittelbarer und unmittelbarer Beſitz. Die Menſchen ſtehen 
ſich nicht in voneinander abgeſchloſſenen Räumen gegenüber. Sie treten vielmehr 
unabläſſig in Verkehr miteinander. Das drückt ſich auch im Beſitzrecht aus. Einer 
überläßt dem anderen den Beſitz (die „tatſächliche Gewalt“), ſpäter ſoll ihm der 
andere die Sache wieder zurückgeben. Da läuft in der Zwiſchenzeit ein Band 
zwiſchen den beiden, jeder iſt „Beſitzer“: der eine, der in der Zwiſchenzeit die 
Sache in den Händen hat, heißt „unmittelbarer Beſitzer“, der andere, der auf die 
Rückgabe wartet, heißt „mittelbarer Beſitzer“; dies deshalb, weil der erfte gewiſſer⸗ 
maßen fein Helfer und Vertreter iſt: er „vermittelt“ ihm den Beſitz (§ 868). 
Beiſpiele: Der Mieter iſt unmittelbarer, fein Vermieter mittelbarer Be⸗ 
ſitzer. Der Pfandſchuldner iſt mittelbarer Beſitzer, ſein Gläubiger, dem er das 
verpfändete Sparkaſſenbuch „übergeben“ hat (8 1205) und der dadurch ſelbſt un- 
mittelbarer Beſitzer geworden iſt, vermittelt ihm die andere Hälfte des Beſitzes, 
den „mittelbaren“. Auch bei dem oben unter a als Beiſpiel genannten Abzah - 
lungsgeſchäft kommt es zur Zweiteilung: Ich, der Käufer, habe nur den unmittel- 
baren Beſitz erworben, der Verkäufer hat außer feinem Eigentum den mittel- 
baren Beſitz zurückbehalten (doch iſt das beſtritten). 
Beide haben dann den Beſfſitzſchutz (d), eben weil jeder Beſitzer iſt. 
Doch können ſich Verwickelungen ergeben (vgl. 8 869). Geraten fie untereinander 
in Streit, fo ſteht der beſondere „Beſitzſchutz“ dem unmittelbaren Beſitzer zu; er 
iſt näher an der Sache und geht deshalb vor. 
Beiſpiel: Streit zwiſchen Vermieter und Mieter. Der Mieter kann den 
Vermieter am Eindringen in das Mietsquartier gemäß 8 859 hindern. Wenn 
der Vermieter im „Rechte“ iſt, z. B. den Auszug des Mieters verlangen kann, 
muß er klagen. Dann ftüßt er ſich aber auf fein Eigentum, alſo die „recht- 
liche“ Herrſchaft; was er an Beſitz hat (der mittelbare) reicht nicht aus gegenũber 
dem Mieter. 
e) Beſitzdienerſchaft. Bei der eben geſchilderten Beſitzvermittlung ſtehen 
ſich beide als ungefähr gleichgeordnet gegenüber. Das Aberlaſſen an einen anderen 
kann aber auch fo gemeint fein, daß der andere dabei in ein Abhängigkeits 
verhältnis zu dem Aberlaſſenden tritt, etwa „in deſſen Haushalt oder Erwerbs- 
geſchäft“ (8 855). Dann bleibt der Aberlaſſende allein „Befitzer“, der Abernehmende 
iſt nur ſogenannter „Beſitzdiener“. Der Beſitzdiener darf ſich nicht aufſpielen, als 
ſei er ſelbſt „Beſitzer“. Er hat z. B. nicht die Klagen wegen Beſitzverletzung, die 
bleiben ſeinem Herrn vorbehalten. Nur zur Verteidigung ſeines Herrn darf er im 
Rahmen des 8 860 tätig werden. 
Beiſpiele: Beſitzdiener find die Hausangeftellte bezüglich des Küchengeräts, 
der Ladenangeſtellte bezüglich der Waren, die er verkaufen ſoll, der Chauffeur 
bezüglich des Autos, der Landarbeiter bezüglich des Ackergeräts. Wenn ein 
Fremder ſich an den Sachen vergreifen will, können die genannten Perſonen ihn 
mit Gewalt abwehren, aber das tun ſie nicht in eigener Sache, ſondern nur „in 
Ausübung der Rechte“ ihres Herrn (ſo Wortlaut 8 860). 
d) Beſitzſchutz. Die Gewährung und der Ausbau des Beſitzſchutzes iſt eine 
Seltſamkeit. Wer im Rechte iſt, wie der Eigentümer, der kommt faſt immer mit 
den Machtmitteln des Eigentums aus (unten S. 15), braucht alſo keinen Zefit- 
ſchutz. Wer dagegen nicht im Recht iſt, wie etwa der Dieb (Beiſpiel unter a), ſcheint 
keinen Schutz zu verdienen. In der Tat richtet ſich viel Kritik gegen das ganze 
gekünſtelte Beſitzſyſtem des Bürgerlichen Geſetzbuchs und vor allem gegen den weit 
getriebenen Beſitzſchuz. Der Grund ſolchen Beſitzſchutzes iſt jedoch nicht unfinnig. 
Das iſt der Ordnungs gedanke. Es fol kein Fauſtrecht herrſchen. Iſt ein. 
mal „tatſächliche Gewalt“ bei jemandem gegeben und er dadurch „Beſiter“ geworden, 
ſo ſoll auch das beachtet werden. Wirklich genießt ſo nach geltendem Recht ſogar 
ein Dieb Beſitzſchuzz. Natürlich muß er dem Beſtohlenen weichen, wenn dieſer 
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mit feinem „Recht“, dem Eigentum, vorgeht (8 985). Aber beliebige Dritte dürfen 
ſich nicht anmaßen, den „Beſitzer“ zu verjagen oder ſonſt in den nun einmal ge ⸗ 
ſchafſenen tatſächlichen Zuſtand einzugreifen. 

Der Beſitzſchutz iſt dogmatiſch ſtark ausgebaut. Er zerfällt in den Selbſthilfe ⸗ 
ſchutz (8 859) und in den Klageſchutz (SS 861 und 862). Beide gehen aus 
von der „verbotenen Eigenmacht“, die der Angreifer verübt hat (8 858). Dieſe 
verbotene Eigenmacht ſtempelt fein Verhalten zu einem „fehlerhaften“, und das über. 
trägt ſich dann auch auf feine etwaigen Erben oder ſonſtigen Folgemänner (8 858 
Abſ. 2 Satz 2). Der Klageſchutz iſt wieder doppelt geſtaltet: eine Klage auf 
Rüdgabe bei Wegnahme (8 861) und eine Klage auf Abwehr bei ſonſtigen Stö- 
rungen (8 862). Das ganze Syſtem läuft ungefähr parallel zum Eigentums 
ſchutz: Auch beim Eigentum Selbſtſchutz (allerdings nicht im 3. Buch geregelt, 


ſondern vorn im 8 227: Notwehr; Einſchränkung im 8 904) und Klageſchutz; der 


Klageſchutz ebenfalls zerlegt in die Rüdgabeflage und die Abwehrklage (S8 985 ff. 
und 1004; Näheres fpäter). 

e) Sonſtige Wirkungen des Beſitzes. 1. Zu dem eben erwähnten 
Klageſchutz innerhalb des Abſchnitts über den Beſitz tritt die Klage aus 
81007. Sie iſt ein überkünſteltes und unfruchtbares Gebilde, das bei einer Neu- 
faſſung des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſicher geſtrichen werden wird, obgleich es heute 
in den Anwaltsſchriftſätzen ſtändig neben den Klagen aus 8 985 oder 8 861 mit- 
geſchleppt wird. — 2. Sehr große Bedeutung kommt aber dem Beſitz als 
Abertragungsmittel zu: er iſt Brücke für den Eigentumserwerb, das 
Eigentum geht nicht ſchon mit bloßer mündlicher Abſprache über, der Abergang 


ſoll ſichtbar, erkennbar fein (vgl. oben S. 4 c), und dazu dient die Vefisübergabe 


(im folgenden S. 10). — 3. Aus ähnlichen Gründen entſpringt die Beſitz⸗Eigen⸗ 
tums vermutung. Wenn zwei um das Eigentum ſtreiten, liegt es nahe, zu ; 
nächſt dem zu glauben, der die Sache in den Händen hat. Das iſt eben der „Be⸗ 
ſitzer“; er ſieht fo aus, als ſei er der Eigentümer. In der Tat läßt das Geſetz für 
ihn die „Vermutung“ ſprechen (§8 1006). Aber ſolche Vermutungen find nur etwas 
Vorläufiges, fie können durch Gegenbeweis widerlegt werden. 


Beiſpiel: Der Mann, der meinen Hut aus Verwechſelung oder böswillig 
mitgenommen hat, iſt, wenn ich ihn verklage und er mein Recht beſtreitet, zunächſt 
der ſtärkere. Ich muß ihm mit dem Beweis kommen, er kann abwarten. Doch 
hat das Geſetz mir den Beweis etwas erleichtert. Es genügt, wenn ich nur die 
Tatfache des Abhandenkommens beweiſe (etwa durch Zeugen). Dann dreht ſich 
die Vermutung gewiſſermaßen um: jetzt gelte ich als damaliger Eigentümer 
(8 1006 Abſ. 1 Satz 2 in Verbindung mit Abf. 2), und nun muß der andere be- 
weiſen, wie er etwa „Eigentümer“ des Hutes geworden ſein will. 


3. Das Eigentum als Grundbegriff des Sachenrechts 

a) Das Eigentum wurzelttiefim Volke. Jeder kennt es. Jeder it Eigen · 
tümer, ſei es auch in beſcheidenſtem Ausmaß, z. B. bezüglich der alten Kleider, 
die er auf dem Leibe trägt. Jeder weiß auch, daß andere dieſes Eigentum achten 
müſſen, daß ſie es ihm nicht wegnehmen dürfen, daß der Staat dahinter ſteht, der 
den Dieb und Räuber und Sachbeſchädiger beſtraft. 

Darin liegt zugleich die Anerkennung des ſogenannten Privateigentums: 
jedes Stück Eigentum gehört einer beſtimmten einzelnen Perſon. Dieſer Hut iſt 
Eigentum des einen, jener Hut iſt Eigentum des anderen. Das gilt auch von den 
Grundſtücken, auch ſie ſind aufgeteilt, das eine gehört dem A., das andere gehört 
dem B.; im Grundbuch (unten S. 26) kann man Grundſtück für Grundſtück nachleſen, 
wer Eigentümer iſt. 

Dieſes aufgeteilte Privateigentum iſt im Laufe der Menſchheitsgeſchichte mehrfach 
angezweifelt und angegriffen worden. Es ſollte nicht der eine dieſes, der andere 
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jenes, der eine viel, der andere wenig haben, ſondern alles ſollte allen gemeinſam 
gehören („Kommunismus“). Das widerſpricht der heutigen Staats und 
Rechtsauffaſſung. In einem berühmten Zuſatz vom 19. April 1928 zu Punkt 17 
des Nationalſozialiſtiſchen Parteiprogramms hat der Führer Adolf Hitler 
ausdrücklich erklärt, daß „die NSDAP auf dem Boden des Privateigentums ſteht“. 
Auch das Bürgerliche Geſetzbuch iſt von Grund aus auf dem Gedanken des Privat- 
eigentums aufgebaut. Wenn es z. B. ſagt: „Zur Abertragung des Eigentums iſt 
erforderlich, daß der Eigentümer die Sache dem Erwerber übergibt uſw.“ ($ 929), 
ſo ſtellt es ſich den Abertragenden als bisherigen alleinigen Eigentümer vor, der 
nun durch die Abertragung einen anderen wiederum zum alleinigen Eigentümer 
macht. 

Aber dieſes Privateigentum ſteht doch mitten in ſeiner Amwelt. Das 
bedeutet in ethiſcher und politiſcher Richtung, daß der Eigentümer auf dieſe Amwelt, 
auf feine Nachbarn, ja auf das Volksganze Rückſicht nehmen muß. Schon im 
Bürgerlichen Geſetzbuch, das noch ſtark in der individualiſtiſchen Anſchauungsweiſe 
des 19. Jahrhunderts wurzelt, kommt das gleich im erſten Paragraphen des Ab- 
ſchnitts „Eigentum“ zum Ausdruck (8 903). Dem Eigentümer wird hier zwar ver- 
brieft, daß er „mit der Sache nach Belieben verfahren und andere von jeder Ein⸗ 
wirkung ausſchließen kann“. Aber doch mit der Einſchränkung: „ſoweit nicht das 
Geſetz oder Rechte Dritter entgegenſtehen“. Der Nationalſozialismus hat dieſe 
Eingliederung des Privateigentums in die Umwelt zwiefach weitergeführt und ge- 
hoben. Einmal hat er an die Stelle der Amwelt und der unbeſtimmten „anderen“ 
das Volksganze geſetzt. Zum zweiten hat er aus der bloßen Eingliederung und 
Rüdfihtnahme den Pflichtgedanken gemacht. So iſt er zu der Formel gelangt: 
Eigentum fol Dienft am Volksganzen fein. Bei der praktiſchen Benutzung 
des Eigentums führt das zu der noch bekannteren, auch im Parteiprogramm 
(Punkt 24) niedergelegten Prägung „ Gemeinnutz geht vor Eigennutz“. 


b) Konſtruktion des Eigentums. Auch in dem engeren und juriſtiſchen 
Rahmen des Sachenrechts bildet das Eigentum das Fundament. An ihm läßt ſich 
das befondere Weſen des Sachenrechts am beſten erkennen. Während 
das Schuldrecht eine Rechtsbeziehung zwiſchen zwei Perſonen ſtiftet, die ſich als 
Gläubiger und Schuldner gegenüberſtehen, ſtiftet das Sachenrecht eine Rechts 
beziehung zwiſchen einer Perſon und einer Sache. Dem 
Gläubiger iſt (freilich nur im bildlichen, übertragenen Sinne) der Schuldner unter- 
tan. Dem Eigentümer iſt die Sache untertan. Wenn der Gläubiger beim Richter 
klagt, ſtützt er ſich darauf, daß der Schuldner ihm verbunden iſt. Wenn der Eigen- 
tümer klagt, ſtützt er ſich darauſ, daß er der Herr der Sache iſt, die ihm der andere 
herausgeben ſoll. 


Derart zeigt das Eigentum uns den Menſchen als Herrn der Güterwelt. And weil 
es Privateigentum iſt, müſſen die anderen es anerkennen. Darin liegt ein weiterer 
Anterſchied zum Schuldrecht. Das Schuldrecht bleibt ein „Internum“ der zwei daran 
beteiligten Perſonen, Dritte geht es nichts an. Das Eigentum dagegen wendet ſich 
nach außen, es geht alle an, keiner darf es verletzen. 
Darin iſt das Eigentum vorbildlich für die anderen „Sachenrechte“. 
Nießbrauch und Pfandrecht (oben S. 4 b) find ganz ebenſo zu „konſtruieren“: Auch 
ſie ſtellen ein Rechtsverhältnis zwiſchen einer Perſon und einer Sache dar. Das 
Pfandobjekt iſt dem Pfandgläubiger, der Nießbrauchsgegenſtand dem Nießbraucher 
untertan. Nur, daß es ſich hier nicht wie beim Eigentum um ein vollſtändiges 
Antertanſein handelt, ſondern um ein beſchränktes: nur zu Sicherungs⸗, nur zu 
Nutzungszwecken. In dieſem beſchränkten Rahmen wendet ſich dann aber auch 
das Pfandrecht (und der Nießbrauch) an alle, genau ſo wie das Eigentum. 
Beiſpiel: Wenn ein Schuldner zehn Gläubiger hat, ſo geht keiner dem 
anderen vor. Namentlich im Konkurſe erhalten fie alle die gleiche Quote (Divi- 
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dende). Wenn aber einem von ihnen ein Pfand beſtellt worden iſt, ſo iſt dieſer 
eine vom Schuldrecht ins Sachenrecht hinübergerückt. Er hat dadurch ein Vor⸗ 
zugsrecht bekommen, er „iſt berechtigt, Befriedigung aus der Sache zu fuchen“ 
(8 1204), und alle anderen müſſen warten, ob beim Verkauf des Pfandes 
(SS 1228 ff.) für fie noch etwas übrig bleibt. Auch ſchon vorher iſt der Pfand⸗ 
gläubiger gegen Eingriffe Dritter, die ihm etwa die Pſandſache wegnehmen oder 
beſchädigen wollen, geſchützt (§ 1227), weil er eben — neben dem Eigentümer — 
zum (beſchränkten) Herrn der Sache geworden iſt. 
Das Eigentum bleibt jedoch dieſen anderen Sachenrechten gegenüber führend. 
Pfandrecht und Nießbrauch ſind nur „abgeleitete“ Rechte. Sie tragen auch von 
vornherein eine zeitliche Begrenzung in ſich, ſie ſollen wieder „erlöſchen“ (vgl. z. B. 
S 1252 f., 8 1061). Dann bleibt das Eigentum übrig, denn das Eigentum iſt als 
e wig gedacht, auch wenn es von Zeit zu Zeit ſeinen Träger wechſelt. 


4. Der Erwerb des Eigentums an beweglichen Sachen 


a) Aberſicht. Das Bürgerliche Geſetzbuch unterſcheidet in dem Titel „Erwerb 
und Verluſt des Eigentums an beweglichen Sachen“ (58 929 ff.) ſechs Fälle: 
1. Erwerb durch Übertragung, 2. Erwerb durch Erſitzung, 3. Erwerb durch Ver⸗ 
bindung, Vermiſchung, Verarbeitung, 4. Erwerb von Erzeugniſſen und ſonſtigen 
Beſtandteilen einer Sache, 5. Erwerb durch Aneignung, 6. Erwerb durch Fund. 
Der 1. Fall iſt durchaus der wichtigſte. Er kommt im Leben millionenfach zur An⸗ 
wendung. Der 2. Fall iſt verhältnismäßig ſelten, aber doch für ein durchgebildetes 
Nechtsſyſtem unentbehrlich. Der 3. und 4. Fall find Verfeinerungen, mit denen 
der Richter nur ausnahmsweiſe befaßt wird; ſie werden deshalb im folgenden nicht 
beſonders behandelt. Der 5. Fall führt in Nebengebiete hinüber, vor allem in das 
Gebiet der Jagd und Fiſcherei. Der 6. Fall fällt etwas aus dem Rahmen, inſofern 
er viele andere Dinge behandelt und den Eigentumserwerb nur mitten darin (8 973) 
als eine Einzelerſcheinung regelt. 

Man kann auch anders gruppieren, indem man nur 2 Hauptgruppen bildet, den 
urſprünglichen und den abgeleiteten Erwerb. Dahinter ſteht ein 
tiefer Sinn. Bei der erſten Gruppe handelt es ſich um Sachen, die noch 
„herrenlos“ find, die gleichſam auf den Zugriff des Menſchen warten. Wenn dann 
einer zugreift, ſo macht er ſich dadurch zum Eigentümer. Das nennt man „urſprüng⸗ 
lichen“ Erwerb. Aus dem Bürgerlichen Geſetzbuch gehört hierher vor allem der 
5. Fall, die Aneignung, insbeſondere das Einfangen wilder Tiere. Damit iſt der 
Eigentumserwerb des Finders (fiehe oben) verwandt, obwohl hier die „gefundene“ 
Sache zunächſt keineswegs herrenlos war, ſondern vorläufig noch im Eigentum des 
Verlierers bleibt: erſt allmählich, durch Zeitablauf, ſetzt ſich der Finder an die Stelle 
des Erwerbers. Der Zeitablauf iſt auch bei der Erſitzung entſcheidend (Fall 2); 
man kann auch ſie immerhin als eine Art Aneignung auffaſſen. Auch beim 3. Fall 
ſpielt dergleichen hinein: wenn z. B. jemand fremde Stoffe „verarbeitet“ (§ 950), fo 
ſetzt er ſich eigenmächtig an die Stelle des bisherigen Eigentümers, er verdrängt 
dieſen. Zu alldem ſteht im Gegenfatz die zweite Gruppe. Hier iſt gerade die 
Verbindung zwiſchen dem bisherigen und dem neuen Eigentümer entſcheidend. Der 
bisherige „überträgt“ ſein Eigentum auf den neuen, der neue ſtützt ſich auf dieſe 
Abertragung, er leitet ſein Eigentum von dem früheren Herrn der Sache ab. 
Während alſo bei den Tatbeſtänden der erſten Gruppe der Menſch in ſeiner 
Arſprünglichkeit als Zugreifender erſcheint, tritt er uns bei den zweiten Fällen ein- 
geordnet in das Verkehrsleben entgegen: er nimmt an dem planmäßigen Wandern 
der Güter von Hand zu Hand teil, und zwar im Einverſtändnis mit ſeinem Vormann. 
b) Der Erwerb durch Übertragung (8 929 ff.). Der Normalfall iſt 
volkstümlich und jedem Erwachſenen, ja ſchon Kindern, geläufig: Man kauft ſich 
etwa Zigarren, der Verkäufer gibt ſie dem Kunden über den Ladentiſch. Damit geht 
das Eigentum zum Kunden über. 
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Der Juriſt muß aber dieſen einfachen Fall in feine Elemente auflöſen. Es Spielen 
ſich hier drei Vorgänge ab: 1. Der „Kauſ“, d. h. das Schuldverhältnis 
der 88 433 ff.; dadurch geht das Eigentum noch nicht über, der Kauf bringt nur eine 
perſönliche Bindung hervor, er liegt nur dem Eigentumsübergang „zugrunde“, er 
iſt, wie die Juriſten es nennen, das „Kauſalverhältnis“ (Grundverhältnis). 2. Die 
Abergabez; bier zeigt ſich der Beſitz als Abertragungsmittel (S. 7 e 2); wenn 
z. B. fernmündlich Zigarren beſtellt werden, die ins Haus geſchickt werden ſollen, 
iſt zwar das Grundverhältnis (der Kauf) fertig; aber die Abergabe fehlt, und des⸗ 
halb ift auch das Eigentum noch beim Verkäufer geblieben. 3. Die „Einigung“ 
(ſiehe Wortlaut 8 929); fie iſt für den Nichtjuriſten am ſchwerſten verſtändlich. Sie 
darf nicht mit dem „Kauf“ verwechſelt werden, ſtellt vielmehr eine nochmalige, 
ſelbſtändige Willensbildung der beiden Beteiligten dar. And folange fie fehlt, tft 
es wiederum noch nicht zum Eigentumsübergang gekommen. 


Beiſpiel: Am 1. Mai hat Herr A. ſich beim Schneidermeiſter B. nach Maß 
einen Anzug beſtellt (Werkvertrag, 8 631). Am 11. Mai wird der Anzug 
in ſeiner Wohnung abgegeben. Er ſelbſt iſt verreiſt, aber die Hausangeſtellte 
(Beſitzdienerin) nimmt ihn in Empfang. Das iſt „Abergabe“ im Sinne des 
8 929. Aber noch fehlt die „Einigung“. Am 14. Mai kommt A. nach Haus, ſieht 
den Anzug, ſagt nichts. Er billigt ihn. Damit iſt die Einigung vollzogen, denn 
fie braucht nicht von Angeſicht zu Angeſicht, und fie kann auch ſtillſchweigend voll · 
zogen werden. Ergebnis: A. war noch nicht Eigentümer am 1. Mai (Abſchluß 
des Kauſalverhältniſſes), auch noch nicht am 11. Mai (Übergabe), ſondern erft 
am 14. Mai (Hinzutritt der Einigung). Das alles kann ſehr wichtig ſein, z. B. 
im Konkurs, wo es eine große Rolle ſpielt, wer „Eigentümer“ iſt. 


Das Erfordernis der Abergabe dient der „Erkennbarkeit“ (S. 4 c), man ſoll 
ſehen, wo das Eigentum iſt. Aber das Leben erzwingt Einſchränkungen deſſen. So 
kennt das Bürgerliche Geſetzbuch drei Fälle, wo die Abergabe über ⸗ 
flüſſig iſt oder durch etwas anderes „erſetzt“ wird. 


Am einfachſten § 929 Satz 2, die ſogenannte Aber gabe kurzer Hand: 


Beiſpiel: Ich habe einem Freund ein Buch geliehen. Später bittet er mich, 
es ihm zu ſchenken. Ich ſage: Ja. Darin liegt zugleich die „Schenkung“ als 
Kauſalverhältnis (8 516) und die „Einigung“ des Sachenrechts. Eine „Aber 
gabe“ iſt nicht mehr nötig, da der Freund ohnedies das Buch ſchon in den 
Händen hat. 


Sehr verwickelt der 2. Fall: 8 930 (ſogenanntes onstitut um possess o- 
rium). Er benutzt die Zerlegung des Beſitzes in mittelbaren und unmittelbaren; 
man muß alfo S 868 mit heranziehen (vgl. S. 6 b). | 


Beifpiel: A. ift in Geldverlegenheit. Er verkauft (Kauſalverhältnis) feinen 
Kraftwagen an B. Aber vorläufig braucht er ihn noch auf einige Wochen. Es 
wird verabredet, daß er ihn mietweiſe behalten ſoll, für die Woche 10 RM Miete 
geld. Erſt ſpäter foll dann die „Abergabe“ des Wagens an B. erfolgen. Trotz⸗ 
dem iſt B. ſofort Eigentümer geworden, die Abergabe iſt durch die Vereinbarung 
„erſetzt“ worden. A. hat nur den „unmittelbaren“ Befitz zurückbehalten, auch ihn 
verliert er dann ſpäter mit der Ablieferung des Wagens. 


Intereſſant der 3. Fall: 8 931, die Abtretung des Herausgabe ⸗ 
anſpruchs. Ihm geht die Vorfrage voran, ob man Eigentum an einer Sache, 
die man ſelbſt gar nicht in den Händen hat, einem anderen übertragen kann. Das 
bejaht der Gefetzgeber. Aber wie ſoll ſich hier die „Abergabe“ abſpielen? Wiederum 
wird darauf verzichtet, fie wird durch eine Abſprache „erſetzt“: der bisherige Eigen- 
tümer hat gegen einen Dritten einen Herausgabeanſpruch (ſonſt wäre er ſelber 
gar nicht mehr Eigentümer), dieſen Herausgabeanſpruch tritt er an den neuen Eigen · 
tümer ab. Das genügt, damit geht das Eigentum über. 
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Beiſpiele: A. hat ein Gemälde auf eine Ausſtellung geſchickt (Veranſtalter 
iſt B.). C. kauft in der Zwiſchenzeit dem A. das Bild ab. Dadurch (Kauf) wird 
er noch nicht Eigentümer. Aber A., der natürlich früher oder ſpäter von B. die 
Rückgabe des Bildes verlangen kann (ſowohl nach 8 604 wie nach 8 985), tritt 
dieſen Anſpruch jetzt gleich dem C. ab. Darin liegt die ſachenrechtliche „Einigung“ 
über den Eigentumsübergang, und zugleich erſetzt das die körperliche „Abergabe“. 
— 2. Ein Dieb hat mir mein altes Fahrrad geſtohlen. Ich felbft habe keine Luft, 
ihn zu verfolgen. Trotzdem habe ich natürlich einen Herausgabeanſpruch gegen 
ihn (nach 8 823 und nach 8 985). Mein Gärtner läßt keine Ruhe. Ich fage ihm, 
er könne gegen den Dieb losgehen und ſich das Rad behalten, wenn er es 
bekäme. Das ift „Schenkung“ (Kauſalverhältnis), „Einigung“ und Erſatz der 
„Abergabe“. 
c) Der Gutglaubensſchutz (Erwerb vom Nichteigentümer, 88 932 ff. Bei allen bi3- 
herigen Beiſpielen iſt vorausgeſetzt worden, daß der Vormann, von dem man Eigen- 
tum erwirbt (der „Veräußerer“), ſelber wirklicher Eigentümer war. Das iſt durch- 
aus die Regel. Wie aber, wenn der Vormann nicht Eigentümer wart 
Das kann vorkommen, teils weil er ein Schwindler war, teils weil er, etwa aus 
Verwechſelung, auch ſeinerſeits ſich ehrlich für den Eigentümer gehalten hat. Wollte 
man hier ſtreng folgerichtig ſein, ſo müßte man ſagen: dann konnte der Nachmann 
nicht Eigentümer werden, denn Eigentum kann man nur von dem erwerben („ab · 
leiten“), der ſelber das Eigentum hatte. Das war der Standpunkt des römiſchen 
Rechtes, dem „Folgerichtigkeit“ über alles ging. Aber ſchon im älteſten deutſchen 
Recht hat ſich ein ganz anderer Gedanke dazwiſchen geſchoben, und ihn hat ſich das 
Bürgerliche Geſetzbuch zu eigen gemacht: der Schutz des Butgläubigen. 
Wer nichtsahnend von einem erworben hat, der wie der Eigentümer ausſah, aber 
in Wahrheit nicht der Eigentümer war, ſoll nicht hinterher erfahren müſſen, daß er 
gar nicht Eigentümer geworden iſt. Freilich kann ſolcher Schutz nicht durch dick und 
dünn verfolgt werden. Denn es handelt ſich hier ganz klar darum, daß einer von 
zwei Volksgenoſſen geopfert werden muß. 


Beifpiel: Müller hat feinen Schirm bei Schulze ſtehen laſſen. Schulze 
unterſchlägt den Schirm und verkauft und übergibt ihn an den gutgläubigen 
Schneider. Wenn man hier Schneider wegen ſeines guten Glaubens beiſpringt 
und ihn Eigentümer werden läßt, entzieht man im gleichen Augenblick dem un- 
ſchuldigen Müller ſein Eigentum. 


Der Geſetzgeber hat deshalb nur zur Hälfte für den gutgläubigen neuen 
Eigentümer entſchieden, zur anderen Hälfte zugunſten des alten (bisherigen) Eigen- 
tümers. Die Grenze ſetzt § 935 feſt. Er behandelt die Fälle, wo dem bisherigen 
Eigentümer die Sache „geſtohlen worden, verlorengegangen oder 
ſonſt abhanden gekommen iſt.“ Dann haftet der Sache gleichſam ein Makel 
an, und das verfolgt ſie in alle folgenden Hände: da hilft dem gutgläubigen 
Erwerber ſein guter Glaube nichts, er muß die Sache fahren laſſen, der Beſtohlene 
iſt Eigentümer geblieben, der Gutgläubige muß zurücktreten. 


Beiſpiel: Müller hat ſeinen Schirm nicht bei Schulze ſtehen laſſen, ſondern 

Schulze hat ihm den Schirm geſtohlen. Oder Müller hat den Schirm auf einem 
Ausſichtspunkt ſtehen laſſen, dort hat ihn Schulze gefunden und mitgenommen. 
Im erſten Falle hat der gutgläubige Schneider von Schulze eine „geſtohlene“, im 
zweiten Falle eine „verlorengegangene“ Sache erworben. Der Gut 
glaubensſchutz verſagt. Schneider behält Erſatzanſprüche gegen Schulze 
aus dem Kaufvertrag oder auch aus „unerlaubter Handlung“ (8 823 Abſ. 2; 
Betrug). Aber gegenüber dem „Eigentümer“ Müller iſt er machtlos, er muß ihm 
den Schirm herausgeben (§ 985). 


Welche anderen Fälle kommen in Frage? Alle die, wo der bisherige Eigentümer 
die Sache freiwillig aus der Hand gegeben, insbeſondere jemandem 
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anvertraut hat. Dann darf er fih nur an den ungetreuen Verwahrer halten. Der 
gutgläubige Dritte, der von dem Verwahrer erworben hat, iſt echter „Eigentümer“ 
geworden. Das drückt das alte deutſche Sprichwort aus: Wo du deinen Glauben 
gelaſſen haſt (beim Verwahrer), da mußt du ihn ſuchen. Hierbei muß alſo umgekehrt 
der bisherige Eigentümer vor dem gutgläubigen Erwerber zurücktreten. 


Beiſpiel: Der bei Schulze abſichtlich ſtehengelaſſene (in Verwahrung 
gegebene) Schirm. Oder: Ich habe meine Ahr zwecks Ausbeſſerung zum Ahr⸗ 
macher gegeben. Der Ahrmacher verkauft und übergibt fie aus Verwechſe lung 
einem Dritten. Der Dritte iſt gutgläubig, auch der Ahrmacher ſelbſt iſt gutgläubig 
(Verwechſelung). Hier ſchlägt der gute Glaube durch! Der Dritte wird 
und bleibt Eigentümer (8 932). Der Kunde des Ahrmachers hat dagegen fein 
Eigentum eingebüßt, er muß Erſatz bei dem unvorſichtigen Ahrmacher ſuchen (nach 
8 280 mit 8 276), gegen den Dritten kann er höchſtens auf einem verſchrobenen 
Amweg und nur dann etwas erreichen, wenn etwa der Ahrmacher dem Dritten die 
Ahr geſchenkt hätte (8 816 Abf. 1 Satz 2). 


Das Kernſtückdes Gutglaubensſchutzes ſitzt im § 932 Abſ. 1 Satz 1. Dieſe 
Beſtimmung hat den Fall wirklicher „Abergabe“ feitens des Mittelmannes an den 
(gutgläubigen) Dritten im Auge. Wenn es ſich um einen der drei (S. 10 behandelten) 
Erſatzfälle handelt, gelten die verwickelten anſchließenden Beſtimmungen: Für den 
Fall der Abergabe kurzer Hand 8 932 Abſ. 1 Satz 2, für den Fall des 
ſogenannten Const it ut um possessorium der 8 933, für den Fall der 
Abtretung des Heraus gabeanſpruchs der 8 934. 


d) Die Erſitzung (88 937 ff.). Dieſe Rechtseinrichtung iſt uralt. Sie folgt dem 
volkstümlichen Sprichwort, daß die Zeit alle Wunden heilt. So wird, wer gar nicht 
Eigentümer war, nach 10 Jahren echter Eigentümer. Wiederum handelt es ſich 
darum, daß ihm ein anderer, nämlich der bisherige Eigentümer geopfert wird. Das 
iſt erträglich: warum hat er ſich 10 Jahre nicht um ſein Eigentum gekümmert? 


Vorausſetzung iſt aber, daß der Erſitzende im guten Glauben war 68 937 
Abſ. 2) und daß er ſeinerſeits die ganze Zeit hindurch die Sache in Händen gehabt 
hat: weil er beſitzt, erſitzt er ſchließlich. Das wird aber nicht peinlich genau 
genommen. Vorübergehendes Aus-den⸗Händen⸗Laſſen unter 
bricht die begonnene Erſitzung nicht (ſehr weitherzig 8 940 Abſ. 2). Auch kann, wenn 
inzwiſchen ein Beſitzwechſel eingetreten iſt, der Nachfolger ſich die Beſitzzeit des 
Vorgängers anrechnen (8 943). 


Beiſpiel: A. hat ein Buch von ſeinem Freunde geliehen. Ein zweites Buch 
iſt verſehentlich bei ihm abgegeben worden, ohne daß er das merkt; er hat es, da 
gerade ſein Geburtstag war, für ein Geſchenk gehalten. Nach 4 Jahren ſtirbt er. 
Sein Erbe nimmt beide Bücher zuſammen mit der ganzen Bibliothek des Erb. 
laſſers in Beſitz. Er hat keine Ahnung, woher die Bücher ſtammen. Das zweite 
Buch hat er bereits nach 6 Jahren erſeſſen, er kann ſich die 4 Jahre des Erblaſſers 
anrechnen. Das erſte Buch erſitzt er dagegen erſt nach 10 Jahren. Denn hier 
wußte der Erblaſſer, daß ihm das Buch nicht gehört. Er war alſo nicht im „guten 
Glauben“ geweſen, feine 4 Jahre find keine „Erſitzungszeit“ im Sinne des 8 943. 


e) Die Aneignung (88 958 ff.), auch Okkupation genannt. Sie tft noch urtüm- 
licher als die Erſitzung. Man kann ſagen, daß alles Eigentum von der Aneignung 
feinen Ausgang genommen hat: der wilde Armenſch errafft feine Beute, erjagt fein 
Wild. Daraus erwächſt langſam die Vorſtellung vom „Eigentum“. Erſt ſpäter 
kommen die „RNechtsgeſchäfte“ auf, mittels deren Eigentum von einem Stammes⸗ 
genoſſen auf den anderen übertragen wird. Heute iſt dagegen die Aneignung ſtark 
zurückgetreten. Sie ſetzt „Herrenlofigkeit“ der ergiffenen Sache voraus, ſonſt 
läge ja ein Eingriff in das Herrenrecht (Eigentum) eines anderen vor, der nicht 
erlaubt iſt und keineswegs Eigentum verleiht. Herrenlos aber ſind heute nur wenige 
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Dinge wie etwa Inſekten, Kiefel am Wege, die Luft und das im Strom fließende 
Waſſer. Zwar kann eine Sache durch Wegwerfen herrenlos werden und unterliegt 
dann dem freien Zugriff (8 959), aber dabei handelt es ſich zumeiſt um geringwertige 
Gegenſtände (geleſene Zeitungen, Zigarrenſtummel oder dergleichen). 


Nur die Tiere und die im Erdſchoße ſchlummernden Mineralien ftellen, jo- 
weit fie herrenlos find, wichtige Kontingente für die „Aneignung“ dar. Aber hier 
zweigen ſofort juriſtiſche Sondermaterien ab, die ſich im Laufe der Jahrhunderte 
gebildet haben, das Jagdrecht, das Fiſchereirecht, das Bergrecht, 
die hier nicht dargeſtellt werden können. 


Bei den Tieren muß man im übrigen vier Kategorien unterſcheiden un; wenn man 
die beſonderen Vorſchriften des Jagdrechts heranzieht, ſogar fünf: 1. Die Haus- 
tiere; ſie ſtehen im normalen Eigentum, wenn ſie weglaufen, ſind ſie „verlorene“ 
Sachen (nachfolgend f). 2. Die gezähmten Tiere, z. B. ein gezähmtes Reh (vgl. 
8 960 Abſ. 3). 3. Die gefangenen Tiere, die an ſich wild, aber durch 
Gefangennahme (Aneignung!) in Eigentum getreten find; wer fie wegholt, begeht 
einen Diebſtahl und unterliegt der Herausgabeklage des § 985; für den Fall ihrer 
Flucht ſiehe 8 960 Abſ. 2. 4. Die wilden Tiere; fie find noch „herrenlos“ und 
Gegenſtand der Okkupation, z. B. Schmetterlinge, Regenwürmer (vgl. § 960 Abſ. 1). 
5. Davon abgezweigt die jagdbaren Tiere (und die fiſchbaren Fiſche), fie find 
auch herrenlos, aber nicht jeder darf zugreifen; ſondern nur der „Jagdberechtigte“, 
der „Fiſchereiberechtigte“. Gerade darüber beſtimmen die Sondergeſetze (im BGB. 
vgl. § 958 Abſ. 2). Außerdem beſtehen noch eigene Vorſchriften für Bienen 
(SS 961 ff.) und für Tauben (Landesgeſetze kraft Art. 130 des Einführungsgeſetzes 
zum BGB). 


f) Der Fund (88 965 ff.). Ins Eigentumsrecht gehört der Fund zunächſt mit der 
Vorfrage, ob mit dem Verlorengehen einer Sache das Eigentum aufhört. Das iſt 
zu verneinen. Man bleibt Eigentümer auch der verlorenen Sachen. Wenn ſie ein 
anderer findet (und mitnimmt), muß er ſich das geſagt fein laſſen. Er tritt damit 
in ein „geſetzliches Schuldverhältnis“ zu dem (vorläuſig meiſt noch 
unbekannten) Verlierer. Damit übernimmt er Pflichten (Anzeige, Mitteilung 
an die Polizei, ſorgfältige Aufbewahrung, ſchließlich Herausgabe, wenn ſich der Ver. 
lierer meldet). Anderſeits iſt ſeine Haftung gemildert (nur für „grobe“ 
Fahrläſſigkeit, 8 968), er bekommt Anſpruch auf Finderlohn (8 971) und vor 
allem eine Anwartſchaft auf Eigentum ($ 973). Am dieſer Anwartſchaft 
willen iſt das Fundrecht in den Titel vom „Erwerb des Eigentums an beweglichen 
Sachen“ aufgenommen worden. Die Polizei ſpielt übrigens beim Fundrecht eine 
Rolle (SS 965 Abſ. 2, 966 Abſ. 2, 967, 975 uſw.). Auch gelten für den praktiſch wich · 
tigen Fund „in den Geſchäſtsräumen oder den Beförderungsmitteln (Eifenbahn!) 
einer öffentlichen Behörde oder Verkehrsanſtalt“ Gondervor- 
ſchriften (88 978 ff.), die gerade jene „Anwartſchaft auf Eigentum“ aufheben (§ 978 
Satz 2). — Aber den ſogenannten Schatzfund vgl. 8 984. 


5. Inhalt des Eigentums 

a) Befugniſſe des Eigentümers. Das (richtig erworbene) Eigentum 
gibt eine außerordentlich ſtarke Stellung. Sie zeigt ſich nach innen wie nach außen. 
Nach innen nimmt ſie den Charakter einer Verfügungsbefugnis an, und 
zwar nach der tatſächlichen wie nach der rechtlichen Seite. 


Beiſpiele: 1. Nach der tatſächlichen Seite: Der Eigentümer kann ſeine 
Vorräte aufzehren oder vorerſt noch aufheben. Er kann ſeine Blumen einpflanzen, 
wo und wie er will. Er kann ſein Buch leſen oder, wenn es ihm anſtößig erſcheint, 
verbrennen. Er kann ſeine Tinte verſchreiben oder in der Flaſche laſſen. — 2. Nach 
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der rechtlichen Seite: Er kann feine Sachen verkaufen, verſchenken, verpfänden. 

Er kann fie „herrenlos“ machen, indem er fie wegwirft. 
Eine ſpezifiſch juriſtiſche Erſcheinung iſt die Erſtreckung des Eigentums auf alle 
Teile. Man kann inſofern von einer Totalität des Eigentums ſprechen. Be⸗ 
ſonders ſcharf iſt das für die „weſentlichen Beſtandteile“ durchgeführt. Sie können 
nach einer ſehr konſtruktiven zwingenden Vorſchrift überhaupt nicht „Gegenſtand 
beſonderer Rechte fein” (§ 93). Alſo gibt es nur ein Eigentum an der gan zen 
Sache, nicht mehreres Eigentum an den Teilen der Sache. 


Beiſpiel: Ein Herr verſpricht einer Dame den Brillanten, der feſt gefügt in 
ſeinem Ning fitzt, ſie könne ſich bereits als Eigentümerin betrachten. Das iſt falſch. 
Er bleibt, da er noch Eigentümer des Ringes iſt, auch Eigentümer des Brillanten, 
bis dieſer aus dem Ring gelöſt und dann der Dame übergeben iſt (vgl. 88 954 ff.). 


Nach außen nimmt die Stellung des Eigentümers den Charakter eines Ab 
wehrrechts an. Er „kann andere von jeder Einwirkung ausſchließen“ (8 903). 
Geht der andere gewaltſam gegen ihn vor, fo hat er das Recht der Notwehr (8 227). 
Sonſt ſteht ihm ein ſehr ſorgfältig ausgebauter Klageſchutz zur Seite (darüber Ziff. 6). 
b) Schranken. Von allen Seiten her kommen aber doch Schranken an das 
Eigentum heran. Beim Bodeneigentum find fie erheblich ausgeprägter (Teil II). 
Bei beweglichen Sachen bringen ſie meiſt nur eine mittelbare Bindung hervor. 
Wiederum können fie ſowohl in tatſächlicher wie in rechtlicher Richtung liegen. 
Beiſpiele: In Zeiten der Not darf der Eigentümer Vorräte, die für das 
Volksganze wichtig ſind, nicht vernichten. Während des Krieges wurden Vorräte 
aller Art „beſchlagnahmt“ und damit jener Verfügungsgewalt des Eigentümers 
entzogen. Heute beſtehen vielſach Ausfuhrverbote. Auch ſchon bloße öffentlich; 
rechtliche Preisregelungen ſchränken mittelbar das Verfügungsrecht des Eigen- 
tümers ſehr merklich ein. Kunſtgegenſtände werden vor dem Abwandern ins 
Ausland geſchützt, auch wenn dadurch dem Eigentümer ein ſehr gutes „Geſchäft“ 
entgeht. Aber alle dieſe Dinge pflegen Sondergeſetze zu beſtimmen. 


Vom Standpunkt der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung aus iſt es falſch, dieſe 
Schranken als iſolierte Einzelbeſchneidungen des Eigentums aufzufaſſen. Sie ge- 
hören vielmehr organiſch zum Eigentum hinzu. Gerade dadurch wird das Privat ; 
eigentum dem Volksganzen eingegliedert (S. 8). 

c) Dieſe Eingliederung des Eigentums ins lebendige Volksleben eröffnet auch die 
Möglichkeit einer Beteiligung mehrerer am Eigentum. Nur eine 
ganz weltfremde Betrachtung könnte aus der „Totalität“ des Eigentums die Folge⸗ 
rung ziehen, daß kein anderer als zweiter Eigentümer neben dem erſten ſtehen dürfe. 
Schon der Erbgang, bei dem etwa drei Söhne an den Platz des Vaters rücken, zeigt, 
daß man eine ſolche Mehrheitsbeteiligung zulaſſen muß. Immerhin hat die Frage, 
wie dieſes Teilnehmen mehrerer am Eigentum zu „konſtruieren“ und praktiſch zu ge- 
ſtalten ſei, den Juriſten ſchon ſeit langer Zeit viel Kopfzerbrechen verurſacht. Das 
Bürgerliche Geſetzbuch ſpricht in einem beſonderen Titel vom „ Miteigentum” 
(SI 1008 ff.). Dieſes ſachenrechtliche Miteigentum iſt mit der ſchuldrechtlichen „Ge⸗ 
meinſchaft“ (55 741 ff.) eng verwoben. Es iſt individualiſtiſch empfunden: jeder kann 
ſeines eigenen Weges gehen und ſeinen „Bruchteil“ als etwas Selbſtändiges be⸗ 
handeln. Im Gegenſatz dazu ſteht das fogenannte Geſamthandseigentum. 
Hier ſind die Beteiligten aneinander gebunden, das genoſſenſchaftliche Prinzip 
herrſcht. Das Bürgerliche Geſetzbuch hat dieſem Geſamthandseigentum keinen 
eigenen Abſchnitt zur Verfügung geſtellt, ſogar der Name kommt nirgends im Text 
vor. Aber das Geſellſchaftsverhältnis (SS 705 ff.) das Miterbenverhältnis 
(83 2032 ff.) und in gewiſſen, praktiſch nicht häufigen Fällen das Ehegüterrecht 
(S8 1437 ff.) find auf den aus älterem deutſchen Recht ſtammenden Geſamthands⸗ 
gedanken ausgerichtet und laſſen daher, ſoweit es ſich um Eigentumsverhältniſſe 
handelt, Geſamthandseigentum entſtehen. 


Gruppe 2 
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6. Der Schutz des Eigentums 


a) Aberblick. Die hohe Bedeutung des Privateigentums zeigt ſich vor allem in 
ſeinem Schutz. Nach allen Seiten hin iſt es umwehrt. Die Rechtsordnung ſtellt ſich 
ihm immer von neuem zur Verfügung. Strafrecht und Polizeirecht gehen 
dabei Hand in Hand. Sogar das Völkerrecht iſt von dem Gedanken getragen, 
daß grundſätzlich das Privateigentum unangreifbar iſt, wenn die Staaten in Konflikt 
miteinander geraten (freilich hat der Weltkrieg hier manches ins Wanken gebracht). 
Auch das bürgerliche Recht iſt erfüllt vom Schutz für den Eigentümer. Oft 
kommt ihm Hilfe von der Seite her, z. B. aus einem laufenden Schuld ⸗ 
verhältnis. 


Beiſpiel: Der Mieter gibt nach Ablauf der Mietzeit den gemieteten Kraft- 
wagen dem Eigentümer nicht zurück. Dann kann der Eigentümer ſchon in ſeiner 
Rolle als Vermieter die ſchuld rechtliche Klage aus $ 556 erheben. 


Oft iſt auch der Eigentümer zugleich „Beſitzer“ und genießt dann in dieſer Rolle den 
„Beſitzſchutz“, der, wie früher gezeigt, ziemlich parallel zum Eigentumsſchutz 
verläuft (S. 7). Aber das alles tritt zurück hinter den berühmten Klagen, die dem 
Eigentümer als ſolchem zuſtehen, die alſo nicht aus einem nebenhergehenden Schuld- 
verhältnis oder einem nebenhergehenden Beſitzverhältnis entſpringen, ſondern un» 
mittelbar aus dem Eigentum ſelbſt. Das find: 1. die Eigentums- 
herausgabeklage (die ſeit Jahrhunderten in der Gelehrtenſprache „rei vindicatio“ 
genannt wird) und 2. die Störungsabwehrklage (in der Gelehrtenſprache: actio 
negatoria). 


b) Vorausſetzungen der Herausgabeklage (88 985 ff.). Die 
Herausgabeklage iſt auf ein klares, ſcharf geprägtes Gegenüber zugeſchnitten, nämlich 
auf jenen Auseinanderfall von „Eigentum“ und „Beſitz“, wie z. B. im Falle des 
Diebſtahls (S. 55. Dem Eigentümer iſt die Sache weggenommen worden, den 
„Beſitz“ hat er eingebüßt. Dieſer Beſitz ift jetzt bei dem Wegnehmenden, der 
natürlich nicht durch die Wegnahme „Eigentümer“ geworden iſt. Danach iſt die Klage 
aus 8 985, wie man es ſcharf geſchliſſen ausdrückt: die Klage des nicht be ⸗ 
ſitzenden Eigentümers gegen den beſitzenden Nihteigen- 
tümer. Der „Beweis“ iſt durch die Vermutung des 8 1006 geregelt (vgl. ſchon S.7 
unter e 3). 


Verwicklungen können dadurch entſtehen, daß auf der beklagten Seite (der „Paſſiv⸗ 
ſeite“) mehrere als Beſitzer in Frage kommen. Zwar, wenn jemand, der 
eine Zeitlang die Sache in den Händen hatte, ſie inzwiſchen weitergegeben hat, ſo 
kommt er nicht mehr als Beklagter in Frage, ſondern nur der, der jetzt im Beſitze iſt. 
Aber es können eben, wie früher gezeigt, mehrere nebeneinander „Beſitz“ haben, der 
eine den „unmittelbaren“, der andere den „mittelbaren“ (S. 6 b). 


Beiſpiel: Der Dieb hat den geſtohlenen Kraftwagen an einen Dritten (der 
vielleicht gutgläubig iſt) weiter vermietet. Dann iſt der Dieb nach 8 868 
mittelbarer Beſitzer geblieben. Der Dritte hat ihm nur den unmittelbaren Beſitz 
abgenommen. 


Hier kann der Eigentümer beide verklagen. Allerdings wäre es für den gut ; 
gläubigen Mieter eine Zumutung, gewiſſermaßen für den Dieb zu prozeſſieren. 
Deshalb gewährt ihm die Zivilprozeßordnung (8 76) die Möglichkeit, von dem 
Prozeß loszukommen. Ein anderes Bild: Der mittelbare Beſitzer iſt ſeinerſeits be⸗ 
rechtigt, die Sache zu behalten (noch zu behalten), er darf ſie aber nach den getroffenen 
Abreden nicht in dritte Hände geben. Wenn er das doch getan hat, bekommt die 
Klage des Eigentümers eine eigentümliche Wendung: er klagt nicht auf Herausgabe 
an ſich ſelbſt, ſondern auf Herausgabe an den mittelbaren Beſitzer. 

Beiſpiel: Nachbar N. hat dem Nachbar P. ein Pferd für ein ganzes Jahr 

leihweiſe überlaſſen, aber unter der ausdrücklichen Bedingung, daß es P. nicht 
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weiter ausleihen dürfe (ſo ſchon Geſetzestext: 8 603 Satz 2). Trotzdem borgt P. das 
Pferd während der Erntezeit dem S. Der Eigentümer N. kann Rückgabe an ſich 
ſelbſt noch nicht verlangen, da das Jahr noch nicht um iſt, aber er kann den S. auf 
Rückgabe an P. in Anſpruch nehmen ($ 986 Abſ. 1 Satz 2). 
c) Einwendungen des Beklagten. Das Gegenüber des Beſitzers und 
des Eigentümers braucht keineswegs immer auf einem Rechtsbruch (Diebſtahl) zu 
beruhen. In Millionen Fällen iſt es ganz in Ordnung, daß der Beſitzer beſitzt. Er 
hat dann ein „Recht zum Beſitz“, und dann iſt die Eigentumsherausgabe⸗ 
klage ſolange ausgeſchaltet (8 986 Abſ. 1 Satz 1). 
Beiſpiel: Im vorhergehenden Beiſpiel Nachbar P.; er kann, ſolange das 
Leihjahr läuft (wenn nicht ein Ausnahmefall nach 8 605 vorliegt), verlangen, daß 
das Pferd bei ihm bleibt. Wäre in Amkehr des vorhergehenden Beiſpiels die 
Weitergabe an S. ausdrücklich erlaubt geweſen, fo hätte auch S. dem N. gegen; 
über die Einwendung, daß die Leihzeit noch nicht um ſei (weil „der mittelbare Be⸗ 
ſitzer, von dem er fein Recht zum Beſitz ableitet, dem Eigentümer gegenüber zum 
Beſitze berechtigt iſt“, fo die verſchrobene, aber logiſch genaue Sprache des Ge⸗ 
ſetzes; § 986 Abſ. 1 Satz 1). 
Sehr ſorgfältig muß unterſchieden werden, wem gegenüber die „Ein- 
wendungen“ beſtehen. Es kann ſehr wohl ſein, daß ſie einem früheren Eigentümer 
gegenüber zu Recht beſtanden haben, daß fie aber den jetzigen Eigentümer nichts an- 
gehen. Ein intereſſanter Fall aus dieſem Zuſammenhange iſt im 8 986 Abſ. 2 ge- 
regelt. Er geht ſprichwörtlich unter dem Zeichen um: Kauf bricht nicht Miete. 


Beiſpiel und Gegenbeiſpiel: 1. Das Modegeſchäft Hübſch hat der 
Dame Noſalie einen hochmodernen Modellhut verkauft, aber noch nicht geliefert. 
Am Nachmittag des gleichen Tages verkauft die Firma Hübſch den Hut an die 
Dame Thekla und ſchickt ihn ihr zu, fo daß Thekla Eigentümerin wird. Als fie 
nach einigen Tagen noch eine Verbeſſerung bei Hübſch in Auftrag gegeben hat, 
wird der Hut nach vollzogener Verbeſſerung aus Verſehen bei der Dame Rofalie 
abgegeben. Wenn die Firma Hübſch noch Eigentümerin wäre und darauf geſtützt 
Auslieferung des Hutes verlangen würde, könnte ihr Rofalie entgegenhalten: 
Du mußt mir den von dir gekauften Hut laſſen. Aber wenn Thekla als jetzige 
Eigentümerin den Hut herausverlangt, würde ihr gegenüber Roſaliens Ein- 
wendung aus dem Kaufvertrag nicht durchgreifen. — 2. Das Autogeſchäft Knall 
& Co. hat einen Wagen an Herrn Emil für drei Monate vermietet. Nach einem 
Monat verkauft es den Wagen an Herrn Joſef. Das Eigentum kann die Firma 
an Joſef nicht auf dem normalen Weg der „Abergabe“ übertragen, weil der Wagen 
bei Emil iſt. Aber der „Erſatzweg“ des 8 931 (Abtretung des Herausgabe ; 
anſpruchs; oben S. 10) ſteht offen. Gerade für dieſen Fall behält nun der Be⸗ 
ſitzer ſeine Einwendungen („die Mietzeit läuſt noch“) auch dem neuen Eigentümer 
gegenüber. Der Kauf (und anſchließender Eigentumserwerb) des Herrn Joſeſ hat 
die Miete des Herrn Emil nicht „gebrochen“. 


d) Nebenanſprüche. Wenn die Rückgabe einer entzogenen Sache der Ent ⸗ 
ziehung immer auf dem Fuße folgte, würden keine „Nebenanſprüche“ entſtehen. Aber 
es liegt zwiſchen der Entziehung und der ſchließlichen Herausgabe ſo gut wie immer 
eine Zwiſchenzeit. In dieſer Zwiſchenzeit kann allerlei mit der Sache vor- 
gehen. Sie kann ſich verſchlechtern. Wer trägt dieſen Nachteil? Sie kann 
„Nutzungen“ bringen. Wem fallen ſolche Nutzungen zu, dem Beſitzer oder dem 
Eigentümer? Sie kann Koſten machen. Auf wem bleiben dieſe Koſten (Ver⸗ 
wendungen) ſitzen? Hier ergibt ſich ein verwickeltes Syſtem der Verrechnung 
hinüber und herüber. 

1. Verſchlechterungen (SS 989, 990). Hier muß ein grundſätzlicher Tren- 
nungsſtrich gemacht werden, je nachdem es ſich um einen gutgläubigen oder einen 
bösgläubigen Beſitzer handelt. Wenn er gutgläubig iſt, To bedeutet das gleich ; 
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zeitig, daß er von dem Eigentum des andern gar nichts weiß, ſondern fi ſelbſt für 
den Eigentümer hält. Da kann ihm kein Vorwurf gemacht werden, wenn er „ſeine“ 
Sache verfallen läßt oder ſogar ganz zerſtört. Deshalb haftet er in ſolchem Falle 
dem (wahren) Eigentümer nicht auf Schadenserſatz. Amgekehrt, wenn er bös⸗ 
gläubig war (das meint $ 990). And falls er vom Eigentümer bereits verklagt 
worden iſt, nützt ihm feine eigene Aberzeugung, daß er doch im Recht (alſo feiner- 
ſeits Eigentümer) ſei, nichts: wenn er den Prozeß verliert, haftet er für alle Ver · 
ſchlechterungen, die auf fein „Verſchulden“ zurückgehen (das meint 8 989 mit dem 
Stichwort „ Rechtshängigkeit“). 

2. Nutzungen (88 987, 988, 990). Man könnte ſich hier auf den Standpunkt 
ſtellen, daß alle Nutzungen zu der Hauptſache gehören, alfo dem wahren Eigentümer 
zugeſprochen werden müßten. Aber auch hier läßt der Geſetzgeber den guten Glauben 
des Beſitzers zu feinen Gunſten ins Gewicht fallen. Wiederum wird aber, wenn der 


Prozeß begonnen hat (Rechtshängigkeit), der immer noch von feinem Recht überzeugte 


Beklagte einem Bösgläubigen gleichgeſtellt: er muß damit rechnen, daß er doch den 

Prozeß verliert und muß ſich deshalb während der Prozeßzeit wie ein Verwalter des 

(wahren) Eigentümers, alſo ſeines Prozeßgegners fühlen. 
Beiſpiele: 1. Bauer Bunke kauft auf dem Viehmarkt eine Milchkuh. Er 
weiß nicht, daß ſie geſtohlen iſt. Nach zwölf Tagen meldet ſich der Beſtohlene. 
Er will nicht nur die Kuh, ſondern auch das Geld für die inzwiſchen Tag für Tag 
ermolkene Milch. Die Kuh bekommt er. Aber die „Nutzung“ hat Bunke die ganze 
Zeit über im guten Glauben gezogen, dafür braucht er nichts zu erſtatten (ſolgt 
als Gegenfatz aus 88 990, 987). — 2. Fräulein Pauline hat beim Althändler eine 
geſtohlene Schreibmaſchine erſtanden. Sie wußte nichts vom Diebſtahl. Herr 
Bruno behauptet, die Maſchine ſei ſein Eigentum und verklagt Pauline. Pauline 
beſtreitet entſchieden ſein Eigentum. Aber ſie verliert den Prozeß. Bruno kann 
Benutzungsgeld für die Zeit von der Rechtshängigkeit an verlangen. 


3. Verwendungen (fehr ausführliche Regelung in 88 994 bis 1003). Wenn 
ſich bei den Nutzungen der Beſitzer wie ein „Verwalter“ fühlen ſoll, ſo müßte er um⸗ 
gekehrt Anſpruch auf Erſatz der Verwendungen haben, die er inzwiſchen für die be⸗ 
ſeſſene Sache gemacht hat, z. B. für Tierarztkoſten, wenn der zugelaufene Hund bei 
ihm erkrankt iſt. Wieder ſcheidet der Geſetzgeber den Gutgläubigen vom Bös⸗ 
gläubigen. Außerdem unterſcheidet er aber drei Sorten von „Verwendungen“: 
1. Die ſchlechthin notwendigen, z. B. die Tierarztkoſten; 2. die wert ⸗ 
erhöhbenden ($ 996), z. B. Inſtandſetzung einer wackeligen Maſchine; 3. die, bei 
denen keine Werterhöhung vorliegt, z. B. bloße, vielleicht recht mühſelige 
Dreſſur des Hundes zu Vergnügungszwecken. And nun ergibt ſich, auf knappe 
Hauptzüge zuſammengezogen, folgende Regelung: Für 1 können ſowohl der Gut⸗ 
gläubige wie der Bösgläubige, für 2 nur der Gutgläubige, für 3 keiner von beiden 
Erſatz verlangen. 
e) Die Klage zur Abwehr von Störungen ($ 1004; vgl. bereits a 
am Ende). Hier iſt dem Eigentümer nicht der Beſitz entzogen, er iſt im Beſitz ge ; 
blieben, aber er wird im Beſttz geſtört. 
Beiſpiel: Die große Maſſe der Fälle gehört ins Bodenrecht (Teil II). 
Namentlich aus dem nachbarlichen Verhältnis der Grundſtücke ergeben ſich viele 
Störungen, die dann zur „Abwehr“ nach 8 1004 führen. Anter den beweglichen 
Sachen können z. B. Tiere durch einen böswilligen (oder unvorſichtigen) Nach- 
barn geſtört werden. 
Für den Geſtörten kommen drei Anſprüche in Frage: 1. Beſeitigung der ſchon 
vollzogenen Störung, 2. Anterlaſſung künftiger Störungen, 3. Schadens 
erfatz. Die beiden erſten regelt 8 1004; „Verſchulden“ auf ſeiten des Beklagten 


iſt hier nicht Vorausſetzung. Der Schadenserſatz muß auf einem Amweg erſchloſſen 


werden (am beften über 8 823), und dabei wird Verſchulden vorausgeſetzt. 


— 
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7. Der Derluft des Eigentums 


a) Im Rahmen des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Schon in der Zitel- 
überſchrift (vor § 929; ebenſo vor 8 925 für Grundftüde) iſt der „Verluſt“ des Eigen 
tums mit dem „Erwerb“ verbunden. In der Tat fällt beides bei der großen Maſſe 
der Fälle zuſammen. Bei der „Abertragung“ (S. 9 b), bei der „Erſitzung“ (S. 12 d), 
beim Fund (S. 13 f) uſw., jedesmal bedeutet der Erwerb durch den neuen Eigentümer 
den Verluſt beim alten Eigentümer. Darum find die Vorausſetzungen für 
den Verluſt des Eigentums die gleichen wie für den Erwerb. 


Beiſpiel: Der ungetreue Verwahrer verkauft an einen Gutgläubigen. 
Diefer Vorgang bewirkt in der gleichen Sekunde Eigentumserwerb beim Gut ⸗ 
gläubigen und Eigentums verluſt bei dem bisherigen Eigentümer (der nur Schadens · 
erſatzanſprüche gegen den ungetreuen Verwahrer behält). 
Nur auf dem Gebiete der „Aneignung“ (S. 12 e) gehen Erwerb und Verluſt aus ⸗ 
einander. Aneignung findet gerade nur dann ſtatt, wenn die Sache keinen „Herrn“ 
hat, alſo wird hier zwar „erworben“, aber nicht „verloren“. Das Geſetz kennt nun 
auch den umgekehrten Tatbeſtand, bei dem nur verloren, nicht (wenigſtens nicht ſofort) 
erworben en Das iſt die ſogenannte Preisgabe oder Dereliktion 
(ogl. § 959). 


Beiſpiel: Die weggeworfene Zeitung. Ob fie jemand ſich „aneignen“ wird, 


iſt fraglich. Bis dahin bleibt ſie „herrenlos“, es iſt nur Eigentum verlorengegangen, 
aber nicht erworben worden. — Verliert ein Kind, das fein Spielzeug weg ⸗ 
wirft, das Eigentum? Nein, die „Preisgabe“ wird von den Juriſten als Rechts ⸗ 
geſchäft (88 104 ff.) konſtruiert, darum kann das Kind nicht ohne den geſetzlichen 
Vertreter handeln. 


b) Die Enteignung. Zu den „privaten“ Vorgängen des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs tritt ein ſehr wichtiger Fall des Eigentums verluſtes von der öffentlich ⸗ recht · 
lichen Seite her. Hier erſcheint der Staat, allgemeiner geſprochen die öffentliche 
Gewalt, auf dem Plan. Der Staat entzieht um öffentlicher Anforderungen willen 
dem Antertan fein Eigentum. Das heißt Enteignung oder Erpro- 
priation. 


Beiſpiele: Die wichtigſten Fälle gehören ins Bodenrecht (Teil II). So die 
Einziehung von Grundſtücken für Siedlungszwecke, für einen Straßendurchbruch, 
für Eifenbahn- oder Kanalbau. Aus dem Bereich der beweglichen Sachen iſt das 
Hauptbeiſpiel die Enteignung von Vorräten in Not- (3. B. Kriegs-) Zeiten. 
Nicht zur „Enteignung“ im eigentlichen Sinne gehören ſtraſ⸗ oder ſteuerrechtliche 
Einziehungen (Konfiskationen); vor allem kommt hier keine „Entſchädigung“ in 
Frage, auch iſt das „Verfahren“ ganz anders. 
Seit langem iſt die Enteignung mit ſogenannten Garantien umgeben, damit ſie 
nicht in Willkür ausartet. Oft find dieſe Garantien fogar in den Verfaſſungs⸗ 
urkunden der Völker niedergelegt (zuletzt Weimarer Verfaſſung Art. 153 Abſ. 2). 
Dazu gehört dreierlei: 1. Ein geordnetes Verfahren; 2. ein Enteignungsgrund: be⸗ 
ſtimmtes Ziel, das den öffentlichen Intereſſen dient; 3. die Entſchädigung. 
Namentlich der letzte Punkt iſt wichtig. Der einzelne ſoll nicht entſchädigungslos 
dem Allgemeinwohl geopfert werden, während die anderen einzelnen verſchont 
bleiben. Doch verlangt der Ernſt, der hinter dieſer ganzen Einrichtung ſteht, ge 
gebenenfalls Ausnahmen, wo keine Entſchädigung gewährt wird. 


Beiſpiel: Punkt 17 des nationalſozialiſtiſchen Programms von 1920: „An- 
entgeltliche Enteignung von Boden für gemeinnützige Zwecke“, mit der Ju 
ſatzerklärung Adolf Hitlers vom 13. April 1928, wonach das nur gilt von „Boden, 
der auf un rechtmäßige Weiſe erworben wurde oder nicht nach den 
Geſichtspunkten des Volkswohls verwaltet wird“. 
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Das Enteignungsrecht ift zur Zeit noch in Landesgeſetzen, die nicht in allem über- 
einſtimmen, untergebracht. Ein zuſammenfaſſendes Neichsgeſetz ſteht zu erwarten. 


8. Der Niefbraud 


Der Nießbrauch (SS 1030 ff.) iſt das eine der beiden „abgeleiteten“ Rechte 
(S. 9), die bei beweglichen Sachen vorkommen. Er wird vom Eigentümer „beſtellt“, 
wobei die gleiche Dreizahl der Vorausſetzungen erfüllt ſein muß wie beim Erwerb 
von Eigentum (S. 9 b): 1. ein Kauſalverhältnis (z. B. Schenkung), 2. die Aber⸗ 
gabe (um der Erkennbarkeit willen), 3. die beſondere ſachenrechtliche Einigung (vgl. 
§ 1032; Erfigung möglich nach § 1033). Der Eigentümer büßt dabei zwar viel von 
ſeiner Stellung ein, denn die „Nutzungen“ zieht von jetzt ab der Nießbraucher 


(S 1030). Aber er bleibt doch im Eigentum. Es ſtehen deshalb hier zwei Perſonen 


nebeneinander: der Eigentümer und der „Drittberechtigte“. 
Eine geſunde Verteilung des Wirkungsfeldes zwiſchen den beiden zu gewähr- 
leiſten, iſt die Hauptaufgabe des Nießbrauchsrechts. Dabei ſteht der Nieß ⸗ 


braucher im Vordergrunde: Er ergreift zunächſt den Befitz (unmittel- 
baren, 8 1036), zieht dann fortlaufend die Nutzungen (vor allem die natürlichen 


Früchte; vgl. § 100), verwaltet die Sache die ganze Zwiſchenzeit hindurch, wobei er 
eine „ordnungsmäßige Wirtſchaft“ einzuhalten (S 1036 Abſ. 2), für die nötige Brand⸗ 


verſicherung zu ſorgen (58 1045 ff.), die „gewöhnlichen“ Ausbeſſerungskoſten aus 
eigener Taſche zu bezahlen hat (8 1041) und gegen Verletzungen durch Außen- 
ſtehende mit denſelben Klagen auf Herausgabe oder auf Anterlaſſung von Störungen 
geſchützt iſt wie der Eigentümer (8 1065). An den Stamm der Sache darf er ſich 
| freilich grundſätzlich nicht heranwagen, denn dieſer bleibt dem Eigentümer vorbe- 
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halten. Der Eigentümer ſteht im Hintergrunde, hat aber bedeutende 
Schutzmittel. So bleibt ihm vom Beſitz die „mittelbare“ Hälfte zurück (8 868). 
So kann er bei gefährdendem Verhalten des Nießbrauchers Sicherheitsleiſtung ver⸗ 
langen (8 1051) und auf Anterlaſſung, gegebenenfalls auf Schadenserſatz klagen 
(S 1053, $ 823). And ſchließlich hat er nach Beendigung des Nießbrauchsverhältniſſes 


: Anſpruch auf Rückgabe (8 1055). 
Eigentümer und Nießbraucher erſcheinen derart wie Parteien, die ſich gegenüber- 
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ſtehen. Doch muß bei der praktiſchen Handhabung des Nießbrauchsrechts der Ge⸗ 
meinſchafts gedanke betont werden. Im Geſetz kommt er nur ſchwach zum Aus- 
druck, z. B. in den SS 1035, 1042. Ein Ausfluß des Gemeinſchaftsgedankens iſt es auch, 
daß der Nießbraucher nicht beliebig jemand anderen an ſeine Stelle treten laſſen kann. 
Vielmehr ift der Nießbrauch ſeinem Weſen nach un übertragbar (8 1059; gewiſſe 
Abſchwächungen in dem neuen Reichsgeſetz vom 13. 12. 1935 über die Veräußerung von 
Nießbrauchsrechten uſw.). 

In der Praxis des Lebens kommen iſolierte Nießbrauchsverhälniſſe überaus 
ſelten vor. Meiſt find fie mit anderen Erſcheinungen verbunden. So, wenn dem 
Manne Verwaltung und Nutzung am „Eingebrachten“ ſeiner Frau eingeräumt wird 


(58S 1373 ff.) oder dem Vater am Vermögen der Kinder (SS 1640 ff., 1649 ff.); oder 


* 
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wenn jemand im Teſtament zunächſt einen ſogenannten Vorerben einſetzt, der die 
Nutzung haben, aber ſpäter das Vermögen an den Nacherben weitergeben ſoll 


(Ss 2100 ff.). Dadurch wird dem reinen Nießbrauchsrecht der SS 1030 ff. faſt aller 
Boden entzogen. Aber zugleich bekommt das Nießbrauchsrecht dabei eine mittel ⸗ 


De * 


bare Bedeutung. Es wird nämlich bei dieſen anderen Verhältniſſen ergänzend 
herangezogen, gibt alſo dieſen anderen Rechtseinrichtungen Hilfsſtellung. Ganz deut⸗ 
lich beim Ehegatten und beim Eltern-Kinder Verhältnis (88 1383, 1384; 1652), viel 


beſchränkter bei dem Vorerbenverhältnis (SS 2128, 2129). 
9. Das Pfandrecht 


— 2 


a) Der Wert des Pfandrechts. Den Namen „Pfandrecht“ (88 1204 ff.) 


hat das Bürgerliche Geſetzbuch der Verpfändung beweglicher Sachen vorbehalten. 
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In einem Anhang ſpricht es allerdings auch vom „Pfandrecht an Rechten“ 
(88 1273 ff.). Wenn aber ein Grundftüd zu Pfande gegeben wird, fo gebraucht das 
Bürgerliche Geſetzbuch mit ſtrengem ſprachlichen Zwang einen anderen Ausdruck: 
Hypothek (darüber unter II 7). 
Das Pfandrecht iſt ein Sicherungsmittel. Es tritt zu einer Schuld hinzu. 
Dem Gläubiger genügt die Perſon des Schuldners nicht. Er will etwas in der 
Hand haben, an das er ſich halten kann. So entſteht das Pfand, gelegentlich auch 
Fauſtpfand genannt. Es iſt durchaus volkstümlich, vom Bruder Studio angefangen, 
der der Lindenwirtin fein Ränzel als Pfand läßt, bis zum Kaufmann, der feinen 
Kredit bei der Bank durch „Lombardierung“ von Wertpapieren kräftigt. 
Die Sicherung wäre wertlos, wenn ſich nicht wirklich der Gläubiger an das Pfand; 
objekt halten könnte. Das ſichert ihm das Geſetz ausdrücklich zu: er „kann Be- 
friedigung aus der Sache ſuchen? ($ 1204). Dadurch bekommt zugleich 
das Pfandrecht den Charakter eines Sachen rechts. Es belaſtet die Sache. Wie 
beim Nießbrauch find nun zwei Perſonen beteiligt: der Eigentümer und neben ihm 
der Pfandgläubiger. And weil das Pfandrecht ſachenrechtlichen Charakter hat, muß 
es von allen beachtet werden. Dadurch wird ſein praktiſcher Wert bedeutend 
gehoben: der Pfandgläubiger geht allen anderen (ungeſicherten, gewöhnlichen) Gläu⸗ 
bigern vor. Beiſpiel ſchon S. 8 a. E. 
b) Drei Sorten von Pfandrechten. Normalerweiſe geht das Pfandrecht 
auf eine Vereinbarung zwiſchen dem Schuldner und dem Gläubiger zurück: 
der Schuldner muß ſich entſchließen, freiwillig ein Pfand zu geben, ſonſt bekommt er 
keinen Kredit oder keine „Prolongation“, wenn ſeine Schuld ſchon abgelaufen iſt. 
Aber es gibt auch Fälle, wo ohne Vereinbarung, unmittelbar aus dem Geſetz heraus, 
ein Pfandrecht da iſt. Der bekannteſte Fall iſt das Pfandrecht des Vermieters an 
den eingebrachten Sachen des Mieters (88 559 ff.). Andere Fälle namentlich im 
Handelsrecht. Auf ſolche „geſetzlichen“ Pfandrechte werden dann die Regeln vom 
„vertraglichen“ Pfandrecht übertragen (81257). Es tritt noch eine dritte Sorte 
hinzu: das gerichtliche Pfandrecht. Seine Heimat iſt das Zwangs- 
vollſtreckungsrecht. Da wird auch nicht auf eine Vereinbarung gewartet, vielmehr 
wird auch gegen den Willen des Schuldners zur „Pfändung“ geſchritten, und aus der 
Pfändung geht dieſe dritte Art des Pfandrechts hervor. Ihre Regelung iſt in der 
Zivilprozeßordnung erfolgt. Aber auch hier werden die Regeln vom „vertraglichen“ 
Pfandrecht ergänzend herangezogen; 8 804 Abſ. 2 ZPO ſagt: „Das (gerichtliche) 
Pfandrecht gewährt dem Gläubiger im Verhältnis zu anderen Gläubigern dieſelben 
Rechte wie ein durch Vertrag erworbenes Fauſtpfandrecht“. Die folgende Dar- 
ſtellung läßt das geſetzliche und das gerichtliche Pfandrecht beiſeite und beſchränkt 
ſich auf das vertragliche. 
c) Die Entſtehung des Pfandrechts läuft dem Erwerb des Eigentums 
und der Beſtellung eines Nießbrauchs parallel. Wiederum ſtoßen wir auf die 
Abergabe als Erkennbarkeitszeichen und auf jene vom Kauſalverhältnis gelöfte, 
ſachenrechtliche „ Einigung” (8 1205). Aber es treten Abweichungen und Ver⸗ 
wickelungen hinzu, fowohl in ſachlicher wie in perfönlicher Richtung. 
1. In ſachlicher Hinſicht macht die „Abergabe“ beſondere Schwierigkeiten. 
Von den drei Erſatzmöglichkeiten, die wir beim Eigentumserwerb kennengelernt 
haben (S. 10), kann die 1, die Abergabe kurzer Hand, allerdings unbe⸗ 
denklich auch in das Pfandrecht übernommen werden ($ 1205 Abſ. 1 Satz 2). 
Beiſpiel: Wie ich dem Freunde, dem ich früher das Buch geliehen hatte, 
durch bloße mündliche Abſprache das Eigentum verſchaffen konnte (S. 10), ſo kann 
ich ihm auch ſtatt deſſen, wenn er mir Geld borgt, durch bloße Bde Abſprache 
das bei ihm befindliche Buch als Pfand zuſprechen. 
Aber die 2. Erſatzmöglichkeit, das „constit ut um possessorium“ 
hat der Geſetzgeber nicht für ausreichend gehalten, um ein Pfandrecht zu begründen 
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(folgt aus dem Schweigen des Geſetzes). Hier, beim Pfandrecht, ſoll es mit der 
Sichtbarmachung (Erkennbarkeit) doch eben genauer genommen werden wie beim 
Eigentumserwerb. 


Beiſpiel: In der Tat bleibt in dem Beiſpiel S. 10 der Kraftwagen unver- 
ändert in der Garage des A. Niemand merkt alſo etwas von der Rechtsänderung. 
Das tft, wenn die Rechtsänderung im Eigentum wechſel beſteht, erträglich. 
Wenn es aber um die Begründung eines Pfand rechts geht, das mitten in das 
Gewirr der Gläubiger geftellt werden und einem Gläubiger (dem B.) ein Vorzugs⸗ 
recht geben ſoll, darf der zu verpfändende Kraftwagen nicht in der Garage des A. 
bleiben. Er muß ſichtbar zum B. hinüber. 


Bei der 3. Erſatzmöglichkeit, der Abtretung des Herausgabe⸗ 
anſpruchs, unterſcheidet der Geſetzgeber, ob der Verpfänder den mittelbaren 
Beſitz zurückbehalten hatte oder nicht. Im letzteren Falle iſt Pfandbeftellung 
wiederum nicht möglich. Im erſteren Falle kann ſie durchgeführt werden; allerdings 
muß dann eine Anzeige an den unmittelbaren Beſitzer hinzutreten, damit wenigſtens 
in dieſer Form die Außenwelt unterrichtet wird (8 1205 Abſ. 2). 


Beiſpiel und Gegenbeiſpiel. 1. In dem Fall des Gemäldes auf 
S. 11 kann A. dem C. das Bild in gewöhnlicher Abſprache zu Pfand geben, wenn 
er dem B. Anzeige erſtattet. — 2. An dem Fahrrad konnte ich zwar meinem Gärtner 
das Eigentum übertragen, aber wenn ich ihm ſtatt deſſen ein Pfandrecht zugeſagt 
hätte, ſo wäre das ungültig. 


Nun hat aber der Geſetzgeber in anderer Richtung die Moglichkeiten einer Pfand⸗ 
beftellung ſogar ausgebaut. Es kann nämlich ein 4. Weg beſchritten werden: die 
Einräumung des Mitbeſitzes (8 1206). 


Beiſpiel: Der Weinhändler Schlauch will fein Lager an Flaſchenweinen dem 
Bankhaus Hartherz verpfänden. Das geht nicht in der Weiſe, daß er von den 
zwei gleichen Schlüſſeln den einen behält und den anderen an Hartherz gibt. 
Da könnte er jederzeit allein an das Lager heran. Wenn er aber zwei Schlöſſer 
mit verſchiedenen Schlüſſeln an die Tür hängt und nun den einen Schlüſſel 
behält, den anderen an den Gläubiger gibt, fo ſteht einem gültigen Pfandrecht 
nichts im Wege. 


2. In perſönlicher Hinſicht können auf der ſchuldneriſchen Seite Ver⸗ 
wicklungen eintreten. Es iſt nämlich keineswegs nötig, daß der Schuldner ſelbſt etwas 
aus feinem Vermögen verpfändet, es kann auch ein anderer für ihn einſpringen und 
eine ihm gehörige Sache dem Gläubiger als Pfand geben. Dann ſtehen dem Gläubiger 
zwei Perſonen gegenüber: der Schuldner (auch „perſönlicher“ Schuldner genannt) 
und der „Verpfänder“. Aber weiter: Vielleicht iſt der Verpfänder gar nicht der 
Eigentümer der Sache, er hat ſich nur als ſolcher aufgeſpielt. Da kann ſehr wohl, 
wenn der Gläubiger gutgläubig iſt, ein Pfandrecht für ihn entſtehen; der Gut ⸗ 
glaubensſchutz wird nämlich aus der Lehre vom Eigentumserwerb (S. 11 c) 
in die Lehre vom Erwerb eines Pfandrechts übertragen (81207). Dann ſtehen alſo 
dem Gläubiger ſogar drei Perſonen gegenüber: außer dem urſprünglichen „Schuldner“ 
ein „Verpfänder“ und hinter dieſem noch ein „wahrer Eigentümer“. 

Beiſpiel: Gerhard, ein junger Kaufmann, hat Schulden gemacht. Sein 
Gläubiger Hermann will ihm nicht länger Kredit geben, wenn er ihm nicht Sicher⸗ 
heiten ſtellt. Gerhard ſelbſt hat nichts. In ſeiner Not wendet er ſich an ſeinen 
Freund Eberhard. Eberhard hat auch nichts im eigenen Vermögen, was als Pfand 
geeignet wäre. Aber er hat eine Schreibmaſchine auf Abzahlung gekauft. Die 
bringt er zu Hermann. Er ſagt nichts von dem Abzahlungsgeſchäft und dem Eigen. 
tumsvorbehalt des Verkäufers, ſondern tut ſo, als ſei die Maſchine ſchon ſein 
Eigentum, das er für die Schuld Gerhards verpfänden wolle. Hermann geht darauf 
ein. Da die Maſchine keine „abhanden gekommene“, ſondern eine dem Eberhard 
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vom Verkäufer anvertraute (freiwillig überlaſſene, S. 11 a. E.) Sache tt, ſetzt der Gut ⸗ 
glaubensſchutz ein: Hermann hat ein echtes Pfandrecht erworben. Der Verkäufer 
kann ſich wegen dieſes natürlich ſehr ſtörenden Pfandrechts nur an Eberhard mit 
einem Schadenserſatzanſpruch halten, wird alſo wiederum mit dem Sprichwort: 
„Wo du deinen Glauben gelaſſen haſt, da mußt du ihn ſuchen“, abgeſpeiſt. 


d) Die Rechtslage vor der Pfand verwertung 


1. Für den Juriſten iſt beſonders wichtig das Verhältnis des Pfandrechts (der 
ſachenrechtlichen Erſcheinung) zu dem Schuldverhältnis, das den Ausgangspunkt 
gebildet hat und durch das Pfandrecht geſichert werden ſoll. Man ſpricht hier von der 
akzeſſoriſchen Natur des Pfandrechts. Wörtlich überfetzt heißt das: hinzu; 
tretende Natur. Damit ſoll ausgedrückt werden, daß das Pfandrecht kein ſelbſtändiges 
Daſein führt, ſondern nur zur Begleitung beſtimmt und auf Schritt und Tritt von 
dem Schuldverhältnis abhängig iſt: 1. bei der Entſtehung, 2. im weiteren Ver⸗ 
lauf, 3. beim Abergang auf einen neuen Gläubiger und 4. vor allem auch beim 
Antergang. 
Beiſpiele: 1. Später erweiſt ſich, daß das zugrunde liegende Darlehn wegen 
Wuchers nichtig war (§ 138). Dann iſt es dank der akzeſſoriſchen Natur auch 
niemals zu einer gültigen Pfandbeſtellung gekommen. — 2. Die Schuld iſt zur 
Hälfte durch Abzahlungen abgetragen. Dann haftet auch das Pfand nur noch auf 
den halben Betrag (§ 1210: „in deren jeweiligem Beſtand“). — 3. Für den 
Studenten Leicht, der bei ſeinem Vermieter Wurm erhebliche Schulden hat, hat 
fein Onkel Gütlih einen Poſten Wertpapiere zu Pfand gegeben. Der Gläubiger 
Wurm tritt feine Forderung gegen Leicht an den Händler Eilig ab (8 398). Das 
Pfandrecht an den Wertpapieren geht ohne weiteres (unſichtbar) auf Eilig über. 
Gütlich wird nicht mit dem Einwand gehört, er habe nur Wurm decken wollen, den 
Eilig kenne er gar nicht (8 1250). — 4. Gütlich ſpringt jetzt mit Bargeld für den 
Neffen ein und bezahlt die ganze Schuld (vgl. 8267). Sofort erliſcht (wiederum 
unſichtbar) auch das akzeſſoriſche Pfandrecht (§ 1252), und Gütli kann feine Wert 
papiere herausverlangen (8 986 ſteht ihm nicht mehr entgegen). 
2. Zwiſchen der Beſtellung des Pfandes und feiner Verwertung (oder Rückgabe) 
kann eine kürzere oder längere Zwiſchenzeit liegen. Eine ganze Reihe von 
Rechtsregeln dienen der Ordnung dieſer Zwiſchenzeit. Der Beſitz tft zerlegt 
(8 868; S. 6 b); der Pfandgläubiger muß feinen Beſitzteil, den „unmittelbaren“, 
feſt in den Händen behalten, ſonſt hat er Antergang des Pfandrechts zu gewärtigen. 
Beiſpiel: A hat dem B feine Taſchenuhr zu Pfand gegeben. Nach 14 Tagen 
bittet er ihn um Rückgabe, er könne die Ahr nicht entbehren, „ſelbſtverſtändlich ſolle 
das Pfandrecht weiterbeſtehen“. Trotz ſolcher Abſprache erliſcht das Pſandrecht 
zwangsweiſe (8 1253 Abſ. 1 Satz 2). Grund: die „Erkennbarkeit“, die mit der Rüd- 
gabe ausgelöſcht wird. 
Wenn Dritte ſtörend eingreifen, hat der Pfandgläubiger gegen fie Klageſchutz wie ein 
Eigentümer, Herausgabeklage und Abwehrklage (81227; Parallele 
zum Nießbrauch). Weiter gibt es Regeln für die Pflege des Pfandes in der 
Zwiſchenzeit (vgl. 88 1215 ff.). Von grundlegender Bedeutung iſt, daß der Pfand⸗ 
gläubiger das Pfand nicht für ſeine eigenen Zwecke benutzen, alſo 
z. B. in dem verpfändeten Kraftwagen fahren darf: das Pfandrecht iſt kein Nieß ; 
brauch (Ausnahme: das ſogenannte „Nutzpfand“ des 8 1213) uſw. 
e) Die Pfand verwertung. Der Gläubiger darf nicht beliebig, wenn es ihm 
gerade paßt, zur Verwertung des Pfandes ſchreiten. Vielmehr erſt dann, wenn die 
ſogenannte Pfandreife eingetreten iſt. Dazu gehört vor allem die Fälligkeit der 
Schuld. Das Zuſammenhängen des Pfandrechts mit der zugrunde liegenden Schuld 
(d 1) zeigt ſich alſo auch hier (8 1228 Abſ. 2). Der Weg der „Verwertung“ iſt im 
Geſetz genau gekennzeichnet (SS 1233 ff.): Verkauf, regelmäßig im Wege öffent. 
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licher Verſteigerung, ausnahmsweiſe „aus freier Hand“ (81235). Eine Reihe von 
Beſtimmungen wahren das Intereſſe des Verpfänders, der ja jetzt feine 
Sachen endgültig entſchwinden ſieht: Verboten iſt das ſogenannte „Verſallspfand“ 
(S 1229). Verboten iſt es auch, mehr Pfänder zu verkaufen, als nötig iſt ($ 1230). 
Jeder geplante Verkauf iſt dem Verpfänder (Eigentümer) einen Monat vorher anzu- 
drohen (8 1234) und, wenn es ſoweit iſt, muß er auch von Ort und Zeit der Ver⸗ 
fte igerung benachrichtigt werden (S 1237 Satz 2). Er kann dann ſeinerſeits mitbieten 
und ſo die Sache vor einer (praktiſch leider häufigen) Verſchleuderung weit unter 


Wert ſichern. Vor allem darf der Gläubiger nicht ſelbſt die Verſteigerung in die 


Hand nehmen, er muß fie vielmehr von einem Gerichtsvollzieher oder einer ähnlichen 


Amtsperſon vollziehen laſſen (wie im 8 383 Abſ. 3). 
Mit dem Zuſchlag bei der Verſteigerung (oder dem ausnahmsweiſe zuläſſigen frei ⸗ 


händigen Verkauf) ändert ſich die Rechtslage vollſtändig. Das Eigen- 
tum des Verpfänders hört mit einem Schlage auf, ſtatt deſſen iſt der Erſteher Eigen⸗ 
tümer geworden (8 1242; ſtarker Gutglaubensſchutz: 8 1244). Aber dafür erliſcht nun 


auch die Schuld, um derentwillen es zur Verpfändung gekommen war; freilich nur, 


ſoweit der „Erlös“ der Verſteigerung ausreicht; ſoweit das nicht der Fall iſt, bleibt 
die Schuld weiterbeſtehen, während umgekehrt ein „Aberſtieg“ natürlich nicht dem 
Gläubiger anheimfällt, ſondern dem Schuldner (Verpfänder, Eigentümer) aus⸗ 


| gehändigt wird (äußerſt verſchroben, wenn auch juriſtiſch genau ausgedrückt im 
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8 1247). Wie, wenn der Erſteher, nach Haufe gekommen, einen „Mangel“ des 
erſteigerten Gegenſtandes, etwa einen Sprung in der Kriſtallvaſe, entdeckt? Dann 
hat er grundſätzlich keine „Mängelanſprüche“, er muß den Sprung wie einen Anglücks⸗ 
fall in den Kauf nehmen (8 461). 

f) Sonderfälle und andere Sicherungsverſuche. Für die Ver⸗ 
pfändung von Schiffen (88 1259 ff.) und für die Verpfändung von „Rechten“ 
(SS 1273 ff.), vor allem von ſolchen, die „verbrieft“, d. h. in einem Wertpapier 
niedergelegt find (88 1292 ff.), gelten Sondervorſchriften. 


Beiſpiel: Feinkoſthändler Dünn ſchuldet dem Groſſiſten Dick für gelieferte 
Waren 600 RM. Da er nichts anderes als Pfand geben konnte, hat er eine Forde; 
rung auf 1000 RM, die ihm aus einer Erbauseinanderſetzung gegen feine Baſe 
Ludmilla zuſteht, an Dick verpfändet. „Abergabe“ (oben c) iſt hier zur „Entſtehung“ 
des Pfandrechts nicht möglich. Aber Ludmilla muß, damit wenigſtens etwas Offen⸗ 
kundigkeit herrſcht, benachrichtigt werden (8 1280). And nun darf Ludmilla nicht 
einen von beiden bevorzugen, ſowohl die Zinſen wie ſpäter das Kapital muß ſie 
„an den Pfandgläubiger und den Gläubiger gemeinſchaftlich leiſten“ (8 1281). Wie, 
wenn die Schuld der Ludmilla nach den Verabredungen bei der Erbteilung erſt im 
nächſten Jahr zu zahlen iſt, während die „Pfandreife“ in dem Verhältnis zwiſchen 
Dick und Dünn ſchon jetzt eingetreten iſt? Hier braucht der Gläubiger Dick nicht zu 
warten. Anderſeits kann er von Ludmilla nicht verlangen, daß ſie vorzeitig zahlt. 
So bleibt ihm nur der umſtändliche Weg über § 1277, z. B. in der Art, daß er ſich 
im Wege eines Prozeſſes gegen Dünn einen „vollſtreckbaren Titel“ beſchafft und 
ſich dann vom Gericht die Forderung gegen Ludmilla „an Zahlungs Statt zum 
Nennwert“ überweiſen läßt, natürlich nur in Höhe von 600 RM (Näheres in der 
Zivilprozeßordnung). Dann kann er die (immer noch befriſtete) Forderung gegen 
Ludmilla (richtiger: den ihm angefallenen Teil von 600 RM) verkaufen, wenn er 
einen Käufer dafür findet. 


Mit dem geſetzlichen Syſtem der pfandrechtlichen Sicherung iſt bei den heutigen an⸗ 

geſpannten Kreditverhältniſſen der Gläubigerſchaft nicht genügend gedient. Sie drängt 
auf immer neue Formen ihrer „Sicherung“ und ſpringt dabei zum Teil aus 
dem Geſetzestert hinaus. Schon die Verpfändung ganzer Vermögensmaſſen, wie z. B. 
des „Warenlagers“ oder der „Buchfor derungen“ tft zwar beliebt, aber 
juriſtiſch ſchwer durchzuführen; im Geſetz fehlt es an jedem Anhalt. Beſonders hat 
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aber die ſogenannte Sicherungsübereignung von ſich reden gemacht. Hier 
bat es die Gläubigerſchaft verſtanden, dem Geſetzgeber ein Schnippchen zu ſchlagen 
Wie gezeigt, iſt der Weg des fogenannten constitutum possessorium zugelaſſen, um 
jemandem Eigentum zu übertragen (S. 10), nicht aber, um jemandem ein Pfandrecht 
zu beſtellen (S. 200. Nun hat es ſich eingebürgert, dem Gläubiger, der geſichert 
werden ſoll, das Eigentum an den Sicherungsgegenſtänden (3. B. den Warenvorräten) 
zu übertragen; da können die Sachen beim Schuldner bleiben (1). Aber das geſchieht 
mit dem Zuſatz, daß die Eigentumsübertragung nur „zu Sicherungszwecken“ erfolge, 
damit der Gläubiger eben doch nicht, was für den Schuldner zu gefährlich wäre, wie 
ein Eigentümer über die Sachen verfügen kann. Dieſer Ausweg hat Anerkennung in 
der Gerichtspraxis gefunden, obwohl er den urſprünglichen Gedanken des Geſetz⸗ 
gebers zuwiderläuft. Abrigens hat der Geſetzgeber ſelbſt im letzten Jahrzehnt neue 
Wege der Verpfändung außerhalb des Bürgerlichen Geſetzbuchs erſchloſſen, z. B. in 
Geſtalt des ſogenannten Regiſterpfandes zugunſten landwirtſchaftlicher 
Pächter (Geſetz vom 9. Juli 1926, 81: „. . . ohne Beſitzübertragung“). 


II. Teil: Boden 


1. Die Bedeutung des Bodens 

a) Der Volkswert. Kein Volk ohne Boden! Nomadenſtämme ziehen von 
dannen, ein Volk bleibt auf feinem Boden ſitzen und gründet von dieſer territorialen 
Anterlage aus ſeinen Staat. Freilich, die Bewertung des Bodens wechſelt im 
Laufe der Zeiten. Ein ſeßhaft gewordenes Volk kann von Expanſionsdrang, von 
Eroberungsluſt befallen werden. Dann ſetzt bei ihm Bodenhunger ein, aber im 
gleichen Augenblick beſteht die Gefahr, daß der Sinn für den heimiſchen Boden 
verlorengeht. Schließlich verliert dann der Boden ſeine Weihe. Er iſt nicht mehr 
verwachſen mit den Männern, die darauf ſiedeln. Er wird Gegenſtand kühler 
Betrachtung, Objekt der Spekulationen. So iſt es dem gewaltigen Eroberervolk der 
Römer gegangen. And die Folge war, daß ſich auch in ihrem Recht der Sinn für 
den beſonderen Wert des Bodens verflüchtigte: der Boden wurde zur „Sache“, war 
nichts mehr als „Sache“ und wurde faſt vollſtändig gleichgeſtellt mit den beweglichen 
Sachen. Den Germanen kam dagegen, in den Anfangszeiten, ihre Naturhaftigkeit 
zugute. Sie lebten ganz der Schau auf die Dinge. Da lag vor ihnen der Boden, 
unbeweglich, ewig, fruchtbringend. Wie ſollte das mit einem Karrenwagen, einem 
gebackenen Brot, einem Wurfſpeer oder ſonſt einer beweglichen Sache gleichgeſetzt 
werden? So war das germaniſche Bodenrecht ein feſt abgeſchloſſenes Gebiet für ſich. 
Man kam gar nicht auf den Gedanken, das Recht am Boden mit dem Necht an den 
beweglichen Sachen in einen Topf zu werfen. Aber allmählich hat ſich auch bei uns in 


Deutſchland der Begriff „Vermögen“ eingeſchoben, eng mit dem „Gelde“ verwachſen. 


Da wurde es langſam für viele gleichgültig, ob das „Kapital“ in Boden oder in 
Goldmünzen oder Waren angelegt war. Den Höhepunkt erreichte dieſe Verdrängung 
des Bodens aus ſeiner Sonderſtellung im 19. Jahrhundert. Hier hat der 
Boden ſtellenweiſe wirklichen Warencharakter bekommen, vor allem der ſtädtiſche 
Boden. Es kam hinzu, und das hat auch den landwirtſchaftlichen Boden arg mit ; 
genommen, daß die Belaſtungen des Bodens ſich von Jahrzehnt zu Jahrzehnt 
mehrten. And zwar ſowohl die öffentlich-rechtlichen Laſten (Steuern) wie die privat; 
rechtlichen (Hypotheken). Jede ſolche Laſt iſt nicht nur eine rechneriſche Ver⸗ 
minderung deſſen, was dem Bodeneigentümer gehört, ſondern ſie führt andere immer 
vordringlicher neben dem Bodenwirt an das Grundſtück heran. Der Bodenwirt 
bekommt immer deutlicher und zutreffender das Gefühl, daß er in der Hauptſache gar 
nicht mehr für ſich wirtſchaftet, ſondern für außenſtehende Mächte, denen er jahraus 
jahrein Abgaben und Zinfen zahlen muß. Das läßt feine innerliche Anteilnahme am 

Boden ſchwinden, und dadurch wird nicht nur er ſelbſt geſchwächt, ſondern auch das 
ganze Volk in ſeinen Lebenskeimen getroffen. 
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Der Nationalſozialismus hat von Anfang an auf Geſunderhaltung der 
Bodenwirtſchaſt und des Bodenrechts größtes Gewicht gelegt. Der Punkt 17 des 
Programms vom Jahre 1920 forderte außer der ſchon früher erwähnten Enteignungs⸗ 
möglichkeit (S. 18) „eine unſeren nationalen Bedürfniſſen angepaßte Bodenreform, 
Abſchaffung des VBodenzinſes und Verhinderung jeder Bodenſpekulation“. Seit 1933 
iſt es dann vor allem die Neichsnährſtandorganiſation, die fortlaufend um die Hoch⸗ 
bewertung des landwirtſchaftlichen Bodens kämpft (vgl. in dieſem Werk 13: Darre, 
Blut und Boden; auch III 48: Backe, Agrar- und Siedlungspolitik). Aber es find 
noch große und ſchwierige Aufgaben in der Zukunft zu erfüllen. 


b) Die Geſetzgebung für das Recht des Bodens iſt ſehr zerſplittert. Wie ein 
ſchönes, aber noch fernes Ziel erſcheint der Gedanke, alles, was ſich auf den Boden 
bezieht, in einem einzigen Geſetz, einem „Kodex des Bodenrechts“ zuſammenzuziehen. 
Vorläufig liegt der Stoff weit auseinander. Vor allem ſpielt auch hier die altüber- 
kommene Spaltung des Nechts in öffentliches Recht und Privatrecht noch 
immer eine Rolle. Der Staat hat fein geſamtes Intereſſe am Grund und Boden in 
allerlei öffentlich⸗ rechtlichen Geſetzen niedergeſchlagen, während er ſich für das ganze 
Gebiet des privaten VBodenrechts, Eigentum, Hypotheken uſw. gewiſſermaßen für 
desintereſſiert erklärt hat und höchſtens mit ſeinem Grundbuchapparat (nachfolgend 
Ziff. 2) dem Privatintereſſe freundliche Anterſtützung leiht. 


Aus dem großen Bereich der öffentlich- rechtlichen Geſetzgebung müſſen hier Andeu⸗ 
tungen genügen. Ganz hoch oben ſtehen die Rechtsvorſchriften, die den deutſchen 
Boden von dem ausländiſchen abſetzen, alſo alles, was mit der Regelung der 
Grenzen zuſammenhängt (3. B. die Korridorfrage). Dann folgen die mannig⸗ 
faltigen Vorſchriften, die den Boden als Finanzquelle des Staates in Anſpruch 
nehmen, alſo das ſteuerrechtliche Gebiet (Grundſteuer, Wertzuwachsſteuer, 
Hauszinsſteuer uſw.). Dann kommt das Kapitel von der Verteilung des 
Bodens. Vas Privatrecht geht von der vollzogenen Verteilung aus, aber der 
Staat hat die Aufgabe, unabläſſig dieſe Verteilung in ihrem Kommen und Gehen zu 
überwachen. Hierher gehört mancherlei: der Kampf gegen die ſogenannte Güter- 
ſchlächterei (das Bodenhändlertum), die Aufteilung zu großer Güter in einzelne 
Bauernſtellen, die Abſperrung volksfremder Elemente vom Bodenerwerb, die Sorge 
für eine gute Schichtung der Wirtſchaftsflächen (Amlegung, Zuſammenlegung) uſw. 
Eine weitere Aufgabe iſt die Heranführung geeigneter Perſonen an 
den Boden, beginnend bei dem großen Heer der Leute vom Arbeitsdienſt, endend 
bei der Auswahl ſolcher, die zeitlebens als Siedler dem Boden treu bleiben (vgl. 
nachſtehend Ziff. 5). Zu allem tritt das große und ſehr bunte Gebiet der polizei ⸗ 
lichen (das Wort im weiteſten Sinne verſtanden) Aber wachung der Boden 
betriebe und VBodenbeſtandteile, in allerlei Spezialitäten auseinander⸗ 
ſtrebend wie etwa das mächtige Gebiet der Volksernährung, die öffentlich ⸗ rechtliche 
Seite des Bergbauweſens (vgl. unten 4 f), die Einordnung der Wege und Gewäſſer 
in das öffentliche Verkehrsleben (4 g), und vor allem auch die öffentliche Aberwachung 
und (notfalls zwangsweiſe) Ordnung des Wohnungsweſens. Es zeigt ſich 
alſo, daß der Staat überall, wo es um das Schickſal des Bodens geht (der zugleich ſein 
„Territorium“ iſt), die Hände im Spiele behält. So kann es nicht wundernehmen, daß 
ähnlich wie ſchon in früheren Zeiten, die Frage aufgeworfen wird, ob nicht dem Staat 
ein „Obereigentum“ am geſamten Boden zuzuſprechen iſt. Doch lehnen die 
meiſten Juriſten eine ſolche allzu „privatrechtliche“ Konſtruktion ab. 


c) Innerhalb des Privatrechts iſt die vordringlichſte Frage, in welchem 
Ausmaß und in welcher Rechtsform die einzelnen Volksgenoſſen am 
Boden beteiligt find. Wenn man dabei vom Eigentum ausgeht, das unbeſtreitbar 
die Kernfigur darſtellt, ſo ſcheiden große Maſſen von Volksgenoſſen, mehr als die 
Hälfte, aus. Sie haben kein Eigentum am Boden. Sie kommen an ihn nur in der 
Nolle eines Mieters heran. Zwar find Beſtrebungen im Gange, das Mietrecht 
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„urwüchfſiger“ zu geſtalten, dem Mieter auch rechtlich eine feftere Verbindung mit dem 
Bodenfleck, auf dem er wohnt, zu gewährleiſten („Heimrecht“). Aber vorerſt iſt im 
Bau des Geſetzes das Mietrecht (und mit ihm das Pachtrecht) nicht neben dem 
Bodeneigentum, ſondern im Schuldrecht untergebracht. Deshalb muß auch im folgen- 
den dieſer Rechtsſtoff beiſeite bleiben (vgl. ſtatt deſſen den vorangehenden Aufſatz 
von Hueck). Diejenigen Volksgenoſſen, denen wirkliches Eigentum am Boden 
beſchieden iſt, werden in der Hauptſache nicht weiter klaſſifiziert: fie find alle eben 
„Eigentümer“, alle den gleichen Regeln (vgl. nachfolgend Ziff. 3 und 4) untertan. 
Doch gibt es immerhin ſchon ſeit längerem einige beſon dere Geſtaltungen 
(Ziff. 5 a bis c), und das neuere Siedlungsrecht iſt auf der Bahn folder 
Sonderprägung erheblich weiter fortgeſchritten (Ziff. 5 d und e). Schließlich ſtellt das 
„Sachenrecht“ des Bürgerlichen Gefetzbuchs wie bei den beweglichen Sachen (S. 19 
Ziff. 8 und Ziff. 9), ſo auch bei den Grundſtücken neben das Eigentum als das große 
Hauptrecht einige abgeleitete Rechte, die zum einen Teil den Boden in 
ſeiner natürlichen Subſtanz erfaſſen (nachfolgend Ziff. 6), zum andern Teil ſich des 
Bodens als eines Kapitalwerts bemächtigen und ihn als Pfandobjekt für Geld⸗ 
forderungen benutzen (Ziff. 7). 


2. Das Grundbuch 

a) Geſetzgebung. Das Grundbuch ſpielt im öffentlichen Leben eine ſehr wichtige 
Rolle. Es gibt, Grundſtück für Grundſtück, einen klaren und geſicherten Aberblick über 
die privatrechtlichen Rechtsverhältniſſe des geſamten deutſchen Bodens. Unter 
anderem baut ſich auf ihm auch der ganze Hypothekenverkehr auf, der große Stücke 
des Volksvermögens in ſich ſchließt (ſiehe nachfolgend S. 46 b). Dabei iſt das Ver 
fahren in Grundbuchſachen ſehr verwickelt und zugleich verantwortungsvoll. So 
erklärt es ſich, daß ihm ein beſonderes Stück Geſetzgebung gewidmet worden iſt. 
Schon gelegentlich der Schaffung des Bürgerlichen Geſetzbuchs iſt 1897 eine Reichs 
Grundbuchordnung erlaſſen worden. Sie ließ aber dem Landesrecht noch reichlichen 
Spielraum, ſo daß die „Grundbücher“ in den einzelnen deutſchen Ländern (Preußen, 
Sachſen, Württemberg uſw.) recht verſchieden ausſahen. Damit hat die national 
ſozialiſtiſche Geſetzgebung gebrochen. Am 5. Auguſt 1935 erging von 
Reichs wegen eine neue Grundbuchordnung, die die landesrechtlichen 
Verſchiedenheiten aufhebt und für ganz Deutſchland eine einheitliche Grundbuch- 
apparatur vorſchreibt (RG Bl. I S. 1073). Eine „Ausführungsverordnung“ und eine 
„Grundbuchverfügung“, beide vom 8. Auguſt 1935, ſind zu dem Hauptgeſetz hinzu⸗ 
getreten. Die große Bedeutung dieſes Vorganges rechtfertigt eine genaue Sonder- 
darſtellung. Sie folgt als Beitrag 36 „Grundbuchrecht“. — Neben der Grund— 
buchordnung kann auch gelegentlich zur juriſtiſchen Vertiefung des Stoffes das 
Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit herangezogen 
werden. 


b) Das amtliche Verfahren. Für die Führung des Grundbuchs iſt ein 
eigenes Amt eingerichtet, das „Grundbuchamt“ (§S 1 GBO). Es bildet jetzt in 
ganz Deutſchland nur eine beſondere Abteilung des Amtsgerichts. Sehr ſtark 
iſt dabei (3.3. in Preußen ſeit 1920) die Mitwirkung der ausgewählten mittleren 
Beamtenſchaft, der Rechtspfleger, entwickelt, die in ziemlich weitem Amfang 
an die Stelle des „Richters“ getreten find. Das „Verfahren in Grundbuchſachen“ hat 
den Charakter der ſogenannten Freiwilligen Gerichtsbarkeit im Gegenſatz zum Prozeß 
(ſtreitige Gerichtsbarkeit). Es bringt den Grundbuchrichter namentlich in ländlichen 
Bezirken mit der Bevölkerung in gute Berührung. Soweit es ſich um Beurkundungen 
handelt, ſchieben ſich dazwiſchen die Notare ein, deren „Zuſtändigkeit“ beſonderer 
Regelung unterliegt. Das Grundbuchverfahren verlangt beſon dere Genauig- 
keit, weil das Grundbuch unerſchütterliche Grundlage für den geſamten Boden- 
verkehr ſein ſoll. Die Bevölkerung iſt manchmal unwillig, weil es allzu „genau“ 
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zugeht, iſt aber der Aufklärung über die Notwendigkeit ſolcher „bürokratiſchen“ 
Schärfe nicht unzugänglich. Eine beſonders wichtige Rolle ſpielt die Spentitäts- 
prüfung der beteiligten Perſonen (Beiſpiel im folgenden). Bisweilen kommt es 
auch, z. B. bei Parzellierungen oder im Hypothekenverkehr, zu Rechnereien, bei 
denen ebenfalls größte Genauigkeit erfordert wird. Ein wohlausgebautes Be⸗ 
ſchwerdeverſahren ſorgt, wo nötig, für eine wiederholte Prüfung der 
Grundbuchangelegenheiten (SS 71 ff. GBO). Wenn allerdings eine Eintragung im 
Buch ſchon vollzogen iſt, kann ſie nicht im Beſchwerdewege wieder beſeitigt werden. 
Sonſt würde der gute Glaube (ſiehe im folgenden e 1) untergraben werden. Aber es 
ſteht für ſolche Zwecke die Eintragung eines „Widerſpruchs“ (8 53 GBO; 8 899 
BGB) und das „Berichtigungsverfahren“ (§S 894 ff. BGB) zur Verfügung. 
Hinter dem Ganzen dieſes amtlichen Verfahrens ſteht eine bemerkenswerte Haf- 
tung des Staates und des Grundbuchrichters. Wenn nämlich einem 
Volksgenoſſen durch ein Verſehen bei der Buchung ein Schaden erwachſen iſt, kann er 
ſich mit feinem Schadenserſatzanſpruch an den Staat halten. Der Staat ſtellt ſich 
alſo vor feinen Beamten. Das trägt wiederum zur Sicherheit des Grundbuch- 
apparates bedeutend bei. Der Staat ſeinerſeits hat ſich allerdings den Rückgriff 
auf den ſchuldigen Beamten vorbehalten, geht aber milde zu Werk. Er 
läßt den Beamten nur bei „grober“ Fahrläſſigkeit haften (Verordnung über die 
Haftung des Reiches für die Juſtizbeamten vom 3. Mai 1935; vgl. auch SS 254 
und 839 BGB). 
Beifpiel: Beim Grundbuchamt erſcheint der Hausbeſitzer Dunkel. Er bringt 
den Kaufmann Kompel mit und bewilligt die Eintragung einer Hypothek von 
8000 RM zugunften des Kompel. Die beiden waren Schwindler. Dunkel iſt gar 
nicht der Eigentümer des nunmehr mit Hypothek belaſteten Hauſes geweſen. Aller- 
dings iſt bis jetzt noch kein Schaden entſtanden. Denn ſelbſtverſtändlich kann der 
echte Herr Dunkel den Schwindlern entgegenhalten, daß die Hypothek ungültig 
iſt. Aber Kompel hat, dem urſprünglichen Plan entſprechend, die Hypothek ſogleich 
an den gutgläubigen Profeſſor Dämmer verkauft und abgetreten. Die Lage ändert 
ſich mit einem Schlage: Dämmer iſt rechtsgültiger Hypothekengläubiger geworden 
(S 892 BGB; fiehe auch nachfolgend e 1) und kann als ſolcher bei dem lechten) 
Dunkel nicht nur fortlaufend die Zinſen, ſondern auch ſpäter (etwa nach Kündigung) 
Rückzahlung der Kapitalſumme verlangen. Dunkel bleibt zunächſt ein Schadens- 
erſatzanſpruch gegen die beiden Betrüger ($ 823 BGB), der aber praktiſch fait 
immer wertlos ſein wird. Doch nun ſpringt der Staat in die Breſche. Freilich nur, 
wenn ein Verſchulden ſeines Beamten vorgelegen hat. So ſpitzt ſich alles 
darauf zu, ob der Grundbuchrichter (Rechtspfleger) bei der Identitätsprüfung mit 
der nötigen Sorgfalt vorgegangen iſt. Auch wenn ihm nur eine „leichte“ Fahr 
läſſigkeit unterlaufen iſt, zahlt der Staat an Dunkel den ganzen Schaden, während 
der Beamte perſönlich im Wege des Rückgriffs nur bei grober Fahrläſſigkeit 
belangt wird. 
c) Die innere Einrichtung des Grundbuchs. Von dem Grundbuch 
ſelbſt ſind die nebenher laufenden „Grundakten“ zu unterſcheiden. Sie nehmen 
an dem Gutglaubensſchutz (nachfolgend e 1) nicht teil. Auch die ſogenannte „Erb ⸗ 
höferolle“ (8 52 RErbhG vom 29. September 1933) ift etwas anderes wie das 
Grundbuch. Beides beſteht nebeneinander. Es iſt aber dafür geſorgt, daß auch im 
Grundbuch beim erſten Blick der Erbhofcharakter der betreffenden Grundſtücke 
erkennbar iſt. 
1. Bei der hoch in die Hunderttauſende gehenden Zahl der einzelnen „Grundſtücke“, 
die zuſammen den deutſchen Boden ausmachen, kann nicht ein einziges zentrales 
Grundbuch, etwa in der Reichshauptſtadt, geführt werden. Vielmehr iſt Deutſchland 
in eine große Zahl von „Grundbuchbezirken“ zerlegt (ein Amtsgerichts⸗ 
bezirk kann in mehrere Grundbuchbezirke zerfallen). And nun bekommt grundſätzlich 
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jedes ſelbſtändige „Grundſtück“, mag es auch nur ein verhältnismäßig kleiner Acker 
fein, fein eigenes „GSGrundbuchblatt“, damit man fofort feſtſtellen kann, wie es 
rechtlich (Wer iſt Eigentümer? Sind Belaſtungen da?) mit dieſem Grundftüd ſteht. 
Man nennt dieſen Aufbau des Buchapparats auf die einzelnen Grundſtücke: 
Realfolium. 


Beiſpiel: A. beſitzt ein Haus in der Stadt, außerdem ein Wodenendgrund- 
ſtück weit draußen vor den Toren, ferner aus einer Erbſchaft eine Waldparzelle. 
Dann hat er auch drei „Grundbuchblätter“ beim Amt. Auf jedem ſteht er als 
Eigentümer eingetragen. Auf dem ſtädtiſchen Hausgrundſtück ſtehen vielleicht 
außerdem zwei Hypotheken eingetragen, auf der Waldparzelle ein Wegerecht für 
die Dorfgemeinde, auf dem Wochenendgrundſtück nichts. 
Nun aber können ſehr wohl auch getrennt liegende Bodenflächen zuſammengenommen 
als ein „Grundſtück“ gelten. Das iſt ſogar häufig der Fall. Wenn z. B. ſeit alters 
zu einem Bauernhof fünf verſchiedene, auseinander liegende Acker- oder Wiefen- 
flächen gehören, ſo wird ſchon ſeinerzeit bei der erſten Anlegung des Grundbuchs das 
alles zuſammengehalten und zuſammen als das Grundftüd eingetragen worden fein. 
Dann ergreifen aber eben auch alle Rechtsverhältniſſe einheitlich alle dieſe Flächen. 
Eine Hypothek laſtet z. B. auf dem geſamten Komplex. Man ſieht alſo, daß das 
Wort „Grundſtück“ nicht im natürlichen, ſondern in einem formalen juriſtiſchen 
Sinne gebraucht wird: das, was juriftiih zuſammengehört, iſt ein Grundſtlück. 


2. Der Grundſatz, daß für jedes Grundſtück (in dem eben beſchriebenen Sinne) ein 
beſonderes „Blatt“ im Grundbuch geführt werden muß, iſt jetzt für ganz Deutſch⸗ 
land als Regel aufgeſtellt. Doch werden Ausnahmen zugelaſſen, bei Erbhöfen ſo⸗ 
gar gewünſcht: hier werden alle Grundſtücke des Erbhofbauern auf einem Blatt 
(ſogenanntes Perſonalfolium) zuſammengeſchrieben (vgl. S 4 GBO). 
Beiſpiel: Im vorigen Beiſpiel könnte A beim Grundbuchamt beantragen, 
daß das Wochenendhaus, vielleicht auch noch die Waldparzelle auf fein wichtigſtes 
Grundbuchblatt (Haus) herübergenommen werden. Dann hat er ſeinen ganzen 
Beſitz beieinander. Dabei bieten ſich zwei Möglichkeiten an. Entweder werden 
alle drei bisher ſelbſtändigen Grundſtücke miteinander verſchmolzen (vgl. 8 890 
BGB), dann iſt von jetzt ab nur ein „Grundſtück“ da, und damit iſt auch der 
Grundſatz des „Realfoliums“ noch gewahrt. O der die drei bleiben jedes für ſich 
ein Grundſtück, haben aber von jetzt ab ein „gemeinſchaftliches Grundbuchblatt“. 
Der praktiſche Wert des ſo entſtehenden „Perſonalfoliums“ beſteht darin, 
daß dann (im Gegenſatz zu Ziff. 1) nach wie vor die Belaſtungen der drei Grund- 
ſtücke getrennt, d. h. verſchieden ſein können. Wenn z. B. A ſpäter Geldbedarf hat, 
kann er lediglich auf das Haus eine Hypothek aufnehmen; Wochenendgrundſtück und 
Waldparzelle bleiben dann, obwohl ſie auf demſelben Blatte untergebracht ſind, 
unberührt davon. Das wäre nicht möglich, wenn der erſte Weg der Verſchmelzung 
zu einem Grundſtück gewählt worden wäre. 


3. Der Ausdruck „Grundbuch blatt“ iſt feſt eingebürgert. Er erweckt jedoch falſche 
Vorſtellungen. Es handelt ſich in der Praxis keineswegs nur um ein einziges Blatt, 
vielmehr um eine Lage von Blättern. Dieſe mehreren Blätter (oder Seiten) find 
genau gegeneinander abgeſtimmt. Zuſammen bilden fie das Grundbuchformu ; 
lar. Das Formular (Vordruck) war bis vor kurzem, wie ſchon erwähnt (vor 
ſtehend a), in den einzelnen deutſchen Ländern verſchieden. Jetzt iſt es vereinheit- 
licht. Es zerfällt in: a) das Beſtands verzeichnis, b) die drei Abtei 
lungen. 

Das Beſtands verzeichnis fol dem Leſer gleichſam ſagen, was in dieſem 
beſtimmten Falle unter dem Grundſtück zu verſtehen iſt. Hier werden alſo mit 
genauen Angaben über die Numerierung im Flurbuch, über die Wirtſchaftsart und 
Lage, über die Größe, über den Grundſteuerreinertrag uſw. alle Einzelflächen, die 
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das „Grundſtück“ ausmachen, aufgezählt; bei Perſonalfolium natürlich dasſelbe für 
die mehreren „Grundſtücke“. Weiter werden hier auch gebucht die „mit dem Eigen- 
tume verbundenen Rechte”. Gemeint ift z. B. ein Wegerecht, das am Nachbar- 
grundftüd befteht. Die Verbindung mit der öffentlichen Verkehrsſtraße, die durch 
ein ſolches Wegerecht gefihert wird, erhöht den Wert des „berechtigten“ Grundſtücks. 
Deshalb wird das mit in das „Beſta udsverzeichnis“ eingetragen. 

Die drei Abteilungen gliedern ſich wie folgt: 1. die Abteilung für die 
Eigentums verhältniſſe, 2. die Abteilung für die Laſten und Be ⸗ 
ſchränkungen, 3. die Abteilung für die Hypotheken. Hypotheken find auch 
eine „Laſt“, die auf dem Grundſtück liegt. Aber man hat fie zweckmäßigerweiſe her · 
ausgenommen und in einer beſonderen Abteilung untergebracht. Sonſt würde leicht 
Verwirrung entſtehen. In der zweiten Abteilung werden z. B. die Altenteile für 
den Altbauern, Vorkaufsrechte, Erbbaurechte uſw. untergebracht. Keineswegs find 
immer alle drei Abteilungen ausgefüllt. Immer muß allerdings etwas in der 1. Ab- 
teilung ſtehen, weil ein Eigentümer nicht fehlen kann. Sehr oft aber iſt die 2. Ab. 
teilung, oft auch die 3. Abteilung leer; dann handelt es ſich um ein „unbelaſtetes“ 
Grundſtück. In allen drei Abteilungen find Spalten gebildet, die den Stoff über- 
ſichtlich gliedern, namentlich find in der 2. und 3. Abteilung beſondere Spalten für 
„Veränderungen“ (z. B. Abtretung einer Hypothek an einen neuen Gläubiger) und 
für „Löſchungen“ (z. B. nach Rückzahlung einer Hypothek) vorgeſehen. 

4. Eine Merkwürdigkeit find die roten Anterſtreichungen. Man könnte an- 
nehmen, das ſeien beſonders wichtige Eintragungen. Aber es handelt ſich im Gegen⸗ 
teil gerade um ſolche Eintragungen, die nicht mehr gültig find (z. B. der frühere, 
verſtorbene Eigentümer; eine Parzelle, die abverkauft und auf ein anderes Blatt 
übertragen worden iſt; eine Hypothek, die infolge Rückzahlung erledigt und auf 
Antrag des Eigentümers gelöſcht worden if). Man könnte ſolche ungültig ge- 
wordenen Dinge auch durch ſtreichen. Aber es ſoll durch die Jahrzehnte hindurch 
erkenntlich bleiben, wie ſich die Dinge entwickelt haben. Deshalb muß auch inzwiſchen 
Aberholtes les bar bleiben. So iſt man auf die Methode der roten Kenntlich⸗ 
machung verfallen. 


d) Der Vorgang der Eintragung. Nicht alles Beliebige darf in das 
Grundbuch eingetragen werden. Z. B. iſt das Grundbuch nicht dazu beſtimmt, eine 
Familienchronik zu ſein. Vor allem nimmt es nur die ſachen rechtlichen Verhält⸗ 
niſſe in ih auf. Nicht dagegen die „ſchuldrechtlichen“. So werden Mietverhältniſſe 
und Pachtverhältniſſe nicht in das Grundbuch aufgenommen. Auch ein Käufer darf 
fein Forderungsrecht (aus § 433) nicht ſchon ins Grundbuch eintragen laſſen. Er iſt 
noch nicht Eigentümer, ſondern ſoll es erſt werden — und zwar gerade durch die Ein- 
tragung. Immerhin können ſolche ſchuldrechtlichen Berechtigungen, die eine Vor⸗ 
ſtufe zum Eigentum oder ſonſt einem Sachenrecht darſtellen, ſchon im voraus durch 
eine Vormerkung geſichert werden (88 883 fl. BGB). Dadurch werden alle 
Dritten aufmerkſam gemacht und können ſich dann ſpäter nicht hinter ihren „guten 
Glauben“ verſchanzen. 
Beiſpiel: A hat fein Haus an B verkauft. B erfährt, daß A jetzt mit C 
verhandelt, der ihm (A) nachträglich ein weit höheres Gebot gemacht hat. Käme 
der zweite Kauf mit C zuſtande, beſtünde die Gefahr, daß C vor B eingetragen 
wird. Dann hätte B (abgeſehen von ſeinem Schadenserſatzanſpruch gegen A) das 
Nachſehen. Darum läßt er ſchleunigſt eine Vormerkung zugunſten ſeines in dem 
Kaufvertrag ruhenden „Anſpruchs“ eintragen. Dann iſt ihm gegenüber die nach- 
folgende Eintragung des C als Eigentümer unwirkſam (8 883 Ab}. 2). 
Solche „Vormerkungen“ bilden jedoch eine ſeltene Ausnahme. — Die große Maſſe der 
Eintragungen find bereits endgültige und unbeſtrittene Veränderungen der Rechts⸗ 
lage. Aber auch ſie kommen nicht ins Grundbuch in irgendeiner beliebigen zwang⸗ 
loſen Form hinein, ſondern in einem ſtreng geregelten Verfahren. Bedroht von ſeiner 
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eigenen Haftbarkeit (oben S. 27), prüft der Grundbuchbeamte alle Anterlagen aufs 
genaueſte. Gerichtliche oder notarielle Beurkundungen, Erklärungen zu Protokoll 
des Gerichts ſpielen dabei eine wichtige Rolle. 
Anterſchieden wird die „Eintragungsbewilligung“ (8 19 GBO) und 
der „Antrag“ (88 13 ff. GBO). Die erſtere muß von dem erklärt werden, der 
durch die erbetene Eintragung aus feiner bisherigen Nechtsſtellung verdrängt oder 
durch die erbetene Eintragung belaſtet wird, er muß „bewilligen“. Den „Antrag“ 
kann dann auch, unter Vorlegung der (beurkundeten) Bewilligung, der andere Teil, 
der alſo einrückt und bereichert wird, ſtellen. 
Beiſpiel: Kaufmann Nötig braucht Geld. Die Bank Gern & Co. leiht es 
ihm, verlangt aber Sicherſtellung durch Hypothek auf dem Hauſe des Nötig. Die 
Bewilligungserklärung muß von Nötig ausgehen. Wer den Antrag ſtellt, iſt 
gleichgültig, entweder auch Nötig oder die Bank. 
Wenn es ih um Eigentums übergang handelt, müſſen beide Teile gleich- 
zeitig zur fogenannten Auflaſſung vor dem Grundbuchamt erſcheinen (S 20 
GBO mit 8 925 GBO), eine Erinnerung an alten deutſchen Rechtsbrauch. 
Wichtig iſt bei den Eintragungen die Reihenfolge. Denn davon hängt der 
„Rang“ ab, z. B. wenn mehrere Hypotheken auf demſelben Grundſtück liegen (vgl. 
unten S. 49). Wieder etwas anderes iſt die ſogenannte Zwiſcheneintragung. 
Es ſoll, wenn in der Innehabung eines Rechts ſich nacheinander verſchiedene Per- 
ſonen folgen, im Grundbuch keiner überſprungen werden, damit die fortgeſetzte „Kette“ 
der Rechtsinhaber aus dem Buche erſichtlich iſt (8 39 GBO). 


Beiſpiel: Das Grundſtück des Handwerkers Pech kommt zur Zwangs- 
verſteigerung. Rundkopf erhält den Zuſchlag. Er verkauft das Haus, noch ehe er 
ſich als neuer Eigentümer hat eintragen laſſen (er will Koſten ſparen), an Schnell. 
Schnell will ſich jetzt eintragen laſſen. Das geht nicht. Erſt muß die Zwiſchen⸗ 
eintragung des Rundfopf erfolgen. — Wichtige Ausnahme für Erben, fie brauchen 
ſich nicht eintragen zu laſſen, wenn ſie das ererbte Grundſtück weitergeben 
(8 40 GBO). 
e) Die Bedeutung der Eintragungen. Jede Eintragung iſt für die 
Of fentlichkeit (das „Publikum“) beſtimmt. Allerdings hat nicht jeder Neu- 
gierige Zutritt zum Grundbuch; er muß ein „berechtigtes Intereſſe“ an der Einſicht 
des betreffenden „Blattes“ dartun (8 12 GBO). Aber in dieſem verengerten Rahmen 
ſoll das Grundbuch F für den rechtsgeſchäft ⸗ 
lichen Verkehr fein. 
1. Es iſt deshalb mit tg ebene Gutglaubenswirkung ausgeſtattet 
(8 892 BGB). Man darf ſich darauf verlaſſen, daß, was im Grundbuch ſteht, auch 
wirklich gilt. And umgekehrt: daß, was im Grundbuch nicht ſteht, keine Geltung 
beanfpruden kann. 
Beiſpiele: 1. Ich ſuche in der Zeitung ein Gartengrundſtück. Es meldet ſich 
ein gewiſſer Ypfilon. Der angebotene Garten gefällt mir. Ich ſehe das Grundbuch 
ein. Ypſilon ſteht als Eigentümer eingetragen. Das iſt aber eine Fehleintragung. 
In Wahrheit iſt ſein Bruder Zet Eigentümer. Bei der Erbteilung der Brüder iſt 
es verſehentlich zu der falſchen Eintragung gekommen. Nachdem ich ſelbſt auf 
Grund des Kaufgeſchäfts mit Ypſilon eingetragen bin, will mir Zet „ſein“ Grund⸗ 
ſtück abſtreiten. Das gelingt ihm nicht. Ich konnte mich auf das, was im Grund- 
buch ſtand, verlaſſen. — 2. Ich kaufe ein Geſchäftshaus. Bei der Einſicht des 
Grundbuchs fehe ich, daß früher einmal eine Hypothek auf dem Haus geſtanden hat, 
die aber inzwiſchen gelöſcht iſt. Ich werde als Eigentümer eingetragen. Später 
ſtellt ſich heraus, daß die Löſchung der Hypothek zu Anrecht erfolgt iſt. Sie beſteht 
noch. Das kann aber mir, dem Gutgläubigen, nicht entgegengehalten werden. Ich 
brauche alſo an den Hypothekengläubiger weder Zinſen noch Kapital zu bezahlen. 
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Dieſer Gutglaubensſchutz des 8 892 ſteht in Parallele zu dem Gutglaubensſchutz des 
S 932 (oben S. 11c). Wie man ſich dort beim rechtsgeſchäftlichen Verkehr mit 
beweglichen Sachen auf den Beſitz als Vertrauensunterlage verlaſſen kann, ſo hier 
beim Grundſtücksverkehr auf das Eingetragenſein, den Buchbeſitz. Eine Halbie 
rung der Fälle, wie fie uns bei den beweglichen Sachen an Hand des 8 935 entgegen- 
getreten iſt, gibt es bei den Grundſtücken nicht. Hier iſt auf der Baſis des Buch⸗ 
apparates der Gutglaubensſchutz reſtlos durchgeführt. 


2. Neben dem Gutglaubensſchutz ſteht die Vermutung aus 8 891. Auch fie 
läuft einer Erſcheinung aus dem I. Teil parallel, dem 8 1006 (S. 7 unter e 3). Dort 
hieß es: wer im Befitz iſt, wird vorläufig als Eigentümer vermutet. Hier heißt es: 
wer im Grundbuch mit irgendeiner Berechtigung eingetragen iſt, wird als ſolcher 
Berechtigter vermutet — bis man ihm den Gegenbeweis erbringt. 
Beiſpiel: A zahlt eine Hypothek, die für B auf feinem Landgut eingetragen 
iſt, am Neujahrstag in barem Geld zurück. Er vergißt auf Löſchung zu dringen. 
B ftirbt. Seine Erben finden im Nachlaß Notizen über die Hypothek und wenden 
ſich nun an A zwecks Zahlung der rückſtändigen Zinſen. A verweiſt auf die Rück⸗ 
zahlung. Die Erben glauben ihm das nicht und prozeſſieren. Da die Hypothek noch 
im Grundbuch ſteht, haben fie die Vorhand. Wenn A der Beweis der Rüd- 
zahlung nicht gelingt, ſteht er den Erben machtlos gegenüber. 
3. So zeigt ſich, daß die Fehlerhaftigkeit des Grundbuchs ſchwer⸗ 
wiegende Folgen haben kann. Bei der großen Genauigkeit und Strenge des Ver⸗ 
fahrens find Fehler ſelten. Die Rieſenmaſſe aller Eintragungen ſtimmt mit der wirk⸗ 
lichen Rechtslage überein. Aber es iſt doch nötig, dem Gefährdeten beſondere Rechts- 
mittel zur Verfügung zu ſtellen, um etwaige Fehleintragungen aus der Welt zu 
ſchaffen. Gefährdet iſt, wie die Beiſpiele zeigen, in erſter Linie die betroffene Privat- 
perſon. Ihr ſtellt der Geſetzgeber den ſchon erwähnten Berichtigungs⸗ 
anſpruch und, da das Verfahren lange dauern kann, vorbereitend den „Wider 
ſpruch“ zur Verfügung (vgl. S. 27). Gefährdet find aber auch im Hinblick auf ihre 
Haftbarkeit (S. 27) der Grundbuchbeamte und der Staat, wenigſtens, wenn von ihrer 
Seite ein Verſchulden vorliegt. Da muß von Amts wegen vorgegangen werden, aber 
es iſt nur „Widerſpruch“ zuläſſig (8 53 GBO). Ein beſonderes amtliches Berichti⸗ 
gungsverfahren iſt dem in der neuen GBO (SS 82 f.) hinzugetreten. 
Beiſpiel: Der Grundbuchbeamte hat ſich bei einer verwickelten Hypotheken- 
berechnung verrechnet und eine zu hohe Summe eingetragen. Das Nächſtliegende 
wäre Löſchung der ſalſchen und Einſetzung der richtigen Zahl. Aber das ſoll der 
Privatinitiative, in dieſem Falle des zu ſtark belaſteten Eigentümers, überlaſſen 
werden. Das Gericht ſetzt nur, gleichſam wie eine Warnungstaſel, einen Wider- 
ſpruch neben die falſche Buchung. Dadurch wird der „gute Glaube“ ausgeſchaltet 
(vgl. Wortlaut des 8 892). 


3. Semeinſames für Boden und bewegliche Sachen 

Da das Bürgerliche Geſetzbuch an den ſachenrechtlichen Stoff vornehmlich vom 
Standpunkt juriſtiſcher Konſtruktion herangetreten iſt, iſt der natürliche Gegenſatz 
zwiſchen dem Boden und der „Fahrhabe“ (S. 4 unter 1 a) überall da zurückgetreten, 
wo für beides dieſelbe Konſtruktion gangbar erſchien. Deshalb iſt juriſtiſch das 
meiſte aus den vorangegangenen Abſchnitten 2, 3, 5, 6, 7 b und 8 des J. Teils auch für 
das Bodenrecht verwendbar. 


a) Das gilt z. B. für den fundamentalen konſtruktiven Gegenſatz zwiſchen dem 
„Beſitz“ als tatſächlicher und dem „Eigentum“ als rechtlicher Erſcheinung 
(S. 5 Ziffer Za). Auch die Zerlegung des Beſitzes in mittelbaren und 
unmittelbaren Beſitz (S. 6 unter b) ſpielt bei den Grundſtücken die gleiche 
Rolle wie bei Kraftwagen, Büchern, Wertpapieren uſw. Ein Beiſpiel, in dem das 
Gegenüber von Mieter (als unmittelbarem Beſitzer) und Vermieter (als mittelbarem 
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Beſitzer) gerade bei einer Wohnungs- und damit Grundſtücksmiete hervortritt, iſt 
ſchon S. 6 gegeben worden. 


b) Auch der konſtruktive Gegenſatz zwiſchen dem Eigentum als „Vollrecht“ und den 
„abgeleiteten Rechten“ (S. 9 vor Ziffer 4) kehrt beim Boden genau ſo 
wieder. Wie neben dem Eigentum an einem Kraftwagen ein Pfandrecht an Dem- 
ſelben Wagen ſtehen kann, ſo neben dem Eigentum an einem Grundſtück eine Hypothek 
an dem gleichen Grundftüd. Der „Nießbrauch“ (S. 19 Ziffer 8) kommt ſogar ſowohl 
an beweglichen wie an unbeweglichen Sachen vor. Davon abgeſehen ſind allerdings 
die abgeleiteten Rechte bei den Grundſtücken anders geprägt als bei den beweglichen 
Sachen. „Pfandrecht“ (8$ 1204 ff.) und „Hypothek“ (85 1113 ff.) entſpringen zwar 
beide dem gleichen geldwirtfchaftlichen Bedürfnis, nämlich einem Geldgeber eine 
„dingliche“ (ſachenrechtliche) Sicherung zu verſchaſfen, haben aber bei der juriſtiſchen 
Formung verſchiedene Geſtalt bekommen. Vor allem haben die abgeleiteten Nechte 
am Boden ſchon deshalb ein ganz anderes Gepräge, weil fie genau fo wie das Eigen ⸗ 
tum ins Grundbuch eingetragen werden und nun in ihren weiteren Schickſalen ganz 
von dieſem Grundbuch abhängen. 


c) Schließlich iſt auch die inhaltliche Ausfüllung des Eigentums 
begriffs (S. 13 Ziffer 5) einſchließlich des dem Eigentümer verliehenen be ⸗ 
ſonderen Schutzes (S. 15 Ziffer 6) grundſätzlich auf das Bodenrecht zu über⸗ 
tragen. Auch dem VBodeneigentümer ſteht eine weitgehende Verfügungsmacht zu, fo- 
wohl nach der tatſächlichen wie nach der rechtlichen Seite. Auch feine Verfügungs⸗ 
macht ergreift in einem alle Teilſtücke; ja der Geſetzgeber hat es hier ſogar für nötig 
gehalten, dem Eigentümer zu verbriefen, daß ſich ſein Recht auch „auf den Raum über 
der Oberfläche und auf den Erdkörper unter der Oberfläche“ erſtreckt (8 905). And wenn 
der Bodeneigentümer von anderen geſtört wird, ſo ſtehen auch ihm mannigfaltige 
Schutzmittel, angefangen von polizeilicher Hilfe bis zur privaten Abwehrklage zur 
Verfügung. 
Beiſpiele: 1. Der Gartenbeſitzer Müller hatte ſich bisher an den hohen 
ſchönen Bäumen auf feinem Grundſtück erfreut. Plötzlich kommt er auf den Ge⸗ 
danken, daß Blumenbeete doch noch ſchöner ſeien. So legt er die Bäume, die die 
Sonne abſperren, nieder und pflanzt Blumen. Kein Menſch kann ihn daran 
hindern: tatſächliche Verfügungsgewalt. — 2. Nachbar Burſch und Nachbar Pimp 
haben bisher in arger Feindſchaft gelebt. Sie verſöhnen ſich. Burſch räumt jetzt 
Pimp aus Gefälligkeit ein Wegerecht über fein Grundſtück ein: rechtliche Ver⸗ 
fügungsgewalt. — 3. Nachbar Rein zieht in die Luft über den Hofraum des Eng 
eine Wäſcheleine, um darauf ſeine Wäſche zu trocknen. Außerdem „erweitert“ er 
ſeinen Keller, indem er ihn unter das Grundſtück des Eng weitertreibt. Beides 
braucht ſich Eng nicht gefallen zu laſſen. Er hat die Klage aus § 1004 (vgl. S. 17 
unter e). 


Aber genau ſo wie bei den beweglichen Sachen rücken fogleich auch die Schranken 
heran (vgl. S. 14 b). Der Bodeneigentümer iſt von vornherein noch viel mehr als 
der Eigentümer beweglicher Sachen gehalten, ſich als Teil des Ganzen zu fühlen und 
auf feine Amwelt Rüdfiht zu nehmen. Das beginnt in ſehr engen Kreiſen, wo ihm 
nur ein einzelner anderer Volksgenoſſe gegenüberſteht. Ein Muſterbeiſpiel iſt der 
Schutz, den der Wohnungs mieter genießt, wenn das Haus in andere Hände 
übergeht. 
Beiſpiele: 1. Hausbeſitzer Schummel hat das erſte Stockwerk ſeines Hauſes 
an den Beamten Rofig für 1. April vermietet. Noch vor dem 1. April ſchreibt er 
Rofig ab, weil ſich inzwiſchen Fabrikdirektor Kräftig bei ihm eingefunden und ihm 
einen höheren Mietzins geboten hat. Gleich darauf zieht Kräftig ein. In dieſem 
Falle iſt Roſig dem Kräftig gegenüber wehrlos und auf Schadenserfatzanſprüche 
gegen Schummel angewieſen. — 2. Rofig war bereits eingezogen. Da verkauft 
Schummel das Haus an Kräftig und läßt ihn als Eigentümer im Grundbuch ein- 
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tragen. Kräftig will jetzt aus „feinem“ Haus Rofig hinausſetzen. Das kann er 
nicht. Obwohl wirklicher Eigentümer, muß er das Mietsrecht RNoſigs gegen ſich 
gelten laſſen: Kauf bricht nicht Miete. Während bei beweglichen Sachen 
dieſer Schutz aus 8 986 Abſatz 2 abzuleiten iſt (fiehe das Beiſpiel 2 auf ©. 16), iſt 
für die Grundſtücke die — ſehr ausführliche — Regelung in den 88 571 ff. erfolgt. 
Wichtig im 8 571: „nach der Aberlaſſung“; das bedeutet nämlich, daß Noſig, 
wenn er noch nicht eingezogen wäre, keinen Schutz gegen Kräftig hätte. 
Zum einzelnen gegenüberſtehenden Volksgenoſſen tritt dann der erweiterte Kreis 
der Nachbarn. Hier hat ſich ſogar, im Anſchluß an mannigfaltigen alten Volks⸗ 
brauch, eine ganze rechtliche Sondermaterie, das „Nachbarrecht“, entwickelt (Näheres 
im folgenden 4 c). Vor allem aber erweitert ſich wie ſchon bei den beweglichen 
Sachen noch mehr bei den Grundſtücken der Kreis derer, die Rüdfihtnahme vom 
Eigentümer erwarten können, zur geſamten Volks gemeinſchaft. Der Boden 
iſt nach der gefeſtigten nationalſozialiſtiſchen Anſchauung heiliges Volksgut. Tagaus 
tagein hat ſich der Grundſtücks eigentümer zu fagen, daß er gewiſſermaßen nur Ver⸗ 
walter anvertrauten Gutes iſt (vgl. S. 24 Ziffer 1 a), und immer reichlicher ſtrömt 
die Geſetzgebung, die von der öffentlich- rechtlichen Seite her den Bodeneigentümer, 
namentlich den landwirtſchaftlichen, in den Dienſt des Ganzen zwingt (S. 25 b) und 
notfalls ſogar die Waffe der Enteignung (S. 18 b) anſetzt. 


Beiſpiele: 1. Bauer A will auf feiner Flur Zuckerrüben bauen. Die nationale 
Wirtſchaft verlangt dringend Mehrung des Flachsbaues. Hier kann ein Geſetz 
ergehen, das dem A anbefiehlt, ſtatt Zuckerrüben Flachs zu bauen: Einſchränkung 
feiner tatſächlichen Verfügungsgewalt. — 2. Siedler B hat eine „Heimſtätte“ zu⸗ 
| gewieſen bekommen. Er iſt damit Eigentümer geworden. Er verliert die Luft, 
| zieht in die Stadt und läßt die Heimftätte von einem Anlieger bewirtſchaften, der 
ihm dafür etwas zahlen muß. Das widerſpricht den Grundgedanken des Reichs- 
heimſtättengeſetzes vom 10. Mai 1920. Die öffentlich ⸗ rechtliche Ausgabeſtelle der 
betreffenden Heimftätte kann daher von 8 12 Gebrauch machen und die Heimftätte 
einziehen, weil B „fie nicht dauernd felbft bewohnt oder bewirtſchaftet“: Ent- 
ziehung der rechtlichen Verfügungsgewalt. — 3. Zur Ertüchtigung der Jugend 
braucht die Stadt C umfangreiches Sportgelände. Die betroffenen Bodeneigen- 
f tümer müſſen den notwendigen Boden hergeben, in einem geordneten „Ent⸗ 
N eignungs verfahren“ und gegen Entſchädigung. 


4. Beſonderheiten für das Eigentum an Grundftlicken 
a) Erwerb im rechtsgeſchäftlichen Verkehr. Die Dogmatik des 
Eigentumserwerbs geht bei Grundſtücken wiederum zunächſt parallel zum Recht der 
beweglichen Sachen. Wie dort eine fein durchdachte, aber überſpitzte Drei ⸗ 
gliederung verwendet wird (S. 9 b), ſo auch hier: 1. geht ein ſogenanntes 
Kauſalgeſchäft vorauf (3. B. ein Kaufvertrag), dazu tritt 2. eine ſelbſtändige 
zweite, unmittelbar auf die ſachenrechtliche Veränderung gerichtete Willensbildung, 
die ſogenannte „Einigung“, und 3. tft auch hier ein Erkennbarkeits⸗ 
mittel erforderlich, das den Eigentumsübergang für alle irgendwie Intereſſierten 
ſichtbar macht. Aber das Mittel der Sichtbarmachung iſt nun bei Grundſtücken ganz 
anders wie bei den beweglichen Sachen. Dort iſt es die Beſitzübergabe, an der man 
den Wechſel im Eigentum erkennt, hier der Eintrag im Grund buch. 


1. Im Geſetz kommt das deshalb etwas unklar zum Ausdruck, weil der Geſetzgeber 
gleich mehrere Vorgänge in einem langatmigen Satz (8 873) zuſammengezogen hat: 
den Eigentumserwerb, die „Belaſtung eines Grundſtücks mit einem Rechte“ (z. B. 
die Gewährung einer Hypothek an einen Geldgeber) und die „Abertragung eines 
ſolchen Rechts“ (3 B. der Weiterverkauf dieſer Hypothek von dem erſten an einen 
neuen Gläubiger). Aberall treffen wir da auf die Dreizahl: Zuerſt ein Kauſal⸗ 
geſchäft (das im Gefegestert nicht erwähnt wird), ſodann die beiden ſachenrechtlichen 
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Elemente der „Einigung“ und der „Eintragung“. Für den hier behandelten Hauptfall 
des Eigentums erwerbs kommen allerdings noch einige beſondere Beſtim ⸗ 
mungen, die an anderer Stelle ſtehen, nämlich 88 925 ff., hinzu. 


2. Der normale Verlauf in der täglichen Praxis iſt folgender. Zuerſt kommt 
jenes Kauſalgeſchäft, z. B. ein Kauf, ein Tauſch, eine Schenkung. Dieſes Kauſal⸗ 


geſchäft bleibt in ſeinem eigenen Rahmen, meiſt dem ſchuldrechtlichen (ſo in den Bei⸗ 
ſpielen), hängen und folgt den dortigen Geſetzen. War es z. B. ein Kauf, fo kann 


es wegen eines nachträglich offenbar werdenden Mangels zur „Wandlung“ kommen 
(8 462). War es etwa eine Schenkung, fo kann es zum Widerruf wegen groben 
Andanks kommen ($ 530). Dann alſo bricht das zugrunde liegende Geſchäft zu- 


ſammen. Aber gerade in diefem Augenblick zeigt ſich wieder die abſtrakte 


Natur der ſachenrechtlichen Vorgänge (vgl. ſchon S. 10 oben 1 und 3). 
Wenn nämlich inzwiſchen die „Einigung“ und die „Eintragung“ nachgefolgt ſind, ſo 


bricht der damit vollzogene Eigentumsübergang nicht zugleich mit dem „Kauf“ oder 
der „Schenkung“ zuſammen. Vielmehr bedarf es eines beſonderen Schrittes, nämlich 
der Geltendmachung einer „ungerechtfertigten Bereicherung“ (8 812), um das Eigen- 
tum wieder an den Verkäufer oder Schenker zurückzubringen. 


Beiſpiel: Kühn hat von Alt ein Baugrundſtück gekauft. Dem hat fi die 
„Auflaſſung“ (8 925) und die Eintragung des Kühn als neuen Eigentümers ange- 


ſchloſſen. Beim erſten Ausſchachtungsverſuch zeigt ſich dann, daß kein tragfähiger 


Baugrund da iſt. Kühn erklärt die „Wandlung“. Damit hört er nicht auf, Eigen- 


tümer zu ſein. Vielmehr muß jetzt eine erneute „Einigung“ mit umgekehrten 


Rollen und eine erneute Eintragung, und zwar die erneute Eintragung des Alt 
erfolgen. Darüber können Wochen vergehen, in der ganzen Zwiſchenzeit iſt Kühn 
„Eigentümer“. Wenn er ſich weigert, dieſe Prozedur der Rückübertragung des 
Eigentums zu vollziehen, kann ihn Alt darauf verklagen. Das Arteil lautet dann 
nicht kurzerhand auf Rückgabe des Grundſtücks, ſondern auf jene „Einigung“. Der 
etwa immer noch widerſpenſtige Kühn wird nicht etwa durch Ordnungsſtrafen zum 
Erſcheinen vor dem Grundbuchamt und zu ſeinem Ja gezwungen, ſondern hier hilft 
eine befondere Regel der Zivilprozeßordnung (8 894 ZPO), nach der das (rechts. 
kräftige) Arteil die „Abgabe der Willenserklärung erſetzt“. Alt kann dann allein 
mit dem Arteil zum Grundbuchamt gehen und dort ſeine Wiedereintragung als 
Eigentümer erwirken. ö 


Für die ſachenrechtliche Veränderung ſind alſo nur die beiden ſachenrechtlichen 
Elemente entſcheidend, die Einigung (notfalls erſetzt durch richterliches Arteil) und 
die Eintragung. Das zeitliche Verhältnis beider iſt gleichgültig. Faſt immer geht 
die Einigung (Auflaſſung) voran. Der Grundbuchbeamte ſchreitet dann vielleicht 
erſt am Nachmittag oder erſt am nächſten Tag, vielleicht noch ſpäter (weil etwa noch 
Arkunden nachzubringen ſind) zur Buchung. In der Zwiſchenzeit iſt das Eigentum 
noch nicht übergegangen! Es müſſen vielmehr beide „konſtituierenden“ Elemente 
ſchon vollzogen ſein, damit der Eigentumswechſel eintritt. 


Beiſpiel: Am 1. Mai hat Lahm fein Mühlengrundſtück an Leid verkauft. 
Am 17. Mai iſt die Auflaſſung vor dem Grundbuchamt erfolgt. Der 18. Mai iſt 
ein Sonntag. Am 19. Mai bricht über Lahm der Konkurs aus. Der überlaſtete 
Grundbuchbeamte hatte die Eintragung noch nicht vollzogen. Dann gehört die 
Mühle noch in die Konkursmaſſe des Lahm, weil fie im Augenblick des Konkurſes 
noch ſein Eigentum war. 


3. Der Akt der Auflaſſung eines Stückes des deutſchen Bodens iſt To wichtig, daß 
zu dem allgemeinen konſtruktiven Vorgang (Einigung und Eintragung) noch einige 
ergänzende Beſtimmungen hinzutreten. Der Akt fol glatt und ſcharf um- 
riſſen fein, darum iſt die Beigabe von „Bedingungen“ oder „Zeitbeſtim 
mungen“ verboten ($ 925 Abſatz 2). 
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Beiſpiel: Bei den Verkäufern iſt heute, wo fie oft den Kaufpreis nicht 
ſogleich ausbezahlt bekommen, der Eigentums vorbehalt ſehr beliebt. 
Das iſt Setzung einer „Bedingung“ (vgl. 5 455). Bei der Auflaſſung eines Grund- 
ſtücks darf der Veräußerer keine ſolchen Vorbehalte machen oder einen Termin 
angeben, von dem an erſt das Eigentum übergehen ſoll. Der Grundbuchrichter 
weiſt ihn damit zurück, und ſollte er die Zurückweiſung unterlaſſen haben, ſo geht 
das Eigentum ungehindert und ſoſort über (mit der anſchließenden Eintragung), 
die Bedingung iſt wirkungslos. 
Auch darin drückt ſich die beſondere Wucht des Eigentumsübergangs aus, daß über 
den Rahmen des nackten Bodens hinausgegriffen wird. Zwar, das iſt nichts Be⸗ 
ſonderes, daß von dem Eigentumserwerb des neuen Herrn alle „wefent- 
lichen“ Beſtandteile ergriffen werden. Denn dieſe „Totalität“ haben 
wir auch bei den beweglichen Sachen angetroffen (S. 14. Wohl aber iſt ein 
Spezifikum des Eigentumserwerbs an Grundſtücken, daß auch das ſogenannte Zu ⸗ 
behör ohne weiteres mit einbezogen wird. Obwohl es ſich dabei um bewegliche 
Sachen handelt, bei denen ſonſt das Eigentum erſt mit der Abergabe übergeht, 
brauchen ſie beim Grundſtückserwerb nicht „übergeben“ zu werden. Der grundbuch⸗ 
liche Akt, dem Stammgegenſtand gewidmet, ergreift auch ſofort dieſe Zutaten (8 926). 
Beiſpiel: 1. Ein Dichter muß ſein Einfamilienhaus nebſt Garten verkaufen. 
An einem Baum des Gartens, unter dem er oft gedichtet hat, hängt ſein ganzes 
Herz. Er will ſich wenigſtens an dieſem Baum das Eigentum bis ans Lebensende 
vorbehalten. Das iſt leider nach 8 94 mit 8 93 nicht möglich. — 2. Fauſtberg 
kauft ſich ein großes Landgut. Man beſichtigt es gemeinſam und einigt ſich über 
den Preis. Von den vorhandenen landwirtſchaſtlichen Maſchinen hat Fauſtberg 
keine Notiz genommen, auch das Vieh hat er, da alles eilig ging, nur flüchtig be⸗ 
ſichtigt. Dann kommt es zur Auflaſſung und Eintragung. Mit dieſem Augen- 
blick iſt Fauſtberg auch echter Eigentümer der Maſchinen und des Viehs, obwohl 
er gar nicht genau ſagen kann, was im einzelnen dazu gehört. — 3. Anter dem 
„Zubehör“ waren zwei Kutſchpferde, die der Verkäufer von einem Nachbarn ge⸗ 
liehen hatte. Sogar an ihnen kann Fauſtberg das Eigentum erwerben. Aber da 
ſetzen beſondere Vorausſetzungen ein ($ 926 Abſatz 2), vor allem muß Fauſtberg 
im guten Glauben geweſen ſein. 
b) Im letzten Beiſpiel handelt es ſich um guten Glauben bezüglich des Eigen- 
tums an beweglichen Sachen. Aber auch bezüglich des Eigentums am Grundftüd 
ſelbſt iſt dem Bürgerlichen Geſetzbuch der Gutglaubensſchutz einverleibt. Wir fahen 
ſchon, daß er an das Grundbuch anknüpft: Was da ſteht, alſo auch die Eintragung 
über das Eigentum, darf man glauben (S. 30 e 1). Aber es iſt eine gewiſſe Ein- 
ſchränkung nachzutragen: Nur die Eintragungen, die ſich auf die ſachenrecht⸗ 
liche Lage beziehen, genießen ſolche weittragende Bedeutung. Die bloßen tat- 
ſächlichen Angaben (über Wirtſchaftsart, Größe der Flächen), auch etwaige familien- 
rechtliche Angaben ſcheiden aus. Hier alſo darf ſich der Intereſſierte nicht mit dem 
Leſen des Grundbuchs begnügen, ſondern muß, wenn er ſicher gehen will, weitere 
Nachforſchungen anſtellen. 
Beiſpiel: Die Ehefrau Müller, geb. Hanfſtängel, führt hinter dem Rüden 
ihres Mannes ein ziemlich liederliches Leben. Am Geld in die Hand zu be⸗ 
kommen, will fie ihr väterliches Grundſtück, das fie in die Ehe eingebracht hat, ver- 
kaufen. Das könnte fie nicht ohne Einwilligung des Mannes ($ 1395). Im Grund- 
buch ſteht aber in der Eigentumsabteilung noch ihr Mädchenname. So ſpielt ſie 
ſich als „Fräulein“ Hanfftängel auf. Ein Geſchäftsmann nimmt ihr das Grund- 
ſtück gegen Barzahlung ab. Er wird, da auch der Grundbuchrichter nichts von der 
Verheiratung der Müller weiß, eingetragen. Jetzt erfährt der Ehemann davon. 
Er widerſpricht. Der Geſchäftsmann muß das Grundſtück herausgeben. Daß er 
nicht gewußt hat, einer Ehefrau gegenüberzuſtehen, hilft ihm nicht (§ 1404), und 
daran ändert es auch nichts, wenn das Grundbuch noch von einem „Fräulein“ ſprach. 
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Anderſeits deckt der Gutglaubensſchutz auch das Fehlen von Eintragungen, 
und zwar in dem Sinne, daß dem Gutgläubigen Rechte, die ins Grundbuch gehören, 
aber nicht eingetragen (oder fälſchlich gelöſcht) ſind, nicht entgegengehalten werden 
können. Er kann ſich auf die „Freiheit“ des Grundſtücks von Laſten, die das Buch 
nicht ausweiſt, verlaſſen. 
Beiſpiel: Auf dem Grundſtück des Nachbarn Eins laſtete eine Wegegerechtig⸗ 
keit zugunſten des Nachbarn Zwei. Sie war eingetragen. Gelegentlich einer 
Neuanlegung des betreffenden Grundbuchblatts, die ſich etwa wegen ſchwerer 
Beſchädigung des alten nötig macht, vergißt der Grundbuchbeamte dieſe Wege 
gerechtigkeit mit zu überſchreiben. Einige Zeit darauf erwirbt Drei das Grundſtück 
von Eins. Im Grundbuch ſteht nichts von der Wegegerechtigkeit. Drei braucht 
ſich dann dieſe Wegegerechtigkeit nicht gefallen zu laſſen. Wegen der Haftungs- 
anſprüche des Zwei gegen den Grundbuchbeamten (den Staat) ſiehe oben S. 27. 
Der Begriff des „guten Glaubens“ iſt beim Erwerb von Grundſtücken 
anders gefaßt als beim Erwerb von beweglichen Sachen. Bei dieſen fällt der gute 
Glaube ſchon fort, wenn man grob fahrläſſig war (8 932 Abſatz 2). Im Grundſtücks⸗ 
verkehr gilt man dagegen bei Fahrläſſigkeit, ſelbſt bei grober, noch als „gutgläubig“. 
Nur, wenn dem Erwerber geradezu „bekannt ift, daß das Grundbuch mit der 
wahren Rechtslage nicht übereinſtimmt, hat er keinen Anſpruch auf Schutz (fiehe den 
Wortlaut des 8 892). | 
c) Erwerb von Grundſtücken außerhalb des rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Verkehrs. Bei den beweglichen Sachen haben wir neben dem Eigen- 
tumserwerb im Wege von Rechtsgeſchäften die Erſitzung und die Aneignung kennen- 
gelernt (S. 12 d und e). Beides iſt auch bei Grundſtücken, freilich in engeren 
Grenzen und in anderen Formen, vorgeſehen. 
Die Erſitzung eines Grundſtücks durch jemand, der gar nicht Eigentümer iſt, iſt 
an eine Friſt von 30 Jahren gebunden. Die tatſächliche Innehabung, die bei den 
beweglichen Sachen das Erſitzen trägt, iſt zwar auch bei der Grundſtückser ſitzung 
nötig. Aber ſie genügt nicht. Es muß außerdem der Erſitzende die ganzen 
30 Jahre hindurch im Grundbuch (fälſchlich) als Eigentümer eingetragen geweſen 
fein, was nur in ſehr ſeltenen Fallen vorkommen wird. Merkwürdigerweiſe wird 
guter Glaube (im Gegenſatz zu den beweglichen Sachen) nicht erfordert, ſo daß alſo 
auch der Schwindler, der vor 30 Jahren durch irgendein Manöver ins Grundbuch 
hineingekommen iſt, volles und unentziehbares Eigentum erworben hat. 
Die Aneignung ſetzt wie bei den beweglichen Sachen „Herrenloſigkeit“ voraus. 
Das ſind höchſt ſeltene Fälle: Entweder entdeckt man bei Neuvermeſſungen, daß ein 
Stück Vodenfläche, etwa eine abſeits gelegene Waldparzelle, noch in niemandes 
Eigentum ſteht; oder ein Eigentümer, der kein Intereſſe mehr an einem Grundftüd 
hat, weil es ihm mehr Laſten bringt als Vorteil, „gibt ſein Eigentum auf“, wozu 
aber Eintragung ins Grundbuch gehört (8 928 Abſ. 1). Dann iſt das betreffende 
Stück Land frei für die „Okkupation“. Während aber bei den beweglichen Sachen 
(abgeſehen vom jagdbaren Wild) jeder zugreifen kann, beſteht für herrenloſe Grund- 
ſtücke ein ausſchließliches Aneignungsrecht des „Fiskus“ (8 928 Abſ. 2). Aber auch 
der Fiskus muß ſich dem Grundbuchapparat fügen: erſt, wenn er ſich hat eintragen 
laſſen, iſt er Eigentümer. 
Während alle bisher unter a und b behandelten Vorgänge weſensnotwendig an den 
Grundbucheintrag angeſchloſſen ſind, kennt die Rechtsordnung ſehr wichtige und 
zum Teil häufige Vorgänge, wo doch Eigentum ohne Eintragung er 
worben wird. Es gehört hierher die Enteignung (vgl. S. 33) und der 
Zuſchlag bei Zwangs verſteigerungen von Grundſtücken. Hier hat der 
behördliche Akt der Zuſprechung des Eigentums an den Erwerber genug eigene 
Kraft in ſich, es bedarf nicht mehr der Eintragung ins Grundbuch, die dann aller- 
dings aus praktiſchen Gründen beſſer bald nachgeholt wird. Vor allem aber ſtellt 
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der Erbgang tagtäglich Fälle, wo das Eigentum ſofort, d. h. ohne Grundbuch ⸗ 
eintrag erworben wird. Das hängt mit einem oberſten Grundſatz des Erbrechts 
zuſammen, der ſogenannten Aniverſalſukzeſſion: im gleichen Augenblick, wo der 
Erblaſſer ſtirbt, geht (unſichtbar) ſein Vermögen als geſchloſſenes Ganzes auf ſeine 
Erben über, felbſt wenn dieſe von dem Tode noch gar nichts wiſſen (8 1922). An 
dieſem jähen Eigentumsübergang nehmen auch die in dem Vermögen eingeichloffenen 
Grundſtücke mit teil. Doch wird auch hier der Erbe guttun, möglichſt bald ſeine 
Eintragung ins Grundbuch nachzuholen. Wenn er den Antrag ſtellt, i ſt er ſchon 
Eigentümer. Sein Antrag hat alſo den Charakter eines Berichtigungsanſpruchs 
nach 8 894 (vgl. S. 31 Ziff. 3). 

d) Das Nachbarrecht. Bewegliche Sachen können beliebig zueinander und 
auseinander gebracht werden. Streitſüchtige Tiere kann man voneinander trennen. 
Aber die Bodenflächen liegen ewig feſt, ſie bleiben einander benachbart und können 
nicht auseinander gerückt werden. Darum ſind auch die Eigentümer benachbarter 
Grundftücke, ob ſie wollen oder nicht, aneinander gebunden. 


Es iſt bekannt, daß aus dem Nachbarverhältnis leicht Streitigkeiten entſtehen. 
Namentlich die bäuerliche Bevölkerung kämpft hier oft zäh um kleinſte Kleinigkeiten. 
So erklärt es ſich, daß ſchon ſeit langem in der deutſchen Nechtsentwicklung eine 
große Zahl oft fehr ins einzelne gehender Vorſchriften für das nachbarliche Ver. 
halten dageweſen find. Das Bürgerliche Geſetzbuch hat auch ſeinerſeits daran nicht 
vorübergehen können. Nur ganz vereinzelt hat es ſogenannte „Kaſuiſtik“ ge⸗ 
trieben (Aneinanderreihung von Einzelfällen). Hier aber bietet ſich in der Para- 
graphenreihe 905 bis 924 geradezu ein Muſterbeiſpiel ſolcher Kaſuiſtik. Damit 
nicht genug: dieſen reichsrechtlichen Vorſchriften treten noch ganze Schwärme 
landesrechtlicher Beſtimmungen an die Seite, die alt überlommen 
und bei der Schaffung des Bürgerlichen Geſetzbuchs ausdrücklich aufrechterhalten 
worden find (Einführungsgeſetz Art. 124). Schließlich können auch noch polizeiliche 
Vorſchriften (3. B. baupolizeiliche) ergänzend eingreifen. And ſelbſt das reicht 
nicht, um für alle einzelnen Fälle völlig geſicherte Maßſtäbe zu erbringen, fo daß 
noch ausdrücklich auf die „örtlichen Verhältniſſe“ und auf die verſchiedene „Lage“ 
der Grundſtücke verwieſen wird (3.3. 8 906). 


Beiſpiele: Hahnenkrähen muß auf dem Lande von Nachbar zu: Nachbar 
ertragen werden, in der Stadt kann man ſich es verbieten. Küchengerüche werden 
in der großen Maſſe der Fälle innerhalb der Grenze des Zuläſſigen bleiben, in 
einem Kurort für Nervenleidende können fie gegebenenfalls unerträglich fein. 
Wenn man das bunte Material nach einigen Hauptzügen gruppieren will, fo ergeben 
ſich ſolgende Gruppen: 
1. Es muß irgendeine Verteilung vollzogen werden. So, wenn die Grenze zwiſchen 
zwei Grundſtücken etwa bei einer Aberſchwemmung verwiſcht worden iſt (8 920). So, 
wenn genaue Maße ſeſtgelegt werden müſſen, z. B. über den Abſtand, den Schweine 
ſtälle, Kloaken uſw. von den Nachbargrenzen einhalten müſſen (Landesrecht, z. B. 
Preuß. Allg. Landrecht I 8 8 125). So, wenn die Benutzung von Anlagen geordnet 
werden muß, die gerade auf der Grenze liegen (8 921). So, wenn es ſich um 
Wurzeln und Zweige handelt, die vom Nachbargrundſtück herüberkommen (8 910). 
Heiß umſtritten war, als man das Bürgerliche Geſetzbuch ſchuf, die Frage nach den 
„überfallenden Früchten“: darf fie der Nachbar aufſammeln und behalten oder kann 
der andere Nachbar, von deſſen Baum fie herübergefallen oder herübergeweht find, 
Auslieferung verlangen? Das letztere entſprach dem römiſchen Recht und wurde 
von den am römiſchen Recht geſchulten Juriſten verteidigt. Entgegengeſetzt war die 
ältere deutſche NRechtsauffaſſung, und fie hat in dem Streit geſiegt (8 911). 
2. Es ſoll eine vom Nachbargrundſtück herüberkommende Störung oder Ge- 
fährdung abgewehrt werden. Hierher gehört z. B. der praktiſch beſonders wich. 
tige 8 906: „Zuführung von Gaſen, Dämpſen, Gerüchen, Rauch, Ruß, Wärme, 
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Geräuſch, Erſchütterungen und ähnliche Einwirkungen“, eine jedem Richter bekannte 
Quelle von Streitigkeiten. Ortspolizeiliche Vorſchriften ſpielen oft eine ergänzende 
Rolle. Neuerdings iſt ein kleines Sondergeſetz „über die Beſchränkungen der 
Nachbarrechte gegenüber Betrieben, die für die Volksertüchtigung von beſonderer 
Bedeutung find”, am 13. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1058) erlaſſen worden. Hier hat 
der nationalſozialiſtiſche Staat den Anliegern von Sportplätzen um höherer Zwecke 
willen auferlegt, daß ſie ſich Lärm und ähnliche Einwirkung von Sportplätzen in weit 
ſtärkerem Maße gefallen laſſen müſſen, als wenn der Lärm etwa aus einem Wirtshaus 
garten käme. Wichtiger noch RG vom 24. Sanuar 1935 (militäriſche Zwecke). 


3. Es muß auf die beſondere Notlage eines anderen Rückſicht genommen werden. 


Beiſpiele: 1. Ein Haus brennt. Der Zugang zur Straße oder eine Rettung 
durch Fenſter kommt nicht in Frage. Da muß es ſich der Nachbar gefallen laſſen, 
wenn mit der Art durch feine angrenzende Hauswand ein Loch geſchlagen wird 

(8 904). — 2. Ein Anwetter hat die Brücke fortgeſchwemmt, über die Bauer 
Sunfel Zugang zur Landſtraße hatte. Er kann von den Nachbarn verlangen, daß 
fie ihm einen „Notweg“ über ihre Grundſtücke erſchließen (8 917). 


e) Das Stockwerkseigentum. Der ſchon erwähnte Grundſatz der „Zotali- 
tät“ des Eigentums (S. 32 unter c, S. 35 unter 3) hat zur Folge, daß dem Boden- 
eigentümer auch alles Eingepflanzte und alles Eingebaute notwendigerweiſe anheim ⸗ 
fällt. So kann z. B., wer ein Stockwerk in dem Hauſe eines anderen gemietet hat, 
ſich nicht als „Eigentümer“ der gemieteten Räume bezeichnen. Aber in früherer 
Seit kannte man doch in einigen Gegenden Deutſchlands ein echtes „Stockwerks⸗ 
eigentum“. Das Haus war dabei gleichſam horizontal zerlegt, und an jedem Quer ⸗ 
ſtück konnte ein ſelbſtändiges Eigentum beſtehen. Dieſe Einrichtung war, als das 
Bürgerliche Geſetzbuch geſchaffen wurde, im Schwinden. Darum iſt ſie nicht in das 
Reichsgeſetz aufgenommen worden. Wo fie aber nach Landesrecht noch beſtand, hat 
man das geſchont (Einführungsgeſetz Art. 182). Man rechnete mit dem allmählichen 
Ausſterben. Neuerdings find aber wieder Verſuche im Gange, dieſes alte Nechts⸗ 
inſtitut neu zu beleben. Man hofft, damit ſolchen „Mietern“, die entſchloſſen find, 
bis an ihr Lebensende in den innegehabten Räumen zu bleiben und ſie vielleicht 
ſogar noch ihren Kindern und Kindeskindern weiter zu erhalten, ein feſteres, eben 
ein eigentum sartiges Recht zu verihaffen. Sie würden dann z. B. gegen die 
im Mietsrecht eingebürgerte Kündigung ſichergeſtellt ſein. Ob ſich wirklich ein ſolches 
Eigentum an einem bloßen Stockwerk in breiteren Kreiſen einbürgern würde, iſt zu 
bezweifeln. Denn es bedeutet doch eben auch Feſtlegung, Bindung an dieſe einmal 
gewählte Stelle. Auch würde das Bodenkreditſyſtem gegenüber ſolchen „Zer⸗ 
legungen“ eines Hausgrundſtücks in einzelne Stücke in gewiſſe Schwierigkeiten 
geraten. Immerhin ſteht einem geſetzgeberiſchen Verſuch nichts im Wege. 


f) Das Bergwerkseigentum. Hier handelt es ſich um eine wirklich feſt 
eingebürgerte „Zerlegung“. Nach dem Grundſatz, daß ſich „das Recht des Eigen ; 
tümers eines Grundſtücks auf den Erdkörper unter der Oberfläche erſtreckt“ (§ 905), 
gehört auch die Erde, gehören die Steine, gehört der Lehm, der ſich in einem Grund⸗ 
ſtück birgt, mit zum Eigentum. Kein anderer dürfte alſo danach greiſen. Damit wäre 
aber ein friſch⸗ſröhlicher, für das Volksganze wichtiger Bergbau nicht vereinbar. 
Denn nicht immer hat der Grundſtückseigentümer die nötige Initiative und aus⸗ 
reichende Gaben, um ſelbſt den Bergbau zu betreiben. So muß anderen, die Luſt und 
Wagemut haben, der Zutritt erſchloſſen werden. Das hat zur Ausbildung eines 
eigenen, feſtgefügten und in ſich abgeſchloſſenen Rechtsgebiets, des Bergrechts, 
geführt. Leider iſt aber dieſer Stoff zur Zeit noch landesrechtlich zerſplittert (vgl. 
Einſührungsgeſetz Art. 67). Der nationalſozialiſtiſche Staat hat bereits ſeinen Willen 
bekundet, dieſen Stoff einer gründlichen Neugeſtaltung zu unterwerfen. Ein erſter 
Anlauf iſt mit zwei preußiſchen Geſetzen unternommen worden: dem Geſetz 
über die Veaufſichtigung von unterirdiſchen Mineralgewinnungsbetrieben und Tief. 
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bohrungen vom 18. Dezember 1933 (GS S. 493), und dem Geſetz zur Erſchließung von 
Erdöl und anderen Bodenſchätzen vom 12. Mai 1934. Dem iſt das Reich auf dem 
Fuße nachgefolgt. Das von ihm erlaſſene „Lagerſtättengeſetz“ vom 4. Dezember 1934 
(RGBl. ] S. 1223) ſieht eine planmäßige Durchforſchung des ganzen deutſchen 
Raumes „zur Sicherung der deutſchen Mineralverſorgung“ vor, und ſelbſtverſtänd⸗ 
lich darf ſich kein Bodeneigentümer den dabei notwendig werdenden Anterſuchungen 
in den Weg ſtellen. Weiter hat ein Geſetz zur Erſchließung von Bodenſchätzen vom 1. De⸗ 
zember 1936 (RGBl. I S. 999) Maßregeln gegen etwaiges paſſives Verhalten eines 
Bergbauberechtigten ergriffen; wenn er nicht Ernſt macht mit der Inangriffnahme 
des Bergbaubetriebes, kann ihm die verliehene VBergbauberechtigung entzogen, not. 
falls kann ſogar die Ausbeutung auf ſeine Koſten von der Bergbehörde in Angriff 
genommen werden. Inzwiſchen iſt auch die Bergbauverwaltung, alſo die behördliche 
Organiſation beim Reiche vereinheitlicht worden (Geſetz zur Aberleitung des Berg⸗ 
weſens auf das Reich vom 28. Februar 1935, RGBl. I S. 315). Immerhin bleibt neben 
allen ſolchen ſtaatlichen Eingriffsmöglichkeiten die Frage beſtehen, wer vom privat 
rechtlichen Standpunkt aus als Herr, alfo als „Eigentümer“ der Bodenſchätze unter 
der Oberfläche in Frage kommt. Höchſtens wenn der Staat etwa in Bauſch und 
Bogen alle irgendwie verwertbaren Mineralien für „Volksgut“ erklären wollte (wie 
es in Sowjetrußland geſchehen ift), würde die Eigentumsfrage ausſcheiden. Zei 
der privatrechtlichen Geſtaltung kommt es nun zunächſt zur geſetzlichen Ausſcheidung 
gewiſſer Bodenbeſtandteile aus dem Geſamtquantum des Erdkörpers. So wie aus 
der Geſamtkategorie der Tiere die „jagdbaren“ ausgeſchieden und unter ein Sonder⸗ 
recht geſtellt werden, fo erfaßt die Sondermaterie des Bergrechts nur gewiſſe, in den 
(Landes-) Geſetzen aufgezählte Mineralien: Gold, Silber, Eiſen, Steinkohle uſw. 
An ihnen wird ein ſelbſtändiges „Bergwerkseigentum“ anerkannt, das neben dem 
Grundſtückseigentum einhergeht. Juriſtiſch genau genommen iſt es aber noch kein 
Eigentum, ſondern nur eine „Anwartſchaft“ darauf, ein privilegiertes Recht (,, An⸗ 
eignungsrecht“), auf dem fremden Boden nach dem betreffenden Mineral bergmänniſch 
zu ſuchen und die Ausbeute zu übernehmen. Natürlich kann nicht jeder Beliebige 
plötzlich auf dem Grundſtück eines anderen einen Bergbaubetrieb eröffnen, vielmehr 
geht dem ein ſorgfältig ausgebautes Verfahren, abſchließend mit einer ſtaatlichen 
Verleihung, voraus. 

g) Wege und Gewäfſer. Aberſieht man den deutſchen Boden als Ganzes, 
ſo ſtößt man allerorten auf Wege und Waſſerläufe, die gerade und krumm, ſchmal 
oder breit den Boden durchziehen. Stehen auch fie im „Eigentum“? Vis zu einem 
gewiſſen Grade läßt ſich das ohne weiteres bejahen. Der kleine Vach, der ſich durch 
die Wieſe des Bauern ſchlängelt, der kiesbeſtreute Pfad, der durch den Garten eines 
Städters führt, fie find ohne Beſonderheiten in das Eigentum am Grundſtück ein- 
geſchloſſen. Darum kann ſich auch der Grundſtückseigentümer wehren, wenn Fremde 
dieſe Ausſchnitte aus ſeinem Grundſtücke ohne Erlaubnis benutzen wollen. Ganz 
anders aber ſieht es aus, wenn wir an die großen Ströme denken, auf denen tagaus 
tagein die Kähne und Schiffe verkehren, oder an die breiten Landſtraßen, wohl gar 
die neuen „Autobahnen“, auf denen ein Fahrzeug dem anderen folgt Hier iſt mit 
der Figur des „Privateigentums“ und mit privaten Verbotsmöglichkeiten kein Aus- 
kommen. Vielmehr hebt ſich als vorherrſchender Begriff der des „Gemein 
ge brauchs“ heraus. Diele Streifen, Kurven, Bögen, die ſich über den deutſchen 
Geſamtboden hinziehen, find für die Geſamtheit der Volksgenoſſen beſtimmt. Frei- 
lich unterliegt, wer ſie benutzt, auch mancherlei Beſchränkungen, aber dieſe „Verbote“ 
kommen nicht von privater Seite, ſondern aus dem Schoße des öffentlichen (Wege⸗ 
oder Wafler-) Polizeirecht s. Immerhin iſt auch bei dieſen Straßenkörpern 
und Waſſerläufen die Vorſtellung des „Eigentums“ nicht ganz wertlos. Z. B. können 
gewiſſe Ausnutzungsmöglichkeiten (Grasnutzung, Fiſchen) ſehr wohl dem „Gemein⸗ 
gebrauch“ entzogen und dem Eigentümer vorbehalten ſein. Schon die bloße Vor⸗ 
ſtellung, daß ſolche Nutzungsmöglichkeiten verpachtet werden können, zeigt das 
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Wiedereinbiegen in die privatrechtliche Sphäre. Im ganzen ſteht das Wegerecht 
und das Waſſerrecht vor der reichs geſetzlichen Erfaſſung (Anfänge: Neichs⸗ 
ſtraßenverkehrsordnung vom 28. Mai 1934; Waſſerverbandsgeſetz vom 10. Februat 


1937). Aber augenblicklich iſt auch dieſes Rechtsgebiet noch ſebr vielſeitig 


geſtaltet und in wichtigen Teilen dem unterſchiedlichen Landesrecht über- 
laſſen. Auch die Grenzziehung zwiſchen jenen kleineren, ganz im Privateigentun 
bängenbleibenden Pfaden und Bächlein und den „öffentlichen“ Wegen und Waffer- 
ſtraßen iſt nicht klar durch einen einzigen einheitlichen Geſetzesſatz geregelt. Oft muß 
auf das „Herkommen“, den „Landesbrauch“ zurückgegriffen werden. Gonderbeftim- 
mungen befteben z. B. auch für die ſtädtiſchen Straßen (Fluchtliniengeſetze 
uſw.) und die ſchon erwähnten Autobahnen. 


5. Das Siedlungsrecht 

Schon Seit Jahrzehnten, aber heute mehr als je, hebt ſich von dem gewöhnlichen 
Bodenrecht als ein Gebiet von ausgeprägter Eigenart das Siedlungsrecht ab. 
Wenn wir dieſen Begriff ganz weit faſſen, kommen wir an einen Punkt, wo eine 
tiefe Tragik einſetzt. Das Ideal nämlich wäre es, wenn jedem deutſchen Volks. 
genoſſen ein Stück Land, ſei es auch noch ſo klein, zu eigen gehörte. Aber von dieſem 
Ideal find wir weit entfernt. Das große Heer der Mieter iſt, wie ſchon erwähnt, 
nicht Eigentümer der bewohnten Räume. Etwas kräftiger iſt die Nechtsftellung der 
Pächter ausgebaut, aber „Eigentum“ ſteht auch ihnen nicht zu. Ihr „Recht“ iſt 
heute noch „Schuldrecht“, geregelt im Il. Buch des Bürgerlichen Gefetzbuchs (vgl. den 
vorangehenden Aufſatz Nr. 33). Immerhin hat die beſondere Mieterſchutz⸗ und 
Pachtſchutzgeſetzgebung, die im Kriege begonnen hat und beute noch neben dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch einhergeht, Anläufe zur Verſtärkung der Stellung des 
Mieters und des Pächters gemacht. 

a) Neben dieſen beiden ſchuldrechtlichen (auf Vertragsbaſis beruhenden) Rechts 
verbältniſſen kennt nun aber das deutſche Recht eine Reihe unter ſich ſehr verſchie⸗ 
dener Rechtseinrichtungen, die unmittelbar im Eigentum wurzeln oder doch 
wenigſtens dem Berechtigten eine eigentumsähnliche Stellung gewähren. Jede 
dieſer Rechtseinrichtungen hat ſchon eine längere oder kürzere Geſchichte hinter ſich. 
Aus alter Zeit find herübergekommen die fogenannten Fideikommiſſe. Sie 
waren urſprünglich den adligen Familien vorbehalten. Später find auch in be 
ſchränktem Umfang Bürgerliche zugelaſſen worden. Aber es blieb ein Vorbebalt 
für die Schicht der gehobenen, wohlbabenden Kreiſe. Der Grundgedanke war 
Bindung: dieſe Fideikommiſſe gehörten nicht einem einzelnen, der ſie beliebig teilen 
oder verſchachern konnte, ſondern ſie waren als ein feſter Fundus einer beſtimmten 
Familie verſchrieben. Eine genau geregelte Erbfolgeordnung ſicherte das Weiter. 
wandern von Generation zu Generation. Mit dem Jahre 1919 hatte aber die 
Todesſtunde für dieſe Familienfideikommiſſe geſchlagen, nachdem es ſchon früher 
mehrfach zu Angriffen auf fie gekommen war. Die Weimarer Verfaſſung be⸗ 
ſtimmte nämlich: „Die Fideikommiſſe find aufzuldſen“ (Art. 155 Abſ. 2 Satz D. 
So neuartig die Grundauffaſſung iſt, von der das nationalſozialiſtiſche Erbhofrecht 
(nachfolgend e) ausgeht, fo erinnern doch manche juriſtiſchen Züge an dieſes abge 
ſchaffte Fideikommißrecht. 

b) Gleichfalls aus älterer Zeit iſt herübergekommen die ſogenannte Erbpacht. 
Sie iſt ein Pachtverhältnis, und inſofern fehlt dem Inhaber das „Eigentum“; viel⸗ 
mehr ſteht ein anderer (dem der Erbpachtzins zu zahlen iſt) beſtändig als wirklicher 
Eigentümer neben ihm. Aber es ift doch bei dieſem Rechtsinſtitut daran gedacht, 
daß es nicht nach einer Reihe von Jahren oder nach einer „Kündigung“ erlöſchen, 
ſondern vom Erbpächter auf deſſen Kinder, von dieſen auf die Kindeskinder über⸗ 
geben ſoll. Der „Erbpächter“ iſt alſo eine frühe Form des „Siedelns“ (das Wort 
nunmehr in einem ſpezifiſchen Sinne genommen). Aber gerade die darin ſich aus⸗ 
drückende „Bindung an die Scholle“ ſchmeckte den Leuten des 19. Jahrhunderts zu 
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ſehr nach der alten, im Freiheitsanſturm der franzöſiſchen Revolution üÜberwundenen 
Abhängigkeit, um nicht zu ſagen Leibeigenſchaft. So kam es läbnlich wie bei den 
Fideikommiſſen) zu Anſtürmen gegen das RNechtsinſtitut der Erbpacht. Als man 
an das Bürgerliche Geſetzbuch ging, war die Erbpacht in manchen Teilen Deutich- 
lands bereits verſchwunden. Was noch in anderen Teilen weiterbeſtand, hielt man 
nicht für wichtig genug, um in die Reichskodifikationen aufgenommen zu werden. So 
kam es zu einem bloßen Vorbehalt für etwaiges Landesrecht (Einführungsgeſetz 
Art. 63). In dieſem ſchmalen Rahmen friſtet die Erbpacht noch heute z. B. in 
Mecklenburg ihr Daſein. 

c) Einen geſchichtlichen Abſchnitt beſonderer Art ſtellen die in Preußen gepflegten 
Beſtrebungen dar, die man unter dem Kennwort der Inneren Koloniſation 
zuſammenfaßt. Es handelte ſich hierbei vor allem darum, das Abwandern deutſchen 
Bodens in polniſche Hande zu verhüten oder Boden, der bereits in polniſcher Hand 
war, für deutſche Ackerleute zurückzugewinnen Aber auch unabhängig von dieſer 
nationalpolitiſchen Tendenz regte ſich damals bereits der Sinn für geſchloſſene, 
an eine feſte Erbfolgeordnung gebundene Bauerngüter: 
das „Anerbenrecht“ griff immer weiter um ſich. Dabei entwickelten ſich drei ver- 
ſchiedene Syiteme: 1. das Syſtem der Hö ferolle (Hannover, 1874), bei dem ab- 
gewartet wird, ob der Bauer freiwillig den Hof in die Rolle aufnehmen und 
damit der bindenden Erbfolge unterwerfen will 2. Das Syſtem des direkten 
Inteſtatanerbenrechts (Weſtfalen, 1898), bei dem durch behördliche An⸗ 
ordnung ohne den eigens geäußerten Wunſch des Hofbeſitzers die Anteilbarkeit 
und geſchloſſene Vererbung eingeführt wird. 3. Das Syſtem der Renten- 
und Anſiedlungsgüter (Hauptgeſetz von 1896), wo unter ſtarker Berückſich⸗ 
tigung jener nationalpolitiſchen Intereſſen des Staates ebenfalls Anteilbarkeit und 
bindendes Anerbenrecht zugrunde gelegt wird. — Bei allen dieſen aus dem 19. Jahr- 
hundert herübergekommenen Siedlungsformen hat die Geldbeſchaffung (das 
Kreditweſen) eine wichtige Rolle geſpielt, vor allem bei den Nentengütern. 

d) Die letzte hiſtoriſche Welle, die der heutigen Gegenwart voraufgegangen iſt, 
fällt in die erſten Jahre nach dem Kriege. Hier ftieg mit verlockender 
Deutlichkeit der Siedlungsgedanke auf, teils in feiner engſten und wichtigſten Prä- 
gung, teils in der Verbreiterung auf andere Verhältniſſe: neue Leute für das flache 
Land gewinnen, vor allem heimgekehrte Kriegsteilnehmer; und zugleich auch in 
kleineren Zerbältnifien dicht vor den Toren der Städte die Stadtmenſchen an den 
Boden heranführen; ſchließlich auch für das ſtädtiſche Wohnweſen Formen finden, 
die den Bewohner mitſamt feiner Familie und etwa auch feinem Geſchäftsbetrieb 

fefter verankern, als es das übliche kündbare Mietsverhältnis tut. So entſtand 

damals ein allgemeines weittragendes Programm in Geſtalt des (heute noch gültigen 
und praktiſch verwenddaren) RNeichsſiedlungsgeſetzes, das am 11. Auguſt 

1919 erlaſſen worden iſt. So wurde eine Kleingarten und Kleinpacht ⸗ 

landordnung am 31. Juli 1919 erlaſſen (Ergänzung: 26. Juni 1935). So 

griff man das faſt ſchon verſchollene Erbbaurecht, das im Gegenſatz zur Erb» 

pacht einer Aufnahme in das Bürgerliche Geſetzbuch gewürdigt worden war 

(88 1012 ff.), auf, um es in einer eigenen Erbbaurechtsverordnung vom 15. Februar 1919 

mit mehr Leden (vor allem durch Verſtärkung der Kreditbaſis) zu erſüllen. So 

ſuchte man den zuerſt in Amerika entwickelten Typus der Heimſtätte, und zwar 

in eine doppelten Prägung als mehr ſtädtiſch gerichtete „Wohnheimſtätte“ und als 

mehr ländlich gerichtete „Wirtſchaftsheimſtätte“, in Deutſchland einzubürgern (Reichs⸗ 

beimftärtengeleg vom 10. Mai 1920). Wenn man das Ganze dieſer Beſtrebungen 

überblickt, fo hat ein geſundes und richtiges Empfinden Pate geſtanden Aber es war 

von Anfang an ein ſchiefer Gedanke mit im Spiele, nämlich die nach marxiſtiſchen 

Lehrſätzen orientierte Sozialiſierungs parole. Sie ſchlug immer wieder 

dazwiſchen, ſelbſt unausgegoren und letzten Endes ohne Kräfte. Dazu kam, daß doch 

noch zu viel bloßer Freiwilligkeit überlaſſen blieb. Der Staat war zwar ſchon 
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deutlich im Hintergrund aufgetaucht, aber, innerlich zerriſſen durch die Zwietracht 
der „Parteien“, fehlte ihm letzte Autorität, um dieſe verſchiedenen neuen Rechts- 
figuren zu wirklichem Leben in breiteren Kreiſen zu erwecken. In der Tat iſt von 
der Möglichkeit, „Heimſtätten“ zu begründen, „Erbbaurechte“ zu errichten, über ⸗ 
raſchend wenig Gebrauch gemacht worden. 

c) Der nationalſozialiſtiſche Staat hat dagegen — neben allgemeiner 
Aberwachung des Siedlungsweſens (Geſetz vom 3 Juli 1934, RGBl. 1 S. 568) — 
mit einem autoritär geführten Schlage für faſt 700 000 Landgüter eine ganz neue 
Rechtsform in Geſtalt des Erbhofrechts aufgeſtellt. Bauerngüter einer be- 
ſtimmten Größenart (von der Größe einer „Ackernahrung“ bis hinauf zur Söchſt⸗ 
grenze von 125 ha) ſind mit einem Federſtrich des Geſetzgebers zu „Erbhöfen“ und 
ihre Inhaber zu „Bauern“ erklärt worden. Da gab es kein Warten auf „Freiwillig 
keit“, der neue Rechtscharakter wurde durch den bloßen Spruch des Geſetzgebers 
dieſen Gütern auferlegt. Einen erſten Anlauf hat ein preußiſches Geſetz gemacht. 
Durch ein noch viel ſchärfer zufaſſendes Reichs erbhofgeſetz vom 29. September 
1933 iſt es abgelöſt worden. 

Eine Eingliederung des neuen Erbhofrechts in unſeren Stoff — das Sachenrecht — 
muß ihren Ausgang von der Eigentumsfrage nehmen. Hier liegen die 
Dinge klar. Der Erbhof ſteht in echtem, vollen Eigentum, und zwar iſt Eigentümer 
der jeweilige „Bauer“. Er ſteht im Grundbuch als Eigentümer eingetragen und 
ebenſo in der neu eingeführten „Höferolle“. Sein Eigentum erfaßt den Hof als 
geſchloſſenes Ganzes: „Zum Erbhof gehören alle im Eigentum des Bauern fteben- 
den Grundſtücke, die regelmäßig von der Hofſtelle aus bewirtſchaftet werden, und 
das im Eigentum des Bauern ſtehende Zubehör“ (8 7). Aber dieſes Eigentum iſt 
ein ſtreng gebundenes. Die grundſätzliche Befugnis eines „Eigentümers“, mit 
feiner Sache „nach Belieben zu verfahren“ (8 903 BGB), ift bei den Erbhöfen ſtark 
eingeſchränkt, vor allem durch den Satz: „Der Erbhof iſt grundſätzlich un ver 
äußerlich und unbelaſtbar“ (8 37). Durch die Anveräußerlichkeit ſoll das 
Abwandern in fremde Hand unterbunden, der Bauer mit ſeinen Nachfahren ewig 
ſeßhaft gemacht werden. Die Anbelaſtbarkeit ſoll dem Fluch der Aberſchuldung 
wehren, der ſeit vielen Jahrzehnten das Wirtſchaften der Bauern zu einer ſtändigen 
Not gemacht hat. Zwar wird auch in Zukunft mancher „Bauer“ nicht ohne Kredit 
auskommen, aber den Boden darf er nicht mehr in Geſtalt von Hypotheken (nach- 
folgend 7) zu Pfande geben. Vielmehr wird es Sache der ſtändiſchen Organiſation 
ſein, für die Geldbeſchaffung, ſoweit ſie unerläßlich iſt, Sorge zu tragen. Nur eine 
Folge dieſer Wappnung des Hofes gegen den Anſturm der Gläubiger iſt der be- 
ſondere Vollſtreckungsſchutz: „In den Erbhof kann wegen einer Geldforde⸗ 
rung nicht vollſtreckt werden“ (8 38). 

Große Bedeutung bat der Erbgang. In teilweiſer Anknüpfung an das Fidei⸗ 
kommißrecht (oben a) und das auch in bäuerlichen Kreiſen im Wege der „Erbſitte“ 
ſtrichweiſe zäh feſtgehaltene „Anerbenrecht“ iſt im Reichserbhofgeſetz eine fe ſte 
Erbfolgeordnung niedergelegt, und zwar ſo, daß immer nur ein einziger in 
den Erbhof nachrückt. An 1. Stelle kommen die Söhne und Sohnesſöhne (unter 
ihnen, wenn kein anderer „Brauch“ beſteht, der Jüngſte), an 2. Stelle der Vater, 
on 3. Stelle die Brüder und Bruderſöhne; erſt an 4. Stelle kommen die Töchter und 
Töchtersſöhne, dann an 5. Stelle die Schweſtern uſw. (§ 20). Der weibliche Teil der 
Verwandtſchaft tritt alſo ſtark hinter dem männlichen zurück. Ganz abgedrängt iſt 
die überlebende Ehefrau, die aber gegebenenfalls ein „Altenteil“ verlangen darf 
(8 31). Dieſe Erbfolgeordnung iſt auch für den Bauern ſelbſt bindend. Er kann 
fie nicht etwa durch ein Teſtament umſtoßen. Immerhin bleibt ihm ein mäßiger 
Spielraum, um eigene Wünſche bezüglich der Nachfolgeordnung zur Geltung zu 
bringen. Das kann bier nicht näher geſchildert werden (vgl. SS 24 ff.). 

Alles bisher Geſchilderte bezieht ſich nur auf den Erbhof. Neben ihm kann der 
Bauer noch anderes Vermögen haben. Da bei dieſem die Bindungen fehlen, hat 
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ſich der Name freies Vermögen eingebürgert. Hier gilt das gewöhnliche 


Sachenrecht. Der Bauer kann z. B. Luxusreitpferde oder ein beſonderes Stück Land, 


das nicht zu dem Komplex „Erbhof“ gehört, ungehindert veräußern oder ver- 
pfänden. Ganz ſcharf iſt der Trennungsſtrich zwiſchen der gebundenen Vermögens⸗ 
maſſe und der freien beim Erbgang. Denn dadurch, daß der Hof immer nur einem 
einzigen anheimfällt, wird ganz von ſelbſt die Frage wach: was wird aus den übrigen 


Angehörigen? Das gilt namentlich von der nächſtſtehenden Gruppe, den übrigen 


Kindern des Erblaſſers. Aus dem Erbhof oder auch nur auf Rechnung des Erb- 


hofes bekommen fie keinerlei „Abfindung“. Aber ihnen fällt nun das „freie Ver⸗ 
mögen“ anheim, und an dieſem kann umgekehrt der „Anerbe“ keinen Anteil bean- 


ſpruchen (Näheres in 88 33 ff.). Da jedoch oft nennenswertes freies Vermögen nicht 


vorhanden fein wird, wäre die völlige Abſperrung der anderen Kinder vom Erbhof ⸗ 
vermögen eine allzu große Härte. Darum ſteht ihnen wenigſtens, ſolange ſie 
minderjährig find (bis zum 21. Lebensjahre), ein Anſpruch auf Verpflegung und 
Erziehung im Hausweſen des verſtorbenen Vaters zu. And ähnlich iſt ihnen auch 


ſpäter, wenn ſie unverſchuldet in Not geraten, ein Verſorgungsrecht, die ſogenannte 


Heimatzuflucht, zugeſprochen (8 30). 

Dieſes groß angelegte Syſtem des Erbhofrechts wird durch eine Reihe öffentlich. 
rechtlicher Vorſchriften ergänzt. So find z. B. eigene Behörden, die Unerben- 
gerichte, die Erbhofgerichte und oben an der Spitze das Reichserb⸗ 


hofgericht geſchaffen worden (88 40 ff.). Doch wächſt diefer Stoff ganz aus 


dem ſachenrechtlichen Rahmen hinaus. 
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6. Dienftbarkeiten, Reallaften, Vorkaufsrechte 


Neben einer Beteiligung am Boden im großen kennt die Rechtsordnung Fälle, wo 
jemandem nur in einer ganz beſtimmten Einzelbeziehung eine Beteiligung 
an dem Grundſtück eines anderen eingeräumt iſt. Von dieſem anderen, dem „Eigen- 
tümer“, leitet er fein Recht ab, weshalb man von abgeleiteten Rechten 
ſprechen kann. In gewiſſer Weife könnte man hierher ſchon das früher behandelte 
Stockwerkseigentum (S. 38 e), auch das Bergwerkseigentum (S. 38 f), auch das 
Erbbaurecht (S. 00 unter c) zählen. Aber dieſe Beteiligungen am Boden drängen 
doch ganz deutlich zu einer eigentumsartigen Stellung hin. Davon kann bei den 
Dienſtbarkeiten, den Reallaſten und dem Vorkaufsrecht nicht die Rede fein, fie 
begnügen ſich bewußt mit einer bloßen Anleihe bei der Machtſtellung eines anderen, 
der vollauf als der Eigentümer, und zwar der alleinige Eigentümer des betreffenden 
Grundſtücks anerkannt bleibt. 


a) Unter dem Namen Dienſtbarkeiten hat der Geſetzgeber drei Rechtserſchei⸗ 
nungen zuſammengezogen: 1. die Grunddienſtbarkeiten (SS 1018 ff.), 2. den Nieß⸗ 
brauch (88 1030 ff.), 3. die „beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten“ (88 1090 ff.). 
Der Nießbrauch iſt ſowohl für bewegliche Sachen wie für Grundſtücke beſtimmt; er 
iſt deshalb Thon im I. Teil behandelt worden (S. 19 Ziff. 8). Die Grunddtienſt⸗ 
barkeiten und die beſchränkt perſönlichen Dienſtbarkeiten kommen dagegen nur bei 
Grundſtücken vor. Beiden iſt gemeinſam, daß zugunſten des „Berechtigten“ das 
Grundſtück eines anderen belaſtet wird (daher „belaſtetes Grundſtück“), und 
zwar entweder in der Weiſe, daß er „das Grundftüd in einzelnen Bezie⸗ 
hungen benutzen darf“, oder „daß auf dem Grundſtück ge wiffe Hand 
lungen nicht vorgenommen werden dürfen“, oder „daß die Ausübung 
eines Rechts ausgeſchloſſen iſt, das ſich aus dem Eigentum an dem be⸗ 
laſteten Grundſtück ergibt“. So der ſpröde, abſtrakte Wortlaut des 8 1018, dem 
der des 8 1090 angepaßt iſt. 


Beiſpiele: 1. Wege-, Weide, Holz-, Waſſerleitungs⸗, Valkenauflageberech⸗ 
tigungen. Hier ſtehen meiſt nachbarliche, aus altem Herkommen ſtammende Ver 
hältniſſe im Hintergrund. Aber im Gegenſatz zu dem früher behandelten Nach- 
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barrecht (S. 37 d) handelt es ſich hier um beſondere Abmachungen von 
Nachbar zu Nachbar, alſo um eine vertragliche, nicht eine geſetzliche Regelung. — 
2. Profeſſor Weitblick hat ſich ein Haus am Bergeshang gebaut. Die ſchöne 
Fernſicht auf die ungeftörte Natur iſt für ihn von großem Wert. Darum macht 
er mit den drei Leuten, denen die darunter liegenden Grundſtücke gehören, aus, 
daß dieſe Grundſtücke un bebaut bleiben ſollen. Selten werden die Nachbarn 
bereit fein, dies ohne einen Gegenwert zu tun. Dann muß ſich eben Profeſſor 
Weitblick zu einer einmaligen oder etwa jährlich zu zahlenden Entſchädigung ent ; 
ſchließen. — Schmiedemeiſter Bumm hat in feiner Schmiede mehr als „orts⸗ 
ublichen“ Lärm vollführt. Nebenan wohnt die Witwe Schöngeiſt. Es hat langen 
Streit gegeben. In einem Prozeß iſt Frau Schöngeiſt Siegerin geblieben, Bumm 


iſt auf Anterlaſſung einer beſtimmten Lärmart verurteilt worden, weil eine 


„weſentliche Beeinträchtigung“ feſtgeſtellt werden konnte (vgl. 8 906). Jetzt ver · 


legt ſich Bumm aufs Verhandeln. Gegen eine Jahresrente verzichtet Frau 
Schöngeiſt auf weiteren Widerſpruch. Man ſieht: es handelt ſich um eine durch 


Vereinbarung erzielte Abweichung von dem normalen Nachbarrecht. Das iſt 
mit dem unverſtändlichen Wortlaut des 8 1018 „Ausübung eines Rechtes ausge ; 
ſchloſſen ufw.“ gemeint. — Alle drei Beiſpiele können ſowohl Gegenſtand einer 
Grunddienſtbarkeit wie einer „beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit“ fein. 


Der Anterſchied zwiſchen der Grunddienſtbarkeit und der beſchränkten perfön- 
lichen Dienſtbarkeit liegt in der Frage: Wer iſt berechtigt? Bei der (ſeltenen) 
beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeit iſt das eine beſtimmte einzelne Perſon, alſo 
etwa im obigen Beiſpiel 3 der Schmied, im Beiſpiel 2 der Proſeſſor. Sterben fie, 
ſo iſt alles aus, es hat ſich eben nur um eine „perſönliche“ Dienſtbarkeit gehandelt. 
Bei der Grunddienſtbarkeit will man auf mehr hinaus: die Berechtigung ſoll ewig 
beſtehen, auch wenn das Grundſtück, um deſſentwillen ſie geſchaffen wurde, ſeinen 
Eigentümer wechſelt, mag das nun durch Verkauf oder Erbgang oder ſonſtwie er · 
folgen. Darum ſpricht hier der Geſetzgeber vom „jeweiligen Eigentümer“ (8 1018). 
Ja, im juriſtiſchen Sprachgebrauch hat es ſich ſchon ſeit langem eingebürgert, als 
Berechtigten gar nicht den menſchlichen Eigentümer, ſondern das Grundftüd ſelbſt 
zu bezeichnen: dem „belaſteten“ (dienenden) Grundftüd wird das „Hberechtigte“ 
cherrſchende) Grundftüd gegenübergeſtellt. Solche „Grund dienſtbarkeiten“ ſpielen 
im landwirtſchaftlichen Leben, gelegentlich aber auch im ſtädtiſchen Leben (Durch ; 
gangsrechte; Recht, einen Tragebalken auf der Mauer des Nachbarn aufzulegen) 
eine wichtige Rolle. Sie ſowohl wie die beſchränkten perſönlichen Dienſtbarkeiten 
bedürfen der Eintragung ins Grundbuch (folgt aus 8 873; vgl. oben 
S. 33 unter a 1). 


b) Die Reallaften (88 1105 ff.) laufen auf eine Anteilnahme an den Nutzungen 
eines Grundſtücks hinaus. Aber hier beſteht die Anteilnahme nicht darin, daß der 
Berechtigte in das belaſtete Grundſtück hineinwirken darf (Wegerecht, Bauverbot 
uſw.), ſondern daß ihm umgekehrt aus dem belaſteten Grundſtücd her 
aus etwas geliefert werden muß, z. B. Holz, Eier od. dgl. Das hat in früheren 
Seiten eine große Rolle geſpielt, wo die Grundſtücke gleichſam gegeneinander ab- 
geſtuft waren: das niedere Grundſtück (etwa eines kleinen Bauern) hatte an das 
höhere Grundſtück (etwa das Rittergut) jahraus, jahrein Leiſtungen, auch z. B. 
Arbeitsleiſtungen (Frondienſte) zu entrichten. Im Zuſammenhang mit der „Vauern 
befreiung“ und der allgemeinen liberaliſtiſchen Tendenz des 19. Jahrhunderts find 
die Reallaſten in großem Stile „abgelöſt“ worden. Trotzdem kommen fie auch 
heute noch, wenngleich in weſentlich verringertem Amfange, vor. Die Haftung 
iſt doppelt geſtaltet: einmal haftet das Grundftüd (Worte „aus dem Grundſtück“ im 
8 1105), ſodann auch der Eigentümer perſönlich (8 1108). Abrigens treten neben die 
wenigen reichsrechtlichen Regeln Vorſchriften der Landesrechte (vgl. Einführungs- 
geſetz Art. 113, 115). 
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c) Das Vorkaufsrecht iſt im Bürgerlichen Geſetzbuch an zwei Stellen geregelt. 
- Zunädft, ſeiner „ſchuldrechtlichen“ Seite nach, im II. Buch (88 504 ff.), ſodann als 


„ſachenrechtliche“ Erſcheinung im III. Buch (8 1094). Die Verpflanzung ins Sachen; 


recht war nötig, um dem Vorkaufsrecht „dingliche“ Kraft, d. h. Wirkſamkeit gegen 
- alle Dritte, zu geben. Wiederum iſt dabei das Grundbuch die Vermittlungsinſtanz 
gegenüber den Dritten. Der Ausgangspunkt für die Vereinbarung eines Vorkaufs⸗ 
rechtes liegt in der Neigung jemandes, ſich einen beſtimmten Gegenſtand zu ſichern, 
falls deſſen Eigentümer auf den Gedanken kommen ſollte, den Gegenſtand zu ver⸗ 
Adußern. 


Beiſpiel: Fabrikbeſitzer Moll ſpekuliert ſchon lange auf eine hübſche Villa, 
die dem Major a. D. Stramm gehört. Vorläufig iſt Stramm die Villa noch nicht 
feil, immerhin kann mit der Möglichkeit eines Verkaufs gerechnet werden. Da 
will ſich Moll in jedem Falle die Vorhand ſichern. Wenn überhaupt verkauft wird, 
ſoll er zuerſt die Entſcheidung haben: Vor kauſ! Natürlich kann er eine folche 
Berechtigung nicht erzwingen, er muß ſich mit Stramm darüber verſtändigen. Frei⸗ 
lich bleibt dann immer noch die Gefahr, daß Stramm ihn hintergeht und heimlich 
die Villa doch an einen Dritten verkauft. Sobald dann der Dritte als neuer Eigen- 
tümer im Grundbuch eingetragen iſt, ſteht ihm Moll machtlos gegenüber. So, wenn 
nur ein Vorkauf nach 88 504 ff. vereinbart worden iſt. Dagegen ſichert ſich Moll, 
wenn er auf ein dingliches Vorkaufsrecht nach SS 1094 ff. dringt. Denn dann ſteht 
er ſelbſt im Grundbuch, und das muß der Dritte achten. 


„Der praktisch wichtigſte Grundſatz aus der Durchführung des Vorkaufsrechts iſt der, 
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daß der Berechtigte, wenn er in den mit einem Dritten geſchloſſenen Kaufvertrag 
einſpringen, alſo von ſeinem Rechte Gebrauch machen will, dies genau zu den 


gleichen Bedingungen tun muß ($ 505 Abſ. 2). Insbeſondere muß er den 
gleichen Kaufpreis zahlen. — In den letzten Jahren iſt das Vorkaufsrecht ſteigend 


für öffentliche Zwecke verwendet worden, namentlich zur Beſchaffung von Land für 
Siedlungszwecke, und dabei iſt zugunſten der öffentlich rechtlichen Stellen, 
denen ein ſolches „gefetzliches“ Vorkaufsrecht eingeräumt worden iſt, an dem Grund- 
ſatz des gleichen Preiſes nicht mehr ausnahmslos feſtgehalten worden. 


7. Aypotheken, Grundfchulden, Rentenſchulden 


: a) Weſen dieſer Grundſtücksbelaſtungen. Bei den Dienſtbarteiten 


TV 
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und ähnlich bei den Reallaften wird die natürliche Subſtanz des Bodens ausgenutzt, 


um neben dem Eigentümer einen anderen in beſchränkter und abgeleiteter Form teil- 


nehmen zu laffen. Bei den Hypotheken und den (viel ſelteneren) Grund- und Renten- 
ſchulden iſt dagegen alles auf den Geldes wert zugeſchnitten, der in dem Grund- 
ſtück fitzt. An dieſem Geldeswert wird der andere, der Hypothekengläubiger, beteiligt. 
Allerdings nicht ſo, als gehörte ihm von vornherein ein Bruchteil der Kapitalfumme, 
die das Grundſtück vorſtellt. Sondern fo, daß ihm das Grundſtück bis zu einer 
beſtimmten Summe haftet. Das bedeutet, daß dieſer „Gläubiger“ ohnedies 
ſchon eine Forderung hat, etwa, weil er das Geld dem Grundſtückseigentümer 
geliehen oder weil er es auf Grund einer Erbteilung zu beanſpruchen hat. Dafür 
dient nun dank der „Hypothek“ das Grundſtück als Sicherheit. So ſteht die Hypothek, 
wie ſchon früher erwähnt, dicht neben dem „Pfandrecht“ an beweglichen 
Sachen (S. 19 Ziff. 9). Wie diefes, ſichert auch die Hypothek dem Gläubiger 
„Befriedigung aus dem Grundſtück“ (Wortlaut 8 1113). Wie beim 
Pfandrecht hat auch bei der Hypothek der Gläubiger die Vorhand vor allen anderen, 
den „ungeſicherten“ Gläubigern. Doch iſt das Hypothekenrecht gedanklich noch weit 


mehr ausgeſchliffen und ausgebaut als das Pfandrecht an beweglichen Sachen. So 


ſpielt z. B. bei den Hypotheken ſehr oft das gleichzeitige Daſein mehrerer Hypo- 
theken eine Rolle, die dann wieder untereinander gruppiert werden müſſen (fog. 
Rang; ſiehe im folgenden unter d). Namentlich iſt auch das Verfahren, das bei der 
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Verwertung der Hypotheken einſetzt, erheblich verwickelter als die Verwertung 
eines beweglichen Pfandes. Die Richtung dafür gibt das Bürgerliche Geſetz buch 
ſelber an: „Die Befriedigung des Gläubigers aus dem Grundſtück erfolgt im Wege 
der Zwangsvollſtredung“ (8 1147). Aber das einzelne dieſer „Vollſtreckung“ ift fo 
vielſeitig und ſchwierig, daß man dafür ein eigenes Geſetz für nötig gehalten hat, 
das Geſetz über die Zwangsverſteigerung und Zwangs ver 
waltung (3G) vom 24. März 1897. 


b) Wirtſchaftliche Bedeutung des Hypothekenverkehrs. Von 
der Rechtseinrichtung der Hypotheken iſt im Aber maß Gebrauch gemacht worden. 
Bei geſunden Verhältniſſen müßte die Hypothek nur als ein ſeltenes Hilfsmittel bei 
beſonderer Notlage des Bodeneigentümers herangezogen werden. Statt deſſen hat 
man ſich ſo ſehr an dieſes bequeme Mittel, Geld zu bekommen, gewöhnt, daß der 
deutſche Boden als Ganzes genommen mit Nieſenſummen von Hyppothekenſchulden 
belaftet iſt. Man wird gegenwärtig die Geſamtſumme auf 60 Mil- 
liarden ſchätzen können (Zuſchreibungen in Preußen im Zeitraum 1923/24 bis 
zum 31. 3. 1934: Rund 40 Milliarden, davon 28 auf ſtädtiſchem, 11 auf länd- 
lichem Beſitz, und zwar 28 Milliarden fog. reine Hypotheken, 7 Milliarden Siche · 
rungshypotheken und 5 Milliarden Aufwertungshypotheken). Aus der bloßen Ver⸗ 
ſchuldung iſt jo an vielen Stellen, ja in ganzen Landſchaften eine Aberſchul dung 
geworden, die der Bodenwirt, der jahraus jahrein die fortlaufenden Zinſen aui- 
bringen muß, nicht mehr tragen kann. Das hat zu den bekannten Zinsſenkungs⸗ 
und Entſchuldungsaktionen, namentlich zugunſten des landwirtſchaftlichen 
Bodens, geführt. Hier iſt in den Beſtand der Hypotheken ſtark eingegriffen worden, 
und zwar, da der Begünſtigung auf der einen Seite notwendigerweiſe der Nachteil 
für die andere Seite entſpricht, auf Koſten der Gläubiger. Der Staat, insbeſondere 
auch der neue nationalſozialiſtiſche Staat, hat das nicht leichten Herzens getan. Denn 
es iſt keineswegs jeder Hypothekengläubiger ein ſatter Kapitaliſt oder gar ein 
Wucherer. Vielmehr kommen in ſehr großem Maße als Hypothekengläubiger auch 
öffentliche oder gemeinnützige Anſtalten, z. B. Sparkaſſen und Lebensverſicherungs⸗ 
geſellſchaften, in Frage, hinter denen das große Heer der deutſchen Sparer und der 
auf Todesfall verſicherten Familienväter ſteht. Trotzdem überwog die Notwendig ⸗ 
keit, den Bodeneigentümern als Schuldnern wenigſtens einige Erleichterungen zu 
bringen. Im Intereſſe der Volks gemeinſchaft mußte die durchſchnittlich doch 
eben beſſer geſtellte Gläubigerſchaft das in den Kauf nehmen. — Aus alldem erhellt, 
welche gewaltige Bedeutung das Hypothekenweſen für das Volksganze hat, nament- 
lich für das Geldweſen, für die Verſorgung der Landwirtſchaft mit flüſſigem Geld, 
für das ſtädtiſche Bauweſen, für die Anterbringung der Spargelder uſw. Näher kann 
aber auf dieſe Dinge nicht eingegangen werden. Sie liegen dem rein juriftiid- 
konſtruktiv geſtalteten Bürgerlichen Geſetzbuch und feinem „Sachenrecht“ ganz fern. 


c) Die rechtliche Grundform der Hypothek. Wie alle Sachenrechte an 

Grundſtücken, kommt auch die Hypothek durch den Doppelakt der „Einigung“ und 

der Eintragung im Grundbuch zur Entſtehung (für das Pfandrecht an beweg- 

lichen Sachen vgl. S. 20 c). Fehlt eines von beiden, fo iſt die Hypothek noch nicht 

da. Doch kann auch hier wieder der Gutglaubensſchu tz einſetzen. 
Beiſpiel: Das Bankhaus Zag hat dem Baumeiſter Kühn einen Kredit auf 
ſein für einen Bau in Ausſicht genommenes Grundſtück zugeſagt. Kühn hält das 
für geſichert und läßt eine Hypothek in Höhe der zugeſagten Summe für Sag ein- 
tragen. Dann zerſchlagen ſich jedoch die Verhandlungen. Die „Einigung“ (im 
Sinne des 8 873) fehlt alſo. Die Eintragung iſt danach falſch, die Hypothek iſt 
noch nicht entſtanden. Zag aber, in Schwierigkeiten geraten, ſchwindelt einem 
Kunden vor, die Hypothek beſtünde wirklich und tritt fie ihm ab. Der Kunde er- 
wirbt dann wegen ſeines Vertrauens auf das Grundbuch eine wirkliche Hypothek 
an Kühns Grundſtück. 


II] Gruppe2 Ude 2. 
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Nun tritt aber zu dieſer einfachſten Form einer Hypothekenbeſtellung in der Mehr 
zahl der Fälle ſogleich eine Verfeinerung hinzu. Es wird nämlich ein Hypo ; 
thekenbrief ausgeſtellt. Der Geſetzgeber hält das für die Regel (8 1116 Abſ. 1). 
Aber er erlaubt es auch, den Brief wegzulaſſen (ebenda Abſ. 2 Satz 1). Davon wird 
bei einfacheren Verhältniſſen auch oft Gebrauch gemacht, ſchon um die Koſten für den 
Brief zu ſparen. So kommt es alſo von Anfang an zu zwei Sorten von Hypotheken: 
die Buchhypothek (die nur im Buche ſteht) und die Briefhypothek (die 
außerdem in einem Briefe verkörpert wird). Bei der Briefhypothek liegt dann das 
rechtliche Schwergewicht nicht beim Bucheintrag, ſondern bei dem Briefe! Erſt mit 
der Briefübergabe kommt die Hypothek zuſtande ($ 1117). Die Weiterüber ⸗ 
tragung der Hypothek, die praktiſch eine wichtige Rolle ſpielt, iſt ebenfalls an die 
Briefübergabe gebunden (8 1154 Abſ. 3); gerade dadurch bekommen dieſe Brief ⸗ 
hypotheken eine Art von „Amlaufsfähigkeit“, die an das Amlaufen von Wertpapieren 
erinnern kann. Auch der Gutglaubensſchutz iſt dann nicht an den Grundbuch- 
eintrag, ſondern an den Brief angeſchloſſen (verſchroben ausgedrückt im § 1155). 


Beiſpiel: Im vorigen Beiſpiel wäre alfo, wenn nicht ausdrücklich „die Er- 
teilung des Hypothekenbriefs ausgeſchloſſen“ wäre, Zag auch dann nicht Hypo- 
thekengläubiger geworden, wenn es zur „Einigung“ gekommen wäre, — ſolange 
er nicht den Hypothekenbrieſ in den Händen hat (bis dahin Eigentümerhypothek; 
fiebe im folgenden e 4). Hat er den Hypothekenbrief, fo kann er ihn raſch durch 
Abtretung an jenen Kunden zu Geld machen. War es (wie im vorigen Beiſpiel) 
nicht zur „Einigung“ gekommen, würde es dem Kunden nichts nützen, wenn er 
nur das Grundbuch eingeſehen hätte. Nur, wenn er den Brief ausgehändigt 
bekommt und darauf ſeinen guten Glauben ſtützt, erwirbt er eine wirkliche 
Hypothek. 


Die richtig entſtandene Hypothek macht das zugrunde liegende Schuldverhältnis (z. B. 
das Darlehn) nicht tot, ſondern tritt zu ihm hinzu und begleitet es. Das iſt wieder 
eine Parallele zum Pfandrecht an beweglichen Sachen, deſſen akzeſſoriſche 
Natur früher dargeſtellt worden iſt (S. 22 d 1). Auch bei der Hypothek zeigt ſich 
dieſe akzeſſoriſche Natur auf Schritt und Tritt: 1. War (infolge eines Irrtums) das 
„Schuldverhältnis“ gar nicht entſtanden, fo iſt auch keine Gläubigerhypothek ent- 
ſtanden trotz etwaiger „Einigung“ und Eintragung im Buche. 2. Undert ſich der 
Beſtand der Grundforderung (z. B. durch Abzahlung in Raten), fo ſinkt entſprechend 
die Hypothek. 3. Wird die Grundſorderung abgetreten, ſo folgt ihr zwangsnotwendig 
die Hypothek in die neue Hand nach (8 1153). 4. Stehen der Forderung Einreden 
entgegen, jo können dieſelben Einreden auch geltend gemacht werden, wenn der Gläu⸗ 
biger kraft ſeines Hypothekenrechts gegen das Grundſtück vorgehen will (8 1137). 
5. Erliſcht die Forderung (vor allem durch Rückzahlung), ſo hört auch das Recht des 
Gläubigers aus der Hypothek auf. Große Verwickelungen können ähnlich wie beim 
Pfandrecht (vgl. S. 21 Ziff. 2) entſtehen, wenn der „perſönliche“ Schuldner 
und der Eigentümer des Grundſtücks auseinanderfallen. 


Beiſpiele: 1. Buchhalter Bogen will heiraten. Er braucht Geld. Selbſt kann 
er keine Sicherheiten geben. Sein Chef Pfeil ſpringt gutmütig ein und beſtellt an 
ſeinem Hauſe dem Gläubiger eine Hypothek für die Schuld des Bogen. Dem 
Gläubiger haftet dann Bogen ſchuldrechtlich aus Darlehn, außerdem Pfeil, dieſer 
aber nur mit dem Grundſtück („Befriedigung aus dem Grundſtück“), nicht etwa mit 
feinem ſonſtigen Vermögen. Beim Rückzahlungstermin verlangt der Gläubiger 
von Pfeil Zahlung. Pfeil hat keine „Einrede der Vorausklage“ wie ein Bürge 
(8 771). Entweder zahlt er freiwillig oder es kommt zur Vollſtreckung ins Grund. 
ſtück. — 2. Schnippel hat 8000 RM auf fein Haus aufgenommen. Er iſt zunächſt 
ſowohl der „Eigentümer“ wie der „perſönliche Schuldner“. Später verkauft er 
das Haus an Schnappel. Schnappel „übernimmt“ die Hypothek auf den Kaufpreis, 
d. h. er zahlt 8000 RM weniger in bar aus (ſehr häufig). Den Gläubiger bindet 
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das nicht. Die beiden hatten ihn befragt, ob er Schnippel aus der „perfönliden” 


Haftung entlaſſen wolle (vgl. 8 416). Der Gläubiger hat abgelehnt, und er hält 


ſich auch bei der Rückzahlung an Schnippel. Schnippel, der echter Darlehnsſchuldner 


geblieben iſt, muß zahlen. Aber nun kommt es zu einer Merkwürdigkeit: die 


Hypothek geht auf ihn über, jo daß er jetzt alſo feinem eigenen früheren Grund- 


ſtuck als Hypothekengläubiger gegenüberſteht (8 1164). 


d) Die Rechte des Hypothekengläubigers find beiſpielsmäßig ſchon 


im vorhergehenden mehrfach zur Erſcheinung gekommen. Sie richten ſich in erfter 
Linie nach dem zugrunde liegenden Verhältnis. Wenn z. B. das zugrunde liegende 
Darlehn verzinslich iſt, jo hat eben der Gläubiger laufende Anſprüche auf Zinſen, und 
dafür haftet dann dank der Hypothek das Grundſtück genau ſo wie für die ſchließliche 
Rückzahlung des Kapitals (vgl. § 1115; auch 8 1118). So alſo ſtehen regelmäßig 
dem Gläubiger zwei Klagen zur Verfügung, die aus dem Grundverhältnis und 
die aus der Hypothek. 


Haftungsgegenſtand tft bei der Hypothek das „Grundſtück“, und zwar in 
jenem zuſammenfaſſenden Sinne, den wir bei der Behandlung des Grundbuch- 
apparats kennengelernt haben. Wenn alſo mehrere, räumlich getrennt liegende 
Bodenflächen im Grundbuch als ein Grundſtück erſcheinen, ſo werden ſie alle 
zuſammen von der Hypothek ergriffen. In der Fürſorge für den Bodenkredit iſt der 
Geſetzgeber aber über den eigentlichen Grundſtückskörper noch ein gut Stück hinaus; 
gegangen. Die Hypothek „erſtreckt“ ſich nicht nur auf das Zubehör (3. B. den 
Viehſtapel bei einem Landgut), ſondern auch auf die ſchon vom Boden getrennten 
Erzeugniffe (z. B. die eingeernteten Feldfrüchteö). And wenn das Grundſtück 
vermietet oder verpachtet iſt und Miet⸗ oder Pachtgeld noch ausſteht, fo 
gehören dieſe Außenſtände ebenfalls zu dem Wertfonds, der dem Hypotheken - 
gläubiger verſchrieben iſt. Doch hat das feine Grenzen. Sonſt würden dem Eigen ; 
tümer zu ſehr die Hände gebunden. Er muß ſchließlich doch eine gewiſſe Verfügung 
über die Erzeugniſſe feines Grundſtücks und über die Miet oder Pachtgelder be ⸗ 
halten. Die Grenze, wo die Verfügung des Eigentümers aufhört und die Macht 
des Hypothekengläubigers einſetzt, richtig anzuſetzen, iſt ſchwierig und immer von 
neuem beſtritten (vgl. 88 1120 ff., 1123 ff.; letztere mehrfach geändert durch Geſetz 
vom 8. Juni 1915 und Notverordnung vom 8. Dezember 1931, 26. Mai 1933). Eine 
weitere „Erſtreckung“ der Hypothek bezieht ſich auf etwaige auszuzahlende Ver ſiche⸗ 
rungen (Feuerverſicherungsſumme nach Abbrennen des Hauſes; vgl. 88 1127 ff.). 
Zu einem eigentlichen Zugriff auf das Grundſtück kommt es immer nur in 
Ausnahmefällen. Denn die große Maſſe der Schulden wird richtig und pünktlich 
vom Schuldner bezahlt. Erſt, wenn das nicht geſchieht, wird die Haftung des Grund- 
ſtücks lebendig. Dann aber find die Waffen (ſoweit nicht jetzt der beſondere „Voll ⸗ 
ſtreckungsſchutz“ einſetzt) ſcharf geſchliffen. Zwei Verfahren ſtehen zur Wahl, die 
bloße Zwangsverwaltung und die durchſchlagende Zwangs verſteige ; 
rung. Der erfte Weg iſt die Ausnahme. Es wird hier dem Eigentümer fein Grund- 
ſtück nicht weggenommen, ſondern es werden nur die Erträgniſſe (bei einem Landgut 
die natürliche Ernte, bei einem Mietshaus in der Stadt die einlaufenden Mietsgelder) 
unter Verwaltung geſetzt und an den Gläubiger oder die mehreren Gläubiger abge · 
führt. Anders die Zwangsverſteigerung. Hier wird das Eigentum ſelbſt angegriffen: 
das Grundftüd wird in einem ſehr ſorgfältigen, bürokratiſch ſtreng geſtalteten Ver⸗ 
fahren meiſtbietend ausgeboten, und mit dem Zuſchlag verliert der Eigentümer ſein 
bisheriges Eigentum. Nur ein etwaiger Aberſchu ß, der ſich nach voller Deckung 
aller Gläubiger ergibt, wird ihm ausgehändigt. 

Bei diefem Zugriff auf das Grundſtück ſpielt der Rang eine wichtige Rolle. Denn 
oft ſtehen mehrere Hypotheken auf dem verſteigerten Grundſtück. Dazu treten noch die 
anderen Rechte an dem Grundſtück, etwa Reallaſten, ein Erbbaurecht uſw. Sie alle 
müſſen genau geordnet werden. Dazu dient der „Rang“. Er iſt aus dem Grundbuch 
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erſichtlich. And wenn nun der Erlös nicht ausreicht, um alle zu befriedigen, ſo geht 
es nach dieſem Rang. Die an erſter Stelle ſtehende Hypothek iſt alſo „ſicherer“ als 
die an letzter Stelle ſtehende. Das pflegt ſich auch in den Sinfen auszudrücken: je 
weiter nach hinten, deſto höher iſt der Zinsſatz, weil gewiſſermaßen eine Rifikoprämie 
einkalkuliert worden iſt. Abrigens iſt dafür geſorgt, daß doch nicht immer alle Hypo- 
theken im Zuge einer ſolchen Zwangsverſteigerung in bar ausgeſchüttet werden 
müſſen. Vielmehr gilt das ſog. Abernahmeſyſtem. 


Beiſpiel: Auf dem Grundſtück haften: 
1. Hypothek auf 3 000 RM für A, 
2. Hypothek auf 1000 RM für B, 
3. Hypothek auf 4000 RM für C, 
4. Hypothek auf 1000 RM für D, 
5. Hypothek auf 2 000 RM für E. 


Das Verfahren kommt durch C in Lauf, der nach erfolgter Kündigung vergeblich 
auf Zahlung der 4000 RM gewartet hat. Hier werden A und B außerhalb des 
Verfahrens gehalten, ihre Hypotheken ſollen, weil fie dem C vorangehen, ſtehen 
bleiben. Wer bieten will, muß ſich alſo von vornherein bereit erklären, 3000 
＋ 1000 RM als Hypothek zu übernehmen (fog. Geringſtes Gebot); nur, 
was er weiterbietet, iſt als Barzahlung gedacht. Der Meiſtbietende hat im 
ganzen 9000 RM geboten, 4000 als Abernahme, 5000 in bar. Von letzteren erhält 
C feine 4000, dann kommt D mit 1000. E dagegen „fällt aus“, feine Hypothek 
erliſcht. Doch behält er die „perſönliche“ Forderung aus dem zugrunde liegenden 
Verhältnis. War das z. B. ein Darlehn geweſen, fo kann er warten, bis der 
Schuldner (und frühere Eigentümer des Grundſtücks) wieder zu Geld kommt, um 

dann mit der Darlehnsklage aus 8 607 vorzugehen. Aber der neue Eigentümer 
(der Meiſtbietende) hat nichts mit ihm zu tun. 


e) Abarten der Hypothek. Schon unter c find zwei Sorten von Hypotheken 
feſtgeſtellt worden: die bloße Buchhypothek und die Briefhypothek. Damit iſt die 
Reihe nicht erſchöpft. Es treten hinzu die „Sicherungshypothek“, die „Tilgungs⸗ 
hypothek“, die „Geſamthypothek“ und die beſonders ſchwierige und überkonſtruierte 
„Eigentümerhypothek“. 


1. Die Sicherungs hypothek. Sie iſt an die zugrunde liegende Forderung 
noch um einen Grad mehr angeſchloſſen als die normale Hypothek (über deren 
„akzeſſoriſche Natur“ oben S. 47). Im Geſetz wird das durch das Wörtchen „nur“ 
zum Ausdruck gebracht: das Recht des Gläubigers aus der Hypothek „beſtimmt ſich 
nur nach der Forderung“, auch kann der Gläubiger fi „zum Beweife der Forderung 
nicht auf die Eintragung berufen“ (8 1184). Die letzten Worte laſſen bereits 
erkennen, worauf es ankommt. Das Grundbuch muß hier ſeine große Rolle als 
Fundament des Vertrauens preisgeben. Der Gutglaubensſchutz fällt fort. 


Beiſpiel: Auf einem Grundſtück ruhen zwei Hypotheken, eine normale Hypo- 
thek von 10 000 RM für Stark und eine „Sicherungshypothek“ von 8000 RM für 
Schwach. Auf beide hat der Schuldner (Grundſtückseigentümer) Abzahlungen 
gemacht, 5000 auf die erſte, 3000 auf die zweite. Im Grundbuch iſt nichts von 
dieſen Abzahlungen vermerkt. Sowohl Stark wie Schwach treten ihre Hypotheken, 
ohne etwas von der Abzahlung zu ſagen, an den Grundſtückshändler Multi ab. 
Multi kann dann von dem Grundſtückseigentümer die vollen 10 000 RM für die 
erſte Hypothek verlangen, weil er auf das Grundbuch vertraut hat (8 892). Für 
die zweite Hypothek kann er nur die reſtlichen 5000 RM verlangen, hier gibt es 
keinen ſolchen Gutglaubensſchutz. And da bei jeder Sicherungshypothek ausdrücklich 
beigeſetzt wird, daß ſie eine „Sicherungshypothek“ ſei (8 1184 Abſ. 2), ſo iſt auch 
Multi genügend aufmerkſam gemacht, — er kann ſich nicht beſchweren. 
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Die Sicherungshypothek iſt gebräuchlich für laufende Kredite, bei denen die 
Schuld je nach den Einzahlungen oder Abhebungen bald ſteigt oder fällt. Sie geht 
dann meiſtens in eine Höch ſtbetrags hypothek (8 1190; vgl. namentlich auch 
Abf. 3) über. 


2. Die Tilgungs hypothek. Das Bürgerliche Geſetzbuch ſchweigt über fie. 
Doch aber ſpielt ſie im Wirtſchaftsleben ſchon ſeit Jahrzehnten eine immer wichtigere 
Rolle. Neuerdings iſt fie in den ſog. Entſchuldungsverfahren geradezu der führende 
Typus geworden. Den Namen (auch „Amortiſationshypothek“) hat ſie davon, daß 
der Schuldner die Kapitalſumme in einzelnen Tilgungsraten (Amortiſationsquoten) 
abträgt. Dieſe Tilgungszahlungen werden meiſt mit den Zinszahlungen verbunden, 
alſo etwa vierteljährlich entrichtet. Langſam, Schritt für Schritt, wird ſo die Schuld 
totgelegt, ein heilſames Mittel, das dem Schuldner die Notwendigkeit erſpart, daß 
er das ganze Kapital mit einem Schlage aufbringen muß. Am des willen iſt meiſt auch 
bei ſolchen Tilgungshypotheken dem Gläubiger die Kündigung entzogen: er muß 
auch ſeinerſeits den allmählichen, ſtufenweiſen Abbau erwarten. Eine kritiſche Rechts- 
frage geht dahin, was mit dem (durch Abzahlung) freigewordenen Teilſtück der Hypo- 
thek wird. Wenn man es wirklich „freiwerden“ laſſen wollte, jo könnten die dahinter 
ſtehenden Hypothekare ohne weiteres nachrücken, was einem „Vorrücken“ — vom 
Range aus betrachtet — gleichkäme. Dazu iſt kein Grund. Deshalb ſchiebt ſich der 
Eigentümer dazwiſchen, und es entſteht inſoweit eine Eigentümerhypothek (fiehe 
ſogleich in Ziff. 4). 

3. Die Geſamthypothek entſpringt dem einfachen Bedürfnis, dem Gläubiger 
(der ſonſt nicht zufrieden wäre und keinen Kredit geben würde) mehrere Pfänder 
darzubieten. Bei beweglichen Sachen iſt das ſehr häufig, es wird etwa nicht nur ein 
Wertpapier, ſondern ein ganzer Poſten, daneben vielleicht auch noch ſilberne Geräte 
zu Pfande gegeben. So können auch mehrere Grundſtücke zufammen für eine 
Hypothek eingeſetzt werden. Dann entſteht die „Geſamthypothek“ (88 1132, 1172 ff., 
1181 Abſ. 2). Im Grundbuch wird fie kenntlich gemacht: bei jedem Grundſtück wird 
die Mithaft der anderen vermerkt. Die Stellung des Gläubigers iſt dabei ſehr ſtark. 
Er hat ein Wahl und Verteilungsrecht. Er kann alſo verſuchen, die 
ganze Summe aus einem Grundſtück allein herauszuholen. Reicht deſſen Erlds nicht, 
ſo ſtehen ihm immer noch die anderen zur Verfügung. Wenn er will, kann er aber 
auch von vornherein die Summe auf die mehreren Grundſtücke „verteilen“. Gelegent- 
lich kommt es vor, daß die mehreren Grundſtücke verſchiedenen Eigentümern gehören. 
Dann kommt es unter dieſen zu einer inneren Verrechnung (vgl. u. a. 8 1173 
Abſ. 2). 

4. Die Eigentümerhypothek. Sie iſt ein äußerſt kunſtvolles, bei der Durch- 
führung im einzelnen überſpitztes Gebilde. Der Ausgangspunkt iſt geſund und ver ⸗ 
ftändlih. Es iſt ſchon vom Range der Hypotheken geſprochen worden. Dort wurde 
auch, als eine Vegleiterſcheinung, erwähnt, daß der weiter hinten ſtehende Hypothekar 
meiſt höhere Zinſen als Ausgleich für das größere Riſiko erhält (S. 49). Was 
geſchieht nun, wenn eine Hypothek wegfällt, im Normalfall einfach dadurch, daß ſie 
zurückgezahlt wird? Sollen dann die Nachhypothekare aufrücken? Das wäre ungerecht, 
weil ſie dann größere Sicherheit bekämen, daneben aber ihre höheren Zinſen behielten. 
Deshalb muß ihnen das Vorrücken geſperrt werden, und das geſchieht in der Weiſe, 
daß der Eigentümer des Grundſtücks ſelbſt an die freigewordene Stelle tritt: er 
bekommt alſo, jo ſeltſam das anmutet, an feinem eigenen Grundſtück eine Hypothekl 
Das wirkt ſich nach den Wünſchen des Geſetzgebers mit größter Folgerichtigkeit aus. 
So kann ſich der Eigentümer ſelbſt als Hypothekengläubiger im Grundbuch eintragen 
laſſen. So fällt, wenn es zur Zwangsverſteigerung kommt, bei der „Verteilung“ 
(S. 49) der auf die betreffende Hypothek entfallende Anteil dem Eigentümer ſelber 
zu (dem allerdings ſofort die Pfändung des ausgezahlten Erlöſes ſeitens der Gläu⸗ 


biger droht) uſw. 
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Der Geſetzgeber hat dieſen Gedanken, daß ein freier, nicht beſetzter Platz dem 
Eigentümer gebührt, nicht nur für den Hauptfall der Rückzahlung oder eines 
ſonſtigen „Erlöſchens“ der Schuld ausgeſprochen (8 1163 Abſ. 1 Satz 2), ſondern mit 
faſt fanatiſchem Eifer hat er dieſe Figur der Eigentümerhypothek überall eingeſchoben, 
wo ſie irgend verwendbar war. So, wenn es gar nicht zur wirklichen Entſtehung der 
Hypothek gekommen iſt (88 1163 Abſ. 1 Satz 1; Beiſpiel des noch nicht übergebenen 
Briefes ſiehe oben S. 47). So, wenn der Gläubiger auf die Hypothek verzichtet hat 
(8 1168). So, wenn ein unbekannter Gläubiger im Wege eines Aufgebotsverfahreng 
„ausgeihloffen” worden ift (8 1170 Abſ. 25 ſelten, möglich z. B. bei nicht zu ermitteln ⸗ 
den Erben) uſw. 

Eine arge Verfeinerung, die praktiſch nur minimalen Wert befitzt, trägt der 8 1177 
in die Lehre von der Eigentümerhypothek hinein. Kaum an einer Stelle des Bürger. 
lichen Geſetzbuchs kann man ſo wie hier die hohe Gelehrſamkeit, die Freude an der 
logiſch ſcharf geſchliffenen Konſtruktion erkennen. Es wird gleich unter f zu zeigen 
ſein, wie bei der ſog. Grundſchuld jene „perſönliche Forderung“, zu deren Begleitung 
und Sicherung die Hypothek beſtimmt iſt, fehlt. Es kann nun inſolge der fein 
geſchliffenen, zweifellos richtig gedachten Konſtruktionen bei einer ſolchen Eigen- 
tümerhypothek dazu kommen (es iſt ſogar der Regelfall), daß der Eigentümer die 
„perſönliche Forderung“ nicht mit erwirbt. Dann „verwandelt ſich“ auf ausdrück⸗ 
lichen Befehl des Geſetzes die Eigentümerhypothek in eine „Eigentümer 
grundſchuld'“. 


Beiſpiel und Gegenbeiſpiel: 1. Der Eigentümer, der (normalerweiſe) 
gleichzeitig der perſönliche Schuldner iſt, zahlt zurück. Die „perfönliche Forderung“ 
erliſcht dann zwangsnotwendig (8 362 Abſ. 1), fie kann alſo nicht auf ihn über. 
gehen. So erwirbt er (auf Grund des 8 1163 Abſ. 1 Satz 2) nur die Hypothek, und 
dieſe „verwandelt ſich“. — 2. In dem Falle Schnippel—Schnappel (S. 47 Ziff. 2) 
iſt gerade umgekehrt wie dort vereinbart worden, daß der Ver käufer Schnippel 
für die Hypothekenlaſt von 8000 RM eintreten, d. h. die Rückzahlung an den 
Gläubiger übernehmen ſoll. Das hat er nicht getan. Der Gläubiger, an die Ver⸗ 
abredung der beiden auch in dieſem Falle nicht gebunden, hält ſich auf Grund der 
Hypothek an den jetzigen Eigentümer des Grundſtücks Schnappel. Schnappel kann 
dagegen nichts machen. Er zahlt. Aber nun geht die „Forderung“ auf ihn über 
(8 1143 Abſ. 1). Diesmal alſo erwirbt er nicht nur die Hypothek, ſondern auch 
die „perſönliche Forderung“, für die fie beſtimmt war: Die Hypothek kann Eigen- 
tümer hypothek bleiben. Aber — ſagt der Geſetzgeber ſelbſt! — die Nechte 
Schnappels „beſtimmen ſich nach den für eine Grundſchuld des Eigen 
tü mers geltenden Vorſchriften“ (8 1177 Abſ. 2). — Kleine praktiſche Anter⸗ 
ſchiede bleiben zwiſchen Abſ. 1 und Abſ. 2 des 8 1177, fie find aber fo ſpitzfindig, 
daß darauf nicht eingegangen zu werden braucht. 


f) Grundſchuld und Rentenſchuld. Die „Grundſchuld“ hat früher in 
einigen Gegenden Deutſchlands ſtarke Verbreitung gehabt. Bei Schaffung des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs war ſie ſchon ſehr zurückgetreten. Immerhin war (und iſt) 
ſie z. B. noch in Mecklenburg recht zu Hauſe. Heute hört man Stimmen, die ſie 
wieder mehr in den Vordergrund rücken wollen. Sie iſt eine reine Bodenlaſt. 
Es fehlt der Hinzutritt zu einer „perſönlichen Forderung“, die gedeckt werden ſoll. 
Im Geſetz kommt das dadurch zum Ausdruck, daß im 8 1191 bei ſonſt wörtlicher 
Abereinſtimmung die Worte „zur Befriedigung wegen einer ihm zuſtehenden Forde⸗ 
rung“ aus $ 1113 weggelaſſen worden find. Unter den Juriſten hat ſich auch der 
hübſche Merkſpruch eingebürgert: „Die Grundſchuld iſt eine Hypothek ohne 
Schuldgrund“. Im übrigen aber iſt eine ausgeprägte Verwandtſchaft mit 
der Hypothek da, ſo ſehr, daß es oft für die Beteiligten ziemlich gleichgültig iſt, ob 
eine „Hypothek“ oder eine „Grundſchuld“ gewählt wird. Der Geſetzgeber hebt auch 
ſelbſt mit den Worten an: „Auf die Grundfhuld finden die Vorſchriften über die 
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Hypothek entſprechende Anwendung, ſoweit ſich nicht daraus ein anderes 
ergibt, daß die Grundſchuld nicht eine Forderung vorausſetzt“ ($ 1192). Was das 
letztere anbelangt, fo zeigt ſich der Anterſchied namentlich beim Verkauf des be- 
laſteten Grundſtücks. Bei der Hypothek iſt jene „perſönliche Forderung“ da, und 
aus ihr haftet im Zweifel der Verkäufer zunächſt weiter. Bei der Grundſchuld gibt 
es das nicht: mit dem Verkauf (richtiger: der ſachenrechtlichen Veräußerung) ſcheidet 
der bisherige Eigentümer völlig aus, nur der neue Eigentümer haftet mit dem 
Grundſtück, das Grundſtück iſt in feine Hände, behaftet mit der Grundſchuld, über ⸗ 
gegangen. ü 

Eine Abzweigung von der Grundſchuld iſt die Rentenſchuld (88 1199 ff.). 
Ihr wirtſchaſtlicher Grundgedanke iſt: keine Kapitalſchuld, ſondern nur eine fort- 
laufende Rentenzahlung an den Gläubiger. Der Schuldner (Bodeneigentümer) iſt 
alſo von dem Drucke befreit, daß er einmal, vielleicht ſehr plötzlich nach einer jähen 
Kündigung, eine große Summe auf ein Brett auszahlen muß. Am dieſes pſycholo⸗ 
giſchen und auch wirtſchaftlichen Vorteils willen hat es immer wieder eifrige Ver. 
fechter diefer Form der Bodenbelaſtung gegeben. Sie iſt aber faſt gar nicht ein- 
gebürgert. Vielleicht bringen ihr die neuen agrariſchen Anſchauungen ein ſtärkeres 
Leben. Die wichtigſte rechtliche Regel iſt die, daß der Schuldner einfeitig ein Ab 
löſungsrecht hat, wodurch das Gebilde doch wieder einer Kapitalſchuld an. 
genähert wird (§8 1199 Abſ. 2, 1201 f.). 
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Erfter Hauptteil: Familienrecht 


& 1. Familie und Erbe. Familie und Geſetz 


I. familie und Erbe 
Familienrecht und Erbrecht gehören zuſammen. Der natürliche Erbe iſt die Familie, 
nein, eigentlich iſt die Familie nicht nur der natürliche Erbe, ſondern ſchon Träger 
aller Rechte, die vom Familienoberhaupt geltend gemacht werden. Vererbung iſt das 
oberſte Naturgeſetz, die Mutterzelle vererbt ihre guten und ſchlechten Eigenſchaften der 
Tochterzelle, darauf beruht die hohe Bedeutung der Blutsverwandtſchaft und der 
Raſſenpflege, wie fie der Nationalſozialismus erkannt hat. Naturgeſetz beſtimmt 
und Menſchenſatzung folgt. Das Gut folgt dem Blut. Daraus ergibt ſich die Ver⸗ 
bindung von Blut und Boden. „Denn Blut und Boden ſtehen nicht nur beide als 
Vorausſetzungen unſeres Staates in einem äußeren Zuſammenhang, ſondern bilden 
nach der germaniſchen Weltanſchauung als Sippe und Hof ſich gegenſeitig erhaltende 
Glieder einer zeitlos dauernden rechtlichen Einheit“ (Darré, Blut und Boden, in 
dieſem Handbuch I, 1, 3 S. 2). 
Eigentlich iſt — ſo paradox es klingen mag — der Gedanke der Blutsverwandtſchaſt 
als Grundlage des Erbrechts ſchon zu weit vorgetrieben. Nach heutigem deutſchen 
Recht wird der Erblaſſer, wenn er kein Teſtament macht, von dem entfernteſten Seiten ⸗ 
verwandten beerbt, mag er Inländer oder Ausländer ſein, mag er dem Erblaſſer 
bekannt ſein oder nicht. And wenn die Nachlaßſteuer dieſem Erben vieles nimmt, 
alles nimmt ſie ihm nicht. Das Reichserbhofgeſetz hat den Fehler vermieden. Nur die 
Nachkommen des Erblaſſers, der Vater, die Brüder, Schweſtern und deren Söhne und 
Sohnesſöhne kommen als geſetzliche Anerben in Betracht (820 RErbhG). Das 
allgemeine bürgerliche Erbrecht iſt dagegen reformbedürftig, dabei braucht das Recht 
des deutſchen Volksgenoſſen, letztwillig zu verfügen, nicht eingeſchränkt zu werden. 
Aber wenn er keine letztwillige Verfügung errichtet, dann müßte der Staat erben und 
an die Stelle der Seiten verwandten treten, wobei nur die nächſten Grade der Geiten- 
verwandtſchaft den Staat noch ausſchließen mögen. Hier ſteht das Volksganze dem 
Erblaſſer näher als jene entfernten Seitenverwandten. Man hat errechnet, daß ſchon 
dieſer Ausſchluß entfernter Verwandten von der geſetzlichen Erbfolge dem Staate 
jährlich Millionen einbringen würde. 
II. familie und Geſetz 
Familie und zufällige Verwandtſchaft find, wie wir oben geſehen haben, nicht identiſch. 
Familie iſt die wichtigſte Grundzelle des völkiſchen Staates. Wie man die Familie 
umgrenzen mag, ſoll man nicht mit ſpitzen Rechtsregeln feſtlegen, ſondern der geſunden 
Volksanſchauung überlaſſen. In ihrer Geſchloſſenheit wird fie die Verwandten auf- 
und abſteigender Linie und die nächſten Seitenverwandten umfaſſen. Dehnt man den 
Familienbegriff zu weit aus, ſo wird er ſür unſer Volk nicht das leiſten, was er 
leiſten ſoll. Die Sippe als Großfamilie des germaniſchen Rechtes wieder erſtehen 
zu laſſen, entſpricht nicht der modernen Zeit. Hier ſetzt die Raſſenpflege ein. 
Familien- und Raffenpflege iſt nicht dasſelbe. 
Wie ſtehen nun Familie und Recht zueinander? Man hat neuerdings behauptet, 
der Liberalismus habe Rüdfihtnahme, Pflichten zur Achtung und Ehrerbietung 
zwiſchen Eltern und Kindern und den Ehegatten allein dem Gebiet der Sitte und 
Sittlichkeit überlaſſen. Nein, leider gerade nicht. So ſollte es ſein. And 
das Recht, das hier als üble Polizeivorſchriſt wirkt, ſollte ſich von der Familie 
möglichſt ſernhalten. An Haus, Herd und Familie knüpft das deutſche Gefühl die 
Vorſtellung der Abgeſchloſſenheit und eines beſonderen Friedens. Daher iſt der 
Frieden des Hauſes unter beſonderen Rechtsſchutz geſtellt. Der Hausſriedensbruch 
wird durch unſer Straſgeſetzbuch mit Gefängnis und Geldſtrafe beſtraft, hier mag das 
Geſetz helfen, aber an der Schwelle des Hauſes ſoll es haltmachen. Kein Geſetz kann 
eine gute Ehe fhaffen, Pflichten und Verantwortung der Eltern für ihre Kinder, 
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Liebe und Ehrerbietung der Kinder ihren Eltern gegenüber erzeugen. Das muß 
von innen heraus durch ſittliche Erziehung und Selbſterziehung geſchaffen werden. 
Es iſt beſonders dankenswert, wie in dem Beitrag von Falk Ruttke in dem Werk 
„Die Verwaltungs⸗Akademie“ (I, 2, 11 S. 3) vor jedem ſtaatlichen Eingriff in die 


Familie gewarnt wird. „Es würde eine Zerſtreuung des Familiengedankens durch 
Veräußerlichung bedeuten, wenn nun plötzlich in Form eines Dreimonatsplans für 
Familienpflege amtlich geworben werden würde.“ Soll die Familie ihre große, ideelle 
Bedeutung für unſer Volk erfüllen, fo iſt es ein Pflänzchen Rührmichnichtan: 
Familienerziehung und Erziehung zur Familie einerſeits und Gemeinſchaftserziehung 


as 
— 


anderſeits ſollen ſich ergänzen, niemals aber die letztere durch äußere Regeln in die 


erſtere eingreifen. 

III. familie und Bürgerliches Geſetzbuch 

Betrachten wir nun, wie das Bürgerliche Geſetzbuch ſich zu dem eben entwickelten Ge⸗ 
danken ſtellt. Es regelt das Familienrecht in ſeinem 4. Buch mit 625 Paragraphen. 
Damit iſt dieſes das umfangreichſte aller 5 Bücher des Geſetzes. Weniger wäre 
mehr geweſen. 


Greifen wir einzelnes heraus. Das eheliche Güterrecht umfaßt 201 Paragraphen 


(SS 1363 bis 1563). Es iſt zuzugeben, daß eine rechtliche Regelung auf dem Gebiet 
des Vermögensrechts am eheſten erträglich und vielleicht notwendig iſt, und doch 
meine ich, daß man das eheliche Güterrecht ſtatt mit 201 Paragraphen in einem 
Paragraph hätte regeln ſollen. Dieſer Paragraph würde zum Inhalt haben: Güter- 
trennung (vielleicht mit Ausnahme der Errungenſchaft vgl. §7 S. 31, 88 S. 41). 
»Iſt das Ehe- und Familienleben geſund, fließen die Vermögensmaſſen doch in⸗ 
einander, es beſteht, wie ein bekannter Volkswirtſchafter gejagt hat, Familien- 
kommunismus, den die Kinder in kinderreichen Familien beſonders glücklich be⸗ 


griffen haben. Sind die Ehen krank, und trennen ſich die Ehegatten, ſo find, wie 


die Erfahrung lehrt, die vermögensrechtlichen Bindungen des ehelichen Güterrechts 
eine beſondere Quelle immer wieder neu eintretender Zerwürfniſſe. Es iſt heute 
geltendes Recht, daß der Ehemann bis zur Beendigung des Scheidungsprozeſſes die 
Verwaltung und Nutznießung am eingebrachten Frauengute behält. Welch günſtiger 
Boden, um die Frau zu ſchikanieren, welche günſtige Gelegenheit für die Frau, dem 
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Ehemann Vorwürfe zu machen, auch wenn er wirklich gut die Verwaltung des 


Frauenguts führen ſollte. Nach einer älteren, auch heute noch in manchen Gebieten 
Deutſchlands herrſchenden Rechtsanſchauung ſtellte man dem Poſtulat „abſolute 


Gütertrennung“ das entgegengeſetzte „abſolute Gütergemeinſchaft“ gegenüber. Das 
iſt ſehr ideal und zugleich praktiſch gedacht. Praktiſch für die Gläubiger, ideal bei 
vollkommener Lebensgemeinſchaft, der eine vollkommene Gütergemeinſchaft entſpricht. 
Aber ich glaube doch, daß die überwiegenden Gründe für eine Gütertrennung 
ſprechen, die in einer gefunden Ehe praktiſche Gütergemeinſchaſt iſt. And was die 
Rechte der Gläubiger anlangt, ſo können ſie dadurch geſichert werden, daß bei 
wichtigen Geſchäften des Mannes die Frau als Geſamtſchuldnerin die Schuld des 
Mannes mit übernimmt. 


Wenden wir uns in der weiteren Betrachtung dem perſönlichen Eherecht zu. So 


haben wir in den SS 1353, 1354, 1356 ſehr wohlmeinende Beſtimmungen, die aber 
praktiſch ſehr wenig Wert haben. Aus ihnen allerdings kann, wenn der eine Ehegatte 
dem anderen gegenüber ſeine Pflichten verletzt, eine Klage auf Herſtellung des ehe⸗ 


lichen Lebens erhoben werden und dementſprechend eine Verurteilung des ſchuldigen 


Teiles erfolgen. Aber plötzlich ſieht der Gefetzgeber ſelbſt ein, daß ſeine Regelung 
wenig ernſt zu nehmen iſt, denn er ſpricht im 8 888 der Zivilprozeßordnung den Satz 
aus: daß ſolche Arteile nicht vollſtreckt werden dürfen. Das Nähere wird ſpäter 
die Einzeldarſtellung bringen. 

Ganz eigenartig iſt das Eltern- und Kindesverhältnis geregelt. Die alte deutſche 
Munt (Mund), die Familiengewalt des Oberhauptes über Frau und Kinder, hatte 
von jeher im Gegenſatz zur römiſchen patria potestas in erſter Linie den Pflicht- 
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gedanken, alfo die Fürſorgepflicht, erſt in zweiter Linie die damit verbundene Rechts- 
macht betont. Dieſen Gedanken hat das Bürgerliche Geſetzbuch aufgenommen, aber 
in völlig verzerrter Weiſe durchgeführt. Die elterliche Gewalt iſt eine Art Vor⸗ 
mundſchaft. Die Frage, was iſt das Ideal? Soll der Vormund, ſoweit er es kann, 
Vater und Mutter erſetzen, oder ſollen Vater und Mutter gute Vormünder ſein, 
beantwortet das Bürgerliche Geſetzbuch, ſo unglaublich es klingt, in letzterem Sinne. 
Das tritt zunächſt ſchon in der Geſetzestechnik hervor. Es entſpricht der Gepflogen⸗ 
heit moderner Geſetzestechnik, daß, wenn dieſelben Normen im ſelben Geſetz bei zwei 
oder mehreren Rechtsverhältniſſen Anwendung finden, fie bei dem zuerſt geregelten 
Tatbeſtand vollinhaltlich aufgeführt werden und daß bei den ſpäter gleich geregelten 
Rechtsinſtituten auf fie rüdverwiefen wird. Wird es einmal anders gehandhabt, 
wird ſozuſagen von vorn auf hinten verwieſen, dann wird damit unzweideutig zum 
Ausdruck gebracht, daß der Geſetzgeber den erſten Tatbeſtand als Nebentatbeſtand 
und den zweiten, auf den verwieſen wird, als den Haupttatbeſtand erachtet. And nun 
fällt auf, daß im Bürgerlichen Geſetzbuch, im Abſchnitt über die elterliche Gewalt, 


andauernd auf das Vormundſchaftsrecht verwieſen wird (SS 1630, 1639, 1642, 1643, 


1673). Das Vormundſchaftsgericht kontrolliert den Vater wie den Vormund, das 


Geſetz traut dem Vormund nicht, und daher wird es geſprächig und gibt viele Auf⸗ 
ſichtsvorſchriften, leider hat es dieſelbe Geſprächigkeit und dasſelbe Mißtrauen gegen- 
über den Inhabern der elterlichen Gewalt. And daher auch hier das bedauerliche 


Abermaß reiner äußerlicher Rechtsvorſchriften. 
Ein Beiſpiel: Der Vater will kurz vor der Großjährigkeit des älteſten Sohnes die Ver ⸗ 
mögensverhältniſſe feiner beiden Söhne regulieren. Die Mutter iſt verſtorben, von ihr 
haben die beiden Söhne von 20 und 19 Jahren zu ungeteiltem Nachlaß ein Landgut und 
Barvermögen geerbt. Nachdem der 19jährige nun die Schule verläßt, haben ſich Vater und 
Söhne dahin geeinigt, daß der Alteſte das Landgut übernimmt und der Jüngere ſtudieren 
fol. Dementſprechend find ſich die drei einig, daß das Landgut dem Alteren allein, das 
Varvermögen, von dem wir annehmen wollen, daß es dem Landgut gleichwertig iſt, dem 
Jüngeren zufallen ſoll. Kann der Vater dieſe Regulierung allein vornehmen? Nein. Nach 
Vormundſchaftsrecht (81795) darf der Vormund nicht den Mündel vertreten bei einem 
Geſchäft mit ſeiner Frau oder feinen Kindern. Dieſe Vorſchrift iſt nun durch Nückver 
weiſung auf den Vater ausgedehnt (8 1630). Der Vater kann den Sohn A. nicht vertreten, 
denn er, der Vater, iſt mit dem Sohne B. in gerader Linie verwandt, er kann den Sohn B. 
nicht vertreten, weil er entſprechend mit A. verwandt iſt, er kann alſo keines ſeiner Kinder 
vertreten, und es müſſen zwei fremde Leute als Pfleger beſtellt werden. Außerdem iſt, da 
es ſich um ein Grundſtück handelt, die Zuſtimmung des Vormundſchaftsgerichts nach § 1821 
nötig. Die Pfleger können anderer Anſicht ſein als die Nächſtbeteiligten, und das Vor ⸗ 
mundſchaftsgericht, vielleicht mit einem jungen, unverheirateten Aſſeſſor beſetzt, kann noch 
andere Anſichten haben, dann iſt eine Beſchwerde ans Landgericht und weitere Beſchwerde 
ans Oberlandesgericht nötig. Alle haben mitzureden, nur die Nächſtbeteiligten nicht, das 
iſt geltendes Recht. 
Noch nach einer anderen Richtung hat der Pflichtgedanke in der elterlichen Fürſorge 
eine eigentümliche Ausmündung erhalten. Der 8 1635 BGB regelt nach der 
Scheidung die Sorge für die Perſon der Kinder, kurz geſagt, es wird des näheren 
beſtimmt, wer von den beiden Ehegatten die Kinder haben ſoll. Dabei wird auf die 
Schuld an der Scheidung abgeſtellt, ein ſehr unzuverläſſiges Meßmittel den Kindern 
gegenüber. Es iſt nun in den erſten Jahren des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorge⸗ 
kommen, daß die Ehegatten durch Verträge die Beſtimmungen des 8 1635 abzuändern 
verſuchten. Der ſchuldige Teil ließ es ſich etwas koſten, er kaufte dem anderen 
die Kinder ab. Nach einiger Zeit kam dann der Teil, der auf die Kinder ver⸗ 
zichtet hatte, forderte ſie heraus, ließ durchblicken, daß er jedoch dem anderen Teile 
die Kinder belaſſen würde gegen eine Erhöhung der Abfindungsſumme. Alſo eine 
glatte Erpreſſung. And die Erpreſſung könnte wirken, wenn der erſtere Vertrag nicht 
dauernd bindend wäre. Er iſt nicht bindend, ſelbſt wenn er mit Brief und Siegel 
verſehen und vor dem Notar errichtet wird. S 1635 enthält zwingendes Recht, kann 
alſo durch Vereinbarung nicht abgeändert werden; dafür gibt die Praxis die eigen 
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artige Begründung, die elterliche Gewalt fei, von der Nutznießung am Kindes. 
vermögen abgefehen, Pflicht. Auf Rechte wohl, aber nicht auf Pflichten könne man 
verzichten. Wenn alſo derjenige Elternteil, dem der 8 1635 die Kinder zugeſprochen, 
fie entgegen dem Verzicht herausfordere, fo erinnere er ſich nur feiner Pflicht. Das 
iſt doch ſchlimmſter Doktrinarismus. Wenn ſich eine Mutter gegen Vermögens- 
vorteile die Kinder abkaufen läßt, ſo iſt es zunächſt einmal, lediglich vom Intereſſe 
der Kinder geſehen, richtig, daß ſie ihr nicht verbleiben. Ein weiſes Arteil würde 
dahin ergehen, daß der verzichtende Teil die Kinder verliert und das Geld nicht 
bekommt. Abkaufen iſt häßlich, und man könnte ſehr wohl vertreten, daß ſolche Ver⸗ 
träge wegen Verſtoß gegen die guten Sitten nichtig find. Aber die Nichtigkeit aus 
dem Pflichtgedanken der elterlichen Fürſorge zu begründen, wirkt grotesk. Übrigens 
werden ſolche Verträge ſchon ſeit längerer Zeit wegen ihrer Nutzloſigkeit nicht mehr 
geſchloſſen. 
IV. Abjchwächung des Familiengedankens 
Bis zum Nationalſozialismus war die moderne Rechtsentwicklung der Familie und 
ihrem Beſtande nicht günftig. Inſofern hat das Zwiſchenreich nur fortgeſetzt, was 
das Bürgerliche Geſetzbuch mit ſeinen papiernen Paragraphen begonnen. Da nach 
Anſicht des Bürgerlichen Gefetzbuchs das Kind mit dem 21. Lebensjahr der Fürſorge 
der Eltern nicht mehr bedarf, ſo endet mit dem 21. Lebensjahr die elterliche Gewalt, 
und nun ſteht das Kind den Eltern wie jedem anderen Volksgenoſſen gegenüber. 
Dieſe künſtliche Selbſtändigkeit und Löſung aus dem Elternhauſe iſt nun ſchon nach 
der wirtſchaſtlichen Seite nicht richtig. Gott ſei Dank aber auch fonſt nicht. Will man das 
Ganze rechtlich erfaſſen, fo war eine frühere Regelung nach ſächſiſch⸗gemeinem Recht 
l(emancipatio Saxonica) beſſer: die Kinder verbleiben auch nach der Volljährigkeit 
(damals 25. Lebensjahr) weiter unter der Hausgewalt des Familienoberhauptes, 
bis ſie ſich ſelbſtändig machen, bis ſie einen eigenen Hausſtand, eine eigene separata 
oeconomia gründen, was ihnen nach ihrer Volljährigkeit nicht mehr verwehrt 
. werden kann. 
Nur wenige Rechtsnormen betonen nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch das Familien⸗ 
band auch über die Volljährigkeit hinaus; dahin gehören die fortgeſetzte Gütergemein⸗ 
ſchaft (88 1483 ff.), die Pflicht auch volljährige Kinder zu Dienſten im Haufe, vgl. 
: 88 1617 bis 1619, 1685 Abſ. 2 mit weiteren Ausgeſtaltungen. Betonung der häus⸗ 
lichen Gemeinſchaft, der Familienangehörigkeit im Erbrecht, Leiſtung des Dreißigſten 
auch an Nichterben (8 1969). 
Man könnte zugunſten der bekämpften Richtung anführen, das bisherige Recht habe 
. nicht die Familie geſchwächt, ſie ſei ſchon vorher und an ſich zerſtört und aufgelöft. 
Das Eltern- und Kindesverhältnis ſei allzu roſig geſchildert. Gewiß, es gibt pflicht 
‚ vergefiene Väter, die nicht für ihre Familie ſorgen, gewiſſenloſe Mütter, die das 
leibliche und ſittliche Wohl ihrer Kinder gefährden. Die Anwendung der traurigen 
Paragraphen (88 1666, 1667) wird ſich nicht vermeiden laſſen; und wer fie anzu⸗ 
wenden hat — Jugendamt und Vormundſchaftsgericht — werden fi der hohen Ver⸗ 
antwortung, daß fie das koſtbarſte Gut, unſer deutſches Kind, in feiner phyſiſchen und 
woraliſchen Entwicklung zu überwachen und zu fördern haben, wohl bewußt fein 
: müffen. Daß die Großſtadt zerſetzend wirkt, ift ſicher, es iſt leicht, den Eltern die 
Kinder zu nehmen und ſie in eine Erziehungsanſtalt zu ftecken, beſſer, aber viel 
ſchwieriger iſt es, eine Familie geſund zu machen. Aber wo ein Wille iſt, da iſt auch 
: ein Weg. Jedenfalls haben deutſche Eltern es nicht nötig, zu Vormündern herab⸗ 
gedrückt und dadurch in ihren Beziehungen zu ihren Kindern ſelbſt öffentlich bevor- 
mundet zu werden. Sollte ein ſpäterer Kulturhiſtoriker die deutſche Familie lediglich 
nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch und insbeſondere nach den 88 1666, 1667 beurteilen, 
fo wird er Gott ſei Dank Fehlſchlüſſe tun. 
Eine Stärkung des Familiengedankens würde es auch bedeuten, wenn die Aufnahme 
i von Hausangeſtellten und Lehrlingen in die häusliche Gemeinſchaft beſonderen 
Rechtsnormen unterworfen würde, nämlich einer erhöhten Fürſorgepflicht von ſeiten 
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der aufnehmenden Familie und des Lehrherrn und einer entſprechenden Anterordnung 
unter die Hausſitte und Hausordnung von ſeiten der Hausangeftellten und Lehr- 
linge. Aber das wollte man nicht, und die letzten Aberbleibſel, die ſich in den landes 
rechtlichen Geſindeordnungen fanden, und die nach Art. 95 EGBGB auch im Bürger- 
lichen Geſetzbuch aufrechterhalten wurden, hat die Revolution 1918 aufgehoben. 
Das war Abſicht: es ſollte kein Vertrauen gefördert, ſondern es ſollten auch innerhalb 
der häuslichen Gemeinſchaft die ſozialen Gegenſätze vertieft und der Klaſſenkampf 
begünſtigt werden. Hier hat der Nationalſozialismus eine große Aufgabe. 


§ 2. Stoffgliederung des Familienrechts 


I. Begriff des Familienrechts 

Familienrecht iſt der Inbegriff der Vorſchriften, durch welche die rechtlichen Beziehun⸗ 
gen der durch Ehe, Verwandtſchaft und Schwägerſchaft verbundenen Perſonen ihre 
Regelung finden; und außerdem umfaßt das Familienrecht des BGB das Vormund⸗ 
ſchaſtsrecht. Aus dieſer Definition, deren Mangelhaftigkeit nicht auf ſchlechter For- 
mulierung beruht, ſondern in der Sache bedingt iſt, ergibt ſich ſchon, daß das Familien ⸗ 
recht des BGB in drei Hauptteile zerfällt. a) Eherecht, b) Eltern ⸗ und Kindesrecht 
(genauer: Verwandtſchafts. und Schwägerſchaftsrecht), c) Vormundſchaftsrecht. Es 
ergibt ſich ferner, daß der dritte Teil (Vormundſchaftsrecht) eigentlich einen Fremd- 
körper im Familienrecht darſtellt. 


II. Eherecht 

Das Eherecht, zu dem auch das Verlöbnisrecht gehört, bildet in den SS 1297 bis 
1588 BGB den erſten Teil des Familienrechts. Es zerfällt 1. in perſönliches 
Eherecht (Ss 1297 bis 1362, 1564 bis 1588) und 2. in eheliches Güterrecht 
(SS 1363 bis 1563). So die Einteilung des Geſetzes; bei näherem Zuſehen wird man 
auch in manchen zum perſönlichen Eherecht gezogenen Beſtimmungen vermögensrecht⸗ 
lichen Inhalt finden. Einen ſolchen Miſchtyp bildet die Anterhaltspflicht (SS 1360, 
1361). Die Schlüſſelgewalt der Frau (8 1357) beruht auf dem perſönlichen Eherecht, 
hat aber reine vermögensrechtliche Folgen. In Wurzel und Wirkung vermögens⸗ 
rechtlich iſt die Vorſchrift des 81362, die daher unten im 87, nicht im S6 be⸗ 
handelt wird. 

III. Eltern- und flindestecht 

Den zweiten Teil bildet das Eltern- und Kindesrecht (Verwandt⸗ 
ſchaftsrecht) (SS 1589 bis 1772 BGB). Das Gefetz ordnet die Schwägerſchaft der Ver⸗ 
wandtſchaft unter: 81590. Daß die Verwandtſchaft viel weiter greift als die Familie 
und den wahren Familiengedanken nur zu verwäſſern droht, wurde bereits oben ©. t 
erwähnt. Reines Familienrecht enthält die elterliche Gewalt, SS 1626 bis 
1698, der wichtigſte Anterabſchnitt des zweiten Teiles. Das Geſetz ſpricht nicht von 
elterlicher Gewalt ſchlechthin, ſondern von elterlicher Gewalt des Vaters als des 
Regelfalles (SS 1626 bis 1683), an den dann die elterliche Gewalt der Mutter erſt in 
zweiter Linie (SS 1684 ff.) angegliedert iſt. 

Die elterliche Gewalt zerfällt in drei Beſtandteile 1. Sorge für die Perſon des 
Kindes, 2. Sorge für das Vermögen des Kindes, 3. Nutznießung am Kindesvermögen 
(SS 1627, 1649). 

An die Stellung des ehelichen Kindes, wie ſie durch die elterliche Gewalt charakteriſiert 
wird, iſt dann angeſchloſſen die Stellung des unehelichen Kindes (88 1705 bis 1718) 
und die Stellung derjenigen Kinder, die durch einen Rechtsakt (Annahme an Kindes 
Statt) (SS 1741 bis 1772) oder Legitimation (SS 1719 bis 1740) die Stellung der 
ehelichen Kinder erhalten. 

IV. Dormundjchaftsrecht 

Es folgt dann als letzter und dritter Teil das Vormundſchaftsrecht (Ss 1773 
bis 1921 BGB). Es gehört nicht in das Familienrecht, denn die Vormund⸗ 
ſchaft erzeugt keine Familienbeziehungen. Das Vormundſchaftsrecht zerfällt in die 
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beiden Abſchnitte Vormundſchaft über Minderjährige (SS 1773 bis 
1895) und Vormundſchaft über Volljährige ($$ 1896 bis 1908), ein 
dritter Abſchnitt über Pflegſchaft (58 1909 bis 1921) iſt eine Ergänzung zu 
beiden. 

Seinem materiellen Inhalt nach iſt das moderne Vormundſchaftsrecht ein Teil der 
öffentlichen und ſozialen Fürſorge und, foweit es die Erziehung Minderjähriger erfaßt, 
ein Teil der Jugendwohlfahrtspflege. 

Die Verfaſſer des Bürgerlichen Geſetzbuches haben das Vormundſchaftsrecht in das 
Familienrecht aufgenommen aus zwei Gründen: einmal, weil es der geſchichtlichen 
Entwicklung entſpricht. Das iſt richtig, aber heute für uns nicht mehr maßgebend. 
In Zeiten, in denen die öffentliche Wohlfahrtspflege noch nicht ausgebildet iſt — und 
dieſe Zeiten reichen nicht ſehr weit zurück —, iſt es reine Privatangelegenheit der 
Familie und Sippe, für ihre körperlich und geiſtig Kranken, für die Schutzbedürftigen 
und nicht wehrhaften Glieder zu ſorgen. Sorgt fie nicht, fo ſorgte früher in Aus⸗ 
übung chriſtlicher Nächſtenliebe höchſtens die Kirche für die Notleidenden. — 
Der zweite Grund war, daß man das Vormundſchaftsrecht als Ergänzung für 
das Recht der elterlichen Gewalt benutzen wollte. Das iſt leider richtig: zu welchen 
verhängnisvollen Folgen das führt, wurde oben S. 5/6 aufgezeigt. 


I. Einleitung & 3. Derlöbnis und Eheſchließung 


1. Das Bürgerliche Geſetzbuch braucht den Ausdruck Verlöbnis in einem 
doppelten Sinne: einmal im Sinne des Verlobungsaktes (Verlobung) und 
ſodann zur Bezeichnung des hierdurch begründeten ſamilienrechtlichen Verhältniſſes, 
alſo eines Zuſtandes, nämlich des Brautſtandes. Beide Bedeutungen in 8 1301 
erſt Akt, dann Brautſtand, erſte Bedeutung noch in 8 1297 Abſ. 1, die zweite in SS 1298 
Satz 1, 1302. Ob der Verlobungsakt ein Rechtsgeſchäft oder nur etwas Faktiſches fit, 
an das ſich Rechtsfolgen anknüpfen, ſoll im folgenden Abſchnitt unterſucht werden. 

2. Die gleiche Doppelbedeutung hat das Wort Ehe. Ehe bezeichnet einmal den 
Eheſchließungsakt (81317) und ſodann den durch die Eheſchließung begrün- 
deten Zuſtand, den Eheſtand. Da die Ehe im letzteren Sinne eine Lebensgemein⸗ 
ſchaft bedeutet, die grundſätzlich erſt mit dem Tode eines Gatten gelöſt wird, ſo kommt 
es auf den Eheſtand unendlich viel mehr an als auf den Eheſchluß. Der Eheſtand 
ſtreift auch das Juriſtiſche ab. Der Eheſtand iſt gemeint, wenn man ſagt: Die Ehe 
tft in erſter Linie eine ſittliche Inſtitution, erſt in zweiter Linie eine Nechtseinrichtung. 
Der Eheſchluͤß enthält heute und ſchon ſeit langer Zeit rechtsgeſchäftliche Elemente, er 
iſt ein Vertrag. Aber das war nicht immer fo, wenn wir an die Raubehe denken und 
ferner daran, daß das Eherechtsverhältnis erſeſſen werden konnte (röm. Aſus⸗Ehe). 
Aber auch wo der Eheſchluß auf Vertrag beruht, iſt er niemals ein gewöhnlicher Ver- 
trag. Es war ein verhängnisvoller Fehler der Aufklärungszeit, daß ſie die Ehe⸗ 
ſchließung jedem gewöhnlichen Vertragsſchluß gleichſtellte. Damit wurde das Wert- 
verhältnis zwiſchen Eheſchluß und Eheſtand verſchoben und, was nicht dasſelbe fit, 
aber damit zuſammenhing, das Juriſtiſch⸗Individualiſtiſche in der Ehe übertont. 


II. Rechtsnatur des Derlöbniſſes 

Die Rechtsnatur des Verlöbniſſes iſt beſtritten. In den erſten Jahren des BGB 
ſtanden ſich mit ziemlich gleicher Stärke die Tatſächlichkeitstheorie und 
die Vertragstheorie gegenüber. Nach der Tatſächlichkeitstheorie 
ſoll das Verlöbnis ein rein tatſächliches ſoziales Verhältnis ſein, an das ſich zwar 
Rechtsfolgen (88 1298 ff.) knüpfen, das aber ſelbſt keine rechtsgeſchäftlichen Elemente 
enthält. Dieſe Theorie ſtützte ſich darauf, daß nach heutigem Recht aus dem Ver- 
löbnis weder ein direkter (81297 Abſ. 1) noch ein indirekter (8 1297 Abſ. 2) Zwang 
auf Eingehung der Ehe ausgeübt werden darf. Man verwies auch auf die Unbillig- 
keit, daß eine grundlos verlaſſene geſchwängerte Braut, die ſich verlobt hatte, ohne 
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ihren Vater zu fragen, Erſatzanſprüche nach SS 1298, 1300 habe, wenn fie 25 Jahre 
alt ſei, nicht aber, wenn ſie erſt das 20. Jahr erreicht habe. — Schon ſeit Jahren iſt 
die Vertragstheorie herrſchend: ihr folgt insbeſondere die Praxis (RG 61 
S. 270, 80 S. 89), ſie entſpricht auch allein der langen hiſtoriſchen Entwicklung. Nur 
von ihr aus läßt ſich der Vorwurf eines Verlöbnisbruchs nicht nur ſittlich, ſondern 
auch rechtlich begründen. Die §8 1298 bis 1300 ahnden eine Moralwidrigkeit und 
eine Rechtswidrigkeit zugleich auf ſeiten des Erſatzpflichtigen. Die jetzt folgenden 
Ausführungen gehen von der Vertragstheorie aus. 


Derlöbnis iſt ein Vertrag, gerichtet auf künftige Ehejchließung 


In der Aufflärungszeit, da man die Ehe auf einen gewöhnlichen Vertrag herab- 
drückte, hat man das Verlöbnis zu einem gewöhnlichen Vorvertrag gemacht, aus dem 
auf Eingehung des Hauptvertrages (Eheſchließung) geklagt und eine Zwangs⸗ 
kopulation erwirkt werden konnte. Die Klagloſigkeit des Verlöbniſſes im heutigen 
Recht beruht auf der richtigen Erwägung, daß erzwungene Ehen keinen Segen 
bringen. Trotz Klagloſigkeit bleibt die Vertragsnatur des Verlöbniſſes beſtehen. 
Damit iſt noch nicht entſchieden, ob das Verlöbnis ein beſonderer familien 
rechtlicher Vorvertrag iſt. Am beiten läßt man den Geſichtspunkt des Vorver⸗ 
trages überhaupt beiſeite. Bei einem Vorvertrage wird nur der Abſchluß des 
Hauptvertrages ins Auge gefaßt; der Verlobungsakt erzeugt doch auch Eigen- 
wirkungen, die wir in dem Begriffe des Brautſtandes zuſammenfaſſen. Dem⸗ 
entſprechend iſt nicht der Eheſchluß als ſolcher, ſondern der Eheſtand das Ziel 
des Verlöbniſſes. Das hat allerdings das Verlöbnis mit dem Vorvertrage gemein- 
ſam, daß es nichts in ſich ſelbſt Ruhendes iſt. Ein Verlöbnis, das nur einen Braut- 
ſtand begründen, nicht zur Ehe führen ſoll, iſt ein Anding ſo ſehr wie eine Joſefsehe. 


Aus den angegebenen Geſichtspunkten ergibt ſich, daß das Verlöbnis eine dualiſtiſche 
Natur beſitzt: es führt einmal zur Anwendung allgemeiner Vertragsnormen und 
ſodann zur Anwendung ſolcher Vorſchriften, die mit der Ehe zuſammenhängen. 


a) Die allgemeinen Vorſchriften über Willensmängel (88 116 bis 124 BGB) finden 
Anwendung. Eine Anfechtung wegen Irrtums (8 119), Betrugs und Zwangs (8 123) 
iſt möglich. Freilich kann der Anfechtungsberechtigte dann auch nach Verlöbnisrecht 
zurücktreten, und zwar liegt dann ein gerechtfertigter Rücktritt vor. Auch die Vor⸗ 
ſchriften über Geſchäftsfähigkeit greifen Platz (SS 104 ff.). Nach ſtändiger Recht · 
ſprechung bedarf der Minderjährige zu einem gültigen Verlöbnis der Zuſtimmung 
feines geſetzlichen Vertreters (Inhabers der elterlichen Gewalt oder Vormundes)!. 
Bringt das Verlöbnis lediglich einen rechtlichen Vorteil ($ 107)? Das verneint eben 
die herrſchende Lehre: Beſſer ſagt man wohl: Das Verlöbnis liegt jenſeits von 
rechtlichem Vorteil und rechtlichem Nachteil (im Sinne von Vermögens vorteil 
und Vermögens nachteil). Da der rechtliche Vermögensvorteil nicht bejaht 
werden kann, iſt alſo die Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters erforderlich. Die 
Ergebniſſe find, wie die Tatſächlichkeitstheorie eingewendet hat, nicht 
immer billig. Die Tatſächlichkeitstheorie verlangt eine Zuſtimmung des geſetzlichen 
Vertreters für minderjährige Verlobte nicht, ſondern verlangt nur ein faktiſch ernit- 
liches Verlöbnis, aber fie entbehrt damit doch jeden ſeſten Maßſtabes hinſichtlich des 
Alters. Mit welchem Alter ſoll bei dem männlichen oder weiblichen Geſchlechte die 
Verlöbnisreife eintreten? Will man ſie mit der Geſchlechtsreife zuſammenfallen 
laſſen? Vorſchriften fehlen. Dieſen Schwierigkeiten und Schwankungen iſt die 
Praxis mit richtigem Inſtinkte ausgewichen, hat an die allgemeinen Vertragsnormen 
Anſchluß geſucht und gefunden, ſelbſt auf die Gefahr, einige Anbilligkeiten in Kauf 
zu nehmen. 


b) Anwendung von Eherechtsnormen. Bruder und Schweſter, Vater und Tochter 
können ſich nicht gültig verloben. Wo die Ehe wegen naher Blutsverwandtſchaft 
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oder wegen RNaſſenverſchiedenheit (die neue Praxis hat ein Verlöbnis zwiſchen Arier 
und Juden für nichtig erklärt) verboten iſt, iſt auch das Verlöbnis verboten und 
ungültig. Wie nach unſerem Rechte Doppelehe (8 171 StB, 88 1309, 1326 BGB) 
unzuläſſig ift, fo duldet unſer Recht auch ein Doppelverlöbnis nicht. Auch ein Ver⸗ 
löbnis unter Verheirateten — für den Fall geſchloſſen, daß die beſtehenden Ehen 


aufgelöſt werden — verſtößt wider die guten Sitten (8 138) und iſt nichtig. 
RS 105 S. 245. 


III. Endigung des Verlöbniſſes 


Endigungsgründe find 1. Tod eines Verlobten (vgl. dazu § 1301 Satz 2); 2. Ehe, 
ſei es der Verlobten, ſei es eines Verlobten mit einem anderen Ehepartner: meiſt 
wird in letzterem Falle ſchon ein Rücktritt (vgl. 3) vorangegangen ſein. 3. Rücktritt 
eines Verlobten. Einſeitiger Rücktritt eines Verlobten, mag er gerechtfertigt oder 
ungerechtfertigt ſein, endigt ſtets das Verlöbnis. Beim ungerechtfertigten einſeitigen 
Rücktritt bleibt der Makel eines Verlöbnisbruches nicht nur ſittlich, ſondern auch 
rechtlich beſtehen. Nur die Erwägung, daß eine erzwungene Ehe, die ſchon bei der 
Eheſchließung von einem Teile nicht mehr gewünſcht wird, für die Beteiligten, für 
Familie und Volk ein noch viel größeres Abel iſt, hat die Rechtsordnung veranlaßt, 
jedem Verlobten ein eigenes formales Recht auf Sprengung des Verlöbniſſes anzu- 
vertrauen. Der Rücktritt iſt hier, wie auch ſonſt (88 346 ff.), ein einſeitiges, 
empfangsbedürftiges Rechtsgeſchäft; er muß alſo ausdrücklich oder durch konkludente 
Handlung dem anderen Verlobten gegenüber erklärt ſein. Wenn ein Verlobter in 
einer anderen Stadt ſich zum zweiten Male verlobt und dies dem erſten Verlobten 
verheimlicht, ſo bleibt zunächſt das erſte Verlöbnis beſtehen und das zweite Ver⸗ 
löbnis iſt ungültig, da ja ein Doppelverlöbnis ausgeſchloſſen iſt. Würde freilich der 
Doppelverlobte dem erſten Verlobten eine Verlobungsanzeige von der zweiten Ver- 
lobung ſchicken, ſo läge darin ein Rücktritt vom erſten Verlöbnis und dann iſt das 
zweite Verlöbnis gültig. Während ein beſchränkt Geſchäftsfähiger ohne Zuſtimmung 
des geſetzlichen Vertreters ein Verlöbnis nicht eingehen kann, kann er allein vom 
Verlöbnis wirkſam zurücktreten (RG 98 S. 13), denn der geſetzliche Vertreter könnte 
niemals den beſchränkt Geſchäftsfähigen zur Eheſchließung zwingen, ſo hat alſo auch 
die Aufrechterhaltung des Verlöbniſſes wider den Willen des letzteren keinen Sinn. 


IV. Wirkungen des Verlöbniſſes 


Die vorſtehend aufgeſtellten Erforderniſſe für die Gültigkeit des Verlobungsaktes 
und für die Gültigkeit des Rücktritts ſind auch ohne geſetzliche Vorſchriften von der 
Rechtslehre und der Praxis deshalb ſo genau ausgebildet, weil von ihnen die ſehr 
wichtigen Schadenserſatzanſprüche der 88 1298 bis 1300 abhängen. Der Schadens. 
erſatzpflichtige muß von einem gültigen Verlöbnis ohne Grund zurückgetreten ſein 
(S 1298 Abſ. 3) oder dem anderen ſchuldhaft einen wichtigen Grund zum Rücktritt 
gegeben haben (8 1299). Der Anſpruch der verlaſſenen Braut aus 8 1300 ift einer 
der wenigen Erſatzanſprüche wegen Nichtvermögensſchadens im deutſchen Recht 
(88 253, 847, 1300), während ſolche Anſprüche nicht nur im romaniſch⸗franzöſiſchen, 
ſondern auch im angelſächſiſchen Rechtskreiſe weit häufiger ſind. — Weitere 
Wirkung des Verlöbnisendes: 8 1301 Rückgabe der Brautgeſchenke, iſt weniger 
wichtig. 


Während des gültigen Verlöbniſſes find die Verlobten einander gegenüber „An⸗ 
gehörige“ im Sinne des Strafgeſetzbuchs (88 52, 54, 257 StGB) und find zur 
Zeugnisverweigerung in einem Zivil- oder Strafprozeß, der fi gegen den andern 
Verlobten richtet, befugt (88 383, 408 ZPO; 88 52, 76 StPO). 
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V. Ehejchließung 


Es wäre eine Aufgabe von eigenem Reiz, die Entwicklung der Eheſchließungsformen 
von der Vorgeſchichte bis zur Gegenwart zu ſchildern. Der Mangel an Raum läßt 
das an dieſer Stelle nicht zu. Nur einige Bemerkungen ſeien geſtattet. In der Vor- 
geſchichte der ariſchen Völker beſtehen Raubehe und Kaufehe nebeneinander. Die 
vielverbreitete Anſicht, daß der Frauenraub, „die Normalehe des Arrechts“, auch bei 
den Germanen die urſprüngliche ausſchließlich gültige Eheſchließungsform geweſen 
fei, hält der modernen Geſchichtsforſchung nicht ſtand. Vielmehr ſcheiden ſich Kaufehe 
und Raubehe nach den Bräuchen der Endogamie und Exogamie, d. h. danach, ob 
innerhalb der Großfamilie, des Sippeverbandes, geheiratet wird oder nicht. Sippe 
war Friedensverband und ſchloß zwiſchen ihren Mitgliedern Fehde oder auch nur 
Gewalttätigkeiten, wie den Frauenraub, völlig aus. Vgl. Hübner, Deutſches 
Privatrecht, 5. Aufl. S. 628 ff. Bei den Römern deuten Anzeichen (Aſus⸗Ehe, Raub 
der Sabinerinnen) auf eine urſprüngliche Raubehe. Bei den Germanen überwiegt 
bei weitem die Kaufehe. „Die Ehen zwiſchen Nachbarkindern, mit Wiſſen und 
Willen der Familie geſchloſſen, werden den Ausgang gebildet haben“, Schröder, 
Deutſche Rechtsgeſchichte, 6. Aufl. S. 27, denn die Germanen waren, wie Dar ré 
in dieſem Handbuch Band I 3. Beitrag S. 7 mit Recht bemerkt, ſeßhafte 
Bauern. And zwar vollzog ſich der Brautkauf in älteſter Zeit in einer Form, die der 
Liegenſchaftsübereignung angepaßt war: Hübner a. a. O. S. 632 ff. 


Lange Zeit bis tief in das Mittelalter beſtand die Laien trauung (Trauung, ab- 
geleitet von traditio, alſo Abergabe der Braut an den Ehemann). Wir können zwei 
Zeitperioden unterſcheiden. Die Trauung vollzog in der erſten Periode der Vater 
oder, wenn er verſtorben, der nächſte männliche Seitenverwandte der Braut; in der 
zweiten Periode die Braut ſelbſt unter Zuſtimmung des Vaters (Selbftübergabe). 
In der erſten Periode iſt die Braut noch Objekt (Kaufgegenſtand), in der zweiten 
wird ſie zum Subjekt des Trauungsaktes. Erſt ſeit dem Hochmittelalter beteiligt 
ſich die Kirche an dem Eheſchließungsakt. Das kanoniſche Recht hatte ſich zwar ſchon 
vorher mit dem Eherecht eingehend beihäftiat, aber, wenn man moderne Ausdrücke 
wählen will, mehr mit dem materiellen (z. B. mit der Lehre von den Ebe⸗ 
hinderniſſen) als mit dem formellen Eherecht. 

Im Jahre 1792 führte Frankreich die obligatoriſche Zivilehe ein. Von dieſem Seit- 
punkte an beginnt der Kampf um die kirchliche oder die bürgerlich rechtliche Trauung. 
Den Abſchluß brachte für uns in Deutſchland das Perſonenſtandgeſetz vom 
6. Februar 1875, eine Frucht des Bismarckſchen Kulturkampfes, welches im § 41 


beitimmte: „Innerhalb des Gebietes des Deutſchen Reichs kann eine Ehe rechts 
gültig nur vor dem Standesbeamten geſchloſſen werden.“ Auch das Bürgerliche 
Geſetzbuch hält an der obligatoriſchen Zivilehe feſt, hebt dabei aber ausdrücklid 
(8 1588) hervor, daß es in das Gebiet der rein kirchlichen Regelung der Eheſchließung 


| 


nicht eingreifen will. Das Bürgerliche Geſetzbuch hat in den SS 1317 und 1318 die | 


Vorſchriften des Perſonenſtandgeſetzes übernommen. Dabei hat allerdings eine 
eigentümliche Schwergewichtsverlagerung ftattgefunden. Die Soll vorſchriften des 
§ 1318 (Anweſenheit von zwei Zeugen, Frage des Standesbeamten an die Verlobten, 
Ausſpruch des Standesbeamten, daß er die Verlobten für rechtmäßig verbundene 
Eheleute erklärt) waren nach dem Perſonenſtandgeſetz weſentliche Erforderniſſe. 


| 


Heute find die wenigen Mufworſchriften nur in dem S 1317 BGV enthalten, was 


aus 8 1324 klar hervorgeht. Danach wird erfordert 

a) gleichzeitige Anweſenheit der Verlobten vor dem Standesbeamten, 

b) perſönliche, unbefriſtete und unbedingte Erklärung des Eheſchließungswillens 
ſeitens der Verlobten, 

c) Bereitwilligkeit des Standesbeamten zur Entgegennahme der unter b genannten 
Eheſchließungserklärungen. 


„ 
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Fehlt eins dieſer drei Erforderniſſe, fo iſt die Ehe nach § 1324 nichtig. Für eine Ehe · 
chließung, die den Vorſchriften des § 1317 genügt, iſt die Eintragung in das 
yeiratsregifter unweſentlich. Leidet dagegen die Ehe an einem weſentlichen Form⸗ 
nangel (Verſtoß gegen 8 1317), ſo kann, wie weiter unten zu zeigen iſt, die Ein. 
ragung der formwidrigen Ehe in das Heiratsregiſter von heilender Kraft fein. 
Wenn wir noch einmal die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Perſonen⸗ 
tandgeſetz gegenüberſtellen, jo kann man formulieren: Nach dem Perſonenſtandgeſetz 
vird die Ehe — entgegen der oben wiedergegebenen alten Faſſung des 8 41 PG — 
on dem Standesbeamten — nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch vor dem Standes. 
eamten geſchloſſen. Der Eheſchließung hat ein Aufgebot vorherzugehen (8 1316). 
Das Aufgebot entſtammt dem kanoniſchen Recht und iſt dann ſpäter in die ſtaatliche 
Zeſetzgebung übernommen. Es ſoll durch die Bekanntgabe der beabſichtigten Ehe⸗ 
chließung die Allgemeinheit aufgeſordert werden, Ehehinderniſſe zwiſchen 
en aufgebotenen Perſonen anzumelden. Heute iſt das Aufgebot zu einer reinen 
Formſache geworden. Von dem Aufgebot kann Dispens bewilligt werden ($ 1316 
Abſ. 3), aber auch wo das nicht der Fall iſt, iſt eine ohne Aufgebot vollzogene Ebe- 
chließung voll gültig. Das Aufgebot iſt alſo wie die Formvorſchriften des § 1318 
ur eine Soll vorſchrift. Freilich wird die Anterſcheidung zwiſchen Soll und 
Mu ßvorſchriften in ihrer praktiſchen Auswirkung leicht überſchätzt. Denn der ge- 
viſſenhafte Beamte (hier Standesbeamte) wird die Sollvorſchriften ſo gut beachten 
vie die Mußvorſchriften. Nur, wenn trotzdem einmal die einen oder anderen Vor- 
chriften mehr innegehalten ſein ſollten, zeigt ſich die unterſchiedliche Bedeutung 
beider. . 


$ 4. Nichtehe, nichtige Ehe, anfechtbare Ehe 


[. Bedeutung der khehinderniſſe 


Dem unbefangenen Leſer der einſchlägigen Geſetzesvorſchriften wird es auffallen, daß 
einige Vorſchriften, die die Eheſchließung betreffen, zweimal vorkommen, z. B. 8 1309 
mit 8 1326, $ 1310 mit $ 1327, $ 1312 mit 8 1328, $ 1304 mit S 1331, 8 1317 mit 
3 1324. Dem entſpräche etwa, wenn wir Statt der einen Vorſchrift des 8 138 3 wei 
beſäßen, nämlich eine, die das ſittenwidrige Geſchäft verböte, und eine zweite, die es 
für nichtig erklärte. Die Amſtändlichkeit im Eheſchließungsrecht kommt von der Auf- 
nahme der Ehehinderniſſe in das Bürgerliche Geſetzbuch. Die Lehre von den Ehe⸗ 
hinderniſſen entſtammt dem kanoniſchen Recht und will in das moderne Syſtem des 
Familienrechts nicht mehr paſſen. Die Vorſchriften enthalten einen Befehl, ein 
Verbot an die bei der Eheſchließung beteiligten Perſonen (an den Pfarrer, 
päter an den Standesbeamten, an die Verlobten), zur Eheſchließung zu ſchreiten, 
die Verbote ſollen die Eheſchließung verhindern (impedimenta matrimonii). 
Natürlich mußten auch die Rechtsfolgen ausgeſprochen werden, wenn den verſchie⸗ 
denen Verboten zuwider doch die Eheſchließungen vorgenommen werden. Es mußte 
klarge ſtellt werden, ob es ſich um Sol! vorſchriften (impedimenta impedientia) 
oder Mu ßvvorſchriften (impedimenta dirimentia) und in letzterem Falle, ob es ſich 
um Anfechtung (impedimenta dirimentia privata) oder Nichtigkeit (impedimenta 
dirimentia publica) handelt. Mit der Zeit ging die Lehre von den Ehehinderniſſen 
langſam in die Lehre von den Erforderniſſen einer gültigen Ehe über, aber es blieb 
noch immer die verſchrobene Denkform der doppelten Negation (Mangel an Ehe⸗ 
hinderniſſen). Im übrigen regt die Lehre von den Ehehinderniſſen zu dem Nachdenken 
an, ob, wenn die Rechtsordnung für irgendeinen gültigen Rechtsakt weſentliche 
Erforderniſſe aufſtellt und beim Fehlen eines dieſer Erforderniſſe Nichtigkeit des 
Rechtsaktes ausſpricht, damit die Rechtsordnung das fehlerhafte Geſchäft oder den 
fehlerhaften Rechtsakt verbietet. Dementſprechend ſind in den beiden neueſten 
Fällen der Ehenichtigkeit: Geſetz vom 15. September 1935 zum Schutze deutſchen 


14 Fiſcher 


Blutes 8 1 und Ehegeſundheitsgeſetz vom 18. Oktober 1935 8 4 die danach nichtigen 
Ehen verboten und die verbotene Eheſchließung iſt mit ſchwerer krimineller Strafe 
belegt. Auch ſonſt wird beides, Nichtigkeit und Verbot, vielfach zuſammentreffen, Io 
bei den Tatbeſtänden der 88 134 und 138, aber nicht jede Nichtigkeit beruht auf einen 
Verbot (vgl. 8 306 BGB). 


Für die einzelnen Ehehinderniſſe ſei auf das Geſetz verwieſen (8S 1303 ff. und dazu 
Verordnung vom 31. Mai 1934, Durchführungsverordnung vom 27. Juli 1934, RG 
Bl. 1934 J S. 472, 738); die Vorſchriften bieten der Auslegung keine Schwierigkeit. 


II. Nichtigkeit und Anfechtbarkeit im allgemeinen und im Eherecht 


Nichtigkeit und Anfechtbarkeit find erſt im letzten Jahrhundert als Nechtsphänomen e 
ſcharf herausgearbeitet. Man faßt beide unter dem Oberbegriff der Angültigkeit zu 
ſammen. Das tat man auch früher, aber man ſchied nicht ſcharf. Man ſagte früher: 
ein Geſchäft iſt ungültig, aber die Angültigkeit kann nur von beſtimmten Perſone n 
geltend gemacht werden. Oder: ein Geſchäft ift ungültig, das kann von jedermann und 
jederzeit geltend gemacht werden. Nur im zweiten Falle ſprechen wir heute von 
Nichtigkeit, von einem juriſtiſchen Nichts. Im erſteren Falle ſprechen wir von Anfecht⸗ 
barkeit und betonen die engen Grenzen der Angültigkeit: Oder vielmehr, wir betrachten 
das anfechtbare Rechtsgeſchäft von der andern Seite: es iſt zunächſt gar nicht un 
gültig, ſondern gültig, es kann nur ungültig gemacht werden: Dann freilich mit rück ⸗ 
datierender Kraft und mit der radikalen Wirkung der Nichtigkeit (S 142). Da aber 
die Anfechtung ein Recht, keine Pflicht iſt, da dieſes Recht regelmäßig nur eine r 
Perſon oder einem kleinen Kreiſe von Perſonen eingeräumt und regelmäßig noch an 
nicht allzu lange Friſten gebunden iſt, fo bleiben die anfechtbaren Rechtsakte, nach; 
dem das ene e erloſchen, ohne daß von ihm Gebrauch gemacht iſt, dauernd 
gültig. 


Aberblicken wir unter dieſem Geſichtspunkt die anfechtbaren und nichtigen Ehen, fo 
haben wir es bei den anfechtbaren Ehen (S8 1330 bis 1343) mit einer wirklichen An- 
fechtbarkeit zu tun. Das Anfechtungsrecht ſteht in der Regel nur einem der beiden 
Ehegatten zu, ganz ausnahmsweiſe, wenn dieſer geſchäftsunfähig iſt, feinem geſetz - 
lichen Vertreter ($ 1336 Abſ. 2). Das Anfechtungsrecht iſt an eine Friſt von ſechs 
Monaten ($ 1339) und an eine umſtändliche Form (meiſtens Erhebung der Anfech- 
tungsklage, einzelnes SS 1341, 1342 BGB) gebunden. Das Anfechtungsrecht kann 
ſchon vor Friſtablauf ($ 1339) vernichtet werden, wenn der anfechtungsberechtigte 
Ehegatte die Ehe beſtätigt (§ 1337). Auch kann die Anfechtungsklage zurückgenommen 
und dadurch eine ſchon geſchehene Anfechtung wieder rückgängig gemacht werden 
(8 1341). Danach iſt alfo die anfechtbare Ehe zunächſt gültig, und fie bleibt bei den 
engen Schranken, die dem Anfechtungsrecht gezogen ſind, auch ſehr häufig gültig, und 
wie unſchwer aus dem ganzen Zuſammenhang zu erkennen iſt, ſieht das letztere unſer 
Recht nicht ungern. — Wenn freilich die Anfechtungsklage form und friſtgerecht 
erhoben und der Eheanfechtungsprozeß ſiegreich durchgeführt iſt, dann iſt die anfecht- 
bare Ehe beſeitigt und juriſtiſch nie geweſen: § 1343 nimmt die allgemeinen Wir- 
kungen des 8 142 BG in ſich auf. 


Wie ſteht es nun mit den nichtigen Ehen, ſoweit die Nichtigkeit im BGB (S8 1323 
bis 1328) ausgeſprochen iſt: entſprechen dieſe den ſoeben entwickelten Grundſätzen 
über Nichtigkeit? Da fällt zunächſt die wichtige Vorſchrift des 8 1328 BGV auf. In 
der Faſſung gibt ſie die längſt überwundene Meinung wieder, daß zwar eine 
echte Angültigkeit oder Nichtigkeit vorliegt und „nur“ die Geltendmachung be⸗ 
ſchränkt iſt. In der Sache führt ſie zu dem verblüffenden Ergebnis, daß die 
nichtige Ehe zunächſt voll gültig iſt und nur nach gewiſſen Regeln beſeitigt werden 
kann. Die nichtige Ehe iſt alſo anfechtbar, freilich iſt die Anfechtbarkeit hier etwas 
radikaler durchgeführt wie bei der anfechtbaren Ehe des Geſetzes. Die nichtige Ehe, 
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iſt zunächſt gültig, ſie hindert eine neue Eheſchließung, ſolange ſie nicht beſeitigt iſt. 
Der Standesbeamte darf vor Beſeitigung der nichtigen Ehe keine neue Eheſchließung 


vornehmen (8 1309), und tut er es doch, dann erfolgt Beſtrafung der Ehegatten der 
neuen Ehe wegen Bigamie (8 171 StB). Die Vorſchriften wirken geradezu 


= „ 


grotesk und ſchlagen dem gefunden Rechtsgefühl ins Geſicht. 


Beiſpiel: Bruder und Schweſter haben, ohne ihre Verwandtſchaft zu kennen, geheiratet 
(SS 1310, 1327). Später erfährt der Bruder die Verwandtſchaft, er verläßt ſofort die 
Schweſter, geht in die Fremde. Als er nach Jahren heiraten will, verſchweigt er aus Scham 
dem Standesbeamten die erſte Ehe mit ſeiner Schweſter und wird zum zweiten Male 
getraut. Wenn der Sachverhalt bekannt wird, dann iſt zwar die zweite Ehe gültig (8 1326), 
aber der Bruder muß wegen Bigamie beſtraft werden (8 171 StGB). 


Wie $ 1329 ergibt, kann auch eine nichtige Ehe „aufgelöſt“ werden, d. h. fie kann 
endigen wie eine gültige Ehe durch Tod eines Ehegatten oder durch Scheidung. 
Kinder aus nichtigen Ehen ſind ehelich, wenn nur einer der beiden Ehegatten bei 
der Eheſchließung gutgläubig war, d. h. die Nichtigkeit der Ehe nicht kannte. 
Spätere Kenntnisnahme kann die Stellung der Kinder nicht mehr verſchlechtern. Die 
gewundene Ausdrucksweiſe im 8 1699 Abſ. 1 ſpiegelt die ältere überwundene An⸗ 
gültigkeitsauffaſſung wider. Die Beſeitigung der nichtigen Ehe erfolgt nun, wenn ſie 
nicht vorher aufgelöſt iſt — dann iſt nach 8 1329 eine Beſeitigung nicht erforder- 
lich —, durch Erhebung der Nichtigkeitsklage, genauer geſagt, durch erfolgreiche 
Durchführung der Nichtigkeitsklage, für welche nach 8S 631 ff. ZPO beſondere Be⸗ 
ſtimmungen gelten. Die Nichtigkeitsklage können in den Fällen der §§ 1324 bis 
1328 erheben (find alſo anfechtungsberechtigt) jeder Ehegatte, der Staatsanwalt und 
dritte Perſonen, ſoweit ſie ein rechtliches Intereſſe an der Vernichtung der Ehe 
haben. Die vom Staatsanwalt oder einem Dritten erhobene Klage iſt gegen beide 
Ehegatten, die Klage eines Ehegatten iſt gegen den andern zu richten (S 632 ZPO). 


Eine Friſt für die Erhebung der Nichtigkeitsklage beſteht nicht. — In den drei neuen 
| Nichtigkeitsfällen, die ſeit der nationalſozialiſtiſchen Erhebung hinzugekommen find 
[ (vgl. III f bis h), iſt nur der Staatsanwalt befugt, die Nichtigkeitsklage zu erheben. 


Durch die Beſchränkung der Klagebefugnis auf die Staatsanwaltſchaft nähern ſich 
dieſe Tatbeſtände auf der einen Seite noch mehr den Anfechtungsfällen, auf der 


‚ andern Seite entfernen fie ſich aus dem Kreiſe der privatrechtlichen Klagebefugnis, 


ſie wären folgerichtig aus dem Zivilprozeßverfahren herauszunehmen und einem 
Verwaltungs verfahren einzuordnen. 


„Die nichtige Ehe im Sinne des Geſetzes iſt alſo eine vernicht bare Ehe; ſolange 


— 


— — 
— 


— 


fie nicht vernichtet ift, iſt fie gültig. Die nichtige Ehe iſt alſo nur eine beſondere Art 


der anfechtbaren Ehen, wobei der Kreis der anfechtungsberechtigten Perſonen er- 


weitert und die Anfechtung (Nichtigkeitsklage) nicht an eine beſtimmte Friſt geknüpft 
if. Gibt es nun im Eherecht nicht auch einen Grad der Nichtigkeit, der der allge 
meinen Nichtigkeit der Rechtsgeſchäfte außerhalb des Eherechts entſpricht? Aller- 
dings. Zunächſt iſt dieſer Rechtszuſtand, der jede Ehewirkung verneint, gegeben, 
wenn die nichtigen und anfechtbaren Ehen durch Nichtigkeits. bzw. Anfechtungsklagen 


definitiv beſeitigt ſind. Dann aber gibt es noch einen Fall, der immer wieder, frei⸗ 


lich meiſt in negativen Wendungen im Geſetz erwähnt wird, alfo keine eigene geſetz⸗ 
liche Bezeichnung erhalten hat. Die Wiſſenſchaft nennt ihn Nichtehe, nachdem 


das Geſetz den Ausdruck nichtige Ehe leider irreführend im Sinne der vernichtbaren 


\ 
\ 


Ehe verwendet hat. Dies ift der Fall, wenn die Ehe nicht einmal den Form- 
Erforderniſſen des 8 1317 entſpricht und ferner nicht in das Standesamtsregiſter 
(Eheregiſter) eingetragen iſt. Im Leben kommt der Fall der ſogenannten Gewiſſens⸗ 


„ehe in Betracht ſowie der Fall der nur kirchlichen Trauung. Die Kinder aus ſolchen 
Nichtehen find unehelich (8 1699 Abs. 2). Auch ſonſt zeitigt die Nichtehe keine Ehe ⸗ 


f 


— 1 — 


wirkungen. 
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III. Die einzelnen Fälle der nichtigen (vernichtbaren) Ehe 


Das BGB zählt in den SS 1324 bis 1328 fünf Fälle auf, zu denen durch Reichs- 
geſetze vom 23. November 1933 (8 1325 a BGB), vom 15. September und 18. Oktober 
1935 noch drei weitere Fälle hinzutreten, die ſich mit den bisherigen teilweiſe über- 
ſchneiden. Es find folgende: a) weſentlicher Formmangel (SS 1317, 1324), wobei frei- 
lich vorausgeſetzt iſt, daß die Ehe ins Heiratsregiſter eingetragen iſt. Fehlt letzte res 
auch, jo liegt, wie im vorigen Abſatz bemerkt,. Nichtehe vor, nichtige (vernichtba re) 
Ehe dagegen, wenn z. B. die Verlobten am Hochzeitstage den Bruder der Braut 
allein mit den Papieren zum Standesamt ſchicken, durch ihn den Standesbeamten 
bitten laſſen, die Ehe in das Heiratsregiſter einzutragen und der Standesbeamte 
dieſer Bitte nachkommt. — b) Geſchäftsunfähigkeit eines Ehegatten (8 1325). Der 
Gedanke der Verhütung erbkranken Nachwuchſes fehlte bei Schaffung dieſer Beſtim⸗ 
mung gänzlich. Nur weil alle Geſchäfte Geſchäftsunfähiger nichtig find (SS 104, 105), 
ſoll die Ehe wenigſtens vernichtbar fein. Heute iſt $ 1325 BG von den Beitim- 
mungen des Ehegeſundheitsgeſetzes praktiſch überholt. Von den drei Fällen der 
Geſchäftsunfähigkeit im 8 104 kommen natürlich nur die letzten beiden in Betracht. 
Entweder ift der Geſchäftsunfähige wegen Geiſteskrankheit entmündigt (S 104 
Ziff. 3), dann greift S 1 Abſ. 1 b des Ehegeſundheitsgeſetzes ein, oder er iſt ohne 
Entmündigung dauernd geiſteskrank (8 104 Ziff. 2), dann findet S 1 Abſ. 10 des 
Ehegeſundheitsgeſetzes Anwendung. — c) Bigamie ($ 1326). Oben wurde ſchon 
geſtreiſt, daß die Vorſchriften der SS 1309 und 1326 ſich nicht ganz decken und daß 
8 171 St (Beſtrafung wegen Bigamie) leider der weitergehenden Vorſchrift des 
8 1309 entſpricht. — d) Nahe Verwandtſchaft der Verlobten ($ 1327). Bruder und 
Schweſter können einander nicht heiraten, wohl aber Onkel und Nichte — auch Tante 
und Neffe, was einige frühere deutſche und jetzige außerdeutſche Rechte ausſchloſſon 
bzw. ausſchließen. Es iſt zu erwägen, ob hier nicht zugunſten eines guten erb- 
biologiſchen Nachwuchſes eine weitere Einſchränkung der Verwandtſchaftsehen am 
Platze wäre. — e) Der Ehebrecher darf nach Scheidung wegen Ehebruchs denjenigen 
Partner, mit dem der Ehebruch begangen wurde (dieſer kann mitſchuldig ſein, 
braucht es aber nicht), nicht heiraten. Dispens iſt zuläſſig. Meines Erachtens iſt zu 
erwägen, ob die Beſtimmung nicht überhaupt aufzuheben iſt. Sie iſt offenbar als 
Strafbeſtimmung gedacht. Iſt es nicht zu begrüßen, wenn diejenigen, welche ſich zu- 
nächſt außerhalb unſerer Rechts. und Sittenordnung geſtellt haben, nun in die von 
Recht und Volksgemeinſchaft anerkannte Ehe einmünden, anſtatt weiter außerehelich 
miteinander geſchlechtlich zu verkehren? — f) Dazu tritt ſeit dem Reichsgeſetz vom 
23. November 1933 als ſechſter Fall einer nichtigen (vernichtbaren) Ehe die Namens- 
ehe (S 1325 a). Iſt die Ehe geſchloſſen, bloß um der Frau den Familiennamen des 
Mannes zu verſchaffen, und iſt es anderſeits der übereinſtimmende Wille der Ehe⸗ 
ſchließenden, daß eine wirkliche Lebensgemeinſchaft zwiſchen den Ehegatten nicht 
begründet wird, dann iſt die Ehe vernichtbar. In einer Beziehung nähert ſich die 
Namensehe der Nichtehe, die aus ihr entſproſſenen Kinder find unehelich: 8 1699 
Abſ. 3. Freilich kann das Vorhandenſein von Kindern entweder den Tatbeſtand 
des 8 1325 4a Abſ. 1 widerlegen oder einen ſpäter eingetretenen Lebensgemein- 
ſchaftswillen dokumentieren, der nach einer gewiſſen Dauer die nichtige Ehe heilt 
(8 1325 a Abſ. 2). Der Zweck der Vorſchriften iſt klar, fie ſollen den Namenskauf, 
namentlich von jüdiſchen Frauen, in der Form einer Eheſchließung verhindern. Vor 
dem Geſetz vom 23. November 1933 waren ſolche Ehen vollgültig; ſie erfüllten zwar 
den Tatbeſtand eines Scheingeſchäfts ($ 117), da aber die Tatbeſtände der vernicht ; | 
baren Ehen erſchöpfend aufgeführt find (8 1323), jo war bisher die Scheinehe über- 
haupt nicht und ift heute nur im Rahmen des 8 1325 a ungültig. — g) Ein ſiebenter 
Fall einer nichtigen (vernichtbaren) Ehe iſt durch das Reichsgeſetz vom 15. September 
1935 geſchaffen. Eheſchließungen zwiſchen Juden und deutſchen Staatsangehörigen 
deutſchen und artverwandten Blutes find verboten und ſtrafbar. Nichtig find hier ⸗ 


— EITHER 
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nach Ehen zwiſchen ariſchen deutſchen Staatsangehörigen oder ſolchen mit einem voll- 
jüdiſchen Großelternteil und deutſchen Staatsangehörigen mit drei oder vier raſſiſch 
volljüdiſchen oder dem moſaiſchen Bekenntnis angehörigen Großelternteilen. Die Tat- 
beſtände f und g können zuſammenſallen, die ſie regelnden Vorſchriften können ſich 
überſchneiden. Alsdann iſt das letztere Geſetz (g) dem vorhergehenden (f) über- 
legen. — h) Den achten Fall der Ehenichtigkeit berührt das Ehegeſundheitsgeſetz vom 
18. Oktober 1935 mit vier Antertatbeſtänden ($ 1 Abſ. 1 a bis d). Daß dieſes Geſetz 
im Zuge der nationalſozialiſtiſchen Grundauſfaſſung kommen mußte, war ſelbſtver⸗ 


ſtändlich. Sein Fehlen bisher wurde ſchon als eine große Lücke empfunden. Vgl. den 


bemerfenswerten Aufſatz von Haff, Deutſches Recht, 1935 S. 86. Wenn das Geſetz 
zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes vom 4. Juli 1933 im 8 1 die Anſruchtbar- 
machung erblich Belaſteter vorſchreibt, fo iſt dieſen Perſonen erſt recht die Ehe 
ſchließung zu verbieten und ihre Ehe für nichtig zu erklären. Das iſt im $ 1 Abſ. 1d 
des Ehegeſundheitsgeſetzes geſchehen. Die anderen Tatbeftände des Ehegefundheits- 


geſetzes umfaſſen Eheverbote bei Entmündigung eines Verlobten (vgl. oben unter b) 
und bei geiſtigen und körperlichen Erkrankungen desſelben, auch wenn ſie nicht unter 
das Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes ſallen, wenn aber die Krankheiten 


| 


| 


| 


eine Ehe „für die Volksgemeinſchaft unerwünſcht erfcheinen laſſen“. Dabei handelt 


es ſich um Gefährdung des anderen Ehegatten oder um Gefährdung des Nachwuchſes. 
Im letzteren Falle (8 1 Abſ. 1 a am Ende und unter d) braucht ein Schutz nicht ein; 
zutreten — die Ehe iſt alſo gültig und nicht verboten —, wenn der andere Ehegatte 


unfruchtbar iſt. Das ſpricht das Ehegeſundheitsgeſetz § 1 Abſ. 2 für Abſ. 1 d, nicht 


jür Abſ. 1 a am Ende aus. Die verbotswidrig geſchloſſene Ehe iſt dann nichtig, wenn 
die Verlobten durch wiſſentlich falſche Angaben die Ausſtellung des Ehegeſundheits⸗ 
zeugniſſes oder die Mitwirkung des Standesbeamten herbeigeführt oder die Ehe zur 


Amgehung im Auslande geſchloſſen haben. Nur der Staatsanwalt kann die Richtig. 


8 erheben (Ehegeſundheitsgeſetz 8 3). 


"IV. Die einzelnen fälle der anfechtbaren Ehen 


a) Mangelnde Einwilligung des geſetzlichen Vertreters zur Eheſchließung, wenn der 
eine oder die Ehegatten in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkt find. Zunächſt darf der 


Standesbeamte nicht trauen ($ 1304). Wenn er es aber doch tut (namentlich wenn er 
getäuſcht iſt), jo kann der geſetzliche Vertreter ($ 1336 Abſ. 2 Satz 2) oder der be- 
ſchränkt Geſchäftsfähige nach Wegfall der Beſchränkung ($ 1331) unter Einhaltung 


der ſechsmonatigen Friſt (§ 1339) anfechten. Die Vorſchrift entſpricht bei Minder⸗ 
‚ jährigen unſerem Rechtsgefühl und wird da praktiſch (§ 1303) in aller Regel nur bei 
Minderjährigen weiblichen Geſchlechts Anwendung finden. Nach dem BGB galt die 


vorſtehende Regelung auch für die übrigen vier Fälle der beſchränkten Geſchäfts. 
fähigkeit ($ 114), alſo wenn einer der Ehegatten zur Zeit der Eheſchließung wegen 
Geiſtesſchwäche, Trunkſucht oder Verſchwendung entmündigt oder unter vorläufige 
[Vormundſchaft geſtellt war und die Einwilligung feines geſetzlichen Vertreters zur 
Eheſchließung nicht beſaß; hatte er die Einwilligung, jo war die Ehe voll gültig. 
Durch S 1 Abſ. 1b des Ehegeſundheitsgeſetzes find alle dieſe Entmündigungsfälle 


beim Vorliegen der Vorausſetzungen des § 3 von der Ehenichtigkeit ergriffen, die 
allein von der Staatsanwaltſchaft geltend gemacht werden kann. Wir empfinden die 


Erfüllung der Forderung der Naſſenbiologie und der Förderung eines geſunden 
Nachwuchſes mit Genugtuung, auch daß es nicht in das willkürliche Belieben eines 
Ehegatten oder ſeines geſetzlichen Vertreters gelegt iſt, ob ſolche kranken Ehen be- 
ſtehen bleiben ſollen oder nicht. Bei der Entmündigung wegen Verſchwendung dürfte 
die alte Regelung vorzuziehen fein. — b) Anfechtbarkeit wegen Irrtums (88 1332, 


1333). Einen überaus großen Raum nimmt in der Praxis die Anſechtung wegen 


Irrtums über perſönliche Eigenſchaſten des andern Ehegatten ein, 
die den Irrenden bei Kenntnis der Sachlage und verſtändiger Würdigung des Weſens 
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der Ehe von der Eheſchließung abgehalten haben würden: Irrtum über Jungfräulich 
keit der Braut zur Zeit der Eheſchließung, Anfechtung wegen Geſchlechtskrankhe it, 
Tuberkuloſe, insbeſondere unheilbare Knochentuberkuloſe, Morphinismus eines Ver- 
lobten, Anfruchtbarkeit der Frau, Zeugungsunfähigkeit des Mannes, Beimohnungs- 
unfähigkeit, Geiſteskrankheiten ſind Beiſpiele aus der früheren Praxis. Auch die 
Sprengung ariſch⸗jüdiſcher Miſchehen war nach bisherigem Necht nur unter dem Ge 
ſichtspunkt der Anfechtung wegen Irrtums über perſönliche Eigenſchaften des andern 
Ehegatten möglich (RG 145 S. 1, S. 8) und dem Belieben des ariſchen Ehegatten 
überlaſſen. Nachdem das Geſetz vom 15. September 1935 ſolche Miſchehen verboten 
und für nichtig erklärt hat, wird man annehmen müſſen, daß hinfort, ſoweit das neue 
Geſetz zeitlich eingreifen kann, nur die Staatsanwaltſchaft die Nichtigkeitsklage er- 
heben kann und die Anfechtungsklage des Ehegatten wegfällt. — c) Anfechtung wegen 
argliſtiger Täuſchung (8 1334). — d) Anfechtung einer durch Drohung erzwungenen 
Ehe ($ 1335). — e) Anfechtung der neuen Ehe, die der zurückgebliebene Ehegatte 
nach Todeserklärung des andern Ehegatten eingegangen iſt, wenn die Ehegatten der 
neuen Ehe erfahren, daß der Toterklärte noch lebt (§ 1350). 


5 5. Ehefcheidung 


I. Das Ehefcheidungsproblem 


Solange die Ehe unter rechtlichen Geſichtspunkten und als Rechtseinrichtung be⸗ 
trachtet wird, ſolange beſteht ſchon das Scheidungsproblem, d. h. ſeitdem und ſolange 
mußte die Rechtsordnung dazu Stellung nehmen, ob ſie eine Löſung der Ehe zulaſſen 
oder ablehnen will. Wie überall in der Ehe ſpielen hier auch rein fittlihe Anſchau⸗ 
ungen mit, und die chriſtlichen Kirchen greifen mit ihrem Kirchenrecht entſcheidend 
ein. Nach katholiſch⸗kanoniſchem Recht iſt die Ehe ein Sakrament und als ſolches 
durch Menſchen und Menſchenrecht unlöslich. Das proteſtantiſche Kirchenrecht ſteht 
der Scheidung nicht ganz ſo ablehnend gegenüber, es kennt als die beiden in der 
Heiligen Schrift anerkannten Scheidungsgründe: Ehebruch (Matthäus 5, 32; 19, 9) 
und böswillige Verlaſſung (1. Korinther 7, 15). Die leichteſte Chelöslichkeit beſitzt 
heute die Sowjetunion: Zur Scheidung reicht das einſeitige Verlangen eines Ehe 
gatten ohne Angabe von Gründen aus. Das trifft immer noch zu, obwohl das Geſetz 
vom 27. Juni 1936 durch geſtaffelte Regiſtrierungsgebühren (50 Rubel für die erſte, 
150 Rubel für die zweite, 300 Rubel für die dritte und die folgenden Scheidungen) 
eine „Ethiſierung der Ehe“ anſtrebt. In der deutſchen weltlichen Geſetzgebung hat 
die Ehe ihre leichteſte Löslichkeit in der Aufklärungszeit mit ihrer rationaliftifch- 
individualiſtiſchen Grundtendenz gefunden. Dementſprechend faßte ſeit dem 18. Jahr- 
hundert das Naturrecht die Ehe als einen gewöhnlichen Vertrag auf, der wie jeder 
Vertrag gelöſt werden konnte, und über deſſen Beſtehen und Weiterbeſtehen allein 
die Vertragſchließenden, d. h. die Ehegatten zu befinden halten. Es war nur ein 
Mäntelchen, wenn man dieſe individualiſtiſche Willkür im preußiſchen Recht mit dem 
Scheidungserfordernis der „unüberwindlichen Abneigung“ verhüllte. Das Bürger. 
liche Geſetzbuch, als noch geltendes Neichsrecht, hat im Jahre 1900 für Preußen eine 
gewiſſe Erſchwerung, für das übrige Deutſchland eine entſprechende Erleichterung bei 
Eheſcheidung gebracht. Trotz unverändertem Geſetzeswortlaut hat ſeit 1900 auf dem 
Gebiet der Scheidung die Nechtsentwicklung ein beſonderes Eiltempo eingeſchlagen. 
Die Scheidungen zeigen eine ſtetig anſteigende Kurve in Deutſchland, wie übrigens 
in ſaſt allen Kulturländern. Darin brauchte noch keine Entwicklung oder Verände- 
rung des Scheidungsrecht s zu liegen, ſondern nur im Wandel fittliher Anſchau⸗ 
ungen eine größere Inanſpruchnahme der vorhandenen Scheidungsbefugnis. Tat- 
ſächlich hat ſich aber auch das Scheidungsrecht gewandelt, indem die dehnbaren 
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Vorſchriften und Meßmittel des 8 1568 zu einer ungeheuren Ausdehnung des 
Scheidungsrechts heute gegenüber der zurückhaltenderen Anwendung des 1568 vor 
einem Menſchenalter geführt haben. Das heutige deutſche Scheidungsrecht iſt wenig 
glücklich. Auf die Neformbeſtrebungen und die Stellung des Dritten Reichs zum 
Scheidungsproblem kann erſt nach Darſtellung des geltenden Rechts eingegangen 
werden. 


II. Scheidungstatbeftände nach geltendem Recht 
1. Aberſicht | 


Das Bürgerliche Geſetzbuch kennt fünf Scheidungsgründe (S8 1565 bis 1569): 
a) Ehebruch, b) Lebensnachſtellung, c) böswillige Verlaſſung, d) ſchwere Verletzung 
der durch die Ehe begründeten Pflichten (ehewidriges Verhalten), e) Geiſteskrankheit. 


2. Verfſchuldens prinzip 


Grundſätzlich ſoll eine Ehe nur geſchieden werden wegen ſchwerer Pflichtverletzung 
von ſeiten eines oder beider Ehegatten. Die vorſtehenden Scheidungsgründe beruhen 
alle auf Verſchulden mit Ausnahme des letzten. Wie die Entſtehungsgeſchichte des 
Geſetzes zeigt, hat ſich die Scheidung wegen Geiſteskrankheit nicht ohne erheblichen 
Widerſtand durchgeſetzt. Das Prinzip leuchtet wieder aus der Beſtimmung des 
8 1574 hervor, wonach in jedem Scheidungsurteil (immer mit Ausnahme der 
Scheidung wegen Geiſteskrankheit) auszuſprechen iſt, welchen Ehegatten die Schuld 
an der Scheidung trifft. Aus dem Verſchuldensprinzip folgt, daß eine Scheidung auf 
Grund eines Einverſtändniſſes ausgeſchloſſen iſt. So muß auch das Verlaſſen und 
Fernbleiben eines Ehegatten (§ 1567) ein bösliches fein. Eine verabredete 
Trennung der Ehegatten befugt den einen oder andern nicht, die Scheidungsklage 
nach 8 1567 zu erheben. So wenigſtens nach dem Buchſtaben des Geſetzes, und wenn 
die Abrede dem Scheidungsrichter ofſenſichtlich iſt. Daß viele Ehen nach § 1567 
geſchieden werden, wo die Trennung auf Verabredung beruht, iſt bekannt. Das 
frühere Recht (vor dem Bürgerlichen Geſetzbuch) hatte das Schuldprinzip noch in 
eigenartiger Weiſe weitergebildet. Scheidungsklage konnte nur erheben, wer dem 
andern Ehegatten ſchweren Vorwurf machen konnte; wer ſelbſt ſchuldig war, konnte 
ſich nicht beklagen, und daher nicht klagen. Es fand nach gemeinem Recht bis 1900 
eine Kompenſation der Ehebrüche ſtatt, und Ehen von Zuhältern mit Dirnen waren 
nicht löslich. Ein ganz unglaublicher Rechtszuſtand, als ob eine Che, wenn beide 
Ehegatten Ehebruch begehen, nicht völlig zerrüttet wäre. Das iſt nach dem Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuch anders, aber ein Aberbleibſel zeigt ſich noch im § 1565 Abſ. 2. 
Danach iſt die Scheidung ausgeſchloſſen, wenn der andere Ehegatte dem Ehebruch 
zugeſtimmt hat. Auch kehrt der Gedanke der Verſchuldensaufrechnung bei der An- 
wendung des 8 1568 wieder, wenn nach der Praxis des Reichsgerichts die Zumut- 
barkeit nachgeprüft wird, d. h. wenn nachgeprüft wird, ob bei ehewidrigem Verhalten 
eines Ehegatten trotz Zerrüttung der Ehe dem andern Ehegatten, weil er ſich ſelbſt 
ſchlecht benommen, die Fortſetzung der Ehe zugemutet werden kann. Dieſe Praxis 
iſt nicht zu billigen. 


Aber auch in anderer Beziehung begegnet das Verſchuldensprinzip im Scheidungs⸗ 
recht Bedenken. So wie nun einmal das Leben iſt, bietet das Verſchuldensprinzip, 
wenn die Ehegatten den ernſtlichen Willen haben, die Feſſel des Ehelebens zu 
ſprengen, einen förmlichen Anreiz, im Scheidungsprozeß Eheverfehlungen vorzu- 
ſpiegeln oder gar ſolche wirklich zu begehen. Es haftet dem Scheidungsverfahren 
überhaupt heute eine große Anwahrheit an. Denn bei den Intimitäten und den 
Anwägbarkeiten des Ehelebens, bei den vielen Möglichkeiten, ſich gegenſeitig Kummer 
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zu bereiten oder zarte Gefühle zu verletzen, liegt der Grund der Ehezerrüttung 
meiſt in etwas ganz anderem oder jedenfalls nicht ausſchlaggebend in dem einen 
oder den einzelnen Ereigniſſen, die — ob vorgekommen oder fingiert — als Schuld 
und Scheidungsgrund im Prozeß vorgebracht werden. Das iſt auch ein Grund, 
weshalb die Reformbeſtrebungen mehr empfunden, als klar gedacht oder aus- 
geſprochen die objektive Zerrüttung der Ehe als Scheidungsgrund an Stelle 
des Verſchuldensprinzips ſetzen wollen. Die üblen Auswirkungen des Verſchuldens⸗ 
prinzips in dem Kampfe um die Kinder und um die Anterhaltsrente werden weiter 
unten erörtert. 


3. Abſolute und relative Scheidungsgründe 


Herkömmlich macht man dieſe Anterſcheidung danach, ob der Nachweis eines be⸗ 
ſtimmten Verhaltens, einer beſtimmten Tat des Ehegatten genügt, um dem andern 
Ehegatten das Recht auf Scheidung zu geben, oder ob es auf die individuelle Geſtal⸗ 
tung des Einzelfalles ankommt; im letzteren Falle arbeitet das Geſetz mit dehnbaren 
elaſtiſchen Vorausſetzungen. Danach find von den unter Ziff. 1 n 
R a bis c abſolut, d und e relativ. 


4. Die einzelnen Scheidungstatbeſtände 


Dem Ehebruche find, wie hier kurz nachgetragen werden fol, im 8 1565 ſchwere 
ſexuelle Verfehlungen, Anzucht zwiſchen Mann und Mann, zwiſchen Menſch und 
Tier ſowie die ſtrafbare Bigamie gleichgeſtellt. Im übrigen fol hier nur die Trag⸗ 
weite des § 1568 behandelt werden. Der Grundgedanke bei Schaffung dieſer Be⸗ 
ſtimmung war der, daß man den abſoluten Schuldſcheidungsgründen wegen der Viel 
geſtaltigkeit des Lebens noch eine Generalſchuldklauſel anfügen wollte, die aus 
nahmsweiſe auch wegen eines ſonſtigen durch die 88 1565 bis 1567 nicht 
erfaßten, ſchweren ehewidrigen Verhaltens eine Scheidung geſtatten ſollte. Die 
Entwicklung, beſonders ſeit dem Weltkrieg, hat einen ganz andern Weg eingeſchlagen. 
§ 1568 hat die übrigen Anwendungsfälle weit überflügelt. In der heutigen deutſchen 
Scheidungspraxis bringen alle anderen Scheidungsgründe zuſammen nur einen 
geringen Prozentſatz der Scheidungen, die auf Grund von 8 1568 ausgeſprochen 
werden. Das iſt auch nicht verwunderlich. Denn § 1568 iſt den Scheidungsluſtigen 
weit günſtiger, als es alle vorhergehenden Beſtimmungen ſind. Warum a oder b 
oder c, wenn ein Zehntel a, ein Zehntel b, ein Zehntel e genügt? Das Geſetz deutet 
dieſen Weg ſchon an: § 1566 verlangt, um eine Scheidung zu rechtfertigen, daß 
der eine Ehegatte dem andern nach dem Leben trachtet und dies durch die Tat 
bekundet, aber es genügt nach S 1568 auch grobe Mißhandlung. Wenn der Richter 
nun das Wort „grobe“ Mißhandlung beſonders ſtreng für den Schuldigen nimmt, 
iſt es beſonders milde für den Scheidungsluſtigen. Selbſt $ 1567 wird in der 
Praxis durch § 1568 überholt. Ein Schwerkriegsbeſchädigter, der auf die periön- 
lichen Dienſtleiſtungen ſeiner Ehefrau angewieſen war, wurde von dieſer verlaſſen: 
Der Richter hat, ohne die Friſten des 8 1567 innezuhalten, ſofort nach § 1568 
geſchieden. Wie geſagt: immer ſtrenger werden die Vorausſetzungen des § 1568 für 
den „Schuldigen“ genommen, ſo daß von Schuld nicht mehr viel übrigbleibt. Das 
iſt die Anwahrheit, die dem Schuldprinzip in der Anwendung des heutigen deutſchen 
Scheidungsrechts anhängt, und die einer ernſten chriſtlichen Auffaſſung vom Weſen 
der Ehe ins Geſicht ſchlägt. Hoffen wir, daß der Nationalſozialismus hier reinigend 
und beſſernd eingreift. 


5. Verluſt des Scheidungsrechts 


Das Scheidungsrecht erliſcht a) durch Verzicht und Verzeihung (8 1570). Verzicht iſt 
im Geſetz nicht erwähnt. Verzicht iſt Rechtsgeſchäft. Man kann auf Scheidung ver- 
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sichten, ohne zu verzeihen. Verzeihung iſt eine Tatſache, kein Rechtsgeſchäft, aber 
auch zugleich die Außerung dieſer Tatſache in dem Sinne, zur Fortſetzung der Ehe 
bereit zu ſein (RG 105 S. 106). Regelmäßig liegt in dem Geſchlechtsverkehr der 
Ehegatten, nachdem der unſchuldige Teil die Schuld des anderen erfahren hat, eine 
Verzeihung. Verzicht als Rechtsgeſchäft iſt wegen Willensmängel (Irrtum, Betrug, 
Drohung, SS 119, 123) anfechtbar, aber auch anfechtungsbedürftig. Anders bei der 
Verzeihung: eine erſchlichene Verzeihung iſt keine Verzeihung. b) Erlöſchen des 
Scheidungsrechts durch Friſtablauf. Die Scheidungsklage muß binnen 6 Monaten 
von der Kenntnis des Scheidungsgrundes erhoben werden (8 1571). Die Friſt läuft 
nicht, ſolange die häusliche Gemeinſchaft zwiſchen den Gatten aufgehoben iſt. Dieſen 
Beſtimmungen liegt die vernünftige Erwägung zugrunde, daß einerſeits nicht alte 
Zerwürfniſſe in ſpäterer Zeit ausgegraben werden ſollen, anderſeits eine Trennung 
der Ehegatten nach einem Streit oder einem Fehltritt noch zu einer Ausſöhnung 
führen kann, und man daher die Trennungszeit nicht in die Sechsmonatsfriſt ein- 
rechnen darf, um nicht den verletzten Teil zu einer vorzeitigen Entſcheidung zu 
zwingen. Daß über alte Dinge Gras wachſen fol, ſoll auch durch die Vorſchrift be- 
günftigt werden, daß Scheidungsgründe nach 10 Jahren, ohne Rückſicht darauf, ob 
und wann ſie der unſchuldige Teil erfahren hat, überhaupt nicht zur Scheidung führen 
($ 1571 Abſ. 1 Satz 2). Leider wird dieſe wohlmeinende Beſtimmung praktiſch durch 
eine andere (8 1573) außer Kraft geſetzt: alte Scheidungsgründe können zur Anter⸗ 
ſtützung und Glaubhaftmachung neuer noch nicht durch Verzeihung und Zeitablauf 
erloſchener Scheidungsgründe herangezogen werden. Es gibt Anwälte, die namentlich 
bei einer auf $ 1568 geſtützten Klage das ganze bis über 20 Jahre zurückliegende 
Eheleben der Parteien im Prozeß ausbreiten. 


III. Der Scheildungsprozef 


Das Scheidungsrecht kann heute nur im ſtreitigen Verfahren des Scheidungsprozeſſes 
geltend gemacht werden. Es wird eingeleitet durch ein Sühneverfahren, welches der 
Ausſöhnung der Parteien und damit der Vermeidung des Scheidungsprozeſſes in 
letzter Minute dienen ſoll. Leider iſt es heute zu einer läſtigen Formſache berab- 
geſunken. Gute Reformvorihläge, um das Sühneverfahren wirkſam zu machen, 
bringt Schultze in der Zeitſchrift Deutſches Recht 1935 S. 95 ff. Der Prozeß 
ſpielt ſich ab in der Form entweder der einfachen Kloge oder als Klage und Wider 
klage. In letzterem Falle begehrt der Beklagte nicht nur Abweiſung der Klage (Ver- 
teidigung), ſondern Scheidung wegen eines anderen dem Kläger zur Laſt fallenden 
Scheidungsgrundes (Gegenangriff). Wird die Klage zurückgenommen — was 
allgemein im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Ehe zuläſſig iſt —, jo bleibt die 
Widerklage beſtehen, wenn nicht auch dieſe zurückgenommen wird. Werden Klage 
und Widerklage durchgeführt, ſo können beide durchdringen (dann wird die Ehe auf 
Klage. und Widerklage geſchieden und beide Ehegatten werden für ſchuldig erklärt, 
§ 1574 Abſ. 2) oder es können beide abgewieſen werden, oder es kann die eine 
durchdringen, die andere abgewieſen werden. Zwiſchen der einfachen Klage und der 
Klage und Widerklage gibt es nun ein Zwiſchending: der beklagte Teil erhebt keine 
Widerklage, ſondern ſtellt nur den Antrag, auch den Kläger für mitſchuldig zu er. 
klären. Damit wird auf der einen Seite dieſelbe Wirkung erreicht, als wenn Klage 
und Widerklage erhoben ſind und durchdringen. Anderſeits iſt aber das Verhalten 
des Beklagten prozeſſual rein verteidigend; wenn der Kläger die Klage zurücknimmt, 
iſt das Verfahren beendet und der Antrag des Beklagten auf Mitſchuldigerklärung 
des Klägers fällt in ſich zuſammen, weil die Ehe beſtehen bleibt. In jedem Schei- 
dungsprozeſſe find alle für Aufrechterhaltung der Ehe ſprechenden Geſichtspunkte und 
Tatſachen von Amts wegen zu berückſichtigen (8 622 3PO). Verlangt der 
Beklagte die Abweiſung der Klage, ſo wird ihn, ſolange das Scheidungsrecht 
zweifelhaft iſt, der Richter unterſtützen. Wollen beide Teile die Scheidung, wie das 
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häufig iſt, ſo wird der Nichter das Eingeſtändnis des Beklagten in ſeine Schuld 
deſto genauer auf ſeine Wahrhaftigkeit prüfen müſſen und eine genaue Beweisführung 
verlangen. In der Praxis wird der § 622 SPD in ſehr verſchiedener Intenfität 
gehandhabt. 


Reben dem Scheidungsprozeß findet regelmäßig ein Nebenverfahren ſtatt, das ſich in 
die Form der einſtweiligen Verfügung kleidet (8 627 ZPO). Während des Schei- 
dungsprozeſſes leben die Ehegatten regelmäßig getrennt (nur ganz ſeltene Ausnahmen 
kommen vor), von allem anderen abgeſehen ſchon deshalb, weil ein weiteres Zufammen- 
leben als Verzeihung angeſehen werden könnte (8 1570). Wird die Scheidungsklage 
wegen Schuld des anderen Teils mit Grund erhoben, ſo kann der Kläger die Herſtellung 
der ehelichen Gemeinſchaft verweigern. Aber ob die Scheidungsklage begründet iſt, iſt ja 
gerade ſtreitig. Daher beſtimmt 8627 IPO, daß durch einftweilige Verfügung des 
Gerichts für die Dauer des Scheidungsprozeſſes das Getrenntleben der Ehegatten ge- 
ſtattet, die gegenſeitige Anterhaltungspflicht der Ehegatten geordnet und über Verbleib 
und Betreuung der Kinder proviſoriſche Beſtimmungen getroffen werden können. Was 
die Anterhaltsleiſtung anlangt, fo kann fie natürlich nicht „in der durch die eheliche 
Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe“ erbracht werden. Hier tritt Zahlung einer 
Geldrente ein (5 1361 BGB). Wie die gewöhnliche Anterhaltspflicht (vgl. unten 
S. 27), ſo trifft auch hier die Zahlungspflicht in aller Regel den Mann. Der 
Mann hat ferner (8 1361 Abſ. 1 Satz 2) die nötigen Haushaltungsgegenſtände der 
Frau zur Führung eines abgeſonderten Haushalts während des Getrenntlebens 
herauszugeben. Ob dieſe Sachen der Frau gehören (Ausſteuer) oder dem Manne, iſt 
dabei gleichgültig. Der 8 1361 Abſ. 1 Satz 2 gibt der Frau nur einen obligatoriſchen 
Anſpruch auf Herausgabe. Die Eigentumsverhältniſſe am herausgegebenen Hausrat 
werden erſt bei der Scheidung wichtig, ſoweit er Eigentum des Mannes iſt, muß 
er ihm dann wiedergegeben werden. Wie ſich aus der Faſſung des Geſetzes ergibt 
„ſolange einer von ihnen die Herſtellung des ehelichen Lebens verweigern darf“ 
(8 1361 Abſ. 1 Satz 1) ſtehen die Anſprüche auf Unterhalt und Möbel nicht nur der 
unſchuldigen Frau zu. Es iſt gleichgültig, ob der Mann die Frau beim Ehebruch 
ertappt und aus dem Hauſe weiſt, oder ob die Frau von dem Ehebruch des Mannes 
erfährt und die Chewohnung verläßt: in beiden Fällen muß der Mann der Frau 
Geld zahlen und den nötigen Hausrat für ihren ſelbſtändigen Haushalt herausgeben. 


Aus dem Prozeßrecht find noch die 88 615, 616 ZPO von großer Bedeutung. Danach 
können Scheidungsklage, Anfechtungsklage und die Klage auf Herſtellung des ehe⸗ 
lichen Lebens im ſelben Verfahren, ſei es in Form der Klagenverbindung, ſei es als 
Klage und Widerklage, verhandelt, ja fie müſſen fogar, wenn es der Prozeßſtoff 
verlangt, im ſelben Verfahren erledigt werden. Das gilt vor allem von der 
Scheidungs⸗ und Anſechtungsklage. 


Beiſpiel: Die Frau klagt auf Scheidung nach 8 1568, weil ſich der Mann ſchuldhaft dem 
g das Eheleben rende Die Klage wird abge- 


werden 
hung bat, muß und kann fie in dieſem Falle ung einlegen und 
age übergehen, mit der fie durchdringen wird. W᷑ 
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IV. Wirkungen der Scheidung 


Mit Nechtskraft des Scheidungsurteils endigt die Ehe. Für die Wirkungen im 
einzelnen iſt vielfach, nicht immer das Schuldprinzip von Bedeutung. 


1. Name der geſchiedenen Frau (8 1577) 


Regelmäßig behält die Frau auch nach der Scheidung den Namen des geſchiedenen 
Mannes, wobei die Schuldfrage keine Rolle ſpielt. Sie kann aber eine Rolle ſpielen: 
iſt nämlich die Frau für allein ſchuldig erklärt, ſo kann ihr der Mann die Führung 
feines Namens unterſagen, fo daß fie ihren Familiennamen führen muß. Die Vor. 
ſchrift iſt nicht genügend bekannt. Hat z. B. die allein für ſchuldig erklärte Frau 
Hoch- oder Landesverrat begangen und ihre Verurteilung iſt öffentlich bekannt ⸗ 
gegeben, ſo hat der geſchiedene Mann ein großes Intereſſe daran, daß ſein Name 
nicht in den Schmutz gezogen wird. Auch die Frau kann von ſich aus, fie mag un- 
ſchuldig fein oder ſchuldig, den Namen ihres geſchiedenen Mannes ablegen (8 1577). 


2. Anterhaltspflicht 


a) Sind beide Ehegatten für ſchuldig an der Scheidung erklärt, dann beſteht keine 
Anterhaltspflicht, b) iſt ein Ehegatte für ſchuldig erklärt, ſo iſt er dem anderen Ehe⸗ 
gatten gegenüber unterhaltspflichtig, wenn der letztere ſich nicht ſelbſt unter- 
halten kann. Dabei iſt die Anterhaltspflicht des ſchuldigen Mannes gegenüber der 
unſchuldigen Frau etwas intenſiver als im umgekehrten Falle (88 1578, 1579). Die 
Anterhaltspflicht erliſcht nicht mit dem Tode des ſchuldigen Teiles (8 1582), fie geht 
als Laſt auf deſſen Erben über, ſie erliſcht aber mit der Wiederverheiratung des un⸗ 
ſchuldigen Teiles (8 1581). c) Sind beide Ehegatten unſchuldig (Scheidung wegen 
Geiſteskrankheit), ſo muß der geiſtesgeſunde Teil dem Kranken Unterhalt ge- 
währen (8 1583). 


3. Einfluß der Scheidung gegenüber den N 


Der Einfluß bezieht ſich auf den wichtigſten Teil der elterlichen Gewalt, auf die 
Sorge für die Perſon des Kindes. Es handelt ſich darum, wer von den 
beiden Ehegatten die Kinder bekommt, mit ihnen lebt, Einfluß auf ihre Erziehung 
und ihre körperliche und geiſtige Entwicklung erhält. Die Regelung iſt im 8 1635 
enthalten und iſt unabdingbar. a) Iſt nur ein Ehegatte für ſchuldig erklärt, ſo ſteht 
dem unſchuldigen Teil die Sorge für die Kinder zu. b) Sind beide Ehegatten für 
ſchuldig erklärt, ſo findet eine Teilung nach dem Geſchlecht und dem Alter der Kinder 
ſtatt. Alle Kinder bis zum vollendeten ſechſten Lebensjahr und Töchter auch weiter 
fallen der Mutter zu, Söhne vom 6. Lebensjahr ab dem Vater. c) Der andere 
Ehegatte, der die Kinder nicht erhält, „behält“, wie das Geſetz ſagt, „die Befugnis, 
mit dem Kinde perſönlich zu verkehren“ unter näherer Regelung des Vormundſchafts⸗ 
richters (8 1636): eine papierne Vorſchrift, die zu neuem Streit und Zerwürfnis der 
geſchiedenen Ehegatten und zu großem Leid für die zwiſchen den ſtreitenden Eltern 
ſtehenden Kindern führt. 


Oben S. 6 war bereits angedeutet, daß die ganze Regelung des § 1635 — und wie 
wir jetzt hinzufügen können: des 5 1636 — zu großen Bedenken Anlaß bietet. Der 
ſogenannte unſchuldige Teil iſt nicht immer der zur Kindererziehung geeignetſte. Es 
handelt ſich auch gar nicht darum, dem individualiſtiſchen Egoismus der Eltern zu 
dienen, den Schuldigen zu beſtrafen, den Anſchuldigen zu belohnen, ſondern es 
handelt ſich einzig und allein um die Erziehung der Kinder. Es iſt erfreulich, 
daß fi dieſe Anſchauung immer mehr Bahn bricht (vgl. Löhnis, Deutſches Recht 
1935 S. 93). Löhnis iſt auch darin beizuſtimmen, daß zur Regelung dieſer Er- 
ziehungsfragen nicht das Eheſcheidungsprozeßgericht, ſondern das Vormundſchafts⸗ 
gericht zuſtändig ſein ſollte. 
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V. Aufhebung der ehelichen Gemeinjchaft 

(8 1576). Der Gegenſatz zwiſchen dem bürgerlichen Recht, das die definitive 
Scheidung (Scheidung dem Bande nach) kennt, und dem katholiſchen Kirchenrecht, das 
dieſe Scheidung grundſätzlich ablehnt, kann den gläubigen Katholiken in Gewiſſens⸗ 
konflikte bringen. Dieſer Lage trägt die „Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft“ 
Rechnung. Wer auf definitive Scheidung zu klagen berechtigt iſt, kann ſich mit Auf⸗ 
hebung der ehelichen Gemeinſchaft, die auch das Kirchenrecht zuläßt, begnügen. 
Dieſes Inſtitut ſchafft einen Zwiſchenzuſtand, der, ſolange er beſteht, die Eingehung 
einer neuen Ehe nicht zuläßt (8 1586), der durch Vereinigung der Ehegatten wieder ⸗ 
aufgehoben (8 1587), der aber auch ohne ſachliche Nachprüfung zur definitiven 
Scheidung weitergeleitet werden kann (8 1576). Natürlich iſt das Recht, ſich mit der 
„Aufhebung der ehelichen Gemeinſchaft“ zu begmigen, nicht nur den katholiſchen 
Volksgenoſſen vorbehalten, aber für dieſe in erſter Linie beſtimmt. 


VI. Reformbeſtrebungen auf dem Gebiet des Scheldungsrechts 

1. Seit dem Weltkriegsende ſteigern ſich in Deutſchland die Beſtrebungen, die Ehe · 
ſcheidungen zu erleichtern. Die marxiſtiſchen und die demokratiſchen Parteien machten 
ſich zu politiſchen Wortführern dieſer Ziele. Aber auch Kreiſe, die dieſen politiſchen 
Parteien fernſtanden, konnten ſich der Erwägung nicht verſchließen, daß, wenn die 
Ehegatten einmal zur Lebensgemeinſchaft nicht paſſen, ohne daß den einen oder den 
anderen Teil eine ſubjektive Schuld trifft, wenn alſo eine objektive Zerrüttung 
der Ehe vorliegt, dieſe Ehe beſeitigt werden müſſe. Namentlich dann beſeitigt 
werden müſſe, wenn die Aufrechterhaltung ſolcher kranken Ehen allen Beteiligten, 
den Ehegatten und Kindern zu Qual und Anſegen werde. Man verwies dann für 
die Trennung der Ehen wegen objektiver Zerrüttung auf das ſkandinaviſche Recht, 
das dieſen Scheidungsgrund kennt. Aber das ſkandinaviſche Recht unterrichtet vor- 
züglich Arno Schulze, „Die Eheſcheidung nach deutſchem und ſkandinaviſchem 
Recht und die Neformbeſtrebungen in Deutſchland.“ Diſſertation, Jena (1929) 1932, 
auch ſelbſtändig erſchienen. Ein Referentenentwurf des Reichsjuſlizminiſteriums 
vom April 1929 nahm dieſen Gedanken auf und wollte den Scheidungsgrund der 
objektiven Zerrüttung durch Abänderung des 8 1568 in das deutſche Recht einbauen. 


2. Wie tft der heutige deutſche Rechtszuſtand in Wirklichkeit? Sind ſich die Ehe⸗ 
gatten über die Löſung des Ehebundes einig, ſo können ſie heute in Deutſchland leicht 
und ſchnell geſchieden werden, teilweiſe leichter und namentlich ſchneller als in 
Schweden und den beiden anderen dem ſchwediſchen Recht ſich anſchließenden ſkan⸗ 
dinaviſchen Ländern. Das Schuldprinzip und die oben unter III erwähnte Vorſchrift 
des 8622 IPOD hindern nicht. Nur iſt das ſkandinaviſche Recht ehrlicher, das 
deutſche Recht iſt unwahrhaft, wenn es, bei objektiver Zerrüttung der Ehe, zwar 
praktiſch die Scheidung zuläßt, aber verlangt, daß einer oder beide Teile eine Schuld 
auf fich nehmen. 

Die Lage verändert ſich gänzlich, wenn ein Ebegatte die Scheidung nicht will. 
Dabei handelt es ſich entweder um den Kampf um die Kinder (vgl. oben IV 3) oder 
um den Kampf um die Anterhaltsrente (letzteres namentlich für die Frau). Allerdings 
fällt bei der heutigen Aberbeanſpruchung des 8 1568 auch dann die Scheidung nicht 
ſchwer, ſie iſt dann aber für den unterliegenden Teil vielfach unbillig. 

Eine befriedigende Löſung der Anterhaltsfrage hat das ſkandinaviſche Recht im Falle 
der Eheauflöſung wegen objektiver Zerrüttung nicht gefunden, auch nicht die an- 
ſchließende deutſche Reformbewegung. Da bei objektiver Zerrüttung keinem 
Ehegatten ein Vorwurf gemacht wird, kann, fo ſagt man, im Fall der Auflöſung 
der Ehe kein Ehegatte von dem anderen etwas verlangen. Das iſt doktrinär. Die 
Anterhaltsfrage muß im Einzelfall nach billigem Ermeſſen geregelt und unter Am- 
ſtänden auch dem obflegenden Teil die Anterhaltspflicht gegenüber dem anderen 


auferlegt werden. 
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Ein Beiſpiel möge das erläutern: Der Mann klagt au Scheidung. Er iſt 50, hat fi 
jung und Aug erhalten, die Frau 59 Jahre alt, fie iſt krank, mürriſch, gealtert, ver · 
braucht. Aus der Ehe ſtammen 9 Kinder, fait alle in der Kindheit verftorben, die 
lebenden erwachſen außerhalb des Hauſes. Der Mann will 16 wieder verheiraten, er 
empfindet das Leben an der Seite feiner Frau als unerträgliche Laſt; ein . 
Verhalten kann ihm nicht nachgewieſen werden, dagegen gelingt es ihm, der Frau eine 
Reihe von Kleinigkeiten zur Laſt zu legen, die einzeln oder zuſammen nach der eigen⸗ 
artigen Anwendung des 5 1568 zur ung führen könnten. Das deutſche Gericht 

at die Anwendung des § 1568 nur aus dem Grunde abgelehnt, weil die Frau wegen 

lleinſchuld ohne Anterhaltsrecht, ja ſogar mit Anterhaltspflicht gegenüber dem Manne 
auf die Straße geſetzt wäre. Hätten wir die Scheidung wegen oble tiver ne fo 
brauchte man zwar nicht die Lüge mit der Schuld wegen ehewidrigen Verhaltens. Aber 
das Anterhaltsproblem bleibt ganz dasſelbe. er man will moraliſch und rechtlich dem 
Manne das Recht einräumen, eine Ehe, die keine Ehe mehr tft, zu löſen, dann iſt es jelbit- 
verſtändlich feine Pflicht, für den Lebensabend feiner Frau, die in der Ehe ihre Lebens- 
und Arbeitskraft verbraucht hat, zu ſorgen. 


3. Im nationalſozialiſtiſchen Volksſtaat „muß entſcheidend ſein, welche Wirkung die 
einzelne Ehe auf die Gemeinſchaft ausübt“ (Mößmer, Deutſches Recht 5. Jahrg. 
[1935] ©. 78). Bieten ſchlechte Ehen ein öffentliches Argernis (Fälle der Schuld- 
aufrechnung — vgl. oben II 2), fo find fie mindeſtens auf Antrag eines Ehegatten 
— das ließe ſich noch aus dem geltenden Recht ableiten —, beſſer von Amts wegen 
zu beſeitigen —, das wäre Neurechtsbildung. Jedenfalls für jene Ausmündung des 
individualiſtiſchen Schuldgedankens, die Eheleute durch Aufrechterhaltung der Ehe 
zu beſtrafen, weil ſie beide ſchuldig ſind, weil ihnen alſo „die Fortfetzung der Ehe 
zugemutet werden kann“ (S 1568) haben wir heute kein Verſtändnis mehr. 

Das Schuldprinzip iſt endgültig aufzuheben, es iſt kein brauchbares Kriterium, um 
die Anterhaltsfrage zu regeln (vgl. oben Ziff. 2). Es iſt aber auch kein brauchbares 
Kriterium, um die Sorge für die Perſon der Kinder zu ordnen. Gewiß, Schuld und 
moraliſche Minderwertigkeit machen einen Elternteil ungeeignet, die Kinder, die 
kommende Generation, das edelſte Gut der Nation heranzubilden. Aber jene Schuld 
oder angebliche Schuld, die heute zur Eheſcheidung führt, iſt kein geeigneter Maßſtab, 
um über die Sorge für die Perfon des Kindes zu entſcheiden. Die Lebenserfahrung 
lehrt, daß der kältere, klügere Teil, der keine äußere Eheverfehlung begeht oder dem 
man ſie nicht nachweiſen kann, der alſo im Eheprozeß obſiegt, auch häufig den Kindern 
gegenüber der kältere Teil iſt, dem das warme Herz, das den Kindern Heimat bieten 
ſoll, fehlt. 

Aus dem Geſichtspunkt des Gemeinwohls, das über Aufrechterhaltung oder Löſung 
kranker Ehen entſcheiden ſoll, kann daher eine objektive Zerrüttung der Ehe 
für ihre Löſung ſehr wohl genügen. Wenn geiſtig und raſſiſch wertvolle Menſchen 
nun einmal, wie ſie zu ſpät eingeſehen, nicht zueinander paſſen, ſich im täglichen 
Kampfe zerreiben, den Kindern die Jugend und damit das Leben verderben, ſo ſind 
die Feſſeln zu ſprengen, damit die Ehegatten dem freien Schaffen in ihrem Beruf 
wiedergegeben, auch eine geſunde neue Ehe gründen können. Damit proklamiert der 
Nationalſozialismus nicht grundſätzlich eine Erleichterung der Eheſcheidung, noch 
weniger eine Erleichterung nach dem ſubjektiven Belieben der Ehegatten. Namentlich 
die Rückſicht auf das körperliche und geiſtige Wohl der Kinder kann eine Aufrecht⸗ 
erhaltung der Ehe erheiſchen, auch wenn die Ehegatten ſelbſt ſich völlig einander ent⸗ 
fremdet haben. Hier iſt eine außerordentliche Vorſicht und behutſame Behandlung 
des Einzelfalles erforderlich. Iſt es auf der einen Seite richtig, daß die Kämpfe 
der Eltern auch das Geiſtesleben des Kindes vergiften, fo ift jene andere nüchterne 
Erwägung nicht von der Hand zu weiſen, daß unmündige und unverſorgte Kinder, 
wenn beide Eltern fie nur lieben, in kranken Ehen beſſer verforgt find, wenn die Ehe⸗ 
gatten zuſammenbleiben, als wenn die Ehegatten auseinander gehen und die Kinder 
aufgeteilt werden. Das gilt namentlich in einfachen Verhältniſſen. Die Kinder 
bilden ein ſtarkes Band, und das ſoll fo fein. Gehen die Eltern auseinander, fo ge- 
raten fie unter andere Einflüſſe, die ſich für die Kinder außerordentlich ſchädlich aus⸗ 


wirken können. 
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8 6. Wirkungen der Ehe im allgemeinen 


I. Mann und Frau 

1. Zwei Auffaſſungen hat das deutſche Eherecht in langer geſchichtlicher Entwicklung 
überwunden: die eheliche Munt und die eheliche Genoſſenſchaft. a) Die eheliche 
Munt iſt die Fürſorgegewalt des Ehemannes über die Ehefrau. Die Frau wird 
zwar nicht ganz den Kindern gleichgeſtellt wie im römiſchen Recht, aber immerhin 
doch vom Manne bevormundet und in ihrer Geſchäfts⸗ und Verfügungsfähigkeit 
beſchränkt. Heute iſt die Frau unbeſchränkt geſchäftsfähig und prozeßfähig (8 52 
Abſ. 2 SPD) Trotz dieſes Grundſatzes, der immer wieder betont wird, wirkt das 
eheliche Güterrecht lähmend auf die Frau. Aber ſo viel bleibt richtig, daß die Ge⸗ 
ſetzesverfaſſer dem Manne durch das Güterrecht keine Vormundſchaft über die Frau 
einräumen wollten. b) Auch der genoſſenſchaftliche Gedanke iſt im 
Laufe der Zeit verlorengegangen. Das iſt zu bedauern. Zwar iſt es ungeſchickt und 
veraltet, wenn das Preußiſche Allgemeine Landrecht (I 1 8184) von einer „ehelichen 
Geſellſchaft“ ſpricht, deren Haupt der Mann iſt. Aber der Gedanke der ehelichen 
Lebensgemeinſchaft findet in der Genoſſenfchaft doch ſeinen beſten Ausdruck. Hoffen 
wir, daß der Nationalſozialismus dieſer Auffaſſung wieder ihren gebührenden Platz 
einräumt. Heute haben wir noch Heine Aberbleibſel an einer Stelle, wo der genoſſen⸗ 
ſchaftliche Gedanke nicht gerade erhebend wirkt: in der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
(8 1438 BGV) und im Steuerrecht. Das Vermögen der Ehegatten wird, gleichviel 
in welchem Güterſtande fie leben, bei der Einkommen und Vermögenſteuer zu- 
ſammengerechnet. 


2. Mann und Frau werden im übrigen heute gegenübergeſtellt, nicht als Einheit 
gefaßt. Dann kommt ſofort die demokratiſche Frage nach der Gleichberechtigung der 
Geſchlechter (Weimarer Verſaſſung Art. 119). Eine müßige Frage, da wir wiſſen, 
daß der Mann nicht ohne die Frau und die Frau nicht ohne den Mann denkbar iſt. 
Das Bürgerliche Geſetzbuch hat dem Manne einen Vorſprung eingeräumt: er hat 
„in allen das gemeinſchaftliche eheliche Leben betreffenden Angelegenheiten die Ent. 
ſcheidung zu treffen“ (81354). Aber die Ohnmacht der Paragraphen auf dieſem 
Gebiet habe ich mich ja in der Einleitung geäußert. 


II. Rechtsftellung der Ehefrau 

1. Die Frau erhält Namen (81355), Stand, Wohnſitz (8 10) und Staats- 
angehörigkeit des Mannes. Ein Hinzufügen des eigenen Familien- 
namens zum Namen des Mannes oder gar, daß beide Ehegatten beide Namen tragen, 
iſt unzuläſſig. 

2. Leitung des Hausweſens. Guter deutſcher Rechtsſitte gemäß (außer- 
deutſche Rechte haben das nicht in dem Maße) iſt die Frau a) berechtigt und ver⸗ 
pflichtet, das gemeinſchaftliche Hausweſen zu leiten (81356 Abſ. 1); b) verpflichtet 
(nicht auch berechtigt) zur Arbeit im Hausweſen und im Geſchäft des Mannes, fo- 
weit das nach dem Stand und Beruf des Mannes üblich iſt (8 1356 Abſ. 2). Die 
Gefetzesworte „Arbeit“ und „Leitung“ des Hausweſens bedürfen keiner weiteren Er⸗ 
läuterung. Auf die Arbeit ſeiner Frau kann der Mann verzichten, auf die Leitung 
des Hausweſens kann er nicht verzichten, weil dies zugleich ein Recht der Frau iſt. 
Der Mann darf nicht wider den Willen der Frau beſtimmen, daß ſeine Schweſter das 
Hauswefen leite, weil ſie es beſſer könne. 

3. Schlüſſelge walt der Ehefrau (81357). Aus der Haushalts. 
führung ergibt ſich das Recht der Frau, innerhalb des häuslichen Wirkungs⸗ 
kreiſes Geſchäfte für den Mann zu ſchließen und den Mann durch ſolche Ge⸗ 
ſchäfte unmittelbar zu berechtigen und namentlich zu verpflichten. Das iſt die 
Schlüſſelgewalt. Im Bereich der Schlüſſelgewalt iſt die Frau geſetzliche Ver⸗ 
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treterin des Mannes in jedem Güterſtande. Dagegen iſt der Mann kraft Eherechts 
in keinem Güterſtande geſetzlicher Vertreter der Frau. Das wäre ein Aufleben der 
alten deutſchen Munt, die unſer Recht nicht mehr kennt (vgl. oben unter 11). Was 
zum häuslichen Wirkungskreis gehört, iſt nach dem Einzelfall zu beurteilen, alſo nach 
dem ganzen Zuſchnitt des Haushalts, nach dem Vermögen und dem Stande des 
Mannes. Mieten eines Hausangeftellten kann darunter fallen, kann aber bei ein- 
fachen Verhältniſſen ſchon aus dem Rahmen herausfallen, wenn die Frau allein 
Hausarbeit verrichten muß (5 1356). Dagegen wird die Zuziehung des Arztes, wenn 
Kinder, Mann oder fie ſelbſt erkrankt iſt, regelmäßig darunter fallen, ebenſo die VBe⸗ 
ſchaffung der Nahrung für Küche und Keller. Immerhin beſteht die Möglichkeit, 
daß eine verſchwenderiſche und unpraktiſche Frau durch Mißbrauch der Schlüſſel⸗ 
gewalt, d. h. wenn das Einzelgeſchäft noch in den Rahmen der Schlüſſelgewalt fällt 
und damit den Mann bindet, den Mann an den Bettelſtab bringt. Dem Mann iſt 
deshalb nach 8 1357 Abſ. 2 die Befugnis eingeräumt, die Schlüſſelgewalt der Frau 
einzuſchränken oder ihr ganz zu nehmen. Nun beſteht wiederum die Möglichkeit, 
daß der Mann dieſe Befugnis mißbraucht, eine übermäßige Sparſamkeit von der 
Frau verlangt oder, bloß um ſie zu kränken, ihr die Schlüſſelgewalt nimmt. Man 
denke etwa an ein Zeitungsinſerat: „Hierdurch warne ich jedermann, meiner Frau 
auf meinen Namen etwas zu verabfolgen, da ich für nichts hafte.“ Bei dem Inſerat 
erhebt ſich die weitere Frage: wirkt es gegenüber jedermann oder nur gegenüber dem, 
der es geleſen? Die Regelung iſt nun die, daß eine Beſchränkung oder Aufhebung 
der Schlüſſelgewalt durch den Mann zunächſt immer gültig iſt, mag fie berechtigt oder 
mißbräuchlich erfolgt fein. Iſt fie mißbräuchlich erfolgt, fo kann die Schlüſſelgewalt 
der Frau auf ihren Antrag beim Vormundſchaftsgericht, das den Sachverhalt nach⸗ 
prüft, wiederhergeſtellt werden. Dritten gegenüber, alſo nach außen hin, wirkt die 
Beſchränkung oder Ausſchließung der Schlüſſelgewalt nur, ſoweit fie ins Güter. 
regiſter eingetragen (8 1435) oder dem Dritten bekannt iſt. Liegt das vor, dann 
können ſich die Geſchäftsleute für die dann getätigten Geſchäfte nicht mehr an den 
Mann halten, ſondern nur an die Frau. Danach iſt alſo auch die Frage mit dem 
Zeitungsinſerat zu beantworten. Wer das Inſerat nicht geleſen hat, kann, wenn 
kein Eintrag in das Güterrechtsregiſter vorgenommen iſt, ſich aus den Geſchäften der 
Frau an den Mann halten. Die Ankenntnis ſchützt ihn, ihm gegenüber gilt die 
Schlüſſelgewalt als fortbeſtehend. Aber das Eintragungsverfahren beim Güter- 
rechtsregiſter enthält 8 1561 nähere Beſtimmungen. 


4. Kündigungsrecht des Ehemannes (8 1358). Da die Frau voll 
geſchäftsfähig iſt, kann ſie ſich dritten Perſonen gegenüber zu Leiſtungen jeglicher 
Art, ſoweit fie überhaupt rechtlich zuläſſig find, verpflichten. Dieſe Verpflich- 
tungen können das Cheleben trüben und die Frau ihren wichtigeren Verpflich- 
tungen gegenüber Mann und Kindern entfremden. Daher gibt 81358 dem Manne 
ein Kündigungsrecht, ſreilich nur mit Zuſtimmung und unter Kontrolle des 
Vormundſchaftsgerichts. Das Kündigungsrecht ergreift nur Verpflichtungen zu 
perſönlichen Leiſtungen der Frau: Dienſtverträge, die Frau nimmt z. B. 
eine Stelle als Hausangeftellte oder eine Aufwartung an. Es fallen darunter aber 
auch Dienſte höherer Art und künſtleriſchen Charakters, ein Engagement als Schau- 
ſpielerin, Sängerin. Das Vormundſchaftsgericht wird zu prüfen haben, ob die Tätig⸗ 
keit der Frau zum Anterhalt der Familie nötig iſt und ob ſie daneben ihre Pflichten 
als Ehefrau und Mutter erfüllen kann. Abrigens iſt das Kündigungsrecht des Mannes 
nicht ſoviel wert, wie man meinen mochte. Es wird ausgeübt, wenn die Ehegatten 
ſich einig find und die Frau nachträglich die übernommenen Verpflichtungen als 
unbequeme Laſt empfindet. Sind die Ehegatten ſich in dieſem Punkte nicht einig, ſo 
nützt das Kündigungsrecht nichts. Es iſt vorgekommen, daß der Mann ein Engage⸗ 
ment ſeiner Frau als Opernſängerin gekündigt hat und die Frau am nächſten Tage 
mit dem Intendanten einen neuen Vertrag ſchloß. Dann kann der Mann wieder 
kündigen und die Frau wiederum neu abſchließen. Vgl. aber unter IV. 
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III. Gegenfeitige Unterhaltspflicht der Ehegatten. 8 1360 

Die Ehegatten haben einander Unterhalt zu gewähren. Dabei ſteht die Anterhalts⸗ 
pflicht des Mannes im Vordergrund. Der Mann hat der Ehefrau ſtandesgemäßen 
Unterhalt zu gewähren ohne Rüdfiht auf die Höhe ihres Vermögens. Hat fie Ver⸗ 
mögen, fo hat fie ihm bei Gütertrennung (§ 1427) einen Zuſchuß zur Beſtreitung des 
ehelichen Aufwandes zu leiſten. Beim geſetzlichen Güterſtande der Verwaltung und 
Nutznießung bekommt er den Zinsgenuß des eingebrachten Gutes; wenn dieſer aus⸗ 
fällt, einen Beitrag aus dem Vorbehaltsgut (8 1371). And bei den Gütergemeinſchaften 
hat der Mann ſchon im Geſamtgut einen Anteil am Frauengut. Aber alle dieſe Vor ⸗ 
ſchriften aus dem Güterrecht ſind ſekundär. Die Anterhaltspflicht des Mannes ſchlägt 
zunächſt durch, er kann die Frau nicht auf Selbſtunterhalt aus einem Teil ihres 
Vermögens verweiſen. Hat ſie kein Vermögen, ſo wirkt ſich ſeine Anterhaltspflicht 
noch intenſiver aus. Er hat alles mit ihr zu teilen; er muß auch nötigenfalls den 
Stamm ſeines Vermögens opfern. Reicht ſein Erwerb und ſein Vermögen nicht zum 
ſtandesgemäßen Anterhalt, ſo müſſen ſich die Eheleute mit dem notdürftigen, ja mit 
weniger als dem notdürftigen Anterhalt begnügen. Erſt wenn er gar nichts beſchaffen 
kann, alſo weder etwas erwerben kann, noch Vermögen hat, tritt die Frau ein und 
wird ihrerſeits dem Manne gegenüber unterhaltspflichtig. 


Der Unterhalt iſt, wie das Geſetz ſagt (5 1360 Abſ. 3), „in der durch die eheliche 
Lebensgemeinſchaft gebotenen Weiſe zu gewähren“ — den Gegenſatz zu dieſer Art 
Anterhaltsleiſtung bildet die Entrichtung einer Geldrente (8 1361, $ 1612) — alſo 
regelmäßig in der Ehewohnung nach den Bedürfniſſen des Familienlebens. Veſondere 
Ereigniſſe, Krankheit, Freiheitsſtrafen verſchieben natürlich die gewöhnliche Anter⸗ 
haltsgewährung, ebenſo iſt es, wenn Mann oder Frau aus beruflichen Gründen der 
Ehewohnung fernbleiben müſſen. Aber die Anterhaltspflicht bei Getrenntleben der 
Ehegatten während des Scheidungsverfahrens vgl. S. 21. 


IV. filage auf Aerftellung des ehelichen Lebens 
Erfüllt ein Ehegatte die ſich aus der ehelichen Lebensgemeinſchaft ergebenden 
Pflichten nicht, ſo kann der andere auf Herſtellung des ehelichen Lebens klagen. Nun 
iſt die Pflicht, die häusliche Gemeinſchaft zu erhalten oder, wenn eine Trennung ſtatt. 
gefunden hat, die häusliche Gemeinſchaft wiederherſtellen, eine Hauptpflicht der 
Ehegatten: aus ihrer Verletzung ergibt ſich die Eheverfehlung der böswilligen Ver. 
laſſung, die den anderen Teil zur Scheidungsklage berechtigt (S 1567). Immerhin find 
die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens und die Klage auf Herſtellung der 
häuslichen Gemeinſchaft ſtreng auseinanderzuhalten; die letztere iſt eine Anterart 
der erſteren. Es gibt ſogar eine Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens, die darin 
gipfelt, daß die häusliche Gemeinſchaft zur Zeit nicht wiederhergeſtellt werde. 
Eine Frau war ſchwer nervenkrank, ſie hatte ihren Mann verlaſſen und war zu ihren Eltern 
gegangen. Der Facharzt ſtellte feſt, das Leiden ſei heilbar, freilich ſei ein Zuſammenleben 
mit 5 Manne zur Zeit ausgeſchloſſen, ebenſowenig ſei der Aufenthalt im Elternhauſe 
eiden zuträglich; die Frau müßte ſich vielmehr zur Heilung in eine geſchloſſene Heil⸗ 
En begeben. Die Frau weigert ſich, das Elternhaus zu elan Der Mann klagte auf 
Herſtellung des ehelichen Lebens mit dem Antrage, die Frau möge ſich auf ſeine Koſten in 
die vom Facharzt empfohlene Anſtalt begeben. Die Frau ließ durch ihren Anwalt im Pro- 
zeſſe erwidern, das wäre eine eigenartige Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens, die 
1 nicht auf Herſtellung des ehelichen Lebens abziele. Das Reichsgericht hat beichen 
lagen wiederholt ſtattgegeben (RG 51 S. 182, 59 S. 256, 95 S. 332) mit der Beg 
dung, daß das Heilungsverfahren, wenn es erfolgreich durchgefuhrt werde, doch ſchließlich 
der Herſtellung des ehelichen Lebens diene. 
Aber, wie geſagt, alle ehelichen Pflichten können mit der Klage auf Herſtellung des 
ehelichen Lebens von dem anderen Teil geltend gemacht werden: Wenn der Mann 
der Frau die Führung ſeines Namens unterſagt, wenn die Frau ſich weigert, den 
Namen des Mannes zu führen, wenn der Mann der Frau zu Anrecht die Leitung des 
Hausweſens nimmt, wenn er ihr mißbräuchlich die Schlüſſelgewalt entzieht, wenn die 
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Frau als Opernſängerin und Schauſpielerin auftritt und damit ihre häuslichen 
Pflichten vernachläſſigt, vgl. oben II 4. — Das Reichsgericht empfiehlt, daß dem all- 
gemeinen Klageantrag auf Herſtellung des ehelichen Lebens ein ſpezieller Antrag, der 
auf Erfüllung der einzelnen ehelichen Verpflichtung gerichtet iſt, beigefügt und 
dementſprechend ein ſpezialiſiertes Urteil gefällt werde (RG 97 ©. 287). And was ſoll 
der obſiegende Teil mit dem Arteil anfangen? Die verurteilte Frau führt den Namen 
des Mannes nicht, ſie begibt ſich nicht in die Heilanſtalt, ſie lebt zwar mit dem Manne 
zuſammen, aber gibt die mehrfach gekündigte (8 1358 oben II 4) Stelle als Schau- 
ſpielerin nicht auf. Daß man hier mit Zwangsmaßnahmen des Gerichts und des Ge⸗ 
richts vollziehers nicht eingreifen dürfe, wenn man nicht wie ein Bär die Ehe ganz zer⸗ 
ſtören will, hat ſelbſt die geſetzesfreudige Zeit am Ende des vorigen Jahrhunderts 
eingeſehen. Die aus dieſer Zeit ſtammende, heute noch in Geltung befindliche Vor ⸗ 
ſchrift des 8 888 Abſ. 2 ZPO beſagt, daß eine Zwangsvollſtreckung aus einem zur 
Herſtellung des ehelichen Lebens verurteilenden Arteile nicht ſtattfindet. And wozu 
dann Klage und Arteil? Einmal, damit dem Verurteilten autoritär durch die Ge⸗ 
richtsbehörde ſeine Pflicht klargemacht wird — pſychologiſch meines Erachtens ſehr 
fehlerhaft gedacht — undſodann, um dieſes Arteil, wenn der Verurteilte ihm nicht 
nachkommt, zu einer Scheidungsklage nach § 1568, oder bei dem Sonderfall der Klage 
auf Herſtellung der häuslichen Gemeinſchaft nach 8 1567 zu verwenden. 


& 7. Eheliches Güterrecht. Güterftände und Dermögensmaffen 
der Ehegatten 
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1. Schließen Ehegatten miteinander Vermögensgeſchäfte, fo beſteht hierfür kein 
Sonderrecht. Schenkungen unter Ehegatten, die das römiſche Recht für nichtig er⸗ 
klärte, um Schiebungen unter Eheleuten zuungunſten der Gläubiger zu unterbinden, 

find heute, wie jedes entgeltliche Geſchäft, geſtattet. Die Gläubigerintereſſen werden 

durch die Vorſchriften der Konkursordnung (SS 31, 32) und die entſprechenden Be⸗ 

ſtimmungen des Anfechtungsgeſetzes (8 3) wahrgenommen. Der Geſchäftsverkehr unter 
den Ehegatten iſt ſogar erleichtert. Denn in den vielen Fällen, in denen nach dem ehe · 
lichen Güterrecht der eine Ehegatte zu den Geſchäften des anderen ſeine Zuſtimmung 
geben muß (3. B. 88 1375, 1395, 1445, 1446), iſt dieſe Zuſtimmung ohne weiteres 
gegeben, wenn die Ehegatten ſelbſt miteinander abſchließen. Auch der Sorgfaltsmaß⸗ 
ſtab für Haftungen iſt hier der normale (8 276). Die Vorſchrift des 8 1359, die eine 
Abſchwächung der Haftung enthält (8 277), gilt nur für ſpezielle eherechtliche Ver⸗ 
hältniſſe, z. B. wenn die Frau den Mann in Ausübung der Schlüffelgewalt ſchädigt. 
2. RNechts vermutung über die Zugehörigkeit der Vermögens 
ſtücke beider Ehegatten (8 1362). Es handelt ſich um Zuteilung der Ver⸗ 
mögensſtücke nach der Eigentumsſeite. An ſich find natürlich nur die wahren Eigen ⸗ 
tumsverhältniſſe maßgebend. Sind aber die Eigentumsverhältniſſe ſtreitig, unklar 
oder werden fie von den Ehegatten abſichtlich verdunkelt, um die Sachen dem Zugriff 
der Gläubiger zu entziehen — läßt der Gläubiger des Mannes pfänden, ſo erklärt die 
Frau, die gepfändeten Sachen gehören ihr und umgekehrt —, fo greifen die Vermutun⸗ 

gen des § 1362 ein, um wenigſtens eine vorläufige Klärung zu ſchaffen. Die Ver⸗ 
mutungen find widerleglich, aber der Ehegatte, der behauptet, im Einzelfall lägen die 

Eigentumsverhältniſſe anders, als 8 1362 fie vermutet, muß den vollen Gegenbeweis 
übernehmen. Mißlingt der Gegenbeweis, fo bleibt die Regelung des 8 1362 von Be- 
5 ſtand. Die Vorſchrift ſelbſt bedarf keiner näheren Erläuterung; hinzuweiſen iſt nur 
darauf, daß die Rechtsvermutung für das Eigentum des Mannes (Abſ. 1) weſentlich 
ſchwächer iſt als die Vermutung für das Eigentum der Frau (Abſ. 2): erſtere gilt nur 

zugunſten der Gläubiger des Mannes, alſo nicht in einem Nechtsſtreit der Ehegatten 
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untereinander, letztere im Verhältnis der Ehegatten untereinander und im Verhältnis 
zu den beiderſeitigen Gläubigern. Da S 1362 BGB dem ehelichen Güterrecht 
vorangeſtellt iſt, gilt er für alle Güterſtände. 

Schwieriger iſt es, die rein tatſächliche Seite, nämlich den Beſitz an den Vermögens- 
ſtücken der Ehegatten ſeſtzuſtellen. 8 866 BGB kennt einen Mitbeſitz, und man 
möchte meinen, das ſei die gegebene Beſitzart, wenn ſich die Sachen in der Ehewohnung 
befinden und (wie z. B. der Kleiderſchrank) beiden Ehegatten zugänglich ſind. Allein 
die Praxis entſcheidet anders und noch einfacher. Sachen des Mannes und Sachen aus 
dem eingebrachten Gut der Frau, auch wenn ſie beiden Ehegatten zugänglich ſind und 
von beiden benutzt werden, ſtehen im Alleinbeſitz des Mannes. Das eingebrachte Gut 
der Frau darf der Mann in Beſitz (d. h. Alleinbeſitz) nehmen (8 1373), und man nimmt 
an, wenn es ſich in der gemeinſamen Ehewohnung befindet, daß er das getan habe. 
Von Sachen dagegen, die zum perſönlichen Gebrauch der Frau beſtimmt find (SS 1362 
Abſ. 2, 1366), nimmt man an, daß fie ſich im Alleinbeſitz der Frau befinden, auch wenn 
fie dem Manne zugänglich find. Dieſe Beſitz. und Gewahrſamsverteilung iſt von 
Bedeutung, wenn die Gläubiger des Mannes oder der Frau in die Sachen ihres 
Schuldners die Zwangsvollſtreckung betreiben. Hätten die beiden Ehegatten Mitbeſitz 
oder Mitgewahrſam, fo könnte der jeweilig andere Ehegatte die Zwangs vollſtreckung 
erſchweren (SS 808, 809 SPD). Das Vorſtehende gilt nur für den Beſitz an den in der 
gemeinſamen Ehewohnung befindlichen Sachen. Leben die Ehegatten getrennt, dann 
haben beide an den bei ihnen befindlichen Sachen Alleinbeſitz. 


II. Überficht über die Güterftände des Bürgerlichen Geſetzbuchs 


1. Anter Güterſtand verſteht man die Regelung der Vermögensrechte der Ehegatten 
untereinander und dritten Perſonen gegenüber. Das Bürgerliche Geſetzbuch unter 
ſcheidet nun geſetzliche und vertrags mäßige Güterſtände, je nachdem ob 
die Regelung von ſelbſt ohne Zutun der Ehegatten eintritt oder auf beſonderer Ver- 
einbarung (Ehevertrag, § 1432) beruht. Die Geltungsſtärke dieſer beiden Arten von 
Güterſtänden untereinander iſt die gleiche wie zwiſchen geſetzlichem Erbrecht und letzt ⸗ 
williger Verfügung. Der geſetzliche Güterſtand wie das geſetzliche Erbrecht find nach; 
giebigen Rechts (jus dispositivum), ſie wollen nur gelten, wenn kein vertragsmäßiger 
Güterſtand bedungen, keine letztwillige Verfügung getroffen if. Geſetzliche 
Güterſtände kennt das Geſetz zwei: einen ordentlichen (Güterſtand der Verwaltung 
und Nutznießung) und einen außerordentlichen (Güterſtand der Gütertrennung). An 
vertrags mäßigen Güterſtänden ſtellt das Bürgerliche Geſetzbuch drei zur Ver⸗ 
fügung: Allgemeine Gütergemeinſchaft, Errungenſchaftsgemeinſchaft und Fahrnis⸗ 
gemeinſchaft. Auch Gütertrennung kann vertragsmäßig bedungen werden, wo ſie kraft 
Geſetzes nicht eintritt. 

2. Die Ehe iſt zwar, wie wir geſehen haben, ein Vertrag, wenn das Bürgerliche 
Geſetzbuch jedoch von „Ehevertrag“ ſpricht, dann meint es nur die vertrags⸗ 
mäßige Regelung der Güterverhältniſſe. Der Ehevertrag unterliegt einer qualifi- 
zierten Formvorſchrift ($ 1434). Der Ehevertrag braucht keine erſchöpfende Regelung 
der Güterverhältniſſe zu treffen: er kann irgendeine Beſtimmung des geſetzlichen 
Güterrechts abändern, im übrigen es bei dem geſetzlichen Güterrecht belaſſen. Er kann 
z. B. beſtimmen, daß die Mieten eines der Frau gehörigen Hauſes, die an ſich kraft 
der Nutznießung dem Manne zufallen, der Frau zur freien Verfügung belaſſen werden 
ſollen. Durch Ehevertrag kann etwas zum Vorbehaltsgut gemacht werden, was ſonſt 
eingebrachtes Gut wäre (8 1368). Statt im einzelnen können die Ehegatten durch Ehe⸗ 
vertrag auch das geſetzliche Güterrecht im ganzen befeitigen und durch ein anderes 
Syſtem erſetzen. Hier hat nun das Geſetz den Ehegatten vorgearbeitet: es hat ihnen, 
wie oben bemerkt, drei Güterſyſteme der allgemeinen und der beſonderen (Errungen- N 
ſchafts⸗ oder Fahrnis.) Gütergemeinſchaft „zur Verfügung geſtellt“. Es iſt ſo, wie 
wenn — was nicht geſchehen — das Geſetz ein Teſtaments formular ausgearbeitet hätte 
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und es dem Erblaſſer überließe, einfach durch Bezugnahme auf das Formular die 
geſetzliche Erbfolge auszuſchließen. Der ſormgültige Ehevertrag braucht alſo nur auf 
eins dieſer Syſteme zu verweiſen. Dann tritt es an Stelle des geſetzlichen Güterrechts. 
Auf ein früheres (z. B. die Märkiſche Gütergemeinſchaft) oder auf ein ausländiſches 
G. B. engliſches) Güterrecht dürfen die Vertragſchließenden nicht kurz verweiſen 
(§S 1433). Das iſt unwirkſam. Aber wenn fie wollen, können fie jede einzelne Beſtim⸗ 
mung eines früheren oder ausländiſchen Rechts ausdrücklich in den Ehevertrag auf- 
nehmen. Das iſt dann wirkſam. 


3. Anderungen und Beiſeitigung des geſetzlichen Güterrechts intereſſiert nicht nur die 
betreffenden Ehegatten, ſondern auch die Allgemeinheit, nämlich die Geſchäftsleute, 
die mit dem einen oder andern Ehegatten abſchließen. Zum Schutz der Allgemeinheit 
iſt das Güterrechtsregiſter geſchaffen (8 1435). Auf den Inhalt der Vorſchrift ſei 
verwieſen. 


4. Schon in der Einleitung (S. 5) wurde auf das Abermaß güterrehtliher Vor⸗ 
ſchriften hingewieſen. Vor 1900 war auf dieſem Gebiet der Rechtszuſtand beſonders 
zerſplittert, es gab über ein Dutzend verſchiedene eheliche Güterrechte in Deutſchland. 
Bei der Abfaſſung des Bürgerlichen Gefetzbuchs drang nun jeder Teil Deutſchlands, 
der mit feinem Güterrecht zufrieden war, darauf, daß dieſes, ſei es ganz, ſei es in ein- 
zelnen Beziehungen, in das Bürgerliche Geſetzbuch auſgenommen wurde. So beruht 
die Aufnahme der Errungenſchaftsgemeinſchaft auf württembergiſchem Einfluß, für die 
Fahrnisgemeinſchaft traten auch diejenigen Gebiete ein (vgl. III, 5), die ſie bereits 


beſaßen. 


Die Entwicklung hat nun doch zu einer Vereinfachung geführt. Eheverträge ſind heute 
viel ſeltener, als man bei Abfaſſung des Bürgerlichen Geſetzbuchs vorausſah. Min- 
deſtens 90 v. H. aller deutſchen Ehen haben den geſetzlichen Güterſtand der Verwaltung 
und Nutznießung. Oben (II, 1) wurde der Güterſtand der Gütertrennung ein außer ; 
ordentlicher geſetzlicher Güterſtand genannt. Auch er tritt von ſelbſt ein, ohne 
Zutun der Ehegatten, aber nur ſelten. Es genügt, auf die geſetzlichen Beſtimmungen 
zu verweiſen: SS 1426 (mit Weiterverweiſung), 1436, 1587. Von dem vertrags- 
mäßigen Güterrecht kommt die allgemeine Gütergemeinſchaft am meiſten vor. Daher 
wird fie in dieſem Paragraph unter IV noch etwas näher behandelt. Der geſetzliche 
Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung findet im S 8 eine genauere Darſtellung 
einmal, weil er den weitaus größten Prozentſatz aller deutſchen Ehen umfaßt, und 
ſodann, weil er leider im einzelnen eine ziemlich komplizierte Regelung beſitzt. Für 
die Errungenſchaftsgemeinſchaft und die Fahrnisgemeinſchaſt genügen die Grundzüge, 
wie ſie im nächſten Abſchnitt (III, 4, 5) angegeben ſind. 


III. Die weſentlichen Merkmale der verjchiedenen Güterftände 


1. Güterſtand der Verwaltung und Nutznie ßung 


Die hervorſtechenden Kennzeichen dieſes Syſtems find: völlige Trennung des Mannes- 
gutes und des Frauengutes der Subſtanz nach (Trennung der Eigentumsverhältniſſe). 
Das Frauengut zerfällt in zwei Maſſen; die Hauptmaſſe bildet das eingebrachte 
Gut, eine Ausnahmemaſſe — in ſie fällt nur hinein, was die Frau ſich vorbehalten 
hat — bildet das Vor behaltsgut ($$ 1365 bis 1370). Für das Vorbehaltsgut 
gelten die Beſtimmungen über die Gütertrennung (§ 1371), d. h. die Frau kann frei 
darüber verfügen, wie wenn ſie nicht verheiratet wäre. Der Mann hat dagegen die 
Verwaltung und Nutznießung am eingebrachten Gut der Frau. Daher der Name dieſes 
Güterſtandes. Verwaltung des eingebrachten Gutes umfaßt nicht das Recht, über es 
zu verfügen. Zu Verſügungen über das eingebrachte Gut bedarf es der Mitwirkung 
beider Ehegatten (88 1375, 1395). 
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2. Syſtem der Gütertrennung 


Merkmale dieſes Syſtems find: Völlige Trennung von Mannes und Frauengut in 
ihren rechtlichen Schickſalen, d. h. nicht nur der Subſtanz nach, ſondern auch freies 
Nutzungs⸗ und Verwaltungsrecht jedes Ehegatten an feinem eigenen Vermögen. Ver⸗ 
pflichtung des Mannes zur Beſtreitung des ehelichen Aufwandes, aber Verpflichtung 
der Frau zu einem angemeſſenen Beitrag aus ihren Einkünften und ihrem Arbeits- 
erwerb (nicht aus ihrem Kapital) (8 1427). 


3. Syſtem der allgemeinen Gütergemeinſchaft 


Zur Kennzeichnung dieſes Syſtems iſt von den Vermögensmaſſen auszugehen. Das 
Geſetz unterſcheidet drei Vermögensmaſſen: Geſamtgut, Vorbehaltsgut, Sondergut. 
a) Im Vordergrund ſteht das Geſamtgut, es bildet die Hauptmaſſe. Das Geſamt⸗ 
gut iſt gemeinſchaftliches Eigentum beider Ehegatten zur geſamten Hand. Es unter- 
ſteht der Verwaltung des Mannes, die Verwaltung umfaßt hier auch die Verfügungs⸗ 
macht (S 1443). — b) Für das Vorbehaltsgut gelten die Vorſchriften der 
Gütertrennung (8 1441). Danach verwaltet jeder Ehegatte fein Vorbehaltsgut 
ſelbſtändig, behält auch deſſen Nutzungen, freilich mit der Verpflichtung, aus ihnen 
einen angemeſſenen Beitrag zu dem ehelichen Aufwand zu leiſten. Der Amfang des 
Vorbehaltsguts iſt im § 1440 feſtgelegt. — ) Das Sondergut (8 1439) iſt das 
unübertragbare Vermögen jedes Ehegatten; es würde Geſamtgut fein, wenn es über ⸗ 
tragbar wäre, alſo auch der andere Ehegatte zur geſamten Hand an ihm beteiligt 
werden könnte. Beiſpiele: Nießbrauch (8 1059), der Erbhof des Bauern. Die 
Nutzungen des Sondergutes fallen, ſoweit fie übertragbar find, in die Hauptmaſſe des 
Geſamtgutes. Die Verwaltung des Sondergutes (auch des Sondergutes der Frau) 
hat der Mann allein. Die Verwaltung umſaßt hier nicht die Verfügung, weil eben das 
Sondergut verfügungsungeeignet (unübertragbar) iſt. 

Jeder Ehegatte kann ein Sondergut und ein Vorbehaltsgut haben und ſo kann es bei 
der allgemeinen Gütergemeinſchaft fünf Maſſen geben. Da nun die einzelnen Maſſen 
auch in Rechtsbeziehungen zueinander treten können, fo tun die Ehegatten gut, einen 
Rechnungsbeamten anzuſtellen. Das tft wohl das Gegenteil von einfachem Volksrecht! 
Nun bezweckt freilich die Gütergemeinſchaft, wenn möglich, alle 3 Vermögen der Ehe⸗ 
gatten dem Geſamtgut zu überweiſen, daher allgemeine Gltergemeinſchaft 
genannt. Aber dann hätte man den gemeinſchaftsfeindlichen Tendenzen entgegen- 
arbeiten und das Vorbehaltsgut, anſtatt es auszubauen, verbieten ſollen. Das Sonder⸗ 
gut müßte man allerdings zulaſſen, ſolange es unübertragbare Rechte gibt. 


4. Syſtem der Errungenſchaftsgemeinſchaſt 
(SS 1519 bis 1548 BGB) 


Sie iſt wie die Fahrnisgemeinſchaft nicht eine allgemeine, ſondern nur eine 
partielle Gütergemeinſchaft; das Geſamtgut, das beiden Ehegatten zur geſamten Hand 
gehört, iſt eingeſchränkter. Die Errungenſchaftsgemeinſchaft beruht auf dem an ſich 
einfachen Grundgedanken, daß das Erbgut beider Ehegatten getrennt bleiben, dagegen 
was ſie oder einer von ihnen in der Ehe errungen, d. h. erarbeitet, entgeltlich erworben 
haben, zum gemeinſamen Gute, zum Geſamtgute werden ſoll. Das Syſtem ſetzt einen 
behäbigen, ſicher fundierten Familienvermögensbeſitz auf beiden Seiten voraus und iſt 
leider ſchon aus dieſem Grunde heute in Deutſchland unmodern. Seine juriſtiſche Aus⸗ 
geſtaltung iſt überaus kompliziert, denn ſie iſt als eine Miſchform zwiſchen allgemeiner 
Gütergemeinſchaft und dem Güterſtande der Verwaltung und Nutznießung konſtruiert. 
Schon aus dieſen beiden Gründen nämlich wegen der fehlenden finanziellen Grund- 
lage und wegen der Kompliziertheit iſt das Syſtem der Errungenſchaftsgemeinſchaft 
ungeeignet, künftig als geſetzlicher Güterſtand aufgenommen zu werden. Vgl. noch 8 8 
am Ende. Die Errungenſchaftsgemeinſchaft unterſcheidet Geſamtgut, eingebrachtes Gut 
und Vorbehaltsgut. a) Das Vorbehaltsgut der Frau ($ 1526) hat die gleichen Funktionen 
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wie bei den übrigen Güterſtänden, die Frau kann frei und allein darüber verfügen. — 
b) Eingebrachtes Gut eines jeden Ehegatten iſt, was ihm bei Eintritt der Er⸗ 
rungenſchaftsgemeinſchaft (Zeitpunkt der Eheſchließung, wenn der Ehevertrag bereits 
unter den Verlobten geſchloſſen; Zeitpunkt des Ehevertrags, wenn er erſt nach der Ehe ; 
ſchließung getätigt wird; § 1432) als Eigenvermögen gehört und ferner, was er ſpäter 
von Todes wegen, durch Schenkung unter Lebenden oder als Ausſtattung ($ 1624) 
erwirbt (SS 1520, 1521). Eine weitere Ausdehnung des eingebrachten Gutes bringen 
die 88 1522 bis 1524. Die eingebrachten Güter werden vom Manne verwaltet, die 
Nutzungen fallen unmittelbar ins Geſamtgut. Für das eingebrachte Gut der Frau 
gelten die Vorſchriften des geſetzlichen Güterſtandes der Verwaltung und Nutznießung 
($ 1525). — c) Geſamtgut. Was nicht Vorbehaltsgut oder eingebrachtes Gut 
bildet, iſt Geſamtgut. Aus dieſer negativen Faſſung ergibt ſich, daß die Vermutung 
für die Zugehörigkeit zum Geſamtgut ſpricht ($ 1527). Poſitiv ausgedrückt: Geſamtgut 
iſt die Vermögensnutzung aus den eingebrachten Gütern und der Arbeitsertrag 
während der Ehe. Das Geſamtgut wird juriſtiſch behandelt wie das Geſamtgut der 
allgemeinen Gütergemeinſchaft. Der Mann hat Verwaltung und Verfügung. 

Zuſammenfaſſend iſt zu ſagen: Bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft ſind vier Ver⸗ 
mögensmaſſen möglich: Geſamtgut, zwei eingebrachte Güter, ein Vorbehaltsgut, 
nämlich der Frau, der Mann hat kein Vorbehaltsgut (8 1526 Abſ. 2. Der Mann 
braucht auch kein Vorbehaltsgut, ſein Abergewicht in Verwaltung mit Verfügung 
(Geſamtgut und eigenes eingebrachtes Gut) und ohne Verfügung (eingebrachtes Gut 
der Frau) iſt ohnehin geſichert. Anderſeits gibt dieſer Güterſtand die Möglichkeit, die 
bei dem geſetzlichen Güterſtand fehlt, die Frau am Erwerb des Mannes zu beteiligen. 


5. Syſtem der Fahrnisgemeinſchaft 


Dieſes Güterrecht iſt deutſch, iſt fränkiſchen Arſprungs, als ſolches nach Frankreich 
gekommen. Vom code civil Napoléon zum geſetzlichen Güterſtande erhoben, gilt es 
heute für 75 v. H. franzöſiſcher Ehen (in Frankreich find Eheverträge etwas häufiger 
als in Deutſchland). Mit dem code civil gelangte es wieder nach Deutſchland und 
galt in Baden und am linken Rheinufer bis 1900. Heute iſt das Inſtitut in Deutſch⸗ 
land im Abſterben begriffen. Den Namen hat der Güterſtand daher, daß alle beweg- 
lichen Sachen (Fahrnis), ohne Rückſicht, ob fie entgeltlich oder unentgeltlich erworben, 
gemeinſames Vermögen beider Ehegatten wurden. Doch iſt der Ausdruck nicht genau: 
Das Geſamtgut umfaßt außer dem beweglichen Vermögen auch die Errungenſchaft, 
alſo auch die entgeltlich während der Ehe erworbenen Grundſtücke. Dadurch wird das 
Geſamtgut umfangreicher als in dem vorigen Güterſtande. — Eingebrachtes 
Gut kann jeder Ehegatte haben: es umfaßt vor allem das bei Beginn der Fahrnis⸗ 
gemeinſchaſt vorhandene ſowie das ſpäter durch letztwillige Verfügung, Schenkung und 
Ausſtattung hinzuerworbene unbewegliche Vermögen ſowie die unübertragbaren 
Gegenſtände (S8 1551, 1552, vgl. weiter noch 88 1553, 1554). — Vorbehaltsgut 
kann nur die Frau haben (8 1555). So ergibt ſich auch hier die Möglichkeit von vier 
verſchiedenen Gütermaſſen in einer Ehe. 


Was das rechtliche Schickſal der einzelnen Maſſen betrifft, ſo ſind ſie durch ihre 
Bezeichnung gekennzeichnet. Die Geſetzesverweiſungen (Rückverweiſungen), die teil⸗ 
weiſe ſchon bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft beginnen (3. B. Ss 1440, 1448, 1452), 
die dann bei der Errungenſchaftsgemeinſchaft beträchtlich zunehmen (z. B. SS 1519 
Abſ. 2, 1525 Abſ. 2, 1526, 1546 Abſ. 2), erreichen hier im Recht der Fahrnisgemein⸗ 
ſchaft ihren Höhepunkt; die ganzen Vorſchriften (SS 1549 ff.) beſtehen inhaltlich 
eigentlich nur aus Verweiſungen. Sehr bequem für den Geſetzgeber, ſehr ſchwierig für 
den Rechtsanwender. 


IV. Allgemeine Gütergemeinfchaft im einzelnen 


1. Das bei Eintritt der allgemeinen Gütergemeinſchaft vorhandene Vermögen beider 
Chegatten wird (von den Ausnahmen des Vorbehaltsgutes und des Sondergutes 
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abgeſehen) gemeinſchaftliches Vermögen, „ohne daß es“, wie das Geſetz ($ 1438 Abſ. 2) 
ſagt, „einer Abertragung durch Rechtsgeſchäft bedarf“. Die Grundſtücke eines oder 
beider Ehegatten brauchen alſo nicht erſt durch Einzelgeſchäft (8 925, Auflaſſung und 
Eintragung), die beweglichen Sachen nicht erſt nach $ 929 BGB, die Forderungen nicht 
erſt durch Zeſſion (8 398) zu gemeinſchaftlichem Vermögen gemacht zu werden, fie find 
es bereits unmittelbar mit Eintritt der Gütergemeinſchaft. And ebenſo werden auch 
ſpäter die von einem Ehegatten erworbenen Gegenſtände unmittelbar mit dem Erwerb 
gemeinſchaftliches Vermögen (Geſamtgut). Die Bildung des Geſamtgutes vollzieht 
ſich im Wege der Aniverſalſukzeſſion. Wir haben noch eine andere wichtige Aniverſal- 
ſulzeſſion (Geſamtnachfolge). Das iſt der Übergang des Nachlaſſes vom Erblaſſer auf 
den Erben; es iſt zweckmäßig, an dieſen hier anzuknüpfen. Auch der Erbe erhält Grund 
ſtücke, bewegliche Sachen, Forderungen nicht erſt durch Abertragungsgeſchäft (wer 
ſollte auch die Abertragung vornehmen, der Erblaſſer iſt tot), ſondern er erhält den 
Nachlaß unmittelbar und mit einem Schlage. So auch hier beim Geſamtgut. Nur 
haben wir keine ganze, ſondern eine halbe Aniverſalſukzeſſion: es tritt nicht einer total 
an die Stelle des andern, wie der Erbe an Stelle des Erblaſſers, ſondern beide Ehe⸗ 
gatten erhalten mit einem Schlage zu gemeinſchaftlichem Vermögen, was vorher 
Alle inbeſitz eines Ehegatten war. War vorher ein Ehegatte Alleineigentümer eines 
Grundſtücks und als ſolcher im Grundbuch eingetragen, ſo wird mit Eintritt der 
Gütergemeinſchaft das Grundbuch unrichtig, es müſſen beide Ehegatten als Geſamt⸗ 
handeigentümer (5 48 Grundbuchordnung) eingetragen werden, und zwar, wie ſchon 
bemerkt, nicht auf Grund einer Auflaſſung (8 925), ſondern im Wege der Grundbuch- 
berichtigung ($ 894). 


Gegenſtand der Aniverſalſukzeſſion iſt ein Vermögen (hier das Geſamtgut), kein Einzel- 
gegenſtand. Gutgläubiger Erwerb (§8 892, 932) iſt nur an Einzelſachen möglich. So 
iſt hier zwiſchen Ehegatten ein gutgläubiger Erwerb am Geſamtgut nicht möglich. 
Beiſpiel: Der Man heiratet eine angeblich reiche, mit wertvollem Grundbeſtitz ausgeſtattete 
Frau und beeilt ſich, mit ihr Gütergemeinſchaft auszumachen. Später ſtellt ſich heraus, daß 
das Grundbuch unrichtig war, die Grundſtücke gehörten nicht der Frau, auf deren Namen 
fie eingetragen waren, ſondern ihrem Bruder. Der Mann kann ſich feinem Schwager gegen- 
über nicht auf den öffentlichen Glauben des Grundbuchs berufen, auch wenn er gutgläubig 
war. Er muß die Grundſtücke herausgeben, und feine Frau muß, wenn ihr Bruder das ver- 
langt, in die Berichtigung des Grundbuchs (8 894) willigen. 
2. Das Geſamtgut iſt Eigentum beider Ehegatten zur geſamten Hand. Das iſt eine 
deutſch⸗ rechtliche Miteigentumsart, die der Teilung widerſtrebt, ja, während ihres 
Beſtehens die Teile gar nicht einmal hervortreten läßt (vgl. 8 1442). So müſſen alſo, 
wenn Veräußerungen ſtattfinden ſollen, die einzelnen Geſamtgutsſachen im ganzen ver- 
äußert werden. Wer veräußert? Wem ſteht überhaupt die Ausübung der Rechte aus 
dem Geſamtgut zu? Hier zeigt ſich bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft ein 
abſolutes Abergewicht des Mannes. Der Mann hat die Verwaltung und Verfügung 
über die zum Geſamtgut gehörenden Gegenſtände allein (8 1443). Er kann das Ver- 
mögen vertun, die Frau iſt ihm ausgeliefert. „Der Mann iſt der Frau für die Ver⸗ 
waltung des Geſamtguts nicht verantwortlich“, ſagt einfach und brutal 8 1456. Nur 
wenn der Mann, in der Abſicht (Vorſatz genügt noch nicht) die Frau zu ſchädigen, 
das Geſamtgut mindert, hat die Frau einen Erſatzanſpruch gegen ihn (8 1456); die 
Verfügungen ſelbſt, die er trifft, bleiben jedoch gültig. Nur drei Ausnahmen gibt es, 
wo der Mann nicht allein verfügen kann. Er kann nicht über das Geſamtgut im ganzen, 
nicht über Grundſtücke aus dem Geſamtgut verfügen und er kann nicht Schenkungen 
aus dem Geſamtgut vornehmen (SS 1444 bis 1446). In dieſen drei Fällen bedarf es 
der Zuſtimmung der Frau; auch iſt in jedem Falle die Zuſtimmung der Frau zu den 
voraufgehenden Verpflichtungsgeſchäften erforderlich. Wären nicht auch die Ver⸗ 
pflichtungsgeſchäfte geſperrt, dann würde der Mann auf dem Amwege der Schulden- 
haftung das Geſamtgut auch auf dem verfügungsbeſchränkten Gebiet binden können. 
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3. Schulden haftung 


Die allgemeine Gütergemeinſchaft iſt dasjenige eheliche Güterrecht, das den Gläu⸗ 
bigern den beſten Schutz bietet. Gütergemeinſchaft wird bei Geſchäftsleuten häufig 
erſt in ſpäteren Lebensjahren ausgemacht und gilt dann als eine kreditfördernde 
Maßnahme. Da im Erwerbsleben regelmäßig der Mann die Schulden macht und 
Verbindlichkeiten eingeht, ſo ſoll ſich der Gläubigerangriff gegen ihn richten. Jede 
perſönliche Verbindlichkeit des Mannes, mag ſie ſich auch primär gegen ſein Vor⸗ 
behaltsgut oder Sondergut richten, macht zugleich auch das Geſamtgut haſtbar. Zur 
Zwangsvollſtreckung in das Geſamtgut iſt ein gegen den Mann ergangenes Arteil 
erforderlich und genügend (8 740 IPOD) Im Konkurs des Mannes gehört das Ge⸗ 
ſamtgut vollſtändig, nicht nur zur Hälfte zur Konkursmaſſe. Die ganze gefährliche 
Lage der Frau erkennt man erſt, wenn man fi) die ſouveräne Verfügungsmacht des 
Mannes über das Geſamtgut (Ziff. 2) vergegenwärtigt. Steckt das Vermögen der 
Frau im Geſamtgut, ſo kann ſie es verlieren, ohne den Mann an ſeinen riskanten 
Maßnahmen hindern zu können, fie kann es verlieren, ohne es zu erfahren, ohne über⸗ 
haupt verklagt zu werden oder am Konkurs beteiligt zu fein. Ein altes Nechtsſprich⸗ 
wort lautet daher: „Wer dem Manne trauet, trauet auch feinen Schulden.“ Ander⸗ 
ſeits ſagen in Handelskreiſen die Kreditgeber: „Wenn die Frau nicht einmal Zu- 
trauen hat, wie ſollen wir es?“ und verlangen eben, daß der Kreditnehmer einen Ehe · 
vertrag über Gütergemeinſchaft ſchließt. 


Alle Schulden des Mannes — auch die rein perſönlichen oder die auf die Neben · 
güter (Sondergut, Vorbehaltsgut) gelegten — machen das Geſamtgut, aber nicht 
die Frau, haftbar. Nicht alle Schulden der Frau verhaften auch das Geſamtgut, 
aber doch einige wichtige, z. B. die vorehelichen Schulden. Hier iſt nun der Mann 
gefährdet, denn da dieſe Schulden Geſamtgutsverbindlichkeiten find, haftet er auch 
perſönlich, und zwar bei vorehelichen Schulden der Frau auch über die Zeit der Güter⸗ 
gemeinſchaft hinaus (8 1459 Abf. 2). 


4. Fortgeſetzte Gütergemeinſchaft (SS 1483 ff.) 


Eine fortgeſetzte Gütergemeinſchaft findet nur bei beerbter Ehe ftatt. Unter 
„beerbter“ Ehe verſteht man eine Ehe, aus der Nachkommen entſproſſen find. Teil⸗ 
haber der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft find der überlebende Ehegatte einerſeits 
und die Abkömmlinge (Kinder, Enkel uſw.) anderſeits. Ob die Abkömmlinge minder⸗ 
jährig oder volljährig find, iſt ohne Bedeutung. Der überlebende Ehegatte hat die 
Stellung des Mannes, alle anteils berechtigten Abkömmlinge zuſammen die Stellung 
der Frau (81487). In dieſer Lage, in der fortgeſetzten Gütergemeinſchaſt, iſt die 
autoritäre Stellung des überlebenden Ehegatten eher am Platze als in der primären 
Gütergemeinſchaft die beherrſchende Stellung des Mannes. Die Geſamtgutsmaſſe 
der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft iſt die bisherige und damit wird das Familiengut 
erhalten. Der erſtverſtorbene Ehegatte hat, wenn er nicht Vorbehaltsgut beſaß — 
Sondergut iſt ja nicht übertragbar und damit unvererblich —, keinen Nachlaß, er 
wird nicht beerbt, ſondern fein Vermögen, nämlich fein Anteil an der Gefamtguts- 
maſſe ſteckt mit dem Anteil des überlebenden Ehegatten in der Geſamtgutsmaſſe der 
fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (8 1483). Das eigene Vermögen der Abkömmlinge 
iſt frei, wird nicht vom Geſamtgut erfaßt. Der überlebende Ehegatte kann den 
Eintritt der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft ablehnen (8 1484) und fie auch ſpäter 
jederzeit aufheben (8 1492). Die Kinder find nicht in der gleichen Lage, nur in Not⸗ 
fällen (8 1495) können fie auf Aufhebung der Gemeinſchaft klagen. Andernfalls endet 
die fortgeſetzte Gütergemeinſchaft erſt mit dem Tode des überlebenden Ehegatten. 
Der Tod eines Abkömmlings wirkt nicht endigend: vgl. die Vorſchrift des 8 1490, die 
wiederum den Zuſammenhalt des Familienvermögens ſichert. 
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§ 8. Der geſetzliche Güterftand der Derwallung und nutznießung 


I. Stellung des Mannes 

1. Vom Vermögen des Mannes iſt in dem ganzen Abſchnitt des geſetzlichen Güter- 
ſtandes (S8 1363 bis 1425) überhaupt nicht die Rede; der Mann verwaltet es und 
verfügt darüber, wie, wenn er nicht verheiratet wäre. Geregelt iſt nur, wieweit der 
Mann Rechte hat oder Rechte nicht hat gegenüber dem Frauengut. Er hat keine 
Rechte gegenüber dem Vorbehaltsgut der Frau; er hat, wie der Name des Güter 
ſtandes bezeugt, Verwaltung und Nutznießung am eingebrachten Gut der Frau. In 
keinem Falle können ſeine Gläubiger Befriedigung aus dem Frauengut verlangen 
(S 1410). 


2. Nutznießung am eingebrachten Gut der Frau. Das Nutzungsrecht erfaßt 
das Frauengut mit dinglicher Kraft jedermann, nicht nur der Frau gegenüber. Es 
lag nahe, es dem anderen dinglichen Nutzungsrecht, dem Nießbrauch, einfach zu unter- 
ſtellen. Das Geſetz hat an zwei Stellen eine Verweiſung auf den Nießbrauch vorge- 
nommen, 58 1383, 1384 einerſeits, 81423 anderſeits, im übrigen aber die Gleich- 
ſtellung vermieden. Mit Recht, die Intereſſenlage iſt verſchieden. Beim eigentlichen 
Nießbrauch ſtehen Eigentümer und Nießbraucher, jeder mit Sonderintereſſen, ein- 
einander gegenüber. Bei der Nutznießung des Mannes am Frauengut iſt ihm dieſes 
Recht nicht zu egoiſtiſchem Intereſſe, ſondern im Intereſſe der ganzen Familie und 
zu ihrem Anterhalt eingeräumt. 


Nach 8 1383 fallen die Nutzungen dem Manne unmittelbar zu. Miet. und Pacht- 
zinſen aus Häuſern und Landgütern der Frau, Zinſen aus Sparguthaben, Hypo- 
theken oder anderen Kapitalien der Frau gebühren allein dem Manne. Es iſt vor- 
gekommen, daß die Frau, die mit ihrem Manne in Anfrieden lebte, den Mietern 
ihres Hauſes verbot, an den Mann zu zahlen, während der Mann von den Mietern 
Zahlung an ſich forderte und Zahlung an ſeine Frau unterſagte. Die Mieter haben 
dann die Miete wegen Angewißheit über die Perſon des Gläubigers ($ 372 Satz 2 
BGᷓB) hinterlegt. Das dürfen fie nicht. Denn der Gläubiger ift, ſolange der 
Güterſtand beſteht (und das dürfen die Mieter annehmen, ſolange kein abweichender 
Eintrag ins Güterrechtsregiſter erfolgt iſt), gar nicht ungewiß, es iſt allein der 
Mann. Aus der Anwendung der Nießbrauchsvorſchriften folgt aber auch, daß der 
Mann anderſeits die gewöhnlichen Anterhaltungskoſten des eingebrachten Frauen- 
guts aus eigener Taſche zu bezahlen hat (81384). Der Mann haftet nun aber nach 
&$ 1385 bis 1388, und das iſt wichtig, weit über einen Nießbraucher hinaus und ohne 
Rückſicht darauf, ob er in den Nutzungen des Frauenguts feine Deckung findet. Der 
leitende Geſichtspunkt iſt dabei der: Die Frau hat kraft der ehemännlichen Ver- 
waltung und Nutznießung überhaupt keine laufenden Einnahmen aus dem einge- 
brachten Gut. Nun muß einer da fein, der die laufenden Ausgaben einer ordnungs- 
mäßigen Wirtſchaft trägt, auch wenn mit Verluſt gearbeitet wird. Das iſt der 
Mann. Will er das nicht, ſo bleibt ihm nur übrig, durch Ehevertrag Gütertrennung 
auszubedingen. Der Mann muß alſo, auch wenn das Haus der Frau keine Mieten 
einbringt, die Hypothekenzinſen und Verſicherungsprämien zahlen ($ 1386). Auch muß 


er, wie ſich weiter aus $ 1386 ergibt, wenn die Frau aus früherer Ehe Kinder in die 
Ehe bringt oder eine bedürftige Mutter hat, dieſe unterhalten. Die Anterhaltspflicht 


iſt freilich inſofern beſchränkt, als „fie bei ordnungsmäßiger Verwaltung aus den Ein- 
fünften des Vermögens beftritten werden kann“. Das Geſetz ſtellt in 88 1385, 
1386, 1387 das Nebenſächliche in den Vordergrund: nämlich, daß im Innenverhältnis 
der Ehegatten der Mann dieſe Laſten zu tragen hat. Die Hauptbeſtimmung enthält 
§ 1388. Daraus ergibt ſich einmal, daß die Frau ihren Gläubigern gegenüber nicht 
frei wird, ſodann aber, daß auch der Ehemann dieſen Gläubigern neben der Frau 
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direkt haftet. 5 1388 enthält die einzige, aber einſchneidende Ausnahme von dem 
Grundſatz, daß der geſetzliche Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung das 
Mannesvermögen unberührt läßt. 


3. Verwaltung des eingebrachten Gutes der Frau durch den Mann. Kraft 
des Verwaltungsrechts kann der Mann das Frauengut in Beſitz nehmen ($ 1373). 
Hat er es in Beſitz genommen, dann iſt er unmittelbar Beſitzer und die Frau iſt 
mittelbare Beſitzerin. Im übrigen vgl. über die Beſitzverhältniſſe oben S. 29. 


Jede echte und wirkſame Verwaltung iſt mit Verfügungsrecht ver⸗ 
bunden: fo die Verwaltung des Geſamtguts bei der Bütergemeinfhaft durch den 
Mann (8 1443), fo die Verwaltung des Teſtamentsvollſtreckers über den Nachlaß 
(8 2205), die Verwaltung des Konkursverwalters über die Konkursmaſſe. Bei der 
Verwaltung des Kindesvermögens durch den Inhaber der elterlichen Gewalt 
erſcheint das Verfügungsrecht des letzteren, ſoweit es nicht durch die Vorſchriften 
der SS 1638 ff. eingeſchränkt wird, als fo ſelbſtverſtändlich, daß es gar nicht einmal 
erwähnt wird. Das Künſtliche und Komplizierte, das den geſetzlichen Güterſtand 
zu einem unerfreulichen Gebilde macht, iſt, daß das Verwaltungsrecht des Mannes nicht 
mit einer Verfügungsmacht verbunden iſt. Die Geſetzesverfaſſer hätten ihre Ziele 
klar ins Auge faſſen ſollen. Der jetzige geſetzlich e Güterſtand, mit dem man dem 
Manne etwas geben, aber der Frau nicht zu viel nehmen möchte, iſt ein übles 
Kompromiß. 

Eingebrachtes Gut der Frau vermieten und verpachten kann der Mann allein, denn 
beides iſt keine Verfügung. Prozeſſe über eingebrachtes Gut führen kann er, denn 
das iſt auch keine Verfügung. Das ſpricht 8 1380 noch einmal aus. § 1380 enthält 
einen Fall der Prozeß ſtandſchaft: das iſt die Geltendmachung fremder 
Rechte in eigenem Namen. Aber ſchon die Zwangsvollſtreckung durchführen, 
wenn er im Aktivprozeſſe des § 1380 ſiegreich geblieben iſt, kann er nicht allein. 
Könnte er es allein, dann würde mit der Beitreibung die Schuld des Verurteilten 
erlöſchen und darin liegt eben eine Verſügung über die Schuldforderung. Während 
man in den erſten Jahren des Bürgerlichen Geſetzbuchs dem Manne geſtattete, bei 
einer Klage nach $ 1380 Satz 1 Leiſtung an ſich zu verlangen — der Mann konnte 
allerdings mit dem Arteil nichts anfangen —, fordert man heute, daß der Mann 
entweder auf Leiſtung an die Frau oder auf Leiſtung an beide Eheleute oder 
auf Leiſtung an ſich mit Zuſtimmung der Frau klagt. Klagt er anders, wird er auf 
ſeine Koſten abgewieſen. 


Alſo das bisherige Ergebnis war, daß jede zwangsweiſe Beitreibung einer For⸗ 
derung eine Verfügung iſt, die der Mann nur mit Zuſtimmung der Frau vornehmen 
kann (8 1375). Aber das geht noch viel weiter. Jede wirkſame Annahme als Er- 
füllung auch ohne jeden Prozeß iſt eine Verfügung: Erfüllung annehmen können 
nur beide Ehegatten gemeinſam (SS 1375, 1395). (Auch Erfüllung vornehmen iſt eine 
Verfügung; dieſe iſt ausnahmsweiſe dem Manne allein nach 8 1376 Ziff. 3 geſtattet). 
Der Mann kann alſo trotz ſeines Verwaltungsrechts keine zum eingebrachten Gut 
gehörende Forderung allein einkaſſieren. Man könnte meinen, daß auf Grund von 
81376 Ziff. 1 wenigſtens für Geldforderungen eine Ausnahme beſtände, da Geld 
ja zu den verbrauchbaren Sachen gehört. Das wäre falſch. Geld und Geldforderung 
iſt nicht dasſelbe. Nur wenn das Geld bar vorhanden iſt, kann der Mann frei 
verfügen. Sonſt iſt der Mann von der Zuſtimmung der Frau abhängig. Daß 
damit die ganze Verwaltung ins Stocken geraten kann, iſt dem Geſetz nicht entgangen. 
Verweigert die Frau grundlos ihre Zuſtimmung zu Geſchäſten, die zu einer 
ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich ſind, ſo kann auf Antrag des Mannes 
die Zuſtimmung der Frau durch das Vormundſchaftsgericht erſetzt werden (8 1379 
Abſ. 1); ebenfo in Not- und Eilfällen, wenn die Frau ihre Zuſtimmung nicht 


geben kann. 
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II. Stellung der Frau 

1. Am die Stellung der Frau gegenüber ihrem eigenen Vermögen zu überblicken, 
muß zunächſt eine nähere Angrenzung der beiden Vermögensmaſſen des eingebrachten 
Gutes und des Vorbehaltsguts ſtattfinden. Denn die Beſchränkungen der Frau 
durch die Verwaltung und Nutznießung des Mannes gelten nicht für das Vor- 
behaltsgut. Der Umfang des Vorbehaltsguts iſt in den SS 1366 bis 1370 genau 
feſtgelegt. Es genügt, auf die Beſtimmungen zu verweiſen und nur noch einzelnes 
hervorzuheben. 


a) Sehr wichtig iſt die Vorſchrift des 8 1367 für die berufstätige Frau. Was die 
Frau durch Arbeit jeglicher Art (z. B. Fabrikarbeit, als Aufwartefrau oder im 
Bürodienſt) oder durch den ſelbſtändigen Betrieb eines Geſchäfts erwirbt, iſt Vor⸗ 
behaltsgut. Auf dieſen Erwerb hat der Mann keinen Einfluß. Er kann ihr 
höchſtens dieſe Tätigkeit unterſagen (8 1358 oben S. 26), wenn die Frau damit 
ihrem häuslichen Wirkungskreiſe entzogen wird und der Erwerb der Frau 
für die Familie nicht notwendig oder erwünſcht iſt. Aber folange 
fie erwirbt, fichert fie $ 1367 vor Bevormundung des Mannes. And damit iſt für 
viele Ehen das ganze eheliche Güterrecht erledigt. Das Geſetz iſt weiſer als der 
Geſetzgeber. Denn die Geſetzesverfaſſer hatten dem S 1367 nur eine beſcheidene 
Rolle zugedacht und gingen von einer wohlhabenden Bürgerfamilie, wo die Frau 
etwas Vermögen „einbringt“, als dem Normalfall aus. Heutzutage trägt die Frau 
vielfach als wichtigſtes wirtſchaftliches Gut eine Berufsausbildung mit in die Ehe 
und verdient neben dem Mann. Was den ſelbſtändigen Betrieb eines Geſchäfts 
betrifft, fo wird 8 1367 durch § 1405 ergänzt. 8 1405 betrifft den Fall, daß das Be⸗ 
triebs kapital zum eingebrachten Gut gehört (das kann ſein, braucht es aber nicht). 
Dann iſt der Einfluß des Mannes gegeben und er muß zuſtimmen. Die Zuſtimmung 
liegt ſchon (Abſ. 2) in dem widerſpruchsloſen Gewährenlaſſen der Frau. Aber auch 
hier haben die Geſetzesverfaſſer die Lage nicht überſehen. 
Beiſpiel: Die Ehefrau hatte vor ihrer Verheiratung ein Feinkoſtgeſchäft betrieben, ſie 
heiratet einen Beamten, mit deſſen Zuſtimmung ſie das Geſchäft weiterführt. Das 
Geſchäft geht gut, von den Einnahmen wird etwas als Erſparnis angelegt, etwas im 
Haushalt verwendet, anderes zu immer wieder notwendigen Ergänzungen und zur Ver⸗ 
größerung der Ladenvorräte. Wer kann nach einigen Jahren bei dem einzelnen Schinken 
im Laden feſtſtellen, was eingebrachtes Gut (Betriebskapital) und was Vorbehaltsgut 
(Arbeitsverdienſt) iſt? 
b) Das Vorbehaltsgut behält immer Ausnahmecharakter, das deutet das Geſetz in 
der ſpitzen negativen Faſſung des § 1365 an, und danach verfährt auch die Praxis. 
Weiß man nicht, ob ein Vermögensſtück der Frau eingebrachtes Gut oder Vor⸗ 
behaltsgut iſt, ſo iſt es dem erſteren zuzurechnen. Hat die Frau aus einem Anfall 
Schmerzensgeld zu verlangen (8847 BGB)., fo könnte man aus der höchſt⸗ 
perſönlichen Natur dieſes Anſpruchs ſchließen, daß er der Frau vorbehalten ſei, 
allein die Praxis rechnet ihn zum eingebrachten Gut (RG 90 S. 65, 96 S. 97). 


2. Wenden wir uns der Stellung der Frau gegenüber ihrem eingebrachten Gut zu, 
ſo erblicken wir die ebenſo unerfreuliche Kehrſeite zu der Stellung des Mannes. Die 
Frau kann auch nur mit Zuſtimmung des Mannes verfügen (§ 1395). Könnte fie 
allein verfügen, dann könnte ſie, ſo meint das Geſetz, Nutznießung und Verwaltung 
des Mannes illuſoriſch machen, indem fie nach und nach das ganze Frauengut ver- 
äußert. Das iſt richtig. Wenn man ſich nun zu einer rechtlichen Einſchränkung der Frau 
entſchloß, ſo hätte man ganze Arbeit machen und nicht nur die Alleinverfügung der 
Frau, ſondern auch die auf dasſelbe Ziel gerichtete Verpflichtung der Frau unter- 
ſagen oder für nichtig erklären ſollen. Das iſt bei der allgemeinen Gütergemeinſchaft 
(SS 1444 bis 1446) geſchehen in den Fällen, in denen ausnahmsweiſe der Mann über 
Geſamtgut nicht verfügen durfte. Aber das hat man hier im geſetzlichen Güterſtande 
abfihtli vermieden aus dem doktrinären Geſichtspunkte, daß man ſonſt die Ge⸗ 
ſchäftsfähigkeit der Frau beſchränkte, was vom liberalen Standpunkt aus doch nicht 
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zuläſſig ſei. Alſo verpflichten kann ſich die Frau zu etwas, was ſie nicht kann 
($ 1399). Dann ſtellt ſich ſofort die Frage ein: wer und was haftet dann für dieſe 
Verpflichtungen? Darüber im nächſten Abſchnitt. In einer anderen Beziehung 
iſt das Geſetz freilich ſehr rigoros. Es lehnt jeden guten Glaubensſchutz dritter 
Perſonen ab. Wer die Verfügungsbeſchränkungen der Frau nicht kennt (er nimmt 
an, daß die Sachen, über die die Frau verfügt, zu ihrem Vorbehaltsgut gehören), ja 
wer nicht einmal weiß, daß er mit einer Ehefrau abſchließt (er hält ſie für eine 
Witwe), iſt nicht geſchützt (§ 1404). 

Wenn die Frau der Zuſtimmung des Mannes, der Mann der Zuſtimmung der Frau 
zu Verfügungen über das eingebrachte Gut bedarf, ſo verlangt es Klarheit und 
Folgerichtigkeit einer Rechtsordnung, daß die Zuſtimmung und die Ausnahmen von 
der Zuſtimmungsbedürftigkeit gleichgeordnet werden. Eine Ausnahme wäre nur 
geboten, wenn triftige Gründe für eine verſchiedene Behandlung von Mann und 
Frau hier aufzuzeigen wären. Solche Gründe find nicht vorhanden. Der einzige 
Grund wäre, daß bei Gleichordnung die Regelung zu einfach wäre. Verlangt 
nun einmal das Geſetz die Zuſtimmung des anderen Ehegatten, ſo iſt die Regelung, 
wie fie beim Manne getrofſen iſt, richtig (81375). Die Zuſtimmung kann als Ein- 
willigung oder Genehmigung (18, 184) gegeben werden und es kommt nicht darauf 
an, ob durch einſeitiges Rechtsgeſchäft oder durch Vertrag verfügt iſt. Viel kom⸗ 
plizierter iſt die Regelung bei den zuſtimmungsbedürftigen Geſchäften der Frau 
(SS 1395 ff.). Ein Grund für die unterſchiedliche Behandlung beider Tatbeſtände 
iſt nicht erſichtlich. Die Regelung iſt ſogar für die Frau beleidigend, ihre Stellung 
iſt nämlich die gleiche wie die des Minderjährigen zu ſeinem geſetzlichen Vertreter: 
§ 1395 zu $ 107 (Einwilligung), § 1396 zu S 108, $ 1397 zu 8 109, $ 1398 zu 8 111, 
es fehlt nur noch die Parallele zum Taſchengeldparagraphen (8 110)! 


Auch die Ausnahmen find verſchieden geregelt. § 1402 entſpricht S 1379 Abſ. 1. Aber 
3 1402 betrifft nicht die ordnungsmäßige Verwaltung des eingebrachten Gutes, 
ſondern die ordnungsmäßige Beſorgung einer perſönlichen Angelegenheit der Frau. 
Perſönliche Angelegenheiten der Frau find ſolche, die nicht primär vermögens⸗ 
rechtlicher Natur ſind, aber vermögensrechtliche Aufwendungen notwendig machen: 
Heilungs-, Anwalts. und Gerichtskoſten. Der Hauptanwendungsfall des 8 1402 lt 
gegeben, wenn die Frau Scheidungsklage erheben will, der Anwalt einen Koften- 
vorſchuß verlangt und die Frau dafür Geld aufnehmen muß. Sie muß ſich dann an 
das Vormundſchaftsgericht wenden, um Geld aus dem eingebrachten Gut zu erhalten, 
wenn es ihr der Mann nicht freiwillig gibt. Auch die Regelung in Not- und Eil- 
fällen iſt im 8 1401 etwas anders als im 8 1379 Abſ. 2. Hier im § 1401 tft eine Er- 
ſetzung der ehemännlichen Zuſtimmung durch das Vormundſchaftsgericht nicht er- 
forderlich, und die Verfügung der Frau iſt zuſtimmungsfrei. Woher dieſe Erleichte⸗ 
rung? Schließlich iſt es, meinten die Geſetzesverfaſſer, doch ihr eigenes Vermögen, 
und „die Verwaltung des eingebrachten Gutes kehrt zu der Frau zurück“. Von Er⸗ 
leichterung hat man ſonſt, wenn man Ss 1395 ff. dem §S 1375 gegenüberftellt, wenig 
bemerkt. Im übrigen iſt die Beſtimmung des 8 1379 Abſ. 2 beſſer als die des 8 1401, 
erſtere ſichert den Beweis durch die Akten des Vormundſchaftsgerichts. Im Falle 
des § 1401 könnten die Ehegatten ſpäter einmal einträchtig beſtreiten, daß ein Not- 
oder Eilfall vorlag, dann iſt, wenn der Beweis nicht anderweitig erbracht wird, die 
Verfügung ungültig und Dritte können geſchädigt werden. 


Der Vergleich des 8 1402 mit 8 1379 Abſ. 1 legt die Frage nahe, ob nicht ähnlich 
wie der Mann nach 81379 den Widerſtand der Frau gegen eine ordnungsmäßige 
Verwaltung des eingebrachten Gutes brechen kann, auch umgekehrt der Frau ein 
Mittel gegeben iſt, eine ordnungsmäßige Verwaltung von ſeiten des Mannes zu er- 
zwingen oder eine ſolche Verwaltung gegebenenfalls ſelbſt in die Hand zu nehmen. 
Das iſt nicht der Fall. Nach §S 1394 und 1421 hat der Mann erſt nach Beendigung 
des Güterſtandes Rechnung zu legen und das Gut herauszugeben. Der Güterſtand 
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endigt regelmäßig erſt mit dem Ende der Ehe. Allerdings kann die Frau nach 
8 1418 Ziff. 1 wegen ſchlechter Wirtſchaft des Mannes auf Aufhebung der Ver⸗ 
waltung und Nutznießung klagen, ohne daß die Ehe aufgelöſt zu werden braucht. 
Sie kann auch ohne Aufhebungsklage nach 8 1418 nach § 1391 Sicherheitsleiſtung 
verlangen. Aber man wird aus den dehnbaren Begriffen des 81391 leicht erkennen, 
5 ſehr die Belange der Frau durch einen gewiſſenloſen Mann gefährdet werden 
önnen. | 

3. Schuldenhaftung. Für die Schulden der Frau haftet — von der Vorſchrift 
des 8 1388 abgeſehen — nur die Frau. Es fragt ſich nur, mit welcher Vermögens 
maſſe? Nur mit dem Vorbehaltsgut oder mit dem eingebrachten Gut und dem Vor 
behaltsgut? Das Vorbehaltsgut haftet immer, auch Tür Schulden, die ſich auf das 
eingebrachte Gut beziehen. Grundſätzlich haftet für die Schulden der Frau auch das 
eingebrachte Gut (S 1411). In dieſem Falle ſpricht man von Vollſchulden. Zu 
den Vollſchulden gehören alle vorehelichen Schulden der Frau, von den während 
der Ehe erwachſenen Schulden die Schulden aus unerlaubter Handlung und aus 
ſonſtigen, nicht rechtsgeſchäftlichen Tatbeſtänden (Anterhaltspflichten, Verpflichtung 
aus Geſchäſtsführung ohne Auftrag, Prozeßkoſten), von rechtsgeſchäftlichen Schulden 
während der Ehe nur ſolche, denen der Mann zugeſtimmt hat (SS 1411, 1412). Aus- 
nahmsweiſe haftet nur das Vorbehaltsgut der Frau (Vorbehaltsgutsſchulden): das 
find einmal die rechtsgeſchäſtlichen Schulden (nicht nur aus Verfügungen, ſondern 
auch aus reinen Verpflichtungen), denen der Mann nicht zugeftimmt hat (88 1399 
Abſ. 2, 1412) und ſodann Schulden, die ſich im engeren Sinne nur auf das Vorbehalts⸗ 
gut beziehen (SS 1413, 1414). 


III. Dermögensrechtliche Prozeſſe der Ehegatten im geſetzlichen Güterftande der 
Verwaltung und Nutznießung 


1. Prozeſſe, die der Mann über ſein Vermögen und die die Frau über ihr Vor⸗ 
behaltsgut führen, bieten keine Beſonderheit. Beide Ehegatten find in der Prozeß- 
führung vollſtändig unabhängig; freilich kann auch jeder Ehegatte den andern mit 
der Prozeßführung betrauen (Prozeßbevollmächtigung), wie jeder Ehegatte auch 
dritte Perſonen mit der Prozeßführung betrauen kann. In Anwaltsprozeſſen muß 
dann der Bevollmächtigte, wenn er nicht ſelbſt Anwalt iſt, die Vollmacht an einen 
von ihm gewählten Anwalt weitergeben. 


2. Eheliches Güterrecht ſetzt erſt ein, wenn Prozeſſe geführt werden, die das eingebrachte 
Gut der Frau berühren. a) Am wirkſam und erfolgreich ein zum eingebrachten Gute 
gehöriges Recht geltend zu machen, müſſen entweder beide Ehegatten zuſammen 
klagen oder der Mann mit Zuſtimmung der Frau (RG 77 S. 35) oder die Frau 
mit Zuſtimmung des Mannes (8 1400 Abſ. 2). Bei der Beitreibung der Schuld oder 
der Erfüllungsannahme müſſen wieder beide Ehegatten zuſammen wirken, da es ſich 
um eine Verfügung handelt (oben I, 3). b) Am bei Vollſchulden wirkſam und er- 
folgreich gegen das eingebrachte Gut vorzugehen, muß der Gläubiger die Frau auf 
Leiſtung, den Mann auf Duldung der Zwangsvollſtreckung verklagen (8 739 3PO). 
Rur wenn er beide obſiegenden Arteile (vollſtreckbare Titel) hat, kann der Gläubiger 
die Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut betreiben. Die beiden Prozeſſe 
hängen zuſammen, können aber verſchieden ausfallen. Der Mann kann ſich z. B. im 
Verſäumnisverfahren verurteilen laſſen, während die Frau ſich energiſch verteidigt 
und eine Abweiſung der Klage erzielt. Amgekehrt kann die Frau den Gläubiger oder 
angeblichen Gläubiger (es iſt z. B. ihr Bruder) gegenüber dem Manne begünſtigen und 
ſich verurteilen laſſen, während der Mann die Abweiſung der Duldungsklage erreicht. 
Zwei Beiſpiele mögen am Ende dieſes Abſchnitts die vielfach verſchlungenen Rechts. 
beziehungen des ehelichen Güterrechts erläutern: 
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Erſtes Beiſpiel: Die Ehefrau erleidet durch Verſchulden eines Dritten einen Anfall und 
macht nun folgende Anſprüche gegen ihn geltend: a) Aufgewendete Heilungskoſten, 
b) Schmerzensgeld, c) entgangenen Arbeitsverdienſt während der Heilungszeit, fie 15 
fonft ihrem Manne in feinem Ladengefchäjt einige Tagesſtunden N der Mann hat 
jetzt eine Aushilfe einſtellen müſſen, d) weiteren entgangenen Arbeitsverdienſt während 
der Heilungszeit: ſie hat ſonſt für ein Weißwarengeſchäft genäht und eine beſtimmte 
Summe in der Woche verdient. e) Nach der Heilung iſt eine dauernde Schwäche ge⸗ 
blieben, die ſich als eine um ein Drittel verminderte Arbeitsfähigkeit herausſtellt. Ver⸗ 
langt wird eine Rente, die für die Zukunft den geminderten Arbeitsverdienſt von c und d 
ausgleichen ſoll. Alle Anſprüche a bis e ſind in einer Klage zuſammengefaßt, die die Frau 
in eigenem Namen erhebt. Über Zuſtimmung des Mannes enthält die Klage nichts. 
Nehmen wir an, daß die Anſprüche nach Grund und Betrag begründet find, wie ſteht es 
mit ihrer Geltendmachung? Das eine Bedenken, daß für Heilungskoſten, aber auch für 
alle Erwerbsminderungen der Mann aufzukommen habe, da er unterhaltspflichtig (§ 1360) 
iſt, wird durch 8843 Abſ. 4 beſeitigt. Der Dritte haftet alſo. Der Poſten a iſt nun, 
wenn der Mann noch nicht bezahlt hat, ein Schadenserſatzanſpruch, der zum eingebrachten 
Gut gehört. Hat der Mann bezahlt, dann hat der Mann einen eigenen Regreß⸗ 
anſpruch gegen den Dritten, die Frau iſt nicht Gläubigerin und muß abgewieſen werden. 
Der Poſten b tft nach der Nechtſprechung des Reichsgerichts eingebrachtes Gut (oben 
II, 1b). Als eingebrachtes Gut ſind a und b zwar eigene Anſprüche der Frau, aber ſie 
kann fie nach 8 1400 Abſ. 2 ohne Zuſtimmung des Mannes nicht geltend machen. Dieſe 
Zuſtimmung muß in der Klage wenigſtens behauptet und beim Beſtreiten des Beklagten 
bewieſen werden. Andernfalls erfolgt Klageabweiſung. Poſten o iſt gar nicht ein 
Anſpruch der Frau, fondern ein eigener Anſpruch des Mannes, der ihm aus 88 1356, 845 
zuſteht. Die Klage der Frau muß abgewieſen werden. Poſten d iſt ein eigener Anſpruch 
der Frau. Der Verdienſt der Frau aus ihren Arbeiten für das Weißwarengeſchäft war 
Vorbehaltsgut nach § 1367. Fraglich iſt, ob auch das Surrogat, der entſprechende Schadens 
er ſatzanſpruch, Vorbehaltsgut iſt. Man nimmt das an, obwohl der Surrogations paragraph 
1370 dieſen Fall nicht mitumfaßt. Danach kann dieſen Anſpruch die Frau allein geltend 
machen. Poſten e iſt aufzuteilen, ſoweit er d umfaßt, tft die Klage begründet, ſoweit er c 
enthält, wegen mangelnder Aktivlegitimation der Frau (Mann iſt Inhaber des eee 
abzuweiſen. Sollte der Mann alle dieſe Anſprüche geltend machen, ſo iſt er für Poſten 
abzuweiſen, weil der Vorbehaltsgutanſpruch der Frau ihn gar nichts angeht (mangelnde 
Aktivlegitimation). Der Anſpruch e und die entſprechende Rente aus e, auch den Regreß⸗ 
anſpruch aus a, wenn er die Heilungskoſten bereits bezahlt hat, kann er allein geltend 
machen, da es ſeine eigenen Anſprüche ſind. Für Geltendmachung der Anſprüche aus dem 
eingebrachten Gut a und b bedarf er der Zuſtimmung der Frau (III, 2). 


Zweites Beiſpiel: Die Ehefrau hat kurz vor ihrer Verheiratung einen Schrank an einen 
Bekannten B. für 100 Mark verkauft, aber noch nicht übergeben. Nach der Heirat läßt die 
Frau in Abweſenheit ihres Mannes den Schrank zum Käufer B. bringen, der von ihrer 
inzwiſchen Eee Heirat nichts weiß. Als der Mann den Sachverhalt erfährt, erklärt 
er, daß er mit der Veräußerung nicht einverſtanden ſei und verlangt den Schrank von B. 

urück. Darf er das? Vor der Ehe hat die Frau den Kauf als Verpflichtungsgeſchäft ge- 
chloſſen, das iſt als voreheliche Verbindlichkeit eine Vollſchuld, die ohne Rückſicht auf 
die Verwaltung und Nutznießung des Mannes aus dem eingebrachten Gut erfüllt werden 
muß. Der Schrank iſt, da nicht Gegenteiliges feſtſteht, eingebrachtes Gut der Frau. Hätte 
die Frau den Schrank noch nicht übergeben, ſo konnte B. Klage gegen die Frau auf Leiſtung, 
d. h. auf Einigung und Abergabe nach § 929 BGB und gegen den Mann auf Zuſtimmung zu 
der Verfügung der Frau und auf Duldung der Zwangsvollſtreckung (der Gerichtsvollzieher 
holt den Schrank ab und erzwingt damit die Abergabe [8883 3 PO) erheben. Nun hat 
in dem Beiſpiel sfall die Frau nach der Ehe nn Schuld erfüllt und damit verfügt. 
Das darf fie nicht ohne Zuſtimmung des Mannes. Ob B. wußte oder nicht wußte, daß die 
Verkäuferin im Augenblick der Abergabe Ehefrau war, iſt nach §S 1404 ohne Belang. Wenn 
der Mann alſo Widerſpruch erhebt, ſo iſt die Verfügung der Frau unwirkſam, die Frau iſt 
Eigentümerin des Schrankes geblieben und der Mann würde formal das Recht haben, das 
Eigentum der Frau ($ 985) in eigenem Namen nach 8 1380 heraus zu verlangen. Anderer- 
ſeits bleibt beſtehen, daß der Kauf gültig iſt und die Verkäuferverpflichtung der Frau eine 
Vollſchuld nach 8 1411 darſtellt. Angenommen alſo, der Mann forderte den Schrank wieder 
heraus, ſo könnte der B. in der oben angegebenen Weiſe klagen und ſchließlich doch Aber⸗ 
eignung und definitive Lieferung erzwingen. Dieſes Hin und Her iſt zu vermeiden. Wer 
herausverlangt, was er wieder zurückgeben muß, handelt argliſtig. So könnte alſo B. dem 
Herausgabeverlangen des Mannes die Einrede der Argliſt (exceptio doli generalis) oder 
eine Einrede aus 8 986 (exceptio rei venditae et traditae) entgegenhalten. B. Macht 
nicht herauszugeben; aber Eigentümer iſt er immer noch nicht, denn ſo viel reicht die Macht 
des Mannes, daß er die Verfügung der Frau unwirkſam gemacht hat. Der 1 815 muß 
alſo noch übereignet werden. Das geſchieht im Leben in der formloſen Weiſe, daß die Ehe⸗ 
gatten ſich damit einverſtanden erklären, daß der Schrank als definitives Eigentum beim B. 
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verbleibt. Wollen ſie das nicht, ſo muß der B., obwohl er den Schrank hat, doch noch auf 
Abereignung klagen, nämlich gegen die Frau auf Einigung (§ 929 Satz 2) und gegen den 
Mann auf Zuſtimmung zu dieſer ‚Derfügung; auf Duldung der Zwangsvollſtreckung 
braucht der Mann in dieſem Falle nicht ver 

(herauszugeben). 


Verändern wir das Beiſpiel: Die Frau hat erft während der Ehe den Schrank heimlich 
verkauft und übergeben. Der Mann erfährt das ſpäter, widerſpricht der e 
Song den Schrank vom B. heraus. Hier iſt zwar das Verpflichtungsgeſchäft (Nauf) 
835 1 9 (8 1399 Abſ. 1), aber es iſt dem eingebrachten Gut gegenüber nicht wirkſam 
(8 1399 Abſ. 2); es iſt ferner die in der Abergabe liegende Verfügung ann nach 
§ 929 Satz 1, die Eini ung kann an geihehen annes 
> 1395 ff.) nicht wirkſam. Hier kann alſo der Mann mit vollem Recht das Eigentum der 
au (88 985, 1380) herausverlangen. Da aber der Kauf vollgültig ii haſtet die Frau 
wegen anfänglichen Anvermögens mit ihrem Vorbehaltsgut auf das Erfüllungsintereſſe. 
Wie nun, wenn der Mann bald, nachdem er ſeine Zuſtimmung zu der Verfügung der Frau 
verſagt hat, ſtirbt? Dann bleibt es dabei, entſcheidet § 1396 Abſ. 3. Aber es bleibt nicht 
dabei, denn die Kaufverpflichtung der Frau nach 81399 Abſ. 1 iſt noch da, fie muß erfüllt 
werden. Die Frau kann auch erfüllen, es haftet nicht nur das Vorbehaltsgut — denn ein 
ſolches gibt es nach dem Tode des Mannes nicht mehr —, ſondern das ganze nunmehr 
ungeteilte Vermögen der Frau. Eins iſt allerdings richtig, die Abereignung ſeitens der 
Frau, da der Mann ſeine Genehmigun van bat, bleibt mega, die Frau muß nun 
noch einmal uͤbereignen, und 8 nach 8929 Satz 1, wenn der Mann den Schrank wieder- 
geholt hat, oder nach 8929 Satz 2, wenn ſich der Schrank noch beim B. befindet. 
Die vorſtehende Löſung iſt keine willkürliche Erfindung des Verfaſſers, ſondern ent- 
ſpricht der in Rechtslehre und Rechtſprechung herrſchenden Meinung, iſt alſo geltendes 
Recht. Hier erkennt man, daß der Vorwurf, unſer geltendes Recht ſei nicht einfach 


und volksnahe genug, doch nicht ganz unbegründet iſt. 


IV. Anhang 

Bei dieſer überaus reformbedürſtigen Lage unſeres heutigen Rechts wirft ſich unwill⸗ 
kürlich die Frage auf: wie ſoll unſer werdendes künftiges Ehegüterreht ausſehen? 
Ich hatte oben S. 5 zu radikaler Einfachheit geraten und Gütertrennung als einzigen 
geſetzlichen Güterſtand vorgeſchlagen. Man könnte daneben — und das wäre eine 
Ergänzung meines obigen Vorſchlages — als einzigen vertragsmäßigen Güterſtand, 
der namentlich dem Kredite des Mannes dient (oben S. 34), die allgemeine Güter- 
gemeinſchaft belaſſen, alſo das extreme Gegenſtück der Gütertrennung. Neuerdings 
iſt in Anregung gebracht, den Güterſtand der Errungenſchaft zum geſetzlichen Güter- 
ſtand zu erheben (Gfröner, Deutſches Recht 1934 S. 152). Dieſem Vorſchlage liegt 
zunächſt der durchaus richtige Erfahrungsſatz zugrunde, daß die Frau, auch wenn ſie 
nicht unmittelbar am Erwerb des Mannes beteiligt tft, mittelbar immer auf die Ver⸗ 
mögenslage der Familie einen entſcheidenden Einfluß ausübt. Der Mann mag noch 
fo viel erwerben, wenn die Frau verſchwendet, fo wird keine dauernde Kapitals- 
grundlage geſchaffen. Die Familie mag von Schickſalsſchlägen pekuniärer Art noch 
ſoſehr betroffen ſein, wenn die Frau und Mutter ſpart, wird immer noch ein 
Scherflein vorhanden fein. Warum ſoll alſo die „Errungenſchaſt“, d. h. was der 
Mann erwirbt, während die Frau im Hauſe ſchaltet, nicht als Vermögen im Erbfalle 
geteilt werden? — Das tft alles richtig; aber oben S. 31 wurde ſchon vor der Aber⸗ 
nahme des Syſtems der Errungenſchaftsgemeinſchaft als geſetzlicher Güterſtand ge⸗ 
warnt, fie hat auch als vertragsmäßiger Güterſtand heute ein ganz geringes Anwen⸗ 
dungsgebiet. Das Hauptbedenken iſt ihre Kompliziertheit als Miſchgebilde zwiſchen 
geſetzlichem Güterſtand der Verwaltung und Nutznießung und der Gütergemeinſchaſt. 
Gerade die vorhergehenden Seiten dürften den Nachweis erbracht haben, daß der 
Güterftand der Verwaltung und Nutznießung allein ſchon fo verzwickt iſt, daß er nicht 
durch Miſchung mit einem anderen Syſtem noch verzwickter gemacht zu werden 
braucht. Vielleicht iſt der Vorſchlag Gfröners gar nicht ſo gemeint, ſondern in dem 
Sinne, daß im übrigen Gütertrennung beſteht, nur die Errungenſchaft beider Ehe⸗ 
gatten oder, wenn nur einer erwerben kann, die Errungenſchaft dieſes einen gemein- 
ſames Vermögen beider wird. Das wäre ein guter Vorſchlag. Eins iſt aber auch 
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agt zu werden: denn es iſt nichts zu vollſtrecken 


) ohne Zuſtimmung des 
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dann zu bedenken. Wenn die Frau erwirbt, wenn ſie allein erwirbt — man wird die 
Frau aus dem Erwerbsleben nicht ganz ausſchalten können —, fo iſt fie heute nach 
§ 1367 beſſergeſtellt (Alleinerwerb als Vorbehaltsgut). Ich traue der deutſchen Frau 
zu, daß fie den Erwerb für die Familie richtig verwendet. Im Liquidationsfalle (Auf- 
löſung der Ehe durch Tod eines Ehegatten oder durch Scheidung) halte ich es nicht für 
richtig, daß der Mann hier die Hälfte der von der Frau errungenen Erſparniſſe er- 
hält. Die Verhältniſſe liegen hier anders, als wenn die Frau den Haushalt führt 
und der Mann erwirbt. 


5 9. Derwanötfchaft, Eltern- und flindesrecht 
I. Derwandtſchaftsbegriff 


1. Anter Verwandtſchaft verſteht das Bürgerliche Geſetzbuch Blutsverwandtſchaft und 
unterſcheidet zwiſchen Verwandtſchaft im Mannes ſtamme und Weibesſtamme nicht mehr. 
Anders das frühere deutſche Agrarrecht für Lehen, Stammgüter und Familienfidei⸗ 
kommiſſe und jetzt wieder das Reichserbhofrecht, das eine Bevorzugung des Mannes- 
ſtammes kennt. Die Gradesnähe wird durch die Zahl der vermittelnden Geburten feſt⸗ 
geſtellt, Geſchwiſter ſind im zweiten, Geſchwiſterkinder im vierten Grade miteinander 
verwandt. Das Bürgerliche Geſetzbuch unterſcheidet zwiſchen Verwandtſchaft in gerader 
Linie und in der Seitenlinie. In gerader Linie find miteinander verwandt: Perſonen, 
deren eine von der anderen abſtammt (8 1589 Abſ. 1 Satz 1). In der Seitenlinie find ver- 
wandt: Perſonen, die gemeinſchaftlich von einer dritten Perſon abſtammen, ohne unter 
ſich voneinander abzuſtammen (8 1589 Abſ. 1 Satz 2). — Für die an die Verwandt- 
ſchaft angegliederte Schwägerſchaft genügt es, auf das Geſetz ($ 1590) zu verweiſen. 
2. Das eheliche Kind iſt verwandt mit Vater und Mutter und ſämtlichen Ver⸗ 
wandten ſeiner Eltern. 

3. Das uneheliche Kind iſt verwandt mit der Mutter und allen Verwandten 
ſeiner Mutter. Es gilt Mutterrecht ($ 1589 Abſ. 2). Aber nicht nur bei dem unehe⸗ 
lichen Kind, auch bei den nachfolgenden Typen findet ſich eine Abſchwächung des 
juriſtiſchen Verwandtſchaftsbegriffs. 

4. Legitimation durch nachfolgende Ehe (88 1719 bis 1722). Wenn 
die Eltern eines unehelichen Kindes ſich fpäter heiraten, wird das Kind legitim, es 
wird ehelich. Wann die Eltern heiraten, ob ein Teil oder beide Teile in der Zwiſchen⸗ 
zeit anderweitig verheiratet waren, darauf kommt es nicht an. Die Wirkung dieſer 
Legitimation iſt inhaltlich eine Vollwirkung, das fo legitimierte Kind ſteht dem ehe 
lichen Kind verwandtſchaftlich gleich. Nur zeitlich beſteht eine Beſchränkung. Die 
Legitimation wirkt über den Eheſchluß der Eltern nicht zurück. Kinder der Eltern aus 
anderen früheren Ehen gelten juriſtiſch als ältere eheliche Kinder, auch wenn ſie ſpäter 
als das legitimierte Kind geboren find. Nur eine zeitliche Rückwirkung als Aus- 
nahme bringt $ 1722. 

5. Legitimation durch Ehelichkeits erklärung (ss 1723 bis 1740). 
Die Legitimation des unehelichen Kindes durch Ehelichkeitserklärung erfolgt auf An⸗ 
trag des Vaters durch die zuſtändige Behörde, ohne daß der Vater die Mutter ge⸗ 
heiratet hat. Die zuſtändige Behörde iſt nach S 10 der Verordnung vom 31. Mai 
1934 der Landgerichtspräſident. Gedacht iſt das Inſtitut als eine Ergänzung der 
Legitimation durch nachfolgende Ehe für ſolche Fälle, in denen der außereheliche 
Vater die Mutter nicht heiraten kann (Mutter iſt verſtorben) oder ihm die Ehe nicht 
zugemutet werden kann. Im übrigen iſt die Ehelichkeitserklärung Ermeſſensſache der 
Behörde, ein Anſpruch des Vaters oder des Kindes auf Ehelichkeitserklärung beſteht 
nicht (8 1734). Durch die Ehelichkeitserklärung bekommt das Kind Namen des 
Vaters und dieſer die elterliche Gewalt über das Kind. Aber die Verwandtſchafts⸗ 
wirkungen ſind weſentlich eingeſchränkter als bei der Legitimation durch nachfolgende 
Ehe ($ 1737). Die Verwandtſchaftswirkungen gehen nur in die abſteigende, nicht in 
die aufſteigende Linie, die Eltern des Vaters oder ſein Bruder ſind mit dem Kind 
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nicht verwandt. Auch Schwägerſchaftswirkungen, wenn Vater oder Kind verheiratet 
find, treten nicht ein (§ 1737 Abſ. 1 Satz 2). 

6. Annahme an Kindes Statt (88 1741 bis 1772). Hier tritt an Stelle der 
Blutsverwandtſchaft eine durch Vertrag (Adoption) begründete juriſtiſche Verwandt⸗ 
ſchaft. Abrigens werden die natürlichen Bande der Blutsverwandtſchaft auch juriſtiſch 
nicht zerſchnitten ($ 1764). Das Kind behält fein Erbrecht in feiner Blutsverwandt⸗ 
ſchaft und umgekehrt beerben die Blutsverwandten das Kind allein (8 1759). Das 
Kind erhält einen Anterhaltsanſpruch gegen feine natürlichen Eltern ($ 1765), wenn 
die elterliche Gewalt des Adoptivvaters geendigt hat (S8 1679, 1680) oder ruht 
(SS 1676, 1677). Das durch den Annahmevertrag vermittelte Kindſchafts verhältnis 
gegenüber den Adoptiveltern iſt in ſeinen Verwandtſchaftswirkungen erheblich ein⸗ 
geſchränkt. Freilich, die elterliche Gewalt iſt unteilbar, ſie ſteht dem Annehmenden 
(Adoptivvater oder Adoptivmutter) allein zu, an ihr nehmen die natürlichen Eltern 
nicht teil. Die elterliche Gewalt der natürlichen Eltern tritt, wie $ 1765 Abſ. 2 zeigt, 
auch dann nicht wieder ein, wenn der Adoptivvater ſtirbt. Das iſt ein Fall, wo der 
natürliche Vater zum Vormund beſtellt werden kann (8 1845). Die Abſchwächungen 
der Verwandtſchaftswirkungen beſtehen nun im folgenden: Die Nutznießung des An- 
nehmenden am Kindesvermögen kann in dem Annahmevertrag ausgeſchloſſen werden 
(8 1767 Abſ. 1) und ein Erbrecht des Annehmenden gegenüber dem Kind beſteht von 
vornherein nicht (§ 1759). Der Zweck dieſer Vorſchriften iſt klar. Die Adoption darf 
nicht egoiſtiſch⸗pekuniären Intereſſen des Annehmenden dienen. Bei einem Fehlen der 
Vorſchrift des S 1759 könnte ſogar das Leben des Kindes gefährdet fein (vgl. auch 
die Neufaſſung des 8 1754 Ziff. 23. — Am egoiſtiſche Zwecke auch auf ſeiten des 
Adoptivkindes (und feiner Angehörigen) auszuſchließen, kann auch das Erbrecht 
(und damit Pflichtteilsrecht) des Kindes wegbedungen werden (8 1767 Abſ. 1); aber 
im Gegenſatz zu 8 1759 bedarf es beſonderer Beſtimmungen im Adoptivvertrag. — 
Im übrigen zeigen ſich die Verwandtſchaftswirkungen der Adoption nur in abjteigen- 
der, nicht in aufſteigender Linie (8 1763). 

7. Kinder aus nichtigen Ehen (vgl. oben S. 14). Sind die Kinder ehelich, 
fo verſchiebt ſich etwas die elterliche Gewalt (88 1700 bis 1702); find die Kinder 
unehelich, ſo können ſie doch vom Vater Anterhalt wie eheliche Kinder verlangen 
(S 1703); nach dem Tode des Vaters treten freilich die Vorſchriften des § 1712 in 
Kraft. 

II. Anfechtung der Ehelichkeit eines findes 

1. Für die Ehelichkeit eines Kindes ſtellt das Geſetz (88 1591 und 1592) folgende Er- 
forderniſſe auf. Das Kind muß von der Ehefrau nach Eingehung der Ehe geboren 
ſein, die Empfängnis kann vor dem Eheſchluß liegen. Iſt es vor Eingehung der Ehe 
geboren, fo iſt das Kind unehelich, wird aber ehelich infolge Legitimation durch nach ⸗ 
folgende Ehe, wenn die Mutter den Vater heiratet, bleibt unehelich, wenn ſie einen 
anderen heiratet. Das Kind iſt ferner ehelich, wenn es nach Endigung der Ehe ge- 
boren, aber noch während der Ehe empfangen iſt. Das letztere kommt vor, wenn 
der Vater während der Schwangerſchaft ſeiner Frau verunglückt oder im Krieg fällt. 
Die Empfängniszeit ift im 8 1592 (vgl. auch 8 1717 Abſ. 2, wo die Verlängerung der 
Empfängniszeit des § 1592 Abſ. 2 nicht aufgenommen iſt) feſtgelegt. 

2. Natürlich iſt vorausgeſetzt, daß das nach Eingehung der Ehe geborene Kind vom 
Ehemann ftammt, hierfür find im 8 1591 zwei Vermutungen (Präſumtionen) auf- 
geſtellt: einmal, daß der Ehemann der Frau während der Empfängniszeit beigewohnt 
hat, und dann, daß das Kind aus dieſer Beiwohnung ſtammt. Will der Ehemann 
geltend machen, daß das Kind nicht von ihm ſtammt, ſo muß er eine der beiden Ver ⸗ 
mutungen widerlegen. Die Tatſache, daß die Frau während der Empfängniszeit auch 
mit anderen Männern geſchlechtlich verkehrt hat und daß das Kind möglicherweiſe 
aus dieſem ehebrecheriſchen Verkehr ſtammt, genügt zur Widerlegung der Vermutung 
nicht. Wohl aber kann Blutgruppenprobe, auch Beweis aus der Raſſe des Kindes 
zur Widerlegung der Vermutung herangezogen werden. 
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3. Stammt das Kind nicht vom Ehemann, d. h. kann er wirklich eine der Vermutun⸗ 
gen des 8 1591 widerlegen, jo iſt das Kind zunächſt noch ehelich, es tritt aber ein 
Schwebezuſtand ein. Der Ehemann kann die Ehelichkeit des Kindes binnen 
Jahresfriſt anfechten. Die Friſt läuft er ſt von dem Zeitpunkt an, in welchem der 
Mann von der Geburt des Kindes Kenntnis erlangt (58 1594 Abſ. 2). Dieſer Zeit- 
punkt kann, wenn die Ehegatten getrennt leben, weit hinausgeſchoben ſein; ja es 
kann gelingen, dem Mann die Geburt eines fremden Kindes überhaupt zu verheim⸗ 
lichen. Vgl. Ziff. 6. Die Friſt läuft aber auch immer ſchon von dem genannten Zeit- 
punkt an. Das iſt unbillig, wenn der Mann trotz Zuſammenlebens der Ehegatten von 
der Antreue der Frau nichts erfuhr und das Kind aus dem ehebrecheriſchen Verkehr 
der Frau ſtammte. Vgl. RG 152 S. 390 ff. (23. November 1936). In dem erwähnten 
Entſcheidungsfall wurde erſt acht Jahre nach der Geburt des Kindes in dem Schei- 
dungsprozeß durch Blutgruppenunterſuchung ſeſtgeſtellt, daß das Kind unmöglich von 
dem Ehemann ftammen konnte. Der Oberſte Gerichtshof hat die auf das Ergebnis 
der Blutgruppenunterſuchung geſtützte Anfechtungsklage (Ziff. 5) wegen Friſtablaufs 
abgewieſen, dem Ehemann jedoch einen Schadenserſatzanſpruch ($ 826) gegen den Ehe⸗ 
brecher zugebilligt (RG 152 S. 400). 


4. Erkennt der Ehemann das Kind als das feinige an (8 1598) oder läßt er die 
Jahresfriſt des 8 1594 bewußt verſtreichen, dann iſt und bleibt das Kind ehelich, auch 
wenn der Nachweis möglich und erbracht iſt und alle Beteiligten darüber einig ſind, 
daß der Ehemann innerhalb der Empfängniszeit der Frau nicht beigewohnt hat, oder 
daß es den Amſtänden nach ofſenbar unmöglich iſt, daß die Frau das Kind von ihm 
empfangen hat (8 1591 BGB). (RG 123 S. 262.) Das ift ein Recht des Ehemannes, 
keine Verſchiebung des Perſonenſtandes. 


5. Will der Ehemann nicht, daß das Kind als ſein Kind gilt, fo muß er die in den 
§ 1596 BGB, 88 641, 643 ZPO näher geregelte Anfechtungsklage erheben. Die 
Klage ift gegen das Kind zu richten. Wird die Klage abgewieſen, weil der Ehemann 
die Vermutungen des 8 1591 nicht widerlegen kann oder weil die Jahresfriſt (Ziff. 3) 
verſtrichen iſt, ſo bleibt das Kind ehelich. Dringt die Klage durch, ſo wirkt das Arteil 
gegen jedermann ($ 643 ZPO), und das Kind ift unehelich. Das Geſetz unterſcheidet 
genau zwiſchen Anfechtung und Geltendmachung der Anehelichkeit (8 1593 BGB). 
Anfechten kann nur der Ehemann, die Anehelichkeit geltend machen kann jedermann, 
wenn der Ehemann wirkſam angefochten hat und im Falle 6. 


6. Iſt der Ehemann geſtorben, ohne angefochten, aber auch ohne das Anfechtungs⸗ 
recht verloren zu haben, fo findet eine Anfechtung nicht mehr ſtatt, aber dritte Per- 
ſonen können nun die Anehelichkeit des Kindes geltend machen. Daß der Ehemann, 
ohne Kenntnis von der Geburt des Kindes und daher ohne das Anfechtungsrecht 
verloren zu haben, ſtirbt, kommt, wie oben (Ziff. 3) ausgeführt, häufiger vor. Die 
Geltendmachung der Anehelichkeit des Kindes kann nun bei Gelegenheit eines andern 
Prozeſſes (Anterhaltsklage gegen den außerehelichen Erzeuger) oder in einer ge- 
wöhnlichen Feſtſtellungsklage (S 256 ZPO) erfolgen; in jedem Falle wirkt das Urteil 
nur zwiſchen den Prozeßparteien, nicht, wie das Urteil auf Grund der Anfechtungs⸗ 
klage (Ziff. 5), gegenüber jedermann. Das kann zu widerſtreitenden Entſcheidungen 
führen. „So kann es vorkommen,“ ſagt das RG 123 S. 263 / 4, „daß das Kind in 
einem Rechtsſtreit, in dem ihm wegen feiner Erzeugung im Ehebruch Verwandte des 
Ehemannes das Erbrecht ſtreitig machen, als ehelich, dagegen in einem Rechtsſtreit, 
in dem es ſelbſt von feinem außerehelichen Erzeuger Anterhaltsgewährung bean- 
ſprucht, als unehelich angeſehen wird und umgekehrt.“ 

Werfen wir einen kurzen Rückblick auf den vorſtehend geſchilderten Rechtszuſtand, fo 
will es unſerem Rechtsempfinden nicht entſprechen, daß der Ehemann rein indivi- 
dualiſtiſch und ſelbſtherrlich einem fremden Kinde die Ehelichkeit geben kann (Ziff. 4). 
Darauf iſt im Schrifttum wiederholt hingewieſen. Vgl. ftatt aller: Schmidt 
Klevenow, Volk und Raffe, 1935 S. 248 ff. Als völlig unvereinbar mit der 
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nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung muß die Regelung des Bürgerlichen Geſetz . 
buchs bezeichnet werden, wenn Ehemann und Erzeuger verſchiedenen Raſſen ange- 
hören. Aber auch wo ein Raſſenunterſchied nicht vorliegt, beſtehen Bedenken, wenn⸗ 
gleich, wie das Nachſtehende ergibt, letzterenfalls ſich auch für das bisherige Recht 
einiges ſagen läßt. Es iſt vorgekommen, daß die Frau ein Kind geboren hat, während 
der Mann ſeit Jahren eine Zuchthausſtrafe verbüßte. Die Fürſorgebehörden ſuchten 
nun den Mann zur Erhebung der Anfechtungsklage zu veranlaſſen, um den außerehe- 
lichen Erzeuger zum Unterhalt heranzuziehen. Der Zuchthäusler lehnte die Anſech⸗ 
tung ab, ihn ginge die Sache nichts an. Mißlich iſt allerdings im Falle der Ziffer 4 
(anders Ziffer 6), daß der wahre Vater nicht zum Anterhalt herangezogen werden 
kann. Aber ſoll man bloß, um den außerehelichen Erzeuger zu faſſen, das Kin d 
von Amts wegen unehelich machen? Auch mag der Mann in anderen 
Fällen nach Ausſöhnung mit der Frau oder, um die Familienſchande nicht offenbar 
werden zu laſſen, ein Kind, das nicht von ihm ſtammt, dulden. Dann iſt immer dem 
Kinde der Makel der Anehelichkeit erſpart, worin ein ungeheurer ideeller Vorteil 
liegt. Anerfreulich iſt der in Ziffer 6 geſchilderte Rechtszuſtand. Hier wird nämlich 
der Schwebezuſtand in Permanenz gebracht. Offenbar haben die Geſetzesverfaſſer die 
Tragweite nicht überſchaut. Hier hat das Kind auch nicht den ideellen Vorteil der 
Ehelichkeit, wenn es bald einmal von den Gerichten als ehelich, bald als unehelich be⸗ 
handelt wird. 


III. Unterhaltspflicht der Derwandten (SS 1601 bis 1615) 

Es beſteht die fittlihe Pflicht, daß die Familienglieder in Zeiten der Not einander 
beiſtehen. Daraus hat ſich rechtlich die geſetzliche Anterhaltspflicht entwickelt. Ein- 
ander unterhaltspflichtig ſind, wenn wir von der Anterhaltspflicht der Ehegatten, die 
bereits behandelt iſt, und der Anterhaltspflicht des außerehelichen Vaters, die noch 
behandelt wird, abſehen, nur Verwandte in gerader Linie ($ 1601). Man hat wieder 
holt, namentlich im Hinblick auf die öffentliche Wohlfahrtspflege, die Frage aufge ; 
worfen, ob nicht der Kreis der unterhaltspflichtigen Perſonen im Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buch zu eng gezogen iſt. Es wurde in der Praxis übel oermerkt, daß keine Anterhalts⸗ 
pflicht zwiſchen Geſchwiſtern und zwiſchen Schwiegereltern und Schwiegerkindern beſteht: 
z. B. eine Witwe hat einen reichen Schwiegerſohn, fie fällt der öffentlichen Wohlfahrts- 
pflege zur Laſt, weil ihre Tochter kein eigenes Vermögen beſitzt, während deren Mann 
in guten Vermögensverhältniſſen lebt. Ganz zweifelsfrei laſſen ſich generell die 
Fragen wohl nicht löſen. Legt man einem älteren Bruder — Eltern und Voreltern 
ſind nicht mehr vorhanden — die Anterhaltspflicht gegenüber jüngeren Geſchwiſtern 
auf, ſo kann diefe Anterhaltspflicht ihn unter Amſtänden vom Heiraten abhalten. 
Zweifelsfrei iſt nur die vom Geſetz erfaßte Anterhaltspflicht zwiſchen Abkömmlingen, 
Eltern und Voreltern. Im übrigen muß das fittliche Pflichtbewußtſein eingreifen. 
Die einzelnen Beſtimmungen der Ss 1601 ff. bedürfen hier keiner näheren Erläute⸗ 
rung, ſie bieten dem Selbſtſtudium keine Schwierigkeit. 


IV. Ausfteuer und Ausftattung 

Ausſtattung iſt der weitere Begriff und umfaßt die Ausſteuer. Ausftattung 
definiert das Geſetz ſelbſt (§ 1624). Es iſt alles, was einem Kinde (Sohn oder Tochter) 
mit Rüdfiht auf feine Verheiratung oder auf die Erlangung einer ſelbſtändigen 
Lebensſtellung zur Begründung oder Erhaltung der Wirtſchaft und Lebensſtellung 
von einem Elternteil zugewendet wird. Aber die Aus ſteuer Außert ſich das Geſetz 
nicht fo genau, es ſagt nur, daß fie der Tochter im Falle ihrer Verheiratung zur Ein- 
richtung des Haushalts gewährt wird ($ 1620). Nach der Auffaſſung des Lebens 
gehören zur Ausſteuer Möbel, Hausgerät, Geſchirr, Wäſche, kurz alles, was zur 
Führung des neu gegründeten Haushalts erforderlich iſt. Aus der Gegenüberſtellung 
heben fich die beiden Begriffe, Ausſtattung und Ausſteuer, klar voneinander ab. Aus- 
ſtattung kann auch ein Sohn erhalten, der Vater richtet dem Sohn ein Geſchäft ein 
oder gibt ihm das nötige Betriebskapital. Die Ausſtattung ſetzt auch keine Heirat 
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voraus: der Vater ſchafft der Tochter, die ſich als Kinderärztin niederläßt, die Ein⸗ 
richtung einſchließlich Inſtrumente für die Praxis an. Da aber die Ausſtattung auch 
in Rüdfiht auf die Verheiratung der Tochter gegeben werden kann, jo können Aus- 
ſtattung und Ausſteuer zuſammenſallen. 

Zur Ausſteuer iſt der Vater, hilfsweiſe die Mutter der Tochter gegenüber ver ⸗ 
pflichtet. Allerdings iſt die Verpflichtung begrenzt, ſie beſteht nur, wenn die 
Tochter kein eigenes Vermögen beſitzt und weiter nur ſo weit, daß Vater oder Mutter 
ihren ſtandesgemäßen Unterhalt behalten (§ 1620). Weitere Ausnahmen von der 
Ausſteuerpflicht enthalten die 88 1621 und 1622. Der Anſpruch der Tochter verjährt 
in einem Jahre nach Eingehung der Ehe (8 1623). Daraus iſt zu entnehmen, daß der 
Anſpruch erſt mit der Verheiratung der Tochter entſteht, während nach Sitte und 
Zweckmäßigkeit die Ausſteuer vor der Hochzeit angeſchafft wird. Aber jedenfalls ohne 
Verheiratung hat die Tochter keinen Ausſteueranſpruch. Soweit eine Ausſteuer⸗ 
pflicht der Eltern vorliegt, iſt die Ausſteuer keine Schenkung; zur Gewährung 
einer Ausſtattung, wenn ſie nicht mit der Ausſteuer zuſammenfällt, find die Eltern 
nicht verpflichtet. Ausſtattung würde danach Schenkung der Eltern an das aus⸗ 
geſtattete Kind bedeuten; hier greift nun die Vorſchrift des § 1624 ein, wonach nur 
ungewöhnlich hohe Ausſtattungen als Schenkungen zu gelten haben. Die Ausſtattung 
hat ihre wichtigſte Bedeutung im Erbrecht (8 2050, vgl. unten S. 66). 


I. Einleitung 5 10. Die elterliche Gewalt 


Elterliche Gewalt iſt der Inbegriff derjenigen Pflichten und Rechte, welche dem Vater 
oder an deſſen Stelle der Mutter über Perſon und Vermögen eines minderjährigen 
ehelichen Kindes eingeräumt find. Die drei Hauptteile der elterlichen Gewalt wurden 
bereits oben S. 8 erwähnt. Von ihnen iſt die Sorge für die Perſon des 
Kindes die weitaus wichtigſte. Die anderen beiden Teile ſetzen Vermögen des 
Kindes voraus. Minderjährige Kinder auch wohlhabender Eltern haben regelmäßig 
kein eigenes Vermögen, wenn ſie es nicht geerbt haben. Iſt freilich ein Elternteil ver⸗ 
ſtorben, dann wird das Kind wohl etwas, wenn vielleicht auch nur geringes geerbt 
haben. Von den drei Teilen der elterlichen Gewalt iſt die Nutznießung am Kindes- 
vermögen das einzige rein egoiſtiſche Recht des Gewalthabers. Auf dieſes kann ver- 
zichtet werden (8 1662), auf die Sorge für die Perſon und das Vermögen des Kindes 
nicht. Aber die Verzerrung des Pflichtgedankens vgl. oben S. 5/6. 


II. Sorge für die Perſon des findes 


) 


Dieſer Teil der elterlichen Gewalt umfaßt die Pflicht und das Recht, das Kind zu er- 
ziehen, zu beauffichtigen und feinen Aufenthalt zu beſtimmen, es von dritten Perſonen 
herauszuverlangen. Zum Inhalt der Perſonenfürſorge gehört auch die Vertretungs- 
macht, der Vater iſt geſetzlicher Vertreter des Kindes. Im einzelnen ſei noch bemerkt: 


1. Erziehung des Kindes 

Daß den Eltern die Anwendung angemeſſener Züchtigung zuſteht, iſt ſelbſtverſtänd⸗ 
lich. Ein ſehr wichtiger Teil der Geſamterziehung iſt die religiöſe Kindererziehung. 
Bei der Abfaſſung des Bürgerlichen Geſetzbuchs wagte man in Erinnerung an den 
Kulturkampf dieſe heißumſtrittene Materie noch nicht zu ordnen und überließ ſie dem 
Landesrecht (Art. 134 EG z. BGB). Nach dem Kriege iſt dann ohne viel Kämpfe das 
Geſetz betreffend die religiöſe Kindererziehung vom 15. Juli 1921 (RG Bl. S. 939) 
erlaſſen. Viel wert iſt das Geſetz nicht. 


2. Herausgabeanſpruch (8 1632) 
Der Inhaber der elterlichen Gewalt kann das Kind von jedermann herausverlangen, 
der es ihm vorenthält. Als Perſonen, die dem Vater das Kind vorenthalten, kommen 
in der Praxis namentlich Großeltern des Kindes mütterlicherſeits und die Mutter ſelbſt 
in Betracht. Die Frau hat ſich vom Manne getrennt, iſt zu ihren Eltern gegangen 
und hat das Kind mitgenommen. Der Mann fordert nun von ſeinen Schwiegereltern 
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das Kind heraus. Das Recht dazu gibt ihm 8 1632. Die Großeltern dürfen auch kein 
Zurückbehaltungsrecht an dem Kinde geltend machen, indem ſie vom Vater des Kindes 
Zug um Zug Zahlung der Anterhaltskoſten und anderer Ausgaben, die fie zugunſten 
des Kindes gemacht haben, verlangen. Solche Koſten mögen ſie erſetzt verlangen, 
aber die Herausgabe des Kindes dürfen fie nicht deshalb verzögern. 

Solange der Vater die elterliche Gewalt beſitzt, richtet ſich, wie geſagt, ſein Heraus ⸗ 
gabeanſpruch auch gegen ſeine Frau, die Mutter des Kindes, wenn fie das Kind 
ihrem Manne vorenthält. Im Kampfe der Eltern um das Kind kann es nun auch zu 
einem Konflikt der Behörden kommen. Den Herausgabeanſpruch nach 8 1632 macht 
der Vater im Prozeßwege (ſtreitige Gerichtsbarkeit) durch Klage geltend und wird 
meiſt obſiegen, denn wie die beklagte Seite kein Zurückbehaltungsrecht hat, ſo kann 
ſie auch nicht einwenden, daß der Vater ſein Recht mißbrauche und das Kind bei 
ihm ſehr ſchlecht untergebracht ſei. Wohl aber kann ſich die Mutter an das Vor 
mundſchaftsgericht (freiwillige Gerichtsbarkeit) wenden mit dem Antrag, dem Vater 
die Sorge für die Perſon des Kindes nach 8 1666 zu entziehen. Entſpricht das Vor⸗ 
mundſchaftsgericht nach Prüfung der Sachlage dieſem Antrag, ſo bleibt die Mutter 
fiegreih. Schwebt der Herausgabeprozeß noch, fo entfällt der Klagegrund und die 
Klage muß abgewieſen werden. Aber auch wenn der Prozeß rechtskräftig zugunſten 
des Vaters entſchieden iſt, ſchafft das Vormundſchaftsgericht eine neue Lage. Es 
kommt nun darauf an, was das Vormundſchaftsgericht anordnet; es kann das Kind 
der Mutter anvertrauen. Es kann aber im Intereſſe des Kindes auch andere Anord- 
nungen treffen und die getroffenen Anordnungen jederzeit aufheben. 


3. Eingreifen des Vormundſchaftsgerichts nach 8 1666 
Bei Verletzung der aus der Sorge für die Perſon des Kindes herrührenden 
Pflichten hat das Vormundſchaftsgericht einzugreifen und die oben erwähnte Vor ⸗ 
ſchrift des 8 1666 findet Anwendung. 


III. Sorge für das Vermögen des findes und Nubniefung am findes vermögen 

1. Der Einfluß der elterlichen Gewalt auf das Vermögen des minderjährigen Kindes 
zeigt ſich in doppelter Weiſe: ſie gibt dem Träger der Gewalt die Verwaltung und die 
Nutznießung. Nun kann an einzelnen Vermögensteilen die Verwaltung oder die Nutz- 
nießung oder beides ausgeſchloſſen ſein. Nur, wenn die Nutznießung ausgeſchloſſen iſt, 
ſpricht das Geſetz von freiem Vermögen (8 1650). — Nutznießung ohne Verwaltung 
hat der Vater nach 8 1638; Verwaltung ohne Nutznießung im Falle der 88 1650, 16513 
ſreilich wird im Falle des 8 1650 (zum perſönlichen Gebrauch des Kindes beſtimmte 
Sachen) wenig zu verwalten fein. Bei Zuwendungen Dritter kann ſowohl die Ver⸗ 
waltung (8 1638) wie die Nutznießung (S 1651 Ziff. 2) ausgeſchloſſen werden. 

2. Vermögens verwaltung. Die Verwaltung und geſetzliche Vertretung, 
die der Vater ausübt, umfaßt nicht nur die laufenden Geſchäfte, ſondern auch Ver. 
äußerungen und ſonſtige Verfügungen. Daß er dabei fortlaufend wie ein Vormund 
vom Vormundſchaftsgericht kontrolliert wird (88 1643 mit 1821, 1822, 1825, 1828 bis 
1831), wurde bereits oben S. 5/6 bemerkt. Bei Mißwirtſchaft hat das Vormund 
ſchaftsgericht nach $ 1667 einzugreifen. 

3. Die Nutznießung am Kindes vermögen. Dieſe iſt der Nutznießung 
des Ehemannes gleichgeordnet: 8 1652 entſpricht 81383. 8 1654 verweiſt auf die 
Vorſchriften SS 1384 bis 1386, 1388, 8 1653 entſpricht 8 1377. 


IV. Schuldenregelung 

Iſt das Kindesvermögen mit Schulden belaſtet, fo können die Gläubiger ohne Rüd- 
fiht auf die Nutznießung des Vaters ihre Befriedigung aus dem Vermögen des 
Kindes ſuchen (§ 1659). Die Klage iſt gegen das Kind zu richten. Zur Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung iſt ein vollſtreckbares Arteil gegen das Kind erforderlich und genügend 
(8 746 ZPO). Der Vater braucht gar nicht verklagt und verurteilt zu werden; er 
führt aber den Prozeß auf der Beklagtenſeite als geſetzlicher Vertreter des Kindes. 


Familien- und Erbrecht ö 49 


V. Rechtsſtellung der Mutter 


1. Solange der Vater die elterliche Gewalt über die Kinder beſitzt und ausübt, hat 
die Mutter nach 8 1634 nur eine ſchmale Antergewalt, ſie hat allerdings das Recht 
und die Pflicht, für die Perſon des Kindes zu ſorgen. Aber bei Meinungsverſchieden⸗ 
heiten geht die Meinung des Vaters vor; auch iſt fie weder an der Vermögensver⸗ 
waltung noch an der geſetzlichen Vertretung des Kindes beteiligt. 


2. Die volle elterliche Gewalt ſteht der Mutter nur in drei Fällen zu: a) wenn der 
Vater geſtorben oder für tot erklärt iſt, b) wenn der Vater die elterliche Gewalt ver⸗ 
wirkt hat (Begriff der Verwirkung im 8 1680) und die Ehe aufgelöſt iſt (8 1684), 
c) bei nichtiger (vernichtbarer) Ehe, wenn dem Vater, nicht der Mutter, bei Eingehung 
der Ehe die Nichtigkeit bekannt war (8 1701). An ſich hat die Mutter in dieſen drei 
Fällen die elterliche Gewalt in dem Amfange, wie fie der Vater hat. Doch kann fie 
ſich einen Beiſtand erbitten oder es kann ihr ein Beiſtand beſtellt werden (58 1687 ff.). 
Der Beiſtand hat im weſentlichen die Stellung eines Gegenvormundes. 


3. Iſt das Zurückdrängen des mütterlichen Einfluſſes neben dem Vater — freilich 
nur nach der rechtlichen (Ziff. 1), nicht nach der faktiſchen Seite — bedenklich, fo hat 
das Geſetz (81685) wenigſtens Vorſorge getroffen, daß, wenn der Vater behindert 
ift, der Mutter der rechte Platz eingeräumt wird: Die Mutter übt dann nicht die 
eigene (Ziff. 2), ſondern die elterliche Gewalt des Vaters aus, was ja im Leben höchft 
gleichgültig iſt, wenn fie nur die ihr zukommende Fürſorgemacht beſitzt. Das Geſetz 
unterſcheidet im 8 1685 danach, ob die Ehe beſteht oder aufgelöſt iſt. 


a) Während der Ehe bekommt die Mutter bei jeder tatſächlichen oder rechtlichen 
Behinderung des Vaters die Ausübung feiner elterlichen Gewalt, fie bekommt fie 
von ſelbſt, ohne daß fie ihr erſt vom Vormundſchaftsgericht übertragen werden müßte: 
eine vernünſtige Regelung. Die Nutznießung am Kindesvermögen enthält ihr aller⸗ 
dings das Geſetz vor, aber das wird ſie verſchmerzen. Für eine tatſächliche Behinde⸗ 
rung mögen Krankheit, längere Abweſenheit (der Schiffmann auf großer Fahrt) oder 
Gefangenſchaft als Beiſpiele dienen. Als rechtliche Behinderung nennt das Geſetz 
das Ruhen der elterlichen Gewalt des Vaters (SS 1676 bis 1678). Haupt fall 
Geſchäftsunfähigkeit oder beſchränkte Geſchäſtsfähigkeit des Vaters. 


b) Nach Auflöſung der Ehe — da Tod des Vaters hier nicht in Betracht kommt, 
wird es ſich regelmäßig um Scheidung handeln — hat das Geſetz Vorkehrung 
getroffen (8 1685 Abſ. 2), wenn die elterliche Gewalt des Vaters ruht und dieſes 
Ruhen Dauercharakter hat. Dann erhält die Mutter die volle Ausübung der elter- 
lichen Gewalt ihres Mannes einſchließlich der Nutznießung. Sie erhält ſie aber nicht 
von ſelbſt, ſondern nur auf Antrag. Es wirft ſich ſoſort die Frage auf, wie iſt es, 
wenn der Vater tatſächlich (dauernd oder vorübergehend) oder rechtlich (Ruhen 
ſeiner Gewalt) vorübergehend behindert iſt? Dann muß ein Vormund beſtellt 
werden, das kann auch die Mutter fein; iſt es nicht die Mutter, fo bekommt fie neben 
dem Vormund die ſchmale Nebengewalt (Ziff. 1) (SS 1698, 1634). Die verſchiedene 
Behandlung von a und b iſt wieder eine der vielen Anbegreiflichkeiten, an denen 
unſer Familienrecht ſo reich iſt. Namentlich leuchtet nicht ein, warum bei dauerndem 
Ruhen der elterlichen Gewalt des Vaters die Mutter ſich die Ausübung übertragen 
laſſen kann, bei vorübergehendem Ruhen dagegen das umſtändliche Verfahren einer 
Vormundernennung Platz greifen muß. 

Zum Schluß des Abſchnitts wollen wir die Veränderungen innerhalb der ae 


Gewalt an einem Beiſpiel erörtern, das uns auch Gelegenheit geben wird, noch nicht 
behandelte Vorſchriften konkret zu erläutern. 


Ein dem Trunke ergebener Arbeiter hat wiederholt ſeine Kinder mißhandelt und hungern 
laſſen. Er wird dann wegen Trunkſucht entmündigt und in eine Trinkerheilanſtalt gebracht. 
Nach einem Jahre wird er aus der Heilanſtalt als geheilt entlaſſen, ohne daß jedoch die 
Entmündigung aufgehoben iſt. Er 9 05 zu ſeiner Familie zurück, verfällt wieder der 
Trunkſucht und ſchlaägt in angetrunkenem Zuſtand eines feiner Kinder zum Krüppel. 
Wegen dieſer Tat wird er zu einem Jahr Gefängnis verurteilt. Seine Frau läßt ſich zwei 
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Jahre ſpaͤter von ihm wegen Ehebruchs ſcheiden, fie heiratet wieder und ihr zweiter Mann 
tirbt nach einigen Jahren. W der es mit der elterlichen Gewalt über die Kinder des 
kenboldes in den einzelnen Zeitabſchnitten? 


rechtliche Verfolgung, bei welcher nur die Verantwortlichkeit Bates 0 1680) dle und im 
er 

e endet damit, aber die elterl Gewalt der Mutter tritt noch nicht 

ormund ernannt werden. nn dem fich die Frau hat ſcheiden laſſen, 


bekommt ſie nach 8 1684 Ziff. 2 die ae a 
dern gegenüber in Zuſammenhang fteht oder 


brecheriſchen Verhalten des Mannes den 
nicht, iſt Neige tig. Sie hätte n des Verbrechens ihres Mannes am de von 
ihm nach 8 eiden laſſen können; aber ſie hat es nicht getan. Der Grund, weshalb 


t 4 5 un . die 

Kinder gefährdet bleiben. Denn die Frau hat ja a vorher im Zuſammenleben mit dem 
Manne das Verbrechen am Kinde t he ern können. — Heiratet die Frau wieder, 
fo verliert fie die elterliche Gewalt (81697) und es muß wieder ein Vormund beſtellt 
werden. Das kann die Frau felbſt oder auch ihr jetziger Mann fein — je nachdem, ob fie 
vom Vormundſchaftsgericht für geei erachtet werden. Der Grund, weshalb der Mutter 
bei der Wiederverhetratung nach 81697 die elterliche Gewalt entzogen wird, iſt der, daß 
das Gefetz annimmt, die Frau ſtehe zu ſehr unter dem Einfluß ne zeiger Mannes, als 
daß man ungeprüft ihr weiter die elterliche Gewalt belaſſen könne, jet fie vertrauens 
wert, ſo könnte ſie oder ihr Mann zu Vormündern beſtellt werden. Es drängt ſich ſofort die 
age auf, wie iſt es, wenn der Mann wieder heiratet? Nun! Das Geſetz ſorgt dafür, daß 
larheit in den Vermögensverhältniſſen wegen der 5 Erbſchaft des Kindes ge 
ſchaffen wird, ehe der Vater wieder heiratet, und nun bei der han der neuen Frau An- 
arbeiten entſtehen, die das Erbe des Kindes gefährden (SS 1640, 1669) und ehe dieſe Klarheit 
nicht geſchaffen iſt, darf er nicht wieder heiraten (§ 1314). Aber wenn der Witwer dieſen 
Pflichten der Inventarerrichtung uſw. nachgekommen iſt, dann kann er heiraten und behält 
nach wie vor die elterliche Gewalt über die Kinder erfter Ehe. Denn er iſt der ſtarke 
Mann, der ſich nicht, wie umgekehrt die Frau, von dem andern Teil beeinfluſſen läßt!! 
Damit beweiſt das Geſetz eine rührende Ankenntnis menſchlicher Pſyche. Alſo der böſe 
Stiefvater und die gute Stiefmutter! Man denke daran, daß die Kinder erſter Ehe noch 
klein find, der Vater den ganzen Tag beruflich fern vom Haufe iſt und die Kinder nun der 
weiten Frau anvertraut ſind. Das kann natürlich beim Pflichtbewußtſein der zweiten 
rau überaus gutgehen, und es ſind im Leben die Fälle nicht ſelten, daß die zweite Frau, 
bloß um nicht in den volkstümlichen Verdacht der Stiefmutter zu kommen, die Kinder der 
ten Ehe zu milde behandelt. Das Geſetz hätte die elterliche Gewalt über Kinder erſter 

e für den Fall, daß der Mann oder die Frau wieder heiratet, gleich regeln ſollen — 
alſo mit der zweiten Heirat verliert die Frau nach 8 1697 die elterliche Gewalt und erhält 

fie auch nicht wieder, wenn ihr zweiter Mann ſtirbt. 


5 11. Stellung des unehelichen findes 


I. Geltendes Recht 

1. „Das uneheliche Kind und deſſen Vater gelten nicht als verwandt“, ſo iſt der 
Geſetzeswortlaut des 8 1589 Abſ. 2. Da es ſich ſelbſtverſtändlich nur um Verwandt. 
ſchaft im juriſtiſchen, nicht im biologiſchen Sinne handelt, hätte das Geſetz ruhig ſtatt 
des fatalen „gelten“ von „ſein“ oder „nicht ſein“ ſprechen ſollen. Aber auch in der 
abgeſchwächten Geſetzesfaſſung iſt der Satz nicht richtig. Denn ſelbſtverſtändlich kann 
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der außereheliche Erzeuger nicht ſeine Tochter heiraten (88 1310 und 1327) und 
Geſchlechtsverkehr unter ihnen iſt Blutſchande (8173 StGB). Inſofern „gelten“ 
beide alſo doch als verwandt. Was 8 1589 Abſ. 2 beſagen wollte, tft, daß auf Vater 
und uneheliches Kind die Vorſchriften des vierten Buches zweiter Abſchnitt des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs (Verwandtſchaft), mit Ausnahme der Anterhaltspflicht 
(SS 1708 ff.), keine Anwendung finden. 


2. Der Mutter gegenüber hat das uneheliche Kind die Stellung des ehelichen (8 1705) 
und ift daher mit allen Verwandten der Mutter verwandt, mit allen Verſchwägerten 
der Mutter verſchwägert. So erhält das uneheliche Kind auch den Familiennamen 
der Mutter (81706). Die elterliche Gewalt hat die Mutter nicht über das Kind. 
Man hielt einen Vormund für nötig, weil die Mutter ſich nicht genügend um das 
Kind kümmern könne — fie muß meiſt im Erwerbsleben ftehen und für ſich den Anter⸗ 
halt erwerben — und weil ſie im Kampfe um die Anterhaltsrente für das Kind dem 
Vater gegenüber nicht energiſch genug auftreten würde. Beides iſt richtig. Auch der 
Einzelvormund (Dilettantenvormund nannte man ihn, weil er keine Berufserfahrung 
in der Führung der Vormundſchaft hatte) konnte die Intereſſen des Kindes nicht 
überall mit der wünſchenswerten Kraft wahrnehmen. Es war zweifelsohne ein erfreu- 
licher Fortſchritt, als das Jugendwohlfahrtsgeſetz (8 35) beſtimmte, daß mit der 
Geburt des unehelichen Kindes das Jugendamt des Geburtsortes die geſetzliche 
Amtsvormundſchaft erhält. Freilich kann auf Antrag des Jugendamts durch das 
Vormundſchaftsgericht ein Einzelvormund beſtellt werden (8 40 JWG), z. B. die 
Mutter ſelbſt oder ihr Vater. Aber das wird Ausnahme ſein; regelmäßig treten die 
dem Jugendamt angehörigen männlichen und weiblichen Berufsvormünder ein, deren 
große Erſahrung dem einzelnen Schützling zugute kommt. Das Geſetz gibt der Mutter 
die wichtige Sorge für die Perſon des Kindes (81707) und inſofern tritt ſogar der 
Vormund hinter ihr zurück. Danach, ſo ſagt man auch in den neueſten Lehrbüchern 
des Familienrechts, hat die Mutter den Herausgabeanſpruch (8 1632) gegen dritte 
Perſonen, ſelbſt gegen den Vormund. Aber die dieſe Stellung der Mutter 
beftätigende Rechtſprechung ſtammt aus der Zeit vor dem Jugendwohlfahrtsgeſetz. 
Heute würde trotz Aufrechterhaltung des Wortlauts von $ 1707 die Mutter in einem 
Konflikt mit dem Jugendamt als Vormund unterliegen. Das Jugendamt kann ſich 
für die Beaufſichtigung der Mutter auf $ 24 Abſ. 1, 825 Abſ. 2, 3 JW berufen. 


3. Der Vater hat dem Kinde bis zum vollendeten 16. Lebensjahr Unterhalt zu 
gewähren. Iſt das Kind bei Vollendung des 16. Lebensjahres infolge körperlicher 
oder geiſtiger Gebrechen nicht in der Lage, ſich ſelbſt zu unterhalten, ſo dauert die 
Anterhaltspflicht weiter an, ſie wird aber etwas abgeſchwächt. Der Vater braucht 
nach dem 16. Lebensjahr des Kindes nur unter Wahrung ſeines eigenen ſtandes⸗ 
gemäßen Anterhalts zu leiſten (8 1708 Abſ. 2, 8 1603 Abſ. 1), während er den ordent⸗ 
lichen Unterhalt bis zum 16. Jahre des Kindes ohne Rüdfiht auf feinen eigenen 
ſtandesgemäßen Anterhalt gewähren muß. Der Anterhalt iſt nur in Geld zu leiſten 
(81710). Der Vater darf nicht für ſich die Erleichterung in Anſpruch nehmen, das 
Kind in ſeinem oder in einem andern Haushalt ſelbſt zu verpflegen. — Auch die 
Mutter hat gegen den außerehelichen Erzeuger Anſprüche, ſie kann die Entbindungs⸗ 
koſten und die ſchon vorher durch die Schwangerſchaft weiter notwendig gewordenen 
Aufwendungen erſetzt verlangen und für ſechs Wochen nach der Entbindung Unter- 
dalt verlangen (8 1715). Einzelheiten über die Anſprüche von Mutter und Kind in 
den SS 1708 bis 1716. 


Der Anterhaltsanſpruch des Kindes gründet fi) auf nachweisbare Blutsverwandt⸗ 
ſchaft mit dem Anterhaltspflichtigen, auf Vaterſchaft des letzteren. Daher muß dem 
letzteren zunächſt nachgewieſen werden, daß er in der Empfängniszeit der Mutter bei⸗ 
gewohnt hat (88 1717, 1718). Wird ihm das nachgewieſen, dann konſtruiert das 
Geſetz allerdings eine Vermutung, daß das Kind aus dieſer Beiwohnung ſtammt 
(8 1717 Abſ. 1). Die Vermutung wird widerlegt, wenn es den Amſtänden nach offen- 
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bar unmöglich iſt, daß das Kind aus dieſer Beiwohnung ſtammt. Z. B. es wird 
einwandfrei nachgewieſen, daß die Mutter zur Zeit der Beiwohnung bereits 
ſchwanger war. Aberhaupt kann ſich der in Anſpruch Genommene darauf berufen, 
daß die Kindesmutter während der Empfängniszeit mit mehreren Männern 
geſchlechtlich verkehrt habe und daher die Vaterſchaft zweifelhaft ſei. Mit dieſer 
Verteidigung (exceptio plurium concumbentium) erreicht er die Abweiſung aller 
Anſprüche des Kindes. Aber er kann auch auf dieſes Verteidigungsmittel verzichten 
und das tut er, wenn er ſeine Vaterſchaft in einer öffentlichen Arkunde anerkennt 
($ 1718). An dieſe Anerkennung knüpfen ſich in Alimentationsprozeſſen manche Streit; 
fragen. Die Mutter wird bemüht ſein, eine ſolche Anerkennungsurkunde zu erreichen, 
da die Urkunde, wie der Reichsgerichtsräte Kommentar (1935), 8 1718 Erl. 1, es aus- 
drückt, „in gewiſſer Weiſe der Verurteilung im Progeſſe gleichwertig iſt“, aber fie 
wird fie auch vielfach erſchleichen durch argliſtige Täuſchung, indem fie den Mehr⸗ 
verkehr mit anderen Männern leugnet und dem in Anſpruch Genommenen einredet, 
fie habe nur mit ihm geſchlechtlich verkehrt. Kann, wenn die Täuſchung ſpäter erwieſen 
wird, die Anerkennung nach 8 1718 wieder rückgängig gemacht werden? Zunächſt 
beſtand ein formal juriſtiſches Bedenken, ob, wenn das Kind (durch ſeinen Vormund) 
feine Anſprüche geltend machte, ein richtiger Anfechtungsgegner nach 8 123 Abſ. 2 
vorhanden wäre, denn weder das Kind noch ſein geſetzlicher Vertreter (Vormund) 
hatten die Täuſchung begangen, noch wußten ſie von ihr. Dieſes Bedenken hat man 
ausgeräumt, 8 123 Abſ. 2 gilt nur für empfangsbedürftige Willenserklärungen und 
die Anerkennungsurkunde iſt eine nichtempfangsbedürftige Willenserklärung (RG 
58, 353). Eine ältere Rechtſprechung hat trotzdem die Anfechtung des Anerkenntniſſes 
abgelehnt. Die Mutter begehe keine argliſtige Täuſchung, wenn fie noch mit anderen 
oder einem andern ſich eingelaſſen zu haben, in Abrede ſtelle. Denn, wenn ſie die 
Wahrheit ſage, ſo bringe ſie ſich in Anehre und gefährde die Anſprüche des Kindes 
(RG 58, 348). Natürlich iſt die Sachlage verſchieden, je nachdem, ob die Mutter nur 
einfach den Mehrverkehr auf Anfrage geleugnet oder ob ſie den Anerkennenden durch 
wiederholte Verſicherungen, ſie habe nur mit ihm geſchlechtlich verkehrt und unter 
Erbieten zur Eidesleiſtung zur Abgabe des Anerkenntniſſes veranlaßt hat. In 
letzterem Falle liegt ſicher argliſtige Täuſchung vor, die zur Anfechtung des Anerkennt⸗ 
niſſes befugt (RG 107, 176). Aber auch in erſterem Falle können wir nach unſerem 
Rechtsempfinden eine argliſtige Täuſchung nicht verneinen, wenn der Anerkennende 
auf Grund der falſchen Antwort das Anerkenntnis abgab. Die ältere Aufſaſſung 
wollte natürlich dem Kinde zu Hilfe kommen und in der Reformbewegung (sgl. 
unter II) wird gegen die exceptio plurium concumbentium Stellung genommen. 
Solange fie aber noch beſteht, darf fie nicht durch Argliſt der Mutter beſeitigt werden. 
Iſt die Mutter Prozeßpartei, ſo würde ſie außerdem gegen die in der Novelle zur 
Zivilprozeßordnung vom 27. Oktober 1933 verordnete Wahrheitspflicht verſtoßen 
(S 138 Abſ. 1 SPO). 


II. Reformbeſtrebungen 

1. Schon ſeit langer Zeit empfindet man die ſoziale Schlechterſtellung der unehelichen 
Kinder gegenüber den ehelichen als ein großes Anrecht. Wenn man den außerehelichen 
Geſchlechtsverkehr mißbilligt, ſo richtet ſich bei den drei Beteiligten, Vater, Mutter, 
Kind, die foziale Mißbilligung gegen den allein Anſchuldigen, das Kind, und gegen 
Mutter und Vater mit einer verſchiedenen Intenſität, die völlig ungerecht iſt. Wir haben 
im nationalſozialiſtiſchen Staat den Blick auf das Ganze zu richten: wie gelingt es, den 
Anehelichen zu einem vollwertigen, lebensbejahenden Genoſſen unferer Volksgemein⸗ 
ſchaft zu machen? Dabei wirft ſich ſofort die Frage auf nach ſeiner raſſiſchen Qualität 
im Vergleich zu Ehelichen. Während in dem Sammelwerk „Die Verwaltungs ⸗Akademie“ 
II 1. 29 S. 28 Plank, die gänzliche Gleichwertigkeit betont, haben die Verſaſſer eines im 
Heft 17, Zeitſchrift Deutſches Recht des NS” B 1934, veröffentlichten Entwurfes 
doch Bedenken: „Für die Erhaltung und Höherzüchtung der deutſchen Raſſe ſind ſie 
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(die Anehelichen) unerwünſcht; dieſe kann nur gelingen durch überlegte Wahl des 
Gatten zu dauernder Verbindung und Verpflichtung. Es iſt daher das uneheliche 
Kind raſſiſch nicht ebenbürtig“ ...; wobei dann ausgeführt wird, daß die Ebenbürtig⸗ 
keit nicht im Sinne des alten Standesdünkels, ſondern der Erbgeſundheit gemeint iſt 
(Deutſches Recht 1934 S. 443). Dabei iſt der erwähnte Geſetzentwurf Bechert 
Cornelius von hohem ſittlichen Streben getragen und will die Stellung der Un- 
ehelichen in ganz radikaler Weiſe heben. — Betrachten wir die raſſiſche Qualität 
nüchtern, fo iſt der Aneheliche auf dem Lande dem EChelichen gleichwertig, ja bisweilen 
überlegen. Denn bei der Verbindung der Eltern war nicht die Geldſackpolitik maß⸗ 
gebend, die bei Schließung der Bauernehen noch immer eine fo große Rolle fpielt. 
Auch ſonſt ſind aus nichtehelichen Verbindungen der Eltern häufig ſehr wertvolle 
Menſchen entſproſſen, aber alles in allem geſehen, haben Bechert Cornelius 
doch wohl recht. In dem gewöhnlichen oberflächlichen Mißbilligungsurteil liegt eine 
eigentümliche Verwechſlung von Arſache und Wirkung: Nicht aus der Tatſache der 
unehelichen Geburt folgt die Minderwertigkeit von Eltern und Kind, ſondern weil die 
Eltern — häufig wenigſtens — minderwertig find (Leichtſinn, mangelnde Selbſt⸗ 
be herrſchung, mangelndes Verantwortungsgefühl), iſt es zur unehelichen Geburt 
gekommen. 


2. Dem unehelichen Kinde iſt ſofort geholfen, wenn es in die Familie aufgenommen 
wird, wenn es zu Vater oder Mutter in nähere Beziehung tritt. Wächſt das Kind 
in dem Hauſe der Großeltern mütterlicherſeits auf, wie häufig auf dem Lande, ſo iſt 
es in den meiſten Fällen geborgen. Aber auch, wenn die Mutter ſich ihrem Berufe und 
ihrer Stellung nach dem Kinde widmen kann, ſo muß ſie ſich ihm widmen. And 
iſt fie, was Jugendamt und Vormundſchaftsgericht feſtzuſtellen haben, vertrauens⸗ 
würdig, ſo iſt ihr die elterliche Gewalt anzuvertrauen, das kann heute dadurch 
geſchehen, daß die Mutter das Kind adoptiert, könnte aber noch geſetzgeberiſch 
erleichtert werden. Nicht immer glücklich läuft es ab, wenn die Mutter ſpäter einen 
andern heiratet und dieſer geſtattet, daß ſeine Frau das Kind mit ins Haus bringt. 
Werden in der Ehe Kinder geboren, fo werden fie gegenüber dem unehelichen Kinde 
bevorzugt, und während der Mann dem unehelichen Kinde kühl gegenüberſteht, iſt die 
Mutter vielfach direkt feindlich, weil ſie ſich durch die Gegenwart des unehelichen 
Kindes dauernd an ihren früheren Fehltritt erinnert fühlt. Am beſten iſt natürlich 
für das Kind geſorgt, wenn ſich die leiblichen Eltern heiraten. Dann liegt aber über- 
haupt gar keine Schwierigkeit vor, durch nachfolgende Ehe wird das Kind ehelich 
(88 1719 ff.). Stehen die Eltern in dauernder außerehelicher Lebens. und Geſchlechts. 
gemeinſchaft und können fie ſich der Erziehung ihres Kindes widmen, jo ſoll unfere 
Rechts- und Geſellſchaftsordnung den Eltern die Erziehung erleichtern und das 
uneheliche Kind ebenſo achten wie das eheliche. 


Verantwortungsbewußte Väter — fie find nicht gerade häufig — beklagen es tief, 
daß unſer heutiges Recht ihnen gar keinen Einfluß auf das Kind einräumt und ſie 
nur auf Zahlung des Anterhalts verweiſt, fie bedauern, daß das Kind nicht nur von 
ihnen iſoliert, ſondern in einem bewußten Gegenſatz zu ihnen, gerade bei Standes- 
unterſchieden der Eltern, erzogen wird. Soweit in dieſer Klage ſich Egoismus ver- 
birgt, verdient fie keine Berückſichtigung, ſoweit ſich in ihr Liebe oder auch nur Pflicht 
bewußtſein gegenüber dem Kinde kündet, müßte unſere Rechtsordnung das bisherige 
Recht ändern. Will der Vater das Kind in feine Familie aufnehmen, bietet er die 
Bürgſchaft für eine gute Erziehung des Kindes, ſo ſoll man ihm die elterliche Gewalt 
anvertrauen. Hier müßte der Vater der Mutter vorgehen, wenn man auch ihre Für⸗ 
ſorge nicht verſchmähen darf. Abrigens könnte hier das Inſtitut der Ehelichkeits⸗ 
erklärung (88 1723 ff.) etwas mehr als bisher in Anſpruch genommen werden. 


3. Alle unter 2 fallenden Tatbeſtände ſind in der Minderzahl, die meiſten Fälle der 
unehelichen Kinder liegen anders. Trotzdem — ſagt man —, in allen Fällen muß 
eine Gleichſtellung der unehelichen mit den ehelichen Kindern erfolgen. Der ſehr 


54 Fiſcher 


beachtenswerte Geſetzesänderungsentwurf Bechert Cornelius verlangt Zeit- 
ſtellung des Vaters von Amts wegen. Das Kind wird ſowohl in der väterlichen wie 
in der mütterlichen Familie dem ehelichen Kinde gleichgeſtellt, es erhält den Familien⸗ 
namen des Vaters. Die elterliche Gewalt ſteht bis zur Feſtſtellung des Vaters der 
Mutter zu, iſt der Vater feſtgeſtellt, fo ſoll die elterliche Gewalt dem Vater über. 
tragen werden. Aus der Gleichſtellung mit dem ehelichen Kinde ergibt ſich auch das 
Erbrecht des Kindes in der väterlichen wie in der mütterlichen Familie. 

So der Entwurf. Daß dem individualiſtiſchen Belieben der Eltern nicht mehr über · 
laſſen bleibt, darüber zu befinden, ob der Name des Vaters genannt oder verheimlicht 
wird, entſpricht nationalſozialiſtiſchem Rechtsdenken und iſt zu begrüßen Ebenſo 
auch, daß das Kind den Namen des von Amts wegen ſeſtgeſtellten Vaters trägt. 
Das ſind keine Kleinigkeiten, dadurch wird das Verantwortungsgefühl des Vaters 
geſchärft werden. Aber ganze Gleichſtellung des unehelichen mit dem ehelichen Kinde? 
Was wird denn gleichgeſtellt? In die Vergangenheit geblickt, mag man die Tatſache 
der ehelichen und der unehelichen Geburt ruhig gleichſtellen. Aber darum handelt es fich 
nicht. Es handelt ſich um Gegenwart und Zukunft und, fo geſehen, um Gleichſtellung 
von Ehe mit einem — Nichts. Die unter 2 erwähnten Tatbeſtände ſollen ja ausge 
fhieden bleiben. Man denke, die unehelichen Eltern find Anfang der zwanziger Jahre, 
oder die Mutter iſt 17 oder 18 Jahre, der Vater 22 Jahre, oder ein älteres Mädchen 
wird von einem noch nicht Volljährigen geſchwängert. In allen Fällen wäre es zu 
einer Ehe nie gekommen oder zu einer leichtfertigen Ehe, die den Zerſtörungskeim 
ſchon bei ihrer Entſtehung in ſich trägt. Man bedenke, der Mann darf vor der 
Volljährigkeit nicht heiraten, und wenn die Tochter vor der Volljährigkeit heiratet, 
ſo iſt das überlegt und die Zuſtimmung von Eltern und Vormund erforderlich. 
Aneheliche Geburten kehren ſich an nichts. Die elterliche Gewalt iſt der 
Ehe als einer Lebensgemeinſchaft angepaßt. Wenn man nun der unebe- 
lichen Mutter oder dem unehelichen Vater elterliche Gewalt verleiht, ſo gibt 
man nach dem Paragraphen Gleiches, nach dem ſozialen und wirtſchaſtlichen Leben 
kann man gar nicht Gleiches geben wie bei der elterlichen Gewalt über eheliche 
Kinder. Alle die Hausangeſtellten, in Fabrik, Handel und Gewerbe tätigen Mädchen 
und die meiſten jungen angeſtellten Männer können ſich gar nicht ihren Kindern in 
der notwendigen Weife widmen. Sagt man: in Arbeiterkreiſen laſſe auch die Frau 
ihre ehelichen Kinder ohne Aufſicht, wenn ſie auf Erwerb ausgehen und in der Fabrik 
arbeiten müſſe und doch werde niemand ihre erzieheriſchen Rechte ſchmälern, fo iſt zu 
erwidern, daß wir ſolche Ehen und ſolche Kindererziehung im Dritten Reich gerade 
nicht haben wollen, wenn ſie ſich auch wirtſchaftlich nicht ganz vermeiden laſſen. Bei 
näherem Zuſehen wird man aber erkennen, daß ſich ſolche Arbeiterehen noch unendlich 
unterſcheiden von dem Beziehungsverhältnis der in unſelbſtändiger Arbeit ſtehenden 
unehelichen Eltern zueinander, das doch die Baſis für die Erziehung des Kindes ab- 
geben fol. Nimmt man aber die unehelichen Kinder zwangsweiſe in die väter- 
liche oder die mütterliche Familie auf, ſo ſprengt man die Familie, erſchwert zudem 
die Heirat der jungen Eltern auf beiden Seiten. Nach der in dieſem Beitrag ver- 
tretenen Anſicht fol ſich Staat und Behörde möglichſt wenig in die Familie miſchen. 
Am uneheliche Kinder müſſen ſich Jugendamt und Vormundſchaſtsgericht ſoviel wie 
möglich ſorgen. Das ſchon zeigt, daß das Problem mit jener mechaniſchen Gleich- 
ſtellung zwiſchen ehelichen und unehelichen Kindern nicht gelöſt iſt. 

4. Aus jener mechaniſchen Gleichſtellung folgert man auch das Erbrecht der un- 
ehelichen Kinder aus väterlichem Nachlaß. Hier iſt der genannte Entwurf ſehr vor- 
ſichtig, er geht eigentlich inhaltlich nicht viel über 8 1712 hinaus. Das unein- 
geſchränkte Erbrecht aus väterlichem Nachlaß wurde früher namentlich von Frauen- 
rechtlerinnen verfochten: hier müſſe ſich zeigen, daß auch der Mann die Verant⸗ 
wortung für das uneheliche Kind mittrage und nicht alle Sorge, Laſt und Makel auf 
die Mutter abbürden dürfe. Wieſo das Erbrecht des unehelichen Kindes aus väter⸗ 
lichem Nachlaß den Mann belaſte, iſt nicht recht einzuſehen. Man nehme als 
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Beiſpiel: Ein im Erwerbsleben ſtehender Mann ſtirbt in höherem Lebensalter, wird 
von feiner Frau und feinen beiden ehelichen Töchtern beerbt. Wie die Hinter- 
bliebenen den Nachlaß ordnen, meldet ſich ein vierzigjähriger unbekannter Mann, 
ſtellt ſich als unehelicher Sohn des Verſtorbenen vor und verlangt ſeinen Kindesteil 
aus dem Nachlaß. Hier zeigt ſich, was die Geſetzgebung für die Anehelichen leiſten 
ſoll und was nicht. In der Erziehung und in der ſozialen Gleichſtellung ſoll das ehe⸗ 
liche Kind nicht vor dem unehelichen bevorzugt werden. Aber eine Teilnahme am 
väterlichen Nachlaß iſt nur dann berechtigt, wenn das uneheliche Kind zuvor in die 
Familie des Verſtorbenen aufgenommen iſt. Wenn oben S. 41 bemerkt wurde, daß 
die Ehefrau an der finanziellen Lage der Familie immer im guten wie im böſen 
Sinne mitwirkend beteiligt iſt, auch wenn der Ehemann allein im Erwerbsleben ſteht, 
dann kann man der Frau nicht zumuten, mit einem unehelichen Kinde des Mannes, 
das außerhalb der Familie aufgewachſen iſt, wie mit ihren eigenen Kindern den 
Nachlaß des Mannes zu teilen. 

5. Mit Recht wird allgemein die Regelung des 8 1717 Abſ. 1 Satz 1, daß bei ge⸗ 
ſchlechtlichem Verkehr der Mutter mit mehreren Männern während der Empfängnis 
keiner Anterhalt zu zahlen hat, verurteilt. Hier zeigt ſich, daß eine verſtändige 
Begründung einem ſchlechten Rechtsſatz Lebenskraft zu geben und eine törichte Be⸗ 
gründung einen guten Rechtsſatz zu töten vermag. Die Begründung der Anterhalts⸗ 
pflicht aus der Vaterſchaft iſt verſtändig, die Folge, daß, wenn die Vaterſchaft wegen 
Mehrverkehr nicht feſtgeſtellt werden kann, keiner der möglichen Väter hafte, 
doktrinär. Der Satz, daß bei Mehrverkehr jeder der möglichen Väter auf den ganzen 
Anterhalt haftet, war früheren gemeinen Rechts und iſt verſtändig, die Begründung, 
alle möglichen Väter hätten ein gemeinſames Delikt begangen und haſteten daher als 
Geſamtſchuldner, war töricht. Denn das Kind kann ſchlecht mit der Begründung auf 
Unterhalt klagen, feine Exiſtenz beruhe auf Delikt. Daher gab man den guten 
Rechtsſatz auf. 

Das iſt alſo im Sinne des früheren Rechts zu ändern. Ob und wieweit man dem- 
jenigen, der den vollen Unterhalt entrichtet hat, einen Rüdgriff auf die anderen ge⸗ 
ſtatten ſoll, kann hier nicht weiter verfolgt werden. 


5 12. Bormundfchaftsrecht 
I. Einleitung 
Aberficht über die Organe der Vormundſchaft. 


Wie ſchon Seite 8 erwähnt, iſt das Vormundſchaftsrecht heute ein Teil der 
öffentlichen ſozialen Fürſorge. Wenn der Kommentar der RNeichsgerichtsräte 
(Bd. IV S. 467) noch in ſeiner neueſten Auflage (1935) erklärt, daß es ſich, „obwohl 
die ſtaatliche Fürſorge im öffentlichen Intereſſe ihren Ausgangspunkt hat, um Wahr⸗ 
nehmung privater Angelegenheiten handelt,“ ſo iſt das nicht mehr richtig. Früher 
war allerdings Vormundſchaftsrecht Privatrecht und Familienrecht. Einige Aber 
reſte zeigen ſich noch bei der Wahl des Vormundes (88 1776, 1777), wo beſtimmt iſt, 
daß die Wünſche von Vater und Mutter bei der Auswahl des Vormundes berück⸗ 
fihtigt werden ſollen und wo die Großväter väterlicher und mütterlicher Seite als 
geeignete Vormünder genannt werden. Eine Nachwirkung älterer Vorſtellung iſt die 
Einfügung des Vormundfchaftsrechts in das Familienrecht des Bürgerlichen Geſetz⸗ 
buchs ſelbſt, und da dieſe Stoffanordnung die Gefahr bietet, daß die Materie ander- 
weit nicht genügend erörtert wird, ſollen hier die Grundzüge des Vormundſchafts⸗ 
rechts angegeben werden. 


Organe der Vormundſchaft find 


1. Der Vormund ſelbſt. Der Vormund tritt zum Schutz Minderjähriger ein, wenn 
weder Vater noch Mutter am Leben find, oder wenn keiner von beiden die elterliche 
Gewalt ausüben kann (8 1773), außerdem für volljährige Entmündigte (8 1896). Von 
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den drei Teilen der elterlichen Gewalt hat bei Minderjährigen der Vormund die 
Sorge für die Perſon des Mündels und die Sorge für das Vermögen des Mündels, 
die Nutznießung ſcheidet natürlich aus, da die Vormundſchaft nur ein Amt iſt, nur 
Pflichten kennt und der Vormund niemals Mündelgeld für ſich verwenden darf 
(SS 1805, 1834). 

2. Der Pfleger. Während der Vormund die Totalität der Fürſorge für den 
Mündel hat, hat der Pfleger nur ein Einzelgeſchäft oder einen beſtimmten, abge- 
grenzten Kreis von Geſchäften zu führen. Die Pflegſchaft kommt in drei Formen 
vor: a) Ergänzungspflegſchaft neben der elterlichen Gewalt oder 
neben der Vormundſchaſt (81909), Anwendungsfälle (88 1630 und 1795). — 
b) Beſondere Fälle der Pflegſchaft: Gebrechlichkeitspflegſchaft (8 1910), 
regelmäßig wird dieſe Pflegſchaft nur mit Zuſtimmung des Gebrechlichen eingerichtet. 
Übrigens wird durch Beftellung des Gebrechlichkeitspflegers die Handlungsfähigkeit 
des Gebrechlichen nicht eingeſchränkt. Hierher gehören ferner: Abweſenheitspfleg ; 
ſchaft (8 1911), Pflegſchaft für eine Leibesfrucht (8 1912), Pflegſchaft für unbekannte 
Beteiligte (8 1913), Pflegſchaft für Sammelvermögen (81914). — c) Nachlaß 
pflegſchaft (83 1960, 1961). 

3. Das Vormundſchaftsgericht. Das iſt die allgemeine Aufſichtsbehörde 
in Vormundſchaftsſachen. Als Gericht der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt das Amts⸗ 
gericht Vormundſchaftsgericht. 

4. Das Jugendamt, eingeführt durch Jugendwohlfahrtsgeſetz vom 9. Juli 
1922. Das Jugendamt iſt Einrichtung der Gemeinden oder eines Gemeinde- 
verbandes mit ſelbſtändiger, behördenähnlicher Stellung, ein Anterſtützungsorgan 
für das Vormundſchaftsgericht. Das Jugendamt iſt geſetzlicher Vormund für alle 
unehelichen Kinder (8 35 JW), das Jugendamt kann ferner mit feinem Einver- 
ſtändnis mit der Vormundſchaft betraut werden, wenn ein geeigneter Vormund für 
eheliche Kinder nicht zur Verfügung ſteht (S 41 JWG). Als Hilfsorgan des Vor⸗ 
mundſchaftsgerichts funktionierte früher auch der Gemeindewaiſenrat (SS 1850, 1851). 
Durch das Jugendwohlfahrtsgeſetz iſt vorgeſchrieben, daß die Aufgaben des Ge⸗ 
meindewaiſenrats auf das Jugendamt übergehen. 


Die vorhergehenden find notwendige Organe der Vormundſchaft, die folgenden nicht. 


5. Der Mitvormund. Mitvormünder heißen die einzelnen Vormünder, wenn 
mehrere für einen Mündel beſtellt ſind. Die Vertretung des Mündels durch einen 
Vormund iſt die Regel und auch das Zweckmäßigſte, auch für mehrere Geſchwiſter 
ſoll regelmäßig nur ein Vormund beſtellt werden (8 1775). Ernennung mehrerer 
Vormünder für ein Mündel erfolgt, wenn Benennung von Mitvormündern letztwillig 
durch die Eltern erfolgt iſt (8 1776), oder aus befonderen Gründen (z. B. wegen 
räumlich getrennter Vermögens verwaltung, ſowie wenn neben der allgemeinen Ver⸗ 
waltung noch beſondere Fachkenntniſſe für Vermögensverwaltung orden ſind). 
Einzelnes im 8 1797. 


6. Der Gegen vormund (817%). Unbedingt erforderlich iſt feine Beſtellung 
nie; er ſoll im allgemeinen beſtellt werden, wenn eine größere Vermögens verwaltung 
mit der Vormundſchaftsführung verbunden iſt (8 1792 Abf. 2). Er iſt ein Kontroll- 
organ für den Vormund (8 1799). Weitere Vorſchriften (S8 1809, 1810, 1812). 


7. Der Familienrat (88 1858 bis 1881). Der Familienrat beſteht aus dem 
Vormundſchaftsrichter als Vorſitzendem und mindeſtens zwei, höchſtens ſechs Mit⸗ 
gliedern, die grund ſätzlich, aber nicht notwendig der Familie des Mündels angehören 
ſollen. Der Familienrat iſt alſo ein erweitertes Vormundſchaftsgericht und tritt, 
wo er exiſtiert, an die Stelle des Vormundfchaftsgerichts. Kraft Geſetzes tritt der 
Familienrat niemals ein, ſondern nur, wenn die Eltern es beſtimmen (8 1858) oder 
wenn Verwandte oder Verſchwägerte des Mündels es beantragen, ſoll er eingeſetzt 
werden. Der Familienrat hat ſeine Wurzeln im alten deutſchen Recht (Ober⸗ 
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vormundſchaft der Sippe), iſt dann in den franzöſiſchen code civil aufgenommen und 
iſt fo mittelbar in das Bürgerliche Geſetzbuch gelangt. Erhebliche praktiſche Be⸗ 
deutung hat er in Deutſchland nie gewonnen. 


II. Stellung des Dormunds im einzelnen 

1. Aberſicht. Wir unterſcheiden heute vier Arten Vormundſchaſt: a) den 
Einzelvormund (88 1773, 1896), Beſtallung (8 1791). Er iſt der Vormund 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs, er hat auch heute noch die Betreuung ehelicher Minder- 
jähriger und volljährig Entmündigter. Er iſt Dilettantenvormund, damit ſoll der 
Gegenſatz zum Berufsvormund bezeichnet werden. — b) Die geſetzliche 
Amtsvormundſchaft des Jugendamts für uneheliche Minderjährige (8 35 
SWG) Ausnahmen (88 44, 40 JWG). — c) Die beſtellte Amts vor ⸗ 
mundſchaft. Jugendamt wird zum Amtsvormund für eheliche Minderjährige 
vom Vormundſchaftsgericht beſtellt, „wenn kein anderer geeigneter Vormund vor- 
handen iſt“ (8 41 WG). — d) Die Anſtaltsamtsvormundſchaft 
(früher Art. 136 EG z. BGB, heute 8 47 JW). 


2. Amtsführung des Vormunds. Der Vormund haftet nach dem 
Bürgerlichen Geſetzbuch ſchärfer für ſeine Amtsführung als früher, er haftet nach 
§ 1833 für die im Verkehr erforderliche Sorgfalt (8 276), während er früher nach dem 
im 8 277 BGB feftgelegten Maßſtab haftete. Das iſt für den Dilettantenvormund 
ſchwer, zumal das Amt regelmäßig unentgeltlich geführt wird (8 1836). Die eigent⸗ 
lichen „vormundſchaftlichen Geſchäfte“, wie 8 1836 es ausdrückt, darf er nicht anderen 
übertragen oder tut es auf ſeine Gefahr. Anderſeits gibt es eine Reihe faktiſcher 
Maßnahmen, bei denen er ſich anderer Perſonen bedienen muß, hier iſt ſeine Haftung 
milder (vgl. RG 76 S. 185). 

Aber die Stellung des Vormunds zum Vormundſchaftsgericht vgl. den folgenden 
Abſchnitt. 


III. Das Bormundfchaftsgericht 


Die Anordnung der Vormundſchaft, Gegenvormundſchaft, Pflegſchaft iſt dem Richter 
(Amtsgericht) vorbehalten, dagegen ſind zur ſelbſtändigen Erledigung durch den 
Rechtspfleger geeignet: Die Verpflichtung der Vormünder und Pfleger, die 
Beurkundung der Vaterſchaftsanerkennung, die Beaufſichtigung der Geſchäſtsführung 
von Vormündern und Pflegern. 


Die vielen Amtspflichten, die dem Vormundſchaftsgericht nach dem Eherecht und dem 
Eltern- und Kindesrecht zufallen, ſollen hier nicht berührt, ſondern nur noch kurz die 
Stellung zwiſchen Vormundſchaſtsgericht und Vormund geſtreift werden. Der Vor⸗ 
mund ſteht unter einer ſehr genauen Auffiht des Vormundſchaftsgerichts (z. B. 
88 1809, 1819 bis 1823, 1840 ff.). Aber das wird manchmal übertrieben, und diefe 
Abertreibung iſt weder im Sinne des Geſetzes, noch iſt ſie zweckmäßig. Es iſt nicht 
fo, als wenn der Vormund nur das Organ wäre, durch welches das Vormundſchafts⸗ 
gericht ſeinen Willen ausführt. Berufswahl für den Mündel, bei welchem Meiſter 
tritt er in die Lehre? Welche Schule beſucht er? Einzelheiten der Vermögens- 
verwaltung! Wieviel wird zum Anterhalt beſtimmt? Wieviel Taſchengeld bekommt 
der Mündel? Das find Fragen, über die der Vormund allein entſcheidet. Verſuche 
von ſeiten des Vormundſchaftsgerichts, dem Vormund hierbei hineinzureden, ſind 
häufiger — es find das übrigens nicht die ſchlechteſten Vormundſchaftsgerichte, welche 
ſich zu genau für das Wohlergehen ihrer Mündel einſetzen, ſie ſtützen ſich dabei auf 
81837. Mit Anrecht. Das Kammergericht (Rechtſprechung OLG 18 S. 302), als 
die Zentralinſtanz der freiwilligen Gerichtsbarkeit, hat auf Beſchwerde eines Vor⸗ 
munds gegen das Vormundſchaftsgericht entſchieden: „aus dem Grundſatze der 
Selbſtändigkeit des Vormundes ergibt ſich, daß das Gericht ihm nicht in reinen 
Zweckmäßigkeitsfragen leitende Anweiſungen erteilen darf“. Das iſt eine Aber- 


L 


58 Fiſcher 


ſchreitung des Auffichtsrechts. Gegen Pflichtwidrigkeiten des Vormunds hat das 
Vormundſchaftsgericht freilich einzuſchreiten und ſchlimmſtenfalls eine Entlaſſung 
des Vormunds vorzunehmen (8 1886). Abrigens gilt $ 1886 nicht für das Jugendamt 
(8 33 Abſ. 1, § 47 Abſ. 2 JWG). 


Die Genehmigung des Vormundſchaſtsgerichts, deren der Vor⸗ 
mund in zahlreichen Fällen, insbeſondere zu den in SS 1821 und 1822 erwähnten 
Rechtsgeſchäften bedarf, iſt ſelbſt kein Rechtsgeſchäft, ſondern ein behördlicher Akt. 
Daher finden die Vorſchriften über Willensmängel (88 119, 123) auf dieſe Genehmi- 
gung keine Anwendung, und um fie von der Zuſtimmung (88 182 ff.), die Rechts- 
geſchäft tft, zu unterſcheiden, iſt auch die Terminologie anders als in 88 183 und 184. 
Es gibt keine vormundſchaftsgerichtliche Einwilligung, ſondern nur eine vorher 
gehende oder nachträgliche Genehmigung (§ 1829). Aus dieſer Geſetzesſtelle ergibt 
fih noch eins: Auch wo die Verträge des Vormunds der Genehmigung des Vormund⸗ 
ſchaftsgerichts bedürfen, werden ſie mit dieſer Genehmigung nicht ohne weiteres 
gültig (81829 Abſ. 1 Satz 2). Die letzte Entſcheidung ſteht dem Vormund zu. Auch 
nach der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts hat der Vormund noch einmal zu 
prüfen, ob das genehmigte Geſchäft im Intereſſe des Mündels liegt. Kommt er — 
wie überwiegend anzunehmen iſt — zur Bejahung, ſo teilt er die Genehmigung des 
Vormundſchaftsgerichts dem Vertragsgegner mit und macht damit das Geſchäft 
definitiv wirkſam. Teilt er dem andern Teil nicht die Genehmigung mit, ſo bleibt 
das Geſchäft unwirkſam. 


Zweiter Hauptteil: Erbrecht 


5 13. Der Dererbungsgedanhe in feiner uniuerfalen Bedeutung. 
familieneigentum und Indioidualeigentum, geſetzliche Erbfolge 
und letztwillige Derfügung 


Ehe wir uns den nüchternen Vorſchriften des Erbrechts zuwenden, lohnt es ſich, den 
Vererbungsgedanken von einer höheren Warte aus zu betrachten. Vererben bedeutet, 
daß wertvolle Güter erhalten bleiben. Sie gehen nicht unter, ſie gehen über auf 
einen neuen Träger. Sie wechſeln den Beſitzer. Das iſt das große Geſetz von der 
Erhaltung der Kraft. Leider gilt das Vererbungsgeſetz nicht überall. Was die 
Großen uns vererben, liegt in ihren Werken, das Genie ſelbſt vererbt ſich nicht. Was 
ein Rembrandt, ein Michel Angelo, ein Goethe in ſich trugen, ſie haben es nicht ver⸗ 
erbt, fie haben es mit ſich genommen in das ſtille Grab. — Wenn der glüͤcklichſte Kopf 
am Rande größter Entdeckungen ſteht, tritt das Alter ein, er wird ſtumpf. Anderen 
muß er das Werk überlaſſen. Dieſe werden wieder mit dem Abe anfangen, um 
ihrerſeits am Ende nur eine Spanne zum Fortſchritt der Kultur beigetragen zu 
haben. Die Natur, meint Kant, habe ihre Entſchließung über die Lebensdauer des 
Menſchen ofſenbar aus einem andern Geſichtspunkt als dem der Förderung der 
Wiſſenſchaft genommen. 

Aber damit iſt der peſſimiſtiſche Gedanke auch ſchon reichlich weit vorgetrieben. Es 
iſt doch die gute Kehrſeite nicht zu vergeſſen. Wir ſchreiten in den Generationen fort, 
in Technik, Kunſt und Wiſſenſchaft, im Kulturellen und im Ethiſchen. And dieſer 
Fortſchritt beruht eben auf Vererbung. Adolf Harnack, der große Berliner Gelehrte 
und Theologe, hat einmal in einer Rede darauf hingewieſen, einen wie großen, ja 
überwiegenden Teil unſeres wiſſenſchaftlichen Bewußtſeinsinhalts ſolche Erkennt- 
niſſe bilden, die nur empfangen und weitergegeben werden; wie verhältnismäßig 
wenig von dem geiſtigen Rüſtzeug einer beſtimmten Epoche oder gar eines einzelnen 
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Kopfes ſelbſterworbenes Gut iſt. Es iſt immer ein viel größerer Teil davon bloß 
übernommen, als man fi) eingeſtehen will. 

Schon das Aneignen des Vorhandenen, das „Erwerben deſſen, was wir beſitzen“, 
kann auf vielen Gebieten Menſchenkraft ausfüllen, ja Menſchenkraft überſchreiten 
und Menſchenkraft lähmen. Wer am meiſten bisheriges Wiſſen aufgeſpeichert hat, 
pflegt weder wiſſenſchaftlich noch künſtleriſch am ſchöpſeriſchſten zu fein. Das gute 
Gedächtnis iſt gefährlich. Das find die Laſten der Erbſchaft. Zwei Gefahren bietet 
die Erbſchaft. Entweder der wahre Erbe, der nichts als Erbe iſt, er verſchwendet, 
er gibt alles aus, was in Generationen mühevoll geſammelt ift. Oder der wahre 
Erbe, der nichts als Erbe iſt, er iſt geizig, er iſt Rentner auf geiſtigem wie auf wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiet. Sein Blick iſt rückwärts gewendet. Er verkörpert das Alter, er 
ift müde, es laſtet die Wucht der Erbſchaft auf ihm. In beiden Fällen iſt der Erbe 
unproduktiv, es trifft ihn der Fluch: „Weh' Dir, daß Du ein Enkel biſt“. Daher die 
geſunde und inſtinktive Reaktion der Jugend, ihre innere Abwendung von dem nur 
Erbhaften, der Drang zum Schöpferiſchen. Revolution iſt Jugend, aber keine 
Revolution iſt nur Revolution und darf nur Revolution bleiben, am wenigſten die 
geiſtige Revolution, die wir heute erleben. Räumt fie in jugendlicher Kraft allen 
Schutt, alles Aberlebte, nicht mehr Lebensfähige, nicht mehr Lebenswürdige der 
letzten Vergangenheit aus dem Wege, ſo knüpft ſie an die Vergangenheit im beſten 
Sinne wieder an, an die alte, deutſche Familie, an das altpreußiſche Beamtentum, an 
die alte deutſche Kultur, an das deutſche Volkstum im Blute, um es frei zu machen zu 
neuem Aufſtieg unſeres Volkes. So geſehen, iſt die Aufgabe groß und erfordert lange, 
lange Zeit. 

„Weh' Dir, daß Du ein Enkel biſt.“ Nietzfche, der große, einſame Philoſoph, der 
ſo vieles anders ſagte als andere, hat auch hier einmal die Kehrſeite in das helle Licht 
geſtellt. „Die guten Dinge“, meint er in ſeiner Götzendämmerung, „ſind über die 
Maßen koſtſpielig, und immer gilt das Geſetz, daß, wer ſie hat, ein anderer iſt, als 
wer ſie erwirbt. Alles Gute iſt Erbſchaft. Was nicht ererbt iſt, iſt unvollkommen, iſt 
Anſang.“ Er erwähnt den tragiſchen Neid aller Vorläufer — das find die großen 
Schöpfer — auf den Erben, auf ihren eigenen Erben. Er erwähnt den Ausſpruch, 
den Napoleon I. getan haben ſoll, „wenn ich mein eigener Enkel geweſen wäre“. Große 
Schöpfer ſehen die Ernte nicht mehr, und die heute der Erde anvertraute Saat wird 
lange Zeit zum Reifen brauchen. 


Wir knüpfen an die Einleitung des Familienrechts an. Familie und Blutsverwandt⸗ 
ſchaft find die gefunden Wurzeln unſeres Erbrechts. Der natürliche Erbe, fo ſagten 
wir, iſt die Familie. Aber eigentlich iſt das gar keine Erbſchaft. Es wechſelt der 
Träger der geiſtigen und natürlichen Güter nicht. Erbrecht in dieſem Zufammen- 
hang enthält einen individualiſtiſchen Gedanken, den wir allerdings bis zu einem 
beſtimmten Grade nicht entbehren können. Aber die andere Seite muß doch auch 
betont werden. Der einzelne, der beerbt wird, iſt doch gar nicht der alleinige Inhaber 
aller Rechte und Verbindlichkeiten, er iſt nur Verfüger, er iſt bei Lebzeiten eingebettet 
in den kleinen Verband der Familie, in die größeren ſozialen Verbände, er iſt Glied 
ſeines Volkes. Stirbt das Familienoberhaupt, ſo wechſeln die Verfüger, die Familie 
aber hatte und hat die Rechte weiter, von denen wir heute ſagen, daß fie der Ver⸗ 
erbung unterliegen. Auch dieſer Gedanke, den ältere Rechtsperioden mehr pflegten, 
iſt heute nicht allein maßgebend, aber er wirkt in unſerem Gefühle immer noch mit. 
Nehmen wir ein Beiſpiel: Der Mann ſtirbt in hohem Alter, hinterläßt eine ver- 
mögende Frau und einen Sohn, der größeres Eigenvermögen erworben hat. Von 
allen dreien ſoll der Erblaſſer am wenigſten Vermögen haben, fo daß das Mitleid für 
Frau und Kind ausſcheidet. Trotzdem reagiert unſer Rechtsgefühl, wenn der Erb- 
laſſer Frau und Sohn gar nichts hinterlaſſen und alles letztwillig dritten Perſonen 
zugewendet hat. Er hat eigentlich, ſo empfinden wir, ſeiner Familie genommen, was 
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ihr gebührt. Das iſt die Nachwirkung des Familieneigentums in unſerer Vor- 
ſtellung. 

Es iſt bekannt und durch die Rechtsvergleichung erwieſen, daß Völker in der Kind⸗ 
heitsperiode ihrer Rechtsentwicklung Kollektiveigentum (Stammes⸗, Sippe⸗, Familien- 
eigentum) beſitzen, und daß die Entwicklung zum Individualeigentum erſt einer weit 
ſpäteren Zeitſtufe angehört, die dann im römiſchen Privateigentum ihre höchſte, aber 
auch übertriebene Ausbildungsform gefunden hat. Iſt das Familienoberhaupt (pater 
familias) alleiniger Träger aller Rechte, die Familie fogar nur Herrſchafts objekt, 
dann verſteht es ſich von ſelbſt, daß dieſer alleinige Rechtsträger nicht nur unter 
Lebenden, ſondern auch von Todes wegen frei verfügen kann. Dem Individualeigen⸗ 
tum entſpricht völlige Teſtamentsfreiheit, ohne Rüdfiht auf die Familie, wie denn 
dieſe Teſtamentsfreiheit tatſächlich in einer Periode des römiſchen Rechts auch 
gegolten hat. Aber ſelbſt das römiſche Recht hat die Vorſtellung des Familieneigen⸗ 
tums im Erbrecht niemals ganz aufgegeben, und in der Spätzeit tritt dieſer Gedanke 
als Reaktion gegen die ſchrankenloſe Teſtamentsfreiheit und deren Mißbrauch im 
Inſtitut des Pflichtteilsrechts in die Erſcheinung. 


Ganz anders das deutſche Recht. „Wer will wohl ſelig fterben, der laß fein Gut den 
rechten Erben“, heißt ein altes deutſches Rechtsſprichwort und mißbilligt damit 
jede letztwillige Verfügung. Der Erblaſſer kann nicht verfügen, denn er würde über 
Vermögen, das nicht ihm oder nicht ihm allein gehört, über Familiengut verfügen. Es 
gab nur eine Erbfolge, dieſe ift ein für allemal ſeſtgelegt. Das iſt die geſetzliche 
Erbfolge, fie iſt zwingenden Rechts. Erſt allmählich kommen im Hochmittelalter 
unter Einfluß der Kirche letztwillige Verfügungen auf, aber nicht in Teſtaments form, 
ſondern in der Form von Erbverträgen. Heute erblickt man im Erbvertrag eine 
Bindung des Erblaſſers, der ohne den Willen des Vertragsgegners den einmal 
geſchloſſenen Erbvertrag einſeitig nicht wieder zu löſen vermag. Als die Erbverträge 
aufkamen, enthielten ſie eine Bindung der nächſten Erben, die verſprachen, nach dem 
Tode des Erblaſſers feine Verfügungen gelten zu laſſen und auszuführen. Später, 
mit der Rezeption des römiſchen Rechts, gelangte auch das Teſtament nach Deutſch⸗ 
land. Aber das konſervative ſächſiſche Recht kannte nach der uns bezeugten Praxis 
des Magdeburger Schöffenſtuhls ſelbſt im 13./14. Jahrhundert noch keine letztwilligen 
Verfügungen, obwohl ſie ſonſt in Deutſchland ſchon verbreitet waren. 


5 14. Der Erbe und die fonftigen nachlaß beteiligten 


I. Der Erbe und die Erbfolge 

Wie würde ſich eine Nachlaßregulierung vollziehen ohne jede rechtliche Regelung? 
Der Nachlaß beſteht aus Grundſtücken, beweglichen Sachen (Fahrnis), aus Wert- 
papieren, Forderungen und Schulden. Für Grundſtücke und bewegliche Sachen werden 
ſich leicht Liebhaber finden, für die Wertpapiere, wenn ſie unperſönlich find, auch; 
ſind ſie auf den Namen der Berechtigten (Verſtorbenen) geſtellt, ſo haben ſie das 
gleiche Schickſal wie die Forderungen. Die Forderungen, z. B. eine Darlehnsforde⸗ 
rung des Erblaſſers, möchte wohl auch mancher haben, aber die Gegenſeite, der 
Schuldner, wird ihn als Nachfolger des Erblaſſers nicht anerkennen. Die Paſſiva 
des Nachlaſſes will niemand haben. Wie meiſtert nun das Recht die Abernahme und 
Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten? Da haben alle Rechte, einſchließlich der 
älteren deutſchen, mit Ausnahme des römiſchen Rechts, ſich nicht anders zu helfen 
vermocht, als die Paſſiva auf einen einzelnen Nachlaßgegenſtand, z. B. auf ein 
Grundſtück oder auf einzelne Spezialmaſſen (Spezialſukzeſſion), die verſchiedenen 
Perſonen zufielen, als Laſt zu legen. Wer den Gegenſtand oder die Spezialmaſſe 
nahm, mußte auch beſtimmte Schulden übernehmen, aber nicht an ſich, fondern mit den 
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Aktiven und in Haftung mit den Aktiven (auf den Nachlaß beſchränkte Erbenhaftung). 
Das iſt auch heute noch die volkstümliche Auffaſſung, die erben mit Vermögens- 
zuwachs in Zuſammenhang bringt, ſchlimmſtenfalls geht alles wieder für die 
Schulden drauf. Aber, daß der Erbe über die Aktiva hinaus perſönlich für die Nach⸗ 
laßverbindlichkeiten hafte, daß ein Erbe nur Nachlaßverbindlichkeiten erbt und für 
dieſe wie für eigene Schulden aufzukommen habe — das konnte man juriſtiſch nicht 
rechtfertigen. 


Ganz anders das römiſche Recht. Unter Benutzung altariſcher Vorſtellung von der 
Ewigkeit des Samens, von der Fortſetzung der Perſönlichkeit nach dem Tode in Kind 
und Kindeskindern, haben die Römer das Prinzip der Aniverſalſukzeſſion erfunden. 
Erblaſſer und Erbe find eins. In dieſer urſprünglich ertremften Ausprägung haben 
wir gar keine Aniverfalſukzeſſion, ſondern Subjekt identität. Aniverſalſukzeſſion 
iſt Objekt identität, der ganze Nachlaß iſt ein einheitlicher Gegen ⸗ 
ſt and, er geht, wie es in der Einleitung zum Erbrecht hieß, nicht unter, ſondern 
über, er wechſelt vom Erblaſſer zum Erben. Subjektidentität iſt noch intenſiver, 
dann iſt allerdings das ganze Problem der Erbenhaftung gelöſt: Wenn der Erbe 
derſelbe iſt wie der Erblaſſer, dann macht es keinen Anterſchied, ob der Nachlaß reich 
oder überſchuldet iſt, der Erbe haftet. Nachlaßverbindlichkeiten find feine eigenen 
Schulden. Diefe Haftung blieb aber auch, als man die myſtiſche Vorſtellung von der 
Fortſetzung der Perſönlichkeit des Erblaſſers nach dem Tode nicht mehr vollziehen 
konnte. Denn auch bei der Aniverſalſukzeſſion kann der Erbe den Nachlaß nur im 
Ganzen nehmen mit allen Paſſiven, ſonſt iſt er kein Erbe. — Von welcher Seite die 
vorſtehend geſchilderte römiſche Erbrechtsbildung ausgegangen iſt, darüber ſind wir 
unterrichtet. Es war das alte Prieſterkollegium der pontifices. Auch der Zweck der 
römiſchen Aniverſalſukzeſſion iſt überliefert: „Am den göttlichen (Gelübde des Ver⸗ 
ftorbenen an den Tempel, an die Götter) und weltlichen Gläubigern Genüge zu tun.“ 


Das römiſche Prinzip der Aniverſalſukzeſſion hat, auch von der Schuldenregelung 
abgeſehen, ſo viel Vorzüge, daß es in viele moderne Erbrechte Eingang gefunden hat. 
Auch das Bürgerliche Geſetzbuch hat es übernommen. Der Erbe iſt Univer- 
ſalſukzeſſor des Erblaſſers. Freilich, das ſtrenge Prinzip der unbe⸗ 
ſchränkten Schuldenhaftung hat man abgeſchwächt, der Erbe haftet unbeſchränkt, aber 
beſchränkbar, er kann ſeine Haftung auf den Nachlaß beſchränken. In einer Beziehung 
iſt das Prinzip der Aniverſalſukzeſſion heute noch ſtärker durchgeführt als im römiſchen 
Recht. Die Römer liebten erbloſe Nachläſſe nicht, ſuchten fie auf Amwegen zu ver- 
hüten, konnten ſie nach ihrem Recht aber nicht ganz ausſchließen. Nach dem Bürger⸗ 


lichen Geſetzbuch mu ß jeder Nachlaß feinen Erben haben. And wenn alle in Betracht 


kommenden Erbberechtigten ausſchlagen, ſo muß der Fiskus als geſetzlicher Erbe den 
Nachlaß übernehmen, freilich haftet er dann für die Nachlaßverbindlichkeiten nur mit 


dem Nachlaß, aber der Nachlaßregulierung kann er ſich nicht entziehen (SS 1936, 
1942 Abſ. 2). 


Das bisher Geſagte gilt für den Alleinerben, es gilt aber auch bei Mehr 
heit von Erben (81922 Abſ. 2). Auch die Mehrheit der Erben erhält den ganzen 
Nachlaß als eine Einheit und jeder Miterbe iſt an jedem Einzelgegenſtand und an 


jeder Nachlaßſchuld beteiligt. Dabei gibt es zwei Beteiligungsarten, eine römiſche 


und eine deutſche. Die römiſche Beteiligungsart iſt die Bruchteilsgemeinſchaft; was 
teilbar iſt, iſt ſchon geteilt: hat der Erblaſſer oder ſein Nachlaß eine Forderung oder 
Schuld von 700, ſo iſt jeder von den ſieben Erben für 100 berechtigt oder verpflichtet, 
ohne von den Miterben abhängig zu fein. Die deutſche Erbengemeinſchaft iſt inten- 
ſiver, ſie iſt eine Gemeinſchaft zur geſamten Hand. Solange die 
Erbengemeinſchaft nicht aufgehoben iſt, können die Miterben über einen Nachlaß⸗ 
gegenſtand nur gemeinſchaftlich verfügen (§ 2040) und für Nachlaßverbindlichkeiten 
haften die Miterben als Geſamtſchuldner (88 2058, 421). 
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II. Sonftige Nachlaßbeteiligte 

Die Beteiligung fonftiger Perſonen am Nachlaß außer dem Erben (oder den Erben) 
kann nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch nur in der Weiſe vollzogen werden, daß neue 
Nachlaßverbindlichkeiten geſchaffen werden. Es gibt zwei Arten von Nachlaßver 
bindlichkeiten: a) Schulden, Verbindlichkeiten, die bereits Schulden des Erblaſſers 
waren: Erblaſſerſchulden, b) Schulden, die erſt mit dem Tode des Erb- 
laſſers neu erwachſen: Erbfallſchulden. Dazu gehören die Beerdigungskoſten 
(8 1968), der Anterhalt für die Hausangehörigen (dreißigſter) (8 1969). Dazu gehören 
vor allem die neuen Verbindlichkeiten, die ſich aus letztwilligen Verfügungen des Erb- 
laſſers ergeben: Vermächtniſſe, Pflichtteile und Auflagen; ſie ſollen im folgenden 
ſogleich erörtert werden. Die Zweiteilung in Erblaſſerſchulden und Erbfallſchulden 
deutet das Geſetz im 8 1967 an, hat für die letzteren freilich die mißverſtändliche 
Bezeichnung als Verbindlichkeiten, „die den Erben als ſolchen trefſen“; das iſt bei 
den Erblaſſerſchulden ebenſo der Fall. Pflichtteil, Vermächtniſſe und Auflagen haben 
gemeinſam, daß fie auf den Netto nachlaß gelegt find. Damit werden fie zu Nach- 
laßverbindlichkeiten zweiten Ranges: erſt kommen die Erblaſſergläubiger, Beerdi⸗ 
gungskoſten, der Dreißigſte, ehe an Pflichtteil, Vermächtniſſe und Auflagen gedacht 
werden kann. Im übrigen kann eine Aberſchuldung des Nachlaſſes auch auf letzteren 
beruhen (8 1992). Das kommt bei Vermächtniſſen ſogar häufiger vor, wenn das 
Teſtament in früheren Jahren gemacht wurde und in den letzten Jahren vor ſeinem 
Tode der Erblaſſer große Vermögensverluſte erlitten hat, ohne das Teſtament zu 
ändern. Dann können Freigebigkeiten, die früher gerechtfertigt waren, ſich als über- 
mäßig herausſtellen. 


III. Vermächtnis (85 1939, 2147 bis 2191) 

1. Der Vermächtnisnehmer iſt niemals Aniverfalſukzeſſor, er bekommt nur Einzel-- 
gegenſtände, z. B. ein Haus oder ein Gemälde. Deshalb haftet er niemals den 
eigentlichen Nachlaßgläubigern, er iſt ſelbſt Nachlaßgläubiger. Er hat nur 
einen obligatoriſchen Anſpruch auf den vermachten Gegenſtand gegen den Erben. 
Freilich kann er ſelbſt noch wieder mit einem Vermächtnis (Antervermächtnis) oder 
einer Auflage beſchwert werden (88 2147, 2186 bis 2188). Das geſchieht ziemlich 
ſelten und enthält immer nur eine auf das ihm Zugewendete beſchränkte Verbindlich 
keit. Aus ſeiner Stellung als Nachlaßgläubiger folgt, daß er dem Erben vorgeht. 
Will der Erbe die Beſchwerung mit Vermächtniſſen nicht tragen, muß er ausſchlagen. 
Dagegen ſteht unter den Nachlaßverbindlichkeiten das Vermächtnis mit den Auflagen 
unten an. Auch der Pflichtteilsberechtigte geht dem Vermächtnisnehmer vor, da es 
nicht angeht, daß der Erblaſſer durch Freigebigkeit die Pflichtteilsberechtigung 
illuſoriſch macht. Ein Schluß auf die Größe der Zuwendung läßt ſich daraus, ob der 
Erblaſſer jemand zum Erben oder Vermächtnisnehmer einſetzt, nicht ziehen. Im 
Normalfall wird die Erbſchaft oder bei Mehrheit von Erben der Erbteil größer ſein 
als die Zuwendung eines Einzelgegenſtandes durch Vermächtnis, aber es kann auch 
anders fein, und dadurch, daß der Erbe für die Nachlaßverbindlichkeiten haftet, der 
Vermächtnisnehmer nicht, anders werden. 

2. Aus dem Bisherigen ergibt ſich, daß Erbe und Vermächtnisnehmer, Erbſchaft und 
Vermächtnis juriſtiſch ganz etwas Verſchiedenes find. In der römiſchen Teſtaments. 
technik wurden die entſprechenden Ausdrücke der römiſchen Rechtsſprache auch nie ver⸗ 
wechſelt. Die römiſche Teſtamentstechnik, die auch der einfache römiſche Bürger 
beherrſchte, iſt undeutſch, da wir von der Idee des Familieneigentums aus die geſetz⸗ 
liche Erbfolge in den Vordergrund ſtellen. Dieſem Amſtand trägt 82087 in ver⸗ 
nünftiger Weiſe Rechnung: auf die im Teſtament gebrauchten Worte kommt es nicht 
an, ſondern auf die Sache. Wenn alſo das Teſtament lautet: „Zu Erben meiner 
Bibliothek ſetze ich den A. ein, mein übriges Vermögen vermache ich zu gleichen 
Teilen dem B. und dem C.“, ſo iſt A. Vermächtnisnehmer, B. und C. ſind Erben 
(Miterben). | 
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3. Die eingehenden Vorſchriften des Vermächtnisrechts find nicht von großer praf- 
tiſcher Wichtigkeit, bieten auch dem Selbſtſtudium keine Schwierigkeit. Eine Vor⸗ 
ſchrift iſt jedoch nochmals hervorzuheben: 8 2174. Der Vermächtnisnehmer bekommt 
den Vermächtnisgegenſtand nicht unmittelbar, ſondern nur einen obligatoriſchen 
Anſpruch auf ihn. Wenn A. zum Erben eingeſetzt und dem 3. ein dem Erblaſſer ge- 
höriges Haus vermacht iſt, ſo wird kraft Aniverſalſukzeſſion zunächſt einmal A. auch 
Eigentümer des vermachten Hauſes, B. wird erſt Eigentümer, wenn A., wozu er ver- 
pflichtet iſt, dem B. das Haus nach 8 925 BGV übereignet. 

4. Vermächtnis beruht auf letztwilliger Verfügung, von ſelbſt fällt es niemandem zu. 
Nur einmal haben wir eine Zuwendung in unſerem Erbrecht, die zwar nicht das 
Geſetz, wohl aber die Wiſſenſchaft als geſetzliches Vermächtnis bezeichnet und 
der geſetzlichen Erbfolge an die Seite ſtellt. Das iſt der Voraus (8 1932). Der 
überlebende Ehegatte hat zwar nicht, wenn er mit Kindern zuſammen erbt, jedoch, 
wenn er neben anderen Verwandten geſetzlicher Erbe iſt, vorweg Haushaltsgegen⸗ 
ſtände und Hochzeitsgeſchenke zu verlangen. Auf dieſen Voraus finden die Ver⸗ 
mächtnisvorſchriften Anwendung. 


IV. Pflichtteil (55 2303 bis 2338) 


1. Als Schutzmittel gegen den Mißbrauch der Teſtamentsfreiheit iſt das Pflichtteilsrecht 
geſchaffen. Gewiſſe dem Erblaſſer naheſtehende Perſonen haben kraſt Geſetzes einen 
Anſpruch auf eine beſtimmte Quote des Nachlaſſes. Das iſt der Pflichtteil. Der 
Pflichtteil iſt im Laufe der Rechtsentwicklung immer größer geworden. Heute beträgt 
er die Hälfte der geſetzlichen Erbportion (8 2303). Hinterläßt der Erblaſſer nur einen 
einzigen Sohn, fo beträgt der Pflichtteil die Hälfte des Nachlaſſes. Pflichtteils⸗ 
berechtigte Perſonen find der Ehegatte des Erblaſſers, die Eltern und alle Abkömm⸗ 
linge ohne Rückſicht auf die Gradesnähe ($ 2303). Der Enkel iſt dem Großvater 
gegenüber pflichtteilsberechtigt, aber nicht umgekehrt. Haben fi die pflichtteils⸗ 
berechtigten Perſonen gegenüber dem Erblaſſer pflichtwidrig benommen, ſo kann 
ihnen der Erblaſſer den Pflichtteil entziehen, er kann ſie, wie man ſagt, „enterben“ 
(das Geſetz vermeidet den Ausdruck). Es handelt ſich um ſchwere Verfehlungen, die in 
den 88 2333 bis 2335 einzeln aufgezählt find. Die Pflichtteilsentziehung erfolgt 
durch letztwillige Verfügung. Der Grund der Entziehung muß zur Zeit, da die letzt⸗ 
willige Verfügung errichtet wird, beſtehen (daher die Gegenwartsform in den 
88 2333 ff. l) und muß im Teſtament angegeben werden (82336 Abſ. 2). 
Das letztere iſt bedauerlich, man hätte ſich damit begnügen follen, daß der Pflichtteils⸗ 
entziehungsgrund in einem künftigen Erbſchaftsprozeß im einzelnen nachgewieſen 
werden müßte. So wird die Familienſchande offenbar. Auch können die erhobenen 
Vorwürfe unwahr oder übertrieben fein. Vater und Sohn find verfeindet, der Sohn 
würde vielleicht gar nichts aus dem Nachlaß des Vaters nehmen wollen. Nun iſt ihm 
im Teſtament der Pflichtteil entzogen und werden ihm, wie er behauptet, unwahre 
Vorwürfe gemacht. Die Folge iſt ein erbitterter Erbſchaftsprozeß. f 


2. Das römiſch⸗gemeinrechtliche Pflichtteilsrecht, der Vorgänger des heutigen, war 
verzwickt und ſchikanöbs. Das Schikanöſe lag darin, daß, wenn gegen nur eine der 
vielen Vorſchriften verſtoßen war, das ganze Teſtament hinfällig wurde und nun der 
Pflichtteilsberechtigte nicht den Pflichtteil, ſondern ſeinen vollen Erbteil erhielt. 
Man mochte, ſo iſt gegen jenes Recht einzuwenden, den Pflichtteil geſetzlich ſo hoch 
beſtimmen, wie man wollte. Aber man durfte es nicht auf die größere oder geringere 


juriſtiſche Gewandtheit des Erblaſſers oder feines Rechtsberaters abſtellen, ob der 


1 


* 


Pflichtteilsberechtigte nur ſeinen Pflichtteil oder ſeine volle Erbportion erhielt. 


Auch das heutige Pflichtteilsrecht iſt nicht einfach, aber die ſchikanöſe Art iſt gefallen. 
Liegt kein Grund vor, dem Pflichtteilsberechtigten den Pflichtteil zu entziehen, ſo 
hat er eben einen Anſpruch auf den Pflichtteil, aber auf mehr auch nicht. Der Vater 
binterläßt einen einzigen Sohn: es iſt gleichgültig, ob er ein Teſtament macht und 


— 1 —— 


64 | Fiſcher 


den Sohn gar nicht erwähnt, ob er ihn zur Hälfte des Nachlaſſes zum Erben einſetzt, 
ob er ihn auf den Pflichtteil ſetzt: im Endergebnis erhält der Sohn in allen Fällen 
die Hälfte des Nachlaſſes. 


3. Der Pflichtteil iſt nach dem heutigen Geſetz kein Erbteil, ſondern eine Geldſumme, 
er iſt ein Wertbetrag, der freilich infofern mit dem Erbteil zuſammenhängt, als er in 
ſeiner Höhe nach dem Erbteil berechnet wird, wie geſagt, die Hälfte des Wertes der 
geſetzlichen Erbportion ausmacht. Der Pflichtteils anſpruch iſt ein einfaches 
Forderungsrecht, deſſen Schuldner der Erbe iſt; daher tft der Pflichtteilsanſpruch 
eine Nachlaßverbindlichkeit, die den Vermächtniſſen und Auflagen vor- 
geht, den übrigen Nachlaßverbindlichkeiten nachſteht. Auch das letztere ergibt ſich aus 
ſeiner Berechnungsart: Iſt der Nachlaß überſchuldet, ſo iſt die e Erb- 
portion gleich Null oder vielmehr eine negative Wertgröße. 


4. Der Pflichtteilsberechtigte hat kein Recht, Erbe zu werden, abe er muß zufrieden 
fein, wenn er Erbe wird. Erbe zu werden, bietet gegenüber dem Pflichtteilsgeld - 
anſpruch Vorteile und Nachteile. Die Nachteile beſtehen darin, daß der Pflichtteils- 
berechtigte als Erbe die ganze umſtändliche Nachlaßregulierung mit durchmachen muß 
und hier von der gutwilligen oder böswilligen Mitwirkung ſeiner Miterben abhängig 
iſt; ferner, daß er als Erbe den Nachlaßgläubigern — unter Amſtänden perſönlich — 
haftet und in Prozeſſen über Nachlaßverbindlichkeiten der richtige Beklagte (paffiv 
legitimiert) iſt. Ein Vorteil dagegen iſt es, daß er als Erbe ein Anwachſungsrecht 
(S 2094) hat, wenn Miterben wegfallen. Ein weiterer Vorteil liegt darin, daß er als 
Erbe bei der Auseinanderſetzung unmittelbar Sachen aus dem Nachlaß erhalten 
kann, während dies beim Pflichtteilsgeldanſpruch ausgeſchloſſen iſt. Immerhin meint 
das Geſetz, daß die Nachteile der Erbenſtellung gegenüber der Gläubigerſtellung beim 
Pflichtteilsgeldanſpruch überwiegen. Es beſtimmt daher im § 2304, daß die Zuwen- 
dung des Pflichtteils im Zweifel nicht als Erbeseinſetzung anzuſehen iſt. Schreibt 
alſo der Erblaſſer ins Teſtament: „Mein einziger Sohn ſoll den Pflichtteil haben“, 
fo kann dieſer den Wert der halben Erbſchaft in Geld verlangen. Schreibt der Erb- 
laſſer ins Teſtament: „Mein einziger Sohn ſoll zur Hälfte meines Nachlaſſes Erbe 
ſein“, ſo muß der Sohn auch damit zufrieden ſein; er iſt Miterbe mit allen erſt 
genannten Beſchwerlichkeiten, er kann nicht die Erbſchaft ausklagen und den reinen 
Pflichtteilsgeldanſpruch geltend machen. Das bleibt ſelbſt ſo, wenn der Sohn auf 
weniger als ſeine Pflichtteilsportion als Erbe eingeſetzt iſt. Beiſpiel: Vorhanden ſind 
Ehefrau und ein Sohn. Das Teſtament lautet: „Ich ſetze meine Frau zu drei Viertel, 
meinen Sohn zu ein Viertel als Erben ein“, dann iſt der Pflichtteil des Sohnes ver- 
letzt, er würde nach SS 1924 mit 1931 drei Viertel als geſetzlichen Erbteil, alſo drei 
Achtel als Pflichtteil zu verlangen haben. Dann kann der Sohn nach 8 2305 nicht die 
Erbſchaft ausſchlagen und ſeine drei Achtel in Geld verlangen, ſondern er muß das 
Viertel als Erbe annehmen und kann nur das fehlende Achtel in Geld verlangen. 
Etwas anders liegt der Fall, wenn der hinterlaſſene Erbteil größer ift als der 
Pflichtteil, aber anderſeits durch Belaſtungen gemindert wird (vgl. § 2306 Abſ. 1 
zweite Hälfte). Es kann auch ſein, daß der Erblaſſer dem Pflichtteilsberechtigten 
Vermächtniſſe hinterlaſſen hat ($ 2307), da ſucht das Geſetz im Gegenſatz zur Erbes 
einfetzung den Pflichtteilsgeldanſpruch zu begünſtigen und den Pflichtteilsberech⸗ 
tigten zur Ausſchlagung des Vermächtniſſes zu veranlaſſen. 


V. Die Auflage (558 1940, 2192 bis 2196) 

Auflage iſt eine Belaſtung des Erben oder des Vermächtnisnehmers. Dem Erben 
oder dem Vermächtnisnehmer wird zugleich mit der Zuwendung eine Verpflichtung 
aufgebürdet. Die Erfüllung der Verpflichtung kann im Allgemeinintereſſe liegen oder 
im Intereſſe des Erben oder im Intereſſe eines Dritten. Die Auflage iſt ein halbes 
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Schuldverhältnis, die Paſſivſeite iſt ausgebildet, die Aktivſeite nicht. Pflichtteil, | 


Vermächtnis, Auflage find Nachlaßverbindlichkeiten, Pflichtteilsberechtigte, Ver⸗ 
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mächtnisnehmer find Nachlaßgläubiger, einen Auflagegläubiger gibt es nicht (8 1940). 
Daher enthält die Auflage, von der Aktivſeite geſehen, auch keine Zuwendung, und die 
Vorſchriften über letztwillige Zuwendung finden nur entſprechende Anwen⸗ 
dung (8 2192). 

Der Inhalt der Auflage kann der verſchiedenſte ſein, z. B. der Erblaſſer trifft An⸗ 
ordnung über ſeine Beſtattung und Pflege ſeines Grabes, ein Schriftſteller beſtimmt 
über Veröffentlichung oder Nichtveröffentlichung ſeiner Werke, oder der Erblaſſer 
wendet ein größeres Vermögen einem Mediziner zu mit der Auflage, das Zu⸗ 
gewendete ganz oder teilweiſe zu Krebsforſchungszwecken zu verwenden. — Im ein- 
zelnen genügt es, auf die Vorſchriften der 88 2192 bis 2196 zu verweiſen. 


5 15. Seſetzliche Erbfolge 


L Uberſicht über die Berufungsgründe. Uberwiegen der geſetzlichen Erbfolge im 
deutſchen Recht 


1. Das Bürgerliche Gefetzbuch kennt drei Berufungsgründe zur Erbſchaft: a) Das 
Teſtament, b) den Erbvertrag, c) die geſetzliche Erbfolge. Oder wenn man a und b 
zuſammenfaßt, ſo beruht das heutige deutſche Erbrecht entweder auf letztwilliger 
Verfügung des Erblaſſers oder auf unmittelbarer geſetzlicher Beſtimmung. Die 
Regelung der geſetzlichen Erbfolge enthält nachgiebiges Recht (jus dispositivum), 
die letztwillige Verfügung ſchließt alſo die geſetzliche Erbfolge aus. Steht ſomit die 


geſetzliche Erbfolge in der Geltungsſtärke zurück, fo ſteht fie, was ihre Anwendung 


und faktiſche Verbreitung betrifft, weit in erſter Linie, erſt in einem Abſtand folgt die 
teſtamentariſche Erbfolge, während der Erbvertrag ein ſelten beanſpruchtes Rechts- 
inſtitut iſt. Abſichtlich und mit Recht hat daher das Bürgerliche Geſetzbuch die geſetz⸗ 
liche Erbfolge ganz an die Spitze des Erbrechts geſtellt (SS 1924 ff.). Im Gegenſatz 
dazu war das römiſche Recht teſtamentsfreudig. Wir ſahen, daß der Gegenſatz beider 
Rechte auf einer verſchiedenen Einſtellung zum Familieneigentum und zum Indi⸗ 
vidualeigentum beruht. Der Gegenſatz tritt noch in einer Beſtimmung ($ 2088) 
heraus, die gegen das römiſche Recht gerichtet iſt. Die Römer hatten den Rechts- 
ſatz nemo pro parte testatus, pro parte intestatus decedere potest. Wenn in 
einem Teſtament nicht über die ganze Erbſchaft verfügt war, fo wäre es am natür- 
lichſten geweſen, über den Reit die geſetzliche Erbfolge zu eröffnen, wie dies ja heute 
verordnet iſt. Das römiſche Recht entſchied ſeltſamerweiſe anders, das Teſtament er- 
ſtreckte ſich auch auf den letztwillig nicht geordneten Teil der Erbſchaft: Der teſtamen⸗ 
tariſche Teilerbe erhielt den ganzen Nachlaß, es wurde ſo angeſehen, als wenn die 
übrigen teſtamentariſchen Erben wegfielen z. B. ihre Erbſchaſt ausgeſchlagen hätten 
und alles dem Teilerben angewachſen wäre. Lautete das Teſtament: „ich fetze zur 
Hälfte meines Nachlaſſes meine Frau zur Erbin ein“, ſo erhielt die Frau nach 
römiſchem Recht aus dem Teſtament die ganze Erbſchaft. Heute beſtehen bei Teil⸗ 
verfügungen teſtamentariſche und geſetzliche Erbfolge (§ 2088) nebeneinander. Wenn 
alſo die eben erwähnte letztwillige Verfügung getroffen und beim Tode des Erb⸗ 
laſſers die Frau und ein Sohn vorhanden wären, ſo würde die Frau aus Teſtament 


die Hälfte erben, über die andere Hälfte würde die geſetzliche Erbfolge eröffnet 


— 


— — 


(SS 1924, 1931), die Frau bekäme noch ein Achtel hinzu und der Sohn drei Achtel, 
womit ihm gerade der Pflichtteil gewahrt wäre (vgl. 814 IV 4). Ob damit freilich 
dem wahren Willen des Erblaſſers entſprochen iſt, kann ſehr zweifelhaft ſein: er wollte 
ſeiner Frau das Doppelte der geſetzlichen Erbportion (8 1931) zuwenden, mehr nicht; 
wenn er fünf Achtel gemeint hätte, würde er es wohl auch geſchrieben haben. 

2. Die geſetzliche Erbfolge beruht: a) auf Verwandtſchaft, b) auf der Ehe, c) in Er- 
mangelung von Verwandten und eines überlebenden Ehegatten tritt der Fiskus als 
geſetzlicher Erbe ein. 8 


L 
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II. Parentelenordnung 

1. Der leitende Geſichtspunkt, nach dem das geſetzliche Verwandtſchaftserbrecht geordnet 
iſt, iſt die Parentelenordnung. Parentel iſt die Geſamtheit derjenigen Perſonen, die 
von einer und derſelben Perſon abſtammen, einſchließlich dieſer Perſon. Danach 
ſchichtet ſich die Geſamtverwandtſchaft des Erblaſſers in übereinanderſtehende 
Parentelen oder, wie das Geſetz ſagt, „Ordnungen“. Die erſte Parentel bildet der 
Erblaſſer und alle ſeine Abkömmlinge ohne Anterſchied der Gradesnähe. Die zweite 
Parentel bilden die Eltern des Erblaſſers und alle die von ihnen abſtammen uſw. 
Die Parentelenordnung wurde ſeinerzeit eingeführt, weil fie die reine deutſche Erb- 
folge ſein ſoll. Allerdings kommt ſie mehrfach in älteren deutſchen Partikularrechten 
des Südoſtens (Oſterreich) vor, nordgermaniſch und weſtgermaniſch iſt fie nicht. 
Neuere Forſchungen haben feſtgeſtellt, daß auch andere ariſche, aber auch mongoliſche 
und ſemitiſche Völkerſtämme die Parentelenerbfolge gehabt haben oder haben. 


2. Die Parentelenordnung iſt im Geſetz folgerichtig durchgeführt, und ſo macht die 
Einzelanwendung der $S 1924 bis 1930 keine Schwierigkeit. Ein Anterſchied in der 
Blutsverwandtſchaft auf der Vater oder Mutterfeite wird nicht gemacht. Mehr- 
fache Verwandtſchaft gibt in den erſten drei Ordnungen mehrfache Erbanteile 
($ 1927), was namentlich vorkommen kann, wenn Vetter und Kuſine geheiratet haben. 
Die erſten drei Ordnungen haben Repräſentationsrecht, von der vierten Ordnung an 
entſcheidet Gradesnähe (8 1928 Abſ. 3, 8 1929 Abſ. 2). Unter Repräfentation verſteht 
man den Grundſatz, daß entferntere Abkömmlinge das erhalten, was ihr verſtorbener 
Eltern- oder Vorelternteil erhalten haben würde. Das Repräſentationsrecht hat eine 
ältere und eine jüngere Bedeutung. Die ältere Bedeutung geht dahin, daß die ent- 
fernteren Abkömmlinge nur erben, wenn und ſoweit ihr verſtorbener Vorfahr 
erben würde, fie erben kraft abgeleiteten Rechts. Repräſentation in 
dieſem Sinne haben wir nicht mehr. Hat alſo der Vorfahr ausgeſchlagen ($ 1953), 
iſt er für erbunwürdig erklärt (§ 2344) oder durch letztwillige Verfügung aus- 
geſchloſſen (8 1938), fo bindet das feine Abkömmlinge nicht, fie erben kraft 
eigenen Rechts. Das wird in den SS 1953, 2344 mit den Worten bezeichnet 
„der Anfall (nämlich an den Vorfahren) gilt als nicht erfolgt“. Vgl. auch Abſ. 2 der 
genannten Geſetzesſtellen. Einen Anklang an die Repräfentation im älteren Sinne 
haben wir noch im § 2349 beim Erbverzicht. Das beruht auf wirtſchaftlichen Ge⸗ 
ſichtspunkten: Beim Erbverzicht erhält der Verzichtende meiſt eine Abfindung oder 
hat bereits vorher beſondere Zuwendungen bekommen. Im übrigen erfaßt heute die 
Repräfentation nur die Größe der Erbteile, nicht das Erbrecht. 


Im vorigen Abſatz wurde ausgeführt, daß die Parentelenordnung folgerichtig an- 
gewendet ſei. Tolgerichtigkeit verbürgt noch keine ſachliche Güte der Erbfolge: im 
Gegenteil. Einmal werden dadurch, daß das Prinzip der Gradesnähe erſt bei der 
vierten Parentel einſetzt, während frühere Rechte es bereits in der zweiten und dritten 
Parentel kennen, nach heutigem Recht die Erbportionen bei kinderreichen Familien in 
den Seitenlinien viel kleiner und verzetteln ſich. Sodann entſpricht auch in manchen 
Einzelpunkten die Parentelenordnung nicht unſerem Rechtsgefühl. Wir empfinden es 
z. B. als unbillig, daß irgendwelche Großnefſen und Großnichten (Enkel von Ge- 
ſchwiſtern) Großvater und Großmutter des Erblaſſers reſtlos vorgehen. Auf dieſem 
Gebiet wird die Erbrechtsreform beſondes genau zu abeiten haben. Denn das deutſche 
Volk hat einen Anſpruch darauf, daß das Geſetz für eine befriedigende Erbfolge ſorgt, 
ohne daß der Erblaſſer eine letztwillige Verfügung zu treffen braucht. 


III. Geſetzlicher Erbteil des überlebenden Ehegatten (8 1931) 

Gegenüber dem vor 1900 in Deutſchland geltenden Recht hat das Bürgerliche Ge⸗ 
ſetzbuch das geſetzliche Erbrecht des überlebenden Ehegatten verbeſſert. Der über— 
lebende Ehegatte erhält neben Kindern und Kindeskindern ein Viertel des Nachlaſſes, 
neben der zweiten Ordnung (Eltern, Geſchwiſter uſw.) die Hälfte, neben Großeltern b 
mindeſtens die Hälfte. Hier iſt nämlich in der dritten Parentel im Gegenſatz zum 
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Verwandtenerbrecht dem überlebenden Ehegatten gegenüber die Repräfentation aus- 
geſchloſſen: an die Stelle der Großeltern treten nicht deren Abkömmlinge, ſondern der 
überlebende Ehegatte. Sind beim Tode des Ehegatten nur der andere Ehegatte und 
ein Onkel des Verſtorbenen vorhanden, ſo erbt der überlebende Ehegatte alles. Sind 
nur Verwandte vierter oder höherer Ordnungen vorhanden, ſo erbt der überlebende 
Ehegatte alles. Aber den Voraus, der dem überlebenden Ehegatten neben Zer- 
wandten zweiter und dritter Ordnung zuſteht, vgl. S. 62. 


IV. Geſetzliches Erbrecht des Fiskus (5 1936) 

Der Fiskus tritt an letzter Stelle in die geſetzliche Erbfolge ein, wenn weder Ver⸗ 
wandte noch ein überlebender Ehegatte vorhanden iſt, oder wenn ſie alle ausgeſchlagen 
haben. Natürlich iſt theoretiſch immer noch irgendein Verwandter vorhanden, da es, 
ſoweit nicht vorhergehende Parentelen ausſchließen, auf Gradesnähe nicht ankommt; 
aber praktiſch wird er nicht zu finden ſein. (Aber das Feſtſtellungsverfahren vgl. 
88 1964 bis 1966.) 


V. Anrechnung von Dorempfängen (Hollationspflicht) 
1. Die Kollationspflicht iſt eine Begleiterſcheinung der geſetzlichen Erbfolge (8 2050) 
oder einer teſtamentariſchen, die ſich an die geſetzliche Erbfolge anſchließt (S 2052). 
Sie beruht auf einem vermutlichen Willen des Erblaſſers, in dem angenommen wird, 
daß der Erblaſſer im Endergebnis alle Kinder gleichbehandeln und nicht einige durch 
Vorempfänge begünſtigen will. Die Anrechnung greift nicht Platz, wenn fie der Erb- 
laſſer ausgeſchloſſen hat (SS 2050 Abſ. 1 am Ende und 2053). Der Ausgleich durch 
Anrechnung von Vorempfängen greift nur unter Abkömmlingen Platz. 
2. Kollations pflichtige Zuwendungen find nur freigebige Zuwendungen des Erblaſſers. 
Das find im einzelnen: a) alle unentgeltlichen Zuwendungen, ſoweit der Erblaffer 
bei der Zuwendung die Anrechnung vorgeſchrieben hat (S 2050 Abſ. 3). So 
umfangreich dieſe Art der Anrechnung zu fein ſcheint, ſo ſelten kommt fie in der Praxis 
vor. Hierunter fallen nämlich Zuwendungen der Eltern bei außergewöhnlichen Zu⸗ 
fällen und wirtſchaftlicher Notlage der Kinder. Bei der Zuwendung denken die 
Eltern nicht daran, die Anrechnung auf die Erbſchaft vorzuſchreiben. And ſpäter etwa 
in einem Teſtament nach 8 2052 geht es nicht mehr. Praktiſch wichtig find daher die 
beiden Fälle, in denen eine Anrechnung bei der Zuwendung nicht vorgeſchrieben zu 
werden braucht. Das find b) jede Ausſtattung (§ 1624). Die Ausſtattung umfaßt, 
wie wir ſahen (S. 45), auch die Ausſteuer. c) Aufwendungen für die Vorbildung zu 
einem Beruf ſowie Zuſchüſſe, die zu dem Zweck gegeben werden, um als Einkünfte 
verwendet zu werden. Bei b und c iſt noch ein Anterſchied. | 
Beiſpiel: Der Erblaſſer hinterläßt zwei Kinder, die Tochter hat . und eine Aus- 
fteuer in Höhe von 5000 RM erhalten und der Sohn die gleiche Summe für fein Medizin - 
ſtudium. In beiden Fällen ſollen die Zuwendungen den Vermögensverhältniſſen des 
Erblaſſers entſprechen. Dann muß die Tochter die Ausſteuer ſich anrechnen laſſen, der 
Sohn feine Studienkoſten nicht. Im Falle e wird nämlich dem Erblaſſer ein leiſer Vor⸗ 
wurf gemacht, es find nur Zuwendungen anrechnungspflichtig, welche die Vermögens- 
verhältniſſe des Erblaſſers überſtiegen haben. 
3. Vollziehung der Anrechnung. Darüber beſtimmen die SS 2055 und 2056. Das 
läßt ſich am beſten an einigen Beiſpielen zeigen. 
Erblaſſer hinterläßt Frau, einen Sohn S. und eine Tochter T. Nachlaß beträgt 
44 000 RM. S. hat zur Einrichtung eines Geſchäfts 5000 RM, T. eine Ausſteuer von 
10 000 RM vorempfangen. Zunächſt erhält die Frau / des Nachlaſſes = 11 000 RM, 
fie nimmt an der Ausgleichung nicht teil. Dem verbleibenden Nachlaß werden die Vor⸗ 
empfänge hinzugerechnet: 33 000 + 5000 + 10 000 = 48 000. 
S. erhält 48 000 — 5000 = 19 000, 


2 
T. erhält 48 000 — 10 000 = 14 000. 


2 
Weiteres Beiſpiel: Erblaſſer hinterläßt drei Söhne A., B., C. Nachlaß 18 000 RM. 
A. hat eine anrechnungspflichtige Zuwendung von 12 000 RM erhalten. Die Rechnungs- 
größe für A. würde alſo fein: 18 000 + 12 000 — 12 000 RM, er bekommt alſo nichts. 
3 
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Muß er noch 2000 RM ſherauszahlen? Nein, es liegt der Tatbeſtand des 8 2056 vor. 
A. ſcheidet aus, B. und C. teilen die 18 000 RM je zur Hälfte. Der Grund, weshalb A. 
nach § 2056 nichts „ braucht, liegt darin, daß es ſich doch immer um freigebige 
Zuwendung handelt. Hätte der Vater dem A. ein Darlehen von 12 000 RM gegeben, dann 
wäre es anders, dann müßte A. in der Tat noch 2000 RM zum Nachlaß einzahlen, die 
übrigen 10 000 RM Darlehnsſchuld würden auf feinen Erbteil verrechnet. 


5 16. Tetztwillige Derfügung, Teftament und Erbvertrag 


I. Teftament und Teftierfählgkeit 
1. Allgemeines 

Allen Verfügungen von Todes wegen iſt gemeinſam, daß ſie vom Erblaſſer nur per⸗ 
ſönlich getroffen werden können (SS 2064, 2274). Stellvertretung iſt ausgeſchloſſen, 
auch kann die Gültigkeit einer letztwilligen Verfügung nicht von dem Willen eines 
anderen abhängig gemacht werden. Inſofern kann der Erblaſſer die vollkommen freie 
Auslegung feiner letztwilligen Verfügung nicht einem Teſtamentsvollſtrecker mit 
bindender Wirkung gegenüber dem Erben anvertrauen (vgl. RG 66 S. 103 ff.). 


2. Teſtierfähigkeit 

Die Teſtierfähigkeit, d. h. die Fähigkeit, ein Teſtament oder einen Erbvertrag felb- 
ſtändig zu errichten, zu verändern oder aufzuheben, iſt eine Unterart der Geſchäfts⸗ 
fähigkeit. Jeder vollkommen Geſchäftsfähige, Mann wie Frau, kann daher über ſein 
Vermögen letztwillig verfügen. Auch die Ehefrau, die nach Güterrecht in den Ver⸗ 
flügungen unter Lebenden beſchränkt ift, iſt in der Teſtierfähigkeit nicht eingeſchränkt. 
Anderſeits, wer geſchäftsunfähig iſt (SS 104, 105 Abſ. 2), iſt auch unfähig, eine letzt⸗ 
willige Verfügung zu treffen. Beſonderes gilt für die Teſtierfähigkeit beſchränkt 
Geſchäftsfähiger: Wer wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht ent- 
mündigt iſt, iſt im allgemeinen teſtierunfähig. Diefe Perſonen find aber in der Lage, 
ein früheres Teſtament gültig in Teſtamentsform zu widerrufen (SS 2229 Abſ. 3, 2253 
und 2254). Ferner: Der Minderjährige iſt vom 16. Lebensjahre ab teſtierfähig, bis 
dahin teſtierunfähig. Vom 16. Lebensjahre ab iſt er aber auch nur fähig, öffentliche 
Teſtamente zu errichten, und zwar in mündlicher Form (SS 2229 Abſ. 2, mit 2247, 2238 
Abſ. 2). Endlich: Der unter vorläufige Vormundſchaft Geſtellte kann an ſich teſtieren, 
wird er jedoch nachträglich definitiv entmündigt, ſo iſt das während der vorläufigen 
Vormundſchaft errichtete Teſtament ungültig (S8 114, 1906, 2229 Abſ. 3 Satz 2). 
Stumme oder fonſt am Sprechen verhinderte Perfonen ſind teſtierfähig, ſind ſie aber 
zugleich minderjährig oder find fie zugleich ſchreibensunkundig, fo können ſie tatſächl ich 
nicht teſtieren (88 2238 Abſ. 2, 2243). 


II. Teftamentsformen 1. Aberſicht 


a) Ordentliche Teſtamentsformen gibt es zwei: das öffentliche Teſtament vor Richter 
oder Notar und das eigenhändige Privatteſtament, das ſogenannte holographiſche 
Teſtament. 

b) Außerordentliche Teſtamentsformen gibt es drei: das Dorfteſtament ($ 2249), das 
Quarantäne oder Sperrteſtament ($ 2250), das Seeteſtament (8 2251). Die außer- 
ordentlichen Teſtamente treten außer Kraft, wenn ſeit Errichtung drei Monate ver- 
ſtrichen find und der Erblaſſer noch lebt. Infolgedeſſen leben alsdann ältere 
Teſtamente wieder auf. Will der Erblaſſer den Inhalt der außerordentlichen 
Teſtamente dauernd aufrechterhalten, muß er nach Ablauf der drei Monate ($ 2252 
Abſ. 1) ein neues ordentliches Teſtament machen. 

Formloſe mündliche letztwillige Verſügungen kennt das Bürgerliche Geſetzbuch weder 
als ordentliche noch als außerordentliche Form. ö 


2. Das ordentliche öffentliche Teſtament 
a) Mitwirkende Perſonen: $ 2239. Es muß mitwirken entweder ein Richter 
nebſt einem Arkundsbeamten bzw. zwei Zeugen oder ein Notar nebſt einem zweiten 
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Notar bzw. zwei Zeugen. Dieſe Perſonen müſſen während der ganzen Verhandlung, 
in welcher die Errichtung der letztwilligen Verfügung erfolgt, zugegen fein (8 2239). 
Das iſt eine Verſchärfung gegenüber den ſonſtigen Erforderniſſen für die Errichtung 
gerichtlicher oder notarieller Urkunden (vgl. FG 8 174). Die SS 2234 bis 2236 zählen 
dann jene Perſonen auf, welche unfähig ſind, als e bei der Teſtaments⸗ 
errichtung mitzuwirken. 

b) Der Errichtungsakt. Das Geſetz gibt in den 88 2238 bis 2243 eine Reihe von 
Muß und Sollvorſchriften, die bei der Errichtung des öffentlichen Teſtaments 
beachtet werden müſſen. Auf dieſe Vorſchriften wird hiermit verwieſen. Nur eins 
ſoll bemerkt werden. Das Geſetz trifft Vorkehrung für den Fall, daß der Erblaſſer 
die deutſche Sprache nicht beherrſcht. Dann muß ein Dolmetſcher zugezogen werden 
(S 2244). Im einzelnen iſt dieſe Geſetzesbeſtimmung — leider abſichtlich — ſchlecht 
gefaßt. Der Erblaſſer braucht nur zu erklären, daß er der deutſchen Sprache nicht 
mächtig iſt. Dann muß das Teſtament unter Zuziehung des Dolmetſchers in doppelter 
Sprache (der deutſchen und der ausländiſchen) zu Protokoll genommen werden. Es 
iſt vorgekommen, daß ſich der Erblaſſer fließend in deutſcher Sprache mit dem Richter 
unterhalten hat und dann plötzlich beim Beginn der Teſtamentserrichtung erklärte, 
der deutſchen Sprache nicht mächtig zu ſein. Dann findet eben die genannte Vorſchrift 
des 8 2244 Anwendung. Die Vorſchrift iſt unwürdig und muß aufgehoben werden. 


3. Das eigenhändige oder holographiſche Teſtament 
Es entſtammt dem franzöſiſchen Recht. In Frankreich, durch die Kön. Ordonnanz von 
1629 eingeführt, dann durch den Code civ. Napoléon Art. 970 übernommen, iſt es 


mit den Napoleoniſchen Kriegszügen nach Deutſchland gekommen und hat ſich am 


linken Rheinufer und in Baden bewährt. Es war in den Entwürfen zum Bürger. 
lichen Geſetzbuch nicht vorgeſehen und iſt erſt auf Antrag rheiniſcher Reichstags ⸗ 
abgeordneter in letzter Stunde ins Bürgerliche Geſetzbuch aufgenommen. Aus dieſer 
Entwicklung ergibt ſich die Exiſtenz der vorhin erwähnten außerordentlichen 
Teſtamente; denn wenn, wie urſprünglich vorgeſehen, es nur eine ordentliche 
Teſtaments form, nämlich die öffentliche vor Richter oder Notar gab, dann mußten 
natürlich Vorkehrungen getroffen werden wie beim Dorſteſtament und den anderen 
beiden außerordentlichen Teſtamentsformen, für den Fall, daß eine Errichtung vor 
Richter oder Notar nicht möglich war. Aber den Wert des privatſchriftlichen Teſta⸗ 
ments ſtreitet man noch heute. Der Zweck der ſchweren Teſtamentsform, daß der Erb- 
laſſer feinen letzten Willen wohl überlegt und ihn durch Richter oder Notar in 
juriſtiſch einwandfreie Faſſung bringen läßt, wird durch das privatſchriftliche Teſtament 
nicht erreicht. Abereilungen, Widerſprüche, Unklarheiten, ja juriſtiſche Anmöglich⸗ 
keiten find bei privatſchriftlichen Teſtamenten häufig. Auch Fälſchungen find leichter, 
als wenn der letzte Wille zu richterlich notariellem Protokoll gegeben wird. Es iſt 
aber nicht zu beſtreiten, daß das Publikum, das dieſe Schwierigkeit nicht erkennt, das 
privatſchriftliche Teſtament liebt. Auch eine gewiſſe Heimlichkeit wird begünſtigt; 
denn der Erblaſſer mißtraut bisweilen der Amtsverſchwiegenheit von Richter und 
Notar. 

Die Erforderniſſe des privatſchriftlichen Teſtaments find an ſich einfach. Sie find im 
8 2231 Ziff. 2 enthalten. Der Erblaſſer muß eigenhändig die ganze letztwillige Ver ⸗ 
fügung ſchreiben, auch Zeit⸗ und Ortsangabe. Benutzung eines Vordrucks mit Orts- 
angabe macht alſo, wenn der Ort nicht noch einmal geſchrieben wird, das ganze 


Teſtament ungültig. Dabei verlangt die Praxis, daß Orts- und Zeitangabe richtig 


— 


find. Auch die Anrichtigkeit von Zeit⸗ und Ortsangabe macht das Teſtament nichtig. 
Dagegen wird häufiger verſtoßen: Ein Geſchäftsmann errichtet auf einer kurzen Reife 
ein Teſtament, er fürchtet, daß die Angabe des zufälligen Errichtungsortes in ſpäteren 
Jahren auf Widerſpruch ſtoßen wird und ſchreibt daher feinen Wohnort als Errich- 
tungs ort ins Teſtament. Wenn er wenige Tage ſpäter ſtirbt und der wahre Errich- 


tungsort nachgewieſen wird, fo iſt das Teſtament ungültig. 
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Wie weit die Reichsgerichtspraris mit dem Erfordernis der Richtigkeit von Zeit ⸗ und 
Ortsangabe reicht, zeigt der Tatbeſtand von RG 51, 166. Hier hatte der Erblaſſer 
geſchrieben: „Sollte ich nicht mehr dazu kommen, ein Teſtament beim Rechtsanwalt zu 
machen, 15 beſtimme ich, daß die 5000 RM bei der ... . Bank zukommen mein em 
unehelichen Theo d. H.“. Die letzten hervorgehobenen Worte hatte der Erblaſſer erſt 
einige Tage ſpäter, wie nachgewieſen wurde, in das im übrigen richtig datierte privat 
ſchriftliche Teſtament eingefügt. Im Hinblick auf dieſe Worte war die Zeitangabe unrichtig 
und die Beſtimmung nichtig. 


III. Widerruf von Teftamenten 


1. Zuläfſigkeit des Widerrufs 


Die freie Widerruflichkeit gehört zum Weſen des Teſtaments (§ 2253). Daher nennt 
man das Teſtament den letzten Willen des Erblaſſers; denn wenn es auch zehn Jahre 
vor dem Tode des Erblaſſers errichtet iſt, ſo nimmt das Geſetz an, daß es auch noch 
den Willen des Erblaſſers im Augenblick des Todes enthält, denn ſonſt hätte er es 
widerrufen. Iſt nur ein Teſtament gemacht worden, fo ſetzt der Widerruf die geſetz - 
liche Erbfolge in Kraft. Sind mehrere Teſtamente hintereinander gemacht, ſo hebt 
das jeweilig ſpätere Teſtament, auch wenn nichts weiter geſagt iſt, das vorhergehende 
auf, ſoweit es mit ihm in Widerſpruch ſteht. Wenn hier nun ausdrücklich das letzte 
Teſtament widerrufen wird, ſo tritt das vorhergehende wieder in Kraft. 


Der Widerruf ſetzt Teſtierfähigkeit voraus. Der Geſchäftsunfähige kann daher nicht 
widerrufen. Daß aber wegen Verſchwendung, Trunkſucht und Geiſtesſchwäche Ent⸗ 
mündigte ein früher in voller Geſchäftsfähigkeit errichtetes Teſtament wenigſtens 
widerrufen können, wurde S. 67 ausgeführt. Der Standpunkt des Geſetzes iſt der: 
Wenn man dieſen Entmündigten auch nicht die Freiheit zu neuen Verſügungen geben 
darf, fo doch fo viel Nechtsmacht, daß fie durch Aufhebung eines Teſtaments den 
Eintritt der geſetzlichen Erbfolge erreichen können. 


2. Form des Widerrufs 

Der Widerruf erfolgt a) durch Errichtung eines neuen Teſtaments (8 2254), welches 
nichts weiter als den Widerruf enthält, oder eines Teſtaments, das ganz oder teil- 
weiſe mit dem älteren Teſtament in Widerſpruch ſteht. Soweit das neue mit dem 
älteren in Widerſpruch ſteht, hebt es, wie ſchon unter 1 bemerkt, das ältere auf 
(8 2258). b) Durch Vernichtung der Teſtamentsurkunde in Aufhebungsabſicht. Wird 
die Teſtamentsurkunde durch Zufall oder durch unberechtigte Dritte zerſtört, ſo hat 
dies die Aufhebung des Teſtaments nicht zur Folge. Es handelt ſich nur darum, wie 
man den Inhalt des zerſtörten Teſtaments beweiſen kann. Eine beglaubigte Abſchrift, 
die etwa bei Errichtung vor Nichter, Notar, dem Erblaſſer gegeben wird, würde dazu 
genügen. c) Rücknahme des Teſtaments aus amtlicher Verwahrung. Jedes Teſtament, 
auch das privatſchriftliche, kann in amtliche Verwahrung des Nachlaßgerichts gegeben 
werden. And ebenſo kann jederzeit die Rückgabe des Teſtaments aus der amtlichen 
Verwahrung vom Erblaſſer begehrt werden. Aber nur die Rücknahme des öffentlichen 
Teſtaments, nicht die des privatſchriftlichen, führt zum Widerruf ($ 2256). 


IV. Ungültigkeit der Teftamente 


1. Anwendung allgemeiner Vorſchriften über Angültigkeit 
der Rechtsgeſchäfte auf letztwillige Verfügungen 
Im Gegenſatz zum Eherecht (Nichtehe, nichtige Ehe, anfechtbare Ehe) werden bei 
letztwilligen Verfügungen die Vorſchriften des Allgemeinen Teils angewendet, ſie 
werden nur im einzelnen etwas modifiziert. Angewendet wird 8 125 (Nichtigkeit 
wegen Formmangels), ferner die Vorſchriften wegen Verſtoß gegen die guten Sitten 
und gegen ein geſetzliches Verbot (SS 138, 134). Auch der § 306 über Anmöglichkeit 
der Leiſtung findet im Vermächtnisrecht (8 2171) Anwendung. Die Vorſchriften über 
Willensmängel treffen im allgemeinen zu, erfahren aber, wie im nächſten Abſchnitt 
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ausgeführt wird, eine Modifikation. Zu beachten iſt, daß das Teſtament eine nicht⸗ 
empfangsbedürftige Willenserklärung iſt. Daher ſcheiden SS 116 Satz 2 und 117 aus. 


2. Anfechtung wegen Irrtums, Betrugs und Drohung 
(SS 2078 und 2079) 


a) Die Anfechtung wegen Irrtums iſt nach § 2078 gegenüber den Geſchäften unter 
Lebenden erleichtert. Die Verkehrsrückſichten, die bei den Geſchäften unter Lebenden 
zugunſten des Gegners des Irrenden zu nehmen find, fallen hier weg. Ganz allgemein 
iſt die Anfechtung wegen Irrtums im Motiv zugelaſſen (8 2078 Abſ. 2). Der 8 2079 
ift nur ein Anwendungsfall. Die Vorſchrift iſt alſo deklarativ. § 2078 weicht gegen · 
über 8119 noch darin ab, daß es auf verſtändige Würdigung des Falles nicht 
ankommt. Hat der Erblaſſer geirrt, würde ein vernünftiger Mann das Teſtament 
nicht anfechten, ſo kommt es darauf nicht an, ſondern nur darauf, ob der Erblaſſer 
ohne den Irrtum das Teſtament errichtet haben würde oder nicht. Weiter gibt es im 
Erbrecht keinen Schadenerſatz. Die Anwendung des 5 122 iſt durch § 2078 Abſ. 3 
ausgeſchloſſen. Der Gedanke iſt hier der, daß es ſich ja bloß um eine Frei⸗ 
gebigkeit des Erblaſſers handelt. So bekommt alſo, wer ſich auf das anfechtbare 
Teſtament ſtützt, im Vertrauen auf feine Gültigkeit Aufwendungen macht, z. V. das 
ererbte Haus reparieren läßt, keinen Schadenserſatz, wenn nachher das Teſtament 
angefochten wird. Höchſtens hat er einen Bereicherungsanſpruch gegenüber den 
inſolge Teſtamentsanfechtung eintretenden neuen Erben. Das iſt unbillig. Es handelt 
ſich hier gar nicht um Freigebigkeit des Erblaſſers, wenn der Zwiſchenerbe ſeine 
Aufwendungen nicht erſetzt erhält. And die Aufwendungen können erheblich höher 
ſein als die Bereicherung des neuen Erben. 

b) Anfechtung wegen Drohung. Hier gilt gegenüber $ 123 nichts Beſonderes. 

c) Anfechtung wegen Betrugs. Es fällt auf, daß die Vorſchriften der 88 2078, 2079 
den Betrug überhaupt nicht erwähnen. And doch ſind betrügeriſche Vorſpiegelungen 
ein Hauptanwendungsfall der Erbſchleicherei, indem der Erbſchleicher einen anderen 
verleumdet durch Vorſpiegelung falſcher Tatſachen. Allein eine Vorſchrift, der die 
Anfechtung des Teſtaments wegen eines gegenüber dem Erblaſſer verübten Betruges 
vorſchreibt, tft überflüffig. Der wirkfſame Betrug führt nämlich beim Erblaſſer einen 
Irrtum im Motiv herbei, und nur weil bei Geſchäften unter Lebenden nicht jeder 
Irrtum im Motiv das Rechtsgeſchäft anfechtbar macht, war für Geſchäfte unter 
Lebenden die Betrugsvorſchrift des 8 123 erforderlich. 

d) Anfechtungsberechtigte Perſonen. Anſechtungsberechtigt iſt nicht der Erblaſſer. 
Entdeckt er den Willensmangel, ſo kann er widerrufen. Anfechtungsberechtigt iſt nur, 
wer aus dem Wegfall des anfechtbar Bedachten unmittelbar einen rechtlichen Vorteil 
erhält, alſo der geſetzliche Erbe, der durch das anfechtbare Teſtament nicht bedacht iſt 
(S 2080). Die Vorſchrift kann zu Anbilligkeiten führen. Es iſt jedoch zu beachten, daß 
die Tatbeſtände der Anſechtbarkeit wegen Willensmängel regelmäßig auch zur Erb- 
unwürdigkeit des anfechtbar Bedachten führen (88 2339 Ziff. 3, 2341). In der letzten 
Beſtimmung iſt ausdrücklich verordnet, daß jeder, dem der Wegfall des Erbunwürdigen 
nur mittelbar zuſtatten kommt, die Erbunwürdigkeitsklage erheben kann. 


V. Inhalt des Teftaments, insbeſondere Einſetzung des Erben, Erſatzerben, Nach- 
erben 
1. Allgemeines 
Nach römiſchem Recht war Erbeseinſetzung für jedes Teſtament weſentlich. Fiel der 
Erbe weg, fielen auch alle übrigen Beſtimmungen in ſich zuſammen. Heute iſt das 
anders. Einſetzung von Erben, Erſatzerben, Vor⸗ und Nacherben iſt auch heute noch 
der wichtigſte Teſtamentsinhalt. Aber neben oder an Stelle der Erbeseinſetzung 
können auch andere Beſtimmungen getroffen werden, die von der Erbeseinſetzung 
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unabhängig find. Das find zunächſt Vermächtniſſe und Auflagen, dann die Begrün- 
dung einer Stiſtung (8 83), die Ernennung eines Teſtamentsvollſtreckers (§ 2197). Der 
Erblaſſer kann es im übrigen bei der geſetzlichen Erbfolge belaſſen und braucht nur 
einen Teſtamentsvollſtrecker zu ernennen, der die Durchführung dieſer Erbfolge über- 
wacht. Zahlreich ſind die Beſtimmungen aus dem Familienrecht, die im Teſtament 
Platz finden können, 8 1687: Anordnung des Vaters, daß der Mutter als Inhaberin 
der elterlichen Gewalt ein Beiſtand beſtellt werde; § 1688: Anordnungen über den 
Wirkungskreis des Beiſtandes; 8 1777: Benennung eines Vormundes für das Kind 
durch den Vater oder die Mutter; 8 1782: Ausſchließung einer Perſon als Vormund 
für das Kind durch Vater und Mutter. Die Vorſchrift iſt leider nicht genügend 
bekannt. Es handelt ſich um Perſonen, die an ſich als Vormünder für das Kind 
berufen würden, z. B. aus der Verwandtſchaft, gegen die aber gerade Vater und 
Mutter Bedenken haben. Ohne die teſtamentariſche Beſtimmung werden dieſe Per- 
ſonen vom Vormundſchaftsgericht zu Vormündern beſtellt. An weiteren Vorſchriften, 
die Beſtimmungen über den Inhalt des Teſtaments enthalten, feien noch erwähnt: 

§S 1797, 1856, 1868, 1880. 


Der Inhalt einer letztwilligen Verfügung iſt durch Auslegung feftzuftellen. Bei der 
Auslegung der Teſtamente hat man ſich in die Denk⸗ und Sprachweiſe des Erblaſſers 
hineinzuverſetzen. Was 8 133 allgemein ausdrückt, gilt im Erbrecht und hier vornehm⸗ 
lich bei privatſchriftlichen Teſtamenten in beſonderem Maße. Sind verſchiedene Aus⸗ 
legungen möglich, fo iſt im Zweifel derjenigen der Vorzug zu geben, bei welcher die 
Verfügung Erfolg haben kann ($ 2084). 

a Der Erblaſſer hat einen eee i 54) Sportverein zum Erben eingeſetzt. 

Da der Verein nichtrechtsfähig iſt, kann er als ſolcher nicht Erbe werden. Aber das 


Teſtament läßt ſich aufrechterhalten, indem alle einzelnen Mitglieder des Sportvereins als 
eingeſetzt gelten mit der Beſtimmung, daß fie das Zugewendete ins Vereinsvermögen ein- 


bringen. 
2. Erbeseinſetzung 


Wie ſchon erwähnt, iſt eine beſondere Formel für die Erbeseinſetzung nicht vor- 
geſchrieben. Entſcheidend iſt nur nach § 2087, daß der Erblaſſer fein Vermögen oder 
einen Bruchteil feines Vermögens, nicht aber Einzelgegenſtände (das find Vermächt⸗ 
niſſe) dem Bedachten zuwendet. Während das Geſetz bei jedem Formfehler ſtreng 
iſt und Nichtigkeit des Teſtaments eintreten läßt, iſt es von rührender Milde, wenn 
der Erblaſſer ſich bei Einſetzung von mehreren Erben in den Bruchteilen verrechnet 
(SS 2089, 2090). Hat er zu viel verteilt, fo tritt verhältnismäßige Reduktion, hat er 
zu wenig verteilt, verhältnismäßige Erhöhung der eingeſetzten Bruchteile ein. Bei. 
ſpiele: der Erblaſſer hat eingeſetzt den A. zu ein Zwölftel, B. zu zwei Zwölftel und 
C. zu vier Zwölftel, fo tritt verhältnismäßige Erhöhung ein, indem als Diviſor ſieben 
ſtatt zwölf eingeſetzt wird. Der Erblaſſer hat eingeſetzt A. zu ein Drittel, B. zu ein 
Halb, C. zu ein Fünftel und E. zu ein Fünftel. Die Zuvielverteilung wird dadurch 
korrigiert, daß 37 als Diviſor eingeſetzt wird. 


3. Einſetzung eines Erſatzerben 
Wie das Geſetz für den Fall, daß der zunächſt berufene geſetzliche Erbe die Erbſchaft 
nicht erwirbt, entferntere geſetzliche Erben beruft, ſo kann auch der Erblaſſer für den 
Fall, daß der zunächſt eingeſetzte nicht Erbe ſein kann oder will, einen anderen ein⸗ 
ſetzen. Dies iſt der Erſatzerbe (§§ 2096 bis 2098). Hier iſt nun zu bemerken, daß die 
dem zuerſt Eingeſetzten auferlegten Beſchwerungen und Vermächtniſſe regelmäßig 
auch den Erſatzerben treffen (SS 2161, 2192). 


4. Einſetzung eines Vor und Nacherben 


Nacherbe iſt derjenige, welchen der Erblaſſer in der Weiſe einſetzt, daß er erſt Erbe 
wird, nachdem zuvor ein anderer Erbe geweſen ift (S 2100). Dieſer andere ift Vor- 
erbe und iſt Erbe nur auf Zeit. Es können mehrere Nacherben hintereinander ein- 
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geſetzt werden. Hierbei enthält 82109 eine zeitliche Beſchränkung. Würden Nach- 
erben ohne zeitliche Beſchränkung zuläſſig fein, fo würde damit das Fideikommißrecht, 
das wir heute abſchaffen, in anderer Form wieder eingeführt werden. And da dem 
Nacherben immer wieder ein anderer Nacherbe als Rechtsnachfolger verordnet wird, 
ſo würde das Vermögen dauernd feſtgelegt und dem freien Verkehr entzogen werden. 
Das entſpricht nicht der heutigen Auffaſſung. Regelmäßig beruht die Nacherbfolge 
auf letztwilliger Anordnung. Daneben hat aber das Geſetz ſelbſt unmittelbar eine 
Vor- und Nacherbſchaft beſtimmt (ſogenannte konſtruktive Nacherbfolge, SS 2104 
und 2105). 


5. Stellung des Vorerben bis zum Eintritt der Nacherbfolge 


Der Vorerbe iſt zwar Erbe und als ſolcher Eigentümer (bei Mehrheit von Erben 
Miteigentümer) des Nachlaſſes. Da er es aber nur auf Zeit iſt und den Nacherben 
die Subſtanz hinterlaſſen muß, kann er nicht frei verfügen. Das Geſetz enthält von 
§ 2113 ab eine Reihe von Beſtimmungen, inwieweit der Vorerbe nicht verfügen kann. 
Es iſt zweckmäßig, die Lage einmal von der anderen Seite zu betrachten: Worüber 
kann er verfügen? Er kann frei verfügen über Forderungen und bewegliche Sachen 
(von Schenkungen abgeſehen), muß freilich den Wert zur Erbſchaft wieder erſetzen. 
Dieſe freie Verfügung kann ihm nicht genommen werden. Würde der Erblaſſer ſie 
ihm nehmen, dann liegt jedenfalls keine Vorerbſchaft mehr vor, vielleicht die Einräu⸗ 
mung eines Nießbrauchs am Nachlaſſe. Kann der Erblaſſer die Stellung des Vorerben 
gegenüber dem Geſetz nicht erſchweren, fo kann er fie erleichtern (§8 2136, 2137). Das 
Geſetz zählt im 82136 durch Verweiſung auf eine Reihe von Paragraphen alle die 
Fälle auf, wovon Befreiung durch den Erblaſſer gewährt werden kann. Wir wollen 
auch hier den umgekehrten Weg einſchlagen: Wovon kann der Erblaſſer den Vorerben 
auch bei der befreiten Vorerbſchaft nicht befreien? Er kann ihn nicht befreien von dem 
Verbot der Schenkungen. Er kann nicht beſtimmen, daß die Privatgläubiger des Vor⸗ 
erben ſich aus der Vorerbſchaftsmaſſe befriedigen können. And endlich bleibt der 
Vorerbe auch der befreiten Vorerbſchaft verpflichtet, auf Verlangen des Nacherben 
ein Inventar, Verzeichnis über die Nachlaßgegenſtände, aufzunehmen, oder 
wenigſtens bei der Aufnahme des Inventars mitzuwirken. Die befreite Vorerbſchaft 
als ſogenannte Nacherbſchaft auf den Aberreſt kommt häufig vor, wenn ein Ehegatte 
den überlebenden Ehegatten zum Vorerben und die Kinder zu Nacherben einſetzt. Die 
zuletzt erwähnten Beſchränkungen treffen alfo auch den überlebenden Ehegatten: 
Schenken kann er aus der Erbmaſſe nichts. 


6. Eintritt der Nacherbfolge 


Wann der Nacherbe an Stelle des Vorerben treten ſoll, kann der Erblaſſer frei 
beſtimmen. Vielfach wird als Zeitpunkt des Eintritts der Nacherbfolge der Tod des 
Vorerben beſtimmt. Dann teilen ſich beim Tod des Vorerben die Maſſen. Das eine 
iſt die Vor⸗ und Nacherbſchaftsmaſſe, das andere iſt das eigene Vermögen des Vor⸗ 
erben. Dabei kann auch der Empfänger der Vorerbſchaftsmaſſe, alſo der Nacherbe, 
zugleich Erbe werden des Vorerben. Nehmen wir das ſchon eben erwähnte Beiſpiel: 
Der Ehemann hat ſeine Frau zur Vorerbin, die Kinder zu Nacherben eingeſetzt. 
Beſtimmt er den Zeitpunkt der Nacherbfolge nicht, ſo iſt nach §S 2106 mit dem Tode 
der Frau der Eintritt der Nacherbfolge. Als Nacherben erhalten die Kinder das Ver 
mögen des Vaters, als einfache Erben den Nachlaß der Mutter. Aber es find zwei 
ſelbſtändige Vermögensmaſſen. Die Kinder können die Nacherbfolge annehmen, die 
Erbſchaft der Mutter ausſchlagen. Es könnte auch die Mutter durch Teſtament über 
ihren Nachlaß ſelbſtändig verfügen, könnte einem der Kinder alles zuwenden, ſo daß 
das andere nur ſeinen Pflichtteil erhält. Auch die Gläubiger ſind verſchieden. Die 
eine Maſſe kann üÜberſchuldet, die andere folvent fein. Die Privatgläubiger des Vor⸗ 
erben können ſich niemals an die Vorerbſchaftsmaſſe halten (5 2115). Das gilt bei 
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Lebzeiten des Vorerben, das gilt aber auch ſpäter, wenn die Nacherbfolge eingetreten 
iſt. Erhält in dem Beiſpielsfalle das Kind beim Tode der Mutter die beiden Ver⸗ 
mögensmaſſen, ſo beſteht auch darin ein Anterſchied, daß das Kind das Vermögen des 
Vaters, obwohl er es nach langen Jahren ſozuſagen aus der Hand der Mutter, doch 
als Rechtsnachfolger des Vaters erhält. Nur das eigene Vermögen der Mutter erhält 
er als Rechtsnachfolger der letzteren. 


VI. Gemeinſchaftliches Teſtament und Erbvertrag 


1. Arten der gemeinſchaftlichen Teſtamente 

Das gemeinſchaftliche Teſtament ſetzt nur voraus: Gemeinſchaftlichkeit des Errich⸗ 
tungsaktes von mehreren Teſtamten (testamentum simultaneum). Dabei gibt es 
aber noch zwei wichtige Anterarten: a) Ein gemeinſchaftliches Teſtament, in welchem 
ſich die Erblaſſer gegenſeitig zu Erben einſetzen oder ſonſtwie, etwa durch Vermächt⸗ 
niſſe, gegenſeitig bedenken (testamentum reciprocum, wechſelſeitiges Teſtament). 
Eine beſondere Art des wechſelſeitigen Teſtaments iſt dasjenige, in welchem ſich die 
Erblaſſer gegenſeitig bedenken, daneben aber beſtimmen, daß nach dem Tode des 
Längſtlebenden der Nachlaß an einen Dritten fallen ſoll (S 2269), das fogenannte 
Berliner Teſtament, wie es in Norddeutſchland heißt, aber in allen Teilen 
des Reichs gleich verbreitet iſt. b) Die Beſtimmungen des gemeinfchaftlichen Teſta⸗ 
ments können in einem gegenſeitigen Abhängigkeitsverhältnis ſtehen. Sie können es, 
brauchen es aber nicht. Es iſt an fi nicht notwendig, daß die Angültigkeit oder Auf- 
hebung eines der in gemeinſchaſtlichem Errichtungsakte zuſammengefaßten Teſtamente 
auch das andere nach ſich zieht, aber es kann beſtimmt werden, und dann haben wir die 
zweite Art der gemeinſchaftlichen Teſtamente, das testamentum correspectivum 
($ 2270). Nach 8 2270 Abſ. 2 gilt die Vermutung, daß Korreſpektivität und Wechſel - 
ſeitigkeit, alſo a und b, zuſammenfallen. 


2. Formen der Errichtung 

Das gemeinſchaftliche Teſtament iſt nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch nur Ehegatten 
zugänglich, während nach früherem Recht auch andere Perſonen, z. B. zwei Schweſtern, 
gemeinſchaftliche Teſtamente errichten konnten. Als Ehegattenteſtament mit der 
Beſtimmung, daß der Nachlaß nach dem Tode des Längſtlebenden an die gemeinſchaft⸗ 
lichen Kinder oder bei Kinderloſigkeit an beſtimmte Verwandte fallen ſoll (8 2269), 
zugleich mit Korreſpektivwirkung ($ 2270), iſt dieſes Teſtament überaus häufig. Seine 
Errichtung kann in der ordentlichen wie in der außerordentlichen Form geſchehen. 
Erfolgt ſie in der Form eines gemeinſamen privatſchriftlichen Teſtaments, ſo hat das 
Geſetz ſogar eine Formerleichterung zugelaſſen: Es genügt, wenn einer der Ehegatten 
den Willen beider niederſchreibt und unter Orts- und Zeitangabe unterſchreibt, der 
andere muß alsdann eigenhändig die mit Orts- und Zeitangabe verſehene Erklärung 
beifügen, daß das Teſtament auch als fein letzter Wille gelten ſoll, und hat dieſe Er- 
klärung zu unterſchreiben. 


3. Widerruf korreſpektiver Verfügungen (8 2271) 
Der Ausgangspunkt des Geſetzes iſt zunächſt durchaus vernünftig: Ein gemeinſchaft. 
liches Teſtament iſt immer noch ein Teſtament und damit frei widerruflich. So braucht 
der eine Ehegatte den andern nicht zu fragen, wenn er fein Teſtament aufhebt. Aber 
das muß der andere Ehegatte wiſſen; denn beide Ehegatten haben ſich regelmäßig 
gegenſeitig bedacht (8 2269) und infolge der Korreſpektivität fällt mit dem Teſtament 
des einen regelmäßig auch das Teſtament des andern. Der andere Ehegatte muß es 
wiſſen, um nun ſeinerſeits ſelbſtändige Verfügung treffen zu können. So bei Lebzeiten 
beider. Iſt der eine Ehegatte verſtorben und damit feine Beſtimmung in Wirkſamkeit 
getreten, ſo beſtehen Bedenken, dem überlebenden Ehegatten die freie Widerruflichkeit zu 
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belaſſen. Der Verſtorbene kann jetzt nicht mehr verfügen und iſt im Vertrauen auf die 
Gültigkeit des gemeinſchaftlichen Geſamtteſtaments verſtorben. Und jo hat das Geſetz 
auch tatſächlich eine Einſchränkung der Widerruflichkeit des gemeinſchaftlichen Teſta⸗ 
ments nach dem Tode eines Ehegatten ausgeſprochen. Die Geſetzesverfaſſer kamen 
nun auf den Gedanken, das gemeinſchaftliche Teſtament an den Erbvertrag anzu- 
ſchließen. Erbvertag iſt Bindung des Erblaſſers oder der mehreren Erblaſſer. Der 
eine Kontrahent kann nicht ohne den Willen des anderen vom Erbvertrag zurück. 
Aber es gibt Erbverträge, in denen ſich der Erblaſſer Rücktritt vom Erbvertrag vor. 
behält. Dieſe Vorſchriften zog man nun heran im §S 2271. Sie ſchienen in der Tat 
völlig zu paſſen, zurücktreten kann der Erblaſſer nur bei Lebzeiten und muß das dem 
anderen mitteilen. Mit dem Tode des Vertragserblaſſers ift das Rücktrittsrecht er- 
loſchen, und das wollte man ja auch beim gemeinſchaftlichen Teſtament. Nur zwei 
Ausnahmen, auf die nachher noch einzugehen iſt, ließen einen Widerruf auch nach 
dem Tode des Vertragserben zu. Dieſe übernahm man im $ 2271 für das gemein- 
ſchaftliche Teſtament. 


Bei näherer Betrachtung ergeben ſich doch manche Bedenken. Bei Lebzeiten beider 
Ehegatten ſoll der Widerruf des einen Teſtaments nach 8 2296 erfolgen. Das iſt die 
Abernahme der Rüdtrittsvorichriften aus §S 2296 mit erſchwerter Form. Der Rück- 
tritt vom Erbvertrag, hier der Widerruf des einen Teſtaments, kann nur in gericht⸗ 
licher oder notarieller Form geſchehen. Das paßt nicht für das gemeinſchaftliche 
Teſtament. Errichtet kann das gemeinſchaftliche Teſtament in der leichteſten Form. 
werden, wir ſahen im 8 2267 ſogar eine Erleichterung der privaten Schriftform. 
Widerrufen kann es nur in der ſchweren Form des § 2296 Abſ. 2 werden. 
Beiſpiel: Die Ehefrau erfährt auf dem Totenbett von der dauernden Antreue ihres. 
Mannes. Sie möchte nun ihr gemeinſchaſtliches Teſtament aufheben. Sie könnte mit 
Leichtigkeit. wenngleich durch die Krankheit behindert, ein neues privatſchriftliches 
Teſtament machen. Aber ſie kommt trotz freier Widerruflichkeit des gemeinſchaftlichen 
Teſtaments von dieſem nicht los; denn es gibt Mittel und Wege, Richter und Notare fern · 
zuhalten, ſo daß ſie einen wirkſamen Widerruf nicht abgeben kann. Kann ſie das nicht, 
ſo gilt eben das neue Teſtament nicht. Auch nach dem Tode eines Ehegatten iſt die 
Aufhebung eines gemeinſchaftlichen Teſtaments, das die gegenfeitige Bedenkung nach 
8 2269 enthält, nicht immer unbillig. 


4. Teſtamentariſche Bedenkung des überlebenden Ehegatten. 
neben den Kindern 


Am die Bedeutung des 8 2271 in ihrer Tragweite zu überblicken, muß § 2269 näher 
erläutert und dieſe letztere Beſtimmung wiederum in Zuſammenhang gebracht werden 
mit den rechtlichen Formen, wie Ehegatten ſich gegenſeitig und ihre gemeinſamen. 
Kinder letztwillig bedenken können. Zweck dieſer letztwilligen Beſtimmungen wird 
regelmäßig der ſein, den Nachlaß zunächſt nicht definitiv zu teilen, ſondern dem über⸗ 
lebenden Ehegatten ganz zu überlaſſen, aber mit dem Ziel, daß die Subſtanz des 
Nachlaſſes, ſoweit möglich, nach dem Tode des Längſtlebenden an die Kinder fällt. 
Dafür ſtehen nun drei Formen zur Verfügung: 


a) Die Ehegatten wenden ſich gegenſeitig den Nießbrauch am ganzen Nachlaß zu mit 
der Beſtimmung, daß die Kinder ſofort die Subſtanz (Eigentum am Nachlaß), aber 
ohne Nutznießung erhalten. Hier iſt der überlebende Ehegatte am ſchlechteſten geſtellt. 
Nießbrauch am Nachlaß iſt keine Erbeinſetzung, ſondern nur ein Vermächtnis. Die 
Kinder erhalten alſo am Nachlaß ſofort nicht nur das Eigentum, ſondern auch (wenn ſie 
großjährig ſind, allein, wenn ſie minderjährig ſind, durch Vermittlung eines Pflegers) 
die Verfügung über den Nachlaß. Sie find zwar obligatoriſch verpflichtet nach § 2174, 
dem überlebenden Ehegatten den Nießbrauch einzuräumen, tun ſie es nicht, ſo machen ſie 
ſich dem überlebenden Elternteil ſchadenserſatzpflicht, trotzdem bleibt das freie Ver- 
fügungsrecht der Kinder, ehe der Nießbrauch beſtellt iſt. Für die Nießbrauchsbeſtellung. 
gilt 8 1089. Dieſe ſchlechte Stellung braucht ſich der überlebende Ehegatte nicht gefallen. 
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zu laſſen. Er kann nach 8 2307 den Pflichtteil laſtenfrei verlangen, damit wird für ihn 
aber das Teſtament des Erſtverſtorbenen hinfällig und wegen der Korreſpektivität 
fallen auch ſeine, des Längſtlebenden, Beſtimmungen dahin. 


b) Die Ehegatten können ſich gegenſeitig zu Vorerben einſetzen und die Kinder zu 
Nacherben. Das geſchieht auch häufig und war in Preußen vor 1900 ſogar die übliche 
Form der letztwilligen Zuwendung für Ehegatten und Kinder. And zwar wird heute wie 
früher dann die Form der befreiten Vorerbſchaft (Nacherbſchaft auf den Aberreſt) zu⸗ 
gunſten des überlebenden Ehegatten gewählt (8 2137). Dieſe Form iſt für den über- 
lebenden Ehegatten ſchon beſſer. Er wird Eigentümer des Nachlaſſes. Aber immer 
bleiben Beſchränkungen, z. B. kann der als Vorerbe befreite Ehegatte aus dem 
Nachlaß nichts ſchenken. And immer bleiben die getrennten Vermögensmaſſen des 
eigenen Vermögens des überlebenden Ehegatten und der Vorerbſchaftsmaſſe, wie ſie 
vom Erſtverſtorbenen herrührt. Darüber vgl. S. 72. 


c) Die günſtigſte Form bietet für den überlebenden Ehegatten die Beſtimmung des 
82269. Dieſe Form wird, wie aus dem Geſetz hervorgeht, heute im Gegenſatz zum 
früheren preußiſchen Recht, das die Form b begünſtigte, den Ehegatten zur An⸗ 
wendung empfohlen. Danach hat der überlebende Ehegatte vollkommen freie Ver- 
fügung über den Nachlaß des Erſtverſtorbenen, er wird Alleinerbe, die Kinder be- 
erben den erſtverſtorbenen Elternteil nicht, fie werden nur Erben (genauer gejagt, Er- 
ſatzerben, denn auch der längſtlebende Ehegatte hat primär den erſtverſtorbenen ein- 
geſetzt) des Längſtlebenden. Beim Tode des Längſtlebenden haben wir nicht zwei 
Maſſen wie im Falle b, ſondern eine einheitliche Maſſe. Was aus dem Nachlaß des 
erſtverſtorbenen Ehegatten noch vorhanden tft, ftedt, juriſtiſch ohne eigenes Schickſal, 
im Nachlaß des Längſtlebenden. Dieſe vom Bürgerlichen Geſetzbuch mit Recht emp- 
fohlene Form iſt bei gefunden Familienverhältniſſen die einzig richtige. Der erit- 
verſtorbene Ehegatte oder beide bei der Teſtamentserrichtung haben das Vertrauen. 
daß der überlebende Ehegatte nichts vergeuden und wenn möglich und ſoviel wie 
möglich den gemeinſamen Kindern erhalten wird. Anderſeits weiß jeder Ehegatte, 
daß nach ſeinem Tode beſondere Lagen eintreten können, die er nicht zu überblicken 
vermag, und wo er vertrauensvoll dem anderen Ehegatten die Erledigung überläßt. 
Leider iſt nun, und das iſt das ſehr bedauerliche, dieſe Form nicht vom Geſetz geſchützt. 
And nunmehr erſcheint es zweckmäßig, die einſchlägigen Rechtsfragen durch Beiſpiele 
zu erläutern: 
Die Ehegatten haben fi) gegenſeitig nach 8 2269 zu Erben eingeſetzt und beſtimmt, daß 
nach dem Tode des Längſtlebenden das dann vorhandene Vermögen zu gleichen Teilen an 
die beiden Kinder, Sohn und Tochter, fallen ſoll. Der Vater ſtirbt zuerſt, die Mutter 
nimmt den Nachlaß an ſich; nachdem fie definitiv angenommen hat (Verſtreichen der Aus- 
ſchlagungsfriſt von 6 Wochen), meldet ſich der Sohn und verlangt aus dem väterlichen 
Nachlaß fein Pflichtteil, da der Vater ihn übergangen und nur die Mutter zur Allein⸗ 
erbin eingeſetzt habe. Die Mutter gibt notgedrungen dem Sohn den Pflichtteil (/e des 
väterlichen Nachlaſſes) und wirtſchaftet im übrigen nach dem Teſtament mit dem Nachlaß 
allein. Als fie ſtirbt, findet ſich von ihr ein neues Teſtament, das fie kurz vor ihrem Tode 
aufgeſetzt hat, mit dem Inhalt: „Ich ſetze zu Erben ein zu ½ meines Nachlaſſes meine 
Tochter, zu / meinen Sohn. Mein Sohn hat gegen den Willen feines Vaters und gegen 
meinen Willen aus dem väterlichen Nachlaß den Pflichtteil begehrt, wir wollten den 
Nachlaß unſeren Kindern zu gleichen Teilen vererben. Ich habe es berechnet, mit der Ver⸗ 
teilung zu / und ½ wird unſer, der Eltern, Wille wiederhergeſtellt. Danach werden im 
Endergebnis wieder beide Kinder das gleiche erhalten.“ Das will der Sohn nicht gelten 
laſſen. Nur das gemeinſchaftliche Teſtament der Eltern will er anerkennen, das neue 
Teſtament der Mutter nicht. Er hat leider recht. Das iſt, wie erſt bemerkt wurde, die 
ungeſchützte Lage des Berliner Teſtaments nach 8 2269. Jedes der Kinder kann das ge⸗ 
meinſchaftliche Teſtament zerſtören, indem es den Pflichtteil begehrt aus dem Nachlaß des 
Erſtverſtorbenen, denn aus dieſem Nachlaß iſt in der Tat unter Abergehung der Kinder 
nur der überlebende Ehegatte berechtigt. Für den überlebenden Ehegatten gibt es nach 
dem Tode des Erſtverſtorbenen nur zwei Möglichkeiten, um nach 8 2271 von dem gemein- 
ſchaftlichen Teſtament loszukommen: Die eine iſt: Ausſchlagen der Erbſchaft des Erſt⸗ 
verſtorbenen. Aber die Ausſchlagung iſt nur binnen 6 Wochen möglich und würde außer⸗ 
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überlebende Ehegatte bekommt , die beiden Kinder / des Nachlaſſes. Die andere 
Möglichkeit iſt dann gegeben, wenn eins der Kinder ſich im ſpäteren Verlauf ſo ſchlecht 
gen den überlebenden a benimmt, daß diefer ihm den Pflichtteil entziehen 
könnte (88 2271 Abſ. 2 Satz 2, 2294, 2333). Es iſt nun aber ni ür die Mutter ein 
Grund, dem Sohn den Pflichtteil zu entziehen, weil er aus dem laß eines anderen, 
feines Vaters, ſelbſt den Pflichtteil begehrt, die Mutter ift alſo nach der Annahme der 
1 ihres Mannes gebunden. Geholſen werden kann, das iſt heute allgemein 
herrſchende Lehre, nur dadurch, daß die Ehegatten ins Teſtament eine Klauſel aufnehmen: 
„Sollte eins unferer Kinder den Pflichtteil aus dem Nachlaß des erſtverſterbenden Eltern⸗ 
teils verlangen, ſo wird er auch für den Nachlaß des Längſtlebenden auf den Pflichtteil 
geſetzt.“ Das hilft. 
Ein Fall, der häufig vorkommt, iſt, daß das gemeinſchaftliche Teſtament dadurch gefährdet 
wird, daß der überlebende Ehegatte wieder heiratet. Das Reichsgericht, Bd. 50 S. 239, be⸗ 
handelt folgenden Fall: Die Ehegatten haben ſich gegenſeitig zu Erben eingeſetzt, den 
gemeinſamen Nachlaß, da fie keine Kinder hatten, nach dem Tode des Längſtlebenden Seiten 
verwandten zugewandt — auch ein ſolches Teſtament fällt unter § 2269 — und der Haus- 
hãlterin ein Vermächtnis von 3000 RM aus dem Nachlaß des Längſtlebenden ausgeſetzt. 
Die Frau ſtarb zuerſt, der Mann heiratete nach einigen Jahren die Haushälterin und als 
der Mann verftarb, trat nun der Konflikt ein, nämlich zwiſchen der zweiten Frau und den 
im Teſtament eingeſetzten Verwandten. Die zweite Frau berief ſich auf § 2079, danach kann 
eine letztwillige Verfügung angefochten werden, wenn der Erblaſſer, das iſt der Ehemann, 
einen zur Zeit des Erbfalles vorhandenen Pflichtteilsberechtigten übergangen hat, der erſt 
nach der Errichtung des Teſtaments pflichtteilsberechtigt geworden iſt. Das liegt alles vor. 
Es iſt auch anzunehmen, daß der Ehemann das Teſtament mit ſeiner erſten Frau nicht ſo 
gemacht haben würde, wenn er an die künftige zweite Ehe gedacht hätte. Trotzdem widerſpricht 
es unſerem Villigkeitsgefühl, daß hier durch eine zweite Ehefrau das gemeinſchaftliche Tefta- 
ment aus erſter Che beſeitigt werden kann. Das Reichsgericht hat damals den Ausweg gefun- 
den, daß es ſagte, die zweite Ehefrau ſei ja gar nicht übergangen, ſie habe ja ein Vermächtnis 
von 3000 RM erhalten. Sie könne ſich alſo nicht beſchweren, 8 2079 finde keine Un- 
wendung. — So liegen nun aber die meiſten Fälle nicht. Regelmäßig iſt der zweite 
Ehegatte zur Zeit der erſten Ehe beiden Ehegatten erſter Ehe unbekannt und am wenigſten 
erhält er aus dem gemeinſchaftlichen Teſtament eine Zuwendung. Die Sache wird außer⸗ 
dem noch komplizierter, wenn in der zweiten Ehe Kinder geboren werden. Dem Ehegatten 
zweiter Ehe und den Kindern zweiter Ehe kann der Pflichtteil aus dem Nachlaß des 
Längſtlebenden erſter Ehe niemals verſagt werden. Aber es fragt ſich nur, ob ſie nach 
8 2079 das gemeinſchaftliche Teſtament ganz beſeitigen können. Die neuere Rechtſprechung 
(NG 77 S. 170, 132 S. 1 ff.) ſucht auch hier das gemeinſchaftliche Teſtament möͤglichſt auf⸗ 
rechtzuerhalten. Oben S. 70 wurde ausgeführt, daß 8 2078 und 8 2079 auf den Erblaſſer 
keine Anwendung finden. Entdeckt der Erblaſſer den Irrtum, dann kann er widerrufen. 
Das iſt nun aber beim Erbvertrag und beim gemeinſchaftlichen Teſtament für den über⸗ 
lebenden Ehegatten, nachdem er die Erbſchaft des Erſtverſtorbenen angenommen hat, 
anders. Sie find gebunden und können nicht widerrufen. Damit bei ihnen aber auch die 
Willensmängel berüdfihtigt werden, hat 8 2281 für den Erbvertrag vorgeſehen, daß auch 
der Erblaſſer die bindende letztwillige Verfügung nach 88 2078, 2079 anfechten kann. Aber 
er muß es binnen Jahresfriſt tun (8 2283), gerechnet von dem Zeitpunkt ab, an welchem der 
Erblaſſer von dem Anfechtungsgrunde Kenntnis erhält. Die Anwendung dieſer Vorſchrift 
auf unſere Tatbeſtände würde demnach dahin gehen, daß der längſtlebende Ehegatte erſter 
Ehe bis zu einem Jahre nach ſeiner zweiten Verheiratung das gemeinſchaftliche Teſtament 
erſter Ehe anfechten kann. Denn erſt mit der zweiten Ehe tritt ein neuer Pflichtteils⸗ 
berechtigter in der Perſon des anderen Ehegatten zweiter Ehe ein und damit iſt der An⸗ 
fechtungsgrund gegeben. Dieſes Recht kann dem überlebenden Ehegatten erſter Ehe nicht 
genommen werden. Wohl aber kann der neue Ehegatte zweiter Ehe nach dem Tode des 
LKLeängſtlebenden erſter Ehe nicht mehr anfechten, wenn die Anfechtungsfriſt nach § 2283 ver- 
fſtrichen iſt, alſo wenn die zweite Ehe ein Jahr beſtanden hat, ohne daß die Anfechtung 
erfolgt iſt. And ſo liegt die Sachlage meiſtens, wenn der neue Ehegatte zweiter Ehe na 
dem Tode des anderen erſt die Anfechtung vornimmt. Sie iſt dann unzuläſſig. | 


dem ja auch das ganze Teſtament ſprengen. Es würde geſetzliche ace eintreten. Der 


5. Erbvertrag (88 2274 bis 2302) | | 
Der Erbvertrag iſt heute in Deutſchland ſehr ſelten. Es erübrigt ſich daher, auf die 
Beſtimmungen im einzelnen einzugehen. Wichtig, wie wir fahen, find nur die Vor⸗ 
ſchriften, die beim gemeinſchaftlichen Teſtament zur entſprechenden Anwendung 
kommen. Zu den im vorhergehenden Abſchnitt erwähnten kommen noch weiter dinzu die 


— Snone2 ] Bains3] 


78 Fiſcher 


88 2291, 2292. Man ſagt, wie nach dieſen Beſtimmungen ein Erbvertrag aufgehoben 
werden kann, ſo müßte auch das immerhin leichter lösliche gemeinſchaftliche Teſtament 
aufgehoben werden können. 


VII. Der Teſtamentsvollſtrecker 


1. Das Inſtitut der Teſtamentsvollſtreckung iſt dem römiſchen Recht ſremd, entſtammt 
vielmehr als deutſchrechtliches Inſtitut dem Hochmittelalter, einer Zeit, in der letzt. 
willige Verfügungen ſich noch nicht ganz in Deutſchland durchgeſetzt hatten, und man 
beim Tode des Erblaſſers einen Widerſtand der geſetzlichen Erben gegen die letzt ⸗ 
willige Verfügung, insbeſondere gegen das Teſtament, erwarten konnte. Hier ſollte 
der Teſtamentsvollſtrecker die Erben beaufſichtigen, gegebenenfalls wider ihren Willen 
den Willen des Erblaſſers zur Durchführung bringen. Das Inſtitut hat ſich dann 
auch ſpäter in Deutſchland erhalten. 


2. Nach heutigem Recht fällt dem Teſtamentsvollſtrecker eine dreifache Aufgabe zu: 
Ausführung der letztwilligen Verfügung des Erblaſſers, Auseinanderſetzung der Mit- 
erben und Verwaltung des Nachlaſſes (SS 2203 bis 2205). Die Verwaltung des Nach- 
laſſes ſteht in einem gewiſſen Gegenſatz zur Auseinanderſetzung der Miterben; denn 
wenn der Teſtamentsvollſtrecker den Nachlaß verwalten ſoll, kann er ihn nicht teilen 
und damit aus der Hand geben. Es kommt nun auf die näheren Beſtimmungen des 
Erblaſſers an. Wie lange er den Nachlaß ungeteilt dem Teſtamentsvollſtrecker über ⸗ 
laſſen will. Fürchtet der Erblaſſer, daß der Nachlaß in den Händen des Erben oder 
der Erben leicht vergeudet werden könnte, fo wird er die Verwaltungszeit des Tefta- 
mentsvollſtreckers möglichſt lang bemeſſen und nähere Beſtimmungen über die Ver- 
wendung des Reinertrags des Nachlaſſes treffen. Sind die Erben pflichtteils⸗ 
berechtigt, was ja nicht immer der Fall iſt, dann brauchen ſie ſich dieſe Bevor⸗ 
mundung nicht gefallen zu laſſen (8 2306). Sie können den Pflichtteil glatt und ohne 
Einſchränkung verlangen, verlieren allerdings damit den Anſpruch auf den regel. 
mäßig höheren Erbteil. Die Verwaltung des Nachlaſſes gibt dem Zeftaments- 
vollſtrecker das Recht, den Nachlaß in Beſitz zu nehmen. Die Erben müſſen alſo, 
ſoweit ſie den Beſitz haben, den Nachlaß ihm ausantworten. Seine Verwaltung iſt 
mit vollkommener Verfügungsmacht über die Nachlaßgegenſtände verbunden. Aller. 
dings kann hier der Erblaſſer Einſchränkungen machen. 


Wenden wir uns der Auseinanderſetzung zu, fo kann dieſe gerade eine beſondere Auf⸗ 
gabe des Teſtamentsvollſtreckers ſein, wenn der Erblaſſer fürchtet, daß bei der 
Teilung einer oder einige Erben die übrigen übervorteilen möchten. Es iſt ſtreitig, 
ob der Teſtamentsvollſtrecker an die ſteifen Auseinanderſetzungsregeln des Geſetzes 
gebunden iſt. Iſt das der Fall, fo könnte er nicht den einzelnen Erben beſtimmte Nach- 
laßſtücke zuwenden, ſie müßten alle zur Zwangsverſteigerung gebracht werden. Für 
die Anwendung der allgemeinen Auseinanderſetzungsvorſchriften ſpricht die Beſtim⸗ 
mung des § 2204 mit 8 2042 Abſ. 2 unter Weiterverweiſung auf 8 753. Für die ver- 
nünftige Anwendung der freihändigen Zuwendung ſpricht $ 2205. Das Reichsgericht 
hat ſich der letzten Anſicht angeſchloſſen (RG 108 S. 289). Sicher ift, daß die Ver⸗ 
ſügungen, die der Teſtamentsvollſtrecker bei der Auseinanderſetzung trifft, wirkſam 
ſind. Es fragt ſich nur, ob er nicht im Innenverhältnis zu den Erben auf Inne⸗ 
haltung der allgemeinen Auseinanderſetzungsvorſchriften haftet und ſich ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig macht. Soweit die freie Verfügung und damit Verteilung des Nach⸗ 
laſſes ſich als zweckmäßig erweiſt, werden ſolche Schadenserſatzanſprüche nicht in 
Betracht kommen. Die Vermittlung des Nachlaßgerichts, deren wohltätige Wirkung 
ſich ſonſt bei der Auseinanderſetzung der Miterben bewährt, fällt hier fort. Die 
autoritative Stellung des Teſtamentsvollſtreckers iſt, wenn er ſich nicht Verfehlungen 
zuſchulden kommen läßt, ſtärker als die des Nachlaßgerichts. 
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& 17. Rechtsftellung des Erben. Mehrheit von Erben 


I. Annahme und Ausjchlagung der Erbſchaft 


Das Folgende gilt für alle Berufungsgründe, mag der Erbe aus geſetzlicher Erbfolge 
oder aus Teſtament und Erbvertrag berufen fein. Die natürlichſte Regelung wäre 
die, daß der Erbe erſt mit ausdrücklicher Annahmeerklärung den Nachlaß erhielte, 
wobei die Ausſchlagung nur eine Sicherheit böte, daß nicht mehr angenommen werden 
könnte und die Erbſchaft nunmehr anderen Erben zufiele, die ebenfalls erſt mit der 
Annahmeerklärung den Nachlaß erhielten. Das Gefetz hat dieſe Regelung ab- 
gelehnt. Die abgelehnte Regelung hat nämlich neben den Vorzügen der Klarheit und 
Einfachheit den Nachteil, daß unſichere Zwiſchenſtadien für den Nachlaß eintreten. 
In dieſer Zwiſchenzeit iſt der Nachlaß herrenlos und man weiß nicht, 
wer künftig Erbe werden wird. Das iſt die ſogenannte ruhende Erbſchaft 
(hereditas jacens) des römiſchen gemeinen Rechtes: Ein Zwiſchenzuſtand, der 
namentlich für die Gläubiger des Nachlaſſes unbequem ſein kann, wobei die weitere 
Gefahr beſteht, daß aus dem herrenloſen Nachlaß Sachen verſchwinden. Das Geſetz 
hat radikal einen anderen Standpunkt eingenommen. Der Nachlaß geht ohne Wiſſen 
und Wollen des zunächſt berufenen Erben auf dieſen über (8 1942). Nun wollte man 
aber doch nicht fo weit gehen, zwangsmäßig überſchuldete Nachläſſe einem Erben auf- 
zubürden. Das Geſetz ſchuf daher das Ausſchlagungsrecht. Der Erbe bekommt zwar 
mit dem Tode des Erblaſſers unmittelbar den Nachlaß, aber zunächſt als einen lös. 
lichen Teil, er kann ihn durch Ausſchlagung wieder abſtoßen. Während nach der 
erſten Auffaſſung die Ausſchlagung keine große Bedeutung hatte, ſondern nur die 
Sicherheit bot, daß der Ausſchlagende ſpäter nicht mehr annehmen kann, tft es hier 
umgekehrt. Die Annahme der Erbſchaft hat keine große Bedeutung, denn auch ohne 
fie hat der Erbe den Nachlaß bereits. Die Annahme vor Ablauf der Ausſchlagungs⸗ 
friſt hat alſo nur die Bedeutung, daß die Ausſchlagungsfriſt verkürzt wird, mit der 
Annahme verſtrichen iſt, daß alſo jetzt nicht mehr ausgeſchlagen werden kann. Nührt 
ih der berufene Erbe nicht, fo braucht er nicht anzunehmen, er hat doch nach Ablauf 
der Ausſchlagungsfriſt den Nachlaß definitiv. Die Ausſchlagungsfriſt beträgt 
ſechs Wochen, gerechnet von dem Zeitpunkt, in welchem der Erbe von der Berufung 
Kenntnis hat (8 1944). Bei der teſtamentariſchen Erbfolge läuft die Friſt erft von der 
Teſtamentseröffnung, mochte der Erbe auch bereits vorher, etwa durch eine Abſchrift des 
Teſtaments, von ſeiner Berufung erfahren haben. Die Friſt verlängert ſich auf 
ſechs Monate, wenn der Erblaſſer oder der Erbe bei Eintritt der Erbfolge im Uus- 
land waren. 


Die Furcht des Geſetzes vor einem ungewiſſen Zwiſchenſtadium hat dazu geführt, daß 
auch bei Ausſchlagung der Erbſchaft eine eigentümliche Rückwirkung angenommen 
wird (81953). Wird die Erbſchaft ausgeſchlagen, fo gilt der Anfall an den Aus- 
ſchlagenden als nicht erfolgt, rückdatierend wird damit feſtgeſtellt, daß der Aus⸗ 
ſchlagende auch in der Zwiſchenzeit vom Todesfall des Erblaſſers bis zu feiner Aus- 
ſchlagung niemals Erbe geweſen iſt. Juriſtiſch ſoll es ſo angeſehen werden, als 
wenn die Erbſchaft von vornherein mit der Wirkung des 8 1942 dem Nächſtfolgenden 
angefallen wäre. Wird nun eine ſchlechte und überſchuldete Erbſchaft hintereinander 
von den berufenen Verwandten mehrmals ausgeſchlagen, ſo datiert nicht nur die erſte, 
ſondern auch jede folgende Ausſchlagung wieder zurück. Sollten ſie alle ausſchlagen, 
ſo ſällt, wie ſrüher ausgeführt, ſchließlich die Erbſchaft an den Fiskus, der ſie nicht 
mehr ausſchlagen kann, und mit auf den Nachlaß beſchränkter Haftung die Erbſchaſts⸗ 
regulierung vornehmen muß. Durch dieſes etwas künſtliche Syſtem iſt allerdings 
dafür geſorgt, daß der Nachlaß immer einen Herrn hat, wenngleich, ſolange noch Aus⸗ 


ſchlagungsmöglichkeiten beſtehen — und die Ausſchlagungsfriſten laufen ja für die 


verſchiedenen Berufenen verſchieden —, man nicht weiß, wer der wirkliche und defini⸗ 
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tive Erbe iſt. Aber ſelbſt beim Fiskus iſt der Erwerb juriſtiſch bereits mit dem Tode 
des Erblaſſers erfolgt. 


Während die Annahme der Erbſchaft nach heutigem Recht formlos geſchehen kann, 
3. B. dadurch, daß der proviſoriſche Erbe Nachlaßgelder für feine eigenen Zwecke ver- 
wendet, iſt die Ausſchlagung formell (5 1945). Sie bedarf öffentlich beglaubigter 
Form. Dieſe Koſten muß ſich alfo jeder aus eigenem Vermögen machen, wenn er 
eine ſchlechte Erbſchaft ausſchlagen will. Die Annahme und die Ausſchlagung müſſen 
unbedingt erfolgen. Streitig iſt, wie eine Ausſchlagung zugunſten eines anderen zu 
behandeln iſt, wenn dieſer andere die Erbſchaft aus irgendwelchen Gründen nicht 
erhält und der Ausſchlagende bei Kenntnis dieſes Amſtandes nicht ausgeſchlagen 
haben würde. Die Fälle kommen vor, wenn Vetter und Kuſine miteinander ver- 
heiratet find und fie von einem gemeinſamen Seitenverwandten erben. Wenn hier 
nun der Mann zugunſten der Frau ausſchlägt, und die Frau den Nachlaß nicht erhält, 
gilt dann die Ausſchlagung? Wenn fie eine bedingte Ausſchlagung wäre, würde fie 
nicht gelten und der Mann würde wenigſtens ſeine Erbportion erhalten. Allein 
genauer geſehen liegt eine Bedingung nicht vor. Der Mann ſchlägt nicht aus, wen n 
ſeine Frau den Nachlaß erhält, ſondern damit ſeine Frau den Nachlaß erhält 
(Irrtum im Motiv). Der Irrtum im Motiv wird hier anders als SS 2078, 2079 nicht 
berückſichtigt. Die Ausſchlagung iſt alſo wirkſam, der Mann hat ſeine Erbportion ver- 
loren, mag die Frau fie erwerben oder nicht. 


Das Ausſchlagungsrecht iſt vererblich (8 1952). Man ſtellt ſich den Fall am beſten 
vor im Verhältnis von Großvater, Vater und Sohn. Der Großvater ſtirbt zuerſt, 
nach drei Wochen verunglückt der Vater, ohne ſich über die Annahme der großväter⸗ 
lichen Erbſchaft entſchieden zu haben, und nun ſteht der Sohn zwei Nachläſſen gegen ⸗ 
über: Dem feines Vaters und dem feines Großvaters. In dem Nachlaß feines 
Vaters befindet ſich noch löslich die Erbſchaft des Großvaters. Das ſoll es be⸗ 
deuten, wenn es heißt, daß die Ausſchlagungsmöglichkeit, die ja noch der Vater beſaß, 
auf den Erben des Vaters, den Sohn, übergeht. Daraus ergibt ſich, daß der Sohn 
die Erbſchaft des Vaters annehmen, aber die Erbſchaft des Großvaters, die vielleicht 
überſchuldet iſt, abſtoßen, alſo ausſchlagen kann; er kann aber nicht die Erbſchaft Des 
Vaters ausſchlagen und die des Großvaters annehmen, weil eben die großväterliche 
Erbſchaft ſchon ein, wenn auch noch löslicher Teil der väterlichen Erbſchaft geworden iſt. 
Das Geſetz gibt dazu im 8 1952 Abſ. 2 eine günftige Friſtbehandlung. Die Friſt für 
das ererbte Ausſchlagungsrecht aus dem Beiſpielsfall für die Erbſchaft des Groß⸗ 
vaters ſoll nicht eher verſtreichen, wenn ſie auch ſchon begonnen haben mag, als die 
zweite Ausſchlagungsfriſt. Die drei Wochen zwiſchen dem Tode des Großvaters 
und des Vaters gelten alſo nicht und für den Sohn laufen beide Friſten wieder neu 
ſechs Wochen lang. 


II. Der Erbjchein 


1. Begriff und Bedeutung des Erbſcheins 


Der Erbſchein iſt ein vom Nachlaßgericht ausgeſtellter Ausweis über das Erbrecht 
des Erben und, wenn er Teilerbe iſt, über die Größe des Erbteils. Notwendig iſt 
der Erbſchein nur in einem Falle, nämlich nach § 36 der Grundbuchordnung, wenn ſich 
Grundſtücke oder Grundbuchrechte, wie Hypotheken, im Nachlaß beſinden. Dann hat 
das Grundbuchamt, wenn der Erbe eine Eintragung beantragt, die Vorlegung des 
Erbſcheins zu verlangen. Liegt ein öffentliches Teſtament vor, ſo kann ſich das 
Grundbuchamt. — und das geſchieht meiſtens — mit der Vorlage des öffentlichen 
Teſtaments begnügen. Tatſächlich wird aber der Erbſchein ſehr viel verlangt. 
Banken und Behörden verlangen die Vorlegung des Erbſcheins, wenn der Erbe mit 
ihnen über den Nachlaß oder in Stützung auf den Kredit des Nachlaſſes Geſchäfte 
ſchließen will. Er braucht den Erbſchein nicht vorzulegen, aber dann wird die Gegen⸗ 
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ſeite die Geſchäfte nicht ſchließen. Aber auch im Geſchäftsverkehr begnügt ſich regel- 
mäßig die Gegenſeite mit einem öffentlichen Teſtament und der dadurch gebotenen 


Legitimation des Erben. Bei geizigen oder fparfamen Perſonen, die ihr Teſtament 


— 


errichten, wird vielfach das privatſchriftliche Teſtament gewählt, weil es billiger iſt 
als das öffentliche Teſtament mit ſeinen Koſten für die gerichtliche oder notarielle Be⸗ 
urkundung. Das iſt ein Trugſchluß. Der Erblaſſer braucht freilich die Koſten nicht 
zu zahlen, wohl aber der Erbe. Denn beim privatſchriftlichen Teſtament darf ſich 
das Grundbuchamt nicht und werden ſich im Geſchäftsverkehr dritte Perſonen nicht 


mit der Vorlegung des Privatteſtaments als Legitimation des Erben begnügen. And 


der Erbſchein iſt teurer als das öffentliche Teſtament. 


Ehe das Nachlaßgericht den Erbſchein ausftellt, findet eine proviſoriſche Prüfung der 
Erbberechtigung ſtatt. Der Erbſchein wird nur auf Antrag ausgeſtellt und nun ent- 
hält das Bürgerliche Geſetzbuch in den 88 2354 ff. genaue Angaben über dasjenige, 
was der Erbe an Beweis, fei es für feine geſetzliche Erbfolge, ſei es für feine teſta⸗ 
mentariſche Erbfolge, zu erbringen hat. Handelt es ſich um eine teſtamentariſche Erb- 
folge, ſo hat das Nachlaßgericht auch den Inhalt des Teſtaments nachzuprüfen, ob 
die Beſtimmungen materiell gültig find und die Formen nachzuprüfen, ob nicht das 
Teſtament wegen eines Formmangels ungültig iſt. And bei der geſetzlichen Erbfolge 
iſt dem Antrag auf Ausſtellung des Erbſcheins der Nachweis hinzuzufügen, daß nähere 
Verwandte oder ein Überlebender Ehegatte des Erblaſſers, der den Antragſteller von 
der Erbſchaft ausſchließen würde, nicht vorhanden find. Hält das Nachlaßgericht den 
Nachweis nicht für erbracht oder hält es den Inhalt des Teſtaments für ungültig, ſo 
hat es den Antrag auf Ausſtellung des Erbſcheins zurückzuweiſen. Damit braucht ſich 
der Antragſteller nicht zu begnügen. Es handelt ſich um das Verfahren der freiwilligen 
Gerichtsbarkeit. Das Nachlaßgericht als Amtsgericht entſcheidet in erſter Inſtanz. 
Dagegen gibt es Beſchwerde ans Landgericht, und wenn dieſes dem Antrag des 
Beſchwerdeführers nicht entſpricht, weitere Beſchwerde an das Oberlandesgericht. 
And hier hat ſich nun eine wohltätige, aber vom Geſetz nicht beabſichtigte Neben ⸗ 
wirkung des Erbſcheinsverfahrens herausgeſtellt. Das Erbſcheins verfahren iſt immer 
nur ein proviſoriſches Verfahren. Derjenige, dem der Erbſchein abgelehnt iſt, kann 
im Prozeß (ſtreitige Gerichtsbarkeit) mit den übrigen Erbprätendenten ſein Erbrecht 
nachweiſen, und dieſes Arteil wirkt, wenn es in Rechtskraft übergeht, definitiv und 
ſtärker als das Erbſcheinsverfahren. Aber wir haben in unſerem deutſchen Recht zu 
wenig proviſoriſche Rechtsbehelfe. Hier iſt einer gegeben. Wenn das Nachlaßgericht 
den Erbſchein ablehnt, wenn Landgericht und Oberlandesgericht das gleiche tun, ſo iſt 
in aller Regel damit die Erbrechtsfrage zuungunſten des Antragſtellers erledigt. Er 
kann, wie geſagt, noch gegen die übrigen Erbprätendenten klagen, aber wenn drei 
Behörden die Erbrechtsſrage, wenn auch nur proviſoriſch, durchgeprüft haben und zu 
einer Verneinung des Rechts des Antragſtellers gekommen ſind, dann wird er eben 
mit der größten Wahrſcheinlichkeit auch kein Erbrecht haben, und es wird ihm kaum 
ein Rechtsberater raten können, noch einen Nachlaßprozeß zu beginnen. Das Erb- 
ſcheinsverfahren, das ſchneller und billiger als der umſtändliche, wenn auch gründ- 
lichere Prozeß iſt, macht in den meiſten Fällen einen Erbſchaftsprozeß überflüſſig. 
Wird alſo die Ausſtellung eines Erbſcheins durch alle Inſtanzen abgelehnt, dann iſt 
der Antragſteller höchſtwahrſcheinlich kein Erbe. Wird dagegen dem Antrag ſtatt. 
gegeben, fo kann das proviſoriſche Verfahren ſchon eher unrichtig fein. Der Erb- 
ſcheins inhaber kann ein falſcher Erbe fein. Dabei braucht er nicht bösgläubig zu fein, 
ſondern kann ſich, ebenſo wie das Nachlaßgericht ihn, für den wahren Erben halten. 
Beiſpielsweiſe: der Antragſteller hat alle Nachweiſe erbracht, das vorgelegte Teſta⸗ 
ment iſt tadellos; nachdem der Erbſchein ausgeſtellt iſt, findet ſich an irgendeiner ver- 
borgenen Stelle des Nachlaſſes oder im Gewahrſam einer dritten Perſon ein ſpäteres 
Teſtament des Erblaſſers. Da das ſpätere Teſtament das frühere aufhebt, iſt der 
Erbſchein ungültig. 
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2. Kraft und Wirkung des Erbſcheins 


Der Erbſchein genießt öffentlichen Glauben. In ganz derſelben Weiſe wie das 
Grundbuch. Die SS 2365 bis 2367 entſprechen inhaltlich den 88 891 bis 893 BGB. 
Dieſer öffentliche Glaube des Erbſcheins iſt gerade dann von Bedeutung, wenn der 
Erbſchein unrichtig iſt. Wer ſich auf die Gültigkeit des Erbſcheins verläßt, iſt geſchützt, 
obwohl er mit dem Nichterben abſchließt, bleiben die Geſchäfte wirkſam, wie wenn er 
mit dem wahren Erben abgeſchloſſen hätte. Nur die Kenntnis von der Anrichtigke it 
des Erbſcheins entzieht den dritten Perſonen den Gutglauben⸗Schutz des Erbſcheins. 
Ob der Erbſcheinsinhaber gutgläubig iſt oder nicht, darauf kommt es nicht an. Man 
kann alſo Nachlaßgegenſtände wirkſam zu Eigentum erwerben, obwohl man ſie vom 
Nichteigentümer, denn das iſt der Inhaber des unrichtigen Erbſcheins, erworben hat. 
Man kann als Nachlaßſchuldner an den Erbſcheinsinhaber bezahlen mit befreiender 
Wirkung, ohne Rückſicht darauf, ob fpäter der wahre Erbe die gezahlte Summe noch 
aus dem Nachlaß erhält. 


3. Proviſoriſcher Erbe und Scheinerbe 


Im Endergebnis iſt es gleich, ob ein zunächſt Berufener die Erbſchaft ausſchlägt oder 
ein Scheinerbe, etwa auf Grund eines nichtigen Teſtaments, mit oder ohne Erbſchein 
auftritt. Denn ſchließlich find fie alle drei nicht Erben und unterliegen dem Erb- 
ſchaftsanſpruch des wahren Erben. Verſchieden iſt aber die Wirkung für die Rechts- 
geſchäfte, welche dieſe drei Perſonen mit Dritten abſchließen. Wer mit dem Schein⸗ 
erben ohne Erbſchein Geſchäfte tätigt, iſt völlig ungeſchützt. Der wahre Erbe braucht 
nichts gelten zu laſſen. Nachlaßſchulden, die an den Scheinerben gezahlt ſind, müſſen 
noch einmal bezahlt werden, denn fie find an einen Nichtgläubiger gezahlt. Beweg. 
liche Sachen aus dem Nachlaß kann auch mit gutem Glauben ein Dritter nicht 
erwerben, 8 932 ſchützt ihn nicht, denn alle Sachen, die ſich in der Hand des Schein⸗ 
erben befinden, find dem wahren Erben abhanden gekommen. Die eigenartige Vor- 
ſchrift des 8 857 gibt dem wahren Erben im Augenblick des Todes des Erblaſſers 
Beſitz, obwohl er die Nachlaßfachen niemals beſeſſen hat. And dieſer Beſitz iſt durch 
den Scheinerben zerſtört, die Sachen ſind dem wahren Erben abhanden gekommen, und 
an abhanden gekommenen Sachen iſt trotz des guten Glaubens ein Erwerb aus. 
geſchloſſen (8 935). Bei Grundſtücken, die zum Nachlaß gehören, liegt die Sache etwas 
anders. Gelingt es dem Scheinerben, ſeine Eintragung ohne Erbſchein, aber auf 
Grund eines öffentlichen Teſtaments, das ſich ſpäter als widerrufen herausſtellt, ins 
Grundbuch zu erreichen, dann iſt der Erwerber nach 88 892, 893 geſchützt, ſonſt kann 
er allerdings vom Scheinerben nicht erwerben. — Anders iſt es beim Scheinerben mit 
Erbſchein. Hier iſt, wie vorhin bemerkt, der Dritte, wenn er nur die Anrichtigkeit des 
Erbſcheins nicht kennt, nach § 2366 vollſtändig gefchützt. — Schwieriger liegt die Lage 
beim proviſoriſchen Erben, der ausgeſchlagen hat; denn zunächſt hat er den Nachlaß 
doch unmittelbar mit dem Tode des Erblaſſers erworben, er konnte alſo vor der Aus- 
ſchlagung Verwaltungshandlungen für den Nachlaß vornehmen. Aber anderſeits 
gilt auch wieder die rückdatierende Kraft der Ausſchlagung. Nach der Ausſchlagung 
tft er nach 8 1953 niemals Erbe geweſen. Das Geſetz hat hier eine Regelung getroffen 
im 81959. Es muß der Kürze halber auf die Vorſchriften verwieſen werden. Nur 
auf eins wird aufmerkſam gemacht. Die einſeitigen Geſchäfte dritter Perſonen gegen- 
über dem proviſoriſchen Erben vor der Ausſchlagung bleiben auch nach der Aus. 
ſchlagung dem definitiven Erben gegenüber wirkſam (8 1959 Abſ. 3). Es handelt ſich 
dabei namentlich um Kündigungen. Eine Hypothek wird gekündigt, ein Mieter in dem 
zum Nachlaß gehörigen Hauſe kündigt dem proviſoriſchen Erben. Das bleibt alſo 
wirkſam. Würde dem Ausſchlagenden gegenüber erſt nach der Ausſchlagung gekündigt 
fein, dann tft die Kündigung allerdings unwirkſam. 
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III. Der Erbfchaftsanfpruch 


Der wahre Erbe kann die Nachlaßſachen von jedermann herausverlangen. Dabei hat 
er zwei Rechtsbehelfe. Entweder kann er eine Einzelklage anſtrengen, womit er als 
Eigentümer einen einzelnen Gegenſtand herausverlangt (5 985). Oder er kann eine 


Aniverſalklage anſtrengen, er fordert den ganzen Nachlaß. Das ſetzt aber voraus, daß 
er, wie das Geſetz im 8 2018 fagt, einem Erbſchaftsbeſitzer gegenüberſteht. Dieſen 


— 


—— — 


Aniverſalanſpruch nennt das Geſetz Erbſchaftsanſpruch, und der Erbſchaftsbeſitzer iſt 
eine Perſon, die man als Erbprätendenten bezeichnen kann, die, wie das Geſetz es 
ausdrückt, „auf Grund eines ihr in Wirklichkeit nicht zuſtehenden Erbrechtes etwas aus 
der Erbſchaft erlangt hat“. Damit iſt der Erbſchaftsanſpruch ziemlich eingeſchränkt. 
Kein Erbſchaftsbefitzer iſt der Teſtamentsvollſtrecker, mag die Teſtamentsvollſtreckung 
zu Recht beſtehen oder nur vorgeſpiegelt ſein. Denn dieſer behauptet niemals, Erbe 
zu ſein oder auf Grund des Erbrechts zu beſitzen. Erbſchaftsbeſitzer ſind auch nicht 
Perſonen, die die Hilflofigkeit des Nachlaſſes ausnutzen und ſich Nachlaßſachen rechts ⸗ 
widrig aneignen, z. B. die Haushälterin des Junggeſellen nimmt, ehe die Erben 
kommen, nach dem Tode ihres Hausherrn Nachlaßſachen an ſich. Dieſe Perſonen 
müflen nach § 985 mit der Einzeleigentumsklage belangt werden. Dagegen kommt es 


für den Erbſchaftsanſpruch nicht darauf an, ob der beklagte Erbſchaftsbeſitzer einen 
Erbſchein hat oder nicht. Hat er zu Anrecht einen Erbſchein, ſo iſt zunächſt die Stellung 
| des wahren Erben ſchwieriger, ihn trifft die Beweislaſt, daß der Erbſchein nicht 


gültig iſt. Er muß die Vermutung des 8 2365 widerlegen. Aber das find Beweis⸗ 
ſchwierigkeiten, die überwunden werden müſſen. Gelingt der Nachweis dem Kläger 


nicht, ſo iſt freilich die Klage abzuweiſen. 
Der Erbſchaftsanſpruch bietet einen Vorteil inſofern, als mit einer Klage alles was 


an Nachlaßvermögen in der Hand des Beklagten ſich befindet, herausgeſordert 
werden kann. Dabei findet die dingliche Surrogation ftatt (8 2019), nämlich alles, 
was vom Erbſchaftsbeſitzer mit Mitteln der Erbſchaft erworben wird, gehört wieder 
zur Erbſchaft. Die Wirkungen find außerordentlich weitreichend, z. B. der Erbſchaſts⸗ 
befiger kauft mit Erbſchaftsgeld ein Grundſtück. Das Grundſtück wird auf feinen 
Namen eingetragen. Er läßt ſich einen Anzug vom Schneider anfertigen und zahlt 


mit Erbſchaftsgeld: das Grundſtück ſowie der Anzug gehören zur Erbſchaft und damit 
dem wahren Erben. Iſt, was ja möglich iſt, der Erbſchaftsbeſitzer beim Abſchluß dieſer 


Geſchäfte gutgläubig geweſen, ſo hat keiner der Beteiligten für den wahren Erben 
Eigentum übertragen und Eigentum erwerben wollen und trotzdem iſt dieſer Eigen- 


„tümer, weil Grundftüd und Anzug an die Stelle des Erbſchaftsgeldes getreten find. 


Aber weitere Einzelheiten ſei auf das Geſetz verwieſen (8$ 2018 bis 2031). 


IV. Die Erbengemeinjchaft 
1. Allgemeines 


Bei Mehrheit von Erben nehmen das römiſche und deutſche Recht einen grundſätzlich 
verſchiedenen Standpunkt ein. Nach der individualiſtiſch römiſchen Auffaſſung enthält 


jede Gemeinſchaft den Keim von Streitigkeiten. And deshalb ſuchen ſie auch beim Nachlaß 


die Nachlaßteilung zu beſchleunigen und ſchon vor der Teilung jeden Miterben be⸗ 
ſonders unabhängig von den anderen Miterben zu ſtellen. Ja, was teilbar iſt, ſo z. B. 


Geldforderungen auf der Aktiv- oder Paffivfeite, iſt ſchon geteilt. Z. B. der Erb⸗ 
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laſſer ſchuldet aus Darlehen 7000 RM oder hat aus Darlehen 7000 RM zu fordern 
und wird von fieben Perſonen beerbt, fo iſt jeder der Miterben auf 1000 RM ver- 
pflichtet oder berechtigt. Was Nachlaßſchulden anlangt, ſo iſt dieſe Regelung für den 
Nachlaßgläubiger unbequem. Der eine der Miterben mag inſolvent ſein, der andere 
böswillig, mit jedem muß er für den Teilbetrag verhandeln und kann den Ausfall von 
den übrigen nicht einfordern. Zei der Aktivforderung des Nachlaſſes iſt dagegen die 
Regelung gar nicht unpraktiſch. Jeder der Miterben iſt zu 1000 RM berechtigt, der 
eine kann die Summe vom Schuldner einfordern, der andere kann ſie ihm ſtunden, der 
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dritte fie ihm ſchenken, jeder Miterbe iſt in der Verfügung ſelbſtändig. Beim Eigen- 
tum an Nachlaßſachen tritt Quoteneigentum ein. An einem Pferd, das zum Nachlaß 
gehört, iſt jeder zu ein Siebentel Eigentümer, auch hier kann jeder frei verfügen, der 
eine ſeinen Anteil verſchenken, der andere ſeinen Anteil verpfänden oder veräußern. 


Ganz anders das deutſche Recht. Die deutſche Erbengemeinſchaft iſt eine Gemein- 
ſchaft zur geſamten Hand, die durch ein enges rechtliches Band zuſammengehalten 
wird. Es iſt ſogar eine zu ſtarke Bindung, wie ſich aus dem folgenden Abſchnitt ergibt. 
Am nun das letzte Beiſpiel von Aktiv- und Paſſivnachlaßforderungen auch nach 
heutigem Recht durchzuführen, ſo haften die mehreren Erben für die Darlehnsſchuld 
als Geſamtſchuldner (8 2058). Das tft für den Gläubiger eine beſſere Regelung. Er 
kann von jedem Miterben nach feinem Belieben einen Teil oder den Geſamtbetrag 
fordern. Allerdings die geſamte Summe nur einmal. Weniger erſreulich iſt ſchon die 
Regelung über die Aktivnachlaßforderungen. Hierüber normiert § 2039. Danach kann 
der Verpflichtete nur an alle Erben gemeinſchaftlich leiſten und jeder Miterbe nur 
Leiftung an alle verlangen. 


2: Erbengemeinſchaft vor der Auseinanderſetzung 
und Teilung des Nachlaſſes 


Jede Erbengemeinſchaſt ſtrebt zur Auflöſung, aber fie kann zweckmäßigerweiſe, ins⸗ 
beſondere wenn einige Erben minderjährig find, aber auch bei großjährigen Erben 
auf Anordnung des Erblaſſers, lange Zeit hinausgeſchoben werden. Das Geſetz 
beſtimmt hier nun (8 2038), daß die Erben die Verwaltung des Nachlaſſes gemein- 
ſchaftlich führen, wobei die minderjährigen von ihren geſetzlichen Vertretern vertreten 
werden. Jeder Miterbe, ſagt das Geſetz, iſt zur Mitwirkung an der ordentlichen Ver⸗ 
waltung verpflichtet, notwendige Maßregeln darf jeder Miterbe allein treffen. Dabei 
tft im 8 2038 Abſ. 2 auf einige Vorſchriften aus der Bruchteilsgemeinſchaft verwieſen, 
insbeſondere aus dem dort zitierten 8 745 ergibt ſich, daß Verwaltung und Abſtim⸗ 
mungsrecht ſich nach der Größe der Erbteile richten: Hat ein Miterbe zwei Drittel 
des Nachlaſſes und fünf andere ſind in verſchiedenen kleineren Bruchteilen bedacht, ſo 
überſtimmt danach der erſtere die anderen. Die erwähnten Vorſchriften ſcheinen eine 
vernünftige Regelung zu enthalten, aber leider iſt es nur Schein. Kann auch, um beim 
Beiſpiele zu bleiben, der Sweidrittel-Erbe in der Erbengemeinſchaft ausſchlaggebend 
wirken, fo bleibt doch immer die gemeinfchaftliche Verwaltung. Stimmen die 
anderen nicht zu, ſtimmen alle anderen zu, mit Ausnahme eines einzigen, der nur ein 
Zwanzigſtel am Nachlaß beteiligt iſt, ſo iſt dieſer oder ſind die Nichtzuſtimmenden 
zwar zur Zuſtimmung verpflichtet, aber wenn fie nicht zuſtimmen, müſſen fie erſt ver- 
klagt werden. 


Dazu kommt noch ein anderes. Aus der Geſamthandsgemeinſchaft der Erben folgt die 
Verfügungsbeſchränkung des einzelnen Miterben. Der einzelne Miterbe kann nicht 
über feinen Anteil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden verfügen (S 2033 Abſ. 2). 
Das erſcheint dem Geſetz als ſo wichtig, daß es dasſelbe noch einmal in poſitiver 
Form ausſpricht: Die Erben können über einen Nachlaßgegenſtand nur gemeinſam 
verfügen (8 2040 Abſ. 1). Dieſe Vorſchriften wirken in der praktiſchen Anwendung 
geradezu verheerend. Die ordnungsmäßige Verwaltung des Nachlaſſes erfordert 
Aufnahme eines Darlehns, Veräußerung eines Hauſes als erſten Schritt der Nach- 
laßteilung, Aufnahme einer Hypothek auf ein zum Nachlaß gehöriges Landgut, das 
völlig heruntergewirtſchaftet, aber noch wenig belaſtet iſt, zur Melioration des Gutes. 
Mögen alle Miterben dieſen Maßnahmen zuſtimmen, nur einer nicht, ſo iſt alles 
gehemmt. Es findet ſich für das Nachlaßgrundſtück ein ſolventer Käufer, der einen 
hohen Preis zahlen will. Alle Erben wollen verkaufen, ein Miterbe nicht, wobei es 
auf die Größe ſeines Erbteils gar nicht ankommt, ſo muß er „auf Mitwirkung zu 
Maßregeln, die zur ordnungsmäßigen Verwaltung erforderlich find” (S 2038), auf 
Zuſtimmung zu der Verfügung (§ 2040), von allen Miterben verklagt werden. 
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Siegen die Kläger, wird der Eigenbrötler verurteilt, fo iſt mit der Rechtskraſt 
des Arteils (8 894 ZPO) die Erklärung der Zuſtimmung abgegeben. Nun kann 
alſo wirklich die Veräußerung ftattfinden. Es gehört wenig Lebenserfahrung 
dazu, um zu ermeſſen, daß der Kaufliebhaber, der ja noch nicht gebunden war 
und mit dem erſt abgeſchloſſen werden ſollte, längſt über alle Berge iſt. Zwar 
ſagt das Geſetz, wie erſt ſchon berichtet, daß jeder Miterbe die notwendigen 
Maßnahmen der Verwaltung allein treffen darf. Aber es iſt nicht der Sinn des 
Geſetzes, daß darunter auch Verfügungen fallen; dafür iſt eben nur § 2040 maßgebend 
(gemeinſame Verfügung aller Miterben). Das Geſetz hat ſelbſt erkannt, daß hierdurch 
die Erbengemeinſchaft zu einer Feſſel wird. Eine Möglichkeit gibt es dem Miterben, 
um aus der Nachlaßgemeinſchaft herauszukommen: Er kann zwar nicht über ſeinen 
Anteil an den einzelnen Nachlaßgegenſtänden verfügen, wohl aber über feinen 
Erbanteil, d. h. über ſeinen Anteil am Geſamtnachlaß. Dieſen kann er veräußern 
(S 2033 Abſ. 1). Die Veräußerung bedarf gerichtlicher oder notarieller Beurkundung. 


3. Verfügung über den Erbanteil und Erbſchaftsverkauf 


Aber die Veräußerung des Nachlaſſes enthält das Bürgerliche Geſetzbuch an zwei 
Stellen verſchiedene Vorſchriften. Einmal an der eben erwähnten Stelle, Veräuße⸗ 
rung von Erbanteilen, und ſodann im letzten Abſchnitt des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
(SS 2371 bis 2385), Beſtimmung über den Erbſchaftskauf. Der Zuſammenhang dieſer 
Beſtimmungen iſt nicht einfach. Die Regelung iſt verſchieden, ob der Alleinerbe ſeinen 
Nachlaß veräußert oder ein Miterbe ſeinen Anteil. Wir gehen zweckmäßig vom 
letzteren aus. Wie bei jeder Veräußerung unterſcheiden wir zweierlei: das obliga⸗ 
toriſche Verpflichtungsgeſchäft, den Kauf einerſeits, und die Realiſierung, das ding⸗ 
liche Abereignungsgeſchäft anderſeits. Als Beiſpiel möge dienen die Grundſtücksver⸗ 
äußerung: obligatoriſches Geſchäft tft im § 313 geregelt, das dingliche Abereignungs⸗ 
geſchäft im S 925. Beide Geſchäfte find formell. Vergleichen wir damit die Ver- 
äußerung des Erbteils, fo liegt das obligatoriſche Geſchäft in SS 2371 ff., entſpricht 
alſo dem 8313. Das dingliche Geſchäft im S 2033. Auch hier find beide Geſchäfte 
formell. Es iſt nun eine große Erleichterung für den Miterben, daß das dingliche 
Geſchäft in einem Akte vollzogen werden kann. Z. B. im Nachlaſſe befinden ſich 
Grundſtücke, bewegliche Sachen, Forderungen. Der Anteil wird verkauft nach 
SS 2371 ff. Aber für die dingliche Abertragung bedarf es nicht einer Auflaſſung nach 
8 925, für bewegliche Sachen nicht einer Abereignung nach S 929, für Forderungen 
nicht einer Abtretung. Das alles iſt erledigt mit der gerichtlich oder notariellen 
Beurkundung der Anteilsveräußerung nach 82033. Der Erwerber des Anteils tritt 
nun in die Erbengemeinſchaft ein mit allen Rechten und Pflichten, die fein Ver- 
äußerer, der Miterbe, beſaß. Insbeſondere iſt der Anteilserwerber bei der Nachlaß⸗ 
verteilung beteiligt. Da es für die Miterben nicht angenehm iſt, eine fremde Perſon 
plötzlich in ihrer Mitte zu ſehen, fo haben fie ein Vorkaufsrecht, das im $ 2034 näher 
geregelt iſt. Erwirbt einer der übrigen Miterben den Anteil des Veräußerers, ſo 
bekommt er für die definitive Teilung zu ſeinem urſprünglichen Anteil den gekauften 
hinzu. — Anders iſt die Nachlaßveräußerung von ſeiten eines Alleinerben. Auch hier 
iſt die obligatoriſche und dingliche Seite zu ſcheiden. Für den obligatoriſchen Kauf 
gelten auch beim Alleinerben die Vorſchriften von SS 2371 ff. Für die dingliche Seite 
iſt nichts beſtimmt. Es fehlt alſo eine dem § 2033 entſprechende Beſtimmung. Der 
Nachlaß iſt zwar für die Aniverſalſukzeſſion ein einheitlicher Gegenſtand, für die 
Veräußerung ſeitens des Erben nicht. Sind alſo Grundſtücke im Nachlaß, ſo müſſen 
ſie dem Erbſchaftskäufer nach § 925 übereignet werden. Die beweglichen Sachen nach 
§ 929; Forderungen müſſen eigentlich noch abgetreten werden, da aber die Abtretung 
formlos geſchehen kann, ſo nimmt man an, daß die Abtretung ſchon mit dem formellen 
obligatorifhen Geſchäft verbunden iſt. Erbſchaftsveräußerungen, ſei es des Allein. 
erben, ſei es die Anteilsveräußerung von ſeiten eines Miterben, ſind nicht ſelten. Die 
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Anteilsveräußerungen kommen häufiger vor in der Weiſe, daß alle übrigen Miterben 
gegen Barabfindung ihre Anteile an einen veräußern. Iſt die Abertragung W 
8 2033 geſchehen, ſo iſt der Erwerber faktiſch Alleinerbe geworden. 


4. Die Auseinanderſetzung bei Mehrheit von Erben 


Zu verteilen iſt nur der Nettonachlaß. Erſter Schritt jeder Erbſchaftsauseinander⸗ 
ſetzung iſt daher die Berichtigung der Nachlaßverbindlichkeiten ($ 2046). Iſt das ge- 
ſchehen, fo iſt der Aberſchuß nach dem Verhältnis der Erbteile den einzelnen Mit- 
erben zuzuwenden. Die einzelnen Beſtimmungen können hier nicht beſprochen 
werden. Sie find nicht erfreulich und bei der Teſtamentsvollſtreckung S. 76 wurde 
bereits von den ſteifen Auseinanderſetzungsregeln geſprochen. Das beſte iſt, die 
Erben einigen ſich gütlich in der Zuweiſung der einzelnen Gegenſtände, ſonſt muß 
alles, was nicht ſchon für die Bezahlung der Nachlaßſchulden verwendet werden 
mußte, noch zum Zweck der Erbteilung zwangsveräußert werden. Das Geſetz ſagt 
zwar ganz harmlos im 8 2042 mit Rückverweiſung auf 8 752, daß die Aufhebung der 
Gemeinſchaft durch Teilung in Natur erfolgen ſoll, wenn der gemeinſchaftliche Gegen⸗ 
ſtand ſich ohne Verminderung des Werts in den Anteilen der Teilhaber entſprechende 
Teile zerlegen läßt. Das kommt faſt gar nicht vor. Das träfe höchſtens zu, wenn 
bares Geld ſich beim Erblaſſer vorfand oder beim Getreidehändler für den Vorrat auf 
ſeinem Speicher. Bei jedem Schrank, jedem alten Möbelſtück, an dem die Pietät der 
Erben hängt, iſt das unmöglich. Einigen ſich alſo die Miterben nicht gütlich, wird 
alles auf den Markt gebracht und verkauft. Bei dieſer üblen Rechtslage iſt allerdings 
eine vernünftige Einrichtung nicht unerwähnenswert, nämlich die Mitwirkung des 
Nachlaßgerichts bei der Auseinanderſetzung (88 86 ff. FG). Das Nachlaßgericht tritt 
hier nur als Gericht der freiwilligen Gerichtsbarkeit auf und vermittelt gütliche Erb⸗ 
teilung. Gezwungen kann kein Miterbe werden, ſich dem Nachlaßgericht zu unter- 
werfen. Auch miſcht ſich das Nachlaßgericht nicht von Amts wegen ein, ſondern nur 
auf Antrag eines Miterben. Dann werden alle Miterben zu einer Ausſprache vor 
dem Nachlaßgericht geladen, und wenn kein Widerſpruch erfolgt, dort die Teilung 
vollzogen. Gezwungen wird niemand. Ergeben ſich, ſo ſagt 8 95 FG, bei den Ver- 
handlungen Streitpunkte, To iſt ein Protokoll darüber aufzunehmen und das Ver⸗ 
fahren bis zur Erledigung der Streitpunkte auszuſetzen. Aber die gütliche Mit- 
wirkung einer unabhängigen Behörde, deren juriſtiſche Erfahrung die Streitpunkte 
ſchlichten kann, hat ſchon viele Prozeſſe vermieden. Dabei hat das Geſetz in kluger 
Weiſe ohne direkten Zwang Verſäumnisfolgen ausgeſprochen. Iſt einer der be- 
teiligten Miterben auf Ladung im Termin nicht erſchienen, ſo gilt der Ausgebliebene 
als der Vereinbarung, die von den übrigen vor dem Nachlaßgericht erzielt wird, als 
zuſtimmend, wenn er nicht innerhalb einer vom Nachlaßgericht zu beſtimmenden Friſt 
die Anberaumung eines neuen Termins beantragt und in dieſem neuen Termin ſelbſt 
erſcheint. Das iſt eine richtige Behandlung von Streitſüchtigen, die im Hintergrunde 
ſtehend, alles mißbilligen, eine Ausſprache vor dem Nachlaßgericht jedoch ſcheuen. 


8 18. Haftung für Nachlaßverbindlichkeiten 


I. Stellung der Nachlaßgläubiger vor Annahme der Erbſchaft 


Der proviſoriſche Erbe erhält zwar den Nachlaß unmittelbar mit dem Tode des Erb- 
laſſers (8 1942) und in dieſem Nachlaß auch die Laſt der Nachlaßverbindlichkeiten, aber 
das Geſetz ſchützt ihn doch, ſolange die Ausſchlagungsfriſt noch nicht verſtrichen, er 
alfo noch nicht definitiv angenommen hat. 8 1958 beſtimmt, daß eine Nachlaßſchuld vor 
Annahme der Erbſchaft nicht gegen den Erben geltend gemacht werden kann. Wird 
er doch verklagt, iſt die Klage wegen mangelnder Paſſivlegitimation abzuweiſen. 
Anderſeits kann viel Zeit verſtreichen, ehe ein definitiver Erbe vorhanden iſt, man 
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denke daran, daß die Erben oder ein Miterbe ſich im Ausland befindet und nicht er- 
reichbar iſt oder daß bei einer ſchlechten Erbſchaft die hintereinander Berufenen aus- 
ſchlagen, ſo kann der Nachlaßgläubiger zwar nicht gegen proviſoriſche Erben, wohl 
aber gegen den Nachlaß vorgehen. Iſt ein Teſtamentsvollſtrecker vorhanden oder iſt 
ein Nachlaßpfleger beftellt, fo kann ſofort gegen dieſe der Anſpruch geltend gemacht, 
nötigenfalls eingeklagt werden. Das Geſetz gibt ſogar, wenn ein Nachlaßpfleger noch 
nicht da iſt, die Möglichkeit, daß bloß zur gerichtlichen Geltendmachung eines gegen 
den Nachlaß gerichteten Anſpruchs ein Pfleger beſtellt wird (8 1961, 1960 Abſ. 3). 
Entſprechend find die Vorſchriften zur Zwangsvollſtreckung (8 778 IPOD): vor An- 
nahme der Erbſchaft kann eine Nachlaßſchuld nicht in das eigene Vermögen des Erben 
vollſtreckt werden, wohl aber in den Nachlaß ſelbſt. 


II. Seſchrünkte oder unbeſchrünkte Erbenhaftung 


Aberaus ſtreitig war lange Zeit in der Wiſſenſchaft, ob der Erbe beſchränkt auf den 
Nachlaß oder auch unbeſchränkt mit ſeinem eigenen Vermögen haftet. Nach dem 
römiſchen Prinzip der Aniverſalſukzeſſion wäre unbeſchränkte Haftung gegeben. Die 
Streitfrage intereſſiert nun inſofern nicht, als das Geſetz poſitive Beſtimmungen ge- 
troffen hat. Aber für die nichtgeregelten Fälle iſt es natürlich von Wichtigkeit, ob 
der Grundſatz nach der einen oder anderen Richtung feſtzulegen iſt. Die heute 
allgemein in Wiſſenſchaft und Praxis übliche Formulierung iſt: Der Erbe haftet un⸗ 
beſchränkt aber beſchränkbar. 


1. Eine Aberſicht über die komplizierte Rechtslage wird durch die Syſtematik des 
Geſetzes nicht gerade erleichtert. In dem Abſchnitt (Titel) „Haftung für Nachlaßver⸗ 
bindlichkeiten“ (88 1967 bis 2017) wird nach einer Beſtimmung der Nachlaßverbind⸗ 
lichkeiten zuerſt das Aufgebot der Nachlaßgläubiger (SS 1970 bis 1974) behandelt. 
Obwohl das Aufgebot der Nachlaßgläubiger eine erhebliche Beſchränkung der Erben- 
haftung herbeizuführen geeignet iſt, behandelt das Geſetz das Auſgebot unter dieſem 
Geſichtspunkt nicht. Das Geſetz begreift unter beſchränkter Haftung nur die in den 
s$ 1975, 1990, 1992 geregelten Tatbeſtände. Sodann verführt die Stoffanordnung 
88 1975 bis 1992 (beſchränkte Haftung des Erben) und 88 1993 bis 2013 (unbeſchränkte 
Haftung des Erben) zu dem Schluß, daß in der erſten Anordnung die Regel, in der 
letzteren Art der Haftung die Ausnahme behandelt ſei, ſo daß man zu dem Satz käme: 
der Erbe haftet für die Nachlaßverbindlichkeiten beſchränkt. Allein dieſer Schluß wäre 
voreilig. | 


2. Sicher iſt, daß, wenn das Geſetz von unbeſchränkter Haftung ſpricht, die unbeſchränk⸗ 
bare Haftung gemeint iſt. Der Erbe haftet dann für Nachlaßverbindlichkeiten mit 
ſeinem ganzen eigenen Vermögen und mit dem Nachlaß zugleich, und er kann ſich von 
dieſer ſchweren Haftung nur durch Erfüllung der Nachlaßverbindlichkeiten be⸗ 
freien. Die unbeſchränkbare Haftung tritt nur in ganz beſtimmten Fällen 
(vgl. III) ein. Regelmäßig kann der Erbe feine Haftung beſchränken auf die vor- 
handenen Nachlaßgegenſtände. Aber dieſe Beſchränkung tritt nicht von ſelbſt ein; der 
Erbe muß ſich rühren, er muß Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs beantragen. 
Nur wenn dieſer Weg dem Erben verſchloſſen iſt, weil der Nachlaß nicht einmal zur 
Beſtreitung der Koften für Nachlaßverwaltung oder Nachlaßkonkurs ausreicht, ſoll 
dem Erben gegenüber den andrängenden Nachlaßgläubigern die ſogenannte Er- 
ſchöpfungseinrede zuſtehen (einzelnes im 8 1990). Beruht die Aberſchuldung des 
Nachlaſſes auf Vermächtniſſen und Auflagen, ſo kann der Erbe immer die Er⸗ 
ſchöpfungseinrede geltend machen (8 1992). Vermächtniſſe und Auflagen ſtehen unter 
den Nachlaßverbindlichkeiten an letzter Stelle. Alle übrigen Nachlaßverbindlichkeiten 
einſchließlich Pflichtteilen müſſen alſo vorweg voll berichtigt fein, ſonſt liegt der Zat- 
beſtand des 8 1992 nicht vor. 
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3. Dazu kommen noch zwei wichtige prozeſſuale Vorſchriften (88 780, 781 SPO): 
Der von Nachlaßgläubigern belangte Erbe kann die beſchränkte Erbenhaftung nur 
geltend machen, „wenn ſie ihm im Arteil vorbehalten iſt“. Das heißt, wenn er beantragt 
hat, daß der Vorbehalt in das Arteil aufgenommen wird. Von Amts wegen wird der 
Vorbehalt in das Arteil nicht aufgenommen. Alſo bei jedem Verſäumnisurteil, welches 
ein Nachlaßgläubiger gegen den Erben erwirkt, hat letzterer dieſem Nachlaß ⸗ 
gläubiger gegenüber bereits die beſchränkte Haftung verloren. 8 781 ZPO fügt dann 
noch hinzu, daß, ſelbſt wenn der Erbe die Aufnahme des Vorbehalts in das Arteil 
erreicht hat, die beſchränkte Erbenhaftung in der Zwangsvollſtreckung unberückfichtigt 
bleibt, wenn nicht der Erbe von ſich aus die Vollſtreckungsgegenklage erhebt (88 785, 
767 3PO). Damit ſoll geſagt fein, daß dem Gläubiger es trotz des Vorbehalts im 
Arteil unbenommen bleibt, in das Eigenvermögen des Erben zu vollſtrecken. Der Erbe 
mag ſich rühren und muß im Klaͤgewege (8767 ZPO) die Anzuläſſigkeit der Voll 
ſtreckung in fein Vermögen anſtatt in den Nachlaß geltend machen, fonft iſt die Voll- 
ſtreckung in fein Privatvermögen wirkſam und gültig. 


4. Aus dem vorſtehenden Geſetzesmaterial ergibt ſich die Richtigkeit des Satzes: Der 
Erbe haftet unbeſchränkt, aber beſchränkbar. Von ſelbſt kommt die beſchränkte Haftung 
für den Erben nicht: er muß fie ſich erwerben (88 1975, 1990, 1992) und muß fie, wenn 
er fie erworben hat, im Prozeß (SS 780, 781, 785, 767 3PO) durchkämpfen. 


III. Unbefchränkbare fjaftung 


Dieſer Ausnahmezuſtand tritt zur Strafe des Erben ein. Allen Nachlaßgläubigern 
gegenüber haftet der Erbe unbeſchränkbar: 1. Wenn der Erbe abſichtlich eine erhebliche 
Anvollſtändigkeit des Nachlaßinventars herbeiführt (8 2005 Abſ. 1 Satz 1). 2. Wenn der 
Erbe, um die Nachlaßgläubiger zu benachteiligen, in das Nachlaßinventar erdichtete, 
nicht beſtehende Nachlaßverbindlichkeiten aufnimmt (8 2005 Abſ. 1 Satz 1). 3. Wenn 
der Erbe bei der Errichtung des Inventars durch das Nachlaßgericht Auskünfte ver⸗ 
weigert oder abfihtlid in erheblichem Maße verzögert (82005 Abf. 1 Satz 2). 
4. Wenn der Erbe die Inventarfriſt ungenützt verſtreichen läßt (8 1994 Abſ. 1 Satz 2). 
Einzelnen Nachlaßgläubigern gegenüber haftet der Erbe unbeſchränkbar im Falle 
des 82006 Abſ. 3 ſowie wenn er die prozeſſualen SER der SS 780 ff. ZPO 
nicht innehält. 


IV. nlachlaß verwaltung und ſlacklaßkonkurs | 


Dieſe beiden Einrichtungen zur Erreichung beſchränkter Erbenhaftung fließen | 
einander aus. Nachlaßkonkurs wird bei Aberſchuldung des Nachlaſſes, Nachlaß - 
verwaltung bei ausreichendem Nachlaß angeordnet. Nachlaßverwaltung kann auch 
in Nachlaßkonkurs übergehen, wenn ſich erſt mit der Zeit die Aberſchuldung des Nach; 
laſſes herausſtellt. Nachlaßverwaltung iſt eine Nachlaßpflegſchaft zur Befriedigung 
aller Nachlaßgläubiger (8 1975) und ſteht fo im Gegenſatz zu der Nachlaßpflegſchaft 
des § 1961, wo der Nachlaßpfleger nur für einen einzelnen Nachlaßprozeß beſtellt 
wird. Der Nachlaßverwalter hat den Nachlaß in die Hand zu nehmen; mit Beginn 
der Nachlaß verwaltung kann der Erbe über den Nachlaß nicht mehr verfügen, alle An ⸗ 
ſprüche find gegen den Verwalter zu richten und von dieſem, wenn fie begründet find, | 
zu befriedigen. Sind alle Nachlaßverbindlichkeiten berichtigt, ſo iſt der Nachlaß dem 
Erben wieder auszuhändigen, der nunmehr die freie Verfügung wieder erhält. Mit 
Eröffnung des Nachlaßkonkurſes verliert ebenfalls der Erbe die Verfügungsgewalt 
über den Nachlaß. l 


V. fjaftung für Nachlafiverbindlichkeiten bei Mehrheit von Erben | 
Hier treten zu den bisher erwähnten Vorſchriften noch die Beſtimmungen der 
s$ 2058 ff., auf welche verwieſen wird. 1 
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1. Die Bedeutung des Grundbuchs 

Die meiften deutſchen Volksgenoſſen kommen während ihres ganzen Lebens 
niemals mit dem Grundbuch in Berührung. And wer mit ihm in Berührung kommt, 
kann leicht dem Eindruck verfallen, daß es ſich um eine übermäßig ſtrenge bütrokratiſche 
Einrichtung handelt. Dieſer Eindruck iſt falſch. Das Grundbuch iſt eine notwendige 
und ſehr nützliche Einrichtung. Es gibt über den Stand des deutſchen Grund und 
Bodens, Grundſtück für Grundſtück, Auskunft: Wer iſt Eigentümer, an wen hat 
man ſich alſo zu halten, wenn man als Nachbar, als Käufer, als Wegeberechtigter, 
als Erbe, als Hypothekengläubiger etwas von dem Grundſtück will? Das muß man 
wiſſen und ſicher wiſſen, ſonſt kann man empfindliche Nachteile erleiden. Mit den 


2: Hedemann 


Hypotheken (und ähnlichen Einrichtungen) hat es noch eine beſondere Bewandt⸗ 
nis. Es können nämlich mehrere Hypotheken nebeneinander beſtehen, und wenn es 
dann hart auf hart kommt, wenn das Grundſtück verſteigert und der vielleicht ſehr 
ſchmale Erlös verteilt wird, iſt es ſchlechthin entſcheidend, wer von den mehreren 
Hypothekengläubigern an erſter Stelle kommt und wer warten muß, ob noch etwas 
übrig bleibt. Auch darüber gibt das Grundbuch ſichere Auskunft. Es iſt alſo ein 
Inſormationsmittel erſter Ordnung. Man kann es geradezu, wenn auch bildlich, mit 
den Standesamtsregiſtern vergleichen. Dieſe geben über den „Stand“ der Perſonen, 
ihre Geburt, ihre Eheſchließung, ihren Tod Auskunft. Das Grundbuch gibt Auskunft 
über den „Stand“ der Grundſtücke, über ihren anfänglichen Stand, über ſpätere 
Belaftungen, über den Eigentums wechſel, über etwaige ſpätere Teilungen des Grund- 
ſtücks, umgekehrt auch über ſpätere Zuſammenlegungen uſw. Allerdings muß gleich 
eine Einſchränkung gemacht werden. Das Grundbuch iſt feinem ganzen Weſen nach 
eine juriſtiſche Einrichtung. Es ſoll dem Rechts verkehr dienen. Darum würde 
man Auskünfte über die Bepflanzung des Grundſtücks, über die Bodenqualität, über 
die Witterungs⸗ und Bewäſſerungsverhältniſſe vergeblich im „Grundbuch“ ſuchen. 
Was fich gelegentlich über die Kulturart in den Spalten der Grundbuchblätter findet 
(‚Wiefe am Zernſee“, „Wohnhaus mit Hausgarten“, „Garten bei den Fichten“ 
oder dergleichen), dient nur der Verdeutlichung und nimmt an dem eigentlichen 
Rechts charakter des Grundbuchs nicht teil. 
Zahlenbeiſpiele. Wie viele „Grundſtücke“ es in Deutſchland gibt, iſt 
ſtatiſtiſch nicht erfaßt, aber die Zahl geht in die Hunderttauſende. Ebenſo groß iſt 
die Zahl der Hefte (Blätter), die zuſammengenommen das deutſche Grundbuch 
ausmachen, da jedes Grundſtück ein eigenes Heft erhält. Anausgeſetzt wird Neues 
eingetragen, Veraltetes „gelöſcht“. Im Jahre 1935 haben in ganz Deutſchland 
über 4½ Millionen Eintragungen ftattgefunden. Davon betrafen über 1 Million 
Veränderungen des Eigentums, die anderen 3½¼ Millionen betrafen Eintragungen 
(oder Löſchungen) von Hypotheken, Grundſchulden, Dienſtbarkeiten ufw. Am 
welche Kapitalſummen es ſich dabei handelt, zeigen folgende Zahlen, die allein für 
Preußen auf das Jahr 1933 errechnet worden find: Löſchung von Hypotheken im 
Geſamtbetrag von faſt 1 Milliarden, Neueintragungen über 1%. Milliarden. 
Viel größer waren die Zahlen drei Jahre zuvor: Löſchungen ſtark über 2 Mil- 
liarden, Neueintragungen über 5% Milliarden. 


2. Die Gefchichte des Grundbuchs 


An der Geſchichte des Grundbuchs kann nicht mit Stillſchweigen vorübergegangen 
werden. Es handelt ſich hier um ein ſchönes Kapitel deutſcher Geſchichte. Deutſche 
Liebe zum Boden, deutſcher Sinn für Offenkundigkeit, deutſche Gewiſſenhaftigkeit 
und Beamtentreue haben ſich bei dem Grundbuch im Laufe von Jahrhunderten zu⸗ 
ſammengefunden. Das iſt um ſo bemerkenswerter, als das eingedrungene römiſche 
Fremdrecht dem Grundbuch ganz verſtändnislos gegenüberſtand. Auf vielen anderen 
Rechtsgebieten hat bekanntlich das römiſche Recht die einheimiſchen deutſchen Bräuche 
uüberſchattet oder ganz verdrängt. Aber das Grundbuch hat ſich gehalten, iſt mmer 
mehr ausgebaut und zu einer einzigartigen Höhe geführt worden. Seine Anfänge 
gehen bis ins Mittelalter zurück. Einige blühende Städte (Köln, 
Danzig, Lübeck uſw.) hatten damit begonnen, die einzelnen Hausgrundſtücke und die 
darüber abgeſchloſſenen Geſchäfte liſtenweiſe zu erfaſſen, damit die Bürger einen 
ſtändigen Aberblick über Eigentum, Verpfändungen und dergleichen hätten. Das hat 
fih dann auf ganze Landſchaften ausgedehnt, obwohl man großen Schwierigkeiten 
begegnete, auch unendliche Mühe und viele Koſten aufgewendet werden mußten. Noch 
das letzte abgeſchloſſene Jahrhundert, das 19., hat Erſtaunliches in der Richtung auf 
Verfeinerung und ſtramme Durchführung des Grundbuchapparates 
geleiſtet. Arg war freilich die „partikuläre“ Zerſplitterung. Jedes deutſche Land 
hatte ſeine eigenen Geſetze über das Grundbuch, ſeine eigenen Grundbuchbehörden, 
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ſeine eigenen Grundbuchformulare. Erſt als das Bürgerliche Geſetzbuch von 1896 
einen großen Schritt vorwärts in der Richtung der Vereinheitlichung des 
deutſchen „Sachenrechts“ getan hatte, ſah man ein, daß nun auch das Grundbuch- 
weſen ſeiner „Verreichlichung“ entgegengeführt werden müſſe. Es erging denn auch 
am 24. März 1897 eine Reichs Grundbuchordnung. Aber fie blieb doch auf halbem 
Wege ſtehen. Sie war von ſtarken landesrechtlichen „Vorbehalten“ begleitet. Des⸗ 
halb blieben neben dem Reichsgeſetz Landesgeſetze (Ausführungsgeſetze, Ausfüh⸗ 
rungsverordnungen) in großer Zahl beſtehen. Im ganzen mögen ſeit 1897 bis zur 
füngſten Gegenwart an 400 oder mehr ſolcher eigenwilliger Landesverordnungen ver⸗ 
ſchiedenſten Inhalts zum Grundbuchrecht ergangen fein. Erſt der nationalſozialiſtiſche 
Staat hat den Schlußſtein der Entwicklung geſetzt und im Jahre 1935 für ganz 
Deutſchland ein einheitliches Grundbuch und eine einheitliche Behördenorgani⸗ 
ſation in Grundbuchſachen aufgeſtellt. 


3. Die geſetzlichen Unterlagen des heutigen Grundbuchrechts 

Das Hauptgeſetz iſt die „Grundbuchordnung“ vom 5. Auguſt 1935 (RGBl. 
S. 1073). Sie hat 124 Paragraphen und zerfällt in ſechs Abſchnitte: Allgemeine 
Vorſchriften; Eintragungen in das Grundbuch; Hypotheken-, Grundfhuld-, Renten- 
ſchuldbrief; Beſchwerde; Verfahren des Grundbuchamts in beſonderen Fällen; Aber⸗ 
gangs. und Schlußbeſtimmungen. Drei Tage ſpäter iſt eine (Reichs-) „Ausfüh⸗ 
rungs verordnung“ hinzugetreten (RGBl. 1 S. 1089) und am gleichen Tage 
noch eine auf den internen Geſchäftsgebrauch zugeſchnittene „Allgemeine Verfügung 
über die Einrichtung und Führung des Grundbuchs“, kurz Grundbuchver⸗ 
fügung genannt (abgedruckt im Neichsminiſterialblatt 1935 Nr. 32 S. 637). Dieſer 
Grundbuchverfügung find die wichtigſten Muſter (Abbildungen) für die innere Ein⸗ 
richtung der Bücher beigegeben; ſie zeigen im Stil eines Beiſpiels, was eingetragen 
werden ſoll und wie die einzelnen Eintragungen abzufaſſen und in den verſchiedenen 
Abteilungen und Spalten unterzubringen ſind. Es muß damit gerechnet werden, daß 
in Zukunft von Zeit zu Zeit noch weitere ergänzende Verordnungen 
und Verfügungen ergehen werden. So iſt z. B. ſchon am 25. Februar 1936 
eine weitere Verordnung des Reichsminiſters der Juſtiz über die „Geſchäftliche 
Behandlung der Grundbuchſachen“ (abgedruckt Deutſche Juſtiz 1936 S. 350) heraus- 
gekommen. Doch geben die drei vorſtehend genannten Hauptgeſetze vom Auguſt 1935, 
die Grundbuchordnung (GBO), die Ausführungsverordnung (AV) und die Grund⸗ 
buchverfügung (GUYDLfg.), eine im großen und ganzen gefeſtigte, auf lange Zeiten 
geſicherte Grundlage. Nur muß beachtet werden, daß wir im Augenblick noch in einer 
Abergangszeit ſtehen. Das neue Reichsrecht iſt allerdings mit dem 1. April 
1936 „in Kraft getreten“. Aber es hat in einigen wichtigen Punkten den Ländern 
Württemberg, Baden und Mecklenburg noch ihr altes Recht belaſſen. 
Vor allem wird dort zunächſt noch (in Mecklenburg teilweiſe) der Grundbuchapparat 
von anderen Behörden als dem Amtsgericht weitergeführt, in Baden z. B. von den 
Notariaten; dem Reichsminiſter der Juſtiz bleibt es überlaſſen, „den Zeitpunkt zu 
beſtimmen“, von dem ab auch dieſe Länder wie alle übrigen die Grundbuchführung in 
die Amtsgerichte verlegen müſſen (Artikel 8 der Verordnung zur Anderung des Ver⸗ 
fahrens in Grundbuchſachen vom 5. Auguſt 1935, RGBl. J S. 1072). 

Zu dieſen ausſchließlich dem Grundbuchrecht gewidmeten Geſetzen tritt eine große 

Zahl anderer Geſetze, die nur gelegentlich, zum Teil allerdings in ſehr 

wichtiger Weiſe an Grundbuchfragen herankommen. 

1. Das gilt vor allem von dem ſchon erwähnten Bürgerlichen Geſetzbuch 
(BGB) von 1896; das fogenannte „materielle“ Grundſtücksrecht iſt faſt ganz hier 
untergebracht (vgl. vor allem 8S 873 ff. BGB), gelegentlich iſt auch „formelles“ 
Grundſtücksrecht im BGB behandelt (vgl. z. B. § 1115); über die Grundzüge 
des materiellen Grundſtücksrechts wird am Schluß dieſes Aufſatzes berichtet 


(Ziffer 10). | 
— 


4 Hedemann 


2. Gefteigerte Bedeutung hat neuerdings auch das Geſetz über die frei- 
willige Gerichtsbarkeit (FG) von 1898 bekommen; denn da jetzt 
durch „Reichsgeſetz“ die Grundbuchangelegenheiten den Gerichten zugewieſen 
find, finden die allgemeinen Vorſchriften des FGG (vol. deſſen § 1) auch auf die 
Grundbuchſachen Anwendung. 

3. Das Zwangs verſteigerungsgeſetz (ZUBE) von 1897 ſpielt ebenfalls 
eine Rolle, dann nämlich, wenn ein Grundſtück auf Antrag der Gläubiger ver- 
ſteigert oder in Zwangsverwaltung genommen werden ſoll; dann muß fort- 
laufend das Nötige im Grundbuch vermerkt werden (vgl. namentlich SS 19, 130, 
146 3G). Auch die Zivilprozeßordnung (3PO) von 1877 iſt nicht 
ganz unbeteiligt, z. B. wenn eine Hypothek, die ja auch ihrerſeits einen Kapital ⸗ 
wert darſtellt, gepfändet werden ſoll (vgl. u. a. 88 830, 837, 867 ZPO). 

4. Die Gebührenfrage, die praktiſch für die Beteiligten keine geringe Rolle ſpielt, 
iſt neuerdings auch von Reichs wegen erfaßt worden, nachdem bisher länder ⸗ 
weiſe Zerſplitterung geherrſcht hat: die RNeichskoſtenordnung vom 
25. November 1935 (RGBl. J S. 1371) regelt in ihren SS 54 bis 71 die „Grund⸗ 
buchſachen“. 

5. Landesgeſetze kommen, abgeſehen von der erwähnten Abergangsregelung 
für Baden, Württemberg und Mecklenburg, nur noch ausnahmsweife in engem 
Rahmen zur Anwendung (vgl. 8117 GBO). 


4. Das Grundbuchamt 

„Die Grundbücher werden von den Amtsgerichten geführt“, beſtimmt nunmehr 
für das ganze Reichsgebiet (wiederum vorbehaltlich der Abergangsbeſtimmungen) 
§1 GBO. Zur Zeit beſtehen in Deutſchland rund 1650 Amtsgerichte. Sie führen in 
Grundbuchangelegenheiten den beſonderen Namen „Grundbuchämter“. Im 
Außenverkehr ſollen ſie ſich jedoch kurzerhand als Amtsgerichte, ohne den Zuſatz 
„ bezeichnen (fo die Verordnung vom 25. Februar 1936 8 1; 
vgl. 8 19). 

An der Spitze des Amtsapparates ſteht der Nichter (Grundbuchrichter). Früher 
hatte er allein alle grundbuchlichen Akte zu erledigen. Seit etwa anderthalb Jahr- 
zehnten ſind in den einzelnen deutſchen Ländern, z. B. in Preußen, die Richter wie 
auf anderen Gebieten auch hier „entlaſtet“ worden. Beamte des gehobenen mittleren 
Dienſtes haben unter der amtlichen Bezeichnung Rechtspfleger den Richtern 
gewiſſe Funktionen abgenommen, fo z. B. die Beurkundung der nötigen Partei- 
erklärungen, etwa der ſogenannten Eintragungsbewilligungen (ſiehe im folgenden 
8 b), und die Entſcheidung über Fragen einfacherer Art. Wenn es ſich um Fragen 
von beſonderer Tragweite oder von beſonderer rechtlicher Schwierigkeit handelt, 
bleibt dagegen die Entſcheidung dem Richter vorbehalten. 

Neben dem Richter (und dem an feine Stelle tretenden Rechtspfleger) wirkt tagtäg- 
lich der „Ar kundsbeamte der Geſchäftsſtelle“ mit. Die Ausführungs- 
verordnung zählt im 84 die Angelegenheiten auf, die von dem Arkundsbeamten zu 
erledigen find, z. B. die Erteilung von Abſchriften aus dem Grundbuch und die 
Beglaubigung dieſer Abſchriften, die Erlaubnis zur Einſicht in das Grundbuch, wenn 
Rechtſuchende darum bitten, uſw. Die wichtigſten Akte, nämlich die Eintragungen im 
Grundbuch ſelbſt und die für den Rechtsverkehr beſtimmten Hypothekenbriefe, haben 
Richter und Arkundsbeamter gemeinſam zu unterfchreiben (SS 2, 3 
AV). Wenn es ſich um Angelegenheiten handelt, an denen der Richter oder der 
Arkundsbeamte ſelbſtbeteiligt iſt, darf der Betreffende nicht mitwirken; ebenſo 
wenn ein naher Angehöriger der beiden beteiligt iſt. 

Das Grundbuchweſen ſoll mit den höchſten Garantien umgeben ſein. Die Beamten 
genießen eine vorzügliche Schulung und ſind auf größte Genauigkeit, ja 
Peinlichkeit eingeſtellt. Das wird nicht immer von der Bevölkerung verſtanden. 
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Sie glaubt, es liege Engherzigkeit und übertriebener Bürokratismus vor, wenn z. B. 
alles aufs genaueſte durch Arkunden belegt werden muß. Aber nur ſo kann der 
Apparat des Grundbuchs den erwünſchten höchſten Grad von Zuverläſſigkeit 
erwerben. 

Der Staat ſtellt ſich ſelbſt mit beachtenswerten Haftungsvorſchriften in 
den Dienſt dieſer Zuverläſſigkeit. Wenn doch einmal ein Verſehen unterlaufen (Per⸗ 
ſonenverwechſlung, Rechenfehler, Schreibfehler, ſonſtige Irrtümer oder Betrügereien) 
und dadurch ein Schaden entſtanden iſt, ſo deckt der Staat den Schaden, 
allerdings nur, wenn fein Richter dabei vorſätzlich oder fahrläffig gehandelt hat, und 
wenn nicht der Geſchädigte ſelbſt die überwiegende Schuld an dem Verſehen trägt. 
Der Staat kann ſich, nachdem er ſelber eingeſprungen iſt, ſeinerſeits im Wege des 
Rückgriffs anden Beamten halten, jedoch tft dieſer Rückgriff nur bei Vor ⸗ 
ſatz und „grober“ Fahrläſſigkeit des Beamten vorgeſehen, nicht alſo bei „leichter“ 
Fahrläſſigkeit (vgl. zu dieſen Haftungsfragen: 88 839 und 254 BGB; Reichsgeſetz 
über die Haftung des Reichs für ſeine Beamten vom 22. Mai 1910; Verordnung 
über die Haftung des Reichs für die Juſtizbeamten vom 3. Mai 1935; durch letztere 
Verordnung iſt der frühere § 12 GBO außer Kraft geſetzt worden). 


3. Die innere Einrichtung der Bücher 


Die erſten geſchichtlichen Anfänge der Grundſtücksbuchungen waren ſehr primitiv. Es 
wurden etwa in einem dicken Folianten vom Stadtſchreiber alle Geſchäfte, die ſich auf 
irgendwelche ſtädtiſche Häuſer bezogen, hintereinander, ſo wie ſie kamen, mit einem 
kurzen Stichwort vermerkt. Das „moderne“ heutige Grundbuch fieht ganz anders aus. 
Hier hat jedes „Grundſtück“ (über dieſen Begriff nachfolgend a) von vorn ⸗ 
herein ein eigenes „Blatt“. And dieſe Blätter find wohlgeordnet und aufs 
feinſte gegliedert. Das, was uns da an „Abteilungen“, „Spalten“ und 


| Nebenaufzeichnungen entgegentritt, ruht auf jahrzehntelanger Erprobung und immer 
neuen Verbeſſerungen. Zuletzt hat noch die „Verreichlichung“ des Grundbuchweſens 


b 


im Jahre 1935 Gelegenheit gegeben, die verſchiedenen Formulare der deutſchen 
Länder miteinander zu vergleichen und das Beſte auszuwählen. Dabei hat man in der 
Hauptſache das bewährte, 1899 entworfene preußiſche Formular zugrunde gelegt, 


aber wiederum überarbeitet und verbeſſert. 


Die zukünftig für ganz Deutſchland maßgebliche Grundbuchverfügung iſt, wie ſchon 
erwähnt (Ziffer 3), von einer Reihe von „Muſtern“ begleitet, die nach Art von 
Abbildungen „die nähere Einrichtung und die Ausfüllung des Grundbuchblattes“ 
(S 22 GBVfg.) zur Schau ſtellen. Wer irgend berufsmäßig mit Grundbuchſachen zu 
tun hat, muß ſich in dieſen Muſtern ſo raſch und gründlich wie möglich heimiſch 
machen. Die alten früheren Grundbuchblätter ſollen nach und nach auf die neuen 
Muſter umgeſchrieben werden (§s 28 ff., 67 GBVfg.; in Preußen z. B. nach 
Maßgabe der beſonderen Durchführungsverordnung vom 27. Februar 1936, abgedruckt 
Deutſche Juſtiz 1936 S. 356; in Bayern nach Durchführungsverordnung vom 
30. März 1936, ebenda S. 534; uſw.). — Die Muſter können hier nicht im ganzen wieder. 
gegeben werden. Doch bringen die im folgenden abgebildeten Kopfleiſten des 
„Beſtandsverzeichniſſes“ und der drei „Abteilungen“ wenigſtens einen anſchaulichen 
Aberblick. Zugleich zeigt ſich, daß das, was als „Grundbuchblatt“ bezeichnet wird, in 
Wahrheit eine Reihe von Blättern umfaßt (in dem amtlichen „Muſter“ find es 
12 Seiten, die letzte leer, ſo daß eine Art Heft entſteht; die Verordnung vom 
25. Februar 1936 über die „Geſchäftliche Behandlung“ empfiehlt im 8 10, für freien 
Raum zu ſorgen und normalerweiſe 20 Seiten in Ausſicht zu nehmen). Eine Reihe 


dieſer Hefte (,„Grundbuchblätter“) werden dann zu einem Bande zuſammengefaßt. 


a) Das Beſtands verzeichnis. Mit der „Aufſchrift“, die nur eine Art 


Titelblatt darſtellt und die erſte Außenſeite einnimmt, und dem „Beſtandsverzeich⸗ 
nis“, das über die nächſten beiden Innenſeiten hinwegläuft, beginnt das „Blatt“. 
Hier ſtellt ſich das betreffende Grundftüd gewiſſermaßen dem Leſer vor, und zwar in 
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feinem anfänglichen Beſtand (Spalte 1 bis 4, die im Original die ganze linke Seite 
in Anſpruch nehmen) wie in feinen Zu- und Abſchreibungen (Spalte 5 bis 8, die im 
Original die rechte Seite einnehmen). 


Beſtands verzeichnis 
EN der Grundſtuücke und der Beſtand und 
Saufenbe dem * nn Rechte Zuſchreibungen U 
Nummer Bisherige 5 | 


Steuer · ls 
bücher 8 


Dabei ſtoßen wir auf eine Merkwürdigkeit, die ſich aber leicht erklärt. Es iſt nämlich 
keineswegs nötig, daß das „Grundſtück“, das ſich da vorſtellt, in ſich geſchloſſen 
iſt, d. h. eine zuſammenhängende Bodenfläche bildet. Vielmehr können mehrere 
getrennte Flächenſtücke zuſammen das Grundſtück ausmachen, das nun auf 
dem betreffenden Blatt als eine Einheit erſcheint. Das entſpricht durchaus der volks · 
tümlichen Anſchauung. Wenn z. B. ein Bauer eine Hofſtelle im Dorf, drei ver - 
ſchiedene Acker und eine gleichfalls getrennt liegende Wieſe hat, ſo iſt das auch für 
ihn eine Einheit, durch ſein Eigentum zuſammengehalten und gegebenenfalls als 
Ganzes mit einer Hypothek belaſtet. Wenn allerdings die mehreren Grundflächen 
nicht als Einheit erſcheinen, wenn z. B. der Bauer zufällig auch in der Stadt ein 
Haus hat, ſo werden in dieſem Falle zwei „Grundſtücke“ angenommen, und es wird 
deshalb auch für jedes ein beſonderes „Grundbuchblatt“ geführt. Anderſeits kann 
ein Grundſtück wieder dadurch eine Ausweitung und Bereicherung erfahren, daß mit 
ihm eine Berechtigung, etwa an einem Nachbargrundſtück, verbunden iſt, z. B. ein 
Wegerecht, das über das Nachbargrundſtück führt. Dann wird das dem einen Grund⸗ 
ſtück ſo zugeſchlagen wie etwa ein Acker oder eine Wieſe (Aberſchrift Spalte 3: 
„mit dem Eigentum verbundene Rechte“); in der Tat ſtellt ein ſolches 
Recht eine Werterhöhung des Grundſtücks dar, die durchaus in ein „Beſtandsver ⸗ 
zeichnis“ hineingehört. | 
Wichtig iſt bei dem Beſtandsverzeichnis des Grundbuchs der SZufammenbang 
mit dem Kataſter (den Steuerverzeichniſſen). Ihm dienen die Spalten 3 und 4. 
Dort beim Kataſteramt iſt dann auch regelmäßig eine ganz genaue, auf ſorgfältigſter 
Vermeſſung beruhende Karte zu finden. Beim Grundbuch ſelbſt werden (leider) 
ſolche geographiſchen Karten nicht geführt. 

b) Die Erſte Abteilung (der Eigentums ausweis). Hier ſtellt ſich 
dem Leſer der Eigentümer des betreffenden, vorher im Beſtandsverzeichnis gekenn ⸗ 


Erſte Abteilung 


Laufende Laufende 
Nummer Nummer der . 
der Ein Eigentümer Grundſtücke] Grundlage der Eintragung 
im Beſtands⸗ 
tragungen verzeichnis | 
EEE 


Ä | 
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zeichneten „Grundſtücks“ vor. Wiederum werden alle ſpäteren Anderungen laufend 
gebucht. Danach kann man, wenn das Grundbuchblatt ſchon ſeit Jahrzehnten läuft, 
das Wandern des Grundſtücks von einer Hand in die andere verfolgen. Allerdings 
werden in Spalte 4 regelmäßig nur ganz kurze Bemerkungen, m im Juriſten⸗ 
deutſch, aufgenommen, etwa in dem Stile: „Aufgelaſſen am .. und eingetragen 
am. . , oder: „Eingetragen auf Grund des Erbſcheins vom . Näheres muß 
man dann den Grundakten entnehmen, die das Grundbuch begleiten (nachfolgend f). 
c) Die Zweite Abteilung. Hier beginnt nun der Aberblick über die 
„Laſten“, die auf dem Grundſtück liegen. Fortgeſetzt wird dieſer Aberblick in der 
Dritten Abteilung, denn auch die dort gebuchten Hypotheken uſw. ſind Laſten im 
weiteren Sinne des Wortes. Abteilung II bringt alle Laſten, die nicht Hypotheken 


Zweite Abteilung 


Lfde. Nr. der Löſchungen 
betroffenen 


Grunditüde | Laften und Beſchränkungen fefde. Ar. ede. Nr 

im Beſtands⸗ a 84 

verzeichnis er ” 
.. ,.. rn 


2 — —— 


uſw. find. Hierher gehören z. B. bäuerliche Altenteile, ſogenannte Vorkaufsrechte, 
die Eröffnung des Konkurſes über den Eigentümer, die Einſetzung eines Teſtament⸗ 
vollſtreckers, auch ſogenannte Vormerkungen und Widerſprüche. Sehr wichtig kann 
die Spalte 2 werden. Es iſt nämlich ausnahmsweiſe möglich, daß mehrere Grund- 
ſtücke — und zwar ſolche, die nicht, wie dies unter a geſchildert worden iſt, zu einer 
Einheit zuſammengezogen ſind, die vielmehr jedes eine Einheit für ſich geblieben ſind 
— auf demſelben Grundbuchblatt untergebracht werden (Näheres im folgenden, 
Ziffer 6). Dann kommt es natürlich ſehr darauf an, ob eine „Laſt“ nur auf einem der 
mehreren Grundſtücke laſtet oder auf allen. Darüber gibt dann Spalte 2 Auskunft. 
d) Die Dritte Abteilung (Hppothekenabteilung). Sie iſt befon- 
ders wichtig und auch oft am ſtärkſten mit Eintragungen, die ſich im Laufe der Jahre 
häufen, gefüllt. Das hängt mit unſerem hochentwickelten und hochgetriebenen Kredit⸗ 
weſen und mit der Aberſchuldung vieler Grundbeſitzer zuſammen. Zwar bekommt 
nicht jeder Gläubiger ohne weiteres eine „Hypothek“ an dem Grundſtück ſeines 
Schuldners. Aber ſehr viele Gläubiger, die wiſſen, daß ihr Schuldner Grundbeſitz 


Dritte Abteilung 


Löſchungen 


55 Nr. 
Be⸗ 
h trag 


| hat, drängen auf hypothekariſche Sicherung. And nun geht das Spiel im Laufe der 
Jahre hin und her: Hypotheken werden gelöſcht und neue dafür eingetragen. Oder, 
was beſonders häufig iſt, der bisherige Hypothekengläubiger tritt ſeine Hypothek an 
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einen anderen Gläubiger ab (natürlich faft immer gegen Auszahlung der Hypotbefen- 
ſumme, nur höchſt ſelten geſchenkweiſe). Oder: der Zinsfuß der Hypothek wird 
geändert. Oder: es wird zunächſt nur ein Teil der Hypothekenſumme zurückgezahlt. 
Das alles ſpiegelt ſich dann in den Spalten der Dritten Abteilung des Grundbuchs 
wider. Die Spalten 3, 6 und 9 tragen dem ganz auf Geld und Geldſummen ab- 
geſtellten Charakter der Hypotheken Rechnung. Spalte 2 ſpielt hier die gleiche wichtige 
Rolle wie in der Zweiten Abteilung. 

e) Die roten Anterſtreichungen. Das Grundbuch ſoll nicht bloß die 
Rechtslage, wie fie gerade iſt, erkennen laſſen, ſondern ſoll auch nach der Vergangen- 
heit hin zeigen, wie ſich die NRechtsverhältniſſe am Grundftüd entwickelt haben. 
Das würde verhindert werden, wenn die irgendwie erloſchenen Rechte (früheres 
Eigentum, eine zurückgezahlte Hypothek oder dergleichen) einfach unkenntlich gemacht, 
etwa durchſtrichen oder wegradiert würden. Darum hat man in Preußen und jetzt 
für das ganze Reichsgebiet einen anderen Weg beſchritten. Was überholt ift, d. h. 
im Rechtsſinne nicht mehr gilt, bleibt ſtehen, wird aber rot unterſtrichen. Der Leſer 
muß ſich alſo geſagt fein laſſen, daß das rot Anterſtrichene keineswegs etwas befon- 
ders Wichtiges, ſondern im Gegenteil etwas nicht mehr Gültiges iſt. Ergänzend 
benachrichtigen ihn dann kurze textliche Bemerkungen, namentlich in Spalte 6 und 7 
der Zweiten und in Spalte 8 bis 10 der Dritten Abteilung, was es mit dem Ver⸗ 
ſchwinden des betreffenden Rechts auf ſich hat. Die „Grundakten“ (im folgenden f) 
ergänzen auch hier die ganz knappen Stichworte des eigentlichen Grundbuchs. 

f) Die Grundakten. Die Grundbücher müſſen einigermaßen handlich und 
leicht zu überſehen ſein. Darum muß alles Beiwerk abgeſchoben werden. Zu ſeiner 
Aufnahme dienen die ſogenannten Grundakten. Sie werden ſo geführt, daß zu jedem 
Grundbuchblatt ein eigenes Aktenſtück gehört, wenn nötig mehrere (vgl. SS 24, 70 
GBVfg. und die allgemeine Anweiſung für die Verwaltung des Schriftguts bei den 
Geſchäftsſtellen der deutſchen Juſtizbehörden vom 28. Oktober 1934, kurz Aktenord⸗ 
mung genannt, nebſt landesrechtlichen Zuſatzbeſtimmungen). Es wird auch in jede 
ſolche Grundakte ein Abklatſch des betreffenden Grundbuchblattes, das ſogenannte 
„Handblatt“, eingelegt. Wenn jedoch einmal Widerſprüche auftreten ſollten, ſo geht 
das Grundbuchblatt als Ardokument vor; das iſt beſonders wichtig für den „guten 
Glauben“ (nachfolgend S. 18 6c). Im übrigen kommen in die Grundakten die vielen 
begleitenden Urkunden hinein, Bewilligungserklärungen, Auflaſſungen (nach- 
folgend 8 b), Hypothekenbewilligungen, Altenteilsbewilligungen, oft auch die zu⸗ 
grunde liegenden Kauf- oder Darlehnsurkunden uſw., und ferner der laufende 
Schriftwechſel zwiſchen dem Amt und den beteiligten Privatperſonen. — Mit 
den „Grundakten“ iſt der büromäßige Apparat in Grundbuchſachen noch nicht erſchöpft. 
Daneben fol ein Sigentümer verzeichnis für den Bezirk des Grundbuch- 
amts geführt werden (alphabetiſch, Karteiform zuläſſig), ein Tagebuch, das 
namentlich auch als Unterlage für die Statiſtik dient; ferner find Steuermit- 
teilungen an die Finanzämter weiterzugeben (3.3. für die Grunderwerbſteuer), 
und manches andere. 


6. Die aufzunehmenden Grund ſtüche 

a) Grundſatz iſt, daß alle Grundſtücke, die es überhaupt in Deutſchland gibt, im 
Grundbuch zu finden find. Aber es beſtehen Aus nahmen, die an ſich bedauerlich, 
jedoch durch Brauch und gewiſſe öffentliche Intereſſen gerechtfertigt ſind. Es heißt 
nämlich im S 3 Abſ. 2 GBO: „Die Grundſtücke des Reichs, der 
Länder, der Gemeinden und anderer Kommunalverbände, der Kirchen, 
Klöſter und Schulen, die Waſſer läufe, die öffentlichen Wege ſowie 
die Grundſtücke, welche einem dem öffentlichen Verkehr dienenden Bahnunternehmen 
gewidmet ſind, erhalten ein Grundbuchblatt nur auf Antrag des Eigentümers 
oder eines Berechtigten.“ Der am Schluß erwähnte Antrag wird faſt nie geſtellt, ſo 
daß alſo die Grundſtücke der aufgezählten öffentlichen Körperſchaften und Anſtalten | 


| 
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ſowie die Grundſtücke der genannten Eigenart außerhalb des Grundbuchs bleiben; 
ſogenannte buchungsfreie Grundſtücke. Das hat dann auch die Folge, daß 
Abereignungen ſolcher Grundſtücke ſich im Wege bloßer Einigung vollziehen, alſo 
nicht wie ſonſt (ſiehe im folgenden 10 a) durch Grundbucheintrag. Freilich gilt das 
nur, wenn das Grundſtück von einer ſolchen privilegierten Körperſchaft auf eine 
andere übergeht, wenn z. B. der Fiskus eines ſeiner Grundſtücke an eine Gemeinde 


abgibt. Wenn der Fiskus das Grundſtück an eine Privatperſon veräußert, muß das 
Grundſtück zuvor ins Grundbuch aufgenommen werden. 


b) Nicht aus dem Grundbuchapparat ausgeſchieden find die Erbhöfe. Sie 
ſpielen in unſerem heutigen völkiſchen Daſein bekanntlich eine beſonders wichtige und 
hervortretende Rolle. Dem wird auch im ſtaatlichen Buchungsweſen Rechnung 


getragen. Es iſt eine eigene Erbhöferolle in Geſtalt eines öffentlichen Regiſters 


eingerichtet worden, das bei den Anerbengerichten geführt wird, und über deſſen Ein⸗ 
tichtung und laufende Führung genaue Vorſchriſten ergangen find (vgl. namentlich 
Ss 27 ff. der Erſten Durchführungsverordnung zum Reichserbhofgeſetz vom 19. Okto- 
ber 1933). Aber: trotzdem bleiben die Erbhofgrundſtücke auch innerhalb des 
Grundbuchapparates. Nur wird die Erbhofeigenſchaft ausdrücklich im Grund. 
buch vermerkt (353 Reichserbhofgeſetz), und außerdem geht hier die Tendenz dahin, 
alle Grundftüde, die zu dem Erbhof gehören, möglichſt auf ein und dem ⸗ 


. — 


— 


ſelben Grundbuchblatt zuſammenzuziehen. Das bedeutet zugleich eine ver- 
ſtändliche Durchbrechung des „Realfoliums“ (vgl. c). 

Auch für Heimſtätten gelten befondere Vorſchriften (88 61 bis 63 GBfg.). 
Für Erbbaurechte werden beſondere Blätter eingerichtet (ebenda 88 54 ff.). 


c) Mit dem ſogenannten Realfolium hat es folgende Bewandtnis: Es iſt, wie 
ſchon erwähnt (Eingang der Ziffer 5; vgl. auch Abhandlung „Sachenrecht“ S. 28), 
leitende Idee: Jedes einzelne Grundftück fol im Grundbuch feinen eigenen Platz, fein 
eigenes Blatt haben, und man nennt das den „Grundſatz des Realfoliums“. Die 


„Folge iſt, daß, wer mehrere „Grundſtücke“ befitzt, auch ebenſo viele „Blätter“ (Hefte) 
im Grundbuch hat. Freilich konnten wir zeigen, daß auch getrennt liegende Boden⸗ 


flächen zuſammen ein „Grundſtück“ ausmachen können, und da gibt es dann nur ein 
Blatt (S. 6). Darüber hinaus, und auch das iſt ſchon geſtreift worden (S. 7 vor d), 


können aus nahmsweiſe auch mehrere ſolche „Grundſtücke“ auf demſelben Blatt 


— 


Dee; 


— 


— 


untergebracht werden, natürlich unter der Vorausſetzung, daß fie demſelben Eigen- 
tümer gehören. Das nennt man dann Perſonalfolium. Der Geſetzgeber 
fördert das, wie eben erwähnt, bei den Erbhöfen (auch bei Reichsheimſtätten und 
ähnlichen Einheitsgütern; vgl. den neugefaßten § 4 des Reichsheimſtättengeſetzes). 
Im übrigen aber ſoll das Ausnahme bleiben, und der Geſetzgeber erlaubt es nur, 
„ſolange hiervon Verwirrung nicht zu beſorgen iſt“ (§S4 GBO). Verwirrung droht 
ſofort, wenn die mehreren Grundſtücke verſchieden belaſtet ſind. Bis zu einem 
gewiſſen Grade kann das ertragen werden, zumal Spalte 2, wie gezeigt (S. 7 vor d), 
den Leſer aufmerkſam macht. Sobald aber ſolche verſchiedenen Belaſtungen ſich 
mehren, muß der Grundbuchrichter ein Veto einlegen und dafür ſorgen, daß dann die 
mehreren Grundſtücke auf getrennten Blättern untergebracht werden. 


Der Geſichtspunkt einer abzuwehrenden „Verwirrung“ iſt übrigens auch entſcheidend, 
wenn einem „Grundſtück“ etwas hinzugeſetzt, alſo etwa dem Bauernhof ein neuer 
irgendwie erworbener Acker zugeſchlagen werden fol. Ebenſo im umgekehrten 
Falle, wenn ein bisher einheitliches Grundſtück aufgeteilt werden ſoll. Solche 
Aufteilungen, oft „PMarzellierungen“ genannt, ſpielen im Leben eine große 


Nolle, namentlich wenn ſich Städte in bisher ländliche Bezirke ausdehnen und nun 


m 


ein Acker in Bauſtellen zerfhlagen werden fol. Da iſt dann wieder größte 
Sorgfalt, Hand in Hand mit den Vermeſſungsbehörden (Kataſteramt), am Platze; 
und das „Ambuchen“ nimmt in ſolchen Fällen die Beamten des Grundbuchs ſtark in 


Anſpruch. 
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7. Die einzutragenden Rechte (und ihr Rang) 
Grundſatz iſt wiederum höchſtmögliche Vollſtändigkeit. Das würde bedeuten, 
daß alles, was irgendwie auf das Grundſtück abzielt und rechtlich Bedeutung hat, 
eingetragen werden müßte. Aber es ſchieben ſich zwei Schranken in den Weg. 
Einmal hat das Bürgerliche Geſetzbuch ſehr ſcharf die „dinglichen“ und die bloß „per⸗ 
ſöͤnlichen“ Rechte unterſchieden. Das Grundbuch iſt nur für die erſteren, die ding ⸗ 
lichen Rechte, beſtimmt. Sie haben im III. Buch des Bürgerlichen Geſetzbuchs 
(Sachenrecht) ihren Niederſchlag gefunden: Eigentum, Erbbaurecht, Grunddienſtbar⸗ 
keiten, Nießbrauch, beſchränkte perſönliche Dienſtbarkeiten, Vorkaufsrecht, Reallaſt, 
Hypothek, Grundſchuld, Rentenfhuld; dazu treten Vormerkung und Widerſpruch und 
gewiſſe Eigentumsbeſchränkungen, die zum Teil aus anderen Geſetzen erwachſen (5. B. 
Konkurseröffnung). Die „perſönlichen“ Rechte dagegen, die ihren Hauptſitz im II. Buch 
des Bürgerlichen Geſetzbuchs gefunden haben, ſollen nicht im Grundbuch auf ⸗ 
genommen werden. Die wichtigſten Beiſpiele find Miete und Pacht; über fie 
iſt aus dem Grundbuch nichts zu entnehmen, eine etwaige Bitte um Eintragung 
müßte der Richter ablehnen. 
Zum zweiten iſt das Grundbuch nicht für die öffentlichen Laſten beſtimmt 
(854 GBO). Sie find anderweitig genügend klargeſtellt. Der Käufer eines Grund⸗ 
ſtücks muß fi alfo nach doppelter Richtung umtun, wenn er Aberraſchungen ver⸗ 
meiden will. Das Grundbuch gibt ihm nur über die privaten Laſten, wie etwa die 
Hypotheken, Auskunft; will er etwas über die etwaigen öffentlichen Laſten (öffentlich ⸗ 
rechtliche Baubeſchränkungen, Hauszinsſteuer, Straßenanliegerbeiträge, Gemeinde 
abgaben, Deichlaſten uſw.) wiſſen, muß er ſich bei den jeweils zuſtändigen Amtsſtellen 
erkundigen. 
Der Vollſtändigkeitsgedanke greift dagegen wieder Platz, ſoweit es ſich um die ſo⸗ 
genannte fortgeſetzte Reihe der Eintragungen handelt. Das hängt wieder 
mit dem Grundſatz zuſammen, daß die Entwicklung der Rechtsverhältniſſe des 
Grundſtücks, das Hintereinander der Berechtigungen, erſichtlich ſein ſoll (vgl. bereits 
S. Be). Darum dürfen keine Sprünge gemacht werden. Auch die „Zwiſchen⸗ 
berechtigten“ müſſen ins Buch hinein, ehe es weitergeht (8 39 GBO; beſchränkte 
Ausnahme für Erbfälle im 8 40). 
Beiſpiel: Das Grundſtück des A iſt zur Zwangsverſteigerung gekommen. 
B hat als Meiſtbietender den Zuſchlag erhalten. Damit ift er bereits Eigentümer 
des Grundſtücks geworden. Er hätte ſich alſo ſofort in der Erſten Abteilung (oben 
S. 6 b) eintragen laſſen können, hat das aber auf die lange Bank geſchoben. 
Nach zwei Jahren will er das Grundftüd an C abgeben. Es wäre nun verlockend 
(vor allem auch um der Koſtenerſparnis willen), wenn jetzt A, der immer noch im 
Buch als Eigentümer ſteht, wieder herangeholt würde, um das Grundſtück buch⸗ 
mäßig gleich an C weiterzuleiten. Aber das iſt eben verboten. Vielmehr muß, auch 
wenn das nun doppelte Koften macht, zunächſt B und dann erſt hinter ihm C ein- 
getragen werden: Vollſtändigkeit der Reihe. 


Sum Streben nach Vollſtändigkeit gehört auch die Rangfrage. Es wird noch zu 
zeigen ſein (nachfolgend Ziff. 10 b), daß es größte praktiſche Bedeutung hat, ob man 
mit einem Recht am Grundſtück, z. B. einer Hypothek, an erſter oder zweiter oder noch 
fpäterer Stelle ſteht (vgl. auch ſchon S. 2). Dem muß von vornherein Rechnung 
getragen werden: Schon auf dem Antrag auf Eintragung, den eine Partei ſtellt, 
iſt der „Zeitpunkt des Eingangs“ zu vermerken, damit nicht im ſpäteren 
Geſchäftsgang ein anderer zuvorkommt (§S 13 GBO; 81 AD); und zwar wird ganz 
genau verfahren: der Zeitpunkt des Eingangs wird nach Tag, Stunde, ſogar 
Minute vermerkt (819 Abſ. 2 Verordnung über die „Geſchäftliche Behandlung“ 
vom 25. Februar 1936). Vor allem aber iſt bei der ſchließlichen Eintragung im 
Grundbuch ſelbſt bei jeder Eintragung das Datum beizuſetzen (hier nur der 
Tag; 8 44 GBO) und außerdem darauf zu achten, daß auch äußerlich die Reihenfolge 
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zu der Reihenfolge der Daten ſtimmt (845 Abſ. 1; vgl. 5 15 Abſ. 3 AV), und daß, 
wenn etwa zwei Rechte das gleiche Datum haben, ausdrücklich hinzugeſetzt wird, 
welches im Range vorgeht (8 45 Abſ. 2 GBO). Bei alten Grundbüchern mit vielen 


Eintragungen kann es vorkommen, daß der Nang nicht mehr klar erſichtlich iſt. Für 
ſolche Fälle iſt vorgeſehen, daß bei guter Gelegenheit ein Klarſtellungs ver 


fahren unter Zuziehung aller Beteiligten eingeleitet wird (88 90 ff. GBO). 


Manchmal kommen auch nachträgliche Rangänderungen vor — zwei Hypo- 


thekengläubiger tauſchen etwa ihren Rang (vgl. 8 880 BGB) —; auch das wird im 
Grundbuch ſorgfältig ſichtbar gemacht. 


8. Das Eintragungsverfahren 
a) Allgemeine Kennzeichnung. Es handelt ſich um ein Amtsverfahren, 


und zwar um ein gerichtliches. Es iſt zwar zwangloſer als ein Prozeßver⸗ 
fahren, nimmt aber auch ſeinerſeits an der Würde ſtaatlicher Gerichtsbarkeit teil. 
Dem Charakter nach iſt es ein Stück „Freiwillige Gerichtsbarkeit“, wes ⸗ 
halb das Reichsgeſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit ergänzend heranzuziehen iſt 


A 


(vol. S. 4). Normalerweiſe ſpielt ſich das Verfahren am Amtsſitz des 
Grundbuchamts ab, ausnahmsweiſe können aber auch „Gerichtstage“ und 
„Lokaltermine“ auswärts abgehalten werden. Die Sitzungen find nicht öffent ⸗ 
lich (im Gegenſatz zum ſtreitigen Prozeßverfahren); Anbeteiligte dürfen ſich alſo 
nicht eindrängen. Der Richter hat das Recht der Sitzungs polizei, kann alſo 
z. B. Ordnungsſtrafen wegen Angebühr verhängen. Es wird grundſätzlich deutſch 
geſprochen; ausnahmsweiſe wird ein Dolmetſcher zugezogen (88 8, I FGG). 
Die mehreren Grundbuchämter haben ſich wechfelſeitig zu unterſtützen, aber auch 
darüber hinaus find alle Gerichtsbehörden den ee zur „Rechts 
hilfe“ verpflichtet (82 FGG). 


Das Grundbuchverfahren gibt dem Richter gute und ER, Gelegenheit, mit 


der Bevölkerung ſeines Bezirks in perſönlicher Fühlung zu ſtehen. Die Leute 


kommen zu ihm, er lernt ſie kennen, kann ſie beraten. Freilich gilt dieſes Idealbild 


nur für die kleineren ländlichen Bezirke. In der Stadt ändert ſich das 
Bild. Hier ſchiebt ſich in ziemlichem Amfange der Notar als Berater der Betei- 


ligten ein. Dementſprechend iſt auch die Verfahrensmethode verſchieden. Im länd- 


lichen Bezirk überwiegt der mündliche Verkehr; hier werden meiſt, wie es die Grund- 
buchordnung in der Juriſtenſprache ausdrückt (8 29), „die Eintragungsbewilligung 
oder die ſonſtigen zu der Eintragung erforderlichen Erklärungen vor dem Grundbuch- 


amt zur Niederſchrift des Grundbuchrichters abgegeben“. In der 


— 


Stadt drängt ſich die andere Methode vor: die nötigen Bewilligungs erklärungen 
(über fie auch nachfolgend S. 13) werden „durch öffentliche oder Öffent- 
lich beglaubigte Arkunden nachgewieſen“, die der Notar aufnimmt und als 
Vertreter der Parteien beim Gericht einreicht. Bei beiden Methoden iſt beſonders 
wichtig die Identitätsprüfung, d. h. die eindeutige Feſtſtellung, daß der 
Erklärende auch wirklich die Perfon iſt, für die er ſich ausgibt. Denn wenn eine 
falſche Perſon die Erklärung abgegeben hat, iſt die Erklärung ſelbſt falſch, und auch 
das Grundbuch wird ſalſch, fo daß dem Richter die früher beſprochene Haftung droht 
(S. 5). 


Der Sicherheit des Grundbuchweſens dienen auch die vorgeſehenen Rechts- 


mittel, d. h. die Möglichkeiten, gegen eine Stellungnahme des Grund buchrichters 
eine höhere „Inſtanz“ anzurufen (Inſtanzenzug). Das Geſetz ſtellt ein ſorgfältig 
geregeltes Beſchwerde verfahren zur Verfügung (SS 71 ff. GBO). Doch iſt 


die Beſchwerde nicht ſchrankenlos zugelaſſen; in der Praxis geht das in Einzelheiten 
auseinander: in welchen Fällen Beſchwerde zuläſſig, in welchen fie unzuläſſig iſt. 


Beſonders merkwürdig könnte der Satz erſcheinen: „Die Beſchwerde gegen eine 


Eintragung iſt unzuläſſig“ (S 71 Abſ. 2 Satz 1 GBO). Man möchte annehmen, 


daß gerade die etwa unrichtige Eintragung am allererſten nach Beſchwerdemzͤglichkeit 
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verlangt. Aber hier könnte der unſer Rechtsſyſtem beſonders nachdrücklich beherr⸗ 
ſchende „öffentliche Glaube des Grundbuchs“ (nachfolgend Ziff. 10 c) leiden, wenn nun 
ohne weiteres die einmal vollzogene Eintragung wieder geändert würde. Die Löfung 
der Schwierigkeit wird dadurch erreicht, daß die angegriffene Eintragung zunächſt 
zwar ſtehen bleibt, daß aber ein ſogenannter Widerſpruch (vgl. nachfolgend d) 
daneben geſetzt wird (8 71 Abſ. 2 Satz 2 GBO). — Wenn die Beſchwerde eingeht, 
kann ihr der Grundbuchrichter felbft abhelfen, fo daß die Sache in 
der 1. Inſtanz bleibt; wenn die Entſcheidung eines Rechtspflegers (vorſtehend 
Ziffer 4) angegegriffen wird, iſt ohnedies zunächſt dar Grundbuchrichter zur Nach⸗ 
prüfung berufen. Wenn aber der Grundbuchrichter nicht von ſich aus die Beſchwerde 
anerkennt, geht der Fall an das Landgericht (an eine Zivilkammer). Auch bei 
deſſen Entſcheidung braucht ſich der betroffene Volksgenoſſe nicht zu beruhigen. Es 
ſteht ihm, allerdings nur bei etwaiger „Verletzung des Geſetzes“, alſo nicht bei bloß 
ſchiefer Einſchätzung der tatſächlichen Verhältniſſe, die „weitere Beſchwerde“ 
zu. Sie geht entweder an das Kammergericht in Berlin oder an das 
Oberlandesgericht in München (Verordnung vom 23. März 1936, RG. 
Bl. J S. 251). In gewiſſen Fällen iſt ſogar ſtatt dieſer beiden Oberlandesgerichte das 
Reichsgericht zuſtändig (879 Abſ. 2). 

Das ganze Grundbuchverſahren hätte keinen Zweck, wenn nicht das daraus 
erwachſene, durch die Jahrzehnte fortlaufende Grundbuch der Bevölkerung zur 
Einſicht offen ftünde. Indeſſen muß hier gleich eine Einſchränkung gemacht 
werden. Jeder Volksgenoſſe hat ein Recht, daß feine privaten Verhältniſſe nicht 
beliebigen Neugierigen aufgedeckt werden. Darum find die Grundbücher doch nicht 
unbeſchränkt öffentlich; im Gegenteil find fie „ſo zu verwahren, daß fie von Un- 
berufenen nicht eingeſehen werden können“ (8 12 der Verordnung über die „Geſchäftliche 
Behandlung“ vom 25. Februar 1936). Zutritt und Einblick kann vielmehr nur ver- 
langen, wer dem Arkundsbeamten der Geſchäftsſtelle (oben S. 4) „ein berech ⸗ 
tigtes Intereſſe“ an der Einſicht darlegt. Das gilt natürlich in erſter Linie 
vom Eigentümer. Dann auch von den ſonſtigen eingetragenen Berechtigten, z. B. 
Hypothekengläubigern; es kann für ſie ſehr wichtig ſein, feſtzuſtellen, wie ſtark von 
anderer Seite her das Grundſtück belaſtet iſt, ob etwa Aberſchuldung und Zwangs- 
vollſtreckung droht. Ein gewöhnlicher Gläubiger wird dagegen höchſtens dann Einſicht 
verlangen dürfen, wenn er ſchon einen vollſtreckbaren Schuldtitel in der Hand hat. 
Offentliche Behörden, ebenſo Notare haben ohne weiteres Zutritt (8 43 
GBVfg.). — Soweit ein Recht auf Einſicht beſteht, kann der Berechtigte auch eine 
Abſchrift aus dem Buch verlangen (S 12 Abſ. 2 GBO). Sie iſt, wenn er es 
wlünſcht, zu beglaubigen (844 GBVfg.). 

b) Antragsverfahren. Bei allen gerichtlichen Einrichtungen des Staates 
kehrt die Frage wieder, ob die Gerichte von ſich aus — „von Amts wegen“ — ein- 
greifen oder abwarten ſollen, bis ſich die betroffenen Privatperſonen melden und 
ihrerſeits auf Eröffnung des Verfahrens antragen. Der Zwieſpalt ſetzt ſich dann 
durch das ganze Verfahren hindurch fort: ob das Gericht von Amts wegen die 
Beweiſe erhebt oder abwartet, bis die Beteiligten (etwa der Kläger) die Beweiſe 
erbringen; ob ein Privatbeteiligter das begonnene Verfahren anhalten kann (etwa 
durch Zurücknahme der Klage), oder ob ein einmal in Lauf gekommenes Verfahren 
von Amts wegen zu Ende geführt wird. Hauptbeiſpiel des Amts verfahrens iſt der 
Strafprozeß. Ein wichtiges Beiſpiel für das Gegenteil, alſo das Antrags ver⸗ 
fahren, iſt das Grundbuchweſen. Aber die beiden Methoden werden niemals in voller 
Reinheit durchgeführt. So kennt der Strafprozeß ausnahmsweiſe ſogenannte An⸗ 
tragsdelikte. And umgekehrt weiſt das Grundbuchverfahren Lagen auf, in denen von | 
Amts wegen vorgegangen wird. Aber dieſe Ausnahmen nachfolgend c. 

Die Regel iſt Abwarten des Grundbuchamtes: „Eine Eintragung ſoll nur auf | 
Antrag erfolgen” (§S 13 GBO). Nun erhebt ſich jedoch ſofort die weitere elementare 
Frage, wer denn berufen tft, auf dieſem Wege eine Anderung des Grund⸗ | 
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buchs, Eintragung oder Löſchung oder Rangänderung oder Erhöhung des hypo⸗ 
thekariſchen Zinsſatzes uſw., herbeizuführen. Da ſtoßen wir auf eine juriſtiſche Spitz⸗ 
findigkeit. Es werden nämlich „Antrag“ und „Bewilligung“ ſcharf geſchieden. 
Die Bewilligung iſt das Wichtigere, der Antrag hat mehr nur formalen Charakter. 
Wer aber iſt zu der Bewilligung berufen? „Derjenige, deſſen Nicht von der Ein- 
tragung betroffen wird“, ſagt im Juriſtendeutſch das Geſetz (§S 19 GBO). Man 
könnte das ins Volkstümliche dahin überſetzen: Derjenige, auf deſſen Koſten die 
Eintragung geht. So erſcheint es auch erklärlich, daß ohne ſeine „Bewilligung“ 
nichts unternommen werden darf. Meiſt iſt es auch für den Nichtjuriften ganz klar, 
wer dieſer „Betroffene“ iſt. Aber es kommen recht verwickelte Lagen vor, für die der 
Geſetzgeber Hilfsregeln gegeben hat (SS 21 ff.). 


Beifpiele: Wenn der Käufer als neuer Eigentümer eingetragen werden ſoll, 
iſt der Verkäufer der „Betroffene“; denn ſein Eigentum ſoll jetzt aufhören und im 
Buch gelöſcht werden. Wenn ein Wegerecht eingetragen werden ſoll, iſt gewiß der 
Wehberechtigte an der Eintragung ſehr intereſſiert; aber er tft bei der Eintragung 
gewiſſermaßen der Gewinner, der „Betroffene“ iſt der andere Teil, der Eigen- 
tümer des Grundſtücks. Wenn jemand eine Hypothek an einem Grundſtück (alfo 
ein wertvolles Vermögensſtück) hat und die Hypothek, um flüſſiges Geld zu 
bekommen, an eine Bank abtritt, ſo ſetzt die Bank ſelbſtverſtändlich voraus, daß 
nun ſie als neue Hypothekengläubigerin ins Grundbuch eingetragen wird; aber die 
Sache geht — grundbuchlich geſehen — „auf Koſten“ des bisherigen Hypotheken- 
gläubigers, und er muß alſo „bewilligen“. Bemerkenswert iſt eine Sondervorſchrift 
(827 GBO) für den Fall der Hypotheken löſchung. Kein Zweifel, daß hier in 
erſter Linie der Hypothekengläubiger „betroffen“ iſt: ſeine Hypothek ſoll aus dem 
Grundbuch verſchwinden. Aber es muß außerdem die „Zuſtimmung des Eigen- 
tümers“ eingeholt werden. Das hängt mit dem eigentümlichen Gebilde der ſo⸗ 
genannten Eigentümerhypothek zuſammen (darüber Abhandlung „Sachenrecht“ 
unter II 7e 4). Wenn nämlich die Hypothek an ſich erledigt iſt, etwa durch Rück⸗ 
zahlung, bleibt der dadurch frei gewordene Platz dem Eigentümer vorbehalten 
(dahinterſtehende andere Hypothekengläubiger rücken nicht im Range auf!). Das 
würde zerſtört werden, wenn die Hypothek ohne weiteres zur Löſchung käme (denn 
dann würden die anderen aufrücken); deshalb muß auch der Eigentümer gefragt 
werden, ob auch er die Löſchung „bewilligt“. 


Wenn die „Bewilligung“ da iſt, z. B. in Geſtalt einer den Formerforderniſſen 
genügenden Arkunde, muß nun noch der „Antrag“ beim Grundbuchamt geſtellt 
werden. And da kann man weitherziger ſein: Der Antrag kann von beiden Seiten 
ausgehen, entweder von dem Gewinner oder von dem, auf deſſen Koſten es geht; der 
Geſetzgeber hat das ſo ausgedrückt: „Antragsberechtigt iſt jeder, deſſen Recht von der 
Eintragung betroffen wird oder zu deſſen Gunſten die Eintragung erfolgen ſoll“ 
(8 13 Abſ. 2 GBO). 


In den vorhergehenden Beiſpielen kann alſo der „Antrag“ auch von dem Käufer 
(ſiehe jedoch im folgenden: Auflaſſung), von dem Erwerber des Wegerechts, von 
der Bank, von dem Eigentümer allein ohne den Hypothekengläubiger geſtellt werden. 
Nur müſſen ſie eben die „Bewilligung“ des anderen Teils (des Betroffenen) in 
einer geeigneten Arkunde mitbringen. 


Eine Sondererſcheinung innerhalb dieſes Antrags- und Bewilligungsweſens bietet 
die ſogenannte Auflaſſung. Die Bezeichnung iſt altes deutſches Sprachgut. Sie 
meint den Eigentumsübergang von einem Volksgenoſſen auf den andern, und zwar 
auf Grund einer Verſtändigung, vor allem eines Kaufvertrags. Der bisherige Eigen. 
tümer „weicht“ von dem Grundſtück, ſtatt ſeiner „läßt er den Erwerber auf“. Das ſoll 
ein einigermaßen feierlicher Akt fein. Darum beſtimmt [don das Bürgerliche Geſetz ⸗ 
buch (8 925), daß die Auflaſſung „bei gleichzeitiger Anweſenheit 
beider Teile vor dem Grundbuchamt erklärt werden muß“. Dem iſt das Ver- 
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fahren nach der Grundbuchordnung und dem Geſetz über die freiwillige Gerichtsbar⸗ 
keit angepaßt. 
In dem erſten der obigen Beiſpiele kann alſo der „Antrag“ vom Käufer (oder um- 
gekehrt vom Verkäufer) allein geſtellt werden, aber praktiſch müſſen doch beide zur 
Gerichtsſtelle, um eine gemeinſame Erklärung abzugeben. 
Auch beim Antragsverfahren kann aus beſonderen Gründen Mitwirkung einer 
außenſte henden Behörde erforderlich ſein, und das Grundbuchamt hat dann 
natürlich ſorgfältigſt zu beachten, ob die behördliche „Genehmigung“ vorliegt. 
Beiſpiele: 1. Aus der Kriegszeit ſtammt noch die Bundes ratsverordnung vom 
15. März 1918, wonach land oder forſtwirtſchaftlich genutzter 
Boden, falls es ſich um Stücke über fünf Hektar (ſeit Geſetz vom 26. Januar 
1937: zwei Hektar) handelt, nicht ohne Genehmigung der Verwaltungsbehöͤrde 
(in Preußen des Landrats, in Stadtkreiſen des Bürgermeiſters) in andere Hand 
verkauft werden darf. 2. In ſogenannten Wohnſiedlungsgebieten iſt 
nach näherer Beſtimmung des Reichsgeſetzes vom 22. September 1933 nebſt Durch- 
führungsverordnung vom 25. Februar 1935 zu Verfügungen über bebaute wie un- 
bebaute Grundſtücke Genehmigung der Aufſichtsbehörde nötig. 3. Bei Erb- 
böjen iſt, ſoweit hier überhaupt eine Veräußerung in Frage kommt, nach 8 37 
des Reichserbhofgeſetzes vom 29. September 1933 die Genehmigung des Unerben- 
gerichts erforderlich. 
c) Amts verfahren. In den letzten vorerwähnten Fällen handelte es ſich 
gleichſam nur um eine behördliche Zutat; die Initiative blieb in der Hand der 
Privatperſonen. Nun gibt es aber auch Fälle, wo das Verfahren unmittelbar durch 
eine Behörde in Lauf geſetzt wird und umgekehrt die etwaige Beiziehung der 
betroffenen Privatperſonen nur Zutat iſt. Dabei ſind die Fälle zu unterſcheiden, wo 
andere Behörden eingreifen, und die, wo das Grundbuchamt ſelbſt 
einſchreitet. 
Die Fälle der erſteren Art ſind zerſtreut. Sie entſpringen auch ganz verſchiedenen 
Wurzeln. Jeder einzelne iſt geſetzlich begründet. Das Grundbuchamt hat darum nur 
zu prüfen, ob die „erſuchende Behörde“ wirklich für das betreffende Erſuchen zu⸗ 
ſtändig iſt und ihr Erſuchen in der richtigen Form vorgetragen hat; nicht aber darf es 
die ſachliche Zweckmäßigkeit des Erſuchens einer Nachprüfung unterziehen (vgl. SS 38, 
29 Abſ. 3 GBO). 
Beiſpiele: 1. Das Konkursgericht erſucht um Eintragung der Konkurs- 
eröffnung ($ 113 KO); die Eintragung erfolgt dann in der Zweiten Abteilung. 
2. Das Vollſtreckungsgericht erſucht um Eintragung, daß die Zwangs- 
verſteigerung des Grundſtücks angeordnet iſt ($ 19 3G). 3. Der Vorſitzende des 
Anerbengerichts erſucht, die Tatſache der Eintragung eines Grundſtücks in die Erb. 
höferolle nunmehr im Grundbuch zu vermerken (8 53 Reichserbhofgeſetz). 
Das eigene Einſchreiten des Grund buchamts iſt beſonders bemerfeng- 
wert. Hier ſpiegelt ſich etwas von der allgemeinen Anderung des Zeitgeiſtes. Zwar 
gab es ſchon früher einige Fälle, wo von Amts wegen eingeſchritten werden konnte 
und mußte. Aber dieſe Ausnahmen waren gekennzeichnet durch eine ausgeprägte 
Scheu vor dem privaten Belieben der beteiligten Perſonen. Heute greift man ſtärker 
zu. So brachte bereits das Grundbuchbereinigungsgeſetz vom 
18. Juli 1930 (RGBl. 1 S. 305) die Möglichkeit, Grundbücher, die durch die 
vorangegangenen verwickelten Aufwertungsvorgänge unüberſichtlich 
geworden, nochmals neu anzulegen (,umzuſchreiben“). Das iſt in erweiterter Form 
in die neue Grundbuchordnung vom 5. Auguſt 1935 übergegangen. Danach 
können vor allem die unklar gewordenen Rang verhältnifſe auch ohne und 
ſogar gegen die private Initiative von Amts wegen „klargeſtellt“ werden 
(S8 90 ff.). Dem geſellen ſich zwei weitere Maßregeln amtsrechtlicher Art hinzu: Der 
„Grundbuchberichtigungszwang“ (58 82f.) und die „Löſchung 
gegenſtandsloſer Eintragungen“ (88 84ff.). Das erſtere Mittel ſoll 
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allerdings mit Maßen angewandt werden. Auch bei dem zweiten iſt eine gewiſſe 
Zurückhaltung geboten. 


Beiſpiele: 1. Ein Landwirt hat von ſeinem Onkel ein Waldgrundſtück geerbt. 
Er müßte ſich nun auf dem Blatt des Onkels als neuer Eigentümer eintragen 
laſſen. Aber er tut das nicht, ſtellt keinen Antrag, aus Intereſſeloſigkeit oder, weil 
er die Koſten ſcheut. Das Grundbuchamt kann das auf ſich beruhen laſſen. Dann 
ſteht immer noch der tote Onkel als Eigentümer eingetragen. Sobald ſich aber 
Anzuträglichkeiten erwarten laſſen, kann das Amt den Landwirt zur Stellung des 
Antrags zwingen. 2. Auf einem ſtädtiſchen Grundſtück, das längſt bebaut und 
bewohnt oder zu einer Fabrik geworden iſt, ſteht noch immer eine Schafweide · 
gerechtigkeit eingetragen, die vor hundert Jahren begründet wurde und heute völlig 
gegenſtandslos iſt. Dann wird von Amts wegen zur Löſchung geſchritten, um das 
Buch von dieſer nutzloſen und verwirrenden Eintragung zu befreien. 


d) Schutzmittel gegen unrichtige Eintragungen. Anrichtige Ein- 
tragungen ſollen nicht vorkommen. Aber das Leben iſt ſtärker als dieſe ideale 
Forderung. Zum Teil find es natürliche Vorgänge wie in den eben gegebenen Bei⸗ 
ſpielen, die die Lage verändern, fo daß das Grundbuch nicht mehr mit ihr überein- 
ſtimmt. Zum andern Teil können dem Grundbuchrichter, der auch nur ein Menſch iſt, 
doch gelegentlich Fehler unterlaufen. Das nächſtliegende wäre nun einfache amtliche 
Löſchung. Aber das iſt nur ganz ſelten ſtatthaft, nämlich nur, wenn es ſich um eine 
ſchlechthin „unzuläſſige“ Eintragung handelt. Im übrigen wird mit dem ſogenannten 
Widerſpruch gearbeitet. Das iſt eine Art Warnungstafel, die neben die fehler- 
hafte Eintragung geſetzt wird. Wer das Grundbuch aufſchlägt, ſieht, daß hier etwas 
nicht in Ordnung fein muß. Dadurch wird fein „guter Glaube“ (unten 10 c) und 
für den wahrhaft Berechtigten die Gefahr ausgeſchaltet, daß ein „Gutgläubiger“ ihn 
verdrängt, indem er ſich auf die fehlerhafte Eintragung ſtützt. Solche Widerſprüche 
können entweder von Amts wegen ins Buch geſetzt werden (doch iſt das die Aus- 
nahme; 853 GBO) oder auf Antrag des Gefährdeten (8 899 BGB). Natürlich muß 
darauf Bedacht genommen werden, daß eine endgültige Bereinigung erfolgt, die dann 
die „Warnungstafel“ überflüſſig macht. Dem dient das ſogenannte Berichti⸗ 
gungs verfahren (SS 894 ff. BGB). Dieſes kann auch ſofort, d. h. ohne vor- 
herige Eintragung eines „Widerſpruchs“, eingeleitet werden. 


Beiſpiel: Landwirt L hatte ſich als nächſter Verwandter für den Erben ſeines 
Onkels O gehalten und hatte ſich (entgegen dem vorigen Beiſpiel) im Grundbuch 
eintragen laſſen. Nach anderthalb Jahren wird ein Teſtament gefunden, in dem O 
ſeine frühere Jugendgeliebte A zur Alleinerbin eingeſetzt hat. Das Grundbuch iſt 
alſo unrichtig. Wenn zu befürchten iſt, daß L das Waldgrundſtück inzwiſchen 
belaſten oder gar veräußern könnte, empfiehlt ſich ſchleunige Eintragung eines 
Widerſpruchs. Die endgültige „Berichtigung“ kann dann, etwa in einem Prozeß 
(wenn z. B. L die Gültigkeit des Teſtaments beſtreitet), nachgeholt werden. 


9. Die Ausftellung von ſjupothekenbriefen 

Unter 5 d iſt dargeſtellt worden, wie die Hypotheken im Grundbuch, und zwar in 
deſſen Dritter Abteilung, erſcheinen. Durch die Jahrhunderte hindurch hat ſich. 
daneben eine zweite Verkörperung der Hypotheken (und der ihnen an die Seite 
tretenden Grundſchulden und Rentenſchulden) ausgebildet: Es wird ein „Brief“ an- 
gefertigt, der eine Widerſpiegelung des Grundbuchinhalts ſein ſoll. Dieſen Brief 
erhält der Hypothekengläubiger ausgehändigt. And nun iſt der Gläubiger von dem 
Zuſammenhang mit dem Grundbuch gelöſt; er kann jetzt den „Brief“ verwerten, wo 
immer er ſeine Hypothek geltend machen will. Bei weitem der wichtigſte und ein⸗ 
drucksvollſte Fall iſt, daß er ſeine Hypothek, um ſie zu Geld zu machen, an einen 
andern abtritt. Dann braucht nicht zum Grundbuchamt gegangen zu werden. Die 
beiden können die Abtretung ganz unter ſich abmachen (8 1154 BGB). Das offenbart 
zugleich den Antrieb, der geſchichtlich zu dem Inſtitut der „Briefe“ geführt hat und 
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noch heute entſcheidend iſt: Das Verfahren vor dem Grundbuchamt iſt zu ſchwerfällig, 
die Hypotheken ſollen „umlauffähiger“ ſein — ſo werden ſie mittels der Verbriefung 
in den „Verkehr“ eingeführt. Es iſt nicht zu verkennen, daß hier eine Gefahr ſitzt, die 
ſich in der Tatſache zeigt, daß das Inſtrument der Hypothekenbriefe die „Mobiliſie⸗ 
rung der Bodenwerte“ weſentlich befördert hat. Aber der Hypothekenbrief iſt im 
deutſchen Kreditweſen ſo feſt eingebürgert, daß er auch bei künftiger Neugeſtaltung 
des Bodenrechts wahrſcheinlich beibehalten, wenn auch vielleicht eingeſchränkt 
werden wird. ; 

Im Übrigen iſt dieſe Verkörperung der Hypotheken, Grundſchulden und Renten- 
ſchulden in Briefen keineswegs eine Zwangsvorſchrift. Die beteiligten Volksgenoſſen 
können wählen, ob ſie es bei einer bloßen „Buchhypothek“ bewenden laſſen oder ob 
ſie außer der Eintragung im Buch einen Brief haben wollen (vgl. die Abhandlung 
Sachenrecht S. 47). Im Grundbuch iſt dann erſichtlich, um welche der beiden Hypo⸗ 
thekenarten es ſich handelt, und wer daraus erſieht, daß eine Briefhypothek vorliegt, 
wird gut tun, nach dem Briefe zu fragen, wenn er irgend etwas mit der Hypothek zu 
tun bekommt. 

Das Verfahren der Brieferteilung iſt in der Grundbuchordnung 
(88 56 ff.) und in der Grundbuchverfügung (88 47 ff.) geregelt. Wiederum veran- 
ſchaulichen „Muſter“, die der Grundbuchverfügung als Anlagen 3 bis 8 beigegeben 
find, abbildungsartig, wie Hypothekenbriefe nach ihren einzelnen Abarten (Gefamt- 
hypothekenbrief, Teilhypothekenbrief) ausſehen ſollen. Oft wird die Hypothek durch 
eine Arkunde, die über das zugrunde liegende Schuldverhältnis Auskunft gibt — ein 
Darlehnsgeſchäft, eine Erbteilung oder dergleichen —, erſt voll lebendig. Dann ſoll 
dieſe Urkunde dem Hppothekenbrief beigeheftet werden (8 58 GBO). Aber auch 
unabhängig davon iſt der Hypothekenbrief auf Genauigkeit und Vollſtändigkeit zu⸗ 
geſchnitten. Man ſoll eben auf ihn vertrauen dürfen, und darum muß er alles ent⸗ 
halten, was für die Bewertung der Hypothek ins Gewicht fällt. Zum Beiſpiel hat 
er zu enthalten die genaue Bezeichnung des „belaſteten Grundſtücks“ (an das ſich 
alſo der Hypothekengläubiger als Pfandobjekt halten kann), die Bezeichnung des 
„Eigentümers“, der ihm ja für alle Zahlungen, z. B. die Zinſen, einſtehen muß, ferner 
auch (wegen des Ranges, oben S. 10) „die kurze Bezeichnung der Eintragungen, die 
der Hypothek im Range vorgehen oder gleichſtehen, unter Angabe des Zinsſatzes, 
wenn er 5 v. H. überſteigt“ (857 Abſ. 2 d). Auch die ſpäteren Anderungen ſollen 
möglichſt alle im Brief aufgezeichnet werden (§ 62), z. B. Rückzahlungen eines Teils 
der Hypothekenſumme, Abtretung der Hypothek an einen neuen Gläubiger uſw. 
Das Grundbuchamt muß bei dieſem ganzen Briefweſen größte Vorſicht 
walten laſſen. So ſchon bei der Aushändigung des Briefes, damit er in die richtigen 
Hände kommt (vgl. § 60). Namentlich iſt auch nötig, daß der Brief, wenn die Hypothek 
erloſchen iſt, etwa im Zuſammenhang mit ihrer Rückzahlung, unbrauchbar 
gemacht wird. Sonſt beſtünde die Gefahr, daß er im Verkehr mißbraucht, insbeſon⸗ 
dere an einen gutgläubigen Erwerber weitergegeben wird. Das Anbrauchbarmachen 
geſchieht aber nicht in der plumpen Weiſe einer Vernichtung. Vielmehr ſoll auch 
hier der ſpätere Rückblick auf die „Entwicklung“ offengehalten werden (vgl S. 8 e). 
Darum bleibt der Brief erhalten, aber das Hauptſtück der Eintragung wird rot 
durchkreuzt, und der Brief wird mit der Schere mehrfach eingeſchnitten (S 53 GB- 
Vfg.). So wird er dann bei den Grundakten (oben S. 8 f) aufbewahrt. 


10. Der Aufbau des Bodenrechts auf der Unterlage des Grundbuchs 

a) Das Eintragungsprinzip. Das Grundbuch ſoll kein bloßes Schaubild 
ſein. Es ſoll auch keine bloße Anterlage für ſtatiſtiſche Aufnahmen darſtellen, wenn 
man etwa ſeſtſtellen möchte, wie viele Hypotheken es gibt. Vielmehr ſoll das ganze 
Boden recht in allen feinen Wandlungen vom Grundbuch feinen Ausgang nehmen. 
So iſt es in der Tat. Wer Eigentümer eines Grundſtücks werden will, kann ſich 
nicht mit dem Kaufvertrag begnügen (vgl. zur Ergänzung die Abhandlung „Sachen⸗ 
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recht“ S. 33). Er muß zuſammen mit dem Verkäufer zum Grundbuchamt gehen, dort 
die „Auflaſſung“ vollziehen und abwarten, bis der Grundbuchrichter (zuſammen mit 
dem Arkundsbeamten, 82 AV) ihn als neuen Eigentümer eingetragen hat. 
Vorher iſt er zwar „Käufer“, aber noch nicht „Eigentümer“. 
Das iſt praktiſch ſehr bedeutſam. Wenn z. B. vor der Eintragung ins Buch der 
Verkäufer in Konkurs gerät, fällt das Grundſtück noch in feine Konkursmaſſe, weil 
er eben noch „Eigentümer“ war. Der „Käufer“ ſteht dann ſehr ſchlecht da; denn 
er kann das Grundftüd nicht aus der Konkursmaſſe herausziehen, weil es eben noch 
nicht „ſein“ Grundſtück geworden iſt. So bleibt er mit der etwaigen Rückforderung 
des Kaufgeldes wie andere gewöhnliche Gläubiger auf die meiſt ſehr ſchmale 
Konkursdividende angewieſen. 
Was für den Eigentumserwerb gilt, gilt auch für den Erwerb aller an deren 
„dinglichen“ Rechte am Boden. Eine Wegegerechtigkeit, einen Nießbrauch 
hat man erſt, wenn man damit eingetragen iſt. Vor allem gilt das auch von den 
Hypotheken. a 
Wiederum iſt das praktiſch ſehr bedeutſam. Wer einem Grundſtücks eigentümer 
Geld borgt, darf ſich nicht mit dem Verſprechen der Beſtellung einer Hypothek 
begnügen, ſondern muß auf die Eintragung im Grundbuch dringen. Sonſt 
läuft er Gefahr, daß er bei einer Zwangsverſteigerung des Grundſtücks an dem 
Verſteigerungserlös nicht beteiligt wird, alſo leer ausgeht. Freilich wird damit 
fein gewöhnliches Gläubigerrecht nicht vernichtet. Er kann aus dem ſonſtigen Ver⸗ 
mögen ſeines Schuldners (des Grundſtückseigentümers) etwas herauszuholen 
ſuchen. Aber, wenn das gelingt, hätte er eben die Hypothek gar nicht nötig gehabt. 
Wenn fo die Privatperfonen auf die Mitwirkung des Amtes angewieſen find, hat 
ſich umgekehrt das Amt in den Dienſt der berechtigten Intereſſen der Volksgenoſſen 
zu ſtellen. Darum iſt vom Vollzug jeder neuen Eintragung allen denen, die daran 
beteiligt find, amtlich Mitteilung zu machen; ſogenannte Bekanntmachung 
der Eintragungen 855 GBO; 88 39 ff. GBVfg.). 
Das Geſagte gilt jedoch grundſätzlich nur für den ſogenannten rechtsgeſchäft⸗ 
lichen Erwerb, der ſich an Kaufverträge, Geldgeſchäfte, Erbteilungen uſw. an- 
ſchließt. Das Leben bringt aber auch andere Lagen hervor. Sie find zwar Aus 
nahmen, fallen jedoch ſchwer ins Gewicht. Hier läßt dann die Rechtsordnung den 
Erwerb doch ſchon vorher, d. h. ohne die Eintragung im Grundbuch, eintreten. Der 
Hauptfall iſt der Erbgang. Erbe wird man nach einem elementaren Satz des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs (8 1922) ſofort mit dem Tode des Erblaſſers. Das gilt 
auch vom Grundbeſitz, den der Erblaſſer hinterläßt: der Erbe rückt gleich in das 
Eigentum an den Grundſtücken ein, auch in eine Hypothek, die etwa zum Vermögen 
des Erblaſſers gehört hat, uſw.; es kann mit dieſem erbrechtlichen Einrücken nicht 
gewartet werden, bis ſich die Amſchreibung im Grundbuch herbeiführen läßt. Ahnlich 
ſteht es, wenn ein Grundſtück zur Zwangs verſteigerung kommt. Der 
behördliche „Zuſchlag“ iſt ein ſo machtvoller Akt, daß damit ſofort das Eigentum an 
den Meiſtbietenden übergeht. In dieſen Fällen, Erbgang, Zwangsverſteigerung und 
ähnlichem, iſt es dann Sache der Beteiligten, nachträglich die Richtigſtellung des 
Grundbuchs herbeizuführen. Wenn fie dabei auf Widerſtand ftoßen oder mit Ein⸗ 
griffen Anberufener rechnen müſſen, ſteht ihnen als vorbereitendes Hilfsmittel 
„Widerſpruch“ und „Berichtigungsverfahren“ (S. 15 d) zur Verfügung. 
b) Das Rangprinzip. Wenn mehrere Rechte miteinander in Wettbewerb 
ſtehen, kommt es nicht nur darauf an, daß man das Recht hat, alſo irgendwie im 
Buche eingetragen iſt, ſondern daß man den Vorrang hat, alſo an einem 
begünftigten Platz im Buche ſteht. Beim Eigentum kommt ein ſolcher Wettbewerb 
nicht in Frage: es kann immer nur einer Eigentümer eines Grundſtücks oder Grund- 
ſtücksteils fein. Wohl aber ſpielt der „Rang“ bei den „Belaſtungen“ eine Rolle. 
Denn deren kann es mehrere geben, vor allem bei den Hypotheken. Zwar bleibt auch 
bier der Rang bedeutungslos, wenn alles in Ordnung geht, d. h. wenn der Eigen- 
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tümer allen Berechtigten gegenüber feinen Verpflichtungen prompt nachkommt, g. B. 
allen pünktlich die Hypothekenzinſen bezahlt. Wenn aber eine Stockung eintritt oder 
gar von dritter Seite her das Grundſtück zur Zwangs verſteigerung (oder 
Zwangsverwaltung) gebracht wird, gewinnt auf einmal der Rang hohe Bedeutung. 
Denn wenn der Erlös dann nicht für alle langt, erfolgt die Auszahlung nach der im 
Grundbuch niedergelegten Reihenfolge (vgl. Abhandlung Nr. 34 S. 48 f.). 
Auch das iſt ein lebendiges Beiſpiel dafür, wie ſich die Rechtslage beim geſamten 
Bodenrecht auf dem Grundbuchapparat aufbaut. 

Es iſt ſchon geſchildert worden, welche Genauigkeit die Grundbuchbeamten im Hin⸗ 
blick auf die Wichtigkeit des Ranges walten laſſen müſſen: Sobald ein Schriftſtück 
eingeht, das für die Reihenfolge bedeutſam ſein könnte, muß der Zeitpunkt bis auf 
die Minute ſeſtgelegt werden (S. 10). 


c) Das Prinzip des guten Glaubens. Dieſes Prinzip iſt das eigen ⸗ 


artigſte und weittragendſte. Es kommt nur ſehr ſelten zur praktiſchen Anwendung. 

Denn es ſetzt immer erſt ein, wenn das Grundbuch einmal falſch iſt. And das bildet 

eine ſeltene Ausnahme. Dann aber kann ſich jeder, der etwas im Grundbuch gefunden 

hat, unbedingt darauf verlaſſen (8892 BGB). Natürlich wird ihm ein anderer 

geopfert: er gewinnt, der andere büßt ein. | 
Beiſpiel: Auf Grund geſetzlicher Erbfolge iſt der einzige überlebende B 
des Erblaſſers im Grundbuch als neuer Eigentümer eingetragen worden. Er 
braucht Geld. Eine Bank gibt ihm Kredit. Zu deſſen Sicherung beſtellt er ihr eine 
Hypothek. Die Bank hatte das Grundbuch eingeſehen. Dort ſtand der Bruder als 
Eigentümer, alſo als Verfügungsberechtigter, eingetragen. Aber nun wird ein 
Teſtament gefunden: Der Erblaſſer hat einen Freund zum Erben gemacht. Dann 
war von Anfang an dieſer Freund Eigentümer des Grundſtücks geworden, niemals 
aber der überlebende Bruder. Kann der Freund nun die „fremde“ Hypothek ab- 
ſchütteln, für die er doch fortlaufend Zinſen und ſpäter ſogar das Kapital zurück ⸗ 
zahlen müßte? Nein. Denn die Bank hat gutgläubig ihre Hypothek erworben, 
und deshalb bleibt ihr die Hypothek erhalten. Der Freund wird ihr geopfert. Daß 
der Freund verſuchen kann, bei dem Bruder Erſatz zu bekommen (der ja von der 
Bank das Geld empfangen hatte), ſteht auf einem anderen Blatte (vgl. 8 812 
BGB: Angerechtfertigte Bereicherung). — Andere Beiſpiele in Abhandlung 
Nr. 34 S. 30 el; ſiehe auch S. 35 b. 

Gerade dieſe Opferung des einen Teils deckt ein letztes Mal das innerſte Weſen der 


Grundbuchinſtitution auf. Denn es wird hier keineswegs ein Individuum einem 


anderen vorgezogen, ſondern der Verkehr, die Allgemeinheit, fol geſchützt 
werden. Derjenige Volksgenoſſe, der im Grundbuch etwas Falſches geleſen hat, aber 
für richtig halten durfte und darauf vertraut hat, wird nicht um ſeiner ſelbſt 
willen dem anderen vorgezogen, fondern deshalb, weil er als Repräſentant des 
Volksganzen gilt: Für das Volksganze iſt der Grundbuchapparat 
als Vertrauensbaſis geſchaffen worden. 
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I. Teil: Grundlagen 


5 1. Weſen des fjandelsrechts“) 


I. Begriff. Das Handelsrecht umfaßt die Sonderrechtsſätze, welche für die 
Unternehmen des Handels und Gewerbes gelten; es iſt Anternehmensrecht. Geſchicht⸗ 
lich iſt es aus dem Recht der Handelsunternehmen im engſten Sinne herausgewachſen, 
alſo derjenigen, deren Inhaber ih durch Warenvermittlung zwiſchen Erzeuger (Pro- 
duzenten) und Verbraucher (Konſumenten) unmittelbar oder durch Zwiſchenglieder 
(Zwiſchenhändler, verfeinernde Induſtrie uſw.) gewerblich, d. h. im Sinne eines 
dauernden Einnahme⸗Strebens, betätigen — das iſt der Kaufmann im engſten Sinne. 
Das Handelsrecht ergriff aber ſehr bald die Hilfsunternehmungen des Händlers 
(Bank, Transport, Verſicherung, Mäkler, Kommiſſionär, Agentur uſw.) und erſtreckte 
ſich, namentlich im Laufe des 19. Jahrhunderts, auch auf diejenigen gewerblichen 
Unternehmungen, welche zugleich vermitteln (wie der Verarbeiter gekauſter RNohſtoffe 
und Fertigwaren, z. B. Schuhfabrik, Konfektionär), weiterhin auf die, welche als 
Arproduzenten zugleich die erſte oder ſogar endgültige Verarbeitung vornehmen 
(Eifen- und Kohlenbergwerk mit eigener Verhüttung) oder fremde, nicht zu Gigentum 
erworbene Waren nur bearbeiten (Färberei, Appretur), ja man erſtreckte das 
Handelsrecht auf Anternehmungen reiner Arproduktion (Bergwerke) und ſonſtige 
größere Unternehmungen überhaupt (3. B. Theaterunternehmungen), ſchließlich 
ſchlechthin auf alle Fälle der regelmäßig, aber nicht immer dem Handel dienenden 
großen Kapitalanhäufungen mit juriſtiſcher Perſon, wie die Aktiengeſellſchaft, Aktien. 
kommanditgeſellſchaft, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung uſw. Nur die (ihrem 
innerſten Weſen nach nicht ſpekulative) Landwirtſchaft blieb bei uns und in den 
meiſten Staaten von dem Handelsrecht ausgeſchloſſen, obwohl man heute z. B. in 
Italien die Einordnung der großen Landgüter in das Handelsrecht beabſichtigt. Die 
Abgrenzung im einzelnen iſt ſchwierig, und die einzelnen Rechte weichen darin von- 
einander ab. Die deutſche Grenzziehung iſt kompliziert, und eine Vereinfachung wäre 
wünſchenswert (ſiehe unten 8 4). 

Das Handelsrecht wird dabei noch immer nach dem Handel genannt, obgleich ihm 
rein gewerbliche Anternehmungen unterſtehen; denn der Handelszweck, die ſogenannte 
Spekulation durch Vermittlung, hat dieſem Sonderrecht von alters her die Aus- 
prägung gegeben und beſteht auch in der großen Maſſe der Fälle praktiſch für alle 
heute eingeordneten Unternehmungen. Auch wo es an der eigentlichen Waren- 
vermittlung und »vermittlungsabſicht fehlt, liegt doch (wie z. B. bei einer Groß- 
färberei) ein wirtſchaftlich eng verwandtes Gewinnſtreben zugrunde. Daher kann 
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der Ausdruck ruhig beibehalten werden. Er bezeichnet anſchaulich den wirtſchaftlichen 
Inhalt der Rechtsformen, auch wenn er, worauf es viel weniger ankommt, abftralt- 
begrifflich in einzelnen Grenzfällen nicht genau zutrifft. 


II. Das Handelsrecht iſt ein Sonderrecht in der Weiſe, daß es die Rechts⸗ 
beziehungen der Anternehmungen nicht vollſtändig regelt, ſondern fo, daß es nur Be · 
ſonderheiten gegenüber dem für alle Volksgenoſſen geltenden Necht — privatem wie 
öffentlichem Recht — angibt. Es regelt alſo z. B. nicht den Kauf überhaupt, ſondern 
nur einige Beſonderheiten für den Handelskauf, während das allgemeine Kaufrecht 
bei uns im Bürgerlichen Geſetzbuch (SS 433 ff.) geordnet iſt; es regelt die Beſonder · 
beiten der Geſellſchaften mit kaufmänniſchem Betrieb, alfo die Offene Handelggefell- 
ſchaft, die Kommanditgeſellſchaft uſw., während ſich die Grundlagen des Geſellſchafts⸗ 
rechts im Bürgerlichen Geſetzbuch (85 705 ff.) finden. 

Dabei find in dem Handelsſonderrecht privatrechtliche und öffentlich rechtliche Normen 
vielfach untrennbar verſchmolzen, ſo Kaufmannsbegriff und Handelsregiſterrecht, 
Börſengeſchäfte und Börſenorganiſation, das private und das öffentliche Eiſenbahn⸗ 
recht, Verſicherungsvertrag und Verſicherungsorganiſationen uſw. Gerade im 
Handelsrecht iſt alſo die Auseinanderreißung des öffentlichen und privaten Rechts 
vermieden worden. Dies erklärt ſich daraus, daß im Handelsrecht die wirtſchaftlichen 
Zwecke der Rechtsformen ganz beſonders ſtark hervortreten, und für Praxis und 
Wirtſchaft daher alles darauf ankommt, die Rechtseinrichtungen auf ihre Zwecke hin 
zu würdigen unter Vermeidung rein begrifflicher, abſtrakter Schlußfolgerungen. Wo, 
namentlich vom bürgerlichen Rechte her, ſolche Beſtrebungen allmählich eingedrungen 
find oder einzudringen drohen und wo fie insbeſondere der ſogenannten Kautelar⸗ 
jurisprudenz die Wege zur Amgehung geſunder Grundgedanken unſeres Rechts 
ebnen, gilt es, die übertriebene Abſtraktion im Handelsrecht zu bekämpfen. Indem 
man ſeit jeher das Handelsrecht aus der abſtrakten Syſtematik des bürgerlichen Rechts 
ſo herausgehoben hat, daß es einen Komplex wirtſchaftlich zuſammengehöriger Lebens⸗ 
verhältniſſe umfaßt, iſt es der wichtigſte und grundlegende Teil des ſogenannten 
Wirtſchaftsrechts geworden, das außer ihm noch das beſondere Gewerberecht, 
das Landwirtſchaftsrecht, das Arbeitsrecht, das Siedlungs⸗ und Mietsrecht umfaßt, 
Gruppen, die natürlich wieder ineinandergreifen, ſo daß z. B. das Arbeitsrecht auch 
das zum Handelsrecht gehörige Recht der Handlungsgehilfen behandelt (wie es aus 
dem Landwirtſchaftsrecht auch das Recht des landwirtſchaftlichen Arbeiters zu be- 
handeln hat), und wie große Teile des Gewerberechts in das Handelsrecht gehören. 
Selbſtverſtändlich kann man auch weitere Gebiete ſo aus dem bürgerlichen Recht 
ausſcheiden, und es beſteht heute das berechtigte Beſtreben, durch Abgliederung der 
bürgerlich ⸗rechtlichen Normen (3. B. der Trennung von Bodenrecht und Recht der 
beweglichen Sachen, ſowie der Verbindung der Schuldverhältniſſe mit den ſachen⸗ 
rechtlichen Erſcheinungen, z. B. Kauf und Abereignung) das bürgerliche Recht lebens 
näher und anſchaulicher darzuſtellen. Davon werden auch wieder Teile des Handels 
rechts ergriffen werden, die dadurch in engere Verbindung mit einzelnen Teilen des 
bürgerlichen Rechts gelangen werden (z. B. die wenigen beſonderen Kaufregeln des 
heutigen Handelsrechts mit den bürgerlichen Kaufregeln uſw.). Hier wird der An⸗ 
lage des Geſamtwerks entſprechend im allgemeinen die bisherige Abgrenzung der 
handelsrechtlichen Einrichtungen beibehalten. 


III. Charakter des Handelsrechts. Der eigentliche Handel mit ſeinen 
Hilfsgewerben (Bankier, Transporteur uſw.) hat ebenſo wie die Induſtrie produf- 
tiven Charakter, d. h. er bringt Lebensgüter hervor, keineswegs immer durch Am⸗ 
geſtaltung der Arprodukte, vielmehr vielfach auch durch ihre bloße Bereitſtellung am 
rechten Ort (Ortsſpekulation) und zur rechten Zeit (Zeitſpekulation). Wenn der Zu⸗ 
ſtand reiner Naturalwirtſchaft der einzelnen Familie und Sippe überwunden iſt, be- 
ſteht ein Bedürfnis nach ſolcher Tätigkeit handelsmäßiger Anternehmer, da der ein⸗ 
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ausführen kann. In der Zeit unferer heutigen verwickelten Arbeitsteilung und 
der leider ganz überwiegenden ſtädtiſchen Wohnweiſe iſt dies beſonders der 
Fall, und der Handel hat umgekehrt dieſen Zuſtand im Laufe der Jahrhunderte 
ermöglicht. Er hat dadurch die Bedürfniſſe zugleich verfeinert, die nationalen Ver 
dienſtmöglichkeiten durch Außenabſatz gewaltig geſteigert und hat durch das ihm 
naturgemäß innewohnende Gewinnſtreben die geiſtige Einſtellung der gewerblichen 
Großunternehmungen, alſo der ſogenannten Induſtrie (im Gegenſatz zum urſprüng⸗ 
lichen Handwerd), entſcheidend beeinflußt. So iſt der ihn beherrſchende Grundgedanke 
nũtzlich und geſund. Anſer Handel und unfer Gewerbe müſſen daher für Innen und 
Außenverkehr lebensfähig und ſtark bleiben und immer mehr entwickelt werden, wenn 
Deutſchland ſich als Volksgemeinſchaft halten ſoll. Der Handelsgedanke wirkt aber 
durch Abertreibungen ſchädlich, nicht nur wenn er in Gebiete übergreift, die wie das 
Bauerntum die ſpekulative Tendenz nicht vertragen, ſondern namentlich überall da, wo 
er das Gewinnſtreben rückſichtslos übertreibt. Hier hat das Handelsrecht die Aufgabe, 
geſetzgeberiſch, z. B. durch ein ſcharfes Wucherrecht, aber auch durch Auslegung (z. B. 
Anwendung der Gedanken des guten Glaubens, geſunder Verkehrsſitte, ſozialer 
Intereſſenabwägung bei Vertragsverhältniſſen und im Arbeits- und Geſellſchaftsrecht) 
bei ernſter Sicherung des Kredits Mißbräuchen vorzubeugen und den Handels. und 
Gewerbeunternehmungen jederzeit vor Augen zu führen, daß alle ihre Tätigkeit und 
all ihr damit untrennbar verbundenes Gewinnſtreben nur Sinn hat als Arbeit für 
die Volksgemeinſchaft und als Förderung des gemeinſamen Wohls. Hier liegt nicht 
nur die natürliche Grenze jeder gewerblichen Tätigkeit, ſondern dies allein kann dem 
Kaufmann und Induſtriellen den unentbehrlichen fittlichen Schwung geben, der ihn zu 
den nötigen Opfern für das Ganze befähigt; dies muß daher auch der Geſichtspunkt 
fein, unter dem das Handelsrecht die Gerechtigkeitsidee in Geſetzgebung und Rechts- 
anwendung zu verwirklichen hat. ö 


Der nationalſozialiſtiſche Staat hat dementſprechend unter Zurückdrängung der 
ſchrankenloſen Gewerbefreiheit ſcharf durch ſeine ſtändiſche Organiſation und ſeine 
Marktordnung eingegriffen. Die Anternehmer des Handels und Gewerbes ſind in 
die großen Gruppen der gewerblichen Wirtſchaft (zerlegt in Handel, Induſtrie, Hand- 
werk, Banken, Verſicherung, Energiewirtſchaft), des Reichsnährſtandes (Getreide⸗ 
handel, Mühlen ufw.), des Verkehrs, der Kulturpflege (3. B. Buchhändler) und zu- 
gleich der Arbeitsfront eingegliedert, und zwar erſcheinen ſie oft in mehreren Gruppen 
zugleich; es beſteht ſtrenges Führerprinzip, aber die alten Organiſationsformen wie 
die Induſtrie⸗ und Handelskammern, Handwerkskammern, Innungen uſw. find ver- 
wertet. Dies ermöglicht die ſtraffe Beaufſichtigung und Beeinfluſſung der Preiſe für 
den täglichen Bedarf, Regelung von Einfuhr, Förderung der Ausfuhr, Deviſenwirt⸗ 
ſchaft, Genehmigungsgrundſatz für neue Betriebe und Betriebserweiterungen. Durch 
dieſes Eingreifen der ſtaatlichen Gewalt in die privatrechtlichen Verhältniſſe, aber 
unter Wahrung der Privatinitiative und des privaten Gewinnſtrebens iſt das 
Handelsrecht in ſtarker Amgeſtaltung begriffen (vgl. Beitrag 36 dieſes Werkes, von 
Großmann ⸗Doerth). Dazu kommen einzelne, im folgenden angegebene Anderungen 
der privatrechtlichen Geſetzgebung, die Vorbereitung einer umfaſſenden Anderung des 
Geſellſchaftsrechts, welche bereits zum Erlaß des Aktiengeſetzes von 30. 1. 1937 ge⸗ 
führt hat, u. a. Daneben aber bleibt von höchſter Bedeutung die Fort. und Um- 
bildung des Handelsrechts und namentlich feiner privatrechtlichen Beſtandteile im 
Sinne des Volksgemeinſchaftsgedankens als des entſcheidenden Prinzips durch die 
auslegende Praxis. Solche Auslegung iſt im heutigen Staats. und Rechtsleben 
meiſt viel wichtiger als das Rufen einer oft genug wenig abgeklärten Literatur nach 
geſetzgeberiſcher Abänderung von privatrechtlichen Einzelbeſtimmungen, die von einer 
geſunden, national und ſozial denkenden Praxis und Wiſſenſchaft leicht richtig unter 
Aberwindung von Formalismus und Spitzfindigkeiten ausgelegt werden können und 
die bei dem ſtark techniſchen Weſen des Handelsrechts keineswegs immer die allge- 
meine politiſche Bedeutung haben, welche die Rufer ihnen oft beimeſſen möchten. Wo 


& Heymann 


übrigens ſolche Geſetzesänderungen im einzelnen wirklich erwünſcht fein dürften, ift 
es nach Möglichkeit im folgenden knapp angedeutet. 


IV. In der vorliegenden Darſtellung iſt das Seerecht, trotz ſeiner äußerlich abgeſonderten 
Behandlung im Handelsgeſetzbuch, des leichteren Verſtändniſſes wegen bei den verwandten 
Einrichtungen des Landhandelsrechts eingefügt; es konnten dabei natürlich nur die Haupt- 
geſichtspunkte gegeben werden. Das Wertpapierrecht, das auch für Nichtkaufleute zum großen 
Teil zugänglich iſt, wurde unter den Handelsgeſchäften (unten § 11) dargeſtellt, weil es dort 
im Leben feinen Hauptfitz hat. 


5 2. Entwicklung des fjandelsreckts und jeiner Quellen 


I. Altertum und Mittelalter. Schon die Babylonier und fpäter die Griechen und 
Römer hatten innerhalb ihres gemeinen Rechts beſondere handelsrechtliche Rechtseinrich⸗ 
tungen ausgebildet, die man zwar nicht als beſondere Einheit zuſammenfaßte, deren Sonder- 
charakters man ſich aber durchaus bewußt war. So erſcheint im babyloniſchen Recht ſchon 
eine Art Kommanditgeſellſchaft, ein Verwahrungsvertrag, Transporteurhaftung, Maklerver⸗ 
trag, ein Großhandelskauf; bei den Griechen vor allem ein VBankierrecht und ein beſonderes 
Seerecht, von dem aus ſich z. B. die Sätze über Havarie (lex Rhodia de jactu) überallhin 
verbreitet und bis heute erhalten haben. Die Römer aber bauten eine große Reihe von 
Handelsrechtseinrichtungen aus, zum Teil in Anlehnung an griechiſches und ſonſtiges 
Peregrinenrecht: das Recht der Bankiers (argentarii), die Aufrechnung, ſeerechtliche Sätze 
wie das Seedarlehn (foenus nauticum), die Haftung des Schiffers für die aufgenommene 
Ware, die bereits erwähnte Havarie und andere; ſie haben ferner, wie die ägyptiſchen Papyri 
zeigen, in großem Amfange, mit Hilfe ihrer allgemeinen Zivilrechtsſätze beſondere handelsrecht ⸗ 
liche Einrichtungen durch freie Praxis geſchaffen, wie Anweifungs⸗ und Giroverkehr mit Scheck- 
weſen, Lagerhäuſer mit Speicherbeſcheinigungen, Handel mit Getreidetypen, ſie haben die 
handelsmäßige Kaufurkunde fortgebildet uſw.; in der ſpäteren Verfallzeit des Römiſchen 
Reiches haben fie dann einen ſchlaffen Schuldnerſchutz, wie das Verbot der Verletzung über 
die Hälfte (ſogenannte laesio enormis) im Warenhandel, entſprechende Beſchränkungen beim 
Handel mit Forderungen (lex Anastasiana), Einſchränkungen der Bürgenhaftung (beneficium 
excussionis) und der Haftung des Geſamtſchuldners (beneficium divisionis) durchgeführt. 


Nach dem Zuſammenbruch des Römerreichs ſchufen ſich im Mittelalter, namentlich ſeit dem 
12. Jahrhundert, die Kaufleute des Mittelmeergebiets, aber auch der nordiſche, an die 
Wikingerfahrten anknüpfende Handel im Oft- und Nordſeegebiet durch Gewohnheit ein 
Handelsrecht, das die Grundlage des Handelsrechts der heutigen Welt geworden iſt. Es 
beruhte in Südeuropa auf Trümmern des römiſchen Rechts, in der Hauptſache (auch in 
Italien) aber auf germaniſchen RNechtsgedanken, die durch den Handelsſtand und feine 
korporativen Gerichte allmählich als kauſmänniſches Recht (Stilus mercatorum) zufammen- 
gefaßt wurden und ſich jetzt als Ganzes vom bürgerlichen Recht deutlich abhoben, durchſetzt 
mit vielerlei öffentlich-rechtlichen Vorſchriften der einzelnen italieniſchen, ſüdfranzöſiſchen, 
ſpaniſchen, fpäter auch der deutſchen und weiter nördlichen Handelsplätze, der Handels- 
privilegien und Handelsverträge. Es entſteht ein ziemlich einheitliches Seerecht, aufgezeichnet 
für das Mittelmeer in dem ſogenannten Konſulat von Barcelona, ſür die Küſtenmeere des 
Atlantik in der Rolle von Oleron (Vordeaux), für die nördlichen Meere in dem Rechtsbuche 
von Visby auf Gotland (ſpäter getragen von Lübeck), es entſtanden Handelsregiſter, Waren 
zeichen, Firma, das kaufmänniſche Wertpapier in Anlehnung an die allgemeine germaniſch⸗ 
römiſche Arkundenpraxis, insbeſondere der Wechſel, vereinfachte Abereignungen von Waren 
durch Konnoſſement, Ladeſchein und Lagerſchein, die grundlegenden Formen der Handels- 
geſellſchaften, zuletzt die Anfänge der Aktiengeſellſchaft und die kaufmänniſche Buchführung, 
ſowie das Giro-, Scheck- und Abrechnungsrecht, alles gepflegt durch die kaufmänniſche 
Gerichtsbarkeit und in Italien ſeit dem 14. Jahrhundert (Bartolus, Baldus) durch die 
Praktikerliteratur der Lehrer des römiſchen Rechts, die dabei in großem Ausmaße germaniſche 
Rechtsgedanken den römiſchen Rechtsſätzen einfügten. Die Schriften und namentlich die 
Gutachten und Entſcheidungen dieſer Zeiten verfeinerten das Handelsrecht außerordentlich. 
Auch nördlich der Alpen gab es ein ſo entwickeltes, und zwar bodenſtändiges Handelsrecht, 
das in den deutſchen Städten ähnlich wie zunächſt in den franzöſiſchen nicht fo ſtark hervor⸗ 
tritt, weil die mittelalterliche Stadt überhaupt weſentlich Kaufmannsniederlaſſung (ein- 
ſchließlich des Handwerks) war und ihr geſames Recht als Kaufmannsrecht (jus mercatorum) 
erſchien. Durch den internationalen Handelsverkehr, wie er ſich durch den Seehandel mit 
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feinen Mittelpunkten in Venedig, Genua, Marſeille, Barcelona, Bordeaux, Brügge, ſpäter 
Antwerpen und Amſterdam, in den deutſchen Hanſeſtädten unter Führung Lübecks und den 
nordiſchen Städten entwickelte, ſowie durch die großen internationalen Meſſen, zuerſt in 
der Champagne (ſogenannte Champagnermeſſen), dann in Lyon, Frankfurt a. M., ſpäter 
Leipzig uſw. vereinheitlichte ſich das Handelsrecht immer mehr, und es gelangten viele 
Sätze des fein ausgebildeten italieniſchen Rechts in die Gebiete nördlich der Alpen, ins⸗ 
beſondere nach Deutſchland, wo ſie ihres ſtarken germaniſchen Charakters wegen leicht auf ⸗ 
genommen und fortgebildet werden konnten. 


II. Neuere Zeit. Als ſich zu Ausgang des Mittelalters die Nationalſtaaten in Europa 
durchſetzten, fand das Handelsrecht durch fie für den eigenen ſtaatlichen Bereich Pflege durch 
die ſtaatlichen Gerichte und in ſteigendem Maße durch die Geſetzgebung. Wenn auch überall 
auf der gemeinſamen mittelalterlichen Grundlage ausgebaut, begann es doch nach Staaten 
und Staatengruppen ſich zu trennen; indeſſen ſtellte ſich allmählich das Bedürfnis nach ein⸗ 
heitlicher Ausgeſtaltung im Weltverkehr heraus, zuerſt noch befriedigt durch Aufnahme fremden 
Rechts und fremder wichtiger Rechtſätze in den einzelnen Rechtsgebieten (zuerſt des italie · 
niſchen Rechts, dann des franzöſtſchen, ſpäter des engliſchen und des deutſchen in den ver- 
ſchiedenen Rechten der Welt), ſodann durch gemeinſame Handelsgebräuche (3. B. einheitliches 
Konnoſſement im Seeverkehr), ſchließlich im 19. u. 20. Jahrhundert durch Abmachungen von 
engeren Staatengruppen (3. B. Dänemark, Norwegen und Schweden mit zahlreichen allge- 
meinen Geſetzen) und weiteren (z. B. Wechſelrechtsabkommen, Scheckabkommen zahlreicher 
Staaten in neueſter Zeit, internationales Eiſenbahnweſen), ſo daß die Handelsrechte ſich im 
internationalen Verkehr wieder ſtark annähern, was nicht zum geringſten Teil durch die 
Wiſſenſchaft befördert wird. Dabei kann aber der einzelne Staat, namentlich für den Innen ⸗ 
verkehr, ſeine Beſonderheiten bewahren, und es iſt insbeſondere keine Bindung der Gerichte des 
einzelnen Staats an eine einheitliche Auslegung der international übereinſtimmenden Rechts- 
ſätze möglich. Angeſichts der im weſentlichen germaniſchen Grundlagen der Handelsrechte der 
Welt und des heutigen ſtarken Einfluſſes unſeres Handelsrechts im Ausland (z. B. bei Ab⸗ 
faſſung des neuen Wechſelrechts) iſt es für Deutſchland leicht, ſeine Eigenart bei dieſer im 
Fluſſe befindlichen Entwicklung zu erhalten, ohne den deutſchen Außenhandel zu ſchädigen. 


Die Führung auf dem Gebiete des Handelsrechts hatte noch im 16. und 17. Jahrhundert 
Italien; feine Rechtsſätze und feine Lehrbücher drangen nicht nur in Deutſchland, Frankreich 
und Spanien, ſondern auch in dem ſonſt der Rezeption fremden Rechts abgeneigten England 
ein. Zur Zeit Ludwigs XIV. und deſſen Miniſters Colbert aber begann Frankreich eine 
führende Rolle zu ſpielen, obgleich es an Seegeltung und im Welthandel hinter Holland und 
England zurückſtand. Man kam in der von dem verkehrskundigen Kaufmann Savary ent- 
ſcheidend beeinflußten Ordonnance de commerce von 1673 und der Ordonnance touchant 
la marine von 1681 zu den hochentwickelten Anfängen einer Kodifikation des Handelsrechts. 
Dies wurde dann unter Napoleon im code de commerce von 1807 vollendet, und dieſe 
inhaltlich in vielen Partien noch ſehr unvollſtändige, aber geſchickt formulierte Kodifikation 
eroberte ſich weite Gebiete der Welt. Belgien, Holland, Italien, Spanien, Portugal, 
Rumänien, Griechenland, Türkei, die meiſten ſüdamerikanifſchen Staaten uſw. haben den 
code de commerce mit mehr oder weniger Abänderungen aufgenommen. Wo ſie aber wie 
3. B. Italien (1842 und 1882) fpäter ſelbſtändige Handelsgeſetzbücher fhufen, hat der code doch 
auf den Rechtszuſtand wenigſtens eingewirkt und ſogar in Deutſchland, wo er im Weſten 
durch die franzöſiſche Invaſion der Napoleoniſchen Periode Eingang fand, iſt er nicht ohne 
Einwirkung geblieben. Dabei find die meiſten romaniſchen Länder auch durch die Recht⸗ 
ſprechung des franzöfiſchen Kaſſationshofs dauernd beeinflußt. 

Im Gegenſatz dazu gelangte England nicht zu einer Kodifikation des Handelsrechts, hat 
aber ein ſolches durch die Rechtſprechung feines alten Admiralitätsgerichtshofs und der 
kaufmänniſchen Gerichte in Anlehnung an die Italiener geſchaffen; zu Ende des 18. Jahr⸗ 
hunderts wurden dieſe Rechtsregeln beſonders durch den hochangeſehenen Richter Lord 
Mansfield in das gemeine Recht Englands, die common law, eingegliedert, ohne doch ihre 
handelsmäßige Eigenart zu verlieren, und ſie wurden im Laufe des 19. Jahrhunderts durch 
zahlreiche handelsrechtliche Einzelgeſetze ergänzt, ſo daß wir auch im engliſchen Recht ein 
umfaſſendes Handelsſonderrecht durch die Rechtſprechung und die Geſetzgebung gebildet ſehen. 
Die Vereinigten Staaten von Amerika und auch die großen engliſchen Kolonien zeigen 
im weſentlichen das gleiche Bild, wobei die Geſetzgebung in den Vereinigten Staaten ſich 
natürlich ſeit der Abtrennung von England im einzelnen ſelbſtändig und in den einzelnen 
Staaten verſchieden entwickelt hat. 


8 Heymann 


Deutſchland, dem es an einer wirkſamen einheitlichen Geſetzgebung fehlte, nahm ſeit dem 
15. Jahrhundert die Handelsrechtslehre der Italiener als gemeines Recht auf, derart, daß 
ſie gewohnheitsrechtlich die noch beſtehenden oder neu entſtehenden Sonderregeln der einzelnen 
deutſchen Städte und Länder ergänzte, alſo fubfidiär galt. Die Wiſſenſchaft des Handels 
rechts war im ganzen von der italieniſchen Literatur, wie fie bis in den Anfang des 17. Jahr; 
hunderts reichte, abhängig; 1662 faßte der Lübecker Marquardt das damalige Handelsrecht 
Deutſchlands in einem vielgebrauchten Werke zuſammen; allmählich beeinflußte die handels ⸗ 
rechtlichen Arbeit Hollands, das mit ſeinem Handel eine der wichtigſten Stellungen in Europa 
einnahm (ganz im Gegenſatz zu dem immer mehr zum Binnen- und Zwiſchenhandel zurück⸗ 
gedrängten Deutſchland), die Praxis der deutſchen Hanſeſtädte, namentlich Hamburgs. Erſt 
der abſolute Staat ſchuf nach dem Vorgang der größeren deutſchen Städte mit Wechfel- 
ordnungen, Seegeſetzen, Konkursordnungen uſw. allmählich eine eigene Handelsgeſetzgebung, 
und Friedrich der Große ließ durch Svarez in Zuſammenarbeit mit Lübecker und Hamburger 
Rechtskundigen das erſte zuſammenfaſſende Handelsgeſetzbuch herſtellen, das nach feinem Tode 
als Titel II, 8 des Preußiſchen Allgemeinen Landrechts 1794 zur geſetzlichen Geltung kam, 
alſo zeitlich vor dem franzöſiſchen code de commerce. Im Beginn des 19. Jahrhunderts 
ftrebte man dann mit der nun einſetzenden ſtarken Entwicklung des Handels und der Induſtrie 
nach einem einheitlichen Handelsrecht in Deutſchland, und es kam fo auf Betreiben des Zoll- 
vereins (preuß. Entwürfe Biſchoffs) zur Allgemeinen Deutſchen Wechſelordnung (WO) von 
1848, durch die Neichsgewalt der Paulskirche zuerſt publiziert, und zum Allgemeinen Deut- 
ſchen Handelsgeſetzbuch (AD HGB) von 1861, die vom Deutſchen Bunde gebilligt und den 
Staaten empfohlen wurden. Beide Geſetzeswerke, von ſämtlichen deutſchen Einzelſtaaten als 
partikuläre Geſetze übereinſtimmend eingeführt, wurden mit Gründung des Norddeutſchen 
Bundes und des Bismarckſchen Reiches zu Reichsgeſetzen und damit aus allgemeinem Rechte 
zu gemeinem Rechte des Reichs erhoben. 


OL Entwicklungſeit der Reichsgründung Bismarcks. Im Jahre 1870 wurde 
das Bundesoberhandelsgericht, ſeit 1871 Reichsoberhandelsgericht benannt, in Leipzig be⸗ 
gründet und damit ſeit dem Antergange des alten RNeichskammergerichts (1806) zum erſten 
Male wieder ein einheitliches Gericht für das Deutſche Reich; 1879 wurde ſeine Tätigkeit 
von dem damals in Tätigkeit tretenden Reichsgericht übernommen. Beide Gerichte haben ſeit 
nunmehr über 65 Jahren eine großartige handelsrechtliche Rechtſprechung entwickelt, die ſich 
ſchon früh vom Formalismus des gemeinen Rechts Löfte und in immer freierer Ausgeſtaltung 
der Rechtsſäͤtze das Handelsrecht mit wirtſchaftlichem Verſtändnis ausbaute. Parallel ergingen 
zahlreiche Einzelgeſetze des Reichs über Banken und Börſe, Warenzeichen, Patente, Urheber- 
und Verlagsrecht, unlauteren Wettbewerb, Genoſſenſchaften, Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaſten 
mit beſchränkter Haftung, Abzahlungs-, Depotgeſchäfte, Verſicherungsweſen, Poft, Eiſenbahn, 
Telegraphie, über Binnenſchiffahrt, eine Seemannsordnung, Strandungsordnung und anderes, 
die zum Teil nach angemeſſener Zeit neu geſtaltet oder mit Abänderungen verſehen wurden, 
um ſie der Entwicklung des Handels und des Handelsrechts anzupaſſen. Im Jahre 1897 wurde 
das Handelsgeſetzbuch im Zuſammenhang mit dem Erlaß des Bürgerlichen Geſetzbuchs um⸗ 
geſtaltet, teils weil nun erſt ein einheitliches bürgerliches Recht vorhanden war, das manche 
handelsrechtlichen Sätze in ſich aufgenommen und für den geſamten Verkehr verallgemeinert 
hatte (Fahrniserwerb, Kaufregeln, Geſellſchaft uſw.), teils weil man auf Grund der Bedürf⸗ 
niſſe von Handel und Gewerbe neue Sätze aufnehmen mußte (Agenten, Amgeſtaltung des 
Handlungsgehilſenrechts). Dieſes Geſetzbuch von 1897 gilt jetzt noch als Handelsgeſetzbuch 
(HGB, im Gegenſatz zum AD HGB, äußerlich nach Paragraphen, nicht mehr nach Artikeln 
gezählt) und weicht ſeither vom Handelsrecht Oſterreichs ab, wo das AD HGB von der Zeit 
feiner Entſtehung her fortgilt, allerdings beſonders durch die Novellen von 1928 in wichtigen 
Punkten dem reichsdeutſchen Rechte angenähert. Das deutſche Handelsrecht hat im übrigen be- 
ſonders auf das Handelsrecht Angarns eingewirkt, das man 1875 auf dem AD HGB aufbaute, 
ferner auf die Schweiz, deren handelsrechtliche Sätze im Obligationenrecht von 1898 (Sd R 
neugefaßt 18. 12. 36) dem deutſchen Recht eng verwandt und glücklich fortgebildet find, ferner 
ſehr ſtark auf das japaniſche Handelsgeſetzbuch fowie auf Rußland, wo urſprünglich das 
franzöſiſche Handelsgeſetzbuch großen Einfluß hatte, allmählich ſich aber, namentlich in dem 
praktiſch zur Anwendung gekommenen Entwurf von 1911, viele deutſche Gedanken durchſetzten, 
fo daß auch die zahlreichen Einzelregelungen des Handelsverkehrs des Sowjetrechts trotz der 
völlig abweichenden Grundtendenzen vielfach deutſche Einzelnormen verwenden. Vor allem 
aber haben die deutſchen Handelsrechtsgedanken durch Vermittlung der Wirtſchaft und der 
internationalen Regelungen überall in der Welt Bedeutung erlangt. 
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Das umfangreiche und oft ſehr ſchnell veraltende Schrifttum zum Handels, Wertpapier ⸗ und 
Seerecht findet ſich in den zahlreichen Handelsrechtslehrbüchern nachgewieſen. Als folche 
kommen für die Leſer dieſes Beitrags beſonders in Betracht: vor allem das Lehrbuch von 
Rudolf Müller ⸗Erzbach (1928, 3. Auflage), ferner die Bücher von Konrad Coſack (1930, 
12. Auflage) und Carl Wieland (Band I 1921, Band II 1931, in Bindings Syſtematiſchem 
Handbuch der Deutſchen Rechtswiſſenſchaft); Grundriſſe: von Otto v. Gierke 1913 (H.⸗Kohler 
Euc.); Locher (Sstammler DRI) 1931; Julius v. Gierke (1933*; 1938 Teil 1). H. Lehmann, 
Hd. u. Gewerbe, ohne Geſellſchaftsrecht, 1938; R. Reinhardt, Grundriß (Allg. Teil) 1938: 
H. Würdinger, Geſellſchaften 1937, I, Perſonalgeſellſchaften. Dort auch die Kommentare zum 
SGB und den Sondergeſetzen. Dazu neueftens der Kommentar zum Aktiengeſetz vom 30. Ja- 
nuar 1937 von Schlegelberger, dem ſchöpferiſchen Geſtalter unſeres neueren Handelsrechts, 
zuſammen mit Quaſſowſki, Herbig, Geßler und Hefermehl, 1937. — Demnädft erſcheint 
E. Heymann, Handkommentar zum HGB (eingehende Verzeichnung der Rechtſprechung und 
ihrer Entwicklung). 

Zeitſchrift für das geſamte Handels- und Konkursrecht, zur Zeit 105. Band, herausgegeben 
von J. v. Gierke, Fehr, Krauſe, Almer, Wahl. Für Bankfragen und Verwandtes: Das Bank. 
archiv, herausgegeben von Tewaag. — Abhandlungsſammlung: Arbeiten zum Handels-, 
Gewerbe- und Landwirtſchaftsrecht herausgegeben von E. Heymann (79 Bände). — 

Jährlich fortlaufende eingehende Berichte über Schrifttum und Nechtſprechung mit kurzen 
Inhaltsangaben nach der Reihenfolge der Paragraphen des Handelsgeſetzbuchs und der 
ſonftigen Geſetze: Schlegelberger⸗Freisler, Jahrbuch des Deutſchen Rechts, zuletzt 1938 (Siehr 
und Vogels). | 

Alphabetiſche Aberſicht über die Geſetzgebung in Schlegelberger⸗Hoche, Recht der Neuzeit 
(jährlich erſcheinend, zuletzt 1938; bis 31. Dezember 1937 reichend). Zuſammenſtellung der 
neueren Geſetzesterte in Pfundtner⸗Neubert, Das neue Deutſche Reichsrecht ſeit 1933); 
ferner in Arthur Benno Schmidt, Handelsrecht, Sammlung der Reichsgeſetze und 
Verordnungen außerhalb des Handelsgeſetzbuchs (1929, 5. Auflage, mit Ergänzungen 1931, 
1933, demnächſt neu erſcheinend) und in der Schnellkartei des Reichsrechts von Schmidt ⸗Köln 
(befonderd in deren Abteilungen Handelsrecht und Wirtſchaftsrecht; fortlaufend ergänzt). 
Reformfragen find behandelt: in Frank, Nationalſozialiſtiſches Handbuch 1935; Zeitſchrift 
der Akademie für Deutſches Recht; Deutſche Juriſten⸗Zeitung; Deutſches Recht; Juriſtiſche 
Wochenſchrift; Fr. Klauſing, Reform des Aktienrechts (1933); Kißhalt, Berichte der Aktien · 
kommiſſion der Akademie für Deutſches Recht 1934 und 1935; Schlegelberger, Erneuerung des 
deutſchen Aktienrechts (1935) u. a. Für die allgemeine Haltung der neueſten Rechtswiſſen⸗ 
ſchaft: Zeitſchrift Deutſche Rechtswiſſenſchaft, herausgegeben von K. A. Eckhardt ſeit 1936. 


8 3. Geltungsbereich des fjandelsrechts 


I. Das Handelsgeſetzbuch iſt Sonderrecht und hat fogenannten kodifikatoriſchen 
Charakter, d. h. es will die in ihm behandelten Gegenſtände ausſchließlich und 
erſchöpfend regeln. Daher geht es ebenſo wie das gemeine, d. h. für das ganze Reich 
entwickelte Handelsgewohnheitsrecht den Regeln des Bürgerlichen Geſetzbuchs ſchlecht⸗ 
hin vor, und dieſe haben nur hilfsweiſe (ſubſidiäre) Bedeutung für die Handelsſachen; 
ferner hat das Handelsrecht zum Zweck ſeiner vollen Vereinheitlichung im Reich 
dem bisherigen Rechte der Länder — vorläuſig mit Ausnahme des fortbeſtehen⸗ 
den Rechts Oſterreichs — gegenüber erſchöpfende Geltung, fo daß ſich Landes- 
handelsrecht (geſetzlich oder gewohnheitsrechtlich) auch da nicht bilden konnte und 
kann, wo etwa Lücken des Handelsgeſetzbuchs für die von ihm geregelten Rechtsein⸗ 
richtungen beſtanden (Art. 15 EG HGB); davon gibt es nur einige wenige, allmählich 
auf einen kleinen Reft zuſammengeſchmolzene Ausnahmen, nämlich den landesrechtlich 
(Bayern) geregelten ſogenannten Bierlieferungsvertrag zwiſchen Brauerei und Wirt 
(Art. 18 ebenda) und einige ſeerechtliche Beſtimmungen (Art. 19, 20 ebenda), während 
gewiſſe untergeordnete bisher zuläſſige landesrechtliche Sätze des Wechſelrechts (durch 
Art. 1 Abſ. 5 des Einführungsgeſetzes zum Wechſelgeſetz von 1933) befeitigt find und 
ſich auch nicht wieder neu bilden können. Anderſeits find die zahlreichen Reichs- 
handelsſpezialgeſetze, wie das Aktiengeſetz, das GmbH ⸗Geſetz, das Wechſelgeſetz, das 
Vörſengeſetz, vom Handelsgeſetzbuch ganz unabhängig; ältere Geſetze dieſer Art find, 
grundſätzlich trotz des Inkrafttretens des Handelsgeſetzbuchs, unberührt geblieben 
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(Art. 2 Abſ. 2 EGHGD), neue zahlreich erlaſſen worden (fiehe oben $ 2 Nr. 3). Hier- 
nach hat Handelsgewohnheitsrecht nur als Reichsrecht (abgeſehen vom 
Lande Oſterreich) praktiſche Bedeutung und kann als ſolches die handelsrechtlichen 
Geſetzesnormen (wie auch jede ſonſtige Geſetzgebung) abändern; es bildet ſich vor 
allem da, wo durch fortgeſetzte Abung des Handelsſtandes Sätze der Reichsgerichts 
praxis, die das Handelsrecht fort⸗ und umbilden, als dauerndes Recht anerkannt 
werden, was für die große Maſſe der Reichsgerichtsentſcheidungen tatſächlich zutrifft. 


II. Wichtiger noch als die Frage des Gewohnheitsrechts iſt für den Handel aber die 
Frage der ſogenannten Handelsgebräuche, der Aſancen. Bei ihnen 
handelt es ſich nicht um Rechtsſätze (die vom Verkehr als bindend betrachtet werden), 
ſondern um bloße tatſächliche Gebräuche, Verkehrsſitte. Dieſe dienen als Auslegungs- 
mittel für die geſchäftlichen Erklärungen, Handlungen wie Anterlaſſungen, der Kauf⸗ 
leute untereinander ($ 346 HGB — ähnlich der Verkehrsſitte im allgemeinen Ver⸗ 
kehr nach SS 157, 242 BGB), alſo nicht im Verkehr des Kaufmanns mit Dritten 
(doch können ſie nach allgemeiner Verkehrsſitte in Einzelfällen auf ſolchen Verkehr 
ſich ausdehnen). Dieſe Gebräuche werden dadurch zum Inhalt der Erklärungen 
der Parteien. Daher dürfen fie nicht gegen Treu und Glauben verftoßen oder gar 
unſittlich (§S 138 BSD) ſein; fie find daher von den Gerichten dann nicht zu beachten, 
wenn fie einſeitig zugunſten des wirtſchaftlich überlegenen Teils entwickelt find (z. B. 
gegebenenfalls zugunſten der Induſtrie und des Großhandels im Verkehr mit dem De- 
tailliſten, oder der Spediteure im Verkehr mit den auf ſie angewieſenen kaufmänniſchen 
Kreiſen uſw.) und fo die Intereſſen der Gegenpartei und damit dann auch der Volks⸗ 
gemeinſchaft verletzen. Dieſe Aſancen können ſich auf das ganze Reich oder nur 
auf einzelne Gebiete und Orte beziehen (Berliner, Hamburger Aſance), fie können 
allgemein oder branchemäßig fein (Holz., Eierhandel, Bankverkehr, Schlachthof ⸗ 
verkehr uſw.); fie können ſich auf pofitive Handlungen beziehen, z. B. Verpackung, 
Verſendung, Zahlung, Innehaltung der Lieferfriſt, vor allem Form und Inhalt 
rechtsgeſchäftlicher Erklärungen: der Telegraphierende trägt die Gefahr der 
Telegramm⸗Verſtümmelung, Abſchluß geht normal auf einen beſtimmten Warentyp 
uſw. Sie können ſich aber auch auf Anterlaſſung beziehen, z. B. Preisgenehmigung 
durch ſtillſchweigende Annahme der mit Quittung überſandten beſtellten Ware; doch 
iſt Schweigen nicht ohne weiteres Annahme eines Vertragsantrags; ausnahmsweiſe 
jedoch z. B. im Fall $ 362 HGB. In gewiſſen Fällen aber fordert der Verkehrs- 
gebrauch und bisweilen auch das Geſetz (ſo 88 85, 377, 378, 386, 391 HGB) die Ab. 
gabe von Erklärungen innerhalb angemeſſener Zeit, wenn nicht ſchädliche Folgen für 
den Schweigenden eintreten ſollen: Verſchweigung, Verwirkung, in der heutigen 
Prapis, namentlich auch des Reichsgerichts mehrfach anerkannt, z. B. Nichtleſen eines 
Briefes, widerſpruchsloſe Annahme eines Beſtätigungsſchreibens, unter Amſtänden 
Nichtgeltendmachung eines Anſpruchs trotz länger andauernder Fortſetzung des 
Geſchäftsverkehrs mit dem Schuldner, vor allem die noch zu erwähnende ſogenannte 
ſtillſchweigende Vollmacht. Die Aſancen werden vielfach als Regulative, Börſen⸗ 
ordnungen, Bankbedingungen, als ſonſtige Geſchäftsbedingungen uſw. aufgezeichnet 
und nehmen z. B. bei den Spediteuren faſt den Charakter einer Kodifikation an; Mit- 
wirkung der Handelskammern oder ſonſtiger berufsſtändiſcher Stellen iſt bei der Auf⸗ 
zeichnung, namentlich zur Vermeidung einſeitigen Drucks ſehr wünſchenswert. Die 
Verbindlichkeit der Aſancen als Auslegungsmittel beruht nicht nur auf ſtillſchweigen⸗ 
der Anterwerfung, ſondern auf Geſetz ($ 346 HGB, $ 157 BGB), das dadurch nur 
altes kaufmänniſches Gewohnheitsrecht feſtgelegt hat; daher binden ſie bei normaler 
Geſchäftstätigkeit ohne weiteres, ſind von Amts wegen durch die Gerichte zu beachten, 
und die Parteien können ſich der Anwendung nur durch den Beweis des poſitiven 
Ausſchlußwillens der Beteiligten entziehen. 


Die Aſancen, infolge der Maſſenhaftigkeit und Gleichmäßigkeit der Handelsgeſchäfte 
überaus zahlreich, können in einzelnen (nicht häufigen) Fällen zu Gewohnheitsrecht 
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erſtarken und unterliegen dann deſſen Regeln (3. B. nur Reichsgewohnheitsrecht mög- 
lich, während die Aſance ſehr häufig nur lokal beſteht). Die Aſancen find häufig inter- 
national gleichförmig (3. B. Konnoſſementsformulare mit zahlreichen Freizeichnungs⸗ 
klauſeln, einheitliche Getreidelieferungsverträge uſw.) und ſpielen in den Handels- 
rechten aller Länder eine große Rolle, die z. B. im Seerecht viel bedeutſamer iſt als 
die des (dispoſitiven) Rechtes ſelbſt, das durch die Aſancen weitgehend aus den 
Angeln gehoben werden kann. 

III. Das Handelsrecht findet nur Anwendung auf Handelsſachen, d. h. die dem 
Handel angehörigen Tatbeſtände. Deren Abgrenzung aber beſtimmt ſich nicht nach 
allgemein wirtſchaftlichen Erwägungen, ſondern iſt überall durch poſitive Rechts- 
beſtimmungen erfolgt. Dieſe Abgrenzung iſt geſchichtlich im Zuſammenhang mit der 
Zuſtändigkeit der beſonderen Handelsgerichte (Innungsgerichte des Mittelalters, 
allmählich ſtaatlicher Handelsgerichte) entſtanden, hat ſich in neuerer Zeit aber davon 
grundſätzlich getrennt, ſo daß bei uns Handelsſachen im Sinne der Zuſtändigkeit der 
Kammern für Handelsſachen (8S 95 ff. GVG) nicht identiſch find (wenngleich in der 
Hauptſache ſich deckend) mit den Handelsſachen im Sinne der Abgrenzung der Handels- 
rechtsſätze von den Sätzen des Bürgerlichen Rechts. Im Laufe der Jahrhunderte iſt 
dieſe Abgrenzungsfrage verſchieden behandelt worden: im Mittelalter war das 
Handelsrecht nur kaufmänniſches Standesrecht; allmählich dehnte man es bei gewiſſen 
ſpekulativen Geſchäften ausnahmsweiſe auch auf Nichtkaufleute aus; dann traten be⸗ 


ſtimmte ſpekulative Geſchäfte als ſogenannte abſolute Handelsgeſchäfte (gleichviel ob 
ſie ein Kaufmann oder Nichtkaufmann vornimmt) in die erſte Reihe, und nur neben 


ihnen unterſtellte man die gewerbsmäßigen Geſchäſte der Kaufleute als relative 


Handelsgeſchäfte dem Handelsrecht (fo code de commerce und AD HGB); endlich 
ging unſer Handelsgeſetzbuch von 1897 wieder zum ſubjektiven Syſtem über: dem 


Handelsrecht unterſtehen nur die im Gewerbe des Kaufmanns vorgenommenen Ge⸗ 
ſchäfte ſowie z. B. das Firmen- und Regiſterrecht, das Recht der Handelsgeſellſchaften, 


ferner das Seerecht, auch wo es fi nicht auf Handelsgeſchäfte des Reeders bezieht 


(Haverei, Bergung uſw.); dabei iſt das Handelsrecht aber ſchon deshalb nicht mehr 


' im mittelalterlichen Sinne Standesrecht, weil es grundſätzlich (S 345 HGB) bei 
ſogenannten einſeitigen Handelsgeſchäften, d. h. wenn nur einer der beiden Kontra- 


5 


henten Kaufmann iſt, auch den Nichtkaufmann ergreift; doch wird in beſtimmten 
Ausnahmefällen nur die kaufmänniſche Partei vom Handelsrecht ergriffen (vgl. SS 347 
bis 350, 354, 362 bis 368), in anderen beſtimmten Ausnahmefällen kommt das 


Handelsrecht nur bei zweiſeitigen Handelsgeſchäften zur Anwendung (SS 346, 352, 
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353, 368, 369, 377 HGB). 


Hiernach iſt für die Frage, ob Handelsrecht anzuwenden iſt, die Kaufmannseigenſchaft 
des Anternehmers von größter Bedeutung (vol. unten § 4). Steht fie feſt, fo werden 
im Zweifel (widerlegbare Vermutung, § 344 Abi. 1 HG) alle ſeine Geſchäfte als 
dem Handelsbetrieb zugehörig, als Handelsgeſchäfte, angeſehen, und für 
Schuldſcheine (einſchließlich Wechſel), ſoweit ihr Text die Zugehörigkeit nicht ausdrück⸗ 
lich ausſchließt, beſteht ſogar eine unwiderlegbare Vermutung der Zugehörigkeit (8 344 
Abſ. 2 HGB); dies gilt aber nicht, wenn der Erwerber wußte, daß die Zugehörigkeit 
nicht beſtand (3. B. eine Schuld für den privaten Haushalt vorlag, und trotzdem die 
Zugehörigkeit zum Anternehmen etwa einem Erwerber des Anternehmens gegenüber 
argliſtig behauptet wird, RG 56, 198). Die einem Handelsgewerbe zugehörigen, alſo 
in einem auf dauernden Gewinn gerichteten kaufmänniſchen Anternehmen vorgenom- 
menen (es ermöglichenden oder fördernden) Geſchäfte find entweder ſogenannte Grund- 
handelsgeſchäfte, das ſind diejenigen, deren gewerbsmäßige Vornahme zum Kaufmann 
macht, oder Nebenhandelsgeſchäſte (vgl. 8 343 Abſ. 2), das find vereinzelte Geſchäfte 


innerhalb eines auf andere Grundhandelsgeſchäfte gerichteten Geſchäftsbetriebs (z. B. 


ein vereinzeltes Möbeltransportgeſchäft innerhalb des Betriebs einer Kohlenhand⸗ 
lung) und ferner die ſogenannten Hilfsgeſchäfte (Geſellſchaftsverträge, Perjonal- 
engagements, Lokalmiete, Anſchaffung von Geſchäftsgerät oder von Maſchinen uſw.). 
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Il. Teil: Das Unternehmen 


8 4. Der faufmann | 

I. Diejenige natürliche oder juriſtiſche Perſon, welche das Unternehmen betreibt, alſo 
Träger (Subjekt) der dabei entſtehenden, dauernd wechſelnden Rechte und Pflichten 
iſt, wird als Kaufmann bezeichnet. Die Art der Tätigkeit des Betreibenden 
beſtimmt, ob das Anternehmen dem Handelsrecht unterſteht oder nicht. Im all- 
gemeinen gehören zu den kaufmänniſchen Gewerbetreibenden die Händler mit allen 
ihren ſelbſtändigen Hilfsunternehmungen (Bankier, Transporteur, Makler, Agent, 
Kommiſſionär), ferner die Stoffveredler (Induſtrie und Handwerk), dagegen die 
Arproduzenten (Bergwerk, Steinbruch, Fiſcherei) nur im Großunternehmen (ebenfo 
wie ſonſt gewiſſe Großunternehmen, z. B. Theater, Nachrichtenbüros, große Leih 
bibliotheken); dabei ſcheidet aber die Landwirtſchaft völlig aus: der Landwirt iſt als 
folder auch im Großbetrieb nach unſerem Recht (8 3 HGB) niemals Kaufmann. Dieſe 
an fi einfache Gruppierung iſt aber — zum Teil infolge ihrer hiſtoriſchen Entwick- 
lung, zum Teil infolge der im Handelsregifter- und Firmenweſen ſich auswirkenden 
verſchiedenartigen Bedürſniſſe nach Publizität der Kaufmannseigenſchaft — bei uns 
(wie übrigens auch im Gebiete des franzöſiſchen, im Gegenſatz zum engliſchen Recht) 
übermäßig verwickelt geſtaltet. Eine Vereinfachung iſt wünſchenswert. 


Im einzelnen gilt folgendes: Kaufleute find zunächſt diejenigen ſelbſtändigen Anter⸗ 
nehmer (nicht ihre Angeſtellten, nicht Aktienvorſtände, nicht bloße Kapitalgeber, nicht 
der Vormund eines minderjährigen Raufmanns-Erben), welche gewiſſe, im S 1 HGB. 
erſchöpfend aufgezählte Geſchäfte gewerbsmäßig betreiben (ſog. Mußkaufleute), und 
anderſeits diejenigen, welche ſonſtige nach Art und Amfang einen kaufmänniſchen 
Geſchäftsbetrieb erfordernde Gewerbe (mit Ausnahme der Land. und Forſtwirtſchaft) 
betreiben und dabei im Handelsregiſter eingetragen ſind (ſog. Sollkaufleute wegen des 
Eintritts der Kaufmannseigenſchaft erſt mit Erfüllung der Eintragungsverpflichtung, 
8 2 HGB). Die zweite Gruppe ſetzt alſo ſtets einen Großbetrieb voraus, die erſte, 
wo auch ohne Eintragung ohne weiteres Kauſmannseigenſchaft erworben wird, 
nicht. Eine dritte Gruppe iſt Kaufmann lediglich wegen ihrer Geſellſchaftsform als 
Kapitalgeſellſchaften (ſog. Formkaufleute). 


1. Zur erſten Gruppe, den ſogenannten Mußkaufleuten, gehören: a) die eigent- 
lichen Händler ($ 1 Nr. 1), welche Waren (bewegliche Sachen) oder Wertpapiere 
kaufen oder ſonſt zu Eigentum erwerben, um fie wieder zu veräußern (ſog. Speku⸗ 
lationseinkauf, Spekulation à la hausse), oder Waren verkaufen, die ſie erſt erwerben 
wollen (Spekulation à la baisse, Lieferungsverkauf); hierher gehört alſo ein Feinkoſt⸗ 
oder Buchhändler, nicht aber ein bloßer Leihbibliotheks⸗Anternehmer, weil er die 
Bücher nicht zu veräußern beabſichtigt; es kommt dabei nicht darauf an, ob der Anter⸗ 
nehmer die Waren ſelbſt be. oder verarbeitet (daher iſt nicht nur der Schuhhändler, 
ſondern ſowohl Schuhfabrik wie kleinſter Schuhmacher, die Leder einkaufen, Kauf⸗ 
mann). Es genügt, daß beim ſogenannten Spekulationsgeſchäft (3. B. Kauf) das 
fogenannte Realiſationsgeſchäft (Verkauf) beabſichtigt iſt; nicht notwendig iſt die 
Verwirklichung dieſer Abſicht, doch wird ſie bei einem dauernden Gewerbebetrieb 
natürlich faſt immer erfolgen. — b) Die reinen Stoffveredler fremder Waren (Färber, 
Appreteure, Reparaturanftalten), dieſe aber nur bei mehr als handwerksmäßigem 
Amfange (ſo daß ein kleiner Färbermeiſter überhaupt nicht Kaufmann iſt, nicht etwa 
nur Minderkaufmann; SS 1 und 2). — c) Bankiers und Geldwechſler ſowie Verfiche- 
rung gegen Prämie (8 1 Nr. 3 und 4; bei Verſicherung auf Gegenſeitigkeit find aber 
die unter Reichsaufſicht ſtehenden Unternehmen dem Handelsgeſetzbuch mit Ausnahme 
von deſſen SS 1 bis 7 unterworfen). — d) Sach. und Perſonenbeförderung zur See; 
ferner zu Lande und auf Binnengewäſſern, jedoch die letzteren beiden im Fall der 
Perſonenbeförderung nur bei anſtaltsmäßigem Betrieb (Nr. 5; daher Eifenbahn, 
Autobusgeſellſchaft, aber nicht der Droſchkenkraftfahrer mit einem Auto); die nicht- 
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anſtaltsmäßige Perſonenbeförderung macht außer zur See überhaupt nicht zum Kauf. 
mann. — e) Kommiſſionär, Spediteur, Lagerhalter, Handelsmakler, Handlungsagent 
ſchlechthin, auch beim Kleinbetrieb (Nr. 6 und 7; über das einzelne weiter unten). — 
f) Endlich der Buch: und Kunſthandel, insbeſondere der Verleger ſowie die mehr als 
handwerksmäßigen Druckereien (Nr. 8 und 9); die nur handwerksmäßigen find 
wiederum überhaupt nicht Kaufleute. — Es gehören zu dieſer Gruppe alſo die reinen 
Händler und die Material erwerbende Induftrie ſowie ihre Hilfsgewerbe und ferner 
die ihnen gleichgeſtellten verſchiedenen buchhändleriſchen Anternehmen ſowie die ledig- 
lich Stoff veredelnden Großunternehmen. 


2. Zur zweiten Gruppe, den ſogenannten Sollkaufleuten, gehören praktiſch 
(S 2 HGB, vgl. oben) alle Anternehmungen, die nach Art und Amfang einen kauf⸗ 
männiſchen Geſchäftsbetrieb erfordern, ohne Rückſicht auf den Gegenſtand; hier iſt 


aber Bedingung für den Erwerb der Kaufmannseigenſchaft die Eintragung im 


A art 


ꝶ6?ñ —— 
— 2 


— 


— 


— 


Handelsregiſter, die nach außen für jedermann klarſtellen ſoll, ob es ſich um ein ſolches 
Anternehmen, z. B. bei einem Theater, Zirkus, Auskunftsbüro, Bauunternehmen, 
Pfandleiher (der als ſolcher nicht Bankier iſt), Logierhaus, Heilanſtalt, handelt, was 
nicht immer leicht für den Außenſtehenden zu erſehen iſt. Nicht hierher gehören 
übrigens der Arzt mit eigener, obwohl durch Hilfsperſonen unterſtützter Tätigkeit, 
wenn er nicht etwa zugleich überwiegend für andere Arzte eine Heilanſtalt unterhält, 
ferner der Anwalt und der bildende oder darſtellende Künſtler als folcher, weil es ſich 
um Berufe mit idealem Hauptzweck handelt. 


Ein öffentlich rechtliches Verbot (für Militärperſonen, Beamte; bei Fehlen einer 
Schankkonzeſſion uſw.) hindert den Erwerb der Kaufmannseigenſchaft nicht — es 


treten nur Kriminalſtrafen, Diſziplinarſtrafen, polizeilicher Einſtellungszwang je nach 


dem Tatbeſtand ein; die handelsrechtlichen Geſchäfte mit Dritten werden grundſätzlich 
durch ſolches Verbot nicht berührt (8 7 HGB). Das gleiche gilt für die zahlreichen 
Fälle, in denen nach der neueſten Geſetzgebung zum Betrieb eines Anternehmens (oder 
zu ſeiner Erweiterung) aus allgemeinen wirtſchaftlichen Gründen die Genehmigung 
erforderlich iſt und im Einzelfall fehlt oder fortfällt; fo insbeſondere Einzelhandels. 
geſchäfte (Geſetze vom 12. Mai 1933, neugefaßt 15. 7. 33, 27. 6. und 13. 12. 34, 
geändert 9. 5. 35: Sachkunde, Zuverläſſigkeit und Nichtüberfetzung nachzuprüfen, bei 
Warenhäuſern, Kleinpreisgeſchäften geradezu das Bedürfnis); Kreditinſtitute (fiehe 
unten § 14, 3); Bearbeitung landwirtſchaftlicher Produkte und in gewiſſem Umfang 
der Handel mit ihnen; gewiſſe Verkehrsunternehmungen (unten § 15); Zeitungen, 
Zeitſchriften ufw. (vgl. Gieſecke, DJ 1935, 1398 ff.). Bei den Handelsbeſchränkungen 
(Betriebsunterſagungen) für Gegenſtände des täglichen Bedarfs tritt aber Nichtigkeit 
der einzelnen verbotswidrigen Geſchäfte (jedoch nicht zum Nachteil Gutgläubiger) ein, 
ohne daß (a. M. J. v. Gierke, 3d R 103, 92 ff.) dieſe Beſtimmung (8 26 VO vom 
13. Juli 1923, 26. 4. 24 und Geſ. 19. 7. 26, 5. 7. 27, 23. 3. 34, geändert Geſ. 19. 12. 35) 
von der Praxis für die anderen Fälle verallgemeinert werden könnte. 


Die Kaufmannseigenſchaft beginnt bei der erſten Gruppe mit dem Beginn der 
Geſchäftsführung, auch wenn die Eintragung im Handelsregiſter noch nicht erfolgt 
iſt; doch wird die nachträgliche Eintragung bei Vollkaufleuten (vgl. unten) nötigen- 
ſalls erzwungen. Bei der zweiten Gruppe beginnt die Kaufmannseigenſchaft erſt 
mit der Eintragung, die aber, falls ſie nicht freiwillig erfolgt, ebenfalls erzwungen 
wird ($ 2 Satz 2 HGB). Das Ende der Kaufmannseigenſchaft tritt bei der erſten 
Gruppe durch Auflöſen des Geſchäfts ein (nicht z. B. durch eine irrtümliche Löſchung), 
dagegen bei der zweiten Gruppe durch Löſchung (RG 68, 16), weil ſonſt die durch 
das Eintragungserfordernis erſtrebte Aberſichtlichkeit fehlen würde; ſie endet aber 
auch mit dem Fortfall des Anternehmens oder feiner nach Art und Amfang erforder- 
lichen Beſchaffenheit (vgl. aber 8 5 HGB, ſiehe unten II). 


Niemals Kaufmann aus $ 1 oder § 2 HGW iſt, wie geſagt, der (normalerweiſe nicht 
ſpekulativ eingeftellte) Landwirt und der ihm gleichgeſtellte Forftwirt. Man wollte 
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den Landwirt dem ſtrengen Handelsrecht nicht unterwerfen, auch nicht, was bei der 


Kompliziertheit der Wirtſchaſtsführung an ſich erwägenswert wäre, bei großen 
Gütern; doch bereitet die Abgrenzung gewiſſe Schwierigkeiten. Nebengewerbe der 
Landwirtſchaft (Molkerei, Zuckerfabrikation aus eigenen Produkten) kann der Land- 
wirt (gemäß 8 2, d. h. wenn kaufmänniſcher Betrieb erforderlich, auch wenn die 
Geſchäfte ſolche des § 1 find) freiwillig eintragen laſſen; davon wird aber fein land 
wirtſchaftlicher Betrieb nicht ergriffen. 


3. Schließlich kommen als dritte Gruppe die ſogenannten Formkaufleute in 
Betracht: die Aktiengeſellſchaft, die Kommanditaktiengeſellſchaft und die Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung find immer Kaufleute, auch wenn fie gar kein Handels- 
gewerbe betreiben (Landwirtſchaft, Korpshaus), und ſelbſt wenn ſie nur Kleinbetriebe 
haben; ferner ebenſo die eingetragene Genoſſenſchaft (§S 17 Gen), die aber der 
Förderung der Wirtſchaft ihrer Mitglieder durch gemeinſchaftlichen Geſchäftsbetrieb 
dienen muß. Alle dieſe Geſellſchaften ſind lediglich ihrer komplizierten Form und ihrer 
Haftung wegen Kaufleute und ſollen deshalb dem ſtrengeren Handelsrecht unterliegen, 
und zwar beginnt ihre Kaufmannseigenſchaft mit der Eintragung und endet mit der 
Löſchung. Da die Offene Handelsgeſellſchaft und die Kommanditgeſellſchaft immer 
ein vollkaufmänniſches Handelsunternehmen vorausſetzen, ſo ſind ſie ebenfalls ſtets 
Kaufmann, jo daß alle Handelsgeſellſchaften des Handelsgeſetzbuchs Kaufmanns⸗ 
qualität haben (8 6 HGB); nicht gehört die ſtille Geſellſchaft hierher, da fie nicht 
Handelsgeſellſchaft iſt. Im übrigen können alle juriſtiſchen Perſonen (Reich, Land, 
Provinz, Kommunen, Kirche, eingetragene Vereine, Stiftungen, vgl. 88 33 ff. HGB) 
Kaufmannseigenſchaft erwerben, wenn ſie die Erforderniſſe der erſten beiden Gruppen 
(SS 1 und 2 HGB) erfüllen (hier genügt alſo die bloße Form der juriſtiſchen Perſon 
nicht; vgl. noch SS 36, 42 HGB). Beſonders geregelt find die drei Rieſenunternehmen: 
Reichspoſt, Reichsbahn, Reichsbank. Die Reichspoſt iſt nicht ſelbſtändig, ſondern Reichs- 
ſondervermögen, auf das ihre Haftung beſchränkt iſt; fie wird nur nach den öffentlich- 
rechtlichen (poſtrechtlichen) Rechtsſätzen beurteilt und ift (wenn auch Analogien 
z. B. aus dem Frachtrecht des Handelsgeſetzbuchs in Betracht kommen) nach ausdrüd- 
licher Vorſchrift (S 452 HG) nicht nach Handelsrecht zu beurteilen. Die Deutſche 
Reichsbahn⸗Geſellſchaft (Reichsbahngeſetz von 1924, jetzt 19. 3. 1930 und Gef. 10. 2. 37, 
II 47; V. 4. 3. 37), ift ſeit 1937 in die Reichsverwaltung eingegliedert, Leiter der 
Reichsverkehrsminiſter, daneben ein Beirat; fie iſt jetzt ebenfalls Reichsſonder⸗ 
vermögen; fie iſt ähnlich einer Aktiengeſellſchaft (mit Stammaktien und Vorzugs.⸗ 
aktien geregelt; das Aktienrecht findet auf ſie aber keine Anwendung, ſie wird auch 
nicht regiſtriert; dagegen finden auf ihre wichtigſten Geſchäfte (Beförderungsvertrag, 
Haftung für Perſonen- und Sachſchäden) die Grundſätze des Handelsgeſetzbuchs An⸗ 
wendung (vgl. 8 16 RGB), und inſoweit iſt fie jedenfalls als Kaufmann zu behandeln. 
Die Reichsbank endlich iſt Kaufmann (nach § 1 Nr. 4 HGB), aber die Regiſtrierung 
findet auch auf fie keine Anwendung (§ 47 Bankgeſetz von 1924). 


1I. Da es im Verkehr oft ſchwierig iſt, die Kauf mannseigenſchaft feſt⸗ 
zuſtellen, 3. B. feſtzuſtellen, ob ein Unternehmen den Charakter des Gollfauf- 
manns (8 2) allmählich durch ſchlechten Geſchäſtsgang eingebüßt hat, oder ob es (im 
Falle des $ 1) bereits ſeine Geſchäfte begonnen oder ob es fie eingeſtellt hat, oder ob 
es etwa als Perſonentransportgewerbe vom Anſtaltsbetrieb zum Kleinbetrieb 
heruntergeſunken iſt (88 1 und 2 HG) uſw., haben ſich einige ſichernde Sätze ge 
bildet: Vor allem beſtimmt 8 5 HGB, daß die Vollkaufmannseigenſchaft eines 
Gewerbes, welches im Regifter eingetragen iſt (ſofern es betrieben, d. h. in Gang 
gehalten wird), un widerleglich vermutet wird, zugunſten eines jeden, auch 
Bösgläubigen, der ſich darauf beruft, auch wenn es minderkaufmänniſcher, ja über- 
haupt kein kaufmänniſcher Betrieb (Arzt, Landwirt) iſt. Dies gilt nur für Handels. 
und bürgerliches Recht, nicht z. B. für das Strafrecht (Strafe wegen Nichtbuch⸗ 
führung), das Steuerrecht uſw. Dazu kommt ferner die ſpäter zu beſprechende 
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Publizitätswirkung des Handelsregiſters (nach $ 15 HGB). End. 
lich hat ſich durch die Rechtſprechung der Begriff des ſogenannten Scheinkauf⸗ 
manns entwickelt: wer ſich als Kaufmann ausgibt oder ſonſt ſo geriert, gilt zu⸗ 
gunſten gutgläubiger Dritter als Kaufmann, und zwar je nach ſeinem Verhalten als 
Voll- oder Minderkaufmann; nicht aber zu feinen Gunſten (daher haftet er aus form- 
loſen Bürgſchaftsverſprechen und hat den höheren kaufmänniſchen Zins zu zahlen, 
ſein gutgläubiger Geſchäftsgegner aber nur den des Bürgerlichen Geſetzbuchs, RG 89 
S. 163). Amgekehrt wird ein Kaufmann, der ſich bei Geſchäften nicht als ſolcher zu 
erkennen gibt, alſo der heimliche Kauſmann, z. B. ein heimlich Weinhandel 
betreibender oder gewerbsmäßig, nicht nur gelegentlich Effektenſpekulation treibender 
Beamter, zugunſten gutgläubiger Dritter als Kaufmann behandelt werden müſſen 
(alſo Verpflichtung zu kaufmänniſcher Zinszahlung, kurzfriſtige Verjährung ſeiner 
Anſprüche), dagegen nicht zu ſeinen eigenen Gunſten (kein Anſpruch auf kaufmänniſchen 
Zins für ihn); dieſe Frage iſt ſehr beſtritten: ROH (22, 302), RE (ZW 94, 19% 
und herrſchende Meinung fordern für die Gewerbsmäßigkeit und den Handelsbetrieb 
Offentlichkeit des Auftretens. 


III. Minderkaufmann. Von alters her gab es eine rechtliche Sonderſtellung 
der untergeordneten Handels. und Gewerbebetriebe. Die Krämer des Mittelalters, die 
nicht Angehörige der Kaufmannszunft ſein konnten, ſondern meiſt eine beſondere, den 
Handwerkerzünften gleichgeſtellte Krämerzunft bildeten, finden wir im Allgemeinen 
Deutſchen Handelsgeſetzbuch als Minderkaufleute wieder, und das jetzige Handels. 
geſetzbuch beſtimmt (S 4), daß Kleinkaufleute und handwerksmäßige Betriebe von ge- 
wiſſen Kaufmannsregeln ausgenommen find: fie haben keine Firma, werden nicht in 
das Regifter eingetragen, können keine Prokura erteilen, ſondern nur einfache Handels- 
vollmachten, ihre Geſellſchaften ſind ſolche des bürgerlichen Rechts, nicht Offene 
Handelsgeſellſchaften oder Kommanditgeſellſchaften, ſie brauchen keine Handelsbücher 
zu führen und find von den ſtrengen kaufmänniſchen Bürgſchafts⸗, Vertragsſtrafen , 
Schuldverſprechen - und Anerkenntnisvorſchriften (S 351 HGB) ausgenommen (vgl. 
ſerner AbzGeſ. 8 8, DepGef § 1, BörſGeſ. 8 53, GBG 5 109). Die Regelung, im 
Prinzip fachgemäß, ift im einzelnen nicht beſonders glücklich, namentlich find Handels- 
namen bei Kleinkaufleuten (z. B. Beibehaltung des Namens eines verſtorbenen 
Schwiegervaters) durchaus üblich und verdienen Schutz, der jetzt nur durch Verwer⸗ 
tung der Pſeudonymvorſchriften gegeben werden kann; auch die Verwertung des 
Handwerksbegriffs iſt nicht gelungen, man hätte ſich am beſten auf den Kleinbetrieb 
im Handwerk wie im Handel beſchränkt und den großen, aber handwerksmäßigen 
Betrieb (Schlächtermeiſter mit großem Amſatz) den Vollkaufleuten zugerechnet. 


Zudem macht die Abgrenzung von Handwerk und Induſtrie Schwie⸗ 
rigkeiten: man kann aber ſagen, daß Induſtrie und nicht Handwerk vorliegt, wenn 
die handelsmäßig ſpekulative Anlage des Anternehmens gegeben iſt, im Sinne des 
Ger ichtetſeins nicht auf bloße Familienernährung, ſondern auf Geldgewinn, der 
immer wieder zur Vergrößerung des Anternehmens verwendet wird, ſo daß ſich dies 
insbeſondere in Maſchinenbenutzung (Technik), kaufmänniſcher Organiſation (Buch- 
führung, Kaſſenweſen, Bankverbindung) und Verhältnis zu der Gefolgſchaft (orgami- 
fier ender Unternehmer im Gegenſatz zum manuell mitarbeitenden Handwerksmeiſter 
mit gleichausgebildeten Geſellen) zeigt; einzelne dieſer Merkmale können fehlen 
(3. B. elektriſche Maſchinen auch in gewiſſen Handwerksarten). Die Frage dieſer 
Anterſcheidung reicht über die Minderkaufmannsfrage hinaus (vgl. $ 1 Nr. 2, Nr. 5 
und 9, 8 2 HGB). 

Vom Minderkaufmann find diejenigen Betriebe zu unterſcheiden, die wie der kleine 
Färber (8 1 Nr. 2), der kleine Droſchkenkutſcher (S 1 Nr. 5), der kleine Drucker (8 1 
Nr. 9) wegen der Geringfügigkeit ihres Betriebes überhaupt nicht Kaufleute find — 
he hätte man beſſer den Minderkaufleuten hinzugefügt; dagegen wäre das bei den 
wegen der Kleinheit ihres Betriebs beim Sollkaufmann (S 2) ausfallenden Gewerbe ⸗ 
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betrieben (kleiner Bauunternehmer, Schmierendirektor, kleines Auskunfts⸗ oder 
Annoncenbüro) vielleicht ſchwieriger, zumal außer den oben genannten Vorſchriften 
des Handelsrechts alle übrigen (Handlungsgehilfen, Handlungsvollmacht außer 
Prokura, Handelsgeſchäftsregeln uſw.) auf den Minderkaufmann Anwendung finden, 
was längſt nicht auf alle nichtlandwirtſchaftlichen Kleinbetriebe paßt. f 


IV. Frauen und Minderjährige. Weibliche Kaufleute werden nach den⸗ 
ſelben Grundſätzen (I bis III) behandelt wie männliche. Beſonderheiten aber ergeben fid 
für die verheiratete als Kauſmann zu behandelnde Frau, nämlich Beſchränkungen aus dem 
Eherecht und insbeſondere aus dem ehelichen Güterrecht. Nach allgemein eherechtlichen Grund; 
ſätzen kann der Ehemann feiner Ehefrau die Führung eines Handelsgeſchäfts (gemäß S 1351 
BED) im Intereſſe des ehelichen Zufammenlebens (Kindererziehung, Hauswirtſchaft, Be⸗ 
amtenſtellung des Mannes uſw.) unterſagen, ſofern das Verbot (Einſpruch oder auch ſpäterer 
Widerruf) kein Rechtsmißbrauch iſt; doch wirkt das nicht nach außen, nur zwiſchen den 
Gatten. Er kann ferner Verpflichtungen der Frau zu perſönlichen Leiſtungen (als Handels- 
geſellſchafterin, Agentin, namentlich als Sachverarbeiterin, z. B. Schneiderin) Dritten gegen- 
über kündigen, jedoch nur mit Ermächtigung des Vormundſchaftsgerichts und ohne Mißbrauch 
feiner Befugnis (Näheres 8 1358 BGB), ſofern er nicht feine Zuſtimmung vor Vertrags _ 
ſchluß erteilt hat. Im übrigen kann die Ehefrau ohne Zuſtimmung des Mannes ein Handels ⸗ 
gewerbe begründen, eingetragen werden, eigene Verbindlichkeiten eingehen. Doch gilt das 
alles nur vorbehaltlich der Veſchränkungen des ehelichen Güterrechts: handelt die Frau nur 
mit ihrem Vorbehaltsgut, oder aber iſt Gütertrennung durch Ehevertrag vereinbart, fo ift fie 
(abgeſehen vom Kündigungsrecht des § 1358 BGB) Dritten gegenüber frei. Beſteht dagegen 
der geſetzliche Güterftand, die ſogenannte Verwaltungsgemeinſchaft, fo iſt die Frau zwar 
verpflichtungsfähig, ſie kann aber ohne Zuſtimmung des Mannes nicht über Stücke des 
Eingebrachten (z. B. Waren) verfügen (veräußern oder belaſten; 88 1395 ff. BGB), noch 
können ihre Gläubiger ohne vorherige oder nachfolgende Zuſtimmung des Mannes ſich aus 
dem eingebrachten Gut befriedigen (58 1412, 1460 BGB). Damit iſt praktiſch der Betrieb 
eines Handelsgewerbes durch fie ausgeſchloſſen. Anders wenn der Mann in den „felb- 
ſtändigen Betrieb des Handelsgewerbes einwilligt“ (was auch ſtillſchweigend, z. B. durch 
Beteiligung am Betrieb oder an ſeinen Einkünften, geſchehen kann und ſchon bei Betrieb 
mit feinem Wiſſen und ohne feinen Einſpruch angenommen wird); dann find alle im Rahmen 
des Handelsgewerbes vorgenommenen Geſchäfte der Frau auch ohne Zuſtimmung des Mannes 
wirkſam ($ 1405 BGB). Ein Einſpruch und ebenſo ein nachträglicher Widerruf der Ein- 
willigung wirkt gegenüber einem gutgläubigen Dritten nur, wenn ſie im Güterrechtsregifter 
(nicht Handelsregiſter) des Ehewohnſitzes und des davon etwa verſchiedenen Handelsnieder 
laſſungsfitzes eingetragen find (8 1405 mit $ 1435 BGB, Art. 4 E&GHG BY). Die Regelung 
iſt kompliziert und nicht voll befriedigend; ſchon die häufige Nötigung zur Einſichtnahme 
des Regifterd paßt namentlich für den kleineren Verkehr wenig. — Die Frau kann ftets 
ſelbſtändig klagen und verklagt werden; die Zwangsvollſtreckung in zum eingebrachten Gut 
gehörige Vermögensbeſtandteile iſt, ſoſern kein Einſpruch oder Widerruf eingetragen iſt 
(S 741 ZPO), zuläſſig, der Mann kann aber der Zwangsvollſtreckung widerſprechen (SS 766, 
771 ZPO), wenn er die fehlende Einwilligung nachweiſt; das gilt auch (beſtritten) für die 
im Gewahrſam des Mannes befindlichen Werte der Frau, ſo daß ein beſonderes Arteil 
gegen den Mann auf Duldung der Zwangsvollſtreckung auch dann nicht nötig iſt. Was die 
Frau durch ihr Handelsgewerbe erwirbt, iſt Vorbehaltsgut (8 1367 BGB), dagegen ift ein 
eingebrachtes oder aus eingebrachtem Gut begründetes Handelsgewerbe ſelbſt (nach der herr ⸗ 
ſchenden Meinung) nicht Vorbehaltsgut und verliert auch durch die Einwilligung des Mannes 
zum Gewerbebetrieb nicht den Charakter als Eingebrachtes, was die Sachlage ſehr ver⸗ 
einfachen würde. Die Reform aller dieſer Regeln hängt mit der geplanten Reform des: 
ehelichen Güterrechts zuſammen. 5 


Der minderjährige Kaufmann betreibt fein Geſchäft normalerweiſe durch den“ 
Vormund oder den elterlichen Gewalthaber, alſo Vater und eventuell Mutter; doch bedürfen 
die Gewalthaber, und zwar der Vormund in größerem Amfang als der Vater, zu einer 
Reihe wichtiger Geſchäfte der nur ausnahmsweiſe generell möglichen ($ 112 BGB) Gench- 
migung des Vormundſchaftsgerichts (SS 1643, 1821, 1822, 1823, 1825 BGV); dies gilt für 
Anmündige (bis 7 Jahre) wie für beſchränkt Geſchäftsfähige (bis 21 Jahre). Sollen befhräntt " 
Geſchäftsfähige das Handelsgewerbe ſelbſt betreiben, ſo kann ihnen der Gewalthaber Ermäg- | 
tigung zum ſelbſtändigen Gewerbebetrieb erteilen, aber nur mit Genehmigung des Vormund- 
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ſchaftsgerichts und nur fo, daß der Minderjährige bei denſelben Rechtsgeſchäften der Geneh · 
migungen des Vormundſchaftsgerichts wie der ermächtigende Vertreter bedarf (S 112 BGB, 
generell für 1822 Nr. 9—10 möglich). Praktiſch wird dies nur bei kleineren Geſchäfts⸗ 
betrieben durchführbar fein; bei Minderjährigen über 18 Jahre kann man aber zur Voll⸗ 
jährigkeitserklärung ſchreiten (S 3 BGB), die volle Bewegungsfreiheit gibt. 


V. Dem Kaufmann entſpricht im Seerecht der Reeder ($ 484 HGB). Dies iſt der 
Eigentümer eines ihm zum Erwerbe durch Seefahrt dienenden Schiffes. Er kann das 
Schiff ſelbſt führen oder, wie regelmäßig, durch einen Schiffskapitän (Schiffer 
88 511 ff.) führen laſſen. Verwendet jemand ein Schiff für feine Rechnung zum Er⸗ 
werbe, ohne Eigentümer zu fein, z. B. als Mieter, fo wird er als ſogenannter Aus- 
rüſter dem Reeder rechtlich gleich behandelt. Der Reeder iſt Kaufmann im Fall 
des Seetransports von Gütern und Perſonen ($ 1 Nr. 5 HGS), dagegen bei 
anderweitiger Verwendung des Schiffes, z. B. Fiſcherei, als Lotſenfahrzeug, nur 
Kaufmann im Falle des S 2 HGB, alſo bei größerem Betrieb. Den Kauffahrtei⸗ 
ſchiffen ſtehen in einigen Punkten auch die nicht zum Erwerb durch Seeſahrt beſtimm⸗ 
ten Schiffe, wie Vergnügungs -, Sport-⸗Jachten, gleich (Art. 6 und 7 EGHGB: Eigen- 
tumserwerb, Haftung für Verſchulden der Schiffsmannſchaft, Schiffszuſammenſtoß). 
Needer kann auch eine Handelsgeſellſchaft, insbeſondere Aktiengeſellſchaft, Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung und, ſofern er Kaufmann iſt, eine Offene Handelsgeſellſchaft 
ſein. Eine beſondere Form ſeerechtlicher Vergeſellſchaftung iſt die Reederei, deren 
Schiffahrtsbetrieb (auch der nicht kaufmänniſche) durch mehrere Eigentümer oder Aus- 
rüfter erfolgt (ſiehe unten § 8 III 3). 


5 5. fjandelsgerichisbarheit 


I. Seit dem Mittelalter gab es als Innungsgerichte, allmählich auch als ſtaatliche 
Gerichte beſondere, von den ordentlichen Gerichten verſchiedene Handelsgerichte in 
verſchiedener und wechſelnder Geſtaltung. In Deutſchland war die bereits erwähnte 
Einſetzung des Reichsoberhandelsgerichts in Leipzig im Jahre 1870 erfolgt (zunächſt 
als Bundesoberhandelsgericht des Norddeutſchen Bundes), das bei dem Fehlen eines 
einheitlichen ober ſten Gerichts große Bedeutung gewinnen mußte und 1879 in 
das Reichsgericht überging. — Als zentrales Gericht kommt daneben das Reichswirt⸗ 
ſchaftsger icht in Betracht; vgl. Gef. 25. 2. 38. 


In der mittleren Inſt anz erſcheinen in dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz von 1877, 
in Kraft ſeit 1. Oktober 1879, bei den Landgerichten (nicht notwendig bei jedem, 
| ausnahmsweiſe auch bei Amtsgerichten) die Kammern für Handelsſachen (S 100, jetzt 
88 93 ff. GVG) nach württembergiſchem Vorbilde. Sie find aus einem Richter des 
Landgerichts (ausnahmsweiſe einem Amtsrichter) als Vorfigendem und zwei Handels. 
ı rihtern zuſammengeſetzt; die Handelsrichter find mindeſtens 30 Jahre alt, einge 
| tragene Kaufleute (an den Seeplätzen auch Schiffahrtkundige) oder im Handelsregiſter 
eingetragene Vorſtände von Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haf⸗ 
tung oder fonftigen juriſtiſchen Perſonen; fie haben alle Pflichten und Rechte eines 
Richters und werden mit Verlängerungsmöglichkeit auf drei Jahre ernannt. Die 
Kammern entſcheiden nicht nur über viele Handelsſachen im Sinne des Handelsgeſetz⸗ 
buchs (vgl. oben im 8 3 III), ſondern auch über Wechfel- und Scheckſachen, unlauteren 
Wettbewerb, gewiſſe börſenrechtliche Fragen, über Seerecht und Binnenſchiffahrt. Die 
Zuſammenareit des Richters mit fachkundigen Kaufleuten hat ſich bewährt. Bei den 
Oberlandesgerichten gibt es Beine Senate für Handelsſachen. 


Für arbeitsrechtliche Streitigkeiten hatten ſich neben den Gewerbe⸗ 
gerichten ſeit 1904 Kaufmannsgerichte für die Streitigkeiten der Kaufleute mit Hand⸗ 
lungsgehilfen und lehrlingen wegen des Dienſt⸗ und Lehrvertrags entwickelt, die 
\ durch das Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 und be- 
| 


ſonders durch das Reichsarbeitsgerichtsgeſetz (in der Faſſung vom 10. April 1934, 
unter Aufhebung des bisherigen Gewerbegerichtsgeſetzes im § 110) erſetzt ſind (Zu⸗ 
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ſtändigkeit der Angeſtelltenkammern S 2: Streitigkeiten zwiſchen Unternehmer und 
Beſchäftigten und zwiſchen Beſchäſtigten aus gemeinſamer Arbeit). 

Ferner beſtehen nach dem Börſengeſetz Börſenehrengerichte, Börſenſchieds⸗ 
gerichte und Börſenſtrafkommiſſionen, von denen die Börſenſchiedsgerichte privatrecht. 
liche Streitigkeiten ſchlichten. 

Von größter Bedeutung iſt ſchließlich die Freiwillige Gerichts bar ⸗ 
keit in Handelsſachen (FGG SS 125 ff., § 147, $ 159). Gericht iſt das Amtsgericht. 
Es hat u. a. die Ernennung und Abberufung von Liquidatoren, Reviſoren, Prüfern, 
Bilanzprüfern, Abhaltung der konſtituierenden Generalverſammlung im Aktienrecht, 
Ermächtigungen für Aktionärminderheiten, Verklarung im Seerecht, Beſtellung von 
Dispacheuren uſw. Die wichtigſte Aufgabe des Amtsgerichts aber iſt die Führung 
des Handelsregiſters und anderer für den Handel wichtiger Regiſter. 


II. Das Handelsregiſter. 1. Es wird vom Amtsgericht geführt. Es beruht 
auf einer weit zurückreichenden Entwicklung; man hat fhon in den Zunftmatvikeln 
des Mittelalters wichtige Rechtsvorgänge, wie Profuraerteilungen, vermerkt, dann 
wurden die Regiſter allmählich von Börſenvorſtänden, Handelsnotaren und ſchließbich 
von ſtaatlichen Behörden geführt und in Deutſchland beſonders ausgebaut, während 
Frankreich erſt 1919 ein Regiſter einführte, England zunächſt nur für Companies ein 
Regifter kannte (1917 neu geregelt) und ein allgemeines Regiſter erſt 1916 ein- 
führte. Das Handelsregiſter (88 8 ff. HGB; abgeändert in einigen Punkten, nament- 
lich in Anſehung der Zweigniederlaſſungen, durch Geſ. v. 10. 8. 37; dazu VO 10. 8. 37 
und Verf. über Einrichtung 12. 8. 37) dient dem Gedanken der Offentlichkeit (Publi- 
zität) gewiſſer wichtiger Verhältniſſe der Unternehmen und erreicht damit in ver. 
ſtärkter Weiſe das, was man ſonſt etwa durch Anſchläge (an der Kaſſe zahlbar, feſte 
Preiſe), Zirkulare, Zeitungsbekanntmachungen erſtrebt; die Zeitungsbekanntmachung 
ift dabei in den Dienſt auch des Regiſters geſtellt. 

Es können allerdings im Regiſter nicht beliebige Mitteilungen an das Publikum 
(3. B. Reklame oder einfache Handlungsvollmacht) eingetragen werden, ſondern beim 
Einzelkaufmann nur Firma, Name des jeweiligen Inhabers, Ort der Niederlaſſung, 
ferner Prokura, Konkurseröffnung; bei den Handelsgeſellſchaften werden weitere 
Punkte eingetragen. 

2. Das Handelsregiſter wird für einen Ortsbezirk geführt. Ein einheitliches 
Handelsregiſter in Berlin für das ganze Reich mit abhängigen Ortsregiſtern wird 
jetzt ſtark angeſtrebt (Criſolli) und würde große Vorteile bieten. Das Handelsregiſter 
iſt allgemein zugänglich (formelle Offentlichkeit, 89 HGB): jeder kann Einſicht 
nehmen (anders wie beim Grundbuch), jeder hat ein Recht auf Abſchviften und fo- 
genannte negative Beſcheinigungen (d. h. über Nichtbeſtehen einer Eintragung, z. B. 
einer Prokura); die Eintragungen werden in den Zeitungen veröffentlicht, nämlich 
immer im Reichsanzeiger (ſogenanntes Zentralhandelsregiſter) und in mindeſtens 
einem anderen Blatt (8 10); fie erfolgen im allgemeinen nur auf Antrag ($ 12), der 
aber meiſt erzwungen werden kann (freiwillige Eintragung aber z. B. 8 3; vgl 
§ 14) und unter Amſtänden durch eine Prozeßentſcheidung erſetzt werden kann (§ 16). 
Die Eintragungen über die Zweigniederlaſſungen gehen jetzt (Bei. 1937, SS 13 a, 
13 b, 136 HGB) grundſätzlich über das Regiſter der Hauptniederlaſſung. 

3. Wirkung der Eintragung: a) Immer wirkt fie als öffentliche Arkunde 
rechtsbekundend (deflarativ) dafür, daß die zugrunde liegenden Erklärungen 
abgegeben worden find, nicht dagegen etwa beweiſend für die vom Regiſterrichter 
grundſätzlich nicht nachzuprüfende ſachliche Richtigkeit der Erklärungen (3. B. ob Voll- 
kaufmannsgewerbe vorliegt; ſachliche Prüfung nur bei offenbarem Mißbrauch des 
Regiſters). Außerdem beſteht die unwiderlegliche Vermutung aus 8 5 
(ſiehe oben § 4, II). Ferner wirkt die Regiftereintragung in ganz beſtimmten Fällen 
rechtsſchaffend (konſtitutiv, fo S 34 AG Entſtehung der Aktiengeſellſchaft durch 
Eintragung, 88 148, 219 AG; HGB SS 2, 3 Abſ. 2). 
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5) Darüber hinaus aber tritt eine allgemeine Publizitätswirkung ein. 
Seit alters und als Gewohnheitsrecht anerkannt (ſiehe ROG 13, 375; 15, 17; 
RE 50, 429; 66, 415) beſteht der Satz, daß öffentliche Erklärungen in den Angelegen⸗ 
beiten eines kaufmänniſchen Anternehmens den Kaufmann gutgläubigen Dritten 
gegenüber binden, wenn er ſie ſchuldhaft nicht rechtzeitig verhindert oder nachträglich 
beſeitigt: Verſchweigung, Verwirkung, engl. estoppel. Der Satz gilt für alle öffent 
lichen Erklärungen, z. B. Anſchläge über Vertretungsmacht in Geſchäftsraum einer 
Bank oder Sparkaſſe, Zeitungsannoncen uſw. 


7) Für das Handelsregiſter iſt dieſer Satz in zwei Fällen geſteigert (8 15 HGB): die 
Nichteintragung einer eintragungspflichtigen Tatſache (z. B. der Rücknahme einer 
Prokura) wirkt (fog. negative Bekundungswirkung) gegen den Eintragungspflichtigen 
derart, daß ſie den gutgläubigen Dritten (der nicht geradezu von der Tatſache poſitive 
Kenntnis hatte) nicht entgegengehalten werden kann (alſo der Eintragungspflichtige 
iſt an einen Vertrag feines abgeſetzten, aber nicht gelöſchten Prokuriſten gebunden, 
der mit dem gutgläubigen Dritten geſchloſſen wurde). Anderſeits wirkt (ſog. poſitive 
Bekundungswirkung) die Eintragung einer folchen eintragungspflichtigen Tatſache 
gegen jeden Dritten (3. B. die Prokura war beim Vertragsſchluß mit dem Prokuriſten 
im Regiſter bereits gelöſcht, dann kann der Dritte aus dem Vertragsſchluß des Pro- 
kuriſten keine Anſprüche gegen den Kaufmann herleiten); ſchützen kann ſich gegenüber 
dieſer pofitiven Wirkung der Dritte nur durch den Nachweis, daß ihm die Tatſache 
nicht nur unbekannt war, ſondern daß er von der Regiſterlöſchung bei ordnungs- 
mäßiger Sorgfalt auch nichts erfahren konnte (3. B. die Löſchung iſt wenige Stunden 
vor dem Vertragsſchluß erfolgt); es beſteht in dieſem Fall alſo eine Erkundigungs⸗ 
laft für den Dritten in Anſehung des Regiſters. Es handelt ſich in beiden Fällen, bei 
Nichteintragung wie bei Eintragung ($ 15 Abſ. 1 und 2), regelmäßig um Tatſachen, 
welche eine Haftung ausſchließen, z. B. außer der Prokuralöſchung im obigen Beiſpiel 
etwa um Erlöſchen oder Anderung einer Firma, Ausſchluß eines Geſellſchafters von 
der Vertretung, Nichtübernahme der Paſſiven durch einen Geſchäftserwerber. Nicht 
geregelt iſt (im 8 15) der dritte mögliche Fall, daß zwar eine Eintragung erfolgt iſt, 
daß aber dieſe Eintragung (3. B. infolge eines irrtümlichen Antrags, Verwechſlung 
der Firma, bei der die Prokura einzutragen iſt, uſw.) unrichtig war. Hier gilt nicht 
wie beim Grundbuch, daß ſich der gutgläubige Dritte ohne weiteres auf dieſe Ein- 
tragung verlaſſen kann. Aber es gilt der oben (8) angegebene allgemeine Gewohn⸗ 
heitsrechtſatz, ſo daß der Dritte ſich auf die Tatſache zwar verlaſſen kann, aber dann 
dem von der Eintragung betroffenen Firmeninhaber der Beweis offenſteht, daß er 
ohne Verſchulden die Eintragung (3. B. eines falſchen Prokuriſten) nicht hindern und 
nicht rechtzeitig (3. B. durch einſtweilige Verfügung) beſeitigen laſſen konnte. 


III. Das Schiffsregiſter. Für Seeſchiffe wird im Heimathafen der Schiffe durch das 
Amtsgericht (gemäß Verordnung vom 20. 12. 1935) ein Schiffsregiſter geführt 
(Flaggengeſetz 1867, erſetzt 22. 6. 1899, neugefaßt 1901, Verf. 24. 3. 37). Eintragung 
erfolgt nur auf Antrag, doch dürfen Seeſchiffe von mehr als 50 ebm Raumgehalt die 
deutſche Reichsflagge ohne Eintragung nicht führen (88 2, 16): zur Führung ſind 
immer nur Schiffe reichsdeutſcher Eigentümer berechtigt, bei Geſellſchaften müſſen 
ſämtliche perſönlich haftenden Geſellſchafter Reichsdeutſche fein, und juriftiſche Per ⸗ 
ſonen müſſen ihren Sitz im Reich haben. Aber den Inhalt (Name, Gattung, Trag- 
fähigkeit uſw.) wird ein Schiffszertifikat erteilt. Das Regiſter dient auch der Ein⸗ 
tragung der Schiffshypotheken (SS 1259 ff. BGB), hat aber nicht den öffentlichen 
Glauben des Grundbuchs oder die beſonderen Publizitätswirkungen des 8 15 HGB, 


| dagegen genießt es den allgemeinen Vertrauensſchutz aus der Publizität (oben 


— 


II, 3 8). — Für die Binnenſchiffahrt werden ähnliche Regiſter (Binn SchG von 1895, 
n. F. 1923 58 119 ff., geändert 29. 7. 1936) geführt; fie dienen ebenfalls der Ver. 
pfändung nach entſprechenden Grundſätzen; Schiffe mit mehr als 20 Tonnen Trag⸗ 
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kraft und mit mehr als 100 PS Triebkraft müſſen eingetragen werden, kleinere können 
es (Näheres Geſetz von 1936). | 


5 6. Die Rechtsſtellung des Unternehmens 


I. Das Unternehmen (Handelsunternehmen, Handelsgeſchäft, früher häufig als 
Etabliſſement bezeichnet) umfaßt in der Hand des Unternehmers ſämtliche rechtlichen 
und tatſächlichen Beziehungen, die feinem wirtſchaftlichen Zwecke dienen: Firma, 
Warenzeichen, Waren, Maſchinen, Geld, Wertpapiere, Forderungen und Schulden, 
namentlich die ſoziale Treugemeinſchaft auf Grund der Dienſtverträge mit Angeſtellten 
und Arbeitern der Gefolgſchaft, ferner ſonſtige Rechte wie Grundſtückseigentum, 
Bergwerkseigentum, dingliche Nutzungsrechte (wie Nießbrauch an einem Geſchäft 
oder an einem Grundftüd) und Verfügungsrechte (Hypotheken, Grundſchulden, 
Pfandrechte uſw.), Patente, Marken, Arheberrechte uſw., außerdem aber rein tat ⸗ 
ſächliche Beziehungen (oft goodwill genannt und regelmäßig an der Firma hängend), 
wie Kundſchaft, allgemeines Anſehen in engeren und weiteren Kreiſen, Reklame 
formen, Ortlichkeit ufw. Je nach Art und Umfang des Unternehmens werden mehr 
oder weniger dieſer Beſtandteile, organiſatoriſch zufammengefaßt, vorhanden ſein, 
immer aber werden wenigſtens einige davon vorliegen. Die Zuſammenfaſſung erfolgt 
juriſtiſch in der Perſon des Anternehmers als des Subjekts aller Pflichten und Rechte 
wie aller tatſächlichen Betätigung; nicht iſt etwa das Unternehmen als ſolches eine 
juriſtiſche Perſon, wenn auch der Unternehmer eine ſolche ſein kann (Aktiengeſellſchaft, 
Stiftung). Wegen der wirtſchaftlichen Bedeutung des Anternehmens für die Volks⸗ 
gemeinſchaft und für zahlreiche Beteiligte (Gefolgſchaft, Gläubiger uſw.) beſteht das 
Prinzip möglichſter „Erhaltung des Anternehmens“. 

Vor allem hat die neueſte Geſetzgebung des nationalſozialiſtiſchen Staats die ſoziale 
Einheit des Anternehmens als gebundenen Menſchen⸗ und Sachwertverbandes inner- 
halb der Volksgemeinſchaft durch Aufſtellung wichtiger Pflichten und Beſchränkungen 
zur Geltung gebracht. Dahin gehört die häufige Genehmigungspflicht für Betriebe, 
die häufige Möglichkeit ihrer Anterſagung (oben $ 4, I, 2), die Ehrengerichtsbarkeit 
der Snduftrie- und Handelskammern (Preuß. Gef. SS 19, 20), der Handwerkerehren- 
gerichte (VO. vom 15. 6. 1934 88 59 ff.), die ſoziale Ehrengerichtsbarkeit nach dem 
Arbeits OG, die Börſenehrengerichte (S I Börſõ), die Maklerehrengerichte (G. vom 
5. 4. 1934), die Ehrengerichtsbarkeit des Reichsnährſtands und das ſonſt vielfach 
hervortretende wichtige Erfordernis der Ehrbarkeit, ferner die Bindungen im 
Werbeweſen (unten IV.), im Verkehrsweſen und ſonſt, überhaupt die jetzt immer 
ſtärker hervortretende Ausgeſtaltung des Anternehmens als Perſönlichkeitsrecht des 
ſozial gebundenen Anternehmers. 


Es iſt vor Erörterung des Weſens der Anternehmung (unten III) nötig, einige der 
in Betracht kommenden vorzugsweiſe privatrechtlichen Bindungen im einzelnen zu 
betrachten. 


II. Die Firma ($ 17 HGB) iſt der Name, unter dem der (Voll-) Kaufmann feine 
Geſchäfte betreibt und die Anterſchrift vollzieht (mittelalterliches firmare der 
Arkunden), auch ſeine Prozeſſe führt (dagegen nur für Handelsgeſellſchaften, nicht für 
Einzelkaufmann Eintragung unter der Firma im Grundbuch). Die Firma iſt alſo 
ein Perſonenname, nicht ein Anternehmens (Etabliſſements⸗) Name; doch kann neben 
der Firma, und auch in fie als Zuſatz eingefügt, ein folcher Anternehmensname vor- 
kommen (Ernſt Müller, Hotel Continental). 

Die Firma iſt von hohem wirtſchaftlichen Werte, und es iſt daher ein berechtigtes 
Beſtreben der Geſetzgebung, fie auch bei Geſchäftsübergang an andersnamige Er- 
werber zu erhalten; ſie iſt mit dem Geſchäft (das kontinuierlich fortgeführt werden 
muß) veräußerlich und vererblich (88 22, 23 HGB; vgl. auch Art. 22 EGHGB). 


Anderſeits ſoll die Firma nach Anſchauung unſeres Rechts möglichſt den wahren Zu⸗ 


ftand bezeichnen, wenigſtens den urſprünglichen Inhaber nennen; fo ergeben ſich ver- 


| 
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wickelte Rechtsſätze, die ſich vereinfachen ließen. Es gilt zunächſt der Grundſatz der 
Firmenwahrheit: wahrer Familien- und mindeſtens ein ausgeſchriebener wahrer 
Vorname des Inhabers; entſprechend der Name wenigſtens eines Offenen Handels- 
geſellſchafters oder eines perſönlich haftenden Mitgliedes der Kommanditgeſellſchaſt; 
bei Aktiengeſellſchaften und Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung kann es ein Per⸗ 
ſonenname fein, fonſt Sach- oder (Aktiengeſellſchaft) Phantaſiename; aber immer mit 
dem Zuſatz AG oder GmbH. Die Firma darf ſich nicht mit einer bereits einge⸗ 
tragenen Firma am Ort decken, ſondern muß ſich mindeſtens durch einen kleinen Zuſatz 
(Richard E. Schmidt neben: Richard Schmidt) deutlich unterſcheiden ($ 30): Aus- 
ſchließlichkeitsprinzip. Dieſe Firmen können unverändert bleiben, wenn das Geſchäft 
veräußert oder vererbt wird, wenn Namensänderung des Inhabers (namentlich bei 
Frauen durch Verheiratung) eintritt oder ein Geſellſchafter, insbeſondere der Namen- 
gebende, ausſcheidet (vgl. §S 24 HGB): ſogenannte künſtliche (oder abgeleitete) Firmen. 
Daher iſt der Name des gegenwärtigen Inhabers beineswegs immer aus der Firma 
erſichtlich (Beſonderheit Art. 9g EGHGB bei Ladengeſchäften, wo er am Laden an- 
gegeben fein muß). Der Kaufmann kann für ein Geſchäft nur eine Firma haben. 


Das Firmenrecht wird in den Fällen des Mußkaufmanns (8 1 HB) durch Führung 
ohne weiteres erworben, doch beſteht erzwingbare Pflicht zur Eintragung, auch gilt 
zugunſten der nichteingetragenen Firma das Ausſchließlichkeitsprinzip nicht, ſo daß 
ein anderer mit gleicher Firma der Eintragung zuvorkommen kann; wo die Kauf- 
mannseigenſchaft erſt durch Eintragung erworben wird ($ 2, 8 200 HGB uſw., $ 34 
AG), entſtoht erſt damit das Firmenrecht. In dieſen Fällen erliſcht das Firmenrecht 
durch Löſchung im Regiſter, dagegen im Fall des S 1 HGB nur durch Aufhören des 
Geſchäfts. Die Firma erlifcht nicht durch Konkurs; fie fällt als Perſonenrecht, wenn- 
gleich von vermögensrechtlichem Werte, nicht in die Konkursmaſſe, wie ſie auch nicht 
der Zwangs vollſtreckung unterliegt. Das Firmenrecht wirkt gegen jedermann: der 
Firmenberechtigte iſt durch Klage gegen unbefugte Firmenführung geſchützt (8 37, 2 
HGB), es können Ordnungsſtrafen dagegen angeordnet werden (8 37, 1), bei Mangel 
einer weſentlichen Eintragungsvorausſetzung kann der Anbefugte von Amts wegen 
gelöſcht werden (S 142 FGG), bei Vorſatz oder Fahrläſſigkeit des Anbefugten kann 
Schadenserſatz verlangt werden (88 823, 826 BGB), endlich kann gegen den Anbe⸗ 
fugten wegen unlauteren Wettbewerbs vorgegangen werden ($ 16 Anl WettbG, hier 
ſchon bei bloßer Möglichkeit der Verwechſlung): unbefugt führt die Firma, wer die 
Firma ohne Recht auf die Bezeichnung oder unter Verletzung des Ausſchließlichkeits⸗ 
prinzips (fiehe oben) führt oder wer die Firma unberechtigt als bürgerlichen Namen 
gebraucht. — Der Minderkaufmann hat keine Firma, ſein beſonders geführter 
Handelsname kann aber als Pſeudonym geſchützt werden (8 12 BGB). 


III. Das Warenzeichen. Aus den alten Haus- und Hofmarken als Zeichen für die 
Ware und auch für den gefamten Betrieb des Kaufmanns früh entwickelt, war das Waren- 
zeichen lange gewohnheitsrechtlich, im 19. Jahrhundert in den Einzelſtaaten öfter geſetzlich 
geregelt (in Preußen unvollkommen ALR und 1840, dann für Rheinland und Weſtfalen 
1842, 1847), und iſt für das Reich dann 1874 (Markenſchutz) und jetzt durch das Geſetz über 
die Warenbezeichnungen vom 12. Mai 1894, neugefaßt 7. Dezember 1923, jetzt wiederum neu- 
gefaßt WIGef. 5. 5. 1936 (II, 134) einheitlich geordnet. Das Zeichen wird willkürlich 
gewählt, und zwar für beſtimmte Warenarten, die der Berechtigte wirklich führt oder führen 
will; alſo auch ſogenannte Vorratszeichen für wirklich in Ausſicht genommene Waren, 
während das Reichsgericht im Gegenſatz zum Patentamt ſogenannte Defenſivwarenzeichen 
für nicht in Ausſicht genommene, aber ähnliche Warengattungen für unzuläſſig hält (was 
aber keinesfalls engherzig behandelt werden darf). Das Recht am Zeichen entſteht erſt durch 
(konſtitutiv wirkende) Eintragung in die vom Reichspatentamt geführte, jedermann zugäng⸗ 
liche Zeichenrolle; ſeit 1894 iſt alſo das Zeichenweſen im Gegenſatz zum Firmenweſen zen- 
tralifiert, was wegen der Bedeutung vieler Zeichen für das ganze Reich und vielfach auch 
für die Welt notwendig war. Eintragung erfolgt nur auf freiwillige Anmeldung beim 
Patentamt; jedermann, nicht wie früher nur der Vollkaufmann, kann Zeichen für ſeinen 
Geſchäftsbetrieb anmelden (Landwirt für Saatgut, Minderkaufmann); ein Betriebsinhaber 
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kann (im Gegenſatz zur Firma) für fein Geſchäft beliebig viele Zeichen eintragen laſſen. 
Das Zeichen ſchützt den Inhaber (Markenartikel !), aber auch die Volksgemeinſchaft gegen 
Irreführung. Die Eintragbarkeit des Warenzeichens wird vom Patentamt in einem Vor- 
prüfungsverfahren vor der Eintragung feſtgeſtellt. Es kann grundſätzlich ein beliebiges Zeichen 
gewählt werden: bildliche und figürliche Darſtellungen, aber auch ſogenannte Wortzeichen 
(„e3 iſt erreicht“), aber nicht bloße Zahlen oder einzelne Buchſtaben (doch läßt das Reichs ⸗ 
gericht „Nr. 4711“ als Zeichen zu, neueſtens gedeckt durch § 42); Phantaſienamen und Ab- 
kürzungen find zuläſſig und beliebt. Das Zeichen darf keine irreführenden Angaben enthalten 
(beſonders nicht falſche Herkunftsangaben), es darf nicht ärgerniserregend fein, es darf auch 
nicht bloße beſchreibende Angaben über Herkunft, Warenart (wie Malzbier, Rüdesheimer, 
wohl aber Haderbräu) enthalten, es darf nicht (unbefugt) Wappen oder ſonſtige Hoheits - 
zeichen enthalten (ſofern nicht der Inhaber, z. B. eine Kommune, zur Führung des eigenen 
Wappens befugt iſt, § 4, 4), endlich darf es nicht ein ſogenanntes Freizeichen fein, d. h. ein 
herkömmlich in einem Gewerbe allgemein verwendetes Zeichen (Mohr im Tabakhandel, 
Chineſe im Teehandel); ein eingetragenes Zeichen kann nach der Praxis des Reichsgerichts 
durch den allgemeinen Gebrauch im Verkehr auch einmal zu einem ſolchen Freizeichen werden 
(3. B. Simonsbrot). Das Zeichen muß ſich von jedem bereits für dieſelbe Warenart ange⸗ 
meldeten Zeichen deutlich unterſcheiden (aber SS 4°, 5), darf nicht verwechſlungsfähig fein, 
was die Prapis unter Beachtung der normalen Anaufmerkſamkeit des Durchſchnittskäufers 
ſehr ernft nimmt (z. B. Kronen⸗Abbildung und das Wort Kronen⸗Käſe verwechſlungsfähig). 
Das Patentamt verweigert mit Recht auch die Eintragung bei Verletzung eines fremden 
Perſönlichkeitsrechts wie Firma, Namen oder Arheberrecht (z. B. Verwendung eines 
bekannten Gemäldes für eine Marke; oder des Namens Graf Zeppelin für eine Zigaretten ⸗ 
marke ohne Genehmigung). 

Das Warenzeichenrecht iſt wie die Firma ein gegen jedermann geſchütztes Perſönlichkeits⸗ 
recht von ſtark vermögensrechtlicher Bedeutung, das mit dem Geſchäftsbetrieb (oder einem 
ſelbſtändigen Teile desſelben) vererbt und auch veräußert werden kann (8 8), nicht dagegen 
für ſich allein. Es ſchützt gegen Dritte, welche das Zeichen auf Ware, Verpackung, Amhüllung, 
auf Empfehlungen (Reklame aller Art), auf Preisliſten, Geſchäftsſchreiben uſw. anbringen 
und Waren mit ihm in Verkehr ſetzen (§ 15). Der Schutz erſtreckt ſich zwar wie gejagt auf 
verwechſlungsfähige Zeichen (§ 31) wie auf die angemeldeten gleichartigen (ähnlichen) Waren 
(8 5), läßt aber wahre Angaben (bei Gleichheit der Namen, der Firma, des Herſtellungsorts 
uſw., § 16) frei: Klageſchutz auf Anterlaſſung (8 24, BGB 8 1004), auf Schadenserſatz bei 
Vorfatz und grober Fahrläſſigkeit (8 242, nicht bei leichter), außerdem bei wiſſentlichem 
Mißbrauch Geldſtrafe oder Gefängnis (vgl. auch SS 14, 16). Seit 1894 wird auch die bloße 
Warenausſtattung, und zwar ohne Eintragung, geſchützt: wer fie in Täufhungsabfiht nach ⸗ 
ahmt oder in Verkehr bringt (z. B. eigentümliche Flaſchenform, Keksverpackung), iſt ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig und wird beſtraft (§§ 25, 26). 

Das Zeichenrecht endet durch Löſchung auf Antrag; ferner Löſchung von Amts wegen, falls 
die Marke nachträglich unzuläſſig wird (3. B. Einſtellung des Geſchäfts), wenn das Zeichen nach 
Ablauf von zehn Jahren nicht auf Antrag (Gebühr) erneuert wird, ſowie (zum Teil nur 
nach voraufgegangener Verurteilung), wenn ſie von vornherein das Warenzeichen eines 
anderen verletzt (vgl. §8 10, 11). 

Nach der Pariſer Verbandsübereinkunft von 1883, zuletzt revidiert im Haag 1925, wird das 
deutſche Warenzeichen in den ſämtlichen Verbandsſtaaten (insbeſondere Großbritannien, 
Vereinigte Staaten, Frankreich, Italien uſw.) auf Anmeldung, vorbehaltlich dort ſchon 
erworbener Rechte, geſchützt, und nach dem Madrider Abkommen vom 14. April 1891, revidiert 
1925, kann die Regiftrierung eines deutſchen Warenzeichens in den hierzu beigetretenen Ver- 
bandsſtaaten durch die Regiſtrierung bei dem Berner Büro erſetzt werden, wo für den Welt ⸗ 
verkehr allmählich ein zentrales Markenregiſter entſteht. Die Einführung einer Weltmarke 
über das Syſtem der gegenſeitig anerkannten Landesmarken hinaus iſt bisher nicht gelungen. 


IV. Anlauterer Wettbewerb. Als man im Gefolge der Franzöſiſchen 
Revolution im Anfang des 19. Jahrhunderts alle innungsmäßigen Bindungen für 
den geſchäftlichen Verkehr beſeitigte, kam man zum Prinzip der unbeſchränkt freien 
Konkurrenz. Auch in Deutſchland, namentlich in Preußen, fand dieſer Gedanke durch 
die Gewerbeordnungen Eingang. Aber gerade in Frankreich bemerkte man früh, daß 
man damit zu weit gegangen war, und die Prapis, namentlich der Kaſſationshof, 
baute lediglich durch die Auslegung des Art. 1382 code civil, ohne Anterſtützung 
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der Geſetzgebung, das Syſtem des Kampfes gegen den unlauteren Wettbewerb 
(concurrence deloyale) aus. Die deutſche Praxis wagte den Schritt nicht, und es 
kam daher zu einem beſonderen Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb von 1896, 
welches am 7. Juni 1909 umgeftaltet wurde, erheblich ergänzt 1925 (8 22) und be⸗ 
ſonders durch Verordnung des Reihspräfidenten vom 9. März 1932 (mit Geſetz 
vom 12. Mai 1933) ſowie durch das Rabattgefeh vom 25. November 1933 (mit DV 
21. 2. 34) und die Schleuderpreisverordnung vom 21. Dezember 1934. 


Es handelt ſich um den Schutz des anſtändigen Anternehmers gegen unlautere, 
ſchmutzige Konkurrenz; doch geſchieht dies zugleich im öffentlichen Intereſſe und 
mittelbar auch zum Schutze der Konſumenten; daraus erklärt ſich die ſtarke Verwen⸗ 
dung der öffentlichen Strafe gegen den Schädling. 

Im Gegenſatz zum ſranzöfiſchen Recht, welches auf einer ganz allgemeinen Schadens- 
klauſel (Art. 1382 code civil) aufbaute, hatte das Reichsgeſetz von 1896 eine allge- 
meine Klauſel ganz vermieden und ftatt deſſen nur ganz beſtimmte ſchädigende Hand- 
lungen angegeben (ſogenanntes kaſuiſtiſches Syſtem); erſt 1909 hatte man die Sorge, 
der Richter könne zu weit gehen und die freie Gewerbetätigkeit ſchädigen, endlich 
überwunden und hat damals die jetzige Generalklauſel (8 1) hinzugefügt, wonach der 
jenige auf Anterlaſſung und Schadenserſatz in Anſpruch genommen werden kann, der 
im geſchäftlichen (alſo nicht nur kaufmänniſchen) Verkehr zu Zwecken des Wett⸗ 
bewerbs Handlungen vornimmt, die gegen die guten Sitten verſtoßen (nicht iſt alſo 
Schadenszufügung, nicht iſt Vorſatz erforderlich; anders im $ 826 BGB). Die 
Anlauterkeit der Konkurrenz beruht in erſter Linie darauf, daß der Erfolg gegenüber 
dem Konkurrenten nicht durch tunlichſt hohe Leiſtungen (ſogenannten Leiſtungswett⸗ 
bewerb), fondern durch andere Mittel wie Anwahrheiten, Anterbieten durch Verluſt⸗ 
preiſe, Sperren u. a. m. (ſogenannten Nichtleiſtungswettbewerb) erſtrebt wird. Dabei 
wird nicht nur (mit der herrſchenden Meinung) der Nichtleiſtungskampf mit uner- 
laubten Mitteln (ſtrafbare, ſubjektiv unſittliche Handlungen, Vernichtungszweck, un- 
verhältnismäßige Schädigung), ſondern auch mit an ſich erlaubten Mitteln, ins⸗ 
beſondere beim Monopolkampf der Kartelle als unlauter anzuſehen fein. Die Geſetz ⸗ 
gebung wird im Zuſammenhang mit Marktordnung, Kartellregulierung uſw. hier vor 
ausſichtlich Erweiterungen und Amgeſtaltungen des Schutzes bringen. 


Neben der Generalklauſel ſtehen eine Reihe beſonderer Tatbeſtände, nicht als bloße 
Anwendungsfälle, ſondern getrennt mit beſonderen Vorausſetzungen geregelt und auch 
durch beſondere Strafvorſchriften geſichert. 

An der Spitze dieſer Sonderfälle ſteht der Reklameſchwindel; das find unrichtige 
öffentliche Angaben über Geſchäftsverhältniſſe (Art des Bezugs, Bezugsquellen, 
Preisbenennung, Beſchaffenheit der Waren, Anpreiſungen, Verkaufswert), die den 
Anſchein beſonders günſtigen Angebots hervorrufen können. Hiergegen hat jeder 
Konkurrent, aber auch jeder Verband zur Förderung gewerblicher Intereſſen eine 
Anterlaſſungs. oder eventuell eine Schadensklage; bei wiſſentlich unwahren und zur 
Irreführung geeigneten Angaben in der Abſicht, den Anſchein eines beſonders 
günftigen Angebots hervorzurufen, tritt Geld- oder Gefängnisſtrafe ein (§8 3, 4). 
Ein beſonderer Fall iſt der Ausverkaufsſchwindel, der wiederholt geänderten Be. 
ſtimmungen (zuletzt 1932 und 1935) unterliegt: „Ausverkauf“ iſt nur gegeben bei 
Aufgabe des ganzen Betriebs, einer Zweigniederlaſſung oder einer einzelnen Waren- 
gattung; er erfordert Angabe des Ausverkaufsanlaſſes (3. B. Todesfall), ferner An- 
zeige bei der Behörde, Einreichung eines Warenverzeichniſſes, das jetzt obligatorisch 
geworden ift, uſw. (58 7 a, 7 b). Das ſogenannte Vorſchieben (d. h. Anſchaffung zum 
Zweck des Ausverkaufs) und das ſogenannte Rachſchieben von Waren ſteht unter 
Geld- oder Gefängnisſtrafe (8 8). Auf Saiſonſchluß⸗ und Inventurverkäufe (das 
find am Ende eines Verbrauchsabſchnitts vom Wirtſchaftsminiſter zugelaſſene Aus⸗ 
verkäufe, Geſetz von 1935) finden dieſe Beſtimmungen keine Anwendung (8 9), weil 
ſie nicht die Gefahr des ſchwindelhaften Mißbrauchs enthalten und namentlich bei 
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allen der Mode unterworfenen Gegenſtänden unentbehrlich find; fie werden aber nach 
Zahl, Zeit, Dauer, Ankündigungsart durch die Behörde reguliert (8 9), die Nicht⸗ 
befolgung iſt durch Haft oder Geldſtraſe geſichert (8 10); (vgl. noch S 6 wegen Kon- 
furswaren). 

Verwandt mit dem Reklameſchwindel ift die ſogenannte Quantitätsverſchleierung bei 
Waren, die durch behördliche Anordnungen nur in beſtimmten Quantitäten gehandelt 
werden dürfen (Garn, Bier, Kerzen, Tafelſchokolade), mit Sicherung durch Geldſtrafe 
oder Haft. Hierher gehören ferner die Vorſchriften gegen den Rabattunfug (von 
1933): Barzahlungsnachläſſe nicht über 3 v. H., nur bei unverzüglicher Zahlung und 
bei ſofortigem Abzug (auch dies ausgeſchloſſen für Warenhäuſer, Konſumvereine 
uſw.); Sondernachläſſe nur an Arbeiter und Angeſtellte des Unternehmens, an ge- 
werbliche Verwerter im Rahmen des Handelsüblichen und an Großverbraucher; 
Mengennachläſſe nur im Rahmen des Handelsüblichen; Geld-, bei Rückfall 
Gefängnisſtrafe. Dazu das Zugabeverbot (Verordnung vom 9. März 1932 und Geſetz 
vom 12. Mai 1933: nur Geringfügiges und Kleinigkeiten erlaubt, ſofern ſie nicht 
etwa unter allgemeine Verbote des AWGeſetzes, z. B. 8 1, 8 8 fallen). Dazu kommt 
die Strafbarkeit (Verordnung vom 21. Dezember 1934) unlauterer und böswilliger 
Preisſchleuderei (Verluſtpreiſe) in gemeinſchädlicher, näher beſtimmter Weiſe. 


Neben dieſen die Allgemeinheit unmittelbar verletzenden Tatbeſtänden ſteht eine ganze 
Reihe von Verletzungen einzelner Konkurrenten: die Anſchwärzung (dénigrement), 
das iſt Betriebsſchädigung durch nicht nachweislich wahre Behauptungen über den 
Konkurrenten zum Zweck des Wettbewerbs (auch ohne Verſchulden) mit Anter⸗ 
laſſungs⸗ und Schadenserſatzklage; bei Verbreitung wider beſſeres Wiſſen Gefängnis⸗ 
oder Geldſtrafe; ferner Geſchäftsbezeichnungsmißbrauch, das iſt verwechſlungsfähige 
Verwendung einer fremden Firma, Geſchäftsbezeichnung (Wirtshausname, ⸗ſchild) 
oder Druckſchrift (Buchtitel, Zeitungstitel; Ahnlichkeit genügt), Anterlaſſungsklage, 
bei Wiſſen oder Wiſſenkönnen der Verwechſlungsmöglichkeit Schadenserſatz (S 16); 
ferner Geſchäftsgeheimnisverrat der Angeſtellten, Arbeiter, Lehrlinge oder Dritter, die 
das Geheimnis dienſtlich kennen oder es unlauter in Erfahrung bringen, zu Wett⸗ 
bewerbszwecken oder aus Eigennutz oder in Schädigungsabſicht, die Verwertung 
folder Geheimniſſe und das Schmiergeldunweſen, d. h. die Beſtechung eines Ange. 
ſtellten oder Beauftragten eines Betriebs, um Vorteile zu gewinnen, und das Sich⸗ 
beſtechenlaſſen des unlauteren Angeſtellten oder Dritter; näher beſtimmte Gefängnis. 
oder Geldſtrafe (S 17 und S 18, beide 1933 neugefaßt), $ 12. | 


Die Schadens und Anterlaſſungsanſprüche verjähren in ſechs Monaten von der 
Kenntnis an, ohne Kenntnis in drei Jahren von der Handlung an (8 21). Neben 
der Strafe kann im Strafprozeß auf Buße (bis 10 000 RM) erkannt und damit ein 
beſonderer Schadenserſatzprozeß vermieden werden (§ 26). Einſtweilige Verfügungen 
find erleichtert (S 25). Die Strafverfolgung tritt in den meiſten Fällen (Ausnahmen 
insbeſondere Reklameſchwindel, Ausverkaufsmißbrauch, Quantitätsverſchleierung) 
nur auf Antrag ein (8 22): Indeſſen iſt (Verfügung vom 16. 8. 1927 und beſonders 


vom 13. 4. 1935) das Vorgehen von Amts wegen erweitert und das öffentliche Inter 
eſſe ſtark betont. 


Die geſamte Wirtſchafts werbung unterſteht der Aufſicht des Werberats der 
deutſchen Wirtſchaft, der ſie bei Ehrbarkeit und Zuverläſſigkeit im Einzelfall ge⸗ 
nehmigen, aber auch verbieten oder die Genehmigung frei zurückziehen kann (Geſetz 
vom 12. September 1933 und Ergänzungen). 


V. Buchführung. Das Unternehmen des Kaufmanns wird durch die Buch⸗ 
führung zuſammengefaßt. An Stelle der einfachen Kladde des früheren Mittelalters 
trat ſeit dem Ende des 13. Jahrhunderts in Italien durch Einführung von Sach⸗ 
konten neben den. Perſonalkonten eine verfeinerte Buchführung, welche jederzeit 
Aberſicht der Geſchäftslage anſtrebte und ſchon zu Ende des 15. Jahrhunderts 
(Luca Pacioli) wiſſenſchaftliche Behandlung erfuhr. Dieſe ſogenannte doppelte Buch- 
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führung (alla veneziana) verbreitete ſich dann über alle handeltreibenden Staaten 
europäifcher und außereuropäiſcher Kultur mit gleichbleibender techniſcher Grundlage, 
aber im einzelnen (3. B. Bilanzen) wechſelnden Formen. Auch die regelmäßige 
Bilanzziehung ſcheint ſich in Italien ausgebildet zu haben. Der Zweck der Buch- 
führung iſt, dem Kaufmann und gegebenenfalls auch Dritten (Gläubigern, Geſell⸗ 
ſchaftern, Tantiemeberechtigten) eine Aberſicht und vor allem dem Kaufmann die 
Selbſtkontrolle zu ermöglichen. 


Das Handelsgeſetzbuch (SS 38 ff.) regelt die Buchführung nicht in ihren Einzelteilen, 
ſondern überläßt das der kaufmänniſchen Verkehrsſitte. Es ſtellt aber eine Anzahl 
wichtiger allgemeiner Regeln auf. 

1. Jeder Vollkaufmann muß ordnungsmäßige Bücher führen, welche die Lage 
feines Geſchäfts und im Reſultat auch feines Privatvermögens (3. B. eines daneben 
betriebenen Landguts oder von Zinshäuſern) ergeben. Dieſe öffentlich- rechtliche 
Pflicht wird lediglich (nach Vorbild des code de commerce) durch eine Strafvor- 
ſchrift (SS 239 ff. der Konkursordnung) erzwungen, wonach im Konkursfalle bei Nicht⸗ 
befolgung Gefängnis und bei Schädigungsabſicht gegenüber den Gläubigern auch 
Zuchthaus verhängt werden kann. Eine Kontrolle während des normalen Beſtehens 
des Geſchäfts und einen geſetzlichen Anſpruch Dritter (3. B. Gläubiger) auf Buch- 
führung hat man im Intereſſe der Geheimhaltung der Betriebsvorgänge vermieden; 
doch find die Beſtrebungen nach einer dauernden Kontrolle auch gegenüber dem 
Einzelkaufmann angeſichts der heutigen Entwicklung des Reviſionsweſens nicht von 
der Hand zu weiſen und vermöchten manches Unglück zu verhindern. Der Minder- 
kaufmann braucht keine Bücher zu führen (8 4 HGB). Der Vollkaufmann hat feine 
Geſchäftsbriefe in Kopien geordnet aufzubewahren ($ 38, 2 HGB); Bücher und 
Briefe find zehn Jahre aufzubewahren (8 44 HGB). Die Bücher find in lebender 
Sprache zu führen, ſollen gebunden, nach Seiten numeriert, ohne freie Zwiſchen⸗ 
räume, nicht radiert uſw. fein ($ 43 HGB). 


2. Inventur und Bilanz ſind bei Beginn des Handelsgewerbes und für 
Schluß jedes Geſchäftsjahres zu errichten (8 39 HGB). Es find ſämtliche Werte des 
Unternehmens (Waren, Bargeld, Grundſtücke, Maſchinen, ſonſtige Vermögensgegen⸗ 
ſtände, z. B. Patente, Lizenzen, gegen Entgelt erworbene Firma und Kundſchaft uſw.) 
genau zu verzeichnen, und zwar in Reichswährung (§ 40), jo daß alſo jeder Gegenſtand 
in der Bilanz wie auch fonft bei der Buchführung in Geld geſchätzt werden muß, da 
ſonſt eine Auſſtellung der Bilanz durch Feſtſtellung des Verhältniſſes von Vermögen 
(Aktiva) und Schulden (Paſſiva) nicht möglich und überhaupt eine Aberſichtlichkeit 
der Buchführung ausgeſchloſſen wäre. Dabei iſt in der Bilanz ſtets der Wert des 
ſogenannten Stichtages, d. h. des Tages, für den die Bilanz aufgeſtellt wird, einzu⸗ 
ſetzen, und zwar der gemeine Wert (im Gegenſatz zum Wert der Veräußerung in der 
Zwangsvollſtreckung und zum beſonderen ſubjektiven Wert für den Kaufmann), alſo 
der normale Wert bei Fortdauer des Anternehmens, der Tageswert, daher bei zum 
Verkauf beſtimmten Gegenſtänden der Betrag, welcher bei Veräußerung im normalen 
Verkehr zu erzielen iſt (Markt. und Börſenpreis, ſonſt Schätzung); Gebrauchsgegen⸗ 
ſtände (3. B. Maſchinen) find nach deren Gebrauchswert zu beurteilen; dubioſe 
Forderungen find zu ſchätzen, bei betagten iſt der Zwiſchenzins abzuziehen uſw.; 
entſprechend bei Schulden. Noch nicht realiſierte Gewinne können hiernach nicht 
berückſichtigt werden. — Alle Aktiven dürfen im Intereſſe der Sicherheit unterſchätzt 
werden (Abſchreibungen; auch über die normale Abnutzung hinaus, aber der Gegen- 
ſtand darf nicht ganz aus der Bilanz verſchwinden) und ebenſo dürfen Paſſiven, was 
weniger üblich iſt, überſchätzt werden: ſogenannte ſtille Reſerven. 

Beſonders ſtrenge Vorſchriften geben 88 125 ff., beſonders 133 Aktiengeſetz (bisher 
HGB S 261 in Faſſung von 1931) für die Bilanzen der Aktiengeſellſchaften (weniger 
weitgehend das GmbH⸗Geſetz), die ſchon hier zu erwähnen find, zumal dieſe Grundſätze 
oft auch von ſonſtigen Handelsgeſellſchaften und Einzelkaufleuten freiwillig aus Vor⸗ 
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ſicht angewendet werden. Danach iſt ſogenanntes ſtabiles Kapital (Anlagevermögen, 
d. h. zum dauernden Betrieb, nicht für den Amſatz beſtimmte Gegenſtände, wie 
Maſchinen, Kontor und Ladeneinrichtung, Patente uſw., aber auch Wertpapiere, die 
wie z. B. zu Penſionsfonds gehörige Pfandbriefe, nicht zur Veräußerung beſtimmt 
find) zu den Anſchaffungs⸗ oder Herſtellungskoſten anzuſetzen, und zwar bei Sachgütern 
unter Abſchreibung der auf das Rechnungsjahr entfallenden Abnutzungskoſten (wobei 
auch die Betriebs. und Verwaltungskoſten während der Herſtellung, z. B. in einem 
Werk, berückſichtigt werden dürfen); dies iſt auch zuläſſig, wenn der Wert jetzt 
geringer iſt (8 133 Nr. 1 und 2); anderſeits iſt das ſogenannte umlaufende Kapital, 
Amlaufsvermögen (zum Verkauf beſtimmte Fertigwaren, Halbfabrikate, Rohſtoffe, 
beſonders bei Banken Wertpapiere und gleichgeſtellt immer eigene Aktien der Gejell- 
ſchaft) höchſtens zum Anſchaffungs und Herſtellungswerte, wenn aber der Markt. und 
Börſenpreis oder, falls er fehlt, der gemeine Wert des Stichtags niedriger iſt, zu 
dieſem anzuſetzen, alſo immer zum niedrigeren Wert (8 133 Nr. 3). Dieſe hier im 
einzelnen nicht näher auszuführenden Bewertungsmaßſtäbe find vorſichtiger als nach 
den allgemeinen, oben erwähnten Grundſätzen für den Einzelkaufmann (8 40). Stille 
Reſerven durch ſtillſchweigende Abſchreibungen find auch nach Aktienrecht zuläſſig 
(durch einfache Abzüge oder durch Wertberichtigungskonten auf der Gegenſeite der 
Bilanz [vgl. 8 133 AG, aber $ 131 °]; auch hier natürlich hauptſächlich für die Aktiva 
wichtig). Die beſonders bezahlte Firma mit Kundſchaft kann auch bei der Aktien- 
geſellſchaft als Aktivum erſcheinen (8 133 Nr. 5), und der Poſten iſt durch jährliche Ab- 
ſchreibungen zu tilgen. Anleihen find grundſätzlich zum Rückſtellungsbetrag in die 
Paſſiva zu ſetzen; ein Rückzahlungsagio iſt aber getrennt aufzuführen und allmäh⸗ 
lich zu tilgen. 


Der Sinn der Bilanzvorſchriften iſt hiernach die tunlichſt vorſichtige Bewertung zum 
Zweck der Vermeidung einer Aberſchätzung des Anternehmenswertes; daher ſind 
zwar die einzelnen Poſten ſtreng wahrheitsmäßig anzugeben, aber es iſt durch die 
Bewertungsgrundſätze und durch die Möglichkeit ſtiller Reſerven eine im ganzen 
ungünftigere Färbung (nur ganz ausnahmsweiſe eine günſtigere) möglich, als der 
wahren Sachlage entſpricht. Dies rechtfertigt ſich um ſo mehr, als ja ſehr viele Poſten 
auf Schätzungen beruhen oder auf der unter Amſtänden von Zufälligkeiten oder ſogar 
willkürlichen Preistreibereien abhängigen Lage des Markt- oder Börſenpreiſes am 
Stichtag. Bei alledem ift die kaufmänniſche Bilanz nicht für andere Zwecke ohne 
weiteres maßgeblich. Es beſtehen vielmehr beſondere Grundſätze für die Steuer. 
bilanz (8 162 AO), und anderſeits kann eine privatrechtliche Pflicht z. B. gegenüber 
Geſellſchaſtern, Tantiemeberechtigten uſw. zu beſonderer, abweichender Bilanzierung 
(z. B. Nichtberückſichtigung ſtiller Reſerven) beſtehen. 


3. Im Prozeß ſpielen die Handlungsbücher des Vollkaufmanns eine beſondere Rolle 
‚(88 45 ff. HB). Nach allgemeinen (auch für Korreſpondenz geltenden) Grundſätzen find fie 

auf Antrag des beweisführenden Gegners vorzulegen, wenn der Kaufmann ſich im Prozeß 
felbſt darauf bezogen hat (8 423 ZPO), oder wenn der Gegner aus beſonderen privatrecht ; 
lichen Gründen, z. B. als Eigentümer oder kraft beſonderer Vertragspflicht, einen Anſpruch 
auf Vorlegung hat (S 422 ZPO), oder wenn ſogenannte Gemeinſchaftlichkeit der Arkunde 
vorliegt (vgl. Näheres 8 810 BGB)), z. B. weil die Eintragungen, etwa bei proviflons- 
pflichtigen Agenturgeſchäften, für beide Teile von Bedeutung find. Darüber hinaus aber 
kann für Handelsbücher das Gericht, und zwar von Amts wegen (und nicht nur in Handels- 
ſachen) — auch ohne Anſpruch des Gegners auf Vorlegung — eine ſolche anordnen, ſoweit 
es zur Feſtſtellung der aufgeſtellten beſtimmten Prozeßbehauptungen erforderlich iſt; zum 
Zweck der Durchforſchung der Bücher nach neuem Prozeßmaterial beſteht dieſe Vorlegungs⸗ 
möglichkeit aber nicht. Die beweisführende Partei hat vielmehr die beweiswichtigen Stellen 
zu bezeichnen (z. B. einen am 6. April 1934 vermittelten Kaufabſchluß), und das Gericht 
nimmt unter Zuziehung der Parteien und unter Ausſchluß des ſonſtigen, zur Prüfung der 
ordnungsmäßigen Buchführung nicht erforderlichen Inhalt des Buches Kenntnis (§ 46); nur 
bei Vermögensauseinanderſetzungen (Geſellſchaftsſachen, Erbſchaftsſachen) kann das Gericht 
die Bücher dem ganzen Inhalt nach vorlegen laſſen (8 47). Ordnungsmäßige Handlungs- 
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bücher haben infolge des Ineinandergreifens der Eintragungen tatſächlich eine ſtarke Beweis ⸗ 
kraft, ohne daß ihnen eine beſondere rechtliche Beweisbedeutung beigelegt iſt; fie find Privat · 
urkunden ſowohl in ihren Einzeleintragungen wie als ſogenannte Geſamturkunden. 

VI. Das rechtliche Weſen des Anter nehmens. Wie bereits oben 
(unter D erwähnt, ſtellt ſich das Anternehmen in der Hand des Anternehmers als 
organiſatoriſche Zuſammenfaſſung verſchiedenſter rechtlicher und tatſächlicher Verhält- 
niſſe dar. Es iſt innerhalb ſeines Vermögens ein Sondervermögen, d. h. eine Gruppe 
geldwerter Rechte, die geſonderten Rechtsſchickſalen unterliegt. Sondervermögen, die 
ſchon das römiſche Recht kannte (universitas juris), die aber vom germaniſchen Recht 
ſeit dem Mittelalter beſonders ausgebildet ſind, können einen mehr oder weniger 
hohen Grad rechtlicher Geſchloſſenheit beſitzen. Am ſchärfſten iſt das Sondervermögen 
ausgeprägt, wenn es als Ganzes übereignet und verpfändet werden kann ſowie wenn 
es (wie z. B. ein Nachlaß) einem vom ſonſtigen Vermögen ſeines Rechtsträgers 
abgetrennten Konkursverfahren unterliegt. So weit ift der Sondervermögencharakter 
des Anternehmens im deutſchen Recht bisher nicht vorgeſchritten, insbeſondere gibt es 
nur für das Anternehmen der Offenen Handelsgeſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft 
ſowie der juriſtiſchen Perſonen einen vom ſogenannten Privatvermögen der Gejell- 
ſchafter getrennten Konkurs; für den Einzelkaufmann umfaßt der Konkurs immer 
deſſen geſamtes Vermögen, alſo auch das ſogenannte Privatvermögen, während bei 
der Aktiengeſellſchaft, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, eingetragenen Genoſſen⸗ 
ſchaft das ganze Vermögen der juriſtiſchen Perſon umfaßt wird, das Vermögen der 
Mitglieder (Aktionäre uſw.) aber ſelbſtverſtändlich unberührt bleibt. Trotzdem zeigt 
auch das Anternehmen des Einzelkaufmanns, von dem hier auszugehen iſt, einen 
ſtarken rechtlichen Zuſammenhang. 


1. Am deutlichſten tritt das bei den Grundſätzen des Handelsgeſetzbuchs über die 
Schulden haftung bei Veräußerung des Anternehmens hervor. 
Im Fall der Veräußerung eines Unternehmens regelt das Geſetzbuch nicht die gegen- 
ſeitigen Verpflichtungen des Käufers und Verkäufers untereinander, ſondern über. 
läßt dies den allgemeinen Kaufvorſchriften (88 433 ff. BGB) und dem Inhalt der 
Abrede, der nach Handelsgebrauch und Zwecken der Beteiligten auszulegen iſt; ins⸗ 
beſondere entſcheidet ſich danach auch die wichtige Frage, ob das ganze Anternehmen 
oder nur einzelne Beſtandteile veräußert werden ſollten und namentlich ob etwa ein⸗ 
zelne Beſtandteile (3. B. die Schulden) ausgeſchloſſen waren; dafür werden der 
Kaufpreis und fonftige Bedingungen Anhaltspunkte bieten, die ſich zu tatſächlichen 
Vermutungen (z. B. dafür, daß bei Veräußerung mit Aktiven und Paſſiven auch die 
Handelsbücher mit übergehen ſollen) ſteigern können. 


Dagegen iſt das Verhältnis zu Dritten, d. h. zu den Gläubigern und Schuldnern ge⸗ 
regelt (88 25 ff. HGB). Wird das Anternehmen unter Fortführung der bisherigen 
Firma veräußert, ſo gehen die Geſchäftsforderungen (auch ſolche aus unerlaubten 
Handlungen, Bereicherung uſw.) auf den Erwerber über; er kann ſie ohne weiteres 
geltend machen; der Schuldner kann an den Veräußerer nicht mehr mit Erfolg zahlen, 
es ſei denn, daß er vom Geſchäftsübergang nichts wußte (doch gilt die Regiftrierung 
des Abergangs als Anzeige, und der Schuldner wird durch Zahlung an den Ver- 
äußerer nur dann befreit, wenn er die Regiſtrierung nicht kennen konnte). Abweichende 
Vereinbarungen ſind regiſterpflichtig. Wird die Firma nicht mitübertragen, ſo bedarf 
es beſonderer Abertragung der einzelnen Forderungen nach allgemeinen Zeſſions⸗ 
grundſätzen (vgl. 88 407 bis 410 BGB). 


Anderſeits haftet der Geſchäftserwerber bei Fortführung der Firma für die ſämtlichen 
Geſchäftsſchulden; die Geſchäftsgläubiger können ihn ohne weiteres verklagen, ſelbſt 
wenn nur die Firma fortgeführt, der Geſchäftsübergang aber noch nicht regiſtriert 
iſt. Abweichendes (alſo ganze oder teilweiſe Nichthaftung des Geſchäftserwerbers) 
bedarf auch in dieſem Falle der Regiſtrierung, wenn es für die Geſchäftsgläubiger 
rechtliche Bedeutung haben ſoll. Dieſe Haftung beruht auf der dem germaniſchen 
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Rechte eigentümlichen Haftungsübernahme durch einfeitigen Akt, der hier in der durch 
Firmenfortführung (nicht notwendig durch Regiſtrierung) offenkundigen Nachfolge in 
den geſchloſſenen Wirtſchaftskomplex des Anternehmens liegt (ähnlich wie ſich 
kumulative Haftung an Erbſchaftskauf, Vermögensübernahme nach 8 419 BGB, 
Fufion einer Aktiengeſellſchaft und im Steuerrecht an Anternehmensveräußerung 
knüpft, zum Teil ſogar ohne Publizität). — Wird die Firma nicht fortgeführt, ſo tritt 
die gleiche Haftungswirkung ein, wenn der Geſchäftsübergang in handelsüblicher 
Weiſe (Annoncen, Zirkulare uſw.) bekanntgemacht und dadurch die Offentlichkeit der 
Nachfolge hergeſtellt iſt (8 25, 3), entſprechend altem kaufmänniſchen Gewohnheitsrecht. 
In beiden Fällen haftet der Veräußerer den Geſchäftsgläubigern natürlich fort, da 
er ſich nicht durch Geſchäftsveräußerung ſeinen Schulden entziehen kann; er hat aber 
eine fünfjährige Maximalverjährung für ſich (8 26 HGB, vgl. Nr. 2). — Außerdem 
kann bei Nichtfortführung der Firma eine Haftung des Erwerbers auf beſonderen 
zivilrechtlichen Gründen beruhen: z. B. auf Vertrag zugunſten eines Dritten (ſelten), 
auf beſonderer Schuldübernahme des Erwerbers gegenüber den Gläubigern, ins. 
beſondere gegenüber einem von ihnen (etwa einer großen Brauerei bei Reftaurations- 
veräußerung), wobei die Abernahme für den Geſchäftsveräußerer befreiend gemeint 
fein kann (88 414, 415 BGB). 


Entſprechende Grundſätze gelten, wenn ein Erbe ein Anternehmen unter der Firma 
fortführt; er haftet dann unbeſchränkt für die Anternehmungsſchulden — ganz ab- 
geſehen von den allgemeinen Erbſchaftsgrundſätzen —, doch bleibt ihm eine Aber. 
legungsfriſt von drei Monaten, innerhalb deren er ſich durch Einſtellung des Geſchäfts 
(nicht genügt Veräußerung mit der Firma an einen Dritten) von dieſer unbeſchränkten 
Haftung befreien kann (näher 8 27 HGB). Auch hier b die handelsübliche Bekannt. 
machung der Fortführung mit Firma gleich. 


2. Zeigt ſich in dieſen Fällen deutlich die rechtliche Geſchloſſenheit des 
Anternehmens als Ganzen, ſo auch im Vorhandenſein eines beſonderen Sitzes 
des Anternehmens, der vom Wohnfitz des Anternehmers verſchieden ſein kann, und 
in dem beſonderen Gerichtsſtand für freiwillige Gerichtsbarkeit (Regiſtrierung von 
Haupt- und Zweigniederlaſſung, 88 29, 17 HGB) wie für ſtreitige (8 21 3PO), 
ferner in der Verknüpfung der Firma und der Warenzeichen mit dem Anternehmen, 
die ohne dieſes nicht veräußert werden können, ſo daß hier ſogenannte Kontinuität 
des Anternehmens geſordert wird (ſiehe oben II und III). Weiterhin gehört hierher 
der oben geſchilderte Schutz gegen unlauteren Wettbewerb, der das Anternehmen in 
ſeiner Gefamtheit, ſowohl in allen ſeinen rechtlichen wie ſeinen tatſächlichen Be⸗ 
ziehungen gegen unlautere Verletzungen ſchützt (ſiehe oben Nr. IW); endlich erkennt die 
Praxis des Reichsgerichts das Unternehmen als Vermögensrecht inſofern an, als fie 
gegen ſchuldhafte Eingriffe Klagerecht (aus § 823, 1, nicht nur aus $ 826 BGB) 
gewährt. 

3. Weiterhin ſind, wie ſchon erwähnt, ſchuldrechtliche Verpflichtungen möglich, deren 
Gegenſtand das Anternehmen als Ganzes iſt; es kann verkauft, vertauſcht, 
verpachtet, teſtamentariſch vermacht werden, wobei z. B. beim Verkauf die Mängel - 
haftungsgrundſätze für das Anternehmen als Ganzes (analog) Anwendung finden. 
Dagegen könnnen Sachenrechte nicht unmittelbar am Anternehmen beliebig begründet 
werden. Hier liegt noch eine gewiſſe Rückſtändigkeit der Entwicklung vor. Man 
erkennt heute im Gegenſatz zum älteren germaniſchen Recht ein Eigentum an der 
Geſamtſache nicht an. Aber freilich nähert ſich die Abertragung eines veräußerten 
Anternehmens der Abereignung einer Sache: Firma, Warenzeichen, Patente, Lizen- 
zen, Arheberrechte uſw. werden durch den Abergabevertrag ſelbſt übertragen, 


ferner infolge unſerer verfeinerten Beſitzregeln praktiſch der Beſitz und damit das 


Eigentum an den Waren und ſonſtigen beweglichen Gegenſtänden mittels Befitz⸗ 


auſtragung (der Veräußerer beſitzt fortan für den Erwerber), auch iſt der Abergang a 


der Forderungen und Schulden, wie gezeigt, geordnet. Doch müſſen Grundſtücke und 
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Grundſtücksrechte einzeln aufgelaſſen oder ſonſt grundbuchrechtlich übertragen werden, 
zumal wir nicht wie für die Offene Handelsgeſellſchaft und Kommanditgeſellſchaft die 
Eintragung der Firma des Einzelkaufmanns im Grundbuch haben. Dagegen iſt eine 
Nießbrauchbeſtellung am Sondervermögen ($ 1085 BGB) möglich, und es iſt auch 
die Verpachtung des Anternehmens zuläſſig (und heute namentlich im Konzern- 
verhältnis häufig); dieſe ſtellt ſich nicht nur als ſchuldrechtliches Verpflichtungs⸗ 
verhältnis auf Aberlaſſung dar, ſondern führt nach richtiger Anſicht zu einer unmittel- 
baren Sachbeherrſchung des Anternehmens (alſo zu einer dinglichen Rechtsſtellung 
des Pächters) und iſt von der Rechtſprechung jo ausgebaut (der Pächter ebenſo wie 
der Nießbraucher wird Kaufmann, kann die Firma führen und wird im Regiſter 
vermerkt). Anderſeits wieder iſt eine Verpfändung im ganzen nicht möglich; für 
Grundſtücke bedarf es der Einzeleintragung von Grundpfändern, für Mobilien, ins- 
beſondere für das Warenlager, der Befigübertragung auf den Gläubiger, welche einen 
Betrieb des Geſchäfts mit den verpfändeten Waren ausſchließt. Man hat daher bei 
uns zur ſogenannten Sicherungsübereignung des Warenlagers gegriffen, die, durch 
künſtliche Konſtruktion des Reichsgerichts ermöglicht, wegen ihrer mangelnden Offen. 
kundigkeit große Bedenken erregt. Das franzöſiſche Recht iſt zu einer Verpfändung 
des geſamten fonds de commerce durch Regiſtereintragung gekommen (1909), was 
vielfach auch für uns empfohlen, aber anderſeits im Intereſſe des Kredits beanſtandet 
wird. Die Entwicklung geht jedoch, wie ſchon (oben I) gezeigt, auf weiteren Ausbau 
des Anternehmens als rechtlicher Einheit: das Anternehmen iſt als Perſönlichkeitsrecht 
des Anternehmers auf eine beſtimmte Erwerbstätigkeit, auf einen Tätigkeitskreis 
anerkannt, was außer in den erwähnten öffentlich ⸗ rechtlichen Bindungen beſonders 
im Schutz gegen unlauteren Wettbewerb und gegen Verletzung durch ſchuldhafte 
Handlungen ($ 823, 1 BGB) hervortritt. Dies entſpricht dem Gedanken, daß die 
Arbeit des Inhabers „Dienſt am Anternehmen“ und damit an der Volksgemeinſchaft 
iſt. Es fehlt jedoch die ſachenrechtliche und entſprechend die zwangsvollſtreckungs⸗ und 
konkursmäßige volle Anerkennung. 


Bemerkt ſei nochmals, daß es falſch wäre, bei dem Begriff Anternehmen immer an 
Geſellſchaftsunternehmen zu denken — von denen allerdings die Offene Handels- 
geſellſchaft und Kommanditgefellſchaft den Sondervermögenscharakter beſonders ſtark 
zeigen (vgl. unten § 8) und die juriſtiſchen Perſonen (Aktiengeſellſchaft, Geſellſchaft 
mit beſchränkter Haftung uſw.) ohnehin als beſonderer Fonds ſich darſtellen —, viel⸗ 
mehr erheben ſich die Fragen gerade für das Unternehmen des Einzelkaufmanns. 


VII. Innerhalb des Geſamtunternehmens des Reeders (fiehe oben 
8 4, V) bildet eine Art Sonderunternehmen das einzelne Schiff mit Zubehör und 
Frachtforderungen, ſogenanntes Schiffs vermögen, kortune de mer, im Gegen- 
ſatz zum ſonſtigen Vermögen des Reeders, dem Landvermögen, fortune de terre. Das 
Schiffsvermögen hat ſeinen Sitz im ſogenannten Heimathafen, unterliegt den be⸗ 
ſonderen Verpfändungsformen der Schifſshypothek (ſiehe oben Schiffsregiſter 8 5, 3) 
und vor allem beſonderen Haftungsregeln, die aus der früheren Anerreichbarkeit des 
fahrenden Schiffs und aus ſeiner Gefährdung erwachſen ſind. Der Reeder haftet nur 
mit dem Schiffsvermögen (reine Sachhaftung) für beſtimmte Schulden, nämlich: 
Anſprüche aus gewiſſen Vertretungshandlungen des Kapitäns, aus mangelhafter, dem 
Kapitän obliegender Vertragserfüllung, aus Verſchulden der Schiffsbeſatzung (§ 486), 
ferner (vgl. unten 8 15 II 5) aus großer Haverei (8 726), Bergelohn (8 753) und 
Bodmerei (8 679); für andere Schulden haftet er mit Schiffs und Landvermögen, fo 
beſonders für die Heueranſprüche (aus ſozialen Gründen) ſowie für eigenes Ver⸗ 
ſchulden (in den Fällen des 8 486 Nr. 1 und 2); ebenſo für die ſogenannten Land- 
forderungen. Doch wirkt alles das dadurch praktiſch verſchieden, daß für beſtimmte, 
erſchöpfend (8 754) aufgezählte Anſprüche ein geſetzliches Pfandrecht, ſogenanntes 
Schiffsgläubigerrecht, am Schiffsvermögen beſteht: nämlich für die oben aufgezählten 
Fälle reiner Sachhaftung (ſo daß dieſe zugleich eine vorzugsweiſe iſt) und ferner für 


28 Heymann 


gewiſſe Koſten während der Zwangsvollſtredung, gewiſſe Gebühren und Soziallaften. 
ſodann aber namentlich auch für die Heuerforderungen. Dieſes Schiffsgläubiger · 
Pfandrecht geht nicht nur allen anderen Forderungen, insbeſondere allen Land- 
forderungen, ſondern auch allen anderen Pfändern, regiſtrierten Schiffshypotheken wie 
auch Mobiliarpfändern am Schiff, vor, die es ſämtlich für Kreditzwecke ſchwer ent ⸗ 
wertet. Es beſteht eine beſtimmte Rangordnung der Schiffsgläubiger (88 768 f.); 
Schiffsgläubiger aus einer ſpäteren „Reife“ (8 757) gehen im allgemeinen denen aus 
früherer Reife vor (8 767). Das hier nur anzudeutende Syſtem ift überlebt, zumal es 
bei den verſchiedenen Völkern verſchieden ausgebildet iſt: es wird z. T. durch Frei- 
zeichnungen ausgeſchaltet, es ſchädigt den Realkredit des Schiffs, es paßt mit feiner 
Iſolierung des Schiffs und der „Reifen“ nicht auf den Linienbetrieb, insbeſondere 
nicht auf die Rundfahrten der großen Reeder, und es ergreift nicht deren Anter⸗ 
nehmungen im ganzen. Die Brüſſeler Abkommen über Haftung und Hypotheken, die 
dem abhelfen follten, ſind bisher nur von wenigen Staaten angenommen. — Für die 
Binnenſchiffahrt beſtehen ähnliche Grundſätze (88 2 ff., 102 ff.). 


5 7. flaufmänniſche fjilfsperſonen 


I. Handlungs bevollmächtigte. 1. Mehr noch im Handelsverkehr als im 
Verkehr des täglichen Lebens müſſen Rechtsgeſchäfte durch Dritte abgeſchloſſen 
werden — dies gilt nicht nur in großen Unternehmen, ſondern auch in einfachen Ver- 
hältniſſen; es hat das einmal zur Geſellſchaftsbildung, namentlich zur Ausbildung 
der Offenen Handelsgeſellſchaft geführt; es führte ferner früh zum kommiſſions⸗ 
weiſen Abſchluß durch andere Kaufleute, die im eigenen Namen, aber für fremde 
Rechnung handelten, und hat ſchließlich hauptſächlich in den germaniſchen Rechts- 
gebieten feit dem Mittelalter (während die Römer ſich noch ſtark durch Sklaven⸗ 
abſchlüſſe zugunſten des Herrn helfen konnten) zur Durchführung der direkten Stell- 
vertretung, der Vollmacht, geführt, die, dem römiſchen Recht zwar keineswegs ganz 
fremd, gerade im Handel ſeit dem Mittelalter aber ihre beſondere Ausbildung ge- 
funden hat. Im Gegenſatz jedoch zum engliſchen und franzöſiſchen Recht, die nur eine 
einheitliche (ſogenannte bürgerliche) Vollmacht kennen, hat ſich in Deutſchland ein 
beſonderes Vollmachtsrecht im Handel ausgebildet, das die bürgerlich rechtliche Voll⸗ 
macht (88 164 ff. BGB) eigentümlich ergänzt und zum Teil für den Handelsverkehr 
abändert: das Handelsgeſetzbuch ſtellt dem Kaufmann die beſondere Form der 
Prokura und der Handlungsvollmacht zur Verfügung (§8 48 ff.). Dieſe Vollmachten 
erteilt der Anternehmer in der Regel an Handlungsgehilfen, er kann ſie aber 
gegebenenfalls an beliebige andere Perſonen, wie ſeine Ehefrau, ſeine Hauskinder, 
Geſchäftsfreunde, Geſellſchafter uſw. erteilen, jo daß der Handlungs bevollmächtigte 
begrifflich ſcharf vom Handlungsgehilfen zu unterſcheiden iſt, deſſen beſondere Rechts- 
ſtellung ſich nur auf das ſogenannte Innenverhältnis zum Kaufmann bezieht, während 
die Vollmacht die Ermächtigung, nach außen zu handeln, bedeutet. 


Dabei gelten für die Handlungsvollmachten zunächſt die Grundgedanken der bürgerlich 
rechtlichen Vertretung: die Vertretungsmacht, d. h. die Macht, mit unmittelbarer 
Wirkung für den Vertretenen Rechtsgeſchäfte abzuſchließen oder überhaupt Willens. 
erklärungen abzugeben, wird durch einſeitige Erklärung des Vollmachtgebers, hier alſo 
des Anternehmers, begründet, die an den Vertreter oder aber auch an den Dritten, 
dem gegenüber die Vollmacht wirken ſoll, gerichtet ſein kann (insbeſondere auch durch 
Vorlegung einer Vollmachtsurkunde ſeitens des Vertreters, 8 172 BGB); daher 
genügt auch öffentliche Bekanntmachung (8 171 BGB); die Vollmachtserklärung ift 
formlos gültig, kann daher auch ſtillſchweigend durch entſprechendes äußeres Verhalten 
(z. B. ſtillſchweigende Duldung des Abſchluſſes in Gegenwart des Vollmachtgebers) 
erfolgen; ſie erliſcht durch Widerruf in derſelben Weiſe wie die Erteilung und, ſofern 
fie ſich (was nicht nötig, aber die Regel ift) an ein ſogenanntes Grundverhältnis 
(Handlungsgehilfenverhältnis, Auftrag an einen Geſchäftsfreund, alles immer ſo⸗ 
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genanntes Innenverhältnis) anſchließt, durch Beendigung des Grundverhältniſſes 
(Entlaſſung des Gehilfen, Erledigung des Auftrags); doch kann dies abweichend 
beſtimmt fein (8 168 BGB), z. B. kann Anwiderruflichkeit durch das Grundverhältnis, 
3. B. bei Erteilung im Intereſſe des Bevollmächtigten, gegeben fein ($ 168), darf 
aber nicht zu fittenwidriger Knebelung des Vollmachtgebers führen. Dritten Gut⸗ 
gläubigen gegenüber, denen nicht in näher bezeichneter Weiſe (vgl. SS 169 bis 173 
BED) von dem Erlöſchen der Vollmacht Kenntnis gegeben iſt, gilt fie kraft Rechts. 
ſcheins als fortbeſtehend, ſofern der Dritte das Erlöſchen (z. B. durch Widerruf nur 
gegenüber dem Bevollmächtigten) nicht kannte oder bei nötiger Sorgfalt kennen mußte. 
Die Rechtshandlungen des Vertreters (auch eines Minderjährigen, nicht aber eines 
Anmündigen, 8 165 BGB) wirken unmittelbar für und gegen den Vollmachtgeber, 
ſofern nur das Vertretungsverhältnis ausdrücklich oder durch die Amſtände (z. B. 
Handeln im Geſchäftslokal) hervortritt (vgl. noch S 164 BGB). Irrtum, Betrug und 
andere Willensfehler des Vertreters ſind entſcheidend; des Vollmachtgebers nur, 
wenn er beſtimmte Weiſungen an den Vertreter erteilt hat und die maßgebenden 
Tatſachen (3. B. die Mangelhaftigkeit einer Ware) kannte oder, ſoweit es darauf 
ankommt, kennen mußte (8 166 BGB). Rechtshandlungen für einen anderen ohne 
Vollmacht (insbeſondere auch mit Aberſchreitung einer Vollmacht) wirken für und 
gegen den angeblich Vertretenen erſt durch deſſen nachträgliche Genehmigung (näher 
88 177, 178 BGB), aber es wird der Vertreter ohne Vollmacht dem Dritten haftbar 
(näher 8 179, vgl. 8 180 BGB). Mit ſich ſelbſt kann der Vertreter nur ausnahmsweiſe 
(3. B. auf Grund von Beredung oder Verkehrsſitte und ſtets bei bloßer Erfüllung 
einer Verbindlichkeit) Geſchäfte vornehmen (8 181); ſonſt ift das Selbſtkontrahieren 
vollmachtloſe Vertretung ($ 181 BGB). 


2. In dieſem Rahmen gewährt nun die Prokura eine in ihrem Amfange be. 
ſonders weitgehende Vollmacht: der Prokuriſt iſt Alter ego des Anternehmers, er 
kann alle irgendwie zum Fortbetriebe des Geſchäfts gehörigen gerichtlichen und 
außergerichtlichen Rechtshandlungen mit unmittelbarer Wirkung für und gegen den 
Prinzipal vornehmen (3. B. Branchenumwandlung, Wechſelverpflichtungen in un⸗ 
beſchränkter Höhe, dagegen nicht Auflöſung des Geſchäfts). Nur höchſtperſönliche 
Handlungen (88 12, 41 HGB, Eid im Prozeß), ferner Prokuraerteilung (8 48 HGB) 
und Grundſtücksveräußerung und »belaſtung ſind ausgeſchloſſen (8 49, 2, nicht Erwerb 
von Grundſtückseigentum oder Hypotheken uſw.; zugelaſſen wird aber dem Zweck 
des 8 49, 2 entſprechend die Beſtellung einer Neſtkaufgeldhypothek). Die Erteilung 
muß, anders als bei ſonſtiger Vollmacht, durch ausdrückliche Erklärung des Kauf⸗ 
manns felbft oder feines geſetzlichen Vertreters (Vormund uſw.) erfolgen ($ 48); 
fie wirkt ohne Regiftereintragung, iſt aber regifterpflichtig (mit den oben im $ 5 II 3 
erwähnten Wirkungen der §8 12 bis 15 HGB). Erlöſchen entſprechend ($ 53, 2). 
Die Prokura iſt unbeſchränkbar, doch kann ſie als Geſamtprokura erteilt werden (d. h. 
zuſammen mit einem anderen Prokuriſten oder einem von mehreren Geſellſchaftern, 
8 48, 2) oder für einzelne, firmenmäßig getrennte Niederlaſſungen desſelben Anter⸗ 
nehmers, insbeſondere für eine firmenmäßig kenntlich gemachte Zweigniederlaſſung 
(8 50). Erweiterungen find (3. B. für Grundſtücksveräußerung) durch beſondere Re- 
giſtrierung möglich. Die Prokura iſt ihrer Gefährlichkeit wegen im Gegenſatz zu den 
obigen allgemeinen Regeln ſtets unbeſchränkt widerruflich (8 52) und iſt nicht über ⸗ 
tragbar; ſie kann im Innenverhältnis (Dienſtvertrag, Auftrag) natürlich beſchränkt 
werden, was aber die Wirkſamkeit der Prokuriſtenhandlungen gegenüber Dritten 
nicht aufhebt; fie erliſcht nicht durch den Tod des Prinzipals (5 52, 3), wohl aber 
durch Betriebseinſtellung und Verluſt der Vollkaufmannseigenſchaft des Prinzipals, 
Aufhebung des Grundverhältniſſes (Dienſtvertrag), Konkurs, nicht aber durch Er- 
öffnung des Vergleichsverfahrens uſw. 


3. Neben dieſer unbeſchränkbaren, überaus weitgehenden Vollmacht kennt das Handels. 
geſetz noch die einfachen Handlungsvoll machten, die einige Abweichungen 
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von den allgemeinen Vollmachtsregeln aufweiſen. Was ihren Amfang betrifft, fo 
kann er beliebig begrenzt werden, doch erwähnt das Geſetz die typiſchen Gruppen der 
Vollmacht: zum Betriebe des ganzen Handelsgewerbes (ſogenannter Disponent), zur 
Vornahme einer beſtimmten Art von Geſchäften (3. B. Einkauf, Verkauf, Yörfen- 
vertreter uſw.) oder einzelner beſtimmter Geſchäfte. Die Zugehörigkeit zu einer dieſer 
Typen und weiter der Amfang der Vollmacht im beſonderen richtet ſich nach dem 
„Gewöhnlichen“, nach dem, was bei derartigen Geſchäften handelsüblich und nach den 
beſonderen Amſtänden bezweckt iſt. Das Geſetz (8 54, 2) verlangt außerdem für gewiſſe 
Geſchäfte — Grundſtücksveräußerung und belaſtung, Wechſelverbindlichkeiten, Dar- 
lehnsaufnahme und Prozeßführung — beſondere Vollmachtserteilung; doch kann 
dies generell, auch ſtillſchweigend (durch Duldung ſolcher Geſchäfte) geſchehen und aus 
dem ganzen Charakter der Vollmacht gefolgert werden, ſo daß es ſich dabei nur um 
Anhaltspunkte für die Beurteilung des „Gewöhnlichen“ handelt. Die Handlungs- 
vollmacht iſt jederzeit widerruflich, es kann bei ihr aber (im Gegenſatz zur Prokura) 
wie nach bürgerlichem Recht auf den Widerruf verzichtet werden, z. B. bei einer 
Inkaſſovollmacht mit Proviſionszulage. Die Handlungsvollmacht iſt im ganzen nicht 
übertragbar (8 58). — Ein beſonderer Fall iſt die Vollmacht des Geſchäftsreiſenden; 
dieſer (aber nicht der bloße Stadtreiſende) kann den Kaufpreis der von ihm ſelbſt 
abgeſchloſſenen Verkäufe einziehen und ſtunden, und die Gegenpartei kann ihm gegen- 
über, falls er anwefend iſt, Mängelrügen, Zurverfügungſtellungen und ähnliche ein⸗ 
ſeitige Erklärungen abgeben — das iſt eben das „Gewöhnliche“, kann aber durch beſon⸗ 
dere Mitteilung, regelmäßig auch durch Vordruck auf der Rechnung, ausgeſchloſſen 
fein (8 55). Ein weiterer beſonderer Fall iſt die Handlungsvollmacht des Laden- 
angeſtellten (8 56); er gilt zu den im Laden gewöhnlichen Verkäufen und Empfang- 
nahmen als ermächtigt. Hier handelt es ſich nicht um eine Vollmachtserteilung, 
ſondern aus der bloßen Anſtellung, d. h. der Beſchäftigung durch den Anternehmer 
im Laden ergibt ſich ohne weiteres dieſe Vollmacht; ſie kann z. B. durch Anſchlag 
(„nur an der Kaffe zu zahlen“, „feſte Preiſe“) ganz oder zum Teil ausgeſchloſſen fein, 
doch nur dann, wenn der Dritte dies wußte oder wiſſen mußte (vgl. § 54, 2). Es 
handelt ſich hier um eine ſogenannte geſetzliche Vollmacht; in Wahrheit iſt ſie eine 
Anwendung des Verſchweigungsprinzips, des Vertrauensſchutzes. — Dieſer ſpielt 
auch ſonſt in den vielen Fällen der ſogenannten ſtillſchweigenden Vollmacht eine 
entſcheidende Rolle. Stillſchweigende Vollmacht liegt in Wahrheit nur da vor, wo 
der Vertreter nicht durch Worte, ſondern durch Handlungen oder durch Anterlaſſungen 
(3. B. Duldung der Geſchäftsabſchlüſſe des Vertreters in feiner Gegenwart) feinen 
poſitiven Vollmachtserteilungswillen betätigt hat. Darüber hinaus aber gewährt 
die Praxis des Reichsgerichts mit Recht dem gutgläubigen Dritten den Vertrauens- 
ſchutz überall da, wo er mit einem angeblichen Vertreter gehandelt hat, den er nach 
dem ganzen Verhalten des kaufmänniſchen Prinzipals als bevollmächtigt nach Treu 
und Glauben betrachten durfte, auch wenn der Prinzipal von der Sachlage (z. B. dem 
Hängenlaſſen eines längſt erledigten Vertreteranſchlags in einem Bank. oder 
Sparkaſſenkontor) nichts wußte, aber bei der Anwendung der nötigen Sorgfalt die 
Irreführung hätte verhindern können. Der Prinzipal muß alſo dann für die Hand- 
lungen des angeblichen Vertreters einſtehen. 


4. Eine weitgehende geſetzliche Vollmacht für den Reeder hat der Kapitän des 
Seeſchiffes (SS 526 ff.). Im Heimathafen hat er nur die Anſtellung der Mannſchaft, 
die Ausſtellung von Konnoſſementen und Empfangnahme der Güter; auf Fahrt aber 
hat er die Vollmacht zu allen Geſchäften, welche die Ausführung der Reiſe mit ſich 
bringt (auch Frachtgeſchäfte); für gewiſſe gefährliche Kreditgeſchäfte (Darlehn, Kauf 
auf Borg) aber nur im Notfall ($ 528), doch wirken auch dieſe Geſchäfte gegenüber 
dem Gutgläubigen; Haftung des Reeders nur mit dem Schiffsvermögen; feine 
perſönliche Haftung erfordert beſondere Vollmacht; Vollmacht zum Schiffsverkauf hat 
der Schiffer nur bei dringender Notwendigkeit ($ 530); im Gegenſatz zur Prokura 
iſt die Vollmacht des Schiffers beſchränkbar, doch iſt der Gutgläubige gedeckt (8 531); 
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die Beſchränkung iſt heute häufig zugunſten der Büros und Agenten an des Reeders, 
die meiſt alle Geſchäfte im Hafen abwickeln. 


II. 1. Handlungsgehilfen und Lehrlinge. Hier regelt das Handels 
recht das Dienſtverhältnis, alſo das ſogenannte Innenverhältnis, die Pflichten und 
Rechte aus dem Dienſtvertrag. Handlungsgehilfe ift, wer im Handelsgewerbe kauf⸗ 
männiſche Dienſte gegen Entgelt tut (alſo nicht unentgeltlich tätige Ehefrau oder Haus- 
kinder, dagegen unterſtehen Volontäre teilweiſe den Handlungsgehilfengrundſätzen); 
die Dienſte müſſen kaufmänniſche ſein (daher nicht Fabrikarbeiter, Werkmeiſter, 
Techniker, Redakteure, Kellner, Straßenbahnſchaffner). Neben 88 59 ff. iſt unter 
Aufhebung des früheren Betriebsrätegeſetzes jetzt das Geſetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 mit ſeinen Durchführungsverordnungen und 
das Arbeitsgerichtsgeſetz vom 10. April 1934 maßgebend. Das Nähere, obwohl auch 
handelsrechtlich von großer Bedeutung, gehört in das Arbeitsrecht (Band II 
Beitrag 37 dieſes Werkes). 

2. Die Schiffs beſatzung unterliegt beſonderer Regelung. Sie umfaßt alle auf 
dem Schiff angeſtellten Perſonen (§ 481): den Kapitän (Schiffer), die Schiffsoffiziere 
(Steuerleute, Maſchineningenieure, Arzte, Zahlmeiſter, Funkoffiziere uſw.; fie find 
Vorgeſetzte der Mannſchaft mit beſonderem Befähigungsnachweis), die Schiffsmann⸗ 
ſchaft im Sinne des Handelsgeſetzbuchs, d. ſ. die in ſeemänniſchem Dienſt ſtehenden 
Perſonen, ferner die von der Seemannsordnung ebenfalls zur Schiffsmannſchaft 
gerechneten ſonſtigen Angeſtellten (Aufwärter, Aufwärterinnen, Koch, Trimmer, auch 
nur vorübergehend beſchäftigte Stauer des Reeders). Die Stellung des Kapitäns iſt 
eingehend im Handelsgeſetzbuch (SS 511 ff.) geregelt, er hat weitgehende Pflichten 
und Rechte und entſprechende perſönliche Haftung, er hat zugleich diſziplinäre und 
ſonſtige amtsähnliche und amtliche Befugniſſe (als Standesbeamter, Nachlaßfürſorge, 
ſtrafrechtlich), er hat geſetzliche Vertretungsmacht für den Reeder (vgl. oben II, 4). 
Die Rechtsverhältniſſe der Offiziere und Schiffsmannſchaft find durch die Gee- 
mannsordnung (1872, jetzt vom 9. Juni 1902 mit mehrfachen Anderungen) im ſozialen 
Intereſſe zwingend geregelt Die gewerbsmäßige Stellenvermittlung (Heuerbaſe) iſt 
verboten, Vermittlung nur durch Heuerſtelle des Berufs (1924, internationales Aber⸗ 
einkommen 1910); der formloſe Heuervertrag muß vor dem Seemannsamt durch An⸗ 
muſterung beurkundet werden, und der Schiffer muß einen Heuerſchein aushändigen. — 
Die Verhältniſſe in der Binnenſchiffahrt find ähnlich geregelt; die Stellung des 
Binnenſchiffers (Kapitäns) braucht keine ſo weitgehende Machtfülle, insbeſondere 
nicht ſo weitgehende Vertretungsmacht zu enthalten; er iſt auch nicht ſtaatlicher 
Amtsträger (88 21 bis 25). 

III. Selbſtändige, nicht in perſönlicher Abhängigkeit ſtehende Hilfs- 
perſonen des Kaufmanns ſind die Makler, Handlungsagenten und 
Kommiſſionäre. Man muß auch die ſelbſtändigen Gewerbe der Frachtführer 
zu Lande und zu Waſſer, der Banken und Bankiers, der Verſicherungsunternehmen 
hierher rechnen, doch werden dieſe (außer der Verſicherung) weiter unten bei den 
Rechtsgeſchäften des Handels erörtert. 

1. Handels makler iſt (88 93 ff. HGB), wer die Vermittlung von Verträgen 
über Gegenſtände des Handelsverkehrs (im wirtſchaftlichen Sinne) gewerbsmäßig 
übernimmt, ohne ſtändig von einer der Parteien mit der Vermittlung betraut zu ſein. 
Das Geſetz führt als Hauptfälle der vermittelten Verträge an: Anſchaffung und Ver⸗ 
äuferung von Waren- und Wertpapieren (insbeſondere der Waren- und Effekten⸗ 
makler der Börſe), Verſicherungen, Güterbeförderungen, Reederei, Schiffsmiete, ſo daß 
grundſätzlich auch die geſamte Schiffsmakelei, praktiſch hauptſächlich die Schiffsverſiche⸗ 
rungsvermittlung, ferner die kaufmänniſche Kreditvermittlung hierher ſällt. Dagegen 
ſind Vermittler von nicht zum Handelsverkehr gehörigen Verträgen, insbeſondere 
(S 93, 2) von Immobilien- und Hypothekengeſchäften, nicht Handelsmakler, ſondern ſo⸗ 
genannte Zivilmakler (SS 652 ff. BGB.), was nicht ausſchließt, daß fie (nach S 2 HGB) 
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wegen ihres bedeutenden Betriebs Kaufleute find und dem Handelsrecht, aber nicht den 
beſonderen Handelsmaklervorſchriften (SS 93 ff.) unterſtehen: ſogenannte kaufmänniſche 
Zivilmakler. Der Handelsmakler iſt eine uralte Erſcheinung des Handelsverkehrs 
und tritt auch bei den primitivſten Völkern auf. Im Mittelalter Beamter, iſt er erſt 
im Laufe des 19. Jahrhunderts freier Handeltreibender, Kaufmann, geworden, der 
heute, ſofern er nicht Minderkaufmann iſt, im Handelsregiſter eingetragen wird; dies 
gilt auch für die vereidigten Kursmakler der Vörſen (88 30 ff. des Börſengeſetzes), 
die als Vermittler eingetragene Vollkaufleute find und denen nur nebenher gewiſſe 
öffentlich⸗rechtliche Pflichten, vor allem die Mitwirkung bei der Kursfeſtſtellung, 
obliegen. 


Der ſogenannte Maklervertrag iſt die vertragsmäßige Abernahme der Verpflichtung 
durch den Auftraggeber, den Maklerlohn (Proviſion, Senſarie, Courtage) zu zahlen, 
wenn das gewünſchte Geſchäft durch Vermittlung des Maklers zuſtande kommt. Eine 
Pflicht zur Entfaltung einer beſtimmten oder überhaupt einer Tätigkeit des Maklers 
beſteht nicht (ſoweit ſie nicht beſonders vereinbart iſt), vielmehr iſt die Zahlung des 
Maklerlohns lediglich eine bedingte Verpflichtung (8 652 BGB), bedingt durch 
das Zuſtandekommen des Geſchäfts infolge (alſo Kauſalität!) der Maklertätigkeit, 
die beim Handelsmakler in Nachweis und Vermittlung liegt (Zuſammenführen, Hilfe 
beim Abſchluß, Werbung uſw.; bloßer Nachweis würde nur Zivilmakelei ſein, kommt 
aber im Handelsverkehr gewerbsmäßig kaum vor). Der Makler hat jedoch andere 
Vertragspflichten, und zwar unter Haftung für Sorgfalt des ordentlichen Kaufmanns: 
Wahrung des Parteiintereſſes, insbeſondere durch angemeſſene Diskretion, Mitteilung 
weſentlicher Tatſachen (3. B. ihm bekannter Zahlungsunfähigkeit der Gegenpartei), 
Aufbewahrung von Verkaufsproben (§ 96) uſw.; der Vertrag ift alſo ein gegen- 
feitiger. Dabei iſt für den Handelsmakler im Gegenſatz zum Zivilmakler charakte- 
riſtiſch und aus ſeiner ehemaligen Beamtenſtellung entwickelt, daß er neutral zu den 
Parteien ſteht, auch wenn er den Auftrag nur von einer Seite hat, und daß er 
unparteiiſch ihre beiderſeitigen Intereſſen wahrnehmen muß (8 98, was oft ſchwierig 
iſt), mit Haftung beiden gegenüber für Verſchulden (Maklertreue); dieſe beim Zivil- 
makler fehlende Haftung gegenüber der Gegenpartei beruht im Regelfalle auf einem 
ſtillſchweigenden Vertrag mit dieſer, indem fie ſich auf Verhandlungen einläßt; 
die Haftung kann aber auch (gemäß § 98) einfach aus der bloßen Rechtslage oder 
ſozialen Lage entſpringen; jedenfalls iſt ſie nicht Haftung aus unerlaubter Handlung, 
ſondern vertragsartig. Dementſprechend ſchulden auch beide Parteien den Makler- 
lohn für das zuſtande gekommene Geſchäft dem Handelsmakler (anders beim Zivil⸗ 
makler), und zwar je zur Hälfte (§ 94). Ortsgebrauch und Parteiabreden können 
von dieſen Folgen der Neutralität entbinden und dieſe Rechtsfolgen auf die Be⸗ 
ziehung zum erſten Auftraggeber beſchränken. 


Was den Maklerlohn anlangt (für den eine Vermutung ſpricht 8 653 BGB), jo muß, 
wenn der Anſpruch des Maklers gegeben fein ſoll, das zu vermittelnde Geſchäft ab- 
geſchloſſen fein (erfüllt braucht es nicht zu fein; 8 652 BGB); iſt das Geſchäft auf- 
ſchiebend bedingt, ſo entſteht der Anſpruch erſt mit Erfüllung der Bedingung; iſt es 
auflöſend bedingt, fo entſteht er ſofort, und es kann bei ſpäterer Auflöſung ein Rück⸗ 
forderungsrecht der Parteien gegeben ſein, falls nicht der Makler überhaupt nur ein 
auflöſend bedingtes Geſchäft vermitteln ſollte; iſt das Geſchäft unſittlich (z. B. 
wucheriſch), ſo entſteht der Anſpruch nicht; iſt es (z. B. wegen Irrtums) angefochten, 
ſo fällt der Proviſionsanſpruch durch die erfolgreiche Anfechtung nachträglich dahin, 
und der bereits gezahlte Betrag iſt herauszugeben (Bereicherungsklage). Schwierig- 
keiten ergeben ſich oft bei den Fragen, ob das abgeſchloſſene Geſchäft mit dem auf- 
getragenen Geſchäft identiſch war, ob die Tätigkeit des Maklers wirklich für das 
Zuſtandekommen des Geſchäfts entſcheidend (kauſal) war, und ob etwa die Parteien 
den Makler nachträglich durch direkten Abſchluß über ſeinen Kopf hinweg nur beiſeite 
geſchoben haben. Der Makler iſt lohnunwürdig und erhält trotz Zuſtandekommens 
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des Geſchäfts keinen Lohn, wenn er ſeine Treupflicht verletzt, insbeſondere die Inter⸗ 
eſſen des Gegenkontrahenten (vgl. 8 654 BGB) oder auch eines Dritten oder gar 
feine eigenen treuwidrig fördert. Erſatz für Auslagen und Zeitverluſt erhält der 
Makler nicht, er arbeitet ganz auf eigene Gefahr (8 652 Abſ. 2 BGB); wegen dieſer 
Gefahr iſt aus ſozialen Gründen alle treuwidrige Ausnutzung des Maklers (z. B. zu 
bloßen Informationszwecken der Partei) ſcharf zu bekämpfen. 


Eine beſondere Pflicht des Handelsmaklers (mit Ausnahme des Krämermaklers, 
der im Kleinverkehr vermittelt, aber nicht Minderkaufmann zu fein braucht, § 104 
HGBy) beſteht darin, daß er den Parteien Schlußnoten über das abgeſchloſſone 
Geſchäft auszuhändigen hat. Die Parteien können darauf verzichten, und die Aſance 
kann davon entbinden; doch beſtand zugleich eine öffentlich rechtliche Pflicht des 
Handelsmaklers (Stempelſteuergeſetz) mit Strafandrohung, welche aber die Gültigkeit 
des Geſchäfts nicht berührte; jetzt ift die Verſteuerung Kontrahentenſache (Kapital- 
verkehrsſteuergeſetz vom 16. Oktober 1934, vgl. aber § 32 daſelbſt; DVO vom 
17. Dezember 1934). Der Handelsmakler (wiederum mit Ausnahme des Krämer⸗ 
maklers) hat außerdem ein beſonderes Tagebuch neben den ſonſt vorgeſchriebenen 
Handelsbüchern zu führen und den Parteien auf Wunſch Auszüge daraus zu erteilen 
(vgl. SS 100 bis 103). 


Der Handelsmakler kann der beauftragenden Partei mit deren Zuſtimmung eine 
Schlußnote aushändigen, in der die Benennung der Gegenpartei (ſog. Aufgabe) vor. 
behalten iſt (vgl. S 95), wozu der Makler neigen wird, wenn er noch eine Gegenpartei 
zu finden hofft. Bezeichnet er dieſe Gegenpartei nachträglich, jo liegt darin die end- 
gültige Annahme der Offerte, meiſt mit Rückwirkung vom Zeitpunkt der Schlußnoten- 
aushändigung; bezeichnet er keine Gegenpartei innerhalb ortsüblicher oder ange⸗ 
meſſener Friſt (an der Berliner Börſe bis 11 Ahr vormittags des nächſten Tages), 
ſo hat die Erſtpartei das Recht, ihn ſelbſt als Gegenkontrahenten in Anſpruch zu 
nehmen, und wird dies tun, ſofern das Geſchäft für fie dann günſtig läuft (3. B. die 
Schlußnote hat einen höheren Preis als er ſich inzwiſchen an der Börſe herausſtellt); 
ein Recht auf Eintritt (wie der Kommiſſionär) hat der Makler dagegen nicht: er ſoll 
durch die Eintrittslaſt zur Beſchaffung der Gegenpartei im Intereſſe der Erſtpartei 
genötigt werden. Der Nichtbeze ichnung einer „Aufgabe“ ſteht die Bezeichnung einer 
ſolchen gleich, gegen welche die Erſtpartei berechtigte Einwendungen (z. B. Zahlungs- 
unſicherheit) erheben kann und erhebt. n 

Gelegentlich von einem Kaufmann im Rahmen feines auf andere Tätigkeit abgeſtellten 
Anternehmens vorgenommene Maklergeſchäfte werden nicht nach Handelsmaklerrecht, 
ſondern nach Maklerzivilrecht beurteilt, ſind aber natürlich Handelsgeſchäfte. Das 
geſamte Maklerrecht iſt nicht zwingend; die Parteien können mit dem Makler auch 
Abweichendes vereinbaren, und Abweichungen können ſich daher auch aus Aſancen 
ergeben. 


2. Handlungsagent. Er hat im deutſchen Handel erſt im letzten Drittel des 
19. Jahrhunderts mit der Ausbildung des Nachrichten- und Verkehrsweſens Be⸗ 
deutung erlangt. Er iſt (8 84 HGB) ſelbſtändiger Kaufmann (8 1 Nr. 7 HGB), 
der (im Gegenſatz zum Handlungsgehilfen) ohne perſönliche Abhängigkeit und 
(im Gegenſatz zum grundſätzlich neutralen Handelsmakler) als Intereſſenwahrer 
nur einer Vertragspartei für deren Anternehmen Geſchäfte (beſonders Verkauf und 
Einkauf, Transport, Bankgeſchäfte, Verſicherung vgl. 8 43 ff. Ver]®, Auswanderungs⸗ 
Gef. von 1897 § 11 und Anderungen) vermittelt (Vermittlungsagent) oder auch im 
Namen des Anternehmens abſchließt (Abſchlußagent); eine ſolche Tätigkeit iſt nur 
möglich, wenn die Geſchäftsverhältniſſe, insbeſondere die Kreditwürdigkeit der zu 
werbenden Kunden ebenſo wie die des Auftraggebers vom dritten Ort aus hin- 
reichend erkennbar ſind und wenn der Agent jederzeit leicht vom Auftraggeber 
informiert werden kann und umgekehrt. Dann iſt die Verwendung des Agenten für 
alle Teile ſicherer und billiger als die des Handlungsgehilfen, insbeſondere Hand- 
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lungsreiſenden, und des Kommiſſionärs, welchen letzteren er in großem Amfange 
allmählich verdrängt hat. Das AD HGB regelte das Recht der Agenten noch nicht, 
dagegen entfalteten es das ROHG und RE in wertvoller Rechtſprechung, die über- 
wiegend in das jetzige HGB überging (88 84 ff.) und dabei fortgebildet wurde. Heute 
hat infolge unſeres Nachrichtenweſens die Agentur hohe praktiſche Bedeutung. 

Der Agent ift — trotz der häufigen ungenauen Bezeichnung als „Vertreter“ — viel- 
fach nur Vermittler, und die Geſchäfte werden auf ſeinen Bericht oft direkt mit dem 
Kunden abgeſchloſſen, wenngleich dabei Mitteilungen und Zuſagen des Agenten für 
den Vertragsinhalt Bedeutung erlangen können. Der vertretungsberechtigte ſo⸗ 
genannte Abſchlußagent bedarf dagegen einer Bevollmächtigung durch den Geſchäfts⸗ 
herrn, die nicht vermutet wird, die jedoch wie jede andere Handlungsvollmacht auch 
ſtillſchweigend erteilt werden oder aus dem Vertrauensſchutz (oben 8 7 I 3 am Ende) 
ſich ergeben kann. Iſt der Agent ſogenannter Platzagent, d. h. handelt er von feſter 
Niederlaſſung aus, fo können ihm gegenüber Mängelanzeigen, Zurverſügungſtellungen 
und ähnliche Erklärungen abgegeben werden ($ 86, 2; und nicht nur an den Anweſen⸗ 
den, anders $ 55 HGB); dagegen bedarf er zum Inkaſſo und zu nachträglicher 
Stundungsbewilligung beſonderer Vollmacht ($ 86, 1); anderſeits hat der ſogenannte 
reiſende Agent keine weitergehende Vollmacht als ein Handlungsgehilfe (8 87, vgl. oben 
zu 8 55). Außerdem beſteht im Verkehrsintereſſe bei vollmachtloſem Abſchluß eines 
bloßen Vermittlungsagenten und, was gleichzuſtellen iſt, bei Vollmachtsüberſchreitun⸗ 
gen eines Abſchlußagenten eine Erleichterung der Grundſätze von der vollmachtloſen 
Vertretung (oben I, 1), inſofern als der Geſchäftsherr gebunden iſt, wenn er nach 
Kenntniserlangung vom Geſchäftsabſchluß nicht unverzüglich dem Dritten gegenüber 
ablehnt (8 85, Verſchweigung, Vertrauensſchutz); natürlich beſteht die Bindung auch, 
wenn er dem Agenten gegenüber genehmigt. 

Das Verhältnis des Agenten zum Geſchäftsherrn iſt ein auf Dauer berechneter 
Dienſtvertrag mit Geſchäftsbeſorgungspflicht (SS 611, 675 BGB), aber ohne Un- 
ſtellungsabhängigkeit (bisweilen ſchwer vom Anſtellungsverhältnis des Handlungs- 
gehilfen abzugrenzen; äußerlich tritt bei vollkaufmänniſchen Agenten die Selbſtändig⸗ 
keit in der Firmeneintragung hervor). Der Agent hat den Weiſungen des Geſchäfts⸗ 
herrn zu folgen, hat ihn dauernd, bei Geſchäftsabſchlüſſen unverzüglich zu unter- 
richten ($ 84, 2) und hat deſſen Intereſſen mit Sorgſalt des ordentlichen Geſchäfts⸗ 
mann zu wahren (8 84, 1). Ein Konkurrenzverbot wie beim Handlungsgehilfen beſteht, 
ſoweit nicht vereinbart, nicht; der Agent kann daher mehrere Firmen gleichzeitig 
vertreten, was ſeine Beziehungen und Erfahrungen erhöht und ſtark verbilligend 
wirkt; doch darf er dabei nicht durch ſchädigende Konkurrenz den Geſchäftsherrn 
ſchuldhaft beeinträchtigen. 

Der Geſchäftsherr iſt zur Gegenleiſtung verpflichtet, und zwar — falls nicht anderes 
(z. B. Tantieme, gelegentlich auch ein Fixum) vereinbart oder uſancemäßig iſt — 
zur Zahlung einer Proviſion für das einzelne zur Ausführung gelangte Geſchäft 
(8 88), im Zweifel in handelsüblicher Höhe (§ 88, 3). Es genügt aber nicht wie beim 
Makler der durch die Tätigkeit des Agenten herbeigeführte (Kauſalität!) Abſchluß des 
Geſchäfts, ſondern das Geſchäft muß außerdem ausgeführt, durchgeführt ſein. Daher 
(8 88, 2) bei Verkaufsagenten Proviſion nach Zahlungseingang im Verhältnis des 
gezahlten Betrages; bei Sukzeſſivlieferungsverträgen nach Erfüllung der einzelnen 
Rate; dagegen iſt nicht volle Abwicklung erforderlich, ſondern es genügt, wenn das 
zunächſt zur Abwicklung Erforderliche geſchehen iſt, bei Verſicherungsverträgen daher 
die erſte Prämienzahlung; der Zweck der Vorſchrift, daß der normale wirtſchaftliche 
Erfolg ſür den Geſchäftsherrn geſichert ſein ſoll, entſcheidet im Einzelfall. Nicht⸗ 
ausführung hindert die Proviſionsſchuld nicht, wenn der Geſchäftsherr die Erfüllung 
ſchuldhaft oder etwa aus freien Stücken (z. B. Aufhebung aus Gefälligkeit, unver- 
ſchuldeter Konkurs) nicht durchführt (§ 88, 2). Die Höhe der Proviſion richtet ſich nach 
Vereinbarung oder Aſance und wird im Zweifel am Ende des Kalenderhalbjahres 
fällig (8 88, 3, 4); der Agent hat dabei wie ein Handlungsgehilfe Anſpruch auf Buch- 
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auszüge und Auskunft ($ 91). Der ſogenannte Bezirksagent, der für einen beſtimmten 
Bezirk beſtellt iſt, erhält im Zweifel die Proviſion auch für die über ſeinen Kopf 
hinweg abgeſchloſſenen ſogenannten direkten Geſchäfte des Geſchäftsherrn (8 89). Der 
Agent hat im Gegenſatz zum Makler Anſpruch auf Erſtattung der über den gewöhn⸗ 
lichen Geſchäftsbetrieb hinausgehenden Koſten und Auslagen (§ 90). Die Recht⸗ 
ſprechung und die durchaus herrſchende Meinung ſpricht dem Agenten wegen ſeiner 
Selbſtändigkeit das Konkursvorrecht des Handlungsgehilfen (§S 61 KO) ab; die 
Agentenvereinigungen wünſchen es dringend, was geſetzgeberiſch möglich wäre. Wegen 
der Selbſtändigkeit des Agenten iſt auch die Kündigung des Verhältniſſes im Ver⸗ 
gleich zum Handlungsgehilfen etwas erleichtert (S 92). — Gelegentliche Agentur- 
geſchäfte (insbeſondere der ſogenannten Gelegenheitsagenten) richten ſich nach BGB 
und eventuell allgemeinen Handelsrechtsregeln (vgl. SS 354, 362 HGB); Agentur- 
büros, die für jedermann arbeiten, ſind nicht Handlungsagenten; doch iſt analoge 
Heranziehung mancher Sätze möglich. Kommiſſionsagenten vgl. unter Nr. 3. 


3. Der Kommiſſionär. Kommiſſionsweiſer Abſchluß von Geſchäften, d. h. 
im eigenen Namen für fremde Rechnung, erſcheint ſchon früh und im primitiven 
Handelsweſen und iſt dann im Fremdenhandel des Mittelalters weit verbreitet, indem 
der Kaufmann am fremden Ort durch einen dort angeſehenen Geſchäftsfreund oder 
ſonſtigen Vertrauensmann Geſchäſte beſorgen ließ. Die Kommiſſion wurde zu Beginn 
der neueren Zeit ſchärfer von der direkten Stellvertretung geſchieden, ſpielte dann in 
Deutſchland im 17. und 18. Jahrhundert als kommiſſionsmäßiger Zwiſchenhandel 
eine übergroße Rolle und iſt erſt im 19. Jahrhundert durch Eigenhandel ſowie ander- 
ſeits durch direkte Vertretung und Agentur in den Hintergrund getreten. Doch hat 
die Kommiſſion noch immer erhebliche Bedeutung im Aberſeehandel, insbeſondere 
als ſogenannte Konſignation (Verkauf der übergebenen Güter durch einen meiſt 
überſeeiſchen Verkaufskommiſſionär), aber auch ſonſt im Produktenhandel ſowie im 
Bankverkehr, wo bei dem Wertpapierkauf der kommiſſionsweiſe Abſchluß durch 
Bankier oder ſonſtigen Börſenhändler für den Kunden eine ſehr große Rolle ſpielt. 
a) Das Handelsgeſetzbuch kennt als eigentlichen Kommiſſionär (8 383), der als ſolcher 
Kaufmann iſt (8 1 Nr. 6) und auch Minderkaufmann ſein kann, nur den Einkaufs- 
und Verkaufskommiſſioär, der gewerbsmäßig fremde Waren oder Wertpapiere für 
Rechnung eines anderen, des Kommittenten, im eigenen Namen kauft oder verkauft. 
Es wendet die Kommiſſionsregeln aber auch an, wenn er in ſeinem Geſchäftsbetrieb 
andersartige kommiſſionsweiſe Geſchäfte (3. B. Inkaſſo, Verſicherung, Eintragung in 
das Reichsſchuldbuch) vornimmt oder wenn ſonſt ein Kaufmann innerhalb feines 
Geſchäftsbetriebs einzelne Kommiſſionsgeſchäfte (Kauf, Verkauf, Inkaſſo, Kom⸗ 
miſſionsgeſchäft des Buchhändlers, Konzertkartenvertrieb)b vornimmt ($ 406 HGB, 
Gelegenheitskommiſſionär). Ein beſonderer Fall der Kommiſſion iſt die Spedition 
(8 407 ff. HG, vgl. unten beim Frachtgeſchäft). 


Eingehend geregelt iſt im Handelsgeſetzbuch nur das Verhältnis zwiſchen Kom⸗ 
miſſionär und Kommittent, dagegen das ſogenannte Ausrichtegeſchäft zwiſchen Kom⸗ 
miſſionär und Dritten nur in einigen Punkten. Zwiſchen Kommiſſionär und Kom⸗ 
mittent beſteht ein eigenartiger Werkvertrag, viel ſeltener ein bloßer Auftrag. (Die 
ſogenannten Kommiſſionsagenten, die von einem Kaufmann ſtändig betraut ſind, alſo 
richtiger [Schmidt⸗Rimpler] Agenturkommiſſionäre, ſtehen zum Kommittenten zugelich 
in einem agenturähnlichen Innenverhältnis.) 


b) Der Kommiſſionsvertrag geht darauf, daß der Kommiſſionär im eigenen Namen 
auf Rechnung des Komittenten abſchließt, ſo daß grundſätzlich der Kommittent aus 
dem Geſchäft mit dem Dritten nicht unmittelbar Rechte und Pflichten erwirbt, ſondern 
fie ihm erſt vom Kommiſſionär übertragen werden müſſen. Daran ändert auch im 
Bankverkehr regelmäßig die ſogenannte Eigenhändlerklauſel nichts, ſie bedeutet 
vielmehr nur, daß der Kommiſſionär das Geſchäft über amtlich notierte Effekten 
durch Selbſteintritt. (ſiehe unten) abſchließt (RG 114, 3). Der Kommiſſionär hat 
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Intereſſe und Weiſungen des Kommittenten zu befolgen (8 384), insbeſondere deſſen 
Limiten innezuhalten (mit gewiſſen Ausſchlußwirkungen §§ 386, 387); günftigerer 
Abſchluß kommt dem Kommittenten zugute; bei auftragswidriger oder verzögerter 
Ausführung braucht im allgemeinen der Kommittent das Geſchäft nicht für ſich gelten 
zu laſſen und iſt ſchadenserſatzberechtigt ($ 385). Der Kommiſſionär hat ($ 384) die 
Ausführung unverzüglich anzuzeigen, den Drittkontrahenten zu benennen (widrigen- 
falls er ſelbſt haftet, 8 384, 3), auch ſonſt Auskunft und Rechenſchaft zu geben; er 
hat für das Gut, welches er vom Kommittenten oder vom Dritten erhält, zu ſorgen 
(Verwahrung, Mängelrügen; Verſicherung aber nur auf Anweiſung), unter Amſtänden 
hat er Notverkaufsrecht (S8 388 bis 390). 


Er hat ferner alles aus dem Ausrichtegeſchäft Erlangte herauszugeben, insbeſondere 
Waren und Geld dem Kommittenten zu übereignen, als Einkaufsbankier auf Ver⸗ 
langen binnen einer Woche vom Erwerb an ein Stückeverzeichnis zu überſenden, 
mit deſſen Abſendung ſpäteſtens das Eigentum der Papiere übergeht ($ 18° Dep® 
von 1937, bisher $ 7, ſiehe unten 8 14, 46); der Kommiſſionär hat die gegen den 
Dritten erlangten Forderungen (auf Verlangen jederzeit, aber 58 392, 399 ſiehe 
unten c, d) abzutreten ($ 384), beim Ausrichtegeſchäft auf feinen Namen erworbene 
Wechſel hat er ohne Vorbehalt an den Kommittenten zu indoſſieren (alſo nicht: „ohne 
Obligo“, „nicht an Order“ uſw., $ 395). Er trägt die Gefahr eigenmächtiger Kreditie⸗ 
rungen und nicht ortsüblicher Stundungen ſowie eigenmächtiger Vorſchußgewährun⸗ 
gen; er muß bei unbefugtem Kreditverkauf die Zahlung an den Kommittenten ſelbſt 
leiſten (aber § 393, 2 Satz 2), und dieſer kann allgemein bei Zuwiderhandlungen gegen 
Weiſungen das Geſchäft zurückweiſen und Schadenserſatz fordern (vgl. 8 385). Bei 
Vereinbarung oder Ortsgebrauch ſteht der Kommiſſionär del credere ($ 394), d. h. er 
haftet dem Kommittenten gegen die ſogenannte del credere-Provifion für die ord- 
nungsmäßige Erfüllung ſeitens des Drittens (ſelbſtändige Garantie-, nicht Bürg⸗ 
ſchafts⸗Haftung, da der Kommittent noch keine Forderung hat). 


c) Der Kommiſſionär hat das Recht auf Proviſion, wie der Agent bei Ausführung 
des Geſchäfts, ſerner auf Auslagen und Koſten einſchließlich Transport und Lagerung 
des Gutes; bei Nichtausführung (3. B. infolge Widerrufs) hat er das Recht auf 
ſogenannte Auslieferungsproviſion (für Empfang, Verwahrung, Rückgabe der Waren), 
falls dies vereinbart oder am Niederlaſſungsort des Kommiſſionärs ortsgebräuchlich 
iſt (S 396). Der Kommiſſionär hat ein geſetzliches Pfandrecht (ſiehe unten § 10 III 2 b) 
an dem in ſeinem Beſitz befindlichen Kommiſſionsgut wegen der Proviſion, aller 
Auslagen (auch Vorſchüſſe) und Koſten ſowie aller Anſprüche aus laufender Rechnung 
in Kommiſſionsgeſchäften (nicht z. B. Proper-Geſchäften) für den Kommittenten 
(8 397), mit Pfandverkaufsrecht und Abſonderungsrecht im Konkurs des Kommit⸗ 
tenten; außerdem hat er das kaufmänniſche Zurückhaltungsrecht (ſiehe unten § 10 III 3). 
Er hat das pfandmäßige Befriedigungsrecht am Kommiſſionsgut, auch wenn dieſes, 
insbeſondere durch Lieferung des Dritten an ihn, fein Eigentum iſt (8 398), und er 
kann ſich auch aus den ihm gegen den Dritten zuſtehenden Forderungen aus dem 
Ausrichtegeſchäft wegen der aus dem fpeziellen Kommiſſionsgeſchäft gegen den Kom⸗ 
mittenten entſtandenen fälligen Anſprüche vorzugsweiſe befriedigen, hat insbeſondere 
daran ein Konkursvorrecht im Konkurs des Kommittenten (88 3927, 399, unten d). — 
Dem Einkaufskommiſſionär gegenüber, welcher die ihm gelieferte mangelhafte Ware 
an den kaufmänniſchen Kommittenten abliefert, hat dieſer die Laſt der Mängelrüge 
(SS 377 ff., unten § 12, 5); doch kann er, auch wenn er durch Verwirkung der Rüge 
ſeine Mängelanſprüche gegenüber dem Kommiſſionär verloren hat, von dieſem die 
Abtretung aller Anſprüche gegen den Verkäufer fordern, insbeſondere alſo derjenigen 
Anſprüche, welche der Kommiſſionär durch eine von ihm ausgegangene Mängelrüge 
ſich erhalten hat ($ 391); hat der Kommiſſionär ſeinerſeits die Rüge verſäumt, fo 
iſt (ftr.) er dem Kommittenten nur dann ſchadenserſatzpflichtig, wenn nicht dieſer ſelbſt 
die Rüge gegenüber dem Kommiſſionär verſäumt hat. 
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d) Die im Handelsgeſetzbuch zugrunde gelegte ſcharfe Scheidung der Rechtsbeziehungen 
zwiſchen Kommiſſionär und Dritten aus dem Ausrichtegeſchäft und den Rechts- 
beziehungen zwiſchen Kommiſſionär und Kommittenten aus dem Kommiſſionsvertrag 
läßt ſich — wie auch das engliſche und franzöſiſche Recht zeigen — nicht ſchroff 
durchführen. Das Handelsgeſetzbuch hat das Prinzip denn auch mehrfach durchbrochen. 
Der Kommiſſionär hat insbeſondere die Anſprüche gegen den Dritten dem Kommit⸗ 
tenten gegenüber als deſſen Vermögensſtücke zu behandeln, darf ſie (bei Schadenserſatz) 
nur mit deſſen Zuſtimmung einziehen (oder an Dritte abtreten), ſofern nicht ſein 
erwähntes Befriedigungsrecht (oben c) bei Nichterfüllung der fälligen Kommiſſions⸗ 
forderungen in Betracht kommt (8 399). Weiterhin werden die Anſprüche des 
Kommiſſionärs gegen den Dritten im Konkurs des Kommiſſionärs wie überhaupt im 
Verhältnis zu deſſen Gläubigern als Forderungen des Kommittenten behandelt 
($ 392), jo daß dieſer daran ein Ausſonderungsrecht im Konkurs des Kommiſſionärs 
hat und durch Pfändungen ſeitens deſſen Gläubigers nicht geſchädigt werden kann 
(während im übrigen der Dritte an den Kommiſſionär, ſolange dieſer die Forderung 
dem Kommittenten noch nicht abgetreten hat, zahlen oder ſonſt erfüllen und außer 
bei Argliſt ihm gegenüber auch kompenſieren kann). 


Beſonders wichtig iſt ſchließlich das ſogenannte Selbſteintrittsrecht des Kommiſſio⸗ 
närs (88 400 bis 405). Bei Ein- und Verkaufskommiſſion von Waren und von Wert- 
papieren mit Markt- oder Börſenpreis kann der Kommiſſionär ſelbſt als Verkäufer 
oder als Käufer eintreten, und zwar in Ausführung ſeines Kommiſſionsvertrags. 
Die Verpflichtungen und Rechte aus letzterem (z. B. Wahrung der Intereſſen des 
Kommittenten, Rat, Empfehlung, Proviſionsrecht, § 403) bleiben beſtehen, aber ftatt 
des Ausrichtegeſchäfts mit einem Dritten liefert (bei Einkaufskommiſſion) oder kauft 
(bei Verkaufskommiſſion) der Kommiſſionär ſelbſt, und es kommen auf dieſes Ab- 
wicklungsgeſchäft die Regeln vom Kauf (Mängelhaftung, Verzug) innerhalb des 
Kommiſſionsverhältniſſes zur Anwendung. Dabei kann der Kommiſſionär als Preis 
den Kurs zur Zeit der Ausführung (d. i. der Zeitpunkt der Abſendung der Aus- 
führungsanzeige) berechnen, ohne weitere Pflicht zur Rechenſchaftsablegung (jedoch 
nicht ungünſtiger als der Schlußkurs der Börſe, $ 400, 3, beim Auftrag auf bejtimm- 
ten Kurs, z. B. erſter Kurs, Mittelkurs, letzter Kurs, nicht ungünſtiger als der im 
Auftrag bezeichnete Kurs, 8 400, 4); konnte er das Geſchäft aber günſtiger ausführen 
(was der Kommittent zu beweiſen hat), ſo muß der Kommiſſionär den günſtigeren 
Kurs berechnen. Der Kommittent kann den Selbſteintritt ausſchließen ($ 400, 1); es 
kann anderſeits der Selbſteintritt im Kommiſſionsvertrag auch über die Normalfälle 
(des § 400) hinaus ausdrücklich vereinbart werden. Ob der Kommiſſionär aus eigenen 
Mitteln (z. B. Wertpapierbeſtand) liefert oder als Verkaufsagent für ſich ſelbſt ab- 
nimmt (wegen des Erwerbs eigener Aktien durch eine Aktienbank aber S 226 HGB, 
jetzt 8 65 AG), oder aber ob er Deckungsgeſchäfte ſchließt, iſt gleichgültig; er iſt 
darüber auch keine Auskunft ſchuldig. Der Selbſteintritt iſt ein Recht, nicht wie beim 
Makler eine Pflicht des Kommiſſionärs; er dient, alter, ſchon italieniſch⸗mittelalter⸗ 
licher Handelsſitte entſprechend, vor allem der Vereinfachung der Abrechnung im Kom⸗ 
miſſionsgeſchäft; nicht iſt er Proprehandel des Kommiſſionärs. Der Selbſteintritt iſt 
im Effektengeſchäft der Banken geradezu die Regel; ihm dient die tägliche Feſtſtellung 
eines (Durchſchnitts⸗) Einheitskurſes, wie er an der Berliner Börſe ausgebildet iſt; 
aber er iſt auch im Warenhandel häufig. 


e) Wegen der Eigentumsverhältniſſe am Kommiſſionsgut iſt zu bemerken, daß der 
Verkaufskommiſſionär an den ihm zum Verkauf übergebenen Waren mangels be- 
ſonderer Abreden kein Eigentum erwirbt, daß dagegen der Einkaufskommiſſionär vom 
liefernden Dritten Eigentum für ſich an den gelieferten Waren erhält, welches er 
dann an den Kommittenten weiter zu übertragen hat. Daher gehören Waren der 
letzteren Art zunächſt zur Konkursmaſſe des Einkaufskommiſſionärs. Aber es iſt 
möglich, daß der Einkaufskommiſſionär beim Erwerb erkennbar als Vertreter des 
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Kommittenten handelt und fo dieſer ſofort erwirbt; es ift auch möglich, daß er bei 
nichterkennbarer Vertretung ſofort für ihn erwirbt, wenn nämlich dem Dritten die 
Perſon des Erwerbers (z. B. weil kein Kredit in Betracht kommt) gleichgültig iſt 
(beſtr.). Sonſt kann der Einkaufskommiſſionär die zunächſt erworbene Ware ſogleich 
durch (3. B. buchmäßig erſichtlich gemachte) Abernahme in Verwahrung für den 
Kommittenten (ſog. Beſitzkonſtitut) auf dieſen weiterübertragen; er war dann aber 
vorübergehend Eigentümer. Dies gilt alles beſonders auch für das Effektengeſchäft 
der Banken; bei Einkaufskommiſſion von Wertpapieren geht das Eigentum ſpäteſtens 
mit Abſendung des Stückeverzeichniſſes auf den Kommittenten über ($ 18 Dep®); 
iſt noch kein ſolcher Eigentumsübergang an ſolchen Wertpapieren erfolgt, hat der 
Kommittent aber ſeinerſeits, insbeſondere durch Kaufpreiszahlung feine Verbindlich- 
keit voll erfüllt, jo hat er gemeinſam mit andern derartigen Kommittenten ein Vor- 
zugsrecht im Konkurs des Bankiers an allen gleichartigen Wertpapieren (vgl. S 32 
Depõ), auch wenn er ein Stückeverzeichnis nicht verlangt hatte. 


Ill. Teil: Die Kandelsgefellfchaften 


5 8. Arten der fjandelsgeſellſchaften. Perſonalgeſellſchaften 


I. Sehr früh zeigen ſich Vereinigungen zum Betriebe des Handels 
und Gewerbes, und ihre Vorbilder fanden fie zum Teil ſchon in gewiſſen Be⸗ 
trieben der Landwirtſchaft, wie ſie im Fortwirtſchaften der Söhne auf dem Hofe 
des Vaters und anderſeits in den alten markgenoſſenſchaftlichen Verbänden hervor- 
treten. Der Handel führte früh zur Zuſammenarbeit mehrerer Menſchen, die an 
örtlich verſchiedenen Stellen oder mit verſchiedenartigem Können (handelsmäßig, tech⸗ 
niſch uſw.), überhaupt in Arbeitsteilung, und anderſeits durch Zuſammenlegung ihrer 
Mittel den Betrieb zu erhöhen vermochten. Es bilden ſich allmählich zwei Haupt- 
erſcheinungsformen heraus: die Perſonalgeſellſchaften, ein Nebeneinander und Zu- 
ſammenarbeiten mehrerer durch ein Geſellſchaftsband verknüpfter Einzelperſonen, und 
weit ſpäter der Handelsbetrieb durch eine Verbandsperſon, die namentlich das Kapital 
zahlreicher Mitglieder in ſich aufnimmt, und die rechtlich eine von den Mitgliedern 
verſchiedene Perſon, ein beſonderes Rechtsſubjekt darſtellt. Im römiſchen Recht hat 
fi) die letztere Form nur wenig entwickelt, und anderſeits wurde die bloße Perſonal⸗ 
geſellſchaft (societas) beſonders wegen der Möglichkeit des Miteigentums an einem 
kaufmänniſch gebildeten und tätigen Sklaven, der für die Miteigentümer erwarb, 
ſowie aus anderen Gründen für den Handel ſeltener erforderlich, ſpielte aber immer- 
hin eine nicht unbedeutende Rolle. Das heutige, Handelsgeſellſchaftsrecht aller euro. 
päiſchen Völker iſt erft im mittelalterlichen Handel des Mittelmeers und auch des 
Gebiets nördlich der Alpen ſowie der Nord und Oſtſee entſtanden, und zwar fait 
ausſchließlich aus Wurzeln des germaniſchen Rechts. Wir ſehen ſchon im Mittelalter 
drei Haupttypen. Einmal die heutige Offene Handelsgeſellſchaft (compagnia), d. i. 
die an die alten bäuerlichen und erſt allmählich auch gewerblichen Miterbengemein- 
ſchaften (in die man auch Fremde aufnehmen konnte) ſich anlehnende Geſellſchaftsform; 
ſie hat zunächſt im Süden beſonders die Form für große Familiengeſellſchaften, wie 
die Medici, in Deutſchland ſpäter z. B. die Fugger abgegeben. Daneben erſcheint im 
Mittelmeergebiet ebenſo wie im Norden die Form der heutigen Kommandit oder 
auch der mit dieſer verwandten Stillen Geſellſchaft (commenda, sendeve), bei der 
einer zum Handel auszieht (tractator), ein anderer ihm dazu Waren anvertraut 
(commendator) derart, daß das Geſchäft auf gemeinſamen Gewinn und Verluſt geht, 
der Waren- (Kapital-) Geber aber nur mit dieſen Waren einſteht, während der andere 
als Kaufmann mit voller Haftung für alle Geſchäfte nach außen auftritt; ſo zogen 
jährlich Hunderte von Kaufleuten mit der Ware ihres Geſellſchafters aus den 
Mittelmeerſtädten in die Levante oder aus den deutſchen Städten nach Polen, 
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Rußland oder ſonſt in den Oſten. Der dritte Typ entſpricht unſerer Aktiengeſell⸗ 
ſchaft, Anſätze dazu finden ſich in den italieniſchen Staatsgläubigerkorporationen des 
Spätmittelalters; voll entwickelt wurde ſie aber erſt ſeit Beginn des 17. Jahrhunderts 
in den Niederlanden (Holländiſch⸗Oſtindiſche Kompagnie) und in England (Engliſch⸗ 
Oſtindiſche Kompagnie), erſt ein Jahrhundert ſpäter in Frankreich, und erſt feit der 
zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts und beſonders im 19. Jahrhundert in Deutſch⸗ 
land; die Aktiengeſellſchaft dient der Anhäufung großer Kapitalmaſſen, namentlich für 
die heutigen Rieſenunternehmungen der Induſtrie, des Bankweſens, der Schiffahrt, 
des Verſicherungsweſens uſw. Sie iſt juriſtiſche Perſon, an der die Mitglieder durch 
grundſätzlich gleichgeſtückelte Vermögensanteile und Einwirkung auf die Verwaltung 
beteiligt find. Auf dieſen drei Typen baut ſich bei uns und überall ſonſt das Handels- 
geſellſchaftsrecht auf: Offene Handelsgeſellſchaft (societeE en nom collectif im fran- 
zöſiſchen Recht, partnership im engliſch-amer ikaniſchen Recht), Kommanditgeſellſchaft 
und Stille Geſellſchaft (sociètè en commandite, limited partnership), Aktiengeſell - 
ſchaft (societE anonyme, company). Dazu treten Nebenformen, insbeſondere neben 
die Aktiengeſellſchaft eine vereinfachte Form in der Geſellſchaft mit beſchränkter Haf- 
tung (GmbH) und eine kompliziertere Form in der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien 
(AKG); neben die Offene Handelsgeſellſchaft tritt die Reederei, die Gemeinſchaft 
mehrerer Reeder. 


Daneben erſcheinen heute die Erwerbs und Wirtſchaftsgenoſſenſchaften mit beſchränk⸗ 
ter und unbeſchränkter Haftung und (bisher auch) mit unbeſchränkter Nachſchußpflicht 
(Geſetz vom 1. Mai 1889, vielfach geändert, jetzt ihrer dringenden Reformbedürftig⸗ 
keit wegen vollſtändig umgeſtaltet durch die Geſetze vom 20. Dezember 1933 und 
30. Oktober 1934): es gibt nur noch Genoſſenſchaften mit beſchränkter und unbe- 
ſchränkter Haftung der einzelnen Mitglieder, doch iſt dieſe Haftung in eine interne 
Deckungspflicht verwandelt, ſo daß immer nur die Genoſſenſchaft als ſolche haftet und 
den Ausfall dann nach Köpfen auf die Genoſſen verteilt, aber derart, daß der Anteil 
unvermögender Genoſſen wieder auf die übrigen nach Köpfen verteilt wird (SS 105, 
115 a): kein direkter Gläubigerzugriff mehr; die landwirtſchaftlichen (Raiffeiſen.) 
Genoſſenſchaften find dem Reichsnährſtand eingegliedert, die Kreditgenoſſenſchaften 
dem Reichskommiſſar und Aufſichtsamt unterſtellt (ſiehe S 14, 3), die Bilanzgrund⸗ 
ſätze find verſchärft, die Revifion (durch obrigkeitlich ermächtigte Reviſions verbände) 
ift neu geregelt uſw. Die Geſetzesreviſion fhreitet fort. Die Genoſſenſchaften gelten 
als Kaufleute, ihr Recht iſt hier aber nicht im einzelnen darzuſtellen. — 


Die erwähnten drei Grundtypen der Handelsgeſellſchaften unterſcheiden ſich beſonders 
durch die Art der Schuldenhaftung und damit durch die Art der Riſikoübernahme, ein 
wirtſchaftlicher Geſichtspunkte, der die Rechtsgeſtaltung beſtimmt und auch vom HGB 
zum Ausgangspunkt gewählt iſt: die Aktiengeſellſchaft haftet für ihre Schulden als 
ſolche allein, die Aktionäre ſind durch die Leiſtung ihrer Einlage befreit (grundſätzlich 
ebenſo die GmbH); bei der Offenen Handelsgeſellſchaft dagegen haften neben dem 
Geſellſchaftsfonds alle Geſellſchafter geſamtſchuldneriſch und in erſter Reihe (nicht 
jubfidiär); ähnlich, aber durch die beſonderen Seerechtsgrundſätze abweichend, bei der 
Reederei; bei der Kommanditgeſellſchaft (und ähnlich bei der Kommandit⸗Aktien⸗ 
Geſellſchaft) haftet der ſogenannte Komplementar, der perſönlich haftende Gejell- 
ſchafter (oder gegebenenfalls mehrere Komplementare), perſönlich unbeſchränkt 
(gegebenenfalls mehrere geſamtſchuldneriſch), der Kommanditiſt nur mit feiner Ein- 
lage, aber ebenfalls geſamtſchuldneriſch und den Gläubigern direkt, während bei der 
Stillen Gefellſchaft mur der Kaufmann haftet, dagegen der Stille (Beteiligte) nur für 
ſeine Einlage einſteht. 

Die Geſellſchaftsformen der Aktiengeſellſchaft, der Geſellſchaft mit beſchränkter Haf- 
tung und der Offenen Handelsgeſellſchaft ſind überaus häufig, ebenſo die der Stillen 
Geſellſchaft; dagegen verhältnismäßig ſelten ſind die der Kommanditgeſellſchaft, der 
Kommanditgeſellſchaft auf Aktien und der Reederei. 
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Das Geſellſchaftsrecht bedarf, abgeſehen von der 1937 bereits umgeſtalteten Aktien- 
geſellſchaft (und Kommanditgeſellſchaft auf Aktien) der Reform beſonders dringend 
für die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung; die Reederei wird von der Reform des 
Seerechts berührt werden; das Recht der Offenen Handelsgeſellſchaft bedarf nur 
einzelner, von der Praxis meiſt bereits vorgezeichneter Verfeinerungen, während die 
Kommanditgeſellſchaft ſtärkere Amgeſtaltung erſahren wird. 


II. Die Offene Handelsgeſellſchaft. 1. Sie iſt eine Unterart der 
Geſellſchaft des bürgerlichen Rechts, bei welcher die Geſellſchafter 
ſich gegenſeitig zur Förderung eines gemeinſamen Zwecks verpflichten (S 705 BGB); 
bei der Offenen Handelsgeſellſchaft iſt dieſer Zweck der Betrieb eines voll- 
kaufmänniſchen Anternehmens unter gemeinſchaftlicher Firma (Name 
wenigſtens eines Geſellſchafters und Geſellſchaftszuſatz, meiſt „& Co.“, $ 19 HGB), 
und zwar ſo, daß alle Geſellſchafter mit ihrem ganzen Vermögen den Gläubigern 
geſamtſchuldneriſch, unbeſchränkt, ungeteilt und in erſter Reihe (nicht fubfivär hinter 
dem Geſellſchaftsfonds der Firma) haften (8 105 HGB). Dieſe Haftung darf nicht 
generell ausgeſchloſſen ſein, der Ausſchluß iſt aber z. B. zuläſſig für einzelne Verträge 
mit beſtimmten Perſonen. Auf dieſer Haftungsbaſis iſt der Grundgedanke der per- 
ſönlichen Führung durch die Geſellſchafter ſtark ausgeprägt. 

Die Begründung der Offenen Handelsgeſellſchaft erfolgt hiernach ſtets durch 
Vertrag (daher ſind Miterben eines Handelsunternehmens nicht ohne weiteres 
Handelsgeſellſchafter, ſondern können das Geſchäft auch in ungeteilter Erbengemein- 
ſchaft fortfegen). Der Vertrag iſt formlos gültig (Ausnahmen aber 88 311, 313 
BGB, Grundſtückseinbringung), und die Geſellſchaft entſteht durch ihn unter den 
Geſellſchaftern; nach außen aber wirkt er erſt, wenn die Geſchäfte im Namen der Ge⸗ 
ſellſchaft begonnen find (auch Vornahme bloßer Hilfsgefhäfte wie Ladenmiete, 
Anſchaffung von Büroinventar uſw. genügt) oder aber (und im künftigen Recht 
vielleicht allein), wenn die Eintragung im Regifter erfolgt iſt. Zur Eintragung find 
die Geſellſchaſter verpflichtet, und es beſteht notfalls Zwang des Regiſterrichters. 
Durch bloßen Betrieb ohne Eintragung entſteht die Geſellſchaft dann nicht, ſondern 
nur eine bürgerliche Geſellſchaft, wenn die Vollkaufmannseigenſchaft von der Ein- 
tragung abhängt (S8 2, 3 HGB). Iſt eingetragen, fo kann jeder (Geſellſchafter oder 
Dritter) ſich auf die Eigenſchaft als Offene Handelsgeſellſchaft berufen (8 123, der 
über § 15 hinausgeht). Veränderungen des Mitgliederbeſtandes der Firma, des 
Sitzes find ebenfalls einzutragen (8 107, Wirkung nach § 15). Mitglieder können auch 
juriſtiſche Perſonen ſein, insbeſondere Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaften mit be⸗ 
ſchränkter Haftung; aber auch nach richtiger Meinung Offene Handelsgeſellſchaften 
oder Kommanditgeſellſchaften, was alles namentlich bei Truft- und Konzernbildungen 
praktiſch wird, aber für die Gefetzgebung zum Teil bekämpft wird. 


Das Vermögen der Geſellſchaft beſteht aus den Beiträgen der Geſellſchafter und aus 
dem Erwerb während des Betriebs; es ſcheidet nicht aus dem Vermögen der einzelnen 
Geſellſchafter aus, ſondern bildet innerhalb ihres Vermögens ein gebundenes Sonder- 
vermögen, an dem alle Geſellſchafter mit Anteilen beteiligt find (S 718 BGB), derart, 
daß der einzelne über ſeinen Anteil nicht beliebig verfügen, ihn insbeſondere nicht an 
einen Außenſeiter ohne Zuſtimmung der anderen Mitglieder abtreten kann (8 719 
BGB); e3 hat alfo jeder Geſellſchafter Mitberechtigung an der Summe der zu ſeinem 
und zum Vermögen der anderen Geſellſchafter gehörigen Anteile des Geſchäftsver⸗ 
mögens; Über dieſen ſogenannten Geſellſchaftsfonds der Firma und ſeine Teile kann 


nur einheitlich, kollektiv verfügt werden (3. B. Werte daraus veräußert oder belaſtet 


werden); für Geſchäftsſchulden haftet aber nicht nur der Fonds, ſondern, wie erwähnt, 
auch jeder Geſellſchafter unbeſchränkt mit ſeinem nicht zum Geſellſchaftsfonds ge⸗ 
börigen Vermögen (ſogenannten Privatvermögen). Man bezeichnet das ſo geſtaltete 
Verhältnis als Gemeinderſchaft zur geſamten Hand am Gefellidafts- 
vermögen, nach dem Vorbild der alten germaniſchen Formen bäuerlicher (Erben.) Ge⸗ 
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meinſchaften; es iſt kein reines Miteigentum mit bloßen ſchuldrechtlichen Verpflichtun⸗ 
gen zum Zuſammenhandeln, ſondern die Gebundenheit des Ganzen (die bis zur Aus- 
einanderſetzung andauert) deutet zugleich auf den perſonenrechtlichen Charakter des 
Gebildes: es iſt nicht nur Vermögens-, ſondern vor allem auch Arbeitsgemeinſchaft; 
es kann keinem Teilnehmer ein anderer als der beim Vertragsſchluß ausgewählte 
Mitarbeiter gegen ſeinen Willen aufgedrängt werden — die Betriebseinheitlichkeit 
würde ſonſt gefährdet. Entſprechend jenen alten Vereinigungen finden wir auch bei 
der Offenen Handelsgeſellſchaft: Pflicht und Recht eines jeden zur Mitarbeit, 
gleichmäßige Beteiligung am Gewinn und Verluſt (Sitzen zum gemeinſamen Gedeih 
und Verderb), die ausſchließlich kollektive Verfügung unter der gemeinſamen Bezeich⸗ 
nung (der Firma) und einen beſonderen Sitz des Geſchäfts (88 106, 107 BHG). Die 
Geſellſchaft iſt aber, wie ſich aus dem Geſagten und aus ihrer geſchichtlichen Entwick⸗ 
lung ergibt, nicht eine Korporation (jurijtifche Perſon), d. h. nicht eine über den ein⸗ 
zelnen Geſellſchaftern ſtehende, aus ihnen gebildete Einheit mit ſelbſtändigen Pflichten 
und Rechten, fondern entſprechend dem Zwecke perſönlicher Führung und Verantwor- 
tung find die Pflichten und Rechte immer ſolche der einzelnen, aber kollektiv gebunden, 
und dies führt zur Geſchloſſenheit und Selbſtändigkeit des Anternehmens nach außen 
(ebenſo das engliſche Recht, anders die franzöſiſche Praxis, welche juriſtiſche Per- 
ſon annimmt, damit die Selbſtändigkeit der Geſellſchaft unter Zurückdrängung 
der Perſönlichkeiten nach außen unzweckmäßig ſteigert, und ſo die Geſellſchaft der 
Aktiengeſellſchaft oder genauer der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung annähert). 
Im einzelnen: 

2. Im ſogenannten Innenverhältnis der Geſellſchafter untereinander ergeben 
ſich ihre Pflichten und Rechte aus den Beredungen des Geſellſchaftsvertrags, den ſie 
frei geſtalten können, der aber immer ein Treueverhältnis unter ihnen begründet; 
mangels beſonderer Beredung gelten dabei die (gegenüber der Parteivereinbarung 
nachgiebigen) Beſtimmungen des Geſellfchaftsrechts: alle ſind zur Förderung des ge⸗ 
meinſamen Geſchäftsbetriebs verpflichtet, haften — als frei ausgewählt — einander 
dabei über Vorſatz und grobe Fahrläſſigkeit hinaus nur für die Sorgfalt, die ſie ſonſt 
in ihren eigenen Angelegenheiten üben (8 708 BGB), alſo nicht für die Sorgfalt des 
ordentlichen Kaufmanns ſchlechthin; ſie haben gegen die Geſellſchaft ein Recht auf 
Erſatz von perſönlichen Verluſten und Auslagen (§ 110, mit 5 v. H. Zinſen), ins⸗ 
beſondere für Schuldentilgung; anderſeits beſteht für jeden geſetzliche Zinspflicht von 
5 v. H. für rüdftändige Zahlungen an die Geſellſchaft (S 111). Vor allem kommt Ver⸗ 
pflichtung zur Mitarbeit und Einlage in Betracht. 

Die Mitarbeit erſcheint in der Pflicht und dem Recht eines jeden Geſellſchafters 
zur Geſchäftsführung (8 114), und zwar iſt dieſe Mitarbeit inſofern eine ausſchließ⸗ 
lich der Geſellſchaft zu widmende, als für den Geſellſchafter ein Konkurrenzverbot 
befteht: er darf (vgl. 88 112, 113) weder für eigene noch für fremde Rechnung im Ge⸗ 
ſchäftszweig der Geſellfchaft Geſchäfte machen oder einer gleichartigen Handelsgeſell⸗ 
ſchaft als perſönlich haftendes Mitglied angehören, auch nicht Vorſtand oder ſonſt Ge⸗ 
ſchäftsführer einer gleichartigen Aktiengeſellſchaft oder Geſellſchaft mit beſchränkter 
Haftung ſein. Ein Geſellſchafter kann (bei Fortbeſtehen des Konkurrenzverbots 
mangels abweichender Vereinbarung) von der Geſchäftsführung vertragsmäßig aus⸗ 
geſchloſſen fein (8 114, 2), nur die anderen find dann „geſchäſtsführend“. Jeder 
geſchäftsführende Geſellſchafter kann die im Gewerbebetrieb dieſer Geſellſchaft ge⸗ 
wöhnlichen Handlungen allein vornehmen, aber jeder andere geſchäftsführende hat 
demgegenüber im Innenverhältnis ein Widerſpruchsrecht, und Nichtbefolgung des 
Widerſpruchs macht ſchadenserſatzpflichtig (8 115); etwaige Beſchlüſſe müſſen dem⸗ 
entſprechend einſtimmig ſein (8 113), und hier müſſen bei ungewöhnlichen (3. B. aus 
dem Geſchäftszweig fallenden) Handlungen auch die nicht geſchäftsführenden Geſell⸗ 
ſchafter zuſtimmen (8 116, 2, alſo Fragepflicht). Zur Prokuraerteilung iſt aber Zu⸗ 
ſtimmung aller geſchäftsführenden ausreichend und außer bei Gefahr im Verzug 
erforderlich, während jeder von ihnen die Prokura widerrufen kann. Die Geſchäfts⸗ 
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führung kann vertragsmäßig oder durch einſeitige Niederlegung endigen oder aber aus 
wichtigem Grund durch Gerichtsurteil auf Antrag aller übrigen Geſellſchafter entzogen 
werden (3. B. wegen Krankheit, Unfähigkeit, Pflichtwidrigkeiten; 8 117 HGB, 8 712 
BGB). Der von der Geſchäftsführung Ausgeſchloſſene hat außer dem Mitwirkungs- 
recht bei ungewöhnlichen Geſchäften ein weitgehendes Kontrollrecht, kann ſich ins- 
beſondere im Geſchäft und aus den Büchern perſönlich unterrichten und Auskünfte 
fordern, da er ja die volle Haftung trägt (8 118 HGB). — Auf der anderen Seite iſt 
Pflicht zu Einlagen nicht notwendig, ſondern immer nur vertragsmäßig be- 
gründet. Sie können in Geld, Waren, Grundſtücken, Patenten und ſonſtigen Werten 
(buchmäßig ſind ſie natürlich immer in Geld anzuſetzen und gehen im Zweifel, anders 
z. B. bei Gebrauchsüberlaſſung von Räumen, in das Eigentum der Geſellſchaft über). 
Die vertragsmäßige Einlagepflicht iſt im Zweifel gleich groß, aber kann auf die Ge⸗ 
ſellſchafter verſchieden verteilt ſein, daher bei einzelnen, die dann nur Arbeit leiſten, 
ja grundſätzlich ſogar bei allen fehlen (S 706 BGB). Auch eine geſetzliche Pflicht zu 
Nachſchüſſen beſteht nicht (8 707 BGB). Iſt ein Nichteinlagepflichtiger auch noch 
von der Geſchäftsführung entbunden, ſo trägt er nur durch ſeine Haftung und feine 
Mitwirkung bei ungewöhnlichen Handlungen zum Anternehmen bei. 


Der Gewinn und Ver luſt ergibt ſich durch Vergleich der Bilanz vom Anfang 
des Geſchäftsjahrs mit der am Schluß des Geſchäftsjahrs, jo daß Gewinn ohne Ein- 
holung des Verluſtes früherer Jahre vorhanden fein kann. Gewinn und Verluſt wer- 
den — entſprechend dem Gemeinderfchaftsprinzip des Sitzens auf gemeinſamen Gedeih 
und Verderb — mangels abweichender Beredungen nach Köpfen verteilt (vgl. 8 722 
BGB), jedoch derart, daß die Kapitalbeteiligung durch eine Vorzugsdividende bis zu 
4 v. H. berückſichtigt wird. Dieſe Kapitalbeteiligung des einzelnen drückt ſich in 
feinem ſogenannten Kapitalanteil aus, berechnet aus feiner Einlage, ſpäteren Nach- 
ſchüſſen, Gewinnbuchungen, abzüglich der Verluſtbuchungen, befugten Entnahmen 
(unbefugte ſind einfache Perſonalſchuld auf Privatkonto), und zwar berechnet für das 
Ende des Geſchäftsjahrs (vgl. 8 120). Für dieſen Kapitalanteil, der für die einzelnen 
verſchieden und der bei dem einen einen Aktiv-, bei dem andern (der z. B. keine Ein- 
lage gemacht hatte und bisher nur Verluſt erlitten hat) einen Paſſivſaldo darſtellen 
kann, wird zunächſt bis zu 4 v. H. Vorzugsdividende (Berechnung § 121, 2) aus dem 
vorhandenen Gewinn gezahlt, und erſt der Reit nach Köpfen verteilt, fo daß z. B. 
auf einen Paſſivſaldo, wenn der Geſamtgewinn für dieſe Vorzugsdividende der Aktiv- 
konten aufgebraucht iſt, nichts mehr entfällt. Was die befugten „Entnahmen“ an- 
langt, ſo kann z. B. eine feſte Monatszahlung zum Zwecke der Lebensführung für 
jeden vereinbart ſein; mangels Vereinbarung kann jeder Geſellſchafter während des 
Geſchäftsjahrs 4 v. H. von feinem aktiven Anfangsſaldo dieſes Geſchäftsjahres er- 
heben; hatte er einen Paſſivſaldo, nichts; im übrigen kann er den ihm am Anfang 
des Geſchäftsjahres zugeſchriebenen Gewinnanteil (nicht Gewinnanteil früherer 
Jahre!) — der im Intereſſe des Unternehmens nicht ohne weiteres ausgezahlt wird — 
aus der Geſellſchaftskaſſe entnehmen (auch wenn er trotz der Gutſchrift damals ein 
Paſſivkonto, z. B. wegen früherer größerer Verluſte, hatte); doch kann ihm entgegen⸗ 
gehalten werden, daß dadurch die Geſellſchaft einen offenbaren Schaden (3. B. durch 
Entziehung von Betriebsmitteln) erleidet (S 122). Andere Entnahmen find unbefugte, 
ſofern ſie nicht auf beſonderer Verabredung beruhen, wie dieſe Regeln überhaupt 
vertragsmäßig, auch im Einzelfall, geändert werden können. 


3. Das Außenverhältnis der Geſellſchaft gegenüber Dritten iſt vorwiegend 
durch zwingende Rechtsſätze geregelt, während das Innenverhältnis vertragsmäßiger 
freier Regelung unterliegt; jedoch ſteht trotzdem beides in innerlichem Zuſammen⸗ 
hang. Die Geſellſchaft als Unternehmen iſt nach außen auf ihrem Sonderfonds auf- 
gebaut. An dieſem haben (beſtr.) die Geſellſchafter Anteile, die ſich als Quoten dar⸗ 
ſtellen, und zwar im Zweifel als gleiche (dafür ſpricht beſonders 8 719, ferner SS 725, 
719, 729, 735 BGB); nicht etwa richtet ſich das Verhältnis der Quoten nach dem 


Handelsrecht 43 


Verhältnis der Kapitalanteile, da von dieſen der eine aktiv, der andere paſſiv ſein 
kann, ſo daß ſie ſchon deshalb für die Quotiſierung als inkommenſurabel ungeeignet 
find; vielmehr ift der Kapitalanteil nur ein Anſpruch gegen die anderen Geſellſchafter 
oder (paffiv) eine Schuld ihnen gegenüber für die Auseinanderſetzung am Stichtage 
der Berechnung und daher dem dauernden Wechſel unterworfen. Die Quoten fpielen 
praktiſch, insbeſondere wegen des Verfügungsverbots (8 719 BGB), ihrer Ampfänd⸗ 
barkeit ſeitens der Gläubiger (8 135 HGB: nur Pfändung der Liquidationsquote 
mit ſechsmonatiger Kündigung) und der beſonderen Auseinanderſetzungsregeln (S 735 
BGB, fiehe unten), im allgemeinen keine Rolle, und vielſach wird ihr Beſtehen ge- 
leugnet; fie zeigen ſich aber z. B. in Steuerfragen (vgl. 8 17 des Grunderwerbſteuer⸗ 
geſetzes von 1927 und § 11, 5 des Steueranpaſſungsgeſetzes vom 16. Oktober 1934) 
und beim Ausſcheiden eines Geſellſchafters (S 738 BGB). 


Die Geſellſchaft kann unter ihrer Firma für ihr Sondervermögen Rechte erwerben, 
Verbindlichkeiten eingehen, im Grundbuch eingetragen werden und Prozeſſe führen 
($ 124), unbeſchadet der perſönlichen Mithaft der einzelnen Geſellſchafter. Es iſt ein 
Wechſel der Geſellſchafter möglich, d. h. ein Austritt und auch ein Neueintritt von 
Geſellfchaftern in die Firma unter Erhaltung der Einheit des Fonds (vgl. unten). 
Ein Geſellſchaftsſchuldner kann — mangels Identität des einzelnen Geſellſchafters 
mit der in der Firma feſt zuſammengefaßten Vielheit der Geſellſchafter — nicht mit 
Privatforderungen gegen einen einzelnen Geſellſchafter (8 719, 2 BGB) aufrechnen, 
umgekehrt kann einem Geſellſchaftsgläubiger gegenüber die Geſellſchaft nicht mit der 
Privatforderung eines Geſellſchafters aufrechnen (S 422, 2 BGB), und ſogar ein 
wegen einer Geſellſchaftsſchuld verklagter Geſellſchafter kann nur unter gewiſſen Be⸗ 
ſchränkungen Einwendungen der Geſellſchaft erheben ($ 129 HGB, vgl. 3 a. E.). Der 
Betriebsfonds der Geſellſchaft wird hiernach als eine dem Privatvermögen des ein⸗ 
zelnen ſtreng getrennt gegenüberſtehende Vermögensmaſſe behandelt; daher auch Auf⸗ 
laſſung des ganzen Grundſtücks erforderlich bei Veräußerung eines Geſellſchafts⸗ 
grundſtücks an einen Geſellſchafter trotz deſſen Mitbeteiligung am Geſellſchaftsver⸗ 
mögen, ebenſo bei Veräußerung in das Privateigentum ſämtlicher Geſellſchafter und 
umgekehrt. Am Sondervermögen der Ofſenen Handelsgeſellſchaft iſt ein beſonderer 
Konkurs möglich (8 109 der Konkursordnung). — Der Erhaltung des Anternehmens 
dient: das Einrücken der Erſatzſtücke an Stelle fortgefallener Vermögensſtücke im 
Geſellſchaftsſonds (dingliche Surrogation, 8 718), die Verhinderung der Verfügung 
über Quoten und der Zwangsvollſtreckung in ſie, weiterhin die Nichtabtretbarkeit und 
daher auch Anpfändbarkeit der wechſelſeitigen Anſprüche, z. B. auf Einlageleiſtung, 
Bucheinſicht, Rechnungslegung, Auskunft (mit einigen Ausnahmen wie Anſpruch auf 
feſtgeſtellten Gewinnanteil und Auseinanderſetzungsguthaben, 8 717, nicht zwingend), 
ferner Ausſchluß des jederzeitigen Teilungsverlangens (8 137 HGB, anders 8 723 
BGB, vgl. aber 8 133 HGB)) ſowie die Möglichkeit der Geſchäftsführungs⸗ und Ver⸗ 
tretungsbefugnis. — Die Vertretung der Geſellſchaft ſteht jedem einzelnen Ge⸗ 
ſellſchafter zu (8$ 125, 126), und zwar wirkt fie ſowohl für Rechtsgeſchäfte wie nach 
feſter Praxis auch für andere rechtlich bedeutſame Handlungen oder Anterlaſſungen: 
unerlaubte Handlungen, z. B. Betrug gegenüber Kunden, Eigentumsverletzungen, 
Patentverletzungen, unlauterer Wettbewerb; ſoweit dies alles im Rahmen des 
Geſchäftsbetriebs geſchieht, haften dafür die Geſellſchaft und die Geſellſchafter. Dieſe 
weitgehende, dem Umfang nach unbeſchränkbare (vgl. $ 126) Vollmacht des einzelnen 
iſt im Handelsverkehr wegen der notwendigen Arbeitsteilung zwiſchen den Gefell- 
ſchaftern unentbehrlich; im Innenverhältnis iſt ſie durch das Widerſpruchsrecht und 
durch die Möglichkeit von Beſchlüſſen eingeſchränkt; wird aber z. B. trotz Wider⸗ 
ſpruchs ein Geſchäft abgeſchloſſen, fo beſteht interne Schadenserſatzpflicht, die Rechts- 
handlung iſt jedoch im Verhältnis zum Dritten für die Geſellſchaft bindend. Die Ver⸗ 
tretungsmacht kann nach außen nur in zwei beſtimmten Richtungen beſchränkt werden: 
durch Ausſchluß einzelner Geſellſchafter von der Vertretung, derart, daß der oder die 
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anderen ſogenannte „firmierende“ Geſellſchafter find, wobei nicht notwendig auch Die 
Gefchäftsführung der Nichtvertretungsberechtigten ausgeſchloſſen zu fein braucht; 
anderſeits kann ſogenannte Geſamtvertretung vereinbart werden, derart, daß der 
Vertretungsberechtigte nur zuſammen mit einem oder mehreren anderen Vertretung 
hat, oder es kann auch beſtimmt werden, daß er wahlweiſe auch gemeinſam mit einem 
Prokuriſten handeln kann (Näheres § 125). Dieſe Beſchränkungen find regiſterpflichti g 
und ſtehen unter Publizitätsregeln (des S 15). Die Vertretungsmacht kann aus 
wichtigem Grunde (Krankheit, Pflichtwidrigkeit) auf Klage ſämtlicher anderer Gejell- 
ſchaſter durch Arteil, vorläufig auch durch einſtweilige Verfügung des Gerichts entzogen 
werden ($ 127, nicht notwendig zugleich mit der Geſchäftsführung). Die Vertretung 
durch einen Geſellſchafter hat die Bedeutung, daß er für ſich ſelbſt und zugleich für die 
anderen Geſellſchafter als deren Vertreter handelt, aber notwendig immer in Anſehung 
des Geſellſchaftsvermögens als einer Einheit, kollektiv; es finden, ſoweit Vertretung 
der anderen Geſellſchafter vorliegt, die Vollmachtsgrundſätze (8S 164 ff. BGB) An- 
wendung. Organ iſt der firmierende Geſellſchafter nicht, weil die Geſellſchaft nicht 
juriſtiſche Perſon ift (§S 31 BGB nur analog heranzuziehen). 


Im Prozeß tritt die Ofſene Handelsgeſellſchaft als Partei auf, bleibt es auch bei 
Wechſel der Mitglieder während der Rechtshängigkeit; vertreten wird ſie von den 
firmierenden Mitgliedern; aber hinter der Firma ſtehen ſämtliche, auch nichtfirmie⸗ 
rende Mitglieder als die durch die Firma zuſammengefaßten und bezeichneten Prozeß- 
ſubjekte; auch der nichtvertretungsberechtigte wird nötigenfalls als Partei, nicht als 
Zeuge, vernommen (88 445, 449, 455 ZPO). Ein Urteil gegen die Geſellſchaft iſt auch 
im Prozeß gegen den Geſellſchafter wegen derſelben Geſellſchaftsſchuld maßgebend, 
doch kann er die von der Geſellſchaft nachträglich noch erhebbaren Einwendungen 
(3. B. nach Rechtskraft erfolgte Zahlung, dagegen Anfechtung und Aufrechnung nur 
aufſchiebend, 8 129) geltend machen, ebenſo wie die in ſeiner Perſon beſonders 
begründeten (z. B. ihm perſönlich gewährte Stundung); eine Zwangsvollſtreckung 
aus dem gegen die Geſellſchaft ergangenen Arteil iſt daher gegen ihn nicht möglich. 
Anderſeits kann auch nicht gegen die Geſellſchaft aus einem gegen einen Geſellſchafter 
wegen einer Geſellſchaftsſchuld ergangenen Arteil vollſtreckt werden; auch hier muß 
ein beſonderer vollſtreckbarer Titel durch neuen Prozeß erlangt werden. 


4. Die Auflöſung der Geſellſchaft erfolgt durch freiwillige Auflöſung mittels 
einſtimmigen Beſchluſſes oder durch Ablauf einer vereinbarten Zeit oder durch Er- 
öffnung des Konkurſes über die Geſellſchaft (8 131, 1 bis 3; vgl. 8 144). Ferner find 
Auflöſungsgründe in der Perſon des einzelnen Geſellſchafters: deſſen Kündigung der 
auf unbeſtimmte Zeit eingegangenen Geſellſchaft, die Konkurseröffnung über fein Ver- 
mögen, ſein Tod (8 131, 4 bis 6), die (unabdingbare) Sprengung ohne vorausgehende 
Kündigung aus wichtigem Grunde (grobe Pflichtverletzung, Unmöglichkeit der Pflicht- 
erfüllung eines anderen Geſellſchafters, und zwar durch Arteil auf Klage auch nur 
eines Geſellſchafters, 8 133), endlich durch Kündigung eines Privatgläubigers auf 
Grund der Pfändung einer Liquidationsquote (8 135). Aber die normale Kündigung 
beſtehen eingehende Rechtsſätze (Sechsmonatsfriſt zum Schluß des Geſchäftsjahrs, 
8 132). Das Geſetz geht alſo grundſätzlich davon aus, daß mit Fortfall eines Gefell- 
ſchafters die Geſellſchaft endet. Aber dieſer Gedanke ift zwecks Erhaltung des Unter- 
nehmens ſtark eingeſchränkt: die Geſellſchaft kann in allen dieſen Fällen auf Grund 
des Beſchluſſes der übrigen Geſellſchafter fortgeſetzt werden; dies gilt bei Kündigung 
und Tod ſowie bei Konkurs des einzelnen (8 138), bei Sprengung aus wichtigem 
Grund (88 133, 140) und bei Kündigung durch einen Privatgläubiger (88 135, 141); 
der betreffende Geſellſchafter ſcheidet dann aus, wie er auch jederzeit auf Grund einer 
Vereinbarung mit den übrigen Geſellſchaftern ausſcheiden kann. Seine Quote am 
Sondervermögen wächſt dann den anderen an; ſie zahlen ihn dafür aus (8 738 BGB). 
Die Anwachſung des Anteils erfolgt ohne weiteres; es bedarf insbeſondere nicht der 
Auflaſſung ſeines Anteils an einem Geſellſchaftsgrundſtück an die Geſellſchaft. Iſt die 
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Geſellſchaft eine ſogenannte zweigliedrige, d. h. bleibt bei dem Ausſcheiden nur noch 
ein Geſellſchafter übrig, ſo kann dieſer das Geſchäft in gleicher Weiſe fortſetzen (vgl. 
S 142). Die das Anternehmen Fortſetzenden können die bisherige Firma weiterführen, 
bedürfen dazu aber der Zuſtimmung Ausſcheidender, wenn deren Name in der Firma 
vorkommt (8 24 HGB, ſelbſt bei Ausſchließung wegen Pflichtwidrigkeit), doch kann 
dies anders vereinbart fein. Der Ausſcheidende haftet für die in feiner Zeit ent- 
ſtandenen Schulden der Geſellſchaft geſamtſchuldneriſch weiter, aber mit einer Maximal- 
verjährung von 5 Jahren ($ 159), wie entſprechend ein neueintretender Geſellſchafter 
für die bereits entſtandenen Schulden der Geſellſchaſt fortan mithaftet und anderſeits 
mit einer Quote am Geſellſchaftsvermögen beteiligt wird (8 130). 


Mit der Auflöſung, die regiſtriert wird (beim Konkurs von Amts wegen, 88 143, 
15 HGB), hört die Geſellſchaft nicht auf, ſondern fie tritt in den Aus einander 
ſetzungs zuſtand ein, ſür den die Liquidationsbeſtimmungen des Handelsgeſetzbuchs 
gegeben find (88 145 ff.), falls die Geſellſchafter nicht eine andere Abwicklung (3. B. 
durch Verlauf des Geſchäfts im ganzen) vereinbaren. Nach den Liquidationsgrundſätzen 
find die ſämtlichen Geſellſchafter Liquidatoren, unter Fortfall aller bisherigen Be⸗ 
ſchränkungen der Vertretung und Geſchäftsführung, ſoweit nicht durch ihren Vertrag 
oder durch Gerichtsbeſtellung auf ihren Antrag andere Perſonen beſtimmt werden 
(S 146, Abberufung 8 147); fie werden als ſolche regiſtriert; es werden die laufenden 
Geſchäfte abgewickelt, wobei auch die erforderlichen neuen abgeſchloſſen werden können, 
und zwar haben die Liquidatoren Geſamtvertretung, ſofern nichts Abweichendes 
regiſtriert wird ($ 150); das Geſellſchaftsvermögen iſt nach Erledigung der Schulden 
und Forderungen in Geld umzuſetzen (8 149); die Geſellſchafter können, da fie frei- 
willig auflöſen, den von ihnen etwa verſchiedenen Liquidatoren Weiſungen geben. 
Sind nicht alle Schulden aus dem Geſchäftsvermögen gezahlt, insbeſondere weil der 
Fonds nicht dazu ausreicht, fo bleiben die Geſellfchafter geſamtſchuldneriſch verhaftet 
(S 128), wie ſie auch während der Liquidation unmittelbar perſönlich von den 
Geſellſchaftsgläubigern in Anſpruch genommen werden können. Sie haften aber wie 
ein ausſcheidender Geſellſchafter nur mit fünfjähriger Maximalverjährung (von der 
Eintragung der Auflöſung an) für die etwa nicht getilgten Forderungen fort (8 159). 
Bei Beendigung der Liquidation iſt das übrigbleibende Geſellſchaftsvermögen im 
Verhältnis der in der Schlußbilanz feſtgeſtellten Kapitalanteile der Geſellſchafter 
auf dieſe zu verteilen, und zwar nur auf die aktiven Kapitalanteile; gibt es nur 
aktive, ſo iſt damit die Liquidation endgültig erledigt, weil die Summe der aktiven 
Kapitalanteile gleich dem verteilbaren Aberſchuß iſt; gibt es aber paſſive und aktive 
nebeneinander, ſo muß das Vorhandene auf die aktiven Anteile verhältnismäßig 
verteilt werden, während auf die paſſiven Kapitalanteile nichts entfällt (8 155); 
auch damit iſt die Tätigkeit der Liquidatoren beendet. Den ſogenannten Salden⸗ 
ausgleich zwiſchen den aktiven und paſſiven Konten nehmen die Geſellſchafter, notfalls 
klageweiſe, untereinander vor: die nicht vollbefriedigten aktiven Kapitalanteilsinhaber 
können fi verhältnismäßig an die paſſiven halten, ſoweit einer von dieſen zahlungs⸗ 
unfähig iſt, wird der Verluſt auf alle Geſellſchafter nach Köpſen verteilt (S 735 GBG). 
Bei der Schlußverteilung ſind die etwa vorangegangenen, auf Grundlage der 
Liquidationseröffnungsbilanz zuläſſigen Abſchlagsverteilungen zu verrechnen. — Nach 
Beendigung der Liquidation wird die Geſellſchaft im Regiſter gelöſcht (8 157). — 
Im Konkursfall, d. h. bei Zahlungsunfähigkeit des Geſellſchaftsvermögens, die 
ſich auch erſt während der Liquidation herausſtellen kann, gelten die zwingenden 
Regeln des Konkurſes; die Geſellſchafter und gegebenenfalls die Liquidatoren find 
Gemeinſchuldner, ſie können daher ihre Forderungen gegen die Geſellſchaft nicht als 
Konkursgläubiger liquidieren; Konkursgläubiger find auch nicht die Privatgläubiger 
der Geſellſchafter; ein Zwangsvergleich iſt nur auf Vorſchlag aller Geſellſchafter 
möglich (8 211 KO); er erſtreckt ſich auch auf ihre perſönliche Haftung, nicht dagegen 
auf die der vor dem Konkurſe ausgeſchiedenen Geſellſchafter; bei Zwangsvergleich und 
Einſtellung des Konkurſes kann die Geſellſchaft fortgeführt werden, da ſie während der 
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Liquidation, jo auch während des Konkurſes fortbeſteht. Die Geſellſchaftsgläubiger 
ſind zugleich auch Konkursgläubiger im etwa parallellaufenden Privatkonkurs eines 
Geſellſchafters; dort wird aber ihre Konkursrate ſo lange zurückbehalten, bis feſtſteht, 
wieviel fie im Geſellſchaftskonkurs erhalten haben (8 212 KO). Die Privatgläubiger 
können im Geſellſchaftskonkurs nicht konkurrieren, fo daß in dieſem die Geſellſchafts⸗ 
gläubiger die Vorhand haben. 


III. Verwandte Perſonalgeſellſchaften des Handels. 


1. Die Kommanditgeſellſchaft (SS 161 ff. HGV) iſt wie die Offene Handels- 
geſellſchaft Geſamthandsgeſellſchaft; der ſogenannte Komplementar oder perſönlich haftende 
Geſellſchafter ſteht mit dem ganzen Vermögen für die Gefellſchaftsſchulden ein, mehrere 
Komplementare ſtehen unter ſich und nach außen wie die Geſellſchafter einer Offenen 
Handelsgefellſchaft; auch der Kommanditiſt ſteht wie ein ſolcher, aber er haftet nur in Höhe 
der im Handelsregiſter eingetragenen Haftungsſumme und iſt zugleich verpflichtet, die gleiche 
Summe als Einlage zum Geſellſchaftsfonds einzuſchießen, womit er dann von weiterer 
Haftung befreit iſt (Haftungs⸗ und Einlage -Qualität des Betrages). In der Firma erſcheint 
fein Name nicht, nur der mindeſtens eines Komplementars (8 19 HGB); aber die Regiftric- 
rung macht ihn und den Amfang feiner Haftung offenkundig (vgl. § 162). Die Einlage kann 
ihm als eine Angelegenheit des Innenverhältniſſes ganz oder teilweiſe erlaſſen, auch zurück- 
gezahlt werden u. ä., dann bleibt er aber in dieſer Höhe den Geſellſchaftsgläubigern unmittel- 
bar, geſamtſchuldneriſch, zuſammen mit Geſellſchaft und anderen mithaftenden Geſellſchaftern 
verhaftet (8 172), ebenfo bei übermäßigen Entnahmen, d. h. ſolchen, welche den Kapitalanteil 
(vgl. oben II, 2 Abſ. 3) unter die Haftſumme herunterdrücken; doch braucht er gutgläubig aus⸗ 
gezahlte Gewinnbeträge nicht zu erſtatten ($ 172,5). Die Haftung geht gegenüber den Gefell- 
ſchaftsgläubigern immer auf Geld, auch wo Sacheinlagen zu machen waren, deren Aberbewer⸗ 
tung die Gläubiger aber nicht ſchädigen darf (vgl. SS 171, 172). So iſt für den Kommanditiſten 
das Riſiko beſchränkt, deſſen Grenze aber für jedermann aus dem Handelsregiſter erſichtlich; 
iſt er als zahlungsfähig allgemein bekannt, fo wird ſelbſt ohne Einlagenleiſtung ſeine Be⸗ 
teiligung wirtſchaftlich als Garantie wirken. Wenn auch in neuerer Zeit die Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung ähnliche Riſikobeſchränkung ermöglicht, und zwar für alle Teilhaber, 
ſo hat ſich doch die Kommanditgeſellſchaft, die im 16. und 17. Jahrhundert einmal eine große 
Rolle in Deutſchland ſpielte, dann aber durch die Stille Geſellſchaft verdrängt wurde, in 
neueſter Zeit wieder ſtärker, namentlich bei Konzernbildungen belebt. Da auch juriſtiſche 
Perſonen Mitglieder der Kommanditgeſellſchaft ſein können, iſt ſchließlich auch die ſogenannte 
Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung u. Co. anerkannt worden, bei der die Geſellſchaft mit be⸗ 
ſchränkter Haftung Komplementar, ihre Mitglieder Kommanditiſten ſind, ſo daß es mit dem 
ganzen Vermögen haftende Menſchen dabei überhaupt nicht mehr gibt; dieſes, aus Steuerrück⸗ 
ſichten entſtandene Gebilde verdient wie andere ähnliche nicht die Gunſt des Geſetzgebers. — Der 
Kommanditiſt hat keine Geſchäftsführung (§ 169), nur eine Mitwirkungsmacht bei ungewöhn⸗ 
lichen Handlungen, er hat ein beſchränktes Kontrollrecht (8 166, Bilanzprüfung, nicht die 
weitergehenden Befugniſſe des § 118), dafür unterliegt er aber auch nicht dem Konkurrenz- 
verbot ($ 165, 112, 113). Vertragsmäßig kann ihm Geſchäftsführung übertragen werden, 
die z. B. auch mehrere Kommanditiſten vertragsmäßig durch einen Treuhänder ausüben 
dürfen; ſolche Geſchäftsführung iſt aus wichtigem Grunde entziehbar; geſetzgeberiſch iſt bei 
überwiegendem Geſchäftsführungseinfluß der Kommanditiſten (3. B. einer kreditierenden 
Bank) die Statuierung einer über die Haftungsſumme hinausgehenden Haftung mit Recht 
angeregt worden. Gewinn und Verluſt wird bei dem Kommanditiſten wie beim Geſellſchafter 
einer Offenen Handelsgeſellſchaft auf Grundlage ſeines Kapitalanteils berechnet, doch iſt nach 
Zahlung der Vorzugsdividende bis zu 4 v. H. der Gewinn im Verhältnis zwiſchen ihm und 
dem Komplementar oder anderen Kommanditiſten nicht nach Köpfen, ſondern nach „ange⸗ 
meſſenem Verhältnis“ zu verteilen ($ 168), was zu ſeſten Abmachungen im Vertrag zwingt. 
Der Gewinn wird aber nur bis zur Höhe der Einlageſumme dem Kapitalkonto zugeſchrieben, 
darüber hinaus wird er einfache Buchforderung und nimmt infoweit an dem weiteren Gewinn 
nicht teil; ſinkt durch Verluſte der Kapitalanteil unter Null, ſo entſteht ein Paſſivkonto, 
das durch Einſchüſſe oder Gewinne wieder aufzufüllen iſt. Erſt nach der Auffüllung kann 
der Kommanditiſt wieder Gewinn abheben. Seinen Gewinn kann er im Gegenſatz zur 
Offenen Handelsgeſellſchaft ſonſt ſtets ohne Rüdfiht auf den Nachteil der Geſellſchaft heraus- 
verlangen, aber ohne das Recht der Entnahme von 4 v. H. Bar oder durch Buchung auf 
Privatkonto erhaltenen Gewinn braucht er nicht wegen ſpäterer Verluſte (anders bei irrtüm⸗ 
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licher Zahlung) zurückzuzahlen ($ 169). — Der Kommanditiſt ift nicht vertretungsberechtigt 
(S 170), kann auch nicht durch den Geſellſchaftsvertrag Vertretungsbefugnis erlangen; wohl 
aber kann er Prokura erhalten. Doch unterliegt dieſe den allgemeinen Regeln; ſie iſt nach 
außen ſtets entziehbar (§ 52); im Innenverhältnis aber, ſelbſt wenn fie vertragsmäßig auf 
beſtimmte Zeit oder gar dauernd zugeſagt war, wenigſtens aus wichtigen Gründen jederzeit 
entziehbar (nach dem Vorbild des § 127 für den ſogar vollhaftenden Geſellſchafter der Offenen 
Handelsgeſellſchaft). — Beendigung der Kommanditgeſellſchaft entſprechend wie die der Offenen 
Handelsgeſellſchaft; doch führt Tod des Kommanditiſten nicht zur Auflöſung: die Erben 
treten an ſeine Stelle in Erbengemeinſchaft (RG) ein. Auf die Auflöſung folgt auch hier 
die Liquidation, bei welcher der Kommanditiſt Mit-Liquidator iſt, während er im Konkurs 
5 . mehr zurücktritt, und z. B. der Zwangsvergleich ſeiner Zuſtimmung 
nicht bedarf. 


2. Die Stille Geſellſchaft. Bei ihr tritt das Geſellſchaftsverhältnis nach außen 
überhaupt nicht hervor, vielmehr erſcheint im Außenverhältnis nur der Kaufmann (auch 
Minderkaufmann, auch eine Handelsgeſellſchaft) als Anternehmensinhaber und allein den 
Gläubigern haftbar; der Stille verbleibt mit feiner Einlage grundfägli verborgen („heim ⸗ 
liche Geſellſchaft“ ältere Bezeichnung), eine Eintragung in das Regifter findet nicht ſtatt, in 
der Firma erſcheint der Name des Stillen als ſolchen nicht; im Innern liegt aber nicht etwa 
Darlehn, ſondern ein Geſellſchaftsverhältnis vor, und zwar als reines Schuldverhältnis, 
gerichtet auf Beteiligung am Unternehmen, erkennbar in der Kontrolle des Stillen ($ 338, 
wie ein Kommanditiſt) und dem Kündigungsrecht feiner Gläubiger (88 339, 135 HGB), auch 
in der Teilnahme am Gewinn und Verluſt des Anternehmens; dabei kann Gewinn als Anteil 
am Betriebsergebnis nicht vertragsmäßig ausgeſchloſſen ſein ($ 336, 2; bei Vereinbarung 
eines feſten Gewinnbetrags, alſo von Zinſen, würde Darlehn, nicht Stille Geſellſchaft vor- 
liegen). Verluſt kann zwar vertraglich ausgeſchloſſen ſein, liegt aber bei ungünſtigem Ge⸗ 
ſchäftsgang in der Nichtverzinſung der Einlage, ſoweit nicht etwa ein angemeſſener Mindeſt⸗ 
gewinn garantiert war. Verluſt über die Einlage hinaus kommt nicht in Betracht; Gewinn 
füllt die durch Verluſte geminderte Einlage auf, über fie hinaus aber wird er bloße Buch⸗ 
forderung ($ 337). Die Einlage wird Eigentum des Geſchäftsinhabers; es gibt kein Geſell⸗ 
ſchafts vermögen, daher keine Haftung des Stillen gegenüber den Geſellſchaftsgläubigern. Bei 
Konkurs des Inhabers (8 341) iſt er init feinem Aktivſaldo Konkursgläubiger, mit dem 
Paſſivſaldo Maſſeſchuldner (entſprechend der Inhaber im Konkurs des Stillen); doch hat der 
Konkursverwalter des Inhabers (über SS 29 ff. KO hinaus) ein Anfechtungsrecht, wenn auf 
Grund einer im letzten Jahr vor der Konkurseröffnung geſchloſſenen Vereinbarung der 
Inhaber dem Stillen die Einlage ganz oder teilweiſe zurückgezahlt oder ihm Verluſte erlaſſen 
hat; die Schädigungsabfiht braucht nicht dargetan zu werden, aber der Stille kann ſich vor 
der Rückzahlung des Betrags durch den Nachweis ſchützen, daß der Konkurs in erſt nach 
der Vereinbarungen eingetretenen Amſtänden ſeinen Grund hat (§ 342 zwingend). Auch dieſe 
Anfechtung würde bei bloßem Darlehn nicht gegeben ſein; ſie fällt daher fort, wenn durch 
die (ganz freiſtehenden) Vereinbarungen der Parteien der Charakter der Stillen Geſellſchaft 
aufgegeben iſt. — Die Stille Geſellſchaft wird nach den Grundſätzen der Offenen Handels- 
geſellſchaft beendet, alſo insbeſondere durch Konkurs des Inhabers oder des Stillen, durch 
ſechsmonatige Kündigung (beiden Beteiligten freiſtehend) zum Schluß des Geſchäftsjahrs 
oder auch friſtloſe Kündigung aus wichtigem Grunde, ohne Arteil durch bloße Erklärung 
(8 339, ein wichtiger Anterſchied vom Darlehn), dagegen endet fie nicht durch Tod des Stillen 
($ 339, 2). Die Auseinanderſetzung nimmt der Inhaber vor; der Stille iſt von der Auflöſung 
an nicht mehr Geſellſchafter, daher auch nicht etwa Mitliquidator, hat aber Anteil am Gewinn 
und Verluſt der Abwicklungsgeſchäfte und Auskunftsrecht ($ 340). Das Unternehmen des 
Inhabers bleibt während und nach der Abwicklung der Stillen Geſellſchaft beſtehen, falls 
nicht ſeine eigene Auflöſung (Aufgabe, Konkurs) der Grund für die Beendigung der Stillen 
Geſellſchaft war. — Die Stille Geſellſchaft, die wegen ihres reinen Innencharakters nicht 
zu den „Handelsgeſellſchaften“ gezählt wird, iſt überaus verbreitet; gewöhnlich als Be⸗ 
teiligung bezeichnet, iſt fie ein wertvolles Mittel der Kapitalbeſchaffung für ein Unternehmen 
ohne die Formalitäten der Kommanditgeſellſchaft, aber freilich auch ohne die gleiche För⸗ 
derung des Kredits, die durch die Offenkundigkeit des Anteils eines zahlungsfähigen Kom⸗ 
manditiſten ermöglicht wird. 


3. Die Reederei (Partenreederei) iſt eine Vereinigung mehrerer Perſonen, der Mit- 
reeder, zwecks Verwendung eines ihnen gemeinſchaftlich zuſtehenden Schiffs auf gemeinfchaft- 
liche Rechnung zum Erwerb durch Seefahrt (SS 498 ff.). Die aus dem Mittelalter ſtammende 
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Form iſt heute vielfach und gerade im Großbetrieb dadurch erſetzt, daß auch Offene Handels- 
geſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften, vor allem Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaften mit be- 
ſchränkter Haftung u. a. als Reeder auftreten, ſo daß die Reederei hauptſächlich für kleine 
Verhältniſſe, insbeſondere in der Küſtenſchiffahrt und der Fiſcherei, in Betracht kommt. Die 
Reederei beruht auf dem Miteigentum am Schiff und auf einem (auch formlos gültigen, 
wenngleich meiſt ſchriftlichen) Vertrag, der ein Geſellſchaftsvertrag iſt und aus den Vor- 
ſchriften der Geſellſchaſt des Bürgerlichen Geſetzbuchs ergänzt wird: fie iſt eine auf realer 
Grundlage (Schiff) errichtete Gemeinderſchaft zur geſamten Hand. Aber ſie iſt ſehr verſchieden 
von der Offenen Handelsgeſellſchaft (ſtärker kapitaliſtiſch) und nähert ſich mehr als dieſe der 
juriſtiſchen Perſon, ohne es zu ſein (z. B. iſt nach der Praxis nicht einmal ein Konkurs der 
Reederei als folder möglich; ſoweit der Vetrieb zum Kaufmann macht, find die einzelnen 
Mitreeder, nicht die Reederei als ſolche, Kaufmann). — Die vielfach veralteten Vorſchriften 
find nicht zwingend, ſondern der beſondere Vertragsinhalt geht vor (8 490), wovon durch 
noch ſtärkere Annäherung an die Aktiengeſellſchaft (die ja geſchichtlich zum Teil aus der 
Reederei hervorgegangen iſt) oft Gebrauch gemacht wird. 

Das Schiff svermögen iſt in (bei uns beliebig zahlreiche) Schiffsparten zerlegt, von denen 
jeder Mitreeder auch mehrere haben kann, ſo daß öfter ein einziger den geſamten Einfluß 
ausübt und fein Name oft auch die Reederei bezeichnet; ſonſt iſt die Bezeichnung nach dem 
Schiff häufig: „Reederei des Schiffes Gertrud“; eine Firma im Sinne des Handelsgeſetzbuchs 
hat die Reederei nicht. Sie wird aber als Eigentümerin des Schiffs im Schiffsregiſter 
vermerkt. — Grundſätzlich haben Geſchäftsführung und Vertretung die Mitreeder gemeinſam, 
was bei geringer Zahl angeht; fie können aber auch einen ſogenannten Korreſpondentree der 
beſtellen (einſtimmig, wenn er nicht zugleich Mitreeder iſt, S 492); dieſer hat eine geſetzliche 
Vollmacht auf das Gewöhnliche (8 493), deren Beſchränkung dritten Gutgläub igen nicht 
entgegengehalten werden kann. Beſchlüſſe werden nach der Zahl der Schiffsparten gefaßt, 
grundſätzlich mit abfoluter Mehrheit (§ 491, Einſtimmigkeit beſonders bei Vertragsände⸗ 
rungen und bei Abweichung vom Vertrag oder Zweck). Ein Schutz der Minorität fehlt völlig. 
Aber die Schiffsparten wird oft eine Arkunde (Partenbrief) ausgeſtellt; ſie ſind auch ohne 
die Einwilligung der anderen Mitreeder frei veräußerlich, und zwar unter Forthaftung 
für bereits begründete perſönliche Verpflichtungen (vgl. 8 507), doch wirkt die Veräußerung 
zugunſten des Veräußerers (nicht des Erwerbers) erſt mit der Anzeige an die Reederei 
($ 503). Wechſel in den Perſonen, Tod und Konkurs eines Mitreeders löſt die Reederei 
nicht auf (8 505), jo daß das perſonenrechtliche Gepräge im Vergleich zur Offenen Handels- 
geſellſchaft auch hier ſtark zurücktritt. — Die Verteilung von Gewinn und Verluſt ſoll 
(altertümlich) nach jeder Reife erfolgen ($ 502), praktiſch erfolgt fie vielfach nach dem Ge- 
ſchäftsjahr, und zwar rein kapitaliſtiſch nach der Größe der Schiffsparten (8 502). — Soweit 
die Mitreeder mit dem Landvermögen haſten, iſt ihre Haftung nicht geſamtſchuldneriſch. 
fondern nach Größe der Schiffsparten geteilt (S 507); dagegen beſteht im Bedarfsfalle eine 
Nachſchußpflicht des Mitreeders nach dem Verhältnis ſeiner Schiffspart (8 500); dieſer 
Nachſchußpflicht kann er ſich aber durch erſatzloſe Preisgabe feiner Schifſspart (ſogenannter 
Abandon) entziehen, wenn eine neue Reife beſchloſſen wird oder eine Schiffsreparatur nach 
der Reife oder endlich die Befriedigung eines ſolchen Gläubigers, dem an ſich nur Schiff 
und Fracht haften würden, beſchloſſen wird (8 506). — Beendigung der Reederei durch 
Verluſt des Schiffs, durch Mehrheitsbeſchluß (8 506), durch Vereinigung der Parten in 
einer Hand und, falls man entgegen der Praxis einen Konkurs zuließe, auch durch dieſen. — 
Die Grundſätze der Reederei gelten zum großen Teil auch für die Vereinigung mehrerer 
zum Bau eines Schiffes: ſogenannte Baureederei (S 509). — 


5 9. aktiengeſellſchaft und verwandte Geſellſchaften 

1. Die Aktiengeſellſchaft iſt ein korporativ organiſiertes Unternehmen (bisher 88 178 5 
HGB, jetzt Aktiengeſetz vom 30. Januar 1937), eine Unterart des Vereins (8 22 
BGB), und zwar iſt fie ein ſog. Kapitalverein, d. h. eine zur Korporation zufammen- 
geſchloſſene Perſonenmehrheit, die zur unentbehrlichen Grundlage eine Vermögens. 
maſſe, das ſog. Grundkapital (Aktienkapital), hat und es zu beliebigem Zweck als 
ſachliches Arbeitsmittel verwertet. Das Aktienkapital iſt in Aktien, d. ſ. Anteile, 
zerlegt, von denen jedes Mitglied mindeſtens eine übernehmen muß; die Mitglieder 
haben lediglich dieſe Anteile aufzubringen, haften dagegen für Verbindlichkeiten ihrer 
Geſellſchaft nicht (SS 1, 6 AG, bisher 8 178 HGB; Ausnahme nur S 56 AG, bisher 
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8 217). Die Anteile find regelmäßig frei veräußerlich und die Veräußerung iſt durch 
den Börſenhandel bequem ermöglicht. Infolgedeſſen iſt die Aktiengeſellſchaft die 
geeignete und für das heutige Wirtſchaftsleben unentbehrliche Form für die leichte 
Zuſammenbringung ſehr großer Kapitalien unter Verteilung des Riſikos auf viele 
Schultern, und damit insbeſondere für die Rieſenunternehmungen der heutigen Indu⸗ 
ſtrie ſowie die gewaltigen Bank., Verſicherungs⸗, Transportunternehmungen mit 
ihren Gefolgſchaften von oft vielen Tauſenden. Ohne die Aktiengeſellſchaften iſt eine 
Konkurrenz der deutſchen Wirtſchaft auf dem Weltmarkt ebenſo unmöglich wie die 
ausreichende Verſorgung und Beſchäftigung der Bevölkerung in der Heimat. 


Die Aktiengeſellſchaft iſt, wie ſchon erwähnt, nach mittelalterlichen Anſätzen ſeit Anfang 
des 17. Jahrhunderts in Holland und England, zum Teil in Anlehnung an die 
Reederei ausgebildet worden. Ihre Organiſation beruhte zunächſt auf Einzelprivileg 
des Staates, der ſie den beſonderen Zwecken (Bank, Seehandel, Induſtrie uſw.) 
anpaßte und ſcharf kontrollierte; dabei war gewöhnlich ein Hauptpartizipant oder 
auch mehrere vorhanden, mit entſcheidendem Einfluß auf die Geſchäftsgebarung und 
bisweilen auch mit perſönlicher Haftung (Arform der Kommanditgeſellſchaft auf 
Aktien). Allmählich bildeten ſich allgemeine Rechtssätze für die Aktiengeſellſchaft, in 
England ſeit Mitte des 18. Jahrhunderts (dann 1862, 1900, 1907, 1929), in Frank- 
teich ſeit dem code de commerce 1807 (dann beſonders 1867, 1893 uſw.), in Preußen 
1838 (für Eiſenbahnaktiengeſellſchaften) und (allgemein) 1843; es folgte für Deutſch⸗ 
land das Allgemeine Deutſche Handelsgeſetzbuch (1861), darauf die Aktiennovellen von 
1870, 1884 und das jetzige Handelsgeſetzbuch von 1897. Dieſe Regelung wurde zu- 
nächſt durch die ſog. kleine Aktienreform vom 19. September 1931 (V. d. RPräf., 
NRGBl. L 493 ff., 663) geändert, 


mit zahlreichen Durchführungsverordnungen (15. 12. 31 und ſonſt.); Kapitalherabſetzungs⸗ 
verordnung (6. Dezember 1931, I 537, und zahlreiche Durchführungs⸗ und Verlängerungs⸗ 
verordnungen); Auflöſungsgeſetz vom 6. 10. 34; Anleiheſtockgeſetz vom 4. 12. 34; Amwand⸗ 


lungsgeſetz vom 14. 12. 34; Einzahlungsgeſetz vom 7. 3. 35; G. über eigene Aktien vom 
14. 5. 36 u. a. 


und fie iſt jetzt durch das Reichsgeſetz über Aktiengeſellſchaften und Kommanditgeſell⸗ 
ſchaften auf Aktien (Aktiengeſetz, hier zitiert AG) vom 30. Januar 1937 (RGBl. I. 
107) erſetzt worden. Damit find die entſprechenden Vorſchriften des Handelsgeſetz. 
buchs aufgehoben (hier find die bisherigen 88 des HGBs zum beſſeren Verſtändnis 
öfter angefügt.) Dazu Einführungsgeſetz vom gleichen Tage ſowie Durchführungs⸗ 
verordnungen vom 29. September 1937 und vom 19. November 1937. 


Die Entwicklung ging bei uns fo vor ſich, daß das zunächſt an Stelle des Privilegien- 
ſyſtems eingeführte Syſtem der Konzeſſion (fo noch Allg. D HGB) allmählich durch 
das Syſtem der Normativbeſtimmungen erſetzt wurde, d. h. die Aktiengeſellſchaft tritt 
ins Leben und führt ihr Anternehmen durch, wenn gewiſſe ſichernde Vorſchriften erfüllt 
werden; anfänglich (1870) unter dem Einfluß des Wirtſchaftsliberalismus ſehr weit⸗ 
berzig, wurden dieſe Beſtimmungen nach den Ausartungen der Gründerzeit in der 
Novelle von 1884 ſcharf angezogen und in den SS 178 ff. HG (von 1897) bei- 
behalten; die trotzdem auftretenden ſchweren Mißbräuche der Inflationszeit führten zu 
einer Reihe von Verſchärfungen und Anderungen in der kleinen Aktienreform von 
1931 und der damit zuſammenhängenden Geſetzgebung und find im neuen Aktiengeſetz 
von 1937 folgerichtiger und ſchärfer fortgeführt, und das Ganze iſt nationalſozialiſti⸗ 
ſcher Anſchauung entſprechend umgeſtaltet worden. Alle Normativbeſtimmungen haben 
den Zweck, einerſeits die Gläubiger, denen ja nur das Geſellſchaftsvermögen haftet, 
gegen ſchlechte und insbeſondere egoiſtiſche Verwaltung, namentlich auch gegen Kollu⸗ 
ſionen des Vorſtands, Aufſichtsrats, der Gründer uſw. zu ſchützen, andererſeits gegen 
dieſelben Gefahren den Aktionären Schutz zu gewähren, die wegen der Abjtimmungs- 
verhältniſſe, auch häufig wegen Sachunkenntnis und Ortsverſchiedenheit ſich, beſonders 
als Einzelaktionäre gegenüber großen Aktienpaketen, nicht zu ſchützen vermögen, auch 
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ſchon wegen des beſchränkten Riſikos oft verhältnismäßig gleichgültig find. Der 
beherrſchende Grundgedanke iſt der, daß das Zuſammenbringen des Grundkapitals bei 
der Gründung und ſeine unbedingte Erhaltung während der Dauer der Geſellſchaft 
geſichert werden muß, und daß ferner gefährliche Spekulation, Eindringen fremder 
Elemente, überhaupt geſellſchaftsſchädliche Einflüſſe, die Anterdrückung der Aktionär⸗ 
minderheiten abgewehrt werden müſſen. Es wird das beſonders durch weitgehende 
Publizität von Gründung und Geſchäftsführung ſowie durch immer mehr verfeinerte 
Selbſtkontrolle der Aktiengeſellſchaften unter perſönlicher Haftung der KRontrollieren- 
den (Gründer, Vorſtand, Aufſichtsrat, Reviſoren, Wirtſchaftsprüfer), durch gewiſſe 
Minderheitsrechte, mitgliedſchaftliche Sonderrechte u. ä. erreicht und zugleich durch die 
ſchweren Strafvorſchriften (8 295 ff. AG, bisher §§ 312 bis 319 HGB mit Verord-. 
nungen vom 6. Februar und 12. Dezember 1924 ſowie Geſetz vom 20. 5. 1933). Alle 
dieſe zwingenden Vorſchriften machen das Aktienrecht verwickelt und ihr Vorhanden⸗ 
ſein nötigt auch, da immer wieder neue Gefahren und Amgehungen ſich herausſtellen, 
zu immer wiederkehrenden Neuregelungen des Aktienrechts. 


Die jetzt durch das Aktiengeſetz von 1937 erfolgte Reform hat nicht nur die Be⸗ 
mühungen der ſog. Kleinen Aktienreform von 1931 fortgeführt und verbeſſert, fondern 
ſie hat ſich mit Erfolg bemüht, gegenüber der viel angegriffenen „Anonymität“ und 
ſog. „Kapitaldemokratie“ die Grundgedanken der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchafts⸗ 
ordnung ſcharf durchzuführen. Das führte zur Amgeſtaltung der drei Organe: der 
Vorſtand wurde, entſprechend dem Führerprinzip gegenüber dem Aufſichtsrat verfelb- 
ſtändigt, dieſer letztere auf die Aufſichtsfunktion beſchränkt, die Zuſtändigkeit der 
Generalverſammlung auf beſtimmte wichtige, von ihr überſehbare Angelegenheiten be⸗ 
ſchränkt und damit in Wahrheit geſtärkt. Es wurden die mit verhältnismäßig kleinen 
Anteilen beteiligten ſog. Kleinaktionäre ſtärker geſchützt, insbeſondere durch Steuerung 
des Mißbrauchs der Mehrftimmrechtsaktien, der Vorratsaktien und anderer Gebilde 
der Praris, ferner durch Regelung des Depotſtimmrechts der Banken, durch eine 
wenigſtens teilweiſe Regelung der Konzernverhältniſſe, Amgeſtaltung des Fuſions⸗ 
rechts u. a. Weiterhin iſt namentlich für die Zukunft die Aktiengeſellſchaft auf große 
Kapitalanhäufungen durch das Mindeſtgrundkapital von 500 000 RM beſchränkt und 
durch Wiedereinführung der Tauſend⸗Mark⸗Aktie die Spekulation wenig bemittelter 
Volkskreiſe vom Aktienmarkt ferngehalten. Vor allem iſt der ſoziale Gedanke hervor 
gehoben: Eine Generalklauſel (8 101 AG) ſucht gegen geſellſchaftsfremde Kapital- 
einflüſſe auf die Organe zu ſchützen; es wird durch die Sozialklauſel ($ 77° und 
8 98) die Gewinnbeteiligung von Vorſtand und Aufſichtsrat in angemeſſenes Ver⸗ 
hältnis zu den Aufwendungen für die Gefolgſchaft und das gemeine Wohl geſetzt. 
Immer wieder iſt hervorgehoben, daß die Wirtſchaftsführung in Einklang mit den 
Belangen von Volk und Reich ſtehen muß, insbeſondere iſt der Grundſatz ausge- 
ſprochen (S 70), daß der Vorſtand verantwortlich für die Betriebsleitung nach den 
Erforderniſſen des Wohls des Betriebs, der Geſolgſchaft und des gemeinen 
Nutzens von Staat und Volk iſt. Dabei iſt eine beſondere Staatskontrolle der Aktien. 
geſellſchaften ebenſo wie das Konzeſſionsprinzip über die für alle gewerblichen 
Anternehmungen geltende Staatsaufſicht hinaus vermieden; jedoch kann bei Mißbrauch 
eine Zwangsauflöſung durch den Staat eintreten und in gewiſſen Fällen kann der 
Staatsanwalt (vgl. 88 77 und 98) einſchreiten. So tft eine Lähmung des gefunden 
Anternehmungsgeiſtes durch dauernde Staatseingriffe vermieden, und es iſt zugleich 
durch die Ausgeſtaltung namentlich der Generalverſammlung und des Aufſichtsrats 
mit ihren Funktionen die Anziehungskraft der Aktiengeſellſchaft auf kleine und vor 
allem auf große Kapitalgeber, entſprechend den Mahnungen des Reichsbankpräfi⸗ 
denten Schacht, erhalten und durch Neuregelung der Finanzierungsmöglichkeiten ver. 
ſtärkt worden. Anſer heutiges Aktienrecht trägt neue Züge, die es für das Aktienrecht 
des Auslandes als vorbildlich erſcheinen laſſen. — Eine Darſtellung der Aktien- 
geſellſchaft in allen Einzelheiten verbietet hier der Raum; es muß genügen, die 
Hauptgeſichtspunkte aufzuweiſen. 
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1. Im grundſätzlichen Aufbau wird die Aktiengeſellſchaft vom Vorſtande 
als dem Exekutivorgan geleitet, das von dem Hauptorgan der Geſellſchaft, der 
Generalverſammlung, jetzt Hauptverſammlung (8 105 ff. AG) genannt, abhängt, ohne 
daß dieſe jetzt noch ohne weiteres in die Einzelheiten der Verwaltung eingreifen 
kann, ſondern nur wenn der Vorſtand es ſelbſt fordert (8 103? AG); im übrigen 
hat fie beſtimmt abgegrenzte Kompetenzen, in denen ihre Aberordnung hervor⸗ 


tritt. Sie faßt ihre Mehrheitsbeſchlüſſe nach Aktienbeträgen, ſo daß der Einfluß 


W 


gewiſſer Kapitalgeber (große Aktienpakete) beſonders ſtark iſt, der vereinzelte 
ſog. Kleinaktionär tritt an Bedeutung zurück. Der Aufſichtsrat, von ihr gewählt, 
ſpiegelt die Kapitalverhältniſſe wider und iſt jetzt auf die rein kontrollierende 
Funktion beſchränkt; die bisherige Möglichkeit (HGB 2469, ihm verwaltende Funk. 
tionen bis zur völligen Anterordnung des Vorſtandes zu übertragen, iſt fortgefallen. 
Die Macht ſoll hiernach der Vorſtand ſelbſt üben. Natürlich hindert das nicht, daß 
die Kapitalmehrheit durch die tatſächliche Vermittlung des Aufſichtsrats, auf den der 
Vorſtand etwa Rückſicht nehmen muß, ſowie durch die Beſchlüſſe der Hauptverſamm⸗ 
lung (Entlaſtung) auch auf die Durchführung der Verwaltung einen ſtarken Einfluß 
übt. Dabei wird meiſt ein beſtimmter Mann entſcheidend ſein; es kann das eine 
Perſönlichkeit ſein, die weder dem Vorſtand noch dem Aufſichtsrat angehört, ſondern 
die als Großaktionär (Hauptpartizipant), als Leiter einer Bank, welche zahlreiche 
Aktien ihres Depots vertritt, als großer Abnehmer oder Lieferant einzuwirken in der 
Lage iſt. Der Einfluß eines ſolchen Mannes wird faſt immer von feiner Willens- 
kraft und feinen ſonſtigen geiſtigen Leiſtungen abhängen. Auch ohne die Aktien- 
majorität in der Hand zu haben, beherrſcht oft eine ſtarke Perſönlichkeit die Gejell- 
ſchaft vollſtändig und dauernd, nur äußerlich unterſtützt durch die zeitliche Ausdehnung 
ihrer etwa einmal erfolgten Wahl und Anſtellung. So kann auch der Schwerpunkt der 
Aktiengeſellſchaft oft innerhalb ihres Organaufbaues ſich verſchieben. Aber das neue 
Aktiengeſetz hat gegenüber der bisherigen Regelung eine Geſtaltung geſchaffen, bei 
welcher der leitende Mann in der Stellung als erſtes Vorſtandsmitglied (Vorſitzer) 
eine natürliche Poſition für freie wirrſchaftliche Betätigung findet, indem die Funk⸗ 
tionen des Aufſichtsrats ſowie der Hauptverſammlung ihm gegenüber zurückgedrängt 
find, ohne ihren Sinn verloren zu haben. Aber es bleiben auch heute noch andere 
Wege offen. — Die Aktiengeſellſchaft hat übrigens außer den drei genannten noch 
andere Organe, jo die Reviforen und die Bilanzprüfer, und kann noch weitere be- 
ſondere Organe bilden, z. B. einen Verwaltungsrat, der, verſchieden von Vorſtand 
und Aufſichtsrat, intern die Geſchäfte führt. 


Die Aktiengeſellſchaft iſt überwiegend durch zwingende Rechtsſätze geregelt, doch laſſen 
dieſe Raum für eine Ausgeſtaltung durch die Satzung, das Statut — bisher im Geſetz 
unzutreffend Geſellſchaftsvertrag genannt. Die Satzung wird bei der Gründung auf⸗ 
geſtellt (ſ. u.) und iſt im Zweifel nur mit 34 des Grundkapitals abänderbar, was 
ſatzungsmäßig erfchwert und (außer bei Zweck⸗Abänderung) auch erleichtert werden 
kann; notwendiger Mindeſtinhalt der Satzung: Firma, Gegenſtand, Grundkapital und 


Aktienhöhe, Vorſtandszuſammenſetzung, Form der Bekanntmachungen und dadurch 


* 


mittelbar auch die Form der Hauptverſammlungsberufung (SS 16, 18, vgl. 28, 29 
AG, bisher SS 182, 259, 273 HGB). 


2. Die Gründung der Aktiengeſellſchaft erfolgt durch den Zuſammentritt der Mit- 
glieder unter Aufbringung des Grundkapitals. Durch dieſen perſonenrechtlichen Akt (Be⸗ 
ſchluß) und den vermögensrechtlichen Akt (Rechtsübertragung an die entſtehende Geſellſchaft), 
die zuſammen als der „ſozialrechtliche Konſtitutivakt“ (O. v. Gierke) bezeichnet werden 
können, würde die Vermögenskorporation (Kapitalverein) entſtanden ſein; weitere Beſtim⸗ 
mungen dienen aber der Sicherung. Bei der ſog. einfachen Gründung erfolgt hiernach zunächſt 
Feſtſtellung der Satzung und Abernahme ſämtlicher Aktien durch die (mindeſtens fünf, § 2 
AG) ſog. Gründer (58 16, 21), beide Akte müſſen notariſch (oder gerichtlich) beurkundet 
vorgenommen werden ($ 16); auf dieſer Grundlage wird von der Gründerverſammlung 
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der Auffichtsrat gewählt (nicht mehr der Vorſtand, den der Auf.-Rat beitellt, S 23), und 
andererſeits werden ($ 28 AG) die übernommenen Aktienbeträge (S 22) an den Vorſtand 
zu mindeſtens 4 des Nennbetrages eingezahlt (8 28, § 49, 2 u. 3), was ehemals (HG) 
bar geſchehen mußte, allmählich (1917) erleichtert wurde und jetzt bar oder durch einfache 
Banküberweiſung oder Poſtſchecküberweiſung erfolgen kann (notariſch oder gerichtlich be⸗ 
urkundet); hierauf folgt die — jetzt noch verſchärfte — Prüfung ($ 25) des bisherigen 
Vorgangs durch Vorſtand und Auſſichtsrat und, falls, wie regelmäßig ein Gründer in einem 
dieſer Organe fitzt (oder, neu, für Rechnung eines Mitgliedes dieſer Organe von Dritten 
Aktien übernommen find) durch — jetzt in jedem Falle — vom Gericht auſ Vorſchlag der 
Handelskammer beſtellte Gründungsprüfer (nicht notwendig den Erforderniſſen der Bilanz- 
prüfer entſprechende Reviſoren, 8 25° AG), mit ſchriftlichem Gründungsbericht und ent- 
ſprechender perſönlicher Haftung der Berichtenden; als Schlußakt dann auf Grund des 
urkundlichen Nachweiſes der Gründungsvorgänge, die Anmeldung und Eintragung beim 
Regiſtergericht (SS 28 ff., S 34) mit Veröffentlichung (§ 33, 8 16 AG, immer im Reichs- 
anzeiger und den ſonſt vom Regiſtergericht allgemein beſtimmten Blättern): erft durch 
die Eintragung entſteht die Aktiengeſellſchaft als Geſellſchaft mit eigener Rechtsperſön⸗ 
lichkeit ($ 33 AG, früher § 200 HGB) mit ſelbſtändigen Rechten und Pflichten und 
haftet allein für ihre Schulden (§S 1 AG). — In den Fällen der fog. qualifizierten Gründung 
müſſen (bei perſönlicher und dinglicher Anwirkſamkeit gegenüber der Aktiengeſellſchaft, 
wobei die Gültigkeit der Satzung grundſätzlich unberührt bleibt, § 202) beſtimmte, beſonders 
gefährliche Abreden (Sondervorteil für einzelne Aktionäre, Gründungsaufwand, insbeſondere 
ſog. Gründerlohn, vor allem Sacheinlagen und entgeltliche Abernahmen, z. B. einer vorhan- 
denen Fabrik gegen Entgelt, Definition § 20) in die Satzung aufgenommen und in ſchrift - 
lichem ſog. Gründungsbericht durch ſämtliche Gründer gerechtfertigt werden (88 19, 20, 
Gründerbericht 8 24 AG). — Neben der ſog. Simultangründung gibt es die ſog. Stufen- 
gründung (Sukzeſſivgründung), bei der die Gründer als Erſtaktionäre nicht ſämtliche Aktien 
übernehmen, ſondern nur einen Teil, und im übrigen die Satzung feſtſtellen ſowie durch Auf⸗ 
forderung zur Zeichnung weitere Aktionäre zur Auffüllung des in Ausſicht genommenen 
Grundkapitals werben: dieſe Zeichnung (8 30 AG) erfolgt durch einfache ſchriftliche Erklä⸗ 
rung, den ſog. Zeichnungsſchein (der den weſentlichen Satzungsinhalt, insbeſondere auch die 
etwaigen qualifizierten Gründungsſälle enthalten muß), jo daß für die Zeichner der Beitritt, 
namentlich angeſichts der Vermittlung durch die Banken, erleichtert iſt; die Zeichnung (ebenſo 
wie ſtets der Gründungsbeſchluß) kann nach Veröffentlichung der Eintragung nicht mehr 
wegen Willensmängeln, wie Irrtum und Betrug angefochten werden (feſte Praxis, Ver 
ſchweigung). Außerdem findet bei Stufengründung vor der Eintragung unter Vorſtitz des 
Gerichts eine (praktiſch wenig bewährte, aber beibehaltene) ſog. konſtituierende Hauptver- 
ſammlung ftatt, in der vor Toresſchluß noch einmal Gelegenheit zur Beſprechung der Prü- 
fungsberichte geboten wird und über die Errichtung Beſchluß gefaßt wird (alles zufammen- 
gefaßt in § 30). Die Stufengründung ift heute ſelten, weil die Gründer heute gewöhnlich 
aus eigenen Mitteln oder mit Anterſtützung von Banken, Konzernen, Konſortien die ſämt ; 
lichen Aktien übernehmen, und erſt nach der Eintragung zum Teil wieder abgeben. Vieles 
ſprach für die Beſeitigung. Sie wurde indeſſen beibehalten. Angeſichts der Erhöhung des 
Mindeſtgrundkapitals ſollte eine Aktiengründung auch ohne Gründer⸗Banken durch die un- 
mittelbare Heranziehung weiterer Kreiſe (denen dann eine etwaige ſchnelle Kursſteigerung 
zugute kommt) ermöglicht werden. Abrigens haben die Zeichnungsgrundſätze jedenfalls erbeb- 
1 Bedeutung für die ſpäter zu erwähnende nachträgliche Erhöhung des Grundkapitals 
ehalten. — 


Schon durch die Satzungsfeſtſtellung und Aktienübernahme erfolgt die ſog. Errichtung (8 22) 
und damit entſteht (beſtr.) ein nichtrechtsfähiger Verein, die ſog. Gründergeſellſchaft, die erſt 
durch die Eintragung in die Aktiengeſellſchaft mit korporativem Charakter übergeht (ſog. 
Identitätstheorie). Die Rechtsgeſchäfte dieſer Gründergeſellſchaft, die vielfach vor der Ein⸗ 
tragung vorgenommen werden, wirken nach der Praxis für die künftige Aktiengeſellſchaft, 
ſoweit fie für deren Entſtehung „notwendige“ waren, z. B. Dienſtverträge mit Vorſtands⸗ 
und Aufſichtsratsmitgliedern ſowie mit Perſonal, Lokalmiete, Notarbeſtellung uſw., dagegen 
binden die nicht zur Entſtehung notwendigen Geſchäfte nur die Mitglieder der Gründer- 
geſellſchaft, was natürlich ſpätere übertragung auf die Aktiengeſellſchaft nicht ausſchließt; 
ſoweit derartige Geſchäfte aber „im Namen“ der ſpäteren Aktiengeſellſchaft abgeſchloſſen ſind, 
werden nur die Handelnden perſönlich gebunden (§ 34), doch kann die Geſellſchaft auch ſolche 
Geſchäfte nachträglich dem Vertragsgegner gegenüber genehmigen, und es kann Treu und 
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Glauben entſprechen, daß damit der urſprünglich Handelnde gegenüber dem Gläubiger befreit 
wird. — Fehlen in der Satzung weſentliche Beſtimmungen, ſo tritt die Geſellſchaft zwar ins 
Leben, kann aber aufgelöſt werden (ſogenannte Nichtigkeitsklage jedes Aktionärs uſw., 
SS 216 ff.); doch können die fehlenden oder nichtigen Beſtimmungen durch die General- 
verſammlung (Satzungsänderungsform) nachgeholt werden mit Ausnahme der unbedingt 
erforderlichen Angabe der Höhe des Grundkapitals und der einzelnen Aktien (8 217). Aus- 
ſchlußfriſt 5 Jahre, aber inzwiſchen Löſchung von Amts wegen möglich; Näheres § 216 AG. 
— Strenge Gründungsprüfung durch gerichtlich beſtellte Prüfer (8 B ff.). — Den ganzen 
Gründungsvorgang ſichert zugunſten der Geſellſchaft eine ſtrenge perſönliche Haftung der 
Gründer (8 39 ff.), ferner der ſog. Gründergenoſſen (Dritte bei gewiſſen Schädigungen, z. B. 
bei verheimlichten Gründungsaufwendungen wiſſentlich Mitwirkende), der Emiſſionshäuſer 
(840); weiterhin nicht mehr bloß fubfidiär des Vorſtands und Aufſichtsrats (841); Dritten 
haften alle dieſe Perſonen nur aus Verträgen und aus unerlaubter Handlung; bei Emiſſion 
von Aktien an der Börſe Haftung der Emiſſionsfirma aus dem Börſengeſetz gegenüber dem 
erften wie gegenüber den ſpäteren Erwerbern (8 45 BörſGeſ.). 


3. Aktionär und Aktie. a) Die Aktionäre bilden die Generalverſammlung; ſie find 
die (vom 8 1 ſogenannten) Geſellſchafter der Aktiengeſellſchaft; die Gründer find die 
erſten Aktionäre. Aktie iſt die geſamte auf dem Anteil am Grundkapital beruhende Rechts- 
ſtellung des Aktionärs in der Geſellſchaft; man verſteht unter Aktie aber meiſt nur dieſen 
Anteil am Grundkapital oder oft nur das darüber ausgeſtellte Wertpapier, die Aktien⸗ 
urkunde. Die Summe des Nominalbetrags ſämtlicher Aktien iſt gleich der Summe des 
Grundkapitals, alſo des nominellen Anfangsvermögens der Aktiengeſellſchaft; die Aktie als 
Anteil iſt in einer feſten Summe (z. B. 1000 RM) ausgedrückt; trotzdem bedeutet ſie, da 
das Vermögen einer Aktiengeſellſchaft wie jedes Vermögen im Beſtande fortwährend wechſelt, 
eine Quote dieſes Vermögens, und zwar im Verhältnis des Aktienbetrags zur Grund- 
kapitalſumme: bei einem Geſellſchaſtsvermögen von 1% Million und einem Grundkapital 
von 1 Million hat der 1000-R M. Aktionär mithin einen Vermögensanteil von 1500 RM; 
dem Vorſchlag, die Aktien in bloßen Quoten auszudrücken (ſogenannte Quotenaktie), iſt aber 
wegen der Anüberſichtlichkeit nicht ſtattgegeben worden. 


Die Aktiengeſellſchaft mußte bisher ein Grundkapital von mindeſtens 50 000 RM haben, 
und die Aktien mußten regelmäßig mindeſtens 100 RM oder ein Vielſaches davon betragen. 
Das Handelsgeſetzbuch verlangte im 8 180 nur 5000 RM Mindeſtgrundkapital, nämlich je 
1000 RM von den mindeſtens fünf Gründern (2. Durchf. GVil V. v. 8. 3. 24); für alte 
Geſellſchaſten kann noch ein Grundkapital von 5000 RM und mehr in Betracht kommen; 
vor allem find auch Aktien in geringerer Höhe infolge der Goldumſtellung nach der Inflation 
(20 RM und ſogar weniger) möglich, und ferner konnten Kleinaktien (auf Namen) von 
mindeſtens 20 RM bei gemeinnützigen Unternehmen genehmigt und als ſogenannte vin- 
kulierte, d. h. nur mit Zuſtimmung der Geſellſchaft veräußerliche Aktien ausgegeben werden 
(vgl. 8 180 HGB). Im Gegenſatz zu der engliſch⸗amerikaniſchen Auffaſſung hält man bei 
uns mit Recht zu kleine Aktien für unzweckmäßig, da der Aktienerwerb für den kleinen 
ſachunkundigen Sparer ungeeignet und gar die Spekulation in kleinen Beträgen verwerflich 
iſt. Daher tft jetzt (§ 8), weil die Aktiengeſellſchaft nur Großunternehmen dienlich gemacht 
werden ſoll, der Mindeftbetrag der Aktie auf 1000 RM (höhere auf 500 RM abgerundet) 
für Neuausgabe feit 1. 10. 37 bemeſſen und das Mindeſtgrundkapital auf eine halbe Million 
($ 7). AGen mit geringerem Grundkapital können zunächſt beſtehen bleiben, müſſen aber 
bei weſentlichen Veränderungen des Betriebes ihr Grundkapital auf den fetzt geſetzlichen 
Mindeſtbetrag erhöhen; alte Geſellſchaften unter 100 000 RM Grundkapital müuͤſſen ſich bis 
zum 31. 12. 40 umwandeln oder auflöſen. Alte Aktien unter 1000 RM Nennbetrag bleiben 
beſtehen, jedoch müſſen Zwergaktien unter 100 RM bis ſpäteſtens 31. 12. 40 umgetauſcht 
($ 179 AG) werden (8 7, 8 8 AG; 8 2ff., EG AG; SS 1-6 I. DV zum AG). Am 
31. Dezember 1933 gab es 5433 kleinere Aktiengeſellſchaften mit zuſammen 815,64 Millionen 
Grundkapital gegenüber 3695 Geſellſchaften von je über eine halbe Million Grundkapital 
und einem Geſamtgrundkapital von 14 778 Millionen, wobei freilich die kleineren Geſell⸗ 
ſchaften oft Familiengeſellſchaften und in engeren lokalen Kreiſen gut fundierte Geſellſchaften 
find. Das Geſetz über Amwandlung von Kapitalgeſellſchaften vom 5. Juni 1934 mit Durch- 
führungsverordnungen von 1934 und 1935 dient der Amwandlung kleinerer Aktiengeſell⸗ 
ſchaften (ſowie von Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung und Aktienkommanditgeſellſchaften) 
in Offene Handelsgeſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften und Einzelfirmen (Statiſtik BArch. 
38, 2665 20% AG). — Daneben regelt § 257 AG die Amwandlung der AG in andere 
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Kapitalgeſellſchaftsformen (ARG, GmbH, berar. Gewertsß) und umgekehrt. Vgl. unten 
Nr. IV. — Der Juſtizminiſter kann für Grundkapital und für Aktien kleinere Beträge zulaſſen 
(S 7,8 8), ohne an die alten Grundſätze ($ 180 HG) gebunden zu fein. 


b) Aber die Aktie, d. h. das Mitgliedſchaftsrecht, wird die Aktienurkunde ausgeſtellt. 
ohne daß die Entſtehung des verbrieften Rechts davon abhängig wäre, wohl aber deſſen 
Geltendmachung und Abertragung. Die Aktienurkunde kann Rekta-, Order- oder Inhaber ⸗ 
papier ſein; geſetzlich iſt fie (5 10 AG) beim Schweigen der Satzung Namenpapier (und 
zwar geborenes Orderpapier), doch iſt fie tatſächlich ſchon wegen des Börſenhandels meift 
Inhaberpapier. Vor der Ausſtellung der Arkunde können ſogenannte Interimsſcheine, Zwi⸗ 
ſchenſcheine (§ 85) ausgegeben werden, nur als Namenpapiere (8 10), und zwar vor oder 
nach Volleinzahlung; eine Namens- (nicht eine Inhaber-) Aktie kann ebenfalls vor der 
Volleinzahlung ausgehändigt werden, muß aber genau den noch ausſtehenden Betrag an- 
geben (8 102). Die Aktie iſt, abgeſehen von der vinkulierten Namensaktie (8 613, vol. § 50) 
immer frei veräußerlich; in der leichten Negoziabilität beſteht gerade ihre wirtſchaftliche 
Bedeutung; der Geſellſchaft (nicht dem Erwerber) gegenüber wirkt freilich die Veräußerung 
der Namensaktie erſt durch Eintragung in das Aktienbuch (8 61). Auch die noch nicht voll 
eingezahlte Aktie kann veräußert werden. Zahlt der urſprüngliche oder der ſpätere Erwerber 
einer noch nicht voll eingezahlten Aktie den eingeforderten Einlagereſt nicht ein, ſo tritt 
(außer etwaiger Vertragsſtrafe) die ſogenannte Kaduzierung ein: er wird ſeines Aktienrechts 
unter Ausſtellung einer neuen Arkunde für verluſtig erklärt, und dieſe wird, wenn auch die 
Vormänner nicht zahlen können, zum Vörſenpreiſe oder meiftbietend (unter Ausfallshaftung 
des Ausgeſchloſſenen) verkauft (Näheres SS 58 ff. etwas geändert) — ein Fall ſcharfer Ver ⸗ 
zugswirkung ohne Entſchuldigungsmöglichkeit und eines möglichen Ausfalls am Grundkapital. 


e) Der Aktionär haftet lediglich ſür die Einlage, und zwar nur der Geſellſchaft 
(8 1 AG); die einzigen Ausnahmen find: die Haftung gegenüber den Geſellſchaftsgläubigern 
wegen geſetzwidriger Auszahlungen (ausgenommen nur gutgläubig empfangene Gewinn- 
anteile und Zinſen, § 56), und ferner wiederkehrende ſatzungsmäßige Sachleiſtungspflichten 
(S 50) bei vinkulierten Namensaktien (insbeſondere Rübenlieferungspflicht in Zuckerfabrik 
Aktiengeſellſchaften gegen Entgelt nach § 55). Im übrigen beſteht eine allgemeine Treupflicht 
des Aktionärs gegenüber Geſellſchaft und Mitaktionären auf Anterlaſſung geſellſchafts⸗ 
ſchädlicher Handlungen (vgl. SS 101, 1972). — Die Rechte der Aktionäre find — abgeſehen 
von Rechten, die fie wie jeder Dritte, z. B. als Darlehnsgläubiger, Hypothekengläubiger 
uſw. haben (ſogenannte Gläubigerrechte) — Rechte aus der Mitgliedſchaft: ſie haben ein 
Recht am Geſellſchaftsvermögen, das ſich beſonders im Anſpruch auf Dividende nach Maß⸗ 
gabe der Generalverſammlungsbeſchlüſſe und im anteiligen Recht am Geſellſchaftsvermögen 
bei Auflöſung zeigt, fie haben ferner Rechte auf Betätigung in der Generalverſammlung 
(ſtimmrechtsloſe Aktien find [nach § 122] jetzt als Finanzierungsmittel bis zur halben Höhe 
der ſtimmberechtigten Aktien mit nachzahlbarer Vorzugsdividende zuläſſig, 88 115 ff.). Die 
Aktionäre können (ebenſo wie auch der Vorſtand ſowie unter Amſtänden die einzelnen Vor⸗ 
ſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder) geſetz⸗ und ſatzungswidrige Generalverſammlungs⸗ 
beſchlüſſe anfechten (vgl. SS 197 ff.); doch können ſolche Beſchlüſſe auch ohne Anfechtung nichtig 
gegenüber jedermann ſein, nämlich wenn ſie unmittelbar gegen die im öfſentlichen Intereſſe 
gegebenen Vorſchriften (wie Formvorſchriften des Aktienrechts, Grundſtruktur der Aktien- 
geſellſchaft, Sicherung des Grundkapitals, Verbot der Vergewaltigung der Minorität nach 
§ 138 BGV ͤuſw.) verſtoßen, was wegen der entſtehenden Anſicherheit eng auszulegen und jetzt 
etwas eingeſchränkt iſt (erſchöpfende Aufzählung § 195). Es iſt in gewiſſen Fällen (S 196) 
auch Heilung möglich. Es beſteht der Grundſatz der Gleichberechtigung der Aktionäre, 
wenigſtens innerhalb einer Aktiengattung ($S 11, 19, 20 AG). 

d) Die Mitgliedſchaſt iſt ſeitens der Geſellſchaft nur in ganz beſtimmten Fällen entzieh ; 
bar (durch Kaduzierung § 58, Amortiſation § 192, bei Kapitalherabſetzung $ 175). Die 
einzelnen Aktionärrechte können einfache Mitgliedsrechte fein, fie können aber auch mitglied- 
ſchaftliche Sonderrechte (8 35 BG) fein, die als ſelbſtändiger Anteil am Geſellſchaftsgut 
unentziehbar find; wo ſolche Rechte bei einer Korporation beſtehen, ſpricht man mit 
O. v. Gierke vom Vorliegen einer deutſch-rechtlichen Genoſſenſchaft. Dieſe Struktur darf 
im allgemeinen nicht zu ſtark ausgedehnt werden und iſt im heutigen Staatsrecht durch 
die Betonung des Pflichtgedankens zurückgedrängt, iſt aber innerhalb einer Kapitalgeſellſchaft 
mit Majoritätsbeſchlüſſen wie der Aktiengeſellſchaft unentbehrlich, um die Kapitalzuſammen⸗ 
bringung durch Sicherung der Aktionäre gegen die Majoritätsherrſchaft zu gewährleiſten. 
Es gehören zu den Sonderrechten vor allem das Recht auf gleichmäßige Berückſichtigung 
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bei der Dividendenverteilung (innerhalb der Aktiengattung) und das Recht auf Anteil am 
Vermögen der aufgelöſten Geſellſchaft, ferner die grundſätzliche Anentziehbarkeit des Mit ⸗ 
gliederrechts, die Anentziehbarkeit des Anfechtungsrechts, mit Einſchränkungen das Bezugs- 
recht (8 153, jetzt 4 Entziehungsmehrheit) auf neu ausgegebene Aktien, ferner aber auch 
die Minoritätsredte auf Generalverfammlungs - Einberufung, Prüferbeſtellung, Erſatz⸗ 
anſprüche (SS 116, 1187, 122). 


e) Es find Aktiengattungen möglich, das find Gruppen von Aktien, die innerhalb 
der Gruppe gleich, im Vergleich mit anderen Gruppen verſchieden ausgeſtaltet find (S 11, 
vgl. $ 130 n 4; 1492; Gruppenabſtimmungen in SS 1492, 1752 AG), man unterſcheidet dem⸗ 
gemäß gern Stammaktien und Vorzugs- (Prior itäts-) Aktien. Der Vorzug der einen Gattung 
kann vor allem in Gewinnvorzügen liegen, namentlich in einer Vorzugsdividende, die auch 
durch Nachzahlungen (aus Gewinn) für die folgenden Jahre „garantiert“ ſein kann (unzuläſſig 
iſt feſte Verzinſung) und die auch zugleich wieder eine Beſchränkung nach oben, im Gegenſatz 
zu einer nicht bevorzugten Gattung haben kann, ferner Vorteile oder Nachteile bei Ver ⸗ 
teilung des Liquidationserlöfes; möglich waren bisher auch Stimmvorrechte (8 252,1 HGB) 
einer Gattung, ſog. Mehrſtimmrechtsaktien, ſeit der Inflation mit oft ſehr ſtarker Erhöhung 
(3- bis 4mal, aber auch 100-, ja 1000 mal): zunächſt aus der Sorge vor ſogenannter „Aber ⸗ 
ſremdung“ durch ausländiſche Kapitaliſten in der Inflation, dann aber auch vor Aufkäufen 
von Aktienpaketen durch Truſts oder Konkurrenz ſtark hervorwuchernd, können dieſe Aktien 
die nichtbevorrechtigte Gruppe der Geldgeber von jedem Einfluß ausſchließen und ihr Miß⸗ 
brauch kann unſittlich (8 138 BGV) fein. Sie wurden ſtark bekämpft, völlige Abſchaffung 
war aber unzweckmäßig, weil in manchen Fällen Aberfremdungsgefahr wirklich beſteht oder 
ein Abergewicht der öffentlichen Hand, eines Konzerns uſw. im Intereſſe der Volksgemein⸗ 
ſchaft (z. B. Verkehrsunternehmungen, Waffenfabriken) notwendig fein kann, während das 
Privatkapital überwiegt. Sie find für unzuläſſig erklärt (S 122), der Wirtſchaftsminiſter 
kann aber im Einvernehmen mit dem Juſtizminiſter Ausnahmen geſtatten. 


Der Erwerb eigener Aktien durch die Aktiengeſellſchaft führt zu einer Gefährdung 
des Grundkapitals; er iſt aber z. B. bei kommiſſionsweiſem Erwerb durch eine Aktienbank, 
bei Erbfolge, Fuſion, Zwangsvollſtreckung in eigene Aktien nicht vermeidlich. Das Handels- 
geſetzbuch (8 226) verbot mit Ausnahme des kommiſſionsweiſen Erwerbs voll eingezahlter 
Aktien den Verwaltungen den Erwerb, doch war dieſer nicht nichtig, ſondern machte die 
Verwaltungen nur ſchadenserſatzpflichtig. Die Novelle von 1931 hat (im § 226) die Frage 
eingehender geregelt und das AG (S 65) hat ſich dieſer Regelung mit einigen Abänderungen 
angeſchloſſen. Danach iſt zuläſſig: Der Erwerb bis zu ¼bꝭ des Grundkapitals (ausnahms⸗ 
weiſe Erhöhung dieſes Hundertſatzes läßt § 651 zu) zur notwendigen Abwendung eines 
ſchweren Schadens (Aktienſtützung im Kredit- oder Abſatzintereſſe, Verhinderung von Auf- 
käufen durch die Konkurrenz uſw.), ferner Erwerb nach den Vorſchriften über Herabſetzung 
des Grundkapitals und bei Einkaufskommiſſionsausführung; eigene Interimsſcheine und nicht 
voll eingezahlte eigene Aktien dürfen außer zur Schadensabwendung nicht erworben werden; 
der Erwerb macht die Verwaltung ſchadenserſatzpflichtig, aber das dingliche Erwerbsgeſchäft iſt 
auch jetzt nicht nichtig, ſoweit nicht verbotener Erwerb von nicht voll eingezahlten Aktien 
(Verluſt des Reſtbetrags!) oder Interimsſcheinen in Betracht kommt. Kommiſſionsweiſer 
Erwerb durch Dritte für die Aktiengeſellſchaft und Pfanderwerb ſtehen gleich, auch der 
Erwerb von Aktien der herrſchenden Geſellſchaft durch eine Tochtergeſellſchaft. Anentgeltlich, 
ferner durch Erbfolge, Zufion, Zwangsvollſtreckung können eigene Aktien nach wie vor 
erworben werden. Das Stimmrecht eigener Aktien kann die Geſellſchaft ſelbſt nicht ausüben, 
ebenſo nicht das Bezugsrecht (dies aber verkaufen) und nicht das Recht auf Liquidations- 
erlös; Dividende kann nicht gezahlt, aber (für künftige Veräußerungsfälle) zurückgeſtellt 
werden: die Aktiengeſellſchaft kann nicht ihr eigenes Mitglied ſein, und die Mitgliedsrechte 
ruhen bis zur Weiterveräußerung der Aktie (§ 65 Satz 7). 


f) Die bisher vielfach vorkommenden ſogenannten Vorratsaktien (Verwaltungsaktien. 
Schutzaktien) ſind in der Hand von Aktionären, welche vertraglich, meiſt als Treuhänder, 
verpflichtet find, nach Maßgabe der Weifung durch die Verwaltung zu ſtimmen oder auch 
die Aktien der Geſellſchaft auf Wunſch zur Verfügung zu ſtellen; ſie dienten dem Schutz 
der Geſellſchaft gegen Eingriffe geſellſchaftsfeindlicher Erwerber von Aktienpaketen uſw., 
aber auch zu Finanzierungszwecken (Vorratsaktien im engeren Sinn); ſie wurden namentlich 
während der Inflation vielfach durch die Verwaltung an Vertrauensperſonen bei Kapital ⸗ 
erhöhungen zugeteilt oder auf Rechnung der Geſellſchaft erworben. An ſich zuläſſig, konnten 
fie zu fittemwidriger Anterdrückung von Minderheiten bei Abſtimmungen mißbraucht werden 
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(jo daß § 138 BGV eingreift) und mußten n. r. M. in der Hand von Treuhändern nach 
den Grundſätzen des Erwerbs eigener Aktien behandelt werden; als Finanzierungsaktien, 
die etwa einem großen Kapitalgeber auf Option an Stelle von Obligationen zur Verfügung 
geſtellt werden, find fie durch Einführung des „bedingten Kapitals“ (ſiehe unten) ſberflüſſig 
geworden. Das AG verſagt daher der Abrede, daß fie für Rechnung der Geſellſchaft 
erworben find, die Anerkennung; der Erwerber haftet unbeſchränkt für die volle Einlage 
und hat vor deren Volleinzahlung keine Aktionärrechte (8 51 AG, vgl. aber 8 6 EG). Eine 
abhängige Unternehmung darf Aktien der herrſchenden nicht zeichnen (8 512), bei Schaden 
haftung der beteiligten Organe. 

g) Von den Aktien durchaus verſchieden find die Obligationen; es handelt ſich 
lediglich um Schuldverſchreibungen, die auch dinglich geſichert ſein können; ſie gehen im 
Konkurs der Aktiengeſellſchaft den Aktien natürlich vor, aber die Obligationäre haben nicht 
einen Anteil am Geſellſchaftsvermögen im Sinn der Mitberechtigung des Aktionärs (und 
inſofern keine „Sachwerte“); die Obligationen find meiſt feſtverzinslich, können aber (Genuß 
ſcheine) auch auf Dividende geſtellt ſein (dann nähern ſie ſich wirtſchaftlich der Aktie, wie die 
Aktie mit „garantierter, aber begrenzter Dividende“ ſich als obligationsähnliche Aktie dar⸗ 
ſtellt); bei ſogenannten Wandelobligationen (convertible bonds) kann der Gläubiger ein 
Optionsrecht auf nachträgliche Aushändigung von Aktien gegen Rückgabe der Obliga⸗ 
tionen haben. 

4. Die Neuerungen des Aktiengeſetzes betreffen hauptſächlich die Organe der Aktien- 
geſellſchaft. a) Die Haupt verſammlung, Generalverſammlung (vgl. 88 102 ff. 
über Zuſammenſetzung, Beſchlüſſe, Abſtimmungsverhältniſſe, Einberufung durch Vorftand 
und erreichbar durch Aktionärminorität von ½, Verfahren, Beurkundung uſw.) als grund; 
ſätzlich, wenn auch nicht immer praktiſch wirkſames Hauptorgan erregte hauptſächlich Anſtoß 
durch die bei ihr zur Geltung kommende ſogenannte Anonymität des kapitaliſtiſchen 
Einfluſſes. Es beſteht kein Zweifel, daß dem Kapital in Perſon der ſtimmberechtigten 
Aktionäre ein entſcheidender Einfluß eingeräumt werden muß, da ſonſt ſich keinesfalls 
ausreichende Kapitalgeber im In- und Ausland finden werden. Aber die Möglichkeit 
plötzlich infolge Verkaufs von Aktienpaketen wechſelnder Majorität, die Zuſtändigkeit zum 
Hineinſprechen der Verſammlung in jede beliebige Angelegenheit, die Anmöglichkeit, wichtige 
Verwaltungsakte durch ſolche Beſchlüſſe zahlreicher Perſonen zu erledigen, vor allem ein 
unerwarteter Einfluß auf die Perſonalien des Aufſichtsrats und (mindeſtens mittelbar) 
des Vorſtandes kann in der Tat die Stabilität der Geſellſchaft erſchüttern. Dazu kommt 
das Depotſtimmrecht der Banken, die für ihre zerſplitterte Kundſchaft große Maſſen von 
Stimmen vom eigenen Intereſſenſtandpunkt aus, auch anonym, zu vertreten in der Lage find. 
Dieſe Gefahren wurden freilich oft überſchätzt: wirklich anonym wird der Einfluß großer, 
unerwartet erworbener Aktienpakete oder der unerwartete Zuſammenſchluß von Aktien; 
gruppen ſelten ſein; man wird die entſcheidenden Perfönlichkeiten faſt immer kennen, und 
die Banken, die durch ihre Kreditgewährung an die Aktiengeſellſchaft oder an deren Liefe- 
ranten, Kunden uſw. vielfach mit den Aktiengeſellſchaftsintereſſen verbunden find, werden nicht 
häufig ihren Einfluß geſellſchaftsſchädlich ausnutzen, zumal ihre Kunden fie (auch ftraf- 
rechtlich durch die Antreuevorſchriften) verantwortlich machen können. Daher wurde im AG das 
viel erörterte Depotſtimmrecht der Banken nicht beſeitigt, ſondern nur eine wiederkehrende 
ſchriftliche Vollmacht des Kunden (an Stelle einer bloßen Klauſel in den allgemeinen 
Geſchäftsbedingungen) gefordert (8 114%); denn der Einzelaktionär mit wenigen Aktien 
kann aus tatſächlichen Gründen feine Rechte in der Generalverſammlung nicht wahrnehmen, 
und die Bank, welche gewöhnlich die Aktiengeſellſchaft bei der Gründung finanziert hat 
und oft noch weiter finanziert, die Aktien aber an ihre Kunden abgegeben hat, wird immer 
einen ſehr ſachkundigen, meift auch innerlich berechtigten Einfluß üben. Abgelehnt iſt auch 
der Gedanke, alle Aktien zu Namensaktien zu machen, da dies namentlich bei Riefen- 
unternehmen eine nicht zu bewältigende Aktienbuchführung hervorrufen und zugleich den 
Aktienumſatz ſchädigen müßte; gewichtigen Bedenken (Schlegelberger) unterlag auch der 
Vorſchlag, daß diejenigen Aktionäre, welche ſich mit Namen im Aktienbuch eintragen 
laſſen, nach mindeſtens zwei Jahren das doppelte Stimmrecht genießen ſollen, um den 
Daueraktionären (Sparern) im Gegenſatz zu dem fluktuierenden Kapital (Spekulanten, 
freilich durchgängig nur 10 v. H.) einen Vorteil zu ſchaffen, fie in engere perſönliche Ver⸗ 
bindung mit der Verwaltung zu bringen und die Anonymität einzuſchränken; indeſſen würde 
die unbedingt nötige leichte Veräußerlichkeit und Beleihbarkeit der Aktien damit geſtört, 
eine Amgehung durch Holdinggeſellſchaften, Zertifikatenhandel uſw. bliebe leicht möglich, 
die Verdoppelung des Stimmrechts würde hauptſächlich den Großbeteiligten, weniger den 
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ſogenannten Kleinaktionär intereſſieren, und zugleich für die Banken einen Machtzuwachs 
im Depotſtimmrecht bedeuten. Dagegen war naheliegend, den Einfluß der Generalver⸗ 
ſammlung im Intereſſe der Stabilität der Verwaltung dadurch zu fchwächen, daß man ihre 
Kompetenz verringert, die bisher eine allumfaſſende war. Als Mittel blieb dazu nur 
möglich der Ausbau der mitgliedſchaftlichen Sonderrechte (3. B. des Fragerechts § 112), 
vor allem der Minoritätsrechte (vgl. oben), und die tunlichſte Beſeſtigung der Stellung 
des Vorſtandes und Aufſichtsrates, alſo der Führerſtellung der Verwaltung. Dies war 
nur möglich durch Einſchränkungen des kapitaliſtiſchen Charakters der Aktiengeſellſchaft im 
Rahmen des für die Kapitalbeſchaffung noch Möglichen. Geblieben aber find der General- 
verſammlung vor allem die Verfaſſungsfragen (Satzungsänderung) einſchließlich der Grund- 
kapitalveränderungen, die Auſſichtsratswahl (8 87), die Entlaſtung von Vorſtand und 
Auffichtsrat (8 104), die Abberufung des Aufſichtsrats (8 872); dagegen iſt die Hauptfrage, 
ob ihr Bilanzierung und Gewinnverteilung zu überlaſſen ſei, vermittelnd gelöſt: Der 
Jahresabſchluß (Bilanz) und der Geſchäftsbericht des Aufſichtsrats iſt ihr bei der Ver⸗ 
handlung über die Entlaſtung vorzulegen (8 1042); fie iſt an den vom Vorſtand aufgeftellten, 
vom Wuffihtsrat gebilligten Jahresabſchluß gebunden (8 1262), beſchließt aber über die 
Gewinnverteilung (8 1041), kann alſo den Reingewinn von der Verteilung (auch teilweiſe) 
ausſchließen. In die ſonſtigen Angelegenheiten der Geſchäftsführung kann ſie jetzt nur noch 
auf beſonderes Verlangen des Vorſtandes eingreifen ($ 1035). 


b) Der Vorſtand (88 70 ff.), jetzt immer vom Auffichtsrat, und zwar jederzeit aus 
wichtigem Grunde (8 75°, alſo nicht mehr willkürlich, und immer unbeſchadet der Anſprüche aus 
dem Angeſtelltenvertrag) widerruflich beſtellt, kann aus einer oder mehreren Perſonen beſtehen, 
regiſtriert, im Innenverhältnis im Dienſtvertrag, aber nicht im Handlungsgehilfenverhältnis, 
meift auf feſtes Gehalt und zugleich auf Tantieme ($ 77) geſtellt, hat grundſätzlich die 
ganze Geſchäftsführung und jedenfalls die geſetzliche Vertretung der Geſellſchaft Dritten 
gegenüber unbeſchränkt und unbeſchränkbar, grundſätzlich kollektiv, ſatzungsgemäß aber auch 
in Einzelvertretung oder häufig in Vertretung durch ein Mitglied zuſammen mit einem 
anderen oder einem Prokuriſten (vgl. SS 71, 74). Die Geſchäftsführung konnte bisher 
ſtark durch die Befugnis des Aufſichtsrats eingeſchränkt ſein, der nicht nur in beſtimmten 
geſetzlichen Fällen, ſondern vor allem auf Grund der Ermächtigung durch die Satzung 
(vgl. 8 246, 3) dem Vorſtand Weiſungen bis zur vollen Abhängigkeit erteilen konnte. Jetzt 
(vgl. § 701) iſt die Stellung des Vorſtandes zu einer ſtarken Führerſtellung ausgebaut. 
Es ift das im Grunde der ſchon lange bei vielen Geſellſchaften verwirklichte Gedanke 
einer ſtarken und ſtabiliſierten Verwaltung. Die Erfahrung hat gezeigt, daß namentlich in 
großen und daher für die Volksgemeinſchaft beſonders wichtigen Anternehmungen einzelne 
hervorragende Perſönlichkeiten die entſcheidende Macht in der Hand haben, geſtützt auf die 
kapitalkräftigen Gruppen innerhalb der Geſellſchaft (durch eigene Beteiligung oder auf 
Grund des Vertrauens der Großaktionäre oder auch der finanzierenden Banken mit ihren 
Depotſtimmen), aber zugleich und oft ganz vorwiegend auf die geiſtige Aberlegenheit, auf 
Tatkraft, Kenntniſſe, Erfahrungen und Anſehen. Die Abhängigkeit ſolcher Perſönlichkeiten, 
oft auch mehrerer oder ihrer ſtützenden Gruppe von einer zufällig wechſelnden General- 
verſammlungsmehrheit oder von rein kapitaliſtiſchen Erwägungen eines oder mehrerer 
größeren Aktionäre iſt für das Anternehmen und ſeine Gefolgſchaft durchaus unerwünſcht. 
Es erwies ſich daher als zweckmäßig, im Geſetz (§ 101) den Mißbrauch der Aktionärſtellung 
und ſonſtiger Machtſtellungen auch Dritter (z. B. großer Abnehmer) durch die Anordnung 
einer Haftung für alle vorſätzlichen (leider nicht auch grobfahrläſſigen) geſellſchaftsſchädlichen 
Beeinfluſſungen der Vorſtands⸗ und Aufſichtsratsmitglieder zu bekämpfen; eine Ausdehnung 
ſolcher Haftung auf Abſtimmungen iſt nicht erfolgt (S 1017), jedoch iſt ($ 1972) wegen 
ſolcher Abſtimmungen ein Anfechtungsrecht gegeben. Im übrigen iſt aber die Feſtigkeit der 
Verwaltung jedenfalls durch die Stellung des Vorſitzenden innerhalb eines mehrgliedrigen 
Vorſtandes als eigentlichen Führers geſichert worden; der Vorſitzende (S 75°) entſcheidet 
mangels abweichender Beſtimmung als Führer (8 70, vgl. aber EG 71); doch tragen auch 
die ihm nachgeordneten Vorſtandsmitglieder für die ihnen beſonders überlaffenen Funk⸗ 
tionen die volle Haftung. Die Haftung des Vorſtandes kann aber nicht, wie auch gefordert 
wurde, eine reine Erfolgshaftung ſein (da ſich ſonſt geeignete Vorſtandsmitglieder meiſt 
nicht finden würden), ſondern iſt (841) die Haftung für Sorgfalt des ordentlichen und 
gewiſſenhaften Geſchäftsleiters (8 84). Als Gegengewicht der geſtärkten Stellung des Vor⸗ 
ſtandes iſt (8 75) das Vorſtandsmitglied auf höchſtens 5 Jahre zu beſtellen, die Einkünfte 
müſſen (§ 781) in angemeſſenem Verhältnis zur Arbeitsleiſtung und zur Geſellſchaftslage 
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ſtehen, fie können bei weſentlicher Verſchlechterung der Geſellſchaftslage und dadurch ein- 
tretender ſchwerer Anbilligkeit vom Auffichtsrat (mit Kündigungsrecht des Betroffenen) 
herabgeſetzt werden (§ 782). Kreditgewährungen an Vorſtandsmitglieder werden kontrolliert 
(§ 80) und es beſteht vor allem die Sozialklauſel (8 77°), wonach ihre Gewinnbeteiligung 
in angemeſſenem Verhältnis zu den Aufwendungen für Gefolgſchaft und öffentliche Zwecke 
ſtehen müſſen. 


c) Der Aufſichtsrat (SS 86 ff.) muß aus mindeſtens drei Perſonen beſtehen, welche 
ebenſowenig wie die Vorſtandsmitglieder Aktionäre zu ſein brauchen; er wird immer von 
der Generalverſammlung gewählt, damit er die Kapitalverhältniſſe widerſpiegelt, daher 
keine Kooptation. Doch iſt jetzt (8 88 ff.) ein Sonderrecht auf Mitgliedſchaft oder auf 
Entſendung eines frei auszuwählenden Mitgliedes etwa für einen Großaktionär oder einen 
früheren Einzelinhaber des Anternehmens oder auch den Staat, eine Kommune uſw. 
ſatzungsmäßig zuläſſig. Die Mitglieder haſten bei ihrer gemeinſamen Tätigkeit für alle 
Sorgfalt (8 99); eine Geſchäftsverteilung, insbeſondere auch Bildung von Spezialaus⸗- 
ſchüſſen iſt möglich und unentbehrlich, entbindet aber die anderen Mitglieder nicht von 
ihrer allgemeinen Sorgfaltspflicht. Führerprinzip beſteht hier nicht. Eine Vertretungsmacht 
nach außen hat der Aufſichtsrat nur in wenigen, ausſchließend aufgezählten Ausnahme⸗ 
fällen (in Prozeſſen und bei Rechtsgeſchäften mit dem Vorſtand, anderſeits Anfechtung 
von Generalverſammlungsbeſchlüſſen gegen ihn und den Vorſtand). Der Aufſichtsrat iſt 
trotz Gegenbeſtrebungen beibehalten worden; eine Verſchmelzung von Auffichtsrat und Vor- 
ſtand nach dem Vorbild des engliſch-amerikaniſchen board hat nicht ſtattgefunden, dagegen 
iſt jetzt der Aufſichtsrat auf die bloßen Kontrollfunktionen beſchränkt; der verwaltende Auf⸗ 
ſichtsrat iſt fortgefallen; damit hört bei vielen Geſellſchaften die Geſtaltung auf, daß der 
Vorſitzende des Aufſichtsrats auch rechtlich der eigentliche Leiter des Anternehmens iſt; 
rein tatſächlich wird er es bleiben können, wenn er die nötige Kapitalmacht oder ſonſtigen 
Einfluß hat und damit die Generalverſammlung beherrſcht. Die Bezüge der Auffſichtsrats⸗ 
mitglieder werden nach wie vor durch die Generalverſammlung feſtgeſtellt. Juriſtiſche Perſonen 
(Banken, befreundete Konzerngeſellſchaften) können nach dem AG lebenſowenig wie bisher) 
Auffichtsratsmitglieder fein, auch wo fie tatſächlich ihre Vertrauensperſonen entſenden; doch 
werden ſie in Zukunſt wie andere Dritte für geſellſchaftsſchädliche Beeinfluſſung haften 
müſſen (ſiehe oben b, § 101). — Die Zahl der Aufſichtsratsmitglieder iſt maximal (auf 7—20) 
beſchränkt und der einzelne darf grundſätzlich nicht mehr als 10 Auffſichtsratsſtellen haben 
(vgl. § 86); für die Einkünfte gilt wie beim Vorſtand die wichtige Sozialklauſel (S 98). 
Die Frage der Bilanz und Dividendenfeſtſtellung ſührt zum nächſten Punkt. 


5. Gewinn und Verluſt und das damit eng zuſammenhängende Bilanzweſen find 
durch das Handelsgeſetzbuch (SS 260 ff., abgeändert durch die Novelle von 1931) ſehr ein- 
gehend geregelt, jetzt im Anſchluß daran durch 8 125 ff. AG; das kann hier nicht im 
einzelnen wiedergegeben werden. Grundgedanke iſt der, daß niemals Gewinn vorhanden 
ſein kann, wenn nicht das Effektivvermögen der Geſellſchaft den Betrag des Grundkapitals, 
d. i. des nominellen Anfangsvermögens, erreicht hat; nur der dann aus der Jahresbilanz ſich 
ergebende Aberſchuß kann Gewinn ſein. Daher ſteht in der Jahresbilanz in den Paſſiven 
(als vom Effektivvermögen zum Zwecke der Gewinnfeſtſtellung abzuziehen) nicht wie bei 
der Offenen Handelsgeſellſchaft das Vermögen von Anfang des Geſchäftsjahrs, ſondern 
das Grundkapital ($ 131). Außer dem Grundkapital müſſen aber auch noch die offenen 
Reſerven und Rücklagen vor Ausſchüttung von Gewinn abgezogen werden (aljo ebenfalls 
in den Paſſiven gebucht werden). — Die Referven find teils geſetzliche (bis zu 10 v. H. 
des Grundkapitals aus 5 v. H. des jährlichen Reingewinns, Agio bei Aberpariemiſſionen, 
gewiſſe Zuzahlungen der Aktionäre (vgl. § 130), teils aber und hauptſächlich freiwillige, 
z. B. für Ausfälle, Erneuerungen, Penſionen uſw. Die Bilanz iſt ſehr eingehend geregelt 
(beſonders § 131 ff.), iſt zur Verhütung oberflächlicher und Scheinbilanz ſeit 1931 nach 
ſehr eingehendem Schema vorzunehmen (§ 131, entſprechend die Gewinn- und Verluſt⸗ 
rechnung § 132), wird ſeit 1931 von einem oder mehreren Bilanzprüfern geprüft, und zwar 
beides auch auf die Innehaltung der wichtigen Bewertungsregeln ($ 133, 88 135 ff.); die 
Bilanzprüfer werden von der Generalverſammlung, eventuell von der Induſtrie⸗ und 
Handelskammer oder ausnahmsweiſe vom Gericht (vgl. Näheres § 136) beſtellt und bedürfen 
beſtimmter Vorbildung; fie erftatten einen Prüfungsbericht (8 139) mit ſogenanntem Be⸗ 
ſtätigungsvermerk (§ 140). Die Aktionäre haben kein Recht auf Verteilung des fo errechneten 
Gewinns; die Geſellſchaftsverſammlung kann ihn ſogar ganz zurückhalten (§ 104 vgl. oben); 
Vorſtand und Auffichtsrat beſtimmen im übrigen Rücklagen und Verteilung auf Grund 
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des vom Vorſtand aufgeſtellten Jahresabſchluſſes, woran die Hauptverſammlung gebunden iſt; 
Feſtſtellung des Jahresabſchluſſes nur bei Meinungsverſchiedenheit zwiſchen Vorſtand und 
Auffichtsrat oder bei freiwilliger Aberlaſſung an die Hauptverſammlung ($ 125%); erſt mit 
der Feſtſtellung der Gewinnverteilung entſteht ein klagbarer Anſpruch (Gläubigerrecht) des 
Aktionärs, im Dividendenſchein verkörpert. Nach dem Anleiheſtockgeſetz (4. Dezember 1934 
und DUBO vom 3. April 1935) iſt bei allen Kapitalgeſellſchaſten Gewinn über 6 v. H. zurüd- 
zuhalten und darf grundſätzlich erſt nach drei Jahren verteilt werden (etwas abweichend 
bei kleinen Geſellſchaften). — 


6. Kapitalbeſchaffung und Amgeſtaltung der Geſellſchaft. 


a) Die Kapitalbeſchaffung bei der Gründung ergibt ſich ſchon aus dem Vorgeſagten. Tritt 
nachträglich Kapitalbedarf ein (Ausdehnung, Sanierungszwecke uſw.), ſo muß, wenn nicht 
Kredite durch Obligationen, Bankkreditierungen u. a. beſchafft werden können, eine Grund ⸗ 
kapitalerhöhung (88 149 ff.) durch Ausgabe neuer Aktien ſtattfinden. Beſchloſſen 
von der Generalverſammlung grundſätzlich (8 149) mit Dreiviertelmehrheit und ſonſt be⸗ 
ſonders geſichert (Regiſtrierung des Beſchluſſes, Angaben über die praktiſch häufigen Sach ; 
einlagen uſw.), wird ſie durch Zeichnung vorgenommen (wie bei Sukzeſſivgründung, ſiebe 
oben 2). Die bisherigen Aktionäre haben ein Bezugsrecht, ſoſern die Generalverſammlung 
nicht (wie bisher ſaſt immer) anders beſchließt; ſie haben dann den Vorteil, der bei 
günſtiger Lage der Geſellſchaft durch das vorausſichtlich eintretende Steigen der Aktien über 
Pari ſich ergibt; dieſes Bezugsrecht kann jetzt (S 153°) nur mit Dreiviertelmehrheit aus- 
geſchloſſen werden. Neu eingeführt iſt (8$ 169 ff.) die Kapitalerhöhung im Sinne des 
ſogenannten genehmigten Kapitals, derart, daß ſchon die Satzung oder der mit beſonderen 
Sicherungen zu umgebende Erhöhungsbeſchluß (nicht über die Hälfte des bisherigen Grund- 
kapitals hinaus uſw.) dem Vorſtand (auf 5 Jahre) die Möglichkeit gibt, erſt künſtig im Falle 
des Bedarfs bis zur beſtimmten Höhe neue Aktien auszugeben; ein Anterfall iſt die ebenfalls 
neu eingeführte (SS 159 ff.) fogenannte bedingte Kapitalserhöhung, bei der für vereinbarte 
Bezugsrechte, insbeſondere für die Option bei Wandelobligationen (vgl. § 174) und für 
Zufionen (fiehe unten) der Beſchluß ſchon lange vor dem Eintritt des beſtimmten Bedarfs- 
falls gefaßt werden kann, ſo daß ſich Vorratsaktien für ſolche Zwecke erübrigen. — 


b) Die Herabſetzung des Grundkapitals unter entſprechender Vernichtung 
(Einziehung) von Aktienrechten (SS 175 ff.) kann eine efſektive fein, weil zuviel Kapital 
vorhanden iſt (z. B. bei günſtiger Abſtoßung eines beſonderen Betriebszweiges): dann erſolgt 
fe auf Grund entgeltlichen Erwerbs und Kaſſierung eigener Aktien, alſo durch Kapital- 
rückzahlung; oder aber ſie iſt (viel häufiger) eine bloß rechneriſche, was bei Sanierungen 
bedeutſam iſt: das Grundkapital iſt gegenüber einem geſunkenen Effektivvermögen ſo hoch, 
daß auf abſehbare Zeit eine Dividende nicht möglich iſt, oder die vorhandenen Aktionäre 
müſſen zum Teil weichen, um Heranziehung neuer Beträge durch parallellaufende Kapital 
erhöhung mit verbeſſerten Gewinnausſichten (z. B. Vorzugsaktien) zu ermöglichen; dann 
erfolgt die Grundkapitalherabſetzung entweder durch Herab ſetzung des Nominalbetrags der 
einzelnen Aktie (ſtatt 2000 auf 1000, alſo Halbierung des Grundkapitals) oder durch Ver⸗ 
minderung der Aktienzahl, Zuſammenlegung (1 Aktie für 2 von 1000 RM nominal; wer nur 
eine hat, muß ſie zur Verwertung gegen den gewöhnlich ungünſtigen Erlös einreichen) 
oder endlich durch die — ſogleich zu erörternde — Einziehung von Aktien, ſogenannte Umor- 
tiſation. In allen Fällen beſtehen ſtrenge Formvorſchriften zur Sicherung der Aktionäre 
und vor allem der Gläubiger, da durch die Herabſetzung die Haftungsbaſis gemindert oder 
in gewiſſen Fällen auch ſogar Mittel der Aktiengeſellſchaft geradezu an die Aktionäre 
herausgegeben werden: daher Herabſetzungsbeſchluß mit Dreiviertelmehrheit, Regiftrierung 
des Beſchluſſes, Sperrjahr für Zahlungen an Aktionäre aus der Herabſetzung (Aktienpreis, 
Dividende), zwecks Gläubigerſicherung, Gläubigeraufgebot mit Befriedigung oder Sicher⸗ 
ſtellung. — In den Fällen der Herabſetzung des Aktiennominalbetrags ſowie der Aktien- 
zahl verminderung beſteht ſeit der Verordnung vom 9. Oktober 1931 und ihren Ergänzungen, 
jetzt nach 88 182 ff. AG die gutbewährte Kapitalherabſetzung in erleichterter 
Form. Bei dieſer tft, lediglich zur Sanierung (Verluſtdeckung), eine Herabſetzung mittels 
Dreiviertelmehrheit, und zwar durch Nennbetragsänderungen oder Zuſammenlegungen, aber 
ohne Gläubiger⸗Aufgebot und Befriedigung oder Sicherſtellung möglich, wobei jedoch Herab- 
ſetzungsauszahlungen an Aktionäre vor Erreichung der 10% geſetzlichen Rücklage keinesfalls 
zuläſſig ſind und bei Ausſchüttungen von mehr als 4 v. H. Dividende in den nächſten zwei 
Geſellſchaftsjahren die Gläubiger Recht auf Sicherung haben, fo daß die ſchlimmſten Ge⸗ 
fahren für die Gläubiger fortſallen. — Dieſe erleichterte Kapitalherabſetzung findet keine 
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Anwendung bei der bereits erwähnten Kapitalherabſetzung durch Amortifation, Ein 
ziehung von Aktien (88 182 ff.). Nach der Neuregelung iſt dieſe nur zuläſſig als Zwangsein⸗ 
ziehung (meiſt Ausloſung), wenn ſie in der urſprünglichen Satzung oder vor Abernahme oder 
Zeichnung der Aktien vorgeſehen war, jo daß die Aktienerwerber über die Gefahr unterrichtet 
waren. Es finden die erwähnten ſtrengen Schutzbeſtimmungen Anwendung. — Erleichtert 
tft die Amortiſation dagegen, wenn fie durch Einziehung unentgeltlich oder aus Rein- 
gewinn oder aus freier Rücklage erworbener Aktien erfolgt (8 192°). Wenn in der Satzung 
auch die einzelnen Bedingungen der Einziehung feſtgeſtellt waren, kann an Stelle des Haupt ⸗ 
verſammlungsbeſchluſſes eine Vorſtandsentſcheidung treten ($ 1927). 


e) Die Verſchmelzung (Fuſion) zweier Aktiengeſellſchaften iſt beſonders für die 
Konzern- und Truſtbildungen von großer Bedeutung. Sie kann fo erfolgen, daß die von 
der Abernehmerin übernommene Geſellſchaft liquidiert wird; ſie erfolgt aber in der weit 
überwiegenden Zahl von Fällen ohne Liquidation der Übernommenen, da es gewöhnlich 
darauf ankommt, deren Anternehmen, wie es ſteht und liegt, der Abernehmerin einzufügen. 
Dieſe „eigentliche“, ſogenannte liquidationsloſe Fuſion nennt jetzt das Geſetz allein noch 
Verſchmelzung (Fuſion); bei ihr (88 234 ff.) findet eine eigentümliche Geſamtnachfolge 
(Aniverſalſukzeſſion) der Abernehmerin in das Vermögen der Abernommenen (ähnlich einer 
Erbfolge) ſtatt. Dies beruht auf dem Verſchmelzungsvertrag; deſſen Annahme bedeutet für 
die Abernommene einen Auflöſungsbeſchluß und bedarf bei beiden Geſellſchaſten der Drei⸗ 
viertelmehrheit, für die Abernehmende iſt ſie regelmäßig eine Kapitalerhöhung, da die 
Aktionäre der Abernommenen ftatt ihrer bisherigen Aktien neuzuſchaffende der Abernehmen · 
den erhalten müſſen (falls dieſe nicht eigene Aktien ausreichend beſitzt). Mit der Eintragung 
der Verſchmelzung in das Handelsregiſter der übertragenden Geſellſchaft geht deren ganzes 
Vermögen auf die Abernehmerin über und die Abertragende erliſcht (§ 240): alle Rechte 
(auch grundbuchliche) und Pflichten der Abernommenen find durch einheitlichen Rechtsakt 
auf die Abernehmerin übergegangen; die Aktionäre der Abernommenen ſind ohne weiteres 
Aktionäre der Abernehmerin. Beſeitigt iſt die bisherige Beſtimmung, daß das Vermögen 
der Abernommenen im Rahmen des Vermögens der Abernehmerin zunächſt „getrennt ver ⸗ 
waltet“ wurde, es galt (auch wenn eine oft unvermeidliche tatſächliche Vereinigung, z. B. 
des Eigentums an Rohmaterialien, Kaſſenbeſtänden ſtattgefunden hat), im Verhältnis zu 
den Gläubigern der Abernommenen als für ſie reſerviertes Sondervermögen, es konnte 
getrennter Konkurs, getrennte Zwangsvollſtreckung darüber ſtattfinden, notfalls unter Wieder 
ausſonderung der Werte; dies dauerte, bis Gläubigeraufruf und Sperrjahr für die Aber · 
nommene abgelaufen waren; erft dann konnten auch die Gläubiger der Abernehmerin auf 
das übernommene Vermögen greifen ($ 307 HGB). An die Stelle iſt eine Sicherſtellung 
der Gläubiger der übertragenden Geſellſchaft (auf Verlangen innerhalb von 6 Monaten) 
getreten; ferner Schadenshaftungen (8 241, §8 243 ff.). Das Geſetz behandelt entſprechend 
die Verſchmelzung durch Neubildung einer dritten, neuen Geſellſchaft, in der mehrere Aber · 
tragende aufgehen (8 247); es gibt ferner bisher fehlende Regeln für Verſchmelzungen mit 
Kom auf Aktien, GmbH und bergrechtlichen Geſellſchaften (88 248 ff.). 

d) Wird „mit Liquidation“ verſchmolzen (ſogenannte „uneigentliche“ Fuſion), fo liegt ein 
Anterfall der Veräußerung des Aktien vermögens im ganzen, der Ver- 
mögensübertragung vor (jetzt geregelt in S 255 AG). Eine ſolche führt zur Liquidation auf 
Grund eines Hauptverfammlungsbeſchluſſes; doch kann (nicht muß) fie im Fall der Aber⸗ 
nahme einer Aktiengeſellſchaft durch das Reich, ein Land oder eine Gemeinde ähnlich der 
eigentlichen Fuſion ohne Liquidation erfolgen ($ 253), damit die öffentliche Hand in ver⸗ 
einfachter Weiſe ein unverſehrtes Unternehmen ſich einverleiben kann, und zwar hier zweck ⸗ 
mäßig ohne beſondere Schutzmaßregeln. 


7. Ende (SS 203 ff.). Auflöſung der Aktiengeſellſchaft tritt ein durch Wuflöfungs- 
beſchluß mit Dreiviertelmehrheit, ferner durch ſtatutenmäßigen Zeitablauf, Konkurseröffnung, 
weiterhin Verlegung des Sitzes ins Ausland (gleich Auflöſungsbeſchluß), Fuſionsbeſchluß. 
durch Amwandlung (fiehe unten), durch Rechtskraft der Konkursabweiſung mangels Maſſe 
ſowie auf Antrag der Handelskammer, der Steuerbehörde oder von Amts wegen mangels 
Vermögen (Auflöſungsgeſetz vom 9. Oktober 1934), endlich durch Staatsakt wegen geich- 
widrigen Verhaltens (S 43 BGB, und jetzt beſonders § 288 ff. AG); dagegen nicht durch 
Veräußerung des Betriebs, nicht durch Vereinigung aller Aktien in einer Hand (Einmann- 
gefellſchaft) oder durch Verluſt der Gewerbekonzeſſion für den Betrieb, auch nicht durch 
Veräußerung aller Aktien, ſelbſt nicht mit vollkommener Amgeſtaltung des Betriebs (fo- 
genannter Mantelkauf). 
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Mit der Auflöfung tritt die Aktiengeſellſchaft in Liquidation (außer bei liquidations⸗ 
loſer Fuſion, Staatserwerb, Amwandlung, ſiehe oben) oder gegebenenfalls in Konkurs. 
Die Liquidation vollzieht ſich entſprechend derjenigen der Offenen. Handelsgeſellſchaft, doch 
find die Beſtimmungen hier zwingend, ſo daß das Verfahren konkursähnlich iſt; aber 
Liquidation durch Verwertung des Vermögens im ganzen iſt möglich. Liquidatoren ſind 
die Vorſtandsmitglieder; jedoch auf Antrag des Auffichtsrats oder eines Zwanzigſtels der 
Aktien gerichtliche Beſtellung (vgl. 8 206), Vermögensverteilung erſt nach Ablauf eines 
Sperrjahrs ($ 213), Regiſtrierung des Abwicklungsſchluſſes (8 214). — Konkurs wird nicht 
nur bei Zahlungsunfähigkeit, ſondern auch bei Aberſchuldung des Effektivvermögens eröffnet 
($ 207 KO): Antragszwang für Vorſtand ($ 240 983). Zur Konkursmaſſe gehören die 
Anſprüche der Aktiengeſellſchaft auf Einlagerückſtände, etwaige Nebenleiſtungen u. a. (8 217); 
dagegen konkurrieren aktiv die Aktionäre mit ihren Gläubigerrechten (z. B. feſtgeſtellte Divi⸗ 
dende), aber nicht mit ihren Mitgliedsrechten (Liquidationserlös). — Da die Aktien- 
geſellſchaft während des Auflöſungszuſtandes fortdauert, kann fie nach Fortfall des Auf 
löſungsgrundes, z. B. bei Konkurseinſtellung, Zwangsvergleich im Konkurs (vgl. 8 215), 
fortgeſetzt werden. Sonſt erliſcht ſie bei der Beendigung der Liquidation mit der Löſchung 
Getzt S 214); durch dieſes Erlöſchen fällt auch die Firma fort. 


II. Die Kommanditgeſellſchaft auf Aktien (KAG, SS 320 ff., jetzt 88 219 ff. 
AG), ſelten vorkommend, dat den alten Gedanken wiederaufgenommen, daß der Haupt- 
partizipant perſönlich haftet und zugleich die Aktiengeſellſchaft leitet; fie iſt eine Korporation, 
innerhalb deren perſönlich haftende Gefellſchafter (Komplementare, einer oder mehrere) neben 
einer Gruppe von Mitgliedern ſtehen, deren Anteile Aktien find und die, in einer General ⸗ 
verſammlung zuſammengefaßt, durch den von ihnen gewählten Aufſfichtsrat vertreten werden 
(Kommanditiſten⸗Aktionäre); Komplementare und Kommanditiſten⸗Aktionäre ſtehen grund⸗ 
ſätzlich zueinander in demfelben Verhältnis wie in der Kommanditgeſellſchaft der Kom⸗ 
plementar zum Kommanditiſten. Dementſprechend bilden die Komplementare der Kommandit- 
geſellſchaft auf Aktien den Vorſtand der Korporation (entſprechend dem Vorſtand der Aktien- 
geſellſchaft) und haben Geſchäftsführung und Vertretung. Antereinander ſtehen mehrere 
Komplementare wie Geſellſchafter einer Offenen Handelsgeſellſchaft. Hiernach finden auf die 

Kommanditgeſellſchaften auf Aktien ſowohl Aktienrechtsvorſchriften wie ſolche der Kommandit- 
geſellſchaft und der Offenen Handelsgeſellſchaft Anwendung. Der Grundgedanke iſt größere 
Sicherung der Gläubiger und der Kommanditiſten⸗Aktionäre durch die perſönliche Haftung 
der Komplementare; dagegen brauchen die Komplementare heute längſt nicht mehr in An⸗ 
ſehung der Einlagen die Hauptpartizipanten wie bei den Aktiengeſellſchaften des 17. und 
18. Jahrhunderts zu ſein. Sie können aber Einlagen machen und dazu ſtatutenmäßig auch 
verpflichtet feing dieſe werden dann wie die Einlagen eines Komplementars einer Kom ⸗ 
manditgeſellſchaft behandelt; ſie können aber natürlich auch Aktien der Geſellſchaft erwerben, 
für folche Aktien der Komplementare war aber bisher das Stimmrecht in der General ; 
verſammlung ausgeſchloſſen (3 327); das AG (8 227) gibt ihnen dagegen das Stimmrecht (außer 
bei Entiaſtung der Komplementare, des Auffichtsrats, deſſen Wahl und Abberufung, Be⸗ 
ſtellung von Sonderprüfern oder Abſchlußprüfern, Crſatzanſprüchen uſw.). Außerdem aber 
bedürfen die Beſchlüſſe der Generalverſammlung der Zuſtimmung der Komplementare, ſoweit 
in der Kommanditgeſellſchaft Komplementar und Kommanditiſt ſich einigen müſſen (alſo 
nicht bei der Aufſichtsratswahl), ausgenommen wieder die evtl. gerade gegen die Komplementare 
gerichteten Beſchlüſſe: Gewinn und Verluſt werden zwiſchen den Komplementaren (nach 
Maßgabe ihrer perſönlichen Einlagen) und den Kommanditiſten⸗Aktionären (nach Maßgabe 
des aufgebrachten Grundkapitals) verteilt, und zwar nach den Grundſätzen der Kommandit ; 
geſellſchaft; alſo für den Gewinn gilt zunächſt Vorzugsdividende bis zu 4 v. H. der beider ⸗ 
ſeitigen Kapitalanteile, Reſt „nach Angemeſſenheit“, was zu ſtatutenmäßiger Feſtlegung 
nötigt; berechnet wird der Gewinn zunächſt als Jahresgewinn wie bei der Kommandit- 
geſellſchaft, doch verbinden ſich damit für die Kommanditiſtengruppe die aktienrechtlichen 
Bilanzvorſchriften, fo daß das aufgebrachte Grundkapital und die Einlagen der Komplemen⸗ 
tare in den Paſſiven ſtehen und eingebracht ſein müſſen, ehe von einer Gewinnausſchüttung 
die Rede ſein kann. Dieſe Grundſätze, zu denen noch eine ſtarke Beſchränkung für die 
Gewinnauszahlung an die Komplementare kommt ($ 230 AG), werden ganz regelmäßig 
durch die Satzung vereinfacht, um ſo mehr, als die privaten Einlagen der Komplementare 
eine verhältnismäßig geringe Rolle zu ſpielen pflegen. Der Gedanke, durch die perſönliche 
Haftung von Komplementaren die Aktiengeſellſchaft überhaupt zu ſichern und daher den 
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Gedanken der Kommanditgeſellſchaft auf Aktien für alle Aktiengeſellſchaften zu verallgemeinern, 
iſt abwegig, da bei den heutigen Riefenbeträgen die perſönliche Haftung weder den Gläu⸗ 
bigern noch den Aktionären ernſthaften Nutzen bringt (vgl. oben über Erfolgshaftung des 
Aktienvorſtands). Aber die perſönliche Haftung iſt eine Art Warnung an die Haftenden, 
und die ganze Stellung der Komplementare kommt dem Gedanken des Führerprinzips 
im Aktienweſen entgegen. 


III. Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung (GmbH) iſt eine 
vereinfachte Form der Aktiengeſellſchaft. Sie ift durch Geſetz vom 20. April 1892 
(neugefaßt 20. Mai 1928; geändert 1930, 1931, 1933, 1935, Auflöſungsgeſetz vom 
9. 10. 1934) eingeführt worden, zunächſt für Vereinigungen von Miterben und für ähn- 
liche Fälle ohne ſpekulativen Charakter, Kolonialgeſellſchaften uſw., hat ſich dann aber 
ungemein ausgebreitet und erſetzt heute vielfach die Offene Handelsgeſellſchaft wegen 
der bei ihr gebotenen Beſchränkung der Haftung, ferner die Aktiengeſellſchaft wegen 
der ſehr erleichterten Sicherungsbeſtimmungen und dient vielfach den Konzernen, 
Truſts uſw. als Dachgeſellſchaftsform. Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt 
vielfach von unſoliden Elementen gebraucht und mißbraucht worden und erfreut ſich 
darum mit Recht keines guten Rufs; doch dient fie in der Mehrheit ihrer überaus 
zahlreichen Fällen ſoliden Geſchäftsunternehmungen, ſei es nun, daß ſie tatſächl ich, 
aus wenigen Mitgliedern beſtehend, ſtark das innere Weſen der Perſonalgeſellſchaft 
hat, ſei es, daß es ſich um Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung mit ſehr zahlreichen, 
nicht ſelbſt tätigen Mitgliedern handelt, z. B. bei Konzern ⸗Dachgeſellſchaften oder bei 
den Zwangskartellierungen der Kriegszeit unter ſcharfer militäriſcher Kontrolle oder 
bei aktiengeſellſchaftsähnlichen größeren Anternehmungen mit vereinfachter Organi- 
ſation. Die Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt in der Grundanlage ebenſo wie eine 
Aktiengeſellſchaft beſchaffen, hat eine Mitgliederverſammlung und einen oder mehrere 
ſogenannte Geſchäftsführer (Vorſtand), braucht aber keinen Aufſichtsrat zu haben, und 
ein ſolcher kann, falls vorgeſehen, ſeit jeher beliebig geſtaltet fein, ſo daß er z. B. 
nicht gewählte, ſondern ſtatutenmäßig feſt beſtimmte Mitglieder (Staatskommiſſare, 
bei einer Gasanſtalt der Bürgermeiſter der Stadt uſw.) haben kann. Ihre Gründung 
iſt immer Simultangründung; keine feſte Gründerzahl (nur „mehrere“ Perſonen) 
notwendig; nur bei Sacheinlagen (8 5, $ 8) Sicherung ähnlich, aber ſchwächer als 
bei der aktienrechtlichen qualifizierten Gründung; Mitgliederverſammlungsbeſchlüſſe 
(außer Satzungsänderungen) bedürfen nicht der gerichtlichen oder notariellen Be⸗ 
urkundung; ein Zehntel der Kapitalbeteiligung hat gewiſſe Minderheitsrechte, wie 
Verſammlungseinberufung, Anſpruch auf Auflöſung und Liquidation; keine 
Gründungsreviſion; die Gründungsvorſchriften find zu verſchärfen. 


Die Geſchäftsanteile der Mitglieder beſtimmen ſich nach der von ihnen übernommenen 
Stammeinlage (feſte Summe; abweichend von der Aktiengeſellſchaft, wo beides, 
Geſchäftsanteil wie Einlage, als Aktie zuſammenfällt), und zwar (8 5) von mindeſtens 
500 RM, während das Stammkapital der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung 
mindeſtens 20 000 RM betragen muß (wäre zu erhöhen). Die Anteile ($ 15) find 
nicht notwendig urkundlich verbrieft; ihre Abtretung iſt nur gerichtlich oder notariell 
möglich: zwecks Verhinderung des Börſenhandels (was aber wenig Bedeutung er- 
langt hat). Eintragung der Geſellſchaft kann nach Einzahlung eines Viertels, jedoch 
von mindeſtens 250 RM, auf jede Stammeinlage erfolgen (8 7, 2), was wohl beſſer 
(namentlich bei Nichterhöhung des Mindeſtkapitals) auf Volleinzahlung umgeſtellt 
würde. Im Gegenſatz zur Aktiengeſellſchaft können auf Grund der Satzung von der 
Geſellſchaſt (nicht von Gläubigern oder vom Konkursverwalter) Nachſchüſſe gefordert 
werden, und zwar je nach der Satzung beſchränkt oder unbeſchränkt; zur Vermeidung 
der Zahlung iſt Abandon möglich (8 27, abweichend von der Reederei geſtaltet); bei 
Nichtzahlung Entziehung des Anteils evtl. mit Verſteigerung (S 27, 2). Ferner beſteht, 
anders als bei der Aktiengeſellſchaſt, geſetzliche Bürgſchaft jedes Mitgliedes für die 
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Volleinzahlung der Stammeinlage aller anderen Mitglieder, jedoch zunächſt mit 
Teilung, aber mit weiterer Verteilung des Ausfalls (8 24; eine beſchränkte Garantie · 
pflicht für die Schulden der Geſellſchaft ift erwägenswert). Bilanzierung ähnlich wie 
bei der Aktiengeſellſchaft (aber nur bei Bankgeſchäften veröffentlicht), entſprechend 
auch Kapitalerhöhungen und -berabjegungen ſowie Auflöfung und Liquidation; die 
Einmanngeſellſchaft wird in der Praxis auch hier zugelaſſen und iſt ſehr häufig, aber 
gefährlicher als bei der Aktiengeſellſchaft, weil der Fortfall der gegenſeitigen Kontrolle 
der Mitglieder für die Gläubiger angeſichts der geringen Schutzbeſtimmungen gefähr- 
licher iſt. Eine Reform der Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung iſt im Gange; 
einige Hauptpunkte find im vorſtehenden angedeutet. Die Einführung des Führer 
prinzips nach dem Muſter der für das Aktienrecht jetzt geltenden Beſtimmungen 
iſt nicht ſo dringlich wie dort, weil es ſich hier leicht durch die Praxis bilden 
läßt. Aberhaupt kann (mit Fr. Klauſing) die Reform in Einzelbeſtimmungen weniger 
weitgehend fein, wenn man die ſtaatliche oder ftänd iſche Kontrolle verſchärft, insbeſon⸗ 
dere eine negative Konzeſſion bei der Gründung (Verbot ungenügend fundierter Ge⸗ 
ſellſchaften) und auch im Verlauf der Geſchäftsdurchführung (3. B. Einreichung der 
Bilanzen in allen Fällen an die Handelskammer, Aberwachung der Treuhänder⸗ 
verhältniſſe) einführt. 


IVV. Amwandlung der handelsrechtlichen Unternehmungen. 
Es liegt im Intereſſe der „Erhaltung der Anternehmungen“, daß Handelsgeſellſchaften 
ſich in eine andere Form der Handelsgeſellſchaft umwandeln können, ohne daß ſie ſich 
zunächſt auflöſen und dann eine volle Neugründung vornehmen müſſen. Das war von 
jeher möglich für Amwandlung einer Perſonalgeſellſchaft (Geſamthandgeſellſchaft) in 
die andere: die Offene Handelsgeſellſchaft kann in eine Kommanditgeſellſchaft durch 
Zutritt eines Kommanditiſten oder Abertritt eines Geſellſchafters der Offenen Han⸗ 
delsgeſellſchaft in das Kommanditiſtenverhältnis umgewandelt werden und umgekehrt 
G. B. 8 139, 8 173 HGB); ebenſo kann das unternehmen des Einzelkaufmanns (und auch 
die Stille Geſellſchaft) in eine Offene Handelsgeſellſchaft oder eine Kommanditgeſell⸗ 
ſchaft übergehen und umgekehrt (z. B. 8 28, 8 142). Dagegen war die Amwandlung 
einer korporativ organiſierten Handelsgeſellſchaft (Aktiengeſellſchaft, Kommandit⸗ 
geſellſchaft auf Aktien, Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung), jetzt ſogenannte Kapital- 
geſellſchaft, nicht überall vorgeſehen: eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien konnte 
zwar (nach 8 332) ohne weiteres unter Wahrung ihrer Identität in eine Aktien- 
geſellſchaft umgewandelt werden: dagegen war die umgekehrte Amwandlung der Aktien- 
geſellſchaft in eine Kommanditgeſellſchaft auf Aktien nicht im Geſetz vorgeſehen, und das 
Reichsgericht lehnte die entſprechende Anwendung des 8 332 HGB ab, ſo daß die 
Aktiengeſellſchaft aufgelöſt und das Neſtvermögen in feinen einzelnen Stücken auf die 
neue KGaA übertragen werden mußte (Singularſukzeſſion). Andererſeits konnte eine 
AGeſ. leicht (8 80 GmbcGeſ.) in eine GmbH im Wege der Aniverſalſukzeſſion des 
Vermögens verwandelt werden, aber umgekehrt bedurfte es der Auflöſung. Das neue 
Recht hat die Amwand lung aller Kapitalgeſellſchaften in eine andere Art der Kapital⸗ 
geſellſchaft jetzt (88 257 ff. AG) einheitlich geregelt, und zwar ſtets unter Zugrunde⸗ 
legung des ſog. Identitätsprinzips; die Geſellſchaft nimmt nur eine neue Rechtsform 
an, bleibt aber beſtehen; nur bei der Amwandlung der AGeſ. und der AKomnGeſ. in 
eine GmbH iſt den Aktionären zur Vermeidung der Schlechterſtellung ein Ausſcheiden 
bei Widerſpruch vorbehalten (88 268, 282 AG). — Schließlich war bisher die Am⸗ 
wandlung einer ſogenannten Kapitalgeſellſchaft in eine Perſonalgeſellſchaft und 
umgekehrt immer nur durch Auſlöſung und Neugründung möglich, weil man ſich davor 
geſcheut hat, die Amwandlung ganz verſchiedener Geſellſchaftstypen ineinander unter 
Identitätswahrung zu beſtimmen (obwohl dieſer rein konſtruktionelle Gedanke das 
Reichsgericht nicht abgehalten hat, eine Gründergeſellſchaft in die Aktiengeſellſchaft 
durch Eintragung unter Identitätsfeſthaltung übergehen zu laſſen). Nunmehr find 
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dieſe formellen Bedenken in dem Geſetz über Amwandlung von Kapitalgeſellſchaf ter 
vom 5. Juli 1934 (Durchführungsverordnungen vom 14. Dezember 1934 und 17. Ma i 
1935) überwunden, und zwecks Erleichterung „der Abkehr von anonymen Kapitalformen 
zur Eigen verantwortung des Anternehmers“ iſt beſtimmt, daß Aktiengeſellſchaften, 
Kommanditaktiengeſellſchaften, Geſellſchaften mit beſchränkter Haftung durch ſtatuten⸗ 
ändernde Beſchlüſſe unter Identitätswahrung des Unternehmens in Offene Handels- 
geſellſchaften, Kommanditgeſellſchaften, unter Amſtänden auch in Geſellſchaften des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs und ferner in ein Einzelunternehmen übergeführt werden 
können; der Beſchluß bedarf der Dreiviertelmehrheit des Grundkapitals, und die bei 
dieſer Mehrheit nicht beteiligten Mitglieder müſſen bis zu neun Zehntel des Grund- 
kapitals nachträglich beitreten; die übrigen (Diſſentierenden) werden „angemeſſen 
entſchädigt“ (nicht bloß ihre Aktien verwertet). Geht die Kapitalgeſellſchaft in ein 
bereits beſtehendes Anternehmen über, ſo findet eine getrennte Vermögensverwaltung 
und Gläubigerſicherſtellung durch Aufruf mit Friſt von 6 Monaten ſtatt (S§8 6 und 7 
des Geſetzes). 


V. Anternehmenszuſammenſchlüſſe des Handels verkehrs find 
mannigfach, in immer ſteigendem Maße ausgebildet und in den größten Verbänden 
vielfach die Wirtſchaft beherrſchend, auch international verzweigt; ſie bedienen ſich 
der im vorſtehenden geſchilderten Verbandsformen des Handelsrechts ſowie des 
bürgerlichen Rechts, zum Teil find fie durch eine ſehr eingehend ausgebildete Kautelar- 
praxis herkömmlich, aber doch immer wieder wechſelnd ausgeſtaltet. Ihre verſchiedenen 
Arten können hier nur ganz kurz angedeutet werden. 


1. Die Gelegenheitsgeſellſchaften find Vereinigungen zu vorüber- 
gehendem Zweck, insbeſondere die Konſortien als Gründerkonſortien (ſiehe Aktien- 
geſellſchaften), Bank-, Emiſſionskonſortien zu Finanzierungszwecken, Metageſchäfte 
(d. ſ. Vereinigungen zu einzelnen Geſchäften), Ringe und Pools als Ein. oder Ver- 
kaufskonſortien an der Börſe (hier nicht ſelten als Preistreibervereinigungen bedenf- 
lich und ſittenwidrig) uſw.; fie find regelmäßig Geſellſchaften des bürgerlichen Rechts, 
nur ſelten, weil nicht dauernde Gewerbebetriebe, Offene Handelsgeſellſchaften; bis- 
weilen find fie nur Innenverbände, d. h. die Mitglieder find durch Einzelverträge mit 
einem nach außen allein hervortretenden Anternehmer verbunden, oder es beſtehen 
Anterkonſortien, die hinter einem Hauptkonſortium ſtehen. 


2. Kartelle (Syndikate), Zuſammenſchlüſſe ſelbſtändig bleibender Anternehmungen 
zu einer dauernden, der Förderung ihrer Tätigkeit dienenden Verbindung: immer 
handelt es ſich um irgendwelchen Verzicht auf freie Gebarung für Produktion oder 
Abſatz oder Gewinn uſw.; ſie können Preiskonventionen, Geſchäftsbedingungsgemein⸗ 
ſchaften, ferner beſonders Kontingentierungskartelle mit Verteilung der Produktion 
oder der Rohſtoffbeſchaffung, auch des Gewinns nach einem Schlüſſel fein; Kombi- 
nationen ſolcher Zwecke ſind häufig; die Gelegenheitsgeſellſchaft kann bei dauerndem 
Gewerbebetrieb zum Kartell werden. Die Kartelle können die Wirtſchaft durch Ent- 
laſtung von Konkurrenz fördern, aber z. B. durch Hochtreiben der Preiſe, Sperren 
u. d. auch Anternehmer (Eintrittszwang), Abnehmer und Lieferanten ſchwer drücken 
und ausnahmsweiſe geradezu unfittli (8 138 BGB) wirken. Schranken ihrer Macht 
ſtellung ziehen ihnen (abgeſehen von $ 826 und § 138 BGB) die Kartellverordnung 
vom 2. November 1923, die Kartellverordnung vom 26. Juli 1930 ſowie jetzt die 
Geſetze vom 15. Juli 1933 und 5. September 1934; auch auf Konventionen oder ähn- 
liche Abmachungen erſtreckt, regeln dieſe Beſtimmungen: Schriftform bei Begründung 
und bei Beſchlüſſen, Kündigungsrecht der Mitglieder aus wichtigem Grunde, Ge- 
nehmigung der Sperren gegen Mitglieder oder Dritte, Nichtigkeitserklärung (jgetzt 
durch den Reichswirtſchaftsminiſter) bei Mißbrauch uſw. Die Kartelle können ein ⸗ 


2 ——— l Ü 5ꝶwmA ĩ˙·iV 


Handelsrecht 65 


fache wechſelſeitige Verpflichtungsverträge fein oder aber Geſellſchaften des bürger⸗ 
lichen Rechts oder Offene Handelsgeſellſchaften, fie können vor allem eine Dachgeſell⸗ 
ſchaft (Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, Aktiengeſellſchaft) haben, deren Anteile in 
den Händen der Kartellmitglieder liegen, während dieſe unter ſich wieder eine bürger⸗ 
liche oder Handelsgeſellſchaft bilden, und die Dachgeſellſchaft z. B. Einkauf, Lieferung, 
Kontingentierungsüberwachung uſw. vornimmt. — Die Kartelle ſind meiſt freiwillig, 
es beſtehen aber nach dem Vorgang der Kriegskartelle ſeit 1919 Zwangskartelle, be- 
ſonders das Kohlen- und das Kali⸗Syndikat; ſeit 1933 kann der Reichswirtſchafts⸗ 
minifter Zwangskartelle nach Bedarf bilden; hierher gehört die Braunkohlengemein⸗ 
ſchaft zur Herſtellung von Triebſtoffen. Staatliche Organiſationen find die Zuſam⸗ 
menſchlüſſe des Reichsnährſtandes (Marktverbände, Nährftands-, Induſtrie⸗Verbände 
für Stärke., Fiſch⸗, Obſtverwertung uſw.) und des Verkehrsweſens, wie der Reichs ⸗ 
Kraftwagenbetriebsverband und der Binnenſchifſahrtsverband. 


3. Der Truſt iſt im Gegenſatz zum Kartell die Zuſammenfaſſung mehrerer Anter⸗ 
nehmen unter Vernichtung ihrer wirtſchaftlichen Selbſtändigkeit; dies kann durch voll ⸗ 
ſtänd ige Aufſaugung (Eigentumserwerb, Zufion) ſeitens des herrſchenden Anterneh⸗ 
mens erfolgen oder unter Fortbeſtehen der rechtlichen Selbſtändigkeit durch Vereini⸗ 
gung in der Hand eines Treuhänders (Ausgangsform in Amerika ſeit den achtziger 
Jahren des 19. Jahrhunderts, bei uns ſelten), durch Erwerb der Aktienmajorität der 
Einzelunternehmungen, durch Verflechtungen (Aktienaustauſch, teilweiſe Vorſtands⸗ 
identität der herrſchenden und der eingefügten Geſellſchaft), durch ſogenannte Freund- 
ſchaftsverträge mit Kredit und Kontrolle (beſonders bei der Bankenkonzentration 
häufig). Der Truſt kann (muß aber keineswegs) eine ſittenwidrige Knebelung be⸗ 
deuten; fo bei „ſanftem Druck“ zum Eintritt; bei Vergewaltigung einer Aktien- 
minorität (88 138, 826 BGB, 8 271 HGB, jetzt SS 195 Nr. 4, 197 ff. AG). Bei 
loſerer Geſtaltung (insbeſondere bei Abergängen vom Kartell zum Truſt) und bei 
Preisdruck kann auch die Kartellverordnung eingreifen. 


4. Konzerne ſind Zuſammenfaſſungen mehrerer rechtlich ſelbſtändiger Anternehmen 
unter gemeinſamer Leitung, wobei fie nur einen Teil ihrer Selbſtändigkeit einbüßen. 
(Begriff jetzt $ 15 AG, abhängige Unternehmer 8 15?) Hierher können loſere Fälle 
der Vertruſtung gehören (Verflechtungen, Freundſchaftsverträge), aber auch die 
Beteiligung der Mutter an der Tochterunternehmung durch Aktienbeſitz, ferner die 
Pachtung von Anternehmungen uſw. Die Einzelunternehmen können unter ſich eine 
Geſellſchaft bilden, aber auch einer Dachgeſellſchaft (Aktiengeſellſchaft, Geſellſchaft mit 
beſchränkter Haftung) oder ſonſt einer Leitung unterſtehen, doch darf die Leitung 
niemals eine den Geſamtbetrieb umfaſſende ſein. Konzernmäßige Verflechtungen ſind 
in den Bilanzen der Geſellſchaften auszuweiſen (vgl. 88 260, 13 261 a HGB, jetzt 
88 128, 131 AG; Auskunft 8 112, Stimmrecht 8 114, 6). Ein leitendes Anternehmen, 
ſogenannte Muttergeſellſchaft, haftet nicht für Schulden der Tochtergeſellſchaften, kann 
dagegen als Hauptbeteiligte für geſellſchaftsſchädliches Eingreifen (nach $ 826 BGB, 
jetzt beſonders auch 8 101 AG, insbeſondere bei Mißbrauch des Einfluſſes) haftbar 
werden. Eine einheitliche Bilanz des ganzen Konzerns (zur Vermeidung von Wert⸗ 
verſchiebungen) iſt bisweilen möglich, aber nicht allgemein durchführbar und im Inter 
eſſe der Klarheit keineswegs immer wünſchenswert, zumal auch ein gemeinſamer 
Bilanzſtichtag der vereinigten Anternehmungen meiſt undurchführbar ift. Die Konzern- 
bildungen ſind — im Intereſſe der ſelbſtändigen Wirtſchaftsführung durch verantwort⸗ 
liche Wirtſchaftsführer der Anternehmungen — im allgemeinen der vollen Vertruſtung 
erheblich vorzuziehen und dienen in den meiſten Fällen dem Vorteil der Wirtſchaft, 
wenn etwaige Auswüchſe notfalls durch die Bilanzkontrolle und die Wirtſchafts⸗ 
führung des Staates abgeſtellt werden. Gegen Vergewaltigungen iſt der Schutz nach 
bürgerlichem Recht und Handelsrecht derſelbe wie bei den Kartellen. 
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IV. Teil: Die Handelsgefchäfte 


5 10. Allgemeines 


Aber das Weſen der dem Handelsrecht zugehörigen Nechtsgeſchäfte des Kaufmanns, 
der Handelsgeſchäfte in dieſem Sinne, iſt oben (8 3, III) bereits gehandelt worden, 
insbeſondere auch über die für die Zugehörigkeit zum Anternehmen beſtehenden Ver- 
mutungen fowie über die Bedeutung der ein und zweiſeitigen Handelsgeſchäfte. Hier 
find eine Reihe von ſchuldrechtlichen und ſachenrechtlichen Beſonderheiten zu erwähnen, 
die im Handelsrecht von den allgemeinen Regeln des bürgerlichen Rechts abweichen. 
I. Im Schuldrecht, in dem die Handelsfitte (oben $ 3 II) eine beſonders große 
Rolle ſpielt, ift zunächſt zu beachten, daß die Form der Rechtsgeſchäfte mit den Grund- 
ſätzen des Bürgerlichen Geſetzbuchs übereinſtimmt, welches die grundſätzliche Form ⸗ 
freiheit aus dem alten Handelsrecht übernommen hat, aber in einer großen Reihe 
von Fällen (3. B. für Grundſtücksgeſchäfte notarielle oder gerichtliche Form im $ 313 
BG) ſtrenge Formen vorſchreibt. Das Handelsgeſetzbuch befreit aber den Voll 
kaufmann von der Schriftform des Bürgerlichen Geſetzbuchs bei Bürgſchaftsüber⸗ 
nahme ſowie bei (abſtrakten) Schuldanerkenntniſſen und Schuldverſprechen (88 350, 
351 HGB); anderfeits find für eine Reihe von Rehtsakten auf dem Gebiete des 
Regiſterrechts, des Aktienrechts, des Wertpapierrechts, des Seerechts beſondere 
Formen (notarielle Beglaubigung oder Schriftform oder Gerichtlichkeit) vor- 
geſchrieben. 


Was das Zuſtandekommen der Verträge anlangt, ſo erfolgt es auch im Handelsrecht 
durch Angebot (Offerte) und Annahme (Akzeptation); beides ſind empfangsbedürftige 
Erklärungen, die alſo dem Gegner zugehen müſſen; abgeſehen aber von der allgemeinen 
Regel (8 151 BGB), daß die Verkehrsſitte vom Zugehen der Akzeptation entbinden 
kann (z. B. Beſtellung und Reſervierung eines Hotelzimmers), gilt die Akzeptation 
ohne weiteres als erfolgt, wenn ein Kaufmann, der gewerbsmäßig Geſchäftsbeſorgun⸗ 
gen für andere betreibt (insbeſondere 8 1 Abſ. 2 Nr. 4, 6 und 7 HG) oder ſich im 
Einzelfall der Gegenpartei dazu erboten hat, auf einen Antrag nicht unverzüglich 
antwortet; hier iſt das Schweigen die Annahme (8 362, zugleich Verwahrungspflicht 
überſandter Waren). 


Der Kaufmann haftet für Sorgfalt des ordentlichen Kaufmanns (8 347), was geſetzlich 
eine tatſächliche Erhöhung der Haftung im Vergleich zum bürgerlichen Verkehr 
(8 276 BGV) bedeutet, und zwar haftet er auch für leichtes Verſchulden, ſoweit nicht 
das Recht ſich ausnahmsweiſe mit Haftung für grobes Verſchulden (z. B. bei gewiſſen 
unentgeltlichen Leiſtungen) oder aber mit der Sorgfalt wie in eigenen Angelegenheiten 
(3. B. im Geſellſchaftsverhältnis, S 708 BGB) begnügt. Für Rat und Empfehlung 
haftet er bei vertragsmäßiger Abernahme (etwa bei Kommiſſionär, Bankier, Spedi⸗ 
teur, Auskunftei) und bei unerlaubter Handlung (ſittenwidrige Irreführung uſw.), 
aber nicht nur für gutgläubige Gelegenheiksauskünfte an Dritte (z. B. über die Güte 
eines Kunden). Wichtig iſt beim Kaufmann die Gehilfenhaftung (88 278, 831 BGB). 


Das Handelsgeſetzbuch geht von dem kaufmänniſchen Grundſatz aus: Zeit iſt Geld; 
daher hält es — im Gegenſatz zum Bürgerlichen Geſetzbuch, das nur Vermutungen 
der Entgeltlichkeit bei Dienft-, Werk., Makler., Verwahrungsvertrag aufſtellt — an 
der geſetzlichen Entgeltlichkeit der Geſchäftsbeſorgungen und Dienſtleiſtungen ſowie 
der Aufbewahrung für einen anderen feſt (§ 354, 1, Proviſion, Lagergeld): „Jede 
Arbeit ift ihres Lohnes wert“; Vereinbarung und Handelsfitte kann die Entgelt. 
lichkeit ausſchließen. 


Ebenſo iſt grundſätzlich jede Kreditierung entgeltlich: es können (mangels abweichender 
Abrede) geſetzliche Zinſen für alle Darlehen, Vorſchüſſe, Auslagen und ſonſtige Ver ⸗ 
wendungen des Kaufmanns vom Leiſtungstage (der Hingabe) an gefordert werden 
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(8 354, 2); anderſeits können bei beiderſeitigen Handelsgeſchäften für alle Forderungen, 
wenn für ſie nicht etwa ſchon vorher Zinſen laufen (wie eben bei Darlehn), vom Tage 
der Fälligkeit (z. B. einer Kaufpreisforderung) an geſetzliche Zinſen berechnet werden 
(8 353), und zwar auch ohne Vorliegen der Verzugsvorausſetzungen (Verſchulden, 
Mahnung, vgl. 8 288 BGB). Zinſeszins ift wie nach bürgerlichem Recht ausgeſchloſſen 
(§ 353 Satz 2), doch beſtehen Ausnahmen beim Kontokorrent (8 355 ſowie 8 687 HGB) 


ſowie für Banken und gewiſſe Kreditanſtalten (§ 248, 2 BGB). 
Die Höhe der Zinſen iſt im Handel grundſätzlich jährlich 5 v. H., im Gegenſatz zum 


geſetzlichen und vereinbarten bürgerlichen Zins von 4 v. H. (8 246 BGB mit 8 352 
HGB), und zwar find dieſe 5 v. H. zu zahlen: bei allen Anſprüchen aus beiderſeitigen 
Handelsgeſchäften, alſo unter Kaufleuten und bei allen vom Handelsgeſetzbuch an⸗ 
geordneten Zinsverpflichtungen. Für Wechſel. und Scheckforderungen find 6 v. H. 


Zinſen zu gewähren (88 48, 49, 28 Wechſel G), jedoch bei Inlandswechſeln ſtatt deſſen 


2 v. H. über Reichsbankdiskont, aber mindeſtens 6 v. H. (EG Wechſ Abſchn. 25 Geſetz 
vom 3. Juli 1925); dieſe letztere relative Zinsbewertung iſt trotz dahin gehender 
Beſtrebungen für andere Fälle nicht gewohnheitsrechtlich durchgedrungen. 


Vereinbart können beliebig hohe Zinſen werden, aber nicht in wucheriſcher Höhe 


6 138 BB), und es beſteht bei mehr als 6 v. H. Zinſen das mindeſtens ſechsmonatige 


N 


unabdingbare Kündigungsrecht (des 1931 wieder eingeführten 8 247 BGB). Ein- 
getragene Kaufleute untereinander, gewiſſe Kreditinſtitute und eingetragene Genoſſen⸗ 
ſchaften im Verkehr mit ihren Mitgliedern brauchen zur Erhaltung ihres Zins- 
anſpruchs im Gegenſatz zu ſonſtigen gewerbsmäßigen Kreditgebern, z. B. Pfand- 
leihern, den jährlichen Rechnungsauszug dem Gläubiger nicht mitzuteilen. 

Inhaltlich iſt noch zu bemerken, daß der Vollkaufmann als Bürge nicht die (er- 
leichternde) Einrede der Vorausklage hat (8 349 HGB), daß die von ihm verſprochene 


Konventionalſtrafe nicht der richterlichen Herabſetzung wegen Abermaß unterliegt 


($ 348), daß Handelsgeſchäfte nur während der gewöhnlichen Geſchäftszeit erfüllt zu 
werden brauchen (S 358); ſchließlich beſtehen einige Vorſchriften über Auslegung von 
Zeit-, Friſt⸗-, Maß-, Gewichts uſw. Beſtimmungen, die ſich im Zweifel nach der 
Handelsfitte des Leiſtungs⸗ bzw. Erfüllungsorts richten (§§ 361 ff.). 


II. Gegenſtand der Handelsgeſchäfte find vor allem Waren (das find bewegliche 
Sachen) und Wertpapiere, anderſeits Geld. Es können aber auch andere Gegenſtände 
Objekte von Rechtsgeſchäften fein, die dem Handelsrecht unterſtehen, jo Grundſtücke 
im Betriebe des kaufmänniſchen (8 2 HGB) Immobilienhändlers oder Bauunter- 
nehmers, die Miete des Geſchäftslokals als Hilfsgeſchäft (vgl. oben § 3 III, nicht. 
verbriefte Forderungen im Betrieb des Bankiers, Patente, unpatentierte 
Erfindungen uſw. 

a) Wa re (von ahd. verjan, umſetzen, während marchandise von lat. merx kommt) iſt 
jede bewegliche Sache ($ 1 Nr. 1 HGB), die im Handel umgeſetzt wird; nicht die Wert⸗ 
papiere, weil zunächſt das in ihnen verkörperte Recht der Gegenſtand des Geſchäfts 


| ift, dagegen Münzen dann, wenn fie etwa im Altmünzhandel gekauſt werden, nicht 


wenn fie als ausländiſche Münzſorten, als fremde Währungen, z. B. aus einem 


Wechſel effektiv geſchuldet werden: hier ſind ſie Geld. Im Zweifel, d. h. mangels 


abweichender Verabredung oder Handelsſitte, iſt bei Gattungsſchulden Handelsgut 
mittlerer Art und Güte (der beſtimmten Gattung) zu leiſten (8 360 HGB, vgl. § 343 
BGB), während bei Pflicht zur Leiſtung eines beſtimmten Gegenſtandes (Spezies⸗ 


ſchuld, z. B. beſtimmtes Pferd) nach dem Sinn und Zweck des Vertrages unter 


Wahrung von Treu und Glauben zu leiſten iſt; wird bei Gattungsſchuld eine be⸗ 
ſtimmte Sache aus der Gattung ausgeſondert und dem Käufer angezeigt (angeboten!) 
oder bei Verſendungskauf dem Spediteur am Erfüllungsort übergeben, oder die Ver⸗ 
ladung auf dem benannten Dampfer mitgeteilt, jo wird durch dieſe ſogenannte Kon⸗ 
kretiſierung (8 243, 2 BG) die Schuld zur Speziesſchuld; für die Auswahl bei der 


Ausſonderung gilt aber das eben erwähnte Prinzip des § 360 HGB. Nach Vertrag 
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oder Handelsſitte iſt oft ein beſtimmter Warentyp zu leiſten (Getreide, Petroleum, 
Kaffee ufw.), und der Handel in Typen, die vielfach in dem Schlußſchein genau be- 
zeichnet werden, entwickelt ſich namentlich ſeit Mitte des 19. Jahrhunderts beſonders 
im Großhandel immer ſtärker, ſoweit eine Typiſierung möglich iſt; ſelbſt im Pro- 
duktenhandel der Börſe ſpielt aber der Handel nach Probe (3. B. bei Getreide) noch 
immer eine Rolle. Vertragsmäßig kann auch die geringſte Sorte lieferbar fein (Klauſel 
tel quel), doch muß die Ware in allen Fällen ordentliches „Handelsgut“ darſtellen 
(unbeſchädigt, unverdorben, geſund: z. B. keimfähiger Samen, gerbbare Häute). 


Was ordentliches Handelsgut iſt, beſtimmt ſich nach dem redlichen Verkehrsgebrauch 
am Erfüllungsort (Leiſtungsort, 8 269 BGB). Dies iſt der Ort der Schuldnernieder- 
laſſung (evtl. Zweigniederlaſſung), beim Fehlen einer Niederlaſſung der Wohnſitz des 
Schuldners. Die Schuld iſt grundſätzlich Holſchuld, die Geldſchuld aber iſt nach 8 270 
BGB Bringſchuld; es kann jedoch vertragsmäßig (auch ſtillſchweigend, z. B. durch 
Fakturavermerk vor oder bei Abſchluß) oder uſancemäßig ein anderer Erfüllungsort 
ſich ergeben (3. B. der ſogenannte Abladeort, wo der Verkäufer die Ware zur Ver⸗ 
ſendung gegen Empfang der Dokumente auf das Schiff in Aberſee ablädt); dagegen 
iſt der Ort, nach dem die Ware verſendet werden ſoll (ſogenannter Verſendungsort, 
Ablieferungsort), felbſt wenn der Verkäufer die Verſendungskoſten trägt, darum noch 
nicht der Erfüllungsort (8 447 BGB); das gilt insbeſondere bei der Klauſel cif (cost, 
insurance, freigth zu Laſten des Verkäuſers) ſowie regelmäßig bei der Klauſel kob 
(free on bord zu Laſten des Verkäufers), Klauſeln, durch welche auch die geſetzliche 
Gefahrtragung des Käufers vom Erfüllungsort an nicht abgeändert wird (vgl. darüber 
unten $ 12, 3). 


Der Erfüllungsort iſt auch (mangels abweichender Abreden) maßgeblich für Maß, 
Gewicht, Zeitrechnung (3. B. Orts- oder mitteleuropäiſcher Zeit) und Entfernungen 
(letztere kommen für Streckenbemeſſungen bei Frachtverträgen in Betracht). Für Maß 
und Gewichte galt bisher bei uns die Maß und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908 
ſowie die Eichordnung vom 21. Februar 1930, oft abgeändert und ergänzt; ſeit 
1. April 1936 gilt ſtatt deſſen das Maß- und Gewichtsgeſetz vom 13. Dezember 1935; 
zum Meſſen und Wiegen im öffentlichen Verkehr dürfen nur geeichte Maße und 
ſonſtige Meßwerkzeuge verwendet und alle Leiſtungen nach Maß und Gewicht dürfen 
innerhalb des Reichs (anders im Außenhandel) nur nach den geſetzlichen Einheiten 
(z. B. nicht mehr Pfund, fondern % kg) angeboten, verkauft und berechnet werden 
(88 8, 9 ff.). 

b) Geld iſt das ſtaatlich anerkannte Zahlungsmittel, die „dritte Ware“, durch deren 
Vermittlung der Amtauſch von Ware gegen Ware, von Arbeit gegen Ware oder 
Arbeit gegen Arbeit erfolgt. Auch nicht ſtaatlich anerkannte Zahlungsmittel können 
dem Zwecke dienen, und man kann deshalb im weiteren Sinn als Geld jeden im 
Verkehr anerkannten Wertträger (Muſcheln, in Inflationszeiten Kohlen,, Getreide ⸗ 


mengen) bezeichnen. Für den normalen Handelsverkehr kommt aber nur das Staats. 


geld in Betracht. Auch das Staatsgeld iſt jedoch nur ſoweit und folange Geld, als der 
Verkehr es als Wertträger anerkennt; dabei kommen die im Deviſenkurs ſich aus- 
drückenden normalen kleineren Kursſchwankungen nicht in Betracht; anders bei ſtarken 
Geldentwertungen. Für das Staatsgeld beſteht allenthalben ein Geldſyſtem, die Wäh- 
rung, welche gewiſſe Geldeinheiten (Mark, Pfund, Dollar) beſtimmt und ferner deren 
etwaigen Metallwert, bei Papiergeld auch die Deckung, ferner den Annahmezwang der 
öfſentlichen Kaſſen, auch einen Zwangskurs, aber nicht notwendig, anordnen kann. 
Für das Deutſche Reich gilt das Münzgeſetz vom 30. Auguſt 1924, wiederholt geändert 
(18. März 1931; 8. Dezember 1931; 18. März 1933; 5. Juli 1934; mit Durch- 
führungsverordnungen vom 10. Oktober und 12. Dezember 1924; 6. Februar und 
18. Juni 1926; 6. Juli 1934): die Münzeinheit iſt die Reichsmark (zum Wert von 
1½% kg Feingold) zu 100 Reichspfennigen; die Währung iſt Goldwährung lin 
der Hauptſache, nämlich für die Banknoten bloße Goldkernwährung, während die 
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alten Reichsgoldmünzen zu 20 und 10 Mark noch reine Goldwährung darſtellen). 
Geſetzliche Zahlungsmittel find die alten RNeichsgoldmünzen, ferner die Silber, Nidel- 
und Kupfermünzen, die aber nur von den Reichs- und Landeskaſſen ſowie der 
Reichsbank unbeſchränkt angenommen werden müffen, während ſonſt ein Annahme⸗ 
zwang für Silber- und Nickelmarkſtücke (28. Oktober 1933) nur bis 20 RM, bei 
Kupfer- und fonft auf Reichspfennige lautenden Nickelmünzen (50-Pfennig-Stüde, 
Geſetz vom 15. Juli 1927) nur bis 5 RM beſteht (8 25, 9 Münz, Faſſung vom 
5. Juli 1934). Die Reichsbanknoten müſſen zu 40 v. H. in Gold oder Deviſen gedeckt 
ſein (8 28 Banks), jedoch kann dieſe Deckung durch Beſchluß des Direktoriums von der 
Reichsbank heruntergeſetzt werden (8 29, 4, wieder eingeführt durch Geſetz vom 
27. Oktober 1933) und iſt heruntergeſetzt worden; der Reft in ſicheren Wechſeln, 
Schecks, Wertpapieren und Lombardforderungen (ſiehe unten $ 12, 3, b). Die Reichs⸗ 
bank iſt (8 31 R Bank, 8 52 Satz 2 vom 17. April 1930) verpflichtet, Banknoten, und 
zwar nach ihrer Wahl, gegen Goldmünzen, Goldbarren oder Deviſen einzulöſen; 
wählt fie aber Deviſen, fo müßten dieſe (Volksverratsgeſetz vom 12. Juni 1933, 
Dev BewirtſchaftungsG vom 4. Februar 1935 8 35 mit Durchführungsverordnung vom 
4. Februar 1935 a 1) ſogleich wieder der Bank angeboten werden, fo daß die 
Einlöſungspflicht praktiſch entfällt, ſolange unſere Deviſengeſetzgebung beſteht. 


Die Währung, in welcher im Handelsverkehr Zahlungen zu leiſten ſind, richtet ſich 
nach dem Erfüllungsort (8 361 HGB, vgl. oben unter a); alſo beim deutſchen Er- 
füllungsort iſt es die Reichswährung. Iſt die Schuldſumme in einer fremden Valuta 
ausgedrückt, ſo kann der Schuldner in deutſcher Währung zahlen, umgewertet nach 
dem Kurs der betreffenden Auslandsvaluta zur (tatſächlichen) Zahlungszeit (nicht 
Fälligkeitszeit) und am Zahlungsort (8 244 BGB); iſt aber neben der Auslands- 
währung noch beſonders verabredet, daß in fremder Valuta gezahlt werden muß 
(„effektiv“ oder gleichwertiger Ausdrud), fo iſt allerdings in dieſer zu erfüllen. Doch 
iſt dies (ebenſo wie die dem Schuldner wahlweis mögliche Zahlung in fremder Valuta 
bei nichteffektiver Valutaſchuld) praktiſch durch die heutige Deviſengeſetzgebung in aller 
Regel für den Deutſchen unmöglich (vgl. z. B. 88 6, 22, 29, 31, 32 Dev; 8 1 Abſ. 2 
Nr. 1 Anbietungspflicht, 8 5 der Durchführungsverordnung). Iſt die Zahlung in einer 
beſtimmten Geldſorte (deutſcher oder ausländiſcher) vereinbart und iſt die Beſchaffung 
dieſer Geldſorte unmöglich oder unzumutbar (3. B. Goldmünzenzahlung bei Außer 
kursſetzung, tatſächlichem Verſchwinden aus dem Verkehr, Verbot durch Deviſengeſetz⸗ 
gebung), jo gilt (8 245 BGB) die Münzſorte als nicht beſtimmt, und es iſt z. B. bei 
deutſchem Erfüllungsort in deutſcher Währung zu leiſten. Wenn der Schuld die Gold- 
klauſel beigefügt wird, iſt bei etwaigem Sinken der Reichsmark grundſätzlich nach dem 
Feingoldkurſe (¼% kg Feingold, Bewertung nach Londoner Kurs, vgl. Verordnung 
vom 10. Oktober 1931) zu zahlen, ſofern die Goldklauſel im Fall deutſcher Geld⸗ 
entwertung oder ihres Drohens nicht (wie durch Bundes ratsverordnung vom 28. Sep- 
tember 1914) aufgehoben wird, oder ſofern nicht nach Treu und Glauben eine andere 
Auslegung am Platze iſt; iſt die NReichsmark⸗Schuld auf fremde Währung, ins⸗ 
beſondere auf den nordamerikaniſchen Dollar abgeſtellt (eine Reichsmark — / Dollar), 
ſo iſt nach Treu und Glauben bei Sinken des Dollars dies grundſätzlich als bloße 
Wertbeſtändigkeitsklauſel (Dollargoldwertſchuld) auszulegen und daher die volle 
Markſumme der wertbeſtändigen Reichsmark (unter Zugrundelegung des Dollar- 
goldwerts zur Vertragsſchlußzeit) zu zahlen (RG 146, 1); mindeſtens geht unter 
deutſchen Kaufleuten die Entwertung der fremden Währung nicht zu Laſten nur des 
Gläubigers, ſondern iſt nach Treu und Glauben unter beide Vertragsteile zu verteilen 
(RG 147, 286). 


Doch iſt (entgegen der RGeEntſch. vom 28.5.1936) durch Gefetz über die Fremdwährungs⸗ 
Schuldverſchreibungen vom 26. 6. 1936 beſtimmt, daß im Ausland aufgenommene Anleihen 
auf fremde Währung, auch bei Goldklauſel, im Falle der Abwertung (3.3. ASA) mir in 
der abgewerteten Währung zu zahlen find. Doch fällt (Gef. 23. 12. 1936, DV 30. 12. 1936) 
der Vorteil an den Reichsfiskus 
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e) Preis ift der in Geld bemeſſene Wert der Ware, und zwar kommt vor allem der 
Tauſchwert in Betracht, der ſich in der Hauptſache aus Angebot und Nachfrage ergibt; 
daneben hat für das Anlagevermögen auch der Gebrauchswert ſeine Bedeutung 
(vgl. oben 8 6, V, 2). Man ſpricht vom Marktpreis einer Ware, der ſich aus einer 
größeren Reihe von Geſchäften nach Maßgabe der Verkehrsmeinung ergibt; Markt · 
preis kommt nur für regelmäßig umgeſetzte, marktgängige Waren in Betracht, wobei 
der Markt verſchieden groß ſein kann (Berliner, deutſcher, Weltmarkt); für gewiſſe 
Produkte und für Effekten hat der Preis an der Börſe als Börſenpreis beſondere 
Bedeutung; auch er bemißt ſich nach den tatſächlich erfolgten Amſätzen. Der laufende 
Preis iſt der Preis einer Woche, eines Monats oder ſonſt eines beſtimmten Zeit- 
raums; bei vorübergehender Stockung gilt als etwa vertragsmäßig zu zahlender 
Preis der letzte zu ermittelnde laufende Preis. Die Feſtſtellung des Preiſes erfolgt 
vielfach amtlich, ſo an der Börſe, den Wochenmärkten; er kann aber auch ſonſt mittels 
Durchſchnittsberechnung einer Zeitſpanne (Tag, Woche uſw.) ermittelt werden; immer 
handelt es ſich im Handelsverkehr grundſätzlich nicht um Schätzungen, ſondern um 
Errechnung aus den wirklich getätigten Geſchäften. Die Preisbildung iſt dabei grund 
ſätzlich frei, ſofern nicht Wucher vorliegt, d. h. Ausbeutung von Notlage, Leichtſinn 
oder Anerfahrenheit derart, daß der Preis in auffälligem Mißverhältnis zur Leiſtung 
ſteht (8 138 BGB), und daher das Geſchäft nichtig iſt; nicht haben wir den ſchon im 
römiſchen Recht (laesio normis) und beſonders ſeit dem Mittelalter (Kanoniſten) 
erſcheinenden Satz vom „angemeſſenen Preiſe“. Aber man hat auch in neuerer Zeit 
in Notlagen (Krieg, Deviſenſchwierigkeiten uſw.) immer wieder durch ſtaatliche Einzel ⸗ 
anordnungen auf den Grundſatz zurückgegriffen. So im Weltkriege in der deutſchen 
Höchſtpreisgeſetzgebung (RGeſ. vom 4. Auguſt 1914 mit zahlreichen Ergänzungen, 
Preisſteigerungsverordnung vom 23. Juli 1915 uff.) und in neueſter Zeit durch die 
zielbewußt vom nationalſozialiſtiſchen Staat fortentwickelte Preisgeſetzgebung als 
Dauereinrichtung, namentlich im Intereſſe der Aufrechterhaltung der Währung und 
der Verſorgung der Volksgemeinſchaft; Verordnung vom 8. Dezember 1931 über 
Preisſenkungen, Preisüberwachungskommiſſar, deſſen Befugniſſe durch Geſetz vom 
15. Juli 1933 auf den Wirtſchafts⸗ und den Ernährungsminifter übergingen, neu 
beſtellt 5. November 1934, Befugniſſe 4. Dezember 1934 auf alle Güter und Leiſtungen 
erweitert; es ergingen zahlreiche Anordnungen und beſondere Verordnungen (be⸗ 
ſonders Bedarfsdeckungsverordnung 12. November 1934 und die ſog. Preisſtop 
26. 11. 1936 mit DW, ferner über Anmelde. und Auskunftspflichten, Preisüber- 
wachungen, Robftoffwirtihaft, Aberwachungsſtellen uff.); hierher gehört zum Teil 
auch die Geſetzgebung über Kartelle und unlauteren Wettbewerb. Praktiſch hat mit 
alledem, ähnlich wie während des Krieges, die freie Preisbildung im Handel zum 
großen Teil aufgehört. 


d) Wertpapiere rechnet das Handelsgeſetzbuch nicht zu den Waren (8 1; 8 369, 1; 
8 381), weil für den Handel nicht ſowohl das Papier als Sache und Gegenſtand des 
Eigentums, als vielmehr die in ihm verkörperten Rechte in Betracht kommen; doch 
finden geeignetenfalls die Grundſätze über Waren auf Wertpapiere entſprechende 
Anwendung. Aber Wertpapiere unten 8 11. 


III. Sachen rechtliches. Die dinglichen, d. h. auf unmittelbare Sachbeherrſchung 
gerichteten Rechte an Waren und Wertpapieren richten ſich nach den allgemeinen 
Regeln des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Doch beſtehen einige Beſonderheiten im 
Intereſſe des Handelsverkehrs zu ſeiner Sicherheit, welche die ohnehin im bürgerlichen 
Recht zur Geltung gekommenen deutſchrechtlichen, den ſtarren römiſchen Eigentums- 
begriff einſchränkenden Grundſätze noch vertiefen. 

1. Eigentum. a) Während der Beſitz, die tatſächliche Sachherrſchaft, mit ſeinen 
Rechtsfolgen im Handelsverkehr ſich nach den allgemeinen Regeln (88 854 ff. BGB) 
richtet, iſt der Eigentumserwerb im Handel noch mehr erleichtert als im 
bürgerlichen Verkehr. Die Möglichkeit des Eigentumserwerbs einer vom Eigentümer 
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freiwillig, z. B. zur Verwahrung, als Pfand uſw., fortgegebenen beweglichen Sache 
aus der Hand eines Nichteigentümers durch einen Gutgläubigen iſt erweitert; es iſt 
nicht nötig, daß der Gutgläubige gerade an das Eigentum des Veräußernden glaubt, 
ſondern, wenn der Veräußerer als (Voll oder Minder.) Kaufmann handelsgeſchäftlich 
veräußert, genügt es auch, wenn der Butgläubige zwar weiß, daß der Veräußerer 
Nichteigentümer iſt, aber (ohne grobe Fahrläfſigkeit) annimmt, daß dieſer über 
fremdes Gut, namentlich als Kommiſſionär verfügen darf (8 366 HGB). Nicht erſetzt 
aber der gute Glaube das Fehlen von Einigung oder Beſitzübertragung (vgl. aber b). 
Anderſeits iſt der Erwerb des Gutgläubigen aus der Hand des Nichteigentümers 
erſchwert, inſofern beim Erwerb eines Inhaberpapiers ſeitens eines Bankiers (das 
auch, wenn es geſtohlen oder verloren, alſo nicht freiwillig fortgegeben war, vom 
Gutgläubigen erworben werden kann, 8 935 BGB) der böſe Glaube des Bankiers 
vermutet wird, wenn der Verluſt im letzten Jahr durch eine öffentliche Behörde 
(befonders Polizei) oder durch den aus der Arkunde Verpflichteten im Reichsanzeiger 
bekanntgemacht war (8 367, 1). Der Bankier hat den Gegenbeweis frei, daß er die 
Veröffentlichung weder kannte noch auch kennen mußte (8 367, 2, z. B. wenn der Er- 
werb ſehr bald nach der Ausgabe der Neichsanzeigernummer erfolgte); für Kupons, 
Banknoten und gewiſſe ähnliche Papiere gilt die Vermutung nicht (8 367, 3). Die 
Beſtimmung nötigt den Bankier zu fortdauernder Kontrolle. Erfolgt die Veröffent- 
lichung durch den Verlierer ſelbſt, durch redaktionelle Zeitungsnotizen oder fonſt durch 
einen Dritten, ſo gilt die Vermutung nicht, aber dem Gegner des Bankiers ſteht der 
Beweis offen, daß dieſer wegen der ſormloſen Veröffentlichung das Abhandenkommen 
des Papiers kannte oder kennen mußte (8 932, 2 BGB); dies gilt auch bei Kupons 
oder Banknoten. 


b) Während die Vermutung gegen den Vankiererwerb ($ 376) nur bei Inhaber- 
papieren, nicht bei Orderpapieren gilt, iſt der Er werb der Order papiere 
ſeitens eines Gläubigers aus der Hand des Nichtberechtigten noch leichter als der- 
jenige der Inhaberpapiere: gleichviel ob das Orderpapier (beſonders Wechſel und 
Scheck) freiwillig aus der Hand gegeben oder aber geſtohlen oder verloren (abhanden 
gekommen) war, der gutgläubige Erwerber des Papiers, der auf Grund einer äußer- 
lich ordnungsmäßigen Reihe von Indoſſamenten durch Indoſſierung erwirbt, wird 
Eigentümer und damit auch Forderungsberechtigter (oder ſonſt Träger des im Papier 
verkörperten Rechts), wenn er nur im guten Glauben iſt; der gute Glaube (der bei 
Wiſſen und bei grobfahrſäſſigem Nichtwiſſen des Mangels fehlt, 8 932 BGB) deckt 
hier jeden Mangel des Erwerbs, mag der Mangel bei einem Vormann, dem letzten 
oder einem früheren, liegen, alſo nicht nur das Fehlen des Eigentums oder die 
Verfügungsbefugnis bei einem Vormann, ſondern z. B. auch mangelnde Geſchäfts⸗ 
fähigkeit eines Vormanns, mangelnde Begebung des Papiers, Fälſchungen oder 
ſonſtige Mängel. Damit iſt das Orderpapier im Verkehr beſonders günſtig geſtellt 
(und auch ein Blankoorderpapier ſteht inſofern günſtiger als ein Inhaberpapier): der 
Rechtsſchein des Papiers hat im Verkehrsintereſſe, d. h. im Intereſſe der Allgemein- 
heit, und der Amlaufsfähigkeit beſonders weitgehende Bedeutung gegenüber dem 
eigennützigen Sonderintereſſe des wirklich Berechtigten. Dieſer trägt alſo in ſehr 
großem Umfang die Gefahr feines Papiers ($ 16 WG, 8 21 Sch, S 365 HGB, 
unten 8 11115). 


c) Im allgemeinen vollzieht fih der Eigentumserwerb an beweglichen Sachen durch 
Befitzübergabe und Einigung, wobei die Beſitzübergabe namentlich durch ſogenannte 
Beſitzauftragung (constitutum possessorium: der Veräußerer behält vorläufig den 
Beſitz für den Erwerber etwa als Verwahrer, Mieter uſw.) erſetzt ſein kann, worin 
aber immerhin ein Erwerb des (mittelbaren) Beſitzes durch den Eigentumserwerber 
liegt. Die Möglichkeit eines Tigentumserwerbs durch bloßen Ver- 
trag, wie er im franzöſiſchen und engliſchen Recht erſcheint, haben wir nicht, ſondern 
begnügen uns mit verwickelten und gekünſtelten Konſtruktionen. Nur für Erwerb 
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mittels Abtretung des Herausgabeanſpruchs gegen einen Dritten (z. B. einen Ver⸗ 
wahrer, Lagerhalter uſw.) genügt ein bloßer Vertrag zur Eigentums übertragung, hat 
aber dann nicht ohne weiteres die beſondere Wirkung der Möglichkeit eines Eigen ⸗ 
tumserwerbs aus der Hand eines Nichtberechtigten (8 934 BGB, vgl. oben a). Das 
Handelsrecht fügt dem einige weitere Fälle des Eigentumserwerbs durch bloßen 
Vertrag hinzu: ein Seeſchiff kann durch bloßen formloſen Vertrag übereignet 
werden (8 474 HGB, Art. 6 EG), doch kann jeder Vertragsteil eine öffentlich 
beglaubigte Arkunde verlangen (8 475), und der Erwerb vom Nichteigentümer iſt nur 
bei Beſitzübertragung des Schiffes möglich. Eigentumserwerb ohne Abergabe beſteht 
im Seerecht ferner bei ſogenanntem Abandon einer Schiffspart (8 501), in der See⸗ 
verſicherung ($ 859 und Abandon 88 861 ff.) fowie am geſtrandeten Schiff (88 25 ff. 
der Strandungsordung). 

Ferner kann ohne Beſitzübertragung das Eigentum an Waren durch Begebung des 
über fie ausgeſtellten Traditions papiers, das iſt Konnoſſement (Beſcheini⸗ 
gung des Kapitäns über die verfrachteten Güter), Ladeſchein (des Transportunter 
nehmers, namentlich in der Fluß. und Kanalſchiffahrt als ſogenanntes Binnen- 
konnoſſement) und Lagerſchein (Beſcheinigung des Lagerhalters), übergehen (88 647, 
450, 424), vgl. unten 8 11 III. 

d) Nicht Eigentum, aber ein dem dinglichen Ausſonderungsrecht im Konkurs art- 
gleiches Recht (verwandt dem ſogenannten jus ad rem) hat der unbezahlte Verkäufer 
gegenüber dem Käufer ſowie der unbezahlte Einkaufskommiſſionär gegenüber feinem 
Kommittenten durch das fogenannte Verfolgungsrecht (right of stoppage 
in transitu, droit de suite) im Konkurs des Käufers oder Kommittenten (8 44 KO): 
bricht der Konkurs über den Käufer oder Kommittenten aus und hat er das vom 
Verkäufer oder Einkaufskommiſſionär an ihn abgeſendete Gut ſchon erworben (nament- 
lich infolge der Vorausſendung des Traditionspapiers an ihn; ſonſt Eigentumserwerb 
jetzt regelmäßig erſt mit der Ablieferung durch den Spediteur), ſo kann der Verkäufer 
oder Verkaufskommiſſionär das Gut aus der Maſſe ausſondern, ſofern es nicht bereits 
vor Konkurseröffnung am Ablieferungsort in den Gewahrſam des Gemeinſchuldners 
(oder ſeines Beſitzvertreters) gekommen iſt. 

2. Pfandrecht. a) Vertragliche Verpfändung beweglicher Sachen und 
von Rechten hat hauptſächlich im Handelsrecht als Waren- und Effektenverpfändung 
praktiſche Bedeutung. Doch iſt fie in der Hauptſache in 88 1204 ff. BGV geregelt, 
und zwar auf Grundlage des Fauſtpfandes (kein Pfand ohne Fauſt, alſo kein beſitz⸗ 
loſes Pfandrecht) und der Privatpfandverwertung bei Fälligkeit der geſicherten Forde ; 
rung (Privatpfandverkauf ohne Gerichtsverfahren) durch öffentliche Verſteigerung, 
bei Sachen mit Börſen⸗ oder Marktpreis ſogar durch freihändigen Verkauf ſeitens 
eines dazu ermächtigten Handelsmaklers oder ſonſtigen Verſteigerungsbefugten 
(8 1235, für Wertpapiere vgl. beſonders SS 1277, 1292 ff.). 

Das Handelsrecht gibt infolge dieſer eingehenden, auf den Handelsverkehr ohnehin 
zugeſchnittenen Vorſchriften nur wenige beſondere Vorſchriften: für die Verpfändung 
ſeitens eines Kaufmanns gilt der Schutz des Gutgläubigen mit denſelben Beſonder⸗ 
heiten wie beim Eigentumserwerb aus der Hand eines Kaufmann (58S 366 ff., oben 1a 
und b); bei der Pfandverwertung iſt — aber nur im Fall der Verpfändung durch 
zweiſeitiges Handelsgeſchäft — die Wartefriſt zwiſchen Androhung und Pfandverkauf 
nicht wie ſonſt ein Monat, ſondern (ſchärfer) nur eine Woche (8 368). Im Falle der 
Verpfändung von Wertpapieren kann der Pfandgläubiger bei Fälligkeit der geſicherten 
Forderung Inhaberpapiere (3. B. Inhaberaktien, Inhaberobligationen) öffentlich 
verſteigern laſſen oder, wenn fie Markt⸗ oder Börſenpreis haben, durch Handelsmakler 
oder ſonſtigen öffentlichen Verſteigerer auch freihändig verkaufen laſſen (§§ 1228 ff., 
1235 mit 1293 BGB). Verpfändete Orderpapiere, insbeſondere Wechſel, können, 
wenn fie Markt- oder Börſenpreis haben, in gleicher Weiſe freihändig verkauft 
werden ($ 1295 BGB), dagegen nicht durch Verſteigerung wie Inhaberpapiere. Wohl 
aber können Order- und Inhaberpapiere auf Grund eines vollſtreckbaren Titels, nament- 
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lich eines Gerichtsurteils, im Wege der Zwangsvollſtreckung gepfändet, durch den 
Gerichtsvollzieher verwertet werden (88 808, 821, 827, 831, 844 SPD) Schließlich 
kann der Pfandgläubiger Forderungen aus verpfändeten Inhaber oder Orderpapieren 
auch ſchon vor der Pfandreife (8 1228 BGB) kündigen und einziehen ($ 1294 BGB)); 
er iſt dazu dem Pfandſchuldner gegenüber, der es wegen der Pfändung nicht kann, 
ſogar verpflichtet. 
b) Das Handelsrecht kennt wichtige geſetzliche Pfandrechte an den anver⸗ 
trauten Handelsgütern wegen der im Zuſammenhange mit ihnen entſtandenen Forde⸗ 
rungen: nämlich für den Kommiſſionär (8 397, und zwar hier wegen aller Forde⸗ 
rungen aus laufender Kommiſſionsrechnung), den Spediteur (8 410), den Lagerhalter 
(S 421), den Frachtführer (8 440), und zwar fämtlich als Beſitzpfänder (der Pfand- 
gläubiger muß das Gut in Beſitz haben oder durch Traditionspapier darüber verfügen 
können), die mit dem Beſfitzverluſt erlöſchen: nur das Pfandrecht aus Verſendung 
und Beförderung dauert noch darüber hinaus beim Empfänger fort, wenn es innerhalb 
dreier Tage nach der Ablieferung geltend gemacht wird (8 440, 3). Es gelten die 
Grundfätze entſprechend wie beim handelsrechtlichen Vertragspfand (vgl. § 366, 3), 
insbeſondere kann dieſes geſetzliche Pfandrecht auch auf Grund des guten Glaubens im 
Sinn des Handelsrechts (oben a) erworben werden (anders n. h. M., aber 8 1257 
BGB), und die Wartefriſt beträgt nur eine Woche (Näheres § 368, 2). Im Range 
geht bei den vier Pfandrechten das ſpäter entſtandene dem früher entſtandenen (zur 
Erleichterung der Reife, umgekehrt wie ſonſt) vor, doch ſteht hinter allen das nicht aus 
der Verſendung entſtandene geſetzliche Pfandrecht des Kommiſſionärs und Lager- 
halters ſowie das Spediteurs und Frachtführerpfand für Vorſchüſſe (8 443) zurück. — 
Dem Frachtführer Pfandrecht ähnlich ift das des See und des Binnenſchiffahrts⸗ 
Verfrachters an der Ladung ausgeſtaltet (8 623 HGB, mit 30 Tagen Friſt, 8 26 des 
Binnenſchiffahrtsgeſetzes). 
e) Pfandrecht an Seeſchiffen wird durch Eintragung in das Schiffs⸗ 
regiſter begründet ($ 1259 BGB) nach Art einer Hypothek an Grundſtücken, aber ohne 
öffentlichen Glauben des Regiſters (vgl. oben 8 5, III), jo daß ſich der ſpätere gut⸗ 
gläubige Erwerber des Schiffspfandes nicht auf die Eintragung verlaſſen kann; da⸗ 
gegen iſt der Erwerber des Schiffes ſelbſt (oder eines Schiffspfandes) an die Ein- 
tragung des Schiffspfandes gebunden, auch wenn er gutgläubig nichts von ihm wußte 
(8 1262 BGB). Ahnlich iſt das Schiffsbaupfandrecht: Geſetz vom 4. Juli 1926. Nur 
an nichtregiſtrierten Schiffen iſt ein Pfandrecht nach den Grundſätzen des Fahrnis⸗ 
pfandes, alſo durch Befitzübertragung möglich (vgl. wegen Arreſt §S 931 ZPO). Für 
Binnenſchiffe gelten die gleichen Grundſätze (SS 1259 ff. BGB). — Schließlich kennt 
das Seerecht in der Bodmerei ein altes, aber heute wenig gebräuchliches Vertrags- 
pfand, welches der Schiffer auf der Reife durch Abergabe eines Bodmereibriefs ohne 
Eintragung in der Not aufnehmen darf (SS 679 ff. HGB). Da nur das Schiff (bzw. 
Fracht und Ladung) haftet, trägt der Darlehnsgeber die Gefahr der weiteren Reiſe, 
und es iſt daher eine hohe Prämie (welche im Zweifel auch die Zinſen umfaßt) zu⸗ 
läſfig und üblich. — Geſetzliche (beſitzloſe) Pfandrechte haben nach Seerecht vor allem 
die ſogenannten Schiffsgläubiger (§ 754), und zwar am ganzen Schifſs ver 
mögen (vgl. oben 8 6, VID; ihr Pfandrecht wird nicht im Schiffsregiſter einge- 
tragen und geht den eingetragenen Schiffshypothekengläubigern vor, ſo daß dieſe mit 
den unter Amſtänden ſehr hohen Vorbelaſtungen rechnen müſſen; das Schiffsgläubi⸗ 
ger⸗ Pfandrecht wirkt gegen jeden Dritten, insbeſondere auch gegen jeden gutgläubi⸗ 
gen Erwerber des Schiffs. Im Intereſſe des Realkredits an Schiffen iſt feine Ein- 
ſchränkung zu erwägen. Die Schiffsgläubigerfälle ähneln den abſolutprivilegierten 
Forderungen bei der Zwangsverſteigerung eines Grundſtücks (öffentliche Abgaben, 
Litlohn der Arbeiter uſw.), find aber ausgedehnter und find echte Pfandrechte; es 
ſollen alle diejenigen Gläubiger geſichert werden, welche während der Reiſe des 
Schiffes für die Intereſſen des Schiffes Arbeit oder Sachgüter aufwenden, gewöhn⸗ 
lich derart (anders beſonders bei den Dienft- und Heuerforderungen der Schiffs- 
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beſatzung), daß das Landvermögen des Reeders nicht zugleich haftet. (Aber die 
erſchöpfend aufgezählten Fälle des Schiffsgläubigerrechts vgl. oben 8 6, VII; übri- 
gens iſt das dazugehörige Verbodmungspfandrecht kein geſetzliches, ſondern ein ver- 
tragsmäßiges Pfandrecht.) Aber die Rangordnung der Schiffsgläuviger oben 
86, VII; die etwaige zwangsweiſe Pfandverwertung erfolgt im Wege der Zwangs- 
vollftredung. 


3. Zurückbehaltungsrecht. Neben dem im Bürgerlichen Geſetzbuch ge- 
regelten ſchuldrechtlichen Zurückbehaltungsrecht, wonach ein Anſpruch nicht erfüllt zu 
werden braucht, ſolange ihm ein Gegenanſpruch aus demſelben Rechtsverhältnis 
(einheitlichem Wirtſchaftsverhältnis) oder bei Anſpruch auf Sachherausgabe ein An⸗ 
ſpruch aus Verwendungen, z. B. Futterkoſten, oder aber aus Schädigung durch die 
Sache (verwahrtes Pferd) gegenüberſteht (8 273 BGB), hat das Handelsrecht unter 
Kaufleuten nach alter Handelsfitte ein ſtärkeres, dinglich wirkendes Zurückbehaltungs⸗ 
recht ausgebildet (88 369 ff. HGB). Es foll dem Kaufmann nicht zugemutet werden, 
in feinem Beſitz befindliche Güter eines anderen Kaufmanns dieſem auszuhändigen, 
wenn er ſelbſt als Gläubiger gegen ihn noch Anfprüde hat; darum hat er an den be- 
weglichen Sachen und Wertpapieren feines Schuldners ein Zurückbehaltungsrecht, ſo⸗ 
weit er ſie auf Grund eines mindeſtens einſeitigen Handelsgeſchäfts von ihm erhalten 
und in Befitz bekommen hat, z. B. zur Verwahrung als Bankier, zum Transport, als 
überſandtes, aber beanſtandetes Kaufgut (nicht z. B. durch Dritte gegen den Willen 
des Schuldners). Werden ſolche Güter berausverlangt, ſo kann er die Herausgabe 
verweigern, hat auch das dingliche Abſonderungsrecht im Konkurs (8 49, 4 KO) und 
das Vorrecht vor einem ſpäter entſtandenen Pfändungspfand, immer ſoweit er 
irgendeine, aus beiderſeitigem Handelsgeſchäft entſprungene, und zwar fällige For⸗ 
derung gegen den Schuldner hat (für welche die weiteren, oben erwähnten Erforder- 
niffe des 8 273 BGV: einheitliches Wirtſchaftsverhältnis, Verwendung, Schadens- 
zufügung, nicht zuzutreffen brauchen); dieſe Forderung darf er ſich aber nicht zu 
ſeiner Deckung nachträglich durch Abtretung ſeitens eines andern Gläubigers (anders 
bei Erwerb durch Wechſelindoſſament) verſchafft haben. Er kann das Gut nicht 
zurückhalten, wenn er von vornherein oder ſpäter durch Verabredung beſonders an- 
gewieſen war, mit dem Gute in beſtimmter Weiſe zu verfahren (3. B. zur dauernden 
Verfügunghaltung, Beförderung an beſtimmte Perſonen, zum Verkauf als 
Kommifflonär). Damit ſchrumpft zunächſt das Zurückbehaltungsrecht etwas zu⸗ 
ſammen. Wenn aber der Schuldner in Konkurs verfallen iſt oder ſeine Zahlungen 
eingeſtellt hat oder fruchtlos gepfändet iſt, dann beſteht (8 370) das Zurückbehaltungs⸗ 
recht als Notretentionsrecht auch zur Sicherung einer noch nicht fälligen Forderung; 
ferner ſchadet dann die Verpflichtung, in einer beſtimmten Weiſe mit dem Gute zu 
verfahren, nichts. Vor allem aber hat (nicht nur im Falle des Notretentionsrechts) 
der Gläubiger beim Handelszurückbehaltungsrecht die Beſugnis (nicht die Pflicht), 
ſich aus dem Gute ganz ähnlich wie beim Pfandrecht zu befriedigen, und zwar nicht 
nur auf Grund eines vollſtreckbaren Titels (insbeſondere Urteils) wegen der Haupt 
forderung im ohnehin gegebenen Wege der gewöhnlichen Zwangsvollſtreckung, fon- 
dern auf Grund eines beſonders (beim Gericht der Niederlaſſung oder des Wohn- 
ſitzes des Schuldners, vgl. 8 371, 4) zu erwirkenden Titels auf Befriedigung aus dem 
Zurückbehaltungsgute nach den Grundſätzen des Pfandrechts (ſiehe oben 2, a), alſo 
ohne gerichtliche Zwangsvollſtreckung, durch Privatpfandverkauf, ſei es Verſteigerung 
oder bei markt⸗ und börſengängigen Gütern durch freihändigen Verkauf ſeitens eines 
Handelsmaklers oder ſonſtigen Verſteigerers (8 371). Das Zurückbehaltungsrecht 
kann nur an beweglichen Sachen und Wertpapieren ausgeübt werden, die Eigentum 
des Schuldners der Hauptforderung find (nur in gewiſſen Ausnahmefällen auch an 
eigenen Gütern des Gläubigers, für die eine Nückgabepflicht an den Schuldner be- 
ſteht, namentlich an bereits geliefertem, aber wegen Mängeln beanſtandetem Kauf⸗ 
gut, ferner an treuhänder iſch ihm vom Schuldner übereignetem Gut uſw.: ſogenanntes 
wirtſchaſtliches Eigentum des Schuldners). 
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Dagegen greift das Zurückbehaltungsrecht gegenüber älteren, d. h. vor ſeiner Ent⸗ 
ftebung erwachſenen dinglichen Rechten Dritter, z. B. Pfandrechten, nicht durch; es 
greift auch nicht gegenüber den nach feiner Entſtehung durch Traditionspapier 
begebung erworbenen Rechten (Eigentum, Pfandrecht) Dritter durch, ebenſowenig 
gegenüber dem Verfügungsrecht des unbezahlten Verkäufers oder Einkaufs⸗ 
kommiſſionärs, auch nicht gegenüber fpäter entſtandenen geſetzlichen Pfandrechten 
eines Spediteurs, Frachtführers, Lagerhalters, in aller Regel auch Kommiſſionärs; 
wohl aber gegenüber nachträglich durch bloße Beſitzſurrogate erworbenem Eigentum 
oder Pfandrecht Dritter (Vindikationszeſſion oder Pfandbeſtellung durch ſogenannte 
Beſitzauftragung gemäß § 1205 BGB, vgl. 8 369 HGB). Die Lehre der Rangfolge 
ift (namentlich infolge der häufigen Verkennung des dinglichen Charakters des 
Rechts) ſehr verwickelt und kann hier nicht näher dargeſtellt werden; fie bedarf drin- 
gend der Klärung und Vereinfachung, da der jetzige Zuſtand, wenigſtens einem nicht ⸗ 
juriſtiſchen Kaufmann, nur ſchwer klargemacht werden kann. 


8 11. Wertpapiere, insbeſondere Wechjel und Schech 


I. 1. Wertpapiere find Urkunden, deren Innehabung Bedingung für die Ver⸗ 
wertung der in ihnen verbrieften Rechte iſt (H. Brunner); dabei verſteht man unter 
Verwertung die Geltendmachung, Abertragung und Entſtehung dieſer Rechte. Sie 
dienen nicht dem bloßen Beweis (wie z. B. regelmäßig die Quittung), ſondern haben 
ſogenannten dispoſitiven Charakter: durch ihre Begebung oder Vorlegung wird das 
Recht zur Geltung gebracht. Es können in den Wertpapieren Forderungsrechte 
(3. B. im Wechſel, im Scheck, in der ſtaatlichen Obligation), Sachenrechte (3. B. im 
Hypothekenbrief, Konnoſſement, Lagerſchein) oder auch korporative Rechte (z. B. in 
einer Aktie) „verkörpert“ ſein. Für die Verwendung im Handel und im ſonſtigen 
Verkehr, die ſogenannte Negotiabilität, iſt die Abertragungsform der Wertpapiere 
von beſonderer Bedeutung, und man gliedert fie danach in Rektapapiere, bei denen 
die Abertragung in der für das verkörperte Recht auch ſonſt geltenden Form (3. B. 
Zeſſion der verkörperten Forderung), grundſätzlich unter Begebung des Papiers 
erfolgt; ferner Orderpapiere (namentlich der Wechſel), bei denen durch Begebung 
und einen kurzen Vermerk auf dem Papier (das Indoſſament) übertragen wird, mit 
der Wirkung, daß der Erwerber (Indoſſatar) ein vom Recht ſeines indoſſierenden 
Vormannes unabhängiges ſelbſtändiges Recht erhält; und endlich Inhaberpapiere, 
welche auf den Inhaber lauten und durch bloße Beſitzübergabe des Papiers erworben 
werden (3. B. Inhaberaktie); Rekta- und Orderpapiere faßt man als ſogenannte 
Namenspapiere zuſammen, da fie im Gegenſatz zum Inhaberpapier den Berechtigten 
benennen. ö 


2. Die Wertpapiere find alt. Die Germanen haben das römiſche Arkundenweſen 
übernommen, es nach dem Vorbild ihrer vielfach verwendeten ſymboliſchen Rechts ⸗ 
handlungen (Übergabe von Scholle und Zweig, Stabüberreichung uſw.) im dispoſi⸗ 
tiven Sinne ausgebaut und ſchon in merowingiſcher und karolingiſcher Zeit die 
Order und Inhaberklauſeln entwickelt. Im ſpäteren Mittelalter hat namentlich der 
Handelsverkehr dies fortgeführt; der Wechſel iſt auf den alten Grundlagen im 
Handelsbetriebe der Wechſler (cambsores) des Mittelmeerverkehrs ſeit dem 12. Jahr- 
hundert ausgebaut worden und hat ſich in ſeiner italieniſchen Form (trotz des Vor⸗ 
handenſeins ſelbſtändig entwickelter Wechſel des Hanſegebiets) das geſamte damalige 
Handelsleben Europas erobert. Die neuere Zeit hat dann zahlreiche Arten und 
Variationen der Wertpapiere geſchaffen, in denen heute ungezählte Millionenwerte 
verkörpert ſind. Dabei kann man für das Wertpapierrecht eine deutſche, eine 
franzöſiſch⸗italieniſche und eine engliſche Gruppe mit zahlreichen Angliederungen in 
der ganzen Welt unterſcheiden, die vielfach im Intereſſe des Weltverkehrs, nament- 
lich für den Wechſel, nach Vereinheitlichung drängen. 
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3. Es gilt der Satz: das Necht aus dem Papier folgt dem Recht an dem Papier, 
d. h. das Wertpapier wird wie eine andere körperliche Sache zu dem Eigentum über- 
tragen, verpfändet, retiniert uſw., und mit dem Eigentum, Pfandrecht, Zurüdbehal- 
tungsrecht oder anderen dinglichen Rechten am Papier erhält der Erwerber auch das 
im Papier verbriefte Recht (fo iſt z. B. der Eigentümer des Wechſels grundſätzlich der 
Wechſelgläubiger; anders und umgekehrt bei bloßen Beweisurkunden, 8 952 BGB). 
Die Folge dieſer Verknüpfung von Recht und Papier iſt die wichtige 
fogenannte Legitimationswirkung, Ausweiswirkung der Wertpapiere: der 
Beſitz des Papiers gewährt den ſogenannten Rechtsſchein; d. h. der Beſitzer gilt zu⸗ 
nächſt als Eigentümer (oder ſonſt dinglich Berechtigter) und daher als Träger des 
beurkundeten Rechts; der aus dem Papier Verpflichtete kann ohne weitere Nach- 
prüfung den durch das Papier Ausgewieſenen (Zeſſionar, Indoſſatar, Inhaber) 
leiſten und wird befreit; doch muß er zwar nicht, kann aber die Berechtigung nach- 
prüfen, und er wird bei Leiſtung wider beſſeres Wiſſen, in gewiſſen Fällen auch bei 
Fahrläſſigkeit, alſo bei Nichtprüfung trotz begründeten Verdachts, nicht befreit. Die 
Legitimationswirkung haben alle Order ⸗ und Inhaberpapiere, aber auch gewiſſe 
Rektapapiere wie Sparkaſſenbücher, Pfandſcheine uſw., die deshalb als hinkende 
Namenspapiere oder (mit umgekehrter Betrachtung) auch als hinkende Inhaber 
papiere bezeichnet werden. 


Dem Rechtsſchein entſpricht es auch, daß grundſätzlich jeder, insbeſondere jeder Er- 
werber des Papiers, ſich auf den erſichtlichen Inhalt verlaſſen kann, beſonders in 
Anſehung der Perſon des Berechtigten (fogenannte Skripturmäßigkeit des 
verbrieften Rechts). Daher erwirbt grundſätzlich der Gutgläubige das Papier und 
das verbriefte Recht bei äußerer Ordnungsmäßigkeit des Papiers auch aus der Hand 
eines papiermäßig (z. B. durch eine ununterbrochene Abertragungskette) äußerlich 
ausgewieſenen Nichtberechtigten und bei nichterſichtlichen Mängeln früherer Be⸗ 
gebungen; natürlich verſagt ſein Recht gegenüber ſolchen Perſonen ſelbſt, deren 
Namen gefälſcht war oder in deren Perſon ſonſt nicht die Verpflichtung einge- 
treten war. j 


4. Das Recht der Wertpapiere iſt geſetzlich nicht zuſammengefaßt, ſondern 
findet ſich verſtreut: im Wechſelgeſetz vom 21. Juni 1933, im Scheckgeſetz vom 
14. Auguſt 1933, in 88 363 ff. HGB (für Orderpapiere) und SS 179 ff. HGB, jest 
8 8ff. AktGeſ. (für Aktien), in SS 793 ff. BGB (für Inhaberſchuldverſchreibungen), 
88 1116 ff., 1187 f., 1195 BGB (Hypotheken, Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldbriefe), 
im Preußiſchen Berggeſetz von 1865 (Kuxe) uſw. 


II. Der Wechſel 


1. Der Wechſel iſt eine Schuld verpflichtung, durch welche ſich der Schuldner 
in beſtimmter herkömmlicher Form (Wechſelform) zur Zahlung einer beſtimmter 
Geldſumme (der Wechſelſumme) verpflichtet, ohne daß die Zahlungspflicht von einer 
Gegenleiſtung abhängig gemacht iſt (einſeitige Verpflichtung) und ohne daß ſie von 
dem der Ausſtellung zugrunde liegenden Rechtsverhältnis (3. B. Darlehn, Kauf ⸗ 
ſchuld, der ſogenannten causa, dem Grundverhältnis) abhängt. Wenn jemand Schuhe 
kauft und in Höhe der Kaufgeldſchuld einen Wechſel zeichnet, fo iſt feine Wechſel⸗ 
verpflichtung von dem Beſtande der Kaufgeldſchuld unabhängig; er kann einem ſpäte⸗ 
ren Erwerber des Wechſels nicht entgegenhalten, daß die Schuhe nur halb ſoviel 
wert waren oder aber etwa gar nicht geliefert worden find: die Wechſelſchuld iſt 
„abſtrakt“; fie iſt zugleich einſeitig, d. h. die Erhaltung der Wechſelſchuld kann nicht 
von der vorherigen oder von der Zug-um-Zug-Leiftung der Stiefel abhängig gemacht 
werden. Daher wirkt die Wechſelverpflichtung beſonders ſcharf, iſt leicht übertragbar 
(negotiabel), und ſie kann den verſchiedenſten Zwecken dienen. 


Man unterſcheidet den einfachen und den gezogenen Wechſel. Der einfache (trockene) 
Wechſel iſt ein einfaches Schuldverſprechen: „Frankfurt a. O., den 21. Januar 1936. 
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Gegen dieſen Wechſel zahle ich an Herrn Wilhelm Müller, Berlin⸗Südende, Haupt- 
ftraße 10, (oder feine Order) am 1. April 1936 1000 RM. Friedrich Schultze.“ Der 
gezogene (traſſierte) Wechſel (Tratte) iſt eine Zahlungsanweiſung: „Frank. 
furt a. d. O., den 1. Januar 1936. Gegen dieſen Wechſel zahlen Sie an Herrn 
Wilhelm Müller, Berlin⸗Südende, Hauptſtraße 10, (oder feine Order) am 1. April 
1936 1000 RM. Friedrich Schultze.“ An die Deutſche Bank und Discontogefell- 
ſchaft, Depoſitenkaſſe, Berlin⸗Südende.“ Die Tratte iſt die überwiegend häufigere 
Form; die meiſten Wechſel in der ganzen Welt find ſolche gezogenen Wechſel. 

2. Geſchichtlich iſt der Wechſel im Mittelalter vom eigenen Wechſel ausgegangen, und 
zwar war er an einem vom Wohnfitz des Ausſtellers verſchiedenen Ort (ſogenanntes Wechſel⸗ 
domizil, weil der Wechſel bildlich ein anderes Domizil, Zahlungsort, hatte) zu zahlen: der 
Kaufmann A. in Piſa, der nach Genua reifen wollte, ließ ſich vom Piſaner Wechfler an Stelle 
des Eintauſchens von genuefifhen Geldſtücken gegen fein Piſaner Geld (alſo an Stelle des 
ſogenannten Handwechſels, cambium minutum) gegen Zahlung dieſes Piſaner Geldes einen 
eigenen Wechſel auf Genua nach Maßgabe des Kurswertes des Genueſer Geldes geben, den 
er bei dem Geſchäftsſreunde des Wechſlers in Genua einlöfte (cambium, jo genannt, weil 
er den Handwechſel erſetzte): ein „domizilierter Eigenwechſel“. Zur Ausführung feines 
Verſprechens überſandte der Piſaner Wechſler dem Genueſer Geſchäftsfreund eine Zahlungs- 
anweiſung (Tratte). Allmählich erübrigte ſich neben dieſer Tratte, die der Kaufmann A. 
nach Genua ſelbſt mitnahm, der Eigenwechſel; man nahm an, daß er in der Ausſtellung 
der Tratte als ſelb ſtverſtändlich mitliege: der Anweiſende verſprach dem Empfänger ſtill⸗ 
ſchweigend durch die Anweiſung deren Einlöſung und übernahm die Haftung für die Ein⸗ 
löſung durch den Genueſer Geſchäftsfreund. Eigene Wechſel kamen daneben (immer ſeltener) 
für ſich allein vor, hauptſächlich als Verſprechen der Zahlung am Ausſtellungsorte ſelbſt 
(eigene Platzwechſel, cambia sicca = trockene Wechſel genannt, weil fie am Orte blieben 
und nicht über See oder Land gingen), von der Kirche verpönt, weil die in der Wechſel⸗ 
ſumme verſteckte Vergütung, der Diskont, in dieſem Falle einen arbeitsloſen (Fehlen eines 
Transports oder Transporterſatzes) Gewinn darſtellte. Die Tratte iſt dann noch im Mittel; 
alter durch die Orderklaufel beim Namen des Empfängers ausgebaut worden; dieſe ermög- 
lichte die (zunächſt nur einmalige) Abertragung auf einen Prokuriſten oder auf einen Dritten, 
der Geld in Genua brauchte; daraus entwickelte ſich dann allmählich in ſpäterer Zeit 
(namentlich ſeit dem 17. Jahrhundert) die unbeſchränkte Indoſſierbarkeit von einem Emp⸗ 
fänger zum anderen, ſo daß eine lange Kette von Indoſſamenten möglich wurde und der 
jedesmalige Empfänger ein ſelbſtändiges Recht auf Zahlung erwirbt. 

Ebenfalls im Mittelalter und beſonders auf ſeinen großen Meſſen entſteht der Gebrauch, 
daß der Adreſſat (der Bezogene) die ihm vorgelegte Tratte annimmt, akzeptiert, wodurch 
er ſich unbedingt zur Zahlung an dem etwas ſpäter liegenden Verfalltage (3.3. am Meſſe⸗ 
ſchluß) verpflichtet: „wer annimmt, zahlt“; ſo wird aus der beſonderen Zahlungsermächtigung 
die Zahlungsverpflichtung des Bezogenen: er wird zum Akzeptanten, Annehmer, der als 
Hauptſchuldner in erſter Linie haftet. Die Schuld des Ausſtellers, des indoſſierenden Wechfel- 
empfängers und der weiteren Indoſſanten iſt demgegenüber bloße Negreßſchuld. 


Im Zuſammenhang mit der Herausbildung der unbeſchränkten Indoſſamentenkette bildete 
ſich immer mehr die volle Selbſtändigkeit der einzelnen Wechſelverpflichtungen (des Akzep⸗ 
tanten, des Ausſtellers, des indoſſierenden Wechſelempfängers, d. i. des ſogenannten Remitten- 
ten, der weiteren Indoſſanten) aus, kurz die abſtrakte Natur der Wechſelverpflichtungen. Dies 
geſchah beſonders konſequent im deutſchen Recht, während Frankreich und namentlich England 
etwas mehr zurückhielten; hieraus ergeben ſich hauptſächlich die Anterſchiede zwiſchen den 
drei großen Gruppen des Wechſelrechts. Dieſe geſchichtliche Entwicklung zeigt zugleich die 
wichtigſten Züge der Wechſelobligation, insbeſondere der Tratte, wie wir ſie heute haben. 
3. Das Recht des Wechſels, im Mittelalter durch das Gewohnheitsrecht der Kaufleute 
(stilus mercatorum) beſtimmt, wurde ſeit der Mitte des 14. Jahrhunderts durch die italieniſche 
Rechtswiſſenſchaft einheitlich ausgebildet und in Europa in dieſer Form verbreitet; 
allmählich kam es zur geſetzlichen Formulierung von Wechſelordnungen, in Deutſchland 
durch Einzelſtaaten und Städte, dann beſonders im Preußiſchen Landrecht von 1794; voran- 
gegangen war die ſranzöſiſche Auſzeichnung in der ordonnance de commerce von 1673, 
die dann im code de commerce von 1807 weiter durchgeführt wurde und in dieſer Form 
alle romaniſchen Staaten beeinflußt hat. In Deutſchland kam es auf Veranlaſſung des 
Zollvereins zur Vorbereitung einer einheitlichen deutſchen Wechſelordnung (preußiſcher 
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Entwurf von Biſchoff), die, von dem Parlament der Paulskirche angenommen, durch die 
damalige Neichsgewalt (Erzherzog Johann) 1848 veröffentlicht, in allen deutſchen Einzel 
ſtaaten Geſetz wurde. 

Die Allgemeine Deutſche Wechſelordnung iſt jetzt durch das Wechſelgeſetz vom 21. Juni 1933, 
in Kraft ſeit dem 1. April 1934, erſetzt. Dieſe Neuregelung ſchließt ſich inhaltlich, wenn auch 
nicht formell, eng an die Deutſche Wechſelordnung an, beruht aber auf internationalen, der 
Schaffung eines Weltwechſelrechts dienenden Vereinbarungen: Schon vor dem Weltkriege 
war es zu dem Haager Entwurf eines einheitlichen Wechſelgeſetzes (1910 und 1912) gekommen; 
nach dem Kriege wurden dieſe Beratungen auf Veranlaſſung des Völkerbundes in Genf 
fortgeſetzt und führten zum Genfer Abkommen vom 7. Juli 1930 (beſtehend aus Wechſel · 
geſetz, Geſetz über internationales Wechſelprivatrecht und Wechſelſteuergeſetz), von 25 Staaten 
angenommen, darunter von Deutſchland und Frankreich, dagegen nicht von England (außer 
dem Wechſelſteuergeſetz) und den Vereinigten Staaten von Amerika. Dementſprechend iſt das 
Deutſche Wechſelgeſetz ſormuliert worden. Frankreich hat den Vertrag mit geſchloſſen und auch 
ratifiziert. Ein einheitliches Wechſelrecht für die Welt iſt aber noch längſt nicht geſchaffen. 
4. a) Die Tratte als Grundwechſel muß beſtimmten Formerforderniſſen 
(ſogenannten Eſſentialien) genügen, ſonſt treten wechſelrechtliche Wirkungen über ⸗ 
haupt nicht ein (was nicht ihre Amdeutung in eine rein bürgerlich ⸗ rechtliche Erklärung, 
z. B. eine Quittung, eine gewöhnliche Anweiſung uſw. ausſchließt). Dabei kommt es 
auf das rein formelle Vorhandenſein dieſer Erforderniſſe an; auch wenn ſie z. B. 
geſälſcht find oder fingierte Namen aufweiſen, iſt der Grundwechſel vorhanden, und 
die einzelnen echten Anterſchriften haben wechſelrechtliche Wirkung. ö 
Erforderlich iſt (Art. 1 WG): eine unbedingte Anweiſung in beliebiger 
Sprache (auch toter; aber nicht Geheimſchrift, nach herrſchender Meinung nicht 
Stenographie), welche im Text die Bezeichnung Wechſel (oder das entſprechende 
Wort der verwendeten Sprache: bill of exchange, lettre de change, lettera di 
cambio uſw.) in ſich aufgenommen hat (der eigene Wechſel heißt dagegen promissory 
note, billet à ordre); ferner die Namen des Ausſtellers (als Anterſchrift), 
des Bezogenen und des Wechſelempfängers (des ſogenannten Remitten- 
ten), wobei (zwar nicht zur Wechſelgültigkeit, aber wohl zur Verbindlichkeit der Ver⸗ 
pflichtung) der wirkliche Name oder die Firma angegeben fein muß (auch ein Pfeudo⸗ 
nym, nach zutreffender Meinung auch der Handelsname des Minderkaufmanns ge- 
nügt), ebenſo die Anterſchreibung durch einen Vertreter unter Angabe des Ver⸗ 
tretenen; der Ausſteller und der Nemittent können dieſelbe Perſon fein („zahlen Sie 
an meine Order“, „an Order von mir ſelbſt“) und find es häufig: „Wechſel an eigene 
Order“; ebenſo können Ausſteller und Bezogener identiſch fein (hauptſächlich auf eine 
Filiale, insbeſondere Depofitenkaſſe des Ausſtellers gezogen, jetzt auch am gleichen 
Platz zuläſſig): „traſſiert eigener Wechſel“ (ſeltener; vgl. Art. 3 WG); ferner iſt die 
Angabe der Wechſelſumme erforderlich, in Geld ausgedrückt, auch in fremder 
Währung zuläffig, dann aber in deutſcher Währung zum Tageskurſe zahlbar, ſofern 
nicht „effektive“ Zahlung angegeben ift (aber Deviſengeſetzgebung!); Warenwechſel 
find unzuläſſig; angegeben fein muß die Zahlungszeit (einheitlich, keine Raten. 
wechſel !), und beſtimmt (z. B. nicht erwarteter Tod eines Dritten), und zwar wahl ⸗ 
weiſe in den vier Formen: des Tagwechſels (beſtimmter Tag), des Sichtwechſels (bei 
Sicht, alſo jederzeit), des Nach⸗Sichtwechſels (10 Tage nach Sicht, wie eine Kündi⸗ 
gungsfrift wirkend) und des Datowechſels (10 Tage nach Dato, d. h. nach der Aus- 
ſtellung); der Wechſel ohne Zahlungszeitangabe gilt als Sichtwechſel (a 2°); weiter 
hin erforderlich iſt der Zahlungsort (fehlt er, ſo iſt es der beim Namen des 
Bezogenen angegebene Ort, der Adreßort); es kann ein vom Geſchäftsſitz oder Wohn- 
ort des Bezogenen verſchiedener Ort (nur) durch den Ausſteller als Zahlungsort an- 
gegeben fein (Art. 4, Art. 27 WG, früher ſogenanntes Wechſeldomizil: Herrn A in 
Potsdam, zahlen Sie in Berlin bei der Zentrale der Dresdner Bank), und es kann 
ſowohl in dieſem Falle wie bei der Zahlbarkeit am Wohn- oder Geſchäftsſitz des Be⸗ 
zogenen eine beſondere Zahlſtelle (namentlich eine Bank) vermerkt ſein, und dieſe 
kann auch der Bezogene ſeinerſeits dem Akzept zufügen; ſchließlich muß der Wechſel 


1 
| 
* 


Handelsrecht 79 


das Datum, d. i. Seit und Ort der Ausſtellung, tragen, immer nur ein einziges 
Datum und ein mögliches (nicht 29. Februar 1935), nicht notwendig ein richtiges 
(was aber z. B. Strafbarkeit gegebenenfalls bei unrichtigem Datum nicht ausſchließt) 
— ein Wechſel ohne Ausſtellungsort gilt als am Wohnſitz des Ausſtellers ausgeſtellt 
(Art. 2 WG); fehlt auch dieſer Ort, fo iſt er ungültig. 


Ein Zinsvermerk zur Wechſelſumme iſt ungültig und gilt als nicht geſchrieben; aber 
er iſt gültig bei Sicht. und Nachſichtwechſel mit Zinsfußangabe (Art. 5 WG). Ander⸗ 
ſeits würde ein Himvpeis auf das Kauſalverhältnis, von dem die Wechſelverpflichtung 
abhängig gemacht wird (z. B. „als Kaufpreis“), den Wechſel ungültig machen. 


b) Bei dem für die Beteiligten ſehr gefährlichen Blanko wechſel (Art. 10 WG) 
können Eſſentialien fehlen; es entſpricht alter Praxis, durch den unterſchreibenden 
Ausſteller Wechſel begeben zu laſſen, welche nicht in allen Punkten ausgefüllt ſind, 
derart, daß der Empfänger Lücken, z. B. den Zahlungsort oder die Wechſelſumme 
oder den Namen des Bezogenen verabredungsgemäß nachträglich ausfüllen darf; der 
Einwand vertragswidriger Ausfüllung iſt nur gegen den Ausfüllenden oder gegen 
einen ſpäteren doloſen oder grobfahrläſſigen Erwerber möglich. Ebenſo läßt man 
(vgl. Art. 10 WG) auch ein Blankoakzept zu und vor allem ein Blankoindoſſament 
(Art. 13 WG, vgl. unten). 


e) Der Ausſteller haftet aus dem Grundwechſel für Annahme und Zahlung 
des Wechſels durch den Bezogenen; die Haftung ſür Annahme kann er ausſchließen, 
die für Zahlung nicht (Art. 9). Dieſe Verpflichtung wird „durch Schreiben, Geben 
und Nehmen“ des Wechſels begründet, d. h. es muß außer der Anterſchrift die Be⸗ 
gebung des Wechſels, alſo ein Vertrag, die Realübergabe ſtattfinden: ſogenannte 
Vertragstheorie, die der ſogenannten Kreationstheorie gegenüberſteht, nach 
der die Anterſchrift ohne Begebung genügt. Die Vertragstheorie iſt die alte Auf- 
faſſung ſeit dem Mittelalter (Kauf der pecunia absens für die pecunia praesens) 
und hat ſich bis heute überwiegend, namentlich in der Rechtſprechung des Reichs. 
gerichts und ebenſo im franzöſiſchen und engliſchen Recht erhalten. Die Krea- 
tionstheorie, von Einert Anfang des 19. Jahrhunderts in Deutſchland be- 
gründet, möchte den Wechſel als „Papiergeld des Kaufmanns“ immer mehr ent- 
feſſeln und abſtrakter machen, rechnet aber zu wenig mit den berechtigten Intereſſen 
des Anterſchreibenden, deſſen Anterſchrift dann gegen ihn auch wirken müßte, wenn 
ihm der Wechſel z. B. geſtohlen wurde. Beide Grundanſchauungen find aber in viel- 
fachen Schattierungen gemildert: Die Vertragstheorie namentlich durch die Lehre 
vom Rechtsſchein (H. Meyer, E. Jacobi), wonach der Ausſteller auch bei fehlender 
Begebung den Wechſel gegen ſich wirken laſſen muß, wenn er nicht den Nechtsſchein 
der Begebung ſorgfältig genug verhindert hat; die Kreationstheorie durch die Lehre 
vom Eigentumserwerb (K. A. Eckhardt), wonach der abhanden gekommene Wechſel 
nur dann wirkt, wenn der Empfänger und Wechſelgläubiger das Eigentum daran er⸗ 
worben hat, was ohne Begebung in der Regel nicht möglich iſt. Der Gegenſatz dieſer 
vielerörterten Theorien führt in einzelnen, gelegentlich zu erwähnenden Fragen zu 
verſchiedenen praktiſchen Ergebniſſen. Der Theoriengegenſatz hat nicht nur für die 
Beurteilung der Ausſteller verpflichtung Bedeutung, ſondern für ſämtliche Wechſel⸗ 
verpflichtungen (Indoſſanten, Bürgen uſw.) und reicht weit über das Wechſelrecht 
hinaus in die geſamte Wertpapierlehre hinein, beſonders für den Scheck, aber auch 
für Inhaberpapiere (vgl. unten) uſw. Die Akzeptverpflichtung beim Wechſel aber 
hat das Reichsgericht im Gegenſatz zu feiner ſonſtigen Vertragstheorie im wejent- 
lichen unter dem Geſichtspunkt der Kreationstheorie behandelt (vgl. unten Nr. 6). 


d) Der Begebungsvertrag iſt ſcharf vom Grundgeſchäft zu unterſcheiden, alſo 
vom Kauf, vom Darlehnsgeſchäft, dem Geſellſchaftsvertrag uſw., aus dem eine Ver⸗ 
pflichtung (3. B. Kaufpreisforderung, Aufwandserſatz für einen Geſellſchafter uſw.) 
fließt, die mittels der Wechſelbegebung erfüllt werden ſoll. Dabei erfolgt die 
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Wechſelbegebung im Zweifel nicht an Zahlungs Statt (d. h. das Gegenteil müßte be- 
redet ſein und vom Ausſteller bewieſen werden), ſo daß durch die Wechſelbegebung 
die Grundgeſchäftsſchuld ſofort getilgt würde, ſondern zahlungshalber ($ 364, 2 
BGB), fo daß erft mit der Erfüllung der Wechſelſchuld auch das Grundgeſchäft er- 
ledigt iſt. Streng zu unterſcheiden von der Begründung der Wechſelſchuld iſt auch 
der Abſchluß des Wechſelvorvertrags (pactum de cambiando), durch welchen die 
Erfüllung des Grundgeſchäfts mittels Wechſelhingabe verſprochen wird; meift iſt der 
Wechſelvorvertrag ein Beſtandteil des Grundgeſchäfts (3. B. Kauf, bei dem die Kauf⸗ 
preisbegleichung durch ein Dreimonatsakzept verſprochen wird), er kann aber auch 
nachträglich abgeſchloſſen werden. 


Die Verpflichtungen aus dem Wechſel find vom Grundgeſchäft wie vom Wechſelvor⸗ 
vertrag (alſo von den ſogenannten Kauſalgeſchäften) unabhängig, abſtrakt, wie hier 
ſchon mehrfach betont wurde. Dem Wechſelgläubiger können daher (Art. 17 WG) 
Einwendungen aus dem Kauſalgeſchäft, welche einem ſeiner Vormänner gegenüber 
begründet find (alſo einem vorausgehenden Indoſſanten oder dem Ausſteller gegen- 
über), nicht entgegengehalten werden, es ſei denn, daß er den Wechſel bewußt zum 
Nachteil des Wechſelſchuldners erworben hat (3. B. zur Deckung eines Vormannes, 
der dem Einwande des Betrugs gegenüber dem Wechſelſchuldner ausgeſetzt wäre); 
dagegen unterliegt der Wechſelgläubiger freilich den Einwendungen, die ihn unmittel- 
bar betreffen (z. B. eine von ihm bewilligte Stundung), und ſolchen Einwendungen, 
die ſich aus dem Wechſel ſelbſt ergeben (3. B. Fehlen eines Eſſentiales); worauf noch 
zurückzukommen iſt. 


Beim Grundwechſel kommt als Grundgeſchäft zunächſt das Verhältnis zwiſchen Aus⸗ 
ſteller und Wechſelempfänger (Remittenten) in Betracht: Der Empfänger gewährt 
für den Wechſel regelmäßig eine — ſogleich gezahlte oder ihm kreditierte — Valuta, 
eine Gegenleiſtung, und der Ausſteller fügte deshalb ſeit alters die ſogenannte 
Valutaklauſel (Wert erhalten, Wert in Rechnung) ein, heute erſtarrt und immer 
weniger üblich, kaum noch für das Grundgeſchäft von Beweisbedeutung. Ferner 
kommt normal ein Grundgeſchäft zwiſchen Ausſteller und Bezogenem in Betracht, 
auf Grund deſſen der Bezogene akzeptiert und zahlt, ſei es auf Grund einer bereits 
erhaltenen, ſei es einer kreditierten Deckung: dem diente die Deckungsklauſel („und 
ſtellen in Rechnung“, oder bei der ſogenannten Kommiſſionstratte „und ſtellen 
Herrn X in Rechnung“, oft mit Beifügung der ſogenannten Avisklauſel „laut Be⸗ 
richt“, d. h. nach ſchriftlicher beſonderer Weiſung, oder „ohne Bericht“); die Dedungs- 
klauſel iſt ebenfalls bei uns erſtarrt und faſt immer bedeutungslos, wo ſie noch 
erſcheint. Aber das Deckungsverhältnis iſt — ebenſo wie das Valutaverhältnis — 
rein privatrechtlich von Bedeutung und wirkt im Wechſelverkehr ſoweit nach, als nach 
dem oben Geſagten das Grundgeſchäft dem Wechſelgläubiger ausnahmsweiſe ent- 
gegengehalten werden kann. Weiter geht die Bedeutung der Deckung (provision) 
im franzöſiſchen Recht, wo die Forderung des Ausſtellers aus der gewährten Deckung 
gegen den Bezogenen ohne weiteres durch die Begebung des Wechſels auf den 
Wechſelempfänger und weiterhin auf die Indoſſatare der Reihe nach ipso jure über · 
geht (dem trägt noch Art. 95 WG Rechnung) und wo im Konkurs des Bezogenen die 
in ſeinem Vermögen befindliche Deckung dem Wechſelgläubiger vorzugsweiſe zur 
Verfügung ſteht. 


In dieſen uns grundſätzlich fremden franzöſiſchen Regeln von der provision wirkt 
das Wechſelrechtsverhältnis auf das Grundgeſchäft ein (nicht umgekehrt); ſolche Fälle 
kommen auch bei uns gelegentlich vor. So kann nach dem Grundverhältnis ſtill⸗ 
ſchweigend die Pflicht zur prompten Einziehung für den Wechſelgläubiger beſtehen 
und dieſer bei Vernachläſſigung der Pflicht die Grund forderung (3. B. Kaufklage) 
verwirken, oder der Gläubiger kann die Grundforderung erſt nach Erfolgloſigkeit der 
Wechſelklage geltend machen, oder die Hinausſchiebung der Wechſelfälligkeit über 
den Zahlungstermin der Grundforderung bedeutet eine Stundung der letzteren. 


— — — — 
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Es beſtehen alſo trotz der Abſtraktheit der Wechſelforderung mannigfache Beziehun- 
gen zu dem Grundgeſchäft, auf die im weiteren noch zurückzukommen iſt. Anſer neues 
Wechſelgeſetz hat ſie — und dies entſpricht dem Durchdringen der Grundgedanken 


der bisherigen Deutſchen Allgemeinen Wechſelordnung in dem Genfer Abkommen — 


tunlichſt eingeſchränkt, während dies für Frankreich und England eine Verſchärfung 


5 der Abſtraktheit bedeutet und ein weſentlicher Grund für das Fernbleiben Englands 


und Amerikas von der einheitlichen Regelung des Wechſelrechts geweſen iſt. 


5. Indoſſament. a) Der Wehfelempfänger (Remittent) kann den Wechſel 
weiter übertragen (Art. 11 WG), und zwar iſt der Wechſel ein „geborenes Order⸗ 
papier“; auch wenn im Text die Orderklauſel (‚oder Order“, „an Order des Herrn 
Wilhelm Müller“) fehlt, iſt der Wechſel indoſſabel; dagegen ſchließt die ſogenannte 
negative Orderklauſel des Ausſtellers („nicht an Order“) die Indoſſierung aus: der 
Wechſel ift ſogenannter Nektawechſel und kann nur durch Zeſſion übertragen werden. 
Inhaberwechſel (wie im engliſchen Recht) haben wir nicht (doch werden fie nach 
Art. 12, 3 als Blankowechſel behandelt). Das Indoſſament („für mich an Herrn 
J. Neumann“) erfolgt ſchriftlich auf dem Wechfel oder auf der (bei Platzmangel) 


‚ angehefteten ſogenannten Allonge (Anhang), und zwar regelmäßig (beim Blanko⸗ 


indoſſament [ſiehe unten] immer) auf der Nückſeite oder auf dem Anhang; Anterſchrift 
des Indoſſanten iſt nötig, Orderklauſel und Datierung ſind nicht nötig (Art. 13). 
Teilindoſſament iſt ausgeſchloſſen, Abertragung immer nur im ganzen, aber in unbe⸗ 
ſchränkter Reihe möglich. Die Zufügung der negativen Orderklauſel durch einen 
Indoſſanten ſchließt ihm gegenüber nur das Regreßrecht ſowohl feines Nachmannes, 
des Indoſſatars, als auch der weiteren Nachmänner aus: nicht entſteht dadurch ein 
Rektawechſel. | 


Durch Niederſchrift und Begebung des fo indoffierten Wechſels wird der Erwerber, 
der Indoſſator, an Stelle des Indoſſanten Wechſelgläubiger (Art. 14); das In- 
doſſament hat die ſogenannte Transportfunktion und die ſogenannte Garantie- 
funktion, ganz entſprechend der Ausſtellerbegebung: „das Indoſſament iſt die Er⸗ 
neuerung der Tratte“. Der Indoſſatar erwirbt aber nicht die Rechtsſtellung feines 
Vormannes als deſſen Nechtsnachfolger, ſondern ein vollkommen ſelbſtändiges Recht 


gegenüber dem Ausſteller ſowie gegenüber dem Indoſſanten (und wenn ſchon akzeptiert 


iſt, gegenüber dem Akzeptanten). Daher können, wie erwähnt (oben Nr. 4 d), dem 
Indoſſatar immer nur Einwendungen entgegengehalten werden, welche ſich aus dem 


Weechſel ſelbſt ergeben oder ihm perſönlich gegenüberſtehen (z. B. aus ihm vom 


— 


Wechſelverpflichteten gewährter Stundung, aus dem mit dem Inanſpruchgenommenen 
abgeſchloſſenen Kauſalgeſchäft des Indoſſaments, z. B. Diskontgeſchäft), nicht dagegen 
aus Einwendungen, die einem Vormann entgegenſtehen, es ſei denn, daß der Zahlung 
fordernde Indoſſator den Wechſel dolos, genauer (Art. 17) „bewußt zum Nachteil des 
Verpflichteten“ erworben hat, insbeſondere um dieſem die Einwendungen gegen den 
Vormann abzuſchneiden (Art. 17 WG, früher Art. 82 WO). Dem entſpricht der 


ſogenannte öffentliche Glaube des Wechſels: der gutgläubige Indoſſatar erwirbt das 


Wecchſelrecht, wenn die Kette der Indoſſamente äußerlich in Ordnung iſt, auch wenn 


in dieſei Kette ein oder mehrere Indoſſamente nicht ordnungsmäßig find (3. B. der 


Begebende war geiſteskrank) oder wenn bei einem oder dem anderen die Begebung 


(Aushändigung) fehlt; er erwirbt das Recht ſogar, wenn der Wechſel im Einzelfalle 


abhanden gekommen (insbeſondere geſtohlen oder verloren) iſt (während man ſonſt in 


ſolchem Falle eine bewegliche Sache vom Nichteigentümer nicht erwirbt, 88 932 ff. 


BGB); er erwirbt auch, wenn fi fein guter Glaube nicht gerade auf das fehlende 
Eigentum des unrechtmäßig Verfügenden bezog, ſondern auch wenn er deſſen fehlende 
Verfügungsmacht, Vertretungsrecht und (beſtr.) Geſchäftsfähigkeit betraf; dabei iſt er 


gutgläubig, wenn er nicht das Gegenteil wußte oder nicht in grober Fahrläſſigkeit 
verkannte (Art. 16,, 40, 7 WG, früher mit geringen Abweichungen Art. 16, 34, 74 
bis 76 WO). Der Wechſel iſt daher viel negotiabler als eine Ware (vgl. oben 
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8 10 III I b). Ein Forderungsrecht gegen den Beſtohlenen, Verlierer oder auch gegen 
den Betrogenen, durch Anterſchlagung Geſchädigten ſelbſt erwirbt aus dem einzelnen 
mangelhaften Indoſſament der gutgläubige Indoſſatar natürlich nicht; doch die 
Haſtung aus den ordnungsmäßigen übrigen Wechſelerklärungen bleibt unbeeinflußt 
(vgl. Art. 17 WO). 


Da das Recht des Indoſſatars grundſätzlich vom Recht feines unmittelbaren Vor 
mannes unabhängig iſt, bleibt deſſen Recht trotz des Indoſſaments bedingt beſtehen, 
bedingt nämlich durch die Wiedereinlöſung im Negreßwege, wenn der etwa not. 
leidende Wechſel an ihn zurückgelangt. 


b) Beſondere Arten des Indoſſaments find das Blankoindoſſa⸗ 
ment (häufig), bei dem der Indoſſant den Namen des Indoſſatars freiläßt oder 
überhaupt nur feinen eigenen Namen auf die Rüdfeite des Wechſels ſetzt (Art. 13 
WG): volle Transport- und Garantiewirkung; der Empfänger kann in blanco weiter 
geben, ſo daß eine ganze Kette von Blankoindoſſamenten beſtehen kann; der letzte 
Empfänger kann den Wechſel ohne weiteres geltend machen, kann auch mit einem von 
ihm unterſchriebenen Vollindoſſament weiterindoſſieren, kann ferner das Blanko⸗ 
indoſſament mit ſeinem eigenen Namen ausfüllen; ein ſolcher Wechſel nähert ſich dem 
Inhaberpapier, iſt es aber nicht, da durch nachträgliche Ausfüllung der normale Order⸗ 
papiercharakter wieder eintritt; das Blankoindoſſament erleichtert die Zirkulation 
des Wechſels; die Blankoempfänger entziehen ſich durch formloſe Weitergabe der 
Regreßpflicht. — Das Prokuraindoſſament („zur Einkaſſierung“, „zur 
Prokura“) gibt nur Einziehungsermächtigung, nicht das Eigentum am Wechſel, es iſt 
ſelten; ſehr häufig iſt aber das ſog. Vollgiro zum Inkaſſo, auch verſtecktes 
Prokuraindoſſament genannt, beſonders auf eine Bank; es handelt ſich um 
treuhänderiſche Abertragung mit Wirkung der Treuhänderberedung gegen jeden 
Dritten, derart, daß der Wechſel im Konkurs des Bankiers vom Auftraggeber aus⸗ 
geſondert werden kann und dem Inkaſſobeauftragten die Einreden aus der Perſon 
des indoſſierenden Auftraggebers entgegengehalten werden können. — Der Wechſel 
kann auch wie jede andere Forderung nach allgemeinen Privatrechtsgrundſätzen über⸗ 
tragen werden, alſo durch einfache Zeſſion, durch Erbgang, durch Geſchäftsübertragung, 
Eintritt allgemeiner Gütergemeinſchaft; dann hat der Erwerber natürlich immer nur 
die Rechte, die fein Vormann hatte, er ſelbſt kann (z. B. „als Erbe“) weiter- 
indoſſieren; dementſprechend kann die Wechſelforderung auch auf Grund der Sach⸗ 
pfändung des Papiers nach den Grundſätzen der Forderungs-Zwangsvollſtreckung 
verwertet werden (88 831, 835 ff. ZPO). — Verpfändung des Wechſels auf dreierlei 
Art: offenes Pfandindoſſament („als Pfand“, „zum Depot“), wobei dem Pfand- 
gläubiger die Verpflichteten nicht die dem Pfandindoſſanten entgegenſtehenden Ein- 
reden entgegenhalten können, ſofern er nicht bewußt zu ihrem Nachteil gehandelt hat 
(auch Art. 19 WG); ferner durch Vollindoſſament mit bloßer Pfandeinigung, wobei 
nur Pfandrecht an Forderung und Papier entſteht mit der Möglichkeit, außer durch 
Zwangsvollſtreckung durch einfache Einziehung ($ 1282) oder durch freihändigen Ver⸗ 
kauf (8 1295) den fälligen Wechſel zu verwerten (8 1292 BGB); endlich durch bloße 
formloſe Verpfändung des Papiers, wobei Zurückbehaltungsrecht am Papier beſteht, 
aber auch die Möglichkeit, wie ein einfacher Zeſſionar (nicht aus eigenem Recht wie 
ein Indoſſator) einzuziehen. — Wegen des ſogenannten Nachindoſſaments vgl. 
Art. 20 WG. 


6. Akzept. Die Annahme durch den Bezogenen erfolgt mittels ſchriftlicher Er⸗ 
klärung auf dem Wechſel (Art. 25, 29 WG); es genügt jede beliebige Erklärung, die 
nicht die Ablehnung ausdrückt, auch die bloße Namensſchrift, ſtets aber auf der 
Vorderſeite des Wechſels ſelbſt (nicht auf der Allonge). Datierung nur nötig beim 
„Nachſichtwechſel (Näheres Art. 25, 2). Identität mit dem Bezogenen muß beſtehen. 
Das Akzept wird durch die Rückgabe des Wechſels unwiderruflich; vorher kann es 
noch geſtrichen werden, bindet dann aber trotzdem, ſoweit die Annahme einzelnen 
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Beteiligten (Inhaber, Vormann, Bürgen) ſchriftlich, insbeſondere brieflich mitgeteilt 
war, und zwar bindet es dem Empfänger der Mitteilung und deſſen Nachmännern 
gegenüber (Art. 29, 2 WG, Milderung der Anwiderruflichkeit der bisherigen Wechſel⸗ 
ordnung). 


Die Annahmeerklärung iſt nach der Meinung des Reichsgerichts ein einſeitig binden. 
der Akt (Kreationstheorie) im Gegenſatz zu allen anderen Wechſelverpflichtungen, die 
das Reichsgericht als Vertrag (vgl. oben Nr. IL, 4c) behandelt. Der Vertrags- 
charakter läßt ſich aber auch für das Akzept annehmen. Das wird jetzt beſonders durch 
die Bedeutung geſtützt, welche Art. 29 der „Rückgabe“ des Wechſels an den Präſen⸗ 
tanten beilegt, wenn man annimmt, daß der Ausſteller des nichtbegebenen (z. B. 
geſtohlenen) Akzepts haftet, weil er für den von ihm herbeigeführten Rechtsſchein 
einzuſtehen hat. Man mildert damit die ſtarke Wirkung der Annahmeerklärung etwas 
ab (wie ebenſo die Spielart der Kreationstheorie, welche nur bei Eigentumserwerb 
ſeitens des Inhabers die Wirkung eintreten läßt, eine entſprechende Milderung 
herbeiführt, vgl. oben IL 4 c). 


Der Akzeptant iſt durch das Akzept zur pünktlichen Zahlung bei Verſall verpflichtet und 
muß dafür auch dem Ausſteller (wenn dieſer im Regreßwege in Anſpruch genommen 
wird oder den Wechſel etwa als Wechſel an eigene Order behalten hat) einſtehen. 
Eine ſogenannte Revalierungsklage auf Erſatz des Aufgewendeten hat der zahlende 
Akzeptant gegen den Ausſteller aber aus dem Wechſel ſelbſt nicht (wohl aber eventuell 
aus dem zugrunde liegenden privatrechtlichen Verhältnis, etwa einem Kreditgeſchäft 
zwiſchen beiden). 

Das Akzept muß uneingeſchränkt abgegeben werden; ſonſt gilt es als verweigert (und 
es tritt Proteſt und Regreß ein, vgl. unten 8). Nur bei Beſchränkung auf einen Teil 
der Wechſelſumme gilt das Akzept lediglich in der Höhe des Reſtes als verweigert. 
Bei Zufügung einer Bedingung iſt es verweigert; es tritt hier aber trotzdem wechſel⸗ 
mäßig Haftung im Rahmen der Bedingung (z. B. „falls Deckung eintrifft”) ein, aber 
bei unbeſchränkt zuläſſigem Regreß (Art. 26 WG). 


Ein noch nicht akzeptierter Wechſel kann zur Annahme vorgelegt, präſentiert werden, 
und zwar nicht nur vom legitimierten Wechſelgläubiger, ſondern von jedermann, der 
den Wechſel in der Hand hat (daher auch von der Poſt). Die Annahme muß inner- 
halb eines Tages erfolgen (Art. 24, bisher ſofort: promptes Akzept); ſonſt Proteſt 
und Regreß (ſiehe unten Nr. 8). Eine Pflicht zur Präſentation beſteht nur bei Nach⸗ 
ſichtwechſeln (Kündigungsfunktion, Art. 23 WG) und falls vom Ausſteller (Art. 22 
WG) und eventuell von einem Indoſſanten (Art. 22, 4 WG) die Präſentation vor- 
geſchrieben iſt, und zwar ohne oder mit Friſtangabe (Art. 22, 1, z. B. bis zum 
15. Auguſt); Friſtangabe iſt zweckmäßig, wenn der Ausſteller der Annahme nicht ſicher 
iſt. Amgekehrt kann der Ausſteller die Vorlegung zur Annahme (außer bei Nachſicht⸗ 
wechſeln und außer bei Angabe einer Zahlſtelle, vgl. auch Art. 25, Datierung) ver- 
bieten: ſogenannte nicht akzeptable Tratte (Art. 22, 2, neu); er kann auch den Vor⸗ 
legungstag hinausſchieben („nicht vor dem 15. Auguſt vorzulegen“), z. B. weil er 
vorher der Annahme nicht ſicher iſt (Art. 22, 3). Nachſichtwechſel müſſen binnen eines 
Jahres nach der Ausſtellung vorgelegt werden, bei Verluſt der Regreßrechte gegen 
Ausſteller und Indoſſanten (Art. 23). Bei Verweigerung des Akzepts muß zwecks 
Wahrung des Regreſſes Proteſt erhoben werden (Art. 25, beſonders wegen 
Datierung Art. 25, 2). 


7. Zahlung. Der Akzeptant iſt zur pünktlichen Zahlung am rechten Ort verpflichtet; 
das iſt die Hauptverbindlichkeit aus dem Wechſel (Art. 28 WG). Legitimiert als 
Gläubiger iſt (vgl. oben I 3, II 5) der durch zuſammenhängende Indoſſamentenkette 
ausgewieſene Indoſſatar, alſo der letzte oder der, hinter welchem die weiteren In⸗ 
doſſamente durchſtrichen find (Art. 16 WG); ferner ein Blankoindoſſatar ſowie endlich 
derjenige, welcher den Wechſel im Regreß eingelöſt hat und den Proteſt vorlegt 
(Art. 49, 50 WG). Da der Wechſel Legitimationspapier iſt, iſt der Akzeptant berechtigt, 
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aber nicht verpflichtet, die Echtheit der einzelnen Indoſſamente und die Ordnungs⸗ 
mäßigkeit der Begebungsakte zu prüfen (Art. 16, 40 WG); findet er ſolche Mängel, 
ſo muß er ſie ſowie die Argliſt oder die ſchwere Nachläſſigkeit des Gläubigers beim 
Erwerbe beweiſen. Da der Wechſel Präſentationspapier iſt, muß der Gläubiger ihn 
unter Zahlungsaufforderung vorlegen; bei Nichtvorlegung tritt zwar Fälligkeit, aber 
nicht Verzug ein, und der Akzeptant kann die Wechſelſumme hinterlegen (Art. 42 WG). 
Wird auf Vorlegung vom Akzeptanten nicht gezahlt, was durch Proteſt (ſiehe unten 
Nr. 8) feſtzuſtellen iſt, fo laufen geſetzliche Zinſen, und zwar 6 v. H., bei Inlandwechſeln 
(im Inlande ausgezahlt und auch zahlbar) 2 v. H. über Reichsbankdiskont, aber 
mindeſtens 6 v. H. (S 2 EGW und Geſetz vom 3. Juli 1925) vom Verfalltage ab, 
ferner Haftung für Proteft-, Notifikations⸗Koſten, Provifionen und andere Auslagen 
(Art. 28, 2 mit Art. 48, 49 WG); iſt (vgl. Art. 5) ein Wechſelzins angegeben, jo muß 
dieſer innegehalten werden, wenn er höher als der geſetzliche Zins iſt. 


Vorlegungsort iſt der Zahlungsort, alfo Geſchäftsort oder Wohnort des Akzeptanten, 
gegebenenfalls das Wechſeldomizil, und zwar Wohnung oder Geſchäftslokal, gegebe- 
nenſalls die Zahlſtelle; es genügt auch Einlieferung in eine Abrechnungsſtelle (Art. 38 
WG, Verordnung des Reichsjuſtizminiſters vom 14. Juni 1935). — Zahlungszeit 
ergibt ſich aus dem Wechſel (Art. 33 bis 37 WG); fie iſt pünktlich innezuhalten, und 
der Gläubiger braucht keine Zeit zur Geldbeſchaffung zu gewähren (im Gegenſatz zu 
den engliſchen 3 Reſpekttagen, Art. 74 WG); Zahlung vor Fälligkeit kann dem 
Gläubiger nicht aufgenötigt werden (Art. 40, 1, anders im Zweiſel $ 271, 2 BGV), 
fie erfolgt auf Gefahr des Zahlenden (Art. 40, 2). — Wegen der Währung vgl. oben 
Nr. 4 und Art. 41 WG. — Teilzahlungen müſſen (bei Negreßverluſt in der Teilhöhe) 
angenommen werden (Art. 39, 2 WG, anders 8 266 BSD) auch wenn die ganze 
Summe akzeptiert war; für Regreßpflichtige gilt dies Teilzahlungsrecht nicht. — 
Zahlung braucht nur gegen Rückgabe des quittierten Wechſels Zug um Zug, bei 
Teilzahlung gegen Teilquittung auf dem Wechſel, zu erfolgen (vgl. Art. 33 WG.) — 
Die Schuld des Akzeptanten verjährt in drei Jahren vom Verfalltage ab (Art. 70 
WG), ohne Rückſicht auf Proteſterhebung. 


8. Rückgriff (Regreß) und Proteſt. Erfüllt der Bezogene oder Akzeptant 
am Fälligkeitstage nicht, ſo hat der Wechſelgläubiger den Rückgriff (Regreß) gegen 
ſeine Vormänner, alſo die vorangegangenen Indoſſanten und den Ausſteller (ſowie 
die Wechſelbürgen, Intervenienten uſw., von denen ſpäter zu ſprechen iſt): Zahlungs- 
regreß. Er hat ein ſolches Rückgriffsrecht auch, wenn der Bezogene unſicher wird: 
Gefährdungsregreß (Anſicherheitsregreß im weiteren Sinne), der eine Anzahl ver- 
ſchiedener Fälle umfaßt. Der Zahlungsregreß und der Gefährdungsregreß find mit 
wenigen Ausnahmen (vgl. unten b und c) von der Erhebung des Proteſtes abhängig, 
d. h. von der urkundlichen Feſtſtellung durch eine Amtsperſon, daß der Fall des 
Regreſſes, alſo vor allem die Nichtzahlung oder die Nichtannahme vorliegt; verſäumt 
der Gläubiger dieſe Feſtſtellung, fo hat er den Rückgriff verloren, er hat ſich ver- 
ſchwiegen, und es bleibt ihm nur die Klage gegen den Akzeptanten ſelbſt; dieſe hängt 
als Hauptſchuld, wie ſchon erwähnt, von dem Proteſt nicht ab (vgl. Art. 43 bis 45, 
79 bis 88 WG). 


a) Der Proteſt vollzieht ſich durch Vorlegung des Wechſels und Verlangen der 
betreffenden Leiſtung ſowie der Entgegennahme der Erklärung des Bezogenen (z. B. „Keine 
Deckung eingegangen“, „Zur Zahlung nicht in der Lage“), was alles kurz beurkundet wird, 
und zwar auf dem Wechſel ſelbſt oder (regelmäßig) auf einer (angeklebten und) angeſiegelten 
Urkunde, und zwar unmittelbar hinter dem letzten Indoſſament (Art. 81, 82 WG). Arkunds⸗ 
beamter iſt ein Notar, Gerichtsbeamter oder auch (bei einfachen Wechſeln, d. h. bis 1000 RM, 
in deutſcher Sprache uſw.) ein Poſtbeamter (Art. 79 WG, Formen Art. 80 WG). Der Proteft- 
beamte erklärt den Proteſt, d. i. die Verwahrung zur Erhaltung der Regreßrechte; er kann Zah- 
lung in Empfang nehmen; lehnt er fie ab, fo kommt der Gläubiger in Verzug (Art. 84 WG). 
Der Zahlungsproteſt muß an einem der beiden auf den Zahlungstag folgenden Werktage 
(nicht am Zahlungstag ſelbſt) erhoben werden (Art. 44, 3 WG), bei Sichtwechſeln innerhalb 
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der Präfentationsfrift (vgl. Art. 34 WG), ebenſo wie bei allen Wechſeln der Annahme ; 
proteſt (ſ. u.); doch kann in dieſen Fällen bei Vorlegung am letzten Tage der Präſentations⸗ 
friſt noch am erſten Werktage nach Ablauf dieſer Friſt proteſtiert werden (Art. 44, 2 und 3 
WB); iſt Annahmeproteſt erhoben, fo erübrigt ſich Vorlegung zur Zahlung und Proteft 
mangels Zahlung (Art. 44, 4); wegen der ſonſtigen Fälle der Gefährdungsregreſſe Art. 44, 
5 und 6 WG (ſowie unten). 

Der Proteſt iſt an Werktagen (Art. 72) zwiſchen 9 und 18 Ahr (vgl. Art. 86 WG) im 
Geſchaͤftslokal oder der Wohnung (Art. 87), falls geſchloſſen „an die Wand“, falls nicht zu 
ermitteln „in den Wind“ zu erheben. Proteſt in einem dem im Wechſel angegebenen 
Zablungsorte benachbarten Geihäftd- oder Wohnort des Bezogenen zuläflig (vgl. Art. 88; 
Aufzählung der Nachbarorte, in Verordnung vom 26. Februar 1934; z. B. Zahlungsort 
Potsdam, Geihäft in Nowawes). 

Proteſterlaß („ohne Proteſt“, „ohne Koſten“) kann jeder Regreßpflichtige (Ausſteller, 
Indoſſant, Bürge) ſchriftlich auf dem Wechſel erklären (Art. 46 WS, vgl. unten a. a. O.). 
Der Proteſterlaß befreit nicht von der vom Proteſt zu unterſcheidenden Vorlegung (Prä- 
ſentation) des Wechſels (vgl. aber Art. 46, 2 WG). — Bei Verhinderung des Proteſtes 
durch höhere Gewalt finden Milderungen ſtatt (vgl. Art. 54 WG). 


b) Der Zahlungsregreß, Rückgriff mangels Zahlung, iſt der wichtigſte 
Regreßfall. Wird der Wechſel am Verfalltage nicht gezahlt, jo find Ausſteller und 
ſämtliche Indoſſanten geſamtſchuldneriſch (Art. 47 WG) zur Zahlung der Regreß⸗ 
ſumme verpflichtet. Dieſe beſteht (Art. 48 WG) aus der nicht gezahlten Wechſelſumme 
mit 6 v. H. Jahreszinſen vom Verfalltage an (bei Inlandswechſel 2 v. H. Zinſen über 
Reichsbankdiskont, ſiehe oben, Art. 2 EG), ferner den Proteſtkoſten und Koſten für 
Porti, Auslagen uſw. (nicht Prozeßkoſten), ſowie einer Provifion von 4 v. H. der 
Wechſelſumme (Art. 50), und zwar gegen Auslieferung des Wechſels nebſt Proteft- 
urkunde und einer quittierten ſogenannten Retourrehnung (Art. 50), in der dies 
einzeln aufgeführt iſt; es iſt am Wohnort des Regreßnehmers zu zahlen (8 269 
BG; Durchführung auch zuläſſig mittels eines ſogenannten Nückwechſels, Ritambio, 
der vom Regreßnehmer auf den Regreßpflichtigen gezogen wird, Art. 52). — Voraus- 
ſetzung iſt die rechtzeitige (ſiehe oben zu a) Proteſterhebung, ſoweit nicht bereits vorher 
Annahmeproteſt erhoben (ſiehe unten) oder der Proteſt erlaſſen iſt. 


Der Regreß braucht nicht der Reihe nach von Vormann zu Vormann (secundum 
ordinem) erhoben zu werden, ſondern man kann jeden beliebigen (beſonders den 
Zahlungsfähigſten) herausgreifen (ſogenannter Sprungregreß), auch nachträglich 
wechſeln (ſogenanntes Variationsrecht, Art. 47 WG). Jeder Vormann hat aber, 
wenn der Wechſel Not leidet, das Einlöſungsrecht gegen Zahlung der Regreßſumme 
(Art. 50). Jeder Einlöſende kann (zur Verbilligung und zur Vermeidung der Kredit⸗ 
ſchädigung durch das Notleiden des Wechſels) ſeine Nachmänner auf dem Wechſel 
durchſtreichen (Art. 50, 2) und hat gegen jeden ſeiner Vormänner den ſogenannten 
Remboursregreß (auf Grund eigenen, durch die Einlöfung wieder auflebenden Rechts) 
mit ſelbſtändiger Berechnung auf Grund der gezahlten Regreßſumme nach den oben 
angegebenen Grundſätzen (Art. 49). 

Jeder proteſterhebende Regreßnehmer hat die Notifikationspflicht, d. h. er hat ſeinen 
unmittelbaren Vormann (innerhalb vier Werktagen nach dem Proteſterhebungstage) 
zu benachrichtigen, und dieſer hat die Nachricht in gleicher Weiſe (durch eingeſchriebe⸗ 
nen Brief) innerhalb zweier Werktage weiterzugeben (Art. 45); Nichterfüllung der 
Pflicht, welche dem Benachrichtigten die Einlöſung ermöglichen ſoll, führt zum 
Schadenserſatz, nicht zum Verluſt der Wechſelſumme, auch nicht mehr wie bisher zum 
Verluſt von Koſten und Zinſen. 


e) Gefährdungsregreß. Er kommt in Frage (Art. 43, 2 Nr. 1 bis 3) einer- 
ſeits mangels Annahme (An nahmeregreß) und anderſeits, wenn der Bezogene 
vor oder nach dem Akzept oder aber wenn der Ausſteller einer nichtakzeptablen Tratte 
wirtſchaftlich „unſicher“ werden (Sicherheitsregreß im engeren Sinne); der 
Bezogene wird unſicher bei Zahlungseinſtellung, vergeblicher Zwangsvollſtreckung 
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ſowie bei Konkurs oder Einleitung des gerichtlichen Vergleichsverfahrens; in den 
Fällen der letzteren beiden gerichtlichen Eingriffe wird auch der Ausſteller der nicht- 
akzeptablen Tratte unſicher; bei diefen Eingriffen bedarf es, da fie durch Vorlegung 
des Gerichtsbeſchluſſes beweisbar find, nicht des Proteſtes. Der Gefährdungsregreß 
geht nicht mehr wie früher auf bloße Sicherſtellung, ſondern auf ſofortige Zahlung 
der (oben zu b näher bezeichneten) Regreßfumme, fo daß z. B. bei Anſicherwerden 
des Bezogenen oder ſelbſt des Akzeptanten ein Regreßpflichtiger (aber auch der 
Akzeptant ſelbſt) vielleicht Monate vor der Fälligkeit zu zahlen hat (vgl. Art. 44 WG). 
Annahmeproteſt erſetzt (Art. 44, 4 WG) die ſpätere Vorlegung des Wechſels und den 
Sahlungsproteft, da ja das Recht auf Zahlung ſchon geſichert iſt. — 


Wird die Proteſtfriſt wegen Nichtzahlung oder mangels Annahme (vgl. Art. 23, 24, 
44, 2 WG) oder Sicherheit (Art. 44, 5) verſäumt, fo iſt der Wechſel präjudi- 
ziert: Verſchweigung, d. h. das Regreßrecht iſt verloren; bei verſäumtem Proteſt 
mangels Annahme und mangels Sicherheit iſt nur der Regreß vor Fälligkeit verloren, 
der Proteſt mangels Zahlung kann dann bei Fälligkeit noch erfolgen. Der Akzeptant 
haftet aber in allen Fällen trotz der Präjudizierung weiter (Näheres Art. 53). 
Ebenſo bei Vorlegungsverſäumung im Falle des Sicht oder Nachſichtwechſels und des 
Proteſterlaſſes (Art. 53, 1). Letzteren kann, wie erwähnt (a), in der Formel „ohne 
Proteſt“, „ohne Koſten“ der Ausſteller (mit Wirkung gegenüber allen Wechſel⸗ 
verpflichteten) ſowie jeder Indoſſant oder Bürge (Wirkung nur dem Erlaſſenden 
gegenüber) ausſprechen, ohne daß damit Vorlegungs oder Notifikationspflicht auf- 
hört, und ohne Befreiung von den Proteſtkoſten bei trotzdem erhobenem Proteſt 
(Art. 46 vgl. 46, 3 WG). 


9. Beſondere Fälle der Beteiligung Dritter am Wechſel find die Wechſelbürgſchaft 
und die Wechſelintervention. Der Wechſelbürge (Awaliſt) verpflichtet ſich, für die 
Schuld eines Wechſelverpflichteten einzuſtehen, durch Anterſchrift mit dem Zuſatz „als Bürge“, 
„per Aval“ uſw., und zwar muß der Hauptverpflichtete erkennbar fein (durch Benennung 
oder Nebenſchreiben); bei Nichterkennbarkeit Haftung ſür den Ausſteller. Der Bürge haftet 
ſelbſtſchuldneriſch, hat alſo nicht die Einreden ſeines Hauptſchuldners, er hat keine Einrede 
der Vorausklage und der Teilung, haftet neben den ſonſtigen Wechſel verpflichteten unein- 
geſchränkt gemeinſam (geſamtſchuldneriſch); doch muß die Verpflichtung ſeines Hauptſchuldners 
formell gültig fein (3. B. nicht außerhalb der Indoſſantenkette abgegeben; nicht „ohne Obligo“ 
— ſogenannte formelle Akzeſſorietät), dagegen nicht notwendig (wie nach SS 765 ff. BGB) 
materiell gültig fein (z. B. kann fie verjährt fein, von einem Geſchäftsunfähigen abgegeben 
fein, alſo nicht gilt materielle Akzeſſorietät); zahlt der Bürge, fo hat er jetzt (Art. 32 WG, 
anders WO) ein wechſelrechtliches Nückgriffsrecht. Die zivilrechtlichen Grundlagen haben ihre 
getrennte Bedeutung; der Wechſelbürge braucht nicht einmal Bürge im Sinne des Bürger⸗ 
lichen Geſetzbuchs zu ſein, ſondern kann z. B. Garant, Geſamtſchuldner, Schuldübernehmer ſein. 


Viel weniger häufig als die Wechſelbürgſchaft iſt die Wechſel intervention 
(Ehreneintritt). Sie erſcheint beim Notleiden des Wechſels als Ehrenannahme oder 
als Ehrenzahlung durch einen Dritten. Jeder Dritte kann ſo einſpringen (auch jeder aus 
dem Wechſel Verpflichtete, mit Ausnahme des Akzeptanten; alſo auch der Bezogene vor 
Akzeptierung); gewöhnlich geſchieht es auf Grund einer ſogenannten Notadreſſe, die der 
Ausſteller oder ein Indoſſant der Sicherheit wegen angegeben hat („falls, bei Herrn M. 

in X.“, notwendig auf den Zahlungsort lautend); die Intervention eines nicht als Notadreſſe 
Angegebenen muß als Ehrenzahlung, nicht aber als Ehrenannahme angenommen werden; 
Sicherheitsregreß kann nicht ergriffen werden, ehe der Wechſel dem Notadreſſaten zur Ehren- 
annahme vorgelegt iſt, Zahlungsregreß nicht ohne Vorlegung zur Zahlung beim Ehren- 
akzeptanten und dem Notadreſſaten. Durch das Ehrenakzept entſteht die Akzeptverpflichtung 
zugunſten der Nachmänner des ſogenannten Honoraten (zu deſſen Gunſten interveniert war); 
zahlt ein Ehrenintervenient, fo hat er den Rückgriff gegen den Honoraten, deſſen Vor 
männer und den Akzeptanten. Die Ehrenannahme wirkt ähnlich einer Bürgſchaft; die 
Ehrenzahlung verkürzt den Regreß. Näheres Art. 55 bis 63 WG. 


10. Vervielfältigung des Wechſels. Hauptſächlich im Großhandel, namentlich 
im Aberſeehandel tft es oft wünſchenswert, ein Exemplar zum Akzept zu verſenden, ein 
anderes weiter zu indoſſieren. — a) Neue Ausfertigungen (ſogenannte Duplikate) find Ver⸗ 
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vielſältigungen mit vollem Wechſelcharakter; ſie müſſen — damit nicht mehrere ſelbſtändige 
Wechſel entſtehen — mit Prima, Sekunda, Tertia uſw. bezeichnet werden (doch kann ein 
Wechſel mit Prima bezeichnet ſein, ohne daß Duplikate laufen; er wird beſſer Solawechſel 
benannt, eine oft für den eigenen Wechſel gebrauchte Bezeichnung). Der Remittent und jeder 
Indoſſatar, der Reihe nach ſein Verlangen weitergebend, kann vom Ausſteller die Herſtellung 
einer folchen mit der Prima genau übereinſtimmenden Vervielfältigung fordern: die Prima 
geht gewöhnlich zum Akzept, das Duplikat wird indoſſiert (Art. 64). Bei Indoſſierung 
zweier Exemplare an verſchiedene Indoſſatare, ſogenannte Spaltung des Wechſels, haftet 
dieſer Doppelindoſſant aus beiden Wechſeln und, während ſonſt durch Zahlung eines Exem⸗ 
plars durch den Akzeptanten (für den Priorität der Vorlegung entſcheidet) jedes andere 
kraftlos wird (Art. 65 WG), beſtehen hier die Verpflichtungen der Nachmänner des Doppel ⸗ 
indoſſanten aus dem nicht gezahlten Exemplar fort, ebenſo wie ſtets die eines etwaigen 
Doppelakzeptanten (Art. 65, 1 Satz 2). Wird ein Exemplar einem „Verwahrer“ (etwa einem 
auswärtigen Bankier) zur Einholung des Akzepts ausgehändigt, ſo iſt dieſer Verwahrer 
(erſichtlich aus dem Vermerk auf der Sekunda: „Prima bei X. zum Akzept“) verpflichtet, die 
Prima dem legitimierten Inhaber der Sekunda auszuhändigen, und im Weigerungsfalle muß 
(Art. 66) gegen ihn Proteſt (Auslieferungsproteſt) erhoben werden, der neben der verweigerten 
Annahme oder Zahlung Vorausſetzung für den Regreß iſt. — b) Einfache Wechſelabſchriften 
(Kopien) find ſeltener; fie können von jedem Indoſſanten ausgeſtellt werden mit der ſoge⸗ 
nannten Arretierungsklauſel („bis hierher Abſchrift“), von wo ab die Originalindoſſamente 
der Abſchrift beginnen. Der legitimierte Abſchriftinhaber kann nur gegen dieſe Original- 
indoſſanten klagen, wenn ihm der Bezogene nicht zahlt; ein Akzept auf der Abſchrift iſt nicht 
möglich. Gegen die auf dem Original Verpflichteten kann der Kopieinhaber nur klagen, 
wenn er auch das Original hat (auch hier bei Nichtaushändigung durch einen Verwahrer 
Auslieferungsproteſt); deſſen wirkſame Weiterindoſſierung kann durch die Sperrklauſel („von 
hier ab gelten Indoſſamente nur auf der Kopie“) verhindert werden (Art. 67, 68). 


11. Der Wechſel im Prozeß 

a) Der legitimierte Wechſelgläubiger (Remittent, letzter Indoſſatar, einlöſender 
Vormann) hat den Zahlungsanſpruch gegen den Akzeptanten und eventuell Ehren- 
akzeptanten ſowie den Regreßanſpruch gegen die (ſolidariſch haftenden) Regreß⸗ 
pflichtigen und gegen die Bürgen. Dieſe Klageanſprüche ſtehen unter der ſogenannten 
formalen Weßchſelſtrenge des verſchärften und beſchleunigten Wechſelprozeſſes der 
Zivilprozeßordnung (88 592 ff. ZPO: nur 24 Stunden bzw. 3 Tage oder eine Woche 
Einlaſſungsfriſt; Beweis nur durch Urkunden, ausnahmsweiſe nach S 605 Partei- 
vernehmung; Vorbehaltsurteil mit vorläufiger Vollſtreckbarkeit ohne Sicherheits- 
leiſtung). Sie ſtehen aber auch unter der fog. materiellen Wechſelſtrenge. Dahin 
gehört zunächſt die kurze Wechſelverjährung. Im Gegenſatz zur Präjudizierung des 
Wechſels (oben Nr. 8), die auf einer Präkluſivfriſt beruht und von Amts wegen 
beachtet wird, iſt die Wechſelverjährung eine echte Verjährung und daher nur auf 
Vorſchützen des Beklagten zu berückſichtigen; fie unterliegt nach allgemeinen Grund- 
ſätzen der Anterbrechung, Hemmung uſw. Die Verpflichtung des Akzeptanten und 
feines Bürgen verjährt in drei Jahren, die Regreßpflicht des Indoſſanten, des Aus⸗ 
ſtellers, des Ehrenakzeptanten und ihrer Bürgen in einem Jahr, die Verpflichtung des 
Remboursregreßpflichtigen in ſechs Monaten (Näheres Art. 70, 72 ſowie 73). 

Die materielle Wechſelſtrenge tritt aber beſonders in der Behandlung der Einwendun⸗ 
gen des Beklagten hervor. Wie ſchon mehrfach betont, geht das Wechſelrecht von der 
Selbſtändigkeit der Wechſelanſprüche jedes Berechtigten aus, alfo von der Anab⸗ 
hängigkeit ſeines Rechts vom Recht ſeiner Vormänner; dementſprechend kommt das 
dem Wechſelanſpruch zugrunde liegende ſog. Kauſalverhältnis (3. B. der Kauf, wenn 
die Wechſelforderung des erſten Wechſelempfängers feine Kauſpreisforderungen gegen- 
über dem Ausſteller ſichert) nur im Verhältnis zwiſchen den an ihm unmittelbar 
Beteiligten (alſo zwiſchen dem Wechſelempfänger und Wechſelausſteller) in Betracht, 
und der Ausſteller kann nur dem Empfänger gegenüber Einwendungen (3. B. Schlecht⸗ 
lieferung, Nichterfüllung uſw.) aus dieſem Grundverhältnis herleiten, nicht gegenüber 
dem nächſten oder den weiteren Indoſſataren. Dagegen kann er dieſen Dritten gegen- 
über ſehr wohl diejenigen Einwendungen geltend machen, welche aus dem Wechſel 


— . 


88 Heymann 


ſelbſt ſich ergeben (z. B. Fehlen der Zahlungszeit oder eines ſonſtigen Weſens⸗ 
erforderniſſes) oder welche als zivilrechtliche (wie z. B. eine Stundungsberedung) für 
ihn dem derzeitigen Kläger gegenüber begründet find. Der jetzige Art. 17 WG drückt 
dieſe alte Regel fo aus, daß der Inanſpruchgenommene dem Wechſelinhaber grund- 
ſätzlich „keine Einwendungen entgegenſetzen kann, die ſich auf ſeine unmittelbaren 
Beziehungen zum Ausſteller oder zu einem früheren Inhaber gründen“. 

Daraus ergibt ſich, daß gewiſſe Einreden gegen jeden Wechſelgläubiger wirken 
(abſolute, auch objektive genannt), andere nur gegen beſtimmte Perſonen (relative, 
perſönliche). Die abſoluten hat teils jeder Wechſelſchuldner (mangelnde Wechſelform, 
auf dem Wechſel quittierte Zahlung des Akzeptanten), teils nur eine beſtimmte Gruppe 
(alle Regreßſchuldner können Präjudizierung infolge Fehlens des Proteſtes oder 
die kurze Verjährung der Regreßſchuld von 1 Jahr bzw. 6 Monaten einwenden, 
im Gegenſatz zur dreijährigen Verjährnug der Schuld des Akzeptanten), teils ſchließlich 
nur ein beſtimmter Schuldner (Fälſchung ſeines Namens, mangelnde Wechſelbegebung 
eines ihm abhanden gekommenen Wechſels, Betrug, Irrtum uſw. bei der Begebung). 
Anderſeits können die perſönlichen (relativen) Einwendungen nur dem beſtimmten 
Wechſelgläubiger entgegengehalten werden (3. B. nicht auf dem Wechſel quittierte 
Zahlung, Aufrechnung, Erlaß, Vergleich, Stundung, d. i. ſogenannte Prolongation, 
ſofern dieſe nicht dem Akzeptanten gegenüber erklärt iſt, was [beſtr.] alle Regreß- 
forderungen im Rahmen der Prolongation ausſchließt), Kautionswechſel, falls die 
geſicherte Schuld die Höhe der Wechſelſumme nicht erreicht, vertragswidrige Aus- 
füllung eines Blanketts, Mängel oder Fehlen des Grundgeſchäfts, wie Wucher, Klag⸗ 
loſigkeit bei Spiel, Wette, Diſferenzgeſchäft, oder mit Erfolg angefochtenes Grund⸗ 
geſchäft bei Betrug, Irrtum uſw. 

Dieſe relativen Einwendungen werden aber ausnahmsweiſe auch gegenüber Dritten 
gewährt, nämlich wenn der Dritte den Einwand beim Erwerb des Wechſels gekannt 
und bewußt zum Nachteil (zum Schaden oder mit dem Bewußtſein der Schädigungs⸗ 
möglichkeit) des betreffenden einwendungsberechtigten Schuldners gehandelt hat, 
wobei an das bewußte Abſchneiden eines Einwandes, z. B. eines Spiele inwandes, zu 
denken iſt; daß der Kläger mit dem einredebelaſteten Vormann unter einer Decke 
ſteckt, zuſammenwirkt (ſogenannte Kolluſion), wird nicht, wie bisher vom Reichsgericht, 
verlangt. Natürlich kann die relative Einrede auch demjenigen entgegengeſetzt werden, 
welcher den Anſpruch von Einredebelaſteten nicht durch Indoſſament, ſondern durch 
Erbſchaft, Zeſſion uſw., alſo zivilrechlich erworben hat, ſo auch beim nachproteſtlichen 
Indoſſament (Art. 20 WG) und vor allem beim Erwerb durch verſtecktes Profura- 
indoſſament (vgl. oben Nr. 5 b). 

b) Nicht Wechſelklage und daher nicht im Wechſelprozeß verfolgbar iſt die eigentümliche 
Bereicherungsklage (Art. 89 WG) des Wechſelgläubigers gegen den Akzeptanten und 
Ausſteller (nicht gegen Indoſſanten, Bürgen uſw.), wenn der Gläubiger durch Präjudizierung 
oder Verjährung feine Wechſelklage verloren hat; fie iſt gegeben, ſoweit der Wechſel⸗ 
gläubiger dadurch geſchädigt iſt (insbeſondere, wenn er ſich an niemanden anders mehr 
halten kann) und anderſeits der Akzeptant oder Ausſteller z. B. durch Empfang der Valuta 
bereichert iſt. Verjährung in drei Jahren ſeit Erlöſchen der Wechſelverbindlichkeit. 

c) Nicht Wechſelklage iſt auch die Wechſelherausgabeklage des Eigentümers eines 
Wechſels gegenüber dem unberechtigten Inhaber; es handelt fich um die ſog. Wechſel⸗ 
vindikation. Der Kläger hat ſeinen formell ordnungsmäßigen Erwerb darzutun; ferner darf 
der Beklagte nicht formell legitimiert fein (keine geſchloſſene Indoſſamentenkette, kein Blanko⸗ 
indoſſament) oder es muß ihm bösgläubiger oder grobfahrläſſiger Erwerb nachgewieſen 
werden (z. B. Kenntnis von der Fälſchung des vorausgegangenen Indoſſaments, von der 
Geſchäftsunfähigkeit ſeines Indoſſanten oder ſchwer fahrläſſige Nichtbeachtung der Anzeichen 
dafür); dagegen ſchadet ein Mangel in der Perſon eines früheren Veräußerers nichts da 
inzwiſchen gutgläubiger Erwerb eines Vormanns eingetreten ſein kann, auch ſchadet es im 
Gegenſatz zum Erwerb beweglicher körperlicher Sachen (§ 935 BEZ) nichts, wenn der Wechſel 
früher einmal geſtohlen oder verloren war (Art. 16 WG). Der Beklagte kann ſeinerſeits das 
Recht auf den VBefitz (als Pfandgläubiger, Erbe, Zeſſionar uſw.) entgegenhalten. — Eine Reihe 
anderer nicht wechſelrechtlicher Klagen erſcheinen in Art. 45; 64, 3; 66 und 68; 55, 4 WO. 
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d) Ein verlorener, geſtohlener, ſonſt abhanden gekommener oder auch ganz oder teilweiſe 
zerſtörter Wechſel kann nach öffentlichem Aufgebot mit mindeſtens ſechs Monaten Auf- 
gebotsfriſt für kraftlos erklärt werden (Art. 90 WG; 8$ 946, 1003 ff. ZPO). 


12. Der eigene Wechſel iſt in ſeiner Form ein einfaches Zahlungsverſprechen. 
Der Ausſteller hat daher zugleich die Stellung des Akzeptanten; es gibt kein be⸗ 
ſonderes Akzept, daher auch keinen Proteſt mangels Annahme, wohl aber einen ſolchen 
mangels Zahlung und mangels Sicherheit. Durch letztere Proteſte wird das Regreß⸗ 
recht gegenüber den Indoſſanten erhalten; dagegen gibt es keine Präjudizierung 
gegenüber dem Ausſteller; dieſer unterliegt lediglich der dreijährigen Verjährung wie 
bei der Tratte der Akzeptant. Ein eigener Wechſel mit einem vom Ausſtellungsort 
verſchiedenen Zahlungsort, alſo ein domiziliert⸗ eigener Wechſel, muß am Wechſel⸗ 
domizil dem Domiziliaten und, wenn er fehlt, dem Ausfteller ſelbſt zur Zahlung 
präſentiert und notſalls zur Erhaltung der Regreßrechte proteſtiert werden; der Un- 
ſpruch gegen den Ausſteller ſelbſt iſt auch von dieſem Proteſt unabhängig. Im übrigen 
finden die Grundſätze der Tratte entſprechende Anwendung (vgl. Art. 75 ff. WG). 


III. Der Scheck 


1. Der Scheck iſt eine (unbedingte) Anweiſung auf eine Bank (oder eine öffentliche 
Kaſſe), bei welcher der Anweiſende, d. i. der Ausſteller, ein Guthaben hat, über das er 
zugunſten des Schecknehmers verſügt. Seit dem Mittelalter dem Verkehr geläufig, iſt 
der Scheck in neuerer Zeit beſonders vom engliſch⸗amerikaniſchen Rechte aus in der 
ganzen Welt verbreitet und in Deutſchland zuerſt in dem Scheckgefetz von 1908 
geregelt worden, welches durch das etwas geänderte Scheckgeſetz vom 14. April 1933 
erſetzt worden iſt, und zwar auf Grund der dem oben erwähnten Wechſelabkommen 
entſprechenden drei Genfer Scheckabkommen von 1931 (bei uns RGBl. II 1933 
S. 537 ff. veröffentlicht). Der Scheck ſieht äußerlich einem gezogenen Wechſel ſehr 
ähnlich, unterſcheidet ſich aber wirtſchaftlich von dieſem dadurch, daß er nicht dem 
Kreditzweck und dem Zwecke der Hinausſchiebung einer Zahlung dient, ſondern der 
ſofortigen Zahlung aus einem Guthaben des Ausſtellers. Daher wird er immer auf 
eine Bank (oder gleichgeſtellte Kaſſe, vgl. Art. 3, 54 Sch) gezogen, auf Formularen, 
welche die Bank felbft der Sicherheit wegen numeriert dem Scheckkunden auszuhändigen 
pflegt (Scheckbuch), und erſcheint praktiſch normal als Inhaberſcheck. Beiſpiel: „(An) 
Dresdner Bank, Dep.⸗Kaſſe 57 Charlottenburg, Adolf Hitler⸗Platz 6. Zahlen Sie 
gegen dieſen Scheck aus meinem Guthaben 100 RM an Herrn Wilhelm Schultze, 
Berlin ⸗ Charlottenburg, Reichsſtraße 3, oder Aberbringer. Berlin, den 5. April 1936, 
A. Auſt.“ 


2. Durch die Begebung des ausgeſtellten Schecks erwirbt der Scheckempfänger 
nur ein Recht gegen den Ausſteller auf Einlöſung durch den Bezogenen (Wirkung des 
Scheckbegebungsvertrags, der außerdem gegebenenfalls zu Schadenserſatzpflicht führen 
kann, die auch aus unerlaubter Handlung möglich iſt). Der Bezogene wird zur 
Zahlung ſeitens des Ausſtellers ermächtigt, und zwar iſt Widerruf der Ermächtigung 
erſt nach Ablauf von acht Tagen ſeit der Ausſtellung (die deshalb nicht vordatiert 
werden darf) zuläſſig. Der Schedempfänger erlangt aber ein ſcheckmäßiges Recht gegen 
den Bezogenen als ſolchen auf Zahlung nicht; ein Akzept iſt beim Scheck (mit Aus- 
nahme der Reichsbankſchecks, die „beſtätigt“ werden können) nicht möglich: der wich⸗ 
tigſte formale Anterſchied von der Tratte. Auch die Hingabe des Schecks erfolgt 
hiernach nur „zahlungshalber“; erſt durch die Einlöſung des Schecks hat der Ausſteller 
an den Scheckempfänger gezahlt. Der Schedgläubiger muß auch Teilzahlungen (die auf 
dem Scheck vermerkt werden) annehmen (Art. 34). Beim ſogenannten Verrechnungs⸗ 
ſcheck (Querſchrift über dem Text: „Nur zur Verrechnung“) wird nicht bar, ſondern 
nur durch Bankverrechnung auf das Konto des Scheckempfängers gezahlt (Art. 37 ff.), 
ein wichtiges Sicherungsmittel gegen die Gefahr des Abhandenkommens des Schecks. 
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3. Der Scheck kann reiner Rektaſcheck fein („an X, nicht an Order“) oder Order- 
ſcheck (der Scheck iſt wie der Wechſel geborenes Orderpapier, doch kann auch hier 
die Orderklaufel dem Empfängernamen beigefügt werden) oder Inhaberſcheck, 
meiſt alternativ („an X oder Aberbringer“, was als Inhaberklauſel gilt, Art. 5, 3), 
die Regel im Inlandverkehr iſt durchaus der alternative Inhaberſcheck; die Weiter⸗ 
übertragung erfolgt hier durch bloße Begebung und Einigung. Für den Orderſcheck 
gelten entſprechend (mit geringen Abweichungen) die Regeln des Wechſelindoſſaments 
mit Transport. und Garantiefunktion. Auch für den Regreß gelten im weſentlichen 
ähnliche Regeln wie beim Wechſel, die Hauptneuerung des Genfer Abkommens; 
nur Regreß mangels Zahlung (nicht mangels Annahme oder Sicherheit) kommt in 
Betracht; er ſetzt die vergebliche Vorlegung zur Zahlung voraus, die durch Proteſt 
darzutun iſt, aber hier auch durch datierte Erklärung des Bezogenen auf dem Scheck 
oder durch Beſcheinigung einer Abrechnungsſtelle über rechtzeitige Vorlegung (alles 
innerhalb der Vorlegungsfriſt oder, wenn am letzten Tage der Friſt vorgelegt wird, 
am nächſtfolgenden Tage). — Scheckabſchriften mit ſelbſtändigen Indoſſamenten find 
nicht zugelaſſen, wohl aber Duplikate, jedoch nur bei Auslands- und Aberſeeſchecks 
vorkommend (Art. 49, 50); darüber hinaus beſteht kein Bedürfnis. 


4. Klagen aus dem Scheck entſprechend wie beim Wechſel: die Einwendungen des Ver⸗ 
pflichteten find ebenſo wie beim Wechſel nur ſolche aus dem Scheck ſelbſt oder aus dem 
perſönlichen Verhältnis zum Kläger, ſofern er nicht den Scheck bewußt zum Nachteil des 
Schuldners erworben hat (Art. 22). Die Scheckklage verjährt in ſechs Monaten, und zwar 
gilt das von der Regreßklage wie vom Remboursregreß (vgl. Art. 52). Die Herausgabeklage 
wegen eines irgendwie abhanden gekommenen Schecks iſt nur gegenüber dem böggläubigen 
oder grobfahrläſſigen Erwerber gegeben (Art. 21). Auch beim Scheck beſteht die beſondere 
Bereicherungsklage gegen den Ausſteller (entſprechend wie beim Wechſel), und zwar mit 
einjähriger Verjährung ſeit der Ausſtellung. 


5. Ein Scheck iſt auch der Poſtſcheck im ſogenannten Poſtſcheckverkehr (Poſtſcheckgeſetz 
vom 22. März 1921, geändert 24. Februar 1934; Poſtſcheckordnung vom 16. Dezember 1927, 
wiederholt geändert, zuletzt 19. März 1934 PA BBl. 1935); der Poſtſcheck unterliegt aber 
beſonderen Regeln. Er wird vom Guthabeninhaber auf das Poſtſcheckamt gezogen und kann 
auf Namen lauten oder auf den Inhaber; nicht zuläſſig iſt die alternative Inhaberklauſel; 
Indoſſament iſt nicht zuläſſig, dagegen natürlich Weitergabe des Inhaberſchecks. Das Poft- 
ſcheckamt überweiſt, wenn der Poſtſcheck vom Empfänger oder auch vom Ausſteller eingeſandt 
und damit vorgelegt wird, den Betrag durch Vermittlung der Beſtellpoſtanſtalt des Emp⸗ 
fängers an dieſen; es kann aber den Betrag dem Vorleger auf Wunſch auch bar auszahlen 
oder auch auf das Poſtſcheckkonto des Empfängers überweiſen. Die Vorlegungsſriſt beträgt 
zehn Tage; das Poſtſcheckamt braucht nach deren Ablauf nicht mehr zu zahlen; hier aber 
kann auch innerhalb dieſer Friſt der Ausſteller den Scheck zurücknehmen, ſolange dem 
Empfänger die Zahlungsanweiſung noch nicht zugeſtellt iſt. Außer durch Schecks können auch 
einfache Aberweiſungen von einem Poſtſcheckkonto auf ein anderes erfolgen, oder der Konto⸗ 
inhaber kann durch Zahlungsanweiſung entſprechend der gewöhnlichen Poſtanweiſung ver- 
fügen. Verſchieden von alledem find die Zahlkarten, durch welche ein Dritter auf das Poſt⸗ 
ſcheckkonto Geld einzahlt. 


IV. Sonſtige Wertpapiere 

1. Orderpapiere ſind außer Wechſel und Scheck, den vollkommenſten Order⸗ 
papieren, nur noch wenige Arten handelsrechtlicher Papiere (vgl. $ 363 HGB, SS 10, 
61 Akt und Art. 3 EGWG); a) die kaufmänniſche Anweiſung, gerichtet an einen 
Kaufmann (Bankier) als Angewieſenen, ſchriſtlich, auf Geld, Wertpapiere oder ſonſt 
vertretbare Sachen, nicht abhängig von einer Gegenleiſtung, z. B. Kreditbrief, auch als 
Zirkularkreditbrief, wobei der Bezogene für Rechnung des Ausſtellers zahlt; ferner 
der Kreditauftrag ($ 778 BGB), wobei der Bezogene ſelbſt Kredit gibt und der 
Ausſteller nur Bürge iſt uſw.; Annahme iſt möglich; es gelten SS 783 ff. BGB. — 
b) Der kauſmänniſche Verpflichtungsſchein, einfaches, einſeitiges Schuldverſprechen, 
abſtrakt möglich; z. B. an Order geſtellte Obligationen der Induſtrie, Genußſcheine 
der Aktiengeſellſchaften, Reiſeſchecks an Order. — c) die Traditionspapiere, nämlich 
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Konnoſſement des Seeſchiffers, Ladeſchein des Binnenſchiffers (ſogenanntes Binnen- 
konnoſſement) oder Landtransporteurs (Eiſenbahn, ſelten) und Lagerſchein eines 
konzeſſionierten Lagerhauſes, alle gerichtet auf Aushändigung der übergebenen Güter 
mit der eigentümlichen Wirkung, daß durch Indoſſierung nicht nur die Herausgabe⸗ 
forderung erworben wird, ſondern auch das Eigentum (eventuell Pfandrecht) an dem 
übernommenen Gut Übertragen wird (8S 424, 450, 6 HGB; wegen Konzeſſionierung 
der Lagerhäufer und Lagerſcheine vgl. Verordnung über Orderlagerſcheine vom 16. De- 
zember 1931, unten 8 15, VI). — d) Bodmereibriefe (ſelten; vgl. oben § 10 III 2 c). — 
e) Alle Transportverſicherungspolicen, namentlich bedeutſam im Aberſeeverkehr und 
für das üÜberſeeiſche Remboursgeſchäft. — f) Die auf Namen geſtellte Aktie; fie iſt 
geborenes Orderpapier, während die zu a bis e genannten Papiere ausdrücklich dem 
Empfängernamen die Orderklauſel hinzufügen müſſen und ſonſt nur durch Zeſſion 
übertragbar ſind. Die Indoſſierung aller dieſer Papiere hat Transportfunktion: der 
Indoſſator erwirbt ein ſelbſtändiges Recht; ſie hat aber nicht Garantiefunktion: es 
entſteht aus der Indoſſierung als ſolcher keine Regreßpflicht. 


Wenn andere als die (a bis f) genannten Papiere an Order geſtellt und indoſſiert 
werden (z. B. der Lagerſchein eines nichtkonzeſſionierten Lagerhauſes), ſo fehlt auch 
die Transportfunktion; ihre Begebung kann aber als Vertrag zugunſten Dritter 
(das find die künftigen Erwerber) aufgefaßt werden, fo daß dieſe weiteren Nachmänner 
ſelbſtändige Rechte erwerben, aber abhängig von der Rechtsgültigkeit des Begebungs⸗ 
vertrages des erſten Nehmers. 


2. Rektapapiere, d. h. Namenspapiere, welche in ihrer Grundanlage, ohne 
geborene Orderpapiere zu ſein, nur den Namen des Empfängers tragen, werden nach 
allgemeinen Grundſätzen der Rechtsübertragung erworben, alſo durch Zeſſion, Ab- 
tretung des verbrieften dinglichen Rechts uſw. unter Abergabe des Papiers, ſoweit 
die Papierübergabe nicht ausnahmsweiſe (wei beim Kux) fehlen darf. Hierher gehören 
Hypothekenbriefe, Grundſchuldbriefe, Nentenſchuldbriefe auf Namen und die nicht an 
Order geſtellten Konnoſſemente, Lade. und Lagerſcheine, Transportverfiherungs- 
policen, ferner Wechſel, Schecks, Namensaktien bei negativer Oderklauſel, die (auch 
durch Zeſſion übertragbare) Namensaktie, ferner die durch ausdrückliche Erklärung im 
Papier für die Geltendmachung des Rechts erforderlichen Sparkaſſenbücher, Lebens., 
Feuer-, Einbruchs uſw. Policen, ferner ſogenannte hinkende Namenspapiere ($ 808 
BGB), bei denen außer an den benannten Gläubiger auch an den Inhaber geleiſtet 
werden kann, ohne daß der Verpflichtete die Berechtigung zu prüfen braucht (aber 
prüfen kann), wie regelmäßig das Sparkaſſenbuch, der Depotſchein, gewiſſe Verſiche⸗ 
rungspolicen. Es beſtehen bei einzelnen dieſer Papiere beſondere Formvorſchriften 
für die Abertragung (ſo die Grundbuchregeln für die Hypotheken, Schriftlichkeit für 
den Kux, Zuſtimmung des Aufſichtsrats oder Vorſtandes bei der vinkulierten Aktie 
uſw.). Der Rechtserwerb iſt hier vom Rechte des Vormanns abhängig; doch erſetzt 
bei Hypothekenbrief und bei ſonſtigen Grundpfandbriefen der öffentliche Glaube des 
Grundbuchs die Selbſtändigkeit der Erwerberſtellung (alſo die Transportfunktion des 
Orderpapiers). 


3. Die Inhaberpapie re lauten auf den Inhaber (au porteur) und find Präfen- 
tationspapiere; das verkörperte Recht wird durch Papierübergabe erworben, ſie 
können, brauchen aber nicht abſtrakt zu ſein, der Nachmann iſt unabhängig vom Recht 
ſeines Vormannes, ſie haben Legitimationspapiercharakter. Zu ihnen gehören vor 
allem die Inhaberſchuldverſchreibungen (geregelt SS 793 ff. BGB), fo in aller Regel 
die Obligationen des Reichs, der Länder, Kommunen, der Induſtrie, ferner die 
Banknoten, die Inhaberſchecks, weiterhin die Nebenpapiere, wie die Zinsſcheine und 
Dividendenſcheine, aber auch die (allgemein zuläſſigen) Inhaberlagerſcheine auf 
Herausgabe der Ware, die nicht Traditionspapiere ſind, aber Legitimationscharakter 
haben können; als Korporationspapier vor allem regelmäßig die Aktie (aber nicht vor 
Volle inzahlung), nicht der Interimsſchein, nicht die vinkulierte Kleinaktie und Neben- 
leiſtungsaktie (§ 10 A, vgl. oben 8 9 I 3); von ſachensrechtlichen Papieren laſſen die 
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Grund- und Rentenſchuldbriefe (nicht Hypothekenbriefe) eine Inhaberklauſel zu, ferner 
die hypothekariſch geſicherten Inhaberobligationen. 


Die Ausſtellung von Inhaberpapieren iſt eingeſchränkt, inſofern Inhaberſchuldverſchrei⸗ 
gen auf beſtimmte Geldſummen der ſtaatlichen Genehmigung bedürfen (8 795 BGB), 
Banknoten nur von den Notenbanken, insbeſondere der Reichsbank ausgeſtellt werden 
können (beſchränkt auch Prämieninhaberpapiere ufw.). — Die Übertragung des 
Inhaberpapiers erfolgt durch Begebung und Einigung. Der Erwerber erhält ein 
ſelbſtändiges Recht, aber Über die Wirkung eines Indoſſaments hinaus läßt 8 794 
BG bei Inhaberſchuldverſchreibungen den Anterſchreibenden auch haften, wenn das 
Papier nicht begeben iſt (was wie beim Akzept, vgl. oben II, 6, nicht notwendig zur 
Unnahme der ſogenannten Kreationslehre zu führen braucht, ihr aber praktiſch ent- 
ſpricht). Das Inhaberpapier iſt Legitimationspapier; der Verpflichtete braucht die 
Rechtsſtellung des Beſitzers nicht nachzuprüfen, kann ihm aber mangelndes Ver⸗ 
fügungsrecht entgegenhalten (vgl. 8 793 BGB). Verpfändung erfolgt wie bei körper 
lichen Sachen (8 1293 BGB); der Pfandgläubiger ift auch vor der Pfandreife zur 
Geltendmachung des fälligen Rechts beſugt. Pfändung erfolgt nach den Grundſätzen 
für bewegliche Sachen. 


Das Recht erliſcht mit Ablauf der im Papier beſtimmten Vorlegungsfriſt (für 
Inhaberſchuldverſchreibungen beſteht bei Nichtbeſtimmung eine geſetzliche Friſt von 
30 Jahren, bei Coupons von 4 Jahren), doch läuft, wenn rechtzeitig aber vergeblich 
vorgelegt wird, vom Ende der Vorlegungsfriſt noch eine zweijährige Verjährung 
(S 801 BGB). Amortiſation iſt bei Verluſt des Inhaberpapiers zuläſſig (8 799 
BGB), aber nicht für Banknoten und Coupons. Vertragsmäßig kann das Inhaber. 
papier in ein Namenspapier umgewandelt und auch wieder zurückverwandelt werden 
(8 806 BED). 


Die Fahrkarten, Briefmarken, Theaterbilletts, ferner Bademarken, Biermarken uſw. 
haben als vereinfachte Inhaber papiere (8 807 BED) zwar die erwähnte 
ſcharfe Haftung des Ausſtellers, Selbſtändigkeit des Rechtserwerbs, Präfentations- 
papier qualität, find aber von Amortiſation, Vorlegungsfriſt, Verjährung (an ſich auch 
ſtaatlicher Genehmgung) befreit; ihre Abertragung kann jedoch, z. B. bei Fahrkarte, 
Theaterbillett, Bademarke, nach Beginn der Leiſtung (z. B. der Fahrt oder Vor. 
ſtellung) ausdrücklich oder ſinngemäß ausgeſchloſſen fein. Zu unterſcheiden find die 
bloßen Legitimationszeichen ohne Nennung des Berechtigten, bei denen nach der 
Verkehrsſitte keine Pflicht, wohl aber die Befugnis (gemäß § 808 BGB) zur Leiſtung 
an den Inhaber beſteht, wie Garderobenmarken und Gepäckſcheine, derart, daß die 
Berechtigung notſalls auch durch andere Beweismittel dargetan werden kann. 


5 12. auf 


1. Das häufigſte und praktiſch wichtigſte Geſchäft des Handels iſt der Kauf, ins- 
beſondere der Kauf von Waren und Wertpapieren. Nur der Kauf dieſer 
beiden Arten von Gegenſtänden wird, ſofern er Handelsgeſchäft iſt (oben §S 3 III und 
8 10), als Handelskauf bezeichnet, obwohl auch der Kauf von Grundſtücken und Grund⸗ 
ſtücksrechten und ebenſo von Patenten, Erfindungen, nichtverbrieften Forderungen uſw. 
Handelsgeſchäſt fein kann, weil er etwa als Handelshilfsgeſchäft oder (aus S 2 HGB) 
als Handelsgrundgeſchäft eines Kaufmanns auftritt. Für den Begriff des Handels- 
kaufs genügt, daß der Kauf auf einer Seite Handelsgeſchäft iſt; auf der anderen Seite 
kann auch ein Nichtkaufmann ſtehen (abweichend nur für die Mängelrüge SS 377 
bis 379 HGB, ſiehe unten 5). Auf den Handelskauf finden grundſätzlich, aber mit 
einigen Abweichungen die Regeln des bürgerlichen Rechts Anwendung (88 433 bis 
514 BGB); ebenſo bei Tauſch, dem kaufmänniſchen Baratto⸗Geſchäft, das heute beim 
Warenaustauſch mit dem Auslande noch häufig ift (§S 515 BGB), und bei Werk. 
lieferungsvertrag (8 651 BGB, § 381, 2 HGB). Die Kauſregeln des bürgerlichen 
Rechts haben ſich im Laufe der Jahrhunderte, ſoweit nicht der Grundſtückskauf in 
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Betracht kommt, an den Gebräuchen des Handels entwickelt, und dieſe find für das 
bürgerliche Recht verallgemeinert worden; z. B. find die römiſchen Mängelklagen in 
der Marktgerichtsbarkeit entwickelt worden und haben ſich im allgemeinen Kaufrecht 
der ganzen Welt verbreitet, ebenſo wichtige Grundſätze des germaniſchen Rechts über 
Nichterfüllung, Schlechterfüllung, Zuſpäterfüllung beim Kauf. Das geſamte Kaufrecht 
iſt hier nicht darzuſtellen; vielmehr genügt es hier, die Beſonderheiten des Handels. 
kauſs (einſchließlich des Handelstauſches und des Werklieferungsvertrages) nach Geſetz, 
Gewohnheit und Aſance kurz anzugeben. 


2. Der Handelskauf kommt formlos zuſtande durch die wechſelſeitige Verpflichtung 
des Verkäufers zur Abergabe und Eigentumsverſchaffung der Ware und anderſeits 
des Käufers zur Zahlung des vereinbarten Kaufpreiſes und zur Abnahme, d. i. körper- 
liche, räumliche Beſitznahme, im Gegenſatz zur Annahme, d. i. die Hinnahme (oder 
Hinnahmebereitſchaft) als Erfüllungshandlung des (leiſtungsfähigen) Verkäufers. 
Schriftlichkeit oder doch nachträgliches Beſtätigungsſchreiben iſt beim Abſchluß im 
Großhandel meiſt uſancemäßig, während im Detailhandel mit den Konſumenten der 
Barkauf, d. h. das Zuſammenfallen von Kaufvertrag und Erfüllung eine große Rolle 
ſpielt. Der ſchriftliche Abſchluß im Großhandel vollzieht ſich vielfach durch Schlußſchein 
(vgl. oben Makler § 7, III, 1), der einen uſancemäßigen, ſorgfältig ausgearbeiteten 
Inhalt hat und der beſonders die typiſche Geſtaltung der Ware (Typenhandel in 
Getreide, Metall, Baumwolle, Petroleum uſw., ſowie anderſeits Markenwaren) 
berückſichtigt und fördert. 


3. Aber Ware und Preis ift oben ſchon gehandelt (S 10 II a bis c). Beſondere 
Regelung der Preis- und der damit zuſammenhängenden Nebenkoſtenfrage erfolgt 
vielfach durch beſtimmte Klauſeln und daran geknüpfte Aſancen; hierher gehört vor 
allem im Aberſeeverkehr die Klauſel fob (free on board), wonach der überſeeiſche 
Verkäufer den Transport bis zum Schiff zu beſorgen und zu bezahlen hat, während 
von da (d. h. der Abladung) an Koſten⸗ und Gefahrtragung des Käufers einſetzt; 
ferner die fortgeſchrittenere Klauſel cif (cost, d. h. alle bis zur Schiffsverladung 
entſtehenden Nebenkoſten, insurance, d. i. die Verſicherung, und freight, d. i. die Fracht 
bis zum Beſtimmungsort), die dem Verkäufer alle Koſten auferlegt, aber die Gefahr⸗ 
tragung des Käufers (vgl. $ 447 BGB) für die Seereiſe von der Abladung an Bord 
an offenläßt, eine Geſtaltung, die eine ſichere Kalkulation des Kaufpreiſes von vorn- 
herein für den Käufer ermöglicht; beim ſogenannten Koſtfrachtgeſchäft (ck) übernimmt 
der Käufer ſelbſt die Verſicherung (etwa bei einer Verſicherungsgeſellſchaft des eigenen 
Landes), ſonſt liegt es wie beim cif-Geihäft. Dagegen wird bei der ſogenannten 
Ankunfts- (arrival) -Rlaufel der Verkäufer mit den geſamten Koſten und mit der 
Geſahr belaſtet, aber bei zufälligem Antergang oder zufälliger Beſchädigung des Guts 
während des Transports zur See (nur dieſes) hat der Käufer keinen Anſpruch auf 
Erſatzlieferung (mit wechſelnder Wendung der Klauſel, vgl. Großmann ⸗Doerth, 
Aberſeekauf 1930). 


Der Preis umfaßt grundſätzlich nicht die Verpackung; doch wird ſie häufig nach 
Vereinbarung („brutto für netto“), nach dem Weſen der Sache oder nach dem Handels. 
gebrauch, im Kaufpreis eingeſchloſſen ſein, namentlich bei Entwertung durch einmalige 
Verwendung, bei Anentbehrlichkeit zum Gebrauch (Zigarrenkiſte), bei Ausſtattungs⸗ 
eigenſchaft uſw. Sonſt hat die vom Verkäufer zu beſorgende Verpackung der Käufer 
zu bezahlen (vgl. 8 448 BGB). Das Verpackungsgewicht (Tara) wird vom Brutto- 
gewicht bei der Warenpreisbemeſſung abgezogen (8 380 HGB); doch kann gewohn- 
heits⸗ oder verabredungsgemäß ein feſter Prozentſatz des Bruttogewichts berechnet 
werden (Aſotara vgl. 8 380, 2). Ebenſo kann uſancemäßig ein feſter Preisabzug für 
unbrauchbare Warenteile (3. B. bei Obſt; ſogenannte Refaktie, d. i. Entſchädigung) 
gewährt werden oder auch ein Gutgewicht (bei Warenſchwund) vgl. S 380, 2. 


An ſich iſt Zug um Zug zu leiſten (8 320 BGB), doch wird hiervon vertrags- oder 
uſancemäßig vielfach abgewichen. Regelmäßig wird der Käufer erſt nach Vorprüfung 
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der Ware dieſe abzunehmen brauchen und daher tatſächlich dem Verkäufer eine Vor⸗ 
leiſtungspflicht obliegen; insbeſondere wird der Verkäufer nicht ohne weiteres den 
Preis einfordern können, hauptfächlich beim Verſendungskauf. Anders bei den im 
Aberſeeverkehr häufigen Klauſeln, „Kaſſe gegen Verladungsdokumente“, wo ſchon vor 
Ankunft der Ware gezahlt werden muß, oder „Akzept gegen Verladungsdokumente“, 
Klaufeln, die ein beſonderes Vertrauen zum Verkäufer vorausſetzen. 


Der Käufer kann ſich die nähere Beſtimmung der Ware vorbehalten: ſogenannter 
Spezifikationskauf (häufig beſonders bei dem in aufeinanderfolgenden, etwa 
in monatlichen Partien zu erfüllenden Kauf): der Käufer beſtimmt nachträglich die 
Beſchaffenheit der dem Quantum nach bereits vertragsmäßig beſtimmten jeweiligen 
Warenmenge auf Form, Maß uſw. (häufig in der Eiſeninduſtrie, z. B. nachträgliche 
Beſtimmung der Stärke der Schienen, des Drahts u. ä., aber auch Garn, Holz, 
Papier). Kommt der Käufer mit der Beſtimmung in Verzug (fo daß die Fabrik des 
Verkäufers in der ruhigen Fortarbeit geſtört werden könnte), ſo kann der Verkäufer 
nach vorheriger vergeblicher Aufforderung ſelbſt wählen oder vom Vertrage zurück- 
treten oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung fordern (Näheres S 375 HGB). 


4. Die Folgen des Leiſtungsverzugs beſtimmen ſich nach allgemeinen Grundſätzen; 


in Leiſtungsverzug iſt auch der Käufer, wenn er die Pflicht der rechtzeitigen Abnahme (d. h. 
der räumlichen Hinnahme) nicht erfüllt. Dagegen gelten bei Verzug mit der Annahme 
(d. h. der Abernahme der Ware trotz Angebots des erfüllungsbereiten und fähigen Ver ⸗ 
käufers) befondere Grundſätze, die fſchärfer als nach dem bürgerlichen Recht find. Dieſes 
(SS 372, 383 BGꝰY) gibt bei Annahmeverzug für Koſtbarkeiten ein Hinterlegungsrecht bei 
öffentlichen Hinterlegungsſtellen, ſonſt ein Verſteigerungsrecht (durch öffentlich angeſtellten 
Verſteigerer) mit Erlöshinterlegung. Dagegen kann der Verkäufer nach Handelsrecht (8 373) 
in jedem Falle in jeder ſicheren, alſo auch privaten Lagerſtelle (ſelbſt im eigenen ſicheren 
Speicher) hinterlegen und er hat ferner in jedem Falle das Recht des Selbſthilfeverkaufs 
(regelmäßig nach Androhung) durch öffentlich angeſtellten Verſteigerer, dei Börſen⸗ oder 
Marktpreis der Ware ſogar das Recht des freihändigen Verkaufs, und zwar durch öffentlich 
ermächtigten Handelsmakler; die Verſteigerung erfolgt auf Rechnung des Käufers, ſo daß 
dieſer den Erlös erhält, ohne von der Kaufpreiszahlung befreit zu werden, doch iſt der 
Erlös auf den Kaufpreis anzurechnen. Ein nicht ordnungsmäßiger Selbſthilfeverkauf geht 
nicht auf Rechnung des Käufers (Näheres § 373 HGB). 

Der Käufer iſt — bei beiderſeitigem Handelsgefchäft, alſo unter Kaufleuten — verpflichtet, 
eine ihm vom Verkäufer überſendete Ware einſtweilig aufzubewahren oder ſie in 
einem Lagerhaus aufbewahren zu laſſen (8 379 HGB), ſofern er fie beanſtandet (wegen 
Mängeln, Verzugs uſw.), damit der Verkäufer ohne unnötigen Rücklauf nach dem Ver⸗ 
ſendungsort oder ſonſt zur Koſtenerſparnis über fie verfügen kann; bei Gefahr im Verzug 
wegen Möglichkeit des Verderbens kann er ſie (wie beim Selbſthilfeverkauf des § 373 
VGB) auf Rechnung des Verkäuſers fogar verſteigern laſſen (S 379). Das bürgerliche 
Recht kennt dieſe Befugniſſe nicht. 


5. Wird mangelhafte Ware geleiftet, jo beſteht (SS 459, 462 BGB) beim 
Handelskauf wie beim bürgerlichen Kauf die Möglichkeit, den Kauf aufzulöſen 
(Wandlung), oder den Kaufpreis zu mindern (Minderung); ferner beſteht bei Zu⸗ 
ſicherung bereits zur Zeit des Kauſabſchluſſes fehlender Eigenſchaften und bei argliſtig 
verſchwiegenem Mangel der Anſpruch auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung (8 463 
BGB), während bei Lieferung einer mangelhaften Gattungsſache wahlweiſe der An- 
ſpruch auf Lieferung einer mangelfreien Sache beſteht (8 480 BGB; außerdem, ſoweit 
beſondere Mängelklagen verſagen, iſt Schadensklage aus SS 275, 823 ff. BGB ge⸗ 
geben). Die Anſprüche auf Wandlung, Minderung und Schadenserſatz bei zugeſicherter 
Eigenſchaft ſowie auf Nachlieferung einer mangelfreien Gattungsſache verjähren in 
ſechs Monaten (vgl. SS 477, 480 BGB, bei Argliſt 30 Jahre). Das Handelsrecht 
geht aber bei zweiſeitigen Handelsgeſchäften weiter und drängt zu ſchneller Mängel⸗ 
rüge: der Käufer kann den Mangel — ſofern ihn der Verkäufer nicht argliſtig 
verſchwiegen hat — nicht geltend machen, wenn er nicht rechtzeitig rügt: er hat ſich 
bei Verſäumung der Rüge verſchwiegen, er iſt präkludiert, die Ware gilt als 
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genehmigt. Rechtzeitig iſt die Rüge nur, wenn der Käufer unverzüglich, d. h. ohne 
ſchuldhafte Verzögerung, nach der Ablieferung im ordnungsmäßigen Geſchäftsgang 
unterſucht und den gefundenen Mangel unverzüglich dem Verkäufer meldet, oder 
aber wenn er einen bei ordnungsmäßiger Anterſuchung nicht erkennbaren Mangel 
unverzüglich nach der ſpäteren Entdeckung rügt. Es genügt die rechtzeitige Abſendung 
der Anzeige, die nicht notwendig eine ſogenannte Dispoſitionsſtellung ausdrücken, 
wohl aber das Weſen des Mangels (z. B. Roft, Fäulnis uſw.) angeben muß. Für 
die Durchführung der Anterſuchung beſtehen, namentlich wegen der Friſt und Anter⸗ 
ſuchungsart, zahlreiche Aſancen. Dieſe wichtige Regel des § 377 HGB gilt auch bei 
Werklieſerung und auch gegenüber dem Einkaufskommiſſionär (SS 381, 391), fie gilt 
auch bei Lieferung einer anderen als der gekauften Sache (aliud), ſofern nicht offen⸗ 
fichtlich die Genehmigung der Ware von vornherein als ausgeſchloſſen erſcheinen 
mußte (8 378). 


6. Beſondere Regeln gelten nach dem Reichsgeſetz vom 16. Mai 1894 für das Abzah⸗ 

lungsgeſchäft; dies iſt ein Kaufgeſchäft, immer über bewegliche Sachen, bei dem der 
Preis in Naten zu zahlen iſt, nachdem der Kaufgegenſtand ſchon übergeben iſt. Das Geſchäft 
iſt aus dem Bedürfnis der minderbegüterten, zahlungsſchwachen Kreiſe entſtanden, die 
notwendigſten Arbeits⸗ und Lebensführungsgegenſtände gegen verhältnismäßig kleine regel ⸗ 
mäßige Abzahlungen erwerben zu können: Nähmaſchinen, Fahrräder, Bücher, Möbel, 
Klaviere, Kleidung, allmählich auch Autos, Rundfunkapparate; dagegen find Lotterielofe und 
Inhaberpapiere auf Prämie als Gegenſtand verboten und ftrafbar; ferner find Abzahlungs⸗ 
geſchäfte im Amherziehen (nach § 56 u 4, vgl. 8 42 b GewO) ſtrafbar — zweckmäßig wären 
fie ausdrücklich für nichtig zu erklären, wie überhaupt Ab zahlungskauf von Luxusgegenſtänden. 
Das Geſetz von 1894 trat ſchweren Mißbräuchen entgegen: insbeſondere kann der Verkäufer 
(meiſt ein Kaufmann) die übliche Verabredung, daß er bei nicht pünktlicher Erfüllung der 
Käuferverpflichtung vom Vertrage zurücktreten kann, nicht ſo treffen, daß der Käufer bei 
Verzug die Ware zurückgeben muß und die geſamten bisher gezahlten Ziele verliert; viel- 
mehr iſt (8 1) bei ſolchem Rücktritt jeder Teil unabdingbar verpflichtet, dem andern die 
empfangenen Leiſtungen zurückzugeben; dabei kann der Verkäufer für die beſonderen Geſchäfts⸗ 
aufwendungen (z. B. Transport, nicht aber Ladenmiete) und für ſchuldhafte Beſchädigung 
der Ware Erſatz fordern und Vergütung für die Benutzung ſowie für Wertminderung 
Entſchädigung verlangen; doch darf der Geſamtbetrag dieſer Entſchädigung nach richtiger 
Meinung nicht den Kaufpreis überſteigen. Ferner iſt die Abrede, daß bei Nichtzahlung 
einer Rate die ſämtlichen noch ausſtehenden Naten fällig werden, nur rechtswirkſam, wenn 
Verzug mit mindeſtens zwei Raten (ganz oder teilweiſe) vorliegt, und der nicht rechtzeitig 
gezahlte Betrag mindeſtens ein Zehntel des Kaufpreiſes beträgt (8 4, 2). Das für den 
zahlungsſchwachen Käufer unentbehrliche und heilſame Geſchäft kann nur bei ſcharfer Durch⸗ 
führung der Verkäuferrechte beſtehen, weil es ſonſt zu riſikoreich und für den Käufer daher 
zu teuer wird; der Käufer muß aber vor wucheriſcher Ausbeutung geſchützt werden, und das 
Abzahlungsgeſchäft iſt in Einzelheiten (namentlich nach den Vorſchlägen Criſollis) noch 
auszubauen, beſonders darf die Rückgewährungspflicht Zug um Zug nicht durch Zwangs⸗ 
vollſtreckung in die Kaufſache auf Grund der Erfüllungsklage umgangen werden. Der auf 
Abzahlung kaufende Vollkaufmann genießt die Schutzvorſchriften des Geſetzes nicht (8 8). 
7. Schließlich iſt die beſondere Ausgeſtaltung des kaufmänniſchen Fix- 
geſchäfts zu erwähnen, das ſeine Hauptbedeutung im Börſenhandel hat, aber 
auch im Großhandel mit Produkten und ſonſt eine erhebliche Rolle ſpielt. Fixgeſchäft 
iſt ein Kauf (oder gleichgeſtelltes Geſchäft wie Lieferungsvertrag oder Tauſch; es 
genügt einfeitiges Handelsgeſchäft), bei welchem Verkäufer oder Käufer (oft beide) 
an einem beſtimmten Zeitpunkt oder innerhalb einer beſtimmten Friſt derart zu leiſten 
hat, daß mit der Innehaltung der vereinbarten Zeitbeſtimmung das Geſchäft ſteht 
und fällt. Daß der Termin weſentlich iſt, ergibt ſich aus den Klauſeln „fix“, „prompt“, 
„genau“ u. d., kann ſich aber auch aus dem Gegenſtand (börſentermingeſchäftsübliche 
Effekten, „Lebkuchen zu Weihnachten“) ergeben; der Zweck kann auch ohne beſondere 
Vereinbarung beiden Teilen bekannt ſein; nicht Fixgeſchäft alſo: „Mitte Mai“, „von 
Woche zu Woche“, „bei offener Schiffahrt“, auch der bloße Nachweis des Intereſſes 
eines Teils an rechtzeitiger Lieferung genügt noch nicht. Fixgeſchäfte kommen auch 
im gewöhnlichen bürgerlich rechtlichen Verkehr vor (§S 361 BGB); das Handelsrecht 
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behandelt den Säumigen aber ſtrenger. Nach bürgerlichem Recht hat beim Fixgeſchäft 
der Nichtſäumge im Zweifel (alſo falls nicht beſondere Amſtände dagegen ſprechen) 
ohne Friſtſetzung ein Rücktrittsrecht, und zwar ganz unabhängig von Verſchulden des 
Säumigen oder von vergeblicher Mahnung; ferner kann der Säumige auf Erfüllung 
(zuzüglich des Säumnisſchadens, 8 286 BED) verklagt werden (wobei der Kläger 
die Gegenleiſtung durchführen muß), und endlich kann er ſtatt deſſen, ſoweit die 
Verzugsvorausſetzungen (alſo Verſchulden und Mahnung, die aber bei kalender. 
beſtimmter Fälligkeit fortfällt, $ 284 BG) vorliegen, nach Friſtſetzung (aber § 326, 
2 BGBl!) auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung belangt werden (88 361, 326 
BED) Beim Handelsfixgeſchäft dagegen kann der nichtſäumige Teil ohne weiteres 
(nicht nur im Zweifel) zurücktreten; er hat ferner im Verzugsfall auch hier, und zwar 
hier ohne Friſtſetzung, das Recht auf Schadenserſatz wegen Nichterfüllung; dagegen 
kann er, wenn die Leiſtungszeit einmal verſäumt iſt, Erfüllung nur ausnahmsweiſe 
verlangen, nämlich wenn er fie ſofort nach der Säumnis fordert, da er in aller Regel 
an ihr kein Intereſſe haben wird (8 376 HGB). Wird Schadenserſatz wegen Nicht⸗ 
erfüllung verlangt, jo kann dieſer, wie grundſätzlich auch im bürgerlichen Recht, auf 
zweierlei Art durchgeführt werden: rein rechneriſch (abſtrakt), indem die Differenz 
zwiſchen dem vereinbarten Preis und dem Börſen oder Marktpreis des Stichtages 
feſtgeſtellt wird, oder aber durch ein effektives, hier aber ſoſort vorzunehmendes 
Deckungsgeſchäft (konkret), indem am Stichtage der nichtſäumige Käufer einen 
Deckungskauf, der nichtſäumige Verkäufer einen Deckungsverkauf vornimmt — und 
zwar durch öffentliche Verſteigerung oder aber freihändig durch öffentlich beſtellten 
Makler oder Verſteigerer zum laufenden Preiſe — und ſo der effektive Preis zur 
Schadensberechnung verwendet wird (S 376, 2 und 3). Hiernach würde das einfachſte 
für den Nichtſäumigen immer der Rücktritt ſein; da er aber dann meiſt den Schaden 
trägt und da beim Handelsfixgeſchäft über Gattungswaren (Effekten, Kaffee) zum 
beſtimmten Kalendertage für den Eintritt des Verzugs eine Mahnung nicht erforder- 
lich iſt ($ 284 BGB) und der Säumige ſich in aller Regel auch nicht durch Nachweis 
mangelnden Verſchuldens befreien kann (§S 285 BGB), alſo der Verzugsfall leicht 
gegeben iſt, kommt es ſehr häufig, namentlich an der Börfe, zum Verlangen des 
Schadenserſatzes wegen Nichterfüllung auf Grund (konkreter oder abſtrakter) Zwangs · 
regulierung. 


Bei nichtfixen Handelskäufen („Mitte Mai“ uſw., ſiehe oben) gelten die einfachen 
Regeln des nichtfixen bürgerlichen Kaufs (8 326 BGB)); alſo bei Verzug Friſtſetzung 
zwecks nachträglicher Erfüllung und nach Friſtablauf (vgl. aber 8 326, 2) nur noch 
Wahl zwiſchen Rücktritt oder Schadenserſatz wegen Nichterfüllung; fehlen die Ver⸗ 
zugsvorausſetzungen (Mahnung und Verſchulden, ſoweit ſie erforderlich find), ſo iſt 
hier nur Erfüllungsklage, dagegen nicht ohne weiteres Rücktritt oder gar Schadens 
erſatz wegen Nichterfüllung gegeben. 


5 13. Böeſe 


1. Die Börſe iſt ein Markt für den Großhandel, teils als Effektenbörſe für den 
Handel mit börſenmäßigen Wertpapieren, alſo Obligationen, Aktien, Wechſeln, Zah⸗ 


lungsmitteln wie tägliches und fixes Geld, Valuten, Kabelüberweiſungen uſw.; teils 


als Produktenbörſe in börſengängigen typiſierten oder auch nach Muſter gehandelten 


Waren wie Getreide, Zuckerrüben (Magdeburg), Metalle, Kaffee (Hamburg), Baum- 


wolle (Bremen), aber auch Schiffsfrachten (Hamburg, Duisburg ⸗Ruhrort) uſw. Die 


Börſen, jetzt durch das Börſengeſetz von 1908 (Amgeſtaltung des erſten Reichsbörſen⸗ 
geſetzes von 1896) mit Ergänzungen und Anderungen von 1920, 1921, 1925, 1933; 


5. März, 5. April und 28. September 1934 geregelt, erſcheinen ſchon im Mittelalter, 


und zwar als Wechſelbörſen (Brügge, Venedig, in Deutſchland Augsburg, Frankfurt 
am Main und vorher auf den Meſſen der Champagne), die erſte moderne Effektenbörſe 
aber entwickelte ſich im untrennbaren Zuſammenhang mit dem Aktienweſen in Amſter⸗ 
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dam ſeit Anfang des 17. Jahrhunderts, es folgte bald London, im 18. Jahrhundert 
Paris, in Deutſchland feit Anfang des 19. Jahrhunderts Frankfurt a. M., Berlin, 
und beſonders für den Warenhandel Hamburg. Nur durch Einzelſtatuten oder landes- 
rechtlich geregelt erwies ſich die für den großen Handel, insbeſondere auch für den 
nationalen und internationalen (möglichſt zu konzentrierenden) Geldmarkt unentbehr- 
liche Einrichtung der Börſen durch ihre Spekulationsauswüchſe als gefährlich für den 
ruhigen Fortſchritt der Wirtſchaft; dem ſuchte in einſeitiger Weiſe das Börſengeſetz 
von 1896 entgegenzutreten, das dann durch Geſetz von 1908 in brauchbarere Formen, 
die zugleich der Fortentwicklung fähig waren, überführt wurde. 


Danach find die Börſen (öffentlich rechtliche) Veranſtaltungen, welche von einem 
Börſenunternehmer (früher gewöhnlich kaufmänniſche Korporationen, jetzt die Indu⸗ 
ſtrie ⸗ und Handelskammern) ausgehen, dem das Börſengebäude zu gehören pflegt und 
der an der Durchführung des Börſenhandels mitwirkt. Darüber aber ſteht nach dem 
Börſengeſetz eine ſehr einſchneidende Aufſicht durch die Landesverwaltung und das 
Reich (Reichskanzler und Bundesrat, ſpäter Reichsrat); jetzt iſt dieſe geſamte Auſſicht 
(Geſetz vom 28. September 1934) auf den Reichswirtſchaftsminiſter übergegangen. Die 
Regierungsaufſicht wird durch einen Reichskommiſſar für die einzelne Börſe aus- 
geübt. Im übrigen hat jede Börſe einen Vorſtand, und über ihm wirkt das Handels- 
organ (Induftrie- und Handelskammer) als unmittelbares Aufſichtsorgan (88 1 ff. 
BörsG). Die Errichtung einer Börſe bedarf der Regierungsgenehmigung (Zahl der 
deutſchen Börſen jetzt auf 9 heruntergeſetzt); nichtgenehmigte Börſen (Winkelbörſen) 
find nicht geftattet, dagegen kann der Reichswirtſchaftsminiſter Zuſammenkünſte der 
Banken zwecks Wertpapierhandel ohne Börſeneigenſchaft zulaſſen (Geſetz vom 4. De⸗ 
zember 1934). Jede Börſe hat u. a. ein Ehrengericht zur Reinerhaltung der Börſe 
und eine Zulaſſungsſtelle für Wertpapiere; für jede Börſe wird eine Börſenordnung 
erlaſſen (für Berlin jetzt vom 4. Dezember 1934), und es pflegen die uſancemäßigen 
Geſchäftsbedingungen veröffentlicht zu werden. Es beſtehen amtliche Kursmakler (vgl. 
oben 8 7 III I) an jeder Börſe (88 29 ff.), der Maklerkammer als Berufsvertretung 
auch ehrengerichtlich untergeordnet (an der Berliner Produktenbörſe entſprechen dem 
die ſogenannten Agenten); den Maklern iſt als Amtsperſonen die Feſtſtellung der nach 
den getätigten Käufen und Verkäufen ſich ergebenden Börſenpreiſe übertragen, und 
zwar erfolgte bisher die Feſtſtellung auf Grund ihrer Meldungen teils durch die 
Maklerkammer, einem Ausſchuß der Kursmakler, teils durch Beauftragte des Börſen⸗ 
vorſtandes, jetzt (Geſetz vom 5. April 1934) ſtets durch die Makler unter Auffiht der 
Maklerkammer; im übrigen find die Kursmakler als Vermittler der Geſchäfte Kauf⸗ 
leute und regiſtriert, jedoch ſind ſie privilegiert, inſofern Geſchäfte, welche nicht durch 
fie vermittelt find, bei der Preisfeſtſetzung nicht berückſichtigt zu werden brauchen 
(8 31), anderſeits dürfen fie Eigengeſchäfte innerhalb des ihnen zugewieſenen 
Geſchäſtszweiges (z. B. Aktien der Schwerinduſtrie, der Textilbranche uſw.) nur vor- 
nehmen, ſoweit es zu Auftragsausführungen nötig iſt (insbeſondere Abernahme ſo⸗ 
genannter Spitzen), und ſie dürfen auch ein ſonſtiges Handelsgewerbe weder betreiben 
noch an ihm ſich, z. B. als ſtille Geſellſchaſter, beteiligen: Amtspflichten, unerheblich 
für die privatrechtliche Gültigkeit der verbotenen Geſchäfte. 

2. Die Börſengeſchäſte find ſämtlich Käufe und Verkäufe, an denen ſich nur 
die zum Börſenbeſuch vom Börſenvorſtand zugelaſſenen Perſonen (nicht Banke⸗ 
rotteure, Verfügungsbeſchränkte, ehrengerichtlich Ausgeſchloſſene, anſteckend Kranke, 
Perſonen ohne bürgerliche Ehrenrechte uſw.; an der Berliner Effektenbörſe Su- 
laſſungsgebühr von 3000 Reichsmark) beteiligen dürfen, und zwar ſowohl als Eigen. 
händler wie als Privatmakler, während ſich das große Publikum als Kommittent 
der Banken und Bankiers oder ſonſtiger Börſenbeſucher mittelbar beteiligt. Die 
Geſchäfte ſind entweder Kaſſageſchäfte (an der Produktenbörfe Lokogeſchäfte genannt 
wegen des Lagerns der Ware an beſtimmtem Platze) oder Zeitgeſchäfte (Termin- 
geſchäfte). Hier kann das Augenmerk ganz vorwiegend nur auf die Wertpapiergeſchäfte 
der Eſfektenbörſe gerichtet werden; für die Produktenbörfe gelten entſprechende 
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Grundſätze, von denen nur einige erwähnt werden können; zudem find die Produkten⸗ 
börſen heute infolge der Markt und Preisordnung fo gut wie bedeutungslos. 


Die Kaſſageſchäfte, ohne eine der Spekulation dienende Lieferfriſt abgeſchloſſen, 
dienen grundſätzlich dem Anlagegeſchäft; doch können auch eigentliche Spekulationen 
mit ihnen vorgenommen werden, wenngleich nicht fo bequem wie mittels der Termin⸗ 
geſchäfte. Gehandelt kann nur in den von der praktiſch als Schutzeinrichtung ſehr wich. 
tigen Zulaſſungsſtelle (8 36 BörſG) zugelaſſenen Papieren werden. Die Zulaffungs- 
ſtelle beſteht in Berlin aus 22 bis 28 Mitgliedern, die Hälfte Nichtbörſenhändler; 
der Vorſitzende entſcheidet nach Anhörung der Stelle. Antragsberechtigt nur Banken 
(Monopol), die einen Proſpekt erlaſſen müſſen, für deſſen Anrichtigkeit infolge Vorſatz 
oder grober Fahrläſſigkeit und für deſſen Anvollſtändigkeit infolge böswilligen Ver. 
ſchweigens die Bank und der Vorſtand der emittierenden Induſtrie⸗ (uſw.) Firma 
haften (88 45 ff.). Zugelaſſen werden nur Papiere mit beſtimmtem Gefamtnominal- 
betrag (Berlin 15 Millionen Reichsmark, Frankfurt und Hamburg 7 Million Reichs. 
mark uſw.; Verordnung vom 4. Dezember 1934). Die Zulaſſungsſtelle weiſt ohne 
Grundangabe zurück, wenn das Publikum nicht hinreichend über den Wert des Papiers 
unterrichtet iſt, wenn die vorgelegten Papiere keine genügende Grundlage für die 
Prüfung der Stelle gewähren, endlich, wenn erhebliche Allgemeinintereſſen gefährdet 
oder Abervorteilungen des Publikums (z. B. durch ein ausſichtsloſes Anternehmen) zu 
befürchten ſind. Der Kauf und Verkauf erfolgt durch Vermittlung der amtlichen 
Kursmakler oder der privaten Makler (Kuliſſe); die Makler nehmen im Verlauf der 
Börſe die Kauf- und Verkaufsaufträge an und teilen dann zum Schluß die Gegen- 
partei (Aufgabe) dem Antragſteller zu; es ergibt ſich alſo am Schluß der Börſe, zu 
welchem Kurſe die meiſten Geſchäfte abgeſchloſſen werden konnten; dieſer ſo beſtimmte 
Kurs iſt der an der Berliner (und auch Frankfurter) Börſe übliche ſogenannte Ein⸗ 
heitskurs, der von den Banken ihren Kommittentenkunden in Rechnung geſtellt wird. 
Im übrigen wird im Verlauf der Börſe dasſelbe Papier zu wechſelnden Preiſen im 
Auf- und Abſteigen von Angebot und Nachfrage gehandelt; daraus ergibt ſich der 
ſogenannte variable Kurs, der für die wichtigſten Papiere im Kurszettel veröffent- 
licht wird. Der Kurszettel gibt bei dem aus effektiven Abſchlüſſen ſich ergebenden 
Kurſe das Zeichen „bez.“ („130 bez.“ heißt: die Geſchäfte find mit 130 tatſächlich 
glatt zuſtande gekommen); bei „bez. B.“ (B. gleich „Brief“; d. i. Papierangebot) über 
wog das Angebot, bei „bez. Geld“ überwog Kaufangebot; bei bloßem Zuſatz „Brief“ 
oder „Geld“ liegt nur Angebot oder nur Nachfrage vor, und es ſind Geſchäfte nicht 
zuſtande gekommen, es iſt alſo kein eigentlicher Kurs vorhanden. Die Schlußſcheine 
pflegen die Makler erſt am Nachmittag zu verſenden, der Kaufabſchluß aber erfolgt 
mündlich am Börſenſchluß durch Zuweiſung der Aufgabe, gegebenenfalls im Laufe 
der Börſenzeit. Die Erfüllung hat uſancemäßig am folgenden Tage außerhalb der 
Börſe (Lieferung in der Geſchäftsſtelle des Käufers oder meiſt durch Vermittlung 
einer Bank, in Berlin Bank des Berliner Kaſſenvereins) mit Zahlung Zug um Zug 
zu erfolgen, jedenfalls unverzüglich; die etwaige Zwangsregelung erfolgt nach den 
Börſengeſchäftsbedingungen in Anlehnung an 8 376 HGB (vgl. oben § 12, 7). 

3. Neben dem Kaſſageſchäft ſteht das Termingeſchäft; es iſt eine Fixgeſchäft mit 
feftem Lieferungstage, gewöhnlich Altimo des Monats, daher Altimogeſchäft; das Speku⸗ 
lationsgeſchäft iſt der Kauf (Spekulation à la hausse) oder der Verkauf (Spekulation à la 
baisse) zum Preife des Abſchlußtages, während das ſogenannte Realiſationsgeſchäft in der 
Zwiſchenzeit bis zum Stichtage oder ſpäteſtens an diefem ſelbſt zum Kurſe dieſes Abſchluß⸗ 
tages das Reſultat der Spekulation ergibt (zugunſten des Spekulanten oder je nachdem 
zugunſten ſeines Gegenkontrahenten, der die umgekehrte Preisentwicklung erhoffte). Der, 
jetzt tatſächlich ausgeſchloſſene (ſiehe unten 5) Terminhandel, bei dem praktiſch der Käufer 
die Ware nicht in die Hand bekommt, ſie vielmehr nach verhältnismäßig kurzer Zeit 
wieder veräußert, ſo daß ſie oft durch viele Hände geht, um ſchließlich doch, falls ſie im 
Einzelfall nicht nur in der Runde einen Leerlauf macht, an einen weiteren Abnehmer 
zu kommen, geſtattet Beteiligung einer großen Anzahl von Händlern an der Preisbildung 
(was freilich keineswegs immer eine ſachlich richtigere Preisbewegung verbürgt als der 
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Betrieb der Kaſſageſchäfte), er erleichtert die Abwicklung großer Transaktionen wie bei 
Fuſionen, bei Verhütung von Aberfremdungen uſw., lenkt die Spekulation von der großen 
Maſſe der Papiere auf den engen Kreis der Spielpapiere ab und beruhigt damit den 
breiteren Markt, verhindert die Preisgeſtaltung allein durch die Banken, die deren Ver⸗ 
antwortung vielfach allein nicht zu tragen in der Lage find, begünſtigt aber auch eine an 
den Papieren und deren Schickſal ganz unintereſſierte Spekulation auf kurze Friſt, welche 
die berechtigten Intereſſen ſchädigen kann, namentlich wenn fie mit Poolb ildungen (ins- 
beſondere künſtliche Warenverknappung der Hauſſiers durch große Aufkäufe) verbunden iſt. 
An den Warenbörſen hatte der Terminhandel beſondere Bedeutung für die nur zeitweiſe, 
nicht fortlaufend produzierbaren Waren (Kaffee, Getreide, Baumwolle), die dadurch in 
einer ſtabileren Preislage erhalten werden können, ſowie durch eine Art Verſicherungs⸗ 
funktion gegen plötzlichen Preisſturz; aber er war durch Preistreibereien für die Volks- 
verſorgung (Papiergetreide!) auch beſonders gefährlich. Im Efſekten⸗ wie im Waren- 
geſchäft ermöglicht das Zeitgeſchäft die Yerüdfihtigung der gleichzeitigen Preisdifferenzen 
an den örtlich verſchiedenen Weltbörſen mittels der ſogenannten Arbitrage, die heute durch 
das verfeinerte Nachrichtenweſen, namentlich die drahtloſe Telegraphie ſehr erleichtert iſt, 
aber angeſichts unſerer Deviſengeſetzgebung völlig zurücktritt. Immerhin find die Gefahren 
des Terminhandels für die Volkswirtſchaft bedrohlich; die Börſe ſelbſt und vor allem auch 
die ſtaatliche Geſetzgebung ſuchte ihn daher einzuſchränken. Dies geſchah vor allem durch 
feine Beſchränkung auf eine verhältnismäßig geringe Anzahl von Effekten (und von Waren 
im Produktenhandel). An den Eſfektenbörſen find die ſogenannten Spielpapiere auf einen 
Heinen Kreis von Papieren beſchränkt, und zwar müſſen fie zunächſt von der Zulaſſungsſtelle 
zum Börſenhandel überhaupt, dann aber als enger Kreis außerdem vom Börſenvorſtand 
ſpeziell für den Terminhandel zugelaſſen ſein; dabei muß die Geſamtſumme der gehandelten 
Stücke des Papiers mindeſtens 10 Millionen Reichsmark betragen, ſo daß nur die Aktien 
großer Unternehmungen in Betracht kommen, und dabei muß für Anteile inländiſcher Erwerbs- 
unternehmungen die Geſellſchaft ſelbſt ihre Zuſtimmung geben ($ 50); handelt es ſich aber 
um Anteile von Bergwerks- und Fabrikunternehmungen (anders z. B. Eiſenbahn⸗, Bank ⸗ 
aktien), fo iſt die Genehmigung des Neichswirtſchaftsminiſters erforderlich (früher Bundesrat, 
vielfach erteilt), der auch ſonſt den Terminhandel in beſtimmten Wertpapieren (und Waren, 
praktiſch nur für ſogenanntes Kammzeug) verbieten oder einſchränken kann (S 633. Im 
Produktenhandel iſt der ſchädliche Terminhandel in Getreide und Müllereiproduften ganz 
verboten und unwirkſam (8 66); einen Erſatz für Notfälle aber bietet das dem Termin- 
handel angenäherte Getreidelieferungsgeſchäft (8 67, nach der Berliner Börſenordnung 8 3; 
in Weizen, Roggen und Hafer aber wiederum unterſagt). Innerhalb des begrenzten Kreiſes 
der Spielgegenſtände beſteht aber nun die weitere Beſchränkung, daß nur unter fogenannten 
terminfähigen Perſonen (gewerbsmäßige VBörſenhändler, Bankiers, regiſtrierte Vollkaufleute 
und Ausländer) der terminmäßige Handel erlaubt iſt, und zwar mit voller Wirkung des 
Kaufgeſchäftes und mit Ausſchluß des gleich zu erwähnenden Differenzeinwandes (58 53, 58); 
dagegen ſteht dem Geſchäft, wenn auch nur ein Vertragsteil nicht termingeſchäftsfähig iſt, 
der von Amts wegen zu beachtende Einwand des unerlaubten Termingeſchäfts entgegen: 
es iſt unwirkſam, Sicherung durch eine Vertragsſtrafe ebenfalls, und ebenſo eine etwaige 
Anerkennung (namentlich durch Wechſel, S 59); dagegen beſteht eine ſogenannte natürliche 
Verbindlichkeit, d. h. die Geſchäfte ſind zwar nicht klagbar, aber erfüllbar durch vorbehaltloſe 
Vorleiſtung eines Vertragsteils; auch Aufrechnung iſt möglich (Ss 55, 56, 57), und vor allem 
gilt die „Sicherheit der Sicherheiten“ (8 54), fo daß etwaige Pfänder des nichttermin⸗ 
geſchäftsfähigen Kunden dem kommiſſionsweiſe beauftragten Bankier verfallen, und daher das 
zahlungsfähige Publikum nicht von der Beteiligung am Termingeſchäft ausgeſchloſſen iſt. 
Alle dieſe Grundſätze gelten zunächſt für die ſogenannten offiziellen Börſentermingeſchäfte, 
d. h. für die an der Börſe nach den dort geltenden Geſchäftsbedingungen über zugelaſſene 
Gegenſtände, insbeſondere zugelaſſene Wertpapiere abgeſchloſſenen Geſchäfte ſowie für die 
außerhalb der Börſe (insbeſondere von Bank zu Bank) getätigten derartigen Geſchäfte; 
gleich ſtehen die Erteilung und Abernahme von Aufträgen (alſo insbeſondere der Kom⸗ 
miſſionsauftrag eines Kunden an die Bank) und Vereinigungen zu ſolchen Geſchäften (85 60, 70). 


Den offiziellen Termingeſchäften gegenüber ſtehen die ſogenannten inoffiziellen, d. i. vorüber ⸗ 


gehend (bis zu einem Jahr) vom Börſenvorſtand verſuchsweiſe geduldeter Handel in nicht 
zugelaſſenen Papieren und ferner Handel nach anderen als den Börſenbedingungen (S 51); 
ſolche inoffiziellen Termingeſchäfte find erlaubte (im Gegenſatz zu den verbotenen der SS 63 
bis 66, 69, 70), ſtehen aber privatrechtlich (abgeſehen vom Differenzeneinwand, vgl. die hier 


ſoigende Nr. 4) unter den gleichen Grundſätzen wie die offiziellen. 
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4. Der letzterwähnte Gegenſatz zwiſchen offiziellen und nichtoffiziellen Termingeſchäften 
iſt zugleich bedeutſam für den bei Kaſſa⸗ wie bei Termingeſchäften in Betracht kommen⸗ 
den ſogenannten Differenzeinwand (Spieleinwand). Das bürgerliche Recht 
(SS 761, 762 BGB) und daran angelehnt das Börſengeſetz (8 58) geben dieſen 
Einwand gegenüber allen nur auf den Differenzgewinn oder verluſt, nicht auf effektive 
Erfüllung gerichteten Geſchäften, wobei der Gedanke zugrunde liegt, daß ſolche 
Geſchäfte volkswirtſchaftlich ebenſo wie das gleichgeſtellte Spiel wertlos ſeien (obwohl 
dabei, wie gezeigt, ſehr wohl praktiſche Bedeutung vorliegen kann); ſolche Geſchäfte 
find nicht klagbar, dagegen allerdings erfüllbar. Ob ſolche reine Spielgeſchäfte vor- 
liegen, richtet ſich nach der aus den geſamten Amſtänden zu folgernden Abſicht der 
Parteien (oder wenigſtens einer Partei, deren Abſicht die andere kannte oder kennen 
mußte); als Anhaltspunkte dienen die Art der gehandelten Papiere, die Behandlung 
früherer Abſchlüſſe, Höhe der Amſätze, Mißverhältnis zum Vermögen, uſw. Dies iſt 
beſonders wichtig für die praktiſch bei weitem bedeutſamſten Fälle des Kommiſſions⸗ 
verkehrs der Banken mit ihren Kunden. Das Anwendungsgebiet des Differenz- 
einwandes wird dadurch beſchränkt, daß er bei den offiziellen Termingeſchäften aus. 
geſchloſſen iſt (§ 58), ſei es, daß fie an der VBörſe, fei es, daß fie unter Termin- 
geſchäftsfähigen außerhalb der Börſe nach den Börſenuſancen vorgenommen worden 
ſind. Regelmäßig iſt der Einwand aber auch bei Kaſſageſchäften ihrer Natur nach 
(ſofortige Erfüllung!) nicht gegeben, doch erkennt das Reichsgericht jetzt (vgl. RG 91, 
45 uſw.) dieſe Möglichkeit an, insbeſondere wenn hier beim Kauf vereinbart iſt, daß 
die Ware unter Kaufpreisſtundung an einem beſtimmten Tage für Rechnung des 
Käufers wieder verkauft werden ſoll und die oben erwähnten Anhaltspunkte dazu 
kommen (was alles auch für den außerbörſenmäßigen Kauf, insbeſondere zwiſchen 
Kunden und Bank gilt); dagegen iſt die bloße Spekulation auf künftigen günſtigen 
Weiterverkauf, das normale Geſchäft des Handels, natürlich nicht Spiel. Ferner 
findet der Differenzeinwand Anwendung: auf die erlaubten, aber inoffiziellen 
Börſentermingeſchäfte, die in der Wirkung ſich hierdurch allein von den offiziellen 
unterſcheiden; weiterhin auf die Termingeſchäfte der nicht Termingeſchäftsfähigen, 
ferner auf die verbotenen Geſchäfte, wie die über Getreide und Müllereiprodufte, 
weiterhin auf die zum Terminhandel allgemein nicht zugelaſſenen (nomineller Aktien · 
Geſamtbetrag unter 10 Millionen Reichsmark, Aktien nicht durch den Reichswirt - 
ſchaftsminiſter genehmigter Fabrik. und Bergwerksunternehmungen) und endlich auf 
die erlaubten Getreidelieferungsgeſchäfte — immer nur, wenn wirklich reine Spiel 
abſicht nachweisbar tft; keineswegs iſt ein Termingeſchäft als ſolches immer Differenz- 
(Spiel-) Geſchäͤft. 

5. Die Regelung iſt überaus kompliziert, und eine Vereinfachung der Rechtsſätze 
wäre wünſchenswert. 

Seit 1931 ſind die Termingeſchäfte durch die Verwaltungspraxis, insbeſondere durch 
die Nichtnotierung der Liquidationskurſe und ſpäter durch die Anordnungen der 
Wirtſchaftsgruppe Bankgewerbe tatſächlich ausgeſchaltet, ohne daß ein eigentliches 
Verbot ergangen iſt; ob fie, z. B. bei Wiederaufnahme eines Börſenhandels mit dem 
Auslande, wieder belebt werden, dürſte noch nicht endgültig entſchieden fein. 


6. Beſondere, hier nicht näher zu beſprechende Börſengeſchäfte find die Prolongations- 
geſchäfte (ſog. Koſtgeſchäfte), die der Hinausſchiebung eines Termingeſchäfts (der 
Spekulationsverlängerung) dienen: das Reportgeſchäft, bei dem der Hauſſier das 
gekaufte Papier zum Nächſtultimo verkauft, aber zugleich zum übernächſten Altimo für 
den gleichen Preis mit einem prozentualen Zuſchlag (Report) zurückkauft, um in- 
zwiſchen das Geld zur Verſügung zu haben; ferner das Deportgeſchäft, bei dem der 
Baiſſier umgekehrt handelt, alſo das verkaufte Papier zum Nächſtultimo kauft, aber 
zum übernächſten Altimo um einen prozentualen Betrag (Deport) vermindert zurück- 
kauft, was auf ein Darleihen des Papiers, das er zur Abwicklung braucht, hinaus- 
kommt; der Report und Deport ift das für vorübergehende Geld oder Papierhingabe 
zu gewährende Entgelt. Ferner find hier die ſogenannten Prämiengeſchäfte zu 
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erwähnen, bei denen ein Wahlrecht gegen einen Preisvorteil gewährt wird: Vor⸗ 
prämiengeſchäft, bei dem der Käufer ſich gegen Zuſchlag zum Preis und entſprechendes 
Reugeld den Rücktritt vorbehält, oder Rüdprämie, d. i. entſprechendes Verkauſs⸗ 
geſchäft mit Kaufpreisermäßigung und Reugeld, die Stellage (Stellgeſchäft), wo 
jemand mit entſprechendem Preiszuſchlag und abſchlag ſich die Wahl zwiſchen der 
Stellung als Käufer oder Verkäufer vorbehält (er kauft eine Stellage zu 102—98 
bei einem Kurſe von 100), womit noch Rücktrittsrechte verbunden fein können, alſo 
Kombination mit dem Vor- oder Rückprämiengeſchäft; das Nochgeſchäft, bei dem 
der Käufer in limitierter Höhe ein Mehrfaches der gekauften Papiere (2000 ſtatt 
1000 nominell) verlangen kann, alſo Kombination eines feſten mit einem bedingten 
Kauf uſw. Alle diefe Geſchäfte find Kaufgeſchäfte und richten ſich nach deren börfen- 
mäßigen Regeln. | 


$ 14. Bankiergeſchäfte 


1. Das Bankgewerbe dient feit alter Zeit dem Geldwechſel, dem Handel mit 
Forderungen, der Kredit⸗ und Zahlungsvermittlung. Es ift dem Altertum und 
dem Mittelalter geläufig, wurde beſonders durch die mittelalterlichen Bankhalter 
(bancherii nach der Zahlbank), die als ſogenannte Lombarden und Kawertſchen nach 
Deutſchland kamen (Kawertſchen von Cahors, d. h. aus Südfrankreich), daneben auch 
von den Juden entwickelt, und iſt ſeit der Entſtehung der Großbanken (in Italien ſeit 
dem 14. Jahrhundert, in Nordeuropa ſpäter) und ſeit der Errichtung ſtaatlicher oder 
ſtaatlich privilegierter Banken, beſonders im 18. Jahrhundert, immer mehr zu einer 
beherrſchenden Kraft für das Wirtſchaftsleben geworden. Dies gilt namentlich von 
den großen zentralen Staatsbanken mit Notenprivileg, insbeſondere bei uns von der 
Reichsbank, ſowie von den auf riefiger Kapitalanhäufung und Konzentration großer 
Bankgruppen beruhenden privaten Großbanken, an denen bei uns feit 1931 das Reich 
zum Teil ſtark beteiligt iſt; daneben aber ſpielt auch der kleinere Privatbankier eine 
Rolle; ferner ſind bedeutſam die Genoſſenſchaftsbanken (landwirtſchaftlich, gewerblich; 
an der Spitze die Deutſchlandkaſſe, früher Zentralgenoſſenſchaftskaſſe), die Grund- 
kreditbanken (öffentliche wie die Landſchaften, ſtädtiſche Realkreditbanken und private 
wie die Hypothekenbanken), die Hilfsinftitute (wie die Verkehrs ⸗Kredit⸗Bank AG 
der Reichsbahn) und die den Banken ſich heute ſtark annähernden Sparkaſſen. Das 
Bankiergeſchäft beruht im allgemeinen darauf, daß fremde Gelder (namentlich in 
Form der Depofiten) weit über das Eigenkapital hinaus aufgenommen und ſodann 
kreditweiſe (insbeſondere durch Wechſelgeſchäft, Kontokorrent uſw.) den Bankkunden, 
vielfach gegen Sicherheiten, überlaſſen werden. Wo ein ſolcher Austauſch ſtattfindet, 
insbeſondere wo er die Ausgeſtaltung der Geſchäfte beherrſcht, ſpricht man von 
Bankiergeſchäften, ohne daß ſich dieſe, zumal bei der Wandelbarkeit der Geſchäftstypen, 
erſchöpfend aufzählen ließen. Das Bankrecht iſt im Handelsgeſetzbuch nicht zuſammen⸗ 
faſſend, nur in einzelnen Punkten behandelt (Begriff 88 1, 2 Nr. 4, Kontokorrent 
S 355 bis 357, Kommiſſion vgl. oben 8 7, III 3); die Reichsgeſetzgebung griff auch 
ein durch das Depotgeſetz vom 5. Juli 1896, neugefaßt 1923, und von allgemeiner 
Bedeutung iſt jetzt das Reichsgeſetz über das Kreditweſen vom 5. Dezember 1934 mit 
ſeinen Ergänzungen, das eine weitgehende Aufſicht über die Banken und Sparkaſſen 
anordnet; ferner gehört hierher das Geſetz über die Deviſenbewirtſchaftung vom 
4. Februar 1935 mit Durchführungsverordnungen; endlich die verſchiedenen ſogleich 
zu erwähnenden Geſetze über die öffentlichen Banken, voran das Reichsbankgeſetz vom 
14. März 1875, neugefaßt am 3. Auguſt 1924, wiederholt geändert (1926, 1930, 1932, 
27. Oktober 1933 uſw.). 


2. Die Reichsbank iſt als Zentralnotenbank des Reichs ins Leben gerufen 
worden, und zwar im Anſchluß an die Preußiſche Bank (1846, hervorgegangen aus 
der Königlichen Bank Friedrich des Großen von 1765), mit ſtarken Beſchränkungen 
für ſonſtige Bankgeſchäfte (Diskontgeſchäfte erfordern grundſätzlich drei ſichere Anter⸗ 
ſchriften; keine Gründungs- oder fonftigen Finanzierungsgeſchäfte; ſtrenge Lombard ⸗ 


102 Heymann 


grundſätze uſw.). Sie iſt nach Art einer Aktiengeſellſchaft organiſiert, ohne unter das 
Aktienrecht zu fallen; das Grundkapital bis zu 400 Millionen RM iſt auf Anteils⸗ 
eigner (Reichsbankanteilſcheine zu 100 RM) verteilt, die Dividende erhalten und 
eine wenig einflußreiche loſe Generalverſammlung (mit einem die Bankleitung 
beratenden Zentralausſchuß) bilden; die Leitung hat das Reichsbankdirektorium mit 
einem Präfidenten, ernannt vom Führer und Reichskanzler; der frühere Generalrat, 
zunächſt (124) zum Teil aus Ausländern, ſeit 1930 nur aus Deutſchen zuſammengeſetzt, 
iſt (1933) fortgefallen; der Rechnungshofpräſident kontrolliert als Reichskommiſſar 
die Notenausgabe; regelmäßige (wöchentliche) Veröffentlichung der Reichsbank⸗ 
ausweiſe; dauernde Fühlungnahme (§ 20, 3) mit der Reichsregierung. Die Reichs- 
bank iſt gegenüber dem Reich ſelbſtändiges Rechtsſubjekt, iſt Vollkaufmann, wird aber 
nicht regiſtriert (vgl. oben § 4, I, 3). Neben der Reichsbank entſtand 1923 die Deutſche 
Rentenbank zur Ermöglichung der Stabiliſierung der Währung durch Ausgabe von 
Rentenmarkſcheinen, geſichert durch Grundpfänder auf den landwirtſchaftlichen und 
induſtriellen Grundſtücken, e. V. des Bürgerlichen Geſetzbuchs, ſeit 1924 in Liquidation; 
die Rentenmarkſcheine werden bis 1942 von der Reichsbank amortifiert; abgezweigt 
iſt die Bank für Deutſche Induſtrieobligationen (Geſetz von 1924, neugefaßt 1931 und 
1933 mit veränderten Zwecken: Oſthilfe uſw.) und die für landwirtſchaftliche Kredit⸗ 
beſchaffung beſtimmte Rentenmarkkreditanſtalt (neugeregelt 31. Oktober 1935). Neben 
der Reichsbank, jetzt ihr angegliedert, beſteht die Golddiskontbank (1924, Verordnung 
vom 19. März 1924, abgeändert durch Verordnung vom 1. Dezember 1930, Teil 6, II), 
eine Aktiengeſellſchaft mit Notenprivileg (nicht gebraucht), jetzt der Finanzierung 
des Exports und ſonſtiger Wirtſchaftsförderung dienend (insbeſondere der Arbeits- 
beſchaffung dienend, namentlich durch Aufnahme täglichen Geldes; Verwaltung des 
Kapitalſtocks der Aktiengeſellſchaften, oben § 9, I. 5). Die früher beſtehenden Landes⸗ 
notenbanken (ſogenannte Privatnotenbanken; 1924 noch für Bayern, Württemberg, 
Sachſen, Baden) haben ſeit 1. Januar 1936 das Notenprivileg verloren. Sie können 
aber als Staatsbanken mit allgemeinem Bankbetrieb fortbeſtehen, wie insbeſondere 
auch die Preußiſche Seehandlung (jetzt Preußiſche Staatsbank genannt), die niemals 
das Notenprivileg hatte. In anderen Fällen hat das Reich den geſamten oder den 
überwiegenden Aktienbeſitz in der Hand (fo bei der Reichskreditanſtalt; ſtarke Be⸗ 
teiligung aber wie erwähnt auch bei einzelnen Großbanken, wie bei der Dresdner 
Bank). Private Banken find die Hypothekenbanken, zur Beſchaffung ſtädtiſchen Grund- 
kredits beſtimmt; fie find nach dem Hppothekengeſetz vom 13. Juli 1899 (wieder 
holt abgeändert) auf Grundkreditgeſchäfte beſchränkt; ähnlich die Landſchaften und 
andere Spezialbanken. Man ſpricht bei öffentlichen Inſtituten, Aktiengeſellſchaften, 
Geſellſchgften mit beſchränkter Haftung, auch bei großen Offenen Handelsgeſellſchaften 
von Banken, dagegen bei Bankgeſchäfte betreibenden Einzelperſonen von Vankiers, 
eine ungenaue und höchſtens für Vertragsaus legungen in Betracht kommende Anter⸗ 
ſcheidung. — Die Sparkaſſen find noch landesrechtlich geregelt (vorläufige Ermächti⸗ 
gung durch NGeſ. 13. 12. 34, verlängert bis 31. 12. 39; Preußen: Verordnung von 
1932 und 1933, Muſterſatzung vom 9. März 1933), doch iſt reichs rechtliche Regelung 
in Ausſicht genommen und für den Deutſchen Sparkaſſen⸗ und Giroverband (6. April 
133) als Dachorganiſation bereits erſolgt. 


3. Durch das Reichsgeſetz über das Kreditweſen vom 5. Dezember 1934 (mit Durch- 
führungsverordnungen) iſt das geſamte Bankweſen einſchließlich des Sparkaſſenweſens 
unter Reichsaufſicht genommen und zugleich in engere Verbindung mit der 
Reichsbank gebracht. Die Aufſicht führt das Reihsauffihtsamt für Kreditweſen 
(Mitglieder: Präſident und Vizepräſident der Reichsbank, ein Kommiſſar des 
Führers und Reichskanzlers, je ein Staatsſekretär des Finanz-, Wirtſchafts., 
Innen- und Ernährungsminiſteriums und eventuell zugeteilte weitere Mitglieder); 
die Exekutive hat der vom Führer und Reichskanzler ernannte Reichskommiſſar, der 
alle Betriebe jederzeit unterſuchen, Bilanzen anfordern, Generalverſammlungen ein- 
berufen, einſtweilige Anordnungen treffen kann uſw. (SS 30, 34). Es beſteht Genehmi⸗ 
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gungszwang für alle ſeit 1. Januar 1935 neuen Anternehmungen; alle beſtehenden 
können wegen Anzuverläſſigkeit, Anſicherheit, Verletzung allgemeiner Intereſſen und 
Erſchleichung der Genehmigung jederzeit unterſagt werden. Weitgehende Anzeige 
pflicht, namentlich über Geſamtverſchuldung großer Kreditnehmer, ſowie ſonſtige 
Kautelen gegen gefährliche Kreditierungen (unten 4 b). Der Reichskommiſſar kann 
Mehrheitsbeſchlüſſe der Spitzenverbände über Geſchäftsbedingungen und Wett- 
bewerb für verbindlich erklären, dies aber auch widerrufen und notfalls Zeftim- 
mungen ſelbſt erlaſſen ($ 38); nur die kontrollierten Anternehmungen dürfen ſich 
Bank, Bankier oder Sparkaſſe nennen. Reichsbank, Golddiskontbank, Poft-, grund- 
ſätzlich auch Wohnungsunternehmungen und das Pfandleihgewerbe unterliegen dieſer 
Aufſicht nicht. 


4. Die Bankgeſchäfte laſſen ſich in große Gruppen gliedern, die aber vielfach 
ineinander übergreifen. 


a) Der alte Ausgangspunkt ift der eigentliche Wechſel der Münzen Geld- 
ſorten) verſchiedener Staatsgebiete, heute durch die Deviſenbeſtimmungen ſtark ein⸗ 
geſchränkt. Eng damit zuſammenhängend der Handel mit Wechſeln, das Diskont ⸗ 
geſchäft (für Auslandswechſel Deviſengeſchäſt), wobei der noch nicht fällige (ſichere) 
Wechfel gegen Zahlung der Wechſelſumme unter Abzug des Zwiſchenzinſes, Diskonts, 
erworben oder umgekehrt (ſogenannter Redislont) veräußert wird. Die Höhe des 
Diskonts iſt tatſächlich abhängig von der Feſtſetzung des Diskonts der Reichsbank, 
die durch Erhöhung des Diskonts die Kreditgewährung erſchwert und damit die 
Kreditierungen einſchränkt. Der Privatdiskont pflegt etwas höher als der Reichs⸗ 
bankdiskont zu ſein. Aus dem ſchon im Mittelalter üblichen Bankhandel mit Wechſeln 
bat ſich beſonders ſeit dem 15. Jahrhundert der Handel mit anderen Wert ⸗ 
papieren entwickelt, ſo mit Schuldverſchreibungen der Fürſten, entſprechend unſeren 
heutigen Obligationen der Staaten, öffentlichen Körperſchaften, der Induſtrie uſw., 
und ſeit dem Anfang des 17. Jahrhunderts (Amſterdam, London) mit Aktien. Der 
Wertpapierhandel, an den Börſen konzentriert, wurde und wird für das Publikum 
von den Banken regelmäßig kommiſſionsweiſe ausgeführt, und die oben dargelegten 
Kommiſſionsgrundſätze (oben § 7, III 3) finden Anwendung; bei amtlich notierten 
Papieren ändert daran auch die ſogenannte Eigenhändlerklauſel nichts, welche nur den 
Gelbfteintritt vorbehält (RG 114, 9). Doch findet auch Handel mit eigenen Effekten. 
beſtänden der Banken ſtatt. Für den Wertpapierkauf gelten die oben (8 12) dar- 
gelegten Regeln des Handelskaufs (8 381, 1 HGB; Mängelhaftung wegen des 
Papiers ebenſo wie wegen des Rechts uſw.). 


b) Kreditgeſchäfte. Der Kreditgewährung dient das einfache Darlehn, ferner 
die Eröffnung eines Kredits als Darlehnsverſprechen, aber auch die limitierte Kredit⸗ 
eröffnung in der Weiſe, daß etwa Bürgſchaften (S8 350 fſ., oben § 10, 1), Kredit- 
aufträge (8 778 BGV), Garantieverſprechen übernommen, Wechſel oder Schecks 
(unter Amſtänden auch bei fehlender Deckung) eingelöſt werden, abſtrakte Verpflich- 
tungen für Dritte eingegangen werden ſollen oder auf Grund abſtrakter Verpflich- 
tungserklärungen gezahlt werden fol uſw. Wichtig ift das überſeeiſche Rembours⸗ 
geſchäft der Großbanken, bei welchem dem überſeeiſchen Verkäufer (Einkaufs- 
kommiſſionär) durch Vermittlung einer Aberſeebank der Wechſelkredit der Großbank 
des heimiſchen Käufers zur Verfügung geſtellt wird, und zwar mittels Verpfändung 
der Ware durch Anheftung des Konnoſſements ſamt Verſicherungspolice an den vom 
Aberſeeverkäufer auf die Großbank gezogenen und in Aberſee diskontierten Wechſel; 
eine Nebenform iſt das ſogenannte Vinkulationsgeſchäfſt, eine Bevor⸗ 
ſchuſſung einzuführender Ware (3.3. Eier) an den Verkäufer durch die Bank, welcher 
der Käufer den Vorſchuß gegen Empfang des Vinkulationsſcheins zurückzahlt. Ferner 
gehört hierher der Lombard kredit (nach den mittelalterlichen lombardiſchen Geld- 
leihern benannt), ein Darlehn gegen Verpfändung von Edelmetallen, ſicheren Effekten 
oder Handelswaren, kurzfriſtig (bei der Reichsbank beiderſeits täglich) lündbar, ſofort 
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rückzahlbar (mit Selbſthilfeverkauf der Bank), wenn der Kurs der Pfänder unter eine 
gewiſſe Höhe (z. B. nach § 21, 3 b und e Reichsbankgeſetz bei deutſchen lombardfähigen 
Effekten unter drei Vierteln des Börſenkurſes) ſinkt und nicht Pfandergänzung ein- 
tritt; häufig in Zuſammenhang mit Kontokorrent und dem Depotgeſchäft (ſiehe 
unten c 5). 

Mit den Kreditgewährungsgeſchäften hängt eng die Emiſſion von Anleihen zu- 
ſammen; dieſe dienen der Beſchaffung großer Geldbeträge für Reich, Länder, 
Kommunen, aber auch für große Anternehmungen der Induſtrie, des Verkehrs, der 
Arproduktion uſw., abgeſchloſſen mit Teilgläubigern verzinslicher gleichgeſtückelter 
ſogenannter Obligationen des Schuldners, meiſt auf den Inhaber, aber auch als 
Order oder Rektapapiere möglich. Es handelt ſich um Verkauf folder Partial - 
forderungen gegen die ſogenannte Valuta, ausgedrückt in einem Prozentſatz des 
Nennwertes (nach dem Emiſſionskurs), alſo nicht um Darlehn; Fälligkeit an be- 
ſtimmtem Tage oder nach Kündigung oder etwa durch Ausloſung zur Amortiſation; 
Inhaberpapiere mit Prämien bei Ausloſung einzelner Stücke find nur auf Grund eines 
Reichsgeſetzes zuläſſig (Geſetz vom 8. Juni 1871); Inhaberpapiere überhaupt nur mit 
ſtaatlicher Genehmigung (8 795 BGB); die Anleihe kann durch Verpfändung von 
Grundſtücken, Bergwerken uſw. dinglich geſichert fein; die Beſitzer von Schuld- 
verſchreibungen (aber nicht ſolcher der öffentlichen Hand) können ihre Rechte ge- 
meinfam durch Mehrheitsbeſchlüſſe und eventuell durch einen Treuhänder wahrnehmen 
(Geſetz vom 4. Dezember 1899). — Die Ausgabe der Anleihen erfolgt durch eine Bank 
oder ein Bankkonſortium (ſelten direkt durch den Schuldner). Die Vank beſorgt die 
Emiſſion regelmäßig kommiſſionsweiſe oder aber als Eigenhändler unter Ankauf der 
Obligationen des Schuldners zur Weiterveräußerung für eigene Rechnung oder etwa 
als direkter Vertreter des Schuldners für deſſen Rechnung. Letzterenfalls haftet die 
Bank ſelbſt nur für Innehaltung der Vollmacht und bei Argliſt (RG 61, 207); in 
den beiden anderen Fällen beſteht Haftung der Bank als Selbſtkontrahent (vgl. 
§ 437 BGB) für alles Verſchulden, Haftung immer nur gegenüber dem erſten Papier ⸗ 
nehmer; im Falle der Emiſſion an der Börſe aber Haftung der Emiſſionshäuſer auch 
ſpäteren Erwerbern des Papiers gegenüber für Anrichtigkeit des Proſpekts (wegen 
Vorſatzes und groben Verſchuldens; wegen Sortlaffungen nur bei Böswilligkeit, 
oben 8 13, 2 Abſ. 2). 

Eine Kreditierung liegt auch in der Ausgabe von Banknoten (vgl. oben Nr. 2 und 
§ 10 II b) durch die Reichsbank: dieſe find Inhaberpapiere, unverzinslich und in 
runder Summe (etzt 10, 20, 50, 100, 1000 RM) ausgeſtellt; grundſätzlich mit Ein- 
löſungspflicht, die aber praktiſch wegen der Deviſengeſetzgebung nicht beſteht, und in 
beſtimmter Höhe gedeckt (vgl. oben a. a. O.). 

Für alle Kreditgeſchäfte der dem Reichskreditgeſetz unterſtehenden Banken (alſo ins- 
beſondere nicht der Reichsbank ſelbſt, vgl. oben 3) gelten ſtrenge Bedingungen, um über- 
mäßigen Krediten (namentlich ungedeckten), insbeſondere an unſichere oder begünftigte 
Kunden vorzubeugen, wie ſie 1931 zum Bankzuſammenbruch geführt haben. Gläubiger, 
die innerhalb zweier Monate über eine Million Kredit in Anſpruch nehmen, ſind dem 
Reichskommiſſar zu melden; dieſer kann ſolche Gläubiger, die ihre Schulden auf 
mehrere Banken verteilen, dieſen melden; es iſt eine Barreſerve zu halten und ein 
Deckungsſtock für die wichtigſten Kreditierungen zu bilden, und zwar nach Hundert⸗ 
ſätzen, welche das Aufſichtsamt vorſchreibt; bei ungedeckten Krediten über 5000 RM 
iſt die Vermögenslage des Schuldners genau, auch durch Bilanzeinſicht feſtzu⸗ 
ſtellen uff. 

c) Verwahrungsgeſchäfte 

a) Depoſitengeſchäft ift die Hingabe von Geld an eine Bank gegen geringe 
(bei der Reichsbank ohne) Verzinſung mit der Beredung, daß es jederzeit zurück- 


gefordert werden kann (tägliches Geld) oder auch auf Grund beſonderer Beredung, 
daß es auf beſtimmte Zeit (ein, drei, ſechs Monate, ein Jahr) feſt fein ſoll und dafür 
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höher verzinft wird. Das Geſchäft ift die wichtigſte Form der Beſchaffung von 
Mitteln für den Bankbetrieb, namentlich auch durch Vermittlung der Depoſitenkaſſen 
der Großbanken; es iſt nicht Darlehn, ſondern wird, weil der Kunde ein über⸗ 
wiegendes Intereſſe an der jederzeitigen Verfügungsmöglichkeit hat, als ſogenanntes 
unregelmäßiges Verwahrungsgeſchäft (S 700 BGB) angeſehen, bei dem das Eigentum 
des hinterlegten Geldes ſofort auf die Bank übergeht; in ihrem etwaigen Konkurs 
beſteht nur eine einfache Konkursforderung des Kunden. 


B) Depotgeſchäfte find Verwahrungsgeſchäfte von Wertpapieren (oder anderen 
Wertgegenſtänden im Falle der fog. geſchloſſenen Depots). Dies regelt das Depot⸗ 
geſetz: Geſetz über die Verwahrung und Anſchaffung von Wertpapieren vom 5. 2. 1937 
(lurſprünglich vom 5. 7. 1896, geändert 1923), mit Strafvorſchriften; urſprünglich nur 
für Bankiers und andere Vollkaufleute, neuerdings auch für Minderkaufleute als 
Verwahrer. — Das Gef. über Depot- und Depoſitengeſchäfte von 1925 (1929), ein 
Aufſichtsgeſetz iſt jetzt durch das Kreditgeſetz vom 5. 12. 1934 (ſiehe oben 3) erſetzt. 


Die Wertpapierverwahrung kann „geſchloſſenes“ Depot ſein, meiſt gegen Depotſchein mit 
Legitimationswirkung (8 808 BGB); dieſe Form richtet ſich nach den allgemeinen Ver⸗ 
wahrungsregeln (8 688 ff. BGB). — Aberwiegend aber handelt es ſich um „offenes“ Depot: 
die durch ihre Bezeichnung und ihre Nummer kenntlichen Papiere werden einzeln übergeben. 
Es find vorwiegend Aktien, Kuxe, Schuldverſchreibungen auf Inhaber oder Order oder 
fonft vertretbare Wertpapiere; nur für ſolche, zu denen jetzt auch Reichsbankanteilſcheine 
ſowie andererſeits Zins⸗ und Gewinnanteilſcheine in § 1 hinzugefügt find, gilt das Depot- 
geſetz; regelmäßig z. B. nicht für Hypotheken ⸗ und Grundſchuldbriefe, obwohl deren offene 
Hinterlegung möglich iſt. Das offene Depot kann zu ſog. „regulärer“ Verwahrung (88 688 ff. 
BG) hingegeben fein und unterliegt dann den beſonderen Sicherungsvorſchriften (DepGeſ. 
§ 2. 8 3, 8 14): geſonderte Aufbewahrung, Buchung im Depotbuch nach Gattung und Nenn · 
wert, bei Weitergabe an Dritte Bezeichnung als Fremdgut; jetzt (8 4) gegen den weiter ⸗ 
gebenden Bankier Vermutung des Fremdguts. — Das offene Depot kann aber auch in 
„Tauſchverwahrung“ oder in „unregelmäßige“ Verwahrung gegeben werden (ſog. Summen- 
depot). Bei unregelmäßiger Verwahrung wird der Verwahrer ſogleich Eigentümer, der 
Hinterleger hat nur einen ſchuldrechtlichen Anſpruch auf Auslieferung von Papieren der 
gleichen Art und Zahl ($ 15), was ausdrücklich für das Einzelgeſchäft vereinbart werden 
muß; bei der Tauſchverwahrung bleibt der Hinterleger Eigentümer, der Verwahrer aber 
wird (ſtets durch ausdrückliche Einzelerklärung) ermächtigt, Papiere gleicher Art zurück- 
zugewähren (8 10), und (vgl. § 11) fie ſchon während der Verwahrung durch gleichartige 
du erſetzen (vgl. auch § 13). — Endlich iſt die heute häufig gewordene „Sammelverwahrung“ 
(Mengenverwahrungsvertrag) eingehend geregelt: der Verwahrer wird hier nicht Eigentümer, 
aber er kann die Papiere (unter Buchungszwang und ſchriftlicher Begründung des Ver⸗ 
hältniffes, 85) mit gleichartigen Papieren Dritter und gleichartigen eigenen zu einer Maſſe 
vereinigen, auch einem Dritten (insbeſondere Wertpapier ⸗Sammelbanken auf Grund Ermäd- 
tigung des Neichsjuſtizminiſters, 8 1) zur Verwahrung übergeben (wenn er fie nicht in 
feinem „Hausſammeldepot“ verwahrt). Die an der Maſſe Beteiligten haben einen Eigen- 
tumsanteil nach Bruchteilen (Sammeldepotanteil), und zwar geht das Eigentum auf Grund 
des Verwahrungsvertrages durch Abergabe (oder Abergabeſurrogat) der Papiere an den 
Bankier als den Vertreter der anderen Beteiligten über ($ 6), alſo ſchon vor der Ver⸗ 
miſchung. Die Miteigentümer tragen die Gefahr des Verluſtes einzelner Stücke gemeinſam 
nach Quoten. Darin liegt eine Belaſtung des in ſeinen eigenen Stücken (z. B. bei Einbruch) 
nicht Betroffenen, andererſeits eine Art Verſicherungswirkung (vgl. 8 72). Jeder Beteiligte 
hat das Recht auf Auslieferung der auf ſeine Quote fallenden Papiere der gleichen Art; 
Ausſonderungsrechte und Vorrechte im Konkurs (SS 32 ff.). — Das Effektenſammeldepot war 
ſchon lange bei der Bank des Berliner Kaſſenvereins üblich, und zwar für die Börſen⸗ 
händler zur Vermeidung des Hin- und Herſchiebens der Effekten (Verfügung zugunſten 
anderer Miteigentümer durch roten „Scheck“, durch weißen zugunſten Dritter, durch grünen 
zur Verpfändung); in neuerer Zeit wurde es von den Banken immer ſtärker für den Kunden⸗ 
verkehr durchgeſetzt (als Gutſchrift auf Stückekonto), und mußte deshalb geregelt werden. — 
Bei alledem iſt die Zwiſchenſchiebung mehrerer Banken (Privatbankier, Provinzialbank, 
Großbank) ohne Anderung des Eigentums des Kunden vorgeſehen und die Weitergabe an 


Beitrag 37 


106 Heymann 


die großen und ſicheren Wertpapierſammelbanken begünftigt (8 51 a. G.). Eingehende Vor⸗ 
ſchriften regeln (für den Fall der Ermächtigung durch den Hinterleger, daß der Verwahrer 
kreditiert) die Verpfändung der Papiere durch den Verwahrer zur Ermöglichung der ſog. 
Rückkredite (S8 12). Eingehend iſt vor allem die Stellung des Bankiers oder ſonſtigen Ver ⸗ 
wahrers als Einkaufkommiſſionär geregelt (SS 18 ff., vgl. oben 87, III, 3). 


y) Der Saſevertrag (Schrankfachvertrag) iſt die Vermietung eines Faches in 
der Stahlkammer einer Bank; das Fach ſteht unter Mitverſchluß von Bank und 
Kunden, der es auf Verlangen in der Geſchäftszeit geöffnet erhält; die Bank über- 
nimmt uſancemäßig die Aberwachung der Stahlkammer als Nebenleiſtung. Sie wird 
nicht Mitbeſitzerin der im Fach verwahrten Effekten, ſondern iſt nur Mitbefitzerin des 
Faches, aber beſchränkt durch das alleinige Offnungsrecht des Kunden, während dieſer 
wieder an der Stahlkammer keinen Mitbefitz hat. 


d) Zahlungs- und Verrechnungsgeſchäfte 

a) Das wichtigſte Geſchäft dieſer Art iſt das Kontokorrent (laufende Rech- 
nung) der Bank (oder auch eines anderen Kaufmanns) mit einem (auch nichtkauf⸗ 
männiſchen) Kunden derart, daß die wechſelfeitig entſtehenden Forderungen und 
Schulden laufend (in Geldbeträgen) gebucht werden, und zwar mit der Bedeutung, 
daß die einzelnen Forderungen nicht fällig werden (Stundung, zugleich Nichtabtre⸗ 
tungsabrede), daß aber in beſtimmten Zeitabſchnitten (geſetzlich ein Jahr, S 355 
HB, und uſancemäßig halbjährlich, ſogenanntes Semeſter) die Schlußſummen 
gegeneinander aufgerechnet werden (vertragsmäßige Aufrechnung, Verrechnung) und 
daß der ſo gewonnene Schlußſaldo auf neue Rechnung als ſelbſtändige Forderung 
vorgeſchrieben wird (Anerkennung, ſogenannte Novation). Einklagbar iſt nur der 
Saldo, auch dieſer unterliegt aber bei Fortſetzung des Kontokorrents als Teil der 
neuen Rechnung dann der Stundungsberedung. Es fallen alle gegenſeitigen Forde⸗ 
rungen unter die Beredung, ſoweit nicht Parteiwille oder Aſance (3. B. gewöhnlich 
bei Wechſeln) dies ausſchließt. Die Aufrechnung und Saldoanerkennung erfolgt auf 
Grund eines Rechnungsauszugs des Bankiers durch ausdrückliche Anerkennungs- 
erklärung des Kunden (ſtillſchweigend durch Nichtbeanſtandung nur bei Fortſetzung 
des Verkehrs); Klauſel s. e. e. o. (salvis erroribus et omissionibus) unter dem Aus · 
zug enthält nur den ſelbſtverſtändlichen Vorbehalt des Irrtums. Die Anerkennung iſt 
ſelbſtändiger Verpflichtungsgrund, abſtrakt (SS 780 bis 782 BGB), d. h. es kann 
gegenüber einer gültigen Verrechnung und damit untrennbar zuſammenhängenden 
Anerkennung auf die zugrunde liegenden einzelnen Nechtsverhältniſſe nicht mehr zu⸗ 
rückgegangen werden. Doch muß der Verrechnungs und Anerkennungsvertrag ſelbſt 
gültig ſein, insbeſondere nicht wegen Irrtums anfechtbar und vor allem nicht unwirk⸗ 
ſam, weil er Forderungen aus unverbindlichen oder unklagbaren, wenngleich zahl⸗ 
baren Geſchäften (unverbindlichen Differenz. oder Börſentermingeſchäften) enthält, 
deren Anklagbarkeit durch Verweigerung der Saldoanerkennung geltend gemacht wird 
(denn der Verrechnungsvertrag ſtand unter der ſtillſchweigenden Bedingung, daß ſämt⸗ 
liche gebuchten Geſchäfte verrechnet werden follten, jetzt RG 132, 218 und 144, 311); 
in ſolchem Falle beſteht aber kontokorrentmäßige Verpflichtung zur nachträglichen 
Verrechnung der übrigbleibenden verbindlichen Geſchäfte. Gleichviel, ob die einzelnen 
Forderungen verzinslich waren, iſt der neu vorgeſchriebene Saldo ohne weiteres mit 
5 v. H. verzinslich, und zwar auch wenn Zinſen im Saldo ſtecken (Fall des erlaubten 
Zinſeszinfes, § 355, 1, 8 352, 2 HGB). — Sicherungen einzelner Kontokorrentforde⸗ 
rungen, wie Pfandrechte, Bürgſchaften, Abſonderungsrechte, Geſamtverbindlichkeiten, 
erlöſchen mit dem Antergang der geſicherten Forderung durch Verrechnung und Un- 
erkennung nicht, vielmehr ſichern fie fortan den Saldo, ſoweit er die Forderung dar⸗ 
ſtellt; doch wird bei Geltendmachung der Sicherung (3. B. des Pfandes) durch den 
geſicherten Gläubiger gegenüber dritten Sicherungsgebern (z. B. Bürgen) die im 
Saldo aufgegangene Forderung noch inhaltlich als die alte behandelt, ſo daß ihre 
alten Einreden unberührt bleiben (ähnlich S 1138 BGB). — Eine Pfändung des 
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Saldos in feiner zur Zeit der Pfändung beſtehenden Höhe kann erfolgen; doch kann 
die Fortſetzung des Kontokorrents dem Pfändenden weder ſchaden noch nützen (8 357 
HGB); einzelne Forderungen innerhalb des Kontokorrents können nicht gepfändet 
werden. — Verſchieden vom Kontokorrent iſt die ſogenannte „offene Rechnung“, z. B. 
ſtändige Buchung nur einſeitiger Forderungen (Kundenkonto bei einem Buchhändler) 
uſw. Bisweilen iſt es ähnlich wie ein Kontokorrent verabredet; aber keine Anwen⸗ 
dung der Zinſeszinsgeſtattung ($ 355); Stundungs⸗ und Novationswirkung nur bei 
beſonderer Beredung uſw. 


8) Zahlungsgeſchäfte find weiter vor allem Wechſel (ſoweit er dem Zahlungszweck 
an Stelle der Barzahlung dient) und Scheck ſowie die ſeltenere einfache kauf⸗ 
männiſche Orderanweiſung, worüber bereits oben (§ 11 II 1, 4 d, III 1, IV 1) ge- 
ſprochen iſt; fie beruhen ſämtlich regelmäßig auf Guthaben, wie fie ſich aus Depo- 
ſitengeſchäften, Kontokorrent, Kreditierungen uff. ergeben. Hierher gehört auch der 
Kreditbrief (Akkreditiv), welchen der Bankier ſeinem Kunden zwecks Erhebung von 
Geldbeträgen bei anderen Bankiers (bei mehreren: Zirkularkreditbrief; Reiſe⸗ 
affreditiv) erteilt. Die Zahlung erfolgt ſeitens des Adreſſaten für Rechnung des 
Ausſtellers (anders wie beim ſogenannten Kreditauftrag des 8 778 BGB), und 
dieſer haſtet dem Zahlenden als Hauptſchuldner, nicht bloß als Bürge; der Zahlende 
iſt Erfüllungsgehilfe des Ausſtellers in deſſen Verhältnis zum Akkreditierten. 


y) Girozahlung und Skontration. Durch Giro vertrag verpflichtet 
ſich eine Bank gegen Deckung, vom Konto des ſogenannten Girokunden auf deſſen 
Auftrag jederzeit Beträge abzuſchreiben und dem Konto eines anderen ihrer Giro- 
kunden zuzuſchreiben ſowie umgekehrt ſolche Zuſchreibungen vom Konto eines andern 
zugunſten des Kunden vorzunehmen. Dies (ſehr alte) Geſchäft iſt ein auf vertrags⸗ 
mäßiger Zuſtimmung aller Beteiligten beruhender Zahlungserſatz (nicht Zahlung, da⸗ 
ber nur bei Einvernehmen möglich) und iſt nicht Abertragung der Forderung des 
einen auf den anderen (Zeſſion), ſondern Begründung einer neuen Forderung des 
Empfängers gegen Aufgabe der Forderung des Anweiſenden in entſprechendem Am- 
fange; zur Anweiſung bedient ſich im Verkehr mit der Reichsbank der Girokunde 
eines roten „Schecks“ im Gegenſatz zur Anweiſung auf Auszahlung an einen Dritten 
durch gewöhnlichen weißen Scheck. Der Girovertrag iſt Geſchäftsbeſorgungsvertrag 
der Bank. Mehrere Girobanken können miteinander in Verbindung ſtehen und fo 
Zahlungen auch an Kunden anderer Banken vermitteln; das Syſtem wird durch die 
Beteiligung der großen Banken am zentralen Giroverkehr der Reichsbank gekrönt. 
Auch die Reichspoſt unterhält für ihre Poſtſcheckkunden einen Giroverkehr. 


Den Abſchluß findet dieſes Syſtem des (Zeit. und Geld erſparenden) bargeldloſen 
Zahlungsverkehrs durch die ebenfalls ſehr alte Skontration (clearing, Zahlung 
mit geſchloſſenem Beutel im Mittelalter), d. h. die gegenſeitige Verrechnung aller 
Forderungen innerhalb einer Gruppe von Banken durch wechſelſeitige Aberweiſung 
und Aufrechnung dieſer Forderungen (namentlich Schecks und Wechſel) in täglicher 
Abrechnung: A überweiſt ſeine Forderung gegen B dem C, und dieſer kann damit 
ſeine Schuld gegenüber B ausgleichen, wofür C an A eine Forderung gegen D über. 
weiſt, der ſeinerſeits eine Forderung an A hat uff. Das Verfahren ſetzt volle Aner- 
kennung der gegenſeitigen Sicherheit voraus. Das Vorbild der Entwicklung der 
Skontration war feit dem 18. Jahrhundert das ſogenannte clearing house der eng- 
liſchen Banken in London und iſt in Deutſchland die Abrechnungsſtelle unſerer Groß⸗ 
banken bei der Reichsbank geworden (1883), die allmählich an zahlreichen Plätzen 
Abrechnungsſtellen errichtet hat. Dabei find alle Beteiligten Girokunden der Reichs. 
bank und gleichen daher die ſogenannten Spitzen, d. h. überſchießende Beträge, durch 
Girozahlung bei der Reichsbank, und zwar auf das Konto des Giroverbandes aus 
(vol. auch Verordnung vom 14. Juli 1936 über Abrechnungsſtellen und SS 28, 29 des 
Reichskreditgeſetzes). 
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5 15. Transportgejchäfte und Derwandtes 


Schon im Mittelalter hat ſich ein beſonderes Transportgewerbe als Hilfsgewerbe 
des Kaufmanns und über die beſonderen Bedürfniſſe des Handels hinaus für die 
weiteſten Lebenskreiſe entwickelt, ausgehend vom Seeverkehr, dann bald auch Binnen⸗ 
ſchiffahrt und Landtransport umfaſſend, und es iſt im Zeitalter der Weltwirtſchaft 
ins Angeheure gewachſen; Güter wie Menſchen werden mit immer entwickelteren tech- 
niſchen Verkehrsmitteln über weite Strecken der Erde in Maſſen bewegt, und immer 
feiner hat ſich das Verkehrsrecht entfaltet, wenn es auch noch heute auf der urſprüng⸗ 
lichen Grundlage des Werkvertrags beruht. Wir ſehen nebeneinander das Land⸗ 
trans po rtgeſchäft (88 425 bis 452 HGB), mit beſonderen Formen im Eifen- 
bahn recht (88 43 bis 473 HGB; Eiſenbahnverkehrsordnung von 1892, jetzt vom 
16. Mai 1928 mit zahlreichen Abänderungen; Reichsbahngeſetz vom 30. Auguſt 1924, 
neugefaßt 13. März 1930 mit Anderungen und Ergänzungen), im Kraftfahrt- 
recht (Geſetz über Güterverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 26. Juni 1935) und in dem 
verwandten Lufttransport recht (Luſtverkehrsgeſetz vom 1. Auguſt 1922, jetzige 
Faſſung vom 21. Auguſt 1936), anderſeits das Binnenſchiffahrts recht 
(Binnenſchiffahrtsgeſetz vom 20. Mai 1898, geändert 1925 und 1933) und das Recht 
der Seeſchiffahrt (88 474 ff., beſonders SS 556 ff.). Da die Vorſchriften des 
Transportrechts faſt alle vertraglich abänderbar, nicht zwingend find, und die tatfädh- 
lichen Verhältniſſe, durchgehend auf Maſſengeſchäften beruhend und durch die unab- 
läſſig geſteigerte Technik beeinflußt, vielfach wechſeln, auch die großen Transport- 
unternehmungen meiſt übermächtige Vertragspartner ſind, wird der Rechtszuſtand 
vielfach durch Aſancen, Vertragsformulare (Konnoſſement, Ladeſchein, Frachtbrief) 
ſowie durch allgemeine Vertragsbedingungen, Regulative, oft von internationaler 
Bedeutung beſtimmt. Aber es iſt übertrieben, demgegenüber das Recht des Handels- 
geſetzbuchs als bloß „papiernes“ Recht zu bezeichnen, da es nicht nur ergänzend in 
Betracht kommt, ſondern auch den Grundſtock der Sonder vorſchriften und Sonderrege⸗ 
lungen bildet. Eine Vereinheitlichung und ſtaatliche Regulierung iſt jedoch jetzt 
durch die Verordnung über den organiſchen Aufbau des Verkehrs vom 25. September 
1935 angeſtrebt: es find 7 Reichsverkehrsgruppen gebildet (See-, Binnenſchiffahrt, 
Kraftfahr⸗, Fuhrgewerbe, Privat. und Kleinbahnen, Speditions und Lagerhäuſer, 
Reiſevermittlung, alſo nur die ſtaatlichen Bahnen ausgenommen), ſämtlich unter dem 
Reichsverkehrsminiſter, neben dem ein Reichsverkehrsrat ſteht. Zudem iſt namentlich 
die Amgeſtaltung des en geplant, wie auch der individuellen Willkür ent- 
gegengetreten wird. 


I. Das Landfrachtgeſchäft und die Eiſenbahn 

1. Das Land⸗ und das Binnengewäſſerfrachtgeſchäft über Güter 
iſt Gegenſtand freien Gewerbes; das Geſetz bezieht ſich nur auf gewerbsmäßige Trans por · 
teure (8 425, vgl. § 26 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes) und auf Kaufleute (8 451 HG u. Gef. 
8 4), die innerhalb ihres andersartigen Handelsgewerbes einzelne ſolcher Frachtgeſchäfte 
übernehmen. Sehr häufig wird das Landfrachtgeſchäft (Abrollen der Güter) zugleich vom 
Spediteur (ſiehe unten V) betrieben, es erſcheint aber auch ſelbſtändig, ganz beſonders auf 
Binnengewäſſern, ferner als Möbeltransport (Verordnungen vom 17. September 1936), der 
aber ebenſo wie der Kleinbetrieb (Dienſtmann, Botenfrau) uſancemäßig vereinfachten Regeln 
folgt (kein Frachtbrieſ), ferner neuerdings im Großbetrieb als Landtransport mit Kraft- 
wagen (Geſetz vom 26. Juni 1935, in Kraft feit 1. April 1936: Genehmigungspflicht, Zwangs- 
verband, Zwangstarife unter Berückſichtigung der Reichsbahnintereſſen). 

Die Frachtgeſchäfte der Eiſenbahn, d. h. der „Transport⸗Anſtalten auf Metall ⸗ Grundlage“ 
(auch Schwebebahn, nicht Auto) regelt das Handelsgeſetzbuch (SS 753 ff.); daneben gilt für 
Diejenigen Eiſenbahnen, welche „dem allgemeinen Verkehr dienen“, die Eifen- 
bahnverkehrsordnung (vom 16. Mai 19238, ergänzt durch die von den Eiſenbahnen als Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen aufgeſtellten Tarife, bei denen die wichtigſte dieſer Bahnen, die Reichs ⸗ 
bahn, an weitgehende Mitwirkung der Reichsregierung gebunden iſt); für die Klein ⸗ 
bahnen (örtlicher Verkehr, insbeſondere auch Straßenbahnen) kommt dagegen die Eifen- 
bahnverkehrsordnung nicht in Betracht, ſondern maßgebend find nur ihre ſogenannten Beför 
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derungs bedingungen (entſprechend den Tarifen der größeren Bahnen). Die Eifenbahnver- 
kehrsordnung iſt zum großen Teil zwingend und wiederholt zugleich die weſentlichen (zu- 
meiſt zwingenden) Sätze des Handelsgeſetzbuchs über Eiſenbahngütertransport. Die Reichs - 
bahn-Geſellſchaft (oben 8 4, Ic; Reichsbahngeſetz vom 19. März 1930 und Gef. 10. 2. 1937) 
hat 1924 die meiſten dem allgemeinen Verkehr dienenden Bahnen, insbeſondere die bis⸗ 
herigen Staatsbahnen, die 1920 auf das Reich übergingen, in ſich aufgenommen; ſie iſt 
Sondervermögen des Reichs, betreibt die Reichsbahnen ausſchließlich und verfügt über das 
dem Reich gehörige Neihsbahnvermögen im Rahmen ordnungsmäßigen Betriebs (8 6 
R Bahn), der „unter Wahrung der Intereſſen der deutſchen Volkswirtſchaft nach kauf ⸗ 
männiſchen Grundſätzen zu führen“ iſt (8 2 a. a. O.); ihre Geſchäfte aber regeln ſich (vorbe- 
haltlich abweichender Beſtimmungen) nach den allgemeinen für Eiſenbahnen geltenden Ge⸗ 
ſetzen (8 16, 3 a. a. O.), alſo insbeſondere Beförderungsvertrag, Schädenhaftung und Ab⸗ 
ſchlußzwang nach dem Handelsgeſetzbuch und der Eiſenbahnverkehrsordnung. Im Gegenſatz 
zu dieſen öffentlichen, dem „öffentlichen Verkehr dienenden“ Bahnen, ſeien es „allgemeine“ 
oder „örtliche“ (Klein ⸗) Bahnen, ſtehen die Privatbahnen im Sinne der nicht dem allge- 
meinen Verkehr zugänglichen Bahnen (Werkbahnen, auch Privatanſchlußbahnen uſw.), die 
wie alle anderen in Privathand befindlichen Bahnen der Reihsauffiht unterſtehen (Geſetz 
vom 3. Januar 1920 und 8 40 R Bahn). — Für den internationalen Eiſenbahnfrachtver⸗ 
kehr iſt das Abereinkommen von Rom vom 23. November 1933 (Bekanntmachung vom 
28. Auguſt 1935; erſtes Abereinkommen von 1890) maßgebend, während für den internatio- 
nalen Perſonenverkehr das Abereinkommen von Bern vom 23. Oktober 1924 (Bekannt - 
machung vom 12. Juni 1925) gilt. 


2 Abſchluß des Landfrachtgeſchäfts über Güter (auch z. B. Zeitungen) iſt 
formlos; doch iſt meiſt (nicht bei Amzügen) die Aufzeichnung der Abmachung durch Fracht ⸗ 
brief üblich (und ein Necht des Frachtführers). Der Frachtbrief iſt ein an den Güter- 
empfänger gerichtetes offenes Schreiben (Inhalt §S 426 HGB), das der Frachtführer vom 
Abſender zur Aberbringung erhält, eine bloße Beweisurkunde. Der Ladebrief dagegen iſt 
beim Landfrachtgeſchäft ſehr ſelten, kommt aber oft beim Binnenſchiffahrtsfrachtgefchäft als 
ſogenanntes Binnenkonnoſſement (8 72 des Binnenſchiffahrtsgeſetzes) vor; er iſt Traditions⸗ 
papier (vgl. oben § 10 III 1c und 8 11 III 1c) in Form einer Empfangsbeſcheinigung des 
Frachtführers für den Abſender (auf Order, bei Einvernehmen auch auf den Inhaber mög ⸗ 
lich. — Die Eiſenbahn verlangt (EBD) ſtets einen Frachtbrief, und der Frachtvertrag wird 
erſt mit ſeiner Aushändigung geſchloſſen; ſie iſt verpflichtet, dem Abſender ein von ihr be⸗ 
glaubigtes Frachtbriefduplikat auszuhändigen (8 455), das nicht Traditonspapiercharakter 
bat, aber mittels deſſen der Herausgabeanſpruch abgetreten werden kann („netto Kaſſe gegen 
Duplikat“), und von dem auch das Weiſungsrecht des Abſenders abhängt (§ 455, 2, 8 433, 
vgl. unten 5). Wegen des tatſächlichen Monopols der Eiſenbahnen beſteht für dieſe Kontra ⸗ 
hierungszwang mit jedermann; Ablehnung nur ganz ausnahmsweiſe (8 453). 


3. Verpflichtungen des Frachtführers: ordnungsmäßige Durchführung in 
verabredeter, evtl. ortsgebräuchlicher, evtl. angemeſſener Friſt mit Rücktrittsrecht (das als 
willkürliches für die Parteien nicht beſteht) für den Abſender bei zeitweiliger Hinderung 
(vgl. § 428); bei Verzug haftet der Frachtführer für den Schaden, deſſen Eintritt und Höhe 
(8 428, 2) der Abſender beweiſen muß, während der Frachtführer den Entſchuldigungsbeweis 
zu führen hat, daß Amſtände zugrunde liegen, welche mit der Sorgfalt eines ordentlichen 
Frachtführers nicht abgewendet werden konnten ($ 429). Ebenſo bei Beſchädigung des Guts 
während der Zeit zwiſchen Annahme zur Beförderung bis zur Ablieferung mit der gleichen 
Entſchuldigungsmöͤglichkeit (8 429, custodia des Frachtführers, mit Erleichterung des Ab- 
ſenderbeweiſes gegenüber 8 276 BGB, ſoweit nicht hier ſchon die Regel des ſogenannten 
prima · iacie · Beweiſes zu ähnlichem Ergebnis führt); für Koſtbarkeiten, Kunſtgegenſtände, 
Geld und Wertpapiere beſteht keine Haftung, wenn fie nicht angezeigt waren (8 429, 2), auch 
nicht bei Verſchulden oder unerlaubter Handlung des Frachtführers. Amfang der Haftung: 
bei Verluſt der gemeine (Handels-) Wert, bei Beſchädigung Anterſchied zwiſchen dieſem und 
dem Wert des beſchädigten Gutes, bei Vorſatz und grober Nachläſſigkeit aber immer der 
volle Schaden (8 430). Haftung des Frachtführers für alles Verſchulden feiner Leute ſchlecht · 

hin (milder 8 278 BGB) und aller Ausführungsgehilſen (8 431). Vielfach beſtehen ſehr 
weitgehende Freizeichnungen, die aber mit der Praxis des Reichsgerichts als fittenwidrig 
und daher unwirkſam ſcharf bekämpft werden müſſen, wenn ſie dem Verkehr auf Grund der 
Monopolſtellung unbillige Opfer zumuten. — Die Haftung der Eiſenbahn beruht auf 
der gleichen Grundlage, insbeſondere bei Verzug; bei Verluſt und Beſchädigung aber haftet 
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fie für Zufall mit Ausſchluß der höheren Gewalt, d. h. der Schädigung durch (von ihr zu 
beweiſende) außerhalb des Betriebs entſtandene, auch bei äußerſter Sorgfalt nicht abwend ⸗ 
bare Ereigniſſe (§ 456); fie befreit ſich ferner durch Nachweis eigenen Verſchuldens des Ver 
fügungsberechtigten und durch Nachweis gewiſſer Mängel in der Beſchaffenheit des Gutes 
(Näheres 8 456) und trägt alſo (wie in früherer Zeit der Frachtführer überhaupt) die ge ; 
ſamte Gefahr ihres eigenen Betriebs. Bei gewiſſen beſonderen Gefahren (offene Wagen, 
unverpackte Güter, eigenes Auf⸗ und Abladen durch Abſender oder Empfänger, lebende Tiere 
uſw. nach näherer Beſtimmung des 8 459) keine Haftung der Bahn, ſoweit ihr nicht Verſchul ⸗ 
den nachgewieſen wird. Der Schadenserſatz iſt durch Wertdeklaration über den erwähnten 
Umfang (vgl. 8 457) erhöhbar bis zum Deklarationsbetrage (§ 463). Bei Verzug iſt der 
Schadensumfang geringer als bei dem gewöhnlichen Frachtführer (8 466). Ausſchluß der 
vertragsmäßigen (nicht der deliktiſchen) Haftung der Bahn bei Anterlaſſung vorgeſchriebe ; 
ner Sicherheitsbeſtimmungen ſeitens des Abſenders (insbeſondere bei Koſtbarkeiten) nach 
§ 467 HGB. 


Bei Mitwirkung mehrerer Frachtführer haften alle als Geſamtſchuldner für den ganzen 
Transport nach Maßgabe des Frachtbriefes (vgl. noch 8 432, wegen der Eiſenbahn § 469; 
ſogenannte Samtfrachtführer), wenn der erſte den ganzen Transport übernommen hat und 
an einen Anterfrachtführer (im eigenen Namen) weitergibt ($ 432); anders, wenn der erſte 
nur eine beſtimmte Strecke übernommen hat und dann das Gut an den zweiten weitergibt: 
hier iſt er für den weiteren Transport nur Spediteur (oder Beauftragter, Geſchäftsführer 
ohne Auftrag uſw.). — Die Eiſenbahnhaftung iſt milder: es haftet nur die erſte, die letzte 
und diejenige Bahn, auf der der Schaden eintrat (8 469, mit gegenſeitigem Rückgriff ge ; 
mäß § 432, 3). 


Der Frachtführer wird von ſeiner Haftung regelmäßig mit Annahme des Guts und mit der 

Frachtzahlung frei; Ausnahme bei vorheriger Feſtſtellung des Schadens durch amtliche Sach ⸗ 

verſtändige und mit Ausſchlußfriſt von einer Woche bei Verborgenheit des Schadens oder 

Mankos ſowie ferner bei Vorſatz und grober Fahrläſſigkeit des Frachtführers (Näheres 

2 438); einjährige Verjährung der Schadensanſprüche (88 439, 414), ebenſo für die 
iſenbahn. | 


4. Rechte des Frachtführers. Zunächſt hat er Anſpruch auf vereinbarte oder 
übliche Fracht, Auslagen und gegebenenfalls Schadenserſatz, z. B. auf Fehlfracht (d. h. ent- 
gangene Fracht durch Nichterfüllung des Gegners) und (SS 427, 428) Frachtzuſchläge bei 
falſcher Deklaration mit zweijähriger Verjährung (§ 196, 1 und 3 BGB), einjähriger bei 
Eiſenbahn (8 4705). Im Fall der Ablieferungshinderniſſe hat der Frachtführer nach ent ⸗ 
ſprechender Benachrichtigung uſw. das Recht auf Hinterlegung, bei Verderblichkeit des Guts 
auf Selbſthilſeverkauf (S 437); entfprechend die Eiſenbahn (8 80 EVO). Vor allem hat der 
Frachtführer ein geſetzliches Pfandrecht mit Pfandverkaufsbefugnis (§ 470) am Gut wegen 
aller (konnexen) Forderungen aus dem Frachtvertrag, und zwar ſolange fein Befitz (es genügt 
auch Verfügungsmöglichkeit durch Konnoſſement, Ladeſchein oder Lagerſchein) beſteht, und 
ſerner auch noch nach der Ablieferung, ſolange der Empfänger das Gut beſitzt, falls das 
Pfandrecht binnen drei Tagen nach der Ablieferung gerichtlich (Arreſtantrag, Klage) geltend 
gemacht wird (8 440, 3). Der letzte Frachtführer nimmt die Pfandrechte der vorangegan- 
genen Frachtführer und Spediteure wahr (vgl. SS 441, 442). Unter mehreren geſetzlichen 
Pfandrechten von Frachtführern, Spediteuren und Kommiſſionären aus Verſendung und Be- 
förderung geht ausnahmsweiſe das jüngere dem älteren vor ($ 443; vgl. oben $ 10, III, 2 b). 
— Die Pfandrechtsgrundſätze gelten auch für die Eiſenbahn (8 75, 5 CO). 


5. Wenn ein Frachtbrief ausgeſtellt iſt, ſo rückt der Empfänger des Guts mit 
Ausführung des Transports ſtufenweiſe in das zunächſt zwiſchen dem Abſender und dem 
Frachtführer begründete Vertragsverhältnis ein. Der Abſender kann bis zu dem Zeitpunkt 
über das Gut disponieren (anhalten, zurückfordern, Adreſſaten ändern), in dem der Fracht- 
brief nach Ankunft des Guts am Ablieferungsort dem Empfänger übergeben iſt ($ 433); der 
Empfänger kann aber ſchon vorher, alſo während des Transports, alle zur Sicherſtellung des 
Guts nötigen Maßnahmen treffen (8 434), (nur dieſe, Auslieferungsrecht nur mit Ermächti⸗ 
gung des Abſenders); nach Ankunft am Beſtimmungsort kann er konkurrierend mit dem Ab⸗ 
ſender im eigenen Namen alle Rechte desſelben ausüben (§ 435), alſo auch Auslieferung des 
Guts und des Frachtbriefs fordern; erhebt er hierauf Klage, fo erlöſchen die Dispoſitions⸗ 
rechte des Abſenders ebenſo wie im Falle der Frachtbriefübergabe an den Empfänger 
(S 433); dieſes allmähliche Einrücken erklärt ſich aus einem mit dem Frachtvertrag ver- 
bundenen Vertrag zugunſten des Empfängers als Dritten, deſſen Verpflichtung zur Fracht 
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zahlung (neben der fortdauernden Pflicht des Abſenders) aus uſancemäßiger vertragsmäßi⸗ 
ger Verpflichtungsübernahme durch Annahme von Gut und Frachtbrief. 

6. Für den Perſonentrans port beſtehen eingehendere geſetzliche Vorſchriften nur 
für die Eiſenbahnen ($ 472 HGB, für den Allgemeinverkehr 88 9 bis 39 EVO), im übrigen 
gilt das Recht des Werkvertrags (88 631 ff. BGB) und einzelne beſondere Geſetze. Der 
Eiſenbahnbeförderungsvertrag wird durch Löſung der Fahrkarte begründet (nur übertragbar 
vor Reiſeantritt und falls nicht auf Namen lautend; § 807 BGB, ſiehe oben S 11 IV 3 a. E.); 
Recht auf feſten Platz nach Vorbeſtellung, ſoweit die Tarife ſie zulaſſen, ſonſt durch Belegen. 
Haftung der Bahn für alles Verſchulden, jedoch nicht für Zugausfall und Verſpätung; in 
dieſen Fällen beſteht vielmehr nur Anſpruch auf freie Nüdbeförderung und Preiserſtattung 
oder bei Rücktritt auf Erſtattung des Fahrpreiſes für die nicht durchfahrene Strecke. Haftung 
der Eiſenbahn für Körperverletzung und Tod der Reiſenden nach dem RNeichshaftpflichtgeſetz 
(1871) mit Ausſchluß nur der höheren Gewalt und ſeines eigenen Verſchuldens. Es beſteht 
Beförderungszwang, aber mit beſtimmten Ausnahmen und Einſchränkungen für anſteckende 
Kranke, Betrunkene, Ordnungsverletzer; letztere können auch auf der Fahrt ohne Erſtattungs⸗ 
anſpruch ausgeſchloſſen werden. Der Reifende darf in begrenztem Amfange (normal 25 Kilo- 
gramm) Handgepäck mit ſich führen; die Eiſenbahn haftet für dieſes nur bei Nachweis ihres 
Verſchuldens (8 26 EVD). Anders das gegen Gepäckſchein, ein Legitimations papier, auf- 
gegebene Reiſegepäck (SS 28 ff. EVO; dazu Möbelfernverkehrsordnung vom 17. September 
1936): es gelten im weſentlichen die Grundſätze über Güterbeförderung, namentlich für 
Schadenserſatzpflicht der Bahn (vgl. S 35 EVO); Verkaufsrecht der Bahn, beſtmögl ich, bei 
Nichtabholung innerhalb dreier Monate. — Für alle ſonſtige Perſonenbeförderung zu Lande 
(Straßenbahn, Autobus mit Linienverkehr, aller Landfahrzeugverkehr) gilt das Geſetz vom 
4. Dezember 1934 (DUO vom 26. März 1935, 27. März 1936), welches weitgehenden Kon⸗ 
zeſfionszwang anordnet und weitgehend Freizeichnung ausſchließt. Für Kraftwagenverkehr 
beſteht (nach dem Kraſtfahrzeugverkehrsgeſetz vom 3. Mai 1909, geändert 1923, 1924, 1933) 
Haftung des Halters (und des Führers) bis zum ſogenannten unabwendbaren Schaden, d. i. 
einem ſolchen, der nicht auf der Fahrzeugbeſchaffenheit (einſchließlich des Verſagens der Vor⸗ 
richtungen) beruht und der trotz Anwendung aller Sorgfalt des Halters und Führers auf 
das Verhalten des Verletzten, eines nicht beim Betriebe Beſchäftigten oder eines Tieres 
zurückzuführen iſt, wobei aber ein Beförderter ſelbſt (und ebenſo der Intereſſent des be⸗ 
förderten Guts) dieſe Haftungsanſprüche, für die eine Höchſtgrenze (aber auch Fortkommens⸗ 
entſchädigung) gegeben iſt, nicht geltend machen kann; doch beſteht darüber hinaus die Haf⸗ 
tung aus Vertragsverſchulden oder aus außervertragsmäßiger ſchuldhafter Handlung 
(88 823 ff. und $ 831 BGB, vgl. SS 16, 18 des Geſetzes), und zwar ohne die angegebenen 
Beſchränkungen und namentlich auch zugunſten des Beförderten (und des beförderten Gutes), 
freilich ohne die Amkehr der Beweislaſt. — Organiſatoriſch dem Eiſenbahnrecht ähnlich iſt 
das Recht der Reichsautobahnen (Geſetz vom 27. Juni 1933, Anderung zuletzt 14. Mai 
1936). — Für den Lufttransport beſtehen nur die allgemeinen Regeln des bürger ⸗ 
lichen Rechts (Werkvertrag) und bei gewerbsmäßigem Betrieb im großen die allgemeinen 
Regeln der Handelsgeſchäfte, während die Handelsfrachtgrundſätze nicht anwendbar find. Die 
Haftung aber iſt durch das Luftverkehrsgeſetz vom 21. 8. 1936 (58 16 ff.; vgl. das intern. 
Abkommen zur Vereinheitlichung des Luftprivatr., Bek. vom 30. 11. 33 und dazu NGeſ. vom 
15. 12. 33) eine noch ſtrengere Gefähr dungshaftung als beim Kraftwagenverkehr: der Unter- 
nehmer haftet für jeden Schaden, auch wenn er unabwendbar war, insbeſondere auch für 
hohere Gewalt (natürlich unter Berückſichtigung des konkurrierenden Verſchuldens des Ver⸗ 
letzten entſprechend, $ 254 BGB). Die ſtrenge Haftung (auch hier mit Maximalgrenze, aber 
ebenfalls die Fortkommensentſchädigung umfaſſend) iſt jedoch abdingbar, weil der Beförde⸗ 
rung der Monopolcharakter fehlt, und tatſächlich wird von den großen Unternehmen jede 
Haftung vertragsmäßig ausgeſchloſſen (Enthaftung), freilich durch eine allgemeine, jedem 
Fahrgaſt zugute kommende Paſſagierunfallverſicherung erſetzt. Auch hier (8 28) gilt da⸗ 
neben die allgemeine Haftung aus unerlaubter Handlung (SS 823, 831 BGB). 


II. Das Seefrachtgeſchäft iſt vom Handelsgeſetzbuch (88 556 bis 678) ſehr eingehend 
geregelt, aber nur ſehr wenige Beſtimmungen find zwingend, fo daß das noch auf ältere 
Schiffahrtsverhältniſſe zugeſchnittene Recht namentlich durch das Aufkommen der großen 
übermächtigen Seefahrtsgeſellſchaften und überhaupt durch die Abermacht des Reederei ⸗ 
gewerbes fich praktiſch ſtark verändert hat. Vor allem ift die Haftung des Transporteurs 
durch „Freizeichnungen“ in der ganzen Welt ganz übertrieben eingeſchränkt worden. Die 
Vereinigten Staaten von Amerika find dieſen Zuſtänden in der Harter Act von 1893, die 
in den engliſchen Staaten zum Teil nachgeahmt worden iſt (Engliſch: Carriage of goods Act 
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1924), entgegengetreten; bei uns ift eine ſolche Regelung anzuſtreben. Obwohl die ſoge · 
nannten Vork -Antwerp-Rules (zuerſt 1864, dann wiederholt geändert, zuletzt 1910) der 
International Law Association in beſchränktem Amfange gewiſſe einheitliche Konnoſſements⸗ 
klauſeln mit Erfolg international empfohlen haben, ſo daß ſie zumeiſt befolgt werden, iſt der 
in Brüſſel zuſtande gekommene Vorſchlag eines internationalen allgemeinen Konnoſſements⸗ 
abkommens, das die üblichen Freizeichnungen einheitlich einſchränkt, nicht ratifiziert worden 
und nicht ſehr ausſichtsvoll; dagegen iſt das Abkommen von 1910 über die Haftung bei 
Schiffszuſammenſtoß und Bergung ratifiziert und in unſer Handelsrecht 1913 eingearbeitet 
worden, während die beiden Brüſſeler Abkommen von 1926 über Haftung des Reeders und 
über Schiffsverpfändung wenigſtens Ausſicht auf allmählichen Erfolg haben und in unſerem 
künftigen Recht (Wüſtendörfer) berückfichtigt werden ſollen. 


1. Der Seefrachtvertrag kommt zuſtande zwiſchen dem Verſrachter, d. i. dem 
Transportübernehmer (meiſt der Needer, aber auch der ſogenannte Ausrüſter oder der ſoge ; 
nannte Anterverfrachter) und dem VBefrachter, d. i. der Abſender (meiſt zugleich ſogenannter 
Ab lader, der das Gut einliefert; doch kann Ablader auch fein Beauftragter, z. B. ein Liefe- 
rant fein). In den meiſten Fällen liegt heute ſogenannter Stückgüter vertrag über einzelne Stücke 
vor, namentlich in der großen Linienſchiffahrt mit feſten Fahrplänen; dagegen tft die foge- 
nannte Schifſscharterung (über das ganze Schiff, ſeltener über einzelne Räume oder ver- 
hältnismäßige Teile des Schiffs zur freien Beladung) heute nicht häufig, kommt aber be ; 
ſonders in der ſogenannten wilden Trampſchiffahrt (ohne feſte Fahrpläne) und ausnahms⸗ 
weiſe auch in der Linienſchiffahrt vor. Ein Kontrahierungszwang beſteht, auch für die 
großen Schiffahrtsgeſellſchaften bisher nicht. Der Frachtvertrag bedarf keiner Form. Er 
kann aber durch eine Beweisurkunde (Chartepartie, von carta partita) ſchriftlich niedergelegt 
werden und bei Charterverträgen, bei denen allein dieſe Beurkundung praktiſch iſt, kann jede 
Partei fie verlangen ($ 557 HGB); auch aus dem Schiffszettel (Abernahmeaufforderung des 
Abladers mit Aufzählung der Güter) und dem Empfangsſchein (Quittung der Annahmeſtelle 
des Reeders über Eingang der Güter) kann der Vertragsinhalt erhellen. Das Konnoſſe⸗ 
ment, das wichtigſte hierher gehörige Papier, iſt dagegen an ſich keine Aufzeichnung des 
Frachtvertrags, ſondern ein vom Schiffer (oder heute meiſt von einem Agenten oder Büro 
des Reeders, vgl. § 642, 4) ausgeſtelltes Wertpapier, in dem der Schiffer die Abladung be- 
ſtätigt, ſogenanntes Abladekonnoſſement; zuläffig aber auch ein ſogenanntes Abernahme⸗ 
konnoſſement des Agenten ſchon bei Abernahme der Güter am Kai, ohne Angabe des be⸗ 
ſtimmten Schiffes, der Abfahrtszeit und der Verladetatſache (§S 642). Der Reeder ver- 
pflichtet ſich im Konnoſſement, dem Ablader oder dem von dieſem bezeichneten Empfänger 
gegen das Papier die genannten Güter am Beſtimmungsort auszuhändigen; das Konnofle- 
ment kann einen beſtimmten Empfänger nennen (Rektakonnoſſement) oder auch beliebig auf 
Inhaber geſtellt ſein (weil $ 795 BGB bei Sachleiſtungen nicht entgegenſteht), ift aber in 
aller Regel auf Order geſtellt (des Empfängers oder nur „an Order“, dann des Abladers, 
§ 644), und die Vorſchriften beziehen ſich faſt alle auf das Orderkonnoſſement. Aus dem 
Konnoſſement aber kann ſich auch der Inhalt des Frachtvertrags ergeben; doch können die 
Verabredungen zwiſchen Befrachter und Verſrachter vom Konnoſſement auch abweichen. 


Im Getreidehandel kommt häufig die ſogenannte Sammelſendung vor, bei der gleichartiges 
Gut mehrerer Befrachter vermiſcht wird und dadurch in ihr Miteigentum übergeht, ſo daß 
fie das Rifiko der Wertverminderung und ſonſtigen Schädigung gemeinſam tragen. — Kein 
Frachtvertrag iſt die Schiffsmiete, ſowohl in dem Sinne der Vermietung des leeren Schiffs 
wie als entgeltliche Aberlaſſung des Schiffs ſamt Schiffer und Mannſchaft auf Zeit, ſoge⸗ 
nannte Zeitcharter, bei der Miete mit Dienſtverſchaffungsvertrag vorliegt, der Mieter alſo 
nunmehr ſeinerſeits als Verfrachter für dritte Befrachter auftreten kann. Anders liegt es, 
wenn beim Chartervertrag der Befrachter ſeinerſeits Güter dritter Perſonen verfrachtet, das 
Schiff aber unter Leitung des vercharternden Needers und ſeines Kapitäns verbleibt: bei 
ſolchem ſogenannten Anterfrachtvertrag, der echter Frachtvertrag iſt, haftet der Reeder (Erft- 
verfrachter) den Anterbefrachtern, die meiſt Stückgüterverträge abſchließen, mit Schiff und 
Fracht für die Maßnahmen des Schiffers (namentlich Güterannahme und Konnoſſement, 
vgl. § 662, 1); der Anterverfrachter aber ſcheidet aus dieſer Haftung aus, allerdings nur fo- 
weit er mit Wiſſen und Willen der Anterbefrachter ſich des fremden, von ihm gecharterten 
Schiffes bedient hat. Alle dieſe Geſchäfte kommen häufig vor, wenn die großen Geſell⸗ 
ſchaften zur Zeit des Andrangs fremde Schiffe zur Durchführung ihrer Aufgaben verwenden. 
— Wird der Frachtvertrag auf Beförderung durch eine ganze Reihe von Transporteuren — 
nacheinander Eiſenbahn, Schiff, Leichter, Binnenſchiff, abermals Eiſenbahn und ähnlich — 
geſchloſſen (ſogenannter Durchfrachtvertrag), ſo haften alle Transporteure geſamtſchuldneriſch, 
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wenn ſie gemeinſam (insbeſondere vertreten durch den erſten) abgeſchloſſen haben, dagegen 
nur als Erfüllungsgehilfen des erften, wenn dieſer für ſich allein über die ganze Reife ab- 
ſchloß; es iſt in dieſen Fällen auch ein ſogenanntes Durchkonnoſſement möglich, das der erſte 
Transporteur (notfalls auch eine Eiſenbahn) ausgibt und aus dem alle haften, und zwar fo, 
daß der Aushändigungsanſpruch auch gegen die ſpäteren Beförderer erhoben werden kann, 
auch wenn dieſe nicht mit unterzeichnet haben. 


2. Die Verpflichtungen aus dem Seefrachtvertrag find unter Berückſich⸗ 
tigung der Seefahrtsverhältniſſe ähnlich denen aus dem Landfrachtvertrag: der Verfrachter 
haftet als Transporteur für eine ordnungsmäßige Durchführung der Reife (aber ohne Ein- 
ſtehen für beſtimmte Ankunftszeit) Init einem ſeetüchtigen Schiff, für Einladung auf feine 
Koſten ($ 561, und zwar ohne Wartefrift beim Stückgütervertrag (8 588), dagegen beim 
Chartervertrag mit geſetzlicher Ladezeit und vereinbarter Aberliegezeit; ferner für ordnungs⸗ 
mäßige Verwahrung, und bei Löſchung für die Koſten der Ausladung ($ 593). Er haftet 
bei Verluſt und Beſchädigung (regelmäßig) mit dem Seevermögen für alles Verſchulden 
(nicht bis zur höheren Gewalt wie früher, § 606, aber mit Entſchuldigungsbeweislaſt), und 
zwar in Höhe des gemeinen (Handels-) Werts der Güter am Beſtimmungsort (8 613); er 
haftet für feine Leute (§ 485 HGB, Schiffsbeſatzung, und 8 278 BGB). Der Befrachter 
(Ablader) iſt aber zu gewiſſen Anterſtützungshandlungen verpflichtet, deren Anterlaſſung 
Präkluſivwirkungen oder auch Schadenserſatz (Koſten) nach ſich ziehen: fo zu pünktlichem 
Verbringen der Güter bis an das Schiff, Mitwirkung bei der Löſchung, Vermeidung von 
Teilabladungen uſw. — Auf der anderen Seite haftet der Befrachter für die Fracht ſowie 
für notwendige Koſten und Auslagen (Zölle); doch liegen die ſogenannten Koſten der Schiff ⸗ 
fahrt (Lotfen-, Hafen-, Leuchtfeuergeld, Schlepplohn uſw.) im Zweifel dem Verfrachter allein 
ob (vgl. noch SS 614, 621). Die Fracht iſt grundſätzlich erſt bei Ablieferung zu zahlen. Sie 
entfällt bei zufälligem Schiffs- und Gutsverluſt, jedoch nicht bei Beſchädigung, und es iſt 
für gerettete Güter ſogenannte Diſtanzfracht (8 630, im Verhältnis zur zurückgelegten Neiſe) 
zu zahlen. Die Transporteuranſprüche find auch bei der Seefracht durch ein geſetzliches 
Pfandrecht (§ 623) und zugleich durch ein Zurückbehaltungsrecht (8 615) geſichert. 


Ein Rücktrittsrecht hat der Befrachter bei Säumnis des Verfrachters mit der Abladung 
(S 679), ferner vor Antritt der Reife willkürlich gegen Zahlung der ſogenannten Fautfracht, 
d. i. bei Stückgütern und Teilcharter die volle Fracht, beim Chartervertrag über das ganze 
Schiff die halbe Fracht (vermehrt um die Koſten der Einladung und Wiederausladung), nach 
Antritt der Reife immer nur gegen volle Fracht, mit näheren Einzelbeſtimmungen (SS 580 
bis 589), insbeſondere Wiederausladung im Falle der Reifeverzögerung nur bei Zuſtim⸗ 
mung der anderen Ablader; weiterhin Rücktrittsrecht des Befrachters bei Reiſehinderniſſen, 
oft aber nur gegen Zahlung der Diſtanzfracht oder vollen Fracht (SS 637, 638). Endlich ent ⸗ 
ſchädigungsloſe Auflöſung des Vertrags bei Schiffs⸗ oder Güteruntergang vor Reifeantritt 
(8 628), und entſchädigungsloſes Rücktrittsrecht jedes Teils bei Verſügungen von hoher 
Hand (8 629). 


Der Empfänger hat richtiger Meinung nach mit Ankunft des Gutes am Beſtimmungs⸗ 
hafen (analog § 435) ein ſelbſtändiges Recht auf Auslieferung; er hat ferner ($ 614), ſobald 
er die Güter annimmt, die Verpflichtung zur Zahlung der Fracht und aller Nebenkoſten; bei 
Aushändigung der Güter ohne Zahlung verliert der Verfrachter auch den Fracht ⸗ und 
Nebenkoſtenanſpruch gegen den Befrachter ſelbſt (8 625, falls dieſer nicht dadurch bereichert 
würde, z. B. wegen Frachtübernahme gegenüber dem Empfänger). 


3. So gut wie immer aber iſt ein Konnoſſement ausgeſtellt, und die Rechtslage des 
Empfängers richtet ſich daher in erſter Linie nach dieſem. Das Konnoſſement iſt zunächſt 
ein Wertpapier über das Verſprechen der Güteraushändigung an den legitimierten Inhaber; 
Schuldner iſt der Reeder, der durch feinen Agenten oder den Schiffer bei der Ausſtellung 
vertreten iſt; Gläubiger iſt der benannte Empfänger des Nektakonnoſſements, der Inhaber 
des Inhaberkonnoſſements, und, was allein praktiſch iſt und im folgenden allein berückſichtigt 
wird, der als erſter Nehmer oder durch Indoſſament nach Maßgabe des Papierinhalts Be; 
zeichnete (alſo der benannte Erſtnehmer, deſſen Indoſſatar und die weiteren Indoſſatare, 
oder der Ablader als Nehmer des reinen Orderpapiers und die auf ihn folgenden Sndoffa- 
tare). Das Konnoſſement iſt Legitimationspapier (8 645), Präfentationspapier (S 650), 
vollkommenes Wertpapier, da es zum Erwerb, zur Abertragung und zur Geltendmachung 
des Rechts unentbehrlich iſt; der Forderungsinhalt beſtimmt ſich (8 651) lediglich nach der 
Schrift, ſo daß insbeſondere nicht nur die Datierung ſchlechthin maßgebend iſt, ſondern vor 
allem diejenigen Güter auszuhändigen find, welche im Konnoſſement genannt, wenngleich fie 
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gar nicht oder in anderer Qualität oder Menge abgeladen find (SS 651, 652), und zwar 
haftet der Reeder hierfür (und zwar auf den Minderwert, § 652) auch, wenn ihn kein Ver- 
ſchulden trifft (ausnahmsweiſe Verſchuldenshaftung, § 653, 2, SS 657, 658, insbeſondere bei 
Erkennbarkeit der unrichtigen Bezeichnung oder der mangelhaften Beſchaffenheit). Der 
Reeder hat beim Orderkonnoſſement auch keine Einwendungen aus der Perfon der Vor 
männer des Indoſſatars, insbeſondere des indoſſierenden Abladers (vgl. § 364, 2 HGB. 
falls nicht Argliſt durch Einredeabſchneidung oder ein treuhänderiſches verſtecktes Einfordc- 
rungsgiro vorliegt). Der Frachtvertrag zwiſchen Verfrachter und Ablader bleibt durch das 
Konnoſſement grundſätzlich unberührt (§ 651, 3), doch gehen deſſen Klauſeln beim Stückgut ; 
frachtvertrag in dieſen nach herrſchender Meinung Über; auch nimmt das Konnoſſement oft 
ausdrücklich den Frachtvertrag durch eine beſondere Klauſel in ſich auf (8 651, 2). Die 
ſtrenge Haftung des Needers aus dem Konnoſſement ift aber durch die Freizeichnungs⸗ 
klauſeln praktiſch in das Gegenteil verkehrt, namentlich auch durch Beweisumkehrungsklauſeln, 
ſoweit Verſchuldung in Betracht kommt. Hiergegen bietet die Berufung auf Anſittlichkeit, 
namentlich auf Monopolmißbrauch der Freizeichnung (8 138 BGB) keinen genügenden 
Schutz. — Anderſeits iſt das Konnoſſement ſogenanntes Traditionspapier (oben 
811, III, 10) und hat daher ſachenrechtliche Bedeutung (8 647, künftig 650); durch feine In- 
doſſierung und Abergabe (aber auch beim Inhaberkonnoſſement durch bloße Abergabe, beim 
Rektakonnoſſement durch Zeſſion) geht das Eigentum und, je nach dem Parteiwillen, das Pfand 
recht an den Gütern über, und zwar von der Abernahme der Güter durch den Verfrachter 
an, ſolange nicht ein Dritter Eigentum (oder evtl. Pfandrecht) an den Sachen erwirbt (joge- 
nannte ab ſolute Theorie, während die verbreitete ſogenannte relative Lehre bei Beſitzverluſt 
des Guts ſeitens des Reeders die Traditionswirkung aufhören läßt). 


Der Reeder iſt verpflichtet, jo viel Exemplare des Konnoſſements auszuſtellen, wie der Ab- 
lader (im Intereſſe leichter Abſetzung der verbrieften Güter) verlangt; er ſelbſt erhält eine 
vom Ablader unterzeichnete Kapitänskopie. Die Aushändigung des Guts am Beſtimmungs⸗ 
ort erfolgt (§ 650) aber ſchon bei Vorlegung und Hingabe eines quittierten Konnoſſements⸗ 
exemplars durch den legitimierten Empfänger, der damit die Haftung für Fracht und Neben- 
koſten übernimmt und Zug um Zug zu leiſten hat; die übrigen Exemplare werden dadurch 
im Verhältnis zum Reeder bedeutungslos. Fordern mehrere Exemplarinhaber die Aus- 
lieferung, fo find die Güter vom Schiffer zu hinterlegen (8 646, vgl. aber für ihr gegen- 
ſeitiges Verhältnis § 649). Nachträgliche Anweiſungen des Abladers find nur zu befolgen, 
wenn er ſämtliche Orderkonnoſſementsexemplare vorlegt (§ 659). Die Traditionswirkung 
hat auch bei Ausſtellung mehrerer Konnoſſemente jedes einzelne, und zwar geht bei mehr 
facher Abertragung, z. B. des Eigentums, durch mehrere Exemplare an verſchiedene Erwerber 
dasjenige Konnoſſement vor, welches zuerſt von dem urſprünglichen Inhaber aller Exemplare 
in Gang geſetzt worden iſt ($ 649); hat aber der Schiffer an einen hiernach Nichtberechtigten, 
weil Erwerber durch das ſpäter in Gang geſetzte Konnoſſement, bereits ausgeliefert, ſo kann 
(S 648) der Erwerber des erſtbegebenen Konnoſſements gegen dieſen Prävenienten (felbit 
einen bösgläub igen) nicht durchdringen (wohl aber gegen Dritte). — Durch die noch nicht in 
Geltung geſetzte Novelle zum HGB vom 10. Auguſt 1937 find die Grundſätze des Scefahrts- 
rechts ſtark umgeſtaltet worden, und zwar zur Durchführung der Haager Regeln von 1924; 
im allgemeinen bedeutet das eine ſtarke Annäherung an die Gefährdungshaftung, ſtarke Ein- 
ſchränkung der Abdingbarkeit, Beſeitigung der Skripturhaftung aus dem Konnoſſement, Ein- 
führung des ſog. Verfrachterkonnoſſements, alſo der Vollwertigkeit der Ausſtellung durch 
den Anterverfrachter. Vgl. Wüſtendörfer, Akad. f. d. R. 1934 S. 220 ff., Ehlers, JW. 1937 
S. 3006 ff. 


4. Der Perſonentransport zur See iſt im Handelsgeſetzbuch (SS 664 bis 678) 
geregelt, doch richtet er fi meiſt nach den Beförderungsbedingungen der Reeder, insbe⸗ 
ſondere der großer Schiffahrtsgeſellſchaften. Nach dem Geſetz kann der beim Abſchluß (im 
Fahrſchein) benannte Reiſende ſein Recht nicht übertragen; der Reifende hat den Weiſungen 
des Kapitäns während der Fahrt zu folgen; nach Reifcantritt iſt bei zufälliger Verhinde- 
rung des Reiſenden (Tod, Krankheit uſw.) das volle, vor Reifeantritt das halbe ſogenannte 
Aberfahrtsgeld (Fahrpreis) zu zahlen; beiderſeitiges Nücktrittsrecht beſteht bei Krieg uſw. 
(aber nach Antritt Diſtanzfracht). Das Reiſegut wird im weſentlichen nach den Frachtver⸗ 
tragsgrundſätzen behandelt, namentlich in Anſehung der Haftung; der Verfrachter hat den 
an Bord gebrachten Sachen ein geſetzliches Pfandrecht. 


5. Die Haverei (ss 700 ff. BGB) ſteht in Zuſammenhang mit dem Seetransport, ergreift 
aber einen weiteren Kreis von Beteiligten. Für die ſogenannte große Haverei, d. h. für 
alle — erſchöpfend aufgezählten — Schäden des Schiffs oder der Ladung, die ihnen der 
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Schiffer zur Errettung aus gemeinſamer Gefahr vorſätzlich zufügt (3. B. Seewurf, Ladungs⸗ 
abgabe an Leichter, Strandſetzung), nebſt Folgeerſcheinungen und für die zum gleichen Zweck 
aufgewendeten Koſten (3.3. für Anlaufen eines Nothafens), beſteht unter den Beteiligten 
ſeit alter Zeit (ſchon griechiſch, römiſch, mittelalterlich) eine geſetzliche Gefahrengemeinſchaft: 
Schiff, Ladung und Fracht find beitragspflichtig, alſo Reeder, Beſrachter und Verfrachter 
(8 700, 2); beitragsberechtigt find dieſelben Perſonen ſowie die Reifenden wegen ihres Reije- 
guts und die Schiffsbefatzung wegen ihrer Heuer und Habe (vgl. noch § 723); ausgenommen 
Deckladungen, nicht gemeldete Koſtbarkeiten, Geld uſw., Güter ohne Konnoſſement oder Ver⸗ 
buchung. Der Schadenserſatz wird nach dem Verhältnis des Werts der beſchädigten Güter 
(einſchließlich der Koſten des Needers) auf die Berechtigten verteilt, während die Pflichtigen 
nach Maßgabe des Werts ihrer beitragenden Gegenſtände (Fracht nur zu zwei Drittel) 
haften, immer aber nur mit dem Schiffsvermögen (Needer) oder mit den beteiligten Werten, 
aber mit geſetzlichem Pfandrecht der Berechtigten darauf. Die Errechnung erfolgt nach unſerem 
Recht durch amtlich beſtellte Perſonen, Dispacheure, die am Beſtimmungsort oder dem 
ſonſtigen Endort der Fahrt tätig werden (8 727, Fr. Ger. Gſ., SS 149 ff.); der Schiffer hat 
eine Verklarung (Schadensfeſtſtellung vor der Behörde, § 522 HGB) abzugeben. Eine per- 
ſönliche Haftung der Pflichtigen tritt nicht ein. Die Lork-Antwerp-Rules werden meiſt in die 
Konnoſſemente aufgenommen, fie ergänzen und verändern Einzelheiten international gleich 
artig. — Die beſondere Haverei umſaßt demgegenüber alle nicht zur großen Haverei 
gehörigen Anfallſchäden und Koſten; dieſe trägt der Eigentümer (des Schiffs, der Ladung, 
8 701), insbeſondere die Folgen des Schiffszuſammenſtoßes, während die fälſchlich ſogenannte 
kleine Haverei (uneigentliche Haverei), nämlich die ordentlichen und außerordentlichen 
Schiffahrtskoſten (S 621, fiche oben), den Verfrachter trifft. — Der Fall des Schiffs 
zuſammenſtoßes ift im Handelsgeſetzbuch (88 734 ff.) auf Grund der Brüſſeler Aber⸗ 
einkunft von 1910 (RNeichsſeenotgeſetz von 1913) eingehend geregelt: trifft die Mannſchaft 
der zuſammenſtoßenden Schiffe kein Verſchulden (Zufall und höhere Gewalt), ſo tragen die 
Geſchädigten den Perfonen- und Sachſchaden; liegt Verſchulden auf der Seite des einen 
Schiffes vor, fo trägt ihn deſſen Reeder; bei gemeinſamem Verſchulden die Reeder beider 
Schiffe nach der Schwere des Verſchuldens (entſprechend S 254 BGB) und bei Nichtfeſt⸗ 
ſtellbarkeit der Schwere beide zur Hälfte. — Schließlich iſt hier die Bergung und 
Hilfeleiſtung zu erwähnen, die in Fortbildung alter Grundſätze das Handelsgeſetzbuch 
(SS 740 ff., ebenfalls nach dem genannten Brüſſeler Abkommen und dem Seenotgeſetz 
von 1913) regelt, ergänzt beſonders durch die Strandungsordnung (1874, geändert 1901, 
1913, 1924). Die Bergung von Schiff oder Ladung und insbeſondere von Menſchen ſowie 
die Hilfeleiſtung bei Seenot führen im Falle des Erfolgs (§ 741) zu einem Anſpruch des 
Bergenden oder Helfers auf Lohn in billiger Höhe (bemeſſen nach Erfolg, Gefahr, Koſten 
und Schäden uſw., dagegen erſt in zweiter Linie nach dem Wert). Haftung aller Eigen⸗ 
tümer (nicht der geretteten Perſonen, 8 750) allein mit den geretteten Gegenſtänden, nicht 
mit ſonſtigem Vermögen, unter Sicherung durch geſetzliches Pfandrecht, Schiffsgläubigerrecht 
und Zurückbehaltungsrecht (SS 751, 754 Abf. 4, vgl. § 752). Der Berge und Hilfslohn iſt 
unabhängig vom wahren oder vermutlichen Willen der Geſicherten; der Kapitän kann aber 
die Hilfe ablehnen, ſoweit die Ablehnung nicht unvernünſtig iſt (8 742). 


III. Im Binnenſchiffahrtsrecht gelten ganz ähnliche, aber vereinfachte Sätze für 
Haverei und Hilfe (Binnenſchiffahrtsgeſetz von 1895, jetzt 20. Mai 1898, geändert 1933, 
20. Juli 1936); der Binnenſchiffahrtsvertrag (88 26 f.) iſt in der Hauptſache dem Land- 
frachtvertrag nachgebildet mit Haftung des Frachtführers für alles Verſchulden, Frachtbrief, 
Ladeſchein (ſogenanntes Binnenkonnoſſement), aber mit ſeerechtlichen Einſchlägen; es gibt 
insbdeſondere hier ein (häufiges) Chartergeſchäft neben dem Stückgutvertrag; Einladung und 
Löſchung entſprechen dem Seerecht. Auch hier vielfach Freizeichnungen. 


IV. Die Rechtsgeſchäfte der Poft find nicht Handelsgeſchäfte, da die Poſt nach 
ausdrücklicher Beſtimmung (8$ 452, 663 HE) nicht als Kaufmann gilt. Vielmehr richten fie 
ſich nach dem beſonderen Poſtrecht (Organiſation durch Reichspoſtfinanzgeſetz vom 18. März 
1924, ſtatt deſſen jetzt Geſetz vom 27. Februar 1934; Poſtgeſetz vom 28. Oktober 1871, 
vielfach geändert, zuletzt 1933; lex contractus: Poſtordnung vom 30. Januar 1929, vielfach 
geändert, im Poſtamtsblatt), für deſſen Auslegung allerdings insbeſondere das Handels- 
ſfrachtrecht und auch das Scheckrecht analog herangezogen werden können (beſtritten). Die 
Poſt betreibt insbeſondere die Frachtgeſchäfte der Brief, Poſtkarten -, Druckſachen , Paket · 
(mit Paketadreſſe als Frachtbrief), Perſonen⸗, Zeitungsbeförderung (Poft-Zeitungs-Debit, 
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d. i. Einkaufskommiſſion und Transport der künftigen Zeitungsnummern), die Geſchäfte der 
Telegraphie, des Fernſprech⸗ und Nundfunkverkehrs, die bankierartigen Geſchäfte des Poft- 
anweiſungsverkehrs (nicht Anweiſung, fondern Werkvertrag über Auszahlung am andern 
Ort), des Poſtſcheck⸗ und Giroverkehrs (flehe oben § 11 III 5); es beſteht Beförderungs- 
zwang (Kontrahierungszwang) für die Poſt; andererſeits Monopol (ſogenanntes Regal) für 
verſchloſſene Briefe, auch im Ortsverkehr, ferner für die mehr als einmal wöchentlich 
erſcheinenden Zeitungen, mit Ausnahme des Arſprungsorts und zwei Meilen Amgebung. 
ferner für Telegraphen⸗, Fernſprech⸗ und Funkverkehr. Die Poſt haftet für Briefe, Poft- 
karten, Druckſachen und ſonſtige gewöhnliche Sendungen ſowie für Telegramme gar nicht, 
für Einſchreibſendungen bei Totalverluſt mit 42 RM feſtem Betrag, für Pakete mit dem 
gemeinen Wert, aber nicht über 10 RM pro Pfund, dagegen für Verluſt, Beſchädigung 
und Verzögerung von Wertſendungen ſchlechthin mit Ausſchluß nur der unabwendbaren 
Naturereigniſſe, des Abſenderverſchuldens ſowie des Falles der unverletzten Verpackung 
ohne Gewichtsverluſt. Bei der Poſtbeförderung hat der Empfänger (nach herrſchender 
Meinung, beſtr.) keine ſelbſtändigen Rechte, allein der Abſender hat Erfüllungsklage und 
kann bis zur Aushändigung verfügen. Auf Veranlaſſung des deutſchen Generalpoſtmeiſters 
Stephan wurde 1874 der Weltpoſtverein gegründet (jetzt Vertrag vom 20. März 1934 Kairo); 
Ergänzung Telegraphenvertrag von 1875 (jetzt Weltnachrichtenvertrag vom 23. November 
1934) und Weltfunkvertrag (25. November 1927; Europäiſcher Vertrag Luzern 1933). 


V. Ein beſonders wichtiges Hilfsgeſchäft für den Kaufmann und für den Trans⸗ 
porteur ift die Spedition (88 407 ff. HGB). Der Spediteur vermittelt fom- 
miſſionsartig gewerbsmäßig (oder als Einzelgeſchäft im Rahmen feines anders⸗ 
artigen Handelsbetriebs) den Abſchluß von Gütertransporten aller Art im eigenen 
Namen für Rechnung feines Auftraggebers; er iſt der Kenner der Transportverhält- 
niſſe. Gewöhnlich iſt er zugleich ſelbſt Frachtführer (Abrollunternehmer uſw.), und er 
hat ein Eintrittsrecht derart, daß er die zu vermittelnden Transporte ganz oder 
auch teilweiſe ſelbſt durchführen kann (§ 412), und kann inſoweit mit Rechten und 
Pflichten eines Frachtführers die regelmäßigen Koſten und gewöhnliche Fracht 
berechnen. Als Spediteur kann er Proviſion, Auslagen und Verwendungen, ins⸗ 
beſondere die vom Transporteur bedungene Fracht berechnen (88 408, 409); er hat 
ein geſetzliches Pfandrecht (§S 410) am Gute, und zwar nur wegen der (in 2 Jahren 
verjährenden) Anſprüche aus dem Speditionsvertrage ſowie der oft vorkommenden 
Vorſchüſſe auf das Gut (nicht wie der Kommiſſionär auch aus Kontokorrentforde⸗ 
rungen). Er hat mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns die Geſchäfte des 
Auftraggebers zu beſorgen, mit einjähriger Verjährung (§ 414). Ergänzend gelten die 
Kommiſſionsvorſchriften (oben S 7, III, 3, vgl. 8 407 HGB). Spedition zu „fixen 
Speſen“ (Einheitsſatz, Pauſchſumme) wird lediglich als Frachtvertrag behandelt; 
ebenſo die Abernahme zur Sammelladung, dieſe auch ohne Vereinbarung eines fixen 
Satzes (8 413). Der Speditionsvertrag ift weſentlich durch die Allgemeinen Deutſchen 
Speditionsbedingungen von 1927 (geändert 1. Juli 1930 und 1. Oktober 1935) 
beeinflußt, die namentlich die an ſich nach dem Bürgerlichen Geſetzbuch zu be⸗ 
urteilende Verſchuldungshaftung des Spediteurs ſehr ſtark einſchränken und dafür eine 
Spediteurverſicherung zur Verfügung ſtellen; dieſen Bedingungen unterwirft ſich der 
Auftraggeber ausdrücklich oder auch ſtillſchweigend, zumal wenn er weiß oder durch 
öffentliche Erklärung des Spediteurs wiſſen kann, daß dieſer nur zu dieſen Be⸗ 
dingungen abſchließt; dies wird für erwerbstätige Auftraggeber ohne weiteres nach 
Handelsgebrauch angenommen (JW'ͤ 38, 876). ö 


VI. Das Lagergeſchäft, feit dem Mittelalter im Handel von Bedeutung, hat 
in der Zeit des modernen Welthandels mit Maſſengütern eine immer größere 
Bedeutung erlangt; an den Hafenplätzen des See., aber auch des Binnenhandels⸗ 
verkehrs nimmt das Lagerhaus die mit Schiff, Eiſenbahn und ſonſtigen Transport- 
mitteln eintreffenden Güter auf und ermöglicht dem Kaufmann, über die Waren ohne 
die alte primitivere eigene Lagerhaltung zu verfügen, ſie zu verteilen, durch andere 
Transportmittel weiter zu leiten und während des Lagerns ſie ſeinem Kredit dienſtbar 
zu machen, ſie insbeſondere zu verpfänden — hierbei ſpielt der Lagerſchein als 
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Dispofitionspapiere eine große Rolle; er ſetzt gewiſſermaßen das Konnoſſement oder 
den Ladeſchein als Binnenkonnoſſement fort. Das Handelsgeſetzbuch hat (88 416 ff.) 
das Lagergeſchäft geregelt, hatte aber den Lagerſchein entſprechend den damaligen 
Auffaſſungen in Deutſchalnd nur wenig entwickelt; indoſſable Lagerſcheine, auf die es 
für den Verkehr weſentlich ankommt (da Inhaberlagerſcheine ſelten praktiſchen Wert 
haben), und die allein Traditionspapiereigenſchaft und volle Orderqualität hatten und 
haben (vgl. oben § 11), konnten nur von Lagerhaltern ausgeſtellt werden, welche dazu 
die ſelten erteilte, ſtaatliche Ermächtigung hatten, obwohl der indoſſable Lagerſchein 
eine Vorratswirtſchaft ermöglicht hätte, die wir im Kriege bitter vermißt haben. Erſt 
durch die Verordnung über Orderlagerſcheine vom 16. Dezember 1931 (Teil V 
Kap. VI der Notverordnung vom 6. Oktober 1931) wurde dem abgeholfen, indem 
unter Beibehaltung eines milden Konzeſſionsſyſtems der Orderlagerſchein näher 
geregelt wurde und ebenſo einige Beſonderheiten des Orderlagerſcheingeſchäfts im 
allgemeinen; vorausgegangen und noch gültig iſt für Getreide, ſpäter für Malz und 
für Kartoffelprodukte die (Orderichein-) Lagerordnung (vom 6. Auguſt 1931) für 
die Deutſche Getreidehandelsgeſellſchaft, jetzt (Geſetz vom 5. Oktober 1934) in die 
Reichsſtelle für Getreide eingegliedert. 


Der Lagerhalter verwahrt lebloſe Güter (nicht Tiere, nicht Koſtbarkeiten), und zwar 
regelmäßig auf längere Zeit. Die Lagerung iſt entweder Sonderlagerung (von 
anderen Gütern getrennt) oder ſogenannte Miſchlagerung, d. i. die bei uns ſeltenere 
und nur mit ausdrücklicher Zuſtimmung des Einlagerers zuläffige Lagerung von 
Gütern gleicher Art und Güte (z. B. Getreide) mehrerer Einlagerer, die dann Mit- 
eigentümer werden, und deren Miteigentum der Lagerhalter, ohne ſelbſt Eigentümer 
zu werden, treuhänderiſch verwaltet (8 419 HGB, 8 23 VO); dieſe Miſchlagerung 
kann als ſogenannte Sammellagerung der Orderlagerſchein⸗Verordnung (88 28 ff.) bei 
Gütern, für welche Handelsklaſſen beſtehen (Getreide), ſo erfolgen, daß ſchon mit der 
Einlagerung, alſo noch vor der Vermiſchung an allem Gut der gleichartigen Klaſſe 
Miteigentum der Einlagerer entſteht, und zwar auch bei Lagerung in anderen Lager- 
häuſern am gleichen Orte (bei der Getreidehandelsgeſellſchaft ſogar im ganzen Reich). 
Anders die irreguläre Verwahrung vertretbarer Sachen, bei welcher der Lagerhalter 
Eigentümer wird, nur mit der Verpflichtung, Sachen gleicher Art und Güte heraus- 
zugeben; fie richtet ſich nicht nach dem Lagerrecht der SS 416 ff. HGB, ſondern nach 
§ 700 BGB. — Der Lagerhalter iſt zur zweckmäßigen Aufbewahrung verpflichtet 
(§ 417, zur Verſicherung nur auf Anweiſung, 8 390, 2 HGB, eingehend 88 14 ff. VO); 
er hat Beſichtigung und Vornahme von Erhaltungshandlungen zu geſtatten, ſelbſt 
braucht er nach dem Handelsgeſetzbuch ſolche Maßnahmen mangels beſonderer Aber⸗ 
nahme nicht vorzunehmenz jedoch iſt der konzeſſionierte Orderlagerhalter ohne weiteres 
dazu verpflichtet (8 29 VO); dieſer hat auch Gewicht und Beſchaffenheit des Gutes 
mit Sachverſtändigen feſtzuſtellen. Vorzeitige Rücknahme des Gutes kann er nur aus 
wichtigem Grunde verlangen, ſonſt bei friſtloſer Einlagerung nur nach einmonatiger 
Kündigung (8 422; einjährige Verjährung). — Der Einlagerer hat Lagergeld und 
Auslagen (vgl. § 420) zu zahlen, und es beſteht deswegen ein geſetzliches Pfandrecht 
(8 421), wegen anderer Forderungen nur das Zurückbehaltungsrecht (8 22 VO). 


Der Lagerſchein (Warrant) kann als dinglich wirkend nur auf Grund der dem 
Lagerhalter erteilten Ermächtigung der Behörde ausgeſtellt werden, wobei für die 
Konzeſſionserteilung nur die Zuverläfſigkeit und Sicherheit, nicht das Bedürfnis 
geprüft wird. Ein folder Orderlagerſchein muß vom konzeſſionierten Anternehmer 
auf Verlangen des Einlagerers ausgeſtellt werden ($ 35 VO), und zwar nach be- 
ſtimmten Formularen; er muß insbeſondere die Aberſchrift „Order⸗Lagerſchein“ tragen 
und, wenn er über einen ungetrennten Teil des Guts oder über einen Anteil an 
einer Miſchlagerung ausgeſtellt wird, die Aberſchrift „Teillagerſchein“, endlich als 
Sammellagerſchein über typiſiertes, nach Handelsklaſſen beſtimmtes Gut die Aberſchrift 
„Sammellagerſchein“ (§ 36). Der Lagerhalter haftet (unbeſchadet beſonderer Haftung 
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und Einreden aus dem parallellaufenden Lagervertrag im Verhältnis nur zum Ein- 
lagerer ſelbſt) aus dem Orderlagerſchein nach deſſen ſchriftlichem Inhalt wertpapier- 
mäßig auf den Minderwert (§ 40, 5), und zwar dem Einlagerer und ebenſo auch dem 
Indoſſatar (abſtrakt), derart, daß er für die im Schein angegebenen Güter einſteht, 
ſelbſt wenn er ſie nicht erhalten hatte; dieſe Haftung fällt — ausgenommen bei 
Sammellagerſche in — nur fort, wenn er im Schein vermerkt, daß deſſen Angaben 
lediglich auf den Mitteilungen des Einlagerers (oder eines Dritten) beruhen, „an- 
gegeben vom Einlagerer“, und er dabei im guten Glauben iſt (8 40, vgl. noch § 40, 4). 
Für die Einreden des Lagerhalters gegenüber dem Indoſſatar gelten die allgemeinen 
Orderpapiergrundſätze. Mittels des Lagerſcheins kann nicht nur Eigentum, ſondern 
auch Pfandrecht nach den allgemeinen Traditionspapiergrundſätzen an der Ware be- 
gründet und übertragen werden; beſondere Pfandſcheine neben dem Eigentumsſche in 
(ſogenanntes Zweiſcheinſyſtem) hat aber unſer Recht abgelehnt. 


Dieſe Traditionspapierregeln wie überhaupt die beſonderen Grundſätze der Lager- 
ſcheinverordnung gelten nicht für den Rektalagerſchein, der dementſprechend nur nach 
Zeſſionsgrundſätzen, alſo mit allen Einreden belaſtet, übertragen werden kann, und 
ebenſo nicht für die ſeltenen Inhaberlagerſcheine; letztere find aber echte Inhaber 
papiere, bedürfen der ſtaatlichen Genehmigung (aus § 705 BED) nicht (da fie kein 
Geldſummenverſprechen enthalten), und die Einreden aus der Perſon des Vormanns 
wirken nicht gegen den Erwerber. Stellt ein nicht konzeſſionierter Lagerhalter Order 
lagerſcheine aus, fo find fie nicht nichtig, ſondern wirken als ſogenannte zivile Order- 
papiere bei Abertragung ſchuldrechtlich nach den Grundſätzen der Zeſſion, aber nicht 
nach Traditionspapiergrundſätzen. Eine Eigentums übertragung durch den Schein ift 
aber immer da, wo hiernach die Traditionspapiergrundſätze nicht durchgreifen, in ab- 
geſchwächter Weiſe nach Regeln der Abtretung des Herausgabeanſpruchs (88 931, 986, 
870 BGB) möglich; eine Verpfändung jedoch nur (8 1205 BGB) unter Benach⸗ 
richtigung des Lagerhalters. In allen dieſen Fällen kann aus dem Text des Scheins 
erſichtlich ſein (z. B. durch die Klauſel im Namenlagerſchein, daß an jeden Inhaber 
ausgehändigt werden kann), daß es ſich um ein Legitimationspapier handelt: dann 
wird der Lagerhalter durch Aushändigung an den Präſentanten ſchuldrechtlich befreit 
(8 808 BGB). Er wird anderſeits gegenüber einem gutgläubigen Erwerber des 
Scheins nicht befreit, wenn er nach dem Inhalt des Scheins nur an den Schein⸗ 
vorleger das Gut auzuhändigen verſprach und es trotzdem ohne Empfang des Scheins 
an den Einlagerer oder einen Dritten herausgibt. 
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Wirtſchaftsrecht oder Recht der Wirtſchaftsordnung iſt Ausdruck der wirtſchafts⸗ 
politiſchen Grundeinſtellung des Staates. Es iſt die Bewältigung der geſtellten wirt- 
ſchaftspolitiſchen Aufgaben mit den Mitteln der Rechtsſetzung. Dem neuen Staat 
find zwei deutlich getrennte Gruppen von wirtſchaftspolitiſchen Aufgaben geſtellt: 
Auf der einen Seite iſt der zur Macht gelangte Nationalſozialismus beſtrebt, die 
deutſche Wirtſchaftsverfaſſung nach ſeinen politiſchen Zielen von Grund aus und für 
die Dauer zu erneuern. Auf der anderen Seite hat er von Anfang an den Zwang vor- 
gefunden, akute Notſtände mit Hilfe von Notſtandseinrichtungen und maßnahmen 
zu überwinden (Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit), und nach Überwindung der vor- 
gefundenen Notſtände iſt die deutſche Wirtſchaft ſeit Herbſt 1934 in immer ſtärkerem 
Maße in den Engpaß der Außenwirtſchaft geraten, beſonders ernſt angeſichts der 
Notwendigkeit ſchlagartiger Aufrüſtung. 


Zur Aberwindung dieſer Schwierigkeiten und um zugleich für immer Deutſchland 
hinſichtlich lebenswichtiger Rohſtoffe vom Ausland nach Möglichkeit unabhängig zu 
machen, verkündete der Führer 1936 den (2.) Vierjahresplan. Dieſer, ſeitdem das 
Grundgeſetz der deutſchen Wirtſchaft, bedeutet eine ſtarke Erweiterung direkter 
Lenkung der Wirtſchaft durch den Staat und ſtaatlicher eigener Wirtſchaftsbetäti⸗ 
gung, und es iſt anzunehmen, daß nach Erfüllung der im Vierjahresplan geſtellten 
Aufgaben Auswirkungen dieſes Planes auf die deutſche Wirtſchaftsordnung beſtehen 
bleiben werden. 

Daneben aber ſind doch jene groß angelegten grundſätzlichen Erneuerungsarbeiten 
für die weitere Zielſetzung des Nationalfozialismus entſcheidend und müſſen daher 
für die wirtſchaftsrechtliche Betrachtung im Auge behalten werden. 


Für dieſe ordnende Amgeſtaltung der deutſchen Wirtſchaft ſtanden dem National- 
ſozialismus ſolgende Ordnungsprinzipien zur Auswahl: das Wettbewerbs 
prinzip, bei welchem der Staat ſich auf indirekte Lenkung der Wirtſchaft beſchränkt, 
nämlich darauf, den Anternehmern in ihrer grundſätzlich freien Betätigung alle 
anderen Wege zum Erfolge zu verſperren als den Weg des Einſatzes echter Leiftungs- 
kraft; als zweites Ordnungsprinzip die Gewerbepolizei, in welcher der Staat 
das Funktionieren des Wettbewerbsſyſtems unterſtützt; als drittes die direkte 
Lenkung der Wirtſchaft durch den Staat oder in feinem Auftrage 
andere öffentliche Stellen, insbeſondere Selbſtverwaltung der Wirtſchaft; und ſchließ. 
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lich als viertes Ordnungsprinzip der Betrieb der Wirtſchaft durch die 
öffentliche Hand felbft, alſo durch den Staat oder andere öffentlich rechtliche 
Körperſchaften oder Anſtalten. 

Der Nationalſozialismus will freie Entfaltung der wertvollen und ſchöpferiſchen 
Perſönlichkeit, aber nur im Rahmen und als Glied der Volksgemeinſchaft. Daraus 
ergab ſich für die Wirtſchaftsverfaſſung des Nationalſozialismus: Solange der freie 
Wettbewerb zu geſamtwirtſchaftlich richtigem Ergebnis führt, wird ihm die Wirt. 
ſchaft überlaſſen. Stellen ſich Mißſtände ein, ſo wird zunächſt das Mittel der Ge⸗ 
werbepolizei eingeſetzt, um den Wettbewerb in ſeiner Ausleſefunktion uſw. zu unter ⸗ 
ſtützen. Reicht auch dies nicht aus, ſo wird die direkte Lenkung der Wirtſchaft ein⸗ 
geſetzt. And wo ſchließlich die Privatwirtſchaft trotz ftaatlicher direkter Lenkung die 
volkswirtſchaftlich notwendigen Ergebniſſe nicht erreicht, da nimmt der Staat ſelbſt 
die jeweilig geſtellte Aufgabe in die eigene Hand. 


Dieſe grundſätzliche Stellungnahme liegt den für die Dauer gedachten Erneuerungs- 
arbeiten der Wirtſchaftsführung ebenſo zugrunde wie den Bemühungen um die 
Löſung der drängenden Augenblicksaufgaben. Das entſcheidend Neue iſt vor allem 
dies: es iſt dem neuen Staate in den erſten Jahren ſeiner lenkenden Tätigkeit ge⸗ 
lungen, aus der deutſchen Wirtſchaft ein Inſtrument der ſtaatlichen Wirtſchafts⸗ 
politik zu machen und die Vorherrſchaft der Belange der Geſamtheit gegenüber dem 
Einzel- oder Gruppenegoismus zu ſichern. 


1, Abfchnitt: Wettbewerb 


I. Sinn des Wettbewerbs 


Der Wettbewerb iſt im Laufe des 19. Jahrhunderts unter dem Einfluß der fo- 
genannten klaſſiſchen Nationalökonomie zum herrſchenden Prinzip erhoben worden. 
Es iſt aber nie gelungen, breitere Schichten des deutſchen Volkes für ihn auch inner⸗ 
lich zu gewinnen. Man darf ſagen, daß zur Zeit der Machtergreifung die über- 
wältigende Mehrzahl des deutſchen Volkes dem wirtſchaftlichen Wettbewerb ab- 
lehnend und ſkeptiſch gegenüberſtand: alles andere erſchien als möglicher Ausweg, 
ſtaatliche Planwirtſchaft, private Monopolplanwirtſchaft, Kommunismus — nur 
gerade der Wettbewerb wurde faſt allgemein abgelehnt. Es wird demgegenüber einſt 
zu den bemerkenswerteſten Taten der nationalſozialiſtiſchen Führung gerechnet 
werden, wie ſie ſich dieſen Strömungen gegenüber verhalten hat: ſie hat mit großem 
Nachdruck und aller Deutlichkeit den Wettbewerbsgedanken als eines der entſcheiden⸗ 
den Prinzipien in den nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsaufbau eingefügt. Die 
Führung hat dabei erkannt, daß die gefährlichſte Hemmung für den Wettbewerbs-. 
gedanken der Mangel an Verſtändnis in den breiten Schichten des Volkes iſt. In der 
Aufklärungsarbeit, die hier geleiftet wurde, ſteht — neben dem Reichswirtſchafts. 
miniſter, dem Reichspreiskommiſſar Goerdeler u.a. — vor allem der Führer ſelbſt 
an der Spitze. So dürfte niemand, der über nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsordnung 
denken und ſprechen möchte, an den Ausführungen vorübergehen, die der Führer am 
17. 5. 1934 an den zweiten Arbeitskongreß der Deutſchen Arbeitsfront gerichtet hat 
(im folgenden zitiert nach VB vom 18. 5. 1934). Der Gedankengang, aus dem der 
Nationalſozialismus zur Bejahung des Wettbeperbsgedankens kommt, iſt nach 
dieſer bedeutſamen und programmatiſchen Rede — mit ergänzender Heranziehung 
ſonſtiger Außerungen der Staatsführung — folgender: 


Zweck der Wirtſchaft iſt, „der beſſeren Selbſterhaltung und Lebenshaltung eines 
Volkes“ zu dienen, „höchſte Steigerung der menſchlichen Leiſtungen und damit der 
menſchlichen Produktion“. Die Erreichung dieſes Zieles iſt insbeſondere auch „die 
einzige Rechtfertigung für den Sozialismus“, der nicht „um des Sozialismus willen 
eriftiere”. Zur Erreichung dieſes Zieles müßten „auf jedem Platze unſeres Lebens 
die höchſten Fähigkeiten ausſchließlich und autoritär zum Einſatz gebracht werden“. 
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Dies werde niemals durch ſtaatliche Lenkung der Wirtſchaft erreicht werden, ſondern 
„der Selbſterhaltungstrieb (des einzelnen) erſcheine am beſten geeignet, die Fähig⸗ 
keiten des einzelnen zum Einfatz und zur Entfaltung zu bringen“. Daher „müſſe man 
dem freien Spiel der Kräfte einen möglichſt breiten und freien Spielraum gewähren“. 
Was alfo wird von dieſem freien Spiel der Kräfte erwartet? Nichts anderes als: 
die beſtmögliche Deckung des Bedarfes unſeres Volkes an wirtſchaftlichen Gütern. Zu 
folder Leiſtung find nicht alle Unternehmer gleichmäßig befähigt. Der Geſamtheit 
muß daran liegen, daß der vorhandene Erzeugungsapparat nur von leiſtungsfähigen 
Anternehmern bedient wird. Eine Ausleſe iſt alſo notwendig. Sie erfolgt „nicht 
durch ſtaatliche Aufſichtsbehörden, ſondern durch den Erfolg im praktiſchen Wirt- 
ſchaftskampf“, alſo „unter viel härteren Ausleſebedingungen“, als ſie etwa für die 
Beamtenlaufbahn gelten. Die Form des Ausſcheidens aus dem Wirtſchaftskampf iſt 
der Konkurs. Der Lohn, der dem erfolgreichen Anternehmer in Ausſicht ſteht, ihm 
nicht etwa widerwillig zugeſtanden, ſondern vom neuen Staate gegönnt und gewünſcht 
wird, iſt der erzielte Gewinn. 


Wenn die Beſtimmung über das, was in der Wirtſchaft zu geſchehen hat, nicht vom 
Staate (in der vom Führer ſo deutlich abgelehnten „Planwirtſchaft“) getroffen wird, 
ſondern der ſchöpferiſchen Initiative des einzelnen überlaſſen bleibt, ſo ergibt ſich 
daraus die Notwendigkeit, den einzelnen in der Betätigung dieſer vom Staat nicht 
nur erlaubten, ſondern gewünſchten Initiative ſo frei zu ſtellen, wie es mit dem 
ſonſtigen Geſamtintereſſe vereinbar iſt. Die Freiheiten, die der Staat hier gewährt, 
ſind: die Freiheit in der Berufswahl, die Freizügigkeit, die Vertragsfreiheit als die 
Freiheit, die rechtlichen Beziehungen nach dem eigenen Willen zu geſtalten, die 
Organiſationsfreiheit als die Freiheit, ſich im Wirtſchaftsleben zu Organiſationen 
zuſammenzuſchließen, uſw. Als Grundlage der Wirtſchaftsordnung wird vom national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat das Privateigentum anerkannt, als die gegenüber dem Kom⸗ 
munismus höhere Stufe der Wirtſchaftsordnung: wer ſich bei der Schaffung von 
Werten auszeichnet, iſt in ebendemſelben Maße auch zu ihrer Verwaltung berufen 
(jo der Führer in der Rede vom 17.5.1934 und in der Rede vom 21.5.1935). 


Ausdrücke wie „freies Spiel der Kräfte“, „Gewerbefreiheit“ uſw. haben immer 
wieder das Mißverſtändnis erregt, als ob es ſich darum handelte, die Wirtſchaft 
ohne jede von außen geſetzte Ordnung nur nach den natürlichen Triebkräften ſich ab- 
wickeln zu laſſen. In Wahrheit iſt dieſe Entſaltung der Privatinitiative nur dann im 
Geſamtintereſſe gelegen, wenn ſie ſich nach einer ganz beſtimmten, ſehr ſtrengen und 
harten Ordnung vollzieht. Dieſe Ordnung zu ſetzen und in der Einhaltung zu über⸗ 
wachen, iſt Aufgabe des Staates, und noch kein deutſcher Staat iſt ſich dieſer Aufgabe 
ſo bewußt geweſen wie der heutige. 


In dieſer Ordnung des Wirtſchaftskampfes ſteht der Vertragsfreiheit gegenüber der 
Grundſatz der ſtrengen Haftung für eingegangene Schulden. Dieſem Grundfatz dient 
die privatrechtliche Regelung der Schuldverhältniſſe, die Zivilprozeßordnung, die 
Konkursordnung uſw. Der nationalſozialiſtiſche Staat hat die Amwandlung von 
„Kapitalgeſellſchaften“, bei denen das Riſiko der Mitglieder begrenzt, d. i. auf die 
Gläubiger teilweiſe abgewälzt iſt, in „Perſonalgeſellſchaften“, bei denen die Mit- 
glieder mit ihrem ganzen Privatvermögen für die Verbindlichkeiten der Geſellſchaft 
einſtehen müſſen, durch zweimalige Anderung des Geſellſchafts. und vor allem des 
Steuerrechts erleichtert und angeregt (Amwandlungsgeſetz von 1934; Körperſchaſt⸗ 
ſteuernovelle von 1936), weil die Perſonalgeſellſchaft, wo möglich, allein den Grund. 
ſätzen des Nationalſozialismus entſpräche; er hat die Vergleichsordnung verſchärft 
(Vergleichsordnung vom 26. 2. 1935), er bekämpft das Preisſchleudern auf Koſten 
der Kreditgeber (ſiehe unten S. 7). Weiter iſt die Freiheit zur Bildung von Orga- 
niſationen nur dann tragbar, wenn die Verantwortlichkeit der leitenden Menſchen 
rechtlich geſichert iſt (Haftung von Vorſtand, Aufſichtsrat uſw.) und wenn die Ge- 
ſamtheit durch Gewährleiſtung ausreichender Publizität der Organiſationen (Pflicht 
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zur Veröffentlichung von Bilanzen uſw.) und durch unparteiiſche Reviſionen 
(Reviſionszwang) vor Täuſchungen bewahrt und über die für den Kapitalmarkt 
weſentlichen Tatſachen der Organiſationen ausreichend unterrichtet iſt. Der national⸗ 
ſozialiſtiſche Staat hat die Haftung der Leiter verſchärft und die Pflicht zur Publi- 
zität und den Reviſionszwang erweitert (G. vom 26.5.1933, RGBl. 1 S. 295, 
Art. III bis V; VO vom 30.5.1933, RGBl. 1 S. 317; Aktiengeſetz vom 30. 1. 1937. 
RGBl. 1 S. 107). 


Vor allem aber kann in dieſem Bereich der privaten Initiative, des ſogenannten 
freien Wettbewerbs, unter gar keinen Amſtänden „frei“ in jenem mißverſtandenen 
Sinne der Wettbewerb ſelbſt fein. Damit nämlich durch dieſen vom Staate veran- 
ſtalteten Wettbewerb das Ziel der beſtmöglichen Verſorgung der Geſamtheit erreicht 
werde, iſt notwendig, daß in dieſem Wirtſchaftskampf nichts anderes als echte 
Leiſtungskraft eingeſetzt werde. Dies gerade iſt aber bei völlig freiem Spiel der 
Kräfte keineswegs gewährleiſtet: der Egoismus des einzelnen möchte ſich über dieſe 
Schranke der Betätigung hinwegſetzen, da der Erfolg auf keinem Wege ſo ſchwer 
erreichbar iſt wie auf dem des echten Leiſtungswettbewerbs. So iſt es nötig, daß von 
autoritativer Seite durch Setzung einer Kampfordnung dem Anternehmer die anderen 
Wege des Wirtſchaftskampfes verſperrt werden: die ſchwierigſte und auch bis heute 
keineswegs überall gelöſte Aufgabe, welche die Wettbewerbsordnung dem Staat ſtellt. 


II. Wettbewerbsrecht 


Dieſer Aufgabe iſt in erſter Linie das Wettbewerbsrecht gewidmet. Es entſtand 
zunächſt als Warenzeichenſchutz: der Verſuch des jüngeren Konkurrenten, ſeine Ware 
als Erzeugnis des älteren, gut eingeführten Konkurrenten vorzutäuſchen, iſt in allen 
kapitaliſtiſchen Ländern die älteſte Form des unlauteren Wettbewerbs. 1847 führte 
Preußen den Schutz der Herkunftsmarken in Rheinland und Weſtfalen ein, 1874 
wird dieſer Gedanke zuerſt durch Reichsgeſetz verwirklicht (heute das Warenzeichen 
von 1936). Angeſichts völligen Verſagens des deutſchen Reichsgerichts bedurfte es 
dann eines Sondergeſetzes gegen die ſonſtigen Fälle des unlauteren Wettbewerbs: 
es erging 1896 das G. zur Bekämpfung des unlauteren Wettbewerbs, das allerdings 
den Richter allzu ängſtlich an einige befonders kraſſe Sondertatbeſtände feſſelte und 
daher verſagen mußte. 1909 wurde es durch das heute noch geltende AWG erſetzt; 
neben wirkſamerer Erfaſſung von Sondertatbeſtänden verbietet dieſes G. in der 
berühmten Generalklauſel des § 1 für den Wirtſchaftskampf ſchlechthin alle Hand- 
lungen, die gegen die guten Sitten verſtoßen. Das AWE iſt durch die Not VO vom 
9. 3. 1932 und jüngſt durch G. vom 26. 2. 1935 verſchärft worden. Neben dem 
AWG find zahlreiche andere Geſetze hauptſächlich oder nebenher dem Ziel der 
RNeinhaltung des Wirtſchaftskampfes gewidmet: fo neben dem ſchon genannten 
Warenzeichen das Firmenrecht des HGB (Verbot täuſchender Zuſätze uſw.), gewiſſe 
Beſtimmungen des BGB (z. B. knüpft § 824 an die Kreditſchädigung eine Schaden- 
erſatzpflicht), das Lebensmittels, das Zugabeverbot der Not BO vom 9. 3. 1932 
(verſchärft durch G. vom 12. 5. 1933), das Rabatt von 1933, neuſtens beſonders 
bemerkenswert die WettbewerbBD Goerdelers von 1934. 


Welch ſchwierige Fragen das Wettbewerbsrecht dem Geſetzgeber ſtellt, ſei an zwei 
bedeutſamen Problemgruppen gezeigt, um deren Löſung ſich die nationalſozialiſtiſche 
Regierung in beſonderem Maße bemüht hat: an den Problemen der Sonderver⸗ 
anſtaltungen und des Schleuderwettbewerbes. 

1. Die „Sonderveranſtaltung“ ſpielt ſeit mehreren Jahren, vor allem ſeit der Kriſe 
von 1931, im Einzelhandel eine höchſt umſtrittene, ſehr wichtige Rolle. Es handelt 
ſich um Verkaufsveranſtaltungen, die außerhalb des regelmäßigen Geſchäftsverkehrs 
liegen und die ſo angekündigt — in der Ankündigung liegt der Kern des 
Problems! — find, daß im Publikum der Eindruck eines beſonders günſtigen Kauf⸗ 
angebots erweckt wird. Sie dienen der Beſchleunigung des Warenabſatzes. Sie 
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können unter Zwang oder freiwillig veranftaltet werden. Deutlich heben ſich drei 
Gruppen voneinander ab: Die älteſte und notwendigſte Sonderveranſtaltung iſt der 
Ausverkauf wegen Aufgabe des Geſchäfts. Daneben ſtehen ſeit langem üblich Saiſon⸗ 
ſchluß⸗ und Inventurverkäufe: es handelt ſich dann um Waren, deren Abſatzfähigkeit 
ſich durch Ablauf der Saiſon vermindert hat, ſo daß der Einzelhändler vor der Wahl 
ſteht, ſie unter Verzicht auf Gewinn forciert abzuſetzen, oder das in ihnen angelegte 
Kapital ein halbes Jahr ungenützt liegen zu laſſen, unter Amſtänden noch unter der 
Gefahr, daß fie auch ſpäter wegen Modewandels nicht abzuſetzen find. Die dritte 
Gruppe bilden alle ſonſtigen Sonderveranſtaltungen: „Weiße Wochen“, „Jubiläums. 
verkäufe“, „Reſte⸗Verkäufe“, oder einfach „Ausnahmetage“ uſw.; die Motive ſind 
äußerſt mannigfaltig: typiſcher Fall iſt die Fehldispoſition beim Einkauf einer Ware, 
deren Abſatzfähigkeit überſchätzt iſt; daher kommen ſolche Sonderveranſtaltungen 
gerade bei Warenhäuſern (hier auch aus anderen Motiven) beſonders häufig vor, 
weil ihre Vielſeitigkeit die Gefahr der Fehldispoſition in beſonderem Maße bedingt. 
Aus dem Geſagten ergibt ſich: Die Sonderveranſtaltung kann notwendig oder doch 
gerechtfertigt ſein; ſie iſt auch dann für die Konkurrenten unangenehm, muß aber 
inſoweit hingenommen werden. Die Problematik der Sonderveranſtaltung liegt vor 
allem darin, daß in beſonderem Maße die Gefahr der Täuſchung des Publikums 
gegeben iſt: in erſter Linie die Gefahr, daß der nach außen zur Schau getragene 
Zwang zum beſchleunigten Abſatz in Wirklichkeit nicht gegeben iſt. So mußten oft 
nach ſchließlicher Beendigung eines Ausverkaufs „wegen Aufgabe des Geſchäfts“ die 
Konkurrenten nach dem erſten Aufatmen erleben, daß der Inhaber des „aufgegebenen“ 
Geſchäfts oder ſeine Ehefrau ein „neues“ Geſchäft eröffnete. Er hatte den Willen zur 
Geſchäftsaufgabe nur vorgetäuſcht. Getäuſcht war das Publikum, das im Vertrauen 
auf die Richtigkeit der Angabe des Ausverkaufsgrundes angenommen hatte, der 
Inhaber ſei gezwungen, zu billigſten Preiſen abzuſetzen. Da diefer Zwang in Wirt- 
lichkeit fehlte, war das Angebot in Wirklichkeit nicht beſonders günſtig: die Niedrig ⸗ 
keit der Preiſe lag an der Qualität der angebotenen Ware. Entſprechendes gilt auch 
für diejenigen Sonderveranſtaltungen, in deren Ankündigung keinerlei Zwangslage 
angedeutet iſt. Wenn ein Einzelhändler Waren von vornherein zu dem Zwecke ein- 
kauft, um mit ihnen eine „Billige Woche“ zu veranftalten, jo ſpricht die Wahrfchein- 
lichkeit dafür, daß das Publikum getäuſcht wird: die Ware iſt ebenſo ſchlecht 
wie billig. 

Die geſchichtliche Entwicklung beginnt mit dem Ausverkauf wegen Geſchäftsaufgabe, 
dann kommen die Saiſonſchluß⸗ und Inventurverkäufe auf und ſchließlich die übrigen 
Sonderveranſtaltungen. Alles dies nahm überhand in den Jahren der Kriſe nach 
1931, als unter dem zunehmenden Druck des Exiſtenzkampfes der Wettbewerb mit 
immer größerer Anbedenklichkeit geführt wurde. 

Dieſer Entwicklung der Sonderveranſtaltungen entſpricht die Entwicklung ihrer geſetz 
lichen Regelung. Das Wettbewerbs von 1896 enthielt keinerlei Regelung der 
Sonderveranſtaltungen. Im AWG von 1909 wurden ſowohl Ausverkauf wie Saiſon⸗ 
ſchluß⸗ und Inventurverkäufe erfaßt. Der leitende Geſichtspunkt dieſer Regelung, 
Schutz gegen Täuſchung, wurde in den AWG-Novellen von 1932 und 1935 in noch 
weiterem Amfang verwirklicht. Vor allem wurde 1932 eingeführt, daß nach einem 
Ausverkauf eine einjährige Sperrfriſt läuft, innerhalb deren es dem betreffenden 
Händler verboten iſt, am gleichen Ort mit den betreffenden Waren einen Handel zu 
beginnen. Dies wurde 1935 weiter verſchärft, insbeſondere dahin, daß dieſes Verbot 
auch Ehegatten und nahe Verwandte trifft, ferner z. B den Geſchäftsführer und den 
maßgeblichen Geſellſchafter der GmbH, welche den Ausverkauf veranſtaltet hat. Die 
Sperre erſtreckt ſich jetzt ſogar auf die Waren als ſolche: mit den zum Ausverkauf 
geſtellten Waren darf in dieſem Lokal niemand Handel eröffnen. Es iſt dies der für 
das moderne und namentlich das nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftsrecht kennzeichnende 
Kampf gegen Amgehungen der Gefetze. Außerdem gibt S 7b UWG der höheren 
Verwaltungsbehörde die Befugnis, weitere Einzelheiten zu regeln; im Intereſſe 
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einer Vereinheitlichung dieſer praktiſch bedeutſamen Einzelvorſchriften hat der 
RW am 19. 10. 1935 eine Muſterregelung erlaſſen. 


Während man den Ausverkauf im übrigen auch heute als unbedingt notwendig weiter 
uneingeſchränkt zuläßt, iſt dies für die übrigen Sonderveranſtaltungen anders 
geworden: Nachdem ſchon das AWG von 1909 und die Novelle von 1932 der 
höheren Verwaltungsbehörde die Befugnis gegeben hatten, die Saiſonſchluß⸗ und 
Inventurverkäufe einzuſchränken und zu reglementieren, hat die Novelle von 1935 
dieſe Befugnis dem RW übertragen und fie gleichzeitig auf alle ſonſtigen Sonder⸗ 
veranftaltungen erſtreckt. Der RWM (Erlaffe vom 14. 5. 1935 und 4. 7. 1935) hat 
dann die Gaifon- und Inventurverkäufe auf zwei im Jahr begrenzt und fie zeitlich 
genau feſtgelegt, und er hat die ſonſtigen Sonderveranſtaltungen mit wenigen Aus- 
nahmen ganz verboten. 


Hiermit hat ein beſonders eindrucksvolles Kapitel der Entwicklung des Wirtſchafts⸗ 
rechts fein vorläufiges Ende gefunden. Es hat ſich herausgeſtellt, daß gegenüber der 
Bedenkenloſigkeit und Naffiniertheit gewiſſer Einzelhändler alle elaſtiſchen geſetz⸗ 
lichen Regeln verſagen mußten. So hat man zu ſtarren Begrenzungen übergehen 
müſſen, zu einer fehr ins einzelne gehenden Reglementierung, und man hat dabei in 
Kauf nehmen müſſen, daß hierdurch gelegentlich auch ganz unbedenkliche Sonder⸗ 
veranſtaltungen verhindert werden. 


2. Von fehr viel allgemeinerer Bedeutung noch iſt das andere heute im Vordergrund 
ſtehende Problem des Wettbewerbsrechts: die Frage nach den Grenzen zuläſſiger 
Preisunterbietung. Der Grundſatz „Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ hat zunächſt in 
weiten Kreiſen die Auffaſſung erweckt, als ob der Unternehmer fittenwidrig handle, 
wenn er dadurch in den Kundenkreis anderer Anternehmer dringt, daß er zu Preiſen 
anbietet, die unter dem üblichen, von der Mehrzahl ſeiner Konkurrenten geforderten 
Preiſe liegen. Einige Landgerichtsurteile nach 1933 haben ausgeſprochen: auch wenn 
der Anternehmer wegen der beſonderen Verhältniſſe feines Betriebes billiger an- 
bieten könne als die Konkurrenten, ſo müſſe er doch mindeſtens diejenigen Preiſe 
fordern, welche die Mehrzahl feiner Konkurrenten deswegen fordere, weil ihnen ſonſt 
ein angemeſſener Verdienſt nicht bleibe. Hiermit iſt das Weſen der Wettbewerbs⸗ 
ordnung verkannt: Dieſe lehnt es ab, dem einzelnen Gewerbetreibenden eine Rente 
oder überhaupt nur die Exiſtenz zu garantieren. Gewollt iſt harter Ausleſekampf im 
Dienſt der Allgemeinheit, nicht gegenſeitige Rückſichtnahme der Unternehmer auf 
Koſten der Allgemeinheit (ſo auch das Reichsgericht im Arteil vom 9. 5. 1933; 
Erlaß des Reichswirtſchaftsminiſters vom März 1935 an die Handelskammern). 


Anderſeits iſt unſtreitig, daß Preisunterbietung unlauterer Wettbewerb ſein kann. 
Wo aber die Grenze liegt, iſt eine beſonders ſchwierige und heute noch nicht an⸗ 
nähernd gelöſte Frage. Daß von ihrer Löſung die Durchführbarkeit und das 
Funktionieren der Wettbewerbsordnung geradezu abhängen, iſt von der national- 
ſozialiſtiſchen Regierung erkannt. Vor allem hat Goerdeler, der frühere Reichs- 
kommiſſar für Preisüberwachung, fein Amt (unten S. 25) benutzt, um hier die Rechts. 
entwicklung voranzutreiben. Gerade er hatte hierzu beſondere Veranlaſſung: 
er ſetzte in beſonderem Maße die Autorität des Staates dafür ein, private Wett⸗ 
bewerbsbeſchränkungen aufzulockern (unten S. 32). Ihm mußte alſo anderſeits 
beſonders daran liegen, für die Reinhaltung des fo ftärfer als bisher entfeflel- 
ten Wettbewerbs Sorge zu tragen. So hat er die „VO über Wettbewerb“ vom 
21. 12. 1934 (Wettbewerb BO) erlaſſen. Hier wird der Verkauf unter Gelbit- 
koſten bei Vorliegen beſtimmter Vorausſetzungen mit Strafe bedroht. In der Aus- 
arbeitung dieſer Vorausſetzungen liegt der Kern der WettbewerbVO: Einerſeits 
iſt das Verluſtangebot nur ſtrafbar, wenn es den Grundſätzen ordnungsmäßiger 
Wirtſchaftsführung widerſpricht; nicht alſo der Verkauf von Waren, die wegen ihrer 
Eigenſchaften (Ladenhüter) nicht mehr anders abzuſetzen ſind. Anderſeits erfaßt die 
WettbewerbVoOO nur ſolche Verluſtpreisangebote, bei denen der Unternehmer auf 
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Koſten Dritter handelt, nämlich zu dieſen Verluſtpreiſen anbietet „unter unlauterer 
Ausnutzung ſeines Kredits oder böswilliger Nichterfüllung ſeiner Verpflichtungen 
gegenüber dem Staat, der Gefolgſchaft feines Betriebs oder feinen Gläubigern“. 
Typiſche Fälle: Ein Betrieb entlohnt ſeine Gefolgſchaft ſtändig unter den Sätzen der 
Tarifordnung und bietet die Erzeugniſſe um die rechtswidrig vorenthaltenen Lohn⸗ 
beträge billiger an als die geſetzestreuen Konkurrenten. Oder ein Händler, dem 
eigenes Kapital nicht zur Verfügung ſteht, kauſt Waren auf Kredit und verfchleudert 
ſie, um ſofort zu Geld zu kommen, das er verbrauchen will. And ſolche Fälle können 
auch dann vorkommen, wenn eigenes Vermögen vorhanden iſt: die Verweichlichung 
des Konkursrechts (Vergleichs verfahren) ſtellt geradezu eine Verſuchung zu ſolcher 
Geſchäftsgebarung dar, inſoweit man damit rechnen kann, daß in dieſem Verfahren 
die Schulden ſtark herabgeſetzt werden. — Dieſer ſelbe Gedanke iſt in dem Rahmen 
der ſtaatlichen Kartellpolitik verwirklicht worden. So haben Reichswirtſchaftsminiſter 
und Preiskommiſſar wiederholt die Neubildung von Kartellen verhindert und ſtatt 
deſſen eine verbandsmäßige Kalkulationskontrolle erwirkt: Bauwirtſchaft, graphiſches 
Gewerbe, Graugußherſtellung, Rundfunkinduſtrie. Im Rahmen der ſtaatlichen Kartell- 
auffiht find hier die Verbände zur Aufſtellung von „RNichtpreiſen“ ermächtigt worden. 
Dieſe Nichtpreiſe dürfen vom einzelnen Anternehmer unterboten werden, aber nur 
unter der Vorausſetzung, daß der Anternehmer dabei richtig kalkuliert hat. Er hat 
daher jede Anterſchreitung der „Nichtpreiſe“ dem Verband anzuzeigen, welcher dann 
die Kalkulation nachprüfen laſſen kann. Im graphiſchen Gewerbe wird allerdings 
vom Mitglied dann nur der Nachweis verlangt, daß es feine laufenden Verpflich- 
tungen gegenüber Staat, Gefolgſchaft, Gläubigern erfüllt hat. Die Sanktionen 
dieſer Wettbewerbspolizei beſtehen in verſchieden geregelten „Vertragsſtrafen“ 
(Eiſengießer) bzw. Ordnungsſtrafen, von der Verwarnung über Geldſtrafe bis zum 
Antrag an die Behörde, den Betrieb wegen Anzuverläſſigkeit zu ſchließen (graphiſches 
Gewerbe); über die Geldſtrafen entſcheidet im Streitfall bei den Eiſengießern ein 
Schiedsgericht, bei den Graphikern das Amtsgericht. An dieſer Regelung find be- 
ſonders deutlich die Ziele der nationalſozialiſtiſchen Wirtſchaftsrechtspolitik zu er⸗ 
kennen: Einerſeits Beſeitigung der nicht unbedingt gebotenen privaten verbands⸗ 
mäßigen Bindungen der Wirtſchaft (darüber unten S. 32), anderſeits ſtrengſte 
Bindung des ſo angeſtrebten Wettbewerbs an das Leiſtungsprinzip. 


III. Wettbewerbspolizei 

Von allen Wegen, in der Wirtſchaft zum Erfolg zu kommen, iſt der Leiftungswett- 
bewerb, der Einſatz nur der echten Leiſtungskraft der ſchwierigſte. Wenn alſo der 
Staat die Tätigkeit des einzelnen gerade auf dieſen Weg beſchränkt, ſo engt er den 
Strom des Lebens an beſonders reißender Stelle ein: folgeweiſe muß er gerade hier 
zum Schutz ſeiner Rechtsnormen beſonders ſtarke Dämme errichten. Dazu müſſen 
in erſter Linie die geſetzlichen Tatbeſtände des unlauteren Wettbewerbs von der 
Geſetzgebung immer deutlicher und immer ſchärfer herausgearbeitet werden, wie das 
gerade von der nationalſozialiſtiſchen Führung in den oben (S. 5 ff.) behandelten 
Fällen mit ſo großer Mühe verſucht iſt. Aber das beſte Wettbewerbsrecht nützt nichts, 
wenn nicht ſehr kräftige Sanktionen hinter ihm ſtehen. Auch hier iſt ſtetiges Fort⸗ 
ſchreiten ſeit langem zu beobachten. 

J. Ein wohl auch heute noch unentbehrlicher Schutz gegen unlauteren Wettbewerb iſt 
die Abwehr durch den einzelnen betroffenen Mitbewerber. Auch hier wird der Eigen- 
nutz in den Dienſt der Geſamtheit geſtellt. Die Mitbewerber werden durch den 
unlauteren Wettbewerb unmittelbar geſchädigt: man darf von ihnen alſo Wachſam⸗ 
keit und Aktivität in der Abwehr erwarten. Die ihnen zur Verfügung geſtellte Waffe 
iſt die zivilrechtliche Klage auſ Schadenerſatz und auf Anterlaſſung. Freilich koſtet 
dieſes Prozeſſieren Zeit, Kraft und Geld, und außerdem arbeitet der klagende Anter⸗ 
nehmer damit zugleich auch oft für ſeine übrige Konkurrenz, die gleich ihm unter dem 
Wettbewerb des Beklagten leidet. So lag es nahe, daß ſich die Anternehmer zu 
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Verbänden zuſammenſchloſſen und dieſen den Kampf gegen unlauteren Wettbewerb 
übertrugen, und ſchon ſeit dem G. von 1896 find alle rechtsfähigen Verbände zur 
Förderung gewerblicher Intereſſen zur Klage auf Anterlaſſung unlauteren Wett- 
bewerbs in weitem Amfange geſetzlich befugt (S 13 AWG). 


II. Für gewiſſe ſchwerere Verſtöße ſind ſchon ſeit 1896 öffentliche Strafen angedroht. 
Auch hier hat ſich die Entwicklung des Wettbewerbsrechts der Verſchärfung und Ver- 
wilderung des Wettbewerbs anpaſſen müſſen: die Strafandrohungen ſind in den 
Vorausſetzungen immer genauer herausgearbeitet, in der Zahl vermehrt und in der 
Höhe der Strafe verſchärft worden. Die Initiative lag urſprünglich faſt ausſchließ⸗ 
lich bei dem einzelnen und den Verbänden (Privatklage); der Staatsanwalt hatte nur 
dort einzugreifen, wo er ein öffentliches Intereſſe verletzt fah, was ſelten vorkam. 
1909 wurden einige (unbedeutende) Vorſtöße zu ſogenannten Offizialdelikten erklärt: 
der Staatsanwalt hat von Amts wegen einzugreifen. Die Novelle von 1925 fügte 
auf Grund internationaler Abmachung hierzu die trügeriſche Reklame. Eine praktiſch 
weſentliche Erweiterung erfuhr die ftaatliche Inittative durch Dienſtanweiſung des 
NJuſt M vom 13.4.1935 (früher ſchon Dienſtanweiſung des prJJuſtM vom 16.8. 
1927): die Staatsanwaltſchaft ſoll auch bei den übrigen (ſtrafbaren) Wettbewerbs- 
verſtößen das öffentliche Intereſſe als verletzt betrachten und alſo (auf Antrag) 
einſchreiten, wenn es ſich um Mißbräuche handelt, an deren Unterdrückung ganze 
Gewerbezweige ein begründetes Intereſſe haben, oder wenn ein Verband Straf- 
antrag ſtellt. Dieſe Tendenz zur Verſtärkung der ſtaatlichen Initiative bei der Straf- 
verfolgung zeigt ſich auch in dem neueſten Wettbewerbsrecht, in der ſchon (S. 7) 
genannten Wettbewerb VO: die dort erfaßte Preisſchleuderei wird von Amts wegen 
beſtraft. 

III. Die Organe der Staatsverwaltung find in gewiſſer Beziehung ſchon ſeit langem 
an der Reinhaltung des Wettbewerbs beteiligt. Die Polizei hat gegen ſtrafbare 
Wettbewerbshandlungen ſchon vom Geſichtspunkt des Schutzes der öffentlichen Ord- 
nung einzuſchreiten. Darüber hinaus gibt das beſondere Gewerbepoltizeirecht (unten 
S. 10 ff.) der Verwaltung viele und kräftige Mittel auch zur Bekämpfung des 
unlauteren Wettbewerbs. Im Necht der Sonderveranſtaltungen (oben S. 7.) iſt 
die Verwaltung ſtark eingeſetzt: die höheren Verwaltungsbehörden können allgemeine 
Regeln über die Einzelheiten des Ausverkaufs aufſtellen und im Einzelfall Aus- 
nahmen von der geſetzlichen Regelung zulaſſen. 


Dieſe verwaltungsmäßige Beeinfluſſung des Wettbewerbs durch den Staat hat in 
den letzten Jahren ſehr ſtark an Bedeutung gewonnen: Das zeigt ſich einerſeits auf 
jenen alten Gebieten; fo iſt z. B. die Polizei jetzt angewieſen, ihre Einſchreitungs⸗ 
befugniſſe energiſcher auszunützen; ferner hat das Gewerbepolizeirecht immer weitere 
Gebiete erfaßt (unten S. 11 f.) ufw. Anderſeits find der Verwaltung heute wichtigſte 
Beeinfluſſungsmöglichkeiten ganz neuer Art geſchaffen worden: 


1. Sehr bemerkenswert iſt, daß auch das neue ſtaatliche Preisbeeinfluſſungsrecht 
(unten S. 25) in den Dienſt der Sauberhaltung des Wettbewerbs geſtellt iſt. So 
bat der frühere Reichskommiſſar für Preisüberwachung, Goerdeler, geſtützt auf die 
Preisüberwach BefugBO von 1931 83 dem Einzelhandel für ſehr viele Gegenſtände 
und Leiſtungen die Preisbeſchilderung im Ladenfenſter, die Verwendung handels. 
üblicher Gewichte für fertige Verkaufspackungen (Verbot „krummer“ Gewichte) u. dgl. 
vorgeſchrieben. Der heutige Reichskommiſſar für die Preisbildung baut dieſes 
Preiskennzeichnungsrecht weiter aus: durch VO vom 25. 11. 1936 hat er dem ge⸗ 
ſamten Kleinhandel mit Wild, Wildgeflügel und Geflügel den Aushang von Preis- 
verzeichniſſen und die Beſchilderung von ausgelegten Stücken zur Pflicht gemacht. 
Diefes Preiskennzeichnungsrecht dient gewiß ſehr weſentlich der Durchführung ſtaat⸗ 
licher Preisſteuerung, es ſoll aber nach dem Willen der verantwortlichen Stellen 
auch das Käuferpublikum vor Täuſchungen bewahren und dient Weft auch der 
Sauberhaltung des Wettbewerbs. 
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2. Der frühere Reichskommiſſar für die Preisüberwachung hat feine Befug⸗ 
niſſe dazu benutzt, um einzelnen Wirtſchaftszweigen eine Wettbewerbsordnung auf- 
zuzwingen, die den Wettbewerb dort nicht einengen, ſondern reinigen ſoll (oben S. 8). 


3. Ein anderer noch großzügigerer Verſuch zur Reinhaltung des Wettbewerbs durch 
die Staatsverwaltung iſt die Einſetzung des Werberats der deutſchen Wirtſchaft 
durch das Wirtſch WerbG von 1933: Nach dem Vorbild der Reichsanſtalt für Arbeits- 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung iſt hier aus ſtaatlich berufenen Vertretern 
der Wirtſchaſt eine öffentlich⸗rechtliche Körperſchaft geſchaffen, welche unter der Auf- 
ficht des RProp M das wirtſchaftliche Werbungsweſen zu lenken hat. Zweck iſt die 
„einheitliche und wirkſame Geſtaltung“ der Werbung (§S1 Wirtſch WerbG). Das ſoll 
nicht auf eine Aniformierung der Werbung oder eine Zurückdrängung der Privat- 
initiative hinauslaufen (Amtl. Begründung). Nach dem Wortlaut des G. iſt aller- 
dings der Werberat zum Eingreifen auch da befugt, wo die Werbung lauter, aber 
nicht wirkſam genug iſt. In der Hauptſache aber hat er die Werbung dadurch wirk⸗ 
ſamer zu machen, daß er das Vertrauen zu ihr wiederherſtellt, daß er alſo die Miß⸗ 
ſtände beſeitigt, die ſich auf dem Gebiet des wirtſchaftlichen Werbens als einem der am 
ſtärkſten verwilderten Zweige des Wettbewerbs entwickelt haben (§S5 Zweite DVD). 
And in der Tat hat ſich der Werberat bisher auf dieſen Kampf gegen unlauteren 
Wettbewerb beſchränkt und iſt inſofern alſo in erſter Linie auch Wächter der Wett⸗ 
bewerbsordnung. Neuartig ſind die ihm zur Verfügung geſtellten Mittel. Er kann 
über die Werbung neue Rechtsſätze nicht erlaſſen, hat kein Verordnungsrecht, auch 
kann er ſonſtwie die Werbung nicht unmittelbar beeinfluſſen, iſt zu Eingriffen im 
Einzelfall nicht befugt. Seine Macht iſt ausſchließlich darauf begründet, daß alle 
Werbung von feiner Genehmigung abhängig gemacht iſt (S 3 Wirtſch WerbG). Er 
kann die Genehmigung nach freiem Ermeſſen verweigern, an beliebige Bedingungen 
knüpfen (ebenda) und jederzeit nach freiem Ermeſſen zurückziehen (§ 4 II Zweite DVD). 
Auf dieſem Wege kann der Werberat jede ihm nicht zuſagende Werbung unterbinden, 
indem er dem betreffenden Anternehmer die Entziehung der Genehmigung androht 
und diefe Drohung im Notfall verwirklicht. Er kann dieſe Entſcheidung veröffentlichen 
und ſo auf andere Anternehmer einwirken. Vor allem aber hat der Werberat bisher 
den Weg der allgemeinen, im RAnz. veröffentlichten Bekanntmachungen über Regeln 
der Werbung gewählt (bis Januar 1938: 22). Dieſe Bekanntmachungen ſind keine 
Rechtsverordnungen, aber ſie beeinfluſſen die Werbung ebenſo wirkſam wie ein Ge⸗ 
ſetz: wollen die Anternehmer nicht die Entziehung der Werbeerlaubnis — es gibt 
dagegen keine Rechtsmittel! — auf ſich nehmen, fo müſſen fie ſich dieſen Bekannt⸗ 
machungen fügen. 


4. Auch die Selbſtverwaltung der gewerblichen Wirtſchaft iſt in den Dienſt der Wett⸗ 
bewerbsordnung geſtellt (darüber unten S. 45 f.). 


2. Abſchnitt: Staatliche Beauffichtigung der Wirtfchaft unter 
Wahrung der Unternehmerinitiative (Gewerbepolizeirecht) 


Wenn der Staat die Wirtſchaft der Initiative und dem Selbſterhaltungstrieb des 
einzelnen überläßt, ſo nimmt er damit gewiſſe Schäden und Gefahren in Kauf, 
die durch unkluge oder unredliche Handhabung der Gewerbe für die Allgemeinheit 
entſtehen. Zur Abwehr iſt einerſeits die allgemeine Polizeiaufſicht beſtellt, anderſeits 
aber rechnet der Staat vor allem mit dem Funktionieren der im Wettbewerbsſyſtem 
ſteckenden Ausleſetendenz, rechnet alſo damit, daß der untüchtige wie der unredliche 
Anternehmer als folder binnen angemeſſener Friſt vom Verkehr erkannt und ge- 
mieden wird und ſo im Wege des geſchäftlichen Mißerfolgs ausſcheidet. Nun gibt 
es aber Gewerbezweige, deren unzulänglicher oder unredlicher Ausübung gegenüber 
die allgemeine Polizeiaufſicht und das Funktionieren der Wettbewerbsordnung nicht 
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mit Sicherheit oder doch nicht raſch genug wirken, um Schäden verhüten zu können, 
welche der Staat in dieſem Ausmaße nicht hinnehmen kann. Daß ein Tuchhändler 
ſchlechte Ware verkauft, werden die Verbraucher nach einigen ſchlechten Erfahrungen 
einzelner regelmäßig erkennen und dann dort nicht mehr kaufen. Daß aber ein Milch- 
händler die Grundſätze der Hygiene vernachläſſigt, iſt den Käufern oft ſchwer erkenn⸗ 
bar, und vor allem: bis ſie es merken, können Schäden entſtanden ſein, die für die 
Allgemeinheit untragbar find. Verſicherungsgeſellſchaften, Banken fordern Ver⸗ 
trauen; ſtellt es ſich heraus, daß ſie es nicht verdienen, ſo brechen ſie zuſammen und 
ſcheiden aus: aber dabei reißen ſie weite Teile der übrigen Wirtſchaft mit ſich, wie 
das deutſche Volk und andere Völker es in den letzten Jahren ſo oft erleben mußten. 
Auch ſtehen in dieſen Gewerben nicht nur unmittelbar die Intereſſen der Verbraucher 
auf dem Spiel, ſondern der Gedanke des Leiſtungswettbewerbs ſelbſt: nichts erſchwert 
die Wettbewerbsordnung ſo wie der Wettbewerb untüchtiger und unzuverläſſiger 
Anternehmer; gerade von ihnen gehen die ſchwerſten! Beunruhigungen des Marktes 
aus, der übelſte Schleuderwettbewerb uſw. 


Dieſer Schwierigkeiten Herr zu werden, iſt die beſondere Aufgabe des Gewerbe- 
polizeirechts. Die Rechtsformen dieſer Sonderaufſicht ſind folgende: 


1. Die Behörde hat die Befugnis, dem unzuverläſſigen Unternehmer die Weiter- 
führung des Betriebs zu verbieten (Anterſagung des Betriebs). 


2. Beſtimmte Gewerbe dürfen nur von ſolchen Anternehmern betrieben werden, die 
ihre fachliche Leiſtungsfähigkeit durch formelles Prüfungszeugnis nachweiſen (Appro⸗ 
bation, Befähigungsnachweis uſw.) oder von der Behörde die beſondere Erlaubnis 
zum Betriebe des Gewerbes erhalten (Konzeſſion, Polizeierlaubnis). Für beſtimmte 
Gewerbezweige wird der Geſchäftsbetrieb beſonderen Rechtsnormen oder behördlicher 
Reglementierung unterworfen. 


3. Die gewerbsmäßige Ausübung beſtimmter Tätigkeiten wird ganz verboten. 


4. Dem genannten Ziel kann der Staat auch dadurch dienen, daß er es nicht dem 
Wirken des Wettbewerbs überläßt, befonders tüchtigen und zuverläſſigen Unter- 
nehmern zur Vorrangſtellung zu verhelfen, ſondern vom Staate aus beſtimmten 
Anternehmern eine beſondere Vertrauenswürdigkeit öffentlich beſcheinigt (Beeidi⸗ 
gung, öffentliche Beſtellung). 

Dieſes beſondere Gewerbepolizeirecht war im Zeitalter des Merkantilismus das 
Normale. Seine Beſeitigung war eine der Grundforderungen des Liberalismus; 
ganz iſt es freilich nie beſeitigt worden, wie die urſprüngliche Faſſung der GewO von 
1869 und vieles Landesrecht von damals beweifen. Seit 1869 aber iſt dann das 
Pendel gewaltig zurückgeſchlagen: bis 1833 freilich waren es immer nur kleinere 
Gruppen, die — in wachſender Zahl — unter dieſes beſondere Gewerbepolizeirecht 
gerieten, fo daß man fie bisher noch als Ausnahmen anſehen konnte. Seit 1933, teil- 
weiſe ſchon vorher angebahnt, iſt die Entwicklung aber in Schritten von bisher un- 
erhörtem Ausmaße verlaufen durch Einbeziehung von Großbezirken der Wirtſchaft: 
hier ſei nur darauf verwieſen, daß ſeitdem das geſamte Handwerk und der geſamte 
Einzelhandel nur noch ſolchen Perſonen offen ſtehen, die ihre fachliche Befähigung 
vorher nachweiſen (unten S. 16 ff.). — Auch bezüglich der einzelnen Gewerbe hat ſich 
der heutige Rechtszuſtand vielfach ſtufenweiſe herausgebildet, im Abergang von den 
milderen zu den ſchärferen und ſchärfſten Formen der Aufſicht. So waren in der 
urſprünglichen Faſſung der GewO Verſteigerer, Rechtskonſulenten, Steuerberater 
und Stellenvermittler (außer Geſindevermietern) überhaupt nicht erwähnt. 1883 
wurden dieſe Gewerbe wegen der zutage getretenen Mißſtände unter behördliche 
Anterſagungsbefugnis geſtellt (S 35 GewO); für Steuerberater trat 1920 daneben 
die Anterſagungsbefugnis des Landesfinanzamts für den Fall der ſteuerſtrafrechtlichen 
Verurteilung (zunächſt § 200, heute & 199 AO). Dann wurde der Konzeſſionszwang 
eingeführt: 1900 für Stellenvermittler, 1934 für Verſteigerer (unten S. 15), 1935 
für Rechtskonſulenten und Steuerberater (S. 15). Die gewerbsmäßige Stellen. 
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vermittlung wurde dann einer beſonderen Regelung des Geſchäftsbetriebs unter- 
worfen, 1902 für Seeleute, 1910 allgemein, ebenſo 1934 das Verſteigerergewerbe 
(unten S. 20). Die gewerbsmäßige Stellenvermittlung iſt 1922 mit Wirkung vom 
1. 1. 1931 verboten worden, unter Zulaſſung von Ausnahmen für einzelne Berufe 
nach Beſtimmung des RArb M, wobei das Gewerbe dann unter der Auffiht und 
nach Weiſung des Präfidenten der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
loſenverſicherung auszuüben iſt (§S 1 Arb VermittlG). — Eine Verſchärfung der Auf⸗ 
ſicht bedeutet es auch, wenn die Behörde bei ihren Entſcheidungen in immer 
ſchwächerem Maße an beſtimmte Tatbeſtände gebunden, die Entſcheidung in immer 
ſtärkerem Maße ihrem Ermeſſen überlaſſen wird. So konnte z. B. dem Steuer⸗ 
berater das Gewerbe bisher nur wegen ſteuerſtraſrechtlicher Verurteilung unterſagt 
werden (8 199 AO); heute kann das Finanzamt ihm die Gewerbeerlaubnis nach freiem 
Ermeſſen entziehen (8 107 a AO in der Faſſung des Art. 2 8 1 Ziff. 1 RechtsberatG; 
ſonſtige Zeifpiele unten S. 19 f.). 

Dieſe enorme zahlenmäßige und gradmäßige Erweiterung des Gewerbepolizeirechts 
geſchah weder vor 1933 noch erſt recht im nationalſozialiſtiſchen Staate aus grund- 
ſätzlicher Vorliebe für ſolche ſtaatlichen Eingriffe. Allzu leicht wird aus dem Kampf 
gegen unzuverläfligen Wettbewerb eine — nicht beabſichtigte, vielmehr unerwünſchte 
— Einengung des Wettbewerbs überhaupt. Ferner übernimmt der Staat hier Auf. 
gaben, denen der Behördenapparat erſahrungsgemäß nicht immer gewachſen iſt: es 
wird dann einerſeits das Ziel der Fernhaltung unzuverläſſiger Anternehmer nicht 
erreicht, und anderſeits läuft dann der unzuverläſſige Anternehmer mit dem Werbe⸗ 
ſchild der „ſtaatlichen Anerkennung“ herum, wodurch der Verkehr in feinem Ver⸗ 
trauen auf die Staatsaufſicht befonders ſchwer geſchädigt werden kann. 

Wenn trotz dieſer nirgends bezweifelten Bedenken der Staat ſich zu der geſchilderten 
Erweiterung der Aufſicht über die Wirtſchaft entſchloſſen hat, ſo iſt ihm dies in erſter 
Linie durch die Entwicklung des äußeren Geſchehens aufgezwungen worden: Einer- 
ſeits hat die allgemeine Entwicklung der deutſchen Wirtſchaft ſeit langem, ins- 
beſondere ſeit 1931 eine erhebliche Verſchärfung und damit Verwilderung des Wett- 
bewerbs herbeigeführt. Anderſeits haben ſich gefährliche Gewerbezweige neu ent- 
wickelt (Verkehrsgewerbe u. a.), und andere find gefährlicher geworden, z. B. das 
Bankgewerbe durch die Entwicklung der Konzentration. Zu dieſem wachſenden Zwang 
des äußeren Geſchehens iſt freilich auch in wachſendem Maße namentlich ſeit 1933 
die Bereitſchaft des Staates getreten, ſich dieſer aufgezwungenen Verantwortung 
nicht zu entziehen, und die Macht des Staates, entſprechend zu handeln. Schließlich 
wird gezeigt werden, daß auch die ſtaatliche Wirtſchaftslenkung im eigentlichen Sinne 
ſich in gewiſſem Amfange der Rechtsformen dieſes Gewerbepolizeirechts bedient 
(unten S. 18). 


I. Die läſtigen Anlagen im Sinne der 55 16 ff. GewO 

Grundſätzlich unterliegt die Errichtung gewerblicher Bauten uſw. der allgemeinen 
landesrechtlichen bau-, feuer-, ſtraßen⸗ und geſundheitspolizeilichen Kontrolle. So 
iſt zur Errichtung eines Baues die ortspolizeiliche Bauerlaubnis notwendig ſchon 
nach 88 67 ff. I, 8 pr ALR (für Städte; für das Land gelten entſprechende Polizei- 
verordnungen). Die Bauerlaubnis iſt die Erklärung der Behörde, daß vom öfſent⸗ 
lichen Recht aus keine Bedenken beſtehen. Die Verſagung der Bauerlaubnis und 
die Erteilung der Bauerlaubnis unter Bedingungen ſind Polizeiverſügungen, welche 
nach 88 40, 45 prPWVG mit Beſchwerde und Klage im Verwaltungsſtreitverfahren 
angefochten werden können. 

Von dieſer allgemeinen Regelung ſind durch die GewO Titel II gewiſſe Anlagen 
ausgenommen. Es handelt ſich um fünf Gruppen: 

1. 8 16 GewO zählt eine — oft vermehrte — Reihe von gewerblichen Anlagen auf, 
„welche durch die örtliche Lage oder die Beſchaffenheit der Betriebsſtätte“ für die 
Nachbarn oder das Publikum allgemein „erhebliche Nachteile, Gefahren oder Be⸗ 
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läſtigungen herbeiführen können“. Hervorzuheben aus der großen Zahl find Pulver- 
fabriken, Zementfabriken, Gerbereien, Fabriken, in denen Dampfkeſſel u. dgl. durch 
Nieten hergeſtellt werden, uſw. Die Errichtung dieſer im Geſetz erſchöpfend auf- 
gezählten Anlagen bedarf einer „beſonderen“ Genehmigung durch die landesrechtlich 
zuſtändige Behörde; die allgemeine baupolizeiliche Genehmigung iſt in dieſer be- 
ſonderen enthalten. Die Genehmigung iſt zu verſagen oder nur unter Bedingungen 
zu erteilen, wenn die Anlage „erhebliche Gefahren, Nachteile oder Beläſtigungen 
für das Publikum herbeiführen kann“ (8 18 GewO). Die Genehmigung darf erft 
erfolgen, nachdem im öffentlichen Aufgebot die Aufforderung ergangen ift, Ein- 
wendungen gegen die geplante Errichtung binnen 14 Tagen vorzubringen (ebenda). 
Offentlich⸗ rechtliche Einwendungen können ſpäter nicht mehr vorgebracht werden. Doch 
hat dies keine erhebliche Bedeutung: wegen Verſtoßes etwa gegen die nachbarrecht⸗ 
lichen Regeln des BGV kann der Nachbar auch ſpäter noch vorgehen. 


Entgegen dem erſten Anſchein bedeutet dieſe Sonderbehandlung der Anlagen eine 
Benachteiligung nur hinſichtlich des öffentlichen Aufgebots, im übrigen aber eine 
mehrfache Privilegierung: die Genehmigung iſt unwiderruflich (8 25 GewO); nur 
wegen „überwiegender Nachteile und Gefahren für das Gemeinwohl“ kann die 
fernere Benutzung (dieſer wie aller Anlagen) gegen Entſchädigung des Beſitzers ver⸗ 
boten werden (8 51 GewO). Vor allem aber iſt der Anternehmer gegen nachträgliche 
Beſchwerungen geſichert; dies gerade iſt der Zweck der Sonderregelung. Auch in 
privatrechtlicher Beziehung iſt der Anternehmer nach erteilter Genehmigung bedeutſam 
privilegiert: Wegen Verletzung des Eigentums benachbarter Grundſtücke (Ruß, 
Lärm, Geruch, Wärme; ſiehe 8 906 BGB) kann nur die Schaffung zumutbarer 
Schutzvorrichtungen, z. B. Entgiftung von Abfuhrgaſen, oder falls dies nicht möglich 
iſt, Schadenerſatz verlangt werden, nicht aber, entgegen allgemeiner Regel (8 1004 
BV), die Einſtellung des Betriebs. 

Seit Geſetz vom 3. 7. 1934 können gewerbliche Anlagen des 8 16 GewO, an deren 
Errichtung ein „öffentliches Intereſſe“ beſteht (z. B. Nohſtoffverſorgung, Heeres - 
bedarf), von der oberſten Landesbehörde genehmigt werden, ohne daß es des öffent⸗ 
lichen Aufgebots und der Mitwirkung der unteren Behörden bedarf ($ 22a GewO). 
Auch dieſen Anlagen kommen, wenn genehmigt, alle genannten Vorrechte zu. 


2. Für die Genehmigung zur Errichtung von Stauanlagen für Waſſertriebwerke 
gelten neben den eben behandelten Vorſchriften der SS 17 bis 21 GewO noch etwa 
erlaſſene landesrechtliche Vorſchriften (8 23 I GewO), insbeſondere alſo Waſſer⸗ 
geſetze u. dgl., z. B. pr WaſſerG von 1913, zuletzt weſentlich geändert durch pr vom 
27. 7. 1933, 88 91 bis 112 (vor allem Erfordernis der Staumarke, 8 92). 

3. Für die Genehmigung von Dampfkeſſelanlagen fällt das öffentliche Aufgebot fort, 
während im übrigen diefelben Regeln gelten (8 24 GewO). 

4. Geräuſchvolle Anlagen, die nicht ſchon unter S 16 GewO fallen, z. B. handwerks⸗ 
mäßig betriebene Keſſelſchmieden, Karuſſells, Kegelbahnen, find der Ortspolizei⸗ 
behörde anzuzeigen, und dieſe muß, wenn Störungen für öffentliche Gebäude oder 
Heilanſtalten zu befürchten ſind, die Entſcheidung der höheren Verwaltungsbehörde 
darüber einholen, ob der Betrieb zu unterfagen bzw. nur unter beſtimmten Bedin- 
gungen zu geſtatten iſt (S 27 GewO). Dieſe Betriebe find alſo nicht eigentlich ge- 
nehmigungspflichtig. 

5. Für Triebwerke, die durch Wind bewegt werden, können die höheren Verwal- 
tungsbehörden durch Polizeiverordnung die Mindeſtentfernung von Nachbargrund⸗ 
ſtücken und öffentlichen Wegen regeln ($ 28 GewO). 

Landesrechtliche Vorſchriften, welche für gewerbliche Anlagen eine befondere Ge- 
nehmigung vorſchreiben oder für beſtimmte Bezirke verbieten, find unzuläſſig, da fie 
den SS 1, 16 ff. GewO widerſprechen. Wohl aber iſt der Ausſchluß von einzelnen 
Ortsteilen zuläſſig (§S 23 III GewO). Den allgemeinen polizeilichen Verordnungen 
unterliegen ferner auch die gewerblichen Anlagen. | P 
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II. fernhaltung ungeeigneter Unternehmer 


Seit langem fteht im Mittelpunkt des Gewerbepolizeirechts der Geſichtspunkt, unge- 
eignete Perſonen von gewiſſen Gewerben fernzuhalten. 


1. Unterſagungsbefugnis 

1. Die mildere Form dieſer Auſſicht iſt die behördliche Befugnis zur Schließung des 
Betriebs für den Fall, daß ſich die Anzuverläſſigkeit des Inhabers herausgeſtellt hat. 
In der heutigen Regelung dieſer Anterſagungsbefugnis tritt der Gegenſatz zwiſchen 
liberalem und heutigem Wirtſchaftsrecht beſonders deutlich in Erſcheinung: Die 
überkommenen Vorſchriften erfaſſen einzelne, mit Sorgfalt und Vorſicht abgegrenzte 
Gewerbezweige, nämlich die überwiegend in 8$ 35, 35 b GewO aufgezählten Berufe. 
Sie find teils in ſittlicher Beziehung gefährlich: Tanz-, Turn- uſw. Anterricht, 
Badeanſtalt; oder bei ihnen iſt die Gefahr unſolider Geſchäftsgebarung beſonders 
groß: Trödelhandel, Viehhandel, Auskunftei, Darlehens. und Ehevermittlung, 
geſchäftsmäßige Beſorgung fremder Angelegenheiten vor Behörden (wegen Steuer- 
und Rechtsberatung ſiehe unten unter 2 a); oder es ſteht die körperliche Sicherheit 
des Publikums in beſonders ſtarkem Maße auf dem Spiel: Handel mit Spreng- 
ſtofſen, Bauunternehmung. 


Solche Anterſtellung einzelner eng abgegrenzter Gewerbezweige unter behördliche 
Anterſagungsbefugnis kommt auch heute noch vor (z. B. Geſetz über die Ausübung 
der Reiſevermittlung vom 26. 1. 1937). Im ganzen aber iſt das neue Wirtſchaftsrecht 
dadurch gekennzeichnet, daß es mit wenigen Generalbeſtimmungen jeweils riefige 
Gruppen der Wirtſchaft, ja ſchließlich ſchlechthin alle Anternehmungen gleichzeitig 
unter dieſe behördliche Sonderkontrolle geſtellt hat: HandelsbeſchränkV O von 1923 
und 835 b GewO (feit 1933) unterwerfen alle Betriebe des Handels mit Gegen- 
ſtänden des täglichen Bedarfs der behördlichen Befugnis, fie wegen Unzuverläffigkeit 
zu ſchließen. And gar das Preisüberwachungsrecht (unten S. 25) gibt den Behörden 
die Befugnis, irgendwelche Betriebe, die irgendwelche Gegenſtände oder 
irgendwelche Leiſtungen in den Verkehr bringen, zu ſchließen. Dabei beſchränkt 
ſich die Befugnis nicht auf Zuwiderhandlungen gegen das Sonderrecht der Preis- 
überwachung, ſondern gilt auch, „wenn ſonſt Tatſachen die Annahme rechtfertigen, 
daß der Inhaber ... die .. erforderliche Zuverläſſigkeit nicht beſitzt“ (S 2 Preis- 
übwach Befug VO). Wenn nicht anzunehmen wäre, daß man ſich hierbei doch grund⸗ 
ſätzlich auf die eigentliche Aufgabe des Preisüberwachungsrechts, nämlich den Kampf 
gegen Preiserhöhungen beſchränken werde, fo wären durch dieſe eine Generalvor- 
ſchrift alle älteren Einzelregelungen praktiſch überholt. Auch zur Durchführung des 
Vierjahresplanes (unten S. 25) find den zuſtändigen Stellen Schließungsbefugniſſe 
gegenüber allen Anternehmungen verliehen worden, beſchränkt aber auf die Fälle der 
Zuwiderhandlung gegen ihre eigenen Anordnungen (Vierjahrespl DurchfG S 4 III; 
Preisſtop BO 8 8). 

Dieſe Entwicklung, verbunden mit der ſonſtigen Ausdehnung des Gewerbepolizeirechts 
und der ſtarken Zunahme direkter Lenkung der Wirtſchaft durch den Staat ſeit der 
Machtübernahme hat den Zweifel aufkommen laſſen, ob der 8 143 GewO heute noch 
Geltung beanſpruchen könne, wonach die Polizei nur in den geſetzlich beſtimmten 
Fällen „die Berechtigung zum Gewerbebetrieb entziehen“ kann. Die höchſten Ver⸗ 
waltungsgerichtshöfe Thüringens, Württembergs und Sachſens (ſämtlich Entſchei⸗ 
dungen von 1936) haben den 8 143 wegen feiner Anvereinbarkeit mit der national- 
ſozialiſtiſchen Auffaſſung für ſtillſchweigend aufgehoben erklärt. Dagegen wenden das 
Preußiſche Oberverwaltungsgericht in mehreren Entſcheidungen (insbeſondere vom 
1. bzw. 8. 10. 1936) und das Reichsgericht (RG 151, 170 vom 28. 4. 1936) den 8 143 
weiter an. Damit dürfte die Frage zunächſt in letzterem Sinne entſchieden ſein. Der 
Gegenſatz iſt praktiſch nicht jo beträchtlich, wie das Aufſehen, das er erregt hat, ver- 
muten laſſen könnte: Einerſeits iſt heute für die meiſten Gewerbe irgendeine Ver⸗ 
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waltungsbehörde durch beſonderes Geſetz ermächtigt, den Betrieb bei Gefährdung der 
Allgemeinheit zu ſchließen, die Fortführung zu unterſagen — wie oben dargeſtellt 
iſt —; jo hätte im Fall PreußO VG vom 1. 10. 1936 die eingreiſende Ortspolizei⸗ 
behörde das betreffende Lebensmittelgeſchäft auf Grund der oben erwähnten Handels- 
beſchränkVO für die Dauer ſchließen dürfen, und die Entſcheidung mußte nur des⸗ 
wegen aufgehoben werden, weil fie ſich in ihrem Vorgehen nicht auf dieſe Verord— 
nung, ſondern auf die Generalklauſel des 8 14 Pol Verw& ſtützte. And anderſeits vor 
allem iſt es ja keineswegs ſo, daß in den Fällen, in denen ſolche Sonderermächtigung 
fehlt, die Polizei dem Treiben von Schädlingen machtlos zuſehen muß: auch das 
Reichsgericht und das Preuß OVG erkennen der Polizei auf Grund jener General- 
klauſel die Befugnis zu, vorläufige Maßnahmen zum Schutz der Allgemeinheit zu 
treffen, alſo dem Anternehmer den Weiterbetrieb ſo lange zu unterſagen, bis er den 
von der Polizei geſtellten Auflagen in bezug auf die Führung des Betriebs nach- 
gekommen iſt; und zwar gilt dies auch dann, wenn es praktiſch darauf hinausläuft. 
dem betreffenden Anternehmer den Weiterbetrieb endgültig unmöglich zu machen, 
wenn dieſe vorläufige Maßnahme alſo praktiſch der Entziehung der Gewerbebefugnis 
gleichkommt. 


2. Senehmigungszwang 

Das ſtärker und ſicherer wirkende Mittel zur Fernhaltung ungeeigneter Elemente 
aus der Wirtſchaſt iſt die Regelung, daß das betreffende Gewerbe nur auf Grund 
ausdrücklicher, beſonders erteilter behördlicher Erlaubnis begonnen werden darf. 


a) Das Erfordernis der Zuverläſſigkeit 
Vorausſetzung für die Erteilung der Erlaubnis iſt überwiegend die „Zuverläſſigkeit“ 
des Bewerbers. 

In einer vorwiegend älteren Schicht dieſer Konzeſſionsregeln iſt der Behörde vor- 
geſchrieben, die Erlaubnis nur dann zu verweigern, wenn die Anzuverläſſigkeit nach ⸗ 
gewieſen iſt, wobei fie hinſichtlich dieſes Nachweiſes teilweiſe auf das eigene Er- 
meſſen verwieſen, teilweiſe an beſtimmte Indizien wie Vorſtrafen u. dgl. gebunden 
iſt. Dies gilt für Gaſtſtätten, Pfandleiher, Bewachung, Wandergewerbe, Handel 
mit unedlen Metallen, Straßenhandel mit Druckſachen und für Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen, Bauſparkaſſen und Kreditinſtitute (SS 34, 34 a, 43, 55 ff. GewO; 
Gaſtſtätt; Metall Verk; 8 4 Verſich BauſpAufſ; 8 4 KreditweſG). Hierher 
gehören ſeit 1934 der geſamte Einzelhandel (unten S. 18 f.) und ſeit 1933 die Berufe 
der geiſtig Schaffenden und gewiſſe angrenzende Gewerbe (ſiehe unten S. 26 f.). In 
manchen neueren Geſetzen wird umgekehrt dem Antragſteller der Beweis für ſeine 
Zuverläſſigkeit auferlegt: Milchhändler, Verſteigerer, Rechtskonſulenten, Perjonen- 
und Kraftwagengüterbeförderung, Herſtellung und Vertrieb von Schußwaffen und 
Munition (8 14 Milch; 5 1 Verſteig; Art. 1 8 1 RechtsberatG; § 9 Perſon⸗ 
Beförd; 8 7 Güterfernverks; Waffen). Anter den Geſichtspunkt gewerbepolizei⸗ 
licher Zuverläſſigkeit im weiteren Sinne gehört es, wenn neuere Konzeſſionsrege⸗ 
lungen die Erteilung der Erlaubnis davon abhängig machen, daß der Antragſteller 
die erforderliche techniſche oder finanzielle Ausrüſtung beſitzt: Krankenanſtalten uſw., 
Gaſtſtätten, Milchhandel, Bewachung, Theater, die Verkehrsgewerbe und die Kredit⸗ 
inſtitute (8 30 GewO; 8 2 Ziff. 3 Gaſtſtätt s; 8 15 V Ziff. 4 und 5 Milch; S 34 a 
GewO; 8 3 Theater; 8 9 PerſonBeförd; 8 7 Güterfernverks; 8 4, le 
Kreditweſ; 8 1 HypVBank und 5 1 SchiffsbankG ftellen die Genehmigung ſchlecht. 
hin in das Ermeſſen der Behörde, die aber auch hier in erſter Linie auf dieſe Dinge 
ſehen wird). In anderen Fällen wird dieſelbe Regel als ſelbſtverſtändlich zu unter. 
ſtellen fein, z. B. bei der Zulaſſung zum Luftverkehrsgewerbe: bei fehlender tadel- 
loſer Ausrüſtung wäre die „öffentliche Sicherheit gefährdet“ (ſiehe 8 11 II Luftverf®) 
und iſt demgemäß die Erlaubnis zu verſagen. 

And ebenſo ſteht der Geſichtspunkt der Zuverläſſigkeit wohl auch in den wenigen 
Fällen im Vordergrund, wo die Entſcheidung über die Erlaubniserteilung ſchlechthin 
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II. fernhaltung ungeeigneter Unternehmer 


Seit langem ſteht im Mittelpunkt des Gewerbepolizeirechts der Geſichtspunkt, unge- 
eignete Perſonen von gewiſſen Gewerben fernzuhalten. 


1. Unterjagungsbefugnis 

1. Die mildere Form dieſer Auſſicht ift die behördliche Befugnis zur Schließung des 
Betriebs für den Fall, daß ſich die Anzuverläſſigkeit des Inhabers herausgeſtellt hat. 
In der heutigen Regelung dieſer Anterſagungsbefugnis tritt der Gegenſatz zwiſchen 
liberalem und heutigem Wirtſchaftsrecht beſonders deutlich in Erſcheinung: Die 
überkommenen Vorſchriften erfaſſen einzelne, mit Sorgfalt und Vorſicht abgegrenzte 
Gewerbezweige, nämlich die überwiegend in SS 35, 35 b GewO aufgezählten Berufe. 
Sie find teils in ſittlicher Beziehung gefährlich: Tanz-, Turn- uſw. Anterricht, 
Badeanſtalt; oder bei ihnen iſt die Gefahr unſolider Geſchäftsgebarung beſonders 
groß: Trödelhandel, Viehhandel, Auskunftei, Darlehens und Ehevermittlung, 
geſchäftsmäßige Beſorgung fremder Angelegenheiten vor Behörden (wegen Steuer- 
und Rechtsberatung ſiehe unten unter 2 a); oder es ſteht die körperliche Sicherheit 
des Publikums in beſonders ſtarkem Maße auf dem Spiel: Handel mit Spreng⸗ 
ſtofſen, Bauunternehmung. 


Solche Anterſtellung einzelner eng abgegrenzter Gewerbezweige unter behördliche 
Anterſagungsbefugnis kommt auch heute noch vor (3. B. Geſetz über die Ausübung 
der Reifevermittlung vom 26. 1. 1937). Im ganzen aber iſt das neue Wirtſchaftsrecht 
dadurch gekennzeichnet, daß es mit wenigen Generalbeſtimmungen jeweils rieſige 
Gruppen der Wirtſchaft, ja ſchließlich ſchlechthin alle Anternehmungen gleichzeitig 
unter dieſe behördliche Sonderkontrolle geſtellt hat: HandelsbeſchränkV O von 1923 
und 8 35 b GewO (feit 1933) unterwerfen alle Betriebe des Handels mit Gegen- 
ſtänden des täglichen Bedarfs der behördlichen Befugnis, fie wegen Anzuverläſſigkeit 
zu ſchließen. And gar das Preisüberwachungsrecht (unten S. 25) gibt den Behörden 
die Befugnis, irgendwelche Betriebe, die irgendwelche Gegenſtände oder 
irgendwelche Leiſtungen in den Verkehr bringen, zu ſchließen. Dabei beſchränkt 
ſich die Befugnis nicht auf Zuwiderhandlungen gegen das Sonderrecht der Preis- 
überwachung, ſondern gilt auch, „wenn ſonſt Tatſachen die Annahme rechtfertigen, 
daß der Inhaber ... die .. erforderliche Zuverläſſigkeit nicht beſitzt“ (S 2 Preis; 
übwach Befug BO). Wenn nicht anzunehmen wäre, daß man ſich hierbei doch grund⸗ 
ſätzlich auf die eigentliche Aufgabe des Preisüberwachungsrechts, nämlich den Kampf 
gegen Preiserhöhungen beſchränken werde, fo wären durch dieſe eine Generalvor- 
ſchrift alle älteren Einzelregelungen praktiſch überholt. Auch zur Durchführung des 
Vierjahresplanes (unten S. 25) find den zuſtändigen Stellen Schließungsbefugniſſe 
gegenüber allen Anternehmungen verliehen worden, beſchränkt aber auf die Fälle der 
Zuwiderhandlung gegen ihre eigenen Anordnungen (Vierjahrespl DurchfG S 4 III; 
Preisſtop BO 85). 

Dieſe Entwicklung, verbunden mit der ſonſtigen Ausdehnung des Gewerbepolizeirechts 
und der ſtarken Zunahme direkter Lenkung der Wirtſchaft durch den Staat ſeit der 
Machtübernahme hat den Zweifel aufkommen laſſen, ob der 8143 GewO heute noch 
Geltung beanſpruchen könne, wonach die Polizei nur in den geſetzlich beſtimmten 
Fällen „die Berechtigung zum Gewerbebetrieb entziehen“ kann. Die höchſten Ver⸗ 
waltungsgerichtshöfe Thüringens, Württembergs und Sachſens (ſämtlich Entſchei⸗ 
dungen von 1936) haben den 8 143 wegen feiner Anvereinbarkeit mit der national⸗ 
ſozialiſtiſchen Auffaſſung für ſtillſchweigend aufgehoben erklärt. Dagegen wenden das 
Preußiſche Oberverwaltungsgericht in mehreren Entſcheidungen (insbeſondere vom 
1. bzw. 8. 10. 1936) und das Reichsgericht (RG 151, 170 vom 28. 4. 1936) den 8 143 
weiter an. Damit dürfte die Frage zunächſt in letzterem Sinne entſchieden ſein. Der 
Gegenſatz iſt praktiſch nicht fo beträchtlich, wie das Aufſehen, das er erregt hat, ver- 
muten laſſen könnte: Einerſeits iſt heute für die meiſten Gewerbe irgendeine Ver ⸗ 
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waltungsbehörde durch beſonderes Geſetz ermächtigt, den Betrieb bei Gefährdung der 
Allgemeinheit zu ſchließen, die Fortführung zu unterſagen — wie oben dargeſtellt 
iſt —; fo hätte im Fall Preuß OVG vom 1. 10. 1936 die eingreiſende Ortspolizei- 
behörde das betreffende Lebensmittelgeſchäft auf Grund der oben erwähnten Handels- 
beſchränkVO für die Dauer ſchließen dürfen, und die Entſcheidung mußte nur des⸗ 
wegen aufgehoben werden, weil fie ſich in ihrem Vorgehen nicht auf diefe Verord- 
nung, ſondern auf die Generalklauſel des 8 14 Pol Verw ſtützte. And anderſeits vor 
allem iſt es ja keineswegs ſo, daß in den Fällen, in denen ſolche Sonderermächtigung 
fehlt, die Polizei dem Treiben von Schädlingen machtlos zuſehen muß: auch das 
Reichsgericht und das Preuß OVG erkennen der Polizei auf Grund jener General- 
klauſel die Befugnis zu, vorläufige Maßnahmen zum Schutz der Allgemeinheit zu 
treffen, alſo dem Anternehmer den Weiterbetrieb ſo lange zu unterſagen, bis er den 
von der Polizei geſtellten Auflagen in bezug auf die Führung des Betriebs nach- 
gekommen iſt; und zwar gilt dies auch dann, wenn es praktiſch darauf hinausläuft. 
dem betreffenden Anternehmer den Weiterbetrieb endgültig unmöglich zu machen, 
wenn dieſe vorläufige Maßnahme alſo praktiſch der Entziehung der Gewerbebefugnis 
gleichkommt. 


2. Genehmigungszwang 

Das ſtärker und ficherer wirkende Mittel zur Fernhaltung ungeeigneter Elemente 
aus der Wirtſchaft iſt die Regelung, daß das betreffende Gewerbe nur auf Grund 
ausdrücklicher, beſonders erteilter behördlicher Erlaubnis begonnen werden darf. 


a) Das Erfordernis der Zuverläſſigkeit 
Vorausſetzung für die Erteilung der Erlaubnis iſt überwiegend die „Zuverläſſigkeit“ 
des Bewerbers. 

In einer vorwiegend älteren Schicht dieſer Konzeſſionsregeln iſt der Behörde vor- 
geſchrieben, die Erlaubnis nur dann zu verweigern, wenn die Anzuverläſſigkeit nach ⸗ 
gewieſen iſt, wobei fie hinſichtlich dieſes Nachweiſes teilweiſe auf das eigene Er- 
meſſen verwieſen, teilweiſe an beſtimmte Indizien wie Vorſtrafen u. dgl. gebunden 
iſt. Dies gilt für Gaſtſtätten, Pfandleiher, Bewachung, Wandergewerbe, Handel 
mit unedlen Metallen, Straßenhandel mit Druckſachen und für Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen, Bauſparkaſſen und Kreditinſtitute (SS 34, 34 a, 43, 55 ff. GewO; 
Gaſtſtätt3; Metall VerkG; 8 4 Verſich BauſpAufſG; 8 4 KreditweſG). Hierher 
gehören ſeit 1934 der geſamte Einzelhandel (unten S. 18 f.) und ſeit 1933 die Berufe 
der geiſtig Schaffenden und gewiſſe angrenzende Gewerbe (ſiehe unten S. 26 f.). In 
manchen neueren Geſetzen wird umgekehrt dem Antragſteller der Beweis für ſeine 
Zuverläſſigkeit auferlegt: Milchhändler, Verſteigerer, Rechtskonſulenten, Perfonen- 
und Kraftwagengüterbeförderung, Herſtellung und Vertrieb von Schußwaffen und 
Munition ($ 14 Milch; 8 1 VerſteigG; Art. 1 5 1 RechtsberatG; S 9 Derfon- 
BefördG; 87 Güterfernverks; Waffen). Unter den Geſichtspunkt gewerbepolizei⸗ 
licher Zuverläſſigkeit im weiteren Sinne gehört es, wenn neuere Konzeſſionsrege⸗ 
lungen die Erteilung der Erlaubnis davon abhängig machen, daß der Antragſteller 
die erforderliche techniſche oder finanzielle Ausrüſtung beſitzt: Krankenanſtalten uſw., 
Gaſtſtätten, Milchhandel, Bewachung, Theater, die Verkehrsgewerbe und die Kredit. 
inſtitute (8 30 GewO; 8 2 Ziff. 3 Gaſtſtätt&; 8 15 W Ziff. 4 und 5 Milch; 8 34 a 
GewO; 8 3 Theater; 8 9 PerſonBeförd; 8 7 GüterfernverkG; 8 4, Ic 
Kreditweſ; 8 1 Hyp Bank und § 1 Schiffsbankc ſtellen die Genehmigung ſchlecht. 
hin in das Ermeſſen der Behörde, die aber auch hier in erſter Linie auf dieſe Dinge 
ſehen wird). In anderen Fällen wird dieſelbe Regel als ſelbſtverſtändlich zu unter. 
ſtellen fein, z. B. bei der Zulaſſung zum Luftverkehrsgewerbe: bei fehlender tadel- 
loſer Ausrüſtung wäre die „öſfentliche Sicherheit gefährdet“ (ſiehe §S 11 II Luftvert®) 
und iſt demgemäß die Erlaubnis zu verſagen. 

And ebenſo ſteht der Geſichtspunkt der Zuverläſſigkeit wohl auch in den wenigen 
Fällen im Vordergrund, wo die Entſcheidung über die Erlaubniserteilung ſchlechthin 
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dem Ermeſſen der Behörde überlaffen iſt: Veranſtaltung von Luſtbarkeiten auf der 
Straße, Steuerberatung, Wirtſchaftswerbung (SS 33 b, 60 a GewO; 8 107 a AO; 
Wirtſch Werb 8 3). 


b) Erfordernis der fachlichen Vorbildung 


Beſtimmte Gewerbezweige dürfen nur von fachlich vorgebildeten Perſonen ausgeübt 
werden: 


I. Eine Reihe von Gewerben dürfen nur von ſolchen Perſonen betrieben werden, 
deren fachliche Befähigung durch ein behördliches, auf Grund einer Prüfung aus - 
geſtelltes Zeugnis beſcheinigt iſt. Hierher gehören die Beſtallung der Apotheker (8 2 
NRApothO, 5 2 Apoth Beſtall O), ferner das Prüfungszeugnis der Hebammen, des 
Hufbeſchlaggewerbes, der orthopädiſchen Schuhmacher und des Buchdruckergewerbes 
(SS 30 III, 30 a, 30 b, 30 c GewO). Altes Recht iſt das Befähigungszeugnis in der 
Seefahrt: heute bedürfen eines ſolchen die Kapitäne, Steuerleute und Maſchiniſten 
der Seefahrt ſowie die Lotſen (8 31 GewO; 8 4 SeemO; SchiffsbeſetzgG). 

Neben anderen Vorausſetzungen ſteht der Befähigungsnachweis für die berufliche 
Ausbildung von Kraftfahrern (8 3 III Kraftfahr Ausbild VO) und für die gewerbs- 
mäßige Ausbildung von Luftfahrern (8 6 LuftverkG). 


Eine gewaltige und beſonders bedeutſame Erweiterung hat der Kreis dieſer Gewerbe 
im Zuge des nationalſozialiſtiſchen Neuauſbaus des Handwerks erfahren. Die 
Einführung der Gewerbefreiheit hat in Deutſchland mit in erſter Linie bedeutet, daß 
es jedermann freigeſtellt wurde, ohne weiteres irgendein Handwerk zu betreiben. 
Die Folge iſt die weitverbreitete Erſcheinung des fachlich ungenügend ausgebildeten 
Handwerkers, der den Ruf des Handwerks ſchädigt und von dem in erſter Linie die 
Gefahr der Schleuderkonkurrenz droht. Der Kampf der Handwerker hiergegen hat 
ſehr lange Zeit nicht mehr erreicht als den ſogenannten kleinen Befähigungsnach⸗ 
weis (1908): es dürfen ſeitdem grundſätzlich nur geprüfte Meiſter Lehrlinge halten. 
Jetzt hat die 3. HandwVoOO von 1935 dem Handwerk den fo lange umkämpften ſo⸗ 
genannten großen Befähigungsnachweis gebracht: Ein Handwerk darf ſelbſtändig 
nur von Perſonen betrieben werden, die in der von der Handwerkskammer geführten 
Handwerksrolle eingetragen ſind, worüber als Beſcheinigung die Handwerkskarte 
ausgeſtellt wird (88 1, 2, 7). Eingetragen wird nur, wer die Meifterprüfung für das 
von ihm betriebene oder ein dieſem verwandtes Handwerk beftanden hat (8 3). Nur 
geprüfte Meiſter alſo dürfen künftig das Handwerk ſelbſtändig ausüben. Doch darf 
der Meiſter dann in jedem Handwerk Arbeiten ausführen, nicht nur in dem von ihm 
hauptſächlich betriebenen (8 4): hiermit ift eine Quelle häßlicher Streitigkeiten unter 
Handwerkern verſtopft. Bei juriſtiſchen Perſonen muß der Betriebsleiter geprüfter 
Meiſter fein (8 5). Von größter Tragweite iſt dabei die Frage der ſogenannten hand⸗ 
werklichen Nebenbetriebe — z B. Reparaturwerkſtätte des Fahrradhändlers —, alſo 
derjenigen Handwerksbetriebe, die mit einem andersartigen Anternehmen (Handel, 
Landwirtſchaft, Induſtrie) verbunden ſind. Sie wurden zunächſt ebenfalls für ein⸗ 
tragungspflichtig erklärt (8 2 urſpr. Faſſg.), jo daß alſo entweder der Leiter des 
Geſamtunternehmens die Meifterprüfung beſtanden haben oder der Nebenbetrieb auf- 
gegeben werden mußte; nur für juriſtiſche Perſonen begnügte ſich die VO mit der 
Meiſterprüfung des Leiters des Nebenbetriebes (8 5 I urſpr. Faſſg.). Die Durch. 
führung dieſer Beſtimmungen hat aber zu ſo erheblichen Schwierigkeiten geführt, daß 
man ſich zu einer Anderung der VO entſchloſſen hat (VO vom 11. 1. 1936, 
REDE. I 42). Danach iſt die Rechtslage folgende: Auf die handwerklichen Neben- 
betriebe ſoll die VO nur nach „näherer Beſtimmung“ des RW Anwendung finden 
(S 1 ID. Dieſe Beſtimmungen ſind noch nicht erlaffen; man plant die Herausnahme 
der bloßen handwerklichen Hilfsbetriebe aus dem Bereich der Regelung. Außerdem 
wird künftig dann nicht — wie in der urſprünglichen Faſſung der VO — verlangt 
werden, daß der Leiter des Geſamtunternehmens Meiſter iſt: es wird genügen, wenn 
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der Leiter des handwerklichen Nebenbetriebes dieſem Erfordernis entſpricht (8 5 J). 
Die handwerkliche Meiſterprüfung erfolgt durch eine Kommiſſion, deren Mitglieder 
von der höheren Verwaltungsbehörde nach Anhören der Handwerkskammer auf drei 
Jahre ernannt werden (8 133 V GewO). Zugelaſſen wird regelmäßig nur, wer die 
Geſellenprüfung beſtanden hat und mindeſtens drei Jahre als Geſelle tätig geweſen 
iſt (S 133 III GewO). Geprüft wird auf ſelbſtändige Ausführung und Koſten⸗ 
berechnung von gewöhnlichen Arbeiten und ſonſt notwendige Kenntniſſe, wie Buch- 
führung u. dgl. (8 133 VI GewO). 


Das Beſtehen der Meiſterprüfung bedeutet für den Handwerker folgendes: Er darf 
den Meiſtertitel führen, wenn er außerdem mindeſtens 24 Jahre alt iſt (8 133 I 
Gew; feit 1897); beſondere ſtrengere Vorſchriften gelten für die Titel „Bau- 
meifter“ u.a. gemäß der Baumeiſterverordnung vom 1. 4. 1931 (geändert durch VO 
vom 17. 1. 1934). Nur der geprüfte Meiſter darf Lehrlinge ausbilden, wenn er 
außerdem 24 Jahre alt iſt (8 139 GewO, feit 1908). Nur der geprüfte Meifter hat 
Anſpruch auf Eintragung in die Handwerksrolle und darf auf Grund dieſer Ein⸗ 
tragung das Handwerk ſelbſtändig ausüben (3. Handw BO). 

Angeſichts der Bedeutung des großen Befähigungsnachweiſes iſt die Frage der 
Abergangsregelung beſonders wichtig: Wer vor dem 1.1.1932 in die Handwerks⸗ 
rolle eingetragen iſt, kann ohne Rückſicht auf die Meiſterprüfung fein Handwerk 
weiter ausüben. Wer nach dieſem Stichtag eingetragen iſt oder wer ohne Ein- 
tragung ein Handwerk ausübt, bleibt ebenfalls von der Neuregelung unberührt, wenn 
er vor dem 1. 1. 1900 geboren iſt; ſonſt ift ihm eine Friſt bis 31. 12. 1939 zur Nach⸗ 
holung der Meiſterprüfung geſetzt (8 20 der 3. Handw O). Außerdem iſt allgemein 
die Anweiſung ergangen, die neuen Vorſchriften entgegenkommend und ohne Beun⸗ 
ruhigung der Wirtſchaft einzuführen. 

Seit langem ſchon bedürfen eines Prüfungszeugniſſes Apotheker und Perſonen, die 
ſich als Arzt bezeichnen oder als ſolcher vom Staat anerkannt werden oder mit amt⸗ 
lichen Aufgaben betraut werden wollen. Dieſe Regelung, bisher im 8 30 GewO 
enthalten, iſt jetzt eingebaut in die vom nationalſozialiſtiſchen Staat geſchaſfenen 
Standesordnungen der Arzte (RArzteO von 1935), Tierärzte (RTierärzteO von 
1936) und Apotheker (RApothO von 1937). Arzte und Tierärzte find danach keine 
Gewerbetreibende und gehören daher ftrenggenommen nicht in dieſe Darſtellung. 
Doch iſt die Standesordnung der nach wie vor als Gewerbetreibende behandelten 
Apotheker den beiden andern nachgebildet. An die Stelle der früheren Approbation 
iſt überall die Beſtallung getreten. Sie wird, wie bisher die Approbation, auf Grund 
beſtandener Prüfung von der ſtaatlichen Behörde erteilt (oben S. 16). Neu iſt, neben 
der Tatſache der Verreichlichung eines neuen wichtigen Rechtsgebietes, vor allem 
dies: In allen drei Standesordnungen iſt der Gedanke in den Mittelpunkt gerückt, 
daß dieſe drei Berufe in beſonderem Maße „öffentliche Aufgaben“ darſtellen und ihre 
Träger daher in beſonderem Maße unter Standespflichten ſtehen, und die Pflege 
und Wahrung dieſes Berufsethos iſt ſtändiſchen Organiſationen, Kammern und 
BVBeirufsgerichten, anvertraut (fiehe unten S. 19). 


II. Für manche Gewerbe wird fachliche Vorbildung, nicht aber ein formelles Prü⸗ 
fungszeugnis verlangt. Dieſe Fälle gehören alle der neueren Entwicklung an: ſeit 
1926 der Handel mit unedlen Metallen (8 2 Metall VerkG), ſeit 1930, teilweiſe 
ſchon früher, der Milchhandel (8 14 Milch), ſeit 1933 die Werbungsvermittlung 
(2. Werberat Bek. Ziff. 14), ſeit 1933 in immer weiteren Grenzen die Berufe der geiſtig 
Schaffenden und gewiſſe benachbarte Gewerbe ($ 10 der DO z. Rulturfamın; 
§ 5 SchriftleitG und viele andere); ſeit 1935 die Rechtsberatung (Art. 1 8 1 Rechts- 
berat®), ſeit 1938 Herſtellung und Vertrieb von Schußwaffen und Munition 
(Waffen und DUO vom 19 3. 1938); vor allem ift ſeit 1934 der geſamte Einzel. 
handel unter dieſe Regelung geſtellt (unten S. 18 f.), eine Parallele zu der Ein- 
führung des Befähigungsnachweiſes für das Handwerk im Jahre 1935. 
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II. fernhaltung ungeeigneter Unternehmer 


Seit langem ſteht im Mittelpunkt des Gewerbepolizeirechts der Geſichtspunkt, unge- 
eignete Perſonen von gewiſſen Gewerben fernzuhalten. 


1. Unterſagungsbefugnis 

1. Die mildere Form dieſer Auſſicht iſt die behördliche Befugnis zur Schließung des 
Betriebs für den Fall, daß ſich die Anzuverläſſigkeit des Inhabers herausgeſtellt hat. 
In der heutigen Regelung dieſer Anterſagungsbefugnis tritt der Gegenſatz zwiſchen 
liberalem und heutigem Wirtſchaftsrecht beſonders deutlich in Erſcheinung: Die 
überkommenen Vorſchriften erfaſſen einzelne, mit Sorgfalt und Vorſicht abgegrenzte 
Gewerbezweige, nämlich die überwiegend in SS 35, 35 b GewO aufgezählten Berufe. 
Sie find teils in ſittlicher Beziehung gefährlich: Tanz-, Turn- uſw. Anterricht, 
Badeanſtalt; oder bei ihnen iſt die Gefahr unſolider Geſchäftsgebarung beſonders 
groß: Trödelhandel, Viehhandel, Auskunftei, Darlehens und Ehevermittlung, 
geſchäftsmäßige Beſorgung fremder Angelegenheiten vor Behörden (wegen Steuer- 
und Rechtsberatung ſiehe unten unter 2 a); oder es ſteht die körperliche Sicherheit 
des Publikums in beſonders ſtarkem Maße auf dem Spiel: Handel mit Spreng- 
ſtoffen, Bauunternehmung. 


Solche Anterſtellung einzelner eng abgegrenzter Gewerbezweige unter behördliche 
Anterſagungsbefugnis kommt auch heute noch vor (z. B. Geſetz über die Ausübung 
der Reiſevermittlung vom 26. 1. 1937). Im ganzen aber iſt das neue Wirtſchaftsrecht 
dadurch gekennzeichnet, daß es mit wenigen Generalbeſtimmungen jeweils rieſige 
Gruppen der Wirtſchaft, ja ſchließlich ſchlechthin alle Anternehmungen gleichzeitig 
unter dieſe behördliche Sonderkontrolle geſtellt hat: HandelsbeſchränkV O von 1923 
und 835 b GewO (ſeit 1933) unterwerfen alle Betriebe des Handels mit Gegen- 
ſtänden des täglichen Bedarſs der behördlichen Befugnis, ſie wegen Anzuverläſſigkeit 
zu ſchließen. And gar das Preisüberwachungsrecht (unten S. 25) gibt den Behörden 
die Befugnis, irgendwelche Betriebe, die irgendwelche Gegenſtände oder 
irgendwelche Leiſtungen in den Verkehr bringen, zu ſchließen. Dabei beſchränkt 
ſich die Befugnis nicht auf Zuwiderhandlungen gegen das Sonderrecht der Preis- 
überwachung, ſondern gilt auch, „wenn ſonſt Tatſachen die Annahme rechtfertigen, 
daß der Inhaber ... die .. erforderliche Zuverläſſigkeit nicht beſitzt“ (S2 Preis- 
übwach Befug BO). Wenn nicht anzunehmen wäre, daß man ſich hierbei doch grund⸗ 
ſätzlich auf die eigentliche Aufgabe des Preisüberwachungsrechts, nämlich den Kampf 
gegen Preiserhöhungen beſchränken werde, fo wären durch dieſe eine Generalvor- 
ſchrift alle älteren Einzelregelungen praktiſch überholt. Auch zur Durchführung des 
Vierjahresplanes (unten S. 25) ſind den zuſtändigen Stellen Schließungsbefugniſſe 
gegenüber allen Anternehmungen verliehen worden, beſchränkt aber auf die Fälle der 
Zuwiderhandlung gegen ihre eigenen Anordnungen (Vierjahrespl DurchfG S 4 III; 
Preisſtop BO 85). 

Dieſe Entwicklung, verbunden mit der ſonſtigen Ausdehnung des Gewerbepolizeirechts 
und der ſtarken Zunahme direkter Lenkung der Wirtſchaft durch den Staat ſeit der 
Machtübernahme hat den Zweifel aufkommen laſſen, ob der § 143 GewO heute noch 
Geltung beanſpruchen könne, wonach die Polizei nur in den geſetzlich beſtimmten 
Fällen „die Berechtigung zum Gewerbebetrieb entziehen“ kann. Die höchſten Ver⸗ 
waltungsgerichtshöfe Thüringens, Württembergs und Sachſens (ſämtlich Entſchei⸗ 
dungen von 1936) haben den 8 143 wegen ſeiner Unvereinbarfeit mit der national- 
ſozialiſtiſchen Auffaſſung für ſtillſchweigend aufgehoben erklärt. Dagegen wenden das 
Preußiſche Oberverwaltungsgericht in mehreren Entſcheidungen (insbefondere vom 
1. bzw. 8. 10. 1936) und das Reichsgericht (RG 151, 170 vom 28. 4. 1936) den 8 143 
weiter an. Damit dürfte die Frage zunächſt in letzterem Sinne entſchieden ſein. Der 
Gegenſatz iſt praktiſch nicht ſo beträchtlich, wie das Aufſehen, das er erregt hat, ver⸗ 
muten laſſen könnte: Einerſeits iſt heute für die meiſten Gewerbe irgendeine Ver⸗ 
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waltungsbehörde durch beſonderes Geſetz ermächtigt, den Betrieb bei Geſährdung der 
Allgemeinheit zu ſchließen, die Fortführung zu unterſagen — wie oben dargeſtellt 
iſt —; fo hätte im Fall PreußO VG vom 1. 10. 1936 die eingreiſende Ortspolizei⸗ 
behörde das betreffende Lebensmittelgeſchäft auf Grund der oben erwähnten Handels- 
beſchränk BO für die Dauer ſchließen dürfen, und die Entſcheidung mußte nur des⸗ 
wegen aufgehoben werden, weil fie ſich in ihrem Vorgehen nicht auf dieſe Verord- 
nung, ſondern auf die Generalklauſel des §S 14 Pol Verw&G ſtützte. And anderſeits vor 
allem iſt es ja keineswegs ſo, daß in den Fällen, in denen ſolche Sonderermächtigung 
fehlt, die Polizei dem Treiben von Schädlingen machtlos zuſehen muß: auch das 
Reichsgericht und das Preuß OVG erkennen der Polizei auf Grund jener General- 
klauſel die Befugnis zu, vorläufige Maßnahmen zum Schutz der Allgemeinheit zu 
treffen, alſo dem Anternehmer den Weiterbetrieb ſo lange zu unterſagen, bis er den 
von der Polizei geſtellten Auflagen in bezug auf die Führung des Betriebs nach⸗ 
gekommen iſt; und zwar gilt dies auch dann, wenn es praktiſch darauf hinausläuft, 
dem betreffenden Anternehmer den Weiterbetrieb endgültig unmöglich zu machen, 
wenn dieſe vorläufige Maßnahme alſo praktiſch der Entziehung der Gewerbebefugnis 
gleichkommt. 


2. Genehmigungszwang 

Das ſtärker und ſicherer wirkende Mittel zur Fernhaltung ungeeigneter Elemente 
aus der Wirtſchaft iſt die Regelung, daß das betreffende Gewerbe nur auf Grund 
ausdrücklicher, beſonders erteilter behördlicher Erlaubnis begonnen werden darf. 


a) Das Erfordernis der Zuverläſſigkeit 
Vorausſetzung für die Erteilung der Erlaubnis iſt überwiegend die „Zuverläſſigkeit“ 
des Bewerbers. 

In einer vorwiegend älteren Schicht dieſer Konzeſſionsregeln iſt der Behörde vor- 
geſchrieben, die Erlaubnis nur dann zu verweigern, wenn die Anzuverläſſigkeit nach⸗ 
gewieſen iſt, wobei fie hinſichtlich dieſes Nachweiſes teilweiſe auf das eigene Er- 
meſſen verwieſen, teilweiſe an beſtimmte Indizien wie Vorſtrafen u. dgl. gebunden 
iſt. Dies gilt für Gaſtſtätten, Pfandleiher, Bewachung, Wandergewerbe, Handel 
mit unedlen Metallen, Straßenhandel mit Druckſachen und für Verſicherungsunter⸗ 
nehmungen, Bauſparkaſſen und Kreditinſtitute (S8 34, 34 a, 43, 55 ff. GewO; 
Gaſtſtätt8; Metall Berk; 8 4 Verſich BauſpAufſ ; 8 4 Kreditweſ). Hierher 
gehören ſeit 1934 der geſamte Einzelhandel (unten S. 18 f.) und ſeit 1933 die Berufe 
der geiſtig Schaffenden und gewiſſe angrenzende Gewerbe (fiehe unten S. 26 f.). In 
manchen neueren Geſetzen wird umgekehrt dem Antragſteller der Beweis für ſeine 
Zuverläffigfeit auferlegt: Milchhändler, Verſteigerer, Rechtskonſulenten, Perſonen⸗ 
und Kraftwagengüterbeförderung, Herſtellung und Vertrieb von Schußwaffen und 
Munition (8 14 Milch; 8 1 VerſteigG; Art. 1 8 1 Rechtsberat; 8 9 Perſon⸗ 
BefördG; 8 7 Güterfernverks; Waffen). Unter den Geſichtspunkt gewerbepolizei⸗ 
licher Zuverläſſigkeit im weiteren Sinne gehört es, wenn neuere Ronzeflionsrege- 
lungen die Erteilung der Erlaubnis davon abhängig machen, daß der Antragſteller 
die erforderliche techniſche oder finanzielle Ausrüſtung beſitzt: Krankenanſtalten uſw., 
Gaſtſtätten, Milchhandel, Bewachung, Theater, die Verkehrsgewerbe und die Kredit- 
inſtitute (8 30 GewO; 8 2 Ziff. 3 Gaſtſtätt&; 8 15 W Ziff. 4 und 5 Milch; S 34 a 
GewO; 8 3 Theater; S 9 PerſonBeförd; S 7 Güterfernverks; 8 4, Ic 
Kreditweiß; 8 1 Hyp Bank und § 1 SchiffsbankG ſtellen die Genehmigung ſchlecht⸗ 
hin in das Ermeſſen der Behörde, die aber auch hier in erſter Linie auf dieſe Dinge 
ſehen wird). In anderen Fällen wird dieſelbe Regel als ſelbſtverſtändlich zu unter. 
ſtellen fein, z. B. bei der Zulaſſung zum Luftverkehrsgewerbe: bei fehlender tadel- 
loſer Ausrüſtung wäre die „öffentliche Sicherheit gefährdet“ (ſiehe S 11 II Luftvert®) 
und iſt demgemäß die Erlaubnis zu verſagen. 

And ebenſo ſteht der Geſichtspunkt der Zuverläſſigkeit wohl auch in den wenigen 
Fällen im Vordergrund, wo die Entſcheidung über die Erlaubniserteilung ſchlechthin 
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dem Ermeſſen der Behörde überlaſſen iſt: Veranſtaltung von Luſtbarkeiten auf der 
Straße, Steuerberatung, Wirtſchaftswerbung (SS 33 b, 60 a GewO; 8 107 a AO; 
Wirtſch WerbG 8 3). 


b) Erfordernis der fachlichen Vorbildung 


Beſtimmte Gewerbezweige dürfen nur von fachlich vorgebildeten Perſonen ausgeübt 
werden: 


J. Eine Reihe von Gewerben dürfen nur von ſolchen Perſonen betrieben werden, 
deren fachliche Befähigung durch ein behördliches, auf Grund einer Prüfung aus: 
geſtelltes Zeugnis beſcheinigt iſt. Hierher gehören die Beſtallung der Apotheker (8 2 
NApothO, 8 2 Apoth Beſtall O), ferner das Prüfungszeugnis der Hebammen, des 
Hufbeſchlaggewerbes, der orthopädiſchen Schuhmacher und des Buchdruckergewerbes 
(SS 30 III, 30 a, 30 b, 30 c GewO). Altes Recht iſt das Befähigungszeugnis in der 
Seefahrt: heute bedürfen eines ſolchen die Kapitäne, Steuerleute und Maſchiniſten 
der Seefahrt ſowie die Lotſen (8 31 GewO; 8 4 SeemO; SchiffsbeſetzgG). 


Neben anderen Vorausſetzungen ſteht der Befähigungsnachweis für die berufliche 
Ausbildung von Kraftfahrern (8 3 III Kraftfahr Ausbild BO) und für die gewerbs- 
mäßige Ausbildung von Luftfahrern (8 6 LuftverlG). 


Eine gewaltige und beſonders bedeutſame Erweiterung hat der Kreis dieſer Gewerbe 
im Zuge des nationalſozialiſtiſchen Neuauſbaus des Handwerks erfahren. Die 
Einführung der Gewerbefreiheit hat in Deutſchland mit in erſter Linie bedeutet, daß 
es jedermann freigeſtellt wurde, ohne weiteres irgendein Handwerk zu betreiben. 
Die Folge ift die weitverbreitete Erſcheinung des fachlich ungenügend ausgebildeten 
Handwerkers, der den Ruf des Handwerks ſchädigt und von dem in erſter Linie die 
Gefahr der Schleuderkonkurrenz droht. Der Kampf der Handwerker hiergegen hat 
ſehr lange Zeit nicht mehr erreicht als den ſogenannten kleinen Befähigungsnach⸗ 
weis (1908): es dürfen ſeitdem grundfäßlich nur geprüfte Meiſter Lehrlinge halten. 
Jetzt hat die 3. HandwVᷣO von 1935 dem Handwerk den fo lange umkämpften jo- 
genannten großen Befähigungsnachweis gebracht: Ein Handwerk darf ſelbſtändig 
nur von Perſonen betrieben werden, die in der von der Handwerkskammer geführten 
Handwerksrolle eingetragen find, worüber als Beſcheinigung die Handwerkskarte 
ausgeſtellt wird (88 1, 2, 7). Eingetragen wird nur, wer die Meiſterprüfung für das 
von ihm betriebene oder ein dieſem verwandtes Handwerk beſtanden hat (8 3). Nur 
geprüfte Meiſter alſo dürfen künftig das Handwerk ſelbſtändig ausüben. Doch darf 
der Meiſter dann in jedem Handwerk Arbeiten ausführen, nicht nur in dem von ihm 
hauptſächlich betriebenen (§ 4): hiermit iſt eine Quelle häßlicher Streitigkeiten unter 
Handwerkern verſtopft. Bei juriſtiſchen Perſonen muß der Betriebsleiter geprüfter 
Meiſter fein (8 5). Von größter Tragweite ift dabei die Frage der ſogenannten hand⸗ 
werklichen Nebenbetriebe — z B. RNeparaturwerkſtätte des Fahrradhändlers —, alſo 
derjenigen Handwerksbetriebe, die mit einem andersartigen Anternehmen (Handel, 
Landwirtſchaft, Induſtrie) verbunden ſind. Sie wurden zunächſt ebenfalls für ein⸗ 
tragungspflichtig erklärt (8 2 urſpr. Faſſg.), fo daß alſo entweder der Leiter des 
Geſamtunternehmens die Meiſterprüfung beſtanden haben oder der Nebenbetrieb auf- 
gegeben werden mußte; nur für juriſtiſche Perſonen begnügte ſich die VO mit der 
Meiſterprüfung des Leiters des Nebenbetriebes (8 5 I urſpr. Faſſg.). Die Durch⸗ 
führung dieſer Beſtimmungen hat aber zu ſo erheblichen Schwierigkeiten geführt, daß 
man ſich zu einer Anderung der VO entſchloſſen hat (VO vom 11. 1. 1936, 
RGBl. I 42). Danach iſt die Rechtslage folgende: Auf die handwerklichen Neben- 
betriebe ſoll die VO nur nach „näherer Beſtimmung“ des RW Anwendung finden 
(8 1 II). Dieſe Beſtimmungen find noch nicht erlaſſen; man plant die Herausnahme 
der bloßen handwerklichen Hilfsbetriebe aus dem Bereich der Regelung. Außerdem 
wird künftig dann nicht — wie in der urſprünglichen Faſſung der VO — verlangt 
werden, daß der Leiter des Geſamtunternehmens Meiſter iſt: es wird genügen, wenn 
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der Leiter des handwerklichen Nebenbetriebes dieſem Erfordernis entſpricht (8 5 I). 
Die handwerkliche Meifterprüfung erfolgt durch eine Kommiſſion, deren Mitglieder 
von der höheren Verwaltungsbehörde nach Anhören der Handwerkskammer auf drei 
Jahre ernannt werden (8 133 V GewO). Zugelaſſen wird regelmäßig nur, wer die 
Geſellenprüfung beſtanden hat und mindeſtens drei Jahre als Geſelle tätig geweſen 
iſt (8 133 III GewO). Geprüft wird auf ſelbſtändige Ausführung und Koſten. 
berechnung von gewöhnlichen Arbeiten und ſonſt notwendige Kenntniſſe, wie Buch⸗ 
führung u. dgl. ($ 133 VI GewO). 

Das Beſtehen der Meiſterprüfung bedeutet für den Handwerker folgendes: Er darf 
den Meiſtertitel führen, wenn er außerdem mindeſtens 24 Jahre alt iſt (8 133 I 
GewO; feit 1897); beſondere ſtrengere Vorſchriften gelten für die Titel „Bau⸗ 
meiſter“ u. a. gemäß der Baumeiſterverordnung vom 1. 4. 1931 (geändert durch VO 
vom 17. 1. 1934). Nur der geprüfte Meiſter darf Lehrlinge ausbilden, wenn er 
außerdem 24 Jahre alt iſt (8 139 GewO, ſeit 1908). Nur der geprüfte Meiſter hat 
Anſpruch auf Eintragung in die Handwerksrolle und darf auf Grund dieſer Ein- 
tragung das Handwerk ſelbſtändig ausüben (3. Handw VO). 

Angeſichts der Bedeutung des großen Befähigungsnachweiſes iſt die Frage der 
Abergangsregelung beſonders wichtig: Wer vor dem 1.1.1932 in die Handwerks- 
rolle eingetragen iſt, kann ohne Rückſicht auf die Meiſterprüfung ſein Handwerk 
weiter ausüben. Wer nach dieſem Stichtag eingetragen iſt oder wer ohne Ein- 
tragung ein Handwerk ausübt, bleibt ebenfalls von der Neuregelung unberührt, wenn 
er vor dem 1. 1. 1900 geboren iſt; fonft iſt ihm eine Friſt bis 31. 12. 1939 zur Nach⸗ 
holung der Meiſterprüfung geſetzt (8 20 der 3. Handw VO). Außerdem iſt allgemein 
die Anweiſung ergangen, die neuen Vorſchriften entgegenkommend und ohne Beun⸗ 
ruhigung der Wirtſchaft einzuführen. 

Seit langem ſchon bedürfen eines Prüfungszeugniſſes Apotheker und Perſonen, die 
ſich als Arzt bezeichnen oder als ſolcher vom Staat anerkannt werden oder mit amt- 
lichen Aufgaben betraut werden wollen. Dieſe Regelung, bisher im 8 30 GewO 
enthalten, iſt jetzt eingebaut in die vom nationalſozialiſtiſchen Staat geſchaſfenen 
Standesordnungen der Urzte (RürzteO von 1935), Tierärzte (R Tierärzte O von 
1936) und Apotheker (RApothO von 1937). Arzte und Tierärzte find danach keine 
Gewerbetreibende und gehören daher ſtrenggenommen nicht in dieſe Darſtellung. 
Doch iſt die Standesordnung der nach wie vor als Gewerbetreibende behandelten 
Apotheker den beiden andern nachgebildet. An die Stelle der früheren Approbation 
iſt überall die Beſtallung getreten. Sie wird, wie bisher die Approbation, auf Grund 
beſtandener Prüfung von der ſtaatlichen Behörde erteilt (oben S. 16). Neu iſt, neben 
der Tatſache der Verreichlichung eines neuen wichtigen Rechtsgebietes, vor allem 
dies: In allen drei Standesordnungen iſt der Gedanke in den Mittelpunkt gerückt, 
daß dieſe drei Berufe in beſonderem Maße „öffentliche Aufgaben“ darſtellen und ihre 
Träger daher in beſonderem Maße unter Standespflichten ſtehen, und die Pflege 
und Wahrung dieſes Berufsethos iſt ſtändiſchen Organiſationen, Kammern und 
Berufsgerichten, anvertraut (ſiehe unten ©. 19). 

II. Für manche Gewerbe wird fachliche Vorbildung, nicht aber ein formelles Priü- 
fungszeugnis verlangt. Dieſe Fälle gehören alle der neueren Entwicklung an: ſeit 
1926 der Handel mit unedlen Metallen ($ 2 Metall Verk&), ſeit 1930, teilweiſe 
ſchon früher, der Milchhandel (S 14 Milch), ſeit 1933 die Werbungs vermittlung 
(2. Werberat Bek. Ziff. 14), ſeit 1933 in immer weiteren Grenzen die Berufe der geiſtig 
Schaffenden und gewiſſe benachbarte Gewerbe (8 10 der DVO z. KulturkammG; 
§ 5 Schriftleit® und viele andere); ſeit 1935 die Rechtsberatung (Art. 1 8 1 Rechts- 
berat®), ſeit 1938 Herſtellung und Vertrieb von Schußwaffen und Munition 
(Waffen und DUO vom 19 3. 1938); vor allem iſt ſeit 1934 der gefamte Einzel. 
handel unter dieſe Regelung geſtellt (unten S. 18 f.), eine Parallele zu der Ein- 
führung des Befähigungsnachweiſes für das Handwerk im Jahre 1935. 
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c) Berückſichtigung des Bedürfniſſes 


Soweit ſich das Gewerberecht auf die geſchilderten gewerbepolizeilichen Ziele 
beſchränkt, wird grundſätzlich die Erteilung der Gewerbeerlaubnis nicht davon 
abhängig gemacht, ob ein Bedürfnis für die Neuerrichtung eines ſolchen Betriebs 
vorliegt. Man will den Wettbewerb von ungeeigneten Elementen freihalten, nicht 
aber den ſauberen Wettbewerb einſchränken. Demgemäß iſt in den weitaus meiſten 
der genannten Vorſchriften der Behörde die Berückſichtigung der Bedürſnisfrage 
ausdrücklich oder ſtillſchweigend verboten. Seit zehn Jahren etwa mehren ſich aber 
die Fälle, in denen neue Konzeſſionsregelungen die Erlaubniserteilung von dem Vor- 
liegen eines Bedürfniſſes abhängig machen. Dabei können ſehr verſchiedene Er- 
wägungen zugrunde liegen. Dieſe halten zum Teil noch durchaus im Rahmen des 
rein gewerbepolizeilichen Zweckes, Schäden vom Publikum abzuwenden: Je mehr 
Gaſtſtätten, um ſo ſtärker der Anreiz zum Trunk; daher iſt die Gaſtſtättenkonzeſſion 
im Laufe der Entwicklung von dem Bedürfnis abhängig gemacht worden (S 1 II 
Gaſtſtätt G); entſprechendes gilt ſeit 1934 für Eisdielen (8 2 SpeiſeeiswirtſchG) und 
für Spielautomaten (8 33d GewO; DUO vom 22.5.1935). Oder es handelt ſich 
um Betriebe, die der Polizeiaufſicht erfahrungsgemäß beſonders dringend bedürfen, 
ſo daß aus dieſem Grunde ihre allzu ſtarke zahlenmäßige Vermehrung nicht 
wünſchenswert iſt: z. B. der Handel mit unedlen Metallen (S 2 II Metall Berk), 
oder denen gegenüber die Kontrolle des Publikums erfahrungsgemäß nicht ausreicht: 
Verſteigerergewerbe, Rechtskonſulenten (8 1 VerſteigG; 8 1 Art. 1 Rechtsberat G). 
Dagegen find manche jüngſten hierher gehörenden Geſetze durch dieſen gewerbepolizei⸗ 
lichen Geſichtspunkt nicht oder doch jedenfalls nicht ganz beſtimmt: die modernen 
Verkehrsgeſetze, das Kreditwef® und das Energiewirtſch (8 11 III LuftverkG; 
§ 9 II Perſon BefördG; 8 7 II Güterfernverkg; 8 4 KreditweſG; SS 4, 5 Energie- 
wirtſchG). Wenn nach dieſen Geſetzen die Erlaubnis zu verſagen iſt, weil ein 
Bedürfnis fehlt, ſo mag auch hier der Geſichtspunkt im Vordergrund ſtehen, daß es 
ſich um beſonders aufſichtsbedürftige und beſonders ſchwer überſehbare Gewerbe 
handelt, bei denen daher eine gewiſſe Konzentration auf eine nicht allzu hohe Zahl 
von Betrieben gewerbepolizeilich erwünfcht iſt. Hinzu tritt aber in dieſen Fällen 
die Abſicht der Wirtſchaftslenkung im eigentlichen Sinn (unten S. 24 ff., ſpeziell zum 
Güterfernverkehr S. 34, zum Kreditweſen S. 27, zur Energiewirtſchaſt S. 27 f.). 


Eine befondere Rolle kommt in dieſem Zuſammenhang der ſogenannten Einzel- 
handelsſperre zu. Durch das Einzelhandelſchutz von 1933 iſt die Neuerrichtung von 
Einzelverkaufsſtellen verboten, zunächſt mit — dreimal verlängerter — Befriſtung, 
ſeit G. vom 13. 12. 1934 unbefriſtet. Es können aber Ausnahmen zugelaſſen werden. 
Hierfür hat die Reichsregierung Richtlinien aufzuſtellen (8 5). Auf dieſe Richtlinien 
alſo kommt es an. Die erſten Richtlinien haben dem Ziel entſprochen, um deſſen 
willen das Einzelhandelſchutz S erlaſſen wurde, nämlich dem Schutz der Einzelhändler 
gegen den Wettbewerb: die Erſte DUO vom 12.5.1933 ließ Ausnahmen nur bei 
„beſonderem Bedürfnis“ zu. Die Zweite DUO vom 28. 11. 1933 ließ daneben auch 
ohne ſolches beſondere Bedürfnis Ausnahmen zu für den Fall der Betriebseröffnung 
in einem vorhandenen Ladenlokal unter der weiteren Vorausſetzung, daß nicht aller- 
nächſte Wettbewerber gefährdet würden; anderſeits ſollte unter keinen Amſtänden 
dann eine Ausnahme zugelaſſen werden, wenn der Bewerber fachlich ungeeignet iſt. 
Dieſe beiden Geſichtspunkte, Lockerung der Wettbewerbshemmung und Ausſchließung 
von Leuten ohne fachliche Vorbildung, find dann in der Dritten DVO vom 23.7. 
1934 voll zum Durchbruch gelangt: Einerſeits wird für die Zulaſſung gefordert, daß 
der Bewerber ſeine Sachkunde nachweiſt und daß er nicht perſönlich unzuverläſſig iſt. 
Damit iſt das geſamte Gebiet des Einzelhandels durch eine einzige Generalvorſchrift 
unter dieſelbe gewerbepolizeiliche Aufſicht geſtellt, der bisher einzelne Gewerbezweige 
kraft ängſtlich abgrenzender Sondervorſchriften unterſtellt ſind — eine Ausdehnung 
des Gewerbepolizeirechts von bisher unerhörtem Maße, vergleichbar nur der 1935 
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erfolgten Einführung des großen Befähigungsnachweiſes für das Handwerk (oben 
S. 15 f.). Anderſeits iſt in der Dritten DO der urſprüngliche Gedanke der Wett- 
bewerbshemmung noch weiter zurückgedrängt: die Zulaſſung kann verſagt werden, 
wenn die Betriebseröffnung zu „außergewöhnlicher Aberſetzung“ innerhalb des 
gleichen Handelszweiges in der betreffenden Gegend führen würde. (Weitere Einzel- 
beiten des EinzelhandelſchutzG ſiehe unten S. 34). 


d) Zurücknahme von Beſtallung, Befähigungs nachweis, 
Konzeſſion 


Für einige wenige dieſer Konzeſſionen iſt — in vorwiegend jüngeren Geſetzen — 
vorgeſchrieben, daß fie nur befriſtet erteilt werden dürfen: Kraftwagengewerbe (8 10 
Perſon BefördG; 8 10 Güterfernvert®), Wandergewerbe u. a. (SS 60, 33 b, 43 
GewO). Für einige wenige andere iſt beſtimmt, daß fie frei widerruflich erteilt 
werden dürfen oder müſſen: Zulaſſung zur Werbung, zur Ausbildung von Kraft- 
fahrern, zur Steuerberatung ($ 7 IV Zweite DO z. Wirtſch WerbG; Kraftfahr- 
Ausbild VO; 8 107 a VI AO). 


Für die weitaus überwiegende Zahl aber iſt Befriſtung oder freie Widerruflichkeit 
der Erlaubnis ausdrücklich (S 40 GewO) oder — durch erſchöpfende Aufzählung der 
Widerrufsgründe — ſtillſchweigend ausgeſchloſſen. Es kann auch keine ſchwerere 
Lähmung der Anternehmungsfreudigkeit geben als die ſtändige Gefahr, daß die 
Behörde nach Belieben den Betrieb ſchließen kann. 


Anderſeits darf keine ſolche Erlaubnis ſchlechthin unwiderruflich ſein. Aberall iſt 
daher die Zurücknahme unter beſtimmten Vorausſetzungen vorgeſehen. Dabei iſt der 
leitende Grundgedanke: Zurücknahme dann, wenn fi herausſtellt, daß die Grund- 
lagen für die Erteilung der Erlaubnis uſw. von vornherein fehlten oder daß ſie nach⸗ 
träglich fortgefallen ſind. Für die Zurücknahme wegen Anrichtigkeit der für die 
Erlaubniserteilung grundlegenden Nachweiſe genügt in manchen Fällen ſchon die 
objektive Anrichtigkeit: Arzt, Tierarzt, Apotheker, Krankenhaus, Hebammen, Pfand- 
leiher, Bewachung, Herſtellung und Vertrieb von Schußwaffen und Munition, 
Zulaſſung zum Schriftleiterberuf (R Arzte, XTierärzted, RApotho — in 
dieſen drei Fällen kann ſogar trotz Richtigkeit der eingereichten Nachweiſe 
zurückgenommen werden, wenn die Behörde aus irgendeinem ſonſtigen Grunde eine 
weſentliche Vorausſetzung „irrigerweiſe“ als gegeben angenommen hat; § 53 GewO; 
§ 13 Waffen DO; 8 11 Schriftleit s). Bei der Entziehung der Gaſtſtätten⸗ 
konzeſſion muß mindeſtens Fahrläſſigkeit des Bewerbers hinſichtlich der Anrichtigkeit 
ſeiner Angaben vorliegen (§ 12 II Ziff. 2 Gaftftätt®). And in vielen Fällen kann die 
Zurücknahme nur erfolgen, wenn die Angaben bewußt unrichtig waren (Erſchleichung 
der Erlaubnis): der ſeemänniſche Befähigungsnachweis, die Konzeſſion für Kredit, 
inſtitute (8 7 SchiffsbeſetzgO; § 6 KreditweſG). — Für die Zurücknahme aus dem 
Geſichtspunkt des ſpäteren Wegfalls der Vorausſetzungen für die Erlaubnisertei⸗ 
lung wird es in manchen Geſetzen der Behörde überlaſſen, an welchen Amſtänden ſie 
dies erkennen will (8 12 II Ziff. 1 Gaſtſtätt&; S 3 Theater, 8 10 Erſte DBO; S 6 
LuftverkG; SS 5, 7 Waffen; 8 14 VIII Milch). In dieſen Zuſammenhang gehören 
auch einerſeits Handwerker, anderſeits Arzte, Tierärzte und Apotheker: hier können 
Ehrengericht bzw. Berufsgericht den Meiſtertitel nehmen bzw. Anwürdigkeit für 
Ausübung des Arzt- bzw. Tierarzt. bzw. Apothekerberufes ausſprechen; in den 
letzteren Fällen wird dann die Beſtallung durch ſtaatliche Behörde zurückgenommen 
(1. Handw VO, RArzte O, RTierärzteO, RApothO, Apoth Beſtall O). Teils wird auch 
die Behörde dabei an mehr oder weniger genau beſtimmte Tatbeſtände gebunden: Der 
ſeemänniſche Befähigungsnachweis wird durch Spruch des Seeamts entzogen, wenn 
der Inhaber infolge Fehlens der geſetzlich erforderlichen Eigenſchaften einen Seeunfall 
verſchuldet hat (S 26 Seeunfall AntG); oder es wird abgeſtellt auf den Verluſt der 
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bürgerlichen Ehrenrechte: Arzt, Tierarzt, Apotheker, Krankenhaus, Hebamme, Pfand- 
leiher, Hufbeſchlag, Bewachung (R Arzte; XRTierärzteO; Apoth BeſtallO; — 531, 
II GewO), oder auf Straftaten bzw. Beſtrafungen, ſeien es irgendwelche „ſchweren“ 
Straftaten, aus denen die Behörde die Aberzeugung der Anzuverläſſigkeit gewinnt 
(RArzteO; XR Tierärzte O; ApothBeſtallO), ſeien es Beſtrafungen wegen beſtimmter 
Delikte (Wandergewerbeſchein: 8 58 in Verbindung SS 57 Ziff. 2 a, 3 und 57 b 
GewO) — alles Verſuche, für den jeweiligen Fall die richtige Mitte zu finden 
zwiſchen einerſeits der Gefahr willkürlicher Eingriffe der Behörden in die Exiſtenz 
des gewerbetreibenden Volksgenoſſen, alſo einer Gefährdung des Gewerbes über- 
haupt und damit der Geſamtheit, anderſeits der Geſahr, daß die Behörde durch 
zu ſtarke Bindungen ihre Aufgabe des Schutzes der Geſamtheit nicht ausreichend 
erfüllen kann. 


Wo nichts darüber ausdrücklich beſtimmt iſt, ob und wann eine Erlaubnis wider⸗ 
rufen werden kann, wird folgendes gelten müſſen: Die Erlaubnis iſt grundſätzlich 
nicht widerruflich. Sie kann anderſeits widerrufen werden, wenn ſie auf Grund 
unrichtiger Nachweiſe erwirkt iſt oder wenn nachträglich Tatſachen eintreten, welche 
die Behörde zur Verſagung verpflichtet hätten und zeigen, daß gerade diejenige 
Gefahr vorliegt, zu deren Abwehr der Erlaubnisvorbehalt uſw. eingeführt iſt. Dieſer 
Geſichtspunkt liegt allen einzelnen Sondervorſchriften zugrunde und kann daher dort, 
wo die Frage nicht ausdrücklich geregelt iR, herangezogen werden (vol. auch 8 42 
pr PVG). Er muß insbeſondere auch dort maßgeblich fein, wo ein freies Widerrufs. 
recht eingeräumt iſt, wie bei der Genehmigung zur Werbung und der Zulaſſung zur 
Werbungsvermittlung. Wer auf Grund einer ſtaatlichen Erlaubnis ein Anternehmen 
beginnt, dort Geld und Arbeit hineinſteckt, muß gegen willkürliche Entziehung der 
Erlaubnis geſichert ſein: das Wirtſchaften wäre ſonſt ſchlechterdings undenkbar, und 
damit wäre wieder nicht nur der einzelne, ſondern gerade auch die Geſamtheit 


geſchaͤdigt. 


III. Staatliche Reglementierung des Geſchäftsbetriebs 


Gewerbepolizeiliche Geſichtspunkte find es auch, die den Staat veranlaſſen, den Ge⸗ 
ſchäftsbetrieb einzelner Gruppen von Anternehmungen zu reglementieren. Es handelt 
ſich dabei einerſeits um beſtimmte Anternehmungsformen: Aktiengeſellſchaften, Gefell- 
ſchaften mit beſchränkter Haftung und Genoſſenſchaften (58 178 ff. HGB; GmbHG; 
Gen). Auf der anderen Seite ſtehen beſtimmte Gewerbezweige: Pfandleiher, Be⸗ 
wachung (8 38 GewO), Lebensmittel- und Milchhandel (Lebensmittel, Milch), 
Wildhandel (Wildverkehrsordnung vom 21. 3. 1936), Verſteigerer (8 8 Ziff. 1 Ver- 
ſteigs und prDdoVO vom 3. 12. 1934), ausnahmsweiſe zugelaſſene gewerbsmäßige 
Stellenvermittlung, z. B. Vermittler für Artiſten, Konzertagenten ($ 1 ArbVer⸗ 
mittl; dazu DVO vom 30. 11. 1935, RAnz. Nr. 280), Herſtellung und Vertrieb von 
Schußwaffen (88.16 ff. DVO z. Waffen), Verkehrsgewerbe (EVO für Eiſenbahnen; 
88 18 ff. Güterfernverks für den Güterfernverkehr mit Kraftwagen; 8 39 Perfon- 
BefördG), Verſicherungs⸗, Geld- und Kreditinſtitute (SS 54 ff. Verſich BauſpAufſ G; 
ss 11 ff. Kreditweſ; 88 5 ff. Hyp Bank; SS 5 ff. Schiffsbank) und Gas. und 
Elektrizitätswerke (EnergiewirtſchG). 


Dieſe Reglementierung erfolgt teils durch Aufſtellung von Regeln, teils durch 
einzelne Anweiſungen der Auffihtsbehörde, teils auf beiden Wegen. 


Auch hier hat ſich vielfach gezeigt, daß mit früher gewährten Freiheiten Mißbrauch 
getrieben wurde, ſo daß der Staat zum Eingreifen gezwungen war. So folgte auf 
den Gründungsſchwindel der 70er Jahre die Aktiennovelle von 1884, auf die Zu⸗ 
ſammenbrüche von 1931 die Aktiennovelle von 1931; zur ſelben Zeit wurden die Miß⸗ 
ſtände im Kreditweſen offenkundig, und fo führte die Not BO vom 19. 9. 1931 die 
Bankenaufſicht ein, die dann im Kreditweſ weſentlich verſchärft iſt. 
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Aber dieſen rein gewerbepolizeilichen Geſichtspunkt hinaus aber handelt es ſich hier 
teilweiſe ſchon um Wirtſchaftslenkung im engeren Sinne (unten S. 24 ff.;. hinſichtlich 
der Kreditinſtitute S. 27, hinſichtlich des Verkehrsweſens S. 36, hinſichtlich der 
Energiewirtſchaft S. 27). 


IV. Beeidigung und öffentliche Anftellung 


In einer Reihe von Gewerbezweigen kommt es auf die Vertrauenswürdigkeit des 
Anternehmers in beſonderem Maße an, ohne daß aber das Publikum immer von 
ſich aus in der Lage iſt, dieſe im Einzelfall zu beurteilen. Hier greift im Intereſſe des 
Publikums der Staat ein, indem er einzelnen Anternehmern auf Grund einer 
Prüfung und einer Beeidigung erhöhte Glaubwürdigkeit öffentlich beilegt: Beeidi⸗ 
gung und „öffentliche Anſtellung“. Dies iſt durch S 36 GewO den Ländern geſtattet 
z. B. für Bücherreviſoren, für Perſonen, die Beſchaffenheit, Menge, Verpackung von 
Waren feſtſtellen, und für Feldmeſſer (hinſichtlich derer jetzt die Berufsordnung der 
öffentlich beſtellten Vermeſſungsingenieure vom 20. 1. 1938 gilt), durch AVO vom 
21. 10. 1931 für Wirtſchaftsprüfer (ſiehe dazu jetzt 8 29 Einf Gz Aktien), durch 8 7 
Verſteigs für Verſteigerer. Für jeden Kehrbezirk iſt ein Bezirksſchornſteinfeger⸗ 
meiſter zu beſtellen (§S 20 SchornſteinfegB O von 1935). An den Börſen find zur 
amtlichen Feſtſtellung der Börſenpreiſe ſogenannte Kursmakler zu beſtellen und zu 
vereidigen ($ 30 BörſG). Schließlich find noch die „öffentlich ermächtigten“ Handels- 
makler zu nennen (ſiehe $ 385 BGB u. a.; dazu pr Ausf z. BGB. Art. 13). 


In allen Fällen handelt es ſich um ſelbſtändige Gewerbetreibende. Ein Anſpruch auf Ä 
Beſtellung beſteht nirgends. In den meiſten Fällen bedarf es zur Ausübung des 
betreffenden Gewerbes nicht der öffentlichen Beſtellung; eine Ausnahme bildet der 
Schornſteinfeger (8 39 III GewO). Abgeſehen von der ſtaatlichen Anerkennung feiner 
beſonderen Vertrauenswürdigkeit genießt der öffentlich beſtellte Gewerbetreibende 
gewiſſe Vorrechte: fo darf nur der öffentlich beſtellte Verſteigerer Grundſtücke ver- 
ſteigern (8 7 Satz 2 VerſteigG), nur er darf die Verſteigerung oder ſonſtige Veräuße⸗ 
rung von Pfändern bewirken (S5 19 II DVBO z. Verſteigg vom 30. 10. 1934). Dieſen 
Vorrechten ſtehen vielfach beſondere Pflichten gegenüber, die den Anternehmern nach 
Art von Beamtenpflichten gegenüber Staat und Publikum auferlegt werden: ſo iſt 
der Bezirksſchornſteinfegermeiſter als Brandſchauer Beauftragter der Polizei, er hat 
der Feuerwehr anzugehören, den Luftſchutz zu unterſtützen uſw. (88 28, 31, 33 
Schornſteinfeg BO). 


V. Recktsſchutz im Gewerbepolizeirecht 


Angeſichts der Tragweite, welche die Konzeſſion und die öffentliche Beſtellung für 
den einzelnen, aber auch für die Geſamtheit haben, iſt es verſtändlich, daß das 
Gewerbepolizeirecht von jeher der Frage eingehende Regelung widmet, welche Mittel 
der Betroffene haben ſoll, um ſich gegen Willkür der Behörden wehren zu können. 
Hier iſt zunächſt zu unterſcheiden: Soll er auf die formloſe Gegenvorſtellung be⸗ 
ſchränkt ſein oder ſoll er die förmliche Beſchwerde haben, d. h. das Recht auf Nach⸗ 
prüfung und auf einen mit Gründen verſehenen Beſcheid? And dann: Soll der Weg 
des Verwaltungsſtreitverfahrens offen ſtehen, d. h. ſoll der Betroffene einen An⸗ 
ſpruch auf Nachprüfung durch eine richterlich unabhängige Behörde haben? 

J. Für die weitaus überwiegende Zahl der Fälle ergibt ſich folgendes Zuſammen⸗ 
wirken von Reichs- und Landesrecht: 

Das Reichsrecht überläßt die Regelung grundſätzlich dem Landesrecht, verlangt aber: 
Zulaſſung der förmlichen Beſchwerde und Entſcheidung über dieſe durch mindeſtens 
eine kollegiale Behörde (außerdem Offentlichkeit des Verfahrens und gewiſſe richter. 
liche Befugniſſe der Behörde). So die berühmten SS 20, 21 GewO, welche zunächſt 
für die Genehmigung der 88 16 ff. GewO gelten, aber darüber hinaus in zahlreichen 
ſonſtigen Fällen für anwendbar erklärt werden, und zwar nicht nur in der GewO 
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ſelbſt für faſt alle dort erfaßten Fälle (58 40 IL, 53 IL, 54, 63), ſondern auch in den 
gewerbepolizeilichen Sondergeſetzen bis in die jüngſte Gegenwart ($ 23 Handels- 
beſchränk BO; 8 3 Metall Verk; 8 18 Milch; 5 18 Baftftätt®; S 2 Speiſeeis⸗ 
wirtſchBO; 8 8 DO z. VerſteigG; 8 51 Schornſteinfeg BO). Die landesrecht⸗ 
lichen Ausführungsvorſchriften gehen über dieſe Mindeſtforderungen hinaus, indem 
ſie das Verwaltungsſtreitverfahren zulaſſen. Hier zeigt ſich freilich — im preußi⸗ 
ſchen Recht — ein gewiſſer Gegenſatz zwiſchen älteren und neueſten Geſetzen: 
Früher gab es in faſt allen Fällen die Möglichkeit, bis zum Oberverwaltungs⸗ 
gericht zu gelangen, ſei es als Berufungsinſtanz (8 83 pre VBG), ſei es doch wenigſtens 
durch die Reviſion (§ 18 pr3uſtG). Hierher gehört aus der neueren Geſetzgebung 
das Bewachungsgewerbe (pr BO vom 29. 4. 1927). Nur in wenigen Fällen iſt 
in dieſer älteren Schicht die Entſcheidung des Bezirksverwaltungsgerichts end- 
gültig: Erlaubnisverſagung für Pfandleiher, Giſthändler (8 114 prZuftß), für 
Singſpiele und den Straßenhandel des 8 42 b GewO (pr AVO vom 31. 12. 1883) 
Vielleicht iſt es ein Anzeichen der Entwicklung, wenn hier neueſtens mehrere wichtige 
Fälle hinzugekommen find: Gaſtſtättenkonzeſſion, Verſteigerererlaubnis, Milch- 
handelserlaubnis (Art. II Ziff. 6 pr D VO vom 18. 6. 1930 bzw. § 10 pr DVO vom 
3. 12. 1934 bzw. 8 23 pr DVD vom 16. 12. 1931): hier überall iſt die Entſcheidung 
des Bezirksverwaltungsgerichts endgültig, ſowohl für die Verſagung wie für die 
Rücknahme der Erlaubnis. ö 


II. Daneben gibt es viele Sonderregelungen: Entziehung des Kapitänspatents uſw. 
erfolgt durch Spruch des Seeamts, unter Zulaſſung der Beſchwerde an das Oberſee⸗ 
amt (SS 26, 27 Seeunfall unt), Entziehung des Rheinſchifferpatents und des Elbe ; 
ſchifferzeugniſſes durch das Bezirksverwaltungsgericht mit Berufung an das Ober-. 
verwaltungsgericht (8 120 präuft® § 83 prè VBG); Erlaubniserteilung und Geſchäfts⸗ 
unterſagung für Verſicherungsunternehmungen und Bauſparkaſſen erfolgen durch 
Spruch des Reichsaufſichtsamts, eines Verwaltungsgerichts mit richterlicher Unab- 
hängigkeit von zwei Inſtanzen (88 93 ff. Verſich BauſpAufſG); gegen die Betrieb⸗ 
ſchließung gemäß der Preisüberwach Befug VO kann binnen einer Woche das Reichs- 
wirtſchaftsgericht angerufen werden, das binnen eines Monats zu entſcheiden hat. 
Ein Nebeneinanderwirken von ſtändiſcher Gerichtsbarkeit und Verwaltungsgerichts ; 
barkeit bietet die Rücknahme der ärztlichen, tierärztlichen und Apothekerbeſtallung: 
Sie erfolgt in allen Fällen durch die ſtaatliche Verwaltungsbehörde, z. B. den Regic- 
rungspräſidenten in Preußen und Bayern. Aber deren Entſcheidung iſt unanfechtbar, 
wenn die Rücknahme deswegen erfolgt, weil das Berufsgericht den Arzt, Tierarzt 
oder Apotheker für unwürdig erklärt hat (ſiehe oben S. 19). Wird die Rücknahme 
dagegen deswegen ausgeſprochen, weil er nach Aberzeugung der Behörde durch ftraf- 
rechtliche oder ſittliche Verfehlungen ſich als unzuverläſſig erwieſen hat, ſo kann er 
die Verfügung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren anfechten ($ 13 Apoth Beſtall O). 


In anderen Fällen wieder überläßt das Reichsrecht die Frage ganz dem Landesrecht, 
und es greifen dann gegenüber Verſagung oder Entziehung der Erlaubnis die allge- 
meinen Rechtsmittel gegenüber Polizeiverfügungen Platz (z. B. §S 33 b, 33d GewO 
u. a.). 


Während hier überall Nachprüfung, und zwar im Wege des Verwaltungsitreitver- 
fahrens, gewährleiſtet ift, mehren ſich neuerdings die Fälle, in denen Rechtsſchutz nur 
beſchränkt oder überhaupt nicht gewährt iſt: Gegenüber Verfügungen des Luftamts, 
z. B. Verſagung oder Rücknahme der Genehmigung zur Luftfahrtunternehmung, ließ 
das Luftverf® (8 18 J a. F.) urſprünglich das Verwaltungsſtreitverfahren, eventuell 
Rekurs nach SS 20, 21 GewO zu; und auch nach der Streichung dieſer Vorſchrift durch 
das Luftfahrtverw von 1933 blieb es zunächſt ähnlich, da das Reich die ihm jetzt 
übertragene Aufſicht zunächſt durch die alten Landesbehörden ausüben ließ (§ 16 a 
Luftverkg) und inſoweit das landesrechtliche Verwaltungsſtreitverfahren belaſſen 
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wurde. Seit dem Aufbau der reichseigenen Luftfahrtverwaltung aber iſt „bis zur 
allgemeinen geſetzlichen Regelung der Anfechtbarkeit reichspolizeilicher Verfügungen“ 
nur die Verwaltungsbeſchwerde an den RèLuft M gegeben (8 6 Luftfahrt Verw. 
Aufb BO). — Gegen Verſagung der Genehmigung zum Kraftwagengüterfernvertehr 
durch die höhere Verwaltungsbehörde ſteht nur die Beſchwerde an den RVerk M 
offen, ebenſo gegen Verſagung oder Zurückziebung der Genehmigung zur Perionen- 
beförderung (8 32 Güterfernverks; 8 35 PerſonBeſördG). — Gegen eine Ent. 
ſcheidung des Präfidenten der Reichstheaterkammer auf Verſagung oder Zurllck⸗ 
nahme der Zulaſſung zum Theaterbetrieb iſt die Beſchwerde an den R Prop 
gegeben (8 11 DVD z. Theater vom 18. 5. 1934). — Gegen die Entſcheidung des 
Reichskommiſſars für Kreditweſen auf Zurücknahme der Erlaubnis zum Betrieb 
eines Kreditinſtituts oder Anterſagung der Fortführung des Geſchäftsbetriebs iſt die 
Beſchwerde an das Auffihtsamt für das Kreditweſen zugelaſſen, welches endgültig 
entſcheidet (88 43, 5, 6 Kreditwei®). — Gegen Verſagung und Rücknahme der Er⸗ 
laubnis zu Herſtellung und Vertrieb von Schußwaffen und Munition iſt jetzt nur 
mehr die Beſchwerde an die — endgültig entſcheidende — vorgeſetzte Verwaltungs- 
behörde gegeben, wobei 88 20, 21 GewO nicht mehr zu beachten find (Waffen. 
DVO). — Keinerlei Rechtsſchutz im engeren Sinne iſt gegeben z. B. gegenüber dem 
Einſpruch des RProp M gegen die Eintragung in die Berufsliſte der Schriftleiter 
oder gegen die Verfügung des RProp M auf Löſchung in dieſer Lifte (SS 10 Satz 3 
in Verb. mit 8 8 Satz 5, 8 35 Schriftleit®), gegen die Verſagung oder Rücknahme 
der Genehmigung zur Werbung oder der Zulaſſung zur Werbungsmittlung durch 
den Werberat (88 4 II, 7 Zweite DVD z. Wirtſch WerbG vom 27. 10. 1933; auch 
die formloſe Beſchwerde an den uuffihtführenden RPropM kann nur dazu führen, 
daß dieſer die Entſcheidung beanſtandet, denn aufheben oder abändern kann er 
ſie nicht). 


VI. Aufficht über Märkte, Mefjen und Börſen 

1. Für die Märkte, Meſſen und Börfen galt zur Zeit der Machtergreifung folgendes 
Recht: Der Marktverkehr war noch geregelt durch die Beſtimmungen des Titels IV 
der GewO in der urſprünglichen Faſſung, 1922 erweitert auf die damals ſtark zu⸗ 
nehmenden (Mujter-) Meſſen. Im weſentlichen handelt es ſich hier um Verbote 
polizeilicher Beſchränkungen des Marktverkehrs, alſo echtes liberales Recht. — 
Dagegen hatte das Börſ s von 1896 mit dem Grundſatz der Börſenfreiheit gebrochen 
und die Börſe unter Genehmigungszwang und — ſehr milde gehandhabte — Aufſicht 
der Landesregierungen geſtellt. 

Aus dieſer Regelung waren gewiſſe Mißſtände erwachſen: Die Marktfreiheit hatte 
zu einem Aberhandnehmen der Meſſen geführt. And die Zerſplitterung der ſtaatlichen 
Börſenaufſicht hatte es dazu kommen laſſen, daß es zu viele Wertpapierbörſen gab, 
von denen die meiſten nicht lebensfähig waren, während anderſeits die Berliner 
Börſe eine monopolartige Stellung erworben hatte. 


Il. Gegen dieſe Mißſtände iſt der neue Staat erfolgreich eingeſchritten: 

Das Wirtſch WerbG (oben S. 10) beſeitigte die Meſſefreiheit, in dem es das Meſſe⸗ 
weſen der Aufſicht des Werberats unterſtellte (8 1). Auf Grund der damit geſchaffenen 
Möglichkeit einheitlicher Lenkung hat der Werberat in der 6. Werberat Bek. vom 
23. 3. 1934 (R Anz. Nr. 69) das Meſſeweſen geregelt: vor allem werden Meſſen nur 
noch ſtattfinden, wenn fie nach Überzeugung des Werberats „eine beſondere volks⸗ 
wirtſchaftliche, kulturelle oder politiſche Bedeutung“ haben (Ziff. 1). 

Die VO vom 28.9. 1934 übertrug die Aufſicht über die Börſen (und die Pfandbrief- 
banken) von den Landesregierungen auf den RWM. Dieſer hat die Zahl der Wert- 
papierbörſen durch Aufhebung bzw. Zuſammenlegung auf neun verringert (Erl. vom 
28. 11. 1934). Anderſeits hat er die Monopolſtellung der Berliner Börſe dadurch 
eingeſchränkt, daß er die Kapitalgrenze für die Zulaſſung an der Berliner Börſe 
erhöht hat (VO vom 4. 12. 1934, RG Bl. 1 1215) und fo die kleineren Wertpapiere 
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zur Rückkehr an ihre Heimatbörſen gezwungen hat (erleichtert durch G. vom 4. 12. 
1934, RGBl. I 1202). 

Während ſich das alte Recht der Märkte, Meſſen und Börſen durchaus im Rahmen 
des rein gewerbepolizeilichen Zieles der Abwehr von unlauteren Machenſchaften hielt, 
handelt es fi bei dieſen Maßnahmen der neuen Staatsführung um direkte Wirt- 
ſchaftlenkung (ſiehe im folgenden). 


3. Abfchnitt: Staatliche Lenkung der Wirtfchaft 


I. Allgemeines. Der Dierjahresplan 

Wenn der Staat durch Verfeinerung und Verſtärkung des Wettbewerbsrechts unter 
Ergänzung durch das Gewerbepolizeirecht erreichen würde, daß im freien Wettbewerb 
die Regeln des Leiſtungsgrundſatzes befolgt werden, ſo wäre damit ſchon ſehr viel 
erreicht. Der Glaube aber, daß der Staat ſich hiermit begnügen dürfe, der Glaube, 
daß es bei freiem Spiel der Kräfte dann zur Harmonie zwiſchen dem Geſamtintereſſe 
und dem Intereſſe der einzelnen Unternehmer kommen werde, dieſer „Harmonie⸗ 
glaube“ mag in Deutſchland um die 70er Jahre des 19. Jahrhunderts geherrſcht 
haben — auch damals nicht uneingeſchränkt (Arbeiterſchutzgeſetzgebung ſeit 18391) —, 
dieſer Glaube iſt aber ſeitdem in zunehmendem Maße geſchwunden und ſeit längerem 
völlig überwunden. Seit damals hat der deutſche Staat in immer größerem Am- 
fange die Grenzen der polizeilichen Aberwachung überſchritten, iſt zur Lenkung der 
Wirtſchaft im engeren Sinne übergegangen. Schon Bismarcks Abergang zur Schutz⸗ 
zollpolitik Ende der 70er Jahre bedeutete Bruch mit dem liberalen Dogma. And 
erſt recht wir heute ſtehen dem Wettbewerbsſyſtem ſo innerlich frei gegenüber, daß 
wir es als bloßes Mittel zum Zweck in den Geſamtplan dort einfügen, wo es uns 
nützlich erſcheint. Dieſe undogmatiſche Einſtellung hatte vor 1933 zur völligen Grund- 
ſatzloſigkeit geführt. Inſoweit freilich hat der Staat unter nationalfozialiſtiſcher 
Führung eine deutliche Schwenkung vollzogen: der Ordnungsgehalt des Wett⸗ 
bewerbsſyſtems iſt ſeitdem wieder erkannt und betont. Schließlich auch ſind wir heute 
ſtärker als bisher geneigt, die Deckung des Bedarfs an wirtſchaftlichen Gütern zu⸗ 
rückzuſtellen hinter Ziele, die wir höher werten: insbeſondere hinter der Erhaltung 
der raſſiſchen und der politiſchen Grundlagen des Volkstums. 

So ſetzte in Deutſchland ſchon zu einer Zeit, in welcher der Harmonieglaube noch ſieg⸗ 
reich auf dem Vormarſch war, die gegenläufige Entwicklung ein: Seit ſchon 1839 
der preußiſche Staat die Kinderarbeit in den Fabriken unter Strafandrohung ein- 
ſchränkte, vor allem ſeit Bismarck ſeine Schwenkung vom Liberalismus (Freihandel) 
zur Schutzzollpoltik vollzog, hat ſich in unzähligen Formen und auf vielen und wich- 
tigen Gebieten eine immer zunehmende Einflußnahme des Staates auf die Wirt- 
ſchaft vollzogen. And gerade der nationalſozialiſtiſche Staat, der viel ſtärker als ſeine 
Vorgänger betont, die Wirtſchaft der privaten Initiative zu überlaſſen, und jtaat- 
liche Planwirtſchaft ſo oſt und ſo ſcharf ablehnt, hat nicht nur übernehmen und 
weiterſühren müſſen, was er in dieſer Beziehung vorfand, ſondern hat darüber 
hinaus unter dem Druck der Kriſe und anderer Notwendigkeiten der augenblicklichen 
Lage noch tiefer und energiſcher in den Ablauf der Wirtſchaft eingegriffen, als es je 
vorher in Deutſchland geſchehen iſt. Veranlaſſung hierzu geben in erſter Linie 
die Arbeitsloſigkeit, die Notwendigkeit der Aufrüſtung und die RNohſtoffknappheit: 
Der Kampf gegen die Arbeitsloſigkeit (Frühjahr 1933: über 6 Millionen; Herbſt 
1936: 1 Million) wurde 1933 bis 1935 durch Vergebung öffentlicher Aufträge ge- 
führt und gewonnen. Dabei ſtellte ſich die Notwendigkeit heraus, die Anternehmer 
durch beſondere Preisüberwachung von Preiserhöhungen zur Mengenerhöhung zu 
zwingen, den Arbeitseinſatz (früher ſog. Arbeitsmarkt) zu regeln, u. a. 

Seit der Erringung der Wehrfreiheit im März 1935 ſind an die Stelle dieſer 
Arbeitsbeſchaffungsaufträge der öffentlichen Hand die Aufträge der Wehrmacht ge⸗ 
treten. Das Ausmaß dieſer Aufträge führte den ſchon vorher ſich ankündigenden 
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völligen Amſchwung herbei, der durch die heute überall anzutreffende Knappheit an 
Arbeitskräften gekennzeichnet ift. 

Ganz wider Willen iſt im Laufe dieſer inneren Wirtſchaftsbelebung die ſtaatliche 
Wirtſchaftspolitik durch gleichzeitige Verſchlechterung der deutſchen Außer- 
wirtſchaftsbeziehungen vor die Notwendigkeit geſtellt worden, die deutſche Wirt ⸗ 
ſchaft zur weiteſtmöglichen Selbſtherſtellung von Rohftoffen anzuregen, die bis⸗ 
her vom Ausland bezogen wurden, und zur Nohſtoffbewirtſchaftung im vollſtändigen 
Sinn des Wortes überzugehen. Auf dem Reichsparteitag 1936 verkündete der 
Führer, daß binnen vier Jahren die Sicherheit der Nohſtofflage zu erreichen iſt 
(Vierjahresplan; Erſtreckung auf Oſterreich angeordnet mit VO vom 19. 3. 1938). 
Die Durchführung dieſes Programms übertrug der Führer mit Verordnung vom 
18. 10. 1936 dem Minifterpräfidenten Göring. Dieſer hat unbeſchränkte Vollmacht, 
kann insbeſondere auch Rechtsverordnungen erlaſſen. Es handelt ſich dabei einerſeits 
um die verwaltungsmäßige Einſchaltung der ſtaatlichen Stellen bei der Erfindung 
und Herſtellung von Rohſtoffen. Anderſeits muß für zweckmäßige Verwendung der 
knapp gewordenen Rohftoffe und Deviſen geſorgt werden und auch dafür, daß dieſe 
Verknappung nicht zu volkswirtſchaftlich unerwünſchten Preisſteigerungen führt. 
Neben Deviſenbewirtſchaftungs⸗ und Rohſtoffbewirtſchaftungsrecht ſowie Regelung 
des Arbeitseinſatzes handelt es ſich beim Recht des Vierjahresplanes daher vor 
allem um Preis beeinfluſſungsrecht: 

Während das liberale Recht die „Polizeitaren” zu Ausnahmen gemacht hatte 
(GewO, Titel V), ging der deutſche Staat ſchon 1931 zur allgemeinen Preisüber⸗ 
wachung über (Not BVO vom 8. 12. 1931, 1. Teil, Kap. II). Dieſer Gedanke wurde vom 
nationalſozialiſtiſchen Staat wieder aufgegriffen und weſentlich erweitert, indem den 
Preisüberwachungsbehörden unbeſchränkte Eingriffsbefugniſſe gegenüber aller Preis- 
bildung verliehen wurden (Preisübwach BefugV O; G. vom 5. 11. 1934; G. vom 
4. 12. 1934). Ziel war damals, zu verhindern, daß die durch die ſtaatlichen Aufträge 
erfolgte Wirtſchaftsbelebung von den Anternehmern zu Preiserhöhungen ausgenutzt 
würde. Durch das Vierjahrespl DurchfG wurde die Stelle eines „Reichskommiſſars 
für die Preisbildung“ geſchaffen mit der Aufgabe, die „zur Sicherung volkswirt⸗ 
ſchaftlich gerechtfertigter Preiſe und Entgelte erforderlichen Maßnahmen zu treffen“ 
($ 2 J); außerdem find ihm alle Befugniſſe des alten Preisbeeinfluſſungsrechts 
übertragen (S 2 II), welches zunächſt in Geltung bleibt (VO vom 26. 11. 1936, 
RGBl. I 955, IJ). Reichskommiſſar wurde Oberpräfident und Gauleiter Wagner. 
Anter den von ihm bisher getroffenen Maßnahmen iſt die wichtigſte die ſog. Preis- 
ſtopverordnung, durch welche alle Preiſe auf den Stand vom 18. 10. 1936, dem Tage 
der Beauftragung des Miniſterpräſidenten Göring, als Höchſtſtand feſtgeſetzt werden 
Durch entſprechende VO vom 29. 3. 1938 iſt für das Land Hfterreich der 18. 3. 1938 
als Stichtag beſtimmt. Es iſt aber betont worden, daß der Reichskommiſſar ſich vor 
allem mit den Faktoren der Preisbildung beſchäftigen werde; auch das 
alte Preisüberwachungsrecht iſt vielfach — wohl überwiegend — zu folder in 
direkten Beeinſluſſung der Preiſe benutzt worden (oben S. 7 f., unten S. 31 f.). 


II. Die Bereiche ftändiger Sonder-Staatslenkung 
Iſt alfo heute die geſamte Wirtſchaft unter ſtaatliche Lenkung geftellt, fo heben ſich 
doch davon mehrere wichtige Bereiche der Wirtſchaft ab, bei denen die ſtaatliche 
Lenkung in beſonderen Formen und mit beſonderer Intenfität erfolgt, und zwar ſchon 
ſeit längerer Zeit, jedenfalls ſchon vor dem Vierjahresplan. 


1. grbeits verhältnis 

Das hiſtoriſche älteſte dieſer Gebiete iſt das Arbeitsverhältnis. Es iſt von Anfang 
an durch die Aberlegenheit des Kapitals gegenüber der Arbeit beherrſcht. Schon die 
frühkapitaliſtiſche Fabrik ſtellte innerhalb ihres Bezirks einen Monopolträger dar, 
welcher den Arbeitern die Bedingungen diktieren konnte. In dieſes freie Spiel des 
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Mächtigen mit dem Ohnmächtigen hat der deutſche Staat mit immer ſtärkeren 
Mitteln eingegriffen. Seit 1839 legt er in der Arbeiterſchutzgeſetzgebung den Iinter- 
nehmern immer engere Schranken in der Beſchäftigung der Arbeiter auf. 1881 wird 
die Sozialverſicherung eingeführt. 1918 bis 1933 fördert er den Einfluß der Gewerk. 
ſchaften und Arbeitgeberverbände auf die Geſtaltung des Arbeitsvertrages (Tarif- 
verträge). Seit der Schlichtungs VO von 1923 wirkt der Staat hieran in wachſen⸗ 
dem Maße unmittelbar mit, nämlich in dem Zwangsſchiedsſpruch des ſtaatlichen 
Schlichtungsbeamten. Seit dem G. über den Treuhänder der Arbeit vom 19. 5. 1933 
und ſeit dem G. zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. 1. 1934 iſt der Tarif- 
vertrag völlig verdrängt und durch die ſtaatliche Tarifordnung erſetzt. Seit 1934 iſt 
neu hinzugetreten die ſtaatliche Lenkung des Arbeitseinſatzes (früher ſog. Arbeits- 
marktes), die namentlich auch im Vierjahresplan eine wichtige Rolle ſpielt. Während 
Tarifordnung und Arbeitseinſatzlenkung die bisherige Linie der ſtaatlichen Lenkung 
des Arbeitsverhältniſſes weiterführen, bedeutet es anderſeits völligen Bruch mit der 
vergangenen Arbeitsverfaſſung, wenn der neue Staat im Geſetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit den Gemeinſchaftsgedanken zum Kernpunkt des Arbeitsverhältniſſes 
erklärt — in dieſer grundſätzlichſten Beziehung hatte der bisherige Staat den Dingen 
freien Lauf gelaſſen und es zugelaſſen, ja ſogar gefördert, daß die Entwicklung des 
Arbeitsrechts dem freien Spiel des Kampfes zwiſchen Anternehmern und Beſchäf⸗ 
tigten im weſentlichen anheimgeſtellt war. (Näheres ſiehe in den Beiträgen 37, 
48 c, 53). 


2. Tandwirtſchaft 

Die Landwirtſchaft iſt ſchon ſeit Bismarck in beſonderem Maße Gegenſtand ſtaatlicher 
Lenkung. An die Stelle der zahlloſen Einzeleingriffe des früheren Staates ſetzte 
der Nationalſozialismus eine Agrarpolitik, die vor allem Sicherheit und Stetigkeit 
der Verhältniffe erſtrebt (Näheres ſiehe Beiträge 48, 48a). 


3. Geiſtiges Schaffen 

Auf Grund des KulturkammG vom 22. 9. 1933, der Erſten BIO vom 1. 11. 1933 
und anderen Geſetzen (Filmkamm von 1933; Schriftleit® von 1933) find die geiſtig 
Schaffenden ſtändiſch in ſieben Kammern zuſammengefaßt, die ihrerſeits zuſammen 
die Reichskulturkammer bilden. Entſprechend der Reichsnährſtandsregelung greift 
auch die ſtändiſche Ordnung des geiſtigen Schaffens tief in den Bereich der gewerb- 
lichen Wirtſchaft ein. Sie erfaßt (8 4 Erſte DVoO) über die geiſtig Schaffenden hinaus 
alle Perſonen, die bei der Wiedergabe von Kulturgut (3. B. Verleger) oder beim 
Vertriebe von Kulturgut (z. B. Handel mit Noten, Kunſtwerken und Büchern; Leih - 
büchereien) beteiligt ſind, ja ſogar ſolche, die nur mit der Erzeugung oder dem Abſatz 
techniſcher Verbreitungsmittel zu tun haben (Erzeugung und Vertrieb von Rund- 
funkgeräten und Schallplatten). Im Recht des Kulturſtandes, das demnach auch für 
das Wirtſchaftsrecht Bedeutung hat, gelten überall Pflichtzugehörigkeit zu den ein- 
zelnen Kammern und das Erfordernis des Befähigungsnachweiſes (8 3 KulturkammG 
in Verbindung mit 8 3 FilmkammG; 88 4, 10, 18 Erſte BIO). Darüber hinaus iſt 
der Reichskulturkammer und den einzelnen Kammern eine dem Wortlaut nach unbe⸗ 
ſchränkte Befugnis verliehen, auf dem Gebiete ihrer jeweiligen Zuſtändigkeit „wich⸗ 
tige“ Fragen zu regeln, insbeſondere Bedingungen für den Betrieb, die Eröffnung 
und die Schließung von Unternehmungen feſtzuſetzen, Art und Geſtaltung der Ver. 
träge zwiſchen den von ihnen erfaßten Gruppen zu regeln uſw. ($ 25 Erſte DO). 
Auf dieſer Grundlage find eine Reihe von Gründungsſperren ergangen (Nach- 
richtenbüros, Zeitſchriſtenhandel, Leihbüchereien u. a.), es ſind Regeln für die 
Werbung aufgeſtellt (Buchhandel, Zeitungen, Tanzlehrer u. a.), es find Normalver⸗ 
träge vorgeſchrieben (Verlagsvertrag u. a.), Mindeſtentgelte feſtgeſetzt (Tanzlehrer, 
Muſiklehrer, Schauſpieler u. a.), das unentgeltliche Auftreten iſt verſchiedenen 
Gruppen verboten (Artiſten, Muſiker, Bühnenmitglieder) uſw. 
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Das find zum Teil Marktregulierungen, die wohl urſprünglich nicht als Aufgabe 
dieſes berufsſtändiſchen Aufbaues gedacht waren. Anordnungen im Gebiete des 
Buch-, Kunſt-, Mufikalien⸗ und Nundfunkhandels bedürfen der Genehmigung des 
R Prop M und des RW M (8 2511 Erſte DUO); aber die hier gezogene Grenze iſt 
im Einzelfall nicht immer mit Sicherheit zu erkennen, wie die dargeſtellte Praxis dei 
Kammern zeigt, denn auf miniſterielle Genehmigung beruft ſich von den dort er- 
wähnten Regulierungen nur die II. Anordnung betr. Regelung des deutſchen Noten- 
handels vom 10. 12. 1935, R Anz. Nr. 291. 


4. fireditgewerbe | 


Abgeſehen von den Hypothekenbanken war das Kreditgewerbe bis 1931 im weſent⸗ 
lichen dem freien Spiel der Kräfte überlaſſen. In der Kriſe von 1931 erwies fi 
dies als untragbar; daher führte die Not VO vom 19. 9. 1931 eine beſondere ſtaatliche 
Aberwachung des Kreditgewerbes ein. Dieſe iſt im KreditweſG vom 5. 12. 1934 fo 
ausgebaut, daß das Kreditgewerbe heute im Vergleich zu der übrigen gewerblichen 
Wirtſchaft als grundſätzlich unter ſtaatlicher Lenkung ſtehend aufgefaßt werden muß. 
Organe der Aufſicht find einerſeits das „Aufſichtsamt für das Kreditweſen“ (Reichs. 
bankpräfident, Staatsſekretäre der vier nächſtbeteiligten Minifterien, ein Vertrauens- 
mann des Führers; 8 30) als die entſcheidende Inſtanz, der „Reichskommiſſar für das 
Kreditweſen“ als ausführende Stelle (8 33). Die Auffiht bezweckt Fernhaltung von 
unzuverläſſigen oder ſonſt ungeeigneten Anternehmern und Verhinderung unſolider 
Geſchäftsgebarung: Konzeſſionszwang (oben S. 15), Reglementierung des Betriebs 
im Sinne verſtärkter Publizität, Verbot bedenklicher Geſchäfte mit Vorſtandsmit⸗ 
gliedern uſw. Doch geht das Geſetz über dieſen gewerbepolizeilichen Rahmen weit 
hinaus: beabſichtigt iſt die ſtaatliche Lenkung des durch die Banken hindurchfließenden 
Kapitalſtromes. Neben der „Beſeitigung auftretender Mißſtände“ hat das Aufſichts⸗ 
amt „für die Beachtung allgemeinwirtſchaftlicher Geſichtspunkte in der allgemeinen 
Kredit- und Bankpolitik . .. zu ſorgen“ (§ 32) und kann zu dieſem Zweck Anweifun- 
gen an die Banken herausgeben. 


5. Energiewirtſchaft 

Die techniſche Entwicklung der Gas- und Elektrizitätsverſorgung hat im freien Spiel 
der Kräfte ein ſehr hohes Niveau erreicht — Gasfernverſorgung, Aberlandzentralen —, 
aber auch einen Punkt, an dem es der Reichsregierung richtig erſcheint, dieſes 
wichtige Wirtſchaftsgebiet aus dem freien in den ſtaatlich gelenkten Sektor der 
deutſchen Wirtſchaft zu überſühren: das iſt der Sinn des „G. zur Förderung der 
Energiewirtſchaft (Energiewirtſchaftsgeſetz)“ von 1935 (Energiewirtſch G). An Miß ; 
Händen, zu denen das freie Spiel der Kräfte geführt hat, zählt die amtliche Begrün⸗ 
dung (RAnz. Nr. 297) auf: uneinheitliche und ungleichmäßige Behandlung der Ver- 
ſorgungsgebiete, Fehlinveſfitionen, Bindung durch wirtſchaftsfremde Bedingtheiten 
infolge der Abhängigkeit von den Wegerechten der öffentlichen Straßeneigentümer; 
auch die Gefahr der Monopolbildung wird angedeutet. Alles dies iſt beſonders 
bemerkenswert im Hinblick darauf, daß wahrſcheinlich über neun Zehntel dieſes 
Wirtſchaftszweiges von der öffentlichen Hand betrieben werden (unten S. 39). Im 
Gegenfatz zum Kreditmei® iſt das Energiewirtſchg von gewerbepolizeilichem Ein- 
ſchlag ganz frei, beſchränkt ſich auf Wirtſchaftslenkung. Es enthält nur wenige 
unmittelbar wirkſame Regeln: Verbot von Inveſtitionen und Stillegungen und Ver⸗ 
bot der Einfuhr von Strom und Gas, beide Verbote unter Vorbehalt der Genehmi- 
gung des RW M (88 4, 5, 10), allgemeine Kontrahierungspflicht der Werke (8 6). 
Im weſentlichen beſchränkt das G. ſich darauf, dem RWM 8Vollmachten zu erteilen: 
er kann die Tarife und ſonſtigen Bedingungen der Belieferung regeln (8 7); er kann 
einem leiſtungsſchwachen Unternehmen den Betrieb unterſagen, kann mit der Durch. 
führung ſeiner Aufgaben ein anderes Anternehmen mit verpflichtender Wirkung 
beauftragen und kann zur Durchführung die betreffenden Anlagen enteignen laſſen 
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(SS 8, 9); er kann die leidige Frage der Wegebenutzungsgebühren regeln (8 12); für 
die Zwecke der Landesverteidigung kann er den Abbruch vorhandener Anlagen ver- 
bieten, die Abgabe von Energie regeln und ſogar die Errichtung zuſätzlicher Anlagen 
verlangen (8 13). Das G. ſchafft alſo nur die Möglichkeit ſtaatlicher Lenkung — 
alles Weitere hängt davon ab, ob und wie der RWM von diefen Möglichkeiten 
Gebrauch macht. 


III. Staatliche irtſchaftslenkung hinfichtlich des Wettbewerbs 
innerhalb der gewerblichen Wirtichaft 


Alle wichtigſten Fragen der Verfaſſung der gewerblichen Wirtſchaft kreiſen um den 
Wettbewerb als ſolchen. Für eine auf die private Initiative geſtellte Wirtſchaft gilt 
es, die Wege des unlauteren Wettbewerbs geſetzlich zu verbauen — davon iſt die 
Rede geweſen (oben S. 5 ff.). Eine grundſätzlich der privaten Initiative und alſo dem 
Wettbewerb überlaſſene Wirtſchaft aber ſtellt den Staat vor zwei weitere ſehr 
ſchwierige Fragen: Was ſoll geſchehen, wenn dieſer vom Staat erwartete Wett. 
bewerb ausbleibt? And ferner: Was ſoll geſchehen, wenn der Wettbewerb zu 
unerwünſchten Ergebniſſen führt? 


1. Private Wettbewerbsbefchränkungen und die ftaatliche Aufficht 
a) Private Monopolträger 
aa) Die privaten Kartelle 


1. Der Leiſtungswettbewerb iſt unter allen zum wirtſchaftlichen Erfolge führenden 
Wegen der beſchwerlichſte. Sehr verſtändlich alſo, daß die unter der Peitſche des 
Wettbewerbes ſtehenden Anternehmer ſich dieſer läſtigſten und unerbittlichſten aller 
Kontrollen zu entziehen ſuchen. Von dem Ausweg des unlauteren Wettbewerbs iſt 
ſchon die Rede geweſen. Es bleibt ein anderer Ausweg: Die Anternehmer ſtellen 
den Kampf auf Grund Friedensſchluſſes ein. Das iſt das Weſen des Kartells. Die 
Unternehmer verpflichten ſich gegenſeitig, nicht unter beſtimmten Mindeſtpreiſen 
anzubieten, nicht über eine beſtimmte Geſamtanlage anzubieten uſw. Die Kartellie⸗ 
rungstendenz iſt genau fo ſtark, wie die Unternehmer jene Kontrolle durch den Wett 
bewerb empfinden: fie tft daher grundſätzlich überall vorhanden. Die Kartellierungs -; 
möglichkeit iſt nicht in gleichem Maße überall gegeben. Sie ſetzt voraus, daß die Zahl 
der Anternehmer klein iſt (Eiſenbahnen, Bergwerke uſw.), daß die Güter typijiert 
find: für Roheiſen gibt es in der ganzen Welt einige wenige Typen, nicht z. B. für 
Werkzeugmaſchinen, die unter ſich ſehr verſchieden find und ſich infolge raſcher tech- 
niſcher Entwicklung fortwährend ändern; weiter muß der betreffende Markt ab- 
geſondert fein: der ſüddeutſche Kohlenmarkt iſt durch das Rheiniſch⸗Weſtfäliſche 
Syndikat beherrſcht, weil der Antransport der engliſchen Kohle zu teuer wäre 
(Frachtenſchutz); der deutſche Eiſenmarkt iſt durch die deutſchen Eiſenzölle abge⸗ 
fondert: jo kann die Zollpolitik Marktgebiete durch Ausſchluß der ausländiſchen 
Konkurrenz abſondern und damit die inländiſche Kartellierung ermöglichen; gelegent- 
lich iſt dies auch das Motiv der Zollpolitik (Kunſtſeide). Dieſe Vorausſetzungen der 
Kartellierung find in der RNohſtoffinduſtrie gegeben, ſehr viel weniger in der ver. 
arbeitenden Induſtrie. So kommt es, daß jene ſtark „durchkartelliert“ iſt, während 
dieſe — der Schwerpunkt der deutſchen Induſtrie! — überwiegend im Wettbewerb 
ſteht. In der verarbeitenden Induſtrie iſt die Kartellierung regelmäßig nur dann 
möglich, wenn die Anternehmer eine Patentgemeinſchaft eingehen, d. h. ſich ver⸗ 
pflichten, einerſeits ſich gegenſeitig alle Erfindungen zur Ausnutzung zu überlaſſen, 
anderſeits ſie nicht an Außenſeiter zu geben (internationales Glühlampenkartell). 

Von Anternehmerſeite ſtammt das Wort, daß die Kartelle „Kinder der Not“ ſeien. 
Das trifft ſicherlich großenteils zu. Die „Not“ beſteht in der ſchlichten Tatſache, 
daß der Erzeugungsapparat im Verhältnis zum Bedarf zu groß iſt. Dieſes Miß⸗ 
verhältnis kann durch Verlagerungen des Verbrauchs eintreten (Klaviere). Aber⸗ 
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wiegend beruht es auf Fehldispoſitionen: der Anternehmer ſchaſft koſtſpielige neu 
erfundene Maſchinen (Drehofen in der Zementinduſtrie!) an, weil dieſe bei voller 
Ausnutzung billiger erzeugen als die alten: er ſpekuliert dabei darauf, daß der ge- 
ſamte Bedarf oder doch ein ſehr hoher Bruchteil des Bedarfs künftig von ihm be- 
friedigt werden wird — denn nur dann wäre die Maſchine voll ausgenutzt, und nur 
bei ſolcher vollen Ausnutzung kann ſie rentabel arbeiten. Iſt die Maſchine eingeſtellt, 
ſo muß er feſtſtellen — daß auch die Konkurrenten dieſer Wunderwerke der Technik 
angeſchafft haben: und die Aberdimenſionierung, alſo die „Not“ iſt da! Die neuen 
herrlichen Maſchinen können alſo nicht voll ausgenutzt werden. Das iſt bei ihnen 
viel ſchlimmer als bei den kleineren alten: denn da ſie ſehr viel teurer ſind, koſten 
Verzinſung und Abſchreibung des hineingeſteckten Kapitals auch entſprechend mehr; 
dieſe Koſten ſind aber zum größten Teil auch dann zu zahlen, wenn die Maſchine 
ſtilliegt: es ſind die viel beredeten „hohen fixen Koſten“. Bei dieſer Sachlage 
entſteht zunächſt ein Schleuderwettbewerb: man läßt die Preiſe ins Bodenloſe 
finfen, iſt zufrieden, wenn man nur die — geringen — variablen Koſten (Arbeits- 
löhne, Strom uſw.) hereinbringt. Die Hoffnung, daß dabei die Konkurrenten zu- 
ſammenbrechen, erfüllt ſich dann aber vielfach nicht, namentlich wegen der bisherigen 
einſeitigen Kreditpolitik der Großbanken. Jetzt gibt es die Möglichkeit, durch Grün⸗ 
dung eines Kartells die Koſten dieſer Fehldispoſition auf die Verbraucher abzu⸗ 
wälzen: die Anternehmer verabreden untereinander Mindeſtpreiſe, durch welche auch 
die fixen Koſten derjenigen Anlagen gedeckt werden, die überflüſſig ſind und nicht 
beſchäftigt werden: ſogenannte „ſalſche Koſten“, um welche alſo die Ware für den 
Verbraucher verteuert wird. Das kommt beſonders deutlich dort zum Ausdruck, wo 
dieſelben Anternehmer dieſelbe Ware teils zu Kartellpreiſen anbieten können, teils 
zu Wettbewerbspreiſen anbieten müſſen: ſo koſtet deutſches Stabeiſen etwa in 
Antwerpen 70 RM, in Deutſchland 130 RM. Die Differenz, ſoweit es ſich nicht 
einfach um die Ausnutzung des Monopols auf dem deutſchen Markt handelt, ſind die 
Zinſen für die überflüſſigen ſtilliegenden oder nicht vollbeſchäftigten Werke, Zinſen, 
die der ausländiſche Abnehmer zu zahlen ſich weigern kann und die der Wettbewerbs. 
fähigkeit der deutſchen eiſenverarbeitenden — und Menſchen beſchäftigenden! — 
Induſtrie ſchweren Abbruch tun. 


Gegenüber den wichtigſten Argumenten der Kartellpropaganda ſei hier nur folgendes 
geſagt: Die bei Zuſammenbruch überdimenſionierter Betriebe etwa ſtellenweiſe auf- 
tretende Arbeitsloſigkeit in der Rohſtoffinduſtrie würde aller Vorausſicht nach durch 
Zunahme der Arbeitsplätze bei der verarbeitenden Induſtrie ausgeglichen werden. — 
Es iſt auch nicht richtig, daß die Kartellierung die kleinen Anternehmungen vor der 
Aufſaugung bewahre: dieſes Argument wird dadurch widerlegt, daß nirgends in der 
deutſchen Wirtſchaft die Aufſaugung der Kleinen (durch Ankauf ihrer Quoten und 
Stillegung ihrer Werke) und die Zuſammenballung auf ganz wenige Unter- 
nehmungen fo weit gegangen iſt wie in der ſtraff durchkartellierten Rohſtofſinduſtrie. 
— Vor allem hat die Kartellierung ihrerſeits ganz ungeheuerliche Kapitalfehl⸗ 
leitungen verurſacht: Nachdem nämlich der Preiskampf beſeitigt iſt und nachdem 
durch das Mittel der quotenweiſen Verteilung des Abſatzes auch das Intereſſe am 
Wettbewerb durch Qualität beſeitigt iſt, ſetzt der „Quotenkampf“ ein: man baut 
„Kapazität“, um bei der nächſten Quotenfeſtſetzung eine höhere Quote beanſpruchen 
zu können, dies wieder nur, um die unterbeſchäftigten vorhandenen Anlagen beſſer 
ausnutzen zu können, und oft ohne die geringſte Hoffnung, die neuen Anlagen je 
arbeiten zu laſſen! Das Irrſinnigſte daran iſt, daß natürlich alle Anternehmer dies 
tun müſſen, nur um nicht bei der nächſten Quotenverteilung ins Hintertreffen zu 
geraten. So wird der Kapitalverluſt, der allein durch den Quotenkampf der 
kartellierten Kaliinduſtrie dem deutſchen Volksvermögen erwachſen iſt, auf zirka 
700 Millionen RM geſchätzt. Dieſe Aberdimenſionierung iſt jedenfalls in viel 
ſtärkerem Maße Wirkung als Arſache der Kartellierung. 
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Die Propaganda der Kartelle arbeitet ſehr ſtark mit Ideologien: Als Staat und 
Beamtenſchaft noch liberal eingeſtellt waren, berief man ſich vorwiegend auf die Ver ⸗ 
trags freiheit — während man dieſe in Wahrheit doch beſeitigte. Als marxiſtiſches 
Denken ſich ſtärker durchſetzte, ſtellte man die Kartellierung als „Ordnung der Wirt⸗ 
ſchaft“ dar und erreichte z. B., daß die Sozialdemokratie auf dem Frankfurter Partei 
tag beſchloß, die Kartellierung ſei ein Schritt zur Verwirklichung des Sozialismus. 
Wie „ordentlich“ es in der kartellierten Wirtſchaft zugeht, iſt eben dargeſtellt. — 
Oder man beruft ſich auf den „deutſchrechtlichen“ Gedanken der Genoſſenſchaft — wer 
die Verhältniſſe kennt, weiß, wie wenig genoſſenſchaftlicher Geiſt in den Beziehungen 
der Kartellmitglieder vorhanden iſt, und außerdem ſollte es verboten ſein, für die 
Zwecke des beſſeren Geldverdienens an dieſe ſeeliſchen Werte zu appellieren. Ganz 
neuerdings iſt es dann der „ſtändiſche Gedanke“, der die Kartelle rechtfertigen ſoll. 
Hier freilich hat die Kartellpropaganda in der vom Staat angeordneten Scheidung 
der ſtändiſchen Organiſationen der gewerblichen Wirtſchaft von der Marktregelung 
eine ſehr deutliche Abfuhr erlitten (unten S. 45). 


Die Kartellbildung ſtellt den Staat vor ſchwierige, bis heute nicht generell gelöfte 
Fragen der Wirtſchaftspolitik. Vom Standpunkt der Wirtſchaftsverfaſſung aus be- 
trachtet: Gewerbefreiheit, Vertragsfreiheit und alle die ſonſtigen Betätigungs- 
freiheiten find dem Anternehmer eingeräumt, weil fie die notwendige Vorausſetzung 
für den Wettbewerb bilden. Das Ertragsſtreben wird entfeſſelt, weil man annimmt, 
es werde durch den Wettbewerb gezügelt und fo in den Dienſt der Geſamtheit ge- 
zwungen werden. Indem nun die Unternehmer den Wettbewerb einſtellen, entfällt 
die einzige Vorausſetzung, unter welcher es richtig fein kann, die Unternehmer von 
jeder öffentlichen Verantwortung für ihr Tun freizuhalten: der unkontrollierte 
Eigennutz iſt das allerſchlechteſte aller denkbaren Ordnungsprinzipien. 


II. Die Entwicklung des Kartellrechts verlief in folgenden Stufen: 


1. Das Aufkommen der Kartelle in den letzten Jahrzehnten des 19. Jahrhunderts 
war ein Einbruch in eine Rechtsordnung, welche dieſe Möglichkeit ſchlechterdings 
nicht berückſichtige, weil fie zur Zeit der Schaffung dieſer Rechtsordnung unbekannt 
war. Die Gerichte mußten ſich alſo ſelbſt helfen. Sie hatten dabei zwei Fragen zu 
entſcheiden: 1. Iſt die Kartellvereinbarung vom Staat als bindend anzuerkennen, 
ſo daß der Staat zu ihrer Durchführung (innerer Organiſationszwang) ſeinen Arm 
zu leihen hat? 2. Sind die Maßnahmen rechtlich zuläffig, mit denen die Kartelle 
ihre Macht nach außen zu behaupten oder zu vermehren ſuchen (äußerer Organi- 
fationszwang)? Beiſpiele: Das Kartell unterbietet den Außenſeiter / fo lange, bis 
er ſich dem Kartell anſchließt oder zuſammenbricht. Oder man verhängt Sperren 
über ihn, man arbeitet nur mit ſolchen Lieferanten oder Abnehmern oder Kredit⸗ 
gebern zuſammen, die ſich verpflichten, jeden Geſchäftsverkehr mit dem Außenſeiter 
zu unterlaſſen, oder man begünſtigt doch die kartelltreuen Abnehmer ſo, daß es in der 
Wirkung auf dasſelbe wie Nichtbelieferung der übrigen Verbraucher hinausläuft. 
So kommt es auch zu gegenfeitigen Ausſchließlichkeitsverträgen zwiſchen Erzeuger⸗ 
und Händlerkartell: Kohlen, Rundfunkgeräte u. a. Dieſe beiden Fragen: Iſt die 
Kartellabrede gültig? und: Iſt der äußere Organiſationszwang zuläſſig? hat das 
Reichsgericht — ſeit den neunziger Jahren — grundſätzlich und mit geringen Ein- 
ſchränkungen zugunſten der Kartelle beantwortet: 1. Die Kartellabrede ſei gültig 
und klagbar, wenn fie nicht auf unſittliche Ausbeutung einer Monopollage hinaus- 
laufe — dies iſt praktiſch natürlich kaum jemals nachzuweiſen. Das Reichsgericht 
wußte nicht mehr, daß die Vertragsfreiheit nur zum Zweck der Ermöglichung des 
Wettbewerbs gegeben war und daß ſie dann nicht zur Abſchaffung des Wettbewerbs 
ausgenutzt werden dürfte, ſo daß alſo die Kartellverträge wegen Verſtoßes gegen 
zwar ungeſchriebenes, aber wichtigſtes Grundgeſetz für nichtig zu erklären waren. 


2. Die Kampfmaßnahmen gegen Außenſeiter wurden vom Reichsgericht für zuläſſig 
erklärt, ſolange fie nicht auf die Vernichtung des Gegners hinausliefen — dieſe Ein- 
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ſchränkung bewirkt übrigens, daß leiſtungsfähige und alſo vom Standpunkt der Allge⸗ 
meinheit aus beſonders wertvolle und ſchutzwürdige Anternehmungen gegen dieſen 
Monopolkampf geringeren Schutz genießen als leiſtungsſchwache Anternehmungen! 
Das Reichsgericht wußte nicht mehr, daß Gewerbefreiheit zwar Kampf bedeutet, aber 
geordneten Kampf, in dem die Beteiligten nicht mit allen Mitteln der brutalen 
Machtentfaltung übereinander herfallen dürfen, ſondern verpflichtet find, nur mit 
Einſetzung echter Leiſtungskraft um den Kunden zu werben. 


2. 1923 erging als erſtes Sondergeſetz für die Kartelle die „VO gegen Mißbrauch 
wirtſchaftlicher Machtſtellungen“ (Kartell B O). Sie führte eine beſondere Staats- 
aufſicht über die Kartelle ein, auszuüben durch den RW und ein beim RWGer. 
gebildetes Sondergericht, das Kartellgericht (heute RWGer.; ſiehe unten S. 43). Im 
weſentlichen handelt es ſich um zweierlei: Einerſeits werden Möglichkeiten geſchaffen, 
unerwünſchte Kartellbindungen zu lockern oder aufzuheben; insbeſondere kann das 
Kartellgericht auf Antrag des RW den Vertrag für nichtig erklären (8 4 Ziff. 1, 
8 7; vgl. unten unter 3), und der RW kann den Beteiligten Losſagungsrechte ge- 
währen (8 4 Ziff. 2, 8 10); damit verquickt iſt die rein bürgerlich rechtliche Vorſchrift, 
daß ein Kartellmitglied ſich wegen unbilliger Einſchränkung ſeiner wirtſchaftlichen Be⸗ 
wegungsfreiheit durch das Kartell von dieſem losfagen kann: im Streitfall ent- 
ſcheidet das Kartellgericht (8 8). Anderſeits werden die Kartelle in der Handhabung 
ihrer Zwangsgewalt unter ſtaatliche Präventivkontrolle geſtellt (8 9): Vor allem 
dürfen „Sperren oder Nachteile von ähnlicher Bedeutung“ bei Vermeidung von 
Ordnungsſtrafen nicht ohne vorherige Einwilligung des Vorſitzenden des Kartell ⸗ 
gerichts verhängt werden. Dieſe muß verſagt werden, wenn die Maßnahmen dem 
Geſamtwohl ſchädlich oder gegen die Betrofſenen unbillig fein würde. Von allen 
Regeln der Kartell BO haben die 88 8 und 9 die größte praktiſche Bedeutung erlangt. 
Für die beiden Fragen nach der bindenden Kraft der Kartellabrede und nach der 
Zuläſſigkeit der Kartellkampfmaßnahmen (oben unter 1) ergibt ſich aus der 
Kartell B O: Jene Frage muß ſeitdem bejaht werden; dieſe hängt richtigerweiſe 
davon ab, ob es ſich um eine nach S 9 genehmigungspflichtige und genehmigte Maß- 
nahme handelt — dann erlaubt — oder um eine nicht unter 8 9 fallende Maßnahme — 
dann ſchlechthin verboten, da gegen den Grundſatz des Leiſtungswettbewerbs ver- 
ſtoßend (anders aber die heute noch herrſchende Praxis mit gewiſſen Schwankungen). 
3. Die Not VO vom 26.7.1930 bemüht ſich im 5. Abſchnitt um die „Verhütung un- 
wirtſchaftlicher Preisbindungen“; fie wird inſoweit „Kartell Not BO“ genannt. Die 
Kartell Not VO iſt kennzeichnend für den Abergangscharakter jener Jahre: Abergang 
zum autoritären Staat. Sie ſtärkt die Eingriffsrechte des Staates, indem ſie dieſe 
Rechte teilweiſe vom Kartellgericht auf die Reichsregierung überträgt, nämlich das 
Recht, Kartellabmachungen für nichtig zu erklären (8 1 I Buchſt. a), allerdings unter 
Beſchränkung auf Preisabmachungen. Außerdem wird die Staatsaufſicht dadurch 
verſchärft, daß der Regierung das Recht gegeben wird, Einfuhrzölle für ſolche Waren 
aufzuheben oder herabzuſetzen, hinſichtlich derer unerwünſchte inländiſche Kartell - 
abmachungen beſtehen (§S 2) — eine Folgerung aus dem Zuſammenhang von 
Kartellierungsmöglichkeit und Zollpolitik (oben S. 28), in der Tat regelmäßig die 
einfachſte Möglichkeit, ein Kartell zu vernichten. 

4. In dem G. zur Anderung der Kartell BO vom 15. 7. 1933 hat der national - 
ſozialiſtiſche Staat dieſe Entwicklung zunächſt weitergeführt; es iſt ſeitdem die Be⸗ 
fugnis, Kartelle für nichtig zu erklären, allgemein dem RWM übertragen, alſo nicht 
nur, wie durch die Kartell VO, für Preiskartelle (8 4 Ziff. 1). 

5. Aber die Erſetzung des Kartellgerichts durch das RWGer. ſiehe unten ©. 43. 


Während ſich dies noch im Rahmen der Aberlieferung hält, hat ſich abſeits der 
Kartell BO im Rahmen des Preisüberwachungsrechts eine wirkliche Revolutio⸗ 
nierung des Kartellrechts vollzogen, nämlich durch die Preisbind BO Goerdelers 
vom 12. 11. 1934 (in der Faſſung der Bekanntmachung vom 11. 12. 1934, RAnz. 


— —— 
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Nr. 291): Seitdem dürfen Preiskartelle gegründet oder beſtehende Kartellpreiſe 
erhöht werden nur nach vorheriger Zuſtimmung der Preisüberwachungsbehörde, alſo 
heute des RWM bzw. RErn M (S J); für Zuwiderhandlungen find Gefängnis und 
Geldſtrafe von unbeſchränkter Höhe angedroht (8 5). Dies iſt das Ende der 
Kartellierungsfreiheit, wie ſie der bisherige Staat in Verkennung des Sinnes der 
Gewerbefreiheit der Wirtſchaft zugeſtehen zu müſſen geglaubt hat. Die Kartellierung 
iſt künftig die Ausnahme, über deren Zulaſſung der Staat ſich die Entſcheidung vor 
behält: Das Wichtigſte: Wollte bisher der Staat eingreifen, ſo mußte er dem 
Kartell die Gemeinſchädlichkeit nachweiſen. Jetzt muß das Kartell dem Staat nach- 
weiſen, daß es nicht gemeinſchädlich und daß es notwendig iſt. Wer die Praxis der 
ſtaatlichen Kartellpolitik kennt, kann ermeſſen, welche geradezu entſcheidende Stärkung 
die Staatsaufſicht hier empfangen hat. Aber die praktiſche Auswirkung dieſer Um- 
wälzung läßt ſich Sicheres nicht ſagen: dergleichen wirkt ja vor allem durch ſeine 
bloße Exiſtenz. An Ablehnungen von Anträgen auf die Genehmigung neuer Kartellie 
rung ſind z. B. bekannt geworden die Fälle der Graugußinduſtrie und des graphiſchen 
Gewerbes: die Kartellierung iſt hier umgebogen worden in eine Wettbewerbsver⸗ 
edelung (oben S. 8). Aber die Stellung der gewerblichen Organiſationen zu den 
Kartellen ſiehe unten S. 46. a 


Man kann nicht ſagen, daß der nationalſozialiſtiſche Staat heute ſchon die Kartelle 
ſchlechthin ablehnt: die beſtehenden Kartelle find überwiegend unangetaſtet geblieben, 
und in der Zwangskartellpolitik (unten S. 35 ff.) ſtellt der Staat den Kartellgedanken 
in den Dienſt der Wirtſchaftslenkung. Anderſeits aber kommt in der geſchilderten 
Verſchärfung der ſtaatlichen Aufſicht über die Kartelle doch unverkennbar zum Aus- 
druck, was in öffentlichen Kundgebungen des RW M, Bernhard Köhlers und Goer- 
delers unterſtrichen iſt: Man will die Kartelle dort zugunſten des Wettbewerbs 
zurückdrängen, wo fie nicht aus Gründen des Geſamtwohls unbedingt erforderlich find, 
und — entſcheidend! — man denkt über die Notwendigkeit des Kartells ſkeptiſch. 
Wie ſchon im Rahmen der Darſtellung des Wettbewerbs (oben S. 7 f.) ſoll auch hier 
darauf hingewieſen werden, daß dieſe Tendenz zur Wiederherſtellung des freien 
Wettbewerbs im nationalſozialiſtiſchen Staate erſt dadurch ihr charakteriſtiſches Ge⸗ 
präge empfängt, daß fie verkoppelt iſt mit dem Beſtreben, für die Sauberkeit dieſes 
ſo entfeſſelten Wettbewerbs verſtärkt zu ſorgen. Dem darüber ſchon Geſagten iſt im 
Rahmen des Kartellrechts folgendes nachzutragen: Nach § 9 Kartell BO ſoll das 
Kartellgericht die Einwilligung in eine geplante Kampfmaßnahme des Kartells, z. B. 
Ausſchluß eines Händlers vom Bezuge, dann verſagen, wenn die Bewegungsfreiheit 
des Betroffenen unbillig eingeſchränkt werden würde. Dem iſt durch die Kartell BO. 
Novelle von 1933 hinzugefügt: Solche Anbilligkeit liegt insbeſondere dann nicht 
vor, wenn der Betroffene unzuverläſſig iſt oder Schleuderwettbewerb treibt. Wieder 
der Gedanke, daß alles Gewerberecht, hier das Kartellrecht, nach Möglichkeit dem 
Gedanken der Sauberhaltung des Wettbewerbs zu dienen hat. 


bb) Die monopoliſtiſchen Einzelunternehmen 


Sehr viel weniger entwickelt als das Kartellrecht iſt das Recht der monopoliſtiſchen 
Einzelunternehmen. Dieſe ſind im Tatbeſtand ſchwerer faßbar, außerdem unauf⸗ 
fälliger, alſo der öffentlichen Kritik weniger ausgeſetzt als die Kartelle. Für die 
Wirtſchaftsverfaſſung der freien Verkehrswirtſchaft find fie aber genau im ſelben 
Maß wie die Kartelle Fremdkörper, für welche die allgemeinen Grundſätze der Ver⸗ 
faſſung, insbeſondere der Grundſatz der Vertragsfreiheit nur begrenzt gelten können. 
Hier harren alſo noch wichtige Fragen der Löſung. 

Von den beſonderen hier geſtellten Problemen ſei nur die Frage des ſogenannten 
Kontrahierungszwanges angedeutet, die Frage alſo, ob das Monopolunternehmen, 
etwa das Elektrizitätswerk, in der Auswahl ſeiner Abnehmer gemäß dem allge⸗ 
meinen Grundſatz der Vertragsfreiheit genau ſo frei iſt wie der im Wettbewerb 
ſtehende Anternehmer. Mehr und mehr ſetzt ſich die Aberzeugung durch, daß dies 
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zu verneinen iſt, wenn auch über die Grenzen ſolcher Kontrahierungspflicht noch 
weitgehende Meinungsverſchiedenheiten beſtehen. Der Gedanke der Kontrahierungs⸗ 
pflicht iſt an wenigen Stellen geſetzlich verwirklicht: für die Eiſenbahnen ſeit langem 
(heute §S8 453, 473 HGB); ganz neuerdings iſt im Energiewirtſchs dem Gas oder 
Elektrizitätswerk, welches „ein beſtimmtes Gebiet verforgt“, die Pflicht auferlegt, 
zu ſeinen allgemeinen Bedingungen „jedermann an ſein Verſorgungsnetz anzuſchließen 
und zu verſorgen“ (5 6). 

Das Energiewirtſch& folgt damit der Rechtſprechung, welche ſeit längerem an der 
Herausarbeitung einer Kontrahierungspflicht auf der Grundlage allgemeiner bürger- 
lich rechtlicher Gedanken ſteht. Bemerkenswert aus jüngſter Zeit iſt die Entſcheidung 
des RG vom 24. 3. 1931 (RG3 132, 273), wo ausgeſprochen iſt (S. 276): aus der 
Monopolſtellung der dort vorliegenden Art (Elektrizitätswerk) ergebe ſich nach „der 
in Rechtſprechung und Rechtslehre herrſchenden Anſicht“ ein Kontrahierungszwang; 
insbeſondere dürfe der Anternehmer ſeine Monopolſtellung nicht dazu ausnutzen, ſich 
im Konkurs des Abnehmers eine bevorzugte Stellung zu verſchaffen — das Werk 
hatte, wie es offenbar häufig vorkommt, die Weiterbelieſerung davon abhängig 
gemacht, daß die alten Lieferſchulden nicht wie die übrigen Schulden nur in Höhe der 
Konkursdividende, ſondern voll bezahlt würden. 


b) Preis bindungen der zweiten Hand 


Beim Preiskartell verpflichten ſich die Kartellmitglieder als Anternehmer der gleichen 
Wirtſchaftsſtuſe gegenſeitig, ihre Waren nicht unter beſtimmtem Preiſe abzugeben. 
Daneben ſpielen im Wirtſchaftsleben eine immer bedeutſamere Rolle die Preis- 
bindungen der nächſten Wirtſchaftsſtufe: Viele Waren, insbeſondere Markenwaren 
werden an Wiederverkäufer nur dann geliefert, wenn dieſe, die „zweite Hand“, ſich 
verpflichten, beim Wiederverkauf beſtimmte Preiſe einzuhalten. Dieſe Verpflichtung 
kann vom einzelnen Abnehmer oder auch einem Abnehmerkartell (Kohleneinzelhandel) 
gegenüber dem einzelnen Lieferer (autonomer Preisſchutz) oder gegenüber einem 
Preisſchutzverband (Schutzverband der Markenwarenherſteller) oder gegenüber einem 
Liefererkartell übernommen werden. Die Verpflichtungserklärung erfolgt ſchriftlich 
im ſogenannten Revers und tft durch Vertragsſtrafen geſichert. 


Auch hier handelt es ſich um einen Einbruch in die Wettbewerbsordnung: der Wett⸗ 
bewerb der Anternehmer der zweiten Hand untereinander wird genau ſo ausge⸗ 
ſchaltet, wie wenn ſie ein Preiskartell untereinander geſchloſſen hätten. So konnte 
die Wirtſchaftspolitik die Preisbindung der zweiten Hand auf die Dauer ebenſowenig 
als erlaubten Gebrauch der Vertragsfreiheit anerkennen wie die Kartellbildung: Auf 
Grund der Kartell Not VO erging die heute noch geltende VO vom 30. 8. 1930, wo- 
nach es nichtig und verboten iſt, wenn der Verkäufer einer Ware (z. B. Ofen) den 
Käufer hinſichtlich des Wiederverkaufes einer anderen Ware (z. B. Ofenrohre) im 
Preiſe bindet. And durch die oben erwähnte Preisbind VO iſt dann die Preis- 
bindung der zweiten Hand genau fo wie die Kartellbildung unter ſtaatlichen Geneh⸗ 
migungszwang geſtellt. 


Anderfeits bieten dieſe Preisbindungen der zweiten Hand — wiederum in Aberein⸗ 
ſtimmung mit den Kartellen — der ſtaatlichen Wirtſchaftslenkung beſonders gute 
Eingriffsmöglichkeiten: nachdem ſchon die Regierung Brüning durch VO vom 
16. 1. 1931 eine 10prozentige Herabſetzung der Markenwarenpreiſe erzwungen hat, 
iſt jetzt auch der Preisbildungskommiſſar entſprechend vorgegangen: Seine VO vom 
27. 10. 1937 erklärt die Preisbindungen zweiter Hand ſolcher Markenwaren für 
nichtig, die von ihm im NAnz. veröffentlicht würden — dieſe VO hat ausgereicht, 
um die Induſtrie zu veranlaſſen, freiwillig über die Wirtſchaftsgruppen die Preiſe 
einer Reihe von Markenwaren ſo zu ſenken, daß ſür den Verbrauch eine jährliche Er⸗ 
ſparnis von 100 Millionen RM e herauskommt. 
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2. Staatliche Wettbewerbsbejchränkungen 

Die Zwecke, um derentwillen der Staat den Wettbewerb an fi, alſo auch den lauteren 
Wettbewerb beſchränkt, find ſehr verſchiedenartig: Es kann beabſfichtigt fein, be⸗ 
ſtimmte Anternehmergruppen um der dort ſtehenden Menſchen willen zu ſchützen, die 
bei ungehemmter Auswirkung des Wettbewerbs erliegen würden; insbeſondere 
handelt es ſich hier um die Mittelſtandspolitik. Dazu gehören die Verbote des 
Einzelhandelſchutz, das BinnenſchiffNotlc. Dem Schutz der Landwirtſchaſt dienen 
ältere Wettbewerbsbeſchränkungen für die Zuckererzeugung und die Herſtellung von 
Kartoffelſtärke. Neben dieſen mehr bevölkerungspolitiſchen Zielen fpielt die ſtärkere 
Rolle das Motiv, der Kapitalfehlleitung entgegenzuwirken, wie fie bei ungehemmtem 
Spiel der Kräfte in vielen Zweigen der Wirtſchaft mehr und mehr geradezu das 
Kennzeichen der neueren Entwicklung geworden ift (fiehe oben S. 28 f.). 


Den Rechtsformen nach find hier zu unterſcheiden einerſeits direkte geſetzliche Ver ⸗ 
bote beſtimmter Betätigungen (Errichtungsverbote u. &.) und anderſeits die Schaffung 
von Zwangsverbänden beſtimmter Anternehmergruppen, die unter ſtaatlicher Aufficht 
den Wettbewerb ihrer Mitglieder regeln ſollen (Zwangskartelle). 


a) Errichtungsverbote u. ä. 


I. Geſetzliche Verbote beſtimmter gewerblicher Betätigung enthält z. B. das Einzel⸗ 
handelſchutzc. Die hier urſprünglich feſtgeſetzte Gründungsſperre für den Einzel⸗ 
handel iſt zwar durch die Dritte DUO praktiſch aufgehoben bis auf einen Reft faſt 
rein gewerbepolizeilichen Charakters (oben S. 18 f.). Echte Wirtſchaftslenkung be- 
deutet aber das Geſetz heute noch für Warenhäuſer, Einheitspreisgeſchäfte u. dgl.: 
ihre Neuerrichtung darf nur bei nachgewieſenem Bedürfnis zugelaſſen werden (Dritte 
DO Ziff. III); hier handelt es ſich um Mittelſtandsſchutz. Demſelben Ziel dient 
das G. durch die Vorſchrift, daß Erfriſchungsräume in Warenhäuſern u. dgl. zu 
ſchließen ſeien (S 7 II). Zum Schutz des ſelbſtändigen Handwerks wendet ſich das G. 
(8 7) gegen Handwerksbetriebe in Warenhäuſern u. dgl.: die Neuerrichtung wird 
verboten, und die vorhandenen Betriebe werden geſchloſſen (durchgeführt mit VO 
vom 11. 7. 1933). ö 


Hierher gehören auch ſolche Verbote unter Erlaubnisvorbehalt, bei denen das Ve⸗ 
dürfnis zu berückſichtigen iſt, inſoweit das Motiv nicht rein gewerbepolizeilicher Art 
iſt, z. B. für die Eröffnung neuer Kraftwagenfernverkehrsbetriebe, die Gründung 
von Kreditinſtituten u. a. (oben S. 18). 


2. Während ſich inſoweit die ſtaatliche Wettbewerbsbeſchränkung in hergebrachten 
Rechtsformen — Verbot ſchlechthin oder Verbot unter Erlaubnisvorbehalt — bewegt, 
hat der nationalſozialiſtiſche Staat völlig Neues geſchaffen im $ 5 ZwangskartellG. 
Hier iſt dem RW ganz allgemein die Befugnis verliehen, befriſtete Inveſtitions⸗ 
verbote für irgendwelche Wirtſchaftszweige zu erlaſſen: Errichtungs⸗ und Erweite⸗ 
rungsverbote, ſei es ſchlechthin, ſei es unter Erlaubnisvorbehalt, Produktions- 
beſchränkungen für beſtehende Betriebe (z. B. Verbot der Arbeit an beſtimmten Werk⸗ 
tagen). Bisher war für jedes einzelne Gewerbe, in dem der Wettbewerb vom Staat 
beſchränkt werden ſollte, die Entſcheidung dem Geſetzgeber vorbehalten: jetzt iſt fie in 
die Hand der Verwaltung (R WM bzw. RErn M, 59) gelegt — eine Steigerung der 
ſtaatlichen Aufſicht von unüberſehbarer Tragweite. Allerdings iſt das ganze Geſetz 
— anders als jene geſetzlichen Einzelverbote — nur als Abergangsmaßnahme für die 
Zeit der Kriſis gedacht (unten S. 36), und ferner dürfen die Verbote nur befriſtet 
erlaſſen werden — wieder im Gegenſatz zu jenen für die Dauer beſtimmten einzelnen 
geſetzlichen Verboten. 

Die Maßnahmen müſſen nach dem G. durch die Bedürfniſſe des Wirtſchaftszweiges 
unter Würdigung der Belange der Geſamtwirtſchaft und des Gemeinwohls geboten 
fein — fie find alſo praktiſch dem freien Ermeſſen des RW überlaſſen. Ent- 
ſchädigungsanſprüche (8 6) und Rechtsſchutz find ausgeſchloſſen. 
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Wie ſchon äußerlich aus der Stellung im Zwangskartellc hervorgeht, handelt es ſich 
in erſter Linie um ein Hilfsmittel der ſtaatlichen Zwangskartellierung: der zwangs⸗ 
weiſe Zuſammenſchluß iſt erſt dann wirkſam, wenn Neuerrichtungen verhindert ſind 
(unten S. 35 f.). Auch ſchon beſtehende freiwillige Kartelle, die dem RW erwünſcht 
ſind, können Anlaß zu Errichtungsverboten geben: So kündigte die Gewerkſchaft 
Ewald Anfang 1934 den Stickſtoſfſyndikatsvertrag, um ihre Anlagen zu verdoppeln, 
obwohl die Werke nicht einmal die ihnen vom Kartell zuſtehenden Erzeugungsmengen 
auch nur zur Hälfte ausnutzen konnten, die Gewerkſchaft Ewald ſelbſt daher gerade 
erſt ſaniert worden war. Geplant war alſo ein typiſches Stück jener irrſinnigen 
Kapitalvernichtung, wie ſie zur Kartellpolitik von geſtern gehört (oben S. 29). Der 
RWM griff ein und verbot die Errichtung und Erweiterung von Stickſtoffabriken 
bis zum 30. 6. 1940 (R Anz. 1934 Nr. 22). 


Doch kann dieſe Befugnis des 8 5 ZwangskartellG in den Dienſt der verſchiedenſten 
ſonſtigen wirtſchaftspolitiſchen Ziele geſtellt werden: So find die Textilverſand⸗ 
geſchäfte bis Mitte 1940 verboten, weil von dieſer neuen Anternehmungsform eine 
Amſchichtung erwartet wurde, die man im Intereſſe der Wirtſchaftsberuhigung nicht 
wünſchte. So werden Heimarbeit und Kleininduſtrie gewiſſer Glaserzeugniſſe (Iſolier⸗ 
flaſchen, Flachglas, chemiſch⸗pharmazeutiſche Glaswaren) durch Inveſtitionsverbote 
gegen Schleuderwettbewerb bzw. gegen den Wettbewerb der Großinduſtrie geſchützt. 
Oder man ſucht mit Hilfe folder Errichtungsverbote die Wirkung von Sonder⸗ 
konjunkturen zu mildern: Reifebürog (bis 31. 3. 1937) im Hinblick auf die Olympiade, 
Steinmaterialien im Hinblick auf die öffentlichen Aufträge. 


Heute beſtehen 32 ſolcher Errichtungsverbote. Das Miniſterium hat alſo von ſeiner 
Befugnis nicht entſernt den Gebrauch gemacht, den die Wirtſchaft in ihren wett⸗ 
bewerbsunluſtigen Teilen erwartet hatte. Viele Errichtungsverbote find unverlängert 
abgelaufen, neue kommen ſeit langem kaum mehr hinzu. 


pb) Zwangskartelle 


J. Der Gedanke der Wettbewerbseinſchränkung durch zwangsweiſen Zuſammenſchluß 
der Anternehmergruppe zu einem Verbande, dem die Marktregelung unter ſtaatlicher 
Aufſicht übertragen wird, wurde zum erſten Male im RKali von 1910 verwirklicht 
(heute: Kaliwirtih& von 1933), um der dort eingeriſſenen ungeheuerlichen Kapital- 
verſchwendung entgegenzutreten. Auf die Schaffung von Zwangskartellen liefen auch 
die ſogenannten Sozialiſierungsgeſetze hinaus: hier wurde für Kohle und Kali der 
Verſuch unternommen, in „Gemeinwirtſchaftskörpern“ den Gegenſatz von Anter⸗ 
nehmern, Arbeitern und Verbrauchern durch möglichſt paritätiſche Zuſammenſetzung 
der entſcheidenden Kartellorgane (Reichskalirat, RNeichskohlenrat) zu überbrücken 
(KohlenwirtſchG von 1919; das KaliwirtſchG von 1919 iſt abgelöſt durch das Kali- 
wirtſchG von 1933). Für Kali wurde die Marktregelung noch dadurch unterbaut, daß 
man dem deutſchen Syndikat ein Einfuhrmonopol verlieh ($ 12 KaliwirtſchG) und ſo 
die Einfuhr von ausländiſchem Kali verhinderte. Der ganze Verſuch iſt geſcheitert, 
weil auch eine Dreiheit von Intereſſentengruppen nicht die geringſte Gewähr für die 
Sicherung der Belange der Geſamtheit bietet: es können ſich etwa Anternehmer und 
Arbeiter gegenſeitig durch die Zuſicherung von Lohnerhöhung gegen Preiserhöhung 
gegen die Verbraucher verbünden — und das ganze läuft dann doch auf die Feſtſetzung 
durch den aufſichtführenden Staat hinaus. Aus dieſem Verſagen der „Selbſtverwal⸗ 
tung“ hat das Kaliwirtſchg von 1933 mit der Beſeitigung des Reichskalirates die 
Folgerung gezogen. 

Zwangskartell um ganz beſtimmter Ziele willen iſt die „Deutſche Zündwaren-Mono- 
polgeſellſchaft“ des Zündw Mon von 1930, in welcher alle Anternehmer zuſammen⸗ 
geſchloſſen find, die am 26. 10. 1929 zur Erzeugung von Zündwaren nach dem vorher 
geltenden Zündholz von 1927 berechtigt waren und künſtig allein zur Herſtellung 
berechtigt bleiben. Beabſichtigt war, die Rentabilität der deutſchen Zündholzwirt⸗ 
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ſchaft wieder herzuſtellen, dies aber gedacht als Gegenleiſtung für die zu günſtigen 
Bedingungen dem Reich gewährte Anleihe des Kreugerkonzerns, der die deutſchen 
Zündholzfabriken damals ſchon zu mindeſtens 65 v. H. beherrſchte und die hier von 
ihm inveſtierte Kapitalien von zwei Seiten bedroht ſah: vom Wettbewerb der 
übrigen deutſchen Fabriken und von der ruſſiſchen Konkurrenz. Jene Gefahr wurde 
durch die Zwangskartellierung beſeitigt: die Herſteller müſſen ihre Erzeugniſſe an 
das Kartell veräußern, und dieſes iſt allein zum erſten Abſatz berechtigt (Bezugs; 
monopol); die ruſſiſche Konkurrenz wurde ausgeſchaltet durch das dem Reich zu⸗ 
ſtehende, von der Monopolgeſellſchaft ausgeübte Einfuhrmonopol. Alſo ein Zu⸗ 
ſammenwirken von Errichtungsverbot, Zwangskartell in Form des Verkaufsſyndikats 
und Einfuhrverhinderung — wobei das Reich am Gewinn der Monopolgefellſchaft 
beteiligt iſt: es liegt hier alſo auch eine Form der Verbrauchsbeſteuerung vor. 

Am der Landwirtſchaft einen beſſeren Abſatz der Erzeugniſſe zu ſichern, ſind ſeit der 
Not BO vom 1.12.1930 die Zuckerinduſtrie (heute: VO vom 10. 11. 1934) und die 
Kartoffelſtärkeinduſtrie (Beitrittszwang ſeit der VO vom 12. 6. 1931) in Zwangs- 
verbänden zuſammengeſchloſſen; heute iſt der Gedanke des Pflichtverbandes zu 
Zwecken der Wirtſchaftslenkung vom Reichsnährſtand für ſein geſamtes Gebiet ver⸗ 
wirklicht (ſiehe Beitrag 49). 

Durch den Zuſammenſchluß der Binnenſchiffahrt auf Grund des BinnenſchiffNotl G 
(ſiehe vor allem die Achtzehnte DVO vom 25. 9. 1935, RAnz. Nr. 230) fol den Klein- 
ſchiffern geholfen werden; die mit ſehr umfaſſender Marktregelung betrauten 
„Frachtenausſchüſſe“ ſetzen ſich aus Vertretern (alſo nicht Kartell im formellen Sinne) 
der Klein- und der Großſchiſfahrt, der Verlader und der Spediteure zuſammen. 

In eigenartiger Weiſe iſt der Gedanke des Zwangszuſammenſchluſſes für die Regelung 
des Wettbewerbs Eiſenbahn — Auto im Güterfernverkehr verwendet worden (ver- 
gleiche hierzu den Beitrag 55). Die bisherige Regelung, die Bindung des Autos 
an die Bahntarife, war zu ſtarr und ſcheiterte in der Durchführung an der Anmög⸗ 
lichkeit, alle die vielen kleinen Anternehmen zu kontrollieren. Beiden Mißſtänden ſoll 
das Büterfernvert® abhelfen. Es ſchließt die Unternehmer im „Reichs ⸗Kraftwagen⸗ 
Betriebsverband“ zuſammen. Dieſem Verband obliegt u. a. die Feſtſetzung verbind- 
licher Beförderungstarife (S 13). Dabei wird die Rückſichtnahme auf die Bahn 
dadurch geſichert, daß die Feſtſetzung nur im Einvernehmen mit der Reichsbahn 
erfolgen kann, während anderſeits die Wettbewerbsfähigkeit des Autos dadurch berüd- 
ſichtigt wird, daß die Tarife vom RVerk genehmigt und im Streitfall feſtgeſetzt 
werden. Am das Anter-Waſſer⸗Schießen der Unternehmer zu verhindern, beſtimmt 
das G. (SS 10 1 Ziff. 3, 15), das Beförderungsentgelt ſei in jedem Fall nur dem Ver⸗ 
band geſchuldet, von ihm allein zu berechnen und für den Anternehmer einzuziehen. 

II. Auch in der Zwangskartellierung hat ſich ſeit dem Umbruch von 1933 die Ent- 
wicklung vollzogen, wie ſie entſprechend für die Gründungsſperren dargelegt iſt (oben 
S. 34): An die Stelle des Geſetzes iſt der Verwaltungsakt getreten. Durch das 
Zwangskartell vom 15. 7. 1933 iſt der RWM ermächtigt, zum Zweck der Markt- 
regelung Anternehmer zwangsmäßig zuſammenzuſchließen oder an bereits beſtehende 
Kartelle Außenſeiter zwangsmäßig anzuſchließen ($ 1). Satzung und Geſchäftsführung 
dieſer Kartelle unterliegen — weitergehend als bei freiwilligen Kartellen — unbe- 
ſchränkter Aufſichts⸗ und Eingriffsbefugnis des RW (SS 2, 3). Im Hinblick auf 
die Gefahr des „Kapazitätbauens“ als Mittel des Quotenkampfes (oben S. 29) iſt es 
von großer Bedeutung, daß das G. dem RW zugleich die Befugnis der Errich- 
tungsſperre verliehen hat (8 5; oben S. 34). Als Sanktionen ſtehen hinter dem 
Zwangskartell zunächſt alle diejenigen, die auch für das freiwillige Kartell beſtehen: 
Zivilklage des Verbandes gegen vertragsbrüchige Mitglieder, Vertragsſtrafen 
u. dgl. Dem kann der RW die verwaltungsrechtliche Ordnungsſtrafe hinzufügen, 
zu verhängen durch das Kartellgericht (8 7). Entſchädigungsanſprüche ($ 6) und 
Rechtsſchutz find ausgeſchloſſen. Im Zuſtändigkeitsgebiet des RErn M tritt dieſer 
an die Stelle des RW M (8 8). 
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Das G. wird in der amtlichen Begründung als Abergangsmaßnahme für die Zeit 
der Wirtſchaftskriſe bezeichnet und ſoll ſobald wie möglich wieder aufgehoben werden; 
dies iſt der Entſcheidung des RWM und des RErn M anheimgeſtellt (S 10). Es 
ſoll von den Möglichkeiten des G. nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn die 
Privatinitiative verſagt. Die Not, welcher das G. ſteuern will, iſt die Aberſetzung 
des deutſchen Erzeugungsapparates, von der oben (S. 28 f.) die Rede geweſen iſt. 
Mindeſtens für eine Abergangszeit hält alſo der Staat es für unter Amſtänden 
richtiger, die hier überflüſſig inveſtierten Kapitalien zu retten unter Belaſtung der 
Geſamtheit mit den entſprechenden „falſchen Koſten“ (oben S. 29). Es iſt dabei in 
der Begründung ausdrücklich auf die Belange der dort beſchäftigten Volksgenoſſen 
verwieſen. Der Einwand, daß auf die Dauer auch der Arbeitsmarkt durch die Ent⸗ 
laſtung der Wirtſchaft von dieſen „falſchen Koſten“ eine Erleichterung erfahren 
würde (oben S. 29), ſchlägt jedenfalls dann nicht durch, wenn man die Erhaltung 
der Ruhe im Augenblick für das wichtigſte Ziel der Wirtſchaftspolitik anſieht. 


Im übrigen entſcheidet auch hier die Praxis. Jedem Kenner der Verhältniſſe wird 
es wahrſcheinlich erſcheinen, wenn die Zahl der eingereichten Anträge auf Zwangs- 
zuſammenſchließung auf mehrere Hundert, vielleicht Tauſende geſchätzt wird; die 
Induſtrie erwartete von dieſem G. die Erlöſung vom Wettbewerb im weiteſten Am- 
fang. Dieſe Erwartung wurde enttäuſcht. Arſprünglich freilich kam man den 
Wünſchen der Intereſſenten verhältnismäßig weit entgegen. Das wurde aber ſpäter, 
namentlich ſeit der Abernahme der Wirtſchaftspolitik durch Schacht anders: Viele 
Zwangskartelle find nach Ablauf der urſprünglich geſetzten Friſt nicht verlängert 
worden, nur wenige neu geſchaffen. Heute beſtehen etwa 15 Zwangskartelle auf 
Grund des ZwangskartellG, wobei freilich nicht geſagt werden kann, in wie vielen 
Fällen die Drohung des Miniſteriums mit Zwangskartellierung zum freiwilligen 
Zuſammenſchluß geführt hat. Anter den beſtehenden Zwangskartellen befinden ſich 
auch bloße Kalkulationskartelle (Grauguß, graphiſches Gewerbe u. a.), bei denen es 
ſich überhaupt nicht um Kartelle im ſtrengen Sinn des Wortes handelt, da hier der 
Wettbewerb nicht beſchränkt, ſondern nur geſäubert werden ſoll (oben S. 8). Regel ⸗ 
mäßig tft zugleich mit der Zwangskartellierung auch die Errichtungsſperre gemäß 8 5 
angeordnet worden (oben S. 34 f.). 


4. Abfchnitt: Wirtfchaftsbetätigung der öffentlichen and 


I. Die Entwicklung 

Am weiteſten entfernt fih die Wirtſchaft dort von dem Grundſatz der privaten 
Initiative, wo Staat, Gemeinde oder andere öffentlich rechtliche Körperſchaften die 
Wirtſchaſt ſelbſt betreiben. Das tat der merkantiliſtiſche Staat im größten Amfang, 
aber nicht zum Zweck der Ausſchaltung der privaten Initiative, ſondern im Gegen- 
teil — nach Aberwindung des rein fiskaliſchen Motivs — zu deren Ankurbelung, um 
durch Muſterbetriebe die privaten Unternehmer zu erziehen. Einmal zum jelbitän- 
digen wirtſchaftlichen Denken erzogen, verlangten die Anternehmer dann im Zeitalter 
des erwachenden Liberalismus, unterſtützt von der klaſſiſchen Nationalökonomie, daß 
der Staat das eigene Wirtſchaften aufgebe. Auch dieſes liberale Poſtulat wurde 
weitgehend erfüllt. Aber auch bier iſt das Pendel ſeitdem wieder ſtark zurückgeſchlagen 
(vgl. oben S. 24): die öffentliche Wirtſchaft ift wieder zu beachtlichem Amfang 
gewachſen. 

Die heutige Lage iſt keineswegs immer durch verfaſſungsgrundſätzliche Motive 
geſtaltet worden: Wir haben in ſtaatlichen Porzellanmanufakturen und gewiſſen 
Bergwerken Aberreſte aus dei merkantiliſtiſchen Zeit, in den Aluminiumwerken des 
Reichs, welche drei Viertel des deutſchen Geſamtabſatzes beſtreiten, Aberreſte aus 
der Not der Kriegszeit. Oder der Staat iſt auf Betrieben, die er durch Kredite hat 
retten wollen, „ſitzen geblieben“. Oder es hat ſich einfach das Bedürfnis der ſtaat⸗ 
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lichen Bürokratie ausgewirkt, mit angehäuften Steuergeldern „etwas zu machen“, die 
eigene „Macht“ zu erweitern, vielfach gefördert durch Ideologien marxiſtiſcher Plan ; 
wirtſchaft. 


Die Auffaſſung des nationalſozialiſtiſchen Staates iſt auch hier undogmatiſch, aber 
grundſätzlich: die Wirtſchaft ſoll der privaten Initiative und dem Privateigentum 
überlaffen bleiben und nur in Ausnahmefällen aus zwingenden Gründen von der 
öffentlichen Hand betrieben werden. Das iſt in Kundgebungen der Staatsführung 
wiederholt ausgedrückt, aber auch mehrfach in die Tat umgeſetzt worden: Die wirt- 
ſchaftliche Betätigung der öffentlichen Hand iſt durch mehrere Anweiſungen beſchränkt 
worden. In Fortführung von Gedanken der Not VO vom 6. 10. 1931 (5. Teil 
Kap. VIII) und des prGemeindefinanzG von 1934 beſchränkt die Deutſche Gemeinde O 
von 1935 (88 67 ff.; dazu prVorläuf Ausf Anw. vom 22. 3. 1935, pr Min Bli B 1935 
S. 475) die Gemeinden in der wirtſchaftlichen Betätigung: Wirtſchaftliche Anter⸗ 
nehmungen, d. h. ſolche Unternehmungen, die auch von Privaten mit Gewinn- 
erzielungsabſichten betrieben werden können (ausgenommen Anterricht, Krankenpflege 
u. dgl.), dürfen künftig von den Gemeinden nur noch dann errichtet oder weſentlich 
erweitert werden, wenn ein öffentlicher Zweck dies rechtfertigt — das Motiv der 
Gewinnerzielung genügt nicht — und wenn der Zweck nicht durch Dritte beſſer und 
wirtſchaftlicher erfüllt wird oder erfüllt werden kann; es entſpricht der Abſicht des 
Gefetzes, wenn vorhandene Betriebe, welche dieſen Vorausſetzungen nicht entſprechen, 
abgebaut werden. Bemerkenswert in dieſer Beziehung iſt ferner die Energie, mit 
welcher der heutige Staat die Reprivatifierung der großen Anternehmungen betreibt, 
an denen das Reich im Verlauf der Kriſe von 1931 Anteile übernommen hat. Ander. 
ſeits aber hat das Reich, während es im Herbſt 1937 die letzten Aktien der deutſchen 
Großbanken wieder an Private verkauft hat, im Sommer 1937 die Reichswerke 
„Hermann Göring Werke Aktiengeſellſchaft“ (Aktienkapital am 8. 4. 1938 auf 
400 Mill. RM erhöht, zugleich Gründung einer Tochtergeſellſchaft in Linz be⸗ 
ſchloſſen) gegründet, um ſolche deutſchen Eiſenerzvorkommen auszubeuten, deren 
Eiſengehalt zu gering iſt, als daß ihre Ausbeute bei den gegenwärtigen und ſtabil 
zu haltenden deutſchen Eiſenpreiſen rentabel wäre; da anderſeits die Einfuhr aus- 
ländiſchen Eiſenerzes für den deutſchen Bedarf nicht ausreicht, nahm das Reich dieſe 
Wirtſchaftsaufgabe ſelbſt in die Hand. 


Von dieſem grundſätzlichen Blickpunkt aus betrachtet, gliedert fi) die heutige wirt- 
ſchaftliche Betätigung des Staates, von bloßen Rudimenten verfloſſener Epochen 
abgeſehen, in folgender Weiſe: 


1. Der Staat betreibt die Wirtſchaft dort, wo der Eigennutz des einzelnen ein 
ungeeigneter Motor der Wirtſchaft wäre. So kommt es z. B. für Münzen und 
Geldnoten nicht, wie ſonſt in der Wirtſchaft, auf möglichſt umfangreiche Erzeugung, 
ſondern nur auf die Sicherheit an. 1844 ging man daher in England und ſpäter in 
Deutſchland zum ſtaatlichen Notenmonopol über, nachdem man mit der Gewerbe⸗ 
freiheit auf dieſem Gebiet ſchlechte Erfahrungen gemacht hatte. 


2. Für die moderne Entwicklung beſonders bedeutſam find diejenigen Wirtſchafts⸗ 
zweige, wo ein Wettbewerb im eigentlichen Sinne (wegen der Größe des notwendigen 
Kapitals oder aus anderen Gründen) ſich nicht entwickelt, anderſeits aber ſo wichtige 
öffentliche Belange berührt ſind, daß der Staat einen Mißbrauch privaten Monopols 
nicht dulden kann: vor allem die ſogenannten Verſorgungsbetriebe (Gas, Waſſer, 
Elektrizität). Werden alſo ſolche Wirtſchaftszweige von Privaten betrieben, ſo 
müſſen Staat oder Gemeinde fie beaufſichtigen, tragen alſo ohnehin die Verant ; 
wortung. Dadurch wird der Abergang von der Aufſicht zum Selbſtbetrieb angeſichts 
der rififo- und ſpekulationsfreien Natur dieſer Betriebe ſehr nahegelegt. So iſt es 
dazu gekommen, daß dieſe Verſorgungsbetriebe für den lokalen Bedarf meiſt von 
Gemeinden betrieben werden. 
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3. In anderen Wirtſchaftszweigen kann der ſtaatliche Betrieb, ohne ein Monopol 
zu beſitzen, eine wirkſame Waffe ſtaatlicher Zügelung privater Monopoltendenzen 
fein. So drohte um die Jahrhundertwende die Gefahr, daß die großen Bergwerks. 
befiger des Ruhrgebiets durch den damals möglichen koſtenloſen Erwerb des Berg- 
werkseigentums das geſamte Kohlenvorkommen des Ruhrgebiets unter ihre Kontrolle 
brachten. Der preußiſche Staat griff auf zwei Wegen ein: Durch Geſetz wurde 1905 
der Erwerb von Steinkohlengerechtſamen dem Staat vorbehalten, anderſeits erwarb 
Preußen im großen Amfang ſelbſt Kohlenfelder und Bergwerke. Uhnliches ging in 
der Kaliinduſtrie vor. Die neueſte Entwicklung der Elektrizitätswirtſchaft hat zu 
Monopolen der Aberlandzentralen geführt: Auch hier hat ſich der Staat ſchon ſeit 
der Vorkriegszeit in wachſendem Maße durch eigene Kraftwerke und Leitungsnetze 
eingeſchaltet; 1925 ſchon betrug der Anteil der öffentlichen Hand (namentlich Reich 
und Länder) an Erzeugung und Verteilung über 80 v. H. und iſt ſeitdem kräftig 
geſtiegen. 

4. Der Staat muß zur Bewältigung öffentlich notwendiger Aufgaben dort als 
Anternehmer einſpringen, wo ſich die private Initiative wegen allzu hohen Kapital- 
bedarfs oder zu niedriger Rentabilität verſagt. Nachdem man in Deutſchland die 
Erfahrung gemacht hatte, daß das Privatkapital nur durch ſtaatliche Subventionen 
und ſtaatliche Ertragsgarantien zum Bau von Eiſenbahnen veranlaßt werden konnte, 
iſt Preußen 1879 in großem Stil zum Ankauf der Bahnen übergegangen; heute beſitzt 
die Reichsbahn über 90 v. H. des geſamten deutſchen Schienennetzes. So mußte der 
Staat ſich ferner an der Luftfahrt ſtark beteiligen, um einen regelmäßigen Verkehrs- 
dienſt zu ermöglichen; er mußte Hafenwirtſchaft, Straßenbau u. dgl. übernehmen; er 
muß in großem Amfang den Kleinwohnungsbau finanzieren, weil deſſen Rentabilität 
dem Privatkapital nicht genügenden Anreiz bietet. Aus jüngſter Zeit iſt die oben 
erwähnte Hermann Göring Werke AG hervorzuheben. 


II. Die Beteiligung der einzelnen Glieder der öffentlichen hand 


Vor dem Kriege betrieb das Reich eigene Wirtſchaft faſt nur in der Reichspoſt. Die 
Länderwirtſchaftsbetriebe ſtammten teils aus der merkantiliſtiſchen oder der noch 
früheren Zeit (Forſten), teils waren ſie ſehr viel jünger (Eiſenbahnen). Die Gemein⸗ 
den beſchränken ſich auf die Verſorgungsbetriebe. 

Seit dem Kriege hat ſich folgende Sachlage entwickelt: Das Reich wurde durch den 
Krieg zur induſtriellen Betätigung (Aluminium, Stickſtoff u. a.) gezwungen und hat 
dieſe beibehalten; außerdem ſind die Länderbahnen auf das Reich übergegangen. Die 
Länder haben ihre Betätigung auf die Gebiete des Verkehrsweſens (Autobuslinien) 
und der Energiewirtſchaft (Kraftwerke, Leitungsnetze) erweitert. Die Gemeinden vor 
allem haben ſich auf ſo ziemlich alle Zweige der Wirtſchaft geworfen, bis zur eigenen 
Herſtellung von Möbeln u. dgl. 


III. Die Rechtsformen 


In der Wahl der Rechtsformen für die Wirtſchaftsbetriebe der öffentlichen Hand 
zeigt ſich ſeit dem Kriege eine deutliche Tendenz auf größere Selbſtändigkeit von der 
öffentlichen Verwaltung. Während vor dem Kriege die Betriebe allgemein unmittel- 
bar von der Leitung der betreffenden öffentlich rechtlichen Körperſchaft verwaltet 
wurden (Regiebetrieb), iſt man ſeit dem Kriege in wachſendem Amfang dazu über- 
gegangen, den Betrieb von der übrigen Verwaltung abzuſondern. Die ſchwächſte 
Form ſtellt z. B. die Reichspoſt dar, welche ſeit dem RPoſtfinanzG von 1924 (heute: 
G. vom 27. 2. 1934, RGBl. I 130, Kap. II) „ein ſelbſtändiges Anternehmen“ darſtellt 
mit einem „Sondervermögen“, für deſſen Schulden das übrige Reichsvermögen nicht 
haftet und das für die Neichsſchulden nicht haftet. Dagegen ift es bei der Verwaltung 
durch den RPoſt M geblieben. — Die Reichsbahnen wurden 1924 im Dienſt der 
Reparationspolitit in die Verwaltung einer international kontrollierten „RNeichs⸗ 
bahn-⸗Geſellſchaft“ überführt. Die letzten Neſte dieſer internationalen Kontrolle hat 
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der Führer am 30.1.1937 für aufgehoben erklärt, und dann iſt durch G. vom 10.2. 
1937 (RGBl. II S. 47) die Stellung der Reihsbahnen nach dem Vorbild der Reichs- 
poſt umgeſtaltet: die Selbſtändigkeit der „Neichsbahn⸗Geſellſchaft“, umbenannt in 
„Deutſche Reichsbahn“, iſt aufgehoben, ihr Vermögen iſt Sondervermögen des 
Reiches geworden, verwaltet vom RVerk M und von unmittelbaren Neichsbeamten, 
aber mit finanzieller Selbſtändigkeit gegenüber dem ſonſtigen Reichs vermögen. — 
Die Reichsbank war zunächſt (1875) zwar als öffentlich rechtliche Anſtalt, aber unter 
Leitung und Aufficht des Reichs errichtet. Im Intereſſe der deutſchen Währung 
wurde 1922 die Leitung des Reichs befeitigt und dann zur Ausführung des Dawes⸗ 
planes auch die Aufſicht des Reichs (8 1 Bank von 1924). Der damals eingeführte 
ausländiſche Einfluß wurde 1930 beſeitigt; durch G. vom 27. 10. 1933 wurde die 
Ernennung des Reichsbankpräfidenten in die Hände des Neichspräſidenten gelegt, 
und ſchließlich iſt durch das erwähnte G. vom 10. 2. 1937 das Reichsbankdirektorium 
wieder, wie vor 1922, der Reichsregierung unmittelbar unterftellt worden. 


Schon bei der Reichsbank iſt zwiſchen Reich und Betrieb eine juriſtiſche Perſon 
geſchaltet, die in ihrem Aufbau der privatrechtlichen Form der Aktiengeſellſchaft 
ſtark angenähert iſt. Im Weſen gehört ſie aber dem öffentlichen Recht an. Die 
Entwicklung iſt an anderen Stellen darüber weit hinausgegangen: in ganz großem 
Maßſtab hat die öffentliche Hand ihre Betriebe in rein privatrechtliche Formen 
gekleidet, namentlich A und GmbH. Hierzu kommt eine kapitalmäßige Be⸗ 
teiligung der öffentlichen Hand an fremden Geſellſchaften (gemiſchtwirtſchaftliche 
Anternehmungen). Schließlich iſt man dazu übergegangen, die einzelnen der öffent⸗ 
lichen Hand gehörenden Kapitalgeſellſchaften und ihre Beteiligungen an ſonſtigen 
Kapitalgeſellſchaften in Dachgeſellſchaften zuſammenzufaſſen: vor allem die reichs ⸗ 
eigene „Vereinigte Induſtrieunternehmungen Aktiengeſellſchaft“ (Viag) mit 228,8 
Mill. Aktienkapital und ausgewieſenen Referven und etwa 56 000 Beſchäftigten, die 
„Vereinigte Elektrizitäts. und Bergwerks AG“ (150 Mill. Aktienkapital), die 
Holdinggeſellſchaft für die preußiſchen Anternehmungen u. a. 


Die Motive dieſer Entwicklung zur Verſelbſtändigung der Betriebe der öffentlichen 
Hand find mannigfaltig: das Beſtreben der Gemeinden, ihre Betriebe der über- 
geordneten Aufficht zu entziehen; das Ziel, Geſchäfte durchzuführen, die dem eigent⸗ 
lichen Träger des Betriebs verboten ſind (Golddiskontbank im Verhältnis zur 
Reichsbank); der Wunſch, das Rifito zu begrenzen: das Reich darf ſich nach der 
Reichshaushaltsordnung (8 48) nur an AG, GmbH oder Genoſſenſchaften mbH 
beteiligen; vor allem das Beſtreben, zu größerer Wirtſchaftlichkeit zu gelangen: aus 
dieſem Grunde müſſen z. B. kommunale Sparkaſſen uſw. feit der Not VO vom 6. 10. 
1931, 5. Teil Kap. I, als Anſtalten mit eigener Rechtsperſönlichkeit geführt werden 
— freilich iſt dieſes Ziel durch die Veränderung der Rechtsform noch nicht erreicht, 
und anderſeits geht dabei allzu leicht die gemeinwirtſchaftliche Ausrichtung verloren. 
Im ganzen geſehen dürfte dieſe Entwicklung von dem Zeitgeiſt der Nachkriegszeit 
getragen fein: Götzenverehrung des kapitaliſtiſchen Prinzips, Herrſchaft der General 
direktoren, ſkrupelloſe Ausnutzung der handelsrechtlichen Organiſationsfreiheit zu 
allen möglichen bedenklichen Zwecken (Vernebelung) — und ſo darf wog! mit einer 
rückläufigen Tendenz gerechnet werden. 


Mit der Rechtsform hängt die ſehr wichtige Frage der Betriebsprüfung zuſammen. 
Die Regiebetriebe unterliegen der allgemein für die betreffende Körperſchaft gelten ⸗ 
den Rechnungsprüfung, z. B. durch den Reihsrehnungshof. Die Betriebe in der 
Form der AG unterliegen der aktienrechtlichen Prüfungs⸗ und Publikationspflicht. 
Die Reichshaushaltsordnung (8 48) ſorgt für Prüfung aller dem Reich ganz oder 
teilweiſe gehörenden Anternehmungen. Doch gab es bisher große Gebiete, wo ſich 
die öffentliche Hand jeder Kontrolle entziehen konnte. Aus dem richtigen Gefühl 
heraus, daß hieraus die ſchlechteſten und entbehrlichſten Betriebe die Möglichkeit der 
Fortexiſtenz ſchöpften, war der Staat ſchon vor 1933 bemüht, eine beſondere Prü- 
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fungspflicht für Betriebe der öffentlichen Hand einzuführen (Not VO vom 6. 10. 
1931, 5. Teil, Kap. VIII), doch iſt die Verwirklichung erſt nach 1933 gelungen (BIO 
vom 30. 3. 1933, ergänzt durch VO vom 4. und 7. 12. 1935). Im Kern handelt es ſich 
um zweierlei: einerſeits muß der öffentliche Wirtſchaftsbetrieb durch öffentlich 
beſtellte Wirtſchaftsprüfer Buchführung und Jahresabſchluß und die wirtſchaftlichen 
Verhältniſſe (Rentabilität) nachprüfen laſſen; anderſeits muß er das Ergebnis dieſer 
Prüfung veröffentlichen — damit die dadurch ermöglichte öffentliche Kritik den 
Abbau entbehrlicher oder ſchlecht arbeitender Betriebe erzwinge. Von der Prüfungs- 
pflicht ausgenommen ($ 2 Erfte DUO) find Betriebe, für die ſchon nach anderen 
Vorſchriften eine ſachgemäße Prüfung gewährleiſtet iſt (weil ſie unmittelbar oder 
mittelbar Reich oder Ländern gehören und ſchon der Prüfung unterliegen oder 
weil fie als AG der aktienrechtlichen Prüfungspflicht unterliegen), Betriebe, deren 
Prüfung ſich nicht lohnt (Gemeindebetriebe für Eigenbedarf, Kleinbetriebe) u. a. 
Abrig bleiben vor allem Gemeindebetriebe, um deren Verminderung es ſich in erſter 
Linie handelt. 


IV. Die öffentliche Hand als Monopolift 


Beſondere Schwierigkeiten bereitet das Nebeneinander der Staatswirtſchaft und der 
privaten Wirtſchaft, und zwar ſowohl dann, wenn die öffentliche Hand als Mono- 
poliſt auftritt, als auch dann, wenn ſie in Wettbewerb ſteht. 


Ein rechtliches Monopol beſitzt die öffentliche Hand nur auf wenigen Gebieten: Die 
Münzprägung iſt dem Reich, daneben vorläufig noch den Ländern vorbehalten 
(Münz von 1924, zuletzt geändert durch Novelle vom 5. 7. 1934; ergänzt durch das 
Verbot der Ausgabe von Notgeld: Notgeld BVO von 1931). Die Ausgabe von Noten 
iſt ſeit dem 31. 12. 1935 nur noch Sache der Reichsbank (Bank von 1924; G. vom 
18. 12. 1933, RGBl. II, 1034). Für Poſt⸗, Zelegraphen- und Fernſprechweſen beſitzt 
das Reich das Monopol (RVerf. Art. 88); aus dieſem zunächſt auf dem G. vom 6. 4. 
1892 beruhenden Monopol wurde bei Erfindung des Rundfunks das Monopol auch 
für dieſen abgeleitet, was heute durch S1 G. über Fernmeldeanlagen von 1928 außer 
Zweifel geſtellt iſt. Die Deutſche Reichsbahn hat ein Monopol auf die Errichtung 
neuer Eiſenbahnlinien (8 10 RBahnGG). Rechtliche Monopole beſtehen für das Reich 
auf dem Gebiete der Herſtellung und des Vertriebs von Branntwein (Branntiw- 
Mons von 1922, oft geändert), im weſentlichen aus fiskaliſchen Geſichtspunkten. 
Manche ſtaatlichen Monopole zielen übrigens nicht auf eigene Wirtſchaftsbetätigung, 
ſondern nur auf Wirtſchaftslenkung: das Zündwarenmonopol des Reichs (oben 
S. 35 f.) und die Monopole des Reiches auf die Aufſuchung und Gewinnung von 
Kohle, Kali ufw. nach dem $2 prBergc in Verb. mit G. vom 28. 2. 1935, RGBl. I 
315 (oben S. 38 f.). 


Bedeutſamer find die rein tatſächlichen Monopole der öffentlichen Hand. Hier find 
vor allem die kommunalen Verſorgungsbetriebe und die Energiewirtſchaftsbetriebe 
des Reichs und der Länder zu nennen, die Aluminiumwerke des Reichs, die Monopol 
ſtellung der Reichsbahn auf dem Lokomotivenmarkt uſw. 


Die Monopolſtellung der öffentlichen Hand, ob rechtlich oder rein tatſächlich, wirft 
beſondere Probleme auf, insbeſondere die Frage, wieweit die öffentliche Hand dieſe 
Monopolſtellung ausnutzen darf, ohne ſich dem Vorwurf der Sittenwidrigkeit auszu- 
ſetzen. Dieſe Frage gilt auch für die privaten Monopolträger (oben S. 32 f.), für die 
öffentliche Hand aber verſtärkt: einerſeits muß ſich dieſe in beſonderem Maße vor 
Mißbrauch des Monopols hüten, und anderſeits zeigt die Erfahrung, daß gerade die 
öffentliche Hand beſonders ſtark zu Monopolmißbrauch neigt — da es ja doch „letzten 
Endes der Allgemeinheit zugute kommt“. Der für die geſetzlichen Monopole überall 
geſetzlich verwirklichte (S 3 RPoſt&, 8 5 R Telegraph) Gedanke des Kontrahie- 
rungszwanges muß auch für die tatſächlichen Monopole gelten. Hier ſind noch viele 
Fragen zu löſen oder viele bisherige Löſungen aus neuer Gefinnung zu ändern. 
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V. Die öffentliche Hand als Konkurrent 


Eine beſonders ernſte Seite der Wirtſchaftsbetätigung der öffentlichen Hand iſt dort 
gegeben, wo ſie im Wettbewerb mit privaten Anternehmern ſteht. Das kann dann 
ſehr nützlich ſein, wenn es im Intereſſe ſtaatlicher Monopolaufficht ausgenutzt wird 
(oben S. 38 f.). Anders liegt es, wenn es ſich um Vereiche regelmäßig freien Wett⸗ 
bewerbs handelt: Feuerverſicherung, Landvermeſſung, Beherbergung uſw., um nur 
einige ſtreitig gewordene Fälle zu erwähnen. Es kommt vor, daß dann die öffentliche 
Hand durch Bindung an gemeinwirtſchaftliche Geſichtspunkte im Nachteil iſt (3. B. 
die Reichsbahn gegenüber dem Auto, oben S. 36). Regelmäßig aber genießt die 
öffentliche Hand dann immer und notwendig gewiſſe Vorteile, jedenfalls, wenn es 
ſich um Regiebetriebe handelt: Wenn das „Preußiſche Kataſteramt“ durch feinen 
„Kataſterdirektor“ ſich zu privaten Arbeiten gegen Vergütung erbietet, ſo genießt ſie 
vor den freien Landmeſſern den Vorzug der behördlichen Autorität und den Nimbus 
der daher beſſeren Arbeit. Das mag noch hingenommen werden. Dagegen muß jede 
darüber hinausgehende Ausnutzung der behördlichen Machtſtellung als unlauterer 
Wettbewerb angeſehen werden: z. B. wenn der Kreis, der eine öffentliche Feuerver⸗ 
ſicherung mit angegliederter ſonſtiger Schadensverſicherung betreibt, durch die unteren 
Verwaltungsorgane Fragebogen an die Verſicherungsnehmer der privaten Verſiche⸗ 
rungunternehmungen verteilen läßt, um in deren Verhältniſſe einzudringen (RG3 
124, 239 vom 10. 5. 1929). Oder die Gemeinde als Trägerin eines rechtlichen 
Monopols für Leichenbeſtattung verſpricht den Beſtellern Verbilligung für den Fall, 
daß fie von der Gemeinde auch den Sarg kaufen (RG, IW 1933, 2134 vom 3. 3. 
1933). Höchſt bedenklich iſt es ferner, wenn die öffentliche Hand ihre mannigfachen 
Koſtenvorſprünge zu Preisunterbietungen ausnutzt: einerſeits iſt der Betrieb nicht 
umſatz. und einkommenſteuerpflichtig, und anderſeits trägt das Verluſtriſiko die 
Allgemeinheit der Steuerzahler. Eine hierauf begründete Preisunterbietung iſt unter 
allen Amſtänden fittenwidrig (RG, IW 1933, 2134 vom 3. 3. 1933), nicht etwa nur 
in den Fällen, wo gerade die betroffenen privaten Konkurrenten es find, welche als 
Mitglieder des betreffenden öffentlich rechtlichen Verbandes an der Aufbringung 
dieſer Steuern beteiligt find (jo RG 138, 174 vom 4. 11. 1932). Ausführung 
privater Arbeiten durch öffentlich rechtliche Vermeſſungsämter iſt alſo dann unlauterer 
Wettbewerb gegenüber den freien Landmeſſern, wenn deren Tarife nur deswegen 
unterboten werden, weil das Vermeſſungsamt „ohnehin“ da iſt und es nicht nötig 
hat, durch die Vergütung für diefe Arbeiten feine Selbſtkoſten l(einſchließlich der 
Generalunkoſten!) zu decken, ſondern zufrieden iſt, durch irgendwelche Arbeiten zu 
irgendwelcher Vergütung den unterbeſchäftigten Vetrieb beſſer ausnutzen zu können 
(anders RG3 124, 239 — aufgegeben allerdings wohl in RG 138, 174). And es 
iſt unlauterer Wettbewerb gegenüber dem privaten Beherbergungsgewerbe, wenn die 
Stadt Berlin in das für die Jugendpflege beſtimmte Gaſtheim „Haus der Jugend“ 
auch Erwachſene zu den dort geltenden weit unter den üblichen Preiſen liegenden 
Entgelten aufnimmt: die Zuſchüſſe, die fie dort braucht, find ihr aus öffentlichen 
Mitteln nur für die Zwecke der Jugendpflege zur Verfügung geſtellt und dürfen nicht 
zu anderen Zwecken verwendet werden, insbeſondere nicht zur Anterbietung anderer 
Gewerbetreibender (RG 138, 174). 


Gerade der Beamte neigt als Konkurrent zur Bedenkenlofigkeit, weil er im Gegenſatz 
zu dem privaten Anternehmer dabei ein gutes Gewiſſen hat: er hat das Bewußtſein, 
„zum Beſten der Allgemeinheit“ zu handeln; gerade in der Beamtenſchaft beſteht 
vielfach wenig Verſtändnis für den Wert des Standes der freien Gewerbetreibenden 
und daher wenig Verſtändnis für deſſen Nöte. Nichts erbittert aber den privaten 
Anternehmer mehr — mit Recht! — als das Gefühl, daß mit Steuermitteln gegen 
ihn unlauterer Wettbewerb getrieben wird. 


— m] Gruppe? eee 
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5. Abfehnitt: Hmter und Organifationen des Wirtfchaftsrechts 


Mit der Durchführung des Wirtſchaftsrechts find viele Behörden und öffentlich. 
rechtliche Anſtalten und Körperſchaften betraut, ſei es, daß dies ihre einzige Aufgabe 
iſt, ſei es, daß ſie daneben noch andere Aufgaben zu erledigen haben. Schon erwähnt 
find insbefondere der Werberat der deutſchen Wirtſchaft (oben S. 10), das Rartell- 
gericht (oben S. 31), die Kulturkammern (oben S. 26), Aufſichtsamt und Reichs⸗ 
kommiſſar für das Kreditweſen (oben S. 27), Zwangskartelle (oben S. 35 ff.). 


I. Behörden 


1. Oberſte Behörde war bis 1936 das Reichswirtſchaftsminiſterium, 1917 als 
„Neichswirtſchaftsamt“ errichtet, 1919 in die heutige Bezeichnung umbenannt. Seit 
Abertragung der Sozialpolitik auf das Reichsarbeitsminiſterium (1918) iſt die Be⸗ 
arbeitung der „wirtſchaftspolitiſchen Angelegenheiten“ einzige Aufgabe des RWM. 


Aber ihm ſteht ſeit der Vierjahrespl DurchfVO vom 18. 10. 1936 der Beauftragte 
für den Vierjahresplan (oben S. 25), ſoweit es ſich um die Durchführung des Vier. 
jahresplans handelt, alſo in allen zur Zeit wichtigen wirtſchaftspolitiſchen Fragen. 
Der Beauftragte kann allen Behörden, auch den oberſten Reichsbehörden, und alſo 
auch dem RW Weiſungen erteilen. Im übrigen gehen ſeine Machtbefugniſſe weit 
über die des RUM hinaus; er kann insbeſondere unbeſchränkt Nechtsverordnungen 


erlaſſen. Ihm unterſteht direkt der Preisbildungskommiſſar (Vierjahrespl DurchfG; 
oben S. 25). 


Seit Februar 1938 find die Behörden des Vierjahresplanes und des RW faft 
vollſtändig miteinander verſchmolzen. Die beſonderen Amter und Geſchäftsgruppen 
der Vierjahresplanbehörden find teils verſchwunden, teils dem RW unmittelbar 


unterftellt, der ſeinerſeits unter der Geſamtleitung des Beauftragten für den Vier⸗ 
jahresplan bleibt. 


2. Das Reichs wirtfchaftsgericht (ſeit 1915) iſt oberſtes Verwaltungsgericht des 
Reiches in wirtſchaftlichen Angelegenheiten, zuſtändig für die ihm durch Gefetz jeweils 
übertragenen Entſcheidungen (RWGer $ 2), z. B. für die letztinſtanzliche Ent⸗ 
ſcheidung über die Eintragung in die Handwerksrolle (3. Handw VO 8 107), über 
die Qualifikation als Großhändler für unedle Metalle (Metall VerkG 8 11), über 
Amfang der Beförderungspflicht und Höhe der Vergütung für Luftfahrtunternehmen, 
die auf Verlangen der Reichspoſt Poſtſendungen befördern müſſen (Luftverf® 
§ 11 IV). Es konnte angerufen werden gegen Betriebsſchließung durch den Preis- 
überwachungskommiſſar (PreisübwachBefug BO 5 2 IV und Preisübwach VO 
§ 11 1); es kennzeichnet die Entwicklung, daß dies für die Betriebsſchließung durch 
den heutigen Preisbildungskommiſſar ausdrücklich ausgeſchloſſen iſt (Preisbild AO 
Ziffer 5). 

Vor allem iſt dem RWGer. mit Wirkung vom 1. 4. 1938 die Kartellgerichtsbarkeit 
übertragen worden (RWGer 8 59), die bisher dem Kartellgericht als beſonderem, 
wenn auch beim RWGer. gebildeten Gericht oblag (oben S. 31) — eine bedeutſame 
Stärkung des RWGer. und zugleich eine wichtige Vereinheitlichung innerhalb der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit des Reiches. 


II. Die Selbftuerwaltung der gewerblichen irtſchaft 
Bei der Machtübernahme fand der Nationalſozialismus folgende Organiſation der 
gewerblichen Wirtſchaft vor: Auf der einen Seite ftanden die Induſtrie⸗ und 
Handels und die Handwerkskammern, von oben eingeſetzte öffentlich- rechtliche 
Berufsvertretungen mit allgemeiner Pflichtmitgliedſchaft, organiſatoriſch zuſammen⸗ 
gefaßt im Deutſchen Induſtrie⸗ und Handelstag bzw. im Deutſchen Handwerks und 
Gewerbekammertag. Auf der andern Seite ſtand ein buntes Vielerlei von frei⸗ 


. 
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willigen privaten Intereſſenvertretungsverbänden: die einen pflegten die fozial- 
politiſchen Belange (Arbeitgeberverbände, Gewerkſchaften), die anderen trieben 
Wirtſchaftspolitik (zahlreiche Fachverbände), andere befaßten ſich mit Marktregelung 
(Kartelle), und viele widmeten ſich mehreren dieſer Aufgaben. 


Seit dem Ambruch verlief die Entwicklung in folgenden Stufen: 

1. Zunächſt erfolgte die „Gleichſchaltung“ der bisherigen Organiſationen, wohl im 
April 1933 ſchon erledigt, und eine allerdings zunächſt mehr terminologiſche Ein⸗ 
führung des Führergrundſatzes. 


2. Gleichzeitig damit ſetzte der Verſuch ein, die Wirtſchaftsordnung grundlegend neu 
zu geſtalten im Sinne eines ſtändiſchen Aufbaues, wobei die Meinungen und Ziele im 
einzelnen freilich ſtark auseinandergingen; die Anternehmer ſelbſt erhofften davon 
eine Art von totaler Zwangskartellierung der Wirtſchaft, Beſeitigung des Wett ⸗ 
bewerbs, Exiſtenzgarantie für den einzelnen. Allen dieſen Beſtrebungen machte der 
Führer dadurch ein Ende, daß er am 7. 6. 1933 anordnete, den ſtändiſchen Aufbau bis 
auf weiteres zurückzuſtellen. 


3. Jetzt begannen die ſehr viel beſcheideneren Beſtrebungen, das Organiſationsweſen 
zunächſt einmal organiſatoriſch zu verbeſſern. Nach einer Arbeit von wenigen 
Monaten ſchon erging das G. zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaus der deut- 
ſchen Wirtſchaft vom 27. 2. 1934: die Verbeſſerung der gewerblichen Organiſationen 
wurde dem RWM, für das Verkehrsgewerbe dem RVerk M übertragen. Auf Grund 
der Erſten DVO vom 27. 11. 1934 und der nur für das Verkehrsgewerbe erlaſſenen 
Zweiten DVO vom 25. 9. 1935 hat ſich die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft 
bis heute in folgender Weiſe geſtaltet: Die Zahl der Verbände iſt weſentlich ver- 
mindert, Pflichtmitgliedſchaft und Führer ⸗ und Beiratsverfaſſung find überall ein ⸗ 

geführt. Die Mitgliederverfammlung iſt auf Ausſprache, Entlaſtung und (geheime) 
Vertrauensabſtimmung beſchränkt (822). - 


a) Fachlich iſt die Organiſation gegliedert in ſechs „Reichsgruppen“ (Induſtrie, 
Handwerk, Handel, Banken, Verſicherung, Energie). Sie ſind untergegliedert in 
„Wirtſchaftsgruppen“; nur bei der Induſtrie ſtehen zwiſchen den Reichs- und den 
Wirtſchaftsgruppen noch die (ſieben) „Hauptgruppen“ (3. B. „Leder, Textilien, 
Bekleidung“). Die Wirtſchaftsgruppen können untergegliedert ſein in „Fachgruppen“, 
dieſe in „Fachuntergruppen“. Das Verkehrsgewerbe iſt entſprechend gegliedert. Bei 
zwingender Notwendigkeit können die Gruppen ſich bezirklich gliedern. Die dafür 
beſtimmten 18 „Wirtſchaftsbezirke“ fallen im allgemeinen mit den Bezirken der Treu- 
händer der Arbeit zuſammen. Um einem Zuviel an bezirklicher Organiſation abzu⸗ 
helfen, ordnete der RWM am 7.7.1936 (ſog. Reformerlaß) an, daß die Bezirks 
gruppen der Reichsgruppe Induſtrie und der zum Handel gehörenden Wirtſchafts⸗ 
gruppen bis 1. 10. 1936 den Wirtſchaftskammern (unten b) als Abteilungen einzu- 
gliedern feien. 


b) Daneben ſteht als bezirkliche Organiſation die Wirtſchaftskammer als die gemein · 
fame Vertretung der eben genannten Bezirksgruppen, der Induſtrie. und Handels- 
ſowie der Handwerkskammern und der Organiſation des Verkehrsgewerbes des 
Wirtſchaftsbezirks (SS 26, 27 Erſte DVD; 834 Zweite DO). Eine der Induſtrie⸗ 
und Handelskammern des Bezirks ſtellt in ihrem Vorfitzenden den Leiter und ſtellt 
außerdem die Gefchäftsitelle der Wirtſchaftskammer (SS 28, III, 30 I Erſte BIO). 
Stellvertreter des Leiters iſt immer auch der Landeshandwerksmeiſter. 


c) Aber allem ſteht die Reichswirtſchaftskammer (SS 32 ff. Erſte DVBO): fie umfaßt 
die Reichsgruppen, die Organiſation des Verkehrsgewerbes (§ 34 Zweite DVO), die 
induſtriellen Hauptgruppen, die Wirtſchaftskammern und außerdem noch die In⸗ 
duſtrie⸗ und Handelskammern und Handwerkskammern einzeln, wodurch ihnen, die ja 
ſchon durch die Wirtſchaftskammern vertreten find, der unmittelbare Verkehr mit der 
Reichswirtſchaftskammer geſichert iſt. Die Geſchäftsſtelle des Deutſchen Induſtrie⸗ 
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und Handelstages iſt in die Geſchäftsſtelle der Reichswirtſchaftskammer aufgegangen 
(S 35 Erſte DVO). 


d) Die Erſte DO wurde ſehr weſentlich ergänzt durch die ſogenannte Leipziger 
Vereinbarung vom 21. 3. 1935 zwiſchen dem Leiter der Deutſchen Arbeitsfront und 
dem R WM, vom Führer durch Erlaß vom gleichen Tage gutgeheißen und beftätigt 
(beides abgedruckt im Beitrag 48 0 S. 9 f.). Wie dieſer Erlaß ſagt, baut ſich die 
„neue ſoziale Selbſtverwaltung aller ſchaffenden Deutſchen“ jetzt auf der Arbeits- 
front, dem G. zur Ordnung der nationalen Arbeit, der Organiſation der gewerblichen 
Wirtſchaft und dieſer Leipziger Vereinbarung zwiſchen Arbeitsfront und gewerb- 
licher Wirtſchaft auf. Bei der Leipziger Vereinbarung handelt es ſich einerſeits um 
die Scheidung der Aufgaben: die wirtſchaftspolitiſchen werden der gewerblichen 
Wirtſchaft und die ſozialpolitiſchen der Arbeitsfront zugewieſen; anderſeits um die 
Herſtellung einer Reihe von Querverbindungen, welche die Gemeinſchaftsarbeit auf 
gemeinſamen Gebieten ſichern ſollen. 


Im Laufe dieſer Entwicklung haben die Fachverbände ihren Charakter weſentlich ver- 
ändert: ſtatt der freiwilligen jetzt die Zwangsmitgliedſchaft; ſtatt des gewählten Vor⸗ 
fitzenden ſteht der von oben eingeſetzte Leiter, eingeſetzt vom RW bzw. RBertM 
oder vom Leiter der nächſthöheren Organiſation; ſtatt der demofratifch-parlamentari- 
ſchen Verfaſſung gilt jetzt die Führer und Beiratsverfaſſung. Die Leiter der Wirt⸗ 
ſchaftsgruppen können die Verbandsdiſziplin durch Ordnungsſtrafen fihern (8 17 
Erſte und Zweite DUO) Das alles gibt den Verbänden behördenähnlichen 
Charakter, wie er bisher nur den Kammern zukam. 


Aufgabe dieſer Fachverbände iſt, die Mitglieder „auf dem Fachgebiet zu beraten und 
zu betreuen“; außerdem hat der Leiter die Gruppe „im Sinne des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staates zu führen und die Angelegenheiten der Gruppe und ihrer Mitglieder 
unter Rückſichtnahme auf die Geſamtintereſſen der gewerblichen Wirtſchaft und unter 
Wahrung des Geſamtintereſſes zu fördern“ (8 16 Erſte und Zweite DUO). 

Vom Standpunkt der Wirtſchaftsordnung aus erheben ſich hier zwei bedeutſame 
Fragen: Sollen die Selbſtverwaltungsorganiſationen marktregelnde Tätigkeit aus- 
üben (Feſtſetzung von Mindeſtpreiſen uſw.), alfo den Wettbewerb beſchränken 
dürfen? And: Sollen ſie an der Verfeinerung des Wettbewerbsrechts mitwirken? 
Die Staatsführung iſt hier bisher mit betonter Zurückhaltung vorgegangen. Schon 
die an ſich erwünſchten Bemühungen der Gruppen um Verfeinerung des Wett⸗ 
bewerbs werden vom Staat ſorgſam überwacht. So hat Goerdeler durch die Werbe⸗ 
beſchränk VO von 1935 unter Androhung von Ordnungsſtrafen den Verbänden ver- 
boten, ohne beſondere Ermächtigung ihren Mitgliedern Beſchränkungen in der 
Werbung aufzuerlegen; der RWM hat Fachverbände veranlaßt, das Verbot der 
Preisbeſchilderung der Waren im Schaufenſter wieder aufzuheben, uſw. Hierher 
gehört es auch, wenn den Ehrengerichten des Handwerks, die an ſich auch für Wett⸗ 
bewerbsverſtöße zuſtändig find (unten S. 47), durch Erlaß des RWM vom 18.3. 
1935 verboten iſt, ein Verfahren wegen Wettbewerbsverſtoßes ohne vorherige Zu⸗ 
ſtimmung der ſtaatlichen Preisüberwachungsbehörde zu eröffnen. — Dagegen haben 
ſich anſcheinend gut bewährt die auf Grund der AWG. Novelle von 1932 an den 
Handelskammern eingerichteten „Einigungsämter“, die auf Vergleichsverſuch und 
gutachtliche Außerung beſchränkt find (§S 27a UWG), in der Praxis zum Teil zu 
Schiedsgerichten ausgebaut ſind. | 

Würde der Staat die Gruppen mit der Befugnis der Marktregelung ausſtatten, jo 
ſtünden wir angeſichts der bekannten Einſtellung der Anternehmer (oben S. 28) 
binnen kurzem vor der Tatſache totaler Zwangskartellierung der Wirtſchaft. Daher iſt 
den Gruppen (und den Kammern) jede Art von Marktregelung ſtrikt verboten. In 
einzelnen Fällen find eng begrenzte Ausnahmen zugelaſſen worden: Feſtſetzung des 
Bedienungszuſchlages im Gaſtgewerbe, Aufſtellung von verbindlichen Einheits⸗ 
konditionen für Schuh- und Lederinduſtrie, u. a. 
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Dieſes Nebeneinander von Gruppen ohne Marktregelungsbefugnis und Kartellen 
(oben S. 28 ff.) führte dazu, daß überwiegend beide jeweils in Leitung und Ge⸗ 
ſchäftsführung eine Perſonalunion eingingen. Die damit beſonders deutlich ge⸗ 
wordenen Probleme um das gegenſeitige Verhältnis von Gruppe und Kartell find 
vom RW mit Erlaß vom 12. 11. 1936 grundſätzlich dahin geklärt worden, daß die 
Gruppen den Kartellen übergeordnet find, die Perſonalunion daher grundſätzlich 
unerwünſcht iſt, und daß fie künftig mit der Kartellaufficht betraut werden. 


Nach alledem liegt die wichtigſte Aufgabe der Gruppen auf dem Gebiete der Erziehung 
zu privat und volkswirtſchaftlich richtiger Führung der Unternehmungen; hier 
werden fie der ſtaatlichen Wirtſchaftspolitik wichtige Dienſte leiſten können. 

Gerade in dieſer Beziehung iſt es von großer Bedeutung, daß die Organiſationen 
jetzt auch mit der Durchführung ſtändiſcher Ehrengerichtsbarkeit betraut ſind (Erlaß 
des RW M vom 20.1.1937). Bei jeder Wirtſchaftskammer iſt ein „Ehrengericht“ 
zu bilden, beſetzt mit einem Juriſten als Vorſitzendem und mindeſtens zwei Bei. 
ſitzern aus der gewerblichen Wirtſchaft. Gegen die Entſcheidung kann Berufung ein- 
gelegt werden beim „Ehrengerichtshof der deutſchen Wirtſchaft“, errichtet bei der 
Reichswirtſchaftskammer. Verfolgt werden Verſtöße gegen die Pflichten des ehr 
baren Kaufmanns. Strafen find: Warnung, Verweis, Geldbuße und zeitweiſe oder 
dauernde Aberkennung der Fähigkeit, Amter in der Organiſation der gewerblichen 
Wirtſchaft oder des Verkehrs zu bekleiden (RAnz. Nr. 23 vom 29. 1. 1937). 


Daneben find durch VO vom 20.8.1934 die Induſtrie⸗ und Handelskammern der 
Aufſicht des RW (bisher Landesbehörden) unterſtellt und ihre Verfaſſung nach 
dem Führergrundſatz umgeſtaltet worden. 

Eine Sonderſtellung nimmt im Rahmen dieſer Organiſation der gewerblichen Wirt⸗ 
ſchaft das Handwerk ein. Das Geſetz über den vorläufigen Aufbau des deutſchen 
Handwerks vom 29. 11. 1933 ermächtigt den RW und den RArb M, den Aufbau 
des Handwerks umzugeſtalten nach folgenden Richtlinien: Allgemeine Pflicht 
innung, Führergrundſatz, Vereinfachung der Organifation und Anpaſſung an die Er- 
neuerung des Staates; die Aufſicht wird von den Ländern auf den Reichswirtſchafts⸗ 
miniſter übertragen. Auf dieſer Grundlage ſind bisher drei Verordnungen über den 
vorläufigen Aufbau des deutſchen Handwerks ergangen, die 1. vom 15. 6. 1934 und 
die 2. und 3. vom 18. 1. 1935 (1., 2., 3. Handw BO). 

Neben dieſen neuen Rechtsquellen gelten aber zum Teil noch die Beſtimmungen der 
GewO, insbeſondere die Vorſchriften über die Handwerkskammern und den Deutſchen 
Handwerks. und Gewerbekammertag, ſoweit fie nicht dem neuen Recht entgegen- 
ſtehen (8 8 II 2. Handw BO). Die Vorſchriften der GewO über Zwangsinnungen 
und Innungsausſchüſſe find aufgehoben (8 96 II 1. Handw O); die übrigen Vor- 
ſchriften über Innungen gelten nicht mehr für die Handwerkerinnung, beſtehen abe: 
im übrigen formell weiter (8 961 Handw WBO). 

Als örtliche Gliederung des Handwerks iſt die Handwerkerinnung beibehalten. Es 
gilt jetzt überall die Pflichtmitgliedſchaft, und die Innung iſt nach dem Führer. und 
Beiratsprinzip umgeſtaltet. Die Aufgaben der Innung ſind nicht geändert worden. 
Ausdrücklich verboten iſt die Feſtſetzung von Mindeſtpreiſen durch Anordnung vom 
19. 9. 1934. In bezug auf ihre Befugniſſe hat die Innung in ähnlicher Weiſe öffent- 
lich⸗ rechtlichen Charakter erhalten wie die ſonſtigen Organiſationen der gewerblichen 
Wirtſchaft. Die Auffiht über die Innung iſt den ſtaatlichen unteren Verwaltungs- 
behörden genommen und auf die Handwerkskammer übertragen worden, eine praktiſch 
und ideell bedeutſame Erweiterung der handwerklichen Selbftverwaltung. 

Die Innungsausſchüſſe, als die bisherigen freiwilligen örtlichen Zuſammenſchlüſſe 
mehrerer Innungen desſelben Bezirks ſind durch die Kreishandwerkerſchaft erſetzt, 
geleitet vom Kreishandwerksmeiſter und zuſammengeſetzt aus den Obermeiſtern der 
einzelnen Innungen. Die bisherigen freiwilligen fachlichen Zuſammenſchlüſſe der 
Innungen find heute obligatoriſch als Reichsinnungsverbände anerkannt und bilden 
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zuſammen die Reichsgruppe Handwerk im Aufbau der gewerblichen Wirtſchaft unter 
der Leitung des Reichshandwerksmeiſters. 


Die Handwerkskammer iſt beibehalten als Körperſchaft, die ſich aus einer kleinen 
Zahl von Vertretern des Handwerks ihres Bezirks zuſammenſetzt. Der Vorſitzende 
wird heute vom RW ernannt und beruft die übrigen Mitglieder; außerdem iſt 
die Führer und Beiratsverfaſſung auch hier eingeführt. Während die Handwerks- 
kammer bisher zwieſpältigen Charakter trug als einerſeits Organ der Intereſſen⸗ 
vertretung, anderſeits Selbſtverwaltungsbehörde, iſt ihr jetzt die erſte Aufgabe ab- 
genommen und auf den Landeshandwerksmeiſter übertragen worden, während ſie 
Selbſtverwaltungsbehörde heute in noch ſtärkerem Maße geworden iſt; insbeſondere 
obliegt ihr die Einrichtung und Pflege der handwerklichen Ehrengerichtsbarkeit. 


Neugeſchaffen ift im Zuge des Neuaufbaues des Handwerks die Stelle des Landes- 
handwerksmeiſters: Er iſt in feinem Bezirk (grundſätzlich Treuhänderbezirk) Ver⸗ 
treter und Beauftragter des Reichshandwerksmeiſters. Ihm find alle Aufgaben der 
Handwerkerbewegung und der allgemeinen Handwerkswirtſchaft, die bisher von den 
Handwerkskammern durchgeführt wurden, übertragen worden. 

Neugeſchaffen iſt die Ehrengerichtsbarkeit des Handwerks, welche über die Standes- 
ehre und den Gemeingeiſt innerhalb des Handwerks zu wachen hat. Die Strafen 
ſind: Warnung, Verweis, Ordnungsſtrafe bis 1000 RM, Aberkennung der Fähigkeit 
zur Bekleidung von Innungsämtern, Entziehung der Befugnis zur Lehrlingshaltung, 
Aberkennung des Meiſtertitels. 


Schrifttum 
Zuſammenfaſſende Darftellungen fehlen. Erſchienene Einzelſchriften find durchweg mindeſtens 
teilweiſe durch die Entwicklung überholt. 


Zur . kommen einerſeits die wirtſchaftspolitiſchen Zeitſchriften in Betracht, 
vor allem: 


Die deutſche Volkswirtſchaft, Nationalſozialiſtiſcher Wirtſchaftsdienſt, 

Die nationale Wirtſchaft, Organ der Fachgruppe Wirtſchaftsrechtler des National - 
ſozialiſtiſchen Recht swahrerbundes, a 

Der Deutſche Volkswirt; 


Der Vierjahresplan, Zeitſchrift für nationalſozialiſtiſche Wirtſchaftspolitik. Amtl. Mit⸗ 
teilungen des Beauftragten für den Bierſahresplan Minijterpräfident Generalfeld- 
marſchall Göring; | 

anderſeits Geſetzesſammlungen in Loſeblattform: Gewerbeordnung nebit e der 
C. H. Beckſchen Verlagsbuchhandlung; Wirtſchaftsrecht als Nr. 6 der Schnellkartei des 
Reichsrechts des Verlages Dr. Otto Schmidt, Köln; beſonders wertvoll die kommentierte 
Sammlung des Reichsrechts von Pfundtner⸗Neubert. 


Abkürzungen 


Geſetz über Urbeitsvermittiung und i vom 16. 7. 1927; 

eichs; Bank: Bankgeſetz vom 
30. 8. 1924; Beitrag 20: Beitrag in dieſem Sammelwerk, Nr. 203 BGB: Bürgerliches Geſetz⸗ 
buch vom 18. 8. 1896; BinnenſchiffNotl: Geſetz zur Bekämpfung der Notlage der Binnen ⸗ 
ſchiffahrt vom 16. 6. 1933; Börf®: Börſengeſetz vom 22. 6. 18963 Branntw Mon: Geſetz 


einer . Filmkammer vom 14. 7. 1933; G.: Geſetz; wenn ohne Zuſätze: des Reichs; 

ſchaffsgenoſ en vom 55 4. 1930; Gen: Geſetz, betr. die Erwerbs ⸗ und Wirt; 
aftsgeno a 

21. 6. 1869; GmbH: Geſetz, betr. die Geſellſchaften mit 1 Haftung vom 20. 4. 1892; 

Güterfernverl®: Geſetz über den Güterfernverkehr mit Kraftfahrzeugen vom 26. 6. 1935; 

Handelsbeſchränk B O: Verordnung über Handelsbeſchränkungen vom 13. 7. 1923; 1. (Z., 3.) 

Handw oO: Erſte (Zweite, Dritte) Verordnung über den vorläufigen Aufbau des deutſchen 
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Handwerks vom 15. 6. 1934 (18. 1. 1935); HGB: Handelsgeſetzbuch vom 10. 5. 1897; An 
Bank: Hypothekenbankgeſetz vom 13.7.1899; ZIX 1935,27: Juriſtiſche Wochenſchrift, Zahr- 
gang 1935, Seite 27; Kaliwirtih®&: Kaliwirtſchaftsgeſetz vom 18. 12. 1933; Kartell Not BO: 

otverordnung vom 26. 7. 1930, Abſchnitt 5: Verhütung unwirtſchaftlicher Preisbindungen; 
Kartell VO: Verordnung gegen Mißbrauch wirtſchaftlicher Machtſtellungen vom 2. 11. 1923; 
Körperſch Steuer Novelle: etz zur Anderung des Körperſchaftſteuergeſehes vom 27. 8. 1936; 
Kraftfahr Ausbild BVO: Verordnung über die Ausbildung von Kraftfa führern vom 
21. 12. 1933; Kreditweſ: Reichsgeſetz über das Kreditweſen vom 5. 12. 1934; KulturkammG: 


Reichskulturkammergeſetz vom 22. 9. 1933; Lebensmittel G: Geſetz über den Verkehr mit 
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Lebensmitteln und B vom 5. 7. 1927; Luftfahrt VerwAufbe BO: Verord- 
nung über den Aufbau der Reichsluftfahrtverwaltung vom 18. 4. 1934; Luftfahrt BVerwG: 
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vom 1. 6. 1931; pr Waſſer S: preußiſches Waſſergeſetz vom 7. 4. 1913; pr3uft®: preußiſches 
Geſetz über die Zuſtändigkeit der Verwaltungs⸗ und Verwaltungsgerichtsbehörden vom 
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NApothO: Reichsapotheker ordnung vom 18. 4. 1937; RArb M: : 
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Seite 8; RG3 98, 21: Entſcheidungen des Reichsgerichts in Zivilſachen, herausgegeben von 
den Mitgliedern des Gerichtshofs und der Neichsanwaltſchaft, Band 98, Seite 213 RJuft M: 
Reichsminiſter der Juſtiz; Rèuft M: Reichsminiſter der Luftfahrt; RN Poſt M: Neichspoſt - 
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willigen privaten Intereſſenvertretungsverbänden: die einen pflegten die fozial- 
politiſchen Belange (Arbeitgeberverbände, Gewerkſchaften), die anderen trieben 
Wirtſchaftspolitik (zahlreiche Fachverbände), andere befaßten ſich mit Marktregelung 
(Kartelle), und viele widmeten fi mehreren dieſer Aufgaben. 


Seit dem Ambruch verlief die Entwicklung in folgenden Stufen: 

1. Zunächſt erſolgte die „Gleichſchaltung“ der bisherigen Organiſationen, wohl im 
April 1933 ſchon erledigt, und eine allerdings zunächſt mehr terminologiſche Ein- 
führung des Führergrundſatzes. 


2. Gleichzeitig damit ſetzte der Verſuch ein, die Wirtſchaftsordnung grundlegend neu 
zu geſtalten im Sinne eines ſtändiſchen Aufbaues, wobei die Meinungen und Ziele im 
einzelnen freilich ſtark auseinandergingen; die Anternehmer ſelbſt erhofften davon 
eine Art von totaler Zwangskartellierung der Wirtſchaft, Beſeitigung des Wett - 
bewerbs, Exiſtenzgarantie für den einzelnen. Allen dieſen Beſtrebungen machte der 
Führer dadurch ein Ende, daß er am 7. 6. 1933 anordnete, den ſtändiſchen Aufbau bis 
auf weiteres zurückzuſtellen. 


3. Jetzt begannen die ſehr viel beſcheideneren Beſtrebungen, das Organiſationsweſen 
zunächſt einmal organiſatoriſch zu verbeſſern. Nach einer Arbeit von wenigen 
Monaten ſchon erging das G. zur Vorbereitung des organiſchen Aufbaus der deut⸗ 
ſchen Wirtſchaft vom 27. 2. 1934: die Verbeſſerung der gewerblichen Organiſationen 
wurde dem RWM, für das Verkehrsgewerbe dem RVerk M übertragen. Auf Grund 
der Erſten DVO vom 27. 11. 1934 und der nur für das Verkehrsgewerbe erlaſſenen 
Zweiten DVoO vom 25. 9. 1935 hat fi die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft 
bis heute in folgender Weiſe geſtaltet: Die Zahl der Verbände iſt weſentlich ver⸗ 
mindert, Pflichtmitgliedſchaft und Führer⸗ und Beiratsverfaſſung find überall ein- 
geführt. Die Mitgliederverſammlung iſt auf Ausſprache, Entlaſtung und (geheime) 
Vertrauensabſtimmung beſchränkt (822). - 


a) Fachlich iſt die Organiſation gegliedert in ſechs „Reichsgruppen“ (Induſtrie, 
Handwerk, Handel, Banken, Verſicherung, Energie). Sie ſind untergegliedert in 
„Wirtſchaftsgruppen“; nur bei der Induſtrie ſtehen zwiſchen den Reichs. und den 
Wirtſchaftsgruppen noch die (ſieben) „Hauptgruppen“ (3. B. „Leder, Textilien, 
Bekleidung“). Die Wirtſchaftsgruppen können untergegliedert ſein in „Fachgruppen“, 
dieſe in „Fachuntergruppen“. Das Verkehrsgewerbe iſt entſprechend gegliedert. Bei 
zwingender Notwendigkeit können die Gruppen ſich bezirklich gliedern. Die dafür 
beſtimmten 18 „Wirtſchaftsbezirke“ fallen im allgemeinen mit den Bezirken der Treu- 
händer der Arbeit zuſammen. Am einem Zuviel an bezirklicher Organiſation abzu- 
helfen, ordnete der RW M am 7.7.1936 (ſog. Neformerlaß) an, daß die Bezirks- 
gruppen der Reichsgruppe Induſtrie und der zum Handel gehörenden Wirtſchafts⸗ 
gruppen bis 1. 10. 1936 den Wirtſchaftskammern (unten b) als Abteilungen einzu⸗ 
gliedern ſeien. 


b) Daneben ſteht als bezirkliche Organiſation die Wirtſchaftskammer als die gemein · 
ſame Vertretung der eben genannten Bezirksgruppen, der Induftrie- und Handels- 
ſowie der Handwerkskammern und der Organiſation des Verkehrsgewerbes des 
Wirtſchaftsbezirks (88 26, 27 Erſte DVD; 8 34 Zweite DO). Eine der Induſtrie⸗ 
und Handelskammern des Bezirks ſtellt in ihrem Vorſitzenden den Leiter und ſtellt 
außerdem die Geſchäftsſtelle der Wirtſchaftskammer (SS 28, III, 30 I Erfte BIO). 
Stellvertreter des Leiters iſt immer auch der Landeshandwerksmeiſter. 


c) Aber allem ſteht die Reichswirtſchaftskammer (88 32 ff. Erſte DVD): fie umfaßt 
die Reichsgruppen, die Organiſation des Verkehrsgewerbes (8 34 Zweite DUO), die 
induſtriellen Hauptgruppen, die Wirtſchaftskammern und außerdem noch die In⸗ 
duftrie- und Handelskammern und Handwerkskammern einzeln, wodurch ihnen, die ja 
ſchon durch die Wirtſchaſtskammern vertreten find, der unmittelbare Verkehr mit der 
Reichswirtſchaftskammer geſichert iſt. Die Geſchäftsſtelle des Deutſchen Induſtrie⸗ 
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und Handelstages iſt in die Geſchäſtsſtelle der Reichswirtſchaſtskammer aufgegangen 
(S 35 Erſte DVD). 


d) Die Erſte DO wurde ſehr weſentlich ergänzt durch die ſogenannte Leipziger 
Vereinbarung vom 21. 3. 1935 zwiſchen dem Leiter der Deutſchen Arbeitsfront und 
dem REM, vom Führer durch Erlaß vom gleichen Tage gutgeheißen und beftätigt 
(beides abgedruckt im Beitrag 48 6 S. 9 f.). Wie dieſer Erlaß ſagt, baut ſich die 
„neue ſoziale Selbſtverwaltung aller ſchaffenden Deutſchen“ jetzt auf der Arbeits- 
front, dem G. zur Ordnung der nationalen Arbeit, der Organiſation der gewerblichen 
Wirtſchaft und dieſer Leipziger Vereinbarung zwiſchen Arbeitsfront und gewerb⸗ 
licher Wirtſchaft auf. Bei der Leipziger Vereinbarung handelt es fi einerſeits um 
die Scheidung der Aufgaben: die wirtſchaftspolitiſchen werden der gewerblichen 
Wirtſchaft und die ſozialpolitiſchen der Arbeitsfront zugewieſen; anderſeits um die 
Herſtellung einer Reihe von Querverbindungen, welche die Gemeinſchaftsarbeit auf 
gemeinſamen Gebieten ſichern ſollen. 


Im Laufe dieſer Entwicklung haben die Fachverbände ihren Charakter weſentlich ver- 
ändert: ſtatt der freiwilligen jetzt die Zwangsmitgliedſchaft; ſtatt des gewählten Vor⸗ 
fitzenden ſteht der von oben eingeſetzte Leiter, eingeſetzt vom RW bzw. RBertiM 
oder vom Leiter der nächſthöheren Organiſation; ſtatt der demokratiſch⸗parlamentari⸗ 
ſchen Verſaſſung gilt jetzt die Führer und Beiratsverfaſſung. Die Leiter der Wirt⸗ 
ſchaftsgruppen können die Verbandsdiſziplin durch Ordnungsſtrafen ſichern (8 17 
Erſte und Zweite DVD) Das alles gibt den Verbänden behördenähnlichen 
Charakter, wie er bisher nur den Kammern zukam. 


Aufgabe dieſer Fachverbände iſt, die Mitglieder „auf dem Fachgebiet zu beraten und 
zu betreuen“; außerdem hat der Leiter die Gruppe „im Sinne des nationalſozialiſti⸗ 
ſchen Staates zu führen und die Angelegenheiten der Gruppe und ihrer Mitglieder 
unter Rückſichtnahme auf die Geſamtintereſſen der gewerblichen Wirtſchaft und unter 
Wahrung des Geſamtintereſſes zu fördern“ (§ 16 Erſte und Zweite DBO). 

Vom Standpunkt der Wirtſchaftsordnung aus erheben ſich hier zwei bedeutſame 
Fragen: Sollen die Selbſtverwaltungsorganiſationen marktregelnde Tätigkeit aus- 
üben (Feſtſetzung von Mindeſtpreiſen uſw.), alfo den Wettbewerb beſchränken 
dürfen? And: Sollen ſie an der Verfeinerung des Wettbewerbsrechts mitwirken? 
Die Staatsführung iſt hier bisher mit betonter Zurückhaltung vorgegangen. Schon 
die an ſich erwünſchten Bemühungen der Gruppen um Verfeinerung des Wett- 
bewerbs werden vom Staat forgſam überwacht. So hat Goerdeler durch die Werbe- 
beſchränkVO von 1935 unter Androhung von Ordnungsſtrafen den Verbänden ver- 
boten, ohne beſondere Ermächtigung ihren Mitgliedern Beſchränkungen in der 
Werbung aufzuerlegenz der RWM hat Fachverbände veranlaßt, das Verbot der 
Preisbeſchilderung der Waren im Schaufenſter wieder aufzuheben, uſw. Hierher 
gehört es auch, wenn den Ehrengerichten des Handwerks, die an ſich auch für Wett⸗ 
bewerbsverſtöße zuſtändig find (unten S. 47), durch Erlaß des RW M vom 18.3. 
1935 verboten iſt, ein Verfahren wegen Wettbewerbsverſtoßes ohne vorherige Zu⸗ 
ſtimmung der ſtaatlichen Preisüberwachungsbehörde zu eröffnen. — Dagegen haben 
ſich anſcheinend gut bewährt die auf Grund der AWG. Novelle von 1932 an den 
Handelskammern eingerichteten „Einigungsämter“, die auf Vergleichsverſuch und 
gutachtliche Außerung beſchränkt find (8 27a AWG), in der Praxis zum Teil zu 
Schiedsgerichten ausgebaut ſind. 

Würde der Staat die Gruppen mit der Befugnis der Marktregelung ausſtatten, ſo 
ſtünden wir angeſichts der bekannten Einſtellung der Anternehmer (oben S. 28) 
binnen kurzem vor der Tatſache totaler Zwangskartellierung der Wirtſchaft. Daher iſt 
den Gruppen (und den Kammern) jede Art von Marktregelung ſtrikt verboten. In 
einzelnen Fällen find eng begrenzte Ausnahmen zugelaſſen worden: Feſtſetzung des 
Bedienungszuſchlages im Gaſtgewerbe, Aufſtellung von verbindlichen Einheits. 
konditionen für Schuh- und Lederinduſtrie, u. a. 
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I. Einleitung 


1. Weſen und Begriff des Arbeitsrechts 

Jede Darſtellung eines beſonderen Rechtsgebiets ſetzt eine Abgrenzung zu dem 
übrigen Recht voraus. Eine ſolche Grenzziehung iſt aber nicht immer einfach. Meiſt 
ſind die Grenzen flüſſig. Das gilt vornehmlich auch für das Arbeitsrecht. Bezeichnet 
man es nämlich dem Wortſinne folgend als das Recht der Arbeit, d. h. die Summe 
aller derjenigen Rechtsnormen, die die menſchliche Arbeit regeln — andere Arbeit iſt 
ohne rechtliche Bedeutung —, jo würden ſich Aberſchneidungen mit faſt allen Rechts- 
gebieten ergeben. Denn jede Kultur beruht wie jeder TFortſchritt auf menſchlicher 
Arbeitstätigkeit, jede irgendwie ſinnvolle Leiſtung oder Beſchäftigung läßt ſich in 
Arbeit umwerten. Nun iſt es zwar theoretiſch durchaus möglich, alle Nechtsregeln zu 
einem geſchloſſenen Sonderrechtsgebiet zuſammenzufaſſen, die menſchliche Arbeits- 
tätigkeit zum Gegenſtand haben. Aber innerlich berechtigt wäre das nicht. Arbeit und 
Arbeit iſt nicht nur wirtſchaftlich, ſondern auch rechtlich etwas ſehr Verſchiedenes. 
Arbeit wird vom Arbeiter, Angeſtellten, Heimarbeiter, Hausgewerbetreibenden ebenſo 
geleiſtet wie von dem ſelbſtändigen Anternehmer, vom Handwerker und Agenten ebenſo 
wie vom Arzt, Rechtsanwalt, Schriftleiter und Künſtler, vom Landarbeiter wie vom 
Bauern. Nicht jede dieſer ſo mannigfaltigen Arbeitsleiſtungen erfordert aber die 
ordnende Hand des Staates, wenigſtens nicht fo, daß Sonderregelungen 
gegenüber denjenigen Rechtsnormen von ihm getroffen werden müßten, die dem allge 
meinen Rechtsverkehr der Volksgenoſſen untereinander dienen ſollen. And das 
Arbeitsrecht iſt ein Sonderrecht, das zwar im Rahmen des allgemeinen Rechts ſteht, 
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aber ſich doch — wenn auch vielfach mit flüſſigen Grenzen — als ein in ſich ge⸗ 
ſchloſſenes Ganzes von ihm abhebt. Wir müſſen alſo prüfen, für welche Gruppe von 
Volksgenoſſen ſolche Sonderregeln erforderlich und deshalb vom Staate erlaſſen 
find, welcher Perſonenkreis alſo wegen feiner Tätigkeit, feiner ſozialen oder wirt⸗ 
ſchaftlichen Bedeutung — neben der ſelbſtverſtändlichen Anterſtellung unter das 
allgemeine Recht — durch ein beſonderes Geſetzesrecht zu betreuen iſt. 
Klar iſt nach dem Geſagten, daß es nicht alle arbeitenden, ſchaffenden Menſchen ſein 
können. Zunächſt ſcheiden diejenigen aus, die in der eigenen Rechtsſphäre Arbeit 
leiſten. Denn dieſe iſt rechtlich ohne Belang. Rechtliche Bedeutung erlangt die 
Arbeit vielmehr erſt dann, wenn der fie leiſtende Menſch in RNechtsbeziehungen zu 
einer anderen Perſon tritt. Aber auch das allein genügt nicht ſchon, dieſe Arbeit für 
andere Perſonen und die Rechtsbeziehungen der dabei Beteiligten Sonderregeln zu 
unterwerfen. Auch der Arzt, Rechtsanwalt, Handwerker oder Baumeiſter werden für 
andere, ihre Auftraggeber, tätig, leiſten Arbeit für fie. And doch beſteht kein erkenn⸗ 
bares Bedürfnis, ihre Tätigkeit rechtlich anders zu bewerten als andere gleichwertige 
Handlungen des allgemeinen Nechtsverkehrs. Die Sonderbewertung ſetzt mehr 
voraus als das Arbeiten für eine andere Perſon. Es erfordert engere Beziehungen 
zwiſchen den an dieſer Arbeit Beteiligten, Beziehungen, die aus ſtaatspolitiſch 
wichtigen Gründen der beſonderen, durch Setzung von Rechtsnormen ſich 
zeigenden Fürſorge des Staates bedürfen. Die Begründung einer Ge⸗ 
meinſchaft iſt das Entſcheidende. 

Bisher verſtand man unter Arbeitsrecht das Sonderrecht der unſelbſtändigen, von 
einem „Arbeitgeber“ abhängigen „Arbeitnehmer“. Man erkannte zwar, daß nur die 
Arbeitsleiſtung für andere bedeutungsvoll ſein konnte, legte aber bei der notwendigen 
weiteren Begrenzung dieſes noch weitgeſpannten Rahmens das entſcheidende Gewicht 
darauf, daß eine Perſon (Arbeitnehmer) zur Verrichtung von Arbeit in den Dienſt 
einer anderen (Arbeitgeber) trat und ſich durch die vertragliche Verpflichtung, ſeine 
geſamte Arbeitskraft zur Verfügung zu ſtellen, in eine ſtarke wirtſchaftliche und auch 
perſönliche Abhängigkeit begab. Beide Vertragsteile, ſo ſagte man, ſtanden, der 
marxiſtiſchen Klaſſenkampflehre entſprechend, einander mit entgegengeſetzten Inter- 
eſſen gegenüber. Die Regeln für den Ausgleich dieſer Intereſſengegenſätze und die 
notwendigen Vorſchriften für den beſonderen Schutz des in ſtarker Abhängigkeit 
lebenden und deshalb ſchutzbedürftigen Arbeitnehmers ſeien das als Arbeitsrecht be⸗ 
zeichnete Sonderrecht. Dieſer Lehre gab die geſchichtliche Entwicklung eine 
wenigſtens äußerliche Begründung. Der zu Beginn des 19. Jahrhunderts ein- 
ſetzende Abergang vom handwerklichen zum Fabrikbetrieb und die mit den Ideen des 
wirtſchaftlichen Liberalismus immer mehr aufkommende Anſchauung, daß der Menſch 
über feinen Körper und damit über die ihm innewohnende Arbeitskraft frei verfügen, 
fie auch gleich einer Ware vermieten könne, führte in der Tat zu einem immer deut ⸗ 
licher hervortretenden Typ des unſelbſtändigen Arbeiters, der auf Grund ſchuld⸗ 
rechtlicher Vertrags verpflichtung feine Arbeitskraft gegen Entgelt einem Arbeitgeber 
zur Verfügung ſtellte. Die anfangs vielfach unbeſchreibliche, auch ſpäter keineswegs 
beſeitigte Ausnutzung des wirtſchaftlich ſchwachen Arbeitnehmers zwang nun den 
Staat zu einem Eingreifen durch gefetzliche Schutzmaßnahmen, brachte aber gleich ; 
zeitig auch den Arbeitnehmer in eine immer ſchärfere Kampfſtellung zu feinem Arbeit 
geber, die noch verſtärkt wurde, als ſich zuerſt die Arbeiter, ſpäter auch die Ange⸗ 
ſtellten, zu mächtigen Verbänden zuſammenſchloſſen, denen die Aufgabe zufiel, für ihre 
Mitglieder beſſere Arbeitsbedingungen zu erkämpfen. Als dieſe Verbände nun auch 
noch dem Einfluß des politiſchen Marxismus erlagen, der den Fortſchritt der 
Menſchheit in der Vernichtung einer Klaſſe durch die andere ſah, war es mit dem 
alten, im deutſchen Treudienſtvertrag überkommenen Gemeinſchaftsgedanken endgültig 
vorbei. Der Staat — namentlich ſeit 1918 — ſtellte ſich auch in ſeiner Geſetzgebung 
ganz auf den Klaſſenkampf ein, er ging dabei von einer angeblich unüberbrückbaren 
Kluft zwiſchen den Parteien des Arbeitsvertrags aus und äußerte ſein Eingreifen 
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zur Verhütung von Mißbräuchen mit dem wertvollen Gut der Arbeitskraft aus- 
ſchließlich in der Setzung folder Rechtsnormen, die dem Schutz der „Arbeitnehmer“ 
auf allen Gebieten ihrer Betätigung in fremden Dienſten und der Tätigkeit der 
gegneriſchen Verbände auf dem Gebiet des Intereſſenausgleichs gewidmet waren. 
Bei dieſer Entwicklung konnte man in der Tat dieſe Rechtsnormen als Sonderrecht 
der im fremden Dienſt ſtehenden, alſo unſelbſtändigen, von Arbeitgebern abhängigen 
Arbeitnehmer bezeichnen. Den Ausſchluß der Arbeitgeber aus dieſem angeblich nur 
den Arbeitnehmern gewidmeten Sonderrechte begründete man mit dem Hinweis 
darauf, daß ja die Beſchäftigung von Arbeitnehmern nur ein Teil ihrer in erſter 
Linie wirtſchaftlichen Tätigkeit ſei und nur zur Erreichung ihrer ſonſtigen wirtſchaft⸗ 
lichen Zwecke erfolge. Der Anternehmer ſei alſo gewiſſermaßen nur nebenberuflich 
Subjekt der die Arbeit regelnden Sondernormen. 

Es braucht auf dieſe Gedankengänge hier nicht mehr näher eingegangen zu werden. 
Soweit es zum Verſtändnis der Geſetze des neuen Reichs erforderlich iſt, wird bei 
der Darſtellung der geſchichtlichen Entwicklung noch auf ſie zurückgegriffen werden 
müſſen. Die nationale Erhebung hat mit der Beſeitigung der Klaſſenkampfverbände 
auch dem Klaſſenkampf unerbittliche Gegnerſchaft angeſagt. Schon dadurch iſt eine 
Begriffsbeſtimmung des Arbeitsrechts unmöglich gemacht, die auf einem Gegenſatz 
von Arbeitgebern und Arbeitnehmern aufbauend die perſönliche oder wirtſchaftliche 
Abhängigkeit des einen Volksgenoſſen von einem andern zum entſcheidenden Merk⸗ 
mal machte. Das weſentliche ſoziale Prinzip des Nationalſozialismus ift die Volks 
verbundenheit. Der Gedanke der Volksgemeinſchaft beherrſcht das ganze, vornehm⸗ 
lich auch das rechtliche Denken im neuen Reich. Die Gemeinſchaft iſt aber nirgendwo 
eher zu Hauſe als in den Werkſtätten und Fabriken, kurz überall dort, wo von 
mehreren Perſonen gemeinſame Arbeit geleiſtet wird. Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
ſtehen ſich nicht mehr als Gegner gegenüber, ſondern ſie ſchaffen als Glieder der 
großen Gemeinſchaft des Volkes gemeinſam mit dem gleichen Ziel der Förderung 
ihrer Arbeit und des gemeinen Nutzens von Volk und Staat. Dieſer Gemeinſchaft 
muß ſich der Staat annehmen, ſie fördern und regeln. Die enge Verbundenheit der 
am gemeinſamen Werk Schaffenden, ihre Zuſammenfügung zu einem Urbeitsver- 
hältnis iſt der entſcheidende Grund dafür, dieſes Gemeinſchaftsleben beſonderen 
Rechtsregeln zu unterwerfen und alle Glieder des Gemeinſchaftsverhältniſſes durch 
ein Sonderrecht beſonders zu ſchützen, ihrem Zuſammenwirken Inhalt und Ziel zu 
geben und ihre Rechtsbeziehungen zu ordnen. Die Begründung von Gemeinſchafts⸗ 
beziehungen iſt daher das entſcheidende Kennzeichen desjenigen Sonderrechts, das der 
Arbeit dient, fie regelt und ordnet. Die Summe der Rechtsſätze, die dieſes Ziel ver- 
folgen, iſt das Sonderrecht der zu gemeinſchaftlicher Arbeit 
durch ein beſonderes Verhältnis, das Arbeits verhältnis, mitein- 
ander verbundenen, in einem Betrieb oder ſonſt tätigen 
Menſchen. Dieſes Sonderrecht nennen wir, weil es einem wichtigen Zweig der 
Arbeit dient, Arbeitsrecht. 

Durch das im einzelnen noch näher zu beſprechende Geſetz zur Ordnung der nationalen 
Arbeit vom 20. Januar 1934 hat das neue Reich dieſer Begriffsbeſtimmung auch die 
geſetzliche Grundlage gegeben. Indem es das Arbeitsrecht an der Einheit des Betriebs 
orientiert, ſtellt es ſtatt des bisherigen Gegeneinanders das Zuſammenwirken der 
Menſchen in den Vordergrund und erhebt die Gemeinſchaft und den Dienſt an dem 
gemeinſamen Werk zur entſcheidenden Norm. „Es geht nicht davon aus, daß einer 
dem andern zu dienen hat, es geht davon aus, daß alle dem Ganzen zu dienen haben.“ 


2. Uberblick über die geschichtliche Entwicklung des Arbeitsrechts 


Die Geſchichte des Arbeitsrechts iſt, ſofern man unter ihm die Summe der menſchliche 
Arbeit regelnden Rechtsnormen verſtehen wollte, fo alt wie die Geſchichte der Kultur. 
Denn jede Kultur beruht auf menſchlicher Arbeit, die immer durch irgendwelche wenn 
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auch noch To einfache Rechtsnormen geregelt geweſen iſt. Ja, auch trotz der eben 
gegebenen einengenden Begriffsbeſtimmung des Arbeitsrechts, die naturgemäß erſt 
von dem Zeitpunkt an wirkſam werden kann, von dem ab die Arbeit einer Sonder 
regelung unterworfen iſt, hätte eine umfaſſende geſchichtliche Betrachtung mit dem 
Anfang der Kulturentwicklung ihren Ausgangspunkt zu nehmen. Auch trotz der Tat- 
ſache, daß die für eine Sonderbehandlung als entſcheidend hingeſtellte Gemeinſchaft 
der zu gemeinſamer Arbeit Verbundenen Jahrzehnte hindurch von der Irrlehre des 
Klaſſenkampfes überwuchert und in den Anfängen der Geſchichte überhaupt nicht vor ⸗ 
handen geweſen iſt! Denn auch das Arbeitsrecht als Sonderrecht hat an dieſe erſte 
Entwicklung anknüpfen müſſen und iſt durch fie vielfach befruchtet. Aber eine Schilde · 
rung der rechtlichen Ordnung der Arbeit durch die Jahrhunderte hindurch kann nicht 
Aufgabe dieſer Darſtellung ſein. Nur ein kurzer ſtichwortartiger Aberblick ſoll das 
Verſtändnis des jetzt geltenden Rechts erleichtern und vornehmlich den grundlegen- 
den Wandel veranſchaulichen, den nicht nur die weltanſchauliche Betrachtung, ſondern 
auch die Gefetzgebung des neuen Reichs vollzogen hat. 


a) Das römiſche Recht kannte kein Arbeitsverhältnis. Die Arbeit wurde von 
Anfreien verrichtet, die mit ihrer Arbeitskraft gekauft oder gemietet wurden. Die 
Leiſtung von Arbeit für eine andere Perſon war daher den für die Miete geltenden 
Nechtsregeln unterworfen. Sie war ſchuldrechtliche Vertrags verpflichtung, Ver⸗ 
mietung einer Sache gegen Entgelt (Dienſtmiete). 


b) Das alte deutſche Recht ſah in dem Arbeitsverhältnis nicht einen Schuld- 
vertrag, ſondern ein perſonenrechtliches Verhältnis, und zwar in erſter Linie ein 
Treueverhältnis. In ihm ſtand die perſönliche Verbundenheit zwiſchen dem Gefolgs⸗ 
herrn und dem Gefolgsmann im Vordergrund. Seine Ausdrucks form war der deutſch⸗ 
rechtliche Treudienſtvertrag, der den Gefolgsherrn zur Treue und Fürſorge, den 
Gefolgsmann zur Treue und perſönlichen Hingabe verpflichtete. Die Pflicht zur 
Dienſtleiſtung war nicht — wie in Rom und im fpäteren Recht — eine auf vertrag⸗ 
licher Grundlage beruhende Schuldverpflichtung, ſondern ein Ausfluß der dem 
Gefolgsherrn geſchuldeten Treue, ebenſo wie auch die Pflicht des Gefolgsherrn zur 
Anterhaltsgewährung ſeiner Treuepflicht gegenüber dem Gefolgsmann entſprang. 
Die Gemeinſchaft zeigte ſich überwiegend in ihrer deutlichſten Form, der Haus und 
Lebensgemeinſchaft. | 


c) Seit dem Ausgang des 18. Jahrhunderts wandelte fi infolge der 
zahlreichen techniſchen Erfindungen und Neuerungen das Bild der Wirtſchaft von 
Grund auf. Maſchinenarbeit und Fabrikarbeit gaben ihr immer mehr das Gepräge. 
Zahlreiche Handwerker verloren ihre Selbſtändigkeit, und in die Fabriken ſtrömten 
immer mehr Menſchen, um dort durch Hingabe ihrer Arbeitskraft Entgelt und damit 
Lebensunterhalt zu finden. So entſtand die „abhängige Arbeit“, von der oben 
gesprochen iſt, es entſtand eine Gruppe von Perſonen, die trotz perſönlicher Freiheit 
dauernd im Dienſte anderer Lohnarbeit verrichteten. Hand in Hand mit dieſer wirt⸗ 
ſchaftlichen Entwicklung ging die Ausbreitung der Gedanken des wirtſchaftlichen 
Liberalismus, der das Prinzip des freien Spiels der Kräfte aufftellte und die 
Forderung nach möglichſter Freiheit von ſtaatlichem Zwang, nach Gewerbe und Ver⸗ 
tragsfreiheit — auch auf dem Gebiet der Schaffung der Arbeitsbedingungen — 
erfolgreich erhob. So trat der Gedanke der Treue im Arbeitsverhältnis immer mehr 
in den Hintergrund. Man ſah nur gegenſeitige vertragliche Bindungen und Pflichten, 
entgegengeſetzte Intereſſen der Vertragsparteien und bei beiden das Streben, 
möglichſt günſtige Vertragsbedingungen zu erreichen. Dieſem Streben wurde das 
römiſche Vertragsſyſtem am beſten gerecht. Das Arbeitsverhältnis war ſchließlich 
nichts anderes mehr als ein ſchuldrechtlicher Vertrag, durch den der eine Vertrags- 
teil, der Arbeitnehmer, die Verpflichtung übernahm, ſeine Arbeitskraft zur Verfügung 
zu ſtellen, während der andere, der Arbeitgeber, verſprach, eine entſprechende Ver⸗ 
gütung zu zahlen. Es wurde alſo zu einem reinen Austauſchverhältnis von Ware 
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(Arbeit) gegen Entgelt. Dieſer Auffaſſung entſprach auch die Geſetzgebung jener 

Seit. Bezeichnend ift der 8 105 GewO: „Die Feſtſetzung der Verhältniſſe zwiſchen 

den ſelbſtändigen Gewerbetreibenden und den gewerblichen Arbeitern iſt, vorbehalt⸗ 

a durch Reichsgeſetze begründeten Beſchränkungen, Gegenſtand freier Aber ⸗ 
nkunft.“ 


In dieſem Abergang vom Gemeinſchaftsverhältnis zum Vertragsſyſtem lag der tiefere 
Grund des ſich nun unter dem Einfluß marxiſtiſcher Lehren langſam entwickelnden 
Klaſſenkampfes. Denn gerade die wechſelſeitigen Vertragsbeziehungen ſtellten die 
Gegenſätze heraus. Es kam — vielfach entſcheidend — hinzu, daß die angebliche 
Gleichberechtigung der Parteien des angeblich freien Arbeitsvertrags nur eine 
formale war. Der Arbeitgeber war ſtets der wirtſchaftlich Stärkere, der den infolge 
der Zerreißung aller perſönlichen Bande wurzellos gewordenen, auf das Ergebnis 
feiner Arbeit angewieſenen Arbeitnehmer unter fein Diktat zwang. Die Mißſtände 
der Lehre vom freien Arbeitsvertrag zeigten ſich denn auch bald in einer hemmungs⸗ 
loſen Ausbeutung der Arbeiterſchaft durch Hungerlöhne, lange Arbeitszeiten, Frauen⸗ 
und Kinderarbeit. Sie zwangen den Staat zu einem Eingreifen. And ſo entſtand 
denn langſam ein Arbeitsſchutzrecht, das oben ſchon angedeutete Sonderrecht zu⸗ 
gunſten der ſonſt der Willkür preisgegebenen abhängigen Arbeitnehmer. Es wurde 
immer mehr ausgebaut, fand ſeine Krönung in der Sozialverſicherung und wurde mit 
vielen ſeiner Beſtimmungen vorbildlich in der ganzen Welt. Anermüdlich wird auch 
heute noch an einer Fortbildung dieſes Schutzrechts gearbeitet, wenn auch aus einer 
grundſätzlich anderen Einſtellung. Hand in Hand mit der Ausgeſtaltung des Arbeits- 
ſchutzes ging aber die Selbſthilfe der Beteiligten. Der einzelne war ſchwach, in der 
Zuſammenfaſſung der großen Maſſe zu Verbänden lag die Stärke der Arbeiterſchaft. 
So entſtanden die Gewerkſchaſten mit der aus den Verhältniſſen jener Zeit heraus 
durchaus zu billigenden Aufgabe, der Willkür der Anternehmer kraft ihrer auf der 
Zahl beruhenden Macht Einhalt zu gebieten, das Los der Arbeitnehmer zu beſſern 
und günſtigere Arbeitsbedingungen für fie zu erkämpfen. Der Staat nahm von dieſen 
neuen Gebilden jedoch keine Notiz. Obwohl ſchon Ende des vorigen Jahrhunderts 
von dieſen Gewerkſchaften zahlreiche Tarifverträge mit Arbeitgebern zur kollektiven 
Regelung der Arbeitsbedingungen für die Gewerkſchaftsangehörigen abgeſchloſſen 
wurden, folgte die Geſetzgebung dieſer Entwicklung nicht. Die Tarifverträge hatten 
keinerlei bindende Wirkungen. Sie waren nach den für ſie nicht paſſenden Regeln 
des bürgerlichen Rechts zu beurteilen. Aber die kämpferiſche Frontſtellung von 
Kapital und Arbeit wurde immer mehr ausgebaut. | 


d) Der Krieg brachte den Wendepunkt. Die Koalitionen der Arbeiter und An⸗ 
geſtellten und die vielfach in der Abwehr entſtandenen Verbände der Arbeitgeber 
wurden durch das ſogenannte Hilfsdienſtgeſetz von 1916 ͤ anerkannt. Man wollte ihre 
Macht in den Dienſt des Vaterlandes ſtellen und übertrug ihnen auch einen Teil der 
öffentlichen Aufgaben. Der Sieg des kollektiven Denkens kündigte ſich an, das bis 
zur Machtergreifung durch den Nationalſozialismus das Arbeitsrecht beherrſcht hat. 


e) Die ſtürmiſche Entwicklung, die nach der Revolution von 1918 einſetzte, 
iſt hinreichend bekannt. Die Grundzüge des jetzt entſtehenden kollektiven Arbeits- 
rechts laſſen ſich — ohne daß auf die Anzahl von Geſetzen eingegangen zu werden 
brauchte, die in der größten Mehrzahl inzwiſchen aufgehoben ſind — in Kürze dahin 
kennzeichnen: Entſprechend der Klaſſenkampflehre des in dieſer Revolution vorüber ⸗ 
gehend ſiegreichen politiſchen Marxismus wurde der Klaſſengegenſatz zwiſchen Kapital 
und Arbeit zur beherrſchenden Norm erhoben. Die Geſetzgebung wurde auf dieſen 
Gegenſatz der „ſozialen Gegenſpieler“ abgeſtellt und dem Staat die Aufgabe zu- 
gewieſen, zwiſchen den widerſtreitenden Intereſſen den Ausgleich zu finden, falls 
nicht die Anwendung der rechtlich anerkannten Mittel des kollektiven Kampfes (Streik 
und Ausſperrung) zu einer Entſcheidung des Intereſſenkampfes führte. Der Schwer⸗ 
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punkt der ſozialen Auseinanderſetzungen lag in den Händen der Verbände. Ihnen 
fiel auch die Aufgabe zu, die Lohn⸗ und Arbeitsbedingungen zu regeln. Die zwiſchen 
ihnen abgeſchloſſenen Vereinbarungen (Tarifverträge) wurden als objektives Recht 
anerkannt. Die möglichen Anſatzpunkte einer Gemeinſchaftsarbeit in den Betrieben 
wurden durch die Abertragung aller Verantwortung an außerbetriebliche Verbands- 
funktionäre zerſtört. Nach langen Kämpfen gab man den Betrieben eine Verfaſſung 
in dem — inzwiſchen beſeitigten — Betriebsrätegeſetz. Es ging gleichfalls von den 
Gegenſätzen zwiſchen dem Leiter des Betriebs und der Arbeitnehmerſchaft aus, deren 
Intereſſen gegenüber dem Arbeitgeber durch beſondere Organe, die Betriebsräte, 
wahrgenommen wurden. 


) Dieſes kollektive Arbeitsrecht fand feinen Abſchluß am 2. Mai 1933. An dieſem 
Tage wurden die dem Marxismus beſonders verbundenen freien Gewerkſchaften der 
Führung der NSBO. unterſtellt und damit die äußeren Erſcheinungsformen des 
Klaſſenkampfes beſeitigt. Ihre Mitglieder wurden in die gleichzeitig gegründete 
Deutſche Arbeitsfront überführt, in die dann auch im Laufe der nächſten 
Monate die Angehörigen der übrigen Gewerkſchaftsverbände und die Arbeitgeber 
eingegliedert wurden und die heute, von wenigen Ausnahmen abgeſehen, das ganze 
ſchaffende Volk umfaßt. Sie iſt damit zu dem ſichtbarſten Inſtrument der Gemein- 
ſchaft geworden und ſtellt ſchon allein durch ihr Daſein dem Staat die Aufgabe, die 
Gemeinſchaft auch in ſeinen Geſetzen an die Stelle der Gegenſätze treten zu laſſen. 
Denn mit der Machtergreifung durch den Nationalſozialismus mußten feine Forde- 
rungen nach einem echten ſozialiſtiſchen Gemeinſchaftsleben aller Glieder der Volks- 
gemeinſchaft das bisherige Kampfrecht erſetzen. Die Grundſätze, die das neue Arbeits- 
recht beherrſchen, find der nachfolgenden Einzeldarfiellung zu entnehmen. In der 
Gegenüberſtellung von Gemeinſchaftsrecht und kollektivem Klaſſenkampfrecht kommt 
der vollzogene Wandel am beſten zum Ausdruck. 


g) Die Entwicklung ſeit dem 2. Mai 1933 nahm trotz ihres revolutionären Charakters 
einen geſetzmäßigen Verlauf. Aus den verſchiedenen Abergangsregelungen, die der 
Staat getroffen hat, um mit der Entwicklung Schritt zu halten und ihren reibungs⸗ 
loſen Ablauf zu gewährleiſten, verdient nur das Geſetz vom 19. Mai 1933 über 
Treuhänder der Arbeit beſondere Erwähnung. Dieſe Treuhänder wurden 
als Kommiſſare der Reichsregierung eingeſetzt, um, ausgeſtattet mit weitgehenden 
Vollmachten, die Aberleitung des alten kollektiven Rechts auf die neue von den 
Gedanken der Gemeinſchaft beherrſchte Sozialverfaſſung zu vollziehen, den Arbeits- 
frieden in der notwendigen Abergangszeit zu ſichern und dem neuen Recht den Weg 
zu ebnen. 


h) Ihren vorläufigen Abſchluß fand die hier kurz geſchilderte Entwicklung mit dem 
Erlaß des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 
20. Januar 1934, das mit einem Begleitgeſetz zur Ordnung der Arbeit im ſogenannten 
öffentlichen Dienſt und einem neuen großen Geſetz über die Heimarbeit am zweiten 
Tage der nationalen Arbeit, am 1. Mai 1934, in Kraft getreten iſt. Sein Zweck iſt 
die endgültige Aberwindung des Klaſſenkampfes der Vergangenheit und feine Er- 
ſetzung durch die Gemeinſchaftsarbeit aller Schaffenden. Es ordnet — ausgehend von 
der Gemeinſchaft im Betrieb — das Arbeitsleben und formt durch ſeine Vorſchriften 
den Typ des ehrenhaften deutſchen Arbeitsmenſchen. Es iſt das ſchlechthin maßgeb⸗ 
liche Grundgefetz der Arbeit im nationalſozialiſtiſchen Staat. Es adelt die Arbeit, 
fördert das auf den Grundſätzen der Treue, Ehre und Kameradſchaft aufgebaute Ge- 
meinſchaftsleben der zur gemeinſamen Arbeit verbundenen ſchaffenden Menſchen und 
gibt der Arbeit damit ihren tieferen Sinn. 


Im einzelnen wird dieſes Geſetz genau wie die übrigen Geſetze und ſonſtigen Rechts- 
quellen des jetzigen Arbeitsrechts in der nachfolgenden Darſtellung behandelt werden. 
Ein geſchichtlicher Aberblick über das Arbeitsrecht mußte mit ihm ſchließen, denn mit 
feinem Inkrafttreten iſt endgültig eine Periode beendet, die zwar eine Anzahl geſetz⸗ 
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licher Normen brachte, damit aber nicht die Grundſätze in das Arbeitsleben tragen 


konnte, unter deren Herrſchaft allein die Arbeit zum Segen des ganzen Volkes werden 


kann. Auch über dieſe Grundſätze wird in der Einzeldarſtellung berichtet werden. 


II. Die Ordnung der Arbeit 


Wir ſahen, daß es Aufgabe des Staates iſt, die durch die Begründung eines Arbeits- 
verhältniſſes zu einer Gemeinſchaft zuſammengefügten Menſchen durch beſon⸗ 
dere Rechtsnormen zu ſchützen, ihrer Arbeit Inhalt und Ziel zu geben und ihre 
Rechtsbeziehungen zu ordnen. Aus dieſer Erkenntnis ergibt ſich die übliche und hier 
übernommene Dreiteilung. Durch die Eingliederung in die Gemeinſchaft wird der 
ſchaffende Menſch, gleich ob Anternehmer, Arbeiter oder Angeſtellter, den Regeln 
unterworfen, die der Ordnung des Gemeinſchaftslebens dienen, das 
Zuſammenleben in den Betrieben auf der Grundlage der Ehre und gegenſeitigen 
Treue aufbauen, den Einfluß des Staates auf die Ordnung der Gemeinſchaft ſichern 
und die Tätigkeit überbetrieblicher, der ſozialen Betreuung gewidmeter Organi- 
ſationen beſtimmen. Man pflegte dieſen Teil des Arbeitsrechts früher unter dem 
Namen Arbeitsverfaſſungsrecht zuſammenzufaſſen. Wir nennen ihn die Ordnung der 
Arbeit (Abſchnitt II dieſer Darſtellung). Durch den Eintritt in die Gemeinſchaft wird 
ein Arbeits verhältnis begründet, das in dieſer Gemeinſchaft ſteht und erſt 
durch ſie ſeine Geſtaltung erlangt. Herkömmlicherweiſe werden die mannigfachen 
Rechtsbeziehungen, die fo von Perſon zu Perſon, d. h. von Anternehmer zu Gefolgs⸗ 
mann, entſtehen, unter dem Sammelbegriff Arbeits vertragsrecht zufammen- 
gefaßt. Dieſer Begriff iſt auch hier beibehalten, wenn auch der Arbeitsvertrag im 
neuen Recht in den Hintergrund getreten iſt (Abſchnitt III). And ſchließlich dienen 
zahlreiche Rechtsnormen dem beſonderen Schutz der Beſchäftigten. Wir faſſen fie 
unter dem Begriff Arbeitsſchutzrecht zuſammen (Abſchnitt IV). 


Die Ordnung der Arbeit hat ſich die Reichsregierung aus den ſchon geſchil⸗ 
derten Gründen beſonders angelegen ſein laſſen. Sie iſt im weſentlichen durch das 
Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 
vorgenommen, das ſich in der kurzen Zeit feiner Geltung bereits als eine der ſtärkſten 
Stützen einer neuen Ethik im Arbeitsleben erwieſen hat. Es dient der Gemein 
ſchaft, die in erſter Linie im Betrieb verwirklicht wird, und beruht auf den Grund- 
ſätzen der Ehre und Treue, die beide weit über die Grenzen des Betriebs und ſeine 
Ordnung hinausgehend zum entſcheidenden Merkmal des ganzen neuen Arbeitsrechts 
geworden ſind und auch die Erfüllung des einzelnen Arbeitsverhältniſſes mit Leben 
und Inhalt maßgeblich beeinfluſſen. 


A. Die Ordnung des Betriebs 
Das Geſetz ſtellt den Betrieb als die Stätte des gemeinſamen Schaffens in den 
Mittelpunkt und macht ihn damit zum Zentralbegriff des neuen Arbeitsrechts 
überhaupt. Nicht das Schickſal des einzelnen Arbeitsmenſchen iſt das Entſcheidende. 
Aber ihm ſteht die Gemeinſchaft, in die ſich alle Tätigen einzufügen haben und die 
als Glied der großen Gemeinſchaft des ganzen Volkes im Betrieb ihre ſichtbarſte 
Verwirklichung findet. 


1. Der Begriff des Betriebs | 


Das neue Geſetz ſieht davon ab, den Begriff des Betriebs rechtlich näher zu um⸗ 
ſchreiben. Das war auch nicht erforderlich, da keine Bedenken dagegen beſtehen, den 
früher gefundenen und allgemein anerkannten rechtlich⸗techniſchen Betriebsbegriff zu 
übernehmen. Denn er gibt ja nur den äußeren Rahmen und zeigt uns, ob wir 
irgendein Gebilde, das uns begegnet, als Betrieb anſprechen können, der den neuen 
Rechtsregeln unterworfen iſt. Man bezeichnet als Betrieb die „Vereini- 
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gung von perſönlichen, ſachlichen und immateriellen Mitteln 
zur fortgeſetzten Verfolgungeines dieſer organiſatoriſchen 
Einheit geſetzten techniſchen Zweckes“, d. h. man verſteht unter ihm 
die Vereinigung von arbeitenden Menſchen (Anternehmer, Arbeiter, Angeſtellte), 
Maſchinen, Gebäuden uſw. und gewiſſen nicht greifbaren Werten (Patenten, Kund⸗ 
ſchaft, Wert) zu einer Einheit, die fortgeſetzt, d. h. nicht nur für einen ganz vorüber- 
gehenden Zweck, beſtimmte techniſche Erfolge hervorbringen, alſo z. B. Nähnadeln 
herſtellen fol. Die Abſicht, Gewinn zu erzielen, iſt kein Merkmal des Betriebs- 
begriffs. Das Geſetz beſchränkt ſich nur darauf (84), dieſen Betrieben die Verwal⸗ 
tungen, in denen beſtimmte techniſche Zwecke ja nicht verfolgt werden, gleichzuſtellen 
und weiter zu beſtimmen, daß ſogenannte Neben betriebe und Betriebs- 
beſtandteile nur dann als ſelbſtändig gelten, alſo ein Eigenleben führen können, 
wenn ſie räumlich weit vom Hauptbetrieb getrennt ſind. And endlich ſpricht es aus, 
daß die Schiffe der See-, Binnen- und Luftſchiffahrt nicht als Betriebe gelten. 
Auf fie kann das Geſetz alſo keine Anwendung finden. Denn das Leben an Bord 
dieſer Schiffe beſtimmt ſich nach eigenen, durch die Anforderungen an die Sicherheit 
und die beſonders ſtrenge Diſziplin der Beſatzung beſtimmten Regeln. Eine beſondere 
ſoziale Ordnung für das Zuſammenleben an Bord, die dieſen Regeln Rechnung trägt, 
befindet ſich in Vorbereitung. Auch der Haushalt gehört nicht zu den Betrieben 
im Sinne des Geſetzes, das daher auf ihn gleichfalls keine Anwendung findet, ſoweit 
es das Leben in einem Betriebe behandelt. 


Wenn auch das neue Recht den Betriebsbegriff ſelbſt nicht umſchrieben hat, ſo iſt 
ſein Einfluß auf das innere Weſen des Betriebs unverkennbar. Die Ordnung des 
Betriebslebens iſt ja ſeine Aufgabe. Wenden wir uns daher dieſem inneren Weſen 
zu. Schon frühzeitig hat das Reichsgericht die Lehre aufgeſtellt, daß dieſer äußerlich 
beſtimmte Betrieb innerlich ein von Leben erfüllter Organismus ſei, der Anternehmer 
und Arbeiter zu gemeinſamem Schaffen zuſammenſchließe. Trotz vielfacher Anfein⸗ 
dungen hat es dieſen Appell an das Gemeinſchaftsdenken immer wieder erklingen 
laſſen und jo das Ziel gewieſen und die Gedanken gezeigt, nach denen ſich das Zu- 
ſammenleben der in einem Betrieb tätigen Menſchen zu richten hat. Die jetzt herbei⸗ 
geführte Verwirklichung dieſer ethiſchen Lehre von der Gemeinſchaft im Betrieb und 
ihr Hineinſtellen in das Leben des ganzen Volkes können wohl kaum deutlicher 
gezeigt werden als mit den Worten des Geſetzgebers ſelbſt: „Im Betrieb 

arbeiten der Anternehmer als Führer des Betriebs, die Angeſtellten 
und Arbeiter als Gefolgſchaft gemeinſam zur Förderung der 
Betriebszwecke und zum gemeinen Nutzen von Volk und 
Staat“ (S 1). So iſt denn der Betrieb feinem inneren Weſen nach nicht mehr eine 
private Veranſtaltung eines Anternehmers, ſondern eine Gemeinſchaft und als ſolche 
ein lebendiges Glied der großen Volksgemeinſchaft, der alle Angehörigen des 
Betriebs in Treue zu dienen haben. 


2. Führer und Gefolgſchaft 


In dem Betrieb find Führer und Gefolgſchaft zu gemeinſamem Schaffen vereinigt. 
Sie find als Betriebs angehörige Glieder der durch den Eintritt in den 
Betrieb oder die Verwaltung begründeten Betriebsgemeinſchaft und ihren Geſetzen 

unterworfen. Das gilt auch — und darin liegt der weſentliche Wandel gegenüber 
dem früheren Recht — für den Unternehmer. Obwohl er als Führer und Reprä⸗ 
ſentant der Gemeinſchaft dieſer, z. B. durch den Erlaß einer Betriebsordnung, ver- 
bindliches Recht ſetzen kann, unterliegt er dieſem Recht doch genau ſo wie die 
Arbeiter und Angeſtellten. 


a) Der Führer des Betriebs 


Der Anternehmer iſt der „Führer des Betriebs“. Er entſcheidet der Gefolg⸗ 
ſchaft gegenüber — aus eigener Verantwortung und ungehemmt durch irgendwelche 
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Mitbeſtimmungsrechte anderer — in allen betrieblichen Angelegenheiten ($ 2 Abi. 1). 
Damit iſt das Führerprinzip, das den Staat in allen feinen Zweigen beherrſcht, 
auch in der Wirtſchaft zur Geltung gebracht. Gewiß darf man nicht verkennen, daß 
darin eine gewiſſe Problematik liegen mag, zumal ſich hier die notwendige Führer - 
ausleſe häufig nach anderen Geſetzen vollzieht als etwa im ſtaatlichen oder militäriſchen 
Bereich. Der Nationalſozialismus konnte aber bei der Verwirklichung ſeiner weient- 
lichſten Grundſätze an der Wirtſchaft nicht vorübergehen. Er fordert von jedem Unter- 
nehmer, daß er ein vorbildlicher Führer einer ihm in Treue ergebenen Gefolgſchaft ſei. 
Nicht ſchon die Verleihung oder Ausübung beſtimmter Führerrechte macht zum Führer. 
Führertum iſt vielmehr eine Frage der Perſönlichkeit. Die Entſcheidungsbefugnis iſt 
nicht Grund, ſondern Folge des Führertums, deſſen Geheimnis nicht auf äußerer 
Macht, ſondern allein auf vorbildlicher Geſinnung beruht. Führer kann nur ſein, wer 
Verantwortung trägt. Gewiß wird es manchem Anternehmer, dem früher Verbände 
und Organiſationen aller Art weitgehend — namentlich im ſozialen Bereich — die 
Verantwortung abnahmen, ſchwerfallen, kraft eigener Verantwortung die Betriebs- 
gemeinſchaft zu führen. Aber Abergangsſchwierigkeiten, die ſich bei einem fo gemal- 
tigen Ambruch immer ergeben, dürfen nicht entſcheidend ſein. Sie zwingen nur zum 
Einbau genügender Sicherungen dagegen, daß Führertum zur Willkür wird. 


aa) Betriebsführer kann und ſoll alſo nur fein, wer die Verantwortung für den Be⸗ 
trieb und die in ihm zuſammengeſchloſſene Gemeinſchaft trägt. Nichts wäre verderb- 
licher, als in der Perſon eines nicht verantwortlichen „Führers“ etwa ein Zwiſchen⸗ 
glied zwiſchen der Betriebsleitung und der Gefolgſchaft einzuſchieben und gerade 
dadurch die zu gemeinſamer Arbeit Verbundenen einander zu entfremden. 


a) Grundſätzlich iſt daher der Anternehmer — bei Verwaltungen gilt Ent- 
ſprechendes — der „Führer des Betriebs“. Er iſt der „geborene“ Be⸗ 
triebsführer. Unternehmer iſt — kurz, wenn auch rechtlich nicht ganz einwandfrei 
geſagt — derjenige, auf deſſen Namen der Betrieb geht, der nach der oben gegebenen 
Begriffsbeſtimmung der organiſierten Einheit den von ihr zu verfolgenden Zweck 
ſetzt. Ein Mann, der unter eigenem Namen z. B. eine Möbelfabrik betreibt, iſt als 
Anternehmer auch Führer des Betriebs. Die Führerſtellung ergibt ſich aus der 
wirtſchaftlichen Funktion, ohne daß beſondere Vorausſetzungen an die Perſönlichkeit 
geknüpft werden. Wer Anternehmer ſein kann, kann auch — abgeſehen von einer 
unten noch zu erörternden Ausnahme — Führer des Betriebs fein. Die Führer ⸗ 
ſtellung ſetzt aber Handlungsſähigkeit voraus. Fehlt fie dem Unternehmer, ſo tritt 
an feine Stelle als Führer des Betriebs derjenige, der ihn auch ſonſt im Rechts- 
verkehr vertritt. Das gilt insbeſondere von juriſtiſchen Perſonen und Perſonen⸗ 
geſamtheiten. Eine juriſtiſche Perſon, z. B. eine Aktiengeſellſchaft, oder eine 
ſogenannte Perſonengeſamtheit, z. B. eine offene Handelsgeſellſchaft, kann ſehr wohl 
Anternehmer ſein. Als ſolche kann ſie, da ſie nur ein rechtlich gedachtes Gebilde iſt, 
aber nicht ſelbſt handeln, insbeſondere keine Erklärungen abgeben oder gar Ent⸗ 
ſcheidungen treffen. Deshalb beſtimmt das Geſetz (83 Abſ. 1), daß an ihrer Stelle 
diejenigen natürlichen Perſonen Betriebsführer ſind, die ſie ſonſt vertreten. Das ſind 
die geſetzlichen Vertreter. Für eine Aktiengeſellſchaft ſind daher das oder 
die Vorſtandsmitglieder Führer des Betriebs. Dabei ergibt ſich allerdings die mit 
dem Führerprinzip nicht ganz zu vereinbarende aber unvermeidliche Folge, daß in 
Fällen einer mehrgliedrigen geſetzlichen Vertretung mehrere Perſonen „der Führer 
des Betriebs“ ſind. Aber ebenſo wie durch ſie nur ein einheitlicher Wille der 
juriſtiſchen Perſon zum Ausdruck gebracht werden kann, kann auch nur ein einheitlicher 
Führerwille von ihnen betätigt werden. Zweckmäßig beauftragt allerdings dieſe 
Mehrheit von Führerperſonen eine aus ihrer Mitte als Stellvertreter (ſiehe unten) 
mit der Wahrnehmung der Führerfunktionen. 


6) Führer. und Anternehmerfunktionen werden alſo ſtets zuſammenfallen. Nur eine 
Ausnahme kennt das Geſetz, bei der beide auseinanderklaffen ($ 3 Abſ. 3). Wie 
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wir noch ſehen werden (unter Abſchnitt V), kann als Strafe für gröbliche Verletzung 
der aus der Betriebsgemeinſchaft entſpringenden ſozialen Pflichten das Ehrengericht 
einen Führer von ſeinem Thron ſtürzen und ihm die Befähigung, Führer des 
Betriebs zu ſein, aberkennen. In dieſem Falle iſt „ein anderer Führer des 
Betriebs zu beſtellen“. Der abgeſetzte Betriebsführer kann nach dem gegen- 
wärtigen Stand der wirtſchaftlichen Geſetzgebung zwar noch Anternehmer bleiben, 
aber nicht mehr im ſozialen Bereich an der Spitze ſeiner Gefolgſchaft ſtehen. Inſoweit 
iſt er alſo zu erſetzen, fo daß ſich dann das allerdings noch wenig befriedigende Bild 
ergibt, daß nicht der Anternehmer, ſondern eine andere Perſon in den betrieblichen 
Angelegenheiten ſozialer Art entſcheidet. Die Rechtsſtellung dieſes „anderen Führers“, 
insbeſondere ſeine Bindung an Weiſungen des Anternehmers und wiederum deſſen 
Bindung an ſoziale Entſcheidungen des „anderen Führers“ find zur Zeit noch ebenſo 
umſtritten wie die Frage, wer denn nun eigentlich dieſen anderen Führer zu „be⸗ 
ſtellen“ hat. Eine Ernennung durch den ja disqualifizierten Anternehmer wäre nur 
ſchwerlich mit den Zwecken des ehrengerichtlichen Verfahrens vereinbar. Doch werden 
dieſe noch offenen Fragen endgültig erſt gelöſt werden können, wenn auch auf wirt⸗ 
ſchaftlichem Gebiet einem „abgemeierten“ Betriebsführer die weitere Betätigung 
unmöglich gemacht wird. 


y) An der Spitze einer Gefolgſchaft kann nur derjenige ſtehen, der auch inmitten der 
Betriebsgemeinſchaft ſteht und perſönlich den Betrieb leitet. Das iſt nicht bei jedem 
Anternehmer der Fall. Namentlich gilt das für die geſetzlichen Vertreter juriſtiſcher 
Perſonen. In ſolchen Fällen muß für eine Stellvertretung des nicht in der 
Gemeinſchaft verwurzelten Anternehmers Sorge getragen werden. Anternehmer, die 
den Betrieb nicht ſelbſt leiten, müſſen, fo ſchreibt das Geſetz (§ 3 Abſ. 2) vor, daher 
eine an der Betriebsleitung verantwortlich beteiligte, alfo zu Ent⸗ 
ſcheidungen befugte Perſon mit ihrer Stellvertretung als Führer des Betriebs 
betrauen. Sie können einen Stellvertreter einſetzen, wenn ſie zwar den Betrieb 
Fſelbſt leiten, ſich aber aus irgendwelchen Gründen nicht als Führer betätigen können 
oder wollen. Doch ſoll eine ſolche Stellvertretung, die in großen Anternehmen oft 
nicht zu vermeiden iſt, ſtets Ausnahme bleiben. Sorgſam iſt auch darauf zu achten, 
daß die Stellvertretung nur einem verantwortlichen Betriebsleiter über- 
tragen wird. Die Betriebsgemeinſchaft darf nicht dadurch geſtört werden, daß ſich 
zwiſchen den für das Wohlergehen der Gefolgſchaft materiell und ideell verantwort- 
lichen Anternehmer und feine Mitarbeiter un verantwortliche Perſonen einſchieben, 
die geſchäftsmäßig auf Grund beſonderen Auftrags Entſcheidungen treffen, die der 
eigenen Entſchließung des Betriebsleiters vorbehalten bleiben ſollen. 


Auch im Falle einer Stellvertretung bleibt der Anternehmer der Führer des 
Betriebs. Er kann ſich den mit dieſer Stellvertretung verbundenen Pflichten niemals 
entziehen. Die Entſcheidungen des Stellvertreters ergehen — anders als im Falle 
des „anderen Führers“ — deshalb in feinem Namen. 


bb) Der Führer des Betriebs „entſcheidet der Gefolgſchaft gegen- 
über in allen betrieblichen Angelegenheiten“ (8 2). Er erläßt die 
Betriebsordnung, regelt damit die materiellen Bedingungen der Arbeit und die 
Ordnung im Betrieb und verhängt Bußen. Bei keiner feiner Entſcheidungen iſt er 
an Vereinbarungen oder Mitbeſtimmungsrechte gebunden. Ihm iſt alſo eine große 
Machtſtellung eingeräumt. Aber es bedarf dennoch kaum eines Hinweiſes, daß 
dieſe weitgeſpannten Befugniſſe nicht mit ſchrankenloſer Herrſchaftsgewalt oder Will- 
kür gleichgeſetzt werden können. Das Handeln des Führers des Betriebs unterliegt 
— neben der Aufſicht kontrollierender Inſtanzen — den Geboten der ſozialen Ehre, 
die das ganze Geſetz durchziehen. Der wahre Führer des Betriebs, der mit ge- 
ſteigertem Verantwortungsgefühl vor feiner Gefolgſchaft und der ganzen Volks- 
gemeinſchaft höchſte Perſönlichkeitswerte verbindet, wird ſich ſicher erſt im Laufe der 
Jahre herausbilden. Er wird nicht durch Geſetze geſchaffen, die immer nur den 
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licher Normen brachte, damit aber nicht die Grundſätze in das Arbeitsleben tragen 
konnte, unter deren Herrſchaft allein die Arbeit zum Segen des ganzen Volkes werden 
kann. Auch über dieſe Grundſätze wird in der Einzeldarſtellung berichtet werden. 


ll. Die Ordnung der Arbeit 


Wir ſahen, daß es Aufgabe des Staates iſt, die durch die Begründung eines Arbeits- 
verhältniſſes zu einer Gemeinſchaft zuſammengefügten Menſchen durch beſon⸗ 
dere Rechtsnormen zu ſchützen, ihrer Arbeit Inhalt und Ziel zu geben und ihre 
Rechtsbeziehungen zu ordnen. Aus dieſer Erkenntnis ergibt ſich die übliche und hier 
übernommene Dreiteilung. Durch die Eingliederung in die Gemeinſchaft wird der 
ſchaffende Menſch, gleich ob Anternehmer, Arbeiter oder Angeſtellter, den Regeln 
unterworfen, die der Ordnung des Gemeinſchaftslebens dienen, das 
Zuſammenleben in den Betrieben auf der Grundlage der Ehre und gegenſeitigen 
Treue aufbauen, den Einfluß des Staates auf die Ordnung der Gemeinſchaft ſichern 
und die Tätigkeit überbetrieblicher, der ſozialen Betreuung gewidmeter Organi- 
ſationen beſtimmen. Man pflegte dieſen Teil des Arbeitsrechts früher unter dem 
Namen Arbeitsverfaſſungsrecht zuſammenzufaſſen. Wir nennen ihn die Ordnung der 
Arbeit (Abſchnitt II dieſer Darſtellung). Durch den Eintritt in die Gemeinſchaſt wird 
ein Arbeits verhältnis begründet, das in dieſer Gemeinſchaft ſteht und erſt 
durch fie feine Geſtaltung erlangt. Herkömmlicherweiſe werden die mannigfachen 
Rechtsbeziehungen, die fo von Perſon zu Perſon, d. h. von Unternehmer zu Gefolgs⸗ 
mann, entſtehen, unter dem Sammelbegriff Arbeitsvertragsrecht zufammen- 
gefaßt. Dieſer Begriff iſt auch hier beibehalten, wenn auch der Arbeitsvertrag im 
neuen Recht in den Hintergrund getreten iſt (Abſchnitt III). And ſchließlich dienen 
zahlreiche Rechtsnormen dem beſonderen Schutz der Beſchäftigten. Wir faſſen ſie 
unter dem Begriff Arbeitsſchutzrecht zuſammen (Abſchnitt IV). 


Die Ordnung der Arbeit hat ſich die Reichsregierung aus den ſchon geſchil⸗ 
derten Gründen beſonders angelegen ſein laſſen. Sie iſt im weſentlichen durch das 
Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 
vorgenommen, das ſich in der kurzen Seit feiner Geltung bereits als eine der ſtärkſten 
Stützen einer neuen Ethik im Arbeitsleben erwieſen hat. Es dient der Gemein 
ſchaft, die in erſter Linie im Betrieb verwirklicht wird, und beruht auf den Grund- 
ſätzen der Ehre und Treue, die beide weit über die Grenzen des Betriebs und ſeine 
Ordnung hinausgehend zum entſcheidenden Merkmal des ganzen neuen Arbeitsrechts 
geworden ſind und auch die Erfüllung des einzelnen Arbeitsverhältniſſes mit Leben 
und Inhalt maßgeblich beeinfluſſen. 


A. Die Ordnung des Betriebs 
Das Geſetz ſtellt den Betrieb als die Stätte des gemeinſamen Schaffens in den 
Mittelpunkt und macht ihn damit zum Zentralbegriff des neuen Arbeitsrechts 
überhaupt. Nicht das Schickſal des einzelnen Arbeitsmenſchen iſt das Entſcheidende. 
Aber ihm ſteht die Gemeinſchaft, in die ſich alle Tätigen einzufügen haben und die 
als Glied der großen Gemeinſchaft des ganzen Volkes im Betrieb ihre ſichtbarſte 
Verwirklichung findet. 


1. Der Begriff des Betriebs | 


Das neue Geſetz ſieht davon ab, den Begriff des Betriebs rechtlich näher zu um⸗ 
ſchreiben. Das war auch nicht erforderlich, da keine Bedenken dagegen beſtehen, den 
früher gefundenen und allgemein anerkannten rechtlich techniſchen Betriebsbegriff zu 
übernehmen. Denn er gibt ja nur den äußeren Rahmen und zeigt uns, ob wir 
irgendein Gebilde, das uns begegnet, als Betrieb anſprechen können, der den neuen 
Rechtsregeln unterworfen iſt. Man bezeichnet als Betrieb die „Bereint- 
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gung von perſönlichen, ſachlichen und immateriellen Mitteln 
zur fortgeſetzten Verfolgungeines dieſer organiſatoriſchen 
Einheit geſetzten techniſchen Zweckes“, d. h. man verſteht unter ihm 
die Vereinigung von arbeitenden Menſchen (Anternehmer, Arbeiter, Angeſtellte), 
Maſchinen, Gebäuden uſw. und gewiſſen nicht greifbaren Werten (Patenten, Rund- 
ſchaft, Wert) zu einer Einheit, die fortgeſetzt, d. h. nicht nur für einen ganz vorüber 
gehenden Zweck, beſtimmte techniſche Erfolge hervorbringen, alſo z. B. Nähnadeln 
herſtellen ſoll. Die Abſicht, Gewinn zu erzielen, iſt kein Merkmal des Betriebs- 
begriffs. Das Geſetz beſchränkt ſich nur darauf (8 4), dieſen Betrieben die Verwal⸗ 
tungen, in denen beſtimmte techniſche Zwecke ja nicht verfolgt werden, gleichzuſtellen 
und weiter zu beſtimmen, daß ſogenannte Neben betriebe und Betriebs 
beſtandteile nur dann als ſelbſtändig gelten, alſo ein Eigenleben führen können, 
wenn ſie räumlich weit vom Hauptbetrieb getrennt ſind. And endlich ſpricht es aus, 
daß die Schiffe der See:, Binnen- und Luftſchiffahrt nicht als Betriebe gelten. 
Auf fie kann das Gefetz alſo keine Anwendung finden. Denn das Leben an Bord 
dieſer Schiffe beſtimmt ſich nach eigenen, durch die Anforderungen an die Sicherheit 
und die beſonders ſtrenge Diſziplin der Beſatzung beſtimmten Regeln. Eine beſondere 
ſoziale Ordnung für das Zuſammenleben an Bord, die dieſen Regeln Rechnung trägt, 
befindet ſich in Vorbereitung. Auch der Haushalt gehört nicht zu den Betrieben 
im Sinne des Geſetzes, das daher auf ihn gleichfalls keine Anwendung findet, ſoweit 
es das Leben in einem Betriebe behandelt. 


Wenn auch das neue Recht den Betriebsbegriff ſelbſt nicht umſchrieben hat, ſo iſt 
ſein Einfluß auf das innere Weſen des Betriebs unverkennbar. Die Ordnung des 
Betriebslebens iſt ja ſeine Aufgabe. Wenden wir uns daher dieſem inneren Weſen 
zu. Schon frühzeitig hat das Reichsgericht die Lehre aufgeſtellt, daß dieſer äußerlich 
beſtimmte Betrieb innerlich ein von Leben erfüllter Organismus ſei, der Anternehmer 
und Arbeiter zu gemeinſamem Schaffen zuſammenſchließe. Trotz vielfacher Anfein⸗ 
dungen hat es dieſen Appell an das Gemeinſchaftsdenken immer wieder erklingen 
laffen und jo das Ziel gewieſen und die Gedanken gezeigt, nach denen ſich das Zu⸗ 
ſammenleben der in einem Betrieb tätigen Menſchen zu richten hat. Die jetzt herbei⸗ 
geführte Verwirklichung dieſer ethiſchen Lehre von der Gemeinſchaft im Betrieb und 
ihr Hineinſtellen in das Leben des ganzen Volkes können wohl kaum deutlicher 
gezeigt werden als mit den Worten des Geſetzgebers ſelbſt: „Im Betrieb 

arbeiten der Anternehmer als Führer des Betriebs, die Angeſtellten 
und Arbeiter als Gefolgſchaft gemeinſam zur Förderung der 
Betriebszwecke und zum gemeinen Nutzen von Volk und 
Staat“ (8 1). So iſt denn der Betrieb feinem inneren Weſen nach nicht mehr eine 
private Veranſtaltung eines Anternehmers, ſondern eine Gemeinſchaft und als ſolche 
ein lebendiges Glied der großen Volksgemeinſchaft, der . Angehörigen des 
Betriebs in Treue zu dienen haben. n 


2. Führer und Gefolgſchaft 


In dem Betrieb ſind Führer und Gefolgſchaft zu gemeinſamem Schaffen vereinigt. 
Sie ſind als Betriebs angehörige Glieder der durch den Eintritt in den 
Betrieb oder die Verwaltung begründeten Betriebsgemeinſchaft und ihren Geſetzen 

unterworfen. Das gilt auch — und darin liegt der weſentliche Wandel gegenüber 
dem früheren Recht — für den Anternehmer. Obwohl er als Führer und Reprä- 
ſentant der Gemeinſchaft dieſer, z. B. durch den Erlaß einer Betriebsordnung, ver- 
bindliches Recht ſetzen kann, unterliegt er dieſem Recht doch genau ſo wie die 
Arbeiter und Angeſtellten. 


a) Der Führer des Betriebs 


Der Anternehmer iſt der „Führer des Betriebs“. Er entſcheidet der Gefolg⸗ 
ſchaft gegenüber — aus eigener Verantwortung und ungehemmt durch irgendwelche 
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Mitbeſtimmungsrechte anderer — in allen betrieblichen Angelegenheiten (82 Abſ. 1). 
Damit iſt das Führerprinzip, das den Staat in allen ſeinen Zweigen beherrſcht, 
auch in der Wirtſchaft zur Geltung gebracht. Gewiß darf man nicht verkennen, daß 
darin eine gewiſſe Problematik liegen mag, zumal ſich hier die notwendige Führer. 
ausleſe häufig nach anderen Geſetzen vollzieht als etwa im ſtaatlichen oder militäriſchen 
Bereich. Der Nationalſozialismus konnte aber bei der Verwirklichung feiner wejent- 
lichſten Grundſätze an der Wirtſchaft nicht vorübergehen. Er fordert von jedem Anter. 
nehmer, daß er ein vorbildlicher Führer einer ihm in Treue ergebenen Gefolgſchaft ſei. 
Nicht ſchon die Verleihung oder Ausübung beſtimmter Führerrechte macht zum Führer. 
Führertum iſt vielmehr eine Frage der Perſönlichkeit. Die Entſcheidungsbefugnis iſt 
nicht Grund, ſondern Folge des Führertums, deſſen Geheimnis nicht auf äußerer 
Macht, ſondern allein auf vorbildlicher Geſinnung beruht. Führer kann nur ſein, wer 
Verantwortung trägt. Gewiß wird es manchem Anternehmer, dem früher Verbände 
und Organiſationen aller Art weitgehend — namentlich im ſozialen Bereich — die 
Verantwortung abnahmen, ſchwerfallen, kraft eigener Verantwortung die Betriebs. 
gemeinſchaft zu führen. Aber Abergangsſchwierigkeiten, die ſich bei einem fo gemwal- 
tigen Ambruch immer ergeben, dürfen nicht entſcheidend ſein. Sie zwingen nur zum 
Einbau genügender Sicherungen dagegen, daß Führertum zur Willkür wird. 


aa) Betriebsführer kann und ſoll alſo nur fein, wer die Verantwortung für den Be— 
trieb und die in ihm zuſammengeſchloſſene Gemeinſchaft trägt. Nichts wäre verderb- 
licher, als in der Perſon eines nicht verantwortlichen „Führers“ etwa ein Zwiſchen. 
glied zwiſchen der Betriebsleitung und der Gefolgſchaft einzuſchieben und gerade 
dadurch die zu gemeinſamer Arbeit Verbundenen einander zu entfremden. 


a) Grundſätzlich iſt daher der Anternehmer — bei Verwaltungen gilt Ent- 
ſprechendes — der „Führer des Betriebs“. Er iſt der „geborene“ Be- 
triebsführer. Anternehmer iſt — kurz, wenn auch rechtlich nicht ganz einwandfrei 
geſagt — derjenige, auf deſſen Namen der Betrieb geht, der nach der oben gegebenen 
Begriffsbeſtimmung der organiſierten Einheit den von ihr zu verfolgenden Zweck 
ſetzt. Ein Mann, der unter eigenem Namen z. B. eine Möbelfabrik betreibt, iſt als 
Anternehmer auch Führer des Betriebs. Die Führerſtellung ergibt ſich aus der 
wirtſchaftlichen Funktion, ohne daß beſondere Vorausſetzungen an die Perſönlichkeit 
geknüpft werden. Wer Anternehmer ſein kann, kann auch — abgeſehen von einer 
unten noch zu erörternden Ausnahme — Führer des Betriebs fein. Die Führer 
ſtellung ſetzt aber Handlungsfähigkeit voraus. Fehlt ſie dem Anternehmer, ſo tritt 
an feine Stelle als Führer des Betriebs derjenige, der ihn auch ſonſt im Rechts- 
verkehr vertritt. Das gilt insbeſondere von juriſtiſchen Perſonen und Perſonen⸗ 
geſamtheiten. Eine juriſtiſche Perſon, z. B. eine Aktiengeſellſchaft, oder eine 
ſogenannte Perſonengeſamtheit, z. B. eine offene Handelsgeſellſchaft, kann ſehr wohl 
Anternehmer ſein. Als ſolche kann ſie, da ſie nur ein rechtlich gedachtes Gebilde iſt, 
aber nicht ſelbſt handeln, insbeſondere keine Erklärungen abgeben oder gar Ent. 
ſcheidungen treffen. Deshalb beſtimmt das Geſetz (S3 Abi. 1), daß an ihrer Stelle 
diejenigen natürlichen Perſonen Betriebsführer find, die fie ſonſt vertreten. Das find 
die geſetzlichen Vertreter. Für eine Aktiengeſellſchaft find daher das oder 
die Vorftandsmitglieder Führer des Betriebs. Dabei ergibt ſich allerdings die mit 
dem Führerprinzip nicht ganz zu vereinbarende aber unvermeidliche Folge, daß in 
Fällen einer mehrgliedrigen geſetzlichen Vertretung mehrere Perſonen „der Führer 
des Betriebs“ ſind. Aber ebenſo wie durch ſie nur ein einheitlicher Wille der 
juriſtiſchen Perſon zum Ausdruck gebracht werden kann, kann auch nur ein einheitlicher 
Führerwille von ihnen betätigt werden. Zweckmäßig beauftragt allerdings dieſe 
Mehrheit von Führerperſonen eine aus ihrer Mitte als Stellvertreter (ſiehe unten) 
mit der Wahrnehmung der Führerfunktionen. 


6) Führer- und Anternehmerfunktionen werden alſo ſtets zuſammenfallen. Nur eine 
Ausnahme kennt das Geſetz, bei der beide auseinanderklaffen ($ 3 Abſ. 3). Wie 
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wir noch ſehen werden (unter Abſchnitt V), kann als Strafe für gröbliche Verletzung 
der aus der Betriebsgemeinſchaft entſpringenden ſozialen Pflichten das Ehrengericht 
einen Führer von ſeinem Thron ſtürzen und ihm die Befähigung, Führer des 
Betriebs zu ſein, aberkennen. In dieſem Falle iſt „ein anderer Führer des 
Betriebs zu beſtellen“. Der abgeſetzte Betriebsführer kann nach dem gegen⸗ 
wärtigen Stand der wirtſchaftlichen Geſetzgebung zwar noch Anternehmer bleiben, 
aber nicht mehr im ſozialen Bereich an der Spitze ſeiner Gefolgſchaft ſtehen. Inſoweit 
iſt er alſo zu erſetzen, ſo daß ſich dann das allerdings noch wenig befriedigende Bild 
ergibt, daß nicht der Anternehmer, ſondern eine andere Perſon in den betrieblichen 
Angelegenheiten ſozialer Art entſcheidet. Die Rechtsſtellung dieſes „anderen Führers“, 
insbeſondere ſeine Bindung an Weiſungen des Anternehmers und wiederum deſſen 
Bindung an ſoziale Entſcheidungen des „anderen Führers“ ſind zur Zeit noch ebenſo 
umſtritten wie die Frage, wer denn nun eigentlich dieſen anderen Führer zu „be⸗ 
ſtellen“ hat. Eine Ernennung durch den ja disqualifizierten Anternehmer wäre nur 
ſchwerlich mit den Zwecken des ehrengerichtlichen Verfahrens vereinbar. Doch werden 
dieſe noch offenen Fragen endgültig erſt gelöſt werden können, wenn auch auf wirt- 
ſchaftlichem Gebiet einem „abgemeierten“ Betriebsführer die weitere Betätigung 
unnöglich gemacht wird. 


y) An der Spitze einer Gefolgſchaft kann nur derjenige ſtehen, der auch inmitten der 
Betriebsgemeinſchaft ſteht und perſönlich den Betrieb leitet. Das iſt nicht bei jedem 
Anternehmer der Fall. Namentlich gilt das für die geſetzlichen Vertreter juriſtiſcher 
Perſonen. In ſolchen Fällen muß für eine Stellvertretung des nicht in der 
Gemeinſchaft verwurzelten Anternehmers Sorge getragen werden. Anternehmer, die 
den Betrieb nicht ſelbſt leiten, müſſen, fo ſchreibt das Geſetz (§ 3 Abſ. 2) vor, daher 
eine an der Betriebsleitung verantwortlich befeiligte, alſo zu Ent⸗ 
ſcheidungen befugte Perſon mit ihrer Stellvertretung als Führer des Betriebs 
betrauen. Sie können einen Stellvertreter einſetzen, wenn ſie zwar den Betrieb 
ſelbſt leiten, ſich aber aus irgendwelchen Gründen nicht als Führer betätigen können 
oder wollen. Doch ſoll eine ſolche Stellvertretung, die in großen Anternehmen oft 
nicht zu vermeiden iſt, ſtets Ausnahme, bleiben. Sorgſam iſt auch darauf zu achten, 
daß die Stellvertretung nur einem verantwortlichen Betriebsleiter über- 
tragen wird. Die Betriebsgemeinſchaft darf nicht dadurch geſtört werden, daß ſich 
zwiſchen den für das Wohlergehen der Gefolgſchaft materiell und ideell verantwort- 
lichen Anternehmer und ſeine Mitarbeiter unverantwortliche Perſonen einſchieben, 
die geſchäftsmäßig auf Grund beſonderen Auftrags Entſcheidungen treffen, die der 
eigenen Entſchließung des Betriebsleiters vorbehalten bleiben ſollen. 


Auch im Falle einer Stellvertretung bleibt der Anternehmer der Führer des 
Betriebs. Er kann ſich den mit dieſer Stellvertretung verbundenen Pflichten niemals 
entziehen. Die Entſcheidungen des Stellvertreters ergehen — anders als im Falle 
des „anderen Führers“ — deshalb in ſeinem Namen. 


bb) Der Führer des Betriebs „entſcheidet der Gefolgſchaft gegen- 
über in allen betrieblichen Angelegenheiten“ ($ 2). Er erläßt die 
Betriebsordnung, regelt damit die materiellen Bedingungen der Arbeit und die 
Ordnung im Betrieb und verhängt Bußen. Bei keiner ſeiner Entſcheidungen iſt er 
an Vereinbarungen oder Mitbeſtimmungsrechte gebunden. Ihm iſt alſo eine große 
Machtſtellung eingeräumt. Aber es bedarf dennoch kaum eines Hinweiſes, daß 
dieſe weitgeſpannten Befugniſſe nicht mit ſchrankenloſer Herrſchaftsgewalt oder Will- 
kür gleichgeſetzt werden können. Das Handeln des Führers des Betriebs unterliegt 
— neben der Aufſicht kontrollierender Inſtanzen — den Geboten der ſozialen Ehre, 
die das ganze Geſetz durchziehen. Der wahre Führer des Betriebs, der mit ge⸗ 
ſteigertem Verantwortungsgeſühl vor feiner Gefolgſchaft und der ganzen Volks⸗ 
gemeinſchaft höchſte Perſönlichkeitswerte verbindet, wird ſich ſicher erſt im Laufe der 
Jahre herausbilden. Er wird nicht durch Geſetze geſchaffen, die immer nur den 
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Rahmen für ſeine Betätigung geben können, ſondern entſteht von ſelbſt. Er wird 
geformt durch die Weltanſchauung des neuen Reichs, die auch für ſein Tun immer 
maßgebend iſt. 


Der Führer des Betriebs hat ſelbſtverſtändlich nicht nur Rechte, ſondern in viel 
größerem Maße Pflichten. Ihre Aufzählung brauchte im einzelnen nicht zu 
erfolgen. Sie ergeben ſich ausnahmslos aus dem Grundſatz der Betriebsverbunden⸗ 
heit und find in ihrem weſentlichſten Gehalt mit dem Gebot des Geſetzes um- 
ſchrieben: „Der Führer des Betriebs hat für das Wohl der Gefolgſchaft zu ſorgen“ 
($ 2 Abſ. 2). Dieſe ſtete Fürſorgepflicht iſt mit jeder Führerſtellung untrennbar ver- 
bunden. „Nie raſtende Fürforge für das Wohl ſeiner Mannſchaft iſt das ſchöne und 
dankbare Vorrecht des Offiziers“ ſagt ſchon die alte preußiihe Felddienſtordnung. 
Weſentlich iſt, daß ſich dieſe Fürſorgepflicht nicht etwa aus einem ſchuldrechtlichen 
Arbeitsvertrag ergibt, ſondern ausdrücklich aus der Betriebsgemeinſchaft abgeleitet 
iſt. Sie iſt ein bedeutungsvoller Rechtsſatz des Gemeinſchaftsrechts, deſſen Regeln 
alle unterworfen find, die der Gemeinſchaft des Betriebs angehören. Welche Folge⸗ 
rungen aus ihr für das einzelne Arbeitsverhältnis gezogen werden können, wird 
unten (Abſchnitt III) näher dargelegt. 


b) Die Gefolgſchaft 

Die rechtswirkſam in die Betriebsgemeinſchaft eingegliederten Arbeiter und An- 
geſtellten des Betriebs bilden die Gefolgſchaft, an deren Spitze der Führer 
des Betriebs ſteht. Sie hat ihm „die in der Betriebsgemeinſchaft begründete Treue 
zu halten“ (5 2 Abſ. 2). Die Treue ſoll künftig die Grundlage des Arbeitsverhältniſſes 
fein. Damit iſt bewußt an das alte deutſche Recht angeknüpft. Sein Treudienit- 
vertrag beruhte auf der Treue des Gefolgsmannes zum Gefolgsherrn. Auch die 
Treuepflicht iſt aus der Gemeinſchaft und nicht aus einem ſchuldrechtlichen Arbeits. 
vertrag abzuleiten. Sie iſt „in der Betriebsgemeinſchaft begründet“ und nach den 
Geboten der ſozialen Ehre zu beurteilen. Das Geſetz will, daß hinter der großen 
Idee der Gemeinſchaft alles Trennende zurücktritt, daß die Menſchen in Treue und 
Achtung zueinander finden und ihr gemeinſames Wirken zum gemeinen Nutzen nicht 
auf vertraglichen Verpflichtungen, ſondern auf den ewigen Geſetzen jeder wahren 
Gemeinſchaft aufbauen. Daß hier noch mancherlei Aufräumungsarbeiten zu leiſten 
find, ſteht außer Zweifel. 


3. Der Dertrauenstat 

Eine Gemeinſchaft muß von gegenfeitigem Vertrauen ge- 
tragen ſein. Die zu ſeiner Herſtellung notwendige enge Verbundenheit von 
Führer und Gefolgſchaft wird nun aber in größeren Betrieben nicht immer möglich 
ſein. In ihnen muß ſich deshalb der Führer des Betriebs der Hilfe von Mittlern 
bedienen, die das perſönliche Band zwiſchen den Betriebsangehörigen flechten. Das 
Geſetz (85) ſtellt ihm daher Vertrauens männer als ſolche Vertrauensmittler 
und gleichzeitig als ſachkundige Berater in den ſozialen Angelegenheiten des Betriebs 
zur Seite. Sie bilden mit ihm und unter feiner Leitung den Vertrauens rat 
des Betriebs. 


Er unterſcheidet ſich grundſätzlich von dem alten Betriebsrat des früheren Rechts, der 
als Wahrer der „beſonderen Intereſſen der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeit- 
geber“ in ſteter Kampfſtellung zu dem Anternehmer ſtand und als „verlängerter Arm“ 
der Gewerkſchaften zur Herausſtellung der Gegenſätze gezwungen war Dieſem ein⸗ 
ſeitigen Intereſſenvertreter ſtellt das neue Geſetz, ausgehend von dem Grundſatz der 
Gemeinſchaftsarbeit, in dem Vertrauensrat ein Organ der Betriebsgemeinſchaft 
gegenüber, das nach dem bereits behandelten Führerprinzip von dem Führer des 
Betriebs ſelbſt zu leiten iſt und deſſen Bedeutung um ſo größer ſein wird, je ſtärkere 
Perſönlichkeiten in ihm zu finden find. 
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a) Vertrauensmännner find nur in Betrieben mit in der Regel 
mindeſtens 20 Beſchäftigten — einſchließlich der ganz kleinen Haus⸗ 
gewerbetreibenden ($ 5 Abſ. 2) — zu berufen. Die Erfahrungen der Vergangenheit 
haben gezeigt, daß in ſolchen Betrieben der enge Kontakt zwiſchen Betriebsführer und 
Gefolgſchaft nicht mehr gewährleiſtet iſt. Die Zahl der Vertrauensmänner iſt ab- 
ſichtlich klein gehalten, um ein Neuentſtehen des alten Betriebsparlamentarismus zu 
verhindern. Sie richtet ſich nach der Größe des Betriebs. Der kleinſte Vertrauensrat 
beſteht aus dem Betriebsführer bzw. ſeinem Stellvertreter und zwei, der größte aus 
dem Betriebsführer und zehn Vertrauensmännern, bei deren Auswahl die einzelnen 
Gruppen der Gefolgſchaft (Arbeiter, Angeſtellte und Hausgewerbetreibende) an- 
gemeſſen zu berückſichtigen find (8 7). Für jeden Vertrauensmann iſt ein Stellvertreter 
vorzuſehen, der ihn im Falle der Verhinderung vertritt. Für die kleineren Betriebe 
flieht das Geſetz Vertrauensmittler nicht vor. Es unterſtellt, daß hier das notwendige 
Vertrauensverhältnis zwiſchen Betriebsführer und Gefolgſchaft ohnehin vorhanden 
iſt. Es ſteht noch dahin, ob dieſe Anterſtellung ſich heute ſchon in der Praxis als 
richtig erweiſt. Die bisherigen Erfahrungen ſprechen jedenfalls nicht dafür, ſo daß 
vorausſichtlich aus dieſer Erkenntnis die notwendigen Folgerungen im Intereſſe des 
ſozialen Friedens zu ziehen ſein werden. 

Angeſichts ihrer großen Aufgaben im Dienſt der Gemeinſchaft werden beſon dere 
Anforderungen an die Eignung der als Vertrauensmänner in Betracht 
kommenden Gefolgſchaftsangehörigen geſtellt. Vertrauensmann ſoll nur ſein, wer 
das 25. Lebensjahr vollendet hat und mindeſtens ein Jahr Betriebs. und zwei Jahre 
Berufszugehörigkeit aufweiſt. Er ſoll alſo die Eigenart des Berufs kennen und in 
dem Betrieb verwurzelt ſein. Zwingend ſind der Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte 
und die Zugehörigkeit zur Deutſchen Arbeitsfront vorgeſchrieben, die übrigens auch 
durch die Zugehörigkeit zu einer der Arbeitsfront korporativ beigeſchloſſenen Organi⸗ 
ſation (Reichsnährſtand, Reichskulturkammer uſw.) erfüllt wird. And endlich muß 
der Vertrauensmann auch menſchlich diejenigen Eigenſchaften aufweiſen, die ihn 
zum Vertrauensmittler befähigen. Er muß „durch vorbildliche menſchliche Eigen- 
ſchaften ausgezeichnet ſein und die Gewähr bieten, daß er jederzeit rückhaltlos für 
den nationalen Staat eintritt“ (8 8). Die Feſtſtellung gerade dieſer fo beſonders 
wichtigen perſönlichen Eigenſchaften wird durch die Einſchaltung der Nationalfozia- 
liſtiſchen Betriebszellenorganiſation bzw. der Deutſchen Arbeitsfront bei der Aus- 
wahl der Vertrauensmänner weſentlich erleichtert. 


b) Die Betriebsratsmitglieder der früheren Zeit wurden in einem umſtändlichen 
Liſtenwahlverfahren von der Gefolgſchaft gewählt. Selbſtverſtändlich kam ein irgend. 
wie geartetes Wahlverfahren nicht mehr in Betracht. Die Vertrauens 
männer werden vielmehr berufen, und zwar in der Regel von dem Führer 
des Betriebs. Das Geſetz hat dabei den Betriebsangehörigen die Möglichkeit einer 
Stellungnahme gegeben, offenbar deshalb, weil ſich Vertrauen nicht befehlen läßt, 
mag auch die Auswahl der Vertrauensmänner noch ſo ſorgfältig vorgenommen 
werden. Das Geſetz überträgt die Grundſätze der Volksabſtimmung vom 12. No- 
vember 1933 auch auf dieſes Gebiet und ſchreibt vor, daß die Gefolgſchaft zu einer 
ihr vorgelegten Liſte „durch geheime Abſtimmung Stellung zu nehmen“ habe 
(8 9 Abſ. 1). Im März eines jeden Jahres — die Amtsdauer beträgt ein Jahr! 
— ſtellen der Führer des Betriebs und der im Betrieb amtierende Obmann der 
Nationalſozialiſtiſchen Betriebszellenorganiſation — fehlt ein folder, fo tritt an 
ſeine Stelle der Betriebsobmann der Deutſchen Arbeitsfront — gemeinſam eine Liſt⸗ 
der nach der Größe des Betriebs erforderlichen Vertrauensmänner und ihrer Stell- 
vertreter auf, die fie nach pflichtgemäßem Ermeſſen aus der Zahl der geeigneten 
Geſolgſchaftsangehörigen im gegenſeitigen Einvernehmen auswählen. Sie find bei 
der Auswahl an keinerlei Weiſungen gebunden, ſondern nur ihrem Gewiſſen unter. 
worfen. Denn darin liegt gerade der Sinn dieſer Gemeinſchaftsarbeit, daß jedweder 
außerbetriebliche Einfluß irgendwelcher Art ausgeſchaltet werden ſoll. Die ureigenſten 


14 Mansfeld 


Angelegenheiten des Betriebs follen in ihm ſelbſt geordnet werden. Kommt ein Ein- 
vernehmen der beiden für die Auswahl Verantwortlichen zuftande, jo wird die von 
ihnen aufgeſtellte Liſte, die ſo viel Namen enthält, wie Vertrauensmänner und Stell⸗ 
vertreter zu beſtellen find, der Gefolgſchaft unterbreitet, die fie nun in geheimer Ab- 
ſtimmung, deren Verfahren im einzelnen in Durchführungsbeſtimmungen eingehend 
geregelt iſt, entweder billigen oder verwerfen kann. Abſtimmungsberechtigt iſt jeder 
Angehörige der Geſolgſchaft, der mindeſtens 21 Jahre alt iſt und die bürgerlichen 
Ehrenrechte beſitzt. Den Abſtimmungsberechtigten wird ein Stimmzettel vorgelegt, 
der unter fortlaufender Nummer die Namen der als Vertrauensmänner und Stell⸗ 
vertreter vorgeſchlagenen Perſonen enthält. Die Handhabung dieſes Stimmzettels 
durch den Abſtimmenden iſt neuartig. Die Abgabe des unveränderten Stimmzettels 
gilt als uneingeſchränkte Zuſtimmung, die Abgabe des durchſtrichenen Stimmzettels 
als völlige Ablehnung der Vorſchlagsliſte. Aber „die Abſtimmungsberechtigten 
können auch einzelne der als Vertrauensmänner und als Stellvertreter vorgeſchla 
genen Perſonen durch Streichung der Namen auf dem Stimmzettel ablehnen“, alſo 
auch zu den einzelnen Perſonen Stellung nehmen und ihnen mißliebige in ein- 
fachſter Weiſe ausmerzen. Dadurch wird einmal vermieden, daß die Aufnahme 
einer einzigen mißliebigen Perſon in die Liſte unter Amſtänden zur Durchſtreichung 
der ganzen Liſte führt; zum anderen bietet dieſes Verfahren die Gewähr, daß die 
endgültig beſtellten Perſonen auch wirklich das Vertrauen der Gefolgſchaft genießen. 
Bei der Feſtſtellung des Abſtimmungsergebniſſes iſt nun „zu ermitteln, welche der 
aufgeſtellten Perſonen eine Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalten haben“. Es 
fallen alſo diejenigen Perſonen aus, deren Namen von mehr als der Hälfte der Ab. 
ſtimmenden einzeln oder mit der ganzen Liſte durchſtrichen find. Aus den übrigbleiben⸗ 
den werden in der Reihenfolge der Lifte — ohne Rüdfiht auf die Zahl der nicht 
ablehnenden Stimmen — zunächſt die Vertrauensmänner und ſodann die Stellver- 
treter entnommen. Dabei wird in Kauf genommen, daß die Zahl der Stellvertreter 
erheblich zuſammenſchmilzt. Bleiben nicht einmal genügend Vertrauensmänner übrig, 
ſo kommt ein Vertrauensrat nicht zuſtande (ſiehe unten). Zu einer Abſtimmung kommt 
es aber nur, wenn ſich der Führer des Betriebs und der Obmann oder Betriebs- 
walter über die Auswahl geeigneter Perſonen vorher haben verſtändigen können. Bft 
das nicht der Fall geweſen oder kommt aus irgendeinem andern Grunde ein Ver- 
trauensrat nicht zuſtande, weil etwa die Gefolgſchaft die ihr vorgelegte Liſte ganz 
ablehnt oder doch auf ihr ſo viele Namen ſtreicht, daß nicht genügend Perſonen als 
Vertrauensmänner übrigbleiben, ſo kann der Reichstreuhänder der Arbeit (ſiehe 
unten) als Vertreter des Staats eingreifen und — die Entſcheidung auch über das Ob 
liegt ganz in feinem Ermeſſen — Vertrauensmänner und Stellvertreter in der erfor- 
derlichen Anzahl berufen (§ 9 Abſ. 2). Für die Jahre 1936 und 1937 iſt die Neu- 
beſtellung von Vertrauensmännern ausgeſetzt und das Amt der bisherigen verlängert. 
Ob in Zukunft überhaupt noch Abſtimmungen in der bisherigen Art ſtattfinden 
werden, iſt zweifelhaft. Eine Neuregelung des Berufungsverfahrens ſteht bevor. 


Vor ihrem Amtsantritt haben die auf Grund des Abſtimmungsergebniſſes von dem 
Führer des Betriebs zu berufenden Vertrauensmänner gemeinſam mit dem Führer 
des Betriebs ein feierliches Gelöbnis vor der Gefolgſchaft abzulegen, das 
die hohe Bedeutung ihres Amtes ſinnfällig kennzeichnet. Sie haben zu geloben, „in 
ihrer Amtsführung nur dem Wohle des Betriebs und der Gemeinſchaft aller Volks. 
genoſſen unter Zurückſtellung eigennütziger Intereſſen zu dienen und in ihrer Lebens- 
führung und Dienſterfüllung den Betriebsangehörigen Vorbild zu fein“ (S 10). 
Dieſes Gelöbnis iſt am Tage der nationalen Arbeit (Feiertag des deutſchen Volkes, 
1. Mai) abzulegen und gibt der im Betrieb abzuhaltenden Feier einen wertvollen Inhalt. 
c) Das Amt des Vertrauensrates dauert ein Jahr. Es beginnt jeweils nach 
dieſer feierlichen Verpflichtung — die unter Amſtänden, ſo z. B. in neu errichteten 
Betrieben, auch nach dem 1. Mai vorgenommen werden kann — und endet ſtets, hat 
es auch noch ſo kurz gedauert, am 30. April — zur Zeit iſt die Amtsdauer verlängert. 
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Es erliſcht außerdem durch freiwillige Amtsniederlegung und mit dem Ausſcheiden 
aus der Betriebsgemeinſchaft, das jedoch — ſoweit es durch Kündigung des Anter 
nehmers herbeigeführt werden ſoll — durch einen beſonderen Kündigungsſchutz 
der Vertrauensmänner ſtark beſchränkt iſt. Die Kündigung eines amtierenden Ver⸗ 
trauensmannes iſt nämlich ſchlechthin nichtig, ſofern fie nicht aus einem zur friſtloſen 
Entlaſſung berechtigenden Grund erfolgt (8 14). Anderſeits kann aber der Reichs 
treuhänder der Arbeit einen Vertrauensmann von feinem Amt wegen ſach⸗ 
licher oder perſönlicher Angeeignetheit abberufen. And endlich erliſcht das Amt 
mit einer rechtskräftigen ehrengerichtlichen Verurteilung (darüber unten Abſchnitt V). 
An die Stelle ausſcheidender Vertrauensmänner treten ihre Stellvertreter, 
ſoweit ſolche noch auf der Lifte verzeichnet find (SS 14, 15). 

d) Die Aufgaben dieſes ſo gebildeten und vom Führer des Betriebs nach Bedarf 
einzuberufenden (8 12) Vertrauensrates find im Geſetz (8 6) eingehend behandelt. 
aber allen anderen ſteht die Pflicht, das gegenſeitige Vertrauen innerhalb 
der Betriebsgemeinſchaft zu vertiefen. Weiter fol der Vertrauensrat alle Maß⸗ 
nahmen beraten, die dem Wohl des Betriebs und feiner Angehörigen dienen, die Ver⸗ 
bundenheit aller Betriebsangehörigen untereinander und mit dem Betrieb ftärfen und 
ſtets auf das Wohl aller Glieder der Gemeinſchaft bedacht fein. Damit find dem Ver⸗ 
trauensrat, Führer und Vertrauensmännern, verantwortungsvolle Aufgaben zuge- 
wieſen, unter denen die Beratung aller ſozialen Angelegenheiten einen beſonderen 
Platz einnimmt und, wird ſie richtig gehandhabt, viel zur Vertiefung des Vertrauens 
beitragen kann. Auch iſt die große Entſcheidungsfreiheit des Anternehmers nur ge⸗ 
rechtfertigt, wenn dieſer einen engen Kontakt mit ſeinen Mitarbeitern hält und ſeine 
Entſchlüſſe vorwiegend auf der Beratung mit Perſönlichkeiten aufbaut, die im Betrieb 
verwurzelt und mit den Sorgen und Nöten der Gefolgſchaft vertraut find. 


e) Eine beſondere Aufgabe iſt deshalb erwähnenswert, weil ſie vielleicht auf den erſten 
Blick mit dem Führergrundſatz ſchwer vereinbar erſcheinen könnte. Die Mehrheit des 
Vertrauensrats kann nämlich den Reichstreuhänder der Arbeit zur Entſcheidung an- 
rufen, wenn eine Maßnahme des Führers des Betriebs mit den wirtſchaftlichen oder 
ſozialen Verhältniſſen des Betriebs nicht im Einklang ſteht (8 16). Aber auch dieſes 
durch Durchführungsbeſtimmungen näher ausgeſtaltete und gegen Mißbrauch geſicherte 
Beſchwerde verfahren, durch das der Einfluß des Staates und feine Aufſicht 
gewährleiſtet wird, fol zur Gemeinſchaftsarbeit erziehen. Die Vertrauensmänner 
haben nämlich, ehe ſie ihre Beſchwerde anbringen, dieſe im Vertrauensrat, alſo unter 
Leitung des Führers des Betriebs, zu beraten. Erſt wenn es hier zu keiner Eini⸗ 
gung kommen ſollte, können ſie den Einſpruch ſchriftlich durch die Hand des Führers 
des Betriebs an den Reichstreuhänder leiten. Durch den Zwang, die Beſchwerde⸗ 
punkte zu beſprechen und notfalls ſchriftlich zu begründen, wird die Neigung der Be⸗ 
teiligten verſtärkt, vor Anrufung einer ſtaatlichen Behörde ſich ſelbſt zu einigen. 


f) Das Amt der Vertrauensmänner iſt ein Ehrenamt, deſſen Ausübung weder 
Vorteile bringen noch zu Benachteiligungen führen darf (8 13). Der Führer des 
Betriebs iſt verpflichtet, alle notwendigen Unterlagen und ſachlichen Mittel zur Ver. 
fügung zu ſtellen, deren die Vertrauensmänner zu ihrer Amtsausübung bedürfen. 


g) Häufig find mehrere ſelbſtändige Betriebe zu einer höheren wirtſchaftlichen Ein⸗ 
heit in der Hand eines Anternehmers zuſammengefaßt. Dieſer Zuſammenhang muß 
ſich auch bei der Ordnung der Einzelbetriebe bemerkbar machen. Dafür war früher 
der ſogenannte Geſamtbetriebsrat vorgeſehen. Heute beſtimmt das Geſetz (§ 17), daß, 
wenn ſich mehrere wirtſchaftlich oder techniſch gleichartige Betriebe (z. B. mehrere 
Filialen einer Bank) oder nach dem Betriebszweck zuſammengehörige Betriebe (z. B. 
ein Hüttenwerk und eine Zeche) in der Hand eines Anternehmers befinden, dieſer zu 
ſeiner Beratung in ſozialen Fragen einen Beirat, den Anternehmensbeirat, 
zu berufen hat, für deſſen Größe und Zuſammenſetzung ihm freie Hand gelaſſen iſt. 
Er iſt aus Vertrauensmännern der einzelnen Betriebe zu bilden und wird von dem 
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Anternehmer im Einvernehmen mit dem Betriebsobmann der Deutſchen Arbeitsfront 
berufen. Seine Bildung und Tätigkeit iſt durch eine Durchführungsverordnung ein⸗ 
gehend geregelt. 


Anhang: Beſonderheiten für den öffentlichen Dienft 


Je mehr der Staat ſich aus der eigenen Betätigung im Wirtſchaftsleben herauszieht, 
um jo notwendiger wird eine ſcharfe Trennung zwiſchen dem Bereich der öffentlichen 
Wirtſchaft, die ihre Berechtigung aus den beſonderen Aufgaben des Staates her 
leitet, und dem Bereich der privaten Wirtſchaft ſein. Dieſer Trennung trägt ein im 
8 63 vorbehaltenes Sondergeſetz Rechnung, das unter dem 23. März 1934 als 
Geſetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen 
und Betrieben ergangen iſt. Es überträgt die Grundgedanken des Geſetzes zur 
Ordnung der nationalen Arbeit nur inſoweit auf die öffentliche Wirtſchaft, als ſie 
nicht mit den beſonderen Bedürfniſſen der ſtaotlichen wirtſchaftlichen Betätigung in 
Widerſpruch geraten. Hinſichtlich der Einrichtung von Vertrauensräten mußte 
der Geſetzgeber beachten, daß zwiſchen der Gefolgſchaft eines öffentlichen Betriebs 
oder gar den Angehörigen einer Hoheitsverwaltung und der verantwortlichen Leitung 
häufig ein ganz anderes Verhältnis beſteht als in der Sphäre des Privatbetriebs. 
Inter Berückſichtigung dieſer Beſonderheit, anderſeits allerdings auch unter ent- 
ſprechender Wertung der Tatſache, daß gerade im öffentlichen Bereich die Grundſätze 
des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vorbildlich erfüllt werden müſſen, iſt 
vorgeſehen, daß nur in öffentlichen Verwaltungen, die Hoheitsbeſugniſſe 
auszuüben haben, die Bildung eines Vertrauensrats unterbleibt. In allen anderen 
öffentlichen Verwaltungen und beſonders in allen öffentlichen Betrieben, d. h. ſolchen, 
die von einer öffentlichen Verwaltung geführt werden oder auf deren Führung ſie 
maßgebenden Einfluß ausüben kann, iſt dagegen ein Vertrauensrat zu errichten, auf 
deſſen Größe, Leitung, Zuſammenſetzung, Bildung und Aufgaben die Beſtimmungen 
über den Vertrauensrat in der privaten Wirtſchaft Anwendung finden. Allerdings 
hat der Geſetzgeber davon abgeſehen, dieſem Vertrauensrat auch die oben unter 3e 
behandelte Befugnis einzuräumen, mit ſeiner Mehrheit den Reichstreuhänder der 
Arbeit gegen Entſcheidungen des Führers der Verwaltung oder des Betriebs anzu- 
rufen. Der Führer einer öffentlichen Verwaltung oder eines öffentlichen Betriebs 
iſt in der Regel in den Rahmen eines öffentlichen Etats eingeſpannt und erhält 
Weiſungen von den vorgeſetzten Behörden. Das verleiht ihm und auch den von 
ihm — in der Regel auf höhere Weiſung — getroffenen Entſcheidungen eine Sonder. 
ſtellung, die es nicht zuläßt, daß die Entſcheidungen auf ihre Angemeſſenheit noch- 
mals von einem ſtaatlichen Funktionär nachgeprüft werden. Denn ſie ergehen in 
der Regel ja ſchon unter der Oberhoheit des Staates ſelbſt, der zudem im Aufſichts⸗ 
wege einſchreiten kann, wenn unangemeſſene Regelungen getroffen werden ſollten. 


B. Die überbetriebliche Ordnung 


Im Mittelpunkt der neuen deutſchen Sozialordnung ſteht der Betrieb als 
wichtigſte Zelle des Gemeinſchaftslebens. In ihm ſollen Führer und Gefolgſchaft in 
gegenſeitiger Treue und von Vertrauen getragen zum gemeinen Nutzen von Volk 
und Staat zuſammenarbeiten. Deshalb verweiſt das Geſetz feiner Tendenz ent- 
ſprechend auch die Ordnung der materiellen Grundlagen der Gemein. 
ſchaftsarbeit in erſter Linie in den Betrieb. Die Arbeitsbedingungen ſollen dort 
von Mann zu Mann oder doch zum mindeſten durch die Satzung des Betriebs, die 
Betriebsordnung (fiehe unten Abſchnitt III D 2), geregelt werden. Nur in Aus⸗ 
nahmefällen kommt eine überbetriebliche Regelung durch Richtlinien oder Tarif. 
ordnungen in Betracht (vgl. unter Abſchnitt III D 1 und 3), allerdings unter dem 
Vorbehalt, daß die gegenwärtige nach zentraler Regelung vielfach drängende Lage 
der Wirtſchaft und der gegenwärtige Stand der Erziehung zu einer gemeinſamen, die 
notwendige Bindung an das Geſamtwohl herbeiführenden Sozialgeſinnung heute 
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noch faſt überwiegend eine Bevorzugung der überbetrieblichen Regelung fordern. Die 
Tendenz des Geſetzes weiſt jedenfalls trotz dieſes Vorbehalts deutlich den Weg 
der betrieblichen Ordnung, durch die zugleich auch die durch das bisherige Tarif und 
Schlichtungsſyſtem ſtark beeinträchtigte Sel bſtverantwortlichkeit der am 
gleichen Werk beteiligten Menſchen wiederhergeſtellt würde. Mit dieſer Tendenz 
ſteht auch der im Geſetz verankerte ſtarke Einfluß des Staates auf die ſoziale Ent. 
wicklung und Geſtaltung, insbeſondere auf die Regelung der Arbeitsbedingungen 
nur in einem ſcheinbaren Widerſpruch. Nachdem die unmittelbaren Intereſſen. 
verbände der Arbeitgeber und Arbeitnehmer aufgelöſt waren und die große Gemein⸗ 
ſchaftsorganiſation der Deutſchen Arbeitsfront dem Tageskampf um die Lohn- und 
Arbeitsbedingungen ihrem Weſen entſprechend entſagt hatte, mußte gerade der 
nationalſozialiſtiſche Staat ſich weitgehend in den ſozialen Schutz einſchalten und 
dabei auch beſtimmte Aufgaben der bisherigen Verbände und Organdſſationen über- 
nehmen. Es kann ſich dabei allerdings nur um eine Abergangszeit handeln. Denn 
wenn der heutige Staat auch im Wirtſchaftsleben die Werte der Perſönlichkeit in 
den Vordergrund rücken und die freien nur durch Verantwortung vor der Geſamt⸗ 
heit gebändigten Kräfte des Wirtſchaftslebens möglichſt zur Entfaltung gelangen 
laſſen will, muß er es ablehnen, über das notwendigſte Maß hinaus die Ent⸗ 
ſcheidungsfreiheit der wirtſchaftenden Menſchen einzuſchränken. So liegt denn im 
Rahmen der oben angedeuteten Tendenz zu betrieblicher Regelung das Ziel des 
neuen Geſetzes in der Heranbildung einer geſunden Selbſt verwaltung auch 
im ſozialen Bereich, das allerdings nur nach Forträumung alten Schuttes und einer 
boffentlich nicht allzu langen Schulungsarbeit an den ſchaffenden Menſchen erreicht 
werden kann. Zwiſchen dem Zuſammenbruch des bisherigen Gewerkſchaftsſyſtems und 
dem Heranwachſen neuer Formen und für eine verantwortungsvolle Sozialpolitik 
reifer Menſchen liegt jene Abergangszeit, in der der Staat, oft mehr als es ſeinen 
Wünſchen entſpricht, in die Geſtaltung der ſozialen Verhältniſſe eingreifen muß. Er 
übt feinen Einfluß aus durch „ſoziale Statthalter“, die Reichstreuhänder der 
Arbeit, denen er zur Durchſetzung ſeines Willens ſcharfe Waffen, namentlich mit 
der ſozialen Ehrengerichtsbarkeit, in die Hand gegeben hat. Während ihrer ſozialen 
Arbeit und unter dem Schutze des von ihnen geſicherten Arbeitsfriedens werden die 
Organe der Selbſtverwaltung ausgebaut werden können, die ſchon heute im Geſetz 
ſelbſt (Sachverſtändigenausſchüſſe), vor allem aber in der mit Billigung des Führers 
und Reichskanzlers am Tage von Potsdam, dem 21. März 1935, zwiſchen den be⸗ 
teiligten Miniſtern und dem Reichsleiter der Deutſchen Arbeitsfront abgeſchloſſenen 
Leipziger Vereinbarung erkennbar werden. 


1. Die Reichstreuhänder der Arbeit 

Die Reichstreuhänder der Arbeit als ſtaatliche Behörden zur Lenkung des Arbeits- 
tebens find ſchon aus dem Recht der erften Übergangszeit bekannt (vgl. oben Abſchnitt 
12 g). Ihnen war bis zur geſetzlichen Neuordnung die Aufgabe übertragen, an Stelle 
der ausgeſchalteten Verbände die Arbeitsbedingungen zu regeln und auf Grund einer 
allgemeinen Generalermächtigung den Arbeitsfrieden zu fihern, d. h. jede ſoziale 
Erſchütterung dem im Aufbau befindlichen Staat fernzuhalten. Jetzt find die Treu⸗ 
händer in den Verwaltungsapparat des Reichs endgültig eingegliedert. Sie haben 
die Amtsbezeichnung Reichstreuhänder der Arbeit erhalten. 


a) Sie find nicht nur Träger eines öffentlichen Amtes und Beamte im 
ſtaatsrechtlichen Sinne, ſondern auch ihrer perſönlichen Rechtsſtellung nach Beamte 
im Sinne des Reichsbeamtengeſetzes, werden daher vom Führer und Reichskanzler 
ernannt und unterſtehen der Dienſtaufſicht des Reichsarbeitsminiſters. Ihre Ein- 
ſetzung iſt durch § 18 zwingend vorgeſchrieben. Treuhänderämter werden für „größere 
Wirtſchaftsgebiete“ errichtet, deren Abgrenzung durch den Reichsarbeitsminiſter im 
Einvernehmen mit dem Reichswirtſchaftsminiſter und dem Reichsminiſter des Innern 
erfolgt (8 18). Zur Zeit beſtehen vierzehn folder Treuhänderämter, deren Bezirke 
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nach den wirtſchaftlichen Zuſammenhängen und Erforderniſſen abgegrenzt find, im 
Zuge der geplanten Reichsreſorm jedoch den künftigen großen Verwaltungsbezirken 
des Reichs angepaßt werden dürften. Die Bezirke und die Sitze der Reichstreuhänder 
der Arbeit ſind durch die mehrfach abgeänderte Durchführungsverordnung vom 
1. März 1934 in der Faſſung vom 28. März 1935 beſtimmt. Die unten noch zu be- 
handelnden Aufgaben der Reichstreuhänder find von ihnen innerhalb des ihnen 
zugewieſenen Gebiets wahrzunehmen. Mögliche Aberſchneidungen werden durch 
beſondere Maßnahmen (fiehe unter Ziffer 2) ausgeglichen. 
Die Reichstreuhänder der Arbeit find an Richtlinien und Weiſungen der 
Reichsregierung gebunden, die ihnen durch den dafür zuſtändigen Reichsarbeits⸗ 
miniſter übermittelt werden (8 18 Abſ. 2). Zwar verzichtet der neue Staat darauf, 
ſelbſt zu wirtſchaften. Er will jede ſchematiſche Reglementierung vermeiden. Das 
ſchließt allerdings nicht aus, daß er mit der den Treuhändern übertragenen Lohnpolitik 
auch eine gewiſſe Lenkung der wirtſchaftlichen Entwicklung vornimmt. Die Reichstreu · 
bänder der Arbeit verkörpern inſoweit den Willen der ſtaatlichen Wirtſchaftsführung. 
Deshalb können ſie nicht völlig unabhängige, etwa richterliche Perfönlichkeiten ſein. 
Ihre Aufgabe iſt vornehmlich die Schaffung neuen Rechts, nicht die richterliche Aus- 
legung. 
Ein ſelbſtändiger Verwaltungsunterbau der Reichstreuhänder iſt nicht vorgeſehen. 
Alle Behörden haben ihnen daher Amtshilfe zu leiſten (8 25). Hilfskräfte find ihnen 
im Rahmen des Reichsetats in ausreichendem Maße zur Verfügung geſtellt. So kann 
ihnen der Reichsarbeitsminiſter neben den eigentlichen Sachbearbeitern, die langſam 
in das Beamtenverhältnis überführt werden, auch ſogenannte Beauftragte 
unterſtellen, denen durch den Miniſter ſelbſt oder durch die Treuhänder Treuhänder 
aufgaben zur ſelbſtändigen, allerdings von Weiſungen abhängigen Erledigung über⸗ 
tragen werden können (8 21). 
Der Einfluß der Treuhänder auf die Geſtaltung der ſozialen Verhältniſſe ihrer 
Bezirke iſt durch Strafdrohungen doppelt geſichert. Die Verletzung der von 
ihnen innerhalb ihres Aufgabenkreiſes ſchriftlich erlaſſenen allgemeinen An ord 
nungen iſt unter öffentliche Strafe geſtellt (8 22). Dadurch iſt die Gewähr gegeben, 
daß fie ſich auch hartnäckigen Sündern gegenüber wirkſam durchſetzen können. Unter 
Amſtänden iſt eine Verfehlung gegen ihre Weiſungen außerdem auch ehrengerichtlich 
zu ſühnen (8 36 Ziff. 4). 
b) Die Aufgaben der Reichstreuhänder der Arbeit find überaus vielſeitig. Sie 
haben in erſter Linie für die Erhaltung des Arbeitsfriedens in ihrem 
Wirtſchaftsgebiet zu ſorgen. Dabei iſt ſicherlich nicht an die Verhütung oder Bei- 
legung von Arbeitskämpfen alten Stils gedacht, die im nationalſozialiſtiſchen Staat 
nicht vorkommen können. Gemeint iſt vielmehr die Erhaltung der guten Ordnung in 
den Betrieben und die Sicherung der Durchführung dieſer neuen Arbeitsordnung. 
So erklärt ſich denn auch, daß mit der Zuweiſung dieſer Aufgabe, den Arbeitsfrieden 
zu erhalten, nicht mehr — wie noch durch das ſchon erwähnte alte Treuhändergeſetz 
vom 19. Mai 1933 — den Treuhändern eine Generalermächtigung erteilt, ſondern 
ihnen nur das erſtrebenswerte Ziel vor Augen geführt ift, während ihre Einzelauf 
gaben „zur Erfüllung dieſer Aufgabe“ abſchließend umſchrieben find. So haben die 
Treuhänder der Arbeit (vgl. 8 19). 
über die Bildung und Geſchäftsführung der Vertrauensräte zu wachen und in 
Streitfällen über ihre Zuſammenſetzung und Tätigkeit zu entſcheiden, 
Vertrauensmänner bei Nichtzuſtandekommen einer betrieblichen Einſetzung zu 
berufen oder wegen mangelnder Eignung abzuberufen, 
in dem oben näher behandelten Beſchwerdeverfahren des 8 16 auf Anrufung durch 
die Mehrheit des Vertrauensrats über die beanſtandeten Maßnahmen des Führers 
des Betriebs zu entſcheiden. Sie können dabei die angefochtene Entſcheidung 
beſtätigen, abändern oder aufheben und aus erzieheriſchen Gründen auch die An⸗ 
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gelegenheit zu nochmaliger Beratung an den Vertrauensrat zurückgeben, 

bei größeren Entlaſſungen mitzuwirken und dabei auf eine Erhaltung der Arbeits- 
ſtätten bedacht zu fein (vgl. 8 20), 

die Durchführung der Beſtimmungen über die Betriebsordnung zu überwachen 
(über die Betriebsordnung vgl. unten Abſchnitt III D 2), 

Richtlinien über die Geſtaltung der Arbeitsverhältniſſe zu erlaſſen und Zariford- 
nungen zur Regelung von Mindeſtbedingungen für die Arbeitsverhältniſſe feſtzu⸗ 
ſetzen (hierüber Näheres unten Abſchnitt III D 1 und 3) und ihre Durchführung zu 
überwachen, 

als Anklagebehörde bei der Durchführung der ſozialen Ehrengerichtsbarkeit mitzu⸗ 
wirken (darüber Näheres unten Abſchnitt V) 

und endlich nach näherer Anweiſung des Reichsarbeitsminiſters oder des Reichs- 
wirtſchaftsminiſters die Reichsregierung über die ſozialpolitiſche Entwicklung in 
ihren Wirtſchaftsgebieten zu unterrichten. 


Die beiden genannten Miniſter können den Treuhändern im Nahmen der Geſetze 
weitere Aufgaben übertragen. 


Es find alfo ſehr vielſeitige Aufgaben, die das Geſetz dieſen „ſozial⸗ 
politiſchen Statthaltern der Reichsregierung“ überträgt. Ihre Erfüllung ſetzt eine 
genaue Kenntnis der wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſe des ihnen anver⸗ 
trauten Wirtſchaftsgebiets voraus. Sie verlangt aber auch Männer, die die Nöte 
und Sorgen der ſchaffenden Menſchen kennen, für ſie Verſtändnis haben und ſich 
niemals vom Volke ſelbſt entfernen. Schon jetzt hat ſich gezeigt, daß die Gewähr. 
leiſtung des ſozialen Friedens in dem oben gezeigten Rahmen Vertrauen zu der 
Arbeit der Treuhänder vorausſetzt und daß dieſe mit die wichtigſten Perſönlichkeiten 
des neuen Staates geworden find. 


c) Gerade deshalb bedürfen die NReichstreuhänder der Arbeit der ſtändigen Beratung 
durch fachkundige Perſonen, deren Rat ihnen die notwendige Kenntnis auf dem Gebiet 
der Technik oder der Wirtſchaft vermittelt. Infolgedeſſen ſtellt ihnen das Geſetz 
Sachverſtändige zur Verfügung. Sie find in erſter Linie aus den Reihen der 
Deutſchen Arbeitsfront zu entnehmen, die ja gerade dazu berufen iſt, geeignete Per- 
ſönlichkeiten für die mannigfachen ſozialen Aufgaben des neuen Staates bereit zu 
ftelen. Das Geſetz (823) unterſcheidet zwiſchen dem Sachverſtändigen ⸗ 
beirat und den Sachverſtändigenausſchüſſen. Der erſtere ſoll ſich aus 
Perſönlichkeiten der verſchiedenen Wirtſchaftszweige des Treuhänderbezirks zu- 
ſammenſetzen und der Beratung des Treuhänders in allgemeinen und grundſätzlichen 
Fragen ſeines Aufgabengebiets dienen. Er iſt als ſtändige Einrichtung gedacht. Die 
Ausſchüſſe ſtehen dagegen für die Beratung im Einzelfalle zur Verfügung und beſtehen 
aus geeigneten Perſonen des gerade durch eine Entſcheidung des Treuhänders be- 
troffenen Wirtſchaftszweigs. Alle Sachverſtändigen — Führer der Betriebe und 
Gefolgſchaftsangehörige in möglichſt gleicher Zahl — werden durch den Treuhänder 
berufen. Er entnimmt die Mitglieder des Sachverſtändigenbeirats zu mindeſtens drei 
Vierteln aus Vorſchlagsliſten der Deutſchen Arbeitsfront und wird ſich auch bei der 
Berufung der Ausſchüſſe mit dieſer in Verbindung ſetzen. 

Aus dieſen Sachverſtändigenausſchüſſen werden ſich vielleicht einmal die Keime einer 
künftigen Selbſtverwaltung im ſozialen Bereich entwickeln. Darauf deutet 
auch ihre Einſchaltung in den durch die unten noch zu behandelnde ſogenannte 
Leipziger Vereinbarung vollzogenen Selbſtverwaltungsaufbau hin. 

Bei der Tätigkeit der Sachverſtändigen kommt es auf den Sachverſtand, nicht auf die 
Vertretung einſeitiger Intereſſen an. Daher find die Sachverſtändigen durch feier⸗ 
lichen Eid auf unparteiliche Amtsausübung zu verpflichten (8 24). Es liegt auf der 
Hand, daß dieſe Vereidigung die innere Einſtellung der beteiligten Menſchen zum 
Ausgleich natürlicher Gegenſätze verſtärken und den ſachlichen Wert ihrer Arbeit 
weſentlich erhöhen wird. Die Anhörung eines Sachverſtändigenausſchuſſes iſt bei der 
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Schaffung von Tarifordnungen und Richtlinien zwingend vorgeſehen (§ 32). Darüber 
hinaus wird aber der Reichstreuhänder ſich ihrer wertvollen Hilfe möglichſt weit⸗ 
gehend bedienen. 


2. Die Sondertreuhänder der Arbeit 


Zu den Aufgaben der Reichstreuhänder der Arbeit gehört der Erlaß von Richtlinien 
für die Geſtaltung der Arbeitsverhältniſſe und von Tarifordnungen. Beide gehen in 
ihrem Geltungsbereich oftmals über das Treuhändergebiet hinaus. So wird es ſich 
bei der Zuſammenfaſſung von Betrieben zur kollektiven Regelung der Arbeitsbedin- 
gungen empfehlen, in ſich geſchloſſene Induſtriezweige nicht durch die Grenzen der 
Wirtſchaftsgebiete zerreißen zu laſſen, bei deren Feſtlegung nicht alle Wirtſchafts⸗ 
zweige und ihre räumliche Ausdehnung berückſichtigt werden konnten. Da nun aber 
ein Treuhänder grundſätzlich nur für den ihm zugewieſenen Amtsbezirk verantwortlich 
und zuſtändig iſt, mußte vom Geſetzgeber Vorſorge getroffen werden, daß wirtſchaft ⸗ 
lich notwendige Maßnahmen unabhängig von den feſtgeſetzten Gebietsgrenzen ge ⸗ 
troffen werden können. Geht der Geltungsbereich von Richtlinien oder Tarifordnungen 
nur unweſentlich über den Bezirk des fie erlaſſenden Treuhänders hinaus, fo bleibt er 
zuſtändig, kann alſo in den Zuſtändigkeitsbereich des benachbarten Treuhänders hin- 
übergreifen. Ergeben ſich aber wefentliche Aberſchneidungen, jo beſtimmt der Reichs ⸗ 
arbeitsminiſter für die Regelung einen Sondertreuhänder der Arbeit (8 33), 
auf den im weſentlichen die für die beamteten Reichstreuhänder geltenden Beſtim⸗ 
mungen Anwendung finden. In der Regel werden die ordentlichen Treuhänder auch 
zu Sondertreuhändern beſtellt. Sie find dann bei der von ihnen zu treffenden 
Regelung nicht an die Grenzen ihres Bezirks gebunden. So regelt z. B. ein Reichs. 
treuhänder der Arbeit als beſtellter Sondertreuhänder die Arbeitsbedingungen für 
das Baugewerbe des ganzen Reichs, ein anderer diejenigen der vielen Betriebe 
der Reichsautobahn, ein dritter diejenigen der Lederinduſtrie des ganzen Reichs uſw. 


Der Reichsarbeitsminiſter kann aber auch Sondertreuhänder zur Erledigung be- 
ſtimmter Aufgaben beſtellen. So vertritt z. B. ein hoher Beamter der Staatsanwalt 
ſchaft als Sondertreuhänder ſtändig die Anklage vor dem Reichsehrengerichtshof. 


Anhang: Beſonderheiten für den öffentlichen Dienſt 
Mehr als in der privaten Wirtſchaft iſt es im ſogenannten öffentlichen Dienſt (ſiehe 
oben S. 15) heute ſchon möglich, die Geſtaltung des ſozialen Lebens in die Betriebe 
oder Verwaltungen zu legen. Angeſichts der ſtändigen Dienſtaufſicht ſtaatlicher Ver⸗ 
waltungsſtellen konnte auch davon abgeſehen werden, das betriebliche Leben der Auf⸗ 
ſicht der „ſozialpolitiſchen Statthalter“ des gleichen Staates zu unterſtellen. Schon 
oben (ſiehe S. 16) iſt hervorgehoben, daß im öffentlichen Dienſt die Vertrauensräte 
nicht das Recht der Beſchwerde gegen unſozial erſcheinende Führerentſcheidungen er- 
halten haben, ſondern etwa erforderlich werdende Beanſtandungen dem Dienſtvor⸗ 
geſetzten melden ſollen, damit ohne Einſchaltung des Treuhänders für Abhilfe geſorgt 
werden kann. Auch hinſichtlich der ſonſtigen Geſtaltung der Arbeitsbedingungen läßt 
das Sondergeſetz vom 20. März 1934 noch ſtärker als das Geſetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit die Tendenz der betrieblichen Regelung erkennen. Zunächſt kann — 
wenn eine überbetriebliche Normenſetzung, d. h. eine Zuſammenfaſſung mehrerer 
Betriebe (oder Verwaltungen) zwecks gemeinſamer Feſtlegung der Arbeitsbedin- 
gungen erforderlich ſein ſollte — der Führer einer Gruppe von Verwaltungen oder 
Betrieben, die einer gemeinſamen Verwaltung oder Dienſtaufſicht unterſtehen, in einer 
gemeinſamen Dienft- (Betriebs-) Ordnung die Arbeitsbedingungen regeln. So kann 
z. B. der Generaldirektor der Deutſchen Reichsbahn eine ſolche gemeinſame Dienſt⸗ 
ordnung für alle Reichsbahnbetriebe und verwaltungen erlaſſen, deren Beſtimmungen 
für alle Reichsbahnangehörigen rechtsverbindlich ſind. Sollten jedoch für Gruppen 
von Verwaltungen und Betrieben des öffentlichen Dienſtes Richtlinien oder Tarif⸗ 
ordnungen erforderlich werden, fo können dieſe von Sondertreuhändern für 
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Den öffentlichen Dienſt nach Beratung in beſonderen Sachverſtändigen⸗ 
ausſchüſſen erlaſſen werden. Die Sondertreuhänder werden von Fall zu Fall durch den 
Reichsarbeitsminiſter beſtellt. So regelt z. B. ein Sondertreuhänder die Arbeits. 
bedingungen der Angeſtellten und Arbeiter der Verwaltungen des Reichs, der Länder 
und der Gemeinden, ein anderer diejenigen der in öffentlichen Banken und Sparkaſſen 
Beſchäftigten uſw. Keine Sonderregelung darf aber, ſoweit es ſich um Betriebe mit 
wirtſchaftlichen Zwecken handelt, die allgemeinen Wettbewerbsgrundlagen verſchieben. 
Denn tritt die öffentliche Hand ſchon einmal in Wettbewerb mit der privaten Wirt- 
ſchaft, müſſen die Bedingungen für ihn die gleichen ſein. Der Staat darf die ihm 
verliehene Machtſtellung niemals zu einer auf von ihm ſelbſt geſetzten günſtigeren 
Grundlagen aufgebauten Konkurrenz gegenüber der ſogenannten freien Wirtſchaft 
ausnutzen. Eine Neugeſtaltung des Rechts für die öffentlichen Betriebe und Ver⸗ 
waltungen iſt in Vorbereitung. Ein hauptamtlich tätiger Reichstreuhänder für den 
öffentlichen Dienſt iſt vorgeſehen. 


3. Die Organe der fjeimarbeit 


„Der Heimarbeit gilt der beſondere Schutz des Reichs“ (81 des Geſetzes über die 
Heimarbeit vom 23. März 1934). Den in Heimarbeit Beſchäftigten iſt eine ange⸗ 
meſſene Vergütung für ihre Arbeitsleiſtung zu ſichern. 


Heimarbeiter find diejenigen Volksgenoſſen, die vornehmlich im eigenen Heim 
für fremden Marktbedarf arbeiten, ohne ſelbſt auf den Markt zu treten. Sie find 
wirtſchaftlich faſt ausnahmslos ſchlecht geſtellt. Als Gewerbetreibende allerkleinſten 
Ausmaßes find fie zwar äußerlich ſelbſtändig, in Wahrheit aber von ihren Auftrag- 
gebern, wiederum meiſt Anternehmern kleinſten Grades ohne Kapitalkraft, völlig 
abhängig. Ihr Arbeitsgebiet umfaßt Waren oder Herſtellungsvorgänge, die mit der 
techniſchen Entwicklung nicht Schritt gehalten haben oder keinen hohen Preis ver- 
tragen. Das bedingt geringe Entgelte, die wiederum das traurige Los der Heim- 
arbeiter zur Folge haben. Lange hat man überlegt, ob die Ausmerzung der Heim- 
arbeit nicht der beſte Weg ſei, um das vielfach hervortretende Elend zu beſeitigen. 
Die Reichsregierung Adolf Hitlers hat dieſe Frage jedoch mit Entſchiedenheit 
verneint. Einmal finden etwa 600 000 Volksgenoſſen in der Heimarbeit ein wenn 
auch kärgliches Brot. Viele ärmliche Gebirgsgegenden leben nur von ihr. Wo der 
Aufbau einer Induſtrie in Gegenden mit ſchlechter Verkehrslage nicht möglich iſt, da 
greifen die in dürftiger Landwirtſchaft nicht oder nicht voll verwendbaren Arbeits. 
hände zur Heimarbeit, zumal dann, wenn andere Arbeitsgelegenheit nicht vorhanden 
iſt. Vielfach iſt ſie auch ſogenannte Füllarbeit, wenn der bäuerliche oder gewerbliche 
Hauptberuf nicht genug abwirft, um den Lebensunterhalt zu decken. Weiter bietet ſie 
eine Erwerbsgelegenheit für halbe Kräfte, die nicht mit dem Einſatz voller Arbeits- 
fähigkeit auf dem Arbeitsmarkt auftreten können. Alle fo tätigen Menſchen über- 
nehmen immerhin eine wenn auch beſcheidene Arbeitsaufgabe und leiſten damit einen 
kleinen Dienſt an der nationalen Wirtſchaft. Die Reichsregierung hat jedenfalls 
ihre volle Exiſtenzberechtigung anerkannt, ſie ihres beſonderen Schutzes verſichert und 
angeordnet, daß ihnen eine angemeſſene Vergütung zuteil werden müſſe. 


Für dieſen Entgeltſchutz mußten beſondere Formen gefunden werden. Denn die Heim- 
arbeiter leiſten ja ihre Arbeit nicht im Rahmen eines gewöhnlichen Arbeitsverhält- 
niſſes. Deshalb ſind die Grundſätze, die bisher für die Ordnung der Arbeit beſprochen 
ſind, auf ihre Tätigkeit in der Regel nicht anwendbar. Betriebliche Regelungen ſind 
meiſt unmöglich, denn nur in Ausnahmefällen gehören Heimarbeiter zur Gefolgſchaft 
eines Betriebs. Die Sicherung eines angemeſſenen Entgelts kann daher überwiegend 
nur durch überbetriebliche, beſſer kollektive Maßnahmen erfolgen. Die Tariford⸗ 
nung iſt der vorgezeichnete Weg. And ſo ſpielt ſie denn in der Heimarbeit für die 
Regelung der Beziehungen des Heimarbeiters zu ſeinem Auftraggeber, insbeſondere 
für die Entgeltfeſtſetzung die entſcheidende Rolle. Ihr Erlaß iſt weſentlich erleichtert. 
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Rahmen für ſeine Betätigung geben können, ſondern entſteht von ſelbſt. Er wird 
geformt durch die Weltanſchauung des neuen Reichs, die auch für fein Tun immer 
maßgebend iſt. 


Der Führer des Betriebs hat ſelbſtverſtändlich nicht nur Rechte, ſondern in viel 
größerem Maße Pflichten. Ihre Aufzählung brauchte im einzelnen nicht zu 
erfolgen. Sie ergeben ſich ausnahmslos aus dem Grundſatz der Betriebsverbunden⸗ 
heit und find in ihrem weſentlichſten Gehalt mit dem Gebot des Geſetzes um; 
ſchrieben: „Der Führer des Betriebs hat für das Wohl der Gefolgſchaft zu ſorgen“ 
($ 2 Abſ. 2). Diele ſtete Fürſorgepflicht iſt mit jeder Führerſtellung untrennbar ver- 
bunden. „Nie raſtende Fürſorge für das Wohl ſeiner Mannſchaft iſt das ſchöne und 
dankbare Vorrecht des Offiziers“ ſagt ſchon die alte preußiſche Felddienſtordnung. 
Weſentlich iſt, daß ſich dieſe Fürſorgepflicht nicht etwa aus einem ſchuldrechtlichen 
Arbeitsvertrag ergibt, ſondern ausdrücklich aus der Betriebsgemeinſchaft abgeleitet 
iſt. Sie iſt ein bedeutungsvoller Rechtsſatz des Gemeinſchaftsrechts, deſſen Regeln 
alle unterworfen find, die der Gemeinſchaft des Betriebs angehören. Welche Folge⸗ 
rungen aus ihr für das einzelne Arbeitsverhältnis gezogen werden können, wird 
unten (Abſchnitt III) näher dargelegt. 


b) Die Gefolgſchaft 

Die rechtswirkſam in die Betriebsgemeinſchaft eingegliederten Arbeiter und An- 
geſtellten des Betriebs bilden die Gefolgſchaft, an deren Spitze der Führer 
des Betriebs ſteht. Sie hat ihm „die in der Betriebsgemeinſchaft begründete Treue 
zu halten“ (8 2 Abſ. 2). Die Treue ſoll künftig die Grundlage des Arbeitsverhältniſſes 
fein. Damit iſt bewußt an das alte deutſche Recht angeknüpft. Sein Treudienit- 
vertrag beruhte auf der Treue des Gefolgsmannes zum Gefolgsherrn. Auch die 
Treuepflicht iſt aus der Gemeinſchaft und nicht aus einem ſchuldrechtlichen Arbeits- 
vertrag abzuleiten. Sie iſt „in der Betriebsgemeinſchaft begründet“ und nach den 
Geboten der ſozialen Ehre zu beurteilen. Das Geſetz will, daß hinter der großen 
Idee der Gemeinſchaft alles Trennende zurücktritt, daß die Menſchen in Treue und 
Achtung zueinander finden und ihr gemeinſames Wirken zum gemeinen Nutzen nicht 
auf vertraglichen Verpflichtungen, ſondern auf den ewigen Geſetzen jeder wahren 
Gemeinſchaft aufbauen. Daß hier noch mancherlei Aufräumungsarbeiten zu leiſten 
find, ſteht außer Zweifel. 


3. Der Dertrauensrat 

Eine Gemeinſchaft muß von gegenſeitigem Vertrauen ge- 
tragen ſein. Die zu ſeiner Herſtellung notwendige enge Verbundenheit von 
Führer und Gefolgſchaft wird nun aber in größeren Betrieben nicht immer möglich 
ſein. In ihnen muß ſich deshalb der Führer des Betriebs der Hilfe von Mittlern 
bedienen, die das perſönliche Band zwiſchen den Betriebsangehörigen flechten. Das 
Geſetz (85) ſtellt ihm daher Vert rauens männer als ſolche Vertrauensmittler 
und gleichzeitig als ſachkundige Berater in den ſozialen Angelegenheiten des Betriebs 
zur Seite. Sie bilden mit ihm und unter feiner Leitung den Vertrauens rat 
des Betriebs. 


Er unterſcheidet ſich grundſätzlich von dem alten Betriebsrat des früheren Rechts, der 
als Wahrer der „beſonderen Intereſſen der Arbeitnehmer gegenüber dem Arbeit. 
geber“ in ſteter Kampfſtellung zu dem Anternehmer ſtand und als „verlängerter Arm” 
der Gewerkſchaften zur Herausſtellung der Gegenſätze gezwungen war Dieſem ein- 
ſeitigen Intereſſenvertreter ſtellt das neue Geſetz, ausgehend von dem Grundſatz der 
Gemeinſchaftsarbeit, in dem Vertrauensrat ein Organ der Betriebsgemeinſchaft 
gegenüber, das nach dem bereits behandelten Führerprinzip von dem Führer des 
Betriebs ſelbſt zu leiten iſt und deſſen Bedeutung um ſo größer ſein wird, je ſtärkere 
Perſönlichkeiten in ihm zu finden find. 
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a) Vertrauens männner ſind nur in Betrieben mit in der Regel 


g mindeſtens 20 Beſchäftigten — einſchließlich der ganz kleinen Haus⸗ 


gewerbetreibenden (8 5 Abſ. 2) — zu berufen. Die Erfahrungen der Vergangenheit 
haben gezeigt, daß in ſolchen Betrieben der enge Kontakt zwiſchen Betriebsführer und 


f Gefolgſchaft nicht mehr gewährleiſtet iſt. Die Zahl der Vertrauensmänner iſt ab- 


fihtlich klein gehalten, um ein Neuentſtehen des alten Betriebsparlamentarismus zu 


j verhindern. Sie richtet ſich nach der Größe des Betriebs. Der kleinſte Vertrauensrat 
beſteht aus dem Betriebsführer bzw. ſeinem Stellvertreter und zwei, der größte aus 


dem Betriebsführer und zehn Vertrauensmännern, bei deren Auswahl die einzelnen 
Gruppen der Gefolgſchaft (Arbeiter, Angeſtellte und Hausgewerbetreibende) an- 


gemeſſen zu berückſichtigen find (8 7). Für jeden Vertrauensmann iſt ein Stellvertreter 
vorzuſehen, der ihn im Falle der Verhinderung vertritt. Für die kleineren Betriebe 
fſieht das Geſetz Vertrauensmittler nicht vor. Es unterſtellt, daß hier das notwendige 
Vertrauensverhältnis zwiſchen Betriebsführer und Gefolgſchaft ohnehin vorhanden 
iſt. Es ſteht noch dahin, ob dieſe Anterſtellung ſich heute ſchon in der Praxis als 
richtig erweiſt. Die bisherigen Erfahrungen ſprechen jedenfalls nicht dafür, ſo daß 
vorausſichtlich aus dieſer Erkenntnis die notwendigen Folgerungen im Intereſſe des 


ſozialen Friedens zu ziehen ſein werden. 
Angeſichts ihrer großen Aufgaben im Dienſt der Gemeinſchaft werden beſon dere 
Anforderungen an die Eignung der als Vertrauensmänner in Betracht 


kommenden Gefolgſchaftsangehörigen geſtellt. Vertrauensmann ſoll nur ſein, wer 


das 25. Lebensjahr vollendet hat und mindeſtens ein Jahr Betriebs. und zwei Jahre 


Berufszugehörigkeit aufweiſt. Er fol alſo die Eigenart des Berufs kennen und in 
dem Betrieb verwurzelt ſein. Zwingend find der Beſitz der bürgerlichen Ehrenrechte 


und die Zugehörigkeit zur Deutſchen Arbeitsfront vorgeſchrieben, die übrigens auch 


| durch die Zugehörigkeit zu einer der Arbeitsfront korporativ beigeſchloſſenen Organi⸗ 
ſation (Reichsnährſtand, Reichskulturkammer uſw.) erfüllt wird. And endlich muß 
der Vertrauensmann auch menſchlich diejenigen Eigenſchaften aufweiſen, die ihn 


zum Vertrauensmittler befähigen. Er muß „durch vorbildliche menſchliche Eigen ⸗ 
ſchaften ausgezeichnet ſein und die Gewähr bieten, daß er jederzeit rückhaltlos für 
den nationalen Staat eintritt“ (8 8). Die Feſtſtellung gerade dieſer fo beſonders 
wichtigen perſönlichen Eigenſchaften wird durch die Einſchaltung der Nationalfozia- 
liſtiſchen Betriebszellenorganiſation bzw. der Deutſchen Arbeitsfront bei der Aus- 
wahl der Vertrauensmänner weſentlich erleichtert. 


b) Die Betriebsratsmitglieder der früheren Zeit wurden in einem umſtändlichen 
Liſtenwahlverſahren von der Gefolgſchaft gewählt. Selbſtverſtändlich kam ein irgend. 
wie geartetes Wahlverfahren nicht mehr in Betracht. Die Vertrauens 
männer werden vielmehr berufen, und zwar in der Regel von dem Führer 
des Betriebs. Das Geſetz hat dabei den Betriebsangehörigen die Möglichkeit einer 
Stellungnahme gegeben, offenbar deshalb, weil ſich Vertrauen nicht befehlen läßt, 
mag auch die Auswahl der Vertrauensmänner noch ſo ſorgfältig vorgenommen 
werden. Das Geſetz überträgt die Grundſätze der Volksabſtimmung vom 12. No. 
vember 1933 auch auf dieſes Gebiet und ſchreibt vor, daß die Gefolgſchaft zu einer 
ihr vorgelegten Liſte „durch geheime Abſtimmung Stellung zu nehmen“ habe 
($ 9 Abſ. 1). Im März eines jeden Jahres — die Amtsdauer beträgt ein Jahr! 
— ſtellen der Führer des Betriebs und der im Betrieb amtierende Obmann der 
Nationalſozialiſtiſchen Betriebszellenorganiſation — fehlt ein ſolcher, fo tritt an 
ſeine Stelle der Betriebsobmann der Deutſchen Arbeitsfront — gemeinſam eine Liſt⸗ 
der nach der Größe des Betriebs erforderlichen Vertrauensmänner und ihrer Stell: 
vertreter auf, die ſie nach pflichtgemäßem Ermeſſen aus der Zahl der geeigneten 
Gefolgſchaftsangehörigen im gegenſeitigen Einvernehmen auswählen. Sie find bei 
der Auswahl an keinerlei Weiſungen gebunden, ſondern nur ihrem Gewiſſen unter- 
worfen. Denn darin liegt gerade der Sinn dieſer Gemeinſchaftsarbeit, daß jedweder 
außerbetriebliche Einfluß irgendwelcher Art ausgeſchaltet werden ſoll. Die ureigenſten 
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Angelegenheiten des Betriebs ſollen in ihm ſelbſt geordnet werden. Kommt ein Ein- 
vernehmen der beiden für die Auswahl Verantwortlichen zuſtande, ſo wird die von 
ihnen aufgeſtellte Lifte, die fo viel Namen enthält, wie Vertrauensmänner und Gtell- 
vertreter zu beſtellen find, der Gefolgſchaft unterbreitet, die fie nun in geheimer Ab- 
ſtimmung, deren Verfahren im einzelnen in Durchführungsbeſtimmungen eingehend 
geregelt iſt, entweder billigen oder verwerfen kann. Abſtimmungsberechtigt iſt jeder 
Angehörige der Gefolgſchaft, der mindeſtens 21 Jahre alt iſt und die bürgerlichen 
Ehrenrechte beſitzt. Den Abſtimmungsberechtigten wird ein Stimmzettel vorgelegt, 
der unter fortlaufender Nummer die Namen der als Vertrauensmänner und Stell- 
vertreter vorgeſchlagenen Perſonen enthält. Die Handhabung dieſes Stimmzettels 
durch den Abſtimmenden iſt neuartig. Die Abgabe des unveränderten Stimmzettel⸗ 
gilt als uneingeſchränkte Zuſtimmung, die Abgabe des durchſtrichenen Stimmzettels 
als völlige Ablehnung der Vorſchlagsliſte. Aber „die Abſtimmungsberechtigten 
können auch einzelne der als Vertrauensmänner und als Stellvertreter vorgeſchla- 
genen Perſonen durch Streichung der Namen auf dem Stimmzettel ablehnen“, alſo 
auch zu den einzelnen Perſonen Stellung nehmen und ihnen mißliebige in ein- 
fachſter Weiſe ausmerzen. Dadurch wird einmal vermieden, daß die Aufnahme 
einer einzigen mißliebigen Perſon in die Liſte unter Amſtänden zur Durchſtreichung 
der ganzen Liſte führt; zum anderen bietet dieſes Verfahren die Gewähr, daß die 
endgültig beſtellten Perſonen auch wirklich das Vertrauen der Gefolgſchaft genießen. 
Bei der Feſtſtellung des Abſtimmungsergebniſſes iſt nun „zu ermitteln, welche der 
aufgeſtellten Perſonen eine Mehrheit der abgegebenen Stimmen erhalten haben“. Es 
fallen alſo diejenigen Perſonen aus, deren Namen von mehr als der Hälfte der Ab- 
ſtimmenden einzeln oder mit der ganzen Lifte durchſtrichen find. Aus den übrigbleiben- 
den werden in der Reihenfolge der Lifte — ohne Rückſicht auf die Zahl der nicht 
ablehnenden Stimmen — zunächſt die Vertrauensmänner und ſodann die Stellver- 
treter entnommen. Dabei wird in Kauf genommen, daß die Zahl der Stellvertreter 
erheblich zuſammenſchmilzt. Bleiben nicht einmal genügend Vertrauensmänner übrig, 
ſo kommt ein Vertrauensrat nicht zuſtande (ſiehe unten). Zu einer Abſtimmung kommt 
es aber nur, wenn ſich der Führer des Betriebs und der Obmann oder Betriebs- 
walter über die Auswahl geeigneter Perſonen vorher haben verſtändigen können. Iſt 
das nicht der Fall geweſen oder kommt aus irgendeinem andern Grunde ein Ver 
trauensrat nicht zuſtande, weil etwa die Gefolgſchaft die ihr vorgelegte Liſte ganz 
ablehnt oder doch auf ihr ſo viele Namen ſtreicht, daß nicht genügend Perſonen als 
Vertrauensmänner übrigbleiben, fo kann der Reichstreuhänder der Arbeit (ſiehe 
unten) als Vertreter des Staats eingreifen und — die Entſcheidung auch über das Ob 
liegt ganz in feinem Ermeſſen — Vertrauensmänner und Stellvertreter in der erfor- 
derlichen Anzahl berufen (8 9 Abſ. 2). Für die Jahre 1936 und 1937 iſt die Neu- 
beſtellung von Vertrauensmännern ausgeſetzt und das Amt der bisherigen verlängert. 
Ob in Zukunft überhaupt noch Abſtimmungen in der bisherigen Art ſtattfinden 
werden, iſt zweifelhaft. Eine Neuregelung des Berufungsverfahrens ſteht bevor. 


Vor ihrem Amtsantritt haben die auf Grund des Abſtimmungsergebniſſes von dem 
Führer des Betriebs zu berufenden Vertrauensmänner gemeinſam mit dem Führer 
des Betriebs ein feierliches Gelöbnis vor der Gefolgſchaft abzulegen, das 
die hohe Bedeutung ihres Amtes ſinnfällig kennzeichnet. Sie haben zu geloben, „in 
ihrer Amtsführung nur dem Wohle des Betriebs und der Gemeinſchaft aller Volks⸗ 
genoſſen unter Zurückſtellung eigennütziger Intereſſen zu dienen und in ihrer Lebens- 
führung und Dienſterfüllung den Betriebsangehörigen Vorbild zu fein“ (S 10). 
Dieſes Gelöbnis iſt am Tage der nationalen Arbeit (Feiertag des deutſchen Volkes, 
1. Mai) abzulegen und gibt der im Betrieb abzuhaltenden Feier einen wertvollen Inhalt. 
c) Das Amt des Vertrauensrates dauert ein Jahr. Es beginnt jeweils nach 
dieſer feierlichen Verpflichtung — die unter Amſtänden, ſo z. B. in neu errichteten 
Betrieben, auch nach dem 1. Mai vorgenommen werden kann — und endet ſtets, hat 
es auch noch ſo kurz gedauert, am 30. April — zur Zeit iſt die Amtsdauer verlängert. 
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Es erliſcht außerdem durch freiwillige Amtsniederlegung und mit dem Ausſcheiden 
aus der Betriebsgemeinſchaft, das jedoch — ſoweit es durch Kündigung des Anter⸗ 
nehmers herbeigeführt werden ſoll — durch einen beſonderen Kündigungsſchutz 
der Vertrauensmänner ſtark beſchränkt iſt. Die Kündigung eines amtierenden Ver⸗ 
trauensmannes iſt nämlich ſchlechthin nichtig, ſofern ſie nicht aus einem zur friſtloſen 
Entlaſſung berechtigenden Grund erfolgt (8 14). Anderſeits kann aber der Reichs · 
treuhänder der Arbeit einen Vertrauensmann von feinem Amt wegen ſach⸗ 
licher oder perſönlicher Angeeignetheit abberufen. And endlich erliſcht das Amt 
mit einer rechtskräftigen ehrengerichtlichen Verurteilung (darüber unten Abſchnitt V). 
An die Stelle ausſcheidender Vertrauensmänner treten ihre Stellvertreter, 
ſoweit ſolche noch auf der Lifte verzeichnet find (58 14, 15). 

d) Die Aufgaben dieſes ſo gebildeten und vom Führer des Betriebs nach Bedarf 
einzuberufenden (8 12) Vertrauensrates find im Geſetz ($ 6) eingehend behandelt. 
Aber allen anderen ſteht die Pflicht, das gegenſeitige Vertrauen innerhalb 
der Betriebsgemeinſchaft zu vertiefen. Weiter ſoll der Vertrauensrat alle Maß⸗ 
nahmen beraten, die dem Wohl des Betriebs und feiner Angehörigen dienen, die Ver⸗ 
bundenheit aller Betriebsangehörigen untereinander und mit dem Betrieb ſtärken und 
ftet3 auf das Wohl aller Glieder der Gemeinſchaft bedacht fein. Damit find dem Ver⸗ 
trauensrat, Führer und Vertrauensmännern, verantwortungsvolle Aufgaben zuge⸗ 
wieſen, unter denen die Beratung aller ſozialen Angelegenheiten einen beſonderen 
Platz einnimmt und, wird ſie richtig gehandhabt, viel zur Vertiefung des Vertrauens 
beitragen kann. Auch iſt die große Entſcheidungsfreiheit des Anternehmers nur ge- 
rechtfertigt, wenn dieſer einen engen Kontakt mit ſeinen Mitarbeitern hält und ſeine 
Entſchlüſſe vorwiegend auf der Beratung mit Perſönlichkeiten aufbaut, die im Betrieb 
verwurzelt und mit den Sorgen und Nöten der Gefolgſchaft vertraut ſind. 


e) Eine beſondere Aufgabe iſt deshalb erwähnenswert, weil ſie vielleicht auf den erſten 
Blick mit dem Führergrundſatz ſchwer vereinbar erſcheinen könnte. Die Mehrheit des 
Vertrauensrats kann nämlich den Reichstreuhänder der Arbeit zur Entſcheidung an- 
rufen, wenn eine Maßnahme des Führers des Betriebs mit den wirtſchaftlichen oder 
ſozialen Verhältniſſen des Betriebs nicht im Einklang ſteht (816). Aber auch dieſes 
durch Durchführungsbeſtimmungen näher ausgeſtaltete und gegen Mißbrauch geſicherte 
Beſchwerde verfahren, durch das der Einfluß des Staates und feine Aufficht 
gewährleiſtet wird, ſoll zur Gemeinſchaftsarbeit erziehen. Die Vertrauensmänner 
haben nämlich, ehe ſie ihre Beſchwerde anbringen, dieſe im Vertrauensrat, alſo unter 
Leitung des Führers des Betriebs, zu beraten. Erſt wenn es hier zu keiner Eini- 
gung kommen ſollte, können ſie den Einſpruch ſchriftlich durch die Hand des Führers 
des Betriebs an den Reichstreuhänder leiten. Durch den Zwang, die Beſchwerde⸗ 
punkte zu beſprechen und notfalls ſchriftlich zu begründen, wird die Neigung der Be⸗ 
teiligten verſtärkt, vor Anrufung einer ſtaatlichen Behörde ſich ſelbſt zu einigen. 


f) Das Amt der Vertrauensmänner iſt ein Ehrenamt, deſſen Ausübung weder 
Vorteile bringen noch zu Benachteiligungen führen darf (8 13). Der Führer des 
Betriebs ift verpflichtet, alle notwendigen Unterlagen und ſachlichen Mittel zur Ver. 
fügung zu ſtellen, deren die Vertrauensmänner zu ihrer Amtsausübung bedürfen. 


g Häufig find mehrere ſelbſtändige Betriebe zu einer höheren wirtſchaftlichen Ein⸗ 
heit in der Hand eines Anternehmers zuſammengefaßt. Dieſer Zuſammenhang muß 
fich auch bei der Ordnung der Einzelbetriebe bemerkbar machen. Dafür war früher 
der ſogenannte Geſamtbetriebsrat vorgeſehen. Heute beſtimmt das Geſetz ($ 17), daß, 
wenn ſich mehrere wirtſchaftlich oder techniſch gleichartige Betriebe (z. B. mehrere 
Filialen einer Bank) oder nach dem Betriebszweck zuſammengehörige Betriebe (3. B. 
ein Hüttenwerk und eine Zeche) in der Hand eines Anternehmers befinden, dieſer zu 
ſeiner Beratung in ſozialen Fragen einen Beirat, den Anternehmensbeirat, 
zu berufen hat, für deſſen Größe und Zuſammenſetzung ihm freie Hand gelaſſen iſt. 
Er ift aus Vertrauensmännern der einzelnen Betriebe zu bilden und wird von dem 
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Anternehmer im Einvernehmen mit dem Betriebsobmann der Deutſchen Arbeitsfront 
berufen. Seine Bildung und Tätigkeit iſt durch eine Durchführungsverordnung ein- 
gehend geregelt. 


Anhang: Beſonderheiten für den öffentlichen Dienft 


Je mehr der Staat ſich aus der eigenen Betätigung im Wirtſchaftsleben herauszieht, 
um fo notwendiger wird eine ſcharfe Trennung zwiſchen dem Bereich der öffentlichen 
Wirtſchaft, die ihre Berechtigung aus den beſonderen Aufgaben des Staates her - 
leitet, und dem Bereich der privaten Wirtſchaft ſein. Dieſer Trennung trägt ein im 
8 63 vorbehaltenes Sondergeſetz Rechnung, das unter dem 23. März 1934 als 
Geſetz zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen 
und Betrieben ergangen iſt. Es überträgt die Grundgedanken des Geſetzes zur 
Ordnung der nationalen Arbeit nur inſoweit auf die öffentliche Wirtſchaft, als ſie 
nicht mit den beſonderen Bedürfniſſen der ſtaotlichen wirtſchaftlichen Betätigung in 
Widerſpruch geraten. Hinſichtlich der Einrichtung von Vertrauensräten mußte 
der Geſetzgeber beachten, daß zwiſchen der Gefolgſchaft eines öffentlichen Betriebs 
oder gar den Angehörigen einer Hoheitsverwaltung und der verantwortlichen Leitung 
häufig ein ganz anderes Verhältnis beſteht als in der Sphäre des Privatbetriebs. 
Anter VBerückſichtigung dieſer Beſonderheit, anderſeits allerdings auch unter ent- 
ſprechender Wertung der Tatſache, daß gerade im öffentlichen Bereich die Grundſätze 
des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit vorbildlich erfüllt werden müſſen, iſt 
vorgeſehen, daß nur in öffentlichen Verwaltungen, die Hoheitsbefugniſſe 
auszuüben haben, die Bildung eines Vertrauensrats unterbleibt. In allen anderen 
öffentlichen Verwaltungen und beſonders in allen öffentlichen Betrieben, d. h. ſolchen, 
die von einer öffentlichen Verwaltung geführt werden oder auf deren Führung ſie 
maßgebenden Einfluß ausüben kann, iſt dagegen ein Vertrauensrat zu errichten, aut 
deſſen Größe, Leitung, Zuſammenſetzung, Bildung und Aufgaben die Beſtimmungen 
über den Vertrauensrat in der privaten Wirtſchaft Anwendung finden. Allerdings 
hat der Geſetzgeber davon abgeſehen, dieſem Vertrauensrat auch die oben unter 3e 
behandelte Befugnis einzuräumen, mit feiner Mehrheit den Reichstreuhänder der 
Arbeit gegen Entſcheidungen des Führers der Verwaltung oder des Betriebs anzu 
rufen. Der Führer einer öffentlichen Verwaltung oder eines öffentlichen Betriebs 
iſt in der Regel in den Rahmen eines öffentlichen Etats eingeſpannt und erhält 
Weiſungen von den vorgeſetzten Behörden. Das verleiht ihm und auch den von 
ihm — in der Regel auf höhere Weiſung — getroffenen Entſcheidungen eine Sonder. 
ſtellung, die es nicht zuläßt, daß die Entſcheidungen auf ihre Angemeſſenheit noch- 
mals von einem ſtaatlichen Funktionär nachgeprüft werden. Denn ſie ergehen in 
der Regel ja ſchon unter der Oberhoheit des Staates ſelbſt, der zudem im Aufſichts⸗ 
wege einſchreiten kann, wenn unangemeſſene Regelungen getroffen werden ſollten. 


B. Die überbetriebliche Ordnung 


Im Mittelpunkt der neuen deutſchen Sozialordnung ſteht der Betrieb als 
wichtigſte Zelle des Gemeinſchaftslebens. In ihm ſollen Führer und Gefolgſchaft in 
gegenſeitiger Treue und von Vertrauen getragen zum gemeinen Nutzen von Volk 
und Staat zuſammenarbeiten. Deshalb verweiſt das Geſetz ſeiner Tendenz ent- 
ſprechend auch die Ordnung der materiellen Grundlagen der Gemein. 
ſchaftsarbeit in erſter Linie in den Betrieb. Die Arbeitsbedingungen ſollen dort 
von Mann zu Mann oder doch zum mindeſten durch die Satzung des Betriebs, die 
Betriebsordnung (ſiehe unten Abſchnitt III D 2), geregelt werden. Nur in Aus- 
nahmefällen kommt eine überbetriebliche Regelung durch Richtlinien oder Tarif— 
ordnungen in Betracht (vgl. unter Abſchnitt III D 1 und 3), allerdings unter dem 
Vorbehalt, daß die gegenwärtige nach zentraler Regelung vielfach drängende Lage 
der Wirtſchaft und der gegenwärtige Stand der Erziehung zu einer gemeinſamen, die 
notwendige Bindung an das Geſamtwohl herbeiführenden Sozialgeſinnung heute 
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noch faſt überwiegend eine Bevorzugung der überbetrieblichen Regelung fordern. Die 
Tendenz des Geſetzes weiſt jedenfalls trotz dieſes Vorbehalts deutlich den Weg 
der betrieblichen Ordnung, durch die zugleich auch die durch das bisherige Tarif. und 
Schlichtungsſyſtem ſtark beeinträchtigte Selbſtverantwortlichkeit der am 
gleichen Werk beteiligten Menſchen wiederhergeſtellt würde. Mit dieſer Tendenz 
ſteht auch der im Geſetz verankerte ſtarke Einfluß des Staates auf die ſoziale Ent- 
wicklung und Geſtaltung, insbeſondere auf die Regelung der Arbeitsbedingungen 
nur in einem ſcheinbaren Widerſpruch. Nachdem die unmittelbaren Intereſſen⸗ 
verbände der Arbeitgeber und Arbeitnehmer aufgelöſt waren und die große Gemein- 
ſchaftsorganiſation der Deutſchen Arbeitsfront dem Tageskampf um die Lohn. und 
Arbeitsbedingungen ihrem Weſen entſprechend entſagt hatte, mußte gerade der 
nationalſozialiſtiſche Staat ſich weitgehend in den ſozialen Schutz einſchalten und 
dabei auch beſtimmte Aufgaben der bisherigen Verbände und Organiſationen über- 
nehmen. Es kann ſich dabei allerdings nur um eine Abergangszeit handeln. Denn 
wenn der heutige Staat auch im Wirtſchaftsleben die Werte der Perſönlichkeit in 
den Vordergrund rücken und die freien nur durch Verantwortung vor der Gejamt- 
heit gebändigten Kräfte des Wirtſchaftslebens möglichſt zur Entfaltung gelangen 
laſſen will, muß er es ablehnen, über das notwendigſte Maß hinaus die Ent- 
ſcheidungsfreiheit der wirtſchaftenden Menſchen einzuſchränken. So liegt denn im 
Rahmen der oben angedeuteten Tendenz zu betrieblicher Regelung das Ziel des 
neuen Geſetzes in der Heranbildung einer gefunden Selbſt verwaltung auch 
im ſozialen Bereich, das allerdings nur nach Forträumung alten Schuttes und einer 
boffentlich nicht allzu langen Schulungsarbeit an den ſchaffenden Menſchen erreicht 
werden kann. Zwiſchen dem Zuſammenbruch des bisherigen Gewerkſchaftsſyſtems und 
dem Heranwachſen neuer Formen und für eine verantwortungsvolle Sozialpolitik 
reifer Menſchen liegt jene Übergangszeit, in der der Staat, oft mehr als es feinen 
Wünſchen entſpricht, in die Geſtaltung der ſozialen Verhältniſſe eingreifen muß. Er 
übt feinen Einfluß aus durch „ſoziale Statthalter“, die Reichstreuhänder der 
Arbeit, denen er zur Durchſetzung ſeines Willens ſcharfe Waffen, namentlich mit 
der ſozialen Ehrengerichtsbarkeit, in die Hand gegeben hat. Während ihrer ſozialen 
Arbeit und unter dem Schutze des von ihnen geſicherten Arbeitsfriedens werden die 
Organe der Selbſtverwaltung ausgebaut werden können, die ſchon heute im Geſetz 
ſelbſt (Sachverſtändigenausſchüſſe), vor allem aber in der mit Billigung des Führers 
und Reichskanzlers am Tage von Potsdam, dem 21. März 1935, zwiſchen den be⸗ 
teiligten Miniſtern und dem Reichsleiter der Deutſchen Arbeitsfront abgeſchloſſenen 
Leipziger Vereinbarung erkennbar werden. 


1. Die Reichstreuhänder der Arbeit 

Die Reichstreuhänder der Arbeit als ſtaatliche Behörden zur Lenkung des Arbeits. 
kebens find ſchon aus dem Recht der erſten Übergangszeit bekannt (vgl. oben Abſchnitt 
12g). Ihnen war bis zur geſetzlichen Neuordnung die Aufgabe übertragen, an Stelle 
der ausgeſchalteten Verbände die Arbeitsbedingungen zu regeln und auf Grund einer 
allgemeinen Generalermächtigung den Arbeitsfrieden zu ſichern, d. h. jede ſoziale 
Erſchütterung dem im Aufbau befindlichen Staat fernzuhalten. Jetzt ſind die Treu⸗ 
händer in den Verwaltungsapparat des Reichs endgültig eingegliedert. Sie haben 
die Amtsbezeichnung Reichstreuhänder der Arbeit erhalten. 


a) Sie find nicht nur Träger eines öffentlichen Amtes und Beamte im 
ſtaatsrechtlichen Sinne, ſondern auch ihrer perſönlichen Nechtsſtellung nach Beamte 
im Sinne des Reichsbeamtengeſetzes, werden daher vom Führer und Reichskanzler 
ernannt und unterſtehen der Dienſtaufſicht des Reichsarbeitsminiſters. Ihre Ein. 
ſetzung iſt durch § 18 zwingend vorgeſchrieben. Treuhänderämter werden für „größere 
Wirtſchaftsgebiete“ errichtet, deren Abgrenzung durch den Reichsarbeitsminiſter im 
Einvernehmen mit dem Reichswirtſchaftsminiſter und dem Reichsminiſter des Innern 
erſolgt (8 18). Zur Zeit beſtehen vierzehn ſolcher Treuhänderämter, deren Bezirke 
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nach den wirtſchaftlichen Zuſammenhängen und Erforderniſſen abgegrenzt find, im 
Zuge der geplanten Reichsreform jedoch den künftigen großen Verwaltungsbezirken 
des Reichs angepaßt werden dürften. Die Bezirke und die Sitze der Reichstreuhänder 
der Arbeit ſind durch die mehrfach abgeänderte Durchführungsverordnung vom 
1. März 1934 in der Faſſung vom 28. März 1935 beſtimmt. Die unten noch zu be- 
handelnden Aufgaben der Reichstreuhänder find von ihnen innerhalb des ihnen 
zugewieſenen Gebiets wahrzunehmen. Mögliche Aberſchneidungen werden durch 
beſondere Maßnahmen (fiehe unter Ziffer 2) ausgeglichen. 
Die Reichstreuhänder der Arbeit find an Richtlinien und Weiſungen der 
Reichsregierung gebunden, die ihnen durch den dafür zuſtändigen Reichsarbeits- 
miniſter übermittelt werden (8 18 Abſ. 2). Zwar verzichtet der neue Staat daraui, 
ſelbſt zu wirtſchaften. Er will jede ſchematiſche Reglementierung vermeiden. Das 
ſchließt allerdings nicht aus, daß er mit der den Treuhändern übertragenen Lohnpolitik 
auch eine gewiſſe Lenkung der wirtſchaftlichen Entwicklung vornimmt. Die Reichstreu- 
bänder der Arbeit verkörpern inſoweit den Willen der ſtaatlichen Wirtſchaftsführung. 
Deshalb können ſie nicht völlig unabhängige, etwa richterliche Perſönlichkeiten ſein. 
Ihre Aufgabe ift vornehmlich die Schaffung neuen Rechts, nicht die richterliche Aus⸗ 
legung. 
Ein ſelbſtändiger Verwaltungsunterbau der Reichstreuhänder iſt nicht vorgeſehen. 
Alle Behörden haben ihnen daher Amtshilfe zu leiſten (§ 25). Hilfskräfte find ihnen 
im Rahmen des Reichsetats in ausreichendem Maße zur Verfügung geſtellt. So kann 
ihnen der Reichsarbeitsminiſter neben den eigentlichen Sachbearbeitern, die langſam 
in das Beamtenverhältnis überführt werden, auch ſogenannte Beauftragte 
unterſtellen, denen durch den Miniſter ſelbſt oder durch die Treuhänder Treuhänder ⸗ 
aufgaben zur ſelbſtändigen, allerdings von Weiſungen abhängigen Erledigung über 
tragen werden können (8 21). 
Der Einfluß der Treuhänder auf die Geſtaltung der ſozialen Verhältniſſe ihrer 
Bezirke iſt durch Strafdrohungen doppelt geſichert. Die Verletzung der von 
ihnen innerhalb ihres Aufgabenkreiſes ſchriftlich erlaſſenen allgemeinen Anord ; 
nungen iſt unter öffentliche Strafe geſtellt (8 22). Dadurch iſt die Gewähr gegeben, 
daß ſie ſich auch hartnäckigen Sündern gegenüber wirkſam durchſetzen können. Anter 
Amſtänden iſt eine Verfehlung gegen ihre Weiſungen außerdem auch ehrengerichtlich 
zu ſühnen (8 36 Ziff. 4). 
b) Die Aufgaben der Reichstreuhänder der Arbeit find überaus vielſeitig. Sie 
haben in erſter Linie für die Erhaltung des Arbeitsfriedens in ihrem 
Wirtſchaftsgebiet zu ſorgen. Dabei iſt ſicherlich nicht an die Verhütung oder Bei⸗ 
legung von Arbeitskämpfen alten Stils gedacht, die im nationalſozialiſtiſchen Staat 
nicht vorkommen können. Gemeint iſt vielmehr die Erhaltung der guten Ordnung in 
den Betrieben und die Sicherung der Durchführung dieſer neuen Arbeitsordnung. 
So erklärt ſich denn auch, daß mit der Zuweiſung dieſer Aufgabe, den Arbeitsfrieden 
zu erhalten, nicht mehr — wie noch durch das ſchon erwähnte alte Treuhändergeſetz 
vom 19. Mai 1933 — den Treuhändern eine Generalermächtigung erteilt, ſondern 
ihnen nur das erſtrebenswerte Ziel vor Augen geführt iſt, während ihre Einzelauf- 
gaben „zur Erfüllung dieſer Aufgabe“ abſchließend umſchrieben find. So haben die 
Treuhänder der Arbeit (vgl. 8 19). 
über die Bildung und Geſchäftsführung der Vertrauensräte zu wachen und in 
Streitfällen über ihre Zuſammenſetzung und Tätigkeit zu entſcheiden, 
Vertrauensmänner bei Nichtzuſtandekommen einer betrieblichen Einſetzung zu 
berufen oder wegen mangelnder Eignung abzuberufen, 
in dem oben näher behandelten Beſchwerdeverfahren des 8 16 auf Anrufung durch 
die Mehrheit des Vertrauensrats über die beanſtandeten Maßnahmen des Führers 
des Betriebs zu entſcheiden. Sie können dabei die angefochtene Entſcheidung 
beſtätigen, abändern oder aufheben und aus erzieheriſchen Gründen auch die An⸗ 
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gelegenheit zu nochmaliger Beratung an den Vertrauensrat zurückgeben, 

bei größeren Entlaſſungen mitzuwirken und dabei auf eine Erhaltung der Arbeits- 
ſtätten bedacht zu fein (vgl. 8 20), 

die Durchführung der VBeſtimmungen über die Betriebsordnung zu überwachen 
(über die Betriebsordnung vgl. unten Abſchnitt III D 2), 

Richtlinien über die Geſtaltung der Arbeitsverhältniſſe zu erlaſſen und Zariford- 
nungen zur Regelung von Mindeſtbedingungen für die Arbeitsverhältniſſe feſtzu⸗ 
ſetzen (hierüber Näheres unten Abſchnitt III D 1 und 3) und ihre Durchführung zu 
überwachen, 

als Anklagebehörde bei der Durchführung der ſozialen Ehrengerichtsbarkeit mitzu- 
wirken (darüber Näheres unten Abſchnitt V) | 

und endlich nach näherer Anweiſung des Reichsarbeitsminiſters oder des Reich3- 
wirtſchaftsminiſters die Reichsregierung über die ſozialpolitiſche Entwicklung in 
ihren Wirtſchaftsgebieten zu unterrichten. 


Die beiden genannten Minifter können den Treuhändern im Rahmen der Geſetze 
weitere Aufgaben übertragen. 


Es find alſo ſehr vielſeitige Aufgaben, die das Geſetz dieſen „ſozial ⸗ 
politiſchen Statthaltern der Reichsregierung“ überträgt. Ihre Erfüllung ſetzt eine 
genaue Kenntnis der wirtſchaftlichen und ſozialen Verhältniſſe des ihnen anver- 
trauten Wirtſchaftsgebiets voraus. Sie verlangt aber auch Männer, die die Nöte 
und Sorgen der ſchaffenden Menſchen kennen, für ſie Verſtändnis haben und ſich 
niemals vom Volke ſelbſt entfernen. Schon jetzt hat ſich gezeigt, daß die Gewähr⸗ 
leiſtung des ſozialen Friedens in dem oben gezeigten Rahmen Vertrauen zu der 
Arbeit der Treuhänder vorausſetzt und daß dieſe mit die wichtigſten Perſönlichkeiten 
des neuen Staates geworden find. 


c) Gerade deshalb bedürfen die Reichstreuhänder der Arbeit der ſtändigen Beratung 
durch ſachkundige Perſonen, deren Rat ihnen die notwendige Kenntnis auf dem Gebiet 
der Technik oder der Wirtſchaft vermittelt. Infolgedeſſen ftellt ihnen das Geſetz 
Sachverſtändige zur Verfügung. Sie find in erſter Linie aus den Reihen der 
Deutſchen Arbeitsfront zu entnehmen, die ja gerade dazu berufen ift, geeignete Per⸗ 
ſönlichkeiten für die mannigfachen ſozialen Aufgaben des neuen Staates bereit zu 
ſtellen. Das Geſetz (§ 23) unterſcheidet zwiſchen dem Sach verſtändigen⸗ 
beirat und den Sach verſtändigenausſchüſſen. Der erſtere fol ſich aus 
Perſönlichkeiten der verſchiedenen Wirtſchaftszweige des Treuhänderbezirks zu⸗ 
ſammenſetzen und der Beratung des Treuhänders in allgemeinen und grundſätzlichen 
Fragen ſeines Aufgabengebiets dienen. Er iſt als ſtändige Einrichtung gedacht. Die 
Ausſchüſſe ſtehen dagegen für die Beratung im Einzelfalle zur Verfügung und beſtehen 
aus geeigneten Perſonen des gerade durch eine Entſcheidung des Treuhänders be⸗ 
troffenen Wirtſchaftszweigs. Alle Sachverſtändigen — Führer der Betriebe und 
Gefolgſchaftsangehörige in möglichſt gleicher Zahl — werden durch den Treuhänder 
berufen. Er entnimmt die Mitglieder des Sachverſtändigenbeirats zu mindeſtens drei 
Vierteln aus Vorſchlagsliſten der Deutſchen Arbeitsfront und wird ſich auch bei der 
Berufung der Ausſchüſſe mit dieſer in Verbindung ſetzen. 

Aus dieſen Sachverſtändigenausſchüſſen werden ſich vielleicht einmal die Keime einer 
künftigen Selbſtverwaltung im ſozialen Bereich entwickeln. Darauf deutet 
auch ihre Einſchaltung in den durch die unten noch zu behandelnde ſogenannte 
Leipziger Vereinbarung vollzogenen Selbſtverwaltungsaufbau hin. 

Bei der Tätigkeit der Sachverſtändigen kommt es auf den Sachverſtand, nicht auf die 
Vertretung einſeitiger Intereſſen an. Daher find die Sachverſtändigen durch feier. 
lichen Eid auf unparteiliche Amtsausübung zu verpflichten (8 24). Es liegt auf der 
Hand, daß dieſe Vereidigung die innere Einſtellung der beteiligten Menſchen zum 
Ausgleich natürlicher Gegenſätze verſtärken und den ſachlichen Wert ihrer Arbeit 
weſentlich erhöhen wird. Die Anhörung eines Sachverſtändigenausſchuſſes iſt bei der 
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Schaffung von Tarifordnungen und Richtlinien zwingend vorgeſehen (§ 32). Darüber 
hinaus wird aber der Reichstreuhänder ſich ihrer wertvollen Hilfe möglichſt weit⸗ 
gehend bedienen. 


2. Die Sondertreuhänder der Arbeit 

Zu den Aufgaben der RNeichstreuhänder der Arbeit gehört der Erlaß von Richtlinien 
für die Geſtaltung der Arbeitsverhältniſſe und von Tarifordnungen. Beide gehen in 
ihrem Geltungsbereich oftmals über das Treuhändergebiet hinaus. So wird es ſich 
bei der Zuſammenfaſſung von Betrieben zur kollektiven Regelung der Arbeitsbedin- 
gungen empfehlen, in ſich geſchloſſene Induſtriezweige nicht durch die Grenzen der 
Wirtſchaftsgebiete zerreißen zu laſſen, bei deren Feſtlegung nicht alle Wirtſchafts⸗ 
zweige und ihre räumliche Ausdehnung berückſichtigt werden konnten. Da nun aber 
ein Treuhänder grundſätzlich nur für den ihm zugewieſenen Amtsbezirk verantwortlich 
und zuſtändig iſt, mußte vom Geſetzgeber Vorſorge getroffen werden, daß wirtſchaft⸗ 
lich notwendige Maßnahmen unabhängig von den feſtgeſetzten Gebietsgrenzen ge- 
troffen werden können. Geht der Geltungsbereich von Richtlinien oder Tarifordnungen 
nur unweſentlich über den Bezirk des ſie erlaſſenden Treuhänders hinaus, ſo bleibt er 
zuſtändig, kann alſo in den Zuſtändigkeitsbereich des benachbarten Treuhänders hin- 
übergreifen. Ergeben ſich aber weſentliche Aberſchneidungen, fo beſtimmt der Reichs- 
arbeitsminiſter für die Regelung einen Son dertreuhänder der Arbeit (8 33), 
auf den im weſentlichen die für die beamteten Reichstreuhänder geltenden Beſtim⸗ 
mungen Anwendung finden. In der Regel werden die ordentlichen Treuhänder auch 
zu Sondertreuhändern beſtellt. Sie find dann bei der von ihnen zu treffenden 
Regelung nicht an die Grenzen ihres Bezirks gebunden. So regelt z. B. ein Reichs · 
treuhänder der Arbeit als beſtellter Sondertreuhänder die Arbeitsbedingungen für 
das Baugewerbe des ganzen Reichs, ein anderer diejenigen der vielen Betriebe 
der Reichsautobahn, ein dritter diejenigen der Lederinduſtrie des ganzen Reichs uſw. 


Der Reichsarbeitsminiſter kann aber auch Sondertreuhänder zur Erledigung be- 
ſtimmter Aufgaben beſtellen. So vertritt z. B. ein hoher Beamter der Staatsanwalt 
ſchaft als Sondertreuhänder ſtändig die Anklage vor dem Reichsehrengerichtshof. 


Anhang: Beſonderheiten für den öffentlichen Dienft 
Mehr als in der privaten Wirtſchaft ift es im ſogenannten öffentlichen Dienft (ſiehe 
oben S. 15) heute ſchon möglich, die Geſtaltung des ſozialen Lebens in die Betriebe 
oder Verwaltungen zu legen. Angeſichts der ſtändigen Dienſtaufſicht ſtaatlicher Ver. 
waltungsſtellen konnte auch davon abgeſehen werden, das betriebliche Leben der Auf- 
ſicht der „ſozialpolitiſchen Statthalter“ des gleichen Staates zu unterſtellen. Schon 
oben (fiehe S. 16) iſt hervorgehoben, daß im öffentlichen Dienft die Vertrauensräte 
nicht das Recht der Beſchwerde gegen unſozial erſcheinende Führerentſcheidungen er⸗ 
halten haben, ſondern etwa erforderlich werdende Beanſtandungen dem Dienſtvor. 
geſetzten melden ſollen, damit ohne Einſchaltung des Treuhänders für Abhilfe geſorgt 
werden kann. Auch hinſichtlich der ſonſtigen Geſtaltung der Arbeitsbedingungen läßt 
das Sondergeſetz vom 20. März 1934 noch ſtärker als das Geſetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit die Tendenz der betrieblichen Regelung erkennen. Zunächſt kann — 
wenn eine überbetriebliche Normenſetzung, d. h. eine Zuſammenfaſſung mehrerer 
Betriebe (oder Verwaltungen) zwecks gemeinſamer Feſtlegung der Arbeitsbedin - 
gungen erforderlich ſein ſollte — der Führer einer Gruppe von Verwaltungen oder 
Betrieben, die einer gemeinſamen Verwaltung oder Dienſtaufſicht unterſtehen, in einer 
gemeinſamen Dienſt. (Betriebs.) Ordnung die Arbeitsbedingungen regeln. So kann 
z. B. der Generaldirektor der Deutſchen Reichsbahn eine ſolche gemeinſame Dienſt. 
ordnung für alle Reihsbahnbetriebe und verwaltungen erlaſſen, deren Beſtimmungen 
für alle Reichsbahnangehörigen rechtsverbindlich ſind. Sollten jedoch für Gruppen 
von Verwaltungen und Betrieben des öffentlichen Dienſtes Richtlinien oder Tarif. 
ordnungen erforderlich werden, fo können dieſe von Son dertreuhändern für 
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den öffentlichen Dienſt nach Beratung in beſonderen Sachverſtändigen⸗ 
ausſchüſſen erlaſſen werden. Die Sondertreuhänder werden von Fall zu Fall durch den 
Reichsarbeitsminiſter beſtellt. So regelt z. B. ein Sondertreuhänder die Arbeits- 
bedingungen der Angeſtellten und Arbeiter der Verwaltungen des Reichs, der Länder 
und der Gemeinden, ein anderer diejenigen der in öffentlichen Banken und Sparkaſſen 
Beſchäftigten uſw. Keine Sonderregelung darf aber, ſoweit es ſich um Betriebe mit 
wirtſchaftlichen Zwecken handelt, die allgemeinen Wettbewerbsgrundlagen verſchieben. 
Denn tritt die öffentliche Hand ſchon einmal in Wettbewerb mit der privaten Wirt⸗ 
ſchaft, müſſen die Bedingungen für ihn die gleichen ſein. Der Staat darf die ihm 
verliehene Machtſtellung niemals zu einer auf von ihm ſelbſt geſetzten günſtigeren 
Grundlagen aufgebauten Konkurrenz gegenüber der ſogenannten freien Wirtſchaft 
ausnutzen. Eine Neugeſtaltung des Rechts für die öffentlichen Betriebe und Ver⸗ 
waltungen iſt in Vorbereitung. Ein hauptamtlich tätiger Reichstreuhänder für den 
öffentlichen Dienſt iſt vorgeſehen. 


3. Die Organe der fjeimarbeit 


„Der Heimarbeit gilt der beſondere Schutz des Reichs“ (§ 1 des Geſetzes über die 
Heimarbeit vom 23. März 1934). Den in Heimarbeit Beſchäftigten iſt eine ange 
meſſene Vergütung für ihre Arbeitsleiſtung zu ſichern. 


Heimarbeiter find diejenigen Volksgenoſſen, die vornehmlich im eigenen Heim 
für fremden Marktbedarf arbeiten, ohne ſelbſt auf den Markt zu treten. Sie find 
wirtſchaftlich faſt ausnahmslos ſchlecht geſtellt. Als Gewerbetreibende allerkleinſten 
Ausmaßes find fie zwar äußerlich ſelbſtändig, in Wahrheit aber von ihren Auftrag- 
gebern, wiederum meiſt Anternehmern kleinſten Grades ohne Kapitalkraft, völlig 
abhängig. Ihr Arbeitsgebiet umfaßt Waren oder Herſtellungsvorgänge, die mit der 
techniſchen Entwicklung nicht Schritt gehalten haben oder keinen hohen Preis ver- 
tragen. Das bedingt geringe Entgelte, die wiederum das traurige Los der Heim- 
arbeiter zur Folge haben. Lange hat man überlegt, ob die Ausmerzung der Heim ; 
arbeit nicht der beſte Weg ſei, um das vielfach hervortretende Elend zu beſeitigen. 
Die Reichsregierung Adolf Hitlers hat dieſe Frage jedoch mit Entſchiedenheit 
verneint. Einmal finden etwa 600 000 Volksgenoſſen in der Heimarbeit ein wenn 
auch kärgliches Brot. Viele ärmliche Gebirgsgegenden leben nur von ihr. Wo der 
Aufbau einer Induſtrie in Gegenden mit ſchlechter Verkehrslage nicht möglich iſt, da 
greifen die in dürftiger Landwirtſchaft nicht oder nicht voll verwendbaren Arbeits- 
hände zur Heimarbeit, zumal dann, wenn andere Arbeitsgelegenheit nicht vorhanden 
iſt. Vielfach iſt ſie auch ſogenannte Füllarbeit, wenn der bäuerliche oder gewerbliche 
Hauptberuf nicht genug abwirft, um den Lebensunterhalt zu decken. Weiter bietet ſie 
eine Erwerbsgelegenheit für halbe Kräfte, die nicht mit dem Einſatz voller Arbeits 
fähigkeit auf dem Arbeitsmarkt auftreten können. Alle jo tätigen Menſchen über- 
nehmen immerhin eine wenn auch beſcheidene Arbeitsaufgabe und leiſten damit einen 
kleinen Dienſt an der nationalen Wirtſchaft. Die Reichsregierung hat jedenfalls 
ihre volle Exiſtenzberechtigung anerkannt, ſie ihres beſonderen Schutzes verſichert und 
angeordnet, daß ihnen eine angemeſſene Vergütung zuteil werden müſſe. 


Für dieſen Entgeltſchutz mußten beſondere Formen gefunden werden. Denn die Heim- 
arbeiter leiſten ja ihre Arbeit nicht im Rahmen eines gewöhnlichen Arbeitsverhält- 
niſſes. Deshalb ſind die Grundſätze, die bisher für die Ordnung der Arbeit beſprochen 
ſind, auf ihre Tätigkeit in der Regel nicht anwendbar. Betriebliche Regelungen ſind 
meiſt unmöglich, denn nur in Ausnahmefällen gehören Heimarbeiter zur Gefolgſchaft 
eines Betriebs. Die Sicherung eines angemeſſenen Entgelts kann daher überwiegend 
nur durch überbetriebliche, beſſer kollektive Maßnahmen erfolgen. Die Tariford⸗ 
nung iſt der vorgezeichnete Weg. And ſo ſpielt ſie denn in der Heimarbeit für die 
Regelung der Beziehungen des Heimarbeiters zu ſeinem Auftraggeber, insbeſondere 
für die Entgeltfeſtſetzung die entſcheidende Rolle. Ihr Erlaß iſt weſentlich erleichtert. 
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Während ſie ſonſt nur eine Ausnahme bilden und nur erlaſſen werden ſoll, wenn ſie 
zum Schutz der Beſchäftigten zwingend geboten iſt, ift ihr Erlaß für den Bereich der 
Heimarbeit ſchon dann vorgeſehen, wenn innerhalb eines Gewerbes Heimarbeit in 
nennenswertem Amfang geleiſtet wird und dafür offenbar unzulängliche Entgelte 
gezahlt werden (8 21 Heimarb®). Sie iſt damit zur Regel geworden. Erfreulicher⸗ 
weiſe haben die bisherigen Erfabrungen gezeigt, daß dieſe ſorgſam abgewogenen, 
in Sachverſtändigenausſchüſſen eingehend beratenen Tarifordnungen, deren Inne 
baltung durch Straf- und Bußdrohungen ausreichend gefichert iſt, die ihnen zugeteilte 
Aufgabe voll erfüllt haben. In knapp 3 Jahren ift das Elend in der Heimarbeit be- 
ſeitigt, dieſe iſt neu geordnet und die in ihr Tätigen haben neue Zuverſicht gewonnen. 


Naturgemäß erforderte die Aufgabe der Betreuung der Heimarbeit organiſatoriſche 
Maßnahmen, die wegen der Vielgeſtaltigkeit der Heimarbeit nicht ganz einfach ſein 
konnten. Polizeibehörden und Gewerbeaufſicht find zur Mitarbeit berufen. 
Eine beſonders wichtige Rolle kommt zumal für den Entgeltſchutz den Reichstreu - 
bändern der Arbeit zu. Sie find innerhalb ihres Wirtſchaftsgebiets auch für 
die Heimarbeit zuſtändig. Ihre Aufgaben verſehen unter ihrer Leitung befondere 
Beauftragte für Heimarbeit. Aberwiegend wird aber von der dem 
Reichsarbeitsminiſter verliehenen Befugnis Gebrauch gemacht, Son dertreu ; 
händer für die einzelnen Zweige der Heimarbeit zu beſtellen. Sie betreuen 
den ihnen zugewieſenen Gewerbezweig in der Regel für das ganze Reich und werden 
dadurch in den Stand geſetzt, ſich mit allen Einzelheiten vertraut zu machen und bei 
ihren Maßnahmen auch die wirtſchaftlichen Erforderniſſe in mehreren Treuhänder ⸗ 
gebieten zu berüdfihtigen. Zu ihrer Beratung in allen Fragen der Heimarbeit be- 
rufen die Reichstreuhänder der Arbeit und die Sondertreuhänder Sach verſtän 
digenausſchüſſe für Heimarbeit, in denen neben den Beteiligten auch 
die Gewerbeaufſicht vertreten iſt. 


Es iſt hier nicht der Ort, im einzelnen das Necht der Heimarbeit darzuſtellen, obwobl 
ihre rechtliche Ordnung überaus intereſſante Probleme organiſatoriſcher, wirtichatt- 
licher und ſozialer Art aufgeworfen hat. Abſchließend darf nur darauf verwieſen 
merden, daß es gelungen iſt, der Not der Heimarbeit Herr zu werden und ſie vor den 
ihr drohenden mannigfachen Gefahren ausreichend zu ſchützen. Das zu erreichen, war 
der Zweck des von der Reichsregierung erlaſſenen Geſetzes über die Heimarbeit. 


C. Die ſoziale Selbftuerwaltung 


Die alles beherrſchende Grundlage der neuen, durch das Geſetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit und ſeine Nebengeſetze vollzogenen Ordnung der Arbeit iſt die 
Gemeinſchaft. Zur Gemeinfhaftsgefinnung ſollen die ſchaffenden Volksgenoſſen 
erzogen werden, die Gemeinſchaft ſelbſt iſt ſchon heute der ſichtbare Ausdruck der Zu ⸗ 
ſammenarbeit von Führer und Gefolgſchaft. Aus der Idee der Gemeinſchaft wird 
auch die ſoziale Selbſtverwaltung entſtehen, die, wie ſchon mehrfach betont wurde, das 
Ziel der Geſtaltung des Arbeitslebens iſt. Der Nationalſozialismus will auch im 
Wirtſchaftsleben die Werte der Perſönlichkeit und der Einzelleiſtung in den Vorder⸗ 
grund rücken und die freien, nur durch Verantwortung vor der Geſamtheit gebändigten 
Kräfte des Wirtſchaftslebens ſoweit wie möglich zur Entfaltung gelangen laſſen. Er 
lehnt es daher ab, über das notwendigſte Maß hinaus die Entſcheidungsfreiheit der 
wirtſchaftenden Menſchen einzuſchränken, und erſtrebt, nach einer der Ambildung und 
Erziehung zur ſozialiſtiſchen Gemeinſchaftsgeſinnung dienenden Abergangszeit die 
ſoziale Verantwortung in die Hände der Beteiligten zu legen und durch die Schaffung 
einer Selbſtverwaltungsgemeinſchaft Volk und Staat auf ſozialem Gebiete noch fefter 
aneinander zu binden. Eine Darſtellung der neuen Ordnung der Arbeit kann daher 
an den ſchon erkennbaren Keimzellen der neuen Selbſtverwaltung nicht vorübergehen.) 


1) Sum Ratioigenben vgl. insbeſondere Krauſe, Organiſation von Arbeit und Wirtſchaft, 
Berlin 1935. 5. Aufl. 
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1. Die Deutſche Arbeitsfront 

Trägerin der Selbſtverwaltung wird die Deutſche Arbeitsfront ſein. In ihr ſoll nach 
dem Willen des Führers (Verordnung vom 24. Oktober 1934 und Erlaß vom 
21. März 1935) die Volksgemeinſchaft durch den Zuſammenſchluß aller ſchaffenden 
Menſchen ihren fihtbaren Ausdruck finden. Schon mit dieſer Zielſetzung iſt fie nach 
Zerſchlagung der klaſſenkämpferiſchen Verbände der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
im Mai 1933 gegründet worden und wurde ſo die Wegbereiterin der neuen Ordnung 
des Arbeitslebens. Sie ſoll und will den Gemeinſchaftsgedanken als oberſtes Geſetz 
im Volke durchſetzen und der Bildung einer wirklichen Volks. und Leiſtungsgemein⸗ 
ſchaft dienen. 

Verfaſſung, Organiſation und Rechtsform der Arbeitsfront haben noch nicht ihre end ⸗ 
gültige Regelung gefunden. Sie beſitzt zur Zeit noch keine eigene Rechtsperſönlichkeit, 
gehört aber zu den „der NSDAP angeſchloſſenen Verbänden“, denen fie nach $ 3 der 
Verordnung zur Durchführung des Geſetzes zur Sicherung der Einheit von Partei 
und Staat vom 29. März 1935 verliehen werden kann. Dieſe Verleihung ſteht noch 
aus. Die Entwicklung des Aufbaus iſt alſo noch nicht ganz abgeſchloſſen, was 
angeſichts der gewaltigen Größe diefer jungen Organiſation verſtändlich erſcheint. 


In der Arbeitsfront find als Einzelmitglieder die ſchaffenden Deutſchen der 
Stirn und der Fauſt zuſammengeſchloſſen. Die Mitgliedſchaft iſt frei ⸗ 
willig, aber doch eine überwiegend ſchon jetzt erfüllte Ehrenpflicht. Außer der 
Einzelmitgliedſchaft kennt die Arbeitsfront auch den kor porativen Beitritt, 
den die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft und des Verkehrsgewerbes, der 
Reichsnährſtand und die Reichskulturkammer vollzogen haben, der aber die Einzel- 
mitgliedſchaft ihrer Angehörigen nicht erſetzt. Die Arbeitsfront iſt regional in 
Gau-, Kreis- und Ortsgruppenwaltungen, ſach lich in Reichsbetriebsgemeinſchaften 
gegliedert, die die Angehörigen der einzelnen Wirtſchaftszweige in Reichs, Gau -, 
Kreis- und Ortsbetriebsgemeinſchaften zuſammenfaſſen, deren unterſte Gliederung die 
Betriebsgemeinſchaft, alſo die Zuſammenfaſſung aller Angehörigen eines Betriebs, iſt. 
Nach 8 7 der Verordnung des Führers vom 24. Oktober 1934 hat die Arbeitsfront 
den Arbeitsfrieden dadurch zu ſichern, daß bei den Betriebsführern das 
Verſtändnis für die berechtigten Anſprüche ihrer Gefolgſchaft, bei den Gefolgſchaften 
das Verſtändnis für die wirtſchaftliche Lage ihres Betriebs geſchaffen wird. Sie hat 
weiter zwiſchen den berechtigten Intereſſen aller Beteiligten den Ausgleich zu finden, 
der nationalſozialiſtiſchen Grundſätzen entſpricht, für die Berufsſchulung Sorge zu 
tragen und die Aufgaben zu erfüllen, die ihr durch das Geſetz zur Ordnung der 
nationalen Arbeit übertragen wurden. So muß ſie die zu Vertrauensmännern und 
Sachverſtändigen geeigneten Perſonen ſtellen und für die Beſetzung der zahlreichen 
ſozialen Ehrenämter Sorge tragen. Weitere ſozial beſonders bedeutungsvolle Auf- 
gaben ergeben ſich aus der Betreuung der NS. Gemeinſchaft „Kraft durch Freude“. 
Dieſe kurze Aufzählung kann naturgemäß nur einen kleinen Ausſchnitt aus dem ge- 
ſamten Tätigkeitsbereich der Arbeitsfront zeigen. Das ſtändig pulfierende Leben in 
den Betrieben ſtellt ftändig neue Aufgaben. Von allen die wichtigſte bleibt die Her- 
ſtellung einer engen, täglich feſter geſchmiedeten Gemeinſchaft des ganzen ſchaffenden 
Volkes, auf der die ſoziale Selbſtverwaltung aufgebaut werden kann. 


2. Die Organifation der irtſchaſt') 

Der Staat hat auch die Aufgabe, die Geſamtwirtſchaft zu führen und ſie auf die 
Lebensnotwendigkeiten von Volk und Staat, d. h. wiederum auf die Belange der Ge. 
meinſchaft, auszurichten. Wie in der Sozialpolitik ift auch in der Wirtſchaftspolitik 
das Ziel die Selbſtverwaltung der Beteiligten. Dieſes Ziel iſt bereits jetzt organi- 
ſatoriſch in der neuen Wirtſchaftsverfaſſung zum Ausdruck gekommen, deren Grund⸗ 
ſtein gelegt iſt durch die Organiſation 


) Vgl. hierzu Band III Heft 44 dieſes Handbuchs: Poſſe, Die deutſche Wirtſchaft. 
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1. der gewerblichen Wirtſchaft (Geſetz vom 27. Februar 1934 mit Durchführungs⸗ 
verordnung vom gleichen Tage), d. h. von Induſtrie, Handwerk (dazu Geſetz vom 
29. November 1933 nebſt mehreren Durchführungsverordnungen), Handel, Banken, 
Verſicherungen und Energiewirtſchaft, 

2. des Verkehrsgewerbes (Verordnung vom 25. September 1933), 

3. des Reichsnährſtandes (Geſetz vom 13. September 1933 nebſt zahlreichen Durch. 
führungsverordnungen) und 

4 der Reichskulturkammer (Geſetz vom 22. September 1933 nebſt zahlreichen Durch- 
führungsverordnungen). 


Es kann nicht Gegenſtand einer Darſtellung des Arbeitsrechts ſein, dieſe Organi- 
ſationen im einzelnen zu behandeln. Ihre Aufgaben ſind zahlreich, liegen aber nicht 
auf ſozialpolitiſchem Gebiet. Ihre Tätigkeit wird für den Arbeitsrechtler aber von 
Bedeutung, ſobald ſie ſich auf die Zuſammenſührung der Menſchen zur ſozialen 
Selbſtverwaltung erſtreckt. 


3. Die Selbftuerwaltungsgemeinjchaft von Arbeit und WWirtjchaft 

Allen Organiſationen der Arbeit und der Wirtſchaft ift gemeinſam, daß fie ihre Auf- 
gaben nicht wie eigennützige Intereſſentengruppen wahrnehmen dürfen, ſondern ſich 
in den Dienſt der Volksgemeinſchaft zu ſtellen haben. Im Dienſte dieſer großen Ge- 
meinſchaft dürſen fie nicht wie die früheren Verbände der Arbeitgeber und Arbeit. 
nehmer gegeneinander, ſondern müſſen füreinander arbeiten. In ihrer gemeinichaft- 
lichen Arbeit ſoll — hier intereſſiert nur das ſoziale Gebiet — die Selbſtverwaltung 
reifen, die als Ziel der Ordnung der Arbeit ſchon mehrfach angedeutet wurde. Immer 
wieder muß betont werden, daß es nicht der Wille des Staates iſt, das Arbeitsleben 
zu reglementieren. Vielmehr will er Anternehmer, Arbeiter und Angeſtellte zur Ge⸗ 
meinſchaftsarbeit erziehen und ihnen die Verantwortung für ihr Schickſal übertragen. 
Wenn er ſich ſelbſt jetzt noch ſtark (durch die Reichstreuhänder der Arbeit) einſchaltet. 
ſo geſchieht das, um einen Abergangszeitraum zu überbrücken und die Beteiligten auf 
die ſchwere Bürde ihrer neuen Aufgaben vorzubereiten. Anfänglich ſtand nun die 
Deutſche Arbeitsfront ohne innere Verbindung neben den großen Wirtſchaftsorgani⸗ 
ſationen, namentlich der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft. Während bei der 
Arbeitsfront der Schwerpunkt auf dem Gebiet der Sozialpolitik liegt, verſieht die 
Organiſation der gewerblichen Wirtſchaſt Aufgaben der Wirtſchaftspolitik. Beide find 
im neuen Reich nicht zu trennen, das nur das Wohl der Gemeinſchaft kennt. Aus 
dieſer Erkenntnis und um unter allen Amſtänden das Entſtehen neuer Gegenſätze un- 
möglich zu machen, iſt die Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft im März 1935 ın 
die Deutſche Arbeitsfront korporativ eingetreten. Gleichzeitig wurden die organi⸗ 
ſatoriſchen Folgerungen durch die „Leipziger Vereinbarung“ gezogen, die zwiſchen 
dem Reichswirtſchaftsminiſter, dem Reichsarbeitsminiſter und dem Reichsleiter der 
Deutſchen Arbeitsfront abgeſchloſſen und auf der Reichstagung der Arbeitsfront in 
Leipzig am 26. März 1935 verkündet iſt Ihr iſt am 22. Juli 1935 der Reichs- 
verkehrsminiſter für die ihm unterſtehende Organiſation des Verkehrsgewerbes bei- 
getreten. Der Führer hat ſie mit Erlaß vom 21. März 1935 ausdrücklich gebilligt, da 
ſie nach ſeinen Worten den Willen zur Gemeinſchaftsarbeit an die Spitze ſtellt. Mit 
ihr find die Grundlagen der neuen ſozialen Selbſtverwaltungsgemeinſchaft geſchaffen. 
Ihre Gliederung und ihre Aufgaben find feſtgelegt. Die Durchführung des Neu- 
aufbaus bis zu den letzten Antergliederungen wird allerdings noch längere Zeit 
dauern, wenn auch ſchon weitgehende organiſatoriſche Maßnahmen getroffen ſind. 
Zunächſt hat die Deutſche Arbeitsfront in Ausführung der Vereinbarung die 
Reichsarbeits kammer gebildet, die ſich aus den Leitern der Reichsbetriebs. 
gemeinſchaften, den Leitern der Amter des Zentralbüros der Arbeitsfront und Einzel- 
perfonen zuſammenſetzt und ihr vom Reichsleiter der Deutſchen Arbeitsfront über 
tragene Arbeiten zu leiſten hat. Als gebietliche Mittelinſtanzen hat der Reichsleiter 
der Arbeitsfront achtzehn Arbeits kammern eingeſetzt, deren Bezirke denen der 
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Wirtſchaftskammern in der Organiſation der gewerblichen Wirtſchaft entſprechen. 
Mitglieder der Arbeitskammern ſind die zum Gebiet der Arbeitskammer gehörenden 
Gauobleute, von jeder Reichsbetriebsgemeinſchaft ein Gaubetriebsgemeinſchafts. 
walter, einige Kreisobleute und Einzelperſonen, außerdem auf Grund befonderer 
Vereinbarung Vertreter des Neichsnährſtandes und der Deutſchen Rechtsfront. 
Die Gemeinſchaftsorgane, in denen nun die Deutſche Arbeitsfront und die 
Organiſationen der gewerblichen Wirtſchaft und des Verkehrsgewerbes ſowie auch 
des Reichsnährſtandes zum gemeinſamen Schaffen verbunden find, find in der Spitze 
der Reichsarbeits und Wirtſchaftsrat, in der Mittelinſtanz die Be⸗ 
zirksarbeits- und Wirtſchaftsräte und ſchließlich örtliche Arbeits. 
ausſchüſſe. Das betriebliche Gemeinſchaftsorgan iſt der Vertrauens rat. 

Der Reichs arbeits- und Wirtſchaftsrat beſteht nach der Leipziger 
Vereinbarung aus dem Beirat der Reichswirtſchaftskammer, in dem auch der Reichs- 
nährſtand vertreten iſt, und der Reichsarbeitskammer ſowie Vertretern des Verkehrs- 
gewerbes. Er iſt durch den Präſidenten der Reichswirtſchaftskammer und den 
Reichsleiter der Deutſchen Arbeitsfront einzuberufen. Aufgabe dieſes Gremiums 
iſt vor allem die Ausſprache über gemeinſame wirtſchaftliche und ſozialpolitiſche 
Fragen und die Herſtellung einer vertrauensvollen Zuſammenarbeit. 

Den 18 Bezirksarbeits. und Wirtſchaftsräten, gebildet aus den Beiräten der Be⸗ 
zirkswirtſchaftskammern und den Arbeitskammern der Deutſchen Arbeitsfront, ſind 
die gleichen Aufgaben in ihren bezirklichen Gebieten zugewieſen. 

Die für die Gemeinſchaftsarbeit weſentlichen Organe der durch die Leipziger Ver- 
einbarung begründeten Selbſtverwaltungsgemeinſchaft find die Arbeits aus - 
ſchüſſe. Sie find überbetriebliche Organe und werden von den Reichsbetriebs. 
gemeinſchaften und deren örtlichen Antergliederungen für einzelne Tarifgebiete er⸗ 
richtet. In ihnen find Betriebsführer und Gefolgſchaftsmitglieder (höchſtens je 6) 
des der Reichsbetriebsgemeinſchaft entſprechenden Wirtſchaftszweiges in gleicher Zahl 
zuſammengefaßt. Am die enge Verbindung mit den Organen des Geſetzes zur 
Ordnung der nationalen Arbeit, d. h. die Verbindung der Selbſtverwaltung mit dem 
ſtaatlichen Aufbau, herzuſtellen, muß mindeſtens die Hälfte der Mitglieder des für 
den Wirtſchaftszweig beim Treuhänder der Arbeit gebildeten Sachverſtändigen⸗ 
ausſchuſſes entnommen werden. Dieſe Arbeitsausſchüſſe find reine Selbſtverwal⸗ 
tungsorgane. Sie haben die Aufgabe, einen gerechten ſozialen Aus 
gleich herbeizuführen und die ſozialen Fragen zu erörtern, die Betriebsführern und 
Gefolgſchaftsmitgliedern gemeinſam ſind. Dazu gehören insbeſondere die über⸗ 
betrieblichen Angelegenheiten, die nach den Beſtimmungen des Geſetzes zur Ordnung 
der nationalen Arbeit der alleinigen Entſcheidung des Treuhänders der Arbeit unter- 
liegen. Ein Entſcheidungsrecht ſteht den Ausſchüſſen nicht zu. Dennoch wird ihre 
Tätigkeit von großer Bedeutung ſein; ſie werden viele Dinge durch gemeinſame Be⸗ 
ſprechung klären und bereinigen, damit Entſcheidungen überflüffig machen oder doch 
weſentlich vorbereiten und vereinfachen. 

Die Selbſtverwaltung der Beteiligten iſt noch im Bau begriffen und erſt im äußeren 
Rahmen erkennbar. Aber ſchon jetzt ſchafft fie die Grundlagen der künftigen Arbeit, 
indem fie die Menſchen zueinander führt und fie erkennen lehrt, daß nur in der Ge- 
meinſchaft ſich die Ordnung der Arbeit vollziehen kann. 


Ill. Arbeitsuertragsrecht 


Das einzelne Arbeitsverhältnis ſteht zwar im allgemeinen in der Betriebsgemein⸗ 
ſchaft und erlangt erſt auf dieſem Wege die Fülle feiner Rechtsbeziehungen und 
feiner Geſtaltung. Insbeſondere wirkt ſich die höhere Ordnung der Betriebsgemein⸗ 
ſchaft auf die Formung des Arbeitsverhältniſſes durch die Betriebsordnungen aus 
(ſiehe unten D), und weiter wird es beim Vorhandenſein von Tarifordnungen weſent⸗ 
lich auch durch dieſe beſtimmt. Gleichwohl kommt dem einzelnen Arbeitsverhältnis, 
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das von Perſon zu Perſon beſteht, eine ſehr weſentliche Bedeutung zu. Man muß 
ſich dabei immer nur vor Augen halten, daß der Schwerpunkt der neuen Arbeits- 
verfaſſung nicht im einzelnen Arbeits verhältnis, ſondern in den zur Betriebsgemein⸗ 
ſchaft zuſammengefaßten Arbeitsverhältniſſen liegt. 

Jedenfalls beſteht für die Geſetzgebung bei dieſer Bedeutung des einzelnen Arbeits- 
verhältniſſes die Notwendigkeit, die Rechtsbeziehungen der beiden im einzelnen 
Arbeitsverhältnis zuſammengeſchloſſenen Perſonen von Perſon zu Perſon zu regeln. 
Auf dieſe Art entſteht derjenige Teil des geſamten Arbeitsrechts, der herkömmlicher 
weiſe ſyſtematiſch als „Arbeits vertragsrecht“ bezeichnet zu werden pflegt. 
Wenn hier ebenfalls dieſe Sammelbezeichnung gewählt iſt, ſo ſoll aber damit noch 
nicht Stellung zu der Grundfrage genommen fein, ob das einzelne Urbeitsverhältnig 
als Vertrag anzuſehen iſt und welche Rechtsnatur es grundſätzlich hat, insbeſondere 
ob es ein ſchuldrechtliches oder im deutſchrechtlichen Sinn perſonenrechtliches Rechts- 
verhältnis iſt. Hierüber wird ſogleich Näheres zu ſagen ſein (ſiehe unten B). 
Zuvor ſei auf die Rechtsquellen eingegangen, in denen zur Zeit das Arbeitsvertrags - 
recht geregelt iſt. 


A. Die Rechtsquellen des Arbeits vertragsrechts 
Das gegenwärtige Arbeitsvertragsrecht iſt noch nicht einheitlich geregelt. Es findet 
ſich vielmehr ſehr zerklüftet in den verſchiedenſten Einzelgeſetzen. Dies beruht 
im weſentlichen darauf, daß die einzelnen Antergebiete des Arbeitsvertragsrechts in 
der hiſtoriſchen Entwicklung zu verſchiedenen Zeiten und auch im Zuſammenhang mit 
verſchiedenartigen Geſetzgebungswerken in Angriff genommen wurden, ſo z. B. der 
Dienſtvertrag des Handlungsgehilfen als Abſchnitt des Handelsgeſetzbuchs, zu 
anderer Zeit der gewerbliche Arbeitsvertrag als Beſtandteil der Gewerbeordnung. 
wieder zu anderer Zeit der allgemeine Dienſtvertrag als Teil des Bürgerlichen Ge- 
ſetzbuchs. Aus dieſer verſchiedenen zeitlichen Eniſtehung erklärt ſich auch in vielem eine 
innerlich nicht gerechtfertigte Verſchiedenheit in der Regelung gleichartiger Fragen. 
Dazu kommt als Beſonderheit des Arbeitsvertragsrechts, daß es nicht nur Rechts 
normen in Geſetzen ſelbſt ſind, die das Arbeitsvertragsrecht beſtimmen, ſondern daß 
in weitgehendem Amfang hierfür Sonderrechtsnormen beſtehen, die nach dem Geſetz 
zur Ordnung der nationalen Arbeit als Tarifordnungen durch die Reichstreu⸗ 
händer der Arbeit oder als Betriebsordnungen durch die Betriebsführer 
ergehen. 
Eine Betrachtung des Arbeitsvertragsrechts hat deshalb einerſeits die geſetzlichen 
Rechtsquellen und anderſeits die Tarifordnungen und Betriebsordnungen darzu⸗ 
ſtellen. Dazu kommen dann noch in abgeſchwächter Form die Richtlinien der Treu ; 
händer, die zwar keine bindenden Rechtsnormen ſind, aber dennoch die Geſtaltung 
des Arbeitsvertrags weſentlich beeinfluſſen. Die nachſtehende Darſtellung wird daher 
in zwei größere Anterteile gegliedert werden, von denen der eine das Arbeitsver- 
tragsrecht, wie es aus dem Geſetz als Quelle ftrömt, und der andere die Tariſ⸗ 
ordnungen, Betriebsordnungen und die Treuhänderrichtlinien behandelt. 
Vorauszuſchicken iſt, daß ein neues Geſetz über das Arbeits verhält 
nis in Bearbeitung iſt, das eine im weſentlichen einheitliche Behandlung des 
Arbeitsverhältniſſes vorausſichtlich für alle abhängigen Arbeitsverhältniſſe bringen 
wird. Ein Entwurf hierzu iſt als Material für die Geſetzgebung von dem Arbeits- 
rechtsausſchuß der Akademie für Deutſches Recht ausgearbeitet und dem federführen- 
den Reichs und Preußiſchen Arbeitsminiſterium unterbreitet worden. 
Die wichtigſten Einzelgeſetze arbeitsvertraglichen Inhalts, die zur Zeit gelten, ſind 
folgende: = 
a) Der gewerbliche Arbeitsvertrag ift in der Gewerbeordnung be- 
handelt, und zwar findet er ſeine Stätte dort im Titel VII. Erfaßt werden von den 
dortigen Vorſchriften diejenigen Perſonen, die in einem der Gewerbeordnung unter- 
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ſtehenden Betrieb für die Zwecke des Gewerbebetriebs als Geſellen, Gehilfen, Lehr. 
linge, Betriebsbeamte, Werkmeiſter, Techniker, Fabrikarbeiter oder in ähnlicher 
Stellung beſchäftigt werden. Nicht unter die Regeln des gewerblichen Arbeits- 
vertrags fallen daher insbeſondere die Land. und Forſtwirtſchaft, Bergbau, Eiſen⸗ 
bahnunternehmungen. Ob Gärtnerei hierher gehört, iſt eine viel erörterte Streit. 
frage. Es wird darauf ankommen, ob im weſentlichen eine künſtliche Beeinfluſſung 
der Pflanzenaufzucht ſtattfindet, oder ob eine natürliche Bewirtſchaftung des Grund 
und Bodens vorliegt. Im erſteren Fall rechnet die Gärtnerei zum Gewerbe, im 
letzteren zur Landwirtſchaft. 


b) Als zweite größere Gruppe von arbeitsvertraglichen Rechtsnormen iſt die Rege ⸗ 
lung des Rechts der Handlungsgehilfen in den 88 59 ff. HGB zu nennen. 
Weiterhin gehören hierher auch die dortigen Vorſchriften über Handlungslehrlinge. 


Für den Begriff Handlungsgehilfe iſt die Begriffsbeſtimmung des 8 59 
HGB auch ſonſt im Arbeitsrecht maßgeblich. Danach iſt Handlungsgehilfe, wer in 
einem Handelsgewerbe zur Leiſtung kaufmänniſcher Dienſte gegen Entgelt beſtellt iſt. 
Auch der Begriff Handelsgewerbe richtet ſich hierbei nach den Vorſchriften des 
Handelsgeſetzbuchs. Zurückzugehen iſt auf die 88 1 ff. HGB. Der Begriff kauf- 
männiſche Dienſte, der vom Geſetz nicht näher erläutert wird, richtet ſich nach der 
Verkehrsfitte. Die Praxis nimmt insbeſondere diejenigen Tätigkeiten aus, die nur 
mechaniſch find (vgl. Entſcheidung des Reichsarbeitsgerichts in der Arbeitsrechts⸗ 
Sammlung Band 3 S. 188). Im allgemeinen kann man die Tätigkeit beim Verkauf 
wie auch beim Einkauf, ferner insbeſondere die Buchhaltungsgeſchäfte, Schriftwechſel 
und Kaſſengeſchäfte als kaufmänniſch anſehen. 

Die nichtkaufmänniſchen Beſchäftigten find alſo auch innerhalb des Handelsgewerbes 
keine Handlungsgehilfen. Sie werden gewöhnlich als Gewerbegehilfen bezeichnet. 
Der Begriff des Handlungslehrlings iſt dahin zu faſſen, daß man hierunter 
diejenigen Perſonen zu verſtehen hat, die ſich in einer geregelten kaufmänniſchen 
Ausbildung befinden. Geſetzesquelle für die Regelung des kaufmänniſchen Lehr- 
vertrags find die 88 76 ff. HGB. Hierbei muß aber ſtets im Auge behalten werden, 
daß der kaufmänniſche Lehrvertrag wie überhaupt der arbeitsrechtliche Lehrvertrag 
kein reiner Arbeitsvertrag iſt, ſondern eine Miſchung zwiſchen Erziehungs . und 
Ausbildungsvertrag und Arbeitsvertrag darſtellt. Die neuere Entwicklung zeigt in 
fteigendem Maße, daß der Erziehungs- und Ausbildungsbeſtandteil dieſes gemiſchten 
Vertragsgebildes im heutigen Staat in den Vordergrund tritt. Eine Regelung des 
Jugendrechts wird eben lebhaft erörtert Der Führer hat vor kurzem den hierfür 
zuſtändigen Reichswirtſchaftsminiſter mit der alsbaldigen Vorlage eines Berufsaus. 
bildungsgeſetzes beauftragt. Auch die Neuregelung des Lehrverhältniſſes fällt in 
dieſen Problemkreis. f 


c) Als dritte große Sammelgruppe von arbeitsvertraglichen Geſetzesvorſchriften 
ſtellt ih der Abſchnitt Dienſtvertrag des Bürgerlichen Geſetz - 
buchs dar. Dies find alſo die 88 611 ff. BGB. Allerdings betrifft er, da das ältere 
Arbeitsrecht keinen klaren Anterſchied zwiſchen dem ſelbſtändigen und dem abhängigen 
Dienſtvertrag machte, nicht nur den abhängigen Dienſtvertrag, ſondern regelt zugleich 
ohne beſondere Hervorhebung auch den ſogenannten ſelbſtändigen Dienſtvertrag mit 
(3.3. den Vertrag des ſelbſtändigen Rechtsanwalts). Letztere Gruppe der Dienit- 
verträge fällt als ſolche nicht in den Rahmen des Arbeitsrechts im eigentlichen 
Sinne. Bei der Betrachtung des Arbeitsvertragsrechts im folgenden wird demgemäß 
der ſelbſtändige Dienſtvertrag ſtillſchweigend ausgeſchieden und der Abſchnitt Dienit- 
vertrag des Bürgerlichen Geſetzbuchs nur in der Blickrichtung auf das abhängige 
Arbeitsverhältnis erörtert. Nur das ſei hier kurz vermerkt, daß der ſelbſtändige 
Dienſtvertrag, z. B. des ſelbſtändigen Arztes oder des ſelbſtändigen Rechtsanwalts, 
ſich grundsätzlich als ſogenannter auftragsähnlicher Dienftvertrag nach 8 675 BGB 
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Aus dem bürgerlichen Recht greifen für das Einzelarbeitsvertragsrecht aber auch 
zahlreiche ſonſtige Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ein, vor allem aus dem 
allgemeinen Teil (erſtes Buch des Bürgerlichen Geſetzbuchs) und aus dem allgemeinen 
Teil des Rechts der Schuldverhältniſſe (zweites Buch des Bürgerlichen Geſetzbuchs). 
Jedoch iſt bei der Anwendung aller dieſer Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs, 
die außerhalb des Abſchnitts Dienſtvertrag liegen, zu beachten, daß die beſondere 
Eigenart des Arbeitsverhältniſſes, die unten unter B näher erörtert iſt, es nicht 
duldet, die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs ohne weiteres auf dieſes 
Rechtsverhältnis zu übernehmen, ſondern dazu führt, fie zu einem großen Teil über ⸗ 
haupt nicht für anwendbar zu halten oder fie nur mit Beſchränkungen und Abwand⸗ 
lungen anzuwenden. Dies gilt beſonders z. B für die Vorſchriften über die Anmög⸗ 
lichkeit der Leiſtung, wie fie in den SS 323 ff. BGB niedergelegt find. Die vom 
Reichsarbeitsgericht hierzu geſchaffene ſogenannte RNifikolehre wird unter C erörtert. 


d) Eine vierte Gruppe von arbeitsrechtlichen Vorſchriften findet ſich für die 
Schiffsbeſatzung. Sie find für die ſeemänniſche Bevölkerung in der Gee- 
mannsordnung vom 2. Juni 1902 (RGBl. S. 175, vielfach ſpäter geändert — vgl. 
Näheres bei Mansfeld, Sammlung der arbeitsrechtlichen Geſetze S. III 107) zu- 
ſammengefaßt, während ſie für Schiffsmannſchaften im Binnenſchiffahrtsverkehr im 
Binnenſchiffahrtsgeſetz und im Flößereigeſetz zu ſuchen ſind. Auch hier greifen aber 
ergänzend teilweiſe Vorſchriften der Gewerbeordnung und des Bürgerlichen Geſetz. 
buchs ein. 


e) An fünfter Stelle ſei als beſondere Rechtsquelle für land. und forftwirtichaftliche 
Arbeitnehmer die vorläufige Landarbeitsordnung vom 24. Januat 
1919 genannt (RG Bl. S. 111, abgeändert durch 8 110 Nr. 7 des Arbeitsgerichts. 
geſetzes und 8 69 Abſ. 4 des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit). 


Wie oben bei der Betrachtung des Begriffs Gewerbe ſchon mit ausgeführt wurde, 
iſt die Grenze zwiſchen Gewerbe einerſeits und Land- und Torſtwirtſchaft anderſeits 
häufig ſehr flüſſig. Ob das eine oder andere zutrifft, iſt entſcheidend für die Anwen⸗ 
dung der Gewerbeordnung oder der vorläufigen Landarbeitsordnung. Im allgemeinen 
wird die Linie feſtzuhalten ſein, daß unter die vorläufige Landarbeitsordnung die 
Arbeitsverhältniſſe in denjenigen Betrieben gehören, die ſich mit der Bodenbewirt · 
ſchaftung einſchließlich der mit dem Boden zuſammenhängenden Viehwirtſchaft 
befaſſen, ferner auch Forſtwirtſchaft einſchließlich Jagd und Binnenfiſcherei. Das 
Hausgeſinde gehört, ſoweit es ausſchließlich oder überwiegend für die perſönlichen 
Bedürfniſſe der Gutsherrſchaft tätig iſt, nicht zu den Landarbeitern. 


Ergänzend greifen auch hier Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetzbuchs für die 
Regelung der Arbeitsverhältniſſe ein. 


f) Schließlich find noch als eine beſondere Gruppe von Arbeitsverhältniſſen mit 
beſonderen Geſetzesquellen für die Regelung des Arbeitsvertrags die im Bergbau 
beſchäftigten Perſonen zu nennen. Als Rechtsquelle für die Regelung ihrer Arbeits. 
verträge gelten nicht etwa allgemein die Vorſchriften der Gewerbeordnung, ſondern 
nur einzelne Vorſchriften der Gewerbeordnung find für anwendbar erklärt (vgl. 
§ 105 b GewO). Im übrigen greifen hier die bergrechtlichen Geſetze der einzelnen 
Länder und das Bürgerliche Geſetzbuch ein. Zum Beiſpiel iſt für Preußen auf die 
SS 80 ff. des „Allgemeinen Berggeſetzes für die Preußiſchen Staaten“ vom 24. Juni 
1865 (Pr. GS S. 705, vielfach ſpäterhin abgeändert) zu verweiſen. 


Das Reichsknappſchaftsgeſetz hat dagegen für den privatrechtlichen bergmänniſchen 
Arbeitsvertrag keine unmittelbare Regelung aufgenommen, ſondern regelt die Sozial- 
verſicherung der bergmänniſchen Bevölkerung mit Ausnahme der Anfallverſicherung. 


Dem Bergbau im engeren Sinne ſteht bei alledem der Betrieb von Salinen, Auf- 
bereitungsanſtalten ſowie von unterirdiſch betriebenen Brüchen und Gruben gleich. 
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g) Abgeſehen von dieſen Rechtsquellen, die eine gruppenweiſe Regelung der Arbeits. 
verträge mehr unter dem Geſichtspunkt der Art des Berufs bringen, hat beſonders 
die neuere arbeitsrechtliche Geſetzgebung Sondervorſchriften für den Arbeitsvertrag 
unter dem Geſichtspunkt des Kündigungsſchutzes in beſonderen Geſetzen 
gebracht. Hierunter find vor allem folgende zu nennen: 


Das Geſetz „über die Friſten für die Kündigung von Angeſtellten“ vom 9. Juli 1926 
(RGBl. ] S. 399), gewöhnlich als Kündigungsſchutzgeſetz bezeichnet, das 
einen verſtärkten Kündigungsſchutz der ſogenannten älteren Angeſtellten (Näheres 
hierzu ſiehe unten C) enthält, und das Geſetz über die Beſchäftigung vor und nach 
der Niederkunft vom 16. Juli 1927 (RGBl. I S. 184), gewöhnlich als Mutterſchutz⸗ 
geſetz bezeichnet, abgeändert durch Geſetz vom 29. Oktober 1927 (RGBl. I S. 325). 
Auch Teile des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit (ſiehe unten unter i), 
nämlich S 20 über Maſſenentlaſſungen und die SS 56 ff. über das Kündigungswider⸗ 
rufsverfahren find in dieſem Zuſammenhang hervorzuheben ſowie der $ 22 des Ge⸗ 
ſetzes zur Ordnung der Arbeit in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben, der das 
Kündigungswiderrufsverfahren im öffentlichen Dienſt behandelt. 


h) Zuſammenfaſſend find weiter als befondere Belege arbeitsvertraglichen 
Charakters, die wenigſtens teilweiſe arbeitsvertraglichen Inhalt haben, u. a. noch 
folgende zu nennen: 


Das Gefetz über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter (gewöhn⸗ 
lich als Schwerbeſchädigtengeſetz bezeichnet) in der Faſſung der Bekanntmachung vom 
12. Januar 1923 (RGBl. 1 S. 58), abgeändert durch 8 33 der Verordnung über die 
Fürſorgepflicht vom 13. Februar 1924, auch durch Geſetz vom 8. Juli 1926 ſowie 
durch § 114 des Arbeitsgerichtsgeſetzes und durch S 246 des Geſetzes über Arbeits- 
vermittlung und Arbeitsloſenverſicherung; 


ferner in Verbindung mit dem vorerwähnten Schwerbeſchädigtengeſetz der 8 4 des 
Geſetzes zum Schutze der Kämpfer für die nationale Erhebung 
vom 27. Februar 1934 (RG Bl. J ©. 133); 


außerdem Teile des Geſetzes über die e vom 23. März 1934 
(RGBl. 1 S. 214); 


auch Teile des Schriftleitergeſetzes vom 4. Oktober 1933 (RGBl. I S. 713) 
und des Theatergeſetzes vom 15. Mai 1934 (RG Bl. 1 S. 410). 


Arbeits vertragliche Bedeutung haben auch die Geſetze und Verordnungen über den 
Arbeitseinſatz, insbeſondere das Geſetz zur Regelung des Arbeitseinſatzes 
vom 15. Mai 1934 (RGBl. I S. 381), die Anordnung über die Beſchränkung des 
Einſatzes landwirtſchaftlicher Arbeitskräfte in nichtlandwirtſchaftlichen Betrieben 
und Berufen vom 17. Mai 1934 (RArb Bl. I S. 127), die Verordnung über die Ver. 
teilung von Arbeitskräften vom 10. Auguſt 1934 (RGBl. I S. 786), die Anordnung 
über die Verteilung von Arbeitskräften vom 28. Auguſt 1933 (RArb Bl. S. 202), 
die Verordnung Über ausländiſche Arbeitnehmer vom 23. Januar 1933 (RGBl.] 
S. 26) und ſchließlich neuerdings auch die zahlreichen Anordnungen, die der Beauf⸗ 
tragte für den Vierjahresplan zur Regelung des Arbeitseinſatzes erlaſſen hat. 


i) Soweit nicht ſchon oben unter g im Zuſammenhang mit dem Kündigungsſchutz 
erwähnt, ſeien hier an letzter Stelle wegen ihrer zuſammenfaſſenden, alle bisher be ⸗ 
ſprochenen Geſetze mitumſchließenden Bedeutung aus dem Geſetz zur Ordnung 
der nationalen Arbeit vom 20. Januar 1934 (RGBl. I S. 45) nebſt feinen 
Durchführungsbeſtimmungen ſowie aus dem Geſetzzur Ordnung der Arbeit 
in öffentlichen Verwaltungen und Betrieben vom 23. März 1934 
(RGBl. J S. 220) diejenigen Teile hervorgehoben, die in das Arbeitsvertragsrecht 
eingreifen, vor allem die Vorſchriften über Tarifordnungen und Betriebsordnungen. 
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B. Die Rechtsnatur des Arbeits verhältniſſes 

Schon bei der Auswertung der Geſetzesquellen wurde im vorſtehenden darauf auf- 
merkſam gemacht, daß eine richtige Erkenntnis vom Weſen des Arbeitsverhältniſſes 
notwendig iſt, um das im Einzelfall anzuwendende Geſetz zu finden, und daß befon- 
ders auch bei der Anwendung bürgerlich rechtlicher Vorſchriften mit großer Vorſicht 
zu verfahren iſt, da ſie vielfach dem Weſen des abhängigen Arbeitsverhältniſſes nicht 
gerecht werden. 

Die Rechtsnatur des Arbeitsverhältniſſes ift im nationalſozialiſtiſchen Staat gekenn - 
zeichnet durch die Erkenntnis und Wertung des Arbeitsverhältniſſes als deutſchrecht⸗ 
lichen, perſonenrechtlichen Gemeinſchaftsverhältniſſes, das mit einem Schuldverhältnis 
im römiſchrechtlichen Sinn, wie es im weſentlichen noch dem Dienſtvertrag des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs zugrunde liegt, nicht verwechſelt werden darf. Beide unter⸗ 
ſcheiden ſich im innerſten Kern. Dies iſt auch jetzt ſchon feſtzuhalten, obwohl eine 
grundſätzliche neue Begriffsbeſtimmung für das Arbeitsvertragsrecht im neuen Staat 
noch nicht ausdrücklich erfolgt iſt. Denn auch ohnedies find es zwei Amſtände, die eine 
Auslegung ſchon jetzt in dieſem Sinne ermöglichen und notwendig machen. Dies ſind 
einerſeits die ausdrücklich im Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit ausgeſprochenen 
Grundgedanken der neuen Arbeitsverfaſſung und anderſeits auch diejenigen geſetz. 
lichen Vorſchriften, die ihrer Natur nach einer elaſtiſchen Auslegung fähig find. 
Beide Punkte bedürfen noch einer im folgenden vorzunehmenden genaueren Erläuterung. 


Der Führergefolgſchaſtsgedanke, der aus dem alten deutſchrechtlichen Treudienſtver⸗ 
trag entnommen iſt, lebt jetzt in der Neuregelung der Arbeitsverfaſſung im Arbeits- 
ordnungsgeſetz erſichtlich wieder auf. Das Arbeitsverhältnis wird dadurch ganz zu 
einem auf Treue und Vertrauen des Anternehmers und des Beſchäftigten abgeſtellten 
perſonenrechtlichen Rechtsverhältniſſe, von dem die Schlacken der klaſſenkämpferiſchen 
Einſtellung des alten Arbeitsvertragsrechts abgefallen ſind. Allerdings zieht das 
Geſetz zunächſt hieraus ausdrückliche Folgerungen nur für die Betriebsgemeinſchaft 
in der Regelung des Führergefolgſchaftsgedankens im Betrieb. Aber es wäre eine 
zu enge Auslegung des Geſetzes, wollte man dieſen Gedanken ausſchließlich auf das 
Verhältnis vom Betriebsführer zur Gefolgſchaft beſchränken und in der Auslegung 
nicht auch den Einzelarbeitsvertrag mit ihrem Geiſte erfüllen. Insbeſondere iſt es 
ſchon jetzt danach angebracht und zuläſſig, die mit dem deutſchrechtlichen Treudienſt - 
verhältnis wieder aufgelebte Wertung des Arbeitsverhältniſſes als eines perſonen⸗ 
rechtlichen Gemeinſchaftsverhältniſſes in die Auslegung des abhängigen Arbeitsver- 
hältniſſes hineinzubringen, obwohl, äußerlich betrachtet, der Dienſtvertrag des 
Bürgerlichen Geſetzbuchs, des Handelsgeſetzbuchs und der Gewerbeordnung noch über · 
wiegend in Bahnen wandelt, die dies noch nicht zum Ausdruck bringen. Daraus folgt 
für die jegige Auslegung, daß man zwar die Vorſchriften des bürgerlichen Rechts aus 
dem allgemeinen Teil des Rechts der Schuldverhältniſſe hilfsweiſe mitheranzuziehen 
hat, aber immer nur ſoweit, als ſich nicht aus dem perſonenrechtlichen Gemeinſchafts. 
charakter des Arbeitsverhältniſſes etwas anderes ergibt. 

Weiterhin iſt es, wie erwähnt, zuläſſig und geboten, bei der Auslegung der vorhan⸗ 
denen Rechtsnormen des Arbeitsvertragsrechts beſonders überall da dem Gedanken: 
gut des neuen Staates zur Anwendung auch im Rahmen des Arbeitsvertragsrechts zu 
verhelfen, wo die geſetzlichen Normen fo elaſtiſch gefaßt find, daß fie einer gewandelten 
grundſätzlich neuen Anſchauung ohne weiteres zugänglich find. Hierher gehören in 
erſter Linie diejenigen elaſtiſchen Klauſeln, in denen z. B. die Kündigung „aus wich ⸗ 
tigem Grund“ friſtlos zugelaſſen wird oder in denen die Art der zu leiſtenden Arbeit 
in Frage ſteht, deren Amfang in der Auslegung der Gerichte bisher unter den Grund⸗ 
ſatz von Treu und Glauben des §S 242 BGB geſtellt wurde. Es war nur ein Not⸗ 
bebelf, wenn man auf dieſe Vorſchrift als Rechtsquelle zurückging, ſobald der Am⸗ 
fang der Dienſtpflicht zweifelhaft war, und wenn man auch in ſo vielen anderen 
Fällen zu dieſem Paragraphen als RNettungsanker griff. In Wirklichkeit findet ſich 
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die innere Rechtfertigung für die Geſtaltung des Amfangs der Dienſtpflicht für den 
Auslegenden in dem oben betonten Weſen des Arbeitsverhältniſſes als perſonen⸗ 
rechtlicher Arbeitsgemeinſchaft und der hieraus ſich ergebenden Treupflicht. Aber die 
Rechtsnatur des Lehrverhältniſſes ſiehe oben unter Ab Näheres. 


C. Die gegenwärtige Regelung des Arbeitsuertrags im Geſetz 

Aus dem Zuſammenklang der unter A genannten Rechtsquellen und der unter B 
erörterten Rechtsnatur des Arbeitsverhältniſſes ergibt ſich die Summe der Rechte 
und Pflichten des Anternehmers und des Beſchäftigten aus dem Arbeitsverhältnis. 
Dabei iſt ganz beſonders zu beachten, daß das Geſetz hier in vielen Punkten keine 
ausdrückliche oder gar abſchließende Regelung bringt. Sehr weſentlich kommt es 
vielmehr darauf an, beſonders bei der Betrachtung der Rechte und Pflichten auf die 
Rechtsnatur des Arbeitsverhältniſſes als eines perſonenrechtlichen Gemeinſchafts⸗ 
verhältniſſes einzugehen und aus dieſem Blickfeld die Fülle der mannigfaltigſten 
Fragen des täglichen Lebens zu betrachten. Beſonders die zu erörternde Treupflicht 
dus dem perſonenrechtlichen Gemeinſchaftsverhältnis iſt es, die in der verſchieden⸗ 
artigſten Weiſe ausſtrahlt. 


Obwohl es hiernach nicht möglich iſt, vor allem die Geſamtheit der Rechte und 
Pflichten aus dem Arbeitsverhältnis abſchließend und erſchöpfend zu erfaſſen, beſteht 
aber doch immerhin die Möglichkeit, auch ſie in einer größeren mehr gruppenmäßigen 
Betrachtung von größeren Antergruppen der Rechte und Pflichten unterzubringen. 
Weſentlicher ſchärfer dagegen läßt ſich in der Abgrenzung die Regelung der Ent- 
ſtehung und der Auflöſung des Arbeitsverhältniſſes faſſen. Immer aber iſt zu be⸗ 
achten, daß das ſoziale Recht ſich in einem Ambildungszuſtande befindet und ſeiner 
Erneuerung zugeführt wird. Eine Darſtellung wird ſich vor einer abſchließenden 
Neuregelung daher immer auf ein Geſetzesrecht ſtützen müſſen, das den neuen Ge⸗ 
danken noch nicht Rechnung trägt, und ein Bild ergeben, das keineswegs überall 
ſchon die neue Formung erkennen läßt. Denn eine Darſtellung kann nur das poſitive 
Geſetzesrecht ſchildern. 

Unter dieſen Vorbehalten ſtellt ſich, in den Grundzügen geſehen, das jetzige Arbeits- 
vertragsrecht folgendermaßen dar: 


1. Abjchluß des Arbeitsuertrags 

Grundſätzlich entſteht der Arbeitsvertrag durch freie Willensübereinſtimmung des 
Anternehmers (früher als Arbeitgeber bezeichnet) und des Beſchäftigten (früher 
Arbeitnehmer genannt). Es handelt ſich ſomit um eine echte vertragsmäßige Ent⸗ 
ſtehung dieſes Rechtsverhältniſſes, obwohl es dann von feiner Entſtehung ab als 
perſonenrechtliches Gemeinſchaftsverhältnis nicht mehr ſchlechthin den Regeln etwa 
des ſchuldrechtlichen Vertrags unterliegt (hierüber Näheres unten unter Ziffer 2). 
Da alſo das Arbeitsverhältnis grundſätzlich durch einen freien Vertrag des bürger⸗ 
lichen Rechts entſteht, ſind im allgemeinen die geſetzlichen Vorſchriften über den 
Abſchluß von bürgerlich- rechtlichen Verträgen anzuwenden. Abweichungen beſtehen 
aber teils nach Geſetz, teils find fie aus der perſonenrechtlichen Eigenart des Arbeits. 
verhältniſſes zu folgern. Zum Teil ergeben fie ſich auch aus Tarifnormen in Zarif- 
ordnungen oder aus Sonderregelungen in Betriebsordnungen. 

Für die Entſtehung von Arbeitsverträgen iſt ſehr weſentlich auch die Regelung des 
Arbeitseinſatzes mit den verſchiedenſten geſetzlichen und verwaltungsmäßigen Maß⸗ 
nahmen, die teils mittelbar, teils aber auch unmittelbar in den Abſchluß von Arbeits. 
verträgen eingreifen. Sie werden daher hier ebenfalls erörtert werden, wenigſtens 
ſoweit beſonders wichtige Arbeitseinſatzvorſchriften hier Platz greifen. 

a) Der freiwillige Arbeitsvertrag entſteht, da er nach geltendem Recht im Ent⸗ 
ſtehungsakt grundſätzlich ein Vertrag des bürgerlichen Rechts iſt, nach 
den allgemeinen Grundſätzen der 88 145 ff. BGB. 
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Es bedarf alſo einerſeits eines Vertragsangebots und anderſeits einer Annahme 
dieſes Angebots. Das Angebot kann ſowohl vom Anternehmer, wie auch vom Be⸗ 
ſchäftigten ausgehen. 


Der Anbietende iſt an ſeinen Antrag nur eine gewiſſe Zeit gebunden. Nämlich der 
einem Anweſenden gemachte Antrag kann nur ſofort angenommen werden. Der einem 
Abweſenden gemachte Antrag dagegen kann nur bis zu dem Zeitpunkt angenommen 
werden, in dem der Antragende den Eingang der Antwort unter regelmäßigen Um- 
ſtänden, alſo z. B. unter Berüdfichtigung der regelmäßigen Poſtbeförderungsart 
erwarten darf. Es iſt allerdings möglich, daß der Antragende beim Antrag eine 
beſtimmte Friſt für die Annahme ſetzt. In dieſem Falle kann die Annahme nur inner: 
halb dieſer Friſt erfolgen. 


Wird der Antrag verſpätet angenommen, ſo deutet das Geſetz dies als einen neuen 
Antrag. Ganz entſprechend deutet das Geſetz auch eine Annahme, die nicht unum- 
wunden genau dem Antrag entſpricht, ſondern den Antrag nur unter Erweiterungen, 
Einſchränkungen oder ſonſtigen Anderungen annimmt, als Ablehnung verbunden mit 
einem neuen Antrag (8 150 BGB). 


b) Wie bei anderen Verträgen müſſen die Parteien des Arbeitsverhältniſſes grund. 
ſätzlich geſchäftsfähige Perſonen fein. Dabei iſt es einerlei, ob der Anter⸗ 
nehmer eine natürliche oder juriſtiſche Perſon iſt. Aber aus der Eigenart der 
Arbeitsleiſtung ergibt ſich, daß der Beſchäftigte nie eine juriſtiſche, ſondern imme: 
nur eine natürliche Perſon ſein kann. 


Iſt der Arbeitsvertrag mit einem beſchränkt Geſchäftsfähigen abge- 
ſchloſſen worden, alſo mit einem Minderjährigen zwiſchen 7 und 21 Jahren oder mit 
einer Perſon, die wegen Geiſtesſchwäche, Verſchwendung oder Trunkſucht entmündigt 
iſt, jo hängt an ſich nach den allgemeinen Grundſätzen des 8 107 BGB die Wirkfam- 
keit des Vertrags davon ab, daß der geſetzliche Vertreter ſeine Zuſtimmung dazu 
erteilt. Sie kann entweder als ſogenannte Einwilligung ſchon im voraus erteilt ſein 
oder als ſogenannte Genehmigung noch nachträglich erfolgen. Dies gilt ſowohl, wenn 
der Anternehmer, als auch, wenn der Beſchäftigte, als auch, wenn gar beide in der 
Geſchäftsfähigkeit beſchränkt ſind. Aber zwei ſehr wichtige Beſonderheiten, die im 
Arbeitsrecht eine weſentliche Rolle ſpielen, enthalten die 88 112 und 113 BGB. 


Dieſe beiden Ausnahmen in den S8 112, 113 BGB durchbrechen zugunſten von 
Minderjährigen und ſonſt beſchränkt Geſchäftsfähigen die Regel dahin, daß in 
gewiſſem Amfang der Minderjährige und der ſonſt beſchränkt Geſchäftsfähige vom 
Geſetz wie ein Volljähriger behandelt wird. 


Im einzelnen bringt dies 8133 BGB in der Weiſe zum Ausdruck, daß er, wenn 
der geſetzliche Vertreter einen Minderjährigen ermächtigt, in Dienſt oder in Arbeit 
zu treten, dieſen Minderjährigen für ſolche Rechtsgeſchäfte einem unbeſchränkt Ge. 
ſchäftsfähigen gleichſtellt, welche die Eingehung oder Aufhebung eines Dienft- oder 
Arbeitsverhältniſſes der geſtatteten Art oder die Erfüllung der ſich hieraus ergeben- 
den Verpflichtungen betreffen. Nur beſteht auch hier der Vorbehalt, daß natürlich 
der geſetzliche Vertreter die Ermächtigung jederzeit zurücknehmen kann. Scheidet der 
Minderjährige, der eine unwiderrufene Ermächtigung der geſchilderten Art von 
ſeinem geſetzlichen Vertreter bekommen hat, durch Kündigung, ſei es auch durch eigne 
Kündigung, zu der er bei dieſer Rechtslage befugt iſt, aus, fo greift, wenn er eine 
neue Stelle antreten will, die wichtige Vorſchrift des 8 113 Abſ. 4 BGB ein. Danach 
gilt die ihm für einen einzelnen Fall erteilte Ermächtigung im Zweifel als allgemeine 
Ermächtigung zur Eingehung von Arbeitsverhältniſſen derſelben Art. 

Daß die Eingehung von Lehrverträgen bei weiteſter Auslegung nicht unter die 
Ermächtigung des § 113 BGB fallen kann, ergibt ſich ſchon aus der beſonderen 
Eigenart des Lehrvertrags als eines gemiſchten Ausbildungs⸗, Erziehungs. und 
Arbeitsvertrags (ſiehe oben A b) und iſt auch herrſchende Anſicht. 
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Die zweite Beſonderheit ergibt ſich aus 8 112 BGB. Er behandelt den Betrieb 
eines Erwerbsgeſchäfts durch Minderjährige. Danach kann der geſetzliche Vertreter 
eines Minderjährigen dieſen mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts zum 
ſelbſtändigen Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts ermächtigen. In dieſem Falle iſt der 
Minderjährige, ohne daß es einer Volljährigkeitserklärung bedürfte, für ſolche 
Rechtsgeſchäfte, die der Geſchäftsbetrieb mit ſich bringt, unbeſchränkt geſchäftsfähig 
wie ein Volljähriger. Ausgenommen find nur diejenigen Rechtsgeſchäfte, zu denen 
der geſetzliche Vertreter der Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts bedarſ. 
Dieſe Ermächtigungsmöglichkeit nach S 112 BGB beſteht auch für ſonſt beſchränkt 
Geſchäftsfähige. 

c) Eine beſondere Form für Arbeitsverträge iſt regelmäßig nicht vor- 
geſehen. Vielmehr gilt, ſoweit das Arbeitsrecht keine abweichenden Vorſchriften 
enthält, der allgemeine Grundſatz des Bürgerlichen Geſetzbuchs, daß Verträge regel ⸗ 
mäßig formlos abgeſchloſſen werden können. 

Ausnahmen vom Grundſatz der Formloſigkeit können auf Parteivereinbarung 
oder Geſetz zurückgehen. 

Durch Partei vereinbarung können die Vertragsteile beliebige Formen 
für den Abſchluß abmachen. So iſt insbeſondere die Vereinbarung nicht ſelten, daß 
der Arbeitsvertrag erſt gültig ſein ſolle, wenn er ſchriftlich abgeſchloſſen iſt. Iſt 
durch eine ſolche Vereinbarung die Schriftform verlangt, ſo greift auch für den 
Arbeitsvertrag der allgemeine 8 127 BGB ein. Der Vertrag muß in dieſem Fall 
eigenhändig durch Namensunterſchrift von den Vertragsteilen unterſchrieben ſein. 
Es kann aber auch ein gerichtlich oder notariell beglaubigtes Handzeichen verwendet 
werden. Die Arkunde des Vertrags kann im Falle einer ſolchen vereinbarten 
Schriftform entweder eine einheitliche Urkunde fein, die beide Vertragsteile unter- 
ſchreiben, oder es kann auch ſtatt deſſen die Arkunde in zwei gleichlautenden Stücken 
hergeſtellt werden, von denen je eines von der Partei unterſchriebene für die andere 
Partei beſtimmt iſt. Es genügt bei ſolcher vereinbarter Schriftform ſtatt deſſen aber 
auch Briefwechſel oder Telegramm. 

In einzelnen beſonderen Fällen iſt vom Gefetz ſelbſt eine Form für den 
Arbeitsvertrag vorgeſchrieben. Die wichtigſten Formvorſchriften in dieſer Beziehung 
ſind folgende: 

Einmal verlangt die vorläufige Landarbeitsordnung die Schriſtform für 
Arbeitsverträge mit mehr als halbjähriger Dauer, ſofern darin Bezüge nicht barer Art 
zugeſichert find, und ſchreibt ferner vor, daß Wohnung, Landnutzung und andere Leiſtun⸗ 
gen, die keinen Marktwert haben, wenn ſie als Teil der Entlohnung zugeſichert ſind, 
mit ihrem Geldwert zwar nicht ſchriftlich feſtgeſetzt werden müſſen, aber doch ſollen. 
Schriftform iſt ferner vorgeſchrieben nach 8 74 HGB für das Wettbewerbs- 
verbot, d. h. für eine Vereinbarung zwiſchen Prinzipal und Handlungsgehilfen, 
die den Gehilfen für die Zeit nach Beendigung des Dienſtverhältniſſes in ſeiner ge⸗ 
werblichen Tätigkeit beſchränkt. 

Weiter hat auch das Schriftleitergefetz vom 4. Oktober 1933 (RGBl. ! 
S. 713) in feinem $ 17 die Schriftform für den Anſtellungsvertrag eines Schrift⸗ 
leiters bindend vorgeſchrieben. 

Wird die geſetzliche Form nicht beobachtet, jo iſt der Arbeitsvertrag nach S 125 BGB 
nichtig. Das gleiche gilt im Zweifel auch, wenn die vertraglich vereinbarte Form nicht 
eingehalten iſt. In beiden Fällen iſt dann der verdiente Lohn trotzdem zu zahlen, aber 
nicht als vertraglicher Lohn, da ja der Vertrag nichtig iſt, ſondern nach den Grund- 
ſätzen der ungerechtfertigten Bereicherung (§8 812 ff. BGB) oder nach einer anderen 
viel vertretenen Anſicht der Wiſſenſchaft, da der Anternehmer nun nach Treu und 
Glauben ſein vorheriges Verhalten auch gegen ſich gelten laſſen muß. 

Nur in gewiſſem Sinn gehört in dieſen Zuſammenhang die Schriftform, die nach 
8 79 HGB, 88 126 b, 127 d, 127 f GewO für kaufmänniſche und gewerb ⸗ 
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liche Lehrverträge vorgeſchrieben iſt. Denn ihre Verletzung bewirkt keine 
völlige Nichtigkeit des Lehrvertrags, ſondern die Beobachtung der Schriftform iſt 
nur zur Vollwirkung im folgenden Sinn nötig. Fehlt die Schriftform, ſo kann 
nämlich der Lehrherr gegen den Kaufmannslehrling keine Anſprüche wegen unbe- 
fugten Austritts aus der Lehre nach 8 79 HGB geltend machen. Für das ge; 
werbliche Lehrverhältnis beſtimmt § 127 f GewO, daß der Lehrherr gegen den 
Lehrling und umgekehrt einen Anſpruch auf Entſchädigung bei vorzeitigem Ablauf 
der Lehre nur geltend machen kann, wenn der Lehrvertrag ſchriftlich abgeſchloſſen iſt. 
Das gleiche gilt nach 8 127 d GewO für den Anſpruch des Lehrherrn gegen den 
Lehrling auf Rückholung bei unbefugtem Verlaſſen der Lehre. Die übrigen gegen- 
ſeitigen Anſprüche aus dem Lehrverhältnis werden aber bei beiden Arten von Lehr. 
verträgen durch Nichtbeobachtung der Schriftform nicht beſeitigt. 


Der Lehrvertrag iſt dabei in dieſem Zuſammenhang mit erwähnt worden, weil er 
nach der herrſchenden Auffaſſung, wie oben unter A b näher dargelegt wurde, im 
geltenden Recht eine Miſchung zwiſchen Arbeits. und Erziehungsverhältnis dar. 
ſtellt, wenn auch nicht zu verkennen iſt, daß ſeine Entwicklungslinie für die Zukunft 
überwiegend in der Richtung der Ausgeſtaltung als Ausbildungs- und Erziehungs- 
verhältnis liegt. | 


d) Eine vorbereitende Bedeutung für den Arbeitsvertrag und zu einem großen Teil 
ſogar eine den Vertragsabſchluß unmittelbar geftaltende Wirkung haben die ftaat- 
lichen Maßnahmen des neuzeitlichen Arbeitseinſatzes. Hier iſt insbeſondere 
das große Arbeitsbeſchaffungsprogramm des neuen Staates zu nennen, wie über- 
haupt die Geſamtheit aller derjenigen Maßnahmen, die unter der Bezeichnung 
Arbeitsſchlacht und Vierjahresplan zufammengehören. In einer bevorzugten Weiſe 
wird hierbei der Abſchluß von Arbeitsverträgen für Schwerbeſchädigte und 
Kämpfer der nationalen Erhebung nach näherer Maßgabe der 88 1 ff., 
insbeſondere des 8 7 des Geſetzes über die Beſchäftigung Schwerbeſchädigter, gemöhn- 
lich als Schwerbeſchädigtengeſetz bezeichnet, vom 12. Januar 1923 (nähere Bezeichnung 
ſiehe oben A b) und des 8 4 des Geſetzes vom 27. Februar 1934 (RGBl. ] S. 133) 
über die Verſorgung der Kämpfer für die nationale Erhebung gewährleiſtet. 


Schwerbeſchädigte find hierbei diejenigen Perſonen, die infolge einer 
Dienſtbeſchädigung oder durch Anfall oder durch beide Ereigniſſe zuſammen um 
wenigſtens 50 vom Hundert in ihrer Erwerbsfähigkeit beſchränkt find und auf 
Grund des Reichsverſorgungsgeſetzes oder der vorangehenden Militärverſorgungs⸗ 
geſetze oder auch von Geſetzen, die das Reichsverſorgungsgeſetz für anwendbar 
erklärt, oder ſchließlich auf Grund der reichsgeſetzlichen Anfallverſicherung Anſpruch 
auf eine Penfion oder auf eine Rente von mindeſtens 50 vom Hundert haben. 
Ihnen müſſen Blinde, die nicht ſchon in dieſen geſchützten Perſonenkreis fallen, durch 
die Hauptfürſorgeſtelle gleichgeſtellt werden, wenn fie ſich ohne Hilfe des Schwer⸗ 
beſchädigtengeſetzes keinen Arbeitsplatz verſchaffen können und dadurch die Anter⸗ 
bringung der oben bezeichneten Schwerbeſchädigten nicht gefährdet wird. Die Haupt ⸗ 
fürſorgeſtelle hat ferner zwar nicht die Verpflichtung, aber die Vefuanis, ſogenannte 
„Schwererwerbsbeſchränkte“ und „Minderbeſchädigte“ den Schwerbeſchädigten gleich- 
zuſtellen. Anter Schwererwerbsbeſchränkten verſteht dabei das Geſetz Perſonen, die 
um wenigſtens 50 vom Hundert in ihrer Erwerbsfähigkeit beſchränkt find, ohne bereits 
unter den regelmäßigen Schutz des Schwerbeſchädigtengeſetzes zu fallen. Anderſeits 
als Minderbeſchädigte bezeichnet das Geſetz diejenigen Perſonen, die als Kriegs- 
und Anfallbeſchädigte um weniger als 50, aber wenigſtens um 30 vom Hundert in 
ihrer Erwerbsfähigkeit gemindert find. 

Der Schutz dieſer Schwerbeſchädigten und der ihnen durch das Schwerbeſchädigten. 
geſetz gleichgeſtellten Perſonen beſteht bei der Beſchaffung von Arbeitsplätzen darin, 
daß ein beſtimmter Bruchteil von Arbeitsplätzen nach näherer Maßgabe des Schwer · 
beſchädigtengeſetzes und ſeiner Ausführungsbeſtimmungen in den von dieſen Vor⸗ 


Arbeitsrecht 35 


ſchriften erfaßten Betrieben für fie vorzubehalten ift. Statt deſſen kann die Haupt- 
fürſorgeſtelle, in deren Händen überhaupt verwaltungsmäßig die Durchführung des 
Schwerbeſchädigtengeſetzes liegt, anordnen, daß ein privater Anternehmer einzelne 
beſtimmte Arbeitsplätze für Schwerbeſchädigte frei hält. Im letzteren Fall ſind freie 
Plätze vom Betrieb an die Hauptfürſorgeſtelle zu melden. Die Beſetzung des Arbeits 
platzes darf erſt erfolgen, wenn die Hauptfürſorgeſtelle dem Arbeitgeber binnen 
10 Tagen keinen geeigneten Schwerbeſchädigten genannt hat. Dieſe Verpflichtung 
beſteht nicht, ſoweit die Beſetzung im Intereſſe des Betriebs nicht aufgeſchoben 
werden kann. Auch kann die Hauptfürſorgeſtelle einzelne private Anternehmer von 
der Freihaltungspflicht ganz oder zum Teil befreien. 

Beſonders wichtig wirkt ſich die Befugnis der Hauptfürſorgeſtelle aus, einem privaten 
Anternehmer, der nicht die vorgeſchriebene Anzahl von Schwerbeſchädigten eingeſtellt 
hat, eine angemeſſene Friſt zur Nachholung mit der Erklärung zu beſtimmen, daß ſie 
nach fruchtloſem Ablauf der Friſt ſelbſt die einzuſtellenden Schwerbeſchädigten 
bezeichnen werde. Hat der Anternehmer innerhalb der Friſt die Schwerbeſchädigten 
nicht eingeſtellt, fo kann die Hauptfürſorgeſtelle eine Zwangs zuweiſung vor- 
nehmen. Mit Zuſtellung des Zuweiſungsbeſchluſſes gilt dann zwiſchen dem Anter⸗ 
nehmer und dem een ein Arbeitsvertrag kraft geſetzlicher Fiktion als 
abgeſchloſſen. 

Die Vorſchriften des Schwerbeſchädigtengeſetzes finden auf die nach dem Geſetz über 
die Verſorgung der Kämpfer für die nationale Erhebung vom 27. Fe- 
bruar 1934 (RGBl. 1 S. 133) Verſorgungsberechtigten entſprechende Anwendung. 
Geſchützt ſind damit entſprechend Angehörige der Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen 
Arbeiterpartei, des ehemaligen Stahlhelms und des damaligen Bundes der Front⸗ 
ſoldaten ſowie ihrer Gliederungen, ſofern fie wegen geſundheitsſchädigender Folgen 
von Körperverletzungen, die ſie während dieſer Zugehörigkeit im Zuſammenhang mit 
dem politiſchen Kampf für die nationale Erhebung durch politiſche Gegner erlitten 
haben, Verſorgung beziehen. 

Sehr wichtige Auswirkungen für den Abſchluß von Arbeitsverträgen ergeben ſich 
auch aus den neuzeitlichen Maßnahmen über den Einſatz und Austauſch von 
Arbeitskräften. Sie find insbeſondere enthalten in dem Geſetz zur Regelung des 
Arbeitseinſatzes vom 15. Mai 1934 (RGBl. 1 S. 381) und in der Anordnung des 
Präſidenten der Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung 
über die Verteilung von Arbeitskräften vom 28. Auguſt 1934 (RArbBl. 1934 I 
S. 202). Beide ſind durch neuere Maßnahmen aus Anlaß der Durchführung des 
Vierjahresplanes weiter ausgeſtaltet. 

Das erſtere Geſetz ermächtigt den Präſidenten der Reichsanſtalt u. a. zur Einrich- 
tung von Sperrbezirken für die Gebiete mit hoher Arbeitsloſigkeit. Er kann 
für dieſe Bezirke anordnen, daß Perſonen, die in dieſen Bezirken am Tage ſeiner 
Anordnung keinen Wohnort haben, dort als Arbeiter oder Angeſtellte nur mit ſeiner 
vorherigen Zuſtimmung eingeſtellt werden dürfen. Hiervon hat der Präfident der 
Reichsanſtalt in folgenden Fällen Gebrauch gemacht. Er hat für Sperrbezirke in 
dieſem Sinn erklärt das Gebiet der Stadtgemeinde Berlin durch Anordnung vom 
17. Mai 1934 (RArb Bl. I S. 126), ferner das Gebiet der Stadtgemeinden Hamburg, 
Altona, Wandsbek und Harburg- Wilhelmsburg durch Anordnung vom 30. Auguſt 
1934 (RArbBl. 1 S. 205) ſowie das bremiſche Staatsgebiet, die Städte Delmen⸗ 
horſt, Nordenham (Oldenburg) und Weſermünde und die umliegenden Gemeinden 
durch Anordnung vom 30. Auguſt 1934 (RArb Bl. I S. 206). Vorübergehend hatte er 
auch das Saargebiet zum Sperrgebiet erklärt. 


Auf Grund desſelben Geſetzes vom 15. Mai 1934 kann der Präſident der Reichs- 
anſtalt den Abſchluß von Arbeitsverträgen auch inſofern weſentlich beeinfluſſen, als 
er mit dem Ziel der Erhaltung von Arbeitskräften für die Landwirtſchaft 
anordnen kann, daß Perſonen, die am Tag des Inkrafttretens ſeiner Anordnung 
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oder in den vorhergehenden drei Jahren in der Landwirtſchaft tätig waren, in 
anderen als landwirtſchaftlichen Betrieben oder Berufen für andere als landwirt- 
ſchaftliche Arbeiten nur mit ſeiner vorherigen Zuſtimmung eingeſtellt werden dürfen. 
In dem gleichen Zuſammenhang iſt u.a. die Befugnis des Präfidenten der Reichs- 
anſtalt zu nennen, nach 8 4 desſelben Arbeitseinſatzgeſetzes zur Regelung des 
Arbeitseinſatzes bei Notſtandsarbeiten der Reichsanſtalt die Förderung dieſer Not- 
ſtandsarbeiten davon abhängig zu machen, daß Arbeiter und Angeſtellte aus Ge- 
bieten mit hoher Arbeitsloſigkeit herangezogen werden. 

Dieſe Arbeitseinſatzmaßnahmen führen zwar nicht unmittelbar zur Nichtigkeit des 
Arbeitsvertrags, wenn er im Widerſpruch mit dieſen Beſtimmungen abgeſchloſſen 
worden ift. Aber es beſteht eine ſehr weſentliche mittelbare Auswirkung auf die Geſtal . 
tung inſofern, als in aller Regel die Anternehmer angeſichts der im Arbeitseinſatz - 
geſetz bei Zuwiderhandlungen angedrohten Strafen ſolche Arbeitsverträge nicht ab- 
ſchließen werden, ferner auch dadurch, daß in ſolchen Fällen die Anterſtützungsempfänger 
beim Arbeitsamt des Zuzugsorts keine Arbeitsloſenunterſtützung erhalten, ſondern 
dafür dasjenige Arbeitsamt zuſtändig iſt, das nach dem Geſetz über Arbeitsvermitt. 
lung und Arbeitsloſenverſicherung ohne die verbotene Beſchäftigung zuſtändig wäre. 
Einſchneidend für den Abſchluß von Arbeitsverträgen iſt auch die oben erwähnte An 
ordnung des Präfidenten der Reichsanſtalt vo m. 2 8. Auguſt 1934. Sie beein- 
flußt den Abſchluß von Arbeitsverträgen in verſchiedener Richtung. Einmal nämlich 
führt ſie im Wege des Austauſchs die Freimachung von Arbeitsplätzen, die mit 
Perſonen unter 25 Jahren beſetzt find, und deren Neubeſetzung mit Perſonen über 
25 Jahren herbei, und zwar geſchah dieſe Maßnahme erſtmalig im Jahr 1934. Ihre 
Wiederholung durch ſpätere Anordnungen des Präfidenten der Reichsanſtalt iſt vor- 
behalten. Vom Austauſch ausgeſchloſſen find eine Reihe von Perſonen, wie verbei- 
ratete männliche Arbeiter und Angeſtellte unter 25 Jahren, Arbeiter und Angeſtellte, 
die durch ihren Arbeitsverdienſt zur Anterhaltung von Familienmitgliedern weſentlich 
beizutragen haben, Arbeiter und Angeſtellte, die mindeſtens ein Jahr in der Landhilfe 
tätig waren, Arbeiter und Angeſtellte, die zum Perſonenkreis der Sonderaktion ge- 
hören, und zwar Angehörige der SU, der , des ehemaligen Stahlhelms, ſoweit fie 
dieſen Verbänden nachweisbar vor dem 30. Januar 1933 angehörten, Mitglieder der 
NSDAP. mit der Mitgliedsnummer 1 bis 500 000, Amtswalter (politiſche Leiter), 
ſoweit ſie bereits vor dem 30. Januar 1933 als Amtswalter (politiſche Leiter) tätig 
waren. 

Anderſeits iſt laufend die Neueinſtellung von Perſonen unter 
25 Jahren in Arbeitsplätze auf Grund der gleichen Anordnung dadurch beſchränkt, 
daß ſie nur mit vorheriger Zuſtimmung des zuſtändigen Arbeitsamts erfolgen darſ. 
Im Intereſſe der Heranbildung eines tüchtigen Facharbeiternachwuchſes iſt aber dieſe 
Zuſtimmung nicht erforderlich bei Einſtellung von Lehrlingen, wenn mit dieſen ein 
ordnungsmäßiger ſchriftlicher Lehrvertrag von mindeſtens zweijähriger Dauer ab- 
geſchloſſen oder der Abſchluß eines ſolchen Lehrvertrags binnen vier Wochen nach 
Beginn der Lehrzeit vereinbart iſt. 

Nicht unwichtig für die Förderung des Abſchluſſes von Arbeitsverträgen für ältere 
Angeſtellte iſt die Vorſchrift in der gleichen Anordnung, die der Reichsanſtalt 
für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung die Ermächtigung gibt, einem 
Betrieb oder einer Verwaltung, die auf bisher mit Perſonen unter 25 Jahren beſetzte 
Arbeitsplätze neu arbeitsloſe fachlich vorgebildete männliche Angeſtellte über 
40 Jahren einſtellt, die in den letzten drei Jahren vor der Einſtellung länger als zwei 
Jahre Arbeitsloſenunterſtützung aus öffentlichen Mitteln erhalten haben, zum Aus- 
gleich von Minderleiſtungen der Neueingeſtellten als ſogenannten Leiſtungs 
ausgleich Zuſchüſſe aus Mitteln der Reichsanſtalt zu gewähren. 

Die gleiche Befugnis zu Zuſchüſſen als Leiſtungsausgleich beſteht auch bei Ein- 
ſtellung von arbeitsloſen verheirateten männlichen land und forſtwirtfchaft ; 
lichen Angeſtellten über 40 Jahren. Dieſe Maßnahme dient der Beſchaffung von 


Arbeitsrecht 37 


Arbeitskräften für die Landwirtſchaft. Dem gleichen Ziel dient es, daß der Abſchluß 
von land- und forſtwirtſchaftlichen Arbeitsverträgen mittelbar dadurch gefördert wird, 
daß die Reichsanſtalt Zuſchüſſe zur Herſtellung von neuen Familienwohnungen 
gewähren kann, wenn folche zur Mehreinſtellung verheirateter land- und forſtwirt⸗ 
ſchaftlicher Arbeiter erſtellt werden. 

Der Abſchluß von Arbeitsverträgen mit ausländiſchen Arbeitnehmern 
unterliegt im Intereſſe der Mehreinſtellung inländiſcher Beſchäftigter gewiſſen 
Befſchränkungen. Auf Grund der Verordnung über ausländiſche Arbeitnehmer vom 
23. Januar 1933 (RGBl. 1 S. 26) bedarf ein Unternehmer zur Beſchäftigung aus- 
ländiſcher Arbeitnehmer einer beſonderen Genehmigung, der fogenannten Beſchäf⸗ 
tigungs genehmigung, und außerdem bedarf der ausländiſche Arbeitnehmer 
zur Ausübung einer inländiſchen Beſchäftigung einer beſonderen Erlaubnis, der ſo⸗ 
genannten Arbeitserlaubnis. Der Anternehmer darf nur ſolche Arbeitnehmer 
beſchäftigen, die dieſe Arbeitserlaubnis beſitzen. Grundſätzlich gelten dieſe einſchrän⸗ 
kenden Vorſchriften für alle nicht reichs angehörigen Perſonen im Alter über 15 Jahren, 
die im Reichsgebiet gegen Entgelt als Arbeiter oder Angeſtellte beſchäftigt werden. 
Es beſtehen nur wenige Ausnahmen, fo insbeſondere für Lehrlinge und für Urbeit- 
nehmer in der See. und Binnenſchiffahrt. Die Beſchäftigungsgenehmigung wird vom 
Vorſitzenden des Landesarbeitsamts dem Unternehmer auf Antrag erteilt, desgleichen 
die Arbeitserlaubnis für den Arbeitnehmer, wobei der Antrag von ihm oder vom 
Anternehmer geſtellt werden kann. 


2. Der Inhalt des Arbeitsverhältniſſes 


Er kann von den Parteien des Arbeitsvertrags beliebig geſtaltet werden, ſoweit nicht 
zwingende geſetzliche Vorſchriften oder die Mindeſtbeſtimmungen von Tarifordnungen 
oder Betriebsordnungen entgegenſtehen. Fehlt es an Abmachungen der Parteien über 
den Inhalt im einzelnen, ſo greift das Geſetz mit ſeinen Rechtsvorſchriften ein, auch 
ſoweit ſie abänderliches Recht darſtellen. 


Für die rechtliche Behandlung des Arbeitsverhältniſſes im neuen Staat iſt dabei, 
wie oben ſchon angedeutet wurde, der Gedanke des deutſchrechtlichen Treudienſtver⸗ 
trags und der Gemeinſchaftsgedanke der neuen Arbeitsverſaſſung richtungweiſend. 
Die Auslegung iſt daher auszurichten an der Erkenntnis, daß die Eigenſchaft des 
Arbeitsvertrags als perſonenrechtliche Arbeitsgemeinſchaft die früheren Gedanken- 
gänge der ſozialen Gegenfpielerſchaft aus der Zeit des klaſſenkämpferiſchen Arbeits- 
rechts überwunden hat und daß ſtatt deſſen die Behandlung und Auslegung von dem 
das ganze Rechtsverhältnis beherrſchenden Grundſatz der beiderſeitigen Treue, des 
Vertrauens und der beiderfeitigen lebendigen Gemeinſchaftsgefinnung erfüllt fein 
muß. Für den Unternehmer und den Beſchäftigten ergibt ſich hieraus folgende Rechts- 
lage, betrachtet vom Standpunkt der Pflichten aus, denen dann immer diesbezügliche 
Rechte des andern Vertragspartners entſprechen:. 


a) Der Pflichtenkreis des Anternehmers im Urbeitsverhält- 
nis. Der Unternehmer iſt verpflichtet, dem Beſchäftigten den vereinbarten Lohn 
zu bezahlen. Die Höhe pflegt entweder durch Tarifordnung oder Betriebsordnung 
oder durch Einzelarbeitsvertrag geregelt zu fein. Iſt dies nicht der Fall, ſo iſt der 
Grundſatz des 8 612 BGB maßgebend. Eine Vergütung gilt danach als ſtillſchweigend 
vereinbart, wenn die Dienſtleiſtung den Amſtänden nach nur gegen eine Vergütung zu 
erwarten iſt, und es gilt dann mangels einer beſonderen Beſtimmung im Fall des 
Vorhandenſeins einer Taxe die taxmäßige Vergütung und in Ermangelung einer 
Taxe die übliche Vergütung als vereinbart. 


Der Lohnanſpruch ſteht unter beſonderem Schutz. Er unterliegt gewiſſen Pfändungs- 
beſchränkungen nach der Zivilprozeßordnung (8 850 b SPD), wodurch das frühere 
Lohnbeſchlagnahmegeſetz und andere nebengeſetzliche frühere Beſtimmungen erſetzt 
find. Im Anſchluß daran beſteht auch bezüglich feines unpfändbaren Teils ein Verbot 
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der Abtretung (8 394 BGB) und einer gegen ihn erfolgenden Aufrechnung (8 400 
BGB). Auch genießt er ein Vorzugsrecht im Konkurs nach § 61 Nr. 1 KO. 


Auf das Verhältnis von Einzelabreden über den Lohn zu Tarif. oder Betriebsord⸗ 
nungen wird unten unter D näher eingegangen. 


Weiter hat der Anternehmer eine Fürſorgepflicht gegenüber dem Beſchäftigten. 
Man findet fie zur Zeit nur unvollſtändig für den bürgerlich rechtlichen Arbeitsvertrag 
im 8 618 BGB, für den Arbeitsvertrag des Handlungsgehilfen im 8 62 HGB und 
für den Arbeitsvertrag der Gewerbeordnung in 88 120 a bis e GewO ausgedrückt. 
Dieſe Sondervorſchriften können und müſſen aber auch jetzt ſchon nur als die ver⸗ 
einzelte Ausdrucksform des allgemeinen großen Gedankens der perſonenrechtlichen 
Treupflicht des Anternehmers im Arbeitsverhältnis angeſehen werden und haben 
daher auch jetzt ſchon in der Auslegung eine vertiefte Geltung zu beanſpruchen. In 
dieſer Richtung iſt auch mittelbar ausſtrahlend diejenige Fürſorgepflicht zu werten, 
die nach der neuen geſetzlichen Regelung des 82 AO für das Verhältnis des 
Betriebsführers zur Gefolgſchaft unmittelbar ausgeſprochen iſt. 


Allerdings iſt im gegenwärtigen Recht ſeitens der Auslegung beſtritten, ob die oben 
erwähnten Vorſchriften der SS 120 a bis e GewO auch eine privatrechtliche Pflicht 
im Arbeitsverhältnis darſtellen oder nur eine öfſentlich⸗ rechtliche Pflicht des Unter- 
nehmers gegenüber dem Staat zum Schutze der Beſchäftigten bedeuten. Man wird 
aber auch jetzt ſchon bei richtiger Auslegung, insbeſondere auch unter Verwertung des 
eben hervorgehobenen Grundgedankens der Fürſorgepflicht aus 82 AO auch die 
privatrechtliche Natur der Fürſorgepflicht in jenen Vorſchriften der Gewerbeordnung 
zu bejahen haben. Dagegen iſt bezüglich der erwähnten bürgerlich rechtlichen und 
handelsrechtlichen Vorſchriften auch jetzt ſchon anerkannt, daß ſie privatrechtliche 
Pflichten des Anternehmers gegenüber dem Beſchäftigten erzeugen. 

Insgeſamt fei danach zur Fürſorgepflicht folgendes hervorgehoben: Man hat die ein- 
fache Fürſorgepflicht, die im Regelfall beſteht, und eine verſtärkte und beſondere Für⸗ 
ſorgepflicht, die in beſonderen Fällen vom Geſetz aufgeſtellt iſt, zu unterſcheiden. 


Die einfache Fürſorgepflicht (vgl. 88 618, 619 BGB, 862 HGB, und nach 
der hier vertretenen Auffaſſung auch SS 120 a bis c GewO) beſteht darin, daß der 
Dienſtberechtigte, alſo der Unternehmer, Räume, Vorrichtungen und Gerätſchaften, 
die er zur Verrichtung der Dienſte zu beſchaffen hat, ſo einzurichten und zu unter⸗ 
halten und Dienſtleiſtungen, die unter ſeiner Anordnung oder unter ſeiner Leitung 
vorzunehmen find, ſo zu regeln hat, daß der Dienſtverpflichtete gegen Gefahr für Leben 
und Geſundheit ſoweit geſchützt iſt, als die Natur der Dienſtleiſtung es geſtattet. 
Erſüllt er dieſe Verpflichtungen nicht, fo gelten nach 8 618 Abſ. 3 BGB für die Ver⸗ 
pflichtung zum Schadenserſatz aus dem Abſchnitt unerlaubte Dandlungen die Vor · 
ſchriften der §8 842 bis 846 BGB. 

Eine verſtärkte Fürſorgepflicht tritt ein, wenn der Dienſtverpflichtete in 
die häusliche Gemeinſchaft aufgenommen iſt. In dieſem Falle hat der Anternehmer 
hinſichtlich der Wohn- und Schlafräume, der Verpflegung ſowie der Arbeits und 
Erholungszeit diejenigen Einrichtungen und Anordnungen zu treffen, die mit Rückſicht 
auf die Geſundheit, die Sittlichkeit und die Religion des Verpflichteten erforderlich 
find (vgl. 5 618 Abſ. 2 BGB, 5 62 Abſ. 2 HGB, 8 120 b GewO). Auch hierbei 
gelten, wenn die in Anſehung des Lebens und der Geſundheit des Dienſtverpflichteten 
beſtehenden Verpflichtungen verletzt werden, für den Schadenserſatzanſpruch des 
Dienſtverpflichteten aus dem Abſchnitt unerlaubte Handlungen des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs die allgemeinen Vorſchriften der SS 842 bis 846. 

Eine beſondere Form der Fürſorgepflicht ergibt ſich bei Aufnahme en 
die häusliche Gemeinſchaft, wenn der Dienſtverpflichtete erkrankt. Handelt es ſich in 
dieſem Falle um ein dauerndes Dienſtverhältnis, das die Erwerbstätigkeit des Ver 
pflichteten vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch nimmt, fo hat nämlich der Anter⸗ 
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nehmer die erforderliche Verpflegung und ärztliche Behandlung bis zur Dauer von 
ſechs Wochen, jedoch nicht über die Beendigung des Dienſtverhältniſſes hinaus, zu 
gewähren, wenn nicht für die Verpflegung und ärztliche Behandlung durch eine Ver⸗ 
ſicherung oder durch eine Einrichtung der öffentlichen Krankenpflege Vorſorge ge⸗ 
troffen iſt. Da aber die öffentlich- rechtliche Krankenverſicherung der Reichsverſiche⸗ 
rungsordnung in ſehr weitgehendem Maße die Verpflegung und ärztliche Behandlung 
bei Verſicherten in die Hand nimmt, hat dieſe hilfsweiſe privatrechtliche Kranken- 
fürſorgepflicht des Anternehmers erheblich an Bedeutung verloren. Wo ſie danach 
noch eingreift, können die Koſten von dem Anternehmer auf die für die Zeit der 
Erkrankung geſchuldete Vergütung angerechnet werden. 

Eine allgemeine Beſchäftigungspflicht durch den Unternehmer ift nach dem 
Stande der gegenwärtigen Geſetzgebung noch nicht zu bejahen. Etappen auf dieſem 
Wege bedeuten aber ſchon die bisher in der Nechtſprechung erfolgte teilweiſe An- 
erkennung einer ſolchen Beſchäftigungspflicht für die Sondergruppen der Schauſpieler 
und der Schwerbeſchädigten. Man wird aber künftig nicht nur bei dieſen Gruppen, 
ſondern allgemein auf Grund der ethiſch vertieften Wertung des Arbeitsverhält. 
niſſes davon auszugehen haben, daß im beſtehenden Arbeitsverhältnis nicht nur der 
Lohn, ſondern auch die Beſchäftigung als ſolche zu einer ethiſchen Forderung des 
Arbeitsmenſchen als Glied des Volksganzen gehört, und man kann wohl mit näheren 
Maßgaben ein Fortſchreiten der Geſetzgebung in dieſem Sinne erwarten. 

Eine allgemeine Verpflichtung des Anternehmers zur Arlaubs ge währung 
wird nach geltendem Recht von der Nechtſprechung ebenfalls bisher noch abgelehnt. 
Doch wird man auch in dieſer Beziehung aus der gleichen vertieften Wertung des 
Menſchen als Perſönlichkeit im Arbeitsverhältnis und aus der Einſchätzung ſeiner 
Perſönlichkeit als zu erhaltendes wertvolles Glied der Volksgemeinſchaft mit einer 
Anderung der Geſetzgebung im Sinne der grundſätzlichen Zubilligung eines Rechts 
auf Urlaub wohl rechnen können. Aber auch bis dahin ließe ſich entgegen der bis. 
herigen Rechtſprechung auch jetzt ſchon mit guter Begründung aus der eben geſchil⸗ 
derten allgemeinen Einſtellung zum Arbeitsverhältnis ſehr wohl die Anſicht vertreten, 
daß auch da, wo nicht durch Vertrag, Tarifordnung oder Betriebsordnung ausdrück⸗ 
lich ein Recht auf Urlaub zugebilligt iſt, gleichwohl ein ſolches auch jetzt ſchon wenig⸗ 
ſtens dem Grunde nach gewohnheitsrechtlich beſteht, ſo daß höchſtens deſſen Höhe 
dann noch Gegenſtand der Auslegung und Rechtsfindung im Einzelfalle zu ſein hätte. 
Immerhin hat die Entwicklung der Tarifordnungen ſchon den erfreulichen Lauf ge- 
nommen, daß ſie regelmäßig eine Regelung des Arlaubsanſpruchs enthalten. 

Eine beſondere Regelung des Arlaubs für Angeſtellte und Arbeiter für Zwecke der 
Leibeserziehung trifft das Geſetz vom 15. Februar 1935 (RGBl. I S. 197) nebſt 
Ausführungsverordnung vom 19. März 1935 (RGBl. 1 S. 385) und der Beurlaubung 
zu Abungen der Wehrmacht die Wehrmachtsübungsverordnung vom 25. November 
1935 (RGBl. 1 S. 1358). Weitere Sonderregelungen ergeben ſich z. B. aus 8 13 
ADS für die Wahrnehmung des Vertrauensratsamts. 


b) Der Pflichtenkreis des Beſchäftigten im Arbeits verhält ⸗ 
nis. Auch dieſer Pflichtenkreis erhält in allem feine Tönung durch die perjonenredt- 
liche Verbindung von Unternehmer und Beſchäftigten in perſonenrechtlicher Arbeits. 
gemeinſchaft. Auch hier ift deshalb ſehr weſentlich die Treupflicht, die ſich durch alle 
einzelnen Verbindungen hindurchzieht. 

Im Vordergrund der Einzelpflichten ſteht hier die Pflicht zur Ar” 
leiſtung. Ihren näheren Inhalt empfängt fie, ſoweit nicht einzeln 
Abmachungen oder Tarifordnungen oder Betriebsordnungen Näheres 

dem Gedanken der Treupflicht. Bisher nahm man zur Auslegung hierbei 

von Treu und Glauben aus 8 242 BGB zu Hilfe. Er wäre aber bei d 

kenntnis des Arbeitsverhältniſſes als perſonenrechtlichen Gemeinſch⸗ 

nur ein verkümmerter Ausdruck des Treuegedankens. Hiernach regelt 

früher ſehr umſtrittene Frage der Übernahme anderer als der unmitte 
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Arbeiten in Notfällen je nach den Umftänden des Einzelfalles unter dem Geſichtspunkt, 
ob eine ſolche Abernahme nach den Amſtänden als Ausfluß der Treupflicht ſich darſtellt. 


Ein beſonderer Ausdruck der Treupflicht iſt es auch, daß der Beſchäftigte während 
des Arbeitsverhältniſſes nicht in treuwidriger Weiſe gegen die Belange der Betriebs 
gemeinſchaft handeln darf, etwa üble Nachreden über das geſchäftliche und ſoziale 
Verhalten des Anternehmers führt. Ein hierher gehöriger Anterfall iſt die Regelung 
des unlauteren Wettbewerbs im Geſetz über den unlauteren Wettbewerb, foweit ſie 
durch einen Beſchäftigten des Betriebs erfolgt. 

Eine weitere Pflicht des Beſchäftigten bezeichnete man bisher als Gehorſams⸗ 
pflicht und nannte das ihr entſprechende Recht des Unternehmers „das Direktions⸗ 
recht“. Daß eine ſo geartete Pflicht des Beſchäftigten beſteht, kann keinem Zweifel 
unterliegen. Man wird fie aber jetzt ſchon ohne weiteres in den Rahmen feiner Treu ⸗ 
pflicht zu rechnen haben. 


Folgen der Nichterfüllung der Pflichten aus a und b 
Gemeinſam ſowohl für die Pflichten des Anternehmers, als auch für diejenigen des 
Beſchäftigten iſt, daß im Falle eines Zuwiderhandelns eine Klage auf 
Erfüllung möglich iſt. Beſonderheiten bezüglich der Fürſorgepflicht fiehe aber 
hierbei oben unter a. Auch ergeben ſich nach den allgemeinen Vorſchriften des 
Rechts der Schuldverhältniſſe des Bürgerlichen Geſetzbuchs Schadens erſatz⸗ 
anſprüche, wenn durch eine ſolche Zuwiderhandlung im Arbeitsverhältnis ein Ver⸗ 
tragspartner den andern ſchuldhaft geſchädigt hat. Jedoch iſt in dieſem Zuſammen⸗ 
hang ſehr wichtig, daß nach dem oben am Eingang ſchon hervorgehobenen Grundſatz 
die allgemeinen Vorſchriften des bürgerlichen Rechts für das Arbeitsverhältnis info- 
weit nicht anwendbar erſcheinen, als ſie deſſen beſonderer Eigenart widerſprechen. Mit 
Recht hat deshalb das Reichsgericht und ſodann das Reichsarbeitsgericht in ftän- 
diger Rechtſprechung die allgemeinen Vorſchriften über Anmöglichkeit der Leiſtung 
und Schadenserſatz, wie fie in den SS 323 ff. BGB niedergelegt find, teilweiſe aus- 
geſchaltet und aus dem Gedanken der Betriebsgemeinſchaft heraus beſondere Regeln 
der Rififotragung gefunden, die in Wiſſenſchaft und Nechtſprechung als die Riſiko⸗ 
lehre des Reichsarbeitsgerichts bezeichnet zu werden pflegen. Es unter. 
ſucht danach den Einzelfall, wie die Riſikotragung aus dem Grundſatz der Betriebs. 
gemeinſchaft heraus gelagert iſt. 

Davon abgeſehen, enthält die gegenwärtige Geſetzgebung auch einige Sondervor- 
ſchriften für den Fall, daß Regelwidrigkeiten in der Pflichterſüllung im Laufe des 
Arbeitsverhältniſſes beim Anternehmer oder Beſchäftigten eintreten. Hierher gehören 
vor allem zwei Gruppen von Vorſchriften, einmal der Annahmeverzug des Anter⸗ 
nehmers und weiter die vorübergehende Behinderung des Beſchäftigten an der 
Arbeitsleiſtung. 
Der erſtere Fall, alſo der Annahmeverzug des Anter nehmers, iſt im 
8 615 BGB geregelt. Der Unternehmer hat danach, wenn er die ihm angebotenen 
Dienſte nicht rechtzeitig annimmt, gleichwohl die vereinbarte Vergütung zu leiſten, 
ohne daß der Beſchäftigte zur Nachleiſtung der Dienſte verpflichtet wäre. Der Be⸗ 
ſchäftigte muß ſich nur dasjenige anrechnen laſſen, was er infolge des Anterbleibens 
der Dienſtleiſtung erſpart oder durch anderweitige Verwendung ſeiner Dienſte erwirbt 
zu erwerben böswillig unterläßt. Für den Fall aber, daß die Dienſte infolge 

“sitodung nicht geleiſtet find, wendet die Nechtſprechung nicht dieſe Vorſchrift 

n arbeitet mit der oben geſchilderten Riſikolehre des Reichsarbeitsgerichts. 
weiter die oben erwähnten Arbeits verhinderungs fälle an- 
ind fie in den SS 616 BGB, 1336 GewO und 63 HGB geregelt. Sie 
zelnen voneinander ab. Der Grundgedanke iſt aber der, daß für gewiſſe 
»Verhinderungen der Lohnanſpruch fortbeſteht. Dabei wird inſofern 
zwiſchen Arbeitern und Angeſtellten gemacht, als der Lohnanſpruch des 
yeitem Amfang für dieſe Zeit unabdingbar iſt, während derjenige des 
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Arbeiters nach 8 616 Abſ. 1 BGB und derjenige des Angeſtellten außerhalb von Er. 
krankungsfällen, ſoweit das Bürgerliche Geſetzbuch Platz greift, abgedungen werden 
kann. Dieſe unterſchiedliche Behandlung erſcheint aber innerlich nicht gerechtfertigt. 


Im einzelnen iſt aus dieſer Geſamtlage folgendes hervorzuheben: Nach 8616 BGB 
behält der Dienſtverpflichtete, einerlei ob Arbeiter oder Angeſtellter, den Anſpruch auf 
die Vergütung, wenn er für eine verhältnismäßig nicht erhebliche Zeit 
Durch einen in feiner Perſon liegenden Grund ohne fein Verſchulden an der Dienit- 
leiſtung verhindert wird. Dabei gilt nach 8 616 Abſ. 2 Satz 2 BGV für Angeſtellte im 
Krankheitsfall als verhältnismäßig nicht erheblich eine Zeit von ſechs Wochen, wenn 
nicht durch Tarifordnung eine andere Dauer beftimmt iſt. Ahnlich, immerhin aber 
etwas abweichend, gibt der 8 63 HGB einem Handlungsgehilfen, der 
durch unverſchuldetes Anglück an der Leiſtung der Dienſte verhindert wird, 
ſeinen Anſpruch auf Gehalt und Anterhalt noch bis zur Dauer von ſechs Wochen. 
Schließlich greift auch 8 133 e Ab ſ. 2 Gew O den gleichen Grundgedanken auf und 
gibt denjenigen gewerblichen Angeſtellten im Sinne des § 133 a GewO, die 
durch unverſchuldetes Anglück an der Verrichtung ihrer Dienſte verhindert 
find, ihren vertraglichen. Leiſtungsanſpruch noch bis zur Dauer von ſechs Wochen. 

Abereinſtimmend find die Anſprüche für Angeſtellte, wie fie vorſtehend geſchildert 
wurden, und zwar im Erkrankungsfalle nach 8 616 Abſ. 2 BGB und bei unver- 
ſchuldetem Unglüd nach §S 63 HGB und 5 133 c Abſ. 2 GewO für zwingendes Recht 
erklärt worden. Damit wird erreicht, daß ein Ruhen des Krankengeldes nach Vor⸗ 
ſchrift des 8 189 Abſ. 1 RVO im Intereſſe der Entlaſtung der Krankenkaſſe gewahrt 
bleibt. Beſtimmt doch dieſe Vorſchrift der Reichsverfiherungsordnung, daß der An- 
ſpruch auf Kranken und Hausgeld gegen die Krankenkaſſe ruht, wenn und ſoweit der 
Verſicherte während der Krankheit Arbeitsentgelt erhält. Dabei gelten allerdings Zu- 
ſchüſſe des Arbeitgebers zum Kranken- und Hausgeld nicht als Arbeitsentgelt. Die 
Grenze zwiſchen Arbeitsentgelt und Beträgen, die noch in den Rahmen des Zuſchuſſes 
zum Kranken⸗ oder Hausgeld fallen, iſt hierbei aber oft ſchwierig im Einzelfall zu ziehen. 


3. Die Beendigung des Arbeitsuerhältniffes 


Das Arbeitsverhältnis kann in mannigfaltiger Weiſe feinem Ende zugehen. Das 
Geſetz befaßt ſich unter den zahlreichen Beendigungsgründen im weſentlichen mit den⸗ 
jenigen Fällen, in denen die Auflöſung durch Kündigung herbeigeführt wird, und in 
dieſer Gruppe wiederum mit der Frage, in welcher Weiſe dem gekündigten Beſchäf⸗ 
tigten ein beſonderer Kündigungsſchutz zuzubilligen ſei. 

Hiernach ergibt ſich insgeſamt in den Grundzügen folgende Rechtslage für das Ende 
des Arbeitsverhältniſſes, getrennt einerſeits nach den ohne Kündigung eintretenden 
Auflöſungsfällen und anderſeits nach der Gruppe derjenigen Fälle, in denen eine 
Kündigung erfolgt. 

a) Das Arbeitsverhältnis kann ohne Kündigung durch einen von vornherein 
vereinbarten Zeitablauf fein Ende finden, ferner vor allem auch durch Willenseinigung 
der beiden Parteien, etwa im Weg des Vergleichs, auch durch den Tod des Beſchäf⸗ 
tigten. Einen beſonderen Fall der Endigung kraft Geſetzes hat die neue Geſetzgebung 
dadurch gebracht, daß bei Eintritt zum Wehrdienſt zur Erfüllung der Wehrpflicht das 
Arbeitsverhältnis ohne Kündigung endigt. Es iſt aber durch Sondervorſchriften für 
dieſen Fall geſorgt, daß die Wehrdienſtzeit arbeitsrechtlich bei Wiederaufnahme der 
Arbeit berückſichtigt wird. 

b) Weit häufiger erörtert iſt aber die Gruppe derjenigen Fälle, in denen der Unter- 
nehmer oder der Beſchäftigte durch einſeitige Erklärung, die ſogenannte Kündi- 
gung, vorzeitig das Arbeitsverhältnis zu Ende bringen will. Es ergeben ſich hier 
zwei Möglichkeiten, die vom Gefetz getrennt geregelt find. 

Die eine Möglichkeit iſt die vorzeitige friſtloſe Kündigung. Sie wird 
im Geſetz nur in engen Grenzen geſtattet; denn andernfalls würde dadurch in dieſes 
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auf Treue, Vertrauen und Kameradſchaftlichkeit gegründete Gemeinſchaftsverhältnis 
ein Moment untragbarer Anſicherheit hinein gebracht. Die gegenwärtige geſetzliche 
Regelung der friſtloſen Kündigung iſt aber ſehr unüberſichtlich. Sie iſt verſchieden 
für die Arbeitsverhältniſſe des Bürgerlichen Geſetzbuchs, des Handelsgeſetzbuchs und 
der Gewerbeordnung. Immerhin läßt ſich gemeinſam für ſie alle als Grundgedanke 
das feſtſtellen, daß nur wichtige Gründe zur friftlofen Kündigung berechtigen. Während 
die Beſtimmung des wichtigen Grundes aber im Bürgerlichen Geſetzbuch, Handels- 
geſetzbuch und für gewerbliche Angeſtellte in der Gewerbeordnung den Amſtänden des 
einzelnen Falles überlaſſen bleibt, und nur zur Erleichterung eine beiſpielsweiſe Auf⸗ 
zählung von wichtigen Gründen im Handelsgeſetzbuch (Ss 71, 72) und bei gewerblichen 
Angeſtellten (8$ 133 b und c) gegeben wird, zählt für das Arbeits verhältnis des Ar- 
beiters die Gewerbeordnung in den 8$ 123 und 124 die friſtloſen Kündigungsgründe 
erſchöpfend auf und durchbricht dieſen Grundſatz nur wiederum bei denjenigen Ar⸗ 
beitern, die für längere Zeit als 4 Wochen oder mit einer Kündigungsfriſt von min⸗ 
deſtens 2 Wochen eingeſtellt find (8 124 a GewO). 


Die zweite Gruppe von vorzeitigen Beendigungsfällen durch Kündigung liegt dann 
vor, wenn ein auf unbeſtimmte Zeit eingegangenes Arbeitsverhältnis beſteht. 
Hier kann im allgemeinen das Arbeitsverhältnis nur mit einer Kündigungs 
friſt gekündigt werden, die ſich mangels einer Vereinbarung danach richtet, nach 
welchen Zeitabſchnitten der Lohn bemeſſen iſt. Im einzelnen iſt dabei die Regelung 
nach bürgerlichem Recht, nach Handelsrecht und nach der Gewerbeordnung verſchieden. 
Folgendes ſei daraus hervorgehoben: 


Nach bürgerlichem Recht greift hier vor allem die Vorſchrift des 8 62 1 BGB ein. 
Hiernach iſt die Kündigung, wenn die Vergütung nach Tagen bemeſſen iſt, an jedem 
Tage für den folgenden Tag zuläſſig. Iſt fie nach Wochen bemeſſen, fo iſt die Kündi⸗ 
gung nur für den Schluß einer Kalenderwoche, und zwar ſpäteſtens am erſten Werk. 
tage der Woche zuläſſig. Bei Bemeſſung der Vergütung nach Monaten kann die 
Kündigung nur für den Schluß eines Kalendermonats ſpäteſtens am 15. des Monats 
erfolgen. Iſt aber die Vergütung nach Vierteljahren oder längeren Zeitabſchnitten 
bemeſſen, ſo iſt die Kündigung nur für den Schluß eines Kalendervierteljahrs unter 
Einhaltung einer Kündigungsfriſt von 6 Wochen zuläſſig. Eine gewiſſe Sonder⸗ 
ſtellung im Sinn einer etwas größeren Sicherſtellung bei der Kündigungsfriſt nehmen 
diejenigen Perſonen ein, die in einem Dienſtverhältnis mit feſten Bezügen zur 
Leiſtung von Dienſten höherer Art unter vollſtändiger oder hauptſächlicher In⸗ 
anſpruchnahme ihrer Erwerbstätigkeit angeſtellt ſind, wie z. B. Lehrer, Erzieher, 
Privatbeamte, Geſellſchafterinnen. Ihnen kann nur für den Schluß eines Kalender- 
viertelſahrs unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von 6 Wochen gekündigt werden, 
auch wenn die Vergütung nach kürzeren Zeitabſchnitten als Vierteljahren bemeſſen iſt 
(vgl. 8622 BGB). Iſt wie beſonders bei Akkordverträgen die Vergütung nicht nach 
Zeitabſchnitten bemeſſen, ſo kann, wie es die Regel iſt, bei einem die Erwerbstätigkeit 
des Dienſtverpflichteten vollſtändig oder hauptſächlich in Anſpruch nehmenden Dienit- 
verhältnis mit einer Kündigungsfriſt von zwei Wochen, andernfalls jederzeit gekündigt 
werden (vgl. 8 623 BGB). 


Die Sonderregelung des Handelsgeſetzbuchs für den Arbeitsvertrag des Hand- 
lungsgehilfen geht dahin, daß das Dienſtverhältnis, wenn es für unbeſtimmte 
Zeit eingegangen iſt, von jedem Teile für den Schluß eines Kalendervierteljahrs 
unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von 6 Wochen gekündigt werden kann (§ 66 
HGB) und daß bei Vereinbarung einer kürzeren oder längeren Kündigungsfriſt dieſe 
für beide Teile gleich ſein muß, nicht weniger als einen Monat betragen darf und nur 
für den Schluß eines Kalendermonats zugelaſſen werden kann (8 67 HGB). Die eben 
erwähnten Vorſchriften des 8 67 über die Gleichheit der Kündigungsfriſt für beide 
Teile, ferner über ihre Mindeſtſpanne von einem Monat und über ihre Abſtellung 
auf den Schluß des Kalendermonats gelten aber nicht, wenn der Handlungsgehilfe 
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ein jährliches Gehalt von einer Höhe bezieht, die in der urſprünglichen Faſſung des 
S 68 HGB auf 5000 Mark beftimmt war, dann in der Inflationszeit durch Verord- 
nung vom 23. Oktober 1923 (RGBl. 1 S. 990) in eine Grundzahl umgewandelt 
wurde, aber bis jetzt nicht auf Reichsmark umgeſtellt iſt. Ferner gelten dieſe Vor 
ſchriften des 8 67 HGB auch dann nicht, wenn ein Handlungsgehilfe nur zu vorüber⸗ 
gehender Aushilfe angenommen iſt, es ſei denn, daß das Dienſtverhältnis über die 
Zeit von drei Monaten hinaus fortgeſetzt wird; die Kündigungsfriſt muß jedoch auch 
in einem ſolchen Falle für beide Teile gleich ſein. 


Für Beſchäftigte im Sinne der Gewerbeordnung trifft dieſes Geſetz beſondere 
Kündigungsvorſchriften. Danach beträgt die Kündigungsfriſt für das Arbeits⸗ 
verhältnis von Geſellen und Gehilfen grundſätzlich mangels anderer Vereinbarung 
14 Tage, und wenn andere Aufkündigungsfriſten vereinbart werden, müſſen fie für 
beide Teile gleich fein (8 122 GewO). Beim Arbeitsvertrag gewerblicher Angeſtellter 
im Sinn des 8 133 a GewO kann, wenn nichts anderes vereinbart ift, von jedem 
Teile mit Ablauf jedes Kalendervierteljahrs durch eine 6 Wochen vorher auszu⸗ 
ſprechende Kündigung das Vertragsverhältnis gelöſt werden. Wird durch Vertrag 
eine kürzere oder längere Kündigungsfriſt bedungen, jo trifft $ 133 aa, $ 133 ab und 
S 133 ac eine Regelung, die parallel zu derjenigen des Handelsgeſetzbuchs für Hand- 
lungsgehilfen ift (ſiehe oben). Sie muß alſo für beide Teile gleich fein und darf nicht 
weniger als einen Monat betragen. Auch kann fie nur für den Schluß eines Kalender 
monats zugelaſſen werden. Dies gilt nicht, wenn der Angeſtellte diejenige Gehalts. 
grenze erreicht, die oben bereits für Handlungsgehilfen angegeben wurde. Es gilt 
ferner nicht, wenn der Angeſtellte nur zur vorübergehenden Aushilfe angenommen 
iſt, es ſei denn, daß das Dienſtverhältnis über die Zeit von drei Monaten hinaus 
fortgeſetzt wird; die Kündigungsfriſt muß aber auch in einem ſolchen Falle für beide 
Teile gleich ſein. 


c) In verſchiedenen Richtungen hat die neuere Geſetzgebung einen verſtärkten 
Kündigungsſchutz des gekündigten Beſchäftigten geſchaffen. Dieſe Geſetz. 
gebung geht davon aus, daß es aus ſozialen Gründen nicht immer zuläſſig ſein darf, 
ohne weiteres unter Beobachtung der altherkömmlichen Kündigungsfriſten ein Arbeits⸗ 
verhältnis zu löſen, ſondern daß die Löſung aus den perſönlichen Verhältniſſen des 
Gekündigten aus ſozialen Gründen entweder überhaupt nicht billigenswert ſein kann 
oder eine Verlängerung der Kündigungsfriſt von Geſetzes wegen einzuſetzen hat oder 
auch die Aberprüfung und Genehmigung durch eine eingeſchaltete dritte Stelle ſich als 
notwendig erweiſen kann. Aus dem Geſamtgebiet des ſich ſo ergebenden neuzeitlichen 
Kündigungsſchutzes des Beſchäftigten fei folgendes hervorgehoben: 


Am häufigſten wird hier diejenige Form des Kündigungsſchutzes praktiſch, die das 
Geſetz als Kündigungswiderrufs verfahren bezeichnet. Sie iſt in den 
SS 56 ff. des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit geregelt und hat die Er- 
wägung als Grundlage, daß auch eine friſtgerecht ausgeſprochene Kündigung für den 
Gekündigten nicht tragbar iſt, wenn ſie ſich als unbillig hart für ihn darſtellt und nicht 
durch die Verhältniſſe des Betriebs notwendig geworden iſt. Er kann daher unter 
dieſer Vorausſetzung vom Anternehmer den Widerruf der Kündigung verlangen, 
jedoch nur unter den weiteren Vorausſetzungen, daß er mindeſtens ein Jahr in dem 
Betrieb oder dem Anternehmen beſchäftigt iſt und daß der Betrieb in der Regel 
mindeſtens 10 Beſchäftigte hat. Er muß den Antrag ſpäteſtens binnen zwei Wochen 
nach der Kündigung beim Arbeitsgericht klageweiſe einreichen und hat dieſer Klage 
eine Beſcheinigung des Vertrauensrats beizufügen, aus der ſich ergibt, daß im Ver⸗ 
trauensrat über die Frage feiner Weiterbeſchäftigung erfolglos beraten worden iſt. 
In gewiſſen Ausnahmefällen kann der Richter von der Beibringung der Vertrauens- 
ratsbeſcheinigung abſehen. Im Falle höherer Gewalt kann bei Verſäͤumung der 
Friſt ſogenannte Wiedereinſetzung in den vorigen Stand beantragt werden (vgl. 
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Wird der Unternehmer zum Widerruf der Kündigung verurteilt, fo muß doch jedes⸗ 
mal im Arteil ſelbſt ihm die Möglichkeit eröffnet werden, ſtatt des Widerrufs die 
Zahlung einer Abgangsentſchädigung an den Gekündigten zu wählen, deren Höhe im 
Arteil feſtzuſetzen iſt. 

Das Kündigungswiderrufsverfahren gilt auch für Beſchäftigte in Verwaltungen und 
Betrieben des Reichs, der Länder, Gemeinden und anderer juriſtiſchen Perſonen des 
öffentlichen Rechts. 


Eine zweite Form des Kündigungsſchutzes bringt das Geſetz „über die Friſten für die 
Kündigung von Angeſtellten“, gewöhnlich als Kündigungsſchutzgeſetz be⸗ 
zeichnet, vom 9. Juli 1926 (RGBl. 1 S. 399). Es verlängert für Angeſtellte im Sinn 
des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes, und zwar auch für ſolche, die die Verfiherungs- 
grenze überſchritten haben, unter beſtimmter Altersvorausſetzung in Betrieben mit 
regelmäßig mehr als zwei Angeſtellten bei längerer Betriebszugehörigkeit die Kündi- 
gungsfriſten, abgeſtuft auf drei bis ſechs Monate. Damit trägt es alſo der Betriebs- 
verbundenheit Rechnung. Anberührt bleibt die Möglichkeit zur friſtloſen Entlaſſung 
aus wichtigem Grund. 


Weſentlich verſtärkter iſt der Kündigungsſchutz der Schwerbeſchädigten nach 
8 13 des Schwerbeſchädigtengeſetzes ſowie derjenigen Kämpfer für die 
nationale Erhebung, die wegen eines Nentenbezuges nach näherer Maßgabe 
des Geſetzes über die Verſorgung der Kämpfer für die nationale Erhebung vom 
27. Februar 1934 (RGBl. I S. 133) im Kündigungsſchutz den Schwerbeſchädigten 
gleichgeſtellt find. Nach 8 13 des Schwerbeſchädigtengeſetzes iſt nämlich die Kündi. 
gung gegenüber einem Schwerbeſchädigten nur mit Genehmigung der Hauptfürſorge⸗ 
ſtelle und auch dann nur unter Einhaltung einer Kündigungsfriſt von mindeſtens 
zwei Wochen zuläſſig. Entlaſſungen aus wichtigem Grund bleiben aber im allge⸗ 
meinen unberührt. Aber den Begriff „Schwerbeſchädigte“ und die ihnen gleich 
geſtellten Perſonen ſiehe Näheres oben Bid. 


Aberhaupt unzuläſſig iſt die Kündigung gegenüber einer nach der Reichsverſicherungs⸗ 
ordnung krankenverſicherungspflichtigen weiblichen Beſchäftigten in der Zeit ſechs 
Wochen vor und ſechs Wochen nach der Niederkunft gemäß Mutterſchutzgeſetz 
vom 16. Juli 1927 (RGBl. 1 S. 184) — nähere Bezeichnung fiehe oben unter Ag —. 
Anberührt bleiben aber friſtloſe Entlaſſungen aus einem wichtigen Grunde, der nicht 
mit der Schwangerſchaft oder Niederkunft zuſammenhängt. 

Ebenfalls unzuläſſig und daher nichtig iſt die Kündigung gegenüber einem Ver 
trauens mann nach 8 14 des Arbeitsordnungsgeſetzes vom 
20. Januar 1934 (RGBl. 1 S. 45) — nähere Bezeichnung ſiehe oben unter Ah --, 
es ſei denn, daß ein wichtiger Grund zur friſtloſen Entlaſſung vorliegt oder daß der 
Betrieb oder die betreffende Betriebsabteilung ſtillgelegt wird. 

Einen beſonders gearteten Schutz bei Kündigungen im Fall von Maffen- 
entlaſſungen bringt 8 20 des Arbeitsordnungsgeſetzes (nähere 
Bezeichnung ſiehe oben A h). Er verpflichtet den Unternehmer zu einer ſchriftlichen 
Anzeige an den Reichstreuhänder der Arbeit, wenn er gehäufte Entlaſſungen in 
einem gewiſſen Amfang vornehmen will. Solche Maſſenentlaſſungen löſen die 
Anzeigepflicht aus, wenn in Betrieben mit in der Regel weniger als 100 Beſchäftigten 
mehr als 9 Beſchäftigte oder in Betrieben mit in der Regel mindeſtens 100 Beſchäf. 
tigten 10 vom Hundert der im Betrieb regelmäßig Beſchäftigten oder aber jedenfalls 
mehr als 50 Beſchäftigte innerhalb von 4 Wochen entlaſſen werden. Die Wirkung 
der Anzeige beſteht in dieſen Fällen darin, daß vom Eingang der Anzeige beim Treu: 
händer an eine Friſt läuft, innerhalb deren Entlaſſungen nur mit Genehmigung des 
Treuhänders wirkſam find. Dieſe Friſt beträgt 4 Wochen, kann aber vom Treu- 
bänder auf 2 Monate verlängert werden. Friſtloſe Entlaſſungen bleiben aber, wo 
das Recht hierzu beſteht, unberührt. In Verbindung mit dieſer Maßnahme kann der 
Reichstreuhänder der Arbeit, wenn der Unternebmer nicht in der Lage iſt, feine 
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Gefolgſchaft bis zum Ablauf der Friſt voll zu beſchäftigen, dem Anternehmer geſtatten, 
für die Zwiſchenzeit Kurzarbeit einzuführen. Macht der Unternehmer hiervon Ge. 
brauch, ſo beginnt die Kurzarbeit jedoch erſt früheſtens mit dem Zeitpunkt, in dein 
das Arbeitsverhältnis nach den allgemeinen geſetzlichen oder den vertraglichen Be⸗ 
ſtimmungen enden würde. Der Schutz gegen Maſſenentlaſſungen nach § 20 des 
Arbeitsordnungsgeſetzes in der eben geſchilderten Weiſe gilt aber überhaupt nicht 
in Saiſon- und Kampagnebetrieben für diejenigen Entlaſſungen, die durch die Eigen. 
art des Betriebs als Gaifon- oder Kampagnebetrieb bedingt find; fie gilt alſo aber 
auch hier für befriſtete Kündigungen anderer Art. 


D. Tarifordnungen, Betriebsordnungen und Treuhänderrichtlinien 

Im vorſtehenden wurde ſchon wiederholt angedeutet, daß das Arbeitsverhältnis in 
weitem Amfang von Tarifordnungen und Betriebsordnungen beſtimmt zu werden 
pflegt. Mit einer etwas ſchwächeren Wirkung geſellen ſich dann noch die Richtlinien 
der Reichstreuhänder der Arbeit hinzu. Gemeinſam iſt dieſen drei Nechtsinſtituten 
die Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit, in einem gewiſſen Amfang zur einheitlichen 
Regelung der Arbeitsbedingungen innerhalb des Betriebs oder auch über den 
Betrieb hinaus je nach den einſchlägigen Bedürfniſſen der ſozialen Belange der am 
Arbeitsverhältnis Beteiligten und der Wirtſchaft zu gelangen. Dieſem Ziel ſtreben 
die Tarifordnungen und Betriebsordnungen in der Weiſe zu, daß ſie Rechtsnormen 
mit der Wirkung der ſogenannten Anabdingbarkeit aufſtellen (Näheres hierzu fiebe 
unten 1 und 2), während die Richtlinien in etwas abgeſchwächter Form nur richtung ; 
weiſend ſich über die Arbeitsbedingungen verbreiten. Den Tarifordnungen kommt 
im gegenwärtigen Zeitpunkt eine erhöhte Bedeutung zu. Das ganze ſoziale Recht 
iſt im Ambruch begriffen. Neue Gedanken beſtimmen das Arbeitsverhältnis. Ein 
neues Arbeitsrecht ift im Werden. In einem neuen Geſetz über das Arbeits verhältnis 
wird es feinen Niederſchlag finden. Bis dahin aber find die Tarifordnungen die⸗ 
jenigen Rechtsquellen, aus denen es immer erneut befruchtet und in denen es lang- 
ſam und organiſch wachſend geformt wird. 


1. Tarifordnungen 


Sie werden von den Reichstreuhändern der Arbeit oder von den Sondertreuhändern 
ſchriftlich nach Beratung in einem Sachverſtändigenausſchuß (88 32, 23 des Arbeits- 
ordnungsgeſetzes) erlaſſen. Die Tarifordnungen haben die Rechtsnatur echter Rechts. 
verordnungen. Sie werden auch entſprechend ihrem Verordnungscharakter bekannt- 
gemacht. Bekanntmachungsſtelle iſt das Reichsarbeitsblatt. 


Im Gegenſatz zu den Tarifverträgen früheren Rechts beſtehen alſo hier keine Ver. 
bände als tarifſchaffende Stelle. Die Tarifordnung iſt kein kollektiver Vertrag, 
ſondern ein einſeitiger Rechtsſetzungsakt einer ſtaatlichen Stelle, des Neichstreu⸗ 
händers der Arbeit. 


Da die Arbeitsverfaſſung im neuen Staat, wie ſich aus dem ganzen Zuſammenhalt 
des Arbeitsordnungsgeſetzes ergibt, die Betriebsgemeinſchaft in den Mittelpunkt des 
ganzen arbeitsrechtlichen Erlebens ſtellt, geht fie auch bei der Schaffung der Zarif- 
normen im Gegenſatz zu der vergangenen Arbeitsauffaſſung davon aus, daß die be- 
ſondere Regelung der Arbeitsbedingungen durch Tarifnormen in überbetrieblicher 
Weiſe durch Tarifordnung grundſätzlich erſt in zweiter Linie in Betracht kommt, und 
daß in erſter Linie die innerbetriebliche Regelung durch Betriebsordnung Platz zu 
greifen hat. Aus dieſem Grund find die Treuhänder nicht in der Lage, ohne weiteres 
nach ihrem eigenen Belieben Tarifordnungen zu erlaſſen, ſondern ſie ſind nur dann 
dazu befugt, wenn dieſe überbetriebliche Regelung der Arbeitsbedingungen für eine 
Gruppe von Betrieben zwingend notwendig iſt (8 32 des Arbeitsordnungsgeſetzes). 
Dadurch, daß das Geſetz verlangt, daß der Erlaß von Tarifordnungen nur für 
Gruppen von Betrieben möglich iſt, iſt zugleich eine Tarifordnung für den einzelnen 
Betrieb ausgeſchloſſen. Hier hat vielmehr die Betriebsordnung ihr Feld. | 
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Bemerkenswert iſt hier im Gegenſatz zu den alten Tarifverträgen, die betont die Linie 
der Gleichheit in den Arbeitsbedingungen einſchlugen, daß die neuen Tarifordnungen, 
wenn ſie überhaupt Löhne regeln, jedenfalls nach dem Leiſtungsprinzip nach 
oben die Möglichkeit vorzuſehen haben, daß ſtufenweiſe Entlohnungsmöglichkeiten 
nach dem Grad der Leiſtung oberhalb der als Mindeſtgrenze einzuhaltenden Normal 
regelung des Tariflohnes ftattfinden. Im übrigen find die Tarifordnungen grund- 
ſätzlich in der Lage, die Regelung der Arbeitsbedingungen in aller Art vorzunehmen, 
allerdings gebunden an zwingende geſetzliche Vorſchriften anderer Geſetze, z. B. 
des Arbeitsſchutzes. 

Die Wirkung der Tarifordnung beſteht darin, daß ſie eine beſondere Art 
zwingenden Rechts für die Einzelarbeitsverträge ſchafft, die in ihren Geltungsbereich 
fallen. Die zwingende Eigenſchaft hat hier die Beſonderheit, daß eine Abänderung 
zwar nach oben zugunſten des Beſchäftigten möglich, aber nach unten zu deſſen An⸗ 
gunſten verboten iſt. Man nennt dieſen Grundſatz die Anabdingbarkeit. Im 
einzelnen hat die Durchführung des Grundſatzes der Anabdingbarkeit ſchon vielerlei 
Zweifelsfragen aufgeworfen. Wohl am bekannteſten und wichtigften iſt das Problem 
des ſogenannten Tariflohnverzichts. In Wirklichkeit handelt es ſich hier 
nicht um die Frage des Lohnverzichts, da ein einſeitiger Verzicht auf vertragsmäßige 
Anſprüche nach den allgemeinen Grundſätzen des bürgerlichen Rechts nicht möglich iſt, 
ſondern um die Frage, ob durch ausdrücklichen oder ſtillſchweigenden Erlaßvertrag 
gemäß 8 397 des Bürgerlichen Geſetzbuchs Antertariflohn bindend vereinbart werden 
kann. Es unterliegt keinem Zweifel und war auch ſchon in der früheren ftändigen 
Rechtſprechung des Reichsarbeitsgerichts anerkannt, daß das Problem keinesfalls als 
ein für die Zukunft wirkender Erlaßvertrag, ſondern nur für vergangene bereits 
aufgelaufene Lohnanſprüche aufgeworſen werden kann. Im Recht vor dem Arbeits- 
ordnungsgeſetz ſtellte ſich das Reichsarbeitsgericht im Gegenſatz zu der wohl 
herrſchenden Meinung des Schrifttums auf den Standpunkt, daß ein ſolcher nach 
rückwärts wirkender Erlaßvertrag nicht gegen den Grundſatz der Anabdingbarkeit ver- 
ſtoße und daher rechtsgültig ſei, wenn die Erklärung des Beſchäftigten freiwillig ohne 
wirtſchaftlichen Druck abgegeben ſei. Auch unter dem vergangenen Tarifrecht war 
dieſe Auffaſſung wohl nicht zu halten, da fie ſchließlich dem Grundſatz der Unabding- 
barkeit zuwiderlief. Jedenfalls aber kann im neuen Tarifrecht des Arbeitsordnungs⸗ 
geſetzes ein ſolcher Erlaßvertrag ſchon im Hinblick auf die aus der Betriebsgemein⸗ 
ſchaft ſich ergebenden Verpflichtungen nicht mehr begründet werden. So hat denn 
auch das Reichsarbeitsgericht ſich in einer neueren grundſätzlichen Entſcheidung (abge- 
druckt in Arbeitsrechts⸗Sammlung Bd. 24 S. 93) auf den Standpunkt geſtellt, daß 
jedenfalls während des laufenden Arbeitsvertrags ein ſolcher Erlaßvertrag als 
ſogenannter Tariflohnverzicht gegen die Anabdingbarkeit verſtößt und daher nichtig 
iſt. Offen gelaſſen hatte es zunächſt die weitere Frage, ob nach Auflöſung des 
Arbeitsvertrags ein ſolcher Erlaßvertrag rechtsgültig zuſtande kommen kann. Später⸗ 
hin hat es die letztere Frage grundſätzlich bejaht. Befinden ſich die Beteiligten in 
berechtigter Anklarheit darüber, ob und in welcher Höhe Tariflohn verdient worden 
iſt, ſo wird aber ſchon vor Ablauf des Arbeitsvertrags wohl ein Vergleich nach den 
allgemeinen Grundſätzen des Vergleichs (vgl. §S 799 BGB) möglich ſein. 

Die Durchführung des Tarifgedankens kann Schwierigkeiten bereiten, wenn eine 
Anderung oder Aufhebung einer bisherigen Tarifordnung vom Treuhänder vorge⸗ 
nommen wird und er dieſer Anordnung rückwirkende Kraft verleihen will. Es 
war eine Streitfrage, ob eine ſolche Rückwirkung rechtlich möglich ſei. Sie iſt durch 
die Vierzehnte Verordnung zur Durchführung des Arbeitsordnungsgeſetzes vom 
15. Oktober 1935 (RGBl. 1 S. 1240) gelöſt worden. Danach kann der Reichstreu⸗ 
händer der Arbeit oder ein beſtellter Sondertreuhänder für das Inkrafttreten und für 
die Aufhebung einer von ihm erlaſſenen Tarifordnung einen vor dem Tage der 
Bekanntmachung im Reichsarbeitsblatt liegenden Zeitpunkt feſtſetzen. Allerdings ift, 
wenn der Zeitpunkt länger als einen Monat zurückliegen ſoll, hierzu die Zuſtimmung 
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des Neichsarbeitsminiſters erforderlich. Zugleich löſt die Verordnung eine weitere 
Streitfrage bezüglich der Rückwirkung, die bis dahin im Schrifttum erörtert war, in 
der Weiſe, daß von einer mit Rückwirkung erlaſſenen Tarifordnung diejenigen 
Arbeitsverhältniſſe nicht erfaßt werden, die bereits vor der Bekanntmachung der 
Tarifordnung im Reichsarbeitsblatt beendigt waren. Auch wirken die Beſtimmungen 
einer ſolchen Tarifordnung über die Kündigung des Arbeitsverhältniſſes auf eine vor 
ihrer Bekanntmachung im Reichsarbeitsblatt erfolgte Kündigung nicht zurück. Jedoch 
kann der Treuhänder der Arbeit in beſonderen Fällen mit Zuſtimmung des Reichs- 
arbeitsminiſters in der Tarifordnung Abweichendes beſtimmen. 

Die früheren Tarifverträge litten an einer übertriebenen Starrheit. Ausnahmen 
konnten ſelbſt mit Rüdfiht auf beſondere betriebliche Verhältniſſe grundſätzlich nicht 
gemacht werden, wenn nicht die damaligen Tarifparteien einzelne Betriebe von der 
Geltung des Tarifvertrags ausſchloſſen, was aber kaum geſchah. Die neue Geſetz⸗ 
gebung vermeidet dieſe Starrheit. Einen großen Schritt in dieſer Richtung bedeutet 
eine Neuerung, die in der eben erwähnten Vierzehnten Verordnung zur Durchführung 
des Arbeitsordnungsgeſetzes vom 15. Oktober 1935 enthalten iſt. Darnach kann der 
Neichstreuhänder der Arbeit durch ſchriftliche Anordnung innerhalb feines Bezirks 
für einzelne Betriebe oder auch für einzelne Betriebsabteilungen, ja ſogar auch für 
beſtimmte Gefolgſchaftsmitglieder die Geltung der ganzen Tarifordnung oder ein- 
zelner ihrer Beſtimmungen aus ſchlie ßen, wenn es ihm aus wirtſchaftlichen oder 
ſozialen Gründen dringend geboten erſcheint. Eine ſolche Anordnung kann ohne Be. 
kanntmachung im Reichsarbeitsblatt ergehen. Betrifft die Anordnung Betriebe oder 
Betriebsabteilungen, ſo bedarf ſie bei Tarifordnungen, die nicht nur unweſentlich über 
den Treuhänderbezirk hinausgehen, der Zuſtimmung des Reichsarbeitsminiſters. 

Der Erlaß von Tarifordnungen iſt auch unter gewiſſen Vorausſetzungen für Haus 
gewerbetreibende möglich (8 34 des Arbeitsordnungsgeſetzes). 


2, Betriebsordnungen 


Betriebsordnungen find nur für diejenigen Betriebe vorgeſchrieben, die in der Regel 
mindeſtens 20 Angeſtellte und Arbeiter beihäftigen (8 26 des Arbeitsordnungs- 
geſetzes) und beziehen ſich auf die Gefolgſchaftsmitglieder folder Betriebe. Für Haus- 
gewerbetreibende, die hauptſächlich für den gleichen Betrieb arbeiten, ſiehe 8 20 
Heim ArbG. 

Auch hier iſt der Grundſatz des Führerprinzips für die Aufſtellung gewahrt, denn 
die Betriebsordnung wird durch den Betriebsführer aufgeſtellt. Im 
Gegenſatz zu der Entſtehung der früheren Arbeitsordnung iſt alſo nicht eine Verein⸗ 
barung, wie ſie zu jener Zeit zwiſchen Anternehmer und Betriebsrat erforderlich war, 
bier der Entſtehungsakt, ſondern der Vertrauensrat iſt nur inſofern bei der Ent - 
ſtehung der Betriebsordnung mit tätig, als ſie vor ihrem Erlaß im Vertrauensrat 
beraten werden muß. 

Die Form für den Erlaß iſt die Schriftform. Dazu kommt, daß fie in jeder Be. 
triebsabteilung an einer geeigneten Stelle in einem Abdruck auszuhängen iſt. 

Ihr Inhalt iſt weitergehend als der der früheren Arbeitsordnungen. Einzelne 
Beſtimmungen über die Arbeitsbedingungen muß fie jedenfalls enthalten, wie z. V. 
Anfang und Ende der Arbeitszeit und der Pauſen. Einzelne andere Beſtimmungen 
muß fie wenigſtens bedingungsweiſe aufnehmen, wie z. B. eine Vermehrung der frift- 
loſen Entlaſſungsgründe über das Geſetz hinaus, wenn ſie überhaupt von ſolchen 
Möglichkeiten Gebrauch machen will. Eine dritte Gruppe von Beſtimmungen, und 
zwar Arbeitsbedingungen irgendwelcher ſonſtiger Art für das einzelne Arbeits- 
verhältnis, kann fie nach ihrem Belieben aufnehmen, z. B. über die Höhe des Arbeits. 
entgelts, über Arlaub, über die Ordnung des Betriebs, ſelbſtverſtändlich in den 
Grenzen etwaiger zwingender Vorſchriften ſonſtiger Geſetze, z. B. des Arbeitsſchutzes. 
Auch hier iſt aber, wenn ſie die Lohnhöhe regelt, in der gleichen Weiſe, wie es oben 
unter 1 für die Tarifordnung dargeſtellt wurde, das Leiſtungsprinzip zu beachten. 
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Die Wirkung der Betriebsordnung iſt die gleiche Anabdingbarkeit, wie 
ſie unter 1 für die Tarifordnungen erörtert wurde. 


3. Richtlinien 

Die Richtlinien können nach 8 32 des Arbeitsordnungsgeſetzes vom Reichstreuhänder 
der Arbeit nach Beratung in einem Sachverſtändigenausſchuß erlaſſen werden und 
müſſen von ihm bekanntgemacht werden. 


Wie ſchon oben angedeutet wurde, iſt auch ihr Endziel, daß die einzelnen Arbeits- 
verhältniſſe in gewiſſem Amfang letzten Endes einer einheitlichen Regelung zugeführt 
werden. Sie ſtreben dieſem Ziel aber nicht wie die Tarifordnungen und Betriebs 
ordnungen dadurch zu, daß etwa bindende Rechtsnormen aufgeſtellt werden, ſondern 
ſie beſchränken ſich darauf, richtungweiſende Sätze über den Inhalt von Betriebs⸗ 
ordnungen und Einzelarbeitsverträgen aufzuſtellen. Dieſe beſitzen alſo nicht die 
Eigenſchaft der Anabdingbarkeit, ſondern wirken nur mittelbar. Halten fi Unter- 
nehmer nicht daran, ſo können ſie ſich dadurch ehrengerichtlich ſtrafbar machen. 


IV. Arbeitsfchuß 


Eine der wichtigſten Aufgaben des Staates zum Schutze der Arbeitsverhältniſſe ift 
es, die Beſchäftigten bei ihrer Arbeitsleiſtung ſo zu ſtellen, daß ſie nach aller Mög⸗ 
lichkeit vor Gefahren im Betrieb geſchützt find, ſeien es Gefahren gegenüber Leib 
und Leben, ſeien es Gefahren in ſittlicher Hinſicht. Auch hat der Staat fein Augen- 
merk darauf zu richten, daß nicht etwa mittelbar durch Raubbau an der Geſundheit 
des Beſchäftigten infolge übermäßiger Ausdehnung der Arbeitszeit eine Gefährdung 
des Beſchäftigten droht. Dazu kommt weiter, daß auch die Geſtaltung des Arbeits. 
vertrags in gewiſſem Sinn einer mittelbaren ſtaatlichen Aufſicht zugänglich ſein muß, 
wie etwa bei der Beſchäftigung von Kindern, Jugendlichen und Heimarbeitern; hier 
erweiſt ſich vom allgemein ſozialen, hygieniſchen und bevölkerungspolitiſchen Geſichts. 
punkt eine Aberwachung durch ſtaatliche Organe als beſonders angebracht. So ent- 
ſtehen in weitgehendem Amfang ſtaatliche ſoziale Schutznormen, die man als ſoziales 
Schutzrecht oder Arbeitsſchutzrecht zuſammenfaßt. 

Der heutige Staat erblickt aber in dem einzelnen Beſchäftigten immer nicht nur den 
ſchutzbedürftigen Einzelmenſchen, ſondern in ihm zugleich und ſehr weſentlich auch ein 
wertvolles Mitglied der Volksgemeinſchaft. Auch das ſoziale Schutzrecht befindet ſich 
demgemäß zur Zeit in einem Amwandlungsprozeß. Im folgenden wird ſein gegen- 
wärtiger Stand dargeſtellt. 

Die Rechtsquellen hierfür ſind zur Zeit außerordentlich zerſplittert. Sie finden ſich 
in der Hauptſache in der Gewerbeordnung und ihren Nebengeſetzen ſowie in den ver- 
ſchiedenen Verordnungen und Geſetzen über die Arbeitszeitregelung. 

Nach Gegenſtand und Ziel ergeben ſich aus den oben dargeſtellten Entwicklungslinien 
des Arbeitsſchutzes drei große Gruppen von ſtaatlichen Maßnahmen, die hervor. 
zuheben find. Dies find der Arbeitszeitſchutz, der Betriebsſchutz (auch Gefahrenſchutz 
genannt) und der Arbeitsvertragsſchutz. 


1. Der Arbeitszeitſchutz 

Der Arbeitszeitſchutz geht von der oben ſchon erwähnten Grunderwägung aus, daß 
die regelmäßige Arbeitszeit grundſätzlich ein gewiſſes Höchſtmaß nicht überſchreiten 
darf, ohne daß ſie zu einem Raubbau an der Geſundheit des einzelnen und damit auch 
an der Volksgeſundheit ausartet. Die Geſetzgebung kommt deshalb dazu, als Höchſt⸗ 
arbeitszeit von dem ſogenannten Marimalarbeitstag auszugehen. 

Nach dem Grundſatz der Höchſt. (Maximal.) Arbeitszeit geht das Geſetz auf zwei 
Wegen vor. Der eine, und zwar der ältere, iſt die ſogenannte hygieniſche 
Höchſtarbeitszeit. Sie war früher nach 8 120 f GewO für geſundheits⸗ 


Arbeitsrecht 49 


gefährliche Arbeiten durch Verordnung oder Polizeiverfügung einführbar und iſt jetzt 
im 8 15 der Arbeitszeitverordnung vom 26. Juli 1934 (RGBl. I S. 804) geregelt. Im 
Grunde genommen handelt es ſich hier um einen verſtärkten allgemeinen Arbeitszeit- 
ſchutz, fo daß es kaum mehr angebracht iſt, dafür noch die Bezeichnung „hygieniſcher 
Arbeitszeitſchutz“ zu verwenden. A. a. kann darnach der Reichsarbeitsminiſter oder 
hilfsweiſe die oberſte Landesbehörde oder die Polizeibehörde durch Verordnung für 
ſolche Gewerbe, in denen durch übermäßige Dauer der täglichen Arbeitszeit die Ge - 
ſundheit der Arbeiter gefährdet wird, Dauer, Beginn und Ende der zuläſſigen täg ; 
lichen Arbeitszeit und der zu gewährenden Pauſen regeln. Soweit ſolche Beſtim⸗ 
mungen im Verordnungswege nicht erlaſſen find, kann die Polizeibehörde für ein- 
zelne Betriebe, in denen durch übermäßige Dauer der täglichen Arbeitszeit die Ge. 
ſundheit der Arbeiter gefährdet würde, im Wege der Polizeiverfügung Anordnungen 
ſolcher Art erlaſſen. Zwingend ift jedenfalls im Bergbau unter Tage für Betriebs. 
punkte mit einer Wärme über 28 Grad Celſius eine Verkürzung der Arbeitszeit durch 
Anordnung der zuſtändigen Bergbehörde vorgeſchrieben. 


Der andere Weg wird gewöhnlich als die allgemeine Höchſt. (Maximal-) 
Arbeitszeit bezeichnet. Sie iſt außerordentlich verſchieden in Einzelgeſetzen und 
Verordnungen für verſchiedene Berufsarten geregelt, für die die beſtimmenden Am- 
ftände verſchieden liegen, wie z. B. für die Schiffsmannſchaft, für Bäckereien und Kon- 
ditoreien, für Krankenpflegeperſonal, für Beſchäftigte in Apotheken. Für diejenigen, 
die nicht in ſolchen ſondergeſetzlichen Normen eine ſpezielle Regelung der Arbeitszeit 
gefunden haben, greifen die allgemeinen Beſtimmungen über die Höchſtarbeitszeit ein, 
die insbeſondere in der Arbeitszeitordnung vom 26. Juli 1934 (RGBl. 1 S. 804) ent- 
halten find. Auch fie find in ſich wieder, entſprechend den Bedürfniſſen der Wirtſchaft, 
ſehr verſchieden. Ausgangspunkt iſt der Achtſtundentag. Er iſt aber in verſchiedener 
Weiſe durchbrochen oder durchbrechbar. 


Die Verordnung hat eine Zuſammenfaſſung vieler bis dahin zerſplittert geweſenen 
Vorſchriften und gleichzeitig auch ſachliche Neuerungen gebracht. 


Ihr ſachlicher Geltungsbereich bezieht ſich auf die Arbeiter in gewerb- 
lichen Betrieben einſchließlich der Verkehrsgewerbe ohne Seeſchiffahrt und Luftfahrt 
und einſchließlich des Bergbaus, ferner in landwirtſchaftlichen Nebenbetrieben und 
in Betrieben des Reichs, der Länder, der Gemeinden und Gemeindeverbände. Weiter 
umfaßt ihr ſachlicher Geltungsbereich die mit kaufmänniſchen oder techniſchen Dienſten 
oder mit Schreib-, Rechen- oder ähnlichen Arbeiten beſchäftigten Angeſtellten in Be. 
trieben und Verwaltungen aller Art mit Ausnahme der Land. und Torſtwirtſchaft 
und ihrer gewerblichen Nebenbetriebe und mit Ausnahme von Gehilfen und Lehr. 
lingen in Apotheken. Für Bäckereien und Konditoreien gilt die Verordnung nur zum 
Teil und wird zum andern Teil durch das Geſetz über die Arbeitszeit in den 
Bäckereien und Konditoreien vom 29. Juni 1936 (RGBl. I S. 521) erfetzt. 


Der perſönliche Geltungsbereich der Arbeitszeitordnung erfaßt als 
Arbeiter oder Angeſtellte auch Lehrlinge, die ſich in einer geregelten Ausbildung zu 
einer der eben erwähnten unter die Arbeitszeitordnung fallenden Beſchäftigungen 
befinden. Dazu wird außerdem von der Verordnung ſelbſt klargeſtellt, daß als An. 
geſtellte hier auch Büroangeſtellte gelten, die für Büros einfache oder lediglich 
mechaniſche Dienſte leiſten. Dagegen find von der Anwendung der Arbeitszeit- 
ordnung gewiſſe Gruppen von Angeſtellten überhaupt ausgenommen, nämlich General- 
bevollmächtigte und die im Handelsregiſter oder Genoſſenſchaftsregiſter eingetragenen 
Vertreter eines Anternehmens ſowie ſonſtige Angeſtellte in leitender Stellung, die 
Vorgeſetzte von mindeſtens 20 Angeſtellten oder überhaupt 50 Beſchäftigten ſind oder 
deren Jahresarbeitsverdienſt die im Angeſtelltenverſicherungsgeſetz jeweils beſtimmte 
Höchſtgrenze, alſo zur Zeit 7200 RM, überſteigt. 

Sachlich geht die Arbeitszeitordnung davon aus, daß die regelmäßige Werk. 
arbeitszeit ausſchließlich der Pauſen acht Stunden nicht überſchreiten darf. Dabei 
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wird aber eine Ausgleichsarbeit in dem Sinn geſtattet, daß der an einzelnen Werk⸗ 
tagen für den Betrieb oder eine Betriebsabteilung eintretende Ausfall von Arbeits- 
ftunden durch Mehrarbeit an den übrigen Werktagen der gleichen oder der folgenden 
Woche ausgeglichen werden kann. 


Auch davon abgeſehen, find in verſchiedener Hinſicht aus wirtſchaftlichen Bedürfniſſen 
heraus Ausnahmen vom Grundſatz des Achtſtundentags zugelaſſen. Als be⸗ 
ſonders wichtige Ausnahmen find folgende hervorzuheben: 

Eine abweichende Regelung kann durch Tarifordnung oder mangels einer folchen durch 
den Reichsarbeitsminiſter oder den Treuhänder der Arbeit für diejenigen Gewerbe. 
zweige oder Beſchäftigungsgruppen, bei denen regelmäßig und in erheblichem Amſang 
Arbeitsbereitſchaft vorliegt, getroffen werden, und zwar ohne Begrenzung 
auf zehn Stunden, wie fie in den nachſtehenden Fällen eine Rolle ſpielt. 


„Weiter kann die Arbeitszeit um höchſtens zwei Stunden bis zu einer täglichen Ge⸗ 
ſamtarbeitszeit von zehn Stunden überſchritten werden bei ſogenannten Vor ⸗ und 
Abſchlußarbeiten, insbeſondere bei Arbeiten zur Bewachung der Betriebs⸗ 
anlagen, zur Reinigung und Inſtandhaltung, durch die der regelmäßige Fortgang des 
eigenen oder eines fremden Betriebs bedingt iſt, ſowie bei Arbeiten, von denen die 
Wiederaufnahme oder Aufrechterhaltung des vollen Betriebs arbeitstechniſch abhängt. 
Bei dieſen Vor- und Abſchlußarbeiten darf aber bei jugendlichen und weiblichen Be⸗ 
ſchäftigten die für den Geſamtbetrieb zuläſſige Dauer der Arbeitszeit nur um 
höchſtens eine Stunde überſchritten werden (8 17 der Arbeitszeitordnung). 


Auch kann der Unternehmer nach feiner Wahl an 30 Tagen im Jahre die Be⸗ 
ſchäftigten ſeines Betriebes oder einer Betriebsabteilung über die an ſich beſtehende 
Höchſtarbeitszeit hinaus mit Mehrarbeit bis zu zwei Stunden täglich, aber allerdings 
auch hier nur bis zu einer Höchſtarbeitszeit von zehn Stunden täglich beſchäftigen. 


Weitgehende Befugniſſe beſitzt auch die Tarifordnung binſichtlich der 
Ausdehnung der Arbeitszeit. Sie kann ohne weiteres die geſetzliche Arbeitszeit 
ausdehnen, aber auch hier begrenzt auf eine Höchſtarbeitszeit von zehn Stunden 
täglich. 

Schließlich kann auch mit behördlicher Genehmigung des Gewerbe ⸗ 
aufſichtsbeamten oder Bergaufſichtsbeamten die Arbeitszeit, ſo⸗ 
weit ſie nicht in einer Tarifordnung geregelt iſt, über die geſetzliche Arbeitszeit hinaus 
bis auf zehn Stunden täglich ausgedehnt werden, ſofern fie aus betriebstechniſchen 
Gründen, wie etwa bei Betriebsunterbrechungen durch Naturereigniſſe oder Unglüds- 
fälle, oder wenn ſie aus allgemeinwirtſchaftlichen Gründen geboten iſt. 


Eine Sonderſtellung nehmen Betriebe und Verwaltungen des Reichs, auch der 
Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft, des Anternehmens Reichsautobahnen und der 
Reichsbank ſowie der Länder und die Verwaltungen der Gemeinden und der Gemeinde 
verbände ein. Auf die in dieſen Betrieben oder Verwaltungen beſchäftigten Arbeiter 
und Angeſtellten können die vorgeſetzten Dienſtbehörden die für Beamte gültigen 
Dienſtvorſchriften über die Arbeitszeit übertragen. Werden von Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts Angeſtellte gemeinſam mit Beamten beſchäftigt, ſo ſind für die 
Arbeitszeit dieſer Angeſtellten die beamtenrechtlichen Dienſtvorſchriften über die 
Arbeitszeit auch ohne ausdrückliche Abertragung maßgebend, wenn nicht durch Einzel 
abrede, Dienſtordnung oder Tarifordnung etwas Abweichendes beſtimmt iſt. 

Für vorübergehende Arbeiten in Notfällen und in außergewöhnlichen Fällen, die 
unabhängig vom Willen der Betroffenen eintreten und deren Folgen nicht auf andere 
Weiſe zu beſeitigen find, gelten die eben erörterten Beſchränkungen der Arbeitszeit 
überhaupt nicht. 

Davon abgeſehen, iſt eine Aberſchreitung der oben erörterten nach oben gerüdten Aus⸗ 
nahmegrenze von zehn Stunden noch in einigen beſonderen Fällen möglich. Dahin 
gehört der Fall, daß dringende Gründe des Gemeinwohls vorliegen, in Verbindung 
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mit der Genehmigung des Gewerbeaufſichtsbeamten oder des Bergauffihtsbeamten. 
Ferner gehören hierher gewiſſe Vorbereitungs⸗ und Ergänzungsarbeiten, wie z. B. 
die Bedienung von Kraft-, Beleuchtungs-, Heizungs und Aufzugsanlagen, Ofen und 
ähnlichen Betriebseinrichtungen, wenn eine Vertretung durch andere Beſchäftigte des 
Betriebs nicht möglich iſt und die Heranziehung betriebsfremder Beſchäftigter dem 
Anternehmer nicht zugemutet werden kann. 


Sehr viel erörtert iſt hier die Mehrarbeits vergütung. Sie betrifft den Fall, 
daß die Beſchäftigten mit Ausnahme von Lehrlingen, wenn ſie Mehrarbeit in den zu⸗ 
läſſigen Grenzen der 88 7, 8, 9 oder 11 der Arbeitszeitordnung leiſten, d. h. auf Grund 
der dem Anternehmer gegebenen geſetzlichen Erlaubnis für 30 Tage oder auf Grund 
der Tarifordnung oder im Falle behördlicher Genehmigung durch den Gewerbeauf⸗ 
ſichtsbeamten oder Bergaufſichtsbeamten bei betriebstechniſchen oder allgemeinwirt- 
ſchaſtlichen Notwendigkeiten oder ſchließlich in Notfällen und anderen außergewöhn⸗ 
lichen, vom Willen unabhängigen Fällen der Mehrarbeit. In dieſen Fällen haben ſie 
Anſpruch auf eine angemeſſene Vergütung über den Lohn für die regelmäßige Arbeits- 
zeit hinaus. Dies gilt auch dann, wenn in dieſen Fällen unter den beſonderen oben 
geſchilderten Vorausſetzungen länger als zehn Stunden gearbeitet wird. Dabei ſetzt 
die Verordnung als angemeſſene Vergütung für dieſe Mehrarbeit einen Zuſchlag von 
25 v. H. feſt, wenn nicht durch die Beteiligten eine andere Regelung getroffen iſt oder 
beſondere Amſtände eine ſolche rechtfertigen oder ſchließlich der Reichsarbeitsminiſter 
oder der Treuhänder der Arbeit eine abweichende Regelung trifft. 


Einen erhöhten Arbeitsſchutz fieht die Arbeitszeitordnung bei beſonders 
geſährlichen Arbeiten vor. Näheres 8 15 der Arbeitszeitordnung und oben unter 
„hygieniſcher Arbeitszeitſchutz“. 

Schließlich ſtellt ſie auch in gewiſſen Grenzen ein gänzliches Beſchäftigungsverbot auf. 
Vor allem dürfen Kinder unter 13 Jahren in Betrieben, in denen in der Regel 
mindeſtens zehn Arbeiter beſchäftigt werden, überhaupt nicht als Arbeiter beſchäftigt 
werden, während Kinder über 13 Jahren dort nur beſchäftigt werden dürfen, wenn ſie 
nicht mehr zum Beſuch der Volksſchule verpflichtet find. Eine Verſchärfung beſteht in 
Ziegeleien und über Tage betriebenen Brüchen und Gruben inſofern, als dieſes Ver⸗ 
bot dort ſchon gilt, wenn in der Regel mindeſtens fünf Arbeiter beſchäftigt werden. 
Das Verbot gilt auch bei noch geringerer Zahl der Arbeiter, z. B. in Bergwerken. 


Weibliche Beſchäftigte genießen einen beſonderen Arbeitszeitſchutz, z. B. während der 
Schwangerſchaft und der Stillzeit. 


Außer dieſen Begrenzungen der allgemeinen Arbeitszeit regelt die Arbeitszeitordnung 
auch die Ruhezeiten nach Beendigung der täglichen Arbeitszeit ſowie die 
Arbeitspauſen innerhalb der Arbeitszeit. Schließlich regelt ſie auch den werk⸗ 
täglichen Ladenſchluß für offene und ſonſtige Verkaufsſtellen. 

Die Aufſicht über die Ausführung der Arbeitszeitvorſchriften liegt den Gewerbe⸗ 
aufſichtsbeamten ausſchließlich oder neben den ordentlichen Polizeibehörden ob. Hin⸗ 
ſichtlich der Angeſtellten in Betrieben und Verwaltungen der Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts ſteht die Aufſicht den die allgemeine Dienſtaufſicht ausübenden 
Behörden zu. 


2. Betriebs- oder Gefahrenſchutz 
Die zweite große Gruppe find diejenigen Arbeitsſchutzvorſchriften, die als Be⸗ 
triebs- oder Gefahrenſchutz zuſammenzufaſſen find. 

Sie beſchäftigen ſich mit der Beſeitigung oder Verminderung der Gefahren im Betrieb 
bei der Arbeitsleiſtung. Auch dieſes Sondergebiet iſt außerordentlich verſchiedenartig 
geregelt, je nachdem es ſich um Betriebe im Gewerbe, im Handel oder in der Land- 
wirtſchaft handelt. Auch beſtehen weitere weſentliche Anterſchiede je nach der Perſon 
des Beſchäftigten unter dem Geſichtspunkt, ob es ſich um die Arbeit von Kindern, 
Jugendlichen, Frauen oder Männern handelt. 
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Beſonders weſentlich iſt hierbei der Betriebsſchutz für gewerbliche Betriebe. Er 
erfolgt durch Verordnungen oder durch Polizeiverfügungen nach näherer Maßgabe 
der 88 120 a bis e GewO. Sie enthalten zunächſt verſchiedene Verpflichtungen der 
Gewerbeunternehmer als Nahmengeſetz. Insbeſondere wird ganz allgemein die oben 
im Arbeitsvertragsrecht in dem Anterabſchnitt Fürſorge beſprochene Verpflichtung 
auferlegt, die Arbeitsräume, Betriebsvorrichtungen, Maſchinen und Gerätſchaften 
möglichſt in einer gegen Gefahren für Leben und Geſundheit ſchützenden Weiſe zu 
halten. Die Ausfüllung dieſes Nahmengeſetzes erfolgt in der Weiſe, daß nach 8 120 b 
die zuſtändigen Polizeibehörden befugt find, durch Polizeiverfügung für einzelne An ⸗ 
lagen die Ausführung der geeigneten Maßnahmen anzuordnen. Außerdem kann der 
zuſtändige Reichsminifter im Verordnungsweg einſchlägige Vorſchriften allgemeiner 
Art erlaſſen. Soweit ſolche Vorſchriften nicht vom zuſtändigen Miniſterium erlaſſen 
find, können fie auch durch die Landeszentralbehörden oder durch Polizeiverordnungen 
der zuſtändigen Polizeibehörden ergehen. 

Durchführungsſtellen ſiehe unten Ziff. 4. 


3. Der Arbeitsuertragsihug . 

Die dritte Gruppe iſt der Arbeits vertragsſchutz. Er ſtellt öffentlih-redhtliche 
Schutzvorſchriften in bezug auf den Arbeitsvertrag auf, die dem Schutze des Beſchäf⸗ 
tigten dienen ſollen. Aus dieſem Grunde werden insbeſondere gewiſſe Papiere aus 
arbeitspolizeilichen Gründen für einzelne Arten von Beſchäftigungsverhältniſſen vor ⸗ 
geſchrieben. 

So ſchreibt 8107 GewO vor, daß minderjährige Perſonen grundſätzlich 
als Arbeiter nur beſchäftigt werden dürfen, wenn ſie mit einem Arbeitsbuch ver⸗ 
ſehen find. Das Arbeitsbuch wird dem Arbeiter durch die Polizeibehörde koften ⸗ und 
ſtempelfrei ausgeſtellt. Es bedarf dazu eines Antrags oder der Zuſtimmung des geſetz⸗ 
lichen Vertreters, die aber durch die Gemeindebehörde ergänzt werden kann. Bei der 
Annahme ſolcher minderjähriger Arbeiter muß der Anternehmer das Arbeitsbuch ein⸗ 
fordern. Er hat es dann zu verwahren und nach Löſung des Arbeitsverhältniſſes 
wieder auszuhändigen. 


Verſtößt der Unternehmer gegen dieſe Vorſchriften, d. h. beſchäftigt er einen ſolchen 
Minderjährigen ohne Arbeitsbuch, ſo macht er ſich ſtrafbar. Der Arbeitsvertrag ſelbſt 
aber iſt gültig. 

Ein anderes ebenfalls aus Arbeitsſchutzgründen vorgeſchriebenes arbeitsrechtliches 
Papier find die Lohnbücher, die für beſtimmte Gewerbe durch Verordnung des 
zuſtändigen Miniſteriums nach 8 114 a GewO eingeführt werden können und ganz 
allgemein für die Heimarbeit als Entgeltbücher durch das Geſetz über die Heimarbeit 
vorgeſchrieben find (8 8 Heimarbeitgeſetz). Statt der Entgeltbücher kann der Unter- 
nehmer an Heimarbeiter auch Entgelt oder Arbeitszettel mit den zu ihrer ordnungs ⸗ 
mäßigen Sammlung geeigneten Sammelheften ausgeben. 


Ferner gehören hierher die Arbeitskarten, die der Reichsarbeitsminiſter in 
einzelnen Gewerbezweigen nach § 5 des Heimarbeitgeſetzes vorſchreiben kann. Eben⸗ 
falls eine Arbeitskarte iſt durch das Geſetz, betreffend Kinderarbeit in gewerblichen 
Betrieben, vom 30. März 1903 (RGBl. I S. 113), ergänzt durch Geſetz vom 31. Juli 
1925 (RG Bl. J S. 162), vorgeſchrieben. Danach tft die VBeſchäftigung eines fremden 
Kindes im Sinne dieſes Geſetzes nicht geſtattet, wenn dem Anternehmer nicht zuvor 
eine Arbeitskarte ſür das Kind eingehändigt wurde. 


Auch die Lohntüten oder Lohnzettel, die auf Grund des 8134 GewO in 
Betrieben mit regelmäßig mindeſtens 20 Beſchäftigten bei der regelmäßigen Lohn⸗ 
zahlung auszuhändigen find, haben den Zweck, den Beſchäftigten zu ſchützen. Er 
erhält dadurch einen ſchriftlichen Beleg über den Betrag des verdienten Lohnes und 
der einzelnen Arten der vorgenommenen Abzüge in die Hand. 


— — 1 — 
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Die neuerdings auf Grund des Geſetzes über die Einführung eines Arbeits buchs 
vom 26. Februar 1935 (RGBl. I S. 311) und ſeiner Durchführungsbeſtimmungen ein- 
geführten Arbeitsbücher haben Arbeitseinſatzzwecke. Sie haben das Ziel, eine zweck⸗ 
entſprechende Verteilung der Arbeitskräfte in der deutſchen Wirtſchaft zu gewähr⸗ 
leiſten. Zu dieſem Zweck enthält das Buch einen amtlichen Ausweis über die Berufs⸗ 
ausbildung, der es erleichtern ſoll, die paſſenden Arbeitskräfte an die richtigen 
Arbeitsplätze zu bringen und die Bewegung der Arbeitskräfte zwiſchen Stadt und 
Land im Sinn einer Eindämmung der Landflucht zu überwachen und zu regeln. Dieſes 
Buch gehört alſo nicht in den Zuſammenhang „Arbeitsſchutz“. 


4. Die Durchführung des gejamten flebeitsſchutzes 


Was ſchließlich die Durchführung des geſamten Arbeitsſchutzes an⸗ 
belangt, ſo iſt ein gegenwärtig lebhaft erörtertes Problem, in welche Hände zweck⸗ 
mäßig die Durchführung zu legen iſt. Nach dem geltenden Recht find die Stellen 
mannigfaltig, denen die Durchführung obliegt. Es ſind ſtaatliche Stellen in Geſtalt 
der Gewerbeaufſichtsbeamten (8 139 b GewO) und der allgemeinen Polizei und ander- 
ſeits auch Selbſtverwaltungsſtellen der öffentlich rechtlichen Anfallverſicherung der 
Reichsverſicherungsordnung, nämlich die techniſchen Aufſichtsbeamten der Berufs- 
genoſſenſchaften mit ihren Aufgaben der Durchführung der Unfallverhütunggvor- 
ſchriften, die alle in dem großen Rahmen des Arbeitsſchutzes ein Aufgabengebiet 
haben. Vgl. auch weiter oben Ziff. 1 am Ende. Die Gewerbeaufſichtsbeamten find 
auf Grund des 8 139 b GewO zwingend einzurichten. Sie haben einen beſtimmten 
Wirkungskreis, insbeſondere die Durchführung des Betriebsſchutzes, des Schutzes der 
Kinder, Jugendlichen und Frauen nach dem eben erwähnten 8 139 b GewO. Dabei 
befigen fie polizeiliche Befugniſſe. Auch die Unfallverhütung durch die Berufs⸗ 
genoſſenſchaften iſt eine zwingend vom Geſetz vorgeſchriebene Aufgabe, und zwingend 
find deshalb die Aufſtellung von Anſallverhütungsvorſchriften und ihre Durchführung 
durch beſondere techniſche Auffichtsbeamte vorgeſchrieben (vgl. 58 874 ff. RBO). 


Das Verhältnis dieſer verſchiedenen Durchführungsorgane zueinander iſt nicht ein ⸗ 
heitlich vom Geſetz geregelt. Eine gewiſſe Teilregelung bringen einzelne Vorſchriften 
der Reichsverſicherungsordnung und dienſtliche Anweiſungen. 


v. Die ſoziale n 5 


1. Srundſätzliches 

Die neue Ordnung der nationalen Arbeit wurzelt in dem Gedanken der Gemeinſchaft, 
die ſich in der Betriebsgemeinſchaft widerſpiegelt. In ſie iſt das Arbeitsverhältnis 
als perſonenrechtliches Verhältnis eigener Art eingebettet. Dieſes Arbeitsverhältnis, 
von dem oben im Abſchnitt III geſprochen ift, iſt damit ein echtes Gemeinſchaftsver⸗ 
hältnis geworden, deſſen Wirkungen auf das perſönliche Treueverhältnis zwiſchen 
Führer und Gefolgſchaft zurückgehen, wie es im § 2 Abſ. 2 des Geſetzes zur Ordnung 
der nationalen Arbeit zum Ausdruck kommt. Die Ableitung von Pflichten und Un- 
ſprüchen aus der gegenſeitigen Treue führt aber naturgemäß zu einer Zurückdrängung 
kaſuiſtiſcher Sozialbeſtimmungen. Nicht die äußere Beachtung arbeitsrechtlicher Vor ⸗ 
ſchriften, ſondern die geſinnungs mäßige Einſtellung ſozial verantwortlicher 
Menſchen ſteht deshalb im Vordergrund. Sie zu fördern und zu ſichern, iſt Auſgabe 
der ſozialen Ehrengerichtsbarkeit. Denn auf der Ehre im Arbeitsleben, auf der 
Achtung der ſozialen Ehre eines jeden Mitarbeiters beruht die Treue. Die ſoziale 
Ehrengerichtsbarkeit wendet ſich deshalb auch niemals gegen die Verletzung von Ver⸗ 
tragspflichten. Einer ſolchen kann mit den gewöhnlichen Mitteln des ſtaatlichen 
Rechtsſchutzes begegnet werden. Sie erzieht vielmehr zur Gemeinſchaftsgeſinnung in 


1) Vgl. hierzu: Doerner, Die neue Ehrengerichtsbarkeit, Berlin 1934. 
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der Erkenntnis, daß innerlich verbundene, von anſtändiger, ehrenhafter Geſinnung 
beſeelte Arbeitsmenſchen ihr Arbeits und Gemeinſchaftsleben auch ohne ſtaatliche 
Reglementierung fo ordnen werden, wie es den Forderungen einer auf der Gemein- 
ſchaft beruhenden Weltanſchauung entſpricht. And indem ſie erzieht, ſtraft ſie die Ver. 
ſtöße gegen den Gemeinſchaftsgeiſt, d. h. Verletzungen der ſich aus der Betriebs- 
gemeinſchaft ergebenden Pflichten. 

Der Ambruch der Syſteme tft gewaltig. An die Stelle der ſchuldrecht ⸗ 
lichen Beziehungen iſt die Treue getreten. Darin liegt zweifellos ein 
gewiſſes Wagnis. Es ergibt ſich aus dem Widerſpruch zwiſchen der alten, vielfach 
noch nicht überwundenen Einſtellung von Arbeitgebern und Arbeitnehmern als den 
Produkten einer jahrzehntelangen Gewerkſchaftspolitik und der jetzt geforderten 
Sozialgeſinnung als der Vorausſetzung gegenſeitiger Treue, einer Geſinnung, die erſt 
die Folge einer langen Erziehungsarbeit ſein wird. Deshalb wird der Gedanke der 
ſozialen Ehrengerichtsbarkeit nur ſehr vorſichtig in die Wirklichkeit umgeſetzt werden 
können. Seine Tatbeſtände ſind daher bewußt eng gefaßt, damit eine Aberſpannung 
vermieden wird. Andernfalls würde an die Stelle des Paragraphen nur das Arteil 
des Ehrengerichts treten, ohne daß der grundſätzlich erſtrebte Geſinnungswechſel der 
Menſchen ausgelöſt würde. Die Reichsregierung hat mit den Beſtimmungen im 
vierten Abſchnitt des Geſetzes zur Ordnung der nationalen Arbeit jedenfalls ein 
ideales, ethiſches Prinzip zur Grundlage der Gemeinſchaftsarbeit erhoben. Seine 
große dynamiſche Bedeutung iſt einſtweilen nur zu ahnen. 


2. Straftatbeftände 

Ehre iſt in erſter Linie Pflichterfüllung. Ehrenhaft handelt, wer die ihm 
nach ſeiner Stellung in der Betriebsgemeinſchaft obliegenden Pflichten gewiſſenhaft 
erfüllt und ſich durch ſein Verhalten der Achtung würdig erweiſt, die ſich aus ſeiner 
Stellung ergibt, der im ſteten Bewußtſein ſeiner Verantwortung ſich dem Dienſte des 
Betriebs widmet und dem gemeinen Wohl unterordnet. Die Forderung nach einem 
ſolchen ehrenhaften Verhalten ſtellt das Geſetz im 835 an alle Angehörigen der 
Betriebsgemeinſchaft. Es ſtraft als Verſtoß gegen die ſoziale Ehre ihre Verletzung, 
und zwar in weiſer Beſchränkung nur die gröbliche Verletzung dieſes Gebotes 
und damit die ſchlechte Geſinnung. 


Das Geſetz beſchränkt die gröbliche Verletzung der ſozialen Ehre weiter auf vier 
einzeln und erſchöpfend aufgeführte Tat beſtände, indem es mit Strafe bedroht 


a) den unſozial handelnden und feine Führerſtellung mißbrauchenden Anter⸗ 
nehmer und ſeine Auſſichtsperſonen, die unter Mißbrauch ihrer Machtſtellung 
im Betrieb böswillig die Arbeitskraft ihrer Gefolgsleute ausnutzen oder böswillig, 
d. h. aus aſozialer Geſinnung, ihre Ehre kränken (S 36 Ziff. 1), 

b) Angehörige der Gefolgſchaft, die durch böswillige Verhetzung der 
Gefolgſchaft den Arbeitsfrieden gefährden, ſich unzuläſſige Eingriffe in die Be⸗ 
triebsführung anmaßen oder den Gemeinſchaftsgeiſt fortgeſetzt ſtören (8 36 Ziff. 2), 

c) ale Betriebs angehörigen, die ſich leichtfertig mit unbegründeten Be⸗ 
ſchwerden an den Treuhänder der Arbeit wenden oder ſeinen ſchriftlichen Anord- 
nungen hartnäckig zuwiderhandeln, durch Verweigerung der notwendigen Anter⸗ 
ordnung alſo die Gemeinſchaft gefährden (8 36 Ziff. 3), und endlich 

d) Mitglieder des Vertrauensrats, Führer und Vertrauensmänner, 
die eine vertrauensvolle Gemeinſchaftsarbeit durch unbefugte Offenbarung von 
Betriebsgeheimniſſen unmöglich machen (8 36 Ziff. 4). 


Dieſe Straftatbeſtände umfaſſen, wie auch die bisher geſammelten Erfahrungen zeigen, 
alle Handlungen, die im Arbeitsleben mangelnde Sozialgeſinnung ofſenbar werden 
laſſen und dadurch die auf ehrenhafter Geſinnung aufzubauende Gemeinſchaft 


gefährden. 
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3. Strafen 


Der Zweck der Ehrengerichtsbaxkeit iſt, wie ſchon betont, die Erziehung der fchaffen- 
den Menſchen zu ehrenhafter Geſinnung und die Wahrung der ſozialen Ehre, d. h., 
wenn eine Erziehung ſich als ausſichtslos erweiſt, die Ausmerzung aller derjenigen 
aus dem Gemeinſchaftsleben, die durch ihr Verhalten ihre Anwürdigkeit bewieſen 
haben, am Aufbau und an der Verwirklichung der neuen Gemeinſchaftsordnung teil- 
zunehmen. Die von den Ehrengerichten zu verhängenden Strafen ($ 38) ent- 
ſprechen dieſem doppelten Zweck. Der Erziehung dienen Warnung, Verweis, 
Ordnungsſtrafe in Geld bis zu 10 000 RM (die Beſtrafung mit einer der 
beiden letzten Strafen bringt ſchon nach § 14 Abſ. 3 das Amt eines Vertrauensmannes 
zum Erlöſchen). Die Ausſtoßung unwürdiger Perſonen aus der Betriebsgemeinſchaft 
erfolgt durch die Strafen der Aberkennung der Befähigung, Führer 
des Betriebs oder Vertrauensmann zu fein, und. der Ent- 
fernung von dem bisherigen Arbeitsplatz. Der Führer des Betriebs 
wird durch einen ſolchen Spruch von ſeinem Thron geſtürzt. Er kann nicht mehr in 
ſozialen Angelegenheiten an der Spitze einer Gefolgſchaft ſtehen. Ein „anderer“ 
Führer des Betriebs iſt zu beſtellen (§ 3 Abi. 3; ſiehe oben S. 11). Einem fo ver- 
urteilten Anternehmer verbleiben zwar einſtweilen noch die wirtſchaftlichen Leitungs- 
befugniſſe. An der Gemeinſchaft hat er jedoch keinen Anteil mehr. Gleiches gilt für 
Vertrauensmänner, die ihres Ehrenamtes entkleidet werden. Von ähnlicher Schwere 
iſt die Entfernung vom bisherigen Arbeitsplatz, die z. B. den leitenden Angeſtellten 
zum Angeſtellten, den Vorarbeiter zum Hilfsarbeiter herabſtuft oder gar zu einem 
völligen Ausſchluß aus dem Betrieb unter Löſung des Arbeitsverhältniſſes führen 
kann. Zwar find dieſe Strafen ſcharf, fie entſprechen aber der Bewertung der ſozialen 
Arbeitsehre als dem Fundament der Gemeinſchaftsordnung. 


4. Verfahren 


a) Im ehrengerichtlichen Verfahren, das in Anlehnung an das Strafverfahren durch 
das Geſetz und eine Durchführungsverordnung vom 28. März 1934 geſtaltet iſt, iſt 
dem Reichstreuhänder der Arbeit die Role des öffentlichen An⸗ 
klägers zugewieſen. Er leitet die Ermittlungen, erhebt die Anklage und vertritt 


dieſe in der Hauptverhandlung (für das Berufungsverſahren iſt ein Sondertreuhänder 
beſtellt, ſiehe oben S. 20) ($ 43). 


b) Ehrengerichte als erkennende Gerichte erſter Inſtanz werden für jeden 

Treuhänderbezirk am Orte ſeines Dienſtſitzes gebildet. Sie entſcheiden in der Be⸗ 
ſetzung mit einem richterlichen Beamten als Vorſitzenden und je einem Betriebsführer 
und Vertrauensmann als Beiſitzern, die vor ihrer Dienſtleiſtung zu vereidigen find. 
Sie werden Vorſchlagsliſten der Deutſchen Arbeitsfront entnommen, und zwar 
tunlichſt fo, daß der Angeſchuldigte durch Fachgenoſſen abgeurteilt wird (88 41, 42). 


Als Berufungsinſtanz (ſiehe unten) entſcheidet der Reihsehren- 
gerichtshof in Berlin. Er iſt beſetzt mit zwei richterlichen Beamten, von denen 
einer den Vorſitz führt, je einem Betriebsführer und Vertrauensmann — entnommen 
aus Vorſchlagsliſten der Deutſchen Arbeitsfront — und einer von der Reichs. 
regierung ernannten Perſon als Beiſitzern (8 50). 


c) In leichteren Fällen kann der Vorſitzende durch Strafbeſcheid ohne Haupt- 
verhandlung auf Warnung, Verweis oder Ordnungsſtrafe bis zu 100 RM erkennen. 
Der von dem Reichstreuhänder der Arbeit oder dem Angeſchuldigten dagegen ein- 
gelegte Einſpruch führt zur Anberaumung der Hauptverhandlung ($ 46). | 


d) Die Hauptverhandlung entſpricht im weſentlichen derjenigen des gewöhn⸗ 
lichen Strafverfahrens. Zeugen und Sachverſtändige können gehört werden. Der An- 
geklagte kann ſich durch einen Verteidiger vertreten laſſen (88 47, 48). 
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Das Ehrengericht entſcheidet auf Grund des Ergebniſſes dieſer mündlichen Verhand⸗ 
lung nach freiem Ermeſſen, ohne an Anträge gebunden zu ſein. 


e) Die für den Reichstreuhänder der Arbeit ſtets, für den Angeklagten nur bei Ver⸗ 
urteilung zu einer Ordnungsſtrafe von mehr als 100 RM oder zu den beiden ſchweren 
Strafen (Befähigungsaberkennung oder Entfernung vom Arbeitsplatz) gegen ehren - 
gerichtliche Urteile zuläſſige Berufung führt zu einer Nachprüfung der ange ; 
fochtenen Entſcheidung durch den Reichsehrengerichtshof. Dieſer iſt dabei an Feſt⸗ 
ſtellungen des erſten Richters nicht gebunden, kann erneut Zeugen und Sachverſtändige 
hören und entſcheidet nach freiem Ermeſſen. Dabei kann er die angefochtene Ent⸗ 
ſcheidung auch zum Nachteil des Beſchwerdeführers abändern (88 49, 51). 


f) Die Vollſtreckung der ehrengerichtlichen Strafen erfolgt durch den Treu- 
händer der Arbeit. Er hat insbeſondere die Durchführung eines Arteils zu über- 
wachen, durch das auf Aberkennung der Befähigung, Führer des Betriebs oder Ver · 
trauensmann zu ſein, oder auf Entfernung vom bisherigen Arbeitsplatz erkannt iſt 
(88 53, 54). 

g) Die Koſten der Ehrengerichte und des RNeichsehrengerichtshofs trägt das Reich. 
Sie können ganz oder zum Teil dem Verurteilten auferlegt werden (8 55). 


VI. Arbeitsgerichtswefen 


1. Die Regelung von Streitigkeiten 

Die Regelung von Streitigkeiten aus dem Arbeitsverhältnis iſt im heutigen Staat 
in eine andere Ebene gerückt als früher unter der Zeit der klaſſenkämpferiſchen Gegen ⸗ 
ſpielerſchaft im Arbeitsrecht. Damals wurden in weitgehendem Amfang Streitig ; 
keiten in kollektiven Arbeitskämpfen durch Streiks, Ausſperrungen und Boykotts aus- 
getragen, und der Staat griff nur in Ausnahmefällen mit Rechtsſätzen hier ein, die 
nicht etwa eine allgemeine Regelung brachten, ſondern nur in gewiſſen Sonderfällen 
zur Anwendung kamen, z. B. wenn es ſich um gemeinnötige Betriebe handelte. Dieſe 
Form der Austragung von Arbeitsſtreitigkeiten iſt nach der heutigen Einſtellung der 
Partner des Arbeitsverhältniſſes zueinander als Glieder einer Arbeits- und Be⸗ 
triebsgemeinſchaft nicht mehr möglich und ſcheidet daher für eine Betrachtung aus. 


Ebenfo iſt auch das Schlichtungsweſen der vergangenen Zeit, das ein Ausfluß der 
kollektiviſtiſchen ſozialen Gegenſpielerſchaft war und das Ziel hatte, ſtaatliche Hilfe 
zum Zuſtandekommen kollektiver Vereinbarungen in Geſtalt von Tarifverträgen 
und Betriebs vereinbarungen der alten Zeit zu leiſten, nunmehr gegenſtandslos 
geworden; denn ſolche kollektiviſtiſchen Streitigkeiten ſind jetzt nicht mehr vorhanden, 
und die Normenregelung erfolgt in der oben unter IV D geſchilderten Weiſe in 
Tarifordnungen durch den Treuhänder der Arbeit oder in Betriebsordnungen nach 
dem Führerprinzip durch den Betriebsführer. Damit ſoll aber nicht unerwähnt 
bleiben, daß in einer ſehr ſegensreichen Weiſe auch eine gütliche Vermittlungstätigkeit 
heute von den Treuhändern der Arbeit und von den verſchiedenen Stellen der 
Deutſchen Arbeitsfront geleiſtet wird, die aber grundſätzlich völlig weſensverſchieden 
iſt von der oben geſchilderten Schlichtungstätigkeit der früheren Schlichtungsausſchüſſe 
und Schlichter, die, wie erwähnt, nur als Organe einer auf kollektiver ſozialer Gegen ⸗ 
ſpielerſchaft eingeſtellten Arbeitsverfaſſung ihren Platz hatten. 


Dagegen nimmt auch heute die arbeitsgerichtliche Austragung von Streitigkeiten aus 
dem einzelnen Arbeitsverhältnis einen Raum ein. Sie erfährt ihre beſondere Rege ⸗ 
lung im Arbeitsgerichtsgeſetz vom 23. Dezember 1926 (RGBl. J S. 507), in Neu- 
faſſung vom 10. April 1934 (RGBl. I S. 319), dazu weiter Anderung vom 20. März 
1935 (RGBl. I S. 386). 


Das Geſetz geht hierbei davon aus, daß die Eigenart der Arbeitsſtreitigkeiten eine 
beſondere Vertrautheit der rechtſprechenden Perſonen mit den Lebensverhältniſſen 
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gerade der in Betracht kommenden Kreiſe des Arbeitslebens vorausſetzt, ferner, daß 
die rein prozeßrechtliche Abwicklung gerade hier ganz beſonders ſchnell, billig und 
möglichſt einfach vor ſich zu gehen hat. 


Z. Die Sondergerichte 


Mit Rückſicht hierauf hat das Arbeitsgerichtsgeſetz für Arbeitsſtreitigkeiten 
Sondergerichte geſchaffen, die zuſammengefaßt als Arbeitsgerichtsbehörden 
bezeichnet werden. Sie heißen in unterer Inſtanz Arbeitsgerichte, die aus den Amts. 
gerichten ganz losgelöſt find. Die mittlere Inſtanz find die Landesarbeitsgerichte, die 
als beſondere Kammern in die allgemeinen Landgerichte eingegliedert find. Höchſte 
Inſtanz iſt das Reichsarbeitsgericht, deſſen Senate weſentlicher Beſtandteil des 
Reichsgerichts find. 


Aus dem oben erwähnten Grunde einer möglichſten Gewährleiſtung beſonderer Ver. 
trautheit der rechtſprechenden Perſonen mit den Verhältniſſen des Arbeitslebens iſt 
für ſämtliche Inſtanzen auch Beteiligung von Laien als Richter ein- 
geführt. Dabei entſcheidet das Arbeitsgericht in Kammern, die mit einem Fachjuriſten 
und je einem ehrenamtlichen Beiſitzer aus den Kreiſen der Anternehmer und der 
Beſchäftigten beſetzt find, das Landesarbeitsgericht ebenfalls in dreiköpfigen Kammern 
mit einem Berufsrichter als Vorſitzenden und je einem ehrenamtlichen Beiſitzer aus 
den Kreiſen der Unternehmer und Beſchäftigten. Die Senate des Reichsarbeits⸗ 
gerichts find mit drei Berufsrichtern und je einem ehrenamtlichen Beiſitzer aus den 
Kreiſen der Anternehmer und der Beſchäftigten befetzt. 


Dem Bedürfnis nach Verbilligung des Verfahrens iſt durch eine beſondere Regelung 
der Gebühren Rechnung getragen. 


Für Beſchleunigung des Verfahrens ſorgt beſonders der Amſtand, daß die 
Friſten im allgemeinen weſentlich kürzer als im Zivilprozeß find, und die Vorſchrift, 
daß eine anhängige Sache möglichſt in einem Termin zu Ende gebracht werden ſoll. 


Die Vertretung iſt beſonders geregelt. Sie weicht ab von den allgemeinen Vor⸗ 
ſchriften über die Vertretung im gewöhnlichen Zivilprozeß. Hierbei iſt zwiſchen den 
drei Inſtanzen des Verfahrens zu unterſcheiden. Vor dem Arbeitsgericht, alſo der 
unterſten Inſtanz, kann die Partei nach ihrem Belieben perſönlich auftreten. Will ſie 
ſich aber eines Prozeßbevollmächtigten oder Beiſtandes bedienen, fo find hierfür nur 
zugelaſſen die Leiter und Angeſtellten der von der Deutſchen Arbeitsfront eingerichteten 
Rechtsberatungsſtellen, ſoweit dieſe Perſonen nicht, abgeſehen von Rechtsanwälten, 
neben derartigen Vertretungen die Beſorgung fremder Rechtsangelegenheiten vor 
Gericht geſchäftsmäßig betreiben, ferner Rechtsanwälte, die im Einzelfall von ſeiten der 
Deutſchen Arbeitsfront zur Vertretung einer Partei ermächtigt ſind, ſowie ſchließ⸗ 
lich im übrigen Perſonen, die nicht die Beſorgung fremder Rechtsangelegenheiten 
vor Gericht geihäftsmäßig betreiben. Kommt die Prozeßvertretung einer Partei 
durch die Rechtsberatungsftellen der Deutſchen Arbeitsfront nicht in Betracht, fo 
kann der Vorſitzende des Arbeitsgerichts einen Rechtsanwalt oder eine andere ge⸗ 
eignete Perſon für die Partei als Prozeßbevollmächtigten oder Beiſtand zulaſſen. 


Im Verordnungsweg kann der Reichsarbeitsminiſter auch andere Stellen als die 
Rechtsberatungsſtellen der Deutſchen Arbeitsfront für die Prozeßvertretung ihrer 
Mitglieder den Rechtsberatungsſtellen der Deutſchen Arbeitsfront gleichſtellen. 


Vor den Landesarbeitsgerichten und dem Reichsarbeitsgericht beſteht Anwaltszwang, 
d. h. die Partei kann ſich hier nicht ſelbſt vertreten, ſondern muß ſich durch einen 
Rechtsanwalt als Prozeß bevollmächtigten vertreten laſſen. Befugt hierzu iſt jeder bei 
einem deutſchen Gericht zugelaſſene Rechtsanwalt. 


Die Zuſtändigkeit der Arbeitsgerichte beſteht zwingend ſür einen Kreis von An⸗ 
gelegenheiten, die das Arbeitsgerichtsgeſetz als Arbeitsfachen bezeichnet. Hierunter 
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fallen im weiteſten Sinn die bürgerlich rechtlichen Streitigkeiten zwiſchen Anter⸗ 
nehmern und Beſchäftigten aus dem Arbeits- oder Lehrverhältnis und u. a. auch 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen ihnen aus unerlaubten Handlungen, die im 
urſächlichen Zuſammenhang mit dem Arbeits- und Lehrverhältnis ſtehen. Bürgerliche 
Rechtsſtreitigkeiten zwiſchen Beſchäftigten untereinander, die eine Arbeit im Gruppen ⸗ 
akkord verrichten, fallen ebenfalls in die Zuſtändigkeit der Arbeitsgerichte. 


Durch dieſe Zuſtändigkeit wird das ordentliche Gericht ausgeſchloſſen. Es handelt ſich 
alſo um eine ausſchließliche Zuſtändigkeit. 


Jedoch beſtehen einige wenige Möglichkeiten, auch andere Streitigkeiten fakultativ vor 
die Arbeitsgerichte zu bringen. Eine ſolche erweiterte Zuſtändigkeit iſt für Streitig · 
keiten ermöglicht, die ihrer Natur nach ſelbſt keine Arbeitsſachen find, aber mit einer 
bei einem Arbeitsgericht anhängigen oder gleichzeitig anhängig werdenden Arbeits- 
ſache in rechtlichem oder unmittelbarem wirtſchaftlichem Zuſammenhang ſtehen und 
nicht etwa wie Grundbuchſachen einer ausſchließlichen Zuſtändigkeit vor den ordent⸗ 
lichen Gerichten unterliegen. 


Als zweite Gruppe erweiterter Zuſtändigkeit geſtattet das Geſetz, daß durch Verein ⸗ 
barung auch bürgerliche Nechtsſtreitigkeiten zwiſchen juriſtiſchen Perſonen des Privat · 
rechts und ihren geſetzlichen Vertretern, die an und für ſich von der zwingenden Su- 
ſtändigkeit der Arbeitsgerichte nach § 5 Abſ. 2 des Arbeitsgerichtsgeſetzes ausgeſchloſſen 
find, vor die Arbeitsgerichte gebracht werden können. 


3. Das Verfahren vor den Arbeitsgerichten 


Arſprünglich kannte das Arbeitsgerichtsgeſetz zwei Arten des Verfahrens, das ſo⸗ 
genannte Arteilsverfahren mit Klage und obligatoriſcher mündlicher Verhandlung 
und das Beſchlußverfahren mit einfachem Antrag und fakultativer mündlicher Ver 
handlung. Das letztere beſtand für Betriebsräteſtreitigkeiten aus dem Betriebsräte ⸗ 
geſetz. Es iſt mit der Aufhebung des Betriebsrätegefetzes ſeit Geltung des Arbeits⸗ 
ordnungsgeſetzes beſeitigt. Die entſprechenden Streitigkeiten bezüglich des Ver ⸗ 
trauensrats, ſoweit ſie überhaupt vorkommen können, entſcheidet jetzt der Treuhänder 
der Arbeit nach 8 19 Nr. 1 des Arbeitsordnungsgeſetzes. 


Für die Arbeitsgerichte iſt alſo jetzt nur noch die eine Art des Verfahrens, die früher 
als Arteilsverfahren bezeichnet wurde, geblieben. Es wird durch Klage 
erhebung eingeleitet und endigt, wenn nicht etwa der RNechtsſtreit durch Vergleich 
erledigt wird, mit einem Urteil nach obligatoriſcher mündlicher Verhandlung, die 
regelmäßig öffentlich iſt. Die Klage geht ohne Rückſicht auf die Höhe des Streit ⸗ 
gegenſtandes immer in erſter Inſtanz an das Arbeitsgericht. 


Als Rechtsmittel gegen die erſtinſtanzlichen Urteile iſt Berufung an das Landes- 
arbeitsgericht möglich, wenn der Wert des Streitgegenſtandes, der im Arteil des 
Arbeitsgerichts feſtzuſetzen iſt, 300 RM überfteigt. Aber auch, wenn letzteres nicht 
der Fall fit, iſt die Berufung in denjenigen Fällen zuläſſig, in denen das Arbeits ⸗ 
gericht im Urteil ſelbſt die Berufung wegen grundfätzlicher Bedeutung für zu ⸗ 
läſſig erklärt. 


Das Rechtsmittel an die höchſte Inſtanz iſt die Reviſion. Sie geht an das 
Reichsarbeitsgericht und iſt nur zuläſſig, wenn der vom Arbeitsgericht oder vom 
Landesarbeitsgericht feſtgeſetzte Wert des Streitgegenſtandes die Revifionsgrenze des 
allgemeinen Zivilprozeſſes überſteigt. Dies find zur Zeit 6000 RM. Aber in ahn · 
licher Weiſe, wie vorſtehend eine Erweiterung der Berufungsmdglichkeit erwähnt 
wurde, iſt auch die Reviſion, wenn die Reviſionsgrenze nicht überſtiegen iſt, dann 
möglich, wenn in dem Berufungsurteil des Landesarbeitsgerichts die Revifion wegen 
grundſätzlicher Bedeutung der betreffenden Angelegenheit zugelaſſen iſt. 
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AufbV e — (Erſte uſw.) Verordnung zum Aufbau der Sozialverſiche⸗ 
rung (Durchführungs verordnung zum AufbG 


Ausb Ausbaugeſetz = Geſetz über den Ausbau der Rentenverfiherung vom 21. Dezember 
1937 (NG Bl. J S. 1393). 


AVG Angeſtelltenverſicherungsgeſetz 

NArb Bl. Neichsarbeitsblatt (Teil IV — Amtliche Nachrichten für Neichsverſicherung) 
RGBl. Neichsgeſetzblatt 

Rn Reichsknappſchaftsgeſetz 

RVO Reichsverſicherungsordnung 


Sand e sgeſetz = Geſetz zur Erhaltung der Leiſtungsfähigkeit der Invaliden, 


ngeftellten- und der knappſchaftlichen Verſicherung vom 7. Dezember 
1933 6 GBl. J S. 1039) 
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I. Der Sinn der Sozlalverficherung — ihre Aufgabe im nationalfozialiftiichen Staat 


„Großzügigen Ausbau der Alters- Verſorgung' fordert Punkt 15 
des Parteiprogramms. Damit nimmt die NSDAP. Stellung zu den Fragen, die im 
Begriff einer Sozialverſicherung beſchloſſen ſind. Die Volksgemeinſchaft hat für alle 
ihre Glieder und beſonders für die alten und ſchwachen Glieder zu ſorgen — nicht 
ſo ſehr um dieſer einzelnen Glieder als ſolcher willen als im Dienſte der Gemeinſchaft 
ſelbſt und ihrer Feſtigung. Als ſelbſtverſtändliche Pflicht des Dankes erſcheint es 
uns, daß für die geſorgt wird, die ihre Kräfte im Dienſte der nationalen Arbeit, im 
ſchaffenden Wirtſchaftsleben oder auf einem anderen Felde des Gemeinlebens, ein- 
geſetzt haben und die nun alt und müde werden oder die von irgendeinem Schickſals⸗ 
ſchlag getroffen und an eigener Sorge für ihr und ihrer Familie Leben verhindert 
werden. Sache des Staates muß es ſein, hier für Hilfe zu ſorgen, den Volksgenoſſen, 
der feine Pflicht getan, nicht in der Not und im Alter ſich ſelbſt zu überlaſſen. And 
ſelbſtverſtändlich iſt es uns auch, daß ſolche Hilfe nicht erſt in dem Augenblick ein- 
gerichtet wird, in dem fie ſchon gebraucht wird, ſondern daß fie vorbereitet und vor- 
ausſchauend ſichergeſtellt werden muß, daß ſie als weitblickende und zuverläſſige 
Vorſor ge eingerichtet werden muß. Wenn dabei der Volksgenoſſe, dem die Vor 
ſorge dereinſt zugute kommen ſoll, ſelbſt mit herangezogen wird, Sicherungen für die 
Zukunft zu ſchaffen, ſo ſchärft das ſein Verantwortungsbewußtſein und entſpricht 
wahrhaft nationalſozialiſtiſcher Haltung. 


Das Fernziel, das im Punkt 15 des Parteiprogramms aufklingt, ift ein weitgehen- 
der, den vollen würdigen Anterhalt gewährleiſtender Alters 
ſchutz für jeden Volksgenoſſen, der für fein Volk Arbeit geleiſtet hat. 
Ergänzt werden muß dieſer Altersſchutz, dieſe Altersſicherung noch durch Hilfen, die 
dem geleiſtet werden, der ſchon in jüngeren Jahren den Wechſelfällen 
des Arbeitslebens ausgeſetzt iſt, der krank oder invalide wird, der einen Anfall er⸗ 
leidet, der von unverſchuldeter Arbeitsloſigkeit betroffen wird uſw. Eine unge⸗ 
heure Aufgabe tut ſich hier auf. Zu ihrer Löſung fordert ſie große Mittel, Mittel 
geiſtiger und rechtlich⸗organiſatoriſcher Art und ungeheure Geldmittel. Ganz gewiß 
kann die Aufgabe überhaupt nicht nur mit wirtſchaftlichen Mitteln gelöſt werden. 
Die ganze nationalſozialiſtiſche Politik ſteht im Dienſte der Aufgabe, denn dieſe Auf. 
gabe iſt letzten Endes weſensgleich mit dem Wohle der Volksgemeinſchaft überhaupt 
— richtiger Arbeitseinſatz, richtiger Anſatz der Siedlungs- und Wohnmöglichkeiten, 
Neubildung von Bauerntum und noch vieles andere gehört ebenſo dazu wie unſer 
engeres Sachgebiet der Sozialverſicherung. Aber dieſes engere Aufgabenfeld und 
dieſes beſondere Mittel aus der ſozialpolitiſchen Waffenkammer gehört eben 


auch dazu. 


Es iſt nun bisher nicht möglich geweſen, das Fernziel einer ideal ausgebauten allge- 
meinen Altersverſorgung vollſtändig zu erreichen und gleichzeitig die daneben nötigen 
Einrichtungen ſozialer Vorſorge für andere Störungen im Einkommensfluß aufredt- 
zuerhalten. Der Nationalſozialismus hat nicht verſucht, das Ziel mit einem Schlage 
zu erreichen; er hat den Weg zu ihm vielmehr bedachtſam und organiſch ſchrittweiſe 
eingeſchlagen. Für ſein im Parteiprogramm ausgeſprochenes Wollen hat er einen 
brauchbaren Anſatzpunkt und ein einſtweiliges Hilfsmittel gefunden, nämlich 
die Sozialverſicherung, wie ſie im Deutſchen Reiche ſchon ſeit Bismarcks 
Zeit beſtand und wie fie im deutſchen Rechtsdenken ſchon ſehr viel früher, ſchon tief 
im Mittelalter — beſonders in den knappſchaftlichen Bruderladen und in den hand. 
werklichen Gemeinſchaften — angelegt war. Wenn das Parteiprogramm von einem 
„Ausbau“ der Altersverſorgung ſpricht, ſo deutet es darauf hin, daß etwas da iſt 
und ſchon beſteht, was benutzt, ausgebaut und abgewandelt werden kann und ſoll. 
And das iſt eben, wie auch die bisherige Rechtsentwicklung unter nationalſozialiſtiſcher 
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Führung zeigt, die im Erſten Reich bereits im kleinen heranwachſende und uns nun 
aus dem Zweiten Reich überkommene Sozialverſicherung. Durch ihre Weiterentwick⸗ 
lung kann man hoffen, dem nationalſozialiſtiſchen Fernziel einer vollwertigen Alters⸗ 
verſorgung des Deutſchen Volkes näherzukommen und zugleich das vorhandene Gute 
zu erhalten, ohne auf einen Schlag die ungeheuren Geldmittel aufbringen zu müffen, 
die der großzügige Ausbau der Altersverſorgung dereinſt erfordern wird. 


Die Sozialverſiche rung iſt aber nicht nur der entwicklungsgeſchichtliche An- 
ſatzpunkt für die geplante nationalſozialiſtiſche Schöpfung, ſondern fie iſt zugleich 
eines der beſten bisher bekannten techniſchen Mittel zur Erreichung des 
Zieles einer weitgehenden Altersficherung. Die für den Bedarfsfall in Ausſicht ge- 
ſtellten Leiſtungen müſſen beizeiten ſichergeſtellt werden, und fie müſſen den der⸗ 
einftigen Empfängern auch in einer Form und unter Bedingungen und Voraus⸗— 
ſetzungen dargeboten werden, die für die empfangenden Volksgenoſſen nichts Nieder- 
drückendes und Entwürdigendes haben. Für all dieſe Aufgaben, über deren Ein- 
deutigkeit und Wichtigkeit kein Zweifel beſteht, hat ſich nun aber in langer Erfahrung 
die Verſicherung — in ihrer Form als Sozialverſicherung — als das beſte, zuver- 
läſſigſte, würdigfte und auf die Dauer auch billigſte Löſungsmittel erwieſen. Ohne 
hier ſchon in Einzelheiten einzugehen, ſei beſonders darauf hingewieſen, daß gerade 
die Verſicherung es ermöglicht, eine Vorſorge zu üben, deren wirtſchaftliche Laſten 
von der Generation der Leiſtungsempfänger ſelbſt getragen und nicht ſpäteren Gene- 
rationen aufgebürdet werden, daß alſo hier nicht auf Koſten kommender Geſchlechter 
des Volkes gelebt, ſondern im Gegenteil eine Vorausſicht geübt wird, deren Früchte 
dem deutſchen Volke noch in kommenden Zeiten zugute kommen und die Lage der 
Kinder und Enkel auch wirtſchaftlich erleichtern. 


Die nationalſozialiſtiſche Reichsregierung hat bei der Machtergreifung eine Sozial⸗ 
verſicherung vorgefunden, die mit vielen ſchweren Mängeln behaftet, die finanziell 
heruntergewirtſchaftet und die durch die Notverordnungen in ihrem Wirkungsgrad 
ſtark beeinträchtigt war. Führer und Regierung haben aber in dieſer Sozialverſiche⸗ 
rung einen Kern gefunden, der, von Bismarck geſchaffen, ſeiner Anlage nach geſund 
war, und der der Erhaltung und Neuentwicklung würdig erſchien. Dieſen Kern der 
Sozialverſicherung hat der Nationalſozialismus aufgegriffen und durch ſeine Geſetze 
zunächſt gereinigt, gefeſtigt und entwickelt. Mehrfach hat der Führer und Reichs. 
kanzler große Sozialverſicherungsgeſetze erlaſſen. Da iſt einmal das Aufbau 
geſetz, in dem die Trägerſchaften der Reichsverſicherung eine neue Ordnung emp- 
fangen haben, mit der „Zerſplitterung und Anüberſichtlichkeit in der Sozialverſiche⸗ 
rung beſeitigt und durch einheitliche Zuſammenfaſſung die Leiſtungsſähigkeit der 
geſamten Einrichtung geftärft“ worden iſt (vgl. Vorſpruch). Anbeſchadet der durch 
verſicherungswiſſenſchaftliche Erwägungen, durch die notwendige Ruckſichtnahme auf 
die Verſchiedenheit der Wagniſſe und Verſicherungsfälle gebotenen Anterſcheidung 
von Verſicherungszweigen und Vielheit von Verſicherungsträgern find hier die ein⸗ 
zelnen Einrichtungen der Kranken-, Anfall, Renten- und Knappſchaftsverſicherung 
in enge Verbindung zueinander gebracht und ſorgfältig aufeinander abgeſtimmt 
worden. Zum äußeren Zeichen dieſer Einheit haben ſie den gemeinſamen Namen 
„Reichsverſicherung“ erhalten. In dieſem Namen findet zugleich ſeine Beſtätigung. 
daß die Sozialverſicherung eine der ganz großen poſitiven Leiſtungen iſt, die der 
deutſche Staat feinen Gliedern entgegenbringt. Am dieſe Leiſtung in ihrer Beſonder⸗ 
beit und Wirkſamkeit zu ermöglichen, find in einem langen geſchichtlichen Gang be- 
ſondere rechtliche Formen entwickelt worden, die ſich über die einer einfachen Fürſorge 
weit hinausheben und die uns im folgenden ausführlich beſchäftigen werden. 

Bei der Reinigung der Verſicherungseinrichtungen von Mißbräuchen und ungeeig- 
neten Perſönlichkeiten und bei der Anderung von Aufbau und Verfaſſung der Ver. 
ſicherungsträger iſt es aber nicht geblieben. Der Nationalſozialismus hat vielmehr 
auch ſachliche Verbeſſerungen in der Sozialverſicherung vorgenommen. Am meiſten 
deren bedürftig waren die Rentenverſicherungen, die Invalidenverſicherung, die An. 
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geſtelltenverſicherung und die knappſchaftliche Penſionsverſicherung. Dieſe Verſiche. 
rungszweige, die auf lange Sicht abgeſtellt find und bei denen jeder Verſicherungs⸗ 
fall ſich durch Jahre und Jahrzehnte hinziehen kann, arbeiteten ſeit dem Währungs: 
verfall mit ungenügenden Wirtſchaftsmethoden; ſie waren überſchuldet, wenn auch 
noch nicht zahlungsunfähig. Hier hat der nationalſozialiſtiſche Geſetzgeber tatkräftige 
Abhilfe gebracht. Schon 1933 hat er das fogenannte Sanierungsgeſetz er- 
laſſen, durch das die Rentenverſicherungen im Grundſatz wieder auf eine tragfähige 
wirtſchaftliche Grundlage geſtellt und mit einem geordneten Deckungs verfahren aus- 
geſtattet wurden. Das Aus baugeſetz vom 21. Dezember 1937 hat dann einen 
Abſchluß der wirtſchaftlichen Wiederherſtellungsarbeit und einen entſchiedenen 
Schritt zur Leiſtungsverbeſſerung gebracht. Dank der inzwiſchen gelungenen „Aber⸗ 
windung der Arbeitsloſigkeit“ durch den Nationalſozialismus war jetzt — und iſt — 
der „Weg frei“, einmal „den Beſtand der Rentenverſicherung des 
Deutſchen Volkes endgültig ſicherzuſtellen“, was durch Bereit - 
ſtellung neuer Geldmittel für die Deckung des künftigen Verſicherungsaufwandes 
geſchehen ift — und zum andern „den Aus bau der Renten verſicherungs⸗ 
leiſtungen nach nationalfozialiſtiſchen Grundſätzen einzu 
leiten“ (vgl. Vorſpruch). Unter den Verbeſſerungen für das ſchaffende Volk, die 
der Geſetzgeber als beſonders vordringlich angeſehen und die er deshalb in dem Aus⸗ 
baugeſetze verfügt hat, nennt der Vorſpruch die Erleichterung der Heirat, die Ver⸗ 
beſſerung der Renten für Jugendliche, für Kinderreiche und Kriegsteilnehmer, die An- 
paſſung der Reichsverſicherung an die wiedererrungene Wehrfreiheit und den Reihe: 
arbeitsdienſt, ſchließlich für den unter ſchwerer Berufsgefahr arbeitenden Bergmann 
eine erhebliche Erleichterung im Beitrag und die Erhöhung ſeiner Rente. Außerhalb 
der eigentlichen Verſicherung hat das Ausbaugeſetz noch die Erweiterung der 
Kinderbeihilfen des Reiches zugunſten kinderreicher Familien gebracht. 


Hand in Hand mit dieſen großen Reformen der Reichsverſicherung find viele 
kleinere Verbeſſerungen gegangen, die gar nicht alle ihren Ausdruck in 
Geſetzesform gefunden haben. Insbeſondere die Krankenverſicherung, die Verſiche⸗ 
rung des täglichen Lebens, iſt in zunehmendem Maße ſo weitergebildet worden, daß 
fie den Kinderreichen beſonders zugute kommt. Wie ſtark nationalſozialiſtiſche Hal- 
tung heute die ganze deutſche Sozialverſicherung durchdringt, das wird ſich dem auf- 
merkſamen Leſer aus der Einzeldarſtellung des weiten Gebietes erſchließen. 


Vorerſt wollen wir uns den Sinn der Sozialverſicherung vergegen- 
wärtigen. Er iſt in den Ausdrücken der damaligen Zeit ſchon bei ihrer Begründung 
durch Wilhelm l. und Bismarck in der Kaiſerlichen Botſchaft vom 
17. November 1881 richtungweiſend niedergelegt worden: Heilung der ſozialen 
Schäden durch poſitive Förderung des Wohles der Arbeiter; für das Vaterland neue 
und dauernde Bürgſchaften ſeines inneren Friedens; für die Hilfsbedürftigen größere 
Sicherheit und Ergiebigkeit des Beiſtandes, auf den ſie Anſpruch haben; ſtaatliche 
Fürſorge für diejenigen, die durch Alter oder Invalidität erwerbsunfähig werden; 
enger Anſchluß an die realen Kräſte des chriſtlichen Volkslebens; Zuſammenfaſſen 
dieſer Kräfte in der Form korporativer Genoſſenſchaften unter ſtaatlichem Schutz und 
ſtaatlicher Förderung. Dieſe Begründung und Zielſetzung gilt nach dem erklärten 
Willen der nationalſozialiſtiſchen Reichsregierung auch heute noch, 
unbeſchadet der noch offenen Frage, wie die Altersverſorgung künftig einmal gc- 
ſtaltet wird. 

Demnach iſt die Sozialverſicherung eine Einrichtung der Sozialpolitik.“ 
Der wahre Sinn der Sozialpolitik beſteht nicht in der Zuführung materieller Güter 
an die minderbemittelten Bevölkerungsſchichten — die Sozialpolitik erſchöpft fich 
nicht in der „Arbeiterfrage“ —, ſondern richtet ſich auf den Ausgleich der Span; 
nungen, die innerhalb jeder Gemeinſchaft und ſo auch innerhalb des Volkes inſolge 


1) Aber dieſe val. Jeſer ich in Bd. III Nr. 58 dieſes Handbuchs. 
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der verſchiedenen natürlichen Ausſtattung der Glieder, infolge der notwendig ungleich⸗ 
mäßigen Verteilung der wirtſchaftlichen Güter und infolge der Verſchiedenheit in 
Einſtellung und Intereſſe auftreten und die zu einer Zerreißung der Gemeinſchaft 
führen könnten, wenn man ſie ſich ſelbſt überließe. Den Ausgleich folder Span⸗ 
nungen muß jedes Volk ſich angelegen fein laſſen, das nicht der Zerſetzung preis- 
gegeben ſein will. Dem durch die Idee der Volksgemeinſchaft geforderten Ausgleich 
dient auch die Sozialverſicherung. Eine wirkſame und würdige Fürſorge für alle 
und gerade für die wirtſchaftlich am ſchlechteſten geſtellten Glieder des Volkes erweiſt 
ſich als notwendig. Durch eine ſolche zukunftſichernde Vorſorge ſollen alle Volks- 
genoſſen fo auf eine Ebene geſtellt werden, daß fie ohne Haß und Neid einander ent- 
gegentreten und miteinander arbeiten können. Vorſtellungen der Gerechtigkeit und 
Aberzeugungen chriſtlicher Sittlichkeit kommen als weitere Antriebe der Sozialpolitik 
und der Sozialverſicherung hinzu. 


Doch handelt es ſich bei der Sozialverſicherung nicht etwa nur darum, den abhängig 
arbeitenden Volksgliedern eine wirtſchaſtliche Leiſtung, eine Lohnergänzung 
für Zeiten ausbleibenden Arbeitsverdienſtes zuzuführen. Zwar nimmt die Sozial- 
verſicherung notwendigerweiſe die äußere Form einer Fürſorge in der Hauptſache 
für Arbeiter und Angeſtellte an, bei der materielle Leiſtungen gegeben werden. Im 
Regelfalle nämlich iſt der Arbeiter und der gering entlohnte Angeſtellte für die 
Friſtung ſeines Daſeins angewieſen auf den laufenden wirtſchaftlichen Ertrag ſeiner 
Arbeit. Das Arbeitsverhältnis aber iſt leicht lösbar und bietet wenig wirtſchaftliche 
Sicherheit für die Zukunft. Rücklagen aus dem Arbeitsverdienſt kann der Arbeiter 
und Angeſtellte von ſich aus nur in geringem Amfang machen, teils weil die Höhe des 
Verdienſtes das nicht zuläßt, teils weil als dringend empſundener augenblicklicher 
Bedarf zuſammen mit dem Stande von Erziehung und Einſicht eine ausreichende 
Vorſorge verhindert. Jeder Wechſelfall des Lebens wie Krankheit, Entbindung, 
Anfall, Altersſchwäche wirft allzu leicht die wirtſchaftliche Grundlage des Arbeiter. 
daſeins um. Aberdies find Arbeiter und Angeſtellte bedroht von der etwaigen Angunſt 
der wirtſchaftlichen Geſamtlage, die ſich für ſie in Arbeitsloſigkeit äußern kann. Siche⸗ 
tungen, wie etwa Beamte fie in Geſtalt der Weitergewährung der Dienſtbezüge bei 
Erkrankung uſw. und in Geſtalt des Ruhegehalts und der Hinterbliebenenbezüge 
genießen, beſtehen für die privaten Arbeiter und Angeſtellten meiſt nicht. In dieſe 
Lücke tritt die Sozialverſicherung und ſichert für die Zeit fehlenden Arbeitsverdienſtes 
eine wirtſchaftliche Hilfe als ſogenannte Lohner gänzung: Mittel zur Wiederher- 
ſtellung der Arbeitskraft und Zuſchüſſe zum Anterhalt, nicht nur für den Verſicherten 
ſelbſt, ſondern auch für ſeine Familie. 


Aber in dieſer materiellen Hilfe erſchöpft ſich nicht der Sinn der Sozialverſicherung. 
Die Verſicherten ſollen zugleich ſeeliſch beeinflußt und zu einer Haltung 
geführt werden, aus der heraus ſie ſich als vollwertige Glieder ihres Volkes fühlen 
können. Sie ſollen nicht Almoſenempfänger fein. Darum gibt ihnen die Sozial- 
verſicherung keine Geſchenke, ſondern rechtlich begründete Anſprüche, die ſie durch 
eigene Leiſtung erwerben müſſen. Sie haben ſich ſelbſt an der Aufbringung der Mittel 
für die Einrichtung zu beteiligen. Darüber hinaus ſollen ſie durch genoſſenſchaftliche 
Selbſtverwaltung zu verantwortlicher Teilnahme an den öffentlichen An⸗ 
gelegenheiten überhaupt erzogen werden. So wird in der deutſchen Sozial⸗ 
verſicherung ein gemeinſchaftswerbendes Gegenſeitigkeitsverhältnis geſchaffen. Mit 
der Sozialverſicherung und ihren Trägern werden kleinere Gemeinſchaften 
in die große Gemeinſchaft des deutſchen Volkes hineingeſtellt. Wie etwa die 
Betriebsgemeinſchaft,) jo hat auch jede Verſicherungsgemeinſchaft im Raume des 
Volkes eine Aufgabe, die weſentlich über ihr eigenes Daſein hinausgeht. Am das 
Volk zum Bewußtſein feiner Gemeinſchaft zu bringen, muß ihm die Volks. 
gemeinſchaft dadurch lebendig gemacht werden, daß jedem Glied immer wieder 


) Vgl. den Beitrag „Arbeitsrecht“ von Mansfeld in dieſem Handbuch Bd II Gr. 2 Nr. 39. 
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ſeine Bindung in die verſchiedenen Gemeinſchaften hinein fühlbar wird. Dem dient 
auch die Sozialverſicherung — auch inſofern eine ſozialpolitiſche und politiſche 
Einrichtung. ̃ 

Zu dieſer Zielſetzung kommen für die Sozialverſicherung Abſichten und Wirkungen 
auf bevölkerungspolitiſchem, wehrpolitiſchem, familien 
politiſchem und geſundheitspolitiſchem Gebiet. Das Wirken der 
Sozialverſicherung führt zur Gewöhnung breiter Volksſchichten an rechtzeitiges Auf⸗ 
ſuchen des Arztes, deſſen Hilfe zu dieſem Zweck nur als Sachleiſtung geboten wird. 
Dadurch erſt können hygieniſche Gebote durchgeſetzt werden. So erleichtert die 
Sozialverſicherung die Vorbeugung gegen Maſſenerkrankungen, vermindert die 
Sterblichkeit und ermöglicht mannigfache erzieheriſche Einwirkungen auf die Ver⸗ 
ſicherten und ihre Familien im Sinne der Bevölkerungspolitik, insbeſondere der 
Förderung des Kinderreichtums. Berückſichtigung kinderreicher Familien bei der 
Krankenpflege, bei der Rentenbemeſſung, Bewilligung von Witwenrenten für kinder- 
reiche Mütter, Beitragserſtattung an weibliche Verſicherte bei der Heirat und andere 
vom Nationalſozialismus eingeführte Maßnahmen gehören hierher. Im national- 
ſozialiſtiſchen Staate wächſt die Sozialverſicherung mehr und mehr zum Mittel ftuat- 
licher Geſundheitsführung heran, dient raſſenpflegeriſchen Zielſetzungen und kann 
auch weiteren ſtaatspolitiſchen Zwecken dienſtbar gemacht werden. 

In wirtſchaftlicher Hinſicht entzieht die Sozialverſicherung mit ihren Bei- 
trägen zunächſt große Mittel der freien Verfügung. Aber fie führt dieſe Mittel als 
Leiſtungen oder Vermögensanlagen wieder der Wirtſchaft zu. Durch Vermögens⸗ 
anſammlung, Aufrechterhaltung perſönlicher Kaufkraft und Stützung des Marktes 
wirkt ſie im Geſamtergebnis ausgleichend und kriſendämpfend. Die Gelder, die durch 
ihre Hände gehen, hält ſie im Inlande feſt. 

Zeitweilig war viel die Rede von ungünſtigen Wirkungen, die mit der Sozialver- 
ſicherung verknüpft ſeien. Daß eine falſch angeſetzte und ſchlecht verwaltete Sozial 
verſicherung das Selbſtverantwortungsgefühl und die Moral untergraben, Be- 
gehrlichkeit wecken und zu betrügeriſchem Verhalten verführen kann, iſt nicht zu ver- 
kennen. Aber man ſollte ſich vor Verallgemeinerung ungünſtiger Eindrücke hüten, und 
im übrigen muß und kann Mißſtänden oder Mißbräuchen durch geeignete Aus- 
geſtaltung der Einzelvorſchriften vorgebeugt werden, wie das ſeit der Macht: 
ergreifung des Nationalſozialismus erfolgreich geſchehen iſt. 


II. Die Ceitgedanken in der Sozlalverſicherung | 

Die deutſche Sozialverſicherung ift eine gedankliche Einheit. Sie wird von 
beſtimmten ſozialpolitiſchen, wirtſchaftlichen und rechtlichen Vorſtellungen beherrſcht 
und weiſt gemeinfame Weſenszüge und techniſche Leitgedanken auf, die 
vor der Betrachtung der Einzelheiten herausgeſtellt werden müſſen. 

1. Das geſteckte Ziel (ſiehe I) wird verfolgt mit den Mitteln einer ſozialen 
Verſicherung. 

a) Das wirtſchaftlich Weſentliche einer Verſicherung) iſt, daß eine Veran- 
ſtaltung zu gegenſeitiger Deckung zufälligen ſchätzbaren Bedarfs zahlreicher gleichartig 
bedrohter Wirtſchaſten getroffen wird. Die Beteiligten werden zu einer Gefahren. 
gemeinſchaft zuſammengefaßt. In jeder Verſicherung liegt eine gemeinſchafts⸗ 
bildende, über das nur Wirtſchaftliche hinausgehende Kraft. Dieſe ſtellt die Sozial 
politik in der Sozialverſicherung in den Dienſt ihrer ſtaatspolitiſchen Zwecke. Damit 
mehrere wirtſchaftende Subjekte — in der Sozialverſicherung Arbeiter, Angeſtellte 
uſw. — ſinnvollerweiſe zu einer Verſicherungsgemeinſchaſt zuſammengeſaßt werden 
können, iſt einerſeits ein Mindeſtmaß an Gleichheit und anderſeits ein Mindeſtmaß 
an Angleichheit in der Gefahrenlage Vorausſetzung. Die Verſicherungstechnik fordert 
weiter zu ihrer Anwendbarkeit, daß viele einzelne Wirtſchaſtsträger zu einer Gemein- 


) Vgl. den Beitrag von Heß über „Privatverſicherung“, Bd. III Nr. 65. 
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ſchaſt verbunden werden, damit zwiſchen ihnen ausgleichend das Geſetz der großen 
Zahl walten kann, wonach erfahrungsgemäß die Bedarfsſälle zwar im einzelnen 
zufällig, insgeſamt aber mit einer gewiſſen Regelmäßigkeit eintreten und darum im 
voraus ſchätzbar find. So ermöglicht die Verſicherung einen wirtſchaftlichen Ausgleich 
zwiſchen dem Geſamtbedarf an Leiſtungen, das heißt an Aufwendungen für die 
eingetretenen Bedarfs. oder Verſicherungsſälle, und dem Geſamtaufkommen an 
Beiträgen der Teilnehmer. Für dieſe werden die Einzahlungen berechenbar gemacht 
und gleichmäßig über längere Zeiträume verteilt, während die Bedarfsfälle den 
einzelnen Verſicherten ungleichmäßig und für ihn überraſchend treſſen. Auch wenn er 
nicht von einem Verſicherungsfall betroffen wird und alſo nicht dazu kommt, 
Leiſtungen zu erhalten, hat der einzelne während ſeiner Verſicherungszugehörigkeit 
die Sicherheit, den wirtſchaftlichen Vorteil und die innere Beruhigung, daß ein 
Schickſalsſchlag mit Einnahmeausfall und erhöhtem Ausgabenbedarf ihn nicht un- 
gerüſtet trifft. 
b) Ihrer Grundgeſtalt nach iſt die Sozialverſicherung eine Verſicherung. Gegenüber 
der unter dieſem Worte gewöhnlich verſtandenen, meiſt bürgerlich-rechtlich geordneten 
Individual- oder Privatverſicherung finden ſich einige Beſonderheiten der 
Sozialverſicherung. Der Rechtsgeſtalt nach iſt ſie als Veranſtaltung des 
Staates durchweg öffentlich⸗rechtlich geordnet; Verſicherte und Verſicherungsträger 
ftehen einander in Verhältniſſen des öffentlichen Rechts gegenüber. Der Vertrag, der 
in der Individualverſicherung eine entſcheidende Rolle ſpielt, findet keine Anwendung. 
Auch die Verſicherungsmethode weicht von der der Privatverſicherung ab; fie indivi⸗ 
dualiſiert nicht, ſondern faßt als „ſoziale“ zuſammen, verallgemeinert, ſieht von 
Einzelumftänden bewußt ab. Die gegenſeitige rechtliche Verbindung der beiden ver ; 
ſicherungswirtſchaftlichen Hauptbeziehungen, des Anſpruches auf Leiſtungen und der 
Verpflichtung zur Beitragszahlung, iſt gelockert. Nicht immer fetzt in der Sozial- 
verſicherung der Anſpruch auf Leiſtungen die vorherige Zahlung von Deckungsmitteln 
voraus, und anders als in der Individualverſicherung können ſogar Verſicherungsfälle 
mit Leiſtungen bedacht werden, die beim Eintritt in die Verſicherung ſchon vorliegen 
und bekannt ſind. Die Individualverſicherung ſucht nach einem möglichſt genauen und 
wirtſchaftlich gerechten Gleichgewicht zwiſchen Einzelwagnis und Einzelbeitrag; fie 
ſtrebt nach austauſchender Gerechtigkeit. Die Sozialverſicherung iſt Maſſenverwal⸗ 
tung, die ſich aus ſozialpolitiſchen Gründen und zur Vermeidung übermäßiger und 
teurer Verwaltungsarbeit um die Beſonderheiten des einzelnen Wagniſſes gar nicht 
jo genau kümmern kann. Sie typifiert, erfaßt ihre Teilnehmer nach allgemeinen, 
über individuellen Merkmalen, erhebt Durchſchnittsbeiträge und gewährt Leiſtungen 
in einem Maße, das auf die gewöhnliche Erſahrung, nicht auf den einzelnen 
Bedarfsſall abgeſtellt iſt. Sie zieht auch ſolche Wirtſchaftsträger zur Teilnahme 
heran, bei denen das Wagnis unterdurchſchnittlich gering iſt. Sie legt den Ver- 
ſicherten in verhältnismäßig günſtiger Lebenslage im Verhältnis zum Einzelwagnis 
zu hohe Beiträge und damit eine ſoziale Prämie auf, die den minder günſtig ge⸗ 
ſtellten Teilnehmern zugute kommt. Ihr Grundſatz iſt der einer ausgleichenden Ge- 
rechtigkeit. Mit dieſer Gerechtigkeitsvorſtellung und der ſozialpolitiſchen Zielſetzung 
hängt zuſammen, daß nicht nur die möglichen Leiſtungsempfänger zu Beiträgen 
herangezogen werden, ſondern auch die ſie beſchäftigenden Anternehmer; dieſe ſind 
nicht verſichert, haben jedoch vom Beſtehen der Einrichtung den Vorteil, daß ihre 
Arbeiter und Angeſtellten geſünder, ſorgloſer, leiſtungsfähiger und leiſtungswilliger 
find und daß fie ſelbſt in ihrer Fürſorgepflicht und in der Haftung für Betriebs- 
perſonenſchäden entlaſtet werden. Die Beitragspflicht der Unternehmer iſt nicht ver- 
ſicherungswidrig, kennt doch auch die Privatverfiherung die Möglichkeit des Aus- 
einander fallens von Verſichertem und Verſicherungsnehmer. Nicht ganz in das Bild 
einer Verſicherung paßt, daß zur Sozialverſicherung außer den Beiträgen auch Zu- 
ſchüſſe, zumal vom Reiche, geleiſtet werden; doch iſt das für die Beurteilung der 
Geſamterſcheinung unweſentlich. 


— 
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c) Für Anwendung der ſozialen Verſicherungsmethode hat man ſich in Deutſchland 
ſchon ſeit der erſten Einführung der neuen ſozialpolitiſchen Fürſorgeeinrichtung und 
hat man ſich auch in den meiſten anderen Kulturſtaaten“ entſchieden. Damit find 
verſchiedene andere mögliche, aber minder zweckmäßige Geſtaltungen 
abgelehnt. Man hat die ſoziale Fürſorge nicht der Privatverſiche⸗ 
rung überlaſſen, deren individualiſierende Technik ſie dafür ebenſowenig 
geeignet erſcheinen läßt wie ihr privatwirtſchaftliches Gewinnſtreben, ſo ſehr 
beide auf dem eigenen Felde der Individualverſicherung gerechtfertigt ſind. Man 
iſt nicht unter Beſeitigung der Sozialverſicherung zu den einfacheren Formen der 
Fürſorge (im armenrechtlichen Sinne) zurückgekehrt, die ihren Betreuten nur 
geringe Sicherheiten bieten kann und ihnen wegen der notwendigen Bedürftigkeits⸗ 
prüfung unerwünſcht iſt. Man hat auch den Verſorgungsgedanken in 
ſeiner reinen Form abgelehnt, der in ſcheinbar ſehr ſozialer Weiſe fordert, 
daß die zum Staate geordnete Allgemeinheit für alle ihre wirtſchaftlich ſchwachen 
Glieder aus allgemeinen Staatsmitteln zu ſorgen und ihnen keine beſonderen Bei- 
träge abzunehmen habe; damit würde die ſozialpolitiſche Leiſtung allzuſehr vom 
jeweiligen Stande der Staatsfinanzen abhängig gemacht und die Sicherheit auf- 
gegeben, die mit der Bildung beſonderer Vermögensträger und der weitſchauenden 
Anſammlung eigenen Deckungsvermögens gewonnen iſt; auch würde auf die fee- 
liſchen Wirkungen der beſonderen Beteiligung der Verſicherten verzichtet. Die 
Staatsbürgerverſorgung wäre im Grunde eine Rückkehr zur gewöhnlichen Fürſorge. 
Verworfen worden iſt endlich der Sparzwang, bei dem in individualiſtiſcher 
Weiſe jeder Teilnehmer ſein beſonderes Guthaben hätte, aus dem ihm in beſtimmten 
Bedarfsfällen Auszahlungen in beſtimmtem Amfang zuſtünden, deſſen Aberſchuß 
aber ihm oder ſeinen Hinterbliebenen zu perſönlicher Verwendung verbliebe, und 
bei dem die Verwaltungsarbeit nicht geringer wäre als bei der Sozialverſicherung, 
bei dem jedoch der Gedanke gegenſeitiger Hilfe und ſozialen Ausgleichs faſt ganz 
aufgegeben wäre. 


d) Aus verſicherungstechniſcher Notwendigkeit heraus iſt die deutſche Sozialver- 
ſicherung in verſchiedene Verſicherungszweige gegliedert. Die Bildung 
eines Einheitswagniſſes iſt abgelehnt, bei dem ſchlechthin jede Störung des Arbeits- 
lebens den Verſicherungsfall gebildet und zu Leiſtungen ein und derſelben Einheits- 
verſicherung geführt hätte. Verſicherung verlangt nach möglichſt genauer Voraus- 
berechenbarkeit der Wagniſſe und Leiſtungen. Die Wagniſſe ſind aber ſtatiſtiſch und 
verſicherungstechniſch nur zu faſſen, wenn man ſie nach ihrer Eigenart, nach der Ge⸗ 
ſetzmäßigkeit ihres Auftretens gliedert und für jedes von ihnen die beſtgeeignete 
Deckungsmethode ſucht. Deshalb muß die Sozialverſicherung aus verſchiedenen, ver- 
ſicherungsrechneriſch ſelbſtändigen Zweigen beſtehen. Aberdies muß die Einrichtung, 
wenn ſie Gemeinſchaftskräfte freilegen ſoll, Raum geben für die Entwicklung des 
Gemeinſchaftsbewußtſeins bei den Beteiligten; dieſes kann aber an einer feit- 
umriſſenen Einzelaufgabe beſſer wachſen als innerhalb einer unüberſehbaren Ein ⸗ 
heitsverſicherung. Nach der Eigenart der Wagniſſe kennt die deutſche Sozialver⸗ 
ſicherung vier Zweige: Krankenverſicherung, Rentenverſicherung, Arbeitsloſenver - 


4) Insbeſondere das alte Oſterreich iſt dem Deutſchen Reich auf dem Wege der Sozial- 
verfiherung ſehr bald nachgefolgt. Bei der Wiedervereinigung des deutſchen Oſterreichs mit 
dem Reiche hat Oſterreich eine Sozialverſicherung mitgebracht, die der altreichsdeutſchen in 
vielen Zügen ähnelt, in anderen weſentlich von ihr abweicht und bei der eine eigentliche 
Rentenverſicherung für die Arbeiter fehlt. Die Einführung der Invalidenverſicherung im 
Lande Oſterreich tft ſchon durch die Verordnung über die Einführung ſozialrechtlicher Vor⸗ 
ſchriften vom 26. März 1938 (RGBl. I S. 335) angeordnet worden. Im übrigen regelt eine 
Verordnung vom 22. Dezember 1938 (RGBl. 1 S. 1912) die Einführung der reichsrechtlichen 
Sozialverſicherung im Lande Öfterreih. In den neugewonnenen ſudetendeutſchen Gebieten ift 
die Reichsverſicherung bereits durch Verordnung vom 12. Oktober 1938 mit ger ingen Beſonder · 
heiten eingeführt worden. Anſere Darſtellung muß ſich einſtweilen auf das im alten Reichs 
gebiet geltende Sozialverſicherungsrecht beſchränken. 
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ficherung und Anfallverſicherung. Aber die von dieſen Zweigen erfaßten Verſiche⸗ 
rungsfälle wird weiterhin (W) zu ſprechen fein. Krankheit (ſowie die in die Kranken- 
verſicherung eingeſchloſſene Mutterſchaft) iſt ein häufig auftretendes, aber kurz- 
Dauerndes Wagnis, Invalidität, Berufsunfähigkeit und hohes Alter find verhältnis⸗ 
mäßig ſelten auftretende, aber langwierige und hohe Geldaufwendungen fordernde 
Verſicherungsfälle; beide find in der Perſon des Betroffenen, die Arbeitsloſigkeit 
in den überperſönlichen wirtſchaftlichen Verhältniſſen bedingt. Anfall (und Berufs- 
krankheit) unterſcheiden ſich von den ſonſtigen Verſicherungsfällen durch ihre Her- 
kunft aus dem Betrieb; für ihre verſicherungswirtſchaftlich geſonderte Behandlung 
iſt der Gedanke der Anternehmerhaftpflicht entſcheidend. Die Rentenverſicherung 
wird für Arbeiter und ſür Angeſtellte getrennt geführt, als Invalidenverſicherung 
und als Angeſtelltenverſicherung, für Bergleute beſteht in Geſtalt der knappſchaft⸗ 
lichen Verſicherung eine beſondere Einrichtung. So ſinden ſich innerhalb der deutſchen 
Sozialverſicherung insgeſamt ſechs Verſicherungszweige: Kranken-, Anfall, In- 
validen, Angeſtellten-, Knappſchafts⸗ und Arbeitsloſenverſicherung, die zuſammen 
eine einheitliche ſozialpolitiſche Veranſtaltung bilden. Von ihnen fällt jedoch die 
Arbeitsloſenverſicherung durch die Eigenart ihres Wagniſſes, durch ihr gegen- 
wärtiges inneres Weſen und durch den Stand ihres Rechtes aus dem ſonſtigen 
Rahmen fo weit heraus, daß fie außerhalb der jüngſten Zuſammenſaſſung der 
„Reichsverſicherung“ (ſiehe S. 18) gelaſſen wurde und auch uns nur in wenigen 
grundſätzlichen Punkten beſchäftigen kann. 


c) Der gefügehaften Verſchiedenheit der Verſicherungsfälle und -zweige entſprechen 
verſchiedene Deckungs verfahren, die zur Aufbringung des Bedarfs an 
Mitteln für die Verſicherung angewendet werden. Die einfachſte Methode ift das 
Amlage verfahren, bei dem der Geſamtaufwand an Leiſtungen und Verwal- 
tungskoſten für einen kurzen Zeitabfchnitt, meiſt ein Jahr, im Grundſatz nachträglich 
berechnet und auf die Teilnehmer als Beitrag nach allgemeinen Merkmalen (Ver- 
dienſthöhe) umgelegt wird. Dieſes Verfahren eignet ſich nur für einfache Verhält- 
niſſe mit kurzwährenden Verſicherungsfällen und kleinen Einzelleiſtungen. Durch 
Vorauserhebung der mutmaßlich erforderlichen Beiträge und durch Bildung von 
Rücklagen wird dieſes Verfahren abgewandelt, um für die Sozialverſicherung wirk- 
lich brauchbar zu fein. Es wird in der Kranken- und in der Anfallverſicherung an- 
gewendet und iſt im Grundſatz auch für die Arbeitsloſenverſicherung vorgeſehen, die 
damit aber Mißerfolg erlitten hat. Das weiteſtſchauende, ſchwierigſte und zunächſt 
teuerfte, aber auch ſicherſte Deckungsverſahren unter den verſicherungswiſſenſchaftlich 
möglichen iſt die Anwartſchaftsdeckung, deren Grundgedanke dahin geht, daß zu jeder 
Zeit beim Verſicherungsträger ein Vermögen vorhanden ſein ſoll, das ſo groß iſt, 
daß daraus mit Zins und Zinſeszins (vgl. § 1391 RWO) alle Anſprüche bis 
zur vollſtändigen Abwicklung gedeckt werden können, auf die im jeweiligen Zeit 
punkt eine auch nur teilweiſe Anwartſchaft beſteht; bei der Berechnung wird nach 
erfahrungsmäßiger Wahrſcheinlichkeit berückſichtigt, daß nicht alle Verſicherungsver⸗ 
hältniſſe ſchließlich zu Leiſtungen führen, jo daß die Beiträge der ausfallenden Teil. 
nehmer die Leiſtungen für die übrigen Verſicherten mit decken. Dieſe Dedungs- 
methode iſt für Verſicherungen mit langer Beitragszeit und langdauernden, hohen 
Leiſtungen, wie die Rentenverſicherungen ſie auſweiſen, die einzige geſunde. Sie iſt 
jetzt für Invaliden und Angeſtelltenverſicherung im Grundſatz (§S 1391 RVO, S 172 
AVG) wieder eingeführt (unten III 10 b), nachdem fie unter dem Drucke des Wäh- 
rungsverfalles verlaſſen worden war. Zur Ergänzung deſſen, was an voller An- 
wartſchaſtsdeckung fehlt, hat das Reich mit dem Ausbaugeſetz die Mittel gewähr- 
leiſtet, die außer den Beiträgen und den ſonſtigen Einnahmen der Verſicherungs⸗ 
träger zur Aufrechterhaltung der Leiſtungen nach dem Stande des Ausbaugeſetzes 
erforderlich find — ſogenannte Reichsgarantie (8 1384 Abſ. 2 RVO, S 168 Abſ. 3 
AVG). Eine Mittelform iſt das Kapitaldeckungs verfahren, bei dem 
in jedem Zeitabſchnitt ſo viel Vermögen angeſammelt wird, wie erforderlich iſt, um 
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alle in dieſem Zeitabſchnitt durch Eintritt des Verſicherungsfalles entſtandenen Lei- 
ſtungsanſprüche bis zu ihrer vollen Befriedigung decken zu können. Es empfiehlt ſich 
dort, wo bei raſchem Wechſel der Beitragspflichtigen mit langdauernden Leiftungen 
zu rechnen iſt; dann decken gewiſſermaßen die jeweiligen Beitragspflichtigen ihre 
künftigen Schulden. Wegen der beſchränkten Dauer der einzelnen Tiefbauveran- 
ſtaltungen iſt das Kapitaldeckungsverfahren für die Tiefbau - Berufsgenoſſenſchaft vor; 
geſchrieben (§S 731 RWO). 


2. Bei der Ordnung der Sozialverſicherung ergibt ſich die geſetzespolitiſche Aufgabe, 
den Kreis der Verſicherten abzuſtimmen auf den Kreis der Menſchen, die 
nach dem vorausgeſetzten Sinn der Veranſtaltung einer ſolchen Verſicherung ſozial⸗ 
politiſch bedürftig erſcheinen. Die Auswahl kann nicht von Fall zu Fall vor- 
genommen werden, weil die Wagnisverteilung auf eine breite Grundlage geſtellt 
werden muß und weil eine Einzelprüfung verwaltungstechniſch nicht durchführbar 
wäre. Demgemäß wird bei der Abgrenzung typiſiert. Entſcheidend für 
die Einbeziehung in die Sozialverſicherung und ihre verſchiedenen Zweige iſt nicht 
die wirkliche, konkrete, ſondern die mutmaßliche, abſtrakte Verſicherungsbedürftig⸗ 
keit, die ſich aus allgemeinen Merkmalen, aus der durchſchnittlichen Lebenslage 
ganzer Volkskreiſe ergibt. In der Anerkennung ſozialpolitiſcher Verſicherungs⸗ 
bedürftigkeit war die deutſche Geſetzgebung anfangs ſehr zurückhaltend; ſpäterhin 
wurde die Sozialverſicherung mehr und mehr ausgeweitet. Heute erſtreckt fie ſich 
zur Hauptſache auf das ganze Arbeitertum, auf alle Arbeiter und die Mehrzahl der 
Angeſtellten, die bis zu gewiſſen Gehaltsobergrenzen einbezogen ſind (über dieſe 
ſiehe S. 16); darüber hinaus find gewiſſe Selbſtändige verſichert (vgl. unten IV). 
Durchweg kommt es auf allgemeine Merkmale, nicht auf wirtſchaftliche Schwäche des 
einzelnen an. 


3. Der Teilnehmerkreis der Sozialverſicherung iſt demnach im weſentlichen geſetzlich 
beſtimmt. Aberwiegend beſteht Verſicherungszwang, daneben in beſchränk.⸗ 
tem Amfang Verſicherungsberechtigung. Die geſetzliche Feſtlegung des Teilnehmer⸗ 
kreiſes verſtärkt die Auswirkung des Verſicherungsgedankens und ſichert, unter Weg⸗ 
fall von Werbungskoſten, die Beſtandsſähigkeit der Einrichtung. Durch den Ver⸗ 
ſicherungszwang werden gerade diejenigen erfaßt, die wegen ihrer wirtſchaftlichen 
Schwäche zu eigener Vorſorge am wenigſten fähig ſind und doch eine Sicherung 
gegen Wechſelfälle des Arbeitslebens am nötigſten haben. Angünſtige Auswahl der 
Einzelwagniſſe, Fernbleiben der Minderbedrohten wird durch den Zwang ver: 
hindert. Auch die beabſichtigten Wirkungen ſtaatsbürgerlicher und geſundheitlicher 
Erziehung werden durch ihn geſtützt. Rechtlich iſt der Verſicherungszwang als Ein- 
tritt des Verſichertſeins unmittelbar (ipso iure) auf einen beſtimmten Lebenstat- 
beſtand — meiſt das Arbeitsverhältnis — hin geſtaltet, ſo daß es eines Zutuns von 
irgendeiner Seite nicht bedarf; vorgeſchriebene Meldungen uſw. dienen nur der 
verwaltungstechniſchen Durchführung. Verſicherungszwang kann vom Geſetzgeber 
ſinnvollerweiſe nur vorgeſehen werden, wo ſozialpolitiſch klarliegt, daß die erfaßten 
Menſchengruppen an der Einrichtung teilzunehmen haben. Bei durchſchnittlich 
minder klarer Lage der ſozialpolitiſchen Verſicherungsbedürftigkeit wird Ver⸗ 
ſicherungs berechtigung eingeräumt, die dem Betroffenen die eigene Ent- 
ſchließung über Begründung oder Fortbeſtand des Verſicherungsverhältniſſes frei- 
gibt. Auch hier aber iſt der Kreis der möglichen Teilnehmer geſetzlich umgrenzt, 
ſind die Merkmale der Verſicherungsberechtigung feſt umriſſen. Iſt die Möglichkeit 
des Beitritts ſolchen Menſchen mit Rückſicht auf ihre durchſchnittliche Geſamtlage 
eröffnet, die vorher mit der Sozialverſicherung nichts zu tun gehabt haben, ſo ſpricht 
man von freiwilliger Selbſtverſicherung. Freiwillige Weiterverſicherung iſt gegeben, 
wenn bisherigen Pflichtverſicherten geſtattet iſt, bei Wegfall des Verſicherungs. 
zwanges wegen Ausſcheidens aus dem Arbeitsverhältnis oder wegen Aberſchreitung 
der Verdienſtobergrenze die Verſicherung fortzuſetzen. In beiden Fällen ift die ein. 
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ſeitige Erklärung des Berechtigten maßgebend; es bedarf keiner vertragsartigen 
Zuſtimmung des Verſicherungsträgers und nur ausnahmsweiſe kann dieſer einen 
ungeeigneten Verſicherungsberechtigten abweiſen. 


4. Bei der Geſtaltung der Leiſtungen wird ebenfalls typiſiert und von Einzel ⸗ 
umſtänden weitgehend abgeſehen. Die Sozialverſicherung ſoll nicht konkreten Schaden 
erſetzen, ſondern gewährt nach Eintritt eines Verſicherungsfalles unter Berückſichti⸗ 
gung der ſozialpolitiſchen Erfahrung und des wirtſchaftlich Möglichen einen an- 
gemeſſenen abſtrakten Ausgleich. Dadurch wird die niederdrückende Wir- 
kung vermieden, die eine genaue Erforſchung des eingetretenen Schadens und der 
vorliegenden Bedürftigkeit für den Leiſtungsempfänger hat. Die Einräumung feſter 
Rechtsanſprüche wird erleichtert. Die Verwaltung wird von koſtſpieligen Ermitt- 
lungen entlaſtet. Die Typiſierung zeigt ſich in der Beſtimmung der Verſicherungs⸗ 
fälle (unten W und in der Bemeſſung der Leiſtungen. Dabei ſtellt der Gel daus⸗ 
gleich des durch den eingetretenen Verſicherungsfall entſtandenen Schadens nicht 
die einzige, ja nicht einmal die wichtigſte Aufgabe der Sozialverſicherung. Neben 
den wirtſchaftlichen Ausgleich und möglichſt vor ihn ſtellt ſie die Heilung, die 
Wiederherſtellung der Geſundheit und Erwerbsfähigkeit, der ſozialen Funktions- 
fähigkeit des Volksgenoſſen. Darum gibt die Sozialverſicherung nicht durchweg 
Geldleiſtungen, ſondern oft Sach- (Natural-) Leiſtungen, ärztliche Behandlung, Heil- 
verfahren uſw. — dieſe allerdings in genauer Anpaſſung an den Bedarf des Einzel- 
falles unter Einhaltung der Grenzen des Notwendigen (8 182 RVO). Darüber 
hinaus richtet die Sozialverſicherung ihre Tätigkeit auf die Vorbeugung, auf 
die Verhütung des Eintritts von Verſicherungsfällen, womit ſie den Belangen der 
Verſicherten und der Volksgemeinſchaft am beſten dient und wobei ſie mit ihren 
Mitteln am ausſichtsreichſten ſpart. 


5. Von einer einfachen Fürſorge unterſcheidet die Sozialverſicherung ſich durch Ein. 
räumung von Rechtsanſprüchen auf Leiſtungen an die Verſicherten. 


a) Daß die Sozialverſicherung ihren Teilnehmern auf die Mehrzahl ihrer Ge- 
währungen echte Rechtsanſprüche, ſubjektive öffentliche Rechte gibt, iſt 
unbeſtritten. Es folgt aus der beſtimmten Form, in der die Geſetze die Gewährung 
der Leiſtungen vorſchreiben (z. B. SS 180, 182 RVO; gelegentlich iſt ſogar das 
Wort „Anſpruch“ verwendet: 8 206 RVO, 5 87 Arbl VG), aus dem ganzen Aufbau 
der Einrichtung und aus der Eröffnung eines beſonderen Verfahrens (unten VII) 
zur Erlangung der etwa verweigerten Leiſtungen. Die Einräumung von Rechts. 
anſprüchen gibt nicht nur der Sozialverſicherung eine größere rechtliche Feſtigkeit, 
ſondern dient auch ihren Abſichten pſychologiſch-politiſcher Einwirkung (ſiehe S. 3). 
Die ſubjektiven Rechte der Verſicherten dürfen aber nicht für ſich allein geſehen 
werden; ihnen ſtehen im Geſamtaufbau ausgleichend ſubjektive Rechtspflichten 
zur Beteiligung an der Beitragsaufbringung gegenüber, jo daß der Verſicherte den 
Leiſtungsanſpruch durch eigene Leiſtung (über die Beitragszahlung hinaus durch 
tätige Teilnahme an der nationalen Wirtſchaft) erwirbt, wenn auch eine eigentliche 
juriſtiſche Gegenſeitigkeit zwiſchen Beitragsentrichtung und Leiſtungsforderung nicht 
— wie in der Individualverſicherung — beſteht. Aberdies ſtehen die Verſicherten 
und die Anternehmer zu den Verſicherungsträgern in beſonderen Gewaltverhält⸗ 
niſſen des öffentlichen Rechts, aus denen heraus ihnen mannigfache Weiſungen für 
ihr Verhalten erteilt werden können und die ihren deutlichen Niederſchlag finden in 
verwaltungsrechtlichen Ordnungen, wie Krankenordnung und Anfallverhütungsvor⸗ 
ſchriften, die von den Verſicherungsträgern hoheitlich erlaſſen werden können. 

b) Bei den Leiſtungen der Verſicherungsträger find Regel (Pflicht., Haupt-) 
Leiſtungen, Erſatzleiſtungen und Mehrleiſtungen rechtlich zu 
unterſcheiden. Regelleiſtungen bilden den Kern deſſen, was die Verſicherungsträger 
nach Eintritt von Verſicherungsfällen zu leiſten haben; ſie beruhen unmittelbar auf 
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dem Geſetz. Auf fie hat der Verſicherte Nechtsanſpruch — es ſei denn, daß der 
Träger in ihre Stelle auf Grund gefetzlicher Ermächtigung nach ſeinem Ermeſſen 
eine Erſatzleiſtung treten läßt, um den Beſonderheiten des Einzelfalles beſſer zu 
entſprechen (z. B. durch Krankenhauspflege an Stelle von Krankenpflege und Kranken- 
geld). Mehrleiſtungen gehen über das geſetzliche Leiſtungsmaß hinaus und dürfen 
nur gewährt werden, wenn das Geſetz (jetzt in ſehr beſchränktem Amfang) ſie zuläßt. 
Mehrleiſtungen find teils nach Ermeſſen für den Einzelfall zugelaſſen (Heilverfahren 
in den Rentenverſicherungen), teils dürfen fie in der Satzung des Verſicherungs⸗ 
trägers vorgeſehen werden, fei es ſo, daß dann ein allgemeiner Rechtsanſpruch der 
Mitglieder beſteht (überwiegend in der Krankenverſicherung, 8 179 Abſ. 3 RWO), 
ſei es zur Einzelgewährung nach Ermeſſen. 


6. Zu ihrer Durchführung iſt die Sozialverſicherung in der Hauptſache übertragen 
auf beſondere Verſicherungsträger. Dieſe Abſpaltung des Verwaltungs- 
zweiges entſpricht dem Verſicherungsgedanken. Sie ermöglicht und ſichert die 
Sonderung der für die Verſicherung erforderlichen Vermögensmaſſen von den all- 
gemeinen Staatsfinanzen. Sie erleichtert die Einräumung echter Rechtsanſprüche 
an die Verſicherten und ermöglicht eine Verwaltungsrechtſprechung über diefe An⸗ 
ſprüche. Die Verſicherungsträger, die ein ſachliches Stück der Sozialverſicherung 
unmittelbar durchzuführen, Menſchen zu verſichern, Beiträge von ihnen einzuziehen, 
das Deckungsvermögen zu verwalten, Leiſtungen auszureichen haben uſw., find 
rechtsfähig (S 4 RVO). Sie ſind juriſtiſche Perſonen des öſſentlichen Rechts, teils 
mehr genoſſenſchaftlicher, teils mehr anſtaltlicher Art; die Verſicherten und Anter⸗ 
nehmer ſind ihnen als Mitglieder oder Angehörige zugeordnet. Verſicherungsträger 
find entſprechend den Eigenarten der Verſicherungsſälle für die einzelnen Verſiche⸗ 
rungszweige, meiſt in Mehrzahl, gebildet. Jedem Zweig entſpricht ein beſonderer 
Typus: für die Krankenverſicherung beſtehen viele einzelne, örtlich verteilte Kranken⸗ 
kaſſen, für die Anfallverſicherung nach Wirtſchaftszweigen geſonderte Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften, für die Rentenverſicherungen wenige große Anſtalten. Jeder Verſicherungs⸗ 
träger iſt in feinem Bereich wirtſchaftlich ſelbſtändig und für die Erledigung feiner 
Aufgaben ſelbſt verantwortlich. Aber fie find doch nicht frei von ſtaatlicher Ein- 
wirkung, unterliegen nicht nur der Geſetzgebung, ſondern auch der verwaltungs⸗ 
mäßigen Anleitung und ſtaatlicher Aufſicht (unten VIII). Für die ſtaatlichen Auf⸗ 
gaben in der Sozialverſicherung ſind öffentliche Behörden zuſtändig, vor allem die 
eigens geſchaffenen Verſicherungs behörden, an ihrer Spitze das Reichs- 
verſicherungsamt, darunter Oberverſicherungsämter und kommunale Verſicherungs⸗ 
ämter. Den Verſicherungsbehörden fällt neben Verwaltungsaufgaben auch die Recht- 
ſprechung in Sozialverſicherungsſachen zu. 


7. Entſprechend der Abſicht, die Beteiligten zu tätiger Anteilnahme an den öffent. 
lichen Dingen zu erziehen, iſt die Sozialverſicherung beherrſcht von dem Gedanken 
der Selbſtver waltung, der auch der Verſicherungsidee mit ihrer genoffen- 
ſchaftlichen Gegenſeitigkeit entſpricht. An der Selbſtverwaltung der Verſicherungs⸗ 
träger und an der Ausrüſtung der Verſicherungsbehörden mit Beiſitzern aus den 
Kreiſen der beteiligten Volksgenoſſen (val. die Siebente Auſb) hat die neue Auf. 
baugeſetzgebung feſtgehalten. Jeder Verſicherungsträger hat einen Leiter, der im 
Sinne des Führergedankens allein maßgebend für ihn handelt (über ſeine Auswahl 
und Rechtsſtellung vgl. Abſchn. II Art. 7 SS 1, 2 AufbG, Abſchn. JI Art. 1 Fünfte 
Aufb V). Dem Leiter ſteht ein Beirat zur Seite, der aus Verſicherten des Trägers 
und aus Führern von Betrieben, deren Gefolgſchaften bei ihm verſichert ſind, in 
gleicher Zahl, ferner aus einem Arzt und einem Vertreter der örtlich zuſtändigen 
Gebietskörperſchaft gebildet iſt (vgl. Abſchn. II Art. 7 SS 3 bis 5 AufbG, Abſchn. II 
Art. 2 Fünfte Aufb ) und der den Leiter zu beraten und zu unterſtützen hat, dein 
auch eigene Zuſtändigkeiten zugewieſen find (Abſchn. II Vierzehnte Aufb ), beſonders 
bei Satzungsänderung, Haushaltplanung, Rechnungsabnahme und Entlaſtung. 


—— 
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8. Zum rechtlichen Weſen der Scozialverſicherung iſt feſtzuſtellen, daß fie 
wegen der Art der in ihr auftretenden Rechtsſubjekte zum öffentlichen Recht 
— des näheren zum Verwaltungsrecht und innerhalb der Verwaltung zur 
Wohlfahrtspflege —, wegen der ausſchlaggebenden Tatbeſtände, die dem Arbeits- 
leben entſpringen, zum Arbeitsrecht gehört. Nach ihrer inneren Geſtaltung iſt 


die Sozialverſicherung zu beſchreiben als 


eine in beſondere Rechtsſormen gebrachte verwaltungs- 
mäßige Fürſorge für Arbeiter, Angeſtellte und ihnen 
gleichgeſtellte Menſchen (die Verſicherten), die eigens ge- 
bildeten Perſonen des öfſentlichen Rechts (den Verſiche⸗ 
rungsträgern) übertragen iſt. Dabei ſind den Verſicherten 
ſubjektive öffentliche Rechte auf Leiſtungen der Verſiche 
rungsträger beim Eintritt beſtimmter Wechſelfälle des 
Lebens (Verſicherungsfälle) eingeräumt. Die Verfider- 
ten und die fie beſchäftigenden Unternehmer (in der Unfallver- 
ſicherung dieſe allein) find zur Beteiligung an der Aufbringung 
der erforderlichen Mittel (Beiträge) nach verſicherungs 
rechneriſchen Grundſätzen verpflichtet. Zwiſchen den Ver⸗ 
ſicherungsträgern und den Verſicherten und Anternehmern 
beſtehen beſondere Gewaltverhältniſſe des öffentlichen 
Rechts. Alle dieſe drei Beziehungen haben ihre einheit 
liche Wurzel in einem verfaſſungs mäßigen (organifato- 
riſchen) Verhältnis zwiſchen Verſicherten und Unter. 
nehmern einerſeits und Verſicherungsträger anderſeits. 
das im Sinne der Selbſtverwaltung geſtaltet iſt. 


III. Gejchichtliches 


Wenn auch die Geſchichte der deutſchen Sozialverſicherung nicht lang iſt, ſo kann ſie 
doch in ihren Einzelheiten hier nicht dargeſtellt werden. Die gegenwärtige Einrichtung 
geht auf Bismarck zurück. Schon in viel früherer Zeit aber hat deutſches Denken 
und Wollen Geſtaltungen hervorgebracht, die der heutigen Sozialverſicherung als 
Vorbilder und Vorläufer zugrunde liegen. Zweimal haben auf unſerem Sach— 
gebiet deutſche Rechtsgeſtaltungen einen Kreislauf durch die ganze 


„Kulturwelt angetreten: im Mittelalter das im deutſchen Erzbergbau ent. 


— 


wickelte Knappſchaftsweſen als Arform wechſelſeitiger genoſſenſchaftlicher 
Selbſthilfe der Arbeiter, in der Neuzeit die moderne deutſche Sozialverſiche⸗ 
rung, die mit ihren verſchiedenen Zweigen in faſt alle Induſtrieſtaaten Eingang ge - 
funden und auch zu einer Reihe völker rechtlicher Vereinbarungen geſührt hat. 


Die eigentliche Geſchichte der heutigen deutſchen Sozialverſicherung umfaßt wenig 
mehr als fünf Jahrzehnte. Aber fie iſt reich an Entwicklungsſtufen und Geitenwegen. 
Wir können ſie in zehn Abſchnitte gliedern. 

1. So bedeutſam und bahnbrechend die Errichtung der umfaſſenden Sozialverſiche⸗ 
rung unter Bismarck war, fo hatte das Werk doch gewiſſe Vorläufer. Ver- 
ſchiedentlich beſtanden Einrichtungen genoſſenſchaftlicher Vorſorge, 
deren Koſten zur Hauptſache die Beteiligten ſelbſt auſbrachten. Aus dem Mittel- 
alter hatten ſich (und haben ſich bis heute) die Knappſchaften erhalten. Im 19. Jahr- 
hundert waren Hilfskaſſen für Krankheitsfälle hinzugetreten, teils als freiwillige, 
teils als ortsgeſetzlich geſtützte Einrichtungen der Arbeiter; 1876 wurde dafür die 
reichsrechtliche Form der eingeſchriebenen Hilfskaſſe zur Verfügung geſtellt, und in 
den Erſatzkaſſen der Krankenverſicherung lebt ein Teil dieſer Gebilde noch fort. Hand- 
werkerinnungen richteten für ihre Mitglieder Krankenkaſſen ein und nahmen auch 
Geſellen und Lehrlinge auf. Am die Mitte des Jahrhunderts fanden ſich bei den 


entſtehenden Arbeitergewerkſchaften Anſätze zu freiwilligen Anterſtützungseinrich⸗ 
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tungen. Daneben fanden ſich Fürſorgepflichten mancher Gruppen von 
Dienſtherren, und ſeit dem Reichshaftpflichtgeſetz von 1871 kam die Geſährdungs⸗ 
haftung für beſonders gefährliche Betriebe auch den dort Beſchäftigten zugute. Die 
weſentlich armenrechtliche Fürſorge öffentlicher Verbände verſah teil ⸗ 
weiſe den Dienſt der heutigen Sozialverſicherung und war hier und da zu einer 
Krankenfürforge der Gemeinden gegen Beitragserhebung ausgebaut. 


2. Nach der Kaiſerlichen Botihaft von 1881 ſetzte die reichsrechtliche Erftlings- 
geſetzgebung ein, deren wichtigſte Merkmale die Erweiterung der Fürſorge 
auf die Geſamtheit der Arbeiter bei Krankheit, Anfall, Invalidität und Alter, die 
Einführung des ſtaatlichen Verſicherungszwanges, die Durchführung durch genoſſen⸗ 
ſchaftliche Verſicherungsträger unter ſtaatlicher Auſſicht und die Anerkennung eines 
geſetzlichen Rechtes auf die Leiſtungen waren. Nacheinander ergingen das Kranken- 
verſicherungsgeſetz vom 15. Juni 1883, das (ſchon vor der Botſchaft entworfene) 
Anfallverſicherungsgefetz vom 6. Juli 1884 und das Geſetz betreffend die Invaliditäts. 
und Altersverſicherung vom 22. Juni 1889. Durchweg war man ſehr vorſichtig in der 
Erfaſſung des verſicherten Perſonenkreiſes und in der Geſtaltung der Leiſtungen. 
Die Anfallverſicherung wurde durch Geſetze von 1885 bis 1887 auf weitere Betriebs. 
gruppen, insbeſondere auf Land und Forſtwirtſchaft, erſtreckt. 


3. Seither kam das Beſtreben nach geſetzestechniſcher Verbeſſerung und nach Ausbau 
der Sozialverſicherung in Richtung auf Perſonenkreis und Leiſtungen nie ganz zur 
Ruhe. Schon 1892 ſetzte eine erſte Reviſionsgeſetzgebung ein, die bis nach 
1900 dauerte und zu allen drei Hauptgeſetzen Anderungen brachte. 


4. Angleich wichtiger war die Reformgeſetzgebung, die 1911 zur Kodifikation 
des bisherigen Sozialverſicherungsrechtes führte. Anter dem 19. Juli 1911 erging die 
Reichsverſicherungsordnung, in der erſtmals das ganze deutſche Sozial, 
verſicherungsrecht zuſammengefaßt war. Sie enthielt die ſogenannte Arbeiterverſiche⸗ 
rung (zu der freilich auch Angeſtellte gehörten), ſchied ſie aber nach wie vor nicht nur 
verſicherungswirtſchaftlich, ſondern auch geſetzestechniſch in die drei Zweige der 
Kranken-, Anfall und Invalidenverſicherung und brachte nur wenige allgemeine Vor. 
ſchriften, daneben eine verhältnismäßig einheitliche Ordnung des Verfahrens. Mit 
der Invalidenverſicherung, die zugleich Altersverſicherung blieb, verband ſie als 
Neuerung die Hinterbliebenenverſicherung. War jo wenigſtens eine gewiſſe geſetzes⸗ 
techniſche Einheit gewonnen, ſo wurde ſie alsbald wieder durchbrochen durch den 
Erlaß des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 
1911, das in völliger Trennung vom Inhalt der Reichsverſicherungsordnung eine 
Verſicherung der meiſten Angeſtellten für Berufsunfähigkeit, Alter und zugunſten 
Hinterbliebener (ähnlich der Invalidenverſicherung, aber mit weitergehenden 
Leiſtungen) einführte. Für Kranken- und Anſallverſicherung blieben die Angeſtellten 
dem Rechte der Reichsverficherungsordnung unterſtellt, und einige gering entlohnte 
Angeſtelltengruppen hatten der Invaliden⸗ und der Angeſtelltenverſicherung neben- 
einander anzugehören. 


5. Der Weltkrieg brachte zahlreiche Anderungen des Sozialverſicherungsrechtes, 
meiſt in Verordnungsform, die beſtimmt waren, die Verſicherung den Kriegsverhält. 
niſſen anzupaſſen, die Rechte der Kriegsteilnehmer und Hilfsdienſtpflichtigen zu 
wahren, den verſicherten Perſonenkreis, den räumlichen Geltungsbereich und die Ver⸗ 
ſicherungsfälle zu ergänzen und die Verfaſſung der Verſicherungsträger zu verein- 
fachen. Während des Krieges wurde die Krankenverſicherung um die Wochenhilfe 
(Mutterſchaſtsverſicherung) erweitert und für nichtverſicherte Minderbemittelte eine 
Wochenfürſorge eingeführt. 


6. In der Zeit der wirtſchaſtlichen Demobilmachung wurde durch 
Geſetze und Verordnungen die Sozialverſicherung den veränderten wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen (geſunkener Geldwert, geſteigerte Arbeitsloſigkeit; Krankenverſicherung 
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der unterſtützten Erwerbsloſen) und den veränderten politiſchen Anſchauungen 
(Beſeitigung getrennter Abſtimmungen der Arbeitgeber. und Arbeitnehmervertreter 
in Krankenkaſſenorganen) angepaßt. 


7. Der Währungsverfall, der ſchon im vorangegangenen Zeitabſchnitt zu 
nichtverſicherungsmäßigen Hilfsmaßnahmen zugunſten der Empfänger von Sozial- 
verſicherungsleiſtungen geführt hatte, machte bis Ende 1923 immer wieder neue 
techniſche Veränderungen (Inderrehnung) und Maßnahmen zur Stützung der Ver. 
ſicherungsträger notwendig. 


Durch die ſchwierige Wirtſchaſtslage war auch das Reichsknappſchafts⸗ 
geſetz vom 23. Juni 1923 bedingt, das erſtmals die knappſchaftliche Verſicherung 
reichrechtlich regelte und ihre Träger zur Steigerung der Leiſtungsfähigkeit 
zuſammenfaßte. 


8. Mit der Anfang 1924 erreichten Währungsbefeſtigung folgte ein Abſchnitt des 
Ausbaus und Mißbrauchs, der bis etwa 1930 dauerte. Zunächſt machten 
ſich wiederum Anderungen der techniſchen Vorſchriften notwendig (Neufeſtſetzung der 
Verſicherungspflichtgrenzen). Zum Ausbau gehörte die allgemeine Einbeziehung der 
Seeleute in die Krankenverſicherung, die Einführung der Familienkrankenpflege als 
Pflichtleiſtung, die Erftredung der Anfallverſicherung, insbeſondere auf Berufskrank. 
heiten. Für Angeſtellte wurde die Doppelzugehörigkeit zu Invaliden und Angeftellten- 
verſicherung beſeitigt und für ſolche Verſicherte, die wegen Wechſels ihrer Tätigkeit 
mehreren Zweigen der Rentenverfiherung angehört haben, eine gemeinſame Berech⸗ 
nung der Leiſtungen unter dem Namen Wanderverſicherung eingeführt. Vielfach 
wurden die Leiſtungen erweitert und die Vorausſetzungen dafür erleichtert; dabei 
wurden nicht immer die wirtſchaſtlichen Notwendigkeiten einer Verſicherung beachtet, 
und es wurden Möglichkeiten zu ſelbſtſüchtigem Mißbrauch der Einrichtung eröffnet. 
Als neuer Zweig, entwickelt aus der zur Zeit der Demobilmachung eingeführten 
Erwerbsloſenfürſorge, trat die Arbeitsloſenverſicherung zur Sozialver- 
fiherung hinzu, geregelt erſtmals durch Geſetz vom 16. Juli 1927, aufgebaut in 
organiſatoriſcher und ſachlicher Verbindung mit der Arbeitsvermittlung (Arbeits- 
einſatz). Ihr weiteres Schickſal, unter dem Drucke der großen Wirtſchaftskriſe, hat 
fie von der Geſtalt einer Verſicherung weit entfernt. Ihre Neugeſtaltung iſt bei der 
nationalſozialiſtiſchen Reform der Sozialverſicherung (unbeſchadet vieler Einzel- 
änderungen) noch vorbehalten geblieben; in den neuen Begriff der Reichsverſicherung 
iſt ſie nicht einbezogen worden. 


9. Die Wirtſchaftskriſe, die etwa 1930 einſetzte, und die zu ihrer Bekämpſung ein- 
geleitete Deflation konnte die Sozialverſicherung um ſo weniger unberührt laſſen, 
als fie vorher aufgeblüht und den ſtrengen Regeln der Verſicherungswirtſchaft entrückt 
worden war. Demgemäß brachten die Diktatur verordnungen des 
Reichspräſidenten wiederum zahlreiche Anderungen des Sdzialverſicherungs⸗ 
rechtes, die auf Vermeidung von Doppelleiſtungen und Droſſelung der Leiſtungen 
überhaupt ſowie Beſchränkung des Kreiſes der Verſicherten hinauslaufen. 


10. Nach der Machtergreifung des Nationalſozialismus am 
30. Januar 1933 konnte die neue Reichsregierung an der Frage nach dem 
Schickſal der Sozialverſicherung nicht vorübergehen. Ihre Geſetzgebung durchdringt 
das ganze Rechtsgebiet. Bei der Aberprüfung der Sozialverſiche ⸗ 
rung hat die Reichsregierung den Weg eingeſchlagen, daß ſie nicht in einem Anlauf 
ein ganz neues Geſetzgebungswerk hingeſtellt hat, ſondern unter ſchonender Erhaltung 
des Beſtehenden ſchrittweiſe Schäden ausgemerzt und Verbeſſerungen eingeleitet hat. 


a) Zunächſt, ſchon alsbald nach der Machtergreifung, hat ſie eine Reinigung der 
Sozialverſicherung von den ärgſten Schäden und Mißbräuchen durchgeführt. Dabei 
galt es einmal, die Verwaltung der Verſicherung, die Organe und die Angeſtellten⸗ 
ſchaft der Träger, von perſönlich ungeeigneten Elementen, von Nichtariern und 
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politiſchen Nutznießern zu ſäubern; die hierzu ergriffenen Maßnahmen ſtimmten mit 
denen überein, die allgemein in perſonalpolitiſcher Hinſicht ergriffen wurden. Das 
Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RG Bl. 
S. 175) mit ſeinen ſpäteren Anderungen und mit ſeinen Durchführungsverordnungen, 
beſonders der Zweiten vom 4. Mai 1933 (RGBl. J S. 233), fand Anwendung; außer. 
dem ſei das Geſetz über Ehrenämter in der ſozialen Verſicherung und der Reichsver⸗ 
ſorgung vom 18. Mai 1933 (RGBl. J S. 277) mit feinen Durchführungsverordnungen 
erwähnt. Zum andern wurde die Verwaltung ſachlich gereinigt, verbeſſert und wirt. 
ſchaftlicher geſtaltet; die Aufſicht über die Verſicherungsträger wurde verſchärft, und 
für viele Träger wurden Kommiſſare eingeſetzt. Als Rechtsquelle für all das iſt 
beſonders die Verordnung des Reichspräſidenten über Krankenverſicherung vom 
1. März 1933 (RGBl. I S. 97) mit ihren Folgeverordnungen?) zu nennen. 


b) Den zweiten großen Schritt auf dem Wege der Reichsverſicherungsreform bildet 
die Wiederherſtellung der Rentenverſicherung. Hierzu erging zu— 
nächſt das Geſetz zur Erhaltung der Leiſtungs fähigkeit der In- 
validen, der Angeftellten- und der knappſchaftlichen Ver- 
ſicherung vom 7. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1039). Dieſe Verſicherungszweige, 
die ſogenannten Rentenverſicherungen, waren durch die unglückliche Leiftungs- und 
Beitragsgeſtaltung nach dem Währungsverfall, durch den veränderten Altersaufbau 
der Verſicherten und durch die Einwirkungen von Wirtſchaftsumſchichtung, Wirt. 
ſchaftskriſe und Arbeitsloſigkeit dem finanziellen Verfall preisgegeben; ſie waren 
bereits gezwungen, ihr Vermögen aufzuzehren. Das Sanierungsgeſetz 
ordnet die Maßregeln an, die notwendig waren, um die Rentenverſicherungen wieder 
auf eine geſunde verſicherungswirtſchaftliche Grundlage zu ſtellen und ſie damit 
lebensfähig zu erhalten. Das Kernſtück der Sanierung iſt die Rückkehr zum An 
wartſchaftsdeckungs verfahren (vol. S. 9), das ſich am beiten zur 
verſicherungsmäßigen Bewältigung ſolcher Wagniſſe eignet, die nach langer Beitrags. 
zeit zu hohen und langdauernden Leiſtungen führen. Von ihm war man nach dem 
Währungsverfall, zunächſt aus Not und übergangsweiſe, abgegangen; man hatte 


2) Auf Grund der Ermächtigung im Art. 2 82 der Reichspräſidentenverordnung wurden vom 
Reichsarbeitsminiſter folgende Verordnungen erlaſſen: 
Erſte Verordnung zur Neuordnung der Krankenverſicherung vom 17. März 1933 (RG Bl. I 
S. 131) — Auffſicht, Stellenſperre; 
Zweite Verordnung. . . vom 4. November 1933 (S. 809) — Prüfungen von Krankenkaſſen⸗ 
angeſtellten, Stellenbeſetzung; 
Dritte Verordnung. vom 15. November 1933 (S. 978) — Verkleinerung der Organe, 
Beitragsbemeflung; 
Vierte Verordnung. vom 3. Februar 1934 (S. 84) — Anftellungs- und Beförderungs- 


prüfungen 

Fünfte Verordnung . . . vom 3. März 1934 (S. 175) — Hemmung für Vereinigung uſw. 
von Krankenkaſſen; 

an Verordnung ... vom 29. September 1934 (S. 868) — Erleichterung bei Stellen- 
beſetzung; 

Siebente un . . . vom 10. Oktober 1934 (S. 976) — Errichtungsſperre ſür 
Krankenkaſſen; 

Achte Verordnung . vom 23. Oktober 1934 (S. 1067) — 5 für die Aber⸗ 
führung der Gemeinſchaftsaufgaben der Krankenverſicheru 

Neunte Verordnung. . vom 13. Juli 1935 (S. 1024) — de erte Abernahme der 
e für Nichtverſicherte durch Krankenkaſſen; Verſetzung von Beamten und 

e der Krankenverſicherung; 

Zehnte Verordnung ... vom 13. Septender 1935 (S. 1159) — Einzelheiten, u. a. zur Auf- 
ſicht über Krankenkaſſen; 

Elfte Verordnun vom 13. November 1936 (S. 942) — Stellenbeſetzung; aufgehoben 
durch Dreizehnte Verordnung; 

Zwölfte Verordnung ... vom 6. September 1937 (S. 964) — ſog. Verbändeverordnung, 
erhebt Reichsverbände der e 1955 Körperſchaften des öffentlichen Rechts, 
beſeitigt Kaſſenvereinigungen (88 414 ff. RBO); 

Dreizehnte Verordnung ... vom 15. Januar 1938 (S. 36) — Stellenbeſetzung. 

Ein Teil dieſer Verordnungen ſteht im Zuſammenhang mit dem Aufbaugeſetz (im Text c). 
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die Bildung ausreichender Rücklagen verſäumt, die zur Wiedereinführung der 
richtigen Deckungsmethode notwendig geweſen wären. — Der übrige Inhalt des 
Sanierungsgeſetzes muß in die ſyſtematiſche Darſtellung des geltenden Sozial⸗ 
verſicherungsrechts verwieſen werden. Hier ſei nur noch geſagt, daß auf Grund des 
Geſetzes unter dem 17. Mai 1934 (RGBl. I S. 419) die Verordnung über 
die Anderung, die neue Faſſung und die Durchführung von 
Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung, des Ange 
ſtelltenverſicherungsgeſetzes und des Reichsknappſchafts⸗ 
geſetzes erlaſſen worden iſt. In ihr wurden große Teile dieſer Hauptgeſetze dem 
nunmehrigen Stande des Rechts entſprechend gefaßt, zugleich techniſch verbeſſert und 
mehr als bisher aufeinander abgeſtimmt. — Abgeſchloſſen wurde die Wiederher⸗ 
ſtellung und Beſtandsſicherung der Rentenverſicherungen durch das Geſetz über 
den Ausbau der Rentenverſicherung vom 21. Dezember 1937 (REDE. I 
S. 1393), das „Ausbaugeſetz“. Es holt auf dem Gebiete der Finanzierung nach, 
was 1933 noch offen geblieben war. Anter Belaſſung der Beiträge der verſchiedenen 
Verſicherungszweige auf ihrer alten Höhe wird den Trägern der Invaliden und der 
Angeſtelltenverſicherung das zur Erreichung voller Anwartſchaftsdeckung noch Erforder- 
liche dadurch zugeführt, daß die Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
loſenverſicherung jährlich an Landesverſicherungsanſtalten und Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt für Angeſtellte Beträge leiſtet, deren Höhe in einem feſten Verhältnis zum Bei⸗ 
tragsaufkommen dieſer Anſtalten ſteht. Darüber hinaus hat das Reich — neben den 
ihm bisher ſchon obliegenden Zahlungen — die Gewähr dafür übernommen, daß den 
Rentenverſicherungsträgern die Mittel zur Verfügung ſtehen, die außer den Bei⸗ 
trägen und den ſonſtigen Einnahmen zur Aufrechterhaltung der Leiſtungen nach dem 
mit dem Ausbaugeſetz erreichten Stande erforderlich find; dieſe Gewähr ſoll nicht 
bloße Bürgſchaft oder Ausfallhaftung ſein, ſondern durch Kapitalüberweiſung oder 
Zinszahlung erfüllt werden. Die nunmehr erreichte wirtſchaftliche Sicherſtellung der 
Rentenverſicherungen hat zugleich einen gewiſſen Ausbau ihrer Leiſtungen zugelaſſen, 
der vor allem kinderreichen Familien zugute kommt. Neu, einfacher und für die Ver- 
ſicherten günſtiger iſt das Recht der Wartezeit und der Anwartſchaſt geſtaltet worden. 
Ruhensvorſchriften für den Fall des Zuſammentreffens mehrerer Renten oder von 
Sozialverſicherungsrenten mit anderen Bezügen wurden gemildert. Freiwilliger 
Beitritt zur Invaliden oder zur Angeſtelltenverſicherung wurde allen deutſchen 
Staatsangehörigen im In- und Ausland bis zum vollendeten vierzigſten Lebensjahr 
ermöglicht und damit die Grundlage geſchaffen für eine Erſtreckung der Rentenver- 
ſicherung auf weitere Volkskreiſe im Sinne des Punktes 15 des Programms der 
Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei, der einen großzügigen Ausbau der 
Altersverſorgung fordert. Endlich wurde die knappſchaftliche Penſionsverſicherung 
auf eine neue wirtſchaftliche und rechtliche Grundlage geſtellt, derart, daß die Geſamt⸗ 
heit aller Sozialverſicherten zur Deckung der Leiſtungen für die beſonders ſchwer 
arbeitenden Bergleute unter Tage beiträgt. 


c) Die dritte, wenn auch zeitlich in die vorige eingelagerte Stufe auf dem Wege zur 
Reform iſt das „Aufbaugeſetz“, das Geſetz über den Aufbau der 
Sozialverſicherung vom 5. Juli 1934 (RGBl. I S. 577), das „Zerſplitterung 
und Anüberſichtlichkeit der Sozialverſicherung beſeitigen und durch eine einheitliche Zu- 
ſammenfaſſung ihre Leiſtungsfähigkeit ſtärken“ will (Vorſpruch) Mit ihm und ſeinen 
(bis Ende 1938: 16) Folgeverordnungen“) find Kranken- und Rentenverſicherung in 


6) Erſte Verordnung zum Aufbau der Tre vom 24. Oktober 1934 (RG Bl. I 

S. 1105) — Wegfall alter Organe der Verſicherungsträger; 

Zweite Verordnung ... vom 24. Oktober 1934 (S. 1172) — Fulroftteten von Vorſchriften 
des Aufbaugeſetzes, großenteils mit dem 1. Januar 1935 

Dritte Verordnung... vom 18. Dezember 1934 (S. 12560 — Gemeinſchaftsaufgaben der 
Krankenverficherung; 

Vierte Verordnung.. vom 20. Dezember 1934 (S. 1273) — Reichsbahn ⸗Arbeiter · 
penſionskaſſen; 
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ein engeres Verhältnis zueinander gebracht worden. Die Verſicherungsträger haben 
eine neue Verfaſſung erhalten, die auch hier den Führergedanken verwirklichen hilft. 
Für die Finanzgebarung find neue Grundſätze aufgeſtellt. Die Verſicherungsbehörden 
und die Aufſicht über die Verſicherungsträger ſind neu geordnet. Im Innern der 
Sozialverſicherung bleibt es nach dem Aufbaugeſetz bei dem — wenn auch beſſer abge⸗ 
ſtimmten — Nebeneinander der ſechs verſchiedenen Verſicherungszweige: Kranken- 
verſicherung, Rentenverſicherung der Arbeiter (Invalidenverſicherung) und der Ange⸗ 
ſtellten — die alſo bisher nicht beide miteinander verſchmolzen worden find, wie das 
in vielfacher Hinſicht erſtrebenswert wäre —, Anfallverſicherung, Knappſchafts⸗ 
verſicherung und — außerhalb des Aufbaugeſetzes und der „Reichsverſicherung“ — 
Arbeitsloſenverſicherung. Jeder dieſer Zweige behält feine beſonderen Träger. Es 
bleibt ferner grundſätzlich bei dem Kreis der für Beitragspflicht, Leiſtungsberechtigung 
und organiſatoriſche Einbeziehung erſaßten Perſonen und den rechtlichen Methoden 
der Erfaſſung (Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung). Es bleibt endlich 
bei der grundſätzlichen Amgrenzung der Leiſtungsfälle — durchweg Gefahren und 
Schäden, die die Verſicherten in ihrer Perſon, nicht aber unmittelbar in ihren Zer- 
mögensgütern treffen — und bei der Geſtalt der Leiſtungen ſelbſt. Die größere 
innere Einheitlichkeit, die den ſelbſtändig bleibenden Verſicherungszweigen gegeben 
werden ſoll, findet ihren äußeren, ſymboliſchen Ausdruck in dem gemeinſamen Namen 
„Reichsverſicherung“, der den fünf alten Zweigen (ohne Arbeitsloſenverſicherung) 
beigelegt wird (Abſchn. I AufbG). Dieſe Bezeichnung umfaßte bisher nur die drei 
in der Reichsverſicherungsordnung geregelten Zweige; ſie war ziemlich bedeutungslos. 
Je mehr nun die fünf Verſicherungszweige einander innerlich angenähert werden, 
deſto größeres ſachliches Gewicht wird ihr gemeinſamer Name erlangen. Die 
Aufgabe, die ſchon Bismarck der Sozialverſicherung als Klammer des Reiches zu- 
gedacht hatte, wird ſich im allgemeinen Bewußtſein geltend machen; wenn man von 
Reichsverſicherung ſpricht, wird man ſich erinnern, daß es eben das Reich iſt, das mit 
dieſer Einrichtung weiten Kreiſen des Volkes eine große Leiſtung entgegenbringt. 
Entſprechend der Namengebung iſt der Reichsarbeitsminiſter ermächtigt, die heute 
noch in Mehrzahl beſtehenden Geſetze über Sozialverſicherung in einer neuen, ein- 
heitlichen Reichsverſicherungsordnung zuſammenzufaſſen (Abſchn. V S 1 AufbG), 
deren Bekanntmachung den äußeren Abſchluß des jetzt eingeleiteten Reformwerks 
bilden wird. 
Fünfte Verordnung. .. vom 21. Dezember 1934 (S. 1274) — Aufſicht, Führung der 
Verſicherungsträger, Wegfall der Landesverſicherungsämter, Gemeinde - Anfall⸗ 
verſicherungsverbände; 


Sechſte Verordnung. .. vom 13. März 1935 (S. 491) — Innungskrankenkaſſen; 
Siebente Verordnung ... vom 25. Mai 1935 (S. 694) — Verſicherungsbehörden und 


Ehrenämter; 

Achte Verordnung ... vom 8. Juni 1935 (S. 758) — Eiſenbahnarbeiterpenſionskaſſe des 
Saargebiets; 

Neunte Verordnung... vom 6. Auguſt 1935 (S. 1087) — Erſatz. und Zuſchußkaſſen der 
Rentenverſicherung; 


Zehnte Verordnung ... vom 26. September 1935 (S. 1191) — Allgemeine Ortskranken⸗ 
fachen beſondere Ortskrankenkaſſen (Vereinigung und Amwandlung zwecks Verein- 
ſachung des Beſtandes); 

Elfte Verordnung... vom 30. November 1935 (S. 1408) — Rücklagen der Krankenver⸗ 
ſicherung, als Gemeinſchaftsaufgabe; 

Zwölfte Verordnung... vom 24. Dezember 1935 (S. 1537) — Erſatzkaſſen der Kranken- 
verſicherung, Scheidung in Erſatzkaſſen für Angeſtellte und ſolche für Arbeiter; 

Dreizehnte Verordnung. .. vom 17. Januar 1936 (S. 15) — Angeſtelltenverſicherung der 

chriftleiter und der leitenden Angeſtellten der Preſſe; 

Vierzehnte Verordnung . .. vom 25. April 1936 (S. 400) — Leiter, Beirat; 

Fünfzehnte Verordnung ... vom 1. April 1937 (S. 439) — Erſatzkaſſen der Krankenver - 
ſicherung (Anderung und Ergänzung der Zwölften Aufb, Erklärung der Erſatzkaſſen 
zu Körperſchaften des öffentlichen Rechts, Mitgliedſchaft bei Berufswechſel); 

Sechzehnte Verordnung .. vom 9. Juni 1938 (S. 622) — Rechtsverhältniſſe der Be⸗ 
dienſteten der Verſicherungsträger. 
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Das führt zurück auf die Technik der nationalſozialiſtiſchen Sozialverſicherungsgeſetz⸗ 
gebung. Auch das Aufbaugeſetz iſt nicht ein umfangreiches und erſchöpſendes Geſetzes⸗ 
werk, das ſchon die endgültige Geſtalt aller Einzelregelungen enthielte. Es zeichnet 
vielmehr die Leitlinien auf und gibt dem ſachlich zuſtändigen Reichsarbeitsminiſter 
eine Fülle von Ermächtigungen, auf Grund deren er die Einzelheiten der neuen 
RNeichsverſicherung ordnen kann; es kann deshalb als Rahmengefeß bezeichnet werden. 
Bis die einzelnen Durchführungsverordnungen erlaſſen und in Kraft getreten ſind, 
gilt noch das bisherige Recht. Bei der Auslegung fortgeltender älterer Rechtsſätze 
müſſen freilich die neuen, nationalſozialiſtiſchen Grundſätze beachtet werden. 


d) Um die Jahreswende 1938/39 hat eine ganz neue Entwicklung ſich angebahnt. 
Zum erſtenmal in der Geſchichte der deutſchen Sozialverſicherung iſt der Gedanke der 
Altersvorſorge durch Pflichtverſicherung in großem Amfang ausgedehnt worden 
auf Selbſtändige, während bisher faſt durchweg nur Arbeiter und Angeſtellte ver- 
ſicherungspflichtig waren. Die Neuerung iſt eingeführt worden durch das Geſetz 
über die Alters verſorgung für das Deutſche Handwerk vom 21. De- 
zember 1938 (RGBl. I S. 1900). Nach dieſem Geſetz werden vom 1. Januar 1939 
an alle in die Handwerksrolle eingetragenen Handwerker und Handwerkerinnen 
— praktiſch alſo die ſelbſtändigen Handwerfsmeifter — für den Fall der Berufs- 
unfähigkeit und des Alters ſowie zugunſten der Hinterbliebenen verſichert, ſoweit ſie 
nicht wegen bereits zu hohen Alters verſicherungsunfähig ſind und deshalb einer 
befonderen, vom Deutſchen Handwerks. und Gewerbekammertag einzurichtenden, 
durch Amlagen im Geſamthandwerk finanzierten Altersverſorgung teilhaſtig werden. 
Die jüngeren, verſicherungspflichtigen Handwerker werden der Rentenverſicherung 
der Angeſtellten angeſchloſſen und unterliegen den Vorſchriften des Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetzes mit geringen, beſonders vorgeſehenen Abweichungen. Gelbit- 
verſtändlich berührt dieſer Anſchluß an die Angeſtelltenverſicherung nicht die gewerbe- 
rechtliche Selbſtändigkeit der Handwerksmeiſter. Der handwerkeriſchen Verſicherungs⸗ 
pflicht kann auch durch Abſchließen und Aufrechterhalten ausreichender Renten- oder 
Lebensverſicherungsverträge mit Anternehmungen der Individualverſicherung genügt 
werden; je nach der Höhe der Aufwendungen des einzelnen Handwerkers für ſeine 
Individualverſicherung tritt für ihn in der Angeſtelltenverſicherung volle Verſiche⸗ 
rungsfreiheit oder — auf Antrag — Haldverfiherung unter Befreiung von der 
halben Beitragsleiſtung ein. 


IV. Die Verſicherten 


Die Sozialverſicherung iſt Öffentlihe Verwaltung; ihre Träger find jurijtifche 
Perſonen des öffentlichen Rechts. Ihnen ſtehen mancherlei Privatperſonen 
gegenüber. Den wichtigſten Platz nehmen die Verſicherten ein. Aber nicht 
allein um dieſe kümmert ſich die Sozialverſicherung, ſondern auch um deren Fami 
lie n angehörige, die — ſchon aus bevölkerungspolitiſchen Gründen — bei 
der Gewährung und Bemeſſung von Leiſtungen mitberückſichtigt werden, während die 
Beiträge nicht etwa nach dem Familienſtand abgeſtuft find. Weiter find die Anter⸗ 
nehmer, die Verſicherungspflichtige beſchäftigen, in das Verfaſſungsgefüge der 
Verſicherungsträger einbezogen und zur Beitragsleiſtung verpflichtet. Darüber 
hinaus haben die Verſicherungsträger noch mit anderen Menſchen zu tun, denen ſie 
Leiſtung ausreichen müſſen oder deren ſie ſich zur Durchführung ihrer Aufgaben 
bedienen; hier find vor allem die Arzte, Zahnärzte, Dentiſten, Apotheker uſw. und die 
Bedienſteten, das Verwaltungsperſonal der Träger, zu nennen. Eingehende 
Betrachtung dieſer Gruppen müſſen wir uns verſagen. 


Nur der Kreis der Verſicherten ſoll uns näher beſchäſtigen. Geſetzes⸗ 
techniſch iſt er für jeden Verficherungszweig geſondert feſtgelegt; Methode und 
Ergebnis decken ſich aber jo weit, daß wir für die ganze Sozialverſicherung ein ein. 
heitliches Bild davon entwerfen können, welche Volksgenoſſen einbezogen ſind. Die 
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das typiſierende Vorgehen mit Verſicherungszwang und Verſicherungsberechtigung 
wurde ſchon dargeſtellt (II 2 und 3). Allgemein iſt noch auf folgendes hinzuweiſen: 


a) Wer nicht der Verſicherungspflicht unterliegt und ſich nicht freiwillig verſichert, 
iſt frei von der Sozialverſicherung. Die Geſetze verſtehen aber in zugeſpitztem Sinn 
unter Verſicherungsfreiheit die Fälle, in denen trotz eines Tatbeſtandes. 
der in der Regel verſicherungspflichtig macht, nach allgemeiner, geſetzlicher Vorſchrift 
kein Verſicherungszwang eintritt, weil als Ausnahmetatbeſtand ein weiterer Amſtand 
vorliegt, wie Geringfügigkeit der Beſchäftigung, Gewährleiſtung ausreichender 
Fürſorge von anderer Seite — aus dieſem Grunde, im Hinblick auf ihr Ruhegehalt, 
ſind die Beamten meiſt verſicherungsfrei — oder Anwahrſcheinlichkeit der Erreichung 
des Verſicherungsſalles. Anter ähnlichen Verhältniſſen kann es zweiſelhaft ſein, od 
Teilnahme an der Verſicherung ſinnvoll iſt; dann iſt Befreiung für den Einzel ⸗ 
fall vorgeſehen. Durch beides erfährt der Kreis der verſicherten Perſonen Ein- 
ſchränkungen. 


b) Für das Vorliegen der Verſicherungspflicht ſpielt da und dort die Höhe des 
Arbeitsverdienſtes eine Rolle, und auch ſonſt kennt das Ssozialverſicherungsrecht 
gewiſſe Geldgrenzen, über die ein Aberblick gegeben werden mag. Fehlen oder 
Geringfügigkeit des Arbeitsentgelts hat in der Kranken-, Renten- und Arbeitslofen- 
verſicherung Verſicherungsfreiheit zur Folge; doch gibt es hier keine durchgehende 
Geldgrenze. Nach oben iſt der Jahresarbeitsverdienſt der Angeſtellten für ihre 
Verſicherungspflicht maßgebend. Aberſteigt er 3600 RM, ſo beſteht bei Angeſtellten 
keine Krankenverſicherungspflicht (8 165 Abſ. 2 RVO; ähnlich bei Hausgewerbe⸗ 
treibenden); überſteigt er 7200 RM, fo entfällt die Angeſtellten⸗ und die Arbeits⸗ 
loſenverſicherungspflicht (§§S 1, 3 AVG, § 69 Arbl G), indeſſen nicht die Renten- 
verſicherungspflicht der ſelbſtändigen Handwerker, bei denen übrigens an Stelle des 
Arbeitsverdienſtes das geſamte Einkommen zu berückſichtigen ift. Familienzuſchläge 
zum Gehalt werden bei der Errechnung des Jahresarbeitsverdienſtes nicht angerechnet. 
Aberſchreitung der Grenze bei Fortdauer des Arbeitsverhältniſſes ergibt Weiterver⸗ 
ſicherungsberechtigung. Für freiwilligen Beitritt zur Krankenverſicherung beſteht eine 
Geldgrenze bei jährlich 3600 RM Geſamteinkommen (S 176 RVO). Bei Aberſchrei⸗ 
tung der Obergrenze von 7200 RM jährlichen Geſamteinkommens müſſen Verſiche⸗ 
rungsberechtigte aus der Krankenverſicherung ausſcheiden (§ 178 RVO). All dieſe 
Grenzen haben Bedeutung für den Beſtand des Verſicherungsverhältniſſes. Anders die 
Berechnungsgrenze in der Anfallverſicherung: dieſe erſtreckt ſich geſetzlich (durch 
Satzung kann ſie erweitert werden) nur auf den Jahresarbeitsverdienſt bis zu 
7200 RM (S 571 c RWO) derart, daß Höherverdienende pflichtverſichert bleiben, aber 
die Rente für fie höchſtens nach dem Grenzbetrage berechnet wird (geſetzliche Höchſt⸗ 
Anfallrente jährlich 4800 RM). Ahnlich iſt das Krankengeld der Krankenverſicherung 
dadurch begrenzt, daß bei Ermittlung des Grundlohns das Arbeitsentgelt nur bis zu 
10 RM kalendertäglich zu berückſichtigen iſt (mithin Regelleiſtung höchſtens 5 R. 
tägliches Krankengeld, als Mehrleiſtung bis 7,50 RM täglich; SS 180, 182, 191 
RWO). 


c) Für die Zugehörigkeit zum Kreiſe der Verſicherten, insbeſondere für den Beſtand 
der Pflichtverſicherung kommt es nur auf das Vorliegen eines beſtimmten, einheit, 
lichen Tatbeſtandes an. Bei der Mehrzahl der Verſicherten, bei den Arbeitern und 
Angeſtellten, iſt das ein gegenwärtig vorliegender Arbeitstatbeſtand beſtimmter Art. 
an dem ſie mit ihrer Perſon als Arbeitleiſtende beteiligt ſind. Eine ältere, noch 
immer verbreitete, aber irreführende Darſtellungsart will für die Verſiche . 
rungspflicht zwei getrennte Merkmale nebeneinander vorausſetzen: die 
Zugehörigkeit zu beſtimmten ſozialen Bevölkerungsklaſſen (Perſonenkreiſen) und das 
Beſtehen eines Beſchäftigungsverhältniſſes (wozu gelegentlich noch der Bezug von 
Entgelt als drittes Merkmal hinzutreten ſoll). Damit wird ein einfacher Sachverhalt 


Aufgabe, den ſozialpolitiſch verſicherungsbedürftigen Menſchenkreis zu erfaſſen, : 
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begrifflich zerſpalten. Zum Kreiſe der Verſicherten gehört nämlich jeder, der in einem 
beſtimmt gearteten Arbeits- oder Beſchäftigungsverhältnis ſteht (die Entgeltlichkeit 
iſt nur eine, manchmal entbehrliche, Eigenſchaft dieſes Verhältniſſes). Die Zu⸗ 
gehörigkeit zum Perſonenkreis bringt der Arbeitende nicht von draußen in das 
Arbeitsverhältnis mit hinein, fondern erwirbt fie durch das Arbeiten. Beide Merk. 
male der von uns abgelehnten Darſtellungsart beſagen alſo das gleiche. Mit der Zu⸗ 
gehörigkeit zu einer ſozialen Klaſſe trägt man unnötigerweiſe eine ablehnenswerte 
politiſche Vorſtellung in die Betrachtung hinein und entfernt ſich von der Lebens. 
wirklichkeit und von der einfachſten möglichen rechtlichen Betrachtungsweiſe. Wo das 
Geſetz beiſpielsweiſe die „Arbeiter“ als verſicherungspflichtig bezeichnet, meint es 
nichts weiter, als daß ein Menſch in einem Arbeitsverhältnis ſteht, in dem er mit 
Arbeitertätigkeiten beſchäftigt wird; erſt aus dieſem Verhältnis leitet ſich für ihn 
die Eigenſchaft als Arbeiter her. 


Die Menſchen, bei denen Tatbeſtände vorliegen, die verſicherungspflichtig machen 


oder zur freiwilligen Verſicherung berechtigen, laſſen ſich in folgende Gruppen 
ordnen: 


1. Arbeiter begegnen uns als Verſicherte in allen Verſicherungszweigen mit 
Ausnahme der Angeſtelltenverſicherung; für die Rentenverſicherung gehören fie in 
die Invalidenverſicherung. Mit ganz geringen Ausnahmen find die Arbeiter ver- 
ſicherungspflichtig (SS 165, 544, 922, 1226 RVO; 58 15, 28, 101 RKnGG; 8 69 Arbl- 
VG]; eine Jahresarbeitsverdienſt⸗ Obergrenze beſteht für fie nicht. Entſcheidend für 
die Zugehörigkeit iſt, ob jemand als Arbeiter arbeitet, mag er auch im übrigen ſeiner 
Lebenslage, ſeinem Stand oder ſeinem Beruf nach nicht als Arbeiter anzuſprechen 
ſein. Der vom Geſetz vorausgeſetzte Tatbeſtand iſt dann gegeben, wenn jemand in 
einem gegenwärtigen Arbeitsverhältnis Arbeiten von der Art zu verrichten hat, die 
als Arbeiter⸗Arbeiten angeſehen werden. Ihre beſondere Art unterſcheidet dieſe 
Arbeiten von denen ſonſtiger Beſchäftigter, insbeſondere von denen der Angeſtellten 
So ſchwierig die Abgrenzung in Leben und Lehre iſt, kommt man doch meiſt mit der 
Formel durch, daß der Arbeiter vorwiegend Handarbeit, körperliche Arbeit leiſtet, 
während bei der Angeſtelltenarbeit die geiſtige Tätigkeit, die Kopfarbeit, überwiegt; 
„Arbeiter der Fauſt“ und „der Stirn“ laſſen ſich unterſcheiden. Für gewiſſe Zweifels⸗ 
fälle bietet $ 193 AVG eine Auskunft, wonach für die Zugehörigkeit zur Renten. 
verſicherung der Arbeiter oder der Angeſtellten die ſchriftlich einzuholende gemeinſame 
Erklärung des Arbeitnehmers und Arbeitgebers maßgeblich iſt. Die Vornahme einer 
Verrichtung, die ihrer Art nach Arbeiter Arbeit iſt, macht zum verſicherungspflichtigen 
Arbeiter nur dann, wenn fie nicht ſelbſtändig, im eigenen Rechtsbereiche vollzogen, 
ſondern einem anderen Rechtsträger, dem Anternehmer oder Arbeitgeber geleiſtet 
wird. Durch das Arbeiten im fremden Rechtsbereich und an fremden Arbeitsgegen⸗ 
ſtänden wird der Tätige abhängig vom Arbeitsherrn. Stets entſteht eine per- 
ſönliche Abhängigkeit, weil bei der Eigenart der Arbeit als zeitgebundenen Vorgangs 
der arbeitende Menſch gezwungen iſt, während der ganzen Dauer des Vorgangs am 
Arbeitsorte zu weilen, ſeine Arbeitskraft und Perſönlichkeit einzuſetzen, Weiſungen 
des Arbeitsherrn zu befolgen und Einflüſſe des Arbeitsvorgangs und der Arbeits- 
umgebung zu dulden. Hinzutreten kann wirtſchaftliche Abhängigkeit des Arbeitenden 
vom Arbeitgeber Für die Verſicherungspflicht der Arbeiter kommt es nicht darauf 
an, ob die Arbeit im „Hauptberuf“ oder nur nebendei verrichtet wirt. Wohl aber 
muß das ausſchlaggebende Arbeitsverhältnis gegenwärtig fein; innerhalb des 
Zeitraums der Verſicherungspflicht muß in regelrechter Verteilung eine tatſächliche 
Beſchäftigung ſtattfinden oder doch der Arbeiter dem Anternehmer rechtlich und 
wirklich zur Verfügung ſtehen; kurze oder planmäßige Anterbrechungen der Arbeit 
heben das Arbeitsverhältnis und die Verſicherungspflicht nicht auf. Das Verhältnis 
zwiſchen Arbeiter und Antecnehmer, an das die Verſicherungspflicht ſich knüpft, iſt 
in der Regel bürgerlich rechtlich, durch Arbeitsvertrag oder privatrechtsgeſtaltenden 
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ein engeres Verhältnis zueinander gebracht worden. Die Verſicherungsträger haben 
eine neue Verfaſſung erhalten, die auch hier den Führergedanken verwirklichen hilft. 
Für die Finanzgebarung find neue Grundſätze aufgeſtellt. Die Verſicherungsbehörden 
und die Auſſicht über die Verſicherungsträger find neu geordnet. Im Innern der 
Sozialverſicherung bleibt es nach dem Aufbaugeſetz bei dem — wenn auch beſſer abge⸗ 
ſtimmten — Nebeneinander der ſechs verſchiedenen Verſicherungszweige: Kranken- 
verſicherung, Rentenverſicherung der Arbeiter (Invalidenverſicherung) und der Ange- 
ſtellten — die alſo bisher nicht beide miteinander verſchmolzen worden ſind, wie das 
in vielfacher Hinſicht erſtrebenswert wäre —, Anfallverſicherung, Knappſchafts⸗ 
verſicherung und — außerhalb des Aufbaugeſetzes und der „Reichsverſicherung“ — 
Arbeitsloſenverſicherung. Jeder dieſer Zweige behält ſeine beſonderen Träger. Es 
bleibt ferner grundſätzlich bei dem Kreis der für Beitragspflicht, Leiſtungsberechtigung 
und organiſatoriſche Einbeziehung erfaßten Perſonen und den rechtlichen Methoden 
der Erfaſſung (Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung). Es bleibt endlich 
bei der grundſätzlichen Amgrenzung der Leiſtungsfälle — durchweg Gefahren und 
Schäden, die die Verſicherten in ihrer Perſon, nicht aber unmittelbar in ihren Ver ⸗ 
mögensgütern treffen — und bei der Geſtalt der Leiſtungen ſelbſt. Die größere 
innere Einheitlichkeit, die den felbftändig bleibenden Verſicherungszweigen gegeben 
werden ſoll, findet ihren äußeren, ſymboliſchen Ausdruck in dem gemeinſamen Namen 
„Reichsverſicherung“, der den fünf alten Zweigen (ohne Arbeitsloſenverſicherung) 
beigelegt wird (Abſchn. I AufbG). Dieſe Bezeichnung umfaßte bisher nur die drei 
in der Reichsverſicherungsordnung geregelten Zweige; ſie war ziemlich bedeutungslos. 
Je mehr nun die fünf Verſicherungszweige einander innerlich angenähert werden, 
deſto größeres ſachliches Gewicht wird ihr gemeinſamer Name erlangen. Die 
Aufgabe, die ſchon Bismarck der Sozialverſicherung als Klammer des Reiches zu. 
gedacht hatte, wird ſich im allgemeinen Bewußtſein geltend machen; wenn man von 
Reichsverſicherung ſpricht, wird man ſich erinnern, daß es eben das Reich ift, das mit 
dieſer Einrichtung weiten Kreiſen des Volkes eine große Leiſtung entgegenbringt. 
Entſprechend der Namengebung iſt der Reichsarbeitsminiſter ermächtigt, die heute 
noch in Mehrzahl beſtehenden Geſetze über Sozialverſicherung in einer neuen, ein- 
heitlichen Reichsverſicherungsordnung zuſammenzufaſſen (Abſchn. V S 1 AufbS), 
deren Bekanntmachung den äußeren Abſchluß des jetzt eingeleiteten Reſormwerks 
bilden wird. 


Fünfte Verordnung .. vom 21. Dezember 1934 (S. 1274) — Auſſicht, Auteur fal 
n 


Verſicherungsträger, Wegfall der Landesverſicherungsämter, Gemeinde - Unfall- 
verſicherungsverbände; 

Sechſte Verordnung. .. vom 13. März 1935 (S. 491) — Innungskrankenkaſſen; 

Giebente Verordnung.. vom 25. Mai 1935 (S. 694) — Verſicherungsbehörden und 
Ehrenämter; 

Achte Verordnung ... vom 8. Juni 1935 (S. 758) — Eiſenbahnarbeiterpenſionskaſſe des 
Saargebiets; 

Neunte Verordnung ... vom 6. Auguſt 1935 (S. 1087) — Erfag- und Zuſchußkaſſen der 
Rentenverſicherung; 


Zehnte Verordnung ... vom 26. September 1935 (S. 1191) — Allgemeine Ortskranken⸗ 
fachen beſondere Ortskrankenkaſſen (Vereinigung und Amwandlung zwecks Verein- 
fachung des Beſtandes); 

Elfte Verordnung... vom 30. November 1935 (S. 1408) — Rücklagen der Krankenver- 
ſicherung, als Gemeinſchaftsaufgabe; 

Zwölfte Verordnung ... vom 24. Dezember 1935 (S. 1537) — Erſatzkaſſen der Kranken- 
verſicherung, Scheidung in Erſatzkaſſen für Angeſtellte und ſolche für Arbeiter; 

Dreizehnte Verordnung... vom 17. Januar 1936 (S. 15) — Angeſtelltenverſicherung der 

chriftleiter und der leitenden Angeſtellten der Preſſe; 

Vierzehnte Verordnung ... vom 25. April 1936 (S. 400) — Leiter, Beirat; 

Fünfzehnte Verordnung ... vom 1. April 1937 (S. 439) — Erſatzkaſſen der Krankenver ; 
ſicherung (Anderung und Ergänzung der Zwölften Aufb, Erklärung der Erſatzkaſſen 
zu Körperſchaften des öffentlichen Rechts, Mitgliedſchaft bei Berufswechſel); 

Sechzehnte Verordnung .. vom 9. Juni 1938 (S. 622) — Rechtsverhältniſſe der Be⸗ 
dienſteten der Verſicherungsträger. 
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Das führt zurück auf die Technik der nationalſozialiſtiſchen Sozialverſicherungsgeſetz⸗ 
gebung. Auch das Aufbaugeſetz iſt nicht ein umfangreiches und erſchöpfendes Geſetzes⸗ 
werk, das ſchon die endgültige Geſtalt aller Einzelregelungen enthielte. Es zeichnet 
vielmehr die Leitlinien auf und gibt dem ſachlich zuſtändigen Reichsarbeitsminiſter 
eine Fülle von Ermächtigungen, auf Grund deren er die Einzelheiten der neuen 
Neichsverſicherung ordnen kann; es kann deshalb als Rahmengeſetz bezeichnet werden. 
Bis die einzelnen Durchführungsverordnungen erlaſſen und in Kraft getreten ſind, 
gilt noch das bisherige Recht. Bei der Auslegung fortgeltender älterer Rechtsſätze 
müſſen freilich die neuen, nationalſozialiſtiſchen Grundſätze beachtet werden. 


d) Um die Jahreswende 1938/39 hat eine ganz neue Entwicklung ſich angebahnt. 
Zum erſtenmal in der Geſchichte der deutſchen Sozialverſicherung iſt der Gedanke der 
Alltersvorſorge durch Pflichtverſicherung in großem Umfang ausgedehnt worden 

auf Selbſtändige, während bisher faſt durchweg nur Arbeiter und Angeſtellte ver. 

ſicherungspflichtig waren. Die Neuerung iſt eingeführt worden durch das Geſetz 
über die Alters verſorgung für das Deutſche Handwerk vom 21. De- 

zember 1938 (RGBl. I S. 1900). Nach dieſem Geſetz werden vom 1. Januar 1939 
an alle in die Handwerksrolle eingetragenen Handwerker und Handwerkerinnen 
— praktiſch alſo die ſelbſtändigen Handwerksmeiſter — für den Fall der Berufs- 
unfähigkeit und des Alters ſowie zugunſten der Hinterbliebenen verſichert, ſoweit ſie 

nicht wegen bereits zu hohen Alters verſicherungsunfähig ſind und deshalb einer 

beſonderen, vom Deutſchen Handwerks. und Gewerbekammertag einzurichtenden, 
durch Amlagen im Geſamthandwerk finanzierten Altersverſorgung teilhaftig werden. 

Die jüngeren, verſicherungspflichtigen Handwerker werden der Rentenverſicherung 

der Angeſtellten angeſchloſſen und unterliegen den Vorſchriften des Angeſtellten⸗ 

verſicherungsgeſetzes mit geringen, beſonders vorgeſehenen Abweichungen. Selbſt⸗ 
verſtändlich berührt dieſer Anſchluß an die Angeſtelltenverſicherung nicht die gewerbe⸗ 
rechtliche Selbſtändigkeit der Handwerksmeiſter. Der handwerkeriſchen Verſicherungs⸗ 
pflicht kann auch durch Abſchließen und Aufrechterhalten ausreichender Renten- oder 

Lebensverſicherungsverträge mit Anternehmungen der Individualverſicherung genügt 

werden; je nach der Höhe der Aufwendungen des einzelnen Handwerkers für ſeine 

Individualverſicherung tritt für ihn in der Angeſtelltenverſicherung volle Verſiche⸗ 

rungsſreiheit oder — auf Antrag — Halbverſicherung unter Befreiung von der 

halben Beitragsleiſtung ein. 


IV. Die Verſicherten 


Die Sozialverſicherung iſt öffentliche Verwaltung; ihre Träger find juriftifche 
Perſonen des öffentlichen Rechts. Ihnen ſtehen mancherlei Privatperſonen 
gegenüber. Den wichtigſten Platz nehmen die Verſicherten ein. Aber nicht 
allein um dieſe kümmert ſich die Sozialverſicherung, ſondern auch um deren Fami 
lien angehörige, die — ſchon aus bevölkerungspolitiſchen Gründen — bei 
der Gewährung und Bemeſſung von Leiſtungen mitberückſichtigt werden, während die 

- Beiträge nicht etwa nach dem Familienſtand abgeſtuft find. Weiter find die Anter⸗ 
nehmer, die Verſicherungspflichtige beſchäftigen, in das Verfaſſungsgefüge der 
Verſicherungsträger einbezogen und zur Beitragsleiſtung verpflichtet. Darüber 
hinaus haben die Verſicherungsträger noch mit anderen Menſchen zu tun, denen ſie 
Leiſtung ausreichen müſſen oder deren ſie ſich zur Durchführung ihrer Aufgaben 
bedienen; hier ſind vor allem die Arzte, Zahnärzte, Dentiſten, Apotheker uſw. und die 
Bedienſteten, das Verwaltungsperſonal der Träger, zu nennen. Eingehende 
Betrachtung dieſer Gruppen müſſen wir uns verſagen. 


Nur der Kreis der Verſicherten fol uns näher beſchäſtigen. Geſetzes⸗ 
techniſch iſt er für jeden Verſicherungszweig geſondert feſtgelegt; Methode und 
Ergebnis decken ſich aber fo weit, daß wir für die ganze Sozialverſicherung ein ein- 
heitliches Bild davon entwerſen können, welche Volksgenoſſen einbezogen ſind. Die 
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alle in dieſem Zeitabſchnitt durch Eintritt des Verſicherungsfalles entſtandenen Lei- 
ſtungsanſprüche bis zu ihrer vollen Befriedigung decken zu können. Es empfiehlt ſich 
dort, wo bei raſchem Wechſel der Beitragspflichtigen mit langdauernden Leiſtungen 
zu rechnen iſt; dann decken gewiſſermaßen die jeweiligen Beitragspflichtigen ihre 
künftigen Schulden. Wegen der beſchränkten Dauer der einzelnen Ziefbauveran- 
ſtaltungen iſt das Kapitaldeckungsverfahren für die Tieſbau⸗Berufsgenoſſenſchaft vor- 
geſchrieben (8 731 RVO). 


2. Bei der Ordnung der Sozialverſicherung ergibt ſich die geſetzespolitiſche Aufgabe, 
den Kreis der Verſicherten abzuſtimmen auf den Kreis der Menſchen, die 
nach dem vorausgeſetzten Sinn der Veranſtaltung einer ſolchen Verſicherung ſozial⸗ 
politiſch bedürftig erſcheinen. Die Auswahl kann nicht von Fall zu Fall vor- 
genommen werden, weil die Wagnisverteilung auf eine breite Grundlage geſtellt 
werden muß und weil eine Einzelprüfung verwaltungstechniſch nicht durchführbar 
wäre. Demgemäß wird bei der Abgrenzung typiſiert. Entſcheidend für 
die Einbeziehung in die Sozialverſicherung und ihre verſchiedenen Zweige iſt nicht 
die wirkliche, konkrete, ſondern die mutmaßliche, abſtrakte Verſicherungsbedürftig⸗ 
keit, die ſich aus allgemeinen Merkmalen, aus der durchſchnittlichen Lebenslage 
ganzer Volkskreiſe ergibt. In der Anerkennung ſozialpolitiſcher Verſicherungs⸗ 
bedürftigkeit war die deutſche Geſetzgebung anfangs ſehr zurückhaltend; ſpäterhin 
wurde die Sozialverſicherung mehr und mehr ausgeweitet. Heute erſtreckt fie ſich 
zur Hauptſache auf das ganze Arbeitertum, auf alle Arbeiter und die Mehrzahl der 
Angeſtellten, die bis zu gewiſſen Gehaltsobergrenzen einbezogen find (über dieſe 
ſiehe S. 16); darüber hinaus find gewiſſe Selbſtändige verſichert (vgl. unten IV). 
Durchweg kommt es auf allgemeine Merkmale, nicht auf wirtſchaftliche Schwäche des 
einzelnen an. 


3. Der Teilnehmerkreis der Sozialverſicherung iſt demnach im weſentlichen geſetzlich 
beſtimmt. Aberwiegend beſteht Verfiche rungs zwang, daneben in beſchränk⸗ 
tem Umfang Verſicherungsberechtigung. Die geſetzliche Feſtlegung des Teilnehmer⸗ 
kreiſes verſtärkt die Auswirkung des Verſicherungsgedankens und ſichert, unter Weg⸗ 
fall von Werbungskoſten, die Beſtandsfähigkeit der Einrichtung. Durch den Ver- 
ſicherungszwang werden gerade diejenigen erfaßt, die wegen ihrer wirtſchaftlichen 
Schwäche zu eigener Vorſorge am wenigſten fähig find und doch eine Sicherung 
gegen Wechſelfälle des Arbeitslebens am nötigſten haben. Angünſtige Auswahl der 
Einzelwagniſſe, Fernbleiben der Minderbedrohten wird durch den Zwang ver- 
hindert. Auch die beabſichtigten Wirkungen ſtaatsbürgerlicher und geſundheitlicher 
Erziehung werden durch ihn geſtützt. Rechtlich iſt der Verſicherungszwang als Ein⸗ 
tritt des Verſichertſeins unmittelbar (ipso iure) auf einen beſtimmten Lebenstat⸗ 
beſtand — meiſt das Arbeitsverhältnis — hin geſtaltet, ſo daß es eines Zutuns von 
irgendeiner Seite nicht bedarf; vorgeſchriebene Meldungen uſw. dienen nur der 
verwaltungstechniſchen Durchführung. Verſicherungszwang kann vom Geſetzgeber 
ſinnvollerweiſe nur vorgeſehen werden, wo ſozialpolitiſch klarliegt, daß die erfaßten 
Menſchengruppen an der Einrichtung teilzunehmen haben. Bei durchſchnittlich 
minder klarer Lage der ſozialpolitiſchen Verſicherungsbedürftigkeit wird Ver⸗ 
ſicherungs berechtigung eingeräumt, die dem Betroffenen die eigene Ent— 
ſchließung über Begründung oder Fortbeſtand des Verſicherungsverhältniſſes frei- 
gibt. Auch hier aber iſt der Kreis der möglichen Teilnehmer geſetzlich umgrenzt, 
ſind die Merkmale der Verſicherungsberechtigung feſt umriſſen. Iſt die Möglichkeit 
des Beitritts ſolchen Menſchen mit Rückſicht auf ihre durchſchnittliche Geſamtlage 
eröffnet, die vorher mit der Sozialverſicherung nichts zu tun gehabt haben, ſo ſpricht 
man von freiwilliger Selbſtverſicherung. Freiwillige Weiterverſicherung iſt gegeben, 
wenn bisherigen Pflichtverſicherten geftattet iſt, bei Wegfall des Verſicherungs. 
zwanges wegen Ausſcheidens aus dem Arbeitsverhältnis oder wegen Aberſchreitung 
der Verdienſtobergrenze die Verſicherung fortzuſetzen. In beiden Fällen iſt die ein- 
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ſeitige Erklärung des Berechtigten maßgebend; es bedarf keiner vertragsartigen 
Zuſtimmung des Verſicherungsträgers und nur ausnahmsweiſe kann dieſer einen 
ungeeigneten Verſicherungsberechtigten abweiſen. 


4. Bei der Geſtaltung der Leiſtungen wird ebenfalls typiſiert und von Einzel⸗ 
umſtänden weitgehend abgeſehen. Die Sozialverſicherung ſoll nicht konkreten Schaden 
erſetzen, ſondern gewährt nach Eintritt eines Verſicherungsfalles unter Berüdfichti- 
gung der ſozialpolitiſchen Erfahrung und des wirtſchaftlich Möglichen einen an- 
gemeſſenen abſtrakten Ausgleich. Dadurch wird die niederdrückende Wir- 
kung vermieden, die eine genaue Erforſchung des eingetretenen Schadens und der 
vorliegenden Bedürftigkeit für den Leiſtungsempfänger hat. Die Einräumung feſter 
Rechtsanſprüche wird erleichtert. Die Verwaltung wird von koſtſpieligen Ermitt- 
lungen entlaſtet. Die Typiſierung zeigt ſich in der Beſtimmung der Verſicherungs⸗ 
fälle (unten W und in der Bemeſſung der Leiſtungen. Dabei ſtellt der Geldaus- 
gleich des durch den eingetretenen Verſicherungsfall entſtandenen Schadens nicht 
die einzige, ja nicht einmal die wichtigſte Aufgabe der Sozialverſicherung. Neben 
den wirtſchaftlichen Ausgleich und möglichſt vor ihn ſtellt ſie die Heilung, die 
Wiederherſtellung der Geſundheit und Erwerbsfähigkeit, der ſozialen Funktions- 
fähigkeit des Volksgenoſſen. Darum gibt die Sozialverſicherung nicht durchweg 
Geldleiſtungen, ſondern oft Sach. (Natural-) Leiſtungen, ärztliche Behandlung, Heil ⸗ 
verfahren uſw. — dieſe allerdings in genauer Anpaſſung an den Bedarf des Einzel⸗ 
falles unter Einhaltung der Grenzen des Notwendigen ($ 182 RVO). Darüber 
hinaus richtet die Sozialverſicherung ihre Tätigkeit auf die Vorbeugung, auf 
die Verhütung des Eintritts von Verſicherungsfällen, womit ſie den Belangen der 
Verſicherten und der Volksgemeinſchaft am beſten dient und wobei ſie mit ihren 
Mitteln am ausſichtsreichſten fpart. 


5. Von einer einfachen Fürſorge unterſcheidet die Sozialverſicherung ſich durch Ein- 
räumung von Rechtsanſprüchen auf Leiſtungen an die Verſicherten. 


a) Daß die Sozialverſicherung ihren Teilnehmern auf die Mehrzahl ihrer Ge- 
währungen echte Rechtsanſprüche, ſubjektive öffentliche Rechte gibt, iſt 
unbeſtritten. Es folgt aus der beftimmten Form, in der die Geſetze die Gewährung 
der Leiſtungen vorſchreiben (z. B. §8 180, 182 RVO; gelegentlich iſt ſogar das 
Wort „Anſpruch“ verwendet: 8 206 RO, $ 87 Arbl BG), aus dem ganzen Aufbau 
der Einrichtung und aus der Eröffnung eines beſonderen Verfahrens (unten VII) 
zur Erlangung der etwa verweigerten Leiſtungen. Die Einräumung von Rechts. 
anſprüchen gibt nicht nur der Sozialverſicherung eine größere rechtliche Feftigfeit, 
ſondern dient auch ihren Abſichten pſychologiſch⸗politiſcher Einwirkung (fiehe S. 3). 
Die ſubjektiven Rechte der Verſicherten dürfen aber nicht für ſich allein geſehen 
werden; ihnen ſtehen im Geſamtaufbau ausgleichend ſubjektive Rechts pflichten 
zur Beteiligung an der Beitragsaufbringung gegenüber, ſo daß der Verſicherte den 
Leiſtungsanſpruch durch eigene Leiſtung (über die Beitragszahlung hinaus durch 
tätige Teilnahme an der nationalen Wirtſchaft) erwirbt, wenn auch eine eigentliche 
juriſtiſche Gegenſeitigkeit zwiſchen Beitragsentrichtung und Leiſtungsforderung nicht 
— wie in der Individualverſicherung — beſteht. Aberdies ſtehen die Verſicherten 
und die Unternehmer zu den Verſicherungsträgern in beſonderen Gewaltverhält⸗ 
niſſen des öffentlichen Rechts, aus denen heraus ihnen mannigfache Weiſungen für 
ihr Verhalten erteilt werden können und die ihren deutlichen Niederſchlag finden in 
verwaltungsrechtlichen Ordnungen, wie Krankenordnung und Anfallverhütungsvor⸗ 
ſchriften, die von den Verſicherungsträgern hoheitlich erlaſſen werden können. 

b) Bei den Leiftungen der Verſicherungsträger ſind Regel- (Pflicht-, Haupt.) 
Leiſtungen, Erſatzleiſtungen und Mehrleiſtungen rechtlich zu 
unterſcheiden. Regelleiftungen bilden den Kern deſſen, was die Verſicherungsträger 
nach Eintritt von Verſicherungsfällen zu leiſten haben; ſie beruhen unmittelbar auf 
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dem Geſetz. Auf fie hat der Verſicherte Rechtsanſpruch — es ſei denn, daß der 
Träger in ihre Stelle auf Grund geſetzlicher Ermächtigung nach ſeinem Ermeſſen 
eine Erſatzleiſtung treten läßt, um den Beſonderheiten des Einzelfalles beſſer zu 
entſprechen (z. B. durch Krankenhauspflege an Stelle von Krankenpflege und Kranken- 
geld). Mehrleiſtungen gehen über das geſetzliche Leiſtungsmaß hinaus und dürfen 
nur gewährt werden, wenn das Geſetz (jetzt in ſehr beſchränktem Amfang) ſie zuläßt. 
Mehrleiſtungen ſind teils nach Ermeſſen für den Einzelfall zugelaſſen (Heilverfahren 
in den Rentenverſicherungen), teils dürfen fie in der Satzung des Verſicherungs⸗ 
trägers vorgeſehen werden, ſei es ſo, daß dann ein allgemeiner Rechtsanſpruch der 
Mitglieder beſteht (überwiegend in der Krankenverſicherung, $ 179 Abſ. 3 RVO), 
ſei es zur Einzelgewährung nach Ermeſſen. 


6. Zu ihrer Durchführung iſt die Sozialverſicherung in der Hauptſache übertragen 
auf beſondere Verſicherungsträger. Dieſe Abſpaltung des Verwaltungs- 
zweiges entſpricht dem Verſicherungsgedanken. Sie ermöglicht und ſichert die 
Sonderung der für die Verſicherung erforderlichen Vermögensmaſſen von den all- 
gemeinen Staatsfinanzen. Sie erleichtert die Einräumung echter Rechtsanſprüche 
an die Verſicherten und ermöglicht eine Verwaltungsrechtſprechung über dieſe An- 
ſprüche. Die Verſicherungsträger, die ein ſachliches Stück der Sozialverſicherung 
unmittelbar durchzuführen, Menſchen zu verſichern, Beiträge von ihnen einzuziehen, 
das Deckungsvermögen zu verwalten, Leiſtungen auszureichen haben uſw., find 
rechtsfähig (S 4 RVO). Sie ſind juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechts, teils 
mehr genoſſenſchaſtlicher, teils mehr anſtaltlicher Art; die Verſicherten und Anter⸗ 
nehmer ſind ihnen als Mitglieder oder Angehörige zugeordnet. Verſicherungsträger 
find entſprechend den Eigenarten der Verſicherungsfälle für die einzelnen Verſiche⸗ 
rungszweige, meiſt in Mehrzahl, gebildet. Jedem Zweig entſpricht ein beſonderer 
Typus: für die Krankenverſicherung beſtehen viele einzelne, örtlich verteilte Kranken- 
kaſſen, für die Anfallverſicherung nach Wirtſchaftszweigen geſonderte Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften, für die Rentenverſicherungen wenige große Anſtalten. Jeder Verſicherungs⸗ 
träger iſt in ſeinem Bereich wirtſchaftlich ſelbſtändig und für die Erledigung ſeiner 
Aufgaben ſelbſt verantwortlich. Aber fie find doch nicht frei von ſtaatlicher Ein ⸗ 
wirkung, unterliegen nicht nur der Geſetzgebung, ſondern auch der verwaltungs- 
mäßigen Anleitung und ſtaatlicher Aufſicht (unten VIII). Für die ſtaatlichen Auf- 
gaben in der Sozialverſicherung find öffentliche Behörden zuſtändig, vor allem die 
eigens geſchaffenen Verſicherungs behörden, an ihrer Spitze das Reichs- 
verſicherungsamt, darunter Oberverſicherungsämter und kommunale Verſicherungs⸗ 
ämter. Den Verſicherungsbehörden fällt neben Verwaltungsauſgaben auch die Recht. 
ſprechung in Sozialverſicherungsſachen zu. 


7. Entſprechend der Abſicht, die Beteiligten zu tätiger Anteilnahme an den öffent. 
lichen Dingen zu erziehen, iſt die Sozialverſicherung beherrſcht von dem Gedanken 
der Selbſtver waltung, der auch der Verſicherungsidee mit ihrer genoſſen— 
ſchaftlichen Gegenſeitigkeit entſpricht. An der Selbſtverwaltung der Verſicherungs⸗ 
träger und an der Ausrüſtung der Verſicherungsbehörden mit Beiſitzern aus den 
Kreiſen der beteiligten Volksgenoſſen (vgl. die Siebente Aufb ) hat die neue Auf- 
baugeſetzgebung feſtgehalten. Jeder Verſicherungsträger hat einen Leiter, der im 
Sinne des Führergedankens allein maßgebend ſür ihn handelt (über ſeine Auswahl 
und Rechtsſtellung vgl Abſchn. II Art. 7 SS 1, 2 AufbG, Abſchn. JI Art. 1 Fünfte 
Aufb V). Dem Leiter ſteht ein Beirat zur Seite, der aus Verſicherten des Trägers 
und aus Führern von Betrieben, deren Gefolgſchaften bei ihm verſichert ſind, in 
gleicher Zahl, ferner aus einem Arzt und einem Vertreter der örtlich zuſtändigen 
Gebietskörperſchaft gebildet iſt (vgl. Abſchn. II Art. 7 88 3 bis 5 AufbG, Abſchn. II 
Art. 2 Fünfte AufbB) und der den Leiter zu beraten und zu unterſtützen hat, dem 
auch eigene Zuſtändigkeiten zugewieſen find (Abſchn. II Vierzehnte Aufb), beſonders 
bei Satzungsänderung, Haushaltplanung, Rechnungsabnahme und Entlaſtung. 


——— 
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8. Zum rechtlichen Wefen der Sozialverſicherung iſt feſtzuſtellen, daß fie 
wegen der Art der in ihr auftretenden Rechtsſubjekte zum öffentlichen Recht 
— des näheren zum Verwaltungsrecht und innerhalb der Verwaltung zur 
Wohlfahrtspflege —, wegen der ausſchlaggebenden Tatbeſtände, die dem Arbeits- 
leben entſpringen, zum Arbei'ts recht gehört. Nach ihrer inneren Geſtaltung iſt 
die Sozialverſicherung zu beſchreiben als 


eine in beſondere Rechtsformen gebrachte verwaltungs- 
mäßige Fürſorge für Arbeiter, Angeſtellte und ihnen 
gleichgeſtellte Menſchen (die Verſicherten), die eigens ge- 
bildeten Perfonen des öfſentlichen Rechts (den Derfide- 
rungsträgern) übertragen iſt. Dabei ſind den Verſicherten 
ſubjektive öffentliche Rechte auf Leiſtungen der Verſiche⸗ 
rungsträger beim Eintritt beſtimmter Wechſelfſälle des 
Lebens (Verſicherungsfälle) eingeräumt. Die Verſicher ⸗ 
ten und die fie beſchäftigenden Unternehmer (in der Unfallver- 
ſicherung dieſe allein) find zur Beteiligung an der Aufbringung 
der erforderlichen Mittel (Beiträge) nach verſicherungs = 
rechneriſchen Grundſätzen verpflichtet. Zwiſchen den Ver- 
ſicherungsträgern und den Verſicherten und Anter nehmern 
befteben beſondere Gewaltverhältniſſe des öffentlichen 
Rechts. Alle dieſe drei Beziehungen haben ihre einheit 
liche Wurzel in einem verfaſſungsmäßigen (organtfato- 
riſchen) Verhältnis zwiſchen Verſicherten und Anter⸗ 
nehmern einerſeits und Verſicherungsträger anderſeits. 
das im Sinne der Selbſtverwaltung geſtaltet iſt. 


III. Geſchichtliches 


Wenn auch die Geſchichte der deutſchen Sozialverſicherung nicht lang iſt, ſo kann ſie 
doch in ihren Einzelheiten hier nicht dargeſtellt werden. Die gegenwärtige Einrichtung 
geht auf Bismarck zurück. Schon in viel früherer Zeit aber hat deutſches Denken 
und Wollen Geſtaltungen hervorgebracht, die der heutigen Sozialverſicherung als 
Vorbilder und Vorläufer zugrunde liegen. Zweimal haben auf unſerem Sad) 
gebiet deutſche Rechtsgeſtaltungen einen Kreislauf durch die ganze 
Kulturwelt angetreten: im Mittelalter das im deutſchen Erzbergbau ent— 
wickelte Knappſchaftsweſen als Arform wechſelſeitiger genoſſenſchaftlicher 
Selbſthilfe der Arbeiter, in der Neuzeit die moderne deutſche Sozial verſiche⸗ 
rung, die mit ihren verſchiedenen Zweigen in faſt alle Induſtrieſtaaten Eingang ge ; 
funden und auch zu einer Reihe völker rechtlicher Vereinbarungen geführt hat. 


Die eigentliche Geſchichte der heutigen deutſchen Sozialverſicherung umfaßt wenig 
mehr als fünf Jahrzehnte. Aber ſie iſt reich an Entwicklungsſtufen und Seitenwegen. 
Wir können ſie in zehn Abſchnitte gliedern. 

1. So bedeutſam und bahnbrechend die Errichtung der umfaſſenden Sozialverſiche. 
rung unter Bismarck war, fo hatte das Werk doch gewiſſe Vorläufer. Ver⸗ 
ſchiedentlich beſtanden Einrichtungen genoſſenſchaftlicher Vorſorge, 
deren Koſten zur Hauptſache die Beteiligten ſelbſt auſbrachten. Aus dem Mittel- 
alter hatten ſich (und haben ſich bis heute) die Knappſchaften erhalten. Im 19. Jahr- 
hundert waren Hilfskaſſen für Krankheitsfälle hinzugetreten, teils als freiwillige, 
teils als ortsgeſetzlich geſtützte Einrichtungen der Arbeiter; 1876 wurde dafür die 
reichsrechtliche Form der eingeſchriebenen Hilfskaſſe zur Verfügung geſtellt, und in 
den Erſatzkaſſen der Krankenverſicherung lebt ein Teil dieſer Gebilde noch fort. Hand. 
werkerinnungen richteten für ihre Mitglieder Krankenkaſſen ein und nahmen auch 
Geſellen und Lehrlinge auf. Am die Mitte des Jahrhunderts fanden ſich bei den 
entſtehenden Arbeitergewerkſchaften Anſätze zu freiwilligen Anterſtützungseinrich. 
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tungen. Daneben fanden ſich Fürſorgepflichten mancher Gruppen von 
Dienſtherren, und ſeit dem Reichshaftpflichtgeſetz von 1871 kam die Geſährdungs⸗ 
haftung für beſonders gefährliche Betriebe auch den dort Beſchäftigten zugute. Die 
weſentlich armenrechtliche Fürſorge öffentlicher Verbände verſah teil ⸗ 
weiſe den Dienſt der heutigen Sozialverſicherung und war hier und da zu einer 
Krankenfürforge der Gemeinden gegen Beitragserhebung ausgebaut. 


2. Nach der Kaiſerlichen Botſchaft von 1881 fette die reichsrechtliche Erftlings- 
geſetzgebung ein, deren wichtigſte Merkmale die Erweiterung der Fürſorge 
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auf die Geſamtheit der Arbeiter bei Krankheit, Anfall, Invalidität und Alter, die 


Einführung des ſtaatlichen Verſicherungszwanges, die Durchführung durch genoſſen⸗ 
ſchaftliche Verſicherungsträger unter ſtaatlicher Aufſicht und die Anerkennung eines 


geſetzlichen Rechtes auf die Leiſtungen waren. Nacheinander ergingen das Kranken . 


verſicherungsgeſetz vom 15. Juni 1883, das (ſchon vor der Botſchaft entworfene) 
Anfallverſicherungsgeſetz vom 6. Juli 1884 und das Geſetz betreffend die Invaliditäts- 
und Altersverſicherung vom 22. Juni 1889. Durchweg war man ſehr vorſichtig in der 
Erfaſſung des verſicherten Perſonenkreiſes und in der Geſtaltung der Leiſtungen. 
Die Anfallverſicherung wurde durch Geſetze von 1885 bis 1887 auf weitere Betriebs- 
gruppen, insbeſondere auf Land- und Forſtwirtſchaft, erſtreckt. 


3. Seither kam das Beſtreben nach geſetzestechniſcher Verbeſſerung und nach Ausbau 
der Sozialverſicherung in Richtung auf Perſonenkreis und Leiſtungen nie ganz zur 
Ruhe. Schon 1892 ſetzte eine erſte Reviſionsgeſetzgebung ein, die bis nach 
1900 dauerte und zu allen drei Hauptgeſetzen Anderungen brachte. 


4. Angleich wichtiger war die Reformgeſetzgebung, die 1911 zur Kodifikation 
des bisherigen Sozialverſicherungsrechtes führte. Unter dem 19. Juli 1911 erging die 
Reichsverſicherungsordnung, in der erſtmals das ganze deutſche Sozial- 
verſicherungsrecht zuſammengefaßt war. Sie enthielt die ſogenannte Arbeiterverſiche 
rung (zu der freilich auch Angeſtellte gehörten), ſchied ſie aber nach wie vor nicht nur 
verſicherungswirtſchaftlich, ſondern auch geſetzestechniſch in die drei Zweige der 
Kranken-, Anfall und Invalidenverſicherung und brachte nur wenige allgemeine Vor. 
ſchriften, daneben eine verhältnismäßig einheitliche Ordnung des Verfahrens. Mit 
der Invalidenverſicherung, die zugleich Altersverſicherung blieb, verband ſie als 
Neuerung die Hinterbliebenenverſicherung. War jo wenigſtens eine gewiſſe geſetzes⸗ 
techniſche Einheit gewonnen, ſo wurde ſie alsbald wieder durchbrochen durch den 
Erlaß des Verſicherungsgeſetzes für Angeſtellte vom 20. Dezember 
1911, das in völliger Trennung vom Inhalt der Reichsverſicherungsordnung eine 
Verſicherung der meiſten Angeſtellten für Berufsunfähigkeit, Alter und zugunſten 
Hinterbliebener (ähnlich der Invalidenverſicherung, aber mit weitergehenden 
Leiſtungen) einführte. Für Kranken- und Anfallverſicherung blieben die Angeſtellten 
dem Rechte der Reichsverſicherungsordnung unterſtellt, und einige gering entlohnte 
Angeſtelltengruppen hatten der Invaliden und der Angeſtelltenverſicherung neben- 
einander anzugehören. 


5. Der Weltkrieg brachte zahlreiche Anderungen des Sozialverſicherungsrechtes, 
meift in Verordnungsform, die beſtimmt waren, die Verſicherung den Kriegsverhält. 
niffen anzupaſſen, die Rechte der Kriegsteilnehmer und Hilfsdienſtpflichtigen zu 
wahren, den verſicherten Perſonenkreis, den räumlichen Geltungsbereich und die Ver. 
ſicherungsfälle zu ergänzen und die Verſaſſung der Verſicherungsträger zu verein- 
fachen. Während des Krieges wurde die Krankenverſicherung um die Wochenhilfe 
(Mutterſchaftsverſicherung) erweitert und für nichtverſicherte Minderbemittelte eine 
Wochenfürſorge eingeführt. 


6. In der Zeit der wirtſchaftlichen Demobilmachung wurde durch 
Geſetze und Verordnungen die Sozialverſicherung den veränderten wirtſchaftlichen 
Verhältniſſen (geſunkener Geldwert, geſteigerte Arbeitsloſigkeit; Krankenverſicherung 


— 


Sozialverſicherung 15 


der unterſtützten Erwerbsloſen) und den veränderten politiſchen Anſchauungen 
(Beſeitigung getrennter Abſtimmungen der Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter 
in Krankenkaſſenorganen) angepaßt. 


7. Der Währungsverfall, der ſchon im vorangegangenen Zeitabſchnitt zu 
nichtverſicherungsmäßigen Hilfsmaßnahmen zugunſten der Empfänger von Sozial- 
verſicherungsleiſtungen geführt hatte, machte bis Ende 1923 immer wieder neue 
techniſche Veränderungen (Indexrechnung) und Maßnahmen zur Stützung der Ver⸗ 
ſicherungsträger notwendig. 


Durch die ſchwierige Wirtſchaftslage war auch das Reichsknappſchafts⸗ 
geſetz vom 23. Juni 1923 bedingt, das erſtmals die knappſchaftliche Verſicherung 
reichrechtlich regelte und ihre Träger zur Steigerung der Leiſtungsfähigkeit 
zuſammenfaßte. 


8. Mit der Anfang 1924 erreichten Währungsbefeſtigung folgte ein Abſchnitt des 
Ausbaus und Mißbrauchs, der bis etwa 1930 dauerte. Zunächſt machten 
ſich wiederum Anderungen der techniſchen Vorſchriften notwendig (Neufeſtſetzung der 
Verſicherungspflichtgrenzen). Zum Ausbau gehörte die allgemeine Einbeziehung der 
Seeleute in die Krankenverſicherung, die Einführung der Familienkrankenpflege als 
Pflichtleiſtung, die Erftredung der Anfallverſicherung, insbeſondere auf Berufskrank⸗ 
heiten. Für Angeſtellte wurde die Doppelzugehörigkeit zu Invaliden und Ungeftellten- 
verſicherung beſeitigt und für ſolche Verſicherte, die wegen Wechſels ihrer Tätigkeit 
mehreren Zweigen der Rentenverfiherung angehört haben, eine gemeinſame Berech- 
nung der Leiſtungen unter dem Namen Wanderverſicherung eingeführt. Vielfach 
wurden die Leiſtungen erweitert und die Vorausſetzungen dafür erleichtert; dabei 
wurden nicht immer die wirtſchaftlichen Notwendigkeiten einer Verſicherung beachtet, 
und es wurden Möglichkeiten zu ſelbſtſüchtigem Mißbrauch der Einrichtung eröffnet. 
Als neuer Zweig, entwickelt aus der zur Zeit der Demobilmachung eingeführten 
Erwerbsloſenfürſorge, trat die Arbeitsloſenverſicherung zur Sozialver- 
ſicherung hinzu, geregelt erſtmals durch Geſetz vom 16. Juli 1927, aufgebaut in 
organiſatoriſcher und ſachlicher Verbindung mit der Arbeitsvermittlung (Arbeits. 
einſatz). Ihr weiteres Schickſal, unter dem Drucke der großen Wirtſchaftskriſe, hat 
fie von der Geſtalt einer Verſicherung weit entfernt. Ihre Neugeſtaltung iſt bei der 
nationalſozialiſtiſchen Reform der Sozialverſicherung (unbeſchadet vieler Einzel- 
änderungen) noch vorbehalten geblieben; in den neuen Begriff der Reichsverſicherung 
iſt ſie nicht einbezogen worden. 


9. Die Wirtſchaftskriſe, die etwa 1930 einſetzte, und die zu ihrer Bekämpſung ein- 
geleitete Deflation konnte die Sozialverſicherung um ſo weniger unberührt laſſen, 
als ſie vorher aufgeblüht und den ſtrengen Regeln der Verſicherungswirtſchaft entrückt 
worden war. Demgemäß brachten die Diktatur verordnungen des 
Reichspräſidenten wiederum zahlreiche Anderungen des Sypzialverſicherungs⸗ 
rechtes, die auf Vermeidung von Doppelleiſtungen und Droſſelung der Leiſtungen 
überhaupt ſowie Beſchränkung des Kreiſes der Verſicherten hinauslaufen. 


10. Nach der Machtergreifung des Nationalſozialismus am 
30. Januar 1933 konnte die neue Reichsregierung an der Frage nach dem 
Schickſal der Sozialverſicherung nicht vorübergehen. Ihre Geſetzgebung durchdringt 
das ganze Rechtsgebiet. Bei der Aberprüfung der Sozialverſiche ⸗ 
rung hat die Reichsregierung den Weg eingeſchlagen, daß ſie nicht in einem Anlauf 
ein ganz neues Geſetzgebungswerk hingeſtellt hat, ſondern unter ſchonender Erhaltung 
des Beſtehenden ſchrittweiſe Schäden ausgemerzt und Verbeſſerungen eingeleitet hat. 


a) Zunächſt, ſchon alsbald nach der Machtergreifung, hat ſie eine Reinigung der 
Sozialverſicherung von den ärgſten Schäden und Mißbräuchen durchgeführt. Dabei 
galt es einmal, die Verwaltung der Verſicherung, die Organe und die Angeſtellten⸗ 
ſchaft der Träger, von perſönlich ungeeigneten Elementen, von Nichtariern und 
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politiſchen Nutznießern zu ſäubern; die hierzu ergriffenen Maßnahmen ſtimmten mit 
denen überein, die allgemein in perſonalpolitiſcher Hinſicht ergriffen wurden. Das 
Geſetz zur Wiederherſtellung des Berufsbeamtentums vom 7. April 1933 (RGBl.! 
S. 175) mit feinen ſpäteren Anderungen und mit feinen Durchführungsverordnungen, 
beſonders der Zweiten vom 4. Mai 1933 (RGBl. I S. 233), fand Anwendung; außer- 
dem ſei das Geſetz über Ehrenämter in der ſozialen Verſicherung und der Reichsver- 
ſorgung vom 18. Mai 1933 (RGBl. I S. 277) mit feinen Durchführungsverordnungen 
erwähnt. Zum andern wurde die Verwaltung ſachlich gereinigt, verbeſſert und wirt- 
ſchaftlicher geſtaltet; die Aufſicht über die Verſicherungsträger wurde verſchärft, und 
für viele Träger wurden Kommiſſare eingeſetzt. Als Rechtsquelle für all das iſt 
beſonders die Verordnung des Reichspräſidenten über Krankenverſicherung vom 
1. März 1933 (RGBl. I S. 97) mit ihren Folgeverordnungen?) zu nennen. 


b) Den zweiten großen Schritt auf dem Wege der Reichsverſicherungsreform bildet 
die Wiederherſtellung der Rentenverſicherung. Hierzu erging zu- 
nächſt das Geſetz zur Erhaltung der Leiſtungs fähigkeit der In- 
validen, der Angeſtellten- und der knappſchaftlichen Ver- 
ſicherung vom 7. Dezember 1933 (RGBl. I S. 1039). Dieſe Verſicherungszweige, 
die ſogenannten Rentenverſicherungen, waren durch die unglückliche Leiſtungs⸗ und 
Beitragsgeſtaltung nach dem Währungsverfall, durch den veränderten Altersaufbau 
der Verſicherten und durch die Einwirkungen von Wirtſchaftsumſchichtung, Wirt⸗ 
ſchaftskriſe und Arbeitsloſigkeit dem finanziellen Verfall preisgegeben; ſie waren 
bereits gezwungen, ihr Vermögen aufzuzehren. Das Santerungsgefet 
ordnet die Maßregeln an, die notwendig waren, um die Rentenverſicherungen wieder 
auf eine geſunde verſicherungswirtſchaftliche Grundlage zu ſtellen und ſie damit 
lebensfähig zu erhalten. Das Kernftüd der Sanierung iſt die Rückkehr zum An- 
wartſchaftsdeckungs verfahren (vol. S. 9), das ſich am beiten zur 
verſicherungsmäßigen Bewältigung ſolcher Wagniſſe eignet, die nach langer Beitrags- 
zeit zu hohen und langdauernden Leiſtungen ſühren. Von ihm war man nach dem 
Währungsverfall, zunächſt aus Not und übergangsweiſe, abgegangen; man hatte 


6) Auf Grund der ] Art. 2 82 der Reihspräfidentenverordnung wurden vom 
Reichsarbeitsminiſter folgende Verordnungen erlaſſen: 
en Verordnung zur Neuordnung der Krankenverſicherung vom 17. März 1933 (RG Bl. I 
S. 131) — Auſſicht, Stellenſperre; 

Zweite Verordnung. .. vom 4. November 1933 (S. 809) — Prüfungen von Krankenkaſſen⸗ 

ang on Stelienbefeung; 

Dritte Verordnung . . . vom 15. November 1933 (S. 978) — Verkleinerung der Organe, 
Beitragsbeme ung; 

nn 5 vom 3. Februar 1934 (S. 84) — Anſtellungs⸗ und Beförderungs- 
prüfungen; 

Fünfte Verordnung . vom 3. März 1934 (S. 175) — Hemmung für Vereinigung uſw. 
von Srantentaflen; 

a Verordnung ... vom 29. September 1934 (S. 868) — Erleichterung bei Stellen- 
beſetzung; 

Siebente Verordnung . . . vom 10. Oktober 1934 (S. 976) — Errichtungsſperre für 
Krankenkaſſen; 

Achte . . vom 23. Oktober 1934 (S. 1067) — Beauftragte für die Aber⸗ 
führung der emeinfgaitsaufgaben der Krankenverſicherung; 

Neunte Verordnung.. vom 13. Juli 1935 (S. 1024) — te dete Abernahme der 
nn für Nichtverſicherte durch Krankenkaſſen; Verſetzung von Beamten und 

d der Krankenverſicherung; 
e erordnung ... vom 13. Septen ber 1935 (S. 1159) — Einzelheiten, u. a. zur Auf- 
t über Kran kentaſſen; 

Eiſte erordnun vom 13. November 1936 (S. 942) — Stellenbeſetzung; aufgehoben 
durch Decigehnte Verordnun ng; 

Zwölfte Verordnung. vom 6. September 1937 (S. 964) — fog. Verbändeverordnung, 
erhebt Reichsverbände der Krankenkaſſen zu Körperſchaften des öffentlichen Rechts, 
f Kaſſenvereinigungen (88 414 ff. RBO); 

Dreizehnte Verordnung ... vom 15. Januar 1938 (S. 36) — Stellenbeſetzung. 

Ein Teil dieſer Verordnungen ſteht im Zuſammenhang mit dem Aufbaugeſetz (im Text c). 
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die Bildung ausreichender Rücklagen verſäumt, die zur Wiedereinführung der 
richtigen Deckungsmethode notwendig geweſen wären. — Der übrige Inhalt des 
Sanierungsgeſetzes muß in die ſyſtematiſche Darſtellung des geltenden Sozial- 
verſicherungsrechts verwieſen werden. Hier ſei nur noch geſagt, daß auf Grund des 
Geſetzes unter dem 17. Mai 1934 (RGBl. J S. 419) die Verordnung über 
die Anderung, die neue Faſſung und die Durchführung von 
Vorſchriften der RNeichsverſicherungsordnung, des Ange ⸗ 
ſtelltenverſicherungsgeſetzes und des Reichsknappſchafts⸗ 
geſetzes erlaſſen worden iſt. In ihr wurden große Teile dieſer Hauptgeſetze dem 
nunmehrigen Stande des Rechts entſprechend gefaßt, zugleich techniſch verbeſſert und 
mehr als bisher aufeinander abgeſtimmt. — Abgeſchloſſen wurde die Wiederher- 
ſtellung und Beſtandsſicherung der Rentenverfiherungen durch das Geſetz über 
den Aus dau der Rentenverſicherung vom 21. Dezember 1937 (RGBl. I 
S. 1393), das „Ausbaugeſetz“. Es holt auf dem Gebiete der Finanzierung nach, 
was 1933 noch offen geblieben war. Anter Belaſſung der Beiträge der verſchiedenen 
Verſicherungszweige auf ihrer alten Höhe wird den Trägern der Invaliden und der 
Angeſtelltenverſicherung das zur Erreichung voller Anwartſchaftsdeckung noch Erforder- 
liche dadurch zugeführt, daß die Reichsanftalt für Arbeitsvermittlung und Arbeits- 
loſenverſicherung jährlich an Landesverſicherungsanſtalten und Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt für Angeſtellte Beträge leiſtet, deren Höhe in einem feſten Verhältnis zum Bei⸗ 
tragsaufkommen dieſer Anſtalten ſteht. Darüber hinaus hat das Reich — neben den 
ihm bisher ſchon obliegenden Zahlungen — die Gewähr dafür übernommen, daß den 
Rentenverſicherungsträgern die Mittel zur Verfügung ſtehen, die außer den Bei⸗ 
trägen und den ſonſtigen Einnahmen zur Aufrechterhaltung der Leiſtungen nach dem 
mit dem Ausbaugeſetz erreichten Stande erforderlich ſind; dieſe Gewähr ſoll nicht 
bloße Bürgſchaft oder Ausfallhaftung fein, ſondern durch Kapitalüberweiſung oder 
Zinszahlung erfüllt werden. Die nunmehr erreichte wirtſchaftliche Sicherſtellung der 
Rentenverſicherungen hat zugleich einen gewiſſen Ausbau ihrer Leiſtungen zugelaſſen, 
der vor allem kinderreichen Familien zugute kommt. Neu, einfacher und für die Ver 
ſicherten günſtiger iſt das Recht der Wartezeit und der Anwartſchaft geſtaltet worden. 
Ruhensvorſchriften für den Fall des Zuſammentreffens mehrerer Renten oder von 
Sozialverſicherungsrenten mit anderen Bezügen wurden gemildert. Freiwilliger 
Beitritt zur Invaliden. oder zur Angeſtelltenverſicherung wurde allen deutſchen 
Staatsangehörigen im In- und Ausland bis zum vollendeten vierzigſten Lebensjahr 
ermöglicht und damit die Grundlage geſchaffen für eine Erſtreckung der Rentenver- 
ſicherung auf weitere Volkskreiſe im Sinne des Punktes 15 des Programms der 
Nationalſozialiſtiſchen Deutſchen Arbeiterpartei, der einen großzügigen Ausbau der 
Altersverſorgung fordert. Endlich wurde die knappſchaftliche Penſionsverſicherung 
auf eine neue wirtſchaftliche und rechtliche Grundlage geſtellt, derart, daß die Geſamt⸗ 
heit aller Sozialverſicherten zur Deckung der Leiſtungen für die beſonders ſchwer 
arbeitenden Bergleute unter Tage beiträgt. 


c) Die dritte, wenn auch zeitlich in die vorige eingelagerte Stufe auf dem Wege zur 
Reform iſt das „Aufbaugeſetz“, das Geſetz über den Aufbau der 
Sozialverſicherung vom 5. Juli 1934 (RGBl. I S. 577), das „Zerſplitterung 
und Anüberſichtlichkeit der Sozialverſicherung beſeitigen und durch eine einheitliche Zu- 
ſammenfaſſung ihre Leiſtungsfähigkeit ſtärken“ will (Vorſpruch) Mit ihm und ſeinen 
(bis Ende 1938: 16) Folgeverordnungen®) find Kranken- und Rentenverſicherung in 


6) Erſte 8.1105 — 0 zum Aufbau der e nanlau vom 24. Oktober 1934 (RGBl. 1 
egfall alter Organe der Verſicherungsträger; 

Zweite . vom 24. Oktober 1934 (S. 1 — Inkrafttreten von Vorſchriften 
des Aufbaugeſetzes, großenteils mit dem 1. Januar 1935; 

Dritte Verordnung... vom 18. Dezember 1934 (S. 1266) — Gemeinſchaftsaufgaben der 
Krankenverficherung; 

Vierte Verordnung .. vom 20. Dezember 1934 (S. 1273) — Reichsbahn⸗Arbeiter · 
penſionskaſſen; 
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ein engeres Verhältnis zueinander gebracht worden. Die Verſicherungsträger haben 
eine neue Verfaſſung erhalten, die auch hier den Führergedanken verwirklichen hilft. 
Für die Finanzgebarung ſind neue Grundſätze aufgeſtellt. Die Verſicherungsbehörden 
und die Aufſicht über die Verſicherungsträger ſind neu geordnet. Im Innern der 
Sozialverſicherung bleibt es nach dem Aufbaugeſetz bei dem — wenn auch beſſer abge⸗ 
ſtimmten — Nebeneinander der ſechs verſchiedenen Verſicherungszweige: Kranken- 
verfiherung, Rentenverſicherung der Arbeiter (Invalidenverſicherung) und der Ange⸗ 
ſtellten — die alſo bisher nicht beide miteinander verſchmolzen worden find, wie das 
in vielfacher Hinſicht erſtrebenswert wäre —, Anfallverſicherung, Knappſchafts⸗ 
verſicherung und — außerhalb des Aufbaugeſetzes und der „Reichsverſicherung“ — 
Arbeitsloſenverſicherung. Jeder dieſer Zweige behält ſeine beſonderen Träger. Es 
bleibt ferner grundſätzlich bei dem Kreis der für Beitragspflicht, Leiſtungsberechtigung 
und organiſatoriſche Einbeziehung erſaßten Perſonen und den rechtlichen Methoden 
der Erfaſſung (Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung). Es bleibt endlich 
bei der grundſätzlichen Amgrenzung der Leiſtungsfälle — durchweg Gefahren und 
Schäden, die die Verſicherten in ihrer Perſon, nicht aber unmittelbar in ihren Zer- 
mögensgütern treffen — und bei der Geſtalt der Leiſtungen ſelbſt. Die größere 
innere Einheitlichkeit, die den ſelbſtändig bleibenden Verſicherungszweigen gegeben 
werden ſoll, findet ihren äußeren, ſymboliſchen Ausdruck in dem gemeinſamen Namen 
„Reichsverſicherung“, der den fünf alten Zweigen (ohne Arbeitsloſenverſicherung) 
beigelegt wird (Abſchn. I AufbG). Dieſe Bezeichnung umfaßte bisher nur die drei 
in der Reichsverſicherungsordnung geregelten Zweige; fie war ziemlich bedeutungslos. 
Je mehr nun die fünf Verſicherungszweige einander innerlich angenähert werden, 
deſto größeres ſachliches Gewicht wird ihr gemeinſamer Name erlangen. Die 
Aufgabe, die ſchon Bismarck der Sozialverſicherung als Klammer des Reiches zu- 
gedacht hatte, wird ſich im allgemeinen Bewußtſein geltend machen; wenn man von 
Reichsverſicherung ſpricht, wird man ſich erinnern, daß es eben das Reich iſt, das mit 
dieſer Einrichtung weiten Kreiſen des Volkes eine große Leiſtung entgegenbringt. 
Entſprechend der Namengebung iſt der Reichsarbeitsminiſter ermächtigt, die heute 
noch in Mehrzahl beſtehenden Geſetze über Sozialverſicherung in einer neuen, ein- 
heitlichen Reichsverſicherungsordnung zuſammenzufaſſen (Abſchn. V S 1 AufbG), 
deren Bekanntmachung den äußeren Abſchluß des jetzt eingeleiteten Reformwerks 
bilden wird. 


Fünfte Verordnung. .. vom 21. Dezember 1934 (S. 1274) — Aufſicht, Führung der 
Verſicherungsträger, Wegfall der Landesverſicherungsämter, Gemeinde Anfall 
verſicherungs verbände; 

Sechſte Verordnung. .. vom 13. März 1935 (S. 491) — Innungskrankenkaſſen; 

Siebente Verordnung. .. vom 25. Mai 1935 (S. 694) — Verſicherungsbehörden und 


Ehrenämter; 
en en . . . vom 8. Juni 1935 (S. 758) — Eiſenbahnarbeiterpenſionskaſſe des 
aargebiets; 
Neunte Verordnung . . . vom 6. Auguſt 1935 (S. 1087) — Erfat- und Zuſchußkaſſen der 
Rentenverſicherung; 


Zehnte Verordnung. .. vom 26. September 1935 (S. 1191) — Allgemeine Ortskranken⸗ 
ler beſondere Ortskrankenkaſſen (Vereinigung und Amwandlung zwecks Verein- 
fachung des Beſtandes); 

Elfte Verordnung. .. vom 30. November 1935 (S. 1408) — Rücklagen der Krankenver⸗ 
ſicherung, als Gemeinſchaftsaufgabe; 

Zwölfte Verordnung ... vom 24. Dezember 1935 (S. 1537) — Erſatzkaſſen der Kranken- 
verſicherung, Scheidung in Erſatzkaſſen für Angeſtellte und ſolche für Arbeiter; 

Dreizehnte Verordnung... vom 17. Januar 1936 (S. 15) — Angeſtelltenverſicherung der 

chriftleiter und der leitenden Angeſtellten der Preſſe; 

Vierzehnte Verordnung... vom 25. April 1936 (S. 400) — Leiter, Beirat; 

Fünfzehnte Verordnung ... vom 1. April 1937 (S. 439) — Erſatzkaſſen der Krankenver · 
ſicherung (Anderung und Ergänzung der Zwölften Aufb V, Erklärung der Erſatzkaſſen 
zu Körperſchaften des öffentlichen Rechts, Mitgliedſchaft bei Berufswechſel); 

Sechzehnte Verordnung .. vom 9. Juni 1938 (S. 622) — Rechtsverhältniſſe der Be⸗ 
dienſteten der Verſicherungsträger. 
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Das führt zurück auf die Technik der nationalſozialiſtiſchen Sozialverſicherungsgeſetz⸗ 
gebung. Auch das Aufbaugeſetz iſt nicht ein umfangreiches und erſchöpfendes Geſetzes⸗ 
werk, das ſchon die endgültige Geſtalt aller Einzelregelungen enthielte. Es zeichnet 

vielmehr die Leitlinien auf und gibt dem ſachlich zuſtändigen Reichsarbeitsminiſter 

eine Fülle von Ermächtigungen, auf Grund deren er die Einzelheiten der neuen 

RNeichsverſicherung ordnen kann; es kann deshalb als Rahmengeſetz bezeichnet werden. 

„Bis die einzelnen Durchführungsverordnungen erlaffen und in Kraft getreten find, 

gilt noch das bisherige Recht. Bei der Auslegung fortgeltender älterer Rechtsſätze 

müſſen freilich die neuen, nationalſozialiſtiſchen Grundſätze beachtet werden. 


d) Um die Jahreswende 1938/39 hat eine ganz neue Entwicklung ſich angebahnt. 
Zum erſtenmal in der Geſchichte der deutſchen Sozialverſicherung iſt der Gedanke der 
Altersvorſorge durch Pflichtverſicherung in großem Umfang ausgedehnt worden 
auf Selbſtändige, während bisher faſt durchweg nur Arbeiter und Angeſtellte ver- 
ſicherungspflichtig waren. Die Neuerung iſt eingeführt worden durch das Geſetz 
über die Altersverſorgung für das Deutſche Handwerk vom 21. De⸗ 
zember 1938 (RGBl. I S. 1900). Nach dieſem Geſetz werden vom 1. Januar 1939 
an alle in die Handwerksrolle eingetragenen Handwerker und Handwerkerinnen 
— praktiſch alſo die ſelbſtändigen Handwerksmeiſter — für den Fall der Berufs- 
unfähigkeit und des Alters ſowie zugunſten der Hinterbliebenen verſichert, ſoweit fie 
nicht wegen bereits zu hohen Alters verſicherungsunſähig ſind und deshalb einer 
beſonderen, vom Deutſchen Handwerks- und Gewerbekammertag einzurichtenden, 
durch Amlagen im Geſamthandwerk finanzierten Altersverſorgung teilhaftig werden. 
Die jüngeren, verſicherungspflichtigen Handwerker werden der Rentenverſicherung 
der Angeſtellten angeſchloſſen und unterliegen den Vorſchriften des Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetzes mit geringen, beſonders vorgeſehenen Abweichungen. Gelbit- 
verſtändlich berührt dieſer Anſchluß an die Angeſtelltenverſicherung nicht die gewerbe⸗ 
rechtliche Selbſtändigkeit der Handwerksmeiſter. Der handwerkeriſchen Verſicherungs⸗ 
pflicht kann auch durch Abſchließen und Aufrechterhalten ausreichender Renten- oder 
Lebensverſicherungsverträge mit Unternehmungen der Individualverſicherung genügt 
werden; je nach der Höhe der Aufwendungen des einzelnen Handwerkers für ſeine 
Andividualverſicherung tritt für ihn in der Angeſtelltenverſicherung volle Verſiche⸗ 
rungsſreiheit oder — auf Antrag — Halbverſicherung unter Befreiung von der 
halben Beitragsleiſtung ein. 


IV. Die Derficherten 
Die Sozialverſicherung iſt öffentliche Verwaltung; ihre Träger find juriftifche 
Perſonen des öffentlichen Rechts. Ihnen ſtehen mancherlei Privatperſonen 
gegenüber. Den wichtigſten Platz nehmen die Verſicherten ein. Aber nicht 
allein um dieſe kümmert ſich die Sozialverſicherung, ſondern auch um deren Fami⸗ 
lien angehörige, die — ſchon aus bevölkerungspolitiſchen Gründen — bei 
der Gewährung und Bemeſſung von Leiſtungen mitberückſichtigt werden, während die 
Veiträge nicht etwa nach dem Familienſtand abgeſtuft find. Weiter find die Unter- 
nehmer, die Verſicherungspflichtige beſchäftigen, in das Verfaſſungsgefüge der 
Verſicherungsträger einbezogen und zur Beitragsleiſtung verpflichtet. Darüber 
hinaus haben die Verſicherungsträger noch mit anderen Menſchen zu tun, denen ſie 
Leiſtung ausreichen müſſen oder deren ſie ſich zur Durchführung ihrer Aufgaben 
bedienen; hier ſind vor allem die Arzte, Zahnärzte, Dentiſten, Apotheker uſw. und die 
Bedienſteten, das Verwaltungsperſonal der Träger, zu nennen. Eingehende 
Betrachtung dieſer Gruppen müſſen wir uns verſagen. 


Nur der Kreis der Verſicherten ſoll uns näher beſchäftigen. Geſetzes. 
techniſch iſt er für jeden Verſicherungszweig geſondert feſtgelegt; Methode und 
Ergebnis decken ſich aber jo weit, daß wir für die ganze Sozialverſicherung ein ein- 
heitliches Bild davon entwerfen können, welche Volksgenoſſen einbezogen ſind. Die 
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ein engeres Verhältnis zueinander gebracht worden. Die Verſicherungsträger haben 
eine neue Verfaſſung erhalten, die auch hier den Führergedanken verwirklichen hilft. 
Für die Finanzgebarung ſind neue Grundſätze aufgeſtellt. Die Verſicherungsbehörden 
und die Aufſicht über die Verſicherungsträger ſind neu geordnet. Im Innern der 
Sozialverſicherung bleibt es nach dem Aufbaugeſetz bei dem — wenn auch beſſer abge⸗ 
ſtimmten — Nebeneinander der ſechs verſchiedenen Verſicherungszweige: Kranken- 
verſicherung, Rentenverfiherung der Arbeiter (Invalidenverſicherung) und der Ange⸗ 
ſtellten — die alſo bisher nicht beide miteinander verſchmolzen worden ſind, wie das 
in vielfacher Hinſicht erſtrebenswert wäre —, Anfallverficherung, Knappſchafts⸗ 
verſicherung und — außerhalb. des Aufbaugeſetzes und der „Reichsverſicherung“ — 
Arbeitsloſenverſicherung. Jeder dieſer Zweige behält ſeine beſonderen Träger. Es 
bleibt ferner grundſätzlich bei dem Kreis der für Beitragspflicht, Leiſtungsberechtigung 
und organiſatoriſche Einbeziehung erſaßten Perſonen und den rechtlichen Methoden 
der Erfaſſung (Verſicherungspflicht und Verſicherungsberechtigung). Es bleibt endlich 
bei der grundſätzlichen Amgrenzung der Leiſtungsfälle — durchweg Gefahren und 
Schäden, die die Verſicherten in ihrer Perſon, nicht aber unmittelbar in ihren Ver- 
mögensgütern treffen — und bei der Geſtalt der Leiſtungen ſelbſt. Die größere 
innere Einheitlichkeit, die den ſelbſtändig bleibenden Verſicherungszweigen gegeben 
werden ſoll, findet ihren äußeren, ſymboliſchen Ausdruck in dem gemeinſamen Namen 
„Reichsverſicherung“, der den fünf alten Zweigen (ohne Arbeitsloſenverſicherung) 
beigelegt wird (Abſchn. I AufbG). Dieſe Bezeichnung umſaßte bisher nur die drei 
in der Reichsverſicherungsordnung geregelten Zweige; fie war ziemlich bedeutungslos. 
Je mehr nun die fünf Verſicherungszweige einander innerlich angenähert werden, 

defto größeres ſachliches Gewicht wird ihr gemeinſamer Name erlangen. Die 
Aufgabe, die ſchon Bismarck der Sozialverſicherung als Klammer des Reiches zu— 
gedacht hatte, wird ſich im allgemeinen Bewußtſein geltend machen; wenn man von 
Reichsverſicherung ſpricht, wird man ſich erinnern, daß es eben das Reich iſt, das mit 
dieſer Einrichtung weiten Kreiſen des Volkes eine große Leiſtung entgegenbringt. 
Entſprechend der Namengebung iſt der Reichsarbeitsminiſter ermächtigt, die heute 
noch in Mehrzahl beſtehenden Geſetze über Sozialverſicherung in einer neuen, ein- 
heitlichen Reichsverſicherungsordnung zuſammenzufaſſen (Abſchn. V S 1 AufbG), 
deren Bekanntmachung den äußeren Abſchluß des jetzt eingeleiteten Reformwerks 
bilden wird. 


Fünfte Verordnung. .. vom 21. Dezember 1934 (S. 1274) — Aufſicht, e 10 
n 


Verſicherungsträger, Wegfall der Landesverſicherungsämter, Gemeinde ⸗Anfall⸗ 
verſicherungs verbände; 
Sechſte Verordnung. .. vom 13. März 1935 (S. 491) — Innungskrankenkaſſen; 
. N . . . vom 25. Mai 1935 (S. 694) — Verſicherungsbehörden und 
renämter; 
Achte Verordnung... vom 8. Juni 1935 (S. 758) — Eiſenbahnarbeiterpenſionskaſſe des 
Saargebiets; 


Neunte Verordnung ... vom 6. Auguſt 1935 (S. 1087) — Erſatz⸗ und Zuſchußkaſſen der 
Rentenverſicherung; 

Zehnte Verordnung. .. vom 26. September 1935 (S. 1191) — Allgemeine Ortskranken⸗ 
fachen beſondere Ortskrankenkaſſen (Vereinigung und Amwandlung zwecks Verein- 
fachung des Beſtandes); 

Elfte Verordnung... vom 30. November 1935 (S. 1408) — Rücklagen der Krankenver⸗ 
ſicherung, als Gemeinſchaftsaufgabe; 

Zwölfte Verordnung ... vom 24. Dezember 1935 (S. 1537) — Erſatzkaſſen der Kranken- 
verſicherung, Scheidung in Erſatzkaſſen für Angeſtellte und ſolche für Arbeiter; 

Dreizehnte Verordnung ... vom 17. Januar 1936 (S. 15) — Angeſtelltenverſicherung der 

chriftleiter und der leitenden Angeſtellten der Preſſe; 

Vierzehnte Verordnung ... vom 25. April 1936 (S. 400) — Leiter, Beirat; 

Fünfzehnte Verordnung ... vom 1. April 1937 (S. 439) — Erſatzkaſſen der Krankenver 
ſicherung (Anderung und Ergänzung der Zwölften Aufb, Erklärung der Erſatzkaſſen 
zu Körperſchaften des öffentlichen Rechts, Mitgliedſchaft bei Berufswechſel); 

Sechzehnte Verordnung .. vom 9. Juni 1938 (S. 622) — Rechtsverhältniſſe der Be⸗ 
dienſteten der Verſicherungsträger. | 
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Das führt zurück auf die Technik der nationalſozialiſtiſchen Sozialverſicherungsgeſetz⸗ 
gebung. Auch das Aufbaugeſetz iſt nicht ein umfangreiches und erſchöpfendes Geſetzes⸗ 
werk, das ſchon die endgültige Geſtalt aller Einzelregelungen enthielte. Es zeichnet 
vielmehr die Leitlinien auf und gibt dem ſachlich zuſtändigen Reichsarbeitsminiſter 
eine Fülle von Ermächtigungen, auf Grund deren er die Einzelheiten der neuen 
Neichsverſicherung ordnen kann; es kann deshalb als Rahmengeſetz bezeichnet werden. 
Bis die einzelnen Durchführungsverordnungen erlaſſen und in Kraft getreten ſind, 
gilt noch das bisherige Recht. Bei der Auslegung fortgeltender älterer Rechtsſätze 
müſſen freilich die neuen, nationalſozialiſtiſchen Grundſätze beachtet werden. 


d) Am die Jahreswende 1938/39 hat eine ganz neue Entwicklung ſich angebahnt. 
Zum erſtenmal in der Geſchichte der deutſchen Sozialverſicherung iſt der Gedanke der 
Altersvorſorge durch Pflichtverſicherung in großem Amfang ausgedehnt worden 
auf Selbſtändige, während bisher faſt durchweg nur Arbeiter und Angeſtellte ver- 
ſicherungspflichtig waren. Die Neuerung iſt eingeführt worden durch das Geſetz 
über die Alters verſorgung für das Deutſche Handwerk vom 21. De- 
zember 1938 (RGBl. I S. 1900). Nach dieſem Geſetz werden vom 1. Januar 1939 
an alle in die Handwerksrolle eingetragenen Handwerker und Handwerkerinnen 
— praktiſch alſo die ſelbſtändigen Handwerksmeiſter — für den Fall der Berufs- 
unfähigkeit und des Alters ſowie zugunſten der Hinterbliebenen verſichert, ſoweit ſie 
nicht wegen bereits zu hohen Alters verſicherungsunſähig ſind und deshalb einer 
beſonderen, vom Deutſchen Handwerks. und Gewerbekammertag einzurichtenden, 
durch Amlagen im Geſamthandwerk finanzierten Altersverſorgung teilhaftig werden. 
Die jüngeren, verſicherungspflichtigen Handwerker werden der Rentenverſicherung 
der Angeſtellten angeſchloſſen und unterliegen den Vorſchriften des Angeſtellten⸗ 
verſicherungsgeſetzes mit geringen, beſonders vorgeſehenen Abweichungen. Gelbit- 
verſtändlich berührt dieſer Anſchluß an die Angeſtelltenverſicherung nicht die gewerbe- 
rechtliche Selbſtändigkeit der Handwerksmeiſter. Der handwerkeriſchen Verſicherungs⸗ 
pflicht kann auch durch Abſchließen und Aufrechterhalten ausreichender Renten. oder 
Lebensverſicherungsverträge mit Anternehmungen der Individualverſicherung genügt 
werden; je nach der Höhe der Aufwendungen des einzelnen Handwerkers für ſeine 
Individualverſicherung tritt für ihn in der Angeſtelltenverſicherung volle Verſiche⸗ 
rungsſreiheit oder — auf Antrag — Halbverſicherung unter Befreiung von der 
halben Beitragsleiſtung ein. 


IV. Die Verſicherten 


Die Sozialverſicherung iſt öfſentliche Verwaltung; ihre Träger find juriſtiſche 
Perſonen des öffentlichen Rechts. Ihnen ſtehen mancherlei Privatperſonen 
gegenüber. Den wichtigſten Platz nehmen die Verſicherten ein. Aber nicht 
allein um dieſe kümmert ſich die Sozialverſicherung, ſondern auch um deren Fami 
lien angehörige, die — ſchon aus bevölkerungspolitiſchen Gründen — bei 
der Gewährung und Bemeſſung von Leiſtungen mitberückſichtigt werden, während die 
Beiträge nicht etwa nach dem Familienſtand abgeſtuft find. Weiter find die Unter- 
nehmer, die Verficherungspflichtige beſchäfſtigen, in das Verfaſſungsgefüge der 
Verſicherungsträger einbezogen und zur Beitragsleiſtung verpflichtet. Darüber 
hinaus haben die Verſicherungsträger noch mit anderen Menſchen zu tun, denen ſie 
Leiſtung ausreichen müſſen oder deren ſie ſich zur Durchführung ihrer Aufgaben 
bedienen; hier ſind vor allem die Arzte, Zahnärzte, Dentiſten, Apotheker uſw. und die 
Bedienſteten, das Verwaltungsperſonal der Träger, zu nennen. Eingehende 
Betrachtung dieſer Gruppen müſſen wir uns verſagen. 


Nur der Kreis der Verſicherten ſoll uns näher beſchäftigen. Geſetzes⸗ 
techniſch iſt er für jeden Verſicherungszweig geſondert feſtgelegt; Methode und 
Ergebnis decken ſich aber jo weit, daß wir für die ganze Sozialverſicherung ein ein- 
heitliches Bild davon entwerfen können, welche Volksgenoſſen einbezogen ſind. Die 
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Aufgabe, den ſozialpolitiſch verſicherungsbedürftigen Menſchenkreis zu erfaſſen, und 
das typiſierende Vorgehen mit Verſicherungszwang und Verſicherungsberechtigung 
wurde ſchon dargeſtellt (II 2 und 3). Allgemein iſt noch auf folgendes hinzuweiſen: 


a) Wer nicht der Verſicherungspflicht unterliegt und ſich nicht freiwillig verfichert, 
iſt frei von der Sozialverſicherung. Die Geſetze verſtehen aber in zugeſpitztem Sinn 
unter Verſicherungsfreiheit die Fälle, in denen trotz eines Tatbeſtandes, 
der in der Regel verſicherungspflichtig macht, nach allgemeiner, geſetzlicher Vorſchrift 
kein Verſicherungszwang eintritt, weil als Ausnahmetatbeſtand ein weiterer Amſtand 
vorliegt, wie Geringfügigkeit der Beſchäftigung, Gewährleiſtung ausreichender 
Fürſorge von anderer Seite — aus dieſem Grunde, im Hinblick auf ihr Ruhegehalt, 
find die Beamten meiſt verſicherungsfrei — oder Anwahrſcheinlichkeit der Erreichung 
des Verſicherungsfalles. Anter ähnlichen Verhältniſſen kann es zweifelhaft ſein, ob 
Teilnahme an der Verſicherung ſinnvoll iſt; dann iſt Befreiung für den Einzel- 
fall vorgeſehen. Durch beides erfährt der Kreis der verſicherten Perſonen Ein- 
ſchränkungen. 


b) Für das Vorliegen der Verſicherungspflicht ſpielt da und dort die Höhe des 
Arbeitsverdienſtes eine Rolle, und auch ſonſt kennt das Sozialverſicherungsrecht 
gewiſſe Geldgrenzen, über die ein Aberblick gegeben werden mag. Fehlen oder 
Geringfügigkeit des Arbeitsentgelts hat in der Kranken-, Renten- und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung Verſicherungsfreiheit zur Folge; doch gibt es hier keine durchgehende 
Geldgrenze. Nach oben iſt der Jahresarbeitsverdienſt der Angeſtellten für ihre 
Verſicherungspflicht maßgebend. Aberſteigt er 3600 RM, ſo beſteht bei Angeſtellten 
keine Krankenverſicherungspflicht (§S 165 Abſ. 2 RVO; ähnlich bei Hausgewerbe⸗ 
treibenden); überſteigt er 7200 RM, fo entfällt die Angeſtellten⸗ und die Arbeits- 
loſenverſicherungspflicht (§§S 1, 3 AVG, § 69 Arbl G), indeſſen nicht die Renten- 
verſicherungspflicht der ſelbſtändigen Handwerker, bei denen übrigens an Stelle des 
Arbeitsverdienſtes das geſamte Einkommen zu berückſichtigen iſt. Familienzuſchläge 
zum Gehalt werden bei der Errechnung des Jahresarbeitsverdienſtes nicht angerechnet. 
Aberſchreitung der Grenze bei Fortdauer des Arbeitsverhältniſſes ergibt Weiterver- 
ſicherungsberechtigung. Für freiwilligen Beitritt zur Krankenverſicherung beſteht eine 
Geldgrenze bei jährlich 3600 RM Geſamteinkommen (§ 176 RVO). Bei Aberſchrei⸗ 
tung der Obergrenze von 7200 RM jährlichen Geſamteinkommens müſſen Verſiche⸗ 
rungsberechtigte aus der Krankenverſicherung ausſcheiden (§S 178 RVO). All dieſe 
Grenzen haben Bedeutung für den Beſtand des Verſicherungsverhältniſſes. Anders die 
Berechnungsgrenze in der Anfallverſicherung: dieſe erſtreckt ſich geſetzlich (durch 
Satzung kann ſie erweitert werden) nur auf den Jahresarbeitsverdienſt bis zu 
7200 RM (S 571 RWO) derart, daß Höherverdienende pflichtverſichert bleiben, aber 
die Rente für fie höchſtens nach dem Grenzbetrage berechnet wird (geſetzliche Höchſt⸗ 
Anfallrente jährlich 4800 RM). Ahnlich iſt das Krankengeld der Krankenverſicherung 
dadurch begrenzt, daß bei Ermittlung des Grundlohns das Arbeitsentgelt nur bis zu 
10 RM kalendertäglich zu berückſichtigen iſt (mithin Regelleiſtung höchſtens 5 RM 
tägliches Krankengeld, als Mehrleiſtung bis 7.50 RM täglich; SS 180, 182, 191 
RVO). 


c) Für die Zugehörigkeit zum Kreiſe der Verſicherten, insbeſondere für den Beſtand 
der Pflichtverſicherung kommt es nur auf das Vorliegen eines beſtimmten, einheit⸗ 
lichen Tatbeſtandes an. Bei der Mehrzahl der Verſicherten, bei den Arbeitern und 
Angeſtellten, iſt das ein gegenwärtig vorliegender Arbeitstatbeſtand beſtimmter Art. 
an dem ſie mit ihrer Perſon als Arbeitleiſtende beteiligt ſind. Eine ältere, noch 
immer verbreitete, aber irreführende Darſtellungsart will für die Verfiche⸗ 
rungspflicht zwei getrennte Merkmale nebeneinander vorausſetzen: die 
Zugehörigkeit zu beſtimmten ſozialen Bevölkerungsklaſſen (Perſonenkreiſen) und das 
Beſtehen eines Beſchäftigungsverhältniſſes (wozu gelegentlich noch der Bezug von 
Entgelt als drittes Merkmal hinzutreten ſoll). Damit wird ein einfacher Sachverhalt 
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begrifflich zerſpalten. Zum Kreiſe der Verſicherten gehört nämlich jeder, der in einem 
beſtimmt gearteten Arbeits- oder Beſchäftigungsverhältnis ſteht (die Entgeltlichkeit 
ift nur eine, manchmal entbehrliche, Eigenſchaft dieſes Verhältniſſes). Die Zu- 
gehörigkeit zum Perſonenkreis bringt der Arbeitende nicht von draußen in das 
Arbeitsverhältnis mit hinein, ſondern erwirbt fie durch das Arbeiten. Beide Merk. 
male der von uns abgelehnten Darſtellungsart beſagen alſo das gleiche. Mit der Zu⸗ 
gehörigkeit zu einer ſozialen Klaſſe trägt man unnötigerweiſe eine ablehnenswerte 
politiſche Vorſtellung in die Betrachtung hinein und entfernt ſich von der Lebens- 
wirklichkeit und von der einfachſten möglichen rechtlichen Betrachtungsweiſe. Wo das 
Geſetz beiſpielsweiſe die „Arbeiter“ als verſicherungspflichtig bezeichnet, meint es 
nichts weiter, als daß ein Menſch in einem Arbeitsverhältnis ſteht, in dem er mit 
Arbeitertätigkeiten beſchäftigt wird; erſt aus dieſem Verhältnis leitet ſich für ihn 
die Eigenſchaft als Arbeiter her. 


Die Menſchen, bei denen Tatbeſtände vorliegen, die verſicherungspflichtig machen 


oder zur freiwilligen Verſicherung berechtigen, laſſen ſich in folgende Gruppen 
ordnen: 


1. Arbeiter begegnen uns als Verſicherte in allen Verſicherungszweigen mir 
Ausnahme der Angeſtelltenverſicherung; für die Rentenverſicherung gehören fie in 
die Invalidenverſicherung. Mit ganz geringen Ausnahmen find die Arbeiter ver- 
ſicherungspflichtig (SS 165, 544, 922, 1226 RVO; 88 15, 28, 101 RKnGG; 8 69 Arbl- 
VG); eine Sahresarbeitsverdienft-Obergrenze beſteht für fie nicht. Entſcheidend für 
die Zugehörigkeit iſt, ob jemand als Arbeiter arbeitet, mag er auch im übrigen ſeiner 
Lebenslage, feinem Stand oder feinem Beruf nach nicht als Arbeiter anzuſprechen 
ſein. Der vom Geſetz vorausgeſetzte Tatbeſtand iſt dann gegeben, wenn jemand in 
einem gegenwärtigen Arbeitsverhältnis Arbeiten von der Art zu verrichten hat, die 
als Arbeiter⸗Arbeiten angeſehen werden. Ihre beſondere Art unterſcheidet dieſe 
Arbeiten von denen ſonſtiger Beſchäftigter, insbeſondere von denen der Angeſtellten 
So ſchwierig die Abgrenzung in Leben und Lehre iſt, kommt man doch meiſt mit der 
Formel durch, daß der Arbeiter vorwiegend Handarbeit, körperliche Arbeit leiſtet, 
während bei der Angeſtelltenarbeit die geiſtige Tätigkeit, die Kopfarbeit, überwiegt; 
„Arbeiter der Fauſt“ und „der Stirn“ laſſen ſich unterſcheiden. Für gewiſſe Zweifels. 
fälle bietet $ 193 AVG eine Auskunft, wonach für die Zugehörigkeit zur Renten⸗ 
verſicherung der Arbeiter oder der Angeſtellten die ſchriftlich einzuholende gemeinſame 
Erklärung des Arbeitnehmers und Arbeitgebers maßgeblich iſt. Die Vornahme einer 
Verrichtung, die ihrer Art nach Arbeiter ⸗Arbeit iſt, macht zum verſicherungspflichtigen 
Arbeiter nur dann, wenn ſie nicht felbſtändig, im eigenen Rechtsbereiche vollzogen, 
ſondern einem anderen Rechtsträger, dem Anternehmer oder Arbeitgeber geleiſtet 
wird. Durch das Arbeiten im fremden Rechtsbereich und an fremden Arbeitsgegen⸗ 
ſtänden wird der Tätige abhängig vom Arbeitsherrn. Stets entſteht eine per- 
ſönliche Abhängigkeit, weil bei der Eigenart der Arbeit als zeitgebundenen Vorgangs 
der arbeitende Menſch gezwungen iſt, während der ganzen Dauer des Vorgangs am 
Arbeitsorte zu weilen, feine Arbeitskraft und Perſönlichkeit einzuſetzen, Weiſungen 
des Arbeitsherrn zu befolgen und Einflüſſe des Arbeitsvorgangs und der Arbeits. 
umgebung zu dulden. Hinzutreten kann wirtſchaftliche Abhängigkeit des Arbeitender 
vom Arbeitgeber Für die Verſicherungspflicht der Arbeiter kommt es nicht darauf 
an, ob die Arbeit im „Hauptberuf“ oder nur nebenbei verrichtet wirt. Wohl aber 
muß das ausſchlaggebende Arbeitsverhältnis gegenwärtig fein; innerhalb des 
Zeitraums der Verſicherungspflicht muß in regelrechter Verteilung eine tatſächliche 
Beſchäftigung ſtattfinden oder doch der Arbeiter dem Anternehmer rechtlich und 
wirklich zur Verfügung ſtehen; kurze oder planmäßige Anterbrechungen der Arbeit 
heben das Arbeitsverhältnis und die Verſicherungspflicht nicht auf. Das Verhältnis 
zwiſchen Arbeiter und Unternehmer, an das die Verſicherungspflicht ſich knüpft, iſt 
in der Regel bürgerlich- rechtlich, durch Arbeitsvertrag oder privatrechtsgeſtaltenden. 
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Staatsakt (Zwangseinſtellung der Schwerbeſchädigten) begründet. Die Beſchäftigung 
muß erlaubt fein; verſtößt die Arbeitstätigkeit gegen ein geſetzliches Verbot oder 
gegen die guten Sitten, ſo entſteht keine Verſicherungspflicht, wohl aber dann, wenn 
nur der Zweck, den der Anternehmer mit der Hinnahme der Arbeit verſoigt, fitten- 
widrig iſt oder der Anternehmer ein Verbot verletzt, das einſeitig ihn trifft (etwa 
eine Arbeiterſchutzvorſchrift). Bürgerlich rechtliche Gültigkeit des Arbeitsvertrages 
oder der Zwangseinſtellung iſt nicht Vorausſetzung der Verſicherungspflicht; es 
genügt — als Ausnahme — ein nur tatſächlich begründetes Beſchäftigungsverhältnis. 
Auch kann das Beſchäftigungsverhältnis für den zu Verſichernden nur mittelbar 
begründet ſein, durch die auf ihn erſtreckte Verpflichtung eines anderen (die Frau des 
Pförtners iſt mittelbare Arbeiterin des Grundſtücksbeſitzers). Die Tätigkeit des 
Arbeiters muß rechtlich ſreiwillig übernommen ſein. Arbeit auf Grund 
familienrechtlicher Verpflichtung, ſtaatsbürgerlicher Pflicht oder beſonderen öffentlich- 
rechtlichen Gewaltverhältniſſes (Geſangenenarbeit) macht nicht verſicherungspflichtig. 
Treten Kinder zu ihren Eltern über die familienrechtliche Verpflichtung (8 1617 
BGB) hinaus in ein Arbeitsverhältnis, fo löſt dieſes Verſicherungspflicht aus. 
Hingegen begründet Beſchäftigung eines Ehegatten durch den anderen niemals Ver- 
ſicherungspflicht (§S 159 RVO, 8 8 AVG; die Anfallverſicherung der Betriebsunter- 
nehmer erſtreckt ſich jedoch auf deren Ehegatten, 8$ 548, 550, 551, 922, 1058 bis 1062 
RVO). Je nach der Art der von ihnen geleifteten Arbeit find grundſätzlich nicht nur 
bürgerlich - rechtlich Beſchäftigte, ſondern auch öffentliche Beamte verſicherungspflichtig: 
Beamte können alſo für das Sozialverſicherungsrecht „Arbeiter“ ſein. Indeſſen 
genießen die Beamten mit Rückſicht auf ihre geſicherte Lebensſtellung in weitem 
Amfang Verſicherungsfreiheit oder die Möglichkeit der Befreiung auf Antrag. 


Die Arbeitertätigkeit (und ebenſo die Angeſtelltentätigkeit) macht nicht unter allen 
Amſtänden verſicherungspflichtig, ſondern in der Kranken., Renten-, Knappſchafts. 
und Arbeitsloſenverſicherung regelmäßig nur, wenn ſie gegen Entgelt ausgeübt 
wird (88 165, 1226 RVO). In der Anfallverſicherung hingegen kommt es auf Ent- 
geltlichkeit des Arbeitsverhältniſſes nicht an. Der Krankenverſicherungspflicht unter. 
liegen auch unentgeltlich beſchäftigte Lehrlinge. Entgelt im Sinne der Reichsver 
ſicherung iſt jede (Ausnahme: gewiſſe Weihnachtszuwendungen; Gef. v. 23. 12. 1936) 
vermögenswerte Gegenleiſtung für die abhängige Arbeit: Lohn, Gehalt (oder wie fir 
ſonſt genannt ſein mögen), Gewinnanteile, Sach und andere Bezüge, mögen fie vom 
Arbeitgeber oder von einem Dritten gewährt werden ($ 160 RVO, S 2 AVG); auch 
bloße Gelegenheit zur Erzielung von Einnahmen gehört hierher. Sachbezüge werden 
zu einem Durchſchnittswert angerechnet, den die Verſicherungsbehörden feſtſetzen. 


Den Arbeitern rechtlich gleichgeſtellt find verſchiedene Gruppen von Menſchen, 
die tatſächlich gleichartige oder ganz ähnliche Arbeiten leiſten, die aber in den Geſetzen 
beſonders genannt werden. So die Geſellen; das find handwerklich tätige oder 
wenigſtens handwerklich vorgebildete Arbeiter (SS 165, 544, 1226 RVO). Die 
Gehilfen ($$ 165, 544) greifen in die Gruppe der Angeſtellten hinüber; fie find im 
S 1226 RWoO nur inſoweit der Invalidenverſicherung zugeſchieden, als fie nicht wegen 
angeſtelltenartiger Arbeit dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz unterſtehen. Die Haus ; 
gehilfen und »gehilfinnen verrichten ebenfalls einfache, vorwiegend körperliche 
Arbeiten und find von den Hausangeſtellten zu unterſcheiden; fie folgen verſicherungs. 
rechtlich den Arbeitern (88 165, 1226, in der Krankenverſicherung mit den Befonder- 
heiten der 88 435 bis 440), fallen aber für die Anfallverſicherung aus, weil der Haus- 
halt als ſolcher nicht zu den unfallverſicherten Betrieben gehört. Die Lehrlinge 
rechnen je nach der Art der Tätigkeit, zu der ſie ausgebildet werden, zu den Arbeitern 
oder zu den Angeſtellten (8$ 165, 544, 1226). Den Arbeitern zuzurechnen und wie dieſe 
verſicherungspflichtig find die Seeleute (mit Beſonderheiten in der Krankenver. 
ſicherung, 88 476 bis 493 b RWO) und die Beſatzungen der Bin nenwaſſer ⸗ 
fahrzeuge, abgeſehen von den Schifſsführern, Schiffsoffizieren und ſonſtigen 
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Schiffahrtsangeſtellten (SS 165, 1046 ff., 1226). — Für die Arbeitslofenver- 
ſicherung find Hausgehilfinnen, die meiſten Lehrlinge und alle land. und forft- 
wirtſchaftlichen Beſchäftigungen verſicherungsfrei (SS 70 ff. Arbl VG). 


2. Die Angeſtellten bilden die zweite Hauptgruppe der Verſicherten, wiederum 
in allen Verſicherungszweigen, hier mit Ausnahme der Invalidenverſicherung; ihre 
Verſicherungspflicht iſt nach oben durch den Jahresarbeitsverdienſt von 3600 Reichs- 
mark in der Krankenverſicherung, 7200 Reichsmark in der Angejtellten- und Arbeits. 
loſenverſicherung begrenzt (88 165, 544, 922, 1046 RVO, SS 1, 3 AVG, S8 15, 28 
RKENG,$ 69 Arbl VG). Angeſtellter iſt, wer in einem perſönlich abhängig machenden, 
gegenwärtigen Arbeitsverhältnis Arbeit vorwiegend geiſtiger Art zu verrichten hat; 
wegen des Erlaubtſeins, der rechtlichen Freiwilligkeit der Arbeit und wegen de? 
Entgelts gilt dasſelbe wie bei den Arbeitern (oben 1). Anfallverſicherungspflichtig 
find ſchlechthin alle Angeſtellten in unſallverſicherten Betrieben, angeſtelltenverſiche⸗ 
rungspflichtig ebenfalls alle Arten von Angeſtellten. Daß im 3 1 AWG die wichtigſten 
Gruppen der Angeſtellten beiſpielsweiſe aufgezählt find und daß der Reichsarbeits. 
miniſter die Berufsgruppen der Angeſtellten noch näher bezeichnen kann und bezeichnet 
hat (Beſtimmung von Berufsgruppen der Angeſtelltenverſicherung vom 8. März 1924 / 
4. Februar / 15. Juli 1927, RGBl. IJ 1924 S. 274, 1927 S. 58, 222), dient nur der 
Verdeutlichung. Krankenverſicherungspflichtig find nicht alle Arten von Angeſtellten, 
ſondern nur die im § 165 Abſ. 1 Nr. 2, 3, 4, 5, 6, 7 RVO aufgeführten Gruppen, 
mithin nicht Angeſtellte in höherer und leitender Stellung. 


3. Hausgewerbetreibende find lrechtlich) ſelbſtändige Gewerbetreibende, 
die in eigenen Betriebsſtätten im Auftrag und für Rechnung anderer Gewerbe⸗ 
treibender gewerbliche Erzeugniſſe herftellen oder bearbeiten (8 162 RVO, mit 
einigen Erweiterungen), die aber wirtſchaftlich zu ſchwach ſind, um ſelbſt auf den 
Alb ſatzmarkt treten zu können.“) Sie unterliegen der Verſicherungspflicht in der 
Krankenverſicherung, wenn nicht ihr regelmäßiges Jahreseinkommen 3600 Reichs- 
mark überſteigt (8 165 a RVO; mit Beſonderheiten: SS 466 bis 475 a), und obne 
Einkommensgrenze in der Invalidenverſicherung (8 1226); in der Anfallverſicherung 
können fie durch Satzung verſicherungspflichtig gemacht werden (8 548). 


4. Auch ſonſt find Selbſtändige oder Anternehmer mit Rüdficht auf wirtichait- 
liche Schwäche und ſozialpolitiſche Schutzbedürftigkeit in den Kreis der Verſicherten 
einbezogen. Krankenverſicherungspflichtig ſind Lehrer und Erzieher ohne Angeſtellte 
ſowie Artiſten mit Jahreseinkommen unter 3600 RM (S 165 a RWO; G. über die 
Verſicherung der Artiſten vom 13. Januar 1938, RGBl. 1 S. 33). Der Kranken- 
verſicherung können kleine Gewerbetreibende und andere Betriebsunternehmer frei- 
willig beitreten (8 176 RVO). Die See⸗Anfallverſicherung erſtreckt ſich auf mit⸗ 
arbeitende Anternehmer von Kleinbetrieben der Seeſchifſahrt, der Seefiſcherei und 
der Küſtenfiſcherei (8 1058). Die Anfallverſicherungspflicht kann auch ſonſt auf 
Anternehmer erſtreckt werden (S8 548, 922, 923, 1043, 1059). Artiſten uſw. gelten 
für die Anfallverſicherung als Angeſtellte und find demnach verſicherungspflichtig, auch 
wenn fie im Werkvertrag tätig werden und deshalb rechtlich Unternehmer find ($ 545). 
Freiwillige Unfall-Selbftverfiherung iſt Anternehmern in weitem Umfang geſtattet 
(SS 550, 922, 1061). In die Rentenverſicherung der Arbeiter können Reichsdeutſche 
bis zum vollendeten vierzigſten Lebensjahr freiwillig eintreten ($ 1243); auch kann 
die Verſicherungspflicht auf kleine Gewerbetreibende und andere Vetriebsunter. 
nehmer erſtreckt werden ($ 1229). Die Rentenverſicherung der Angeſtellten kennt freı- 
willigen Eintritt Nichtverſicherungspflichtiger ($ 21 AVG) und Verſicherungspflicht 
ſelbſtändiger Lehrer, Erzieher, Artiſten ($ 4), Mufiker, Hebammen und Krankenpfleger 
ohne Angeſtellte ($ 6 AVG mit Verordnungen vom 8. Oktober 1929 und 14. März 
1932; RGBl. I 1929 S. 151, 1932 S. 142). 


7) Mit ne Angleichung der ſozialverſicherungsrechtlichen Vorſchriften über die in 
Heimarbeit Beſchäftigten an die des Geſetzes über die Heimarbeit dürfte zu rechnen ſein. 
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5. Endlich nimmt die Reichsverſicherung in den Kreis ihrer Verſicherten noch ver- 
ſchiedene Gruppen auf, bei denen ebenfalls Tatbeſtände vorliegen, die eine 
Beteiligung ſozialpolitiſch angezeigt erſcheinen laſſen, die aber für das Geſamtbild 
nebenſächlich ſind und auf die deshalb hier nicht eingegangen werden ſoll. In Betracht 
kamen früher Soldaten und Schutzpolizeiangehörige für die Rentenverſicherungen, 
Arbeitsdienſtwillige des Freiwilligen Arbeitsdienſtes für Anfallverſicherung und Auf ⸗ 
rechterhaltung der Anwartſchaft in der Rentenverfiherung und kommen noch letzt 
unterſtützte Arbeitsloſe für die Krankenverſicherung (88 117 ff. des Geſetzes Über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung; für die Rentenverſicherungen iſt 
die Zeit des Anterſtützungsbezugs jetzt Erſatzzeit zur Aufrechterhaltung der Anwart⸗ 
ſchaft, 8 1267 Abſ. 1 Nr. 5 RWO, $ 32 AVG, 8 44 RKnG). Die Anfallverſicherung 
kommt den mitrettenden Mitgliedern ſolcher Vereine zugute, die ſich der Hilfe bei 
Feuersnot oder anderen Anfällen widmen (8 544 a RWO), ja ſogar den frei- 
willigen Lebensrettern (8 553 a). Eine beſonders geartete Erweiterung des Kreiſes 
der Verſicherten ſtellt es dar, daß der überlebende Ehegatte eines (pflichtmäßig oder 
freiwillig) Krankenverſicherten freiwillig das Verſicherungsverhältnis fortſetzen kann 
(S 313 Abſ. 4 RWO). Ein ſelbſtändiges Kranken- oder Anfallverſicherungsverhältnis 
können mittätige Familienangehörige des Unternehmers freiwillig begründen (8S 176, 
551, 922, 1062 RVO). Schließlich können in der Anfallverſicherung gewiſſe Perſonen, 
die mit dem Betrieb zu tun haben, ohne darin beſchäftigt zu fein, durch den Betriebs- 
unternehmer oder den Leiter des Verſicherungsträgers zur Vermeidung bürgerlich⸗ 
rechtlicher Haſtpflichten verſichert werden (88 552, 922, 1064 RWO]. Die bereits 
erwähnte Möglichkeit freiwilligen Beitritts zur Invaliden oder Angeſtelltenverſiche⸗ 
rung für alle deutſchen Staatsangehörigen verzichtet, abgeſehen vom Alter, auf per. 
ſönliche Merkmale (8 1243 RWO, § 21 AVG). 


V. Die Verſicherungsfälle 

Die Verſicherungsfälle find Wechſelfälle des Lebens, bei deren Eintritt 
oder für deren Dauer Leiſtungen der Verſicherungsträger vorgeſehen ſind. Praktiſch 
ſtellen ſie ſich dar als Störungen des Arbeitslebens, meiſt des Verſicherten, die zu 
einem Ausfall an Lohn oder ſonſtigem Einkommen oder zu einem erhöhten Ausgaben⸗ 
bedarf führen. Rechtlich iſt der Verſicherungsfall nicht die alleinige Vorausſetzung 
des Leiſtungsanſpruchs, wohl aber das entſcheidende Merkmal innerhalb des Tat- 
beſtandes, der. Leiſtungen auslöſt. Bei der Leiſtungsbeſtunmung muß in der Sozial⸗ 
verſicherung typiſiert, nach allgemein paſſenden Geſichtspunkten vorgegangen werden 
(vgl. II 4). Als Verſicherungsfälle werden ſolche Lagen berückſichtigt, die den 
durchſchnittlichen Verſicherten ſozialpolitiſch als ſürſorgebedürftig erſcheinen laſſen. 
Durchweg find nur ſolche Verſicherungsfälle anerkannt, die den Verſicherten in ſeiner 
Perſon oder in der Perſon ſeiner Familienangehörigen treffen; ſür bloße Ver⸗ 
mögensſchäden gewährt die Sozialverſicherung keinen Ausgleich. 

Aus verſicherungstechniſchen Gründen (II 1 d) ſind die Verſicherungsfälle auf die 
Verſicherungszweige aufgeteilt. Doch beſtehen Zuſammenhänge, die es 
geboten erſcheinen laſſen, zunächſt einen Aberblick über die wichtigſten 
einzelnen Verſicherungsfälle zu geben. 


1. Krankheit — ein außergewöhnlicher körperlicher oder geiſtiger Zuſtand, deſſen 
Eintritt die Notwendigkeit einer Heilbehandlung oder die Arbeitsunfähigkeit des 
Betroffenen oder beides zur Folge hat — iſt Verſicherungsfall der Krankenverſiche. 
rung (SS 182, 205 RVO), Leiſtungsvorausſetzung für freie ärztliche Behandlung 
bei Rentnern der knappſchaftlichen Penſionsverſicherung ($ 58 RK nG) und in der 
beſonderen Art ihrer Entſtehung als Berufskrankheit Verſicherungsfall der Anfall - 
verſicherung (88 547, 922, 1057 a RVO mit der Dritten Verordnung über Aus- 
dehnung der Anfallverſicherung auf Verufskrankheiten vom 16. Dezember 1936, 
RGBl. 1 S. 1117). Anerheblich für die Krankheit im Sinne des Reichsverſicherungs - 
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rechts iſt die mediziniſche Krankheitsurſache und die Einheit des mediziniſchen Krank- 
heitsbildes; ändert die Krankheit während eines Verſicherungsfalls ihr mediziniſches 
Weſen oder tritt eine neue Krankheit hinzu, ſo bleibt ſie rechtlich doch ein und die⸗ 
ſelbe. Krankheit kann auch im Gefolge eines Betriebsunfalls auftreten und begründet 
dann den Anſpruch auf unfallverſicherungsrechtliche Krankenbehandlung (88 558 ff., 
930, 1065 RVO). Hier und bei der Berufskrankheit überſchneiden ſich die Ver. 
fiche rungsfälle der Kranken- und der Anfallverſicherung; die beiderſeitigen Leiſtungen 
greifen ineinander. 


2. Schwangerſchaft, Niederkunft, Wochenbett, Stillzeit 
find gemeinſam Verſicherungsfall der Krankenverſicherung (als ſogenannter Mutter- 
ſchaftsverſicherung, 88 195 a, 205 a RVO) Sie find nicht Krankheit, da fie im weib- 
lichen Lebensplane liegen und keine außergewöhnlichen Zuſtände find. Schwanger⸗ 
ſchaftsbeſchwerden nähern ſich begrifflich der Krankheit, werden aber durch die 
Leiſtungen der Wochen. (Familienmochen-) Hilfe mit abgegolten. 


3. Minderungen der Erwerbsfähigkeit bilden in verſchiedener Form 
Verſicherungsfälle oder Tatbeſtandsſtücke von Verſicherungsfällen. Immer iſt dann 
die Erwerbsfähigkeit herabgeſetzt, nämlich die perſönliche, körperliche und geiſtige 
Fähigkeit, durch erlaubte Arbeit Güter zu erwerben. Die Minderung kann in ver⸗ 
ſchiedenem Grad auftreten und verurſacht ſein in der Perſon des Betrofſenen durch 
objektive Verminderung ſeiner Arbeitskraft (bei Krankheit, Verletzung, Gebrechlichkeit, 
Verſchlimmerungsgefahr uſw.) oder in den Verhältniſſen des Arbeitsmarktes durch 
verminderte Verwertbarkeit der Arbeitskraft, hier infolge Aberangebots höherwertiger 
Arbeitskraſtträger oder infolge ſtörender Eigenſchaften, die dem Betroffenen trotz 
ausreichend vorhandener Arbeitskraft anhaften. Bei der Beurteilung der verbliebenen 
Erwerbsfähigkeit ergeben ſich Anterſchiede, je nachdem, ob auf die bisherige Erwerbs. 
tätigkeit des Betroffenen oder auf alle denkbaren Tätigkeiten abgeſtellt wird. Ent⸗ 
ſprechend den verſchiedenen Möglichkeiten werden für die Minderung der Erwerbs. 
fähigkeit verſchiedene Bezeichnungen angewendet. In der Krankenverſicherung iſt 
Arbeits unfähigkeit Vorausſetzung des Anſpruchs auf Krankengeld; fie iſt 
der einfache und volle Gegenſatz zur Arbeitsfähigkeit und wird anerkannt bei einer 
Minderung um etwa drei Fünftel, wobei nur auf die bisherige Erwerbstätigkeit 
abgeſtellt wird. In der Anfallverſicherung gibt Er werbs unfähigkeit als 
Folge von Anfall oder Beruſskrankheit Anſpruch auf Rente oder Krankengeld. Für 
die Rentenbemeſſung wird fie abgeſtuft nach Graden, die dem Maße der Einbuße an 
Erwerbsfähigkeit entſprechen; bei der Beurteilung wird nicht nur die letzte Beſchäfti⸗ 
gung vor dem Verſicherungsfall, ſondern die verbliebene Fähigkeit des Verſicherten 
berückſichtigt, überhaupt einem Erwerb durch abhängige Arbeit nachzugehen. In⸗ 
validität als Verſicherungsfall der Rentenverſicherung der Arbeiter kennt keine 
Abſtufungen und iſt gegeben, wenn der Verſicherte nicht mehr imſtande iſt, durch eine 
Tätigkeit, die feinen Kräften und Fähigkeiten entſpricht und ihm unter billiger Berück- 
ſichtigung feiner Ausbildung und feines bisherigen Beruſs zugemutet werden kann, ein 
Drittel deſſen zu erwerben, was körperlich und geiſtig geſunde Perſonen derſelben Art 
mit ähnlicher Ausbildung in derſelben Gegend durch Arbeit zu verdienen pflegen (8 1254 
RWO). Der entſprechende Verſicherungsfall der Rentenverſicherung der Angeſtellten 
iſt (auch für Handwerker und ſonſtige in die Verſicherung einbezogene Selbſtändige) 
die Berufsunfähigkert, die vorliegt, wenn die Arbeitsſähigkeit auf weniger 
als die Hälfte derjenigen eines körperlich und geiſtig geſunden Verſicherten 
von ähnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntniſſen und Fähigkeiten herab- 
geſunken iſt (8 27 ABG). Das Minderungsmaß iſt hier für den Verſicherten 
günſtiger, und überdies wird nur auf ſeinen (bisherigen) Beruf Bezug genommen 
(8 26 Nr. 1 AVG), während die Invalidenverſicherung berufliche Amſtellung verlangt 
(feine Standesinvalidität, außer bei der invaliden Witwe des Verſicherten, 8 1256 
RVO). Berufs unfähigkeit heißt auch der Verſicherungsfall der knappſchaft⸗ 
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lichen Penſionsverſicherung der Arbeiter, der zur Invalidenpenſion führt und vorliegt. 
wenn der verſicherte Arbeiter inſolge von Krankheit oder anderen Gebrechen oder 
Schwäche ſeiner körperlichen oder geiſtigen Kräſte weder imſtande iſt, die von ihm 
bisher verrichtete knappſchaftliche Tätigkeit noch andere im wefentlichen gleichartige 
und wirtſchaftlich gleichwertige Tätigkeiten von Perſonen mit ähnlicher Ausbildung 
ſowie gleichwertigen Kenntniſſen und Fähigkeiten in knappſchaftlich verſicherten 
Betrieben auszuüben ($ 35 RKnG); der Volksmund nennt das Bergfertigkeit. 


4. Betriebsunfall, der hauptſächliche Verſicherungsfall der Anfallverſicherung, 
iſt ein plötzliches, in einen verhältnismäßig kurzen Zeitraum (Arbeitsſchicht) ein - 
geſchloſſenes Ereignis, das von dem verſicherten Betrieb (ſamt gewiſſen Erweite⸗ 
rungen) ausgeht und einen Körperſchaden zur Folge hat, der ſich in Körperverletzung 
oder Tötung, wenn auch erſt ſpäter, zeigt (88 555, 930, 1065 RO); der Körper- 
ſchaden kann zu langdauernder Erwerbsunfähigkeit führen. Die Art der Verurſachung 
ſpielt beim Betriebsunfall eine größere Rolle als bei den anderen Verſicherungs⸗ 
fällen und unterſcheidet die Anfallverſicherung von der Kranken. und der Renten- 
verſicherung bei ſonſt gleichem äußeren Tatbeſtand. 


5. Der Tod iſt in allen Reichsverſicherungszweigen Verſicherungsfall, der zu An⸗ 
ſprüchen der Hinterbliebenen des Verſicherten auf Sterbegeld (Krankenverſicherung, 
SS 201 ff.; Anfallverſicherung, 88 586, 930, 1065 RVO), Beſtattungshilfe (8 59 
Rn) und Hinterbliebenenrenten (Invalidenverſicherung, 88 1255 ff. RVO; 
Angeſtelltenverſicherung, 8 28 AVG; knappſchaftliche Penſionsverſicherung, SS 38 ff. 
Nn; Anfallverſicherung, SS 586, 588 ff., 930, 1065 RVO) führt. 


6. Der Verficherungsfall der Arbeitsloſenverſicherung har 
keinen kurzen techniſchen Namen. Von den anderen Verſicherungsfällen unterſcheidet 
er ſich dadurch, daß von der Arbeitsloſigkeit zwar auch die Perſon des Verſicherten 
getroffen wird, aber aus Gründen, die gerade nicht von ihm, ſondern von der 
allgemeinen Wirtſchafts⸗ und Arbeitsmarkt- Lage ausgehen. Nicht Ausfall, ſondern 
Anverwertbarkeit der Arbeitskraft iſt hier vorausgeſetzt, und die ſubjektive, durch 
eigenes Verhalten herbeigeführte Nichtbeſchäftigung iſt gerade nicht Verſicherungsfall 
Die Abgrenzung der objektiv bedingten Arbeitsloſigkeit macht große geſetzestechniſche 
Schwierigkeiten. Nach geltendem Recht hat Anſpruch auf Arbeitsloſenunterſtützung 
nur, wer arbeitsfähig und arbeitswillig, aber unfreiwillig arbeitslos iſt, überdies die 
Anwartſchaftszeit erfüllt und den Anſpruch auf Arbeitsloſenunterſtützung noch nicht 
erſchöpft hat (8 87 Arbl BG); nach einem Anterſtützungsbezug von 36 Tagen tritt die 
weitere Vorausſetzung der Hilfsbedürftigkeit hinzu (VO vom 3. Juni / 22 Dezember 
1937, RGBl. I S. 616, 1410; nach der letztbezeichneten Verordnung iſt die Bezugs- 
dauer zur Zeit unbeſchränkt). Von den aufgeführten Merkmalen iſt Arbeitsfähigkeit 
das Gegenbild der Invalidität (oben in 3); im übrigen muß auf die näheren geſetz⸗ 
lichen Vorſchriften (SS 88 ff. Arbl VG) verwieſen werden. 


VI. Die einzelnen Derficherungszweige 
A. Die Krankenverſicherung 


Die häufig auftretenden, meiſt bald vorübergehenden Verſicherungsfälle des täglichen 
Lebens — Krankheit ohne oder mit Arbeitsunfähigkeit, Niederkunft, Tod — ſind der 
Krankenverſicherung zugewieſen. Verſicherungstechniſch erfordert ſie verhältnismäßig 
kleine und zahlreiche Verſicherungsträger, die dank ihrer örtlichen Vece. 
teilung für die Beteiligten leicht erreichbar find, deren Geſtaltung Rüdfihtnabme auf 
die Bedürfniſſe beſtimmter Stände oder Wirtſchaftszweige ermöglicht und innerhalb 
deren ſich Zuſammengehörigkeits. und Verantwortungsbewußtſein der Beteiligten 
entwickeln kann. Solche Träger ſind die Krankenkaſſen. Einzeln ſind ſie aber nicht 
allen Bedürfniſſen der Krankenverſicherung gewachſen. Deshalb iſt neben ihnen iin 
Aufbaugeſetz die Landesverſicherungsanſtalt, von Haus aus Trägerin der Invaliden- 
verſicherung, zur Trägerin gewiſſer Gemeinſchaftsaufgaben der Krankenverſicherung 
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gemacht, die zweckmäßig für ihren Bezirk gemeinſam durchgeführt werden (Ab. 
ſchnitt II Art. 2 8 1). 

Gemeinſchaftsaufgaben ſind nach der Dritten Aufbauverordnung: 1. der 
Betrieb von Heilanſtalten, Erholungs. und Geneſungsheimen und ähnlichen Einrich- 
tungen, 2. die Durchführung der vorbeugenden Geſundheitsfürſorge ſowie die Beteili- 
gung an den Aufgaben der Bevölkerungs. und Geſundheitspolitik, 3. die Regelung 
des vertrauensärztlichen Dienſtes, 4. die gemeinſame Verwaltung der Rücklagen der 
Krankenkaſſen, 5. die Verwaltung der Gemeinlaſt für den Bezirk der Landesver- 
ſicherungsanſtalt, 6. die Prüfung der Geſchäfts⸗, Rechnungs- und Betriebsführung 
der Krankenkaſſen und Kaſſenverbände. 

Träger der Krankenverſicherung find im allgemeinen die Krankenkaſſen. Dieſe 
haben überdies für die Landesverſicherungsanſtalten die örtlichen Aufgaben der 
Invalidenverſicherung durchzuführen (Abſchnitt II Art. 3 SE 1, 2 AufbG). In An- 
paſſung an die Bedürfniſſe der verſchiedenen Wirtſchaftszweige und Lebenskreiſe 
gibt es mehrere Arten von Krankenkaſſen (88 225 ff. RVO): 


Ortskrankenkaſſen für örtliche Bezirke, errichtet vom Gemeindeverband als 
Sammelbecken der nicht von anderen Kaſſenarten erfaßten Verſicherten, vorwiegend 
der gewerblichen Arbeiter — meiſt als Allgemeine Ortskrankenkaſſen, hier und da als 
beſondere Ortskrankenkaſſen noch beſtehend für einzelne Gewerbezweige oder Be⸗ 
triebsarten oder allein für Verſicherte eines Geſchlechts (vgl. Zehnte Aufb V); 


Landkrankenkaſſen, cbenfalls für örtliche Bezirke vom Gemeindeverband 
errichtet, für die in der Landwirtſchaſt (einſchließlich der bäuerlichoͤn Wirtſchaft) und 
im Wandergewerbe Beſchäftigten ſowie für die Hausgehilfen; 
Betriebskrankenkaſſen, errichtet von den Anternehmern einzelner großer 
Betriebe für die darin Beſchäftigten; 


Innungskrankenkafſen, getragen von einer oder mehreren Handwerker- 
innungen (Handwerksverordnung vom 15. Juni 1934, RGBl. I S. 493) und beſtimmt 
für die Beſchäftigten der angehörigen Betriebe (Abergangsvorſchriften in der Sechſten 
Aufbauverordnung); 


die See-Krankenkafſe (8 476 RWO), eine Abteilung der Seekaſſe, die ihrer. 
ſeits eine Anſtalt der See⸗Berufsgenoſſenſchaft ift, beſtimmt für die Krankenverſiche⸗ 
rung der Arbeiter und Angeſtellten der Seefahrt, wobei die Leiſtungen im Inland 
auftragsweiſe von der nächſterreichbaren Allgemeinen Ortskrankenkaſſe gewährt 
werden, während im Ausland der Reeder Krankenfürſorge zu gewähren hat 
(S8 483, 480); 

Erſatzkaſſen (88 503 ff. RVO, Abſchnitt II Art. 3 S 4 AufbG, XII. und 
XV. Aufb ), die aus privatrechtlichen Einrichtungen hervorgegangen find und bei 
Erfüllung gewiſſer Vorausſetzungen weiterhin derart zugelaſſen werden können, daß 
die Verſicherung bei ihnen von der Verſicherungspflicht bei einer Krankenkaſſe befreit; 
die Reichsknappſchaft, der die Durchführung der Krankenverſicherung für 
Bergleute neben ihren anderen Aufgaben zukommt. 


Während die Krankenkaſſen (im weiteſten Sinne) die Krankenverſicherung gewifler- 
maßen an der Front durchführen, Beiträge erheben, Leiſtungen gewähren und mit 
den Verſicherten und Anternehmern in unmittelbarſte Berührung kommen, ſtehen 
hinter ihnen die Landes verſicherungsanſtalten als Träger der Gemein- 
ſchaftsaufgaben der Krankenverſicherung. Für dieſe haben ſie eine beſondere Abteilung 
und innerhalb des Beirats einen Ausſchuß zu bilden ($ 24 Abſ. 2 der Fünften Aufb V). 
Sie ſind mit den Krankenkaſſen in der Weiſe organiſch verbunden, daß die Kaſſen 
ihren Weiſungen unterſtehen, ſoweit es ſich um die Gemeinſchaftsaufgaben und über. 
dies um die Durchführung örtlicher Aufgaben der Invalidenverſicherung handelt, daß 
das Verſicherungsamt die Aufſicht über die Krankenkaſſen in Bindung an Weiſungen 
des Leiters der Landesverſicherungsanſtalt auszuüben hat und daß der Leiter und 
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Geſchäftsführer für Ortskrankenkaſſen vom Leiter der Landesverſicherungsanſtau 
ernannt wird (Abſchnitt II Art. 3 SS 3, 5, Art. 7 8 2, Abſchnitt IVS 2 AufbG). So 
ſichert die Landesverſicherungsanſtalt eine Verbindung und Zuſammenarbeit der 
Krankenkaſſen eines größeren Bezirks. 


Als Vindeglieder beſtehen außerdem Kaſſen verbände ($ 406 ff. RVO). zu 
denen die Krankenkaſſen ſich freiwillig zuſammenfinden können, und Reichsverbände, 
zu denen als Körperſchaften des öffentlichen Rechts alle Kaſſen einer Art geſetzlich 
zuſammengeſchloſſen find (88 414 ff. RO). 


Jede Krankenkaſſe hat ihren Kreis von Verſicherten, deſſen Abgrenzung ſich aus 
dem perſönlichen Amfang der Sozialverſicherung (IV) und dem ſachlichen und örtlichen 
Wirkungsbereich der Kaſſen ergibt. Verſicherungspflichtig ſind Arbeiter ohne 
Verdienſtgrenze, Angeſtellte mit Jahresarbeitsverdienſt. Obergrenze von 3600 Reichs⸗ 
mark, Hausgewerbetreibende, Lehrer, Artiſten, Hebammen mit Einkommensgrenze 
von 3600 Reichsmark; Vorausſetzung der Verſicherungspflicht iſt bei Arbeitern 
und Angeſtellten, mit Ausnahme der Lehrlinge, daß ſie für ihre Arbeit ein Entgelt 
erhalten (88 165, 165 a RVO). Verficherungsfrei find vorübergehende Dienft- 
leiſtungen (8 168 RVO mit Vekanntmachung vom 17. November 1913,16. Dezember 
1927, RG Bl. 1913 S. 756, 1927 I S. 343), Beamte, Arzte, Zahnärzte, Lehrer und 
Erzieher im öffentlichen Dienſt uſw., denen Krankenhilfe oder Fortbezug des Dienft- 
einkommens bei Erkrankung in ausreichendem Maße gewährleiſtet iſt (8 169 RVO), 
Perſonen, die zu ihrer wiſſenſchaftlichen Ausbildung für den zukünftigen Beruf gegen 
Entgelt tätig find; Mitglieder geiſtlicher Genoſſenſchaften, Diakoniſſen uſw. (8 172). 
Auf Antrag des Dienſtherrn werden andere Perſonengruppen von der Verſiche⸗ 
rungspflicht befreit, wenn für fie anderweit Vorſorge getroffen iſt (88 170 ff.), 
ferner auf Antrag des Arbeitgebers Lehrlinge im Elternbetrieb und vorübergehend in 
Arbeiterkolonien oder ähnlichen Wohltätigkeitsanſtalten Beſchäftigte ($ 174), auf 
eigenen Antrag Invalidenrentner und bisher Verſicherte, deren Leiſtungsanſpruch 
gegen die Krankenkaſſe erſchöpft iſt und die noch an der gleichen Krankheit leiden 
(8 173). Verſicherungsberechtigt find die (ausnahmsweiſe) verſicherungs⸗ 
freien Beſchäftigten, die Familienangehörigen des Arbeitgebers, die ohne eigentliches 
Arbeitsverhältnis und ohne Entgelt in feinem Betriebe tätig find, Gewerbetreibende 
und andere Betriebsunternehmer, die regelmäßig höchſtens zwei Verſicherungs⸗ 
pflichtige beſchäftigen, Verſorgungsanwärter — ſämtlich, wenn das jährliche Geſamt⸗ 
einkommen 3600 Reichsmark nicht überſteigt. Der Beitritt kann durch Kaſſen 
ſatzung von einer Altersgrenze und von einem ärztlichen Geſundheitszeugnis abhängig 
gemacht werden (8 176). Zur Weiterverſicherung iſt berechtigt, wer nach 
einer gewiſſen Dauer der Krankenverſicherung aus der verſicherungspflichtigen Be. 
ſchäftigung ausſcheidet, ſei es, daß er die Beſchäftigung aufgibt, ſei es, daß er die 
Jahresarbeitsverdienſtgrenze überſchreitet. Auch der überlebende Ehegatte kann die 
Mitgliedſchaft fortſetzen (§S 313). Bei Wohnortwechſel werden Weiterverſicherte der 
für den neuen Wohnort zuſtändigen Kalle überſchrieben (8 313 b). Jede Verſiche⸗ 
rungsberechtigung erliſcht, wenn das regelmäßige jährliche Geſamteinkommen 
7200 Reichsmark überſchreitet (8 178). 


Die Krankenverſicherung eines Verſicherungspflichtigen beginnt mit dem Tage 
des Eintritts in das verſicherungspflichtige Arbeitsverhältnis (8 306 RVO), wenn 
beim verſuchten Beſchäftigungsbeginn nicht völlige Arbeitsunfähigkeit vorliegt. Die 
Mitgliedſchaft Selbſtverſicherungsberechtigter beginnt mit dem Tage des Eingangs 
der Beitrittserklärung bei der Kaſſe, vorbehaltlich der ausnahmsweiſe zuläſſigen 
Zurückweiſung und mit der Beſonderheit, daß für eine beim Beitritt beſtehende 
Krankheit kein Anſpruch auf Leiſtungen gegeben tft ($ 310). Bei Weiterverſicherung 
beginnt keine neue Mitgliedſchaft; iſt jedoch die Weiterverſicherungsanzeige zwar 
friſtgerecht, aber nicht in der erſten Woche nach dem Ausſcheiden aus der Verſiche⸗ 
rungspflicht erſtattet, jo kann der Verſicherte, der in der zweiten oder dritten Woche 
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erkrankt, für dieſe Krankheit keine Leiſtungen verlangen (8 313 Abſ 2). Die Mitglied- 
ſchaft bei einer Krankenkaſſe endet, wenn der Verſicherte (insbeſondere bei Wechſel 
des Arbeitsverhältniſſes) Mitglied einer anderen Krankenkaſſe wird (8 312). Pflicht- 
mitgliedſchaft endet mit dem verſicherungspflichtigen Arbeitsverhältnis oder der 
Aberſchreitung der Verdienſtgrenze (8 165 b). Jedoch bleiben Arbeitsunfähige ſowie 
Schwangere und Wöchnerinnen, die nicht gegen Entgelt arbeiten, Mitglieder, ſolange 
fie Leiſtungsanſprüche haben (S 311). Wer nach längerer Mitgliedſchaft wegen 
Erwerbsloſigkeit ausſcheidet, behält für Verſicherungsfälle in der nächſten Zeit noch 
einen Anſpruch auf die Regelleiſtungen (8 214); für unterſtützte Arbeitsloſe, die 
während des Hauptunterſtützungsbezugs nach 88 117 ff. Arbl VG verſichert find, 
beſteht dieſer Reſtanſpruch nach Wegfall der Hauptunterſtützung. Freiwillige Mit- 
gliedſchaft endet mit Aberſchreitung der Einkommensgrenze, mit dem Austritt und bei 
Säumigkeit in der Beitragsentrichtung (8 314 RWO). 


Obwohl die Mitgliedſchaft Verſicherungspflichtiger mit Eintritt oder Wegfall des 
Tatbeſtandes unmittelbar von Geſetzes wegen beginnt und endet, find Melde ⸗ 
pflichten vorgeſehen, durch deren Erfüllung die Krankenkaſſe vom Beſtand des 
Verſicherungsverhältniſſes Kenntnis erlangt, damit fie die Verſicherung verwaltungs⸗ 
mäßig ordentlich durchführen kann. Die Meldepflichten ſind dem Arbeitgeber auferlegt 
(SS 317 ff. RVO) und durch Strafdrohung geſichert (8 530). 


Leiſtungen (Gegenſtand) der Krankenverſicherung ſind Krankenhilfe, Wochenhilfe, 
Sterbegeld — deren Vorausſetzungen (Verſicherungsſälle) in der Perſon des Ver 
ſicherten eintreten — und Familienhilfe, ausgelöſt durch Ereigniſſe in der Perſon 
eines Angehörigen des Verſicherten. Alle baren Leiſtungen (Geldleiſtungen) der 
Krankenverſicherung werden bemeſſen nach dem Grundlohn (§ 180 RWO), der 
zugleich Bemeſſungsgrundlage der Beiträge iſt. Grundlohn der im Arbeitsverhältnis 
ſtehenden Verſicherten iſt der auf den Kalendertag entfallende Teil des Arbeitsentgelts 
bis zum Höchſtbetrage von 10 Reichsmark; freiwillig Verſicherte, die kein Arbeits. 
entgelt beziehen, werden nach ihren ſonſtigen Einkommensverhältniſſen eingeſtuft 
(vgl. 8 313 a). Den Grundlohn hat die Satzung der Krankenkaſſe feſtzuſetzen, und 
zwar entweder nach dem wirklichen Arbeitsverdienſt der einzelnen Verſicherten oder 
nach Lohnſtufen einheitlich für Verſicherte mit Arbeitsentgelten, die nicht weit aus- 
einanderliegen, oder nach Mitgliederklaſſen für Verſicherte gleicher Tariflohngruppen 
oder Tätigkeitsarten; Anwendung mehrerer dieſer Berechnungsarten nebeneinander 
iſt zuläſſig. 

1. Krankenhilfe wird gewährt bei Krankheit des Verſicherten und kann beſtehen 
aus Krankenpflege, Krankengeld, Krankenhauspflege, Hauspflege und ergänzenden 
Mehrleiſtungen. Sie dauert grundſätzlich ſolange wie die Krankheit, endet aber 
ſpäteſtens nach 26 Wochen (Mehrleiſtung: bis zu einem Jahr, $ 187) Krankengeld.- 
bezugs oder bloßer Krankenpflege (8 183). Veſteht nach der „Ausſteuerung“ die Krank- 
heit weiter, fo kann ſich der Bezug einer Rente aus der Invaliden⸗ oder Angeftellten- 
verſicherung anſchließen (8 1253 RVO, 8 26 AVG). — Meldung, Verhalten und 
Aberwachung der Kranken werden durch die Krankenordnung der Kaffe geregelt (§ 347 
RW); Verſtöße gegen fie oder gegen Verordnungen des behandelnden Arztes 
werden mit Ordnungsſtrafen geahndet (8 529). 


Die Krankenpflege ſetzt mit Beginn der Krankheit ein und umfaßt ärztliche 
Behandlung (ausnahmsweiſe eine bare Erſatzleiſtung, §8 370, 370 a RVO) ſowie 
Verſorgung mit Arznei, Brillen, Bruchbändern und anderen kleineren Heilmitteln; 
ſie muß ausreichend und zweckmäßig ſein, darf jedoch das Maß des Notwendigen nicht 
überſchreiten (8 182). Zur Hintanhaltung unangebrachter Inanſpruchnahme der 
Leiſtung hat der Verſicherte regelmäßig im voraus einen Krankenſchein gegen Gebühr 
zu löſen (SS 187 b, 187 c) und von den Koſten der Arzneien, Heil. und Stärkungs⸗ 
mittel, die nur auf ärztliche Verordnung gewährt werden, einen Teil ſelbſt zu tragen 
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Krankengeld — in Höhe des halben Grundlohnes für jeden Kalendertag (Er- 
höhung als Mehrleiſtung: § 191) — wird gewährt, wenn die Krankheit den Ver. 
ſicherten arbeitsunſähig macht, aber ſtets erſt vom vierten Tage der Arbeitsunfähigkeit 
an (§S 182) Erhält der Verſicherte, insbeſondere als Angeſtellter (8 616 BGB ufm.), 
während der Krankheit Arbeitsentgelt. dann ruht inſoweit fein Anſpruch auf Kranken- 
geld; die Satzung hat für ſolche Verſicherte den Beitrag zu ermäßigen und kann für 
die Zeit nach Wegfall des Arbeitsentgelts das Krankengeld erhöhen ($ 189 Abſ. I 
RVO). Lehrlingen, die kein Entgelt erhalten, wird kein Krankengeld gewährt; die 
Beiträge für fie find entſprechend zu ermäßigen (8 494). 


Krankenhauspflege in Geſtalt von Kur und Verpflegung in einem Kranfen- 
baus tritt nach pflichtmäßigem Ermeſſen der Kaſſe als Erſatzleiſtung an die Stelle von 
Krankenpflege und Krankengeld. In einigen Fällen bedarf es dazu der Zuſtimmung 
des Kranken; immer ſteht ibm die Wahl unter den verfügbaren (S 371) Kranken- 
bäuſern frei (8 184). Hat der Verſicherte bisher Angehörige unterhalten, fo iſt für 
dieſe neben der Krankenhauspflege ein Hausgeld im Betrage des halben Kranken- 
geldes zu gewähren (8 186). 

Hauspflege iſt Hilfe und Wartung durch Krankenpfleger, Krankenſchweſtern oder 
andere Pfleger in der Wohnung des Kranken. Sie wird nach Ermeſſen im Einzelfall 
als Mehrleiſtung oder als Erſatzleiſtung für undurchführbare Krankenhauspflege 
gewährt. Die Kaſſenſatzung kann geſtatten, dafür bis zu einem Viertel des Kranken- 
geldes abzuziehen (8 185). 

Als ergänzende Mehrleiſtungen kommen Heilmittel, Krankenkoſt, Zür- 
ſorge für Geneſende, Hilfsmittel gegen Verunſtaltung und Verkrüppelung nach 
beendigtem Heilverfahren zur Herſtellung oder Erhaltung der Arbeitsfähigkeit und 
Maßnahmen zu individueller Krankheitsverhütung (Erholungsaufenthalte) in Betracht 
(SS 187, 993). 


2. Wochenhilfe erhalten bei Schwangerſchaft, Niederkunft uſw. weibliche Zer- 
ſicherte, die in den letzten zwei Jahren vor der Niederkunft mindeſtens zehn Monate 
bindurch, überdies aber im letzten Jahr vor der Niederkunft mindeſtens ſechs Monate 
hindurch gegen Krankbeit reichsgeſetzlich ver ſichert geweſen find (Schutz gegen willfür- 
liche Herbeiführung der Verſicherung im Bewußtſein des bevorſtehenden Verſiche⸗ 
rungsfalles; durch Geſetz über Wochenhilfe und Geneſendenfürſorge in der Kranken- 
verſicherung vom 28 Juni 1935, RGBl. ] S. 811, find die Rahmenzeiträume um die 
Zeit etwaiger Anterſtützung aus der öffentlichen Fürſorge verlängert). Die 
Wochenhilfe beſteht in Hebammenhilfe, Arznei und kleineren Heilmitteln, nötigen⸗ 
falls auch ärztlicher Behandlung bei der Entbindung und bei Schwangerſchafts⸗ 
beſchwerden, einem einmaligen Entbindungskoſtenbeitrag von regelmäßig 10 Reichs 
mark (Mehrleiſtung: § 195 b), Wochengeld und Stillgeld (8 195 a). Als Regel- 
leiſtung wird das Wochengeld in Höhe des Krankengeldes (mindeſtens 50 Reichs- 
pfennige täglich) für vier Wochen vor und ſechs zuſammenhängende Wochen nach 
der Niederkunft gewährt und für die Zeit vor der Niederkunft auf drei Viertel 
des Grundlohnes erhöht, ſolange die Schwangere keine VBeſchäftigung gegen Entgelt 
ausübt; unter der gleichen Vorausſetzung wird es für zwei weitere Wochen vor der 
Niederkunft gewährt, wenn der Arzt feftitellt, daß die Entbindung vorausſichtlich 
innerhalb ſechs Wochen ſtattfinden wird. Das Stillgeld in Höhe des halben Kranken- 
geldes (mindeſtens 25 Reichspfennige täglich) wird bis zum Ablauf der zwölften 
Woche nach der Niederkunſt gewährt, ſolange die Verſicherte ihr Neugeborenes ſtillt; 
ſtirbt die Mutter, jo werden die verbleibenden Wochen und Stillgeldbeträge an den 
gezahlt, der für den Anterhalt des Kindes ſorgt. Mit dem Stillgeldgenuß kann ein 
erzieheriſcher Hinweis auf den Wert regelmäßigen Aufſuchens von Mütterberatungs: 
ſtellen und ähnlichen Einrichtungen verbunden werden (§ 195 a Abſ. 1 Nr. 4). 

3. Sterbegeld wird beim Tode eines Verſicherten (8 201) und dann gezahlt, 
wenn ein als Kaſſenmitglied Erkrankter nach Ausſteuerung an derſelben Krankheit 
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ſtirbt und bis zum Tode arbeitsunfähig geweſen iſt (S 202). Es beträgt als Regel- 
leiſtung das Zwanzigfache des Grundlohnes, kann aber als Mehrleiſtung erhöht und 
mit einem Mindeſtbetrage feſtgeſetzt werden ($ 204). Das Sterbegeld dient zunächſt 
der Deckung der Beſtattungskoſten und wird an den gezahlt, der die Beſtattung beſorgt 
hat. Ein etwaiger Aberſchuß fällt den Hinterbliebenen in beſonderer geleglidher 
Reihenfolge zu (§ 203). 


4. An Familienhilfe find Familienkrankenpflege für beſtimmte unterhaltg- 
berechtigte Angehörige ($ 205), Familienwochenhilfe für hausſtandteilende weibliche 
Angehörige (S 205 a) als Regelleiſtungen und Familienſterbegeld als Mehrleiſtung 
(S 205 b) vorgeſehen; gewiſſe Mehrleiſtungen find auch in den beiden erſten Fällen 
zuläſſig. Die Leiſtungen ähneln in ihrer Geſtalt denen für den Verſicherten ſelbſt und 
ſtehen rechtlich dieſem zu. 


5. Die Krankenverſicherung iſt durch die raſſenpolitiſche Geſetzgebung des Dritten 
Reiches zu einer neuen Aufgabe herangezogen worden. Das Geſetz zur Ver ⸗ 
bütungerbfranten Nachwuchſes vom 14. Juli 1933 (RGBl. I S. 529, mit 
ſpäteren Anderungen) beteiligt die Krankenkaſſen am Tragen der Koſten des gericht 
lich angeordneten ärztlichen Eingriffs bei Perſonen, die der Krankenverſicherung an- 
gehören. Die Einzelheiten ſind durch Ausführungsverordnungen, vor allem die Dritte 
vom 25. Februar 1935 (RGBl. 1 S. 289) und die Sechſte vom 23. Dezember 1936 
(RG Bl. S. 1149) geklärt worden. 


Die Leiſtungen der Krankenverſicherung, deren ſachlich wichtigſte als Naturalleiſtungen 
geſtaltet find, machen vielfach die Mitwirkung von Ärzten notwendig. 
Arztliche Behandlung darf (außer in dringenden Fällen) nur durch die Hand 


approbierter Arzte, bei Zahnkrankheiten auch durch approbierte Zahnärzte gewährt 


werden, die andere Perſonen zur Hilfeleiſtung hinzuziehen können (8 122 RWO). 
Nur bei Zahnkrankheiten, mit Ausſchluß von Mund. und Kieferkrankheiten, kann die 
Behandlung mit Zuſtimmung des Verſicherten auch durch Dentiſten (Zahntechniker) 
gewährt werden (8 123). Für die Art, in der die Krankenkaſſen ſich die Mitwirkung 
der Arzte ufw. ſichern, hat ſich ein ausgedehntes Sonderrecht, das Kaſſenärzterecht, in 
Geſetzen, Verordnungen und meiſt kollektiven Verträgen ausgebildet. Parallel dazu 
beſteht ein Kaſſenzahnärzte⸗ und »dentiſtenrecht. Auch gibt es beſondere Vorſchriften 
über die Beziehungen der Krankenkaſſen zu Apotheken, Krankenhäuſern uſw. 


Zur Deckung der Aufwendungen der Krankenkaſſen — nach dem Amlageverfahren 
(8 385 RVO) — dienen Beiträge, die von den Verſicherten und den Arbeit- 
gebern der Pflichtverſicherten aufzubringen find (8 380). Dafür gilt einſtweilen noch 
der alte Schlüſſel, wonach die Verſicherungspflichtigen zwei Drittel, ihre Arbeit- 
geber ein Drittel der Beiträge zu zahlen haben; Abweichungen: knappſchaftliche 
Krankenverſicherung (§S 117 RKnG), Innungskrankenkaſſen (§S 381 RVO). Die Bei- 
träge zur Krankenkaſſe werden in deren Satzung (8 321) in Hundertſteln des Grund. 
lohnes feſtgeſetzt (8 385); für ihre Höhe beſtehen geſetzliche Grenzen (SS 386 ff.). 
Erhoben werden die Veiträge auf Grund der Ergebniſſe der vorgeſchriebenen 
Meldungen. Eingezogen werden die Beiträge für Pflichtverſicherte an den in der 
Satzung feſtgeſetzten Zahltagen ($ 393) von den Arbeitgebern, die den Anteil der 
Verſicherten nur durch Abzug bei der Lohnzahlung wieder einziehen dürfen 
(SS 394 ff.). Freiwillige Verſicherte haben ihre Beiträge an den Zahltagen ſelbſt ein- 
zuzahlen ($ 393). 


Zum Ausgleich ungerechtfertigter Verſchiedenheiten in der Höhe der Beiträge und 
Leiſtungen, die durch das Nebeneinander verſchiedener Kaſſen und Kaſſenarten mit 
verſchieden großen Wagniſſen bedingt ſind, ſoll — unter Wahrung der wirtſchaftlichen 
Selbſtverantwortung der Krankenkaſſen — eine Gemeinlaſt für die Träger der 
Krankenverſicherung eingeführt werden (8 3 AufbG a. a. O), deren Verwaltung dann 
als Gemeinſchaftsaufgabe von der Landesverſicherungsanſtalt durchzuführen iſt. 
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Innerhalb der Krankenverſicherung gelten Beſonderheiten für einzelne 
Berufszweige (88 416 ff. RVO), nämlich bei den in der Landwirtſchaſt Beſchäftigten, 
bei Hausgebilfen, bei unſtändig Beſchäftigten (mit häufig wechſelnden, kurzen 
Arbeitsverbältniſſen), bei Beſchäftigten im Betrieb eines Wandergewerbetreibenden, 
für Hausgewerbetreibende, andere Selbſtändige und Seeleute. 


B. Die Rentenverſicherungen 
(Invalidenverſicherung und Angeſtelltenverſicherung) 


Die Rentenverſicherung, dazu beſtimmt, ihren Verſicherten — den Arbeitern in 
beſcheidenerem, den Angeſtellten uſw. in etwas höherem Maße — im hohen Alter, bei 
Invalidität und für die Hinterbliebenen Zuſchüſſe zum Anterhalt zu gewähren, beſteht 
bisher noch aus geſchichtlichen Gründen getrennt in den Zweigen der Invaliden und 
der Angeſtelltenverſicherung. Beide erfordern zum Wagnisausgleich große Ver⸗ 
ſicherungsträger mit weiten Bezirken und weitausblidendem Dedungspver- 
fahren. Beide brauchen bis zur Leiſtungsgewährung, die verhältnismäßig ſpät und 
ſelten eintritt, mit den Beteiligten nur in loſer Fühlung zu ſtehen und können anftalt- 
liche Träger haben. Regelmäßige Träger der Invalidenverſicherung find die Landes 
verſicherungsanſtalten, Träger der Angeſtelltenverſicherung iſt die Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt für Angeſtellte. In beiden Zweigen beſtehen außerdem gewiſſe Sonderträger- 
ſchaften. 


Landesverſicherungsanſtalten beſtehen für größere Gebietsteile ($ 1326 
RVO; Länder, Provinzen), mit der neuhinzugetretenen Landesverſicherungsanſtalt 
des Saarlandes ($ 18 der Verordnung über die Aberleitung der Sozialverſicherung 
des Saarlandes vom 15. Februar 1935, RGBl. 1 S. 240) insgeſamt 28. Jede Landes - 
verſicherungsanſtalt iſt Trägerin der Invalidenverſicherung ihres Bezirks. Außerdem 
iſt ſie Trägerin der Gemeinſchaftsaufgaben der Krankenverſicherung ihres Bezirks 
(vgl. VI Ah, und die Reichsregierung kann ihr weitere Aufgaben auf dem Gebiete der 
Sozialverſicherung übertragen (Abſchnitt II Art. 2 8 3 AufbG). Mit dem Gemeinde- 
unfallverſicherungsverband bildet ſie eine Verwaltungsgemeinſchaft und hat ſie den 
gleichen Leiter (8 2). Krankenkaſſen und Erſatzkaſſen für Arbeiter ſtehen ihr zur Durch- 
führung der örtlichen Aufgaben der Invalidenverſicherung (wie Antragsaufnahme, 
Ermittelungen u. dgl.) zur Verfügung (Art. 3 88 2, 3). 


Die Reichsverſicherungsanſtalt für Angeſtellte iſt reichseinheit - 
licher Träger für die ganze Angeſtelltenverſicherung (§S 93 AUG). Aberdies beauf- 
ſichtigt fie die Erſatzkaſſen für die Krankenverſicherung der Angeſtellten (Abſchnitt IV 
82 AufbG). 


An regelmäßiger Träger der Rentenverfiherung iſt die Reichs knapp ⸗ 
ſchaft. Die von ihr durchgeführte Penſionsverſicherung der Angeſtellten tritt für 
die bergmänniſch tätigen Angeſtellten an die Stelle der Angeſtelltenverſicherung 
(8 28 RRnG) und richtet ſich weſentlich nach dem Angeſtelltenverſicherungsgeſetz (8 36 
RRnG) Für die Arbeiter in knappſchaftlichen Vetrieben wird die Invalidenver⸗ 
ſicherung nach den Vorſchriften der Reichsverſicherungsordnung von der Reichsknapp⸗ 
ſchaft als Sonderanſtalt neben der knappſchaftlichen Penſionsverſicherung der Arbeiter 
durchgeführt (8 103 RRNG). Als Sonderanſtalt der Invalidenverſicherung (8 1360 
RVO) beſteht weiter die Reichsbahn Verſicherungsanſtalt. Zu ihr 
find die früheren Reichsbahn⸗-Arbeiterpenſionskaſſen vereinigt worden. Ihre Zu- 
ftändigkeit erftreckt ſich auf alle bei der Deutſchen Reichsbahn beſchäftigten invaliden- 
verſicherungspflichtigen Perſonen und die entſprechenden Verſicherungsberechtigten; 
in einer beſonderen Abteilung gewährt ſie eine über die reichsgeſetzliche Invaliden. 
verſicherung hinausgehende Zuſatzverſicherung. Sonderanſtalt für die Invaliden⸗ 
verſicherung der Seeleute iſt die Seekaſſe, eine Einrichtung der Gee-Berufs- 
genoſſenſchaft. Auch iſt hier zu erwähnen, daß Angeſtellte, die vor ihrem Eintritt in 
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verſicherungspflichtige Beſchäftigung Verträge mit Lebensverſiche ⸗ 
rungsunter nehmungen geſchloſſen haben, unter Amſtänden als „Halb. 
verſicherte“ von der eigenen Beitragsleiſtung befreit werden können (88 375 ff. AVG). 
Als Verſicherte find der Invalidenverſicherung die Arbeiter, der Angeftellten- 
verſicherung die Angeſtellten zugeſchieden (8 1226 RVO, 8 1 AVG). Wer während 
ſeines Arbeitslebens die Rentenverſicherungszugehörigkeit gewechſelt hat, für den tritt 
bei der Leiſtungsgewährung nach den Vorſchriſten über die „Wanderverſicherung“ ein 
Ausgleich ein. Die Rentenverſicherungspflicht ſetzt durchweg (mit Aus- 
nahme der invalidenverſicherungspflichtigen Hausgewerbetreibenden und der ange⸗ 
ſtelltenverſicherungspflichtigen ſelbſtändigen Lehrer und Erzieher, Artiſten, Heb⸗ 
ammen, Handwerker uſw.) das Beſtehen eines entgeltlichen Arbeitsverhältniſſes voraus, 
in der Angeſtelltenverſicherung außerdem die Einhaltung der Sahresarbeitsverdienft- 
Obergrenze und beim erſtmaligen Eintritt in verſicherungspflichtige Beſchäftigung die 
Nichterreichung der Altersgrenze von 60 Jahren, die aber beim Abertritt aus der 
Invalidenverſicherung nicht gilt. Verſicherungsfrei find Beſchäftigungen, für 
die als Entgelt nur freier Anterhalt gewährt wird (8 1227 RVO, 8 9 AVG), vor- 
übergehende Dienſtleiſtungen nach miniſterieller Beſtimmung (8 1232 RVO, 8 10 
AVG, Bekanntmachungen vom 27. Dezember 1899, RGBl. S. 725, und vom 9. Juri 
1913, ©. 571, Verordnung vom 9. Februar 1923 19. Dezember 1931, RGBl. I 1923 
S. 109, 1931 S. 777), ferner Beamte uſw. mit geſicherter Ausſicht auf Ruhegeld und 
Hinterbliebenenbezüge ($ 1234 RWO, 8 11 A), invalide oder berufsunfähige Per- 
ſonen und Sozialrentenbezieher ($ 1236 RVO, $ 13 AVG) und neben anderen 
Gruppen in Abergangslage Perſonen, die in der Berufsvorbereitung ſtehen (8 1235 
RVO, 8 12 AVG). Befreiung von der Verſicherungspflicht auf Antrag tft 
vorgefehen für gewiſſe Penſionäre (8 1237 RVO, 8 14 AVG), in der Invaliden- 
verſicherung für Anwärter auf verſicherungsfreie Berufe mit Hochſchulbildung 
(8 1238 RVO und für nur ausnahmsweiſe Lohnarbeit verrichtende, ſonſt ſelbſtändige 
Perſonen (8 1239 RVO mit Bekanntmachung vom 24. Dezember 1899, RGBl. 
S. 721, geändert durch Verordnungen vom 4. Oktober 1923, RGBl. 1 S 936, und 
vom 16. April 1924, S. 405), in der Angeſtelltenverſicherung für über 50 Jahre alte 
Neueintretende (8 15 ABG). Zur Vermeidung von Härten, die bei planwidrig vor 
zeitigem Ausſcheiden aus einer Beſchäftigung entſtehen würden, die wegen der Aus⸗ 
ſicht auf Erdienung von Ruhegeld uſw. verſicherungsfrei war, iſt Nach ; 
entrichtung der Beiträge zu alleinigen Laſten des Arbeitgebers vorgeſehen 
(88 1242 a f. RVO, 8 18 ABG). Verficherungsberechtigung beiteht in 
der Invalidenverſicherung und in der Angeſtelltenverſicherung für alle deutſchen 
Staatsangehörigen im In- und Ausland ber Eintritt vor vollendetem vierzigſten 
Lebensjahr ($ 1243 RWO, S 21 AVG). Beim Ausſcheiden aus der Verſicherungs⸗ 
pflicht kann freiwillige Weiterverſicherung eintreten, wenn das Verſiche⸗ 
rungsverhältnis vorher eine Mindeſtzeit hindurch beſtanden hat (8 1244 RWO, 8 21 
AVG). 

In der Invaliden und in der Angeſtelltenverſicherung iſt freiwillige Höher ⸗ 
verſicherung — in einer höheren als der pflichtmäßig vorgeſehenen Beitrags- 
klaſſe — zuläſſig (SS 1389, 1389 a, 1439 RVO, S 170 a AVG). 

Der Anſpruch auf Leiſtungen der Rentenverfiherung ſetzt entſprechend der langen 
Leiſtungsdauer, der wirtſchaftlichen Höhe der Geſamtleiſtung im Verſicherungsfalle 
und dem deshalb gewählten verſicherungstechniſchen Aufbau der Einrichtung eine 
langdauernde Zugehörigkeit zur Verſicherung und die Einzahlung erheblicher Bei; 
träge voraus. Die rechneriſche Grundlage des Beitragsweſens bildet das An⸗ 
wartſchaftsdeckungsverfahren. Unter Vernachläſſigung des individuellen Wagniſſes 
und der individuellen Leiſtungsanwartſchaft find Durchſchnittsbeiträge für alle Ver 
ſicherten eines Zweiges feſtgeſetzt und der Verdienſthöhe nach in der Invaliden- 
verſicherung 10 Lohnklaſſen (88 1387, 1388, 1390 RVO), in der Angeſtellten⸗ 
verſicherung 10 Gehaltsklaſſen (88 169, 170, 171 AVG) gebildet. 
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Nach Maßgabe der Beitragsklaſſen haben die Verſicherten und die Arbeitgeber der in 
Arbeitsverhältniſſen ſtehenden Pflichtverſicherten die Mittel für die Verſicherung 
aufzubringen, und zwar die Pflichtverſicherung je zur Hälfte; nur für die geringſt⸗ 
entlohnten Pflichtverſicherten trägt der Arbeitgeber den Beitrag allein (SS 1383, 1432 
RWO, 88 168, 183 AVG). Auch das Reich trägt zur Deckung der Rentenausgaben bei, 
indem es in der Invalidenverſicherung die für die Grundbeträge der Renten erforder- 
lichen Mittel und überdies einen feſten jährlichen Reichsbetrag von 204 Millionen 
Reichsmark leiſtet und indem es Gewähr für Aufrechterhaltung der Leiſtungen nach 
dem Stande des Ausbaugeſetzes vom 21. Dezember 1937 leiſtet (8 1384 RVO, 8 168 
AVG). Außerdem zahlt die Reichsanſtalt für Arbeits vermittlung und Arbeitsloſen⸗ 
verſicherung an die Rentenverſicherungsträger jährlich Beträge, die zu deren Zei- 
tragseinnahmen in einem feſten Verhältnis ſtehen ($ 1385 RVO, 8 168 a AVG). 


Das Beitrags verfahren wird im allgemeinen mit Hilfe von Marken und 
Karten durchgeführt (SS 1411 ff. RVO, SS 174 ff. AVG). Obwohl auch in den 
Rentenverſicherungen die Pflichtverſicherung unmittelbar von Geſetzes wegen auf 
den Tatbeſtand des Arbeitsverhältniſſes hin eintritt, hat doch hier die ordnungs- 
mäßige Erfüllung der Beitragspflicht deshalb erhöhte Bedeutung, weil auf die 
wichtigſten Leiſtungen, die Renten, nur dann Anſpruch beſteht, wenn für denjenigen, 
bei dem der Verſicherungsfall eintritt, Beiträge in genügendem Maße entrichtet 
find. Dieſes Maß wird im Geſetz durch die Erforderniſſe der Wartezeit 
(SS 1262 f. RVO, 8 31 AVG) und der Aufrechterhaltung der An 
wartſchaft (SS 1264 ff. RBO, 8 32 ABG) ausgedrückt. Wartezeit iſt die. 
jenige Verſicherungsdauer, die zurückgelegt und durch Beiträge belegt ſein muß, damit 
überhaupt ein Anſpruch auf Rentenleiftungen entſtehen kann. Zur Aufrechterhaltung 
der Anwartſchaft (des heranwachſenden, noch nicht voll entſtandenen Rechtes auf 
Leiſtungen) iſt erforderlich, daß vom Beginn des Verſicherungsverhältniſſes an bis 
zur Erhebung des Anſpruchs Beiträge in hinreichend dichter Folge entrichtet worden 
ſind. Auf Wartezeit und Anwartſchaft können gewiſſe Erſatzzeiten angerechnet 
werden, während derer in der Perſon des Verſicherten beſondere Amſtände vorlagen, 
die eine Beitragsentrichtung verhinderten oder erſchwerten. Da auch Nach- 
entrichtung verſäumter Beiträge nur in engen Grenzen zuläſſig iſt, müſſen alle Be⸗ 
teiligten auf rechtzeitige Verwendung der Beitragsmarken bedacht ſein. Auch bei 
Verſicherungspflicht ſollte der Verſicherte ſich frühzeitig darum kümmern, daß ſein 
Arbeitgeber den Beitragspflichten ordnungsgemäß nachkommt. Denn eine Haftung 
des Anternehmers dem Verſicherten gegenüber für Nichterfüllung der Arbeitgeber- 
pflichten aus der Sozialverſicherung wird vom Reichsarbeitsgericht abgelehnt; die 
Vorſchriften über dieſe Pflichten werden als Schutzgeſetze im Sinne des § 823 Abſ. 2 
BGV nicht anerkannt. Nur ausnahmsweiſe kann vertragliche Haftung des Unter- 
nehmers aus einer dem Beſchäftigten gegenüber beſonders übernommenen Ver⸗ 
pflichtung zum Schadenerſatz für die entgangenen Leiſtungen der Reichsverſicherung 
führen; dabei find aber die Beweisſchwierigkeiten und die Fährniſſe wegen mit. 
wirkenden eigenen Verſchuldens des Verſicherten und wegen Verjährung ſehr groß. 
Leiſtungen der Rentenverſicherungen ſind Renten für den Verſicherten ſelbſt 
(Invalidenrente, Rubegeld), Hinterbliebenenrenten, Beitragserſtattungen und Heil 
verfahren (S 1250 RVO, 8 23 AVG). Neben dieſen Regelleiſtungen ſpielen Mehr. 
leiſtungen gegenwärtig nur eine geringe Rolle ($ 1251 RVO, $ 24 AG). Außer- 
dem können die Verſicherungsträger für allgemeine Maßnahmen gegen vorzeitigen 
Eintritt der Invalidität oder Berufsunfähigkeit oder zur Hebung der geſundlichen 
Verhältniſſe der verſicherten Bevölkerung ſowie ſonſt über die geſetzlichen Leiſtungen 
binaus zum wirtſchaftlichen Nutzen ihrer Betreuten Mittel aufwenden (S8 1252 
RWO, § 25 AV). 

1. Invalidenrente (Invalidenverſicherung) oder Ruhegeld (Angeftellten- 
verſicherung) erhält der Verſicherte, der die Wartezeit erſüllt und die Anwartſchaft 
aufrechterhalten hat, wenn er dauernd invalide oder berufsunſähig oder nach ununter- 
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brochener ſechsundzwanzigwöchiger Dauer noch immer vorübergehend invalide oder 
berufsunfähig iſt oder wenn er das fünfundfechzigſte Lebensjahr vollendet hat (8 1253 
RVO, 8 26 AVG); das Ruhegeld der Angeſtelltenverſicherung erhält (als Not- 
maßnahme angeſichts der Arbeitslage älterer Angeſtellter) auch, wer das ſechzigſte 
Lebensjahr vollendet hat und ſeit mindeſtens einem Jahr ununterbrochen arbeitslos 
iſt, für die weitere Dauer der Arbeitsloſigkeit (8 397 AVG). Die Renten laufen, 
ſolange der Verſicherungsfall anhält, meiſt bis zum Tode des Verſicherten (S 1290 
RVO). Bei Wegfall der Invalidität oder Berufsunfähigkeit infolge weſentlicher 
Ande rung in den Verhältniſſen des Bezugsberechtigten wird die Rente entzogen; bis 
Ende 1937 war Entziehung auch ohne Feſtſtellung einer ſolchen Anderung zuläſſig. 
wenn eine erneute Prüfung ergab, daß der Rentenempfänger nicht invalide oder 
berufsunfähig war ($ 1293 RVO, § 42 AGG). Durch die erweiterte Möglichkeit 
der Entziehung ſollten Mißbräuche mit der Rentenverſicherung beſeitigt werden. Bei 
Zuſammentrefſen mit gewiſſen anderen öffentlich rechtlichen Bezügen ruhen Renten 
oder Rententeile (88 1274 ff. RVO, 8 40 AVG). 


Die Berechnung der Renten hat mit dem 1. Januar 1934 Anderungen 
erfahren; für ältere Verſicherungsfälle gelten frühere Vorſchriften. Neue Invaliden- 
renten und Rubegelder beſtehen aus Grundbetrag, Steigerungsbetrag und Kinder- 
zuſchuß. Der Grundbetrag iſt für alle Klaſſen gleich. Er beträgt in der Invaliden ; 
verſicherung 72 Reichsmark im Jahr und wird vom Reich getragen (8 1268 RVO); 
in der Angeſtelltenverſicherung geht er zu Laſten des Trägers und beträgt 360 Reiche. 
mark im Jahr (8 36 AUG). Den Steigerungsbetrag, in dem die Dauer des Ver⸗ 
ſicherungsverhältniſſes und damit das Beitragaufbringen feinen Ausdruck findet, trägt 
der Verſicherungsträger. Für jedes Kind des Verſicherten (8 1258 Abi. 2 RVO) 
bis zum vollendeten fünfzehnten (bei Berufsausbildung uſw. achtzehnten) Lebens- 
jahr erhöht ſich die Rente um einen Kinderzuſchuß von jährlich 90 Reichsmark, für 
das dritte und weitere Kinder 120 Reichsmark (8 1271 RVO, $ 38 AVG). 


2. Hinterbliebenenrenten find Witwenrenten, Witwerrenten und Waifen- 
renten (S 1255 RVO, 8 28 AVG). Der Anſpruch darauf ſetzt voraus, daß zur Zeit 
des Todes des Verſicherten für ihn die Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft er- 
halten iſt. Eine Witwenrente erhält in der Invalidenverſicherung nur die Witwe, die 
ſelbſt invalide iſt, das fünfundfechzigſte Lebensjahr vollendet hat oder beim Tode des 
Mannes mehr als drei Kinder erzieht ($ 1256 RWO), in der Angeſtelltenverſicherung 
jede Witwe. Witwerrente erhält nur der erwerbsunfähige, bedürftige Witwer einer 
Verſicherten, wenn dieſe den Anterhalt ihrer Familie überwiegend beſtritten hat 
(S 1257 RVO, 8 28 AVG). Waiſenrente erhalten nach dem Tode des Verſicherten 
feine Kinder bis zum vollendeten fünfzehnten (bei Berufsausbildung uſw. achtzehnten) 
Lebensjahr (8 1258 RVO, 8 28 AVG). 


An die Stelle der Renten (1 und 2) können unter Amſtänden Sachleiſtungen 
geſetzt werden (S8 120 f., 1301 ff. RVO, S 44 AVG). Da die Renten aus Invaliden- 
und Angeſtelltenverſicherung bisweilen zum Lebensunterhalt nicht ausreichen, genießen 
ihre Empfänger als ſogenannte Sozialrentner eine Vorzugsbehandlung in der 
öffentlichen Fürſorge. 


3. Zurüderftattung von Beiträgen iſt zugunſten gewiſſer weiblicher 
Verſicherter vor allem zur Förderung der Eheſchließung vorgeſehen (S 1309 a RVO. 
SS 46, 47 AVG). 


4. Heilverfahren können vom Verſicherungsträger nach Ermeſſen (ohne daß 
der Verſicherte einen Rechtsanſpruch darauf hätte) gewährt werden, wenn entweder 
zu erwarten iſt, daß dadurch die drohende Invalidität oder Berufsunſähigkeit abge⸗ 
wendet wird (vorbeugendes Heilverfahren), oder daß der Rentenempfänger wieder 
erwerbsfähig gemacht wird (S8 1310 ff. RVO, 8 51 AVG). Entzieht der Verſicherte 
fich ohne Grund einem ausſichtsvollen Heilverfahren, jo kann ihm die Rente auf Zeit 
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verſagt werden (8 1313 RVO). Für die Dauer des Heilverfahrens kann die Zahlung 
der Rente ganz oder teilweiſe eingeſtellt werden (8 1311); es iſt inſoweit Erfat- 
leiſtung. Während des Heilverfahrens, das in einer Anſtalt durchgeführt wird, iſt 
den Angehörigen, die der Erkrankte überwiegend unterhalten hat, Hausgeld zu 
zahlen (S 1312). 


Beſondere Vorkehrungen erfordert das Zuſammentrefſen beider Rentenverficherungs: 
zweige im Lebenslauf einer Perſon. Sonſt könnten ſozialpolitiſch ungerechtfertigte 
Doppelleiſtungen gefordert werden; anderfeits könnte es vorkommen, daß jemand nach 
(vielleicht mehrfachem) Wechſel feiner Berufstätigkeit die Leiſtungsvorausſetzungen 
weder da noch dort erfüllte, obwohl er lange Zeit der einen und der anderen Ver 
ſicherung als Pflichtverſicherter angehört hat. Den Schwierigkeiten helfen die Vor 
ſchriften über die Wanderverſicherung (88 1544 bis 1544 RWO, 8 30 
AVG, 8 42 RKnG) ab. Die vielſpältigen Einzelheiten müſſen hier übergangen 
werden. Der Grundſatz iſt der, daß für die Erfüllung der Wartezeit und für Erhaltung 
und Wiederaufleben der Anwartſchaft die zu den verſchiedenen Verſicherungszweigen 
entrichteten Beiträge zuſammengerechnet werden und daß eine einheitliche Geſamt⸗ 
leiſtung (unter Ausgabenausgleich zwiſchen den beteiligten Trägern) feſtgeſtellt wird 


C. Die Anfallverſicherung 


Die Anfallverſicherung ſußt auf dem Gedanken der beſonderen Gefährlichkeit gewifler 
Betriebe und der Geſamthaftung ihrer Anternehmer für Verſicherungsfälle, die vom 
Betrieb her verurſacht, ſonſt allerdings denen der Kranken. und Rentenverſicherung 
gleichartig find. Als Anterzweige ſtehen Gewerbe., landwirtſchaftliche und 
Seeunfallverſicherung nebeneinander. Doch kann unſere Darſtellung ſich im weſent⸗ 
lichen auf die Gewerbeunfallverſicherung beſchränken. 


Zuſammengefaßt ſind die als urſprünglich haftpflichtig angeſehenen Anternehmer zu 
Berufsgenoſſenſchaften, die als regelmäßige Träger der Anſall⸗ 
verſicherung für große Wirtſchafts. (Gewerbe.) Zweige im ganzen Reich oder großen 
örtlichen Bezirken errichtet find (SS 623, 630, 956, 1118 RWO). Hier find die ge- 
wöhnlichen Betriebe verſichert. Für die Verſicherung ſogenannter Tätigkeiten, die 
nicht dauernd oder nicht gewerbsmäßig betrieben werden, beſtehen Zweiganſtalten 
(88 629, 1120). Für die Verſicherung gewiſſer Betriebe und Tätigkeiten, die in die 
gewöhnlichen Träger nicht recht paſſen, wie Reittier. und Fahrzeug (Privatkcaft- 
wagen -) Haltung, Schauſpielunternehmungen, Bewachungsbetriebe, beſteht eine be- 
ſondere Genoſſenſchaft für reichsgeſetzliche Anfallverſicherung (VO vom 17. Mai 
1929 / 19. November 1930, RGBl. 1 1929 S. 104, 1930 S. 605). Die großen öffent- 
lichen Betriebe find überwiegend nicht den Berufsgenoſſenſchaften angeſchloſſen, 
ſondern die betreibenden Körperſchaften (auch NSDAP.) führen die Anſallverſiche⸗ 
rung der dort Beſchäftigten mittels Ausführungsbehörden durch (SS 624 ff., 892, 957, 
1119 RVO). Die Gemeinden werden hierfür zu Gemeindeunfallverfiherungs- 
verbänden zuſammengeſchloſſen, die in Verwaltungsgemeinſchaft mit der bezirks⸗ 
gleichen Landesverſicherungsanſtalt ſtehen (Abſchn. II Art. 2 § 2 AufbG). 


Der perſönliche Umfang der Anfallverſicherung iſt denkbar weit. Er erſtreckt 
ſich — als Verſicherungspflicht — auf alle Arbeiter und Angeſtellten in verſicherten 
Betrieben, Tätigkeiten und Einrichtungen (§S 544 RVO); auf Entgeltlichkeit und 
bürgerlich rechtlich wirkſame Begründung des Arbeitsverhältniſſes und auf Verdienſt⸗ 
grenzen kommt es nicht an. Durch Satzung kann die Verſicherungspflicht erſtreckt 
werden auf Betriebsunternehmer und Hausgewerbetreibende ſowie deren Ehegatten 
(SS 548, 551). Verſicherungsſrei find nur ſolche Perſonen, die bei Eintritt eines 
Anfalls Anſpruch auf eine ausreichende Verſorgung haben (8 554). Für Verſiche⸗ 
rungsberechtigung iſt bei der weiten Ausdehnung der Verſicherungspflicht wenig 
Raum. 
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Mit der Bindung der Anfallverſicherung an die beſondere Gefahr gewiſſer Betriebe 
und Tätigkeiten hängt es zuſammen, daß ihr ſachlicher Amfang beſchränkt iſt. 
Nicht jederlei Tätigkeit eines Arbeiters, Angeſtellten uſw. iſt einbezogen; vielmehr 
kommt es außerdem an auf ein weiteres Merkmal, das auf der Seite des Anter⸗ 
nehmers liegt. Die Anfallverſicherung erſtreckt ſich nur auf ſolche Arbeitsſtätten, in 
denen nach Vorausſicht des Geſetzgebers eine gewiſſe beſondere, „typiſche“ Anſall⸗ 
gefahr beſteht. Deshalb unterliegt der Anfallverſicherung nur, wer in den geſetzlich 
aufgezählten Betrieben, Tätigkeiten oder Einrichtungen beſchäſtigt iſt (§S§S 544, 922, 
1046 ff.). Die Betriebsarten, die der Anfallverſicherung unterliegen, find in 
den 88 537 ff., 915 ff., 1046 ff. RVO verzeichnet und genau beſtimmt. Für die 
gewerbliche Anfallverſicherung gehören hierher u. a. Bergwerke, Fabriken, Bauhöfe, 
ſonſtige gefährliche Gewerbe und Handwerksbetriebe, Krankenhäuſer, Beförderungs- 
betriebe, grundſätzlich einſchließlich der Nebenbetriebe. Erfaßt wird von der Verſiche⸗ 
rung grundſäaͤtzlich nur der „techniſche“ (und deshalb gefährliche) Betrieb im Gegenſatz 
zum kaufmänniſchen und verwaltenden Teil des Anternehmens; doch wird auch der 
letztere einbezogen, foweit er den Zwecken des verſicherten Betriebs dient und zu ihm 
in einem dementſprechenden örtlichen Verhältnis ſteht (8 539 b). Von den Betrieben 
unterſchieden werden die unfallverſicherten Einrichtungen (Lehrwerkſtätten uſw.; 
Geſetz vom 18. April 1937) und Tätigkeiten, die einem eigenen (privaten) Be- 
dürfnis ihres Veranſtalters dienen: Bauarbeiten außerhalb eines gewerbsmäßigen 
Baubetriebs, nicht gewerbsmäßiges Halten von Fahrzeugen und Reittieren (8 537 
Abſ. 1 Nr. 3, 6, 7); die Beſonderheiten für fie liegen nicht im ſachlichen Recht, ſondern 
in der Zuſtändigkeit zur Durchführung der Verſicherung (Zweiganſtalten, Verſiche⸗ 
rungsgenoſſenſchaft, 8 629). 


Aber die verſicherten Betriebe und Tätigkeiten hinaus iſt der verſicherte Tatbeſtand 
ausgeweitet auf den Weg nach und von der Arbeitsſtätte (S8 545 a, 545 c) und 
die mit dem Arbeitsverhältnis zuſammenhängende, außerhalb der Arbeitsſtätte vor- 
genommene Verwahrung, Beförderung, Inſtandhaltung und Erneuerung des Arbeits. 
geräts (88 545 b, 922, 1055 a), ſowie auf häusliche und andere Dienſte, zu denen die 
Verſicherten nebenher vom Unternehmer herangezogen werden (5 546). Aberdies 
finden die Vorſchriften über Anfallverſicherungsleiſtungen auch auf Anfälle bei. 
Lebensrettungen Anwendung (8 553 a). 


An Leiſtungen gewährt die Anfallverſicherung bei Verletzung des Verſicherten 
oder Erkrankung an einer Berufskrankheit Krankenbehandlung, Berufsfürſorge und 
Geldleiſtungen (Rente oder Krankengeld), bei Tötung (wobei der Tod erſt ſpäter ein ⸗ 
zutreten braucht) Sterbegeld und Hinterbliebenenrenten. Vorausſetzung des An- 
ſpruchs auf Leiſtungen iſt außer dem Beſtehen des Verſicherungsverhältniſſes bei 
Eintritt des Verſicherungsfalles (Ausnahme: Lebensrettungsunfall, 8 553 a) die Ver 
urſachung des Körperſchadens durch Betriebsunfall oder Berufskrankheit (88 555, 
547). Vorſätzliche Herbeiführung des Verſicherungsfalles ſchließt den Leiftungs- 
anſpruch aus (88 556 f.). 


1. Die Kranken behandlung (855 558 ff.) ſoll zuſammen mit der Berufs- 
fürſorge mit allen geeigneten Mitteln die Anfallfolgen befeitigen, die Erwerbs- 
fähigkeit wiederherſtellen, Verſchlimmerung verhüten und den Verletzten zur Wieder⸗ 
aufnahme ſeines früheren Berufs, nötigenfalls eines neuen Berufs befähigen, auch 
ihm zur Erlangen einer Arbeitsſtelle verhelfen. Die Krankenbehandlung iſt Sach⸗ 
leiſtung. Sie beginnt alsbald nach Eintritt des Verſicherungsfalles und dauert bis 
zur Erreichung des Zieles oder zur Ausſichtsloſigkeit ſeiner Erreichung (8 1 der Ver- 
ordnung über Krankenbehandlung und Berufsfürſorge in der Anfallverſicherung vom 
14. November 1928, RGBl. I S. 387). Der Verſicherungsträger kann auch nach 
Abſchluß der Krankenbehandlung jederzeit ein neues Heilverſahren eintreten laſſen, 
wenn zu erwarten iſt, daß es die Erwerbsſähigkeit des Anfallrentners erhöht (8 603). 
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2. Die Berufsfürforge (s 558, 558 f) dient der Wiedereingliederung des 
Verletzten als tätiges Glied in das Wirtſchaftsleben und berührt ſich mit den Zwecken 
des Schwerbeſchädigtengeſetzes. Auf fie hat der Verletzte Rechtsanſpruch; die Aus⸗ 
geftaltung im einzelnen hängt vom Ermeſſen des Verſficherungsträgers ab. 


3. Geldleiſtungen erhält der Verletzte auf die Dauer feiner Erwerbs. 
unfähigkeit, entweder als Rente oder als Krankengeld. 


Die Rente (Verletztenrente) beſteht in einer aufs Jahr berechneten, in Monats- 
beträgen voraus zu entrichtenden ($ 612 RVO) wiederkehrenden Geldzahlung (erſatz⸗ 
weiſe in Anſtaltsaufnahme, 8 607). Ihre Höhe richtet ſich nach dem Grade der Er ⸗ 
werbsfähigkeitsminderung (§ 559 a); bei völliger Erwerbsunfähigkeit werden als 
Vollrente zwei Drittel des Jahresarbeitsverdienſtes gewährt, bei teilweiſer Erwerbs. 
unfähigkeit als Teilrente ein verhältnismäßiger Teil der Vollrente; bei Schwer⸗ 
verletzten (mit Erwerbsfähigkeitsminderung um mindeſtens die Hälfte) treten Kinder. 
zulagen bis zum Höchſtbetrag des Jahresarbeitsverdienſtes hinzu (§ 559 b). Iſt die 
Erwerbsfähigkeit des Verletzten nur wenig gemindert, ſo wird keine Rente gewährt; 
eine Rente von nur zwanzig vom Hundert der Vollrente fällt nach zweijährigem 
„Bezug weg. Der Anſpruch auf die Rente beginnt grundſätzlich mit dem Tage nach 
dem Anfall (8 559 c), bei Berufskrankheiten mit dem Beginn der Krankheit im Sinne 
der Krankenverſicherung oder, wenn dies für den Verſicherten günſtiger iſt, mit dem 
Beginn der Erwerbsunfähigkeit ($ 3 der Berufskrankheitenverordnung). Dauert 
jedoch die Erwerbsunfähigkeit nicht über die dreizehnte Woche nach dem Verſiche. 
rungsfall hinaus, jo wird überhaupt keine Rente, wohl aber Krankengeld gewährt 
($ 559). Dauert fie länger und iſt der Verletzte auch gegen Krankheit verſichert, fo 
beginnt der Rentenanſpruch mit dem Wegfall des Krankengeldes aus der Kranken- 
verſicherung, ſpäteſtens aber mit der ſiebenundzwanzigſten Woche nach dem Anfall 
($ 559 c). Die Rente läuft bis zur Neufeſtſtellung ($ 610). Eine ſolche kann ge- 
troffen werden, wenn in den maßgebenden Verhältniſſen eine weſentliche Anderung 
eingetreten iſt (88 608 ff.). Unter Amſtänden kann der Verletzte an Stelle der Rente 
mit einer einmaligen Geldzahlung abgefunden werden. 


Krankengeld aus der Anfallverſicherung kann an Stelle der Rente nach den 
Grundſätzen der Krankenverſicherung bis zum Ablauf der ſechsundzwanzigſten Woche 
nach dem Verſicherungsfall gewährt werden (8 559 d). In leichteren Fällen wird jo 
die frühzeitige Feſtſtellung einer Rente und damit deren ungünſtige ſeeliſche Wirkung 
auf die Heilung vermieden. Auch ſolche Verletzte, deren Erwerbsunfähigkeit die drei- 
zehnte Woche nach dem Anfall nicht überdauert und die deshalb keinen Rentenanſpruch 
haben, erhalten für die Dauer der Arbeitsunfähigkeit Krankengeld aus der Anfall. 
verſicherung, wenn und ſolange ſie Krankengeld aus der Krankenverſicherung nicht be⸗ 
anſpruchen können (8 559 Abſ. 2). 


4. Führt der Betriebsunfall oder die Berufskrankheit zum Tode des Betroffenen, ſo 
iſt vom Träger der Anfallverſicherung ein Sterbegeld an den, der die Veſtattung 
beſorgt hat, der Aberſchuß an gewiſſe Hinterbliebene zu zahlen (8 586 RWO). 


5. Bei Tötung iſt an die etwa vorhandene Witwe, den Witwer (nur bei Bedürſtig⸗ 
keit und Erwerbsunfähigkeit) und die Kinder (bis zum fünfzehnten Lebensjahr), aus- 
nahmsweiſe auch an die aufſteigenden Verwandten des Verſicherten Hinter 
bliebenenrente zu gewähren (58 586 ff. RVO). 


War derjenige, der einen Betriebsunfall erlitten hat oder an einer Berufskrankheit 
erkrankt iſt, zugleich in der Kranken⸗ und Anfallverſicherung verſſchert, 
ſo werden die Leiſtungen aus beiden Zweigen nicht gehäuft, ſondern greifen 
ineinander. Hierüber enthält die Reichsverſicherungsordnung beſondere Vor. 
ſchriften, die teils das Verhältnis des Verſicherten zu den Verſicherungsträgern, teils 
das Verhältnis der beteiligten Verſicherungsträger zueinander regeln (88 557 a ff., 
1504 ff.; auch Verordnung vom 15. Juni 1936, RGBl. 1 ©. 489). 
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Außer der Pflicht zu Leiſtungen nach Eintritt von Verſicherungsfällen haben die 
Träger der Anfallverſicherung die wichtige vorbeugende Aufgabe, dafür zu ſorgen, daß 
— ſoweit es nach dem Stande der Technik und der Heilkunde und nach der Leiſtungs⸗ 
fähigkeit der Wirtſchaft möglich iſt — Anfälle verhütet werden und bei Un- 
fällen dem Verletzten eine wirkſame erſte Hilfe zuteil wird (SS 848, 1030, 1199 a ff. 
RVO). Zu dieſem Zweck find fie zum Erlaß von Anfallverhütungsvorſchriften ver- 
pflichtet, die ſich an die Anternehmer (Genoſſenſchaftsmitglieder) und an die Ver⸗ 
fiherten als Vorſchriften kraft beſonderen öffentlich rechtlichen Gewaltverhältniſſes 
richten und deren Einhaltung durch Ordnungsſtrafen geſichert wird. Die Verſiche⸗ 
rungsträger haben auch für die Durchführung der Anfallverhütungsvorſchriften zu 
ſorgen und hierzu techniſche Aufſichtsbeamte anzuſtellen (SS 874 ff., 1030, 1209 ff.). 
Die Berufsgenoſſenſchaften haben den Geſamtbedarf für ihre Aufwendungen durch 
Beiträge, im allgemeinen nach dem Amlageverfähren, aufzubringen (88 731, 
989 ff., 1162 ff.), die entſprechend dem Haftpflichtverſicherungscharakter dieſes 
Zweiges auch künftig allein von den Anternehmern getragen werden ſollen (Abſchn. II 
Art. 8 8 1 AufbG). Ein Gefahrtarif (58 706 ff.) dient dazu, die Belaſtung der ein- 
zelnen Betriebe mit Beiträgen noch mehr an die Beſonderheiten des Betriebs- 
wagniſſes anzupaſſen, als das ſchon durch die Zuſammenfaſſung in Berufsgenoſſen⸗ 
ſchaften geſchieht. 

Durch das Beſtehen der ſozialen Anfallverſicherung als Anternehmerhaftpflicht⸗ 
verſicherung werden bürgerlich rechtliche Schadenerſatzanſprüche 
der Verſicherten und ihrer Hinterbliebenen gegen die Anternehmer und ihre Bevoll ⸗ 
mächtigten uſw. aus Betriebsunfällen und VBerufskrankheiten eingeſchränkt auf 
Fälle, in denen ftrafgerichtlich feſtgeſtellt wird, daß der Anternehmer uſw. den Ver⸗ 
ſicherungsfall vorſätzlich herbeigeführt hat (SS 898 ff. RVO). Den Anfallverſiche⸗ 
rungsträgern und anderen Stellen, die nach Geſetz oder Satzung infolge des Ver⸗ 
ſicherungsfalles Aufwendungen machen müſſen, haftet der Anternehmer uſw. für alle 
Aufwendungen, wenn er den Verſicherungsfall vorſätzlich oder unter Außerachtlaſſung 
der Berufsaufmerkſamkeit fahrläſſig herbeigeführt hat ($S 903 ff.), und zwar den Be⸗ 
rufsgenoſſenſchaften auch ohne ſtrafgerichtliche Feſtſtellung des Verſchuldens. 


Aber ihre geſetzlichen, auf dem Gebiet der Sozialverſicherung liegenden Aufgaben 
hinaus iſt den Trägern der Unfallverfiherung freigeſtellt, gewiſſe weitere Ein ⸗ 
richtungen zu ſchaffen und den Beteiligten zu freiwilliger Teilnahme zur Ver⸗ 
fügung zu ſtellen (SS 843 ff., 1029, 1198 RVO), vor allem een 
anſtalten für die Anternehmer. 


D. Die knappſchaftliche Verſicherung 


Die Knappſchaftsverſicherung als älteſter Teil der deutſchen Sozialverſicherung 
umfaßt die Arbeiter und die Angeſtellten in knappſchaftlichen Betrieben (8 1 
Rn) und wird als beſondere Einrichtung mit Rückſicht auf die ſtarke Bean⸗ 
ſpruchung der A und der Geſundheit aufrechterhalten, die der Bergbau mit 
ſich bringt. 

Alleiniger Träger der Kiappfchefkbe cherung iſt die Reichsknappfchaft, die im 
Bereich ihrer Zuſtändigkeit die Verſicherung an Stelle anderer Verſicherungsträger 
durchführt (88 6, 7 RKnG). Ihre Zuſtändigkeit erſtreckt ſich in ſachlicher Hinſicht auf 
die Kranken-, Invaliden: und Angeſtelltenverſicherung und die beſondere Penfions- 
verſicherung. Für die Krankenverſicherung und die Invalidenverſicherung gelten nur 
wenige Beſonderheiten (88 15 ff., 101 ff.). Die Anfallverſicherung durchzuführen, iſt 
bisher nicht Sache der Reichsknappſchaft; doch kann mit ihr die Knappſchaftsberufs⸗ 
genoſſenſchaft vereinigt werden (Abſchn. II Art. 5 Aufb6), jo daß dann ein einziger 
Träger für die geſamte Reichsverſicherung der knappſchaftlichen Beſchäftigten beſteht. 
Die Angeſtelltenverſicherung der mit weſentlich bergmänniſchen Arbeiten (wenigſtens 
während eines Teiles des Monats) beſchäftigten Angeſtellten (Steiger u. ä.) wird 
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von der Reichsknappſchaft in der Form der Penſionsverſicherung der Angeſtellten 
durchgeführt, die mit ihren Leiſtungen teilweiſe über die gewöhnliche Angeſtellten⸗ 
verſicherung hinausgeht. Das eigentlich Beſondere und Zuſätzliche der Knappſchafts⸗ 
verſicherung iſt die Penſionsverſicherung der Arbeiter. Die Reichsknappſchaft ift eine 
einzige juriſtiſche Perſon des öffentlichen Rechts (8 8); ihre Unterteilung in Abtei- 
lungen für Arbeiter und Angeſtellte, entſprechende Penſionskaſſen und in Bezirks- 
knappſchaften für große Bergbaubezirke hat nur verwaltungstechniſche Bedeutung. 


Das Kernſtück des Knappſchaftsverſicherungsrechts iſt die knappſchaftliche 
Penſionsverſicherung. Trotz ihrer verſchiedenen Bedeutung für Arbeiter 
(Zuſatz zur gewöhnlichen Rentenverſicherung) und für Angeſtellte (Erſatz der allge- 
meinen Angeſtelltenverſicherung) iſt ſie zuſammenfaſſend für beide Gruppen geregelt 
(88 28 ff. R Kn), techniſch und rechneriſch iſt fie getrennt. Die Regeln über Ver. 
ſicherungspflicht und Verſicherungsfreiheit, über Weiterverſicherung, Ruhen und 
Entziehung der Renten und die Begriffe der Wartezeit und der Anwartſchaft find 
aus den anderen Rentenverfiherungszweigen faſt unverändert übernommen. Befon- 
ders geſtaltet find die Leiſtungen. Invalidenpenſion erhält der verſicherte Arbeiter, 
wenn er dauernd oder länger als 26 Wochen vorübergehend berufsunfähig (8 35) iſt 
oder das 65. Lebensjahr vollendet, die Wartezeit erfüllt und die Anwartſchaft auf- 
rechterhalten hat (8 34). Die Gewährung des Ruhegeldes an verſicherte Angeſtellte 
richtet ſich im allgemeinen nach den Vorſchriften des Angeſtelltenverſicherungsgeſetzes; 
doch gelten daneben (ſür techniſche Angeſtellte) die günſtigeren Vorſchriften für 
Arbeiter (8 36). Alterspenſion oder Altersruhegeld erhält auf Antrag auch der Ver. 
ſicherte (Arbeiter oder Angeſtellte), der das 50. Lebensjahr vollendet, 300 Beitrags- 
monate zurückgelegt, während dieſer Zeit mindeſtens 180 Beitragsmonate weſentlich 
bergmänniſche Arbeiten verrichtet hat und keine gleichwertige Lohnarbeit mehr ver- 
richtet, wobei die höchſtgelohnte Arbeit zum Vergleich in Betracht kommt, die der 
Verſicherte während feiner Dienftzeit nicht nur vorübergehend verrichtet hat (8 37). 
In dieſer Leiſtung und in dem Maßſtab für Berufsunfähigkeit liegt die hauptſäch. 
liche Begünſtigung der Bergbautätigen gegenüber anderen Verſicherten. Beſondere 
Leiſtungen der knappſchaftlichen Penſionsverſicherung der Arbeiter und Angeſtellten 
find freie ärztliche Behandlung für Rentner (§ 58) und Beſtattungsbeihilfe beim 
Tode des Knappſchaftsinvaliden, feiner Ehefrau und feiner Kinder (8 59). 


Die Auſbringung der Mittel iſt nicht allein den Verſicherten und ihren 
Arbeitgebern auferlegt; insbeſondere ſeit dem Ausbaugeſetz vom 21. Dezember 1937, 
greift die Volksgemeinſchaft zugunſten der unter Tag arbeitenden Bergleute helfend 
ein mit Zuſchüſſen des Reichs und der großen Rentenverſicherungsträger. 


E. Die Arbeitsloſenverſicherung 


Die Arbeitsloſenverſicherung unterſcheidet ſich von den anderen Verſicherungszweigen 
durch die Eigenart ihres Verſicherungsfalles (vgl. V 6), deſſen Bemeiſterung mit 
den Mitteln der Verſicherungstechnik ungemein ſchwierig und nicht befriedigend 
gelungen iſt. Unter dem Drucke der Wirtſchaftsnöte hat die Arbeitsloſenverſicherung 
den Charakter einer Verſicherung mehr und mehr eingebüßt; ihr Schickſal iſt ungewiß, 
ihre Reform noch offen. In die „Reichsverſicherung“ des Aufbaugeſetzes iſt fie nicht 
einbezogen. 

Träger der Arbeitsloſenverſicherung iſt die Reichsanſtalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitsloſenverſicherung, die ſich in eine Hauptſtelle, Landesarbeitsämter und 
örtlich verteilte Arbeitsämter gliedert (SS 1 ff. Arbl BG). Schon in ihrem Namen 
kommt der enge ſachnotwendige Zuſammenhang der Verſicherungs ; 
aufgabe mit der Verwaltung des Arbeitseinſatzes, dem Zu⸗ 
ſammenführen Arbeitſuchender und Arbeitbrauchender, dem Ordnen des Arbeits. 
einſatzes und der Bekämpfung der Arbeitsloſigkeit zum Ausdruck. Bei der Ilnter- 
ſtützung Arbeitsloſer zeigt ſich der Zuſammenhang in der ſtändig wiederholten Prüfung 
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der Arbeitswilligkeit durch „Stempelkontrolle“ zwecks Verſuchs einer Vermittlung in 
Arbeit. Die arbeitseinſatzpolitiſchen Aufgaben der Reichsanſtalt gehen weit über die 
Verſicherung hinaus und können hier nicht dargeſtellt werden.“) 


Der Kreis der Verſicherten in der Arbeitsloſenverſicherung beſteht aus den 
Verſicherungspflichtigen der Kranken und der Angeſtelltenverſicherung; doch find viele 
Beſchäftigungsarten aus Gründen der Wirtſchaftspolitik, der Sozialpolitik und der 
Finanzierung der Arbeitsloſenverſicherung verſicherungsfrei (Ss 69 ff. Arbl BG). Ver⸗ 
ficherungsberechtigung beſteht nur für Angeſtellte zur Weiterverſicherung nach Aber⸗ 
ſchreiten der angeſtelltenverſicherungspflichtigen Gehaltsgrenze (§ 86). 


Von den Leiſtungen der Reichsanſtalt iſt nur die Arbeitsloſenunter ⸗ 
ftügung eine einigermaßen verfiherungsmäßige Gewährung, die in mannigſacher 
Abſtufung, meift nach einer Wartezeit, für die Dauer der Arbeitsloſigkeit als Haupt; 
unterſtützung für den Verſicherten ſelbſt gegeben und durch Familienzuſchläge vermehrt 
wird (88 87 ff. Arbl BG). Schon nach 36 Bezugstagen verſicherungsmäßiger Arbeits- 
loſenunterſtützung erhält der Arbeitsloſe weitere Anterſtützung nur, ſoweit er hilfs⸗ 
bedürftig iſt. Die Dauer der Anterſtützung iſt jetzt grundſätzlich unbeſchränkt (Ver⸗ 
ordnung vom 22. Dezember 1937, RGBl. I S. 1410). Bei langer Dauer des Ver⸗ 
ſicherungsfalles kann ſich nach Zulaſſung durch den Reichsarbeitsminiſter die 
Kriſenunterſtützung anſchließen, deren Aufwendungen in keiner Weiſe ver- 
ſicherungsmäßig aufgebracht werden, die aber durch die Reichsanſtalt nach ähnlichen 
Grundſätzen wie die Arbeitsloſenunterſtützung ausgezahlt wird (8 101 Arbl BG). Sit 
auch deren Anterſtützungsdauer erſchöpft, ſo geht der dann noch Arbeitsloſe als 
„Wohlfahrtserwerbsloſer“ in die allgemeine öffentliche Fürſorge der Bezirksfürſorge⸗ 
verbände oder Gemeinden über.“) Während des Bezugs der Arbeitsloſenunterſtützung 
und auch der Kriſenunterſtützung iſt der Hauptunterſtützungsempfänger für den Fall 
der Krankheit bei einer Krankenkaſſe nach beſonderen Vorſchriften (SS 117 ff. 
Arbl G) verſichert. Für die Erhaltung der Rentenverſicherungsanwartſchaften 
find Zeiten des Bezugs von Arbeitsloſen- oder Kriſenunterſtützung oder von öffent⸗ 
licher Fürſorge wegen Arbeitsloſigkeit Erſatzzeiten ($ 1267 RVO, § 32 AVG). 
Weiter kann die Reichsanſtalt Kur zarbeiterunterſtützung gewähren 
(S 130 Arbl BG). Auch ſoll fie, über den ſtändig wiederholten Verſuch der Vermittlung 
in Arbeit hinaus, Maßnahmen zur Verhütung und Beendigung 
der Arbeitsloſigkeit ergreifen (88 131 ff.). Hierbei iſt an Abernahme von 
Reiſekoſten und Stellung von Gruppenführern zwecks Arbeitsaufnahme an einem 
anderen Ort, an Ausrüſtung mit Arbeitsgerät, am Amſchulung und an wertſchaffende 
Arbeitsloſenfürſorge (Notſtandsarbeiten) zu denken. 


Die Mittel zur Durchführung der Aufgaben der Reichsanſtalt werden grundſätzlich 
durch Beiträge der Verſicherten und der Unternehmer aufgebracht (88 142 ff. 
Arbl BG), die von den Krankenkaſſen mit ihren eigenen Beiträgen einbezogen werden 
(SS 145 ff.). Trotz großer Höhe (ſeit 1930 6,5 v. H. des Grundlohnes) haben dieſe 
Beiträge zur Deckung des Aufwandes bei großer Arbeitsloſigkeit nicht ausgereicht. 
Auf verſchiedenen Wegen find der Reichsanſtalt deshalb Mittel von dritter Seite, 
beſonders vom Reiche, zugeführt worden. Amgekehrt wird jetzt, nach dem unter 
nationalſozialiſtiſcher Regierung eingetretenen Sinken der Arbeitsloſenzahl, das 
Beitragsauſkommen der Reichsanſtalt — bei unverändertem Beitragsſatz — zur 
Stärkung der Deckung der Rentenverfiherungen, zu Kinderbeihilfen und zu Arbeits- 
beſchaffungsmaßnahmen der Reichsregierung verwendet (8 107 Ausbau). 


s) Vgl. die Beiträge von Mansfeld über Arbeitsrecht (Band II Gruppe 2 Beitrag 39) 
und von Jeſerich über Sozialpolitik (Band III Beitrag 58). 


5) Vgl. in dieſem Handbuch (Band II Gruppe 1 Beitrag 31) Spiewok, Der Aufbau des 
Wohlfahrtsweſens im nationalſozialiſtiſchen Staat. 


Band II Gruppe 2 Beitrag 40 


42 | Richter 


VII. Das Derfahren in der Reichsverſicherung 


Zur Erledigung der mannigſachen Geſchäfte, die in der Reichsverſicherung vor⸗ 
kommen, von der Erfaſſung der Beteiligten und der Einhebung der Beiträge bis zur 
Bewirkung der Leiſtungen, der Aberwachung der Träger und der Entſcheidung von 
Streit, bedarf es eines geordneten Verfahrens. Dieſes iſt vorwiegend im Sechſten 
Buche der RNeichsverſicherungsordnung geregelt. Im Zuge des Neuaufbaus der Ver- 
ſicherungsträger iſt eine Neuordnung des Verfahrens angekündigt. Wenn auch einſt ⸗ 
weilen die alten Vorſchriften mit den durch die bereits verwirklichte Reform bedingten 
Anderungen noch gelten, ſo müſſen doch in der jetzigen Lage einige grundſätzliche 
Bemerkungen über das Verfahrensrecht genügen. — Das Verfahren der Arbeits- 
loſenverſicherung, faſt ganz ein einfaches Verwaltungs verfahren, bleibt wegen Raum- 
mangels beiſeite. 


Innerhalb der Geſamtheit der Verrichtungen, die zur Erledigung der Aufgaben der 
Reichsverſicherung notwendig werden, laſſen ſich drei Gruppen unterſcheiden. Wenig 
zu ſagen ift über den inneren Geſchäftsgang der Verſicherungs⸗ 
träger. Darüber beſtehen zwar mancherlei in den Rechtsquellen verſtreute Vor. 
ſchriften; doch haben ſie kaum grundſätzliche Bedeutung. Der innere Geſchäftsgang 
liegt ſtraff in der Hand des Leiters und vollzieht ſich nach deſſen Weiſungen. Dabei 
laufen mancherlei Rechtsgeſchäfte des bürgerlichen wie des öffentlichen Rechtes mit 
unter. Nach außen vertritt den Verſicherungsträger der Leiter als geſetzlicher Ver 
treter (S 5 RWO). Er haftet dem Verſicherungsträger für getreue Geſchäftsverwal⸗ 
tung wie ein Vormund feinem Mündel (8 23). 


Die zweite große Gruppe iſt das Verwaltungs verfahren der Ver 
ſicherungs behörden. Es findet vor allem bei der Auſſicht über die Verſiche . 
rungsträger Anwendung (VIII). Anter den ſonſtigen Geſchäften der Verſicherungs⸗ 
behörden tritt die Auskunfterteilung und die Anterſtützung der Verſicherungsträger 
hervor. Auskunft in Angelegenheiten der Reichsverſicherung haben die Verſicherungs⸗ 
ämter jedermann, der ein hinreichendes Intereſſe geltend machen kann, auf Anfrage zu 
erteilen (8 37 RVO, 8 146 AVG). Die Anterſtützung der Verſicherungsträger liegt 
vorzugsweiſe ebenfalls den Verſicherungsämtern ob (S 37 RWV0O);; fie geht über die 
gewöhnliche Verwaltungs. (Amt3-) Hilfe, zu der vielfach auch Verſicherungsbehörden 
verpflichtet find (vgl. SS 115 ff. RVO), noch hinaus. Das Verfahren, in dem die 
Verſicherungsbehörden ihre Verwaltungsgeſchäfte erledigen oder wenigſtens die 
grundlegenden Beſchlüſſe darüber faſſen, heißt Beſchluß verfahren (58 1780 ff. 
RVO, 8 204 AVG); es findet nach poſitiven Beſtimmungen auch in einzelnen 
Rechtſprechungsſachen Anwendung, während es ſich von dem im übrigen für die 
Rechtſprechung beſtimmten Spruchverfahren unterſcheidet. Die geſetzliche Regelung 
des Beſchlußverfahrens iſt bruchſtückhaft. Es ſpielt ſich in manchen Fällen vor beſon 
deren, mit Beiſitzern aus den Kreiſen der Verſicherten und der Unternehmer aus. 
gerüſteten Beſchlußkörpern (Beſchlußkammern, Beſchlußſenaten), meiſt aber nur vor 
dem Behördenvorſtand oder deſſen Stellvertreter ab. In einigen Fällen find als 
Rechtsmittel Beſchwerde und weitere Beſchwerde vorgeſehen. 


Die wichtigſte Gruppe innerhalb der Verfahren bilden diejenigen, die zur Feſt⸗ 
ſtellung (Bewilligung oder Verſagung) von Leiſtungen aus der Reichsver⸗ 
ſicherung führen. In dieſem Feſtſtellungsverfahren find zwei Abſchnitte ſcharf zu 
unterſcheiden: die Feſtſtellung durch den Verſicherungsträger, das heißt deſſen 
Stellungnahme zum Leiſtungsanſpruch, und die richterliche Entſcheidung der Ver. 
ſicherungsbehörde über den Anſpruch im ſogenannten Spruchverfahren. Allerdings 
wird und ſoll es zu dem zweiten Abſchnitt, zum Spruchverfahren, in der Mehrzahl der 
Fälle nicht kommen, und ſchon der Verſicherungsträger (oder derjenige, der bei ihm 
und für ihn entſcheidet) muß ſich bewußt ſein, daß es ſich bei der Leiſtungsbewilligung 
meiſt nicht um eine Frage des Ermeſſens, ſondern um eine nach Rechtsvorſchriften zu 
beantwortende Frage handelt. Die Leiſtungen zu gewähren oder zu verſagen, iſt 
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zunächſt Sache des Verſicherungsträgers; er trifft ſeine Entſchließung auf Antrag 
(Anſpruchserhebung), nur in der Anfallverſicherung auch von Amts wegen (§ 1545 
RBO) Der frühzeitigen Klarſtellung der Rechtslage dient es, daß der Betriebsunter- 
nehmer jeden Anfall binnen kurzer Friſt anzuzeigen hat (8 1552) und daß der Anſpruch 
auf Anfalleiſtungen ausgeſchloſſen wird, wenn er bei unterbliebener Feſtſtellung von 
Amts wegen nicht ſpäteſtens zwei Jahre nach dem Anfall angemeldet iſt (S 1546). Das 
Verfahren beim Verſicherungsträger ſpielt ſich in vielen Fällen ſehr formlos ab. 
Kommt aber zwiſchen Anſpruchsträger und Verſicherungsträger nicht ohne weiteres 
ein Einverſtändnis über Vorausſetzungen und Ausmaß der Leiſtung zuſtande, ſo muß 
eine verantwortliche Entſchließung des Verſicherungsträgers herbeigeführt werden, 
die dann mit Rechtsmitteln vor den Verſicherungsbehörden angreifbar iſt. Vor ſeiner 
Entſchließung hat der Verſicherungsträger den Sachverhalt aufzuklären; hierzu kann 
er ſich der Anterſtützung des Verſicherungsamtes bedienen. Die verantwortliche Ent- 
ſchließung liegt letzten Endes beim Leiter des Verſicherungsträgers. Beruhigt der 
Anſpruchsträger ſich nicht beim Beſcheid des Verſicherungsträgers, jo kann er die 
Verſicherungsbehörden als Verwaltungsgerichte zur Entſcheidung im Spruchver⸗ 
fahren anrufen; es liegt dann ein entſcheidungsbedürftiger Rechtsſtreit zwiſchen 
Verſichertem und Verſicherungsträger über einen öffentlich- rechtlichen Anſpruch vor. 
Die Anrufung iſt der Sache nach Leiſtungsklage; die Rechtsquellen nennen fie Rechts. 
mittel, und zwar bei Anfall. und Rentenverfiherungen Berufung. Im erſten Rechts. 
zug zuſtändig iſt in der Krankenverſicherung das Verſicherungsamt, in den anderen 
Zweigen der Reichsverſicherung das Oberverſicherungsamt. Gegen die erſtinſtanz⸗ 
lichen Entſcheidungen find im allgemeinen weitere Rechtsmittel an die übergeordneten 
Verſicherungsbehörden zugelaſſen; oberſte Spruchbehörde iſt das Reichsverſicherungs⸗ 
amt. Das Spruchverfahren ſpielt ſich vor beſonderen Spruchkörpern mit Beiſitzern 
ab; nur ausnahmsweiſe entſcheidet der Vorſitzende allein. Das Verfahren gleicht in 
ſeinen Grundzügen dem Verfahren vor ſonſtigen Verwaltungsgerichten, das wieder 
dem ordentlichen Zivilprozeß nachgebildet iſt. Nach der Vierten Verordnung zur 
Durchführung des Geſetzes über Ehrenämter in der ſozialen Verſicherung und der 
Reichsverſorgung (Vertretung gegenüber Verſicherungsträgern und Verſicherungs⸗ 
behörden in der Reichsverſicherung) vom 9. September 1935 (RGBl. I S. 1143) 
können die Beteiligten ſich vertreten laſſen nur durch Leiter und Angeſtellte der von 
der Deutſchen Arbeitsfront eingerichteten Rechtsberatungsſtellen, durch Rechts- 
anwälte, nahe Angehörige, durch Perſonen, die im Dienſte des Beteiligten beſchäftigt 
ſind, ſowie durch den Führer des Betriebes, dem der Beteiligte als Gefolgichafts- 
mitglied angehört oder angehört hat; bei dringendem Bedürfnis können im Einzel- 
fall andere Perſonen als Vertreter zugelaſſen werden. 


VIII. Die Aufficht über die Sozialverficherung 


Die Sozialverſicherung iſt eine öffentliche, ſtaatlich geordnete Angelegenheit. Das 
Deutſche Reich beſchränkt ſich nicht darauf, ſie durch einmaligen Geſetzgebungsakt ins 
Leben zu rufen; es behält ſie auch in ihrer Durchführung dauernd im Auge, um ſie 
weiter zu entwickeln, fehlerhafte Entwicklungen abzuſtellen und Mißbräuche zu ver. 
hindern. Zur oberſten Aberwachung iſt die Reichsregierung zuſtändig, bei der auch die 
Befugnis zur Geſetzgebung liegt. Innerhalb der Reichsregierung iſt es der Reichs 
arbeitsminiſter, zu deſſen Geſchäftsbereich die Sozialverſicherung gehört, der die zu 
erlaſſenden Geſetze vorzubereiten hat und der vielfach zum Erlaß von Rechtsverord- 
nungen ermächtigt iſt. Von ihm wird auch die Verwaltung der Verſicherungs⸗ 
behörden geleitet. Insbeſondere das Reichsverſicherungsamt und auf dem anderen 
Flügel die Reihsanftalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitsloſenverſicherung iſt ihm 
unterſtellt. Die Stärkung an Macht und Anſehen, die der Nationalſozialismus dem 
Reihe gebracht hat, wirkt ſich auch bei der Leitung der Sozialverſicherung und der 
Führung und Aberwachung ihrer Behörden vorteilhaft aus. Nach dem Wegfall der 
Landeshoheiten unterſtehen jetzt die Oberverſicherungsämter und Verſicherungsämter, 
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auch ſoweit fie der Form nach noch Landes- oder Gemeindebehörden find, ſachlich der 
einheitlichen Weiſung und Dienftauffiht des Reichsarbeitsminiſters. 


Breiteren Raum als dieſe einheitliche Leitung der Verſicherungsbehörden nimmt in 
den Rechtsquellen und im Bewußtſein der Offentlichkeit die Aufſicht über die 
Verſicherungsträger ein. Dabei mag die Reichsanſtalt für Arbeitsvermitt- 
lung und Arbeitsloſenverſicherung mit ihrem mehr behördenähnlichen Charakter bei⸗ 
ſeite bleiben; über fie führt der Reichsarbeitsminiſter unmittelbar die Aufſicht (§ 47 
Arbl B), die in ihrer Art und Weiſe nicht näher geregelt iſt. Die Träger der 
Reichsverſicherung find (hierin der Reichsanſtalt ähnlich) eigens gefchaffene Rechts- 
ſubjekte, die das ihnen zugewieſene Stück Sozialverſicherung im eigenen Namen und 
mit einer gewiſſen, recht weitgehenden Selbſtändigkeit durchzuführen haben. Trotz 
ihrer Selbſtändigkeit und Selbſtverwaltung find fie aber innerſtaatliche Gebilde. Der 
Staat hat ſeine Macht ihnen gegenüber niemals aufgegeben, ſondern ſich aus ſtaats. 
politiſchen Gründen die rechtliche Möglichkeit ihrer Anleitung und Aberwachung vor⸗ 
behalten. Nicht nur in Rechtsſätzen und Richterſprüchen, ſondern auch in Verwal- 
tungsakten und Aberwachungsmaßnahmen ſpricht er hoheitlich zu ihnen. 


Aber das Maß der Aufſicht iſt lange Zeit politiſcher Streit geweſen, und die Ab- 
grenzung der Befugniſſe der Aufſichtsbehörden hat geſchwankt. Nunmehr iſt das 
Ziel und Richtmaß der Auſſicht über die Reichsverfiherungsträger allgemein 
feſtgelegt: Die Aufſichtsbehörde wacht darüber, daß die Verſicherungsträger Geſetz 
und Satzung beobachten. Sie kann ihre Auſſicht auf Fragen der Zweckmäßigkeit 
erſtrecken; fie fol ſich in dieſem Falle auf wichtige Fragen beſchränken und in das 
Eigenleben und die Selbſtverantwortung der Verſicherungsträger nicht unnötig ein. 
greifen (Abſchnitt IV § 1 AufbG). Demnach iſt die Aufſicht in erſter Reihe Rechts- 
wahrung; das objektive Recht, wie es in den ſtaatlichen Geſetzen und Verordnungen 
und in den eigenen Satzungen der Träger niedergelegt iſt, ſoll zur Durchſetzung 
gebracht werden. In zweiter Reihe aber iſt die Auffiht auch Ermeſſens überwachung; 
auch bei Fragen der Zweckmäßigkeit, die der Träger nach eigenem Ermeſſen zu ent ; 
ſcheiden hat, unterliegt er der Aberwachung, die rechtlich nicht begrenzt iſt, die aber 
mit Zurückhaltung geübt werden ſoll, damit der Verſicherungsträger nicht bei allen 
Einzelheiten gegängelt wird und auf verantwortliches Eigenhandeln verzichtet. 


Daß ſich trotzdem im Rahmen der neuen Formel eine wirkſame Aufſicht entfaltet, iſt 
weiter durch die Neuverteilung der Zuſtändigkeiten geſichert. Für die ganze 
Reichsverſicherung iſt nunmehr das Reichsverſicherungsamt die oberſte Aufſfichts. 
behörde; die unmittelbare Zuſtändigkeit des Reichsarbeitsminiſters zur Auſſicht über 
Berufsgenoſſenſchaften, Landesverſicherungsanſtalten und Reichsknappſchaft iſt weg ⸗ 
gefallen, fo daß er nur noch gegenüber der Reichsanſtalt für Arbeits vermittlung und 
Arbeitsloſenverſicherung unmittelbar zuſtändig iſt. Die Aufſicht über alle großen, 
insbeſondere die reichseinheitlichen Verſicherungsträger wird vom Reichsverſiche⸗ 
rungsamt geführt; nur über die Krankenkaſſen einſchließlich der Erfatzkaſſen für 
Arbeiter (und mit Ausnahme der Betriebskrankenkaſſen für Reichs und Länder 
betriebe, 8 377 Abſ. 3 RVO) führt das Verſicherungsamt, über die Erſatzkaſſen für 
die Krankenverſicherung der Angeſtellten führt der Leiter der Reichsverſicherungs⸗ 
anſtalt für Angeſtellte die Aufſicht (Abſchnitt IV § 2 AufbG). Zur engeren Verbin⸗ 
dung der Krankenkaſſen mit der Landesverſicherungsanſtalt iſt das Verſicherungsamt 
bei der Ausübung feiner Auſſicht an Weiſungen des Leiters der Landesverſicherungs⸗ 
anſtalt gebunden. Einzelne Aufſichtsbefugniſſe beſonderer Art ſind anderen Stellen 
als den allgemein zuſtändigen Aufſichtsbehörden zugewieſen (3. B. SS 372 ff. RVO). 
Bei der Handhabung der Aufſicht ſind die Aufſichtsbehörden nicht nur an das Geſetz, 
ſondern als Verwaltungsbehörden auch an Weiſungen ihrer vorgeſetzten Behörden 
gebunden. 8 

Sollen die Aufſichtsbehörden die Aufſicht wirkſam durchführen können, ſo müſſen ihnen 
gegenüber den beaufſichtigten Verſicherungsträgern beſtimmte Machtmittel zur Ver⸗ 
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fügung ſtehen. Die Mittel der Aufſicht laſſen ſich in Beobachtung, vor. 
greifende Mitwirkung und beſſerndes Eingreifen einteilen. Jede Ausübung von Auf- 
ſicht ſetzt voraus, daß die Aufſichtsbehörde das Verhalten des Beaufſichtigten kennt. 
Die Befugnis zur Beobachtung, zur Kenntnisnahme und Erforſchung liegt im Weſen 
der Aufſicht. Sie wird aber in den Sozialverſicherungsgeſetzen zum Teil ausdrücklich 
eingeräumt. Die Aufſichtsbehörde kann Anterlagen einfordern und prüfen, und fie 
kann Auskunft verlangen und Fragen ſtellen (§S 31 RVO mit 82 der Fünften Aufb ). 
Gegenſtand beſonderer Aufmerkſamkeit iſt das Haushalts. und Rechnungswefen 
(Abſchnitt II Art. 8 8 2 AufbG). Hand in Hand mit der aufſichts rechtlichen Beobach- 
tung geht die Gewinnung ſtatiſtiſcher Unterlagen (vgl. 8 843 RVO). Vorgreifende 
Mitwirkung der Aufſichtsbehörde, durch die unerwünſchtes Handeln des Verſiche⸗ 
rungsträgers im Keime erſtickt und die Gültigkeit ſeiner Entſchließungen von der 
Billigung der auſſichtführenden Stelle abhängig gemacht wird, iſt bei manchen 
wichtigen Akten der Träger vorgeſehen, beſonders beim Erlaß und der Anderung von 
Rechtsſätzen (Satzung) und von allgemeinen Anweiſungen im öĩffentlich⸗ rechtlichen 
Gewaltverhältnis (3. B. Krankenordnung, Dienſtordnung, Anfallverhütungsvor⸗ 
ſchriften) und bei der Vermögensverwaltung. Das Geſetz ſpricht dann von der Er- 
forderlichkeit einer Genehmigung, Beſtätigung, Zuſtimmung oder Ermächtigung. Im 
einzelnen iſt jeweils zu unterſuchen, ob die vorgreifende aufſichtsrechtliche Billigung 
nur aus Rechtsgründen verſagt (dann meiſt: Genehmigung) oder auch aus Zwed- 
mäßigkeitserwägungen verweigert werden kann (Zuſtimmung). Beſſerndes Eingreifen 
im Rahmen der allgemeinen Aufſichtsformel iſt die hauptſächliche Aufgabe der Auſ⸗ 
ſichtsbehörden. Sie kann den Verſicherungsträger zu ſachgemäßem Verhalten 
ermahnen, fehlerhafte Beſchlüſſe aufheben und unangebrachte Antätigkeit brechen. 
Diejenigen, die für den Verſicherungsträger tätig zu werden haben, kann die Auf⸗ 
ſichtsbehörde durch Zwangsſtrafen in Geld dazu anhalten, Geſetz und Satzung zu 
befolgen (8 31 Abſ. 3 RWO, 8 2 der Fünften Aufb ). Die Aufſichtsbehörde kann 
verlangen, daß der Beirat zu Sitzungen einberufen wird, und nötigenfalls ſelbſt die 
Sitzung einberufen und die Verhandlungen leiten (S 32 RVO, $ 21 WO). Sie 
kann auch ſonſt anordnen, daß der Verſicherungsträger Beſchlüſſe über beſtimmte 
Angelegenheiten (Satzungsänderung uſw.) faßt; in vielen Fällen iſt ſie zu Erſatzvor⸗ 
nahme und Zwangseinſchreibung in den Haushaltplan befugt. Die ſchärfſten Mittel 
der Aufſicht find kommiſſariſche Verwaltung des Verſicherungsträgers und Beſeiti⸗ 
gung eines Verſicherungsträgers, deſſen Beſtand der Ordnung nicht entſpricht 
(Schließung, z. B. 88 273 ff., 279 RVO). Die Aufſichtsbehörde hat ihre Tätigkeit 
von Amts wegen zu entfalten, kann jedoch auch auf Anregungen hin tätig werden, die 
ihr von außen zugehen. Steht dem Beteiligten für die Verfolgung feiner Rechte ein 
geordnetes Verfahren, der Verwaltungsrechtsweg vor den Verſicherungsbehörden 
oder der Rechtsweg vor den bürgerlichen Gerichten offen, jo wird die Verwaltungs- 
behörde ſich in ihrem Eingreifen Zurückhaltung auferlegen; ein rechtliches Hindernis 
ſür ihre Tätigkeit, die vielleicht gerade ſtreitverhütend wirken kann und in jedem Falle 
den öffentlichen Zwecken der Reichsverſicherung zur Verwirklichung verhelfen ſoll, 
beſteht jedoch nicht. Das Verfahren in Aufſichtsſachen iſt das Beſchlußverfahren; 
vorwiegend wird es ohne Zeifiger durchgeführt, weil deren Mitwirkung zu dem aus⸗ 
geſprochen hoheitlichen Weſen der Auffiht und zu der Notwendigkeit eines ent. 
ſchiedenen und raſchen Eingreifens nicht recht paßt. 
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Schrifttum 


Die Veränderungen und Reformen der jüngſten Zeit haben einen großen Teil de 
früheren, ſehr ausgedehnten Schrifttums zur Sozialverſicherung veralten laſſen. Ei 
neues Schrifttum wächſt erſt langſam heran. So müſſen wir uns auf wenige Angabe 
beſchränken. 
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A. Allgemeine Tehren 
I. Die Aufgaben des Strafrechts 


1. Die ftaatspelitiiche Bedeutung des Strafreckts 

Su allen Zeiten der Menſchheitsgeſchichte hat es verbrecheriſche und aſoziale 
Elemente gegeben, deren Handeln gegen die Lebensregeln der jeweiligen Gemein ⸗ 
ſchaften der Menſchen verſtieß. Es erwies ſich deshalb als ſtets notwendig, gegen ſie 
Schutzordnungen zu ſchaffen. 

Je nachdem, nach welchen Geſetzen und Anſchauungen die Gemeinſchaften gebildet 
find, beſtimmt ſich der Inhalt der Schutzordnung. Zweck und Ziel des Gemein⸗ 
ſchaftslebens geben dem Strafgeſetz ihren Ausdruck. 


Seit Jahrhunderten ſchon iſt es ſelbſtverſtändlich geworden, daß das Recht, zu ſtrafen, 
nur dem Staate zuſteht. Das Strafrecht iſt deshalb ein Teil des öffentlichen Rechts. 


Betrachten wir unter dieſen Geſichtspunkten das geltende Strafgeſetzbuch, das im 
Jahre 1871 als Strafgeſetz des neuen Bismarck. Reiches geſchaffen wurde, jo finden 
wir in ihm den Ausdruck des liberalen und individuellen Denkens des 19. Jahr- 
hunderts. Noch war allerdings die Arkraft deutſchen Volkstums von den Ideen der 
Aufklärung und der Franzöſiſchen Revolution nicht völlig vernichtet, und fo iſt es zu 
erklären, daß trotz des Einbruches liberalen Gedankengutes das Recht der Bismarck⸗ 
Seit unter Erhaltung einer Reihe arteigener Rechtsgedanken in mancherlei Hinſicht 
der beginnenden Auflöſung ein Hindernis bildete. 


Grundlegend verſchieden zur nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung war aber der 
Ausgangspunkt. Bis zur Machtergreifung durch den Nationalſozialismus wurde 
das Volk nur als eine Summe von Einzelindividuen begriffen und im Staat nur eine 
Schutzeinrichtung in Geſtalt einer juriſtiſchen Perſon geſehen. Das Einzelindividuum 
ſtand im Mittelpunkt des Lebens, und das Recht war demgemäß darauf abgeſtellt, die 
Rechte des einzelnen zu gewäbrleiften und feine Güter zu erhalten. Insbeſondere 
das Strafrecht war eine Schutzordnung der Geſellſchaft, d. h. ein Katalog von Einzel. 
vorichriften, die gemäß den Erfahrungen des bürgerlichen Lebens Strafe ausſetzten 
für Angriffe auf alle Rechtsgüter, die nach der Vorſtellungswelt des Individualismus 
ſchutzwürdig erſchienen. 

Dabei war man ängftlih darauf bedacht, auch nur inſoweit Verbotsnormen aufau- 
richten, als dies nach der übereinſtimmenden Meinung der Mehrheit notwendig 
erſchien, um die materiellen Güter wie den als notwendig in Kauf genommenen Staat 
zu ſchützen. Darüber hinaus war grundſätzlich erlaubt, was nicht verboten. Lieber 
ließ man einen Verbrecher durch die Maſchen des Geſetzes hindurchſchlüpfen, als daß 
der Richter die Möglichkeit erhielt, in Ausdehnung des Geſetzes jeden wirklichen 
Rechtsbrecher zu erſaſſen. Der Mangel einer einheitlichen Ausrichtung der mehr 
nach äußeren Geſichtspunkten zuſammengefügten Gemeinſchaft erklärt die grenzenloſe 
Furcht vor Eingriffen in die geheiligten Individualrechte durch eine womoͤglich nach 
höheren Geſichtspunkten orientierte Obrigkeit und Rechtspflege. 

Erft mit dem Nationalſozialismus iſt hier ein grundlegender Wandel in der Auf⸗ 
faſſung eingetreten. Wie mit jeder echten Revolution — und eine ſolche iſt die 
Machtergreifung des Nationalſozialismus —, iſt 1933 eine neue Weltanſchauung 
zum Durchbruch gekommen. Mit ibr iſt eine neue Wertung der Begriffe Volk und 
Staat verbunden. Volk ift nicht mehr die Vielzahl von Einzelperfonen, ſondern ein 
einheitlicher lebendiger Organismus, in dem die einzelnen nur Glieder eines großen 
Ganzen find, die untereinander blutmäßig und kulturell aufs engſte verbunden find. 
Gleichzeitig geben nicht nur die lebenden Generationen, ſondern auch die vergangenen 
und noch kommenden dem Volke den Ausdruck. Der Staat iſt eine der wichtigſten Er⸗ 
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ſcheinungsformen des Volkes, die politiſche Organiſation. Er iſt keine blutleere Ad 
ſtraktion mehr, keine juriſtiſche Perſon, die dem Volke im Aber oder Unterordnung‘ 
verhältniſſe gegenüberſteht, ſondern er iſt eins mit dem Volke. 


Im Rahmen dieſer Erkenntniſſe kann auch das Strafrecht nicht mehr eine aus Zweck. 
mäßigkeitsgründen erdachte Strafordnung fein. Es muß vielmehr einen Niederſchlag 
der ethiſchen Poſtulate der Gemeinſchaft an den einzelnen zum Inhalt erhalten 
Gewiß ſollen auch die dem einzelnen von der Gemeinſchaft zugebilligten Güter ihren 
Schutz erhalten. Doch das kann nur der kleinſte Teil der Auſgaben ſein. In erſter 
Linie muß dem Strafrecht die Aufgabe zufallen, das Leben, die Arbeit und den 
Frieden der vöͤlkiſchen Gemeinſchaft zu ſichern. Hierdurch erhält das Strafgeſetzbuch, 
das die Zuſammenſtellung aller hierfür notwendigen Strafrechtsnormen darſtellt, ſeine 
beſtimmte Haltung und ſeine politiſchen Aufgaben. Es muß erkennen laſſen, was dem 
deutſchen Volke wert und heilig iſt und wann eine Handlung zum Verſtoß gegen die 
Grundgeſetze der Nation wird. Zugleich muß es wiſſen laſſen, wie der Nechtsbruch 
geahndet wird, eine ſtetige Drohung für den Verbrecher und eine ſtändige Mahnung 
an das Gewiſſen aller Wankelmütigen. 


Durch dieſe im Rahmen der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung erfolgte Wand- 
lung der ſtrafrechtlichen Aufgabenſtellung iſt die Neugeſtaltung des bisherigen Straf- 
geſetzbuches vordringlich in Angriff genommen worden. Zunächſt find einige der 
dringendſten Anderungen durch die Strafgeſetznovellen vom 25.5. und 24. 11. 1933, 
23. 3. und 24. 4. 1934, 22. 6. und 2. 7. 1936 ſowie die weiteſtgehende vom 28. 6. 1935 
erſolgt. Alsdann iſt im Herbſt 1933 auf Anordnung des Führers und Reichskanzlers 
unter dem Vorfitz des Neichsminiſters der Juſtiz Dr. Gürtner eine amtliche GStraf- 
rechtskommiſſion, die ſich aus Wiſſenſchaftlern und Praktikern zuſammenſetzt, zur 
Schaffung eines nationalſozialiſtiſchen Strafgeſetzbuches zuſammengetreten. Ein 
Entwurf iſt inzwiſchen von ihr fertiggeſtellt, der dem Reichskabinett vorgelegt iſt 
und nach der Reichstagsrede des Führers vom 30. 1. 1937 in wenigen Wochen als 
Geſetz verkündet werden ſoll. Grundlage bildete bei den Beratungen die im Sommer 
1933 erſchienene Denkſchrift des Preußiſchen Juſtizminiſters Hanns Kerrl, „Natio · 
nalſozialiſtiſches Strafrecht“, in der erſtmalig in Form von Leitſätzen mit Begrün⸗ 
dungen die nationalſozialiſtiſche Strafrechtsauffaſſung Geſtalt erhalten hatte, ſowie 
ergänzend ein vorbereitender Entwurf von Referenten des Reichsjuſtizminiſteriums. 
Daneben ſtanden eine Reihe von Veröffentlichungen zur Verfügung, die eingeleitet 
waren von der Schrift der Profeſſoren Dahm und Schaffſtein, „Liberales oder 
autoritäres Strafrecht“, im Jahre 1932, in der bereits mit mutigen Worten die 
Abkehr vom liberalen Strafrechtsgedanken gefordert wurde. 


So befinden wir uns zur Zeit auf dem Gebiete des Strafrechts im völligen Ambruch. 
Noch gilt das nur in einigen Punkten veränderte Strafgeſetz der liberalen Zeit. 
Schon iſt aber die Geſtalt des kommenden Strafgeſetzes erkennbar. And die Grund- 
ſätze des Entwurfes, der der Offentlichkeit zwar im Wortlaut nicht unterbreitet iſt, 
über den aber eingehend der vom Reichsminiſter der Juſtiz herausgegebene zwei⸗ 
bändige Bericht von Mitgliedern der Strafrechtskommiſſion „Das kommende Straf- 
recht“ ſowie das Werk Gürtner⸗Freisler „Das neue Strafrecht“ unterrichtet, be- 
flügelt bereits die Strafrechtspraxis, die neuen nationalſozialiſtiſchen Gedanken auf 
dem Boden des geltenden Gefetzes, ſoweit dies das Geſetz irgend zuläßt, zur Un- 
wendung zu bringen. 

Deshalb wird auch in der kommenden Darſtellung vermieden, nur das geltende Necht 
zu ſchildern. Es wird vielmehr bei der Wiedergabe der geltenden Vorſchriften 
jeweils zugleich darauf hingewieſen, in welcher Richtung Underungen beabſichtigt find 
und welche neuen Gedanken Platz greifen. Dabei wird davon ausgegangen, daß in 
Zukunft weniger denn je die formelle Vorſchrift im Vordergrunde ſtehen wird, da der 
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Geiſt des Geſetzes entſcheidend iſt und die Fixierung der einzelnen Normen immer 


ı nur ein Verſuch fein kann, das vielfältige Leben zu erfaſſen, damit zwecks einheitlicher 
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Ausrichtung in konkreter Weiſe den Grundſätzen des Geſetzes Wirklichkeit gegeben 
wird. Deshalb iſt es auch für den Leſer des Geſetzes entſcheidend, den Gedanken. 
gang des Geſetzgebers zu begreifen, wie er ihn entſprechend dem Empfinden des 
Volkes als einen Teil der ſtaatlichen Ordnung zur Geſtaltung gebracht hat. 


Die Tatſache, daß die Verkündung des neuen Strafgeſetzes nahe bevorſteht und als⸗ 
bald nach Erſcheinen dieſes Grundriſſes wohl erfolgen wird, konnte im übrigen der 
Herausgabe nicht entgegenſtehen. Auch nach der Verkündung des neuen Geſetzes 
wird das jetzige Strafgeſetz noch für längere Zeit in Kraft bleiben, da zunächſt auch 
die Strafverfahrensordnung und das Straſvollſtreckungs. und Straſvollzugsgeſetz 
neugeſtaltet werden müſſen ſowie eine Anpaſſung der Nebengeſetze notwendig iſt. 
Zudem muß der Praxis ein gewiſſer Zeitraum verbleiben, ſich in ein ſo gewaltiges 
neues Geſetz einzuarbeiten. Durch die Aufzeigung der Grundlinien des neuen Ge⸗ 
ſetzes an den Ambruchſtellen und die Geſtaltung des Stoffes nach der Gliederung des 
neuen Geſetzes ſoll auch dieſer Grundriß gleichzeitig der Einarbeitung in das neue 
Recht dienen. 


2. Der Jweck der Strafe 


Am die Angriffe auf die Friedensordnung des Volkes abzuwehren, geht der Staat 
verſchiedene Wege. Wir ſahen, daß er vor allem in Geſtalt des Strafgeſetzbuches eine 
Schutzordnung errichtet. Durch deren Strafandrohungen ergeht eine Warnung an 
alle Volksgenoſſen. Die weſentliche Bedeutung liegt einmal in der Tatſache der Auf- 
ſtellung dieſer warnenden Verbotsnormen, vor allem aber in der Reaktion des 
Staates auf jeden einzelnen Rechtsbruch durch Verhängung von Strafen. Die 
Strafrechtswiſſenſchaft hat ſogar lange Zeit auf dem Standpunkt geſtanden, daß 
ausſchließlich die Beſtrafung bereits begangenen Anrechts Angelegenheit des Straf⸗ 
rechts ſein könne, Faß das Strafrecht alſo einſpurig ſei. Erſt in der neueſten Zeit iſt 
man zur Zweiſpurigkeit des Strafrechts übergegangen und erkennt, daß zur Erzielung 
einer durchgreifenden Wirkung neben der Strafreaktion auf begangenes Anrecht 
dem Strafrecht auch eine vorbeugende Wirkung zukommen muß. 

Abgeſehen von der Geſtaltung des Strafrechts in einer ſolchen Weiſe, daß aus der 
Art der Normenſetzung und deren innerem Gehalt eine eindrucksvolle Mahnung ſich 
ergibt, beſtehen als vorbeugende Maßnahmen vor allem Sicherungs- und Beſſerungs · 
maßnahmen, wie fie durch das Geſetz vom 24. 11. 1933 in das Strafgeſetzbuch ein- 
gefügt worden find. Auf fie wird im einzelnen noch zurückzukommen fein. Hier jet 
nur betont, daß ſie Maßnahmen zur Verhütung weiterer zu erwartender Angriffe 
von Gewohnheitsverbrechern und Maßregeln zur Sicherung und Beſſerung von 
Kranken und Trinkern gemeingefährlicher Art ſind. 


Mit der Erweiterung der Aufgaben des Strafrechts durch die Einführung ſolcher 
vorbeugender Maßnahmen verbleibt aber der geſamten Kriminalpolitik des Staates 
als einem weiteren Wege zum Schutze der Friedensordnung noch immer ein viel- 
ſeitiges Betätigungsfeld neben dem ſtrafrechtlichen Gebiete. Dabei handelt es ſich 
in erſter Linie darum, die Arſachen der Verbrechen zu erkennen, die teils auf 
biologiſchem und teils auf ſoziologiſchem Gebiete liegen. Es würde zu weit führen, 
bier die Aufgaben der Kriminalpolitik behandeln zu wollen Es genügt auch, auf⸗ 
zuzeigen, daß neben dem Strafrecht noch ein weites Betätigungsgebiet zur Be⸗ 
kämpfung des Verbrechens liegt, das von den Verwaltungsbehörden des Staates 
betreut wird. 

Die Wirkſamkeit der Strafordnung felbft hängt ab von der Geſtaltung der Strafe. 
Die Strafe iſt das Schwert in der Hand des Staates, mit dem er zuſchlägt, wenn eine 
Tat ſtrafrechtliche Ahndung erheiſcht. Mehrfachen Zwecken dient dabei die Strafe. 
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Zunächſt fol durch die Strafe dem gerechten und gefunden Grundempfinden des 
Volkes Rechnung getragen werden, daß jede Schuld eine Sühne erfordert. So weit 
wir in der Geſchichte der ariſchen Völker zurückblicken, immer finden wir den Ge⸗ 
danken der Nache und Vergeltung für eine Meintat. Er bedurfte keiner Begründung, 
denn es war ein ſelbſtverſtändliches Volksempfinden, daß jeder Schuld eine Südne 
folgen müſſe. Erſt dem Liberalismus blieb es vorbehalten, ſich jo weit von dem ge- 
funden Empfinden zu entfernen, daß er aus den weltfremden Gedanken einer miß⸗ 
verſtandenen Humanität jeden Gedanken an Sühne ablehnte. Weil aber das Ver⸗ 
langen nach Sühne in uns lebt, deshalb muß in Zukunft der Sühnegedanke den 
Zweck der Strafe in erſter Linie beſtimmen. 
In zweiter Linie ſoll die Strafe eine ſpezialpräventive Wirkung haben. Der Täter 
eines Verbrechens ſoll entweder für immer oder auf Zeit unſchädlich gemacht oder fo 
fühlbar durch die Strafe und ihren Vollzug getroffen werden, daß er für alle Zukunft 
davor zurückgeſchreckt wird, ſich jemals wieder gegen die Geſetze des Volkes zu 
vergehen. 
Neben dieſer Einwirkung auf den von der Strafe betroffenen Täter ſelbſt ſoll die 
Verhängung der Strafe fo eindrucksvoll fein, daß moͤglichſt viele vor der Begehung 
von Straftaten zurückgeſchreckt werden. Dieſe generalpräventive Wirkung berührt 
ſich mit der oben erwähnten abſchreckenden Wirkung der Strafdrohung der Geſetzes⸗ 
beſtimmungen und verbindet auch hier die ſtaatliche Reaktion auf begangenes Anrecht 
mit dem Willen zur Verhütung kommender Taten. 
Wenn hierneben vielfach auch noch die Beſſerung des Täters als Zweck der Strafe 
genannt wird, ſo iſt das nur bedingt zutreffend, denn Beſſerung kann nur da erſtrebt 
werden, wo wirklich eine begründete Hoffnung auf Beſſerung vorhanden iſt. Bei 
allen gewohnheitsmäßigen Verbrechern, bei denen der Trieb zum Verbrechen be⸗ 
herrſchend iſt, muß deshalb jeder Beſſerungsgedanke ausſchalten. Ebenſo wird bei 
einem erheblichen Teil der Verbrechen nur eine im Gedanken der Vergeltung und 
Abſchreckung gefundene harte Strafe ſolchen Eindruck machen, daß der Täter in 
Zukunft nicht wieder ſtraffällig wird. Die erzielte Beſſerung iſt alſo auch hier nicht 
der eigentliche Strafzweck, ſondern die Folge der nach den anderen Zweckgedanken 
beſtimmten Strafe. Nur bei einem großen Teil der jugendlichen Verbrecher ſowie 
ſolchen Tätern, die durch irgendwelche beſonderen Amſtände entgegen ihrer ſonſtigen 
Lebensführung einmal vom rechten Weg abgewichen find, wird der Beſſerungs⸗ 
gedanke eine Rolle ſpielen können. Auch hier wird er aber weniger für das Maß der 
Strafe als für deren Vollzug bedeutſam ſein und z. B. durch Bewilligung von Be⸗ 
währungsfriſt, Vergünſtigungen beim Vollzug und dergleichen zur Berückſichtigung 
kommen. 
Die verſchiedenen Zwecke der Strafe haben im Strafgeſetzbuch keine ausdrückliche 
Feſtlegung erhalten, ſondern find aus dem Geiſte der einzelnen Vorſchriften zu er- 
kennen und treffen für die verſchiedenen Arten von Strafen, wie ſie im Geſetzbuch 
vorgeſehen find, in gleicher Weiſe zu. Der Vorſpruch im Entwurf des kommenden 
Strafgeſetzbuchs macht ſie im übrigen für die Zukunft deutlich und ſtellt zugleich das 
Geſicht des neuen Geſetzes eindeutig heraus. Er lautet: 
„Aberzeugt, daß das neue Strafrecht von nationalſozialiſtiſcher Grundanſchauung 
durchdrungen ſein muß, hat die Reichsregierung dieſes Geſetz beſchloſſen und über⸗ 
gibt es dem deutſchen Volk. 
Das geſunde Empfinden des Volkes für Recht und Anrecht beſtimmt Inhalt 
und Anwendung des Strafrechts. 
Sühne für Anrecht, 
Schutz des Volkes, 
Feſtigung des Willens zur Gemeinſchaft 
ſind Sinn und Zweck des Strafrechts. 
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Ehre und Treue, 

Naſſe und Erbgut, 

Wehrhaftigkeit und Arbeitskraft, 

Zucht und Ordnung 
zu wahren, iſt ſeine Aufgabe. 
Das Bekenntnis 

„Gemeinnutz geht vor Eigennutz“ 

gibt ihm die Prägung. 
In dieſem Geiſt iſt das Geſetz geſchaffen. 
In dieſem Geiſt fol Recht geſprochen werden von berufenen Nichtern, die als 
Wahrer der Gerechtigkeit dem deutſchen Volke dienen.“ 


3. Ariminelle Strafen und Ordnungsſtrafen 

Nach dem geltenden Recht gibt es nur die im Strafgeſetzbuch vorgeſehenen Strafen, 
gleich welcher Art die Delikte find, die beſtraft werden ſollen. Eine Anterſcheidung 
der Delikte nach ihrem inneren Charakter erfolgt nicht. Lediglich in dem Ausmaß der 
angedrohten Rechtsfolgen kann eine unterſchiedliche Bewertung erkannt werden. 


Mit Recht iſt bei den Reformbeftrebungen des Strafrechts aber darauf hingewieſen 
worden, daß ein erheblicher Anterſchied beſteht zwiſchen einer kriminellen Handlung, 
die ſich gegen die einer inneren Einſtellung des Volkes entſprechende Friedensordnung 
richtet, und einem Verſtoß gegen eine aus Zweckmäßigkeitsgründen der Staats- 
verwaltung geſchaffene Verwaltungsanordnung. Gewiß war nach der bisherigen 
Rechtsauffaſſung der Anterſchied deshalb nicht jo weſentlich erſchienen, da als 
Straftat immer nur der Verſtoß gegen eine formelle Geſetzesbeſtimmung angeſehen 
wurde und eine ſolche ſowohl beim kriminellen Anrecht wie beim Verwaltungsunrecht 
beſtand und die Grundlage für die Beſtrafung bildete. Wenn jetzt jedoch, wie noch 
darzulegen fein wird, das Strafrecht jeden verbrecheriſchen Willen erfaflen will, der 
gegen die materielle Gerechtigkeit, neben der einer geſetzlichen Formvorſchrift nur eine 
untergeordnete Bedeutung zukommt, betätigt wird, dann iſt die Abgrenzung gegen- 
über der nur auf die formelle Geſetzesverletzung abgeſtellten Ordnungswidrigkeit 
eine notwendige qualitative Scheidung. 

Im geltenden Strafgeſetzbuch find eine große Reihe von bloßen Ordnungswidrig⸗ 
keiten enthalten. In erſter Linie ſind dies die meiſten der im letzten Abſchnitt des 
Geſetzes zuſammengefaßten Abertretungen. Ob z. B. der polizeilichen Anordnung 
über das Halten von wilden Tieren (8 367 Ziff. 11) oder über vorzeitiges Beerdigen 
(8 367 Ziff. 2) zuwidergehandelt wird oder ob jemand als Landſtreicher umherzieht 
(8 361 Ziff. 3) oder bettelt (8 361 Ziff. 4), das alles find keine Angelegenheiten 
kriminellen Anrechts, das Sühne erheiſcht, ſondern find bloße Ordnungswidrigkeiten, 
die der Staat aus Ordnungsgründen nicht dulden will. Auch im übrigen Teil des 
Strafgeſetzbuches finden ſich gelegentlich bloße Ordnungswidrigkeiten, wie z. B. das 
Verbot der Aneignung verſchoſſener Militärmunition (8 291). Die meiſten der- 
artigen Vorſchriften enthält indes das ſogenannte Nebenſtrafrecht, jene Anzahl von 
Geſetzen, die neben dem Strafgeſetzbuch Strafandrohungen geben. Auch in dieſen 
Geſetzen finden wir allerdings ein buntes Gemiſch von Tatbeſtänden krimineller 
Handlungen und Ordnungswidrigkeiten, wenngleich letztere weitaus vorherrſchen. 
Eine überſchläͤgliche Zuſammenſtellung hat ergeben, daß in etwa 250 Geſetzen und 
Verordnungen etwa 450 Zatbeftände enthalten find, die lediglich Verwaltungs- 
unrecht bedrohen, und etwa 300 Tatbeſtände, die kriminelles Anrecht erfaſſen. 
Welchen Weg der Geſetzgeber im einzelnen gehen wird, um eine Trennung dieſer 
beiden Arten von Delikten durchzuführen, iſt noch nicht entſchieden. Feſt ſteht nur, 
daß in dem kommenden Strafgeſetzbuch moͤglichſt alle kriminellen Tatbeſtände ver- 
einigt und die Ordnungswidrigkeiten aus ihm herausgenommen werden ſollen. Dem- 
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gemäß find z. B. eine Reihe von Nebengeſetzen mit kriminellem Anrecht in den Ent- 
wurf hineingearbeitet und anderſeits die geſamten Abertretungen, ſoweit ſie nicht 
als echte kriminelle Tatbeſtände in das Geſetz eingegliedert werden mußten, aus dem 
Entwurf herausgelaſſen. Daneben wird erwogen, ob und inwieweit es möglich fein 
wird, die Ordnungsvorſchriften zu ſammeln. Bezüglich der polizeilichen Anord- 
nungen erſcheint dies (3.3. in einem Polizeiſtrafgeſetzbuch) am eheſten moglich, aber 
es ſoll offenbar darüber hinaus trotz der infolge der verſtreuten Materie erheblichen 
Schwierigkeiten eine Sammlung in einem Ordnungsſtraſgeſetzbuch verſucht werden. 


Weiter ſcheint aber der Gedanke ſich durchzuſetzen, wenigſtens durch die Art der anzu⸗ 
drohenden Strafe jeden Tatbeſtand dahin kenntlich zu machen, welche Art von Delikt 
er behandelt. Es würde dann neben den im Strafgeſetzbuch anzudrohenden Strafen 
eine beſondere Strafart für Ordnungswidrigkeiten zu ſchaffen fein. Die völlige Ver⸗ 
wiſchung der Anterſchiede, wie ſie im geltenden Recht durch die Androhung gleich⸗ 
artiger Strafen erfolgt iſt, aus deren angedrohtem Maß höchſtens gewiſſe Schlüffe 
gezogen werden können, würde damit verſchwinden. 

Offen iſt ſchließlich die Frage, ob auch ein beſonderes Strafverfahren für die Ver 
hängung von Ordnungsſtrafen eingeführt werden fol. Angeſichts des Odiums einer 
gewöhnlichen Strafverbandlung erſcheint dies erwägenswert. 


Für den Bereich des jetzt noch geltenden Strafrechts ſpielen alle dieſe Erwägungen 
jedoch nur inſoweit eine Rolle, als bei der Findung des Strafmaßes im einzelnen 
Falle bereits die Anterſcheidung der Delikte berückſichtigt werden kann. Das Gericht 
wird ſich dann bewußt ſein, daß die kriminellen Taten mit größerer Härte und 
Schärfe zu behandeln find als die bloßen Ordnungsverſtöße. 


4. Die Quellen des Strafrechts 

Im liberaliſtiſchen Strafrecht war es ein Fundamentalſatz, daß ein VBec- 
brechen nur dann beſtraft werden darf, wenn das Geſetz für 
die abzuurteilende Tat ausdrücklich eine Strafandrohung 
vorſieht. Dieſer Grundfatz entſprach der liberaliſtiſchen Staatsauffaſſung, die 
vom Einzelmenſchen ausging und in der ſtaatlichen Organiſation nur ein notwendiges 
Abel ſah, um den Schutz der einzelnen Volksgenoſſen ſicherzuſtellen. VBeherrſchend 
war hierbei zugleich die Angſt, daß mit dieſer Sicherung die geheiligten Rechte der 
Einzelmenſchen irgendwie angetaſtet würden. Jeder Eingriff in die freie Entfaltung 
der Rechte des einzelnen ſollte aber aufs peinlichſte vermieden werden. Deshalb 
erſchien es notwendig, die Befugniſſe der Gerichte und insbeſondere der Strafgerichte 
genaueſtens feſtzulegen, damit jeder einzelne wiſſe, von welchem Augenblick ab er 
einen ſtrafrechtlichen Eingriff zu gewärtigen habe und bis wohin er ungehemmt 
feinen individualiſtiſchen Beſtrebungen nachgehen könne. 8 2 des Strafgeſetzbuches 
beſagte deshalb, daß eine Handlung nur dann mit einer Strafe belegt werden könne, 
wenn dieſe Strafe geſetzlich beſtimmt ſei, bevor die Handlung begangen würde. Als 
alleinige Rechtsquelle wurde alſo das Geſetz anerkannt. Mit Necht hat man den hier 
ausgeſprochenen Grundſatz als die Magna Charta des Verbrechers angeſehen. 

Es war ſelbſtverſtändlich, daß der Nationalſozialismus dieſer Auffaſſung, daß 
Anrecht nur das ſei, was ausdrücklich im Geſetz verboten ſei, nicht folgen konnte. Das 
Anrecht wird vom Nationalfozialismus nicht nach den Buchſtaben des Geſetzes 
beſtimmt, ſondern aus der geſunden Volksanſchauung heraus. Recht iſt danach, was 
dem Volke nützt, und Anrecht, was ihm ſchadet. Statt des Geſetzesunrechts wird jeder 
Verſtoß gegen das materielle Rechtsempfinden des Volkes beſtraft. Deshalb kann 
aber das Strafgeſetz nicht die einzige Rechtsquelle für den Strafrichter fein, da es 
unmöglich iſt, die Vielſeitigkeit des Lebens in geſetzliche Vorſchriften einengen 


zu wollen. 
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Theoretiſch wäre denkbar, ſich in der Erkenntnis, daß die geſunde Volksanſchauung 
die urſprüngliche Rechtsquelle ſei, auf eine einzige ſtrafrechtliche Norm zu beſchränken, 
durch die den Gerichten aufgegeben wird, jedes kriminelle Anrecht gemäß der geſunden 


Volksanſchauung zu ſtrafen. Mit Recht hat aber noch niemand bei den Erneuerungs⸗ 
arbeiten am Strafrecht ernſthaft daran gedacht, in dieſer Weiſe zu verſahren. Werden 


Hauch in jeder Zeit die Grundrichtungen der Volksanſchauung beſtimmbar fein, jo find 
: die Vielfältigkeiten des Lebens zu groß und die VBeſonderheiten der Menſchen zu 


mannigfach, als daß hierdurch die notwendige gewiſſe Einheitlichkeit gewährleiſtet 


würde. Deshalb iſt auch beim nationalſozialiſtiſchen Recht das Geſetz die erſte 
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Rechtsquelle, denn es entſpricht dem völkiſchen Recdhtsempfinden und iſt ſtärkſter 
Ausdruck des hiernach geſtalteten Führerbefehls. Damit es aber unmöglich wird, daß 
ein Rechtsbrecher durch die Maſchen des bei der Mannigfaltigkeit des Lebens immer 
unvollkommenen Geſetzes hindurchſchlüpft, muß der Richter in der Lage ſein, auch 
über die Vorſchriften des Geſetzes hinaus jeden Verſtoß gegen die völkiſche Friedens- 
ordnung zu ahnden. 


Schon in den letzten Jahren war gelegentlich verſucht worden, dieſer Auffaſſung 
Rechnung zu tragen und in den kraſſeſten Fällen durch Ausdehnung des Geſetzes zu 
einer Beſtrafung zu kommen. Dieſe Verſuche konnten aber angeſichts des unumſtöß⸗ 
lichen 8 2 nicht zu einem durchgreifenden Wandel führen. Deutlichſter Ausdruck der 
Auffaſſung des § 2 war früher geweſen, daß nach der Erfindung der Elektrizität die 
unberechtigte Stromentnahme nicht beſtraft werden konnte, weil die Elektrizität keine 
Sache war und das Geſetz nur den Diebſtahl an Sachen beſtrafte. Es mußte deshalb 
damals ein beſonderes Geſetz gemacht werden. In gleicher Weiſe war unlängſt der 
Mißbrauch eines automatiſchen Fernſprechers durch ein falſches Geldſtück ſtraflos 
geblieben, da Sinn und Wortlaut der geltenden Vorſchriften dieſen Fall nicht erfaßte. 
Schon mit der Zulaſſung einer analogen Anwendung der einzelnen ſtrafrechtlichen 
Vorſchriften hätte in dieſen Fällen geholfen werden können. Deshalb waren die 
erſten Beſtrebungen darauf hinausgegangen, dieſe ſogenannte Geſetzesanalogie ein- 
zufübren. Alsbald hatten ſich jedoch Stimmen erhoben, die eine dahin gehende 
Anderung des 82 nicht für ausreichend hielten und ſtatt deſſen eine Nechtsanalogie 
einführen wollten, bei der der Richter ohne eine Bindung an die analoge Anwendung 
beſtimmter Einzelvorſchriften zur Ausdehnung des Geſetzes befugt ſein ſollte. 
Daneben wurde ferner vorgeſchlagen, eine Auflockerung des Strafgeſetzes dadurch zu 
ſchaffen, daß für das ganze Geſetzbuch ein zentraler Tatbeſtand geſchaffen werden 
ſollte, in dem die fittlihen Poſtulate feſtgelegt werden ſollten, deren Verletzung 
regelmäßig, gleich ob dieſe in den Einzelbeſtimmungen des Geſetzes vorgeſehen ſeien 
oder nicht, zu beſtrafen ſei. 


Anter Aberwindung aller dieſer Vorſchläge iſt durch die Strafrechtsnovelle vom 28. 6. 
1935 der 8 2 in der Weiſe neu geſchaffen worden, daß neben dem Geſetz als Rechts 
quelle gleichſam eine zweite Rechtsquelle erſchloſſen worden iſt. Es heißt jetzt, da ß 
neben einer Tat, die das Geſet für ſtrafbar erklärt, auch jede 
andere Tat beſtraft wird, die nach dem Grundgedanken eines 
Strafgeſetzes und nach geſunder Vollsanſchauung Strafe 
verdient. Damit iſt klar herausgeſtellt, daß auch bei den nicht ausdrücklich im 
Geſetz vorgeſehenen Straftatbeſtänden das Strafgeſetz Richtlinie iſt, jedoch nur ſeinen 
Grundgedanken nach in Verbindung mit der gefunden Volksanſchauung, wobei als⸗ 
dann die Tat nach dem Geſetz beſtraft wird, deſſen Grundgedanke auf ſie am beſten 
zutrifft. Damit iſt im weiteſten Amfange die Sicherung der materiellen Gerechtigkeit 
gewährleiſtet. Auf der anderen Seite beſteht keinerlei Befürchtung, daß der Willkür 
des Richters Tür und Tor geöffnet iſt, zumal dies durch die Einheit der Welt. 
anſchauung, wie ſie der Nationalſozialismus geſchaffen hat, ausgeſchloſſen iſt. Auch 
der gelegentlich erörterten Gefahr einer fälſchlichen Anwendung der Volksanſchauung 
iſt dadurch entgegengetreten, daß die geſunde Volksanſchauung zugrunde gelegt iſt 
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und damit befondere Anſchauungen einzelner Kreiſe oder lage Auffaſſungen, wie fie 
ſich gelegentlich herausbilden, außer Betracht bleiben. Schließlich iſt auch eine klare 
Grenze für die Ausdehnung des Geſetzes dadurch gegeben, daß über pofitive Rege · 
lungen des Geſetzes, z. B. Altersbeſtimmungen, Täterbegrenzung nur auf Männer 
u. dgl., nicht hinweggeſchritten werden darf. 


So iſt mit der neuen Vorſchrift die Starrheit des Geſetzes endgültig gefallen. Der 


Satz „Nullum crimen, nulla poena sine lege“, nach dem keine Tat ein Verbrechen 


war, wenn nicht ausdrücklich das Geſetz dies vorſchrieb, und kein Verbrechen beſtraft 
werden konnte, wenn die Strafe nicht im Geſetz vorgeſehen war, iſt als liberaliſtiſches 
Gedankengut erledigt. Es find neue Quellen des Strafrechts erſchloſſen worden und 
daraus iſt zugleich der neue Grundſatz geihöpft, daß die materielle Gerechtigkeit ver ⸗ 
wirklicht werden muß und jede kriminelle Antat ihre Sühne zu finden hat. 


5. Der Aufbau des Strafgeſetzbuches 

Schon aus dem Aufbau des Strafgeſetzbuches läßt ſich die Aufgabenſtellung des 
Strafrechts erkennen, und je mehr das Strafrecht von einer politiſch⸗weltanſchaulichen 
Haltung getragen iſt und ethiſche Grundſätze zum Ausdruck bringt, deſto eindrucks⸗ 
voller und zielklarer iſt Aufbau und Gruppierung der einzelnen Normen. 


Das geltende Strafgeſetzbuch zeigt bereits auf den erſten Blick, daß es keine einheit · 
liche Linie hat und einer politiſchen Grundhaltung entbehrt. Der Aufbau gliedert ſich 
in zwei Zeile, den Allgemeinen Teil, der die Grundſätze über die Art der Strafen, die 
Anwendung derſelben ſowie die Erfaſſung der Täter enthält, und den Beſonderen 
Teil, in dem die einzelnen Straftatbeftände, nach äußeren Geſichtspunkten gegliedert, 
geſchildert find. Betrachten wir die einzelnen Verbrechenstatbeſtände, fo ſehen wir, 
daß zunächſt die Beſtimmungen zum Schutze ſtaatlicher Einrichtungen gebracht find 
und dann eine Reihe von wahllos nebeneinander geſtellten Schutzvorſchriften für 
Rechte und Güter des einzelnen Staatsbürgers. Faſt gänzlich fehlen Beſtimmungen, 
durch die Naſſe, Volk, Volkstum ſowie alle völkiſchen Werte geſchützt werden. Der 
Gedanke, daß Treupflichten gegenüber der Volksgemeinſchaft beſtehen, die ſich gerade 
auf die völkiſchen Aufgaben erſtrecken, hat dem Geſetzgeber ferngelegen. 


Im Entwurf des kommenden Strafgeſetzbuches iſt deshalb unter völliger Abwendung 
von der bisherigen Gliederung des Strafgeſetzbuches ein finnvoller Aufbau ge- 
ſchaffen worden. Die Trennung in einen Allgemeinen und Beſonderen Zeil iſt aller- 
dings beibehalten, da eine Reihe von allgemeinen Beſtimmungen für die geſamte 
Strafrechtsanwendung nötig iſt. Der Beſondere Teil iſt in fünf Hauptgruppen ge⸗ 
gliedert worden, der Schutz des Volkes, der Volkskraft, der Volksordnung, der Per- 
ſönlichkeit und die Gruppe Strafbarer Eigennutz. An der Spitze ſteht alſo der Schutz 
des Volkes in Organiſation und Beſtand, dann folgt der Schutz der Lebenskraft des 
Volkes, wie fie ſich in Raſſe, Wehrkraft, Arbeitskraft und Volksgeſundheit offen- 
bart, ſowie der fittlihen und ſeeliſchen Haltung des Volkes und ſchließlich der Wirt ⸗ 
ſchaft und des Volksgutes als Grundwerte der Geſamtheit. In der Gruppe Schutz 
der Volksordnung werden die Angriffe auf die Volksführung, auf die öffentliche 
Ordnung und dann ſpeziell auf die Rechtsordnung behandelt. Erſt hiernach folgen 
die im jetzigen Recht im Vordergrund ſtehenden Delikte gegen den einzelnen, die 
wiederum in zwei Gruppen zerlegt find, zuerſt in die Schutzbeſtimmungen für die 
Perſönlichkeit, gleichzeitig in dem Gedanken ihres beſonderen Wertes für die Allge⸗ 
meinheit, und zuletzt in die Vorſchriften zum Schutze der materiellen Werte des 
einzelnen. Bei folder Aufteilung kann erreicht werden, daß ſich ſchon beim Durch⸗ 
leſen des Geſetzbuches die politiſche Aufgabenſtellung und die etbiſche Bewertung der 
einzelnen Taten im Hinblick auf die Gemeinſchaftsgefſinnung erkennen läßt. 


In der nachfolgenden Darſtellung, die ſich auf das Strafgeſetzbuch ſelbſt beſchränkt, 
während auf die ſtrafrechtlichen Nebengeſetze nur von Fall zu Fall hingewiefen werden 
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kann, wird nach einer Behandlung der allgemeinen Lehren für den Beſonderen Teil 
ider Gliederung des endgültigen Entwurfs des kommenden Strafgeſetzbuches gefolgt. 
Die Abertretungen des geltenden Strafgeſetzes (88 360 bis 370) finden dabei inſoweit 
Berückſichtigung, als fie als kriminelles Anrecht in das Strafgeſetzbuch gehören. 


| 


| il. Geltungsbereich der Strafrechtsuorfchriften 


1. Zeitlicher Geltungsbereich 

Wenn wir erkannten, daß die Grundſätze eines arteigenen Rechtes unverändert in 
der Lebensgeſchichte eines Volkes fortbeſtehen, ſo werden im einzelnen andere Zeiten 
neue Deutungen und Faſſungen bedingen. Deshalb wird im Strafgeſetz vorgeſehen, 
daß eine Strafe immer nur nach dem Recht ſich beſtimmt, das zur Zeit der Tat gilt. 
Eine rückwirkende Kraft ſoll grundſätzlich eine Strafbeſtimmung nicht haben. Dies 

iſt eine loyale Regel allen Strafrechtsdenkens und wird im geltenden Strafgeſetz⸗ 

buch im 82 a zum Ausdruck gebracht. Eine beſondere Regelung iſt im übrigen für den 
Fall vorgeſehen, daß das zur Zeit der Tat geltende Geſetz bis zur Zeit der Ab⸗ 
urteilung eine Anderung erfahren hat. In dieſen Fällen iſt das mildeſte Geſetz anau- 
wenden. Mit gutem Grunde wird eine ſtrafbare Handlung, über deren Bedeutung 
die Volksanſchauung ſich gewandelt hat, nicht mehr mit der Strenge der früheren 
Vorſchriften geahndet, wenn gleiche Taten aus neuerer Zeit ungeſühnt bleiben oder 
mit milderer Strafe belegt werden. Anberührt von dieſem Grundſatz bleiben indes 
Strafvorſchriften der ſogenannten Zeitgeſetze, die von vornherein nur eine beſtimmte 
Geltungsdauer haben und nach deren Ablauf ohne weiteres außer Kraft treten (8 2 a). 
Bei ihnen hat ſich nicht die Auffaſſung des Geſetzgebers geändert, ſondern lediglich 
die beſonderen tatſächlichen Verhältniſſe. Deshalb find auch die während der Geltung 
dieſes Zeitgeſetzes begangenen Straftaten nach feinen Vorſchriften abzuurteilen, 
wenn es auch ſelbſt zur Zeit des Arteils bereits außer Kraft getreten iſt. f 


Eine Beſonderheit gilt lediglich bei den Maßregeln der Sicherung und Beſſerung, 
über deren Verhängung nach dem Geſetz zu befinden iſt, das zur Zeit der Entſcheidung 
durch die letzte Tatſacheninſtanz gilt. Da die Sicherungs⸗ und Beſſerungsmaßnahmen 
nur Vorbeugungsmaßnahmen gegen die drohenden weiteren Gefahren durch den 
Rechtsbrecher find, kann ein Mißverhältnis zwiſchen verſchiedenartigen Strafen bei 
gleichartigen Taten nicht entſtehen, vielmehr wird der Zweck nur erreicht, wenn auch 
eine erſt nach Begehung der Tat eingeführte Maßregel vom Gericht verhängt 
werden darf. 


2. Räumlicher Geltungsbereich 

Mehr denn je iſt uns heute die Erkenntnis ſelbſtverſtändlich geworden, daß ein Volt 
an Blut und Boden gebunden iſt. Da auch das Recht dementſprechend eine arteigene 
Vorſtellungswelt hat, fo iſt eine Begrenzung der Rechtsnormen auf die im deutſchen 
Gebiete begangenen Straftaten notwendig. Innerhalb des deutſchen Gebietes wird 
aber jede Straftat verfolgt, auch wenn der Täter ein Ausländer iſt. Zum deutſchen 
Gebiet gehört außer dem Reichsgebiet ſelbſt das Küſtenmeer ſowie der Boden der 
deutſchen Kriegsſchiffe und aller anderen unter deutſcher Flagge fahrenden Schiffe, 
wenn dieſe ſich auf offenem Meer befinden. 

Der Staat kann ſich aber nicht damit begnügen, nur die im Inlande von Deutſchen 
oder Ausländern begangenen ſtrafbaren Handlungen zu erſaſſen, ſondern muß zu 
ſeinem Schutze auch in gewiſſem Amfange Handlungen beſtrafen, die im Auslande 
begangen find. Zwar ſagt 8 4. daß in der Regel wegen der im Auslande begangenen 
Taten keine Verfolgung ſtattfindet. Jedoch kann eine ſolche wegen beſonders ſchwer⸗ 
wiegender und den deutſchen Staat gefährdender Delikte eintreten, und zwar ſowohl 
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gegenüber Deutſchen wie auch Ausländern, wenn es ſich zum Beiſpiel um hoch oder 
landesverräteriſche Handlungen, einen Angriff auf das Staatsoberhaupt oder um ein 
Münzverbreden oder um Taten eines deutſchen Amtsträgers handelt. Ganz allgemein 
kann daneben wegen Verbrechen oder Vergehen im Auslande ein Deutſcher verfolgt 
werden, wenn auch nach den Geſetzen des Tatortes eine Strafe angedroht iſt. Die 
Verfolgung iſt jedoch in dieſen Fällen ausgeſchloſſen, wenn bereits im Ausland die 
Strafverfolgung durchgeführt worden oder eine Freiſprechung erfolgt iſt oder Straf- 
erlaß oder Verjährung nach den ausländiſchen Geſetzen eingetreten iſt oder etwa bei 
Antragsdelikten der erforderliche Antrag des Verletzten nicht geſtellt wird (8 5). 


Der Entwurf des Strafgeſetzbuches will den Kreis der zu verfolgenden Auslands- 
delikte noch erweitern und bei Taten von Deutſchen und Ausländern, die Angriffe 
z. B. auf die politiſche Führung, auf die Bewegung oder auf die Wehrkraft enthalten, 
einſchreiten. Anch bei Taten von Ausländern im Auslande ſoll grundſätzlich dann 
eine Strafverfolgung möglich fein, wenn die Straftat ſich gegen einen Deutſchen oder 
gegen deutſche Rechtsgüter richtet. Damit würde eine weſentliche Erweiterung des 
Schutzes der deutſchen Volksgenoſſen eintreten und zugleich der immer ſtärker werden ⸗ 
den Verflechtung des internationalen Verbrechertums ſowie der Zuſammenarbeit 
politiſcher Emigranten mit den anarchiſtiſchen Elementen in aller Welt Rechnung 
getragen. 

Im 8 9 StV tft noch ausgeſprochen, daß ein Deutſcher einer ausländiſchen Regie ⸗ 
rung zur Verfolgung oder Beſtrafung nicht ausgeliefert werden darf, ein Grundſatz, 
der ſpäter auch in Art. 112 III der Weimarer Verfaſſung aufgenommen wurde. Er 
iſt vom nationalſozialiſtiſchen Standpunkte ſelbſtverſtändlich, ſogar nicht nur für das 
Strafrecht, und bedarf in Zukunft nicht mehr der Aufnahme in das Strafgeſetzbuch. 
In dem Abſchnitt über die räumliche Herrſchaft der Strafgeſetze iſt ſchließlich im § 10 
StG beſtimmt, daß auf deutſche Militärperſonen die allgemeinen Strafgeſetze nur 
inſoweit Anwendung finden, als nicht die Militärgeſetze ein anderes beſtimmen. Als 
Militärgeſetze beſtehen das Militärſtrafgeſetzbuch und für das Verfahren die Militär 
ſtrafgerichtsordnung. 


Ill. Die Straftat 


1. Begehen, Derfuch, Vollendung 


Grundlage zu einem ſtrafrechtlichen Einſchreiten iſt eine ftrafbare Handlung. Die 
Beſtimmung deſſen, was hierunter zu verſtehen iſt, hat heftigen dogmatiſchen Streites 
bedurft. Im einzelnen wird heute übereinſtimmend gefagt, daß eine ſtrafbare Hand- 
lung eine rechtswidrige und ſchuldhafte Verwirklichung eines ſtrafwürdigen Tat⸗ 
beſtandes tft. Liegt ein ſolcher vor, fo muß von den Strafverfolgungsbehörden von 
Amts wegen eingegriffen werden, mit Ausnahme einer Reihe von im Geſetz bezeich · 
neten Taten, bei denen ſeitens des Verletzten ein Strafantrag geſtellt ſein muß (8 61), 
da bei ihnen vorwiegend die perſönlichen Belange des Verletzten zu berüd- 
ſichtigen find. 

Auf die Vorausſetzungen der Rechtswidrigkeit und der Schuld wird in den ſpäteren 
Abſchnitten noch zu kommen fein. Hier ſoll zunächſt die Verwirklichung des Tat⸗ 
beſtandes, das ſtrafbare Handeln, erörtert werden. 


Das geltende Strafgeſetzbuch hat die Handlungen in drei Gruppen geteilt, in Ver. 
brechen, Vergehen und Abertretungen (8 1). Verbrechen ſind die mit dem Tode, mit 
Zuchthaus oder mit Feſtungshaft von mehr als fünf Jahren bedrohten Handlungen; 
Vergehen ſind Taten, die mit Feſtungshaft bis zu fünf Jahren, mit Gefängnis oder 
mit Geldſtrafe ſchlechthin oder über 150 RM bedroht find, und Abertretungen ſolche, 
die mit Haft oder Geldſtrafe bis zu 150 RM beftraft werden ſollen. Eine ſolche 
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Anterſcheidung wird in Zukunft allerdings keine Bedeutung mehr haben. Einmal iſt 
fie zur Charakteriſierung der einzelnen Taten nicht erforderlich, da deren Abwertung 
ohne ſchematiſche Einteilung getroft den Gerichten bei der Findung der Strafe über- 
laſſen werden kann. Dann würde fie aber eine Einengung des Strafrahmens bedingen, 
die gerade vermieden werden ſoll, um dem richterlichen Ermeſſen weiten Spielraum 
zu geben. Schließlich würde auch eine derartige Gruppierung der Straftaten zwecks 
Beſtimmung der für ihre Aburteilung in Frage kommenden Gerichte nicht notwendig 
fein, da dies ohne weiteres anders und finnvoller vorgenommen werden könnte. 
Anter Verbrechen (im weiteren Sinne, gleichbedeutend mit ſtrafbarer Handlung) wird 
die Betätigung des verbrecheriſchen Willens, eine menſchliche Handlung, frei von 
mechaniſchem und phyſiologiſchem Zwange verſtanden. Körperſchaften, Verbände, 
juriſtiſche Perfonen find deliktsunfähig. Eine Ausnahme hiervon hat das Steuer⸗ 
ſtrafrecht gemacht, indem nach 8 393 der Neichsabgabenordnung gegen Rörperfchaften 
Geldſtrafen verhängt werden können. Eine Übernahme dieſes Gedankens in das 
kommende Strafrecht iſt aber nicht beabſichtigt, da nach nationalfozialiſtiſcher Auf⸗ 
faſſung der menſchliche Wille die überall treibende und deshalb allein verantwortliche 
Kraft iſt. Entſprechend dem Grundſatz des Führerprinzips iſt jedoch vorgeſehen, daß 
der Vertreter oder das Organ eines anderen, alſo auch einer deliktsunfähigen Orga- 
niſation, ftrafrechtlich verantwortlich iſt. 

Die menſchliche Handlung muß auch nach außen in Erſcheinung getreten ſein, da ſie 
fonft für die Beurteilung durch die Gemeinſchaft bedeutungslos iſt. Hierbei find 
regelmäßig verſchiedene Stadien zu unterſcheiden: das Stadium der vorbereitenden 
Handlungen, das des Verſuches und das der Vollendung. Es fragt ſich, in welchem 
Zeitpunkt die ſtaatliche Reaktion einſetzen will. 

Grundſätzlich geht das geltende Strafgeſetz von der erfolgreichen, vollendeten Hand- 
lung aus. Das liegt nahe, da die vollendeten Taten im Mittelpunkt des ver⸗ 
abſcheuenden Empfindens ſtehen. Demgemäß find auch die Strafdrohungen an den 
Erfolg der Delikte geknüpft. Hierbei kommt allerdings hinzu, daß nach dem liberali- 
ſtiſchen Denken die Tat und nicht der Täter im Mittelpunkt des Strafrechtsdenkens 
ſtand. Der Erfolg wird dabei in zweifacher Weiſe verſtanden, einmal als Eintritt 
einer bloßen Gefährdung und dann als Eintritt der Verletzung, z. B. eines Rechts ⸗ 
gutes. Man unterſcheidet deshalb zwiſchen Erfolgs⸗ und Gefährdungshandlungen. 
Erſtere ſind die Regel. Da jedoch häufig ſchon die bloße Gefährdung bekämpft werden 
muß, find eine Reihe von Schutzvorſchriften gegen Gefährdungs handlungen erlaſſen, 
bei denen der Eintritt der Gefährdung der ſtrafwürdige Erfolg iſt. 

Die Bekämpfung nur der vollendeten Delikte hätte freilich keinen ausreichenden 
Schutz gewährt. Deshalb wurden auch ausdrücklich die verſuchten Straftaten, ſoweit 
es ſich um Verbrechen und ſchwerere, im Einzelfall gekennzeichnete Vergehen handelt, 
unter Strafe geſtellt (8 43) und bei einigen ganz beſonders gefährlichen Delikten ſogar 
die Vorbereitungs handlungen. 

Da nach der nationalſozialiſtiſchen Anſchauung das Hauptgewicht nicht auf die Tat, 
ſondern auf den Täter und deſſen verbrecheriſchen Willen zu legen und dieſer für den 
Verſtoß gegen die Geſetze der Gemeinſchaft verantwortlich iſt, foll in Zukunft bei der 
Erfaſſung des Verbrechers allein deſſen verbrecheriſche Willensbetätigung zum Aus⸗ 
gangspunkt genommen werden. Das Begehen einer Handlung als ſolches iſt das 
Strafwürdige, das Stadium des Gelingens daneben unweſentlich, zumal hierbei 
zumeiſt eine Reihe von Zufälligkeiten mitſprechen, die ganz außerhalb der ver⸗ 
brecheriſchen Betätigung liegen. Es erſchiene aber unbillig, dem Täter Amſtände 
zugute zu rechnen, die ſogar entgegen ſeinem Willen den Erfolg ſeiner Tat verhindern. 
Demgemäß iſt in dem Entwurf die ſtrafbare Handlung jeweils in entſprechender 
Weife charakteriſiert und bei der Faſſung der Tatbeſtände die Strafandrohung an 
das Unternehmen oder Begehen eines Verbrechens angeknüpft. Aus praktiſchen 
Gründen, ſowohl in geſetzestechniſcher Hinſicht wie auch mit Rüdfiht auf die Wirk. 
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ſamkeit der Strafandrohung, iſt aber die Kennzeichnung der Tat nach dem vollendeten 
Vergehen beibehalten. Es wird jedoch allgemein zum Ausdruck gebracht, daß ſowobdl 
ſchuldhafte Vollendung wie Beginn mit dem Vorſatz zur Vollendung als das ftrat- 
würdige Begehen einer Tat anzuſehen und gleich zu beſtrafen find. 

Dies iſt ein erheblicher Fortſchritt gegenüber dem geltenden Strafgefetzbuch, nach dem 
das verſuchte Verbrechen oder Vergehen milder beſtraft werden muß als das 
vollendete, abgeſehen allerdings von den Nebenſtrafen, bei denen mangels genügender 
Teilbarkeit die Verhängung ſowohl beim Verſuch wie bei der Vollendung in gleicher 
Weiſe zuläſſig iſt (8 45). 

Ein weſentlicher Anterſchied in der Behandlung iſt dagegen zwiſchen den Vor⸗ 
bereitungshandlungen und dem Verſuch zu machen. Hier bedarf es zunädft der 
Klarlegung der Grenze zwiſchen den beiden Begriffen. Nach 8 43 StG liegt ein 
Verſuch dann vor, wenn der Entſchluß, eine Tat zu begehen, durch Handlungen 
betätigt iſt, die einen Anfang der Ausführung des Verbrechens enthalten, während 
das beabſichtigte Verbrechen ſelbſt nicht zur Vollendung gekommen iſt. Danach find 
alle Handlungen, die noch nicht einen Anfang der Ausführung des Tatbeſtandes ent · 
halten, lediglich Vorbereitungshandlungen. Die Grenze iſt natürlich flüſſig, und es 
hat in der Praxis erhebliche Schwierigkeiten gemacht, im einzelnen Falle die Anter · 
ſcheidung vorzunehmen. Nach der nationalſozialiſtiſchen Hervorhebung des ver- 
brecheriſchen Willens wird man, wie es in großer Linie, praktiſchen Bedürfniſſen ent- 
ſprechend, vom Reichsgericht bereits geſchehen iſt, weniger den graduellen Erfolg 
einer Handlung objektiv bewerten, als vielmehr die ſubjektive Auffaſſung des Täters 
darüber zugrunde legen, ob nach ſeiner Anſicht in der entwickelten Tätigkeit ſchon ein 
Anfang der Ausführung zu erblicken iſt. Dieſe gewiſſe Vorverlegung der ſtaatlichen 
Reaktion entſpricht zugleich dem Gedanken, moͤglichſt da einzugreifen, wo die Vetäti ⸗ 
gung eines verbrecheriſchen Willens beſonders gefährlich zu werden droht. 

Da im übrigen die Gefährlichkeit der Vorbereitungshandlungen in der Regel nicht 
ſehr groß iſt, bleiben dieſe ſowohl nach dem geltenden Recht wie auch nach dem Ent- 
wurf des kommenden Strafrechtes grundſätzlich ſtraſlos, abgeſehen von einigen 
ſpeziellen Anordnungen in Fällen beſonders gefährlicher Delikte, wie z. B. der Vor⸗ 
bereitung diplomatiſchen Landesverrates (8 92 a und b) und der Vorbereitung des 
Diebſtahls durch Beſitz von Diebeswerkzeugen (8 245 a). 

Innerhalb der Verſuchshandlung ſpielen noch die Fälle des ſogenannten untauglichen 
Verſuches eine erhebliche Rolle. Da es bei der Beſtrafung des Verſuches auf die 
Gefäbrlichkeit der verbrecheriſchen Willensbetätigung ankommt, erhebt ſich die Frage, 
ob auch dann eine Strafe eintreten ſoll, wenn der Täter mit untauglichen Mitteln das 
Verbrechen verſucht oder ein Objekt für die Tat fehlt oder dieſes untauglich iſt. Das 
Reichsgericht hat bereits ſeit langem auch in dieſen Fällen grundſätzlich beſtraft, da 
es auf die fubjeftive Einſtellung des Täters abſtellte. Damit hat es unſerer Nechts⸗ 
anſchauung durchaus entſprochen, denn in dem nationalſozialiſtiſchen Strafgeſetzbuch 
wird ſelbſtverſtändlich der gefährliche verbrecheriſche Wille auch dann beſtraft, wenn 
zufällige Amſtände, die der Täter nicht erkennt, die Tat unmöglich machen. Es würde 
jeder Volksanſchauung widerſprechen, wenn ein Verbrecher, der aus Verſehen feinem 
Opfer ſtatt Gift Wein gibt oder der inſolge ſchlechter Augen ſtatt auf ſein Opfer auf 
einen Baumſtumpf ſchießt, unbeſtraft bleiben würde. Anders liegt lediglich der Fall 
dann, wenn die Antauglichkeit des Mittels ſo groß iſt, daß die Anwendung desſelben 
zu dem beabfihtigten Verbrechen jeder vernünftigen Überlegung widerſprechen würde. 
So ſprechen wir von einem Wahnverbrechen, wenn etwa jemand durch Beten einen 
andern töten will In dieſen Fällen kann man eigentlich gar nicht von einem Verſuch 
ſprechen, denn es fehlt jegliche Gefährlichkeit. Da es ſomit hiergegen eines Schutzes 
nicht bedarf, bleiben die Fälle des Wahnverbrechens unbeſtraft. 

In zwei Fällen ſieht das Geſetz Strafloſigkeit des Verſuches vor, weil bei ihnen die 
Gefährlichkeit der begonnenen Handlung ſortgefallen oder beſeitigt iſt. So ſoll nach 
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aw g 46 StG der Verſuch dann ſtraflos bleiben, wenn der Täter die Ausführung der 
chi beabſichtigten Handlung aufgegeben hat, ohne an dieſer Ausführung durch Amſtände 
ar gehindert zu fein, welche von ſeinem Willen unabhängig waren, oder zu einer Zeit, zu 

welcher die Handlung noch nicht entdeckt war, den Eintritt des Erfolges der Tat durch 
ut eigene Tätigkeit abgewendet hat. In beiden Fällen kommt es auf die Freiwilligkeit 
ti: des Rücktrittes oder der tätigen Neue an. Freiwillig handelt, fo ſagt die Rechts⸗ 
zu wiſſenſchaft, der Täter, wenn er ſich ſagt, „ich will nicht, ſelbſt wenn ich könnte“, 
zu unfreiwillig, wenn der Täter ſich ſagt, „ich kann nicht, ſelbſt wenn ich wollte!“ 


Angelegenheit mehr wiſſenſchaftlicher Anterſuchung ift ſchließlich noch die Frage der 
1E ſowohl beim verſuchten wie vollendeten Delikt gleichartig liegenden Verurſachung des 
„ tatbeſtandsmͤßigen Erfolges durch die verbrecheriſche Handlung. An die Methode 
e der Feſtſtellung der Verurſachung knüpft ſich ein alter dogmatiſcher Streit der Wiſſen⸗ 
A ſchaft. Die einen ſagen, daß die Willenshandlung des Täters dann für den Erfolg 
„2 kauſal ſei, wenn dieſe nicht hinweggedacht werden könne, ohne daß damit auch der 
x Erfolg in feiner beſtimmten Geſtalt entfiele. Andere fagen, daß die Verurſachung in 
+ der Erfüllung der geſetzmäßigen Bedingungen liege, die nach allgemeiner Anſchauung 
2 ihrer Natur nach geeignet ſeien, den beſtimmten tatbeſtandsmäßigen Erfolg herbeizu ; 
a: führen. Neuerdings will man ſogar unter Erweiterung der erſten Auffaſſung, die von 
der Praxis angewandt wird, jede mitwirkende Bedingung am Gelingen der Tat für 
- die Verurſachung der Tat ausreichend fein laſſen. Dadurch würde der Kreis der 
„: Täter eine Erweiterung erſahren, da gar mancher eine Bedingung zu einer Tat ſetzt, 
g die zum Gelingen beigetragen hat, ohne die aber der Erfolg ebenfalls nicht aus⸗ 
z geblieben wäre. Es kann hier aber dahingeſtellt bleiben, welche Auffaſſung im 
4 kommenden Strafrecht zugrunde gelegt werden wird; es genügt, zu erkennen, daß für 
die Feſtſtellung der Begehung einer Tat ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen der 

Betätigung des verbrecheriſchen Willens und der Erfüllung eines ſtrafwürdigen Tat⸗ 
beſtandes beſtehen muß. 
Aus dem letzten Schluß ergibt ſich, daß einem Täter regelmäßig eine beſtimmte ftraf- 
bare Handlung nachgewieſen werden muß, da erſt hierdurch die für eine Beſtrafung 
notwendige konkrete verbrecheriſche Willensbetätigung gegeben iſt. In Aberſpitzung 
hatte aber das liberaliſtiſche Strafrecht verlangt, daß auch immer nachgewieſen werden 
miülſſe, gegen welches beſtimmte Strafgeſetz verſtoßen ſei. Deshalb blieb z. B. ein 
Zeuge, der zwei Ausſagen mit widerſprechendem Inhalt unter Eid gemacht hatte, 
ſtraflos, wenn nicht feftgeftellt werden konnte, welche dieſer Ausſagen falfh war. 
Ebenſo erlebte man es, daß der Beſitzer einer geſtohlenen Sache nicht beſtraft werden 
konnte, weil nicht nachzuweiſen war, ob er Dieb oder Hehler war. Es iſt ſelbſtver 
ſtändlich, daß dieſe Ergebniſſe dem Gerechtigkeitsempfinden des Volkes widerſprechen. 
In gewiſſem Amfange hatte ſich deshalb die Praxis durch Auslegung ſchon geholfen, 
um dieſes unbefriedigende Ergebnis zu beſeitigen. Nunmehr iſt aber in dem durch 
die Strafrechtsnovelle vom 28. 6. 1935 geſchaffenen 8 2b ganz allgemein ausdrücklich 
beftimmt, daß ein Täter dann, wenn er gegen eines von mehreren Strafgeſetzen ver- 
ſtoßen hat, eine Tatſeſtſtellung aber nur wahlweiſe möglich iſt, zu beſtrafen iſt. Es 
erſchien geradezu formaliftiih, wollte man den exakten Nachweis, welcher Tatbeſtand 
erfüllt iſt, als Vorausſetzung für eine Verurteilung verlangen. Es iſt lediglich mit 
Rückſicht auf die Bedeutung der Aburteilung, wenn nicht feſtzuſtellen iſt, gegen welche 
der in Frage kommenden Strafbeſtimmungen verſtoßen iſt, vorgeſehen, daß der Täter 
aus dem mildeſten Gefetz beſtraft wird. 


2. Die Unterlafjung 

Wenn wir die Begehung einer Tat als die Betätigung eines verbrecheriſchen menich- 
lichen Willens erkannt haben, ſo muß ergänzend hierzu die Art der Betätigung eine 
Erklärung finden. In der Mehrzahl aller Fälle wird durch ein pofitives Tun eine 
verbrecheriſche Handlung ausgeführt. Hierneben iſt aber auch die Durchführung durch 
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eine Anterlaſſung möglich. Es gibt zwei Arten von Anterlaſſungsdelikten, die echten 
und die unechten. Bei den echten Anterlaſſungsdelikten hat der Täter eine erwartete 
Handlung nicht getan und dadurch ein Gebot verletzt. Bei den unechten Anter⸗ 
laſſungsdelikten dagegen wird von dem Täter durch fein Antätigbleiben ein Verbot 
verletzt. Ein typiſches Beiſpiel für die echten Anterlaſſungsdelikte iſt 8 139 StGB, 
wonach derjenige beſtraft wird, der glaubhafte Kenntnis von dem drohenden Vorhaben 
beſonders gefährlicher Verbrechen, wie Mord, Landesverrat uſw., hat und es unter. 
läßt, zwecks noch möglicher Verhütung rechtzeitig der Behörde oder dem Bedrohten 
Nachricht zu geben. Hier iſt einem Gebot zuwider eine erwartete Handlung unter. 
blieben. Ein Fall des unechten Anterlaſſungsdeliktes iſt z. B. das Anterlaſſen der 
Ernährung eines Säuglings, wodurch dieſer getötet wird. Die Kauſalität zwiſchen 
der Anterlaſſung und dem Erfolg des dadurch begangenen Verbrechens kann nicht 
zweifelhaft ſein. Im kommenden Strafrecht wird den Anterlaſſungsdelikten eine noch 
größere Beachtung geſchenkt werden als im bisherigen Recht, da die Zahl der Fälle, 
in denen eine Tätigkeit erwartet wird, angeſichts der erhöhten Pflichten des einzelnen 
gegenüber der Geſamtheit ſehr viel größer als bisher iſt. 


3. Ort und Zeit der fjandlang 

Auch über die Frage, an welchem Orte und zu welcher Zeit eine ſtrafbare Handlung 
begangen iſt, können Zweifel entſtehen. Dies iſt insbeſondere dann der Fall, wenn die 
ausführende Handlung und der Erfolg derfelben zeitlich auseinanderfallen, ſo z. B. 
bei brieflichen Beleidigungen. Eine ausdrückliche Regelung iſt hierfür im Strafgeſetz⸗ 
buch nicht gegeben. Es hat ſich jedoch derſelbe Grundſatz herausgebildet, der für das 
kommende Strafgeſetzbuch ausdrücklich vorgeſchrieben werden ſoll. Danach iſt eine 
Tat an jedem Orte begangen, an dem der Tatbeſtand der ſtrafbaren Handlung ganz 
oder teilweiſe ſich verwirklicht hat oder verwirklicht werden ſollte. Als Zeitpunkt 
einer Tat wird derjenige zugrunde gelegt, an dem der Täter gehandelt hat oder bei 
einer Anterlaſſung hätte handeln ſollen. Der Eintritt des Erfolges iſt daneben 
unerheblich, es ſei denn, daß in einem ſpeziellen Falle gerade auf dieſen Erfolg 
abgeſtellt iſt. 


4. Täterſchaft und Teilnahme 


Der Tatbeſtand eines Verbrechens kann von einer einzelnen Perfon allein oder unter 
Mitwirkung mehrerer Perſonen verwirklicht werden. Dieſe Mitwirkung wird unter 
dem Begriff Teilnahme zuſammengefaßt. Das geltende Recht unterſcheidet dabei 
zwiſchen Mittäterſchaft, Anſtiftung und Beihilfe. Mittäterſchaft liegt vor, wenn 
mehrere eine ftrafbare Handlung gemeinſchaftlich ausüben (8 47). Anſtifter iſt der⸗ 
jenige, der einen andern vorſätzlich zur Begehung einer ſtrafbaren Handlung beſtimmt 
hat, und zwar durch Geſchenke oder Verbrechen, durch Drohung, durch Mißbrauch des 
Anſehens oder der Gewalt, durch abſichtliche Herbeiführung oder Beförderung eines 
Irrtums oder durch andere Mittel (8 48). Unter Beihilfe wird eine lediglich unter- 
ſtützende Tätigkeit verſtanden. So wird nach 8 49 als Gehilfe beſtraft, wer dem Täter 
zur Begehung der Tat durch Rat oder Tat wiſſentlich Hilfe geleiſtet hat. Hierneben 
hat ſich wegen der Lücken des Geſetzes noch der Begriff des mittelbaren Täters 
gebildet. Mittelbare Täterſchaft liegt dann vor, wenn jemand vorſätzlich einen 
anderen, der ſeinerſeits nicht rechtswidrig oder ohne Schuld handelt, weil er z. B. 
unzurechnungsfähig iſt oder ſich im Notſtand befindet, zu einer ſtrafbaren Handlung 
beſtimmt. 

Nach dieſer Anterſcheidung wird der Täterwille im engeren Sinne nur beim Mittäter 
und Anſtifter angenommen, während beim Gehilfen, mit feiner lediglich unterſtützen. 
den Mitwirkung, nicht der Wille, die Tat wie eine eigene zu wollen, vorliegen darf. 
Demgemäß wird für die Beihilfe auch eine geringere Strafe im Geſetz vorgeſehen 
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(8 49 Abſ. 2), während der Mittäter und der Anſtifter wie der Täter ſelbſt beſtraft 
werden. 

Die Strafbarkeit von Anſtiftung und Beihilfe iſt nach dem geltenden Geſetz davon 
abhängig, daß die Haupttat eine vorſätzliche ſtrafbare Handlung iſt und tatfächlich 
begangen wurde, ſei es als verſuchte oder vollendete Tat. Aus dieſem Grundſatz der 
Alzeflorietät der Teilnahme folgt, daß eine Strafbarkeit entfällt, wenn der Haupt ⸗ 
täter nicht ſchuldhaft oder nicht rechtswidrig gehandelt hat. Auch zu einer fahrläfſigen 
Haupttat kann Anſtiftung oder Beihilfe nicht geleiſtet werden. Wohl aber bleibt die 
angemeſſene Strafbarkeit der Teilnehmer unberührt, wenn bei dem Haupttäter nur 
perſönliche Eigenſchaften oder Verhältniſſe, wie z. B. Amtseigenſchaft, Verwandten⸗ 
verhältnis, Nückfälligkeit u. dgl., Straferhöhung oder Strafminderung herbeiführen 
(8 50). Anders wird jedoch die Schuld des mittelbaren Täters angeſehen, deſſen 


Beſtrafung nicht den Grundſätzen der Teilnahme, ſondern denen eines unmittelbaren 
Täters folgt. 


Im Rahmen der Erneuerungsarbeiten im Strafrecht find erhebliche Zweifel laut 
geworden, ob die Anterſcheidung zwiſchen den verſchiedenen Täterſchafts⸗ und Teil 
nahmeformen finnvoll und zweckmäßig ſei. Es wurde dabei von dem Gedanken aus- 
gegangen, daß nach der Volksmeinung jeder, der eine irgendwie weſentliche Bedingung 
zur erfolgreichen Durchführung einer Tat erfülle, bei dieſer mitwirke und jede Mit⸗ 
wirkung wegen des ihr zugrunde liegenden, nicht teilbaren Willens als Begehung 
einer verbrecheriſchen Handlung zu beitrafen ſei. Es könne nicht auf die Art der Mit⸗ 
wirkung ankommen, ſondern beftraft werden müſſe ausſchließlich der verbrecheriſche 
Wille, wobei lediglich nach der Stärke und Gefährlichkeit dieſes Willens, aber ohne 
Anterſcheidung der äußeren Betätigung, eine Abſtufung im Strafmaß erfolgen dürtie. 
Demgemäß ſei auch die Akzeſſorietät der Anſtiftung oder Beihilfe gegenüber der 
Haupttat abzulehnen, da gar nicht einzuſehen ſei, warum die dem Haupttäter zugute 
kommenden beſonderen Amſtände auch dem Unftifter oder Gehilfen angerechnet werden 
ſollen, obwohl er ſeinen verbrecheriſchen Willen trotz des Fehlens dieſer Amſtände 
betätigt hat. So iſt auch in dem Entwurf des kommenden Strafgeſetzbuches die 
Gleichſtellung aller bei der Tat Mitwirkenden unter Beſeitigung jeder Akzeſſorietät 
vorgeſehen und lediglich die Möglichkeit einer milderen Strafe gegeben, wenn jemand 
die Tat eines anderen bloß unterſtützen will und ihm auch tatſächlich nur Hilfe leiſtet, 
alſo ſein Wille ausſchließlich auf die Anterſtützung gerichtet iſt und objektiv nur Hilfe⸗ 
leiſtungen vorgenommen find. 


In den 88 49 a und 49 b St find noch zwei Sonderfälle der Teilnahme im Vor. 
bereitungsſtadium geregelt. Es wird beſtraft, wer einen anderen zur Begehung eines 
Verbrechens oder zur Teilnahme an einem Verbrechen auffordert, oder umgekehrt eine 
ſolche Aufforderung annimmt, ſofern das Auffordern oder Erbieten ſchriftlich erfolgt 
oder an die Gewährung von Vorteilen irgendwelcher Art geknüpft worden iſt. Hier 
ſind alſo gefährliche Vorbereitungshandlungen für alle Teilnehmer, die ſonſt mangels 
einer Haupttat ſtraflos bleiben würden, zu ſelbſtändigen Vergehen gemacht worden. 
Ebenſo ſoll auch die Teilnahme an einer Verbindung oder Verabredung, die Ver⸗ 
brechen wider das Leben bezwecken, oder auch nur die Anterſtützung einer ſolchen Ver ⸗ 
bindung beſtraft werden, es ſei denn, daß in Reue rechtzeitig die Behörde zur Ver⸗ 
hütung des Verbrechens in Kenntnis geſetzt wird. 


5. Einheit und Mehrheit von Straftaten 


Ebenſo häufig wie ein Verbrecher eine Reibe von ftrafbaren Handlungen begeht, über 
die gemeinſam abzuurteilen iſt, wird bei der Vielſeitigkeit des Lebens auch eine Tat 
zugleich mehrere Straftatbeſtände erfüllen. Für beide Fälle hat deshalb der Geſetz⸗ 
geber geſetzliche Regeln gegeben. So beſagt 8 73, daß dann, wenn durch ein und 
dieſelbe Handlung mehrere Strafgeſetze verletzt find, nur dasjenige Geſetz zur An⸗ 
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wendung kommen ſoll, welches die ſchwerſte Strafe, und bei ungleichen Strafarten. 
welches die ſchwerſte Strafart androht. Damit iſt im Falle der Idealkonkurrenz oder 
Tateinheit die Findung der Strafe nach der ſchwerſten Strafdrohung vorgeſehen, 
während die hierneben an fi verwirkte Strafe abſorbiert wird. Im Falle der Real - 
konkurrenz oder Tatmehrheit wird gemäß 8 74 nach einem anderen Prinzip verfahren. 
Sind durch mehrere ſelbſtändige Handlungen mehrere Verbrechen begangen, ſo iſt, 
wenn dadurch mehrere Freiheitsſtrafen verwirkt find, auf eine Geſamtſtrafe zu 
erkennen, welche in einer Erhöhung der verwirkten ſchwerſten Strafe beſteht. Dabei 
darf aber das Maß der Geſamtſtrafe den Betrag der verwirkten Einzelſtrafen nicht 
erreichen. Beim Zuſammentreffen ungleicher Strafarten greifen noch beſondere 
Berechnungsvorſchriften Platz, die in den 88 74 bis 77 gegeben find. Bei Verwirkung 
mehrerer Geldſtrafen findet eine derartige Zuſammenrechnung nicht ſtatt, ſondern es 
iſt auf jede geſondert zu erkennen (8 78). Der Geſamtſtrafenbildung im Falle der Tat. 
mehrheit ift im übrigen ein weiter Spielraum gegeben, indem fie ſelbſt dann erfolgen 
kann, wenn über die eine Tat bereits entſchieden iſt, zur Zeit der Verurteilung wegen 
einer anderen, vor der früheren Verurteilung begangenen Straftat aber die frühere 
Strafe noch nicht verbüßt, verjährt oder erlaſſen iſt (§ 79). 


Anter den Begriff der Tateinheit fällt auch die nur eine ſcheinbare Idealkonkurrenz 
bildende Geſetzeseinbeit. Sie liegt dann vor, wenn durch eine Handlung mehrere 
Strafgeſetze verletzt find, bei denen aber in richtiger Auslegung das eine das andere 
ausſchließt. Dies iſt dann der Fall, wenn eine ſpezielle Beſtimmung beſteht, die einer 
allgemeinen vorgeht, oder wenn ein Geſetz, das nur hilfsweiſe gelten ſoll, gegenüber 
dem urſprünglichen zurücktritt (z. B. 8 49 a hinter Anſtiftung). 


Unter der Tatmehrbeit ift auch noch das fortgeſetzte Delikt, die Begehung einer Reihe 
von Straftaten, deren Durchführung von vornherein beabſichtigt war, zu verfteben. 
Bei ihm wird nicht eine Geſamtſtrafenbildung vorgenommen, da man angeſichts der 
auf einem einheitlichen Vorſatz oder auch unter Ausnutzung derſelben Gelegenheit 
begangenen fortgeſetzten Handlungen eine einzige einheitliche Handlung annimmt und 
beſtraft. 


Hierneben hat ſich in der Praxis noch der Begriff einer ſtrafloſen Nachtat entwickelt, 
unter dem man ein Verhalten verſteht, das an ſich zwar den Tatbeſtand einer ftrat- 
baren Handlung verwirklicht, das aber durch die Aburteilung einer vorhergehenden 
Tat als mitbeſtraft anzuſehen iſt, ſo z. B. der Dieb, der die geſtohlenen Sachen ver⸗ 
kauft und wegen dieſes Verkaufes nicht außerdem noch wegen Anterſchlagung be- 
ſtraft wird. 


Die unterſchiedliche Behandlung der beiden Konkurrenzformen Tateinheit und Tat- 
mehrheit und insbeſondere die Regelung der Straffindung bei der Tatmehrheit, ent · 
ſpricht nach der Auffaſſung der Amtlichen Strafrechtskommiſſion nicht der materiellen 
Gerechtigkeit Gerade weil nicht die Tat, ſondern der Täter beſtraft wird, kann nur 
der unteilbare verbrecheriſche Wille Gegenſtand der VBeſtrafung fein. Dieſer kann 
aber nur einheitlich nach dem Geſamtverhalten bewertet werden. Es iſt z. B. gar nicht 
zu verſtehen, warum derjenige, der nur gelegentlich von Fall zu Fall auf Grund be- 
ſonderer Amſtände einmal eine Straftat begeht, jedesmal von der ganzen Strenge des 
Geſetzes getroffen werden ſoll. während derjenige, der aus einer verbrecheriſchen 
Geſinnung beraus, gleich ob im Fortſetzungszuſammenhang oder ohne ſolchen, hinter. 
einander eine Reihe von Straftaten begeht, gleichſam zur Belohnung dafür noch eine 
beſonders vorteilhafte Berechnung erhält. Es ſoll deshalb nach dem kommenden 
Strafgeſetzbuch — nicht allerdings bei Ordnungswidrigkeiten und nicht bei Ab- 
urteilungen durch andere als Strafgerichte — für mebrere Straftaten regelmäßig 
eine Einheitsſtrafe verhängt werden, die nicht ſummariſch errechnet wird, ſondern 
eine Wertung des verbrecheriſchen Geſamtverhaltens eines Täters iſt. 


— 
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IV. Die Rechtswidrigkeit 


1. Materielle und formelle Rechtswidrigkeit 


Daß eine Tat, um den Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung zu erfüllen, rechtswidrig 
ſein muß, iſt ſtets als ein Grunderfordernis anerkannt worden. Dies erſchien ſo ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß ein dahin gehender Grundfa gar nicht in dem Geſetz ausdrücklich 
ausgeſprochen wurde. Deshalb erſcheint die Rechtswidrigkeit im Geſetz lediglich an 


den Stellen, wo Rechtsfolgen an ein Handeln geknüpft werden, das an ſich rechtlich 


erlaubt iſt, aber unter gewiſſen Amſtänden bei einer beſtimmten rechtswidrigen Abſicht 


ſtrafwürdig wird. 


Der Inhalt der Rechtswidrigkeit iſt gelegentlich als das „Anwerturteil über die Tat“ 
bezeichnet worden, im Gegenſatz zur Schuldhaftigkeit, die das „Anwerturteil über den 
Täter“ ſei. Damit iſt zugleich zum Ausdruck gebracht, daß die Rechtswidrigkeit im 
ſtarken Maße von der politiſchen Weltanſchauung beſtimmt wird. So hat man nach 
der liberaliſtiſchen Anſchauung die Rechtswidrigkeit der Geſetzeswidrigkeit gleich- 
geſetzt. 

Schon bei der Betrachtung der Aufgaben und der Quellen des Strafrechts haben wir 
geſehen, daß dieſe rein ſormelle Auffaſſung des Anrechtes der nationalſozialiſtiſchen 
Rechtsauffaſſung widerſpricht. Das geſetzte Recht im nationalſozialiſtiſchen Staat 
gibt allerdings die Volksanſchauung darüber, was recht und was unrecht iſt, wieder. 
Deshalb iſt ſelbſtverſtändlich jeder Verſtoß gegen das formelle Geſetz rechtswidrig. 
Darin erſchöpft ſich aber die Rechtswidrigkeit nicht. Es wird bei der Mannigfaltig- 
keit des Lebens immer wieder Fälle geben, in denen nach der allgemeinen Anſchauung 
ein Anrecht begangen, alſo rechtswidrig gehandelt iſt, und doch iſt hierfür eine geſetz⸗ 
liche Vorſchrift noch nicht gegeben. 8 2 in der durch die Strafrechtsnovelle vom 28. 6. 
1935 geſchaffenen Faſſung bringt dies zum Ausdruck. Ebenſo iſt denkbar, daß ent⸗ 
gegen einem geſetzlichen Verbot eine Handlung gerechtfertigt iſt, wenn außergewöhn⸗ 
liche Amftände den Verſtoß gegen das Geſetz gebieten. Einige Sonderfälle fieht das 
Geſetz ſelbſt ſchon vor, bei denen auch das formelle Anrecht ausgeſchloſſen wird, ſo 
3 B. bei der Notwehr, der Wahrung berechtigter Intereſſen (8 193) und teilweiſe 
bei dem Nyotſtand. Aber es iſt auch ein übergeſetzlicher Notſtand denkbar, wenn die 
Beſeitigung einer geſetzlich nicht geregelten Notſtandslage durch Eingriffe in fremde 
Intereſſen zugunſten höher zu bewertender Intereſſen in angemeſſener Weiſe ſich als 
notwendig erweiſt. | 

Grundſätzlich ift daher eine Tat rechtswidrig, die gegen die materielle Gerechtigkeit, 
wie fie ſich aus der allgemeinen Nechtsanſchauung der Volksgemeinſchaft ergibt, ver- 
ſtößt. Nur im Falle eines ſolchen Verſtoßes erſcheint die Tat ſtraſwürdig, da ein 
Schutzintereſſe nur gegenüber einem Angriff auf das Recht beſteht. Damit werden die 
Grenzen der Rechtswidrigkeit weiter geſteckt als bisher vor der Strafrechtsnovelle 
vom 28. 6. 1935, teils das Geſetzesunrecht überragend, teils es einſchränkend. In 
letzterer Hinſicht allerdings hatte das Reichsgericht wiederum aus praktiſchen Be⸗ 
dürfniſſen ſchon den gleichen Weg durch Anerkennung des üÜbergeſetzlichen Notſtandes 
beſchritten. Hierbei ſoll aber nicht unerwähnt bleiben, daß jede Ausweitung in dieſer 
Richtung nicht unbedenklich iſt, da leicht der autoritäre Gehalt des Geſetzes bedroht 
werden könnte. Grundſätzlich wird deshalb davon auszugehen ſein, daß das Geſetz der 
Volksanſchauung entſpricht und nur ganz außergewöhnliche Gründe einen Verſtoß 
gegen das Geſetz rechtfertigen können. 

Ein beſonderes Geſicht hat die Rechtswidrigkeit bei den echten Anterlaſſungsdelikten. 
Das geltende Recht nahm bisher bei ihnen eine Rechtswidrigkeit nur an, wenn eine 
formelle Rechtspflicht zum Handeln beſtand. Dies entſprach konſequent der Auffaſſung 
der Rechtswidrigkeit als bloßer Geſetzeswidrigkeit. Noch weniger als bei den durch 
pofitives Tun begangenen Handlungen bot dieſe Auffaſſung aber bei den Anter⸗ 
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laſſungsdelikten eine befriedigende Löſung, denn eine formelle Rechtspflicht zum 
Handeln iſt in den wenigſten Fällen gegeben, obwohl ſehr häufig die Unterlaflung 
aufs ſchärfſte gegen den Gemeinſchaftsgeiſt verſtößt und eine ſittliche Pflicht zum 
Handeln beſteht. Demgemäß wird bereits durch die Strafrechtsnovelle vom 28. 6. 
1935 die Straſwürdigkeit der unterlaſſenen Hilfeleiſtung als der größten Gruppe der 
Fälle auf die fittlide Pflicht zum Handeln abgeſtellt. Während bisher die unter- 
laſſene Hilfeleiſtung, d. h., wenn jemand bei Anglücksfällen oder gemeiner Gefahr oder 
Not keine Hilfe leiſtet, als Abertretung gemäß 8 360 Ziffer 10 beſtraft wurde, fofern 


— — 


vergeblich eine polizeiliche Aufforderung zur Hilfeleiftung erfolgt war, ſoll in Zukunft 


bereits jede Anterlaſſung einer Hilfeleiftung, die nach geſunder Volksanſchauung eine 
Pflicht iſt und ohne eigene Gefahr ausgeführt werden kann, gleichgültig, ob eine 


polizeiliche Aufforderung zur Hilfeleiſtung ergangen iſt oder nicht, beſtraft werden, 


und zwar weſentlich ſchärfer als bisher. 


2. Die Notwehr | 

Nach der Erkenntnis des Weſens der Rechtswidrigkeit find die Gründe zu betrachten, 
die bei einer an ſich ſtrafwürdigen Handlung ein Anrecht ausſchließen oder recht⸗ 
fertigen. In erſter Linie kommt die Notwehr in Frage. Nach 8 53 StGB iſt Not- 
wehr diejenige Verteidigung, die erforderlich iſt, um einen gegenwärtigen rechts 
widrigen Angriff von ſich oder einem anderen abzuwehren. Vorausſetzung für die 
Verteidigungshandlung, die in einer Abwehr oder in einem Gegenangriff beſtehen 
kann, iſt das Vorliegen eines gegenwärtigen oder auch unmittelbar bevorſtehenden 
unerlaubten, alſo rechtswidrigen Angriffes gegen den ſich in Notwehr befindlichen 
oder einen anderen Menſchen, und zwar gegen Leib und Leben desſelben oder irgend. 
ein Rechtsgut wie Ehre, Beſfitz u. dgl. 


Dieſe im Geſetz gegebene Notwehr geſtattet es alſo, um des geringſten Gutes willen, 
einen Angriff ſelbſt mit don ſchärfſten Mitteln abzuwehren. Dies entſpricht zwar dem 
individuellen Denken, das die Rechtsgüter des einzelnen als höchſte Werte mit jedem 
Mittel ſchützen will, kann aber mit der nationalſozialiſtiſchen Rechtsaufſaſſung nicht in 
Einklang gebracht werden. Eine gewiſſe Abwägung des zu ſchützenden Intereſſes 
gegenüber dem durch die Abwehrhandlungen eintretenden Schaden erſcheint unbedingt 
erforderlich. Es gebt nicht an, wie es in dem bekannten Lehrbeiſpiel geſchildert wird, 
daß ein gelähmter Villenbefitzer einen Jungen vom Apfelbaum feines Gartens 
herunterſchießt, weil er ſonſt feine Apfel, die dieſer unberechtigt pflüdt, nicht ſchützen 
kann. Wenn trotzdem weder der Grundſatz der Verbältnismäßigkeit eingefügt noch 
die Notwehr auch gegen Sach- und Tierangriffe erweitert werden ſoll, jo geſchieht 
dies nur deshalb, damit die Bedeutung und Anwendungsmöglichkeit der Notwehr 
nicht beeinträchtigt wird Mit Recht ſoll aber im kommenden Strafrecht für die An- 
wendung und die Mittel der Notwehr dadurch eine Grenze gegeben werden, daß eine 
abwehrende Notwehrhandlung nur dann gerechtfertigt iſt, wenn fie nach geſunder 
Volksanſchauung geboten erſcheint. 

Es wird im übrigen bei der Notwehr immer Fälle geben, in denen die Notwehrband- 
lung an ſich gerechtfertigt iſt, jedoch in ihrem Ausmaß überſchritten wird. Alsdann 
kann dieſe Aberſchreitung nicht mehr durch den Rechtfertigungsgrund der Notwehr 
gedeckt werden, da Beherrſchung und Beſchränkung auf die notwendigſten Handlungen 
im Intereſſe der Ordnung und Sicherheit verlangt werden muß. Wenn aber in 
Beſtürzung, Furcht oder Schreden über die Grenzen der Verteidigung hinausgegangen 
wird, kann inſoweit die Aberſchreitung der Notwehr als entſchuldbar angeſehen 
werden, wenngleich die Rechtswidrigkeit beſtehen bleibt (8 53 Abi. 3). 


Beſonders gelagert iſt der Fall der Putativnotwehr. Er iſt dann gegeben, wenn ein 
Täter in der irrigen Vorſtellung, die Vorausſetzungen der Notwehr ſeien gegeben, 
handelt. Hier handelt es ſich dann nicht um eine rechtlich zuläſſige Notwehrhandlung, 


— ETTEETTE 


Strafrecht und Strafverfahren 21 


ſondern um eine rechtswidrige Handlung, die nur deshalb ſtraflos bleibt, ſofern bei 
der irrigen Annahme der Notwehr keine Fahrläſſigkeit gegeben iſt, weil eine Schuld 
des Täters, ein Vorſatz zu ſtrafbarem Handeln, fehlt. 


3. Der Notftand 


Reben der Notwehr kennt das Geſetz den Notſtand. Er iſt nach $ 54 StGB gegeben, 


wenn eine Handlung außer dem Falle der Notwehr in einem unverſchuldeten, auf 
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andere Weiſe nicht zu beſeitigenden Notſtande zur Rettung aus einer gegenwärtigen 
Gefahr für Leib oder Leben des Täters oder eines Angehörigen begangen worden 
ift. Im Gegenſatz zur Notwehr iſt nicht ein Angriff nötig, ſondern es genügt 
eine gegenwärtige Gefahr, die jederzeit in eine Rechtsverletzung übergehen kann. 
Ferner muß Leib oder Leben bedroht ſein, und zwar des Täters oder eines An⸗ 
gehörigen, während die Gefahr für irgendeinen anderen Menſchen oder irgendein 
Rechtsgut nicht genügt. Der Notſtand muß auch unverſchuldet, d. h. nicht pflichtwidrig 
herbeigeführt ſein, da ſonſt ein Grund zur Abwehr unter Eingriffen in fremde Rechte 
nicht gerechtſertigt werden kann. Schließlich iſt im Gegenſatz zur Notwehr die Ab. 
wägung des drohenden Schadens gegenüber dem Werte des zu verletzenden fremden 
Rechtsgutes inſofern vorgeſehen, als der Eingriff nur dann zuläſſig iſt, wenn die 
Gefahr auf andere Weiſe nicht beſeitigt werden kann. So iſt z. B. bei verſchiedenen 
Rettungsmöglichkeiten das für den anderen kleinere Abel zu wählen. 


Auch die Regelung des Notſtandes wird den Bedürfniſſen des praktiſchen Lebens noch 
nicht in vollem Amfange gerecht. Deshalb beabſichtigt der Entwurf des kommenden 
Strafgeſetzbuches, die Beſchränkung des Notſtandes auf Leib und Leben fallen zu 
laſſen und auch den Rechtsgüternotſtand unter Berückſichtigung der bürgerlich recht ⸗ 
lichen Beſtimmungen (Sachwehr⸗ und Güternotſtand, SS 228 und 904 BGB) zuzu⸗ 
laſſen. Ferner fol in vollem Amfange eine Abwägung des bedrohten Rechtsgutes mit 
dem durch die Einwirkung verletzten Rechtsgute erfolgen. Dadurch würde in weit 
größerem Amfange die unmittelbare Abwehr rechtswidriger Angriffe möglich werden 
und zugleich würden die verſchiedenen anderen ſich als notwendig erwieſenen und 
nachſtehend noch zu behandelnden Rechtfertigungsgründe in den einheitlichen Begriff 
des Notſtandes einbezogen. 


Mit dieſer geplanten Neuregelung des Notſtandes würde vor allem auch der über- 
geſetzliche Notſtand in der weſentlichen Ausprägung der heutigen Praxis feine geſetz⸗ 
liche Regelung erfahren, da er ſich ja hauptſächlich auf die nach der Güterabwägung 
notwendigen Eingriffe ſtützt. Der in der Praxis bedeutſamſte Fall allerdings, der 
Eingriff eines Arztes bei einer Schwangeren, um deren anders nicht zu rettendes 
Leben zu erbalten, fol ſogar wegen feiner Bedeutung eine ſpezielle Vorſchrift er- 
halten, nach der ganz im Sinne der jetzigen Entſcheidung des Reichsgerichts gemäß 
dem Begriffe des übergeſetzlichen Notſtandes eine Abtreibung dann nicht vorliegt, 
wenn ein Arzt mit Einwilligung der Schwangeren eine Schwangerſchaft abbricht, weil 
dies nach den Regeln der ärztlichen Kunſt zur Abwendung einer auf andere Weiſe 
nicht abwendbaren ernſten Gefahr für das Leben oder die Geſundheit der Mutter 
erforderlich iſt. 


Mit der neuen Beſtimmung des Notſtandes würde vor allem auch klargeſtellt, daß der 
Notſtand in erſter Linie, nämlich immer dann, wenn das bedrohte Rechtsgut unver- 
hältnismäßig wertvoller als das durch die Notſtandshandlung verletzte iſt, gerecht. 
fertigt, alſo Anrechtsausſchließungsgrund iſt. Visher iſt der Notſtand dagegen 
zumeiſt als Schuldausſchließungsgrund angeſehen worden, was in Zukunft nur noch 
der Fall ſein würde, wenn das bedrohte Rechtsgut in keinem ſolchen Verhältnis 
höheren Wertes zu dem durch die Notſtandshandlung verletzten Rechtsgut ſteht. In 
dieſen Fällen würde dann zwar rechtswidrig, aber entſchuldigt gehandelt. 
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4. Besondere aufergejeßliche Rechtfertigungsgründe 

Neben den vorgenannten Rechtfertigungsgründen iſt auch ein im Geſetz nicht ge ; 
regeltes Züchtigungsrecht als Rechtfertigungsgrund anerkannt. Entſprechend der 
Denkweiſe des Individualismus mußte dem Züchtigungsrecht eine enge Grenze ge- 
zogen werden, nämlich immer da, wo der individuelle Zuſammenhang aufhörte. So 
beſtand es ſeitens der Eltern gegenüber den Kindern und, was aber ſchon nicht mehr 
unſtreitig, ſeitens des Meiſters gegenüber den auszubildenden Lehrlingen. Da heute 
vom Standpunkte des Gemeinſchaftsdenkens aus die Erziehung des Nachwuchſes in 
erſter Linie eine Angelegenheit der Allgemeinheit iſt, wird man das Züchtigungsrecht 
in viel weiterem Ausmaße zuzubilligen haben. So wird es allgemein auch fremden 
Kindern gegenüber zuläſſig ſein, da ein ſofortiges Eingreifen zumeiſt am wirkſamſten 
iſt. Hat man bisher in ſolchen Fällen mit einer zivilrechtlichen Konſtruktion wie etwa 
Geſchäftsführung ohne Auftrag gelegentlich geholfen, ſo bedarf es in Zukunft ſolcher 
Hilfsmittel nicht mehr. Die Grenze iſt dabei Willkür und nach allgemeiner An⸗ 
ſchauung überflüſſiges oder ſchädliches Eingreifen. 


Eine große Rolle hat bei körperlichen Verletzungen die Frage geſpielt, ob bei einer 
Einwilligung des Verletzten die Rechtswidrigkeit entfalle. Wenn auch grundſätzlich 
nach individualiſtiſcher Auffaſſung dies zu bejahen geweſen wäre, da es ſich um die 
Herrſchaftsſphäre des einzelnen handelte, fo hat doch bisher die Praxis dieſe Kon⸗ 
ſequenz nicht zu ziehen gewagt. § 216 StG hat ſogar die Tötung auf Verlangen 
ausdrücklich unter eine erhebliche Strafe geſtellt. Durch die Novelle vom 1. 6. 1933 iſt 
auch bezüglich der Körperverletzung geſagt, daß ſelbſt bei Einwilligung des Verletzten 
die Körperverletzung rechtswidrig iſt, wenn die Tat gegen die guten Sitten verſtößt 
(S 226 a). Damit iſt bereits der entſcheidende Geſichtspunkt angedeutet. Grundſätz. 
lich iſt der einzelne ein Glied der Gemeinſchaft und hat nicht das Recht, aus indivi⸗ 
duellen Gründen über ſein Leben und ſeinen Körper zu beſtimmen. Nur da, wo dies 
nach allgemeiner Anſchauung gebilligt wird, kann die Rechtswidrigkeit entfallen. So iſt 
grundſätzlich der ſachgemäße ärztliche Eingriff, abgeſehen von der Sonderregelung für 
die Schwangerſchaftsunterbrechung, nach dem neuen § 226 a nicht rechtswidrig. 


Daneben drängt noch der Fall der ſogenannten Sterbehilfe zur Entſcheidung. Wäh⸗ 
rend die Tötung auf Verlangen im Falle gutachtlich anerkannter Anheilbarkeit einer 
Krankheit nach geltendem Recht nicht zuläſſig iſt (§ 216), wird bei den Erneuerungs - 
arbeiten des Strafrechts vielfach verlangt, im Intereſſe der Barmherzigkeit zur Ub- 
kürzung der Qualen die Rechtmäßigkeit des gewünſchten Eingriffs zuzulaſſen, ein 
Wunſch, deſſen Erfüllung allerdings der Entwurf nicht vorſieht. 


V. Die Schuld 


1. Begriff und Bedeutung der Schuld 


Oberſter Grundſatz des Strafrechts iſt: keine Strafe ohne Schuld. Dieſer Grundſatz 
gilt im weſentlichen für das bisherige Recht und wird in vollem Amfang erſt recht für 
das kommende nationalſozialiſtiſche Strafrecht Richtſatz ſein. 


Der Inhalt der Schuld kann ſich verſchieden beſtimmen, je nach der Aufgabenſtellung 
und der politiſchen Haltung des Strafgeſetzes. Das geltende Strafrecht ſah bis zur 
Strafrechtsnovelle vom 28. 6. 1935 die Schuld allein von der formellen Seite an. 
Schuldhaft bandelte danach derjenige, der vorſätzlich oder fahrläſſig, ohne Irrtum 
über Tatumſtände und ohne beſondere Schuldausſchließungsgründe geltend machen zu 
können, ein im Geſetz bezeichnetes Verbrechen beging. Die Schuld beſtand alſo in 
dem Zuwiderhandeln gegen das Geſetz, wobei eine etwaige Ankenntnis der geſetzlichen 
Beſtimmung dem Täter nicht zugute kam. 
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Nach nationalſozialiſtiſcher Anſchauung kann ſich hierin die Schuld eines Täters nicht 
erſchöpfen. Sie iſt vielmehr von einem anderen Standpunkt aus zu beurteilen. Nicht 
der Verſtoß gegen das Geſetz iſt, wie wir bereits erkannten, entſcheidend, ſondern der 
Angriff auf die Friedensordnung der Gemeinſchaft, der Verſtoß gegen die materielle 
Gerechtigkeit, die Verletzung einer Treupflicht gegenüber der völkiſchen Gemeinſchaft. 
Deshalb iſt durch 8 2 der Strafrechtsnovelle vom 28. 6. 1935 das Geſetz als alleinige 
Rechtsquelle beſeitigt und die Möglichkeit der Verfolgung einer jeden ſchuldhaften 
Straftat eröffnet. 


Mit der Bewertung der Tat als Verletzung der völkiſchen Rechtsordnung iſt zugleich 
eine andere Beurteilung des Täters gegeben. Nicht wegen des Erfolges der Tat, 
ſondern wegen der Betätigung ſeines verbrecheriſchen Willens nach dem Grade der 
von ihm ſich vorgeſtellten, nicht einmal objektiv tatſächlichen Gefährdung oder Ver⸗ 
letzung des Rechts wird der Täter beſtraft. Die Tat als ſolche iſt nicht ſchuldhaft, 
ſondern der Wille, denn der Wille des Menſchen iſt die Triebkraft ſeines Tuns. 


Aus dieſer Erkenntnis iſt die Vorſtellung des Strafrechts als Willensſtrafrechts ent- 
ſtanden. Im Gegenſatz dazu war das bisherige Strafrecht ein ausgeſprochenes Er⸗ 
folgsſtrafrecht. Es knüpfte, wie wir bereits ſahen, durchweg an den Erfolg der Tat 
an und ſah in ihm die aus Ordnungsgründen gebotene Veranlaſſung, den ſchuldigen 
Verurſacher zu beitrafen. Demgegenüber fol beim Willensſtrafrecht der ver- 
brecheriſche Wille beſtraft werden, ſobald er eine konkrete Gefährdung für die Allge⸗ 
meinheit bedeutet. Nach dieſem Geſichtspunkt werden auch die Straſvorſchriften zu 
geſtalten fein. Nicht ohne Grund iſt deshalb auch von einem Gefährdungsſtrafrecht 
geſprochen worden. Dies trifft jedoch nur bedingt zu, indem die Abſtellung auf einen 
gefährlichen Handlungsbeginn ſtatt den Erfolg eine Konſequenz des Willensitraf- 
rechts iſt. 


Mit dieſer neuen Bewertung der Schuld nach dem gefährlichen Willen zum Ver⸗ 
brechen an der materiellen Rechtsordnung verſteht ſich die erhöhte Bedeutung, die der 
Schuld in Zukunft zukommt, von ſelbſt. Regelmäßig muß nunmehr ſtatt des Be⸗ 
wußtſeins, gegen das formelle Geſetz zu verſtoßen, das Bewußtſein, rechtswidrig zu 
handeln, feſtgeſtellt werden. Daneben freilich müſſen die oben genannten, jetzt und 
auch in der Zukunft erforderlichen Vorausſetzungen der Schuld, vorſätzlich oder fahr ⸗ 
läſſig, ohne Irrtum und ohne Schuldausſchließungsgrund zu handeln, gegeben ſein. 


Daraus ergibt ſich zugleich die innere Verkettung der Schuld mit der Rechtswidrig⸗ 
keit. Die Schuld fällt überall da fort, wo die Rechtswidrigkeit fehlt. Iſt gelegentlich 
auch ſchon ein Auseinanderfallen beider für unmöglich erklärt, fo iſt dies jedoch unzu- 
treffend, da zwar keine Schuld denkbar iſt, wo die Rechtswidrigkeit fehlt, wohl aber 
eine Rechtswidrigkeit gegeben fein kann, während eine Schuld des Täters, z. B. wegen 
Anzurechnungsfähigkeit, fehlt. 

Man unterſcheidet deshalb auch zwiſchen Schuldausſchließungs⸗ und Rechtfertigungs⸗ 
gründen. So iſt z. B. die Notwehr Rechtfertigungs⸗ oder Anrechtsausſchließungs⸗ 
grund, dagegen die Aberſchreitung der Notwehr nicht Rechtfertigungs-, ſondern 
Schuldausſchließungsgrund. Große praktiſche Bedeutung hat die Anterſcheidung frei ⸗ 
lich nicht. Sie kommt bei der Frage in Betracht, ob Notwehr zuläſſig ift, was gegen- 
über einem mit einem Rechtfertigungsgrunde handelnden Täter nicht der Fall iſt, 
wohl aber gegenüber einem Täter, der zwar rechtswidrig, aber perſönlich ſchuldlos 
handelt, ferner bei dem etwaigen Teilnehmer an einer Tat, und zwar beſonders, 
ſolange die Akzeſſorietät ſeiner Tat gegenüber der Haupttat beſteht. 

Die Entſcheidung darüber, ob ein Schuldausſchließungsgrund vorliegt, richtet ſich 
nach der geſunden Volksanſchauung. So entfällt, wie wir ſahen und wie noch im 
einzelnen zu behandeln ſein wird, bei dem Mangel an Zurechnungsfähigkeit oder bei 
Irrtum eine Schuld. Ebenſo iſt dies beim Notſtand der Fall, ſoweit nicht bei ihm 
bereits die Rechtswidrigkeit entfällt. Auch bei dem ſogenannten Nötigungsſtand des 
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8 52, der dem Notſtand ähnlich ift und bei dem jemand infolge Nötigung durch 
unwiderſtehliche Gewalt oder eine Drohung, die eine gegenwärtige Gefahr für Leib 
und Leben bedeutet und anders nicht abwendbar iſt, wird eine Schuld geſetzlich aus- 
geſchloſſen. Denkbar find auch Fälle von Pflichtenkolliſionen, z. B. zwiſchen Er- 
kenntnis der Schuldhaftigkeit einer Tat und entgegengeſetztem Befehl eines Vor⸗ 
geſetzten. Dieſe Fälle machten bisher, wo die Schuld an das Geſetzesunrecht gebunden 
war, immer Schwierigkeiten. Werden fie nun nach dem gefunden Rechtsempfinden 
des Volkes entſchieden, ſo wird in den meiſten Fällen leicht die Feſtſtellung zu treffen 
ſein, ob eine Schuld anzunehmen iſt oder nicht. 

Eine andere Bewertung der Schuld wird in Zukunft bei den Ordnungswidrigkeiten 
nötig. Bei ihnen wird die Schuld lediglich formal zu beſtimmen ſein als Verſtoß 
gegen die geſetzliche Vorſchrift, da nicht ein allgemeines Rechtsempfinden, ſondern 
eine Verwaltungsanordnung Grundlage des Ordnungsdeliktes iſt. 


2. Die Zurechnungsfähigkeit 

Eine ſchuldhafte Handlung kann nur von einem Täter begangen werden, der zur Zeit 
der Tat zurechnungsfähig iſt. Gegen einen unzurechnungsfähigen Menſchen kann 
wohl ein Bedürfnis zu Schutzmaßnahmen beſtehen, damit die Allgemeinheit durch ibn 
keinen Schaden erleidet, es widerſpräche aber allem vernünftigen menſchlichen Denken, 
den Anzurechnungsfähigen für ſchuldhaftes Handeln ſtrafen zu wollen. Sein Tun 
mag noch ſo gefährlich ſein, immer wird bei ihm mangels der nötigen Einſicht eine 
verantwortlich zu machende Schuld für fein Handeln fehlen: Ein Grundſatz, der 
übrigens auch bei Jugendlichen in entſprechender Weiſe zur Anwendung kommt. 
indem nach 8 3 des Jugendgerichtsgeſetzes vom 16. 2. 1923 ein Jugendlicher dann 
mangels Schuld nicht geſtraft wird, wenn er zur Zeit der Tat nach ſeiner geiſtigen 
oder fittlichen Entwicklung unfähig war, das Angeſetzliche feiner Handlung einzuſehen 
oder ſeinen Willen dieſer Einſicht gemäß zu beſtimmen. 

Wann eine Zurechnungsfähigkeit fehlt und deshalb ein Täter ſtraflos zu bleiben hat, 
iſt im 8 51 StV geregelt. Danach iſt dann eine ſtrafbare Handlung nicht gegeben, 
wenn der Täter zur Zeit der Tat wegen Bewußtſeinsſtörung, krankhafter Störung 
der Geiſtestätigkeit oder Geiſtesſchwäche unfähig ift, das Anerlaubte der Tat einzu- 
ſehen oder nach dieſer Einſicht zu handeln. Was im einzelnen Bewußtſeinsſtörung. 
krankhafte Störung oder Geiſtesſchwäche iſt, iſt nach den mediziniſchen Erſahrungen 
zu beſtimmen. So fallen hierunter z. B. die Ohnmacht, die Hypnoſe, der Nauſch. 
zuſtand, pathologiſche Zuſtände, Fieberwahn, Idiotie u. dgl. Gleichgültig iſt grund- 
ſͤtzlich, ob die Zuſtände verſchuldet oder unverſchuldet find. Lediglich beim Nauſch. 
zuſtand iſt unter dem Einfluß des nationalſozialiſtiſchen Schulddenkens in dem durch 
die Novelle vom 24. 11. 1933 eingefügten § 330 a beſtimmt, daß die vorſäͤtzliche oder 
auch nur fahrläffige Verſetzung in einen die Zurechnungsfähigkeit ausſchließenden 
RNauſch durch Genuß geiſtiger Getränke oder durch andere berauſchende Mittel beſtraſt 
wird, wenn in dieſem Zuſtande eine ſtrafbare Handlung begangen wird. 

Angeſichts dieſer grundſätzlich völligen Ausſchließung einer Schuld bei Anzurechnungs⸗ 
fähigkeit ergaben ſich ſehr häufig Grenzfälle, in denen eine verminderte Zurechnungs⸗ 
fähigkeit vorlag, die nach allgemeiner Aberzeugung nicht ausreichen konnte, eine 
Schuld völlig auszuſchließen, bei der aber auch eine volle Verantwortlichkeit des 
Täters nicht gerechtfertigt erſchien. Gericht und ärztliche Gutachter ſtanden dann 
regelmäßig vor der ſchwierigen Frage, ob fie trotzdem dem Täter den Schuld- 
ausſchließungsgrund des 8 51 zukommen laſſen oder ob fie eine volle Verantwort- 
lichkeit zugrunde legen und demgemäß beſtrafen könnten. Dieſen Schwierigkeiten iſt 
das Geſetz durch die Novelle vom 24. 11. 1933 gerecht geworden, indem nach dem nun- 
mehrigen Abſatz 2 des 8 51 bei verminderter Zurechnungsfähigkeit Schuld und Straf- 
fähigkeit anerkannt, jedoch eine gemilderte Strafe nach den Strafbeſtimmungen des 
Verſuches gebildet werden kann. 


J 


Strafrecht. und Strafverfahren 25 


Zu erwähnen iſt ſchließlich noch, daß ein Kind unter 14 Jahren überhaupt nicht beſtraft 


werden kann. Bei ihm wird die erforderliche Einſicht in die Strafbarkeit ſeines Tuns 
grundſätzlich verneint. Bei Jugendlichen von 14 bis 18 Jahren wird die notwendige 
Einſicht zwar anerkannt, aber ähnlich wie bei einer verminderten Zurechnungsfähigkeit 
geringer bewertet; eine Straftat wird deshalb milder beſtraft (SS 1, 2, 9 des Jugend- 


gerichtsgeſetzes). Auch bei dieſen Jugendlichen kann aber, wie bereits eingangs 


erwähnt, im Einzelfalle wegen Fehlens der notwendigen Einſicht die Schuld verneint 
werden und eine Strafe entfallen. 


3. VDorſatz und Jertum 


Bei der Betrachtung über den Begriff der Schuld ſtellten wir feſt, daß eine Tat vor- 
ſätzlich oder fahrläſſig begangen fein muß, wenn eine Schuld überhaupt vorliegen ſoll. 
Vorſatz und Fahrläſſigkeit find alſo die beiden einzigen Schuldformen, die das Straf- 
recht kennt. Dabei wird grundſätzlich davon ausgegangen, daß eine ſtrafbare Hand- 
lung vorſätzlich begangen wird, da dies dem Weſen der Straftat entſprechend der 
Grundfall iſt. Die fahrläſſige Begehung einer Straftat iſt deshalb nur dann ſtrafbar, 
wenn ſie vom Geſetz ausdrücklich mit Strafe bedroht iſt. 

Im geltenden Recht find dieſe Grundſätze ebenſowenig ausgeſprochen wie Definitionen 
der Begriffe Vorſatz und Fahrläſſigkeit gegeben ſind. Im Intereſſe der Klarheit 
und Allgemeinverſtändlichkeit iſt jedoch beabſichtigt, im kommenden Strafrecht klar⸗ 
ſtellende Beſtimmungen zu geben. 

Die Begriffsbeſtimmung des Vorſatzes wird im geltenden Recht der Vorſchrift 
über den ſchuldausſchließenden Irrtum (8 59) entnommen. So ſagt die Praxis, daß 
vorſätzlich handelt, wer eine Tat „mit Wiſſen und Willen“ begeht, während die 
Wiſſenſchaft, inhaltlich gleich, gewöhnlich von einer „bewußten Verwirklichung des 
Tatbeſtandes einer ſtrafbaren Handlung“ ſpricht. Der Täter muß, entſprechend dem 
Weſen der Schuld überhaupt, die Geſetzeswidrigkeit oder ſeit der Strafrechtsnovelle 
vom 28. 6. 1935 die materielle Rechtswidrigkeit feines Tuns kennen, alſo das Un- 
rechtsbewußtſein haben, und trotzdem ſeinen verbrecheriſchen Willen betätigen. 


Dabei wird unterſchieden zwiſchen drei Arten des Vorfatzes, der Abſicht, dem direkten 
Vorſatz und dem bedingten Vorſatz (dolus eventualis). Abſicht iſt dann gegeben, 
wenn es dem Täter gerade darauf ankommt, einen beſtimmten im Geſetz bezeichneten 
Erfolg herbeizuführen. Es wird alſo ein hinter der Verwirklichung des Straftat⸗ 
beſtandes liegendes Ziel erſtrebt, das zumeiſt im Geſetz gekennzeichnet iſt, wie etwa 
durch die Bezeichnung gewinnſüchtige oder betrügeriſche Abſicht. Ein direkter Vorſatz 
liegt dann vor, wenn der Täter in klarer Erkenntnis des zu erwartenden Erfolges 
feines ftrafbaren Tuns handelt, ohne daß es ihm aber dabei gerade auf einen be- 
ſtimmten Erfolg ankommt. Beim bedingten Vorſatz handelt ein Täter in dem Be⸗ 
wußtſein, daß möglicherweiſe ein Straftatbeſtand erfüllt wird und er dies von vorn 
herein in Kauf nimmt. Mag ſchon ſein Tun ſtrafbar ſein, er billigt es. 

Wenn indes ein Täter mit Wiſſen und Willen, gleichgültig allerdings dabei, nach 
welcher der Vorſatzformeln, eine Tat begeht und dabei das Vorhandenſein von Tat- 
umſtänden nicht kannte, welche zum ſtrafwürdigen Tatbeſtand gehören oder die Straf. 
karkeit erhöhen (z. B. Aſzendenteneigenſchaft oder Beamteneigenſchaft) (8 59), jo iſt 
eine ſtrafbare Schuld inſoweit ausgeſchloſſen, da überhaupt kein Vorſatz beſteht. 
Hierneben kann ein Irrtum in verſchiedener Hinſicht vorliegen. Zunächſt kann eine 
irrige Vorſtellung über die Strafbarkeit einer Handlung beſtehen. Dieſer reine Straf- 
rechtsirrtum iſt im geltenden Recht nicht geeignet, die Schuld auszuſchließen. 

Dann kann ein Tatirrtum gegeben ſein, wobei der Täter ſich über tatſächliche Am⸗ 
ſtände des Tatbeſtandes irrt, jo über das Objekt der Tat oder über beſtimmte Voraus. 
fegungen für eine Befugnis (z. B. den Grund zum Waffengebrauh bei einem 
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Poliziſten) oder für die Anwendung eines Mittels zur Tat (3.3. falſcher Schlüflen. 
In den letzteren Fällen wird man von einem Irrtum über Tatumſtände im Sinne des 
8 59 ſprechen können. Bei der Verwechſlung des Strafobjektes dagegen wird dies 
regelmäßig nicht angängig ſein, vor allem nicht, ſofern es ſich um gleichwertig zu 
ſchützende Werte und Rechtsgüter handelt: anftatt des A. wird durch Verwechſlung 
der B. getötet. Anders in dem Fall, in dem ein Täter ſtatt des A., den er töten wollte, 
den B. tötet, aber nicht durch Verwechſlung der Perſon, ſondern durch verſehentliches 
Vorbeiſchießen. Hier handelt es ſich gar nicht um einen Irrtum; der Fall iſt atio 
unabhängig von dem 8 59 zu entſcheiden. 


Bedeutſam iſt neben dem Tatirrtum noch der außerſtrafrechtliche Irrtum, bei dem 
der Täter ſich über Rechtsumſtände der außerſtrafrechtlichen Rechtsgebiete irrt (3. B. 
jemand hält irrigerweiſe bei der Leiſtung eines Offenbarungseides eine Hypothek 
für wertlos). Schließlich beſteht noch die Möglichkeit, daß jemand irrtümlicherweiſe 
annimmt, es beſtänden Tatumſtände, die für feine Tat eine Schuld ausſchlöſſen (3. 3. 
Züchtigung eines Kindes in der irrigen Annahme, das Kind habe ſich vergangen). All 
dieſe Fälle find nach den gleichen Grundſätzen wie die vorerwähnten Irrtumsmöglich⸗ 
keiten zu behandeln. 


Die außerordentlichen Schwierigkeiten, die ſich in der Praxis bei der Irrtumslehre 
des geltenden Rechts mit der Anterſcheidung zwiſchen Tatſachen⸗ und Nechtsirrtum 
gezeigt haben, werden bei der beabſichtigten Regelung des kommenden Strafrechts 
wegfallen. Da das Bewußtſein (oder das nur infolge Fahrläſſigkeit fehlende Be. 
wußtſein), ein Anrecht zu tun, bei der Schuld verlangt wird und dieſes beim reinen 
Tatſachenirrtum ohne weiteres fehlt, iſt hierbei immer die Schuld ausgeſchloſſen. 
Beim Rechtsirrtum, gleich ob ſtrafrechtlicher oder außerſtrafrechtlicher Art. entſcheidet 
dagegen der Richter nach dem Ergebnis der Ermittlungen darüber, ob der Irrtum, auf 
Grund deſſen das Bewußtſein des Anrechts gefehlt hat, auf einer Einſtellung berubt, 
die mit dem geſunden Volksempfinden über Recht und Anrecht vereinbar iſt oder 
nicht. Iſt dies nicht der Fall — und das wird faſt durchweg ſo ſein —, ſo iſt der 
Irrtum unbeachtlich. Beruht der Irrtum, auf Grund deſſen das Anrechtsbewußtſein 
fehlt, während im übrigen die Tat mit Wiſſen und Willen begangen wird, auf einem 
Mangel an pflichtgemäßer Sorgfalt, fo iſt der Irrtum ebenfalls nicht entſchuldbar, 
jedoch erfolgt Verurteilung nur wegen Fahrläſſigkeit. Damit erſt würde wirklich 
jede Schuld erfaßt und anderſeits weiter als bisher ein beachtlicher Irrtum Berüd- 
ſichtigung finden können. Insbeſondere würde auch ein Strafrechtsirrtum berückſich⸗ 
tigt werden können, was angeſichts der durch die zahlreichen Nebengeſetze recht ver · 
ſtreuten Materie zuweilen nötig erſcheint und z. B. auf dem Gebiete des Steuerſtraf⸗ 
rechts bereits der Fall iſt. 


4. Die Fahrläſſigkeit 

Die unmittelbar an den Vorſatz angrenzende Schuldform, die Fahrläſſigkeit, liegt 
dann vor, wenn ein Täter aus Mangel an Sorgfalt, zu der er nach den Amſtänden 
verpflichtet und nach feinen perſönlichen Verhältniſſen fähig iſt, nicht vorausfiebt, daß 
ſeine Handlung den Tatbeſtand einer ſtrafbaren Handlung erfüllen kann. Die 
Begriffsbeſtimmung des Vorſatzes trifft alſo bis auf eins der Erforderniſſe, nämlich 
das Bewußtſein der ſtrafbaren Handlung, auch für die Fahrläſſigkeit zu. Der Grenz⸗ 
fall zum Vorſatz iſt die ſogenannte bewußte Fahrläſſigkeit. Während bei dem 
bedingten Vorſatz der Täter die Verwirklichung eines Strafbeſtandes als möglich 
vorausſah und in Kauf nahm, ſieht derjenige, der bewußt fahrläſſig handelt, zwar auch 
dieſe Möglichkeit voraus, vertraut jedoch darauf, daß ſie nicht eintritt. Er ſagt ſich, 
es wird ſchon nicht zu einer ftrafbaren Handlung kommen. Der Regelfall iſt aber nicht 
dieſe bewußte Fahrläſſigkeit, ſondern die unbewußte, bei der der Täter fahrläſſig nicht 
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vorausgeſehen hat, daß mit feinem Tun oder Anterlaſſen möglicherweiſe ein Straſ⸗ 
tatbeſtand erfüllt wird. 

Bei der unbewußten Fahrläſſigkeit liegt die tatſächliche Schwierigkeit lediglich in der 
Feſtſtellung, ob die Vorausſehbarkeit gegeben iſt. Sie wird nach den Erfahrungen 
des Lebens zu beſtimmen ſein, freilich unter beſonderer Berückſichtigung des Täters, 


da ja ſpeziell bei ihm eine Schuld feſtgeſtellt werden fol. Vorausgeſehen werden 
: muß die konkrete Möglichkeit des ſtrafbaren Erfolges, während eine allgemeine Gefahr 


für den Eintritt zumeiſt nicht ausreichen wird. Anderſeits iſt nicht nötig, daß der 
Erfolg der Tat in allen Einzelheiten vorausgeſehen werden kann. Neben der Voraus- 
ſehbarkeit muß noch die Pflichtwidrigkeit des Handelns gegeben ſein, d. h. es muß das 
Bewußtſein vorhanden ſein, daß ein Erfolg wie der vorauszuſehende rechtswidrig ſein 
wird. Hätte die Verwirklichung einer ſtrafbaren Handlung eben vorausgeſehen werden 
müſſen, dann beſtand die Pflicht, die Handlung zu unterlaſſen. Wird trotzdem ge⸗ 
handelt, ſo iſt dies ſchuldhaft und ſtrafbar, ſobald für eine derartige fahrläſſige Tätig⸗ 
keit das Geſetz eine Strafe androht. 


Ebenſo wie beim Vorſatz iſt auch bei der Fahrläſſigkeit der die Schuld ausſchließende 
Irrtum des 8 59 möglich. Er ſoll jedoch dann nicht Platz greifen, wenn die An⸗ 
kenntnis der Tatumſtände durch Fahrläſſigkeit verſchuldet iſt (8 59 Abſ. 2). Dies iſt 
eigentlich ſelbſtverſtändlich, denn es wäre nicht zu verſtehen, wenn eine ſelbſt⸗ 
verſchuldete Ankenntnis beſtimmter Amſtände, deren Kenntnis allgemein erwartet 
wird, dem Täter zugute kommen ſollte. 


VI. Die Strafen 


Die Reaktion des Staates auf ein verbrecheriſches Tun erfolgt durch Verhängung 
einer Strafe gegenüber dem Verbrecher. Die Strafe ſoll dabei verſchiedene Zwecke 
erfüllen, die bereits oben dargelegt ſind, und iſt zugleich der erkennbare Ausdruck der 
Mißbilligung des Staates über das Verbrechen. Für den Täter ſelbſt ſoll ſie ein 
Abel ſein. 


Je nach der Gefährlichkeit des verbrecheriſchen Willens und der Schwere der Tat iſt 
die Strafe auszuwählen. Deshalb kennt das Geſetz verſchiedenartige Strafen. 


1. Die Todesftrafe 


Die ſchwerſte Strafe ift die Todesſtrafe. In den Fällen, in denen die Todesſtrafe zu 
verhängen iſt, handelt es ſich ausſchließlich darum, den Verbrecher für alle Zukunft zu 
vernichten. Auch kann bei der Schwere der Tat nur der Tod des Verbrechers dem 
Sühneempfinden des Volkes gerecht werden und allein eine hinreichend abſchreckende 
Wirkung haben. 

So iſt die Todesſtrafe zunächſt beim Mord vorgeſehen, da die Vernichtung eines 
Lebens nur mit dem eigenen geſühnt werden kann. Daneben kommt ſie aber bei den 
ſchwerſten Verbrechen gegen die Volksgemeinſchaft zur Anwendung, jo bei Landes 
verrat, Hochverrat, gewiſſen gemeingefährlichen Verbrechen, Angriffen auf das Leben 
des Staatsoberhauptes oder eines Regierungsmitgliedes, ſowie einigen anderen 
Fällen, in denen ſie ſich bei der politiſchen Entwicklung der letzten Jahre zum 
mindeſten für abſehbare Zeit als notwendig erwies. Der Anwendungsbereich zeigt, 
daß die Todesſtrafe eine notwendige und gerechte Strafe in vielen Fällen iſt. Kein 
Staat wird deshalb auf die Dauer auf ſie verzichten können. And es iſt intereſſant zu 
beobachten, daß nach und nach faſt ſämtliche Staaten, die unter liberaliſtiſchen Ein. 
flüſſen die Todesſtrafe abgeſchafft hatten, dieſe wieder einführen. 

Im geltenden Strafgeſetzbuch iſt ſie im § 13 verankert. Die Art der Vollſtreckung iſt 
die Enthauptung. Die Enthauptung erfolgt durch Fallbeil. 
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2. Freiheitsſtrafen 

Als Freibeitsſtrafen kennt das Geſetz vier verſchiedene Arten, Zuchthaus, Gefängnis, 
Feſtung, Haft. Der Anterſchied der Strafen beſteht im Vollzug. Vor der Macht. 
‚ ergreifung des Nationalſozialismus hatte ſich immer ſtärker der Anterſchied verwiſcht, 
da der Nachdruck des ganzen Strafvollzuges auf den Gedanken der Beſſerung gelegt 
war und neben milden Strafen ein mögtichſt milder Vollzug der Strafe erſtrebt wurde. 
Bereits durch das Preußiſche Strafvollſtreckungs⸗ und Gnadenrecht vom 1. 8. 1933 iſt 
für den Vollzug neben einer Verſchärfung der Durchführung Überhaupt auch eine 
ſtreng unterſchiedliche Behandlung der einzelnen Strafarten wieder vorgeſehen. Im 
kommenden Reichsſtrafvollzugsgeſetz werden gleiche Beſtimmungen getroffen werden, 
ſo daß die auch ſchon dem geltenden Geſetzbuch entſprechende Anterſcheidung, die in 
das kommende Strafgeſetzbuch übernommen werden wird, wieder ihre gerechtfertigte 
Bedeutung erhält. 


Aber die im Vollzug zur Anterſcheidung anzuwendenden Grundſätze ſagt das Gtraf- 
geſetzbuch ſelbſt nur etwas über die Pflicht zur Arbeit. Zuchthausgefangene müſſen 
zu beſtimmten Arbeiten angehalten werden (8 15), während die zu Gefängnis Ver⸗ 
urteilten in angemeſſener Weiſe beſchäftigt werden können (8 16), was heute im 
übrigen die Regel iſt. Die Feſtungshaft beſteht lediglich in Freiheitsentziehung mit 
Beaufſichtigung der Veſchäftigung und Lebensweiſe der Gefangenen ($ 17). 


Die Zuchthausſtraſe iſt eine lebenslängliche oder eine zeitige innerhalb der Spanne 
von mindeſtens 1 Jahr bis zu 15 Jahren (8 14). Die Gefängnisſtrafe kann höchſtens 
5 Jahre und muß mindeſtens 1 Tag betragen (8 16). Die Feſtungshaft wiederum 
kann lebenslänglich oder zeitig fein, von mindeſtens 1 Tag bis zu 15 Jahren (8 17). 
Die Haftſtrafe, die in einfacher Freiheitsentziehung beſteht, kann von 1 Tag bis 
zu höchſtens 6 Wochen verhängt werden (8 18). 


Die Wertung der einzelnen Strafarten ergibt ſich aus der Art der Delikte, bei denen 
die Strafe angedroht iſt. So zeigt ſich bei der Feſtungshaft, daß ſie keine entehrende 
Haft iſt (8 20), da fie in den allerdings wenigen Fällen, in denen fie angedroht iſt, 
gerade deshalb vorgeſehen ift, weil der Täter aus ehrenhaften Beweggründen ge- 
handelt hatte und man ihn deshalb nicht mit einer anderen, entehrenden Strafe be- 
legen wollte. Sie kommt in Zukunft in Fortfall. Die Haft erweiſt ſich als eine 
Strafe, die ausſchließlich bei geringfügigen Delikten vorkommt, ſo vor allem jetzt bei 
den Abertretungen, in Zukunft mit erweitertem Anwendungsbereich für kleine, be- 
ſonders auch fahrläſſige, nicht ehrenrührige Taten. 


Aber die Berechnung der Strafe, die Durchführung der Haft als Einzel. oder Ge. 
meinſchaftshaft und das Verhältnis der Strafen untereinander in ſtraftechniſcher 
Hinſicht enthält das Geſetz noch beſondere Vorſchriften. Erwähnt ſei nur der vor · 
geſchriebene Maßſtab für eine etwa vorkommende Strafumwandlung. Danach iſt acht ⸗ 
monatige Zuchthausſtrafe einer einjährigen Gefängnisſtrafe und eine achtmonatige 
Geſängnisſtrafe einer einjährigen Feſtungshaft gleichzuachten (8 21). 


Eine beſondere Verſchärſung der Freiheitsſtrafe ſieht 8 20a gegen gefährliche Ge⸗ 
wohnheitsverbrecher vor. Iſt jemand, der ſchon zweimal rechtskräftig verurteilt ift, 
erneut ftraffällig geworden, und zwar durch eine vorſätzliche Tat, durch die eine Frei. 
heitsſtrafe verwirkt iſt, ſo hat eine Geſamtwürdigung der Taten zu erfolgen. Ergidt 
dieſe, daß es ſich um einen gefährlichen Gewohnheitsverbrecher handelt, alſo einen 
Menſchen, deſſen tief eingewurzelter Hang zum Verbrechen fo gefährlich iſt, daß ver- 
hältnismäßig ſchwere Schädigungen der Rechtsordnung immer wieder zu befürchten 
find, fo iſt grundſätzlich auf Zuchthaus zu erkennen, wobei die Strafrahmen gegen- 
über dem einmaligen Verbrechen erweitert find. Die früheren Verurteilungen müſſen 
wegen eines Verbrechens oder eines vorſätzlichen Vergehens ergangen ſein und 
mindeſtens ſechs Monate Gefängnis betragen. Ferner muß zwiſchen dem Eintritt 
der Rechtskraft der früheren Verurteilung, oder falls dieſe noch nicht rechtskräftig 
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iſt, zwiſchen dem Zeitpunkt der Tat und der neuen Verurteilung ein Zeitraum von 
weniger als fünf Jahren liegen, andernfalls eine Berückſichtigung nicht mehr erfolgen 
kann. Aber dieſe Grundſätze hinaus iſt dem Gericht bei der Aburteilung von mindeſtens 
drei vorſätzlichen Taten zugleich die Möglichkeit gegeben, dei dem Täter die Eigen- 
ſchaft eines gefährlichen Gewohnheitsverbrechers feſtzuſtellen und demgemäß die ver⸗ 
ſchärfte Strafe zu verhängen. Mit der Einfügung dieſer Vorſchriften iſt die ver- 
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brecher weſentlich gefördert worden. 

In dieſem Zuſammenhange ſoll nicht unerwähnt bleiben, daß eine Körperſtrafe im 
Strafgeſetzbuch nicht vorgeſehen iſt. Bei der Bekämpfung beſonderer Roheitsdelikte 
könnte die Einführung der Prügelſtrafe aber von beſonderer Wirkſamkeit und VBe⸗ 
deutung ſein und würde inſoweit dem allgemeinen Volksempfinden nicht widerſprechen. 
Deshalb iſt auch bei den Erörterungen über die Erneuerung des Strafrechts die Zu · 
laſſung der Prügelſtrafe vorgeſchlagen; fie iſt jedoch in den Entwurf nicht auf- 
genommen worden. 


3. Die Geldftrafen 

Mit der Geldſtrafe fol der Täter materiell getroffen werden. Entſprechend der 
materialiſtiſchen Denkweiſe der vergangenen Zeit hatte die Geldſtrafe eine immer 
ſteigende Bedeutung. Nach nationalſozialiftiſcher Rechtsauffaſſung dagegen erſcheint 
fie als ein wenig würdiges Strafmittel und wird nur einen weit geringeren An. 
wendungsbereich haben dürfen. Ganz zu entbehren iſt ſie allerdings nicht. So wird 
fie für die leichten Straftaten — abgeſehen von den Ordnungswidrigkeiten —, wie 
Beleidigungen, kleine Körperverletzungen angebracht ſein, ebenſo zur Vermeidung 
geringfügiger Freiheitsſtrafen, bei denen an Stelle der Vollſtreckung eine Geldſtrafe 
genügend eindrucksvoll erſcheint, und ſchließlich auch bei Strafen für gewinnſüchtige 
Verbrechen, bei denen fie neben einer anderen Strafe gerade den gewinnſüchtigen 
Geiſt noch beſonders trifft. Dabei muß die Geldſtrafe jedes plutokratiſchen Charakters 
entkleidet werden, alſo im Intereſſe der Wirkſamkeit nach der jeweiligen Leiftungs- 
fähigkeit des Täters ſich richten. 


Im Geſetz iſt die Geldſtrafe in den SS 27 bis 30 geregelt. Sie iſt bei Verbrechen und 
Vergehen, ſoweit nicht höhere Beträge oder unbeſchränkte Geldſtrafe angedroht iſt, 
zwiſchen 3 und 10 000 RM und bei Abertretungen zwiſchen 1 und 150 RM feftau- 
ſetzen Bei gewinnſüchtigen Verbrechen kann das jeweils vorgeſehene Strafmaß 
erböht werden oder auch, falls überhaupt keine Geldſtrafe angedroht iſt, eine ſolche 
neben der Freiheitsſtrafe verhängt werden. Zu bemeſſen iſt die Geldſtrafe nach den 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen des Täters, wofür auch innerhalb der jetzt beſtebenden 
Strafrahmen einigermaßen genügender Spielraum beſteht, um fie für jeden als fühl⸗ 
bares Abel zu geſtalten; in Zukunft wird ſie nach Tagesbußen berechnet. Dabei iſt 
für den Vollzug der Geldſtrafe vorgeſehen, daß einem Verurteilten, dem nach feinen 
wirtſchaftlichen Verhältniſſen die ſofortige Zahlung nicht zugemutet werden kann, 
Zablungsfrift oder Ratenzahlung bewilligt werden kann. Wird auch dann nicht be- 
zahlt, ſo iſt die Strafe zwangsweiſe beizutreiben. Es kann ſedoch dem Verurteilten 
auch geſtattet werden, durch freie Arbeit die uneinbringliche Geldſtrafe zu tilgen, von 
welcher Möglichkeit in der Praxis bisher aber noch kein Gebrauch gemacht worden 
iſt. In Zukunft wird indes dicſe Maßregel eine erhöhte Bedeutung erhalten. Bleibt 
die Geldſtrafe uneinbringlich, ſo iſt an ihrer Stelle eine regelmäßig nach freiem 
Ermeſſen des Gerichts bei jeder Geldſtrafe anzudrohende Erfatzfreiheitsſtrafe zu 
vollſtrecken. 

Auch die Möglichkeit, an Stelle einer an ſich verwirkten Freiheitsſtrafe auf eine Geld. 
ſtrafe zu erkennen, iſt im Geſetz vorgeſehen. Dieſe Erſetzung kommt dann in Frage, 
wenn der Strafzweck durch eine Geldſtrafe erreicht werden kann. Dies iſt, wie ſchon 
oben erwähnt, dann der Fall, wenn es ſich um geringfügigere Strafen handelt. Das 
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Geſetz kennt daher nur bei Freiheitsſtrafen von weniger als drei Monaten eine ſolche 
Erſetzung der Freiheitsſtrafe durch Geldſtrafe. 


Neben den reinen Geldſtrafen find auch noch Maßnahmen gegen die Vermögenswerte 
eines Täters möglich. Das geltende Geſetz kennt nur zwei Vorſchriften in dieſer 
Hinſicht, die Einziehung der durch ein Verbrechen hervorgebrachten oder zur Durch. 
führung des Verbrechens gebrauchten oder beſtimmten Gegenftände (8 40) und die 
Anbrauchbarmachung von Platten und Formen ſowie die Einziehung aller Exemplare 
bei ſtrafbaren Schriften, Abbildungen oder Darſtellungen (8 41). Darüber hinaus 
wird im kommenden Strafrecht aber auch noch die Einziehung des geſamten Ver⸗ 
mögens in Betracht kommen, jo beſonders bei Hoch und Landesverrat, da dadurch 
zugleich eine weitere bedeutſame Sicherung gegenüber Wiederholungsfällen 
erzielt wird. 


4. Die Ehrenſtrafen 

Da die Ehre im liberaliſtiſchen Weltbild keine ſolche zentrale Stellung hat, wie 
fie ihr von der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung eingeräumt wird, iſt im gelten- 
den Strafgeſetz die Ausbildung von Ehrenſtrafen nur in geringem Amfange erfolgt. 
Im eigentlichen Sinne wird auch nicht die Ehre abgeſprochen, ſondern es werden 
lediglich gewiſſe ſtaatliche Rechte aberkannt, die an die Ehre oder beſſer an die ftaats- 
bürgerliche Ehrenhaftigkeit geknüpft find. 


So hat die Zuchthausſtrafe regelmäßig die dauernde Anfähigkeit zum Wehrdienſt wie 
zur Bekleidung öffentlicher Amter zur Folge (§ 31). Ferner können die ſogenannten 
bürgerlichen Ehrenrechte für dauernd oder für eine beſtimmte Zeit aberkannt werden. 
Dies iſt möglich neben der Todesſtrafe, einer Zuchthausſtrafe und einer Gefängnis⸗ 
ſtrafe, wenn fie mindeſtens drei Monate beträgt und das Geſetz ausdrücklich die Ad- 
erkennung zuläßt (8 32). Die Wirkungen der Aberkennung beſtehen in dem Verluſt 
öffentlicher Amter, Würden, Titel und Orden, des Stimmrechtes wie des paſſiven 
Wahlrechtes und bei zeitiger Aberkennung noch in dem Verluſt der Fähigkeit, Vor. 
mund, Pfleger u. dgl. zu ſein. Neben der Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
gibt es noch die Aberkennung der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Amter, die bei 
Gefängnisſtrafen erfolgen kann, bei denen die Aberkennung bürgerlicher Ehrenrechte 
möglich iſt, eine ſo ſchwerwiegende Maßnahme aber nicht erforderlich erſcheint. 


Entſprechend der Ehrauffaſſung des Nationalſozialismus werden dieſe Beſtimmungen 
eine Erweiterung auf neuer Grundlage finden müſſen. So werden z. B. zur deut- 
licheren Anterſcheidung der Zuchthausſtrafe von der Gefängnisſtrafe Ehrenminde⸗ 
rungen bei der erſteren zwangsläufig eintreten. Sie werden viel weiter gehen als der 
heutige Ehrverluſt, da es ſich im wahren Sinne um einen Verluſt der Ehre ſelbſt 
handeln ſoll. Daneben iſt noch eine beſondere Ehrloserklärung bei Verurteilung zur 
Todesſtrafe oder zu Zuchthaus vorgeſehen, durch die in ſchwerſten Fällen infolge der 
angeknüpften Folgen nahezu ein Ausſtoß aus der Gemeinſchaft erreicht wird. 


Unter ſomboliſcher Wiederbelebung des Prangers ſoll auch noch die öffentliche 
Bekanntmachung eines ſtrafbaren, ehrvergeſſenen Handelns, ſei es um zu brand- 
marken, ſei es um dem Verletzten Genugtuung zu verſchaffen, eingeführt werden. 
Es wird viele Fälle geben, in denen das Bedürfnis nach Genugtuung durch eine 
derartige vom Richter anzuordnende öffentliche Bekanntmachung am beſten befriedigt 
würde. Zugleich wäre es die eindrucksvollſte Warnung. 


5. Strafzumeſſung 

Die Zumeſſung einer Strafe kann bei der Mannigfaltigkeit der Verbrechen im Geſetz 
nicht allgemein näher geregelt werden. Es iſt nur möglich, gewiſſe Richtlinien zu 
geben. Dies erfolgt einmal dadurch, daß bei den einzelnen Delikten Strafrabmen 
angegeben ſind, innerhalb deren jeweils die Strafe zu finden iſt. Sie geben dem 
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Richter einen Anhaltspunkt für die Bewertung des betreffenden Deliktes durch die 
Allgemeinheit, ebenſo für die Art der Strafe. Daneben wird auf die unterſchiedliche 
Behandlung von Vorſatz und Fahrläſſigkeit hingewieſen und eine verſchiedene Be. 
wertung des Täters und der Teilnehmer ſowie der einzelnen Stadien einer Hand- 
lung vorgeſchrieben. Dies alles iſt, wie wir ſchon geſehen haben, im geltenden Straf- 
geſetz erfolgt, und darüber hinaus iſt bei einzelnen Fällen durch Kennzeichnung 
beſonderer ſtraferhöhender oder ſtrafmildernder Amſtände ein Maßſtab für ab- 
weichende Beurteilungen gegeben. In Zukunft ſollen außerdem die Grundſätze der 
Strafbemeſſung klar herausgeſtellt werden. Sie lauten im Entwurf: „Die Strafe 
wird in Geſamtwürdigung der Perſönlichkeit des Täters und der einzelnen Straf⸗ 
taten nach dem Geſetz beſtimmt, das die ſchwerſte Strafart oder bei gleicher Strafart 
die höchſte Strafe androht. Jedoch darf die Strafe weder der Art nach leichter noch 
niedriger fein, als es nach den anderen Geſetzen zuläſſig wäre. Das zuläſſige Höchſt. 
maß der Strafe darf überſchriiten werden. Jedoch darf die Strafe weder die Summe 
der angedrohten Höchſtſtrafen noch bei Zuchthaus, Gefängnis und Feſtungshaft 
fünfzehn Jahre, bei Haft fünf Jahre überſteigen.“ 

Im übrigen muß der Richter nach freiem Ermeſſen die Strafe entſprechend den 
Grundſätzen des Strafzweckes beſtimmen. Er muß ſich dabei bewußt ſein, daß jede 
Tat eine Ahndung finden muß, die dem Werturteil des geſunden Volksempfindens 
über die abzuurteilende verbrecheriſche Willensbetätigung entſpricht. Amgekehrt iſt 
ihm bei Geringfügigkeit der Schuld und unbedeutenden Folgen der Tat aber auch 
die Möglichkeit gegeben, von Strafe überhaupt abzuſehen (8 153 StPO). Daneden 
ſoll in Zukunft noch eine Verwarnung mit Strafandrohung zuläſſig ſein, durch die 
zunächſt nur eine Verwarnung erfolgt, an deren Stelle bei ſchlechter Führung des 
Täters ohne weiteres die gleich angedrohte Strafe nachträglich, aber nur innerhalb 
einer beſtimmten Friſt tritt. 


6. Derjährung und Begnadigung 

Aus der Einſtellung des Strafrechts, daß die Tat und nicht der Täter der Grund zur 
Strafverfolgung iſt, folgte zwangsläufig die Zulaſſung der Verjährung einer Straf- 
tat. So wird nach beſtimmter Zeit durch Verjährung ſowohl die Strafverfolgung wie 
die Strafvollſtreckung ausgeſchloſſen (8 66). Die Strafverfolgung von Verbrechen 
verjährt innerhalb kürzerer Friſten als die Strafvollſtreckung. Die Verjährungsfriſt 
iſt bei Verbrechen und Vergehen abgeſtuft zwiſchen 20 und 3 Jahren und beträgt bei 
Abertretungen 3 Monate, bei der Strafvollſtreckung ſchwankt fie zwiſchen 2 und 
30 Jahren (88 67 bis 70) Die Verjährung kann bei der Strafverfolgung durch eine 
Handlung des Richters im Rahmen der Verfolgung und bei der Vollſtreckung durch 
eine auf Vollſtreckung gerichtete Maßnahme der Vollſtreckungsbehörde unterbrochen 
werden. Nach der Anterbrechung beginnt die Verjährungsfriſt von neuem zu laufen. 


Dieſe Beſtimmungen werden im kommenden Strafrecht keine Aufnahme finden können. 
Da die Schuld einer Tat unvergänglich iſt und nur durch Sühne wieder gutgemacht 
werden kann, darf es die Verjährung einer Strafverfolgung nicht mehr geben. Die 
Verjährung einer Strafvollſtreckung dagegen wird unter Herausnahme aus dem 
Strafgeſetzbuch in die Vollſtreckungsvorſchriften in der Weiſe beibehalten werden 
können, daß den Vollſtreckungsbebörden die Befugnis gegeben wird, abgeſehen von 
den ſchwerwiegenden Delikten, im Wege gnadenweiſer Entſcheidung von der nach⸗ 
träglichen Vollſtreckung Abſtand zu nehmen. 

Die Strafverfolgung wie die Strafvollſtreckung kann außer durch Verjährung auch 
durch einen Gnadenakt entfallen. Das Gnadenweſen iſt aber nicht im Strafgeſetzbuch 
behandelt, da es Angelegenheit der Verwaltung iſt. Die wichtigſten Grundſätze fowie 
die Behandlung find in der Gnadenordnung geregelt. Das Gnadenrecht ſteht aus- 
ſchließlich dem Führer und Reichskanzler als Staatsoberhaupt zu, der es aber weit⸗ 
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gehend auf die Strafverfolgungsbehörden weiterübertragen hat. In dreierlei Weile 
wird das Gnadenrecht betätigt, durch Amneſtie, die immer eine ganze Gruppe von 
Fällen begnadigt und allein vom Führer erlaffen werden kann, durch die ebenfalls nur 
dem Führer zuſtehende Niederſchlagung, die aus ſtaatspolitiſchen Gründen in Aus · 
nabmefällen ohne Prüfung, ob überhaupt eine ſtrafbare Handlung gegeben iſt, erfolgt, 
gleichgültig, in welchem Stadium ſich die Straſverfolgung befindet, und ſchließlich 
durch die Einzelbegnadigung nach rechtskräftiger Verurteilung (Straferlaß, Straf⸗ 
ausſetzung), die der Regelfall iſt und, abgeſehen von einigen beſonders gelagerten 
Fällen, infolge der Weiterübertragung durchweg von dem Suftizminifter oder von den 
Vollſtreckungsbehörden ausgeübt wird. 


VIII. Die Sicherungs- und Befferungsmittel 


Mit der neuen Aufgabenſtellung des Strafrechtes, dem Schutz der Volksgemeinſchaft, 
erſchien es zu einer in jeder Hinſicht wirkſamen Durchführung notwendig, neben den 
reinen Strafmaßnahmen noch Möglichkeiten zu ſchaffen, die gegen die infolge be · 
ſonders gefährlicher Anlagen oder Umftände drohenden Verbrechen ſchützen und 
gegebenenfalls krankhafte Anlagen beſſern oder, richtiger geſagt, heilen. Es entſtand 
dabei zunächſt die Frage, inwieweit dieſe Aufgaben überhaupt zum Strafrecht 
gehörten. An ſich lag es nahe, wie wir bereits oben geſeben haben, den ganzen Kreis 
vorbeugender Maßnahmen aus dem Strafrecht herauszulaſſen und mit den zahlreichen 
übrigen vorbeugenden Maßnahmen der Kriminalpolitik innerhalb der Verwaltung 
zuſammenzufaſſen. Wenn man ſich trotzdem entſchloſſen hat, eine beſtimmte Anzahl 
von Maßregeln der Sicherung und Beſſerung in das Strafrecht einzugliedern, ſo hat 
das feinen guten Grund darin, daß fi vielfach die Notwendigkeit von ſolchen Siche 
rungs maßnahmen gerade bei der Aburteilung begangener Straftaten zeigt. Deshalb 
hat der Geſetzgeber bei den durch die Strafgeſetznovelle vom 24. 11. 1933 in das 
Strafgeſetzbuch eingefügten Maßregeln der Sicherung und Beſſerung (88 42a dis 
42 n) immer an die Tatſache einer Verurteilung angeknüpft. Die Sicherungsmaß ⸗ 
regeln können regelmäßig nur neben einer Strafe verhängt werden, ausgenommen 
im Fall einer Begehung von ſtrafbaren Handlungen durch einen Anzurechnungs 
fähigen. Hierbei erhebt ſich gleich die Frage, ob nicht wie in dem letztgenannten Falle 
auch in anderen Fällen die Verhängung von Sicherungsmaßnahmen unabhängig von 
Verurteilungen zugelaſſen werden muß. Erſt dann würde es möglich ſein, alle infolge 
ihrer Anlagen aſozialen Elemente zu erfaſſen. Dabei wäre auch der Gedanke keines. 
wegs abwegig, ethiſch völlig wertloſe Menſchen, wie z. B. unheilbar Geiſteskranke, 
durch den Tod aus der Gemeinſchaft endgültig zu beſeitigen. Beiden Gedanken iſt 
der Entwurf aber nicht gefolgt. 


Als in gewiſſem Amfange vorbeugende Sicherungsmaßnahmen waren vor der Straf- 
geſetznovelle im Strafgeſetzbuch nur wenige vorhanden, fo die Stellung unter Polizei- 
aufſicht, die Einziehung der bei einem Verbrechen gebrauchten Werkzeuge, der Verluſt 
der Eidesfäbigkeit, die Anterſagung des Gewerbebetriebs in einigen Fällen und die 
Erziebungsmaßregeln für Jugendliche nach dem Jugendgerichtsgeſetz. Nunmehr find 
noch eingeführt die Anterbringung in einer Heil- und Pflegeanſtalt, in einer Trinker. 
beilanftalt oder einer Entziehungsanſtalt, in einem Arbeitsbaus ſowie die Sicherungs- 
vermwahdrung, die Entmannung gefährlicher Sittlichkeitsverbrecher und die Anterſagung 
der Berufsausübung ganz allgemein. Die Unterbringung in eine Heil. und Pflege. 
anſtalt erfolgt, ſofern ein Anzurechnungsfähiger oder vermindert Zurechnungs fähiger 
eine ſtrafbare Handlung begangen hat (außer einer Abertretung) und die öffentliche 
Sicherheit die Unterbringung erfordert. Bei dem vermindert Zurechnungsfähigen iſt 
neben der Unterbringung auch auf Straſe zu erkennen; lediglich bei einem unzurech⸗ 
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nungsfähigen Täter iſt die Verurteilung nicht nötig und nicht möglich, wenn auch die 
Anknüpfung an eine ſtrafbare Handlung ebenfalls vorgeſehen iſt. Die Anterbringung 
von Trinkern, d. h. ſolchen, die gewohnheitsmäßig im Abermaß geiſtige Getränke oder 
andere berauſchende Mittel zu ſich nehmen, erfolgt, wenn wegen einer unter dem Ein- 
fluß von Rauſchmitteln oder in Volltrunkenheit (8 330 a) begangenen ſtrafbaren 
Handlung eine Verurteilung erfolgt iſt und die Anterbringung erforderlich erſcheint, 
um den Trinker an ein geſetzmäßiges und geordnetes Leben zu gewöhnen. Bettler, 
Landſtreicher, Dirnen und ähnliche arbeitsſcheue Elemente können neben der Strafe 
in einem Arbeitshaus untergebracht werden, wenn dies erforderlich iſt, um ſie zur 
Arbeit anzuhalten und an ein geſetzmäßiges und geordnetes Leben zu gewöhnen. Bei 
gefährlichen Gewohnheitsverbrechern (8 20 a) kann neben der Strafe die Sicherungs⸗ 
verwahrung angeordnet werden, wenn die öffentliche Sicherheit es erſordert. Dieſe 
Maßregel iſt von ganz beſonderer Bedeutung, da durch fie die gefährlichſten Ver⸗ 
brecherelemente des Staates endgültig unſchädlich gemacht werden können. Die Ent- 
ſcheidung über die Anterbringung, deren Dauer ſich nach den Erforderniſſen des 
Zweckes richtet, erfolgt in allen Fällen durch das Gericht; fie kann auch noch nachtrag · 
lich nach dem Arteil erfolgen. Die Entlaſſung eines Antergebrachten gilt nur als 
bedingte Ausſetzung der Anterbringung, ſo daß das Gericht ſie, ſolange ſie noch nicht 
verjährt iſt, jederzeit wieder anordnen kann. Im Arbeitshaus und in der Sicherungs- 
verwahrung müſſen die Antergebrachten zu Arbeiten angehalten werden. 


Die Entmannung (Kaſtration) kann bei Männern im Alter von über 21 Jahren, die 
eine ſchweres Sittlichkeitsverbrechen (Notzucht, Anzucht mit Kindern u. dgl.) begangen 
haben und deswegen zu einer Freiheitsſtrafe von mindeſtens ſechs Monaten verurteilt 
find, nachdem fie ſchon einmal wegen einer ſolchen Tat rechtskräftig verurteilt find, 
angeordnet werden, wenn die Geſamtwürdigung der Taten ergibt, daß es ſich um 
gefährliche Sittlichkeitsverbrecher handelt. Gleiches iſt möglich, wenn zwar früher 
noch keine Verurteilung erfolgt war, nunmehr aber wegen zweier derartiger Taten 
eine Freiheitsſtrafe von mindeſtens einem Jahr verhängt wird, und ferner bei einem 
Mord oder Totſchlag aus ſexuellen Gründen. Die Anordnung der Entmannung iſt 
im Gegenſatz zu der Anordnung einer Unterbringung, die im gegebenen Falle ver- 
hängt werden muß, in das pflichtgemäße Ermeſſen des Richters geſtellt. Die Ent⸗ 
mannung darf im übrigen nicht mit der Anfruchtbarmachung (Steriliſation) ver- 
wechſelt werden, die lediglich außerhalb des Strafrechtes im Anwendungsbereich des 
Geſetzes zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes zur Anwendung kommt. 


Schließlich iſt noch die Anterſagung der Berufsausübung vorgeſehen, falls dies zum 
Schutze der Allgemeinheit gegen weitere Gefährdung erforderlich iſt, wenn jemand 
unter Mißbrauch ſeines Beruſes oder Gewerbes oder unter grober Verletzung der 
ihm kraft feines Berufes oder Gewerbes obliegenden beſonderen Pflichten ein Ver⸗ 
brechen oder Vergehen begangen hat und zu einer Freiheitsſtrafe von mindeſtens drei 
Monaten verurteilt worden iſt. Hierdurch werden dem Gericht weitgehend kriminal⸗ 
politiſche Maßnahmen übertragen. Die Dauer der Anterſagung darf fünf Jahre nicht 
überſchreiten und kann wieder aufgehoben werden, wenn die Fortdauer nicht mehr 
erforderlich erſcheint (8 42 e). 


Eine weitere Sicherungsmaßnahme war die Reichsverweiſung von ftraffällig gewor- 
denen Ausländern. Sie iſt jetzt durch das Geſetz über Reichsverweiſungen vom 23. 3. 
1934 neu geregelt und aus dem Strafrecht herausgenommen. Die Reichsverweiſung 
wird heute ausſchließlich von der Polizei vorgenommen. 


B. Die einzelnen Straftaten 


I. Schutz des Dolhes 


1. Kochverrat 


Unter der Bezeichnung „Schutz des Volkes“ find die Straftatbeſtände zuſammen⸗ 
gefaßt, die den Lebensbeſtand der Geſamtheit ſowie die Ehre des Volkes betreffen. 


Sowohl das geltende Strafgeſetzbuch wie auch der Entwurf — lediglich unter der 
gemeinſamen Aberſchrift „Volksverrat“ — behandeln den Landesverrat und den 
Hochverrat getrennt. Dies erſcheint auch finnvoll, wenngleich die Grenzziehung nicht 
immer ganz einfach iſt und eine Zuſammenziehung in einer Reihe von ausländiſchen 
Strafgeſetzen vorgenommen iſt. Sachlich und begrifflich beſteht ein Anterſchied darin, 
daß die Landes verratsbeſtimmungen dem Schutze der Machtſtellung des Reiches nach 
außen dienen, während die Hochverratsvorſchriften den Schutz des politiſchen Be 
ſtandes und der ſtaatlichen Ordnung des Volkes erſtreben. 


Die Vorſchriften über den Hochverrat haben durch den engen inneren Zuſammen⸗ 
hang mit der politiſchen Neugeftaltung in beſonderem Maße eine inhaltliche Ver ⸗ 
änderung erfahren. Je nach der Staatsauffaſſung beſtimmt ſich, welche Angriffe hoch 
verräteriſch find. Unter der Einwirkung des Liberalismus ftand neben den Angriffen 
auf das Staatsoberhaupt und den Staatsraum der Angriff auf die Verfaffung im 
Vordergrund. Nach nationalſozialiſtiſcher Auffaſſung kann dagegen nicht die ver ⸗ 
briefte Verſaſſung mehr maßgebend fein, ſondern die rechtliche Grundordnung der 
Volksgemeinſchaft, wie ſie ſich aus den geſamten Geſetzen und dem Leben des Volkes 
ſelbſt, insbeſondere in der Geſtalt der politiſchen Organiſation, ergibt. 


So heißt es im 8 80 StS, daß mit dem Tode beftraft wird, wer es unternimmt, 
d. h. — wie im ganzen Strafgeſetzbuch — ſowohl durch vollendete wie verſuchte Tat, 
mit Gewalt oder durch Drohung mit Gewalt Gebiete des Reiches von dieſem loszu · 
reißen oder einem fremden Staate einzuverleiben oder die Verfaſſung des Reiches 
zu ändern. Damit find Gebiet und Grundordnung des Volkes unter Schutz geſtellt. 
8 81 bedroht daneben mit dem Tode oder mit Zuchthaus das Unternehmen einer durch 
Gewalt oder Drohung erfolgenden Nötigung des Staatsoberhauptes, des Reichs 
kanzlers oder eines anderen Mitgliedes der Reichsregierung, die verfaſſungsmäßigen 
Befugniſſe nicht oder in einem beſtimmten Sinne auszuüben, und als beſonders 
ſchweren Fall das Anternehmen der Beraubung der verfaſſungsmäßigen Gewalt. Auch 
die öffentliche Aufforderung oder Anreizung zu einem hochverräteriſchen Anter⸗ 
nehmen ſowie jede Vorbereitung eines ſolchen in anderer Weiſe wird mit Zuchthaus 
beſtraft, an deſſen Stelle ſogar in einigen Fällen Todesſtrafe treten kann. Als 
beſonders ſchwerwiegende Amſtände kennt das Geſetz dabei organiſatoriſche Zu · 
ſammenſchlüſſe, Zerfetzung der Wehrmacht oder Polizei ſowie Maſſenbeeinfluſſung 
durch Schriften, Funk u. dgl. IZm Zuſammenhang damit iſt auch die Begründung, 
Herſtellung, Verbreitung ſowie ſchon das Vorrätighalten hochverräteriſcher Schriften 
unter Strafe geſtellt. 


Im Entwurf des Strafgeſetzbuches iſt die Vorſchrift des 8 80 wieder aufgenommen, 
jedoch auch die Erſchütterung des deutſchen Volkes in feinen Grundlagen durch Ge- 
walt oder durch Drohung als beſonders neuer Verratstatbeſtand unter Strafe 
geſtellt. Ferner iſt vor allem neben der Nötigung des Staatsoberhaupts jeder 
Anſchlag auf den Führer als nach nationalſozialiſtiſcher Staatsauffaſſung beſonders 
kennzeichnende hochverräteriſche Handlung an dieſer Stelle unter Todesſtrafe geſtellt. 
Die Nötigung von Regierungsmitgliedern iſt dagegen in den Abſchnitt „Angriffe 
auf die Volksführung“ übergegangen. 
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Beim Hochverrat iſt wie beim Landesverrat die Vorbereitungshandlung der Verab⸗ 
redung eines hochverräteriſchen Unternehmens unter ſchärfere Strafe geſtellt, als fie 
nach 8 49 b verwirkt würde. Der Verabredung gleichgeftellt ift die vorbereitende 
Aufnahme von Beziehungen zu einer ausländiſchen Regierung ſowie der Mißbrauch 
anvertrauter öffentlicher Macht und die Anwerbung von Mannſchaften oder Ein- 
übung folder in Waffen. Beſondere Nebenſtrafen und Einziehung der Verbrechens. 
gegenftände find wie beim Landesverrat geregelt. 

Beim Hochverrat iſt entgegen der früheren Auffaſſung heute durchweg davon auszu⸗ 
gehen, daß die Tat nicht aus ehrenhaften Beweggründen begangen iſt, vielmehr immer 
eine Verletzung der Treupflicht gegenüber der Volksgemeinſchaft vorliegen wird. 
Sowohl beim Hoch wie auch beim Landesverrat richten ſich im Entwurf die Straf- 
drohungen nur gegen deutſche Staatsangehörige, da der Grundgedanke der Treue- 
verletzung ſcharf herausgeſtellt iſt und finngemäß nur bei Deutſchen Platz greifen kann. 
Für den größeren Teil der Vorſchriften iſt aber beſonders beſtimmt, daß ſie auch bei 
Begehung der Taten durch Ausländer zur Anwendung kommen. 


2. Candes verrat 

Die Landesverratsbeſtimmungen (88 88 bis 93 a StGB) zerfallen inhaltlich in zwei 
verſchiedene Gruppen von Taten, in ſolche, die den Verrat von Staatsgeheimniſſen 
zum Gegenſtand haben, zumeiſt diplomatiſcher Landesverrat genannt, und ſolche, die 
der Bekämpfung kriegeriſcher Verwicklungen und Schädigungen dienen, gewöhnlich 
militäriſcher Landesverrat genannt. 

Staatsgeheimniſſe find Schriften, Zeichnungen und andere Gegenftände ſowie Tat ⸗ 
ſachen und Nachrichten über Angelegenheiten des Staates, deren Geheimhaltung vor 
einer ausländiichen Regierung für das Wohl des Reiches und beſonders im Intereſſe 
der Landes verteidigung erforderlich iſt (8 88). Der Verrat eines ſolchen Staats- 
geheimniſſes iſt der ſchwerſte Fall des Landesverrats und wird, gleichgültig, ob der 
Verrat vollendet oder nur verſucht worden iſt, mit dem Tode beſtraft. Schon das 
Anternehmen, d. h. wiederum ſowohl die verſuchte wie die vollendete Handlung, ſich 
ein Staatsgeheimnis zu verſchaffen, um es zu verraten, wird mit dem Tode oder 
lebenslangem Zuchthaus beſtraft. Gewiſſe Milderungsgründe liegen lediglich dann 
vor, wenn die Tat, objektiv geſehen, keine Gefahr für das Wohl des Reiches herbei 
führen konnte. Anter Verrat iſt dabei zu verſtehen, daß jemand mit dem Vorſatz, das 
Wohl des Reiches zu gefährden, das Staatsgeheimnis an einen anderen gelangen 
läßt, insbeſondere an eine ausländiſche Regierung oder einen für dieſe Tätigen, oder 
es öffentlich mitteilt. Auch der Verrat früherer Staatsgeheimniſſe, die den aus⸗ 
ländiſchen Regierungen bereits bekannt geworden oder ſogar öffentlich mitgeteilt 
worden find, wird beftraft, wenn jemand dieſe Geheimniſſe öffentlich mitteilt oder 
erörtert und dadurch das Wohl des Reiches gefährdet. Die Strafverſolgung iſt aber 
an einen zurücknehmbaren Antrag der Reichsregierung gebunden. Ebenſo wird auch 
das Anternehmen des Verrates eines Staatsgeheimniſſes wie das der Verſchaffung 
eines ſolchen zum Zwecke des Verrates beſtraft, wenn dadurch nur fahrläſſig das 
Wohl des Reiches gefährdet wird, d. h. der Täter bei der erforderlichen Aufmerkſam⸗ 
keit die Gefährdung des Neichswohls hätte vorausſehen müſſen. 

Ferner wird beftraft, wer durch Fälſchung oder Verfälſchung Staatsgeheimniſſe her ⸗ 
ſtellt, um ſie zu verraten, oder falſche oder verfälſchte in Kenntnis der Fälſchung als 
echte verrät. Auch die fahrläſſige Behandlung von Staatsgeheimniſſen iſt unter Strafe 
geſtellt, ſo z. B. Liegenlaſſen einer Aktenmappe u. dgl. von jemandem, dem kraft 
ſeines Amtes oder eines Auftrages das Staatsgeheimnis zugänglich war. Eine 
bedeutſame Sicherung beſteht weiter darin, daß ein Täter beſtraft wird, der mit einer 
ausländiſchen Regierung oder deren Mittelsmann in Beziehungen tritt, die den 
Verrat von Staatsgeheimniſſen zum Gegenſtand haben. 
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Drei beſondere Tatbeſtände ſtellen noch unter Strafe die vorfätzliche Führung eines 
Staatsgeſchäftes durch einen Beauftragten des Reiches mit einer ausländiſchen 
Macht zum Nachteil des Reiches, ſowie die Fälſchung, Beſeitigung oder Unter- 
drückung eines Beweismittels über ein Rechtsverhältnis zwiſchen dem Reich und 
einem ausländiſchen Staate, wodurch das Wohl des Reiches gefährdet wird, und 
ſchließlich die Entgegennahme oder Forderung eines Entgelts von einer ausländiſchen 
Macht für eine Handlung, die das Wohl des Reiches gefährdet, ſofern nicht gleich. 
zeitig nach anderen Vorſchriften eine ſchwerere Strafe verwirkt iſt. 

Bedeutſam iſt ſchließlich, daß die öffentlich oder von einem Deutſchen im Auslande 
vorgenommene unwahre oder gröblich entſtellte Behauptung tatſächlicher Art, die eine 
ſchwere Gefahr für das Anſehen des deutſchen Volkes herbeiführt, mit Zuchthaus 
beſtraft wird. Mit dieſer Vorſchrift wird die Greuelhetze bekämpft, und zwar wird 
durch fie ein beſonders ſchwer gelagerter Fall getroffen. Grundſätzlich werden der ; 
artige unrichtige Behauptungen nach dem Geſetz gegen heimtückiſche Angriſfe auf 
Staat und Partei vom 20. 12. 1934 verfolgt, und zwar auch dann, wenn die Bebaup- 
tungen nur geeignet find, das Wohl oder Anſehen der Reichsregierung oder der 
NSDAD ſchwer zu ſchädigen. Die für das Anſehen des deutſchen Volkes tatſächlich 
herbeigeführte ſchwere Gefahr ſoll dagegen als Landesverratsverbrechen beſonders 
ſcharf geahndet werden. Hierneben wird ſchließlich auch noch die Einfuhr von Druck. 
ſchriften, die derartige Lügennachrichten enthalten, nach dem Geſetz zur Gewährleiſtung 
des Rechtsfriedens vom 30. 10. 1933 mit Zuchthaus beſtraft. 

Wegen militäriſchen Landesverrats wird zunächſt beſtraft, wer zu einer ausländiſchen 
Regierung oder zu einer Mittelsperſon derfelben in Beziehungen tritt mit dem 
Vorſatz, einen Krieg oder Zwangsmaßregeln, z. B. Sanktionen gegen das Reich, oder 
auch andere ſchwere Nachteile für das Reich herbeizuführen. In ſolchem Falle iſt 
immer die Todesſtrafe verwirkt. Mit Zuchthausſtrafe wird bereits die Anknüpfung 
derartiger Beziehungen zu dieſem Zwecke beſtraft. Mit dem Tode oder Zuchthaus 
wird auch die landesverräteriſche Waffenhilfe beſtraft, alſo ein Deutſcher, der 
während eines Krieges gegen das Reich in der ſeindlichen Kriegsmacht dient oder 
gegen das Reich oder deſſen Bundesgenoſſen die Waſſen trägt. Landesverräteriſch 
handelt ferner, wer während eines Krieges gegen das Reich oder in Beziehung auf 
einen drohenden Krieg der feindlichen Macht Vorſchub leiſtet oder der eigenen 
Kriegsmacht einen Nachteil zufügt. In gleicher Linie liegt die Strafandrohung für 
jemanden, der feinen Vertragspflichten mit einer Behörde über Bedürfniſſe der 
Kriegsmacht nicht nachkommt, ſei es auch nur fahrläſſig. Schließlich kommen noch 
einige ſpezielle Vorſchriften über Zuwiderhandlungen gegen Gebote der Landes⸗ 
verteidigung, darunter auch das Verbot von Aufnahmen militäriſcher Anlagen und 
ferner das Verbot, über Landesverratsverbrechen ohne Genehmigung der Offent⸗ 
lichkeit Mitteilung zu machen. 


Im Zuſammenhang mit den bei den einzelnen Vorſchriften vorgeſehenen Strafver⸗ 
ſchärfungen iſt noch zu erwähnen, daß neben den Freiheitsſtrafen auch die Möglich- 
keit vorgeſehen iſt, unbegrenzte Geldſtrafen und bei Verbrechen Einziehung des Ver⸗ 
mögens anzuordnen ſowie die Verbrechensgegenſtände einzuziehen, auch wenn ſie 
weder dem Täter noch dem Teilnehmer gehören. Die durch die 88 49a und 49 b 
unter Strafe geſtellten Vorbereitungshandlungen, wie Verabredung und Aufforde⸗ 
rung oder Erbieten zur Tat, find im 8 92 nochmals ſpeziell genannt und mit 
erſchwerten Strafen bedroht. Bei der Strafbemeſſung iſt ferner zu bedenken, daß 
eine Landesverratshandlung immer aus ehrloſer Gefinnung begangen iſt. 


3. Angriffe auf die Ehre des deutichen Volkes 

Der Schutz der Ehre des Volkes und des völkiſchen Pietätsgefühls iſt im geltenden 
Strafgeſetzbuch faſt überhaupt nicht vorgeſehen. Es erklärt ſich daraus, daß die 
Rechtsgüter der individuellen Denkweiſe geſchützt werden ſollten, daneben aber das 


— — . 


Strafrecht und Strafverfahren 37 


ö lkiſche Leben als ſolches nur Bedeutung hatte, ſoweit es mit dieſen Rechtsgütern 
m Zuſammenhang ſteht. Erſt unter dem Einfluß des Nationalſozialismus ift durch 
as Geſetz gegen heimtückiſche Angriffe auf Staat und Partei vom 20. 12. 1934 ſowie 
5 90 f StG die Aufftellung und Verbreitung unrichtiger Behauptungen, die das 
Wohl des Reiches ſchädigen, unter Strafe geſtellt. Dieſe Beſtimmungen gehören in 
Zukunft unter den Abſchnitt „Angriffe auf die Ehre des deutſchen Volkes“. In ihm 
vird nach dem Entwurf die Verunglimpfung des Führers (jetzt S 94 Abſ. 2 ſowie 
Beimtückegeſetz) an erſter Stelle ſtehen. Dann folgt die Verunglimpfung des 
deutſchen Volkes, durch welche Vorſchrift die vorgenannte Greuelhetze erfaßt werden 
wird, einſchließlich aller Beſchimpfungen des Reiches, der Partei, deren Gliede⸗ 
rungen, der Wehrmacht und des Reichsarbeitsdienſtes. Angeſchloſſen iſt die Vor⸗ 
ſchrift gegen die Herabwürdigung der Volksführung, entſprechend § 2 des Heim- 
tückegeſetzes, durch die Verleumdungen und Beleidigungen führender Perſönlich⸗ 
keiten erfaßt werden ſollen. Schließlich ſind die Beſchimpfung der nationalen Wahr⸗ 
zeichen, Hoheitszeichen u. dgl. nebſt deren Beſchädigung in böswilliger Abſicht (vgl. 
jetzt 8 135) ſowie die Entweihung der Ehrenmale, Nationaldenkmäler und Krieger⸗ 
gedädtnismale mit Strafe bedroht. Endlich iſt hier, entſprechend den Nürnberger 
Geſetzen, für das verbotswidrige Hiſſen der Reichs und Nationalflagge eine Be⸗ 
ſtrafung vorgeſehen. 


II. Schutz der Bolkskraft 
A, Angriffe auf die Cebenskraft des Dolkes 

1. Angriffe auf Raſſe und Erbgut 

Die Erhaltung völkiſcher Kraft und Reinheit ift Vorausſetzung für die Erfüllung der 
geſchichtlichen Aufgabe eines Volkes. Auch im Strafrecht muß deshalb die Erhaltung 
der Volkskraft ſchlechthin einen Schutz erhalten. Das geltende Strafgeſetzbuch kennt 
Beſtimmungen, die hierauf abzielen, nicht. Erſt durch das in Nürnberg verkündete 
Geſetz zum Schutze des deutſchen Blutes und der deutſchen Ehre find erſtmalig auch 
ſtrafrechtliche Vorſchriften zum Schutz der Raſſe ergangen. Danach find Ehe⸗ 
ſchließungen wie auch außerehelicher Verkehr zwiſchen Juden und Staatsangehörigen 
deutſchen und artverwandten Blutes verboten. Ebenſo dürfen Juden weibliche 
Staatsangehörige deutſchen oder artverwandten Blutes unter 45 Jahren nicht in 
ihrem Haushalt beſchäftigen. Schwere Strafandrohungen geben dieſen für die Nein⸗ 
erhaltung des deutſchen Volkes bedeutſamen Vorſchriften den erforderlichen Nachdruck. 
Die erſtere der Vorſchriften wird an dieſer Stelle in das neue Strafgeſetz Aufnahme 
finden. Ferner iſt die Beſtrafung einer Verletzung der Raſſenehre vorgeſehen, alſo 
der öffentliche Umgang zwiſchen Deutſchen und Juden, der gegen das geſchlechtliche 
Schamgeſühl gröblich verſtößt und durch den der Naſſeſtolz des deutſchen Volkes ver- 
letzt wird. Auch die Erſchleichung einer raſſeſchänderiſchen Ehe, die Auflehnung gegen 
Maßnahmen zur Erb. und Naſſenpflege ſowie die Vereitelung ſolcher, die Zerſetzung 
des Fortpflanzungswillens und die Zerſtörung der Fortpflanzungsfähigkeit bei ſich 
oder einem anderen werden mit ſtrengen Strafen bedroht. Schließlich ſind in dieſem 
Abſchnitt noch die Strafdrohungen gegen die Abtreibung aufgenommen. Nach dem 
geltenden Recht wird wegen Abtreibung eine Frau beſtraft, die ihre Frucht im 
Mutterleibe tötet oder abtreibt oder die Tötung durch einen anderen zuläßt. 
Letzterer wird alsdann ebenfalls beſtraft, auch ſchon, wenn er der Schwangeren ein 
Mittel oder Werkzeug zur Abtreibung gewerbsmäßig verſchafft und beſonders 
ſchwer, wenn er die Abtreibung ohne Einwilligung der Schwangeren oder gewerbs- 
mäßig begeht (8 218). Die Bekämpfung der Abtreibung verfolgt im weiteren Sinne 
zugleich volkspolitiſche Ziele, die Fortpflanzung der Nation zu ſchützen. Deshalb 
kann auch die Einwilligung einer Schwangeren kein Rechtfertigungsgrund für die 
Abtreibung ſein. Gerechtfertigt iſt vielmehr der Eingriff lediglich dann, wenn auf 
andere Weiſe Leben und Geſundheit der Mutter nicht gerettet werden kann. Eine 
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viel umſtrittene Frage iſt, ob auch die Abtreibung durch drückende wirtſchaftliche 
Verhäͤltniſſe oder im Intereſſe erbgeſunden Nachwuchſes gerechtfertigt werden kann. 
Erſteres wird in der Praxis durchweg abgelehnt in dem Gedanken, daß wirtichaft- 
liche Gründe keinen hinreichenden Grund geben, den Nachwuchs einzuſchränken. 
Aber die eugeniſche Indikation herrſchte in der Praxis zunächſt keine völlige Einig⸗ 
keit. Da aber ein Volk an dem Entſtehen erbkranken Nachwuchſes kein Intereſſe 
haben kann, zumal die Verhütung erbkranken Nachwuchſes im übrigen in groß- 
zügigſter Weiſe erſtrebt wird, iſt die eugeniſche Indikation jetzt unter beſtimmten 
Vorausſetzungen geſetzlich vorgeſehen (Geſetz zur Verhütung erbkranken Nachwuchſes 
in der Faſſung vom 24. 6. 1935 nebſt Verordnung vom 18. 7. 1935). Auch für das 
kommende Strafrecht ſoll an den geltenden Grundſätzen über die Abtreibung feſt⸗ 
gehalten werden, im übrigen die zuläffige Abtreibung grundſätzlich nur von einem 
Arzte durchgeführt werden können. Ergänzend wird zur Verhütung von Abtrei⸗ 
bungen beſtimmt, daß die öffentliche Ankündigung und Ausſtellung von Mitteln 
und Verfahren zu Sweden der Abtreibung ſowie die Öffentliche Anbietung zur Vor⸗ 
nahme von Abtreibungen zu beſtrafen iſt (88 219, 220). 


Z. Angriffe auf die Mehrkraft 

Im geltenden Strafgeſetzbuch ſind die Vorſchriften zum Schutze der Wehrkraft noch 
nicht unter einem einheitlichen Geſichtspunkt zuſammengeſtellt. Wir finden unter dem 
Abſchnitt „Widerſtand gegen die Staatsgewalt“ eine Strafandrohung für die Auf⸗ 
forderung oder die Anreizung eines Soldaten, dem Befehle eines Vorgeſetzten, und 
zwar einem beſtimmten einzelnen Befehl, keinen Gehorfam zu leiſten (8 112). In 
gleicher Weiſe wird nach 8 112 beſtraft, wer einen Soldaten des Beurlaubtenſtandes 
auffordert oder anreizt, der Einberufung zum Dienſte nicht zu folgen. Auch im 
kommenden Strafgeſetzbuch werden dieſe Vorſchriften in ähnlicher Weiſe enthalten 
ſein, aber eine Erweiterung dahin finden, daß bereits jede Aufforderung oder An⸗ 
reizung gegen Befehle ganz allgemein beſtraft wird, ebenſo wie jede Antergrabung 
der Manneszucht in der Wehrmacht auf andere Weiſe. 

Weiter kennt das Strafgeſetzbuch in den 88 140 bis 143 Schutzvorſchriften der Wehr⸗ 
kraft, die durch die Strafrechtsnovelle vom 28. 6. 1935 unter Berückſichtigung der 
Wiedereinführung der allgemeinen Wehrpflicht eine Neufaſſung und Erweiterung 
erfahren haben. Im Mittelpunkt ſteht die Verletzung der Wehrpflicht. So wird vor 
allem das Verlaſſen des Landes, um ſich der Erfüllung der Wehrpflicht zu entziehen, 
beſtraft (8 140). In gleicher Weiſe iſt die ohne Erlaubnis erfolgte Auswanderung 
eines Wehrpflichtigen des Beurlaubtenſtandes und das Verlaſſen des Reichsgebietes 
durch einen Wehrpflichtigen im Falle eines drohenden oder ausgebrochenen Krieges 
trotz entgegenſtehender Anordnungen unter Strafe geſtellt (88 140 a, 140 b). Ferner 
werden die Anwerbung zum ausländiſchen Heeresdienſt ſowie die Verleitung zur 
Fahnenflucht eines Soldaten und die Erleichterung derſelben für ſtrafbar erklärt 
(88 141, 141 a). Schließlich wird auch noch die Antauglichmachung zur Erfüllung der 
Wehrpflicht, ſei es durch vorſätzliche Selbſtverſtümmelung, fei es auf andere Weiſe, 
mit Strafe bedroht (8 142); ebenſo wird erfaßt, wer Täuſchungsmittel in der Abſicht 
anwendet, ſich der Wehrpflicht zu entziehen (8 143). Im 8 143 a iſt ferner für die 
Wehrmittel und Einrichtungen der Wehrmacht ein Schutz geſchaffen worden, indem 
jede Beſchädigung, Serftörung oder Anbrauchbarmachung beſtraft wird. 

Neben dieſen Beſtimmungen dient in erſter Linie das Militärſtrafgeſetzbuch dem 
Schutze der deutſchen Wehrmacht. Wenn es ſich auch zunächſt nur an die Militär. 
perſonen wendet, jo können ſich doch Zivilperſonen der Teilnahme an militäriſchen 
Delikten ſchuldig machen. 

Nach dem Entwurf wird der Schutz der Wehrkraft noch etwas erweitert, ſo vor allem 
durch Strafdrohung gegen jede Zerſetzung des völkiſchen Wehrwillens, z. B. durch 
öffentliche Aufforderung oder Anreizung zur Verweigerung des Kriegsdienſtes, oder 
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jede andere öffentliche Lähmung oder Zerſetzung des Willens zur wehrhaften Selbſt⸗ 
behauptung. Auch die Beſchimpfung der Wehrmacht, ihrer Fahnen, Abzeichen uſw. 
in der Offentlichkeit, die durch die Notverordnung vom 19. 12. 1932 im 8 134 a mit 
der Beſchimpfung des Reiches zuſammen bereits einen gewiſſen ſtrafrechtlichen Schutz 
erhalten hat, ſowie jede Teilnahme an einer wehrfeindlichen Verbindung oder Ver ⸗ 
einigung ſollen an dieſer Stelle unter Strafe geſtellt werden. Erft dann wird die 
We hrhaftigkeit des Volkes einen jo hinreichenden Schutz erhalten, wie fie nach der 
nationalſozialiſtiſchen Auffaſſung von ihrer Bedeutung verdient. 


3. Angriffe auf die Arbeitskeaft 


Grundlage der Wirtſchaftskraft eines Volkes iſt deſſen Arbeitskraft. Deshalb wird 
im kommenden Strafgeſetzbuch auch die Arbeitskraft als bedeutſamer wirtſchaftlicher 
Faktor einen ſtrafrechtlichen Schutz erſahren. Dies iſt für ein nationalſozialiſtiſches 
Strafrecht um ſo ſelbſtverſtändlicher, als die Arbeit eine neue Bewertung erfahren 
hat. Mit der Beeinträchtigung der Arbeitskraft des einzelnen wie des ganzen 
Volkes wird gegen heiligſte Pflichten vor der Volksgemeinſchaft verſtoßen, wofür 
eine ſtrafrechtliche Ahndung eine völkiſche Notwendigkeit iſt, ebenſo wie für jede 
Störung des Arbeitsfriedens. 

Der Entwurf des kommenden Strafgeſetzbuches ſieht demgemäß eine Reihe von 
Beſtimmungen vor, nach denen die Zerſetzung und Lähmung des Arbeitswillens des 
Volkes, die Arbeitsdienſtverweigerung ſowie die Verhöhnung oder Verächtlich⸗ 
machung des Arbeitsdienſtes, die Selbſtverſtümmelung zwecks Erlangung öffent⸗ 
licher Anterſtlltzung, anſtatt ſich durch Arbeitsdienſt zu erhalten, und die Weigerung 
von Wohlſahrtsempfängern aus Arbeitsſcheu, zugewieſene Arbeiten zu verrichten, 
beſtraft werden ſollen. 

Mehr noch als manche anderen Völker iſt das deutſche Volk darauf angewieſen, die 
Subſtanz der nationalen Arbeitskraft zu erhalten. Schon das geltende Recht beſtraft 
nach dem Geſetz über das Auswanderungsweſen vom 9. 6. 1897 (8 45) die geſchäfts⸗ 
mäßige Verleitung Deutſcher zur Auswanderung. Dieſe Beſtimmung ſoll mit einer 
ſolchen über Auswanderungsbetrug hierher übernommen werden und ergänzt werden 
durch eine Strafvorſchrift gegen das Anwerben und Vermitteln deutſcher Arbeiter 
nach dem Ausland. Auch die Verringerung der Arbeitskraft durch Serftörung und 
Beſchädigung von Schutzvorſchriften in einzelnen Betrieben (8 321) fol unter Strafe 
geftellt werden, und zwar hinſichtlich aller Betriebe; zugleich ſoll jede wiſſentliche 
und gewiſſenloſe Herbeiführung einer erheblichen Geſahr für die Arbeitskraft im 
einzelnen Betriebe zur ſtrafrechtlichen Ahndung kommen. 

Die Ausbeutung durch Hungerlöhne, durch die die Arbeitskraft mit am ſtärkſten 
geſchwächt wird, verdient eine beſonders ſtrenge Erfaſſung. Während 8 302 e jetzt die 
wucheriſche Ausbeutung nur dann verfolgt, wenn dieſe gewerbs⸗ oder gewohnheits⸗ 
mäßig geſchieht, ſoll in Zukunft jede derartige unſoziale Ausbeutung anderer be⸗ 
ftraft werden. Auch die damit häufig im Zuſammenhang ſtehende Verſemung von 
Arbeitern durch unauffällige Kennzeichnung der Arbeitspapiere für andere Arbeit⸗ 
geber (8 146 Ziff. 3 GewO, 8 1495 RWO) ſoll verſchärfter Strafe unterliegen. 

Die Sicherung des Arbeitsplatzes eines Volksgenoſſen iſt eine Aufgabe, die ſich erſt 
die nationalſozialiſtiſche Volksgemeinſchaft in großem Ausmaße geſtellt hat. Sie ge⸗ 
hört hauptſächlich in den Arbeitsbereich des Arbeitsminiſters und findet eine Grund- 
lage in dem Geſetz zur Ordnung der nationalen Arbeit. Das Kündigen eines 
Arbeiters muß je nach dem Arbeitsverhältnis erſchwert und an beſtimmte Voraus⸗ 
ſetzungen geknüpft werden, um die innere Verknüpfung des Arbeiters mit ſeiner 
Urbeitsftätte zu erreichen und dem Arbeitsprozeß eine größere Stabilität in volks⸗ 
wirtſchaftlicher und ſozialer Hinſicht zu geben. Strafrechtlicher Schutz iſt aber nötig 
gegen Verdrängung vom Arbeitsplatz durch böswillige Verdächtigungen, Verſchleu⸗ 
derung der Betriebsmittel, ſo daß der Betrieb zum Erliegen kommt, und gegen die 
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Beſchäftigung ausländiſcher Arbeiter, ſoweit ſolche nicht zugelaſſen find, welch 
letzteres auch jetzt ſchon nach einer Verordnung des Arbeitsminiſters ſtrafbar iſt. 
Schließlich ſoll noch die Störung des Arbeitsfriedens durch Ausſperrung, Streik, 
Hetze zu Ausſperrung und Streik ſowie Verweigerung unentbehrlicher Arbeiten zur 
Aufrechterhaltung eines Betriebes beſtraft werden, da im nationalſozialiſtiſchen 
Staat für derartige klaſſenkämpferiſche Maßnahmen kein Raum mehr iſt. 


4. Angriffe auf die Dolksgefundhelt 


Wenngleich in verſchiedenen Abſchnitten des Geſetzbuches Vorſchriften gegeben werden, 
die ſich im letzten Ende mit der Volksgeſundheit befaſſen, wie die Beſtimmungen gegen 
Abtreibung, Selbſtverſtümmelung, Gemeingefahr u. dgl., fo erſcheint es doch gerecht ⸗ 
fertigt, einſchlägige Vorſchriften, bei denen die Volksgeſundheit als Schutzobjekt 
unmittelbar im Vordergrund ſteht, beſonders zuſammenzuſaſſen. So ſoll nach dem 
Entwurf des kommenden Strafgeſetzbuches aus dem Geſetz zur Bekämpfung der Ge⸗ 
ſchlechts krankheiten die mit Strafen bedrohte Ausübung des Beiſchlafes von Ge⸗ 
ſchlechtskranken wie die Verſchweigung einer Geſchlechtskrankheit bei Eingehung einer 
Ehe (88 5, 6 des Geſetzes von 1927) in das Strafgeſetz aufgenommen werden und 
zugleich die fahrläſſige Nichtkenntnis in den Tatbeſtand einbezogen werden. Ferner 
fol die bei den gemeingefährlichen Delikten erwähnte Verletzung von Schutzmaß⸗ 
regeln gegen Seuchen (8 327) ſowie die daſelbſt ebenfalls erwähnte Vergiftung von 
Bedarfsgegenſtänden (8 324) hierher aufgenommen werden. Auch der Tatbeſtand 
des 8 12 des Lebensmittelgeſetzes vom 5.7.1927, der die Zuwiderhandlungen gegen 
die wichtigſten Beſtimmungen des Lebensmittelgeſetzes zum Schutze der menſchlichen 
Geſundheit mit Strafe bedroht, gehört hierher. Ferner find Vorſchriften gegen den 
Mißbrauch von Rauſchgift⸗ und Tabakwaren vorgeſehen unter Verwertung der Vor. 
ſchriften des Opiumgeſetzes vom 10. 12. 1929 über das unbefugte Inverkehrbringen 
von Opium, Morphium und ähnlichen Betäubungsmitteln und des 8 330 b StG 
über die Abgabe von Rauſchgiften an die Inſaſſen von Heilanſtalten. Schließlich ſoll 
noch das Verabreichen geiſtiger Getränke an Betrunkene in Gaft- oder Schanfwirt- 
ſchaften, das jetzt durch das Gaſtſtättengeſetz ($ 16 Ziff. 3, 8 29) verboten iſt, ſowie 
das Verabreichen geiſtiger Getränke und Tabakwaren an Jugendliche ($ 16 Ziff. 1 
und 2, 88 29 und 30) an dieſer Stelle mit Strafe bedroht werden. 


Ferner ſoll hierher geſtellt werden die Preisgabe eines ärztlichen Geheimniſſes, die 
jetzt im § 300 in der Zuſammenfaſſung der zu ſchützenden Berufsgeheimniſſe mitent- 
halten iſt, in Zukunft nach Auflöſung dieſer Zuſammenfaſſung unter tatbeſtandlicher 
Erweiterung aber beſonders geregelt ſein ſoll. 


B. Angeiffe auf die ſittliche und ſeeliſche Haltung des Volkes 


1. Angriffe auf Ehe und Familie 

Da die Familie die Keimzelle des Staates und einer der wichtigſten Träger der 
Kultur eines Volkes iſt, wird den Schutzbeſtimmungen für die Familie und damit 
zugleich für die Ehe eine beſondere Bedeutung zu geben fein. Im geltenden Straf- 
geſetzbuch find die Vorſchriften über Familie und Ehe auf verſchiedene Abſchnitte 
verteilt. Sie werden in Zukunft zuſammenzufaſſen ſein, und zwar unter Einfügung 
einer allgemeinen Beſtimmung, durch die jede böswillige Schmähung oder Verächt⸗ 
lichmachung der Ehe oder der Mutterſchaft in der Offentlichkeit unter Strafe geſtellt 
wird. Ehe und Mutterſchaft ſind als Angelegenheiten des Staates anzuſehen, die 
ihrer Bedeutung wegen unter beſonderen Strafſchutz zu ſtellen find. 

Zum Schutz der Ehe iſt zunächſt die Beſtrafung der Doppelehe notwendig (8 171). 
Ferner iſt der Ehebetrug ſtrafbar. Nach 8 170 macht fi ſtrafbar, wer bei der Ein- 
gehung der Ehe argliſtig eine Tatſache verſchweigt, welche die Ehe nichtig oder an- 
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fechtbar macht, ebenſo derjenige, der durch eine Täuſchung, wegen der die Ehe 
angefochten werden kann, einen anderen zur Eheſchließung verleitet. In beiden 
Fällen tritt aber nur auf Antrag des getäuſchten Teiles und nach Auflöſung der Ehe 
die Verfolgung ein. Aber die Strafwürdigkeit des Ehebruches ſind ſehr verſchiedene 
Auffaſſungen vertreten worden Das geltende Strafgeſetz wie auch der Entwurf des 
kommenden Strafgeſetzbuches ſehen indes eine Strafbarkeit vor, da dieſe nach der 
Sittenauffaſſung und der Bewertung der Ehe im deutſchen Volke notwendig erſcheint. 
Auch hier iſt die Verſolgung jedoch an einen Strafantrag des betrogenen Ehegatten 
und die tatſächliche Scheidung der Ehe wegen des betreffenden Ehebruches gebunden 
(8 172). Beſtraft wird ſowohl der ſchuldige Ehegatte wie deſſen Mitſchuldiger, und 
zwar nur bei vollendeter Tat. Die Verwirklichung gelegentlicher Forderungen, 
auch ehebruchähnliche Handlungen ſowie den Ehetreubruch, alſo auch ſchon die Ver⸗ 
letzung der ehelichen Treu und Friedenspflichten, zu beſtrafen, tft bisher nicht vor- 
geſehen und dürfte auch als eine Aberſpannung des ſtrafrechtlichen Schutzes abzu · 
lehnen ſein. 


Als ein Angriff auf die Familie iſt auch der Muntbruch anzuſehen. Wer eine 
minderjährige Perſon (in Zukunft vorausſichtlich jede Perſon unter 21 Jahren) durch 
Gewalt, Liſt oder Drohung den Eltern, dem Vormund oder dem Pfleger entzieht, 
wird beſtraft, und zwar beſonders ſchwer, d. h. mit Zuchthaus, wenn die Handlung in 
der Abſicht geſchehen iſt, die Perſon zum Betteln oder zu gewinnſüchtigen oder unfitt- 
lichen Zwecken zu gebrauchen (8 235, dazu 8 238). Verſtärkte Bedeutung erhält ferner 
die Verletzung der Anterhaltspflicht, die jetzt als Abertretung geahndet wird (8 361 
Ziffer 10). Während bisher eine kleine Geldſtrafe an die Tatſache angeknüpft 
wurde, daß einer Anterhaltspflicht nicht nachgekommen wurde, obſchon hierzu die 
Verpflichtung und auch die Möglichkeit beſtand, ſo daß anderweite, insbeſondere 
öffentliche Hilfe erfolgen mußte, fol in Zukunft jede Entziehung aus VBöswilligkeit 
erfaßt und dann mit Freiheitsſtrafe geahndet werden. 


Auch die Perſonenſtandsverletzungen erfahren in dieſem Zuſammenhange einen ftraf- 
rechtlichen Schutz. So wird die Anterſchiebung oder vorſätzliche Verwechſlung ſowie 
jede anderweite vorſätzliche Veränderung oder Anterdrückung des Perſonenſtandes 
eines anderen (3. B. Angabe eines unrichtigen Vaters des unehelichen Kindes beim 
Vormundſchaftsgericht oder Eintragenlaſſen eines unehelichen Kindes als eheliches) 
beſtraft, und zwar beſonders ſchwer, wenn die Handlung in gewinnſüchtiger Abſicht 
begangen wurde. 

Zwei weitere Beſtimmungen ſieht der Entwurf des kommenden Strafgeſetzbuches noch 
vor, die das geltende Recht nicht kennt. So ſollen beftraft werden, wer gewiſſenlos 
einer von ihm geſchwängerten Frau Hilfe oder Beiſtand verſagt, wenn dadurch eine 
unmittelbare ſchwere Gefahr für Mutter und Kind herbeigeführt wird, ſowie ferner 
die Ehegatten oder die Eltern, die gegenüber dem anderen Ehegatten bzw. den 
Kindern böswillig die Familienhabe veräußern oder beiſeite ſchaffen und dadurch 
die notdürftige Lebensführung ſchwer gefährden oder unmöglich machen. 


Z. Angriffe auf die Sittlichkeit 


Anter der Sammelbezeichnung „Anzucht“ ſollen die Vorſchriften über die Sittlich⸗ 
keitsdelikte in dem Abſchnitt über die „Angriffe auf die geiſtige und ſeeliſche Haltung 
des Volkes“ vereinigt werden. Dies erſcheint berechtigt, da bei dieſen Tatbeſtänden 
der entſcheidende Geſichtspunkt der Angriff auf die völkiſche Sittenordnung, alſo die 
Gefährdung der ſittlichen Haltung des Volkes, iſt. Die Sittlichkeit gehört zu den 
Grundlagen des gefunden völkiſchen Lebens. Deshalb find auch die Vorſchriften über 
die fittlihe Haltung in bezug auf das Geſchlechtsleben von beſonderer Bedeutung. In 
großem Amfange werden auf dieſem Gebiete die Vorſchriften des geltenden Rechtes, 
unter gewiſſer Erweiterung und Verbeſſerung freilich, in das kommende Strafrecht 
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bei Zuſammenfaſſung und Eingliederung an dieſer Stelle übernommen werden 
können. 


Zunächſt werden die Angriffe auf die geſchlechtliche Freiheit zu behandeln fein. An 
erſter Stelle ſteht die Notzucht. So wird mit Zuchthaus beſtraft, wer durch Gewalt 
oder durch Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben eine Frauens⸗ 
perſon, gleich welchen Alters, zur Duldung des außerehelichen Beiſchlafes nötigt 
(8 177). Gleichzeitig erfaßt 8 177 einen beſonderen Fall der Schändung, den Miß⸗ 
brauch einer Frauensperſon zum außerehelichen Beiſchlafe, nachdem ſie zu dieſem 
Zwecke in einen willenloſen oder bewußtloſen Zuſtand verſetzt worden iſt. In 
beiden Fällen iſt der etwa eingetretene Tod der verletzten Perfon ein beſonders ftraf- 
erſchwerender Amſtand (8 178). Der letztere Fall entſpricht im übrigen der Be⸗ 
ſtimmung des 8 176 Ziff. 2, nach der der Mißbrauch auch dann beftraft wird, wenn 
nicht durch den Täter ſelbſt der willenloſe Zuſtand herbeigeführt iſt, ſondern irgend- 
wie anderweit beſteht. Hiermit iſt zuſammengeſaßt und ebenfalls mit Strafe bedroht 
auch der Mißbrauch einer geiſteskranken Frauensperſon. Für dieſe Fälle wird im 
kommenden Strafgeſetz auch die Strafbarkeit der unzüchtigen Handlungen eingefügt 
und ebenſo wie der Mißbrauch einer Frau auch der eines Mannes inſoweit beſtraft. 
Der Mißbrauch einer Frau zu außerehelichem Beiſchlaf bleibt allerdings beſonders 
beſtehen und wird unter erheblich ſchwerere Strafen geſtellt. Neben der Schändung 
wird noch die Nötigung zur Anzucht verfolgt, d. h. der Zwang durch Gewalt oder 
Drohung, ſich, ſei es durch den Täter ſelbſt oder durch Dritte, zur Anzucht mi 
brauchen zu laſſen. Das geltende Geſetz kennt dieſe Nötigung nur gegenüber einer 
Frauensperſon, während das kommende Strafgeſetz dieſe Beſchränkung fallen 
laſſen will. N 

Beſonders ſtrafwürdig find auch die Angriffe auf die geſchlechtliche Willensfreiheit 
im Rahmen von gewiſſen Abhängigkeitsverhältniſſen. Demgemäß werden Beamte, 
die mit Perſonen, gegen die fie eine Anterſuchung führen oder die ihrer Obhut an- 
vertraut find, unzüchtige Handlungen vornehmen, nach 8 174 Ziff. 2 mit Zuchthaus 
beſtraft. Das gleiche gilt für Beamte, Arzte und andere Medizinalperſonen, die in 
Gefängniſſen oder in öffentlichen Heilanſtalten arbeiten, hinſichtlich der in die Ge⸗ 
fängniſſe und Anſtalten aufgenommenen Perſonen. Dieſe Beſtimmungen werden 
im künftigen Strafrecht Erweiterungen erfahren, indem nach dem Grundſatz der un⸗ 
bedingten Reinheit des Amtes jeder Amtsträger, der mit Mißbrauch ſeiner Amts⸗ 
ſtellung Anzucht verübt, erfaßt werden ſoll. Ferner ſoll der Kreis der Anſtalten 
erweitert werden, indem auch in nichtöffentlichen Anſtalten die dort aufgenommenen 
Frauen ſowie alle Perſonen unter 18 Jahren gegen Mißbrauch zur Anzucht unter 
beſonderen Schuß geſtellt werden. Ferner ſoll ganz neu eingeführt werden die Straf- 
barkeit der Nötigung wirtſchaftlich Abhängiger zur Anzucht, z. B. unter Mißbrauch 
eines Dienft- oder Arbeitsverhältniſſes. Schließlich iſt noch in dieſem Zuſammenhang 
die Erſchleichung des außerehelichen Beiſchlafes zu nennen, wegen der beſtraft wird, 
wer eine Frau zum Beiſchlaf dadurch verleitet, daß er ihr eine Trauung vorſpiegelt 
oder irgendeinen anderen Irrtum in ihr erregt oder beniltzt, auf Grund deſſen fie den 
Beiſchlaf für einen ehelichen hält (8 179). 

In zweiter Linie ſind unter der Anzucht die Vorſchriften zum Schutze der Kinder und 
Jugendlichen gegen geſchlechtlichen Mißbrauch zuſammenzufaſſen. Zunächſt iſt ftraf- 
bar, wer unzüchtige Handlungen mit Perſonen unter 14 Jahren vornimmt oder 
dieſe zur Verübung oder Duldung unzüchtiger Handlungen verleitet (8 176 Ziff. 3). 
Hierbei muß der Täter Kenntnis haben, daß der Gemißbrauchte noch nicht 14 Jahre 
alt iſt; es genügt jedoch auch, wenn er dies für möglich hält und für den etwaigen 
Fall in Kauf nehmen will. Im kommenden Strafrecht iſt beabſichtigt, den Schutz 
auszudehnen auf alle Perſonen unter 15 Jahren. Hierüber hinaus iſt einem un⸗ 
beſcholtenen Mädchen, welches das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet hat, ein be- 
ſonderer Schutz dadurch gegeben, daß jede Verführung desſelben zum Beiſchlaf auf 
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Antrag der Eltern oder des Vormundes beftraft wird (8 182). Auch hier iſt eine Er- 
weiterung des Tatbeſtandes auf Perſonen beiderlei Geſchlechtes für die Zukunft 
vorgeſehen. | 
Wie die mißbräuchliche Ausnutzung gewiſſer Abhängigkeitsverhältniſſe wird ferner 
die Vornahme unzüchtiger Handlungen von Adoptiveltern, Geiſtlichen, Lehrern und 
Erziehern mit ihren Pflegebefohlenen oder minderjährigen Schülern beurteilt und 
beftraft (8 174 Ziff. 2). Schließlich find noch Maßnahmen gegen die Gefährdung der 
Jugend durch unſittliche Schriften vorgeſehen. Demgemäß iſt die unentgeltliche 
Aberlaſſung oder Anbietung von Schriften und Abbildungen, die unzüchtig find, oder, 
ohne unzüchtig zu fein, das Schamgefühl gröblich verletzen, an Perſonen unter 
16 Jahren zu beſtrafen (88 184 Ziff. 2 und 184 a); das find Vorſchriften, die Spezial- 
tatbeftände zu den übrigen Vorſchriften des 8 184 über unzüchtige Schriften, über 
Ausſtellung von Gegenſtänden zum unzüchtigen Gebrauch ſowie über öffentliche An⸗ 
kündigungen für unzüchtigen Verkehr bilden. 
Die widernatürliche Anzucht kann ſich in verſchiedener Weiſe äußern und iſt regel- 
mäßig zu beſtrafen. Zunächſt kennt das Geſetz den hierher bezogenen Fall der Blut; 
ſchande (8 173). Unter Blutſchande iſt der Beiſchlaf zwiſchen Verwandten oder 
zwiſchen Verſchwägerten auf⸗ und abſteigender Linie ſowie zwiſchen Geſchwiſtern zu 
verſtehen. Bei abſteigender Linie bleibt die Tat ſtraflos, wenn die Täter das 
18. Lebensjahr noch nicht vollendet haben. Im übrigen ſind genaue Einzelvorſchriften 
bezüglich des Strafmaßes gegeben. Wer unter der Bezeichnung Verwandte oder 
Verſchwägerte gemeint iſt, wird im 8 52 Abſ. 2 geſagt. Danach iſt auch der uneheliche 
Vater verwandt mit ſeinem unehelichen Kind, anders alſo wie im Bürgerlichen Ge⸗ 
ſetzbuch. Weitere Fälle widernatürlicher Anzucht waren nach dem bisherigen Geſetz 
beiſchlafähnliche Handlungen von Menſchen mit Tieren und zwiſchen Perſonen männ- 
lichen Geſchlechtes (8 175). Die Strafbarkeit der Homoferualität, deren Straflofig- 
keit im Laufe der vergangenen Zeit häufig gefordert wurde, iſt nach nationalfozia- 
liſtiſcher Auffaſſung im Intereſſe der Reinerhaltung der naturgegebenen ſittlichen 
und geſchlechtlichen Empfindung eine Notwendigkeit. Aus dieſer Einſtellung heraus 
find bereits einige Vorſchläge in dem Entwurf des kommenden Strafgeſetzbuches 
durch die Strafgeſetznovelle vom 28. 6. 1935 verwirklicht worden. Zunächſt iſt der 
widernatürliche Geſchlechtsverkehr mit Tieren von der Homoſexualität getrennt 
worden (8 175 b). Die Homoſexualität ſelbſt iſt in weiterem Amfange unter Strafe 
geſtellt worden, indem nicht nur beiſchlafähnliche, ſondern alle unzüchtigen Hand- 
lungen beſtraft werden (8 175). Ferner iſt für die unter Ausnutzung eines Ab⸗ 
hängigkeitsverhältniſſes begangenen Fälle ſowie für die Verführung von Perſonen 
unter 21 Jahren und für die gewerbs⸗ und gewohnheitsmäßige Betreibung eine 
beſondere Strafverſchärfung vorgeſehen (8 175 a). 
Weitere Beſtimmungen betreffen den Schutz der öffentlichen Sittlichkeit. Hierher 
gehört zunächſt 8 183, durch den beſtraft wird, wer durch eine unzüchtige Handlung 
öffentlich ein Argernis gibt (3. B. feinen Geſchlechtsteil zeigt). Es muß tatſächlich von 
einer Perſon Argernis genommen fein, eine Vorausſetzung, die in Zukunft dahin um⸗ 
gewandelt werden ſoll, daß das Verhalten nur geeignet zu fein braucht, Argernis zu 
erregen. Eine beſondere Strafverſchärfung ſoll zugleich noch für die Vornahme un⸗ 
züchtiger Handlungen vor Kindern unter 15 Jahren geſchaffen werden. Weiter 
gehört hierher der bereits oben erwähnte 8 184, der ſich gegen die Verbreitung un⸗ 
fittlicher Schriften wendet, und der 8 184 a, der anſtößige Gerichtsberichterſtattung 
verhindern will. Auch die Bekämpfung der gewerbsmäßigen Anzucht muß hier ihre 
Regelung finden. Die öffentliche Aufforderung zur Anzucht in auffälliger oder be⸗ 
läftigender Weiſe oder in der Nähe von Kirchen, Schulen oder Orten, wo der öffent⸗ 
liche Anſtand oder insbeſondere Kinder gefährdet find, wird als Abertretung beſtraft 
(8 361 Ziff. 6/6 c), ſoll jedoch bei der Abernahme in das kommende Strafgeſetz mit 
ſchärferer Strafe bedroht werden. 
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Als letzte Gruppe von Anzuchtsdelikten kommen ſolche zur Förderung fremder Anzucht 
in Betracht. Dieſe bejteht in erſter Linie in Kuppelei, d. h. der gewohnheitsmäßigen 
oder eigennützigen Vorſchubleiſtung der Anzucht durch Vermittlung, Gewährung oder 
Verſchaffung von Gelegenheit ($ 180). Insbeſondere wird hierunter die Anter. 
haltung eines Bordells oder eines bordellartigen Betriebes verſtanden. Im Falle der 
Gewährung von Wohnung findet eine Beſtrafung aber nur ſtatt, wenn die Anzucht. 
treibende noch nicht das 18. Lebensjahr vollendet hat oder wenn gleichzeitig eine 
Ausbeutung oder ein Anhalten zur Anzucht erfolgt. Einige erſchwerte Fälle be ⸗ 
handelt 8 181, nach dem auch dann, wenn weder gewohnheitsmäßig noch eigennüßig 
gehandelt wird, verſchärſte Strafen eintreten, ſobald hinterliſtige Kunſtgriffe an- 
gewendet werden (Verdeckung der wirklichen Abſichten und beſonders geſchickte Vor 
kehrungen) oder ſobald ein beſonderes Verhältnis zwiſchen dem Schuldigen und der 
verkuppelten Perſon beſteht, wie z. B. Ehe, Elternſchaft, Pflegſchaft, Erziehungs⸗ 
verhältnis u. dgl. Neben der Kuppelei iſt noch die Zuhälterei zu nennen. Sie liegt 
vor, wenn eine männliche Perſon ſich von einer gewerbsmäßig unzuchttreibenden 
Perfon ganz oder teilweiſe unterhalten läßt oder ihr gewohnheitsmäßig oder eigen · 
nützig Schutz oder Förderung gewährt ($ 181 a). Beide Fälle, die ausbeuteriſche wie 
die kuppleriſche Zuhälterei, werden ohne weitere Anderung in das kommende Straf- 
geſetz übergehen und lediglich mit höheren Strafen bedroht werden. Neu beabſichtigt 
iſt unter den Kuppeleidelikten eine Vorſchriſt gegen Frauen und Kinderhandel, die 
in Anlehnung an die beſtehenden internationalen Abkommen zur Bekämpfung des 
Mädchenhandels eine Lücke im geltenden Geſetzbuch ſchließt und eine ſchärfere Er- 
faſſung dieſes beſonders gefährlichen und verwerflichen Treibens gewährleiſtet, zu ⸗ 
gleich den durch Novelle vom 22. 6. 1936 im Strafgeſetzbuch eingefügten 8 239 a, durch 
den der erpreſſeriſche Kinderraub mit Todesſtrafe bedroht wird, aufnimmt. 


3. Angriffe auf die Religion 


Die Religionsdelikte find aufs engſte mit der ethiſchen und religiöſen Auffaffung 
eines Volkes verknüpft. Deshalb kann nach der weltanſchaulichen Einſtellung der 
Deutſchen das kommende Strafgeſetzbuch noch weniger als das geltende auf aus- 
reichende Schutzvorſchriften für das religidöfe Empfinden des Volkes verzichten. Zu⸗ 
nächſt bedarf der Glaube des deutſchen Volkes an einen Gott als allmächtiges und 
überirdiſches Weſen als das Grundelement allen religiöbſen Denkens und Fühlens 
ganz allgemein eines Schutzes. So wird die Gottesläfterung durch beſchimpfende 
Außerungen in der Offentlichkeit beſtraft, ſofern fie ein Argernis gegeben hat 
(8 166), welch letztes Erfordernis allerdings individualiſtiſchem Denken entſpricht 
und in Zukunft zum Wegfall kommen muß. Neben der Gottesläfterung muß aber 
auch die gröbliche Verletzung des religiöſen Empfindens des deutſchen Volkes beftrait 
werden, die nicht immer mit der Gottesläſterung übereinſtimmen wird. Eine ſolche 
Beſtimmung kennt allerdings das geltende Strafgeſetzbuch noch nicht, ſie wird aber 
im kommenden Strafgeſetz Aufnahme finden, ohne daß dadurch freilich der freien 
Auseinanderſetzung der Weltanſchauungen und religiöſen Anſichten, wie wir ſie in 
der Gegenwart erleben und wie fie bei weltanſchaulich begründeten Revolutionen 
notwendig iſt, eine Einengung gegeben werden ſoll. 


Neben dieſen allgemeinen Vorſchriften find auch die ſtaatlich anerkannten Religions- 
geſellſchaften nebſt ihren Einrichtungen und Gebräuchen geſchützt, und es wird zu⸗ 
gleich jede Beſchimpfung ſowie jeder beſchimpfende Anfug in den Kirchen oder ent- 
ſprechenden anderen Kultſtätten beſtraft (8 166). Auch die Hinderung des Gottes 
dienſtes einer dieſer kirchlichen Religionsgemeinſchaften durch Tätlichkeit oder 
Drohung ſowie die vorſätzliche Störung durch Erregung von Lärm oder Anordnung 
werden mit Gefängnis beſtraft. Es gehört zu den Aufgaben des Staates, der pofitiv 
zur Religion eingeſtellt iſt, dafür zu ſorgen, daß die beſtehenden Kirchen ⸗ und 
Religionsgemeinfhaften ungehindert ihren religiöſen Kult betreiben können. Auch 
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die Verunehrung von Kultſtätten und Kultgegenſtänden, die jetzt bei der Sachbeſchaͤ⸗ 


digung mitberückſichtigt iſt (S 304), wird in Zukunft an dieſer Stelle behandelt 
werden. 


4. Angriffe auf die Totenruhe 


In dieſem Zuſammenhange erhält auch die Totenruhe ihren ſtrafrechtlichen Schutz. 
Nach 8 168 wird der Leichendiebſtahl ſowie die unbefugte Zerſtörung oder Beſchädi⸗ 
gung eines Grabes und ein beſchimpfender Anfug an einem Grabe als Verſtoß gegen 
die Totenruhe beſtraft. Auch hier wird in Zukunft durch eine neue Beſtimmung die 
Verhinderung oder Störung einer Beſtattungsfeier unter Strafe geſtellt werden, da 


jede mit der Pietät des Volkes zuſammenhängende kultiſche Handlung ſchutz⸗ 
würdig iſt. 


5. Schutz des Tieres 


Ein beſonderer Abſchnitt wird im kommenden Strafgeſetz auch dem Schutz des Tieres 
gewidmet ſein, da der Nationalſozialismus Schonen und Pflegen der Tiere als eine 
ſittliche Pflicht anerkennt. Unter dem Einfluſſe dieſer Einſtellung iſt ſchon das 
geltende Recht gegenüber früher weſentlich verbeſſert worden, indem das Geſetz über 
das Schlachten der Tiere vom 21. 4. 1935, das Betäubung warmblütiger Tiere vor 
dem Schlachten vorſchreibt, erlaſſen wurde, § 145 b in das Strafgeſetzbuch eingefügt 
wurde, nach dem rohes Mißhandeln und abſichtliches Quälen von Tieren mit Ge⸗ 
fängnisſtrafe bedroht wird, und 8 306 Ziff. 13 StB als Rahmenvorſchrift für 
alle Abertretungen von Tierſchutzanordnungen geſtaltet wurde. Schließlich wurde 
ein erweitertes Tierſchutzgeſetz vom 24. 11. 1933 erlaffen. An dieſe Vorſchriften 
knüpft der Entwurf an und fieht Vorſchriften gegen Tierquälerei, unerlaubte Tier⸗ 


verſuche und tierquäleriſches Schlachten vor, überläßt im übrigen Einzelvorſchriften 
Spezialgeſetzen. 


C. Angriffe auf iriſchaft und . 

1. Angriffe auf die iriſchaft 

Im Intereſſe eines Schutzes der Volkskraft ſoll das kommende Strafgeſetz beſondere 
Schutzvorſchriften für die Wirtſchaft und das Volksgut erhalten. Zum Schutze der 
Wirtſchaft find zunächſt einige Vorſchriften vorgeſehen, die ohne Vorbild im gelten ⸗ 
den Recht ſind. So ſoll die Gefährdung des notwendigen Lebensbedarfes des Volkes 
durch Vernichtung, Beiſeiteſchaffung u. dgl. notwendiger Rohſtoffe und Erzeugniſſe, 
der Verrat von Wirtſchaftsgeheimniſſen, der Mißbrauch einer leitenden Stellung 
in einer wirtſchaftlichen oder ſtändiſchen Organiſation ſowie die Störung wirtſchafts⸗ 
ordnender Maßnahmen, z. B. über Verarbeitung, Verbrauch oder Abſatz von Waren 
oder über den Geſchäftsbetrieb oder über Preisbildung, beſtraft werden. Dann 
find eine Reihe von Vorſchriften ſtrafrechtlicher Nebengeſetze neugeſtaltet und er- 
weitert worden und ſollen hier Aufnahme finden. So iſt zunächſt der Kursbetrug, 
der Proſpektbetrug und die Kurstreiberei (jetzt 88 88 und 89 des Börſengeſetzes) 
vorgeſehen, dann die unlautere VBeeinfluſſung einer Ausſchreibung oder Verſteige⸗ 
rung (jetzt im Rahmen verſchiedener Geſetze und Verordnungen geregelt, darunter das 
Abhalten vom Bieten in § 230 des preuß. StGB vom 14. 4. 1851, das ſoweit heute 
noch in Kraft), die Beſtechung im Wirtſchaftsverkehr (jetzt 8 12 UnlWettbew®), die 
verleumderiſche Betriebs. und Kreditgewährung (jetzt 8 187 St, 8 15 UnlWett- 
bew, 8 49 Abſ. 1c des Geſetzes über das Kreditweſen) ſowie ferner die jetzt im 
Geſetz gegen den unlauteren Wettbewerb gegebenen Vorſchriften über den Verrat von 
Geſchäfts⸗ und Betriebsgeheimniſſen. Schließlich ſollen hier die Strafbeſtimmungen 
der Konkursordnung (88 239 bis 244) Aufnahme finden. Nach ihnen wird neben 
Ordnungsvergehen und Stimmverkauf die Benachteiligung von Gläubigern nach 
Zahlungseinſtellung (3. B. durch Beiſeiteſchaffen von Vermdgensſtücken) beſtraft. 
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2. Angriffe auf Dolhsgut 

Als körperliche Volksgüter will der Entwurf des Strafgeſetzbuches eine Reihe 
beſtimmter für die Allgemeinheit wirtſchaftlich oder ideell wertvoller Erzeugniſſe der 
Natur oder menſchlicher Tätigkeit unter Schutz ftellen. Im geltenden Recht find 
ſolche Vorſchriften nur gelegentlich und verſtreut vorhanden. In erſter Linie gehört 
hierher die Verwüſtung des deutſchen Waldes, die heute durch das Geſetz gegen 
Waldverwüftung vom 18. 1. 1934 bekämpft wird. Die Strafbeſtimmung, durch die 
das Abholzen des Waldes entgegen den beſtehenden Vorſchriften beſtraft wird, ſoll 
in das kommende Strafgeſetz aufgenommen werden. Ferner ſoll die Jagdausübung 
durch Jagdberechtigte während der Schonzeit als Geſährdung des Wildbeſtandes, das 
Abertreten von Schutzvorſchriften gegen die Tier⸗ und Pflanzenſeuchen, die unbe⸗ 
fugte Zueignung von Bodenſchätzen, die Schädigung oder Gefährdung heilkräftiger 
Quellen durch Verletzung der zum Schutz erlaſſenen Anordnungen ſowie die Zer⸗ 
ſtörung natur- oder kulturgeſchichtlicher Funde beſtraft werden. Auch der Denkmal ⸗ 
ſchutz des 8 304 St gehört hierher. Während durch ihn aber nur die Denkmäler 
und Gegenftände religiöfer oder ſtaatlicher Verehrung ſowie folder zur Verſchöne⸗ 
rung öffentlicher Wege und Anlagen geſchützt werden, ſoll in Zukunft der Schutz 
auch auf die aus wiſſenſchaftlichen, künſtleriſchen oder ähnlichen Gründen behördlich 
unter Schutz geſtellten Gegenſtände ausgedehnt werden; zudem ſoll es gleichgültig 
ſein, ob es ſich um freie oder eigene Sachen handelt. 

Im Zuſammenhang mit dem Schutz der körperlichen Volksgüter iſt auch das Verbot 
des unbefugten Fiſchens in deutſchen Hoheitsgewäſſern zu erwähnen. Nach 8 96 a 
werden die in den deutſchen Küſtengewäſſern unbefugt fiſchenden Ausländer beſtraft, 
eine Beſtimmung, die auch auf die fahrläffige Handlung ausgedehnt werden und für 
Deutſche gelten ſoll, die für einen Ausländer handeln. 


Il. Schuß der Dolksorönung 
A. fingeiffe auf die Bolksführung 


1. Angriffe auf die Reichsregierung und die Führer der Bewegung 


Neben dem Schutz des Volkes fteht der Schutz der Volksführung. Er wird jeweils 
nach der Staatsform und der Auffaſſung über das Weſen der Volksführung ge- 
ſtaltet. Während in der Weimarer Nepublik Regierung und Parlament in gleicher 
Weiſe ſchutzwürdig erſchienen, iſt für die nationalſozialiſtiſche Auffaſſung mit der 
Verlagerung des Schwerpunktes der politiſchen Führung vom Parlament auf die 
Führung von Staat, Partei und Armee auch eine entſprechende Amgeſtaltung der 
ſtrafrechtlichen Schutzvorſchriften notwendig. 

Aus dem geltenden Geſetz käme in Frage 8 94 StGB, wonach jeder Angriff auf Leib 
oder Leben ſowie jede öffentliche Beſchimpfung oder Verleumdung des Reichs 
präfidenten bzw. jetzt des Führers unbeſchadet der Verwirkung ſchwererer Strafe nach 
anderen allgemeinen Beſtimmungen mit Gefängnis nicht unter drei Monaten beſtraft 
wird. Hierneben gibt 8 5 Abi. 2 der Verordnung zum Schutze von Volk und Staat 
vom 28. 2. 1933 eine weitere Strafbeſtimmung, auf Grund deren mit dem Tode oder 
mit Zuchthaus beſtraft wird, wer es unternimmt, das Staatsoberhaupt oder ein 
Mitglied der RNeichs⸗ oder einer Landesregierung zu töten, oder wer auch nur zu 
einer ſolchen Tötung auffordert, ſich dazu erbietet, ein ſolches Erbieten annimmt 
oder eine ſolche Tötung mit anderen verabredet. Neben dieſer Bekämpfung gewalt. 
tätiger Angriffe kommt zur Abwehr aller Verunglimpfungen der politiſchen Führung 
außer der erwähnten Beſchimpfung des Staatsoberhauptes (8 94 Abſ. 2) im gelten- 
den Recht vor allem noch das Geſetz zur Abwehr heimtückiſcher Angriffe vom 20. 12. 
1934 in Betracht, das Schutz gegen unrichtige tatſächliche Behauptungen, die das 
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Wohl des Reiches oder das Anſehen der Reichsregierung oder der NSDAP. ſchwer 
ſchädigen, und gehaſſige, hetzeriſche oder von niedriger Gefinnung zeugende Auße⸗ 
rungen über leitende Perſönlichkeiten des Staates oder der NSDAP. gewährt. 
Dieſe uneinheitlich zuſammengeſtellten Beſtimmungen find im Entwurf finngemäß 
eingeſetzt. So ſehen wir, daß ein Anſchlag gegen den Führer und eine Nötigung 
desſelben als Hochverrat beſtraft werden ſoll und daß unter Verbeſſerung einiger 
Vorſchriften des Heimtückegeſetzes eine Verunglimpfung des Führers und des 
deutſchen Volkes ſowie eine verleumderiſche Herabwürdigung leitender Perſönlich ; 
keiten der deutſchen Volksſührung als Angriffe auf die Ehre des deutſchen Volkes 
geahndet werden follen. Als Angriffe auf die Volksführung ſollen in Zukunft aber 
zu ftrafen fein Gewalttätigkeit und Nötigung gegenüber Perſönlichkeiten der Volks⸗ 
führung (Miniſter, Neichsleiter uſw.) ſowie Aufſtellung und Verbreitung unwahrer, 
herabſetzender Tatſachen gegenüber den vorgenannten Perſönlichkeiten, entſprechend, 
aber verbeſſert, dem 8 1 des Heimtückegeſetzes. 


Der Reichstag, dem im geltenden Recht noch mit den inzwiſchen verſchwundenen 
Länderparlamenten in dieſem Zuſammenhang Schutzvorſchriften gegen Nötigung 
oder Hinderung gewidmet find (88 105, 106), wird als bloß repräfentative Einrich- 
tung keinen . beſonderen Schutz mehr haben. 


2. Störung der Beziehungen zum Ausland 

Für die Beziehungen Deutſchlands zu anderen Staaten iſt es von beſonderer Be⸗ 
deutung, daß nicht von den eigenen Volksgenoſſen durch Angriffe auf die anderen 
Staaten das Verhältnis geftört wird. Deshalb iſt in den 88 102 bis 104 gegen feind- 
liche Betätigung anderen Staaten gegenüber ein Schutz geſchaffen worden. So 
werden hochverrdteriſche Handlungen und Beleidigungen gegenüber ausländifchen 
Landesherren und Regenten auf Antrag der ausländiſchen Regierung beftraft, ſofern 
dem Deutſchen Reich von dem anderen Staate die Gegenſeitigkeit verbürgt iſt. Auch 
die Beleidigung der beim Reich beglaubigten Geſandten oder Geſchäftsträger iſt mit 
beſonderer Strafe bedroht, da der Schutz der Abgeſandten anderer Staaten nicht nur 
eine internationale Selbſtverſtändlichkeit iſt, ſondern beſondere Bedeutung für die 
freundſchaftliche Beziehung zu anderen Staaten hat. Aus gleichem Grunde find des⸗ 
halb auch alle Angriffe auf die Hoheitszeichen ausländiſcher Staaten für ſtrafwürdig 
erklärt. Ergänzend iſt im kommenden Strafgeſetzbuch noch beabſichtigt, die Zuwider⸗ 
handlungen gegen eine Vorſchriſt der Reichsregierung unter Strafe zu ſtellen, die 
zum Schutze der Neutralität des Reiches während eines Krieges zwiſchen anderen 
Staaten erlaſſen iſt. 


3. Schutz der Abftimmungen 
Neben dem Schutze der Volksvertretung gegen Beeinträchtigung kommt auch ein 


Schutz für alle geſetzlich vorgeſehenen Wahlen und ſonſtigen Abſtimmungen in Be⸗ 


tracht. War in der früheren Seit das Hauptgewicht auf die Wahlen zu den poli- 
tiſchen Parlamenten zu legen, ſo wird in Zukunft das Hauptgewicht des Schutzes, 
der im Reichstag überhaupt entbehrt werden kann und ſoll, bei den anderen Wahlen 
und Abſtimmungen liegen. Vor allem bedürfen alſo auch die Wahlen bei den be- 
rufsſtändiſchen und ähnlichen Organiſationen des Schutzes. Im geltenden Necht iſt 
die Hinderung, in Ausübung der ſtaatsbürgerlichen Rechte zu wählen oder zu 
ſtimmen (8 107), die Störung nicht verbotener Verſammlungen, Aufzüge oder Kund⸗ 
gebungen (5 107 a), die Wahlfälſchung (8 108) und die Wahlbeſtechung oder der 
Stimmenkauf (8 109) mit Strafe bedroht. In Anlehnung an dieſe Vorſchriften ſieht 
auch der Entwurf des neuen Strafgeſetzbuches eine Reihe im weſentlichen entſprechen⸗ 
der Vorſchriften unter Neueinfügung einer beſonderen Beſtimmung zum Schutze des 
Wahl- und Abſtimmungsgeheimniſſes vor. 


B. Angriffe auf die öffentliche Ordnung 


1. Auflehnung gegen die Staatsgewalt 


Unter der Bezeichnung „Auflehnung gegen die Staatsgewalt“ follen alle Straf- 
beſtimmungen zuſammengefaßt werden, die ſich gegen Angriffe auf die Organe des 
Staates richten. Während bei Hoch- und Landesverrat ausgeſprochene Verrat‘ 
handlungen vorliegen und während in dem noch zu behandelnden Abſchnitt „Störung 
des Volksfriedens“ Angriffe auf den Frieden und die Ruhe weiteſter Teile des 
Volkes behandelt werden, find unter der Auflehnung gegen die Staatsgewalt nur 
Einzelhandlungen gegen die äußere Ordnung, nicht aber den VBeſtand des Staates, 
zu verſtehen. Dabei werden über die Stellung des einen oder des anderen Deliktes 
in dieſem Abſchnitt Zweifel beſtehen können, da bei ihnen zugleich auch ein Angriff 
auf ſchutzwürdige Güter, wie ſie in den anderen Abſchnitten behandelt ſind, vorliegt; 
jedoch iſt die Verletzung der ſtaatlichen Autorität in den Vordergrund geſtellt. 


So find zunächſt die Widerſtandshandlungen gegen die Staatsgewalt im engeren 
Sinne behandelt worden. Es handelt ſich um den Widerſtand gegen Vollſtreckungs⸗ 
beamte, d. h. ſolche Beamte, die durch ihr Amt zur Vollſtreckung des Staatswillens 
berufen find (8 113), und um die Beamtennötigung ($ 114). Im erſteren Falle muß 
einem Beamten, der zur Vollſtreckung von Geſetzen, Verwaltungsanordnungen oder 
Urteilen und Verfügungen der Gerichte berufen iſt (3. B. Gerichtsvollzieher, Land- 
jäger, Amtsvorſteher), in der rechtmäßigen Ausübung ſeines Amtes durch Gewalt 
oder Bedrohung mit Gewalt Widerſtand geleiſtet oder es muß ein ſolcher Beamter 
tätlich angegriffen ſein. Nur der Widerſtand während der bereits begonnenen 
Amtshandlung kommt in Frage, und dieſe ſelbſt muß fachlich, örtlich und formell den 
geſetzlichen Vorausſetzungen entſprechen. Insbeſondere muß eine in das pflichtgemäße 
Ermeſſen des Beamten geſtellte Anordnung oder die verlangte Ausführung einer 
Anordnung ſachlich und rechtlich nach Lage der Sache geboten erſcheinen, da ſonſt die 
Rechtmäßigkeit entſällt. In allgemeinerer Faſſung gegenüber dieſem Tatbeſtand wird 
wegen Beamtennötigung beftraft, wer es unternimmt, durch Gewalt oder Drohung 
eine Behörde oder einen Beamten zur Vornahme oder Anterlaſſung einer Amts- 
handlung zu nötigen. Hiernach werden nicht nur die Vollſtreckungsbeamten geſchützt, 
bei denen $ 114 in Frage kommen kann, wenn die Amtshandlung noch nicht begonnen 
oder ſchon beendet war, ſondern allgemein alle Behörden und Beamten im weiteſten 
Sinne. Auf die Nechtmäßigkeit der Handlung kommt es hier aber nicht an, jedoch 
muß zwiſchen der Drohung und einer konkreten Amtshandlung ein Zuſammenhang 
beſtehen. Dieſe für die Praxis außerordentlich ſchwierigen Beſtimmungen ſollen im 
kommenden Strafgeſetz weſentlich vereinfacht und zuſammengezogen werden. Dabei 
ſoll vor allem die ſchwierige Feſtſtellung der rechtmäßigen Ausübung eines Amtes 
dadurch vermieden werden, daß die Tat nur noch dann ſtraflos bleibt, wenn ſie ſich 
gegen einen offenſichtlich groben Mißbrauch der Amts- oder Dienſtgewalt richtet. 
Ferner ſoll auch bei dem Tatbeſtand des Widerſtandes der Kreis der geſchützten Per⸗ 
ſonen auf alle Behörden, Amtsträger ſowie auch Soldaten erweitert werden. Da⸗ 
durch würden die in dem geltenden Geſetz behandelten Fälle des Widerſtandes gegen 
Forſt., Jagd- und Fiſchereibeamte (8 117 und bei Körperverletzung 88 118, 119) 
unter die allgemeine Vorſchrift fallen und die Sondervorſchriften entbehrlich machen. 
Ein beſonderer Fall des Widerſtandes iſt die Zuſammenrottung von Gefangenen, um 
mit vereinten Kräften die mit der Beaufſichtigung Beauftragten anzugreifen, ihnen 
Widerſtand zu leiſten oder fie zu Handlungen oder Anterlaſſungen zu nötigen 
(88 122, 122 a). Im Zuſammenhang mit dieſer Meuterei iſt zugleich die Befreiung 
von Gefangenen oder zur Verwahrung Antergebrachten, ſei es durch Gewalt, ſei es 
als Auffihtsverpflichteter durch Entweichenlaſſen, unter Strafe geſtellt (88 120, 121, 
122 b; ergänzend hierzu für Beamte 8 347). 
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Für die Auflehnung gegen die Staatsgewalt find weiterhin die Aufforderung zum 
Angehorſam gegen Geſetze ſowie anderweite Aufreizungen bedeutſam. So wird nach 
5 110 die öffentliche mündliche oder gedruckte Aufforderung zum Angehorſam gegen 
Geſetze, Verordnungen oder obrigkeitliche Anordnungen beſtraft. Dieſer Beſtim. 
mung wird im Führerſtaate eine erhöhte Bedeutung zukommen, und es wird in Zu⸗ 
kunft eine gewiſſe Erweiterung notwendig fein, durch die insbeſondere eine Auf⸗ 
forderung zur Mißachtung von Empfehlungen der Reichsregierung mit Strafe 
bedroht wird. Einen ähnlichen Sachverhalt gibt 8 111. Nach ihm iſt eine dem 8 110 
entſprechende Aufforderung zur Begehung einer ftrafbaren Handlung wie eine An⸗ 
ſtiftung zu beſtrafen, auch wenn fie erfolglos geblieben iſt, jedoch alsdann mit einer 
milderen Strafe. Im Gegenfatz zu 8 110 muß fi hier die Aufforderung aber immer 
auf eine beſtimmte kriminell ſtrafbare Handlung richten. Neu find hierneben noch 
Beſtimmungen gegen die Aufforderung zur Steuerverweigerung, gegen die Her⸗ 
ſtellung von Hetzſchriften mit den vorbehandelten ſtrafbaren Aufforderungen und 
gegen die Aufwiegelung von Polizeibeamten und Gefangenenaufſehern zur Dienit- 
pflichtverletzung vorgeſehen. 


2. Störung des Dolksfriedens 


In naher Verwandtſchaft mit den als Auflehnung gegen die Staatsgewalt zuſammen⸗ 
gefaßten Delikten ſtehen diejenigen, durch die der Frieden des Volkes geſtört wird. 
Landfriedensbruch, Klaſſenaufreizung und ſtaatsgefährliche Organiſierung kenn⸗ 
zeichnen die den Volksfrieden ſtörenden Straftaten. Nur durch energiſche Abwehr 
kann die friedliche Zuſammenarbeit innerhalb der Volksgemeinſchaft gewährleiſtet 
werden. 

Anter der ſchwerſten Form einer ſolchen Störung, dem Landfriedensbruch, verſteht 
das Strafgeſetz die öffentliche Zuſammenrottung einer Menſchenmenge, die mit ver- 
einten Kräften gegen Perſonen oder Sachen Gewalttätigkeit begeht. Jeder, der an 
dieſer Zuſammenrottung teilnimmt, alſo das Bewußtſein hat, ſich in einer Gewalt. 
tätigkeiten degehenden Menſchenmenge zu befinden und ein Teil derſelben bleiben 
will, gleichgültig, ob er die Abſicht hat, ſelbſt Gewalttätigkeiten zu begehen, iſt ſtraf⸗ 
bar, und zwar beſonders ſchwer, wenn er Rädelstührer iſt oder ſelbſt Gewalttätig⸗ 
keiten begangen hat (8 125). Gleichgültig ift dabei, zu welchem Zeitpunkte der einzelne 
Täter ſich der Zuſammenrottung angeſchloſſen hat, und insbeſondere, ob er gerade zur 
Zeit der Begehung der Gewalttätigkeiten ſich in der Menſchenmenge befunden hat, 
da die Gefährlichkeit des Deliktes in der angriffsbereiten Zuſammenrottung liegt 
und die Teilnahme hieran die ſtrafwürdige Störung des Volksfriedens bildet. In 
gleicher Weiſe iſt deshalb auch ein ſpezieller Fall, der Aufruhr, ſtrafbar, bei dem von 
der öffentlich zuſammengerotteten Menge Widerſtand gegen die Staatsgewalt (8 113) 
oder Beamtennötigung (8 114) begangen wird, eine Vorſchrift, die in Zukunft mit 
der innerlich verwandten Beſtimmung über den Landfriedensbruch zuſammengefaßt 
werden ſoll. 

In ähnlicher Weife kann der öffentliche Frieden durch einen Auflauf geſtört werden. 
Ein ſolcher liegt vor, wenn eine auf öffentlichen Verkehrswegen aus irgendwelchen 
Gründen verſammelte Menſchenmenge der Aufforderung eines zuſtändigen Beamten 
oder Beſehlsbabers der bewaffneten Macht, ſich zu entfernen, nach der dritten Auf⸗ 
forderung nicht nachkommt (8 116). Jeder der Verſammelten, der fi nicht entfernt 
hat, iſt zu beſtrafen, und zwar beſonders ſchwer, wenn Gewalttätigkeiten verübt find, 
wobei dieſe Ausübenden wegen Aufruhrs zu beſtrafen find. 

Zwei weitere die öffentliche Ordnung ſtörende Delikte find die Störung von Ver⸗ 
ſammlungen und der Landzwang. Die nicht verbotenen Verſammlungen und Auf⸗ 
züge erfahren durch 8 107 a einen Schutz gegen jede Verhinderung oder Sprengung 
mit Gewalt oder Verbrechensbedrohung. Schon der Verſuch einer Sprengung iſt 
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ſtrafbar. Mag diefe Vorſchrift auch heute keine beſonders weittragende Bedeutung 
mehr haben, ſo iſt der erfolgreiche Schutz von Verſammlungen ſtets ein beſonderes 
Kennzeichen ſtaatlicher Ordnung. Beim Landzwang ſoll die Androhung eines gemein 
gefährlichen Verbrechens (im Sinne des Geſetzes, nicht Vergehens) erſaßt werden, 
wenn der öffentliche Frieden dadurch geſtört wird. 


Der innere Anfrieden des Volkes kann weiter beſonders dadurch gefördert werden, daß 
Volksverhetzer einzelne Bevölkerungsgruppen gegen andere aufhetzen. Das geltende 
Geſetzbuch kennt die Aufforderung zum Klaſſenkampf durch öffentliche Anreizung zu 
Gewalttätigkeiten verſchiedener Bevölkerungsklaſſen gegeneinander (8 130) und den 
Kanzelmißbrauch, wenn ein Geiſtlicher oder anderer Religionsdiener in Ausübung 
feines Amtes in der Kirche oder in religiöſen Verſammlungen oder öffentlich An⸗ 
gelegenheiten des Staates (z. B. politiſche Wahlen, Regierungsmaßnahmen, Ver. 
waltungsanordnungen) in einer den öffentlichen Frieden gefährdenden Weiſe zum 
Gegenſtande einer Verkündung oder Erörterung macht (8 130 a). Seit den Zeiten des 
Kulturkampfes hat die letztere Beſtimmung immer wieder praktiſche Bedeutung 
gehabt, während die Anreizung zum Klaſſenkampf trotz der gewaltigen marxiſtiſchen 
Tätigkeit die erforderliche und häufig genug ſachlich gegebene Anwendung nicht ge- 
funden hat. Das kommende Strafrecht wird aber unter Zuſammenziehung beider 
Tatbeſtände die Straftat „Volksverhetzung“ vorſehen, die entſprechend dem national⸗ 
ſozialiſtiſchen Willen zu friedlicher Arbeit der Gemeinſchaft erforderlichenfalls unnach · 
ſichtig Anwendung finden wird. 


Daß ſchließlich zur Sicherung des Volksfriedens auch die Bekämpfung aller ſtaats⸗ 
feindlichen Verbindungen eine ſtarke ſtrafrechtliche Stütze erhalten muß, iſt nabe- 
liegend. Neben dem Verbot der Neubildung von Parteien durch das Geſetz vom 
14. 7. 1933 (RGBl. ] S. 479), das in erſter Linie von ſtaatsrechtlicher Bedeutung iſt, 
beſtraft das Geſetz nach § 129 die Teilnahme an Verbindungen, die ſich zur Aufgabe 
geſetzt haben, Maßregeln der Verwaltung, und zwar ganz allgemeiner Art, oder die 
Vollziehung von Geſetzen durch ungeſetzliche Mittel zu verhindern oder zu entkräften, 
ſowie ferner die Teilnahme an Geheimbünden (8 128). Auch die Bildung bewaffneter 
Haufen iſt unter Strafe geſtellt (8 127). In dieſem Zuſammenhange iſt für das 
kommende Strafgeſetz auch eine Beſtimmung beabſichtigt, durch die eine Bildung von 
Banden, die jetzt jeweils im Einzelfalle als Straferſchwerungsgrund aufgeführt 
wird, in Zukunft ſchon dann beſtraft wird, wenn die Bildung zur Begehung von mit 
Strafe bedrohten Taten, die im einzelnen noch nicht feſtzuſtehen brauchen, erfolgt iſt. 


3. Brandftiftung und ſonſtige gefährliche fjandlungen 

In faſt allen modernen Strafgeſetzbüchern find Vorſchriften über gemeingefährliche 
Handlungen gegen die Volksgüter enthalten. Es handelt ſich bei dieſen um Ge⸗ 
fahren, bei denen ſich Amfang und Ausdehnung nicht vorherſehen laſſen. Gegenſtand 
des Angriffes find Volksgüter und im Zuſammenhang damit auch Perſonen, deren 
Gefährdung das Gemeinwohl verletzt. Für das kommende Strafrecht ſoll deshalb 
die Gemeingefahr als eine ſolche für Leib und Leben, fer es auch nur eines einzelnen 
Menſchen, oder für bedeutende Sachwerte, die in fremdem Eigentum ſtehen oder deren 
Vernichtung gegen das Gemeinwohl verſtößt, bezeichnet werden. Hierunter fallen 
alsdann ſowobhl konkret gemeingefährliche Handlungen, wie Brandſtiftung, Exploſion, 
Aberſchwemmung u. dgl., als auch abſtrakt gemeingefährliche Handlungen, wie Ver⸗ 
hinderung lebenswichtiger Betriebe, Nichterfüllung von Lieferungsverträgen in Not- 
zeiten uſw. 


An erſter Stelle der konkret gemeingefährlichen Handlungen ſteht die Brandſtiftung. 
Drei Fälle kennt das Geſetz. Einmal wird die vorſätzliche Inbrandſetzung von 
Gotteshäuſern, Gebäuden, Schiffen oder Hütten, die zur Wohnung von Menſchen 
dienen, und Räumlichkeiten, die zeitweife zum Aufenthalt von Menſchen dienen, und 
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zwar gerade zu einer Zeit, wo dies der Fall zu ſein pflegt, mit Zuchthaus beſtraft 
(S 306). Verſchärft wird beftraft, wenn durch eine ſolche Brandſtiftung der Tod 
eines Menſchen, der ſich in den angeſteckten Räumlichkeiten befand, verurſacht wird, 
die Brandſtiftung zur Begünſtigung von Mord, Raub oder Aufruhr begangen iſt 
oder der Brandſtifter die Löſchgeräte entfernt oder unbrauchbar gemacht hat, um das 
Löſchen zu verhindern oder zu erſchweren (5 307). Schließlich kennt das Geſetz noch 
die einfache Brandſtiftung, d. h. die vorſätzliche Inbrandſetzung von Gebäuden, 
Schiffen, Hütten, Bergwerken, öffentlich gelagerten Warenvorräten, Waldungen 
u. dgl., wenn dieſe Gegenſtände fremdes Eigentum find oder zwar dem Brandſtifter 
als Eigentum gehören, jedoch ihrer Beſchafſenheit und Lage nach geeignet find, das 
Feuer auf andere geſetzlich gegen Brandſtiftung geſchützte Güter zu übertragen. 
Gerade dieſe Beſtimmung zeigt mit ihrer Anterſcheidung zwiſchen fremden und 
eigenen Gütern eine Berückſichtigung der Individualrechte, die im kommenden Straf⸗ 
geſetz zum Fortfall kommen ſoll, da der Schutz der Volksgüter im Intereſſe der Allge⸗ 
meinheit liegt und deshalb unabhängig von der Eigentumsfrage allgemein durch. 
geführt werden muß. Hierneben wird noch die fahrläſſige Herbeiführung eines 
Brandes der vorgenannten Art mit Strafe bedroht (§ 309). Gleichgefetzt mit der 
Brandſtiftung wird die gänzliche oder teilweiſe Zerſtörung einer Sache durch 
Gebrauch von Pulver oder anderen Exploſionsſtoffen. VBeſondere Erwähnung und 
Berüdfihtigung findet die tätige Reue, alſo die Löfhung des Feuers vor Ent- 
deckung und ohne daß weiterer Schaden entſtanden iſt; fie macht ſtraflos (8 310). 


Ein ähnlicher Gedanke, denjenigen zu ſtrafen, der durch Entſeſſelung von Natur 
gewalten Gefahren herbeiführt, liegt auch der Strafandrohung für vorſätzliche und 
fahrläffige Aberſchwemmung zugrunde, die — ähnlich der Brandſtiftung — in den 
88 312 bis 314 behandelt iſt und in Zukunft mit Lawinenſturz und ähnlichen Natur- 
ereigniſſen, die jetzt nicht im Geſetz berückſichtigt find, zuſammengefaßt werden ſoll 
(88 312 bis 314). | 
Auch die Sicherung von Waſſer und Licht als lebensnotwendiger Elemente gehört 
hierher. Das geltende Recht kennt nur die vorſätzliche Vergiftung von Brunnen 
und Waſſerbehältern, während das kommende Strafgeſetz das Waſſer im weiteren 
Amfange und dazu auch die Luft unter Schutz ſtellen will. Mit der Brunnenver⸗ 
giftung iſt im § 324 gleich zufammengefaßt die Vergiftung von Gegenſtänden, die 
zum öffentlichen Verkaufe oder Verbrauche beſtimmt find, eine Vorſchrift, die in 
Zukunft beim Schutz der Volksgeſundheit unterzubringen iſt. 


Eines beſonderen Schutzes bedarf das Verkehrsweſen, das in weiteſtem Amfange im 
Dienſt der Allgemeinheit ſteht. So wird nach den durch die Strafrechtsnovelle vom 
28. 6. 1935 erweiterten Beſtimmungen die vorſätzliche wie auch die fahrläſſige Ge⸗ 
fährdung des Eiſenbahnverkehrs, der Schiffahrt und der Luftfahrt unter Strafe 
geſtellt (88 315, 316). Erfaßt wird die Beſchädigung der Verkehrsanlagen, die Be⸗ 
reitung von Hinderniſſen, die Gefährdung durch falſche Zeichen und Signale oder 
auf andere Weiſe, ſofern eine Gemeingefahr herbeigeführt wird. Gemeingefahr 


bedeutet eine Gefahr für Leib oder Leben von Menſchen oder für bedeutende 
Sachwerte. 


Hierneben kennt das Geſetz noch einige ſpezielle Vorſchriften wie den Verſtoß gegen 
die allgemein anerkannten Regeln der Baukunft bei Leitung oder Ausführung eines 
Baues, durch den für andere eine Gefahr entſteht (8 330); ferner die Verletzung von 
Abſperrungs- oder Aufſichtsmaßregeln gegen anſteckende Krankheiten bei Menſchen 
wie auch gegen Viehſeuchen (88 327, 328), die vorſätzliche Beſchädigung von Waſſer⸗ 
leitungen, Schleuſen, Deichen, Brücken, Wegen u. dgl. (8 321), ſowie die vorſätzliche 
oder fahrläffige Verhinderung oder Gefährdung von Telegraphenanlagen, worunter 
auch Fernſprech⸗ und Nohrpoſtanlagen fallen (SS 317, 318). Die Sabotage derartiger 
lebenswichtiger Betriebe wird im kommenden Strafrecht eine Erweiterung auf alle 
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anderen nicht minder wichtigen öffentlichen Betriebe erfahren. Auch die Ver⸗ 
hinderung des Betriebes einer Fernmeldeanlage, hinſichtlich deren heute ein be⸗ 
ſonderes Geſetz vom 14. 1. 1928 beſteht, wird in dieſem Zuſammenhange ein- 
zufügen ſein. 

Zur Vermeidung von Gemeingeſahr werden ſchließlich noch einige allgemein gehaltene 
Schutzvorſchriften notwendig fein, die es ermöglichen, jeden Fall, der nicht eine 
ſpezielle Regelung im Geſetz gefunden hat, zu erfaſſen. Es iſt deshalb beabſichtigt, 
generell zu ſagen, daß abgeſehen von den in dieſem Abſchnitt behandelten Fällen jede 
wiſſentliche und gewiſſenloſe Herbeiführung einer unmittelbaren Gefahr für 
Menſchenleben beſtraft wird. Damit würde der Richter in der Lage ſein, jede nach 
der allgemeinen Volksanſchauung als gemeingefährlich anzuſehende Handlung zu be⸗ 
ftrafen. Daneben wird anderſeits nach der durch die Strafrechtsnovelle vom 28. 6. 
1935 eingefügten Vorſchrift des 8 330 c die Anterlaſſung einer Hilfe bei Anglücks⸗ 
fällen und gemeiner Gefahr oder Not beſtraft, wenn die Hilfeleiſtung nach geſunder 
Volksanſchauung gefordert werden kann, insbeſondere eine Aufforderung der Polizei- 
behörde ergangen iſt, und ohne erhebliche eigene Gefahr geholfen werden kann. 


4. Verletzung der Dienftpflicht 

Wenn der Staat der Volksführung und allen, die im Rahmen der Staatsverwaltung 
ein Amt mit obrigkeitlichen Befugniſſen ausüben, einen beſonderen Schutz gibt, ſo 
muß er auf der anderen Seite dafür ſorgen, daß jeder Amtsträger ſich der beſonderen 
Pflichten ſeines Amtes bewußt iſt und jeder Verſtoß gegen die notwendige Reinheit 
der Amtsführung beſonders ſtreng geahndet wird. Dieſer Grundſatz, der gerade 
innerhalb der preußiſchen Staatsverwaltung beſonders eindrucksvoll ſeit alten 
Zeiten betont worden iſt, liegt auch in weitem Amfange dem geltenden Strafgeſetz 
zugrunde. In einem beſonderen Abſchnitt über Verbrechen und Vergehen im Amte 
find die Vorſchriften, die die Reinheit des Amtes gewährleiſten ſollen, zuſammen⸗ 
gefaßt (88 331 bis 359). Ausgegangen iſt dabei von einem Beamtenbegriff, der weit 
über den eigentlichen ſtaats rechtlichen hinausgeht. Es hatte ſich gezeigt, daß in immer 
größerem Amfange obrigkeitliche Aufgaben auch Perſonen übertragen werden 
mußten, die ihrer ſtaatsrechtlichen Stellung nach nicht Beamte waren. Nach § 359 
ſind als Beamte im Sinne des Strafgeſetzes alle Perſonen aufzufaſſen, die im Dienſte 
des Reiches oder im unmittelbaren oder mittelbaren Dienſte eines Landes auf 
Lebenszeit, auf Zeit oder nur vorläufig angeſtellt ſind, gleich, ob ſie einen Dienſteid 
geleiſtet haben oder nicht. Anter weiteſter Ausdehnung dieſer Beſtimmung iſt in der 
Praxis demgemäß der Kreis der Beamten im Sinne des Strafrechts immer weiter 
gezogen worden. So find z. B die Notare, die Gemeindevorſteher, die Poſtagenten, 
die Kirchenbeamten, die öffentlichen Fleiſchbeſchauer, die Feldhüter uſw. als Beamte 
anzuſehen, nicht dagegen Rechtsanwälte, ein nur vertragsmäßig im Gefängnis be- 
ſchäftigter Arzt, Stadtverordnete uſw. Es kommt alſo, und das entſpricht dem Sinn 
dieſer Beſtimmungen, auf die tatſächliche Ausübung obrigkeitlicher Befugniſſe an. 
Soll auch nach dem Geſetz vom 30. 6. 1933 (RGBl. ] S. 433) zukünftig nur noch 
Beamten die Erfüllung obrigkeitlicher Aufgaben übertragen werden, ſo wird noch 
geraume Zeit bis zur Durchführung dieſes Grundſatzes vergehen. Inzwiſchen wird 
die Auffaſſung des Beamtenbegriſſs im Sinne des geltenden Geſetzes beibehalten 
werden müſſen, der auch die Bezeichnung „Amtsträger“ des Entwurfes des neuen 
Strafgeſetzbuches entſpricht, unter den jedoch in Zukunft bei verſchiedenen Vorſchriften 
auch Amtsträger der Partei einbezogen werden. 

Die einzelnen Vorſchriften behandeln den Mißbrauch der amtlichen Gewalt, Geſetz. 
widrigkeiten bei der Amtsausübung, Beſtechung, Geheimnisverrat, Amtsanmaßung 
ſowie Amtserſchleichung, wobei die letzten beiden Deliktsgruppen nur indirekt hierhin 
gehören, weil ſie von Nichtbeamten im Zuſammenhange von Amtshandlungen 
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handeln. Ein beſonders kraſſer Fall iſt die Rechtsbeugung. Sie begeht ein Beamter 
oder Schiedsrichter (d. h. wer auf Grund eines Schiedsvertrages berufen iſt, einen 
Nechtsſtreit zu entſcheiden), der ſich bei der Leitung oder Entſcheidung einer Rechts- 
ſache, gleich aus welchem Rechtsgebiete, vorſätzlich zugunſten oder zum Nachteile 
einer Partei einer unrichtigen Rechtsanwendung ſchuldig macht (8 336). Ein ähn- 
licher Gedanke liegt den SS 344 und 345 zugrunde, durch die Beamte beſtraft werden, 
die vorſätzlich gegen eine ihnen als unſchuldig bekannte Perſon die Eröffnung oder 
Fortſetzung einer Anterſuchung ſtrafrechtlicher oder diſziplinarer Art beantragen 
oder beſchließen, oder die vorſätzlich eine Strafvollſtreckung durchführen, die unzu⸗ 
läſſig iſt. Weiter gehört hierher der Fall der Begünſtigung im Amte, der dann 
vorliegt, wenn ein Beamter, der bei einem Strafverfahren oder der Vollſtreckung 
mitzuwirken hat, wiſſentlich einen Täter der im Geſetz vorgeſehenen Strafe oder 
Sicherungsmaßregel entzieht, z. B. durch Nichterhebung einer Anklage, Nichtanzeige 
eines Polizeibeamten oder Freiſprechung trotz Schuld (8 346). Auch ein Beamter, 
dem Gefangene anvertraut ſind, macht ſich eines Amtsdeliktes ſchuldig, wenn er dieſe 
vorſätzlich entweichen läßt oder deren Befreiung vorſätzlich bewirkt oder befördert 
(S 347). Hierbei wie bei der unzuläſſigen Strafvollſtreckung droht das Geſetz auch 
für die fahrläſſige Handlung Strafe an. 


Ein weiterer gefährlicher Mißbrauch eines Amtes kann durch Falſchbeurkundung er- 
folgen. Sie liegt vor, wenn ein Beamter, der zur Aufnahme öffentlicher Arkunden 
befugt iſt (z. B. Richter, Arkundsbeamter, Standesbeamter, Notar), innerhalb feiner 
Zuſtändigkeit vorſätzlich, d. h. in Kenntnis der Tatſachen und ihrer Rechtsfolgen, 
eine rechtlich erhebliche Tatſache falſch beurkundet oder falſch in öffentliche Regiſter 
oder Bücher einträgt (8 348) Ebenſo wird ein Beamter beſtraft, der eine ihm 
amtlich anvertraute oder zugängliche Arkunde vorſätzlich vernichtet, beſchädigt oder 
verfälſcht. Straferſchwerungsgrund iſt in beiden Fällen die Abſicht, ſich oder einem 
anderen einen Vermögensvorteil zu verſchaffen oder einem anderen einen Schaden 
zuzufügen. 


Hierneben iſt der Mißbrauch eines Amtes bei der Ausführung einer ſtrafbaren 
Handlung, die ſchon nach allgemeinen Beſtimmungen ſtrafbar iſt, als beſonderer 
Straferſchwerungsgrund möglich. So kennt das geltende Strafrecht die widerrecht⸗ 
liche Nötigung im Amte, bei der ein Beamter unter Mißbrauch oder Androhung 
des Mißbrauches ſeiner Amtsgewalt jemand widerrechtlich zu einer Handlung, 
Duldung oder Anterlaſſung nötigt (8 339), die Körperverletzung im Amte, wenn ein 
Beamter bei der Ausübung des Amtes oder gelegentlich einer ſolchen eine Körper. 
verletzung begeht oder begehen läßt (8 340), die Freiheitsberaubung im Amte, 
bei der ein Beamter vorſätzlich, aber unberechtigt ſeine amtlichen Befugniſſe zu einer 
Verhaftung oder Verlängerung einer beſtehenden Haft mißbraucht (8 341), und 
ferner den Hausfriedensbruch im Amte (8 342) ſowie ſchließlich die Beihilfe zur 
Doppelehe durch einen Religionsdiener oder Perſonenſtandsbeamten (8 338) und die 
Ausſageerpreſſung eines Anterſuchungsbeamten (8 343). Auch die Anterſchlagung im 
Amte hat eine beſondere Regelung erhalten. So wird ein Beamter, wenn er Gelder 
oder Sachen, die er in amtlicher Eigenſchaft empfangen oder in Gewahrſam hat, ſich 
rechtswidrig zueignet, mit höherer Strafe belegt als ein Nichtbeamter, der nach 
8 246 wegen Anterſchlagung beſtraft wird (8 350). Ein beſonderer Erſchwerungs⸗ 
grund beſteht, wenn der Beamte in Beziehung auf die Anterſchlagung auch noch 
Rechnungen, Regiſter oder Bücher unrichtig führt, verfälſcht oder unterdrückt oder 
unrichtige Belege anfertigt oder vorlegt (8 351). All dieſe Delikte ſollen im kommen⸗ 
den Strafrecht keine beſonderen Vorſchriften erhalten, da die Beſtrafung aus den 
Beſtimmungen über die jeweils zugrunde liegenden Taten erfolgen kann und die 
Qualiſizierung, daß die Tat von einem Beamten im Zuſammenhang mit ſeinem Amt 
begangen iſt, beim Strafmaß zur Berückſichtigung kommen kann. Dies würde in der 
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Praxis ganz von felbft erfolgen, könnte aber durch einen entſprechenden Hinweis 
im Allgemeinen Teil des Strafgeſetzbuches unter den Straferſchwerungsgründen zum 
Ausdruck gebracht werden. 

Eine beſondere Rolle ſpielt bei allen Amtsdelikten die Beſtechung. Es iſt ein Fun⸗ 
damentalſatz für die Arbeit des Beamten, daß er für ſeine dienſtliche Tätigkeit 
keinerlei Geſchenke oder Vorteile annehmen darf. Demgemäß wird wegen paſſiver 
Beſtechung ein Beamter beſtraft, der für eine in fein Amt einſchlagende und an ſich 
nicht pflichtwidrige Amtshandlung Geſchenke oder andere Vorteile annimmt, fordert 
oder ſich verſprechen läßt (8 331). Beſonders ſchwerwiegend iſt die Beſtechung aber 
dann, wenn die Amts- oder Dienſthandlung eine Pflichtverletzung enthält ($ 332). 
Ein ſpezieller Fall der ſchweren paſſiven Beſtechung hat im 8 334 noch eine Sonder- 
vorſchrift erhalten. Danach wird ein Richter, Schiedsrichter, Beiſitzer einer Arbeits- 
gerichtsbehörde, Geſchworener oder Schöffe, alſo jeder, der richterliche Funktionen 
auszuüben hat, mit Zuchthaus beſtraft, wenn er ſich im Sinne des 8 331 beſtechen 
läßt, um eine Rechtsſache, deren Leitung und Entſcheidung ihm obliegt, zugunſten 
oder zum Nachteil eines Beteiligten zu leiten oder zu entſcheiden. Die Rechtsbeugung 
auf Grund einer Beſtechung iſt wohl der ſchwerſte Fall eines Amtsverbrechens und 
zugleich der typiſchſte Ausdruck dieſer Kategorie von Straftaten. Durch die Beſtrafung 
allein der paſſiven Beſtechung würde aber die Bekämpfung dieſer Delikte noch nicht 
genügend wirkſam ſein. Deshalb wird auch derjenige, der einen Beamten oder auch 
einem Mitglied der bewaffneten Macht Geſchenke oder andere Vorteile anbietet, 
verſpricht oder gewährt, um ihn zu einer Verletzung der Amts. oder Dienſtpflicht 
zu beſtimmen, alſo nur im Falle der ſchweren Beſtechung, beſtraft (8 333, bei Richter 
beſtechung §8 334 Abſ. 2). Neben den Strafen iſt zu erklären, daß das Empfangene 
oder der Wert desſelben dem Staate verfallen iſt (8 335). 


Nach der Beſtechung ſind noch einige Sonderfälle von Amtsverbrechen ſpeziell geregelt 
worden. Einmal handelt es ſich um einen in früheren Jahrhunderten häufigeren 
Fall, die unberechtigte oder überhöhte Erhebung von Gebühren, Steuern, Abgaben 
oder Vergütungen durch Beamte, Anwälte oder Rechtsbeiſtände (88 352, 353). In 
gleicher Weiſe wird die vorſätzliche und rechtswidrige Verkürzung von amtlichen 
Leiſtungen an Geld oder Naturalien gegenüber dem Empfänger bei vollſtändiger 
Inrechnungſtellung beſtraft. Beide Vorſchriften ſollen indes in das kommende Straf- 
recht nicht mehr aufgenommen werden, da regelmäßig Betrug oder Untreue vor- 
liegen wird und deshalb eine Sonderbeſtimmung entbehrlich iſt. Ferner wird der 
Verletzung der Amtsverſchwiegenheit ein beſonderer Paragraph gewidmet. Danach 
wird ein Beamter des Auswärtigen Amtes, ſoweit nicht nach anderen Beſtimmungen 
eine ſchwerere Strafe verwirkt iſt, beſtraft, wenn er die Amtsverſchwiegenheit dadurch 
verletzt, daß er Schriftſtücke, die ihm anvertraut oder zugänglich find, oder An- 
weiſungen feiner Vorgeſetzten widerrechtlich anderen mitteilt (8 335 a). Das gleiche 
gilt für Beamte in auswärtiger Miſſion, wenn ſie den amtlichen Anweiſungen des 
Vorgeſetzten zuwiderhandeln oder dem Vorgeſetzten unrichtige Tatſachen zur Irre⸗ 
leitung berichten. Dieſe Beſtimmung wird im kommenden Strafgeſetzbuch noch dahin 
genauer beſtimmt werden, daß es ſich um Angelegenheiten handeln muß, die für die 
Beziehungen des Reiches zum Auslande von Bedeutung ſind. Gleichzeitig wird in 
Ergänzung eine neue Beſtimmung geſchaffen werden, durch die die Verletzung des 
Amtsgeheimniſſes ganz allgemein bei allen Amtsträgern unter Strafe geſtellt wird. 
Daneben ſollen aber die ſchon beſtehenden Vorſchriften über die Verletzung des 
Briefgeheimniſſes (unzuläffige Eröffnung oder Anterdrückung von Briefen und 
Paketen durch Poſtbeamte, 8 354) und die Verletzung des Telegraphen⸗ und Fern- 
ſprechgeheimniſſes (Verfälſchung oder unzuläſſige Eröffnung, Anterdrückung oder 
Weitergabe von Depeſchen und Fernſprechnachrichten durch Telegraphenbeamte, 
8 357) unter Verbeſſerung im einzelnen und Hinzufügung der Verletzung des Steuer- 
geheimniſſes (jetzt S 412 der Reichsabgabenordnung) beſtehen bleiben. 
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Einen für das neue Strafgeſetzbuch nicht mehr in Ausſicht genommenen Tatbeſtand 
enthält 8 357. Er behandelt einen Fall der Ausnutzung eines Autoritätsverhältniſſes, 
nämlich die Verleitung eines Antergebenen zu einer ſtraſbaren Handlung im Amte 
durch einen Amtsvorgeſetzten. Da durch dieſe Tat regelmäßig auch andere Straftat. 
beſtände, bei deren Erfaſſung dieſe beſonderen Amſtände berückſichtigt werden 
können, erfüllt werden, erſcheint ſie entbehrlich. 


Hierher gehört ferner noch die Amtsanmaßung, d. h. die unbefugte Ausübung eines 
öffentlichen Amtes. Sie liegt vor, wenn ein Täter ſich als Inhaber eines öffentlichen 
Amtes gebärdet oder eine Handlung vornimmt, die nur kraft eines öffentlichen 
Amtes vorgenommen werden darf, z. B. Verhaftung durch eine Privatperſon 
(8 132). Bei der Amtsanmaßung iſt für die Zukunft neben der Klarſtellung, daß der 
Täter das Bewußtſein der unbeſugten Amtsausübung haben muß, die Gleich- 
ſtellung der militäriſchen Dienſtgewalt mit dem öffentlichen Amte vorgeſehen. Im 
Zuſammenhang mit der Amtsanmaßung ſollen ferner im kommenden Strafgeſetz noch 
drei Vorſchriften aufgenommen werden, die ſich mit der Erſchleichung eines Amtes 
durch Täuſchung der Anſtellungsbehörde, mit der Erſchleichung einer beſtimmten 
Befähigung, z. B. dadurch, daß ein anderer für den Täter die notwendigen Prüfungen 
ablegt, und ſchließlich mit der Erſchleichung durch argliſtige Täuſchung befaſſen. 


5. Bettel und Arbeitsjcheu 


In dieſem Abſchnitt ſollen aus geltenden Vorſchriften entwickelte Beſtimmungen gegen 
den Müßiggang zuſammengefaßt werden. So ſoll derjenige ſtrafbar ſein, der ſich 
durch Spiel, Trunk oder Müßiggang außerſtande ſetzt, ſeinen Anterhalt zu verdienen 
oder ſeine geſetzlichen Anterhaltspflichten zu erfüllen, letzteres entſprechend der 
jetzigen Abertretung des 8 361 Ziff. 5. Ferner ſoll das Landſtreichen, Betteln und 
Ausſchicken von Kindern zum Betteln wie bisher beſtraft werden (8 361 Ziff. 3 und 4). 


6. Zweikampf 


Seit alten Zeiten war es üblich, gewiſſe Streitigkeiten im Wege des Zweikampfes 
auszutragen. Das Strafgeſetzbuch muß deshalb dazu Stellung nehmen, ob es neben 
den ſtaatlichen Möglichkeiten, Recht zu ſchaffen, auch noch den Austrag eines Zwei ⸗ 
kampfes, d. h. eines verabredeten Kampfes zweier Perſonen mit tödlichen Waffen 
nach vereinbarten oder hergebrachten Regeln, zulaſſen will. Dabei iſt zu berüd-. 
ſichtigen, daß der Zweikampf in weitem Amfange Angelegenheit beſtimmter Bevölke⸗ 
rungskreiſe geworden iſt, während von ihm im Übrigen kein Gebrauch mehr gemacht 
wird. Im Hinblick auf dieſe Entwicklung erſchien bereits im geltenden Strafgeſetz 
kein Bedürfnis, den Zweikampf als Mittel zur Sicherung der Ehre noch zuzulaſſen. 
Das Strafgeſetzbuch ſtellt deshalb ſowohl den Zweikampf ſelbſt (8 205) wie die 
Herausforderung und Annahme eines ſolchen (8 301) und ſogar die abſichtliche An⸗ 
reizung durch Betreiben des Kampfes oder durch Androhung von Verachtung (8 210) 
unter Strafe. Tötung und Tötungsabſicht erſcheinen als erſchwerende Amſtände 
(88 202 und 206). Daneben wurde auch das Kartelltragen unter Strafe geſtellt 
(8 203), jedoch bei ernſtlicher Bemühung der Kartellträger um Verhinderung des 
Zweikampfes Strafloſigkeit zugeſichert, ebenſo wie dieſe grundfätzlich für Sekun⸗ 
danten, Zeugen und Arzte zugebilligt wurde, da dadurch wenigſtens die beſondere 
Gefährlichkeit gemindert wird. Erſchwerend ſoll aber jede vorſätzliche Abertretung 
der vereinbarten oder hergebrachten Kampfesregeln ſowie die Nichthinzuziehung von 
Sekundanten beurteilt werden (88 207, 208). Herausforderung und Annahme bleiben 
im übrigen ſtraflos, wenn der Zweikampf vor Beginn freiwillig aufgegeben wird. 


Da mit dieſen Vorſchriften auch die akademiſche Beſtimmungsmenſur unter Verbot 
geſtellt war, hat die nationalſozialiſtiſche Regierung durch Einfügung des 8 210 klar. 
geſtellt, daß der Zweikampf mit Schlägern, worunter wohl auch die einfachen Säbel zu 
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verſtehen find, unter Vorkehrungen, die beſtimmt und geeignet find, gegen Lebens- 
gefahr zu ſchützen, ſtraflos iſt. Dieſe Art von Zweikampf hat ſich als ein Sportkampf 
entwickelt, gegen den ſtrafrechtlich einzuſchreiten kein ſtaatliches Intereſſe beſteht. Es 
fragt ſich, ob nicht darüber hinaus jeder Zweikampf ſtraflos bleiben ſoll. Dieſem 
Gedanken folgt der Entwurf. Er geht hierbei davon aus, daß der Zweikampf auf 
Grund von Ehrenordnungen beſtimmter Verbände ausgetragen wird, die eine ein⸗ 
gehende Regelung der Behandlung von Ehrhändeln geben und ſtaatlich zu prüfen 
und anzuerkennen find. Damit würde der Anwendungsbereich des Zweikampfes um⸗ 
grenzt und ſtaatlich kontrolliert, im übrigen aber der Zweikampf als Mittel zum 
Ehrenſchutz wieder anerkannt. Selbſtverſtändlich würde dann nur der nach den vor- 
geſehenen und hergebrachten Regeln ausgetragene Kampf als Zweikampf angeſehen 
werden, während jeder andere Kampf ſtrafwürdig bleiben und als Körperverletzung 
u. dgl. zu beſtrafen ſein würde. 


C. Angriffe auf die Rechtsordnung 


1. Angriffe auf Rechtspflege und UDerwaltung 

Zum Schutze der Volksordnung gehört auch die Sicherung der Rechtsordnung und 
insbeſondere des Rechtslebens. Durch Angriffe auf die Rechtspflege und die Ver 
waltung, durch Eides verletzungen und durch Arkundenfälſchungen kann in das Rechts- 
leben eingegriffen und dieſes beeinträchtigt werden. Es bedarf deshalb ſchärfſter 
ſtrafrechtlicher Abwehr aller ſolcher verbrecheriſcher Handlungen. Während im 
geltenden Recht eine Zuſammenfaſſung aller dahin gehender Schutzvorſchriften nicht 
erfolgt iſt, ſoll eine ſolche im kommenden Strafrecht vorgenommen werden. 

An der Spitze werden einige Vorſchriften ſtehen, die das geltende Geſetz nicht kennt. 
So ſoll die öffentliche Verhöhnung der Rechtspflege, die öffentliche Erörterung der 
Schuldfrage in ſchwebenden Strafverfahren und die Einſchüchterung des Gerichtes 
ſowie ferner die Fälſchung und Anterdrückung von Beweismitteln in einem Rechts- 
verfahren vor einer Behörde oder einem Schiedsgericht, evtl. auch in einem partei; 
amtlichen Verfahren, gleich um welches Rechtsgebiet es ſich handelt, unter Strafe 
geſtellt werden. 

Hierneben ſoll weitergehend als im geltenden Recht die Anterlaſſung möglicher und 
nach allgemeiner Anſchauung auch zu verlangender Mitwirkung bei der Verhinderung 
von Verbrechen beſtraft werden. Nach 8 139 StGB wird beſtraft, wer zu einer Zeit. 
in der die Verhütung des Verbrechens noch möglich iſt, von dem Vorhaben eines 
Hochverrates, Landesverrates, Münzverbrechens, Mordes, Raubes, Menſchen⸗ 
raubes oder eines nach dem Geſetz gemeingefährlichen Verbrechens glaubhafte 
Kenntnis erhält und es unterläßt, hiervon der Behörde oder dem Bedrohten recht. 
zeitig Anzeige zu machen. Die Strafbarkeit tritt aber nur ein, wenn das Verbrechen 
begangen oder ein ſtrafbarer Verſuch unternommen iſt. Anter Erweiterung dieſer 
Beſtimmung bezüglich einiger Delikte ſoll in Zukunft die Anterlaſſung der Anzeige 
ſelbſt bei einer auf Fahrläſſigkeit beruhenden Nichtkenntnis beſtraft werden. Auch 
die Anterlaſſung der Anzeige eines Täters bei einer mit dem Tode bedrohten Hand- 
lung nach begangener Tat ſoll ſtrafbar werden, wenn die Behörde öffentlich zur Mit⸗ 
teilung etwa vorhandener Kenntnis aufgefordert hat. 


Ein weiterer Eingriff in die Rechtspflege liegt in der Begünſtigung eines Täters. 
Dieſe kann in zweierlei Weiſe erfolgen. Es macht ſich ſtrafbar, wer nach der 
Begehung eines Verbrechens oder Vergehens dem Täter oder Teilnehmer wiſſentlich 
Beiſtand leiſtet, einmal, um denſelben der Beſtrafung zu entziehen (Strafverbüßung 
für einen anderen, geſchenkweiſe Zahlung einer Geldſtrafe, pflichtwidrige Anter⸗ 
laſſung einer Strafanzeige, Nichtangabe des Aufbewahrungsortes geſtohlener 
Sachen), und dann, um ihm die Vorteile der Tat zu ſichern (Aufbewahrung geftohlenen 
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Gutes, Einlöfung geſtohlenen Pfandſcheines u. dgl., 8 257). Ein Straferſchwerungs⸗ 
grund iſt hierbei gegeben, wenn der Begünſtiger um ſeines Vorteiles willen handelt, 
und zwar je nach der Art der begangenen Tat (8 258). 


Ein Mißbrauch mit der Rechtspflege wird im Falle der falſchen Anſchuldigung 
betrieben. Deshalb wird beſtraft, wer einen anderen wider beſſeres Wiſſen bei einer 
Behörde, einem für die Aufnahme von Anzeigen zuſtändigen Beamten, einem mili- 
täriſchen Vorgeſetzten oder auch öffentlich einer ſtrafbaren Handlung oder der Ver⸗ 
letzung einer Amts- oder Dienſtpflicht in der Abſicht verdächtigt, ein behördliches 
Verfahren gegen ihn herbeizuführen oder zur Fortdauer zu bringen. Die Abſicht des 
Täters iſt nach dem Beweggrund zu beſtimmen und danach, ob die Verſchaffung eines 
Vorteiles für ſich oder für einen Dritten erſtrebt iſt. Neben der abſichtlichen kann 
auch die vorſätzliche oder leichtfertige falſche Anſchuldigung beſtraft werden (8 164). 
Ergänzend wird in Zukunft noch die Vortäuſchung einer ſtrafbaren Handlung ſtraf⸗ 
rechtlich geahndet werden, da fie neben der falſchen Anſchuldigung häufig zu unberech⸗ 
tigten Rechtsmaßnahmen führt. Mit beiden Beſtimmungen wird zugleich die Ehre 
der betroffenen Volksgenoſſen unter Schutz geſtellt. 


Schließlich gibt es noch eine Reihe von Einzelvorſchriften, die zum Schutze der 
Rechtspflege ſich als notwendig erwieſen haben. So wird der Parteiverrat, d. h. das 
pflichtwidrige Dienen eines Anwaltes in derſelben Rechtsſache für beide Parteien 
(8 356), wozu in Zukunft der Verrat der bei Ausübung des Berufes anvertrauten 
Geheimniſſe (nach Auflöſung des jetzigen 8 300, vgl. unter IV 6) kommen wird, der 
Gewahrſamsbruch, alſo die vorſätzliche Vernichtung oder Beſchädigung von Arkunden, 
Akten oder dgl., die ſich im amtlichen Verwahr befinden (§ 133), der Siegelbruch, 
alſo die unbefugte Entfernung von amtlichen Siegeln zwecks Verſchließung, Bezeich- 
nung oder Beſchlagnahme einer Sache (8 136), ſowie der Verſtrickungsbruch, die vor⸗ 
ſätzliche Beiſeiteſchaffung, Zerſtörung oder Verſtrickungsentziehung gepfändeter 
Sachen (8 137) mit Strafe bedroht. Auch die böswillige Beſchädigung oder Be⸗ 
ſeitigung öffentlicher Bekanntmachungen (8 134), die unerlaubte Ausübung eines 
Berufes oder Gewerbes trotz ſtrafgerichtlicher Anterſagung (8 145 c) und das Verbot 
von Mitteilungen aus Gerichtsverhandlungen, bei denen die Offentlichkeit aus- 
geſchloſſen war, oder ſoweit Schweigepflicht auferlegt war oder prozeſſual Veröffent⸗ 
lichungsverbot beſtand (teilweiſe 8 184, teilweiſe erweiternd für die Zukunft 
beabſichtigt), gehören hierher. Ferner ſoll an dieſer Stelle im kommenden Geſetz die 
Flucht eines Verkehrsteilnehmers nach einem Anfall, an dem er beteiligt war, um ſich 
der Beſtrafung zu entziehen, unter Strafdrohung geſtellt werden. Die ſogenannte 
Führerſlucht der Kraftfahrer gemäß 8 22 Kc G ſoll danach erweitert werden auf alle 
Verkehrsteilnehmer einſchließlich Fußgänger und wegen der Gefährlichkeit der Tat 
als Verkehrsſünderflucht ihren Platz im Strafgeſetzbuch haben. 


Z. Eidesverietzung 


Die Feſtſtellung der Tatſachen wird in der Rechtspflege immer ſehr ſtark auf die 
Bekundung des Tatſachenwiſſens durch Perſonen, die an dem zu behandelnden Vor⸗ 
fall beteiligt waren oder ihn beobachtet haben, angewieſen ſein. Hierbei ſind ſeit 
alters her Beteuerungen von den Bekundenden verlangt worden, um dieſe an die 
Pflicht zur Wahrheit zu binden. Hieran knüpft gleichzeitig das Strafrecht an und 
ſtellt jede Verletzung der unter dem Eide in beſonders feierlicher Form erfolgten 
Verſicherung der Wahrheit unter Strafe. Die beiden häufigſten Fälle find in den 
88 153 und 154 geregelt. Danach wird zunächſt der Parteimeineid mit ſchwerer Zucht 
hausſtrafe bedroht, d. h. alſo der wiſſentlich falſche, objektiv unrichtige Schwur 
eines zugeſchobenen, zurückgeſchobenen oder auferlegten Eides, ſowie die eidliche 
Bekräftigung der wiſſentlich falſchen Ausſage durch eine Partei. Hier handelt es ſich 
alſo um zivilprozeſſuale Parteieide ſowie den Offenbarungseid. Der Zeugen und 
Sachverſtändigeneid iſt im 8 154 beſonders behandelt und verlangt zur Verwirk⸗ 
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lichung des Tatbeſtandes ein unter dem Eide vor einer zur Abnahme von Eiden zu⸗ 
ſtändigen Behörde abgegebenes falſches Zeugnis oder falſches Gutachten, wobei die 
etwa daraufhin erfolgte Verurteilung eines Angeſchuldigten zum Tode oder beſonders 
ſchwerer Freiheitsſtrafe einen Straferſchwerungsgrund bildet. Als wiſſentlich falſch 
wird der Eid auch dann angeſehen, wenn nur ein bedingter Vorſatz vorgelegen hat; 
eine Abſicht iſt nicht erforderlich. Der Ableiſtung des Eides wird gleichgeachtet, wenn 
ein Mitglied einer mit ihren Gebräuchen ſtaatlich geſtatteten Religionsgeſellſchaft 
ſtatt des Eides die Beteuerungsformel ſeiner Religionsgeſellſchaft abgibt oder wenn 
ein Beamter unter Berufung auf ſeinen Dienſteid eine amtliche Verſicherung gibt 
oder ſich jemand auf den in gleicher Eigenſchaft früher geleiſteten oder einen ein für 
allemal geleiſteten Sachverſtändigeneid beruft (8 155). Neben dem Eide ſelbſt wird 
auch vor einer zur Abnahme einer Verſicherung an Eides Statt zuſtändigen Behörde 
(Gericht, Finanzamt, nach 8 174 RAbgO uſw.) die wiſſentlich falſche Abgabe einer 
ſolchen Verſicherung beſtraft (§ 156). Auch hier gilt hinſichtlich des Vorſatzes dasſelbe 
wie beim Meineid. 

In allen Fällen iſt die fahrläſſige Begehung ebenfalls für ſtrafbar erklärt, da auch ein 
leichtfertig falſches Schwören im Intereſſe der Rechtsſicherheit beſtraft werden muß. 
Ebenſo iſt mit Rückſicht auf die Gefährlichkeit der Tat die verſuchte, alſo erfolgloſe 
Anſtiftung oder, wie es im Geſetz heißt, das Anternehmen, einen anderen zur 
Begehung eines Meineides oder zur Abgabe einer falſchen eidesſtattlichen Verſiche 
rung zu verleiten, mit Strafe bedroht (8 159). In gleicher Weiſe ift die verſuchte 
Ausnutzung eines anderen als mittelbaren Täters ſtrafbar, alſo die Verleitung eines 
anderen, der nach feiner Sachkenntnis fahrläſſig oder in Ankenntnis etwas objektiv 
Falſches eidlich bekunden würde, zu einer Eidesverletzung (8 160). Auf der anderen 
Seite gibt das Geſetz aber auch eine Reihe von Strafmilderungsgründen für den 
Schwörenden, z. B. wenn er Gefahr gelaufen wäre, bei Angabe der Wahrheit eine 
Strafverfolgung gegen ſich ſelbſt zu veranlaſſen, oder wenn er eine Berechtigung zur 
Ablehnung der Ausſage gehabt hätte und, ohne über das Ablehnungsrecht belehrt zu 
ſein, unrichtige Bekundungen gemacht hat (8 157). Gleicherweiſe tritt Strafermäßi⸗ 
gung ein, wenn die falſchen Angaben widerrufen werden, bevor eine Anzeige wegen 
der Eidesverletzung erfolgt oder eine Anterſuchung eingeleitet und bevor ein Rechts. 
nachteil für einen anderen aus der falſchen Ausſage entſtanden iſt (8 158). Beim 
fahrläffigen Falſcheid tritt alsdann ſogar Strafloſigkeit ein. 

Eine beſondere Frage bildet ſeit jeher die Beſtrafung einer falſchen uneidlichen Aus⸗ 
ſage. Das geltende Geſetz kennt eine ſolche nicht und auch im Entwurf des kommen ⸗ 
den Strafgeſetzes ift fie nicht vorgeſehen, da im Falle der Strafbarkeit auch der uneid⸗ 
lichen Ausſage die Bedeutung der eidlichen Ausſage herabgeſetzt würde und zudem 
die Abgrenzung, welche uneidlichen Ausſagen ſtrafwürdig find, nur ſchwer zu 
ſinden iſt. 


3. Urhundenfälſchung 

Während das geltende Strafrecht die Arkundenfälſchung in erſter Linie als ein Delikt 
gegen das Vermögen des einzelnen anſieht, wird in Zukunft der entſcheidende Wert 
darauf gelegt, daß durch die Arkundenfälſchung die Ordnung und Sicherheit des 
Rechtsverkehrs gefährdet wird. Sie iſt deshalb im Zufammenhang mit den An⸗ 
griffen auf die Rechtsordnung zu behandeln. Ausgegangen wird bei den geſamten 
Beſtimmungen von einem beſtimmten Begriff der Arkunde, der im geltenden Geſetz 
keine Feſtlegung erfahren hat, ſie jedoch zwecks einheitlicher Auffaſſung im kommenden 
Strafgeſetz erhalten ſoll. Arkunden ſind nach der Auffaſſung des Reichsgerichts alle 
Gegenftände, alſo nicht nur Schriftſtücke, die nach Geſetz, Herkommen oder Verein; 
barung der Beteiligten dazu beſtimmt und geeignet find, über ihr körperliches Daſein 
hinaus eine Gedankenäußerung des Arhebers darzuſtellen und für beſtimmte rechtliche 
Beziehungen Beweis zu erbringen. Danach ſind Arkunden auch Beweiszeichen, 
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Automobilnummern, Verſchlußplomben, Dienſtſtempel, die Striche des Wirtes auf 
dem Bierſilz, Markenhefte einer Tauſchvereinigung u. dgl. Das Geſetz unterſcheidet 
ferner zwiſchen öffentlichen Arkunden und Privaturkunden. Letztere ſind nur bedeut⸗ 
ſam, wenn ſie zum Beweiſe von Rechten oder Rechtsverhältniſſen von Erheblichkeit 
ſind. Die öffentlichen Arkunden müſſen durch eine öffentliche Behörde oder eine mit 
öffentlichem Glauben verſehene Perſon innerhalb der Grenzen der Amtsbefugniſſe 
in der vorgeſchriebenen Form ausgeſtellt ſein. Wenn bei den öffentlichen Arkunden 
nicht die Beweiserheblichkeit für Rechte oder Rechtsverhältniſſe, worunter die für 
jede Urkunde erforderliche Beweisfähigkeit auch für Nechtsangelegenheiten zu ver- 
ſtehen iſt, verlangt wird, ſo iſt dies deshalb nicht geſchehen, weil ſie an ſich ſchon zu 
öffentlichem Glauben mit Wirkung für und gegen jedermann errichtet ſein müſſen. 
Aufbauend auf dieſe in der Praxis gefundene Begriffsbeſtimmung will das kommende 
Strafgeſetz zwiſchen beweiserheblichen Schriften, öffentlichen Beglaubigungszeichen 
und öffentlichen Beweiszeichen unterſcheiden. 


Beſtraft wird nun, wer in rechtswidriger Abſicht ſolche Arkunden, und zwar bei den 
öffentlichen auch ausländiſche, verfälſcht oder fälſchlich anfertigt und von denſelben 
zum Zwecke einer Täuſchung Gebrauch macht (8 267). Bei der Verfälſchung iſt eine 
Veränderung der gedanklichen Erklärung einer echten Arkunde erſorderlich, während 
bei der fälſchlichen Anfertigung eine falſche Arkunde mit dem Anſcheine, echt und von 
einer anderen Perſon ausgeſtellt zu ſein, hergeſtellt wird. Das Gebrauchmachen der 
falſchen Arkunde iſt die zweite Vorausſetzung für die Strafbarkeit und muß zum 
Zwecke der Täuſchung erſolgt ſein. Der fälſchlichen Anfertigung wird gleichgeachtet, 
wenn jemand einem mit der Anterſchrift eines anderen verſehenen Papiere ohne 
deſſen Willen, oder ihm ſogar zuwider, durch Ausfüllung einen beſtimmten urkund⸗ 
lichen Inhalt gibt, der Fall der Blankettfälſchung (8 269). Auch das Gebrauchmachen 
einer bereits falſchen oder gefälſchten Arkunde in Kenntnis davon wird als Arkunden⸗ 
fälſchung beſtraft (8 270). Straferſchwerungsgrund bildet auch bei der Arkunden - 
fälſchung die Abſicht, ſich oder einem anderen einen Vermögensvorteil zu verſchaffen 
oder einem anderen Schaden zuzufügen (8 268). 


Neben der eigentlichen Arkundenfälſchung behandelt 8 271 noch die mittelbare Falſch ; 
beurkundung. Sie liegt dann vor, wenn jemand vorſätzlich bewirkt, daß Erklärungen, 
Verhandlungen oder Tatſachen von Rechtserheblichkeit in öffentlichen Urkunden, 
Büchern oder Regiſtern als abgegeben oder geſchehen beurkundet werden, obwohl fie 
überhaupt nicht oder anders oder von anderen Perſonen abgegeben oder geſchehen 
find, z. B. Anmeldungen zum Eintrag in das Standesregiſter, Handelsregiſter u. dgl. 
(8 271), woneben der Straferſchwerungsgrund der Vorteilserſtrebung ebenfalls vor- 
geſehen iſt (8 272) und wiederum das Gebrauchmachen einer vorhandenen und als 
ſolcher bekannten Falſchbeurkundung dieſer ſelbſt gleichgeſtellt iſt (8 273). 


Einige beſondere Beſtimmungen geben noch die SS 274 und 277 bis 279, während die 
Tatbeſtände der SS 275, 276 zu den Angriffen auf die Münzhoheit übernommen 
werden. Strafbar iſt danach die in der Abſicht, einem anderen Nachteile zuzufügen, 
vorgenommene Vernichtung, Beſchädigung oder Anterdrückung von Urkunden, die 
dem Täter nicht oder nicht ausſchließlich gehören, ſowie die in gleicher Abſicht vor⸗ 
genommene Verrückung von Grenzſteinen u. dgl. Schließlich iſt die Fälſchung von 
Geſundheitszeugniſſen ſowie die Ausſtellung ſachlich unrichtiger Geſundheitszeugniſſe 
zu Täuſchungszwecken bei Behörden oder Verſicherungsgeſellſchaften und deren 
Gebrauchmachung mit Strafe bedroht, Vorſchriften, die angeſichts der ſteigenden 
Bedeutung der Geſundheitszeugniſſe im Dritten Reich in Zukunft noch einen weiteren 
Ausbau erfahren ſollen. Auch die jetzt als Abertretung vorgefehene Fälſchung von 
Legitimationspapieren zum Zwecke des beſſeren Fortkommens (8 363) ſoll in Zukunft 
unter Verſchärſung der Strafandrohung an dieſer Stelle in das Strafgeſetzbuch ein ⸗ 
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4. Geldfälfchung 

Die Sicherheit des Nechtslebens und der ordnungsmäßige Ablauf des wirtichaft- 
lichen Geſchehens bedingen einen ſtarken Schutz gegen alle Eingriffe in die Währung 
und die Zahlungsmittel. Hinſichtlich der letzteren, alſo des Geldes im weiteren 
Sinne, gibt das Strafgeſetzbuch Beſtimmungen gegen die Falſchmünzerei, den Geld⸗ 
betrug, das Falſchgeld und die Münzverringerung. Unter Geld verſteht das Geſetz 
dabei jedes vom Staat oder einer ermächtigten Stelle als Wertträger beglaubigte 
und zum Amlauf im öffentlichen Verkehr beſtimmte Zahlungsmittel. Den Münzen 
und dem Papiergeld werden demgemäß gleichgeachtet die Banknoten, die auf den 
Inhaber lautenden Schuldverſchreibungen, die Aktien, Obligationen u. dgl. (8 149). 
Eine Definition des Geldbegriffes enthält das Geſetz nicht; fie ſoll aber im kommen⸗ 
den Strafgeſetzbuch aufgenommen werden. 


Als Falſchmünzer wird verfolgt, wer inländiſches oder ausländiſches Geld nachmacht, 
um das nachgemachte Geld als echtes zu gebrauchen oder ſonſt in Verkehr zu bringen, 
insbeſondere zu verbreiten (8 146). Auf den Metallwert bei Münzen kommt es dabei 
nicht an, ſo daß Falſchmünzerei auch dann gegeben iſt, wenn ein gefälſchtes Geldſtück 
größeren Metallwert hat als ein echtes. In gleicher Weiſe iſt wegen Münzver⸗ 
fälſchung ſtrafbar, wer in der vorgenannten Verwendungsabſicht echtem Gelde durch 
Veränderung den Schein eines höheren Wertes oder verrufenem Geld, das nicht 
mehr gilt, das Anſehen noch gültigen Geldes gibt (8 146), oder wer das von ihm auch 
ohne dieſe Abſicht verfälſchte oder nachgemachte Geld in Verkehr bringt, ſowie 
ſchließlich auch derjenige, der nachgemachtes oder verfälſchtes Geld ſich verſchafft oder 
einführt und es dann in den Verkehr bringt (8 147). Mit Rüdfiht auf die Gefähr ⸗ 
lichkeit der Verbreitung von Falſchgeld wird ferner auch derjenige, der nachgemachtes 
oder verfälichtes Geld als echtes empfängt und nach erkannter Anechtheit als echtes 
in den Verkehr bringt, beſtraft (8 148). 


Da bei dem Metallgeld regelmäßig ein beſtimmter Metallwert vorliegt, muß zur 
Sicherung der erforderlichen Zuverläſſigkeit der Münzen auch die Münzverringerung, 
d. h. die Verringerung des Metallwertes durch Beſchneiden, Abfeilen uſw., unter 
Strafe geſtellt werden (8 150). Schließlich müſſen neben der verſuchten Handlung 
vorbeugend bereits gewiſſe Vorbereitungshandlungen wegen ihrer Gefährlichkeit mit 
Strafe bedroht werden, ſo die Anſertigung von Formen, Platten, Siegeln u. dgl. 
zum Zwecke eines Münzverbrechens (8 151); auch iſt regelmäßig auf ihre Einziehung 
zu erkennen, ebenſo wie bei allen Münzdelikten auf die des Falſchgeldes, ſelbſt wenn 
die Verfolgung oder die Verurteilung einer beſtimmten Perſon nicht ftatt- 
findet (8 152). 

Sum Münzverbrechen gehören ſchließlich noch die jetzt bei der Arkundenfälſchung 
behandelten Fälſchungen von Stempelmarken, Poſtmarken, Päſſen, Stempelabdrucken 
u. dgl. (8 275) ſowie die Wiederverwendung von ſchon einmal verwendeten und damit 
entwerteten derartigen Wertzeichen (8 276). 


D. Schutz der Bewegung 


Entſprechend der Struktur des nationalfozialiſtiſchen Staates bedarf die Bewegung 
als die politiſche Kerntruppe des Volkes ebenſo eines ſtrafrechtlichen Schutzes wie 
der Staat. Das geltende Strafrecht kennt bisher einen ſolchen freilich nur in 
gewiſſem Amfange, insbeſondere in den einzelnen Schutzgeſetzen der letzten Zeit. 
Hierher gehören vor allem das Geſetz gegen die Neubildung von Parteien und das 
Geſetz gegen die heimtückiſchen Angriffe auf Staat und Bewegung vom 20. 12. 1934. 
In letzterem ſind die Partei und ihre Einrichtungen mit dem Staat in gleicher Weiſe 
gegen verleumderiſche Tatſachenbehauptungen und hetzeriſche Beſchimpfungen geſchützt. 
Insbeſondere ſind auch die leitenden Perſönlichkeiten der Partei, alſo neben dem 
Führer ſelbſt und deſſen Stellvertreter vor allem die Reichsleiter, alfo die der Staats- 
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führung entſprechende Parteiführung, unter Schutz geſtellt. Hierneben iſt durch die 
Strafrechtsnovelle vom 28. 6. 1935 in dem neuen 8 134 b StGB in Abereinſtimmung 
mit der entſprechenden Schutzvorſchriſt des 8 134 a für den Staat die öffentliche 
Beſchimpfung und überlegte böswillige Verächtlichmachung der NSDAP., ihrer 
Gliederungen, Hoheitszeichen, Standarten, Fahnen und Abzeichen mit Strafe 
bedroht. Damit iſt in nicht unerheblichem Amfange der Schutz der Bewegung geſichert. 
Dieſe Vorſchriften ſollen in das kommende Strafgeſetzbuch entſprechend übernommen 
werden. Daneben werden aber noch für eine Reihe von Einzelfällen Schutzvorſchriften 
aufzunehmen fein. Dabei iſt ſyſtematiſch überall da, wo Perſönlichkeiten, Organe und 
Einrichtungen des Staates geſchützt werden, ein Schutz auch für entſprechende Partei; 
organe und einrichtungen vorzuſehen. So wird kein beſonderer Abſchnitt „Schutz der 
Bewegung“ entſtehen, der bei den Erneuerungsarbeiten zunächſt an dieſer Stelle 
vorgeſehen war, ſondern der Schutz der Bewegung wird entſprechend der Einheit 
von Partei und Staat organiſch in das geſamte Geſetz durchgehend eingebaut ſein. 
Der Schutz gegen den Mißbrauch von Parteiabzeichen, Aniformen u. dgl., der heute 
ebenfalls im Geſetz vom 20. 12. 1934 geregelt iſt, wird zum Teil ebenfalls in das 
Strafgeſetz als Dauervorſchrift aufgenommen werden, zum Teil gefondert geregelt 
bleiben. 


IV. Schutz der Perſönlichkeit 
1. Tötung 


An der Spitze der Schutzvorſchriften für die einzelnen Volksgenoſſen ſtehen die Straf- 
drohungen gegen Angriffe auf das Leben. Das geltende Recht unterſcheidet bei der 
Tötung zwiſchen Mord (8 211) und Totſchlag (8 212). Beim Mord führt der Täter 
vorſätzlich und mit Aberlegung ſeine Tat aus, während Kennzeichen des Totſchlages 
iſt, daß nicht mit Überlegung gehandelt wird. Die Aberlegung muß während der 
Ausführung vorhanden ſein, da das Verhalten des Täters beim Zeitpunkt der Tat 
beurteilt werden ſoll. Auf einen überlegten Plan kommt es dagegen nicht an. Aus 
welchem Grunde demgegenüber beim Totſchlag die Aberlegung fehlt, iſt unerheblich, 
und ein Handeln im Affekt iſt wohl ein häufiges, aber nicht notwendiges Kenn⸗ 
zeichen der Totſchlagshandlung. Für Affekthandlungen gibt im übrigen § 213 noch 
einen Milderungsgrund, wenn nämlich der Totſchläger ohne eigene Schuld durch eine 
ihm oder einem Angehörigen zugefügte Mißhandlung oder ſchwere Beleidigung von 
dem Getöteten zum Zorn gereizt und hierdurch auf der Stelle zur Tat hingeriſſen 
worden iſt. Einen Straferſchwerungsgrund dagegen gibt 8 214, wenn nämlich ein 
Täter beim Anternehmen einer ſtrafbaren Handlung einen Totſchlag begeht, um ein 
entgegentretendes Hindernis zu beſeitigen oder um ſich der Ergreifung auf friſcher 
Tat zu entziehen. Drei beſondere Fälle der Tötung, der Totſchlag an einem Ver⸗ 
wandten aufſteigender Linie (8 215), die Tötung auf das ausdrückliche und ernſtliche 
Verlangen des Getöteten ($ 216) und der Kindesmord, alſo die Tötung ihres unebe- 
lichen Kindes in oder gleich nach der Geburt durch die Mutter (8 217), find wegen 
des Strafmaßes ſpeziell behandelt worden. 


Für das kommende Straſgeſetzbuch iſt eine Vereinfachung der Tötungsbeſtimmungen 
vorgeſehen. Das Anterſcheidungsmerkmal der Aberlegung bei der Ausführung der 
Tat ſoll in Fortfall kommen, da dieſe immer wieder praktiſch ſchwer feſtſtellbar ge⸗ 
weſen iſt und entſprechend dem Täterſtrafrecht die Anterſcheidung und Bewertung der 
einzelnen Tötungshandlungen nach dem verbrecheriſchen Motiv und der Intenſität 
des Willens, gemeſſen an der Art der Ausführung der Tat und den verfolgten 
Zwecken, gerechtfertigter und zugleich praktiſcher iſt. Als kennzeichnende Motive des 
Mörders nennt der Entwurf des kommenden Strafrechts Mordluſt, Grauſamkeit, 
Habgier, Befriedigung des Geſchlechtstriebs, als bezeichnende Ausführungsarten 
Feuer, Sprengſtoff, Gift u. dgl. und als charakteriſtiſche Zwecke Ermöglichung eines 
Verbrechens und Entziehung einer Strafverfolgung. Wo nicht derartige befondere 
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Verwerflichkeit vorliegt, wird entſprechend milder als Totſchlag beſtraft. Die be 
ſonderen Anwendungsfälle der Tötung bedürfen daneben keiner geſetzlichen Er. 
wähnung mehr, da fie nach dieſen Grundſätzen behandelt werden können. Ebenſo bat 
die mildere Beſtrafung der Tötung auf Einwilligung keine Berechtigung mehr, da 
ſie individuellem Gedankengut entſpricht. 


Neben dieſer vorſätzlichen Tötung wird auch die fahrläſſige Verurſachung des Todes 
eines Menſchen beſtraft, und zwar beſonders ſchwer, wenn der Täter zu der außer 
acht gelaſſenen Aufmerkſamkeit vermöge feines Amtes, Berufes oder Gewerbes be- 
ſonders verpflichtet war (§S 222). Die Fahrläſſigkeit iſt auch hier nach dem allge⸗ 
meinen Begriff zu beſtimmen, d. h. das zu erwartende Maß der Sorgfalt richtet ſich 
nach den Amſtänden und den perſönlichen Kenntniſſen und Fähigkeiten des Täters. 
Die Beſtimmung hat ein beſonders großes Anwendungsgebiet, da alle die Fälle 
hierunter fallen, in denen die Pflichten eines Amtes, Berufes oder Gewerbes verlegt 
ſind, und vor allem die zahlreichen Fälle von Autounfällen mit tödlichem Ausgang. 


Neben dieſen Tötungshandlungen iſt in einem Falle bereits die Gefährdung des 
Lebens ſtrafbar. So ſoll beſtraft werden, wer eine wegen jugendlichen Alters, Ge⸗ 
brechlichkeit oder Krankheit hilfloſe Perſon ausſetzt oder ſie, obgleich er für ſie zu 
ſorgen hat, in hilfloſer Lage vorſätzlich verläßt, wobei beſonders ſtraferſchwerend 
iſt, wenn Eltern ihr Kind ausſetzen und wenn Körperverletzung oder Tod eingetreten 
iſt (8 227). Damit wird einem Gebote ſelbſtverſtändlicher Menſchenpflicht eine ftrat- 
rechtliche Stütze gegeben. 


2, Nörperverletzung 


Neben dem Schutze des Lebens iſt die Integrität und Geſundheit des Körpers zu 
ſchützen. So wird als Körperverletzung die vorſätzliche körperliche Mißhandlung 
eines anderen oder deſſen Beſchädigung an der Geſundheit beſtraft (8 223). Anter 
körperlicher Mißhandlung wird jede Verletzung der körperlichen Anverſehrtheit wie 
des körperlichen Wohlbefindens verſtanden, ohne daß das Zufügen eines Schmerzes 
unbedingt nötig iſt. Schon die Erregung von Ekel und unter Amſtänden eine ſtarke 
Gemütsbewegung kann hierfür genügen. Auch die Beſchädigung an der Geſundbeit 
ift ſehr weitgehend aufzufaſſen und kann in der Hervorrufung oder Steigerung einer 
Krankheit oder krankhaften Erregung der Nerven beſtehen. Die Körperverletzung 
muß ferner rechtswidrig ſein. Die Rechtswidrigkeit kann in einzelnen Fällen durch 
Einwilligung des Verletzten ausgeſchloſſen werden, ſofern dieſe nicht gegen die guten 
Sitten verſtößt (8 226 a). Insbeſondere entfällt die Rechtswidrigkeit danach in 
weitem Amfange bei Eingriffen zu Heilzwecken, beſonders durch den Arzt, die in 
Zukunft ſogar eine beſondere Regelung erfahren ſollen, und beim Züchtigungsrecht, 
ſoweit dies zugebilligt wird. Beſondere Fälle der Körperverletzung find die gefähr- 
lichen Körperverletzungen, d. h ſolche, die mittels einer Waffe, insbeſondere eines 
Meſſers oder eines anderen gefährlichen Werkzeuges, oder auch mittels eines hinter. 
liſtigen Aberfalles, von mehreren gemeinſchaftlich oder mittels einer das Leben ge» 
fährdenden Behandlung begangen werden (8 223 a), und die ſchwere Körper- 
verletzung, bei der der Verletzte ein wichtiges Glied des Körpers, das Sehvermögen, 
ganz oder teilweiſe, das Gebör, die Sprache oder die Zeugungsfähigkeit verliert, 
dauernd erheblich entſtellt wird oder in Siechtum, Lähmung oder Geiſteskrankheit 
verfällt (8 224). In letzteren Fällen tritt eine weitere Straferſchwerung ein, wenn 
die Folgen der Körperverletzung beabſichtigt waren und tatſächlich eingetreten find 
(8 225). Auch wenn durch die Körperverletzung der Tod des Verletzten verurſacht 
worden iſt, wobei es ausſchließlich auf dieſe Tatſache ankommt, tritt erſchwerende 
Beſtrafung ein (8 226). Der gefährlichen Körperverletzung ift die Verletzung der 
Obhutspflicht gleichgeſtellt. Eine ſolche liegt vor, wenn jemand Kinder, Jugendliche 
oder wegen Gebrechlichkeit Wehrloſe unter Verletzung von Fürſorgepflichten oder 


Gruppe 2 | Beitrag 41 


— ———— 
— 
R —— N g 


Strafrecht und Strafverfahren 63 


die im Dienft- oder Arbeitsverhältnis von ihm Abhängigen quält, roh mißhandelt 
oder an der Geſundheit ſchädigt (8 223 b). 

Als zwei beſondere Tatbeſtände find der Raufhandel und die Vergiftung im Geſetz 
geregelt. Wenn durch eine Schlägerei oder durch einen Angriff von mehreren der 
Tod eines Menſchen oder eine ſchwere Körperverletzung nach 8 224 eingetreten iſt, 
dann iſt jeder, der ſich an der Schlägerei oder dem Angriff beteiligt hat, ſchon wegen 
dieſer Beteiligung wegen Naufhandels zu beſtrafen, es ſei denn, daß er ohne Ver ⸗ 
ſchulden hineingezogen iſt (8 227). Wegen Vergiftung wird beitraft, wer einem 
anderen zur Schädigung von deſſen Geſundheit vorſätzlich Gift oder andere zur Zer⸗ 
ſtörung der Geſundheit geeignete Stoffe beibringt ($ 229). 

Schließlich wird auch die fahrläſſige Körperverletzung beſtraft, und zwar wiederum 
erſchwert, wenn eine durch das Amt, den Beruf oder das Gewerbe auferlegte Auf⸗ 
merkſamkeit vernachläſſigt ift (8 230), welch letzterer Erſchwerungsgrund im kommen⸗ 
den Recht entfallen wird. Für die fahrläffige Körperverletzung gelten im übrigen 
dieſelben Vorausſetzungen wie für die fahrläſſige Tötung. 

Verfolgt wird die leichte und die fahrläſſige Körperverletzung nur auf Antrag des 
Verletzten, es ſei denn, daß die Tat unter Verletzung der Berufspflichten begangen 
iſt (S 232). In dieſem letzteren Falle wie in allen übrigen Fällen der Körperver- - 
letzung iſt von Amts wegen zu verfolgen, da hier ein allgemeines Intereſſe an der 
Ahndung der Tat beſteht. Neben den Strafen iſt ferner die Auferlegung einer 
Buße auf Verlangen des Verletzten vorgeſehen, durch die eine Geltendmachung 
weiterer Entſchädigungsanſprüche ausgeſchloſſen wird (8 231). Eine Beſonderheit 
bietet noch 8 233, nach dem der Richter dann, wenn leichte Körperverletzungen in 
gleicher Weiſe oder mit Beleidigungen oder umgekehrt auf der Stelle erwidert 


werden, für beide Angeſchuldigte überhaupt keine Strafe oder eine A 
gemäßigte eintreten laſſen kann (S 233). 


3. Ehrenkränkung 


Erft auf Grund der nationalſozialiſtiſchen Weltanſchauung 5 die Ehre wieder eine 
beſondere Bedeutung erhalten. Demgemäß muß auch der Schutz der Ehre durch das 
Strafrecht neu geſtaltet werden, zumal bisher ein hinreichender Ehrenſchutz gefehlt 
hat. Zum Teil lag dies an den geſetzlichen Beſtimmungen, die eine Fülle von Be⸗ 
leidigungsprozeſſen, ſei es im Amtsverfahren, ſei es im Privatklageverfahren mit 
endloſen Beweiserhebungen und ohne genügende Anterſcheidungen nach der Bedeu⸗ 
tung zuließen. Teils lag es an der allgemeinen Auffaſſung, die dem Ehrenſchutz kein 
vordringliches Intereſſe entgegenbrachte. Am ſo notwendiger iſt, angeſichts der er⸗ 
höhten Bedeutung der Ehre, ihren Schutz ſchnell und eindrucksvoll durchzuführen. 
Ziel iſt dabei regelmäßig die Wiederherſtellung der Ehre in Beziehung zu den 
anderen Volksgenoſſen, gleichgültig, ob es ſich um eine Vielzahl handelt oder um 
einen einzelnen, mit dem unter vier Augen die Ehrverletzung vor ſich gegangen iſt. 
Das geltende Recht kennt drei Formen der Beleidigung, die auch im kommenden 
Strafrecht im weſentlichen beibehalten werden, die einfache Beleidigung gleich 
welcher Art, erſchwert, wenn fie mittels einer Tätlichkeit begangen iſt (8 185), die 
üble Nachrede, d. h. die Behauptung oder Verbreitung von Tatſachen über einen 
anderen, die nicht erweislich wahr und die geeignet ſind, den Beleidigten verächtlich 
zu machen oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen, erſchwert, wenn die Be- 
leidigung öffentlich oder durch Veröffentlichung von Schriften u. dgl. begangen iſt 
(8 186), und ſchließlich die Verleumdung, die vorliegt, wenn derartige unwahre Tat- 
ſachen wider beſſeres Wiſſen behauptet oder verbreitet werden (8 187). Bei der ein- 
fachen Beleidigung wird die Kundgabe der Mißachtung beſtraft, gleich ob fie gegen ⸗ 
über dem Beleidigten oder einem Dritten begangen iſt. Sobald dieſer Ausdruck der 
Mißachtung über die beleidigende Form hinaus beleidigende Tatſachen bringt, iſt 
fie nach dem 8 186 bzw. 187 zu beſtrafen, ſobald fie auch einem Dritten gegenüber 
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gemacht worden iſt. Erforderlich iſt immer ein vorſätzliches Handeln, da Fahr ⸗ 
läffigfeit, die nur bei den Tatſachenbehauptungen denkbar iſt, nicht ſtrafbar ift. Als 
Beleidigter kommt in erſter Linie nur der Menſch in Frage; daneben iſt auch die De 
leidigung von juriſtiſchen Perſonen und nichtrechtsfähigen Vereinen denkbar, je 
doch ſieht das Strafgeſetz nur in zwei Fällen Strafverfolgungen für Beleidi⸗ 
gungen juriſtiſcher Perſonen vor. Einmal, wenn es ſich um die Beleidigung des 
Reichstages oder anderer politiſcher Körperſchaften (8 197) und ferner, wenn es ſich 
um Beleidigung von Behörden handelt, bei denen ebenſo wie bei der Beleidigung 
eines Beamten, Religionsdieners oder Soldaten wegen der im Zuſammenhange mit 
dem Berufe erfolgten Beleidigungen ſeitens des Behördenleiters oder deſſen Vor⸗ 
geſetzten Strafantrag geſtellt werden kann (8 196). Daneben beſteht als dritte Mög- 
lichkeit die Beleidigung von Perſonengemeinſchaften. Bei ihnen kommt es darauf an, 
ob ſich eine Gemeinſchaftsehre herausgebildet hat, deren Verletzung als Beleidigung 
beſtraft werden kann. Wann die Bildung einer Gemeinſchaft mit eigener Ehre vor⸗ 
liegt, iſt eine Frage tatſächlicher Feſtſtellung. Zum mindeſten iſt dies nach neuefter 
Rechtſprechung bei Perſonenmehrheiten anzunehmen, die vom Recht anerkannt und 
mit ſtaatlicher Billigung der Erfüllung öffentlicher Aufgaben zu dienen beſtimmt find, 
z. B. Gliederungen und angeſchloſſene Verbände der NSDAP., das Offizierkorps 
einer Garniſon ufv. Darüber hinaus ſollen in Zukunft aber durch Feſtlegung im 
Gefetz alle Gemeinſchaften, die wegen ihrer Aufgabe, die ſie ſich im deutſchen Voll 


geſtellt haben, nach geſundem Volksempfinden eine eigene Ehre beſitzen, geſchützt 
werden. 


Für die Tatſachenbehauptungen iſt als Bedingung der Strafbarkeit die Nichterweis⸗ 
lichkeit der behaupteten Tatſache vorgeſehen. Damit hat jeder Täter das Recht, den 
Wahrheitsbeweis zu führen, der ſelbſt dann zugelaſſen werden muß, wenn bei Ge 
lingen des Beweiſes eine Formalbeleidigung nach 8 185 vorliegen würde (8 192). 
Erweislich iſt im übrigen eine Tatſache ſchon dann, wenn ſie in den weſentlichen 
Punkten richtig iſt. In der unbegrenzten Möglichkeit eines ſolchen Wahrheits⸗ 
beweiſes liegt zugleich die große Gefahr, daß der Beleidiger bei feiner Beweis- 
führung den Beleidigten jo vor der Ofſentlichkeit bloßſtellt, daß ſelbſt bei Mißlingen 
der Beweisführung die Ehre des Beleidigten getrübt bleibt. Deshalb will der Ent- 
wurf des kommenden Strafgeſetzbuches in erſter Linie hier eine Neuerung einführen, 
indem der Wahrheitsbeweis unzuläſſig iſt, wenn ohne gebührenden Grund ehren⸗ 
rührige Behauptungen aus dem Einzel- oder Familienleben, die die Intereſſen der 
Allgemeinheit nicht berühren, öffentlich aufgeſtellt oder verbreitet werden. Ohne 
Rüdfiht darauf, ob die Behauptung wahr oder unwahr iſt, fol alsdann die Be⸗ 
ſtrafung eintreten; ebenſo auch bei dem Ehrabſchneider, der zurückliegende Dinge, 
wie früher erfolgte Beſtrafungen oder Jugendſehltritte, hervorholt, um jemanden 
zu ſchmähen, obwohl dieſer ſich im Leben bewährt hat. Zur Erleichterung des 
Wahrheitsbeweiſes iſt allerdings anderſeits, wenn die Tatſache einer ſtrafbaren 
Handlung behauptet worden war, der Beweis als erbracht anzuſehen, wenn der 
Beleidigte rechtskräftig wegen dieſer Handlung verurteilt worden iſt. 


Im Gegenſatz zu Tatſachenbehauptungen ſtehen tadelnde Arteile über wiſſenſchaftliche, 
künſtleriſche oder gewerbliche Leiſtungen. Ihnen find gleichgeſtellt Außerungen zur 
Ausführung oder Verteidigung von Rechten oder zur Wahrnehmung berechtigter 
Intereſſen ſowie Rügen von Vorgeſetzten gegenüber Antergebenen, dienſtliche An⸗ 
zeigen, Arteile eines Beamten und ähnliche Fälle. In all dieſen Fällen entfällt die 
Rechtswidrigkeit, und es tritt Strafbarkeit nur ein, wenn ſich aus der Form oder 
den Amſtänden der Außerung das Vorhandenſein einer Beleidigung ergibt (8 193). 
Selbſtverſtändlich darf nicht gegen das Recht oder die guten Sitten verſtoßen ſein. 
Auch muß es ſich bei der Wahrnehmung berechtigter Intereſſen um eigene Intereſſen 
handeln oder mindeſtens muß ein beſonderes Verhältnis zu den fremden Intereſſen 
beſtehen, wie nahe Verwandtſchaft, ſoldatiſche Kameradſchaft u. dgl. In Zukunft ſoll 
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auch verlangt werden, daß der Täter ſich in gutem Glauben hinſichtlich der Wahrheit 
der Uußerung und der Angemeſſenheit des eingeſchlagenen Weges befunden hat, ein 
Grundſatz, der auch jetzt ſchon beachtet werden ſollte, da die Vermeidung aller un ⸗ 
gerechtfertigten Berufungen auf die Wahrnehmung angeblich berechtigter Intereſſen 
zur Sicherung des Ehrenſchutzes erftrebt werden muß. 


Sämtliche Beleidigungen werden nur auf Grund eines zurücknehmbaren Antrages 
verfolgt (8 194). Wie bei den Körperverletzungen kann auch bei den Beleidigungen 
eine Buße verhängt werden (8 188) und richterliche Kompenſation eintreten (8 199). 
Schließlich kann zur Wiederherſtellung der Ehre eines Beleidigten die Befugnis zur 


Veröffentlichung der Verurteilung auf Koſten des Schuldigen zugebilligt werden 
(S 200). 


4. Angriffe auf die perſönliche Freiheit 


Am ſtärkſten wird die perſönliche Freiheit beeinträchtigt durch die Nötigung zu 
einem beſtimmten Verhalten. 8 240 beſtraft jede widerrechtliche Nötigung eines 
anderen, alſo jeden Zwang zu einer unabhängig von der freien Willensbeſtimmung 
erſtrebten Handlung, Duldung oder Anterlaſſung durch Gewalt oder Bedrohung mit 
einem Verbrechen oder Vergehen. Die Widerrechtlichkeit bezieht ſich auf die an⸗ 
gewendeten Mittel. Gewalt iſt im weiteſten Sinne zu verſtehen. Die Beſchränkung 
bei der Bedrohung auf Verbrechen und Vergehen genügt aber nicht den praktiſchen 
Bedürfniſſen. Sie ſoll deshalb in Zukunft beſeitigt werden, und auch alle anderen 
Drohungen ſollen ausreichend fein, ſoweit ihre Anwendung im Hinblick auf den ver- 
folgten Zweck gegen die guten Sitten verſtößt. Im gleichen Zuſammenhang ſtellt das 
Geſetz auch die Bedrohung eines anderen mit der Begehung eines Verbrechens, un- 
abhängig von etwa damit verfolgten Zwecken, unter Strafe (8 241). 


Weiter gehört bierher die Freiheitsberaubung, d. h. die vorſätzliche und widerrecht⸗ 
liche Einſperrung eines Menſchen oder anderweite Beraubung der perſönlichen Frei⸗ 
heit ($ 239). Ferner ſtellt das Geſetz den Menſchenraub durch Lift, Drohung oder 
Gewalt zwecks Sklaverei u. dgl. unter Strafe ($ 234), eine Beſtimmung, die in Zu⸗ 
kunft als beſondere Regelung überflüſſig iſt. Daneben wird die Entziehung minder⸗ 
jähriger Perſonen ihren Eltern oder Vormündern (8 235) und die Entführung einer 
Frauensperſon wider ihren Willen, um ſie zu heiraten oder zur Anzucht zu bringen 
(8 236), und in gleicher Weile bei einer minderjährigen unverehelichten Frauens⸗ 
perſon mit ihrem Willen, aber ohne Einwilligung der Eltern oder des Vormundes, 
beſtraft (8 237). Hat der Entführer die Entführte geheiratet, fo tritt Verfolgung 
aber nur ein, wenn die Ehe für nichtig erklärt worden iſt. 

Im Zuſammenhang mit der perſönlichen Sicherheit ſteht auch der Hausfrieden. Des⸗ 
halb wird wegen Hausfriedensbruch beſtraft, wer widerrechtlich in eine Wohnung, 
in abgeſchloſſene Räume, die für öffentliche Zwecke beſtimmt find, oder in das be- 
friedete Beſitztum eines anderen eindringt oder entgegen einer Aufforderung, ſich 
zu entfernen, darin verweilt (8 123). Straferſchwerungsgrund iſt das Mitbringen 
von Waffen oder das gemeinſchaftliche Handeln mehrerer, ferner, im 8 124 beſonders 
geregelt, die öffentliche Zufammenrottung mit der Abſicht zu Gewalttätigkeiten. 
Für die Zukunft iſt an dieſer Stelle noch eine Vorſchrift gegen Heilbehandlung ohne 
Einwilligung vorgeſehen, da bei Fehlen einer ſolchen Vorſchrift jede ſachgemäße 
ärztliche Behandlung gemäß 8 126 a ſtraflos ſein würde, was bei Nichteinwilligung 
aber gegen die perſönliche Freiheit des Behandelten verſtoßen würde. 


5. Angriffe auf Geifteswerke 
Neben dem Schutz der geiſtigen Güter des Volkes iſt auch ein Schutz der Geiſtes⸗ 
werke von einzelnen Volksgenoſſen erforderlich. Im geltenden Recht find die Schutz ⸗ 


vorſchriften auf zahlreiche Spezialgeſetze verftreut. Wenn auch dieſe wegen ihrer 
zahlreichen ſpeziellen Vorſchriſten nicht in das Strafgeſetzbuch aufgehen können, ſo 
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find im Entwurf gemäß der neuen grundſätzlichen Regelung, im Strafgeſetz die 
generelle Strafdrohung auch für die Sondertatbeſtände ſpezieller Geſetze zu geben, 
Strafdrobungen für den Mißbrauch künſtleriſcher und wiſſenſchaftlicher Geiſteswerte, 
für den Mißbrauch gewerblicher Geiſteswerke und für die unbefugte Arheberbezeich⸗ 
nung an einem Kunſtwerk (geregelt in den Kunſt- und Literatururhebergeſetzen 
ſowie im Patentgeſetz) vorgeſehen. 


6. Verletzung des Briefgeheimniſſes 


Während zunächſt bei den Erneuerungsarbeiten beabſichtigt war, zwei Tatbeſtände, 
in denen Verletzungen von Geheimnispflichten behandelt ſind, die Gefährdung des 
Briefgeheimniſſes (8 299) und den Bruch des Berufsgeheimniſſes (8 300), zu einem 
beſonderen Abſchnitt „Geheimnisſchutz“ zuſammenzufaſſen, iſt dieſer Plan wieder 
fallen gelaſſen. Es iſt lediglich an dieſer Stelle der Schutz des Briefgeheimniſſes, der 
ein Teil des Schutzes der Perſönlichkeit iſt, vorgeſehen. Nach 8 299, der im weſent⸗ 
lichen Inhalt auch im Entwurf wieder übernommen iſt, wird auf Antrag beſtraft, 
wer vorſätzlich und unbefugt einen verſchloſſenen Brief oder eine andere verſchloſſene 
Arkunde, die nicht zu feiner Kenntnisnahme beſtimmt iſt, öffnet. Weder gewinn⸗ 
ſüchtige Abſicht noch tatſächliche Einſichtnahme iſt zum Tatbeſtand erforderlich, da 
die Brechung des geſchützten Geheimniſſes als ſolches bereits erfaßt werden ſoll. 
Der Bruch des Berufsgeheimniſſes nach 8 300, der im Entwurf aufgelöſt iſt und, 
ſoweit Arzte uſw. in Betracht kommen, bei dem Abſchnitt Volksgeſundheit, ſoweit 
Rechtsanwälte uſw. betroffen find, bei der Rechtspflege behandelt wird, liegt vor, 
wenn Perſonen, denen kraft ihres Amtes, Standes oder Gewerbes Privatgeheimniſſe 
anvertraut worden ſind, dieſe unbefugt offenbaren. Der Kreis der als Täter in Frage 
kommenden Perſonen iſt im Geſetz genau beſtimmt und nicht erweiterungsfähig. Es 
handelt ſich in erſter Linie um Rechtsanwälte, Apotheker und dergleichen ſowie die 
Gehilfen dieſer Perſonen; für Arzte gilt die beſondere Vorſchrift des 8 13 der 
Reihsärzteordnung. Auch hier kommt es nicht auf den Zweck der unbefugten Offen- 
barung des Berufsgeheimniſſes an, ſondern die Tatſache als ſolche wird beſtraft, da 
allein dadurch ein hinreichender Schutz erreicht werden kann. 


V. Straſbarer Eigennutz 


1. Expreſſung. Wucher 


Bei der Bekämpfung des ſtrafbaren Eigennutzes find zuerſt die Delikte behandelt 
worden, bei denen das Maß der Gewinnſucht beſonders groß und deshalb die Tat 
beſonders niedrig und verwerflich iſt. Deshalb find zuerſt Erpreſſung und Wucher, 
dann Antreue und Betrug und hiernach Raub, Diebſtahl und Anterſchlagung be- 
handelt. Die Erpreſſung (8 253) ſteht teilweiſe in innerer Verwandtſchaft zum Raub 
und iſt deshalb im geltenden Recht in wenig volkstümlicher Weiſe von ihm unter- 
ſchieden. Gewiß wird wie beim Raub mit Gewalt oder Drohung ein rechtswidriger 
Vermögensvorteil erſtrebt, der beim Raub in einer beweglichen Sache beſtehen muß, 
bei der Erpreſſung jeder in Geld abſchätzbare Vorteil fein kann. Während beim 
Raub aber das Wegnehmen in Zueignungsabſicht das Kennzeichnende iſt, kommt es 
bei der Erpreſſung auf die Nötigung durch Androhung irgendeines Abels zu einer 
Handlung, Duldung oder Anterlaſſung, z. B. zur Hingabe einer Sache, an. Daraus 
ergibt ſich, daß die Erpreſſung dem Betrug und damit den Delikten näherſteht, in 
denen gerade in der Art der Erſtrebung des Vorteils eine beſondere Gemeinheit liegt. 
Ausgeſchieden werden ſollen deshalb auch die Fälle „der räuberiſchen Erpreſſung“ 
(S 253), wenn jemand unter unmittelbarer Gewaltandrohung für Leib und Leben 
einem anderen eine Sache abnötigt, und in Zukunft unter den Tatbeſtand des Raubes 


fallen. 
Suppe? 2 
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In beſonderem Maße kennzeichnend für das individualiſtiſche Denken des geftrigen 
Strafrechts find die beſchränkten und nur nach und nach in das Geſetz aufgenommenen 
Beftimmungen gegen Wucher. Da man grundſätzlich davon ausging, daß es jedem 
überlaſſen bleiben müſſe, mit mehr oder weniger großem Geſchick geſchäftliche Vorteile 
zu erreichen, ſo war anderſeits das Bedürfnis immer größer geworden, wenigſtens 
den ſchlimmſten Mißbrauch zu beſeitigen. Schutzwürdig erſchien allerdings auch hier 
nur der einzelne, weshalb Schutzbeſtimmungen lediglich im Hinblick hierauf gebildet 
wurden. So wurde unter Strafe geſtellt, wer hinſichtlich eines Darlehns oder 
anderer Geldgeſchäfte unter Ausbeutung der Notlage, des Leichtſinns oder der An⸗ 
erfahrenbeit eines anderen ſich oder einem Dritten Vermögensvorteile, gleich welcher 
Art, wenn fie nur in Geld ſchätzbar find, verſprechen oder gewähren läßt, ſofern fie 
den üblichen Zinsfuß derart überſchreiten, daß ein auffälliges Mißverhältnis zu der 
Leiftung beſteht (8 302 a). Erſchwert wird beſtraft, wer die wucheriſchen Vorteile 
verſchleiert, alſo dem Geſchäft eine unwahre Form zur Verhüllung des Wuchers gibt, 
oder wer ſich dieſe durch einen Wechſel oder unter Verpfändung der Ehre oder unter 
dem Eid oder auch anderen ähnlichen Verſicherungen verſprechen läßt (8 302 b). Ein 
weiterer Straferſchwerungsgrund iſt das gewerbs. oder gewohnheitsmäßige Be⸗ 
treiben derartiger Geſchäfte (8 302 d). Wie ein Wucherer wird ferner beſtraft, wer 
in Kenntnis des wucheriſchen Gehaltes einer Forderung dieſe erwirbt und weiter 
veräußert oder geltend macht, der Fall des Nachwuchers (8 302 c). All dieſe Beſtim⸗ 
mungen betreffen aber nur den Kreditwucher, von dem der Sachwucher, unter dem 
jede andere Art von Wucher verſtanden wird, zu unterſcheiden iſt, z. B. der Wucher 
bei Vermieten von Wohnungen, Rechtsberatungen, Leihgeſchäften u. dgl. (8 302 c). 
Beim Sachwucher wird aber nur die gewerbs⸗ oder gewohnheitsmäßige Begehung 
beftraft, nicht ein Einzelfall des Wuchers und nicht der Nachwucher. Die Bewertung 
der wucheriſchen Vermögensvorteile, die ſich beim Kreditwucher nach dem üblichen 
Zinsfuß richtet, iſt hier allein nach der allgemeinen Volksauffaſſung und den guten 
Sitten vorzunehmen. 


Im kommenden Strafrecht wird für die Anterſcheidung zwiſchen Kredit. und Sach⸗ 
wucher kein genügender Grund mehr beſtehen, um ſo weniger, als die Beſchränkung 
des Sachwuchers auf gewerbs- oder gewohnheitsmäßige Delikte fortfallen ſoll. Eine 
Erweiterung ſoll ferner der Tatbeſtand dadurch erfahren, daß ſtatt der Ausbeutung 
einer Notlage ſchon jede Ausbeutung einer Zwangslage beſtraft werden ſoll und 
ferner auch der Mangel an Arteilsvermögen bereits ſchutzwürdig erſcheint. Daneben 
ſollen zum Schutz der Allgemeinheit gegen wucheriſche Betätigung neben dem Nad- 
wucher (erweitert gegenüber jetzt § 302 c) auch die Preistreiberei, der Ketten ⸗ oder 
Schleichhandel, die Warenzurückhaltung oder andere preistreibende Machenſchaften 
beſtraft werden. 


Beſondere Schutzvorſchriften find noch gegen die Ausbeutung Minderjähriger vor. 
geſehen, bei denen es nicht auf den Wucher ankommt, ſondern auf die gewinnſüchtige 
Ausnutzung des Leichtſinns und der Anerfahrenheit Minderjähriger zu rechtlichen 
Verpflichtungen (SS 301, 302). 


Z. Untreue. Betrug 


Eine Antreuehandlung ($ 266) beſteht in der Verletzung einer durch Geſetz, Auftrag 
oder Rechtsgeſchäft eingeräumten Befugnis zur Verfügung über fremdes Vermögen 
oder zu anderweiter Verpflichtung. Der Mißbrauch der Befugnis oder die Ver. 
letzung einer aus gleichen Gründen oder aus einem Treueverhältnis obliegenden 
Pflicht zur Wahrnehmung fremder Vermögensintereſſen muß zugleich urſächlich für 
den Nachteil fein, der dem, deſſen Vermögensintereſſen zu betreuen find, zugefügt wird. 
Im Entwurf des kommenden Strafgeſetzes iſt dieſer Tatbeſtand um die Fälle der 
Anterſchlagung anvertrauter Sachen (vgl. die Ausführungen bei der Anterſchlagung) 
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erweitert. Ferner werden zugleich alle Verletzungen von Verpflichtungen aus einem 
auf Vermögensangelegenheiten abgeſtellten Treueverhältnis erfaßt. Demgegenüber 
beſchränkt ſich das geltende Recht auf den Mißbrauch einer rechtlichen Macht. 
ſtellung und nennt als Quelle der Pflichten Rechtsverhältniſſe wie Geſetz, Auftrag, 


Vollmacht ſowie allgemein jede Pflicht, die ſich aus einem geſetzlich anerkannten 


Treueverhältnis wie z. B. Sicherungsübereignung ergibt. Trotz dieſer Ein⸗ 
ſchränkung hat die Antreuevorſchrift eine immer ſteigende Bedeutung gewonnen und 
unter der Herrſchaft des Nationalſozialismus bereits eine ſo weſentliche Erweiterung 
erfahren, daß faſt alle Fälle von Korruption heute bereits erfaßt werden können. 
Zudem ſtehen die auf die Allgemeinſchädigung abgeſtellten Erſchwerungsgründe zur 
Beurteilung zur Verfügung. Bedeutſam iſt im übrigen noch, daß zum Vorſatz des 
Täters genügt, wenn er weiß, daß fein Tun den Auftraggeber ſchädigt und er hier ⸗ 
mit einverftanden iſt. Eine darüber hinausgehende Vorteilserſtrebung irgendwelcher 
Art iſt für die Strafwürdigkeit keine Vorausſetzung, ſondern höchſtens für das 
Strafmaß von Bedeutung. 


Ein typiſches Delikt einer ungerechtfertigten Vermögensbereicherung iſt ferner der 
Betrug. Er beſteht darin, daß jemand aus der Abſicht heraus, ſich oder einem Dritten 
einen irgendwie gearteten rechtswidrigen Vermögensvorteil zu verſchaffen, einen 
anderen veranlaßt, über Vermögenswerte zu verfügen und ſich dadurch um dieſe zu 
ſchädigen, und zwar indem er ihn durch Vorſpiegelung falſcher oder durch Entſtellung 
oder Anterdrückung wahrer Tatſachen zu einem Irrtum veranlaßt oder einen etwa 
vorhandenen Irrtum unterhält (S 263). Das Weſen des Betruges liegt demnach 
darin, daß jemand einen anderen durch eine Täuſchungshandlung zu einer Schädi- 
gung veranlaßt, die dem Betrüger einen Vorteil einbringt. Dabei braucht der Ge- 
täuſchte nicht derſelbe wie der Geſchädigte zu fein, wenngleich der Getäuſchte regel ⸗ 
mäßig derjenige ſein muß, den die ſchädigende Vermögensverfügung trifft. Die 
Täuſchung kann nach den verſchiedenen im Geſetz aufgezählten Möglichkeiten mannig⸗ 
facher Art fein. Es iſt gleich, ob Zahlungsfähigkeit vorgeſpiegelt wird, ſei es aus⸗ 
drücklich, ſei es durch entſprechende Handlungen, oder ob bei von ſelbſt erfolgter An- 
nahme der Zablungsfähigkeit durch Verſchweigen der in Wirklichkeit gegebenen 
Zahlungsunfähigkeit oder ob durch Entſtellung eines Sachverhaltes eine größere als 
in Wirklichkeit vorhandene Zahlungsfähigkeit behauptet wird, in jedem Fall liegt 
eine betrügeriſche Vorſpiegelung vor. Ein urſächlicher Zuſammenhang zwiſchen der 
Täuſchung und dem Irrtum bei demjenigen, der die Vermögensverfügung trifft, iſt 
eine notwendige Tatbeſtandsvorausſetzung, da gerade in der Schädigung durch die 
Täuſchung das Charakteriſtikum des Betruges liegt. Der Vorſatz des Täters umfaßt 
einmal das Bewußtſein, durch Täuſchung einen Irrtum hervorzurufen und dann die 
Abficht der Verſchaffung eines rechtswidrigen Vermögensvorteils. 

Ein Straferſchwerungsgrund iſt wie jetzt bei der Antreue gegeben, wenn die Tat das 
Wohl des Volkes geſchädigt hat oder wenn ein beſonders großer Schaden eingetreten 
iſt oder der Täter beſonders argliſtig gehandelt hat oder der Täter im Rückfall wie 
beim Diebſtahl handelt (8 264). Für die Erſtrebung geringwertiger Vorteile und tür 
das Handeln aus Not ſieht das Geſetz, ebenfalls wie beim Diebſtahl, eine Straf⸗ 
milderung, Verfolgung nur auf Antrag und gegenüber Ehegatten oder Verwandten 
abſteigender Linie ſogar Strafloſigkeit vor (8 264 a). 

Ein beſonderes Delikt iſt der Verſicherungsbetrug. Wenngleich auch bei ihm eine 
betrügeriſche Abſicht gefordert wird, ſo iſt er doch keine Abart des Betruges, da es 
einer Täuſchungshandlung, z. B. des Einforderns einer Verſicherungsſumme, nicht 
bedarf. Beſtraft wird vielmehr ſchon die Tatſache, daß in betrügeriſcher Abſicht eine 
gegen Feuersgefahr verſicherte Sache in Brand geſetzt oder ein verſichertes Schiff 
zum Sinken oder Stranden gebracht wird ($ 265). Der Verſicherungsbetrug iſt 
gleichzeitig auch ein ſelbſtändiges Delikt gegenüber der Brandſtiftung, mit der aller. 
dings Tateinheit beſtehen kann. 
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Durch die Strafrechtsnovelle vom 28. 6. 1935 iſt ferner noch ein § 265 a in das 

Geſetz eingefügt worden. Danach wird beſtraft, wer die Leiſtung eines Automaten, 
die Beförderung durch ein Verkehrsmittel oder den Zutritt zu einer Veranſtaltung 
oder einer Einrichtung in der Abſicht erſchleicht, das Entgelt nicht zu entrichten. 
Mit dieſer Beſtimmung werden alle die Fälle erfaßt, die bisher nicht wegen Ve⸗ 
truges beſtraft werden konnten, da faſt regelmäßig keine Täuſchungsbandlung oder 
keine getäuſchte Perſon gegeben und anderſeits eine ausdehnende Auslegung des 
Geſetzes nicht zuläffig war. Nach der neuen Faſſung des 8 2 bätte allerdings nun- 
mehr in Erweiterung der Betrugsbeſtimmung Beſtrafung erfolgen können, jedoch 
erſchien es nicht angezeigt, der Praxis dieſen Hilſsweg zu überlaſſen, wo fo ein- 
deutige, immer wiederkehrende Tatbeſtände vorlagen, die zweckmäßig warnend in 
beſtimmter Faſſung im Geſetz ſtehen. 
Im kommenden Strafrecht iſt eine Erweiterung der Betrugstatbeſtände beabſichtigt. 
Abgeſehen davon, daß die Rechtswidrigkeit des Vermögensvorteils nicht formal 
nach dem Geſetz beſtimmt werden ſoll, ſondern nach dem materiellen Recht, ob alſo 
die Bereicherung als Anrecht erſcheint, ſoll die Gewerbsmäßigkeit beſonders erfaßt 
werden, ferner der Betrug gegenüber Angehörigen ſowie ſchließlich die Schadens. 
zufügung durch argliſtige Täuſchung oder argliſtiges Verſchweigen, ohne daß im 
übrigen die Vorausſetzungen des Betruges vorzuliegen brauchen. Auch die durch 
argliſtige Täuſchungshandlungen erfolgte Erihleihung von Amtshandlungen Toll 
durch einen beſonderen Tatbeſtand unter Strafe geſtellt werden. Dadurch würden die 
gerade auf dem Gebiet der betrügeriſchen Handlungen beſonders zahlreichen Ver⸗ 
ſtöße gegen die Sittenauffaſſung und Geſchäftsmoral des Volkes, die heute noch nicht 
in befriedigendem Amfang zur Beſtrafung kommen, erfaßt werden. 


3. Raub. Diebftahl. Unterſchlagung 


Raub und Diebſtahl behandeln gemeinſam die Wegnahme einer fremden Sache. 
Beim Raub muß die Wegnahme mit Anwendung von Gewalt gegen eine Perſon 
oder unter Anwendung von Drohungen mit einer gegenwärtigen Geſahr für Leib 
oder Leben begangen fein ($ 249). Die Gewalt muß ſo erheblich fein, daß fie einen 
Widerſtand gegen die Wegnahme zu brechen in der Lage iſt. Entſprechend wirkſam 
muß auch die angedrohte Gefahr ſein. Die Wegnahme muß ſich erſtrecken auf eine 
fremde bewegliche Sache und mit der Abſicht begangen ſein, ſich dieſe rechtswidrig 
zuzueignen, völlig gleiche Tatbeſtandsmerkmale alſo wie beim Diebſtahl. Anter einer 
Sache iſt ein körperlicher Gegenſtand zu verſtehen, ſo daß Forderungen und Rechte 
nicht Gegenſtand des Raubes oder Diebſtahls fein können, wohl aber die fie ver. 
körpernden Arkunden. Ferner muß die Sache einem anderen gehören, ſo daß eigene 
oder herrenloſe Sachen nicht geſtohlen werden können. Dem Eigentum ſteht aber der 
Gewahrſam gleich, unter dem ein tatſächliches Herrſchaftsverhältnis über die Sache 
zu verſtehen iſt. Bei der Wegnahme iſt entſcheidend, ob der Täter die Sache in ſeinen 
tatſächlichen Herrſchaftsbereich gebracht hat, z. B. Verſtecken des in einem Waren⸗ 
haus Geſtohlenen unter der eigenen Kleidung. Auch bei der Zueignung kommt es 
nicht auf die Erlangung des Eigentums an, ſondern auf die objektiv rechtswidrige 
tatſächliche Erlangung der Sache ſelbſt oder vor allem auch ihres wirtſchaftlichen 
Wertes. Erſchwerende Amſtände ſind beim Raub das Mitführen von Waffen, ge⸗ 
meinſame Handlungen mehrerer, die ſich zu fortgeſetzter Begehung von Raub oder 
Diebſtahl verbunden haben, Handeln auf öffentlicher Straße u. dgl. oder zur Nacht. 
zeit in einem bewohnten Gebäude, in das der Räuber eingedrungen oder einge- 
ſchlichen war, oder bereits frühere Beſtrafung wegen Raubes (8 250), ſowie Mar- 
terung eines Menſchen oder Verurſachung des Todes oder ſchwerer Körper⸗ 
verletzungen (8 253). 

Wird keine Gewalt oder Drohung angewandt, ſondern auf andere Weile eine fremde 
bewegliche Sache in rechtswidriger Zueignungsabſicht weggenommen, ſo wird der 


EEE 


70 Krug 


Täter wegen Diebſtahls beftraft (8 242). Als beſondere Erſchwerungsgründe führt | 


das Geſetz eine ganze Reihe von Amſtänden auf, fo die Wegnahme der dem Gottes. 
dienſte gewidmeten Gegenſtände aus einem Gotteshauſe, die Wegnahme aus einen 
Gebäude oder umſchloſſenen Raume, z. B. einem Garten, mittels Einbruches, Em. 
ſteigens oder Erbrechens von Behältniſſen oder mittels Anwendung von falſchen 
Schlüſſeln und entſprechenden Werkzeugen oder das Stehlen aus Reifegepäd und 
ähnlichen Gegenſtänden auf Straßen oder in öffentlichen Verkehrseinrichtungen 
durch Bruch der Verwahrungsmittel ſowie ferner die Mitfübrung von Waffen, das 
gemeinſame Handeln mehrerer zu einer Bande verbundener Perſonen und die Aus⸗ 
nützung der Nachtzeit in einem bewohnten Gebäude mittels Einſchleichens (8 243). 
Ebenſo iſt der Grenzfall zum Raub, der räuberiſche Diebſtahl, alſo die Anwendung 
von Gewalt zwecks Sicherung der Beute beim Ertapptſein auf friſcher Tat, beſonders 
ſtrafwürdig (8 252). Auch der Rückfall eines Täters wird beſonders ſchwer beftraft, 
alſo wenn jemand als Dieb, Näuber oder Hehler bereits beſtraft worden iſt, danach 
erneut eine dieſer Handlungen begangen hat und abermals beſtraft worden war 
(8 244). Es dürfen jedoch ſeit Verbüßung oder Erlaß der letzten Strafe noch nicht 
mehr als 10 Jahre verfloſſen fein. Für zwei Fälle kennt das Geſetz auch ftrai- 
mildernde Amſtände, fo beim Diebſtahl oder der Anterſchlagung gegen Angehörige, 
Vormünder oder Erzieher, ſowie ſeitens des Lehrlings gegenüber dem Meiſter oder 
des in häuslicher Gemeinſchaft befindlichen Geſindes gegenüber der Herrſchaft, ſofern 
es ſich um Sachen von unbedeutendem Wert handelt (8 247). Auch die Entwendung 
oder Anterſchlagung geringwertiger Gegenſtände aus Not wird geringer beſtraft, und 
der Diebſtahl der Ehegatten untereinander ſowie der Verwandten aufſteigender 
Linie gegen ſolche abſteigender Linie bleibt ſtraflos (SS 247, 248 a). Ebenſo gehört 
der Mundraub hierher, d h. die Entwendung von Nahrungs- oder Genußmitteln 
oder anderen Gegenſtänden des hauswirtſchaftlichen Verbrauches in geringer Menge 
oder von unbedeutendem Werte zum alsbaldigen Verbrauch, der jetzt als Aber. 
tretung beſtraft wird (8 370 Ziff. 5). 


Diele verſchiedenen Beſtimmungen des geltenden Rechtes werden auch im kommenden 


Strafrecht übernommen werden, jedoch unter Zuſammenziehung, insbeſondere unter 
Vermeidung der Kaſuiſtik des 8 243. 


Neben dem Diebſtahl ſelbſt iſt ferner jetzt wie auch nach dem Entwurf in Zukunft der 
Beſitz von Diebeswerkzeugen bei Perſonen, die bereits ſchwer wegen Eigentums⸗ 
delikten vorbeſtraft ſind, unter Strafe geſtellt, da die Gefährdung der Volksgenoſſen 
bei ſolchen verbrecheriſchen Elementen durch den Beſitz von Diebeswerkzeug ſo groß 
iſt, daß dieſer allein ſchon im Intereſſe der Sicherheit beſtraft werden muß (8 245 a). 
Verwandt mit dem Diebſtahl' ift ferner die unbefugte Benutzung eines Kraftfabr- 
zeuges oder Fahrrades gegen den Willen des Berechtigten, die heute durch die Not- 
verordnung vom 20. 10. 1932 beſtraft wird. Dieſe Notverordnung war notwendig 
geworden, da der bloße Gebrauch nicht unter die Abſicht der Zueignung gebracht 
werden konnte. Uhnlich liegt es bei der rechtswidrigen Entziehung von fremder 
elektriſcher Arbeit aus einer elektriſchen Anlage und Einrichtung, die nach dem Geſetz 
vom 9. 4. 1900 beſtraft wird. Auch dieſes Geſetz war notwendig geworden, da die 
elektriſche Kraft keine Sache im Sinne der Diebſtahlsbeſtimmung iſt und mangels 
Zulaſſung der Analogie auch nicht hierunter gebracht werden konnte. Beide Vor⸗ 
ſchriften ſollen Aufnahme im kommenden Strafgeſetzbuch finden. 


In engem Zuſammenhang mit dem Diebſtahl ſteht die Anterſchlagung (8 246). Bei 
der Anterſchlagung handelt es ſich um die rechtswidrige Zueignung einer fremden 
beweglichen Sache, die nicht erſt wie beim Diebſtahl aus fremdem Gewahrſam ent- 
wendet zu werden braucht, ſondern die der Täter ſelbſt im Beſitz oder Gewahrſam 
hat. Ein erſchwerender Amſtand liegt vor, wenn die Sache dem Täter anvertraut iſt, 
Die Anterſchlagung einer anvertrauten Sache iſt aber weſensgleich mit der Antreue. 
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Deshalb iſt im Entwurf dieſer Fall auch in den Antreuetatbeſtand einbezogen, damit 
Aber zugleich der Anwendungsbereich der Anterſchlagung, für die die Fundunter⸗ 
ſchlagung dann ein typiſcher Fall fein wird, weſentlich verkleinert. 


4. Wilderei 


Forft und Wild erfahren im neuen Staat wieder eine beſondere Hege und Pflege. 
Auch bier find ftatt der Gedanken, nach Sachgütern und Eigentumsverhältniſſen 
zu bewerten, ideale Geſichtspunkte in den Vordergrund gerückt. Das neue Reichs⸗ 
jagdgeſetz und das Naturſchutzgeſetz find ein beredter Ausdruck davon. Auch 
im Strafrecht iſt der Jagdſchutz in der Strafrechtsnovelle vom 28. 6. 1935 durch eine 
völlige Neufaſſung der die Wilderei bekämpfenden 88 292 bis 296 StG einer 
weſentlichen Erweiterung unterzogen worden. Wegen Wilderei wird beſtraft, wer 
unter Verletzung eines fremden Jagdrechts jagt, ſei es auf fremdem Revier, ſei es 
im eigenen, wenn für das Jagen des betreffenden Wildes keine Jagdbefugnis be- 
ſtand. Anter dem Jagen wird ſowohl das Fangen, Erlegen oder Zueignen des 
Wildes wie auch ſchon das Nachſtellen verſtanden. Ebenſo wird die Zueignung oder 
Beihädigung von Sachen, die dem Jagdrecht unterliegen und im einzelnen im 
Reichsjagdgeſetz beſtimmt find, beſtraft. Der Wilderei iſt auch die Fiſchräuberei 
gleichgeſtellt, bei der wegen der Verletzung fremden Fiſchereirechts in gleicher Weile 
eine Beſtrafung eintritt. Als erſchwerende Amſtände kennt das Geſetz das Jagen 
oder Fiſchen zur Nachtzeit oder in der Schonzeit ſowie das Jagen unter Anwendung 
von Schlingen oder in anderer nicht weidmänniſcher Weiſe und das Fiſchen unter 
Anwendung ſchädlicher oder erplofiver Stoffe. Auch die gewerbs- oder gewohnheits⸗ 
mäßige Begehung wird beſonders ſchwer beſtraft. Daß die bei der Begehung der 
Taten verwendeten Geräte einzuziehen find, entſpricht alten Jagdrechtsgrundſätzen 
und iſt ausdrücklich vorgeſchrieben, ſelbſt wenn die Geräte nicht den Tätern gehören. 
Bei dem eingewurzelten Hang mancher Volksteile zur Jagd erſchien es ferner not⸗ 
wendig, bereits den Beſitz oder Gewahrſam von Jagd- oder Fiſchereigerät unter 
Strafe zu ſtellen, wenn der Beſitzer bereits wegen gewerbs. oder gewohnbeits⸗ 
mäßiger Wilderei oder mehrmals wegen Wilderei beſtraft war. Einen beſonderen 
Fall behandelt ſchließlich noch der in Zukunft beim Schutz der körperlichen Volks⸗ 
güter feinen Platz findende 8 296 a, durch den das unbefugte Fiſchen von Ausländern 
in deutſchen Küſtengewäſſern beſtraft wird. 


5. fjehlerei 


In gewiſſem Zuſammenhang mit der bei den Eingriffen in die Rechtspflege be⸗ 
handelten Begünſtigung eines Verbrechers, um ihn der Beſtrafung zu entziehen 
oder um ihm die Vorteile feiner Tat zu fichern, ſteht die ſogenannte Sachhehlerei. 
Sie iſt im geltenden Strafgeſetzbuch im Zuſammenhang mit der Begünſtigung be- 
handelt (88 259 bis 262); in Zukunft ſoll jedoch völlige Trennung erfolgen, da die 
Begünſtigung wegen der Störung der Rechtspflege verfolgt wird, die Hehlerei aber 
als Vermögensdelikt und Angriff auf Treu und Glauben im Wirtſchaftsleben. 

Die Gefährlichkeit der Hehlerei iſt im übrigen ſehr groß, und nicht umſonſt ſagt man, 
daß der Hehler ſchlimmer als der Stehler ſei. Hehlerei begeht, wer ſeines Vorteiles 
wegen Sachen an ſich bringt, von denen ihm bekannt iſt oder bei denen nach den 
Amſtänden angenommen werden muß, daß ſie mittels einer ſtraſbaren Handlung 
erlangt find. Dem Anſichbringen ſteht das Ankaufen, zum Pfandenehmen, Ver. 
heimlichen oder auch das Mitwirken zum Abſatz bei anderen gleich. Der erſtrebte 
Vorteil braucht nicht in Geldwert zu beſtehen, ſondern kann irgendein Vermögens. 
wert oder auch ſonſtiger Vorteil ſein. Als Gegenſtand der Hehlerei kommen nach 
der bisherigen Nechtſprechung nur die Sachen in Betracht, die unmittelbar durch 
die ftrafbare Handlung des Täters, von dem fie hehleriſch erworben werden, erlangt 
find. War die erlangte Sache ſchon einmal umgeſetzt oder in Geld umgetauſcht, fo 
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konnte an ihr Hehlerei nicht mehr begangen werden. Diele den praktiſchen Bedürf- 
niſſen abſolut widerſprechende Einengung der Hehlerei wird in Zukunft wie auch 
jetzt ſchon auf Grund analoger Auslegung gemäß dem neuen $ 2 StGB fortfallen, 
indem ſowohl die unmittelbar wie die mittelbar aus einer ſtrafbaren Handlung 
herrührende Sache Gegenſtand der Hehlerei ſein kann. Der innere Tatbeſtand der 
Hehlerei erfordert Vorſatz, d. h. der Täter muß tatſächlich wiſſen oder nach all 
gemeiner Beurteilung in der Lage ſein, aus den Amſtänden klar zu entnehmen, daß 
es ſich um Sachen handelt, die durch eine ſtrafbare Handlung erlangt find. Fabr⸗ 
läſſigkeit genügt hier nicht, iſt aber ausnahmsweiſe bei der in Spezialgeſetzen ge⸗ 
regelten Hehlerei an Edelmetallen ſowie unedlen Metallen mit Rüdfiht auf die 
beſonderen Verhältniſſe hierbei als ſtrafbar vorgeſehen. Straferſchwerungsgründe 
find bei der Hehlerei Gewerbs. und Gewohnheitsmäßigkeit ſowie der Rückfall, der 


mit den Rückfallsbeſtimmungen beim Diebſtahl, Raub oder einem dieſen ähnlichen 
Verbrechen zuſammengefaßt iſt. 


6. Sachbefchädigung. Sachentziehung. Recktsvereitelung 


Neben der an anderer Stelle bereits behandelten Sachbeſchädigung gemeinnütziger 
und öffentlicher Einrichtungen wird auch allgemein jede vorſätzliche und rechts⸗ 
widrige Beſchädigung oder Zerſtörung einer fremden Sache auf Antrag des Ge⸗ 
ſchädigten beſtraft. Dieſe Beſtimmung iſt ausſchließlich im Intereſſe des Vermögens⸗ 
ſchutzes der einzelnen Volksgenoſſen erlaſſen und ſoll unberechtigte Einwirkungen 
auf fremde Vermögenswerte (allerdings nur ſoweit es ſich um Sachen handelt, da 
die anderen Werte anderweit geſchützt find) verhindern. Es wird aber nur das vor- 
ſätzliche Handeln beſtraft, nicht das fahrläſſige, da bei dieſem die zivilrechtliche 
Haftung ausreichenden Schutz gewährt. In Zukunft ſoll hierneben noch das boshafte 
und abſichtlich nachteilige Entziehen fremder Sachen beſtraft werden. 


Drei Fälle von Rechtsvereitelung, bei denen es ſich in erſter Linie um den Schutz von 
Vermögensintereſſen einzelner Volksgenoſſen handelt, ſollen in Zukunft in dieſem 
Zuſammenhange eine geſetzliche Behandlung finden. Einmal handelt es ſich um die 
Vereitelung einer Vollſtreckung. So wird ein Schuldner beſtraſt, der in der Abſicht, 
die Befriedigung feines Gläubigers zu vereiteln, angeſichts einer drohenden Zwangs- 
vollſtreckung Beſtandteile ſeines Vermögens, worunter alles verſtanden werden kann, 
was der Vollſtreckung unterliegt, veräußert oder ſo beiſeite ſchafft, daß ſie der Er⸗ 
faſſung durch die Zwangsvollſtreckung tatſächlich entzogen ſind (§ 288). Ein ähnliches 
Delikt iſt die Pfandkehr. Sie liegt vor, wenn der Eigentümer oder ein in ſeinem 
Intereſſe handelnder Täter, feine eigene bewegliche Sache dem im Beſttz befind lichen 
Nutznießer, Pfandgläubiger oder einem durch ein Gebrauchs oder Zurückbehaltungs - 
recht Berechtigten in rechtswidriger Abſicht wegnimmt ($ 289). Hier wird alſo die 
Verhinderung der Ausübung eines Rechtes mit Strafe belegt und damit einem 
zivilrechtlichen Vermögenswert Schutz gegeben. 


7. Glüchsipiel 


Angeſichts der immer wieder in Erſcheinung tretenden Neigung vieler Menſchen zum 
Spiel erſchien es notwendig, im Strafgeſetz zu deren Schutze Vorſchriften zur Be⸗ 
kämpfung des Glücksſpiels einzuſchalten, da erfahrungsgemäß gerade das Glücks- 
ſpiel einen beſonderen Anreiz hat und anderſeits in ſtarkem Amfange zu Geldaus- 
gaben, beſonders bei Minderbemittelten führt, wodurch unerwünſchte ſoziale Schäden 
eintreten. Deshalb wird jede öffentliche Veranſtaltung eines Glücksſpiels ohne be⸗ 
hördliche Erlaubnis beftraft (§ 284). Dabei wird der öſſentlichen Veranſtaltung auch 
eine ſolche in Vereinen oder geſchloſſenen Geſellſchaften im Falle gewohnheitsmäßigen 
Betreibens gleichgeſtellt. Auch das Halten von Glücksſpielen ſowie die Bereitſtellung 
der Einrichtungen und ſchließlich jede Beteiligung werden beſtraft. Die Gewerbe- 
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mäßigkeit ift auch hier als Straferſchwerungsgrund angegeben, und ebenſo find die 
Einziebung der Spieleinrichtungen nebſt dem darin befindlichen Geld ſowie einige 
Nebenſtrafen, wie Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte, öffentliche Bekanntmachung 
Der Schuldigen u. dgl. vorgeſehen (88 5. 284 b bis 285 a). Neben dem Glücksſpiel 
wird die ohne obrigkeitliche Erlaubnis veranſtaltete Lotterie und Ausſpielung beweg⸗ 
licher oder unbeweglicher Sachen (8 286) beftraft, da auch hier im eigentlichen Sinne 
ein Glücsſpiel vorliegt. Anberührt von dieſen Beſtimmungen bleiben freilich die 
mit Genehmigung der Behörden in gewiſſem Amfange erlaubten Veranſtaltungen 
von Glücksſpielen und Lotterien, die nun einmal nicht ganz beſeitigt werden können. 
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I. Ziel und Wefen des Strafuerfahrens 


Die im materiellen Strafrecht gegebenen Strafdrohungen können nur Wirkſamkeit 
haben, wenn jeder Nechtsbruch alsbald feine gerechte Sühne findet. Im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staate iſt deshalb immer wieder betont worden, daß die Strafe der 
Tat auf dem Fuße folgen müſſe. Dazu iſt es notwendig, eine ſchlagkräftige Organi- 
ſation zur Durchführung des Strafverfahrens und der Vollziehung der Sühne ſowie 
eine dieſen Zielen entſprechende Strafperfahrensordnung zu haben. Es iſt ſelbſt⸗ 
verſtändlich, daß nur durch ein für allemal hierfür beſtimmte Behörden und Gerichte 
und feſtumriſſene Verfahrensregeln dieſes Ziel erreicht werden kann, ganz abgeſehen 
davon, daß beide Garanten eines gerechten Ablaufes des Verfahrens find. Die Straf⸗ 
verfolgung iſt ausſchließlich Sache des Staates, wie ſchon bei der Darſtellung des 
Strafrechtes hervorgehoben wurde. Dieſer Grundſatz wird auch nicht dadurch berührt, 
daß für die Durchführung ehrengerichtlicher Verfahren in Ständen und Verbänden 
beſondere Ehrengerichte und für die Durchführung von Diſziplinarverfahren gegen 
Beamte Dienſtſtrafgerichte beſtehen. da es ſich hier nicht um Strafverfahren im 
eigentlichen Sinne handelt, nicht um Verſtöße gegen die materiellen Strafrechts⸗ 
normen, ſondern um Verfahren zur Reinerhaltung der Berufsſtände. 
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Die Grundlagen für die Strafgerichtsorganiſation gibt das vielſach, im national ⸗ 
ſozialiſtiſchen Staate beſonders durch die Novellen vom 21. 3. 1933, 12. 5. 1933, 24. 4. 
1934 und 20. 3. 1935 geänderte Gerichtsverfaſſungsgeſetz (GVG) vom 27. 1. 1877 
in der Faſſung vom 22. 3. 1924 und die Grundlagen für das Strafverfahren, die eben- 
falls vielfach, im nationalſozialiſtiſchen Staate beſonders durch die Novellen vom 4. 2. 
1933, 24. 11. 1933, 24. 4. 1934 und vom 28. 6. 1935 geänderte Strafprozeßordnung 
(StPO) vom 1. 2. 1877 in der Faſſung vom 22. 3. 1924. Beide Gelege fußen in ihren 
Grundgedanken auf den Vorſtellungen der liberalen Zeit und bedürfen einer Neu- 
geſtaltung aus dem nationalſozialiſtiſchen Denken heraus. Einige beſonders eilige 
und wichtige Teilerneuerungen find in verſchiedenen Novellen vorweggenommen. An⸗ 
abhängig davon hat der Reichsminiſter der Juſtiz Dr. Gürtner in beſonderem Auf⸗ 
trage des Führers eine Kommiſſion zur Neugeſtaltung des geſamten Strafverfahrens⸗ 
rechtes einberufen, die zur Zeit an der Fertigſtellung neuer Entwürfe arbeitet. Es iſt 
zu erwarten, daß im Laufe des Jahres 1937 ein Entwurf für den ſtrafrechtlichen Teil 
des Gerichtsverfaſſungsgefetzes, für die Strafverfahrensordnung ſowie ferner für eine 
Friedensrichterordnung und für ein Strafvollſtreckungsgeſetz nebſt einem Strafvoll⸗ 
zugsgeſetz dem Reichskabinett vorgelegt werden kann. Sämtliche Geſetze werden 
dann vorausſichtlich mit dem neuen Strafgeſetzbuch, deſſen Verkündung ja alsbald 
in Ausſicht ſteht, zugleich in Kraft treten. 


Wenn als Ziel des Strafverfahrens angegeben wurde, den Rechtsbrecher unverzüglich 
der verdienten Sühne zuzuführen und die Gerechtigkeit zu wahren und zu ſichern, ſo 
beſtimmt dieſes Ziel zugleich das Weſen des Verfahrens. Am deutlichſten tritt dies 
bei einem Vergleich mit dem Zivilprozeß hervor. Bei dieſem wird ein Gericht an⸗ 
gerufen, einen Streit zwiſchen einzelnen im Bereiche privater Rechte tatſächlich und 
rechtlich zu entſcheiden. Anders beim Strafverfahren. Bei ihm handelt es ſich darum, 
einen Verſtoß gegen die Friedensordnung der Volksgemeinſchaft zu ahnden und den 
Sühneanſpruch der Geſamtheit, geltend gemacht vom Staat, zu befriedigen. Im 
Zivilprozeß wird nur das Streitvorbringen der Parteien behandelt, die jederzeit ſich 
vergleichen oder eine Klage zurücknehmen können. Erſt in neueſter Zeit wird zudem 
eine Verpflichtung des Gerichtes anerkannt, innerhalb des Vorgebrachten wenigſtens 
die Wahrheit zu erforſchen und ſich nicht auch bezüglich der Beweismittel an das 
Vorbringen der Parteien gebunden zu fühlen. Im Gegenſatz dazu iſt im Straf⸗ 
verfahren kein Raum für Begrenzungen und Bindungen von Parteien. Weder der 
Staatsanwalt noch der Angeklagte haben eine Parteirolle. Staatsanwalt und Gericht 
arbeiten vielmehr gemeinſam als Rechtspflegeorgane an dem Ziel. die Wahrheit 
zu erforſchen, alſo den Rechtsbrecher der verdienten Strafe zuzuführen oder einem 
zu Anrecht Beſchuldigten feine Ehre wiederzugeben. Selbſt der Verteidiger des Be⸗ 
ſchuldigten hat die Intereſſenwahrung ſeines Klienten mit dieſem Ziel in Einklang 
zu halten. Daraus ergibt ſich, daß das Strafverfahren im Gegenſatz zum Zivilprozeß 
ein hoheitliches Verfahren iſt, in dem öffentliche Belange wahrgenommen werden. 


Dieſe Auffaſſung vom Weſen des Strafverfahrens war freilich nicht immer fo ein- 
deutig. Arſprünglich ſchwebte bei der Geſtaltung des Strafprozeſſes der liberaliſtiſche 
Gedanke vor, daß die Rechte des von der Willkür des Staates bedrohten Staats- 
bürgers gefchützt werden müßten. Demgemäß ſank gerade in den Zeiten der Weimarer 
Republik das Verfahren faſt zu einem Parteiprozeß herab, in dem der Angeklagte 
mit ſeinem Verteidiger und der Staatsanwalt auf einer Ebene als Streitparteien 
kämpften und das Gericht weitgehend durch das Vorbringen des Angeklagten in der 
Wahrheitsfindung gehindert werden konnte. Erſt ſeit der Machtergreifung durch den 
Nationalſozialismus ſind dieſe Verirrungen wieder beſeitigt worden, fowohl durch 
das neue Rechtsdenken überhaupt wie auch in wichtigen Einzelpunkten durch Ande⸗ 
rungen der Strafverfahrensordnung. Bei ihrer Neugeſtaltung wird dann endgültig 
jede Möglichkeit ſolcher Anwendung des Geſetzes ausgeſchaltet und der eigentliche 
Sinn und Zweck des Verſahrens eindeutig herausgearbeitet werden. 
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II. Die Strafgerichtsverfaſſung 


1. Die Staatsanwaltſchaft 


Die Durchführung der Ermittlungen über einen Rechtsbruch liegt in der Hand der 
Staatsanwaltſchaft. Sie iſt, wie ſchon hervorgehoben, mit den Strafgerichten zu⸗ 
ſammen als Rechtspflegeorgan anzuſprechen, jedoch völlig unterſchiedlich von ihnen 
nach den Grundſätzen der Verwaltungsbehörden organiſiert (SS 101 ff. GVG). Daraus 
ergibt ſich, daß verantwortlich für eine Staatsanwaltſchaft jeweils der ſie leitende 
Beamte iſt und dieſer wiederum den Weiſungen ſeiner vorgeſetzten Behörde unter⸗ 
Steht. Die oberſte Spitze der geſamten Staatsanwaltſchaften iſt der Reichsminiſter der 
Juſtiz, dem am Site der Oberlandesgerichte Generalſtaatsanwälte unterſtehen, denen 
wiederum bei den Landgerichten Oberſtaatsanwälte und dieſen bei den Amtsgerichten 
Amtsanwälte unterſtellt find. Für das Reichsgericht und den Volksgerichtshof iſt eine 
Reichsanwaltſchaft gebildet worden, an deren Spitze der Oberreichsanwalt ſteht. 
Entſprechend dieſem Aufbau herrſcht bei der Staatsanwaltſchaft das Prinzip der 
Sinterordnung und es beſteht Weiſungsgebundenheit. Grundſatz für die Arbeit der 
Staatsanwaltſchaft iſt, daß fie, foweit nicht geſetzlich ein anderes beſtimmt iſt, wegen 
aller gerichtlich ſtrafbaren und verfolgbaren Handlungen einzuſchreiten hat, ſofern zu⸗ 
reichende tatſächliche Anhaltspunkte vorliegen (8 152). Mit dieſem Grundſatz, der 
auch bei der Strafverfahrenserneuerung in vollem Amfange beſtehen bleiben ſoll, 
iſt feſtgelegt, daß die Staatsanwaltſchaft nicht nach Ermeſſenserwägungen einzu⸗ 
ſchreiten hat (Opportunitätsprinzip), ſondern einzuſchreiten verpflichtet iſt, ſofern be⸗ 
gründete Anhaltspunkte vorliegen (Legalitätsprinzip). Mochte zum Teil die Schaf⸗ 
fung einer folchen Vorſchrift ſeiner Zeit aus dem Mißtrauen des Liberalismus gegen 
eine von den Weiſungen der Regierung abhängige Anklagebehörde veranlaßt worden 
fein, fo entſpricht fie doch zugleich dem Prinzip geordneter und gerechter Straf⸗ 
verfolgung und verdeutlicht, daß jeder Rechtsbrecher ohne Ausnahme zur Rechenſchaft 
gezogen werden ſoll. Aus dieſen beiden Erwägungen heraus wird die Erhaltung der 
Vorſchrift von allen Seiten befürwortet. Am freilich ein ſolches Prinzip nicht zu 
lebensfremdem Formalismus werden zu laſſen, find für Grenzſälle Ausnahmen vor- 
geſehen. Die wichtigſte beſteht darin, daß bei Abertretungen und Vergehen von einer 
Strafverfolgung abgeſehen werden kann, wenn die Schuld des Täters gering iſt und 
die Folgen der Tat unbedeutend find (8 153). Bei Privatklagedelikten und Aber⸗ 
tretungen ſteht ferner die Anklage infoweit im Ermeſſen der Staatsanwaltſchaft, als 
dieſe nur dann Anklage erheben ſoll, wenn das öffentliche Intereſſe es erfordert 
(8 376). Am eine Durchführung unnötiger Verfahren zu vermeiden, kann weiter in 
Fällen, in denen eine zu erwartende Strafe neben einer anderen Strafe nicht ins 
Gewicht fällt, von der Verfolgung abgeſehen werden (8 154). Schließlich kann bei Aus- 
landsdelikten (58 4 f. StB) und bei Straftaten eines Ausländers, der zur Straf⸗ 
verfolgung ausgeliefert werden muß (8 154 a), die Strafverfolgung unterbleiben. 
Bei den Ermittlungen hat die Staatsanwaltſchaft ſowohl das Belaſtende wie das 
Entlaſtende für den Beſchuldigten zu erforſchen, da Ziel des Ermittlungsverfahrens 
die wahrheitsgemäße Aufklärung des Sachverhalts und oberſte Richtſchnur aller 
Maßnahmen die Gerechtigkeit iſt (S 160). 


2. Die Strafgerichte 


Die Strafgerichtsbarkeit wird heute ausgeübt von dem Amtsgericht, bei dem ein 
Einzelrichter entſcheidet, von den Schöffengerichten, die bei großen Amtsgerichten ge⸗ 
bildet werden, von den Strafkammern und den Schwurgerichten bei den Land⸗ 
gerichten, von den Strafſenaten bei den Oberlandesgerichten, von den Straf- 
ſenaten beim Reichsgericht ſowie von den Senaten des Volksgerichtshofs. 
Hierneben beſteht noch in jedem Oberlandesgerichtsbezirk ein Sondergericht. 
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Sämtliche Gerichte außer dem Amtsgericht find Kollegialgerichte. Das Schöffen; 
gericht beſteht aus einem VBerufsrichter und zwei Schöffen, ebenſo die kleine 
Strafkammer; die große Strafkammer beſteht aus drei Berufsrichtern und zwei 
Schöffen und das Schwurgericht aus drei Berufsrichten und ſechs Geſchworenen. 
Die Senate der Oberlandesgerichte, die mit drei Berufsrichtern beſetzt find, die 
Sondergerichte, die ebenfalls aus drei Berufsrichtern beftehen, und die Senate des 
Reichsgerichts, die mit fünf Berufsrichtern beſetzt ſind, entſcheiden ohne Mitwirkung 
von Laienrichtern. Bei den Senaten des Volksgerichtshofs wirken neben zwei Berufs. 
richtern drei Laienrichter mit, die aber angeſichts der vom Volksgerichtshof zu be- 
handelnden Strafſachen beſonders ausgeſucht ſind. 


Die ſachliche Zuſtändigkeit der Gerichte ergibt ſich aus dem Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
(nebſt den SS 1 bis 7 StPO), für den Volksgerichtshof aus dem Geſetz vom 24. 4. 1934 
und für die Sondergerichte aus der Verordnung vom 21. 3. 1933. Danach hat der 
Einzelrichter Abertretungen und kleinere Vergehen, das Schöffengericht die übrigen 
Vergehen und gewiſſe ſachlich einfachere Verbrechen, die große Strafkammer die 
übrigen und vor allem die ſachlich ſchwierigeren Verbrechen zu bearbeiten, wobei es 
der Staatsanwaltſchaft überlaſſen bleibt, jeweils ſtatt des Schöffengerichts die große 
Strafkammer anzugehen, das Schwurgericht eine Anzahl beſonders bezeichneter 
ſchwerer Verbrechen wie Mord, Meineid, Brandſtiftung und dergleichen, das Sonder · 
gericht eine Anzahl politiſcher Straftaten, insbeſondere die Vergehen gegen das 
Heimtückegeſetz, und der Volksgerichtshof ſchließlich Hoch⸗ und Landesverrat, welche 
Sachen jedoch bei geringerer Bedeutung auch an die Strafſenate der Oberlandes⸗ 
gerichte abgegeben werden können. Die kleine Strafkammer iſt nur Berufungsinſtanz 
für die Arteile des Einzelrichters, die große Strafkammer neben ihren vorgenannten 
Aufgaben zugleich ſolche für Urteile des Schöffengerichts, und das Oberlandesgericht 
und das Reichsgericht ſchließlich find Reviſionsinſtanz für Amtsgerichtsſachen bzw. 
alle übrigen Reviſionsſachen. 


Dieſer Aufbau der Gerichte wird in den weſentlichen Zügen auch im kommenden 
Strafverfahren ſo verbleiben. Es iſt lediglich anzunehmen, daß von den Sachen des 
Einzelrichters ein gewiſſer Teil an das Schöffengericht zur Bearbeitung übergehen 
wird und daß auch an kleineren Amtsgerichten noch Schöffengerichte eingerichtet 
werden. Ferner dürfte das Sondergericht vorausſichtlich in die reguläre Gerichts- 
organiſation eingebaut werden, und es iſt anzunehmen, daß die Aufgaben auf die 
oberlandesgerichtlichen Senate übergehen werden. 


Die Beſetzung der Gerichte läßt nach der Verteilung der Aufgaben erkennen, daß 
davon ausgegangen iſt, in Neviſionsſachen und bei rechtlich ſchwierigeren Fällen nur 
durch Berufsrichter entſcheiden zu laſſen, im übrigen aber überall Laienrichter zu 
beteiligen und regelmäßig die ſchwereren Taten durch Kollegialgerichte aburteilen 
zu laſſen. Dieſen Gedanken folgt die Strafrechtserneuerung nur zum Teil. In 
der Abſicht. möglichſt viel Sachen durch Kollegialgerichte entſcheiden zu laſſen, geht die 
Strafrechtserneuerung noch weiter als das geltende Recht. Einer Zurückdrängung 
der Laienrichter wird aber bei der Erneuerungsarbeit lebhaft entgegengetreten, weil 
gerade von der möglichſt weitgehenden und zugleich möglichſt einſlußreichen Ein- 
ſchaltung von Laienrichtern eine beſonders enge Verbindung zwiſchen der Rechtspflege 
und dem geſunden Volksempfinden erwartet wird. Es wird deshalb vielfach Laien- 
beteiligung bei ſämtlichen Gerichten außer dem Amtsgericht verlangt, und zwar ſtets 
eine Mehrheit der Laien. Wenn dieſer weiteſtgehende Wunſch allerdings hinſichtlich 
des Reichsgerichts und der zur Reviſſonsentſcheidung gegenüber amtsgerichtlichen 
Arteilen berufenen oberlandesgerichtlichen Strafſenate wenig Ausſicht auf Erfolg 
haben dürfte, ſo iſt ſeine Erfüllung außer bei den Schöffengerichten, dem Schwurgericht 
und dem Volksgerichtshof, bei denen bereits Laienmehrheit befteht, bei den Gtraf- 
kammern und den vorausſichtlich ſtatt der Sondergerichte erſtinſtanzlich entſcheidenden 
Oberlandesgerichtsſenaten wahrſcheinlich. 
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Die Verufsrichter find in ihrer Tätigkeit als Richter (alſo nicht bei gerichtlichen Ver ⸗ 
waltungsgeſchäften) unabhängig und nur dem Geſetz und ihrem Gewiſſen unterworfen 
(S 1 GVG). Ebenſo haben die Schöffen gemäß dem von ihnen abzuleiſtenden Eid ihre 
Stimme nach beſtem Wiſſen und Gewiſſen abzugeben (851 GVG). Die Berufsrichter 
ſind aus dem Gedanken der Anabhängigkeit heraus unverſetzbar. Die Verteilung der 
Strafſachen erfolgt nach einem jährlichen Geſchäftsplan im voraus, jo daß niemand 
ſeinem hiernach für die Aburteilung grundſätzlich zuſtändigen Richter entzogen werden 
kann. Das Amt der Schöffen iſt ein Ehrenamt und kann nur von Deutſchen ausgeübt 
werden (8 31 GVG). Gleiche Aufgaben wie die Schöffen haben beim Schwurgericht 
die Geſchworenen, die ſeit Beſeitigung der alten Schwurgerichte, bei denen die Ge⸗ 
ſchworenen nur über die Schuldfrage einen Spruch abzugeben hatten, heute mit den 
Berufsrichtern zuſammen über Schuld und Strafe entſcheiden. Die Auswahl der 
Schöffen und Geſchworenen iſt im Gerichtsverfaſſungsgeſetz (SS 28 ff., 84 ff.) eingehend 
geregelt und erfolgt jeweils für zwei Geſchäftsjahre. Das Amt der Schöffen und Ge⸗ 
ſchworenen kann nur unter ganz beſtimmten Vorausſetzungen abgelehnt werden 
(8 35 GVG). 


Zur Mitwirkung bei den Strafverfahren find kraft Geſetzes Richter von der Ausübung 
ihres Amtes ausgeſchloſſen, wenn fie ſelbſt durch die ſtrafbare Handlung verletzt find, 
Ehegatte oder Vormund einer beſchuldigten oder verletzten Perſon ſind, mit dem 
Beſchuldigten oder dem Verletzten in dem im Geſetz angegebenen Amfange verwandt, 
verſchwägert oder durch Annahme an Kindes Statt verbunden ſind, wenn ſie in der 
Sache als Beamte der Staatsanwaltſchaft, als Polizeibeamte, als Anwalt des Ver⸗ 
letzten oder als Verteidiger tätig geweſen ſind, oder wenn ſie in der Sache ſchon als 
Zeuge oder Sachverſtändige vernommen worden find (8 22 StPO). Hierneben kann 
ein Richter abgelehnt werden, wenn hinſichtlich feiner Perſon bei der Staatsanwalt ⸗ 
ſchaft, beim Privatkläger oder beim Beſchuldigten die Beſorgnis der Beſangenheit 
beſteht (8 24). Es braucht nicht eine tatſächliche Beſangenheit vorzuliegen, es genügt 
ſchon, daß die Beſorgnis beſteht, alſo ein Grund vorliegt, welcher geeignet iſt, Miß 
trauen gegen die Anparteilichkeit eines Richters zu rechtfertigen. Als ſolche Gründe 
können in Frage kommen Freundſchaft oder Feindſchaft zu einem Beſchuldigten oder 
Verletzten u. dgl., jedoch wird bei einem derartigen Vorbringen ein ſtrenger Maßſtab 
angelegt. Aus dieſem Grunde kann auch der Ablehnungsantrag nur in der Hauptver- 
handlung erfter Inſtanz bis zur Eröffnung des Verfahrens und in den Rechtsmittel⸗ 
inftanzen bis zu dem entſprechenden Zeitpunkt vorgebracht werden (8325). Grund- 
ſätzlich entſcheidet über ein ſolches Ablehnungsgeſuch das Gericht, dem der abgelehnte 
Richter angehört, ſelbſtverſtändlich ohne deſſen Mitwirkung (SS 26 bis 30). Für die 
Schöffen und Geſchworenen gelten die gleichen Grundſätze (8 32). 


Neben der ſachlichen Zuſtändigkeit der Gerichte muß für den einzelnen Fall auch die 
örtliche Zuftändigkeit gegeben ſein. Eingehende Regeln hierfür geben die Vorſchriften 
über den Gerichtsſtand (88 7 bis 21). Dieſer iſt im Regelfall bei dem Gericht 
begründet, in deſſen Bezirk die ſtrafbare Handlung begangen iſt. 


3. Die Verteidigung 


Einem Beſchuldigten (das iſt derjenige, gegen den ein Ermittlungsverfahren läuft, 
aber noch keine Anklage erhoben iſt) oder einem Angeklagten (das iſt der Beſchuldigte 
nach der Eröffnung des Hauptverfahrens) kann in jedem Stadium des Verfahrens 
ein Verteidiger zur Seite ſtehen. Die Annahme eines Verteidigers iſt, abgeſehen 
von nachſtehenden Ausnahmen, nicht vorgeſchrieben, ſondern grundſätzlich in den 
Willen des Beſchuldigten oder Angeklagten geſtellt (8 137). Notwendig iſt lediglich 
eine Verteidigung in Strafſachen, die vor dem Volksgerichtshof, dem Oberlandes- 
gericht oder dem Schwurgericht behandelt werden, ferner wenn eine Anterbringung 
in einer Heil- und Pflegeanſtalt oder die Anordnung von Sicherungsverwahrung 
oder Entmannung zu erwarten iſt (8 140). Ferner muß bei Verbrechen ein Ver. 
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teidiger beftellt werden, wenn der Angeklagte dies beantragt. In den Übrigen Fällen 
kann dem Beſchuldigten oder Angeklagten auf feinen Antrag ein Verteidiger bei ⸗ 
geordnet werden, ſofern dies Verlangen angeſichts der Schwierigkeit der Sache vom 
Gericht für berechtigt anerkannt wird. In all den Fällen, in denen wegen not. 
wendiger Verteidigung oder auf den berechtigten Antrag vom Gericht ein Ver. 
teidiger beſtellt wird, obliegen die Koſten dem Staate (8 150 StPO), es ſei denn, 
daß eine Verurteilung erfolgt, durch die ſämtliche Koſten dem Verurteilten auf- 
erlegt werden. In den anderen Fällen, in denen ein Verteidiger ſelbſt beſtellt in, 
alſo in Fällen der Wahlverteidigung, die natürlich auch bei den Fällen der not. 
wendigen Verteidigung in Frage kommt, hat der Angeklagte von vornherein ſeldſt 
die Koſten zu tragen. Verteidiger können ſämtliche Rechtsanwälte ſein ſowie Rechts 
lehrer an deutſchen Hochſchulen oder auch andere Perſonen, ſofern dies das Gericht 
genehmigt (8 138). Die Zahl der Verteidiger iſt nicht beſchränkt, fo daß mehrere 
Angeklagte durch einen Verteidiger verteidigt werden können, ebenſo aber auch 
mehrere Verteidiger für einen Angeklagten tätig werden können. 


Auch der Verteidiger iſt ein Organ der Rechtspflege und nicht reiner Parteivertreter. 
Da dieſer Grundſatz nicht mit voller Eindeutigkeit im Geſetz verankert iſt, war in 
der vornationalſozialiſtiſchen Zeit der Verteidiger in ſtarkem Amfange zu einem 
Parteivertreter herabgeſunken, und erſt unter dem Einfluſſe des nationalſozialiſti 
ſchen Rechtsdenkens iſt die rechtliche Aufgabenſtellung der Berufstätigkeit des Ver⸗ 
teidigers und das Ziel feiner Mitwirkung, das ebenfalls in der Wahrheitserforſchung 
liegt, wieder herausgearbeitet worden. Staat und Stand wachen darüber, daß ein 
Verteidiger nur im Rahmen dieſer Aufgabenſtellung die Sache des Beſchuldigten 
oder Angeklagten führt, und in der kommenden Strafverfahrensordnung wird dieſer 
Grundſatz ausdrücklich verankert werden. 


Zur Erfüllung ſeiner Aufgaben hat der Verteidiger ſowohl alle prozeſſualen Nechte, 
die der Mandant hat, wie auch beſondere eigene Rechte. Er kann im Namen des 
Mandanten Nechtsmittel einlegen, Beweisanträge ſtellen und Richter ablehnen, er 
darf daneben aber auch Akteneinſicht nehmen, und zwar bereits im Vorverfahren, 
ſofern während dieſes Stadiums der Ermittlungen nicht eine Gefährdung des Anter⸗ 
ſuchungszweckes zu befürchten iſt (SS 147, 148). 


Inn. Allgemeine Derfahrensbeftimmungen 


Die Strafprozeßordnung enthält in den SS 1 bis 150 zahlreiche allgemeine Vor- 
ſchriften für das geſamte Verfahren, von denen einige ſchon bei der Darſtellung der 
Strafgerichtsverſaſſung vorweggenommen find. Daraus ergibt ſich ſchon, daß der 
Auſbau der geltenden Strafprozeßordnung nicht ſinnvoll nach dem Ablauf eines 
Verfahrens von den erſten Ermittlungen an geſtaltet iſt, ſondern unter dem Begriff 
allgemeine Beſtimmungen eine Reihe von Vorſchriſten, die für alle Stadien des 
Verfahrens Bedeutung haben, zuſammengefaßt ſind, an die ſich die Vorſchriften 
über das Verfahren in erſter Inſtanz, dann über die Rechtsmittel, über die Wieder-. 
aufnahme, über die Beteiligung des Verletzten und ſchließlich über beſondere Arten 
des Verfahrens ſowie Vollſtreckung und Koſten anſchließen. Der Entwurf wird 
demgegenüber einen anderen Weg gehen und zuerſt das Vorverfahren und dann 
das Hauptverſahren behandeln, woran ſich, nachdem auf dieſe Weiſe der Gang des 
Verfahrens feſtgelegt iſt, die gemeinſamen Verfahrensvorſchriften für beide Ver- 
fahrensſtadien anſchließen. Danach folgen die Vorſchriften über die Rechtsbehelfe 
und die beſonderen Verfahrensarten. 

Die Trennung des Vorverfahrens von der Hauptverhandlung, die für das kommende 
Strafrecht ſtreng durchgeführt werden ſoll, weil klargeſtellt werden ſoll, daß Herr des 
Vorverfahrens der Staatsanwalt und Herr des Hauptverfahrens das Gericht iſt, 
gilt in den Grundzügen auch im geltenden Recht ſchon. Eine bedeutſame Durch- 
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brechung dieſes Grundſatzes liegt allerdings darin, daß neben der Durchführung des 
Vorverfahrens durch die Staatsanwaltſchaft noch eine gerichtliche Vorunterſuchung 
vorgeſehen ift, die bei allen in erſter Inſtanz zur Zuſtändigkeit des Volksgerichts. 
hofes, der Oberlandesgerichte oder der Schwurgerichte gehörenden Strafſachen ſowie 
auch ſonſt, wenn die Staatsanwaltſchaft aus beſonderen Gründen eine Vorunter. 
ſuchung beantragt, durchgeführt werden muß (88 178 ff.). Dieſe Vorunterſuchung, die 
auch ſchon im geltenden Recht faft durchweg nur in den notwendigen Fällen noch 
beantragt wird, ſoll in Zukunft in Fortfall kommen. Eine weitere Durchbrechung 
des Grundſatzes liegt darin, daß auch im Vorverfahren verſchiedene Maßnahmen 
der Staatsanwaltſchaft gerichtlicher Nachprüfung unterzogen werden können und 
daß das Gericht im Falle der Erhebung einer Anklage die Eröffnung eines Haupt- 
verfahrens ablehnen kann, da das Gericht über die Eröffnung des Verfahrens auf 
Grund der Anklage entſcheiden muß. In Zukunft wird deshalb vorausſichtlich da⸗ 
von abgeſehen werden, im Vorverfahren das Gericht zur Mitwirkung heranzu⸗ 
ziehen, außer in einigen Fällen, in denen die Entſcheidung Punkte des ſpäteren Haupt ⸗ 
verfahrens vorwegnimmt, und es wird weiter, was auch vom Standpunkte einer 
ſtarken Staatsführung aus notwendig iſt, die Erzwingbarkeit eines Hauptverfahrens 
eingeführt werden, indem grundſätzlich das Gericht auf Grund einer erhobenen An⸗ 
klage das Hauptverfahren durchführen muß. 


1. Die Beweismittel 


Sowohl für das Ermittlungsverfahren wie auch für das Hauptverfahren find neben 
dem Geſtändnis eines Beſchuldigten, das naturgemäß nur in einer beftimmten Zahl 
der Verfahren vorhanden ſein wird und dann zugrunde gelegt werden kann, die 
ſonſtigen Beweismittel von beſonderer Bedeutung. Die Verurteilung eines An⸗ 
geklagten darf nur erfolgen, wenn das Gericht auf Grund des Geſtändniſſes oder auf 
Grund anderer Beweismittel nach freier Aberzeugung die Schuld des Angeklagten für 
erwieſen anſieht. Deshalb find eingehende Vorſchriften über die Beweismittel gegeben. 
Als folche kommen in Frage: Zeugen und Sachverſtändige ſowie Augenſcheinsobjekte 
und Urkunden. 

Die Einnahme eines Augenſcheins vom Tatort oder einem Werkzeug oder einer 
Leiche, für die hinſichtlich der Offnung beſondere Vorſchriften erlaſſen find (58 87 
bis 91), kann ebenſo wie die Vorlage von Arkunden und deren Verleſung in jedem 
Stadium des Verfahrens erfolgen. 

Neben dieſen fachlichen Beweismitteln ſpielen die perſönlichen Beweismittel, wie die 
Zeugen und Sachverſtändigen, eine beſonders große Rolle. Als Zeugen find dritte 
Perſonen zu hören, die aus eigener Kenntnis zur Sache oder zur Perſon tatſächliche 
Bekundungen machen können. Jeder, der eine ſolche Kenntnis hat und zu einer Be⸗ 
kundung, ſei es im Vorverfahren, ſei es im Hauptverfahren, geladen wird, muß 
erſcheinen und hat die Pflicht zur Ausſage (8 48). Er muß ferner die Richtigkeit feiner 
Ausſage mit dem Eid bekräftigen (SS 57 ff.). Letzteres geſchieht allerdings in aller 
Regel nur in der Hauptverhandlung, da im Vorverfahren eine eidliche Vernehmung 
nur erfolgen darf, wenn zu beſorgen iſt, daß das Beweismaterial verloren geht (z. B. 
durch einen zu erwartenden Tod des Zeugen) oder wenn die Beeidigung zur Erzwin⸗ 
gung einer wahrheitsgemäßen Ausſage erforderlich erſcheint (8 65). 

Ein Recht zur Zeugnisverweigerung iſt von der Strafprozeßordnung anerkannt, wenn 
es ſich um nahe Angehörige des Beſchuldigten handelt (8 52), wenn eine Verpflichtung 
zur Amtsverſchwiegenheit beſteht (3.3. bei Geiſtlichen, Arzten, Rechtsanwälten uſw.) 
oder wenn der Ausſagende durch die Ausſage ſich oder einen nahen Verwandten der 
Gefahr ſtrafrichterlicher Verfolgung ausſetzen würde (8 75). Beamte ſowie 
Parteiangehörige, ſofern es ſich bei dieſen um wichtige Parteivorgänge handelt, 
bedürfen zur Ausſage der Genehmigung ihrer vorgeſetzten Dienſtſtelle (8 54, Geſetz 
vom 1.12.1936). Von der Beeidigung find ausgeſchloſſen Perſonen, die noch keine 
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16 Jahre alt find, die felbſt der Tat oder der Teilnahme verdächtig find, ſowie Per 
ſonen, die wegen einer früheren Verurteilung wegen Meineides unfähig find, als 
Zeugen vernommen zu werden (8 60). Schließlich kann das Gericht von einer Beeidi⸗ 
gung abſehen, wenn es damit rechnen muß, daß der Zeuge ſich eine ſtrafgerichtliche 
Verfolgung zuziehen werde oder die Ausſage ihm zur Anehre gereichen würde oder 
wenn die Ausſage unerheblich fein wird oder auch wenn eine wahre Ausſage nicht zu 
erwarten iſt (8 61). Die Abnahme des Eides kann nur durch den Richter erfolgen, fo 
daß im Vorverfahren eine eidliche Vernehmung weder durch die Staatsanwaltſchaft 
noch durch die Polizei erſolgen kann. 

Der Sachverſtändige fol im Gegenſatz zum Zeugen nicht über erlebte tatſäch⸗ 
liche Vorgänge berichten, ſondern dem Richter über beſtimmte Lebensvorgänge, ſei es 
auf mediziniſchem, techniſchem oder anderem Gebiet, allgemeine Erfahrungsſätze mit 
teilen und durch ſein Gutachten, das er beeiden muß, die Beweiswürdigung des 
Richters, die jedoch auch gegenüber dem Gutachten beſteht, unterſtützen (88 72 ff.). Der 
Sachverſtändige wird durch den Richter ausgewählt und kann unter denſelben Vor 
ausſetzungen wie ein Richter abgelehnt werden. 


2, Die Zwangs mittel 


Die drei wichtigſten Zwangsmittel zu einer erfolgreichen Durchführung der Ermitt ⸗ 
lungen find die Anterſuchungshaft, die Beſchlagnahme und die Durchſuchung. Die 
Verhaftung eines Beſchuldigten kann nur unter beſtimmten Vorausſetzungen 
erfolgen, wenn der Beſchuldigte der Tat dringend verdächtig iſt und außerdem Ver ⸗ 
dunkelungsgefahr oder Fluchtverdacht vorliegt. Der Fluchtverdacht kann aus mannig- 
fachen Umftänden fi ergeben, insbeſondere aber aus der Höhe der zu erwartenden 
Strafe, weshalb ein ſolcher ohne weiteres begründet iſt, wenn ein Verbrechen den 
Gegenſtand der Anterſuchung bildet (8 112). Verdunkelungsgefahr iſt dann anzu- 
nehmen, wenn Tatſachen gegeben ſind, aus denen zu ſchließen iſt, daß der Beſchuldigte 
die Spuren der Tat vernichten oder Zeugen oder Mitſchuldige zu falſchen Ausfagen 
verleiten werde. Seit der Novelle vom 26. 8. 1935 iſt außerdem die Verhängung der 
Anterſuchungshaft zuläffig, wenn zu befürchten iſt, daß der Beſchuldigte die Freiheit 
zu neuen Straftaten mißbrauchen werde oder die Belaſſung des Beſchuldigten in 
Freiheit im Hinblick auf die Schwere der Tat und die Erregung der Offentlichkeit 
nicht erträglich wäre. Die Verhaftung darf nur auf Grund eines ſchriftlichen Haft- 
befehls des Richters erfolgen, deſſen Vollſtreckung der Staatsanwaltſchaft obliegt, es 
ſei denn, daß ein Amtsrichter im Intereſſe ſofortigen Zugreifens oder ein Anter⸗ 
ſuchungsrichter im Rahmen der Vorunterſuchung die Verhaftung unmittelbar berbei- 
führt (8 36). Der Verhaftete iſt unverzüglich dem Richter vorzuführen und ſpäteſtens 
am nächſten Tag zur Beſchuldigung zu vernehmen. Gegen den Haftbefehl ſteht ihm 
eine Beſchwerde und gegen den dieſe ablehnenden Beſcheid eine weitere Beſchwerde 
zu (88 115, 305, 310). Bei Fluchtverdacht kann unter Amſtänden Freilaſſung gegen 
Sicherheitsleiſtung erfolgen (§8 117 bis 122). Unabhängig von dieſer Verhaftung auf 
Grund eines Haftbefehls gibt es noch die vorläufige Feſtnahme, die bei Gefahr im 
Verzuge oder Antreffen auf friſcher Tat erfolgen kann (8127). In dieſen Fällen iſt 
aber unverzüglich der richterliche Haftbefehl nachzuholen, andernfalls Freilaſſung 
erfolgen muß (8 128). Bei Wegfall der Haftgründe tft in allen Fällen der Haftbefehl 
vom Richter wieder aufzuheben (§ 123). 

Gegenſtände, die als Beweismittel in Frage kommen (Arkunden u. dgl.) ſowie Ver- 
brecherwerkzeuge oder Erzeugniſſe von Verbrechen, alſo Gegenſtände, die der Ein- 
ziehung unterliegen, können beſchlagnahmt werden (88 94 ff.). Auch die Be⸗ 
ſchlagnahme iſt vom Richter auszuſprechen, es ſei denn, daß Gefahr im Verzuge iſt, 
in welchem Falle die Staatsanwaltſchaft die Beſchlagnahme vornehmen kann. 

Die Durchſuchung einer Wohnung oder anderer Räume oder Sachen nach einem 
Verdächtigen oder nach Spuren der Tat oder nach der Verbrechensbeute kann einmal 
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bei dem Verdächtigen und dann bei dritten Perſonen in Betracht kommen Bezüglich 
der Verdächtigten iſt bei jeder Vermutung erfolgreicher Durchſuchung eine ſolche 
möglich (8 102). Bei anderen Perſonen darf eine ſolche nur vorgenommen werden, 
wenn Tatſachen dafür vorliegen, daß die geſuchte Perſon, Spur oder Sache ſich in den 
zu durchſuchenden Räumen befinde (8 103). Eine körperliche Durchſuchung darf nur 
bei einem Verdächtigen erfolgen. Zur Nachtzeit iſt ferner eine Durchſuchung nur zu⸗ 
läſſig bei Verfolgung auf friſcher Tat oder wenn Gefahr im Verzuge iſt (8 104). Das 
Verfahren iſt im einzelnen genau geregelt (88 105 bis 111). Auch die Durchſuchung 
darf nur auf Anordnung des Richters erfolgen, wenn nicht Geſahr im Verzuge iſt. 

Die Einſchaltung des Richters bei der Durchführung der Zwangsmittel entſpricht 
nicht dem Grundſatz, daß der Staatsanwalt Herr des Vorverfahrens iſt. Es wurde 
ſchon hervorgehoben, daß bei der Neugeſtaltung des Verfahrensrechts ſolche Durch- 
brechungen beſeitigt werden ſollen, ſo daß die Ausübung der Zwangsmittel in Zukunft 
vorausſichtlich der Staatsanwaltſchaft zuſtehen wird. Allerdings wird bei der Frage 
des Haftbefehls die Anrufung des Gerichts nach Ablauf einer gewiſſen Zeit wohl auch 
in Zukunft vorgeſehen werden, da die Haft weit über das Vorverfahren hinaus von 
einſchneidender Bedeutung iſt und die Abertragung des Zwangsmittels für eine 
befriſtete Zeit den ſtaatsanwaltſchaftlichen Belangen genügen dürfte. 


IV. Das Voruerfahren und das Zwiſchen verfahren 


Daß die Staatsanwaltſchaft ein Verfahren einzuleiten hat, ſobald ihr der Verdacht 
einer Straftat bekannt wird, wurde ſchon hervorgehoben. Die Kenntnis des Tatver⸗ 
dachts kann auf Amtskenntnis beruhen oder auf einer Anzeige durch Private bei ihr, 
bei dem Amtsgericht oder bei der Polizei. Letztere hat ebenfalls im Verdachtsfalle von 
ſich aus Ermittlungen anzuſtellen und dann die Vernehmungsakten unverzüglich an 
die Staatsanwaltſchaft zu überſenden (8 163), da die Polizeibehörden zur Mitwirkung 
bei allen Ermittlungen verpflichtet find und im Verlauf des Verfahrens den Aufträgen 
der Staatsanwaltſchaft, insbeſondere zu Vernehmungen, Verhaftungen, Beſchlag⸗ 
nahmen u. dgl., Folge zu leiſten haben ($ 161). 

Da der Staatsanwalt die Wahrheit zu erforſchen hat, hat er außer der Zuſammen⸗ 
tragung aller zur Aberführung notwendigen Beweiſe auch alle zur Entlaſtung des 
Beſchuldigten dienenden Amſtände zu erforſchen (8 160). Hierneben find zugleich alle 
zur Beurteilung der Perſönlichkeit eines Beſchuldigten wichtigen Amſtände aufzu⸗ 
klären, da in dem Arteil das Geſamtbild des Täters gewertet werden muß. | 

Im Rahmen des geltenden Rechts läßt der Staatsanwalt faſt alle Ermittlungen durch 
die Polizei oder durch einen Amtsrichter, der hierum erſucht werden kann, vornehmen. 
Im kommenden Strafverfahren iſt vorgeſehen, daß der Staatsanwalt möglichſt weit- 
gehend ſelbſt die Ermittlungen vornehmen und auch auswärts ſtatt des Richters eine 
andere Staatsanwaltſchaft um Vernehmungen erſuchen ſoll. Daß natürlich die Mehr⸗ 
zahl der Vernehmungen, insbeſondere in allen kleineren Verfahren, auch in Zukunft 
durch die Polizei vorgenommen werden muß, ift bei der Fülle der Verfahren felbit- 
verſtändlich. j . 

Nach Abſchluß der Ermittlungen entſcheidet der Staatsanwalt, ob der Berdacht gegen 
den Beſchuldigten unbegründet war oder auch noch weiter beſteht, aber eine Beweis 
möglichkeit nicht gegeben iſt, oder ob der Verdacht ſo hinreichende Begründung erfahren 
hat, daß mit einer Verurteilung gerechnet werden kann. In letzterem Falle erhebt er 
bei dem zuſtändigen Gericht die Anklage und beantragt die Eröffnung des Hauptver- 
fahrens. In den beiden erſteren Fällen ſtellt er das Verfahren ein und beſcheidet in 
dieſem Sinne etwaige Anzeiger. Im Intereſſe der Ehre des Beſchuldigten ſoll er dabei 
klarſtellen, in welchem Maße die Wiederherſtellung der Ehre durch Beſeitigung des 
Verdachts gelungen iſt, ein Gefichtspunkt, der im geltenden Recht noch nicht hin⸗ 
reichend berüdfichtigt iſt, im kommenden Recht aber hier wie bei dem ſreiſprechenden 
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Urteil angeſichts der betonten Ehrauffaſſung des nationalſozialiſtiſchen Nechtsdenkens 
beſondere Beachtung finden wird. Der Beſchuldigte ſelbſt erhält von der Einſtellung 
Beſcheid, wenn er gerichtlich vernommen oder ein Zwangsmittel gegen ihn ergangen 
war (8170) oder eine ſolche Benachrichtigung billig erſcheint, welch letzterer Geſichts⸗ 
punkt ebenfalls im geltenden Recht noch nicht verankert iſt, jedoch in der Praxis ſchon 
beobachtet und in Zukunft in das Geſetz aufgenommen werden wird. 

Hat eine gerichtliche Vorunterſuchung ſtattgefunden, deren Weſen und Bedeutung bei 
der Erörterung des Verhältniſſes von Vor⸗ und Hauptverfahren geſchildert wurde, 
verfährt die Staatsanwaltſchaft nach Abſchluß der Vorunterſuchung und wenn ſie keine 
Anträge hierzu mehr zu ftellen hat, ähnlich wie bei dem Abſchluß des Ermittlungsver- 
fahrens. Sie erhebt entweder Anklage oder aber, da fie nunmehr nicht mehr ſelbſt ein- 
ſtellen kann, fie beantragt die Außerverfolgſetzung bei dem zuſtändigen Gericht (8 198). 
Nach Erhebung der Anklage ſtellt das Gericht dem Angeſchuldigten (wie der Be⸗ 
ſchuldigte nach Erhebung der Anklage oder Eröffnung einer Vorunterſuchung bis zur 
Eröffnung des Hauptverfahrens genannt wird) in den Fällen, in denen es ſich um ein 
Verbrechen handelt oder in denen bei Vergehen das Ermittlungsergebnis in der An⸗ 
klage geſchildert iſt, die Anklage zu (8 201). Der Angeſchuldigte erhält auf dieſe Weiſe 
die Möglichkeit, innerhalb einer geſetzten Friſt noch Einwendungen vorzubringen. Das 
Gericht kann ſeinerſeits, wenn ihm dies notwendig erſcheint, ebenfalls noch aufklärende 
Ermittlungen führen. Alsdann, in den übrigen Fällen, in denen Anklagezuſtellung 
nicht erforderlich war, ſogleich nach Anklageerhalt, entſcheidet das Gericht über die Er ⸗ 
öffnung des Hauptverfahrens und beraumt einen Hauptverhandlungstermin an. Gegen 
die Eröffnung des Verfahrens gibt es keine Beſchwerde, gegen die Ablehnung ſteht 
jedoch der Staatsanwaltſchaft ein Beſchwerderecht zu (8 210). 

Dieſe Entſcheidung des Gerichts über die Eröffnung des Hauptverfahrens, Zwiſchen⸗ 
verfahren genannt, ſoll aus den oben ſchon hervorgehobenen Gründen im kommenden 
Recht fallen. Für den Angeſchuldigten würde dieſer Wegfall auch keine Beeinträchti⸗ 
gung ſeiner Rechte ſein, da er die Anklageſchrift mit der Möglichkeit, Einwendungen 
im Hauptverfahren geltend zu machen, in Zukunft grundſätzlich zugeſtellt erhalten 
würde und feine Anhörung ja im Vorverfahren regelmäßig ſtattfindet, da ein Be⸗ 
ſchuldigter ſtets vor der Anklageerhebung einmal gehört wird (jetzt SS 133 bis 136). 
Dieſe Anhörung ſoll im künftigen Recht aber noch ſtärker hervorgehoben werden und 
vielleicht eine ſolche Geſtaltung erfahren, daß ein Beſchuldigter außer der grundſätz⸗ 
lichen Anhörung ſtets noch einmal am Schluß des Vorverfahrens zu hören iſt, wenn 
fett feiner früheren Anhörung neue belaſtende Momente zutage getreten find. 


V. Das Hauptverfahren 


Nach der Eröffnung des Hauptverfahrens wird zur Vorbereitung der Hauptverhand⸗ 
lung der Beſchuldigte unter Zuſtellung des Eröffnungsbeſchluſſes, gegebenenfalls auch 
fein Verteidiger, mit einer Ladungsfrift von einer Woche geladen (88 215 bis 218). 
Ferner werden die in der Anklage benannten Zeugen und Sachverſtändigen und 
etwaige weitere von dem Angeklagten Genannte zu der Hauptverhandlung geladen. 
Das Gericht ordnet nach dem geltenden Recht die Ladung an, während die Durch⸗ 
führung der Ladungen der Staatsanwaltſchaft obliegt (S 214). 


Vor der Hauptverhandlung können in beſonderen Fällen durch Gerichtsbeſchluß 
einzelne Beweiserhebungen vorweggenommen werden, ſo Augenſcheinstermine und 
beſonders kommiſſariſche Vernehmungen von Zeugen und Sachverſtändigen, wenn 
deren Anweſenheit in der Hauptverhandlung wegen großer Entfernung beſonders 
erſchwert iſt oder Krankheit, Gebrechlichkeit oder ähnliche Hinderniſſe einem Erſcheinen 
entgegenſtehen (8 239). 

Die Hauptverhandlung felbft, die das Hauptſtück des Verfahrens tft, beginnt mit dem 
Aufruf der Sache und endet mit der Arteilsverkündung. Sie findet grundſätzlich öffent⸗ 
lich ſtatt (8 169 GVG). Ausgeſchloſſen kann die Offentlichkeit nur werden, wenn eine 
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Gefährdung der öffentlichen Ordnung, der Staatsficherheit, der Sittlichkeit oder eines 
wichtigen Gefhäfts- oder Betriebsgeheimniſſes zu befürchten tft (88 171 a, 172 GVG). 
Eröffnungsbeſchluß und Arteilsſpruch müſſen aber in jedem Falle in der Offentlichkeit 
verkündet werden (8 173 GVG). Allgemein unter Ausſchluß der Offentlichkeit findet 
lediglich die Verhandlung in Jugendſtrafſachen ſtatt (8 23 JGG). 

Hand in Hand mit dem Grundſatz der Offentlichkeit geht der der Mündlichkeit. Im 
Gegenſatz zu dem früheren Inquifitionsverfahren muß die geſamte Hauptverhandlung 
mündlich ſtattfinden, weshalb auch der Eröffnungsbeſchluß, alle urkundlichen Beweis⸗ 
mittel und ſchließlich die niedergeſchriebene Arteilsformel verleſen werden. Nur das 
miindlich erörterte Vorbringen bildet Grundlage für den Arteilsſpruch. 


Deshalb müſſen auch bei der Verhandlung die zur Arteilsfällung berufenen Richter, 
der Arkundsbeamte, der Staatsanwalt, der Angeklagte, der Verteidiger ſowie die 
Zeugen und Sachverſtändigen zugegen fein (8 226), und zwar bis auf die beiden letzten 
Gruppen ohne Anterbrechung, es ſei denn, daß bei den Zeugen und Sachverſtändigen 
wegen der vorabgenannten Gründe eine kommiſſariſche Vernehmung ſtattgefunden 
hat. Dieſem Grundſatz entſprechend find ſtrenge Vorſchriften gegeben, daß nicht ohne 
Anweſenheit des Angeklagten verhandelt werden kann, ſelbſt wenn dieſer ausgeblieben 
iſt. Nur bei geringfügigen Sachen kann zur Hauptverhandlung geſchritten werden 
(8 232), wenn er unentſchuldigt ausgeblieben ift oder auf feinen Wunſch vom Er- 
ſcheinen entbunden iſt (8 233). Im übrigen muß er zum mindeſten zur Anklage gehört 
ſein, und nur dann kann beim eigenmächtigen Entfernen die Verhandlung fortgeführt 
werden. Bleibt ein Angeklagter aus, ſo kann Vorführung oder Verhaftung ange⸗ 
ordnet werden, da die Durchführung des Verfahrens ſichergeſtellt werden muß 
(SS 230, 236). 

Die Leitung der Hauptverhandlung liegt in den Händen des Vorſitzenden, dem auch 
die Ordnungsgewalt zuſteht (8 238). Er hat zunächſt nach Verleſung des Eröffnungs- 
beſchluſſes den Angeklagten zu hören und ſodann die Zeugen und Sachverſtändigen. 
Im Anſchluß an die Beweisaufnahme erfolgen die Schlußvorträge des Staatsanwalts 
und des Verteidigers. Das letzte Wort hat der Angeklagte (8 258). Danach zieht ſich 
das Gericht zur Beratung und Abſtimmung, die geheim iſt, zurück, und anſchließend 
verkündet der Vorſitzende das Arteil. Er verlieſt zunächſt die Arteilsformel und gibt 
anſchließend eine abgekürzte mündliche Begründung. 

Die geſamte Hauptverhandlung iſt eine Einheit und darf nicht für längere Zeit unter ⸗ 
brochen werden. Der Vorſitzende kann aber kürzere Anterbrechungen anordnen (S 228). 
Bei langfriſtigen Verhandlungen kommt auch tageweiſe Anterbrechung in Betracht. 
Niemals darf eine Anterbrechung länger als zehn Tage dauern (8 229). Dadurch ſoll 
fihergeftellt werden, daß der unmittelbare lebendige Eindruck der Verhandlung 
erhalten bleibt und aus dieſem heraus das Arteil gefällt wird. 

Den Mittelpunkt der Hauptverhandlung bildet in aller Regel die Beweisaufnahme. 
Gerade bei ihr kommt es darauf an, daß der Vorſitzende die Verhandlung feſt in der 
Hand hat und die Zeugen ſo befragt, daß ihr ganzes Wiſſen um den Sachverhalt zum 
Zwecke der völligen Aufklärung vorgebracht wird. Neben dem Vorfigenden haben auch 
die beifigenden Richter, der Staatsanwalt ſowie der Verteidiger und der Angeklagte 
das Recht, Zeugen zu befragen, jedoch darf der Vorſitzende ungeeignete und unſachliche 
Fragen zurückweiſen. Dieſes Fragerecht wird in Zukunft vorausſichtlich dahin geändert 
werden, daß die Fragen von den genannten Perſonen zwar angeregt werden können, 
jedoch der Vorſitzende in ſeiner verſtärkten Stellung als Leiter der Verhandlung ſie 
allein ſtellen kann (8 241). Bei Zweifeln über die Zuläſſigkeit einer Frage entſcheidet 

im geltenden Recht das Gericht (8 242), eine Vorſchrift, die im kommenden Recht eben- 

falls fallen wird. 

Eine große Schwierigkeit bot von jeher die Frage des Amfanges der Beweis- 

aufnahme. In den Zeiten des Liberalismus wurde beſonders darauf geachtet, daß 

jedem Beweisantrage eines Angeklagten oder ſeines Verteidigers ſtattgegeben 
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wurde, ſofern nur die unter Beweis geſtellten Tatſachen irgendeine Berührung mit 
dem zur Verhandlung ſtehenden Sachverhalt hatten. Angeſichts des Mißbrauches, der 
hierdurch mit den Beweisanträgen getrieben wurde, iſt heute für die Verhand- 
lungen vor dem Amtsrichter, dem Schöffengericht und dem Landgericht in det 
Berufungsinſtanz in das freie Ermeſſen des Gerichtes geſtellt worden, einen 
Beweisantrag abzulehnen, wenn die Erhebung des Beweiſes zur Erforſchung 
der Wahrheit nicht für erforderlich gehalten wird. Für die übrigen Gerichte, bei denen 
eine Berufung ausgeſchloſſen iſt, wurde allerdings ein ſo weit gehendes Ermeſſen 
des Gerichtes nicht zugelaſſen. Die Erhebung eines Beweiſes darf nur abgelehnt 
werden, wenn dieſe unzuläſſig oder offenkundig überflüſſig iſt, die zu beweiſende 
Tatſache für die Entſcheidung ohne Bedeutung oder ſchon erwieſen iſt, wenn das 
Beweismittel völlig ungeeignet oder wenn gar der Antrag zum Zwecke der Prozeß⸗ 
verſchleppung geſtellt iſt; ſchließlich auch wenn eine zur Entlaſtung aufgeſtellte erheb- 
liche Behauptung als wahr unterſtellt werden kann (8 245). Es iſt ſelbſtverſtändlich, 
daß durch ſolche Einſchränkungen nicht die Rechte des Angeklagten verkürzt werden 
ſollen, ſondern nur dem Mißbrauch geſteuert werden ſoll. Schon von ſich aus hat 
ja das Gericht wie die Staatsanwaltſchaft die Pflicht, alles zur Klärung nur Mög- 
liche zu tun. Dementſprechend iſt auch der Formalismus ausgeſchaltet, indem ver- 
ſpätete Beweisanträge nicht wegen ihres zu ſpäten Vorbringens zurückgewieſen 
werden dürfen (8 246). | 
Das Ergebnis der Beweisaufnahme hat das Gericht nach feiner freien, aus dem 
Inbegriffe der Verhandlung geſchöpften Überzeugung zu würdigen (§ 261). Dies iſt 
ebenfalls einer der wichtigſten Grundſätze des Strafverfahrens, denn mit ihm ſind 
alle ſtarren Beweisregeln der vergangenen Zeit beſeitigt worden. Selbſt zivilrechtliche 
Vorfragen kann das Gericht ſelbſtändig entſcheiden und iſt weder an ein Zivilurteil 
hierüber noch z. B. an Feſtſtellungen eines vorhergegangenen dienſtſtrafrechtlichen 
Arteils gebunden. 


Ergibt ſich während der Hauptverhandlung für die in der Anklage vorgebrachte Tat 
eine andere rechtliche Würdigung oder kommen neue ſtrafwürdige Tatſachen hinzu, 
ſo iſt der Angeklagte hierauf hinzuweiſen und muß bei ſachlicher Erweiterung ebenſo 
wie der Staatsanwalt mit deren ſofortiger Einbeziehung in die Verhandlung ein- 
verſtanden ſein, anderenfalls die Verhandlung ebenſo wie dann vertagt werden muß, 
wenn der neu einzubeziehende Sachverhalt ein Verbrechen iſt (SS 265, 266). Auf 
dieſe Weiſe iſt ſichergeſtellt, daß dem Angeklagten bei ſolchen Veränderungen der 
ſtrafrechtlichen Vorwürfe Gelegenheit gegeben wird, ſich auf deren Verteidigung 
ebenſo einzurichten; wie er dies auf die Anſchuldigungen der Anklage tun konnte. 


Aber die Schuld des Angeklagten und die Bemeſſung der Strafe entſcheidet das Gericht 
mit Zweidrittelmehrheit im Wege der Abſtimmung (8 263). Die Entſcheidung durch 
Abſtimmung iſt im nationalfozialiſtiſchen Nechtsſchrifttum vielfach mit der Be⸗ 
gründung angegrifſen worden, daß ſie mit dem ſonſt überall im Volksleben geltenden 
Führerprinzip nicht in Einklang zu bringen ſei. In Zukunft müffe deshalb der 
Vorfitzende allein entſcheiden und die übrigen Richter dürften nur eine beratende 
Stimme haben. Demgegenüber iſt aber von anderer Seite hervorgehoben, daß es ſich 
bei dieſer Entſcheidung nicht um eine Abſtimmung parlamentariſcher Art handele, 
ſondern daß lediglich das Gewicht der einzelnen ja ſchon ſorgfältig ausgewählten 
Richterſtimmen zuſammengeſtellt werde, um über eine für den Angeklagten ſo wichtige 
Entſcheidung zum Spruch zu kommen. Allem Anſchein nach wird auch im kommenden 
Strafverfahren die Kollegialentſcheidung beibehalten werden, jedoch die Modifikation 
der Zweidrittelmehrheit fallen. 

Das Arteil kann nur auf Verurteilung, Freiſprechung oder Einſtellung erkennen. Eine 
Einſtellung kommt in Frage, wenn z. B. ein (zurücknehmbarer) Strafantrag zurüd- 
genommen iſt oder ein ſolcher ungültig iſt, beides Vorausſetzungen, die in Zukunft 
wegen des Fortfalls des Strafantrages in Wegfall kommen, oder wenn nach dem 
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Ergebnis der Verhandlung ein Amneſtiegeſetz Platz greift oder das Gericht mit Zu⸗ 
ſtimmung der Staatsanwaltſchaft wegen Geringfügigkeit das Verfahren einſtelten 
will (8153 Abſ. 3), welch letztere Möglichkeit allerdings in Zukunft vorausſichtlich 
wegfallen wird, da eine ſolche Einſtellung nur bis zum Beginn der Hauptverhandlung 
möglich fein ſoll, während das Gericht auf Freifpruch oder Verurteilung erkennen ſoll, 
wenn nicht Verwarnung mit Strafvorbehalt in Frage kommt oder das Geſetz aus 
drücklich ein Abſehen von Strafe ermöglicht. Verurteilung hat zu erfolgen, wenn 
das Gericht nach ſeiner freien Aberzeugung den Angeklagten für überführt hält, ſei 
es auf Grund des Geſtändniſſes oder auf Grund der übrigen Beweismittel oder ſei es 
auf Grund einer Zuſammenſtellung aller Indizien, alſo Tatſachen, aus denen zwar 
kein direkter Nachweis der Schuld, aber ein ſicherer Schluß gegeben iſt. Freiſprechung 
ſchließlich muß erfolgen, wenn die Schuld nicht eindeutig bewieſen iſt, wobei der 
Grundſatz gilt, daß im Zweifel zugunſten des Angeklagten zu entſcheiden iſt. 

Nach der Beratung iſt das Arteil in der bereits angegebenen Weiſe zu verkünden, 
jedoch kann, wenn längere Beratungen nötig find oder beſondere Gründe vorliegen, 
dieſe Verkündung des Arteils bis zu längſtens einer Woche ausgeſetzt werden 
(8 268). Binnen einer Woche iſt das Urteil mit Gründen zu den Akten zu bringen 
(S 275). Die Arteilsgründe müſſen angeben, in welchen der für erwieſen erachteten 
Tatſachen die geſetzlichen Merkmale der ftrafbaren Handlung gefunden werden. 
Außerdem müſſen die Strafzumeſſungsgründe angegeben ſein (8 267), denen nach den 
beabſichtigten Vorſchriften der kommenden Verfahrensordnung in Zukunft eine 
größere Bedeutung als im geltenden Recht zukommen wird. 

Das Arteil iſt mit den Gründen dem Verurteilten zuzuſtellen. Mit dem Tage der Zu- 
ſtellung beginnen die Rechtsmittelfriſten zu laufen. Wird währenddeſſen kein Rechts⸗ 
mittel eingelegt, ſo wird mit Ablauf der Friſt — wenn kein Rechtsmittel gegeben iſt, 
mit der Verkündung — das Arteil rechtskräftig. 

Aber die Hauptverhandlung iſt eine Verhandlungsniederſchrift, ein Protokoll, auf- 
zunehmen, das von dem Arkundsbeamten geführt wird und von dieſem ſowie dem 
Vorfitzenden zu unterſchreiben iſt (8 271). Die Verhandlungsniederſchrift hat den 
Gang der Verhandlung zu enthalten und in den Strafſachen, in denen eine Berufung 
zuläſſig iſt, auch den weſentlichen Inhalt der Ausſagen (88 272, 273). Nur durch das 


Protokoll kann der Nachweis für die Beobachtung der für die Verhandlung vor⸗ 


geſchriebenen Förmlichkeiten bewieſen werden (8 274). 


VI. Die Rechtsmittel 


Es entſpricht germaniſchem Rechtsempfinden, grundſätzlich die Aberprüfung eines 
Rechtsſpruchs verlangen zu können. Deshalb find in aller Regel Rechtsbehelfe gegen 
die Arteilsſprüche der Strafgerichte gegeben. Ausgenommen find hiervon lediglich 
Entſcheidungen des Volksgerichtshofes (Hoch ⸗ und Landesverratsſachen) oder der 
Oberlandesgerichte (ſoweit der Volksgerichtshof aus vorgenannten Sachen weniger 
bedeutſame an die Oberlandesgerichte abgegeben hat), da in dieſen Fällen höchſt⸗ 
inſtanzliche Entſcheidungen vorliegen. Ananfechtbar mit einem Rechtsmittel find 
ſerner die Entſcheidungen der Sondergerichte, da deren Arteile für das dieſen 
Gerichten zugewieſene Gebiet politiſcher Strafſachen höchſtrichterlichen Arteilen gleich- 
geachtet werden ſollen. Die Rechtsmittel gegen Arteilsſprüche find die Berufung und 
die Revifion. Neben den Rechtsbehelfen gegen die Urteile gibt es noch einen Rechts ⸗ 
behelf gegen Beſchlüſſe des Gerichts vor der Hauptverhandlung ſowie gegen Ver⸗ 
fügungen des Vorſitzenden, des Anterſuchungsrichters oder des Ermittlungsrichters, 
die Beſchwerde. Dieſe drei Rechtsbehelfe find ordentliche Rechtsmittel. 

Hierneben iſt ferner ein außerordentliches Rechtsmittel vorgeſehen, die Wiederauf- 
nahme des Verfahrens, die grundfätzlich gegenüber den Entſcheidungen (aber nur 
rechtskräftigen Arteilen) aller Gerichte, alſo auch denen, bei denen ein ordentliches 
Rechtsmittel nicht gegeben iſt, zuläffig iſt. 
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Die Rechtsmittel können von dem Staatsanwalt, dem Beſchuldigten oder deſſen Ver- 
teidiger ſowie gegebenenfalls von einem geſetzlichen Vertreter des Angeklagten oder 
dem Ehemann einer angeklagten Frau eingelegt werden. Während der Staatsanwalt 
aus feiner Stellung als Rechtspflegeorgan heraus ſowohl zuungunſten wie auch zu- 
gunſten eines Angeklagten Rechtsmittel einlegen kann, beſteht bei den übrigen Per⸗ 
ſonen nur ein Intereſſe, ein Rechtsmittel einzulegen, ſoweit eine Beſchwerung vor- 
liegt. Hinſichtlich der Entſcheidung auf das Rechtsmittel find den Gerichten heute 
keine Bindungen mehr auferlegt; fie können, gleich wer Rechtsmittel eingelegt hat, 
zugunſten oder zuungunſten des Angeklagten die angefochtene Entſcheidung ändern. 
Eingelegt wird das Rechtsmittel grundſätzlich bei dem Gericht, deſſen Entſcheidung 
angefochten wird, und zwar ſchriftlich oder zu Protokoll des Arkundsbeamten 
(S8 306, 314, 341, 366). Es iſt bis zum Beginn der Verhandlung zurücknehmbar 
(88 302, 303), und ein Urteil wird in dieſem Falle mit der Zurücknahme rechtskräftig. 


Die Beſchwerde (88 304 ff.), die das allgemeine Rechtsmittel gegen richterliche 
Maßnahmen mit Ausnahme der Urteile ift, jedoch nicht gegen Beſchlüſſe und Ver 
fügungen der Oberlandesgerichte und des Reichsgerichts ſowie des Volksgerichts⸗ 
bofes und nicht gegen Entſcheidungen des erkennenden Gerichtes vor der Urteile. 
fällung gegeben iſt, kann ohne Bindung an eine Friſt eingelegt werden. In be⸗ 
ſtimmten Fällen iſt allerdings eine ſogenannte ſofortige Beſchwerde vorgeſehen, die 
dann binnen einer Woche eingelegt fein muß. Gegen die Entſcheidung des Beſchwerde⸗ 
gerichtes iſt in der Regel keine weitere Beſchwerde gegeben, ausgenommen die Ent⸗ 
ſcheidungen der Landgerichte über Verhaftungen, in welchen Fällen eine „weitere 
Beſchwerde ! zuläffig iſt. 

Die Berufung und die Reviſion, die beide innerhalb einer Friſt von 
8 Tagen gegen ein Arteil ſeit deſſen Zuſtellung eingelegt werden müſſen, unterſcheiden 
ſich dadurch, daß bei der Berufung eine Nachprüfung des Arteiles ſowohl in recht ⸗ 
licher wie in tatſächlicher, bei der Reviſion nur in rechtlicher Hinfiht erfolgt. Gegen 
die Entſcheidungen höherer Gerichte, wie der großen Strafkammern und der Schwur- 
gerichte, tft nur die Revifion zuläſſig, da hier davon ausgegangen wird, daß die tat ⸗ 
ſächlichen Feſtſtellungen einer Nachprüfung nicht mehr bedürfen. Bei den Ent- 
ſcheidungen des Amtsrichters und der Schöffengerichte iſt dagegen in erſter Linie die 
Berufung vorgeſehen, jedoch iſt hier zur Wahl geſtellt, ſtatt der Berufung Reviſion 
an das Oberlandesgericht einzulegen. 

Auf Grund der Berufung (88 312 ff.) hat das Berufungsgericht, wenn die Be 
rufung form- und friſtgerecht eingelegt iſt, eine Nachprüfung des Arteils erſter 
Inſtanz, ſoweit es angefochten iſt, in vollem Amfang vorzunehmen. Der Verlauf der 
Verhandlung entſpricht dem in erſter Inſtanz. Der Umfang der Beweisaufnahme 
wird von dem Gericht nach freiem Ermeſſen beſtimmt. Iſt die Berufung unbegründet, 
wird ſie verworfen, andernfalls entſcheidet das Berufungsgericht neu. 


Die Reviſon oder Rechtsrüge (88 333 ff.), die nur auf beſtimmte Gründe geſtützt 
werden kann, wie Anzuſtändigkeit des Gerichtes, Verletzung beſtimmter Verfahrens- 
vorſchriften (8 338) ſowie auf Geſetzesverletzung, d. h. Nichtanwendung oder nicht 
richtige Anwendung einer Rechtsnorm, führt, wenn fie form- und friſtgerecht ein- 
gelegt iſt (88 341, 345), zu einer Hauptverhandlung mit Erörterung der geltend 
gemachten Rechtsfrage. Im Tatbeſtande iſt das Reviſionsgericht an die Zelt- 
ſtellungen des früheren Gerichtes gebunden. Iſt die Reviſion unbegründet, fo wird 
fie verworfen, iſt fie begründet, fo verweiſt das Reviſionsgericht, wenn noch tatſäch⸗ 
liche Nachprüfungen nötig find oder wegen Formverſtößen eine abermalige Ver. 
handlung erfolgen muß, zur erneuten Verhandlung zurück, oder entſcheidet, wenn nur 
eine andere rechtliche Würdigung notwendig iſt, ſelbſt (88 353, 354). 


Gegen rechtskräftig gewordene Arteile gibt es lediglich noch den Antrag auf 
Wiederaufnahme des Verfahrens (ss 359 ff.). Eine ſolche iſt nur 
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möglich, wenn ſich herausſtellt, daß das frühere Arteil durch eine ſtrafbare Handlung, 
wie 3.3. Meineid eines Zeugen, Arkundenfäſchung oder Rechtsbeugung beeinflußt 
worden iſt oder wenn neue Tatſachen oder Beweismittel vorgebracht werden, die 
geeignet find, die Feſtſtellungen des angegriffenen Arteils zu erſchüttern (8 359). Die 
Wiederaufnahme kann zugunſten oder zuungunſten eines Verurteilten beantragt 
werden. Wird auf Grund des Vorbringens eine Wiederaufnahme angeordnet, ſo 
iſt die Sache völlig neu zu verhandeln. Erfolgt nun Freiſpruch, ſo kann für etwa 
früher erlittene Strafe Schadenerſatz gewährt werden, allerdings nur N den tatſäch · 
lichen, jedoch nicht für den ideellen Schaden (Geſetz vom 20. 5. 1898). 

Die Rechtsmittel werden im kommenden Verfahren in vielerlei Hinſicht neu geſtaltet 
werden, vor allem wird die Revifion, die in ihrer Beſchränkung auf reine Rechts⸗ 
fragen ſchon immer unvolkstümlich und formaliſtiſch war, dahin verbeſſert werden, daß 
neben der Nachprüfung der Rechtsrügen das Neviſionsgericht weitgehend auch die tat- 


ſächlichen Zeftftellungen überprüfen und bei Bedenken erneute — 
veranlaſſen kann. 


VII. Befondere Verfahren 


Die Strafprozeßordnung enthält noch Abſchnitte mit Verfahrensvorſchriften für be⸗ 
ſonders gelagerte Verfahren. 

Zunächſt kommt hier das Schnellverfahren und das Verfahren gegen 
Flüchtige in Betracht. Das Schnellverfahren kann bei Sachen vor dem Amts- 
richter oder dem Schöffengericht angewandt werden, wenn es ſich nur um Aber⸗ 
tretungen handelt oder wenn der Beſchuldigte ſich freiwillig hierzu ſtellt oder infolge 
vorläufiger Feſtnahme vorgeführt wird (8 212). Alsdann wird die Anklage mündlich 
erhoben, während im übrigen das Verfahren in üblicher Weiſe verläuft. Das Schnell- 
verfahren hat hauptſächlich Bedeutung für kleinere Delikte, bei denen der Täter auf 
friſcher Tat ertappt iſt und von der Polizei nach Feſtnahme ſogleich vorgeführt wird. 
Das Verfahren gegen Flüchtige, das durch Novelle vom 28. 6. 1935 eingeführt iſt, 
ſoll ermöglichen, gegen einen ins Ausland geflüchteten Verbrecher, deſſen Ausliefe⸗ 
rung Schwierigkeiten macht, was beſonders bei politiſchen Straftaten in Betracht 


kommt, eine vom Rechtsempfinden des Volkes verlangte baldige Aburteilung durch ⸗ 


zuführen (88 276 ff.). Neben dem Abweſenheitsverfahren gegen Flüchtige iſt ein 
ſolches auch noch gegen Angeklagte, die ſich der Wehrpflicht entzogen haben, mit 
beſonderen Vorſchriften vorgeſehen (88 434 ff.). 

Das Privatklage verfahren (88 374 ff.) und die Nebenklage (88 395 ff.) 


dienen den Intereſſen eines Verletzten, deſſen Angelegenheiten nicht fo gelagert find, 


daß ein öffentliches Intereſſe an dem Verfahren oder den befonderen Anſprüchen des 


Verletzten bofteht. Im Privatklageverfahren tritt an die Stelle des Staatsanwaltes 
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eine Privatperſon, die Strafverfolgung erheiſcht, in aller Regel der Verletzte. Die 
Privatklage iſt bei einigen kleineren Antragsdelikten, wie Beleidigung, Körper- 
verletzung, Sachbeſchädigung und dergleichen zuläſſig, wenn die Staatsanwaltſchaft 
ein Intereſſe an der öffentlichen Strafverfolgung verneint hat. Das Verfahren ent- 
ſpricht im weſentlichen ſonſt dem öffentlichen Verfahren. Die Nebenklage bezweckt, 
daß ſich ein Verletzter, der die Zuerkennung einer Buße verlangen kann, wie z. B. bei 
Körperverletzungen, ſich als Nebenkläger einer öffentlichen Klage anſchließen kann, 
um in der Hauptverhandlung, in der er aber nicht zu erſcheinen braucht, ſowie im 
geſamten Verfahren neben dem Staatsanwalt im Hinblick auf feinen Bußeantrag 
mitwirken zu können. Beide Einrichtungen werden im kommenden Strafverfahren 
vorausfichtlich entfallen. Für die Nebenklage dürfte kein Raum mehr fein, da ſich das 
öffentliche Verfahren für eine völlige Aufklärung hinreichend einſetzen wird und zudem 
beabſichtigt iſt, die Möglichkeit zu eröffnen, zivilrechtliche Erſatzanſprüche in be⸗ 
ſtimmtem Amfange zugleich im Strafverfahren geltend machen zu können. And an 
Stelle des Privatklageverfahrens ſoll der Friedensrichter treten, dem die Delikte 
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der jetzigen Privatklageſachen übertragen werden follen, die er als eine Art Schieds 
mann auf Anruf des Verletzten entſcheiden und durch Bußen und dergleichen, nicht 
jedoch durch kriminelle Strafen, zur Sühne bringen ſoll. 

Bei Abertretungen und Vergehen mit einer Strafe bis zu drei Monaten kann ſtatt 
der Anklage mit dem Ziele einer Hauptverhandlung der Amtsrichter auf Antrag der 
Staatsanwaltſchaft eine Strafe durch ſchriftlichen Strafbefehl verhängen 
(88 407 ff.). Ein ſolches Verfahren kommt in Betracht, wenn der Sachverhalt Io 
gelagert iſt, daß vorausſichtlich der Beſchuldigte auf eine Erörterung in der Haupt. 
verhandlung verzichten wird. Gegen den Strafbefehl kann der Verurteilte binnen 
einer Woche nach Zuſtellung Einſpruch erheben, woraufhin — ebenſo wie bei einem 
Antrag auf gerichtliche Entſcheidung gegenüber polizeilichen Strafverfügungen 
([die von den Polizeibehörden wegen geringfügiger Abertretungen erlaſſen werden 
können) — Hauptverhandlung vor dem Amtsrichter in der üblichen Weiſe ſtattfindet. 
Schließlich find für die Verfahren gegen Jugendliche, alſo Perſonen 
unter 18 Jahren, befondere Verfahrensvorſchriften gegeben, in denen unter Aber: 
tragung der Verhandlung in dieſen Sachen auf den Jugendrichter und auf Jugend- 
ſchöffengerichte beſondere der Aburteilung von Jugendlichen angepaßte Verfahrens- 
normen aufgeſtellt find (88 17 ff. JGG). 


VIII. Die Strafvollſtreckung. Die often des Derfahrens 


Die Vollſtreckung der rechtskräftigen Urteile wird im geltenden Recht als ein 
Teil des Strafverfahrens angeſehen. Die Strafprozeßordnung enthält deshalb in 
den 88 449 bis 463 a eine Reihe von Vorſchriften für die Vollſtreckung. In ihnen tft 
vor allem ausgeſprochen, daß die Strafvollſtreckung durch die Staatsanwaltſchaft 
erfolgt, abgeſehen von den Strafſachen, die zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte ge 
hören, in denen der Amtsrichter die Vollſtreckung durchführt. Ferner find die Vor ⸗ 
ſchriften über Anrechnung der Anterſuchungshaft, Strafaufſchub, Vollſtreckungsmaß⸗ 
nahmen und nachträgliche Geſamtſtrafenbildung hervorzuheben. Der eigentliche Voll ⸗ 
zug der Strafen iſt aber in dieſem Zuſammenhang nicht behandelt, ſondern in be⸗ 
ſonderen Geſetzen und Verordnungen. In Zukunft ſoll die Vollſtreckung in einem 
beſonderen Vollſtreckungsgeſetz und ebenſo der geſamte Vollzug, der noch einheitlich 
für das Reich zuſammengeſaßt werden muß, in einem Strafvollzugsgeſetz behandelt 
werden. 
Aber die Koſten des Strafverfahrens verhalten ſich die 88 464 bis 474 a. 
Jedes Arteil, jeder Strafbefehl und jede eine Anterſuchung einſtellende Entſcheidung 
muß eine Beſtimmung treffen, wer die Koſten des Verfahrens zu tragen hat. Grund- 
ſatz iſt, daß ein Verurteilter die Koſten des Verfahrens, das find Gerichtskoſten 
(Gerichtsgebühren, Auslagen für Zeugen uſw.), außergerichtliche Koſten (notwendige 
Auslagen des Angeklagten, Privatklägers oder Nebenklägers) ſowie die Koſten der 
Strafvollſtreckung, zu tragen hat. Bei einem Freiſpruch fallen die Koſten der Staats- 
kaſſe zur Laft. Die Koſten für ein zurückgenommenes oder erfolglos gebliebenes 
Rechtsmittel hat derjenige zu tragen, der es eingelegt hat. 
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I. Einleitung 


Das Zivilprozeßrecht wird meiſt als ein beſonders trockenes Rechtsgebiet betrachtet. 
Vielen erſcheint als ſein Hauptinhalt die Zuſammenſtellung rein techniſcher Vor⸗ 
ſchriften wie der über Zuſtellungen, Koſten, Friſten, Formerforderniſſe von Prozeß- 
rechtshandlungen uſw., und ſoweit das Prozeßrecht darüber hinaus noch einen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Inhalt hat, glaubte man, dieſe Wiſſenſchaft erſchöpfe ſich in der Er⸗ 
örterung rein abſtrakter Fragen, wie z. B. der nach dem Weſen des Prozeßrechts⸗ 
verhältniſſes, der Rechtskraft, der Klageänderung, der prozeßhindernden Ein- 
reden uſw. Einer der größten Kenner der Zivilprozeßordnung hat ſogar einmal den 
reſignierten Satz geprägt, das Zivilprozeßrecht ſei „jeglicher Ewigkeitswerte bar“. 


Dieſe nüchterne Auffaſſung des Prozeßrechts iſt jedoch genau ſo ſchief, wie etwa die 
Auffaſſung erſcheinen müßte, das Weſen der Baukunſt erfhöpfe ſich in der Kenntnis 
aller zum Bauen erforderlichen Materialien und der für die Errichtung von Bauten 
maßgebenden ſtatiſchen, mathematiſchen und phyfikaliſchen Geſetze. So felbitver- 
ſtändlich es iſt, daß ein geſchickter Baumeiſter alle dieſe Dinge beherrſchen muß, ſo 
würde er doch ein bloßer Handwerker ſein, wenn er nicht über dies hinaus noch weit 
mehr verſtünde. Er braucht insbeſondere den offenen Blick für die beim Hausbau zu 
befriedigenden Lebens. und Kulturbedürfniſſe und künſtleriſchen Geſchmack. Dieſe 
Dinge erſt machen das eigentliche Weſen der Baukunſt aus. Genau ſo verhält es ſich 
mit dem Prozeßrecht. Auch hier darf der Wert des rein Handwerklichen nicht unter- 
ſchätzt werden. Jeder, der das Prozeßweſen beherrſchen will, muß aller ſeiner 
formellen Regeln und ſeiner wiſſenſchaftlichen Grundlagen Herr ſein. Aber alles das 
iſt nur das techniſche Rüſtzeug. Zur richtigen Handhabung des Prozeßrechts gehört 
mehr, gehört ein intenfiv ſicheres Erfaſſen der hohen rechts⸗ und ſtaatspolitiſchen und 
vor allem auch rechtsethiſchen Aufgaben, die das Prozeßrecht in der Volksgemein⸗ 
ſchaſt zu erfüllen hat. Damit kommen wir zu dem Kernpunkt, daß mindeſtens ebenfo 
wie jedes andere Rechtsgebiet das Zivilprozeßrecht aufgroßen rechts 
politiſchen und rechtsethiſchen Grundlagen ruht, aus denen 
allein ſein eigentlicher Sinn begriffen werden kann. 


Dieſer Gedanke findet feine Beſtätigung, wenn man die praktiſchen Aufgaben be- 
trachtet, die der Zivilprozeß zu erfüllen hat. Er iſt die notwendige Ergänzung, ja die 
Krönung unſerer ganzen bürgerlichen Rechtsordnung. Das materielle bürgerliche 
Recht zeigt zwar, wie ſich die Menſchen im Gemeinſchaftsleben untereinander ver- 
halten ſollen. Es würde aber leblos bleiben, wenn es nicht einen Weg gäbe, der 
in Streit- und Zweifelsfällen die praktiſche Durchſetzung der materiellen Rechtsſätze 
fihert. Der Zivilprozeß hat dieſe Aufgabe. Er zeigt uns das Recht in feiner Be⸗ 
wegung, er ſoll die praktiſche Verwirklichung der vom Staate geſetzten Privatrechts 
ordnung gewährleiſten. Wäre er nicht, ſo würden die Volksgenoſſen auf den Weg 
der Selbſthilfe angewieſen fein. Dieſe im Intereſſe des Rechtsfriedens in der Volks- 
gemeinſchaft zu vermeiden, iſt das Ziel aller Prozeßeinrichtungen. Nur noch in 
wenigen Reſten, da, wo es ſich um Fälle handelt, in denen jede ſtaatliche Hilfe zu ſpät 
kommen muß, iſt das Recht der Selbſthilfe erhalten geblieben. Es ſei hier auf die Vor⸗ 
ſchriften der SS 229 bis 231, 8 859 Abſ. 2 und 3 ſowie 8 561 BGV verwieſen. 


Damit der Prozeß die Selbſthilfe der Parteien voll erſetzen kann, ſtellt der 
Staat in dem Zivilrechtswege ſeine geſamten Machtmittel 
zu Gebote. Hinter dem Arteil des Gerichts ſteht der Gerichtsvollzieher. Reicht 
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ſeine Macht nicht aus, ſo muß er polizeiliche Hilfe, unter Amſtänden ſogar die Hilfe 
der Militärmacht in Anſpruch nehmen, wie ſich aus 8 759 der geltenden Zivilprozeß 
ordnung ergibt. 


Wird der Zivilprozeß ſo betrachtet, ſo erkennt man, daß er, wenn auch ſeinen Gegen⸗ 
ſtand überwiegend Privatrechte bilden, alſo Rechte, die die einzelnen Volksgenoſſen 
untereinander haben, doch felbft niht dem Privatrecht, ſondern dem 
öffentlichen Recht angehört. Das hat nicht nur theoretiſche Bedeutung, 
ſondern iſt für die Geſtaltung und Anwendung des Zivilprozeßrechts von allergrößter 
Tragweite. Von dieſer Erkenntnis aus gewinnen wir erft die richtige Einſtellung zu 
dem großen Grundproblem, zu dem jedes Zivilprozeßrecht Stellung nehmen muß. Das 
Weſen dieſes Problems erfaßt man am deutlichſten, wenn man ſich folgendes klar · 
macht. Wenn auch im Zivilprozeßrecht ebenſo wie im Strafprozeß im Mittelpunkt 
das Intereſſe der Volksgemeinſchaft an einem ſicheren Rechtsſchutz fteht, fo find doch 
beide Prozeßarten anderſeits weſentlich voneinander verſchieden: Im Strafprozeß 
handelt es ſich um die Verwirklichung des ſtaatlichen Strafanſpruchs gegenüber dem 
Abeltäter. Hier iſt es, von Ausnahmen abgeſehen, grundſätzlich alleinige Aufgabe des 
Staates, die Verfolgung zu übernehmen, er beſtimmt über die Einleitung und Durch⸗ 
führung des Verfahrens. Nur in beſonderen Fällen kann da, wo Gegenſtand des 
Strafverſahrens die Verletzung der Rechtsſphäre einzelner Volksgenoſſen iſt, es von 
Bedeutung ſein, ob der Verletzte die Strafverfolgung billigt oder nicht. Eine ſolche 
Einſtellung iſt für das Zivilprozeßrecht von vornherein ausgeſchloſſen, da es ſich ja 
hier, wie ſchon betont wurde, überwiegend nur um die Rechtsbeziehungen, die ſich aus 
dem Privatleben der einzelnen Volksgenoſſen untereinander ergeben, handelt. Wenn 
Müller feinem Nachbarn Meier eine Geldſumme geliehen hat, jo muß es ſelbſt⸗ 
verſtändlich ihm überlaſſen bleiben, ob er dieſe Geldſumme zurüdfordert und ob er zu 
dieſem Zweck die Hilfe des Gerichts anruft. Denn es kann ihm nicht verwehrt 
werden, ſeinem Gegner die Schuld zu erlaſſen. Ebenſo iſt es auch, wenn es zum 
Streit kommt, Sache des Gegners, ob er ſich verteidigen will oder nicht. Daraus 
ergibt ſich, daß in aller Regel im Zivilprozeß die Einleitung des Verfahrens 
der beteiligten Partei überlaſſen bleiben muß und daß auch für die Durchführung des 
Verfahrens das Verhalten der Parteien beſtimmenden Einfluß ausübt. Nur in Aus- 
nahmefällen, wo es ſich nämlich um Angelegenheiten handelt, die das ſtaatliche 
Intereſſe aufs engſte berühren, können hiervon Ausnahmen gemacht werden. So kann 
z. B. die Ehenichtigkeitsklage auch vom Staatsanwalt erhoben werden, weil der Staat 
ein Intereſſe an der ſtrengen Durchführung feiner Vorſchriften über trennende Ehe ⸗ 
hinderniſſe hat; und im Eheſcheidungsprozeß wird es wegen des Intereſſes des 
Staates an der Aufrechterhaltung der Ehe dem Beklagten verwehrt, den Ehe⸗ 
ſcheidungsanſpruch mit bindender Wirkung für das Gericht anzuerkennen oder hin⸗ 
ſichtlich von Tatſachen, die die Eheſcheidung begründen, durch ein Zugeſtändnis die 
freie Sachprüfung des Gerichts zu binden. | 


Aus dieſer Erwägung ergibt fi, daß im Zivilprozeßverfahren eine weitgehende Be⸗ 
fugnis der Parteien, ſeinen Verlauf zu beſtimmen, unentbehrlich iſt. Andererſeits 
iſt aber ebenſo wichtig das Intereſſe des Staates daran, daß der Zivilprozeß den 
Volksgenoſſen einen ſicher und ſchleunig wirkenden Rechtsſchutz verbürgt, und zwar 
auch in dem Sinne, daß nicht der Geſchickteſte und Skrupelloſeſte, ſondern derjenige 
den Streit gewinnt, auf deſſen Seite in Wahrheit das Recht ſteht. Aus dieſem 
Gegenſatz ergibt ſich die Notwendigkeit, im Zivilprozeß die 
Rechte des Staates gegenüber den Befugniſſen der Parteien 
beſonders ſorgfältig und in der Weiſe abzugrenzen, die am 
beſten einer gerechten Rechtsfindung dient. 


Dies iſt das eigentliche Kernproblem des B eßrechts. Man erkennt 
ſofort, daß es ſich hier nicht um eine rein prozeſſua 8 handelt, ſondern um 
eine Hauptfrage aller ſtaatlichen Ordnung, umeinen Einzelausſchnitt aus 
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dem großen Problem des Verhältniſſes des einzelnen zur 
Volksgeſamtheit. 


Damit wird ohne weiteres klar, daß die richtige Abgrenzung von Richtermacht und 
Parteimacht im Prozeßrecht keine rein techniſche Frage, keine Frage der bloßen Zweck 
mäßigkeit fein kann, ſondern daß fie ganz verſchieden beantwortet werden muß je nach 
der ſtaatspolitiſchen und weltanſchaulichen Einſtellung des Geſetzgebers. Ein Blick 
in die Geſchichte des Prozeßrechts beweiſt die Richtigkeit dieſes Gedankens. 


Es jeien hier nur drei Beiſpiele gegeben. Das Prozeßrecht der preußiſchen allgemeinen Ge⸗ 
richtsordnung von 1793 war aufgebaut auf den Ideen des Polizeiſtaates. Die Folge davon 
war, daß im Prozeßverfahren die Initiative der Parteien gegenüber der Macht des Staates 
völlig zurüdtrat. Der Prozeßinhalt wurde nicht durch die freie Arbeit der Parteien, durch 
das, was ſie von ſich aus dem Gerichte vortrugen, beſtimmt, ſondern in inquiſitoriſcher Weiſe 
erforſchte der Richter den Prozeßſtoff. Die Parteien waren nicht ſowohl Subjekte wie 
Objekte des Prozeßverfahrens. Die Folge davon war ein überwiegend ſchriftliches Ver ⸗ 
fahren. Erſt ſpätere Novellen aus den Jahren 1833 und 1846 haben die Rechte der Parteien 
erweitert und den Anfang zu einer Mündlichkeit des Verfahrens gelegt. Das genaue Gegen- 
ſtüd hierzu iſt die Reichszivilprozeßordnung aus dem Jahre 1877 in ihrer urſprünglichen 
Geſtalt. Sie ſtammte aus der Hochzeit des Liberalismus, aus einer Zeit, in der man ſtolz 
darauf war, den Polizeiſtaat, der ſeine Bürger bevormundete, überwunden zu haben, und 
nun in dem entgegengeſetzten Ideal ſchwelgte, nämlich glaubte, der Staat ſei am beſten ein · 
gerichtet, in dem ſich der Egoismus jedes einzelnen frei von jeder obrigkeitlichen Bevor · 
mundung entwickeln könne. Man war der Meinung, das notwendige Gegengewicht gegen 
den Egoismus des einzelnen biete von ſelbſt der Egoismus der anderen, die ihm entgegen ; 
wirken. So würde ſich ohne behördliches Zutun im „freien Wechſelſpiel der Kräfte“ ein der 
Geſamtheit des Volkes nützliches Ergebnis herausſtellen. Kein Wunder, daß man nach dieſen 
politiſch — weltanſchaulichen Grundſätzen auch das Prozeßrecht einrichtete. Man ſtellte das 
Intereſſe der Parteien in den Mittelpunkt des Prozeſſes und ließ demgegenüber die Macht 
des Richters fo viel wie möglich zurücktreten. Nicht nur hielt man es für ſelbſtverſtändlich, 
daß der Prüfung des Richters nur die Dinge unterbreitet waren, die ihm die Parteien aus 
eigener Initiative vortrugen. Man gab den Parteien auch darüber hinaus die Herrſchaft 
über den geſamten Prozeßverlauf. Sie konnten durch freie Vereinbarung Friſten verlängern 
und Termine auſheben. Blieben fie in einem Termin beide aus, jo ruhte das Verfahren. 
Dem Richter war es unterſagt, es unter eigener Initiative zu fördern. Auch ſonſt beſtimmten 
die Parteien das Tempo des Prozeſſes, und zwar auch infofern, daß es ganz ihrer Willkür 
überlaflen war, wann fie mit ihren für den Prozeß weſentlichen Behauptungen hervortraten. 
In jeder Lage des Verfahrens, nicht nur bis zur Arteilsverkündung, ſondern auch noch 
darüber hinaus im VBerufungsverfahren, konnten fie mit faſt ſchrankenloſer Freiheit immer 
wieder neue Behauptungen und Beweismittel vorbringen. Der Richter war dazu verurteilt, 
das Vorbringen der Parteien abzuwarten, ſo daß er gegenüber dem Recht der Parteien, alle 
durch die Prozeßordnung ihnen gegebenen Möglichkeiten weitgehendſt auszunutzen, auf den 
Lauf des Prozeſſes nur geringfügigen Einfluß ausüben konnte. Das Gericht hatte nur 
daruber zu wachen, ob die Parteien die geſetzlichen Grenzen ihrer VBeſugniſſe nicht über ⸗ 
ſchritten. Man war ſtolz auf dieſe Art der Zurückdrängung der Richtermacht gegenüber der 
Willkür der Parteien und nannte das Reinhaltung des Richteramts von Aufgaben, die in 
einem gut angelegten Prozeß allein den Parteien zu überlaſſen waren. Die Folgen dieſer 
liberaliſtiſchen Ausgeſtaltung des Prozeßrechts find allgemein bekannt. Sie führten dazu, 
daß die Parteien, die in ihrer Willkür ungehemmt waren, nur zu leicht die Progeſſe ver · 
ſchleppten und daß das Ergebnis eines Prozeſſes viel mehr von der Geſchicklichkeit und Ge⸗ 
wandtheit, mit der die Parteien vertreten wurden, als von der Blüte ihrer Sache abhing. 
Ebenſo war klar, daß in einem Prozeßverfahren, das nicht auf Konzentrierung des Prozeß⸗ 
ſtoffes, nicht auf ſchleunige Abwicklung hindrängte, die grundſätzlich vom Geſetz aner kannten 
Ziele der Mündlichkeit und Anmittelbarkeit verlorengehen mußten. Hinter dem Schein der 
Mündlichkeit verbarg ſich ein in Wahrheit ſchriftliches Verfahren, und die Entſcheidungen 
wurden weniger unter dem unmittelbaren Eindruck lebendiger Zeugenausſagen als auf der 
Grundlage von toten Protokollen gefällt. 


Dieſer liberaliſtiſchen Einſtellung der alten Zivilprozeßordnung ſteht gegenüber die foziale 
Einſtellung der öſterreichiſchen Prozeßordnung von 1896, deren Schöpfer aus den Fehlern des 
deutſchen Prozehrechts gelernt hatte. Sie ſtellt in den Vordergrund die Rechtsſchutzaufgabe 
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des Staates, das Intereſſe der Volksgeſamtheit an einem guten und ſicheren Ablauf des 
Prozeßverfahrens. Sie hat die Herrſchaft der Parteien über Friſten und Termine beſeitigt. 
Sie kennt auch nicht das Recht, in der Berufungsinſtanz neue Tatſachen vorzubringen und hat 
vor allen Dingen die Macht des Richters weſentlich geſtärkt und ihm die Befugnis und 
Pflicht, für pünktliche Einhaltung der Termine und für möglichſt ſchleunige Bereitſtellung 
des geſamten Streitſtoffes zu ſorgen, gegeben. 


Anter dieſem Blickpunkt wird es ohne weiteres klar, daß im nationalſozialiſtiſchen Staat 
gegenüber der alten Zivilprozeßordnung eine völlige Amſtellung hinſichtlich der Grund 
anſchauungen vom Zivilprozeßrecht eintreten mußte. Mit der Auffaſſung des National- 
ſozialismus, daß der einzelne ſich völlig den Intereſſen der Volksgeſamtheit unterordnen 
muß, iſt eine Herrſchaft der Parteien über den Prozeßverlauf unvereinbar. Ferner 
erfordert das Führerprinzip, daß die ſtaatliche Autorität ſich auch im Prozeßverfahren 
zeigen, der Richter alſo auf feinen Verlauf und die Art feiner Durchführung beſtimmenden 
Einfluß gewinnen muß. Vom Polizeiſtaat der vergangenen Zeit unterſcheidet ſich dabei 
die neue Auffaſſung grundlegend darin, daß nicht die Initiative der Parteien verkümmert, 
ihr Verhitten vom Gericht bürokratiſch bevormundet wird. Das Ideal iſt vielmehr, daß 
unter Führung des Gerichts eine enge Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen Partei und Gericht bei 
der Durchführung des Prozeßverfahrens eintritt. Das Gericht hat in der Regel nur zu be- 
rückſichtigen, was die Parteien ihm vorbringen. Aber es hat die Tätigkeit der Parteien 
durch Belehrung, durch Hinweiſe auf Anvollſtändigkeiten des Vortrags uſw. in einem 
möͤglichſt frühzeitigen Stadium des Verfahrens anzuregen und fie dazu anzuhalten, daß alles 
geſchieht, damit der geſamte Prozeßſtoff einſchließlich des VBeweismaterials zur eigentlichen 
Verhandlung rechtzeitig bereitſteht, damit möglichſt in einem Termin in ſtraffer Zuſammen - 
faſſung der geſamte Prozeßſtoff erledigt werden kann. Daraus ergibt fi ohne weiteres, 
daß Vertagungen von Terminen nur vom Gericht ſelbſt angeordnet werden können und das 
Gericht dabei von den Wünſchen der Parteien unabhängig iſt, eine Vertagung alſo nur dann 
bewilligen darf, wenn ſie im Intereſſe des richtigen Ablaufs der einzelnen Sachen unbedingt 
geboten erſcheint. Ebenſo iſt es notwendig, daß auch bei paſſivem Verhalten der Parteien 
das Gericht die Möglichkeit haben muß, von ſich aus den Prozeßgang zu fördern, und daß 
Parteien, die die Arbeit des Gerichts, ſtatt ſie willig zu unterſtützen, hemmen, die insbeſondere 
aus Nachläſſigkeit oder gar Böswilligkeit den Prozeß zu verſchleppen ſuchen, mit ihrem ver- 
ſpäteten Vorbringen zurückgewieſen werden können. Im engen Zuſammenhang damit ftebt, 
daß auf eine möglichſte Volkstümlichkeit des Prozeßverlaufs Bedacht genommen werden muß, 
und dazu gehört, daß im neuen Staat mit der Mündlichkeit des Verfahrens und mit der 
Anmittelbarkeit, insbeſondere auch der Beweiserhebung, voller Ernſt gemacht wird. Nur 
dann kann ein Prozeß ſo verlaufen, daß die beteiligten Volksgenoſſen ihn verſtehen und auch 
derjenige, der unterliegt, ſich von der Gerechtigkeit des Arteils überzeugen kann. Eine weitere 
Folge der grundſätzlich neuen Einſtellung zum Prozeßrecht iſt der Kampf gegen die Prozeß; 
lüge, die klare Betonung der Pflicht der Parteien, vor Gericht die Wahrheit zu ſagen. Ve⸗ 
ſtimmend für dieſe ſtarke Beſchränkung der Parteirechte im Prozeß iſt vor allem die auf dem 
Gedanken der Volksgemeinſchaft beruhende Erwägung, daß dem Nechtsſchutz, den der einzelne 
im Staate genießt, auch die Pflicht entſpricht, bei der Durchführung feiner Rechtsangelegen ; 
heiten dem Gericht nach jeder Möglichkeit ſeine Arbeit zu erleichtern und ſie durch Befolgung 
der im Rahmen der Prozeßleitungsbefſugnis vom Gericht gegebenen Anordnungen zu 
unterſtützen. 

Dieſe Gedanken ſind nach dem Siege der nationalſozialiſtiſchen Bewegung nicht völlig 
neu in das Prozeßrecht eingefügt. Sie haben vielmehr einen bedeutſamen Vorläufer 
in der Prozeßnovelle vom 13. Februar 1924. In dieſer Novelle war ein großer Teil 
der hier dargelegten Grundgedanken bereits verwirklicht worden. Sie konnte ſich aber 
in einem Staatsweſen, das noch ganz von liberaliſtiſcher Einſtellung beherrſcht war, 
nicht durchſetzen. Vor allem bereitete ihr die Anwaltſchaft, in der bei ihrer damaligen 
Zuſammenſetzung die liberaliſtiſche Einſtellung ausſchlaggebend war, die größten 
Schwierigkeiten, da ſie in den neuen Vorſchriſten nicht die großen rechtspolitiſchen 
Ziele, ſondern nur die Wirkung, daß die Allmacht der Anwälte im Prozeß gebrochen 
werden ſollte, erkannte. Aber auch die Richterſchaft hat trotz guten Willens nicht mit 
der nötigen Energie die neuen Grundſätze durchgeführt, weil ſie die Befürchtung nicht 
überwinden konnte, durch ſtrenges Vorgehen in Einzelfällen die materiellen Rechte 
einer Partei zu gefährden, und nicht erkannte, daß, wenn man das große Ziel des 
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Zivilprozeßrechts erreichen will, hinter dem Intereſſe der Volksgemeinſchaſt das Rech: 
von Einzelparteien, die durch nachläſſiges oder böswilliges Verhalten die Rechts- 
pflege gefährden, zurücktreten muß. So iſt es nur natürlich, daß ſich auch die Ge⸗ 
Danken der Prozeßnovelle von 1924 erſt im neuen Staat wirklich durchſetzen konnten, 
und das um ſo mehr, als nunmehr der neue Staat in der weiteren Prozeßnovelle vom 
24. Oktober 1933 die 1924 noch zögernd begonnene Neform durch energiſchen Ausbau 
zu einem gewiſſen Abſchluß brachte. Die letzterwähnte Novelle hat auch im Gegenſatz 
zu früheren Geſetzen ſich nicht mit der Anderung einzelner Vorſchriften begnügt, 
ſondern die Grundanſchauung, von der der neue Staat bei der Betrachtung des Zivil- 
prozeßrechts ausgeht und die alle Prozeßbeteiligten zur Richtſchnur zu nehmen haben, 
in einem Vorſpruch zum klaren Ausdruck gebracht, der folgenden Wortlaut hat: 


Eine volkstümliche Rechtspflege iſt nur in einem Verfahren möglich, das dem Volke 
verſtändlich iſt und einen ebenſo ſicher wie ſchleunig wirkenden Rechtsſchutz verbürgt. 


Die Parteien und ihre Vertreter müſſen ſich bewußt ſein, daß die Rechtspflege nicht 
nur ihnen, ſondern zugleich und vornehmlich der Rechtsſicherheit des Volks- 
ganzen dient. 


Keiner Partei kann geſtattet werden, das Gericht durch Anwahrheiten irrezuführen 
oder feine Arbeitskraft durch böswillige oder nachläſſige Prozeßverſchleppung zu 
mißbrauchen. Dem Nechtsſchutz, auf den jeder Anrecht hat, entſpricht die Pflicht, 
durch redliche und ſorgfältige Prozeßführung dem Richter die Findung des Rechts 
zu erleichtern. 


Aufgabe des Richters iſt es, durch ſtraffe Leitung des Verfahrens und in enger 
Fühlung mit den Parteien dahin zu wirken, daß jede Streitſache nach gründlicher 
Vorbereitung möglichſt in einer einzigen Verhandlung aufgeklärt und entſchieden 
wird. Er hat Vertagungen, die nicht ſachlich dringend geboten find, zu vermeiden 
und zu verhindern, daß ein Verfahren durch verſpätetes Vorbringen verſchleppt wird. 


Nur fo gelangt man zu einem lebendigen Verfahren mit voller Mündlichkeit und An⸗ 
mittelbarkeit, das dem Richter eine ſichere Findung der Wahrheit ermöglicht und 
deſſen Verlauf die Parteien mit Verſtändnis und Vertrauen ſolgen können. 


Mit dieſer Betrachtung des Grundproblems eines Prozeßrechts iſt ein Gebiet berührt, das 
in der Prozeßrechtswiſſenſchaft die Lehre von den Prozeßmaximen genannt wird. 
Man verſteht darunter die großen Grundprinzipien, auf denen ſich das Prozeßrecht aufbaut. Faſt 
alle die gebräuchlicherweiſe aufgeführten einzelnen Prozeßmaximen find nur Ausſtrahlungen 
des hier angedeuteten Problems der Abgrenzung von Richter und Parteimacht im Zivil- 
prozeß. Der Vollſtändigkeit halber ſeien dieſe Prozeßmaximen hier aufgeführt. Allen 
Prozeßrechten gemeinfam iſt die Maxime des rechtlichen Gehörs, daß alſo vom Gericht 
gegen eine Partei erſt entſchieden werden kann, wenn ihr Gelegenheit gegeben war, zu den 
Angriffen ihres Gegners Stellung zu nehmen. Eine weitere Prozeßmaxime iſt die der 
Offentlichkeit des Verfahrens, die ebenfalls in den neueren Rechten grundſätzlich 
überall durchgeführt iſt. Weiter kommt in Betracht die Maxime der Mündlichkeit 
oder Schriftlichkeit, d.h. die Frage, ob das, worüber das Gericht entſcheidet, 
mündlich vorgetragen fein muß oder ob auch ſchriftlich Vorgebrachtes in derſelben Weiſe be ⸗ 
rückſichtigt werden oder gar der Prozeßſtoff auf das ſchriftlich Vorgebrachte beſchränkt werden 
kann. Weiter kommt in Betracht das Problem des Amts oder Parteibetriebs. 
Von Amtsbetrieb ſpricht man, wenn die zur Durchführung des Prozeſſes erforderlichen Hand- 
lungen, wie z. B. Zuſtellung der Klage, Ladung der Parteien, Ladung von Zeugen uſw., 
durch das Gericht ſelbſt bewirkt werden, von Parteibetrieb, wenn ſolche Dinge den Parteien 
überlaſſen bleiben. Außerdem find zu erwähnen Verhandlungs⸗ oder Inqui - 
fitiongmarime. Von Verhandlungsmaxime ſpricht man da, wo das Gericht nur die 
Amſtände berückſichtigen darf, die die Parteien im Verlaufe der Verhandlung vorgebracht 
haben, von Inquiſitionsmaxime da, wo das Gericht von ſich aus ähnlich wie im Strafprozeß 
den Sachverhalt erforſcht. Außerdem wäre noch zu erwähnen die hier ſchon berührte 
Maxime der Mittelbarkeit oder Anmittelbarkeit der Beweiserhebung. Das 
Weſen der unmittelbaren Beweiserhebung beſteht darin, daß das Gericht grundſätzlich feiner 
Entſcheidung nur diejenigen Beweisverhandlungen zugrunde legen darf, die ſich vor ihm 
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ſelbſt, und zwar, wenn es aus mehreren Mitgliedern beſteht, vor dem geſamten Kollegium 
abgeſpielt haben. Endlich iſt noch zu erwähnen die Maxime der freien, d. h. aus freier 
Überzeugung gewonnenen Beweiswürdigung, zu der im Gegenſatz ſteht die der 
feſten, das Gericht formal bindenden Beweisregeln. An dieſer Stelle genügt die bloße Auf ⸗ 
dählung dieſer Prozeßmaximen. Bei der Darſtellung der Einzelheiten des Prozeßganges 
wird noch einmal auf ſie zurückzukommen ſein. 


Il. Allgemeine Fragen: 
1. Juläffigkeit des Rechtswegs 
Wie ſchon im vorigen Abſchnitt betont wurde, dient das Zivilprozeßrecht der Durch- 
führung der Privatrechtsordnung, d. h. derjenigen Vorſchriften, die für das Gemein 
ſchaftsleben der Volksgenoſſen gegeben ſind und die daraus entſpringenden Rechte und 
Pflichten der einzelnen abgrenzen. Dem entſpricht § 13 des Gerichtsverfaſſungs 
geſetzes, dem zufolge bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten vor die ordentlichen Ge- 
richte gehören. Damit iſt die Zuläſſigkeit des Rechtswegs grundſätzlich abgegrenzt. 
In dieſem Sinne gehören vor die ordentlichen Gerichte nicht nur Streitigkeiten der Volks- 
genoſſen untereinander, ſondern es ſind auch Streitigkeiten zwiſchen den Volksgenoſſen und 
den zahlreichen Trägern von Hoheitsrechten wie z. B. dem Reich, den Ländern, Gemeinden 
und anderen juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts, die Träger von Hoheitsrechten ſind 
und zu denen insbeſondere auch die NSDAP gehört, dem Rechtsweg zugänglich. Denn auch 
die Träger von Hoheitsrechten müſſen, um ihren Aufgaben gerecht werden zu können, in den 
mannigfachſten Formen am Privatrechtsverkehr teilnehmen, z. B. Gebäude erwerben, fie ein · 
richten, Arbeiter, Angeſtellte, auch Unternehmer beſchäſtigen und die verſchiedenartigſten privat ⸗ 
rechtlichen Verträge dabei abſchließen. Soweit ſich aus dieſer Teilnahme am Privatrechts⸗ 
verkehr Streitigkeiten zwiſchen den Trägern der Hoheitsrechte untereinander oder zwiſchen 
ihnen und einzelnen Volksgenoſſen ergeben, iſt ſomit der Rechtsweg grundſätzlich zuläſſig. 
Den Gegenſatz zu dieſen Fällen bilden diejenigen Streitfälle, in denen ſich der Volksgenoſſe 
der juriſtiſchen Perſon des öffentlichen Rechts nicht gleichberechtigt auf der Ebene des Privat ⸗ 
rechtsverkehrs gegenüber befindet, ſondern es ſich um die Ausübung von Hoheitsrechten 
handelt. Streitigkeiten, z. B. über die Grenzen der Polizeigewalt, der Militärgewalt oder 
der Steuerhoheit uſw. ſind danach nicht vor den ordentlichen Gerichten auszutragen, ſondern 
gehören vor Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte, wie z. B. Streitigkeiten über 
die Verpflichtung eines Volksgenoſſen zur Steuerzahlung von den Finanzgerichten ent- 
ſchieden werden. 
Maßgebend iſt, wenn nach dieſem Grundſatz im Einzelfall die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
geprüft werden ſoll, was den eigentlichen Gegenſtand des mit der Klage erhobenen Anſpruchs 
bildet. Der Zuläſſigkeit des Nechtswegs ſteht es danach nicht entgegen, wenn die Ent ⸗ 
ſcheidung über einen Privatrechtsanſpruch von der Löſung einer auf dem Gebiet des öffent ⸗ 
lichen Rechts liegenden Vorfrage abhängig iſt.!) Ebenſowenig kann anderſeits ein Streit 
um ein ſtaatliches Hoheitsrecht dadurch vor die ordentlichen Gerichte gezogen werden, daß er 
dußerlich in die Geſtalt eines bürgerlich rechtlichen Anſpruchs gekleidet wird.“) 
Die hier dargelegte grundſätzliche Begrenzung der Zuläſſigkeit des NRechtswegs greift nun 
aber nur fubfidiär, alſo nur dann ein, wenn keine abweichende pofitive Regelung gegeben iſt. 
Das wird bereits im 8 13 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes zum Ausdruck gebracht, wonach 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten nur inſoweit vor die ordentlichen Gerichte gehören, als nicht 
entweder die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten begründet iſt. 


Hiernach können einmal rein bürgerlich⸗ rechtliche Anſprüche dem Rechtsweg entzogen werden. 
Dies iſt reichsrechtlich in mannigfacher Weiſe geſchehen. So find z. B. neuerdings durch das 
Geſetz über die Ausgleichung bürgerlich rechtlicher Anſprüche vom 13. Dezember 1934 (RG Bl. I 
1) Verlangt z. B. ein Volksgenoſſe von dem anderen nach den Grundſätzen über Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag Erſatz dafür, daß er in ſeiner Abweſenheit deſſen Steuerſchuld bezahlt 
bat, fo iſt der Rechtsweg in dieſem Falle auch dann zuläffig, wenn die Entſcheidung gemäß 
pflicht BGB davon abhängt, ob der Beklagte zur Jahlung der verauslagten Steuer ver · 
p et war. | 

2) Es iſt z. B. nicht angängig, den Anſpruch auf Rückzahlung einer angeblich zu Anrecht 
erhobenen Steuer dadurch vor die ordentlichen Gerichte zu bringen, daß behauptet wird, die 
veranlagenden Beamten hätten bei der Steuerberechnung ihre Amtspflicht verletzt und den 
Staat dadurch gemäß 8839 BGB ſchadenserſatzpflichtig gemacht. 
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S. 1235) die dort näher bezeichneten Anſprüche der Entſcheidung des Reichsminiſters des 
Innern zugeleitet. Aber auch landesrechtlich konnten bisher bürgerlich rechtliche Streitig; 
keiten dem Rechtsweg entzogen werden, wie dies z. B. in Preußen (8 59 der alten preußiſchen 
Jagdordnung) und ähnlich in verſchiedenen anderen deutſchen Ländern bei Streitigkeiten 
wegen Wildſchadens geſchehen iſt.“) Nur eine Grenze war der Möglichkeit, landesgeſetzlich 
bürgerliche Recht sſtreitigkeiten dem ordentlichen Rechtsweg zu entziehen, gegeben. Streitig ⸗ 
keiten bürgerlich⸗rechtlicher Art konnten nur wegen ihres ſachlichen Gegenſtandes, nicht aber 
Deswegen dem Nechtsweg entzogen werden, weil als Partei der Fiskus, eine Gemeinde oder 
eine andere öffentliche Korporation beteiligt war (§4 EG3 PO). 

Amgekehrt kann auch durch pofitive geſetzliche Vorſchrift für einen öffentlich⸗ rechtlichen An · 
ſpruch der ordentliche Rechtsweg vorgeſehen werden. Dies tft u. a. durch die Reichsverfaſſung 
geſchehen, die für Anſprüche gegen den Staat wegen Amtspflichtverletzungen von Beamten 
ſowie für Gehaltsanſprüche der Beamten den Rechtsweg vorſah. 

Landesrechtlich hat u. a. die preußiſche Verordnung vom 11. Mai 1842 die Möglichkeit ge- 
ſchaffen, Streitigkeiten über die Berechtigung polizeilicher Verfügung unter gewiſſen Am- 
ftänden im Rechtsweg auszutragen (vgl. auch SS 74, 75 Einleitung zum ALR). 

Aber die Zuläſſigkeit des Rechtswegs entſcheiden an ſich nach 8 17 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes die ordentlichen Gerichte. Das bedeutet, daß rechtskräftige Entſcheidungen der ordent⸗ 
lichen Gerichte ſowohl über die Zuläſſigkeit wie über die Anzuläſſigkeit des Rechtswegs für 
die Verwaltungsbehörden bindend find, während umgekehrt die Gerichte nicht gehindert find, 
ihre Entſcheidungsbefugnis auch in Fällen anzunehmen, in denen die Verwaltungsbehör den 
bereits die Anzuläſſigkeit des Rechtswegs ausgeſprochen haben. Man nennt dieſen Grundfatz 
die Kompetenzkompetenz der Gerichte. 8 17 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes hat jedoch die 
Möglichkeit gegeben, Streitigkeiten zwiſchen Gerichten und Verwaltungsbehörden über die 
Zuſtändigkeit durch eine beſondere Behörde, nämlich einen Kompetenzgerichtshof, entſcheiden 
zu laſſen. Die näheren Vorſchriften hierüber ergibt 8 17 des Gerichtsverſaſſungsgeſetzes, vgl. 
auch Verordnung über die Behörden zur Entſcheidung von Kompetenzkonflikten vom 27. 3. 
1935, RG Bl. I S. 492. 


2. Exterritorialität 


Neben der ſachlichen Ausſchließung der ordentlichen Gerichtsbarkeit, die ſich aus dem 
Gegenſtand des Streites ergibt, hat die Geſetzgebung noch eine weitere Grenze der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit vorgeſehen, die aus der Perſon des Beklagten hervorgeht. 
Maßgebend iſt hierfür in erſter Linie § 18 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes in der 
Faſſung des Geſetzes vom 13. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1233). Danach erſtreckt 
ſich die deutſche Gerichtsbarkeit (abgeſehen von den Fällen des ausſchließlichen ding ⸗ 
lichen Gerichtsſtands [gl. S. 14]) nicht auf die Leiter und Mitglieder der bei dem 
Deutſchen Reich beglaubigten diplomatiſchen Vertretungen. Dasſelbe gilt auch für 
die den Hausſtand teilenden Familienmitglieder und das Geſchäftsperſonal der Leiter 
und Mitglieder der diplomatiſchen Vertretungen und ihre nicht deutſchen Bedienſteten, 
mit Ausnahme der Fälle, in denen die Befreiung von der deutſchen Gerichtsbarkeit nach 
einer im Reichsgeſetzblatt veröffentlichten Bekanntmachung der Reichsregierung nicht 
gewährt wird. Ferner ſieht 8 19 noch folgende Einſchränkung der Erterritorialität vor. 
Beſitzt eine der nach 8 18 von der deutſchen Gerichtsbarkeit grundfäglich ausgenommenen 
Perſonen die Reichsangehörigkeit, fo iſt fie von der deutſchen Gerichtsbarkeit nur dann 
befreit, wenn ſich das Reich dieſer Gerichtsbarkeit durch eine Verfügung der Reichs- 
regierung begeben hat. Abgeſehen von dieſer Beſchränkung der deutſchen Gerichtsbar⸗ 
keit erſtreckt fi letztere auch nicht auf diejenigen Perſonen, die nach den allgemein an- 
erkannten Regeln des Völkerrechts oder nach einem Staatsvertrag von der deutſchen 
Gerichtsbarkeit befreit ſind. Deshalb ſind u. a. fremde Souveräne und fremde Staaten 
grundſätzlich der deutſchen Gerichtshoheit völkerrechtlich nicht unterworfen. 


®) un en Regelungen find nunmehr durch die reichsrechtliche Regelun 155 
die in den SS 49 und 50 der eee m uche wegen Eon N. 

1935 (RGBl. I S. 431) getroffen 15 Danach ſind zwar been e wegen Wild- und 89885 
ſchadens zunächſt in einem polizeilichen 5 behandeln. Gegen den Vorbeſcheid 
der Polizeibehörde iſt aber der Abergang zum ordentlich chen Rechtsweg zugelaſſen. 
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3. Streitige und freiwillige Gerichtsbarkeit 

Nicht alle bürgerlichen Rechtsangelegenheiten werden im Prozeßverfahren erledigt. 
Daneben gibt es noch den zweiten Weg des Verfahrens der freiwilligen Gerichts- 
barkeit. 


Von dem Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit unterſcheidet ſich der Zivilprozeß 
in ſeinem Weſen dadurch, daß er grundſätzlich auf miteinander ſtreitende Parte ien 
abgeſtellt iſt, während das Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit die Mitwirkung 
des Gerichts bei der friedlichen Abwicklung von Rechts angelegenheiten zum Gegen- 
ſtand hat. Dieſe grundſätzlich richtige Abgrenzung wird aber nicht allen Einzelfällen 
gerecht, da die poſitive Geſetzgebung vielfach anderes beſtimmt. Haben ſich z. B. Ehe 
leute über die Scheidung ihrer Ehe friedlich geeinigt, fo daß in Wirklichkeit nicht der 
geringſte Streit zwiſchen ihnen beſteht, ſo können ſie die Eheſcheidung doch nur im 
Wege des Zivilprozeſſes durchführen. Soll nach Scheidung der Ehe über das Sorge 
recht für die Kinder eine von der geſetzlichen Vorſchrift des 8 1635 Abſ. 1 Satz 1 BGB 
abweichende Regelung getroffen werden, fo kann dieſe wiederum nicht im Prozeßwege, 
ſondern nur in einem vor dem Vormundſchaftsrichter ſtattfindenden Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit herbeigeführt werden, obwohl es ſich bei derartigen Ver- 
fahren in den meiſten Fällen nicht um eine friedliche Regelung, ſondern um einen mit 
aller Erbitterung von den Eheleuten gegeneinander geführten Kampf handelt. Iſt aber 
die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts getroffen, ſo iſt dieſe nicht unmittelbar 
vollſtreckbar. Wenn ſich der von ihr benachteiligte Ehegatte ihr nicht fügt, ſo kann 
der andere ſein Recht nur durchſetzen, wenn er einen Zivilprozeß auf Herausgabe der 
Kinder anſtrengt. 


4. Zuſtändigheit 

Steht feft, daß eine Streitigkeit überhaupt im Prozeßwege auszutragen iſt, jo iſt 
weiter zu prüfen, welche Art von Gerichten für die Entſcheldung in Betracht kommt. 
Dieſe Frage iſt die Frage nach der ſachlichen Zuſtändigkeit. Iſt ſie entſchieden, dann 
taucht die weitere Frage auf, welches von den verſchiedenen Gerichten der gleichen 
Art das zuſtändige iſt. (Frage der örtlichen Zuſtändigkeit.) 


a) Sachliche Zuſtändigkeit 
Bei der ſachlichen Zuſtändigkeit iſt die erſte Frage die, ob die ordentlichen Gerichte 
oder Sondergerichte zu entſcheiden haben.“) Die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte 
iſt grundſätzlich eine umfaſſende. Sie greift alſo überall ein, wo nicht die Zuſtändigkeit 
eines Sondergerichts ausdrücklich vorgeſehen iſt. Sondergerichte andererſeits ſind in 
ibrer Zuſtändigkeit eng auf das bei ihrer Einrichtung vorgeſehene Gebiet beſchränkt. 


Es gibt zunächſt reichsrechtlich eingeſetzte Sondergerichte, unter denen, 
wenn man, wie hier geſchehen iſt, das Reichswirtſchaftsgericht und das ihm angegliederte 
Reichskartellgericht zu den Verwaltungsgerichten und die Anerbenbehörden zu den Organen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit rechnet, insbeſondere das Reichsbahngericht und vor allem 
die Arbeitsgerichte zu erwähnen find. Hinſichtlich der Arbeitsgerichte iſt beſonders hervorzu⸗ 
heben, daß nur die Arbeitsgerichte im eigentlichen Sinn, alſo die Arbeitsgerichtsbehörden 
erſter Inſtanz als Sondergerichte eingerichtet ſind, während die Arbeitsgerichtsbehörden der 
höheren Inſtanz der ordentlichen Gerichtsbarkeit eingegliedert ſind: Die Landesarbeitsgerichte 
ſind Beſtandteile der Landgerichte, und das Reichsarbeitsgericht hat die Stellung eines 
Zivilſenats des Reichsgerichts. 


) vielfach wird zwar mit Rüdfiht auf die Erwähnung der Sondergerichte im 8 13 des 
Gerichtsverſaſſungsgeſetzes angenommen, daß es ſich bei der Frage, ob ordentliches Gericht 
oder Sondergericht, nicht um eine Frage der ſachlichen Zuſtändigkeit, ſondern um eine Frage 
der Gerichtsbarkeit handelt. Dem iſt aber nicht beizutreten. Für eines der wichtigſten Sonder 
gerichte, nämlich für das Arbeitsgericht, ergibt ſich die Richtigkeit der hier vertretenen 
Meinung bereits, wie auch das Reichsarbeitsgericht in einer grundlegenden Entſcheidung 
anerkannt hat, aus 5 528 der Zivilprozeßordnung. 
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Neben den reichsgeſetzlich eingerichteten Sondergerichten nennt § 14 des Gerichtsverſaſſungs⸗ 

geſetzes noch reichsgeſetzlich zugelaſſene Sondergerichte, nämlich 

1. die Rhein- und Elbſchiffahrtsgerichte, 

2. Gerichte zur Entſcheidung von bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten bei der Ablöſung von 
Gerechtigkeiten, Separationen uſw. (Agrar gerichte), 

Z. die nur in Württemberg und Baden praktiſch gewordenen Gemeindegerichte (zur 
Entſcheidung vermögensrechtlicher Anſprüche bis zum Werte von 100 RM mit der Mög- 
lichkeit der Berufung auf den ordentlichen Rechtsweg). 


Soweit für eine Rechtsſtreitigkeit die ordentlichen Gerichte zuſtändig ſind, iſt nunmehr 
die Frage zu entſcheiden, welche Art von ordentlichen Gerichten zu entſcheiden hat. 
Für die ordentliche Gerichtsbarkeit iſt nicht wie für die Arbeitsgerichtsbarkeit eine 
einheitliche Inſtanz für den erſten Rechtszug in ſämtlichen Angelegenheiten vor- 
geſehen. Vielmehr kommen in der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
zwei Arten von Gerichten als Gerichte erſter Inſtanz in Frage: 
die Amtsgerichte, bei denen ein Einzelrichter entſcheidet und die Parteien ſelbſt, 
alſo ohne Rechtsanwälte auftreten können und demgemäß auch das ganze Verfahren 
für den Betrieb durch die Parteien ſelbſt eingerichtet iſt. Daneben gibt es als Gerichte 
erſter Inſtanz die Landgerichte, die in kollegialer Beſetzung (Zivilkammern und 
Kammern für Handelsſachen) entſcheiden, fo daß neben dem Vorſitzenden, der in der 
Regel ein Landgerichtsdirektor iſt, noch zwei richterliche Beiſitzer mitwirken, die in 
den Zivilkammern rechtsgelehrte Richter find, während in den Kammern für Handels- 
ſachen Laien, nämlich zu Handelsrichtern ernannte Kaufleute, mitwirken.“) Vor den 
Kollegialgerichten können die Parteien nicht ſelbſt auftreten, ſondern bedürfen der 
Vertretung durch einen bei dem betreffenden Gericht zugelaſſenen Rechtsanwalt. 


Der Grund für dieſe Zweiteilung der erſten Inſtanz iſt der folgende: Die Behandlung 
einer Streitfache durch ein Richterkollegium bietet in vielfacher Hinſicht eine höhere 
Gewähr für die Richtigkeit der Entſcheidung, vor allem deshalb, weil die Mitwirkung 
mehrerer Richter eine gründlichere Prüfung gewährleiſtet und der Gefahr einer ein- 
ſeitigen Beurteilung entgegenwirkt. Auch die zwingend vorgeſchriebene Mitwirkung 
der Rechtsanwälte bedeutet eine Erhöhung der Rechtsgarantie. Nicht nur werden 
dadurch Fehler der Parteien bei der Prozeßführung vermieden, ſondern die Mit ⸗ 
wirkung der Anwälte bedeutet auch eine erhebliche Anterſtützung des Gerichts bei der 
Vorbereitung und Durchführung eines Prozeßverfahrens. So betrachtet, würde es 
das wünſchenswerteſte fein, daß ſämtliche Rechtsſtreitigkeiten in einem Tollegial- 
gerichtlichen Verfahren erledigt würden. Dies iſt aber aus wirtſchaftlichen Erwä⸗ 
gungen unmöglich. Für kleine Streitigkeiten iſt der Aufwand, den ein RNichterkollegium 
bedeutet, und auch der Zwang für die Partei, ſich durch Anwälte vertreten zu laſſen, 
wirtſchaftlich unzweckmäßig. Es gibt auch eine ganze Reihe von Streitigkeiten, bei 
denen ſchon mit Rüdfiht auf das Bedürfnis einer beſonders ſchnellen Erledigung das 
einfachere amtsgerichtliche Verfahren vorzuziehen tft. Deshalb iſt unſere Gerichts. 
organiſation ſo getroffen, daß nur ein kleiner Teil von beſonders wichtigen Sachen 
kollegialgerichtlich zu behandeln iſt, während der größte Teil den Amtsgerichten zufällt. 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz hat die Zuſtändigkeit in der Weiſe abgegrenzt, daß 
zunächſt alle nicht vermögensrechtlichen Streitigkeiten, wie z. B. Eheſachen, Streitigkeiten 
um die eheliche Vaterſchaft, Streitigkeiten über das Namensrecht u. dgl. den Landgerichten 
zugewieſen find ohne Rückſicht auf die Höhe des Streitwertes. Ferner find wegen des an ihrer 
Entſcheidung beſtehenden öffentlichen Intereſſes Anſprüche der Beamten aus ihrem Amtsver⸗ 
hältnis und Anſprüche betreffend die Haftung des Staates für Beamte ohne Rüdfiht auf die 
Höhe des Streitwerts den Landgerichten zugewieſen ($ 71 Abſ. 2 und 3 des Gerichtsver⸗ 
faſſungsgeſetzes). Amgekehrt find eine Reihe von Sachen, insbeſondere Sachen, die einer 
größtmöglichen Beſchleunigung bedürfen, ohne Rüdfiht auf den Streitwert den Amts 
gerichten zugewieſen. Ihre Aufzählung findet ſich im S 23 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 
) Die Abgrenzung der Zuſtändigkeit der Kammern für Handelsſachen von der der Zivil⸗ 
kammern ergeben die 88 94 bis 114 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 
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Hervorzuheben find insbeſondere Streitigkeiten zwiſchen Vermieter und Mieter oder Anter⸗ 
mieter von Wohnräumen oder anderen Räumen auf Aberlaſſung, Benutzung oder Räumung 
dei Wohnung, Streitigkeiten zwiſchen Reiſenden und Wirten über Wirtszechen, Streitig · 
keiten zwiſchen Reiſenden, Fuhrleuten, Schiffern über Fuhrlohn, Aberſahrtsgelder uſw., 
Streitigkeiten wegen Viehmängeln, Streitigkeiten wegen Wildſchadens und vor allem An⸗ 
ſprüche auf Erfüllung einer durch Ehe oder Verwandtſchaft begründeten geſetzlichen Anter · 
haltspflicht, endlich auch die Anſprüche des unehelichen Kindes auf Anterhalt. 
Bei denjenigen vermögensrechtlichen Streitigkeiten, die nicht ohne Rüdfiht auf die Höhe 
des Streitwertes den Amtsgerichten oder den Landgerichten zugewieſen find, konnte die Ab- 
grenzung der Zuſtändigkeit nicht anders als nach der Höhe des Streitwertes vorgenommen 
werden. Die zur Zeit gültige Wertgrenze beträgt ſeit dem 1. April 1936 500 RM, ſo daß 
alſo vermögensrechtliche Streitigkeiten bis zum Werte von 500 RM den Amtsgerichten. 
darüber hinaus den Landgerichten zugewieſen find. 
Die näheren Vorſchriften über die Beſetzung der Gerichte trifft das Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
Unter feinen Vorſchriften iſt beſonders hervorzuheben, daß 81 den Grundſatz aufſtellt, die 
Gerichte ſind unabhängig und nur dem Geſetz unterworfen. Dieſer Grundſatz iſt notwendig 
nicht zum Schutze der Gerichte, ſondern um dem Volke das unbedingte Vertrauen zur Rechts ⸗ 
pflege zu geben; denn nur von dem Richter kann eine völlig gerechte Entſcheidung erwartet 
werden, der bei der Findung des Rechtes nur den Geſetzen und ſeinem Gewiſſen, nicht aber 
irgendeiner Anweiſung, ſie möge kommen, von welcher Stelle ſie wolle, unterworfen iſt. Der 
Gedanke, daß das Vertrauen in die Rechtspflege nur erhalten werden kann, wenn die Necht⸗ 
ſuchenden von der Anvoreingenommenheit des Richters überzeugt find, iſt auch für die Vor · 
ſchriſten der Zivilprozeßordnung über Ausſchließung vom Richteramt und Ab- 
lehnung von Nichtern (8841 bis 48) beſtimmend geweſen. Fähig zum Richter ⸗ 
amt iſt nur derjenige, der die nach 82 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes erforderlichen beiden 
Prüfungen abgelegt hat, von denen der erſten ein dreijähriges Studium der Rechtswiſſen⸗ 
ſchafſt und der zweiten ein dreijähriger Vorbereitungsdienſt vorangegangen ſein muß. Die 
naheren Einzelheiten über die Ausbildung der Richter ergeben ſich teils aus 8 2 des Gerichts- 
verfaſſungsgeſetzes, teils aus der Juſtizausbildungsordnung vom 22. Juli 1934 (RG Bl. I 
S. 727) und den dazu ergangenen Durchführungsvorſchriften. Zum Schutze der Unabhängig- 
keit der Richter iſt ferner beſtimmt, daß ſie in ihrer richterlichen Eigenſchaft ein feftes Gehalt 
mit Ausſchluß von Gebühren beziehen (87 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes), daß fie auf 
Lebenszeit ernannt werden (86 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes) und daß ſie wider ihren 
Willen nur kraft richterlicher Entſcheidung und nur aus den Gründen und unter den Formen, 
welche die Geſetze beſtimmen, dauernd oder zeitweiſe ihres Amtes enthoben und an eine andere 
Stelle oder in den Ruheſtand verſetzt werden können. Die Geſetzgebung kann jedoch Alters ⸗ 
grenzen feſtſetzen, bei deren Erreichung Richter in den Ruheſtand treten. (88 GVG.) — Seit 
dem 1. April 1935 find ſämtliche Gerichte Behörden des Reichs (Drittes Geſetz zur Aber; 
leitung der Rechtspflege auf das Reich vom 24. Januar 1935 [RG Bl. I S. 68] ). 
b) Ortliche Zuſtändigkeit 
Die weiteren Erörterungen, die nunmehr von der Betrachtung allgemeiner Grundſätze zur 
Schilderung des praktiſchen Verlaufs des Prozeßverfahrens überleiten ſollen, werden am 
beften an einen praktiſchen Fall angeknüpft, an dem die einzelnen Abſchnitte des Verſahrens 
erläutert werden ſollen. 
Die mit dem Kauſmann Wilhelm Schulze verheiratete Filmfhaufpieleru Mia Pia hatte 
ſich am 16. September 1934 in dem Geſchäft des Friſeurs Anton Kräufler in Berlin am 
Kurfürſtendamm frifleren und mittels eines der dafür gebräuchlichen Apparate Waſſerwellen 
machen laſſen. Hierbei wurde ihr durch Ausſtrömen heißer Waſſerdämpfe die Kopfhaut 
verbrüht. Sie mußte mehrere Wochen im Krankenhaus zubringen und konnte mehrere 
Monate lang ihren Beruf nicht ausüben. Sie nimmt an, daß der fie bedienende Gehilfe 
Gottlieb Pech durch unachtſame Handhabung des Apparates den Schaden verurſacht habe, 
ferner aber auch, daß der Apparat ſelbſt nicht ordnungsmäßig funktionierte. Sie geht davon 
aus, daß ſowohl Pech wie der Geſchäftsinhaber Kräuſler ihr ſchadenserſatzpflichtig 
geworden find. Kräufler, der feine Privatwohnung in Potsdam hatte, iſt inzwiſchen 
geſtorben. Sein einziger Erbe iſt ſein Sohn Hans geworden, der zur Zeit 20 Jahre alt iſt 
und von dem Gaſtwirt Franz Seidel in Potsdam bevormundet wird. Er befindet ſich zur 
Zeit in Frankfurt a. M., wo er als Friſeurlehrling tätig iſt. Gottlieb Pech wohnt zur Zeit 
in Brandenburg a. d. H., wo er in einem Friſeurgeſchäft als Gehilfe beſchäftigt wird. Die 
Filmſchauſpielerin möchte ſowohl gegen Pech als auch gegen Hans Kräufler als Erben 
feines Vaters eine Schadenserſatzklage erheben. Die Höhe ihres Schadens berechnet fie 
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Da es ſich hier um einen vermöͤgensrechtlichen Anſpruch handelt und keiner der Falle gegeben 
iſt, für die das Gerichtsverfaſſungsgeſetz eine Zuſtändigkeit des Amtsgerichts ohne Rüdficht 
auf die Höhe des Streitwertes vorſieht, kommt es wegen der ſachlichen Zuſtändigkeit auf die 
Höhe des Streitwertes an. Deshalb iſt für die beabſichtigte Klage die ſachliche Zuſtändigkeit 
des Landgerichts gegeben. Es bedarf alſo nur noch der Prüfung, welches Landgericht im 
vorliegenden Fall das für die Erhebung der Klage zuftändige iſt. 


Für die örtliche Zuſtändigkeit kommen nebeneinander der allgemeine Gerichtsſtand und eine 
Reihe in der Zivilprozeßordnung vorgeſehener beſonderer Gerichtsſtände in Betracht. Der 
allgemeine Gerichtsſtand, der für alle Klagen in Betracht kommt, für die nicht 
ein beſonderer, ausſchließlicher Gerichtsſtand vorgeſehen iſt, befindet ſich für naturliche Per ⸗ 
ſonen bei dem Gericht, in deſſen Bezirk ſie ihren Wohnſitz haben. Dieſer Gerichtsſtand 
wird alſo durch die perſöͤnlichen Verhältniſſe des Beklagten beſtimmt. Im vorliegenden Falle 
würde danach für die Klage gegen Gottlieb Pech, da er in Brandenburg a. H. wohnt, das Land; 
ger icht Potsdam dasjenige fein, das unter dem Geſichtspunkt des allgemeinen Gerichtsſtands 
zuſtändig wäre. Der minderjährige Hans Kräufler teilte bis zum Tode des Vaters deſſen 
Wohnſitz in Potsdam. Auch nach dem Tode des Vaters konnte er als Minderjähriger ſeinen 
alten Wohnſitz nicht aufgeben und einen neuen nicht begründen ohne Zuſtimmung des geſetz · 
lichen Vertreters (58 BGB). Da ſich Hans Kräufler gegenwärtig in Frankfurt a. M. nur 
zu Ausbildungszwecken aufhält, iſt anzunehmen, daß dort für ihn nicht ein Wohnfis begründet 
ift, er vielmehr feinen früheren Wohnſitz in Potsdam behalten hat. Für ihn würde alſo unter 
dem Geſichtspunkt des allgemeinen Gerichtsſtands ebenfalls die Zuſtändigkeit des Landgerichts 
Potsdam gegeben ſein. 

Hätte Hans Kräufler mit Genehmigung ſeines Vormundes den Wohnſitz in Potsdam auf- 
gegeben und einen neuen noch nicht begründet, fo würde der Fall des 8 16 gegeben fein, 
wonach bei einer Perſon, die keinen Wohnſitz hat, ſich der allgemeine Gerichtsſtand durch den 
Aufenthaltsort — in dieſem Falle alſo Frankfurt a. M. — beſtimmt. Hat dagegen jemand 
feinen Wohnſitz im Ausland genommen, fo iſt für Klagen gegen ihn ein allgemeiner Gerichts ⸗ 
ſtand im Inland nicht begründet. Er kann vielmehr im Inland nur dann verklagt werden, 
wenn ſich dort einer der fpäter zu erörternden beſonderen Gerichtsſtände ergibt. 


Für juriſtiſche Perſonen aller Art und ebenſo für Perſonengeſamtheiten oder Vermögens- 
maſſen, die, ohne juriſtiſche Perſonen zu ſein, wie z. B. nicht eingetragene Vereine, als ſolche 
werden können, beſtimmt ſich der allgemeine Gerichtsſtand durch den Sitz, der ent · 
weder im Statut der Perſonengeſamtheit feſtgeſetzt ſein kann oder ſich dort befindet, wo die 
Verwaltung geführt wird (817 3PO). Soll das Reich oder ein Land, alſo der Fiskus, ver 
klagt werden, fo wird der allgemeine Gerichtsſtand gemäß 8 18 3pO durch die Behörde 
beſtimmt, die nach den dazu ergangenen geſetzlichen (vgl. z. B. Art. 56 Reichsverfaſſung) oder 
verwaltungsmäßigen Anordnungen im Einzelfall zur Vertretung des Fiskus beſtimmt iſt. 


Neben dem allgemeinen Gerichtsſtand ſieht die Zivilprozeßordnung eine ganze Reihe be- 
ſonderer Gerichtsſtände vor, die ſich teils aus den perſönlichen Verhältniſſen des 
Beklagten, teils aber auch aus der Eigenart des der Klage zugrunde liegenden Rechtsver⸗ 
bältniſſes oder des in Anſpruch genommenen Streitgegenſtandes ergeben. Für unſer Beiſpiel 
kommen folgende beſondere Gerichtsſtände in Betracht: 

a) Der Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung. Die Klägerin ſteht hier 
zu dem Beklagten Gottlieb Pech in keinen vertraglichen Beziehungen. Sie kann ihren An⸗ 
ſpruch gegen ihn alfo nur auf unerlaubte Handlung (8 823 BGB) ſtützen. Zu dem Vater des 
Beklagten Hans Kräufler, deſſen Verbindlichkeit auf feinen Sohn als Erben übergegangen 
iſt, ſtand die Klägerin zwar in einer vertraglichen Beziehung. Kraͤuſler würde ihr aber auch 
unter dem Geſichtspunkt der unerlaubten Handlung haften, da er den Gehilfen, der den 
Schaden angerichtet hat, zu der an der Klägerin vorgenommenen Verrichtung des Friſierens 
beſtellt hatte (8 831 BGB). Für Klagen aus unerlaubten Handlungen iſt nach 832 3PO ein 
beſonderer Gerichtsſtand bei dem Gericht begründet, in deſſen Bezirk die 
Handlung begangen iſt. Unter dieſem Geſichtspunkt ergibt ſich deshalb im vor- 
liegenden Falle für die Klage gegen beide Beklagte die Zuſtändigkeit des Landgerichts Berlin. 


6) Aber auch ſoweit die Klägerin ihre Klage gegen Hans Kräufler auf Verletzung des 
zwiſchen ihr und Anton Kräufler abgeſchloſſenen Vertrages ſtützen will, würde die Zuſtändig⸗ 
keit des Landgerichts Berlin gegeben fein; denn die von Anton Kräufler übernommene Ver⸗ 
pflichtung, die Klägerin ordnungsmäßig zu friſteren, war ihrer Natur nach (8 269 VGB) in 
den Geſchäfts räumen Kräuſlers, alſo in Berlin zu erfüllen, und bei dem Gerichte des Ortes, 
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an dem eine Vertragspflicht zu erfüllen war, können alle Klagen auf Erfüllung, Aufhebung 


eines Vertages ſowie auf Entſchädigung wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfül 
lung erhoben werden, ebenſo auch Klagen auf Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeftehens 


eines Vertrags (Gerichtsſtand des Erfüllungsorts 829 SPO). 


7) Für die Klage gegen Hans Kräufler würde ſich die Zuſtändigkeit des Landgerichts Berlin 
auch noch nach 821 ZPO (Gerichtsſtand der geſchäftlichen oder gewerb- 
lichen Niederlaſſung) begründen laſſen. 


8) Weiter ergibt fi) gegen Hans Kräufler noch ein weiterer befonderer Gerichtsſtand aus der 
Vorſchrift der §§ 27, 28 (Gerichtsſtand der Erbſchaft). Der ſogenannte Gerichts- 
ſtand der Erbſchaft, der ſich bei dem Gericht befindet, in deſſen Bezirk der Erblaſſer zur Zeit 
feines Todes den allgemeinen Gerichtsſtand (alſo den Wohnfitz) hatte, iſt zwar in erſter Linie 
gegeben für Klagen, die die Feſtſtellung des Erbrechts, Anſprüche des Erben gegen einen Erb- 
ſchaftsbefitzer, Anſprüche aus Vermächtniſſen oder ſonſtigen Verfügungen von Todes wegen, 
Pflichtteilsanſprüche oder die Teilung der Erbſchaft zum Gegenſtand haben. In dieſem 
Gerichtsſtand können aber auch Klagen wegen anderer Nachlaßverbindlichkeiten (und um eine 
ſolche handelt es ſich bei dem Anſpruch gegen Hans Kräufler) erhoben werden, ſolange ſich 
der Nachlaß, was hier anzunehmen ſein wird, noch ganz oder teilweiſe im Bezirk des Gerichts 
befindet. 


e) Endlich kommt hinſichtlich der Klage gegen Hans Kräufler auch noch der Gerichts ⸗ 
ſt and des Aufenthalts (8 20) in Betracht. Er gilt für alle vermögensrechtlichen 
Klagen gegen eine Perſon, die ſich an einem Orte unter Verhältniſſen, die ihrer Natur nach 
auf einen Aufenthalt von längerer Dauer hinweiſen, aufhält, und iſt bei dem Gerichte des 
Aufenthaltsortes, für Hans Kräufler alſo in Frankfurt a. M., begründet. 


Abgeſehen von den hier bereits erwähnten, im vorliegenden Fall in Betracht kommenden 
beſonderen Gerichtsſtänden kennt die Zivilprozeßordnung noch folgende: 


8) 823 Gerichtsſtand des Vermögens. Dieſer Gerichtsſtand greift dann ein, 
wenn eine Perſon im Deutſchen Reich keinen Wohnſitz hat, alſo nach dem zuvor ſchon Er⸗ 
örterten ein allgemeiner Gerichtsſtand für ſie im Inland nicht begründet iſt. In dieſem 
Falle iſt für vermögensrechtliche Anſprüche das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk ſich Ver⸗ 
mögen der betreffenden Perſon oder der mit der Klage in Anſpruch genommene Gegenſtand 
befindet. Der Ausdruck Vermögen iſt nicht ſo zu verſtehen, daß das geſamte Vermögen oder 
ein erheblicher, in ſich abgeſchloſſener Teil des Vermögens ſich im Bezirk des angerufenen 
Gerichts befinden muß, ſondern es genügt auch, wenn nur ein einzelner Vermögensgegenftand. 
fofern er überhaupt einen nennenswerten Wert hat, ſich an dem betreffenden Ort befindet. 
J) Ein weiterer beſonderer Gerichtsſtand iſt der im 8 30 SPO für Meß- und Marktſachen 
gegebene. 


9) Für Klagen zwiſchen dem Geſchäftsherrn und dem Verwalter, die ſich auf eine Ver 
mögensverwaltung gründen, iſt das Gericht des Ortes zuſtändig, wo die Verwaltung 
geführt wird (831 3PO). 


) Wichtig iſt der Gerichtsſtand der Widerklage. Nach 833 kann nämlich bei dem 
Gericht, bei dem eine Klage erhoben iſt, der Beklagte eine Widerklage erheben, auch wenn an 
ſich das Gericht für dieſe Klage nicht zuſtändig ſein würde, ſofern nur der Gegenanſpruch mit 
dem in der Klage geltend gemachten Anſpruch oder mit den dagegen vorgebrachten Verteidi- 
gungsmitteln im Zuſammenhang ſteht. 


x) 8 34 gibt für Klagen von Prozeßbevollmächtigten, Beiſtänden uſw. wegen ihrer 
Gebühren und Auslagen eine Zuſtändigkeit bei dem Gericht, bei dem 
der Hauptprozeß geführt iſt. 

Y) Von weſentlicher Bedeutung unter den beſonderen Gerichtsſtänden iſt der dingliche 
Gerichtsſtand des § 24. Danach find Klagen, durch die das Eigentum an einer un- 
beweglichen Sache, eine dingliche Belaſtung oder die Freiheit von einer ſolchen geltend 
gemacht wird, ſowie Grenzſcheidungs⸗, Teilungs und Beſitzklagen bei dem Gericht zu erheben, 
in deſſen Bezirk die Sache gelegen iſt. Dieſer Gerichtsſtand unterſcheidet ſich von den vorher 
erwähnten dadurch, daß er ein ausſchließlicher iſt. Derartige dingliche Klagen können 
alſo nicht am allgemeinen Gerichtsſtand oder an einem der ſonſt vorgeſehenen beſonderen 
Gerichtsſtände erhoben werden. Es iſt bei ſolchen Sachen eine Vereinbarung über die 
Zuſtändigkeit des Gerichts nicht möglich. Neben dieſem ausſchließlichen dinglichen Gerichts⸗ 
ſtand beſteht nach 825 ZPO noch ein fakultativer. Wird nämlich, was in den meiſten 
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. Fällen zweckmäßig ift, mit der dinglichen Klage wegen einer Hypothek, Grundſchuld oder 


Rentenſchuld die Klage aus der perſönlichen Schuld verbunden, will alſo der Kläger erreichen, 


daß er aus dem Arteil nicht nur in das Grundftüd, ſondern auch in das ſonſtige Vermögen 
des Beklagten vollſtrecken darf, fo kann er im dinglichen Gerichtsſtand zugleich mit der ding ⸗ 
lichen Klage die Klage aus der perſönlichen Verpflichtung des Beklagten erheben. 


Ergibt ſich wie im vorliegenden Falle, daß für eine beſtimmte Klage verfchiedene 


Gerichtsſtände gegeben find, fo hat unter ihnen nach 8 35 ZPO der Kläger die Wahl, 


natürlich vorausgeſetzt, daß nicht ein ausſchließlicher Gerichtsſtand in Betracht kommt. 
— Im vorliegenden Falle wird die Klägerin, da ſie die Abſicht hat, die beiden von ihr 
. auf Schadenerſatz in Anſpruch genommenen Perſonen in einem Prozeſſe zu verklagen, 

einen Gerichtsſtand auswählen, der für beide Beklagte gegeben iſt. Dies iſt der Ge⸗ 
richtsſtand der unerlaubten Handlung und, ſoweit der Beklagte Kräufler in Betracht 
: kommt, daneben auch der Gerichtsſtand des Erfüllungsortes. Beide Gerichtsſtände 
führen zur einheitlichen Zuftändigkeit des Landgerichts Berlin.“) 


u) Neben der geſetzlichen kennt die Zivilprozeßordnung auch eine vereinbarte Zuſtändigkeit. 


U 


Gemäß $ 38 kann ein an ſich unzuſtändiges Gericht erſter Inſtanz durch ausdrückliche oder 
ſtillſchweigende Vereinbarung der Parteien zuſtändig werden. Eine ſolche Vereinbarung iſt 
jedoch nur möglich (S 40 Abſ. 2) bei vermögensrechtlichen Anſprüchen, und nur dann, wenn für 
die Klage ein ausſchließlicher Gerichtsſtand nicht begründet ift.”) Die Vereinbarung eines 


Gerichtsſtandes kann ausdrücklich erfolgen, wobei fie ſich entweder auf eine beſtimmte Klage 


oder auf ein beſtimmtes Rechtsverhältnis und die aus ihr entſpringenden Nechtsſtreitigkeiten 
beziehen muß (8 40 Abſ. 1). Daneben iſt aber auch eine ſtillſchweigende Vereinbarung möglich. 


: Eine ſolche wird insbeſondere dann angenommen, wenn der Beklagte ſich auf eine Klage, 


ohne die Anzuſtändigkeit des Gerichtes geltend zu machen, in der mündlichen Verhandlung 


zur Hauptſache eingelaſſen hat.“) 
3. Parteifähigkeit und Prozeffähigkeit 


Nachdem im angegebenen Beiſpiel nunmehr geklärt iſt, daß die Klägerin ihren An⸗ 
ſpruch im Zivilrechtswege verfolgen kann und dafür das Landgericht in Berlin zu⸗ 
ſtändig iſt, iſt noch weiter zu prüfen, ob für die am Prozeß als Kläger und Beklagte 
beteiligten Perſonen die für die Durchführung eines Rechtsſtreits unbedingt erforder- 


lichen Vorausſetzungen der Parteifähigkeit und Prozeßfähigkeit gegeben find. Unter 
: Parteifähigkeit iſt die Fähigkeit zu verſtehen, als Kläger oder Beklagter an einem 


Prozeß beteiligt zu werden. Für natürliche Perſonen macht die Parteifähigkeit 


keinerlei Schwierigkeiten, da fie nach 8 50 zufammenfällt mit der Rechtsfähigkeit und 


jeder Menſch von der Vollendung feiner Geburt an die Rechtsfähigkeit befitzt 
(81 BGB).“) 


9 Wäre für die beiden Beklagten ein gemeinſamer eh a g 


die Widerſpruchsk 


‚een eben, fo müßte die 
Klägerin durch das Gericht, das den beiden Gerichten, bei denen d eklagten den all - 
Ger eme inen Gerichtsſtand ha 5 im g zunächſt 5 i ein gemeinſames 
ericht beſtimmen laſſen (8 36 3PO). 
) Der ausſchließlich 1 Gerichtsſtand des 8 24 iſt bereits erwähnt. An weiteren aus⸗ 
ſchließlichen Gerichtsſtänden ſeien hier noch as die Gerichtsſtände für die 
ſogenannte e treckungsgegenklage 6 67 7800 ar es t erſter Inſtanz) und 
age ($ 771 ZPO bei dem Gericht, in 8925 die Zwangsvollſtreckung 
erfolgt). Dieſe beiden Gericht sſtände u nach 8 80 21880 bausſchließlicher Art. Von 
beſonderer Wichtigkeit iſt ferner noch der in 8 7 des Mieterſchutzgeſetzes vorgeſehene aus- 
ſchließliche Gerichtsſtand für die Mietaufhebungsklage. 
e) Zu erwähnen iſt hierbei noch, daß auch die Vereinbarung eines Erfüllungsortes, die nach 
§ 269 BGB zuli an 8 iſt, praktiſch wie die Vereinbarung eines Gerichtsſtandes wirkt. Denn 
50 jede Klage au ag üllung am Gerichtsſtand des Er e erhoben werden 
kann, ſo kann ſich >> atäule von Waren, wenn er feinen eigenen Wohnſitz als 
rfüllungsort vere a die Möglichkeit ſchaffen, daß er alle ſeine Abnehmer, gleichviel, 
an welchem Ort ſie ihren Wohnſitz haben, am Ort ſeines Wohnfitzes verklagen kann. 


5 ) Gleichw 0 kann auch vor der Geburt ein Menſch bereits Tra * von Rechten ſein und 
deshalb au 


an einem Prozeßverfahren 1 So ſieht z. B. $ 1912 BGV vor, daß 
einer Leibesfrucht zur Wahrung ihrer künftigen Rechte ein Pfleger zu beſtellen iſt, der unter 
Amſtänden u Rechte klageweiſe geltend machen kann. Dasſelbe ſieht § 1913 . für 


einen Nacherben, der noch nicht erzeugt iſt, vor. 
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Volkmar 


Schwieriger iſt die Frage der Parteifähigkeit bei Perſonengeſamtheiten oder Vet. do den 
mögensmaflen. Sie find nach 8 50 Abſ. 1 grundſätzlich nur dam parteifähig, wem I dien Le 
fie die Rechte einer juriſtiſchen Perſon haben (3. B. Perſönlichkeiten des öffentlichen | nit 
Rechts, eingetragene Vereine, Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaſten mit beſchränkte: | Ya R: 
Haftung, Stiftungen). Vereine, die nicht eingetragen find, alſo an ſich keine Nechts- | Jo di 
fähigkeit beſitzen, find zwar nach 8 50 Abſ. 1 für eine Klage nicht parteifähig. Noch 

der beſonderen Vorſchrift des § 50 Abſ. 2 können fie aber verklagt werden ud | — mt 
haben dann in dem Rechtsſtreit die Stellung eines rechtsfähigen Vereins (paſſwe | Nr au. 
Parteifähigkeit). f 


Prozeßfähigkeit iſt die Fähigkeit, einen Prozeß entweder ſelbſt zu führen oder | wi dhe 
einen Bevollmächtigten zu feiner Führung zu beftellen. Auch dieſe Fähigkeit befttmmt | ln 
ſich wie die Parteifähigkeit nach den Grundſätzen des bürgerlichen Nechts. Prozeß Wald. 
fähig iſt nur derjenige, der ſich durch Verträge (ſelbſtändig) verpflichten kaun (8 52). 90 
Der Prozeßfähigkeit ermangelt deshalb nicht nur der Anmündige, ſondern auch der dre 
Minderjährige, der ſich zwar mit Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters, nicht aber | de 
ſelbſtändig perſönlich verpflichten kann. Soweit indeſſen ein Minderjähriger in einen | r,, 
beſtimmten Rechtsgebiet ſelbſtändig Verbindlichkeiten eingehen kann, wie z. B. der ⸗ ur. 
jenige, den der geſetzliche Vertreter mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts ermächtigt hat, oder derjenige, den ſein geſetz⸗ 
licher Vertreter ermächtigt hat, in Dienſt oder Arbeit zu treten (88 112 und 113 f 
BGB), hat er innerhalb des Geſchäftskreiſes, in dem er ſich ſelbſtändig verpflichten 
kann, auch die Möglichkeit, ohne geſetzlichen Vertreter einen Prozeß zu führen. So 
kann z. B. eine minderjährige Hausangeftellte, die von ihrem geſetzlichen Vertreter 
ermächtigt war, in Dienſt oder Arbeit zu treten, einen Lohnanſpruch ſelbſtändig 
geltend machen und iſt für eine ſolche Klage prozeßſähig. 
Für unſeren vorliegenden Fall ergibt ſich hieraus, daß der Beklagte Gottlieb Pech, der vol 
geſchäftsfähig iſt, auch prozeßfähig iſt, nicht dagegen der noch minderjährige Beklagte Hans 
Kräufler, der nicht für ſich allein, ſondern nur vertreten durch feinen Vormund Franz Seidel 
verklagt werden kann. Auch juriſtiſche Perſonen, die an ſich rechtsfähig und ſomit partei ⸗ 
fähig find, beſitzen die Prozeßfähigkeit nicht, da fie nur durch ihre geſetzlichen Vertreter als 
ihre Organe am Rechtsleben teilnehmen und ſich verpflichten können. Eine juriſtiſche Perſon 
kann deshalb immer nur durch ihren geſetzlichen Vertreter im Prozeß als Klägerin oder 
Beklagte auftreten. 
Die Klägerin im vorliegenden Falle iſt in ihrer Eigenſchaft als Ehefrau in der Proxch 
fähigkeit an ſich nicht beſchränkt, da unſer bürgerliches Recht ſeit Einführung des Bürgerliche 
Geſetzbuchs keinerlei Beſchränkungen der Verpflichtungsfähigkeit einer Ehefrau mehr ker 
Der ausdrücklichen Vorſchrift des § 52 Abſ. 2, wonach die Prozeßfähigkeit einer Frau d 
durch, daß fie Ehefrau iſt, nicht beſchränkt iſt, bedarf es alſo ſeit 1900 nicht mehr.“) 
Bei der Prozeßfähigkeit ſowohl wie bei der Parteifähigkeit handelt es ich 
wichtige Vorausſetzungen für die ſachliche Durchführung eines Prozeſſes, an de 
Erfüllung ein öffentliches Intereſſe beſteht. Aus dieſem Grund ſchreibt S 56 0 
drücklich vor, daß das Gericht den Mangel der Parteifähigkeit oder Prozeßfähic 


10) Gleichwohl iſt praktiſch für den Prozeß, den eine Frau führt, die Tatſache, Da 
Ehefrau iſt, nicht gleichgültig. Es ergeben ſich vielmehr für ihre Prozeßführung mate 
rechtliche Beſchränkungen aus dem ehelichen Güterrecht des Bürgerlichen Geſetzbuchs. 
8 1400 Abſ. 2 BGB kann insbeſondere eine Frau, die im geſetzlichen Güterſtand leb 
um eingebrachten Gut gehöriges Recht im Wege der Klage nur mit r 
annes geltend machen. Durch dieſe Vorſchriſt wird zwar ihre Prozeßfähigkeit 
beſchränkt, wohl aber ihre ſachliche Berechtigung, . daß eine Klage wegen eines zun 
ebrachten Gut der Frau gehörigen Rechtes ſachlich abgewieſen werden muß, wenn f 
uſtimmung des Mannes zur Erhebung der Klage nicht nachweiſen kann. Die Ki 
wird ſich alſo im vorliegenden Fall der Zuſtimmung ihres Ehemannes zur Klage vergen 
und dieſe in der Klageſchrift dartun müſſen; denn wenn man au annehmen kann, 
foweit fie Anſpruch au a. Arbeitsgewinn erhebt, fie einen ſpruch geltend 
der nicht zum eingebrachten Gut gehört (8 1367 BGV), fo gehört doch Ticher 13 


gebrachten Gut der Schadenerſatzanſpruch wegen Verletzung ihres Körpers und der 
auf Schmerzensgeld. 
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ſowie der Legitimation des für eine nicht prozeßfähige Partei auftretenden geſetz⸗ 
Iſchen Vertreters jederzeit von Amts wegen zu berückſichtigen hat. Iſt eine Partei, die 
nicht prozeßfähig iſt, im Prozeß nicht ordnungsmäßig vertreten geweſen, ſo kann 
Diefer Rechtsverſtoß noch nach Rechtskraft des Arteils gemäß 8 579 Abſ. 1 Nr. 4 
ZPO die Erhebung der Nichtigkeitsklage rechtfertigen. 


6. Streitgenoſſenſchaft 

Die Klägerin will in dem angenommenen Beiſpiel in einem Prozeß mehrere Perſonen ver · 
klagen. Eine ſolche Perſonenmehrheit kann ebenſogut auch auf der Klägerſeite beſtehen, jo 
daß alſo mehrere Perſonen einen Prozeß gemeinſam einleiten können. Man ſpricht in ſolchen 
Fällen von Streitgenoſſenſchaft. Nach 8 59 ZPO iſt eine derartige Streitgenoſſenſchaft 
möglich, wenn mehrere Perſonen in Anſehung des Streitgegenſtandes in Recht sgemeinſchaft 
ſt ehen oder wenn fie aus demſelben tatſächlichen und rechtlichen Grunde berechtigt und ver ⸗ 
pflichtet find. Der erfte Fall würde z. B. vorliegen, wenn über das Eigentum eines Gegen; 
ſtandes geftritten wird, den mehrere Perſonen gemeinſchaftlich befigen, der zweite, wenn 
Eheleute gemeinſam einen Mietvertrag geſchloſſen haben und gegen beide auſ Zahlung der 
Miete geklagt wird. Nach 8 60 iſt die Streitgenoſſenſchaft aber auch dann möglich, wenn 
lediglich gleichartige und auf einem im weſentlichen gleichartigen tatſächlichen und rechtlichen 
Grunde beruhende Unfprühe oder Verpflichtungen den Gegenſtand des Rechtsſtreits bilden. 
Anter dieſe Vorſchrift gehört unſer Fall; denn rein rechtlich ſind die beiden Beklagten aus 
verſchiedenen Rechtsgründen verpflichtet. Gottlieb Pech z. B. wird aus 8 823 BGB in 
Anſpruch genommen wegen feiner unmittelbar die Geſundheit der Klägerin verletzenden Hand⸗ 
lung, während der andere Beklagte teils aus dem mit der Klägerin abgeſchloſſenen Vertrage, 
teils aus 8 831 BGB, alfo wegen Verletzung der bei Auswahl des Gehilfen oder bei feiner 
Beaufſichtigung aufzuwendenden Sorgfaltspflicht in Anſpruch genommen wird. Trotzdem 
iſt aber in beiden Fällen der Klagegrund im weſentlichen gleichartig, und es handelt ſich um 
denſelben tatſächlichen Vorgang, der die Grundlage für die Klage gegen beide Perſonen 
bildet. Ein weiteres Beiſpiel für eine derartige Streitgenoſſenſchaft würde z. VB. das fein, 
daß durch den Betrieb auf einem Grundftüd mehrere Nachbarn beläſtigt werden, die nun ge⸗ 
meinſam auf Anterlaſſung der Störung Klage erheben. Auch hier iſt der Klagegrund ſtreng 
rechtlich genommen für jeden der Kläger ein anderer. Er iſt aber trotzdem gleichartig und 
beruht auf gleichartigen tatſächlichen Amſtänden. 


Die Wirkungen der gewöhnlichen und der praktiſch ſeltenen „notwendigen“ Streitgenoſſen⸗ 
ſchaft regeln näher die SS 61 bis 63 3PO. 


7. Beteiligung Dritter am Rechtsftreit 


Außer dem Fall, daß neben einem Kläger oder Beklagten noch eine weitere Perſon als 
Mitkläger oder Mitbeklagter auftreten kann, gibt das Geſetz noch die Möglichkeit, daß ſich 
neben einer Partei ein Dritter, der ſelbſt nicht Mitpartei wird, zu ihrer Anter ſtützung am 
Rechtsſtreit beteiligt. Der Hauptfall iſt der der Nebenintervention (S 66 ZPO) Das 
Recht zur Nebenintervention ſteht demjenigen zu, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, 
daß in einem zwiſchen anderen Perſonen anhängigen Rechtsſtreit die eine Partei obfiege. Hat 
beiſpielsweiſe der Kaufmann A von dem Fabrikanten B eine Ware geliefert erhalten, die 
er an feinen Abnehmer C weiterveräußert hat, und wird er nun von C wegen Mangelhaftig- 
keit der Ware auf Rückzahlung des Kaufpreiſes in Anſpruch genommen, ſo beſteht die Gefahr, 
daß er im Falle des Prozeßverluſtes ſich ſeinerſeits an den Lieferanten B hält, von dem er 
die Ware bezogen hat. B hat ſomit ein rechtliches Intereſſe daran, daß A in dem von C 
gegen ihn geführten Prozeß obſiegt, und hat deshalb die Möglichkeit, ihm zu ſeiner Anter⸗ 
ſtützung als Nebenintervenient im Prozeß beizutreten.!) Er iſt dadurch in der Lage, alle 
der Anterſtützung der Hauptpartei dienenden Prozeßhandlungen vorzunehmen. Er kann ins⸗ 
beſondere ſelbſtändig Angriffs- und Verteidigungsmittel vorbringen, alſo tatſächliche Behaup⸗ 
tungen aufſtellen, Beweiſe antreten und ſogar Rechtsmittel einlegen, freilich mit der Ein- 
ſchränkung, daß feine Erklärungen und Handlungen nicht mit den Erklärungen und Hand- 
lungen der Hauptpartei in Widerſpruch ſtehen dürfen. 


00 Dies geihieht nach 8 70 durch Zuſtellung eines Schriftſatzes, in dem die Parteien und der 
echtsſtreit bezeichnet werden müſſen, der Beitritt zu erklären iſt und außerdem das 
Intereſſe, das der Nebenintervenient hat, beſtimmt angegeben werden muß. 
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Während hiernach der Nebenintervenient den Vorteil hat, ſeinerſeits in Prozeß der Haupt: | Sur war 
partei aktiv tätig zu werden und zu ihrem Siege beizutragen, fo kann er anderſeits, em Eu gi 
der Prozeß für die Hauptpartei ungünſtig ausfällt, im Verhältnis ihr gegenüber nicht mehr 
geltend machen, daß der Prozeß unrichtig entſchieden ſei, er muß alſo, von den im 8 68 J p 
angeführten Ausnahmen abgeſehen, das Prozeßergebnis gegen ſich gelten laſſen 

Würde in dem angenommenen Beiſpiel der Lieferant B nicht ſelbſt dem Streite als Neben · 
intervenient beitreten, fo kann A das mit der Nebenintervention des 9 eintretende Ergebnis, 
daß B bei einer künftig gegen ihn zu erhebenden Negreßklage das Ergebnis des zwiſchen A 
und C geführten Prozeſſes in den Grenzen des § 68 ZPO gegen ſich gelten laſſen muß, 
dadurch herbeiführen, daß er dem B nach den Vorſchriften der SS 72, 73 ZPO den Stteit 
verkündet. Denn auch wenn daraufhin B dem Streit nicht beitritt, kommen doch die Vor- 
ſchriften des 868 IPO gegen ihn zur Anwendung (874 Abſ. 3 IPO). Der Kaufmam A . der 
kann ſich alſo durch die Streitverkündung in feinem Prozeß mit feinem Käufer C die Durch. “= 
führung ſpäterer Regreßanſprüche gegen feinen Lieferanten B weſentlich erleichtern. 

Außer der Nebenintervention hat das Geſetz im § 64 noch die Hauptintervention vorgefehen, 


von deren weiterer Erörterung hier aber abgeſehen werden kann, weil ſie praktiſch ſo gut wie 
niemals vorkommt. 


8. Anwaltszwang und Prozeßoollmacht 


Will nunmehr in dem dieſer Darſtellung zugrunde gelegten Nechtsfalle die 
Klägerin, die Filmſchauſpielerin Mia Pia, zur Erhebung der Klage ſchreiten, ſo 
bedarf ſie dazu, da, wie ſchon erwähnt wurde, am Landgericht Anwaltszwang beſteht, 
der Mitwirkung eines bei dieſem Gericht zugelaſſenen Rechtsanwalts (8 78 Abf. 1 
ZPO) Auf die Bedeutung des Anwaltszwangs iſt bereits kurz hingewieſen worden. 
Hier fei noch folgendes ergänzend hinzugefügt. Die Anwaltſchaft iſt ein ebenſo 
notwendiges Organ der Rechtspflege, wie es die Gerichte find. Die Anwälte find nach 
dem Geſetz die berufenen Rechtsberater ihrer Volksgenoſſen. Sie ſollen durch ihren Rat g 
und ihre Belehrung rechtsunkundige Parteien von ausſichtsloſen oder unüberlegten 
Klagen abhalten und bei berechtigten Klagen den Parteien helfen, bei ihrem Vorbringen 
das Weſentliche vom Anweſentlichen zu ſcheiden, und das notwendige Tatſachen⸗ und 
Beweismaterial rechtzeitig bereitzuſtellen. Daneben kommt für die Rechtfertigung 
des Anwaltszwangs auch in Betracht, daß die Parteien wegen der verſtändlichen 
Erregung, in die ſie der Prozeßkampf bringt, leicht ihre eigene Sache gefährden, wenn 
fie ihren Prozeß ohne objektive Rechtsberatung führen. Alle dieſe Erwägungen Laſſen 
es zur Sicherheit der Rechtspflege erforderlich erſcheinen, daß in wichtigeren An- 
gelegenheiten die Parteien nicht allein, ſondern unter Vertretung durch einen Anwalt 
ihre Sache vor dem Gerichte führen. Nur aus den ebenfalls ſchon angedeuteten wirt 
ſchaftlichen Gründen mußte man davon abſehen, in allen, auch den kleineren Prozeſſe 
den Anwaltszwang vorzuſchreiben. Er iſt deshalb auf das Verfahren vor den Land 
gerichten und den übergeordneten Gerichten, alſo den Oberlandesgerichten und de 
Reichsgericht beſchränkt.“) Der im § 78 ZPO geregelte Anwaltszwang betri 
ſowohl das Auftreten der Parteien in der mündlichen Verhandlung als auch 
ſchriftlich im Laufe eines Verfahrens vorzunehmenden Prozeßhandlungen. Es kön 
deshalb auf eine Klage, die beim Landgericht eingereicht und ſtatt durch einen Ann 
von der Partei ſelbſt unterzeichnet iſt, kein Termin anberaumt werden; und wenn 
Partei in der mündlichen Verhandlung ohne Anwalt auftritt, ſo wird fie eb 
behandelt, als wenn fie überhaupt nicht erſchienen wäre. Dies gilt ſogar dann, T 


die Partei den Anſpruch anerkennt oder einen Vergleich mit ihrem Ge 
ſchließen will. 


) Gleichwohl find auch vor den Amtsgerichten, bei denen an ſich kein Anwalts z w 
beſteht, die Rechtsanwälte die in erſter Linie berufenen Parteiver treter. Deshalb ti: 
den Amtsgerichten die Möglichkeit, daß ſich Parteien anderer geſchäft mäßiger ertrete: 
der Rechtsanwälte bedienen, ſehr beſchränkt (S 157 3PO). 
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Nur folgende Ausnahmen find im 8 78 Abſ. 2 vom Anwaltszwang vorgeſehen. Der Anwalts- 
d wang gilt nicht in dem Verfahren vor einem beauftragten oder erſuchten Richter.“) Iſt alſo 
von der Zivilkammer des Landgerichts ein Mitglied beauftragt, mit den Parteien einen 
Sũhneverſuch vorzunehmen, fo können in einem ſolchen Sühnetermin beide Parteien allein 
erſcheinen und auch ohne Zuziehung ihrer Anwälte einen Vergleich ſchließen. Ferner gilt der 
Anwaltszwang nicht für diejenigen Prozeßhandlungen, welche vor dem Arkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle (vgl. 8 153 Gerichtsverfaſſungsgeſetz) vorgenommen werden dürfen.“) Das 
bedeutet, daß derartige Anträge nicht nur zu Protokoll der Geſchäftsſtelle erklärt, ſondern 
auch von der Partei ohne Zuziehung eines Anwalts privatſchriftlich eingereicht werden 
können. 


Ob die Partei, die im landgerichtlichen Verfahren auftritt, ſelbſt rechtskundig iſt, iſt für 
den Zwang, ſich durch einen Anwalt vertreten zu laſſen, ohne Bedeutung. Auch ein 
aktiver Richter, der einen Prozeß vor einem Landgericht führen will, bedarf der Anwalts- 
vertretung. Nur ein Anwalt, der bei dem Prozeßgericht ſelbſt zugelaſſen iſt, kann ohne Ver⸗ 
tretung durch einen anderen Anwalt feinen Prozeß führen (8 78 Abſ. 3 ZPO). 


Der Anwalt als Prozeßbevollmächtigter bedarf nach § 80 Abſ. 1 einer ſchriftlichen 
Vollmacht. Eine Nachprüfung des Vorhandenſeins der Vollmacht tritt im Verfahren 
vor einem Gericht, bei dem Anwaltszwang beſteht, jedoch nur dann ein, wenn beſondere 
Zweifel an dem Beſtehen der Vollmacht gerechtfertigt ſind, insbeſondere, wenn der Gegner 
das Vorhandenſein einer Vollmacht beſtreitet. Dort, wo kein Anwaltszwang beſteht, hat da- 
gegen das Gericht in allen Fällen das Vorhandenſein der Vollmacht von Amts wegen zu 
prüfen (8 88 3PO). Daraus ergibt ſich u. a., daß ein Anwalt, der beim Landgericht einen 
Arreſtantrag einreicht, ſeine Vollmacht beifügen muß, da, wie ſchon erwähnt wurde, für den 
Arreſtantrag, weil er auch zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle angebracht werden kann (8 920 
Abſ. 3 3PO), kein Anwaltszwang beſteht. In Ausnahmefällen kann nach näherer Maßgabe 
des 889 auch ein Bevollmächtigter, der im Augenblick feine Vollmacht nicht nachzuweiſen 
vermag, vorbehaltlich ſpäterer endgültiger Entſcheidung zur Verhandlung vorläufig zuge⸗ 
laſſen werden. 


Der Umfang der Vollmacht iſt durch 881 3PO beſtimmt. Danach ermächtigt die 
Prozeßvollmacht zu allen den Rechtsſtreit betreffenden Prozeßhandlungen, auch ſolchen, die 
durch eine Widerklage, eine Wiederaufnahme des Verfahrens oder die Zwangsvoll⸗ 
ſtreckung veranlaßt werden.“) Der Prozeßbevollmächtigte iſt insbeſondere berechtigt, Ver 
gleiche abzuſchließen, auf den Streitgegenſtand zu verzichten oder den vom Gegner geltend ge- 
machten Anſpruch anzuerkennen. Er kann außerdem auch die vom Gegner feiner Partei zu er- 
ſtattenden Koſten in Empfang nehmen. Zur Empfangnahme des Streitgegenſtandes ſelbſt, z. B. 
zur Annahme der eingeklagten Zahlung, bedarf er jedoch einer beſonderen Vollmacht. Die 
Vollmacht für den Hauptprozeß umfaßt außerdem noch einen etwa geführten Hauptinter · 
ventionsprozeß ſowie das Verfahren wegen eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Ver ⸗ 
fügung, das in der gleichen Angelegenheit anhängig wird. Die Möglichkeit, den geſetzlichen 
Amfang der Vollmacht zu beſchränken, iſt der Partei nur inſoweit gegeben, als es ſich um die 
Beſeitigung des Rechtsſtreits durch Vergleich, Verzicht oder Anerkenntnis handelt. Eine 
Darüber hinausgehende Beſchränkung der Prozeßvollmacht würde zwar den Anwalt in ſeinem 
per ſönlichen Verhältnis zu feiner Partei verpflichten, die Beſchränkung innezuhalten, würde 
aber dem Prozeßgegner gegenüber keine Wirkung haben (883 Abſ. 1 3PO). In den Ver⸗ 
fahren, in denen eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten iſt, vor allem alſo im Verfahren 
vor dem Amtsgericht, kann die Prozeßvollmacht auf einzelne Prozeßhandlungen, z. B. auf die 
Vertretung in einer beſtimmten Verhandlung, beſchränkt werden (8 83 Abſ. 2 [Termins- 
vollmacht im Gegenſatz zur Inſtanzvollmacht SS 176, 178 ZPO). Im Weſen der Vollmacht 
liegt es, daß die von dem Bevollmächtigten vorgenommenen Prozeßhandlungen die Partei 
ebenſo verpflichten, als wenn fie ſelbſt dieſe Handlungen vorgenommen hätte. Eine Aus⸗ 


Wohl aber gilt er für das ſpäter zu ſchildernde Verfahren vor dem Einzelrichter 348 
ls 250 8008. a Bay 


16) Solche Prozeßhandlungen find z. B. der Antrag auf Bewilligung des Armenrechts (5 118 
ZPO), die Ablehnung eines Richters (S 44 ZPO) und ein Antrag auf Erlaß eines Arreſtes 
oder einer einſtweiligen Verfügung (88 920, 936 ZPO). 

5) Anter letzterem Geſichtspunkt ergibt ſich z. B., daß, wenn nach Durchführung eines Pro- 
eſſes bei der e ee ein Dritter gegen den pfändenden Gläubiger die Wider 
pruchsklage erhebt, der Anwalt, der dieſen im voraufgegangenen Prozeſſe vertrat, auch für 
den Widerſpruchsprozeß als von ihm bevollmächtigt gilt. 
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nahme gilt für Zugeſtändniſſe und andere tatſächliche Erklärungen, aber nur infomeit, ale | Mar 
die neben dem Anwalt in der Verhandlung erſchienene Partei die Erkllrungen fojort wide. ine? 
ruft oder berichtigt (885). Dem engen Vertrauensverhältnis, in dem eine Partei zu ihrem | Mar H 
Anwalt ſtehen muß, entſpricht es, daß die Vollmacht jeden Augenblich gekündigt werden kann de de 
Eine ſolche Kündigung erlangt aber dem Gegner gegenüber erſt durch die Anzeige des Er. m 
löſchens und beim Verfahren mit Anwaltszwang fogar erft durch die Anzeige der Beſtellung | US 10 
eines anderen Anwalts rechtliche Wirkſamkeit (8 87). Smndſät“ 
Neben der Möglichkeit eines Prozeß bevollmächtigten ſieht die Zivilprozeßordaumg tm 30 1 Antiri 
noch die Möglichkeit eines Beiſtandes vor. Beiſtand kann jede prozeßfähige Perſon et. Im: 
Der Beiſtand iſt an ſich kein Vertreter. Er kann aber die Partei in ihrer Prozeßführung 

unterftügen, und das von ihm Vorgetragene gilt als von der Partei vorgebtacht, owe d. m 
es nicht von dieſer ſofort widerrufen oder berichtigt wird. vet md 
9. Armenrecht 


In dem dieſer Erörterung zugrunde gelegten Nechtsfall wäre die Möglichkeit vor- 
ftellbar, daß die Klägerin durch den Anfall und feine Folgen in ernſte Vermögens 
ſchwierigkeiten geraten iſt und auch der Ehemann eigener Geſchäftsverluſte wegen nicht 
in der Lage wäre, die Koſten des Prozeſſes für die Klägerin aufzubringen. Für ſolche 
Fälle hat das Geſetz, damit die Rechtsſchutzaufgabe des Staates gleichwohl gelöſt 
werden kann, die Möglichkeit der Armenrechtsbewilligung geſchaffen, die Telbftver- 
ſtändlich auch derjenigen Partei offenſteht, die nicht in der Rolle des Klägers, ſondern 
des Beklagten in einem Prozeß beteiligt iſt. 
Die Armenrechtsbewilligung tft nach 8 114 3 PO, deſſen Vorſchriften ſchon durch die 
Reichspräfidentenverordnung vom 1. Dezember 1930 und 6. Oktober 1931 und zuletzt 
durch das Geſetz vom 27. Oktober 1933 weſentlich umgeſtaltet find, an folgende Vor⸗ \ 
ausſetzungen geknüpft: 
1. Bedürftigkeit. Nur derjenige hat auf das Armenrecht Anſpruch, der außer ⸗ 
ftande iſt, ohne Beeinträchtigung des für ihn und feine Familie notwendigen Unter- 
halts die Koſten des Prozeſſes zu beſtreiten. Anter Koſten des Prozeſſes find hierbei 
ſowohl die Gerichtskoſten einſchließlich der Auslagen für Zeugen, Sachverſtändige 
u. dgl. zu verſtehen als auch in den Fällen, in denen wie hier Anwaltszwang beſteht, 
die für die Beiziehung eines Rechtsanwalts erforderlichen Aufwendungen. 
Zum Nachweiſe der Bedürftigkeit hat die Partei nach 8 118 Abſ. 2 ihrem Armenrechtsgeſuch 
eine Beſcheinigung der zuſtändigen Ortsbehörde !) beizubringen, in der unter Angabe des 
Standes oder Gewerbes, der Vermögens- und Familienverhältniſſe der Partei ſowie des 
Betrags der von ihr zu entrichtenden direkten Staatsſteuern ihr Anvermögen zur Beitreitung 
der Prozeßkoſten ausdrücklich zu bezeugen iſt. Das Gericht iſt indeſſen an dieſes Zeugni: 
nicht gebunden, fondern hat feine Richtigkeit mit eigener Verantwortung nachzu prüfen un 
erforderlichenfalls ſelbſt noch Ermittlungen über die Bedürftigkeit der Partei einzuleite: 
Bei Perſonen, die unter Vormundſchaft ftehen, kann das Zeugnis ſtatt von der vora 
nannten Behörde auch vom Vormundſchaftsgericht ausgeſtellt werden. Ein unct 
liches Kind, das einen Anterhaltsanſpruch gegen feinen Vater einklagen will, bed: 
einer beſonderen Armutsbeſcheinigung nicht. 
2. Aus ſicht des Prozeſſes. Während nach früherem Nechtsguſtand 
Armenrecht nur dann verſagt werden konnte, wenn die Rechtsverfolgung oder (Jon 
es ſich um den Beklagten handelt) Rechts verteidigung von vornherein ausficht: 
erſchien, verlangt nunmehr das Geſetz mehr, es verlangt poſitiv, daß die Reit: 
folgung oder Rechtsverteidigung „eine hinreichende Ausſicht auf Erfolg die 
Dazu gehört einmal, daß die tatſächlichen Angaben ſchlüſſig ſind, alſo den gelten 
machten Anſpruch rechtlich hinreichend begründen; außerdem aber muß das G 
auch auf Grund der anzuſtellenden Erhebungen die Aberzeugung erlangt haben, 
ſofern die Behauptungen vom Gegner beſtritten werden, mit der Möglichkeit 
Beweisbarkeit zu rechnen iſt. 
3. Würdigkeit. Das Armenrecht kann endlich nur bewilligt werden, wen 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht mutwillig iſt. 


16) In Berlin würde der Bezirksbürgermeiſter (Wohlfahrtsamt) zuſtändig fein. 
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Mutwillig würde z. B. eine Klage fein, die zwar nach den geltenden Nechtsvorſchriften an ſich 

begründet tft, die aber der Kläger nicht, um irgendein berechtigtes Intereſſe zu wahren, 
ſondern nur, um ſeinem Prozeßgegner Schwierigkeiten zu machen, erhebt. Darüber hinaus 
handelt aber jede Partei mutwillig, wenn ſie eine Klage erhebt, die eine vermögende Partei, 
die auf eigene Koſten prozeſſieren muß, bei verſtändiger Würdigung aller Amſtände des 
Falles nicht oder zum mindeſten nicht in voller Höhe erheben würde.“) 


Grundſätzlich ſoll das Armenrecht nur dem Schutze der eigenen Volksgenoſſen dienen. 
Angehörige fremder Staaten genießen deshalb ya § 114 Abſ. 2 ZPO die Wohltat 
des Armenrechts nur bei „Verbürgung der Gegenſeitigkeit“, 


d. h. nur dann, wenn nach der im Staate des Armenrechtsbewerbers herrſchenden Recht sübung 
dort auch ein deutſcher Reichsangehöriger zum Armenrecht zugelaſſen werden würde.“) 


Bei Staatenloſen kann das Armenrecht unter denſelben Vorausſetzungen wie für In- 
länder gewährt werden. | 


Hierbei iſt zu beachten, daß, während Inländern gegenüber die Armenrechtsbewilligung bei 
Vorhandenſein der Vorausſetzungen zwingend vorgeſchrieben iſt, bei Staatenloſen durch die 
Formulierung der Vorſchrift als Kannvorſchrift die Armenrechtsbewilligung in das ver- 
ftändige Ermeſſen des Gerichts geſtellt iſt.“) Das Gericht kann hiernach insbeſondere auf 
die Amſtände Rückſicht nehmen, durch die jemand feine Staatsangehörigkeit verloren hat. Iſt 
3.3. ein deutſcher Stammesangehöriger lediglich in Verbindung mit den Vorſchriften des 
Verſailler Vertrags feiner Staatsangehörigkeit verluſtig gegangen, fo beſteht aller Grund, 
ihn in der Frage der Armenrechtsbewilligung weiter ebenſo zu behandeln, als wenn er noch 
Deutſcher wäre. Das Gegenteil würde der Fall fein, wenn jemand wegen ſtaatsfeindlichen 
Verhaltens feiner Staatsangehörigkeit für verluftig erklärt worden wäre. 


Die bisher erörterten Vorſchriften betrafen lediglich die Armenrechtsbewerbung von 
natürlichen Perſonen, die ihre eigenen Rechtsangelegenheiten im Prozeßwege ver⸗ 
folgen. Das Geſetz enthält nun außerdem in ſeiner gegenwärtigen Faſſung noch be⸗ 
ſondere Vorſchriften für die Armenrechtsbewilligung an Parteien kraft 
Amtes und an inländiſche juriſtiſche Perſonen (8 114 Abſ. 3 und 4). 
Unter Partei kraft Amtes verſteht man Perſonen, die kraft der geſetzlich ihnen ge- 


27) Dieſer Fall liegt z. B. vor, wenn eine arme Partei einen Schadenserſatzanſpruch von ſehr 
beträchtlicher Höhe gegen einen Gegner erhebt, von dem ohne weiteres anzunehmen iſt, daß 
eine derartige Summe von ihm weder jetzt noch ſpäter beigetrieben werden kann. 


Hierbei iſt zu beachten, daß den Angehörigen beftimmter Staaten die Zulaſſung zum 
rmenrecht durch beſondere Staatsverträge geſichert iſt, oe z. B. den Angehörigen aller am 
Haager Abkommen über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 beteiligten Staaten, er durch 
beſondere Staatsverträge den Angehörigen von Oſterreich, Polen, der Tſchechoſlowakei, der 
Türkei, von Somjetrußland, von Frankreich, Großbritannien, Bulgarien und von Litauen 
einſchließlich des Memelgebiets. 


10) Bei dieſer 3 fet glei allgemein auf den Anterſchied der in der Zivilprozeß 
ordnung enthaltenen Muß -, Soll⸗ und Kannvorſchriften hingewieſen. Bei der Mupßporſchrift, 
die nicht nur durch das Wort „muß“ ausgedrückt werden kann, ſondern auch durch ähnliche 
Wendung wie z. B. „es iſt“, „das Gericht hat“ uſw., handelt es ſich um Vorſchriften, die, 
wenn ihre Vorausſetzungen gegeben find, unter allen Amſtänden angewendet werden müffen. 
Werden beſtimmte Rechtsakte wie z. B. Abfaſſung eines Urteils, Zuſtellung einer Urkunde, an 
Mußvorſchriften geknüpft, fo bedeutet dies, daß fie unwirkſam find, wenn fie nicht voll erfüllt 
werden. So iſt z. B. für die Abteilung eines Arteils (8 315 ZPO) die Anterſchrift der bei 
der Entſcheidung mitwirkenden Richter zwingend vorgeſchrieben. Soweit das Geſetz eine 
Verpflichtung lediglich mit dem Wort „ſoll“ einführt, bedeutet dies in der Regel, daß die 
Wirkfamkeit des in Frage kommenden Rechtsaktes von der Einhaltung dieſer Vorſchrift nicht 
abhängt (vgl. z. B. die 88 310 und 379 3 PO). Dabei iſt aber zu beachten, daß Soll ⸗ 
vorſchriften, die das Verhalten von Behörden, insbeſondere das Verhalten der Gerichte be · 
treffen, im inneren Dienſtverhältnis genau ſo beachtet werden müſſen wie Mußvorſchriſten. 
Ein Richter, der bei irgendeiner richterlichen Handlung eine Sollvorſchrift nicht beachtet, führt 
deshalb zwar eine Nichtigkeit ſeines richterlichen Aktes nicht herbei; er verletzt aber damit 
ſeine Dienſtpflicht. Die Einſührung einer Vorſchrift als Kannvorſchrift bedeutet in der 
Regel, daß, auch wenn die Vorausſetzungen für ihre Anwendung gegeben find, es in dem 
verſtändigen Ermeſſen des Gerichts liegt, ob es im n Einzelfall die Anwendung 
er Vorſchrift für angebracht erachtet. Dies gilt z. B. auch von den Vorſchriften über 
Einftellung der Zwangsvollſtreckung in Fällen wie dem des 8769 ZPO. 1 
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ſtellten Aufgaben fremde Intereſſen wahrzunehmen haben, wie z. B. der Konkurs 
verwalter, der Nachlaßverwalter, der Zwangsverwalter, der Zeftamentsvollitreder 
und ähnliche. Für Parteien kraft Amtes ſowohl wie für juriftiihe Perſonen muß 
ſelbſtverſtändlich auch die Vorausſetzung erfüllt fein, daß die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung Ausſicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig iſt. Lediglich die 
Bedürftigkeitsfrage iſt für Prozeſſe derartiger Parteien beſonders geregelt. 


Hinſichtlich der Partei kraft Amtes ift inſoweit Vorausſetzung für die Bewilligung des 
Armenrechts, daß die zur Führung des Prozeſſes erforderlichen Mittel weder aus der ver- 
walteten Vermögensmaſſe noch von den an der Prozeßführung wirtſchaftlich Beteiligten 
(3.3. den Konkursgläubigern im Falle eines vom Konkursverwalter zu führenden Un- 
fechtungsprozeſſes) aufgebracht werden können. 


Ahnlich iſt die Bedürftigkeitsfrage bei inländiſchen juriſtiſchen Perſonen geregelt. 
Hier ſetzt die Armenrechtsbewilligung voraus, daß die zur Führung des Prozeſſes erjorder- 
lichen Mittel weder von der juriſtiſchen Perſon ſelbſt noch von den an der Führung des 
Prozeſſes wirtſchaftlich Beteiligten“) aufgebracht werden können. Für die Armenrechts⸗ 
gewährung an juriſtiſche Perſonen wird aber außerdem noch verlangt, daß die Anterlaſſung 
der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung allgemeinen Intereſſen zuwiderlauſen würde. 
Denn es kann nicht Aufgabe des Staates ſein und würde feine wirtſchaftliche Leiſtungs 
ſähigkeit weit überſteigen, jedes beliebige wirtſchaftliche Anternehmen, das in Not geraten 
iſt, mit feinen Mitteln bei der Prozeßführung zu unterſtützen. 


Sowohl bei Parteien kraft Amtes wie bei inländiſchen juriſtiſchen Perſonen iſt die 
Armenrechtsbewilligung durch eine Kannvorſchrift geregelt, damit auch hier das Gericht a 
alle Amſtände des Einzelfalls bei feiner Entſcheidung berückſichtigen und eine unan- 
gemeſſene Belaſtung der Staatskaſſe mit den Prozeßführungskoſten folder juriſtiſcher 
Perſonen vermeiden kann. 


Das Armenrechtsgeſuch, deſſen Inhalt 8 118 Abſ. 2 3 O näher regelt, kann zu Protokoll der 
Geſchäftsſtelle erklärt werden (5 118 Abſ. 1), woraus ſich nach dem bereits erörterten 879 
Abſ. 2 ZPO ergibt, daß die Partei auch im landgerichtlichen Verfahren, in dem an ſich Un- 
waltszwang beſteht, ein ſolches Geſuch ohne Zuziehung eines Rechtsanwalts ſchriftlich 
einreichen kann. Da das Gericht, abgefehen von der Bedürftigkeit des Armenr echt sbewerdet s. 
wie ſchon hervorgehoben wurde, auch die Ausfihten der Rechtsverfolgung oder Rechts- 
verteidigung zu prüfen hat, ſoll es in der Regel zunächſt den Gegner über das Geſuch hören. 
Es kann ferner von dem Armenrechtsbewerber eine Glaubhaftmachung ſeiner tatſächlichen 
Angaben verlangen und in den im $ 118 a näher angegebenen Grenzen auch Ermittlungen ar. 
ſtellen, insbeſondere die Vorlegung von Urkunden anordnen, behördliche Auskünfte einhole: 
und in beſonderen Fällen auch Zeugen und Sachverſtändige informatoriſch (ſtets abe 
uneidlich) hören. 


Immer iſt dabei jedoch zu beachten, daß die Bewilligung des Armenrechts keine Vorw. 
entſcheidung des Prozeſſes bedeuten ſoll, die Ermittlungen deshalb nur fo weit zu treit 
find, bis ſich das Gericht von den Ausfichten der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidi dg 
des Armenrechtsbewerbes ein ungefähres Bild machen kann. 


Es iſt ferner die Möglichkeit vorgeſehen, daß im Zuſammenhang mit der Anbör 
des Gegners ſchon im Armenrechtsverfahren ein Vergleich geſchloſſen und du ger 
lichem Protokoll genommen werden kann ($ 118 a Abſ. 3). 


Aber die Bewilligung des Armenrechts entſcheidet das Gericht durch Beſchluß, der, we 
dem Antrag auf Bewilligung des Armenrechts ſtattgibt, nach 8 127 Satz 1 unanfechtbe 


Das Armenrecht wird immer nur für eine Inſtanz, alſo für den erſten Nechtszug 
Berufungsinſtanz, die Reviſionsinſtanz erteilt. Derjenige, der in erſter Inſtanz 


) Z. B. an einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung find kapitalkräftige Per ſonc 
teiligt, die durch die Prozeßführung einen mittelbaren oder unmittelbaren wirtſchaft 
Vorteil erlangen können. 


Band II Beittag 42 


Zivilprozeßrecht 23 


Armenrecht erlangt hat, muß deshalb, wenn der Prozeß in die Berufungsinſtanz geht, 
dort ein neues Armenrechtsgeſuch anbringen. 

Hier bedarf jedoch gegenüber einer Partei, die ſchon in der früheren Inſtanz das Armenrecht 
hatte, die Bedürſtigkeit keines beſonderen Nachweiſes, und in den Fällen, in denen ſie in der 
erſten Inſtanz obgeſiegt hat, das Rechtsmittel alſo von ihrem Gegner eingelegt iſt, iſt auch 
die Frage, ob ihre Rechtsverfolgung oder Nechtsverteidigung hinreichende Ausſicht auf Erfolg 
bietet oder mutwillig erſcheint, nicht von neuem zu prüfen (8 119 Abſ. 2 ZPO). 

Die Wirkungen der Armenrechtsbewilligung find nach 8 115 ZPO folgende: 1. Die 
Partei wird einſtweilig von der Berichtigung ſowohl der rückſtändigen als auch der 
künftig erwachſenden Gerichtskoſten einſchließlich der Gebühren der Beamten und der 
den Zeugen und Sachverſtändigen zu gewährenden Vergütung ſowie der ſonſtigen 
baren Auslagen und der Stempelſteuer befreit. 2. Die zum Armenrecht zugelaſſene 
Partei erhält ferner Befreiung von der Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten.“) 
Die arme Partei erhält endlich das Recht, daß ihr zur vorläufig unentgeltlichen Be⸗ 
wirkung von Zuſtellungs⸗ und Vollſtreckungshandlungen ein Gerichtsvollzieher und in 
Prozeſſen, in denen Anwaltszwang beſteht, auch ein Rechtsanwalt zur vorläufig 
unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte beigeordnet wird.“) 


Es kann der Fall vorkommen, daß eine an ſich nicht völlig vermögensloſe Partei im 
Einzelfalle der Armenrechtsbewilligung nur deshalb bedarf, weil ſie einen Prozeß 
über einen beſonders hohen Streitgegenſtand zu führen hat, während ſie vielleicht bei 
einer weſentlich geringeren Streitſumme die Koſten des Prozeſſes aufbringen könnte. 
Für ſolche Fälle hat § 115 Abſ. 2 die Möglichkeit einer teilweiſen Armenrechts⸗ 
bewilligung vorgeſehen. Die teilweiſe Armenrechtsbewilligung iſt in der Weiſe 
möglich, daß das Armenrecht nur zu einem Bruchteil, z. B. zur Hälfte oder zu zwei 
Dritteln, gewährt wird. Sie iſt aber auch in der Weiſe möglich, daß das Gericht 
beſtimmte Gebühren ganz oder teilweife von der Befreiung ausnimmt. Das Gericht 
kann daher z. B. anordnen, daß der Partei an ſich das Armenrecht bewilligt wird, ſie 
aber eine Gebühr, etwa die Prozeßgebühr, ſowohl des Gerichts wie des Rechts- 
anwalts zu tragen hat. 


Damit der Gegner der armen Partei dadurch, daß dieſe von jeder Entrichtung von 
Gerichtskoſten, insbeſondere alſo auch der Leiſtung von Vorſchüſſen für die von ihr 
benannten Zeugen und Sachverſtändigen, einſtweilen befreit iſt, während er ſelbſt der- 
artige Zahlungen ohne weiteres leiſten muß, nicht ungebührlich benachteiligt wird, 
ſieht $ 120 ZPO vor, daß die Bewilligung des Armenrechts für den Kläger, Be⸗ 
rufungskläger und Revifionskläger zugleich auch für den Gegner einſtweilige Be- 
freiung von der Entrichtung von Gerichtskoſten und Zahlung von Gerichtskoſten. 
vorſchüſſen zur Folge hat. 


1) Angehörige fremder Staaten ſowie die nicht im Inlande wohnhaften Staatenloſen haben 
nach § 110 dem Beklagten auf Verlangen wegen der Prozeßkoſten, die dieſem durch die Ein- 
Laflung auf den Rechtsſtreit erwachſen, Sicherheit zu leiſten. Eine Ausnahme hierfür gilt 
einm Arkunden⸗ oder Wechſelprozeſſe, für Widerklagen, für Klagen, die infolge einer 
öffentli Aufforderung, z. B. eines Aufgebots, angeſtrengt werden, und für Klagen aus 
im Grundbuch eingetragenen Rechten. Außerdem wird aber eine Ausnahme für die Ange⸗ 
hörigen . fremden Staaten gemacht, nach deren Geſetzen ein Deutſcher im gleichen 
Falle bei der Erhebung einer Klage zur „ nicht verpflichtet ſein würde. 
Auch hier iſt zu beachten, daß durch beſondere Staatsverträge die Befreiung von der Sicher⸗ 
heitsleiſtung für die Prozeßkoſten den Angehörigen der gleichen Staaten zugeſichert wurde, 
denen die e zum Armenrecht währleiſtet worden iſt. Wegen der Ausländern gegen ⸗ 
über eintretenden Verpflichtung zur Zahlung eines beſonderen Gerichtskoſtenvorſchuſſes und 
der hier in Frage kommenden Ausnahmen vgl. die entſprechende Regelung im § 85 des 
Gerichtskoſtengeſetzes. | 


218) Wo eine en durch Anwälte nicht geboten iſt, kann einer armen Partei ein Juftiz⸗ 
beamter, der nicht als Richter angeſtellt ift, oder ein Re non, der die a 

e fung für den Juſtizdienſt beſtanden hat, auf Antrag beigeordnet wer (8 116 
3PO); in ſchwierigen Sachen ermöglicht 8 39 RAO auch im amtsgerichtlichen Verfahren 
die Beiordnung eines Armenanwalts. 


— —— 
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Die Verpflichtung zur fpäteren Zahlung derartiger Koſten wird aber damit nicht beſeitigt. 
Es kann ſogar der Fall eintreten, daß eine Partei, die von einer mit Armenrecht ausge- 
ſtatteten Perſon verklagt worden iſt und im Nechtsſtreit obgeſiegt hat, nachträglich gemäß 
den Vorſchriften der SS 84 und 86 des Gerichtskoſtengeſetzes verpflichtet bleibt, die Gebühren 
und Auslagen der auf ihren Antrag vernommenen Zeugen und Sachverständigen zu zahlen. 
Anderſeits iſt durch die der armen Partei gewährte Stundung von Gerichtskoſten die Ge 
richtskaſſe nicht gehindert, wenn im Prozeß der Gegner unterliegt und zur Tragung der 
Prozeßkoſten verurteilt wird, von ihm die der armen Partei geſtundeten Koſten nach Maß 
gabe der für die Beitreibung rückſtändiger Gerichtskoſten geltenden Vorſchriften einzuziehen 
(8 123 3O). Ferner haben die für die arme Partei beftellten Gerichtsvollzieher und Rechts - 
anwälte die Befugnis, ihre Gebühren und Auslagen, die der armen Partei geftundet waren, Jer 
von dem Gegner, wenn er zu den Prozeßkoſten verurteilt worden iſt, nach Maßgabe der Vor- | Yatlın 
ſchriften der SS 103 ff. ZPO beizutreiben. ) i 


8 121 SPO fieht die Möglichkeit vor, daß das Armenrecht zu jeder Zeit entzogen | wi 


werden kann, wenn ſich nachträglich ergibt, daß eine der notwendigen Vorausſetzungen | dan. 
ſeiner Bewilligung nicht vorhanden war oder fortgefallen iſt. km 


Da die Armenrechtsbewilligung keine endgültige, fondern nur eine vorläufige Be- it 
freiung von Gerichts⸗ und Anwaltskoſten bedeutet, ift nach § 125 ZPO die arme he 
Partei zur Nachzahlung der Koſten verpflichtet, ſobald ſich ihre Vermögenslage jo 1 
beſſert, daß ſie ohne Beeinträchtigung des für ſie und ihre Familie notwendigen 
Anterhalts zur Nachzahlung imſtande iſt. 


Unter dieſem Geſichtspunkt kann daher auch der Anwalt, der eine arme Partei vertreten hat. \ 
von ihr Nachzahlung feiner Gebühren und Auslagen inſoweit fordern, als er nicht inzwischen \ 
aus der Staatskaſſe dafür befriedigt worden iſt. Die Nachzahlung kann aber nicht ohne 
weiteres gefordert werden, fie muß vielmehr zunächſt nach Prüfung des Sachverhalts durg 
einen Gerichtsbeſchluß angeordnet werden. Ein ſolcher Beſchluß unterliegt ebenſo wie der 
Beſchluß, der das Armenrecht verweigert oder entzieht, der einfachen Beſchwerde mit Aus- 
nahme der Fälle, in denen das Berufungsgericht den Beſchluß erlaſſen hat (8 127). 

Zu bemerken iſt endlich noch, daß die Armenrechtsbewilligung auf die Verpflichtung 
der armen Partei, im Falle des Prozeßverluſtes ihrem Gegner nach allgemeinen Vor · 
ſchriften die ihm erwachſenen Prozeßkoſten zu erſtatten, keinen Einfluß hat. Der 
Gegner kann alſo derartige Koſten nach allgemeinen Vorſchriften gegen die arme 


Partei vollſtrecken, ſoweit es ihm gelingt, pfändbare Vermögenswerte dieſer Partei 
zu ermitteln. 


III. Derlauf des Prozeſſes am Landgericht 
(Anwaltspro3ef) 


1. Die fllage 

Es ſei davon ausgegangen, daß in dem Falle, der dieſer Darſtellung zugrunde li 
die Klägerin nicht genötigt iſt, das Armenrecht in Anſpruch zu nehmen, ſondern 
ihre eigenen Koſten den Rechtsanwalt Dr. Schneidt, den fie Über den Sachver 
hinreichend informiert, mit der Erhebung der Klage betraut. Bei der Einreic 
der Klage hat nunmehr der Anwalt die Vorſchriften des 8 253 und nach deſſen 2 


7) (§ 124) Im übrigen gewährt das Geſetz vom 20. Dezember 1928 (X GBl. 1 S. 411 
im Armenrecht einer Partei beigeordneten Rechtsanwalt in beſtimmten Grengen das 

auf Erſatz feiner Gebühren und Auslagen aus der Staatskaſſe. Zahlt demgemäß die S!: 
kaſſe einem Anwalt für feine Vertretung einer armen Partei Gebühren und Muslacı 
geht der vorerwähnte Anſpruch gegen den Prozeßgegner aus 8 14 SPD nach S 5 des G. 


vom 20. Dezember 1928 auf die Gerichtskaſſe über, die ihn dann nach den Vorſchriften 
die Erhebung von Gerichtskoſten geltend macht. 


Z iwilprozeßrecht | 25 


auch die über vorbereitende Schriftſätze in den 88 130, 131, 133 gegebenen Vorſchriften 
zu beachten. Zum richtigen Verſtändnis dieſes Amſtandes bedarf es folgender grund- 
ſäitzlicher Bemerkung. Die Zivilprozeßordnung geht, wie ſchon erwähnt wurde, von 
der Maxime der Mündlichkeit aus, die im 8 128 ZPO ihren Ausdruck gefunden hat. 
Das bedeutet, daß grundſätzlich das Gericht nur ſolches Vorbringen der Parteien 
ſeiner Entſcheidung zugrunde legen kann, das von den Parteien in der mündlichen 
Verhandlung vorgetragen worden iſt. n) Die Schriftſätze, die die Parteien einreichen, 
haben unter dieſem Geſichtspunkt nur vorbereitende Bedeutung, d. h. ſie ſollen dem 
Gegner wie dem Gericht vorher zur Kenntnis bringen, was in der mündlichen Ver 
handlung vorgetragen werden wird, aber der Inhalt eines vorbereitenden Schriftſatzes 
wird erſt zum Prozeßſtoff in dem Augenblick, in dem er von der betreffenden Partei 
vor dem Gericht mündlich erörtert worden iſt. In gewiſſem Umfang hat nun auch die 
Klageſchrift die Bedeutung eines lediglich vorbereitenden Schriftſatzes. Insbeſondere 
kann das Gericht die zur Begründung des Klageantrags in der Klageſchrift ent- 
haltenen tatſächlichen Behauptungen und Beweisangebote erſt von dem Augenblick an 
berückſichtigen, in dem fie der Kläger in der mündlichen Verhandlung vorgetragen hat. 
Die Klageſchrift hat aber außerdem noch eine über den Charakter eines vorbereitenden 
Schriftſatzes hinausgehende Bedeutung. Sie enthält nämlich das Programm des 
Prozeſſes, d. h. fie ſteckt die Grenzen des Streitfalles, der dem Gericht unterbreitet 
werden ſoll, von vornherein ab. Deshalb knüpft das Geſetz an die Zuſtellung der 
Klageſchrift eine Reihe von Rechtsfolgen. Insbeſondere tritt mit der Zuſtellung der 
Klageſchrift die Rechtshängigkeit (8 263 ZPO) mit allen ihren prozeßrechtlichen und 
materiellrechtlichen Nebenwirkungen ein (vgl. auch § 265 und namentlich S 264 3PO, 
der das Verbot der Klageänderung ausſpricht).“) Inſoweit hat daher die 
Klageſchrift die Bedeutung eines beſtimmenden Schrift 
ſatzes. | 


Zum notwendigen Inhalt der Klageſchrift, d. h. zu denjenigen Vorausſetzungen, die 
eine Klageſchrift erfüllen muß, um überhaupt die Nechtswirkung einer ſolchen auszu⸗ 
löſen, find erforderlich: 


1. die Bezeichnung der Parteien und des Gerichts; 
2. die Stellung eines beſtimmten Klageantrags; “) 


*) Die verſchiedenen vom Geſetz zugelaſſenen Ausnahmen vom Mündlichkeitsgrundſatz werden 
an einer fpäteren Stelle erörtert. Vgl. insbeſondere S. 50 in Verbindung mit S. 84 u. S. 55. 


*) Wenn auch im Gegenſatz zum Einſpruch, zur Berufung und Neviſion die Klageſchrift nicht 
ſchon mit ihrer Einreichung, ſondern erſt mit ihrer Zuſtellung die an fie geknüpften Rechts 
folgen auslöſt, ſo werden doch in gewiſſen Grenzen dieſe Rechtsfolgen nach Zuſtellung der 
Klage unter Amſtänden auf den Augenblick der Klageeinreichung zurüddatiert. Dies gilt 
insbeſondere von der Rechtswirkung der Anterbrechung der Verjährung (zu vgl. 8 207 IPOD 
und für das amtsgerichtliche Verfahren die noch weitergehende Vorſchrift des 8 496 Abf. 3). 


) Was der Kläger begehrt, muß fo 8 bezeichnet ſein, daß ein Arteil im Sinne dieſes 
Antrags ergehen kann. In unſerem ſpiel muß alſo die Klägerin die Höhe der Summe, 
zu deren Zahlung ſie die Beklagten verurteilt ſehen will, genau angeben. Eine Ausnahme 
macht 8254 für die Klage auf Rechnungslegung, auf Vorlegung eines Vermögens verzeich⸗ 
niſſes oder auf Leiſtung des Offenbarungseides., Mit einer Klage dieſer Art kann zugleich 
die Klage auf Herausgabe desjenigen verbunden werden, was der Beklagte aus dem zu⸗ 
grunde liegenden Rechtsverhältnis ſchuldet, und zwar in der Art, daß die beſtimmte Angabe 
der Leiſtung, die der Kläger beanſprucht, vorbehalten wird, bis die Rechnung mitgeteilt, 
das Vermöͤgens verzeichnis vorgelegt oder der Offenbarungseid geleiſtet iſt. In Fällen, in 
denen wie beim Schmerzensgeld und der ſogenannten Abkehrentſchädigung bei der Kündi⸗ 
gungswiderrufsklage das Gericht die Höhe der Forderung nach freiem Ermeſſen beſtimmt, 
läßt die Praxis ebenfalls einen unbeſtimmten Antrag zu. 
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3. ein beſonders wichtiger und notwendiger Beſtandteil der Klageſcriſt it weiterhin |" 
die Bezeichnung des Gegenſtandes und des Grundes des erhobenen Anspruchs 
Darüber, was man in dieſem Sinne als Klagegrund anzuſehen hat, find die Mel 
nungen in der Wiſſenſchaft an ſich geteilt. Nach der einen Auffaſſung genügt es, daz 
in der Klageſchrift der rechtliche Gehalt und die rechtliche Grundlage der Klage 
forderung genügend ſcharf bezeichnet, der Rechtsſtreit alſo durch die Klagebegründung 
genügend individualiſtert wird (ſogenannte Individualiſterungstheorie). Nach de 
anderen Auffaſſung, die in der Praxis insbeſondere auf Grund der Rechtsprechung des 6 nn 
Reichsgerichts die allgemein herrſchende iſt, verfteht man unter Klagebegründung die = N 
Anführung der Tatſachen, aus denen der Kläger die Berechtigung feines Antrags | var: 
herleitet (Subſtantiierungstheorie). Zur Begründung einer Darlehnsklage gehört J Vor 
danach nicht nur die Angabe, daß und in welcher Weiſe mit dem Beklagten em | 3 
Darlehnsvertrag zuſtande gekommen iſt, ſondern es müſſen auch die Amſtände ange ⸗ 
geben werden, aus denen ſich die Fälligkeit des Darlehns ergibt. Ferner muß der- 
jenige, der, wie in unſerem Beiſpiel die Klägerin, einen Schadenserſatzanſpruch wegen 
ſchuldhafter Vertrags verletzung oder unerlaubter Handlung erhebt, nicht nur die Tat 

ſache der ihm zugefügten Schädigung behaupten, ſondern auch näher die Amſtände 

darlegen, aus denen ſich ein Verſchulden des Beklagten ergibt.“) % 


Ein notwendiges Erfordernis der Klageſchrift iſt im landgerichtlichen Verfahren 
endlich auch die Ladung des Beklagten vor das Prozeßgericht zur mündlichen Ver ⸗ 
handlung des Nechtsſtreits; denn im landgerichtlichen Verfahren herrſcht grund ſätzlich 
Parteibetrieb. Die Ladung des Beklagten zur mündlichen Verhandlung iſt alſo An. \ 
gelegenheit des Klägers. \ 


Außer den erwähnten Mußvorſchriften enthält das Geſetz ferner eine Reihe von Soll 
vorſchriften, die bei der Klageerhebung zu beachten find, deren Fehlen alſo nach dem 
S. 21 Note 16 erörterten wohl eine Ordnungswidrigkeit darſtellt, aber die Wirkſamkeit 
der Klageerhebung nicht beeinträchtigt. Zu dieſen Sollvorſchriften gehört die Auf. 
forderung des Beklagten, etwaige gegen die Behauptungen des Klägers vorzu- 
bringende Einwendungen und Beweismittel unverzüglich durch den zu beſtellenden 
Anwalt (8 215) in einem Schriftſatz dem Kläger und dem Gericht mitzuteilen.“) 
Ferner gehört hierzu die Angabe des Wertes des Streitgegenſtandes, aber nur in 
ſoweit, als hiervon die Zuſtändigkeit des Gerichts abhängt und der Streitgegenſtan 
nicht, wie in dem hier zugrunde gelegten Beiſpiel, in einer beſtimmten Gel: 
ſumme beſteht. 


Eine Klageſchrift, die den zuvor erörterten Erforderniſſen entſpricht und bei der aı 
die hier noch nicht erörterten Nr. 1 und 5 des 8130 3 O beachtet find, würde in d 
hier zugrunde gelegten Falle ungefähr den nachfolgenden Inhalt haben: 


16) Dieſe Vorausſetzungen dürfen indeſſen nicht überſpannt werden. Wenn auch eine 
kommene Klageſchrift in der oben angegebenen Weiſe begründet fein muB, alſo alles zu 
halten hat, was erforderlich fein würde, wenn beim Ausbleiben des Beklagten der Kläge 
Sinne ſeines Antrags ein Verſäumnisurteil erlangen will, ſo wird man doch nicht anne 
können, daß alle dieſe Angaben unter die Mußvorſchrift des 8253 Nr. 2 zu rechnen find 
alſo eine Salon wenn in einem oder dem anderen Punkte ihre Begründung Lüd: 
iſt, nicht mehr die Rechtswirkung der Klageſchrift auslöſen kann. 8268 Abſ. 1 SPO 
ja die nachträgliche Ergänzung ſolcher Lücken ausdrücklich vor (dieſe Frage ift praktiſch i 
Fällen, in denen wie z. B. im 5586 ZPO eine Klage an eine Friſt gebunden iſt). 

7) Nach dem im Geſetz zitierten 8 215 muß die Ladung zur mündlichen Verhandlung. 
die Zuſtellung nicht an einen Rechtsanwalt erfolgt, die Aufforderung an den Gegner 
halten, einen bei dem Prozeßgericht zugelaſſenen Anwalt zu beſtellen. Da im uge 
der Klageerhebung für den Gegner in der Regel ein Anwalt noch nicht beſtellt ift, iſt die 
forderung aus § 215 daher regelmäßig ein weſentliches Erfordernis der Klageſchrift. 
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Selage der Filmſchauſpielerin Mia Pia) 
im Beiſtande ihres Ehemanns, ) des Kauf⸗ 
manns edrich Wilhelm Schultze, beide 
in Berlin- Wannſee, Königſtr. 145,°) 
S Rechtsanwalt Dr. 
S chneidt, in Verlin, Friedrichſtr. 18, 


Klägerin?) 
gegen 


1. den Friſeurgehilfen Gottlieb Pech, in 
Brandenburg a. d. H., Kaiſerſtr. 11, 

2. den Friſeurlehrling Hans Kräufler, 
zur Zeit in Frankſurt a. M., 

vertreten durch feinen Vormund, ) den 
Gujtwirt Franz Seidel, in Potsdam, 
Schockſtr. 18, f 

Beklagte,) 


wegen Schadenserſatz 


An das 


Landgericht in Berlin, Grunerſtraße 
Zivilkammer. 


Namens der Klägerin werde ich beantragen, 
die Beklagten als Geſamtſchuldner zu ver- 
urteilen,) 

an die Klägerin 1825,— RM nebſt 4 v. H. 
Zinſen ſeit dem Tage der Klagezuſtellung zu 
zahlen und die Koſten des Rechtsſtreits zu 


tragen, ferner wird beantragt, 

das Arteil gegen Sicherheitsleiſtung für 
vorläufig vollſtreckbar zu erklären. 

Zur mündlichen Verhandlung des Nechts⸗ 
ſtreits lade“) ich die Beklagten vor das Land- 
ericht Berlin zu dem von dem Herrn Vor⸗ 
Abenden anzuberaumenden Termin.“) 


Die Beklagten werden aufgefordert, einen 
bei dem Prozeßgerichte zugelaſſenen Anwalt“) 
gu beftellen und etwaige gegen die Klage- 

ehauptungen vorzubringende Einwendungen 

und Beweismittel durch dieſen Anwalt un- 
verzüglich in einem Schriftſatz der Klägerin 
und dem Gerichte mitzuteilen. 


Die Klägerin?) ließ nn am 16. Juni 1933 im Geſchäfte des Friſeurs Anton Rräufler die 


Haare friſieren und 


aſſerwellen machen. Sie wurde von dem Beklagten zu 1 bedient. 


Dieſer, der wußte, daß der von ihm benutzte Apparat nicht völlig einwandfrei arbeitete, ließ 


nicht die nötige Vorſicht walten. Dadurch 


eſchah es, daß, während die Klägerin unter dem 


Apparat gabe plötzlich heißer Waſſerdampf auf ihren Kopf ſtrömte, ihr erhebliche Brand⸗ 
e 


wunden achte und auch ihre 


aare teilweiſe verſengte. 


Beweis:“) Zeugnis des Friſeurs Werner Tüchtig in Berlin, Ackerſtr. 34, 


und 


ernehmung des Beklagten zu 1, die hiermit beantragt wird. 


Infolge des ausgeſtandenen großen Schrecks und der erlittenen Geſicht verletzung war die 


Klägerin drei Monate hindurch arbeitsunfähig. 


Beweis: Zeugnis und Gutachten des Arztes Dr. Medicus, in Berlin ⸗Schöneberg, 


Hauptſtraße 12. 


Sie konnte in dieſer Zeit ihr ſchon erteilte Spielaufträge nicht ausführen und neue nicht 
annehmen. Der dadurch entſtandene Verdienſtausfall beträgt, wie die Filmregiſſeure 
Hitzig und Roller bekunden werden, für den Monat mindeſtens 300. — RM. 


An Heilungskoſten find nach den e quittierten Rechnungen 425, — RM entſtanden. 


Der Friſeur Kräufler iſt am 10. 


ezember 1933 geſtorben, der Beklagte zu 2, ſein Sohn, 


iſt ſein alleiniger Erbe. — Beweis: die Teſtamentsakten des Amtsgerichts Potsdam. 
Der Beklagte zu 2 haftet als Erbe des Friſeurs Kräuſler gemeinſam mit dem Beklagten 


gu 1 für den gefamten der nn entſtandenen Schaden; 


GB das von ſeinem Geh 


denn Kräufſler war nach 8 278 


lfen bei Bedienung der Klägerin begangene Verſehen verant- 


wortlich, ihn trifft auch eigenes Verſchulden, da er die Schadhaftigkeit des für die Klägerin 
verwendeten Apparates kannte. — Beweis: Zeuge Tüchtig. 


Wegen des von der Klägerin erlittenen Schrecks und wegen der ihr zugefügten großen 
Schmerzen wird ferner noch ein Schmerzensgeld von 500. — RM gefordert. 


Die Beklagten haben danach 900 + 425 + 500 = 1825 RM zu zahlen. 
Die Zuſtändigkeit des Landgerichts Berlin ergibt fi 3 beide Beklagte aus 8 32 ZPO, für 


den Beklagten zu 2 außerdem noch aus SS 29 und 21 


O. gez. Dr. Schneidt. 


1) 8 253 Abſ. 2 Nr. 1 ZPO. ) Vgl. 8 1400 Abſ. 2 BGB u. oben S. 16 Note 10. ) 8 130 Nr. 1 


ZO in Verbindun 
3 O. ) 8 216 Abſ. 
2) Hier beginnt die Klagebe 


mit § 253 Abſ. 3.) § 253 wer Nr. 2 ZPO. ) § 253 Abſ. 2 Nr. 3 
3PO. *) § 253 Abſ. 3 Nr. 1, 215 ZPO. 

ndung, 8 253 az Nr. 2 3PO. 
) 8130 Nr. 5 ZPO in Verbindung mit 3 253 Abſ. 4. 


28 Boſlum | nt 


2. Leiftungsklagen, Feſtſtellungshlagen und Geftaltungsklagen 5 
In der Mehrzahl der Fälle richtet fi, wie in unſerem Beiſpiel, der Mogeantrag auf | t 0 
eine beſtimmte Leiſtung, die der Kläger vom Beklagten begehrt; mag nun der Kläge 3 
verlangen, daß der Beklagte Geld zahlt, Sachen herausgibt oder liefert, eine Hand. . 
lung des Klägers duldet oder eine beſtimmte eigene Handlung unterläßt. Man ſpricht 
in allen dieſen Fällen von Leiſtungsklagen. Ein einer derartigen Klage ſtattgebendes 
Arteil hat eine doppelte Bedeutung; denn es enthält neben dem Gebot, an den 
Beklagten die Leiſtung zu bewirken, zugleich die rechtliche Feſtſtellung, daß er zu dieſer ae 
Leiſtung verpflichtet ist.“) durfte 


Häufig bedarf es jedoch zur Durchführung eines Rechtsſtreits einer Leiſtungsklage u 
nicht. Das Intereſſe des Klägers kann vielmehr ſchon mit der bloßen richterlichen | - 
Feſtſtellung der Rechtslage befriedigt werden. Befindet ſich z. B. A im Veſitz einer 
Sache, die er als fein Eigentum in Anſpruch nimmt, und behauptet B., daß er ſelbft ER 
Eigentümer dieſer Sache ſei, fo würde es für A., da er ſich ſchon im Beſitz der ſtreitigen Sn, 
Sache befindet, zur Befriedung feiner Rechtslage völlig genügen, wenn das Gericht 805 
fein Eigentum an der ſtreitigen Sache feſtſtellen würde. Die Zuläſſigkeit einer der- ee 
artigen Feſtſtellungsklage iſt im § 256 SPO an folgende Vorausſetzungen geknſpft: W. 
Gegenſtand der Feſtſtellungsklage kann, abgeſehen von dem praktiſch ſehr ſeltenen & 
Fall der Feſtſtellung der Echtheit oder Anechtheit einer Urkunde, nur ein Rechts- . 
verhältnis fein. Unter Rechtsverhältnis verſteht man jede rechtlich geregelte v 
Beziehung zwifhen Perſonen untereinander und zwiſchen Perſonen und Sachen. | ! 
Anſprüche aller Art, die eine Perſon gegen die andere hat, können danach Gegenſtand 
einer Feſtſtellungsklage fein, ebenſo abſolute Rechte, wie z. B. das Urheber. oder 
Patentrecht, das Namensrecht, das Eigentum oder beſchränkte dingliche Rechte wie 
Pfandrecht, Nießbrauch ufw. 


Auch bloße Geſtaltungsrechte, wie z. B. das Necht zu kündigen, das Recht anzufechten uſw., 

find Rechtsverhältniſſe im Sinne des 8 286, nicht dagegen abſtrakte Rechtssätze oder rechtliche 

Fragen, die lediglich die Vorfrage für das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Recht sverhält - 

niſſes darſtellen. Als Beiſpiel ſei hier der Fall erwähnt, daß eine Partei der anderen eine 
Ware verkauft hat und nun zwiſchen ihnen ein Streit darüber entſteht, ob die Ware mit 
weſentlichen Mängeln behaftet iſt. Hier betrifft die Frage, ob die Ware mangelhaft tft oder 
nicht, an ſich noch kein Rechtsverhältnis. Rechtsverhältnis iſt vielmehr erft das aus der 
Mangelhaftigkeit der Ware ſich ergebende Recht des Käufers, den Kaufvertrag zu wandel 
oder den Kaufpreis zu mindern. Die Feſtſtellungsklage würde alfo in einem derartigen Ja 
nicht auf Feſtſtellung der Mangelhaftigkeit der Ware, ſondern nur auf Feſtſtellung de 


Beſtehens oder Nichtbeſtehens des Wandlungs⸗ oder Minderungsrechts gerichtet werd 
können. 


Weiter wird aber für die Feſtſtellungsklage verlangt, daß der Kläger an der al 
baldigen Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes ein rechtlich es Ob. h. ein ſe 
rechtlichen Beziehungen, nicht nur ſeine wirtſchaftliche Lage berührendes) In 
eſſe hat.“) 


28) Eine Leiſtungsklage kann unter Amſtänden auch eine noch nicht fällige, ſondern 
i zu bewirkende Leiſtung zum Gegenſtand haben. Solche Klager 
künftige Leiſtung find aber an beſtimmte Vorausſetzungen geknüpft. Sie find Immer au! 
wenn die Geltendmachung einer nicht von einer Gegenleiſtung e en Geldforderunc 
eines Räumungsanſpruchs an den Eintritt eines Kalendertags ge pft iſt. Hat ic 
emand verpflichtet, am 1. Oktober eine beſtimmte Geldfumme zu zahlen, fo kann ſche 
1. Oktober Klage a zum 1. Oktober erhoben werden. erner kann bei r 
kehrenden Leiſtungen, z. B. bei e en, auch wegen der erſt nach Er 
des Arteils fällig werdenden jung: lage auf künftige Entrichtung erhoben werden. 
dieſen Fällen iſt die Klage auf eine künftige Leiſtung nur dann zuläßt „ wenn den Am 
nach die Beſorgnis RR tft, daß der Schuldner fih der rechtzeitigen Leiſtu 
ziehen werde (SS 257 bis 259). 
) Wenn bier für die Feſtſtellungsklage und ſchon vorher im Falle des 8 259 3PO 
Klage auf anne Leiſtung ein beſonderes Intereſſe an dieſer Art der Klageerhebu 
langt wird, ſo bedeutet das keine vereinzelte Ausnahmevorſchrift, ſondern nur die Anm 


Beitrag 42 


Fr 
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Hat z. B. A. mit B. einen Anſtellungsvertrag oder einen Mietvertrag geſchloſſen, der erft 
einige Zeit nach dem Vertragsſchluß ſeinen Anſang nehmen ſoll, ſo hat, wenn Streit über 
die Wirkſamkeit des Vertragsſchluſſes beſteht, jede Partei ein rechtliches Intereſſe daran, die 
Rechtslage fo bald als möglich durch Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens des Ver ⸗ 
tragsverhältnifies geklärt zu ſehen. Auch wer durch Verſchulden eines anderen einen Schaden 
erlitten hat, ohne dieſen ſchon ziffernmäßig genau berechnen zu können, kann unter Amſtänden 
ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung der Erſatzpflicht des Gegners haben. 


AusSgeſchloſſen ift dagegen in der Regel ein Intereſſe an der bloßen Feſtſtellung der 
Verpflichtung eines anderen inſoweit, als bereits die Leiſtungsklage auf Erfüllung 
dieſer Verpflichtung erhoben werden kann. Doch gibt es auch hier Ausnahmen, wie 
8. B. in den Fällen, in denen nur eine Klage auf künftige Leiſtung in Frage kommt.“) 
Sowohl bei der Feſtſtellungsklage wie bei der Leiſtungsklage erſchöpft ſich die Auf- 
gabe des Gerichts darin, die aus einer beſtimmten Rechtslage ſich ergebenden Rechts- 
folgen auszuſprechen. Daneben gibt es aber noch eine andere Prozeßart, bei der der 
Richter nicht lediglich die bereits beſtehende Rechtslage ermitteln, ſondern darüber 
hinaus durch feinen Spruch in beſtehende Rechtsverhältniſſe geſtaltend eingreifen ſoll 
(Geſtaltungsklage). Das Hauptbeiſpiel für eine ſolche Geſtaltungsklage iſt 
die Eheſcheidungsklage. Denn trotz Beſtehens eines Eheſcheidungsgrundes bleibt die 
Ehe ſo lange aufrechterhalten, bis durch eine rechtskräftige gerichtliche Entſcheidung 
die Scheidung der Ehe ausgeſprochen wird. Erſt durch den Nichterſpruch wird alſo 
die bis dahin beſtehende Ehe aufgelöſt. Auch die im Arbeitsordnungsgeſetz geregelte 
Kündigungswiderrrufsklage iſt als Nechtsgeſtaltungsklage anzuſehen. 


Am deutlichſten zeigt ſich der Anterſchied zwiſchen Feſtſtellungs⸗ und Nechtsgeſtaltungsklage 
an folgendem Beiſpiel: Sowohl die bürgerlich ⸗ rechtliche Geſellſchaft wie die Offene Handels⸗ 
geſellſchaft des Handelsgeſetzbuchs können von einem Geſellſchafter, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt, friſtlos zur Löfung gebracht werden. Bei der büͤrgerlich⸗ rechtlichen Geſellſchaft voll ⸗ 
zieht ſich dieſe Löſung durch die Kündigungserklärung des Geſellſchafters (8723 BGB). 
Kommt es deswegen zum Streit, ſo hat das Gericht lediglich ſeſtzuſtellen, ob die Kündigung 
berechtigt war und ſomit ſchon durch den Ausſpruch der Kündigung das Geſellſchaftsverhält⸗ 
nis gelöſt worden iſt. Bei der Offenen Handelsgeſellſchaft genügt hingegen zur Auflöſung 
aus wichtigem Grunde nach § 133 HGB nicht eine Erklärung des den Auflöſungsgrund 
geltend machenden Geſellſchafters. Dieſer muß vielmehr eine gerichtliche Entſcheidung nach⸗ 
ſuchen, durch die erſt die Auflöſung der Geſellſchaft herbeigeführt, nicht alſo wie im Fall der 
bürgerlich⸗ rechtlichen Geſellſchaft die ſchon geſchehene Auflöſung feſtgeſtellt wird. 


eines großen, unſerem Prozeßrecht zugrunde liegenden Gedankens auf beſondere Fälle. Dieſer 
große Gedanke iſt der, daß die Prozeßführung, d. h. die Anrufung des ſtaatlichen Rechts- 
ſchutzes, ein beachtliches Rechtsſchutzintereſſe des Klägers vorausſetzt. Wenn bei der Leiſtungs⸗ 
klage das Geſetz ein ſolches Intereſſe nicht mit klaren Worten fordert, ſo hat dies darin ſeinen 
Grund, daß derjenige, der von einem anderen eine beſtimmte Leiſtung zu fordern hat, in aller 
Regel auch ein ſchutzwürdiges Intereſſe an der Klageerhebung haben wird. Gleichwohl kann 
dieſes Intereſſe ausnahmsweiſe fehlen. Iſt z. B. im Geſetz zur Durchführung eines Anſpruchs 
an Stelle des Klagewegs ein einfacheres Verfahren vorgeſehen, ſo liegt es nicht im Belieben 
des Klägers, ſtatt des beſonders vorgeſehenen einfacheren Verfahrens den umſtändlicheren 
Klageweg zu wählen. Er müßte vielmehr in einem ſolchen Falle mit feiner Klage in Er- 
mangelung eines Rechtsſchutzintereſſes abgewieſen werden. Dies würde z. B. gelten, wenn 
derjenige, der in einem Prozeß obgeſiegt hat und deſſen Gegner infolgedeſſen gemäß 8 91 
3PO zur Tragung der Prozeßkoſten verurteilt iſt, feinen Gegner auf Zahlung der Prozeß- 
koſten in einem neuen Prozeß verklagen würde, ſtatt den geſetzlich vorgeſehenen einfacheren 
Weg der Koſtenfeſtſetzung, wie ihn SS 103 ff. ZPO vorſehen, zu wählen. Das gleiche würde 
gelten, wenn derjenige, der ein Arteil gegen eine weibliche Perſon erlangt hat, nach ihrer 
Verheiratung mit beſonderer Klage die Verurteilung des Ehemanns zur Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut begehrt, obwohl er gemäß 8 742 die einfache 
Amſchreibung der Vollſtreckungsklauſel gegen den Ehemann erreichen könnte 


”) Die ee da der Fe ee e trotz der Möglichkeit der alsbaldigen Erhebung 
einer Leiſtungsklage iſt auch in den Fällen bejaht worden, in denen nach der Perſon des 
Beklagten angenommen werden kann, daß die bloße Feſtſtellung des Anſpruchs praktiſch 
dieſelbe Wirkung wie die Verurteilung zur Leiſtung haben wird; z. B. wenn jemand gegen 
den Fiskus auf A 5 einer Verpflichtung klagt, obwohl er in der Lage wäre, die 
Klage auch auf Erfüllung der Verpflichtung zu richten. 


— — 
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3. filagenhäufung EN 
In einem früheren Abfchnitt iſt ſchon die Möglichkeit erwähnt worden, daß eine Mage | act 
von mehreren Perſonen erhoben oder gegen mehrere Perſonen zugleich gerichtet | AM: 
werden kann. Man fſpricht in ſolchen Fällen von einer ſubjektiven Klagenhäufung. | d Em 
Daneben läßt das Geſetz aber auch eine objektive Klagenhäufung zu, d. h. es eröffnet 8 
die Möglichkeit, daß in einer Klage mehrere voneinander unabhängige Klageanſprüche 

gegen den Beklagten geltend gemacht werden können (8 260 3 O). Ein innerer 
rechtlicher Zuſammenhang der verſchiedenen Anſprüche wird für eine ſolche Klagen⸗ 
verbindung nicht gefordert. Es iſt nur nötig, daß für ſämtliche Anſprüche das gleiche 
Gericht zuſtändig iſt und dieſelbe Prozeßart gewählt werden kann. Nicht zuläſſig it 
es daher, daß, wenn der Kläger im Arkundenprozeß auf Zahlung einer beſtimmten 

Geldſumme klagt, er mit dieſem Klageanſpruch den Anſpruch auf Herausgabe eines 

beſtimmten Gegenſtandes verbindet, da für den Herausgabeanſpruch der Urkunden 
prozeß nicht zuläſſig wäre. Zuläſſig iſt es dagegen, mit einer Leiſtungsklage eine Feſt ⸗ 
ſtellungsklage oder auch eine Rechtsgeſtaltungsklage zu verbinden. Ein Beiſpiel für 
die letztere Art der Verbindung gibt § 61 des Arbeitsordnungsgeſetzes. 


4. Die Terminsanberaumung 
Die Klageſchrift wird in unſerem Beiſpiel in der von Rechtsanwalt Dr. Schneidt 
unterſchriftlich vollzogenen Arſchrift und mit einer für das Gericht beſtimmten 
Abſchrift (§S 133 ZPO) der Geſchäftsſtelle des Landgerichts Berlin überſandt. Der 
Beamte der Geſchäftsſtelle hat die Klageſchrift nunmehr dem Vorſitzenden der du; 
ſtändigen Zivilkammer vorzulegen, der nach § 216 Abſ. 2 ZPO binnen 24 Stunden 
den Termin zu beſtimmen hat. Hierbei findet keine Prüfung der Zuläſſigkeit oder 
Schlüſſigkeit der Klage ſtatt. Auch das offenſichtliche Fehlen irgendeiner wichtigen 
Prozeßvorausſetzung, wie z. B. der Parteifähigkeit einer Perſon, der Zuſtändigkeit 
des Gerichts uſw. berechtigt den Vorſitzenden nicht, die Terminsanberaumung zu ver⸗ 
weigern, da nach dem den Prozeß beherrſchenden Grundſatz der Mündlichkeit auch 
über die Prozeßvorausſetzungen nur in der mündlichen Verhandlung durch Urteil 
entſchieden werden kann.“) 


Vor der Terminsanberaumung hat jedoch der Vorſitzende die SS 74, 74 a des Gerichtstoſten · 
geſetzes zu beachten, wonach in der Regel der Termin zur mündlichen Verhandlung erſt 
anberaumt werden kann, wenn der Kläger die Prozeßgebühr voraus entrichtet hat. 


Bei der Terminsanberaumung hat der Vorſitzende nach 8261 ZPO darauf RNudſicht 
zu nehmen, daß der Kläger die Einlaſſungsfriſt wahren kann. 


Einlaſſungsfriſt iſt nach § 262 die Friſt, die zwiſchen der Zuſtellung der Klageſchrift und de 
Termin zur mündlichen Verhandlung liegen muß. Sie beträgt im landgerichtlichen Proz; 
zwei Wochen. Eine Ausnahme gilt für Meß- und Marktſachen (24 Stunden). Bei d 
Berechnung der Einlaſſungsfriſt find, wie bei allen Friſten der Zivilprogeßordnung, die VB. 
ſchriften des 8 187 BGB zu beachten (§ 222 Abſ. 1). Die Einlaſſungsfriſt iſt nur de 
gewahrt, wenn ſie zwiſchen dem Tage der Zuſtellung und dem Tage der mündlichen Verba 
lung voll abgelaufen iſt. War beiſpielsweiſe eine Klage am Freitag, dem 5. April 1935, 
geſtellt, fo lief die Einlaſſungsfriſt nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts wieder 
einem Freitag, und zwar dem 19. April, ab. Nun war aber der 19. April Karfreitag. 
ein allgemeiner Feiertag, weshalb nach § 222 Abſ. 2 ZPO die Friſt erft mit dem Sonna 
dem 20. April, dem nächſtfolgenden Werktag, ablief. Da, wie ſchon erwähnt wurde, dw 


21) Beſondere Erwähnung verdient hier jedoch der Fall rein ſchikanöbſer Klageerhebung. 2 
Es ein Querulant, der mit einem beſtimmten Anſpruch bereits rechtskräftig abgewieſe 

ieſelbe Klage nochmals wiederholt, ſo muß auch hier der Gedanke des fehlenden echt S. 
intereſſes eingreifen. Auch über dieſes iſt zwar an ſich erſt in der mündlichen Verhan 
zu entſcheiden; aber bei einem offenſichtlichen Mißbrauch des Rechtes zur Anrufung 
Gerichtes durch eine unbelehrbare Partei, die das Gericht ſinnlos beläftigt, wird me 
zulaſſen können, daß das Gericht bereits die Anberaumung eines Termins über eine dere 
60489 b) dal S. 66. verweigert. Wegen der beſonderen Vorſchrift für den Güteg 

vgl. S. 66. 
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Dem Tage der Zuſtellung und dem Tage des Termins zur mündlichen Verhandlung die Ein ⸗ 
la ſſungsfriſt voll abgelaufen fein muß, fo würde fie nicht gewahrt fein, wenn die mündliche 
Verhandlung bereits am 20. April ſtattfände. 

Die Einlaſſungsfriſt gehört zu den geſetzlichen Friſten. Neben dieſen kennt die Zivil 
prozeßordnung noch richterliche Friſten, d. h. ſolche, die nicht im Geſetz vorgeſehen ſind, 
ſondern im Einzelfall durch den Richter ſelbſt geſetzt werden, wie z. B. im Falle des 
S 519 Abſ. 6 ZPO die Friſt, die dem Berufungskläger zur Zahlung der Prozeßgebühr 
geſetzt wird. Durch Vereinbarung der Parteien iſt eine Verlängerung von Friſten 
in keinem Falle zuläſſig, wohl aber kann eine Verkürzung der Friſten mit Ausnahme 
von Notfriften vereinbart werden. 

Daneben iſt ermöglicht, daß das Gericht auf Antrag einer Partei ſowohl bei richterlichen wie 
auch bei geſetzlichen Friſten eine Verkürzung oder Verlängerung bewilligt. Für geſetzliche 
Friſten gilt dies jedoch nur in den Fällen, in denen das Geſetz dies vorſieht, wie z. B. bei der 
Berufungsbegründungsfriſt und der Reviſionsbegründungsfriſt. Bei der Einlaſſungsfriſt 
wie auch der Ladungsfriſt hat das Geſetz im 8 226 nur eine Verkürzung vorgeſehen. (Wegen 
des Verfahrens hierbei vgl. insbeſondere 88 225, 226 Abſ. 3 ZPO.) 

Die Termine ſind, wie bereits in den einleitenden Ausführungen hervorgehoben 
wurde, bei der Neugeſtaltung des Zivilprozeßrechts durch die Prozeßnovelle vom 
13. 2. 1924 der Willkür der Parteien entzogen worden, weil das Geſetz davon aus⸗ 
geht, daß wer, ſei es als Kläger, ſei es als Beklagter, den Schutz des Gerichtes anruft, 
auch verpflichtet iſt, in den Grenzen des Möglichen die Termine, zu denen ſich das 
Gericht oft in mühſamer Arbeit vorbereitet hat, wahrzunehmen. Nach S 227 ZPO 
iſt die Aufhebung eines Termins oder ſeine Verlegung ſowie die Vertagung einer 
begonnenen Verhandlung nur möglich auf Grund des Beſchluſſes des Gerichts. Das 
Gericht darf eine derartige Maßnahme, auch wenn ſie beide Parteien übereinſtimmend 
beantragen, nur treffen, wenn erhebliche Gründe dafür beſtehen. Als 
erheblich können aber nur Gründe angeſehen werden, die die Aufhebung, Verlegung 
oder Vertagung eines Termins als im Intereſſe einer ſachgemäßen Prozeßabwicklung 
liegend erſcheinen laſſen. Ein ſolcher Grund würde z. B. gegeben ſein, wenn zu einer 
Verhandlung die perſönliche Anweſenheit einer Partei erforderlich iſt, die erkrankt iſt 
oder eine unaufſchiebbare Reife antreten mußte. Die Vertagung kann ferner auch dann 
erforderlich werden, wenn ſich unerwartet die Notwendigkeit einer beſtimmten Sach⸗ 
aufklärung ergibt, zu der die Partei nicht alsbald in der Lage iſt. Aber in dieſem 
Falle muß das Gericht ſtets prüfen, ob nicht durch eine der in den SS 272 a, 272 b und 
279 ZPO vorgefehenen ſpäter noch näher zu erörternden Maßnahmen die Vertagung 
vermieden werden kann. Denn die Zivilprozeßordnung in ihrer 
geltenden Faſſung geht davon aus, daß im Intereſſe einer 
glatten, ficheren und ſchleunigen Abwicklung der Rechts 
ſtreitigkeiten Vertagungen eine ſeltene, nach Möglichkeit 
zu vermeidende Ausnahme bilden müffen, da erfahrungsgemäß eine 
entgegenkommende Bewilligung von Vertagungen zur Verſchlechterung der Prozeß⸗ 
fitten führt und die Durchführung wahrer Mündlichkeit und Anmittelbarkeit des Ver⸗ 
fahrens, die die ſicherſten Garantien gerechter Rechtsſindung ſind, weſentlich erſchwert. 


Die Entſcheidungen des Gerichts über Vertagungen, ſowie über die Verlängerung und Ab⸗ 
kürzung von Friſten find unanfechtbar, und zwar ſowohl, wenn es ſich um die Bewilligung 
eines Antrags auf Vertagung oder Friſtverlängerung als auch, wenn es ſich um feine Ab⸗ 
lehnung handelt (8 225 Abf. 3, 8 227 Abſ. 2 3PO). 

Es iſt ſchon erwähnt worden, daß im Gegenſatz zum früheren Rechtszuſtand die 
Parteien das Ruhen des Verfahrens weder durch Vereinbarung noch durch gemein⸗ 
ſchaftliches Ausbleiben in einem Verhandlungstermin herbeiführen können. Nach 
8 251 ZPO kann das Ruhen des Verfahrens vielmehr nur durch das Gericht an- 
geordnet werden, wenn beide Parteien es beantragen und außerdem anzu⸗ 
nehmen iſt, daß aus wichtigen Gründen, z. B. wegen Schwebens von 
Vergleichsverhandlungen, dieſe Anordnung zweckmäßig iſt. 
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Zuſtimmung des Gerichts wiederaufgenommen werden kann. 


Bleiben in einem Termin zur mündlichen Verhandlung beide Parteien überein. 
ſtimmend aus, fo tritt kein Ruhen des Verfahrens ein; dem Gericht wird vielmehr 
die Möglichkeit gegeben, von ſich aus die Sache aus eigenem Entſchluß weiter zu Wan 
fördern. Dies kann insbeſondere durch die im 8 251 a vorgeſehene Entſcheidung 
nach Lage der Akten geſchehen. 


Das bedeutet, das Gericht hat zu prüfen, ob der Nechtsſtreit in der Lage, in der er ſich beim 
Ausbleiben beider Parteien befindet, die Erlaſſung einer Entſcheidung bereits ermöglicht. 
Eine ſolche Entſcheidung kann z. B. ein VBeweisbeſchluß fein, wenn außer der Klageſchrift 
bereits eine ſchriftliche Entgegnung des Beklagten eingereicht iſt und die Schriſtſätze den 
Sachverhalt fo weit aufklären, daß Notwendigkeit und Amfang einer Beweiserdebung | de De 
beurteilt werden können. Tritt der Fall des Ausbleibens beider Parteien in einem Termin g 
ein, nachdem ſchon in einem früheren Termin mündlich verhandelt war, ſo kann auch, wenn 5 Ei 
der Rechtsſtreit zu einem Urteil reif iſt, das Gericht trotz des Ausbleibens beider Parteien | "| 
das Arteil erlaſſen. Allerdings darf es nach den Regeln des 8 251 a Abſ. 1 Satz 2 bis 4 nich N 
ſofort, ſondern erſt in einem beſonderen, auf mindeſtens eine Woche hinaus anzuſetzenden d 
Termin verkündet werden. Das gleiche, was für den Fall des Ausbleibens beider Parteien | ir 
gilt, gilt auch dann, wenn nur eine Partei ausgeblieben tft, die allein erſchienene Partei | \ür 
aber keine Anträge zur Sache, insbeſondere alſo keinen Antrag auf Erlaß eines Verſäummnis. ir 
urteils ſtellt. Die Entſcheidung nach Lage der Akten enthält eine Ausnahme vom Prinzw \ dr. 
der Mündlichkeit inſofern, als bei ihr neben dem Inhalt einer etwaigen früheren mündlichen 8. 
Verhandlung auch noch die ſchriftlichen Erklärungen der Parteien, die in der Zwiſchenzeit 
beim Gericht eingegangen find, berückſichtigt werden.“) Liegt der Fall fo, daß eine Ent · 
ſcheidung nach Lage der Akten nicht angebracht erſcheint, fo hat das Gericht die Wahl, ent- 
weder von Amts wegen einen neuen Termin zur mündlichen Verhandlung zu beſtimmen und 
den Parteien bekanntzugeben oder, wenn es das Gefühl hat, daß die Parteien den Prozeß 
nicht betreiben wollen, das Ruhen des Verfahrens anzuordnen. Auch dieſe Anordnung des 
Rubens würde die Folge haben, daß das Verfahren vor Ablauf von drei Monaten ohne 
Zuftimmung des Gerichts nicht aufgenommen werden kann. 


5. Einzelrichterverfahren 


Schon bei der Anberaumung des Termins hat der Vorſitzende, dem das Geſetz die 

Leitung des Prozeſſes und damit die Verantwortung für ſeinen Verlauf übertragen 
hat, darauf Bedacht zu nehmen, wie das Verfahren am beften zu fördern iſt. Seine 
Aufgabe iſt nach Abſ. 4 des Vorſpruchs zur Prozeßnovelle vom 27. 10. 1933, „durch 
ſtraffe Leitung des Verfahrens und in enger Fühlung mit den Parteien dahin du 
wirken, daß jede Streitſache nach gründlicher Vorbereitung möglichſt in eine 
einzigen Verhandlung aufgeklärt und entſchieden wird“. Das Ziel de 
Zivilprozeßordnung iſt alſo ähnlich wie im Strafverſahren: möglichſt in einer einzige 
die Beweisaufnahme und Verhandlung über die Beweisaufnahme mitumfaſſend 
Verhandlung den geſamten Prozeßſtoff abſchließend zu erledigen. Im Str 
verfahren fetzt eine derartig umfaſſende Verhandlung ein voraufgegangenes Erm 
lungsverfahren und in verwickelteren Fällen ſogar eine förmliche Vorunterſuch 
voraus. Im Zivilprozeß ift zwar an ſich nach der Natur der Sache die Vorbereit 
eine Angelegenheit der Parteien, die ja in aller Regel vor Beginn eines Proz 
langdauernde Verhandlungen miteinander geführt und, ehe fie ſich zur Prozeß üb 
entſchloſſen, Gelegenheit genug gehabt haben, das zur Prozeßführung erfordern 
Tatſachen⸗ und Beweismaterial vorzubereiten. Gleichwohl wird man in verwickel 
Sachen die Vorbereitung der Verhandlung den Parteien nicht allein überl 
können, ſchon, weil dieſe nicht vorausſehen können, wie der Prozeßſtoff im einz 
vom Gericht rechtlich beurteilt wird und welche Amſtände danach weſe 
oder unweſentlich find. Am für folche Fälle den Parteien für eine genügend 
faſſende Vorbereitung der eigentlichen Verhandlung die Hilfe des Gerichts zur 


22) Nähere Einzelheiten über das Weſen der Aktenlageentſcheidung find bei Erörterun 
8 331 a gegeben; vgl. S. 54 unten und 55. 
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fügung zu ſtellen, hat bereits die Prozeßnovelle 1924 die Einrichtung des Verfahrens 
vor dem Einzelrichter getroffen (88 348 bis 350 ZPO). Der Vorſitzende hat deshalb 
vor Anſetzung des Termins zu prüfen, ob die Sache, um in einer einzigen Verhand- 
lung erledigt werden zu können, eines beſonderen Vorbereitungsverfahrens voraus- 
ſichtlich bedarf. Hält er eine ſolche Vorbereitung nicht für erforderlich, ſo beraumt er 
den Termin alsbald vor der Kammer an; andernfalls wird der erſte Termin vor dem 
Einzelrichter anberaumt. Der Vorſitzende kann dabei das Amt des Einzelrichters 
ſelbſt übernehmen oder in Sachen, die vor der Zivilkammer verhandelt werden, ein 
Mitglied der Kammer zum Einzelrichter beſtellen. Im letzteren Falle beraumt der 
beſtellte Einzelrichter den Termin an. 

Der Einzelrichter vereinigt in ſich die Befugniſſe des Vorfitzenden und des Kollegiums. 
Die Verhandlungen vor ihm unterliegen den gleihen Regeln wie Verhandlungen 
vor der Kammer. Sie find infolgedeſſen auch vom Anwaltszwang beherrſcht. Dem Zweck 
der Einrichtung entſprechend beſchränkt ſich die Aufgabe des Einzelrichters, abgeſehen 
von feiner Pflicht, zunächſt die gütliche Beilegung des Rechtsſtreits zu verſuchen 
(8 348 Abſ. 1), in der Vorbereitung der vor der Kammer abzuhaltenden Haupt. 
verhandlung (vgl. hierzu den Wortlaut von § 349 Abſ. 2 Satz 1 3PO). Er hat ins⸗ 
beſondere die Parteien darüber aufzuklären, was jede zur Stützung ihres rechtlichen 
Standpunktes an tatſächlichem Material und an Beweismitteln vorzubringen hat. Er 
hat ſie auf Anklarheiten und Lücken ihres Vorbringens hinzuweiſen, damit in der 
Hauptverhandlung vor dem Kollegium der geſamte Prozeßſtoff bereit iſt. Die 
Beweiserhebung iſt nach dem das neue Prozeßrecht beherrſchenden Grund 
ſatz der Anmittelbarkeit in der Regel dem Kollegium vor- 
zu behalten. | 

Der Einzelrichter ſoll nur ſolche Beweiſe vorweg erheben, die das Kollegium unnötig belaften 
würden und bei denen von vornherein anzunehmen iſt, daß das Kollegium „das Beweis⸗ 
ergebnis auch ohne unmittelbaren Eindruck von dem Verlauf der Beweisaufnahme ſachgemäß 
zu würdigen vermag“. ö 

Wenn auch grundſätzlich der Einzelrichter die Rechte des Vorſitzenden und des Kollegiums 
in ſich vereinigt, fo iſt ihm doch — wieder im Einklang mit dem Zweck der ganzen Einrichtung — 
eine Befugnis zur Entſcheidung nur in geringerem Amfang gegeben. Entſcheiden kann er 
ſelbſtändig insbeſondere über alle prozeßhindernden Einreden mit Ausnahme der Fälle, in 
denen es ſich um die Zuläſſigkeit des Nechtswegs oder um die Einrede des Schiedsvertrags 
handelt. Ferner kann er Verſäumnisurteile, Anerkenntnisurteile ſowie die Entſcheidungen er⸗ 
laſſen, die infolge der Zurücknahme der Klage oder des Verzichts auf den Klageanſpruch 
ergehen. Er kann aber auch ferner beim Ausbleiben einer oder beider Parteien unter den 
dafür beſtehenden geſetzlichen Vorausſetzungen eine Entſcheidung nach Lage der Akten erlaſſen. 
Damit iſt er davor geſchützt, daß die Parteien durch paſſives Verhalten ihn in feiner Tätig- 
keit behindern. Abgeſehen von dieſen Fällen hat er die Befugnis zur endgültigen Ent⸗ 
ſcheidung des Rechtsſtreits auch dann, wenn beide Parteien ihr Einverſtändnis mit einer 
ſolchen Entſcheidung erklärt haben. 


6. Zuftellung 
Nach der Anberaumung des Termins — mag diefer nun vor dem Einzelrichter oder 
vor der Kammer ftattfinden — iſt es, da das landgerichtliche Verfahren vom Partei- 
betrieb beherrſcht iſt, Sache des Anwalts der klagenden Partei, für die Zuſtellung der 
Klageſchrift und die Ladung des Beklagten zum Termin zu ſorgen (§ 261 Abſ. 3, 
§ 214 ZPO). 

a) Parteizuſtellung 


Die von den Parteien zu betreibenden Zuſtellungen nimmt nach den 8 166 Abſ. 1, 
§ 167 3O der zuſtändige Gerichtsvollzieher im Auftrag der Partei vor.“) 


) Soll durch die Zuſtellung einer Klage, wie dies z. B. bei der Wiederaufnahmeklage der 
Fall iſt, eine Notfriſt gewahrt werden (8586 ZPO), fo hat nach 8 166 Abſ. 2 in Verbindung 
mit 8 168 ZPO die Geſchäftsſtelle den Auſtrag zur Zuſtellung an den zuſtändigen Gerichts- 
vollzieher von ſich aus zu übermitteln, ſofern nicht in der Klageſchrift die Erklärung enthalten 
iſt, daß die Partei ſelbſt einen Gerichtsvollzieher beauftragen wolle. 
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Die Zuſtellung iſt lediglich eine beſondere Art des „Zugehens“, von dem nach bürger. 

lichem Recht das Wirkſamwerden einer jeden Willenserklärung abhängt. Wähtend ung d 
aber im bürgerlichen Recht jede Art des Zugehens, insbeſondere auch die Aberſendung a 
eines einfachen Briefes oder eine mündliche Mitteilung genügt, um eine Willens⸗ iu Fal 
erklärung wirkſam zu machen, bedarf es im Prozeßrecht bei Akten von beſonderet | "> 
Wichtigkeit und weittragenden Folgen wie z. B. bei der Klageſchrift oder beim Urteil 1 5 5 
und bei zahlreichen ſonſtigen gerichtlichen Entſcheidungen einer beſonderen Form, die 10 
von vornherein jede Beweisſchwierigkeit hinſichtlich der Feſtſtellung des ZJugehenz en 
ausſchließt. Die im Privatverkehr übliche Form des eingeſchriebenen Briefes würde J Tr 
hierbei nicht ausreichen; denn der eingeſchriebene Brief kann nicht beſtellt werden, | .. C 
wenn der Empfänger nicht angetroffen wird oder die Annahme verweigert. Jun J a di 
ſicheren Funktionieren des Prozeſſes iſt deshalb erforderlich, daß die Zuſtellung auch J we Ja 
dann bewirkt werden kann, wenn der Empfänger nicht angetroffen wird (Möglichkeit J nei 
der Erſatzzuſtellung) und ferner, daß die Zuſtellung auch demjenigen gegenüber, der | J. di 
ihre Annahme grundlos verweigert, durchgeführt werden kann (Zwangszuſtellung) | un 
Aus dieſen Gründen bedurfte es in der Prozeßordnung der in den §§ 166 bis 213 | mı 
enthaltenen verwickelten Regeln über die Vornahme der Zuſtellung. 


Folgende Fragen ſind dabei von beſonderer Wichtigkeit: . 


a) Worin beſteht die Zuſtellung? Nach 8170 ZPO beſteht die Zu. 
ſtellung in der Regel in der Abergabe einer beglaubigten“) Abſchrift des zuzu 
ſtellenden Schriftſtücks. Soll eine Ausfertigung zugeſtellt werden, was bei der Zu ⸗ 
ſtellung von Urteilen und anderen gerichtlichen Entſcheidungen ſtets möglich ift, für 
gewiſſe Fälle der Zuſtellung von Amts wegen (3. B. bei der Zeugenladung, 
8 377 3POh geſetzlich vorgeſchrieben iſt, fo beſteht die Zuſtellung in der Abergabe der 
Ausfertigung. In unſerem Beiſpiel hat hiernach Rechtsanwalt Schneidt die Arſck "it 
der Klage, die ihm mit der Terminsanberaumung von der Geſchäftsſtelle zurückgeſandt 


wird, unter Beiſügung einer von ihm beglaubigten Abſchrift dem zuſtändigen Ge⸗ 
richtsvollzieher zu übergeben. j 


ß) An wen iſt die Zuſtellung zu richten? Die Zuftellung iſt nicht immer 
an die Partei ſelbſt zu richten. Iſt z. B. eine Partei, wie hier der Beklagte Kräuſler. 
nicht prozeßfähig, ſo richtet ſich die Zuſtellung an den geſetzlichen Vertreter, hier alſo 
an den Vormund Seidel.“) Von beſonderer Wichtigkeit ift die Vorſchrift des S 176 
wonach Zuſtellungen, die in einem anhängigen Rechtsſtreit geſchehen ſollen, an de 
für die Inſtanz“) beſtellten Prozeßbevollmächtigten gerichtet werden müſſen, ald 
unwirkſam find, wenn ſie ſtatt deſſen an die Partei ſelbſt bewirkt werden. 


Neben dieſen Fällen, in denen die Zuſtellung an eine andere Perſon als die Dar: 
gerichtet werden muB, ftehen nun noch die Fälle des § 173, in denen es im Beliet 
des Zuſtellenden ſteht, ob er der Partei ſelbſt oder einem Bevollmächtigten 

ſtellen läßt. Solche Bevollmächtigte, an die die Klage mit derſelben Wirkung 
an die Partei ſelbſt zugeſtellt werden kann, find der Generalbevollmächtigte ſowi 


den durch den Betrieb eines Handelsgewerbes hervorgerufenen Rechtsſtreitigkeiten 
Prokuriſt (8 173).“) 


4) Die Beglaubigung nimmt im Anwaltsprozeß der Anwalt ſelbſt, in anderen Fälle 
Gerichtsvollzieher vor (S 170 Abſ. 2). 


9 179 350 Zuſtellung an juriſtiſche Perſonen und an Heeresangehörige vgl. 88 171 
und ; 

*) Gegenſatz zum Inſtanzbevollmächtigten iſt derjenige Bevollmächtigte, der nur fü 
einzelne Prozeßhandlung, z. B. für die Vertretung in einer mündlichen Verha 


beſtellt worden iſt (§S83 Abſ. 2 ZPO). Was unter „Inſtanz“ in Diefem Sinne zu ve 
iſt, wird im § 178 ZPO näher erläutert. 


7) Nach 881 ZPO kann auch die Widerſpruchsklage aus 8771 ZPO dem Anw. 
geſtellt werden, der den pfändenden Gläubiger in ſeinem Prozeß gegen den Vollſtre 
ſchuldner vertreten hatte. In gewiſſen Fällen bedarf es der Beſtel 
eines beſonderen Zuſtellungs bevollmächtigten (S 174, 175 ZPO) 
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5) Wo tft zuzuſtellen? Grundſätzlich kann die Zuſtellung überall dort vor- 
genommen werden, wo die Perſon, an die fie gerichtet iſt, angetroffen wird. Die Zu- 
ſtellung iſt deshalb auch an ſich auf der Straße oder an irgendeinem anderen Orte, zu 
dem der zuſtellende Beamte Zutritt hat, möglich. Eine Ausnahme gilt jedoch für alle 
die Fälle, in denen die Perſon, der zugeſtellt werden ſoll, an dem Orte, wo fie ange ⸗ 
troffen wird, eine Wohnung oder ein Geſchäftslokal hat. Hier iſt der Zuſtellungs⸗ 
empfänger berechtigt, die Annahme einer außerhalb der Wohnung oder des Geſchäfts. 
lokals verſuchten Zuſtellung zu verweigern (8 180). 


6) Erſatzzuſtellung. 


aa) Erſatzzuſtellung in der Wohnung. es iſt ſchon darauf hingewieſen, 
daß die Zuſtellungsvorſchriſten nur brauchbar find, wenn ſie die Zuſtellung auch für 
die Fälle ermöglichen, in denen der Zuſtellungsempfänger perſönlich nicht ange ⸗ 
troffen wird. 


Iſt dies der Fall bei einer Zuſtellung in der Wohnung des Empfängers, ſo kann ſie an 
jeden zur Familie gehörenden erwachſenen Hausgenoſſen oder eine in der Familie dienende 
erwachſene Perſon bewirkt werden. Es kommen dabei alſo Familienangehörige und Haus- 
angeſtellte (nicht aber zufällig in der Wohnung anweſende Perſonen) in Betracht. Wenn 
auch eine Perſon dieſer Art nicht angetroffen wird, ſo kann die Zuſtellung an den im Hauſe 
wohnenden Hauswirt oder Vermieter bewirkt werden, dies aber nur, wenn dieſe Perſonen 
zur Annahme des Schriftſtücks bereit find ($ 181). 


Aber auch, wenn nach dieſen Vorſchriften die Zuſtellung nicht ausgeführt werden kann, kann 
fie trotzdem bewirkt werden. Der Gerichtsvollzieher hat in dieſem Falle das zu übergebende 
Schriftſtück auf der Geſchäftsſtelle des Amtsgerichts, in deſſen Bezirk die Zuſtellung zu be ⸗ 
wirken iſt, oder bei der Poſtanſtalt dieſes Ortes oder beim Gemeindevorſteher oder Polizei ⸗ 
vorſteher niederzulegen. Gleichzeitig muß er eine ſchriftliche Mitteilung über die Nieder · 
legung unter der Anſchrift des Empfängers in der bei gewöhnlichen Briefen üblichen Weiſe 
abgeben. Es genügt alſo, daß dieſe Mitteilung in den an der Wohnung angebrachten Brief - 
kaſten geworfen, unter Amſtänden auch, wenn ſie durch einen Spalt unter der Tür in die 
Wohnung hineingeſchoben wird. Nur wenn in dieſer Weiſe die Mitteilung nicht bewirkt 
werden kann, iſt fie an der Tür der Wohnung zu beſeſtigen oder einer in der Nachbarſchaft 
wohnenden Perſon zur Weitergabe an den Empfänger auszuhändigen (8 182 IPOD). 


BP) Erſatzzuſtellung im Geſchäftslokal. Soll einem Gewerbetreibenden, der 
ein beſonderes Geſchäftslokal hat, ein Schriftſtück in dieſem Lokal zugeſtellt werden und 
wird er nicht perſönlich angetroffen, fo kann die Zuſtellung an jeden dar in anweſenden Ge- 
werbegehilſen bewirkt werden. Bei der Zuſtellung an einen Rechtsanwalt, Notar oder Ge⸗ 
richtsvollzieher, die in ſeinem Geſchäftslokal vorgenommen werden ſoll, kann die Zuſtellung 
an einen dort anweſenden Gehilfen oder Schreiber vorgenommen werden. ) ?°) 

e) Zwangszuſtellung. Dem Zweck der Zuſtellung entſprechend hängt ihre Wirk⸗ 
ſamkeit nicht davon ab, daß der Empfänger zur Annahme bereit iſt. 8 186 ZPO ſchreibt 
deshalb vor: „Wird die Annahme der Zuſtellung ohne geſetzlichen Grund (vgl. hierzu § 180 
Abſ. 2, § 181 Abſ. 2) verweigert, fo iſt das zu übergebende Schriftſtück am Ort der Zu- 
ſtellung zurückzulaſſen.“ Die Zuſtellung iſt damit ebenſo bewirkt, wie wenn der Empfänger 
das zuzuſtellende Schriftſtück angenommen hätte. 

Heilung von Zuſtellungsmängeln. Wegen der Wichtigkeit der Zu- 
ſtellung ſind die meiſten Zuſtellungsvorſchriften Mußvorſchriften, d. h. ihre Verletzung 
macht die Zuſtellung ſchlechthin unwirkſam. Dies würde z. B. der Fall ſein, wenn 
eine Zwangsvollſtreckungsgegenklage, die der im Prozeß Verklagte gegen den Kläger 
dieſes Prozeſſes richtet, an den Kläger perſönlich ſtatt an den Anwalt, der ihn im 
Vorprozeß vertreten hatte, zugeſtellt werden würde (vgl. S 176 ZPO in Verbindung 


5) Wegen der Zuſtellung im Geſchäftslokal einer juriſtiſchen Perſon oder Behörde vgl. 
8184 300. N 


0) Bei der Erſatzzuſtellung iſt zu beachten, daß fie nach S 185 an diejenigen Perſonen nicht 
bewirkt werden darf, die an dem Rechtsftreit als Gegner der Partei, an welche die Zuſtellung 
et ift, beteiligt find. Wenn z. B. die Ehefrau gegen ihren Mann die Eheſcheidungs · 
lage erhebt, ſo kann die Klage, wenn der Ehemann von dem Zuſtellungsbeamten nicht ange⸗ 
troffen wird, nicht wirkſam zu Händen ſeiner Frau zugeſtellt werden. 
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mit 8 178). Selbſt dadurch, daß der Zuſtellungsempfänger alsbald nach der Ju a 


ſtellung das zuzuſtellende Schriftſtück feinem Prozeßbevollmächtigten übergeben und en 
darüber mit ihm verhandelt hätte, würde die Zuſtellung nicht nachträglich wirken 
werden. dene 


Nur für einen kleinen Kreis von Fällen ſieht das Geſetz die Heilung von Juſtellungsmängeln un 
vor, nämlich in allen den Fällen, in denen bei einer Erſatzzuſtellung die dafür gegebenen, u | dit 
den 88 181 bis 186 enthaltenen Vorſchriften nicht beachtet worden find. Ergibt ſich dull | de 
in dieſen Fällen, daß eine zugeſtellte Ladung trotz der Verletzung der Vorſchriften über die 5 * 


Erſatzzuſtellung in die Hände der Partei gelangt iſt, fo ift die Zuſtellung als mit dem Jen 


punkt bewirkt anzuſehen, in dem die Partei nach ihren Erklärungen die Ladung erhalten hat. a 


n) Zuſtellungsurkunde. Da Hauptzweck der formellen Zuſtellung die | den det 
Sicherung des Beweiſes iſt, ſchreibt das Geſetz zwingend vor, daß über jeden Ju- \ Ü 
ſtellungsakt eine Arkunde aufzunehmen iſt (8 190 ZPO). Dieſe Beurkundung iſt Be. | SU 
ſtandteil des Zuſtellungsaktes ſelbſt. Die Zuſtellung iſt daher, wenn fie auch ſonn | I” 
ordnungsmäßig vorgenommen iſt, nicht wirkſam, wenn die Errichtung der Juſtellungs ⸗ nn 
urkunde unterblieben iſt. Die Zuſtellungsurkunde wird auf die Arſchrift des zum 8 
ſtellenden Schriftſtücks, in unſerem Beiſpiel alſo auf die Arſchrift der Klage oder al 1 1, 
einen damit zu verbindenden Bogen, geſetzt. du 


Der Gerichtsvollzieher hat ferner bei der Zuſtellung der Perſon, an die die Zustellung aus | 5 
geführt wird, eine beglaubigte Abſchrift der Zuſtellungsurkunde zu übergeben, die auf das 5 
bei der Zuſtellung zu übergebende Schriftſtück, hier alſo auf die beglaubigte Abſchrift der ‘ 
Klageſchrift oder auf einen damit zu verbindenden Bogen zu ſetzen iſt. Bei dieſer Vor 
ſchrift handelt es ſich aber nach der RNechtſprechung der Gerichte um eine Ordnungsvorſchriſt. 

fo daß ihre Verletzung die Anwirkſamkeit der Zuſtellung nicht zur Folge hat. Die Zu- 
ſtellungsurkunde muß inhaltlich Ort und Datum der Zuftellung enthalten und den Hergang 
der Zuſtellung wiedergeben, insbeſondere muß im Falle der Erſatzzuſtellung erſichtlich ſein. 
weshalb und an welche Perſon die Erſatzzuſtellung bewirkt wird. Die näheren Einzelheiten 
ergibt 8191 ZPO. 


9) Zuſtellung durch die Poſt. In der Regel führt der Gerihtsvollgiehrt 
die Zuſtellung nicht ſelbſt aus, ſondern bedient ſich zu dieſem Zweck der Poſt. 


Da dieſe Form der Zuſtellung geringere Gebühren verurſacht, hat nach 8 197 der Gegner der 
zuſtellenden Partei, wenn er zur Tragung der Koſten verurteilt iſt, die Mehrkoſten nicht d. 
erſtatten, die dadurch entſtanden find, daß der Gericht svollzieher, obgleich er ſich der Ver 
mittlung der Poſt bedienen konnte, die Zuſtellung perſönlich vorgenommen hat (8 197). D 
3 rn der Ausführung der Zuſtellung durch die Poſt enthalten die SS 18 
196 3 


) Zuftellung von Anwalt zu Anwalt. Sind beide Parteien durch 2 
wälte vertreten, fo kann der eine Anwalt dem anderen ein zuzuſtellendes Schrift‘ 
in einer beliebigen Form überſenden und der Nachweis einer ſolchen Zuſtell 
dadurch geführt werden, daß der die Zuſtellung empfangende Anwalt dem and 
Anwalt ein mit Datum und Anterſchrift verſehenes Empfangsbekenntnis aus 
(8198 IPOD). 


x) Zuſtellung im Ausland. Soll eine Zuſtellung im Ausland bewirkt werd 
find in erſter Linie die etwa mit dem Empfangsſtaat getroffenen internationalen 2 
burungen maßgebend. Handelt es ſich um einen Staat, der dem ſchon mehrfach erw 
Haager Abkommen über den Zivilprozeß angehört, ſo wird die Zuſtellung dadurch b 
daß durch Vermittlung des in dem betreffenden Staat tätigen deutſchen Konſuls d 
ftändige Behörde des Staates um Vornahme der Zuſtellung erſucht wird. Manchen C 
gegenüber wie z. B. gegenüber Oſterreich, der Tſchechoſlowakei und Polen tft die I 
keit gegeben, daß das deutſche Gericht das zuſtändige ausländiſche Gericht unmittelb 
Vornahme der Zuſtellung erſucht. Wo beſondere Regeln nicht beſtehen, wird die Zuf 
auf diplomatiſchem Wege, d. h. über das Auswärtige Amt dadurch in die Wege geleit: 
der deutſche Geſandte im fremden Staat die zuſtändige ausländiſche Behörde um Vor 
der Zuſtellung erſucht (vgl. auch 88 199 bis 202 ZPO). 
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x OSffentliche Zuſtellung. Die bisher erörterten Formen der Zuſtellung ſetzen 
voraus, daß der Aufenthalt des Zuſtellungsempfängers bekannt iſt. Läßt ſich dieſer Auf⸗ 
enthalt nicht ermitteln, fo ermöglicht das Geſetz im 8 203 die Zuſtellung durch öffentliche Be⸗ 
kanntmachung. Es bedarf hierzu nach Prüfung der Vorausſetzungen einer ausdrücklichen 
Bewilligung durch das Prozeßgericht (8 204 IPOD) Nach dieſer Bewilligung wird die Zu- 
ftelung von der Geſchäftsſtelle des Prozeßgerichts von Amts wegen eingeleitet. Sie 
geſchieht in der Weiſe, daß die zuzuſtellende Ausfertigung oder beglaubigte Abſchrift an die 
Gerichtstaſel angeheftet wird. Enthält, wie z. B. die Klageſchrift, das Schriftftüd zugleich 
eine Ladung, ſo iſt außerdem die einmalige Einrückung eines Auszugs in den Deutſchen 
Reichsanzeiger erforderlich. Auch kann das Prozeßgericht anordnen, daß der Auszug noch 
im andere Blätter und zu mehreren Malen eingerückt werde (58 204, 205). Handelt es ſich 
um eine Ladung, fo gilt das öffentlich zugeſtellte Schriftſtück an dem Tage als zugeſtellt, an 
dem fett der letzten Einrückung des Auszugs in die öffentlichen Blätter ein Monat verſtrichen 
tft. Doch kann das Prozeßgericht bei Bewilligung der öffentlichen Zuſtellung den Ablauf 
einer längeren Friſt für erforderlich. erklären. Enthält das Schriftſtück keine Ladung, wird 
3. B. ein Arteil öffentlich zugeſtellt, ſo wird es dann als zugeſtellt angeſehen, wenn ſeit der 
Unheftung des Schriftſtücks an die Gerichtstafel zwei Wochen verſtrichen find. ZZ 
u) Rüddatierungder Zuſtellung. Da die Wirkung einer Zuſtellung im Ausland 
oder einer öffentlichen Zuſtellung erhebliche Zeit erfordert, fo kann leicht die zuſtellende 
Partei, insbeſondere wenn es ſich um die Anterbrechung der Verjährung handelt oder ſonſtwie 
durch die Zuſtellung eine Friſt gewahrt werden ſoll, erhebliche Nachteile erleiden. Deshalb 
ſiebt 8 207 Abſ. 1 SPO vor, daß in ſolchen Fällen die Wirkung der Zuſtellung bereits mit 
der Aberreichung des Geſuchs um Zuſtellung eintritt, was bedeutet, daß die Wirkung der 
Zuſtellung auf den Augenblick der Anbringung des Zuſtellungsgeſuchs zurückdatiert wird. 
Abf. 2 des 8 207 gibt eine ähnliche Erleichterung für die Fälle, daß ein Schriftſatz unter 
Vermittlung der Geſchaͤſtsſtelle zugeſtellt wird, durch den eine Notfriſt zu wahren iſt, wie 
8 B. bei der Zuſtellung einer Wiederaufnahmeklage. Auch hier gilt die Wirkung der Zu⸗ 
ſtellung bereits mit der Einreichung des Schriftſatzes als eingetreten, jedoch unter der Vor⸗ 
ausſetzung, daß die Zuſtellung unter Vermittlung der Geſchäftsſtelle innerhalb zweier 
Wochen nach der Einreichung des Schriftſtücks bewirkt worden iſt. Wegen der weitergehenden 
Erleichterungen für das amtsgerichtliche Verfahren (8496 Abſ. 3) vgl. S. 67. 

b) Zuſtellung von Amts wegen 
Auch im Anwaltsprozeß ſind nicht alle Zuſtellungen im Parteibetrieb zu bewirken. Es 
kommen vielmehr auch hier zahlreiche Zuſtellungen von Amts wegen in Betracht, und zwar 
nicht nur bei den nicht verkündeten Beſchlüſſen und Verfügungen nach Maßgabe des 8 329 
Abf. 3 ZPO ſowie bei Zeugenladungen (8 377), ſondern auch die Einſpruchsſchrift und die 
Nechtsmittelſchriften, wie z. B. Berufung und Revifion, find ebenſo wie die daran 
anſchließende Ladung zum Termin von Amts wegen zuzuſtellen (88 340 a, 519 a, 520, 553 a, 
555 PO). Die Zuſtellung von Amts wegen unterliegt grundſätzlich denſelben Vorſchriften 
wie die Parteizuſtellung (8 208). Es gelten jedoch folgende Beſonderheiten. Die Bewirkung 
der Zuſtellung iſt Sache der Geſchäftsſtelle (8 209). Ihr Arkundsbeamter nimmt auch die 
Beglaubigung der bei der Zuſtellung zu übergebenden Abſchriften vor (8 210). Die Geſchäfts⸗ 
ſtelle betraut mit der Zuſtellung entweder den Gerichtswachtmeiſter oder die Poſt in der im 
8211 SPO geregelten Form. Der Gerichtswachtmeiſter oder der Poſtbeamte hat die 
Beurkundung der Zuſtellung nach den allgemeinen Vorſchriften mit der Maßgabe vorzu⸗ 
nehmen, daß eine Abſchrift der Zuſtellungsurkunde nicht übergeben, wohl aber der Tag der 
Zuſtellung auf der Sendung vermerkt wird (8 212). Eine Erleichterung gilt für Zuſtellungen 
an einen Anwalt, Notar, Gerichtsvollzieher oder an eine Behörde oder Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts. Hier bedarf es nicht der üblichen Zuſtellungsurkunde, ſondern es genügt 
zum Nachweis der Zuſtellung das mit Datum und Unterfhrift verſehene ſchriftliche 
Empfangsbekenntnis der genannten Perſonen oder Behörden (8 212 a ZPO). 


7. Die Rechtshängigkeit und ihre Wirkungen 

Mit der Zuſtellung an den Beklagten iſt nach 8 253 Abſ. 1 3O die Klage wirkſam 
erhoben. Im gleichen Augenblick wird gemäß § 263 Abf. 1 auch die Streitſache rechts 
hängig. Wird im Verlaufe des Rechtsſtreits ein Anſpruch, ſei es durch Klage⸗ 
erweiterung, ſei es durch Widerklage (8 268 Nr. 3, 8 33; vgl. auch 8 280) neu er- 
hoben, fo bedarf es der Zuſtellung eines den Erforderniſſen einer Klageſchrift ent- 
ſprechenden Schriftſatzes nicht; die Rechtshängigkeit tritt vielmehr ſchon mit der 
Geltendmachung des Anſpruchs in der mündlichen Verhandlung ein (8 281). Die 
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Rechtshängigkeit dauert fort, bis der Prozeß, ſei es durch rechtskräftiges Urteil, 
ſei es durch Klagerücknahme oder durch Vergleich, beendet iſt. Sie hat eine Neide 
von weittragenden Wirkungen. In der Zivilprozeßordnung find eingehend nur die 
prozeſſualen Wirkungen geregelt. 


a) Einrede der Rechtshängigkeit 
Nach 5 263 Abſ. 2 Nr. 1 kann einer Partei, die während der Dauer der Rechts. 
hängigkeit die Streitſache anderweitig anhängig macht, ihr Gegner die Einrede der 
Rechtshängigkeit entgegenhalten.“) 


b) Erhaltung der Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts 
§ 263 ſchreibt weiter noch vor, daß die Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts durch eine 
während der Rechtshängigkeit eintretende Veränderung der die Zuſtändigkeit begrün | gane 
denden Amſtände nicht berührt wird. Dies bedeutet lediglich, daß die einmal | un 
begründete Zuſtändigkeit nach der Erhebung der Klage durch Veränderung der Um | ie 
ſtände nicht mehr beſeitigt werden kann. Iſt z. B. die Klage ordnungsmäßig im red 
Gerichtsſtand des Wohnſitzes erhoben und verzieht der Beklagte im Laufe des 1 rs 
Prozeſſes an einen außerhalb des Bezirks des Prozeßgerichts gelegenen Wodn⸗ Dall 
ort, ſo bleibt die Zuſtändigkeit erhalten. Liegt die Sache aber umgekehrt, wohnte N 
der Beklagte bei Zuſtellung der Klage noch nicht im Bezirk des Prozeßgerichts, it A 
er aber während des Prozeſſes in dieſen Bezirk gezogen, fo greift hier S 3 J 8 
Abſ. 2 Nr. 2 nicht ein. Es gilt vielmehr der allgemeine Grundſatz, daß das Gericht 8 
(auch über die Zuſtändigkeit) nach den bei der letzten mündlichen Verhandlung \ 
beſtehenden Amſtänden zu entſcheiden hat. Hier würde alſo die bei der Klage ⸗ 
erhebung noch nicht begründete Zuſtändigkeit im Laufe des Prozeſſes wirkſam 
begründet worden ſein. 


c) Erſchwerung der Klage änderung 
Eine weitere wichtige Wirkung des Eintritts der Rechtshängigkeit iſt die Erſchwerung 
der Klageänderung. Es iſt bereits betont worden, daß die Klageſchrift nicht lediglich 
den Charakter eines vorbereitenden, ſondern zugleich auch den eines beſtimmenden 
Schriftſatzes hat, daß die Klageſchrift gewiſſermaßen das Programm des Prozeß 
kampfes enthält, an das der Kläger vom Augenblick der Klagezuſtellung an grundſäs⸗- 
lich gebunden iſt. Als Klageänderung muß jede Anderung weſentlicher Beſtandteile 
der Klage angeſehen werden. Eine Klageänderung würde alſo vorliegen, wenn der 
Kläger, der urſprünglich im eigenen Namen klagte, plötzlich erklären würde, daß er 
den Prozeß nicht für ſich, ſondern als Bevollmächtigter für eine andere Perſon führe 
Denn es würde hiermit eine Anderung der Partei eintreten. Ebenſo liegt eine Klage 
änderung vor, wenn der Klageantrag weſentlich geändert wird, und endlich auch b 
einer weſentlichen Anderung der Klagebegründung, wenn z. B. die urſprünglich o 
unerlaubte Handlung oder auf ungerechtfertigte Bereicherung geſtützte Klage auf 
vertragliches Anerkenntnis des Beklagten gegründet werden würde. 
Von dieſem Grundſatz enthält nun zunächſt 8268 inſofern Einſchränkungen, als, wenn 
Klagegrund ſelbſt nicht geändert wird, eine bloße Ergänzung oder Berichtigung tatſäch! 
oder rechtlicher Anführungen nicht als Klageänderung anzuſehen iſt. Würde z. B. der SL 
der urſprünglich auf Grund eines Vertrages geklagt hat, im Laufe des Prozeſſes oc 


% Nicht immer braucht der zweite Prozeß, in dem die Einrede der Nechtshängigkeit erk 
werden kann, genau den gleichen Klagegegenſtand zu haben wie der vorangegangene. 
z. B. der Kläger wegen Zahlung einer Verbindlichkeit gegen ſeinen Schuldner Klage erl 
und erhebt der letztere während der Dauer der Rechtshängigkeit ſeinerſeits eine Klag 
Feſtſtellung, daß die vom er geltend gemachte Forderung nicht beſtehe, ſo kann 
dieſer Klage die Einrede der Rechtshängigkeit entgegengehalten werden, weil bei der 
ſcheidung über die Zahlungsforderung des Gläubigers auch über das Beſtehen 
Forderung mitentſchieden werden muß. Würde aber umgekehrt zuerſt der Schuldne 
negative Feſtſtellungsklage erhoben haben und würde danach der Gläubiger gegen 
Schuldner auf Zahlung klagen, ſo würde dieſer Klage die Einrede der e 
entgegenſtehen, da die Zahlungsklage weiter geht als die negative Feſtſtellungsklage. 


J Beias #2 
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machen, daß er aus denſelben Tatſachen, die er zur Begründung der Vertragsklage vor- 
gebracht hat, auch einen Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung herleite, fo würde 
darin keine Klageänderung zu erblicken fein, ebenſowenig, wenn er Einzelheiten feiner tatſäch · 
lichen Angaben, ohne dieſe in ihrem Weſen zu verändern, berichtigen oder ergänzen würde. 
Nicht als Klageänderung gilt auch die Erweiterung oder Beſchränkung des Klage 
antrags hinſichtlich der Hauptſache oder in bezug auf Nebenforderungen. Wenn z. B. 
in dem unſerer Erörterung zugrunde liegenden Fall die Klägerin im Laufe des Prozeſſes 
behaupten würde, es ſei ihr inzwiſchen noch ein weiterer Schaden entftanden, und wenn fie 
daraufhin die Klageſumme erhöhte, jo würde darin ebenſowenig eine Klageänderung im 
Sinne des 8264 ZPO zu ſehen fein wie umgekehrt, wenn fie einige Poſten ihrer Schadens⸗ 
berechnung fallen ließe und ihrem Antrag entſprechend beſchränkte. Einen beſonderen Fall 
der Erweiterung des Klageantrags regelt 8 280 mit der ſogenannten Inzidentfeſtſtellungs⸗ 
klage, auf deren Bedeutung ſpäter, S. 51 Note 53, hingewieſen iſt. Endlich liegt nach § 268 eine 
Klageänderung auch dann nicht vor, wenn ſtatt des urſprünglich geforderten Gegenſtandes 
wegen einer ſpäter eingetretenen Veränderung ein anderer Gegenſtand oder das Intereſſe 
geſordert wird.“) 

Soweit die Ausnahmen des $ 268 nicht eingreifen, alfo eine Klageänderung im Sinne 
des 8 264 vorliegt, iſt ihre Zuläſſigkeit in erſter Linie davon abhängig, daß der 
Beklagte in die Anderung der Klage einwilligt. Eine ſolche Einwilligung wird ohne 
weiteres dann angenommen, wenn er ſich, ohne der Anderung zu widerſprechen, in eine 
mündlide Verhandlung auf die abgeänderte Klage eingelafien hat (8 269). Aber auch 
wenn der Beklagte nicht einwilligt, ermöglicht es 8 264 dem Gericht, die Klageände⸗ 
rung zuzulaſſen, wenn es nämlich nach Lage der Amſtände die Anderung für ſach⸗ 
dienlich erachtet. | 

Damit foll verhindert werden, daß dem Kläger vom Beklagten aus formalen Gründen die 
Rechtsverfolgung unbillig erſchwert werden kann. Die Entſcheidung des Gerichts darüber, 
daß eine Klageänderung nicht vorliegt oder ſie zuzulaſſen ſei, iſt nach § 270 unanfechtbar. 
Das bedeutet nicht nur, daß gegen eine ſolche Entſcheidung kein beſonderes Rechtsmittel 
gegeben iſt, ſondern auch, daß ein Arteil, in dem eine Klageänderung zugelaſſen worden iſt, 
nicht wegen dieſer Zulaſſung von einer Partei angefochten werden kann. 

Eine weitere Wirkung der Rechtshängigkeit iſt endlich noch, daß die Veräußerung 
oder Abtretung des Streitgegenſtandes, wenn fie während der Rechtshängigkeit ein- 

tritt, auf den Prozeß grundſätzlich keinen Einfluß hat, der Rechtsnachfolger inbeſon⸗ 

dere nicht berechtigt iſt, ohne Zuſtimmung des Gegners den Prozeß als Hauptpartei 

zu übernehmen oder eine Hauptintervention zu erheben (§ 265 Abſ. 1 mit den aus 

Abſ. 3 und 8 266 erſichtlichen Ausnahmen). 

Außer den prozeſſualen Wirkungen hat die Rechtshängigkeit nach den Vorſchriften 

des bürgerlichen Rechts auch noch rein bürgerlich⸗rechtliche Wirkungen, wie z. B. die 

Anterbrechung der Verjährung. 8267 ZPO ſtellt klar, daß auch dieſe bürgerlich 

rechtlichen Wirkungen mit der Erhebung der Klage eintreten, ſoſern nicht aus dem 

ſchon erörterten § 207, der unter Amſtänden die Wirkungen der Klageerhebung auf 

einen früheren Zeitpunkt, nämlich den der Einreichung der Klageſchrift oder des Er- 

ſuchens um ihre Zuſtellung zurückdatiert, ſich etwas Abweichendes ergibt (vgl. auch 

für das amtsgerichtliche Verfahren 8 496 Abſ. 3 ZPO). 


8. Die mündliche Derhandlung 


A. Vorbereitende Maßnahmen . 
a) Die Vorbereitungspflicht des Vorſitzenden 
Es war ſchon betont, daß bereits vom Eingang der Klage ab der Vorſitzende auf ſach⸗ 
gemäße Leitung und Förderung des Prozeßverlauſs bedacht ſein muß. Das gilt nicht 
nur für die ſchon erwähnte Entſcheidung darüber, ob der erſte Termin vor dem Einzel. 


n) Hat z. B. jemand auf Rückgabe einer ihm gehörigen Sache geklagt und ſtellt ſich im Laufe 
des Prozeſſes heraus, daß die Sache inzwiſchen untergegangen iſt, jo kann er feinen Heraus- 
gabeanſpruch in einen Anſpruch auf Schadenserſatz umwandeln. Dies gilt nach der Praxis 
der Gerichte auch dann, wenn die Anderung vor Beginn des Prozeſſes eingetreten, dem 
Kläger aber erſt im Laufe des Prozeſſes bekannt geworden war. 
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richter oder der Kammer ſtattfinden ſoll, ſondern auch für die Vorbereitung des 
Termins, und zwar nicht nur, wenn dieſer vor der Kammer ftattfindet, fondern 


bereitungspflicht dem Einzelrichter ſelbſt obliegt. Maßgebend iſt hier in erſtet 
Linie § 272 b, der dem Vorfitzenden aufgibt, ſchon vor der mündlichen Verhandlung 
alle Anordnungen zu treffen, die angebracht erſcheinen, damit der Rechtsſtreit tunlichſ 
in einer einzigen Verhandlung erledigt wird. 

Zu dieſen Maßnahmen gehört zunächſt, daß die Parteien auf Anklarheiten oder Anvol 
ſtändigkeiten ihrer Schriftſätze alsbald durch ſchriftliche Mitteilung hingewieſen und zu ihrer 
ſachgemäßen Erläuterung oder Ergänzung angehalten werden. So wäre z. V. in dem hier 
angenommenen Falle der Anwalt der Klägerin anzuhalten, die Adreſſen der als Zeugen de · 
nannten Filmregiſſeure anzugeben. Anter Amſtänden kann es auch angebracht ſein, die 
Parteien zur Vorlegung von Urkunden, z. VB. des Briefwechſels über die zwiſchen ihnen 
ſtreitig gewordenen Fragen, zur Vorlegung von Stammbäumen, Plänen, Zeichnungen u. del 
anzuhalten. Ferner hat der Vorſitzende dafür zu ſorgen, daß von Behörden Auskünfte oder 
Akten eingeholt werden, wenn anzunehmen iſt, daß man dieſer Auskünfte oder Akten für die 
mündliche Verhandlung bedürfen werde. Häufig wird auch der Vorſitzende ſchon vor den = 
Termin das perſönliche Erſcheinen der Parteien anordnen, wenn dies zur ſchnellen Aufklärung bund 
des Sachverhalts dienlich erſcheint.“) Zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung dat Sr 
der Vorſitzende unter Amſtänden auch Zeugen zu laden, auf die fih die Parteien bezogen 
haben, oder in den Grenzen des 8 377 Abſ. 3,4 ZPO ſchriftliche Auskünfte von den Zeugen 
einzuholen. Endlich kann zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung auch die Einnahme 
des Augenſcheins ſowie die Begutachtung durch Sachverſtändige angebracht fein. Dabei M 
jedoch zu beachten, daß die Ladung von Zeugen ſowie die Einnahme des Augenſcheins und 
die Anordnung einer Sachverſtändigenbegutachtung nur dann erfolgen ſoll, wenn der Beklagte 
dem Klageanſpruch bereits widerſprochen hat, alſo damit zu rechnen iſt, daß ſtreitig ver · 
handelt werden wird. Die Parteien find von den nach 8 272 b von dem Vorſitzenden ge⸗ 
troffenen Anordnungen regelmäßig zu benachrichtigen. 


b) Vorbereitungspflicht der Parteien | 
Auch die Parteien find verpflichtet, ihrerſeits alles zu tun, um der bevorſtehenden 
mündlichen Verhandlung zum vollen Erfolg zu verhelfen. Für den Beklagten ergibt 
ſich bereits aus der Aufforderung, die mit der Klageſchrift nach S 253 Ab. 3 zu ver- 
binden iſt, daß er ſich rechtzeitig um die Verteidigungsmittel zu bemühen hat, die er 
der Klage entgegenſtellen will, und daß er die gegen die Behauptungen des Klägers 
vorzubringenden Einwendungen und Beweismittel unverzüglich durch den von ihm 
zu beſtellenden Anwalt dem Kläger und dem Gericht mittels Schriftſatzes mitzuteilen 
hat. Selbſtverſtändlich ſind beide Parteien auch verpflichtet, Anordnungen des Gerichts 
hinſichtlich der Ergänzung oder Erläuterung ihrer ſchriftlichen Mitteilung und der 
Vorlage von Arkunden u. dgl. zu befolgen. Dabei iſt zu beachten, daß bei einer der 
artigen Aufklärungsanordnung des Vorſitzenden den Parteien auch eine beſtimm 
Friſt geſtellt werden kann und daß nach § 279 a, wenn eine ſolche Friſt nicht inn 
gehalten wird, die verſpätet nachgebrachte Erklärung unberüdfihtigt gelaſſen werd 
kann.“) Eine Verpflichtung der Parteien, rechtzeitig zum Termin alles, was fie 
Tatſachen oder Beweismitteln vorzubringen haben, bereitzuſtellen, ergibt ſich ı 
allen Dingen auch aus der Vorſchrift des § 279, die den Grundſatz des 8 278, daß 
Parteien bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung, auf die das Urteil era 


) Die näheren Einzelheiten über die Anordnung des perſönlichen Erſcheinens und 
Wirkungen enthält 8 141 ZPO, der auch im weiteren Verlauf des Verfahrens dem G. 
die Befugnis gibt, das perſönliche Erſcheinen der Parteien zur Aufklärung des Sachver 
jederzeit anzuordnen. Hervorzuheben iſt insbeſondere, daß die Befolgung der Aufford. 
zum perſönlichen Erſcheinen nicht im Belieben der Partei ſteht, ſondern durch ron: 
ſtrafen erzwungen werden kann. 

Es iſt zwar ſtreitig, ob die Vorſchrift des § 279 a auch auf Aufklärungs maßnahme 
Vorſitzenden im Sinne von § 272 b Abſ. 2 Nr. 1 Anwendung findet. Will man aber die 
chriften über die Prozeßleitungsbefugnis des Vorfigenden zur vollen Wirkſamkeit bri 
o wird man vor der Anwendung des S 279 a auch in dieſem Zuſammen hang nicht z 


| 
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jederzeit neue Angriffs. und Verteidigungsmittel vorbringen können, erheblich ein ⸗ 
ſchränkt. Von dem Grundſatz ausgehend, daß ſchon wegen der Rechtsſchutzauſgabe 
des Prozeſſes das Tempo des Prozeßverlaufs nicht allein der Willkür der Parteien 
überlaſſen bleiben darf, überdies aber auch nur in einem ſtraff konzentrierten Ver · 
fahren wahre Mündlichkeit und Anmittelbarkeit gedeihen können, iſt im 8 279 vor · 
geſehen, daß Angriffs- oder Verteidigungsmittel, die von einer Partei nachträglich 
vorgebracht werden, zurückgewieſen werden können, wenn durch ihre Zulaſſung die 
Erledigung des Rechtsſtreits verzögert werden würde und nach der freien Aber⸗ 
zeugung des Gerichts die Partei in der Abſicht, den Prozeß zu verſchleppen, oder aus 
grober Nachläſſigkeit das Angriffs- oder Verteidigungsmittel nicht früher vor ⸗ 
gebracht hat. Aber es genügt auch nicht, daß die Parteien in der mündlichen Verhand⸗ 
lung alle diejenigen wichtigen Amſtände, die ihnen in dieſem Augenblick bekannt ſind 
oder bei ſorgfältiger Vorbereitung bekannt ſein müßten, vorbringen, ſondern aus 
8 272 3O ergibt ſich auch die Verpflichtung der Parteien, dem Gegner ſolche tat. 
ſächlichen Behauptungen, Beweismittel und Anträge, auf die er ſich vorausſichtlich 
ohne vorherige Erkundigung nicht erklären kann, ſchon vor der mündlichen Verhand- 
lung mittels vorbereitenden Schriftſatzes ſo zeitig mitzuteilen, daß er die erforderliche 
Erkundigung noch einzuziehen vermag. Auch die Anterlaſſung dieſer Verpflichtung 
zur ſchriftlichen Vorbereitung kann nach 8279 Abſ. 2 die Zurückweiſung des nicht 
genügend vorbereiteten Vorbringens der Partei zur Folge haben. 


Dabei iſt freilich zu beachten, daß von dem ſtarken Mittel der Zurückweiſung verſpateten 
oder nicht rechtzeitig ſchriftlich vorbereiteten Vorbringens nur dann Gebrauch zu machen iſt, 
wenn auf anderem Wege das Ziel des neuen Prozeßrechts, unnötige Verzögerung des 
Prozeßverlaufs zu vermeiden, nicht erreicht werden kann. Das Gericht wird deshalb vor 
allem noch zu prüfen haben, ob nicht im Einzelfall die Vorſchrift des § 272 a einen Ausweg 
gibt, denn nach dieſer Vorſchrift kann, wenn eine Partei in der mündlichen Verhandlung auf 
die Behauptung des Gegners deshalb eine Erklärung nicht abgeben kann, weil ſie mit dieſer 
Behauptung überraſcht wurde, das Gericht ihr auf ihren Antrag eine Friſt beſtimmen, inner ; 
halb deren ſie die Erklärung in einem Schriftſatz nachbringen kann. In einem ſolchen Falle 
beraumt dann das Gericht gleichzeitig einen Termin zur Verkündung einer Entſcheidung an. 
Wird bis zu dieſem Termin die Zuſtellung der nachzubringenden ſchriftlichen Erklärung an 
den Gegner nachgewieſen und eine Abſchrift von ihr dem Gericht eingereicht, ſo wird ihr 
Inhalt bei der Entſcheidung ebenſo berüdfihtigt, wie wenn er in der mündlichen Verhand⸗ 
lung vorgetragen wäre (Ausnahme von der Maxime der Mündlichkeit). Anterbleibt die 
rechtzeitige Zuſtellung der ſchriftlichen Erklärung, ſo gilt die Behauptung des Gegners, auf 
die ſich die Partei im Termin nicht erklären konnte, als nicht beſtritten. 


B. Die Verhandlung ſelbſt 


a) Die Aufgaben des Vorſitzenden und des Gerichts 


Das Recht und die Pflicht des Vorſitzenden zur Leitung des Verfahrens muß natur- 
gemäß in der mündlichen Verhandlung zur ſtärkſten Auswirkung kommen. 


a) Nach 8136 eröffnet und leitet der Vorſitzende die mündliche Verhand- 
lung. Er erteilt den Parteien das Wort und kann es dem, der ſeinen Anordnungen 
nicht Folge leiſtet, entziehen. Vor allem hat er dafür Sorge zu tragen, daß die Sache 
erſchöpfend erörtert wird. Zu dieſem Zwecke hat er die Parteien anzuhalten, ſich über 
alle erheblichen Tatſachen vollſtändig zu erklären und die ſachdienlichen Anträge zu 
ſtellen. Insbeſondere hat er dabei auch auf Lücken und Anklarheiten im Vorbringen 
der Parteien hinzuweiſen. Er hat ferner auch, ſoweit erforderlich, das Sach ⸗ und 
Streitverhältnis mit den Parteien nicht nur nach der tatſächlichen Seite, ſondern auch 
nach der rechtlichen Seite inſoweit zu erörtern, als die Parteien, um ihre tatſächlichen 
Behauptungen ſachgemäß aufbauen zu können, die Rechtsauffaſſungen, von denen das 
Gericht ausgeht, kennen müſſen. Dieſe im 8 139 niedergelegten Grundſätze enthalten 
das wichtigſte Recht des Vorſitzenden und ſeine bedeutſamſte Verpflichtung, nämlich 


— . 1 


42 Volkmar 


Fragerecht und Fragepflicht, von deren richtiger und taktvoller Handhabung im 
weſentlichen der ſachgemäße Verlauf eines Prozeſſes abhängt.“) 


5) Dem Vorſitzenden obliegt auch die Aufrechterhaltung der Ordnung 
in der Sitzung (8 176 GVG). Wird feinen Anordnungen nicht Folge geleitet, ſo 
können auf Beſchluß des Gerichts Parteien, Beſchuldigte, Zeugen, Sachverſtändig: 
oder bei der Verhandlung nicht beteiligte Perſonen, die die Ordnung ſtören, aus dem 
Sitzungszimmer entfernt, auch zur Haft abgeführt und während einer im Veſchluß zu 
beſtimmenden Zeit, jedoch nicht über 24 Stunden feſtgehalten werden. Endlich kann 
das Gericht auch gegen Parteien, Beſchuldigte, Zeugen, Sachverſtändige oder bei der 
Verhandlung nicht beteiligte Perſonen (nicht dagegen gegen Rechtsanwälte), die ſich 
in der Sitzung einer Angebühr ſchuldig machen, eine Ordnungsſtrafe in Geld (bis zu 
1000 RM) oder bis zu drei Tagen Haft feſtſetzen und ſofort vollitreden laſſen (8 178 
GVG). Die Vollſtreckung dieſer Ordnungsſtrafen veranlaßt der Vorſitzende unmittel 
bar (8 179 GG).) 


y) Iſt nach Anſicht des Gerichts die Sache vollſtändig erörtert, fo ſchlie ßt der 
Vorſitzende die Verhandlung. Er verkündet auch die Arteile und 
Beſchlüſſe des Gerichts (8 136 Abſ. 4 ZPO) Wie ſich aus 5156 ergibt, kann das 
Gericht nach Schluß einer Verhandlung ihre Wiedereröffnung anordnen. 


6) Neben dem Vorſitzenden find auch dem Gericht während der mündlichen Verhand- 
lung zahlreiche prozeßleitende Befugniſſe gegeben. Von der Möglichkeit, das perfön- 
liche Erſcheinen der Parteien anzuordnen (8 141 ZPO), iſt ſchon geſprochen worden. 
Ferner kann das Gericht auch in der mündlichen Verhandlung die nach § 272 b dem 
Vorſitzenden ſchon vor der mündlichen Verhandlung ermöglichten Maßnahmen treffen 
(88 142 bis 144 ZPO) Das Gericht kann ferner, wenn ihm dies ſachgemäß erſcheint, 
mehrere bei ihm anhängige Prozeſſe zur gleichzeitigen Verhandlung und Entſcheidung 
verbinden (8 147) oder mehrere in einer Klage erhobene Anſprüche in getrennten 
Prozeſſen verhandeln (8 145). Es kann auch anordnen, daß, wenn mehrere auf einen 
Anſpruch ſich beziehende, ſelbſtändige Angriffs. oder Verteidigungsmittel geltend 
gemacht werden, die Verhandlung zunächſt auf eines oder einige dieſer Angriffs- oder 
Verteidigungsmittel beſchränkt wird (8 146). Ferner kann das Gericht in verſchiedenen 
Fällen dann, wenn die Entſcheidung des Prozeſſes von einer Vorfrage abhängt, die 
an einer anderen Stelle zu entſcheiden tft, nach näherer Maßgabe der SS 148 bis 155 
3 O fein Verfahren ausſetzen. Die Beſchwerdemöglichkeit regelt S 252. 


b) Auſgaben der Parteien in der mündlichen Ver hand lun d 


a) Die Parteien haben zu Beginn der mündlichen Verhandlung zunächſt ihre Anträg 
zu ſtellen (8 137 Abſ. 1 IPOD). 


5) Sodann haben die Parteien ihre Anträge in freier Rede in tatſächlicher und rech 
licher Beziehung zu begründen. Nur ausnahmsweiſe dürfen fie dabei zur Ergänzur 
ihres Vortrags auf Schriftſtücke Bezug nehmen, nämlich nur inſoweit, als keine Dart 
widerſpricht und das Gericht die Bezugnahme für angemeſſen erachtet. Im einzeln 
iſt hierbei noch folgendes zu beachten. 


aa) Wie ſchon in den einleitenden Ausführungen betont wurde, liegt es im Weſen 
Zivilprozeſſes, daß die Parteien weitgehend ſachlich über den Prozeßſtoff verTü 
können. Der Beklagte z. B., gegen den irgendein Anſpruch geltend gemacht wird, 
es in feiner Hand, ob er ſich überhaupt verteidigen oder den Anſpruch kamp 


44) Der Vorſitzende hat auf Verlangen auch jedem Mitglied des Gerichts Gelegenheit 
Frageſtellung zu geben (8139 Abſ. 3). Wird eine er feine Sachleitung bezügliche An 
nung von einer bei der Verhandlung beteiligten Perſon als unzuläſſig beanſtandet, fo 
ſcheidet darüber das Gericht (8 140 3000) 


46) Wegen der Beſchwerdemöglichkeit gegenüber derartigen Ordnungsſtrafen vgl. 8 181 © 
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anerkennen will. Tut er letzteres, fo iſt damit der Rechtsſtreit an ſich erledigt. Dem 
Gericht ſteht irgendeine ſachliche Prüfung darüber, ob das Anerkenntnis der Rechts- 
lage entſpricht, nicht zu. Der Gegner aber hat das Recht, auf Grund des Anerkennt⸗ 
niſſes nunmehr die Verurteilung des Beklagten zu beantragen, und das Gericht hat 
demgemäß zu erkennen (8 307). Das Gegenſtück zu dieſer Möglichkeit des Beklagten, 
den Anſpruch anzuerkennen, iſt das Recht des Klägers, jederzeit in der mündlichen 
Verhandlung auf den geltend gemachten Anſpruch zu verzichten. Spricht er dieſen 
Verzicht aus, fo iſt er nach 8 306 3 PO auf Antrag des Beklagten ohne weiteres mit 
ſeinem Anſpruch abzuweiſen. Aber nicht nur nach der rechtlichen Seite, ſondern auch 
nach der tatſächlichen Seite haben die Parteien über den Prozeßſtoff eine weitgehende 
Verfügungsmacht. Auch wenn eine Partei den rechtlichen Standpunkt des Klägers 
beſtreitet, hat ſie es immer noch in der Hand, inwieweit ſie ſeinen tatſächlichen 
Behauptungen entgegentreten oder dieſe zugeſtehen will. Das gilt ſowohl von dem 
Beklagten gegenüber den klagebegründenden Behauptungen wie auch umgekehrt vom 
Kläger gegenüber den Schutzbehauptungen, die der Beklagte aufgeſtellt hat. Soweit 
eine Partei die von ihrem Gegner vorgebrachten Behauptungen zugeſteht, iſt das 
Gericht zwar nicht jeder Prüfung enthoben; es muß vielmehr die rechtliche Bedeutung 
der Tatſachen nachprüfen. Aber die Richtigkeit der behaupteten Tatſachen iſt mit dem 
Zugeftändnis des Gegners der Prüfung des Gerichts entzogen. Zugeſtandene Tat- 
ſachen bedürfen, wie 8 288 ZPO ausſpricht, keines Beweiſes.“) (Vgl. aber unten B.) 
Die Parteien find verpflichtet, ſich über alle Behauptungen des Gegners mit genügen ⸗ 
der Ausführlichkeit (ſubſtantiiert) zu erklären. Kommt eine Partei dieſer Erklärungs⸗ 
pflicht nicht ordnungsmäßig nach, ſo werden die Behauptungen des Gegners, über die 
eine genügende Erklärung nicht vorliegt, nach 8 138 Abſ. 3 SPD als zugeſtanden 
betrachtet. Eine bloße Erklärung mit Nichtwiſſen wird nur über ſolche Tatſachen 
zugelaſſen, die weder eigene Handlungen der Partei noch Gegenſtand ihrer eigenen 
Wahrnehmung geweſen find (8 138 Abſ. 4). 


BB) Wahrheitspflicht. Ein ſehr wichtiger Grundſatz des neuen Prozeßrechts 
iſt die durch die Novelle vom 27. Oktober 1933 eingeführte Wahrheitspflicht. Während 
nach altem Prozeßrecht vielfach behauptet wurde, die Lüge ſei ein im Prozeß erlaubtes 
Kampfmittel, ſteht das neue Prozeßrecht entſprechend der Grundeinſtellung, von der 
es ausgeht, auf dem Standpunkt, daß die Parteien, die den Schutz des Staates 
anrufen, auch verpflichtet ſind, ihre tatſächlichen Erklärungen dem Gericht mit voller 
Aufrichtigkeit abzugeben. Dieſer Pflicht würde es widerſprechen, wenn eine Partei 
nur, um ihrem Gegner Schwierigkeiten zu machen und den Prozeß zu verlängern, Tat⸗ 
ſachen, deren Richtigkeit fie kennt, beſtreitet oder gar erdichtete Behauptungen auf- 
ſtellte. Das Geſetz hat davon abgeſehen, die Prozeßlüge mit kleinlichen Strafen zu 
bekämpfen. Trotzdem hat der im § 138 Nr. 1 ZPO aufgeſtellte Grundſatz der Wahr⸗ 
heitspflicht ſehr erhebliche rechtliche Wirkungen. Nicht nur ſind die Anwälte durch 
ihre Standespflicht an genaue Befolgung dieſer Vorſchrift gebunden und auch ver- 
pflichtet, die Parteien zur Befolgung der Wahrheitspflicht anzuhalten, das Gericht 
hat auch die Möglichkeit, wenn eine Partei eine offenbar erdichtete Behauptung Auf- 
ſtellt, eine ſolche der geſetzlichen Pflicht der Parteien widerſprechende Behauptung 
unberückſichtigt zu laſſen; dies muß ſelbſt dann gelten, wenn der Gegner eine ſolche 
Behauptung zugeſtehen ſollte. 


c) Prozeßrechtliche Wirkungen des Beginns der 
mündlichen Verhandlung 
Auch an den Beginn der mündlichen Verhandlung oder, 
genauer ausgedrückt, an die ſachliche Einlafſung des Be⸗ 


) Ein Zugeſtändnis kann ln werden. Der Widerruf iſt aber nur dann wirlfam, 
wenn die widerrufende Partei beweiſt, daß das Zugeſtändnis der Wahrheit nicht entſprach 
und daß es durch einen Irrtum veranlaßt worden iſt (8 290 ZPO). 
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klagten auf die Klage knüpfen ſich weitreichende prozeſſuale 
Rechtswirkungen. Zunächſt ſchreibt 8271 ZPO vor, daß nach dem Vegim ne 
der mündlichen Verhandlung des Beklagten zur Hauptſache, d. h. nachdem er zur | imul 
Sache ſelbſt (nicht nur wegen prozeſſualer Vorfragen) Anträge geſtellt hat, die Klage | nd 
nicht mehr ohne Einwilligung des Beklagten zurückgenommen werden kann. Das | n 
bedeutet, daß eine nach dieſem Zeitpunkt gegen den Widerſpruch des Veklagten erklärte 
Klagerücknahme als nicht geſchehen betrachtet werden muß. Soweit die Klagerüch⸗ 0 
nahme zuläſſig iſt, geſchieht fie entweder durch Erklärung in der mündlichen Verband | =" 
lung oder durch Zuſtellung eines Schriftſatzes. Die Folge der ordnungsmäßigen En 
Klagerücknahme tft, daß der Rechtsſtreit als nicht anhängig geworden angeſehen wird 1 
und der Kläger verpflichtet iſt, die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. Dieſe Ver. Art 
pflichtung wird auf Antrag des Beklagten durch Arteil ausgeſprochen. Der Kläger \ ru : 
kann zwar die zurückgenommene Klage jederzeit von neuem anſtellen, und dies iſt auch 080 
der Grund, weshalb der Beklagte, nachdem er ſich zur Hauptſache eingelaſſen hat, dei 8 
Klagerücknahme widerſprechen darf. Wenn aber der Kläger die zurückgenommene Nu. 
Klage erneuert, fo kann der Beklagte die Einlaſſung verweigern, bis ihm die ihm in | 
Vorprozeß entſtandenen Koſten erftattet find (8 271 Abſ. 4). = 
ki 


Von weſentlichem Einfluß iſt ferner die Einlaſſung des 0 
Beklagten zur Hauptſache auf die Geltendmachung der * 
ſogenannten prozeßhindernden Einreden. Das Geſetz unterſcheidet im 8274 8 
3 PO zwei Arten von prozeßhindernden Einreden. Voran ſtehen diejenigen, e 
die Amſtände betreffen, die das Gericht von Amts wegen zu berückſichtigen dat. Vet 
ihnen hat die Erhebung der Einreden nur die Bedeutung, daß das Gericht auf die 

in Frage kommenden Amſtände ausdrücklich hingewieſen wird. Die Berückſichtigung 
dieſer Amſtände hängt von der Erhebung der Einreden nicht ab, wenn fie in anderer 
Weiſe dem Gericht offenbar geworden find. Zu dieſen Einreden gehören: 

1. die Einrede der Anzuſtändigkeit des Gerichts,“) 

2. die Einrede der Anzuläſſigkeit des Rechtswegs, 


3. die Einrede der mangelnden Prozeßfähigkeit oder der mangelnden geſetzlichen 
Vertretung (vgl. die Ausführungen zu 88 50 bis 53 ZPO oben S. 15 f.).) 


Bei den übrigen prozeßhindernden Einreden handelt es ſich um echte Einreden, d. d. 
um Amſtände, die das Gericht nur zu berückſichtigen hat, wenn fie von dem Beklagten 
einredeweiſe geltend gemacht worden ſind. Zu dieſen Einreden gehört die Einrede des 
Schiedsvertrags, die Einrede der Rechtshängigkeit, die Einrede der mangelnden 
Sicherheit für die Prozeßkoſten (8 110 ZPO) und die Einrede, daß die dur 


7) Die Anzuftändigkeit des Gerichts iſt ſtets von Amts wegen zu berückſichtigen. Dies gil 
auch dann, wenn es 9 nicht um einen ausſchließlichen Gerichtsſtand handelt, wie beim Eria 
eines Verſäumnisurteils praktiſch wird, wo das Gericht ſtets zu prüfen hat, ob ſich aus d. 
Klagedarſtellung die Zuſtändigkeit des Gerichts ergibt. Allerdings kann in den Fällen, u 
ein ausſchließlicher Gerichtsſtand nicht 99 3 iſt, die Zuſtändigkeit frei vereinbart werde 
und es ſteht einer Vereinbarung nach 8 9 3O gleich, wenn 18 der Beklagte, ohne 
Anzuſtändigkeit des Gerichts zu rügen, auf die Verhandlung ur Hauptſache einläßt. AU 
durch dieſe Einlaffung iſt eben in ſolchen Fällen die Zuſtändigkeit des Gerichts begrünt 


und an der Tatſache, daß das Gericht die Zuſtändigkeit von Amts wegen zu en 1 


prü 
wird dadurch nichts geändert, daß das Gericht bei feiner Prüfung feſtſtellen muß. Die ı 
behaltloſe Einlaſſung des Beklagten hatte es zuſtändig gemacht. 


6) Schon aus dieſen Ausführungen ergibt N daß der Ausdruck Des Geſetzes „pro 
hindernde Einreden“ nicht glücklich gewählt iſt. Denn einmal handelt es ſich bei Einre 
die von Amts wegen zu berückſichtigende Amſtände betreffen, nicht um echte Einreden 
techniſchen Sinne, und außerdem find alle dieſe Einreden nicht prozeßhindernd; denn 
kann une fagen, daß, wenn beiſpielsweiſe über die Anzuläſſigkeit Des Nechtswegs 
langer ftreitiger e und unter Amſtänden in drei Inſtangen durch Arteil 
1 wird, ein Prozeß nicht ſtattgefunden habe. In Wirklichke it handelt es ſich 
alledem bei den prozeßhindernden Einreden um „Sachurteilsvorausſetzungen?, d. h. ur 
Vorausſetzungen, die erfüllt fein müſſen, damit das Gericht über den von einer P 
erhobenen Klageantrag ſachlich entſcheidet. 
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Erneuerung des Rechtsſtreits erforderliche Erſtattung der Koſten des früheren Ver- 
fahrens noch nicht erfolgt ſei (S 271 Abſ. 4 3PO). Für dieſe echten Einreden iſt die 
Einlaſſung des Beklagten zur Hauptſache infofern von entſcheidender Bedeutung, als 
er nach dieſer Einlaſſung die Einreden nur geltend machen kann, wenn er glaubhaft 
macht, daß er ohne ſein Verſchulden nicht imſtande geweſen ſei, ſie ſchon vor der 
Verhandlung zur Hauptſache geltend zu machen. 

Die Entſcheidung über prozeßhindernde Einreden kann das Gericht zugleich mit der Haupt; 
entſcheidung treffen. Wenn z. B. der wegen einer Kaufpreisforderung Verklagte die Unzu- 
ſtändigkeit des Gerichts rügt und außerdem ſachliche Einwendungen erhebt, fo kann das 
Gericht alsbald, wenn es ſeine Zuſtändigkeit für begründet erachtet, in die Verhandlung zur 
Oauptſache eintreten und in dem abſchließenden fachlichen Arteil ſich zugleich über feine 
Zuſtändigkeit ausſprechen. Das Gericht kann aber auch, wenn ihm dies ſachgemäß erſcheint, 
eine abgeſonderte Verhandlung über die prozeßhindernden Einreden anordnen. Kommt es 
hierbei zur Verwerfung der prozeßhindernden Einreden, ſo kann es darüber abgeſondert 
entſcheiden (8 275 ZPO) Ein ſolches Urteil, das an ſich kein Endurteil, fondern ein 
Zwiſchenurteil iſt (vgl. S. 46 f.), wird hinſichtlich der Rechtsmittel als Endurteil angeſehen, 
kann alſo, ſoweit eine Berufung zuläſſig iſt, ſelbſtändig mit der Berufung angefochten werden. 
Eine beſondere Regelung iſt für die Frage der örtlichen oder ſachlichen Zuſtändigkeit gegeben. 
Kommt hier das Gericht zu der Aberzeugung, daß ſeine Zuſtändigkeit nicht begründet iſt, ſo 
braucht dies nicht zur Abweiſung der Klage zu führen. Das Gericht hat vielmehr in den Fällen, 
in denen es das zuftändige Gericht alsbald beſtimmen kann, auf Antrag des Klägers ſeine 
Anzuſtändigkeit durch Beſchluß auszuſprechen und gleichzeitig 
den Rechtsſtreit an das zuſtändige Gericht zu verweiſen. Damit 
werden dem Kläger die Koſten und Amſtände einer neuen Klageerhebung erſpart. Eine An ⸗ 
fechtung eines derartigen Verweiſungsbeſchluſſes iſt nicht zuläſſig. Auch iſt der Beſchluß für 
das Gericht, an das die Sache verwieſen iſt, bindend. Dieſes Gericht kann alſo weder ſeine 
ſuchliche, noch feine örtliche Zuſtändigkeit in Zweifel ziehen (8 276 ZPO). 


d) Sitzungsniederſchrift 


Am für den weiteren Verlauf des Prozeſſes die Ergebniſſe der Verhandlung urkund⸗ 
lich feſtzuhalten, ſieht S 159 ZPO. vor, daß über die mündliche Verhandlung vor dem 
Gericht ein Protokoll aufzunehmen iſt. In der Regel iſt zu dieſen Zweck ein Arkunds⸗ 
beamter der Geſchäftsſtelle als Protokollſührer heranzuziehen, der nach § 163 3PO 
das Protokoll gemeinſam mit dem Vorſitzenden zu unterſchreiben hat. Es kann jedoch 
nach Abſ. 3 des 8 163 in Einzelfällen der Vorſitzende von der Zuziehung eines 
Protokollſührers abſehen. In dieſem Fall unterzeichnet er das Protokoll allein. 
Das Protokoll muß außer den notwendigen Angaben über Ort und Zeit der Verhand⸗ 
lung und die an der Verhandlung beteiligten Perſonen (8 159 Abſ. 2 3PO) vor 
allem auch angeben, ob öffentlich verhandelt oder die Offentlichkeit ausgeſchloſſen iſt. 
Das Zivilprozeßverfahren iſt grundſätzlich von der Maxime der Offentlichkeit beherrſcht (8 169 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes). Die Ausſchließung der Offentlichkeit tritt jedoch in 
Eheſachen ein, wenn eine der Parteien es beantragt (8 170 GVG). Eine ähnliche Vorſchrift 
gilt in Entmündungsſachen (8 171 a). Außerdem kann das Gericht nach S 172 in allen Sachen 
für die ganze Verhandlung oder für einen Teil davon die Offentlichkeit ausſchließen, wenn 
fie eine Geſährdung der öffentlichen Ordnung, insbeſondere der Staatsſicherheit, eine Gefähr⸗ 
dung der Sittlichkeit oder für eine der Parteien eine Gefährdung eines wichtigen Geſchäfts⸗ 
oder Betriebsgeheimniſſes beſorgen läßt. 

Der ſachliche Gang der Verhandlung iſt nach §S 160 im Protokoll nur im allgemeinen 
anzugeben. 

Notwendig iſt jedoch die Aufnahme in das Protokoll für Anerkenntniſſe, Verzichtsleiſtungen 
und Vergleiche, für die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen (mit der Ausnahme des 
8 161 ZPO) ſowie für die Ausſagen der Partei im Falle ihrer Vernehmung, endlich auch für das 
Ergebnis eines Augenſcheins und für die vom Gericht getroffenen Entſcheidungen einſchließlich 
der Feſtſtellung ihrer Verkündung. Für die im 8 160 Abſ. 2 Nr. 1 bis 4 bezeichneten Feſt ⸗ 
ſtellungen iſt ferner vorgeſchrieben, daß ſie den Beteiligten vorzuleſen oder zur Durchſicht 
vorzulegen ſind, und daß im Protokoll dies zu vermerken und ferner hinzuzufügen iſt, ob 
die Beteiligten den Inhalt der Niederſchrift inſoweit genehmigt oder welche Einwendungen 


fie erhoben haben. 
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Für die Beobachtung der für die mündliche Verhandlung vorgeſchriebenen Förmlich. id der 
keiten, d. h. alſo für die Frage, ob öffentlich oder unter Ausſchluß der Offentlichteit Kit 
verhandelt iſt, ob die Entſcheidungen verkündet find und dergleichen, hat das Protokol nam 


Protokoll nicht erkennen laſſen, daß danach auch tatſächlich unter Ausſchluß der 
Offentlichkeit verhandelt wurde, fo würde die Einhaltung dieſer wichtigen Verfahren‘ 
vorſchrift nicht in anderer Weiſe nachgewieſen werden können. Anderſeits kann, wenn 
das Protokoll die Einhaltung der notwendigen Förmlichkeiten ausdrücllich feſtſtellt, 
gegen dieſe Feſtſtellung außer dem Nachweis der Fälſchung kein Gegenbeweis geführt 
werden (8 164 ZPO). 8 163 a ermöglicht es, daß Niederſchriften größeren Umfangs 
als Anlage des Protokolls in Kurzſchrift aufgenommen werden. 


9. Die Entſcheidung des Gerichts 


tungen den Beweis anzutreten ($ 282 ZPO), ſoll in einem ſpäteren Abſchnitt im 
Zuſammenhang mit der Geſamtdarſtellung des Beweisverfahrens geſprochen werden. 
Nicht zu jedem Prozeßverfahren gehört eine Beweisaufnahme. Denn es kommt nicht 


kein Streit beſteht, zur Entſcheidung des Prozeſſes ausreichen, die außerdem von den 
Parteien aufgeſtellten widerſtreitenden Behauptungen alſo für die Entſcheidung des 
Gerichts nicht erheblich ſind. Sobald das Gericht zu der Aberzeugung kommt, daß 
ohne weitere Sachaufklärung der Rechtsſtreit entſchieden werden kann, hat es dieſe 
Entſcheidung in Geſtalt eines Endurteils (8 300 Abſ. 1) zu treffen. Das Endurteil 
braucht nicht notwendig den geſamten Prozeßſtoff zu erledigen. Hat z. B. ein Kläger 
mehrere Anſprüche, etwa einen Geldzahlungsanſpruch und einen Anſpruch auf 
Herausgabe einer Sache nebeneinander erhoben, und iſt nur einer von ihnen dur 
Entſcheidung reif, ſo iſt zunächſt über dieſen durch ſogenanntes Teilurte il (das 
aber auch den rechtlichen Charakter eines Endurteils hat) zu entſcheiden. Ent 
ſprechendes gilt, wenn ein Zahlungsanſpruch, z. B. über 1000 RM, hinſichtlich eines 
Teilbetrags von etwa 500 RM ohne weiteres begründet erſcheint, während die 
Frage, ob er in voller Höhe begründet iſt, noch weiterer Prüfung bedarf. 

Das Gericht kann von der Erlaſſung eines Teilurteils dort, wo es zuläſſig iſt, nur daur 
abſehen, wenn ihm die Teilentſcheidung nach Lage der Sache nicht angebracht erſchein 
(8 301 Abſ. 2 3pO). 

Immer muß es ſich aber bei einem Teilurteil wie in den angegebenen Beiſpielen u 
einen quantitativen Teil des Streitſtoffes handeln, was u.a. auch dann der Tall ı 
wenn in einem Prozeß, in dem der Beklagte eine Widerklage erhoben hat, nur i 
Klage oder nur die Widerklage entſcheidungsreif iſt. Anders liegen die Tälle, 
denen nur über eine für die endgültige Entſcheidung des Nechtsſtreits weſentt 
Vorfrage Klarheit geſchaffen wird. Beiſpiel: Der Kläger erhebt einen Zahlur 
anſpruch auf Grund eines Vertragsverhältniſſes, ſtützt ihn aber gleichzeitig auch 
eine dem Beklagten vorgeworfene, unerlaubte Handlung. Das Gericht kommt zu 
Überzeugung, daß ein Vertragsverhältnis zwiſchen den Parteien nicht beſteht, die 
ob der Klageanſpruch unter dem Geſichtspunkt der unerlaubten Handlung begri 
iſt, bedarf aber noch weiterer Aufklärung. Hier würde kein Teilurteil vor! 
wenn das Gericht über den Vertragsanſpruch vorab entſchiede, ſelbſt, wenn das 
dahin lauten würde, daß die Klage, ſoweit fie auf Vertrag geſtützt wird, abaecı 
werde. Denn auch durch ein ſolches Arteil würde über den Klageanſpruch ſelbſt 
über die Frage, ob und wieweit der Beklagte zur Zahlung verpflichtet ift, no: 
nicht, auch nicht zu einem quantitativen Teil entſchieden. Ein ſolches Arteil, da 
eine für die Endentſcheidung weſentliche rechtliche Vorfrage erledigt, wir! 
Zwiſchenurteil bezeichnet. Während vor der Prozeßnovelle vom 13. 2. 
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tach der früheren Faſſung des 8 303 ZPO Zwiſchenurteile in weiteſtem Umfang zu- 
äſfſig waren, läßt die geltende Faſſung der Zivilprozeßordnung Zwiſchenurteile nur 
noch in einzelnen beſtimmten Fällen zu. Nach 8 303 ZPO kann durch Zwiſchenurteil 
entſchieden werden, wenn ein Zwiſchenſtreit zur Entſcheidung reif iſt. Anter einem 
Zwiſchenſtreit in dieſem Sinne iſt nur ein Streit zu verſtehen, der unter den Parteien 
iiber Fragen des Verfahrens entſtanden iſt, z. B. ein Streit über die Verpflichtung 
e iner Partei, eine in ihrem Beſitz befindliche Urkunde, auf die ſich ihr Gegner beruft, 
vorzulegen. Es ſteht im Ermeſſen des Gerichtes, ob es über ſolchen Zwiſchenſtreit ein 
beſonderes Zwiſchenurteil erläßt oder ſeine Entſcheidung im Zuſammenhang mit dem 
Endurteil fällt. Erginge ein Zwiſchenurteil, ſo würde es nicht ſelbſtändig, ſondern 
nur im Zuſammenhang mit dem Endurteil anfechtbar fein. Seine praktiſche Bedeu- 
tung beſteht aber darin, daß nach S 318 ZPO das Gericht im Fortgang des 
Ver fahrens an die Entſcheidung, die es in dem von ihm erlaſſenen End- und Zwiſchen⸗ 
urteil trifft, gebunden iſt, die mit ſolchem Arteil erledigte Frage alſo nicht mehr von 
neuem erörtert werden kann.“) Ein weiteres von der Zivilprozeßordnung ausdrücklich 
zugelaſſenes Zwiſchenurteil iſt das ſogenannte Grundurteil (8 304 3PO). Bei 
einzelnen Prozeſſen, insbeſondere bei einem Schadenserſatzprozeß, wie er für die 
vorliegende Darſtellung als Beiſpiel genommen iſt, kann ſich im Laufe der Verband- 
lung ergeben, daß die Behauptungen des Klägers über die vom Beklagten begangene, 
ihn ſchädigende, unerlaubte oder vertragsverletzende Handlung zutreffen, während die 
Fragen nach der Höhe des entſtandenen Schadens noch eingehender Beweiserhebungen 
bedürfen. In dieſen Fällen hat das Gericht die Möglichkeit, zunächſt über den Grund 
des Anſpruchs vorabzuerkennen. 
Ein ſolches Arteil, das die Berechtigung des Klageanſpruchs dem Grunde nach ſeſtſtellt, 
ohne über feine Höhe zu entſcheiden, iſt durch ausdrückliche Vorſchrift des Geſetzes hinſichtlich 
der Rechtsmittel einem Endurteil gleichgeſtellt. Es kann alfo, noch ehe über die Höhe des 
Schadens verhandelt und entſchieden iſt, bereits die Entſcheidung der höheren Inſtanzen über 
die Berechtigung des den Grund des Klageanſpruchs feſtſtellenden Arteils herbeigeführt 
werden. Dieſe Regelung hat einen großen praktiſchen Vorteil; denn wenn ſich die oberſte 
Inſtanz auf den Standpunkt ſtellt, daß der Anſpruch im Gegenſatz zu der Entſcheidung des 
erſten Gerichts dem Grunde nach nicht berechtigt iſt, ſo iſt damit der Prozeß erledigt und die 
Amſtände und Koſten, die eine inzwiſchen getroffene Ermittlung der Höhe des Schadens 
nutzlos verurſacht hätte, bleiben erſpart. Anderſeits wird in den Fällen, in denen die den 
Grund des Anſpruchs bejahende Entſcheidung im Rechtsmittelwege beſtätigt wird, der Be · 
klagte geneigter ſein, wegen der Höhe des Schadens mit dem Kläger einen Vergleich zu 
ſchließen. Eine weitere Form des Zwiſchenurteils, die das Geſetz zuläßt, iſt bereits 
erwähnt, nämlich das im 8 275 vorgeſehene Arteil, das eine prozeßhindernde Einrede, die 
der Beklagte erhoben hat, zurückweiſt, ohne zur Sache ſelbſt zu erkennen und das auch hin⸗ 
ſichtlich der Anfechtbarkeit einem Endurteile gleichſteht. Sonſtige Zwiſchenurteile läßt das 
Geſetz nicht zu. Wenn ſie trotzdem ergehen, wenn alſo etwa in dem vorher erwähnten Beiſpiel 
in einem Falle, in dem ein Zahlungsanſpruch ſowohl auf Vertrag als auch auf unerlaubte 
Handlung geſtützt wird, das Gericht durch eine Teilentſcheidung den Anſpruch nur inſoweit 
zurückgewieſen hat, als er auf Vertrag gegründet iſt, ſo würde eine ſolche Entſcheidung keine 
rechtliche Wirkung haben. Sie könnte weder für ſich allein rechtskräftig werden, noch würde 
die im 8 318 ZPO vorgeſehene Bindung des Gerichts eintreten. 
Eine eigenartige Form einer nicht den geſamten Streitſtoff erledigten Entſcheidung 
bringt das Geſetz noch in Geſtalt des Vorbehaltsurteils im 8302 ZPO. 
Ein Beiſpiel des dort angenommenen Falles wäre folgender Tatbeſtand: A. wird aus 
einem Kaufvertrag verklagt und rechnet mit einer Schadenserſatzforderung auf. Würde dieſe 
Schadenserſatzforderung mit dem Kauſperhältnis der Parteien zuſammenhängen, würde ſie 
ſich z. B. auf verſpätete Lieferung der Ware gründen, fo würde die Möglichkeit, unter Vor ⸗ 


) Auch zwiſchen den Parteien und Dritten iſt ein Zwiſchenurteil möglich. Beiſpiele hierfür 

in die folgenden: Nach 8 71 ZPO wird über den Antrag auf Zurückweiſung einer Neben- 

ntervention nach 5 mündlicher leben. Ahnlich ik 5 3887 Ude und dem Neben- 
n t na 


intervenienten durch Zwiſchenurteil entſchieden. U 387 über die Rechtmäßig · 
keit einer Zeugnisverweigerung zu entſcheiden. Dieſe Zwiſchenurteile ſind mit ſofortiger 
Beſchwerde anfechtbar. | 
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behalt der Aufrechnung über den Klageanſpruch vorab zu entſcheiden, nicht gegeben fein. Des 
Gericht dürfte vielmehr erſt nach Prüfung der Berechtigung der Aufrechnungseinrede jene 

Entſchließung treffen. Würde aber die Aufrechnungseinrede auf einen mit dem Klageanſpruc 

rechtlich nicht zuſammenhängenden Vorgang geſtützt, würde z. B. der Beklagte geltend 
machen, der Kläger habe ihn mit feinem Auto angefahren und verletzt, fo hätte das Gericht 
die Möglichkeit, wenn der Klageanſpruch ſich alsbald als begründet herausſtellt, während 
die Entſcheidung über die Aufrechnungseinrede beſonderer Vorbereitung bedarf, dem Klage 
anſpruch ſtattzugeben unter ausdrücklichem Vorbehalt der Aufrechnung. Ein ſolches Urteil 
kann man weder als Teil- noch als Zwiſchenurteil bezeichnen. Es iſt vielmehr ein auf⸗ 
löͤſend bedingtes Endurteil. Es unterliegt nach 8 302 Abſ. 3 den gewöhnlichen Rechts- 
mitteln. Der Rechtsſtreit bleibt aber nach Abſ. 4 hinſichtlich der Aufrechnung weiter am 
hängig, kann alſo von jeder Partei weiter betrieben werden. Ergibt ſich dann am Schluß 

des Verſahrens, daß die Aufrechnungseinrede unbegründet iſt, fo wird durch abſchließende 

Entſcheidung das frühere Urteil für vorbehaltlos erklärt. Im umgekehrten Falle wird das 
frühere Urteil aufgehoben, und wenn es der Kläger voreilig vollſtreckt hatte, tft er nach Maß 
gabe des 8 302 Abſ. 4 erftattungspflichtig. 

Der das Zivilprozeßrecht grundſätzlich beherrſchenden Verhandlungsmaxime ent- 
ſpricht es, daß gemäß 8 308 ZPO das Gericht bei feiner Entſcheidung 
an die von den Parteien geſtellten Anträge gebunden iſt, alſo 
keiner Partei etwas zuſprechen kann, was dieſe nicht beantragt hat. Das gilt ins- 
beſondere auch von Zinſen und anderen Nebenforderungen. Eine Ausnahme hiervon 


macht die Verpflichtung zur Tragung der Prozeßkoſten. Aber dieſe Frage 
hat das Gericht auch ohne Antrag der Parteien zu erkennen. 


Die Grundſätze, die hierbei anzuwenden find, find in den 88 91 ff. enthalten. Grundſätzlich, 
bat danach die unterliegende Partei ſämtliche Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. Dazu 
gehören nicht nur die Gebühren und Auslagen des Gerichts, ſondern auch die Koften, die 
dem Gegner entſtanden find inſoweit, als fie zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung notwendig waren. Das Nähere ergeben die Abſ. 2 bis 4 des 591 3D. ' 
Bei teilweiſem Obflegen und Anterliegen der Parteien find die Koſten verhältnismäßig du 
teilen, fie können aber unter den Vorausſetzungen des 892 Abſ. 2 ZPO auch einer Partei 
allein auferlegt werden. Das Geſetz kennt ferner von der Koſtenerſtattungs pflicht der unter · 
legenen Partei folgende Ausnahmen. Hat der Beklagte durch fein Verhalten zur Erhebung 
der Klage keine Veranlaſſung gegeben und erkennt er bei der ſtreitigen Verhandlung den 
Anſpruch ſofort an, fo find dem Kläger die Koſten des Prozeſſes aufzuerlegen. Der häufigfte 
Fall der Anwendung des 8 93 iſt der der Interventionsklage. Hier nimmt die Praxis an, 
daß jemand, der beim Schuldner eine dieſem nicht gehörige Sache pfändet, damit allein dem 
rechtmäßigen Eigentümer der Sache noch nicht Anlaß zur Erhebung der Interventionsklage 
gibt, daß dieſer Anlaß vielmehr erſt dann vorliegt, wenn der Dritte dem Pfändungs- 
gläubiger fein Widerſpruchsrecht genügend glaubhaft dargetan hat und auch daraufhin der 
pfändende Gldubiger die Freigabe des Pfandſtücks verweigerte. Ferner iſt in Ss 95 und 9° 
noch vorgeſehen, daß einer Partei, die durch ihr Verhalten unnötig beſondere Koſten ver 
urſacht hat, dieſe Koſten auch dann auferlegt werden können, wenn ſie ſonſt in der Haupt 
ſache obſiegt. Die Koſten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fallen ſtets de 
Partei zur Laſt, die das Rechtsmittel eingelegt hat.“) Wird bei einem Vergleichsſchlu 
im Vergleich ſelbſt über die Koſtentragung nichts beſtimmt, fo find die Koften als gege 
einander aufgehoben anzuſehen (8 98). 

Die Entſcheidung des Gerichts über die Koſten kann grundſätzlich nicht geſondert < 
gefochten werden, ſondern nur von der Partei, die auch in der Hauptſache beſchw 
iſt und deswegen ein Rechtsmittel einlegt (8 99 Abſ. 1 3PO). Eine Ausnahme m 
der Fall, daß der Beklagte auf Grund eines Anerkenntniſſes verurteilt iſt. In die 
Fall kann die Entſcheidung über den Koſtenpunkt ſelbſtändig durch Berufung 
gefochten werden (899 Abſ. 2). Iſt eine Entſcheidung in der Hauptſache nicht 


0) Abgefehen von den hier erwähnten Fällen kann über die Koſten einzelner Pre 
handlungen nicht e entſchieden werden, ſondern die Koſtenteilung nur quoten 
eintreten. Hat z. B. der Kläger mit der Klage, der Beklagte mit der Wi e. olige 
ſo kann nicht entſchieden werden, daß der Kläger die Koſten der Widerklage, der Bek 
die Koſten der Klage zu tragen hat, ſondern die Koſtenlaſt iſt zwiſchen beiden je nach 
Amfang von Klage und Widerklageforderung quotenmäßig zu teilen. 
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gangen, z. B. weil ſich die Hauptſache erledigt hat, beſchränkt ſich alſo die endgültige 
Entſcheidung des Gerichts auf den Koſtenpunkt, fo iſt eine derartige Entſcheidung nur 
mit der ſofortigen Beſchwerde und nur inſoweit anfechtbar, als die im S 567 Abſ. 2 
angegebene Beſchwerdeſumme (50 RM) überſchritten wird (8 99 Abſ. 3). 

Eine befondere Regelung trifft 8100 ZPO noch für den Fall, daß mehrere Perſonen an 
einem Prozeß beteiligt find. Sie haften grundſätzlich für die Koſtenerſtattung nach Kopf⸗ 
te ilen; werden aber mehrere Beklagte als Geſamtſchuldner verurteilt, ſo haften ſie auch für 
die Koſtenerſtattung als Geſamtſchuldner. 

Die Durchführung des Koſtenerſtattungsanſpruchs bedarf eines beſonderen Koſten⸗ 
feſtſetzungsverfahrens, das in den SS 103 ff. ZPO geregelt iſt. Danach iſt Grund- 
lage des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens ein zur Zwangsvollſtreckung geeigneter Titel. 
Das Arteil, das eine Partei zur Koſtentragung verpflichtet, muß alſo entweder 
rechtskräftig oder vorläufig vollſtreckbar ſein. | 

Aber die Höhe der zu erftattenden Koſten entſcheidet der Arkundsbeamte der Geſchäftsſtelle 
des Gerichts erſter Inſtanz. Gegen ſeine Entſcheidung iſt die Erinnerung an das Gericht 
zugelaſſen, die innerhalb der Notfriſt von zwei Wochen, beginnend mit der Zuſtellung des 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes, zu erheben iſt. Gegen die Entſcheidung des Gerichts findet dann 
noch ſofortige Beſchwerde ſtatt. 

An der Fällung des Arteils können nur diejenigen Richter mitwirken, die der dem 
Arteil zugrunde liegenden Verhandlung beigewohnt haben. Es iſt dies eine not⸗ 
wendige Folge der die Prozeßordnung beherrſchenden Maxime der Mündlichkeit. 
Die Entſcheidung des Gerichts und vor allem auch die Arteile 
werden erſtwirkſam mitder Verkündung. Die Verkündung ift, wie ſchon 
hervorgehoben wurde, Sache des Vorſitzenden. Sie wird vom Arkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle auf dem Arteil vermerkt (8 315 Abſ. 4). Bei Entſcheidungen, die 
außerhalb eines Verhandlungstermins ohne mündliche Verhandlung ergehen, wird die 
Verkündung gemäß 87 der Entlaſtungsverordnung durch ſchriftliche Mitteilung, bei 
Arteilen dadurch erſetzt, daß die Arteilsformel den Parteien zugeſtellt wird. Dieſe 
Zuſtellung der Arteilsformel erſetzt aber nur die Verkündung, nicht die Zuſtellung 
des Arteils ſelbſt. Das iſt ohne weiteres klar in dem Regelfalle, daß gemäß 8 317 
Abſ. 1 3PO die Zuſtellung des Arteils Angelegenheit der Parteien iſt. Aber auch bei 
Eheſcheidungsurteilen, die von Amts wegen zugeſtellt werden, erſetzt die Zuſtellung 
der Arteilsformel die Arteilszuſtellung nicht, zumal dieſe ja auch erſt zuläſſig iſt, nach⸗ 
dem das Arteil verkündet wurde und dieſer Vorausſetzung der Verkündung bei 
Arteilen ohne mündliche Verhandlung erſt durch die Zuſtellung der Arteilsformel 
genügt wird. Das Arteil iſt grundſätzlich im Anſchluß an die mündliche Verhandlung, 
auf Grund deren es ergeht, zu verkünden (8 310). Das Gericht kann aber auch einen 
beſonderen Termin zur Arteilsverkündung anberaumen. Dieſer ſoll aber nicht über 
eine Woche hinaus angeſetzt werden ($ 310 ZPO). 

Die Verkündung des Arteils beſteht darin, daß der Vorſitzende die ſchriftlich abgefaßte 
Arteilsformel verlieſt. Verſäumnisurteile und Anerkenntnisurteile ſowie Arteile, die auf 
Klagezurücknahme oder Verzicht auf den Klageanſpruch ergehen, können aber auch ohne vor⸗ 
herige ſchriftliche Abfaſſung der Arteilsformel verkündet werden. Ob der Vorſitzende neben 
der Formel des Arteils auch die Entſcheidungsgründe mitteilt, iſt feinem Ermeſſen über- 
laſſen ($311 Abſ. 2). Zur Wirkſamkeit der Arteilsverkündung iſt die Anweſenheit der 
Parteien nicht erforderlich. — Der Verkündung bedürfen auch Beſchlüſſe, die, wie z. B. Be ⸗ 
weisbeſchlüſſe, auf Grund einer mündlichen Verhandlung ergehen ($ 329 Abſ. 1). 

Die Zuſtellung des Urteils die, wie ſchon erwähnt wurde, grundſätzlich den Par- 
teien überlaſſen iſt, ift zu feiner Wirkſamkeit an ſich nicht erforderlich (S 312 Abſ. 2). 
Sie ift aber wichtig einmal für die Eröffnung des Laufs der Rechtsmittelfriſt, und 
außerdem iſt, wenn es ſich um ein vollſtreckbares Arteil handelt, ſeine Zuſtellung die 
notwendige Vorausſetzung für den Beginn der Zwangsvollſtreckung (8 750 ZPO). 
Die Zuſtellung der nicht verkündeten Beſchlüſſe, die grundſätzlich von Amts wegen 
zu veranlaſſen iſt, regelt ebenſo wie die Zuſtellung von Verfügungen des Vorſitzen⸗ 
den näher $ 329 Abſ. 3. 

Der Inhalt des Urteils ergibt ſich aus den Vorſchriften des § 313. Danach zerfällt das 
Urteil in drei Teile. Es beginnt mit dem ſogenannten Rubrum, d. h. mit 
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der Bezeichnung der Streitſache, der Parteien, ihrer geſetzlichen Vertreter und Bevoll⸗ 
mächtigten ſowie der Angabe des Gerichts und der an der Entſcheidung mitwirkenden 
Richter. Auf das Rubrum folgt dann die ſogenannte Arteilsſormel, 
die den Kern des Arteils, nämlich den entſcheidenden Ausſpruch, zu dem das Gericht gelangt, 
enthält. Die Arteilsformel kann auf Klageabweiſung oder auf Verurteilung des Beklagten 
oder bei Feſtſtellungsurteilen auf Feſtſtellung eines Rechtsverhältniſſes uſw. lauten. Außer ⸗ 
dem gehört zur Arteilsformel auch die Entſcheidung über die Koſten. An die Arteils⸗ 
formel ſchließt ſich der Tatbeſtand an. Er enthält zunächſt eine gedrängte 
Darſtellung des Sachſtandes, d. h. derjenigen Amſtände, die für die Entſcheidung weſentlich 
find und ſich nach dem Gang der Verhandlung als unter den Parteien unſtreitig dar⸗ 
geſtellt haben. An dieſen Sachſtand ſchließt ſich der Streitſtand, d. h. es folgen die Angaben 
über die von den Parteien vorgebrachten Behauptungen einſchließlich der von ihnen geitellten 
Anträge. Außerdem iſt im Tatbeſtand auch der Verlauf des Prozeſſes insbeſondere unter 
Angabe der etwa erhobenen Beweiſe darzuſtellen. Den Schlußteil des Arteils 
bilden die Entſcheidungsgründe, in denen das Gericht im einzelnen Rechen 
ſchaft darüber ablegt, welche rechtliche Beurteilung es ſeiner Entſcheidung zugrunde gelegt 
hat und zu welchen Beweisergebniſſen es hinſichtlich der ſtreitig gebliebenen Tatſachen 
gelangt iſt. Das Gericht hat bei der Beweiswürdigung nach 8 86 ZPO im einzelnen 
anzugeben, welche Amſtände und Erwägungen für die richterliche Aberzeugung, die es ſich 
gebildet hat, leitend geweſen find. Weſentliche Lücken, Anklarheiten und Widerſprüche in 
dieſer Begründung werden von der Praxis des Reichsgerichts als Prozeßverſtöße im Sinne 
von 8 554 Abſ. 3 Nr. 2b angeſehen. (Für Verſäumnisurteile und Anerkenntnisurteile 
hat 8 313 Abſ. 4 eine abgekürzte Form der Arteilsherſtellung vorgeſehen.) Der Tatbeſtand 2 
des Urteils iſt infofern von beſonderer Wichtigkeit, als er für den ferneren Prozeßverlaui 
rückſichtlich des mündlichen Parteivorbringens die maßgebende Beweisunterlage bildet. Die 
Parteien können dieſen Beweis nur durch das Sitzungsprotokoll entkräften. Außerdem 
bietet ihnen §S 320 3PO die Möglichkeit, bei dem erkennenden Gerichte ſelbft eine nach- 
trägliche Berichtigung des Tatbeſtandes herbeizuführen. 

Das Arteil bedarf der Anterſchrift der Richter, die bei ſeiner Abfaſſung mitgewirkt 
haben. Liegt das Urteil bei der Verkündung noch nicht vollſtändig abgefaßt vor, \o 

iſt es vor Ablauf einer Woche der Geſchäftsſtelle in vollſtändiger Abfaſſung zu über- 
geben. Wo dies ausnahmsweiſe nicht geſchehen kann, iſt innerhalb der Woche zu- 
nächſt das von den Richtern unterſchriebene Urteil unter Weglaſſung des Tat⸗ 
beſtandes und der Entſcheidungsgründe der Geſchäftsſtelle zu übergeben und es find 
dann Tatbeſtand und Entſcheidungsgründe nachzubringen (8 315 Abſ. 1 und 2 IPOD). 
Wegen der Ausfertigung der Urteile vgl. 8 317 Abſ. 2 bis 4, wonach in der Regel die 
Ausfertigung eines Urteils unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und der Ent- 
ſcheidungsgründe erteilt wird. 

Stellt ſich nach Abfaſſung des Arteils heraus, daß dem Gericht Schreibfehler, Rechnung 
fehler oder ähnliche offenbare Anrichtigkeiten unterlaufen find, fo tft nach näherer Vorſcht 
des 8 319 eine Berichtigung des Arteils durch beſonderen Beſchluß möglich. Hat das Seri 
überfehen, über einen beſtimmten Punkt, der feiner Entſcheidung unterlag, eine Entſche ide 
zu treffen, iſt z. B. ein Haupt- oder Nebenanſpruch oder der Koſtenanſpruch ganz üt 
gangen worden, fo iſt auf Antrag das Urteil durch nachträgliche Entſcheidung zu ergän 
Dieſe nachträgliche Entſcheidung kann aber nur auf Grund mündlicher Verhandlung 
näherer Maßgabe des 8 321 ZPO durch Urteil ergehen. 


9 a. Entſcheidung ohne mündliche Derhandlung (ſiehe lachtrag Seite 84) 


10. Die Rechtskraft und ihre Wirkungen 

Der Prozeß ſoll der Gerechtigkeit dienen. Deshalb muß grundſätzlich das 2 
des Gerichts der Nachprüfung im Inſtanzenzuge unterliegen. Der Prozeß ſoll 
auch den Nechtsfrieden zum Ziel haben. Deshalb muß einmal der Streit bef 
fein und der abſchließende Richterſpruch einen endgültigen Zuſtand ſchaffen. 2 
Aufgabe dient die Einrichtung der Rechtskraft. 

Formell verſteht man unter Rechtskraft, daß das Urteil nicht mehr Durc 
Rechtsmittel angefochten werden kann. Dieſe Rechtskraftwirkung tritt nur 
nahmsweiſe wie z. B. bei Schiedsurteilen (88 18 bis 20 der Entlaſtungsverordi 
mit der Verkündung des Urteils ein, in der Regel erſt dann, wenn das Urteil 
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weder innerhalb der Rechtsmittelfriſt nicht angefochten oder das eingelegte Rechts 
mittel zurückgewieſen iſt.“) 


Neben der formellen Wirkung hat die Rechtskraft auch eine materielle, den in 
dem Arteil behandelten Anſpruch ſelbſt betreffende. 

Das alte römifhe Recht kannte zwei verſchiedene materielle Wirkungen der Rechtskraft, 
nämlich neben der pofitiven, die auch unſerem Recht geläufig iſt, noch die negative, die 
darin beſtand, daß ein Anſpruch, über den einmal entſchieden war, nicht von neuem zum 
Gegenſtand eines Prozeſſes gemacht werden konnte. Dieſen nur aus der Eigenart der 
römiſchen Prozeßrechtskonſtruktion erklärlichen Grundſatz kennt das geltende Prozeßrecht 
nicht. Immerhin iſt aber zu beachten, daß in der Regel für denjenigen, der einen Anſpruch 
bis zur rechtskräftigen Entſcheidung durchgefochten hat, das rechtliche Intereſſe (Rechts- 
ſchutzintereſſe) an der erneuten Erhebung des Anſpruchs fehlt, und daß aus dieſem Grunde 
die wiederholte Klage in der Regel abgewieſen werden müßte.) 


Die pofitive Wirkung der materiellen Rechtskraft iſt in den SS 322 bis 327 ZPO ge- 
regelt. Dieſe Wirkung beſteht darin, daß innerhalb der Grenzen der Rechtskraft⸗ 
wirkung jedes Gericht in einem künftigen Prozeß an die in dem rechtskräftigen Arteil 
getroffene Sachentſcheidung gebunden iſt, alſo die gleiche rechtliche Frage nicht mehr 
abweichend von dem früheren Arteil entſcheiden kann. Die Grenzen der Rechtskraft⸗ 
wirkung find folgende: Sachlich beſchränkt fie ſich auf den ent ⸗ 
ſcheidenden Teil des Arteils (S322 Abſ. 1). 


Dies wird an folgendem Beiſpiel deutlich. Der Kläger klagt aus einer Darlehnsforderung 


eine Zinsrate ein und erreicht die Verurteilung des Beklagten, obwohl dieſer geltend 
gemacht hat, daß der Darlehnsvertrag wegen Wuchers nichtig ſei. Dieſe Entſcheidung 
konnte das Gericht nur fällen, wenn es gleichzeitig die Wirkſamkeit des Darlehnsvertrags 
feſtſtellte. Da jedoch im entſcheidenden Teil des Arteils dem Kläger nur die eingeklagte 
Zinsrate zugeſprochen wurde, beſchränkt ſich die Rechtskraft des Urteils auf die Zeftitellung 
der Begründetheit dieſes Zinsanſpruchs. Klagt ſpäter der Kläger eine weitere Zinsrate oder 
das Darlehnskapital ein, ſo iſt das Gericht, das über die neue Klage zu entſcheiden hat, an 
die Auffaſſung des Gerichts des Vorprozeſſes über die Gültigkeit der Darlehnsforderung 
rechtlich nicht gebunden, hat dieſe Frage vielmehr ſelbſtändig zu prüfen.“) Abweichend von 
dieſem Grundſatz erklärt das Geſetz jedoch im Fall der Zurückweiſung einer Aufrechnungs⸗ 
einrede die Entſcheidung, daß die zur Aufrechnung geſtellte Gegenforderung nicht beſteht, in 
Höhe des Betrages, wegen deſſen die Aufrechnung geltend gemacht iſt, für der Rechtskraft 
fähig. (Beiſpiel: A. fordert von B. 500 RM, B. rechnet mit einer Gegenforderung von 
700 RM auf, das Gericht verurteilt ihn rechtskräftig zur Zahlung der 500 RM, da die 
Gegenforderung nicht beſteht. Hiermit iſt zugleich rechtskräftig entſchieden, daß die Gegen⸗ 
forderung in Höhe von 500 RM nicht beſteht.) 

Hinſichtlich der perſönlichen Seite iſt die Rechtskraftwirkung dahin be⸗ 
ſchränkt, daß ſie grundſätzlich nur unter den Parteien des Prozeſſes eintritt, in dem 
die rechtskräftige Entſcheidung ergangen iſt. Iſt alſo z. B. zwiſchen A. und B. rechts- 
kräftig feſtgeſtellt, daß eine im Beſitz des A. befindliche Sache Eigentum des B. iſt 
und gelangt die Sache ſpäter in die Hände eines Dritten, ſo kann ſich B., wenn er 
nunmehr gegen den Dritten auf Herausgabe klagt, in dieſem neuen Prozeß auf die 
Rechtskraft des früheren Arteils nicht berufen, da dieſes Arteil ja nur zwiſchen A. 
und B., nicht aber gegen Dritte wirkt. Eine Ausdehnung der Rechts 


81) Zeugniſſe über die Rechtskraft von Urteilen erteilt der Beamte der Geſchäftsſtelle des 
Gerichts erſter Inſtanz und, ſolange der nn in einer höheren Inſtanz anhängig ift, 
die Geſchäftsſtelle dieſer Inſtanz (8 706 ZPO). 

52) Ausnahmen find denkbar z. B., wenn die vom Arteil erteilten Ausfertigungen verloren- 
gegangen find und gleichzeitig auch die Arſchrift des Arteils nicht mehr auffindbar ſein würde. 
6) Will der Kläger erreichen, daß die Rechtskraftwirkung des erſten Urteils die Gültigkeit 
der Darlehnsforderung mit umfaßt, ſo muß er von der ſchon erörterten Möglichkeit des 
8280 ZPO Gebrauch machen und feinen Klageantrag dahin erweitern, daß er zugleich die 
Feſtſtellung der Wirkſamkeit der Gültigkeit des Darlehnsvertrags begehrt. Amgekehrt müßte 
der Beklagte, der im angenommenen Falle obſiegt, um vor weiteren Klagen aus dem Dar⸗ 
lehnsverhältnis geſchützt zu fein, die im § 280 ZPO vorgeſehene Feſtſtellungswiderklage 
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kraftwirkung ſieht jedoch 8 325 Abſ. 1 ZPO für und gegen diejenigen Per ⸗ 
fonen vor, die nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit Rechtsnachfolger der Parteien 
geworden find. Unter Rechtsnachfolge in dieſem Sinne iſt nicht nur die Aniverſal 
folge (Erbgang) zu verſtehen, ſondern auch die ſogenannte Einzelnachfolge, die 3. B. 
vorliegt, wenn die in Streit begriffene körperliche Sache einem Dritten übereignet, 
die ſtreitige Forderung ihm abgetreten iſt.“) Nach der pofitiven Vorſchrift des § 643 
SPD wirken Urteile über die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines 
Eltern- und Kindesverhältniſſes ſowie über Anfechtung der Chelichkeit eines Kindes 
für und gegen alle. Ferner haben ihrer Natur nach Nechtsgeſtaltungsurteile (gl. 
S. 29), wie z. B. Urteile auf Eheſcheidung oder auf Nichtigerklärung einer Che, eine 
abſolute Wirkung. 
Eine wichtige Ausnahme von der Rechtskraftwirkung enthält 8323 für Urteile, die 
künftig fällig werdende wiederkehrende Leiſtungen wie z. B. Anterhaltsanſprüche be 
treffen. Hier kann auch trotz Nechtskraft des Arteils, wenn eine weſentliche Anderung 
der für die Verurteilung maßgebenden Amſtände eintritt, jeder Teil im Wege einer 
neuen Klage eine entſprechende Abänderung des Arteils, jedoch nur für die Zeit nach 
der Klageerhebung, verlangen. Die näheren Einzelheiten regelt 8 323. 


Für die Frage, inwieweit die Rechtskraft ausländiſcher Arteile im Inland anzu⸗ Br 
erkennen ift, trifft 8328 ZPO beſondere Vorſchriften, die jedoch im Einzelfall nur R 
inſoweit eingreifen, als nicht die Frage der Anerkennung fremder Urteile, wie z. B. 

gegenüber Oſterreich und der Schweiz, durch Staatsvertrag beſonders geregelt iſt. 


11. Derjäumnisverfahren \ 


Bei den bisherigen Erörterungen über den Verlauf der mündlichen Verhandlung war \ 
der normale Fall des Erſcheinens beider Parteien ſtillſchweigend zur Grundlage ge- 
nommen. Beſondere Grundſätze gelten, wenn im Termin zur mündlichen Ver⸗ 
handlung eine der Parteien ſäumig wird. Vorausſetzung für die Annahme der 
Säumigkeit und damit für die Anwendung der Vorſchriften über das Verſäumnis⸗ 
verfahren iſt, daß die Partei in einem Verhandlungstermin ausbleibt, zu dem ſie 
entweder ordnungsmäßig geladen worden iſt oder bei dem, wie z. B. bei verkündeten 
Terminen (8 218), eine Ladung nicht erforderlich war. Als nicht erſchienen muß in 
einem Verfahren mit Anwaltszwang (8 78 ZPO) auch die Partei gelten, die allein 
ohne Mitwirkung eines Anwalts auftritt. Ferner gilt nach S 333 3PO auch Die- 
jenige Partei als nicht erſchienen, die zwar im Termin körperlich anweſend iſt, aber 
nicht verhandelt. Ein Nichtverhandeln in dieſem Sinne liegt jedoch nur vor, wenn 
ſich die Partei an der Verhandlung überhaupt nicht beteiligt, insbeſondere keine An- 
träge ſtellt. Ein nur unvollſtändiges Verhandeln, vor allem der Amſtand, daß ſich Di: 
Partei über Tatſachen, Arkunden oder Anträge auf Parteivernehmung nicht erklärt 
ſtellt eine Partei einer völlig ausgebliebenen nicht gleich (S 334). Die Wirkung eine 
derartigen Verhaltens iſt vielmehr anderweitig geregelt wie z. B. im S 138 Abſ. 3. 


Die Verſäumnisfolgen find verſchieden, je nachdem es ſich um das Ausbleiben d 
Klägers oder des Beklagten handelt. Bleibt der Kläger aus, ſo iſt, ohne d 
die ſachliche Berechtigung feines Anſpruchs geprüft werden kann, auf Antrag des 2 
klagten ohne weiteres das Verfäumnisurteil dahin zu erlaſſen, daß der Kläger 
der Klage abgewieſen wird. Dieſe Abweifung bedeutet nicht nur eine forn 
Zurückweifung des Klageantrags, fo daß der Kläger in der Lage wäre, ſpäter 
neue Klage des gleichen Inhalts zu erheben, ſondern eine Sachabweiſung. 2 
alfo das Verſäumnisurteil rechtskräftig, jo iſt dem Kläger fein Anſpruch enda: 
ſachlich abgeſprochen. Eine Ausnahme fieht das Geſetz nur aus beſonderen Grü 
84) Zum Schutze des gutgläubigen Erwerbers, d.h. des Erwerbers, der von der N. 
hängigkeit nichts wußte, iſt jedoch eine entſprechende Anwendun 


8 der zum Schutz 
läubigen Erwerbs im bürgerlichen Recht enthaltenen Vorſchriften vorgefeben ( 
bf. 2 und 3 3PO). 
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für die Ehenichtigkeitsklage vor, weil dieſes Verfahren der Dispoſition der Parteien 
vollſtändig entzogen if. Das Verſäumnisurteil ergeht hier dahin, daß die Klage 
als zurückgenommen gilt (8 635 ZPO). 

Da die Verſäumnisentſcheidung gegen den Kläger ſomit im Regelfalle ein Sachurteil 
Darftellt, hat das Gericht vor ihrer Erlaſſung das⸗ Vorliegen der ſogenannten Prozeßvoraus⸗ 
ſetzungen zu prüfen. Bei ihrem Fehlen wäre die Klage nicht ſachlich, ſondern wegen 
Tehlens der Prozeßvorausſetzung, z. B. wegen Anzuläſſigkeit des Rechtswegs oder wegen 
Anzuſtändigkeit des Gerichts, abzuweiſen.“) 

Bleibt der Beklagte im Termin zur mündlichen Verhandlung aus, fo iſt er auf 
Antrag des Klägers wegen ſeiner Säumnis nicht ohne weiteres nach dem Klageantrag 
zu verurteilen. Seine Säumnis hat vielmehr nur die Folge, daß die vom Kläger 
aufgeſtellten tatſächlichen Behauptungen als vom Beklagten zugeſtanden gelten. Das 
Gericht muß alſo die rechtliche Schlüſſigkeit der Behauptungen des Klägers prüfen 
und kann nur, wenn es dieſe Frage bejaht, den Beklagten dem Klageantrag ent- 
ſprechend verurteilen. Iſt dagegen das Gericht der Meinung, daß die Behauptungen 
des Klägers den Klageantrag nicht rechtfertigen können, fo iſt trotz der Säumnis des 
Beklagten der Kläger mit feiner Klage abzuweiſen. Eine ſolche klageabweiſende Ent- 
ſcheidung, die nicht zuungunſten des ſäumigen Beklagten und nicht infolge ſeiner 
Säumnis erlaſſen wird, iſt kein Verſäumnisurteil, ſondern eine kontradiktoriſche 
Entſcheidung (ſogenanntes einſeitig kontradiktoriſches Arteil). Dieſes Urteil unter 
liegt wie alle kontradiktoriſchen Arteile den gewöhnlichen Rechtsmitteln. Daß nicht 
nur bei ſachlicher Anſchlüſſigkeit des Klagevorbringens, ſondern auch bei Unzuläflig- 
keit des Rechtswegs, Anzuſtändigkeit des Gerichts und einem ſonſtigen Fehlen von 
Prozeßvorausſetzungen auf Klageabweiſung (wenn auch nicht auf ſachliche Ab- 
weiſung) zu erkennen iſt, und daß auch eine ſolche Klageabweiſung ein l(einſeitig) 
kontradiktoriſches Arteil darſtellt, iſt allgemein anerkannt. 


Da, wie ſchon erwähnt wurde, von einer Verſäumnis im eigentlichen Sinne nur bei 
der ordnungsmäßig geladenen Partei oder in den Fällen, in denen es einer Ladung 
nicht bedurfte, geſprochen werden kann, iſt der Antrag auf Erlaſſung eines Ver⸗ 
ſäumnisurteils zurückzuweiſen, wenn es an der ordnungsmäßigen Ladung fehlt (8 335 
Abſ. 1 Nr. 2). Da ferner die Fiktion, daß beim Ausbleiben des Beklagten die 
Behauptungen des Klägers als zugeſtanden gelten, vorausſetzt, daß der Beklagte 
durch Zuſtellung der Klage oder eines anderen Schriftſatzes von jenen Behauptungen 
Kenntnis erhalten hat, iſt der Antrag auf Erlaſſung des Verſäumnisurteils ferner 
auch zurückzuweiſen, wenn der nicht erſchienenen Partei ein erhebliches, tatſächliches, 
mündliches Vorbringen ihres Gegners oder ein Antrag nicht rechtzeitig mittels 
Schriftſatzes mitgeteilt war (8 335 Abſ. 1 Nr. 3). Wird fo der Antrag auf Erlaſſung 
des Verſäumnisurteils zurückgewieſen, ſo iſt die ausgebliebene Partei zum neuen 
Termin zu laden.) 


An und für ſich wird bei der Erlaſſung des Verſäumnisurteils nicht näher geprüft, ob die 
ausgebliebene Partei verſchuldet oder unverſchuldet nicht erſchienen war. Iſt aber für das 
Gericht die Möglichkeit naheliegend, daß die Partei durch Naturereigniſſe oder andere 
unabwendbare Zufälle am Erſcheinen verhindert worden iſt, dann kann es von Amts wegen die 
Verhandlung über den Antrag auf Erlaſſung des Verſäumnisurteils vertagen (8 337 ZPO). 


88) Handelt es ſich nicht um eine ausſchließliche e und betrifft der Rechtsſtreit 
einen vermögensrechtlichen Anſpruch, ſo kann das ſachlich den un abweiſende Ver- 
ſäumnisurteil auch dann ergehen, wenn das Gericht an fih für die Klage nicht zuftändig 
wäre. Denn in dieſem Falle iſt ja eine Vereinbarung der Parteien über die Zuſtändigkeit 
möglich, und nach 839 3 O iſt eine ſtillſchweigende Vereinbarung anzunehmen, wenn der 
Beklagte, ohne die Anzuſtändigkeit geltend zu machen, zur Hauptſache mündlich verhandelt 
hat, und die Stellung des Verſäumnisantrags ſeitens des Beklagten muß als Verhandeln 
zur Hauptſache angeſehen werden, ſo daß mit der Stellung dieſes Antrags die Zuſtändigkeit 
des an ſich unzuſtändigen Gerichts begründet ſein würde. 


6) Wegen der Anfechtung des Zurückweiſungsbeſchluſſes vgl. §S 336 ZPO. 
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Gegen das Verſäumnisurteil ſteht der ausgebliebenen 
Partei nach S 338 der Einſpruch zu. Er iſt an eine Notfriſt von zwei 
Wochen geknüpft, die mit der Zuſtellung des Verſäumnisurteils beginnt (§ 339 Abs.! 
— im Ausnahmefall des $ 339 Abſ. 2 3 PO Beſtimmung durch das Gericht). Der 
eee 1 der Schriftform und in Anwaltsprozeſſen dem N l 


br zu 85 erkennen laſſen. 


Während die Klageſchrift im Anwaltsprozeß im Parteibetriebe zugeſtellt wird, gelten für 
die Einſpruchsſchrift abweichende Vorſchriften. Das Gericht beraumt den Termin zur mind 
lichen Verhandlung über den Einſpruch und die weitere Verhandlung zur Hauptſache von 
Amts wegen an und gibt ihn den Parteien bekannt. Gleichzeitig wird auch die Einſpruchs⸗ 
ſchrift der Gegenpartei von Amts wegen zugeſtellt (§ 340 a). Die Zuläſſigkeit des Einſpruchs, 
insbeſondere auch die Wahrung der Form und Friſt, hat das Gericht von Amts wegen zu 
prüfen. Es kann aber, wenn es den Einſpruch für unzuläſſig erachtet, ihn nicht etwa alsdald 
im Beſchlußwege zurückweiſen, ſondern über die Zuläſſigkeit des Einſpruchs nur in der auf 
die Einſpruchsſchrift hin anzuberaumenden mündlichen Verhandlung erkennen. 


Iſt der Einſpruch zuläſſig, ſo werden damit die Wirkungen der Verſäumnis reſtlos 
beſeitigt. Der Prozeß wird nach §S 342 ZPO in die Lage zurückverſetzt, in der er ic 
vor dem Eintritt der Verſäumnis befand. Das bedeutet für das vorhin erwähnte 
Beiſpiel, in dem der vor einem unzuſtändigen Gericht Verklagte gegen den aus: 
gebliebenen Kläger ein Verſäumnisurteil auf Klageabweiſung erwirkt hat, daß der 
Verklagte nunmehr, wenn der Kläger Einſpruch eingelegt hatte, in der neuen Ver. 
handlung noch die Einrede der Anzuſtändigkeit des Gerichts erheben kann, weil durch 
den Einſpruch auch die zuſtändigkeitsbegründende Wirkung feines Antrags auf Ver. 
ſäumnisurteil ($ 39 ZPO) beſeitigt iſt. \ 


Kommt das Gericht bei der auf den Einſpruch folgenden ſtreitigen Verhandlung zu 
dem Ergebnis, daß die im Verſäumnisurteil getroffene Entſcheidung ſachlich richtig 

iſt, ſo erkennt es auf Aufrechterhaltung des Verſäumnisurteils. Im umgekehrten 
Falle wird das Verſäumnisurteil in dem neuen Arteil des Gerichts aufgehoben und 
ſachlich anderweitig entſchieden ($ 343). Die durch die Verſäumnis veranlaßten 
Koſten ſind aber, wenn das Verſäumnisurteil in geſetzlicher Weiſe ergangen war, der 
ſäumigen Partei auch dann aufzuerlegen, wenn infolge des Einſpruchs zu ihren 
Gunſten abſchließend entſchieden worden iſt ($ 344). Bleibt die ſäumige Partei in 
dem auf ihren Einſpruch anberaumten Termin von neuem aus, jo ergeht gegen fie 
wiederum auf Antrag des Gegners ein Verſäumnisurteil. Dieſes Verſäumnisurteil 
iſt dahin zu faſſen, daß der Einſpruch verworfen wird. Gegen ein derartiges Go— 
genanntes zweites) Verſäumnisurteil ift ein Einſpruch nicht mehr möglich; doch daun 
die ausgebliebene Partei, wenn fie dartun kann, daß der Fall der Verſäumnis nich 
vorgelegen habe, z. B. ſie zum Termin nicht geladen oder durch einen unabwendbare 
Zufall am Erſcheinen verhindert war (§ 337), gegen das zweite Verſäumnisurteil d 
Berufung einlegen ($ 513 Abſ. 2 ZPO). Ein zweites Verſäumnisurteil kommt au 
dann in Frage, wenn der erſte auf den Einſpruch hin anberaumte Termin nicht 
einer Verhandlung geführt, ſondern vertagt worden iſt und in dieſem weiteren Tern 
die Partei, die den Einſpruch eingelegt hatte, von neuem ausbleibt. 


Die Zuläſſigkeit des Einſpruchs gegen ein Verſäumnisurteil iſt unabhängig davon. 

welchen Gründen die ſäumige Partei im Termin ausgeblieben if. Der Einſpruch ſtebt 

halb einer Partei auch dann zu, wenn fie mutwillig den Termin verſäumt. Sniolged 
bietet die Einrichtung des Verſäumnisurteils die Möglichkeit zu einer Verſchleppung 
Prozeſſen. Am hier der erſchienenen Partei die Möglichkeit zu verſchaffen, auch beim 
bleiben der anderen eine die Inſtanz abſchließende Entſcheidung zu erlangen, bat ibı 
durch die Prozeßnovelle von 1924 eingeführte S 331 a das Recht gegeben, ſtatt eines 

ſäumnisurteils eine Entſcheidung nach Lage der Akten zu beantragen. Für dieſe Entſchei 
gelten die ſchon erörterten Grundſätze des §S 25la, der den Fall des Ausbleibens b 
Parteien betrifft, entſprechend. 
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Insbeſondere kann danach das Gericht ein Urteil als Aktenlageentſcheidung nur fällen, wenn 
die Streitſache unter den Parteien vorher ſchon einmal mündlich verhandelt war; und es 
tann das Arteil auch nicht ſofort, ſondern nur in einem beſonderen Verkündungstermin 
erlaſſen, bis zu welchem die ausgebliebene Partei die Möglichkeit hat, ihr Ausbleiben zu 
ent ſchuldigen und eine erneute Verhandlung zu beantragen. Zu beachten iſt hierbei, daß die 
Aktenlageentſcheidung eine rein kontradiktoriſche Entſcheidung iſt, alſo nicht mit der Fiktion 
arbeiten kann, daß im Ausbleiben des Beklagten ein Zugeſtändnis der Behauptungen des 
Gegners zu erblicken iſt. Bei der Aktenlageentſcheidung iſt nicht nur, wenn eine frühere 
ſtreitige Verhandlung ftattgefunden hat, deren Ergebnis zu berückſichtigen, ſondern es 
können auch die in der Zwiſchenzeit von den Parteien gewechſelten Schriftſätze der Ent⸗ 
ſcheidung ebenſo zugrunde gelegt werden, wie wenn fie Gegenſtand der mündlichen Verhand- 
lung geworden wären. Hier liegt alſo eine Ausnahme von dem ſonſt den Prozeß beberr- 
ſchenden Mündlichkeitsgrundſatz vor. Die an ſich nur vorbereitenden Schriftſätze gewinnen, 
ſoweit fie bei der Aktenlageentſcheidung zu berückſichtigen find, den Charakter beſtimmender 
Schriftſätze. Die in ſolchen Schriftſätzen enthaltenen Behauptungen der Parteien können 
aber, da bei einem Aktenlageverfahren die Grundſätze der kontradiktoriſchen Verhandlung 
anzuwenden find, ſoweit fie erheblich find, nur dann zum Gegenſtand der Entſcheidung 
gemacht werden, wenn eine ausdrückliche Erklärung des Gegners darüber vorliegt, oder 
aus feinen ſonſtigen Erklärungen entnommen werden kann, welche Stellung er zu den frag- 
lichen Behauptungen einnehmen will. Ergibt ſich danach, daß eine Behauptung beſtritten 
iſt, ſo kann ſie als Grundlage eines Arteils nur verwertet werden, wenn ſich ihre Richtigkeit 
aus dem im Laufe des Verfahrens erwachſenen Beweismaterial ergibt,“) da, wie ſchon 
mehrfach erwähnt, aus dem Ausbleiben der einen Partei allein auf ein Zugeſtändnis nicht 
geſchloſſen werden kann. Würde aber auf den Schriftſatz einer Partei, in dem eine Reihe 
von Behauptungen aufgeftellt iſt, eine Antwort des Gegners eingegangen ſein und wären 
in dieſer Antwort einzelne der Behauptungen unbeſtritten geblieben, ſo würde hier der 
§ 138 Abſ. 3 3PO entſprechend anzuwenden fein, d. h. das Schweigen der einen Partei über 
Behauptungen des Gegners innerhalb eines Schriftſatzes wird ebenſo zu werten ſein, als 


wenn fie in der mündlichen Verhandlung zu dieſen Behauptungen keine Erklärung ab- 
gegeben hätte. 


Da das nach Lage der Akten ergehende Arteil nach alledem ein kontradiktoriſches Arteil iſt, 


unterliegt es nicht dem Einſpruch, ſondern den gewöhnlichen Rechtsmitteln und beendet 
infolgedeſſen die Inſtanz endgültig. 


12. Beweisverfahren 
A. Beweislaſt 


Anter Beweislaſt verſteht man die aus der unſer Prozeßrecht grundſätzlich beherr⸗ 
ſchenden Verhandlungsmaxime“) ſich ergebende verfahrensrechtliche Notwendigkeit, 
daß jede Partei für die beweisbedürftigen Behauptungen, die notwendig ſind, um 
ihre Anſprüche oder die von ihr gegen Anſprüche des Gegners erhobenen Einwen- 
dungen zu begründen, den Beweis anzutreten hat, wenn ſie nicht die Zurückweiſung 
ihrer Anſprüche oder Einwendungen gewärtigen will.“) 


7) Andernfalls kann die Aktenlageentſcheidung nur in einem Beweisbeſchluß beſtehen. 


46) In einem Verfahren, in dem die Verhandlungsmaxime teilweiſe verlaſſen iſt, wie z. B. 
in Eheſachen, können deshalb unter Amſtänden auch Beweiſe von Amts wegen erhoben 


werden, die von der Partei, zu deren Gunſten fie wirken, nicht angetreten find (val. 
8622 ZPO). 


5%) Wer z. B. aus einem Kaufvertrag auf Zahlung des Kaufpreiſes klagt, muß den Abſchluß 
des Vertrags einſchließlich der Preisvereinbarung beweiſen, 1 er Beklagte beweis · 
pflichtig iſt, wenn er behauptet, den Kaufpreis ſchon gezahlt zu haben oder wegen Mangel- 
haſtigkeit der Ware die Einrede der Wandlung erhebt. Trägt Jedoch der Beklagte ſelbſtändige 
Behauptungen nur vor, um das Beſtreiten der Klagebehauptung näher zu begründen, 
behauptet z. V. der aus einem Kaufvertrag Verklagte, er habe den in Frage kommenden 
Gegenſtand lediglich geliehen, oder erklärt der aus einem Darlehen Verklagte, die in Frage 
ſtehende Geldſumme ſei ihm geſchenkt worden, fo handelt es ſich hierbei nicht um vom 


a zu beweiſende Einwendungen, ſondern nur um ein fubftantiiertes Beſtreiten eines 
vom Kläger zu beweiſenden Tatbeſtandes. 
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Des Beweiſes bedürfen nur rechtserhebliche Tatſachen, da rechtlich unerdeblide 
Behauptungen vom Gericht nicht zu berückſichtigen find. Ferner find beweisbedürſtig 
nur Behauptungen, die der Gegner beſtreitet, da das Gericht nach dem ſchon 
erörterten 8 288 ZPO die Behauptung einer Partei, die ihr Gegner zugeſtanden hat, 
nicht nachzuprüfen hat.“) Dem Geſtändnis ſteht es, wie ebenfalls bereits erwähm 
wurde, in der Wirkung gleich, wenn ſich eine Partei auf eine tatſächliche Behauptung 
ihres Gegners überhaupt nicht erklärt (8 138 Abſ. 3 ZPO). Nicht beweisbedürftig 
find ferner Tatſachen, die beim Gericht offenkundig find (8 291 3PO) ) Ferner 
iſt eine Partei des Beweiſes für ſolche Tatſachen enthoben, für die das Geſetz eine 
Vermutung aufftellt, wie z. B. das Bürgerliche Geſetzbuch in verſchiedenen Vor ⸗ 
ſchriften (Beiſpiele 88 18, 19, 891, 1006, 1362 uſw.). Gegen eine ſolche geſetzliche Ver. 
mutung iſt jedoch der Gegenpartei der Gegenbeweis vorbehalten. 


Grundſätzlich beſchränkt ſich die Beweispflicht der Parteien auf tatſächliche Amſtände, 
da es Aufgabe des Gerichts iſt, das Recht zu kennen. Dies gilt jedoch nicht für au 
ländiſches Recht und Gewohnheitsrecht, wenn dieſes in einem Einzelfall in einen 
Prozeß anzuwenden iſt (8 293 ZPO). 


Für Beweismittel gilt ebenſo wie für tatſächliche Behauptungen der Grundſatz, daß | & 
fie an ſich jederzeit bis zum Schluß derjenigen mündlichen Verhandlung, auf die das | «: 
Arteil ergeht, geltend gemacht werden können. Aber auch hier find zur Vermeidung | 
von Prozeßverſchleppungen dem Gericht die gleichen Möglichkeiten wie bei tatlät- | x 
lichen Behauptungen gegeben, böswillig oder nachläſſig verſpätetes Beweisvort⸗ :: 
bringen zurückzuweiſen (8 283 Abſ. 2 3PO). \ 


Nach Abſchluß der Beweiserhebung iſt den Parteien Gelegenheit zu geben, über das 
Ergebnis der Beweisaufnahme unter Darlegung des Streitverhältniſſes zu ver- 
handeln (8 285 3PO). Hierbei handelt es ſich nicht um eine bloße Förmlichteit, 
ſondern um einen Ausfluß des Grundſatzes des rechtlichen Gehörs der Partei. Ein 
Verſtoß des Gerichts gegen dieſe Vorſchriſt würde deshalb einen weſentlichen Ver. 
fahrensmangel bedeuten. 


Für die Würdigung der Beweisergebniſſe gilt jetzt im Zivilprozeßrecht ganı 
allgemein der Grundſatz der freien Beweiswürdigung. Das Gericht Hat alſo unter 
Berückſichtigung des geſamten Inhalts der Verhandlung und des Ergebniſſes etwa 
erhobener Beweiſe nach ſeiner freien Aberzeugung darüber zu entſcheiden, ob es eine 
tatſächliche Behauptung für wahr oder für nicht wahr erachtet (8 286 3PO). Mi 
in allen Fällen bedarf das Gericht zur Bildung feiner Überzeugung einer reftloic: 
Aufklärung des ftreitigen Sachverhalts durch Beweiserhebung. Handelt es dich 8. T 
darum, ob ein Schaden entſtanden iſt und wie hoch er ſich beläuft, ſo entſcheidet bie 
über das Gericht unter Würdigung aller Amſtände nach freier Aberzeugung, und 
bleibt feinem Ermeſſen überlaſſen, ob und wieweit es Beweisanträgen ſtattgibt or 
von ſich aus die Begutachtung durch Sachverſtändige anordnet. Das Gericht d 
auch den Beweisführer über Entſtehung und Höhe des Schadens vernehmen und 
Ergebnis dieſer Vernehmung bei feiner Entſcheidung verwerten. Der gleiche Gre 
ſatz kann auch bei anderen vermögensrechtlichen Streitigkeiten Anwendung fin 
ſoweit unter den Parteien die Höhe einer Forderung ſtreitig iſt und die vollitär 
Aufklärung aller hierfür maßgebenden Amſtände mit Schwierigkeiten verdunde 
die zur Bedeutung des ſtreitigen Teils der Forderung in feinem Verbältnis 
($ 287 ZPO). | 


%) Ausnahmen gelten, da auch dieſe Regel ein Ausjluß der Verhandlungsmaxime i 
ſchon mehrfach erwähnt wurde, im Eheverfahren (S617 3PO). 

i) Sei es, daß dieſe Tatſachen allgemein bekannt find, ſei es, daß fie etwa aus a 
Prozeſſen zur Kenntnis des Gerichts gelangt find. Eine Kenntnis, die einzelne 
in ihrem Privatleben gewonnen haben, wenn z. B. ein Richter zufällig Zeuge des ftr. 
Vorgangs geweſen iſt, ſällt nicht unter § 291 ZPO. 
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B. Durchführung der Beweisaufnahme 
a) Allgemeine Vorſchriften 


Die Beweiserhebung der geltenden Zivilprozeßordnung iſt beherrſcht von dem 
Srundſatz der Anmittelbarkeit, d. h. von dem Gedanken, daß möglichſt auch die 
Berveiserhebung vor dem voll beſetzten Prozeßgericht, das über das Ergebnis der 
Berveisaufnahme zu befinden hat, ſtattfinden müſſe. Nur in beſonders vorgeſehenen 
u Snahmefällen, wie z. B. in den Fällen des § 372 Abſ. 2, 8 375, kann die Beweis- 
aufnahme einem Mitglied des Prozeßgerichts (beauftragten Richter) oder einem 
anderen Gericht (erſuchten Richter) übertragen werden (8 355 ZPO). Ferner iſt das 
Seſetz beherrſcht von dem Grundſatz der Konzentrierung des Verfahrens, alſo von 
Dem Gedanken, daß tunlichſt die Beweiserhebung ſich unmittelbar an den Parteivor - 
trag anſchließen und ihr ſelbſt die Verhandlung über die Beweisaufnahme und die 
Erttſcheidung folgen ſoll, weil nur fo die Vorzüge der Anmittelbarkeit des Verfahrens 
Zur vollen Auswirkung gelangen, vor allen Dingen in dieſer Weiſe das Gericht den 
lebendigſten Eindruck von dem Sachverhalt gewinnt (8 357 a 3PO). Gerade um dieſe 
STonzentrierung des Verfahrens zu erreichen, find dem Vorſitzenden des Gerichts die 
ſchon erörterten Möglichkeiten der Vorbereitung der Verhandlung gegeben, zu denen 
auch die Möglichkeit, Beweismittel zur Verhandlung bereitzuſtellen, gehört. Auch das 
Verfahren vor dem Einzelrichter verfolgt den Zweck, zu erreichen, daß bei der vor 
Dem Prozeßgericht ſtattfindenden Hauptverhandlung ſämtliche zur Entſcheidung 
mötigen Beweismittel einſchließlich von Zeugen und Sachverſtändigen bereitgeſtellt 
werden können. Die ſtrenge Durchführung dieſer Grundſätze iſt die notwendige Vor 
ausſetzung für einen jedem beteiligten Volksgenoſſen verſtändlichen, gerecht und wirt. 

Lichleitsnahe verlaufenden Prozeß. . 

Eines beſonderen Beweisbeſchluſſes, deſſen Inhalt im 8 359 ZPO näher angegeben 
iſt, bedarf es nur, wenn die Beweisaufnahme, z. B. weil es nicht gelungen iſt, die 
Beweismittel zum Verhandlungstermin bereitzuſtellen, ein beſonderes Verfahren 
nötig macht (8 358 ZPO) (Wegen der Möglichkeit der Anderung des Beweis- 
Heſchluſſes ohne mündliche Verhandlung vgl. 8 360 ZPO und wegen der Beweis 
erhebung im Ausland vgl. 88 363, 364 ZPO.) 

Aus dem Grundſatz des rechtlichen Gehörs folgt, daß die Parteien das Recht haben, der 
Beweisaufnahme beizuwohnen (8357 ZPO) Gleichwohl kann nach 8367 ZPO, wenn die 
Parteien von dieſem Recht keinen Gebrauch machen, die Beweiserhebung ohne ihre An- 
weſenheit durchgeführt werden. In einem ſolche Falle kann nur in den Grenzen des 8367 
Abſ. 2 eine Wiederholung der Beweisaufnahme oder ihre nachträgliche Ergänzung erfolgen. 
Ift zur Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht ein beſonderer Termin beffimmt, fo gilt 
dieſer Termin ohne weiteres zugleich auch zur Fortſetzung der mündlichen Verhandlung (§ 370), 
ſo daß eine Partei als ſäumig behandelt werden muß, wenn ſie bis zum Schluß der Beweis⸗ 
erhebung nicht erſchienen iſt. 


b) Die einzelnen Beweismittel 
a) Beweis durch Augenſchein 


Anter Augenſcheinsbeweis verſteht man diejenige Beweiserhebung, bei der ſich das 
Gericht durch unmittelbare ſinnliche Wahrnehmung von dem Sachverhalt überzeugen 
ſoll. Es braucht ſich dabei nicht immer um Wahrnehmung mittels der Augen zu 
handeln, wie z. B., wenn der äußere Zuſtand einer Baulichkeit oder eines Wohn⸗ 
raumes feſtgeſtellt werden ſoll, ſondern auch andere Sinneswahrnehmungen gehören 
hierher; z. B. unmittelbare Wahrnehmung von Geräuſchen oder Gerüchen, derent⸗ 
wegen ein Streit zwiſchen Nachbarn geführt wird. Das Gericht kann bei der Ein- 
nahme des Augenſcheins von Amts wegen Sachverſtändige hinzuziehen. Der Augen- 
ſcheinsbeweis gehört auch zu denjenigen Beweiſen, die das Gericht nach freiem 
Ermeſſen einem ſeiner Mitglieder oder einem erſuchten Richter übertragen kann 
($ 372 Abſ. 2). Zur Antretung des Beweiſes durch Augenſchein genügt es, daß die 
beweisführende Partei die Tatſachen angibt, die zu beweiſen find, und den Gegen- 
ſtand des Augenſcheins bezeichnet. 
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83) ZBeugenbeweis 


Rechtsſtreit unmittelbar beteiligt find und dutch Wiedergabe dat. 
ſächlicher Beobachtungen zur Aufklärung des Sachverhalts beitragen können. Tie . 
Parteien ſelbſt können daher niemals Zeugen fein, aber ebenſowenig ihre geſetzlichn 
Vertreter. Ihre Wiſſenſchaft kann nur auf dem Wege der ſpäter noch zu erörternden 
Parteivernehmung für die Sachaufklärung nutzbar gemacht werden. Andererſeits 
unterſcheidet ſich der Zeuge vom Sachverſtändigen dadurch, daß 
er nur tatſächliche Wahrnehmungen wiederzugeben hat, während der Sahveritändia: 
ein aus tatſächlichen Wahrnehmungen gewonnenes Arteil dem Gericht übermittelt. 
Ein Mittelding iſt der ſogenannte ſachverſtändige Zeuge, d. h. ein Zeuge, der an sid 
zwar tatſächliche Wahrnehmungen vermittelt, der aber, um ſolche Wahrnehmungen 
machen zu können, einer beſonderen Sachkunde bedarf (8 414 IPOD). 

aa) Zur Antretung des Zeugenbeweiſes iſt erforderlich, daß die Partei 
die Tatſachen, über die der Zeuge vernommen werden ſoll, und die Perſon und 
Adreſſe des Zeugen bezeichnet ($ 373). 

Für die Zeugenvernehmung, bei der es in den meiſten Fällen nicht nur darauf ankommt, den 
Inhalt der Ausſage feſtzuſtellen, ſondern zur Prüfung ihrer Glaubwürdigkeit das ganze 
Verhalten des Zeugen bei feiner Vernehmung zu beobachten, iſt die Anmittelbarkeit von 
ganz beſonderer Bedeutung. Das Prozeßgericht darf deshalb die Vernehmung von Zeugen 
einem beauftragten oder erſuchten Richter nur in wenigen Ausnahmefällen überlaſſen 


(8 375 3PO). \ 


BB) Die Ladung der Zeugen veranlaßt nach näherer Vorſchrift des S 377 
das Gericht von Amts wegen. f 
yy) Zeugnispflicht. Grundſätzlich iſt jeder ordnungsmäßig geladene Zeuge \ 
verpflichtet, der Ladung Folge zu leiſten. Tut er es nicht, fo wird er von Amts 
wegen nach näherer Vorſchrift der SS 380, 381 in Ordnungsſtrafe genommen. Aud \ 
kann im Falle wiederholten Ausbleibens feine zwangsweiſe Vorführung angeordnet 
werden. 

Von dieſer Zeugnispflicht gelten indeſſen verſchiedene Ausnahmen. Oſſentliche 
Beamte dürfen über Amſtände, auf die ſich ihre Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit bezicht. 
nur mit Genehmigung ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde als Zeugen vernommen werden (S 378. 
— Für Angehörige der Partei und ihrer Gliederungen hat das Geſetz vom 1. 12. 1936. R. 
Bl. 1 S. 994, nebſt Ausführungsverordnung vom 2. 12. 1936, RGBl. I S. 997, eine entſprechend: 
beſondere Regelung getroffen.) Für Mitglieder der Landesregierung bedarf es deren Zu- 
ſtimmung, ebenſo für Mitglieder der Reichsregierung der Zuſtimmung der RNeichsregier und 
Das Gericht hat vor der Vernehmung die Zuſtimmung einzuholen. Sie darf nur veriun 
werden, wenn die Ablegung des Zeugniſſes dem Wohl des Reichs oder eines deutſchen Lande 
Nachteile bereiten würde; doch iſt das Gericht nicht befugt, die Einhaltung dieſer Beſchrän 
kung nachzuprüfen. In dieſem Zuſammenhang ſei gleich erwähnt, daß für die Mitglied 
der Landesregierung und der Reichsregierung im S 382 noch vorgeſchrieben iſt, daß fie 
ihrem Amtsſitz oder, wenn fie ſich außerhalb des Amtsſitzes aufhalten, an ihrem Aufentbal 
orte zu vernehmen find (8 382 ZPO). 

Außerdem können verſchiedene Amſtände einen Zeugen 8 
Verweigerung feines Zeugniſſes berechtigen. In Betr 
kommen dabei zunächſt perſönliche Beziehungen zu den Parteien (der Verlobte ci 
Partei, der Ehegatte und die im 8 383 Nr. 3 bezeichneten nahen Verwandten). 
Einen weiteren Grund zur Zeugnisverweigerung kann nach 8 388 Nr. 4 und 5 die 
wendigkeit der Wahrung eines Amts- oder Beruſsgeheimniſſes bieten. Außerdem e 
die Zeugnisverweigerung für einzelne Fragen in Betracht, wenn der Zeuge durch 
Beantwortung entweder ſich ſelbſt oder nahe Angehörige einer unmittelbaren verm 
rechtlichen Schädigung oder einer ſtrafgerichtlichen Verfolgung ausſetzen würde, oder 
ihm oder einem der erwähnten nahen Angehörigen die Beantwortung der Frage zur 21 
gereichen würde; endlich kann der Zeuge auch die Auskunft über Fragen verweigern, d 
nicht würde beantworten können, ohne ein Kunſt⸗ oder Gewerbegeheimnis zu offen 
(8 384). Von dieſem Zeugnisverweigerungsrecht find aber im 83835 ZPO verſchiedene 
nahmen gemacht, von denen beſonders wichtig die iſt, daß ein Zeuge über diejenigen & 
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lungen, die er ſelbſt als Rechtsvorgänger oder Vertreter einer Partei vorgenommen haben 
ſoll, weder wegen ſeiner nahen Beziehungen zur Partei noch mit Rückſicht auf eine aus der 
Ausſage ihm drohende Vermögensſchädigung das Zeugnis verweigern darf. Das bedeutet 
8. B., daß eine Frau, die in Ausübung ihrer Schlüſſelgewalt mit Wirkſamkeit für ihren 
Mann eine Beſtellung gemacht hat, ihr Zeugnis nicht verweigern darf, wenn ſie im Prozeß 
über den Hergang bei dieſer Beſtellung Auskunft geben ſoll. Verweigert ein Zeuge ohne 
genügenden Grund fein Zeugnis oder bleibt er bei der Weigerung, auch nachdem der vor- 
geſchützte Grund in dem durch SS 386 bis 389 näher geregelten Verfahren für unerheblich 
erklärt iſt, ſo iſt er von Amts wegen in die durch die Weigerung verurſachten Koſten ſowie zu 
einer Ordnungsſtrafe zu verurteilen (8 390). Im Falle wiederholter Weigerung hat das Gericht 
auf Antrag einer Partei zur Erzwingung des Zeugniſſes die Haft anzuordnen. Die Haft 
darf jedoch die Dauer von ſechs Monaten nicht überſteigen und iſt ſchon früher zu beendigen, 


wenn der Prozeß in der Inſtanz vorher beendigt wird (§ 390 ZPO in Verbindung 
mit 8913), 


88) Im Gegenſatz zu dem Rechtszuſtand vor 1933 iſt im geltenden Recht die Beeidigung 
der Zeugen nicht mehr als Regel vorgeſchrieben. Sie findet vielmehr nur dann ſtatt, 
wenn das Gericht fie mit Nüdfiht auf die Bedeutung der Ausſage oder zur Herbeiführung 
einer wahrheitsgemäßen Erklärung für geboten erachtet. Aber auch in dieſem Fall unter · 
bleibt die Beeidigung, wenn die Parteien auf fie verzichten (§ 391 8PO). Anzuläſſig iſt 
jedoch die Beeidigung bei Perſonen, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder 
wegen mangelnder Verſtandesreife oder Verſtandesſchwäche von dem Weſen und der 
Bedeutung des Eides keine genügende Vorſtellung haben. Anzuläſſig iſt auch die Beeidigung 
von Perſonen, die nach ſtrafgeſetzlicher Beſtimmung (3. B. infolge Verurteilung wegen 
Meineids) unfähig find, als Zeugen eidlich vernommen zu werden (8 393). 


ze) Hergang der Vernehmung: Sind mehrere Zeugen zu vernehmen, fo iſt jeder 
einzeln und in Abweſenheit der ſpäter abzuhörenden Zeugen zu vernehmen. Jeder Zeuge 
wird vor Beginn der Vernehmung zur Wahrheit ermahnt und auf die Möglichkeit der 
Beeidigung und deren Bedeutung hingewieſen. Die Vernehmung beginnt dann damit, daß 
der Zeuge über feine perſönlichen Verhältniſſe befragt wird, ſoweit dieſe erheblich find, um 
feine Zeugnisfähigkeit, feine Beziehungen zu den Parteien und fein Intereſſe am Rechtsſtreit 
zu ermitteln; ſodann wird er veranlaßt, zur Sache ſelbſt ſich zuſammenhängend zu äußern. 
Erſt wenn der Zeuge feine Wiſſenſchaft zuſammenhängend dargeſtellt hat, werden zur Auf⸗ 
klärung und Vervollſtändigung der Ausſagen und zur Würdigung ihrer Richtigkeit Fragen 
an ihn geſtellt. Der Vorſitzende hat auch jedem Mitglied des Gerichts auf Verlangen zu 
geftatten, Fragen zu ſtellen. Auch find die Parteien berechtigt, dem Zeugen diejenigen Fragen 
vorlegen zu laſſen, die fie zur Aufklärung für dienlich erachten. Auch kann ihnen der Vor⸗ 
ſitzende geſtatten, und den fie vertretenden Anwälten muß er geſtatten, an den Zeugen 
unmittelbar Fragen zu richten (SS 396, 397 IPOD). In den im 8 377 Abſ. 3 und 4 auf- 


geſührten beſonderen Fällen kann ſich das Gericht, ſtatt den Zeugen mündlich zu hören, mit 
einer ſchriftlichen Auskunft begnügen. 


y) Sachverſtändigen beweis 


Den Beweis durch Sachverſtändige tritt eine Partei dadurch an, daß ſie die zu 
begutachtenden Punkte bezeichnet (§ 403). Die Auswahl der Sachverſtändigen iſt an 
ſich Sache des Gerichts. Doch bleibt es den Parteien unbenommen, Vorſchläge zu 
machen. Das Gericht iſt an dieſe Vorſchläge aber nur gebunden, wenn ſich beide 
Parteien über beſtimmte Perſonen als Sachverſtändige geeinigt haben (8 404 3PO). 
Da ſich der Sachverſtändige von den Zeugen inſofern unterſcheidet, als er nicht nur 
tatſächliche Wahrnehmungen mitzuteilen, ſondern ein Arteil über ſeine Wahrneh⸗ 
mung abzugeben hat, iſt im 8 406 vorgeſehen, daß ein Sachverſtändiger aus denſelben 
Gründen wie ein Richter abgelehnt werden kann. Die einzelnen Volksgenoſſen ſind 
auch nicht in dem gleichen Amfang wie zur Zeugnisausfage, ſondern nur in den aus 
8 407 SPD erſichtlichen Grenzen zur Abgabe eines Sachverſtändigengutachtens ver- 
pflichtet. Im übrigen gelten für die Vernehmung von Sachverſtändigen die Vor⸗ 
ſchriften über die Zeugenvernehmung entſprechend (8 402). 
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6) Beweis durch Arkunden 


Der Beweis durch Urkunden iſt von beſonderer Bedeutung. Er ift in den 88 415 fl. gran 
der Zivilprozeßordnung geregelt. Das Geſetz verſteht unter Arkunden die Schriſt. Nas 
ftüde, die kraft ihres gedanklichen Inhalts als Beweismittel in Betracht kommen. dich 
Man unterſcheidet hinſichtlich der Beweiswirkung zwiſchen öffentlichen und privaten 
Arkunden. 

aa) Offentliche Urkunden find nach 8415 diejenigen, die von einer öffent 
lichen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe oder von einer wit 
öffentlichem Glauben verſehenen Perſon (3. B. Notar) innerhalb des ihr zu 
gewieſenen Geſchäftskreiſes in der vorgeſchriebenen Form aufgenommen find. Solche 
öffentlichen Arkunden können einen verſchiedenen Inhalt haben. 


Sie können Erklärungen betreffen, die vor der Behörde oder der mit öffentlichen 
Glauben verſehenen Perſon abgegeben find, wie z. B. die notarielle Beurkundung 
eines Kaufvertrags. Eine derartige öffentliche Arkunde liefert den vollen Beweis 
des durch die Behörde oder die Arkundsperſon beurkundeten Vorgangs, jedoch mit 
der Möglichkeit des Gegenbeweiſes gemäß 8 415 Abſ. 2 ZPO. 


Ferner können öffentliche Arkunden eine amtliche Anordnung, Verfügung oder 
Entſcheidung zum Gegenſtande haben, wie z. B. die Ausfertigung eines Pfändung“ 
und Aberweiſungsbeſchluſſes. Solche Urkunden liefern den vollen Beweis, daß die 
in ihnen wiedergegebene Anordnung, Entſcheidung uſw. tatſächlich ergangen in 
(8 417 3PO). W 
Endlich können öffentlicpe Urkunden auch andere Zatfaen als von Parteien ab- | f. 
gegebene Erklärungen bezeugen, wie z. B. die Zuſtellungsurkunde eines Gerichts- 7 
vollziehers oder die Geburtsurkunde eines Standesamts. Solche Arkunden begründen N 


N, 
* 
0 


* 


vollen Beweis der darin bezeugten Tatſachen. Der Beweis ihrer Anrichtigkeit N 
indeſſen auläflig, ſofern nicht landesgeſetzliche Beſchränkungen beſtehen. 


BB) Privaturkunden. Privaturkunden begründen nach 8416 3PO, ſofern fie \ 
von den Ausſtellern unterſchrieben oder mittels gerichtlich oder notariell beglau 
bigten Handzeichens unterzeichnet find, vollen Beweis dafür, daß die darin ent ; 
haltenen Erklärungen von den Ausſtellern abgegeben find. 

Dieſe Beweiskraft folgt aus der Natur der Sache. Legt z. B. der Beklagte für die Klage 
forderung ein Empfangsbekenntnis des Klägers vor, das vom Kläger eigenhändig unter : 
ſchrieben iſt, fo iſt damit der Beweis geliefert, daß der Kläger ein ſolches Empſands 
bekenntnis abgegeben hat. Daraus folgt aber nicht in allen Fällen, daß die Schuld auf 
wirklich getilgt iſt. Es wäre z. B. möglich, daß der Kläger den Nachweis führt, er habe d 
Quittung lediglich in Erwartung des Eingangs der ihm in Ausſicht geſtellten Zoblu 
abgegeben, habe die Zahlung aber nicht erhalten.“) 

Zur Antretung des Arkund en beweiſes tft in der Regel die Vor“ 
der Arkunde erforderlich (8 420 ZPO) Es genügt alſo nicht, daß ſich der K 
lediglich auf die Arkunde beruft. Ausnahmen gelten nach der näheren Reg 
der SS 421 bis 432 für die Fälle, in denen ſich die Urkunde nicht in der 9 
Beweisführers, ſondern in der des Gegners oder eines Dritten befindet. B 
ſetzung für die Beweiskraft der Urkunde iſt in allen Fällen ihre Echtheit. 
begründet die Zivilprozeßordnung für Arkunden, die ſich nach Form und Inh 
von einer öffentlichen Behörde oder von einer mit öffentlichem Glauben verſj 
Perſon errichtet darſtellen, eine Vermutung der Echtheit (8 437 ZPO). A 
Echtheit einer Privaturkunde (8 439 ZPO) hat ih zunächſt der Gegne 
Beweisführers zu erklären. Gibt er keine Erklärung ab, ſo gilt die Echt 


) Dagegen läßt ne eine Quittung nicht einſach dadurch entkräften, daß der 
behauptet, er habe die Zahlung nicht erhalten, da ga eine Quitt un ohne Empf 
Der n auch zum Zwecke des Verzichts auf die Klageſorderun egeben werd 
Der Kläger atlo, der behauptet, an ein Empfangsbekenntnis nicht gebunden zu fe 
hierfür zwingende Gründe vorbringen und beweiſen. 


Beitrag 42 
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zugeſtanden. Beſtreitet er die Echtheit, ſo kann darüber mit allen geſetzlichen 
Beweismitteln, auch durch Parteivernehmung, Beweis erhoben werden (vgl. auch 8 441 


[Beweis durch Schriftvergleihung] und 8 440 Abſ. 2 wegen des Amfangs der Beweis⸗ 
pflicht). 


e) Beweis durch Parteivernehmung 


Der Beweis durch Parteivernehmung iſt an die Stelle des bis 1933 in Kraft 
geweſenen Beweiſes durch Eid getreten. 


Der Beweis durch Parteieid beſtand darin, daß die Partei, der der Eid auferlegt wurde, 


eine feft normierte Eidesformel zu beſchwören hatte. Wurde der Eid geleiſtet, fo galt, ohne 
daß das Gericht die Glaubwürdigkeit nachprüfen konnte, die beſchworene Tatſache als 
bewieſen. Wurde der Eid dagegen verweigert, ſo galt wiederum, ohne daß die Gründe der 
Eidesweigerung nachzuprüfen waren, das Gegenteil der in der Eidesformel enthaltenen 
Angaben als nachgewieſen. 


Dieſe formaliſtiſche Beweisregel, bei der die freie Beweiswürdigung des Gerichts 


Nausgeſchaltet wird, paßt nicht in ein Prozeßverſahren, in dem die Wahrheitspflicht 


der Parteien in den Vordergrund geſtellt wird, und die Aufgabe des Gerichts iſt, 
unter eigener Verantwortung den Sachverhalt möglichſt reſtlos aufzuklären. Deshalb 
find die neuen Vorſchriften über Parteivernehmung getroffen. Auch bei der Partei ⸗ 


vernehmung handelt es ſich um ein Beweismittel, das der beweispflichtigen Partei 


im die Hand gegeben iſt. Der Beweis durch Parteivernehmung wird deshalb nicht 
in der Weiſe angetreten, daß die beweispflichtige Partei ſich ſelbſt zur Vernehmung 
erbietet, ſondern nur dadurch, daß ſie über die von ihr zu beweiſende Tatſache die 
Vernehmung ihres Gegners beantragt (8445 ZPO, vgl. aber die Ausnahmen des 


8 447). Das Gericht kann jedoch — ähnlich wie nach dem früheren Eidesbeweisrecht 


* * 
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(8 475 ZPO alte Faſſung) die Auferlegung eines richterlichen Eides möglich war — 
ohne Antrag einer Partei und ohne Rückſicht auf die Beweislaſt, wenn das Ergebnis 
der Verhandlung und einer etwaigen ſonſtigen Beweisaufnahme nicht ausreicht, um 
ſeine Aberzeugung von der Wahrheit oder Anwahrheit einer Tatſache zu begründen, 
die Vernehmung einer Partei oder beider Parteien von ſich aus anordnen 
(8 448 3PO). 


Die Parteivernehmung ift im übrigen ein ſubſidiäres Beweismittel, 
d. h. es iſt nicht mit ihr zu beginnen, fondern fie findet erſt ſtatt, wenn der Beweis 
nicht mit anderen Mitteln geführt worden iſt. Solange alſo eine Partei ſich für 
von ihr zu beweiſende Tatſachen auf Urkunden, Zeugen oder ſonſtige Beweis- 
mittel beruft, ſind erſt dieſe Beweismittel zu erſchöpfen, ehe zur Parteivernehmung 
geſchritten wird. Da es im Weſen der Parteivernehmung liegt, daß die zu ver ⸗ 
nehmende Partei nicht mehr eine beſtimmte Formel nachzuſprechen hat, ſondern 
fih wie ein Zeuge im Zuſammenhang über den ſtreitigen Sachverhalt ausſpricht, 
find auf die Parteivernehmung gemäß 8 451 IPOD eine Reihe von Vorfchriften über 
den ZJeugenbeweis für anwendbar erklärt. Daraus ergibt ſich auch bereits der grund- 
legende Anterſchied zwiſchen der Parteivernehmung und der während der mündlichen 
Verhandlung ſtattfindenden perſönlichen Anhörung der Partei gemäß 8 141 ZPO. 
Denn die perſönliche Anhörung der Parteien dient der Klärung der Parteibehaup- 
tungen, es foll ermittelt werden, was eine Partei zur Stützung ihrer Anträge 
vorzubringen hat, während die Parteivernehmung der Wahrheitserforſchung dient, 
bei ihr iſt die Partei verpflichtet, ihre Kenntnis von einem beſtimmten Sachverhalt 
ebenſo objektiv wie ein Zeuge zuſammenhängend und erſchöpfend wiederzugeben. 
Eine Verpflichtung der Partei, ſich vernehmen zu laſſen, 
beſteht indeſſen nicht. Lehnt ſie die Vernehmung ab, ſo hat das Gericht 
unter Berückſichtigung der geſamten Sachlage, insbeſondere auch der Gründe der 
Weigerung, nach freier Aberzeugung zu entſcheiden, ob es die von dem Gegner der 
Partei behauptete Tatſache als erwieſen anſehen will oder nicht (S 446 ZPO). 
Ebenſo iſt vorzugehen, wenn eine Partei, die ſich anfangs zur Vernehmung bereit 


wenn fie vom Gericht angeordnet wird, verweigert (8 453 ZPO). Auch beim Aus 
bleiben der Partei im Vernehmungstermin tritt gemäß 8 454 3) eine freie 
Beweiswürdigung ein. Ahnlich wie beim Zeugenbeweis iſt auch beim Beweiſe durch 
Parteivernehmung die Beeidigung nicht die Regel. Das Gericht In 
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ordnet vielmehr die Beeidigung erſt an, wenn es dieſe zur Ermittlung der Wahrheit 
für erforderlich erachtet (5 452 ZPO) Wenn auch, abgeſehen von dem Falle, daß 
das Gericht von Amts wegen eine Parteivernehmung anordnet, nur eine Partei, 
nämlich der Gegner des Beweisführers zu vernehmen iſt, ſo kann doch das Gericht 
unter Zuhilfenahme des 8 448 ZPO jederzeit, wenn ihm dies zur Vervollſtändigung 
ſeiner Vorſtellung vom Verlauf der ſtreitigen Tatſachen erforderlich erſcheint, von 
ih aus die Vernehmung des Beweisführers ſelbſt anordnen. Werden in dieſer 
Weiſe beide Parteien vernommen, fo kann indeſſen die Beeidigung nur von einer 
Partei gefordert werden ($ 452 IPOD) In allen Fällen, in denen eine Partei über 5 
ſtreitige Tatſachen vernommen wird, hat das Gericht, mag es nun die Veeidigung 1 


der Ausſage gefordert haben oder nicht, das Beweisergebnis unter Berückſichtigung 
aller Amſtände frei zu würdigen. Es findet alſo nach keiner Richtung eine Bindung 
des Gerichtes ſtatt. 


g) Das Verfahren bei der Abnahme des Eides * 


Das Verfahren bei der Abnahme des Eides iſt, ſowohl was den Zeugeneid als auch was 
den Eid der Partei betrifft, in den 8S 478 bis 484 ZPO näher geregelt. Hervorzuheben 
iſt beſonders, daß vor der Eidesleiſtung der Schwurpflichtige auf die Bedeutung des Eides 5 
hinzuweiſen iſt, ferner daß ihm der Richter die Eidesformel“) mit den Eingangsworten: 
„Sie ſchwören bei Gott, dem Allmächtigen und Allwiſſenden“ vorſpricht und darauf der 
Schwurpflichtige nicht etwa die Eidesformel ſelbſt wiederholt, ſondern nur die Worte ſagt: \ 
„Ich ſchwöre es, fo wahr mir Gott helfe.” Ein Mitglied einer Religionsgeſellſchaft, der 
das Geſetz den Gebrauch gewiſſer Veteuerungsformeln an Stelle des Eides geſtattet, hat \ 
nach 8 484 die Möglichkeit, eine Erklärung unter der Beteuerungsformel dieſer Religions- 
geſellſchaft abzugeben. | 


13. Sicherung des Beweijes 


Es find Fälle denkbar, in denen die Beweisaufnahme zu ſpät kommen würde, wenn die 
Parteien warten müßten, bis ſie im gewöhnlichen Prozeßverfahren angeordnet werden kann. 
Man denke z. V. an den Fall, daß ſich in einem Haufe im Anſchluß an von dem 
Nachbarn vorgenommene Ausſchachtungsarbeiten Riſſe zeigen, die gur Verhütung weiterer 
Schäden alsbald ausgebeſſert werden müſſen. Würde hier die Beweiserhebung bis zur 
Durchführung des Prozeßverfahrens verſchoben, fo würde der vom Gericht beſtellte Sach- 
verſtändige den Zuſtand des Hauſes, wie er ſich nach Beendigung der Ausſchachtungs - 
arbeiten ergeben hatte, nicht mehr feſtſtellen können. Ahnliche Schwierigkeiten können fit 
ergeben, wenn ein ſehr wichtiger Zeuge plötzlich dauernd ins Ausland zu verreiſer 
beabsichtigt. Für ſolche Fälle iſt die Einrichtung der Sicherung des Beweiſes vorgeſeher 
die es ermöglichen ſoll, eine alsbaldige gerichtliche Beweisaufnahme in den hierzu geeignete 
Fällen herbeizuführen. 

Wenn auch der häufigſte Fall der Sicherung des Beweiſes der iſt, daß eine Beweiserhebu 
ſchon vor Beginn eines Rechtsſtreits erforderlich wird, fo kann doch auch im Verl 
eines Prozeſſes eine Beweiserhebung fo dringlich werden, daß bis zur ihrer Ermdglich ! 
im gewöhnlichen Verfahrensverlauf nicht gewartet werden kann. 


Das Verfahren zur Sicherung des Beweiſes beſchränkt ih auf die Fälle der 2 
nehmung von Zeugen und Sachverſtändigen und der Einnahme eines Augenſche 
Es iſt grundſätzlich in allen Fällen derartiger Beweiserhebung zuläſſig, wenn 
weder der Gegner zuſtimmt oder zu beſorgen iſt, daß das Beweismittel verloren 
ſeine Benutzung erſchwert werden wird. Ferner iſt auch ohne Vorliegen e 


6) Die Eidesformel geht beim Parteieid dahin, daß die Partei nach beſtem Wiſſcer 


reine Wahrheit geſagt und nichts verſchwiegen hat (8 452 2). In entſprechender 8 
iſt auch die Eidesformel für den Zeugeneid gefaßt (8 392 SPD). 
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ſolchen Dringlichkeitsfalles die Sicherung, des Beweiſes in den Fällen zuläſſig, 
wenn der gegenwärtige Zuſtand einer Sache feſtgeſtellt werden ſoll und der Antrag⸗ 
ſteller ein rechtliches Intereſſe an dieſer Feſtſtellung hat. Den Verlauf des Ver- 
fahrens und feine Wirkungen im einzelnen regeln die SS 487 bis 494 ZPO. 


14. Unterbrechung und Rusſetzung des Verfahrens 


In dem Beiſpiel, das den Erörterungen über die Klageſchrift zugrunde gelegt wurde, iſt 
angenommen, daß der Friſeur Anton Kräufler ſchon vor der Klageerhebung verſtorben war 
und deshalb die Klage von vornherein gegen ſeinen Sohn und Erben gerichtet wurde. Läge 
der Fall fo, daß erſt Anton Kräuſler verklagt wurde und dann während des Prozeſſes ſtarb, 
fo würden die Vorſchriften der SS 239 bis 250 zur Anwendung kommen. Danach tritt beim 
Tod einer Partei, wenn fie nicht durch einen Prozeß bevollmächtigten vertreten wird, die 
Anterbrechung des Verſahrens bis zur Aufnahme durch den Rechtsnachfolger ein ($ 239 
Abſ. 1). War die verſtorbene Partei durch einen Prozeßbevollmächtigten vertreten, jo hat 
das Prozeßgericht auf deſſen Antrag das Verfahren auszuſetzen (S 246). Das gleiche gilt beim 
Verluſt der Prozeßfähigkeit einer Partei, beim Tod ihres geſetzlichen Vertreters (8 241) 
und nach näherer Maßgabe des S 242 beim Streit zwiſchen einem Vorerben und einem 
Dritten über einen der Nacherbfolge unterliegenden Gegenſtand für den Fall des Eintritts 
der Nacherbfolge. Die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen einer Partei hat, 
wenn das Verfahren die Konkursmaſſe betrifft (S 240) ſtets die Anterbrechung des Ver⸗ 
fahrens zur Folge. Die Aufnahme des unterbrochenen oder ausgeſetzten Verfahrens regeln 
die SS 239, 241, 244, 246 (im Fall des Konkurſes SS 9, 11 KO) und 8 250 ZPO. Die 
Anterbrechung und Ausſetzung hat die Wirkung, daß der Lauf einer jeden Friſt aufhört und 
nach Beendigung der Anterbrechung oder Ausſetzung die volle Friſt von neuem zu laufen 
beginnt.“ a) Die während der Anterbrechung oder Ausſetzung von einer Partei in An⸗ 
ſehung der Hauptſache vorgenommenen Prozeßhandlungen, z. B. Ladungen, Anträge, find der 
anderen Partei gegenüber ohne rechtliche Wirkung. Tritt nach dem Schluß einer mündlichen 
Verhandlung eine Anterbrechung ein, jo wird die Verkündung der auf Grund dieſer Ver- 
handlung zu erlaſſenden Entſcheidung nicht gehindert (8 249). 


IV. Berfahren vor den Amtsgerichten 


Der Erörterung iſt bisher entſprechend der Anordnung des Geſetzes lediglich das 

Verfahren vor den Landgerichten zugrunde gelegt. Es bildet aber im 

praktiſchen Leben nicht die Regel; denn von ſämtlichen. 
anhängigen Rechtsſtreitigkeiten werden etwa "Yo vor dem 

Amtsgerichten verhandelt. Nur ein kleiner Bruchteil 

gelangt alſo zur landgerichtlichen Beurteilung. Der amts- 

gerichtliche Prozeß iſt als der eigentliche Volksprozeß gedacht, der darauf zu⸗ 
geſchnitten iſt, daß jede Partei ohne Zuhilfenahme eines Rechtsverſtändigen in der 
Lage iſt, ihre Angelegenheit unmittelbar vor dem Gericht zu vertreten. Deshalb iſt 
auch die Zuſtändigkeit zwiſchen Landgerichten und Amtsgerichten ſo abgegrenzt, 
daß grundſätzlich alle Angelegenheiten des täglichen Lebens und alle Sachen 
von geringerem Amfang und geringerer Schwierigkeit den Amtsgerichten zugewieſen 
werden, während die Sachen von größerer Bedeutung und Tragweite den Land- 
gerichten vorbehalten ſind. Dieſer Zweckbeſtimmung entſprechend bedarf es für den 
amtsgerichtlichen Prozeß ſehr erheblicher Abweichungen von dem auf Anwalts- 
beteiligung abgeſtellten landgerichtlichen Verfahren. Die Zivilprozeßordnung hat 
dem dadurch Rechnung getragen, daß fie in einem beſonderen Abſchnitt (§8 495 bis 
510 b) die Vorſchriften aufzählt, in denen der amtsgerichtliche Prozeß vom land- 
gerichtlichen abweicht, im übrigen aber auch auf den amtsgerichtlichen Prozeß die 
Grundſätze des landgerichtlichen für anwendbar erklärt Ss 495 3PO). Die 
Abweichungen ſind im weſentlichen folgende: 


da) Stirbt alfo der Beklagte, nachdem gegen ihn ein Verſäumnisurteil erlaſſen war, aber vor 
Ablauf der Einſpruchsfriſt, ſo läuft dieſe Friſt nicht weiter, ſondern beginnt, nachdem das 
Verfahren gemäß § 239 durch oder gegen den Rechtsnachfolger n iſt, von neuem 


zu laufen. 
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1. Da beim Amtsgericht, wie ſchon erwähnt wurde, ein Einzelrichter entſcheidet, 
fällt die Anterſcheidung der Befugniſſe des Vorfitzenden und des Gerichtes fort. 
Der Amtsrichter vereinigt vielmehr die Befugniſſe beider in einer Perſon. 


2. Da für das Verfahren kein Anwaltszwang gilt, kann jede Partei allein auftreten 
und Klagen ſowie vorbereitende Schriftſtücke ſelbſt anfertigen und einreichen. Cine 
Verpflichtung zur Einreichung vorbereitender Schriftſätze beſteht nicht (§ 129 Abſ. N. 
Es finden deshalb auch die Vorſchriften, die an die Anterlaſſung der ſchriftlichen Vor⸗ 
bereitung eines mündlichen Vorbringens Nachteile knüpſen, insbeſondere § 279 Abi. 2 
ZPO, im amtsgerichtlichen Verfahren keine Anwendung. Wie ſchon erwähnt wurde, 
kann ſich im amtsgerichtlichen Verfahren eine Partei, die nicht ſelbſt auftreten will, 
nach 8 79 im Redtsitreit außer durch einen Anwalt auch durch jede andere prozeß 
fähige Perſon als Bevollmächtigten vertreten laſſen. Dieſer Grundſatz erleidet aber 
eine Einſchränkung durch die Vorſchriften des 8 157, der verhindern will, daß die 
Rechtspflege und das Intereſſe der Parteien durch uneingeſchränkte Zulaſſung von 
Rechtskonſulenten im Verfahren beeinträchtigt werden. 8 157 ſchließt deshalb Bevoll⸗ 
mächtigte und Beiſtände, die die Beſorgung fremder Nechtsangelegenheiten geſchäfts⸗ 
mäßig betreiben und nicht Anwälte find, von der Vertretungsbefugnis in der münd- 0 
lichen Verhandlung aus.“) Eine Ausnahme von dieſer Ausſchließung geſchäfts⸗ de 
mäßiger Rechtsbeſorger von der Vertretung in der mündlichen Verhandlung gilt nur 8 
für diejenigen, denen durch eine Anordnung der Juſtizverwaltung das mündliche 1 
Verhandeln vor Gericht ausdrücklich geſtattet iſt.“) Da nach der jetzigen Faſſung des 

8 157 es nicht mehr im Belieben des Gerichtes ſteht, einen geſchäftsmäßigen Rechts ⸗ 
beſorger zur Vertretung einer Partei in der mündlichen Verhandlung zuzulaſſen, der 
Ausſchluß vielmehr, wenn feine Vorausſetzungen gegeben find, kraft Geſetzes eintritt, 

ſo kann das Amtsgericht, wenn eine Partei nicht erſcheint und lediglich durch einen 
nicht zugelaſſenen geſchäſtsmäßigen Rechtsbeſorger vertreten iſt, mit dieſem 
Vertreter nicht verhandeln, ſondern muß den Fall ſo beurteilen, als ob die nicht 
perſönlich erſchienene Partei überhaupt nicht vertreten wäre. Es kann alſo gegen 
eine ſolche Partei unter Amſtänden alsbald ein Verſäumnisurteil ergehen. 


3. Eine weitere aus der Eigenart des amtsgerichtlichen Verfahrens ſich ergebende 

Befonderheit iſt, daß Zuſtellungen, darunter vor allem die Klagezuſtellung und 

Ladungen, nicht den Parteien überlaſſen bleiben, ſondern von Amts wegen bewirkt 
werden (Amtsbetrieb — 8 496 ZPO) Arteilszuſtellungen bleiben jedoch auch un 
amtsgerichtlichen Verfahren den Parteien überlaſſen ($ 496 Abſ. 1 ZPO) Im S4 
Abſ. 4 und 8 497 iſt zur Vereinfachung des Verfahrens ferner in weitem Amfang aı 
Stelle der formellen Zuſtellung von Schriftſätzen und Ladungen die formloſe Mi 
teilung zugelaſſen. Dies gilt indeſſen niemals für die Zuſtellung des Güteantra: 
oder der Klage. Die dem $ 253 Abſ. I Nr. 1 ZPO entſprechende Aufforderung 
den Beklagten, etwaige gegen die Behauptungen des Klägers vorzubringende E 
wendungen und Beweismittel unverzüglich mitzuteilen, iſt in der aus 8 498 Api 
ZPO erſichtlichen Form von dem Gericht ſelbſt bei Zuſtellung der Klageſchrift 
den Beklagten zu richten. 


4. Die weſentlichſte Beſonderheit des amtsgerichtlichen Verfahrens iſt das oblig 


riſche Süte verfahren. Seiner Einrichtung liegen folgende Gedankengänge zugeu 
Nur wenige Rechtsſtreitigkeiten liegen fo, daß es ſich lediglich um eine Rechts 


2 
0 


%) Dieſes Verbot gilt auch für diejenigen n Recht sbeſorger, die eine L 
rung auf Grund der Abtretungserklärung des urſprünglichen Berechtigten einklagen, 
nach der Aberzeugung des Gerichts die Abtretung den Zweck hatte, ihren Ausſchluß v. 
mündlichen Verhandlung zu vermeiden. 

6) Bei der Erteilung einer folchen Ermächtigung hat die Juſtiz verwaltung ſowo 
Eignung der betreffenden Perſon als auch die Frage zu prüfen, ob im Sinblick auf die 
der bei dem betreffenden Gericht zugelaſſenen Rechtsanwälte ein Bedürfnis zur Zul 
eines anderen geſchäftsmäßigen Rechtsbeſorgers beſteht (8 157 Abſ. 3). 
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handelt, die einer grundſätzlichen Entſcheidung bedarf, oder ſo, daß eine Partei 
bewußt die Rechte der anderen verletzt und aus dieſem Grunde eine gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung ſobald als möglich herbeigeführt werden muß. In der Mehrzahl der Fälle 
handelt es ſich vielmehr darum, daß beide Parteien in gutem Glauben ihre Rechte 
wahrnehmen wollen, daß ſich aber dann ein der Löſung bedürftiger Konflikt an 
ſich berechtigter Intereſſen zwiſchen ihnen ergibt. Beiſpiel: Ein Grundſtücks⸗ 
eigentümer beläſtigt durch die Art, in der er — lediglich zur Befriedigung ſeiner 
eigenen Lebensbedürfniſſe — ſein Grundſtück benutzt, ſeinen Nachbarn. Er hat z. B. 
einen gewerblichen Betrieb, der durch Geräuſche den Nachbarn empfindlich beläſtigt. 
In ſolchen Fällen wird die Aufgabe des ſtaatlichen Rechtsſchutzes, eine dauernde 
Befriedung unter den ſtreitenden Parteien zu ſchaffen, nicht ſowohl durch eine den 
Parteien aufgezwungene urteilsmäßige Entſcheidung als vielmehr durch einen mit 
ihrer Zuſtimmung geſchaffenen gütlichen Ausgleich erreicht. Nur auf dieſem gütlichen 
Wege laſſen ſich auch die eigentlichen Arſachen des Streites, die oft ganz außerhalb 
der rechtlichen Sphäre liegen und die Quelle immer neuer Streitigkeiten werden 
können, auffinden und ausräumen. Das alte deutſche Recht drückte dieſen Vorzug, 
den für den Rechtsfrieden der Vergleich vor der gerichtlichen Entſcheidung hat, durch 
den Spruch aus „Vergleich ſühnt, Arteil ſcheidet“. 

Demgemäß war es für das alte deutſche Necht eine Selbſtverſtändlichkeit, daß dem eigent- 
lichen Streitverfahren ein Güteverfahren (in der anſchaulichen Sprache des alten deutſchen 
Rechtes „Verfahren mit Minne“ genannt) voranging. Dieſe aus dem ſtarken Gefühl der 
Volksgemeinſchaft erwachſene altdeutſche Einrichtung iſt unter der Herrſchaft des rein 
individualiſtiſch eingeſtellten römiſchen Rechtes verſchwunden, war aber noch in landes⸗ 
rechtlichen Prozeßvorſchriften bis in die neuere Zeit weiter entwickelt worden. Erſt die 
Reichszivilprozeßordnung von 1877 hat es ihrer rein liberaliſtiſchen Einſtellung entſprechend 
völlig beſeitigt. Zwar hatte auch die Zivilprozeßordnung ſchon in ihrer urſprünglichen 
Faſſung vorgeſehen, daß das Gericht in jeder Lage des RNechtsſtreits feine gütliche Vei⸗ 
legung verfuchen und auch die Parteien zum Zwecke des Sühneverſuchs zu einem befonderen 
Sühnetermin laden kann (5 296). Aber dieſer Sühneverſuch konnte immer erft eintreten, 
wenn die Klage ſchon erhoben war und die mündliche Verhandlung ſchon begonnen hatte, 
alſo in einem Augenblick, in dem die ſtreitenden Parteien ſich ſchon in voller Kampfes⸗ 
ſtimmung befanden. Außerdem blieb es ganz dem Belieben der Parteien überlaſſen, ob ſie 
ſich überhaupt auf eine gütliche Erörterung des Streitfalles einlaſſen wollten. 

Es iſt bezeichnend, daß gerade während des Weltkrieges, der das Bewußtſein der 
Volksgemeinſchaft zu neuem Leben erweckte, zuerſt der Gedanke nach einer Wieder- 
einführung des Güteverfahrens laut wurde. Ihm hat das durch die Prozeßnovelle 
von 1924 eingeführte, in den 88 495 a und 499 a bis 500 a 3PO näher geregelte 
obligatoriſche Güteverſahren Ausdruck gegeben. Das Güteverfahren iſt 
von dem Grundſatz beherrſcht, daß, ehe die Parteien ftreitig 
miteinander verhandeln können, ein gütlicher Ausgleich 
verſucht fein muß, daß alſo der Kläger einen Anſpruch auf Rechtsſchutz durch 
Klage erſt hat, wenn die Möglichkeit eines gütlichen Ausgleichs geprüft worden iſt. 
Das obligatoriſche Güteverfahren iſt deshalb, und hierin befindet es ſich im Gegenſatz 
zu dem Güteverſahren des arbeitsgerichtlichen Prozeſſes, ein der Klage 
vor gelagertes beſonderes Verfahren (8 495 a). Dem Gedanken, 
daß ſich nicht jede Sache zu einem gütlichen Ausgleich eignet, wird dadurch Rechnung 
getragen, daß im § 495 a verſchiedene Ausnahmen von der Notwendigkeit des Güte⸗ 
verfahrens aufgeführt werden. Wer ſich auf die Ausnahmen des 8 495 a berufen, 
alſo ohne vorheriges Güteverfahren alsbald eine Klage erheben will, hat die Voraus- 
ſetzungen in ſeiner Klageſchrift darzulegen und erforderlichenfalls glaubhaft zu 
machen. Geſchieht das nicht, ſo wird der Zwang zum Güteverfahren in einfachſter 
Weiſe dadurch durchgeführt, daß eine Klage, die die Entbehrlichkeit des Güte- 
verfahrens nicht erkennen läßt, nicht als Klage, ſondern als Güteantrag behandelt 
wird (S 500 a 3PO). 
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Iſt hiernach das Güteverfahren ein dem Prozeßverfahren vorgelagertes Verfahren, 
fo begründet die Ladung des Gegners zur Güteverhandlung für ſich noch nicht die 
Rechtshängigkeit des geltend gemachten Anſpruchs.“) Allerdings wird die ſpäte 
durch Abergang zum Streitverfahren nach 8 499 e ZPO eintretende Nechtshängiglen 
auf den Augenblick der Zuſtellung des Güteantrags und unter Amſtänden ſogar auf 


Verbindung mit 8 496 Abſ. 3 ZPO). Der ordnungsmäßige Güteantrag, der im Fall 
des ſpäteren Abergangs in das Streitverfahren gemäß 8 499 e 30 an die Stelle 
der Klageſchrift tritt, hat nach § 499 a anzugeben, welche Anſprüche der Antragſtelle: 
gegen ſeinen Gegner erhebt und auf welche Tatſachen er ſie ſtützt. Eines formellen 
Antrags bedarf es jedoch nicht. Dem Weſen des Güteverfahrens entſprechend ſoll der J m 
Güteantrag hierüber hinaus aber auch die Gründe angeben, aus denen der Gegner Del 
den Anſpruch beſtreitet. Auch ſoll ihm zur Sache vorhandenes urkundliches Material 
beigefügt werden (8 499 a). Während auf eine Klage auch dann, wenn ſie rechtlich 
unbegründet erſcheint, ein Termin anzuberaumen ift, da über die Verechtigung dar 
Klage forderung nur in der mündlichen Verhandlung erkannt werden kann, iſt beim 
Güteantrag im 8 499 b zugelaſſen, daß das Gericht ihn durch Beſchluß zurückweiſen 1 
kann, wenn der Anſpruch von vornherein ausſichtslos erſcheint. Die Zurückweisung 
des Güteantrags unterliegt keinem Rechtsmittel, hindert natürlich aber den Antrag 
ſteller nicht, nunmehr feinen Anſpruch unmittelbar im Klageweg zu verfolgen (S 4852 
Nr. 2 ZPO) Auch für die Güteverhandlung gilt die Vorbereitungspflicht, die 
allgemein in der Prozeßordnung dem Gericht ſchon vor der mündlichen Verhandlung 
auferlegt iſt. Das Gericht kann hierbei vor allem das perſönliche Erſcheinen der 
Parteien mit denſelben Wirkungen wie im Prozeßverfahren ſelbſt anordnen (8 499 d 
Abſ. 3 ZPO). 


In der Güteverhandlung, die mündlich, aber, da es ſich um kein Verfahren vor dem \ 
erkennenden Gericht handelt, nicht öffentlich ftattfindet, hat das Gericht ſich nicht darauf 
zu beſchränken, mit allgemeinen Redensarten den Parteien zum Frieden zu raten, ſondern 
hat das geſamte Streitverhältnis mit den Parteien zu erörtern und ihnen durch eigene 
Anregungen die Wege zu weiſen, wie ein Recht und Billigkeit entſprechender Ausgleich zu 
finden ſein würde.“) Hierbei wird es in vielen Fällen einer Aufklärung des Sachverhalts 
bedürfen. Das Gericht kann zu dieſem Zweck einen Augenſchein einnehmen, aber auch 
ſonſtige Beweiſe erheben, ſofern die Beweiserhebung ſofort erfolgen kann.“) Eine Partei- 
vernehmung iſt im Rahmen des Güteverfahrens aber nicht vorgeſehen. Das Güteverſahren 
hat, wie in dieſem Zuſammenhang zu erwähnen iſt, einen doppelten Zweck. Es dient nich 
lediglich dem gütlichen Ausgleich, ſondern in den Fällen, wo ein ſolcher mißlingt, Hat da 
Gericht die Ausſprache mit den Parteien dazu zu benutzen, um die erforderlich werden 
künftige Streitverhandlung fo gründlich vorzubereiten, daß in dieſer der Prozeß einſchließti 
der Beweiserhebung zu Ende geführt werden kann. Aber die weſentlichen Ergebniſſe d 
Güteverhandlung iſt nach § 499 g ein Protokoll aufzunehmen, in das vor allem auch. we 
das Güteverfahren zum Erfolg führt, der zwiſchen den Parteien geſchloſſene Vergl. 
aufzunehmen iſt. Dieſer Vergleich bildet nach 8 794 Nr. 1 3PO ebenſo einen Vollſtrectun 
titel wie der in einem Prozeßverfahren geſchloſſene Vergleich. Kommt es nicht zu ei 
Vergleich, fo iſt auf Antrag einer der Parteien in das Streitver fahren überzugehen. 
hängt von der Lage des Falles ab, ob das Streitverfahren alsbald angeſchloſſen wird 
wenn z. 3. noch eine weitere Vorbereitung erforderlich iſt, in einem beſonderen Te 
ſtattfindet. Der Eintritt in das Streitverfahren kann aber von einer Partei, die Ti 
in die vom Richter geforderte Erörterung der Möglichkeiten eines gütlichen Ausg. 
eingelaſſen, ſondern eine ſolche Verhandlung einfach abgelehnt hat, nicht gefordert wo 
da die Vorausſetzung für den Antrag auf Eintritt ins Streitver fahren nach der F. 
des Geſetzes die vorherige Durchführung des Güteverfahrens iſt. 


46) Auch koſtenrechtlich wird der Güteantrag anders behandelt. Durch ihn entſteht ni 
für das Streitverfahren geforderte volle, ſondern nur eine halbe Gebühr. 


7) Wegen der Regelung der Zuſtändigkeitsfrage vgl. 5 499 d 3PO. 


e) Am dieſe Vorausſetzungen zu ſchaffen, wird unter Amſtänden gemäß 8 499 b Abſ. 
Gericht für rechtzeitige Bereitſtellung von Beweismitteln zu ſorgen haben. 
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Das Güteverfahren darf nicht dazu dienen, daß eine Partei mit feiner Hilfe das Verfahren 
verſchleppen kann. Deshalb wird, wenn eine Partei ausbleibt, dem Gegner 
Die Möglichkeit gegeben, den ſofortigen Eintritt in das Streitverfahren zu beantragen und 
ein Verſäumnisurteil zu beantragen. Wenn beide Parteien in der Güteverhandlung aus⸗ 
bleiben, ruht nicht etwa das Verfahren, ſondern das Gericht erklärt durch Veſchluß den 
Güteantrag für zurückgenommen (8 499 f ZPO) Es würde alſo eines neuen Güteantrags 
bedürfen, wenn der Kläger das Verfahren fortſetzen wollte. Ein bloßer Antrag auf An⸗ 
beraumung eines neuen Termins genügt nicht. 

5. Anter den ſonſtigen Beſonderheiten des amtsgerichtlichen Verfahrens iſt zunächſt zu 
bemerken, daß die Einlaſſungsfriſt weſentlich kürzer iſt als im landgerichtlichen Verfahren 
(im Regelfall drei Tage, Näheres ergibt 8499 ZPO) und daß die Einſpruchsfriſt nur eine 
Woche beträgt (8508 Abſ. 2). Ferner iſt zu beachten, daß, wenn durch eine Zuſtellung eine 
Friſt gewahrt oder die Verjährung unterbrochen werden ſoll, die Wirkung, fofern die Zu⸗ 
ſtellung demnächſt erfolgt, ſchon mit der Einreichung oder Anbringung des Antrags oder der 
Erklärung eintritt, daß ferner in Anſehung der Wahrung einer Friſt oder der Anterbrechung 
der Verjährung der Güteantrag wie die Klageerhebung wirkt, wobei jedoch ein zurück⸗ 
genommener Güteantrag als nicht geſtellt gilt (8 496 Abſ. 3). 

Die Vorſchrift, daß prozeßhindernde Einreden gleichzeitig und vor der Verhandlung zur 
Hauptſache vorzubringen find, gilt im amtsgerichtlichen Verfahren nur inſoweit, als die 
Einrede der Anzuſtändigkeit des Gerichts und die Einrede des Schiedsvertrages vor der 
Verhandlung zur Hauptſache geltend zu machen find (§ 504 Abſ. 1, vgl. auch Abſ. 2, wonach 
das Amtsgericht, wenn es ſachlich unzuſtändig iſt, den Beklagten vor der Verhandlung 
zur Hauptſache hierauf aufmerkſam zu machen hat). Im amtsgerichtlichen Verfahren 
kann der Fall vorkommen, daß ein ſachlich zu ſeiner Zuſtändigkeit gehöriger Anſpruch 
durch die dem Kläger ermöglichte Erweiterung feines Antrages ſich fo vergrößert, daß 
er die ſachliche Zuſtändigkeit des Amtsgerichts überſchreitet. Zum Beiſpiel nachdem der 
Kläger urſprünglich eine Teilklage von 900 RM erhoben hat, erweitert er im Laufe des 
Rechtsſtreits feinen Anſpruch auf 1500 RM. An ſich würde dieſe Klageerweiterung nach den 
Grundſätzen des 8 263 Abſ. 2 Nr. 2 die Zuſtändigkeit des Gerichts nicht berühren. 8506 gibt 
aber in ſolchem Fall jeder Partei die Möglichkeit, vor weiterer Verhandlung zur Hauptſache 
die Verweiſung des Rechtsſtreits an das zuſtändige Landgericht zu beantragen, wobei dann 
nach 8 276 Abſ. 2, Abſ. 3 Satz 1 zu verfahren iſt (vgl. S. 45). Die gleiche Möglichkeit befteht, 
wenn im amtsgerichtlichen Verfahren der Beklagte eine Widerklage erhebt, die für fi allein 
die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts überſteigt. Hervorgehoben ſei ferner noch, daß 8 510 a 
ZPO für das amtsgerichtliche Verfahren noch einzelne Erweiterungen der Protokollierungs⸗ 
pflicht des Gerichts enthält. 


6. Schiedsurteilsverfahren (ſiehe Nachtrag Seite 85). 


V. Mahnverfahren 


Ebenſo, wie es zweckmäßig iſt, durch das Güteverfahren den Prozeß von denjenigen 
Sachen zu entlaſten, die nicht fo ſehr eine juriſtiſche Entſcheidung als die Herbei⸗ 
führung eines billigen Ausgleichs erfordern, beſteht andererſeits die Notwendigkeit, 
vom Streitverfahren diejenigen Sachen fernzuhalten, in denen ein Streit über die 
Verpflichtung des Beklagten überhaupt nicht beſteht, der Beklagte vielmehr nur wegen 
Mangels an Zahlungsmitteln die Forderung des Klägers nicht befriedigt. Dieſem 
Bedürfnis entſpricht das im 7. Buch der Zivilprozeßordnung behandelte Mahnver- 
fahren. Es ſoll die Möglichkeit geben, für an ſich unſtreitige 
Forderungen auf einfachem und billigem Wege ohne Prozeß 
einen vollſtreckbaren Titel zu ſchaffen. 


Das Mahnverfahren iſt zu dieſem Zwecke entſprechend nur vorgeſehen für Anſprüche, 
die die Zahlung einer beſtimmten Geldfumme oder die Leiſtung einer beſtimmten 
Menge anderer vertretbarer Sachen oder Wertpapiere zum Gegenſtand haben. 
Ferner iſt Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit des Mahnverfahrens, daß nach dem 
Inhalt des Mahngeſuchs die Geltendmachung des Anſpruchs nicht mehr von einer 
noch nicht erfolgten Gegenleiſtung abhängig iſt, was z. B. der Fall ſein würde, wenn 
der Antragſteller Bezahlung für einen von ihm zu fertigenden Anzug fordert und aus 
dem Geſuch hervorgeht, daß der Anzug noch nicht geliefert iſt. Einem Anſpruch auf 
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der jetzigen Privatklageſachen übertragen werden ſollen, die er als eine Art Schieds- 
mann auf Anruf des Verletzten entſcheiden und durch Bußen und dergleichen, nicht 
jedoch durch kriminelle Strafen, zur Sühne bringen ſoll. 

Bei Abertretungen und Vergehen mit einer Strafe bis zu drei Monaten kann ſtatt 
der Anklage mit dem Ziele einer Hauptverhandlung der Amtsrichter auf Antrag der 
Staatsanwaltſchaft eine Strafe durch ſchriftlichen Strafbefehl verhängen 
(88 407 ff.). Ein ſolches Verfahren kommt in Betracht, wenn der Sachverhalt fo 
gelagert iſt, daß vorausſichtlich der Beſchuldigte auf eine Erörterung in der Haupt - 
verhandlung verzichten wird. Gegen den Strafbefehl kann der Verurteilte binnen 
einer Woche nach Zuſtellung Einſpruch erheben, woraufhin — ebenſo wie bei einem 
Antrag auf gerichtliche Entſcheidung gegenüber polizeilichen Strafverfügungen 
[die von den Polizeibehörden wegen geringfügiger Abertretungen erlaſſen werden 
können) — Hauptverhandlung vor dem Amtsrichter in der üblichen Weiſe ſtattfindet. 
Schließlich find für die Verfahren gegen Jugendliche, alſo Perſonen 
unter 18 Jahren, beſondere Verfahrensvorſchriften gegeben, in denen unter Aber. 
tragung der Verhandlung in dieſen Sachen auf den Jugendrichter und auf Jugend ⸗ 
ſchöffengerichte befondere der Aburteilung von Jugendlichen angepaßte Verfahrens- 
normen aufgeſtellt find (SS 17 ff. JGG). 


VIII. Die Strafvollſtreckung. Die Roſten des Derfahrens 


Die Vollſtreckung der rechtskräftigen Arteile wird im geltenden Recht als ein 
Teil des Strafverfahrens angeſehen. Die Strafprozeßordnung enthält deshalb in 
den 88 449 bis 463 a eine Reihe von Vorſchriften für die Vollſtreckung. In ihnen iſt 
vor allem ausgeſprochen, daß die Strafvollſtreckung durch die Staatsanwaltſchaft 
erfolgt, abgeſehen von den Strafſachen, die zur Zuſtändigkeit der Amtsgerichte ge · 
hören, in denen der Amtsrichter die Vollſtreckung durchführt. Ferner find die Vor 
ſchriften über Anrechnung der Anterſuchungshaft, Strafaufſchub, Vollſtreckungsmaß⸗ 
nahmen und nachträgliche Geſamtſtrafenbildung hervorzuheben. Der eigentliche Voll 
zug der Strafen iſt aber in dieſem Zuſammenhang nicht behandelt, ſondern in be⸗ 
ſonderen Geſetzen und Verordnungen. In Zukunft ſoll die Vollſtreckung in einem 
beſonderen Vollſtreckungsgeſetz und ebenſo der geſamte Vollzug, der noch einheitlich 
für das Reich zuſammengefaßt werden muß, in einem Strafvollzugsgeſetz behandelt 
werden. 

Aber die Koſten des Strafverfahrens verhalten ſich die 8$ 464 bis 474 a. 
Jedes Arteil, jeder Strafbefehl und jede eine Anterſuchung einſtellende Entſcheidung 
muß eine Beſtimmung treffen, wer die Koſten des Verfahrens zu tragen hat. Grund- 
ſatz iſt, daß ein Verurteilter die Koſten des Verfahrens, das find Gerichtskoſten 
(Gerichtsgebühren, Auslagen für Zeugen uſw.), außergerichtliche Koſten (notwendige 
Auslagen des Angeklagten, Privatklägers oder Nebenklägers) ſowie die Koſten der 
Strafvollſtreckung, zu tragen hat. Bei einem Freiſpruch fallen die Koſten der Staats- 
kaſſe zur Laſt. Die Koſten für ein zurückgenommenes oder erfolglos gebliebenes 
Rechtsmittel hat derjenige zu tragen, der es eingelegt hat. 
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Zivilprozeßrecht 3 


I. Einleitung 


Das Zivilprozeßrecht wird meiſt als ein beſonders trockenes Rechtsgebiet betrachtet. 
Vielen erſcheint als ſein Hauptinhalt die Zuſammenſtellung rein techniſcher Vor⸗ 
ſchriften wie der über Zuſtellungen, Koſten, Friſten, Formerforderniſſe von Prozeß- 
rechtshandlungen uſw., und ſoweit das Prozeßrecht darüber hinaus noch einen wiſſen⸗ 
ſchaftlichen Inhalt hat, glaubte man, dieſe Wiſſenſchaft erſchöpfe ſich in der Er⸗ 
örterung rein abſtrakter Fragen, wie z. B. der nach dem Weſen des Prozeßrechts⸗ 
verhältniſſes, der Rechtskraft, der Klageänderung, der prozeßhindernden Ein- 
reden uſw. Einer der größten Kenner der Zivilprozeßordnung hat ſogar einmal den 
reſignierten Satz geprägt, das Zivilprozeßrecht ſei „jeglicher Ewigkeitswerte bar“. 

Dieſe nüchterne Auffaſſung des Prozeßrechts iſt jedoch genau ſo ſchief, wie etwa die 
Auffaſſung erſcheinen müßte, das Weſen der Baukunſt erſchöpfe ſich in der Kenntnis 
aller zum Bauen erforderlichen Materialien und der für die Errichtung von Bauten 
maßgebenden ſtatiſchen, mathematiſchen und phyſikaliſchen Geſetze. So felbftver- 
ſtändlich es iſt, daß ein geſchickter Baumeiſter alle dieſe Dinge beherrſchen muß, ſo 
würde er doch ein bloßer Handwerker ſein, wenn er nicht über dies hinaus noch weit 
mehr verſtünde. Er braucht insbeſondere den offenen Blick für die beim Hausbau zu 
befriedigenden Lebens und Kulturbedürfniſſe und künſtleriſchen Geſchmack. Dieſe 
Dinge erſt machen das eigentliche Weſen der Baukunſt aus. Genau ſo verhält es ſich 
mit dem Prozeßrecht. Auch hier darf der Wert des rein Handwerklichen nicht unter- 
ſchätzt werden. Jeder, der das Prozeßweſen beherrſchen will, muß aller ſeiner 
formellen Regeln und ſeiner wiſſenſchaftlichen Grundlagen Herr ſein. Aber alles das 
iſt nur das techniſche Rüſtzeug. Zur richtigen Handhabung des Prozeßrechts gehört 
mehr, gehört ein intenſiv ſicheres Erfaſſen der hohen rechts ⸗ und ſtaatspolitiſchen und 
vor allem auch rechtsethiſchen Aufgaben, die das Prozeßrecht in der Volksgemein 
ſchaft zu erfüllen hat. Damit kommen wir zu dem Kernpunkt, daß mindeſtens ebenſo 
wie jedes andere Rechtsgebiet das Zivilprozeßrecht aufgroßen rechts 


politiſchen und rechtsethiſchen Grundlagen ruht, aus denen 


allein fein eigentlicher Sinn begriffen werden kann. 

Dieſer Gedanke findet feine Beſtätigung, wenn man die praktiſchen Aufgaben be- 
trachtet, die der Zivilprozeß zu erfüllen hat. Er iſt die notwendige Ergänzung, ja die 
Krönung unſerer ganzen bürgerlichen Rechtsordnung. Das materielle bürgerliche 


Recht zeigt zwar, wie ſich die Menſchen im Gemeinſchaftsleben untereinander ver- 
halten ſollen. Es würde aber leblos bleiben, wenn es nicht einen Weg gäbe, der 
in Streit- und Zweiſelsfällen die praktiſche Durchſetzung der materiellen Rechtsſätze 
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fihert. Der Zivilprozeß hat dieſe Aufgabe. Er zeigt uns das Necht in feiner Be⸗ 
wegung, er ſoll die praktiſche Verwirklichung der vom Staate geſetzten Privatrechts 
ordnung gewährleiſten. Wäre er nicht, ſo würden die Volksgenoſſen auf den Weg 
der Selbſthilfe angewieſen fein. Dieſe im Intereſſe des Rechtsfriedens in der Volks- 
gemeinſchaft zu vermeiden, iſt das Ziel aller Prozeßeinrichtungen. Nur noch in 
wenigen Reften, da, wo es ſich um Fälle handelt, in denen jede ſtaatliche Hilfe zu ſpät 
kommen muß, iſt das Recht der Selbſthilfe erhalten geblieben. Es ſei hier auf die Vor ⸗ 
ſchriften der SS 229 bis 231, § 859 Abſ. 2 und 3 ſowie 8 561 BGV verwieſen. 


Damit der Prozeß die Selbſthilfe der Parteien voll erſetzen kann, ſtellt der 
Staat in dem Zivilrechtswege ſeine geſamten Machtmittel 
zu Gebote. Hinter dem Arteil des Gerichts ſteht der Gerichtsvollzieher. Reicht 
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feine Macht nicht aus, fo muß er polizeiliche Hilfe, unter Umftänden ſogar die Hilfe 
der Militärmacht in Anſpruch nehmen, wie ſich aus 8 759 der geltenden Zivilprozeß 
ordnung ergibt. 


Wird der Zivilprozeß fo betrachtet, fo erkennt man, daß er, wenn auch feinen Gegen- 
ſtand überwiegend Privatrechte bilden, alſo Rechte, die die einzelnen Volksgenoſſen 
untereinander haben, doch ſelbſt nicht dem Privatrecht, ſondern dem 
öffentlichen Recht angehört. Das hat nicht nur theoretiſche Bedeutung, 
ſondern iſt für die Geſtaltung und Anwendung des Zivilprozeßrechts von allergrößter 
Tragweite. Von dieſer Erkenntnis aus gewinnen wir erſt die richtige Einſtellung zu 
dem großen Grundproblem, zu dem jedes Zivilprozeßrecht Stellung nehmen muß. Das 
Weſen dieſes Problems erfaßt man am deutlichſten, wenn man ſich folgendes klar · 
macht. Wenn auch im Zivilprozeßrecht ebenſo wie im Strafprozeß im Mittelpunkt 
das Intereſſe der Volksgemeinſchaft an einem ſicheren Nechtsſchutz ſteht, fo find doch 
beide Prozeßarten anderſeits weſentlich voneinander verſchieden: Im Strafprozeß 
handelt es ſich um die Verwirklichung des ſtaatlichen Strafanſpruchs gegenüber dem 
Abeltäter. Hier iſt es, von Ausnahmen abgeſehen, grundſätzlich alleinige Aufgabe des 
Staates, die Verfolgung zu übernehmen, er beſtimmt über die Einleitung und Durch- 
führung des Verfahrens. Nur in beſonderen Fällen kann da, wo Gegenſtand des 
Strafverfahrens die Verletzung der Nechtsſphäre einzelner Volksgenoſſen iſt, es von 
Bedeutung ſein, ob der Verletzte die Strafverfolgung billigt oder nicht. Eine ſolche 
Einſtellung iſt für das Zivilprozeßrecht von vornherein ausgeſchloſſen, da es ſich ja 
hier, wie ſchon betont wurde, überwiegend nur um die Rechtsbeziehungen, die ſich aus 
dem Privatleben der einzelnen Volksgenoſſen untereinander ergeben, handelt. Wenn 
Müller feinem Nachbarn Meier eine Geldſumme geliehen hat, jo muß es ſelbſt⸗ 
verftändli ihm überlaffen bleiben, ob er dieſe Geldſumme zurückfordert und ob er zu 
dieſem Zweck die Hilfe des Gerichts anruft. Denn es kann ihm nicht verwehrt 
werden, ſeinem Gegner die Schuld zu erlaſſen. Ebenſo iſt es auch, wenn es zum 
Streit kommt, Sache des Gegners, ob er ſich verteidigen will oder nicht. Daraus 
ergibt ſich, daß in aller Regel im Zivilprozeß die Einleitung des Verfahrens 
der beteiligten Partei überlaſſen bleiben muß und daß auch für die Durchführung des 
Verfahrens das Verhalten der Parteien beſtimmenden Einfluß ausübt. Nur in Aus- 
nahmefällen, wo es ſich nämlich um Angelegenheiten handelt, die das ſtaatliche 
Intereſſe aufs engſte berühren, können hiervon Ausnahmen gemacht werden. So kann 
3. B. die Ehenichtigkeitsklage auch vom Staatsanwalt erhoben werden, weil der Staat 
ein Intereſſe an der ſtrengen Durchführung feiner Vorſchriften über trennende Ehe · 
hinderniſſe hat; und im Eheſcheidungsprozeß wird es wegen des Intereſſes des 
Staates an der Aufrechterhaltung der Ehe dem Beklagten verwehrt, den Ehe 
ſcheidungsanſpruch mit bindender Wirkung für das Gericht anzuerkennen oder hin ⸗ 
ſichtlich von Tatſachen, die die Eheſcheidung begründen, durch ein Zugeſtändnis die 
freie Sachprüfung des Gerichts zu binden. 

Aus dieſer Erwägung ergibt ſich, daß im Zivilprozeßverfahren eine weitgehende Be⸗ 
fugnis der Parteien, ſeinen Verlauf zu beſtimmen, unentbehrlich iſt. Andererſeits 
iſt aber ebenſo wichtig das Intereſſe des Staates daran, daß der Zivilprozeß den 
Volksgenoſſen einen ſicher und ſchleunig wirkenden Rechtsſchutz verbürgt, und zwar 
auch in dem Sinne, daß nicht der Geſchickteſte und Skrupelloſeſte, ſondern derjenige 
den Streit gewinnt, auf deſſen Seite in Wahrheit das Necht ſteht. Aus dieſem 
Gegenſatz ergibt ſich die Notwendigkeit, im Sivilprozeß die 
Rechte des Staates gegenüber den Befugniſſen der Parteien 
beſonders forgfältig und in der Weiſe abzugrenzen, die am 
beſten einer gerechten Rechtsfindung dient. 


Dies iſt das eigentliche Kernproblem des Zivilprozeßrechts. Man erkennt 
ſofort, daß es ſich hier nicht um eine rein prozeſſuale Sonderfrage handelt, ſondern um 
eine Hauptfrage aller ſtaatlichen Ordnung, um einen Einzelausſchnitt aus 
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dem großen Problem des Verhältniſſes des einzelnen zur 
Volksgeſamtheit. 


Damit wird ohne weiteres klar, daß die richtige Abgrenzung von RNichtermacht und 
Parteimacht im Prozeßrecht keine rein techniſche Frage, keine Frage der bloßen Zweck ⸗ 
mäß igkeit fein kann, ſondern daß fie ganz verſchieden beantwortet werden muß je nach 
der ſtaatspolitiſchen und weltanſchaulichen Einſtellung des Geſetzgebers. Ein Blick 
in die Geſchichte des Prozeßrechts beweiſt die Richtigkeit dieſes Gedankens. 


Es feien hier nur drei Beiſpiele gegeben. Das Prozeßrecht der preußiſchen allgemeinen Ge · 
richt sordnung von 1793 war aufgebaut auf den Ideen des Polizeiſtaates. Die Folge davon 
war, daß im Prozeßverfahren die Initiative der Parteien gegenüber der Macht des Staates 
völlig zurüdtrat. Der Prozeßinhalt wurde nicht durch die freie Arbeit der Parteien, durch 
das, was ſie von ſich aus dem Gerichte vortrugen, beſtimmt, ſondern in inquiſitoriſcher Weiſe 
erforſchte der Richter den Prozeßſtoff. Die Parteien waren nicht ſowohl Subjekte wie 
Objekte des Prozeßverſahrens. Die Folge davon war ein überwiegend ſchriftliches Ver ⸗ 
fahren. Erſt fpätere Novellen aus den Jahren 1833 und 1846 haben die Rechte der Parteien 
erweitert und den Anfang zu einer Mündlichkeit des Verfahrens gelegt. Das genaue Gegen 
ſtück hierzu iſt die Reichszivilprozeßordnung aus dem Jahre 1877 in ihrer urſprünglichen 
Geſtalt. Sie ſtammte aus der Hochzeit des Liberalismus, aus einer Zeit, in der man ſtolz 
darauf war, den Polizeiſtaat, der ſeine Bürger bevormundete, überwunden zu haben, und 
nun in dem entgegengeſetzten Ideal ſchwelgte, nämlich glaubte, der Staat ſei am beſten ein · 
gerichtet, in dem ſich der Egoismus jedes einzelnen frei von jeder obrigkeitlichen Bevor⸗ 
mundung entwickeln könne. Man war der Meinung, das notwendige Gegengewicht gegen 
den Egoismus des einzelnen biete von ſelbſt der Egoismus der anderen, die ihm entgegen · 
wirken. So würde ſich ohne behördliches Zutun im „freien Wechſelſpiel der Kräfte“ ein der 
Geſamtheit des Volkes nützliches Ergebnis herausſtellen. Kein Wunder, daß man nach dieſen 
politiſch — weltanſchaulichen Grundſätzen auch das Prozeßrecht einrichtete. Man ſtellte das 
Intereſſe der Parteien in den Mittelpunkt des Prozeſſes und ließ demgegenüber die Macht 
des Richters fo viel wie möglich zurücktreten. Nicht nur hielt man es für ſelbſtverſtändlich, 
daß der Prüfung des Richters nur die Dinge unterbreitet waren, die ihm die Parteien aus 
eigener Initiative vortrugen. Man gab den Parteien auch darüber hinaus die Herrſchaft 
über den geſamten Prozeßverlauf. Sie konnten durch freie Vereinbarung Friſten verlängern 
und Termine auſheben. Blieben fie in einem Termin beide aus, fo ruhte das Verfahren. 
Dem Richter war es unterſagt, es unter eigener Initiative zu fördern. Auch ſonſt beſtimmten 
die Parteien das Tempo des Prozeſſes, und zwar auch inſofern, daß es ganz ihrer Willkür 
überlaffen war, wann fie mit ihren für den Prozeß weſentlichen Behauptungen hervortraten. 
In jeder Lage des Verfahrens, nicht nur bis zur Arteilsverkündung, ſondern auch noch 
darüber hinaus im Berufungsverfahren, konnten ſie mit faſt ſchrankenloſer Freiheit immer 
wieder neue Behauptungen und Beweismittel vorbringen. Der Richter war dazu verurteilt, 
das Vorbringen der Parteien abzuwarten, ſo daß er gegenüber dem Necht der Parteien, alle 
durch die Prozeßordnung ihnen gegebenen Möglichkeiten weitgehendſt auszunutzen, auf den 
Lauf des Prozeſſes nur geringfügigen Einfluß ausüben konnte. Das Gericht hatte nur 
darüber zu wachen, ob die Parteien die geſetzlichen Grenzen ihrer Befugniſſe nicht über ⸗ 
ſchritten. Man war ſtolz auf dieſe Art der Zurückdrängung der Richtermacht gegenüber der 
Willkür der Parteien und nannte das Reinhaltung des Nichteramts von Aufgaben, die in 
einem gut angelegten Prozeß allein den Parteien zu überlaſſen waren. Die Folgen dieſer 
liberaliſtiſchen Ausgeſtaltung des Prozeßrechts ſind allgemein bekannt. Sie führten dazu, 
daß die Parteien, die in ihrer Willkür ungehemmt waren, nur zu leicht die Prozeſſe ver- 
ſchleppten und daß das Ergebnis eines Prozeſſes viel mehr von der Geſchicklichkeit und Ge⸗ 
wandtheit, mit der die Parteien vertreten wurden, als von der Güte ihrer Sache abhing. 
Ebenſo war klar, daß in einem Prozeßverfahren, das nicht auf Konzentrierung des Prozeß- 
ſtoffes, nicht auf ſchleunige Abwicklung hindrängte, die grundſätzlich vom Geſetz anerkannten 
Ziele der Mündlichkeit und Anmittelbarkeit verlorengehen mußten. Hinter dem Schein der 
Mündlichkeit verbarg ſich ein in Wahrheit ſchriftliches Verfahren, und die Entſcheidungen 
wurden weniger unter dem unmittelbaren Eindruck lebendiger Zeugenausſagen als auf der 
Grundlage von toten Protokollen gefällt. 


Dieſer liberaliſtiſchen Einſtellung der alten Zivilprozeßordnung ſteht gegenüber die foziale 
Einſtellung der öſterreichiſchen Prozeßordnung von 1896, deren Schöpfer aus den Fehlern des 
deutſchen Prozeßrechts gelernt hatte. Sie ſtellt in den Vordergrund die Nechtsſchutzaufgabe 
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des Staates, das Intereſſe der Volksgeſamtheit an einem guten und ſicheren Ablauf des 
Prozeßverfahrens. Sie hat die Herrſchaft der Parteien über Friſten und Termine beſeitigt. 
Sie kennt auch nicht das Recht, in der Berufungsinſtanz neue Tatſachen vorzubringen und hat 
vor allen Dingen die Macht des Richters weſentlich geſtärkt und ihm die Befugnis und 
Pflicht, für pünktliche Einhaltung der Termine und für möglichſt ſchleunige Vereitſtellung 
des geſamten Streitſtoffes zu ſorgen, gegeben. 


Anter dieſem Blickpunkt wird es ohne weiteres klar, daß im nationalfozialiſtiſchen Staat 
gegenüber der alten Zivilprozeßordnung eine völlige Amſtellung hinſichtlich der Grund- 
anſchauungen vom Zivilprozeßrecht eintreten mußte. Mit der Auffaſſung des National- 
ſozialismus, daß der einzelne ſich völlig den Intereſſen der Volksgeſamtheit unterordnen 
muß, iſt eine Herrſchaft der Parteien über den Prozeßverlauf unvereinbar. Ferner 
erfordert das Führerprinzip, daß die ſtaatliche Autorität ſich auch im Prozeßverſahren 
zeigen, der Richter alſo auf feinen Verlauf und die Art feiner Durchführung beſtimmenden 
Einfluß gewinnen muß. Vom Polizeiftaat der vergangenen Zeit unterſcheidet ſich dabei 
die neue Auffaſſung grundlegend darin, daß nicht die Initiative der Parteien verkümmert, 
ihr Verhanten vom Gericht bürokratiſch bevormundet wird. Das Ideal iſt vielmehr, daß 
unter Führung des Gerichts eine enge Arbeitsgemeinſchaft zwiſchen Partei und Gericht bei 
der Durchführung des Prozeßverfahrens eintritt. Das Gericht hat in der Regel nur zu be- 
rückſichtigen, was die Parteien ihm vorbringen. Aber es hat die Tätigkeit der Parteien 
durch Belehrung, durch Hinweiſe auf Anvollſtändigkeiten des Vortrags uſw. in einem 
möglichſt frühzeitigen Stadium des Verfahrens anzuregen und ſie dazu anzuhalten, daß alles 
geſchieht, damit der geſamte Prozeßſtoff einſchließlich des Beweismaterials zur eigentlichen 
Verhandlung rechtzeitig bereitſteht, damit möglichſt in einem Termin in ſtraffer Zuſammen ; 
faſſung der geſamte Prozeßſtoff erledigt werden kann. Daraus ergibt ſich ohne weiteres, 
daß Vertagungen von Terminen nur vom Gericht ſelbſt angeordnet werden können und das 
Gericht dabei von den Wünſchen der Parteien unabhängig iſt, eine Vertagung alſo nur dann 
bewilligen darf, wenn ſie im Intereſſe des richtigen Ablaufs der einzelnen Sachen unbedingt 
geboten erſcheint. Ebenſo iſt es notwendig, daß auch bei paſſivem Verhalten der Parteien 
das Gericht die Möglichkeit haben muß, von ſich aus den Prozeßgang zu fördern, und daß 
Parteien, die die Arbeit des Gerichts, ſtatt ſie willig zu unterſtützen, hemmen, die insbeſondere 
aus Nachläſſigkeit oder gar Böswilligkeit den Prozeß zu verſchleppen ſuchen, mit ihrem ver⸗ 
fpäteten Vorbringen zurückgewieſen werden können. Im engen Zuſammenhang damit ſteht, 
daß auf eine möglichſte Volkstümlichkeit des Prozeßverlaufs Bedacht genommen werden muß. 
und dazu gehört, daß im neuen Staat mit der Mündlichkeit des Verfahrens und mit der 
Anmittelbarkeit, insbeſondere auch der Beweiser hebung, voller Ernſt gemacht wird. Nur 
dann kann ein Prozeß ſo verlaufen, daß die beteiligten Volksgenoſſen ihn verſtehen und auch 
derjenige, der unterliegt, ſich von der Gerechtigkeit des Arteils überzeugen kann. Eine weitere 
Folge der grundſätzlich neuen Einſtellung zum Prozeßrecht iſt der Kampf gegen die Prozeß 
lüge, die klare Betonung der Pflicht der Parteien, vor Gericht die Wahrheit zu ſagen. Be; 
ſtimmend für dieſe ſtarke Beſchränkung der Parteirechte im Prozeß iſt vor allem die auf dem 
Gedanken der Volksgemeinſchaft beruhende Erwägung, daß dem Rechtsſchutz, den der einzelne 
im Staate genießt, auch die Pflicht entſpricht, bei der Durchführung feiner Rechtsangelegen · 
heiten dem Gericht nach jeder Möglichkeit ſeine Arbeit zu erleichtern und ſie durch Befolgung 
der im Rahmen der Prozeßleitungsbefugnis vom Gericht gegebenen Anordnungen zu 
unterſtützen. 

Dieſe Gedanken ſind nach dem Siege der nationalſozialiſtiſchen Bewegung nicht völlig 
neu in das Prozeßrecht eingefügt. Sie haben vielmehr einen bedeutſamen Vorläufer 
in der Prozeßnovelle vom 13. Februar 1924. In dieſer Novelle war ein großer Teil 
der hier dargelegten Grundgedanken bereits verwirklicht worden. Sie konnte ſich aber 
in einem Staatsweſen, das noch ganz von liberaliſtiſcher Einſtellung beherrſcht war, 
nicht durchſetzen. Vor allem bereitete ihr die Anwaltſchaft, in der bei ihrer damaligen 
Zuſammenſetzung die liberaliſtiſche Einſtellung ausſchlaggebend war, die größten 
Schwierigkeiten, da ſie in den neuen Vorſchriften nicht die großen rechtspolitiſchen 
Ziele, ſondern nur die Wirkung, daß die Allmacht der Anwälte im Prozeß gebrochen 
werden ſollte, erkannte. Aber auch die Richterſchaft hat trotz guten Willens nicht mit 
der nötigen Energie die neuen Grundſätze durchgeſührt, weil ſie die Befürchtung nicht 
überwinden konnte, durch ſtrenges Vorgehen in Einzelfällen die materiellen Rechte 
einer Partei zu gefährden, und nicht erkannte, daß, wenn man das große Ziel des 
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Zivilprozeßrechts erreichen will, hinter dem Intereſſe der Volksgemeinſchaft das Rech: 
von Einzelparteien, die durch nachläſſiges oder böswilliges Verhalten die Rechts- 
pflege gefährden, zurücktreten muß. So iſt es nur natürlich, daß ſich auch die Ge ⸗ 
danken der Prozeßnovelle von 1924 erſt im neuen Staat wirklich durchſetzen konnten, 
und das um ſo mehr, als nunmehr der neue Staat in der weiteren Prozeßnovelle vom 
24. Oktober 1933 die 1924 noch zögernd begonnene Reform durch energiſchen Ausbau 
zu einem gewiſſen Abſchluß brachte. Die letzterwähnte Novelle hat auch im Gegenſatz 
zu früheren Geſetzen ſich nicht mit der Anderung einzelner Vorſchriften begnügt, 
ſondern die Grundanſchauung, von der der neue Staat bei der Betrachtung des Zivil- 
prozeßrechts ausgeht und die alle Prozeßbeteiligten zur NRichtſchnur zu nehmen haben, 
in einem Vorſpruch zum klaren Ausdruck gebracht, der folgenden Wortlaut hat: 


Eine volkstümliche Rechtspflege iſt nur in einem Verfahren möglich, das dem Volke 
verſtändlich iſt und einen ebenſo ſicher wie ſchleunig wirkenden Rechtsſchutz verbürgt. 


Die Parteien und ihre Vertreter müſſen ſich bewußt ſein, daß die Nechtspflege nicht 
nur ihnen, ſondern zugleich und vornehmlich der Rechtsſicherheit des Volks ⸗ 
ganzen dient. 


Keiner Partei kann geſtattet werden, das Gericht durch Anwahrheiten irrezuführen 
oder feine Arbeitskraft durch böswillige oder nachläſſige Prozeßverſchleppung zu 
mißbrauchen. Dem Rechtsſchutz, auf den jeder Anrecht hat, entſpricht die Pflicht, 
durch redliche und forgfältige Prozeßführung dem Richter die Findung des Rechts 
zu erleichtern. 


Aufgabe des Richters ift es, durch ſtraffe Leitung des Verfahrens und in enger 
Fühlung mit den Parteien dahin zu wirken, daß jede Streitſache nach gründlicher 
Vorbereitung möglichſt in einer einzigen Verhandlung aufgeklärt und entſchieden 
wird. Er hat Vertagungen, die nicht ſachlich dringend geboten find, zu vermeiden 
und zu verhindern, daß ein Verfahren durch verſpätetes Vorbringen verſchleppt wird. 


Nur fo gelangt man zu einem lebendigen Verfahren mit voller Mündlichkeit und Un- 
mittelbarkeit, das dem Richter eine ſichere Findung der Wahrheit ermöglicht und 
deſſen Verlauf die Parteien mit Verſtändnis und Vertrauen folgen können. 


Mit dieſer Betrachtung des Grundproblems eines Prozeßrechts iſt ein Gebiet berührt, das 
in der Prozeßrechtswiſſenſchaft die Lehre von den Prozeß marimen genannt wird. 
Man verſteht darunter die großen Grundprinzipien, auf denen ſich das Prozeßrecht aufbaut. Faft 
alle die gebräuchlicherweiſe auſgeführten einzelnen Prozeßmaximen ſind nur Ausſtrahlungen 
des hier angedeuteten Problems der Abgrenzung von Richter und Parteimacht im Zivil- 
prozeß. Der Vollſtändigkeit halber ſeien dieſe Prozeßmaximen hier aufgeführt. Allen 
Prozeßrechten gemeinſam iſt die Maxime des rechtlichen Gehörs, daß alſo vom Gericht 
gegen eine Partei erſt entſchieden werden kann, wenn ihr Gelegenheit gegeben war, zu den 
Angriffen ihres Gegners Stellung zu nehmen. Eine weitere Prozeßmaxime iſt die der 
Offentlichkeit des Verfahrens, die ebenfalls in den neueren Rechten grundſätzlich 
überall durchgeführt iſt. Weiter kommt in Betracht die Maxime der Mündlichkeit 
oder Schriftlichkeit, d. h. die Frage, ob das, worüber das Gericht entſcheidet, 
mündlich vorgetragen fein muß oder ob auch ſchriftlich Vorgebrachtes in derſelben Weiſe be- 
rückſichtigt werden oder gar der Prozeßſtoff auf das ſchriftlich Vorgebrachte beſchränkt werden 
kann. Weiter kommt in Betracht das Problem des Amts oder Parteibetriebs. 
Von Amtsbetrieb ſpricht man, wenn die zur Durchführung des Prozeſſes erforderlichen Hand- 
lungen, wie z. B. Zuſtellung der Klage, Ladung der Parteien, Ladung von Zeugen uſw., 
durch das Gericht ſelbſt bewirkt werden, von Parteibetrieb, wenn ſolche Dinge den Parteien 
überlaſſen bleiben. Außerdem find zu erwähnen Verhandlungs⸗ oder Inqui⸗ 
ſitionsmaxime. Von Verhandlungsmaxime ſpricht man da, wo das Gericht nur die 
Amſtände berückſichtigen darf, die die Parteien im Verlaufe der Verhandlung vorgebracht 
haben, von Inquiſitionsmaxime da, wo das Gericht von ſich aus ähnlich wie im Strafprozeß 
den Sachverhalt erforfht. Außerdem wäre noch zu erwähnen die hier ſchon berührte 
Maxime der Mittelbarkeit oder Anmittelbarkeit der Beweiserhebung. Das 
Weſen der unmittelbaren Beweiserhebung beſteht darin, daß das Gericht grundſätzlich feiner 
Entſcheidung nur diejenigen Beweisverhandlungen zugrunde legen darf, die ſich vor ihm 
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ſelbſt, und zwar, wenn es aus mehreren Mitgliedern beſteht, vor dem geſamten Kollegium 
abgeſpielt haben. Endlich iſt noch zu erwähnen die Maxime der freien, d. h. aus freier 
Aberzeugung gewonnenen Beweiswürdigung, zu der im Gegenſatz ſteht die der 
feſten, das Gericht formal bindenden Beweisregeln. An dieſer Stelle genügt die bloße Auf- 
zählung dieſer Prozeßmarimen. Bei der Darſtellung der Einzelheiten des Prozeßganges 
wird noch einmal auf ſie zurückzukommen ſein. 


Il. Allgemeine Fragen: 

I. Juläffigkeit des Rechtswegs 

Wie ſchon im vorigen Abſchnitt betont wurde, dient das Zivilprozeßrecht der Durd- 
führung der Privatrechtsordnung, d. h. derjenigen Vorſchriften, die für das Gemein- 
ſchaftsleben der Volksgenoſſen gegeben find und die daraus entſpringenden Rechte und 
Pflichten der einzelnen abgrenzen. Dem entſpricht 8 13 des Gerichtsverfaſſungs- 
geſetzes, dem zufolge bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten vor die ordentlichen Ge⸗ 
richte gehören. Damit iſt die Zuläſſigkeit des Rechtswegs grund ſätzlich abgegrenzt. 
In dieſem Sinne gehören vor die ordentlichen Gerichte nicht nur Streitigkeiten der Volks 
genoſſen untereinander, ſondern es ſind auch Streitigkeiten zwiſchen den Volksgenoſſen und 
den zahlreichen Trägern von Hoheitsrechten wie z. B. dem Rei, den Ländern, Gemeinden 
und anderen juriſtiſchen Perſonen des öffentlichen Rechts, die Träger von Hoheitsrechten find 
und zu denen insbeſondere auch die NSDAP gehört, dem Rechtsweg zugänglich. Denn auch 
die Träger von Hoheitsrechten müſſen, um ihren Aufgaben gerecht werden zu können, in den 
mannigfachſten Formen am Privatrechtsverkehr teilnehmen, z. B. Gebäude erwerben, fie ein; 
richten, Arbeiter, Angeſtellte, auch Anternehmer beſchäſtigen und die verſchiedenartigſten privat- 
rechtlichen Verträge dabei abſchließen. Soweit ſich aus dieſer Teilnahme am Privatrechts⸗ 
verkehr Streitigkeiten zwiſchen den Trägern der Hoheitsrechte untereinander oder zwiſchen 
ihnen und einzelnen Volksgenoſſen ergeben, tft ſomit der Rechtsweg grundſätzlich zuläſſig. 


Den Gegenſatz zu dieſen Fällen bilden diejenigen Streitfälle, in denen ſich der Volksgenoſſe 
der juriſtiſchen Perſon des öffentlichen Rechts nicht gleichberechtigt auf der Ebene des Privat 
rechtsverkehrs gegenüber befindet, ſondern es ſich um die Ausübung von Hoheitsrechten 
handelt. Streitigkeiten, z. B. über die Grenzen der Polizeigewalt, der Militärgewalt oder 
der Steuerhoheit uſw. ſind danach nicht vor den ordentlichen Gerichten auszutragen, ſondern 
gehören vor Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte, wie z. B. Streitigkeiten über 
die Verpflichtung eines Volksgenoſſen zur Steuerzahlung von den Finanzgerichten ent- 
ſchieden werden. 

Maßgebend iſt, wenn nach dieſem Grundſatz im Einzelfall die Zuläſſigkeit des Rechtswegs 
geprüft werden ſoll, was den eigentlichen Gegenſtand des mit der Klage erhobenen Anſpruchs 
bildet. Der Zuläſſigkeit des Rechtswegs ſteht es danach nicht entgegen, wenn die Ent ; 
ſcheidung über einen Privatrechtsanſpruch von der Löſung einer auf dem Gebiet des öffent · 
lichen Rechts liegenden Vorfrage abhängig iſt.“) Ebenſowenig kann anderſeits ein Streit 
um ein ſtaatliches Hoheitsrecht dadurch vor die ordentlichen Gerichte gezogen werden, daß er 
dußerlich in die Geſtalt eines bürgerlich⸗ rechtlichen Anſpruchs gekleidet wird.“) 

Die hier dargelegte grundſätzliche Begrenzung der Zuläſſigkeit des Rechtswegs greift nun 
aber nur fubfidiär, alſo nur dann ein, wenn keine abweichende pofitive Regelung gegeben iſt. 
Das wird bereits im 813 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes zum Ausdruck gebracht, wonach 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten nur inſoweit vor die ordentlichen Gerichte gehören, als nicht 
entweder die Zuſtändigkeit von Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichten begründet iſt. 


Hiernach können einmal rein bürgerlich rechtliche Anſprüche dem Rechtsweg entzogen werden. 
Dies iſt reichsrechtlich in mannigfacher Weiſe geſchehen. So find z. B. neuerdings durch das 
Geſetz über die Ausgleichung bürgerlich⸗rechtlicher Anſprüche vom 13. Dezember 1934 (RGBl. I 
1) Verlangt z. B. ein Volksgenoſſe von dem anderen nach den Grundſätzen über Geſchäfts⸗ 
führung ohne Auftrag Erſatz dafür, daß er in ſeiner Abweſenheit deſſen Steuerſchuld bezahlt 
155 fo iſt der Rechtsweg in dieſem Falle auch dann zuläffig, wenn die Entſcheidung gemäß 
ficht BGB davon abhängt, ob der Beklagte zur Zahlung der verauslagten Steuer ver · 
p et war. 
2) Es iſt z. B. nicht angängig, den Anſpruch auf Rückzahlung einer angeblich zu Anrecht 
erhobenen Steuer dadurch vor die ordentlichen Gerichte zu al daß behauptet wird, die 
veranlagenden Beamten hätten bei der Steuerberechnung ihre Amtspflicht verletzt und den 
Staat dadurch gemäß 8839 BGV ſchadenserſatzpflichtig gemacht. 
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S. 1235) die dort näher bezeichneten Anſprüche der Entſcheidung des Reichsminiſters des 
Innern zugeleitet. Aber auch landesrechtlich konnten bisher bürgerlich rechtliche Streitig 
keiten dem Rechtsweg entzogen werden, wie dies z. B. in Preußen (8 59 der alten preußiſchen 
Jagdordnung) und ähnlich in verſchiedenen anderen deutſchen Ländern bei Streitigkeiten 
wegen Wildſchadens geſchehen iſt.“) Nur eine Grenze war der Möglichkeit, landesgeſetzlich 
bürgerliche Rechtsſtreitigkeiten dem ordentlichen Rechtsweg zu entziehen, gegeben. Streitig · 
keiten bürgerlich- rechtlicher Art konnten nur wegen ihres ſachlichen Gegenſtandes, nicht aber 
Deswegen dem Rechtsweg entzogen werden, weil als Partei der Fiskus, eine Gemeinde oder 
eine andere öffentliche Korporation beteiligt war (84 EG3 PO). 

Amgekehrt kann auch durch poſitive geſetzliche Vorſchrift für einen öffentlich⸗ rechtlichen An ⸗ 
ſpruch der ordentliche Rechtsweg vorgeſehen werden. Dies iſt u. a. durch die Neichsverfaſſung 
geſchehen, die für Anſprüche gegen den Staat wegen Amtspflichtverletzungen von Beamten 
ſowie für Gehaltsanſprüche der Beamten den Rechtsweg vorſah. 

Landesrechtlich hat u. a. die preußiſche Verordnung vom 11. Mai 1842 die Möglichkeit ge- 
ſchaffen, Streitigkeiten über die Berechtigung polizeilicher Verfügung unter gewiſſen Am⸗ 
ſtänden im Rechtsweg auszutragen (vgl. auch SS 74, 75 Einleitung zum AL N). 

Aber die Zuläſſigkeit des Rechtswegs entſcheiden an ſich nach 817 des Gerichtsverfaſſungs⸗ 
geſetzes die ordentlichen Gerichte. Das bedeutet, daß rechtskräftige Entſcheidungen der ordent⸗ 
lichen Gerichte ſowohl über die Zuläſſigkeit wie über die Anzuläſſigkeit des Nechtswegs für 
die Verwaltungsbehörden bindend ſind, während umgekehrt die Gerichte nicht gehindert find, 
ihre Entſcheidungsbefugnis auch in Fällen anzunehmen, in denen die Verwaltungsbehör den 
bereits die Anzuläſſigkeit des Rechtswegs ausgeſprochen haben. Man nennt dieſen Grundſatz 
die Kompetenzkompetenz der Gerichte. 8 17 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes hat jedoch die 
Möglichkeit gegeben, Streitigkeiten zwiſchen Gerichten und Verwaltungsbehörden Über die 
Zuſtändigkeit durch eine beſondere Behörde, nämlich einen Kompetenzgerichtshof, entſcheiden 
zu laſſen. Die näheren Vorſchriften hierüber ergibt 8 17 des Gerichtsverſaſſungsgeſetzes, vgl. 
auch Verordnung über die Behörden zur Entſcheidung von Kompetenzkonflikten vom 27. 3. 
1935, R GBl. I S. 492. 


2. Extertitorialität 


Neben der ſachlichen Ausſchließung der ordentlichen Gerichtsbarkeit, die ſich aus dem 
Gegenſtand des Streites ergibt, hat die Geſetzgebung noch eine weitere Grenze der 
ordentlichen Gerichtsbarkeit vorgeſehen, die aus der Perſon des Beklagten hervorgeht. 
Maßgebend iſt hierfür in erſter Linie $ 18 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes in der 
Faſſung des Geſetzes vom 13. Dezember 1934 (RGBl. I S. 1233). Danach erſtreckt 
ſich die deutſche Gerichtsbarkeit (abgeſehen von den Fällen des ausſchließlichen ding⸗ 
lichen Gerichtsſtands [gl. S. 14]) nicht auf die Leiter und Mitglieder der bei dein 
Deutſchen Reich beglaubigten diplomatiſchen Vertretungen. Dasſelbe gilt auch für 
die den Hausſtand teilenden Familienmitglieder und das Geſchäftsperſonal der Leiter 
und Mitglieder der diplomatiſchen Vertretungen und ihre nicht deutſchen Bedienſteten, 
mit Ausnahme der Fälle, in denen die Befreiung von der deutſchen Gerichtsbarkeit nach 
einer im Reichsgeſetzblatt veröffentlichten Bekanntmachung der Reichsregierung nicht 
gewährt wird. Ferner ſieht § 19 noch folgende Einſchränkung der Erterritorialität vor. 
Befitzt eine der nach 8 18 von der deutſchen Gerichtsbarkeit grund ſätzlich ausgenommenen 
Perſonen die Reichsangehörigkeit, fo iſt fie von der deutſchen Gerichtsbarkeit nur dann 
befreit, wenn ſich das Reich dieſer Gerichtsbarkeit durch eine Verfügung der Reichs. 
regierung begeben hat. Abgeſehen von dieſer Beſchränkung der deutſchen Gerichtsbar⸗ 
keit erftredt fi letztere auch nicht auf diejenigen Perſonen, die nach den allgemein an- 
erkannten Regeln des Völkerrechts oder nach einem Staatsvertrag von der deutſchen 
Gerichtsbarkeit befreit ſind. Deshalb ſind u. a. fremde Souveräne und fremde Staaten 
grundſätzlich der deutſchen Gerichtshoheit völkerrechtlich nicht unterworfen. 


Dieſe landesrechtlichen Regelungen find nunmehr durch die reichsrechtliche Negelung erſetzt, 
die in den SS 49 und 50 der Ausführungsverordnung zum Re Gesagdgeſes Do 29. Marg 
1935 (RGBl. I S. 431) getroffen 17 Danach find zwar Anſprüche wegen Wild und Jagd- 
ſchadens zunächſt in einem polizeilichen Vorverfahren zu behandeln. Gegen den Vorbeſcheid 
der Polizeibehörde iſt aber der Abergang zum ordentlichen Rechtsweg zugelaſſen. 
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3. Streitige und freiwillige Gerichtsbarkeit 

Nicht alle bürgerlichen Rechtsangelegenheiten werden im Prozeßverfahren erledigt. 
Daneben gibt es noch den zweiten Weg des Verfahrens der freiwilligen Gerichts- 
barkeit. 


Von dem Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit unterſcheidet ſich der Zivilprozeß 
in ſeinem Weſen dadurch, daß er grundſätzlich auf miteinander ſtreitende Parteien 
abgeſtellt iſt, während das Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit die Mitwirkung 
des Gerichts bei der friedlichen Abwicklung von Nechtsangelegenheiten zum Gegen- 
ſtand hat. Dieſe grundſätzlich richtige Abgrenzung wird aber nicht allen Einzelfällen 
gerecht, da die poſitive Geſetzgebung vielfach anderes beſtimmt. Haben ih z. B. Ehe ⸗ 
leute über die Scheidung ihrer Ehe friedlich geeinigt, ſo daß in Wirklichkeit nicht der 
geringſte Streit zwiſchen ihnen beſteht, fo können fie die Eheſcheidung doch nur im 
Wege des Zivilprozeſſes durchführen. Soll nach Scheidung der Ehe über das Sorge 
recht für die Kinder eine von der geſetzlichen Vorſchrift des 8 1635 Abſ. 1 Satz 1 BG 
abweichende Regelung getroffen werden, fo kann diefe wiederum nicht im Prozeßwege, 
ſondern nur in einem vor dem Vormundſchaftsrichter ſtattfindenden Verfahren der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit herbeigeführt werden, obwohl es ſich bei derartigen Ver⸗ 
fahren in den meiſten Fällen nicht um eine friedliche Regelung, ſondern um einen mit 
aller Erbitterung von den Eheleuten gegeneinander geführten Kampf handelt. Iſt aber 
die Entſcheidung des Vormundſchaftsgerichts getroffen, ſo iſt dieſe nicht unmittelbar 
vollſtreckbar. Wenn ſich der von ihr benachteiligte Ehegatte ihr nicht fügt, ſo kann 
der andere fein Recht nur durchſetzen, wenn er einen Zivilprozeß auf Herausgabe der 
Kinder anſtrengt. 


4. Juftändigkeit 

Steht feſt, daß eine Streitigkeit überhaupt im Prozeßwege auszutragen iſt, fo ift 
weiter zu prüfen, welche Art von Gerichten für die Entſcheldung in Betracht kommt. 
Dieſe Frage iſt die Frage nach der ſachlichen Zuſtändigkeit. Iſt ſie entſchieden, dann 
taucht die weitere Frage auf, welches von den verſchiedenen Gerichten der gleichen 
Art das zuſtändige iſt. (Frage der örtlichen Zuſtändigkeit.) 


a) Sachliche Zuſtändigkeit 
Bei der ſachlichen Zuſtändigkeit iſt die erſte Frage die, ob die ordentlichen Gerichte 
oder Sondergerichte zu entſcheiden haben.“) Die Zuſtändigkeit der ordentlichen Gerichte 
iſt grundſätzlich eine umfaſſende. Sie greift alſo überall ein, wo nicht die Zuſtändigkeit 
eines Sondergerichts ausdrücklich vorgeſehen iſt. Sondergerichte andererſeits ſind in 
ibrer Zuſtändigkeit eng auf das bei ihrer Einrichtung vorgeſehene Gebiet beſchränkt. 


Es gibt zunächſt reichs rechtlich eingeſetzte Sondergerichte, unter denen, 
wenn man, wie hier geſchehen iſt, das Reichswirtſchaftsgericht und das ihm angegliederte 
Reichskartellgericht zu den Verwaltungsgerichten und die Anerbenbehörden zu den Organen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit rechnet, insbeſondere das Reichsbahngericht und vor allem 
die Arbeitsgerichte zu erwähnen find. Hinſichtlich der Arbeitsgerichte iſt beſonders hervorzu · 
heben, daß nur die Arbeitsgerichte im eigentlichen Sinn, alſo die Arbeitsgericht sbehörden 
erſter Inſtanz als Sondergerichte eingerichtet ſind, während die Arbeitsgerichtsbehörden der 
höheren Inſtanz der ordentlichen Gerichtsbarkeit eingegliedert find: Die Landesarbeitsgerichte 
ſind Beſtandteile der Landgerichte, und das Reichsarbeitsgericht hat die Stellung eines 
Zivilſenats des Reichsgerichts. 


) vielſach wird zwar mit Rückſicht auf die Erwähnung der Sondergerichte im S 13 des 
Gerichtsverfaſſungsgeſetzes angenommen, daß es ſich bei der Frage, ob ordentliches Gericht 
oder Sondergericht, nicht um eine Frage der ſachlichen Zuſtändigkeit, ſondern um eine Frage 
der Gerichtsbarkeit handelt. Dem iſt aber nicht beizutreten. Für eines der wichtigſten Sonder 
gerichte, nämlich für das Arbeitsgericht, ergibt ſich die Richtigkeit der hier vertretenen 

deinung bereits, wie auch das Reichsarbeitsgericht in einer grundlegenden Entſcheidung 
anerlannt hat, aus § 528 der Zivilprozeßordnung. 
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Neben den reichsgeſetzlich eingerichteten Sondergerichten nennt § 14 des Gerichtsverſaſſungs⸗ 

geſetzes noch reichsgeſetzlich zugelaſſene Sondergerichte, näml ich 

1. die Rhein und Elbſchiffſahrtsgerichte, 

2. Gerichte zur Entſcheidung von bürgerlichen Rechtsſtreitigkeiten bei der Ablöſung von 
Gerechtigkeiten, Separationen uſw. (Agrargerichte), 

3. die nur in Württemberg und Baden praktiſch gewordenen Gemeindegerichte (zur 


Entſcheidung vermögensrechtlicher Anſprüche bis zum Werte von 100 RM mit der Mög- 
lichkeit der Berufung auf den ordentlichen Rechtsweg). 


Soweit für eine Rechtsſtreitigkeit die ordentlichen Gerichte zuſtändig find, iſt nunmehr 
die Frage zu entſcheiden, wel che Art von ordentlichen Gerichten zu entſcheiden hat. 
Für die ordentliche Gerichtsbarkeit iſt nicht wie für die Arbeitsgerichtsbarkeit eine 
einheitliche Inſtanz für den erſten Nechtszug in ſämtlichen Angelegenheiten vor- 
geſehen. Vielmehr kommen in der ordentlichen Gerichtsbarkeit 
zwei Arten von Gerichten als Gerichte erſter Inſtanz in Frage: 
die Amtsgerichte, bei denen ein Einzelrichter entſcheidet und die Parteien ſelbſt, 
alſo ohne Rechtsanwälte auftreten können und demgemäß auch das ganze Verfahren 
für den Betrieb durch die Parteien ſelbſt eingerichtet iſt. Daneben gibt es als Gerichte 
erſter Inſtanz die Landgerichte, die in kollegialer Beſetzung (Zivilkammern und 
Kammern für Handelsſachen) entſcheiden, ſo daß neben dem Vorſitzenden, der in der 
Regel ein Landgerichtsdirektor iſt, noch zwei richterliche Beiſitzer mitwirken, die in 
den Zivilkammern rechtsgelehrte Richter find, während in den Kammern für Handels- 
ſachen Laien, nämlich zu Handelsrichtern ernannte Kaufleute, mitwirken.“) Vor den 
Kollegialgerichten können die Parteien nicht ſelbſt auftreten, ſondern bedürſen der 
Vertretung durch einen bei dem betreffenden Gericht zugelaſſenen Rechtsanwalt. 


Der Grund für dieſe Zweiteilung der erſten Inſtanz iſt der folgende: Die Behandlung 
einer Streitſache durch ein Richterkollegium bietet in vielfacher Hinſicht eine höhere 
Gewähr für die Richtigkeit der Entſcheidung, vor allem deshalb, weil die Mitwirkung 
mehrerer Richter eine gründlichere Prüfung gewährleiſtet und der Gefahr einer ein- 
ſeitigen Beurteilung entgegenwirkt. Auch die zwingend vorgeſchriebene Mitwirkung 
der Rechtsanwälte bedeutet eine Erhöhung der Rechtsgarantie. Nicht nur werden 
dadurch Fehler der Parteien bei der Prozeßführung vermieden, ſondern die Mit- 
wirkung der Anwälte bedeutet auch eine erhebliche Anterſtützung des Gerichts bei der 
Vorbereitung und Durchführung eines Prozeßverfahrens. So betrachtet, würde es 
das wünſchenswerteſte fein, daß ſämtliche Rechtsſtreitigkeiten in einem Follegial- 
gerichtlichen Verfahren erledigt würden. Dies iſt aber aus wirtſchaftlichen Ermä- 
gungen unmöglich. Für kleine Streitigkeiten iſt der Aufwand, den ein Nichterkollegium 
bedeutet, und auch der Zwang für die Partei, ſich durch Anwälte vertreten zu laſſen, 
wirtſchaftlich unzweckmäßig. Es gibt auch eine ganze Reihe von Streitigkeiten, bei 
denen ſchon mit Rüdfiht auf das Bedürfnis einer beſonders ſchnellen Erledigung das 
einfachere amtsgerichtliche Verfahren vorzuziehen iſt. Deshalb iſt unſere Gerichts- 
organiſation ſo getroffen, daß nur ein kleiner Teil von beſonders wichtigen Sachen 
kollegialgerichtlich zu behandeln iſt, während der größte Teil den Amtsgerichten zufällt. 
Das Gerichtsverfaſſungsgeſetz hat die Zuſtändigkeit in der Weiſe abgegrenzt, daß 
zunächſt alle nicht vermögensrechtlichen Streitigkeiten, wie z. B. Eheſachen, Streitigkeiten 
um die eheliche Vaterſchaft, Streitigkeiten über das Namensrecht u. dgl. den Landgerichten 
zugewieſen find ohne Rückſicht auf die Höhe des Streitwertes. Ferner find wegen des an ihrer 
Entſcheidung beſtehenden öffentlichen Intereſſes Anſprüche der Beamten aus ihrem Amtsver⸗ 
hältnis und Anſprüche betreſſend die Haftung des Staates für Beamte ohne Rüdfiht auf die 
Höhe des Streitwerts den Landgerichten zugewieſen (8 71 Abſ. 2 und 3 des Gerichtsver⸗ 
ſaſſungsgeſetzes). Amgekehrt find eine Reihe von Sachen, insbeſondere Sachen, die einer 
größtmöglichen VBeſchleunigung bedürfen, ohne Rüdfiht auf den Streitwert den Amts- 
gerichten zugewieſen. Ihre Aufzählung findet ſich im 823 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 
9 Die Abgrenzung der Zuſtändigkeit der Kammern für Handelsſachen von der der Zivil⸗ 
kammern ergeben die SS 94 bis 114 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes. 
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Hervorzuheben find insbeſondere Streitigkeiten zwiſchen Vermieter und Mieter oder Anter⸗ 
mieter von Wohnräumen oder anderen Räumen auf Aberlaſſung, Benutzung oder Ndumung 
dei Wohnung, Streitigkeiten zwiſchen Reiſenden und Wirten über Wirtszechen, Streitig ⸗ 
keiten zwiſchen Reifenden, Fuhrleuten, Schiffern über Fuhrlohn, Aberfahrtsgelder ufw.. 
Streitigkeiten wegen Viehmängeln, Streitigkeiten wegen Wildſchadens und vor allem An- 
ſprüche auf Erfüllung einer durch Ehe oder Verwandtſchaft begründeten geſetzlichen Anter · 
haltspflicht, endlich auch die Anſprüche des unehelichen Kindes auf Anterhalt. 
Bei denjenigen vermöoͤgensrechtlichen Streitigkeiten, die nicht ohne Rüdfiht auf die ar 
des Streitwertes den Amtsgerichten oder den Landgerichten zugewieſen find, konnte die Ab- 
grenzung der Zuſtändigkeit nicht anders als nach der Höhe des Streitwertes vorgenommen 
werden. Die zur Zeit gültige Wertgrenze beträgt ſeit dem 1. April 1936 500 RM, fo daß 
alſo vermögensxechtliche Streitigkeiten bis zum Werte von 500 NM den Amtsgerichten. 
darüber hinaus den Landgerichten zugewieſen ſind. 
Die näheren Vorſchriften über die Beſetzung der Gerichte trifft das Gerichtsverfaſſungsgeſetz 
Unter feinen Vorſchriften iſt beſonders hervorzuheben, daß 81 den Grundſatz aufftellt, die 
Gerichte find unabhängig und nur dem Geſetz unterworfen. Dieſer Grundſatz iſt notwendig 
nicht zum Schutze der Gerichte, ſondern um dem Volke das unbedingte Vertrauen zur Nechts⸗ 
pflege zu geben; denn nur von dem Richter kann eine völlig gerechte Entſcheidung erwartet 
werden, der bei der Findung des Rechtes nur den Geſetzen und feinem Gewiſſen, nicht aber 
irgendeiner Anweiſung, fie möge kommen, von welcher Stelle fie wolle, unterworfen tft. Der 
Gedanke, daß das Vertrauen in die Rechtspflege nur erhalten werden kann, wenn die Recht - 
ſuchenden von der Anvoreingenommenheit des Richters überzeugt find, iſt auch für die Vor ; 
ſchriſten der Zivilprozeßordnung über Ausſchließung vom Nichteramt und Ad ; 
lehnung von Nichtern (5841 bis 48) beſtimmend geweſen. Fähig zum Richter 
amt iſt nur derjenige, der die nach 82 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes erforderlichen beiden 
Prüfungen abgelegt hat, von denen der erſten ein dreijähriges Studium der Nechtswiſſen⸗ 
ſchaft und der zweiten ein dreijähriger Vorbereitungsdienſt vorangegangen ſein muß. Die 
näheren Einzelheiten über die Ausbildung der Richter ergeben ſich teils aus 82 des Gerichts- 
verfaſſungsgeſetzes, teils aus der Juſtizausbildungsordnung vom 22. Juli 1984 (R GBl. 1 
S. 727) und den dazu ergangenen Durchführungsvorſchriften. Zum Schutze der Anabhängig · 
keit der Richter iſt ferner beſtimmt, daß ſie in ihrer richterlichen Eigenſchaft ein feſtes Gehalt 
mit Ausſchluß von Gebühren beziehen (87 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes), daß fie auf 
Lebenszeit ernannt werden (8 6 des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes) und daß ſie wider ihren 
Willen nur kraft richterlicher Entſcheidung und nur aus den Gründen und unter den Formen, 
welche die Geſetze beſtimmen, dauernd oder zeitweiſe ihres Amtes enthoben und an eine andere 
Stelle oder in den Ruheſtand verſetzt werden können. Die Geſetzgebung kann jedoch 3 
grenzen feſtſetzen, bei deren Erreichung Richter in den Ruheſtand treten. (SE GBG.) — 
dem 1. April 1935 find ſamtliche Gerichte Behörden des Reichs (Drittes Geſetz zur 125 
leitung der Rechtspflege auf das Reich vom 24. Januar 1935 [RG Bl. I S. 68). 
b) Ortliche Zuſtändigkeit 
Die weiteren Erörterungen, die nunmehr von der Betrachtung allgemeiner Grundſätze zur 
Schilderung des praktiſchen Verlaufs des Prozeßverfahrens überleiten ſollen, wer den am 
beften an einen praktiſchen Fall angeknüpft, an dem die einzelnen Abſchnitte des Verfahrens 
erläutert werden ſollen. 
Die mit dem Kauſmann Wilhelm Schulze verheiratete Filmfchaufpieleru Mia Pia hatte 
ſich am 16. September 1934 in dem Geſchäft des Friſeurs Anton Kräufler in Berlin am 
Kurfürſtendamm frifleren und mittels eines der dafür gebräuchlichen Apparate Waſſerwellen 
machen laſſen. Hierbei wurde ihr durch Ausſtrömen heißer Waſſerdämpfe die Kopfhaut 
verbrüht. Sie mußte mehrere Wochen im Krankenhaus zubringen und konnte mehrere 
Monate lang ihren Beruf nicht ausüben. Sie nimmt an, daß der ſie bedienende Gehilſe 
Gottlieb Pech durch unachtſame Handhabung des Apparates den Schaden verurſacht habe, 
ferner aber auch, daß der Apparat ſelbſt nicht ordnungsmäßig funktionierte. Sie geht davon 
aus, daß ſowohl Pech wie der Geſchäftsinhaber Kräuſler ihr ſchadenserſatzpflichtig 
geworden find. Kräufler, der feine Privatwohnung in Potsdam hatte, tft inzwiſchen 
geſtorben. Sein einziger Erbe iſt ſein Sohn Hans geworden, der zur Zeit 20 Jahre alt iſt 
und von dem Gaſtwirt Franz Seidel in Potsdam bevormundet wird. Er befindet ſich zur 
Zeit in Frankfurt a. M., wo er als Friſeurlehrling tätig iſt. Gottlieb Pech wohnt zur Zeit 
in Brandenburg a. d. H., wo er in einem Friſeurgeſchäft als Gehilfe beſchäftigt wird. Die 
Filmſchauſpielerin möchte ſowohl gegen Pech als auch gegen Hans Kräufler als Erben 
ſeines Vaters eine Schadenserſatzklage erheben. Die Höhe ihres Schadens berechnet ſie 
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Da es ſich hier um einen vermoͤgensrechtlichen Anſpruch handelt und keiner der Fälle gegeben 
iſt, für die das Gerichtsverfaſſungsgeſetz eine Zuſtändigkeit des Amtsgerichts ohne Rüdficht 
auf die Höhe des Streitwertes vorficht, kommt es wegen der ſachlichen Zuſtändigkeit auf die 
Höhe des Streitwertes an. Deshalb iſt für die beabſichtigte Klage die ſachliche Zuſtändigkeit 
des Landgerichts gegeben. Es bedarf alfo nur noch der Prüfung, welches Landgericht im 
vorliegenden Fall das für die Erhebung der Klage zuſtändige iſt. 


Für die örtliche Zuſtändigkeit kommen nebeneinander der allgemeine Gerichtsſtand und eine 
Reihe in der Zivilprozeßordnung vorgeſehener beſonderer Gerichtsſtände in Betracht. Der 
allgemeine Gerichtsſtand, der für alle Klagen in Betracht kommt, für die nicht 
ein beſonderer, ausſchließlicher Gerichtsſtand vorgeſehen iſt, befindet ſich für natürliche Per ⸗ 
ſonen bei dem Gericht, in deſſen Bezirk fie ihren Wohnſitz haben. Dieſer Gerichtsſtand 
wird alſo durch die perſönlichen Verhältniſſe des Beklagten beſtimmt. Im vorliegenden Falle 
würde danach für die Klage gegen Gottlieb Pech, da er in Brandenburg a. H. wohnt, das Land⸗ 
ger icht Potsdam dasjenige ſein, das unter dem Geſichtspunkt des allgemeinen Gerichtsſtands 
zuſtändig wäre. Der minderjährige Hans Kräuſler teilte bis zum Tode des Vaters deſſen 
Wohnſitz in Potsdam. Auch nach dem Tode des Vaters konnte er als Minderjähriger ſeinen 
alten Wohnſitz nicht aufgeben und einen neuen nicht begründen ohne Zuſtimmung des geſetz 
lichen Vertreters (88 BGB). Da ſich Hans Kräufler gegenwärtig in Frankfurt a. M. nur 
zu Ausbildungszwecken aufhält, iſt anzunehmen, daß dort für ihn nicht ein Wohnſitz begründet 
iſt, er vielmehr feinen früheren Wohnſitz in Potsdam behalten hat. Für ihn würde alfo unter 
dem Geſichtspunkt des allgemeinen Gerichtsſtands ebenfalls die Zuständigkeit des Landgerichts 
Pots dam gegeben fein. 

Hätte Hans Kräufler mit Genehmigung feines Vormundes den Wohnſitz in Potsdam auf- 
gegeben und einen neuen noch nicht begründet, fo würde der Fall des 8 16 gegeben fein, 
wonach bei einer Perſon, die keinen Wohnfis hat, ſich der allgemeine Gerichtsſtand durch den 
Aufenthaltsort — in dieſem Falle alſo Frankfurt a. M. — beſtimmt. Hat dagegen jemand 
feinen Wohnſitz im Ausland genommen, fo iſt für Klagen gegen ihn ein allgemeiner Gerichts ⸗ 
ſtand im Inland nicht begründet. Er kann vielmehr im Inland nur dann verklagt werden, 
wenn ſich dort einer der fpäter zu erörternden beſonderen Gericht sſtände ergibt. 


Für juriſtiſche Perſonen aller Art und ebenſo für Perſonengeſamtheiten oder Vermögens ⸗ 
maſſen, die, ohne juriſtiſche Perſonen zu ſein, wie z. B. nicht eingetragene Vereine, als ſolche 
verklagt werden können, beftimmt ſich der allgemeine Gerichtsſtand durch den Sitz, der ent ⸗ 
weder im Statut der Perſonengeſamtheit feſtgeſetzt ſein kann oder ſich dort befindet, wo die 
Verwaltung geführt wird (817 IPO) Soll das Reich oder ein Land, alſo der Fiskus, ver- 
klagt werden, fo wird der allgemeine Gerichtsſtand gemäß 8 18 3 PO durch die Behörde 
beſtimmt, die nach den dazu ergangenen geſetzlichen (vgl. z. B. Art. 56 Reichsverfaſſung) oder 
verwaltungsmäßigen Anordnungen im Einzelfall zur Vertretung des Fiskus beſtimmt iſt. 


Neben dem allgemeinen Gerichtsſtand ſieht die Zivilprozeßordnung eine ganze Reihe be ⸗ 
ſonderer Gerichtsſtände vor, die ſich teils aus den perſönlichen Verhältniſſen des 
Beklagten, teils aber auch aus der Eigenart des der Klage zugrunde liegenden Redhtsver- 
bältniffes oder des in Anſpruch genommenen Streitgegenſtandes ergeben. Für unſer Beiſpiel 
kommen folgende beſondere Gericht sſtände in Betracht: 


a) Der Gerichtsſtand der unerlaubten Handlung. Die Klägerin ſteht hier 
zu dem Beklagten Gottlieb Pech in keinen vertraglichen Beziehungen. Sie kann ihren An- 
ſpruch gegen ihn alſo nur auf unerlaubte Handlung (8 823 BGB) ſtützen. Zu dem Vater des 
Beklagten Hans Kräufler, deſſen Verbindlichkeit auf feinen Sohn als Erben übergegangen 
iſt, ſtand die Klägerin zwar in einer vertraglichen Beziehung. Kräufler würde ihr aber auch 
unter dem Geſichtspunkt der unerlaubten Handlung haften, da er den Gehilfen, der den 
Schaden angerichtet hat, zu der an der Klägerin vorgenommenen Verrichtung des Friſierens 
beſtellt hatte (8 831 BGB). Für Klagen aus unerlaubten Handlungen iſt nach 832 3PO ein 
beſonderer Gerichtsſtand bei dem Gericht begründet, in deſſen Bezirk die 
Handlung begangen tft. Unter dieſem Geſichtspunkt ergibt ſich deshalb im vor ⸗ 
liegenden Falle für die Klage gegen beide Beklagte die Zuſtändigkeit des Landgerichts Berlin. 


6) Aber auch ſoweit die Klägerin ihre Klage gegen Hans Kräufler auf Verletzung des 
zwiſchen ihr und Anton Kräufler abgeſchloſſenen Vertrages ſtüͤtzen will, würde die Zuſtändig ⸗ 
keit des Landgerichts Berlin gegeben fein; denn die von Anton Kräuſler übernommene Ver. 
pflichtung, die Klägerin orbnungsmäßig zu frifieren, war ihrer Natur nach (8 269 BGB) in 
den Geſchäftsräumen Krͤuſlers, alfo in Berlin zu erfüllen; und bei dem Gerichte des Ortes, 
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an dem eine Vertragspflicht zu erfüllen war, können alle Klagen auf Erfüllung, Aufheburc 
eines Vertages ſowie auf Entſchädigung wegen Nichterfüllung oder nicht gehöriger Erfül 
lung erhoben werden, ebenſo auch Klagen auf Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehen⸗ 
eines Vertrags (Gerichtsſtand des Erfüllungsorts 829 3O). 


y) Für die Klage gegen Hans Kräufler würde ſich die Zuſtändigkeit des Landgerichts Berl in 
auch noch nach 821 3PO (Gerichtsſtand der geſchäftlichen oder gewerb- 
lichen Niederlaſſung) begründen laſſen. 


8) Weiter ergibt ſich gegen Hans Kräuſler noch ein weiterer beſonderer Gerichtsſtand aus der 
Vorſchrift der 8827, 28 (Gerichtsſtand der Erbſchaft). Der ſogenannte Gerichts- 
ſtand der Erbſchaft, der ſich bei dem Gericht befindet, in deſſen Bezirk der Erblaſſer zur Zeit 
feines Todes den allgemeinen Gerichtsſtand (alſo den Wohnfitz) hatte, iſt zwar in erſter Linie 
gegeben für Klagen, die die Feſtſtellung des Erbrechts, Anſprüche des Erben gegen einen Erb- 
ſchaftsbeſitzer, Anſprüche aus Vermächtniſſen oder ſonſtigen Verfügungen von Todes wegen, 
Pflichtteilsanſprüche oder die Teilung der Erbſchaft zum Gegenſtand haben. In dieſem 
Gerichtsſtand können aber auch Klagen wegen anderer Nachlaßverbindlichkeiten (und um eine 
ſolche handelt es ſich bei dem Anſpruch gegen Hans Kräufler) erhoben werden, folange fit 
der Nachlaß, was hier anzunehmen ſein wird, noch ganz oder teilweiſe im Bezirk des Gerichts 
befindet. 

e) Endlich kommt hinſichtlich der Klage gegen Hans Kräufler auch noch der Gerichts 
ſt and des Aufenthalts (820) in Betracht. Er gilt für alle vermögensrechtlichen 
Klagen gegen eine Perſon, die ſich an einem Orte unter Verhältniſſen, die ihrer Natur nach 
auf einen Aufenthalt von längerer Dauer hinweiſen, aufhält, und iſt bei dem Gerichte des 
Aufenthaltsortes, für Hans Kräufler alſo in Frankfurt a. M., begründet. 


Abgeſehen von den hier bereits erwähnten, im vorliegenden Fall in Betracht kommenden 
beſonderen Gerichtsſtänden kennt die Zivilprozeßordnung noch folgende: 


8) 823 Gerichtsſtand des Vermögens. Dieſer Gerichtsſtand greift dann ein, 
wenn eine Perſon im Deutſchen Reich keinen Wohnſitz hat, alſo nach dem zuvor ſchon Er⸗ 
örterten ein allgemeiner Gerichtsſtand für ſie im Inland nicht begründet iſt. In dieſem 
Falle iſt für vermögensrechtliche Anſprüche das Gericht zuſtändig, in deſſen Bezirk ſich Ver⸗ 
mögen der betreffenden Perſon oder der mit der Klage in Anſpruch genommene Gegenſtand 
befindet. Der Ausdruck Vermögen iſt nicht ſo zu verſtehen, daß das geſamte Vermögen oder 
ein erheblicher, in ſich abgeſchloſſener Teil des Vermögens ſich im Bezirk des angerufenen 
Gerichts befinden muß, ſondern es genügt auch, wenn nur ein einzelner Vermögensgegenſtand. 
ſofern er überhaupt einen nennenswerten Wert hat, ſich an dem betreffenden Ort befindet. 


n) Ein weiterer beſonderer Gerichtsſtand iſt der im 8 30 3PO für Meß- und Marktſachen 
gegebene. 


9) Für Klagen zwiſchen dem Geſchäftsherrn und dem Verwalter, die ſich auf eine Ver 
mögensverwaltung gründen, iſt das Gericht des Ortes zuſtändig, wo die Verwaltung 
geführt wird (831 ZPO). 


Wichtig iſt der Gerichtsſtand der Widerklage. Nach 833 kann nämlich bei dem 
Gericht, bei dem eine Klage erhoben iſt, der Beklagte eine Widerklage erheben, auch wenn an 
ſich das Gericht für dieſe Klage nicht zuſtändig ſein würde, ſofern nur der Gegenanſpruch mit 
dem in der Klage geltend gemachten Anſpruch oder mit den dagegen vorgebrachten Zerteidi- 
gungsmitteln im Zuſammenhang ſteht. 

x) 8 34 gibt für Klagen von Prozeßbevollmächtigten, Beiſtänden uſw. wegen ihrer 
Gebühren und Auslagen eine Zuſtändigkeit bei dem Gericht, bei dem 
der Hauptprozeß geführt iſt. 

J) Von weſentlicher Bedeutung unter den beſonderen Gerichtsſtänden iſt der dingliche 
Gerichtsſtand des 524. Danach find Klagen, durch die das Eigentum an einer un- 
beweglichen Sache, eine dingliche Belaſtung oder die Freiheit von einer ſolchen geltend 
gemacht wird, ſowie Grenzſcheidungs⸗, Teilungs⸗ und Befitzklagen bei dem Gericht zu erheben, 
in deſſen Bezirk die Sache gelegen iſt. Dieſer Gerichtsſtand unterſcheidet ſich von den vorher 
erwähnten dadurch, daß er ein ausſchließlicher iſt. Derartige dingliche Klagen können 
alſo nicht am allgemeinen Gerichtsſtand oder an einem der ſonſt vorgeſehenen beſonderen 
Gerichtsſtände erhoben werden. Es iſt bei ſolchen Sachen eine Vereinbarung über die 
Zuſtändigkeit des Gerichts nicht möglich. Neben dieſem ausſchließlichen dinglichen Gerichts 
ſtand beſteht nach 825 ZPO noch ein fakultativer. Wird nämlich, was in den meiſten 
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® 
8 — Fallen zweckmäßig iſt, mit der dinglichen Klage wegen einer Hypothek, Grundſchuld oder 
. Rentenſchuld die Klage aus der perſönlichen Schuld verbunden, will alfo der Kläger erreichen, 
= daß er aus dem Arteil nicht nur in das Grundftüd, ſondern auch in das fonftige Vermögen 
des Beklagten vollſtrecken darf, fo kann er im dinglichen Gerichtsſtand zugleich mit der ding ⸗ 
99 lichen Klage die Klage aus der perfönlichen Verpflichtung des Beklagten erheben. ö 
Ergibt ſich wie im vorliegenden Falle, daß für eine beſtimmte Klage verſchiedene 
. Gerichtsſtände gegeben find, fo hat unter ihnen nach 8 35 ZPO der Kläger die Wahl, 
— natürlich vorausgeſetzt, daß nicht ein ausſchließlicher Gerichtsſtand in Betracht kommt. 
— Im vorliegenden Falle wird die Klägerin, da fie die Abſicht hat, die beiden von ihr 
.. auf Schadenerſatz in Anſpruch genommenen Perfonen in einem Prozeſſe zu verklagen, 
. einen Gerichtsſtand auswählen, der für beide Beklagte gegeben iſt. Dies iſt der Ge- 
» richtsſtand der unerlaubten Handlung und, ſoweit der Beklagte Kräuſler in Betracht 
kommt, daneben auch der Gerichtsſtand des Erfüllungsortes. Beide Gerichtsſtände 
8 . zur einheitlichen Zuſtändigkeit des Landgerichts Berlin.“ 


u) Neben der geſetzlichen kennt die Zivilprozeßordnung auch eine vereinbarte Zuſtändigkeit. 
Gemäß 8 38 kann ein an fi unzuſtändiges Gericht erſter Inſtanz durch ausdrückliche oder 
ſtillſchweigende Vereinbarung der Parteien zuſtändig werden. Eine ſolche Vereinbarung iſt 
:* jedoch nur möglich (5 40 Abſ. 2) bei vermögensrechtlichen Anſprüchen, und nur dann, wenn für 
die Klage ein ausſchließlicher Gerichtsſtand nicht begründet iſt.“)) Die Vereinbarung eines 
. 2 Gerichtsſtandes kann ausdrücklich erfolgen, wobei fie ſich entweder auf eine beſtimmte Klage 
oder auf ein beſtimmtes Rechtsverhältnis und die aus ihr entſpringenden Rechtsſtreitigkeiten 
beziehen muß (8 40 Abſ. 1). Daneben iſt aber auch eine ſtillſchweigende Vereinbarung möglich. 
i Eine ſolche wird insbeſondere dann angenommen, wenn der Beklagte ſich auf eine Klage, 
ohne die Anzuſtändigkeit des Gerichtes geltend zu machen, in der mündlichen Verhandlung 
zur Hauptſache eingelaſſen hat.“) 


ne = 5, Darteifähigkeit und Prozefßfähigkelt 
„Nachdem im angegebenen Beiſpiel nunmehr geklärt iſt, daß die Klägerin ihren An⸗ 
Are ſpruch im Zivilrechtswege verfolgen kann und dafür das Landgericht in Berlin zu⸗ 
= 2 Händig iſt, iſt noch weiter zu prüfen, ob für die am Prozeß als Kläger und Beklagte 
zus beteiligten Perſonen die für die Durchführung eines Rechtsſtreits unbedingt erforder- 
rs lichen Vorausſetzungen der Parteiſähigkeit und Prozeßfähigkeit gegeben find. Anter 
* Parteiſähigkeit iſt die Fähigkeit zu verſtehen, als Kläger oder Beklagter an einem 
Prozeß beteiligt zu werden. Für natürliche Perſonen macht die Parteifähigkeit 
keinerlei Schwierigkeiten, da fie nach 8 50 zuſammenfällt mit der Rechtsfähigkeit und 
. jeder Menſch von der Vollendung feiner Geburt an die Rechtsfähigkeit befigt 
i G1 BGB).) 


) Wäre für die beiden Beklagten ein gen emeinſamer e nicht gegeben, ſo müßte die 
2 . Klägerin durch das Gericht, das den beiden Gerichten, bei denen die Veklagten den all- 
a emeinen Gerichtsſtand ha 5 im Snftangenzuge zunächſt übergeordnet wäre, ein gemeinſames 
ericht beſtimmen laſſen (S 36 ZPO 
. 7) Der ausſchließlich dingliche Pen le des 25 24 He bereits erwähnt. An weiteren aus⸗ 
J ſchließlichen Gerichtsſtänden ſeien hier e c 787 8 die Gerichtsſtände für die 
ſogenannte Zwa Bags (0 771 3 P Bebel ber (S 767 35 n Bester t erſter Inſtanz) und 
die Widerſpruchsklage ( O bei dem Gericht, in Se: k die Zwangsvollſtreckung 
... erfolgt). Dieſe beiden Gerichtsſtände find nach 8 802 3PO bausſchließlicher Art. Von 
beſonderer Wichtigkeit iſt ferner noch der in 8 7 des Mieterſchutzgeſetzes vorgeſehene aus; 
ſchließliche Gerichtsstand für die Mietaufhebungsklage. 
„* 9) Zu erwähnen iſt hierbei noch, daß auch die Vereinbarung eines Erfüllungsortes, die nach 
8 269 BGB zulä fi 8 iſt, praktiſch wie die Vereinbarung eines Gerichtsſtandes wirkt. Denn 
*, da jede Klage auf Vertrags a am Gerichtsſtand des Erfüllungsorts erhoben werden 
8 kann, ſo kann ſich z. B. der Verkäufer von Waren, wenn er 9 eigenen Wohnſitz als 
. Erfüllungsort vereinbart, die Möglichkeit ſchaffen, daß er alle feine Abnehmer, gleichviel, 
- 2 an welchem Ort fie ihren Wohnſitz haben, am Ort feines Wohnſitzes verklagen kann. 
„„ ) Gleichwohl kann auch vor der Geburt ein Menſch bereits 1 von Rechten ſein und 
deshalb auch an einem Prozeßverfahren teilnehmen. So fieht § 1912 BGB vor, daß 
, einer Leibesfrucht zur Wahrung ihrer künftigen Rechte ein fleger zu beſtellen iſt, der unter 
* Amſtänden ihre Rechte klageweiſe geltend machen kann. Dasſelbe ſieht 8 1913 Er für 
einen Nacherben, der noch nicht erzeugt it, vor. 
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Schwieriger iſt die Frage der Parteifähigkeit bei Perſonengeſamtheiten oder Ver ⸗ 
mögensmaſſen. Sie find nach 8 50 Abſ. 1 grundſätzlich nur dann parteifähig, wenn 
fie die Rechte einer juriſtiſchen Perſon haben (3. B. Perſönlichkeiten des öffentlichen 
Rechts, eingetragene Vereine, Aktiengeſellſchaften, Geſellſchaften mit beſchränktet 
Haftung, Stiftungen). Vereine, die nicht eingetragen find, alſo an ſich keine Rechts ⸗ 
fähigkeit befigen, find zwar nach 8 50 Abſ. 1 für eine Klage nicht parteifähig. Nach 
der beſonderen Vorſchrift des 8 50 Abſ. 2 können fie aber verklagt werden und 
haben dann in dem Rechtsſtreit die Stellung eines rechtsfähigen Vereins (paflive 
Parteifähigkeit). 

Prozeßfähigkeit iſt die Fähigkeit, einen Prozeß entweder ſelbſt zu führen oder 
einen Bevollmächtigten zu ſeiner Führung zu beſtellen. Auch dieſe Fähigkeit beſtimmt 
ſich wie die Parteifähigkeit nach den Grundſätzen des bürgerlichen Rechts. Prozeß ⸗ 
fähig iſt nur derjenige, der ſich durch Verträge (ſelbſtändig) verpflichten kann (8 52). 
Der Prozeßfähigkeit ermangelt deshalb nicht nur der Anmündige, ſondern auch der 
Minderjährige, der ſich zwar mit Zuſtimmung ſeines geſetzlichen Vertreters, nicht aber 
ſelbſtändig perſönlich verpflichten kann. Soweit indeſſen ein Minderjähriger in einem 
beftimmten Rechtsgebiet ſelbſtändig Verbindlichkeiten eingehen kann, wie z. B. der ⸗ 
jenige, den der geſetzliche Vertreter mit Genehmigung des Vormundſchaftsgerichts 
zum Betrieb eines Erwerbsgeſchäfts ermächtigt hat, oder derjenige, den ſein geſetz · 
licher Vertreter ermächtigt hat, in Dienſt oder Arbeit zu treten (88 112 und 113 
BGB), hat er innerhalb des Geſchäftskreiſes, in dem er ſich ſelbſtändig verpflichten 
kann, auch die Möglichkeit, ohne geſetzlichen Vertreter einen Prozeß zu führen. So 
kann z. B. eine minderjährige Hausangeftellte, die von ihrem geſetzlichen Vertreter 
ermächtigt war, in Dienſt oder Arbeit zu treten, einen Lohnanſpruch ſelbſtändig 
geltend machen und iſt für eine ſolche Klage prozeßſähig. 

Für unferen vorliegenden Fall ergibt ſich hieraus, daß der Beklagte Gottlieb Pech, der voll 
geſchäftsfähig iſt, auch prozeßfähig tft, nicht dagegen der noch minderjährige Beklagte Hans 
Kräufler, der nicht für ſich allein, ſondern nur vertreten durch ſeinen Vormund Franz Seidel 
verklagt werden kann. Auch juriſtiſche Perſonen, die an ſich rechtsfähig und ſomit partei ⸗ 
fähig find, beſitzen die Prozeßfähigkeit nicht, da fie nur durch ihre geſetzlichen Vertreter als 
ihre Organe am Rechtsleben teilnehmen und ſich verpflichten können. Eine juriſtiſche Perſon 
kann deshalb immer nur durch ihren geſetzlichen Vertreter im Prozeß als Klägerin oder 
Beklagte auftreten. 

Die Klägerin im vorliegenden Falle ift in ihrer Eigenſchaft als Ehefrau in der Prozeß 
fähigkeit an ſich nicht beſchränkt, da unſer bürgerliches Recht ſeit Einführung des Bürgerlichen 
Geſetzbuchs keinerlei Beſchränkungen der Verpflichtungsfähigkeit einer Ehefrau mehr kennt. 
Der ausdrücklichen Vorſchrift des 8 52 Abſ. 2, wonach die Prozeßfähigkeit einer Frau da · 
durch, daß ſie Ehefrau iſt, nicht beſchränkt iſt, bedarf es alſo ſeit 1900 nicht mehr.“) 

Bei der Prozeßfähigkeit ſowohl wie bei der Parteifähigkeit handelt es ſich um 
wichtige Vorausſetzungen für die ſachliche Durchführung eines Prozeſſes, an deren 
Erfüllung ein öffentliches Intereſſe beſteht. Aus dieſem Grund ſchreibt $ 56 aus- 
drücklich vor, daß das Gericht den Mangel der Parteifähigkeit oder Prozeßfähigkeit 


10) Gleichwohl iſt praktiſch für den Prozeß, den eine Frau führt, die Tatſache, daß fie 
Ehefrau iſt, nicht gleichgültig. Es ergeben ſich vielmehr für ihre Prozeßführung materiell ⸗ 
rechtliche Beſchränkungen aus dem ehelichen Güterrecht des Bürgerlichen Geſetzbuchs. Nach 
8 1400 Abſ. 2 BG kann insbeſondere eine Frau, die im geſetzlichen Güterſtand lebt, ein 
um eingebrachten Gut gehöriges Recht im Wege der Klage nur mit Zuſtimmung ihres 

annes geltend machen. Durch dieſe Vorſchrift wird zwar ihre Prozeßfähigkeit nicht 
beſchränkt, wohl aber ihre ſachliche Berechtigung, je daß eine Klage wegen eines zum ein- 
en Gut der Frau e Rechtes ſachlich abgewieſen werden muß, wenn ſie die 
uſtimmung des Mannes zur Erhebung der Klage nicht nachweiſen kann. Die Klägerin 
wird ſich alſo im vorliegenden Fall der Zuſtimmung ihres Ehemannes zur Klage vergewiſſern 
und dieſe in der Klageſchrift dartun müſſen; denn wenn man ar annehmen kann, daß, 
ſoweit ſie Anſpruch auf entgangenen Arbeitsgewinn erhebt, ſie einen Anſpruch geltend macht, 
der nicht zum eingebrachten Gut gehört (S 1367 BGB), fo gehört doch er zum ein ; 
gebrachten Gut der Schadenerſatzanſpruch wegen Verletzung ihres Körpers und der Anſpruch 
auf Schmerzensgeld. 
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ſowie der Legitimation des für eine nicht prozeßfähige Partei auftretenden geſetz ⸗ 
lichen Vertreters jederzeit von Amts wegen zu berückſichtigen hat. Iſt eine Partei, die 
nicht prozeßfähig iſt, im Prozeß nicht ordnungsmäßig vertreten geweſen, ſo kann 
dieſer Nechtsverſtoß noch nach Rechtskraft des Arteils gemäß 8 579 Abſ. 1 Nr. 4 
SPD die Erhebung der Nichtigkeitsklage rechtfertigen. 


6. Streitgenofjenichaft 

Die Klägerin will in dem angenommenen Beiſpiel in einem Prozeß mehrere Perſonen ver- 
klagen. Eine ſolche Perſonenmehrheit kann ebenſogut auch auf der Klägerſeite beſtehen, ſo 
daß alſo mehrere Perſonen einen Prozeß gemeinſam einleiten können. Man ſpricht in ſolchen 
Fällen von Streitgenoſſenſchaft. Nach 8 59 ZPO iſt eine derartige Streitgenoſſenſchaft 
möglich, wenn mehrere Perfonen in Anſehung des Streitgegenſtandes in Recht sgemeinſchaft 
ſt ehen oder wenn fie aus demſelben tatſächlichen und rechtlichen Grunde berechtigt und ver ⸗ 
pflichtet find. Der erfte Fall würde z. B. vorliegen, wenn über das Eigentum eines Gegen⸗ 
ſtandes geſtritten wird, den mehrere Perſonen gemeinſchaftlich beſitzen, der zweite, wenn 
Eheleute gemeinſam einen Mietvertrag geſchloſſen haben und gegen beide auf Zahlung der 
Miete geklagt wird. Nach 8 60 iſt die Streitgenoſſenſchaft aber auch dann moglich, wenn 
lediglich gleichartige und auf einem im weſentlichen gleichartigen tatſächlichen und rechtlichen 
Grunde beruhende Anſprüche oder Verpflichtungen den Gegenſtand des Nechtsſtreits bilden. 
Anter dieſe Vorſchrift gehört unſer Fall; denn rein rechtlich ſind die beiden Beklagten aus 
verſchiedenen Rechtsgründen verpflichtet. Gottlieb Pech z. B. wird aus 8 823 BGB in 
Anſpruch genommen wegen ſeiner unmittelbar die Geſundheit der Klägerin verletzenden Hand- 
lung, während der andere Beklagte teils aus dem mit der Klägerin abgeſchloſſenen Vertrage, 
teils aus 8 831 BGB, alſo wegen Verletzung der bei Auswahl des Gehilfen oder bei feiner 
Beaufſichtigung aufzuwendenden Sorgfaltspflicht in Anſpruch genommen wird. Trotzdem 
iſt aber in beiden Fällen der Klagegrund im weſentlichen gleichartig, und es handelt ſich um 
denſelben tatſächlichen Vorgang, der die Grundlage für die Klage gegen beide Perſonen 
bildet. Ein weiteres Beiſpiel für eine derartige Streitgenoſſenſchaft würde z. B. das fein, 
daß durch den Betrieb auf einem Grundftüd mehrere Nachbarn beläſtigt werden, die nun ge⸗ 
meinſam auf Anterlaſſung der Störung Klage erheben. Auch hier iſt der Klagegrund ſtreng 
rechtlich genommen für jeden der Kläger ein anderer. Er iſt aber trotzdem gleichartig und 
beruht auf gleichartigen tatſächlichen Amſtänden. 

Die Wirkungen der gewöhnlichen und der praktiſch ſeltenen „notwendigen“ Streitgenoffen- 
ſchaft regeln näher die §8 61 bis 63 ZPO. 


7. Beteiligung Dritter am Rechtsftreit 


Außer dem Fall, daß neben einem Kläger oder Beklagten noch eine weitere Perſon als 
Mitkläger oder Mitbeklagter auftreten kann, gibt das Geſetz noch die Möglichkeit, daß fich 
neben einer Partei ein Dritter, der ſelbſt nicht Mitpartei wird, zu ihrer Unterftügung am 
Rechtsſtreit beteiligt. Der Hauptfall iſt der der Nebenintervention ($ 66 ZPO). Das 
Recht zur Nebenintervention ſteht demjenigen zu, der ein rechtliches Intereſſe daran hat, 
daß in einem zwiſchen anderen Perſonen anhängigen Rechtsſtreit die eine Partei obſiege. Hat 
beifpielsweiſe der Kaufmann A von dem Fabrikanten B eine Ware geliefert erhalten, die 
er an feinen Abnehmer C weiterveräußert hat, und wird er nun von C wegen Mangelbaftig- 
keit der Ware auf Rückzahlung des Kaufpreiſes in Anſpruch genommen, ſo beſteht die Gefahr, 
daß er im Falle des Prozeßverluſtes ſich ſeinerſeits an den Lieferanten B hält, von dem er 
die Ware bezogen hat. B hat ſomit ein rechtliches Intereſſe daran, daß A in dem von C 
gegen ihn geführten Prozeß obſiegt, und hat deshalb die Möglichkeit, ihm zu feiner Anter⸗ 
ſtützung als Nebenintervenient im Prozeß beizutreten. ) Er iſt dadurch in der Lage, alle 
der Anterſtützung der Hauptpartei dienenden Prozeßhandlungen vorzunehmen. Er kann ins⸗ 
beſondere ſelbſtändig Angriffs- und Verteidigungsmittel vorbringen, alſo tatſächliche Behaup⸗ 
tungen aufſtellen, Beweife antreten und ſogar Rechtsmittel einlegen, freilich mit der Ein- 
ſchränkung, daß feine Erklärungen und Handlungen nicht mit den Erklärungen und Hand- 
lungen der Hauptpartei in Widerſpruch ſtehen dürfen. 


9 Dies geſchieht nach S 70 durch Zuſtellung eines Schriftſatzes, in dem die Parteien und der 
echtsſtreit bezeichnet werden müſſen, der Beitritt zu erklären iſt und außerdem das 
Intereſſe, das der Nebenintervenient hat, beſtimmt angegeben werden muß. 
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Während hiernach der Nebenintervenient den Vorteil hat, ſeinerſeits im Prozeß der Haupt ⸗ 
partei aktiv tätig zu werden und zu ihrem Siege beizutragen, fo kann er anderſeits, wenn 
der Prozeß für die Hauptpartei ungünftig ausfällt, im Verhältnis ihr gegenüber nicht mehr 
geltend machen, daß der Prozeß unrichtig entſchieden ſei, er muß alſo, von den im 8 68 3 O 
angeführten Ausnahmen abgeſehen, das Prozeßergebnis gegen ſich gelten laſſen. 

Würde in dem angenommenen Beiſpiel der Lieferant B nicht ſelbſt dem Streite als Neben ⸗ 
intervenient beitreten, ſo kann A das mit der Nebenintervention des B eintretende Ergebnis, 
daß B bei einer künftig gegen ihn zu erhebenden Negreßklage das Ergebnis des zwiſchen A 
und C geführten Prozeſſes in den Grenzen des § 68 ZPO gegen ſich gelten laſſen muß, 
dadurch herbeiführen, daß er dem B nach den Vorſchriften der SS 72, 73 ZPD den Streit 
verkündet. Denn auch wenn daraufhin B dem Streit nicht beitritt, kommen doch die Vor 
ſchriften des 868 ZPO gegen ihn zur Anwendung (874 Abſ. 3 ZPO) Der Kaufmann A 
kann ſich alſo durch die Streitverkündung in feinem Prozeß mit feinem Käufer C die Durch⸗ 
führung ſpäterer Regreßanſprüche gegen feinen Lieferanten B weſentlich erleichtern. 

Außer der Nebenintervention hat das Geſetz im 8 64 noch die Hauptintervention vorgeſehen, 


von deren weiterer Erörterung hier aber abgeſehen werden kann, weil ſie praktiſch ſo gut wie 
niemals vorkommt. 


8. Anwaltszwang und Prozefivollmacht 


Will nunmehr in dem dieſer Darſtellung zugrunde gelegten Rechtsfalle die 
Klägerin, die Filmſchauſpielerin Mia Pia, zur Erhebung der Klage ſchreiten, ſo 
bedarf ſie dazu, da, wie ſchon erwähnt wurde, am Landgericht Anwaltszwang beſteht, 
der Mitwirkung eines bei dieſem Gericht zugelaſſenen Rechtsanwalts (8 78 Ubf. 1 
3PO). Auf die Bedeutung des Anwaltszwangs iſt bereits kurz hingewieſen worden. 
Hier fei noch folgendes ergänzend hinzugefügt. Die Anwaltſchaft iſt ein ebenſo 
notwendiges Organ der Rechtspflege, wie es die Gerichte find. Die Anwälte find nach 
dem Geſetz die berufenen Rechtsberater ihrer Volksgenoſſen. Sie ſollen durch ihren Rat 
und ihre Belehrung rechtsunkundige Parteien von ausſichtsloſen oder unüberlegten 
Klagen abhalten und bei berechtigten Klagen den Parteien helfen, bei ihrem Vorbringen 
das Weſentliche vom Anweſentlichen zu ſcheiden, und das notwendige Tatſachen und 
Beweismaterial rechtzeitig bereitzuſtellen. Daneben kommt für die Rechtfertigung 
des Anwaltszwangs auch in Betracht, daß die Parteien wegen der verſtändlichen 
Erregung, in die ſie der Prozeßkampf bringt, leicht ihre eigene Sache gefährden, wenn 
ſie ihren Prozeß ohne objektive Rechtsberatung führen. Alle dieſe Erwägungen laſſen 
es zur Sicherheit der Rechtspflege erforderlich erſcheinen, daß in wichtigeren An- 
gelegenheiten die Parteien nicht allein, ſondern unter Vertretung durch einen Anwalt 
ihre Sache vor dem Gerichte führen. Nur aus den ebenfalls ſchon angedeuteten wirt . 
ſchaftlichen Gründen mußte man davon abſehen, in allen, auch den kleineren Prozeſſen 
den Anwaltszwang vorzuſchreiben. Er iſt deshalb auf das Verfahren vor den Land- 
gerichten und den übergeordneten Gerichten, alfo den Oberlandesgerichten und dem 
Reichsgericht beſchränkt.“) Der im § 78 ZPO geregelte Anwaltszwang betrifft 
ſowohl das Auftreten der Parteien in der mündlichen Verhandlung als auch die 
ſchriftlich im Laufe eines Verfahrens vorzunehmenden Prozeßhandlungen. Es könnte 
deshalb auf eine Klage, die beim Landgericht eingereicht und ſtatt durch einen Anwalt 
von der Partei ſelbſt unterzeichnet iſt, kein Termin anberaumt werden; und wenn eine 
Partei in der mündlichen Verhandlung ohne Anwalt auftritt, ſo wird ſie ebenſo 
behandelt, als wenn ſie überhaupt nicht erſchienen wäre. Dies gilt ſogar dann, wenn 
die Partei den Anſpruch anerkennt oder einen Vergleich mit ihrem Gegner 
ſchließen will. 


12) Gleichwohl find auch vor den Amtsgerichten, bei denen an ſich kein Anwalts zwang 
beſteht, die Rechtsanwälte die in erſter Linie berufenen Parteivertreter. Deshalb iſt bei 
den Amtsgerichten die Möglichkeit, daß ſich Parte ien anderer geſchäftsmäßiger Vertreter als 
der Rechtsanwälte bedienen, ſehr beſchränkt (8 157 ZPO). 
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Nur folgende Ausnahmen find im 8 78 Abſ. 2 vom Anwaltszwang vorgeſehen. Der Anwalts ⸗ 
zwang gilt nicht in dem Verfahren vor einem beauftragten oder erſuchten Richter.“) Iſt alſo 
von der Zivilkammer des Landgerichts ein Mitglied beauftragt, mit den Parteien einen 
Sühneverfuh vorzunehmen, fo können in einem ſolchen Sühnetermin beide Parteien allein 
erſcheinen und auch ohne Zuziehung ihrer Anwälte einen Vergleich ſchließen. Ferner gilt der 
Anwaltszwang nicht für diejenigen Progeßhandlungen, welche vor dem Arkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle (vgl. 8 153 Gerichtsverfaſſungsgeſetz) vorgenommen werden dürfen.“) Das 
bedeutet, daß derartige Anträge nicht nur zu Protokoll der Geſchäftsſtelle erklärt, ſondern 


auch von der Partei ohne Zuziehung eines Anwalts privatſchriftlich eingereicht werden 
können. 


Ob die Partei, die im landgerichtlichen Verfahren auftritt, ſelbſt rechtskundig iſt, iſt für 
den Zwang, ſich durch einen Anwalt vertreten zu laſſen, ohne Bedeutung. Auch ein 
aktiver Richter, der einen Prozeß vor einem Landgericht führen will, bedarf der Anwalts- 
vertretung. Nur ein Anwalt, der bei dem Prozeßgericht ſelbſt zugelaſſen ift, kann ohne Ver⸗ 
tretung durch einen anderen Anwalt feinen Prozeß führen (§ 78 Abſ. 3 ZPO). 


Der Anwalt als Prozeßbevollmächtigter bedarf nach 8 80 Abſ. 1 einer ſchriftlichen 
Vollmacht. Eine Nachprüfung des Vorhandenſeins der Vollmacht tritt im Verfahren 
vor einem Gericht, bei dem Anwaltszwang beſteht, jedoch nur dann ein, wenn beſondere 
Zweifel an dem Beſtehen der Vollmacht gerechtfertigt ſind, insbeſondere, wenn der Gegner 
das Vorhandenfein einer Vollmacht beſtreitet. Dort, wo kein Anwaltszwang beſteht, hat da- 
gegen das Gericht in allen Fällen das Vorhandenſein der Vollmacht von Amts wegen zu 
prüfen (888 3PO). Daraus ergibt ſich u. a., daß ein Anwalt, der beim Landgericht einen 
Arreſtantrag einreicht, ſeine Vollmacht beifügen muß, da, wie ſchon erwähnt wurde, für den 
Arreſtantrag, weil er auch zur Niederſchrift der Geſchäftsſtelle angebracht werden kann (8 920 
Abſ. 3 ZPO), kein Anwaltszwang beſteht. In Ausnahmefällen kann nach näherer Maßgabe 
des 889 auch ein Bevollmächtigter, der im Augenblick feine Vollmacht nicht nachzuweiſen 


vermag, vorbehaltlich ſpäterer endgültiger Entſcheidung zur Verhandlung vorläufig zuge⸗ 
laſſen werden. 


Der Umfang der Vollmacht iſt durch 881 ZPO beſtimmt. Danach ermächtigt die 
Prozeßvollmacht zu allen den Nechtsſtreit betreffenden Prozeßhandlungen, auch ſolchen, die 
durch eine Widerklage, eine Wiederaufnahme des Verfahrens oder die Zwangsvoll⸗ 
ftredung veranlaßt werden.“) Der Prozeßbevollmächtigte iſt insbeſondere berechtigt, Ver · 
gleiche abzuſchließen, auf den Streitgegenſtand zu verzichten oder den vom Gegner geltend ge- 
machten Anſpruch anzuerkennen. Er kann außerdem auch die vom Gegner ſeiner Partei zu er⸗ 
ſtattenden Koſten in Empfang nehmen. Zur Empfangnahme des Streitgegenſtandes ſelbſt, z. B. 
dur Annahme der eingeklagten Zahlung, bedarf er jedoch einer beſonderen Vollmacht. Die 
Vollmacht für den Hauptprozeß umfaßt außerdem noch einen etwa geführten Hauptinter- 
ventionsprozeß ſowie das Verfahren wegen eines Arreſtes oder einer einſtweiligen Ver · 
fügung, das in der gleichen Angelegenheit anhängig wird. Die Möglichkeit, den geſetzlichen 
Amfang der Vollmacht zu beſchränken, iſt der Partei nur inſoweit gegeben, als es ſich um die 
Beſeitigung des Nechtsſtreits durch Vergleich, Verzicht oder Anerkenntnis handelt. Eine 
darüber hinausgehende Veſchränkung der Prozeßvollmacht würde zwar den Anwalt in ſeinem 
perſönlichen Verhältnis zu feiner Partei verpflichten, die Beſchränkung innezuhalten, würde 
aber dem Prozeßgegner gegenüber keine Wirkung haben (883 Abſ. 1 ZPO) In den Ver⸗ 
fahren, in denen eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten iſt, vor allem alſo im Verfahren 
vor dem Amtsgericht, kann die Prozeßvollmacht auf einzelne Prozeßhandlungen, z. B. auf die 
Vertretung in einer beſtimmten Verhandlung, beſchränkt werden (883 Abſ. 2 [Termins - 
vollmacht im Gegenſatz zur Inſtanzvollmacht 88 176, 178 ZPO ]). Im Weſen der Vollmacht 
liegt es, daß die von dem Bevollmaͤchtigten vorgenommenen Prozeßhandlungen die Partei 
ebenſo verpflichten, als wenn ſie ſelbſt dieſe Handlungen vorgenommen hätte. Eine Aus⸗ 


Wohl aber gilt er für das ſpäter zu ſchildernde Verfahren vor dem Einzelrichter 348 
a 350 8 5 9° ah nzelrichter (88 


) Solche Prozeßhandlungen find z. B. der Antrag auf Bewilligung des Armenrechts (5 118 
PO), die Ablehnung eines Richters (§ 44 ZPO) und ein Antrag auf Erlaß eines Arreftes 
oder einer einſtweiligen Verfügung (88 920, 936 PO). 

4) Anter letzterem Geſichtspunkt ergibt fd 3. B., daß, wenn nach Durchführung eines Pro- 
jefles bei der ar ri ein Dritter gegen den pfändenden Gläubiger die Wider- 
pruchsklage erhebt, Anwalt, der dieſen im e Prozeſſe vertrat, auch für 
den Widerſpruchsprozeß als von ihm bevollmächtigt gilt. 
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nahme gilt für Zugeſtändniſſe und andere tatfählihe Erklärungen, aber nur inſoweit, als 
die neben dem Anwalt in der Verhandlung erſchienene Partei die Erklärungen ſofort wider⸗ 
ruft oder berichtigt (885). Dem engen Vertrauens verhältnis, in dem eine Partei zu ihrem 
Anwalt ſtehen muß, entſpricht es, daß die Vollmacht jeden Augenblick gekündigt werden kann. 
Eine ſolche Kündigung erlangt aber dem Gegner gegenüber erſt durch die Anzeige des Er⸗ 
löͤſchens und beim Verfahren mit Anwaltszwang ſogar erft durch die Anzeige der Beſtellung 
eines anderen Anwalts rechtliche Wirkſamkeit (8 87). 

Neben der Möglichkeit eines Prozeßbevollmächtigten ſieht die Zivilprozeßordnung im 8 90 
noch die Möglichkeit eines VBeiſtandes vor. Beiſtand kann jede prozeßfähige Perſon fein. 
Der Beiſtand iſt an ſich kein Vertreter. Er kann aber die Partei in ihrer Pro 
unterftligen, und das von ihm Vorgetragene gilt als von der Partei vorgebracht, inſoweit 
es nicht von dieſer ſofort widerrufen oder berichtigt wird. 


9. Armentecht 

In dem dieſer Erörterung zugrunde gelegten Rechts fall wäre die Möglichkeit vor 
ſtellbar, daß die Klägerin durch den Anfall und feine Folgen in ernſte Vermögens- 
ſchwierigkeiten geraten iſt und auch der Ehemann eigener Geſchäftsverluſte wegen nicht 
in der Lage wäre, die Koſten des Prozeſſes für die Klägerin aufzubringen. Für ſolche 
Fälle hat das Geſetz, damit die Rechtsſchutzaufgabe des Staates gleichwohl gelöft 
werden kann, die Möglichkeit der Armenrechtsbewilligung geſchaffen, die ſelbſtver 
ſtändlich auch derjenigen Partei offenſteht, die nicht in der Rolle des Klägers, ſondern 
des Beklagten in einem Prozeß beteiligt iſt. 

Die Armenrechtsbewilligung iſt nach 8 114 ZPO, deſſen Vorſchriften ſchon durch die 
Reichspräfidentenverordnung vom 1. Dezember 1930 und 6. Oktober 1931 und zuletzt 
durch das Geſetz vom 27. Oktober 1933 weſentlich umgeſtaltet find, an folgende Vor 
ausſetzungen geknüpft: 

1. Bedürftigkeit. Nur derjenige hat auf das Armenrecht Anſpruch, der außer ⸗ 
ſtande iſt, ohne Beeinträchtigung des für ihn und ſeine Familie notwendigen Anter⸗ 
halts die Koſten des Prozeſſes zu beſtreiten. Anter Koſten des Prozeſſes find hierbei 
ſowohl die Gerichtskoſten einſchließlich der Auslagen für Zeugen, Sachverſtändige 
u. dgl. zu verſtehen als auch in den Fällen, in denen wie hier Anwaltszwang beſteht, 
die für die Beiziehung eines Rechtsanwalts erforderlichen Aufwendungen. 

Zum Nachweiſe der Bedürftigkeit hat die Partei nach 8 118 Abſ. 2 ihrem Armenrechtsgeſuch 
eine Beſcheinigung der zuſtändigen Ortsbehörde “) beizubringen, in der unter Angabe des 
Standes oder Gewerbes, der Vermögens und Familienverhältniſſe der Partei ſowie des 
Betrags der von ihr zu entrichtenden direkten Staatsſteuern ihr An vermögen zur Beſtreitung 
der Prozeßkoſten ausdrücklich zu bezeugen iſt. Das Gericht iſt indeſſen an dieſes Zeugnis 
nicht gebunden, fondern hat feine Richtigkeit mit eigener Verantwortung nachzuprüfen und 
erforderlichenfalls ſelbſt noch Ermittlungen über die Bedürftigkeit der Partei einzuleiten. 
Bei Perſonen, die unter Vormundſchaft ſtehen, kann das Zeugnis ſtatt von der vorge- 
nannten Behörde auch vom Vormundſchaftsgericht ausgeſtellt werden. Ein unche- 
liches Kind, das einen Anterhaltsanſpruch gegen ſeinen Vater einklagen will, bedarf 
einer beſonderen Armutsbeſcheinigung nicht. 

2. Ausſicht des Prozeſfes. Während nach früherem Nechtszuſtand das 
Armenrecht nur dann verſagt werden konnte, wenn die Rechtsverfolgung oder (ſoweit 
es ſich um den Beklagten handelt) Rechtsverteidigung von vornherein ausfichtslos 
erſchien, verlangt nunmehr das Geſetz mehr, es verlangt pofitiv, daß die Nechtsver⸗ 
folgung oder Rechtsverteidigung „eine hinreichende Ausſicht auf Erfolg bietet“. 
Dazu gehört einmal, daß die tatſächlichen Angaben ſchlüſſig find, alſo den geltend ge · 
machten Anſpruch rechtlich hinreichend begründen; außerdem aber muß das Gericht 
auch auf Grund der anzuſtellenden Erhebungen die Aberzeugung erlangt haben, daß, 
ſofern die Behauptungen vom Gegner beſtritten werden, mit der Möglichkeit ihrer 
Beweisbarkeit zu rechnen iſt. 

3. Würdigkeit. Das Armenrecht kann endlich nur bewilligt werden, wenn die 
Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung nicht mutwillig iſt. 


10) In Berlin würde der Bezirksbürgermeiſter (Wohlſahrtsamt) zuſtändig fein. 
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Mutwillig würde z. B. eine Klage fein, die zwar nach den geltenden Rechtsvorſchriften an ſich 
begründet iſt, die aber der Kläger nicht, um irgendein berechtigtes Intereſſe zu wahren, 
ſondern nur, um ſeinem Prozeßgegner Schwierigkeiten zu machen, erhebt. Darüber hinaus 
handelt aber jede Partei mutwillig, wenn fie eine Klage erhebt, die eine vermögende Partei, 
die auf eigene Koſten prozeſſieren muß, bei verſtändiger Würdigung aller Amſtände des 
Falles nicht oder zum mindeſten nicht in voller Höhe erheben würde.“) 


Grundſätz lich fol das Armenrecht nur dem Schutze der eigenen Volksgenoſſen dienen. 


Angehörige fremder Staaten genießen deshalb nach S 114 Abſ. 2 3PO die Wohltat 
des Armenrechts nur bei „Verbürgung der Gegenſeitigkeit“, 


d. h. nur dann, wenn nach der im Staate des Armenrechtsbewerbers herrſchenden Necht sübung 
dort auch ein deutſcher Reichsangehöriger zum Armenrecht zugelaſſen werden würde.“) 

Bei Staatenloſen kann das Armenrecht unter denſelben Vorausſetzungen wie für In⸗ 
länder gewährt werden. | 


Hierbei iſt zu beachten, daß, während Inländern gegenüber die Armenrechtsbewilligung bei 
Vorhandenſein der Vorausſetzungen zwingend vorgeſchrieben iſt, bei Staatenloſen durch die 
Formulierung der Vorſchrift als Kannvorſchrift die Armenrechtsbewilligung in das ver ⸗ 
ſtändige Ermeſſen des Gerichts geſtellt iſt.“) Das Gericht kann hiernach insbeſondere auf 
die Amſtände Rüdfiht nehmen, durch die jemand feine Staatsangehörigkeit verloren hat. Iſt 
g. B. ein deutſcher Stammesangehöriger lediglich in Verbindung mit den Vorſchriften des 
Verſailler Vertrags feiner Staatsangehörigkeit verluſtig gegangen, fo beſteht aller Grund, 
ihn in der Frage der Armenrechtsbewilligung weiter ebenſo zu behandeln, als wenn er noch 
Deutſcher wäre. Das Gegenteil würde der Fall fein, wenn jemand wegen ſtaatsfeindlichen 
Verhaltens ſeiner Staatsangehörigkeit für verluftig erklärt worden wäre. 


Die bisher erörterten Vorſchriften betrafen lediglich die Armenrechtsbewerbung von 
natürlichen Perſonen, die ihre eigenen Rechtsangelegenheiten im Prozeßwege ver- 
folgen. Das Geſetz enthält nun außerdem in ſeiner gegenwärtigen Faſſung noch be⸗ 
ſondere Vorſchriften für die Armenrechtsbewilligung an Parteien kraſt 
Amtes und an inländiſche juriſtiſche Perſonen (8 114 Abſ. 3 und 4). 
Anter Partei kraft Amtes verſteht man Perſonen, die kraft der geſetzlich ihnen ge⸗ 


5p Dieſer Fall liegt z. B. vor, wenn eine arme Partei einen Schadenserſatzanſpruch von ſehr 
beträchtlicher Höhe gegen einen Gegner erhebt, von dem ohne weiteres anzunehmen iſt, daß 
eine derartige Summe von ihm weder jetzt noch ſpäter beigetrieben werden kann. 
Hierbei iſt zu beachten, daß den Angehörigen b ter Staaten die Sulaffung zum 
rmenrecht durch beſondere Staatsverträge gefihert iſt, jo z. B. den Angehörigen aller am 
Haager Abkommen über den Zivilprozeß vom 17. Juli 1905 beteiligten Staaten, 1.— durch 
beſondere Staatsverträge den Angehörigen von Oſterreich, Polen, der Tſchechoſlowakei, der 


Türkei, von Sowjetrußland, von Frankreich, Großbritannien, Bulgarien und von Litauen 
einſchließlich des Memelgebiets. 


1) Bei dieſer Gelegenheit ſei gleich allgemein auf den Anterſchied der in der Zivilprozeß ⸗ 
or dnun enthaltenen uß-, Soll- und Kunnvorf chriften ewieſen. Bei der Mußporſchrift, 


Werden beſtimmte Rechtsakte wie z. B. Abfaſſung eines Arteils, Zuſtellung einer Urkunde, an 
n geilen geknüpft, ſo bedeutet dies, Daß fe 


wer bfa 
der Entſcheidung mitwirkenden Kſchter zwingend vorgeſchrieben. Soweit das Geſetz eine 
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ſtellten Aufgaben fremde Intereſſen wahrzunehmen haben, wie z. B. der Konkurs- 
verwalter, der Nachlaßverwalter, der Zwangsverwalter, der Teſtamentsvollſtrecker 
und ähnliche. Für Parteien kraft Amtes ſowohl wie für juriſtiſche Perſonen muß 
ſelbſtverſtändlich auch die Vorausſetzung erfüllt ſein, daß die Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung Ausſicht auf Erfolg bietet und nicht mutwillig iſt. Lediglich die 
Bedürftigkeitsfrage iſt für Prozeſſe derartiger Parteien beſonders geregelt. 


Hinſichtlich der Partei kraft Amtes iſt. inſoweit Vorausſetzung für die Bewilligung des 
Armenrechts, daß die zur Führung des Prozeſſes erforderlichen Mittel weder aus der ver · 
walteten Vermögensmaſſe noch von den an der Prozeßführung wirtſchaftlich Beteiligten 
(3.3. den Konkursgläubigern im Falle eines vom Konkursverwalter zu führenden An⸗ 
fechtungsprozeſſes) aufgebracht werden können. 


Ahnlich iſt die Bedürftigkeitsfrage bei inländiſchen juriſtiſchen Perſonen geregelt. 
Hier ſetzt die Armenrechtsbewilligung voraus, daß die zur Führung des Prozeſſes erforder⸗ 
lichen Mittel weder von der juriſtiſchen Perſon ſelbſt noch von den an der Führung des 
Prozeſſes wirtſchaftlich Beteiligten“) aufgebracht werden können. Für die Armenrechts⸗ 
gewährung an juriſtiſche Perſonen wird aber außerdem noch verlangt, daß die Anterlaſſung 
der Rechtsverſolgung oder Rechtsverteidigung allgemeinen Intereſſen zuwiderlaufen würde. 
Denn es kann nicht Aufgabe des Staates ſein und würde ſeine wirtſchaftliche Leiſtungs⸗ 
fähigkeit weit überſteigen, jedes beliebige wirtſchaftliche Anternehmen, das in Not geraten 
iſt, mit ſeinen Mitteln bei der Prozeßführung zu unterſtützen. 


Sowohl bei Parteien kraft Amtes wie bei inländiſchen juriſtiſchen Perſonen iſt die 
Armenrechtsbewilligung durch eine Kannvorſchrift geregelt, damit auch hier das Gericht 
alle Amſtände des Einzelfalls bei feiner Entſcheidung berückſichtigen und eine unan⸗ 
gemeſſene Belaſtung der Staatskaſſe mit den Prozeßführungskoſten ſolcher juriſtiſcher 
Perſonen vermeiden kann. 


Das Armenrechtsgeſuch, deſſen Inhalt 8 118 Abſ. 2 SPO näher regelt, kann zu Protokoll der 
Geſchäftsſtelle erklärt werden (8 118 Abſ. 1), woraus ſich nach dem bereits erörterten 8 79 
Abſ. 2 ZPO ergibt, daß die Partei auch im landgerichtlichen Verfahren, in dem an ſich An⸗ 
waltszwang beſteht, ein ſolches Geſuch ohne Zuziehung eines Rechtsanwalts ſchriftlich 
einreichen kann. Da das Gericht, abgeſehen von der Bedürftigkeit des Armenrechtsbewerbers, 
wie ſchon hervorgehoben wurde, auch die Ausſichten der Rechtsverfolgung oder Nechts⸗ 
verteidigung zu prüfen hat, ſoll es in der Regel zunächſt den Gegner über das Geſuch hören. 
Es kann ferner von dem Armenrechtsbewerber eine Glaubhaftmachung ſeiner tatſächlichen 
Angaben verlangen und in den im 8 118 a näher angegebenen Grenzen auch Ermittlungen ans 
ſtellen, insbeſondere die Vorlegung von Arkunden anordnen, behördliche Auskünfte einholen 
und in beſonderen Fällen auch Zeugen und Sachverſtändige inſormatoriſch (ſtets aber 
uneidlich) hören. 


Immer iſt dabei jedoch zu beachten, daß die Bewilligung des Armenrechts keine Vorweg ⸗ 
entſcheidung des Prozeſſes bedeuten ſoll, die Ermittlungen deshalb nur ſo weit zu treiben 
find, bis ſich das Gericht von den Ausſichten der Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung 
des Armenrechtsbewerbes ein ungefähres Bild machen kann. 


Es iſt ferner die Möglichkeit vorgeſehen, daß im Zuſammenhang mit der Anhörung 
des Gegners ſchon im Armenrechtsverfahren ein Vergleich geſchloſſen und zu gericht ⸗ 
lichem Protokoll genommen werden kann ($ 118 a Abſ. 3). 


Aber die Bewilligung des Armenrechts entſcheidet das Gericht durch Beſchluß, der, wenn er 
dem Antrag auf Bewilligung des Armenrechts ſtattgibt, nach 8127 Satz 1 unanfechtbar iſt. 


Das Armenrecht wird immer nur für eine Inſtanz, alſo für den erften Rechtszug, die 
Berufungsinſtanz, die Reviſionsinſtanz erteilt. Derjenige, der in erſter Inſtanz das 


2) Z. B. an einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung find kapitalkräftige Perſonen be- 
teiligt, die durch die Prozeßführung einen mittelbaren oder unmittelbaren wirtſchaftlichen 
Vorteil erlangen können. 
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Armenrecht erlangt hat, muß deshalb, wenn der Prozeß in die Berufungsinſtanz geht, 
dort ein neues Armenrechtsgeſuch anbringen. 

Hier bedarf jedoch gegenüber einer Partei, die ſchon in der früheren Inſtanz das Armenrecht 
hatte, die Bedürftigkeit keines beſonderen Nachweiſes, und in den Fällen, in denen ſie in der 
erſten Inſtanz obgeſiegt hat, das Nechtsmittel alſo von ihrem Gegner eingelegt iſt, iſt auch 
die Frage, ob ihre Rechtsverfolgung oder Rechtsverteidigung hinreichende Ausſicht auf Erfolg 
bietet oder mutwillig erſcheint, nicht von neuem zu prüfen (8 119 Abſ. 2 3PO). 

Die Wirkungen der Armenrechtsbewilligung find nach $ 115 ZPO folgende: 1. Die 
Partei wird einſtweilig von der Berichtigung ſowohl der rückſtändigen als auch der 
künftig erwachſenden Gerichtskoſten einſchließlich der Gebühren der Beamten und der 
den Zeugen und Sachverſtändigen zu gewährenden Vergütung ſowie der ſonſtigen 
baren Auslagen und der Stempelſteuer befreit. 2. Die zum Armenrecht zugelaſſene 
Partei erhält ferner Befreiung von der Sicherheitsleiſtung für die Prozeßkoſten.“) 
Die arme Partei erhält endlich das Recht, daß ihr zur vorläufig unentgeltlichen Be⸗ 
wirkung von Zuſtellungs⸗ und Vollſtreckungshandlungen ein Gerichtsvollzieher und in 
Prozeſſen, in denen Anwaltszwang beſteht, auch ein Rechtsanwalt zur vorläufig 
unentgeltlichen Wahrnehmung ihrer Rechte beigeordnet wird.“) 


Es kann der Fall vorkommen, daß eine an ſich nicht völlig vermögensloſe Partei im 
Einzelfalle der Armenrechtsbewilligung nur deshalb bedarf, weil ſie einen Prozeß 
über einen beſonders hohen Streitgegenſtand zu ſühren hat, während ſie vielleicht bei 
einer weſentlich geringeren Streitſumme die Koſten des Prozeſſes aufbringen könnte. 
Für ſolche Fälle hat § 115 Abſ. 2 die Möglichkeit einer teilweiſen Armenrechts⸗ 
bewilligung vorgeſehen. Die teilweiſe Armenrechtsbewilligung iſt in der Weiſe 
möglich, daß das Armenrecht nur zu einem Bruchteil, z. B. zur Hälfte oder zu zwei 
Dritteln, gewährt wird. Sie iſt aber auch in der Weiſe möglich, daß das Gericht 
beſtimmte Gebühren ganz oder teilweiſe von der Befreiung ausnimmt. Das Gericht 
kann daher z. B. anordnen, daß der Partei an ſich das Armenrecht bewilligt wird, ſie 


aber eine Gebühr, etwa die Prozeßgebühr, ſowohl des Gerichts wie des Rechts- 
anwalts zu tragen hat. 


Damit der Gegner der armen Partei dadurch, daß dieſe von jeder Entrichtung von 
Gerichtskoſten, insbeſondere alſo auch der Leiſtung von Vorſchüſſen für die von ihr 
benannten Zeugen und Sachverſtändigen, einſtweilen befreit iſt, während er ſelbſt der⸗ 
artige Zahlungen ohne weiteres leiſten muß, nicht ungebührlich benachteiligt wird, 
fieht 8 120 ZPO vor, daß die Bewilligung des Armenrechts für den Kläger, Be⸗ 
rufungskläger und Reviſionskläger zugleich auch für den Gegner einftweilige Be⸗ 
freiung von der Entrichtung von Gerichtskoſten und Zahlung von Gerichtskoſten⸗ 
vorſchüſſen zur Folge hat. 


) Angehörige fremder Staaten ſowie die nicht im Inlande wohnhaften Staatenloſen haben 
nach S 110 dem Beklagten auf Verlangen wegen der Prozeßkoſten, die dieſem durch die Ein- 
laſſung auf den Rechtsſtreit erwachfen, Sicherheit zu leiſten. Eine Ausnahme hierfür gilt 
einm r Urkunden- oder ED für Widerklagen, für Klagen, die infolge einer 
oͤffentli Aufforderung, z. B. eines Aufgebots, angeſtrengt werden, und für Klagen aus 
im Grundbuch eingetragenen Rechten. Außerdem wird aber eine Ausnahme für die Ange⸗ 
hörigen derjenigen fremden Staaten gemacht, nach deren Geſetzen ein Deutſcher im gleichen 
Falle bei der Erhebung einer Klage zur Sicherheitsleiſtung nicht verpflichtet ſein würde. 
Auch hier iſt f beachten, daß durch beſondere Staatsverträge die Befreiung von der Sicher⸗ 
heitsleiſtung für die Prozeßkoſten den Angehörigen der gleichen Staaten zugeſichert wurde, 
denen die Zulaſſung zum Armenrecht en worden iſt. Wegen der Ausländern gegen⸗ 
über eintretenden Verpflichtung zur Zahlung eines beſonderen Gerichtskoſtenvorſchuſſes und 
der hier in Frage kommenden Ausnahmen vgl. die entſprechende Regelung im 8 85 des 
Gerichtskoſtengeſetzes. 

214) Wo eine Vertretung durch Anwälte nicht geboten iſt, kann einer armen Partei ein Juſtiz⸗ 
beamter, der nicht als Richter angeſtellt iſt, oder ein Re 0 der die ek. 
305 Prüfung für den Juſtizdienſt beſtanden hat, auf Antrag beigeordnet wer (8 116 
3PO); in ſchipierigen Sachen ermöglicht §S 39 RAO auch im amtsgerichtlichen Verfahren 
die Beiordnung eines Armenanwalts. 


— — 
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Die Verpflichtung zur fpäteren Zahlung derartiger Koſten wird aber damit nicht beſeitigt. 
Es kann ſogar der Fall eintreten, daß eine Partei, die von einer mit Armenrecht ausge · 
ſtatteten Perſon verklagt worden iſt und im Rechtsſtreit obgeſiegt hat, nachträglich gemäß 
den Vorſchriften der 88 84 und 86 des Gerichtskoſtengeſetzes verpflichtet bleibt, die Gebühren 
und Auslagen der auf ihren Antrag vernommenen Zeugen und Sachverſtändigen zu zahlen. 
Anderſeits tft durch die der armen Partei gewährte Stundung von Gerichtskoſten die Ge⸗ 
richtskaſſe nicht gehindert, wenn im Prozeß der Gegner unterliegt und zur Tragung der 
Prozeßkoſten verurteilt wird, von ihm die der armen Partei geſtundeten Koſten nach Maß- 
gabe der für die Beitreibung rückſtändiger Gerichtskoſten geltenden Vorſchriften einzuziehen 
(8 123 3O). Ferner haben die für die arme Partei beſtellten Gerichtsvollzieher und Rechts ⸗ 
anwälte die Befugnis, ihre Gebühren und Auslagen, die der armen Partei geſtundet waren, 
von dem Gegner, wenn er zu den Prozeßkoſten verurteilt worden iſt, nach Maßgabe der Vor ⸗ 
ſchriſten der SS 103 ff. ZPO beizutreiben. ) i 

8 121 ZPO fieht die Möglichkeit vor, daß das Armenrecht zu jeder Zeit entzogen 
werden kann, wenn ſich nachträglich ergibt, daß eine der notwendigen Vorausſetzungen 
ſeiner Bewilligung nicht vorhanden war oder fortgefallen iſt. 


Da die Armenrechtsbewilligung keine endgültige, ſondern nur eine vorläufige Be⸗ 
freiung von Gerichts- und Anwaltskoſten bedeutet, iſt nach 8 125 ZPO die arme 
Partei zur Nachzahlung der Koſten verpflichtet, ſobald ſich ihre Vermögenslage fo 
beſſert, daß ſie ohne Beeinträchtigung des für ſie und ihre Familie notwendigen 
Anterhalts zur Nachzahlung imſtande iſt. 

Unter dieſem Geſichtspunkt kann daher auch der Anwalt, der eine arme Partei vertreten hat, 
von ihr Nachzahlung ſeiner Gebühren und Auslagen inſoweit fordern, als er nicht inzwiſchen 
aus der Staatskaſſe dafür befriedigt worden iſt. Die Nachzahlung kann aber nicht ohne 
weiteres gefordert werden, fie muß vielmehr zunächſt nach Prüfung des Sachverhalts durch 
einen Gerichtsbeſchluß angeordnet werden. Ein ſolcher Beſchluß unterliegt ebenſo wie der 
Beſchluß, der das Armenrecht verweigert oder entzieht, der einfachen Beſchwerde mit Aus-; 
nahme der Fälle, in denen das Berufungsgericht den Beſchluß erlaſſen hat (8 127). 


Zu bemerken iſt endlich noch, daß die Armenrechtsbewilligung auf die Verpflichtung 
der armen Partei, im Falle des Prozeßverluſtes ihrem Gegner nach allgemeinen Vor 
ſchriften die ihm erwachſenen Prozeßkoſten zu erſtatten, keinen Einfluß hat. Der 
Gegner kann alſo derartige Koſten nach allgemeinen Vorſchriften gegen die arme 
Partei vollſtrecken, ſoweit es ihm gelingt, pfändbare Vermögenswerte dieſer Partei 
zu ermitteln. 


Il. Derlauf des Prozeſſes am Landgericht 
(Anwaltspro3ef) 


1. Die filage 

Es fei davon ausgegangen, daß in dem Falle, der dieſer Darſtellung zugrunde liegt, 
die Klägerin nicht genötigt iſt, das Armenrecht in Anſpruch zu nehmen, ſondern auf 
ihre eigenen Koſten den Rechtsanwalt Dr. Schneidt, den ſie über den Sachverhalt 
hinreichend informiert, mit der Erhebung der Klage betraut. Bei der Einreichung 
der Klage hat nunmehr der Anwalt die Vorſchriften des 8 253 und nach deſſen Abſ. 3 


2) (8124) Im übrigen gewährt das Geſetz vom 20. Dezember 1928 (RG Bl. 1 S. 411) dem 
im Armenrecht einer Partei beigeordneten Rechtsanwalt in beſtimmten Grenzen das Recht 
auf Erfah feiner Gebühren und Auslagen aus der Staatskaſſe. Zahlt demgemäß die Staats- 
kaſſe einem Anwalt für feine Vertretung einer armen Partei Gebühren und Auslagen, fo 
geht der vorerwähnte Anſpruch gegen Den ee aus $ 124 3O nach 8 5 des Geſetzes 
vom 20. Dezember 1928 auf die Gerichtskaſſe über, die ihn dann nach den Vorſchriften über 
die Erhebung von Gerichtskoſten geltend macht. 


L 
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auch die über vorbereitende Schriftſätze in den SS 130, 131, 133 gegebenen Vorſchriften 
zu beachten. Zum richtigen Verſtändnis dieſes Amſtandes bedarf es folgender grund- 
ſätzlicher Bemerkung. Die Zivilprozeßordnung geht, wie ſchon erwähnt wurde, von 
der Maxime der Mündlichkeit aus, die im 8 128 ZPO ihren Ausdruck gefunden hat. 
Das bedeutet, daß grundſätzlich das Gericht nur ſolches Vorbringen der Parteien 
ſeiner Entſcheidung zugrunde legen kann, das von den Parteien in der mündlichen 
Verhandlung vorgetragen worden iſt. *) Die Schriftſätze, die die Parteien einreichen, 
haben unter dieſem Geſichtspunkt nur vorbereitende Bedeutung, d. h. ſie ſollen dem 
Gegner wie dem Gericht vorher zur Kenntnis bringen, was in der mündlichen Ver⸗ 
handlung vorgetragen werden wird, aber der Inhalt eines vorbereitenden Schriftſatzes 
wird erſt zum Prozeßſtoff in dem Augenblick, in dem er von der betreffenden Partei 
vor dem Gericht mündlich erörtert worden iſt. In gewiſſem Umfang hat nun auch die 
Klageſchrift die Bedeutung eines lediglich vorbereitenden Schriftſatzes. Insbeſondere 
kann das Gericht die zur Begründung des Klageantrags in der Klageſchrift ent- 
haltenen tatſächlichen Behauptungen und Beweisangebote erft von dem Augenblick an 
berückfichtigen, in dem fie der Kläger in der mündlichen Verhandlung vorgetragen hat. 
Die Klageſchrift hat aber außerdem noch eine über den Charakter eines vorbereitenden 
Schriftſatzes hinausgehende Bedeutung. Sie enthält nämlich das Programm des 
Prozeſſes, d. h. ſie ſteckt die Grenzen des Streitfalles, der dem Gericht unterbreitet 
werden ſoll, von vornherein ab. Deshalb knüpft das Geſetz an die Zuſtellung der 
Klageſchrift eine Reihe von Rechtsfolgen. Insbeſondere tritt mit der Zuſtellung der 
Klageſchrift die Rechtshängigkeit (8 263 3PO) mit allen ihren prozeßrechtlichen und 
materiellrechtlichen Nebenwirkungen ein (vgl. auch 8 265 und namentlich 8 264 3PO, 
der das Verbot der Klageänderung ausſpricht).“) Inſoweit hat daher die 
Klageſchrift die Bedeutung eines beſtimmenden Schrift ⸗ 
ſatzes. 


Zum notwendigen Inhalt der Klageſchrift, d. h. zu denjenigen Vorausſetzungen, die 
eine Klageſchrift erfüllen muß, um überhaupt die Nechtswirkung einer ſolchen auszu⸗ 
löſen, find erforderlich: 


1. die Bezeichnung der Parteien und des Gerichts; 
2. die Stellung eines beſtimmten Klageantrags; ) 


*) Die verſchiedenen vom Geſetz zugelaſſenen Ausnahmen vom Mündlichkeitsgrundſatz werden 
an einer fpäteren Stelle erörtert. Vgl. insbeſondere S. 50 in Verbindung mit S. 84 u. S. 55. 


*) Wenn auch im Gegenſatz zum Einſpruch, zur Berufung und Revifion die Klageſchrift nicht 
ſchon mit ihrer Einreichung, ſondern erft mit ihrer Zuſtellung die an ſie geknüpften Rechts⸗ 
folgen auslöſt, ſo werden doch in gewiſſen Grenzen dieſe Rechtsfolgen nach Zuſtellung der 
Klage unter Amſtänden auf den Augenblick der Klageeinreichung zurückdatiert. Dies gilt 
insbeſondere von der Rechtswirkung der Anterbrechung der Verjährung (zu vgl. 8 207 3 O 
und für das amtsgerichtliche Verfahren die noch weitergehende Vorſchrift des § 496 Abſ. 3). 


Y Was der Kläger begehrt, muß fo Nee bezeichnet ſein, daß ein Arteil im Sinne dieſes 
Antrags ergehen kann. In unſerem Beiſpiel muß alſo die Klägerin die Höhe der Summe, 
zu deren Zahlung ſie die Beklagten verurteilt ſehen will, genau angeben. Eine Ausnahme 
macht 8 254 für die Klage auf Rechnungslegung, auf Vorlegung eines Vermögens verzeich⸗ 
niſſes oder auf Leiſtung des Offenbarungseides., Mit einer Klage dieſer Art kann zugleich 
die Klage auf Herausgabe desjenigen verbunden werden, was der Beklagte aus dem zu⸗ 
grunde liegenden Rechtsverhältnis ſchuldet, und zwar in der Art, daß die beſtimmte Angabe 
der Leiſtung, die der Kläger beanſprucht, vorbehalten wird, bis die Nechnung mitgeteilt, 
das Vermöͤgensverzeichnis vorgelegt oder der Offenbarungseid geleiftet iſt. In Fällen, in 
denen wie beim Schmerzensgeld und der ſogenannten Abkehrentſchädigung bei der Kündi⸗ 
gungswiderrufsklage das Gericht die Höhe der Forderung nach freiem Ermeſſen beſtimmt, 
läßt die Praxis ebenſalls einen unbeſtimmten Antrag zu. 


26 Volkmar 


3. ein beſonders wichtiger und notwendiger Beſtandteil der Klageſchrift iſt weiterhin 
die Bezeichnung des Gegenſtandes und des Grundes des erhobenen Anſpruchs. 
Darüber, was man in dieſem Sinne als Klagegrund anzuſehen hat, find die Mei- 
nungen in der Wiſſenſchaft an ſich geteilt. Nach der einen Auffaſſung genügt es, daß 
in der Klageſchrift der rechtliche Gehalt und die rechtliche Grundlage der Klage⸗ 
forderung genügend ſcharf bezeichnet, der Rechtsſtreit alſo durch die Klagebegründung 
genügend individualiſiert wird (ſogenannte Individualiſierungstheorie). Nach der 
anderen Auffaſſung, die in der Praxis insbeſondere auf Grund der Nechtſprechung des 
Reichsgerichts die allgemein herrſchende iſt, verſteht man unter Klagebegründung die 
Anführung der Tatſachen, aus denen der Kläger die Berechtigung feines Antrags 
herleitet (Subſtantiierungstheorie). Zur Begründung einer Darlehnsklage gehört 
danach nicht nur die Angabe, daß und in welcher Weiſe mit dem Beklagten ein 
Darlehnsvertrag zuſtande gekommen iſt, ſondern es müſſen auch die Amſtände ange ; 
geben werden, aus denen ſich die Fälligkeit des Darlehns ergibt. Ferner muß der⸗ 
jenige, der, wie in unſerem Beiſpiel die Klägerin, einen Schadenserſatzanſpruch wegen 
ſchuldhafter Vertrags verletzung oder unerlaubter Handlung erhebt, nicht nur die Tat ⸗ 
ſache der ihm zugefügten Schädigung behaupten, ſondern auch näher die Amſtände 
darlegen, aus denen ſich ein Verſchulden des Beklagten ergibt.“) 


Ein notwendiges Erfordernis der Klageſchrift iſt im landgerichtlichen Verfahren 
endlich auch die Ladung des Beklagten vor das Prozeßgericht zur mündlichen Ver⸗ 
handlung des Rechtsſtreits; denn im landgerichtlichen Verfahren herrſcht grundſätzlich 
Parteibetrieb. Die Ladung des Beklagten zur mündlichen Verhandlung iſt alſo An⸗ 
gelegenheit des Klägers. 


Außer den erwähnten Mußvorſchriſten enthält das Geſetz ferner eine Reihe von Soll 
vorſchriften, die bei der Klageerhebung zu beachten find, deren Fehlen alfo nach dem 
S. 21 Note 16 erörterten wohl eine Ordnungswidrigkeit darſtellt, aber die Wirkſamkeit 
der Klageerhebung nicht beeinträchtigt. Zu dieſen Sollvorſchriften gehört die Auf⸗ 
forderung des Beklagten, etwaige gegen die Behauptungen des Klägers vorzu- 
bringende Einwendungen und Beweismittel unverzüglich durch den zu beſtellenden 
Anwalt (8215) in einem Schriftſatz dem Kläger und dem Gericht mitzuteilen.“) 
Ferner gehört hierzu die Angabe des Wertes des Streitgegenſtandes, aber nur in- 
ſoweit, als hiervon die Zuſtändigkeit des Gerichts abhängt und der Streitgegenſtand 
nicht, wie in dem hier zugrunde gelegten Beiſpiel, in einer beſtimmten Geld- 
ſumme beſteht. 


Eine Klageſchrift, die den zuvor erörterten Erforderniſſen entſpricht und bei der auch 
die hier noch nicht erörterten Nr. 1 und 5 des 8 130 SPO beachtet find, würde in dem 
hier zugrunde gelegten Falle ungefähr den nachſolgenden Inhalt haben: 


20) Dieſe Vorausſetzungen dürfen indeſſen nicht überſpannt werden. Wenn auch eine voll ⸗ 
kommene Klageſchrift in der oben angegebenen Weiſe begründet fein muß, alſo alles zu ent ⸗ 
halten hat, was erforderlich ſein würde, wenn beim Ausbleiben des Beklagten der Kläger im 
Sinne ſeines Antrags ein Verſäumnisurteil erlangen will, ſo wird man doch nicht annehmen 
können, daß alle dieſe Angaben unter die Mußvorſchrift des 8 253 Nr. 2 zu rechnen find, daß 
alſo eine Klageſchrift, wenn in einem oder dem anderen Punkte ihre Begründung lückenhaft 
iſt, nicht mehr die Rechtswirkung der Klageſchrift auslöſen kann. § 268 Abſ. 1 ZPO ſieht 
ja die nachträgliche Ergänzung ſolcher Lücken ausdrücklich vor (dieſe Frage iſt praktiſch in den 
Fällen, in denen wie z. B. im 8586 JO eine Klage an eine Friſt gebunden iſt)⸗ 

7) Nach dem im Geſetz zitierten $ 215 muß die Ladung zur mündlichen Verhandlung, fofern 
die Zuſtellung nicht an einen Rechtsanwalt erfolgt, die Aufforderung an den Gegner ent- 
halten, einen bei dem Prozeßgericht zugelaſſenen Anwalt zu beſtellen. Da im enblick 
der Klageerhebung für den Gegner in der Regel ein Anwalt noch nicht beſtellt iſt, iſt die Auf⸗ 
forderung aus 8 215 daher regelmäßig ein weſentliches Erfordernis der Klageſchrift. 
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| ua der Filmſchauſpielerin Mia Pia) 
im Beiſtande ihres Ehemanns,) des Kauf⸗ 

manns en Wilhelm Schultze, beide 

in Berlin Wannſee, Königſtr. 145, 

Prozeßbevollmach 85 Nechtsanwalt Dr. 

Schneidt, in Berlin, Friedrichſtr. 18, 

Klägerin“) 
gegen 


1. den Friſeurgehilfen Gottlieb Pech, in 
Brandenburg a. d. H., Kaiſerſtr. 11, 
2. den Friſeurlehrling Hans Kräufler, 
| zur Zeit in Frankfurt a. M., 
vertreten durch 
Gaſtwirt Franz 
Schockſtr. 18, 
Beklagte, 


einen Vormund, ) den 
eidel, in Potsdam, 


Namens der Klägerin werde ich beantragen, 
die Beklagten als Geſamtſchuldner zu ver- 
urteilen,) 

an die Klägerin 1825,— RM nebſt 4 v. H. 
Sinfen ſeit dem Tage der Klagezuſtellung zu 
zahlen und die Koſten des Rechtsſtreits zu 


tragen, ferner wird beantragt, 


das Arteil gegen Sicherheitsleiſtung für 
vorläufig vollſtreckbar zu erklären. 

Zur mündlichen Verhandlung des Rechts- 
ſtreits lade“) ich die Beklagten vor das Land ⸗ 

ericht Berlin zu dem von dem Herrn Vor⸗ 
genden anzuberaumenden Termin.“) 
An das 1 P 58705 al 5 70 

em Prozeßgerichte zugelaſſenen Anw 
Landgericht in Berlin, Grunerſtraße u beſtellen ge etwaige gegen die Klage; 
Zivilkammer. ee vorzubringende Einwendungen 

und Beweismittel durch dieſen Anwalt un- 
verzüglich in einem Schriftſatz der Klägerin 
und dem Gerichte mitzuteilen. 


Die Klägerin“) ließ ſich am 16. Juni 1933 im Geſchäfte des Friſeurs Anton Kräufler die 
Haare frifieren und Waſſerwellen machen. Sie wurde von dem Beklagten zu 1 bedient. 
Dieſer, der wußte, daß der von ihm benutzte Apparat nicht völlig einwandfrei arbeitete, ließ 
nicht die nötige Vorfiht walten. Dadurch geſchah es, daß, während die Klägerin unter dem 
Apparat ſaß, plötzlich heißer Waſſerdamp ne ihren Kopf ftrömte, ihr erhebliche Brand⸗ 
wunden beibrachte und auch ihre Haare teilweiſe verſengte. 


Beweis:“) Zeugnis des Friſeurs Werner Tüchtig in Berlin, Ackerſtr. 34, 
und Vernehmung des Beklagten zu 1, die hiermit beantragt wird. 


Infolge des ausgeſtandenen großen Schrecks und der erlittenen Geſichtsverletzung war die 
Klägerin drei Monate hindurch arbeitsunfähig. 


Beweis: Zeugnis und Gutachten des Arztes Dr. Medicus, in Berlin ⸗Schöͤneberg, 
| Hauptſtraße 12. 
Sie konnte in dieſer Zeit ihr ſchon erteilte Spielaufträge nicht ausführen und neue nicht 
annehmen. Der dadurch entſtandene Verdienſtausfall beträgt, wie die Filmregiſſeure 
Hitzig und Roller bekunden werden, für den Monat mindeſtens 300, — RM. 
An Heilungskoſten ſind nach den on quittierten Rechnungen 425,— RM entſtanden. 
Der Friſeur Kräufler iſt am 10. Dezember 1933 geſtorben, der Beklagte zu 2, fein Sohn, 
iſt ſein alleiniger Erbe. — Beweis: die Teſtamentsakten des Amtsgerichts Potsdam. 
Der Beklagte zu 2 haftet als Erbe des Friſeurs Kräuſler gemeinſam mit dem Beklagten 
8 1 An den geſamten der a entſtandenen Schaden; denn Kräufler war nach 8 278 
GB für das von feinem Gehilfen bei Bedienung der Kläger in begangene Verſehen verant 
wortlich, ihn trifft auch eigenes Verſchulden, da er die Schadhaftigkeit des für die Klägerin 
verwendeten Apparates kannte. — Beweis: Zeuge Tüchtig. 


Wegen des von der Klägerin erlittenen Schrecks und wegen der ihr zugefügten großen 
Schmerzen wird ferner noch ein Schmerzensgeld von 500. — RM gefordert. 


Die Beklagten haben danach 900 + 425 + 500 = 1825 RM zu zahlen. N 
Die Zuſtändigkeit des Landgerichts Berlin ergibt ſich 557 beide Beklagte aus 832 ZPO, für 
den Beklagten zu 2 außerdem noch aus SS 29 und 21 ZPO. gez. Dr. Schneidt. 


) 8 253 Abſ. 2 Nr. 1 ZPO. ) Vgl. 8 1400 Abſ. 2 BGB u. oben S. 16 Note 10. ) 8 130 Nr.! 
3 O in Verbindung mit § 253 Abſ. 3. ) § 253 a. Nr. 2 IPOD. ) $ 253 Abſ. 2 Nr. 3 
3PO. ) 8 216 Abſ. 2 3PO. *) § 253 Abſ. 3 Nr. 1, 215 3PO. 
) Hier beginnt die Klagebegründung, 8 253 a Nr. 2 IPOD. 


) 8130 Nr. 5 ZPO in Verbindung mit $ 253 Abſ. 4. 
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wegen Schadenserſatz“) 
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Z. Leiftungsklagen, Feftftellungsklagen und Geftaltungsklagen 

In der Mehrzahl der Fälle richtet fi, wie in unſerem Zeifpiel, der Klageantrag auf 
eine beſtimmte Leiſtung, die der Kläger vom Beklagten begehrt; mag nun der Kläger 
verlangen, daß der Beklagte Geld zahlt, Sachen herausgibt oder liefert, eine Hand⸗ 
lung des Klägers duldet oder eine beſtimmte eigene Handlung unterläßt. Man ſpricht 
in allen dieſen Fällen von Leiſtungsklagen. Ein einer derartigen Klage ſtattgebendes 
Arteil hat eine doppelte Bedeutung; denn es enthält neben dem Gebot, an den 
Beklagten die Leiſtung zu bewirken, zugleich die rechtliche Feſtſtellung, daß er zu dieſer 
Leiſtung verpflichtet iſt.“) 

Häufig bedarf es jedoch zur Durchführung eines Nechtsſtreits einer Leiſtungsklage 
nicht. Das Intereſſe des Klägers kann vielmehr ſchon mit der bloßen richterlichen 
Feſtſtellung der Rechtslage befriedigt werden. Befindet ſich z. B. A. im Befitz einer 
Sache, die er als ſein Eigentum in Anſpruch nimmt, und behauptet B., daß er ſelbſt 
Eigentümer dieſer Sache ſei, fo würde es für A., da er ſich ſchon im Beſitz der ſtreitigen 
Sache befindet, zur Befriedung feiner Rechtslage völlig genügen, wenn das Gericht 
fein Eigentum an der ſtreitigen Sache feſtſtellen würde. Die Zuläſſigkeit einer der⸗ 
artigen Feſtſtellungsklage iſt im 8 256 IPOD an folgende Vorausſetzungen geknüpft: 


Gegenſtand der Feſtſtellungsklage kann, abgeſehen von dem praktiſch ſehr ſeltenen 
Fall der Feſtſtellung der Echtheit oder Anechtheit einer Urkunde, nur ein Rechts ⸗ 
verhältnis ſein. Anter Rechtsverhältnis verſteht man jede rechtlich geregelte 
Beziehung zwiſchen Perſonen untereinander und zwiſchen Perſonen und Sachen. 
Anſprüche aller Art, die eine Perſon gegen die andere hat, können danach Gegenſtand 
einer Feſtſtellungsklage fein, ebenſo abſolute Rechte, wie z. B. das Arheber. oder 
Patentrecht, das Namensrecht, das Eigentum oder beſchränkte dingliche Rechte wie 
Pfandrecht, Nießbrauch uſw. 

Auch bloße Geſtaltungsrechte, wie z. B. das Recht zu kündigen, das Necht anzufechten uſw., 
find Rechtsverhältniſſe im Sinne des 8 256, nicht dagegen abſtrakte Rechtsſätze oder rechtliche 
Fragen, die lediglich die Vorfrage für das Beſtehen oder Nichtbeſtehen eines Nechtsverhält ⸗ 
niſſes darſtellen. Als Beiſpiel ſei hier der Fall erwähnt, daß eine Partei der anderen eine 
Ware verkauft hat und nun zwiſchen ihnen ein Streit darüber entſteht, ob die Ware mit 
weſentlichen Mängeln behaftet iſt. Hier betrifft die Frage, ob die Ware mangelhaft iſt oder 
nicht, an ſich noch kein Rechtsverhältnis. Rechtsverhältnis iſt vielmehr erſt das aus der 
Mangelhaftigkeit der Ware ſich ergebende Recht des Käufers, den Kaufvertrag zu wandeln 
oder den Kaufpreis zu mindern. Die Feſtſtellungsklage würde alſo in einem derartigen Fall 
nicht auf Feſtſtellung der Mangelhaftigkeit der Ware, ſondern nur auf Feſtſtellung des 
Beſtehens oder Nichtbeſtehens des Wandlungs⸗ oder Minderungsrechts gerichtet werden 
können. 


Weiter wird aber für die Feſtſtellungsklage verlangt, daß der Kläger an der als 
baldigen Feſtſtellung des Rechtsverhältniſſes ein rechtliches (d. h. ein ſeine 
rechtlichen Beziehungen, nicht nur feine wirtſchaftliche Lage berührendes) Inter 
eſſe hat.“) 


=) Eine Leiſtungsklage kann unter Amſtänden auch eine noch nicht fällige, ſondern erſt 
Ae zu bewirkende Leiſtung zum Gegenſtand haben. Solche Klagen auf 
künftige us find aber an beſtimmte Vorausſetzungen geknüpft. Sie find immer zuläſſig, 
wenn die Geltendmachung einer nicht von einer Gegenleiſtung abhängigen Geldforderung oder 
eines Räͤumungsanſpruchs an den Eintritt eines Kalendertags geknüpft iſt. Hat alſo 
emand verpflichtet, am 1. Oktober eine beſtimmte Geldſumme zu zahlen, fo kann ſchon vor 
em 1. Oktober Klage . zum 1. Oktober erhoben werden. Ferner kann bei wieder ⸗ 
kehrenden Leiſtungen, z. B. bei Anterhaltsforderungen, auch wegen der erſt nach Erlaſſung 
des Arteils fällig werdenden 8 lage auf künftige Entrichtung erhoben werden. Außer 
dieſen Fällen iſt die Klage auf eine künftige Leiſtung nur dann zuläſſig, wenn den Amſtänden 
nach die Beſorgnis ts 0 t iſt, daß der Schuldner ſich der rechtzeitigen Leiſtung ent- 
ziehen werde (88 257 bis 259). 

) Wenn hier für die Seftftellungsflage und ſchon vorher im Falle des 8259 ZPO für die 
Klage auf künftige Leiſtung ein beſonderes Intereſſe an dieſer Art der Klageerhebung ver⸗ 
langt wird, ſo bedeutet das keine vereinzelte Ausnahmevorſchrift, ſondern nur die endung 
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Hat z. B. A. mit B. einen Anſtellungsvertrag oder einen Mietvertrag geſchloſſen, der erft 
einige Zeit nach dem Vertragsſchluß ſeinen Anſang nehmen ſoll, ſo hat, wenn Streit über 
die Wirkſamkeit des Vertragsſchluſſes beſteht, jede Partei ein rechtliches Intereſſe daran, die 
Rechtslage fo bald als möglich durch Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens des Ver · 
tragsverhältniſſes geklärt zu ſehen. Auch wer durch Verſchulden eines anderen einen Schaden 
erlitten hat, ohne dieſen ſchon ziffernmäßig genau berechnen zu können, kann unter Amſtänden 
ein rechtliches Intereſſe an der alsbaldigen Feſtſtellung der Erſatzpflicht des Gegners haben. 


Ausgeſchloſſen iſt dagegen in der Regel ein Intereſſe an der bloßen Feſtſtellung der 
Verpflichtung eines anderen inſoweit, als bereits die Leiſtungsklage auf Erfüllung 
dieſer Verpflichtung erhoben werden kann. Doch gibt es auch hier Ausnahmen, wie 
3. B. in den Fällen, in denen nur eine Klage auf künftige Leiſtung in Frage kommt.“) 
Sowohl bei der Feſtſtellungsklage wie bei der Leiſtungsklage erſchöpft ſich die Auf ⸗ 
gabe des Gerichts darin, die aus einer beſtimmten Rechtslage ſich ergebenden Rechts · 
folgen auszuſprechen. Daneben gibt es aber noch eine andere Prozeßart, bei der der 
Richter nicht lediglich die bereits beſtehende Nechtslage ermitteln, ſondern darüber 
hinaus durch feinen Spruch in beſtehende Nechtsverhältniſſe geſtaltend eingreifen ſoll 
(Geſtaltungsklage). Das Hauptbeiſpiel für eine ſolche Geſtaltungsklage iſt 
die Eheſcheidungsklage. Denn trotz Beſtehens eines Eheſcheidungsgrundes bleibt die 
Ehe ſo lange aufrechterhalten, bis durch eine rechtskräftige gerichtliche Entſcheidung 
die Scheidung der Ehe ausgeſprochen wird. Erſt durch den Richterſpruch wird alſo 
die bis dahin beſtehende Ehe aufgelöſt. Auch die im Arbeitsordnungsgeſetz geregelte 
Kündigungswiderrrufsklage iſt als Rechtsgeſtaltungsklage anzuſehen. 


Am deutlichſten zeigt ſich der Anterſchied zwiſchen Feſtſtellungs⸗ und Rechtsgeſtaltungsklage 
an folgendem Beiſpiel: Sowohl die bürgerlich⸗ rechtliche Geſellſchaft wie die Offene Handels⸗ 
geſellſchaft des Handelsgeſetzbuchs können von einem Geſellſchafter, wenn ein wichtiger Grund 
vorliegt, friſtlos zur Löſung gebracht werden. Bei der bürgerlich rechtlichen Geſellſchaft voll 
zieht ſich dieſe Löſung durch die Kündigungserklärung des Geſellſchafters (8723 BGB). 
Kommt es deswegen zum Streit, ſo hat das Gericht lediglich ſeſtzuſtellen, ob die Kündigung 
berechtigt war und ſomit ſchon durch den Ausſpruch der Kündigung das Geſellſchaftsverhält⸗ 
nis gelöft worden iſt. Bei der Offenen Handelsgeſellſchaft genügt hingegen zur Auflöſung 
aus wichtigem Grunde nach 8133 HGB nicht eine Erklärung des den Auflöſungsgrund 
geltend machenden Geſellſchafters. Dieſer muß vielmehr eine gerichtliche Entſcheidung nach⸗ 
ſuchen, durch die erſt die Auflöſung der Geſellſchaft herbeigeführt, nicht alſo wie im Fall der 
bürgerlich- rechtlichen Geſellſchaft die ſchon geſchehene Auflöſung feſtgeſtellt wird. 


eines großen, unſerem Prozeßrecht zugrunde liegenden Gedankens auf beſondere Fälle. Dieſer 
FE Gedanke ift der, daß die Prozeßführung, d. h. die Anrufung des ſtaatlichen Nechts⸗ 
chutzes, ein beachtliches Rechtsſchutzintereſſe des Klägers vorausſetzt. Wenn bei der Leiſtungs⸗ 
klage das Geſetz ein ſolches Intereſſe nicht mit klaren Worten fordert, ſo hat dies darin ſeinen 
Grund, daß derjenige, der von einem anderen eine beſtimmte Leiſtung zu fordern hat, in aller 
Regel auch ein ſchutzwürdiges Intereſſe an der Klageerhebung haben wird. Gleichwohl kann 
dieſes Intereſſe ausnahmsweiſe fehlen. Iſt z. B. im Geſetz zur Durchführung eines Anſpruchs 
an Stelle des Klagewegs ein einfacheres Verfahren vorgeſehen, ſo liegt es nicht im Belieben 
des Klägers, ftatt des beſonders vorgeſehenen einſacheren Verfahrens den umſtändlicher en 
Klageweg zu wählen. Er müßte vielmehr in einem ſolchen Falle mit feiner Klage in Er- 
mangelung eines Rechtsſchutzintereſſes abgewieſen werden. Dies würde z. B. gelten, wenn 
derjenige, der in einem Prozeß obgeſiegt hat und deſſen Gegner infolgedeſſen gemäß 891 
3PO zur Tragung der Prozeßkoſten verurteilt ift, feinen Gegner auf Zahlung der Prozeß⸗ 
koſten einem neuen Prozeß verklagen würde, ſtatt den geſetzlich vorgeſehenen einfacheren 
Weg der Koſtenfeſtſetzung, wie ihn SS 103 ff. ZPO vorſehen, zu wählen. Das gleiche würde 
gelten, wenn derjenige, der ein Arteil gegen eine weibliche Perſon erlangt hat, nach ihrer 
Verheiratung mit beſonderer Klage die Verurteilung des Ehemanns zur Duldung der 
Zwangsvollſtreckung in das eingebrachte Gut begehrt, obwohl er gemäß 8742 die einfache 
Amſchreibung der Vollſtreckungsklauſel gegen den Ehemann erreichen könnte 


) Die Zuläffigteit der Feſtſtellungsklage trotz der Möglichkeit der alsbaldigen Erhebung 
einer Leiſtungsklage iſt auch in den Fällen bejaht worden, in denen nach der Perſon des 
Beklagten angenommen werden kann, daß die bloße Feſtſtellung des Anſpruchs praktiſch 
dieſelbe Wirkung wie die Verurteilung zur Leiſtung haben wird; z. B. wenn jemand gegen 
den Fiskus auf Feſtſtellung einer Verpflichtung klagt, obwohl er in der Lage wäre, 
Klage auch auf Erfüllung der Verpflichtung zu richten. 


30 Volkmar 


3. filagenhäufung 

In einem früheren Abſchnitt iſt ſchon die Möglichkeit erwähnt worden, daß eine Klage 
von mehreren Perſonen erhoben oder gegen mehrere Perſonen zugleich gerichtet 
werden kann. Man ſpricht in ſolchen Fällen von einer fubjektiven Klagenhäufung. 
Daneben läßt das Geſetz aber auch eine objektive Klagenhäufung zu, d. h. es eröffnet 
die Möglichkeit, daß in einer Klage mehrere voneinander unabhängige Klageanſprüche 
gegen den Beklagten geltend gemacht werden können (8 260 ZPO) Ein innerer 
rechtlicher Zuſammenhang der verſchiedenen Anſprüche wird für eine ſolche Klagen 
verbindung nicht gefordert. Es iſt nur nötig, daß für ſämtliche Anſprüche das gleiche 
Gericht zuſtändig iſt und dieſelbe Prozeßart gewählt werden kann. Nicht zuläſſig iſt 
es daher, daß, wenn der Kläger im Arkundenprozeß auf Zahlung einer beſtimmten 
Geldſumme klagt, er mit dieſem Klageanſpruch den Anſpruch auf Herausgabe eines 
beſtimmten Gegenſtandes verbindet, da für den Herausgabeanſpruch der Arkunden⸗ 
prozeß nicht zuläſſig wäre. Zuläſſig iſt es dagegen, mit einer Leiſtungsklage eine Feſt⸗ 
ſtellungsklage oder auch eine Rechtsgeſtaltungsklage zu verbinden. Ein Beiſpiel für 
die letztere Art der Verbindung gibt § 61 des Arbeitsordnungsgeſetzes. 


4. Die Terminsanberaumung 

Die Klageſchrift wird in unſerem Beiſpiel in der von Rechtsanwalt Dr. Schneidt 
unterſchriftlich vollzogenen Arſchrift und mit einer für das Gericht beſtimmten 
Abſchrift (8 133 3PO) der Geſchäftsſtelle des Landgerichts Berlin überſandt. Der 
Beamte der Geſchäftsſtelle hat die Klageſchriſt nunmehr dem Vorſitzenden der zu⸗ 
ſtändigen Zivilkammer vorzulegen, der nach 8 216 Abſ. 2 ZPO binnen 24 Stunden 
den Termin zu beſtimmen hat. Hierbei findet keine Prüfung der Zuläſſigkeit oder 
Schlüſſigkeit der Klage ſtatt. Auch das offenſichtliche Fehlen irgendeiner wichtigen 
Prozeßvorausſetzung, wie z. B. der Parteifähigkeit einer Perſon, der Zuſtändigkeit 
des Gerichts uſw. berechtigt den Vorſitzenden nicht, die Terminsanberaumung zu ver- 
weigern, da nach dem den Prozeß beherrſchenden Grundſatz der Mündlichkeit auch 
über die Prozeßvorausſetzungen nur in der mündlichen Verhandlung durch Arteil 
entſchieden werden kann.“) 


Vor der Terminsanberaumung hat jedoch der Vorſitzende die SS 74, 74 a des Gerichtskoſten⸗ 
geſetzes zu beachten, wonach in der Regel der Termin zur mündlichen Verhandlung erſt 
anberaumt werden kann, wenn der Kläger die Prozeßgebühr voraus entrichtet hat. 


Bei der Terminsanberaumung hat der Vorſitzende nach § 261 ZPO darauf Rückſicht 
zu nehmen, daß der Kläger die Einlaſſungsfriſt wahren kann. 


Einlaſſungsfriſt iſt nach § 262 die Friſt, die zwiſchen der Zuſtellung der Klageſchrift und dem 
Termin zur mündlichen Verhandlung liegen muß. Sie beträgt im landgerichtlichen Prozeß 
zwei Wochen. Eine Ausnahme gilt für Meß- und Marktſachen (24 Stunden). Bei der 
Berechnung der Einlaſſungsfriſt find, wie bei allen Friſten der Zivilprozeßordnung, die Vor⸗ 
ſchriften des 8137 BGB zu beachten (8222 Abſ. 1). Die Einlaſſungsfriſt iſt nur dann 
gewahrt, wenn fie zwiſchen dem Tage der Zuſtellung und dem Tage der mündlichen Verhand⸗ 
lung voll abgelaufen iſt. War beiſpielsweiſe eine Klage am Freitag, dem 5. April 1935, zu- 
geſtellt, ſo lief die Einlaſſungsfriſt nach den Vorſchriften des bürgerlichen Rechts wieder an 
einem Freitag, und zwar dem 19. April, ab. Nun war aber der 19. April Karfreitag, alſo 
ein allgemeiner Feiertag, weshalb nach 8 222 Abſ. 2 ZPO die Friſt erſt mit dem Sonnabend, 
dem 20. April, dem nächſtfolgenden Werktag, ablief. Da, wie ſchon erwähnt wurde, zwiſchen 


21) Beſondere Erwähnung verdient hier 1 der Fall rein ſchikanöſer e Wenn 
ES ein Querulant, der mit einem beſtimmten Anſpruch bereits rechtskräftig 5 eſen fit, 

ieſelbe Klage nochmals wiederholt, jo muß auch hier der Gedanke des fehlenden Rechtsſchutz⸗ 
intereſſes eingreifen. Auch über dieſes iſt zwar an ſich erſt in der mündlichen Verhandlung 
zu entſcheiden; aber bei einem offenſichtlichen Mißbrauch des Rechtes zur Anrufung des 
Gerichtes durch eine unbelehrbare Partei, die das Gericht finnlos beläftigt, wird man es 
zulaſſen können, daß das Gericht bereits die Anberaumung eines Termins über eine derartige 
mißbräuchliche Klage verweigert. Wegen der beſonderen Vorſchrift für den Güteantrag 


(8499 b) vgl. S. 66. 
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dem Tage der Zuſtellung und dem Tage des Termins zur mündlichen Verhandlung die Ein- 
laſſungsfriſt voll abgelaufen fein muß, jo würde ſie nicht gewahrt fein, wenn die mündliche 
Verhandlung bereits am 20. April ſtattfände. 

Die Einlaſſungsfriſt gehört zu den geſetzlichen Friſten. Neben dieſen kennt die Zivil- 
prozeßordnung noch richterliche Friſten, d. h. ſolche, die nicht im Geſetz vorgeſehen find, 
ſondern im Einzelfall durch den Richter ſelbſt geſetzt werden, wie z. B. im Falle des 
8519 Abſ. 6 JO die Friſt, die dem Berufungskläger zur Zahlung der Prozeßgebühr 
geſetzt wird. Durch Vereinbarung der Parteien iſt eine Verlängerung von Friſten 
in keinem Falle zuläſſig, wohl aber kann eine Verkürzung der Friſten mit Ausnahme 
von Notfriſten vereinbart werden. 

Daneben iſt ermöglicht, daß das Gericht auf Antrag einer Partei ſowohl bei richterlichen wie 
auch bei geſetzlichen Friſten eine Verkürzung oder Verlängerung bewilligt. Für geſetzliche 
TFriſten gilt dies jedoch nur in den Fällen, in denen das Geſetz dies vorſieht, wie z. B. bei der 
Berufungsbegründungsfriſt und der Reviſionsbegründungsfriſt. Bei der Einlaſſungsfriſt 
wie auch der Ladungsfriſt hat das Geſetz im S 226 nur eine Verkürzung vorgeſehen. (Wegen 
des Verfahrens hierbei vgl. insbeſondere SS 225, 226 Abſ. 3 JO.) 

Die Termine ſind, wie bereits in den einleitenden Ausführungen hervorgehoben 
wurde, bei der Neugeſtaltung des Zivilprozeßrechts durch die Prozeßnovelle vom 
13. 2. 1924 der Willkür der Parteien entzogen worden, weil das Geſetz davon aus⸗ 
geht, daß wer, ſei es als Kläger, ſei es als Beklagter, den Schutz des Gerichtes anruft, 
auch verpflichtet iſt, in den Grenzen des Möglichen die Termine, zu denen ſich das 
Gericht oft in mühſamer Arbeit vorbereitet hat, wahrzunehmen. Nach § 227 ZPO 
iſt die Aufhebung eines Termins oder ſeine Verlegung ſowie die Vertagung einer 
begonnenen Verhandlung nur möglich auf Grund des Beſchluſſes des Gerichts. Das 
Gericht darf eine derartige Maßnahme, auch wenn ſie beide Parteien übereinſtimmend 
beantragen, nur treffen, wenn erhebliche Gründe dafür beſtehen. Als 
erheblich können aber nur Gründe angeſehen werden, die die Aufhebung, Verlegung 
oder Vertagung eines Termins als im Intereſſe einer ſachgemäßen Prozeßabwicklung 
liegend erſcheinen laſſen. Ein ſolcher Grund würde z. B. gegeben ſein, wenn zu einer 
Verhandlung die perſönliche Anweſenheit einer Partei erforderlich iſt, die erkrankt iſt 
oder eine unaufſchiebbare Reiſe antreten mußte. Die Vertagung kann ferner auch dann 
erforderlich werden, wenn ſich unerwartet die Notwendigkeit einer beſtimmten Sach- 
aufklärung ergibt, zu der die Partei nicht alsbald in der Lage iſt. Aber in dieſem 
Falle muß das Gericht ſtets prüfen, ob nicht durch eine der in den SS 272 a, 272 b und 
279 ZPO vorgesehenen ſpäter noch näher zu erörternden Maßnahmen die Vertagung 
vermieden werden kann. Denn die Zivilprozeßordnung in ihrer 
geltenden Faſſung geht davon aus, daß im Intereſſe einer 
glatten, ſicheren und ſchleunigen Abwicklung der Rechts 
ſtreitigkeiten Vertagungen eine ſeltene, nach Möglichkeit 
zu vermeidende Ausnahme bilden müffen, da erfahrungsgemäß eine 
entgegenkommende Bewilligung von Vertagungen zur Verſchlechterung der Prozeß⸗ 
fitten führt und die Durchführung wahrer Mündlichkeit und Anmittelbarkeit des Ver⸗ 
fahrens, die die ſicherſten Garantien gerechter Rechtsfindung ſind, weſentlich erſchwert. 


Die Entſcheidungen des Gerichts über Vertagungen, ſowie über die Verlängerung und Ab⸗ 
kürzung von Friſten find unanfechtbar, und zwar ſowohl, wenn es ſich um die Bewilligung 
eines Antrags auf Vertagung oder Friſtverlängerung als auch, wenn es ſich um ſeine Ab⸗ 
lehnung handelt (8 225 Abſ. 3, § 227 Abſ. 2 3PO). 


Es iſt ſchon erwähnt worden, daß im Gegenſatz zum früheren Rechtszuſtand die 
Parteien das Ruhen des Verfahrens weder durch Vereinbarung noch durch gemein- 
ſchaftliches Ausbleiben in einem Verhandlungstermin herbeiſühren können. Nach 
8 251 ZPO kann das Ruhen des Verfahrens vielmehr nur durch das Gericht an- 
geordnet werden, wenn beide Parteien es beantragen und außerdem anzu- 
nehmen iſt, daß aus wichtigen Gründen, z. B. wegen Schwebens von 
Vergleichsverhandlungen, dieſe Anordnung zweckmäßig iſt. 
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Die Anordnung hat die Wirkung, daß vor Ablauf von drei Monaten das Verfahren nur mit 
Zuſtimmung des Gerichts wiederaufgenommen werden kann. 

Bleiben in einem Termin zur mündlichen Verhandlung beide Parteien überein- 
ſtimmend aus, ſo tritt kein Ruhen des Verfahrens ein; dem Gericht wird vielmehr 
die Möglichkeit gegeben, von ſich aus die Sache aus eigenem Entſchluß weiter zu 
fördern. Dies kann insbeſondere durch die im 8 251 a vorgeſehene Entſcheidung 
nach Lage der Akten geſchehen. 

Das bedeutet, das Gericht hat zu prüfen, ob der Nechtsſtreit in der Lage, in der er ſich bein 
Ausbleiben beider Parteien befindet, die Erlaſſung einer Entſcheidung bereits ermöglich: 
Eine ſolche Entſcheidung kann z. B. ein Beweisbeſchluß fein, wenn außer der Klageſchrift 
bereits eine ſchriftliche Entgegnung des Beklagten eingereicht iſt und die Schrijtfäge den 
Sachverhalt fo weit aufklären, daß Notwendigkeit und Amfang einer Beweiser hebung 
beurteilt werden können. Tritt der Fall des Ausbleibens beider Parteien in einem Termin 
ein, nachdem ſchon in einem früheren Termin mündlich verhandelt war, ſo kann auch, wenn 
der Rechtsſtreit zu einem Arteil reif iſt, das Gericht trotz des Ausbleibens beider Parteien 
das Urteil erlaſſen. Allerdings darf es nach den Regeln des $ 251 a Abſ. 1 Satz 2 bis 4 nicht 
ſofort, ſondern erſt in einem beſonderen, auf mindeſtens eine Woche hinaus anzuſetzenden 
Termin verkündet werden. Das gleiche, was für den Fall des Ausbleibens beider Parteien 
gilt, gilt auch dann, wenn nur eine Partei ausgeblieben tft, die allein erſchienene Partei 
aber keine Anträge zur Sache, insbeſondere alfo keinen Antrag auf Erlaß eines Verfäumnid- 
urteils ſtellt. Die Entſcheidung nach Lage der Akten enthält eine Ausnahme vom Prinzip 
der Mündlichkeit inſofern, als bei ihr neben dem Inhalt einer etwaigen früheren mündlichen 
Verhandlung auch noch die ſchriftlichen Erklärungen der Parteien, die in der Zwiſchenzeit 
beim Gericht eingegangen find, berückſichtigt werden.“) Liegt der Fall fo, daß eine Ent 
ſcheidung nach Lage der Akten nicht angebracht erſcheint, jo hat das Gericht die Wahl, ent · 
weder von Amts wegen einen neuen Termin zur mündlichen Verhandlung zu beſtimmen und 
den Parteien bekanntzugeben oder, wenn es das Gefühl hat, daß die Parteien den Prozeß 
nicht betreiben wollen, das Ruhen des Verfahrens anzuordnen. Auch dieſe Anordnung des 
Ruhens würde die Folge haben, daß das Verfahren vor Ablauf von drei Monaten ohne 
Zuſtimmung des Gerichts nicht aufgenommen werden kann. 


5. Einzelrichterverfahren 

Schon bei der Anberaumung des Termins hat der Vorſitzende, dem das Geſetz die 
Leitung des Prozeſſes und damit die Verantwortung für ſeinen Verlauf übertragen 
hat, darauf Bedacht zu nehmen, wie das Verfahren am beſten zu fördern iſt. Seine 
Aufgabe iſt nach Abſ. 4 des Vorſpruchs zur Prozeßnovelle vom 27. 10. 1933, „durch 
ſtraffe Leitung des Verfahrens und in enger Fühlung mit den Parteien dahin zu 
wirken, daß jede Streitſache nach gründlicher Vorbereitung möglichſt in einer 
einzigen Verhandlung aufgeklärt und entſchieden wird“. Das Ziel der 
Zivilprozeßordnung iſt alſo ähnlich wie im Strafverfahren: möglichſt in einer einzigen, 
die Beweisaufnahme und Verhandlung über die Beweisaufnahme mitumfaſſenden 
Verhandlung den gefamten Prozeßſtoff abſchließend zu erledigen. Im Gtruf- 
verfahren ſetzt eine derartig umfaſſende Verhandlung ein voraufgegangenes Ermitt- 
lungsverfahren und in verwickelteren Fällen ſogar eine förmliche Vorunterſuchung 
voraus. Im Zivilprozeß iſt zwar an ſich nach der Natur der Sache die Vorbereitung 
eine Angelegenheit der Parteien, die ja in aller Regel vor Beginn eines Progeſſes 
langdauernde Verhandlungen miteinander geführt und, ehe ſie ſich zur Prozeßführung 
entſchloſſen, Gelegenheit genug gehabt haben, das zur Prozeßführung erforderliche 
Tatſachen⸗ und Beweismaterial vorzubereiten. Gleichwohl wird man in verwickelteren 
Sachen die Vorbereitung der Verhandlung den Parteien nicht allein überlaſſen 
können, ſchon, weil dieſe nicht vorausſehen können, wie der Prozeßſtoff im einzelnen 
vom Gericht rechtlich beurteilt wird und welche Amſtände danach weſentlich 
oder unweſentlich find. Am für ſolche Fälle den Parteien für eine genügend um. 
faſſende Vorbereitung der eigentlichen Verhandlung die Hilfe des Gerichts zur Ver⸗ 


125 Nähere E Einzelheiten über das an der Aktenlageentſcheidung find bei Erörterung dei 
8 331 a gegeben; vgl. S. 54 unten und 55 
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fügung zu ſtellen, hat bereits die Prozeßnovelle 1924 die Einrichtung des Verfahrens 
vor dem Einzelrichter getroffen (SS 348 bis 350 ZPO) Der Vorſitzende hat deshalb 
vor Anſetzung des Termins zu prüfen, ob die Sache, um in einer einzigen Verhand- 
lung erledigt werden zu können, eines beſonderen Vorbereitungsverſahrens voraus- 
ſichtlich bedarf. Hält er eine ſolche Vorbereitung nicht für erforderlich, ſo beraumt er 
den Termin alsbald vor der Kammer an; andernfalls wird der erſte Termin vor dem 
Einzelrichter anberaumt. Der Vorſitzende kann dabei das Amt des Einzelrichters 
ſelbſt übernehmen oder in Sachen, die vor der Zivilkammer verhandelt werden, ein 
Mitglied der Kammer zum Einzelrichter beſtellen. Im letzteren Falle beraumt der 
beſtellte Einzelrichter den Termin an. 

Der Einzelrichter vereinigt in ſich die Befugniſſe des Vorfigenden und des Kollegiums. 
Die Verhandlungen vor ihm unterliegen den gleihen Regeln wie Verhandlungen 
vor der Kammer. Sie find infolgedeſſen auch vom Anwaltszwang beherrſcht. Dem Zweck 
der Einrichtung entſprechend beſchränkt ſich die Auſgabe des Einzelrichters, abgeſehen 
von feiner Pflicht, zunächſt die gütliche Beilegung des Rechtsſtreits zu verſuchen 
(S 348 Abſ. 1), in der Vorbereitung der vor der Kammer abzuhaltenden Haupt- 
verhandlung (vgl. hierzu den Wortlaut von 8 349 Abſ. 2 Satz 1 3PO). Er hat ins- 
beſondere die Parteien darüber aufzuklären, was jede zur Stützung ihres rechtlichen 
Standpunktes an tatſächlichem Material und an Beweismitteln vorzubringen hat. Er 
hat ſie auf Anklarheiten und Lücken ihres Vorbringens hinzuweiſen, damit in der 
Hauptverhandlung vor dem Kollegium der geſamte Prozeßſtoff bereit iſt. Die 
Beweiserhebung iſt nach dem das neue Prozeßrecht beherrſchenden Grund ⸗ 
ſatz der Anmittelbarkeit in der Regel dem Kollegium vor ⸗ 
zu behalten. 

Der Einzelrichter ſoll nur ſolche Beweiſe vorweg erheben, die das Kollegium unnötig belaſten 
würden und bei denen von vornherein anzunehmen tft, daß das Kollegium „das Beweis- 
ergebnis auch ohne unmittelbaren Eindruck von dem Verlauf der Beweisaufnahme ſachgemäß 
zu würdigen vermag“. " 

Wenn auch grundſätzlich der Einzelrichter die Rechte des Vorſitzenden und des Kollegiums 
in ſich vereinigt, fo iſt ihm doch — wieder im Einklang mit dem Zweck der ganzen Einrichtung — 
eine Befugnis zur Entſcheidung nur in geringerem Amfang gegeben. Entſcheiden kann er 
ſelbſtändig insbeſondere über alle prozeßhindernden Einreden mit Ausnahme der Fälle, in 
denen es ſich um die Zuläſſigkeit des RNechtswegs oder um die Einrede des Schiedsvertrags 
handelt. Ferner kann er Verſäumnisurteile, Anerkenntnisurteile ſowie die Entſcheidungen er⸗ 
laſſen, die infolge der Zurücknahme der Klage oder des Verzichts auf den Klageanſpruch 
ergehen. Er kann aber auch ferner beim Ausbleiben einer oder beider Parteien unter den 
dafür beſtehenden geſetzlichen Vorausſetzungen eine Entſcheidung nach Lage der Akten erlaſſen. 
Damit iſt er davor geſchüͤtzt, daß die Parteien durch paſſives Verhalten ihn in feiner Tätig 
keit behindern. Abgeſehen von dieſen Fällen hat er die Befugnis zur endgültigen Ent - 
ſcheidung des Rechtsſtreits auch dann, wenn beide Parteien ihr Einverſtändnis mit einer 
ſolchen Entſcheidung erklärt haben. 


6. Juſtellung 
Nach der Anberaumung des Termins — mag dieſer nun vor dem Einzelrichter oder 
vor der Kammer ftattfinden — iſt es, da das landgerichtliche Verfahren vom Partei- 
betrieb beherrſcht iſt, Sache des Anwalts der klagenden Partei, für die Zuſtellung der 
Klageſchrift und die Ladung des Beklagten zum Termin zu ſorgen (8 261 Abf. 3, 
§ 214 ZPO). 

a) Parteizuſtellung 


Die von den Parteien zu betreibenden Zuſtellungen nimmt nach den 8 166 Abſ. 1, 
8 167 ZPO der zuſtändige Gerichtsvollzteher im Auftrag der Partei vor.“) 


) Soll durch die Zuſtellung einer Klage, wie dies z. B. bei der Wiederaufnahmeklage der 
Fall iſt, eine Notfriſt gewahrt werden (8 586 ZPO), fo hat nach 8 166 Abſ. 2 in Verbindung 
mit § 168 3 die Geſchäftsſtelle den Auftrag zur Zuſtellung an den zuſtändigen Gerichts 
vollzieher von ſich aus zu übermitteln, ſofern nicht in der Klageſchrift die Erklärung enthalten 
iſt, daß die Partei felbft einen Gerichtsvollzieher beauftragen wolle. 


— 


Die Zuſtellung iſt lediglich eine befondere Art des „Zugehens“, von dem nach bürger- 
lichem Recht das Wirkſamwerden einer jeden Willenserklärung abhängt. Während 
aber im bürgerlichen Recht jede Art des Zugehens, insbeſondere auch die Aberſendung 
eines einfachen Briefes oder eine mündliche Mitteilung genügt, um eine Willen” 
erklärung wirkſam zu machen, bedarf es im Prozeßrecht bei Akten von beſonderer 
Wichtigkeit und weittragenden Folgen wie z. B. bei der Klageſchrift oder beim Arteil 
und bei zahlreichen ſonſtigen gerichtlichen Entſcheidungen einer beſonderen Form, die 
von vornherein jede Beweisſchwierigkeit hinſichtlich der Feſtſtellung des Zugehens 
ausſchließt. Die im Privatverkehr übliche Form des eingeſchriebenen Briefes würde 
hierbei nicht ausreichen; denn der eingeſchriebene Brief kann nicht beſtellt werden, 
wenn der Empfänger nicht angetroffen wird oder die Annahme verweigert. Zum 
ſicheren Funktionieren des Prozeſſes iſt deshalb erforderlich, daß die Zuſtellung auch 
dann bewirkt werden kann, wenn der Empfänger nicht angetroffen wird (Möglichkeit 
der Erſatzzuſtellung) und ferner, daß die Zuſtellung auch demjenigen gegenüber, der 
ihre Annahme grundlos verweigert, durchgeführt werden kann (Zwangszuſtellung). 
Aus dieſen Gründen bedurfte es in der Prozeßordnung der in den SS 166 bis 213 
enthaltenen verwickelten Regeln über die Vornahme der Zuſtellung. 


Folgende Fragen ſind dabei von beſonderer Wichtigkeit: 


a) Worin beſteht die Zuſtellung? Nach 8170 ZPO beſteht die Zu⸗ 
ſtellung in der Regel in der Abergabe einer beglaubigten“) Abſchrift des zuzu⸗ 
ſtellenden Schriftſtücks. Soll eine Ausfertigung zugeſtellt werden, was bei der Zu- 
ſtellung von Arteilen und anderen gerichtlichen Entſcheidungen ſtets möglich iſt, für 
gewiſſe Fälle der Zuſtellung von Amts wegen (3.3. bei der Zeugenladung, 
8 377 3POj geſetzlich vorgeſchrieben ift, fo beſteht die Zuſtellung in der Abergabe der 
Ausfertigung. In unſerem Beiſpiel hat hiernach Rechtsanwalt Schneidt die Arfck ift 
der Klage, die ihm mit der Terminsanberaumung von der Geſchäftsſtelle zurückgeſandt 
wird, unter Beifügung einer von ihm beglaubigten Abſchrift dem zuſtändigen Ge- 
richtsvollzieher zu übergeben. 


5) An wen iſt die Zuſtellung zu richten? Die Zuſtellung iſt nicht immer 
an die Partei ſelbſt zu richten. Iſt z. B. eine Partei, wie hier der Beklagte Kräufler, 
nicht prozeßfähig, ſo richtet ſich die Zuſtellung an den geſetzlichen Vertreter, hier alſo 
an den Vormund Seidel.“) Von beſonderer Wichtigkeit iſt die Vorſchrift des S 176, 
wonach Zuſtellungen, die in einem anhängigen Rechtsſtreit geſchehen ſollen, an den 
für die Inſtanz“) beſtellten Prozeßbevollmächtigten gerichtet werden müſſen, alſo 
unwirkſam ſind, wenn ſie ſtatt deſſen an die Partei ſelbſt bewirkt werden. 


Neben dieſen Fällen, in denen die Zuſtellung an eine andere Perſon als die Partei 
gerichtet werden muß, ſtehen nun noch die Fälle des § 173, in denen es im Belieben 
des Zuſtellenden ſteht, ob er der Partei ſelbſt oder einem Bevollmächtigten zu- 
ſtellen läßt. Solche Bevollmächtigte, an die die Klage mit derfelben Wirkung wie 
an die Partei ſelbſt zugeſtellt werden kann, ſind der Generalbevollmächtigte ſowie in 
den durch den Betrieb eines Handelsgewerbes hervorgerufenen Rechtsſtreitigkeiten der 
Prokuriſt (8 173).“) 


) Die 0 Die Begl eglaubigung nimmt 12 e der Anwalt ſelbſt, in anderen Fällen der 
Gerichtsvollzieher vor (8170 Abſ. 2). 

8 2172 350 der een an juriſtiſche Perſonen und an Heeresangehörige vgl. SS 171 Abſ. 2 
und 

* Gegen = u e e ee ee 8 derjenige Bevollmächtigte, der nur für eine 
einzelne Prozeßhandlung, z rtretung in einer mündlichen Verhandlung 
beſtellt worden iſt (§F83 A bf 2 800) das unter „Inſtanz“ in dieſem Mine zu verſtehen 
iſt, wird im § 178 ZPO näher erläutert. 


7) Nach 581 ZPO kann auch die Widerſpruchsklage aus 8771 ZPO dem Anwalt zu⸗ 
eſtellt werden, der den pfändenden Gläubiger in ſeinem Prozeß gegen an Vollſtreckungs · 
chuldner vertreten hatte. In gewiſſen Fällen bedarf e r Beſtellung 

eines beſonderen Saen g deb li ach igen 85 174, 175 3PO). 


— — 
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5) Wo tft zuzuſtellen? Grundſätzlich kann die Zuſtellung überall dort vor- 
genommen werden, wo die Perſon, an die fie gerichtet iſt, angetroffen wird. Die Zu- 
ſtellung iſt deshalb auch an ſich auf der Straße oder an irgendeinem anderen Orte, zu 
dem der zuſtellende Beamte Zutritt hat, möglich. Eine Ausnahme gilt jedoch für alle 
die Tälle, in denen die Perſon, der zugeſtellt werden ſoll, an dem Orte, wo fie ange- 
troffen wird, eine Wohnung oder ein Geſchäftslokal hat. Hier iſt der Zuſtellungs⸗ 
empfänger berechtigt, die Annahme einer außerhalb der Wohnung oder des Geſchäfts. 
lokals verſuchten Zuſtellung zu verweigern (8180. 


ö) Erſatzzuſtellung. 


aa) Er ſatzzuſtellung in der Wohnung. Es iſt ſchon darauf hingewieſen, 
daß die Zuſtellungsvorſchriften nur brauchbar ſind, wenn ſie die Zuſtellung auch für 
die Fälle ermöglichen, in denen der Zuſtellungsempfänger perſönlich nicht ange ⸗ 
troffen wird. 


Iſt dies der Fall bei einer Zuſtellung in der Wohnung des Empfängers, ſo kann ſie an 
jeden zur Familie gehörenden erwachſenen Hausgenoſſen oder eine in der Familie dienende 
erwachſene Perſon bewirkt werden. Es kommen dabei alſo Familienangehörige und Haus : 
angeſtellte (nicht aber zufällig in der Wohnung anweſende Perſonen) in Betracht. Wenn 
auch eine Perſon dieſer Art nicht angetroffen wird, ſo kann die Zuſtellung an den im Hauſe 
wohnenden Hauswirt oder Vermieter bewirkt werden, dies aber nur, wenn dieſe Perſonen 
zur Annahme des Schriftſtücks bereit find (8 181). ö 


Aber auch, wenn nach dieſen Vorſchriften die Zuſtellung nicht ausgeführt werden kann, kann 
fie trotzdem bewirkt werden. Der Gerichtsvollzieher hat in dieſem Falle das zu übergebende 
Schriftſtück auf der Geſchäftsſtelle des Amtsgerichts, in deſſen Bezirk die Zuſtellung zu be- 
wirken iſt, oder bei der Poſtanſtalt dieſes Ortes oder beim Gemeinde vorſteher oder Polizei · 
vorſteher niederzulegen. Gleichzeitig muß er eine ſchriftliche Mitteilung über die Nieder · 
legung unter der Anſchrift des Empfängers in der bei gewöhnlichen Briefen üblichen Weiſe 
abgeben. Es genügt alſo, daß dieſe Mitteilung in den an der Wohnung angebrachten Brief. 
kaſten geworfen, unter Amſtänden auch, wenn ſie durch einen Spalt unter der Tür in die 
Wohnung hineingeſchoben wird. Nur wenn in dieſer Weiſe die Mitteilung nicht bewirkt 
werden kann, iſt ſie an der Tür der Wohnung zu beſeſtigen oder einer in der Nachbarſchaft 
wohnenden Perſon zur Weitergabe an den Empfänger auszuhändigen ($ 182 3PO). 


BB) Erſatzzuſtellung im Geſchäftslokal. Soll einem Gewerbetreibenden, der 
ein beſonderes Geſchäftslokal hat, ein Schriftſtück in dieſem Lokal zugeſtellt werden und 
wird er nicht perſönlich angetroffen, fo kann die Zuſtellung an jeden darin anweſenden Ge- 
werbegebilfen bewirkt werden. Bei der Zuſtellung an einen Rechtsanwalt, Notar oder Ge⸗ 
richtsvollzieher, die in ſeinem Geſchäftslokal vorgenommen werden ſoll, kann die Zuſtellung 
an einen dort anweſenden Gehilfen oder Schreiber vorgenommen werden. ) ) 

s) Zwangszuſtellung. Dem Zweck der Zuſtellung entſprechend hängt ihre Wirt. 
ſumkeit nicht davon ab, daß der Empfänger zur Annahme bereit tft. § 186 ZPO ſchreibt 
deshalb vor: „Wird die Annahme der Zuſtellung ohne geſetzlichen Grund (vgl. hierzu § 180 
Abſ. 2, 8 181 Abſ. 2) verweigert, fo iſt das zu übergebende Schriftſtück am Ort der Zu- 
ſtellung zurückzulaſſen.“ Die Zuſtellung iſt damit ebenſo bewirkt, wie wenn der Empfänger 
das zuzuſtellende Schriftſtück angenommen hätte. 

Heilung von Zuſtellungsmängeln. Wegen der Wichtigkeit der Zu- 
ſtellung ſind die meiſten Zuſtellungsvorſchriften Mußvorſchriften, d. h. ihre Verletzung 
macht die Zuſtellung ſchlechthin unwirkſam. Dies würde z. B. der Fall ſein, wenn 
eine Zwangsvollſtreckungsgegenklage, die der im Prozeß Verklagte gegen den Kläger 
dieſes Prozeſſes richtet, an den Kläger perſönlich ſtatt an den Anwalt, der ihn im 
Vorprozeß vertreten hatte, zugeſtellt werden würde (vgl. S 176 ZPO in Verbindung 


) Wegen der Zuſtellung im Geſchäftslokal einer juriſtiſchen Perſon oder Behörde vgl. 
8184 30. 5 : 


) Bei der Erſatzzuſtellung iſt zu beachten, daß fie nach § 185 an diejenigen Perſonen nicht 
bewirkt werden darf, die an dem Rechtsſtreit als Gegner der Partei, an welche die Zuſtellung 
e iſt, beteiligt find. Wenn z. B. die Ehefrau gegen ihren Mann die Eheſcheidungs - 
lage erhebt, ſo kann die Klage, wenn der Ehemann von dem Zuſtellungsbeamten nicht ange⸗ 
troſſen wird, nicht wirkſam zu Händen feiner Frau zugeſtellt werden. 
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mit 8178). Selbſt dadurch, daß der Zuſtellungsempfänger alsbald nach der Zu⸗ 
ſtellung das zuzuſtellende Schriftſtück feinem Prozeßbevollmächtigten übergeben und 
darüber mit ihm verhandelt hätte, würde die Zuſtellung nicht nachträglich wirkſam 
werden. 


Nur für einen kleinen Kreis von Fällen ſieht das Geſetz die Heilung von Zuſtellungsmängeln 
vor, nämlich in allen den Fällen, in denen bei einer Erſatzzuſtellung die dafür gegebenen, in 
den 88 181 bis 186 enthaltenen Vorſchriften nicht beachtet worden find. Ergibt ſich nämlich 
in dieſen Fällen, daß eine zugeſtellte Ladung trotz der Verletzung der Vorſchriften über die 
Erſatzzuſtellung in die Hände der Partei gelangt iſt, fo tft die Zuſtellung als mit dem Zeit 
punkt bewirkt anzuſehen, in dem die Partei nach ihren Erklärungen die Ladung erhalten hat. 


n) Zuſtellungsurkunde. Da Hauptzweck der formellen Zuſtellung die 
Sicherung des Beweiſes iſt, ſchreibt das Geſetz zwingend vor, daß über jeden Zu⸗ 
ſtellungsakt eine Urkunde aufzunehmen iſt (8 190 ZPO). Dieſe Beurkundung iſt Be 
ſtandteil des Zuſtellungsaktes ſelbſt. Die Zuſtellung iſt daher, wenn ſie auch ſonſt 
ordnungsmäßig vorgenommen iſt, nicht wirkſam, wenn die Errichtung der Suftellungs- 
urkunde unterblieben iſt. Die Zuſtellungsurkunde wird auf die Arſchrift des zuzu- 
ſtellenden Schriftſtücks, in unſerem Beiſpiel alſo auf die Arſchrift der Klage oder auf 
einen damit zu verbindenden Bogen, geſetzt. 


Der Gerichtsvollzieher hat ferner bei der Zuſtellung der Perſon, an die die Zuſtellung aus⸗ 
geführt wird, eine beglaubigte Abſchrift der Zuſtellungsurkunde zu übergeben, die auf das 
bei der Zuſtellung zu übergebende Schriftſtück, hier alſo auf die beglaubigte Abſchrift der 
Klageſchrift oder auf einen damit zu verbindenden Bogen zu ſetzen iſt. Bei dieſer Vor- 
ſchrift handelt es ſich aber nach der Rechtſprechung der Gerichte um eine Ordnungsvorſchrift. 
fo daß ihre Verletzung die Anwirkſamkeit der Zuſtellung nicht zur Folge hat. Die Zu⸗ 
ſtellungsurkunde muß inhaltlich Ort und Datum der Zuſtellung enthalten und den Hergang 
der Zuſtellung wiedergeben, insbeſondere muß im Falle der Erſatzzuſtellung erſichtlich fein, 
weshalb und an welche Perſon die Erſatzzuſtellung bewirkt wird. Die näheren Einzelheiten 
ergibt 8 191 ZPO. 


9) Zuſtellung durch die Poſt. In der Regel führt der Gerichtsvollzieher 
die Zuſtellung nicht ſelbſt aus, ſondern bedient ſich zu dieſem Zweck der Poſt. 


Da dieſe Form der Zuſtellung geringere Gebühren verurſacht, hat nach 8 197 der Gegner der 
zuſtellenden Partei, wenn er zur Tragung der Koſten verurteilt iſt, die Mehrkoſten nicht zu 
erſtatten, die dadurch entſtanden find, daß der Gerichtsvollzieher, obgleich er ſich der Ver 
mittlung der Poſt bedienen konnte, die Zuſtellung perſönlich vorgenommen hat (8197). Die 
1 9 5 der Ausführung der Zuſtellung durch die Poſt enthalten die 88 195, 
196 5 


) Zuftellung von Anwalt zu Anwalt. Sind beide Parteien durch An- 
wälte vertreten, ſo kann der eine Anwalt dem anderen ein zuzuſtellendes Schriftſtück 
in einer beliebigen Form überſenden und der Nachweis einer ſolchen Zuſtellung 
dadurch geführt werden, daß der die Zuſtellung empfangende Anwalt dem anderen 
Anwalt ein mit Datum und Anterſchrift verſehenes Empfangsbekenntnis ausſtellt 
(8 198 ZPO). 


x) Zuftellung im Ausland. Soll eine Zuſtellung im Ausland bewirkt werden, fo 
find in erſter Linie die etwa mit dem Empfangsſtaat getroffenen internationalen Verein- 
burungen maßgebend. Handelt es ſich um einen Staat, der dem ſchon mehrfach erwähnten 
Haager Abkommen über den Zivilprozeß angehört, ſo wird die Zuſtellung dadurch bewirkt, 
daß durch Vermittlung des in dem betreffenden Staat tätigen deutſchen Konſuls die zu ; 
ſtändige Behörde des Staates um Vornahme der Zuſtellung erſucht wird. Manchen Staaten 
gegenüber wie z. B. gegenüber Oſterreich, der Tſchechoſlowakei und Polen iſt die Möglich- 
keit gegeben, daß das deutſche Gericht das zuſtändige ausländiſche Gericht unmittelbar um 
Vornahme der Zuſtellung erſucht. Wo beſondere Regeln nicht beſtehen, wird die Zuſtellung 
auf diplomatiſchem Wege, d. h. über das Auswärtige Amt dadurch in die Wege geleitet, daß 
der deutſche Geſandte im fremden Staat die zuſtändige ausländiſche Behörde um Vornahme 
der Zuſtellung erſucht (vgl. auch SS 199 bis 202 ZPO). 
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* Offentliche Zuſtellung. Die bisher erörterten Formen der Zuſtellung ſetzen 
voraus, daß der Aufenthalt des Zuſtellungsempfängers bekannt iſt. Läßt ſich dieſer Auf⸗ 
enthalt nicht ermitteln, fo ermöglicht das Geſetz im 8 203 die Zuſtellung durch öffentliche Be⸗ 
kanntmachung. Es bedarf hierzu nach Prüfung der Vorausſetzungen einer ausdrücklichen 
Bewilligung durch das Prozeßgericht (8 204 IPOD) Nach dieſer Bewilligung wird die Zu⸗ 
ſtellung von der Geſchäftsſtelle des Prozeßgerichts von Amts wegen eingeleitet. Sie 
geſchieht in der Weiſe, daß die zuzuſtellende Ausfertigung oder beglaubigte Abſchrift an die 
Gericht staſel angeheftet wird. Enthält, wie z. B. die Klageſchrift, das Schriftſtück zugleich 
eine Ladung, ſo iſt außerdem die einmalige Einrückung eines Auszugs in den Deutſchen 
Reichsanzeiger erforderlich. Auch kann das Prozeßgericht anordnen, daß der Auszug noch 
in andere Blätter und zu mehreren Malen eingerückt werde (58 204, 205). Handelt es ſich 
um eine Ladung, ſo gilt das öffentlich zugeſtellte Schriftſtück an dem Tage als zugeſtellt, an 
dem fett der letzten Einrüdung des Auszugs in die öffentlichen Blätter ein Monat verſtr ichen 
tft. Doch kann das Prozeßgericht bei Bewilligung der öffentlichen Zuſtellung den Ablauf 
einer längeren Friſt für erforderlich erklären. Enthält das Schriftſtück keine Ladung, wird 
3. B. ein Urteil öffentlich zugeſtellt, jo wird es dann als zugeſtellt angeſehen, wenn ſeit der 
Anheftung des Schriftſtücks an die Gerichtstafel zwei Wochen verſtrichen find. N 
u) Rüddatierung der Zuſtellung. Da die Wirkung einer Zuſtellung im Ausland 
oder einer öffentlichen Zuſtellung erhebliche Zeit erfordert, fo kann leicht die zuſtellende 
Partei, insbeſondere wenn es ſich um die Anterbrechung der Verjährung handelt oder ſonſtwie 
durch die Zuſtellung eine Friſt gewahrt werden ſoll, erhebliche Nachteile erleiden. Deshalb 
fiedt 8 207 Abſ. 1 3 O vor, daß in ſolchen Fällen die Wirkung der Zuſtellung bereits mit 
der Aberreichung des Geſuchs um Zuſtellung eintritt, was bedeutet, daß die Wirkung der 
Zuſtellung auf den Augenblick der Anbringung des Zuſtellungsgeſuchs zurückdatiert wird. 
“bi. 2 des 8 207 gibt eine ähnliche Erleichterung für die Fälle, daß ein Schriftſatz unter 
Vermittlung der Geſchäſtsſtelle zugeſtellt wird, durch den eine Notfriſt zu wahren iſt, wie 
3 B. bei der Zuſtellung einer Wiederaufnahmeklage. Auch hier gilt die Wirkung der Zu⸗ 
ſtellung bereits mit der Einreichung des Schriftſatzes als eingetreten, jedoch unter der Vor ⸗ 
ausſetzung, daß die Zuſtellung unter Vermittlung der Geſchäftsſtelle innerhalb zweier 
Wochen nach der Einreichung des Schriftſtücks bewirkt worden iſt. Wegen der weitergehenden 
Erleichterungen für das amtsgerichtliche Verfahren (8496 Abſ. 3) vgl. S. 67. 

b) Zuſtellung von Amts wegen 
Auch im Anwaltsprozeß find nicht alle Zuftellungen im Parteibetrieb zu bewirken. Es 
kommen vielmehr auch hier zahlreiche Zuſtellungen von Amts wegen in Betracht, und zwar 
nicht nur bei den nicht verkündeten Beſchlüſſen und Verfügungen nach Maßgabe des § 329 
Abſ. 3 3PO ſowie bei Zeugenladungen (8 377), ſondern auch die Einſpruchsſchrift und die 
Rechtsmittelſchriften, wie z. B. Berufung und Reviſion, find ebenſo wie die daran 
anſchließende Ladung zum Termin von Amts wegen zuzuſtellen (58 340 a, 519 a, 520, 588 a, 
555 ZPO) Die Zuſtellung von Amts wegen unterliegt grundſätzlich denſelben Vorſchriften 
wie die Parteizuſtellung (5 208). Es gelten jedoch folgende Beſonderheiten. Die Vewirkung 
der Zuſtellung iſt Sache der Geſchäftsſtelle (8209). Ihr Arkundsbeamter nimmt auch die 
Beglaubigung der bei der Zuſtellung zu übergebenden Abſchriften vor (8 210). Die Geſchäfts 
ſtelle betraut mit der Zuſtellung entweder den Gerichtswachtmeiſter oder die Poſt in der im 
5211 SPO geregelten Form. Der Gerichtswachtmeiſter oder der Poſtbeamte hat die 
Beurkundung der Zuſtellung nach den allgemeinen Vorſchriften mit der Maßgabe vorzu- 
nehmen, daß eine Abſchrift der Zuſtellungsurkunde nicht übergeben, wohl aber der Tag der 
Zuſtellung auf der Sendung vermerkt wird (8 212). Eine Erleichterung gilt für Zuſtellungen 
an einen Anwalt, Notar, Gerichtsvollzieher oder an eine Behörde oder Körperſchaft des 
öffentlichen Rechts. Hier bedarf es nicht der üblichen Zuſtellung surkunde, ſondern es genügt 
zum Nachweis der Zuſtellung das mit Datum und Anterſchrift verſehene ſchriftliche 
Empfangsbekenntnis der genannten Perſonen oder Behörden (8 212 a 3PO). 


7. Die Rechtshängigkeit und ihre Wirkungen 

Mit der Zuſtellung an den Beklagten iſt nach §S 253 Abſ. 1 3PO die Klage wirkſam 
erboben. Im gleichen Augenblick wird gemäß 8 263 Abſ. 1 auch die Streitſache rechts- 
hängig. Wird im Verlaufe des Rechtsſtreits ein Anſpruch, ſei es durch Klage⸗ 
erweiterung, ſei es durch Widerklage (8 268 Nr. 3, 8 33; vgl. auch 8 280) neu er- 
hoben, jo bedarf es der Zuſtellung eines den Erforderniſſen einer Klageſchrift ent- 
ſprechenden Schriftſatzes nicht; die Rechtshängigkeit tritt vielmehr ſchon mit der 
Geltendmachung des Anſpruchs in der mündlichen Verhandlung ein (8 281). Die 
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Rechtshängigkeit dauert fort, bis der Prozeß, ſei es durch rechtskräftiges Urteil, 
ſei es durch Klagerücknahme oder durch Vergleich, beendet iſt. Sie hat eine Reibe 
von weittragenden Wirkungen. In der Zivilprozeßordnung find eingehend nur die 
prozeſſualen Wirkungen geregelt. | 


a) Einrede der Rechtshängigkeit 
Nach S 263 Abſ. 2 Nr. 1 kann einer Partei, die während der Dauer der Rechts 
hängigkeit die Streitſache anderweitig anhängig macht, ihr Gegner die Einrede der 
Rechtshängigkeit entgegenhalten.“) 


b) Erhaltung der Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts 

§ 263 ſchreibt weiter noch vor, daß die Zuſtändigkeit des Prozeßgerichts durch eine 
während der Nechtshängigkeit eintretende Veränderung der die Zuſtändigkeit begrün- 
denden Amſtände nicht berührt wird. Dies bedeutet lediglich, daß die einmal 
begründete Zuſtändigkeit nach der Erhebung der Klage durch Veränderung der Am- 
ſtände nicht mehr beſeitigt werden kann. Iſt z. B. die Klage ordnungsmäßig im 
Gerichtsſtand des Wohnſitzes erhoben und verzieht der Beklagte im Laufe des 
Prozeſſes an einen außerhalb des Bezirks des Prozeßgerichts gelegenen Wohn⸗ 
ort, ſo bleibt die Zuſtändigkeit erhalten. Liegt die Sache aber umgekehrt, wohnte 
der Beklagte bei Zuſtellung der Klage noch nicht im Bezirk des Prozeßgerichts, iſt 
er aber während des Prozeſſes in dieſen Bezirk gezogen, fo greift hier § 263 
Abſ. 2 Nr. 2 nicht ein. Es gilt vielmehr der allgemeine Grundſatz, daß das Gericht 
(auch über die Zuſtändigkeit) nach den bei der letzten mündlichen Verhandlung 
beſtehenden Amſtänden zu entſcheiden hat. Hier würde alſo die bei der Klage ⸗ 
erhebung noch nicht begründete Zuſtändigkeit im Laufe des Prozeſſes wirkſam 
begründet worden ſein. 


c) Erſchwerung der Klage änderung 
Eine weitere wichtige Wirkung des Eintritts der Rechtshängigkeit iſt die Erſchwerung 
der Klageänderung. Es iſt bereits betont worden, daß die Klageſchrift nicht lediglich 
den Charakter eines vorbereitenden, ſondern zugleich auch den eines beſtimmenden 
Schriftſatzes hat, daß die Klageſchrift gewiſſermaßen das Programm des Prozeß- 
kampfes enthält, an das der Kläger vom Augenblick der Klagezuſtellung an grundſätz⸗ 
lich gebunden iſt. Als Klageänderung muß jede Anderung weſentlicher Beſtandteile 
der Klage angeſehen werden. Eine Klageänderung würde alſo vorliegen, wenn der 
Kläger, der urſprünglich im eigenen Namen klagte, plötzlich erklären würde, daß er 
den Prozeß nicht für ſich, ſondern als Bevollmächtigter für eine andere Perſon ſühre. 
Denn es würde hiermit eine Anderung der Partei eintreten. Ebenſo liegt eine Klage⸗ 
änderung vor, wenn der Klageantrag weſentlich geändert wird, und endlich auch bei 
einer weſentlichen Anderung der Klagebegründung, wenn z. B. die urſprünglich auf 
unerlaubte Handlung oder auf ungerechtfertigte Bereicherung geſtützte Klage auf ein 
vertragliches Anerkenntnis des Beklagten gegründet werden würde. 
Von dieſem Grundſatz enthält nun zunächſt S 268 inſofern Einſchränkungen, als, wenn der 
Klagegrund ſelbſt nicht geändert wird, eine bloße Ergänzung oder Berichtigung tatſächlicher 
oder rechtlicher Anführungen nicht als Klageänderung anzuſehen iſt. Würde z. B. der Kläger, 
der urſprünglich auf Grund eines Vertrages geklagt hat, im Laufe des Prozeſſes geltend 


) Nicht immer braucht der zweite Prozeß, in dem die Einrede der Rechtshängigkeit erhoben 
werden kann, genau den gleichen i zu haben wie der vorangegangene. Hat 
z. B. der Kläger wegen Zahlung einer „ gegen ſeinen Schuldner Klage erhoben 
und erhebt der letztere während der Dauer der Rechtshängigkeit ſeinerſeits eine Klage auf 
Feſtſtellung, daß die vom a geltend gemachte Forderung nicht beſtehe, ſo kann auch 
dieſer Klage die Einrede der Rechtshängigkeit entgegengehalten werden, weil bei der Ent⸗ 
ſcheidung über die Zahlungsſorderung des Gläubigers auch über das Beſtehen feiner 
Forderung mitentſchieden werden muß. Würde aber umgekehrt zuerſt der Schuldner die 
negative Feſtſtellungsklage erhoben haben und würde danach der Gläubiger gegen den 
Schuldner auf Zahlung klagen, ſo würde dieſer Klage die Einrede der e nicht 
entgegenſtehen, da die Zahlungsklage weiter geht als die negative Feſtſtellungsklage. 
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machen, daß er aus denſelben Tatſachen, die er zur Begründung der Vertragsklage vor - 
gebracht hat, auch einen Anſpruch aus ungerechtfertigter Bereicherung herleite, fo würde 
darin keine Klageänderung zu erblicken ſein, ebenſowenig, wenn er Einzelheiten ſeiner tatſäch · 
lichen Angaben, ohne dieſe in ihrem Weſen zu verändern, berichtigen oder ergänzen würde. 
Nicht als Klageänderung gilt auch die Erweiterung oder Beſchränkung des Klage⸗ 
antrags hinſichtlich der Hauptſache oder in bezug auf Nebenforderungen. Wenn z. B. 
in dem unſerer Erörterung zugrunde liegenden Fall die Klägerin im Laufe des Prozeſſes 
behaupten würde, es ſei ihr inzwiſchen noch ein weiterer Schaden entſtanden, und wenn ſie 
daraufhin die Klageſumme erhöhte, ſo würde darin ebenſowenig eine Klageänderung im 
Sinne des 8 264 3 O zu ſehen fein wie umgekehrt, wenn fie einige Poſten ihrer Schadens- 
berechnung fallen ließe und ihrem Antrag entſprechend beſchränkte. Einen beſonderen Fall 
der Erweiterung des Klageantrags regelt 8280 mit der ſogenannten Inzidentfeſtſtellungs · 
klage, auf deren Bedeutung ſpäter, S. 51 Note 53, hingewieſen ift. Endlich liegt nach § 268 eine 
Klageänderung auch dann nicht vor, wenn ſtatt des urſprünglich geforderten Gegenſtandes 
wegen einer ſpäter eingetretenen Veränderung ein anderer Gegenſtand oder das Intereſſe 
geſordert wird.“) 

Soweit die Ausnahmen des 8 268 nicht eingreifen, alſo eine Klageänderung im Sinne 
des 8 264 vorliegt, iſt ihre Zuläſſigkeit in erfter Linie davon abhängig, daß der 
Beklagte in die Anderung der Klage einwilligt. Eine ſolche Einwilligung wird ohne 
weiteres dann angenommen, wenn er ſich, ohne der Anderung zu widerſprechen, in eine 
mündliche Verhandlung auf die abgeänderte Klage eingelaſſen hat (§ 269). Aber auch 
wenn der Beklagte nicht einwilligt, ermöglicht es § 264 dem Gericht, die Klageände ; 
rung zuzulaſſen, wenn es nämlich nach Lage der Amſtände die Anderung für ſach⸗ 
dienlich erachtet. | 

Damit foll verhindert werden, daß dem Kläger vom Beklagten aus formalen Gründen die 
Rechtsverfolgung unbillig erſchwert werden kann. Die Entſcheidung des Gerichts darüber, 
daß eine Klageänderung nicht vorliegt oder fie zuzulaſſen ſei, iſt nach § 270 unanfechtbar. 
Das bedeutet nicht nur, daß gegen eine ſolche Entſcheidung kein beſonderes Rechtsmittel 
gegeben iſt, ſondern auch, daß ein Arteil, in dem eine Klageänderung zugelaſſen worden iſt, 
nicht wegen dieſer Zulaſſung von einer Partei angefochten werden kann. 

Eine weitere Wirkung der Rechtshängigkeit iſt endlich noch, daß die Veräußerung 
oder Abtretung des Streitgegenſtandes, wenn fie während der Rechtshängigkeit ein ⸗ 
tritt, auf den Prozeß grundſätzlich keinen Einfluß hat, der Rechtsnachfolger inbefon- 
dere nicht berechtigt iſt, ohne Zuſtimmung des Gegners den Prozeß als Hauptpartei 
zu übernehmen oder eine Hauptintervention zu erheben (8265 Abſ. 1 mit den aus 
Abſ. 3 und 5 266 erſichtlichen Ausnahmen). 

Außer den prozeſſualen Wirkungen hat die Rechtshängigkeit nach den Vorſchriften 
des bürgerlichen Rechts auch noch rein bürgerlich rechtliche Wirkungen, wie z. B. die 
Anterbrechung der Verjährung. 8267 3PO ſtellt klar, daß auch dieſe bürgerlich⸗ 
rechtlichen Wirkungen mit der Erhebung der Klage eintreten, ſofern nicht aus dem 
ſchon erörterten § 207, der unter Amſtänden die Wirkungen der Klageerhebung auf 
einen früheren Zeitpunkt, nämlich den der Einreichung der Klageſchrift oder des Er⸗ 
ſuchens um ihre Zuſtellung zurückdatiert, ſich etwas Abweichendes ergibt (vgl. auch 
für das amtsgerichtliche Verfahren 8 496 Abſ. 3 ZPO). 


8. Die mündliche Derhandlung 


A. Vorbereitende Maßnahmen 8 
a) Die Vorbereitungspflicht des Vorſitzenden 
Es war ſchon betont, daß bereits vom Eingang der Klage ab der Vorſitzende auf ſach⸗ 
gemäße Leitung und Förderung des Prozeßverlaufs bedacht ſein muß. Das gilt nicht 
nur für die ſchon erwähnte Entſcheidung darüber, ob der erſte Termin vor dem Einzel 


u) Hat z. B. jemand auf Rückgabe einer ihm gehörigen Sache geklagt und ſtellt ſich im Laufe 
des Prozeſſes heraus, daß die Sache inzwiſchen untergegangen iſt, fo kann er feinen Heraus- 
gabeanſpruch in einen Anſpruch auf Schadenserſatz umwandeln. Dies gilt nach der Praxis 
der Gerichte auch dann, wenn die Anderung vor Beginn des Prozeſſes eingetreten, dem 
Kläger aber erſt im Laufe des Prozeſſes bekannt geworden war. 
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richter oder der Kammer ſtattfinden ſoll, ſondern auch für die Vorbereitung des 
Termins, und zwar nicht nur, wenn dieſer vor der Kammer ſtattfindet, ſondern 
auch, wenn er vom Einzelrichter abgehalten wird, in welchem Falle die Vor⸗ 
bereitungspflicht dem Einzelrichter ſelbſt obliegt. Maßgebend iſt hier in erſter 
Linie 8 272 b, der dem Vorſitzenden aufgibt, ſchon vor der mündlichen Verhandlung 
alle Anordnungen zu treffen, die angebracht erſcheinen, damit der Rechtsſtreit tunlichſt 
in einer einzigen Verhandlung erledigt wird. 

Zu dieſen Maßnahmen gehört zunächſt, daß die Parteien auf Unklarheiten oder Anvoll · 
ſtändigkeiten ihrer Schriftſätze alsbald durch ſchriftliche Mitteilung hingewieſen und zu ihrer 
ſachgemäßen Erläuterung oder Ergänzung angehalten werden. So wäre z. B. in dem hier 
angenommenen Falle der Anwalt der Klägerin anzuhalten, die Adreſſen der als Zeugen be- 
nannten Filmregiſſeure anzugeben. Anter Amſtänden kann es auch angebracht ſein, die 
Parteien zur Vorlegung von Arkunden, z. B. des Brieſwechſels über die zwiſchen ihnen 
ſtreitig gewordenen Fragen, zur Vorlegung von Stammbäumen, Plänen, Zeichnungen u. dgl. 
anzuhalten. Ferner hat der Vorſitzende dafür zu ſorgen, daß von Behörden Auskünfte oder 
Akten eingeholt werden, wenn anzunehmen iſt, daß man dieſer Auskünſte oder Akten für die 
mündliche Verhandlung bedürfen werde. Häufig wird auch der Vorſitzende ſchon vor dem 
Termin das perſönliche Erſcheinen der Parteien anordnen, wenn dies zur ſchnellen Aufklärung 
des Sachverhalts dienlich erſcheint.“) Zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung hat 
der Vorſitzende unter Amſtänden auch Zeugen zu laden, auf die ſich die Parteien bezogen 
haben, oder in den Grenzen des § 377 Abſ. 3,4 JO ſchriftliche Auskünfte von den Zeugen 
einzuholen. Endlich kann zur Vorbereitung der mündlichen Verhandlung auch die Einnahme 
des Augenſcheins ſowie die Begutachtung durch Sachverſtändige angebracht ſein. Dabei iſt 
jedoch zu beachten, daß die Ladung von Zeugen ſowie die Einnahme des Augenſcheins und 
die Anordnung einer Sachverſtändigenbegutachtung nur dann erfolgen ſoll, wenn der Beklagte 
dem Klageanſpruch bereits widerſprochen hat, alſo damit zu rechnen iſt, daß ſtreitig ver · 
handelt werden wird. Die Parteien find von den nach 8 272 b von dem Vorſitzenden ge 
troffenen Anordnungen regelmäßig zu benachrichtigen. 


b) Vorbereitungspflicht der Parteien 
Auch die Parteien ſind verpflichtet, ihrerſeits alles zu tun, um der bevorſtehenden 
mündlichen Verhandlung zum vollen Erfolg zu verhelfen. Für den Beklagten ergibt 
ſich bereits aus der Aufforderung, die mit der Klageſchrift nach 8 253 Abſ. 3 zu ver- 
binden iſt, daß er ſich rechtzeitig um die Verteidigungsmittel zu bemühen hat, die er 
der Klage entgegenſtellen will, und daß er die gegen die Behauptungen des Klägers 
vorzubringenden Einwendungen und Beweismittel unverzüglich durch den von ihm 
zu beſtellenden Anwalt dem Kläger und dem Gericht mittels Schriftſatzes mitzuteilen 
hat. Selbſtverſtändlich ſind beide Parteien auch verpflichtet, Anordnungen des Gerichts 
hinſichtlich der Ergänzung oder Erläuterung ihrer ſchriftlichen Mitteilung und der 
Vorlage von Urkunden u. dgl. zu befolgen. Dabei iſt zu beachten, daß bei einer der · 
artigen Aufklärungsanordnung des Vorſitzenden den Parteien auch eine beſtimmte 
Friſt geſtellt werden kann und daß nach 8 279 a, wenn eine ſolche Friſt nicht inne ; 
gehalten wird, die verſpätet nachgebrachte Erklärung unberückſichtigt gelaſſen werden 
kann.“) Eine Verpflichtung der Parteien, rechtzeitig zum Termin alles, was ſie an 
Tatſachen oder Beweismitteln vorzubringen haben, bereitzuſtellen, ergibt ſich vor 
allen Dingen auch aus der Vorſchrift des 8 279, die den Grundſatz des 8 278, daß die 
Parteien bis zum Schluß der mündlichen Verhandlung, auf die das Arteil ergeht, 


) Die näheren Einzelheiten über die Anordnung des perſönlichen Erſcheinens und ihre 
Wirkungen enthält § 141 ZPO, der auch im weiteren Verlauf des Verfahrens dem Gericht 
die Befugnis gibt, das perſönliche Erſcheinen der Parteien zur Aufklärung des Sachverhalts 
jederzeit anzuordnen. Hervorzuheben iſt insbeſondere, daß die 1 der Aufforderung 
um perſönlichen Erſcheinen nicht im Belieben der Partei ſteht, ſondern durch Ordnungs⸗ 
ſtrafen erzwungen werden kann. 

5) Es iſt zwar ſtreitig, ob die Vorſchrift des 8 279 a auch auf Aufklärungsmaßnahmen des 
Vorſitzenden im Sinne von S 272 b Abſ. 2 Nr. 1 Anwendung findet. Will man aber die Vor · 
ſchriften über die Prozeßleitungsbefugnis des Vorfitzenden zur vollen Wirkſamkeit bringen, 
fo wird man vor der Anwendung des 8 279 a auch in dieſem Zuſammenhang nicht zurück ⸗ 


ſchrecken dürfen. 
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jederzeit neue Angriffs. und Verteidigungsmittel vorbringen können, erheblich ein- 
ſchränkt. Von dem Grundſatz ausgehend, daß ſchon wegen der Rechtsſchutzaufgabe 
des Prozeſſes das Tempo des Prozeßverlaufs nicht allein der Willkür der Parteien 
überlaſſen bleiben darf, überdies aber auch nur in einem ſtraff konzentrierten Ver 
fahren wahre Mündlichkeit und Anmittelbarkeit gedeihen können, iſt im 8279 vor- 
geſehen, daß Angriffs- oder Verteidigungsmittel, die von einer Partei nachträglich 
vorgebracht werden, zurückgewieſen werden können, wenn durch ihre Zulaſſung die 
Erledigung des Rechtsſtreits verzögert werden würde und nach der freien Aber 
zeugung des Gerichts die Partei in der Abſicht, den Prozeß zu verſchleppen, oder aus 
grober Nachläſſigkeit das Angriffs- oder Verteidigungsmittel nicht früher vor⸗ 
gebracht hat. Aber es genügt auch nicht, daß die Parteien in der mündlichen Verhand- 
lung alle diejenigen wichtigen Amſtände, die ihnen in dieſem Augenblick bekannt ſind 
oder bei ſorgfältiger Vorbereitung bekannt ſein müßten, vorbringen, ſondern aus 
8272 SPO ergibt ſich auch die Verpflichtung der Parteien, dem Gegner ſolche tat- 
ſächlichen Behauptungen, Beweismittel und Anträge, auf die er ſich vorausſichtlich 
ohne vorherige Erkundigung nicht erklären kann, ſchon vor der mündlichen Verhand- 
lung mittels vorbereitenden Schriftſatzes ſo zeitig mitzuteilen, daß er die erforderliche 
Erkundigung noch einzuziehen vermag. Auch die Anterlaſſung dieſer Verpflichtung 
zur ſchriftlichen Vorbereitung kann nach 8279 Abſ. 2 die Zurückweiſung des nicht 
genügend vorbereiteten Vorbringens der Partei zur Folge haben. 


Dabei iſt freilich zu beachten, daß von dem ſtarken Mittel der Zurückweiſung verſpäteten 
oder nicht rechtzeitig ſchriftlich vorbereiteten Vorbringens nur dann Gebrauch zu machen iſt, 
wenn auf anderem Wege das Ziel des neuen Prozeßrechts, unnötige Verzögerung des 
Prozeßverlaufs zu vermeiden, nicht erreicht werden kann. Das Gericht wird deshalb vor 
allem noch zu prüfen haben, ob nicht im Einzelfall die Vorſchrift des 8 272 a einen Ausweg 
gibt, denn nach dieſer Vorſchrift kann, wenn eine Partei in der mündlichen Verhandlung auf 
die Behauptung des Gegners deshalb eine Erklärung nicht abgeben kann, weil ſie mit dieſer 
Behauptung überraſcht wurde, das Gericht ihr auf ihren Antrag eine Friſt beſtimmen, inner ⸗ 
halb deren ſie die Erklärung in einem Schriftſatz nachbringen kann. In einem ſolchen Falle 
beraumt dann das Gericht gleichzeitig einen Termin zur Verkündung einer Entſcheidung an. 
Wird bis zu dieſem Termin die Zuſtellung der nachzubringenden ſchriftlichen Erklärung an 
den Gegner nachgewieſen und eine Abſchrift von ihr dem Gericht eingereicht, ſo wird ihr 
Inhalt bei der Entſcheidung ebenſo berückfichtigt, wie wenn er in der mündlichen Verhand- 
lung vorgetragen wäre (Ausnahme von der Maxime der Mündlichkeit). Anterbleibt die 
rechtzeitige Zuſtellung der ſchriftlichen Erklärung, ſo gilt die Behauptung des Gegners, auf 
die ſich die Partei im Termin nicht erklären konnte, als nicht beſtritten. 


B. Die Verhandlung ſelbſt 


a) Die Aufgaben des Vorſitzenden und des Gerichts 


Das Recht und die Pflicht des Vorſitzenden zur Leitung des Verfahrens muß natur 
gemäß in der mündlichen Verhandlung zur ſtärkſten Auswirkung kommen. 


a) Nach 8136 eröffnet und leitet der Vorſitzende die mündliche Verhand- 
lung. Er erteilt den Parteien das Wort und kann es dem, der ſeinen Anordnungen 
nicht Folge leiſtet, entziehen. Vor allem hat er dafür Sorge zu tragen, daß die Sache 
erſchöpfend erörtert wird. Zu dieſem Zwecke hat er die Parteien anzuhalten, ſich über 
alle erheblichen Tatſachen vollſtändig zu erklären und die ſachdienlichen Anträge zu 
ſtellen. Insbeſondere hat er dabei auch auf Lücken und Anklarheiten im Vorbringen 
der Parteien hinzuweiſen. Er hat ferner auch, ſoweit erforderlich, das Sach und 
Streitverhältnis mit den Parteien nicht nur nach der tatſächlichen Seite, ſondern auch 
nach der rechtlichen Seite inſoweit zu erörtern, als die Parteien, um ihre tatſächlichen 
Behauptungen ſachgemäß aufbauen zu können, die Rechtsauffaſſungen, von denen das 
Gericht ausgeht, kennen müſſen. Dieſe im 8 139 niedergelegten Grundſätze enthalten 
das wichtigſte Recht des Vorſitzenden und ſeine bedeutſamſte Verpflichtung, nämlich 
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Fragerecht und Fragepflicht, von deren richtiger und taktvoller Handhabung im 
weſentlichen der ſachgemäße Verlauf eines Prozeſſes abhängt.“) 


8) Dem Vorſitzenden obliegt auch die Aufrechterhaltung der Ordnung 
in der Sitzung (8 176 GBG). Wird feinen Anordnungen nicht Folge geleiſtet, fo 
können auf Beſchluß des Gerichts Parteien, Beſchuldigte, Zeugen, Sachverſtändige 
oder bei der Verhandlung nicht beteiligte Perſonen, die die Ordnung ſtören, aus dem 
Sitzungszimmer entfernt, auch zur Haft abgeführt und während einer im Beſchluß zu 
beſtimmenden Zeit, jedoch nicht über 24 Stunden feſtgehalten werden. Endlich kann 
das Gericht auch gegen Parteien, Beſchuldigte, Zeugen, Sachverſtändige oder bei der 
Verhandlung nicht beteiligte Perſonen (nicht dagegen gegen Rechtsanwälte), die ſich 
in der Sitzung einer Angebühr ſchuldig machen, eine Ordnungsſtrafe in Geld (bis zu 
1000 RAM) oder bis zu drei Tagen Haft feſtſetzen und ſofort vollſtrecken laſſen (8 178 
GVG). Die Vollſtreckung dieſer Ordnungsſtrafen veranlaßt der Vorſitzende unmittel 
bar (8 179 GG).) 


y) Iſt nach Anſicht des Gerichts die Sache vollſtändig erörtert, fo fchlie ßt der 
Vorſitzende die Verhandlung. Er verkündet auch die Arteile und 
Beſchlüſſe des Gerichts (8136 Abſ. 4 3PO). Wie ſich aus 8 156 ergibt, kann das 
Gericht nach Schluß einer Verhandlung ihre Wiedereröffnung anordnen. 


6) Neben dem Vorſitzenden find auch dem Gericht während der mündlichen Verband- 
lung zahlreiche prozeßleitende Befugniſſe gegeben. Von der Möglichkeit, das perſön⸗ 
liche Erſcheinen der Parteien anzuordnen (8 141 ZPO), tft ſchon geſprochen worden. 
Ferner kann das Gericht auch in der mündlichen Verhandlung die nach 8 272 b dem 
Vorſitzenden ſchon vor der mündlichen Verhandlung ermöglichten Maßnahmen treffen 
(88 142 bis 144 3 PO). Das Gericht kann ferner, wenn ihm dies ſachgemäß erſcheint, 
mehrere bei ihm anhängige Prozeſſe zur gleichzeitigen Verhandlung und Entſcheidung 
verbinden (8 147) oder mehrere in einer Klage erhobene Anſprüche in getrennten 
Prozeſſen verhandeln (8 145). Es kann auch anordnen, daß, wenn mehrere auf einen 
Anſpruch ſich beziehende, ſelbſtändige Angriffs. oder Verteidigungsmittel geltend 
gemacht werden, die Verhandlung zunächſt auf eines oder einige dieſer Angriffs- oder 
Verteidigungsmittel beſchränkt wird (8 146). Ferner kann das Gericht in verſchiedenen 
Fällen dann, wenn die Entſcheidung des Prozeſſes von einer Vorſrage abhängt, die 
an einer anderen Stelle zu entſcheiden iſt, nach näherer Maßgabe der 88 148 bis 155 
3 PO fein Verfahren ausſetzen. Die Beſchwerdemöglichkeit regelt § 252. 


b) Aufgaben der Parteien in der mündlichen Verhandlung 


a) Die Parteien haben zu Beginn der mündlichen Verhandlung zunächſt ihre Anträge 
zu ſtellen (8 137 Abſ. 1 3PO). 


g) Sodann haben die Parteien ihre Anträge in freier Rede in tatſächlicher und recht- 
licher Beziehung zu begründen. Nur ausnahmsweiſe dürfen ſie dabei zur Ergänzung 
ihres Vortrags auf Schriftſtücke Bezug nehmen, nämlich nur inſoweit, als keine Partei 
widerſpricht und das Gericht die Bezugnahme für angemeſſen erachtet. Im einzelnen 
iſt hierbei noch folgendes zu beachten. 


aa) Wie ſchon in den einleitenden Ausführungen betont wurde, liegt es im Weſen des 
Zivilprozeſſes, daß die Parteien weitgehend ſachlich über den Prozeßſtoſf verfügen 
können. Der Beklagte z. B., gegen den irgendein Anſpruch geltend gemacht wird, hat 
es in ſeiner Hand, ob er ſich überhaupt verteidigen oder den Anſpruch kampflos 


% Der Vorſitzende hat auf e auch jedem Mitglied des Gerichts Gelegenheit zur 
Frageſtellung zu geben (§ 139 Abſ. 3). Wird eine auf feine Sachleitung bezüiglihe Anord ⸗ 
nung von einer bei der Verhandlung beteiligten Perſon als unzuläſſig beanſtandet, fo ent ; 
ſcheidet darüber das Gericht (S 140 ZPO). 


Wegen der Beſchwerdemöglichkeit gegenüber derartigen Ordnungsſtrafen vgl. §S 181 GVG. 
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anerkennen will. Tut er letzteres, fo iſt damit der Rechtsſtreit an ſich erledigt. Dem 
Gericht ſteht irgendeine ſachliche Prüfung darüber, ob das Anerkenntnis der Rechts- 
lage entſpricht, nicht zu. Der Gegner aber hat das Recht, auf Grund des Anerkennt⸗ 
niſſes nunmehr die Verurteilung des Beklagten zu beantragen, und das Gericht hat 
demgemäß zu erkennen (8 307). Das Gegenſtück zu dieſer Möglichkeit des Beklagten, 
den Anſpruch anzuerkennen, iſt das Recht des Klägers, jederzeit in der mündlichen 
Verhandlung auf den geltend gemachten Anſpruch zu verzichten. Spricht er dieſen 
Verzicht aus, fo tft er nach 8 306 ZPO auf Antrag des Beklagten ohne weiteres mit 
ſeinem Anſpruch abzuweiſen. Aber nicht nur nach der rechtlichen Seite, ſondern auch 
nach der tatſächlichen Seite haben die Parteien über den Prozeßſtoff eine weitgehende 
Verfügungsmacht. Auch wenn eine Partei den rechtlichen Standpunkt des Klägers 
beſtreitet, hat ſie es immer noch in der Hand, inwieweit ſie ſeinen tatſächlichen 
Behauptungen entgegentreten oder dieſe zugeſtehen will. Das gilt ſowohl von dem 
Beklagten gegenüber den klagebegründenden Behauptungen wie auch umgekehrt vom 
Kläger gegenüber den Schutzbehauptungen, die der Beklagte aufgeſtellt hat. Soweit 
eine Partei die von ihrem Gegner vorgebrachten Behauptungen zugeſteht, iſt das 
Gericht zwar nicht jeder Prüfung enthoben; es muß vielmehr die rechtliche Bedeutung 
der Tatſachen nachprüfen. Aber die Richtigkeit der behaupteten Tatſachen iſt mit dem 
Zugeſtändnis des Gegners der Prüfung des Gerichts entzogen. Zugeſtandene Tat- 
ſachen bedürfen, wie 8 288 3 O ausſpricht, keines Beweiſes.“) (Vgl. aber unten BB.) 
Die Parteien find verpflichtet, ſich über alle Behauptungen des Gegners mit genügen- 
der Ausführlichkeit (ſubſtantiiert) zu erklären. Kommt eine Partei dieſer Erklärungs⸗ 
pflicht nicht ordnungsmäßig nach, fo werden die Behauptungen des Gegners, über die 
eine genügende Erklärung nicht vorliegt, nach § 138 Abſ. 3 ZPO als zugeſtanden 
betrachtet. Eine bloße Erklärung mit Nichtwiſſen wird nur über ſolche Tatſachen 
zugelaſſen, die weder eigene Handlungen der Partei noch Gegenſtand ihrer eigenen 
Wahrnehmung geweſen find (8 138 Abſ. 4). 


BB) Wahrheitspflicht. Ein fehr wichtiger Grundſatz des neuen Prozeßrechts 
iſt die durch die Novelle vom 27. Oktober 1933 eingeführte Wahrheitspflicht. Während 
nach altem Prozeßrecht vielfach behauptet wurde, die Lüge ſei ein im Prozeß erlaubtes 
Kampfmittel, ſteht das neue Prozeßrecht entſprechend der Grundeinſtellung, von der 
es ausgeht, auf dem Standpunkt, daß die Parteien, die den Schutz des Staates 
anrufen, auch verpflichtet ſind, ihre tatſächlichen Erklärungen dem Gericht mit voller 
Aufrichtigkeit abzugeben. Dieſer Pflicht würde es widerſprechen, wenn eine Partei 
nur, um ihrem Gegner Schwierigkeiten zu machen und den Prozeß zu verlängern, Tat- 
ſachen, deren Richtigkeit fie kennt, beſtreitet oder gar erdichtete Behauptungen auf- 
ſtellte. Das Geſetz hat davon abgeſehen, die Prozeßlüge mit kleinlichen Strafen zu 
bekämpfen. Trotzdem hat der im 8 138 Nr. 1 ZPO aufgeſtellte Grundſatz der Wahr- 
heitspflicht ſehr erhebliche rechtliche Wirkungen. Nicht nur ſind die Anwälte durch 
ihre Standespflicht an genaue Befolgung dieſer Vorſchrift gebunden und auch ver- 
pflichtet, die Parteien zur Befolgung der Wahrheitspflicht anzuhalten, das Gericht 
hat auch die Möglichkeit, wenn eine Partei eine offenbar erdichtete Behauptung Auf- 
ſtellt, eine ſolche der geſetzlichen Pflicht der Parteien widerſprechende Behauptung 
unberückſichtigt zu laſſen; dies muß ſelbſt dann e wenn der Gegner eine ſolche 
Behauptung zugeſtehen ſollte. 


c) Prozeßrechtliche Wirkungen des Beginns der 
mündlichen Verhandlung 
Auch an den Beginn der mündlichen Verhandlung oder, 
genauer ausgedrückt, an die ſachliche Einlaſſung des Be- 


) Ein Sugeftändnis kann widerrufen werden. Der Widerruf iſt aber nur dann wirkſam, 
wenn die widerrufende Partei beweiſt, daß das Zugeſtändnis der ee nicht entſprach 
und daß es durch einen Irrtum veranlaßt worden iſt (S 290 ZPO) 
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klagten auf die Klage knüpfen ſich weitreichende prozeſſuale 
Rechtswirkungen. Zunächſt ſchreibt 8271 ZPO vor, daß nach dem Beginn 
der mündlichen Verhandlung des Beklagten zur Hauptſache, d. h. nachdem er zur 
Sache ſelbſt (nicht nur wegen prozeſſualer Vorfragen) Anträge geſtellt hat, die Klage 
nicht mehr ohne Einwilligung des Beklagten zurückgenommen werden kann. Das 
bedeutet, daß eine nach dieſem Zeitpunkt gegen den Widerſpruch des Beklagten erklärte 
Klagerücknahme als nicht geſchehen betrachtet werden muß. Soweit die Klagerück⸗ 
nahme zuläſſig iſt, geſchieht fie entweder durch Erklärung in der mündlichen Verhand- 
lung oder durch Zuſtellung eines Schriftſatzes. Die Folge der ordnungsmäßigen 
Klagerücknahme iſt, daß der Rechtsſtreit als nicht anhängig geworden angeſehen wird 
und der Kläger verpflichtet iſt, die Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung wird auf Antrag des Beklagten durch Arteil ausgeſprochen. Der Kläger 
kann zwar die zurückgenommene Klage jederzeit von neuem anſtellen, und dies iſt auch 
der Grund, weshalb der Beklagte, nachdem er ſich zur Hauptſache eingelaſſen hat, der 
Klagerücknahme widerſprechen darf. Wenn aber der Kläger die zurückgenommene 
Klage erneuert, ſo kann der Beklagte die Einlaſſung verweigern, bis ihm die ihm im 
Vorprozeß entſtandenen Koſten erſtattet find (S 271 Abſ. 4). 


Von weſentlichem Einfluß iſt ferner die Einlaſſung des 
Beklagten zur Hauptſache auf die Geltendmachung der 
ſogenannten prozeßhindernden Einreden. Das Geſetz unterſcheidet im 8274 
SPO zwei Arten von prozeßhindernden Einreden. Voran ſtehen diejenigen. 
die Amſtände betreffen, die das Gericht von Amts wegen zu berückſichtigen hat. Bei 
ihnen hat die Erhebung der Einreden nur die Bedeutung, daß das Gericht auf die 
in Frage kommenden Amſtände ausdrücklich hingewieſen wird. Die Berückſichtigung 
dieſer Amſtände hängt von der Erhebung der Einreden nicht ab, wenn ſie in anderer 
Weiſe dem Gericht offenbar geworden ſind. Zu dieſen Einreden gehören: 


1. die Einrede der Anzuſtändigkeit des Gerichts,“) 
2. die Einrede der Anzuläſſigkeit des Rechtswegs, 


3. die Einrede der mangelnden Prozeßfähigkeit oder der mangelnden geſetzlichen 
Vertretung (vgl. die Ausführungen zu 88 50 bis 53 ZPO oben S. 15 f.).“) 


Bei den Übrigen prozeßhindernden Einreden handelt es ſich um echte Einreden, d. h. 
um Amſtände, die das Gericht nur zu berückſichtigen hat, wenn ſie von dem Beklagten 
einredeweiſe geltend gemacht worden ſind. Zu dieſen Einreden gehört die Einrede des 
Schiedsvertrags, die Einrede der Rechtshängigkeit, die Einrede der mangelnden 
Sicherheit für die Prozeßkoſten (8 110 3PO) und die Einrede, daß die zur 


7) Die Anzuſtändigkeit des Gerichts iſt ſtets von Amts wegen zu berückſichtigen. Dies gilt 
auch dann, wenn es in nicht um einen ausſchließlichen Gerichtsſtand handelt, wie beim Erlaß 
eines Verſäumnisurteils praktiſch wird, wo das Gericht ſtets zu prüfen hat, ob ſich aus der 
Klagedarſtellung die Zuſtändigkeit des Gerichts ergibt. Allerdings kann in den Fällen, wo 
ein ausſchließlicher Gerichtsſtand nicht gegeben iſt, die Zuſtändigkeit frei vereinbart werden. 
und es ſteht einer Vereinbarung nach 3 39 JO gleich, wenn ſich der 5 ohne die 
Anzuſtändigkeit des Gerichts zu rügen, auf die Verhandlung dur auptſache einläßt. Aber 
durch dieſe Einlaſſung iſt eben in ſolchen Fällen die Zuſtändigkeit des Gerichts begründet, 
und an der Tatſache, daß das Gericht die Zuſtändigkeit von Amts wegen zu prüfen bat, 
wird dadurch nichts geändert, daß das Gericht bei feiner Prüfung feſtſtellen muß, die vor · 
behaltloſe Einlaſſung des Beklagten hatte es zuſtändig gemacht. 


% Schon aus dieſen Ausführungen ergibt ſich, daß der Ausdruck des Geſetzes „proseh- 
hindernde Einreden“ nicht glücklich gewählt iſt. Denn einmal handelt es ſich bei Einreden, 
die von Amts wegen zu berückſichtigende Amſtände betreffen, nicht um echte Einreden im 
techniſchen Sinne, und außerdem find alle dieſe Einreden nicht prozeßhindernd; denn man 
kann e ſagen, daß, wenn beiſpielsweiſe über die Anzuläſſigkeit des Rechtswegs nach 
langer ftreitiger mus und unter Amſtänden in drei Inſtanzen durch Arteil ent- 
ſchieden wird, ein Prozeß nicht ſtattgefunden habe. In Wirklichkeit handelt es ſich nach 
alledem bei den prozeßhindernden Einreden um „Sachurteilsvorausſetzungen“, d. h. um die 
Vorausſetzungen, die erfüllt fein müſſen, damit das Gericht über den von einer Partei 
erhobenen Klageantrag ſachlich entſcheidet. 
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Erneuerung des Rechtsſtreits erforderliche Erſtattung der Koſten des früheren Ver 
fahrens noch nicht erfolgt ſei (8 271 Abſ. 4 3PO). Für dieſe echten Einreden tft die 
Einlaſſung des Beklagten zur Hauptſache inſofern von entſcheidender Bedeutung, als 
er nach dieſer Einlaſſung die Einreden nur geltend machen kann, wenn er glaubhaft 
macht, daß er ohne ſein Verſchulden nicht imſtande geweſen ſei, ſie ſchon vor der 
Verhandlung zur Hauptſache geltend zu machen. 

Die Entſcheidung über prozeßhindernde Einreden kann das Gericht zugleich mit der Haupt ⸗ 
ent ſcheidung treffen. Wenn z. B. der wegen einer Kaufpreisforderung Verklagte die Anzu · 
ſtändigkeit des Gerichts rügt und außerdem fachliche Einwendungen erhebt, ſo kann das 
Gericht alsbald, wenn es feine Zuſtändigkeit für begründet erachtet, in die Verhandlung zur 
Hauptſache eintreten und in dem abſchließenden ſachlichen Arteil ſich zugleich über ſeine 
Zuſtändigkeit ausſprechen. Das Gericht kann aber auch, wenn ihm dies ſachgemäß erſcheint, 
eine abgeſonderte Verhandlung über die prozeßhindernden Einreden anordnen. Kommt es 
hierbei zur Verwerfung der prozeßhindernden Einreden, ſo kann es darüber abgeſondert 
entſcheiden (8 275 ZPO) Ein ſolches Arteil, das an ſich kein Endurteil, ſondern ein 
Zwiſchenurteil iſt (vgl. S. 46 f.), wird hinſichtlich der Rechtsmittel als Endurteil angeſehen, 
kann alſo, ſoweit eine Berufung zuläſſig iſt, ſelbſtändig mit der Berufung angefochten werden. 
Eine beſondere Regelung iſt für die Frage der örtlichen oder ſachlichen Zuſtändigkeit gegeben. 
Kommt hier das Gericht zu der Aberzeugung, daß ſeine Zuſtändigkeit nicht begründet iſt, ſo 
braucht dies nicht zur Abweiſung der Klage zu führen. Das Gericht hat vielmehr in den Fällen, 
in denen es das zuſtändige Gericht alsbald beſtimmen kann, auf Antrag des Klägers feine 
Anzuſtändigkeit durch Beſchluß auszuſprechen und gleichzeitig 
den Rechtsſtreit an das zuſtändige Gericht zu verweiſen. Damit 
werden dem Kläger die Koſten und Amſtände einer neuen Klageerhebung erſpart. Eine Un- 
fechtung eines derartigen Verweiſungsbeſchluſſes iſt nicht zuläſſig. Auch iſt der Beſchluß für 
das Gericht, an das die Sache verwieſen iſt, bindend. Dieſes Gericht kann alſo weder ſeine 
ſachliche, noch feine örtliche Zuſtändigkeit in Zweifel ziehen (8 276 3PO). 


d) Sitzungsniederſchrift 


Am für den weiteren Verlauf des Prozeſſes die Ergebniſſe der Verhandlung urkund⸗ 
lich feſtzuhalten, ſieht 8 159 3PO. vor, daß über die mündliche Verhandlung vor dem 
Gericht ein Protokoll aufzunehmen iſt. In der Regel tft zu dieſen Zweck ein Arkunds⸗ 
beamter der Geſchäftsſtelle als Protokollführer heranzuziehen, der nach 8 163 3PO 
das Protokoll gemeinſam mit dem Vorſitzenden zu unterſchreiben hat. Es kann jedoch 
nach Abſ. 3 des 8 163 in Einzelfällen der Vorſitzende von der Zuziehung eines 
Protokollführers abſehen. In dieſem Fall unterzeichnet er das Protokoll allein. 
Das Protokoll muß außer den notwendigen Angaben über Ort und Zeit der Verhand- 
lung und die an der Verhandlung beteiligten Perſonen ($ 159 Abſ. 2 ZPO) vor 
allem auch angeben, ob öffentlich verhandelt oder die Offentlichkeit ausgeſchloſſen iſt. 
Das Zivilprozeßverfahren iſt grundſätzlich von der Maxime der Offentlichkeit beherrſcht (8 169 
des Gerichtsverfaſſungsgeſetzes). Die Ausſchließung der Offentlichkeit tritt jedoch in 
Eheſachen ein, wenn eine der Parteien es beantragt ($ 170 GGG). Eine ähnliche Vorſchrift 
gilt in Entmündungsſachen (8 171 a). Außerdem kann das Gericht nach § 172 in allen Sachen 
für die ganze Verhandlung oder für einen Teil davon die Offentlichkeit ausſchließen, wenn 
fie eine Gefährdung der öffentlichen Ordnung, insbeſondere der Staatsſicherheit, eine Befähr- 
dung der Sittlichkeit oder für eine der Parteien eine Gefährdung eines wichtigen Geſchäfts⸗ 
oder Betriebsgeheimniſſes beſorgen läßt. 

Der ſachliche Gang der Verhandlung iſt nach § 160 im Protokoll nur im allgemeinen 
anzugeben. 

Notwendig iſt jedoch die Aufnahme in das Protokoll für Anerkenntniſſe, Verzichtsleiſtungen 
und Vergleiche, für die Ausſagen der Zeugen und Sachverſtändigen (mit der Ausnahme des 
§ 161 3PO) ſowie für die Ausſagen der Partei im Falle ihrer Vernehmung, endlich auch für das 
Ergebnis eines Augenſcheins und für die vom Gericht getroffenen Entſcheidungen einſchlie ßlich 
der Feſtſtellung ihrer Verkündung. Für die im § 160 Abſ. 2 Nr. 1 bis 4 bezeichneten Feſt⸗ 
ſtellungen iſt ferner vorgeſchrieben, daß ſie den Beteiligten vorzuleſen oder zur Durchſicht 
vorzulegen find, und daß im Protokoll dies zu vermerken und ferner hinzuzufügen iſt, ob 
die Beteiligten den Inhalt der Niederſchrift inſoweit genehmigt oder welche Einwendungen 
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Für die Beobachtung der für die mündliche Verhandlung vorgeſchriebenen Förmlich⸗ 
keiten, d. h. alſo für die Frage, ob öffentlich oder unter Ausſchluß der Offentlichkeit 
verhandelt iſt, ob die Entſcheidungen verkündet ſind und dergleichen, hat das Protokoll 
einen beſonderen Beweiswert. Denn nach § 164 kann die Beobachtung folder Förm⸗ 
lichkeiten nur durch das Protokoll bewieſen werden. Würde alſo z. B. im Protokoll 
zwar feſtgeſtellt ſein, daß die Offentlichkeit ausgeſchloſſen wurde, würde aber das 
Protokoll nicht erkennen laſſen, daß danach auch tatſächlich unter Ausſchluß der 
Offentlichkeit verhandelt wurde, jo würde die Einhaltung dieſer wichtigen Verfahrens- 
vorſchrift nicht in anderer Weiſe nachgewieſen werden können. Anderſeits kann, wenn 
das Protokoll die Einhaltung der notwendigen Förmlichkeiten ausdrücklich feſtſtellt, 
gegen dieſe Feſtſtellung außer dem Nachweis der Fälſchung kein Gegenbeweis geführt 
werden ($ 164 ZPO). 8 163 a ermöglicht es, daß Niederſchriſten größeren Amfangs 
als Anlage des Protokolls in Kurzſchrift aufgenommen werden. 


9. Die Entſcheidung des Gerichts 

Aber die den Parteien obliegende Pflicht, für die von ihnen aufgeſtellten Behaup⸗ 
tungen den Beweis anzutreten (8 282 ZPO), ſoll in einem ſpäteren Abſchnitt im 
Zuſammenhang mit der Geſamtdarſtellung des Beweisverfahrens geſprochen werden. 
Nicht zu jedem Prozeßverfahren gehört eine Beweisaufnahme. Denn es kommt nicht 
ſelten vor, daß bereits die tatſächlichen Amſtände, über die zwiſchen den Parteien 
kein Streit beſteht, zur Entſcheidung des Prozeſſes ausreichen, die außerdem von den 
Parteien aufgeſtellten widerſtreitenden Behauptungen alſo für die Entſcheidung des 
Gerichts nicht erheblich ſind. Sobald das Gericht zu der Aberzeugung kommt, daß 
ohne weitere Sachaufklärung der Rechtsſtreit entſchieden werden kann, hat es dieſe 
Entſcheidung in Geſtalt eines Endurteils (8 300 Abſ. 1) zu treffen. Das Endurteil 
braucht nicht notwendig den geſamten Prozeßſtoff zu erledigen. Hat z. B. ein Kläger 
mehrere Anſprüche, etwa einen Geldzahlungsanſpruch und einen Anſpruch auf 
Herausgabe einer Sache nebeneinander erhoben, und iſt nur einer von ihnen zur 
Entſcheidung reif, ſo iſt zunächſt über dieſen durch ſogenanntes Teilurteil (das 
aber auch den rechtlichen Charakter eines Endurteils hat) zu entſcheiden. Ent 
ſprechendes gilt, wenn ein Zahlungsanſpruch, z. B. über 1000 RM, hinſichtlich eines 
Teilbetrags von etwa 500 RM ohne weiteres begründet erſcheint, während die 
Frage, ob er in voller Höhe begründet iſt, noch weiterer Prüfung bedarf. 

Das Gericht kann von der Erlaſſung eines Teilurteils dort, wo es zuläſſig iſt, nur dann 
abſehen, wenn ihm die Teilentſcheidung nach Lage der Sache nicht angebracht erſcheint 
(8 301 Abſ. 2 ZPO). 

Immer muß es ſich aber bei einem Teilurteil wie in den angegebenen Beiſpielen um 
einen quantitativen Teil des Streitſtoffes handeln, was u. a. auch dann der Fall iſt, 
wenn in einem Prozeß, in dem der Beklagte eine Widerklage erhoben hat, nur die 
Klage oder nur die Widerklage entſcheidungsreif iſt. Anders liegen die Fälle, in 
denen nur über eine für die endgültige Entſcheidung des Rechtsſtreits weſentliche 
Vorſrage Klarheit geſchaffen wird. Beiſpiel: Der Kläger erhebt einen Zahlungs- 
anſpruch auf Grund eines Vertragsverhältniſſes, ſtützt ihn aber gleichzeitig auch auf 
eine dem Beklagten vorgeworfene, unerlaubte Handlung. Das Gericht kommt zu der 
Aberzeugung, daß ein Vertragsverhältnis zwiſchen den Parteien nicht beſteht, die Frage, 
ob der Klageanſpruch unter dem Geſichtspunkt der unerlaubten Handlung begründet 
iſt, bedarf aber noch weiterer Aufklärung. Hier würde kein Teilurteil vorliegen, 
wenn das Gericht über den Vertragsanſpruch vorab entſchiede, ſelbſt, wenn das Arteil 
dahin lauten würde, daß die Klage, ſoweit ſie auf Vertrag geſtützt wird, abgewieſen 
werde. Denn auch durch ein ſolches Arteil würde über den Klageanſpruch ſelbſt, d. h. 
über die Frage, ob und wieweit der Beklagte zur Zahlung verpflichtet iſt, noch gar 
nicht, auch nicht zu einem quantitativen Teil entſchieden. Ein ſolches Arteil, das nur 
cine für die Endentſcheidung weſentliche rechtliche Vorfrage erledigt, wird als 
Zwiſchenurteil bezeichnet. Während vor der Prozeßnovelle vom 13. 2. 194 
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nach der früheren Faſſung des § 303 ZPO Zwiſchenurteile in weiteſtem Umfang zu- 
läffig waren, läßt die geltende Faſſung der Zivilprozeßordnung Zwiſchenurteile nur 
noch in einzelnen beſtimmten Fällen zu. Nach 8 303 ZPO kann durch Zwiſchenurteil 
entſchieden werden, wenn ein Zwiſchenſtreit zur Entſcheidung reif iſt. Unter einem 
Zwiſchenſtreit in dieſem Sinne iſt nur ein Streit zu verſtehen, der unter den Parteien 
über Fragen des Verfahrens entſtanden iſt, z. B. ein Streit über die Verpflichtung 
einer Partei, eine in ihrem Befitz befindliche Urkunde, auf die ſich ihr Gegner beruft, 
vorzulegen. Es ſteht im Ermeſſen des Gerichtes, ob es über ſolchen Zwiſchenſtreit ein 
beſonderes Zwiſchenurteil erläßt oder ſeine Entſcheidung im Zuſammenhang mit dem 
Endurteil fällt. Erginge ein Zwiſchenurteil, ſo würde es nicht ſelbſtändig, ſondern 
nur im Zuſammenhang mit dem Endurteil anfechtbar fein. Seine praktiſche Bedeu- 
tung beſteht aber darin, daß nach $ 318 3PO das Gericht im Fortgang des 
Verfahrens an die Entſcheidung, die es in dem von ihm erlaſſenen End- und Zwiſchen⸗ 
urteil trifft, gebunden iſt, die mit ſolchem Arteil erledigte Frage alſo nicht mehr von 
neuem erörtert werden kann.“) Ein weiteres von der Zivilprozeßordnung ausdrücklich 
zugelaſſenes Zwiſchenurteil iſt das ſogenannte Grundurteil (8 304 3PO). Bei 
einzelnen Prozeſſen, insbeſondere bei einem Schadenserſatzprozeß, wie er für die 
vorliegende Darſtellung als Veiſpiel genommen iſt, kann ſich im Laufe der Verhand- 
lung ergeben, daß die Behauptungen des Klägers über die vom Beklagten begangene, 
ihn ſchädigende, unerlaubte oder vertragsverletzende Handlung zutreffen, während die 
Fragen nach der Höhe des entſtandenen Schadens noch eingehender Beweiserhebungen 
bedürfen. In dieſen Fällen hat das Gericht die Möglichkeit, zunächſt über den Grund 
des Anſpruchs vorabzuerkennen. 

Ein ſolches Arteil, das die Berechtigung des Klageanſpruchs dem Grunde nach feſtſtellt, 
ohne über ſeine Höhe zu entſcheiden, iſt durch ausdrückliche Vorſchrift des Geſetzes hinſichtlich 
der Rechtsmittel einem Endurteil gleichgeſtellt. Es kann alſo, noch ehe über die Höhe des 
Schadens verhandelt und entſchieden iſt, bereits die Entſcheidung der höheren Inſtanzen über 
die Berechtigung des den Grund des Klageanſpruchs feſtſtellenden Arteils herbeigeführt 
werden. Dieſe Regelung hat einen großen praktiſchen Vorteil; denn wenn ſich die oberſte 
Inſtanz auf den Standpunkt ſtellt, daß der Anſpruch im Gegenſatz zu der Entſcheidung des 
erſten Gerichts dem Grunde nach nicht berechtigt iſt, ſo iſt damit der Prozeß erledigt und die 
Amſtände und Koſten, die eine inzwiſchen getroffene Ermittlung der Höhe des Schadens 
nutzlos verurſacht hätte, bleiben erſpart. Anderſeits wird in den Fällen, in denen die den 
Grund des Anſpruchs bejahende Entſcheidung im Rechtsmittelwege beſtätigt wird, der Be; 
klagte geneigter ſein, wegen der Höhe des Schadens mit dem Kläger einen Vergleich zu 
ſchließen. Eine weitere Form des Zwiſchenurteils, die das Geſetz zuläßt, iſt bereits 
erwähnt, nämlich das im 8275 vorgeſehene Urteil, das eine prozeßhindernde Einrede, die 
der Beklagte erhoben hat, zurückweiſt, ohne zur Sache ſelbſt zu erkennen und das auch hin- 

ſichtlich der Anfechtbarkeit einem Endurteile gleichſteht. Sonſtige Zwiſchenurteile läßt das 

Geſetz nicht zu. Wenn ſie trotzdem ergehen, wenn alſo etwa in dem vorher erwähnten Beiſpiel 

in einem Falle, in dem ein Zahlungsanſpruch ſowohl auf Vertrag als auch auf unerlaubte 

Handlung geſtützt wird, das Gericht durch eine Teilentſcheidung den Anſpruch nur inſoweit 

zurückgewieſen hat, als er auf Vertrag gegründet iſt, ſo würde eine ſolche Entſcheidung keine 

rechtliche Wirkung haben. Sie könnte weder für ſich allein rechtskräftig werden, noch würde 

die im 8 318 ZPO vorgeſehene Bindung des Gerichts eintreten. 

Eine eigenartige Form einer nicht den geſamten Streitſtoff erledigten Entſcheidung 

bringt das Geſetz noch in Geſtalt des Vorbehaltsurteils im 8 302 3PO. 

Ein Beiſpiel des dort angenommenen Falles wäre folgender Tatbeſtand: A. wird aus 

einem Kaufvertrag verklagt und rechnet mit einer Schadenserſatzforderung auf. Würde dieſe 

Schadenserſatzforderung mit dem Kauſverhältnis der Parteien zuſammenhängen, würde ſie 

ſich z. B. auf verſpätete Lieferung der Ware gründen, ſo würde die Möglichkeit, unter Vor⸗ 


0) Auch zwiſchen den Parteien und Dritten iſt ein Zwiſchenurteil moglich. Beiſpiele hierfür 
ad die folgenden: Nach 8 71 SPO wird über den Antrag auf Zurückweiſung einer Neben- 
ntervention nach vorheriger mündlicher ee unter den Parteien und dem Neben ⸗ 
intervenienten durch Zwiſchenurtell entſchieden. a ich iſt nach 8 387 über die Rechtmäßig⸗ 
keit einer Zeugnisverweigerung zu entſcheiden. Dieſe Zwiſchenurteile find mit fofortiger 
Beſchwerde anfechtbar. 
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behalt der Aufrechnung über den Klageanſpruch vorab zu entſcheiden, nicht gegeben ſein. Das 
Gericht dürfte vielmehr erft nach Prüfung der Berechtigung der Aufrechnungseinrede feine 
Entſchließung treffen. Würde aber die Aufrechnungseinrede auf einen mit dem Klageanſpruch 
rechtlich nicht zuſammenhängenden Vorgang geſtützt, würde z. B. der Beklagte geltend 
machen, der Kläger habe ihn mit feinem Auto angefahren und verletzt, fo hätte das Gericht 
die Möglichkeit, wenn der Klageanſpruch ſich alsbald als begründet herausſtellt, während 
die Entſcheidung über die Aufrechnungseinrede beſonderer Vorbereitung bedarf, dem Klage 
anſpruch ſtattzugeben unter ausdrücklichem Vorbehalt der Aufrechnung. Ein ſolches Arteil 
kann man weder als Teil- noch als Zwiſchenurteil bezeichnen. Es iſt vielmehr ein auf⸗ 
löſend bedingtes Endurteil. Es unterliegt nach 8 302 Abſ. 3 den gewohnlichen Redts- 
mitteln. Der RNechtsſtreit bleibt aber nach Abſ. 4 hinſichtlich der Aufrechnung weiter an- 
hängig, kann alſo von jeder Partei weiter betrieben werden. Ergibt ſich dann am Schluß 
des Verſahrens, daß die Aufrechnungseinrede unbegründet iſt, ſo wird durch abſchließende 
Entſch das frühere Urteil für vorbehaltlos erklärt. Im umgekehrten Falle wird das 
frühere Arteil aufgehoben, und wenn es der Kläger voreilig vollſtreckt hatte, iſt er nach Maß 
gabe des 8 302 Abſ. 4 erſtattungspflichtig. 

Der das Zivilprozeßrecht grundſätzlich beherrſchenden Verhandlungsmaxime ent- 
ſpricht es, daß gemäß 8 308 ZPO das Gericht bei ſeiner Entſcheidung 
an die von den Parteien geſtellten Anträge gebunden iſt, alſo 
keiner Partei etwas zuſprechen kann, was dieſe nicht beantragt hat. Das gilt ins⸗ 
beſondere auch von Zinſen und anderen Nebenforderungen. Eine Ausnahme hiervon 


macht die Verpflichtung zur Tragung der Prozeßkoſten. Aber dieſe Frage 
hat das Gericht auch ohne Antrag der Parteien zu erkennen. 


Die Grundſätze, die hierbei anzuwenden find, find in den 88 91 ff. enthalten. Grundſäͤtzlich. 
hat danach die unterliegende Partei ſämtliche Koſten des Rechtsſtreits zu tragen. Dazu 
gehören nicht nur die Gebühren und Auslagen des Gerichts, ſondern auch die Koſten, die 
dem Gegner entſtanden ſind inſoweit, als ſie zur zweckentſprechenden Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung notwendig waren. Das Nähere ergeben die Abſ. 2 bis 4 des 891 3 PO. 
Bei teilweiſem Obflegen und Anterliegen der Parteien find die Koften verhältnismäßig zu 
teilen, fie können aber unter den Vorausſetzungen des 8 92 Abſ. 2 SPO auch einer Partei 
allein auferlegt werden. Das Geſetz kennt ferner von der Koſtenerſtattungspflicht der unter ⸗ 
legenen Partei folgende Ausnahmen. Hat der Beklagte durch ſein Verhalten zur 

der Klage keine Veranlaſſung gegeben und erkennt er bei der ſtreitigen Verhandlung den 
Anſpruch ſofort an, fo find dem Kläger die Koſten des Prozeſſes aufzuerlegen. Der häufigſte 
Fall der Anwendung des 8 93 iſt der der Interventionsklage. Hier nimmt die Praxis an. 
daß jemand, der beim Schuldner eine dieſem nicht gehörige Sache pfändet, damit allein dem 
rechtmäßigen Eigentümer der Sache noch nicht Anlaß zur Erhebung der Interventionsklage 
gibt, daß dieſer Anlaß vielmehr erſt dann vorliegt, wenn der Dritte dem Pfändungs- 
gläubiger fein Widerſpruchsrecht genügend glaubhaft dargetan hat und auch daraufhin der 
pfändende Gläubiger die Freigabe des Pfandſtücks verweigerte. Ferner iſt in 88 95 und 96. 
noch vorgeſehen, daß einer Partei, die durch ihr Verhalten unnötig beſondere Koſten ver- 
urſacht hat, dieſe Koſten auch dann auferlegt werden können, wenn fie fonft in der Haupt- 
ſache obfiegt. Die Koſten eines ohne Erfolg eingelegten Rechtsmittels fallen ſtets der 
Partei zur Laft, die das Rechtsmittel eingelegt hat.“) Wird bei einem Vergleichsſchluß 
im Vergleich ſelbſt über die Koſtentragung nichts beſtimmt, fo find die Koſten als gegen- 
einander aufgehoben anzuſehen (8 98). 

Die Entſcheidung des Gerichts über die Koſten kann grundſätzlich nicht geſondert an ⸗ 
gefochten werden, ſondern nur von der Partei, die auch in der Hauptſache beſchwert 
iſt und deswegen ein Rechtsmittel einlegt (8 99 Abſ. 1 SPD) Eine Ausnahme macht 
der Fall, daß der Beklagte auf Grund eines Anerkenntniſſes verurteilt iſt. In dieſem 
Fall kann die Entſcheidung über den Koſtenpunkt ſelbſtändig durch Berufung an- 
gefochten werden (§ 99 Abſ. 2). Iſt eine Entſcheidung in der Hauptſache nicht er ⸗ 


6) Abgeſehen von den hier erwähnten Fällen kann über die Koſten einzelner Proz 
handlungen nicht man entſchieden werden, ſondern die Koſtenteilung nur quotenweiſe 
eintreten. Hat z. B. der Kläger mit der Klage, der Beklagte mit der Widerklage, oßgeſiegt, 
ſo kann nicht entſchieden werden, daß der Kläger die Koſten der Widerklage, der Beklagte 
die Koſten der Klage zu Ran hat, fondern die Koſtenlaſt iſt zwiſchen beiden je nach dem 
Umfang von Klage und Widerklageforderung quotenmäßig zu teilen. 
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gangen, z. B. weil ſich die Hauptſache erledigt hat, beſchränkt ſich alſo die endgültige 
Entſcheidung des Gerichts auf den Koſtenpunkt, ſo iſt eine derartige Entſcheidung nur 
mit der ſofortigen Beſchwerde und nur inſoweit anfechtbar, als die im 8 567 Abſ. 2 
angegebene Beſchwerdeſumme (50 RM) überſchritten wird (§ 99 Abſ. 3). 

Eine befondere Regelung trifft 8100 ZPO noch für den Fall, daß mehrere Perſonen an 
einem Prozeß beteiligt find. Sie haften grundſätzlich für die Koſtenerſtattung nach Kopf 
teilen; werden aber mehrere Beklagte als Geſamtſchuldner verurteilt, ſo haften ſie auch für 
die Koſtenerſtattung als Geſamtſchuldner. 

Die Durchführung des Koſtenerſtattungsanſpruchs bedarf eines beſonderen Koften- 
feſtſetzungsverfahrens, das in den SS 103 ff. ZPO geregelt iſt. Danach iſt Grund. 
lage des Koſtenfeſtſetzungsverfahrens ein zur Zwangsvollſtreckung geeigneter Titel. 
Das Urteil, das eine Partei zur Koſtentragung verpflichtet, muß alſo entweder 
rechtskräftig oder vorläufig vollſtreckbar ſein. 

Aber die Höhe der zu erſtattenden Koſten entſcheidet der Arkundsbeamte der Geſchäftsſtelle 
des Gerichts erſter Inſtang. Gegen feine Entſcheidung iſt die Erinnerung an das Gericht 
zugelaſſen, die innerhalb der Notfriſt von zwei Wochen, beginnend mit der Zuſtellung des 
Koſtenfeſtſetzungsbeſchluſſes, zu erheben iſt. Gegen die Entſcheidung des Gerichts findet dann 
noch fofortige Beſchwerde ftatt. 

An der Fällung des Urteils können nur diejenigen Richter mitwirken, die der dem 
Arteil zugrunde liegenden Verhandlung beigewohnt haben. Es iſt dies eine not- 
wendige Folge der die Prozeßordnung beherrſchenden Maxime der Mündlichkeit. 
Die Entſcheidung des Gerichts und vor allem auch die Urteile 
werden erſtwirkſam mit der Verkündung. Die Verkündung iſt, wie ſchon 
hervorgehoben wurde, Sache des Vorſitzenden. Sie wird vom Arkundsbeamten der 
Geſchäftsſtelle auf dem Urteil vermerkt (8 315 Abſ. 4). Bei Entſcheidungen, die 
außerhalb eines Verhandlungstermins ohne mündliche Verhandlung ergehen, wird die 
Verkündung gemäß 8 7 der Entlaſtungsverordnung durch ſchriftliche Mitteilung, bei 
Arteilen dadurch erſetzt, daß die Arteilsformel den Parteien zugeſtellt wird. Dieſe 
Zuſtellung der Arteilsformel erſetzt aber nur die Verkündung, nicht die Zuſtellung 
des Arteils ſelbſt. Das iſt ohne weiteres klar in dem Regelfalle, daß gemäß 8 317 
Abſ. 1 ZPO die Zuſtellung des Arteils Angelegenheit der Parteien iſt. Aber auch bei 
Eheſcheidungsurteilen, die von Amts wegen zugeſtellt werden, erſetzt die Zuſtellung 
der Arteilsformel die Arteilszuſtellung nicht, zumal dieſe ja auch erſt zuläſſig iſt, nach⸗ 
dem das Arteil verkündet wurde und dieſer Vorausſetzung der Verkündung bei 
Arteilen ohne mündliche Verhandlung erſt durch die Zuſtellung der Arteilsformel 
genügt wird. Das Arteil iſt grundſätzlich im Anſchluß an die mündliche Verhandlung, 
auf Grund deren es ergeht, zu verkünden (8 310). Das Gericht kann aber auch einen 
beſonderen Termin zur Arteilsverkündung anberaumen. Dieſer ſoll aber nicht über 
eine Woche hinaus angeſetzt werden ($ 310 ZPO). 

Die Verkündung des Arteils beſteht darin, daß der Vorſitzende die ſchriftlich abgefaßte 
Arteilsformel verlieſt. Verſäumnisurteile und Anerkenntnisurteile ſowie Urteile, die auf 
Klagezurücknahme oder Verzicht auf den Klageanſpruch ergehen, können aber auch ohne vor⸗ 
herige ſchriftliche Abfaſſung der Arteilsformel verkündet werden. Ob der Vorſitzende neben 
der Formel des Arteils auch die Entſcheidungsgründe mitteilt, iſt feinem Ermeſſen über- 
laſſen (8 311 Abſ. 23. Zur Wirkſamkeit der Arteilsverkündung iſt die Anweſenheit der 
Parteien nicht erforderlich. — Der Verkündung bedürfen auch Beſchlüſſe, die, wie z. B. Be⸗ 
weisbeſchlüſſe, auf Grund einer mündlichen Verhandlung ergehen (8 329 Abſ. 1). 

Die Zuſtellung des Urteils die, wie ſchon erwähnt wurde, grundſätzlich den Par. 
teien überlaſſen iſt, iſt zu feiner Wirkſamkeit an ſich nicht erforderlich (8 312 Abſ. 2). 
Sie iſt aber wichtig einmal für die Eröffnung des Laufs der Rechtsmittelſriſt, und 
außerdem iſt, wenn es ſich um ein vollſtreckbares Arteil handelt, ſeine Zuſtellung die 
notwendige Vorausſetzung für den Beginn der Zwangsvollſtreckung (8 750 ZPO). 
Die Zuſtellung der nicht verkündeten Beſchlüſſe, die grundſätzlich von Amts wegen 
zu veranlaſſen iſt, regelt ebenſo wie die Zuſtellung von Verfügungen des Vorſitzen⸗ 
den näher 8 329 Abſ. 3. 

Der Inhalt des Urteils ergibt ſich aus den Vorſchriſten des § 313. Danach zerfällt das 
Urteil in drei Teile. Es beginnt mit dem ſogenannten Rubrum, d. h. mit 
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der Bezeichnung der Streitſache, der Parteien, ihrer geſetzlichen Vertreter und Bevoll - 
mächtigten ſowie der Angabe des Gerichts und der an der Entſcheidung mitwirkenden 
Richter. Auf das Rubrum folgt dann die ſogenannte Urteilsformel, 
die den Kern des Arteils, nämlich den entſcheidenden Ausſpruch, zu dem das Gericht gelangt, 
enthält. Die Arteilsformel kann auf Klageabweiſung oder auf Verurteilung des Beklagten 
oder bei Feſtſtellungsurteilen auf Feſtſtellung eines Nechtsverhältniſſes uſw. lauten. Außer ⸗ 
dem gehört zur Arteilsformel auch die Entſcheidung über die Koſten. An die Arteils⸗ 
formel ſchließt ſich der Tatbeſtand an. Er enthält zunächſt eine gedrängte 
Darſtellung des Sachſtandes, d. h. derjenigen Amſtände, die für die Entſcheidung weſentlich 
ſind und ſich nach dem Gang der Verhandlung als unter den Parteien unſtreitig dar⸗ 
geſtellt haben. An dieſen Sachſtand ſchließt ſich der Streitſtand, d. h. es folgen die Angaben 
über die von den Parteien vorgebrachten Behauptungen einſchließlich der von ihnen geſtellten 
Anträge. Außerdem iſt im Tatbeſtand auch der Verlauf des Prozeſſes insbeſondere unter 
Angabe der etwa erhobenen Beweiſe darzuſtellen. Den Schlußteil des Arteils 
bilden die Entſcheidungsgründe, in denen das Gericht im einzelnen Rechen ⸗ 
ſchaft darüber ablegt, welche rechtliche Beurteilung es ſeiner Entſcheidung zugrunde gelegt 
hat und zu welchen Beweisergebniſſen es hinſichtlich der ſtreitig gebliebenen Tatſachen 
gelangt iſt. Das Gericht hat bei der Beweiswürdigung nach 8 286 ZPO im einzelnen 
anzugeben, welche Amſtände und Erwägungen für die richterliche Aberzeugung, die es ſich 
gebildet hat, leitend geweſen ſind. Weſentliche Lücken, Anklarheiten und Widerſprüche in 
dieſer Begründung werden von der Praxis des Reichsgerichts als Prozeßverſtöße im Sinne 
von $ 554 Abſ. 3 Nr. 2b angeſehen. (Für Verſäumnisurteile und Anerkenntnisurteile 
hat 8313 Abſ. 4 eine abgekürzte Form der Arteilsherſtellung vorgeſehen.) Der Tatbeſtand 
des Urteils iſt inſoſern von beſonderer Wichtigkeit, als er für den ferneren Prozeßverlauf 
rückſichtlich des mündlichen Parteivorbringens die maßgebende Beweisunterlage bildet. Die 
Parteien können dieſen Beweis nur durch das Sitzungs protokoll entkräften. Außerdem 
bietet ihnen 8 320 SPD die Möglichkeit, bei dem erkennenden Gerichte ſelbſt eine nach; 
trägliche Berichtigung des Tatbeſtandes herbeizuführen. 

Das Urteil bedarf der Anterſchrift der Richter, die bei feiner Abfaſſung mitgewirkt 
haben. Liegt das Arteil bei der Verkündung noch nicht vollſtändig abgeſaßt vor, ſo 
iſt es vor Ablauf einer Woche der Geſchäftsſtelle in vollſtändiger Abfaſſung zu über⸗ 
geben. Wo dies ausnahmsweiſe nicht geſchehen kann, iſt innerhalb der Woche zu⸗ 
nächſt das von den Richtern unterſchriebene Urteil unter Weglaſſung des Tat. 
beſtandes und der Entſcheidungsgründe der Geſchäſtsſtelle zu übergeben und es find 
dann Tatbeſtand und Entſcheidungsgründe nachzubringen (8 315 Abſ. 1 und 2 IPOD). 
Wegen der Ausfertigung der Urteile vgl. § 317 Abſ. 2 bis 4, wonach in der Regel die 
Ausfertigung eines Arteils unter Weglaſſung des Tatbeſtandes und der Ent⸗ 
ſcheidungsgründe erteilt wird. 


Stellt ſich nach Abfaſſung des Arteils heraus, daß dem Gericht Schreibfehler, Rechnungs- 
fehler oder ähnliche offenbare Anrichtigkeiten unterlaufen find, fo iſt nach näherer Vorſchrift 
des 8 319 eine Berichtigung des Arteils durch beſonderen Beſchluß möglich. Hat das Gericht 
überſehen, über einen beſtimmten Punkt, der ſeiner Entſcheidung unterlag, eine Entſcheidung 
zu treffen, tft z. B. ein Haupt- oder Nebenanſpruch oder der Koſtenanſpruch ganz über⸗ 
gangen worden, ſo iſt auf Antrag das Arteil durch nachträgliche Entſcheidung zu ergänzen. 
Dieſe nachträgliche Entſcheidung kann aber nur auf Grund mündlicher Verhandlung nach 
näherer Maßgabe des 8 321 ZPO durch Urteil ergehen. 


9a. Entſcheidung ohne mündliche Derhandlung (ſiehe Nachtrag Seite 84) 


10. Die Rechtskraft und ihre Wirkungen 

Der Prozeß ſoll der Gerechtigkeit dienen. Deshalb muß grundſätzlich das Arteil 
des Gerichts der Nachprüfung im Inſtanzenzuge unterliegen. Der Prozeß ſoll aber 
auch den Rechtsfrieden zum Ziel haben. Deshalb muß einmal der Streit beſeitigt 
ſein und der abſchließende Richterſpruch einen endgültigen Zuſtand ſchaffen. Dieſer 
Aufgabe dient die Einrichtung der Rechtskraft. 

Formell verſteht man unter Rechtskraft, daß das Arteil nicht mehr durch ein 
Rechtsmittel angefochten werden kann. Dieſe Rechtskraftwirkung tritt nur aus- 
nahmsweiſe wie z. B. bei Schiedsurteilen (SS 18 bis 20 der Entlaſtungsverordnung) 
mit der Verkündung des Urteils ein, in der Regel erſt dann, wenn das Urteil ent- 
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weder innerhalb der Rechtsmittelfriſt nicht angefochten oder das eingelegte Rechts · 
mittel zurückgewieſen 1jt.°') 


Neben der formellen Wirkung hat die Rechtskraft auch eine materielle, den in 
dem Arteil behandelten Anſpruch ſelbſt betreffende. 


Das alte römifhe Recht kannte zwei verſchiedene materielle Wirkungen der Rechtskraft, 
nämlich neben der poſitiven, die auch unſerem Recht geläufig iſt, noch die negative, die 
darin beſtand, daß ein Anſpruch, über den einmal entſchieden war, nicht von neuem zum 
Gegenſtand eines Prozeſſes gemacht werden konnte. Dieſen nur aus der Eigenart der 
römiſchen Prozeßrechtskonſtruktion erklärlichen Grundſatz kennt das geltende Prozeßrecht 
nicht. Immerhin iſt aber zu beachten, daß in der Regel für denjenigen, der einen Anſpruch 
bis zur rechtskräftigen Entſcheidung durchgefochten hat, das rechtliche Intereſſe (Rechts- 
ſchutzintereſſe) an der erneuten Erhebung des Anſpruchs fehlt, und daß aus dieſem Grunde 
die wiederholte Klage in der Regel abgewieſen werden müßte.“) 


Die pofitive Wirkung der materiellen Rechtskraft iſt in den SS 322 bis 327 ZPO ge- 
regelt. Dieſe Wirkung beſteht darin, daß innerhalb der Grenzen der Rechtsfraft- 
wirkung jedes Gericht in einem künftigen Prozeß an die in dem rechtskräftigen Arteil 
getroffene Sachentſcheidung gebunden iſt, alſo die gleiche rechtliche Frage nicht mehr 
abweichend von dem früheren Urteil entſcheiden kann. Die Grenzen der Rechtskraft⸗ 
wirkung find folgende: Sachlich beſchränkt fie ſich auf den ent ; 
ſcheidenden Teil des Arteils (8322 Abſ. 1). 


Dies wird an folgendem Beiſpiel deutlich. Der Kläger klagt aus einer Darlehnsforderung 
eine Zinsrate ein und erreicht die Verurteilung des Beklagten, obwohl dieſer geltend 
gemacht hat, daß der Darlehnsvertrag wegen Wuchers nichtig fei. Dieſe Entſcheidung 
konnte das Gericht nur fällen, wenn es gleichzeitig die Wirkſamkeit des Darlehnsvertrags 
ſeſtſtellte. Da jedoch im entſcheidenden Teil des Arteils dem Kläger nur die eingeklagte 
Zinsrate zugeſprochen wurde, beſchränkt ſich die Rechtskraft des Arteils auf die Feſtſtellung 
der Begründetheit dieſes Zinsanſpruchs. Klagt ſpäter der Kläger eine weitere Zinsrate oder 
das Darlehnskapital ein, ſo iſt das Gericht, das über die neue Klage zu entſcheiden hat, an 
die Auffaſſung des Gerichts des Vorprozeſſes über die Gültigkeit der Darlehnsforderung 
rechtlich nicht gebunden, hat dieſe Frage vielmehr ſelbſtändig zu prüfen.“) Abweichend von 
dieſem Grundſatz erklärt das Geſetz jedoch im Fall der Zurückweiſung einer Aufrechnungs⸗ 
einrede die Entſcheidung, daß die zur Aufrechnung geſtellte Gegenforderung nicht beſteht, in 
Höhe des Betrages, wegen deſſen die Aufrechnung geltend gemacht iſt, für der Rechtskraft 
fähig. (Beiſpiel: A. fordert von B. 500 RM, B. rechnet mit einer Gegenforderung von 
700 RM auf, das Gericht verurteilt ihn rechtskräftig zur Zahlung der 500 RM, da die 
Gegenforderung nicht beſteht. Hiermit iſt zugleich rechtskräſtig entſchieden, daß die Gegen- 
forderung in Höhe von 500 RM nicht beſteht.) 

Hinſichtlich der perſönlichen Seite iſt die Rechtskraftwirkung dahin be⸗ 
ſchränkt, daß ſie grundſätzlich nur unter den Parteien des Prozeſſes eintritt, in dem 
die rechtskräftige Entſcheidung ergangen iſt. Iſt alfo z. B. zwiſchen A. und B. rechts- 
kräftig feſtgeſtellt, daß eine im Beſitz des A. befindliche Sache Eigentum des B. iſt 
und gelangt die Sache ſpäter in die Hände eines Dritten, ſo kann ſich B., wenn er 
nunmehr gegen den Dritten auf Herausgabe klagt, in dieſem neuen Prozeß auf die 
Rechtskraft des früheren Arteils nicht berufen, da dieſes Arteil ja nur zwiſchen A. 
und B., nicht aber gegen Dritte wirkt. Eine Ausdehnung der Rechts 


1) Zeugniſſe über die Rechtskraft von Arteilen erteilt der Beamte der Geſchäftsſtelle des 
Gerichts erſter Inſtanz und, ſolange der en in einer höheren Inſtanz anhängig tft, 
die Geſchäftsſtelle dieſer Inſtanz (8706 ZPO). 

82) Ausnahmen find denkbar z. B., wenn die vom Urteil erteilten Ausfertigungen verloren 
gegangen ſind und gleichzeitig auch die Arſchrift des Arteils nicht mehr auffindbar ſein würde. 
8) Will der Kläger erreichen, daß die Rechtskraftwirkung des erſten Arteils die Gültigkeit 
der Darlehnsforderung mit umfaßt, ſo muß er von der ſchon erörterten Möglichkeit des 
8280 ZPO Gebrauch machen und feinen Klageantrag dahin erweitern, daß er zugleich die 
Feſtſtellung der Wirkfamkeit der Gültigkeit des Darlehnsvertrags begehrt. Amgekehrt müßte 
der Beklagte, der im angenommenen Falle obſiegt, um vor weiteren Klagen aus dem Dar- 
lehnsverhältnis geſchützt zu fein, die im 8 280 ZPO vorgeſehene Feſtſtellungswiderklage 
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kraftwirkung ſieht jedoch 8325 Abſ. 1 3PO für und gegen diejenigen Per · 
ſonen vor, die nach dem Eintritt der Rechtshängigkeit Rechtsnachfolger der Parteien 
geworden find. Inter Rechtsnachfolge in dieſem Sinne iſt nicht nur die Aniverſal⸗ 
folge (Erbgang) zu verſtehen, ſondern auch die ſogenannte Einzelnachfolge, die z. B. 
vorliegt, wenn die in Streit begriffene körperliche Sache einem Dritten übereignet, 
die ftreitige Forderung ihm abgetreten iſt.“) Nach der pofitiven Vorſchrift des 8 643 
SPD wirken Urteile über die Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens eines 
Eltern ⸗ und Kindes verhältniſſes ſowie über Anfechtung der Ehelichkeit eines Kindes 
für und gegen alle. Ferner haben ihrer Natur nach Rechtsgeſtaltungsurteile (vgl. 
S. 29), wie z. B. Arteile auf Eheſcheidung oder auf Nichtigerklärung einer Ehe, eine 
abſolute Wirkung. | 
Eine wichtige Ausnahme von der Rechtskraftwirkung enthält 8 323 für Arteile, die 
künftig fällig werdende wiederkehrende Leiſtungen wie z. B. Anterhaltsanſprüche be- 
treffen. Hier kann auch trotz Rechtskraft des Arteils, wenn eine weſentliche Anderung 
der für die Verurteilung maßgebenden Amſtände eintritt, jeder Teil im Wege einer 
neuen Klage eine entſprechende Abänderung des Arteils, jedoch nur für die Zeit nach 
der Klageerhebung, verlangen. Die näheren Einzelheiten regelt 8 323. 


Für die Frage, inwieweit die Rechtskraft ausländiſcher Urteile im Inland anzu- 
erkennen iſt, trifft 8328 3PO befondere Vorſchriften, die jedoch im Einzelfall nur 
inſoweit eingreifen, als nicht die Frage der Anerkennung fremder Urteile, wie z. B. 
gegenüber Oſterreich und der Schweiz, durch Staatsvertrag beſonders geregelt iſt. 


11. Derſädumnis verfahren 

Bei den bisherigen Erörterungen über den Verlauf der mündlichen Verhandlung war 
der normale Fall des Erſcheinens beider Parteien ſtillſchweigend zur Grundlage ge- 
nommen. Beſondere Grundſätze gelten, wenn im Termin zur mündlichen Ver 
handlung eine der Parteien ſäumig wird. Vorausſetzung für die Annahme der 
Säumigkeit und damit für die Anwendung der Vorſchriften über das Verſäumnis⸗ 
verfahren iſt, daß die Partei in einem Verhandlungstermin ausbleibt, zu dem ſie 
entweder ordnungsmäßig geladen worden iſt oder bei dem, wie z. B. bei verkündeten 
Terminen (8 218), eine Ladung nicht erſorderlich war. Als nicht erſchienen muß in 
einem Verfahren mit Anwaltszwang (8 78 3PO) auch die Partei gelten, die allein 
ohne Mitwirkung eines Anwalts auftritt. Ferner gilt nach §S 333 ZPO auch die⸗ 
jenige Partei als nicht erſchienen, die zwar im Termin körperlich anweſend iſt, aber 
nicht verhandelt. Ein Nichtverhandeln in dieſem Sinne liegt jedoch nur vor, wenn 
fi die Partei an der Verhandlung überhaupt nicht beteiligt, insbeſondere keine An- 
träge ſtellt. Ein nur unvollſtändiges Verhandeln, vor allem der Amſtand, daß ſich die 
Partei über Tatſachen, Urkunden oder Anträge auf Parteivernehmung nicht erklärt, 
ſtellt eine Partei einer völlig ausgebliebenen nicht gleich (S 334). Die Wirkung eines 
derartigen Verhaltens iſt vielmehr anderweitig geregelt wie z. B. im § 138 Abſ. 3. 


Die Verſäumnisſolgen find verſchieden, je nachdem es ſich um das Ausbleiben des 
Klägers oder des Beklagten handelt. Bleibt der Kläger aus, ſo iſt, ohne daß 
die ſachliche Berechtigung feines Anſpruchs geprüft werden kann, auf Antrag des Be⸗ 
klagten ohne weiteres das Verſäumnisurteil dahin zu erlaſſen, daß der Kläger mit 
der Klage abgewieſen wird. Dieſe Abweiſung bedeutet nicht nur eine formale 
Surüdweifung des Klageantrags, fo daß der Kläger in der Lage wäre, ſpäter eine 
neue Klage des gleichen Inhalts zu erheben, ſondern eine Sachabweiſung. Wird 
alſo das Verſäumnisurteil rechtskräftig, ſo iſt dem Kläger ſein Anſpruch endgültig 
ſachlich abgeſprochen. Eine Ausnahme ſieht das Geſetz nur aus beſonderen Gründen 


) Zum Schutze des gutgläubigen Erwerbers, d.h. des Erwerbers, der von der Nechts⸗ 


bang an nichts wußte, iſt jedoch eine entſprechende Anwendun 0 der zum Schutz gute 
gen Erwerbs im bürgerlichen Recht enthaltenen Vorſchriſten vorgeſehen (8 325 


dt. 2 und 3 3PO). 
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für die Ehenichtigkeitsklage vor, weil dieſes Verfahren der Dispofition der Parteien 
vollſtändig entzogen iſt. Das Verſäumnisurteil ergeht hier dahin, daß die Klage 
als zurückgenommen gilt (8 635 ZPO). 


Da die Verſäumnisentſcheidung gegen den Kläger fomit im Regelfalle ein Sachurteil 
darſtellt, hat das Gericht vor ihrer Erlaſſung das Vorliegen der ſogenannten Prozeßvoraus⸗ 
ſetzungen zu prüfen. Bei ihrem Fehlen ware die Klage nicht ſachlich, ſondern wegen 
Fehlens der Prozeßvorausſetzung, z. B. wegen Anzuläſſigkeit des Rechtswegs oder wegen 
Anzuſtändigkeit des Gerichts, abzuweiſen.“) 

Bleibt der Beklagte im Termin zur mündlichen Verhandlung aus, fo iſt er auf 
Antrag des Klägers wegen ſeiner Säumnis nicht ohne weiteres nach dem Klageantrag 
zu verurteilen. Seine Säumnis hat vielmehr nur die Folge, daß die vom Kläger 
aufgeſtellten tatſächlichen Behauptungen als vom Beklagten zugeftanden gelten. Das 
Gericht muß alſo die rechtliche Schlüſſigkeit der Behauptungen des Klägers prüfen 
und kann nur, wenn es dieſe Frage bejaht, den Beklagten dem Klageantrag ent- 
ſprechend verurteilen. Iſt dagegen das Gericht der Meinung, daß die Behauptungen 
des Klägers den Klageantrag nicht rechtfertigen können, ſo iſt trotz der Säumnis des 
Beklagten der Kläger mit ſeiner Klage abzuweiſen. Eine ſolche klageabweiſende Ent⸗ 
ſcheidung, die nicht zuungunſten des ſäumigen Beklagten und nicht infolge ſeiner 
Säumnis erlaſſen wird, iſt kein Verſäumnisurteil, ſondern eine kontradiktoriſche 
Entſcheidung (ſogenanntes einfeitig kontradiktoriſches Urteil). Dieſes Urteil unter- 
liegt wie alle kontradiktoriſchen Arteile den gewöhnlichen Rechtsmitteln. Daß nicht 
nur bei ſachlicher Anſchlüſſigkeit des Klagevorbringens, ſondern auch bei Anzuläſſig⸗ 
keit des Rechtswegs, Anzuſtändigkeit des Gerichts und einem ſonſtigen Fehlen von 
Prozeßvorausſetzungen auf Klageabweiſung (wenn auch nicht auf ſachliche Ab- 
weiſung) zu erkennen iſt, und daß auch eine ſolche Klageabweiſung ein (einfeitig) 
kontradiktoriſches Urteil darſtellt, iſt allgemein anerkannt. 


Da, wie ſchon erwähnt wurde, von einer Verſäumnis im eigentlichen Sinne nur bei 
der ordnungsmäßig geladenen Partei oder in den Fällen, in denen es einer Ladung 
nicht bedurfte, geſprochen werden kann, iſt der Antrag auf Erlaſſung eines Ver⸗ 
ſäumnisurteils zurückzuweiſen, wenn es an der ordnungsmäßigen Ladung fehlt (§ 335 
Abſ. 1 Nr. 2). Da ferner die Fiktion, daß beim Ausbleiben des Veklagten die 
Behauptungen des Klägers als zugeſtanden gelten, vorausſetzt, daß der Beklagte 
durch Zuſtellung der Klage oder eines anderen Schriftſatzes von jenen Behauptungen 
Kenntnis erhalten hat, iſt der Antrag auf Erlaſſung des Verſäumnisurteils ferner 
auch zurückzuweiſen, wenn der nicht erſchienenen Partei ein erhebliches, tatſächliches, 
mündliches Vorbringen ihres Gegners oder ein Antrag nicht rechtzeitig mittels 
Schriftſatzes mitgeteilt war (8 335 Abſ. 1 Nr. 3). Wird fo der Antrag auf Erlaſſung 
des Verſäumnisurteils zurückgewieſen, ſo iſt die ausgebliebene Partei zum neuen 
Termin zu laden.“) | 


An und für ſich wird bei der Erlaſſung des Verſäumnisurteils nicht näher geprüft, ob die 
ausgebliebene Partei verſchuldet oder unverſchuldet nicht erſchienen war. Iſt aber für das 
Gericht die Möglichkeit naheliegend, daß die Partei durch Naturereigniſſe oder andere 
unabwendbare Zufälle am Erſcheinen verhindert worden iſt, dann kann es von Amts wegen die 
Verhandlung über den Antrag auf Erlaſſung des Verſäumnisurteils vertagen (§S 337 ZPO). 


4e) Handelt es ſich nicht um eine ausſchließliche Zuſtändigkeit und betrifft der Rechtsſtreit 
einen vermögensrechtlichen Anſpruch, ſo kann das ſachlich den 0 abweiſende Ver; 
ſäumnisurteil auch dann ergehen, wenn das Gericht an ſich für die Klage nicht zuſtändig 
wäre. Denn in dieſem Falle iſt ja eine Vereinbarung der Parteien über die Zuſtändigkeit 
nöd, und nach 8 39 ZPO iſt eine ſtillſchweigende Vereinbarung anzunehmen, wenn der 
Beklagte, ohne die Anzuſtändigkeit geltend zu machen, zur Hauptſache mündlich verhandelt 
hat, und die Stellung des Verſäumnisantrags ſeitens des Beklagten muß als Verhandeln 
zur Hauptſache angeſehen werden, ſo daß mit der Stellung dieſes Antrags die Zuſtändigkeit 
des an ſich unzuſtändigen Gerichts begründet ſein würde. 


6) Wegen der Anſechtung des Zurückweiſungsbeſchluſſes vgl. §S 336 ZPO. 
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Gegen das Verſäumnisurteil ſteht der ausgeblieben en 
Partei nach 8 338 der Einſpruch zu. Er iſt an eine Notfriſt von zwei 
Wochen geknüpft, die mit der Zuſtellung des Verſäumnisurteils beginnt ($ 339 Abf. 1 
— im Ausnahmefall des § 339 Abſ. 2 ZPO Beſtimmung durch das Gericht). Der 
Einſpruch unterliegt der Schriftform und in Anwaltsprozeſſen dem Anwaltszwang. 
Die Einſpruchsſchrift muß das Arteil, gegen das ſie ſich richtet, und die Abſicht, 
Einſpruch zu erheben, erkennen laſſen. 


Während die Klageſchrift im Anwaltsprozeß im Parteibetriebe zugeſtellt wird, gelten für 
die Einſpruchsſchrift abweichende Vorſchriften. Das Gericht beraumt den Termin zur münd- 
lichen Verhandlung über den Einſpruch und die weitere Verhandlung zur Hauptſache von 
Amts wegen an und gibt ihn den Parteien bekannt. Gleichzeitig wird auch die Einſpruchs ⸗ 
ſchrift der Gegenpartei von Amts wegen zugeſtellt (§ 340 a). Die Zuläſſigkeit des Einſpruchs, 
insbeſondere auch die Wahrung der Form und Friſt, hat das Gericht von Amts wegen zu 
prüfen. Es kann aber, wenn es den Einſpruch für unzuläſſig erachtet, ihn nicht etwa alsbald 
im Beſchlußwege zurückweiſen, ſondern über die Zuläſſigkeit des Einſpruchs nur in der auf 
die Einſpruchsſchrift hin anzuberaumenden mündlichen Verhandlung erkennen. 


Iſt der Einſpruch zuläſſig, ſo werden damit die Wirkungen der Verſäumnis reſtlos 
beſeitigt. Der Prozeß wird nach 8 342 ZPO in die Lage zurückverſetzt, in der er ſich 
vor dem Eintritt der Verſäumnis befand. Das bedeutet für das vorhin erwähnte 
Beiſpiel, in dem der vor einem unzuſtändigen Gericht Verklagte gegen den aus⸗ 
gebliebenen Kläger ein Verſäumnisurteil auf Klageabweiſung erwirkt hat, daß der 
Verklagte nunmehr, wenn der Kläger Einſpruch eingelegt hatte, in der neuen Ver. 
handlung noch die Einrede der Anzuſtändigkeit des Gerichts erheben kann, weil durch 
den Einſpruch auch die zuſtändigkeitsbegründende Wirkung feines Antrags auf Ver- 
ſäumnisurteil (8 39 ZPO) beſeitigt iſt. 


Kommt das Gericht bei der auf den Einſpruch folgenden ſtreitigen Verhandlung zu 
dem Ergebnis, daß die im Verſäumnisurteil getroffene Entſcheidung ſachlich richtig 
iſt, ſo erkennt es auf Aufrechterhaltung des Verſäumnisurteils. Im umgekehrten 
Falle wird das Verſäumnisurteil in dem neuen Arteil des Gerichts aufgehoben und 
ſachlich anderweitig entſchieden (§ 343). Die durch die Verſäumnis veranlaßten 
Koſten ſind aber, wenn das Verſäumnisurteil in geſetzlicher Weiſe ergangen war, der 
ſäumigen Partei auch dann aufzuerlegen, wenn infolge des Einſpruchs zu ihren 
Gunſten abſchließend entſchieden worden iſt (8 344). Bleibt die ſäumige Partei in 
dem auf ihren Einſpruch anberaumten Termin von neuem aus, fo ergeht gegen ſie 
wiederum auf Antrag des Gegners ein Verſäumnisurteil. Dieſes Verſäumnisurteil 
iſt dahin zu faſſen, daß der Einſpruch verworfen wird. Gegen ein derartiges (fo- 
genanntes zweites) Verſäumnisurteil iſt ein Einſpruch nicht mehr möglich; doch kann 
die ausgebliebene Partei, wenn ſie dartun kann, daß der Fall der Verſäumnis nicht 
vorgelegen habe, z. B. ſie zum Termin nicht geladen oder durch einen unabwendbaren 
Zufall am Erſcheinen verhindert war (8 337), gegen das zweite Verſäumnisurteil die 
Berufung einlegen (8 513 Abſ. 2 ZPO). Ein zweites Verſäumnisurteil kommt auch 
dann in Frage, wenn der erſte auf den Einſpruch hin anberaumte Termin nicht zu 
einer Verhandlung geführt, fondern vertagt worden iſt und in dieſem weiteren Termin 
die Partei, die den Einſpruch eingelegt hatte, von neuem ausbleibt. 


Die Zuläſſigkeit des Einſpruchs gegen ein Verſäumnisurteil iſt unabhängig davon, aus 
welchen Gründen die ſäumige Partei im Termin ausgeblieben iſt. Der Einſpruch ſteht des⸗ 
halb einer Partei auch dann zu, wenn fie mutwillig den Termin verſäumt. Infolgedeſſen 
bietet die Einrichtung des Verſäumnisurteils die Möglichkeit zu einer Verſchleppung von 
Prozeſſen. Am hier der erſchienenen Partei die Möglichkeit zu verſchaffen, auch beim Aus ⸗ 
bleiben der anderen eine die Inſtanz abſchließende Entſcheidung zu erlangen, hat ihr der 
durch die Prozeßnovelle von 1924 eingeführte S 331 a das Recht gegeben, ſtatt eines Ver⸗ 
ſäumnisurteils eine Entſcheidung nach Lage der Akten zu beantragen. Für dieſe Entſcheidung 
gelten die ſchon erörterten Grundſätze des S 251 a, der den Fall des Ausbleibens beider 
Parteien betrifft, entſprechend. 


— Sup? [are 9 


Zivilprozeßrecht 55 


Insbeſondere kann danach das Gericht ein Arteil als Aktenlageentſcheidung nur fällen, wenn 
die Streitſache unter den Parteien vorher ſchon einmal mündlich verhandelt war; und es 
kann das Urteil auch nicht ſofort, ſondern nur in einem beſonderen Verkündungstermin 
erlaſſen, bis zu welchem die ausgebliebene Partei die Möglichkeit hat, ihr Ausbleiben zu 
entſchuldigen und eine erneute Verhandlung zu beantragen. Zu beachten iſt hierbei, daß die 
Aktenlageentſcheidung eine rein kontradiktoriſche Entſcheidung iſt, alſo nicht mit der Fiktion 
arbeiten kann, daß im Ausbleiben des Beklagten ein Zugeſtändnis der Behauptungen des 
Gegners zu erblicken iſt. Bei der Aktenlageentſcheidung iſt nicht nur, wenn eine frühere 
ſtreitige Verhandlung ſtattgefunden hat, deren Ergebnis zu berückſichtigen, ſondern es 
können auch die in der Zwiſchenzeit von den Parteien gewechſelten Schriftſätze der Ent- 
ſcheidung ebenſo zugrunde gelegt werden, wie wenn fie Gegenſtand der mündlichen Verhand- 
lung geworden wären. Hier liegt alſo eine Ausnahme von dem ſonſt den Prozeß beberr- 
ſchenden Mündlichkeitsgrundſatz vor. Die an ſich nur vorbereitenden Schriftſätze gewinnen, 
ſoweit fie bei der Aktenlageentſcheidung zu berückſichtigen find, den Charakter beftimmender 
Schriftſätze. Die in ſolchen Schriftſätzen enthaltenen Behauptungen der Parteien können 
aber, da bei einem Aktenlageverfahren die Grundſätze der kontradiktoriſchen Verhandlung 
anzuwenden find, ſoweit ſie erheblich find, nur dann zum Gegenſtand der Entſcheidung 
gemacht werden, wenn eine ausdrückliche Erklärung des Gegners darüber vorliegt, oder 
aus feinen ſonſtigen Erklärungen entnommen werden kann, welche Stellung er zu den frag- 
lichen Behauptungen einnehmen will. Ergibt ſich danach, daß eine Behauptung beſtritten 
iſt, ſo kann ſie als Grundlage eines Arteils nur verwertet werden, wenn ſich ihre Nichtigkeit 
aus dem im Laufe des Verfahrens erwachſenen Beweismaterial ergibt,“) da, wie ſchon 
mehrfach erwähnt, aus dem Ausbleiben der einen Partei allein auf ein Zugeſtändnis nicht 
geſchloſſen werden kann. Würde aber auf den Schriftſatz einer Partei, in dem eine Reihe 
von Behauptungen aufgeſtellt iſt, eine Antwort des Gegners eingegangen ſein und wären 
in dieſer Antwort einzelne der Behauptungen unbeſtritten geblieben, ſo würde hier der 
§ 138 Abſ. 3 ZPO entſprechend anzuwenden fein, d. h. das Schweigen der einen Partei über 
Behauptungen des Gegners innerhalb eines Schriftſatzes wird ebenſo zu werten ſein, als 


wenn ſie in der mündlichen Verhandlung zu dieſen Behauptungen keine Erklärung ab⸗ 
gegeben hätte. 


Da das nach Lage der Akten ergehende Urteil nach alledem ein kontradiktoriſches Arteil iſt, 


unterliegt es nicht dem Einſpruch, ſondern den gewöhnlichen Rechtsmitteln und beendet 
infolgedeſſen die Inſtanz endgültig. 


12. Beweisverfahren 
A. Beweislaſt 


Unter Beweislaſt verſteht man die aus der unſer Prozeßrecht grundſätzlich beberr- 
ſchenden Verhandlungsmaxime“) ſich ergebende verfahrensrechtliche Notwendigkeit, 
daß jede Partei für die beweisbedürftigen Behauptungen, die notwendig ſind, um 
ihre Anſprüche oder die von ihr gegen Anſprüche des Gegners erhobenen Einwen⸗ 
dungen zu begründen, den Beweis anzutreten hat, wenn ſie nicht die Zurückweiſung 
ihrer Anſprüche oder Einwendungen gewärtigen will.“) 


7) Andernfalls kann die Aktenlageentſcheidung nur in einem Beweisbeſchluß beſtehen. 


) In einem Verfahren, in dem die Verhandlungsmaxime teilweiſe verlaſſen tft, wie z. B. 
in Eheſachen, können deshalb unter Amſtänden auch Beweiſe von Amts wegen erhoben 
werden, die von der Partei, zu deren Gunſten fie wirken, nicht angetreten find (vgl. 
8622 ZPO). 

se) Wer z. B. aus einem Kaufvertrag auf Zahlung des Kauſpreiſes klagt, muß den Abſchluß 
des Vertrags einſchließlich der Preisvereinbarung beweiſen, ln der Beklagte beweis- 
pflichtig iſt, wenn er behauptet, den Kaufpreis 195 gezahlt zu haben oder wegen Mangel; 
haftigkeit der Ware die Einrede der Wandlung erhebt. Trägt Jedoch der Beklagte ſelbſtändige 
Behauptungen nur vor, um das Beſtreiten der Klagebehauptung näher zu begründen, 
behauptet z. B. der aus einem Kaufvertrag Verklagte, er habe den in Frage kommenden 
Gegenſtand lediglich geliehen, oder erklärt der aus einem Darlehen Verklagte, die in Frage 
ſtehende Geldſumme ſei ihm geſchenkt worden, ſo handelt es ſich hierbei nicht um vom 
a zu beweiſende Einwendungen, ſondern nur um ein fubftantiiertes Beſtreiten eines 
vom Kläger zu beweiſenden Tatbeſtandes. 
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Des Beweiſes bedürfen nur rechtserhebliche Tatſachen, da rechtlich unerhebliche 
Behauptungen vom Gericht nicht zu berückſichtigen find. Ferner find beweisbedürftig 
nur Behauptungen, die der Gegner beſtreitet, da das Gericht nach dem ſchon 
erörterten 8 288 ZPO die Behauptung einer Partei, die ihr Gegner zugeſtanden hat, 
nicht nachzuprüfen hat.“) Dem Geſtändnis ſteht es, wie ebenfalls bereits erwähnt 
wurde, in der Wirkung gleich, wenn ſich eine Partei auf eine tatſächliche Behauptung 
ihres Gegners überhaupt nicht erklärt (8 138 Abſ. 3 ZPO) Nicht beweisbedürftig 
ind ferner Tatſachen, die beim Gericht offenkundig find (8 291 3PO). u) Ferner 
iſt eine Partei des Beweiſes für ſolche Tatſachen enthoben, für die das Geſetz eine 
Vermutung aufſtellt, wie z. B. das Bürgerliche Geſetzbuch in verſchiedenen Vor; 
ſchriften (Beiſpiele 88 18, 19, 891, 1006, 1362 uſw.). Gegen eine ſolche geſetzliche Ver ⸗ 
mutung iſt jedoch der Gegenpartei der Gegenbeweis vorbehalten. 


Grundſätzlich beſchränkt ſich die Beweispflicht der Parteien auf tatſächliche Amſtände, 
da es Aufgabe des Gerichts iſt, das Recht zu kennen. Dies gilt jedoch nicht für aus- 
ländiſches Recht und Gewohnheitsrecht, wenn dieſes in einem Einzelfall in einem 
Prozeß anzuwenden iſt (8 293 ZPO). 


Für Beweismittel gilt ebenſo wie für tatſächliche Behauptungen der Grundſatz, daß 
ſie an ſich jederzeit bis zum Schluß derjenigen mündlichen Verhandlung, auf die das 
Urteil ergeht, geltend gemacht werden können. Aber auch hier find zur Vermeidung 
von Prozeßverſchleppungen dem Gericht die gleichen Möglichkeiten wie bei tatfäd- 
lichen Behauptungen gegeben, böswillig oder nachläſſig verſpätetes Beweisvor⸗ 
bringen zurückzuweiſen (8 283 Abf. 2 3PO). 


Nach Abſchluß der Beweiserhebung iſt den Parteien Gelegenheit zu geben, über das 
Ergebnis der Beweisaufnahme unter Darlegung des Streitverhältniſſes zu ver- 
handeln (8 285 ZPO) Hierbei handelt es ſich nicht um eine bloße Förmlichkeit, 
ſondern um einen Ausfluß des Grundſatzes des rechtlichen Gehörs der Partei. Ein 
Verſtoß des Gerichts gegen dieſe Vorſchrift würde deshalb einen weſentlichen Ver⸗ 
fahrensmangel bedeuten. 


Für die Würdigung der Beweisergebniſſe gilt jetzt im Zivilprozeßrecht ganz 
allgemein der Grundſatz der freien Beweiswürdigung. Das Gericht hat alſo unter 
Berückſichtigung des geſamten Inhalts der Verhandlung und des Ergebniſſes etwa 
erhobener Beweiſe nach ſeiner ſreien Aberzeugung darüber zu entſcheiden, ob es eine 
tatſächliche Behauptung für wahr oder für nicht wahr erachtet (8 286 ZPO) Nicht 
in allen Fällen bedarf das Gericht zur Bildung ſeiner Aberzeugung einer reſtloſen 
Aufklärung des ſtreitigen Sachverhalts durch Beweiserhebung. Handelt es ſich z. B. 
darum, ob ein Schaden entſtanden iſt und wie hoch er ſich beläuft, fo entſcheidet hier⸗ 
über das Gericht unter Würdigung aller Amſtände nach freier Aberzeugung, und es 
bleibt feinem Ermeſſen überlaſſen, ob und wieweit es Beweisanträgen ſtattgibt oder 
von ſich aus die Begutachtung durch Sachverſtändige anordnet. Das Gericht kann 
auch den Beweisführer über Entſtehung und Höhe des Schadens vernehmen und das 
Ergebnis dieſer Vernehmung bei feiner Entſcheidung verwerten. Der gleiche Grund- 
ſatz kann auch bei anderen vermögensrechtlichen Streitigkeiten Anwendung finden, 
ſoweit unter den Parteien die Höhe einer Forderung ſtreitig iſt und die vollſtändige 
Aufklärung aller hierfür maßgebenden Amſtände mit Schwierigkeiten verbunden iſt, 
die zur Bedeutung des ſtreitigen Teils der Forderung in keinem Verhältnis ſtehen 
(S 287 ZPO). 


8%) Ausnahmen gelten, da auch dieſe Regel ein Ausfluß der Verhandlungsmaxime iſt, wie 
ſchon mehrfach erwähnt wurde, im Eheverfahren (8 617 ZPO). 

61) Sei es, daß dieſe Tatſachen allgemein bekannt find, ſei es, daß fie etwa aus anderen 
Prozeſſen zur Kenntnis des Gerichts gelangt ſind. Eine Kenntnis, die einzelne Richter 
in ihrem Privatleben gewonnen haben, wenn z. B. ein Richter zufällig Zeuge des ſtreitigen 
Vorgangs geweſen iſt, fällt nicht unter $ 291 ZPO. 
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B. Durchführung der Beweisaufnahme 
a) Allgemeine Vorſchriften 


Die Beweiserhebung der geltenden Zivilprozeßordnung iſt beherrſcht von dem 
Grundſatz der Anmittelbarkeit, d. h. von dem Gedanken, daß möglichſt auch die 
Beweiserhebung vor dem voll beſetzten Prozeßgericht, das über das Ergebnis der 
Beweisaufnahme zu befinden hat, ſtattfinden müſſe. Nur in beſonders vorgeſehenen 
Ausnahmefällen, wie z. B. in den Fällen des 8 372 Abſ. 2, 8 375, kann die Beweis 


. aufnahme einem Mitglied des Prozeßgerichts (beauftragten Richter) oder einem 
anderen Gericht (erſuchten Richter) übertragen werden (8 355 ZPO). Ferner iſt das 
Geſetz beherrſcht von dem Grundſatz der Konzentrierung des Verfahrens, alſo von 

dem Gedanken, daß tunlichſt die Beweiserhebung ſich unmittelbar an den Parteivor- 


trag anſchließen und ihr ſelbſt die Verhandlung über die Beweisaufnahme und die 
Entſcheidung folgen ſoll, weil nur ſo die Vorzüge der Anmittelbarkeit des Verfahrens 
zur vollen Auswirkung gelangen, vor allen Dingen in dieſer Weiſe das Gericht den 
lebendigſten Eindruck von dem Sachverhalt gewinnt (8 357 a 3PO). Gerade um dieſe 
Konzentrierung des Verfahrens zu erreichen, find dem Vorſitzenden des Gerichts die 
ſchon erörterten Möglichkeiten der Vorbereitung der Verhandlung gegeben, zu denen 
auch die Möglichkeit, Beweismittel zur Verhandlung bereitzuſtellen, gehört. Auch das 
Verfahren vor dem Einzelrichter verfolgt den Zweck, zu erreichen, daß bei der vor 
dem Prozeßgericht ſtattfindenden Hauptverhandlung ſämtliche zur Entſcheidung 
nötigen Beweismittel einſchließlich von Zeugen und Sachverſtändigen bereitgeſtellt 
werden können. Die ſtrenge Durchführung dieſer Grundſätze iſt die notwendige Vor⸗ 
ausſetzung für einen jedem beteiligten Volksgenoſſen verſtändlichen, gerecht und wirk⸗ 
lichkeitsnahe verlaufenden Prozeß. , 
Eines beſonderen Beweisbeſchluſſes, deſſen Inhalt im 8 359 ZPO näher angegeben 
iſt, bedarf es nur, wenn die Beweisaufnahme, z. B. weil es nicht gelungen iſt, die 
Beweismittel zum Verhandlungstermin bereitzuſtellen, ein beſonderes Verfahren 
nötig macht (8 358 3PO). (Wegen der Möglichkeit der Anderung des Beweis- 
beſchluſſes ohne mündliche Verhandlung vgl. §S 360 ZPO und wegen der Beweis- 
erhebung im Ausland vgl. 88 363, 364 ZPO.) 
Aus dem Grundſatz des rechtlichen Gehörs folgt, daß die Parteien das Recht haben, der 
Beweisaufnahme beizuwohnen (8357 ZPO) Gleichwohl kann nach 8367 ZPO, wenn die 
Parteien von dieſem Recht keinen Gebrauch machen, die Beweiserhebung ohne ihre Un- 
weſenheit durchgeführt werden. In einem ſolche Falle kann nur in den Grenzen des 8367 
Abſ. 2 eine Wiederholung der Beweisaufnahme oder ihre nachträgliche Ergänzung erfolgen. 
Zft zur Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht ein beſonderer Termin beffimmt, jo gilt 
dieſer Termin ohne weiteres zugleich auch zur Fortſetzung der mündlichen Verhandlung (8 370), 
fo daß eine Partei als ſäumig behandelt werden muß, wenn fie bis zum Schluß der Beweis⸗ 
erhebung nicht erſchienen iſt. 

b) Die einzelnen Beweismittel 

a) Beweis durch Augenſchein 


Anter Augenſcheinsbeweis verſteht man diejenige Beweiserhebung, bei der ſich das 
Gericht durch unmittelbare finnlihe Wahrnehmung von dem Sachverhalt überzeugen 
ſoll. Es braucht ſich dabei nicht immer um Wahrnehmung mittels der Augen zu 
handeln, wie z. B., wenn der äußere Zuſtand einer Baulichkeit oder eines Wohn- 
raumes feſtgeſtellt werden ſoll, ſondern auch andere Sinneswahrnehmungen gehören 
hierher; z. B. unmittelbare Wahrnehmung von Geräuſchen oder Gerüchen, derent- 
wegen ein Streit zwiſchen Nachbarn geführt wird. Das Gericht kann bei der Ein- 
nahme des Augenſcheins von Amts wegen Sachverſtändige hinzuziehen. Der Augen- 
ſcheinsbeweis gehört auch zu denjenigen Beweiſen, die das Gericht nach freiem 
Ermeſſen einem ſeiner Mitglieder oder einem erſuchten Richter übertragen kann 
(S 372 Abſ. 2). Zur Antretung des Beweiſes durch Augenſchein genügt es, daß die 
beweisführende Partei die Tatſachen angibt, die zu beweiſen find, und den Gegen- 
ſtand des Augenſcheins bezeichnet. 
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5) Zeugenbeweis 


Anter Zeugen verſteht man Perſonen, die nicht als Parteien am 
Rechtsſtreit unmittelbar beteiligt ſind und durch Wiedergabe tat- 
ſächlicher Beobachtungen zur Aufklärung des Sachverhalts beitragen können. Die 
Parteien ſelbſt können daher niemals Zeugen ſein, aber ebenſowenig ihre geſetzlichen 
Vertreter. Ihre Wiſſenſchaft kann nur auf dem Wege der ſpäter noch zu erörternden 
Parteivernehmung für die Sachaufklärung nutzbar gemacht werden. Andererſeits 
unterſcheidet ſich der Zeuge vom Sachverſtändigen dadurch, daß 
er nur tatſächliche Wahrnehmungen wiederzugeben hat, während der Sachverſtändige 
ein aus tatſächlichen Wahrnehmungen gewonnenes Arteil dem Gericht übermittelt. 
Ein Mittelding iſt der ſogenannte ſachverſtändige Zeuge, d. h. ein Zeuge, der an ſich 
zwar tatſächliche Wahrnehmungen vermittelt, der aber, um ſolche Wahrnehmungen 
machen zu können, einer beſonderen Sachkunde bedarf (8 414 ZPO). 

aa) Zur Antretung des Zeugenbeweiſes iſt erforderlich, daß die Partei 
die Tatſachen, über die der Zeuge vernommen werden ſoll, und die Perſon und 
Adreſſe des Zeugen bezeichnet (S 373). 

Für die Zeugenvernehmung, bei der es in den meiſten Fällen nicht nur darauf ankommt, den 
Inhalt der Ausſage ſeſtzuſtellen, ſondern zur Prüfung ihrer Glaubwürdigkeit das ganze 
Verhalten des Zeugen bei ſeiner Vernehmung zu beobachten, iſt die Anmittelbarkeit von 
ganz beſonderer Bedeutung. Das Prozeßgericht darf deshalb die Vernehmung von Zeugen 
einem beauftragten oder erſuchten Richter nur in wenigen Ausnahmefällen über laſſen 
(8 375 ZPO). 

BB) Die Ladung der Zeugen veranlaßt nach näherer Vorſchrift des S 377 
das Gericht von Amts wegen. 

y) Zeugnispflicht. Grundſätzlich iſt jeder ordnungsmäßig geladene Zeuge 
verpflichtet, der Ladung Folge zu leiſten. Tut er es nicht, ſo wird er von Amts 
wegen nach näherer Vorſchrift der SS 380, 381 in Ordnungsſtraſe genommen. Auch 
kann im Falle wiederholten Ausbleibens feine zwangsweiſe Vorführung angeordnet 
werden. 

Von dieſer Zeugnispflicht gelten indeſſen verſchiedene Ausnahmen. Oſfentliche 
Beamte dürfen über Amſtände, auf die ſich ihre Pflicht zur Amtsverſchwiegenheit bezicbt, 
nur mit Genehmigung ihrer vorgeſetzten Dienſtbehörde als Zeugen vernommen werden (8 378. 
— Für Angehörige der Partei und ihrer Gliederungen hat das Geſetz vom 1. 12. 1936, RG. 
Bl. J S. 994, nebſt Ausführungsverordnung vom 2. 12. 1936, RGBl. I S. 997, eine entſprechende 
beſondere Regelung getroffen.) Für Mitglieder der Landesregierung bedarf es deren Zu- 
ſtimmung, ebenſo für Mitglieder der Reichsregierung der Zuſtimmung der Reichsregierung. 
Das Gericht hat vor der Vernehmung die Zuſtimmung einzuholen. Sie darf nur verſagt 
werden, wenn die Ablegung des Zeugniſſes dem Wohl des Reichs oder eines deutſchen Landes 
Nachteile bereiten würde; doch iſt das Gericht nicht befugt, die Einhaltung dieſer Beſchrän⸗ 
kung nachzuprüfen. In dieſem Zuſammenhang ſei gleich erwähnt, daß für die Mitglieder 
der Landesregierung und der Reichsregierung im 8 382 noch vorgeſchrieben tft, daß fie an 
ihrem Amtsſitz oder, wenn fie ſich außerhalb des Amtsſitzes aufhalten, an ihrem Aufenthalts- 
orte zu vernehmen find ($ 382 ZPO). 

Außerdem können verſchiedene Amſtände einen Zeugen zur 
Verweigerung ſeines Zeugniſſes berechtigen. In Betracht 
kommen dabei zunächſt perſönliche Beziehungen zu den Parteien (der Verlobte einer 
Partei, der Ehegatte und die im § 383 Nr. 3 bezeichneten nahen Verwandten). 
Einen weiteren Grund zur Zeugnisverweigerung kann nach § 388 Nr. 4 und 5 die Not 
wendigkeit der Wahrung eines Amts- oder Berufsgeheimniſſes bieten. Außerdem kommt 
die Zeugnisverweigerung für einzelne Fragen in Betracht, wenn der Zeuge durch ibre 
Beantwortung entweder ſich ſelbſt oder nahe Angehörige einer unmittelbaren vermögens⸗ 
rechtlichen Schädigung oder einer ſtraſgerichtlichen Verfolgung ausſetzen würde, oder wenn 
ihm oder einem der erwähnten nahen Angehörigen die Beantwortung der Frage zur Anehre 
gereichen würde; endlich kann der Zeuge auch die Auskunft über Fragen verweigern, die er 
nicht würde beantworten können, ohne ein Kunſt⸗ oder Gewerbegeheimnis zu offenbaren 
(S 384). Von dieſem Zeugnisverweigerungsrecht find aber im $ 385 ZPO verſchiedene Aus- 
nahmen gemacht, von denen beſonders wichtig die iſt, daß ein Zeuge über diejenigen Hand- 
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lungen, die er ſelbſt als Rechtsvorgänger oder Vertreter einer Partei vorgenommen haben 
ſoll, weder wegen feiner nahen Beziehungen zur Partei noch mit Rückſicht auf eine aus der 
Ausſage ihm drohende Vermögensſchädigung das Zeugnis verweigern darf. Das bedeutet 
Z. B., daß eine Frau, die in Ausübung ihrer Schlüſſelgewalt mit Wirkſamkeit für ihren 
Mann eine Beſtellung gemacht hat, ihr Zeugnis nicht verweigern darf, wenn ſie im Prozeß 
über den Hergang bei dieſer Beſtellung Auskunft geben ſoll. Verweigert ein Zeuge ohne 
genügenden Grund fein Zeugnis oder bleibt er bei der Weigerung, auch nachdem der vor⸗ 
geſchützte Grund in dem durch SS 386 bis 389 näher geregelten Verfahren für unerheblich 
erklärt iſt, ſo iſt er von Amts wegen in die durch die Weigerung verurſachten Koſten ſowie zu 
einer Ordnungsſtrafe zu verurteilen (§ 390). Im Falle wiederholter Weigerung hat das Gericht 
auf Antrag einer Partei zur Erzwingung des Zeugniſſes die Haft anzuordnen. Die Haft 
durf jedoch die Dauer von ſechs Monaten nicht überſteigen und iſt ſchon früher zu beendigen, 


wenn der Prozeß in der Inſtanz vorher beendigt wird (8 390 ZPO in Verbindung 
mit 8 913). 


zo) Im Gegenſatz zu dem RNechtszuſtand vor 1933 iſt im geltenden Recht die Beeidigung 
der Zeugen nicht mehr als Regel vorgeſchrieben. Sie findet vielmehr nur dann ſtatt, 
wenn das Gericht fie mit Rüdfiht auf die Bedeutung der Ausſage oder zur Herbeiführung 
einer wahrheitsgemäßen Erklärung für geboten erachtet. Aber auch in diefem Fall unter- 

bleibt die Beeidigung, wenn die Parteien auf fie verzichten (8391 ZPO) Anzuläſſig iſt 
jedoch die Beeidigung bei Perſonen, die das 16. Lebensjahr noch nicht vollendet haben oder 
wegen mangelnder Verſtandesreife oder Verſtandesſchwäche von dem Weſen und der 
Bedeutung des Eides keine genügende Vorſtellung haben. Anzuläſſig iſt auch die Beeidigung 
von Perſonen, die nach ſtrafgeſetzlicher Beſtimmung (3.3. infolge Verurteilung wegen 
Meineids) unfähig find, als Zeugen eidlich vernommen zu werden ($ 393). 


ec) Hergang der Vernehmung: Sind mehrere Zeugen zu vernehmen, fo iſt jeder 
einzeln und in Abweſenheit der ſpäter abzuhörenden Zeugen zu vernehmen. Jeder Zeuge 
wird vor Beginn der Vernehmung zur Wahrheit ermahnt und auf die Möglichkeit der 
Beeidigung und deren Bedeutung hingewieſen. Die Vernehmung beginnt dann damit, daß 
der Zeuge über feine perſönlichen Verhaltniſſe befragt wird, ſoweit dieſe erheblich find, um 
feine Zeugnisfähigkeit, feine Beziehungen zu den Parteien und fein Intereſſe am Rechtsſtreit 
zu ermitteln; ſodann wird er veranlaßt, zur Sache ſelbſt ſich zuſammenhängend zu äußern. 
Erſt wenn der Zeuge feine Wiſſenſchaft zuſammenhängend dargeſtellt hat, werden zur Auf⸗ 
klärung und Vervollſtändigung der Ausſagen und zur Würdigung ihrer Richtigkeit Fragen 
an ihn geſtellt. Der Vorſitzende hat auch jedem Mitglied des Gerichts auf Verlangen zu 
geſtatten, Fragen zu ſtellen. Auch find die Parteien berechtigt, dem Zeugen diejenigen Fragen 
vorlegen zu laſſen, die fie zur Aufklärung für dienlich erachten. Auch kann ihnen der Vor 
ſitzende geſtatten, und den fie vertretenden Anwälten muß er geſtatten, an den Zeugen 
unmittelbar Fragen zu richten (88 396, 397 ZPO) In den im 8 377 Abſ. 3 und 4 auf- 
geführten beſonderen Fällen kann ſich das Gericht, ſtatt den Zeugen mündlich zu hören, mit 
einer ſchriftlichen Auskunft begnügen. 


y) Sachverſtändigen beweis 


Den Beweis durch Sachverſtändige tritt eine Partei dadurch an, daß ſie die zu 
begutachtenden Punkte bezeichnet (8 403). Die Auswahl der Sachverſtändigen iſt an 
ſich Sache des Gerichts. Doch bleibt es den Parteien unbenommen, Vorſchläge zu 
machen. Das Gericht iſt an dieſe Vorſchläge aber nur gebunden, wenn ſich beide 
Parteien über beſtimmte Perſonen als Sachverſtändige geeinigt haben (8 404 3PO). 
Da ſich der Sachverſtändige von den Zeugen inſofern unterſcheidet, als er nicht nur 
tatſächliche Wahrnehmungen mitzuteilen, ſondern ein Urteil über feine Wahrneh⸗ 
mung abzugeben hat, iſt im 8 406 vorgeſehen, daß ein Sachverſtändiger aus denſelben 
Gründen wie ein Richter abgelehnt werden kann. Die einzelnen Volksgenoſſen ſind 
auch nicht in dem gleichen Amfang wie zur Zeugnisausſage, ſondern nur in den aus 
8 407 ZPO erſichtlichen Grenzen zur Abgabe eines Sachverſtändigengutachtens ver- 
pflichtet. Im übrigen gelten für die Vernehmung von Sachverſtändigen die Vor⸗ 
ſchriften über die Zeugenvernehmung entſprechend ($ 402). 


| 


| 
60 Volkmar 


6) Beweis durch Urkunden 


Der Beweis durch Urkunden iſt von beſonderer Bedeutung. Er iſt in den SS 415 ff. 
der Zivilprozeßordnung geregelt. Das Geſetz verſteht unter Arkunden die Schrift⸗ 
ſtücke, die kraſt ihres gedanklichen Inhalts als Beweismittel in Betracht kommen. 
Man unterſcheidet hinſichtlich der Beweiswirkung zwiſchen öffentlichen und privaten 
Arkunden. 


aa) Of fentliche Urkunden find nah 8415 diejenigen, die von einer öffent- 
lichen Behörde innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe oder von einer mit 
öffentlichem Glauben verſehenen Perſon (3. B. Notar) innerhalb des ihr zu⸗ 
gewieſenen Geſchäftskreiſes in der vorgeſchriebenen Form aufgenommen find. Solche 
öffentlichen Arkunden können einen verſchiedenen Inhalt haben. 8 


Sie können Erklärungen betreffen, die vor der Behörde oder der mit öffentlichem 
Glauben verſehenen Perſon abgegeben ſind, wie z. B. die notarielle Beurkundung 
eines Kaufvertrags. Eine derartige öffentliche Urkunde liefert den vollen Beweis 
des durch die Behörde oder die Arkundsperſon beurkundeten Vorgangs, jedoch mit 
der Möglichkeit des Gegenbeweiſes gemäß 8 415 Abſ. 2 3PO. 


Ferner können öffentliche Arkunden eine amtliche Anordnung, Verfügung oder 
Entſcheidung zum Gegenſtande haben, wie z. B. die Ausfertigung eines Pfändungs- 
und Aberweiſungsbeſchluſſes. Solche Arkunden liefern den vollen Beweis, daß die 
in ihnen wiedergegebene Anordnung, Entſcheidung uſw. tatſächlich ergangen iſt 
(8 417 8PO). 

Endlich können öffentliche Urkunden auch andere Tatſachen als von Parteien ab- 
gegebene Erklärungen bezeugen, wie z. B. die Zuſtellungsurkunde eines Gerichts ⸗ 
vollziehers oder die Geburtsurkunde eines Standesamts. Solche Arkunden begründen 
vollen Beweis der darin bezeugten Tatſachen. Der Beweis ihrer Anrichtigkeit iſt 
indeſſen zuläſſig, ſofern nicht landesgeſetzliche Beſchränkungen beſtehen. 


BB) Privaturkunden. Privaturkunden begründen nach 8 416 ZPO, ſofern fie 
von den Ausſtellern unterſchrieben oder mittels gerichtlich oder notariell beglau- 
bigten Handzeichens unterzeichnet find, vollen Beweis dafür, daß die darin ent ; 
haltenen Erklärungen von den Ausſtellern abgegeben ſind. 

Dieſe Beweiskraft folgt aus der Natur der Sache. Legt 3.3. der Beklagte für die Klage · 
forderung ein Empfangsbekenntnis des Klägers vor, das vom Kläger eigenhändig unter ⸗ 
ſchrieben iſt, ſo iſt damit der Beweis geliefert, daß der Kläger ein ſolches Empfangs⸗ 
bekenntnis abgegeben hat. Daraus folgt aber nicht in allen Fällen, daß die Schuld auch 
wirklich getilgt iſt. Es wäre z. B. möglich, daß der Kläger den Nachweis führt, er habe die 
Quittung lediglich in Erwartung des Eingangs der ihm in Ausſicht geſtellten Zahlung 
abgegeben, habe die Zahlung aber nicht erhalten.) 

Sur Antretung des Arkunden beweiſes iſt in der Regel die Vorlegung 
der Urkunde erforderlich (8 420 3PO). Es genügt alſo nicht, daß ſich der Kläger 
lediglich auf die Urkunde beruft. Ausnahmen gelten nach der näheren Regelung 
der SS 421 bis 432 für die Fälle, in denen ſich die Urkunde nicht in der Hand des 
Beweisführers, ſondern in der des Gegners oder eines Dritten befindet. Voraus ⸗ 
ſetzung für die Beweiskraft der Arkunde iſt in allen Fällen ihre Echtheit. Hier 
begründet die Zivilprozeßordnung für Arkunden, die ſich nach Form und Inhalt als 
von einer öffentlichen Behörde oder von einer mit öffentlichem Glauben verſehenen 
Perſon errichtet darſtellen, eine Vermutung der Echtheit (8 437 ZPO) Aber die 
Echtheit einer Privaturkunde (8 439 ZPO) hat ſich zunächſt der Gegner des 
Beweisführers zu erklären. Gibt er keine Erklärung ab, fo gilt die Echtheit als 


2) Dagegen läßt ſich eine Quittung nicht einfach dadurch entkräften, daß der Kläger 
behauptet, er habe die Zahlung nicht erhalten, da 90 eine Quittung ohne Empfang der 
Zahlung auch zum Zwecke des Verzichts auf die Klageforderun gegeben werden kann. 
Der Kläger alſo, der behauptet, an ein Empfangsbekenntnis nicht gebunden zu ſein, muß 
hierfür zwingende Gründe vorbringen und beweiſen. 
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zugeſtanden. Beſtreitet er die Echtheit, ſo kann darüber mit allen geſetzlichen 
Beweismitteln, auch durch Parteivernehmung, Beweis erhoben werden (vgl. auch 8 441 
[Beweis durch Schriftvergleichung] und 8 440 Ubf. 2 wegen des Umfangs der Beweis⸗ 
pflicht) 


e) Beweis durch Parteiver nehmung 


Der Beweis durch Parteivernehmung iſt an die Stelle des bis 1933 in Kraft 
geweſenen Beweiſes durch Eid getreten. 


Der Beweis durch Parteieid beſtand darin, daß die Partei, der der Eid auferlegt wurde, 
eine feft normierte Eidesformel zu beſchwöͤren hatte. Wurde der Eid geleiſtet, fo galt, ohne 
daß das Gericht die Glaubwürdigkeit nachprüfen konnte, die beſchworene Tatſache als 
bewieſen. Wurde der Eid dagegen verweigert, fo galt wiederum, ohne daß die Gründe der 
Eidesweigerung nachzuprüfen waren, das Gegenteil der in der Eidesformel enthaltenen 
Angaben als nachgewieſen. 


Dieſe formaliſtiſche Beweisregel, bei der die freie Beweiswürdigung des Gerichts 
ausgeſchaltet wird, paßt nicht in ein Prozeßverfahren, in dem die Wahrheitspflicht 
der Parteien in den Vordergrund geſtellt wird, und die Aufgabe des Gerichts iſt, 
unter eigener Verantwortung den Sachverhalt möglichſt reſtlos aufzuklären. Deshalb 
find die neuen Vorſchriften über Parteivernehmung getroffen. Auch bei der Partei- 
vernehmung handelt es ſich um ein Beweismittel, das der beweispflichtigen Partei 
in die Hand gegeben iſt. Der Beweis durch Parteivernehmung wird deshalb nicht 
in der Weiſe angetreten, daß die beweispflichtige Partei ſich ſelbſt zur Vernehmung 
erbietet, ſondern nur dadurch, daß ſie über die von ihr zu beweiſende Tatſache die 
Vernehmung ihres Gegners beantragt (8 445 ZPO, vgl. aber die Ausnahmen des 
8 447). Das Gericht kann jedoch — ähnlich wie nach dem früheren Eidesbeweisrecht 
(8 475 3O alte Faſſung) die Auferlegung eines richterlichen Eides möglich war — 
ohne Antrag einer Partei und ohne Rückſicht auf die Beweislaſt, wenn das Ergebnis 
der Verhandlung und einer etwaigen ſonſtigen Beweisaufnahme nicht ausreicht, um 
ſeine Aberzeugung von der Wahrheit oder Anwahrheit einer Tatſache zu begründen, 
die Vernehmung einer Partei oder beider Parteien von ſich aus anordnen 
8 448 3PO). 


Die Parteivernehmung iſt im übrigen ein ſubſidiäres Beweismittel, 
d. h. es iſt nicht mit ihr zu beginnen, ſondern ſie findet erſt ſtatt, wenn der Beweis 
nicht mit anderen Mitteln geführt worden iſt. Solange alſo eine Partei ſich für 
von ihr zu beweiſende Tatſachen auf Arkunden, Zeugen oder ſonſtige Beweis⸗ 
mittel beruft, find erſt dieſe Beweismittel zu erſchöpfen, ehe zur Parteivernehmung 
geſchritten wird. Da es im Weſen der Parteivernehmung liegt, daß die zu ver⸗ 
nehmende Partei nicht mehr eine beſtimmte Formel nachzuſprechen hat, ſondern 
ſich wie ein Zeuge im Zuſammenhang über den ſtreitigen Sachverhalt ausſpricht, 
find auf die Parteivernehmung gemäß 8 451 ZPO eine Reihe von Vorſchriften über 
den Seugenbeweig für anwendbar erklärt. Daraus ergibt ſich auch bereits der grund⸗ 
legende Anterſchied zwiſchen der Parteivernehmung und der während der mündlichen 
Verhandlung ſtattfindenden perſönlichen Anhörung der Partei gemäß 8 141 3PO. 
Denn die perſönliche Anhörung der Parteien dient der Klärung der Parteibehaup⸗ 
tungen, es ſoll ermittelt werden, was eine Partei zur Stützung ihrer Anträge 
vorzubringen hat, während die Parteivernehmung der Wahrheitserforſchung dient, 
bei ihr iſt die Partei verpflichtet, ihre Kenntnis von einem beſtimmten Sachverhalt 
ebenſo objektiv wie ein Zeuge zuſammenhängend und erſchöpfend wiederzugeben. 
Eine Verpflichtung der Partei, ſich vernehmen zu laſſen, 
beſteht indeſſen nicht. Lehnt ſie die Vernehmung ab, ſo hat das Gericht 
unter Berückſichtigung der geſamten Sachlage, insbeſondere auch der Gründe der 
Weigerung, nach freier Aberzeugung zu entſcheiden, ob es die von dem Gegner der 
Partei behauptete Tatſache als erwieſen anſehen will oder nicht (8 446 3PO). 
Ebenſo iſt vorzugehen, wenn eine Partei, die ſich anfangs zur Vernehmung bereit 
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erklärt hat, nachher im Vernehmungstermin ihre Ausſage oder deren Beeidigung, 
wenn fie vom Gericht angeordnet wird, verweigert (8 453 ZPO). Auch beim Aus- 
bleiben der Partei im Vernehmungstermin tritt gemäß 8 454 3PO eine freie 
Beweiswürdigung ein. Uhnlich wie beim Zeugenbeweis iſt auch beim Beweiſe durch 
Parteivernehmung die Beeidigung nicht die Regel. Das Gericht 
ordnet vielmehr die Beeidigung erſt an, wenn es dieſe zur Ermittlung der Wahrheit 
für erforderlich erachtet (8 452 ZPO) Wenn auch, abgeſehen von dem Falle, daß 
das Gericht von Amts wegen eine Parteivernehmung anordnet, nur eine Partei, 
nämlich der Gegner des Beweisführers zu vernehmen iſt, ſo kann doch das Gericht 
unter Zuhilfenahme des S 448 ZPO jederzeit, wenn ihm dies zur Vervollſtändigung 
ſeiner Vorſtellung vom Verlauf der ſtreitigen Tatſachen erforderlich erſcheint, von 
ſich aus die Vernehmung des Beweisführers ſelbſt anordnen. Werden in dieſer 
Weiſe beide Parteien vernommen, ſo kann indeſſen die Beeidigung nur von einer 
Partei gefordert werden ($ 452 3PO). In allen Fällen, in denen eine Partei über 
ſtreitige Tatſachen vernommen wird, hat das Gericht, mag es nun die Beeidigung 
der Ausſage gefordert haben oder nicht, das Beweisergebnis unter Berückſichtigung 
aller Amſtände frei zu würdigen. Es findet alſo nach keiner Richtung eine Bindung 
des Gerichtes ſtatt. 


) Das Verfahren bei der Abnahme des Eides 


Das Verfahren bei der Abnahme des Eides iſt, ſowohl was den Zeugeneid als auch was 
den Eid der Partei betrifft, in den SS 478 bis 484 ZPO näher geregelt. Hervorzuheben 
iſt beſonders, daß vor der Eidesleiſtung der Schwurpflichtige auf die Bedeutung des Eides 
hinzuweiſen iſt, ferner daß ihm der Richter die Eidesformel“) mit den Eingangsworten: 
„Sie ſchwören bei Gott, dem Allmächtigen und Allwiſſenden“ vorſpricht und darauf der 
Schwurpflichtige nicht etwa die Eidesformel ſelbſt wiederholt, ſondern nur die Worte ſagt: 
„Ich ſchwöre es, fo wahr mir Gott helfe.“ Ein Mitglied einer Religionsgeſellſchaft, der 
das Geſetz den Gebrauch gewiſſer VBeteuerungsformeln an Stelle des Eides geſtattet, hat 
nach 8 484 die Möglichkeit, eine Erklärung unter der Beteuerungsformel dieſer Religions - 
geſellſchaft abzugeben. 


13. Sicherung des Beweiſes 


Es find Fälle denkbar, in denen die Beweisaufnahme zu ſpät kommen würde, wenn die 
Parteien warten müßten, bis ſie im gewöhnlichen Prozeßverfahren angeordnet werden kann. 
Man denke z. B. an den Fall, daß ſich in einem Hauſe im Anſchluß an von dem 
Nachbarn vorgenommene Ausſchachtungsarbeiten Riffe zeigen, die zur Verhütung weiterer 
Schäden alsbald ausgebeſſert werden müſſen. Würde hier die Beweiserhebung bis zur 
Durchführung des Prozeßverfahrens verſchoben, fo würde der vom Gericht beſtellte Sach ⸗ 
verſtändige den Zuſtand des Hauſes, wie er ſich nach Beendigung der Ausſchachtungs · 
arbeiten ergeben hatte, nicht mehr feſtſtellen können. Uhnliche Schwierigkeiten können ſich 
ergeben, wenn ein ſehr wichtiger Zeuge plötzlich dauernd ins Ausland zu verreiſen 
beabfichtigt. Für ſolche Fälle iſt die Einrichtung der Sicherung des Beweiſes vorgeſehen, 
die es ermöglichen ſoll, eine alsbaldige gerichtliche Beweisaufnahme in den hierzu geeigneten 
Fällen herbeizuführen. 

Wenn auch der häufigſte Fall der Sicherung des Beweiſes der iſt, daß eine Beweiserhebung 
ſchon vor Beginn eines Rechtsſtreits erforderlich wird, fo kann doch auch im Verlauf 
eines Prozeſſes eine Beweiserhebung ſo dringlich werden, daß bis zur ihrer Ermöglichung 
im gewöhnlichen Verfahrensverlauf nicht gewartet werden kann. 


Das Verfahren zur Sicherung des Beweiſes beſchränkt ſich auf die Fälle der Ver⸗ 
nehmung von Zeugen und Sachverſtändigen und der Einnahme eines Augenſcheins. 
Es iſt grundſätzlich in allen Fällen derartiger Beweiserhebung zuläſſig, wenn ent- 
weder der Gegner zuſtimmt oder zu beſorgen iſt, daß das Beweismittel verloren oder 
ſeine Benutzung erſchwert werden wird. Ferner iſt auch ohne Vorliegen eines 


) Die Eidesformel geht beim Parteieid dahin, daß die Partei nach beſtem Wiſſen die 


reine Wahrheit geſagt und nichts verſchwiegen hat (8 452 Abſ. 2). In entſprechender Form 
iſt auch die Eidessormel für den Zeugeneid gefaßt (8 392 ZPO). 8 
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ſolchen Dringlichkeitsfalles die Sicherung des Beweiſes in den Fällen zuläffig, 
wenn der gegenwärtige Zuſtand einer Sache feſtgeſtellt werden ſoll und der Antrag; 
ſteller ein rechtliches Intereſſe an dieſer Feſtſtellung hat. Den Verlauf des Ver⸗ 
fahrens und feine Wirkungen im einzelnen regeln die SS 487 bis 494 ZPO. 


14. Unterbrechung und Husſetzung des Verfahrens 


In dem Beiſpiel, das den Erörterungen über die Klageſchrift zugrunde gelegt wurde, iſt 
angenommen, daß der Friſeur Anton Kräufler ſchon vor der Klageerhebung verſtorben war 
und deshalb die Klage von vornherein gegen ſeinen Sohn und Erben gerichtet wurde. Läge 
der Fall fo, daß erſt Anton Kräuſler verklagt wurde und dann während des Prozeſſes ftarb, 
fo würden die Vorſchriften der SS 239 bis 250 zur Anwendung kommen. Danach tritt beim 
Tod einer Partei, wenn ſie nicht durch einen Prozeßbevollmächtigten vertreten wird, die 
Anterbrechung des Verfahrens bis zur Aufnahme durch den Rechtsnachfolger ein (8 239 
Abſ. 1). War die verſtorbene Partei durch einen Prozeßbevollmächtigten vertreten, jo hat 
das Prozeßgericht auf deſſen Antrag das Verfahren auszuſetzen (8 246). Das gleiche gilt beim 
Verluſt der Prozeßfähigkeit einer Partei, beim Tod ihres geſetzlichen Vertreters (§ 241) 
und nach näherer Maßgabe des § 242 beim Streit zwiſchen einem Vorerben und einem 
Dritten über einen der Nacherbſolge unterliegenden Gegenſtand für den Fall des Eintritts 
der Nacherbfolge. Die Eröffnung des Konkurſes über das Vermögen einer Partei hat, 
wenn das Verfahren die Konkursmaſſe betrifft (S 240) ſtets die Anterbrechung des Ver- 
fahrens zur Folge. Die Aufnahme des unterbrochenen oder ausgeſetzten Verfahrens regeln 
die 8S 239, 241, 244, 246 (im Fall des Konkurſes SS 9, 11 KO) und 8 250 ZPO. Die 
Anterbrechung und Ausſetzung hat die Wirkung, daß der Lauf einer jeden Friſt aufhört und 
nach Beendigung der Anterbrechung oder Ausſetzung die volle Friſt von neuem zu laufen 
beginnt.“ a) Die während der Anterbrechung oder Ausſetzung von einer Partei in An- 
ſehung der Hauptſache vorgenommenen Prozeßhandlungen, z. B. Ladungen, Anträge, find der 
anderen Partei gegenüber ohne rechtliche Wirkung. Tritt nach dem Schluß einer mündlichen 
Verhandlung eine Anterbrechung ein, jo wird die Verkündung der auf Grund dieſer Ver- 
handlung zu erlaſſenden Entſcheidung nicht gehindert (§ 249). 


IV. Berfahren vor den Amtsgerichten 


Der Erörterung ift bisher entſprechend der Anordnung des Geſetzes lediglich das 
Verfahren vor den Landgerichten zugrunde gelegt. Es bildet aber im 
praktiſchen Leben nicht die Regel; denn von ſämtlichen. 
anhängigen Rechtsſtreitigkeiten werden etwa ½ vor dem 
Amtsgerichten verhandelt. Nur ein kleiner Bruchteil 
gelangt alſo zur landgerichtlichen Beurteilung. Der amts- 
gerichtliche Prozeß iſt als der eigentliche Volksprozeß gedacht, der darauf zu⸗ 
geſchnitten iſt, daß jede Partei ohne Zuhilfenahme eines Rechtsverſtändigen in der 
Lage iſt, ihre Angelegenheit unmittelbar vor dem Gericht zu vertreten. Deshalb iſt 
auch die Zuſtändigkeit zwiſchen Landgerichten und Amtsgerichten ſo abgegrenzt, 
daß grundſätzlich alle Angelegenheiten des täglichen Lebens und alle Sachen 
von geringerem Amfang und geringerer Schwierigkeit den Amtsgerichten zugewieſen 
werden, während die Sachen von größerer Bedeutung und Tragweite den Land- 
gerichten vorbehalten ſind. Dieſer Zweckbeſtimmung entſprechend bedarf es für den 
amtsgerichtlichen Prozeß ſehr erheblicher Abweichungen von dem auf Anwalts- 
beteiligung abgeſtellten landgerichtlichen Verfahren. Die Zivilprozeßordnung hat 
dem dadurch Rechnung getragen, daß fie in einem beſonderen Abſchnitt (88 495 bis 
510 b) die Vorſchriften aufzählt, in denen der amtsgerichtliche Prozeß vom land- 
gerichtlichen abweicht, im übrigen aber auch auf den amtsgerichtlichen Prozeß die 
Grundſätze des landgerichtlichen für anwendbar erklärt (S 495 3PO). Die 
Abweichungen ſind im weſentlichen folgende: 


La) Stirbt alfo der Beklagte, nachdem gegen ihn ein Verſäumnisurteil erlaſſen war, aber vor 
Ablauf der Einſpruchsfriſt, ſo läuft dieſe Friſt nicht weiter, ſondern beginnt, nachdem das 
Verfabren gemäß § 239 durch oder gegen den Rechtsnachfolger . iſt, von neuem 


zu laufen. 
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1. Da beim Amtsgericht, wie ſchon erwähnt wurde, ein Einzelrichter entſcheidet, 
fällt die Anterſcheidung der Befugniſſe des Vorſitzenden und des Gerichtes fort. 
Der Amtsrichter vereinigt vielmehr die Befugniſſe beider in einer Perſon. 


2. Da für das Verfahren kein Anwaltszwang gilt, kann jede Partei allein auftreten 
und Klagen ſowie vorbereitende Schriftſtücke ſelbſt anfertigen und einreichen. Eine 
Verpflichtung zur Einreichung vorbereitender Schriftſätze beſteht nicht (8 129 Abſ. 2). 
Es finden deshalb auch die Vorſchriften, die an die Anterlaſſung der ſchriftlichen Vor⸗ 
bereitung eines mündlichen Vorbringens Nachteile knüpfen, insbeſondere 8 279 Abſ. 2 
ZPO, im amtsgerichtlichen Verfahren keine Anwendung. Wie ſchon erwähnt wurde, 
kann ſich im amtsgerichtlichen Verfahren eine Partei, die nicht ſelbſt auftreten will, 
nach 8 79 im Rechtsſtreit außer durch einen Anwalt auch durch jede andere prozeß⸗ 
fähige Perſon als Bevollmächtigten vertreten laſſen. Dieſer Grundſatz erleidet aber 
eine Einſchränkung durch die Vorſchriften des § 157, der verhindern will, daß die 
Rechtspflege und das Intereſſe der Parteien durch uneingeſchränkte Zulaſſung von 
Rechtskonſulenten im Verfahren beeinträchtigt werden. § 157 ſchließt deshalb Bevoll⸗ 
mächtigte und Beiſtände, die die Beſorgung fremder Rechtsangelegenheiten geichäfts- 
mäßig betreiben und nicht Anwälte find, von der Vertretungsbefugnis in der münd⸗ 
lichen Verhandlung aus.“) Eine Ausnahme von dieſer Ausſchließung geſchäfts⸗ 
mäßiger Rechtsbeſorger von der Vertretung in der mündlichen Verhandlung gilt nur 
für diejenigen, denen durch eine Anordnung der Juſtizverwaltung das mündliche 
Verhandeln vor Gericht ausdrücklich geſtattet iſt.“) Da nach der jetzigen Faſſung des 
8 157 es nicht mehr im Belieben des Gerichtes ſteht, einen geſchäftsmäßigen Rechts- 
beſorger zur Vertretung einer Partei in der mündlichen Verhandlung zuzulaſſen, der 
Ausſchluß vielmehr, wenn ſeine Vorausſetzungen gegeben ſind, kraft Geſetzes eintritt, 
ſo kann das Amtsgericht, wenn eine Partei nicht erſcheint und lediglich durch einen 
nicht zugelaſſenen geſchäftsmäßigen Rechtsbeſorger vertreten iſt, mit dieſem 
Vertreter nicht verhandeln, ſondern muß den Fall ſo beurteilen, als ob die nicht 
perſönlich erſchienene Partei überhaupt nicht vertreten wäre. Es kann alſo gegen 
eine ſolche Partei unter Amſtänden alsbald ein Verſäumnisurteil ergehen. 


3. Eine weitere aus der Eigenart des amtsgerichtlichen Verfahrens ſich ergebende 
Beſonderheit iſt, daß Zuſtellungen, darunter vor allem die Klagezuſtellung und 
Ladungen, nicht den Parteien überlaſſen bleiben, ſondern von Amts wegen bewirkt 
werden (Amtsbetrieb — 8 496 ZPO) Arteilszuſtellungen bleiben jedoch auch im 
amtsgerichtlichen Verfahren den Parteien überlaſſen (8 496 Abſ. 1 3PO). Im $ 496 
Abſ. 4 und 8 497 iſt zur Vereinfachung des Verfahrens ferner in weitem Amfang an 
Stelle der formellen Zuſtellung von Schriſtſätzen und Ladungen die formloſe Mit. 
teilung zugelaſſen. Dies gilt indeſſen niemals für die Zuſtellung des Güteantrags 
oder der Klage. Die dem $ 253 Abſ. 3 Nr. 1 ZPO entſprechende Aufforderung an 
den Beklagten, etwaige gegen die Behauptungen des Klägers vorzubringende Ein- 
wendungen und Beweismittel unverzüglich mitzuteilen, iſt in der aus 8 498 Abſ. 2 
JO erſichtlichen Form von dem Gericht ſelbſt bei Zuſtellung der Klageſchrift an 
den Beklagten zu richten. 


4. Die weſentlichſte Beſonderheit des amtsgerichtlichen Verfahrens iſt das obligato⸗ 
riſche Güteverfahren. Seiner Einrichtung liegen folgende Gedankengänge zugrunde: 
Nur wenige Rechtsſtreitigkeiten liegen fo, daß es ſich lediglich um eine Rechtsfrage 


4) Dieſes Verbot gilt auch für diejenigen e Rechtsbeſorger, die eine Forde · 
rung auf Grund der Abtretungserklärung des urſprünglichen Berechtigten einklagen, wenn 
nach der Aberzeugung des Gerichts die Abtretung den med hatte, ihren Ausſchluß von der 
mündlichen Verhandlung zu vermeiden. 

) Bei der Erteilung einer ſolchen Ermächtigung hat die Juſtizverwaltung ſowohl die 
Eignung der betreffenden Perſon als auch die Frage zu prüfen, ob im Hinblick auf die Zahl 
der bei dem betreffenden Gericht zugelaſſenen Rechtsanwälte ein Bedürfnis zur Zulaſſung 
eines anderen geſchäftsmäßigen Rechtsbeſorgers beſteht (8 157 Abſ. 3). 


— . — e 42 


Zivilprozeßrecht 65 


handelt, die einer grundſätzlichen Entſcheidung bedarf, oder ſo, daß eine Partei 
bewußt die Rechte der anderen verletzt und aus dieſem Grunde eine gerichtliche Ent⸗ 
ſcheidung ſobald als möglich herbeigeführt werden muß. In der Mehrzahl der Fälle 
handelt es ſich vielmehr darum, daß beide Parteien in gutem Glauben ihre Rechte 
wahrnehmen wollen, daß ſich aber dann ein der Löſung bedürftiger Konflikt an 
ſich berechtigter Intereſſen zwiſchen ihnen ergibt. Beiſpiel: Ein Grundſtücks⸗ 
eigentümer beläſtigt durch die Art, in der er — lediglich zur Befriedigung ſeiner 
eigenen Lebensbedürfniſſe — ſein Grundſtück benutzt, ſeinen Nachbarn. Er hat z. B. 
einen gewerblichen Betrieb, der durch Geräuſche den Nachbarn empfindlich beläſtigt. 
In ſolchen Fällen wird die Aufgabe des ſtaatlichen Rechtsſchutzes, eine dauernde 
Befriedung unter den ſtreitenden Parteien zu ſchaffen, nicht ſowohl durch eine den 
Parteien aufgezwungene urteilsmäßige Entſcheidung als vielmehr durch einen mit 
ihrer Zuſtimmung geſchaffenen gütlichen Ausgleich erreicht. Nur auf dieſem gütlichen 
Wege laſſen ſich auch die eigentlichen Arſachen des Streites, die oft ganz außerhalb 
der rechtlichen Sphäre liegen und die Quelle immer neuer Streitigkeiten werden 
können, auffinden und ausräumen. Das alte deutſche Necht drückte dieſen Vorzug, 
den für den Rechtsfrieden der Vergleich vor der gerichtlichen Entſcheidung hat, durch 
den Spruch aus „Vergleich ſühnt, Arteil ſcheidet“. 


Demgemäß war es für das alte deutſche Recht eine Selbſtverſtändlichkeit, daß dem eigent- 
lichen Streitverfahren ein Büteverfahren (in der anſchaulichen Sprache des alten deutſchen 
Rechtes „Verfahren mit Minne“ genannt) voranging. Dieſe aus dem ſtarken Gefühl der 
Volksgemeinſchaft erwachſene altdeutſche Einrichtung iſt unter der Herrſchaft des rein 
individualiſtiſch eingeſtellten römiſchen Rechtes verſchwunden, war aber noch in landes 
rechtlichen Prozeßvorſchriften bis in die neuere Zeit weiter entwickelt worden. Erſt die 
Reichszivilprozeßordnung von 1877 hat es ihrer rein liberaliſtiſchen Einſtellung entſprechend 
völlig beſeitigt. Zwar hatte auch die Zivilprozeßordnung ſchon in ihrer urſprünglichen 
Faſſung vorgeſehen, daß das Gericht in jeder Lage des Rechtsſtreits feine gütliche Bei⸗ 
legung verſuchen und auch die Parteien zum Zwecke des Sühneverſuchs zu einem beſonderen 
Sühnetermin laden kann (8 296). Aber dieſer Sühneverfuch konnte immer erſt eintreten, 
wenn die Klage ſchon erhoben war und die mündliche Verhandlung ſchon begonnen hatte, 
alſo in einem Augenblick, in dem die ſtreitenden Parteien ſich ſchon in voller Kampfes⸗ 
ſtimmung befanden. Außerdem blieb es ganz dem Belieben der Parteien überlaſſen, ob ſie 
ſich überhaupt auf eine gütliche Erörterung des GStreitfalles einlaſſen wollten. 

Es iſt bezeichnend, daß gerade während des Weltkrieges, der das Bewußtſein der 
Volksgemeinſchaft zu neuem Leben erweckte, zuerſt der Gedanke nach einer Wieder⸗ 
einführung des Güteverfahrens laut wurde. Ihm hat das durch die Prozeßnovelle 
von 1924 eingeführte, in den 88 495 a und 499 a bis 500 a ZPO näher geregelte 
obligatoriſche Güteverfahren Ausdruck gegeben. Das Güte verfahren iſt 
von dem Grundſatz beherrſcht, daß, ehe die Parteien ftreitig 
miteinander verhandeln können, ein gütlicher Ausgleich 
verſucht fein muß, daß alſo der Kläger einen Anfpruch auf Nechtsſchutz durch 
Klage erſt hat, wenn die Möglichkeit eines gütlichen Ausgleichs geprüft worden iſt. 
Das obligatorifhe Güteverfahren iſt deshalb, und hierin befindet es ſich im Gegenſatz 
zu dem Güteverfahren des arbeitsgerichtlichen Prozeſſes, ein der Klage 
vor gelagertes befonderes Verfahren (5 495 a). Dem Gedanken, 
daß ſich nicht jede Sache zu einem gütlichen Ausgleich eignet, wird dadurch Rechnung 
getragen, daß im $ 495 a verſchiedene Ausnahmen von der Notwendigkeit des Güte⸗ 
verfahrens aufgeführt werden. Wer ſich auf die Ausnahmen des § 495 a berufen, 
alſo ohne vorheriges Güteverfahren alsbald eine Klage erheben will, hat die Voraus- 
ſetzungen in ſeiner Klageſchrift darzulegen und erforderlichenfalls glaubhaft zu 
machen. Geſchieht das nicht, ſo wird der Zwang zum Güteverfahren in einfachſter 
Weiſe dadurch durchgeführt, daß eine Klage, die die Entbehrlichkeit des Güte- 
verfahrens nicht erkennen läßt, nicht als Klage, ſondern als Güteantrag behandelt 
wird (8 500 a 3PO). 
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Iſt hiernach das Güteverfahren ein dem Prozeßverfahren vorgelagertes Verfahren, 
ſo begründet die Ladung des Gegners zur Güteverhandlung für ſich noch nicht die 
Rechtshängigkeit des geltend gemachten Anſpruchs.“) Allerdings wird die ſpäter 
durch Übergang zum Streitverfahren nach 8 499 e ZPO eintretende Rechtshängigkeit 
auf den Augenblick der Zuſtellung des Güteantrags und unter Amſtänden ſogar auf 
den Augenblick der Einreichung des Güteantrags zurückdatiert (S 499 e Abſ. 1 in 
Verbindung mit $ 496 Abſ. 3 3PO). Der ordnungsmäßige Güteantrag, der im Fall 
des ſpäteren Abergangs in das Streitverfahren gemäß § 499 e ZPO an die Stelle 
der Klageſchrift tritt, hat nach 8 499 a anzugeben, welche Anſprüche der Antragſteller 
gegen ſeinen Gegner erhebt und auf welche Tatſachen er ſie ſtützt. Eines formellen 
Antrags bedarf es jedoch nicht. Dem Weſen des Güteverfahrens entſprechend ſoll der 
Güteantrag hierüber hinaus aber auch die Gründe angeben, aus denen der Gegner 
den Anſpruch beſtreitet. Auch ſoll ihm zur Sache vorhandenes urkundliches Material 
beigefügt werden ($ 499 a). Während auf eine Klage auch dann, wenn ſie rechtlich 
unbegründet erſcheint, ein Termin anzuberaumen iſt, da über die Berechtigung der 
Klageforderung nur in der mündlichen Verhandlung erkannt werden kann, iſt beim 
Güteantrag im S 499 b zugelaſſen, daß das Gericht ihn durch Beſchluß zurückweiſen 
kann, wenn der Anſpruch von vornherein ausſichtslos erſcheint. Die Zurückweiſung 
des Güteantrags unterliegt keinem Rechtsmittel, hindert natürlich aber den Antrag; 
ſteller nicht, nunmehr feinen Anſpruch unmittelbar im Klageweg zu verfolgen (8 495 a 
Nr. 2 3PO). Auch für die Güteverhandlung gilt die Vorbereitungspflicht, die 
allgemein in der Prozeßordnung dem Gericht ſchon vor der mündlichen Verhandlung 
auferlegt iſt. Das Gericht kann hierbei vor allem das perſönliche Erſcheinen der 
Parteien mit denſelben Wirkungen wie im Prozeßverfahren ſelbſt anordnen (8 499 b 
Abſ. 3 ZPO). 

In der Güteverhandlung, die mündlich, aber, da es ſich um kein Verfahren vor dem 
erkennenden Gericht handelt, nicht öffentlich ſtattfindet, hat das Gericht ſich nicht darauf 
zu beſchränken, mit allgemeinen Redensarten den Parteien zum Frieden zu raten, ſondern 
hat das geſamte Streitverhältnis mit den Parteien zu erörtern und ihnen durch eigene 
Anregungen die Wege zu weiſen, wie ein Recht und Billigkeit entſprechender Ausgleich zu 
finden ſein würde.“) Hierbei wird es in vielen Fällen einer Aufklärung des Sachverhalts 
bedürfen. Das Gericht kann zu dieſem Zweck einen Augenſchein einnehmen, aber auch 
ſonſtige Beweiſe erheben, ſofern die Beweiserhebung ſofort erfolgen kann.“) Eine Partei- 
vernehmung iſt im Rahmen des Güteverfahrens aber nicht vorgeſehen. Das Güteverſahren 
hat, wie in dieſem Zuſammenhang zu erwähnen iſt, einen doppelten Zweck. Es dient nicht 
lediglich dem gütlichen Ausgleich, ſondern in den Fällen, wo ein ſolcher mißlingt, hat das 
Gericht die Ausſprache mit den Parteien dazu zu benutzen, um die erforderlich werdende 
künftige Streitverhandlung fo gründlich vorzubereiten, daß in dieſer der Prozeß einſchlie ßlich 
der Beweiserhebung zu Ende geführt werden kann. Aber die weſentlichen Ergebniſſe der 
Güteverhandlung iſt nach 8499 g ein Protokoll aufzunehmen, in das vor allem auch, wenn 
das Güteverfahren zum Erſolg führt, der zwiſchen den Parteien geſchloſſene Vergleich 
aufzunehmen iſt. Dieſer Vergleich bildet nach 8 794 Nr. 1 JO ebenfo einen Vollftredungs- 
titel wie der in einem Prozeßverfahren geſchloſſene Vergleich. Kommt es nicht zu einem 
Vergleich, fo tft auf Antrag einer der Parteien in das Gtreitverfahren überzugehen. Es 
hängt von der Lage des Falles ab, ob das Streitverfahren alsbald angeſchloſſen wird oder, 
wenn z. B. noch eine weitere Vorbereitung erforderlich iſt, in einem beſonderen Termin 
ftattfindet. Der Eintritt in das Streitverfahren kann aber von einer Partei, die ſich nicht 
in die vom Richter geforderte Erörterung der Möglichkeiten eines gütlichen Ausgleichs 
eingelaſſen, ſondern eine ſolche Verhandlung einfach abgelehnt hat, nicht gefordert werden. 
da die Vorausſetzung für den Antrag auf Eintritt ins Streitverfahren nach der Faſſung 
des Geſetzes die vorherige Durchführung des Güteverfahrens iſt. 


%) Auch koſtenrechtlich wird der Güteantrag anders behandelt. Durch ihn entſteht nicht die 
für das Streitverfahren geforderte volle, ſondern nur eine halbe Gebühr. 


*) Wegen der Regelung der Zuſtändigkeitsfrage vgl. 8 499 d IPOD. 


*) Am dieſe Vorausſetzungen zu ſchaffen, wird unter Amſtänden gemäß § 499 b Abſ. 3 das 
Gericht für rechtzeitige Vereitſtellung von Veweismitteln zu forgen haben. 


Zivilprozeßrecht | 67 


Das Güteverfahren darf nicht dazu dienen, daß eine Partei mit feiner Hilfe das Verfahren 
verſchleppen kann. Deshalb wird, wenn eine Partei ausbleibt, dem Gegner 
die Möglichkeit gegeben, den ſofortigen Eintritt in das Streitverfahren zu beantragen und 
ein Verſäumnisurteil zu beantragen. Wenn beide Parteien in der Güteverhandlung aus⸗ 
bleiben, ruht nicht etwa das Verfahren, ſondern das Gericht erklärt durch Beſchluß den 
Güteantrag für zurückgenommen (8 499 f IPOD). Es würde alſo eines neuen Güteantrags 
bedürfen, wenn der Kläger das Verfahren fortſetzen wollte. Ein bloßer Antrag auf An⸗ 
beraumung eines neuen Termins genügt nicht. 

5. Anter den ſonſtigen Beſonderheiten des amtsgerichtlichen Verfahrens iſt zunächſt zu 
bemerken, daß die Einlaſſungsfriſt weſentlich kürzer iſt als im landgerichtlichen Verfahren 
(im Regelfall drei Tage, Näheres ergibt 8499 ZPO) und daß die Einſpruchsfriſt nur eine 
Woche beträgt (8508 Abſ. 2). Ferner iſt zu beachten, daß, wenn durch eine Zuſtellung eine 
Friſt gewahrt oder die Verjährung unterbrochen werden ſoll, die Wirkung, ſofern die Zu- 
ſtellung demnächſt erfolgt, ſchon mit der Einreichung oder Anbringung des Antrags oder der 
Erklärung eintritt, daß ferner in Anſehung der Wahrung einer Friſt oder der Anterbrechung 
der Verjährung der Güteantrag wie die Klageerhebung wirkt, wobei jedoch ein zurüd- 
genommener Güteantrag als nicht geſtellt gilt (8 496 Abſ. 3). 

Die Vorſchrift, daß prozeßhindernde Einreden gleichzeitig und vor der Verhandlung zur 
Hauptſache vorzubringen find, gilt im amtsgerichtlichen Verfahren nur inſoweit, als die 
Einrede der Anzuſtändigkeit des Gerichts und die Einrede des Schiedsvertrages vor der 
Verhandlung zur Hauptſache geltend zu machen find (S 504 Abſ. 1, vgl. auch Abſ. 2, wonach 
das Amtsgericht, wenn es ſachlich unzuſtändig iſt, den Beklagten vor der Verhandlung 
zur Hauptſache hierauf aufmerkſam zu machen hat). Im amtsgerichtlichen Verfahren 
kann der Fall vorkommen, daß ein ſachlich zu ſeiner Zuſtändigkeit gehöriger Anſpruch 
durch die dem Kläger ermöglichte Erweiterung ſeines Antrages ſich ſo vergrößert, daß 
er die fachliche Zuſtändigkeit des Amtsgerichts überſchreitet. Zum Beiſpiel nachdem der 
Kläger urſprünglich eine Teilklage von 900 RM erhoben hat, erweitert er im Laufe des 
Rechtsſtreits feinen Anſpruch auf 1500 RM. An ſich würde dieſe Klageerweiterung nach den 
Grundſätzen des 8 263 Abſ. 2 Nr. 2 die Zuſtändigkeit des Gerichts nicht berühren. 8506 gibt 
aber in ſolchem Fall jeder Partei die Möglichkeit, vor weiterer Verhandlung zur Hauptſache 
die Verweiſung des Rechtsſtreits an das zuſtändige Landgericht zu beantragen, wobei dann 
nach S 276 Abſ. 2, Abſ. 3 Satz 1 zu verfahren iſt (vgl. S. 45). Die gleiche Möglichkeit beſteht, 
wenn im amtsgerichtlichen Verfahren der Beklagte eine Widerklage erhebt, die für ſich allein 
die Zuſtändigkeit des Amtsgerichts überſteigt. Hervorgehoben ſei ferner noch, daß 8 510 a 
ZPO für das amtsgerichtliche Verfahren noch einzelne Erweiterungen der Protokollierungs. 
pflicht des Gerichts enthält. 


6. Schiedsurteilsverfahren (fiehe Nachtrag Seite 85). 


V. Mahnverfahren 


Ebenſo, wie es zwedmäßig iſt, durch das Güteverfahren den Prozeß von denjenigen 
Sachen zu enflaften, die nicht fo ſehr eine juriſtiſche Entſcheidung als die Herbei⸗ 
führung eines billigen Ausgleichs erfordern, beſteht andererſeits die Notwendigkeit, 
vom Streitverfahren diejenigen Sachen fernzuhalten, in denen ein Streit über die 
Verpflichtung des Beklagten überhaupt nicht beſteht, der Beklagte vielmehr nur wegen 
Mangels an Zahlungsmitteln die Forderung des Klägers nicht befriedigt. Dieſem 
Bedürfnis entſpricht das im 7. Buch der Zivilprozeßordnung behandelte Mahnver- 
fahren. Es ſoll die Möglichkeit geben, für an ſich unſtreitige 
Forderungen auf einfachem und billigem Wege ohne Prozeß 
einen vollſtreckbaren Titel zu ſchaffen. 

Das Mahnverfahren iſt zu dieſem Zwecke entſprechend nur vorgeſehen für Anſprüche, 
die die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme oder die Leiſtung einer beſtimmten 
Menge anderer vertretbarer Sachen oder Wertpapiere zum Gegenſtand haben. 
Ferner iſt Vorausſetzung für die Zuläſſigkeit des Mahnverfahrens, daß nach dem 
Inhalt des Mahngeſuchs die Geltendmachung des Anſpruchs nicht mehr von einer 
noch nicht erfolgten Gegenleiſtung abhängig iſt, was z. B. der Fall ſein würde, wenn 
der Antragſteller Bezahlung für einen von ihm zu fertigenden Anzug fordert und aus 
dem Geſuch hervorgeht, daß der Anzug noch nicht geliefert iſt. Einem Anſpruch auf 
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Zahlung einer beſtimmten Geldſumme ſteht der Anſpruch aus einer Hypothek, einer 
Grundſchuld oder einer Rentenſchuld gleich. Das bedeutet, der Hypothekengläubiger 
kann durch den Zahlungsbefehl nicht nur die vollſtreckbare Verpflichtung des 
Beklagten zur Zahlung der perſönlichen Schuld erreichen, ſondern gleichzeitig auch 
erreichen, daß ſein dinglicher Anſpruch, der ſich auf Befriedigung aus dem Grundſtück 
richtet, im Mahnverfahren vollſtreckbar gemacht wird, ein Ergebnis, das für die 
Durchführung der Zwangsverſteigerung, insbeſondere für die Feſtſtellung des 
geringſten Gebots, von erheblicher Bedeutung iſt (vgl. 8 44 ZUG). 


Zuſtändig für die Erlaſſung von Zahlungsbefehlen iſt ohne Rüdfiht auf die Höhe des 
Streitwerts das Amtsgericht, und zwar dasjenige, welches für die im ordentlichen Verfahren 
erhobene Klage zuftändig fein würde (8689 ZPO) Im Geſuch um Erlaß des Zahlungs - 
befehls muß nach 8 690 nicht nur der geltend gemachte Anſpruch genau bezeichnet werden. 
ſondern es müſſen auch die Tatſachen angegeben werden, auf die ſich die Forderung gründet. 
Entſpricht das Geſuch dieſen Beſtimmungen nicht, läßt insbeſondere die Begründung die 
Berechtigung der Forderung ganz oder zum Teil nicht erkennen, fo wird es durch eine unan- 
fechtbare Verfügung des Gerichts zurückgewieſen (8691 ZPO). Wird der Zahlungsbefehl 
erlaſſen, ſo iſt in ihm der Schuldner aufzufordern, innerhalb einer beſtimmten Friſt den 
Gläubiger zur Vermeidung ſofortiger Zwangsvollſtreckung wegen des Anſpruchs und der 
Nebenforderungen, die im Geſuch näher bezeichnet find, zu befriedigen oder, wenn er 
Einwendungen gegen den Anſpruch hat, beim Gericht Widerſpruch zu erheben 
Die Friſt iſt nach den Regeln über die Einlaſſungsfriſt zu berechnen, beträgt aber höchſtens 
eine Woche. Der Zahlungsbefehl wird dem Schuldner von Amts wegen zugeſtellt. Auch hier 
gilt der Satz, daß, wenn durch die Zuſtellung eine Friſt gewahrt oder die Verjährung unter ⸗ 
brochen werden ſoll, die Wirkung der Zuſtellung bereits mit der Einreichung des Geſuchs 
eintritt, ſofern die Zuſtellung demnächſt bewirkt wird (8693 ZPO) Obwohl der Wider ⸗ 
ſpruch an eine Friſt gebunden iſt, ſo iſt er auch bei der Aberſchreitung der Friſt noch dann 
zuzulaſſen, wenn die Vollſtreckbarerklärung des Zahlungsbefehls noch nicht verfügt iſt. Der 
rechtzeitige Widerſpruch hat die Wirkung, daß der Zahlungsbefehl keine weiteren Folgen 
mehr hat, ſondern nunmehr auf Antrag einer Partei ein Termin zur Verhandlung 
zu beſtimmen iſt, der den Parteien von Amts wegen bekanntgegeben wird (8696 ZPO). 
Grundſätzlich iſt dieſer Termin zur Güteverhandlung anzuberaumen. Die Rechtshängigkeit 
des im Zahlungsbefehl geltend gemachten Anſpruchs tritt dann in derſelben Weiſe wie 
bei einem ſofort im Güteverfahren geltend gemachten Anſpruch mit dem Eintritt in das 
Streitverfahren ein. Dasſelbe gilt, wenn ausnahmsweiſe der Termin alsbald zur GStreitver- 
handlung anberaumt wird. Den Antrag auf Terminsanberaumung für den Fall des Wider⸗ 
ſpruchs kann der Kläger bereits in feinem Geſuch um Erlaſſung des Zahlungsbefehls ftellen, 
und der Schuldner kann ihn mit der Einreichung des Widerſpruchs verbinden. Iſt kein 
Widerſpruch eingegangen, ſo kann der Gläubiger nach Ablauf der Widerſpruchsfrift die 
Vollſtreckbarerklärung des Zahlungsbefehls beantragen. Die Vollſtreckbarerklärung wird 
durch einen von dem Arkundsbeamten der Geſchäftsſtelle auf den Zahlungsbefehl zu ſetzenden 
Vollſtreckungsbefehl verfügt.“) Der für vollſtreckbar erklärte Zahlungsbefehl dat den 
Charakter eines Verſäumnisurteils. Er kann alſo wie ein ſolches durch Einſpruch angefochten 
werden ($ 700). Anterläßt der Gläubiger den Antrag auf Vollitredbarerklärung des 
Zahlungsbefehls, fo verliert ſechs Monate nach Ablauf der Widerſpruchsfriſt der Zahlungs- 
befehl feine Kraft (8701 3PO). 


Beſondere Vorſchriften hat das Geſetz noch für die Fälle getroffen, in denen im Mahnver · 
fahren ein Anſpruch erhoben wird, der zur Zuſtändigkeit der Landgerichte gehört. In dieſen 
Fällen kann ſchon vor der Verhandlung zur Hauptſache jede Partei beantragen, daß das 
Amtsgericht ſich für unzuſtändig erklärt und den Rechtsſtreit an das Landgericht verweiſt. 
Der Antrag kann auch bereits in dem Geſuch um Erlaſſung des Zahlungsbefehls geſtellt oder 
mit dem Widerſpruch verbunden werden. In dieſen Fällen kann über ihn ohne mündliche 
Verhandlung entſchieden werden (8697 ZPO). 


) Der Zahlungsbefehl ſelbſt u zwar nach 8689 ZPO vom Richter zu erlaſſen. Doch iſt auf 
Grund der beſonderen Vorſchriften des Geſetzes zur Entlaſtung der Gerichte vom 11. 3 
1921 Art. 6 81 II Nr. 2 die Erlaſſung von Zahlungsbefehlen überall dem Arkundsbeamten 
der Geſchäftsſtelle (Rechtspfleger) übertragen. 
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VI. Rechtsmittel 


Dem Ziel des Prozeßrechts, Nechtsſtreitigkeiten einer gerechten Entſcheidung zuzu⸗ 
führen, entſpricht es, daß die Möglichkeit geſchafſen werden muß, gerichtliche Ent ⸗ 
ſcheidungen der Nachprüfung einer höheren Inſtanz zu unterwerfen, wobei für eine 
beſondere Rechtsgarantie in der höheren Inſtanz dadurch geſorgt wird, daß dort 
Richter in gehobener Stellung tätig find und bei der Berufung gegen amts- 
gerichtliche Arteile und bei der Reviſion auch die obere Inſtanz mit mehr 
Richtern beſetzt iſt als die untere. Dieſe Möglichkeit der Nachprüfung im Inſtanzen⸗ 
wege iſt nicht nur erforderlich, um Irrtümer der erſten Inſtanz berichtigen zu können, 
ſondern auch, um zu verhindern, daß die Sätze des materiellen Rechts von verſchie⸗ 
denen Gerichten in verſchiedenem Sinne ausgelegt werden, um alſo nach Möglichkeit 
eine Einheitlichkeit der Rechtsanwendung innerhalb des ganzen Reiches herbeizu⸗ 
führen. 

Andererſeits verteuert die Zulaſſung von Rechtsmitteln das Verfahren und verzögert 
die endgültige Erledigung. Daraus ergibt ſich, daß nicht in allen, insbeſondere nicht 
in den Sachen, bei denen der Streitwert zu den Koſten der Behandlung in mehreren 
Inſtanzen in keinem Verhältnis ſteht, ein Rechtsmittel zugelaſſen werden kann. Des⸗ 
halb wird nicht gegen alle erſtinſtanzlichen Arteile die Berufung und weiter nur für 
einen Bruchteil der Berufungsurteile die Reviſion zugelaſſen. 


Nechtsmittel im Sinne dieſer Ausführungen find nur diejenigen Rechtsbehelfe, bei 
denen | 


a) durch ihre Einlegung die Rechtskraft der angefochtenen Entſcheidung hinaus⸗ 
geſchoben wird (ſogenannter Suspenſiveffekt). Deshalb find die Vollſtreckungs⸗ 
gegenklagen, deren Erhebung den Eintritt der Rechtskraft nicht hindert, und die 
Wiederaufnahmeklagen, die gerade gegen rechtskräftige Arteile ſtattfinden, keine 
Rechtsmittel. 

b) Ein weiteres Merkmal des Rechtsmittels im eigentlichen Sinne iſt der Amſtand, 
daß durch feine Einlegung die Entſcheidung des Rechtsſtreits einem anderen 
Gericht höherer Inſtanz unterbreitet wird (ſogenannter Devolutiveffekt). Deshalb 
kann man den Einſpruch gegen ein Verſäumnisurteil oder den Widerſpruch gegen 
einen Zahlungsbefehl oder Arreſtbefehl ſowie die Erinnerung im Zwangs voll. 
ſtreckungsverfahren, die ſämtlich eine erneute Prüfung derſelben Inſtanz, die 
zuvor entſchieden hat, herbeiführen, nicht zu den Rechtsmitteln zählen. Demgemäß 
kommen als die eigentlichen Rechtsmittel des Zivilprozeßrechts nur in Betracht: 
die Berufung, die Revifion und die Beſchwerde. 


1. Berufung 

a) Die Berufung kann nur gegen die in erſter Inſtanz erlaſſenen Endurteile eingelegt 
werden (8 511 3PO). Zu den Endurteilen gehören nach dem S. 46 Erörterten auch 
Teilurteile, nicht aber Zwiſchenurteile, gegen die eine Berufung nur ausnahmsweiſe 
ſtattfindet, wenn dies nämlich im Geſetz beſonders vorgeſehen iſt, wie z. B. bei dem 
Urteil, das über den Grund des Anſpruchs vorabentſcheidet (8 304 Abſ. 2), und bei 
dem Arteil, das eine prozeßhindernde Einrede verwirft (8 275 Abſ. 2 3PO). Gegen 
Verſäumnisurteile iſt, wie bereits hervorgehoben wurde, die Berufung grundſätzlich 
unzuläſſig, da ſie dem Einſpruch unterliegen. Eine Ausnahme macht nur das 
ſogenannte zweite Verſäumnisurteil ($ 345 ZPO) gegen das ein Einfpruch nicht 
ſtattſindet. Ein ſolches zweites Verſäumnisurteil unterliegt der Berufung inſoweit, 
als geltend gemacht wird, der Fall der Verſäumung habe nicht vorgelegen (§ 513 
SPD) Dem Gedanken entſprechend, daß nicht jede Entſcheidung einem Rechtsmittel 
unterworfen werden kann, beſtimmt $ 511ů a 3PO, daß in Rechtsſtreitigkeiten über 
vermögensrechtliche Anſprüche die Berufung nur zuläſſig iſt, wenn der Wert des 


— 
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Beſchwerdegegenſtandes“) 100 RM überfteigt. Eine Ausnahme von der Berufungs- 
beſchränkung beſteht nach § 511 a Abſ. 4 3PO in den Fällen, in denen es ſich um die 
Anzuläſſigkeit des Rechtswegs handelt, ſowie bei Rechtsſtreitigkeiten über Anſprüche, 
für die die Landgerichte ohne Rüdfiht auf den Wert des Streitgegenſtands aus⸗ 
ſchließlich zuſtändig find (zu vgl. § 71 Abſ. 2 und 3 GVG). Eine weitere Beſchränkung 
der Berufungsmöglichkeit befteht darin, daß die Berufung in Streitigkeiten über ver ⸗ 
mögensrechtliche Anſprüche nicht darauf geſtützt werden kann, daß das Gericht erſter 
Inſtanz feine örtliche Zuſtändigkeit mit Anrecht angenommen habe (8 512 a ZPO). 


b) Während die Klage durch Zuſtellung eines Schriftſatzes erhoben wird, genügt 
nach § 518 zur Einlegung der Berufung die Einreichung der Berufungsſchrift 
bei dem Berufungsgericht. Da das Berufungsgericht, wenn es ſich um Arteile des 
Amtsgerichts handelt, das Landgericht, und bei landgerichtlichen Urteilen das Ober- 
landesgericht iſt, ſo findet das Berufungsverfahren ſtets vor einem Gerichte ſtatt, für 
das Anwaltszwang gilt. Die Berufungsſchrift muß deshalb von einem Anwalt unter- 
zeichnet ſein. Sie muß die Angabe des angefochtenen Arteils und die deutliche 
Erklärung, daß gegen dieſes Arteil Berufung eingelegt werde, enthalten (S 518). 
Die Friſt für die Einlegung der Berufung beträgt einen 
Monat (8516). Sie beginnt nicht ſchon mit der Verkündung, ſondern erſt mit der 
Zuſtellung des Arteils. Da die Zuſtellung des Arteils auch im amtsgerichtlichen 
Prozeß den Parteien überlaſſen bleibt, ſo haben es an ſich die Parteien in der Hand, 
den Beginn der Berufungsfriſt dadurch, daß fie die Zuſtellung des Urteils verzögern, 
beliebig hinauszuziehen. Deshalb hat 8 516 noch vorgeſehen, daß, falls das anzu- 
fechtende Urteil nicht früher zugeſtellt wird, die Berufungsfriſt ſpäteſtens mit dem 
Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung beginnt. Ein Arteil kann deshalb, 
falls keine Berufung eingelegt wird, auch wenn ſeine Zuſtellung verzögert wird, 
niemals ſpäter als ſechs Monate nach ſeiner Verkündung die Rechtskraft erlangen.“) 
Das Geſetz hat vorgeſchrieben, daß der Berufungskläger 
die vonihm eingelegte Berufung beſonders begründen muß, 
und zwar muß die Begründung in erſter Linie erkennen laſſen, in welchem Amfang 
das Urteil angefochten wird und welche Abänderungen des angefochtenen Urteile 
begehrt werden. Korrekterweiſe geſchieht dies durch Stellung beſtimmter Berufungs- 
anträge (3519 Abſ. 3 Nr. 1); doch hat die Praxis zugelaſſen, daß von der formellen 
Stellung von Berufungsanträgen abgeſehen werden kann, wenn aus dem übrigen 
Inhalt der Berufungsbegründung unzweideutig erkennbar wird, in welcher Weiſe nach 
den Wünſchen des Berufungsklägers das angefochtene Arteil abgeändert werden ſoll. 
Außerdem muß die Berufungs begründung die Gründe der 
Anfechtung (Berufungsgründe) im einzelnen anführen. Das bedeutet, daß ſich 
der Berufungskläger nicht mit einer allgemeinen Erklärung, wie z. B.: „die Rechts- 
auffaſſung“ oder „die Beweiswürdigung des erſten Arteils iſt verfehlt“, oder gar 
mit der Erklärung, daß auf den Vortrag in erſter Inſtanz Bezug genommen werde, 
begnügen darf. Der Berufungskläger muß vielmehr im einzelnen angeben, aus 


) Unter Beſchwerdegegenſtand verſteht man den Betrag, um den ſich derjenige, der die 
Berufung einlegt, durch das angefochtene Arteil beſchwert ei Hat z. B. jemand eine 
Forderung von 300 RM eingeklagt und find ihm 200 RM zugeſprochen, während er mit dem 
Reſte abgewieſen wurde, fo war der Streitgegenſtand des ergangenen Arteils zwar 300 RM. 
der Kläger wird aber durch das Arteil nur gerade in Höhe von 100 RM wert. Für ihn 
iſt alſo die Berufung nicht zuläſſig, während der Beklagte, der zu 200 RM verurteilt iſt, 
wenn er ſeine Verurteilung in vollem ee für unbegründet erachtet, Berufung einlegen 
könnte. Auch ihm ſtünde aber die Berufung nicht zu, wenn er das gegen ihn erlaſſene Urteil 
nur in Höhe von 100 RM oder eines geringeren Betrages anfechten wollte. 


71) In den Fällen, in denen ein Urteil, weil ein Haupt oder Nebenanſpruch oder der Koſten⸗ 
punkt in ihm übergangen war, innerhalb der Berufungsfriſt, gemäß $ 321 durch eine nach · 
trägliche Entſcheidung ergänzt wird, beginnt mit der Zuſtellung der nachträglichen Entſchei ⸗ 
dung der Lauf der Veruſungsfriſt auch gegenüber dem zuerſt ergangenen Urteil, ſelbſt wenn 
dfeſes ſchon früher zugeſtellt war, von neuem ($ 517). 
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welchen Gründen und in welchen Punkten er die Beweiswürdigung oder die rechtliche 
Würdigung des angefochtenen Arteils für verfehlt erachtet. Endlich muß ein 
Berufungskläger, der ſich zur Rechtfertigung feiner Berufung neuer tatſächlicher An. 
gaben oder neuer Beweismittel oder Beweiseinreden bedienen will, alle dieſe Tat⸗ 
ſachen, Beweismittel und Beweiseinreden in der Berufungsbegründung anführen. 
Während das Fehlen der Erklärung über den Amfang der Anfechtung des erſten 
Arteils ſowie das Fehlen der Berufungsgründe die Berufung ſchlechthin unzuläſſig 
macht, hat das Anterlaſſen der Anführung der zur Rechtfertigung der Berufung 
dienenden neuen Tatſachen und Beweismittel nur zur Folge, daß nach den noch zu 
erörternden Vorſchriften des 8529 ZPO der Berufungskläger, wenn er die neuen 
Tatſachen uſw. erſt in der mündlichen Verhandlung vorbringt, hiermit auszu- 
ſchließen iſt. 


Die Berufungsbegründung kann bereits mit der Berufungsſchrift verbunden werden. 
Geſchieht dies nicht, ſo muß ſie ſpäteſtens innerhalb eines Monats nach dem Eingang 
der Berufungsſchrift eingereicht werden. Doch kann aus beſonderen Gründen der 
Borfigende des Berufungsgerichts auf Antrag des Berufungsklägers die Berufungs- 
begründungsfriſt verlängern (8 519 Abſ. 2). 


e) Für die Zuſtellung der Berufungsſchrift wie der Be⸗ 
rufungsbegründungsſchrift gilt Amtsbetrieb. Beide Schrift- 
ſätze werden alſo dem Gegner des Berufungsklägers von Amts wegen zugeſtellt 
($ 519 a SPO). Hierbei wird auch der Zeitpunkt, in dem die Berufungsſchrift ein- 
gegangen iſt, mitgeteilt. Bevor das Berufungsgericht einen Termin zur mündlichen 
Verhandlung anberaumt, hat es von Amts wegen zu prüfen, ob die Berufung an ſich 
ſtatthaft und ob ſie ſelbſt und die Berufungsbegründung in der geſetzlichen Friſt und 
Torm eingereicht find. Einem Mangel der Berufungsbegründung ſteht es gleich, wenn 
der Berufungskläger innerhalb der ihm nach 8 519 Abſ. 6 zu ſetzenden Friſt die 
Zahlung der Prozeßgebühr nicht nachgewieſen hat. Ergibt die Prüfung einen 
Mangel hinſichtlich dieſer Erforderniſſe, ſo iſt die Berufung als unzuläſſig zu 
verwerfen. 


Während über die Anzuläſſigkeit des Einſpruchs gegen ein Verſäumnisurteil nur in der 
mündlichen Verhandlung entſchieden werden kann, läßt es 8 519 b Abſ. 2 zu, daß das 
Berufungsgericht ohne mündliche Verhandlung über die Zuläſſigkeit einer Berufung durch 
Beſchluß entſcheidet. Ob eine ſolche Entſcheidung anfechtbar iſt, hängt davon ab, ob ſie, 
wenn fie durch Arteil erginge, der Reviſton unterliegen würde. Iſt dies der Fall, fo iſt gegen 
die im Beſchlußwege ergangene Entſcheidung über die Zuläſſigkeit der Berufung die ſofortige 
Beſchwerde gegeben. In den Fällen, in denen die Berufung nicht durch Beſchluß als unzu ; 
läſſig verworfen wird (alſo ſowohl dann, wenn das Gericht die Berufung für zuläſſig erachtet, 
als auch, wenn es die Verwerfung als unzuläſſig nicht im Beſchlußwege, ſondern auf Grund 
mündlicher Verhandlung ausfprechen will), wird von Amts wegen ein Termin zur mündlichen 
Verhandlung beſtimmt und den Parteien bekanntgegeben (8520). 


d) Der Berufungsbeklagte kann ſich, wenn auch er ſich durch das angefochtene Arteil beſchwert 
fühlt (3. B., wenn das Arteil teilweiſe zugunſten des Klägers, teilweiſe zugunſten des Beklagten 
ergangen iſt), der Berufung anſchließen (8 521 ZPO) Dies geſchieht nach 
§ 522 a durch Einreichung einer Berufungsanſchlußſchrift, die, wenn die Anſchlußberufung 
vor dem Ablauf der Berufungsbegründungsfriſt eingelegt wird, bis zum Ablauf dieſer Friſt, 
und wenn ſie ſpäter eingelegt wird, in der Anſchlußſchrift ſelbſt begründet werden muß. Die 
Wirkungen der Anſchlußberufung ſind verſchieden, je nachdem der Berufungsbeklagte im 
Augenblick ihrer Einlegung das Recht zur ſelbſtändigen Berufungseinlegung bereits verwirkt 
oder noch erhalten hat. War für den Verufungsbeklagten bei Einlegung der Anſchluß⸗ 
berufung die Berufungsfriſt ſchon verſtrichen oder hatte er auf die Berufung ſchon verzichtet, 
ſo war er zwar zur Einlegung der Anſchlußberufung nach der ausdrücklichen Vorſchrift des 
8521 Abſ. 1 an ſich noch berechtigt; die Berufungsanſchließung hängt aber in ihrer Wirkung 
davon ab, daß die Berufung ſelbſt aufrechterhalten bleibt (unſelbſtändige Anſchlußberufung). 
Wird daher die Berufung als unzuläſſig verworfen oder vom Berufungskläger zurüd- 
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genommen,“) ſo verliert auch die unſelbſtändige Anſchlußberufung ihre Wirkung. Die 
ſelbſtändige Anſchlußberufung wird dagegen ſo behandelt, als ob der Berufungsbeklagte die 
Berufung ſelbſtändig eingelegt hätte. Sie iſt alſo von der Aufrechterhaltung der Haupt · 
berufung unabhängig. 

e) Das auf die Anberaumung des Termins folgende weitere Verfahren richtet ſich 
nach den allgemeinen Grundſätzen für das Verfahren vor den Landgerichten (8 523 
3PO). Es gelten aber die folgenden Beſonderheiten: Findet ein Verfahren vor 
dem Einzelrichter ſtatt, ſo iſt der Einzelrichter zur endgültigen Entſcheidung des 
Rechtsſtreits auch dann nicht berechtigt, wenn die Parteien damit einverſtanden find 
(S 523 a). Auch für das Berufungsverfahren gilt der Grundſatz der Verhandlungs'⸗ 
maxime. Es wird deshalb das erſte Arteil nur in den aus den Anträgen der Parteien 
ſich ergebenden Grenzen nachgeprüft (SS 525 und 536). Der Berufungskläger iſt 
deshalb in der Lage, ſeine Berufung von vornherein zu beſchränken. 


Prozeßhindernde Einreden, auf die die Partei wirkſam verzichten kann, dürfen in der 
Berufungsinſtanz nur geltend gemacht werden, wenn die Partei glaubhaft macht, daß ſie 
ohne ihr Verſchulden außerſtande geweſen ſei, ſie in erſter Inſtanz vorzubringen. Zu dieſen 
Einreden gehört die Einrede der Anzuſtändigkeit, wie ſchon an anderer Stelle erwähnt 
wurde, an ſich nicht. § 528 Satz 2 ſchreibt aber vor, daß derſelbe Grundſatz wie für verzicht- 
bare prozeßhindernde Einreden bei vermögensrechtlichen Anſprüchen, bei denen für die 
Klage ein ausſchließlicher Gerichtsſtand oder die Zuſtändigkeit eines Arbeitsgerichts 
begründet iſt, auch für die Einrede der Anzuſtändigkeit des Gerichts gilt, ſofern der Beklagte 
in erſter Inſtanz zur Hauptſache mündlich verhandelt hat. Auch hier kann er daher die An- 
zuſtändigkeitseinrede nachträglich nur geltend machen, wenn er glaubhaft macht, daß er ſie 
ohne ſein Verſchulden in erſter Inſtanz nicht vorbringen konnte. Demgemäß findet in dieſen 
Fällen auch eine Prüfung der Zuſtändigkeit von Amts wegen in der Berufungsinſtanz nicht 
ſtatt. Dies gilt natürlich nur, wenn das Gericht erſter Inſtanz feine Zuſtändigkeit ange · 
nommen hatte. Hatte z. B. das Amtsgericht, ohne daß der Beklagte die Zuſtändigkeit be⸗ 
mängelt hatte, die Klage abgewieſen, weil er das Arbeitsgericht für zuſtändig erachtete, ſo 
muß das Landgericht im Berufungsverfahren ſelbſtverſtändlich prüfen, ob das Amtsgericht 
ſeine Zuſtändigkeit mit Recht verneint hatte. 

f) Die wichtigſte Frage für das Berufungsverfahren iſt die, ob und in welchem 
Amfang die Parteien befugt ſind, neue Tatſachen, die in erſter Inſtanz noch nicht 
Gegenſtand der Verhandlung waren, vorzubringen (ſogenanntes Neuerungsrecht, 
jus novorum). Das alte deutſche Recht hatte der Berufung, die dort Arteilsſchelte 
genannt wurde, das Ziel geſteckt, lediglich die Möglichkeit zur Verbeſſerung von Zrr- 
tümern des Gerichts der erſten Inftanz, nicht aber zur Verbeſſerung von Fehlern, die 
die Parteien ſelbſt gemacht hatten, zu ſchaſffen. Dem entſprach es, daß die alte deutſch⸗ 
rechtliche Berufung nur den dem erſten Gericht zur Prüfung unterbreiteten Tat- 
beſtand zum Gegenſtand hatte, das Vorbringen neuer Tatſachen und Beweismittel 
daher ausgeſchloſſen war (beſchränkte Berufung). Dieſe beſchränkte Berufung hat 
ſich in voller Reinheit noch in dem öſterreichiſchen Recht und in größeren Teilen der 
Schweiz erhalten. Im Gegenſatz zu dieſer deutſchrechtlichen Auffaſſung der Berufung 
ſteht die römiſchrechtliche, die aus Arſachen, die mit ihrer hiſtoriſchen Entwicklung 
zuſammenhängen, zu einer ganz neuen Verhandlung (novum judicium) ſührte und 
es den Parteien ermöglichte, in weiteſtem Amfang neue Tatſachen und Beweismittel 
vorzubringen (ſogenannte freie Berufung). Dieſe Form der Berufung hat auch die 
Zivilprozeßordnung vom Jahre 1877 eingeführt. Im § 529 Abf. 1 iſt deshalb grund- 
ſätzlich ausgeſprochen, daß die Parteien Angriffs. und Verteidigungsmittel, die in 
erſter Inſtanz nicht geltend gemacht find, insbeſondere neue Tatſachen und Beweis- 
mittel vorbringen können. Dieſer Grundſatz birgt jedoch ſehr erhebliche Gefahren in 


72) Für die Zurücknahme der Berufung gelten entſprechende Vorſchriften wie für die Klage⸗ 
zurücknahme. Sie eh nach 8515 ZPO von dem Augenblick an, in dem der Berufungsbeklagte 
ſich auf die mündliche Verhandlung eingelaffen hat, nur noch mit deſſen Einwilligung zuläſfig 
Die Zurücknahme kann im übrigen in der mündlichen Verhandlung erklärt oder dadurch 
en werden, daß dem Gegner ein die Zurücknahmeerklärung enthaltender Schriftſatz 
zugeſtellt wird. | 


Zivilprozeßrecht 73 


ſich. Er bietet nachläſſigen oder böswilligen Parteien eine Handhabe zur Ber- 
ſchleppung des Prozeſſes. Vor allem verringert ſich der Antrieb, von vornherein 
rechtzeitig alle tatſächlichen Behauptungen und Beweismittel dem Gericht zu unter- 
breiten, wenn die Parteien die Ausſicht haben, daß fie alles, was fie in erſter Inſtanz 
nicht vorgebracht hatten, noch in der Berufungsinſtanz nachholen können. Die freie 
Berufung wirkt deshalb naturgemäß der Konzentrierung des Prozeßſtoffes entgegen. 
Sie hat aber weiter auch den großen Nachteil, daß ſich leicht das Schwergewicht des 
Prozeſſes in die zweite Inſtanz verſchiebt, daß, wie dies in der vergangenen Zeit nur 
zu häufig beobachtet wurde, die Parteien die erſte Inſtanz als eine Art Verſuchs⸗ 
ſtation behandeln und die eigentliche gründliche Erörterung des ganzen Streitſtoffes 
erſt in der zweiten Inſtanz eintritt. Ein ſolches Verfahren iſt für eine gute Rechts 
pflege um fo gefährlicher, als eine wirklich unmittelbare und lebensnahe Prozeß; 
behandlung nur dann möglich iſt, wenn der Schwerpunkt des Prozeſſes in der erſten 
Inſtanz liegt und die Hauptaufgabe der zweiten darin beſteht, das Verfahren der 
erſten Inſtanz zu überprüfen. Die Prozeßnovellen aus den Jahren 1924 und 1933 
haben, um dieſen Gefahren vorzubeugen, in weitem Amfang die Zulaſſung von neuen 
Tatſachen und Beweismitteln in der Berufungsinſtanz eingeſchränkt. 


Nach 8 529 Abſ. 2 in der heute geltenden Faſſung kann das Berufungsgericht Angriffs und 
Verteidigungs- ſowie Beweismittel, die in erfter Inſtanz hätten geltend gemacht werden 
können und deren Berückſichtigung die Erledigung des Rechtsſtreits verzögern würde, nur 
dann zulaſſen, wenn es die Aberzeugung gewonnen hat, daß die Partei das Vorbringen in 
erſter Inſtanz weder in der Abſicht der Prozeßverſchleppung noch aus grober Nachläſſigkeit 
unterlaſſen hat. Das gleiche gilt auch für dasjenige Vorbringen, das eine Partei ſchon in 
erſter Inſtanz geltend gemacht hatte, mit dem ſie aber nach den ſchon erörterten Vorſchriften 
der SS 279, 279 a, 283 Abſ. 2 zurückgewieſen worden war. Ferner fieht 8 529 Abſ. 3 vor, daß 
der Berufungskläger auch mit ſolchem neuen Vorbringen, das ihm an ſich in der Berufungs- 
inſtanz noch zuſtünde, zurückzuweiſen iſt, wenn er es unterlaſſen hatte, es in der Berufungs- 
begründung mitzuteilen (mit Ausnahme der Fälle, in denen die Anterlaſſung weder auf Ver⸗ 
ſchleppungsabficht noch auf grober Nachläſſigkeit beruht). 


Während bis zum Jahre 1933 die Anderung der Klage in der Berufungsinſtanz nur mit 
Einwilligung des Beklagten möglich war, hat die Prozeßnovelle vom 27. Oktober 1933 dieſe 
Vorſchrift geſtrichen. Es gelten deshalb hier für die Berufungsinſtanz dieſelben Grundſätze 
wie in der erſten Inſtanz, d. h. auch ohne Einwilligung des Beklagten iſt die Klageänderung 
dann möglich, wenn das Gericht fie für ſachdienlich erachtet (8 264 ZPO) In entſprechender 
Weiſe iſt nunmehr auch die Erhebung einer Widerklage und die Geltendmachung der Auf⸗ 
rechnung in der Berufungsinſtanz geregelt (8529 Abſ. 4 und 5). 


Anders als das Vorbringen von in der erſten Inſtanz noch nicht geltend gemachten Tat⸗ 
ſachen und Beweismitteln behandelt das Geſetz die Nachholung von Erklärungen über tat ; 
ſächliche Behauptungen, über die Echtheit von Arkunden, über Anträge auf Parteiver · 
nehmung (8 531, vgl. auch 8533). Das in der erſten Inſtanz abgelegte gerichtliche Geſtändnis 
behält auch für die Verufungsinſtanz feine Wirkſamkeit (8 532). Beſondere Vorſchriften 
find noch für das Verſäumnisverfahren in der Berufungsinſtanz im 8 542 gegeben. 

g) Das Berufungsgericht entſcheidet grundſätzlich in der Sache ſelbſt. Nur in Ausnahme 

fällen iſt die Sache zur weiteren Verhandlung an das erſte Gericht zurückzuverweiſen 

(8 538 ZPO), nämlich 

a) wenn durch das angeſochtene Urteil ein Einſpruch als unzuläſſig verworfen wurde und 
das Berufungsgericht den Einſpruch für zuläſſig erachtet; 

6) wenn durch das angefochtene Urteil nur über prozeßhindernde Einreden entſchieden wurde 
und wenn entweder die Entſcheidung, die die prozeßhindernde Einrede verwarf, aufrecht; 
erhalten wird oder wenn in erſter Inſtanz die prozeßhindernde Einrede für begründet, in 
der Berufungsinſtanz aber für unbegründet erachtet wurde; 


7) wenn nach der mehrſach erörterten Vorſchrift des § 304 das Gericht erſter Inſtanz einen 
Anſpruch nur dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärt hat und nunmehr das Berufungs- 
gericht dieſer Entſcheidung beitritt; ferner auch, wenn das Gericht erſter Inſtanz bei einem 
nach Grund und Betrag ſtreitigen Anſpruch den Einſpruch ganz abgewieſen hatte, das 
Berufungsgericht ihn aber zunächſt nur dem Grunde nach für gerechtfertigt erklärte; 
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8) wenn das angefochtene Urteil im Arkunden⸗ oder Wechſelprozeß unter Vorbehalt der 
Rechte erlaſſen iſt. Außerdem kommt eine Zurückverweiſung des Verfahrens in die erſte 
Inſtanz nach 8539 auch dann in Betracht, wenn das Verfahren der erſten Inſtanz an 
einem weſentlichen Mangel litt und das Berufungsgericht aus dieſem Grunde das an- 
gefochtene Arteil und das durch den Mangel betroffene Verfahren aufhebt (8539 SPO). 


2. Reoifion 

Während die Berufung neben der Sicherung gerechter Entſcheidung auch das eigene 
Intereſſe der Parteien fördern ſoll, dient die Revifion nur öffentlichen Intereſſen, 
nämlich der Einheitlichkeit der Rechtsanwendung. Deshalb iſt auch, während es eine 
Fülle von Berufungsgerichten gibt, zur Entſcheidung über Revifionen in Zivilſachen 
für das ganze Reich nur ein einziges Gericht, das Reichsgericht, beſtimmt. Hieraus 
ergibt ſich, daß die Zahl der Sachen, die an dieſes Gericht gelangen, nicht allzu 
groß ſein darf, ſchon damit die Zahl der an ihm tätigen Richter in denjenigen 
Grenzen bleibt, die eingehalten werden müſſen, wenn einerſeits an dieſem Gericht nur 
Mitglieder von hervorragender Befähigung tätig werden ſollen und andererfeits die 
volle Einheitlichkeit der Rechtſprechung des Reichsgerichts gewahrt werden ſoll. Am 
dieſe Beſchränkung der Zahl der Revifionen zu ſichern, iſt die Reviſion nur gegen die 
in der Berufungsinſtanz von den Oberlandesgerichten erlaſſenen End- 
urteile“) zuläſſig. Gegen die in der Berufungsinſtanz von den Landgerichten 
erlaſſenen Urteile iſt danach die Reviſion von vornherein unzuläſſig; dieſe Arteile 
ſchließen vielmehr das Verfahren endgültig ab. Außerdem iſt aber die Zuläſſigkeit 
der Reviſion, ſoweit es ſich um vermögensrechtliche Angelegenheiten handelt, noch 
davon abhängig, daß die Beſchwerdeſumme den Betrag von 6000 RM überſteigt 
(8546 Abſ. 1).“) Auch hier gibt es ähnliche Ausnahmen von dem Erfordernis der 
Beſchwerdeſumme wie bei der Berufung (8547). Hiernach iſt insbeſondere ohne 
Rüdfiht auf den Wert des Beſchwerdegegenſtandes die Revifion immer zuläſſig, 
wenn es ſich um die Anzuläſſigkeit des Rechtswegs oder die Anzuläſſigkeit der 
Berufung handelt. 


Ihrem Zwecke entſprechend kann die Revifion nur auf eine Geſetzesverletzung geſtützt 
werden, und zwar kommt grundſätzlich nur Verletzung eines Reichsgeſetzes in Betracht. 
Verletzung landesrechtlicher Vorſchriften kann die Reviſion nur begründen, wenn 
der Geltungsbereich der Vorſchrift ſich über den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus 
erſtreckt oder dem Bergrecht, dem Gemeinderecht, dem franzöſiſchen Recht oder dem 
badiſchen Landrecht angehört.“) Eine Geſetzesverletzung liegt vor, wenn eine Rechts- 
norm, mag es ſich nun um eine Norm des materiellen oder des Verfahrensrechts 
handeln, nicht oder nicht richtig angewendet worden iſt ($ 550). Nach der Faſſung des 
§ 549 iſt weiter erforderlich, daß die angefochtene Entſcheidung auf der 
Geſetzes verletzung beruht.“) Von der Notwendigkeit, daß bei der Rüge 
einer Geſetzesverletzung geprüſt werden muß, ob das Arteil auch auf dieſer Verletzung 
beruht, enthält 8 551 verſchiedene Ausnahmen, die beſonders ſchwerwiegende Geſetzes⸗ 
verletzungen betreffen. Dahin gehört z. B. nicht vorſchriftsmäßige Beſetzung des 
erkennenden Gerichts, Mitwirkung eine⸗ kraft Geſetzes ausgeſchloſſenen oder mit 
Erfolg abgelehnten Richters, fehlende oder ungenügende geſetzliche Vertretung einer 
nicht prozeßfähigen Partei uſw. Aus dem Amſtand, daß die Revifion nur auf 
Geſetzesverletzung geſtützt werden kann, ergeben ſich ſehr erhebliche Anterſchiede ihres 
Weſens vom Weſen der Berufung. Während die Berufung eine neue Tatſachen⸗ 


3) Vgl. zum Begriff des Endurteils das bei der Berufung S. 69 Erörterte. 
7) Wegen des Begriffs des Beſchwerdegegenſtandes vgl. Anm. 70 S. 70. 
78) Verletzung von Vorſchriften ausländiſchen Rechts kann die Reviſion niemals begründen. 


78) Die e e kann daher die Revifion nicht begründen, wenn die Entſcheidung 
nicht nur auf die unrichtige Anwendung eines beſtimmten Rechtsſatzes peſicdt wird, ſondern 
daneben noch ſelbſtändig aus anderen Gründen gerechtfertigt iſt, hinſichtlich deren die Ent ⸗ 
ſcheidung einen Rechtsirrtum nicht enthält. 
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inſtanz eröffnet, in der grundſätzlich beide Parteien neue Tatſachen und Beweismittel 
vorbringen können, und nur gegen Mißbräuche dieſes Rechts Einſchränkungen vor- 
geſehen find, iſt die Reviſion eine reine Rechtsinſtanz, in der die Parteien neue tat- 
ſächliche Behauptungen in der Sache ſelbſt nicht vorbringen können. Der Beurteilung 
des Revifionsgeriht3 unterliegt deshalb gemäß §8 561 Abſ. 1 ZPO nur dasjenige 
Parteivorbringen, das aus dem Tatbeſtand des Berufungsurteils oder dem Sitzungs- 
protokoll erſichtlich iſt.“) Während das Berufungsgericht das erſtinſtanzliche Urteil 
nach jeder Richtung, insbeſondere auch hinſichtlich der Beweiswürdigung nachzuprüfen 
hat, iſt nach 8 561 Abſ. 2 das Revifionsgericht an die tatſächlichen Feſtſtellungen des 
Berufungsgerichts gebunden. Einwendungen des Reviſionsklägers gegen dieſe Zeit- 
ſtellungen ſind nur inſoweit beachtlich, als dem Berufungsgericht vorgeworfen wird, 
es habe bei feinen tatſächlichen Feſtſtellungen einen Verfahrensverſtoß begangen.“) 


Der Verlauf des Reviſionsverſahrens ähnelt im weſentlichen dem des Berufungsverfahrens. 
Auch die Revifion wird durch Einreichung der Reviſionsſchrift bei dem Reviſionsgerichte 
eingelegt (8553 ZPO) Auch fie unterliegt dem Anwaltszwang, muß alſo durch einen beim 
Reichsgericht zugelaſſenen Rechtsanwalt unterzeichnet ſein. Die Friſt für die Einlegung der 
Reviſion beträgt ebenfalls einen Monat (8552 ZPO) Auch fie iſt eine Notfriſt und beginnt 
mit der Zuſtellung des angefochtenen Arteils und, wenn dieſe Zuſtellung nicht ſchon früher 
erfolgt, ſpäteſtens mit Ablauf von fünf Monaten nach der Verkündung des Arteils. Zu 
beachten iſt aber, daß, während die Berufungsfriſt auch durch Zuſtellung einer abgekürzten 
Arteilsausfertigung in Lauf geſetzt wird, es zur Eröffnung der Reviſionsfriſt der Zuſtellung 
des in vollſtändiger Form abgefaßten Arteils bedarf. Auch hinſichtlich der Reviſionsbegrün⸗ 
dung gilt, ſoweit die Friſt und die Notwendigkeit der Vorauszahlung der Prozeßgebühr in 
Betracht kommt, das gleiche wie für die Berufung (8554 Abſ. 1, 2 und 7). Anders geſtaltet 
iſt der Inhalt der Reviſionsbegründung nur hinſichtlich der Angabe der Reviſionsgründe. 
Hierzu genügt die Bezeichnung der verletzten Rechtsnorm. Dabei iſt nicht immer erforderlich, 
daß der nach Meinung des Reviſtonsklägers verletzte Geſetzesparagraph ziffernmäßig auf⸗ 
geführt wird. Die Begründung muß aber erkennen laſſen, welche konkrete Geſetzesvorſchrift 
gemeint iſt. Iſt die als verletzt gerügte Rechtsnorm eine verfahrensrechtliche Beſtimmung, ſo 
muß nach 8 554 Abſ. 3 ZPO die Reviſionsbegründung auch die Tatſachen bezeichnen, aus 
denen ſich der gerügte Mangel ergeben ſoll. Die Wirkung einer Anvollſtändigkeit der 
Reviſionsbegründung iſt eine verſchiedene, je nachdem es ſich um eine Norm des materiellen 
oder des Verfahrensrechts handelt. Ergibt ſich z. B. im Laufe der Verhandlung vor dem 
Reviſionsgericht, daß in dem angefochtenen Arteil zwar nicht die vom Reviſionskläger 
gerügte, wohl aber eine andere materiellrechtliche Vorſchrift verletzt iſt, ſo bleibt es dem 
Reviſionskläger unbenommen, noch nachträglich die Verletzung dieſer Vorſchrift zu rügen, da 
nach 8559 ZPO das Reviſionsgericht ſogar von Amts wegen zu prüfen hat, ob das 
angefochtene Arteil außer den gerügten Verletzungen materiellrechtlicher Vorſchriften nicht 
noch andere derartige Verletzungen enthält. Handelt es ſich dagegen um die Verletzung einer 
verfahrensrechtlichen Verſchrift, fo kann dieſer Rechtsverſtoß vom Reviſionsgericht nur injo- 
weit berückſichtigt werden, als er rechtzeitig in der Reviſtonsbegründung ausdrücklich gerügt 
iſt. Die Nachholung einer verſäumten Rüge nach Ablauf der Revifionsbegründungsirift iſt 
daher unzuläſſig. 


77) Eine Ausnahme gilt nur für den Fall der Rüge einer Verfahrensverletzung hinſichtlich der 
zur Begründung dieſer Rüge vorzubringenden Behauptungen (5 561 Abſ. 1 Satz 2). 


) In den Bereich tatſächlicher Feſtſtellungen gehört auch die Auslegung von Willenserklä⸗ 
rungen der Partei. Das Reviſionsgericht iſt deshalb grundſätzlich auch an die vom 
Berufungsgericht einer Vertragsurkunde gegebene Auslegung gebunden. Eine Ausnahme gilt 
aber inſoweit, als die Auslegung an ſich rechtlich unhaltbar, z. B. mit dem Wortlaut der 
Arkunde völlig unvereinbar iſt. Ferner befaßt ſich das Reichsgericht auch mit der ſachlichen 
ung der Auslegung ſogenannter typiſcher Verträge, die wie etwa die allgemeinen 
Verficherungsbedingungen einer großen Verſicherungsgeſellſchaft in weiten Bezirken in den 
e Einzelfällen anzuwenden find. Tarifverträge und die nach ihrer Beſeitigung 
an ihre Stelle getretenen Tarifordnungen ſind nicht Parteiwillenserklärungen, ſondern 
objektives Recht. Das Reviſionsgericht iſt daher in der Nachprüfung ihrer Auslegung 


unbeſchränkt. 
Beitrag #2 
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Wegen der Zuſtellung der Reviſionsſchrift (8553 a), der Prüfung von Amts wegen und 


| 
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der Verwerfung unzuläffiger Revifionen durch Beſchluß (8 554 a) ſowie hinſichtlich der An · 


beraumung des Termins und der Ladung der Parteien (8555 ZPO) entſprechen die Vor ⸗ 
ſchriften über die Reviſion denen über die Beruſung. Das gleiche gilt von der Anſchluß⸗ 
reviſion (8556 3PO). 


Erachtet das Neviſionsgericht die Revifion für begründet, fo wird das angefochtene Urteil 
aufgehoben; und wenn die Aufhebung wegen eines Verfahrensmangels erfolgt, tft zugleich 
auch das durch den Mangel betroffene Verfahren aufzuheben, was bei einem Beweisverfahren 
z. B. bedeuten würde, daß es von dem Berufungsgericht wiederholt werden muß (S 564). 
Grundſätzlich wird zugleich mit der Aufhebung des Arteils die Zurückverweiſung der Sache 
zur anderweitigen Verhandlung und Entſcheidung an das Berufungsgericht ausgeſprochen. 
Dabei iſt das Reviſionsgericht auch in der Lage, die Sache an einen anderen Senat des 
Berufungsgerichts zurückzuverweiſen. Bei der erneuten Verhandlung und Entſcheidung iſt 
das Berufungsgericht an die rechtliche Beurteilung des Reviſionsgerichts, die der Aufhebung 
zugrunde liegt, gebunden (8 565 Abſ. 1 und 2). 


Ausnahmsweiſe hat das Neviſionsgericht auch in der Sache ſelbſt zu entſcheiden, und zwar 
einmal, wenn die Aufhebung des Urteils nur wegen einer Geſetzesverletzung bei Anwendung 
des Geſetzes auf das feſtgeſtellte Sach verhältnis erfolgt iſt und das Sachverhäͤltnis fo genügend 
fefigeftellt iſt, daß die Angelegenheit zur Endentſcheidung reif iſt, daß alſo zu einer ſolchen 
Entſcheidung weitere Sachaufklärungen nicht mehr erforderlich find. Ferner hat das Neichs⸗ 
gericht in der Sache ſelbſt auch dann zu entſcheiden, wenn das Arteil wegen Anzuſtändigkeit 
des Gerichts oder wegen Anzuläſfigkeit des Rechtswegs aufgehoben wird, weil in dieſem 
Falle die endgültige prozeſſuale Abweiſung der Klage eintreten muß. 


Eine beſondere, durch die Prozeßnovelle 1924 eingeführte Einrichtung iſt die ſogenannte 
Sprungreviſion ($ 566 a 3PO). Sie trägt dem Amſtand Rechnung, daß es Fälle gibt, in 
denen die Parteien nicht ſowohl um den Sachverhalt als lediglich um ſeine rechtliche 
Beurteilung ſtreiten, und in denen an einer möglichſt frühzeitigen endgültigen Klärung 
dieſer Rechtsfrage ein ganz beſonderes Intereſſe beſteht. In ſolchen Fällen wird den Parteien 
die Möglichkeit gegeben, ſchon nach Abſchluß der erſten Inſtanz unter Abergehung der 
Berufungsinſtanz alsbald das Reviſlonsgericht anzurufen. Dem Zweck dieſer Einrichtung 
entſprechend kann die Neviſion in dieſem Falle nicht auf Mängel des Verfahrens geſtützt 
werden, und ihre Einlegung ſowohl wie die nach 8 566 a Abſ. 2 erforderliche Zuſtimmung des 
Prozeßgegners gelten als Verzicht auf das Rechtsmittel der Berufung. 


3. Bejchwerde 


Die Beſchwerde iſt das normale Rechtsmittel gegen Verfügungen und Beſchlüſſe. 
Ausnahmsweiſe iſt fie aber in der Form der ſofortigen Beſchwerde auch gegen End- 
urteile, und zwar gegen ſogenannte tfolierte Koſtenurteile (8 99 Abſ. 3 ZPO), ſowie 
gegen einzelne Zwiſchenurteile (8 71 Abſ. 2 und 8 387 Abſ. 2 3PO) zugelaſſen. Soweit 
die Suläffigfeit oder Anzuläſfigkeit der Beſchwerde nicht beſonders geregelt iſt, gilt 
der Grundſatz des 8 567 Abſ. 1, danach findet dieſes Rechtsmittel ſtatt gegen Entſchei⸗ 
dungen, die einer vorgängigen mündlichen Verhandlung nicht bedürfen und durch die 
ein das Verfahren betrefſendes Geſuch zurückgewieſen iſt. 


So kann z. B. gegen die Bewilligung des Armenrechts, weil ſie keine Zurückweiſung eines 

Gefuches enthält, keine Beſchwerde eingelegt werden, wohl aber gegen die Verſagung des 
Armenrechts. Für Beſchwerden in Koſtenſachen iſt eine Beſchwerdeſumme von 50 RM vor- 
geſehen (8567 Abſ. 2 ZPO) Eine weitere weſentliche Beſchränkung des Beſchwerderechts 
liegt darin, daß gegen die Entſcheidungen der Oberlandesgerichte eine Beſchwerde nicht zu- 
läſſig iſt. Ausgenommen find hierbei nur Beſchlüſſe, durch die eine Berufung nach § 519 b 
als unzuläſſig verworfen wird. 


Auch die Beſchwerde iſt ein echtes Rechtsmittel, führt alſo zur Entſcheidung des im 
Inſtanzenzuge zunächſt höheren Gerichts (8568 Abſ. 1). Gegen die Entſcheidung des 
Beſchwerdegerichts iſt eine weitere Beſchwerde nur dann möglich, wenn in der 
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Beſchwerdeentſcheidung ein neuer ſelbſtändiger Beſchwerdegrund enthalten iſt.“) Aus- 
e geſchloſſen iſt die weitere Beſchwerde gegenüber Entſcheidungen der Landgerichte in 
betreff der Prozeßkoſten (§ 568 Abſ. 3 3PO) und wegen 8 567 Abſ. 3 auch gegenüber 
»Beſchwerdeentſcheidungen der Oberlandesgerichte. 


Während Berufung und Reviſion bei dem Berufungs- und RNeviſionsgericht, alſo bei der 
höheren Inſtanz einzulegen find, wird die Beſchwerde nach 8569 3 O bei dem Gericht ein- 
gelegt, von dem oder von deſſen Vorſitzenden die angefochtene Entſcheidung erlaſſen iſt. Nur 
in dringenden Fällen kann die Beſchwerde auch bei dem Beſchwerdegericht eingelegt werden. 
Die Beſchwerde bedarf der Schriftform. Wird eine landgerichtliche Entſcheidung angefochten, 
muß alſo die Beſchwerde am Landgericht eingelegt werden, ſo unterliegt ſie nach allgemeinen 

Vorſchriften an ſich dem Anwaltszwang. 8569 Abſ. 2 läßt aber in den Fällen, in denen der 

Rechtsſtreit bei einem Amtsgericht anhängig iſt oder anhängig war, und in allen Fällen, in 

denen die Beſchwerde das Armenrecht betrifft oder von einem Zeugen oder Sachverſtän⸗ 

digen erhoben wird, zu, daß fie zum Protokoll der Geſchäſtsſtelle eingelegt wird, woraus 
nach $ 78 Abſ. 2 ZPO folgt, daß in ſolchen Fällen die VBeſchwerde von einer Partei auch 
beim Landgericht ohne Mitwirkung eines Anwalts ſchriftlich eingelegt werden kann. 


Die Beſchwerdeinſtanz iſt eine Tatſacheninſtanz. Deshalb kann nach S 570 ZPO die 
Beſchwerde auf neue Tatſachen und Beweife geſtützt werden. 


Die Einlegung bei dem Gericht, das die angefochtene Entſcheidung erlaſſen hat, hat den 
Zweck, daß dieſes Gericht zunächſt ſelbſt prüſen ſoll, ob es die Beſchwerde für begründet 
erachtet. Iſt dies der Fall, ſo hat es ihr ſofort abzuhelfen. Nur wenn es ſich dazu nicht in 
der Lage fieht, legt es die Beſchwerde innerhalb einer Woche dem Beſchwerdegericht vor 
(S 571 ZPO) Der Suspenfiveifelt, der an ſich dem Rechtsmittel innewohnt, d. h. die 
Wirkung der Hemmung der Rechtskraft, kommt der Beſchwerde nur in den Fällen zu, in 
denen es ſich um die ſpäter noch zu erörternde an eine Friſt gebundene ſoſortige Beſchwerde 
handelt. Die Vollſtreckbarkeit der angefochtenen Entſcheidung wird durch die Einlegung 
der Beſchwerde grundſätzlich nicht berührt. Eine Ausnahme gilt nur für die in dem 
§ 572 ZPO erwähnten Entſcheidungen, unter denen hier nur beſonders hervorgehoben ſei 
die Beſtrafung von Zeugen und Sachverſtändigen wegen Ausbleibens oder Eidesverweige ; 
rung. Das Gericht oder der Vorſitzende, deſſen Entſcheidung angefochten wird, kann aber 
in geeigneten Fällen nach Eingang der Beſchwerde ihre Vollziehung ausſetzen. Eine ent⸗ 
ſprechende Anordnung kann auch das Beſchwerdegericht ſelbſt erlaſſen (8 572 Abſ. 2 und 3). 
Aber die Beſchwerde kann ohne mündliche Verhandlung entſchieden werden (8 573 3PO. 
Auch bei ihr wird die Zuläſſigkeit von Amts wegen geprüft (8 574). Das Beſchwerde⸗ 
gericht kann, wenn es die Beſchwerde für begründet erachtet, entweder ſelbſt die abſchließende 
Entſcheidung erlaſſen oder nach Aufhebung des angefochtenen Beſchluſſes dem Gericht oder 
Vorſitzenden, von dem die angefochtene Entſcheidung erlaſſen war, die weiteren erforderlichen 
Anordnungen übertragen (S 575). 


Iſt die angefochtene Entſcheidung eine Maßnahme des beauftragten oder erſuchten Richters 
oder des Arkundsbeamten der Geſchäftsſtelle, wie z. B. bei der Koſtenfeſtſetzung, fo iſt gegen 
dieſe Maßnahme eine Beſchwerde zunächſt nicht zuläſſig, ſondern zuerſt im Wege der 
Erinnerung die Entſcheidung des Prozeßgerichts nachzuſuchen. Erſt gegen die Entſcheidung 
des Prozeßgerichts findet dann die Beſchwerde ſtatt (S 576 ZPO). 


Nur in den im Geſetz beſonders hervorgehobenen Fällen findet die beſondere Form der 
ſofortigen Beſchwerde ſtatt, deren Zuläſſigkeit an die Einhaltung einer Notfriſt von zwei 
Wochen gebunden iſt (S 577 3PO). In den Fällen der ſofortigen Beſchwerde genügt zur 
Wahrung der Notfriſt auch in nicht dringlichen Fällen die Einlegung beim Beſchwerde ⸗ 
gericht. Auch wenn die ſoſortige Beſchwerde beim Gericht erſter Inſtanz eingelegt wird, iſt 
dieſes entgegen der Regel des 8 571 zu einer Anderung feiner Entſcheidung nicht befugt 
(8 577 Abſ. 3 IPOD). 


7) An einem ſolchen ſelbſtändigen i fehlt es, wenn die erſtinſtanzliche Ent⸗ 
ſcheidung und die des Beſchwerdegerichts ſachlich und im Endergebnis übereinſtimmen, auch 
wenn ſie in der Begründung voneinander abweichen. Hat aber z. B. die erſte Inſtanz einen 
Antrag aus fachlichen Gründen zurückgewieſen, die Beſchwerdeinſtanz ihn aber ohne Sach- 
prüfung als unzuläſſig verworfen, ſo würde hierin ein ſelbſtändiger Beſchwerdegrund zu 
erblicken fein; vor allem aber iſt ein ſelbſtändiger Beſchwerdegrund immer dann gegeben, wenn 
das Beſchwerdegericht die erſte Entſcheidung abgeändert hat und nunmehr die durch die Ab⸗ 
änderung benachteiligte Partei weitere Beſchwerde einlegen will. 
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In den Fällen, in denen es ſich um die Anfechtung der Entſcheidung eines beauftragten 
oder erſuchten Nichters oder des Beamten der Geſchäftsſtelle handelt, muß, wenn eine 
ſofortige Beſchwerde vorgeſehen iſt, innerhalb der Beſchwerdefriſt gemäß § 576 SPO die 
Entſcheidung des Prozeßgerichts nachgeſucht werden. Das Prozeßgericht hat dann das 
Geſuch, wenn es ihm nicht entſprechen will, unmittelbar dem Beſchwer degericht vorzulegen.“) 


VII. Wiederaufnahme des Derfahrens 


Wenn auch im Intereſſe des Rechtsfriedens jeder Rechtsſtreit einmal ein Ende 
finden muß und deshalb grundſätzlich rechtskräftige Urteile keiner weiteren Nac 
prüfung mehr unterliegen, jo kann doch in Einzelfällen die rückſichtsloſe Durch⸗ 
führung dieſes Grundſatzes zu Anbilligkeiten führen, die auch unter Berückſichtigung 
der praktiſchen Notwendigkeit der Achtung der Rechtskraft nicht in den Kauf 
genommen werden dürfen. Am hier einen Ausweg zu bieten, hat die Zivilprozeß 
ordnung in den 8S 578 ff. die Wiederaufnahme eines Verfahrens vorgeſehen. Dieſe 
Wiederaufnahme ift in doppelter Weiſe möglich, nämlich ſowohl durch Nichtigkeits⸗ 
wie auch durch Reſtitutionsklage. Die Nichtigkeitsklage fol Verfahrens 
mängeln entgegentreten, die fo ſchwerwiegend find, daß ein auf ihrer Grundlage er- 
gangenes Arteil, auch wenn es formell rechtskräftig geworden iſt, nicht aufrecht 
erhalten werden darf. Die Gründe für die Erhebung der Nichtigkeitsklage ſind im 
weſentlichen dieſelben, die nach $ 551 ZPO Verfahrensmängel des Berufungs- 
gerichts zu ſogenannten abſoluten Reviſionsgründen zählen (8 579 ZPO) Die 
Reſtitutionsklage betriſſt nicht Verfahrensmängel, ſondern Amſtände, die 
nachträglich hervortreten und eine weſentliche Grundlage des rechtskräftig gewordenen 
Arteils als hinfällig geworden erſcheinen laſſen. 

Die Reſtitutionsgründe find im § 580 beſonders aufgezählt. In den Fällen Nr. 1 bis 5 
handelt es ſich darum, daß durch eine ſtrafbare Handlung ein unrichtiges Arteil herbeigeführt 
iſt. Beſonders zu erwähnen ſind darunter die Fälle, daß das Arteil auf einer eidlichen 
Partei- oder Zeugenausſage oder auf einer Urkunde beruht und nachträglich ſeſtgeſtellt 
wird, daß die Partei oder der Zeuge feine Eidespflicht vorſätzlich oder fahrläffig verletzt hat 
oder daß die Arkunde fälſchlich angeſertigt oder verfälſcht war. In allen dieſen Fällen 
ſetzt aber die Zuläſſigkeit der Reſtitutionsklage voraus, daß wegen der ſtrafbaren Handlung. 
auf der das Arteil beruht, eine rechtskräftige Verurteilung ergangen iſt oder aber die 
Einleitung oder Durchführung eines Strafverfahrens aus anderen Gründen als wegen 
Mangels an Beweiſen nicht erfolgen kann (8581). Außerdem wird die Reſtitutionsklage noch 
zugelaſſen, wenn das rechtskräftige Urteil auf dem Urteil eines ordentlichen Gerichts, eines 
Sondergerichts oder Verwaltungsgerichts beruhte, das inzwiſchen durch ein anderes rechts · 
kräftiges Urteil aufgehoben iſt, oder wenn die Partei ein in derſelben Sache erlaſſenes 
früher rechtskräftig gewordenes Urteil oder eine andere Urkunde auffindet oder zu benutzen 
in den Stand geſetzt wird, die eine ihr günſtigere Entſcheidung herbeigeführt haben würde. 
Die Zuſtändigkeit und das Verfahren find in den SS 584 bis 591 ZPO näher geregelt. 


VIII. Wiedereinſetzung in den vorigen Stand 


In den vorangegangenen Abſchnitten iſt wiederholt von Notfriſten die Rede, an deren 
Einhaltung das Geſetz die Zuläſſigkeit einer Prozeßhandlung, insbeſondere eines Rechts - 
mittels oder Rechtsbehelfs knüpft. Grundſätzlich hat danach die Verſäumung der Notfriſt 
die Verwerfung des Rechtsmittels oder Rechtsbehelfs als unzuläſſig zur Folge. Um aber 
befonderen Fällen Rechnung zu tragen, hat die Prozeßordnung die Möglichkeit der Wieder- 
einſetzung in den vorigen Stand gegen Verſäumung einer Notfriſt vorgeſehen. § 233 läßt 
eine ſolche Wiedereinſetzung zugunſten der Partei zu, die durch Naturereigniſſe oder andere 
unabwendbare Zufälle verhindert worden iſt, eine Notfriſt einzuhalten. Der Notfriſt werden 
die Friſten zur Begründung der Verufung oder der Repiflon, die an ſich keine Notfriſten 
ſind, zumal das Geſetz auch die Möglichkeit ihrer Verlängerung vorſieht, gleichgeſtellt 


so) Wird alſo der Koſtenfeſtſetzungsbeſchluß des Beamten der Geſchäſtsſtelle bemängelt. 
je muß die im § 104 Abſ. 3 vorgeſehene Erinnerung beim Prozeßgericht innerhalb zweier 
Wochen nach Zuſtellung des Feſtſetzungsbeſchluſſes eingelegt werden. Das Prozeßgericht 
hat dann entweder der Beſchwerde abzuhelfen oder, wenn es dazu nicht in der Lage iſt, das 
Geſuch dem Beſchwerdegericht vorzulegen. 
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Wenn eine Partei die Einſpruchsfriſt gegenüber einem Verſäumnisurteil verſäumt hat, ſo 
wird die Wiedereinſetzung auch dann erteilt, wenn ſie von der Zuſtellung des Verſäumnis⸗ 
urteils keine Kenntnis erlangt hat. Außerdem trifft für beſtimmte Fälle 8 235 ZPO noch 
eine Sonderregelung. Bei der Frage der Wiedereinſetzung in den vorigen Stand iſt immer 
zu prüjen, ob die Amſtände, die die Partei an der Einhaltung der Notfriſt gehindert haben, 
derart waren, daß auch durch Anwendung äußerſter Sorgfalt die Verſäumung nicht ver- 
mieden werden konnte. Hierbei kommt es nicht nur darauf an, ob die Partei ſelbſt ſchuldhaft 
gehandelt hat, ſondern nach § 232 Abſ. 2 wird ihr auch das Verſchulden ihres Prozeßbevoll⸗ 
mächtigten oder geſetzlichen Vertreters zur Laſt gelegt. Der Antrag auf Wiedereinſetzung in 
den vorigen Stand iſt an eine Friſt von zwei Wochen geknüpft, die mit dem Tage, an dem 
das Hindernis behoben iſt, beginnt (S 234 ZPO) Sie iſt keine Notfriſt. Gegen ihre 
Verſäumung findet alſo die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand nicht ſtatt. Zu beachten 
iſt ferner, daß, wenn ein Jahr ſeit dem Ende der verſäumten Friſt abgelaufen iſt, die 
Wiedereinſetzung nicht mehr begehrt werden kann. 


Der Antrag auf Wiedereinſetzung in den vorigen Stand iſt denſelben Formvorſchriften 
unterworfen, die für die verſäumte Prozeßhandlung gelten. Auch muß der Antrag, abgeſehen 
von der Angabe der die Wiedereinſetzung begründenden Tatſachen und der Mittel für ihre 
Glaubhaftmachung die Nachholung der verſäumten Prozeßhandlung enthalten. Hat alſo 
jemand beim Amtsgericht die Einſpruchsfriſt gegen ein Verſäumnisurteil verſäumt, ſo muß 
er, wenn er die Wiedereinſetzung in den vorigen Stand beantragt, gleichzeitig den Einſpruch 
nachholen. (Da beim Amtsgericht kein Anwaltszwang beſteht, ſo genügt eine von der Partei 
ſelbſt unterzeichnete ſchriftliche Eingabe. Iſt aber von dem Landgericht gegen den Beklagten, 
weil er durch einen Anwalt nicht vertreten war, ein Verſäumnisurteil erlaſſen, ſo kann er 
die Wiedereinſetzung wegen Verſäumung der Einſpruchsfriſt nur mit gleichzeitiger nach ⸗ 
träglicher Einlegung des Einſpruchs in einem von einem Rechtsanwalt unterzeichneten 
Schriftſatz beantragen.) Die Entſcheidung über den Wiedereinſetzungsantrag trifft das 
Gericht, dem die Entſcheidung über die nachgeholte Prozeßhandlung zuſteht. In der Regel 
iſt das Verfahren über den Wiedereinſetzungsantrag mit dem Verfahren über die nachgeholte 
Prozeßhandlung zu verbinden. Das Gericht kann jedoch das Verfahren zunächſt auf die 
Verhandlung und Entſcheidung über den Wiedereinſetzungsantrag beſchränken (88 237, 238). 


IX. Befondere Derfahrens arten 
1. Urkunden und Wechjelprozef 


Am Anſprüchen, die vollſtändig durch Arkunden belegt werden können, ein erleichtertes 
und beſchleunigtes Verfahren zur Verfügung zu ſtellen, hat die Zivilprozeßordnung 
in Anlehnung an alte Vorbilder in den 88 592 bis 605 a beſondere Vorſchriften für 
den Arkunden⸗ und Wechſelprozeß vorgeſehen. Gegenſtand des Arkundenprozeſſes 
können nur Anſprüche ſein, die die Zahlung einer beſtimmten Geldſumme oder die 
Leiſtung einer beſtimmten Menge anderer vertretbarer Sachen oder Wertpapiere 
zum Gegenſtand haben. Auch hier gilt als Anſpruch, der die Zahlung einer Geld- 
ſumme zum Gegenſtand hat, wie beim Mahnverfahren der Anſpruch aus einer 
Hypothek, einer Grundſchuld oder einer Rentenſchuld (vgl. S. 68). Vorausſetzung 
für die Zuläſſigkeit des Arkundenprozeſſes tft aber weiter, daß der Kläger die ſämt⸗ 
lichen zur Begründung ſeines Anſpruchs erforderlichen Tatſachen durch Arkunden 
beweifen kann. Bei einer Darlehnsforderung muß deshalb nicht nur die Darlehns⸗ 
hingabe ſelbſt durch eine Urkunde belegt fein, ſondern dasſelbe gilt auch von den⸗ 
jenigen Amſtänden, aus denen ſich die Fälligkeit der Forderung ergibt. Bedurfte es 
alſo zur Herbeiführung der Fälligkeit einer Kündigung, ſo muß auch das Zugehen 
der Kündigung urkundlich nachgewieſen werden. Zum Nachweis der Echtheit der 
Arkunden und zum Nachweis anderer als der zur Klagebegründung erforderlichen 
Tatſachen iſt jedoch neben dem Arkundenbeweis der Beweis durch Parteivernehmung 
zuläſſig. Das gilt z. B. von Behauptungen, die im Arkundenprozeß der Kläger vor. 
bringt, um eine ſelbſtändige Einwendung des Beklagten zu widerlegen, etwa, wenn er 
gegenüber einer vom Beklagten vorgelegten Quittung behauptet, die Quittung ſei 
lediglich in Erwartung einer nachher nicht erfolgten Zahlung ausgeſtellt. Die Klage 


— . — | Beitrag 42 


80 Volkmar 


muß die Erklärung enthalten, daß im Arkundenprozeß geklagt werde; auch müſſen ihr 
die Urkunden in Arſchrift oder Abſchrift beigefügt werden (8 593). 


Durch die Wahl des Arkundenprozeſſes unterwirft ſich der Kläger von vornherein gewiſſen 
Beſchränkungen. Andererſeits bieten ſich ihm auch weſentliche Vorteile. Die Beſchränkungen 
beſtehen nach 8597 ZPO nicht nur darin, daß er den Beweis für die klagebegründenden 
Tatſachen lediglich durch Arkunden führen kann und daß er für andere Tatſachen ſich außer 
dem Arkundenbeweis nur des VBeweiſes durch Parteivernehmung bedienen darf, ſondern 
auch darin, daß ſelbſt bei Säumnis des Beklagten die ſonſt im Verſäumnisverfahren ein- 
tretende Folge, daß die Klagebehauptungen als zugeſtanden gelten, nicht für die zur Klage · 
begründung erforderlichen Tatſachen gilt. Bei dieſen tritt nur die Wirkung ein, daß die 
Echtheit der zum Beweiſe vorgelegten Urkunden als zugeſtanden anzunehmen iſt. Das 
Gericht muß alfo, ehe es das Verſäumnisurteil erlafien kann, prüfen, ob die vom Kläger 
vorgelegten Urkunden die zur Klagebegründung erforderlichen Behauptungen reſtlos beweiſen. 
Iſt dies nicht der Fall, fo iſt die Klage, wenn fie im übrigen ſchlüſſig iſt, als im Arkunden⸗ 
prozeß unſtatthaft zurückzuweiſen, in welchem Falle dem Kläger das Recht bleibt, im gewöhn⸗ 
lichen Prozeßverfahren feinen Anſpruch weiter zu verfolgen. Sind dagegen die Klage; 
behauptungen ſelbſt unſchlüſſig, kommt z. B. das Gericht zu der Aberzeugung, daß der ſchrift · 
liche Kaufvertrag, aus dem der Kläger ſeine Anſprüche herleitet, wegen Fehlens gerichtlicher 
oder notarieller Beurkundung nichtig iſt, fo iſt nach 8597 Abſ. 1 3PO die Klage ſachlich 
abzuweiſen. Die Vorteile, die dem Kläger aus dem Arkundenprozeß erwachſen, find folgende: 
Der Beklagte hat nicht die Möglichkeit, eine Widerklage zu erheben (8 595 Abſ. 1). Ferner 
fteben dem Beklagten den Klagebehauptungen gegenüber als Beweismittel nur Urkunden 
oder der Antrag auf Parteivernehmung zu Gebote. Zeugenvernehmungen kommen alſo nicht 
in Betracht. Erhebt der Beklagte Einwendungen, die an ſich ſchlüſſig find, die er aber nicht 
durch Urkunden oder Antrag auf Parteivernehmung zu beweiſen vermag, fo find feine Ein⸗ 
wendungen als im Arkundenprozeß unſtatthaft zurückzuweiſen. In allen Fällen, in denen 
der Beklagte im Arkundenprozeß dem Antrage widerſprochen hat, iſt ihm im Falle ſeiner 
Verurteilung die Ausführung feiner Rechte vorzubehalten (8 599). Diefes Vorbehalt surteil 
hut im weſentlichen dieſelben Wirkungen wie das Urteil unter Vorbehalt der Aufrechnung 
§ 302 ZPO, vgl. S. 47). Das Vorbehaltsurteil kann alſo ſelbſtändig mit den gewöhn⸗ 
lichen Rechtsmitteln angefochten werden; und auch wenn es die Rechtskraft erlangt hat, 
bleibt der Rechtsſtreit im ordentlichen Verfahren anhängig, in dem der Beklagte dann mit 
den gewöhnlichen Beweismitteln ſeine Einwendungen weiter verfolgen kann. 


Sieht der Kläger im Verlauf eines Arkundenprozeſſes, daß er mit den in dieſer Prozeßart 
ihm auferlegten Beweisbeſchränkungen nicht zum Ziele gelangen kann, ſo kann er nach 8 596 
ZPO jederzeit zum ordentlichen Verfahren übergeben. 


Während ſich der Arkundenprozeß im allgemeinen in der Praxis wenig eingebürgert hat 
und verhältnismäßig felten zur Anwendung gelangt, iſt ſehr häufig feine Abart, der Wechſel 
prozeß. Er findet nach 8602 Anwendung, wenn Anſprüche aus Wechſeln geltend gemacht 
werden. Für den Wechſelprozeß gelten neben den allgemeinen Grundſätzen des Arkunden ⸗ 
prozeſſes noch folgende Beſonderheiten: Wechſelklagen können ſowohl bei dem Gericht des 
Zahlungsorts als bei dem Gericht des allgemeinen Gerichtsſtands des Beklagten angebracht 
werden. Meiſt find aus einem Wechſel eine Reihe von Perſonen als Negreßverpflichtete 
mit haftbar. Will der Kläger mehrere alſo Verpflichtete gemeinſchaftlich verklagen, ſo iſt 
außer dem Gericht des Zahlungsorts jedes Gericht zuſtändig, bei dem nur einer der mehreren 
Beklagten ſeinen allgemeinen Gerichtsſtand hat. Der Wechſelprozeß zeichnet ſich ferner noch 
durch eine abgekürzte Einlaſſungsfriſt aus. Weiter fieht 8605 noch vor, daß, fowelt es zur 
Erhaltung des wechſelmäßigen Anſpruchs einer ſörmlichen Proteſterhebung nicht bedarf, die 
Vorlegung des Wechſels außer durch Arkunden auch durch Parteivernehmung bewieſen 
werden kann (8605 3PO). Entſprechende Vorſchriften wie für den Wechſelprozeß gelten 
nach 8 605 a für den Schechprozeß. 


2. Verfahren in Ehefachen 

Wegen der überragenden Bedeutung, die die Familie als Grundlage unſerer geſamten 
ſtaatlichen Ordnung für die Volksgemeinſchaft hat, ſind für die die Ehe und den 
Familienſtand betreffenden Prozeſſe Vorſchriften erlaſſen, die in weſentlichen 
Punkten von den allgemeinen Prozeßgrundſätzen abweichen. Die Abweichungen 
beruhen vor allem darauf, daß es in Ehe- und Familienſtandsſachen den Parteien 
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nicht geſtattet werden darf, über die in ihnen zu behandelnden Rechtsverhält⸗ 
niſſe fo frei zu verfügen, wie dies bei Anfprüchen aus Verkehrsgeſchäften ie eh 
und notwendig iſt. 


Eheſachen im Sinne der Sondervorſchriften ſind nur die Rechtsſtreitigkeiten, die die 
Scheidung, Nichtigkeit oder Anfechtung einer Ehe, ferner die Feſtſtellung des 
Beſtehens oder Nichtbeſtehens einer Ehe und die Herſtellung des ehelichen Lebens 
zum Gegenſtand haben (8 606 ZPO) Für dieſe Eheſachen beſteht zunächſt ein aus- 
ſchließlicher Gerichtsſtand bei dem Landgericht, in deſſen Bezirk der Ehemann feinen 
allgemeinen Gerichtsſtand hat, und zwar auch in den Fällen, in denen der Ehemann 
Kläger iſt und ſich die Frau in einem anderen Gerichtsbezirk aufhält. 


In den Abſ. 2 und 3 des 8 606 find noch Sondervorſchriften erlaſſen, die dahin zielen, daß 
möglichſt in allen Fällen, in denen der Ehemann ein Deutſcher iſt, der Eheprozeß im Inland 
geführt werden kann, auch dann, wenn er ſeinen Wohnfitz in Deutſchland aufgegeben hat, 
ferner, daß eine Deutſche, die einen Ausländer geheiratet hat, die Nichtigkeits⸗ und An⸗ 
fechtungsklage gleichfalls in Deutſchland erheben kann. Dieſe Vorſchriften werden ergänzt 
durch das neue Geſetz vom 24. Januar 1935 (RGBl. I S. 48), das die Möglichkeit geſchaffen 
hat, daß die mit einem Ausländer verheiratete Ehefrau auch die Scheidungsklage im Inland 
erheben kann, wenn fie die deutſche Reichsangehörigkeit erlangt hat. Die Zuſtändigkeits⸗ 
vorſchriften des 8 606 Abſ. 1 gelten an ſich auch für Ausländer; find aber beide Ehegatten 
Ausländer, ſo kann die Klage im Inland nicht erhoben werden, wenn nach den Geſetzen des 
Staates, dem der Ehemann angehört, dieſer Staat ſich die ausſchließliche Gerichtsbarkeit tat 
Eheprozeſſe feiner Angehörigen vorbehalten hat (5 606 Abſ. 4). 

Anter den Beſonderheiten des Eheprozeſſes find namentlich folgende Vorſchriften hervorzu ; 
beben: Die Klage auf Herſtellung des ehelichen Lebens, die Scheidungsklage und die An⸗ 
ſechtungsklage können miteinander verbunden werden. Die Verbindung einer anderen Klage, 
d. B. Klage auf Unterhalt, auf Herausgabe von Einrichtungsgegenſtänden, mit dieſen Klagen 
ſowie die Erhebung einer Widerklage anderer Art iſt unſtatthaft (8 615). 

Dem Cheprozeß muß ein beſonderes Sühneverfahren vor dem Amtsgericht vorangehen, das 
in den 88 608 bis 611 näher geregelt iſt. Beſondere Vorſchriſten gelten auch für die Prozeß ; 
fähigkeit in Eheſachen; denn nach 8612 3O iſt ein in der Geſchäftsfähigkeit beſchränkter 
Ehegatte grundſätzlich als prozeßfähig zu behandeln. Das würde z. B. gelten, wenn die Ehe · 
frau noch nicht volljährig iſt oder wenn ein Ehegatte wegen Geiſtesſchwäche oder Verſchwen⸗ 
dung entmündigt iſt. Eine Ausnahme gilt nur für den Fall des § 1336 Abſ. 2 Satz 2 BGB, 
d. h. dann, wenn es ſich um Anfechtung der Ehe einer minderjährigen Ehefrau wegen Fehlens 
der Zuſtimmung des geſetzlichen Vertreters handelt. Hier iſt die Möglichkeit der Anfechtung 
während der Dauer der Minderjährigkeit der Ehefrau ausſchließlich ihrem geſetzlichen Ver⸗ 
treter vorbehalten. So lange kann deshalb auch die Ehefrau nicht ſelbſtändig die Ehe⸗ 
anſechtungsklage führen. 

Während ſonſt im landgerichtlichen Prozeß eine Prüfung der Vollmacht von Amts wegen 
nicht eintritt, iſt eine ſolche Prüfung durch 8613 im Eheprozeß vorgeſchrieben. 

Eine beſondere Erleichterung gewährt 8 614 ZPO für die Klageänderung durch Anführung 
neuer Klagegründe, was zuſammenhängt mit der Vorſchrift des 8 616, wonach ein mit der 
Scheidung oder Anfechtungsklage abgewieſener Kläger in einem ſpäteren neuen Prozeß das 
Recht auf Scheidung oder Anfechtung nicht mehr auf Tatſachen gründen kann, die er in dem 
früheren Nechtsſtreit geltend gemacht hat oder geltend machen konnte (vgl. auch § 626 ZPO). 


Die wichtigſten Abweichungen des Eheprozeſſes vom gewöhnlichen Prozeß ergeben 
ſich daraus, daß aus den ſchon angegebenen Gründen bei ſolchen Prozeſſen die Ver⸗ 
handlungsmaxime nicht reſtlos durchgeführt werden kann. Da eine Scheidung der 
Ehe durch gegenſeitiges Einverſtändnis der Ehegatten unſeren ſittlichen Anſchau⸗ 
ungen und den Grundſätzen unſerer Geſetzgebung widerſpricht, kann das Zugeſtändnis 
von die Scheidung oder Anfechtung der Ehe begründenden Tatſachen nicht die Folge 
haben, daß dieſe Tatſachen als bewieſen gelten müſſen. Noch weniger kann dieſe 
Folge eintreten, wenn ſich eine Partei auf die die Scheidung, Anfechtung oder 
Nichtigkeit der Ehe begründenden Behauptungen ihres Gegners nicht erklärt hat 
(8 617 Abſ. 2 ZPO) Das Gericht iſt deshalb verpflichtet, hinſichtlich aller die 
Scheidung, Anfechtung oder Nichtigkeit einer Ehe begründenden Tatſachen, auch ohne 
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daß der Gegner ſie beſtritten hat, von demjenigen, der dieſe Tatſachen behauptet hat, 
den Beweis zu fordern. Aus dem gleichen Grunde iſt in Eheſachen auch ein An⸗ 
erkenntnis des Klageanſpruchs ausgeſchloſſen (8 617 Abſ. 1 ZPO) Dem ZIntereſſe 
des Staates an der richtigen Erledigung von Eheprozeſſen dient ferner die Vorſchrift 
des 5 607, nach der die Staatsanwaltſchaft zur Mitwirkung berufen tft und von dem 
erſten zur mündlichen Verhandlung beſtimmten Termin von Amts wegen Kentnis er- 
halten muß. Auch für das Verſäumnisverfahren in Eheſachen gelten beſondere Grund- 
ſätze. Ein Verſäumnisurteil gegen den Beklagten iſt unzuläſſig (8 618). Wohl 
aber kann gegen den Kläger ein Verſäumnisurteil ergehen, da es ihm ja 
unbenommen iſt, ſeine Klage jederzeit zurückzunehmen. Erſcheint der Beklagte in dem 
auf die Klage zur mündlichen Verhandlung anberaumten Termin nicht, ſo kann erſt 
in einem neuen, auf Antrag des Klägers zu beſtimmenden Termin verhandelt werden, 
und wenn auch in dieſem Termin der Beklagte nicht erſcheint, ſo ſind gleichwohl die 
vom Kläger vorgebrachten Tatſachen nicht als zugeſtanden anzuſehen, ſondern bedürfen 
ebenſo des Beweiſes, wie wenn fie der Beklagte beſtritten hätte. 


Das Recht des Gerichts, die Parteien ſowohl zur Aufklärung deſſen, was ſie vorbringen 
wollen, als auch zum Zwecke des Beweiſes zu vernehmen, ift im 8 619 noch weiter aus⸗ 
geſtaltet als im gewöhnlichen Prozeß. Vor allem können gegen die nicht erſchienene Partei 
alle gegen einen nicht erſchienenen Zeugen möglichen Zwangsmittel mit Ausnahme der Haft 
angewendet werden. Es iſt alſo insbeſondere auch die zwangsweiſe Vorführung zuläſſig. 
In den SS 620, 621 find ferner noch beſondere Möglichkeiten für eine Ausſetzung des Ver⸗ 
fahrens vorgeſehen. Endet der Prozeß mit einem Scheidungs- oder Nichtigkeitsurteil, fo iſt 
dieſes nach 8 625 von Amts wegen zuzuſtellen. Eine weitere Beſonderheit iſt die, daß wenn 
wegen Ehebruchs auf Scheidung erkannt wird und ſich aus den Verhandlungen ergeben hat, 
mit welcher Perſon der Ehebruch begangen worden iſt, dieſe Perſon im Arteil feſtgeſtellt 
werden muß (8 624 3PO). 1) 8 627 SPO gibt endlich die Möglichkeit, daß während 
eines Scheidungs⸗, Nichtigkeits⸗ oder Anfechtungsprozeſſes das Gericht auf Antrag eines 
der Ehegatten durch einſtweilige Verfügung für die Dauer des Rechtsſtreits die Anterhalts⸗ 
frage, die Frage des Getrenntlebens der Ehegatten und die Frage der Sorge für die Perſon 
der gemeinſchaftlichen minderjährigen Kinder regeln kann. 


Für die Nichtigkeitsklage gelten noch weitere beſondere Vorſchriften: Die Klage kann nicht 
nur von jedem der Ehegatten, ſondern auch von dem Staatsanwalt erhoben werden. Während 
alſo in gewöhnlichen Eheſachen der Staatsanwalt nur Tatſachen, die der Aufrechterhaltung 
der Ehe dienen, von Amts wegen ermitteln und geltend machen kann, kann er die Nichtig- 
keitsklage ſelbſt betreiben und ſomit auch die die Nichtigkeit einer Ehe begründenden Tat⸗ 
ſachen von ſich aus ermitteln und geltend machen. Die Nichtigkeitsklage kann endlich unter 
den Vorausſetzungen des 8632 ZPO auch ein Dritter erheben. Mit der Nichtigkeitsklage 
kann nur eine Klage auf Feſtſtellung des Beſtehens oder Nichtbeſtehens einer Ehe zwiſchen 
den Parteien verbunden werden. Auch iſt eine Widerklage nur ſtatthaft, wenn ſie ſelbſt eine 
Nichtigkeitsklage oder eine Klage auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens einer Ehe ft.) Bei 
der Ehenichtigkeitsklage kann das Verſäumnisurteil gegen den im Termin zur mündlichen 
Verhandlung nicht erſchienenen Kläger nicht auf Abweiſung der Klage, ſondern nur dahin 
gehen, daß die Klage als zurückgenommen gelte (8 635 3P O). 


Während in gewöhnlichen Eheprozeſſen das Gericht an Geſtändniſſe und Anerkenntniſſe nur 
inſoweit nicht gebunden iſt, als es ſich um Tatſachen handelt, die die Scheidung oder An- 
fechtung einer Ehe begründen, gilt dies bei Nichtigkeitsklagen hinſichtlich aller Amſtände, 
alſo auch hinſichtlich derjenigen, die die Aufrechterhaltung der Ehe betreffen (8 617 Abf. 3 


. Vorſchrift iſt mit Rüdfiht auf das im § 1312 BGB vorgeſehene Ehehindernis 
getroffen. 


er) Klage auf Feſtſtellung des Nichtbeſtehens einer Ehe kann nur dann in Betracht kommen, 
wenn die Ehe wegen Formmangels nichtig und nicht ins Heiratsregiſter eingetragen iſt, 
weil nur eine ſolche Ehe ſchlechthin nichtig iſt, ohne daß es einer Nichtigerklärung durch 
Arteilsſpruch bedürfte. 

) Dieſe Vorſchrift iſt erforderlich, weil, wenn das Verſäumnisurteil gegen den Kläger auf 
Abweiſung der Klage lautete, mit der Rechtskraft des Verſäumnisurteils die Gültigkeit 
der Che Peftfteben würde, und weil es den Parteien nicht geſtattet werden kann, in dieſer 
Weiſe die Gültigkeit einer an fi nichtigen Ehe herbeizuführen. 
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3PO). Das Gericht kann deshalb auch, während es in einem gewöhnlichen Eheprozeß ohne 
Antrag der Parteien nur Tatſachen und Beweiſe heranziehen kann, die der Aufrechterhaltung 
der Ehe dienen (8 622 Abſ. 1), im Nichtigkeitsſtreit auch zum Zweck der Ermittlung, ob die 
Che nichtig ift oder nicht beſteht, von Amts wegen Ermittlungen anftellen (5 622 Abſ. 2). 


Für das Verfahren, das die Feſtſtellung des Rechtsverhält⸗ 
niſſes zwiſchen Eltern und Kindern zum Gegenſtand hat, alſo insbeſondere 
für Klagen auf Anerkennung der Vaterſchaft eines ehelichen Kindes oder auf Anfechtung der 
Ehelichkeit, find in den 8S 640 bis 644 ZPO entſprechende Sondervorſchriften wie in Ehe⸗ 
ſachen getroffen. 


3. Derfahren In entmündigungsſachen 


Eine beſondere Stellung nehmen im Prozeßrecht die Entmündigungsſachen ein. Bei ihnen 
herrſcht ihrem Zwecke entſprechend voller Amtsbetrieb. Sie werden an ſich zunächſt in einem 
Verfahren behandelt, das dem Verfahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit angepaßt iſt und 
nur deshalb in der Prozeßordnung erörtert wird, weil ſich an das zunächſt einzuleitende 
Beſchlußverſahren ein förmliches Prozeßverſahren anſchließen kann. 

Das Entmündigungsverfahren kommt in Betracht ſowohl bei der Entmündigung wegen 
Geiſteskrankheit oder Geiſtesſchwäche als auch für die Entmündigung wegen Verſchwendung 
oder wegen Trunkſucht (88 645, 680 3PO). Die Eutmündigung liegt in der Hand der 
Amtsgerichte. Sie wird nach 8 645 Abſ. 2 im Beſchlußwege ausgeſprochen. Die Zuſtändigkeit 
regelt ſich nach 8 648. Der Erlaß des Entmündigungsbeſchluſſes ſetzt einen Antrag voraus. 
Der Antrag kann zunächſt von den im 8 646 Abſ. 1 erwähnten UAngehdrigen geſtellt werden, 
außerdem aber in allen Fällen nach 8646 Abſ. 2 von dem Staatsanwalt. Eine Ausnahme 
machen hier die Fälle der Entmündigung wegen Verſchwendung oder Trunkſucht, bei denen 
eine Mitwirkung der Staatsanwaltſchaft nicht ſtattfindet (8 680 Abſ. 4 3PO). Es kann 
aber nach landesgeſetzlichen Vorſchriften eine Gemeinde oder ein der Gemeinde gleichſtehender 
Verband oder ein Armenverband berechtigt ſein, die Entmündigung wegen Verſchwendung 
oder Trunkſucht zu betreiben (§ 680 Abſ. 5 3PO). Auf den Entmündigungsantrag hin hat 
das Amtsgericht nach näherer Vorſchrift der SS 649 bis 658 ein eingehendes Ermittlungs- 
verfahren anzuſtellen. Der Beſchluß, zu dem das Gericht nach Abſchluß des Ermittlungs- 
verſahrens gelangt, iſt dem Antragſteller und dem Staatsanwalt von Amts wegen zuzuſtellen 
(8 659 3PO). Wird die Entmündigung ausgeſprochen, fo iſt der Beſchluß auch der Vor⸗ 
mundſchaftsbehörde und, wenn der Entmündigte unter elterlicher Gewalt oder unter Vor ⸗ 
mundſchaft ſteht, auch dem geſetzlichen Vertreter zuzuſtellen (8660). Die Entmündigung 
wegen Geiſteskrankheit tritt, wenn der Entmündigte unter elterlicher Gewalt ſteht, mit der 
Juſtellung des Beſchluſſes an den geſetzlichen Vertreter in Wirkſamkeit (661). Andernfalls 
wird ſie erſt wirkſam mit der Beſtellung des Vormundes. Bei der Entmündigung wegen 
Geiſtesſchwäche tritt die Wirkſamkeit mit der Zuſtellung des Beſchluſſes an den Entmündigten 
ſelbſt in Kraft. Gegen die Ablehnung der Entmündigung, die von Amts wegen auch dem An ⸗ 
tragſteller zuzuſtellen iſt, iſt nach § 663 die ſofortige Beſchwerde gegeben. Der Beſchluß, der die 
Entmündigung ausſpricht, kann dagegen nach 8 664 ZPO nur im Wege der Klage angefochten 
werden. Ausſchließlich zuſtändig hierfür iſt das Landgericht, das dem Amtsgericht, das die 
Entmündigung ausgeſprochen hat, übergeordnet iſt. Die Einzelheiten des Verfahrens find 
in den SS 666 bis 674 näher geregelt. Tritt, nachdem die Entmündigung rechtskräftig aus⸗ 
geſprochen iſt, eine Beſſerung im Zuſtand des Entmündigten ein, fo kann die Wiederauf- 
hebung der Entmündigung betrieben werden (SS 675 ff.). Auch über den Wiederaufhebungs⸗ 
antrag hat zunächſt das Amtsgericht im Beſchlußwege zu entfcheiden. Wird dem Antrag 
ſtattgegeben, fo iſt dagegen die ſoſortige Beſchwerde zugelaſſen, die nur dem Staatsanwalt 
zuſteht (8 678). Wird dagegen der Antrag auf Wiederauſhebung abgelehnt, fo kann nunmehr 
die Wiederaufhebung nach näherer Vorſchrift des 8679 im Klagewege betrieben werden. 
Für die Entmündigung wegen Verſchwendung oder wegen Trunkſucht iſt noch zu berüd- 
fihtigen, daß der Entmündigungsbeſchluß nach § 687 ZPO von dem Amtsgericht öffentlich 
bekanntzumachen iſt. 
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9 a. Entjcheidung ohne mündliche Derhandlung 


Die bedeutſamſte Ausnahme von dem Mündlichkeitsgrundſatz (S. 25) bildet die durch 
§ 7 der Entlaſtungsverordnung ermöglichte Entſcheidung ohne mündliche Verhand⸗ 
„lung. Sie iſt für die ſeltenen Ausnahmefälle gedacht, in denen nach der beſonderen 
Lage des Falles zur rechtzeitigen und erſchöpfenden Sachaufklärung eine mündliche 
Erörterung mit den Parteien entbehrlich iſt. Vorausſetzung iſt, daß das Gericht ſie 
für angemeſſen erachtet und beide Parteien ihr Einverſtändnis mit dieſer Art der 
Entſcheidung zu erkennen gegeben haben. Dieſes Verfahren kann ſowohl, nachdem 
eine mündliche Verhandlung ſtattgefunden hat, als auch ohne daß eine ſolche vorauf- 
ging, eingeſchlagen werden. Im letzteren Fall hat die Entſchließung des Gerichts. 
ohne mündliche Verhandlung zu entſcheiden, die Wirkung, daß alle von den Parteien 
eingereichten Schriftſätze zu beſtimmenden werden; hatte dagegen eine mündliche Ver ⸗ 
handlung ſtattgefunden, ſo gilt das nur von den nach ihr eingereichten Schriftſätzen, 
das Verfahren iſt dann ein gemiſcht⸗ſchriftliches (für die Zeit bis zur Beendigung der 
mündlichen Verhandlung wird das Parteivorbringen nach dem Mündlichkeitsgrundſatz 
beurteilt). In allen Fällen können die Parteien bis zu dem Augenblick, in dem das 
Gericht ſeine Entſcheidung zur Bekanntgabe an ſie abſendet, noch neue Tatſachen und 
Beweismittel ſchriftlich vorbringen, ebenſo wie auch das Gericht von feinem Frage 
recht auf ſchriftlichem Wege Gebrauch machen kann. 


Nach Beendigung einer mündlichen Verhandlung wird die ſchriftliche Entſcheidung 
nur in Frage kommen, wenn noch weiterer Prozeßſtoff beizubringen iſt, zu deſſen 
Würdigung eine neuerliche Erörterung nicht notwendig iſt, z. B. es ſoll ein Zeuge 
auswärts vernommen werden oder die Parteien ſollen noch über beſtimmte GStreit- 
punkte Erklärungen abgeben, Urkunden einreichen uſw. Anzuläſſig wäre es dagegen, 
wenn das Gericht, um lediglich auf Grund der aus der mündlichen Verhandlung ge⸗ 
wonnenen Ergebniſſe zu entſcheiden, ſchriftliche Entſcheidung anordnen wollte; das 
würde eine Amgehung der S. 49 dargelegten Grundſätze des 8 310 ZPO bedeuten 
und zu einer unnötigen Verfahrens verzögerung führen. 


Auf Grund des Einverſtändniſſes der Parteien kann das Gericht nur eine 
Entſcheidung ohne mündliche Verhandlung treffen. Als ſolche gilt zwar nicht ein 
ſogenannter Aufklärungsbeſchluß, der nur eine Ausübung des richterlichen Frage⸗ 
rechts darſtellt, wohl aber ein Beweisbeſchluß. Das Gericht bedürfte deshalb nach 
Erledigung der von ihm ohne mündliche Verhandlung beſchloſſenen Beweisaufnahme 
eines neuen Einverſtändniſſes der Parteien, um auch die abſchließende ſachliche Ent. 
ſcheidung ohne mündliche Verhandlung treffen zu können. 


Hiernach unterſcheidet ſich die Entſcheidung ohne mündliche Verhandlung weſent 
lich von der Aktenlageentſcheidung (vgl. S. 32 und 55), vor allem dadurch, daß die 
Aktenlageentſcheidung einen zur mündlichen Verhandlung beſtimmten, aber von 
einer Partei oder von beiden verſäumten Termin vorausſetzt und in ihr neben dem 
Ergebnis einer voraufgegangenen mündlichen Verhandlung ſchriftliches Vorbringen 
nur inſoweit zu berückſichtigen iſt, als es bis zu dem erwähnten Termin eingegangen 
iſt, während Entſcheidung ohne mündliche Verhandlung auch außerhalb eines Termins 
angeordnet werden kann und noch in der Zeit zwiſchen der Anordnung der ſchriſt⸗ 
lichen Entſcheidung bis zur ihrer Abſendung an die Parteien beide Parteien weiteren 
Prozeßſtoff ſchriftlich einführen können. 


Darüber, daß die Entſcheidung ohne mündliche Verhandlung den Parteien nicht ver- 
kündet, ſondern ſchriftlich mitgeteilt wird, vgl. S. 49. 
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6. Schledsurteils verfahren 


Als wichtige Beſonderheit des amtsgerichtlichen Verfahrens iſt weiter noch anzu- 
führen: Das im 8 18 der Entlaſtungsverordnung ermöglichte, eine Parteivereinbarung 
vorausſetzende und nicht praktiſch gewordene Schiedsurteilsverfahren tritt bei ver- 
mögensrechtlichen Streitigkeiten, deren Gegenſtand zur Zeit der Einreichung der Klage 
100 Reichsmark nicht überſteigt, kraft Geſetzes ein (8 20 der Entlaſtungs verordnung). 
Das Gericht beſtimmt in ſolchen Fällen das Verfahren nach freiem Ermeſſen, es kann 
deshalb in geeigneten Fällen auch ohne Einverſtändnis der Parteien ein ſchriftliches 
Verfahren zulaſſen. Insbeſondere kann es, wenn eine auswärts wohnende Partei 
nicht perſönlich anweſend iſt und keinen Vertreter hat, auch ihre nur ſchriftlich vor- 
gebrachten Erklärungen berüdfihtigen, womit Härten ausgeglichen werden können, 
»die ſich aus der ſtrengen Durchführung des Mündlichkeitsgrundſatzes für einen aus- 
wärtigen Beklagten bei geringfügigen Streitigkeiten leicht ergeben. Das rechtliche 
Gehör darf jedoch dabei keiner Partei verkümmert werden. Das Schiedsurteil, das 
als ſolches zu bezeichnen iſt, unterliegt keiner Anfechtung, wird vielmehr mit ſeiner 
Verkündung rechtskräftig. Es iſt nur mit der Nichtigkeitsklage anfechtbar; dieſe kann 
auch darauf geſtützt werden, daß einer Partei das rechtliche Gehör nicht gewährt 
wurde oder das Urteil nicht mit Gründen verſehen iſt (3 18 Abſ. 2 der Entlaſtungs⸗ 
verordnung). 
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Einleitung 


Zwangsvollftreckung und Konkurs haben enge Berührungspunkte. Beide find ſozu⸗ 
ſagen rechtspathologiſche Erſcheinungen. Sie haben gemeinſam, daß hier wie dort 
die Befriedigung rechtmäßiger Anſprüche in Frage geſtellt erſcheint. Die Zwangs- 
vollſtreckung wird erforderlich, wenn der Schuldner gegenüber einem beſtimmten 
einzelnen Gläubiger nicht leiſtet, ſei es wegen üblen Willens, ſei es wegen Unver- 
mögens; der Konkurs hat aber ſeinen Grund darin, daß ein Schuldner infolge ſeiner 
zerrütteten wirtſchaftlichen Lage ſeinen Verbindlichkeiten insgeſamt nicht mehr voll 
nachzukommen vermag. Im erſten Falle ſoll einem beſtimmten einzelnen Gläubiger 
zu ſeinem Rechte verholfen werden; im zweiten ſollen alle Gläubiger gemeinſchaftlich 
zu einer gewiſſen Befriedigung gelangen, allerdings infolge der Vermögensunzu⸗ 
länglichkeit ihres gemeinſamen Schuldners nur zu einer teilweiſen Befriedigung. 
Dort geht der einzelne Gläubiger geſondert gegen den Schuldner vor; hier ver- 
einigen ſich alle Gläubiger zu einem einheitlichen Verfahren, um ſich in das noch 
vorhandene Vermögen ihres gemeinſamen Schuldners zu teilen. In beiden Fällen 
iſt das Verfahren ſeinem rechtlichen Weſen nach eine ſtaatliche Tätigkeit zum Zwecke 
voller oder teilweiſer Befriedigung verletzter oder bedrohter Privatrechte. Somit 
gehören beide Verfahrensarten zur Zivilgerichtsbarkeit oder bürgerlichen Rechts- 
pflege. 


Erfter Abfchnitt 
Das 3wangsuollftrechungsrecht 


IJ. Zwech und allgemeine Gefichtspunkte 


I. Zweck der Zwangs vollſtreckung 

Wenn ein Schuldner die ihm feſtſtehendermaßen obliegende Leiſtung nicht frei⸗ 
willig erbringt, ſo übernimmt der Staat auf Antrieb des Gläubigers die Aufgabe, 
dieſe Leiſtung zu erzwingen, ſei es unmittelbar durch Anwendung äußeren (phyſi⸗ 
ſchen) Zwangs, etwa durch Wegnahme der geſchuldeten Sache, ſei es mittelbar durch 
Ausübung eines Drucks auf den Willen des Schuldners, alſo durch pſychiſchen Zwang, 
etwa durch Androhung von Straſen für den Fall der nicht freiwilligen Erfüllung. 
Dieſem Zwecke dient das Verfahren der Zwangsvollſtreckung. 


2. Weſen der Zwangs vollſtreckung 


Sie iſt ein Stück der ſtaatlichen Zivilgerichtsbarkeit oder bürgerlichen Rechtspflege. 
Denn dieſe hat es nicht bloß mit der Entſcheidung zweifelhafter oder ſtreitiger 
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Rechte, wie ſie regelmäßig auf Klage hin durch gerichtliches Arteil im ſogenannten 
Erkenntnis verfahren herbeigeführt wird, ſondern auch mit ihrer tatſäch⸗ 
lichen Verwirklichung zu tun. Dieſer letzteren dient eben die Zwangsvollſtreckung 
in welcher der Staat ſeine Machtmittel dem Gläubiger zwecks Befriedigung ſeines 
feſtgeſtellten Rechtes zur Verfügung ſtellt. In ihr zeigt ſich am finnfälligſten die für 
den Beſtand unſerer bürgerlichen Rechtsordnung höchſt bedeutſame Tatſache, daß ſich 
der Staat mit ſeiner ganzen Macht hinter die Privatrechte des einzelnen ſtellt und 
ſie gegenüber ſäumigen oder widerſtrebenden Schuldnern zwangsweiſe durchſetzt. 


3. Leitende Gefichtspunkte 


Das Wohl der Volksgemeinſchaft, auf welches natürlich im neuen Staat mehr denn 
je auch die geſetzliche Regelung der Zwangsvollſtreckung letztlich bedacht ſein muß. 
erfordert ein Doppeltes. Einerſeits muß dem Gläubiger, namentlich gegenüber bös. 
willigen Schuldnern, eine raſche und tatkräftige Durchführung feines Rechtes ge. 
währleiſtet werden, womit allein der Rechtsordnung die erforderliche Achtung der 
Volksgenoſſen und die tatſächliche Geltung geſichert wird; einem „geriſſenen“ Schuld 
ner darf nicht die Möglichkeit gelaſſen werden, durch allerhand Schliche und Kunfı- 
griffe die Zwangsvollſtreckung zu verſchleppen oder gar zu vereiteln. Auf der 
anderen’ Seite darf auch zur Befriedigung eines wirklich beſtehenden Rechtes des 
Gläubigers die wirtſchaftliche Exiſtenz des Schuldners nicht völlig zerſtört werden: 
vielmehr muß ihm, namentlich wenn er zahlungswillig wäre, aber ſchuldlos in 
Schwierigkeiten geraten iſt, aus ſozialen Geſichtspunkten eine angemeſſene Schonung 
zuteil werden; um unbezahlter Schulden willen ſoll man keine Exiſtenz vernichten. 


Il. Die Organe der Zwangs vollſtrechung 


Der Gläubiger darf fein Recht, auch wenn dieſes ſchon gerichtlich feſtgeſtellt iſt, nicht 
perſönlich und eigenmächtig verwirklichen. Zwangsanwendung muß ein Monopol 
des Staates bleiben. Daher iſt die Vollſtreckung Sache ſtaatlicher Organe, an die 
ſich der Gläubiger mit dem Erſuchen um Vollſtreckung wenden muß. Hierzu berufen 
iſt teils das Vollſtreckungsgericht, d. i. das Amtsgericht, in deſſen Bezitk 
die Vollſtreckung betrieben werden ſoll (wobei übrigens durch die Länder gewiſſe Auf. 
gaben dem Rechtspfleger übertragen werden konnten, vgl. unten S. 9 Ziffer 2); 
teils das Prozeßgericht, d. i. dasjenige Amts oder Landgericht, welches die zu 
vollſtreckende Entſcheidung in erſter Inſtanz erlaſſen hat; teils und regelmäßig der 
Gerichts vollzieher, der zwar auf Antrieb und zum Vorteil des Gläubigers, 
aber nicht als deſſen privatrechtlicher Beauftragter oder Bevollmächtigter, ſondern in 
Ausübung ſtaatlicher Zwangsgewalt tätig wird. Aus dieſer öffentlich rechtlichen 
Stellung erklärt es ſich, daß er, wie jeder Beamte, bei Pflichtverletzungen diſziplinariſch 
zur Verantwortung gezogen werden kann, ferner, daß er auch gegen den Willen des 
Schuldners deſſen Wohnung betreten und durchſuchen und daß er einen ihm entgegen⸗ 
geſtellten Widerſtand, nötigenfalls unter Beiziehung polizeilicher oder militäriſcher 
Kräfte, mit Gewalt niederzwingen darf. 


Wann nun das eine, wann das andere der genannten Vollſtreckungsorgane tätig wird, 
Riſt jeweils bei Behandlung der einzelnen Vollſtreckungsarten genauer darzuſtellen. 
Inn. Die Dorausſetzungen der Zwangsvollſtreckung 


1. Der Vollſtreckungstitel (S5 704 bis 723, 735 bis 748, 794, 795, 799) 
Die Einleitung des Zwangsvollſtreckungsverfahrens erfolgt nicht von Amts wegen, 
insbeſondere nicht ohne weiteres durch das Gericht, das die zu vollſtreckende Ent- 
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ſcheidung erlaſſen hat. Vielmehr iſt ein Anſtoß des Gläubigers erforderlich, deſſen 
Anſpruch befriedigt werden ſoll. 
Der Anſpruch des Gläubigers muß, um vollſtreckbar zu fein, in einer Urkunde ver. 
körpert ſein, die das Geſetz als Grundlage der Zwangsvollſtreckung anerkennt und 
vorausſetzt. | 


Normaler Vollſtreckungstitel iſt das Urteil eines deutſchen Gerichtes (ein aus- 
ländiſches Urteil, wie auch übrigens ein — deutſcher oder ausländiſcher — Schieds- 
ſpruch muß erſt durch ein deutſches ſtaatliches Gericht für vollſtreckbar erklärt werden). 
And zwar muß dieſes Arteil grundſätzlich rechtskräftig, d. h. unanfechtbar geworden 
ſein. Anterliegt es noch einem Rechtsbehelf, jo iſt es nur dann Vollſtreckungstitel, 
wenn es durch eine förmliche Erklärung des Gerichtes für „vorläufig vollſtreckbar“ 
erklärt worden iſt, was bei einer ganzen Reihe von Arteilsarten (3. B. Anerkennt⸗ 
nis. und Verſäumnisurteilen, Verurteilung zu Anterhaltsleiſtungen, Urteilen in ge- 
wiſſen Mietſachen, Urteilen über einen Betrag bis zu 500 RM ufw.) von Amts 
wegen, bei anderen wenigſtens auf Antrag des Gläubigers, gegebenenfalls gegen 
Stellung einer Sicherheit, zu geſchehen hat; hier kann alſo der Gläubiger ſchon vor 
Rechtskraft des Arteils vollſtrecken, allerdings nur auf ſeine Gefahr inſofern, als er 
bei ſpäterer Aufhebung der ſchon vollſtreckten Entſcheidung den Schuldner ſchadlos 
zu halten hat. 


Weitere Vollſtreckungstitel find der vor Gericht geſchloſſene Vergleich, der DVoll- 
ſtreckungsbefehl, durch welchen im Mahnverfahren der Zahlungsbefehl für vollſtreck⸗ 
bar erklärt wird, mancherlei gerichtliche Beſchlüſſe, z. B. Koſtenfeſtſetzungsbeſchlüſſe, 
ferner ſogenannte vollitredbare Urkunden, das find öffentliche Urkunden über Geld- 
ſchulden, z. B. ein notarieller Vertrag über eine Darlehensaufnahme, worin ſich der 

Schuldner der ſofortigen Zwangsvollſtreckung unterworfen hat. 

Der Titel muß in der Regel gegen denjenigen Schuldner gerichtet ſein, in deſſen 
Vermögen vollſtreckt werden ſoll, ſo z. B. bei rechtsfähigen Perſonengemeinſchaften 
gegen diefe ſelbſt (nicht bloß gegen deren Mitglieder), bei Ehegatten gegen den · 

jenigen von ihnen, deſſen Verbindlichkeit in Frage ſteht (bier allerdings unter Am- 
ſtänden auch gegen den mitbetrofſenen anderen Ehegatten, ſo z. B. in dem Falle, 
daß in das eingebrachte Gut einer Ehefrau vollſtreckt werden ſoll, auch gegen den 
Ehemann, der an jenem Gut die Verwaltung und Nutznießung hat). 


2. Die vollſtreckbare Ausfertigung (S8 724 bis 734, 796 bis 797 a) 


Außer dem Vollſtreckungstitel iſt regelmäßig noch eine zweite Urkunde erforderlich, 
nämlich eine Ausfertigung dieſes Titels, welche mit der ſogenannten Vollſtreckungs⸗ 
klauſel verſehen iſt. Dieſe ſogenannte vollſtreckbare Ausſertigung, welche regelmäßig 
von dem Arkundsbeamten, ſei es ſelbſtändig, ſei es in gewiſſen Fällen auf Anweiſung 
des Richters erteilt wird, iſt ihrem Weſen nach ein förmliches Zeugnis darüber, daß 
die Vorausſetzungen gegeben ſind, unter denen der Titel ſeinem Inhalte nach für 
einen beſtimmt benannten Gläubiger und gegen einen beſtimmt benannten Schuldner 
vollſtreckt werden kann. Daher wird ſie in der Regel erſt dann ausgeſtellt, wenn die 
Vollſtreckung tatſächlich beginnen darf, nur ausnahmsweiſe ſchon vorher. 


Die Vollſtreckungsklauſel wird in der Regel für oder gegen diejenige Partei erteilt, 
die im Vollſtreckungstitel als Gläubigerin oder Schuldnerin angeführt iſt. Wenn 
aber die Vollſtreckbarkeit des Titels zugunſten oder zu Laſten einer anderen als der 
darin genannten Perſon wirkt, ſo kann in gewiſſen Fällen die Vollſtreckungsklauſel 
unmittelbar für oder gegen jene andere Perſon ausgeſtellt werden; ſo z. B. wenn im 
Urteil noch der Erblaſſer genannt war und wenn die Vollſtreckung nunmehr für oder 
gegen den Erben ſtattfinden ſoll. 
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3. Beginn der Dollftrechung (58 751 bis 756, 765) 

Die Vollſtreckung darf nicht beginnen, bevor dem Schuldner der Vollſtreckungstite 
zugeſtellt iſt. Ferner muß der für die Leiſtung, z. B. für die Räumung einer Woh 
nung, vorgeſehene Kalendertag eingetreten, eine dem Gläubiger als Bedingung de 
Vollſtreckung etwa vorgeſchriebene Sicherheit geſtellt und eine ihm obliegende Gegen 
leiſtung, z. B. die Zahlung für die dem Schuldner abzunehmende Kaufſache, den 
Schuldner jetzt Zug um Zug angeboten werden oder ſchon früher vergeblich ange 
boten worden ſein. 


IV. Schutz des Schuldners 


Zugunſten leiſtungswilliger, aber leiſtungsunfähiger Schuldner ſind mancherlei Be. 
ſchränkungen der Vollſtreckung vorgeſehen, die durch den neuen Staat, entſprechend 
ſeiner ſozialen Grundeinſtellung, nicht unweſentlich erweitert worden ſind. 

An die Spitze gehört der allgemeine Grundſatz, daß auf Antrag des Schuldners durch 
das Vollſtreckungsgericht Maßnahmen der Vollſtreckung unterſagt oder zeitweiſe 
ausgeſetzt werden können, wenn das Vorgehen des Gläubigers eine Härte darſtellt, 
welche dem geſunden Volksempfinden gröblich widerſpricht; ſo z. B. wenn wegen 
eines geringfügigen Mietsrückſtandes der an ſich zahlungswillige Mieter mit den 
Seinigen rückſichtslos auf die Straße geſetzt werden ſoll. 


Abrigens kann, wenn das Arteil auf Räumung einer Wohnung lautet, das Gericht 
dem Schuldner auf Antrag eine angemeſſene Räumungsfriſt bewilligen. 


Im Intereſſe der Erhaltung eines geſunden Bauernſtandes iſt ferner die Vollſtreckung 
in einen Erbhof wie auch in die landwirtſchaftlichen Erzeugniſſe desſelben ausge ⸗ 
ſchloſſen, ſoweit fie Zubehör find oder zum Anterhalt des Bauern und feiner Familie 
bis zur nächſten Ernte erforderlich ſind. 


Ebenſo dürfen wegen eines hypothekariſch geſicherten Anſpruchs dem ohne Ver⸗ 
ſchulden in feinen Einkünften geſchmälerten Schuldner durch die Vollſtreckung in fein 
bewegliches Vermögen nicht die Mittel entzogen werden, deren er zur Inſtand⸗ 
haltung des belafteten Grundſtücks, zum Betrieb eines darin durchgeſührten wirt ⸗ 
ſchaftlichen Anternehmens, zur Befriedigung der dem Gläubiger vorgehenden 
Hypothekengläubiger, ſowie zum Leben des Schuldners und der Seinigen bedarf. 
Auf Antrag des Schuldners iſt ferner die Zwangsvollſtreckung irgendeines Gläubi- 
gers in die Miet- oder Pachtzinseinkünfte aus einem Grundſtück von dem Gerichte 
ſoweit aufzuheben, als hierdurch der Schuldner außerſtande geſetzt würde, die vorhin 
erwähnten Inſtandhaltungskoſten und Laſten des Grundſtücks zu tragen. 

Schließlich gibt es noch zahlreiche beſondere Beſchränkungen der Zwangsvollſtreckung, 
die jeweils bei den verſchiedenen Arten der Vollſtreckung von Geldforderungen (in 
bewegliche Sachen, in Forderungen und andere Rechte, in Grundſtücke des Schuld- 
ners) noch einzeln dargelegt werden ſollen. 


V. Rechtsbehelfe gegen die Zwangs vollſtrechung 


1. Erinnerungen gegen die Art und Weije der Jwangsvollftreckung (5 766) 

Ein Beteiligter kann durch die Art und Weiſe der Zwangsvollſtreckung beſchwert 
fein, z. B. der Gläubiger dadurch, daß der Gerichtsvollzieher die Vollſtreckung nach⸗ 
läſſig oder unehrlich betreibt; ein Dritter dadurch, daß bei ihm trotz ſeines Widerſpruchs 
eine Sache des Schuldners gepfändet werden ſoll; vor allem aber der Schuldner 
ſelbſt, etwa dadurch, daß ohne Titel oder ohne vollſtrekkbare Ausfertigung gegen ihn 
vorgegangen wird, oder daß mehr Gegenſtände, als zur Gläubigerbefriedigung er- 
forderlich (ſogenannte Aberpfändung), oder daß namentlich unpfändbare Gegenſtände 
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mit Beſchlag belegt werden ſollen. Aberall kann ſich der Betroffene im Wege der 
ſogenannten Erinnerung an das Vollſtreckungsgericht um Abhilfe wenden. 


2. Vollſtreckungsgegenklage (5 767) 

Behauptet der Schuldner, das Urteil dürfe um deswillen nicht mehr vollſtreckt werden, 
weil der darin feſtgeſtellte Anſpruch durch nachträglich eingetretene Amſtände ver. 
ändert, etwa infolge Zahlung oder Erlaſſes oder Aufrechnung einer Gegenforderung 
des Schuldners erlofhen oder weil er durch Stundung des Gläubigers hinaus- 
geſchoben ſei, ſo muß er gegen den Gläubiger, wenn diefer widerſpricht, bei dem 
früheren Prozeßgericht erſter Inſtanz eine förmliche Klage auf Anzuläſſigkeit der 
Zwangsvollſtreckung erheben. 


3. Widerſpruchsklage (55 771 ff.) 


Durch die Vollſtreckung gegen den Schuldner kann unſtatthafterweiſe in das Recht 
eines Dritten eingegriffen worden ſein; ſo etwa, wenn bei dem Schuldner eine 
Schreibmaſchine gepfändet wird, die ihm ſelbſt gar nicht gehört, ſondern ihm von 
einem Freunde leihweiſe überlaſſen worden war. Alsdann kann, wenn nicht der 
Gläubiger die Pfändung freiwillig aufgibt, der Dritte im Wege einer beſonderen 
Klage, der ſogenannten Widerſpruchsklage, bei demjenigen Gerichte, in deſſen Bezirk 
die Vollſtreckung ſchwebt, die Freigabe des Gegenſtandes betreiben. Hier wird 
freilich genau zuzuſehen ſein, ob nicht, was im Leben häufig genug vorkommt, der 
Dritte den Gegenſtand nur zum Schein oder auf anfechtbare Weiſe oder im Wege 
einer ſonſtigen Schiebung erworben hat, gerade um ihn dem Zugriff der Gläubiger 
des Vollſtreckungsſchuldners zu entziehen. 


4. Einftellung der Zwangsvollſtreckung (SS 707, 719, 732, 768/69, 771, 705) 
In manchen Fällen kann das Gericht auf Antrag des Schuldners anordnen, daß die 
Vollſtreckung — ſei es gegen Sicherheitsleiſtung des Schuldners, ſei es ohne ſolche — 
eingeſtellt werden, oder daß ſie doch nur gegen Sicherheitsleiſtung des Gläubigers 
ſtattfinden ſolle. Nach Lage der Amſtände kann auch angeordnet werden, daß die be⸗ 
reits erfolgten Vollſtreckungsmaßregeln aufzuheben ſeien. So namentlich, wenn gegen 
die Entſcheidung oder gegen deren Vollſtreckbarkeit Rechtsbehelfe eingelegt ſind oder 
gar ſchon zum Erfolge geführt haben. Ebenſo kann die Einſtellung durch einen Dritten 
verlangt werden, wenn die Widerſpruchsklage erhoben wurde (oben 3). 


VI. Vollſtreckung von Geldforderungen 
in bewegliche Sachen 


1. Grenzen der Dollftreckung (53 810 bis 812) 

Beim Schuldner dürfen nicht mehr Sachen gepfändet werden, als zur Befriedigung 
des Gläubigers nötig. Des weiteren ſoll gewöhnlicher Hausrat nicht gepfändet 
werden, wenn er offenſichtlich einen nur verhältnismäßig geringen Ertrag verſpricht. 
Vor allem iſt die ſogenannte Kahlpfändung verboten; d. h. es find aus ſozialen Grün- 
den zahlreiche Sachen dem Zugriff des Gläubigers entzogen: u. a. die zu einer an- 
gemeſſenen, beſcheidenen Lebens- und Haushaltsführung erforderlichen Kleidungs⸗ 
und Wäſcheſtücke ſowie Betten, Haus- und Küchengerät; ferner Nahrungs-, 
Feuerungs- und Beleuchtungsmittel für 4 Wochen; bei Schuldnern, die aus ihrer 
körperlichen oder geiſtigen Arbeit oder fonftigen perſönlichen Leiſtungen ihren Erwerb 
ziehen (aber auch bei ihren Witwen oder minderjährigen Kindern, die das ererbte 
Geſchäft durch einen Vertreter betreiben), die zur Fortſetzung ſolcher Erwerbstätigkeit 
erforderlichen Gegenſtände; bei Landwirten das Betriebsinventar, z. B. Vieh, Gerät, 
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Dünger, ſowie die zur Fortführung des Betriebes bis zur nächſten Ernte erforder⸗ 
lichen landwirtſchaſtlichen Erzeugniſſe; bei Apothekern die zum Betrieb unentbehr- 
lichen Gegenſtände; ferner allgemein Andachts⸗ und Schulbücher, Geſchäſts⸗ und Haus- 
haltungsbücher, Familienpapiere, Trauringe, Orden und Ehrenzeichen, Vrillen und 
künſtliche Gliedmaßen uſw. — Bei Perſonen, deren fortlaufende Bezüge einer Pfän- 
dungsbeſchränkung unterworfen ſind (darüber unten VII I), iſt auch vorgefundenes 
Bargeld pfandfrei bis zum Belauf des unpfändbaren Teiles der Einkünfte für die 
Zeit bis zum nächſten Zahlungstermin. Anpfändbar ſind endlich auch Gartenhäuſer, 
Wohnlauben und ähnliche Einrichtungen (3. B. Wohnwagen), wenn ſie vom 
Schuldner oder feiner Familie zur ſtändigen Unterkunft benutzt werden, ſowie bei Un- 
geſtellten und Arbeitern landwirtſchaftlicher Betriebe die Naturalbezüge ſowie das 
davon ernährte Vieh. 


2. Die Pfändung (55 808 ff.) 

Sie bezweckt die Beſchlagnahme der Sachen, die der Befriedigung des Gläu- 
bigers dienen ſollen. Sie erfolgt durch den Gerichtsvollzieher, und zwar in der Weiſe, 
daß dieſer Geld, Wertpapiere und Koſtbarkeiten in feinen unmittelbaren Beſitz 
nimmt, andere Sachen dagegen, insbeſondere Möbelſtücke, im Gewahrſam des 
Schuldners beläßt, aber in geeigneter Weiſe, etwa durch Anbringung von Pfand- 
marken, als gepfändet äußerlich ſichtbar macht. (Befindet ſich übrigens die Sache 
nicht im Gewahrſam des Schuldners ſelbſt, ſondern eines Dritten, dem ſie etwa zur 
Leihe überlaſſen war, ſo darf ſie nur mit deſſen Zuſtimmung gepfändet werden.) Aber 
die Pfändung wird ein Protokoll aufgenommen. Ihre Rechtsfolge iſt die, daß der 
Gläubiger an dem gepfändeten Stück ein Pfandrecht, das ſogenannte Pfändungs- 
pfandrecht, d. h. die Befugnis erwirbt, ſich für ſeine vollſtreckbare Forderung aus dem 
Geldwert der Sache zu befriedigen. 


3. Die Derwertung der Pfandſtücke (SS 814 bis 824) 

Sie geſchieht in der Weiſe, daß beim Schuldner gepfändetes bares Geld dem Glän- 
biger ausgehändigt wird, daß andere Sachen durch Veräußerung zu Geld gemacht 
werden, wobei Wertpapiere mit Börfen- oder Marktwert zum Tageskurs freihändig 
verkauft, ſonſtige Sachen grundſätzlich gegen Barzahlung öffentlich verſteigert werden; 
der nach Deckung der Koſten verbleibende Reinerlös wird alsdann dem Gläubiger in 
Höhe feiner Forderung ausbezahlt. Zwecks Vermeidung von Verſchleuderungen iſt 
beſtimmt, daß Gold und Silberſachen nicht unter dem Metallwert, ſonſtige bewegliche 
Sachen erſt nach vorgängiger Abſchätzung und nicht unter dem halben Schätzungswert 
verſteigert werden dürfen. Eine weitere wichtige Vorſchrift zum Schutze des 
Schuldners hat der neue Staat eingeführt: Auf Antrag des Schuldners kann der Rich- 
ter, wenn es ihm unter Würdigung der beiderſeitigen Belange angemeſſen erſcheint, 
die Verwertung der gepfändeten Sachen einſtweilig ausſetzen und dem Schuldner 
Zahlungsfriſten bewilligen. Auch ſoll das Gericht in geeigneten Fällen auf gütliche 
Abwicklung der Verbindlichkeit zwiſchen den Beteiligten einwirken. Dies alles ſteht 
unter dem allgemeinen Geſichtspunkt, daß dem Schuldner, ſoweit angängig, Gelegen- 
heit zu geben iſt, feine Schuld durch freiwillige Leiſtungen zu tilgen. 


VII. Vollſtreckung von Geldforderungen in Rechte des Schuldners 


1. Grenzen der Dollftreckung (55 850 bis 852) 

Mancherlei Rechte des Schuldners find unpfändbar. So z. B. fein Anteil an einer 
ehelichen Gütergemeinſchaft (während allerdings fein Anteil an einem Geſellſchafts⸗ 
vermögen oder an einer Erbſchaft der Vollſtreckung unterliegt); ſo ſein geſetzliches 
Nutzungsrecht an dem Vermögen ſeiner Frau oder ſeiner Kinder (während allerdings 
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die auf Grund dieſes Rechtes gezogenen einzelnen Erträge wenigſtens ſoweit der 
Pfändung unterworfen find, als fie nicht zum Unterhalt der Familie erforderlich er- 
ſcheinen). Vor allem aber gilt die Anpfändbarkeit für eine Anzahl von Forderungs⸗ 
rechten des Schuldners, teils für ſolche, die mit ſeiner Perſon untrennbar verknüpft 
find, teils für ſolche, die aus ſozialen Gründen dem Zugriff der Gläubiger entzogen 
find, namentlich weil auf ihnen die wirtſchaftliche Exiſtenz des Schuldners beruht. Er- 
wähnt ſeien etwa: Schadenserſatzrenten wegen Schädigung der Geſundheit oder des 
Körpers; geſetzliche Anterhaltsforderungen; Bezüge des Schuldners aus wohltätigen 
Stiftungen oder ſonſt auf Grund der Fürſorge oder Freigebigkeit eines Dritten ſowie 
auf Grund von Altenteild- und Auszugsverträgen, ſoweit fie für den notwendigen 
Anterhalt des Schuldners und ſeiner Familie erforderlich ſind; ferner Hebungen aus 
Kranken-, Hilfs- oder Sterbekaſſen; Dienſteinkommen der Angehörigen mobiler 
Truppenverbände; ſowie mancherlei Rechte aus den öffentlichen Verfiherungs-, Ver⸗ 
forgungs- und ſonſtigen Geſetzen. 


Insbeſondere find die Gehalts. und Penſionsanſprüche der Beamten, Geiſtlichen, 
öffentlichen Lehrer ſowie Dienſtbezüge der aktiven und Verſorgungsbezüge der aus 
geſchiedenen Wehrmachtsangehörigen, ebenſo die Penfionen der Witwen und Waiſen 
der genannten Perſonen in gewiſſem Amfange unpfändbar, nämlich bis zu 150 RM 
für den Monat vollſtändig, darüber hinaus zu zwei Dritteln. Dieſe Pfändungs- 
beſchränkung gilt jedoch nicht gegenüber familienrechtlichen Anterhaltsanſprüchen; 
doch iſt hier dem Schuldner ſo viel zu belaſſen, als er nötig hat, um für ſich und für 
die dem pfändenden Angehörigen vorgehenden Anterhaltsberechtigten den not- 
wendigen Anterhalt zu beſtreiten. 


Entſprechende Beſchränkungen gelten für die Dienſtlöhne anderer Angeſtellter und 
für die Arbeitslöhne ſowie Ruhegehälter im Privatdienſt, jedoch mit der Maßgabe, 
daß von dem Aberſchuß über monatlich 150 RM zwei Drittel gepfändet werden 
können; nur beim Vorhandenſein von unterhaltsberechtigten Angehörigen des 
Schuldners leinſchl. unehelicher Kinder) erhöht ſich die pfandfreie Grenze für jeden um 
ein weiteres Sechſtel, im ganzen jedoch höchſtens um ein zweites Drittel des Aber⸗ 
ſchuſſes über 150 RM e monatlich; dieſe Erhöhung gilt aber nicht bezüglich desjenigen 
Teils der Vergütung, der den Betrag von 500 RM e monatlich überſteigt. Bei nicht 
laufendem Arbeitseinkommen, etwa eines Arztes, Rechtsanwaltes, Künſtlers, Archi⸗ 
teften, beſtimmt das Gericht auf Antrag unter Würdigung aller Amſtände den freizu- 
laſſenden Betrag, wobei der Schuldner nicht beſſer ſtehen darf, als wenn ſein Ein⸗ 
kommen ein laufendes wäre. 


2. Dollſtreckung in Geldforderungen des Schuldners (58 829 bis 843) 


Sie erfolgt auf Antrag des Vollſtreckungsgläubigers durch das Vollſtreckungsgericht 
(vgl. S. 4, II), indem der Amtsrichter oder, wo die Länder dies beſtimmt haben, der 
Rechtspfleger zunächſt einen Beſchluß erläßt, welcher dem Dritten verbietet, an den 
Vollſtreckungsſchuldner (ſeinen eigenen Gläubiger) zu zahlen, letzterem aber unterſagt, 
über ſeine Forderung gegen den Dritten zu verfügen. Will z. B. der Gläubiger eines 
Hauseigentlimers deſſen Mietzinsforderung pfänden, fo läßt er an den Vermieter 
(feinen Schuldner) und an den Mieter als ſogenannten Drittſchuldner einen Gerichts- 
beſchluß zuſtellen, der dem erſteren jede Verfügung über die Mietzinsforderung, dem 
zweiten aber die Zahlung des Zinſes an den Vermieter unterſagt. Durch ſolchen Pfän- 
dungsakt iſt die Geldforderung zugunſten des Vollſtreckungsgläubigers beſchlagnahmt. 
Seine Befriedigung aus derſelben erfolgt in der Weiſe, daß durch einen weiteren 
Beſchluß der gleichen Stelle (welcher übrigens mit dem vorerwähnten Beſchluß in 
einer und derſelben Urkunde verbunden zu fein pflegt, die man als Pfändungs- und 
Aberweiſungsbeſchluß bezeichnet) die Forderung des Vollſtreckungsſchuldners gegen 
den Drittſchuldner, z. B. die Sinsforderung des Vermieters gegen den Mieter, auf 
den Vollſtreckungsgläubiger überwieſen wird, und zwar in der Regel „zur Ein- 
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ziehung“, d. h. mit der Wirkung, daß ſie der vollſtreckende Gläubiger, wenngleich als 
eine fremde Forderung, ſo doch nunmehr eigenen Namens bei dem Drittſchuldner 
einziehen kann, um ſich aus deren Betrag für die eigene Forderung gegen den Voll. 
ſtreckungsſchuldner zu befriedigen. In unſerem Beiſpielsfall kann alſo jetzt der Gläu⸗ 
biger des Hauseigentümers den Mietzins unmittelbar bei dem Mieter einziehen. 


3. Vollſtreckung in Sachforderungen des Schuldners (58 846 bis 849) 

Hat der Vollſtreckungsſchuldner von einem Dritten nicht Geld, ſondern eine ſonſtige 
bewegliche Sache zu fordern, etwa eine ſolche, die er jenem Dritten zur Leihe 
überlaſſen oder zur Verwahrung übergeben oder abgekauft, aber noch nicht geliefert 
erhalten hatte, fo wird auch dieſe Forderung durch Beſchluß des Vollſtreckungs⸗ 
gerichtes gepfändet und dem Gläubiger zur Einziehung überwieſen, wobei dem 
Dritten die Herausgabe an einen vom Gläubiger zu benennenden Gerichtsvollzieher 
auferlegt wird. Dieſer verwertet dann die Sache ſelbſt in der früher unter VI 3 dar⸗ 
gelegten Weiſe zwecks Befriedigung des Gläubigers. 


Handelt es ſich aber um eine unbewegliche Sache, die der Schuldner von 
einem Dritten zu fordern hat, ſo wird bei ihrer gerichtlichen Aberweiſung zur Ein⸗ 
ziehung ihre Herausgabe an einen vom Gericht zu ernennenden Sequeſter angeordnet. 
Geht die Forderung des Schuldners gegen den Dritten nicht bloß auf Herausgabe des 
Befitzes, ſondern auch Verſchaffung des Eigentums am Grundſtück, fo erwirbt mit der 
Eigentumsübertragung durch den Dritten auf den Vollſtreckungsſchuldner der Gläu⸗ 
biger zugunſten der vollſtreckbaren Forderung eine Sicherungshypothek an dem 
Grundſtück. 


4. Vollſtreckung in ſonſtige Rechte des Schuldners (5 857) 

Hier kann die Verwertung, ftatt durch Aberweiſung des Rechtes auf den Gläubiger, 
in irgendeiner anderen, dem Vollſtreckungsgericht zweckmäßig erſcheinenden Art ge⸗ 
ſchehen. So kann z. B. ein veräußerliches Recht des Schuldners, etwa ein Patentrecht 
an einer Erfindung, ein Arheberrecht an einem Schriftwerk oder Tonwerk oder Bild- 
werk, im Wege der freihändigen Veräußerung oder der öffentlichen Verſteigerung zu⸗ 
gunſten des Gläubigers verwertet werden. Auch kann ein Nutzungsrecht des 
Schuldners, etwa ein Nießbrauch (bei welchem übrigens nicht das Recht ſelbſt, ſondern 
nur deſſen tatſächliche Ausübung Gegenſtand der Vollſtreckung ſein kann), in der 
Weiſe verwertet werden, daß ein Verwalter ernannt wird, der die Reinerträge des 
Rechtes zur allmählichen Befriedigung des Gläubigers verwendet. 


VIII. Vollſtreckung von Geldanfprüchen in das W 


Dermögen 

1. Die Arten (SS 864 bis 871) 

Sie kann nach Wahl des Gläubigers auf drei verſchiedene Arten erfolgen, entweder 
ſo, daß er auf das Grundſtück eine Sicherungshypothek, die ſogenannte Zwangs hypothek, 
eintragen läßt (dies allerdings nur, ſofern ſein Anſpruch oder die Summe ſeiner An⸗ 
ſprüche den Betrag von 300 RM überjteigt), oder fo, daß er die Zwangsverſteigerung, 
oder ſo, daß er die Zwangsverwaltung in das Grundſtück betreibt. Für die beiden 
letzteren Arten gilt ein beſonderes Geſetz, das Zwangsverſteigerungsgeſetz (3G) vom 
24. März 1897. Der Anterſchied zwiſchen beiden Arten liegt darin, daß der Gläubiger 
bei der Zwangsverſteigerung aus dem durch Veräußerung in Geld umgeſetzten Stamm⸗ 
wert des Grundſtücks, bei der Zwangsverwaltung dagegen nur aus den lauſenden Er⸗ 
trägniſſen desſelben befriedigt wird. 


2. Gemeinſame Grundfäe zur Zwangs verſteigerung und Jwangs verwaltung 
Zuſtändig für das Verfahren iſt das Amtsgericht, in deſſen Bezirk das Grundftüd 
liegt. Doch konnten die einzelnen deutſchen Länder jür ihr Gebiet die Durchführung 
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des Verfahrens, mit Ausnahme feiner Anordnung und feiner Aufhebung, einer 
anderen Behörde oder einem Notar übertragen. 


Beteiligt an dem Verfahren find außer dem Vollſtreckungsgläubiger, dem ſogenannten 
„betreibenden Gläubiger“, und dem Schuldner ohne weiteres alle Perſonen, zu deren 
Gunſten ein dingliches Recht am Grundſtück, z. B. eine Hypothek, im Grundbuch ein- 
getragen iſt. Gewiſſe andere Berechtigte, z. B. Inhaber nicht eingetragener dinglicher 
Rechte, namentlich aber Mieter und Pächter, ſind nur unter der Vorausſetzung 
beteiligt, daß ſie ihr Recht im Verfahren förmlich anmelden. 

Ein Recht auf Befriedigung aus dem Erlöſe haben acht Gruppen von Perſonen in 
geſetzlich vorgeſchriebener Reihenfolge (8 10 3G). Hervorzuheben find: bei land- und 
forſtwirtſchaftlichen Grundſtücken die Bewirtſchaftungsperſonen hinſichtlich der Lohn⸗ 
forderungen für das laufende und letzte Jahr, weiterhin die öffentlichen Kaſſen wegen 
der Laſten des Grundſtücks für das laufende und die beiden letzten Jahre. Alsdann 
kommen die eingetragenen dinglichen Rechte, z. B. die Hypotheken, in der durch das 
bürgerliche Recht vorgezeichneten Rangfolge zum Zuge, und erſt nach ihnen der voll- 
ſtreckende Gläubiger, es ſei denn, daß er in eine der früheren Gruppen gehört, ſo 


etwa, weil er das Verfahren wegen einer öffentlichen Abgabe oder wegen einer 
Hypothek betreibt. 


3. Die Jwangsverſteigerung insbeſondere 


Das Verfahren beginnt auf Antrag des Gläubigers mit einem gerichtlichen Beſchluß, 
der die Zwangsverſteigerung anordnet. Jedoch iſt kraft einer neuerdings eingeführten 
Schutzbeſtimmung die Zwangsverfteigerung — allerdings auf höchſtens ſechs Monate 
— einſtweilen einzuſtellen, wenn der Schuldner im Zuſammenhang mit der wirtſchaft⸗ 
lichen Geſamtentwicklung ohne eigenes Verſchulden in Schwierigkeiten geraten iſt, 
etwa infolge Ausbleibens von Miet- oder Pachtzinſen, infolge ſonſtigen Rückgangs 
ſeines Einkommens, Arbeitsloſigkeit oder ähnlicher Gründe; indeſſen find bei der 
Frage, ob ihm ſolche Vergünſtigung zu gewähren ſei, auch die Belange des Gläu⸗ 
bigers in billiger Weiſe zu berückſichtigen. 

Durch den Beſchluß, der die Zwangsverſteigerung anordnet, wird das Grundftüd 
beſchlagnahmt mit der Wirkung, daß einerſeits dem Schuldner (Eigentümer) die Ver. 
fügung über dasſelbe entzogen wird, anderſeits der betreibende Gläubiger nunmehr 
ein Recht auf Befriedigung aus dem Grundſtück erlangt (falls ihm ein ſolches nicht 
ſchon vorher, etwa in ſeiner Eigenſchaft als Hypothekeninhaber, bereits zuſtand). 
Anter die Beſchlagnahme fallen bei einem land oder forſtwirtſchaftlichen Grundſtück 
auch die Erzeugniſſe, ſofern ſie — als ſogenannte ſtehende Ernte — mit dem Boden 
noch verbunden find, oder ſofern fie zwar ſchon eingeerntet, aber — als fogenanntes 
Zubehör — der Bewirtſchaftung des Grundſtücks dienen, etwa als Viehfutter, Saat- 
gut, Streu u. dgl. 


Nunmehr wird ein Verſteigerungstermin angeſetzt und öffentlich bekanntgemacht. In 
dieſem erhält der Meiſtbietende den Zuſchlag und damit das Eigentum am Grund 
ſtück. Damit ſich nun auch ſolche kaufluſtige Dritte, die über geringere Barmittel ver- 
fügen, an dem Steigern beteiligen können, iſt beſtimmt, daß ſolche dinglichen Rechte 
am Grundſtück, die dem betreibenden Gläubiger im Range vorgehen, von dem An- 
ſteigerer nicht abgelöſt werden müſſen, ſondern unter Anrechnung auf den Steigpreis 
übernommen werden können. Wenn z. B. auf dem Hauſe eine dem Betreibenden 
vorgehende Hypothek von 40 000 RM ruht, jo braucht der Anſteigerer, wenn er jür 
90 000 RM den Zuſchlag erhält, nur 50 000 RM zu zahlen, während er für die 
übrigen 40 000 RM die Hypothek übernimmt. Man ſpricht hier von einem „Aber⸗ 
nahmeprinzip“. 

Damit es ferner nicht zu einer Verſteigerung kommt, welche vorgehende Gläubiger 
benachteiligt, ohne dem Betreibenden etwas einzubringen, darf der Zuſchlag nur er- 
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teilt werden, wenn wenigſtens das ſogenannte „geringſte Gebot“ erzielt wird, d. h. 
ein ſolches, welches ausreicht, um die Koſten des Verfahrens und die dem Betreiben⸗ 
den vorgehenden Rechte zu decken. Man ſpricht inſoweit von einem „Deckungsprinzip“. 


Am die Verſchleuderung von Grundſtücken zu verhindern, kann auf Antrag gewiſſer 
Beteiligter der Zuſchlag verweigert werden, wenn das Gebot einen beſtimmten 
Wertteil, nämlich ſieben Zehntel, des Grundſtücks nicht erreicht. 


Aus dem durch die Verſteigerung erzielten Erlös werden nach einem vom Verſteige⸗ 
rungsbeamten aufgeſtellten Verteilungsplan die Beteiligten befriedigt, unter ihnen 
namentlich der betreibende Gläubiger, ferner die ihm vorgehenden Beteiligten (ſoweit 
deren Rechte nicht vom Anſteigerer übernommen werden), bei ausreichendem Erlöſe 
auch die dem Betreibenden nachgehenden Beteiligten. Ein etwa verbleibender Aber⸗ 
ſchuß gehört dem Vollſtreckungsſchuldner. 


4. Die Zwangsverwaltung 

Auch hier erfolgt durch gerichtlichen Beſchluß eine Beſchlagnahme des Grundſtücks; 
dieſe ergreift auch die Miet- und Pachtzinſen ſowie die ſchon getrennten Boden⸗ 
erzeugniſſe. Aber zum Anterſchied von der Zwangsverſteigerung wird das Grund- 
ſtück ſelbſt nicht veräußert, verbleibt vielmehr im Eigentum des Schuldners. Dagegen 
verliert dieſer die Verwaltung und Nutzgewinnung, welche einem durch das Gericht 
ernannten und deſſen Aufſicht unterliegenden Zwangsverwalter übertragen wird, der 
die Aufgabe hat, das Grundſtück in Beſitz zu nehmen, unter ordnungsmäßiger Be⸗ 
wirtſchaftung nach einem beſtimmten Plan die Erträge einzuziehen und deren Rein. 
erlös zur Befriedigung des Gläubigers und der übrigen Beteiligten zu verwenden. 
Die dem Gläubiger vorgehenden Beteiligten (Bewirtſchaftungsperſonal, öffentliche 
Kaſſen, Inhaber rangbeſſerer dinglicher Rechte) erhalten allerdings nur die laufenden 
Beträge wiederkehrender Leiſtungen, alſo nicht etwa rückſtändige Löhne, Steuern und 
Hypothekenzinſen und vor allem nicht das Kapital beteiligter Hypotheken. 


5. Schutzvorſckriften 

Entſprechend der beſonderen Fürſorge der neuen Regierung für die Landwirtſchaſt 
find auch ſchon kurz nach ihrer Machtergreifung einſchneidende Vollſtreckungsſchutz. 
maßnahmen im Intereſſe der landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen und gärt- 
neriſchen Grundſtücke erlaſſen worden, namentlich auch, ſoweit ſie Gegenſtand eines 
Entſchuldungsverfahrens ſind (maßgebend ſind zur Zeit ein Geſetz vom 27. Dezember 
1933 und eine Verordnung vom 30. April 19359. 


IX. boliſtreckung anderer Anfprüche als Geldanfprüche 


1. Anſpruch auf Herausgabe von Sachen (55 883 bis 356) 

Der Anſpruch auf Herausgabe einer beweglichen Sache wird dadurch voll. 
ſtreckt, daß der Gerichtsvollzieher dieſelbe beim Schuldner wegnimmt und ſie dem 
Gläubiger aushändigt. 

Der Anſpruch auf Herausgabe oder Räumung einer unbeweglichen Sache oder 
eines Schiffs wird in der Weiſe vollſtreckt, daß der Gerichtsvollzieher den Beſitz 
daran dem Schuldner entzieht und dem Gläubiger überträgt. Bewegliche Sachen, die 
ſich in der zu räumenden Behauſung befinden, insbeſondere Möbel, find wegzu— 
ſchaffen und zur Verfügung des Schuldners zu halten; holt dieſer ſie nicht ab, ſo 
werden ſie verſteigert, und ihr Erlös wird zugunſten des Schuldners hinterlegt. 


2. Anjprüche auf fjandlungen, Duldungen, Unterlaſſungen (SS 887 bis 893) 
Der Anſpruch auf eine Hand lung wird in verſchiedener Weiſe vollſtreckt, je nach⸗ 
dem dieſe Handlung eine vertretbare iſt, d. h. ohne Beeinträchtigung des Gläubigers 
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ſtatt von dem Schuldner auch von einem Dritten erbracht werden kann (ſo z. B. bei 
den gewöhnlichen handwerklichen Leiſtungen), oder aber eine unvertretbare, d. h. an 
die Perſon des Schuldners gebundene iſt. 


Im erſten Falle läßt ſich der Gläubiger durch das Gericht ermächtigen, die dem 
Schuldner obliegende Handlung ſelbſt vorzunehmen oder durch einen Dritten vor. 
nehmen zu laſſen, und zwar auf Koſten des Schuldners, der auf Antrag zur Voraus- 
bezahlung angehalten wird. 5 


Bei unvertretbaren Handlungen iſt wiederum zu unterſcheiden zwiſchen ſolchen, die 
rein vom Belieben des Schuldners abhängen, und ſolchen, die gewiſſe perſönliche 
Cigenſchaften und Befähigungen vorausſetzen, wie z. B. wiſſenſchaftliche Leiſtungen, 
künſtleriſche Werke oder Darbietungen. Letztere eignen ſich nicht zur Erzwingung; 
werden ſie ſchuldhaft unterlaſſen oder verweigert, ſo bleibt dem Gläubiger nur der 
Anſpruch auf Schadenserſatz. Dagegen die unvertretbaren Handlungen der erſteren 
Gruppe, z. B. Erteilung einer Auskunft, Ablegung einer Rechnung, Errichtung eines 
Verzeichniſſes, Leiſtung eines Offenbarungseides u. dgl. werden in der Weiſe 
erzwungen, daß auf Antrag des Gläubigers das Prozeßgericht für den Fall der 
Nichtvornahme dem Schuldner Geld oder Haftftrafe androht und im Verwirkungs⸗ 
falle über ihn verhängt. In dieſer Weiſe darf aber nicht die Leiſtung verſprochener 
Dienſte oder die Eingehung einer Ehe erzwungen werden. 


Die Verpflichtung, eine fremde Handlung zu dulden oder eine eigene zu unter ⸗ 
laſſen, wird in der Weiſe vollſtreckt, daß das Prozeßgericht auf Antrag des Berech- 


tigten dem Verpflichteten für jeden Zuwiderhandlungsfall eine Geld- oder Haftſtrafe 
androht und im Verwirkungsfalle auferlegt. 


3. Anjpruch auf Abgabe einer Willenserklärung (55 894 bis 898) 

Iſt jemand verpflichtet, einem anderen gegenüber eine Willenserklärung abzugeben, 
z. B. ihm eine Schuld zu erlaſſen oder eine Forderung abzutreten oder mit ihm einen 
Vertrag einzugehen oder ihm einen Eintrag ins Grundbuch zu bewilligen, ſo bedarf 
es eines beſonderen Vollſtreckungsverſahrens nicht; vielmehr iſt im Geſetz ein für 
allemal angeordnet, daß mit der Ananfechtbarkeit des gerichtlichen Arteils, welches 
den Schuldner zur Willenserklärung verurteilt, dieſe ohne weitere Betätigung des 


Verpflichteten als abgegeben gelten ſoll. Das ſtaatliche Arteil erſetzt mithin die 
private Willenserklärung. 


X. fjilfsmittel der Zwangsvollſtreckung 


1. Der Offenbarungseid (SS 899 ff.; Geſetz vom 26. Mai 1933 5 19 d) 
Ein Offenbarungseid kann dem Schuldner in zwei Fällen auferlegt werden: einmal, 
wenn die Sache, zu deren Herausgabe er verurteilt iſt, bei ihm nicht vorgefunden 
wird (hier hat er auf Antrag des Gläubigers zu ſchwören, daß er die Sache nicht 
beſitze, auch nicht wiſſe, wo fie ſich befinde); ſodann, wenn ausreichende Pfändungs- 
gegenſtände zur Befriedigung einer vollſtredͤbaren Geldforderung bei ihm nicht 
ermittelt werden; hier hat er auf Antrag des Gläubigers ein Vermögensverzeichnis 
aufzuſtellen und zu beſchwören. Verweigert er grundlos die Eidesleiſtung, ſo kann er 
hierzu durch Haft bis zu ſechs Monaten angehalten werden, die ſo lange dauert, bis 
er fi zur Cidesleiſtung bequemt oder bis der Gläubiger die zu feinem Anterhalt in 
der Haft erſorderlichen Geldmittel nicht mehr vorſchießt. Wer den Eid mangelnder 
Pfändungsobjekte geleiſtet oder wer zur Erzwingung desſelben in Haft genommen 
worden iſt, wird fünf Jahre lang beim Gericht in einem Schuldnerverzeichnis geführt, 
welches jedermann zur Einſicht offenſteht. 

Zwecks Verminderung der Eide und Erleichterung der Gewiſſensnot des Schuldners 
hat der neue Staat bis auf weiteres folgendes beſtimmt. Der Schuldner kann die 
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Leiſtung des Eides, ſalls ſie das Gericht nicht zur Herbeiführung wahrheitsgemäßer 
Ausſage für notwendig hält, ſeinerſeits dadurch abwenden, daß er im Termin 
erſcheint und verſichert, ſein Vermögen ſo vollſtändig angegeben zu haben, als er 
dazu imſtande ſei. Dieſe Verſicherung hat die gleiche Wirkung wie die Leiſtung des 
Offenbarungseides, jedoch ohne Eintragung in das Schuldnerverzeichnis. 


2. Der gtreſt und die einſtweilige Verfügung 
a) Der Arreſt (88 916 bis 934) 

Er kann auf Geſuch eines Gläubigers erlaſſen werden, wenn dieſer glaubhaft macht, 
daß ihm gegen den Schuldner eine auf Geld gerichtete Forderung zuſteht und daß ein 
Arreſtgrund, d. h. ein Amſtand vorliegt, der beſorgen läßt, die künftige Zwangsvoll - 
ſtreckung dieſer Forderung werde ohne Sicherungsmaßnahmen vereitelt oder wefent- 
lich erſchwert werden, etwa weil der Schuldner Vermögensſtücke aufzehren, ver- 
äußern, verſtecken oder ins Ausland ſchaffen könnte. 


Das Arreſtgeſuch iſt nach Wahl des Gläubigers anzubringen entweder bei dem Amts- 
gericht, in deſſen Bezirk der Gegenſtand oder die Perfon ſich befinden, denen gegen- 
über die Sicherungsmaßnahme ſtattfinden ſoll, oder bei dem ſogenannten Gericht der 
Hauptſache; dies iſt das Gericht, bei welchem die durch Arreſt zu fihernde Forderung 
nach den Regeln der Zuſtändigkeit einzuklagen wäre oder bereits eingeklagt iſt. 

Der Arreſtbefehl wird entweder nach mündlicher Verhandlung durch Arteil erlaſſen. 
welches der Berufung unterliegt, oder aber durch Beſchluß, in welchem Falle der 
Schuldner durch Widerſpruch die mündliche Verhandlung erzwingen kann. Wird auf 
eingelegten Rechtsbehelf der ſchon vollzogene Arreſt als unrechtmäßig aufgehoben, 
ſo hat der Gläubiger den Schuldner in vollem Amfange zu entſchädigen. 

Der Arreſt kann ſich als ſogenannter ding licher Arreſt gegen das Vermögen des 
Schuldners richten und beſteht alsdann in denſelben Maßregeln der Beſchlagnahme, 
wie ſie bei der Zwangsvollſtreckung vorkommen, nur daß es nicht zur Verwertung 
der beſchlagnahmten Stücke kommt, da ja der Arreſt nicht ſchon Befriedigung, ſondern 
nur Sicherung des Gläubigers bezweckt. So wird Bargeld zwar beim Schuldner 
weggenommen, aber nicht dem Gläubiger ausgehändigt, ſondern öffentlich hinterlegt; 
bewegliche Sachen werden gepfändet, aber nicht veräußert; Forderungen des 
Schuldners zwar gepfändet, aber nicht dem Gläubiger überwieſen; und bei Grund⸗ 
ſtücken erfolgt zugunſten des Gläubigers Eintragung einer Sicherungshypothek, der 
ſogenannten Arreſthypothek, dagegen keine Zwangsverwaltung oder Zwangs⸗— 
verſteigerung. 


Reichen die Maßnahmen gegen das Vermögen nicht aus, ſo ſind auch angemeſſene 
Beſchränkungen der perſönlichen Freiheit des Schuldners möglich. Dieſer ſogenannte 
perſönliche Arreſt kann z. B. beſtehen in Aberwachungsmaßnahmen, Hausarreſt, 
Einbehaltung von Päſſen uſw. 

Der Arreſt wird aufgehoben, wenn der Schuldner die bei ſeiner Anordnung vom 
Gericht feſtgeſetzte Summe zur Sicherſtellung des Gläubigers leiſtet. Weiterhin, 
wenn der Gläubiger nicht binnen einer vom Gericht auf Antrag des Schuldners ge⸗ 
ſetzten Friſt wegen ſeiner angeblichen Forderung Klage erhebt. Endlich auch dann, 
wenn der Arreſtgrund nachträglich wegfällt, etwa weil die Forderung oder ihre Ge- 
fährdung beſeitigt wird. 


b) Die einſtweilige Verfügung (ss 935 bis 944) 
Auch ſie kann den Zweck haben, die künftige Zwangsvollſtreckung ſicherzuſtellen, nur 
nicht zugunſten einer Geldforderung des Gläubigers, ſondern zugunſten eines 
ſonſtigen Anſpruchs, etwa auf Herausgabe einer gekauften Sache, auf Rückgabe einer 
entliehenen Sache, auf Vornahme einer Handlung, auf Anterlaſſung oder Duldung 
einer ſolchen. Sie wird im allgemeinen behandelt wie der Arreſt, nur daß grund- 
ſätzlich mündliche Verhandlung vorgeſchrieben, daß ferner eine Befreiung durch 
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Hinterlegung von Geld nicht ſtatthaft iſt, und daß endlich die vorzunehmenden 
Sicherungsmaßnahmen nicht im Geſetz angeordnet, ſondern dem Ermeſſen des 
Gerichts überlaſſen find. Dieſes kann z. B. dem Gegner vorläufig eine Handlung 
anbefehlen oder verbieten, die Hinterlegung einer Sache anordnen, vor allem die 
Veräußerung einer ſolchen unterfagen. 


3. Die Gläubigeranfechtung (Geje vom 21. Juli 1879) 


Wenn ein Gläubiger gegen ſeinen Schuldner einen vollſtreckbaren Titel erlangt hat 
und wenn die Zwangsvollſtreckung zu ſeiner vollſtändigen Befriedigung nicht geführt 
hat oder vorausſichtlich nicht führen würde, ſo kann er gewiſſe Rechtshandlungen 
anfechten, durch die der Schuldner ſein Vermögen zum Nachteil ſeiner Gläubiger 
vermindert hat, nämlich einerſeits ſolche, die der Schuldner in der dem Dritten be⸗ 
kannten Abſicht, ſeine Gläubiger zu benachteiligen, vorgenommen hat, anderſeits 
unentgeltliche Verfügungen, die der Schuldner in den letzten zwei Jahren zugunſten 
gewiſſer naher Angehöriger oder innerhalb des letzten Jahres zugunſten ſonſtiger 
Dritter gemacht hat (mit Ausnahme gebräuchlicher Gelegenheitsgeſchenke). Die 
Tolge der Anfechtung iſt die, daß der Dritte die durch das anfechtbare Geſchäft er. 
langten Werte in das Vermögen des Schuldners zurückübertragen muß, wo fie als⸗ 
dann dem Vollſtreckungszugriff des Gläubigers unterliegen. 


Zweiter Abfchnitt 
konkurs- und Dergleichsrecht 


I. Aonkurs und fonkursrecht 


1. Jweck des flonhurſes 


Jeder Schuldner haftet für ſeine Verbindlichkeiten jedem ſeiner Gläubiger mit 
ſeinem geſamten Vermögen. Geſtaltet ſich nun ſeine wirtſchaftliche Lage ſo, daß 
feine Gläubiger insgeſamt aus feinem Vermögen vorausſichtlich keine Deckung 
mehr finden würden, ſo ſorgt die Rechtsordnung für ein gerichtliches Verfahren, in 
welchem das vorhandene pfändbare Vermögen des Schuldners zur gemeinſamen, 
gleichmäßigen, anteilsmäßigen und ausſchließlichen Befriedigung der Gläubiger 
verwendet werden ſoll. Dieſes Verfahren heißt Konkursverfahren (Gantverfahren, 
Falliment). Mit feiner Eröffnung wird der Schuldner zum Gemeinſchuldner, jeder 
Gläubiger zum Konkursgläubiger, ſeine Forderung zur Konkursforderung, das zur 
Befriedigung dienende Vermögen zur Konkursmaſſe. 


2. Grundgedanke des fonhurs verfahrens 

Er iſt dieſer, daß nicht einzelne raſch zugreifende Gläubiger möglicherweiſe noch un- 
verkürzte Befriedigung finden dürfen, während andere völlig leer ausgehen. Viel- 
mehr wird errechnet, wie ſich wertmäßig die Aktiven der Maſſe zu der Summe der 
Konkursforderungen verhalten und in dieſem Verhältnis, der ſogenannten Kon- 
kursquote (Konkursrate, Konkursdividende), erhält jeder Gläubiger Befriedigung. 
Das heißt, es wird das Riſiko des wirtſchaftlichen Verfalls des Schuldners auf 
ſeine Gläubiger gleichmäßig verteilt; jeder einzelne von ihnen muß ſich im Hinblick 
auf die Gläubigergeſamtheit eine Kürzung gefallen laſſen; zwecks gemeinſamer Be⸗ 
friedigung werden gemeinſame Opfer gebracht im Sinne des Grundſatzes: Gc- 
meinnutz vor Eigennutz. | 


3. Wirtſchaftliche Bedeutung des flonhurſes 


Durch ihn ſoll einerfeits verhindert werden, daß einzelne Konkursgläubiger durch 
gänzlichen Ausfall ihrer Forderungen ihrerſeits in Schwierigkeit geraten, was ſich 
wiederum auf die Geſamtwirtſchaft nachteilig auswirken muß. Anderſeits ſoll der 
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Schuldner, ſtatt zahlreichen Einzelangriffen vieler Gläubiger ausgeſetzt zu werden, 
in einem einzigen gemeinſchaftlichen Verfahren gegenüber allen ſeinen Gläubigern 
eine gewiſſe Bereinigung feiner wirtſchaftlichen Lage herbeiführen können, um feine 
Exiſtenz von neuem aufzubauen. 

Da der Konkurs immer einen wirtſchaftlichen Zuſammenbruch zur Vorausſetzung 
hat, fo ergibt die jeweilige Zahl der Konkurseröffnungen einen ziemlich zuver 
läſſigen Maßſtab für die allgemeine wirtſchaftliche Lage, namentlich für das Vor 
liegen, Steigen oder Abebben einer Kriſe. So zeigt ſich z. B., daß infolge des Welt - 
krieges und feiner Nachwirkungen die Zahl der Konkurſe ſehr ftark geſtiegen war, 
während ſie in neueſter Zeit eine erfreuliche Verminderung aufweiſt, die auf eine 
Geſundung unſerer wirtſchaftlichen Verhältniſſe hindeutet. 


4. Der fionkurs als Gerichtsbarkeit 

Indem fo der Konkurs dafür ſorgt, daß die Forderungen der Gläubiger, die zu den 
ſogenannten Privatrechten oder bürgerlichen Rechten gehören, in einem gerichtlichen 
Verfahren als beſtehend feſtgeſtellt werden (ähnlich wie durch ein Urteil im Prozeß), 
durch geſetzliche Beſchlagnahme der Konkursmaſſe ſichergeſtellt werden (ähnlich wie 
durch einen gerichtlichen Arreſt), endlich durch Verteilung der Maſſe — wenn auch 
nur teilweiſe — befriedigt werden (ähnlich wie in der Zwangsvollſtreckung), erfüllt 
er die gleichen Aufgaben wie der Zivilprozeß, nur nicht jeweils gegenüber einzelnen 
Gläubigern, fondern gegenüber ihrer Geſamtheit. Er iſt alſo ein Stück Gerichts 
barkeit und zwar bürgerlicher Rechtspflege, inſofern dem Zivilprozeß aufs nächſte 
verwandt. 


5. Das fonhutsrecht 

Dasſelbe tft zuſammenfaſſend geregelt in der Konkursordnung (KO), deren erfte 
Faſſung vom 10. Februar 1877 im Zuſammenhang mit der Einführung des Bürger. 
lichen Geſetzbuches durch Geſetz vom 17. Mai 1898 eine Reihe von Anderungen er. 
fahren hat. Die Konkursordnung enthält, ſoweit ſie die Einwirkung des Konkurſes 
auf die Privatrechte der Beteiligten regelt, ſogenanntes Konkursprivat : 
recht oder materielles Konkursrecht. Soweit fie die Durchführung des Ver ⸗ 
fahrens ordnet, Konkurs verfahrens recht oder Konkurs proze ß recht. Soweit 
ſie gewiſſe mit dem Konkurs zuſammenhängende Handlungen, z. B. betrügeriſchen 
Bankrott, unter Strafe ſtellt, Konkurs ſter af recht. 


II. Sachliche Dorausſetzungen der ſionkurs eröffnung 


1. fonhuts fähiger Gemeinfchuldner 

Perſönliche Vorausſetzung des Konkurſes iſt das Vorhandenſein eines konkurs⸗ 
fähigen Gemeinſchuldners. Konkursfähig aber iſt, wer rechtsfähig iſt. Hierzu ge- 
hören einerſeits zunächſt alle natürlichen Perſonen, d. h. die Einzelmenſchen, 
auch Nichtkaufleute, auch Ausländer (dieſe allerdings nicht, wenn ſie der deutſchen 
Gerichtsbarkeit nicht unterworfen find, wie z. B. ausländiſche Geſandte in Deutſch ⸗ 
land). Anderſeits die ſogenannten juriftifhen Perſonen, wie z. B. einge ⸗ 
tragene Vereine des Bürgerlichen Geſetzbuches, Aktiengeſellſchaften ufw. Aber das 
Reich, die Länder und gewiſſe andere juriſtiſche Perſonen des öffentlichen Rechts 
kann jedoch kein Konkurs eröffnet werden. Amgekehrt iſt ein ſolcher über das Ver ⸗ 
mögen eines nichtrechtsfähigen Vereins, einer offenen Handelsgeſellſchaft oder einer 
Kommanditgeſellſchaft möglich, obgleich diefe Gebilde keine Rechtsfähigkeit beſitzen 


2. Der fonkursgrund (55 102, 207, 209, 213, 215 RO) 

Sachliche Vorausſetzung der Konkurseröffnung iſt in gewiſſen Fällen aus ⸗ 
ſchließlich Aberſchuldung, d. h. Aberwiegen der Paſſiven über die Aktiven; 
ſo iſt es bei einem Nachlaß. In anderen Fällen iſt Konkursgrund ausſchließlich 
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3ahlungsunfähigfeit, d.h. — im Gegenſatz zu einer bloß vorüber- 
gehenden Zahlungs ftodung — das vorausſichtlich dauernde Anvermögen des 
Gemeinſchuldners, feine laufenden Geldſchulden im allgemeinen zu erfüllen (Haupt- 
anzeichen für dieſen Zuſtand iſt die tatſächliche Zahlungs einſtellung); fo 
verhält es ſich bei dem Einzelmenſchen (der alſo trotz Aberſchuldung nicht in Konkurs 
erklärt werden kann, ſolange er ſeinen Zahlungen nachkommen kann, etwa auf Grund 
eingeräumter Kredite), fo bei der offenen Handelsgeſellſchaft und der Kommandit⸗ 
geſellſchaft. Bei einer dritten Gruppe von Fällen iſt Konkursgrund ſowohl Aber⸗ 
ſchuldung als auch Zahlungsunfähigkeit. 


III. Rechtswirkungen der flonkurs eröffnung 


I. Derfügungsbeſchränhung des Gemeinſchuldners (55 6 bis 8 AO) 

Damit die ausſchließliche Verwendung des Schuldnervermögens zur Befriedigung 
der Gläubiger ſichergeſtellt werde, wird in Anſehung der Konkursmaſſe die Ver⸗ 
fügung und Verwaltung dem Gemeinſchuldner entzogen und auf einen Konkurs- 
verwalter übertragen. Wenn daher der Gemeinſchuldner einen zur Maſſe gehörigen 
Gegenſtand ohne Zuſtimmung des Konkursverwalters veräußert oder aufgibt, ſo iſt 
diefer Akt den Konkursgläubigern gegenüber grundſätzlich unwirkſam und kann vom 
Konkursverwalter als nicht geſchehen behandelt werden. Gleiches gilt für eine 
Zahlung, welche ein Dritter, der dem Gemeinſchuldner ſeinerſeits etwas ſchuldet, 
noch an dieſen in Kenntnis des Konkurſes bewirkt. Ebenſo find die auf einen Gegen- 
ſtand der Maſſe bezüglichen Prozeſſe nunmehr durch den Konkursverwalter durch⸗ 
zuführen. Dagegen verbleibt auch jetzt noch dem Gemeinſchuldner die Fähigkeit, ſich 
wirkſam zu verpflichten, d. h. neue Verbindlichkeiten einzugehen. 


2. Weitere perſönliche Wirkungen der flonkurseröffnung 

Der Konkurs kann auch zur Beſeitigung gewiſſer Rechte führen, die ein Ehemann 
am Vermögen ſeiner Frau, ein Vater an demjenigen ſeiner Kinder hat. Er macht 
ferner den Gemeinſchuldner unfähig zur Bekleidung gewiſſer Ehrenämter, etwa als 
Vormund oder Beiſitzer beſtimmter Gerichte, ferner auch zur Ausübung gewiſſer 
Berufe, etwa als Rechtsanwalt oder Patentanwalt. Auch verlieren gewiſſe juriiti- 
ſche Perſonen durch den Konkurs über ihr Vermögen die Rechtsfähigkeit und einzelne 
Geſellſchaften können ſogar durch den Konkurs eines ihrer Mitglieder zur Auflöſung 
gebracht werden. 


3. Einwirkung auf ſchwebende Derträge (SS 17 bis 28 KO) 

Allgemeiner Grundſatz: Wenn bei Konkurseröfſnung ein gegenfeitig ver- 
pflichtender Vertrag zwiſchen dem Gemeinſchuldner und einem Dritten noch ſchwebt, 
d. h. nicht wenigſtens von einer Seite voll erfüllt iſt, wenn z. B. die vom Gemein⸗ 
ſchuldner vorher gekaufte Ware weder geliefert noch bezahlt iſt, fo hat der Konkurs. 
verwalter die Wahl, ob er in dieſen Vertrag eintreten will oder nicht. Im erſten 
Fall iſt der Vertrag, wie gegenüber der Maſſe, ſo auch durch dieſelbe voll zu erfüllen; 
im zweiten kann der Gegner einen etwaigen Schaden, der ihm durch die Nicht. 
erfüllung erwächſt, als Konkursforderung, d. h. bloß mit anteilsmäßiger Befriedigung, 

geltend machen. | 
Für einzelne Verträge gelten allerdings beſondere Vorſchriften, z. B. für 
ſogenannte Fixgeſchäfte, d. h. Lieferungsverträge über markt. und börſengängige 
Waren mit beſtimmter Lieferungszeit; ferner für Verlagsverträge, Verſicherungs⸗ 
verträge uſw. Sodann wird eine bereits angetretene langfriſtige Miete, wenn 
der Mieter in Konkurs gerät, beiderſeits in der geſetzlichen Friſt kündbar; wenn 
aber der Vermieter in Konkurs gerät und der Verwalter den Mietsgegenſtand 
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öffentlich oder freihändig veräußert, fo kann der Erwerber dem Mieter gegenüber 
auch bei vorgeſehener längerer Vertragsdauer in der geſetzlichen Friſt kündigen. 
Ebenſo wird ein Dienſtvertrag bei Konkurs des Arbeitgebers beiderſeits 
kündbar, wobei allerdings der Angeſtellte den ihm durch die Auflöfung erwachſenden 
Schaden als Konkursforderung anmelden kann, während der Vertrag von dem 
Konkurſe des Dienſtpflichtigen an ſich unberührt bleibt. Hatte ferner der Gemein - 
ſchuldner vor dem Konkurs einem anderen eine Geſchäftsbeſorgung aufgetragen, 
deren Ausführung die nunmehrige Konkursmaſſe berühren würde, ſo erliſcht durch 
den Konkurs der Auſtrag von ſelbſt. 


IV. fonkursgläubiger und fonkurs forderung 


1. Begriff der onkursforderung (s 3 RO) 


Konkursgläubiger iſt, wer gegen den Gemeinſchuldner einen ſchuldrechtlichen Leiſtungs · 
anſpruch hat, etwa weil er ihm eine Sache verkauft und geliefert, ein Darlehen ge⸗ 
geben, Arbeitsdienſte geleiſtet oder weil er durch deſſen Schuld einen Vermögens- 
ſchaden erlitten hatte. Damit aber dieſe ſeine Forderung eine Konkursforderung iſt. 
muß fie ſchon vor Konkurseröffnung, ſei es auch nur als eine bedingte oder befriſtete. 
begründet geweſen ſein; nach Konkurseröffnung entftandene neue Verbindlichkeiten 
des Gemeinſchuldners berühren den Konkurs nicht mehr. 


2. Umwandlung gewiſſer Forderungen (SS 65 ff. RO) 


Jede Konkursforderung, die nicht von vornherein auf eine beſtimmte Summe deutſchen 
Geldes gerichtet war, ſondern z. B. auf Sachleiſtung, auf Dienſte oder Werke u. dgl., 
verwandelt ſich behufs Ermöglichung anteilsmäßiger Befriedigung des Gläubiger: 
mit Konkurseröffnung in eine ſolche Geldforderung, wobei der Wert der geſchuldeten 
Leiſtung im Zeitpunkt der Konkurseröffnung zugrunde gelegt wird. So bekommt 
z. B. der Käufer die vor dem Konkurs bei dem Gemeinſchuldner gekaufte und dieſem 
bereits gezahlte Sache nicht in Natur geliefert, ſondern er kann nur eine Forderung 
auf den Geldwert dieſer Sache anmelden (die als Konkursforderung auch nur an. 
teilmäßig befriedigt wird). 

Eine Forderung ferner, die bei Konkurseröffnung noch nicht fällig war, erlangt mit 
dieſem Zeitpunkt die Fälligkeit, wobei allerdings, wenn ſie unverzinslich war, der 
ſogenannte Zwiſchenzins abzuziehen iſt. 

Eine Forderung ſchließlich, die nicht auf einmalige, fondern auf wiederkehrende 
Leiſtung gerichtet iſt, z. B. auf eine Leibrente oder Schadenserſatzrente, wird als ein. 
heitliche Forderung mit ihrem Kapitalwert angemeldet. 


3. Behandlung der Aonhursforderungen (88 12, 15 AO) 


Die Befriedigung der Gläubiger iſt eine anteilsmäßige: wenn etwa die zu- 
ſammengerechneten Konkurs forderungen zehnmal fo viel ausmachen wie der Wert 
der Aktivmaſſe, ſo bekommt der einzelne Konkursgläubiger nur den zehnten Teil 
ſeiner Forderung als Konkursquote ausgezahlt. Die Befriedigung iſt ferner eine 
gemeinſame: der einzelne Gläubiger kann ſeine Forderung nicht mehr durch 
geſonderte Klage und Vollſtreckung, ſondern nur durch Teilnahme am gemeinſchaft⸗ 
lichen Konkursverfahren geltend machen. Die Befriedigung iſt weiter eine aus ; 
ſchließliche: Rechte Dritter, welche die Maſſe mindern könnten, etwa Eigen. 
tum, Pfandrechte, Hypotheken, können, außer durch Akte des Konkursverwalters, an 
einem Gegenſtand der Maſſe nicht mehr begründet werden. Endlich iſt die Befriedi 
gung eine gleichmäßige: kein Konkursgläubiger wird als ſolcher gegenüber 
dem anderen bevorzugt, ſei es was die Gegenſtände der Befriedigung, ſei es was die 
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Reihenfolge derſelben betrifft; die frühere Entſtehung oder Anmeldung der Forde⸗ 
rung begründet alſo keinen Vorrang. 


4. Bevorzugte flonkurs forderungen (5 61 AO) 

Von der Gleichſtellung der Gläubiger gilt aber eine Ausnahme inſoſern, als — teils 
aus ſozialen, teils aus fiskaliſchen Gründen — gewiſſe Forderungen vor der Maſſe 
der übrigen befriedigt werden: zunächſt die Lohnforderungen der Perſonen, die im 
Haushalt, Wirtſchaftsbetrieb oder Erwerbsgeſchäft des Gemeinſchuldners Dienſte ge- 
leiſtet haben (ſogenannte Litlohnforderungen); ſodann Abgabeforderungen von Staat, 
Ländern und Gemeinden; Forderungen gewiſſer öffentlicher Verbände, etwa Kirchen- 
und Schulverbände; Forderungen aus Krankenbehandlung; — alle die bisher ge- 
nannten Forderungen allerdings nur für die laufende Zeit und das letzte Jahr vor 
Konkurseröffnung; endlich Forderungen der Kinder, Mündel oder Pfleglinge gegen 
Eltern, Vormünder oder Pfleger wegen ſchlechter Vermögensverwaltung. 


| V. Die konkursmaffe 


I. Begriff und Jufammenfetung (58 J, 2 RO) | 

Konkursmaſſe ift das Vermögen des Gemeinſchuldners, und zwar 

nur ſein gegenſtändliches Vermögen, nicht etwa feine Arbeitskraft; 

nur das ihm gehörige Vermögen, nicht z. B. Sachen, die zwar in ſeinem Be⸗ 
fie, aber nicht in ſeinem Eigentum ſtehen; auch nicht, wenn er bloßer Miteigen- 
tümer iſt, der Anteil des anderen, oder, wenn er Ehegatte iſt, das Vermögen des 
anderen Gatten; 


nur ſein gegenwärtiges Vermögen, nicht was er nach Konkurseröffnung auf 
irgendeinem Wege erwirbt (der ſogenannte Neuerwerb); 


nur fein pfänd bares Vermögen, nicht die Sachen und Rechte, die außerhalb des 
Konkurſes der Zwangsvollſtreckung eines einzelnen Gläubigers entzogen wären; 


anderſeits aber auch das geſamte Vermögen des Gemeinſchuldners; ein ſo⸗ 
genannter Sonder konkurs über einen bloßen Teil des Vermögens iſt nur aus⸗ 
nahmsweiſe geſtattet, ſo z. B. hinſichtlich eines ererbten überſchuldeten Nachlaſſes. 


2. Die Behandlung der Maſſe (58 6 ff., 117 ff. AO) 

Sie gehört eigentümlich noch dem Gemeinſchuldner, wird aber nicht mehr durch ihn 
verwaltet, ſondern ſtatt ſeiner durch den Konkursverwalter, der ſie in Beſitz zu 
nehmen hat und allein über ſie verfügen kann, in der Weiſe, daß er ihren Beſtand 
ermittelt, ſicherſtellt, zuſammenbringt und namentlich zwecks verhältnismäßiger Ver⸗ 
teilung ihres Erlöſes auf die Gläubiger möglichſt vorteilhaft in Geld umſetzt, ſei es 
durch freihändige Veräußerung oder durch öffentliche Verſteigerung. Für gewiſſe 
im Geſetz beſonders aufgeführte wichtigere Geſchäfte iſt allerdings der Konkurs- 
verwalter an die Zuſtimmung des Konkursgerichtes oder der Gläubigerverſammlung 
oder des Gläubigerausſchuſſes gebunden. 


3. Ausjonderung aus der Maſſe (88 43 bis 46 60) 

Wenn ſich in der Maſſe ein Gegenſtand tatſächlich befindet, der rechtlich nicht zu ihr 
gehört, fo kann der wahre Berechtigte dieſen Gegenſtand aus der Maſſe herausver- 
langen, nötigenfalls im Wege der Klage gegen den Konkursverwalter. Dieſer Vor⸗ 
gang heißt Ausſonderung; ein Dritter hatte dem Gemeinſchuldner einen Geldbetrag 
in verſchloſſenem Amſchlag zur Verwahrung übergeben; er kann ihn dann unverkürzt 
aus der Maſſe herausziehen. (Würde er dagegen dem Gemeinſchuldner eine be- 
ſtimmte Geldſumme als Darlehen gegeben haben, fo wäre er nicht Ausſonderungs⸗ 
berechtigter, ſondern einfacher Konkursgläubiger; er bekäme nur die Konkursquote.) 
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4. Minderung der Mafje durch Abjonderungscecte (55 47 bis 51, 64 RO) 
Abſonderungsrecht nennt man das Recht eines einzelnen Konkursgläubigers, ſich für 
ſeine Forderung aus einem beſtimmten Gegenſtand der Konkursmaſſe geſondert von 
den übrigen Gläubigern vorweg zu befriedigen. Hatte z. B. der Gemeinſchuldner 
für ein erhaltenes Darlehen ein Schmuckſtück verpfändet, fo ift der Darlehnsgeber 
nicht darauf angewieſen, ſich wegen ſeiner Rückzahlungsforderung, wie ein ſonſtiger 
Gläubiger, mit einer Quote ſeiner Darlehnsforderung zu begnügen, ſondern er kann 
als Pfandberechtigter aus dem Schmuckſtück ſeine abgeſonderte, möglicherweiſe volle 
Befriedigung ſuchen (reicht der Erlös nicht aus, jo kann er als Konkursgläubiger 
nur noch den Fehlbetrag anmelden, von welchem er alsdann noch die Konkursrate 
erhält). Solche Abſonderungsrechte beſtehen u. a. auch für Perſonen, welche an 
einem Grundſtück der Maſſe eine Hypothek, Grundſchuld oder Rentenſchuld haben, 
oder welche die Zwangsvollſtreckung in ein ſolches Grundſtück haben eröffnen laſſen. 
Sie beſtehen ferner zugunſten von Zoll- und Steuerſorderungen hinſichtlich der be- 
ſchlagnahmten Gegenſtände. Vor allem zugunſten eines Gläubigers, deſſen Forde⸗ 
rung durch ein Pfandrecht an beſtimmten (nunmehr zur Maſſe gehörigen) beweglichen 
Gegenſtänden des Schuldners geſichert iſt, mag dieſes Pfandrecht im einzelnen un- 
mittelbar auf Geſetz beruhen, fo z. B. das Pfandrecht des Vermieters an den ein- 
gebrachten Sachen des Mieters, oder auf einem behördlichen Akt, etwa auf einer vor 
dem Konkurs erfolgten Pfändung des Gerichtsvollziehers, oder endlich auf einem 
früheren Verpfändungsvertrag zwiſchen dem nunmehrigen Gemeinſchuldner und 
ſeinem Gläubiger. Endlich beſteht ein Abſonderungsrecht auch zugunſten gewiſſer 
Forderungen, zu deren Sicherung ein Dritter beſtimmte Gegenſtände zurück. 
behalten darf. 


5. Minderung der Maſſe durch Maffekoften und Maſſeſchulden (55 57 bis 60 AD) 
Gewiſſe Schuldverbindlichkeiten werden aus der Maſſe vorweg, und zwar, falls dieſe 
ausreicht, in voller Höhe gedeckt, jo daß hierdurch die zur Befriedigung der Konkurs- 
gläubiger dienende Teilungsmaſſe (Nettomaſſe) vermindert wird. ö 

Sie find einerſeits Maſſekoſten, wie die gerichtlichen Koſten des gemeinfchaft- 
lichen Verfahrens, die Koſten der Verwaltung, Verwertung und Verteilung der 
Maſſe (namentlich die Vergütung und die Auslagen des Konkursverwalters und 
feiner Gehilfen), ſowie eine etwa dem Gemeinſchuldner aus der Maſſe bewilligte not ⸗ 
dürftige Anterſtützung. 

Anderſeits find fie Maſſeſchulden, das find alle Verbindlichkeiten, die aus 
Handlungen, insbeſondere aus Rechtsgeſchäften des Konkursverwalters, erwachſen; 
wenn dieſer z. B. für die Maſſe ein Darlehen aufnimmt, eine Sache mietet, Perſonal 
anſtellt, einen Gegenſtand kauft oder aus der Maſſe verkauft, jo muß er felbftver- 
ſtändlich die vertragliche Verpflichtung aus der Maſſe hundertprozentig erfüllen. 
Ferner entſteht eine Maſſeſchuld, wenn die Maſſe auf Koſten eines Dritten un- 
gerechtfertigt bereichert worden iſt. 


6. Dermehtung der Mafje durch flonkursanfechtung (58 29 bis 42 RO) 

Wenn der nachmalige Gemeinſchuldner vor dem Konkurs gewiſſe Rechtshandlungen 
vorgenommen hat, durch welche einem Dritten auf Koſten der künftigen Maſſe, alſo 
letztlich der aus ihr zu befriedigenden Konkursgläubiger, ein Vermögensvorteil 
verſchafft worden iſt, fo kann der Konkursverwalter binnen einem Jahr nach Kon- 
kurseröffnung von dem Dritten (auch von feinem Erben oder ſeinem ſchlecht ; 
gläubigen Rechtsnachfolger) verlangen, daß dieſer die erlangten Vermögenswerte in 
die Maſſe zurückgewähre. Diefe ſogenannte Konkursanfechtung iſt in drei Fällen 
möglich: 

einmal, wenn die Gläubigerbenachteiligung vom nachmaligen Gemeinſchuldner 
gewollt und dem Gegner bewußt war (was bei nahen Angehörigen vermutet wird); 
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ſodann, wenn es ſich um eine unentgeltliche Zuwendung handelt, die innerhalb des 
letzten Jahres (gegenüber nahen Angehörigen innerhalb der letzten zwei Jahre) vor 
Konkurseröffnung durch den Gemeinſchuldner einem Dritten gemacht wurde; 
drittens, wenn zwar noch vor Konkurseröffnung, aber ſchon nach Zahlungseinſtellung 
oder nach Stellung des Konkursantrags ein für die künftige Maſſe nachteiliges 
Geſchäft geſchloſſen, oder einem einzelnen Gläubiger die ihm geſchuldete Leiſtung 
oder Sicherung gewährt worden iſt; hier muß allerdings dem Dritten nachgewieſen 
werden, daß er bei Vornahme der Rechtshandlung die Zahlungseinſtellung oder den 
Konkursantrag kannte. Wenn aber einem Gläubiger eine Sicherheit oder Zahlung 
geleiſtet wurde, auf die er keinen Anſpruch hatte, etwa weil die Schuld noch nicht 
fällig war, ſo genügt es ſchon, daß dies innerhalb der letzten zehn Tage vor 
Zahlungseinſtellung oder Konkursantrag geſchehen iſt, und der hierdurch begünſtigte 
Gläubiger muß, um der Anfechtung zu entgehen, ſeinerſeits nachweiſen, daß er von 
dem drohenden Konkurs keine Kenntnis hatte. 


VI. Die fionkursorgane 


I. Das fonkursgerict (5 71) 

Als ſolches iſt das Amtsgericht zuftändig, in deſſen Bezirk der Schuldner feine ge- 
werbliche Niederlaſſung, in Ermangelung einer ſolchen feinen allgemeinen Gerichts- 
ſtand hat, und dies iſt regelmäßig der Bezirk feines Wohnſitzes. Dieſes Gericht hat 
den Konkurs zu eröffnen und zu ſchließen, die Gläubigerverſammlungen einzu. 
berufen und zu leiten, den Konkursverwalter, gegebenenfalls einen Gläubiger- 
ausſchuß, zu beſtellen und zu überwachen. Es trägt überhaupt die Verantwortung 
für die geſetz⸗ und ordnungsmäßige Durchführung des Verfahrens. 


2. Der flonhursverwalter (SS 78 bis 86) 

Dieſer wird bei Konkurseröffnung durch das vorhin erwähnte Konkursgericht 
ernannt, vorbehaltlich endgültiger Einſetzung durch die erſte Gläubigerverſammlung 
im ſogenannten Wahltermin. In gleicher Weiſe wird er bei Anfähigkeit oder 
Pflichtverletzung erſetzt. Er hat in der Hauptſache die wirtſchaftlichen Aufgaben 
des Konkurfes zu erledigen, insbeſondere die Verwaltung und Verwertung der 
Maſſe ſowie ihre Verteilung auf die Gläubiger zu beſorgen. Für ſeine Tätigkeit 
erhält er eine angemeſſene Vergütung und Erſatz ſeiner Auslagen. Anderſeits 
haftet er allen Konkursbeteiligten, z. B. dem Gemeinſchuldner, den Konkurs- 
gläubigern, den Maſſegläubigern und den Abſonderungsberechtigten für jede ſchuld⸗ 
hafte Schädigung derſelben. 


3. Die Gläubigerverfammlung (SS 93 bis 101) 

Sie iſt das Organ, durch welches die Gläubiger ihre gemeinſamen Intereſſen an der 
Geſtaltung des Konkurſes wahrnehmen. Berufen wird ſie durch das Konkursgericht, 
teils von Amts wegen in den geſetzlich vorgeſchriebenen Fällen ſowie auch, wenn es 
aus befonderen Gründen notwendig erſcheint, teils auf Antrag beſtimmter am 
Konkurs beteiligter Stellen. In ihr können grundſätzlich alle Konkursgläubiger er⸗ 
ſcheinen und mitſtimmen. Ein Beſchluß ſetzt ſogenannte Summenmehrheit voraus, 
d. h. die Forderungen der für ihn ftimmenden Gläubiger müſſen mehr als die Hälfte 
der Konkursforderungen aller Abſtimmenden ausmachen. Die Intereſſenverbunden⸗ 
heit der Gläubiger zeigt ſich darin, daß ſolcher Mehrheitsbeſchluß für alle, auch für 
die widerſprechenden Gläubiger, verbindlich iſt. Zum Schutz der Minderheit iſt 
jedoch beſtimmt, daß jeder folche Beſchluß durch das Konkursgericht außer Kraft 
geſetzt werden kann, wenn er nach ſeiner Anſicht den gemeinſamen Intereſſen der 
Gläubiger widerſpricht. 
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4. Der Gläubigerausichuf (SS 87 bis 92) 

Er wird nicht bei allen, ſondern nur bei größeren Konkurſen eingeſetzt. Hierüber 
wie auch über die Mitglieder (die übrigens keineswegs Gläubiger zu ſein brauchen) 
entſcheidet vorläufig das Konkursgericht, endgültig die Gläubigerverſammlung im 
Wahltermin. Die Hauptaufgabe des Gläubigerausſchuſſes ift Anterſtützung und 
a des Konkursverwalters, der für gewiſſe e ſeiner Zuſtimmung 
beda 


VII. Die Grundzüge des fionkurs verfahrens 


1. Die Eröffnung des ſionhursberfahtens (55 102 bis 114) 

Vorausſetzung iſt ein Konkursantrag beim Konkursgericht. Ihn kann ſowohl der 
Gemeinfchuldner als auch jeder Gläubiger ſtellen. Letzterer muß den Konkursgrund. 
alſo je nachdem Zahlungsunfähigkeit oder Aberſchuldung des Gemeinſchuldners 
glaubhaft machen. Fehlen die Vorausſetzungen, ſo wird der Antrag abgewieſen. 
wogegen Beſchwerde beim Landgericht möglich iſt. Ebenſo wird verfahren, wenn 
die Maſſe vorausſichtlich nicht einmal die Verfahrenskoſten decken würde, es ſei 
denn, daß ein Gläubiger bereit iſt, die erforderlichen Mittel vorzuſtrecken. Sind 
dagegen die Vorausſetzungen gegeben, fo wird durch das Konkursgericht die Er ⸗ 
öffnung des Verfahrens beſchloſſen. Gleichzeitig wird der Konkursverwalter — 
nötigen Falles auch ein Gläubigerausſchuß — beſtellt, der Wahltermin und der 
Prüfungstermin beſtimmt, die Friſt zur Anmeldung der Konkursforderungen feſt 
geſtellt, und es werden durch den ſogenannten offenen Arreſt Dritte, die Gegen ⸗ 
ſtände des Nachlaſſes beſitzen, zur Anzeige beim Konkursverwalter aufgefordert und 
zugleich, ebenfo wie die Schuldner der Maffe, gewarnt, noch an den Gemeinſchuldner 
perſönlich etwas zu leiſten. Alle dieſe Maßnahmen werden öffentlich bekanntgemacht 


2. Die Prüfung und Feftftellung der flonkurs forderungen (58 138 bis 148) 

Ein Gläubiger wird nur berückſichtigt, wenn er feine Forderung beim Konkurs- 
gericht anmeldet. Die Prüfung und Feſtſtellung erfolgt in einer Gläubiger 
verſammlung, dem ſogenannten allgemeinen Prüfungstermin. Hier 
wird auf Grund der fogenannten Konkurstabelle, eines Verzeichniſſes, in 
welches alle angemeldeten Forderungen eingetragen ſind, jede einzelne Forderung 
zur Erörterung geſtellt. Wird ſie weder vom Konkursverwalter noch von einem 
anderen Gläubiger beſtritten, ſo wird ſie in der Tabelle als anerkannt vermerkt, 
womit ſie einer durch gerichtliches Arteil rechtskräftig feſtgeſtellten Forderung 
gleichgeſtellt iſt. Erfolgt dagegen von einer der genannten Stellen Widerſpruch, ſc 
muß die Frage des Konkursteilnahmerechts in einem beſonderen Rechtsſtreit 
zwiſchen dem Widerſprechenden und dem anmeldenden Gläubiger entſchieden 
werden, und zwar nicht mehr vor dem Konkursgericht ſelbſt, ſondern vor der nach 
den Regeln des Zivilprozeſſes für einen ſolchen Streit zuſtändigen ſonſtigen Stelle. 


3. Die Verteilung der Mafje (58 149 bis 172) 

Die durch Verwertung der Maſſe (ſogenannte Verſilberung) gewonnenen Geldmittel 
werden verhältnismäßig (ſiehe oben I, 2) auf die Gläubiger verteilt, und zwar nach 
Maßgabe der jeweils flüſſig werdenden Mittel durch eine ſogenannte Ab 
ſchlags verteilung oder auch mehrere (etwa von drei oder vier Prozent der For · 
derungen), nach weſentlich abgeſchloſſener Maſſeverſilberung durch die ſogenannte 
Schluß verteilung (die auf Grund des vom Konkursverwalter aufgeſtellten Schluß 
verzeichniſſes in einer beſonderen Gläubigerverſammlung, dem ſogenannten Schluß 
termin, feſtgeſetzt wird), und bei etwa ſpäter noch aufkommenden Mitteln durch 
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Nachtrags verteilung. Gläubiger, deren Forderungen noch ſtreitig oder bedingt 
ſind, werden nicht ausbezahlt, ſondern einſtweilen durch Hinterlegung ihrer Quote 
ſichergeſtellt. 


VIll. Beendigung des Ronkursuerfahrens 


1. Allgemeines (SS 163 ff., 202 ff.) 

Der Konkurs kann durch das Gericht in zwei Fällen eingeftellt werden, einmal 
wenn ſich zeigt, daß die Maſſe nicht einmal zur Koſtendeckung ausreichen würde, 
ſodann im Falle des ſogenannten Konkursverzichtes, d. h. wenn der Ge⸗ 
meinfchuldner die Einſtellung bei Gericht beantragt und ſämtliche bekannten bzw. 
angemeldeten Gläubiger ſich mit ihr einverſtanden erklären. 


Eine Aufhebung des Konkurſes findet ſtatt, wenn ſich derſelbe in der normalen 
Weiſe, d. h. durch Verteilung der Maſſe erledigt hat. Sie wird nach dem Schluß⸗ 
termin (oben VII, 3) durch das Gericht beſchloſſen und öffentlich bekanntgemacht. 
Die Folge dieſer drei Konkursbeendigungsarten iſt die, daß die Konkursorgane fort- 
fallen, die Maſſe, ſoweit noch vorhanden, wieder in die Verwaltung und Verfügung 
des Gemeinſchuldners fällt und jeder einzelne Gläubiger wieder das Recht erlangt, 
den im Konkurs nicht befriedigten Teil ſeiner Forderung nunmehr wieder geſondert 
gegen den früheren Gemeinſchuldner geltend zu machen, etwa durch Klage, Zwangs- 
vollſtreckung, Arreſtantrag. Dies iſt der ſogenannte Grundſatz der freien Nach- 
forderung. 


2. fionkursbeendigung durch Jwangsvergleich (SS 173 bis 201) 

Die normale Abwicklung des Konkurſes durch Verwertung und Verteilung der Maſſe 
hat mancherlei Nachteile, längere Hinausſchiebung und Anſicherheit der Gläubiger- 
befriedigung, größeren Koſtenaufwand, Verſchleuderung der Maſſe, Löſung des 
Gemeinſchuldners aus ſeinen bisherigen geſchäftlichen Verbindungen u. dgl. mehr. 
Zu ihrer Vermeidung geſtattet das Geſetz die zweckmäßigere Erledigung des Kon- 
kurſes durch Zwangsvergleich. 


Erfordert iſt ein Dreifaches. Erſtens ein Vorſchlag des Gemeinſchuldners, der an⸗ 
geben muß, was er den Gläubigern anbietet, insbeſondere welchen Anteil ihrer 
Forderungen er zahlen will, anderſeits welche Sicherheiten, z. B. Pfandrechte, Bürg⸗ 
ſchaften, Hypotheken u. dgl. er ihnen zur Verfügung ſtellen kann, wobei allen nicht⸗ 
bevorrechtigten Gläubigern gleiche Rechte gewährt werden müſſen; dieſer Vorſchlag 
kann oder muß durch das Konkursgericht, ohne daß er erſt an die Gläubiger weiter- 
geleitet würde, aus gewiſſen Gründen verworfen werden, ſo z. B. wenn bereits ein 
früherer Verſuch mißglückt iſt, ferner wenn der Gemeinſchuldner flüchtig iſt, den 
Offenbarungseid verweigert hat oder wegen betrügeriſchen Bankrotts verurteilt 
oder in gerichtliche Anterſuchung genommen wurde. Zweitens ift nötig die An⸗ 
nahme durch die Gläubigerz ſie erfolgt in einer Gläubigerverſammlung, 
dem ſogenannten Vergleichstermin, und ſetzt voraus, daß die für den Vergleich 
Stimmenden die Mehrheit der anweſenden ſtimmberechtigten Gläubiger bilden und 
zuſammen mindeſtens drei Viertel der Summe ſämtlicher Konkursforderungen ver- 
treten. Drittens iſt Beſtätigung durch das Gericht erſorderlich, die aus 


gewiſſen Gründen verſagt werden muß oder kann, namentlich wenn infolge Un- 


redlichkeit oder Leichtſinns des Schuldners die angebotene Vergleichsquote unter 


20 v. H. zurückbleibt. 


Nach zuftande gekommenem Zwangsvergleich wird der Konkurs aufgehoben. 

Der Vergleich bindet alle nicht bevorrechtigten Konkursgläubiger, auch ſolche, die 
gegen ihn geſtimmt haben. Der (frühere) Gemeinſchuldner kann den durch den 
Zwangsvergleich erlaſſenen Teil der Konkursforderung zwar freiwillig bezahlen, kann 
aber dazu nicht mehr gezwungen werden. 
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Der Zwangsvergleich kann bei betrügeriſchem Zuſtandekommen von jedem Gläubiger 
für ſeinen Teil angefochten werden. Auch verliert er gegenüber allen Gläubigern 
ſeine Kraft, wenn der Gemeinſchuldner nunmehr wegen betrügeriſchen Bankrotts 
verurteilt wird; in dieſem Falle kann der abgeſchloſſene frühere Konkurs wieder 
aufgenommen werden. Durch die Anſechtung oder Entkräftung des Zwangsvergleichs 
verliert der Gemeinſchuldner die ihm darin eingeräumten Vergünſtigungen; da ⸗ 
gegen behalten die Gläubiger ihrerſeits die ihnen durch den Zwangsvergleich ein- 
geräumten Vorteile, etwa die ihnen zur Gewähr der Erfüllung beſtellten Siche rungs⸗ 
rechte gegenüber dem Gemeinſchuldner oder einem Dritten, z. B. aus Pfandrechten, 
Hypotheken, Bürgſchaften. 


IX. Befondere Arten des ſionkurſes 
(SS 207 bis 238) 


Neben dem geſchilderten Normalfall des Konkurſes gibt es einzelne Arten desfelben, 
für welche mehr oder minder weitgehende Abweichungen von den gewöhnlichen 
Regeln vorgeſehen ſind. Dahin gehört z. B. der Konkurs über einen überſchuldeten 
Nachlaß, über das Vermögen einer Aktiengeſellſchaft oder Aktienkommanditgeſell 
ſchaft, einer Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung, einer Offenen Handelsgeſellſchaft 
oder Kommanditgeſellſchaft, eines Vereins des bürgerlichen Rechtes, einer Ver ⸗ 
ſicherungsgeſellſchaft oder Bauſparkaſſe, endlich einer eingetragenen Erwerbs oder 
Wirtſchaftsgenoſſenſchaft. 


X. Vergleich zur Abwendung des Ronkurfes 


1. Jweck und Weſen des Dergleichsverfahtens 

Der Konkurs weiſt mancherlei ſoziale Schäden auf: längere Angewißheit oder Hin- 
auszögerung der Gläubigerbefriedigung, eilige und darum ungünſtige Verwertung 
des Vermögens, welche, in Verbindung mit den nicht unbeträchtlichen Verfahrens · 
koſten, die zur Befriedigung der Gläubiger dienende Maſſe ſtark vermindert, vor 
allem aber Auflöſung oder doch Anterbrechung des Betriebs und damit zuſammen⸗ 
hängend Zerſtörung wertvoller Beziehungen des Gemeinſchuldners, endlich ſtarke 
privatrechtliche und ſtaatsbürgerliche Beſchränkungen desſelben. Im Hinblick dar 
auf wurde nach verſchiedenen Anſätzen und Verſuchen der Kriegs und Nachkriegs 
zeit, unter denen namentlich die Ermöglichung einer Geſchäftsaufſficht zwecks Konkurs- 
abwendung hervorzuheben iſt, durch die ſogenannte Vergleichsordnung vom 5. Juli 
1927 ein Vergleichsverfahren zur Abwendung des Konkurſes eingeführt. An Stelle 
dieſes Geſetzes trat am 1. April 1935 eine neue Vergleichsordnung vom 26. Februar 
1935 in Kraft. 

Der Grundgedanke iſt der, daß einem Schuldner, der ſich nicht durch fein wirtſchaft⸗ 
liches Verhalten dieſer Vergünſtigung unwürdig erwieſen hat, eine Möglichkeit er- 
öffnet werden ſoll, zwecks Vermeidung des Konkurſes und feiner Nachteile mit ſeinen 
Gläubigern unter gerichtlicher Mitwirkung eine Schuldenregelung herbeizuführen, 
die einerſeits den Gläubigern eine möglichſt hohe Teilbefriedigung ſichert, anderſeits 
dem Schuldner, wenn auch unter angemeſſener Aberwachung unparteiiſcher Stellen, 
die Verwaltung und Verfügung hinſichtlich ſeines Vermögens und, wenn er ein 
Geſchäftsmann iſt, die Weiterführung feines Betriebs beläßt. Es handelt ſich mit. 
hin im weiteren Sinne um eine Maßregel des Schuldnerſchutzes, die der neue Staat 
bei ſeiner ſozialen Einſtellung nicht miſſen konnte noch wollte. Auf der anderen 
Seite muß darauf Bedacht genommen werden, daß nicht die Einrichtung durch leicht 
fertige oder unehrliche Schuldner mißbraucht werden könne, um ſich von ihren 
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Laften und Verbindlichkeiten teilweiſe zu befreien: dies wäre unverträglich mit der 
ſittlichen Grundeinſtellung des nationalſozialiſtiſchen Staates. Endlich muß dafür 
geſorgt werden, daß die Opfer, welche die Gläubiger im gemeinſamen Intereſſe 
bringen müſſen — auch hier ſoll Gemeinnutz dem Eigennutz vorgeben! —, gleichmäßig 
verteilt und auf das unbedingt erforderliche Maß beſchränkt bleiben: dies wiederum 
entſpricht durchaus der Anſchauung des gegenwärtigen Staates, daß wohlerworbene 
Nechte des einzelnen im Rahmen des Möglichen vor Beeinträchtigung geſchützt 
werden ſollen. 


2. Die Dorausſetzungen der Eröffnung des Verfahrens 

Vorausgeſetzt iſt ein Antrag des Schuldners an das ſogenannte Vergleichsgericht, 
das iſt dasjenige Amtsgericht, welches auch zur Eröffnung eines Konkurſes zuſtändig 
wäre. Dem Antrag iſt ein beſtimmter Vergleichsvorſchlag beizufügen, der den 
Gläubigern, wenn von ihnen ziffernmäßiger Erlaß eines Teils ihrer Forderungen 
erbeten wird, mindeſtens 35 v. H. anbieten und ſich zugleich über die Sicherſtellung 
der Erfüllung ausſprechen muß. Erbittet Schuldner eine Zahlungsfriſt von mehr 
als einem Jahr, ſo erhöht ſich der Mindeſtſatz auf 40 v. H. Vorgeſchlagen werden 
kann auch ein ſogenannter Liquidationsvergleich, bei welchem der Schuldner den 
Gläubigern fein Vermögen ganz oder zum Teil zur Verwertung mit der Abrede über- 
läßt, daß der hierbei nicht gedeckte Teil der Forderung erlaſſen ſein ſoll: hier müſſen 
den Gläubigern mindeſtens 35 v. H. gewährleiſtet fein. Vorzulegen ift zugleich eine 
Vermögensüberſicht (bei Kaufleuten die Bilanzen der letzten drei Jahre) und ein Ver ⸗ 
zeichnis der Gläubiger und Schuldner. Eine gewiſſe Wahrheitsgewähr liegt darin, 
daß Schuldner ſich gleichzeitig zur Leiſtung des Offenbarungseides bereit er⸗ 
klären muß. 


Der Vergleichsrichter hat ſich nunmehr über die Eröffnung des Verſahrens ſchlüſſig 
zu machen. Bedingung der Eröffnung iſt die gleiche wie beim Konkurs, nämlich 
teils Zahlungsunfähigkeit, teils Aberſchuldung, teils jeder dieſer beiden Gründe 
(vgl. oben Zweiter Abſchnitt II, 2). Damit aber die Vergünſtigung des Vergleichs 
nicht einem ungeeigneten Schuldner zuſtatten komme, muß nach geſetzlicher Anordnung 
der Antrag aus einer Reihe von Gründen abgelehnt werden, ſo wenn der Schuldner 
flüchtig iſt, ſich verborgen hält, auf gerichtliche Ladung hin unentſchuldigt ausbleibt; 
wenn er wegen betrügeriſchen Bankrotts in gerichtliche Anterſuchung genommen 
oder rechtskräftig verurteilt iſt; wenn er ſeinen Vermögensverſall durch Anredlichkeit, 
Preisſchleuderei oder Leichtſinn herbeigeführt hat; wenn ſein Antrag ſchuldhaft 
verzögert iſt oder ſeiner wahren Vermögenslage nicht entſpricht oder den geſetz⸗ 
lichen Erforderniſſen nicht genügt; wenn das vorhandene Vermögen nicht einmal zur 
Deckung der Verfahrenskoſten ausreichen würde; wenn der Vergleich das Anter⸗ 
nehmen nicht mehr zu retten vermöchte; wenn innerhalb der letzten fünf Jahre der 
Schuldner (worüber er ſich bei ſeinem Antrage unter eidesſtattlicher Verſicherung 
oder Vorlegung öffentlicher Arkunden zu äußern hat) den Offenbarungseid geleiſtet 
oder grundlos verweigert hat oder wenn ihm gegenüber in der gleichen Friſt 
Konkurs oder Vergleichsverfahren eröffnet oder mangels Maſſe abgelehnt worden 
iſt; wenn der Schuldner dem vorläufigen Verwalter die nötigen Aufklärungen ver- 
ſagt; wenn er den gerichtlich angeordneten vorläufigen Sicherungsmaßnahmen zu- 
widerhandelt; wenn ſeine geſchäftlichen Aufzeichnungen fo mangelhaft find, daß fie 
keinen Aberblick über ſeine Vermögensverhältniſſe ermöglichen. 

Schon mit Eingang des Antrags hat das Gericht einen vorläufigen Vergleichs- 
verwalter einzuſetzen und die nötig erſcheinenden Sicherungsmaßnahmen, insbeſon⸗ 
dere Verfügungsbeſchränkungen anzuordnen. Auch können ſchwebende Zwangsvoll⸗ 
ſtreckungen einſtweilen eingeſtellt werden. And es iſt die amtliche Vertretung des 
Berufs zu hören, dem der Schuldner angehört, etwa als Handels oder Gewerbe⸗ 
treibender oder als Landwirt. 


* 
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3. Die Eröffnung des Verfahrens 

Sie erfolgt, wenn das Gericht die Vorausſetzungen für gegeben erachtet. Hierbei 
iſt ein Vergleichs verwalter endgültig einzuſetzen, der über die nötige Ge · 
ſchäftskunde verfügt und ſowohl von den Gläubigern wie von dem Schuldner unab- 
hängig iſt. Dieſer iſt ein der Kontrolle des Gerichts unterſtehendes Hilfsorgan, das 
unter Verantwortung gegenüber allen Beteiligten die wirtſchaftliche Lage des 
Schuldners zu prüfen, deſſen Geſchäſtsführung und Lebenshaltung zu überwachen hat 
Ju welchem Behufe ihm mannigfache Kontrollbefugniſſe gegenüber dem Schuldner 
verliehen find) und über getroffene oder nötige Maßnahmen dem Gericht und den 
Gläubigern zu berichten hat. Zu ſeiner Anterſtützung und Aberwachung kann nötigen · 
falls, insbeſondere bei verwickelteren Verhältniſſen, ein Gläubigerbeirat ein- 
geſetzt werden, der ebenfalls gegenüber dem ee Kontrollrechte und gegenüber 
dem Richter Anzeigepflichten hat. 


4. Die Wirkungen der Eröffnung des Verfahrens 

Sie beſtehen nicht darin, daß der Schuldner, wie im Konkurs, die Verwaltung und 
Verfügung in Anſehung ſeines Vermögens verlieren würde. Vielmehr kann er 
weiter wirtſchaften, als Kaufmann auch ſein Geſchäft perſönlich weiterführen. Doch 
darf er die vorhandenen Mittel nur inſoweit für ſich verbrauchen, als zu beſcheidener 
Lebensführung für ſich und feine Familie unerläßlich iſt. Auch ſoll er Verbind⸗ 
lichkeiten, die nicht zum gewöhnlichen Geſchäftsbetrieb gehören, nur mit Zuſtimmung 
des Vergleichsverwalters eingehen, der ihm übrigens auch andere Verbindlich- 
keiten unterſagen kann. Erforderlichenfalls kann das Gericht ſeinerſeits eine Ver⸗ 
fügungsbeſchränkung ausdrücklich anordnen, ſei es hinſichtlich des geſamten Ver⸗ 
mögens, ſei es bezüglich einzelner Vermögensbeſtandteile, z. B. durch Sperrung des 
Bank-, Poſtſcheck⸗ oder Sparkaſſenkontos. Aber die ſolchergeſtalt beſchlagnahmten 
Werte kann der Schuldner nicht wirkſam verfügen, außer wenn der Verwalter 
zuſtimmt. 

Wenn bei Verfahrenseröffnung gegenſeitige Verträge des Schuldners ſchweben, die 
nicht ſchon von einer Seite vollſtändig erfüllt ſind, ſo kann das Gericht auf Antrag 
genehmigen, daß der Schuldner nicht weiter zu erfüllen brauche, falls hierdurch 
der Vergleich gefährdet würde; vorausgeſetzt iſt allerdings, daß durch dieſe Maß⸗ 
nahme dem anderen Teil kein unverhältnismäßiger Schaden erwächſt. Dieſe Vor⸗ 
ſchrift gilt nicht für Miet- und Pachtverträge, bei denen der Schuldner Vermieter 
oder Verpächter iſt, ſowie für Dienftverträge, bei denen er eine Dienſtpflicht über 
nommen hat. Hat er dagegen Sachen gemietet oder gepachtet oder Leute angeſtellt. 
ſo kann ihm das Gericht geſtatten, einen auf längere Zeit geſchloſſenen Vertrag 
dieſer Art in der geſetzlichen Friſt zu kündigen. 

Die wichtigſte Folge der Eröffnung des Verſahrens iſt die, daß während ſeiner 
Dauer über einen Konkursantrag nicht entſchieden werden darf, daß Zwangsvoll - 
ſtreckungen zugunſten einzelner Gläubiger nicht mehr eingeleitet oder fortgeſetzt 
werden dürfen und daß ſchon beſchlagnahmte Gegenſtände, wenn dies im Intereſſe 
der Gläubigerſchaft liegt, durch Anordnung des Gerichts freigegeben werden können. 


5. Das Juſtandekommen des Dergleichs 

Hierzu iſt außer dem Vorſchlag des Schuldners erforderlich die Annahme der 
Gläuviger und die Beſtätigung durch das Gericht. 

Aber die Annahme der Gläubiger wird in einer vom Gericht ein⸗ 
zuberufenden Gläubigerverſammlung, dem ſogenannten Vergleichstermin, Beſchluß 
gefaßt. In dieſem Termin muß der Vergleichsverwalter, tunlichſt auch der 
Schuldner anweſend fein, der hier die erforderlichen Auskünfte erteilen und feine 
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we DBerlangen des Gerichts durch einen Offenbarungseid bekräftigen muß. 
nung zum Vergleichsvorſchlag kann ein Gläubiger auch ſchriftlich ein ⸗ 
Immberechtigt iſt jeder Gläubiger, der im Konkurs nicht bevorrechtigter 
biger wäre, falls von feiten anderer Gläubiger oder des Vergleichs- 
ein Widerſpruch erfolgt oder falls er trotz erhobenen Widerſpruchs 
ericht zur Abſtimmung zugelaſſen wird. Erfordert iſt eine doppelte 
ämlich einerſeits die einfache Mehrheit der im Termin anweſenden 
Enten Gläubiger einſchließlich der ſchriſtlich zuſtimmenden (ſogenannte 
o, anderſeits eine Summenmehrheit derart, daß die Forderungen der 
Gläubiger, wenn der Vorſchlag auf mindeſtens 50 v. H. lautet, 
13 Eure! Viertel, wenn er darunter lautet, wenigſtens vier Fünftel der ge- 
Ed: igberechtigten Forderungsbeträge ausmachen. " 


i fe fung durch das Gericht iſt — auch ohne Antrag eines Beteiligten — zu 
u ltiin weſentliche Verfahrensvorſchriften verletzt und wenn die geſetzlichen 
led über das Zuſtandekommen des Vergleichs, etwa über die nötige 
rar örheit, nicht eingehalten find; ferner, wenn der Inhalt des Vergleichs 
Pr Del eſe⸗ verſtoßen würde, namentlich gegen die Vorſchriften über das 
tot und über die Gleichbehandlung der Gläubiger. Nur dann dürfen 
8 . ıbiger oder Gläubigergruppen, namentlich die ſogenannten kleinen 
fe ſſergeſtellt werden, etwa durch volle Befriedigung ihrer Forderungen, 
Fa zurückgeſetzten, im Termin anweſenden, ſtimmberechtigten Gläubigern 
793 ; zuſtimmt und wenn dieſelbe mindeſtens drei Viertel der Forderungen 
0 sten in ſich vereinigt. Ferner iſt die Beſtätigung von Amts wegen zu 
n der Schuldner flüchtig iſt, ſich verborgen hält, wegen betrügeriſchen 
gerichtliche Anterſuchung genommen oder ſchon verurteilt iſt; wenn 
e auf unlautere Weiſe (etwa durch Beſtechung oder durch Begünſtigung 
r,abiger) zuſtande gekommen iſt oder dem gemeinſamen Intereſſe der 


Ziderſpricht. 
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A „ngen des Vergleichs 
en ſich nach feinem Inhalt. Regelmäßig verzichten die Gläubiger auf 


ahn Te ter Forderungen. Vielfach wird auch dem Schuldner Stundung 
Peg s ohne Verzicht, ſei es neben einem ſolchen, fo daß etwa 50 v. H. er- 
‚sure, fi 


sch übrigen 50 v. H. Zahlungsfriſten bewilligt werden. Nicht ſelten wer⸗ 
ku zahlenden Teil Sicherungen, z. B. Hypotheken, Pſandrechte, gegeben, 
dem Schuldner felbft, ſei es von dritten Perſonen, die ſich etwa für den 
Jorddauer ts! Teil der Schuld verbürgen; dieſe Dritten heißen Vergleichsgaranten. 
Ton den rgleich betroffen werden im weſentlichen die Gläubiger, die im Kon⸗ 
ure ein on Konkursgläubiger wären, alſo nicht die ſogenannten bevorrechtigten 
Aube t wa Angeſtellte für ihre Lohnanſprüche, öffentliche Körperſchaften für 
are Steer und Abgabeforderungen, Arzte für ihre Verpflegungsforderungen 
Av; vu n IV, 4); auch Nichtgläubiger, die im Konkurſe ein Abſonderungsrecht 
- ten, namentlich um deswillen, weil ihre Forderung durch ein Pfand- 
kenrecht geſichert wäre, vgl. oben V, 4. (Wer allerdings innerhalb 
ki g0 Tage vor Verfahrenseröffnung durch Zwangsvollſtreckung eine 

n da ein Pfandrecht an einer beweglichen Sache oder eine Hypothek an 
„tüd des Schuldners, oder gar ſchon Befriedigung erlangt hatte, bleibt 
den unterworfen.) Nicht betroffen werden ferner Gläubiger, die im 
do Ausſonderungs⸗ oder ähnliches Recht hätten (vgl. oben V, 3), ferner 
. pn Schuldners aus einem gegenfeitigen Vertrag, der nicht ſchon von 
einer Ern glouftändig erfüllt ist 
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7. Vereinbarte Uberwachung und fortgeſetztes Verfahren 
Mit der Beſtätigung des Vergleichs wird das Verfahren in drei 
gehoben: erſtens, wenn die Vergleichsgläubiger es beantragen, wobeiet. Hier 
Mehrheit erforderlich iſt wie für die Annahme des Vergleichs; zweiten nötige WR 
Summe der vollſtreckbaren Vergleichsforderungen (ohne Berückſichtiguldner um 
Vergleich vorgeſehenen Erlaſſes) 20 000 NM nicht überſteigt; drittens, organ, d 
Schuldner im Vergleich der Aberwachung durch einen oder mehrere Sg Lage 9 
Gläubiger bis zur Vergleichserfüllung oder bis dum Eintritt einer 5 4 
Vergleich feſtgeſetzten Bedingung unterwirft. Dieſe ſogenannte „vereig Schuldt 
wachung“ hat die Wirkung, daß der Sachwalter im Verhältnis aut und d | 
weſentlich die gleiche Stellung hat wie der bisherige Vergleichsverwa 9 
die Gläubiger binſichtlich einer zur Sicherung der Vergleichser füllu Arat e 
Hypothek zu vertreten hat, und daß die bisherigen Verfügungsbe | 
weiter dauern. Die Aberwachung wird aufgehoben, wenn der Sahmwal 
nach Eintritt der Vergleichserfüllung oder der ſonſt vorgeſehenen B 
der Schuldner es beantragt. ö ’ 
Wird nach beſtätigtem Vergleich das Verfahren nicht aufgehoben, ſo dan! 
ſogenanntes „fortgeſetztes Vergleichsver fahren“ mit der Maßgabe weit kann &€ | 
Vergleichsverwalter nunmehr auch die Erfüllung des Vergleichs zu übe n Dog 
Allerdings hört mit der Beſtätigung des Vergleichs der dem Schuldne heiden de 
ſtehende Vollſtreckungs⸗ und Konkursſchutz auf. Das fortgeſetzte Ver Jerbind⸗ 
aufgehoben, wenn der Verwalter anzeigt oder der Schuldner glaubhaf ſummun 0 
der Vergleich vollſtändig oder bis auf geringfügige Rückſtände erfüllt is rbindlich 
| ine TR 

en Be fee 
Ein Vergleich, der durch argliſtige Täuſchung ſeitens des Schuldner stung dez 
Dritten herbeigeführt worden iſt, kann von jedem betroffenen Gläubig ahmt 
Tatſache nicht ſchon im Verfahren geltend machen konnte, mit der Verwalte 
gefochten werden, daß zu ſeinen Gunſten die Vorteile, die dem Schuldn 
Vergleich bewilligt waren, insbeſondere Teilerlaſſe und Stundunger di 
während die dem Gläubiger gewährten Rechte, etwa gegen Verglei Antra 
aufrechterhalten bleiben. | nerd a 
Die gleiche Behandlung tritt gegenüber allen betroffenen Gläubigern e M 
ohne beſondere Willenserklärung ihrerſeits, in dem Falle ein, daß der Cg | 
Zuſammenhang mit dem Vergleichsverfahren wegen betrügeriſchen Basrmich 
vorſätzlich falſchen Offenbarungseides oder vorſätzlich unrichtiger Abgaßz il 
Eröffnungsantrag vorgeſchriebenen Verſicherung an Eides Statt rechſgeſt 
einer Strafe verurteilt worden iſt. Bertt 
Schließlich wird ein im Vergleich dem Schuldner gewährter Teilerlaß v 
gunſten des Gläubigers hinfällig, welchem gegenüber der Schuldner m ge 
des Vergleichs in Verzug gerät, und er wird allen Gläubigern gegenütigsn 
wenn vor vollſtändiger Erfüllung des Vergleichs über das Ve rige 
Schuldners der Konkurs eröffnet wird. Kere 


Bnn 
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9. Scheitern des Vergleichs und Anfchlußkonkurs | 
Der Vergleich kann daran ſcheitern, daß das Gericht die Eröffnung des 
oder die Beſtätigung des Vergleichs ablehnt oder daß das Verfahren e ik de 
wird, was aus einer Reihe von Gründen du geſchehen hat; ſo, wenn der SS 
Antrag vor Zuſtandekommen der Annahme zurückzieht; wenn die zu ;u 
erſorderliche Gläubigermehrheit nicht zuſtande kommt; wenn ſich ergibt, Mahl 
öffnung des Verfahrens hätte abgelehnt werden müſſen; wenn der Schul 
it, ſich verborgen hält, auf gerichtliche Ladung hin unentſchuldigt aus e 
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